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Geleitswort- 


Die  Anregung  zu  der  vorliegenden  Übersetzung  ist  von  mir  ausgegangen. 
Deshalb  bin  ich  gebeten  worden,  ihr  ein  Oeleitswort  mit  auf  den  Weg  zu 
geben.  Was  soll  und  will  das  französische  Werk  auf  dem  deutschen 
Markt? 

Alle  Welt  interessiert  sich  heute  ftir  sog.  internationale  Dinge,  für 
Fragen  des  Völkerrechts  und  der  Politik.  Die  kriegsrechtlichen  Artikel 
der  Tagesblätter,  die  wissenschaftlichen  Arbeiten  der  Publizisten,  die 
diplomatischen  Verhandlungen,  die  internationalen  Abmachungen  und  die 
schiedsrichterlichen  Entscheidungen  ttber  völkerrechtliche  Streitigkeiten: 
alles  das  findet  heute  ein  grosses  und  dankbares  Publikum.  Wir  stehen 
eben,  wie  es  heisst,  .im  Zeichen  des  Verkehrs^.  Das  blosse  Ortsbewusst- 
sein  unserer  Väter  hat  sich  allmählich  zum  Weltbewusstsein  gesteigert. 
Die  enge  Staatswirtschaft  ist  mehr  und  mehr  zur  Weltwirtschaft  erwachsen, 
und  die  internationale  Politik,  deren  Ziele  sich  tausend  Jahre  hindurch 
auf  Europa  beschränkten,  sprengt  ihren  engen  Bahmen  und  reckt  sich  aus 
zu  einer  Weltpolitik,  die  den  ganzen  Erdkreis  umspannt.  „Orient  und 
Okzident  sind  nicht  mehr  zu  trennen.^  Infolgedessen  gibt  es  kaum  noch 
eine  Frage  des  öffentlichen  Lebens,  die  ohne  Zurttckgretfen  auf  das  Völker- 
recht richtig  erfasst  und  voll  gelöst  werden  kann. 

Ist  nun  mit  der  Bedeutung  des  Völkerrechts  und  mit  der  Lust  am 
Völkerrecht  auch  die  Pflege  der  Völkerrechts  Wissenschaft  und  das  lite- 
rarische Angebot  gleichen  Schritt  gegangen?  Diese  Frage  wird  sich 
für  Deutschland  nicht  bejahen  lassen. 

Allerdings  an  sog.  Kompendien  herrscht  kein  Mangel.  Die  Zeit, 
wo  Heffters  Völkerrecht  unser  Ein  und  Alles  war,  ist  vorüber.  Oerade 
die  letzten  Jahrzehnte  haben  eine  stattliche  Reihe  von  vortrefflichen  Lehr- 
büchern des  Völkerrechts  auf  den  deutschen  Markt  gebracht.  Wie  die 
Dinge  gegenwärtig  liegen,  decken  die  bekannten  Werke  VQU  Bivier, 
üllmann,  v.  Liszt  voU  und  ganz  unsern  akademischen  Bedarf. 

Was  uns  aber  fehlt  und  was,  sobald  der  Janustempel  geöffnet  wird, 
die  grosse  Masse  der  nicht  fachmännischen  Intelligenzen  vergeblich  sucht, 
das  ist  ein  zuverlässiges  Lese-,  Hand-  und  Nachschlagebuch  des 
Völkerrechts  in  deutscher  Sprache.  Ein  Buch,  das  in  massigem  umfange 
zugleich  informiert  und  instruiert.  Ein  Buch,  das  nicht  bloss  abstrakte 
Normen  verzeichnet,  sondern  das  sie  auch  nach  ihrer  Herkunft,  Notwendig- 
keit und  Tragweite  prüft  und  erläutert.  Ein  Buch,  das  die  Einzelheiten  nicht 
durch  konzentrierte  Abbreviaturen  erstickt,  sondern  das  den  Bechtsstoff 
auseinanderbreitet  und,  an  der  Hand  von  juristischen  Tatbeständen,  in 
seiner  ganzen  Fülle  vor  Augen  stellt.    Ein  Buch,  das  neben  dem  Inventar 


VI  GeLeitswort. 

von  feststehenden  Sätzen  auch  die  zahlreichen  brüchigen  Stellen  des  Völker- 
rechts markiert  and,  nnter  Heranziehung  der  gesamten  Literatur,  den  grossen 
MeinuDgshader  in  Doktrin  und  Praxis  der  europäischen  Staatenwelt  unver- 
hüllt  vor  Augen  bringt.  Ein  Buch  endlich,  das  sich  nicht  mit  der  Üblichen 
Zitiermethode  begnüg  und  den  Leser  durch  Imperative  in  die  Bibliotheken 
treibt,  sondern  das  ihm  die  mtthevolle  Jagd  nach  mehr  oder  weniger  find- 
baren  Bttchem  abnimmt  und  die  aufgerufenen  Autoren  sofort  unmittelbar 
zu  Worte  kommen  lässt. 

Diesen  Forderungen  scheint  mii*  das  Völkerrecht  von  Bonfils  in 
besonderem  Masse  zu  entsprechen.  Durch  drei  in  rascher  Folge  erschienene 
Auflagen  ist  es  schon  heute,  weit  über  Frankreich  hinaus,  zu  einem 
Standard  work  der  diplomatischen  und  publizistischen  Kreise  geworden. 
Die  Übersetzung  eines  solchen  Werkes  wird  sich  voraussichtlich  als  eine 
Bereicherung  unseres  deutschen  Bucherschatzes  erweisen.  Vor  dem  Original 
hat  sie  eins  voraus:  ein  mit  Sachverständniss  gearbeitetes,  sehr  detailliertes 
und  durchaus  zuverlässiges  Sachregister. 

Berlin,  den  28.  Februar  1904. 

Dr.  Bernhard  Hübler. 
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Vorwort  des  Übersetzers. 


Die  vorliegende  Übersetzung  soll  diejenigen,  die  die  franztfsiBche 
Sprache  nicht  genügend  beherrschen  und  die  sich  Über  die  Grundzttge 
des  Völkerrechts  unterrichten  wollen,  mit  dem  YOii;reflflichen  Lehrbuche 
von  Bonflls,  das  das  weite  Gesamtgebiet  jenes  Bechtszweiges  in  gründ- 
licher und  erschöpfender  Weise  behandelt,  bekannt  machen.  Es  erübrigt 
darauf  hinzuweisen,  dass  die  Hauptaufgabe  der  Arbeit  darin  gipfelte,  den 
Urtext  des  Werkes  gewissenhaft  zu  achten  und  ihn  ohne  die  geringsten 
Änderungen  und  Zusätze  wortgetreu  uud  sinngemäss  ins  Deutsche  zu 
übertragen. 

Nur  nach  drei  Richtungen  hin  waren  Ergänzungen  und  Anmerkunger 
geboten.  Erstens  waren  die  literarischen  Machweise  unter  besonderen 
Berücksichtigung  der  deutschen  Schriften  zu  yervollständigen,  sodann 
erschien  es  zur  Erhöhung  der  Brauchbarkeit  des  Buches  für  den  deutschen 
Leser  angemessen,  auf  die  Gesetzgebung  und  die  Verträge  Deutschlands 
namentlich  an  den  Stellen  hinzuweisen,  wo  Bonfils  auf  das  französische 
Recht  Bezug  nimmt,  endlich  durfte  die  ungerechte  Beurteilung  der  deut- 
schen Kriegführung  während  des  Feldzuges  von  1870/71  nicht  unwider- 
sprochen bleiben. 

Die  erwähnten  Zusätze  sind  durch  Eursivdruck  kenntlich  gemacht. 

Damit  das  Werk  den  Vorzügen  eines  Nachschlagebuches  in  besserer 
Weise,  als  bisher  dienen  kann,  wurde  ganz  besondere  Sorgfalt  auf  die 
Herstellung  eines  neuen,  ausführlichen  Sachregisters  verwendet. 

Die  Zitate,  die  Bonfils  den  ins  Französische  übersetzten  deutschen 
Werken  entlehnt  hat,  und  die  Verweisungen  auf  diese  Schriften  sind  nach 
den  deutschen  Ausgaben  angeführt  worden. 

San  Remo,  10.  März  1904. 

Grab. 


Vorbemerkung  zur  dritten  Auflage. 

Etwas  mehr  als  zwei  Jahre  haben  genügt,  um  die  zweite  Auflage 
dieses  Buches  zu  erschöpfen.  Der  schnelle  Absatz  dieser  Auflage  ist  ein 
Beweis  für  die  Achtung,  die  die  Studierenden  dem  Bonfilsschen  Werke 
bewahrt  haben;  sie  zeigt  zugleich,  dass  die  von  mir  hinzugefügten  Er- 
gänzungen nicht  ohne  Zweck  gewesen  sind.  Dieser  Erfolg  ist  für  mich 
ein  wertvoller  Ansporn  zu  neuem  Schaffen. 


Vin  Vorrede  zur  ersten  Auflage. 

Einem  Wunsche  der  Familie  des  dahingeschiedenen  Verfassers  Bonfils 
nachkommend,  habe  ich,  wie  in  der  vorhergehenden  Auflage,  auch  diesmal 
wieder  den  ursprünglichen  Text  des  VTerkes  nicht  angetastet  und  nur  die 
Stellen,  die  durch  die  neuern  Ereignisse  ohne  Interesse  geworden  waren, 
weggelassen  oder  abgeändert.  Gerade  so  wie  im  Jahre  1898  waren  für 
die  Durchsicht  des  Buches  nur  zwei  Gesichtspunkte  massgebend:  Die 
Ausführungen  mussten  den  jttngsteu  Vorgängen  und  dem  gegenwärtigen 
Standpunkte  der  Lehrmeinung  Rechnung  tragen.  Hierzu  waren  wichtige 
Umarbeitungen  erforderlich.  Seit  zwei  Jahren  haben  sich  im  Bereiche  des 
Völkerrechts  eine  Reihe  geschichtlicher  Denkwürdigkeiten  abgespielt,  man 
denke  nur  an  die  Haager  Friedenskonferenz  von  1899.  Ich  habe  diese 
Ereignisse,  soweit  ich  es  für  notwendig  erachtete,  mitgeteilt.  Anderseits 
sind  sowohl  in  Frankreich  als  auch  in  andern  Ländern  eine  grosse  Zahl 
volkerrechtlicher  Bücher  und  Abhandlungen  erschienen,  die  ich  g^ichfalls 
gewissenhaft  angegeben  habe. 

Anlangend  die  literarischen  Anzeigen,  so  schien  es  mir  geraten,  von 
der  in  der  frühem  Auflage  befolgten  Methode  abzuweichen.  Im  Jahre 
1898  hatte  ich  vor  den  einzelnen  Abschnitten  des  Buches  nicht  nur  die 
Sonderschriften,  die  die  in  diesen  Abschnitten  behandelten  Fragen  betreffen, 
angeführt,  sondern  ich  hatte  auch  auf  die  einschlägigen  Stellen  in  den 
aUgemeinen  Lehrbüchern  Bezug  genommen.  Nunmehr  habe  ich  geglaubt, 
diese  Hinweise  weglassen  zu  sollen.  DafUr  habe  ich  in  der  Einleitung 
des  Lehrbuches  unter  dem  Titel:  Literatur  des  Völkerrechts  (No.  147  u.  ff.) 
die  in  Frankreich  und  im  Auslande  erschienenen  Lehrbücher  über  das 
Völkerrecht  aufgezählt  und  es  war  somit  überflüssig,  diese  Werke  bei 
jeder  besondem  Frage  wieder  zu  erwähnen.  Auf  der  andern  Seite  habe 
ich  mich  bei  der  neuen  Auflage  nicht  mehr  bloss  auf  die  Angabe  der  Titel 
der  Schriften  beschränkt,  sondern  ich  habe  auch  das  Datum  ihres  Er- 
scheinebs  mitgeteilt.  Gerne  hätte  ich  auch  noch  den  Ausgabeort  angeführt, 
aber  der  Umfang  des  Lehrbuches  schien  mir  bereits  gross  genug  zu  sein. 
Ich  habe  daher  hierauf  verzichten  müssen. 

um  dem  Buche  seine  ursprüngliche  Gestalt  zn  wahren,  habe  ich,  wie 
in  der  vorhergehenden  Auflage,  auch  in  dieser  die  ergänzenden  Erläuterun- 
gen, die  ich  dem  Texte  in  Anmerkungen  oder  in  besonders  numerierten 
Paragraphen  hinzuzufügen  für  notwendig  erachtete,  durch  Klammem  ([  ]) 
bemerklich  gemacht. 

Paul  Pauchille. 


Vorrede  zur  ersten  Auflage. 


Damit  der  Leser  sich  über  den  Charakter  des  vorliegenden  Buches 
nicht  täusche,  sei  bemerkt,  dass  dies  Werk  keine  dogmatische  Abhandlung 
ist,  die  im  wesentlichen  eine  Entwicklung  eigener  persönlicher  Anschauungen 
über  mehr  oder  weniger  feststehende  Grundsätze  und  mehr  oder  weniger 
anerkannte  Begeln  eines  Rechtes  enthält,  das,  wie  das  Yölkerrecht,  seiner 
Natur  nach  vor  allem  in  der  Gewohnheit  wurzelt,  und  daher  mit  den 


Vonrede  zur  ersten  Auflage.  IL 

Zeitläufteii  und  den  Ländern,  mit  den  Fortschritten  der  Gesittung  und  den 
Blickfällen  zur  Barbarei,  mit  den  sittlichen  Anschauungen  der  Menschen 
und  dem  Bechtsbewusstsein  der  Völker  wandelbar  ist. 

Die  Erfahrung,  die  ich  bei  meiner  mehrjährigen  Lehrtätigkeit  (1874, 
1889,  1890,  1891)  gesammelt  habe,  hat  in  mir  die  Überzeugung  gefestigt, 
dass  das  für  Studierende  der  Rechtswissenschaft  erforderliche  Werk  ein 
Lehrbuch  sein  miLsse. 

Der  Zweck,  den  dies  Lehrbuch  verfolgt,  besteht  darin:  die  Ansichten 
der  Publizisten  und  Rechtslehrer,  die  zur  Ausarbeitung  des  Völkerrechtes 
beigetragen  haben,  in  gedrängter  Ettrze  darzustellen,  die  geschichtlichen 
Vorgänge,  deren  Zusanmien wirken  und  deren  Vergleichung  die  völker- 
rechtliche Gewohnheit  erzeugt  und  dartut,  in  Erinnerung  zu  rufen,  die 
nötigen  Angaben  zu  machen,  damit  der  Leser  Ausführungen  über  wichtige 
Fragen  in  den  grossem  Werken  leicht  auffindet,  die  Nachprüfung  der 
bei  den  Vorlesungen  gemachten  Aufzeichnungen  zu  erleichtem  und  endlich 
denen,  die  aus  verschiedenen  Gründen  gezwungen  sind^  dem  mündlichen 
Unterrichte  fernzubleiben,  einen  Ersatz  zu  bieten. 

Das  Völkerrecht  kann  nur  durch  ein  fortgesetztes  Zurückgreifen  auf 
die  Geschichte  erfasst  und  verstanden  werden.  —  Man  muss  die  Bemfiings- 
fälle,  das  erste  Erscheinen  und  die  Entwicklung  der  anfänglich  schwanken- 
den, dann  aber  steten  Anwendung  einer  auf  Gewohnheit  bemhenden  Regel 
kennen  lernen,  um  deren  wahren  Sinn  zu  begreifen.  Es  sind  daher  viele 
geschichtliche  Ereignisse  in  diesem  Lehrbuche  geschildert  oder  angedeutet 
worden.  Unter  mehrem  Vorgängen,  die  dieselbe  Frage  betreffen,  haben 
vor  allem  die  Vorkommnisse,  die  sich  auf  Frankreich^  dessen  Politik  und 
dessen  internationales  Dasein  beziehen,  Erwähnung  gefunden. 

Rechtsfragen,  die  der  Geschichte  angehören,  oder  solche,  die  endgültig 
entschieden  worden  sind,  sind  nur  angedeutet.  Eingehende  Erläutemngen 
sind  den  Fragen  gewidmet,  die  noch  heute  das  Interesse  in  Anspmch 
nehmen  und  äie  Gegenstand  wissenschaftlichen  Streites  bilden,  sowie  den 
Fragen,  deren  Erörtemng  und  Lösung  einer  femern  Zukunft  beschieden 
sein  wird,  so  beispielsweise  die  völkerrechtliche  Stellung  des  Papstes,  die 
Okkupation  der  afrikanischen  Ländergebiete,  die  interozeanischen  Kanäle, 
die  Gesetze  des  Land-  und  Seekrieges,  die  Neutralität,  der  Schieds- 
spmch  usw. 

Bei  den  wichtigem  Fragen  hat  sich  der  Verfasser  bemüht,  den 
Standpunkt  der  völkerrechtlichen  [Gewohnheit,  des  positiven  Vertrags- 
rechts, der  verschiedenen  Gesetzgebungen  sowie  der  allgemeinen  Lehrmeinung 
zu  entwickeln. 

Die  eigenartige  Natur  des  Völkerrechts  in  Verbindung  mit  dem  be- 
sondem  Charakter  dieses  Lehrbuches  erklärt  und  rechtfertigt  die  vielfachen 
wörtlichen  Anffihmngen  und  die  zahlreichen  Stellen,  die  andem  Schriften 
entlehnt  worden  sind.  —  Es  war  notwendig,  die  Studierenden  der  Rechts- 
wissenschaft mit  den  vorherrschenden,  allgemein  anerkannten  Ansichten, 
den  Meinungsverschiedenheiten  und  den  Streitfragen,  mit  der  veränderlichen 
Praxis,  den  festbegründeten  Gebräuchen,  den  in  der  Entstehung  begriffenen 
Gewohnheiten  mit  ihren  erzeugenden  und  zufälligen  Ursachen  und  den 
Gründen  ihrer  dauemden  oder  vorübergehenden  Geltung  bekannt  zu 
machen  und  die  Nachweise  ftlr  diese  Ansichten,  Streitfragen,  Gebräuche 
und  Gewohnheiten  zu  erbringen. 
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Da  dies  Lehrbuch  für  französische  Sechtsbeflissene  bestimmt  ist,  so 
beschränken  sich  die  literarischen  Anzeigen  vornehmlich  auf  solche  Werke, 
die  dem  französischen  Leser  am  nächsten  liegen,  nämlich  auf  die  in 
französischer  Sprache  verfassten  oder  in  diese  Sprache  Übertragenen  Schriften, 
die  meistens  in  den  Universitätsbibliotheken  vorhanden  sind. 

Möchte  dieses  Buch  seine  Leser  davon  Überzeugen,  dass  Frankreich 
bei  der  steten  Entwicklung  des  Völkerrechts,  abgesehen  von  einigen  vor- 
übergehenden Abirrungen,  zu  allen  Zeiten  der  Vorkämpfer  für  Gerechtigkeit 
und  Menschlichkeit  gewesen  ist.  Möchte  es  ihnen  neuen  Anlass  geben, 
ihr  Vaterland  zu  achten  und  zu  lieben. 

H.  Bonfils. 
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Chauvean.  L«  Droit  des  gens  on  Droit  international  public.  Introdnction  motions  gtoirales,  historiooe, 
m^thode),  1892.  —  Cimbali.  DeDo  State  presento  del  Diritte  Intomazionale  e  dei  snoi  faturi  progressl,  1897. 
—  Conde  y  L^qne.  Conoepto  del  Derecho  intemacional,  1888.  —  Esperson.  Certezza  del  Diritte  intor- 
nazionale,  1882.  —  PerrarL  La  Sociologia  e  II  Diritte  intemazionale,  1896.  —  II  Diritte  intomazionale  in 
rapporto  alle  Gostitozione,  1896.  —  Pnslnato.  Introdnzione  a  in  corso  dl  Diritte  intomazionale  publico  • 
prirato,  1884-86.  —  yon  Oagern.  Kritik  des  VOlkerredits.  1840.  —  Gemma.  Politiea  e  Diritte  negUodiemi 
rapporti  intemazionali,  1897.  —  Hagens.  Staat,  Recht  und  Vülkerrecht,  1890.  -^  t.  Holtzendorff  et  BiTier. 
Introdneüon  an  Droit  des  gens,  1889  (v.  HoltMendorff,  Hemdbtteh  de$  VöOcerreekU,  I  Band).  —  Ibrahim- 
Haggi-Bey.  Introdnction  an  Droit  international.  —  v.  Kaltenborn-Stachaa.  Kritik  des  Völkerrechts, 
1847.  —  Kaufmann.  Die  Rechtskraft  des  intomationalen  Rechtes,  1899.  —  Lassen.  Prinzip  nnd  Zukunft 
des  Volkerrechts,  1871.  —  Leseur.  Introdnction  k  nn  cours  de  Droit  intomaüonal  public,  1893.  —  Lorimer. 
Prol^gomtoes  d'nn  systime  raisonn«  de  Droit  international,  R.  D.  1.,  t  X,  p.  389.  —  Mackintosh.  A  dis- 
course  on  tbe  study  of  Law  of  nature  andNations,  1828.  —  Magnani.  La  scienza  del  Diritte  intomazionale, 
1895.  —  Mi  cell.  Pilosofia  del  Diritte  intomazionale.  Introdnzione  allo  studio  del  Diritte  intomazionale 
publico,  1889.  —  NoyIcow.  La  poUtique  intomationale,  1886.  —  Nys.  Le  Coneert  europ^en  et  la  notlon 
du  Droit  international,  R.  D.  I.,  t  I  (2e  8«rie),  p.  273.  —  Per  in.  L*ordre  intomaüonal,  .1888.  —  Pille  t  Le 
Droit  international  public  Ses  616mente  constltatifS,  son  domaine,  son  objet,  R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  1.  —  Louis 
Renault  Introdnction  h  TMude  du  Droit  intemationa],  1879.  —  RetortiUo.  Conoepto  del  Derecho  intor- 
naeional,  1889.  —  R e a y.  Intomatlonal  Relations,  1880.  —  Rolin-Jaequemyns.  De  TMude  du  Droit  inter- 
national et  de  la  l^gialation  comparto,  R.  D.  I.,  t.  I,  p.  226.  —  Lee  Principes  philosophiques  du  Droit  intor- 
naüonal,  R.  D.  L,  i.  XVn,  p.  517  et  1 XVIQ,  p.  49.  —  8  i cu ro.  Prolusione  a  un  corso  del  Diritte  intemazionale, 
1870.  —  Stephen.  International  Law  and  intomatlonal  relations,  1884.  —  T i s s o t  Introdnction  philosophique 
A  rdtode  du  Droit  international,  1872.  —  Trendelenburg.  Lttcken  im  Volkerrecht,  1870.  H  Trinehera. 
Genesi  del  Diritte  intemazionale,  1863.  —  Turcotti.  Introduzione  al  uuoto  codice  dl  Diritte  delle  genti, 
1874.  —  Wal  pole.  Foreign  Relations,  1882.  —  Westlake.  An  introductery  lecture  upon  international  Law, 
1888.  —  Etudes  sur  les  principes  du  Droit  intemational,  trad.  par  Nys,  1895.  —  Wheaton.  Histoire  des 
progrta  du  Droit  des  gens,  4e  Mit,  1865.  —  Woolsey.    Introdnction  to  the  Study  of  Intemational  Law,  1886.P) 

Bi^rlifig,  Zm  KriHk  d&r  juntütekm  Oirundbegnff9f  8.  IMtff^  1877.  —  BtntXbt,  Jutistuehe  JEVumptan- 
Uhn,  189i.  -^  Sälachnert  Zur  wiegmuchafUichm  BegründMng  dea  VifOcerreehttf  19i4.  In  Ebertya  Zeitaehr. 
f.  voUatOmKekea  Backt,  Bd.  I,  8.  86 ff.  —  Friekar,  Daa  Problem  daa  VÖlkerrtekta  m  der  Ztaekrß.  f.  d.  gaaamtan 
Staaiamaaateehafteny  XZVm,  ZXXfv.  —  Marial,  JuriaUaeke  SncyMopddia,  §887.  —  Thompaon,  Bin  Var- 
»uekf  diaPrinripien  dea  VöOcerraekta  tu  finden  und  featausUUen,  1876.  —  Boaakowakfff  Über  daa  Waaan  und  dU 
Orgenieation  der  inUmatUmalen  SUtatenffemeinackafL  In  Böhma  Zeüaekrifly  Bd.  III,  1899.  —  Zalaakif  Zur 
Gaachiehte  und  Lakre  der  intemaiknalen  Oemainackaft,  1866.  —  Oatellani,  Le  droit  üUamational  au  eomman- 
eement  du  XXe  aiieU,  B.  D.  I.  P.,  t.  Till,  p.  866  et  a.  und  567  et  a.  —  Challandea,  Daa  völkerreehmcke 
BeekiaverhäUnü.    Bin  BeUrag  eur  Konatruktion  dea  V&ücarraekta,  Archiv  f.  öffenil.  Backt,  Bd.  16,  8.  576. 

1.  —  Das  Völkerrecht  oder  das  Internationale  Recht  ist  die 
Gesamtheit  der  Kegeln,  die  die  Rechte  nnd  Pflichten  der  Staaten  in  ihren 
Beziehungen  zueinander  bestimmen. 

An  Begriffsbestimmnngen  fehlt  es  nicht.  Mehr  oder  weniger  klar  und 
scharf  bieten  sie  eine  ungewöhnlich  grosse  Verschiedenheit.  Alle  jedoch  setzen 
als  Grundbedingung  des  Völkerrechts  das  Vorhandensein  irgend  welcher 
Verkehrsbeziehungen  zwischen  mehreren  Gesellschaftsgruppen  voraus. 


1)  [Abgesehen  Ton  diesen  Sonderschriiten  rerdienen  auch  die  Einleitungen  der  unter  No.  168  ange- 
flkhrton  allgemeinen  Werke  Ober  Völkerrecht  Berficksichtigong.  Besondera  sei  auf  den  Cours  de  Droit  intor- 
aational  public  Ton  Alcorta  (die  französische  Übersetzung  ist  tou  Lehr  besorgt  worden  (1887))  hingewiesen. 
Der  bisher  erschienene  ersto  Band  ist  fast  ganz  den  allgemeinen  Lehren  ttber  Völkerrecht  gewidmet  — 
Diese  Bemerkung  bezieht  sich  auf  simtUche  in  dieser  Einleitung  bertthrten  Fragen,  namentlich  anoh  auf 
die  DarsteUung  der  gesehichüichen  Entwicklung  des  Völkerrechte  (No.  71  u.  ff.)] 
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2  Einleitung. 

2.  —  Zur  Bezeichaong  dieser  Q^ellschaftsgruppen  werden  die  Aas- 
drücke  Völker,  Nationen  und  Staaten  häufig  als  gleichbedeutend  ge- 
braucht, wiewohl  sie  sich  dem  Sinne  nach  nicht  decken.  —  Eine  Nation 
ist  eine  Vereinigung  von  Menschen,  die  durch  die  Gleichheit  der  Ab- 
stammung, der  Sprache  and  der  körperlichen  Beschaffenheit,  darch  eine 
lange  Gemeinsamkeit  der  Interessen  und  der  Empfindungen  sowie  durch 
eine  im  Laufe  der  Jahrhunderte  herbeigeführte  Verschmelzung  ihres  ge- 
samten Daseins  miteinander  verbunden  sind.^) 

Ein  Staat  ist  eine  dauernde  und  unabhängige  Vereinigung  von 
Menschen,  die  ein  bestimmtes  Gebiet  gemeinsam  besitzen  und  die  sich 
unter  eine  gemeinsame  Gewalt  begeben  haben,  die  zu  dem  Zwecke  organisiert 
ist,  um  jedem  einzelnen  die  ungeschmälerte  Ausübung  seiner  Freiheit  zu 
sichern.^ 

Eine  Nation  ist  nicht  immer  zu  einem  staatlichen  Verbände  zusammen- 
gefügt. So  gibt  es  wohl  noch  eine  polnische  Nation,  aber  keinen  polnischen 
Staat.  —  Anderseits  war  die  italienische  Nation  lange  in  mehrere  kleine 
Staaten  zersplittert.*) 

Der  Staat  ist  die  juristische  Person,  deren  Rechtsverhältnisse  den 
Gegenstand  des  Völkerrechts  bilden:  auf  Nationalitäten  und  auf  Rassen 
kommt  es  nicht  an.  Nur  der  Staat  ist  eine  juristische  Person  und  als 
solche  Träger  von  Rechten  und  Pflichten. 

3.  —  Der  Zweig  der  Rechtswissenschaft,  der  die  Rechtsbeziehungen 
zwischen  den  Staaten  regelt,  wird  als  Völkerrecht  oder  auch  wohl  als 
Internationales  Recht,  im  Französischen  als  Droit  des  gens  oder  Droit 
international  public,  bezeichnet.  —  Der  französische  Ausdruck  Droit  des 
gens  ist  doppelsinnig  und  kann  zu  einer  Verwechslung  mit  dem  gleichfalls 
mehrdeutigen  jus  gentium  der  Römer  führen. 

Der  englische  Rechtslehrer  Richard  Zeuch  hatte  die  Bezeichnung 
jus  inter  gentes  vorgeschlagen.  Bentham  bediente  sich  des  Ausdrucks 
International  Law,  woraus  im  Französischen  Droit  international  wurde, 
ein  Ausdruck,  der  von  manchen  neueren  Publizisten  angenommen  worden 
ist.  Vattel,  G.  F.  von  Härtens,  Elüber,  Mass6,  Funck-Brentano, 
Sorel  u.  a.  sprechen  von  Droit  des  gens;  Carnazza-Amari,  Fiore, 
Foelix,  Heffter,  Phillimore,  Wheaton  u.  a.  nennen  das  Völkerrecht 
Droit  international  oder,  wie  Travers-Twiss,  Droit  des  nations.  Im 
Englischen  heisst  es:  law  of  nations,  international  law;  im  italienischen 
diritto  delle  gente,  diritto  intemazionale.')**) 

Das  „Internationale  Recht^  zerfällt  in  zwei  Teile,  in  das  „Internationale 
Ofientliche  Recht ^'  (das  Völkerrecht)  und  das  „Internationale  Privatrecht^. 

4.  —  „Das  internationsde  Privatrecht  ist  die  Gesamtheit  der  Rechts- 
regeln, die  bei  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten,  die  zwischen  zwei 

1)  [Renan,  Qu'est-ce  qu'nne  nation?  1882.  —  Palacio,  La  idea  de  nacion.  — 
RaTera,Del  concetto  di  persona  nel  Diritto  internazionale  e  confronto  della  nazione 
coUe  persone  che  ia  compongono,  1870.1 

2)  [Gimbali,  Lo  Stato  secondo  il  Diritto  intemazionale,  1891.  —  Miceli,  Lo 
State  e  la  Nazione,  1890.] 

3)  [Louis  Renault  weist  in  seiner  Einleitung,  p.  6,  darauf  hin,  dass,  obwohl 
die  Ausdrucke  Droit  des  gens  und  Droit  international  gleichbedeutend  seien,  der 
erstere  doch  eherdem  theoretischen  Rechte,  dem,  was  sein  sollte,  der  andere  mehr 

;,  entspreche.] 

Die  Zukmft  {August  1903)  über  dm  Unterschied 
und  framönsdien  Spradtgebraueh» 
**)   Vgl  Ober  den  SpradigebrautA:  v,  Martitz^   IntemaUonale  Beditiküfe  in  Straf- 
sachen, i68$,  Bd,  I  8.400  ff.  --'  Meili,  Ztsehrft  f.  intemat  Fnvat-  und  8trafredit,  Bd.  I 
8.  7.  —  Zitelmann,  Internationales  Pnvatrecht,  1 1897. 
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Staaten  wegen  der  GMtnng  von  Vorschriften  ihrer  beiderseitigen  Laades- 
gesetze  entstehen,  ansnwenden  sind^'  (Weiss,  Droit  international  privö, 
Introduction).  Das  internationale  Privatrecht  bezweckt  solche  Streitig- 
keiten zu  beseitigen,  bei  denen  es  sich  darum  handelt,  welches  von  zwei 
Otesetzeu  zweier  Staaten  auf  einen  bestimmten  Tatbestand  privatrecht- 
Ucher  Natur  Geltung  findet.  Das  internationale  Privatrecht  bezieht  sich 
auf  G^etze  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes.  Sein  Gegenstand  betriflPt 
die  genaue  Festsetzung  des  Geltungsgebietes  innerstaatlicher  Gesetze. 
Seine  Subjekte  sind  die  Angehörigen  der  einzelnen  Staaten  in  ihren 
privatrechtlichen  Beziehungen.  Die  im  Streite  befangenen  Interessen  und 
die  in  Frage  kommenden  GrundsStze  sind  genau  dieselben  wie  im 
Privatrechte. 

Das  internationale  öffentliche  Recht  hat  die  Regelung  der  zwischen 
den  Staaten,  als  jaristiBchen  Personen,  als  Mitgliedern  der  grossen  Völker- 
gesellschaft,  bestehenden  Rechtsverhältnisse  zum  Gegenstand.  Seine  Subjekte 
sind  die  Staaten.  Es  hat  Gewohnheiten  oder  Verträge  anzuwenden.  Die 
streitigen  Interessen  sind  allgemeiner  Natur.  —  Trotz  der  unausbleiblichen 
Berührungspunkte  zwischen  diesen  beiden  Zweigen  des  internationalen 
Rechts  besteht  wissenschaftlich  zwischen  ihnen  derselbe  Unterschied  wie 
zwischen  dem  öffentlichen  und  dem  Privatrechte  jedes  Staates.^) 

Dies  Lehrbuch  beschränkt  sich  auf  die  Darstellung  des  Internationalen 
Öffentlichen  Rechts,  des  Völkerrechts.  Kleinere  Abschweifiingen  in  das 
Gebiet  des  internationalen  Privatrechts  werden  sich  jedoch  mitunter  nicht 
umgehen  lassen. 


I. 
Grundlage  des  Völkerrechts. 

5.  —  Die  Grundlage  des  Völkerrechts  ist  namentlich  in  Deutschland 
und  in  Italien  Gegenstand  verschiedener  eingehender  Darstellungen  ge- 
wesen. Die  Ansidbten  hierüber  gehen  aber  weit  auseinander.  Manche 
Schriftsteller  scheinen  zudem  die  Grundlage  des  Völkerrechts  mit  dessen 
Quellen  zu  verwechseln.') 

Als  ein  Zweig  des  gesamten  Rechts  wurzelt  auch  das  Völkerrecht 
seinem  innersten  Wesen  nach  in  der  Natur  der  Menschen  selbst,  in  deren 
Trieb  und  deren  Bedflifnis  nach  geselliger  Verbindung  und  nach  Ver- 
vollkommnung. 

Seine  schöpferische  Ursache  beruht  auf  der  internationalen  Gemein- 
schaft der  organisierten  Staaten.  —  Seine  zufäUig  wirkenden  Ursachen 
liegen  in  den  grossen  geschichtlichen  Vorgängen  und  in  der  fortschreitenden 
Entwicklung  der  Gesittung. 

6.  —  Der  Geselligkeitstrieb  führt  zwar  langsam,  aber  desto  sicherer 
zur  Organisation  der  Familie,  sodann  zu  der  des  Volksstammes  oder  der 


1)  PilletyLe  droit  international  priv^  consid^re  dans  ses  rapports  avec  le  Droit 
international  public,  abgednickt  in  der  Revue  pratiqne  de  Droit  international  priy^ 
1892  pp.  105  et  8. 

2)  Brusa,  Idea  fondamentale  del  Diritto  intemazionale,  1872.  —  F.  ▼.  Härtens, 
Le  fondement  du  Droit  international,  R.  D.  L,  t  XIV,  p.  244.  -*  Ulimann,  die 
Omndlage  der  Idee  des  Vdlkerrechts,  J.  D.  I.,  t.  I,  p.  173.  —  Fallati,  Genesis  der 
Yoüeerguieaschaft,  T&nnger  Ztaekrfi,,  Bd.  L  —  8.  aiueh  v.  Treitsehke,  Die  QeseOsdiaftS' 
vn89eniciuxf%  1859. 
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Geschlechter  —  der  Yeremigimg  der  Zweige,  die  einer  ürfamilie  ent- 
sprossen sind  —  and  schliesslich  zu  der  des  Staates,  der  Vereinigang  der 
ursprünglichen  Volksstämme  unter  eine  gemeinsame  höchste  Gewalt. 

Im  Anbeginne  seines  Bestehens,  während  der  ersten  Zeit  seiner 
Bildung,  fristet  jeder  Staat  ein  abgesondertes  Dasein.  —  Auf  die  Dauer 
wird  jedoch  die  Abschliessung  nach  aussen  hin  zur  Unmöglichkeit.  —  Der 
GeselUgkeitstrieb  ist  ein  zwingendes  Naturgesetz,  das  nicht  nur  ftlr  die 
einzelnen  Menschen,  sondern  auch  für  die  Staaten  gilt. 

7.  —  Geleitet  durch  den  ihm  innewohnenden  Drang  nach  Vervoll- 
kommnung, unaufhörlich  darauf  bedacht,  seine  Lebensbedingungen  zu 
heben,  fühlt  der  Mensch  seine  Bedürfiiisse  täglich  wachsen  und  dringlicher 
werden.  Um  sie  zu  befriedigen,  sinnt  er  nach  neuen  Mittdn  und  Wegen; 
aber  jede  neue  Entdeckung,  jede  neue  Erfindung  erzeugt  nach  dem 
unvermeidlichen  Gesetze  der  Bückwirkung  eine  Reüxe  neuer  Bedfirfiüsse. 

Nun  hat  die  Natur  ihre  Gaben  nicht  mit  gleichem  Masse  ttber  unsere 
Erde  verteilt.  Die  Bodenerzeugnisse  sind  verschieden,  wie  die  Lage,  das 
Klima  und  die  geologische  Beschaffenheit  der  Länder  verschieden  sind. 
Daher  sind  die  Bewohner  der  einzelnen  Staaten  gezwungen,  miteinander 
in  Tausch-  und  Handelsverkehr  zu  treten,  um  ihren  stets  wachsenden 
Bedürfnissen  zu  genügen.  Eine  Folge  dieses  Verkehrs  ist  die  gegen- 
seitige Abhängigkeit  der  Yölker  in  Wirtschafts-  und  Handelsbeziehungen. 
Schon  Sully  wies  in  seiner  Denkschrift  an  Heinrich  lY.  darauf  hin.  — 
Anfänglich  war  die  Berührung  zwischen  den  Mitgliedern  der  einzelnen 
Staaten  rein  zufällig.  Allmählich  aber  entwickelte  sich  im  Laufe  der 
Weltgeschichte  ein  geregelter  und  dauernder  Handelsverkehr. 

Diese  wii'tschaftUche  Abhängigkeit  wird  durch  das  Gesetz  der  Arbeits- 
teilung nur  noch  grösser.  England  im  19.  Jahrhundert  bietet  hierfür  ein 
schlagendes  Beispiel.  Bingsum  vom  Meere  umgeben  und  von  andern 
Staaten  getrennt,  könnte  sich  England  nicht  absondern,  ohne  sich  zu 
gründe  zu  richten.  Es  bedarf  der  Verein.  Staaten,  es  bedarf  Russlands, 
Indiens,  kurz  der  ganzen  Welt,  um  seine  Bevölkerung  mit  Nahrung  zu 
versorgen,  um  das  Eisen  und  die  Kohlen  seiner  Bergwerke  zu  verwerten, 
um  sich  Rohstoffe  für  die  Verarbeitung  in  seinen  Hüttenwerken  zu  ver- 
schaffen und  endlich  um  die  Erzeugnisse  seines  Gewerbefleisses  abzusetzen. 

8.  —  Die  gegenseitige  Abhängigkeit  der  Völker  besteht  wie  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete,  so  auch  im  Bereiche  der  geistigen  Tätigkeit. 
Jedem  Volke  kommen  die  Erfindungen,  die  Fortschritte  der  Künste  und 
Wissenschaften,  kurz  die  gesamte  geistige  Kultur  anderer  Völker  zu  gute.  — 
Mit  Recht  bemerkt  v.  Martens,  dass  ein  Volk,  wenn  es  zu  hoher  Blüte 
gelangt  ist,  sich  der  gegenseitigen  Unterstützung  der  Nationen  in  allen 
Gebieten  des  menschlichen  Lebens  und  Webens  bewusst  werden  wird. 
Mehr  und  mehr  bricht  sich  die  Überzeugung  Bahn,  dass  die  vielgestaltigen 
Bedürfnisse  und  Bestrebungen  der  Menschen  nicht  in  den  beschränkten 
Hilfsquellen  eines  Staates  allein  ihre  Erfüllung  zu  finden  vermögen. 
„Also  müssen  die  Staaten  wegen  des  höchstmöglichen  Wohlergehens  ihrer 
selbst  und  ihrer  Bürger  miteinander  in  Verkehr  treten,  der  eine  die  ihm 
fehlenden  Mittel  im  Machtgebiet  des  andern  suchen  und  seinerseits  hin- 
wieder jedem  Volke  Hilfe  gewähren,  damit  es  seine  legitimen  Zwecke 
erreicht.  Bei  der  Verwirklichung  ihrer  Lebensaufgaben  hängen  die  Staaten 
voneinander  ab.  Der  Grad  dieser  gegenseitigen  Abhängigkeit  wiederum 
bestimmt  sich  nach  der  Höhe  ihrer  Bildung,  ihrer  Zivilisation.    Je  mannig- 
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fiiltiger  und  vielgestaltiger  die  Bedürfnisse  eines  Volkes,  desto  bedürftiger 
ist  es  des  internationalen  Verkehrs^. ^) 

9.  —  Ffir  die  Menschheit  ist  dieses  G^etz  von  grossem  Segen.  — 
Die  stetig  zunehmende  Abhängigkeit  führt  zur  Begrttndnng  regelmässiger 
und  geordneter  Verkehrsbeziehungen.  —  Sie  trägt  wesentlich  zur  Er- 
haltung des  Friedens  bei,  denn  die  Staaten  haben  ein  Interesse  daran, 
Zenrfirfnisse  und  Kriege  zu  vermeiden.  —  „Die  Fahrzeuge,  die  von  einem 
Lande  zum  andern  segeln,  sind  wie  Weberschiffchen,  sie  weben  Bande  der 
Freundschaft  und  der  Eintracht  zwischen  den  Völkern''  (Gladstone). 

„Die  natürliche,  unabweislich  gewordene  Notwendigkeit  auswärtigen 
Verkehrs,  die  Unmöglichkeit  völliger  Isolierung  wird  von  jedem  Staate 
als  eine  des  Beweises  nicht  bedürftige,  völlig  selbstverständliche  Tatsache 
angenommen.  Nnr  Ziel  und  Zweck,  Mass  und  Begrenzung,  Nützlichkeit 
oder  Bechtmässigkeit  des  auswärtigen  Verkehrs  in  seinen  einzelnen  Gto- 
staJten  und  Verzweigungen  kann  bei  der  geschichtlichen  Ausgestaltung 
und   Entwicklung    dieser    an    sich   unbestreitbaren    Tatsache   gewissen 

Schwankungen  unterliegen Es  ist  nicht  möglich,  sich  die  Tatsache 

des  ständigen  Verkehrs  aus  der  neueren  Staatenwelt  wegzudenken".^ 

Die  Staaten  der  Neuzeit  erblicken  in  ihren  Beziehungen  zu  andern 
Staaten  eine  zwingende  Notwendigkeit,  die  sich  ihrem  freien  Willen  vöUig 
entzieht.  Sie  sind  sich  wohl  bewusst,  dass  sie  sich  nicht  auf  die  Dauer 
von  den  übrigen  Staaten  völlig  absondern  können.  Auf  der  Notwendigkeit 
dieser  internationalen  Beziehungen  beruht  die  Unumgänglichkeit  eines  ge- 
regdten,  friedlichen  Lebens  der  Staatengesellschaft. 

10.  —  Ein  Staat,  der  (wie  z.  B.  Japan  im  19.  Jahrhundert)  aus  seiner 
Abgeschiedenheit  heraustritt  und  Verkehr  mit  andern  Mächten  anknüpft, 
setzt  sieb  zunächst  selbst  das  Gesetz,  das  seinen  Umgang  mit  jenen 
Mächten  beherrschen  soll.  Er  gibt  die  Regeln  an,  die  sein  Verhalten 
leiten  werden,  wobei  er  sich  nur  durch  seine  eigenen  —  mehr  oder  weniger 
richtig  verstandenen  —  Interessen  bestimmen  lässt.  —  Die  anderen  Staaten 
beobachten  ihm  gegenüber  ein  ähnliches  Verhalten.  —  Es  kann  nicht  aus- 
bleiben, dass  die  widerstreitenden  Interessen  Zwistigkeiten  erzeugen,  die 
dann  bald  das  Bedürfnis  nach  gegenseitigen  Zugeständnissen  zum  Zwecke 
der  Schaffung  oder  Erhaltung  des  gewünschten  oder  des  unvermeidlichen 
Verkehres  wachrufen.  Durch  stillschweigende  Übereinstimmung  oder  auf 
Qrund  ausdrücklicher  Verträge  bildet  sich  eine  Rechtsordnung,  die  mehreren 
Staaten  gemeinsam  ist. 

Mit  dem  Wachsen  der  politischen  Bedeutung  der  Staaten  und  der 
Ausbreitung  ihres  Handels  wächst  und  breitet  sich  auch  diese  Rechtsordnung 
aus.  Sie  umfasst  eine  grössere  Zahl  von  Staaten,  so  wie  die  Gesittung 
zunimmt  und  sich  entwickelt.  „In  der  Tat  beruht  es  daher  —  wie  Heffter 
(Völkerrecht  §  2  S.  3)  sagt  —  auf  einem  allseitigen  ausdrücklichen  oder 
doch  mit  GFewissheit  vorauszusetzenden  Einverständnis  (consensus)  inner- 
halb eines  gewissen  Staatenkreises,  auf  der  Überzeugung,  dass  jeder  seiner 
Teile  unter  gleichen  Umständen  dieselbe  Nötigung  so  und  nicht  anders 
zu  handeln  empfinden  werde,  es  seien  nun  die  Beweggründe  äusserliche 
oder  moralische. '^ 

11.  —  Zahlreiche  und  mannigfaltige  Ursachen,  deren  Erforschung  der 
Geschichte  anheimfällt,  haben  somit  bei  einer  immer  grösser  werdenden  Zahl 
von  Völkern  den  Grund  zu  einer  gemeinsamen  Gesittung  gelegt.    Unter 


1)  V.  Härtens,  Völkerrecht,  Bd  I.  S.  200. 
8)  V.  Holtzendorff,  Handbuch,  §  1. 
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ihrem  Einflusse  hat  sich  die  Überzeagnsg  Bahn  gebroches,  dass  die  Natur 
der  Dinge  selbst  zwischen  den  Völkern  eine  Gemeinsamkeit  ihres  materiellen 
und  geistigen  Lebens  geschaffen  nnd  entwickelt  hat,  die  dnrch  ein  gemein- 
sames Becht  geregelt  wird.  —  Eine  freie  Verbindang  nnter  den  Staat» 
zur  Befriedigung  ihrer  Bedttrfiiisse  dnrch  gemeinsame  Tätigkeit^) 

12.  —  Das  Völkerrecht  ist  somit  das  freigewoUte  und  anerkannte 
Genossenschaftsrecht  solcher  Staaten,  die  den  Verkehr  mit  andern  Staaten 
aus  sichtlich  rechtlichem  Interesse  üben  nnd  als  dne  Forderung  ihrer 
Kulturbedärfrdsse  begreifen,  somit  als  Bestandteil  einer  allgemeinen,  sie 
verpflichtenden  Ordnung  anerkennen. 

Die  rechtJiche  Grundlage  des  Völkerrechts  beruht  also  auf  der  unleug- 
baren und  notwendigen  Tatsache,  dass  eine  dauerhafte,  rechtlich  anerkannte 
Gemeinschaft  zwischen  solchen  Staaten,  die  einen  gewissen  Grad  der 
Gesittung  erreicht  oder  Überschritten  haben,  besteht;  Dass  der  Bildungs- 
grad dieser  in  rechtlicher  Verkehrsgemeinschaft  stehenden  Völker  überall 
ein  gleicher  sei,  ist  nicht  erforderlich.  Es  genügt  für  die  Möglichkeit 
der  Mitgliedschaft  in  einer  rechtlich  geordneten  Genossenschaft  der  Staaten 
„der  Wille,  den  auswärtigen  Verkehr  an  einen  gemeinsam  anerkannten 
Massstab  wechselseitiger  Berechtigung  und  Verpflichtung  zu  binden^.*) 

13.  —  Wenn  die  Staaten  somit  durch  die  Macht  der  Tatsachen  selbst 
dazu  gedrängt  werden,  sich  zu  einer  grossen,  Völker  umspann^den  Gesell- 
schaft zusammenzuschliessen,  so  gehen  doch  die  einzelnen  Mitglieder 
keineswegs  in  ihr  auf.  Die  Gemeinschaft  hat  durchaus  nicht  die  Bedeutung 
eines  Weltstaates,  wie  ihn  Wolf  ersehnte.  Es  ist  vielmehr  ein  freier 
Verein  von  Völkern,  die  durch  die  Gemeinsamkeit  ihrer  Interessen  mitr 
einander  verbunden  sind.  Die  einzelnen  Völker  verlieren  weder  ihr  eigenes 
Dasein  noch  ihren  besondern  Charakter.  Im  Gegenteil.  Auf  dem  Boden 
dieser'  Gemeinschaft  lernen  sie  einander  besser  kennen;  durch  den  gegen- 
seitigen Umgang  und  durch  Vergl^chungen  kommen  sie  zum  Bewusstsein 
ihrer  Eigentümlichkeiten  und  ihrer  nationalen  Eigenart,  es  offenbart  sich 
ihnen  der  Zwiespalt.,  zwischen  ihren  gegenseitigen  Interessen  und  die  Ver- 
schiedenheit oder  Ähnlichkeit  ihrer  rechtlichen,  sittlichen  und  sozialen 
Anschauungen.  Der  beständige  Verkdir  mit  andern  Völk^n  eröffnet  ihnen 
das  Verständnis  ihrer  Tugenden,  ihrer  Mängel,  ihrer  wohlbegrttndeten 
Ansprüche  und  ihrer  übertriebenen  Begehrlichkeiten.  >) 

Diese  Gemeinschaft  hebt  die  Unabhängigkeit  der  Staaten  nicht  auf, 
sie  vernichtet  weder  ihre  Freiheit  noch  ihre  Gleichheit.  —  Im  Gegenteil, 
sie  verleiht  der  Unabhängigkeit  und  der  Freiheit  die  höchste  Sanktion. 
Ohne  die  gegenseitige  Achtung,  die  die  Gemeinschaft  unter  den  zivilisierten 
Staaten  begründet,  wären  solche  Staaten  wie  Belgien,  die  Schweiz  und 
Holland  schlechtweg  undenkbar.  Politisch  ohnmächtig,  könnten  sie  ihre 
nationale  Unabhängigkeit  dem  Andrängen  der  Grossstaaten  gegraUber 
gewiss  nicht  bewahren.  Als  vollberechtigte  Mitglieder  der  Völkergemein- 
schaft erfreuen  sie  sich  der  Sicherheit  und  des  säutzes,  den  diese  Gemein- 
schaft gewährt.  Wenn  die  Schweiz  und  Belgien  überdies  für  dauernd 
neutral  erklärt  worden  sind,  so  konnte  dies  nur  dadurch  geschehen,  dass 
die  europäischen  Mächte  anerkannt  haben,  dass  diese  Neutralität  im  all- 
gemeinen Interesse  der  Gemeinschaft  liege,  und  dass  letztere  verpflichtet 
sei,  die  Neutralität  zu  verbürgen.^) 

1)  y.  Holtzendorff»  Elements  de  dr.  intern,  public,  edit  Zographos,  1891 
p.  43.  —  T.  Märten 8,  Völkerrecht,  Bd.  I  §  45  u.  46. 

2)  Y.  Holtzendorff,  Handbuch,  I  f§  8  u.  18. 

3)  Y.  Härtens,  Völkerrecht,  Bd.  I  §  45. 

4)  Y.  Härtens,  Völkerrecht,  Bd.  I  S.  201. 


I.  Grundlage  des  Völkerrechts.  7 

14.  —  Die  einzelnen  Mitglieder  der  Gemeinschaft  gemessen  gleiche 
fiechte.  Sie  erkennen  keine  über  ihnen  stehende  Gewalt,  keine  Snprematie, 
an.  Jedes  Volk,  das  einen  Staatsverband  bildet,  bat  die  Au^be,  mit 
der  ihm  eigenen  Veranlagung  an  dem  allgemeinen  Werke  der  Gesittung 
mitzuarbeiten.  Es  ist  berechtigt,  nach  Massgabe  seiner  Fähigkeiten  und 
stiner  Bedflrfhisse,  seine  innere  Verwaltung  auszugestalten,  sich  eine  Ver- 
fassung zu  geben  und  Gesetze  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  und  des 
bürgerlichen  Bechts  zu  erlassen. 

Eine  tatsächliche  Ungleichheit,  die  zwischen  Staaten  in  Ansehung 
ihrer  Machtmittel,  ihrer  Produktionskräfte  und  ihrer  Reichtümer  bestehen 
könnte,  darf,  wenn  sie  politisch  auch  noch  so  sehr  ins  Gewicht  fiele, 
rechtlich  nicht  in  Betracht  kommen. 

Im  bürgerlichen  Becbt  ist  eine  Verschiedenheit  im  Alter,  in  der 
körperliche  Beschaffenheit,  in  der  gesellschaftlichen  Stellung  sowie  im 
Geldbesit^e  belanglos:  alle  sind  vor  dem  bürgerlichen-  und  dem  Strafrechte 
gleich.  Qanz  ebenso  müssen  auch  sämtliche  Staaten,  die  durch  die  Gemein- 
schaft verbunden  sind,  rechtlich  einander  gleich  sein.  Leider  stehen  die 
^tsächlichen  Vorgänge  bisweilen  im  Widerspruche  mit  diesem  Grundsatze: 
hieraus  erklärt  sich  weshalb  das  Völkerrecht  noch  so  unvollkommen  ist.^) 

15.  —  Die  gegenseitige  Abhängigkeit  der  Völker  in  wirtschaft- 
licher, geistiger  und  sittlicher  Hinsicht  sowie  die  gegenseitige  Unab- 
hängigkeit und  Gleichheit  der  Staaten  in  politischer  Beziehung  bilden 
die  beiden  Grundkräfte,  worauf  die  internationale  Gemeinschaft  beruht. 
—  Beide  durchdringen,  vermischen  und  vereinigen  sich,  um  bei  allen  Er- 
scheinungen im  Leben  der  Völker  mit  zu  wirken  und  hervorzutreten. 

Der  wissenschaftliche  Forscher  findet  die  Spuren  ihres  Einflusses  in 
allen  den  grossen  geschichtlichen  Ereignissen,  die  zur  Klärung  und  Be- 
gründung völkerrechtlicher  Nonnen  beigetragen  haben  und  die  für  diesen 
Rechtszweig  die  zufällig  wirkenden  Ursachen  gewesen  sind. 

16.  —  Diese  nur  tatsächlich,  aber  notwen^  bestehende  Gemeinschaft 
muss  auf  eine  feste  Bechtsgrundlage  gestellt  und  in  eine  Rechtsgemeinschaft 
umgewandelt  werden.  Die  Regierungen  der  gesitteten  Staaten  sind  in 
dem  Gedanken  einmütig,  dass  alle  ihre  Wechselbeziehungen  von  rechtlichen 
Grundsätzen  beherrscht  werden  müssen.  Die  Staaten  erkennen  diese  Not- 
wendigkeit an,  wenn  sie  ihren  Willen  oder  ihre  Wünsche  auf  Kongressen 
und  Konferenzen  offenbaren,  wenn  sie  dort  Beschlüsse  fassen  und  sie  zur 
Ausführung  bringen.  Die  Kongresse  und  die  Konferenzen  sind  die  eigent- 
lichen Organe  der  internationalen  Gemeinschaft. 

Der  Westfälische  Friedenskongress  (1648),  der  Wiener  (1815),  Pariser 
(1856),  Berliner  (1878)  Kongress,  sowie  die  Brüsseler  (1890)  [und  die 
Haager  (1899)]  Konferenz,  sie  alle  vermochten  nur  dadurch  zustande  und 
zu  einem  festen  Ergebnis  zu  kommen,  dass  die  teilnehmenden  Staaten 
sich  ihrer  Solidarität  als  Mitglieder  der  Völkergemeinschaft  bewusst  waren. 

»Weder  die  Berufung  der  Kongresse,  noch  die  Art  ihrer  Beschlus»- 
fassung,  noch  ihre  Entscheidungen  sind  verständlich,  wenn  man  nicht  die 
internationale  Gemeinschaft,  deren  Kollektivinteressen  sie  repräsentieren, 
im  Auge  behält."«) 

17.  —  Diese  Gemeinschaft  unabhängiger  Staaten,  deren  jeder  einzelne 
ein  Becht  auf  volle  Achtung  seiner  Persönlichkeit  und  seines  Daseins  hat, 
mnss  gewissen  Grundsätzen  unterliegen.  —  Die  Verkehrsbeziehungen  der 


1)  Y.  Holtzendorff,  Elements,  p.  44. 

2)  Y.  Härtens,  Volkerrecht,  Bd.  I  S.  224. 
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Hitglieder  dieser  Gemeinschaft  werden  von  gewissen  Regeln,  einer  gewissen 
Ordnung  and  einer  gewissen  Harmonie  beherrscht.  —  Diese  Crrundsätze, 
diese  Regeln,  diese  Ordnung  and  diese  Harmonie  begründen  in  ihrer  Oe- 
samtheit  und  miteinander  vereint  das  Völkerrecht. 

18.— A.—  Der  Begriff  des  Völkerrechts  beruht  somit,  wie  vonHoltxen- 
dorff  bemerkt,  auf  der  Voraussetzung  einer  Vereinigung  dreier  Momente: 
1.  auf  dem  Nebeneinanderbestehen  (coexistence)  einerMehrheit  selbständiger 
Staaten;  2.  auf  der  Tatsache  eines  unter  selbständigen  Staaten  ob  waltenden, 
geregelten  und  ständigen  auswärtigen  Verkehrs;  3.  auf  dem  fiberein- 
stimmenden Willen  der  im  Verkehr  stehenden  Staaten,  sich  innerhalb 
ihres  gesellschaftlichen  Bestandes  als  Rechtssubjekte  wechselseitig  anzu- 
erkennen. ^ 

19.  —  B.  —  Die  eigentliche  Grundlage  des  Völkerrechts  kann  nicht 
in  den  Vorschriften  der  christlichen  Religion  gesucht  werden,  wie  dies 
der  leitende  Gedanke  der  am  15/26.  September  1815  zu  Paris  yon  den 
Herrschern  Russlands,  usterreichs  und  Preussens  unterzeichneten  Heiligen 
Allianz  gewesen  ist.  Bluntschli  weist  darauf  hin.  Die  Heilige  Allianz 
konnte  weder  dem  Rechtsbewusstsein  der  Neuzeit  noch  auch  den  Bedürf- 
nissen der  ziyilisierten  Nationen  genttgen.  Sie  verkannte  den  notwendigen 
Unterschied  zwischen  ReUgion  und  Recht.') 

30.  —  C.  —  Manche  Schrifteteller,  es  sind  fast  nur  Italiener,  wollen 
die  Grundlage  des  Völkerrechts  in  dem  vermeintlichen  Nationalitäts- 
prinzip erblicken.*) 

Die  Vorlesungen  des  italienischen  Gelehrten  Mancini  erregten  grosses 
Aufsehen.^)  Viele  schlössen  sich  seiner  Lehre  an,  manche  aber  trieben 
sie  auf  die  Spitze.  Die  tüchtigsten  Vertreter  der  damals  begründeten 
italienischen  Schule  sind:  Garnazza-Amari,Brusa,Esperson,Pa8qaale- 
Fiore,  PierantonL  —  Schon  Frau  von  Staöl  hatte  übrigens  in  ihrem 
Buche  De  TAllemagne  die  Grundzflge  dieses  Systems  aufgestellt. 

Nach  Ansicht  dieser  schätzenswerten  Schriftsteller  beruht  die  Grund- 
lage der  Völkerrechtswissenschaft  und  ihre  ureigentliche  Wahrheit  auf  dem 
Nebeneinanderbestehen  der  Nationalitäten.  —  Das  Recht  einer  jeden  Nation, 
sich  zu  einem  Staate  zusammenzuschliessen,  ist  nichts  anderes,  als  das 
Recht  eines  Volkes  auf  seine  persönliche  Freiheit.  —  Die  Bildung  nationaler 
Staaten  wfirde  eine  Gewähr  fttr  die  Rechtsordnung  im  Berdche  der  inter- 
nationalen Verhältnisse  sein.  —  Die  Annahme  des  Nationalitätsprinzips 
als  Grundlage  des  Rechts  wäre  das  vemfinftigste  Mittel  zur  Beseitigung 
von  Misshelligkeiten  zwischen  Staaten  und  der  sicherste  Weg  zur  An- 
bahnung solcher  Verkehrsbeziehungen,  die  die  friedliche  EntwicUung  jedes 
Volkes  fördern  werden. 

21.  —  Staatsmänner,  wie  z.  B.  Napoleon  lU.,  haben  diesen  Grundsatz 
zum  treibenden  Gedanken  ihrer  Politik  machen  wollen.  —  Das  Bewusstsein 
ihrer  gemeinsamen  Nationalität  drängte  die  Griechen  zur  Erhebung  wider  die 
Türken  und  bewog  die  Belgier,  sich  von  Holland  zu  trennen.  —  Italien 
vereinigte  alle  seine  kleinen  Staaten  zu  einem  einheitlichen  Königtum.  — 
Deutschland  machte  seiner,  durch  den  Wiener  Eongress  (1815)  geschaffenen 


1)  T.  Holtzendorff,  op.  cit,  Bd.  I  S.  6. 

2)  Bluntschli,  Das  modenie  Völkerrecht  als  Rechtsbuch  dargestellt,  Art.  101  u.  102. 
8)  Mancini,  Della  nazionalitä  come  fondamente  delDiritto  delle  genti,  IS54. 
*)  Becker,   Der  MieOnvtuch  der  NcUiionaUiätmUeKre,  1867.   —  v.  Mo  hl,  Die  Natio- 

nalitmsfrage  {ataatsrecht,  TdOcerret^t,  PoUtik\  Bd.  II  SSMS  1862.  —  Mamiani,  Dun  fwoiio 
Diritto  Europeo,  —  Rüdiger,  Über  Natumalität  (Zeitachrift  für  TöOcerpeychologie),  Bd.  III 
1865.  —  A.  Wagner,  Elaass  eine  deut8che  Provinz,  1870. 
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politischen  Zersplittenmgr  ein  Ende,  um  fortan  ein  einiges  Reich  zu  bilden. 
—  In  der  jedesmaligen  Verwirklichung  des  Nationalitätsprinzips  lag  eine 
Verwahning  gegen  die  diplomatischen  Abmachungen,  wodurch  man  nach 
reiner  Willkür  über  das  Oeschick  der  YOlker  verfügt  hatte.  —  Wiewohl 
eine  Beihe  von  Bedenken  gegen  die  von  Italien  und  Deutschland  ange- 
wandten mehr  oder  weniger  redlichen  Mittel  zu  machen  wären,  so 
sprechen  doch  die  Tatsadien  für  sich.  Bieten  sie  deshalb  aber  auch  die 
Bechtfertigung  der  italienischen  Lehre? 

Keineswegs.  Die  italienischen  Gelehrten  haben  die  Frage  nur  ver- 
schoben. Selbst  wenn  alle  Staaten  nach  dem  Nationalitätsprinzip  aufgebaut 
wären,  so  bestände  doch  wieder  zwischen  diesen  rein  wissenschaftlich  zu- 
sammengesetzten Staaten  eine  internationale  Gemeinschaft  und  diese  un- 
vermeidliche Gemeinschaft  würde  mit  den  ihr  zu  Grunde  liegenden  Wechsel- 
beziehungen die  „schöpferische  Ursache^  des  Volkerrechts  sein. 

Der  Wunsch  der  italienischen  Schule  geht  dahin,  dass  die  Staaten, 
statt  wie  noch  heutzutage  das  Ergebnis  geschichtlicher  Vorgänge  und 
mehrhundertjähriger  Überlieferungen  zu  sein,  der  jeweiligen  Nationalität 
entsprechen  sollten.  Aber  auch  bei  einer  Verwirklichung  dieser  Hoffnungen 
hätte  das  Völkerrecht  nicht  etwa  diese  „nationalen^  Staaten  zur  Grund- 
lage, sondern  vielmehr  die  Gemeinschaft,  die  diese  Staaten  miteinander 
verbindet. 

Die  Beziehungen  zwischen  diesen  Staaten  würden  denselben  Charakter 
haben.  Die  Staaten  wären,  wie  die  jetzigen,  in  wirtschaftlicher  und 
geistiger  Hinsicht  stets  voneinander  abhängig  und  in  politischer  Beziehung 
immer  unabhängig  und  gleichberechtigt. 

32.  —  Das  sogenannte  Nationalitätsprinzip  ist  also  nicht  die  Grund- 
lage des  Völkerrechts.  Kann  es  der  Politik  als  Richtschnur  dienen? 
Müssen  die  Staatsregierungen  ihr  Verhalten  danach  bemessen? 

F.  von  Härtens,  von  Holtzendorff  und  Pradier-FodÄr*  ver- 
werfen das  Nationalitätssystem.  Es  ist  auch  von  Thiers  in  der  fran- 
zösischen Eanmier,  in  der  Sitzung  vom  14.  März  1867,  in  beredter  Weise 
bekämpft  worden.^) 

Padeletti  ist  anderer  Ansicht  als  seine  Landsleute.  „Die  Lehre 
unserer  Publizisten  über  diese  Frage  —  so  sagt  er  —  leidet,  abgesehen 
davon,  dass  sie  keineswegs  einheitlich  und  allgemein  anerkannt  ist,  fast 
auf  Schritt  und  Tritt  an  mangelnder  Klarheit,  Genauigkeit  und  Be- 
stimmtheit; auch  führt  sie  in  ihren  letzten  Schlussfolgerungen  fast  nie 
zu  wirklich  brauchbaren  Ergebnissen.  Ich  kann  es  mir  ersparen,  an  der 
Hand  von  Beispielen  ausznfllhren,  wie  die  rücksichtslose  Durchführung 
des  Nationalitätsprinzipe  ganz  Europa  in  Unruhe  versetzen  und  die  be- 
stehende Ordnung  und  die  geschichtliche  Entwicklung,  die  denn  doch 
nicht  überall  und  stets  das  Werk  des  Zufalles,  der  Laune  und  der  Diplo- 
matie ist,  für  inuner  in  ihren  Grundfesten  erschüttern  würde.  Es  ist 
unnötig  daran  zu  erinnern,  dass  Staaten  wie  Belgien,  die  Schweiz  u.  s.  w., 
ihre  Daseinsberechtigung  verlieren  würden  und,  dass  alles  auf  die  Bildung 
von  drei  oder  vier  ungeheure  Staatskörper  abzielen  müsste.  Der  folge- 
richtige Schluss  des  gedachten  Grundsatzes  wäre  die  Aufrichtung  des 
Pangermanismus  und  des  Panslavismus.^*)    Oder  im  Gegenteil,  je  nach- 

1)  Y.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  1  (11;  Le  principe  des  nationalites  etc. 
R.D.I.,tn  p.  92.  —  Härtens,  Volkerrecht,  Bd.  I  S.  147  fr.  —  Pradier-Fodire, 
Traite  de  Droit  intern,  public,  1885  t  I  No.  55  et  s. 

2)  Padeletti,  L'ALsace  et  la  Lorraine  et  le  Droit  des  gens,  R.  D.  I.,  t.  HI,  pp. 
465  et  s. 
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dem  man  den  Grundsatz  zu  verstehen  und  anzuwenden  Imlieben  würde, 
die  Scbaffung  einer  Anzahl  kleiner  ohnmächtiger  und  händelsfiehtiger 
Staaten.  Man  denke  nur  an  die  Zusammensetzung  von  österrekh-üngam 
oder  an  die  Balkanhalbinsel,  i) 

23.  —  D.  —  Das  Völkerrecht  kann  ebensowenig  in  d^oi  Politischen 
Gleichgewichte  der  StaatMi  seine  Grundlage  finden.  Das  politische 
Gleichgewicht,  das  in  der  Gleichwertigkeit  der  Kräfte  der  grossen  Staaten 
besteht,  ein  Ideal,  das  die  europäische  Diplomatie  seit  dem  westiälischen 
Frieden  (1648)  durch  Abtretungen^  Erweiterung^  und  Zerstackelnngen 
Yon  Gebieten,  durch  Bündnisverträge,  Koalitionen  und  dergleichen  zu 
erreichen  strebte,  kann  zur  Erhaltung  des  aUgemtinm  Friedens  wesentlich 
bditragm,  es  vermag  auch  die  Achtung  vor  gewissen  Grundsätzen  zu 
stärken  und  die  Befolgung  gewisser  Bechtsregeln  zu  sichern.  —  Die  Not- 
wendigkeit eines  solchen  Gleichgewichts  kann  bei  iem  Mangel  einer  über 
den  Staaten  stehenden  Gewalt  sogar  als  geboten  erscheinen.  —  Wenn 
aber  das  Gleichgewicht  zu  den  Mitteln  der  Geltendmachung  des  Völkerrechts 
gezählt  werden  kann,  so  kam  es  keineswegs  lüs  dessen  Grundlage  gelten.') 

24.  —  E.  —  „Der  rechtlichen  Notwendigkeit  kosmopolitischer  Gemein- 
schaft wird  genügt,  wenn  jeder  Staat  ....  sich  soweit  selbst  beschränkt, 
dass  die  MögUcbkeit  der  freien  Selbstbestimmung  aller  andern  Staaten 
gewahrt  bleibt  und  dasjenige  von  jedem  geleistet  wird,  was  zur  Aufrecht- 
erhaltung  dauernder  Gemeinschaftsverhältnisse  schlechthin  unentbehrlich 
erscheint.*^ 

„Dem  Grundsatze  nationaler  Freiheit  und  Selbständigkeit  wird  genügt, 
wenn  die  jeweilig  physisch  überlegenen  Kräfte  einer  Staatenmehrh^it 
darauf  verzichten,  das  Gemeinschaftsinteresse  gegen  einzelne  Staaten  bis 
zu  dem  Masse  zu  erzwingen,  dass  die  innere  Freiheit  derselben  dadurch 
aufgehoben  werd^  miisste.^^) 

Das  Völkerrecht  erstrebt  sonach  die  Ausgleichung  in  der  tatsächlich 
gegebenen  Wechselwirkung  zwischen  den  K^ten  und  Prinzipien  ^er- 
seits  der  Nationalität  und  anderseits  des  Kosmopolitismus.  Keiner  der 
beiden  Grundsätze  darf  den  andern  verdrängen,  oder  ihn  in  seiner  Ent- 
wicklung hindern. 

Jeder  einzelne  Staat  muss  sich  in  Gemässheit  seiner  eigentümlichen 
historischen  Anlage,  unbehindert  durch  störende  Eingriffe  von  aussen  her, 
frei  im  Innern  entwickeln  können.  —  Auf  der  andern  Seite  muss  aber 
auch  die  Eigenmacht  des  Staates  wiederum  soweit  beschränkt:  werden, 
als  der  Dienst  der  Menschheit,  der  dem  Staate  obliegt,  auf  dem  Gebiete 
des  internationalen  Verkehres  erfordert. 

1)  [S.  über  das  Nationalit&tsprinzip  ausser  den  in  den  vorhergehenden  An- 
merkungenangeführten Schriften :  De  Roquette-Buisson,  Du  principe desnationalites, 
lSd5  (diese  Schrift  enthält  ein  ziemlich  erschöpfendes  LiterotiDrTQrxeichnis  &ber  diese 
Frage)  --  Danewski,  L'^uilibre  politiaue,  la  legitimit^  et  le  principe  des  naüo- 
nalites,  1882. —  De  Stieglitz,  De l%quilibre politiqae,  du  legitimisme  et  du  principe 
des  nationaütes,  1893—97,  t.  II  et  III.  —  Djuvara,  La  latte  des  nationalltes.  Hon- 
grois  et  Roumains,  R.  D.  J.  P.,  t  n,  pp.  5  et  s.  —  Fiore,  Delle  aggregazionl  legittime 
secondo  ü  Diritto  intemazionale,  1879.  —  Gasparotto,  H  principio  dl  nasionalitä» 
1898.  —  Moris,  De  la  lucha  per  las  Nacionalidades«  1887.  —  Palma,  Del  principio 
di  Nazionalita,  1867.  —  S.  auch  No.  198,  Anm.] 

2)  [Abril  y  Ochoa,  La  teoria  del  eqnilibrio,  1896.  —  Cristoianetti,Teoriadell' 
eqnilibrio  politico,  1890.  —  Danewski,  op.  cit.  —  De  Stieglitz,  op.  cit.  t  I.  — 
Carnazza-Amari,  Snll'  eqnilibrio  politico  degli  Stati.  —  Nys,  Theorie  de  requi- 
libre  enrop^D,  R.  D.  L,  t.  XXV,  pp.  84  et  s]  <-  Donnadieu,  La  Morie  de  rEgjuiUbrCy 
1900,  —  Nys^  Les  th^ories  pMigues  et  le  dtoit  intematUmai  en  France  JH$^*au 
IS '  Mt^ele   189& 

B)\.  HoltzeDdorff,  Handbuch,  Bd.  I  §  12  S.  10. 
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25.  —  Zweck  und  Ziel  des  Völkerrechts  besteht  darin,  die  allgraieinen 
und  gemeinsamen  Fragen,  die  die  gesitteten  Nationen  berühren,  za  regeln, 
die  Prdheit  nnd  die  Unabhängigkeit  jedes  Staates  zn  jL^^währleisten,  eine 
Rechtsordnnng  anfzusteUen,  die  die  friedliche  Entwicklung  der  einzelnen 
Länder  unter  yölliger  Wahning  ihrer  nationalen  Interessen  sichert  und 
endlich  den  Verletzungen  sittlicher  Verpflichtungen,  die  humanitären  An- 
schaonngen  entspringen,  entgegenzutreten.^) 


n. 

Einwendungen  gegen  das  Bestehen  des  VöUcerreohts.'*') 

26.  —  Gibt  es  üb^haupt  ein  Völkerrecht?  Manche  Schriftsteller 
bestreiten  es.^  Das  Becht,  so  sagen  sLt^  setzt  eine  organisierte  höchste 
Autorität  ycHraos,  die  das  Becht  schafft  und  die  das  Nebeneinandarwirken 
dreier  Gewalten  üai  sich  schliesst:  die  gesetzgebende  Gewalt,  die  die 
Beditssätze  anfeostellen  hat;  die  richtende  Gewalt,  die  diese  Beehts- 
Sätze  a^  die  einzelnen  besonderen  F&lle  anwenden  mnss  und  die  voll- 
ziehende Gewalt,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  erlassenen  Entscheidungen 
zu  vollstrecken.  Keine  derartige,  oder  auch  nur  ähnliche  Organisation 
besteht  aber  —  so  ftthren  sie  aus  —  zwisehen  unabhängigen  und  gleich- 
massig  souveränen  Staaten. 

Sie  fassen  diesen  Einwand  auch  in  die  knappe  Formel:  „Kein  €^etz- 
bueh,  kein  Gericht  und  keine  VoUstreckungsb^örde.^' 

Es  mangelt  an  einem  Gesetzgeber,  an  einer  gemeinsamen  höchsten 
Gewalt,  die  mit  der  Vollmacht  ausgerüstet  wäre,  Becht  zu  setzen  und 
die  Grenzen  der  Bechte  und  den  Umfang  der  Fachten  zu  bestimmen. 
Zwar  konnte  sich  zwischen  den  einzelnen  Staaten  Gebränche  entwickeln, 
es  konnten  Verträge  geschlossen  und  mehr  oder  weniger  regelmässige 
Verkehrsbeziehungen  angeknüpft  werden;  aber  diese  (Jebräadie,  diese 
Verträge  und  diese  Beziehungen  können  nicht  als  ein  Becht  im  eigent- 
lichen Sinne  angesehen  werden. 

Es  gibt  kein  anderes  Zwangsmittel,  als  den  Krieg.  Wenn  ein  Staat 
imter  Uissbranch  seiner  Gewalt  oder  seiner  Machtstellung  das  Becht  eines 
andern  Staates  verletzt,  oder  wenn  er  diesem  gegenüber  einen  Bechtssatz, 
an  den  er  vertraglich  gebunden  ist,  missachtet,  so  steht  dem  geschädigten 
Staate  keine  andere  Hilfe  zu  Gebote,  als  zum  Kriege  zu  schreiten,  um 
hierdurch  seinen  Gegner  zur  Genugtuung  oder  zur  I^rflUlung  seiner  Ver- 
pflichtungen zu  zwingen.  Welche  Mühseligkeiten  und  Gefahren  sind  aber 
nit  einem  solchen  Zwangsmittel  verbunden!  Das  Becht  im  Bereiche  der 
internationalen  Verhältnisse  ist  im  Grunde  genommen  nichts  weiteres,  als 
der  willkttrliche  und  eigenmächtige  Wille  des  Stärkeren. 


1)  Y.  HoltzeQdorff,  Elements,  §  1  p-  8  und  9. 

2)  Wheaton,  Elements  du  droit  intern.,  5  ed.  ch  I. 

*}  Blaekitcne,  Conmentaries  on  ^  Lam  of  England,  Budi  IV  Kap.  5.  WuMg 
ßr  die  endubhe  Anffammuf.  —  Dakn,  Die  Vemmft  im  BedUj  18T9;  *—  von  Ihering, 
Der  2SiiMi  im  Becht,  Bd.  I  8.  320  f.  —  Merkel,  EecManarm  und  euijjektioee  Beeht  im 
OmünO»  ZätKhrift,  Bd.  VI  B67ff.  —  Thcn,  Beehtenarm  und  mbjMi/ifea  BecHU,  1678,  — 
Dendbe,  Der  BeektAegriff  in  GrUnhutt  Zeittefirift,  Bd.  VII  8.  254.  —  Ä.  Zorn,  VoOcer- 
rtdU,  1903  §  2.  —  Savigny,  8y$km  des  heiOigm  Becktn,  Bd.  I  §  11.  —  Pfenninger, 
DtrBeckUibegriffundeeine  Anwendung  auf  das  Voücerrecht,  ArdUvf  ^enü.  Bern,  Bd.  XVII. 
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Das  Recht  eines  Staates  gilt  nur  durch  die  Gewalt,  die  ihm  zur 
Seite  steht. 

Lehrt  uns  doch  die  Geschichte  aller  Zeiten,  dass  die  stärksten  und 
mächtigsten  Staaten  sich  zur  Durchsetzung  ihrer  politischen  Gelttste  auf 
selbstersonnene,  angebliche  Bechtssätze  berufen,  die  sie  schwächeren 
Staaten  mit  Gewalt  aufzwingen.^) 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  der  Mangel  einer  gesetzgebenden,  richtenden 
und  vollziehenden  Gewalt  die  praktische  Bedeutung  des  Völkerrechts 
mindert.  Es  wäre  töricht,  wollte  man  zu  verhehlen  suchen,  dass  es  zur 
Zeit  noch  an  gesetzlichen  Mitteln  fehlt,  die  den  völkerrechtlichen  Regeln 
Achtung  sichern.  Trotzdem  dttrfen  die  erhobenen  Einwendungen  einen 
Juristen  nicht  zurückschrecken.    Ihre  Widerlegung  fällt  nicht  schwer. 

27.  —  Erster  Einwand.  Es  gibt  kein  internationales  Gesetz,  das  die 
wechselseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Staaten  beherrscht.  Es  gibt 
kein  internationales  Gesetzbuch;  mithin  auch  kein  Recht. 

Hierin  liegt  eine  Verwechslung  zwischen  Recht  und  Gesetz.  Das 
Wort  Gesetz  kommt  in  verschiedener  Bedeutung  vor.  Nimmt  man  es  im 
Sinne  einer  durch  die  höchste  Gewalt  verkttndeten  Rechtssatzung,  so  gibt 
es  allerdings  kein  internationales  Gesetz.  Aber  das  Gesetz  in  diesem 
Sinne  schafft  nicht  Recht;  es  ist  nur  die  Offenbarung  des  Rechts.  Weit 
davon  entfernt.  Recht  zu  erzeugen,  setzt  es  solches  vielmehr  voraus. 
Das  bereits  vorhandene  Recht  ruft  das  Bedürfnis  nach  einer  amtlichen 
Niederlegung  des  Rechtes  wach. 

Bei  allen  Völkern  war  das  bürgerliche  Recht,  wie  das  Strafrecht, 
das  Privatrecht,  wie  das  öffentliche  Recht  ursprünglich  Gewohnheitsrecht. 
Beim  Beginne  jeder  Gesetzgebung,  wo  es  noch  an  Gesetzbüchern  und 
amtlich  verkündeten  Formeln  fehlt,  gibt  es  doch  schon  Rechtssätze,  sog. 
regulae.  —  Sitten  und  Gebräuche  haben  positive  Rechtssätze  gezeitigt. 
—  Die  Gewohnheit  ist  eine  der  fruchtbarsten  Quellen  des  römischen, 
französischen,  englischen  und  deutschen  Privatrechts  gewesen.  —  Manche 
Rechte  sind  heute  noch  zum  Teil  Ghewohnheitsrechte.  —  Der  Mangel  an 
geschriebenen  und  verkündeten  Gesetzen  lässt  also  nicht  auf  das  Nicht- 
bestehen eines  Völkerrechtes  schliessen.  Das  Völkerrecht  wird  dadurch 
nur  weniger  bestimmt  und  weniger  sicher. 

28.  —  Zweiter  Einwand.  Es  gibt  keine  oberste  Gewalt,  keinen 
Richter  und  kein  Gericht.  Eine  Regel  aber,  die  ihre  Sanktion  nicht  in 
einem  Richterspruche  finden  kann,  entbehrt  der  Rechtswirksamkeit.  Es 
ist  gerade  so,  als  ob  sie  nicht  bestünde. 

Hierauf  ist  zu  erwidern,  dass  das  Recht  zeitlich  vor  dem  Richter, 
vor  der  Ausgestaltung  der  Staatsgewalten  vorhanden  ist.  Der  Richter 
schafft  nicht  Recht;  er  bringt  es  nur  zur  Anwendung.  Die  Organisation 
des  Gerichtswesens  ist  also  keine  wesentliche  Bedingung  für  das  Bestehen 
eines  Rechts. 

Im  Bereiche  des  bürgerlichen  Rechts  wickeln  sich  die  meisten  Rechts- 
beziehungen ohne  Einmischung  der  Gerichte  ab.  Die  Möglichkeit  der 
Zwangsmittel  genügt  oft,  um  die  Achtung  vor  erworbenen  Rechten  und 
die  Verwirklichung  von  vertraglichen  Verbindlichkeiten  zu  sichern.  — 
Ebenso  werden  seit  Jahrhunderten  völkerrechtliche  Verpflichtungen  im 
HinbUck  auf  die  Wechselfälle  und  die  möglichen  Gefahren  eines  Krieges 
erfllllt.*) 

Wenn  auch  ein  gemeinsamer  internationaler  Gerichtshof  nicht  vor- 

1)  Pasquale  Flore,  Le  Droit  int.  codifie,  Introduction  No.  73. 

2)  V.  Holtzendorff  op.  cit.,  Bd.  I  §  7. 
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banden  ist,  so  darf  man  hieraus  doch  nicht  folgern,  dass  völkerrechtliche 
Regeln  einer  richterlichen  Nachprüfung  durchaus  entzogen  wären.  Eine 
ziemlich  grosse  Zahl  solcher  Begeln  wird  von  den  Gerichten  der  einzelnen 
Länder  angewendet,  weil  sie  im  Verlaufe  von  zivil-  oder  strafrechtlichen 
Prozessen  zur  Sprache  kommen.  Derartige  richterliche  Erkenntnisse  sind 
in  Frankreich  und  in  anderen  zivilisierten  Ländern  ziemlich  häufig.  — 
Aber  auch  die  Prisengerichte,  die  doch  lediglich  nationale,  innerstaatiiche 
Gferichte  sind,  mtlssen  sich  von  den  Regeln  des  Seekriegsrechts  leiten 
lassen.  Und  endlich  müssen  auch  die  Grundsätze  des  Völkerrechts  bei 
den  Sprüchen  der  Schiedsgerichte,  die  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts ziemlich  oft  von  den  Staaten  angerufen  worden  sind,  mass- 
gebend sein. 

29.  —  Dritter  Einwand.  Es  gibt  keine  öffentliche  Gewalt,  die  zu 
dem  Zwecke  organisiert  wäre,  um  dem  Völkerrechte  Achtung  zu  ver- 
schaffen. Der  Krieg  ist  die  einzigste  Sanktion  dieses  vermeintlichen 
Rechts.  Aber  der  Krieg  ist  doch  eine  eigenartige  Sanktion,  bringt  er 
doch  ofl  die  gerechteste  Sache  zu  Fall! 

Es  ist  nicht  richtig,  dass  der  Krieg  die  Sanktion  des  Völkerrechts 
sei.  Weit  davon  entfernt.  „Die  Staaten  greifen  zu  den  V^affen,  weil  sie 
sich  weder  über  die  Natur  ihrer  Rechte  noch  über  die  Art  und  Weise, 
ihre  Ansprüche  zur  Geltung  zu  bringen,  verständigen:  sie  verhelfen  sich 
selbst  zum  Becht;  darin  liegt  aber  cUe  Verneinung  jeder  Gerechtigkeit. ''^) 
Der  Krieg  kann  also  nicht  die  Sanktion  des  Völkerrechts  (im  rechtlichen 
Sinne  des  Wortes)  sein. 

Der  Krieg  ist  nur  die  moralische  Sanktion;  er  wirkt  durch  die 
Forcht  vor  seinen  unberechenbaren  Folgen.  Neben  ihm  gibt  es  aber  noch 
eine  Beihe  anderer  moralischer  Sanktionen,  die  ihren  Einfluss  bald  in 
stärkerer,  bald  in  schwächerer  Weise  geltend  machen.  Die  Wamungen* 
anderer  Staaten,  die  guten  Dienste  befreundeter  Mächte,  die  Äusserungen 
des  diplomatischen  Körpers,  die  Drohungen  der  Grossmächte,  die  laute 
nnd  starke  Stimme  der  öffentlichen  Meinung,  alles  dies  sind  Kundgebungen 
über  das  Becht  oder  das  Unrecht  erhobener  Ansprüche  oder  bereits  vor- 
genommener Handlungen.*)  Zahlreiche  Beispiele  haben  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  gezeigt,  welche  Wirkung  diese  verschiedenen  Kund- 
gebungen hervorbringen  können. 

Gewiss  war  ihr  Einfluss  nicht  immer  stark  genug,  um  unbillige 
Streitigkeiten  zu  verhüten,  ehrgeizige  Anschläge  zu  durchkreuzen  und 
mchlosen  Raubzügen  halt  zu  gebieten.  Aber  sichert  etwa  das  Bestehen 
von  Zivil-  und  Strafgerichten  stets  eine  gewissenhafte  Abwägung  der 
Rechte  und  eine  vollständige  Genugtuung  für  erlittene  Kränkungen? 

Selbst  der  stärkste  Staat  vermag  nicht  immer  seinen  Gelüsten  und 
Begehrlichkeiten  freien  Lauf  zu  lassen.  Jede  Nation  weiss  gegenwärtig, 
dass  sie  bei  willkürlicher  Verletzung  allgemein  anerkannter  Völkerrechts- 
grandsätze der  gegnerischen  Machtvereinignng  grosser  Staaten  nicht  stand- 
halten könnte.  —  Die  öffentliche  Meinung,  diese  unsichtbare,  aber  nicht 
zu  miterschätzende  Macht,  übt  unstreitig  einen  Einfluss  auf  das  Verhalten 
der  Regierungen  aus.  Hat  ein  Staat  eine  Bechtsvorschrift  missachtet, 
so  bemüht  er  sich  alsbald,  sein  Vergehen  vor  den  Augen  der  Welt  zu 
rechtfertigen.  Liefert  nicht  das  Verhalten  der  deutschen  Begierung  in 
dem  Schnaebele  Fall  (April  1887)  und  das  der  italienischen  Begierung 


1)  Fanck-Brentano  et  Sorel,  Pröcis  du  droit  des  gens.  1877,  Introduction  p.  7. 

2)  Blantschli,  Völkerrecht,  S.  9. 
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in  der  Angelegenheit  der  Florentiner  Arcbiye  einen  scUagenden  Beweü 
hierfür? 

Die  Bündnisse  der  Neutralen  in  den  Jahren  1780  und  1800  zwaagea 
England  von  seinen  masslosen  Ansprüchen  abzustehen. 

Man  darf  aber  audi  nicht  ausser  acht  lassen,  dass  der  normale 
Zustand  der  Völker  der  Friede  ist.  In  Friedenszeiten  beherrscht  aber 
keineswegs  die  Gewalt  den  Verkehr  zwischen  den  Staate,  sondern  Recht 
und  Gerechtigkeit  schützt  und  schirmt  deren  friedliche  Beziehungen,  und 
die  kleinsten  und  schwächsten  Staate  haben  dieselben  Rechte  und  Pflichten 
wie  die  grössten  und  stärksten  Mächte. 

Unrichtig  wäre  es,  ans  der  Möglichkeit  des  Krieges  auf  das  Nioht 
bestehen  des  Rechts  zu  schliessen.  —  Niemand  bezweifelt  die  Rechtskraft 
Yon  Staatsverfsussungen.  Und  doch  wie  viele  Verfassungen,  die  mit  der 
peinlichsten  Sorgfalt  ausgearbeitet  worden  waren,  sind  durch  Revolutionen 
umgestossen  und  gebrochen  worden.  Man  denke  nur  an  den  amerikanischen 
Bürgerkrieg. 

Der  Mangel  einer  Zwangsgewalt  schliesst  also  nicht  den  Mangeides 
Rechts  in  sich.  Rolin-Jaequemyns  sagt  treffend:  „Die  grössere  oder 
geringere  Wirksamkeit  des  Rechts,  die  Art  und  Beschaffenheit  sein^ 
Sanktion  und  das  Dasein  des  Rechts  sind  ganz  verschiedene  Fragen.^) 

30.  —  Das  Dasein  eines  Vttlkerrechts  wird  von  den  mit  der  Leitung 
der  Staaten  betrauten  Regierungen  anerkannt.  Die  grossen  europäischen 
Kongresse  haben  häufig  die  verpflichtende  Kraft  des  Vttlkerrechts  aus 
drücklich  und  feierlich  bestätigt  und  verkündet.  So  z.  B.  verpflichteten 
sich  die  Fürsten  auf  dem  Aachener  Kongresse  durch  die  Deklaration  vom 
15.  November  1818:  „sich  im  Verketiür  untereinander  und  mit  andern 
Staaten  stets  von  den  Prinzipien  des  Völkerrechts  leiten  zu  lassen^'. 

Durch  Artikel  7  des  Pariser  Vertrages  vom  30.  März  1856  wird  die 
Hohe  Pforte  für  „teilhaftig  der  Vorteile  des  öffentlichen  Rechts  und  des 
Europäischen  Staaten-Konzerts"  erklärt.  —  In  der  Pariser  Deklaration 
vom  16.  April  1856  bestätigen  die  Bevollmächtigten  das  Bestehen  eines 
„Seerechts  in  Kriegszeiten^  und  „suchen  feststehende  Grundsätze  hierüber 
in  die  völkerrechtlichen  Beziehungen  einzutühren". 

Der  zwischen  den  Verein.  Staaten  und  England  in  der  Alabama-Aii- 
gelegenheit  am  8.  Mai  1871  abgeschlossene  Vertrag  bestimmt,  dass  die 
Schiedsrichter  sich  nach  den  „Grundsätzen  des  Völker  rechts""  leiten  lassen 
sollen  (Art.  6).  —  Das  italienische  Gesetz  vom  13.  Mai  1871,  das  soge- 
nannte Garantiegesetz,  bestimmt  in  seinem  Artikel  11,  dass  die  Vertreter 
fremder  Regierungen  bei  S.  Hlgkt.  dem  Papste  im  Gebiete  des  Königreichs 
die  herkömmlichen  völkerrechtlichen  Prärogativen  und  Immunitäten  der 
diplomatischen  Agenten  gemessen  sollen. 

Artikel  40  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  besagt,  dass 
die  serbischen  Untertanen  bis  zum  Abschlüsse  eines  Vertrages  zwischen 
der  Türkei  und  Serbien  nach  „den  allgemeinen  Grundsätzen  des  inter- 
nationalen Rechts*'  zu  behandeln  sind.  —  Der  Vertrag  zwischen  Frank- 
reich und  Chile  vom  2.  November  1882  bestimmt,  dass  die  eingesetzte 
Kommission  „nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts^  zu  entscheiden  habe. 

31.  —  Diese  Beispiele  zeigen  zur  Genüge,  dass  die  gesitteten  Staaten 
das  Bestehen  völkerrechtlicher  Regeln  anerkennen,  die  sie  zu  halten  ver- 

1)  R.  D.  T,  t  I  p.  233.  —  [Kamaro wsky,  De  Fabsence  de  saoction  en  matiere 
de  Droit  intern.,  Messager  juridique  de  Moscou,  1892  p.  75.  ~  Kebedgy,  Contribution 
k  l'etude  de  la  sanction  du  Droit  international,  R.  D.  I.t  XXIX  pp.  113  et  s.  — 
Flore,  De  la  sanction  joridique  du  Droit  intern.,  R.  D.  1. 1  XXX  pp.  5  et  9.]. 
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pflichtet  sind.  —  Wenn  einige  dieser  Regeln  noch  unbestimmt  oder  be- 
stritten sind,  wenn  ihre  Geltung  zuweilen  zurückgewiesen  wird  und  wenn 
ihre  Wirksamkeit  nicht  völlig  gesichert  ist,  so  liegt  dies  an  der  unvoll- 
kommenen Entwicklung  des  Völkerrechts.  Die  Mängel  des  Völkerrechts 
sind  gross,  aber  nicht  so  gross,  um  dessen  Bestehen  zu  bindern.  Man 
vergleiche  die  Rechtszustände  der  heutigen  Staatenwelt  mit  den  Zuständen 
der  froheren  Zeitalter  und  man  wird  der  grossen  und  segensreichen  Fort- 
schritte der  beiden  letzten  Jahrhundwte  gewahr.  Wie  viele  Handlungen 
gelten  heute  fDr  unerlaubt  und  verpönt,  die  ehedem  als  statthaft,  ja 
sogar  als  lobenswert  angesehen  wurden.^) 


m. 

Einteilung  des  Völkerrechts:  Das  theoratisohe  oder  natOriicha 
Völkerrecht  —  Das  positive  Völkerrecht  —  Die  comitas  gentium. 

32.  —  Die  Ausführungen  der  Publizisten  Über  die  Einteilung  des 
Völkerrechts  sind  zumeist  verworren  und  unklar.  Pradier-Fod6r6  gibt 
einige  Einteilungen  an,  worauf  wir  hier  nur  verweisen  wollen.  Wir  sind 
mit  ihm  der  Ansicht,  dass  die  Grotianische  Schule  die  zeitgenössische 
Lehre  noch  immer  beherrscht.  3)  Die  von  dem  grossen  holländischen  Pu- 
blizisten aufgestellte  Einteilung  ist  die  einfachste,  klarste  und  genaueste. 

Das  Völkerrecht  zerfällt  in  zwei  Teile:  in  das  theoretische  oder 
natürliche  (rationelle)  Recht  und  in  das  positive  oder  willkarliche 
Recht. 

33.  —  I.  —  Aus  der  schöpferischen  Ursache  und  der  Grundlage  des 
Völkerrechts  leitet  die  menschliche  Vernunft  im  Wege  notwendiger  Schluss- 
folgerung urspröDgliche,  allgemeine,  absolute  Regeln  ab,  ohne  die  das 
Dasein  der  Staaten,  ihre  Souveränität,  ihre  politische  Unabhängigkeit  und 
ihr  Anspruch  auf  Gleichberechtigung  verkannt  und  verletzt  werden  wtirde. 
Beispiele:  Die  Befbgnis,  im  eigenen  Lande,  ohne  Zustimmung  anderer 
Staaten,  die  Handelsfreiheit  zu  verkünden;  das  Recht,  während  des  Krieges 
zwischen  andern  Staaten  Frieden  zu  halten,  aber  mit  der  entsprechenden 
Verpflichtung,  keine  der  beiden  Kriegsparteien  zu  begünstigen;  die  Pflicht 
der  Kriegspai'teien,  die  Handelsfreiheit  der  Neutralen  zu  achten;  die  Unter- 
lassung jeder  Einmischung  in  die  inneren  Angelegenheiten  eines  andern 
Staates;  die  Unverletzlichkeit  der  Vertreter  fremder  Staaten;  die  Frei- 
heit Verträge  abzuschUessen;  die  Achtung  vor  abgeschlossenen  Verträgen, 
n.  dergl. 

Me  Vernunft  an  sich  —  ganz  abgesehen  von  jeder  Gewohnheit  — 
schafft  und  bildet  diese  ursprünglichen,  grundlegenden  Rechtssätze. 

Daher  stanmien  die  mannigfachen  Bezeichnungen,  die  die  verschiedenen 
Schriftsteller  diesem  Teile  der  Völkerrechtswissenschaft  gegeben  haben, 
wie  ursprüngliches,  notwendiges,  absolutes,  natürliches,  ver- 
nünftiges, rationelles  und  theoretisches  Recht.  —  Das  Vemunftrecht 
ist  die  Wissenschaft,  die  auf  der  reinen  Theorie  aufgebaut  ist. 

Dieser  Rechtszweig  ist  beschränkt;  seine  Vorschriften  sind  vor  allem 
negativer  Art.  Sie  gebieten  häufiger  ein  Unterlassen,  als  ein  Tun.  Sie 
wurzeln   in    den  Hauptgrundsätzen,   niemand   zu   schaden,    die  Freiheit 


1)  Bluntschli,  VSlkerrecht,  Einleitung.    S.  11. 

2}  Pradier-Fodire,  Trait^  de  I>r.  intern,  public,    1 1,  Nro  14  et  s. 
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anderer  nicht  zu  stören  nnd  die  Unabhängigkeit  und  die  Ehre  anderer 
zu  achten. 

34.  —  II.  —  Die  Entwicklung  des  Verkehrs  zwischen  den  Staaten 
untereinander  und  zwischen  deren  Untertanen,  die  dank  der  wissenschaft- 
lichen Erfindungen  und  der  Zunahme  der  gewerblichen  Tätigkeit  begünstigt 
wurde  und  wuchs,  veranlasste  das  Entstehen  von  zufälligen,  ver- 
änderlichen  und  weniger  wesentlichen  Bechten  und  Pflichten,  die 
durch  internationale  Gewohnheiten  begründet  oder  durch  Abkommen  nnd 
Verträge  geregelt  wurden.  Ihr  Inbegriff  bildet  das  willkürliche  oder 
positive  Völkerrecht,  das  seinerseits  in  Vertragsrecht  und  in  Gre- 
wohnheits-  oder  nicht  geschriebenes  Recht  zerfällt. 

35.  —  m.  —  Das  positive  Völkerrecht  weicht  häufig  von  dem  theo- 
retischen Bechte  ab.  Das  erstere  berücksichtigt,  billigt  und  regelt  bis- 
weilen Verhältnisse,  die  das  theoretische  Becht  zurückweist  und  verwirft. 
Interessen  und  Leidenschaften  haben  allzu  oft  eine  Übung  eingeführt  und 
zugelassen,  die  den  Geboten  strenger  Gerechtigkeit  zuwiderläuft.  —  Aber 
auch  diese  Lbnng  ändert  sich  wieder  je  nach  den  ZeiÜäuften  und  je  nach 
den  Wandlungen,  denen  Interessen  und  Leidenschaften  durch  Vorgänge 
im  Völkerleben  oder  durch  wissenschaftliche  Entdeckungen  unterworfen 
sind.  —  Das  positive  Völkerrecht  ist  in  einem  Zustande  dauernder  Ent- 
wicklung und  steter  Umgestaltung  begriffen.  Niemals  gelangt  es  zu  einem 
dogmatisch  vollendeten  Abschlüsse,  der  bestimmt  wäre,  in  der  Gegenwart 
und  in  der  Zukunft  in  Geltung  zu  bleiben. 

Die  Grundsätze  des  natürlichen  oder  theoretischen  Völkerrechts  bilden 
den  erforderlichen  Prüfstein  für  den  eigentlichen  Wert  der  Begeln  des 
positiven  Bechts.  Sie  geben  die  Mittel  an  die  Hand,  um  erworbene  Fort- 
schritte zu  erhalten,  Lücken  auszufüllen,  Verbesserungen  anzubahnen  und 
Abänderungen  zu  rechtfertigen.  „Das  theoretische  Völkerrecht  ist  so 
notwendig,  dass,  wenn  die  Völker  nur  auf  die  Verpflichtungen  beschränkt 
würden,  die  dem  Herkommen  entspringen  oder  die  auf  ausdrücklichen 
Staatsverträgen  beruhen,  sie  bald  wieder  den  ursprünglichen  Trieben 
nationaler  Selbstsucht  Baum  geben  würden.  Schweigt  die  Vernunft,  so 
ändern  sich  auch  die  Anschauungen  über  die  Moral  im  Völkerverkehre, 
gesunde  Gebräuche  entarten  und  die  Boheit  früherer  Zeitalter  gelangt 
wieder  zur  Herrschaft."  i) 

36.  —  IV.  —  Wenn  die  Gesetze  im  Bereiche  der  Politik  und  der  Sitt- 
lichkeit ebenso  allgemein,  gewiss  und  absolut  sind,  wie  die  Naturgesetze 
des  Weltalls,  so  können  sie  doch,  geradeso  wie  diese,  nur  unvollkommen 
verstanden  und  teilweise,  ja  sogar  völlig  verkannt  werden.  Daher  ändert 
sich  der  Begriff  des  natürlichen  oder  theoretischen  Bechts  mit  den  Zeiten 
und  mit  der  Kulturstufe  der  Völker.  Er  folgt  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung der  Staaten.  Er  unterliegt  dem  Einflüsse  philosophischer  Systeme, 
dem  der  Sitten,  Anschauungen  und  Gesinnungen.  —  Er  ist  nicht  unwandel- 
bar; das  natürliche  Becht  der  Gegenwart  ist  von  dem  des  16.  oder  17.  Jahr- 
hunderts sehr  verschieden,  man  braucht  sich  nur  an  Grotius  zu  erinnern, 
um  dies  einzusehen. 

Der  Begriff  ist  auch  nicht  universell.  Der  Europäer,  der  Chinese, 
der  Christ  und  der  Muselmann  haben  nicht  das  nämliche  Bechtsbewusst- 
sein.  „Das  philosophische  Völkerrecht  bedeutet  nicht  ein  abstraktes,  die 
gesamte  Menschheit  ergreifendes  System  internationaler  Bechtsregeln, 
sondern  vielmehr  einen  relativen,  geschichtsphilosophisch  gefundenen,  der 


1)  Pradier-Fodere,  Trait^  de  Droit  intero.  pnbUc,  1 1,  p.  25. 
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denkbar  höchsten  £altarstnfe  bestimmter  Zeiträume  und  der  jeweiligen 
Gesittung  der  leitenden  Nationen  angemessenen  Massstab  wissenschaft- 
licher Beurteilung,  nach  welchem  sich  die  Wertbestimmung  des  yorhandenen 
praktisch  geltenden  Bechtes  nnd  seine  Fortbildung  richten  muss^.O 

Da  aber  der  Begriff  des  Uieoretischen  Völkerrechts  selbst  einer  lang- 
samen und  steten  Entwicklung  unterworfen  ist,  so  darf  der  Jurist  oder 
der  Philosoph,  der  die  Verkehrabeziehungen  der  Staaten  „so,  wie  sie  sein 
sollen,  untersucht,  nicht  versäumen,  den  Charakter,  die  Sitten,  Leiden- 
schaften, Bestrebungen  und  Vorurteile,  die  gesellschaftliche  und  politische 
Verfassung  (die  Anschauungen  und  religiösen  Überzeugungen)  die  Interessen 
nnd  Hilfsquellen,  den  Handel  und  das  Gewerbe  der  Völker  zu  berttck- 
sichtigen,  um  dem,  was  ist,  die  richtige  Bedeutung  beizulegend.^) 

37.  —  Die  Anhänger  der  historischen  Schule  weisen  den  Ge- 
danken eines  natürlichen  Völkerrechts  zurück.  „Es  gibt,  so  sagen  sie, 
kein  Völkerrecht«  ausser  den  Gewohnheiten,  die  die  Nationen  beobachten, 
und  den  Verträgen,  die  die  Staaten  miteinander  eingehen".^ 

Die  eklektische  Schule  anerkennt  die  wichtige  Rolle,  die  das 
natürliche  Recht  durch  seine  Kritik  und  durch  seinen  bestimmenden  Ein- 
fluss  auf  die  Entwicklung  und  die  Fortbildung  des  positiven  Rechtes  spielt. 
„Die  Aufgabe  der  Völkerrechtswissenschaft  beginnt  —  so  bemerkt 
V.  Holtzendorff  —  Überall  mit  der  Unterscheidung  zwischen  dem  wirklich 
innerhalb  der  Gemeinschaft  rechtlich  zwar  selbständiger,  tatsächlich  aber 
voneinander  abhängiger  Staaten  geltenden  Rechte  und  dem  vom  Stand- 
punkte der  Sittlichkeit,  Gerechtigkeit,  Zweckmässigkeit  oder  Folgerichtig- 
keit zu  erstrebenden  Vernunftrecht^.^)  Der  gelehrte  Professor  hat  die 
Unterscheidungsmerkmale  und  die  Wechselbeziehungen  zwischen  dem 
positiven  und  dem  theoretischen  Rechte  in  den  §§  6,  7,  8  und  9  seiner 
Einleitung  in  das  Völkerrecht  in  geistreicher  und  meisterhafter  Weise 
zur  Darstellung  gebracht. 

38.  —  Neben  den  Rechtsnormen,  die  die  rechtlichen  Beziehungen 
zwischen  den  Staaten  beherrschen,  gibt  es  noch  andere  Verkehrsregeln, 
die  einem  Bedürfnisse  der  internationalen  Höflichkeit  entsprechen  und  die 
in  ihrer  G^esamtheit  die  comitas  gentium  (courtoisie  internationale) 
bilden.  Die  Staaten  können  in  ihrem  Verkehre  mit  auswärtigen  Mächten 
gewisse  Regeln  des  Anstands  und  des  Wohlwollens  beobachten. 

Die  Freundschaft  zwischen  Staaten  kann  auf  alten  Überlieferungen 
beruhen.  —  Der  tägliche  Verkehr  an  den  Grenzen  benachbarter  Völker 
gebietet  gegenseitige  Rücksichtnahme.  —  Höflichkeit,  feine  Umgangsformen 
und  gute  Dienste  können  im  Völkerleben  zu  Faktoren  des  politischen 
Einflusses  werden. 

Höfliches  Entgegenkommen  im  Verkehre  mit  andern  Staaten,  Förderung 
und  Besserung  der  internationalen  Beziehungen  durch  gegenseitiges  Wohl- 
wollen sowie  Kräftigung  und  Festigung  der  comitas  gentium  ist  fttr  den 
Fortschritt  des  Völkerrechts  nicht  ohne  Wert.  Gewisse  Vergünstigungen 
erlangen  die  Bedeutung  wirklicher  Rechtssätze  im  Staaten  verkehre;  z.  B. 
die  Meistbegttnstigungsklausel,  die  sich  in  den  meisten  Handelsverträgen 
findet.   —  Kein  Staat  kann  jedoch  beanspruchen,  dass  er  von  andern 


1}  ▼.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  I,  §  8,  S.  29. 
2)  Pradier-Foder^,  Tratte  de  Dr.  int  public,  t  I,  p.  26, 
8)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Precis  du  Dr.  des  gens,  p.  1. 
4)  T.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  I,  §  18,  S.  44. 
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Staaten  begttnstigt  werde.  Desgleichen  kann  kein  Staat  gehalten  sein, 
alle  andern  Staaten  mit  demselben  Wohlwollen  za  behandeln.^) 

39.  —  Die  comitas  gentium  steht  in  der  Mitte  zwischen  politischen 
Zweckmässigkeitsregeln  und  moralischen  Oeboten.  Sie  darf  nicht  mit 
diesen  letzteren  yerwechselt  werden.  —  Ebenso  wie  die  Menschen  ausser 
ihren  rechtlichen  Verbindlichkeiten  gewisse  sittliche  Pflichten  gegen- 
einander haben,  deren  ErfBllung  ausschliesslich  von  ihrem  Willen  abhängt, 
ebenso  müssen  auch  die  Staaten  neben  ihren  Bechtspflichten,  die  auf  be- 
stimmten Rechtsvorschriften  beruhen,  das  Sittengesetz,  die  Moral,  beachten. 

Dies  Gesetz  schreibt  ihnen  ein  loyales  und  wohlwollendes  Verhalten 
Yor;  es  befiehlt  ihneUi  im  Kriege  sich  gegenseitig  möglichst  wenig  zu 
schaden,  und  im  Frieden  einander  mOglictet  viel  Gutes  zu  tun. 

Die  Nationen  haben  die  sittliche  Pflicht,  nach  ihren  Säften  einander 
Hilfe  und  Beistand  zu  leisten.  Wird  ein  fremdes  Land  durch  schwere 
ünglttcksfmie  heimgesucht,  wird  seine  Bevölkerung  von  Hungersnot  be- 
droht oder  durch  Überschwemmungen  zu  gründe  gerichtet,  so  verlangt 
die  sittliche  Pflicht,  Wohltätigkeit  zu  ttben  und  der  notleidenden  Be- 
völkerung durch  Unterstützungen  und  Geldspenden  zu  helfen.  Der  Aus- 
breitung sittlicher  Ideen  verdankt  man  z.  B.  die  Genfer  Konvention  von 
1864,  betreffend  die  Fttrsorge  für  Verwundete. 

Die  Staaten,  die  einer  höheren  Gesittung  teilhaftig  sind,  müssen 
anerkennen,  dass  sie  gegenüber  den  barbarischen  Volksst&mmen  anderer 
Weltteile  sittliche  Pflichten  zu  erfüllen  haben.  —  Diesem  Bewusstsein 
sind  die  Versuche  entsprungen,  die  Sldaverei  und  den  Sklavenhandel  aus- 
zurotten, wenn  auch  kein  rechtliches  Band  zwischen  den  afrikanischen 
Völkern  und  den  Regierungen  Europas  bestand.') 


IV. 
Geltungsgebiet  des  Völkerreohis. 

40.  —  I.  —  Das  natürliche  oder  rationelle  Völkerrecht  findet  auf 
alle  Staaten  und  auf  alle  Völker  Anwendung.  Es  umfasst  und  beherrscht 
alle,  auf  welcher  Stufe  der  Gesittung  sie  auch  stehen  mögen.  —  Dies  ist 
eine  logische  Folgerung  aus  dem  Bechte  der  Staaten  auf  ein  eigenes 
Dasein;  es  ergibt  sich  dies  auch  aus  der  Natur  der  Sache  selbst.  —  Das 
natürliche  Becht  ist  verpflichtend,  weil  es  notwendig  ist.  — •  Diese  Not- 
wendigkeit drängt  sich  sämtlichen  Staaten  auf,  Die  Grundsätze  dieses 
Bechts  bilden  gewissermassen  einen  Bestandteil  ihrer  Landesgesetze.  — 
Da  das  natürliche  Becht  in  dem  Dasein  der  menschlichen  Genossenschaften 
selbst  wurzelt,  so  muss  es  in  allen  Fällen,  auch  abgesehen  von  aus- 
drücklichen oder  stillschweigenden  Vereinbarungen,  geachtet  werden.  Es 
ist  nicht  das  Erzeugnis  der  gemeinsamen  Willensübereinstimmung  der 
Staaten.  Das  natürliche  Becht  gilt  für  alle  Völker,  selbst  für  die  bar- 
barischen Volksstämme  in  Afrika.  Die  gesitteten  Staaten,  die  mit  diesen 
Horden  oder  Wilden  Verkehr  anknüpfen,  können  zwar  vorsichtig,  be- 
hutsam und  zurückhaltend  sein,  aber  sie  dürfen  ihnen  gegenüber  nicht  die 
Grundsätze  des  natürlichen  Bechts  missachten  und  verletzen.    Soweit  das 


1)  Y.  Holtzendorff,  op.  cit,  Bd.  I,  §  13. 

2)  Pasqnale  Fiore,   Le  Droit  intern,  codifl^,   Introdnction  eh.  TL,  No.  61.  ^ 
▼.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  I,  §  17. 
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Völkerrecht  auf  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  und  der  Menschlichkeit 
bendity  ist  es  zu  jeder  Zeit  und  an  allen  Orten  verpflichtend,  ganz  ab- 
gesehen von  irgend  welchem  Abkonunen  oder  Brauche.^) 

In  Wirklichkeit  haben  die  gesitteten  Staaten  allzuoft  ihre  Gewalt 
missbrancht  und  diese  Grundsätze  verletzt,  so  besonders  gegenüber  den 
Negern,  den  Indianern  und  den  Sttdseeinsnlanem,  ja  selbst  gegenüber 
Staaten  einer  andern  Kulturstufe. 

41.  —  n.  —  Das  positive  Völkerrecht  ist  in  Europa  unter  den 
Staaten  ausgebildet  worden,  deren  G^ittung  auf  dem  Boden  des  Christen- 
tums stand  und  erwuchs.  Dies  Recht  ist  auf  die  Verkehrsbeziehungen 
aller  der  Staaten  anzuwenden,  die  diese  Kulturstufe  erreicht  haben.*) 

Einige  Schriftsteller  bezeichnen  es  als  Europäisches  Völkerrecht 
und  wollen  es  nur  in  den  Staaten  Europas,  Amerikas  und  Australiens 
gelten  lassen,  die  von  Europäern  bevölkert  oder  durch  diese  kolonisiert 
worden  sind.  Kanzler  Kent  sagte  sehr  zutreffend:  „Soweit  das  Völker- 
recht mit  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  der  Wahrheit  und  der 
Menschlichkeit  im  Einklänge  steht,  ist  es  zu  allen  Zeiten  und  an  allen 
Orten  in  gleichem  Masse  verpflichtend.  Aber  die  christlichen  Völker 
Europas  und  deren  Abkömmlinge  jenseits  des  Atlantischen  Ozeans  haben 
dank  der  Überlegenheit  ihrer  Veranlagung  zu  Künsten,  zur  Wissenschaft, 
zum  Handel,  zur  Politik  und  zur  Verwaltung,  besonders  aber  durch  die 
grössere  Klarheit,  die  überzeugendere  Wahrheit  und  die  höhere  Weihe, 
die  das  Christentum  der  Sittenlehre  der  alten  Völker  aufgeprägt  hat,  eine 
Rechtsordnung  errichtet,  die  nur  ihnen  eigentflmlich  ist.  Sie  bilden  eine 
Völkergemeinde,  die  sowohl  durch  Beligion,  Gebräuche,  Sitten,  Humanität 
und  Wissenschaften,  als  auch  durch  die  gegenseitigen  Vorteile  der  Ver- 
kehrsbeziehungen, durch  die  Gewohnheit,  Bündnisse  und  Verträge  mitein- 
ander einzugehen,  sich  Gesandte  zuzusenden  und  dieselben  Schriftsteller 
und  dieselben  Lehren  des  öffentlichen  Rechts  anzuerkennen  und  in  sich 
aufzunehmen,  zusammengeschlossen  ist".^ 

Pufendorf  und  Montesquieu,  die  davon  ausgingen,  dass  der  Geist 
der  christlichen  Völker  die  ganze  Welt  umspanne,  verwarfen  jede  Be- 
schränkung und  wollten  die  Regeln,  die  sich  als  Offenbarung  dieses 
kosmopolitischen  Geistes  darstellten,  auf  alle  Völker  angewendet  wissen.  — 
J.  Stuart  Mill  sagte:  das  eui*opäische  Völkerrecht  auf  barbarische 
Völker  anwenden  wollen,  heisst  ein  Recht  schlecht  verstehen,  dessen 
Grundlage  die  Gegenseitigkeit,  d.  h.  nämlich  diejenige  praktische  Be- 
dingung ist,  die  wohl  die  zivilisierten  Nationen  ihre  gegenseitigen  Rechte 
und  Michten  zu  achten  nötigt,  in  den  Beziehungen  zu  barbarischen 
Völkerschaften  indessen  nicht  stattfindet. 

42.  —  Tatsächlich  haben  die  Staaten  Europas  und  Amerikas  selbst 
heutigen  Tages  noch  angenommen,  dass  sie  den  asiatischen  Staaten  gegen- 
über weniger  streng  verpflichtet  seien.  Bis  zum  Jahre  1856  war  die 
Türkei,  trotzdem  ihre  Hauptstadt  und  ihre  Länder  zum  teil  in  Europa 
liegen,  vom  europäischen  Konzert  ausgeschlossen.  Zwar  hatten  die 
europäischen  Staaten  schon  lange  Verträge  mit  dem  Ottomanischen  Reiche 
verembart.    Die  Pforte  empflng  Gesandte  und  beglaubigte  solche.    Sie 

1)  [Pill et  behauptet,  dass  neben  dem  eigentlichen  Völkerrechte  und  über 
diesem  ein  gemeinsames  Recht  der  Menschheit  bestünde,  R.  D.  I.  P.,  t.  I,  pp.  18 
et  8.;  IS  et  g.] 

2)  Gommentary  on  International  Law,  ^dit.  Abdy,  1866,  p.  11. 

*)  Ny$,  La  noüm  et  k  rUe  de  VSmcpe  en  ä/reÜ  mternaikeiaL,  E,  D.  L,  t  V, 
P'S7et$.etinett. 
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hatte  Krieg  gegen  und  mit  mehreren  dieser  Staaten  geführt.  Diese  hatten 
sich  während  des  griechischen  Freiheitskrieges  und  bei  Gelegenheit  d^ 
Aufstandes  Mehemet-Alis  in  die  türkischen  Angelegenheiten  eingemischt. 
Nichtsdestoweniger  wnrde  die  Türkei  von  den  andern  Staaten  nicht  als 
gleichberechtigt  behandelt.  —  Nach  dem  Erimkriege  erklärte  Artikel  7 
des  Vertrages  vom  30.  März  1856  ^die  hohe  Pforte  teilhaftig  der  Vor- 
teile des  öffentlichen  europäischen  Bechts  und  des  europäischen  Konzerts''* 
—  Aber  trotz  dieser  Erklärung  wiesen  die  Grossmächte  das  Ansuchen 
der  hohen  Pforte  :auf  Abschaffung  der  Konsulargerichtsbarkeit  und  der 
Kapitulationen,  die  in  der  Türkei  noch  zu  Eecht  bestehen  und  die  der 
wahren  Souveränität  jedes  europäischen  oder  amerikanischen  Staates  Hohn 
sprechen,  zurück.  Die  Teilnahme  an  dem  öffentlichen  Hechte  war  also 
und  ist  nur  eine  beschränkte.*)  —  Auch  in  Persien  und  China  üben  euro- 
päische Konsuln  eine  Gerichtsbarkeit  aus.  —  [Eine  solche  bestand  auch 
noch  bis  in  die  neueste  Zeit  in  Japan.  Heute  ist  die  europäische  Konsular- 
gerichtsbarkeit in  Japan  verschwunden.  Seit  1894  hat  die  japanische 
Begierung  mit  den  einzelnen  Staaten  Europas  Verträg:e  abgeschlossen, 
wonach  von  1899  ab  die  Vorrechte,  die  die  Europäer  in  Ansehung  der 
Gerichtsbarkeit  auf  japanischem  Gebiete  besassen,  wegfallen.^)  —  Die 
auf  Anregung  des  Kaisers  von  Bassland  im  Jahre  1899  im  Haag  ab- 
gehaltene Friedens-Konferenz  hat  die  Teilnahme  Asiens  am  europäischen 
Völkerrechte  bis  zu  einem  gewissen  Grade  anerkannt.  Nicht  nnr  Japan, 
sondern  auch  China,  Siam  und  Persien  beteiligten  sich  an  dieser  Konferenz. 
Sie  waren  dort  zum  ersten  Male  mit  den  europäischen  Mächten  zu  der- 
selben Körperschaft  vereint.] 

43.  —  Die  Teilnahme  der  Staaten  am  positiven  Völkerrechte  setzt 
eine  gewisse  Gleichartigkeit  oder  Ähnlichkeit  in  Sitten,  Gebräuchen,  ge- 
sellschaftlichen und  rechtlichen  Einrichtungen,  sowie  eine  gemeinsame 
Praxis  im  Verhalten  und  eine  Gegenseitigkeit  in  den  Verkehrsbeziehung^en 
voraus.  —  Wenn  diese  Gemeinsamkeit  der  Anschauungen  und  der  Ein- 
richtungen und  diese  Gegenseitigkeit  in  der  Behandlung  nicht  bestehen 
kann,  wenn  die  Solidarität  der  Interessen  und  die  Ähnlichkeit  in  den 
geistigen  Bestrebungen  fehlen,  so  mttssen  die  Bechtsbeziehungen  not- 
wendigerweise darunter  leiden.  —  Man  muss  auch  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Bechts  in  Betracht  ziehen.  Mehrhundertjährige  Beziehungen 
haben  Deutschland,  England,  Belgien,  Frankreich,  Spanien,  Holland,  Italien 
und  Bussland  usw.  fester  aneinander  zu  kitten  vermocht,  als  die  ge- 
nannten Staaten  mit  Persien,  China  oder  der  Türkei. 

Der  Verkehr,  den  die  Europäischen  Mächte  oder  die  Verein.  Staaten 
mit  den  Nationen  Ostasiens,  mit  Siam  oder  China  usw.  pflegen,  ist 
nicht  rein  zufälliger  Art;  aber  er  trägt  nicht  den  Charakter  der  All- 
seitigkeit in  sich,  der  den  wahren  völkerrechtlichen  Verkehr  kennzeichnet. 
Wenn  diese  Länder,  der  Waffengewalt  oder  irgend  einem  wirtschaftlichen 
Interesse  nachgebend,  sich  zur  Vornahme  oder  zur  Duldung  gewisser 
Handlungen  verpflichten,  so  tun  sie  das  nur  gegenüber  den  vertrag- 
schliessenden  Mächten.  Allen  andern  bleiben  ihre  Grenzen  verschlossen. 
Dauernde  und  friedliche  Beziehungen  zwischen  den  Nationen  sind  diesen 


1)  [Dubois,  La  codification  au  Japon  et  la  reTision  des  trait^  R.  D.  1.  P.,  t  H» 
p.  111  et  8.  S.  auch  R.  D.  L  P.,  t.  I,  p.  562;  t  II,  p.  614;  t  V,  p.  284.  —  S.  La 
sappression  du  r^me  des  capitolations  au  Japon  R.  D.  L,  t.  I.  (2  serie)  p.  93.] 

*)  Abehen,  Der  Emtrüt  der    TikiBei   in   die   europdiadie  BoUHk  da  18.  Jahr 
hunäerU,  1866. 
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Völkern  fremd.  Ilire  Zivilisation  steht  noch  auf  dem  Eriegsfusse  mit  der 
nnsrigen.^) 

„Zwischen  den  europäischen,  mohammedanischen  and  ostasiatischen 
Staaten  findet  man  nicht  diese  Gemeinsamkeit  geschichtlicher  Über- 
liefermigen,  diese  wechselseitige  Übereinstimmung,  die  selbst  in  Europa 
Tausende  von  Jahren  brauchte,  um  die  ersten  Keime  des  Völkerrechts  zur 

Entstehung  zu  bringen Sicherlich  wird  niemand  behaupten  wollen, 

dass  fUr  die  europSischen  Staaten  der  Zeitpunkt  gekommen  sei,  um  mit 
dem  chinesischen  Beiche  Beziehungen  anzuknüpfen,  die  auf  rechtlicher 
Gleichheit  und  Gegenseitigkeit  beiiihen^.^  Im  Verkehre  mit  dem  Orient 
ist  das  Völkerrecht  oft  nur  in  besonderer  und  beschränkter  Weise  anzu- 
wenden, ttbt  doch  der  religiöse  Fanatismus  auf  das  Leben  der  Völker  in 
den  meisten  dieser  Staaten  einen  zu  entscheidenden  Einfluss  aus.')*) 

44.  —  Unter  Berücksichtigung  dieser  Sachlage  unterscheidet  Lorimer 
bei  der  Darstellung  des  Geltungsgebietes  des  Völkerrechts  drei  verschiedene 
Völkerkreise.  —  „Die  Menschheit^,  so  sagt  er,  „bildet  in  ihrem  gegen- 
wärtigen Zustande  —  soweit  sie  als  politische  Erscheinung  in  Betracht 
kommt  —  drei  konzentrische  Völkerki*eise:  Die  gesittete  Menschheit,  die 
barbarische  Menschheit  und  die  wilde  Menschheit.  Mag  die  VerscMeden- 
heit  dieser  Völkergruppen  auf  dem  Sondercharakter  der  Bässen  oder  auf 
den  verschiedenen  Entwicklungsstufen  ein  und  derselben  Basse  beruhen, 
jedenfalls  hat  jede  Gruppe  den  gesitteten  Völkern  gegenüber  einen  Anspruch 
auf  eine  besondere  Anerkennung  und  zwar  je  nachdem  auf  volle  politische 
Anerkennung,  auf  teilweise  politische  Anerkennung  und  auf  natürliche, 
rein  menschliche  Anerkennung.  Ihrem  inneren  Gehalte  nach  umfasst  die 
erste  dieser  Anerkennungsarten  die  beiden  andern;  ihrem  umfange  nach 
schliesst  die  dritte  Art  die  beiden  andern  in  sich."^) 

Zu  dem  ersten  Völkerkreise,  dem  volle  politische  Anerkennung  gebührt, 
und  innerhalb  dessen  das  natürliche  und  positive  Völkerrecht  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  gilt,  gehören  alle  Staaten  Europas  (mit  Ausnahme 
der  Türkei),  die  Kolonien  und  Protektorate  dieser  Staaten  (Tunis,  Tongking, 
Madagaskar  usw.),  sowie  diejenigen  Staaten  Amerikas,  die  einstmals  von 
Europäern  kolonisiert  worden  sind.  [Die  zahlreichen  Beweise  von  Gesittung, 
die  Japan  in  den  letzten  Jahren  an  den  Tag  gelegt  hat,  gestatten,  auch 
dieses  Land  hierher  zu  rechnen.-^] 

1)  Y.  Holtzendorff,  Elements,  p.  50.  (v.  üoltzendorff,  Ewsyldcpädie,  8.1252.) 

2)  Y.  Holtzendorff,  Les  quesüons  controYers^es  du  Droit  des  gens  actuel^ 
R.  D.  I.,  t  Vm,  p.  18. 

3)  Pasquale  Flore,  Le  Droit  intern,  codifie,  Introduction,  eh.  in,  p.  64. 

4)  Lorimer,  Prineipes  de  Dr.  intern.,  Uy.  IL,  eh. 2,  p.  69. 

5)  [Japan,  das  seit  18S9  eine  Verfassung  besitzt,  die  der  der  freien  Lander  ent- 
spricht, das  seitdem  Gesetzbücher  hat,  die  nicht  minder  Yollkommen  sind,  als  die  der 
europäischen-  Staaten,  ist  auch  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts  zu  der  Hohe  der 
gesitteten  Staaten  emporgestiegen.  Es  ist  1S86  der  Genfer  KouYention,  betreffend  die 
Fürsorge  für  Verwundete  und  Kranke,  und  1887  den  dnrch  Europa  in  der  Pariser 
Deklaration  Yon  1856  aufgestellten  Grundsätzen  des  SeeYÖlkerrechts  beigetreten;  seit 
1894  hat  es  durch  seine  Verträge  mit  den  europäischen  Regierungen  sein  ganzes 
Staatsgebiet  den  Fremden  und  deren  Handel  geöffnet  und  gewährt  diesen  einen 
wirklichen  Schutz;  endlich  hat  es  während  seines  Krieges  mit  China  (1894/95)  die 
Regeln  des  Volkerrechts  geachtet,  obgleich  sie  you  seinem  Gegner  Yorletzt  wurden. 
(S.  Fauchille,  Vorrede  zu  dem  Werice  you  Nagao  Ariga,  La  guerre  sinojaponaise 
au  point  de  Yoe  du  droit  international,  1896.  —  S.  auch  y.  Siebold,  Der  Eintritt 
Japans  in  das  europäische  Volkerrecht,  1900.]  *)  Yorikadzu  v.  Matiudeira, 
DietwacemdUKeäm  VerMge  des  Emsetiums  Japan,  1890.  Lehr,  B.D.I.  t  XXVIlp.97. 
Tahahasi,  Ctae»  on  international  law  dwring  ihe  ChUuhJapaneae  war  1899. 

*)  Verdy  du  Vernois,  Beiträge  zw  Geeckidhte  der  vcXkerrechÜklken  Betiekimgen 
der  ottmtkMKhm  Pfortt,  1901. 
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In  dem  zweiten  Völkerkreise,  dem  eine  teilweise  politische  Anerkennimg 
zukommt,  gilt  das  natürliche  Völkerrecht  voll  und  ganz;  das  positiye 
Recht  findet  dagegen  nur  eine  beschränkte  Anwendung,  die  sich  nach  den 
Umständen  richtet.  Zu  dieser  Staatengruppe  gehören  die  europäische  und 
die  asiatische  Türkei,  die  unabhängigen  Staaten  Asiens,  wie  Persien, 
Afghanistan,  Siam^)  und  China;  femer  Mai^okko  und  die  kleinen 
mohammedanischen  und  heidnischen  Staaten  in  Mittelafrika,  über  deren 
Dasein  die  Berichte  mutiger  Forschungsreisenden  täglich  Au&chluss  geben 
(so  z.  B.  das  Sokoto-  und  Baghirmi-Gebiet). 

Den  dritten  Yölkerkreis  bilden  die  noch  nicht  organisierten  Volks- 
Stämme  Afrikas  und  die  noch  unabhängigen  Wilden  einiger  weniger 
Südseeinseln.  Gegenüber  diesen  barbarischen  Stämmen,  die  nur  den  Keim  einer 
gesellschaftlichen  Organisation  in  sich  tragen  und  die  nicht  einmal  immer 
auf  bestimmt  abgegrenzten  Gebieten  sesshaft  sind,  müssen  die  gesitteten 
Staaten  die  humanitären  Grundsätze  des  natürlichen  Völkerrechts  beachten; 
man  kann  die  Staaten  aber  nicht  für  gezwungen  halten,  das  positive 
Völkerrecht  anzuwenden.  Der  Jurist,  so  sagt  Lorimer,  ist  ebensowenig 
hierzu  verpflichtet;  er  hat  nur  zu  erforschen,  inwieweit  und  in  welchen 
Beziehungen  Barbaren  und  Wilde  eine  teilweise  Anerkennung  beanspruchen 
können.') 


V. 
Quellen  des  Völkerrechts.*) 

45*  —  Der  Ausdruck  Bechtsquelle  wird  in  einem  zweifachen  Sinne 
gebraucht.  Er  bezeichnet  sowohl  die  verschiedenen  Arten  derBechts- 
Bildung  als  auch  —  und  zwar  im  weiteren  Sinne  —  die  Urkunden,  die 
als  Erkenntnismittel  von  Völkerrechtssätzen  dienen. 

Die  doppelte  Bedeutung  des  Wortes  Quelle  hat  in  manchen  völker- 
rechtlichen Werken  eine  gewisse  Verwirrung  verursacht.  Sogar  einige 
der  namhaftesten  Rechtslehrer  haben  die  Arten  der  Bechtsbildung  und 
die  Urkunden  zusammen  dargestellt,  ohne  sie  auseinander  zu  halten.  Die 
Urkunden,  deren  Gegenstand  die  Feststellung  einer  Rechtsregel  ist, 
können  aber  nicht  als  Rechtsquellen  im  eigentlichen  Sinne  angesehen 
werden.*) 

§  1.  —  Rechtsquellen. 

46.  —  Unter  Rechtsquellen  im  eigentlichen  Sinne  versteht  man  die 
ursprtLnglichen  Arten  der  Rechtsbildung. 

Nach  mehreren  Rechtslehrem,  unter  anderen  nach  von  Holtzendorff, 
ist  die  letzte  Erzeugungsquelle  des  Völkerrechts  die  Übereinstimmung 
der  Staaten,  die  Anerkennung,  der  communis  consensus,  das  gemein- 
same Rechtsbewusstsein.^) 

Diese  Lehre  ist  zurückzuweisen.  Es  liegt  darin  eine  Verwechslung 
zwischen  dem  Begriffe  der  Rechtsquelle  und  dem  der  Grundlage  des 

1)  fLa  juridictioQ  extraterritoriale,  R.D.J.,  1. 1  (2.  serie)  p.  95]. 

2)  [Trione,  Gli  Stati  civili  nei  loro  rapporti  goridici  coi  popoli  barbari  e 
semibarbari,  1899.] 

3)  v.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  1,  §  21,  weist  auf  diese  Verwechslung  hin. 

4)  V.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  I,  §  24. 

*)  Adickes,  Zur  Lehre  wm  ätn  Betkisq^MsOen^  1872;  —  Frtnzel,  Beckt  und  Eechts- 
9äize,  1892. 


V.  Quellen  des  Völkerrechts.  23 

Völkerrechts.  Die  internaüoiiale  Anerkennimg  ist  die  Bedingung  sine 
qua  non,  die  wesentliche  Voraussetzung  für  den  positiven  Chankter  der 
Völkerrechtssätze.  Das  Völkerrecht  kann  nur  dann  bestehen  und  Geltung 
hal)en,  wenn  die  Staaten  anerkennen,  dass  sie  Glieder  einer  rechtlich 
geordneten  Gesellschaft  sind  und  dass  nur  die  zum  Dasein  und  zur 
Erhaltung  dieser  Gesellschaft  notwendigen  Begeln  sie  einander  verpflichten 
(Vgl.  No.  12).  Die  gegenseitige  Anerkennung  der  Staaten  besteht  also 
in  der  Offenbarung  des  Willens,  an  der  Gemeinschaft  der  Staaten  teil* 
zunehmen;  sie  bezieht  sich  daher  auf  die  Grundlage  des  Völkerrechts 
selbst:  keineswegs  ist  sie  und  kann  sie  eine  besondere  Art  der  Bechts- 
bildung  neben  der  Gewohnheit  und  den  Verträgen  sein.*)  Im  Gegenteil, 
die  Gewohnheit  und  die  Verträge  setzen  sie  voraus  und  beruhen  auf  ihr. 
Die  Quellen  des  positiven  Völkerrechts  sind :  Die  Gewohnheit  und  die  Verträge. 

47.  —  A.  —  Die  Gewohnheit.**)  (Herkommen,  Übung)  (coutume).  Sie 
ist  die  wichtigste  und  fruchtbarste  Quelle.  Ihr  entspringen  die  dauer- 
haftesten Bechtsnormen;  sie  hat  den  bedeutendsten  Teil  des  positiven 
Rechts  geschaffen,  indem  sie  die  grossen  internationalen  Fragen,  die  Fragen 
der  allgemeinen  Interessen  gelöst  hat.  Das  Seevölkerrecht,  das  Kriegs- 
völkerrecht, die  Begeln  über  die  diplomatischen  Agenten  und  noch  viele 
andere  sind  Ausflüsse  der  Gewohnheit. 

Wie  entsteht  sie?  So,  wie  überhaupt  jede  Gewohnheit  entsteht:  durch 
Wiederholung  ähnlicher  Handlungen.  Wenn  sich  ein  internationaler  Vor- 
gang zum  ersten  Male  ereignete,  so  behandelten  ihn  die  beteiligten 
Staaten  in  einer  bestimmten  Weise.  Wiederholte  sich  dieser  Vorgang 
mehrmals  nacheinander  zwischen  denselben  Staaten  oder  zwischen  andern, 
so  verhielten  sich  die  Staaten  in  derselben  Weise.  —  Die  Wiederholung 
ähnlicher  Handlungen  zeigt,  dass  das  beobachtete  Verfahren  den  Erforder- 
nissen der  Sachlage  entspricht.  Warum  sollte  es  nicht  in  Zukunft  auch 
als  Bichtschnnr  für  spätere  Fälle  dienen? 

Die  Gegenseitigkeit  ist  zur  Entstehung  von  Gewohnheitsrecht  not- 
wendig. Die  Geschichte  muss  eine  gemeinsame  Übung  im  Wechselverkehr 
der  Staaten  erkennen  lassen.  Die  einseitige  Wiederholung  von  Handlungen 
eines  einzigen  Staates  kann  eine  bindende  Begel  nicht  schaffen,  selbst 
nicht  flbr  den  Staat,  der  die  Handlungen  vorgenommen  hat.  Sein  früheres 
Verhalten  verpflichtet  ihn  nicht  fttr  die  Zukunft,  wofern  nicht  die  andern 
Staaten  sich  durch  ein  ähnliches  Verhalten  seiner  Handlungsweise 
angeschlossen  haben.  —  Die  Gewohnheit  setzt  eine  stillschweigende  Ver- 
pflichtung, eine  sich  von  selbst  verstehende  Übereinkunft  voraus,  die  das 
gegenseitige  Verhalten  hervorruft  und  die  durch  die  Gegenseitigkeit  selbst 
bestätigt  wird.  Die  Gewohnheit  schöpft  ihre  verpflichtende  Kraft  aus  der 
Zustimmung  der  Staaten,  die  sie  befolgt  haben. 

48«  —  Kann  man  sich  auf  eine  bestimmte,  von  der  Gesamtheit  der 
zivilisierten  Staaten  angenommene  Bechtsgewohnheit  nur  demjenigen 
Staate  gegenüber  berufen,  der  auch  an  den  rechtsbegründenden  Handlungen 
teilgenommen  hat?  Ist  die  Beteiligung  unerlässlich?  —  Wenn  auch  ein 
Staat  bei  der  Bildung  der  Gewohnheit  nicht  selbst  durch  seine  eigenen 
Handlungen  mitgewirkt  hat,  so  kann  doch  dann  kein  Zweifel  obwalten, 
wenn  er  das  Bestehen  der  Begel  entweder  in  einem  Vertrage,  der  sie 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  bestätigt,  oder  durch  ein  Landesgesetz, 


•)  Brie,  StaatenverUndungen,  XXXIX;  —  Begelsherger,  Pandekten,  I  8.  89. 
••)  Zitelmann,  Arekiv  f.  d,  zwüietitche  Praana,  1883,  8.  B28  ff,;  —  Schuppe,  Dat 
GewohnheitmM,  1890;  —  MtrUl  in  den  Fhiloeo^.  Manatshrflen  XXVII  8..  19Bff. 
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das  die  Geltung  der  Regel  innerhalb  seines  Hoheitsgebiets  sichern  sali, 
anerkannt  hat.  —  Man  moss  aber  noch  einen  Schritt  weiter  gehea. 
Abgesehen  von  einem  aasdrllcklichen  Beitritt  ist  ein  Staat  yerpfliditet, 
jede  Begelf  die  die  internationale  Qemeinschaft  beherrsdit,  zn  achten. 
Er  ist  an  alle  die  Gmnds&tze  gebunden,  deren  Notwendigkeit  oder  deren 
Nutzen  die  gemeinsame  Übung  erwiesen  hat.  Jeder  Staat,  der  in  die 
Gemeinschaft  der  andern  Staaten  eintritt,  unterwirft  sich  auch  dem 
allgemeinen  Systeme,  das  die  verbundenen  Staaten  zur  Erhaltung  eines 
geordneten  Nebeneinanderlebens  für  unentbehrlich  erachten.  Dies  gemein- 
same Gesetz  muss  er  annehmen  und  befolgen.  Verleugnet  er  es  oder 
übertritt  er  es  zum  Schaden  eines  seiner  Mitgenossen,  so  yerletzt  er 
nicht  nur  das  Recht  dieses  Genossen,  sondern  auch  das  Becht  aUer  andern^ 
denn  er  verstSsst  gegen  eine  Norm,  die  von  diesen  zur  regelrechten 
Organisation  ihrer  Gemeinschaft  für  erforderlich  gehalten  wird.  Muss 
man  nicht  z.  B.  einen  zivilisierten  Staat,  der  frtther  ein  Binnenstaat  war, 
dessen  Grenzen  nie  bis  zum  Meere  gereicht  haben,  auch  ohne  seine  aus- 
drOckliche  Zustimmung  für  verpflichtet  halten,  die  auf  Herkommen  beruhenden 
Kegeln  des  Seevölkerrechts  dann  zu  achten,  wenn  er  durch  eine  Gebiets- 
erweiterung zur  Seemacht  geworden  ist?^) 

49*  —  Trotzdem  kann  ein  Staat  eine  Gewohnheitsregel  durch  die 
einfache  Erklärung,  sie  nicht  mehr  befolgen  zu  wollen,  aufgeben.  Er 
setzt  sich  hierdurch  Repressalien,  vielleicht  gar  dem  Kriege  aus.  Bis  zu 
einer  solchen  WiUensäusserung  lässt  aber  die  stete  Beobachtung  der 
Gewohnheit  zu  Gunsten  jedes  Staates  die  Vermutung  entstehen,  dass  die 
anderen  Staaten  nicht  beabsichtigen,  von  den  bisher  fortwährend  befolgen 
Verhaltungsgrundsätzen  abzuweichen.  —  Beispiel.  Der  Staat,  der  ein 
fremdes  Kriegsschiff  in  seine  Kttstengewässer,  seine  Häfen  oder  Reeden 
einlaufen  lässt,  verzichtet  stillschweigend  auf  jede  Gerichtsbarkeit  ttbev 
die  Of&ziere  und  die  Besatzung  dieses  Schiffes. 

50«  —  Als  Quelle  von  Rechtssätzen  kann  die  Gewohnheit  auch 
umgekehrt  das  Erlöschen  bisher  gttltiger  Regeln  bewirken,  sei  es,  dass 
diese  Regeln  ausser  Gebrauch  kommen  (dösuitude),  sei  es,  dass  an  ihre 
Stelle  ein  neuer  dem  Mheren  widersprechender  Grundsatz  zugelassen  wird. 

Das  Gewohnheitsrecht  bietet  den  unbestreitbaren  Vorteil,  dass  es 
einer  steten  Entwicklung  fähig  ist  und  dass  es  mit  dem  Hervortreten 
neuer  Verhältnisse  und  anderer  Bedttrfiiisse  eine  entsprechende,  allmähliche 
Anpassung  und  Erweiterung  seiner  Regeln  begünstigt. 

61.  —  Internationale  Gebräuche  haben  sich  eingebürgert,  weil  sie 
(manchmal  zu  unrecht)  den  jeweiligen  Anschauungen  über  Recht,  Gleich- 
heit und  Unabhängigkeit  zu  entsprechen  schienen.  —  Mannigfache  Kräfte 
wirken  mit,  um  die  Entstehung  von  Gewohnheiten  zu  fördern  und  deren 
Festigung  herbeizuführen.  Der  Ruf,  dessen  sich  Publizisten  und  Rechts- 
gelehrte erfreuen,  der  Scharfblick  von  Staatsmännern,  die  Geschicklichkeit 
von  Diplomaten,  ja  selbst  Verträge  haben  die  Bildung  internationaler 
Herkommen  günstig  beeinflusst. 

62.  —  ß.  —  Die  Verträge*)  nehmen  unter  den  Quellen  des  Völkerrechts 
erst  die  zweite  Stelle  ein.  Man  unterscheidet  SpezialVerträge  und 
allgemeine  oder  Kollektivverträge. 

Spezial vertrage  sind  Vereinbarungen,  die  von  einer  beschränkten 
Zahl  von  Staaten  zur  Regelung  ihrer  Privatinteressen  geschlossen  werden. 

1)  V.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  l  §  24. 

*)  Jellinek,  Die  rtd^Ükhe  Natur  der  StaattverMge,  1880;  —  Meier,  Über  den 
Abschlusa  von  StaatswrMgen,  1874;  —  Nippold,  Der  voOcerreditiiche  Vertrag. 
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Sie  binden  natürlich  nur  die  Vertragsmächte  selbst.  —  Dritten  Staaten 
gegenfiber  haben  diese  Verträge  nnr  die  Bedeutung,  dass  zwischen  den 
S^atannächten  eine  Übereinkunft  stattgefunden  hat.  Wie  im  bürger- 
lichen Rechte  sind  aber  die  dritten  Staaten  gehalten,  sich  jeder  Störung 
dieser  Abmachungen  zu  enthalten.  Verträge,  die  die  Grenze  zwischen 
zwei  Staaten  festsetzen,  Bttndnisse,  Verträge,  die  den  deutschen  Zollverein 
Schilfen,  oder  die,  welche  die  Amerikanische  Union  oder  das  Deutsche 
Bdch  begründeten  u.  dergl.,  mttssen  von  den  andern  Staaten  geachtet 
werden. 

SpezialVerträge  können  für  sich  allein  keine  Bechtssätze  schaffen. 
Trotzdem  wirken  sie  bei  der  Bildung  des  Völkerrechts  unter  gewissen 
Umständen  mit:  wenn  nämlich  mehrere  Verträge,  die  zu  verschiedenen 
Zeiten  oder  zur  selben  Zeit  zwischen  mehreren  zivilisierten  Staaten 
abgeschlossen  worden  sind,  die  nämlichen  Bestimmungen  enthalten,  so 
hat  der  Grundsatz,  worauf  sich  diese  Bestimmungen  zurttckführen 
lassen,  die  Bedeutung  eines  Bechtssatzes.  —  Die  einzelnen  Staatsverträge 
über  die  Rechte  der  Konsuln,  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern, 
über  den  Schutz  des  literarischen,  künstlerischen  oder  gewerblichen  Eigen- 
tnms  liefern  Beispiele  für  die  Wiederholung  derselben  Klauseln.  —  Man 
darf  sich  aber  über  die  eigentliche  Natur  einer  solchen  Regel  keiner 
Täuschung  hingeben.  Die  Regel  beruht  nicht  etwa  auf  einem  Vertrage, 
sondern  auf  einer  Gewohnheit:  sie  verdankt  ihre  Entstehung  nicht  jedem 
einzelnen  Vertrage  an  sich,  sondern  der  Wiederholung  einer  inhaltlich 
gleichen  Bestimmung  in  allen  Verträgen.  Letztere  sind  nur  die  Elemente, 
die  die  Bildung  der  Gewohnheit  begründen. 

53.  —  Die  allgemeinen  oder  Kollektivverträge  können  unmittel- 
bar zur  Entstehung  von  Völkerrechtssätzen  beitragen.  Indem  sie  zwischen 
Staaten,  deren  Zahl  durch  den  Vertragsgegenstand  nicht  beschränkt  ist, 
geschlossen  werden,  bezwecken  sie  häufig  die  Begründung  neuer  Rechts- 
normen, die  bestimmte  internationale  Verhältnisse  ordnen  sollen.  —  Die 
Staaten  willigen  im  allgemeinen  Interesse  der  Gemeinschaft  darin  ein, 
sich  einem  neuen  Grundsatze,  der  zur  besseren  Organisation  ihres  Verkehrs 
für  erfoi^derUch  gehalten  wird,  zu  unterwerfen.^ 

Diese  Verträge  haben  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  Gesetzen.  Sie 
unterscheiden  sich  von  ihnen  dadurch,  dass  sich  das  Gesetz,  als  Ausfluss 
einer  hOdisten  Gewalt,  auf  sämtliche  Bürger  eines  Landes  bezieht  und 
erstreckt,  während  die  Verträge,  sogar  die  allgemeinen,  nur  die  Signatar- 
mächte binden.  Den  Nationen  ist  weder  eine  gesetzgebende  noch  eine 
bevormundende  Gewalt  übergeordnet,  die  befagt  wäre,  im  Namen  der  auf 
einem  Kongresse  nicht  vertretenen  Staaten  Verträge  einzugehen.  Die 
Staaten,  die  beim  Zustandekommen  eines  Vertrages  nicht  mitgewirkt  haben, 
sind  auch  dessen  Vorschriften  nicht  unterworfen,  aber  sie  können  später 
der  aufgestellten  Regel  beitreten.  Der  Beitritt  wird  von  den  Vertrags- 
mächten  fast  immer  gewünscht.  —  Diese  allgemeinen  Verträge  werden 
meist  von  einer  grossen  Zahl  von  Staaten  und  zwar  oft  gerade  von  den 
mächtigsten  Staaten  ausgearbeitet  und  angenommen.  Den  übrigen  Staaten 
gebietet  oft  ihr  eigenstes  Interesse,  dem  Vertrage  beizutreten.  Inunerhin 
baben  sie  vollste  Handlungsfreiheit.  Dies  zeigt  beispielsweise  die 
Weigerung  Spaniens  und  Amerikas,  der  Pariser  DeUaration  über  die 
Abschafliing  der  Kaperei  beizutreten,  obwohl  alle  zivilisierten  Staaten 
zugestimmt  hatten. 

1)  Blnntschli,  op.  cH.,  Einleitung,  S.9. 
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das  die  Geltung  der  Begel  innerhalb  seines  Hoheitsgebiets  sichern  soll, 
anerkannt  hat.  —  Man  muss  aber  noch  einen  Schritt  weiter  gehen. 
Abgesehen  von  einem  ausdrücklichen  Beitritt  ist  ein  Staat  yerpfliditet, 
jede  Begel,  die  die  internationale  GemeinschalEt  beherrscht,  zu  achten. 
Er  ist  an  alle  die  Grundsätze  gebunden,  deren  Notwendigkeit  oder  deren 
Nutzen  die  gemeinsame  Übung  erwiesen  hat.  Jeder  Staat,  der  in  die 
Gemeinschaft  der  andern  Staaten  eintritt,  unterwirft  sich  auch  dem 
allgemeinen  Systeme,  das  die  verbundenen  Staaten  zur  Erhaltung  eines 
geordneten  Nebeneinanderlebens  für  unentbehrlich  erachten.  Dies  gemein- 
same Gesetz  muss  er  annehmen  und  befolgen.  Verleugnet  er  es  oder 
übertritt  er  es  zum  Schaden  eines  seiner  Mitgenossen,  so  verletzt  er 
nicht  nur  das  Recht  dieses  Genossen,  sondern  auch  das  Recht  aller  andern, 
denn  er  verstösst  gegen  eine  Norm,  die  von  diesen  zur  regelrechten 
Organisation  ihrer  Gemeinschaft  für  erforderlich  gehalten  wird.  Muss 
man  nicht  z.  B.  einen  zivilisierten  Staat,  der  früher  ein  Binnenstaat  war, 
dessen  Grenzen  nie  bis  zum  Meere  gereicht  haben,  auch  ohne  seine  aus- 
drückliche Zustimmung  für  verpflichtet  halten,  die  auf  Herkommen  beruhenden 
Regeln  des  Seevölkerrechts  dann  zu  achten,  wenn  er  durch  eine  Gebiets- 
erweiterung zur  Seemacht  geworden  ist?^) 

49*  —  Trotzdem  kann  ein  Staat  eine  Gewohnheitsregel  durch  die 
einfache  Erklärung,  sie  nicht  mehr  befolgen  zu  wollen,  aufgeben.  Er 
setzt  sich  hierdurch  Repressalien,  vielleicht  gar  dem  Kriege  aus.  Bis  zu 
einer  solchen  Willensäusserung  lässt  aber  die  stete  Beobachtung  der 
Gewohnheit  zu  Gunsten  jedes  Staates  die  Vermutung  entstehen,  dass  die 
anderen  Staaten  nicht  beabsichtigen,  von  den  bisher  fortwährend  befolgten 
Verhaltungsgrundsätzen  abzuweichen.  —  Beispiel.  Der  Staat,  der  ein 
fremdes  Kriegsschiff  in  seine  Küstengewässer,  seine  Häfen  oder  Reeden 
einlaufen  lässt,  verzichtet  stillschweigend  auf  jede  Gerichtsbarkeit  über 
die  Offiziere  und  die  Besatzung  dieses  Schiffes. 

50«  —  Als  Quelle  von  Rechtssätzen  kann  die  Gewohnheit  auch 
umgekehrt  das  Erlöschen  bisher  gültiger  Regeln  bewirken,  sei  es,  dass 
diese  Regeln  ausser  Gebrauch  kommen  (dösuitude),  sei  es,  dass  an  ihre 
Stelle  ein  neuer  dem  früheren  widersprechender  Grundsatz  zugelassen  wird. 

Das  Gewohnheitsrecht  bietet  den  unbestreitbaren  Vorteil,  dass  es 
einer  steten  Entwicklung  fähig  ist  und  dass  es  mit  dem  Hervortreten 
neuer  Verhältnisse  und  anderer  Bedürfiiisse  eine  entsprechende,  allmähliche 
Anpassung  und  Erweiterung  seiner  Regeln  begünstigt. 

51.  —  Internationale  Gebräuche  haben  sich  eingebürgert,  weil  sie 
(manchmal  zu  Unrecht)  den  jeweiligen  Anschauungen  über  Recht,  Gleich- 
heit und  Unabhängigkeit  zu  entsprechen  schienen.  —  Mannigfache  Kräfte 
wirken  mit,  um  die  Entstehung  von  Gewohnheiten  zu  fSrdem  und  deren 
Festigung  herbeizuführen.  Der  Ruf,  dessen  sich  Publizisten  und  Rechts- 
gelehrte erfreuen,  der  Scharfblick  von  Staatsmännern,  die  (Geschicklichkeit 
von  Diplomaten,  ja  selbst  Verträge  haben  die  Bildung  internationaler 
Herkommen  günstig  beeinflusst. 

52.  —  B.  —  Die  Verträge*)  nehmen  unter  den  Quellen  des  Völkerrechts 
erst  die  zweite  Stelle  ein.  Man  unterscheidet  SpezialVerträge  und 
allgemeine  oder  Kollektivverträge. 

SpezialVerträge  sind  Vereinbarungen,  die  von  einer  beschränkten 
Zahl  von  Staaten  zur  Regelung  ihrer  Privatinteressen  geschlossen  werden. 

1)  y.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  I  §  24. 

*)  Jellinek,  Die  rtcMkke  Natur  der  Staatmferiräffe,  1880;  —  Meier ^  Über  den 
AbgMuea  van  Staatsverträgen,  1874;  —  Nippoldy  Der  vöOcerred^tüche  Vertrag. 
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treffen,  um  Yerhaltnngsmassregeln  fttr  die  im  Felde  stehenden  Eriegsheere 
zu  geben  osw.^) 

Die  Vorschriften  der  Landesgesetze  sind  völkerrechtlich  nnr  insofein 
von  Bedentang,  als  sie  die  Kenntnis  internationaler  Begeln  fördern  nnd 
als  sie  den  Machweis  des  Bestehens  eines  von  einem  Staate  geleugneten 
Grundsatzes  erbringen. 

Der  Beweis  wird  genügen,  wenn  das  eigene  Gesetz  die  ausdrückliche 
oder  stillschweigende  Bekräftigung  dieses  Grundsatzes  enthält  Ein 
schlüssigerer  Beweis  wäre  kaum  denkbar. 

Fiore  und  andere  Kechtslehrer  sind  der  Ansicht,  dass  die  Überein- 
stimmung der  Landesgesetze  mehrerer  Staaten  in  einer  völkerrechtlichen 
Frage  Mnreiche,  um  diesen  Gesetzen  die  Bedeutung  allgemein  gttltiger 
Völkerrechtssätze  zu  geben.^  Auch  hier  muss  man  sich  aber  vor  einem 
Irrtum  httten.  Wenn  die  Mehrzahl  der  Staaten  zur  Regelung  einer 
bestimmten  Frage  ähnliche  Gesetze  erlassen  hat,  so  verdankt  die  zum 
Völkerrechtssatze  gewordene  Vorschrift,  die  in  den  Gesetzen  enthalten 
ist  diesen  letzteren  nur  scheinbar  ihren  Ursprung.  Der  wahre  Ursprung 
liegt  auch  hier  wieder  in  der  Gewohnheit,  in  der  Übung,  die  durch  die 
Wiederholung  der  nämlichen  Bestimmung  bestätigt  wird.  Die  Landes- 
gesetze dienen  wiederum  nur  als  Erkenntnismittel,  die  das  Vorhandensein 
der  Gewohnheit,  der  eigentlichen  QueUe  des  Volkerrechtssatzes,  beweisen.') 

57.  —  B.  —  Eine  ähnliche  Bedeutung  wie  den  Landesgesetzen  kommt 
aucb  der  Bechtsprechung,  den  gerichtlichen  Urteilen  und  selbst  den 
Erkenntnissen  der  Sondergerichte  zu,  die,  wie  z.  B.  die  Seeprisengerichte^ 
eigens  dazu  bestellt  sind,  um  völkerrechtliche  Fragen  zu  entscheiden.  — 
Der  Eichter  schafft  nicht  das  Gesetz;  er  wendet  es  nur  an.  Sein  Spruch 
setzt  das  Recht  voraus,  er  erzeugt  es  nicht.  Im  Völkerrechte  können 
gerichtliche  Entscheidungen,  ebensowenig  wie  auf  anderen  Bechtsgebieten, 
unmittelbar  und  allein  aus  sich  heraus  Bechtssätze  schaffen.  Trotzdem 
muss  man  sich  mit  ihnen  vertraut  machen,  denn  sie  lassen  Sinn  und  Trag- 
weite der  Vorschriften  sowie  deren  gebräuchliche  Auslegung  erkennen. 
Dem  Publizist,  dem  Diplomat  und  dem  Staatsmanne  sind  sie  ein  wert- 
volles Hilfsmittel. 

In  jedem  Lande  stehen  natürlich  die  Entscheidungen  der  eigenen 
Gerichte  in  hohem  Ansehen.  Man  muss  ihnen  gegenüber  jedoch  eine 
gewisse  Zurückhaltung  beobachten,  denn  sie  sind  allzu  oft  der  Nieder- 
schlag überspannter  patriotischer  Empfindungen  und  dienen  dadurch  mehr 
gewissen  Interessen  als  dem  strengen  Bechte.  In  England  und  in  den 
Verein.  Staaten  gilt  ein  richterliches  Erkenntnis  als  ein  sicherer  Beweis 
für  die  richtige  Anwendung  des  Gesetzes.  Hierin  offenbart  sich  ein 
aUgemeiner  Zug  des  angelsächsischen  Geistes,  der  gern  das  Interesse  mit 
dem  Rechte  verwechselt. 

58*  —  C.  —Rechtsgelehrte  und  Publizisten.  Die  Werke  der 
Rechtsgelehrten  enthalten  wertvolle  Angaben  ttber  das  Bestehen  und  die 
Bedeutung  dieses  oder  jenes  Rechtssatzes.  —  Einige  Staaten  haben  amt- 
lich bestdlte  Rechtskundige,  die  bei  zweifelhaften  Fällen  den  Regierungen 
Gutachten  erstatten.  So  hat  England  seine  Eronjuristen.  In  Frankreich 
^d  in  Italien  ist  dem  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  ein 
beratender  Ausschuss  (comitö  consultatif)  beigeordnet.  —  Die  Ansichten 

1)  Amerikanische  Kriegsartikel  von  1863.  —  Italienisches  Reglement  y.  26.  Noybr. 
1882.  —  Italien.  Seegesetzbuch  usw. 

2)  Piore,  Droit  int.  codifi^,  Introduction  eh.  II,  §  l. 

3)  [Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht,  1899.] 
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das  die  Geltung  der  Regel  innerhalb  seines  Hoheitsgebiets  sichern  soll, 
anerkannt  hat.  —  Man  muss  aber  noch  einen  Schritt  weiter  gehen. 
Abgesehen  von  einem  ausdrücklichen  Beitritt  ist  ein  Staat  verpfliliditet, 
jede  Kegel,  die  die  internationale  Gemeinschaft  beherrscht,  zu  achten. 
Er  ist  an  alle  die  Grundsätze  gebunden,  deren  Notwendigkeit  oder  deren 
Nutzen  die  gemeinsame  Übung  erwiesen  hat.  Jeder  Staat,  der  in  die 
Gemeinschaft  der  andern  Staaten  eintritt,  unterwirft  sich  auch  dem 
allgemeinen  Systeme,  das  die  verbundenen  Staaten  zur  Erhaltung  eines 
geordneten  Nebeneinanderlebens  fär  unentbehrlich  erachten.  Dies  gemein- 
same Gesetz  muss  er  annehmen  und  befolgen.  Verleugnet  er  es  oder 
übertritt  er  es  zum  Schaden  eines  seiner  Mitgenossen,  so  verletzt  er 
nicht  nur  das  Recht  dieses  Genossen,  sondern  auch  das  Recht  aller  andern, 
denn  er  verstösst  gegen  eine  Norm,  die  von  diesen  zur  regelrechten 
Organisation  ihrer  Gemeinschaft  Air  erforderlich  gehalten  wird.  Mass 
man  nicht  z.  B.  einen  zivilisierten  Staat,  der  früher  ein  Binnenstaat  war, 
dessen  Grenzen  nie  bis  zum  Meere  gereicht  haben,  auch  ohne  seine  aus- 
drückliche Zustimmung  für  verpflichtet  halten,  die  auf  Herkommen  beruhenden 
Regeln  des  Seevölkerrechts  dann  zu  achten,  wenn  er  durch  eine  Gebiets- 
erweiterung zur  Seemacht  geworden  ist?^) 

49*  —  Trotzdem  kann  ein  Staat  eine  Gewohnheitsregel  durch  die 
einfache  Erklärung,  sie  nicht  mehr  befolgen  zu  wollen,  aufgeben.  Er- 
setzt sich  hierdurch  Repressalien,  vielleicht  gar  dem  Kriege  aus.  Bis  zu 
einer  solchen  Willensäusserung  lässt  aber  die  stete  Beobachtung  der 
Gewohnheit  zu  Gunsten  jedes  Staates  die  Vermutung  entstehen,  dass  die 
anderen  Staaten  nicht  beabsichtigen,  von  den  bisher  fortwährend  befolgten 
Yerhaltungsgrundsätzen  abzuweichen.  —  Beispiel.  Der  Staat,  der  ein 
fremdes  Kriegsschiff  in  seine  Küstengewässer,  seine  Häfen  oder  Reeden 
einlaufen  lässt,  verzichtet  stillschweigend  auf  jede  Gerichtsbarkeit  über 
die  Ofißziere  und  die  Besatzung  dieses  Schiffes. 

50«  —  Als  Quelle  von  Rechtssätzen  kann  die  Gewohnheit  anch 
umgekehrt  das  Erlöschen  bisher  gültiger  Regeln  bewirken,  sei  es,  da^ss 
diese  Regeln  ausser  Gebrauch  kommen  (d6su<ltude),  sei  es,  dass  an  ihre 
Stelle  ein  neuer  dem  früheren  widersprechender  Grundsatz  zugelassen  wird. 

Das  Gewohnheitsrecht  bietet  den  unbestreitbaren  Vorteil,  dass  es 
einer  steten  Entwicklung  fähig  ist  und  dass  es  mit  dem  Hervortreten 
neuer  Verhältnisse  und  anderer  Bedürfnisse  eine  entsprechende,  allmähliche 
Anpassung  und  Erweiterung  seiner  Regeln  begünstigt. 

51.  —  Internationale  Gebräuche  haben  sich  eingebürgert,  weil  sie 
(manchmal  zu  Unrecht)  den  jeweiligen  Anschauungen  über  Recht,  Gleich- 
heit und  Unabhängigkeit  zu  entsprechen  schienen,  —  Mannigfache  Kräfte 
wirken  mit,  um  die  Entstehung  von  Gewohnheiten  zu  fSrdem  und  deren 
Festigung  herbeizuführen.  Der  Ruf,  dessen  sich  Publizisten  und  Rechts- 
gelehrte erfreuen,  der  Scharfblick  von  Staatsmännern,  die  Geschicklichkeit 
von  Diplomaten,  ja  selbst  Verträge  haben  die  Bildung  internationaler 
Herkommen  gtlnstig  beeinflusst. 

52.  —  B.  —  Die  Verträge"')  nehmen  unter  den  Quellen  des  Völkerrechts 
erst  die  zweite  Stelle  ein.  Man  unterscheidet  SpezialVerträge  und 
allgemeine  oder  Kollektivverträge. 

SpezialVerträge  sind  Vereinbarungen,  die  von  einer  beschränkten 
Zahl  von  Staaten  zur  Regelung  ihrer  Privatinteressen  geschlossen  werden. 

1)  V.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  I  §  24.  ^ 

*)  Jellinek,  Die  rechüiche  Natur  der  Siaativerträge,  1880;  —  Meter,  Über  den 
AbeMuas  von  Siaatsverträgen,  1674;  —  Nippold,  Der  voOcerrechUitßke  Vertrag. 
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Sie  binden  natürlich  nnr  die  Vertragsmächte  selbst.  —  Dritten  Staaten 
gegenüber  haben  diese  Verträge  nnr  die  Bedeutung,  dass  zwischen  den 
Signatarmächten  eine  Übereinkonft  stattgefunden  hat.  Wie  im  bürger- 
lichen fiechte  sind  aber  die  dritten  Staaten  gehalten,  sich  jeder  Störung 
dieser  Abmachungen  zu  enthalten.  Verträge,  die  die  Grenze  zwischen 
zwei  Staaten  festsetzen,  Bttndnisse,  Verträge,  die  den  deutschen  Zollverein 
schufen,  oder  die,  welche  die  AmerUcanische  Union  oder  das  Deutsche 
Beich  begründeten  u.  dergl.,  mtissen  von  den  andern  Staaten  geachtet 
werden. 

Spezialyerträge  können  für  sich  allein  keine  Bechtssätze  schaffen. 
Trotzdem  wirken  sie  bei  der  Bildung  des  Völkerrechts  unter  gewissen 
Umständen  mit:  wenn  nämlich  mehrere  Verträge,  die  zu  verschiedenen 
Zeiten  oder  zur  selben  Zeit  zwischen  mehreren  zivilisierten  Staaten 
abgeschlossen  worden  sind,  die  nämlichen  Bestimmungen  enthalten,  so 
hat  der  Grundsatz,  worauf  sich  diese  Bestimmungen  zurückführen 
lassen,  die  Bedeutung  eines  Bechtssatzes.  —  Die  einzelnen  Staatsverträge 
über  die  Bechte  der  Konsuln,  Ober  die  Auslieferung  von  Verbrechern, 
über  den  Schutz  des  literarischen,  künstlerischen  oder  gewerblichen  Eigen- 
tums liefern  Beispiele  für  die  Wiederholung  derselben  Klauseln.  —  Man 
darf  sich  aber  über  die  eigentliche  Natur  einer  solchen  Regel  keiner 
Täuschung  hingeben.  Die  Regel  beruht  nicht  etwa  auf  einem  Vertrage, 
sondern  auf  einer  Gewohnheit:  sie  verdankt  ihre  Entstehung  nicht  jedem 
einzelnen  Vertrage  an  sich,  sondern  der  Wiederholung  einer  inhaltlich 
gleichen  Bestimmung  in  allen  Verträgen.  Letztere  sind  nur  die  Elemente, 
die  die  Bildung  der  Gewohnheit  begründen. 

53.  —  Die  allgemeinen  oder  Kollektivverträge  können  unmittel- 
bar zur  Entstehung  von  Völkerrechtssätzen  beitragen.  Indem  sie  zwischen 
Staaten,  deren  Zahl  durch  den  Vertragsgegenstand  nicht  beschränkt  ist, 
geschlossen  werden,  bezwecken  sie  häufig  die  Begründung  neuer  Rechts- 
normen, die  bestimmte  internationale  Verhältnisse  ordnen  sollen.  —  Die 
Staaten  willigen  im  allgemeinen  Interesse  der  Gemeinschaft  darin  ein, 
sich  einem  neuen  Grundsatze,  der  zur  besseren  Organisation  ihres  Verkehrs 
für  erforderlich  gehalten  wird,  zu  unterwerfen.^) 

Diese  Verträge  haben  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  Gesetzen.  Sie 
nnterscheiden  sich  von  ihnen  dadurch,  dass  sich  das  Gesetz,  als  Ausfluss 
eiaer  höchsten  Gewalt,  auf  sämtliche  Bürger  eines  Landes  bezieht  und 
erstreckt,  während  die  Verträge,  sogar  die  allgemeinen,  nur  die  Signatar- 
mächte binden.  Den  Nationen  ist  weder  eine  gesetzgebende  noch  eine 
bevormundende  Gewalt  übergeordnet,  die  befagt  wäre,  im  Namen  der  auf 
einem  Kongresse  nicht  vertretenen  Staaten  Verträge  einzugehen.  Die 
Staaten,  die  beim  Zustandekommen  eines  Vertrages  nicht  mitgewirkt  haben, 
sind  auch  dessen  Vorschriften  nicht  unterworfen,  aber  sie  können  später 
der  aufgestellten  Regel  beitreten.  Der  Beitritt  wird  von  den  Vertrags- 
mächten fast  immer  gewünscht.  —  Diese  allgemeinen  Verträge  werden 
meist  von  einer  grossen  Zahl  von  Staaten  und  zwar  oft  gerade  von  den 
mächtigsten  Staaten  ausgearbeitet  und  angenommen.  Den  übrigen  Staaten 
gebietet  oft  ihr  eigenstes  Interesse,  dem  Vertrage  beizutreten.  Immerhin 
haben  sie  vollste  Handlungsfreiheit.  Dies  zeigt  beispielsweise  die 
Weigerung  Spaniens  und  Amerikas,  der  Pariser  Deklaration  über  die 
Abschaffung  der  Kaperei  beizutreten,  obwohl  alle  zivilisierten  Staaten 
zugestimmt  hatten. 

1)  Bluntschli,  op.  cit.,  Einleitang»  S.9. 
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54.  —  Diese  allgememen  Verträge  können  entweder  eine  neue 
Folgerang  aus  einem  schon  durch  Gewohnheitsrecht  zugelassenen  Grund- 
sätze ziehen  oder  der  Büdnng  einer  in  der  Entwicklung  zu  langsamen 
Gewohnheit  dadurch  yorgreifen,  dass  sie  bestimmte  Regeln  aufstellen,  die 
schon  in  einigen  Staaten  gehandhabt  werden,  die  aber  mangels  einer 
hinreichend  allgemeinen  und  ständigen  Übung  noch  nicht  für  alle  ver- 
pflichtend sind,  oder  sie  können  einen  ganz  neuen  Grundsatz  niederlegen, 
oder  endlich  eine  bisher  gültige  Begel  abschaffen.  Die  beiden  letzt^i 
FäUe  sind  nicht  unbedenklich.  Wenn  die  Notwendigkeit  der  nenen 
Begel  sich  nicht  gebieterisch  aufdrängt,  oder  wenn  der  abzustellende 
Missbrauch  nicht  unerträglich  ist,  so  wird  der  Vertrag  oft  auf  lauten 
und  nachdrücklichen  Widerstand  stossen. 


§  2.  —  Urkunden. 

55*  —  Muss  man  zu  den  QueUen  des  positiven  Völkerrechts  auch  die 
Landesgesetze  der  einzelnen  Staaten  und  die  gerichtlichen  Entscheidungen 
rechnen? 

Die  Frage  wird  von  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Schriftstellern, 
darunter  von  sehr  angesehenen  wie  v.  Holtzendorff,  Pradier-Fod6r6, 
Renault,  Fiore  u.  a.  bejaht.  —  Trotzdem  ist  diese  Ansicht  zu  verwerfen. 
Ihre  Anhänger  haben  sich  durch  die  unvermeidlichen  Beziehungen,  die 
zwischen  dem  Völkerrechte  und  dem  öffentlichen-  und  Privatrechte  jedes 
Staates  bestehen,  beeinflussen  lassen.  Diese  Beziehungen  sind  aber  nicht 
so  stark,  dass  die  Landesgesetze  oder  die  gerichtlichen  Entscheidungen 
als  Entstehungsarten  des  Völkerrechts  gelten  könnten. 

56.  —  A.  —  Ein  Landesgesetz  kann  ausserhalb  des  Gebietes  des 
Staates,  der  es  verkündet  hat,  keine  Wirkung  haben.  Die  Gleichheit,  die 
eines  der  wesentlichen  Attribute  der  Staaten  ist,  lässt  es  nicht  zu,  dass 
ein  Staat  Begeln  aufstellt  und  Gebote  verkündet,  die  für  andere  Staaten 
verpflichtend  wären.  —  Als  Ludwig  XIV.  die  berühmte  Marine-Ordonnanz 
vom  August  1681  erliess,  konnte  niemand  vermuten,  dass  er  damit  zugleich 
sich  anmasste,  ganz  Europa  ein  Gesetz  geben  zu  wollen,  wenn  auch  die 
in  dieser  Ordonnanz  zusammengestellten  und  gesichteten  seerechtUchen 
Grundsätze  schon  zum  grössten  Teile  in  die  Bechtsanschauungen  der 
übrigen  Staaten  übergegangen  waren. 

Die  Gesetzgebung  eines  Landes  bietet  in  ihren  verschiedenartigen 
Verzweigungen  wohl  manche  Begel,  die  in  den  Bereich  des  Völkerrechts 
hinübergreift  und  die  sich  auf  internationale  Verhältnisse  erstreckt,  aber 
diese  Begeln  tragen  nicht  mit  dazu  bei,  ein  für  die  Staaten  verbindliches 
Becht  zu  begründen.  Sie  dienen  meist  dem  Zwecke,  die  dem  Staate  auf 
Grund  von  Verträgen  oder  Gewohnheiten  obliegenden  Verpflichtungen  zu 
erfüllen.  Sie  sichern  eine  gewissenhaftere  Befolgung  bestehender  Bechts- 
normen.  Jeder  Staat  ist  den  andern  Gliedern  der  internationalen  Gesell- 
schaft gegenüber  für  Völkerrechtsverietzungen,  die  die  seiner  Gewalt 
unterworfenen  Personen  begehen,  verantwortlich.  Um  diese  Personen  zur 
Beobachtung  völkerrechtlicher  Begeln  zu  zwingen,  erlässt  der  Staat  ein 
Befehlsgesetz,  das  für  seine  Untertanen  gilt,  das  aber  auch  nur  seine 
Untertanen  und  die  auf  seinem  Gebiete  weilenden  Fremden  verpflichtet.  — 
So  sind  z.  B.  die  englische,  deutsche,  amerikanische  und  itsJienische  Gesetz- 
gebung vorgegangen,  um  die  Vorrechte  und  Befreiungen  der  diplomatischen 
Agenten  zu  verbürgen,  um  Vorkehrungen  zum  Schutze  der  Neutralität  zu 
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treffen,  am  Yerhaltungsmassregeln  für  die  im  Felde  stehenden  Eriegsbeere 
zu  geben  ubw.^) 

Die  Yorscbriften  der  Landesgesetze  sind  yölkerrecbtlich  nur  insofeiii 
von  Bedentung,  als  sie  die  Kenntnis  internationaler  Segeln  fördern  und 
als  sie  den  Nacbweis  des  Bestehens  eines  von  einem  Staate  geleugneten 
Grundsatzes  erbringen. 

Der  Beweis  wird  genügen,  wenn  das  eigene  Gesetz  die  ausdrückliche 
oder  stillschweigende  Belor&ftigung  dieses  Grundsatzes  enthält  Ein 
schlüssigerer  Beweis  wäre  kaum  denkbar. 

Fiore  und  andere  Bechtslehrer  sind  der  Ansicht,  dass  die  Überein- 
stimmung der  Landesgesetze  mehrerer  Staaten  in  einer  völkerrechtlichen 
Frage  hinreiche,  um  diesen  Gesetzen  die  Bedeutung  allgemein  gttltiger 
Völkerrechtssätze  zu  geben.^  Auch  hier  muss  man  sich  aber  vor  einem 
Irrtum  httten.  Wenn  die  Mehrzahl  der  Staaten  zur  Regelung  einer 
bestimmten  Frage  ähnliche  Gesetze  erlassen  hat,  so  verdankt  die  zum 
Völkerrechtssatze  gewordene  Vorschrift,  die  in  den  Gesetzen  enthalten 
ist,  diesen  letzteren  nur  scheinbar  ihren  Ursprung.  Der  wahre  Ursprung 
liegt  auch  hier  wieder  in  der  Gewohnheit,  in  der  Übung,  die  durch  die 
Wiederholung  der  nämlichen  Bestimmung  bestätigt  wird.  Die  Landes- 
gesetze dienen  wiederum  nur  als  Erkenntnismittel,  die  das  Vorhandensein 
der  Gewohnheit,  der  eigentlichen  Quelle  des  Völkerrechtssatzes,  beweisen.') 

57.  —  B.  —  Eine  ähnliche  Bedeutung  wie  den  Landesgesetzen  kommt 
auch  der  Rechtsprechung,  den  gerichtlichen  urteilen  und  selbst  den 
Erkenntnissen  der  Sondergerichte  zu,  die,  wie  z.  B.  die  Seeprisengerichte^ 
eigens  dazu  bestellt  sind,  um  völkerrechtliche  Fi'agen  zu  entscheiden.  — 
Der  Richter  schafft  nicht  das  Gesetz;  er  wendet  es  nur  an.  Sein  Spruch 
setzt  das  Recht  voraus,  er  erzeugt  es  nicht.  Im  Völkerrechte  können 
gerichtliche  Entscheidungen,  ebensowenig  wie  auf  anderen  Rechtsgebieten, 
unmittelbar  und  allein  aus  sich  heraus  Rechtssätze  schaffen.  Trotzdem 
muss  man  sich  mit  ihnen  vertraut  machen,  denn  sie  lassen  Sinn  und  Trag- 
weite der  Vorschriften  sowie  deren  gebräuchliche  Auslegung  erkennen. 
Dem  Publizist,  dem  Diplomat  und  dem  Staatsmanne  sind  sie  ein  wert- 
volles Hilfsmittel. 

In  jedem  Lande  stehen  natfirlich  die  Entscheidungen  der  eigenen 
Gerichte  in  hohem  Ansehen.  Man  muss  ihnen  gegenüber  jedoch  eine 
gewisse  Zurückhaltung  beobachten,  denn  sie  sind  allzu  oft  der  Nieder- 
schlag überspannter  patriotischer  Empfindungen  und  dienen  dadurch  mehr 
gewissen  Interessen  als  dem  strengen  Rechte.  Li  England  und  in  den 
Verein.  Staaten  gilt  ein  richterliches  Erkenntnis  als  ein  sicherer  Beweis 
für  die  richtige  Anwendung  des  Gesetzes.  Hierin  offenbart  sich  ein 
allgemeiner  Zug  des  angelsächsischen  Geistes,  der  gern  das  Interesse  mit 
dem  Rechte  verwechselt. 

58*  —  G. —Rechtsgelehrte  und  Publizisten.  Die  Werke  der 
Rechtsgelehrten  enthalten  wertvolle  Angaben  über  das  Bestehen  und  die 
Bedeutung  dieses  oder  jenes  Rechtssatzes.  —  länige  Staaten  haben  amt- 
lich besteUte  Rechtskundige,  die  bei  zweifelhaften  Fällen  den  Regierungen 
Gutachten  erstatten.  So  hat  England  seine  Eronjuristen.  In  Frankreich 
und  in  Italien  ist  dem  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  ein 
beratender  Ausschuss  (comit^  consultatif)  beigeordnet.  —  Die  Ansichten 

1)  Amerikanische  Eriegsartikel  von  lS6d.  ~  Italienisches  Reglement  y.  26.  Noybr. 
1882.  —  Italien.  Seegesetzbach  usw. 

2)  Fiore,  Droit  int.  codifi^,  Introduction  eh.  II,  $  1. 

3)  [Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht,  1899.] 
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dieser  Rechtskundigen  sind  nar  mit  grösster  Vorsicht  aufzunehmen.  Die 
amtlichen  Beziehungen,  die  sie  haben,  mindern  das  Vertrauen  in  ihr  Gut- 
achten, das  allzu  oft  durch  das  absichtliche  oder  unbewusste  Bestreben,  die 
Ansprüche  ihrer  Regierung  zu  unterstützen,  beeinflusst  wird;  das  Gutachten 
hat  dagegen  einen  grossen  Wert,  wenn  es  den  Wttnschen  des  Staates  ent- 
gegentritt, weil  dann  die  Unparteilichkeit  des  Verfassers  Ober  allem  Zweifd 
steht.  —  Als  bemerkenswerte  Beispiele  fUr  derartige  Outachten  seien 
erwähnt:  Die  mehrfachen,  einander  widersprechenden  Gutachten  der 
preussischen  Eronsyndiken  in  der  Erbfolgefrage  betreffend  die  Herzog- 
tümer Schleswig  und  Holstein  (November  1865),  die  Berichte  der  englischen 
Eommissarien  in  den  Jahren  1751/53  in  der  berühmten  Angelegenheit 
des  schlesischen  Darlehens  und  das  Gutachten  des  italienischen  Ausschusses 
der  Auswärtigen  Angelegenheiten  in  der  Aunis-Frage.^) 

59.  —  Die  Publizisten,  die  ihre  persönlichen  Anschauungen  in  grösseren 
Werken  und  in  Zeitschriftsartikeln  niederlegen,  erfüllen  damit  zwei  Auf- 
gaben. Durch  die  wissenschaftliche  Erforschung  geschichtlicher  Vorgänge 
sowie  wichtiger  Staatsverträge  und  Urkunden  sind  sie  in  der  Lage,  das 
Vorhandensein  yölkerrechtlicher  Gewohnheiten  nachzuweisen  und  diese  zu 
einer  bestimmten  Formel  zu  verdichten.  Renault  bezeichnet  die  Publi- 
zisten treffend  als  „Zeugen  des  Rechtsbewusstseins  und  der  Gebräuche 
gesitteter  Nationen^^  —  Ihr  Ansehen  wächst  häufig  mit  der  hohen  Amts- 
stellung, die  sie  besitzen  oder  die  sie  früher  bekleidet  haben.  Hierdurch 
war  es  ihnen  vergönnt,  mit  eigenen  Augen  die  Entwicklung  der  Dinge 
zu  verfolgen,  die  sie  zum  Gegenstand  ihrer  Erörterungen  machen.  Calvo, 
Geffcken,  Lawrence  und  Wheaton  standen  in  der  diplomatischen 
Laufbahn;  Eent  war  Staatskanzler  von  New- York,  Phillimore  wirkte 
als  Oberrichter  in  der  englischen  Admiralität  usw. 

Dieselbe  Behutsamkeit,  die  den  Ansichten  der  Rechtssachverständigen 
entgegenzubringen  ist,  ist  auch  den  Publizisten  gegenüber  am  Platze. 
Abgesehen  von  der  Möglichkeit  eines  menschlichen  Irrtums,  geben  sie  leicht 
den  Einflüssen  politischer  und  patriotischer  Leidenschaften  Raum.  —  Eine 
solche  Voreingenommenheit  findet  man  z.  B.  unleugbar  bei  mehreren 
englischen  Schriftstellern,  die  die  übertriebenen,  masslosen  und  unbilligen 
Ansprüche  verteidigen,  die  England  in  seerechtlichen  Angelegenheiten  so 
oft  erhoben  hat.  —  Auch  viele  deutsche,  französische  und  italienische 
Publizisten  können  von  diesem  Vorwurfe  nicht  freigesprochen  werden.  — 
Eine  gründliche  Untersuchung  muss  nach  den  geheimen  Beweggründen 
dieser  oder  jener  Meinung  forschen,  und  eine  kritische  Würdigung  hat  die 
Irrtümer  von  der  Wahrheit,  die  nationalen  Selbstgefälligkeiten  von  unbe- 
fangenen Urteilen  zu  sondern. 

60.  —  Beweisend  für  das  Bestehen  eines  Rechtsgrundsatzes  sind 
namentlich  die  übereinstimmenden  Ausführungen  mehrerer  Rechtslehrer 
über  die  Bedeutung  dieses  oder  jenes  Grundsatzes,  über  dessen  Folgen  und 
Wirkungen,  besonders  wenn  die  betreffenden  Darlegungen  von  namhaften 
Schriftstellern  verschiedener  Länder  herrühren. 

von  Holtzendorff  bemerkt,  dass  die  Übersetzung  völkerrechtlicher 
Werke  in  mehrere  fremde  Sprachen  und  namentlich  die  vielfachen  Über- 
setzungen der  Bücher  von  Grotius,  Wheaton,  Travers-Twiss  (von 
von  Holtzendorff  selbst)  usw.  den  richtigen  Massstab  für  den  Wert 
dieser  Werke  und  für  das  Ansehen  ihrer  Verfasser  abgeben^ 

1)  Gh.  de  Härtens,  Causes  cel^bres  da  dr.  des  gens,  1858—61,  1 11,  pp.  6  et  s.  — 
Wheaton,  Histoire des progres  du  dr.desgens,  4  edit,1865,  tl,  §  10.  pp.  260  et  s.  — 
Archiyes  Diplomatiqaes,  1884,  t  I,  p.  885. 
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61.  —  völkerrechtliche  Werke  diesen  aber  nicht  allein  dem  Zwecke, 
das  Bestehen  von  Begeln  und  Omndsätzen  zu  ermitteln  und  deren  wahre 
Bedeutung  zu  ttberwachen,  sie  tragen  auch  mit  zur  steten  Fortbildung 
des  positiven  Sechtes  bei.  —  Der  Hinweis  auf  bestehende  Mängel  und  der 
Vorschlag  zu  gewissen  Abänderungen  wirkt  auf  die  öffentliche  Meinung 
ein  und  lenkt  die  Aufmerksamkeit  der  Regierungen  auf  sich.  —  Werke 
von  bedeutenden  Juristen  wie  von  Grotius,  Vattel  und  Martens  tragen 
dazu  bei,  das  Bechtsbewusstsein  der  Staatsleiter  zu  wecken,  zu  stärken 
und  zu  läutern.  —  Die  eingehende  Kenntnis  bestehender  Bechtssätze  ist 
die  Voraussetzung  für  die  Annahme  neuer  Begeln.  —  Die  hervorragenden 
Begründer  des  Völkerrechts  sahen,  wie  ihre  Anschauungen,  die  den  Ausdruck 
der  Becbtsentwicklung  ihrer  Zeit  wiedergaben,  in  die  Staatsverträge,  die 
Gebräuche  und  die  internationale  Praxis  eindrangen. 

Es  ist  also  nur  billig,  allen  Bemühungen,  die  dem  Fortschritte  und 
der  allgemeinen  Verbreitung  der  Völkerrechtswissenschaft  gewidmet  sind, 
Anerkennung  zu  zollen.  —  Dieses  Ziel  verfolgen:  Die  Bevue  de  Droit 
international  et  de  lögislation  compar6e,  die  1869  zu  Gent  gegründet 
wurde  und  gegenwärtig  in  Brüssel  unter  der  Leitung  von  Bolin -Jae- 
quemyns.  Asser,  Bivier,  Westlake  u.  a.  steht.  —  Das  Institut  für 
Völkerrecht,  das  1873  auf  Anregung  von  Bolin-Jaequemyns  gegründet 
wurde.  Die  Association  pour  la  räforme  et  la  codification  du  Droit  des 
gens.^)  —  Das  Journal  du  Droit  international  priv6,  gegründet  zu  Paris 
im  Jahre  1874  durch  Clunet.  —  Die  Bevue  g^n^rale  de  Droit  international 
public,  sie  erscheint  zu  Paris  und  wird  seit  dem  1.  Februar  1894  von 
Antoine  Pillet  und  Paul  Fauchille  herausgegeben. 

62.  —  D.  —  Auch  das  gesamte  diplomatische  Aktenmaterial 
und  die  Staatspapiere  gehören  zu  den  Urkunden,  die  den  Beweis  für  die 
Geltung  dieser  oder  jener  Begel  erbringen  können.  In  erster  Linie  kommen 
hier  die  Noten  in  Betracht,  die  in  der  Form  von  Manifesten  und  Zirkular- 
schreiben die  Entscheidung  der  zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten 
schwebenden  Streitfragen  anbahnen  sollen  und  die  eine  Bestätigung  der 
allgemeinen  Grundsätze,  die  von  den  die  Noten  austauschenden  Begierungen 
anerkannt  werden,  enthalten,  —  Auch  Protokolle,  in  denen  Bevoll- 
mächtigte mehrerer  Staaten  vor  Beseitigung  einer  Schwierigkeit  eine  Ver- 
ständigung über  einen  oder  mehrere  völkerrechtliche  Leitsätze  herbeiführen, 
können  fttglich  als  Erkenntnismittel  für  das  Bestehen  von  Bechtsnormen 
benutzt  werden. 

63.  —  In  einigen  Ländern  pflegt  man  den  Parlamenten  einen  Teil 
des  diplomatischen  Schriftwechsels  zur  Kenntnisnahme  zu  unterbreiten. 
Diese  Schriftstücke  werden  nach  der  Farbe  ihres  Deckumschlages  bezeichnet ; 
so:  das  Gelbbuch  in  Frankreich,  das  Blaubuch  in  England,  das  Botbuch 
in  Österreich,  das  Grünbuch  in  Italien  (und  das  Weisslmch  in  Deutschland). 

Diese  Sammlungen  machen  keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit,  denn 
nicht  alle  Urkunden,  die  sich  auf  eine  Angelegenheit  beziehen,  werden 
bekannt  gegeben;  manche  werden  immer  geheim  gehalten.  Trotz  ihrer 
Lücken  ermöglichen  es  diese  amüichen  Schriftstücke,  sich  mit  den  wesentlichen 
Fragen  einer  Angelegenheit  vertraut  zu  machen,  deren  Umfang  zu  be- 
stimmen, die  streitigen  Punkte  abzugrenzen  und  sich  von  der  stattgehabten 
Entscheidung  zn  überzeugen. 

Die  Archive  der  Ministerien  der  auswärtigen  Angelegenheiten  der 


1)  [Dieser  Verein  hat  1895  die  Bezeichnung  Association  de  Droit  international 
angenommen.] 


30  Einleitung. 

einzelnen  Staaten  bergen  Sch&tze  von  gfeschichtlich  wertvollen  Urkunden 
in  sich.^)  —  Die  Relationen  der  yenetianischen  Qesandten  des  15.,  16.  o. 
17.  Jahrhunderts  sind  mit  Recht  bertthmt  geworden.  —  Die  ArchiTe  des 
Vatikans  gemessen  einen  anbestrittenen  Bi2r. 


VI. 
Die  VölkerrechtswiseensohafL    Ihr  VerhUtnis  zu  andern  Wiseenschaflen. 

64.  —  Die  Volkerrechtswissenschaft  ist  ein  Zweig  der  gesamten  Rechts- 
wissenschaft; sie  ist,  wie  Lorimer  bemerkt,  der  jttngste  und  unentwickeltste 
Zweig.  —  Ihr  Gegenstand  besteht  in  der  Erforschung  und  Ermittlang 
der  Gesetze,  die  das  Nebeneinanderleben  und  das  gegenseitige  Verhalten 
der  zu  einer  gemeinsamen  Rechtsordnung  Terbundenen  Staaten  beherrschen. 
Ihr  Zweck  ist  die  Au&tellung  solcher  Regeln,  die  dem  jeweiligen  Zustande 
der  gesitteten  Welt  am  ehesten  gerecht  werden.  —  Ihre  Aufgabe  beginnt, 
wie  von  Holtzendorff  bemerkt,  mit  der  Unterscheidung  zwischen  dem 
positiyen,  innerhalb  der  internationalen  Gemeinschaft  geltenden  Recht  and 
„dem  vom  Standpunkte  der  Sittlichkeit,  Gerechtigkeit,  Zweckmässigkeit  oder 
Folgerichtigkeit  zu  erstrebenden  Vemunftrecht^.^ 

Diese  Unterscheidung  kann  nur  dann  mit  Nutzen  und  Erfolg  gemacht 
werden,  wenn  man  dem  geschichtlichen  Werdegange  des  Rechts  die  ge- 
bührende Rücksicht  entgegenbringt.  Wollte  man  sich  um  die  Vergangenheit 
nicht  kümmern,  so  würde  man  auf  falsche  Fährte  geraten.  Das  von 
Publizisten  und  Rechtsgelehrten  in  wissenschaftlicher  Arbeit  emmgene 
Recht  ist  nur  dann  eines  wirklichen  Wertes  sicher,  wenn  es  mit  dem 
wahren  Zustande  der  Staaten  und  der  Volker  im  Einklänge  steht.  Dieser 
Zustand  ist  aber  das  Ergebnis  geschichtlicher  Vorgänge,  altttberkommener 
Überlieferungen  und  einer  schrittweisen  Entwicklung,  über  die  man  sich 
nicht  hinwegsetzen  kann,  ohne  den  grOssten  Irrtümern  zu  verfallen.  Be- 
gabte Gelehrte,  die  sich  in  dieser  Hinsicht  täuschen  liessen,  haben  in 
nutzloser  Aufwendung  ihrer  Kraft  unhaltbare  Lehren  aufgebaut,  deren 
—  glücklicherweise  unmögliche  —  Durchführung  eine  völlige  Umwälzung 
in  den  gesamten  internationalen  Verhältnissen  nach  sich  ziehen  wfirde. 

65.  —  A.  —  Die  Geschichte  ist  mithin  ein  notwendiges  Hil&mittel 
für  die  Völkerrechtswissenschaft.  Sie  umfasst  zwei  voneinander  verschiedene 
Gebiete:  die  politische  Geschichte  der  Staaten  und  die  Geschichte  des 
positiven  Völkerrechts  selbst. 

Man  muss  sich  mit  dem  geschichtlich  gewordenen  Rechte  vertraut 
machen,  weil  es  wesentlich  ein  Ergebnis  menschlicher  Tätigkeit  ist,  und 
weil  der  eigentliche  Fortschritt  der  Rechtswissenschaft  darin  besteht,  den 
Ausgleich  zwischen  bisher  überlieferten  Rechtszuständen  und  neuen  besseren 
Verhältnissen  klar  vorzuzeichnen.  —  Wollte  man  sich  auf  die  Einprägung 
nackter  Tatsachen  beschränken,  so  wfirde  man  Gefahr  laufen,  die  Be- 
seitigung höherer  Grundsätze  des  natürlichen  Rechts  gutzuheissen.  Die 
geschichtlichen  Vorgänge  und  Erscheinungen  müssen  einer  streng  philo- 
sophischen Betrachtungsweise  unterworfen  werden. 

1)  [Das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  Frankreich  hat  ein 
gedrängtes  Verzeichnis  seiner  Archive  veröffentlicht  (laut  VerfSgong  vom  8.  Dezember 
1891  sind  die  Archive  bis  zum  81.  Juli  1830  dem  Publikum  zugänglich).  Das  Ver- 
zeichnis umfasst  drei  Bände,  die  1888,  1893  und  1896  erschienen  sind.] 

2)  V.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  I,  §  18. 


VI.  Die  Volkerrechts  Wissenschaft    Ihr  Verhiltnis  zu  andern  Wissenschaften.  31 

66.  —  B.  —  Das  Völkerrecht  steht  auch  in  einem  sehr  nahen  Verhältnisse 
zur  Politik.  0*)  Beidebeeinflossen  sich  gegenseitig.  Der  Wirkungskreis  der 
Politik  (selbstverständlich  der  auswärtigen  Politik)  liegt  in  der  Überwachung 
der  Privatinteressen  jedes  Staates  und  der  gemeinsamen  und  allgemeinen 
Interessen  der  internationalen  Oemeinschaft,  sowie  in  der  Aussöhnung  des 
jedem  Staate  gebtlhrenden  Bechts  auf  Unabhängigkeit,  Souveränität  und 
Autonomie  mit  den  Geboten  des  kosmopolitischen  Verkehrs. 

Die  Politik  wird  zwar  von  Interessen  beherrscht.  Sie  beeinflusst  die 
Bechtsauffassung  jedes  Staates  sowie  auch  dessen  Art  und  Weise,  das 
Becht  zur  Geltung  zu  bringen.  —  In  Frankreich  zum  Beispiel  ist  die 
Aufgabe  der  Politik  genau  dieselbe  wie  in  frttheren  Jahrhunderten: 
Sicherung  und  Festigung  seiner  Ostgrenze  sowie  Besitz  von  Kolonien  zur 
Erlangung  von  Absatzgebieten  fttr  seine  gewerblichen  Erzeugnisse.  — 
Wenn  aber  auch  die  Politik  vor  allem  den  Vorteil  der  Staaten  im  Auge 
behält,  so  darf  doch  zwischen  ihr  und  dem  Völkerrecht  kein  Zwiespalt 
bestehen,  „denn  das  Gerechte  ist  auch  gleichzeitig  das  für  den  Staat  auf 
die  Dauer  Zweckmässige^  (von  Holtzendorff).  —  „Ein  Widerspruch 
zwischen  Völkerrecht  und  Politik,  wenn  er  auch  in  der  Praxis  öfters  vor- 
handen ist,  kann  naturgemäss  nicht  stattfinden;  es  gibt  nur  eine  Wahrheit 
und  keine  sich  widersprechenden  Wahrheiten^  (Heffter,  op.   cit.,  §  4). 

Weit  davon  entfernt,  dem  Völkerrechte  entgegenzuarbeiten,  muss  die 
Politik  vielmehr  dessen  Entwicklung  vorbereiten  und  fSrdem.  Ihr  liegt 
es  daher  ob,  die  Abschaffung  solcher  Begeln  anzustreben,  die  dem  wohl- 
verstandenen Interesse  der  Staatsgesellschaft  zuwiderlaufen,  die  Annahme 
neuer,  dem  Bechtszwedke  besser  entsprechender  Grundsätze  herbeizuführen 
und  die  Handlungsfreiheit  jedes  Staates  zu  schützen.  —  Die  vemunft- 
gemässe  Anwendung  der  völkerrechtlichen  Vorschriften  gehört  zu  den 
Aufgaben  der  Politä.  Sie  hat  darüber  zu  befinden,  ob  es  unter  gewissen 
umständen  ratsamer  ist,  ein  Becht  rücksichtslos  durchzusetzen,  oder  ob 
es  besonnener  und  vorausschauender  ist,  Kränkungen  eines  andern  Volkes 
zu  vermeiden  und  durch  einen  klugen  Verzicht  auf  ein  zwar  sicheres,  aber 
nnzeitgemässes  Becht  den,  Ausbruch  von  Leidenschaft  und  Hass  zu  ver- 
hüten. 

„Die  Politik,  so  sagt  Louis  Benault,  muss  sich  die  Grundsätze  des 
Bechts  zur  Bichtschnur  nehmen;  aber  auch  wenn  man  diesen  treu  bleibt,  so 
kann  man  doch  begreiflicherweise  sein  Verhalten  in  verschiedener  Weise 
bestimmen;  fest  aid  dem  Boden  des  Bechts  stehend,  kann  man  behutsam 
oder  verwegen,  weitsehend  oder  verblendet  sein.^^  Die  Politik  darf 
keinem  unerlaubten  Ziele  nachjagen;  sie  muss  sich  unehrenhafter  Mittel 
enthalten.  Mit  vollem  Bechte  bemerkt  Heffter:  „Eine  sittlich  korrekte 
Politik  kann  niemals  tun  und  bUligen,  was  das  Völkerrecht  verwirft,  und 
anderseits  muss  auch  das  Völkerrecht  gelten  lassen,  was  das  Auge  der 
Politik  fttr  den  Selbslbestand  eines  Staates  schlechterdings  als  notwendig 
erkennt".  (Heffter,  op.  cit.,  §  4) 

67.  —  C.  —  Auch  das  innere  Staatsrecht  eines  jedea  Staates  und 


1)  Bnlmerincq,  La  politique  et  ie  Droit  dans  la  vie  des  Etats,  R.D.I.,  t  IX. 
p.  861.  [8.  auch  Arendt,  Le  droit  des  gens  et  la  politique,  Re^ne  catholique,  1870. 
—  Ferrari,  Lalihertiipolitica  etüDirittointemazionalel89S.—  Funck-Brentano, 
LapolitiauelSdS.  — Gemma,  PoliücaeDirittonegli  odiemirapportiintemazionali,  1897.] 

3)  Louis  Renault,  Introduction,  §  14. 
^     *)  Bluntaehli,  FoKäk  1S76;  vm  HolUtndorff,  FnmtMm  dor  JPbIMIb,  8.  J919ff.; 
OtffcheninNordmda^XI,SMf. 
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das  Völkerrecht  stehen  in  Wechselwirkung  zu  einander.^)  Gewisse  wichtige 
Fragen  können  nur  unter  Berücksichtigung  der  Grundsätze  beider  Bechts- 
gebiete  richtig  verstanden  und  geregelt  werden.  Dies  gilt  beispielsweise 
Yon  der  Bestimmung  der  wesentlichen  Merkmale  der  Souveränitftt  oder 
gewisser  staatlicher  Gebilde,  von  der  Umgrenzung  der  Vollmacht  der 
amtlichen  Vertreter  der  Staaten  usw.') 

68.  —  D.  — Auch  die  Staatswirtschaftslehre  kommt  in  Betracht 
und  zwar  bei  Begelung  des  internationalen  Handels,  bei  der  Organisation 
des  internationalen  Transportwesens,  des  literarischen,  künstlerischen  and 
gewerblichen  Eigentums,  bei  der  Festsetzung  der  Bedingungen  des  inter- 
nationalen Geldumlaufs.  Dem  Staatsmanne  wie  dem  Juristen  offenbart 
sie  die  natürlichen  Gesetze,  die  den  Güterumlauf  beherrschen  und  die  durch 
vertragliche  Kegeln  des  positiven  Völkerrechts  nicht  verkannt  und  verletzt 
werden  dürfen. 

69.  —  E.  —  Zwischen  dem  Handelsrecht  und  dem  Völkerrechte  be- 
stehen gleichfalls  wichtige  Wechselbeziehungen.  —  Die  Handelsfreiheit  in 
Friedens-  und  in  Eriegszeiten,  die  Schliessung  von  Häfen,  die  Freiheit 
der  Fluss-  und  Küstenschiffahrt,  die  Gtestattung  oder  die  Untersagung  des 
Durchgangshandels  usw.:  alles  dies  kann  durch  Verträge  oder  Gesetze 
näher  bestimmt  werden.  Da  aber  diese  Fragen  den  Handelsverkehr  der 
Völker  in  seiner  Allgemeinheit  betreffen,  so  müssen  bei  ihrer  Begelung 
die  allgemein  geltenden  völkerrechtlichen  Gesichtspunkte  Berücksichtigung 
finden. 

70.  —  F.  —  Auch  Kenntnisse  in  der  Geographie  und  in  der  Ur- 
kundenlehre sind  erforderlich,  um  tiefer  in  die  Wissenschaft  vom  Völker- 
rechte einzudringen. 


vn. 

Oberblick  Ober  die  geschichtllciie  Entwicklung  der  internationalen 

Verkehrsbeziehungen. 

[Barral.  Histoire  diplomatique  de  l*EQrope,  1880-86.  —  Bourgeois.  Manuel  historiqne  de  politiqae 
Mrang^re,  1897-96.  ->  B r i e.  Die  Fortschritte  des  Volkerrechts  seit  dem  Wiener  Kongress,  1890.  —  ChauTeau. 
Le  droit  des  gens  dans  les  rapporta  de  Bome  arec  les  penples  de  Tantiqnit^  1891.  —  Combos.  Histoire 
g6n6rale  de  la  diplomatie  eorop^enne.  —  P.  deCussv.  Phases  et  canses  c^lftbres  du  Droit  maritime  des 
nations,  1866.  —  Debidour.  Hlstoire  diplomatique  de  rEurope  depuls  le  ooncrto  de  Vieml^  1881.  —  Egg  er. 
Etudes  historiques  snr  les  traitte  publica  chez  les  Grees  et  les  Romains,  1866.  —  Plassan.  Hlstoire  de  la 
diplomaüe  francaise  josqu'A  la  fin  du  r^e  de  Louis  XVI,  1811.  —  Garden.  Hlstoire  g6ntoüe  des  traitte 
de  palx,  1848-69.  —  Gemma.  Storia  dei  trattaü  nel  secoIoXIX,  1896.  -<  Qhillany.  Enropatsche  Chronik, 
1878.  —  OnlKot  Hlstoire  de  la  eivillsation  en  Enrope,  1878.  —  M«moires  pour  senrir  4  liiistoire  de  mon 
temps,  1868-67.  —  D'HaussouTille.  Hlstoire  de  la poUtiqne  ext«rieuie  du  gouTemement  fran^als  (1830-1848), 
1860.  —  Hautefenille.  Hlstoire  des  origines,  des  progrto  et  des  variations  du  droit  maritime  intemaUoBal, 
2e  Mit,  1869.  —  De  Holtsendorff  et  Rivier.  Introductton  au  droit  des  gens,  SeparUe,  1889.  —  Holland. 
Studles  on  International  Law,  1898.  —  Hozack.  Onthe  rise  and  growth  of  the  law  of  Nations  from  tfae 
earliest  times  to  the  treaty  of  Utrecht,  1883.  —  Iranow.  Du  caraet^re  des  relations  internationales  et  du 
döveloppement  historique  du  Droit  international  1874.  -—  Karolidds.  Hlstoire  diplomatique  du  XIXe  sttele 
(griechisch).  —  Kock.  Hlstoire  abr«g6e  des  traitte  de  paix  et  autres  transactions  prindpales  entre  les 
puissances  de  l^Eorope,  1817-18,  1887-88.  —  DeLabra.  Dela  repreeentadon  e  infiuenela  de  los  Estados 
Unidos  de  America  en  el  Derecho  intemacional,  1877.  —  Laurent  Hlstoire  de  rhumanit^  Etudes  snr 
rhistolre  des  relations  internationales,  1860-69.  —  Lawrence.  Commentaires  sur  llüstoire  des  progrto  du 
droit  des  gens  de  Wheaton,  1868-69.  —  Lelst  AltrArisches  Jus  gentium.  —  Levieux.  Essai  sur  r670lution 
du  Droit  iniemaUonal  et  sur  Thistoire  des  trait«0,  1892.  —  Malet  Hlstoire  diplomatique,  1887.  —  Ch.  De 
Härtens.  Causes  cötöbres  du  Droit  des  gens  1868— 6L  ->  De  Ifaulde.  La  diplomatie  au  temps  de 
Machiavel,  1892.  —  Müller-Jochmus.  Geschichte  des  Völkerrechts  im  Altertum,  1848.  —  Nys.  Notes 
sur  llüstoire  dogmatique  et  UttAraire  du  Droit  international  en  Ani^letem,  1888.  •—  Les  origines  du  Droit 


1)  [Kauf mann,  Die  Rechtskralt  des  internatieBi^n  Rechtes  und  das  Verhält- 
nis der  Staatsgesetzgebnngen  nnd  der  Staatsorgane  zu  demselben,  1899.  —  Triepel, 
Völkerrecht  und  Landesrecht,  1899.] 

2)  [Ferrari,  HIMiitto  intemazionale  in  rapporto alle  Gostitozione,  1896.  —  Von 
demselben  Verfasser,  La  Sociologia  e  il  Diritto  intemazionale,  1896.] 
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intenuUioiial,  1894.  —  EtndM  de  Droit  inteinatioiial  et  de  Droit  poUtiqae,  1896.  ~  Lee  thteriee  politiqnes  et  le 
droit  international  en  France  jnsqn'aa  XYIH e  eiMe,  3 e  Mit,  1899.  —  Onrosow.  Btaum« bietorione  des  traitta 
(1648-1878),  1886.  — 'Percy-Pain.  Chronology  andAnalyais  of  International  Law,  1888.  —  A.  Fierantoni. 
Storia  del  Dirltto  intemazionalo  nel  secolo  XDL,  1876.  —  Reeaeil  des  instroctiona  donn^es  anx  ambaasadenrs 
et  ministree  de  Fraaee  depoia  lea  traitte  de  Westnbalie  jiiaqa*^  la  R^Tolntion  francaise  (Bekanntmaehong 
des  franzOaiscben  Ifiniaters  der  answlrtigen  Angelegenheiten).  —  Retortlllo  y  Tornoe.  Hiatorla  de! 
DerechoiatemadonAl,  1881.  — Seala.  Die Staatavertrlge  des Altertmna,  1898.  —  Sehlattarella.  Oigaaismo 
e  etoria  del  Diritto  intemaxionale,  1879.  —  SchoelL  Coors  dliiatolre  dea  Etats  enroodeaa,  1880-84.  — 
Signorelli.  Yecclilo  e  nnoTo  Diritto  intemazionale,  1892.  ~  Stolanow.  Esqniaae  de  Ilüstoire  et  de  la 
dogmatiqne  da  Droit  international,  187K.  —  DeTaube.  Lliiatoire  de  Feniaatement  du  droit  international 
contemporain  (maaiacb),  1894—99.  —  Verg«.  Le  Droit  dee  gena  ayant  et  depoia  1789  (In  der  Einleltang  zn 
eeinem  Prteia  du  Droit  des  gensTonO.  F.  deMartena),  1864.  —  Walker.  A  bistory  of  tbe  Law  of  Natlona, 
1899.  —  Wbeaton.  Hiatoire  dea  progrto  dn  Droit  dea  gens  en  Europe  et  en  Am4riqae  depnis  la  paix  de 
WeetpbaUe  jneqn^aa  eongrte  de  Tienne  4e  Mit,  1865.  —  8.  Repertoire  bibliograpblqne  de  rbiatoire  diplo- 
matique de  rEorope  depoia  le  Congrto  de  Westphalie,  jnaqn^an  traitd  dUtreebt,  in  den  Annalea  de  l*SeoIe 
libre  dea  adences  politiqnea,  1890,  p.  p.  139  et  boIy.] 

Haelaehner,  De  jure  gmUium,  fUodfüerU  apud  populoe  OrimUie,  IH».  —  Pütter,  Beitrage  sur  TSIker- 
rechtegeaekiekU  und  -wiMeneekaft,  19i3.  —  Kariowa  m  sAnpr  rKmwekm  BechUgeacMekU,  Bd.  I,  §§  44-4«.  — 
Fallatt  m  der  Zteekn/t  f.  d.  ge$.  Staattwieeetuekan  Bd.  VI,  18B0,  Keitne  det  Völkerreekta  bei  wUdm  und 
kaOmlden  Stämmm.  —  Ward  (ITSö-lSiß),  An  engmry  mto  ihe  fimdaUm  amd  MHory  of  the  lau  of  natioiu  m 
Europtf  from  the  Urne  of  Üie  Greeke  and  BomoH»  to  tke  age  of  QroUus,  1796.  —  Bender,  Antikes  VSSkerrteht 
vortukmUck  im  ZeitaUer  dea  Faiffhiue,  1901. 

91.  —  Dem  Forscher  tritt  der  Begriff  eines  Völkerrechts,  wenn  anch 
noch  unklar  und  unbestimmt,  entgegen,  sobald  er  auf  der  Weltbtthne  das 
Erscheinen  von  Staaten  und  das  Bestehen  von  Berührungspunkten  und 
Verkehrsbeziehungen  zwischen  solchen  wahrnimmt.  Theoretisch  ist  das 
Völkerrecht  ebenso  alt  wie  die  Staaten  selbst.  Es  konnte  nicht  vor  dem 
Dasein  mindestens  zweier  Staaten  bestehen;  aber  in  dem  Augenblicke,  wo 
zwei  derartige  mit  Rechten  ausgestattete  sittliche  Verbände  nachzuweisen 
waren,  war  auch  das  Völkeriecht  bereits  im  £eime  vorhanden.  Stets 
hat  ein  natürliches  Secht  über  den  Beziehungen  politischer  Gemeinwesen 
gewaltet,  ein  Recht,  das  je  nach  der  JBfldungsstufe  der  Völker  mehr  oder 
weniger  anerkannt,  mehr  oder  weniger  klar  formuliert  und  mehr  oder 
weniger  angewandt  wurde. 

Ein  Völkerrecht  nach  dem  Begriffe  und  der  Auffassung  der  Nationen 
der  neueren  Zeit  hat  dagegen  bei  den  ältesten  Volksstämmen  nicht  be- 
standen und  konnte  auch  nicht  bestehen. 

Auch  das  noch  in  den  Uranfängen  schlummernde  Völkerrecht  setzt 
mit  Notwendigkeit,  wenigstens  die  teilweise  Anerkennung  der  Menschen- 
rechte voraus.  Nur  mit  der  Entwicklung  und  dem  Wachsen  dieser  An- 
erkennung hat  es  sich  entwickeln  und  hat  es  wachsen  können:  wie  diese 
und  mit  dieser  war  es  im  Altertum  und  im  Mittelalter  zurückgedrängt; 
erst  die  Reformation  und  die  französische  Revolution  hat  ihm  zur  fort- 
schreitenden Entwicklung  verhelfen. 

72.  —  Wheaton  hat  eine  Geschichte  ttber  die  Entwicklung  des 
Völkerrechts  in  Europa  und  in  Amerika  geschrieben  ,,Histoire  des  progrte 
du  droit  des  gens  en  Europe  et  en  Am6rique^,  die  interessant  und  reich 
an  literarischen  Angaben  ist.  —  Franz  von  Holtzendorff  hat  im  dritten 
Teile  seines  Handbuches  Band  I  die  geschichtliche  Entwicklung  der  inter- 
nationalen Rechts-  und  Staatsbeziehungen  bis  zum  Westfälischen  Frieden 
in  meisterhaften  Zügen  dargestellt.  Es  ist  eine  Abhandlung  von  hohem 
Werte;  der  bedeutende,  philosophisch  veranlagte  Geist  des  Verfassers 
kommt  hier  zur  vollen  Entfedtung.  —  F.  von  Martens  bietet  in  seinem 
»Völkerrecht^  eine  geschichtliche  Übersicht.  Die  Schilderung  der  Er- 
eignisse wird  von  einer  kritischen  Würdigung,  die  viel  Lehrreiches  in 
sieh  birgt,  begleitet  —  [Wir  verweisen  noch  auf  die  ausführliche  geschicht- 
liche Einleitung,  die  einen  grossen  Teil  des  ersten  Bandes  des  „Cours  de 
droit  international''  von  Alcorta  (Professor  an  der  Universität  von  Buenos- 
Aires)  bUdet.  Man  findet  dort  interessante  Aufklärungen  ttber  amerikanische 
Fragen.] 
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73.  —  Ein  Lehrbuch  muss  sich  mehr  bescheiden  und  sich  auf  me 
kurze  Zusanunenfassung  dieser  bemerkenswerten  Werke  beschränken.  — 
Wir  teilen  die  Entwicklungsgeschichte  der  internationalen  Beziehungen 
in  fttnf  Perioden  ein.  —  Die  erste  schliesst  das  ganze  Altertum  bis  zum 
Sturze  des  rSmischenEaiserreichs  in  sich. —Die  zweite  reicht  von  dieser  Epoche 
bis  zum  Westfälischen  Frieden  (1648).  —  Die  dritte  vom  Westfälischen 
Frieden  bis  zur  französischen  Revolution  (1789).  —  IHe  vierte  endigt 
mit  den  Verträgen  von  1815.  —  Die  fttnfte  umfasst  die  Ereignisse  von 
1815  ab  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

1.  Epoche. 
Vom  AKertume  Mt  zum  Sturze  des  rOmItohen  Reichs. 

74.  —  Absonderung  der  Völker  ist  die  hervortretende  Politik  des 
Altertums.  —  Feindselige  Gesinnungen  herrschen  allenthalben.  —  Jedes 
Volk  betrachtet  das  andere  „wie  einen  natürlichen  Feind,  der  bekriegt 
und  geknechtet  oder  ausgerottet  werden  müsse."    (F.  v.  Martens). 

Der  Krieg  ist  fast  das  einzigste,  noch  dazn  gewaltsame  Annähenrngs- 
mittel  zwischen  den  Völkern.  Die  Griechen  hatten  von  dem  Dasein  der 
Perser  vor  ihren  berühmten  Kriegen  kaum  eine  Ahnung.  Sie  knfipften 
erst  nach  ihren  Siegen  Handelsbeziehungen  mit  ihnen  an. 

Die  Gründung  von  Kolonien  durch  die  Phönizier  und  die  Griechen 
gaben  den  ersten  Anstoss  zum  Völkerverkehr  und  führten  zu  fortgesetzten 
und  weniger  schroffen  Beziehungen  mit  den  Fremden. 

Trotzdem  entwickelte  sich  kein  eigentliches  Völkerrecht  in  dieser 
Epoche;  nur  einige  künmierliche  Ansätze  hierzu  zeigten  sich  bei  allen 
Völkern.  —  Eine  gewisse  religiöse  Scheu  begleitet  und  umgibt  die  Ab- 
gesandten anderer  Nationen,  die  unter  dem  Schutz  und  Schirm  der 
Götter  stehen.  Wer  sie  behelligt,  zieht  den  Zorn  des  Himmels  auf  sich 
herab.  —  Man  findet  auch  einige  Beispiele  für  das  Becht  der  Gast- 
freundschaft. —  Es  herrscht  der  Brauch,  in  feierlicher  Weise  Krieg  zu 
erklären  und  Frieden  zn  schUessen. 

Das  vortreffliche  Werk  von  v.  Holtzendorff  gibt  eine  ausführliche 
Schilderung  der  internationalen  Beziehungen  der  Ägypter,  Assyrier, 
Phönizier,  Meder,  Perser,  Israeliten  usw. 

75.  —  Bei  den  Griechen,*)  dem  Volke,  dessen  Literatur  und  Kunst 
ihren  Abglanz  noch  auf  uns  wirft,  ist  das  Völkerrecht  unvollkommen  ond 
verkümmert  geblieben.  Die  Gemeinsamkeit  des  Stammes,  der  Sprache 
und  der  Beli^on  hat  zwar  das  nationale  Bewusstsein  geweckt  und  zur 
Bildung  hellenischer  Bündnisse,  den  sog.  Amphiktyonen  gefllhrt,  die  auf 
freundnachbarlichen  Beziehungen  und  auf  gemeinsamen  religiösen  Über- 
lieferungen beruhten.  —  Aber  ein  regelmässiger  Verkehr  wurde  nur 
zwischen  hellenischen  Staaten  gepflogen.  Die  andern  Völker  wurden  von 
den  Griechen  immer  als  Barbaren,  als  die  natürlichen  Feinde  Griechen- 
lands betrachtet.  —  Die  Hellenen  hatten  eine  sehr  hohe  Meinung  von 
ihrem  Volksstamme.  Er  war  in  ihren  Augen  dazu  auserkoren,  die  Führer- 
roUe  über  die  anderen,  geringeren  Völker,  die  Barbaren,  zu  übernehmen. 
Dies  war  auch  die  Ansicht  von  Plato  und  Aristoteles.  Die  Barbaren 
waren  rechtlos;  sie  zu  knechten  gehörte  zu  den  politischen  Pflichten. 
Trotz  dieser  selbstbewussten  Auffassung  von  ihrer  Beruftmg  in  der  alten 
Welt,   konnte  sich  das  aristokratische  Sparta   und  das  demokratiische 

*)  Oncken,  Die  BkuMehire  da  Äriitotelei  in  hittoriedk-poHtiaphen  Umrissm, 
1870.  i87ö. 
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Athen  niemals  za  einer  gemeinsamen  auswärtigen  Politik  aufraffen,  selbst 
nicht  einmal  gegenüber  dem  grössten  Feinde  GriechenlandSi  Philipp  von 
Mazedonien. 

Wenn  infolge  solcher  Anschanungen  das  Völkerrecht  in  Griechenland 
nicht  za  einer  wirklichen  Geltung  gelangen  konnte,  so  nötigte  doch  die 
unabweisbare  Gewalt  der  Tatsachen  die  Hellenen  dazu,  die  schiedsrichter- 
liche Entscheidung,  die  Vorrechte  der  Gesandten,  die  Neutralisation 
gewisser  Orte,  die  eidliche  Bekräftigung  von  Friedensschlflssen,  die 
Hingabe  von  Geiseln,  den  Loskauf  von  EriegsgefiEuigenen,  die  Achtung 
vor  dem  gefitllenen  Feinde,  das  Asylrecht  usw.  anzuerkennen.^ 

76.  —  Das  internationale  Privatrecht  war  besser  entwickelt,  wenigstens 
war  dies  in  Athen  der  Fall.  Athen  war  den  Fremden  günstig  gesinnt, 
es  nahm  sie  mit  Wohlwollen  auf.  Pericles  lobte  die  Stadt,  weil  sie 
allen  offen  stehe.  Die  Athener  waren  den  andern  Völkern  Griechenlands 
an  Bildung  Bberlegen. 

Vor  den  andern  Griechen  begriffen  sie,  dass  ihre  Bepublik  aus  der 
Abgeschlossenheit  keinen  Nutzen  ziehen  wtirde.  Sie  erkannten,  dass  ihre 
Macht  im  Seeyerkehr  und  im  Handel  begründet  sei,  und  öffneten  daher 
ihr  Gebiet  den  Fremden.  —  Die  Isotelen  standen  im  Genüsse  der  bOrger- 
liehen  Bechte.  Die  Metöken,  die  in  Attika  wohnenden,  nicht  naturalisierten 
Fremden,  waren  zahlreich;  es  gab  deren  45000  während  der  klassischen 
Zeit.  Sie  standen  miter  dem  Patronat  eines  Prostaten,  der  frei  von 
ihnen  gewählt  wurde.  —  Der  Schutz  der  Fremden,  die  Proxenie,*)  fand 
auf  durchreisende  Fremde  und  auf  vorübergehend  sich  aufhaltende  Handels- 
leute Anwendung.  —  Die  Gastfreundschaft  wurzelte  in  den  Überlieferungen 
des  alten  Hellas. 

77.  —  Zwischen  Bom  und  Griechenland  bestanden  wesentliche  Gegen- 
sätze, die  ihre  Erklärung  in  der  Verschiedenheit  der  Abstammung,  der 
politischen  Begabung  und  Veranlagung  und  der  politischen  Ideale  finden. 
—  Durch  allmähliche  Ausdehnung  und  Anpassung  an  neue  Verhältnisse 
wurde  das  Privatrecht  den  Fremden  in  freisinnigster  Weise  geöffiiet,  ein 
besonderer  Prätor,  der  praetor  peregrinus,  war  damit  beauftragt,  den 
Fremden  Gerechtigkeit  widerfi&hren  zu  lassen  und  ihnen  Becht  zu  sprechen; 
die  Formeln  der  actiones  flcticiae  erleichterten  ihnen  die  Verteidigung 
ihrer  Privatinteressen  in  weitgehendem  Masse. 

Aber  die  PoUtik  des  römischen  Senats  war  unbeugsam  gegenüber 
den  andern  Nationen.  Alle  Kriege  wurden  bis  zur  Unterjochung  des 
Gfegners  durchgeftlhrt.  Der  Wunsch  und  das  Streben  nach  Weltherrschaft 
beeinflusste  und  leitete  die  ganze  politische  Entwicklung  der  römischen 
Macht.  —  Die  geschichtliche  Berufung  der  Bömer  vertrug  keine  inter- 
nationalen Beziehungen  friedlicher  Art.  Bin  Völkerrecht  konnte  nicht 
entstehen,  nicht  etwa  wegen  der  Unvollkommenheit  der  wissenschaftlichen 
Anschauungen,  sondern  wegen  der  Bichtung  der  römischen  Politik.  Die 
unsterblichen  Bechtsgelehrten,  die  wie  ülpian,  Papinian,  Africanus 
usw.  das  Privatrecht  zu  einer  so  hohen  Blttte  gebracht  haben,  dass 
es  noch  heute  das  Vorbild  aller  neueren  Gesetzgebungen  bildet,  hätten 
auch  unschwer  die  Grundzttge  eines  Völkerrechts  aufgestellt,  wenn  nicht 

1)  [Lu^  n Dirittointemazionale  publice neilibrid'Omero,lS97.  —  Schoemann, 
Anüqnitates  juTifl  pubUci  Graecoram,  franzosiBclie  Ausgabe  besorgt  Ton  Ooluski 
18S4— S7.  —  wachsmuth,  Jus  gentium  quäle  obtinueiit  apud  Oraecos  ante  beUorum 
com  Persis  gestorum  initium,  lSt2]. 

S)  [VgL  wegen  der  griechischen  Prozenie:  Monceaux,  Les  prox6nies  grecques 
18S5.  —  Schaube,  La  proxenie  au  Hoyen  Age,  R.  D.  I.,  t.  XXVIQ,  pp.  525  et  s.] 

8» 
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dieser  Zweig  der  Bechtswissenschaft  mit  dem  Ansprüche  der  itSmer  auf 
Beherrschung  der  ganzen  bekannten  Welt  völlig  unvereinbar  gewesen  wäre. 

Eom  behandelte  die  Völker,  die  ihre  Unabhängigkeit  zu  verteidigten 
und  zu  erhalten  wagten,  mit  äusserster  Strenge,  ja  fast  mit  Grausamkeit. 
Es  duldete  weder  Nebenbuhler  noch  Gleichgestellte.  Es  wollte  nur  unter- 
worfene Völker  und  eroberte  Provinzen  um  sich  sehen;  dort  erbeuteten 
seine  ProkonsuM  die  unermesslichen  Beichtitaner,  die  die  letzte  Zeit  der 
Bepublik  kennzeichnen.  Wie  könnte  die  Bede  von  einem  Völkerrechte 
sein,  wenn  der  Besiegte  in  jeder  Beziehung  dem  Gutdünken  des  Siegers 
preisgegeben  ist.^) 

78.  —  Das  Fetialrecht,  das  jus  feciale,  Boms  kennt  zwar  einige 
Förmlichkeiten  und  Zeremonien,  die  bei  gewissen  Anlässen  zu  beobachten 
sind,  so  namentlich  feierliche  Vorschriften,  die  bei  Kriegserklärungen  zur 
Anwendung  kommen.  Waren  die  Fetialen  an  die  Grenze  gelangt,  so 
schleuderten  sie  den  Speer,  das  Symbol  der  militärischen  Macht,  auf  den 
feindlichen  Boden  und  riefen  die  Götter  als  Zeugen  an;  bei  Vomahme 
dieser  zum  Teil  religiösen  Formalitäten  ei-fttllten  die  Fetialen  aber  nur 
die  Befehle  des  Senats;  sie  handelten  nicht  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit') —  Bom  hat  ziemlich  viele  Friedensverträge  geschlossen,  die 
es  aber  nachher  nach  seinem  Ermessen  auszulegen  flir  gut  befand.  — 
Es  schickte  und  empfing  Gesandte.  Einige  Urkunden  deuten  auf  die  ün- 
verletzlichkeit  der  legati  fremder  Völker  hin.  —  Diese  durch  die  Politik 
gebotenen  Tatsachen  können  aber  nicht  als  Bechtsäusserungen,  als  Kund- 
gebungen und  Offenbarungen  eines  Völkerrechtes  aufgefasst  werden.  — 
Ein  Becht  zwischen  Staaten  setzt  auch  eine  Gegenseitigkeit  von 
Pflichten  voraus,  die  die  ewige  Stadt  aber  nicht  anerkannte.  Sie  räumte 
den  Staaten,  die  sich  ausserhalb  ihres  Machtbereiches  befanden,  keine 
Bechte  ein.  Das  Gesetz  Boms  bestimmte  die  Bechtsstellung  und 
die  Verpflichtungen  der  unterworfenen  Völker.  —  Unter  dem  Kaiser- 
reiche kam  die  soziale  und  politische  Einheit  des  römischen  Volkes 
zur  VoUendung.  Fast  die  ganze  bekannte  Welt  gehorchte  dem  römischen 
Cäsar.    Wo  wäre  da  Baum  fttr  ein  Völkerrecht? 


2.  Epoche. 
Vom  Sturze  des  römischen  Reichs  l9ls  zum  Westfliiischen  Frieden  (476—1648). 

79.  —  Anfangs  unterscheidet  sich  das  Mittelalter  kaum  vom  Alter- 
tume.  —  Die  Vorherrschaft  der  Gewalt  und  das  Becht  des  Starkem 
sind  die  leitenden  Grundgedanken.  —  Das  ganze  Dasein  der  Völker  ist 
nichts  als  eine  Beihenfolge  von  Kämpfen:  äussere  Kämpfe  zwischen 
Staaten,  die  in  der  Entwicklung  begriffen  sind  und  um  ihren  Selbstbestand 
und  ihre  Ausgestaltung  ringen;  innere  Fehden  zwischen  den  verschiedenen 


1)  [Baviera,  n  Diritto  intemazionale  dei  Romani,  Archim  giuridico,  nonv. 
ser.,  t.  1,  pp.  166  et  463;  t.  2.  pp.  248  et  438.  —  Bohn,  Qua  conditione  Reffes  socü 
poDuli  romani  luerint,  1876.  ~  ChauTeau,  op.  dt.  —  Feltin,  Le  Droit  des  gens 
a  Rome,  1898.  —  Fusinato,  Le  dr.  inteniattonal  de  la  Republique  romaine,  R.  D. 
I.,  t  XVn,  p.  278.  —  Mommsen,  Le  droit  public  romain,  trad.  Girard,  1887—96.  — 
ReYon,  De  Texistence  du  Droit  interiiational  sous  la  Republique  romaine,  Rerae 
g^n.  de  dr.,  de  leg.  et  de  jur.,  1891,  p.  894.  —  Schmidt,  Intematioiiale  Rechtswerke 
der  Römer,  1888.] 

2}  [Fusinato,  Dei  Feziali  e  del  Diritto  feziale,  1884.  —  Sabau,  £1  Derecho 
fedal  antigao  y  el  Derecho  de  gentes  moderne,  La  tribuna  forense,  16  acut  et 
16  septembre  1895.  —  Weiss,  Le  Droit  UübI  et  les  F^tiaox  k  Rome,  France  judi- 
ciaire,  1882—83.  —  Zocco-Rosa,  De  Fetialiom  coUegü  compositione]. 
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Parteien  desselben  Volkes:  zwischen  den  Lehnsleuten  der  Krone,  zwischen 
Fürsten  und  ihren  Vasallen  und  BOrgerkriege  zwischen  den  Bewohnern 
derselben  Stadt.  Laurent  sagt  mit  Recht:  die  Fehde  ist  das  Gesetz 
des  Lehnswesens. 

Hit  der  Zeit  indessen  brachen  sich  neue  Grundsätze  Bahn,  die  durch 
die  gewaltigen  sozialen  Umwälzungen  dieser  Geschichtsperiode  hervor- 
gerufen wurden.  —  Die  Beligion  ist  dazu  ausersehen,  eine  bis  dahin  un- 
bekannte Rolle  in  den  internationalen  Beziehungen  zu  spielen.  —  Da  ihre 
Lehren  einem  Zustande  dauernder  Feindseligkeiten  widerstreiten,  so 
mildert  sie  allmählich  die  rohen  und  wilden  Sitten.  —  Ihre  starke,  zen- 
tralisierende, alles  aufsaugende  Organisation  verleiht  ihr  einen  tiefgehenden 
entscheidenden  Einfluss.  Durch  ihre  Vermittlung  werden  manche  Streitig- 
keiten geschlichtet.  —  Unter  der  Leitung  der  katholischen  Kirche,  deren 
Konzilien  wirkliche  Kongresse  sind,  an  denen  Könige  und  Fürsten  teil- 
nehmen, werden  manche  barbarische  Bräuche  in  Europa  abgeschafft.  — 
Der  Gottesfriede  wird  eingeführt  und  aufrechterhalten,  um  den  Fehden 
und  der  Willkür  der  Lehnsherren  ein  Ziel  zu  setzen.  —  In  dem  Masse, 
wie  sich  die  Macht  des  Oberhauptes  der  katholischen  Kirche  entwickelt, 
erlangen  die  christlichen  Nationen  das  Bewusstsein  von  der  Gemeinsamkeit 
ihrer  politischen  Berufung  und  die  Empfindung,  dass  ein  einheitliches 
Band  alle  Völker  derselben  sozialen  und  religiösen  Bestrebungen  zu  einer 
grossen  Gemeinschaft  zusammenfassen  muss. 

80.  —  Aber  eine  andere  Glaubenslehre  strebt  gleichfalls  nach  dem 
Vorrang.  Der  Islam  und  das  Christentum  erklären  sich  beide  für  die 
Weltreligion.  —  Die  eine  wie  die  andere  trachtet  nach  Weltherrschaft; 
doch  beide  werden  in  ihren  ehrgeizigen  Hoffnungen  getäuscht.  —  Karl 
Harteil  wirft  sich  mit  Erfolg  dem  Islam  in  Spanien  entgegen,  und 
Ferdinand  dem  Katholischen  gelingt  es,  später  den  Mohammedanismus 
dort  ganz  auszurotten.  —  Trotz  wiederholter  Aufbietung  der  Macht 
Europas,  feiert  der  Koran  im  Morgenlande  seinen  Triumph.  Die  Kreuz- 
züge scheitern  schliesslich,  nachdem  sie  vorübergehend  Erfolge  gehabt 
hatten.  —  Die  trennende  Kluft  zwischen  Morgen-  und  Abendland  hat 
sich  für  alle  Zeiten  geöffnet.  —  BeUgion  und  Sitten  scheiden  fiirderhin 
diese  beiden  Teile  der  Welt.  Wie  die  Lebensanschauungen  von  einander 
abweichen,  so  sind  auch  die  Bechtsanschauungen  verschieden.  Der  Friede 
wird  nie  etwas  anderes  als  ein  Waffenstillstand  sein,  der  für  kurze 
Daner  den  Krieg  unterbricht,  den  der  Koran  für  alle  Ewigkeit  gegen 
die  Ungläubigen  predigt. 

81.  —  Wenn  auch  der  politische  und  religiöse  Zweck  der  Kreuzzüge 
nicht  erreicht  worden  ist,  so  sind  diese  selbst  doch  nicht  ohne  Nutzen 
für  Europa  gewesen.  Sie  haben  dauernde  und  lebhafte  Handels- 
beziehungen zwischen  der  Levanteküste  und  den  Fürstentt^nem  und 
Republiken  des  Mittelmeergestades  ins  Leben  gerufen.  Pisa,  Genua, 
Venedig,  Barcelona  und  Marseille  konnten  ihre  Seemacht  stärken  und 
ihre  Handelsniederlassungen  vermehren.  —  Gewerbe  und  Ackerbau  ver- 
dankten den  Kreuzzttgen  neue  Herstellungsarten  und  bisher  unbekannte 
Erzeugnisse.  —  Weiter  haben  die  Kreuzzttge  das  Eindringen  der  Türken 
in  Europa  um  mehrere  Jahrhunderte  hintangehalten.  Sie  haben  alle  Be- 
völkerungsschichten durch  Erweckung  der  christlichen  Nächstenliebe  und 
der  Gemeinsamkeit  der  religiösen  Interessen  einander  näher  gerückt  und 
bei  den  europäischen  Nationen  dasselbe  sittliche  Bewusstsein  hervor- 
gerufen.   Endlich  sind  sie  dem  Gedeihen  einer  gemeinsamen  Gesittung 
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förderlich  gewesen,  indem  sie  die  ganze  Christenheit  unter  die  Leitmig 
der  höchsten  kirchlichen  Gewalt  gestellt  haben.^) 

82.  —  Das  Papsttum  versteigt  sich,  pochend  auf  sein  Ansehen  in 
geistüdien  und  sittlichen  Dingen,  zu  den  ehrgeizigen  Plänen  einer  Welt- 
befaerrschung.  Es  masst  sich  das  Recht  an,  Kronen  zu  verteilen  und 
Zwistigkeiten  zwischen  Fürsten  zu  entscheiden.  —  Ihm  tritt  das  Eais^ 
reich  in  den  Weg,  das  von  Bom  her  den  Gedanken  der  Weltmonarchie 
als  Vermächtnis  überkommen  hatte.  —  Der  Kampf  entbrennt:  Gregor  YE 
und  Heinrich  IV.  (1075—1085),  Alexander  m.  und  Friedrich  Barbarossa 
(1159—1181),  sowie  Gregor  IX.  und  Friedrich  ü.  (1220—1241)  spielen 
hierbei  die  wichtigste  Bolle.  Das  Dogma  von  der  päpstlichen  Suprematie 
erreicht  in  der  Bulle  Unam  sanctam,  die  von  Papst  Bonifazius  im 
Jahre  1302  verkündet  wurde,  seinen  Höhepunkt. 

Das  Papsttum  besass  nicht  die  erforderliche  Gewalt,  um  im  Bereiche 
der  internationalen  Verhältnisse  Friede  und  Ordnung  auf  die  Dauer  zq 
begründen.  Aber  auch  wenn  es  siegreich  geblieben  wäre,  so  wäre  das 
Völkerrecht  doch  nicht  unter  seinem  Einflüsse  entstanden  und  empor- 
geblüht. —  Die  religiöse  Grundlage  der  päpstlichen  Macht  weist  alle 
nichtchristlichen  Völker  aus  der  Gemeinschaft  der  Gläubigen  zurück.  Die 
Kirche  kann  sich  nur  zu  einem  Absolutismus  bekennen,  der  mit  der  Un- 
abhängigkeit der  Staaten  unvereinbar  ist.  Die  gegenseitige  Unabhängigkeit 
der  Staaten  ist  aber  die  Voraussetzung  jedes  Völkerrechts. 

83.  —  Bis  zum  14.  Jahrhundert  hinderte  noch  ein  anderer  Onmd 
die  Entstehung  regelmässiger  und  geordneter  Verkehrsbeziehungen  zwischen 
den  Völkern;  es  ist  der  Mangel  des  Staatsbegriffes,  der  Mangel  eines 
souveränen,  unabhängigen,  durch  einen  geeigneten  Organismus  vertretenen 
und  geleiteten  Gemeinwesens,  der  Mangel  einer  einheitlichen,  festen  Landes- 
gewalt und  einer  gleichartig  ausgestalteten  Bechtspflege.  Es  fehlteD 
mithin  die  notwendigen  Bürgschaften  fdr  die  Herrschaft  von  Becht  and 
Gesetz  und  daher  die  Voraussetzungen  für  die  Begründung  regelmässiger 
Bechtsbeziehungen  zwischen  den  Staaten.  Das  Oberhaupt  des  Staates 
muss  im  Besitze  einer  anerkannten,  unbestrittenen  und  geachteten  politischen 
Macht  sein,  wenn  es  befähigt  sein  soll,  im  Namen  des  Staates  Verträge 
zu  schliessen.  —  Das  Lehnswesen  konnte  von  dem  Staatsbegriffe  nur 
eine  unklare  und  verworrene  Vorstellung  haben;  die  Könige  mossten, 
wie  Philipp  August,  Ludwig  der  Heilige,  Philipp  der  Schöne  usw.,  an 
unterbrochen  gegen  die  Anmassungen,  Auflehnungen  und  Verrätereien 
ihrer  grossen  Vasallen  kämpfen.  —  Die  nationale  Einheit  musste  erreiclit 
werden.  Nur  dieser  festgefügten  Einheit  hat  es  die  französische  Monarchie 
zu  verdanken,  dass  sie  länger  als  drei  Jahrhunderte  die  erste  Bolle  im 
Bereiche  der  internationalen  Beziehungen  spielen  konnte.*)  —  Nach- 
dem sich  endlich  die  nationale  Einheit  in  England,  Spanien,  Frankreich 
und  anderen  Ländern  verwirklicht  hatte,  konnte  sich  ein  steter,  fort- 
gesetzter Wechselverkehr  bilden,  nunmehr  konnte  das  Völkerrecht  in  die 
Erscheinung  treten  und  sich  entwickeln. 

84.  —  Im  15.  Jahrhundert  gibt  die  Entdeckung  Amerikas  Anlass  zu 
einer  Beihe  von  Fragen.    Im  Vordergrunde  der  Erörterung  steht  der 

1)  [Lucas,  De  Finfluence  et  du  r61e  du  christiaDiBme  dans  la  formation  da 
Droit  inteniationa],  Revue  des  Facultas  catholiques  de  TOaest,  ayril  1S94.  —  Nys, 
Les  origines  da  Droit  intemationid,  1894.  —  Oliyi,  De  Tinflaence  da  duristianisme 
sur  le  Droit  international,  Revae  cath.  des  institutions  et  do  droit,  t.  XXTY.  —  S.  aacn 
Horoy,  Le  droit  international  dans  le  D^cret  de  Gratien,  1887.] 

2)  y.  Härtens,  op.  cit,  Bd.  I,  S.  108. 
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Sandel  mit  Sklaven,  die  Freiheit  der  Schiffahrt  auf  den  Heeren  und  der 
Torrang  der  Entdeckung.  —  Spanien  nnd  Portugal  beanspruchen  beide 
die  ausschliessliche  Herrschaft  über  den  Ozean  und  das  Handelsmonopol 
mit  den  entdeckten  Ländern.  Beide  Staaten  unterwerfen  sich  dem  Schieds- 
sprüche des  Papstes  Alexanders  VI.,  der  die  bertthmte  Bulle  vom  4.  Mai 
1493  erlässt.1) 

85.  —  Einige  Jahre  später  erschüttert  die  Reformation,  ein  Ereignis 
von  weittragender  Bedeutung,  alle  Staaten  Europas.  Europa  spaltet  sich 
in  zwei  feindliche  Lager.  —  Ein  langer,  hartnäckiger  Kampf  ist  die 
Folge.  Er  bezweckt,  die  weltliche  Macht  von  der  Vormundschaft  der 
geistlichen  Gewalt  zu  befreien.  Papst  und  Kaiser  verteidigen  die  Einheit 
und  die  Interessen  der  katholischen  Kirche.  Die  Protestanten  kämpfen 
ftlr  Beligionsfreiheit  und  für  das  Becht,  eine  von  Bom  unabhängige 
Glaubensgemeinschaft  zu  gründen.  —  Dieser  ernste  Streit  erzeugt  blutige 
Kriege,  die  Deutschland  verwüsten  und  verheeren.  Der  denkwürdige 
dreissigjährige  Krieg  ist  in  seinem  Beginne  ein  Beligionskrieg.  Aber  die 
Seligion  tritt  bald  zurück.  Politische  und  materielle  Interessen  beherrschen 
die  Gedanken  und  die  Taten  Gustav-Adolfs  und  Bichelieus.  —  Das 
politische  System  Europas  wird  vollständig  umgestaltet. 

86.  —  Zwei  grundlegende  Begeln  des  Völkerrechts  stammen  aus 
dieser  Periode:  die  Abschaffung  der  Privatfehden  und  der  Schutz  der 
ständigen  Gesandtschaften. 

iSe  Kriege  zwischen  Frankreich  und  Italien,  der  Kampf  Franz  I. 
mit  Karl  V.  und  die  Entdeckung  Neu  Mexikos  veranlassen  die  Werke  der 
Spanier  Yittoria,  Soto,  Suarez,  de  Ayala  und  des  ItnJieners  Alberico 
Oentile.  Der  dreissigjährige  Krieg  gibt  Grotius  die  Anregung  zu  seinem 
berühmten  Werke:  de  Jure  Belli  ac  Pacis. 


3.  Epoche. 
Vom  Wettaiischen  Frieden  bis  zur  frahzöslsehen  Revolution  (1648— 1789)b 

"87.  —  Der  am  24.  Oktober  1648  abgeschlossene  Westfälische  Friede 
machte  dem  dreissigjährigen  Kriege  ein  Ende.  Die  Unterhandlungen 
hatten  bereits  1634  begonnen;  die  Präliminarien  wurden  1645  festgesetzt.  — 
Der  Austausch  der  Ansichten  und  die  Beratungen  der  Bevollmächtigten 
Tor  und  während  des  Kongresses  zeigten  klar,  dass  die  Begierungen  mit 
den  geschichtlichen  Überlieferungen  brachen  und  sich  bewusst  waren, 
Neuerungen  vorzunehmen.  —  Die  Bevollmächtigten  tagten  zugleich  in 
Osnabrtldc  und  in  MCnster.*) 

Der  Westfälische  Friede  ist  der  eigentliche  Ausgangspunkt  des 
neueren  Völkerrechts  geworden  und  die  Grundlage  der  internationalen 
Beziehungen  bis  zum  Jahre  1789  geblieben.  —  Seine  wichtigsten  Bestimmungen 
waren  folgende:  1.  Das  Verhältnis  der  beiden  Kirchen,  der  römischen  und 
der  protestantischen,  wurde  nach  dem  Zustande  bestimmt,  in  welchem 
sich  die  beiden  Religionsgesellschaften  am  1.  Januar  1624  befanden.  — 
Die  verbindliche  Kraft  des  Augsburger  Beligionsfriedens  vom  Jahre  1555 


1)  [Prida,  Influencia  del  descubrimiento  y  conquista  de  America  en  el  Derecho 
inteinacioual,  Revista  general  de  legisladon  y  iuriroradencia,  1S92,  p.  466  et  1S98, 
p.  9.  —  S.  auch  Nys,  La  ligne  de  d^marcation  d^Alexandre  YI,  R.  D.  L,  t.  XXVn, 
p.  474.1 

2)  [Bougeant,  Guerres  etn^godations  quipr^cedirentle  traite  deWestphalie  1761. 
—  Klüber,  Qülti8;keit  des  Wesl&Lischen  Friedens,  1841.  —  Lawrence  sur  Wheaton, 
Commentaries  1868—69  t  II,  p.  203.] 
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wurde  bestätigt.  —  Dies  bedeutete  die  Anerkennaag  und  die  BekräfügüBg 
der  Kirchenspaltung;  —  2.  die  Staaten,  die  den  Bestand  des  deutschen 
Reichs  bildeten,  zusammen  355,  wurden  für  vollkommen  unabhängig  erklärt, 
jedoch  unter  der  einzigen  Beschränkung,  dass  sie  keine  Verträge  zum 
Schaden  eines  andern  deutschen  Staates  eingehen  durften;  —  3.  der 
Schweizerbund  und  die  Niederlande  wurden  als  selbständige  Staaten 
anerkannt;  —  4.  Frankreich  erhielt  einen  Teil  des  Elsass  und  Schweden 
den  grössten  Teil  von  Pommern  sowie  einige  deutsche  Städte. 

Nach  F.  von  Härtens 0  lässt  sich  die  allgemeine  Bedeutung  des 
Westfälischen  Friedens  für  die  internationalen  Zustände  dahin  zusammen- 
fassen: Der  Friede  war  dadurch  wichtig,  dass  alle  europäischen  Staaten 
die  Solidarität  ihrer  politischen  Interessen  anerkannten,  —  er  vereinigte 
diese  Staaten  zu  einer  internationalen  Gemeinschaft,  die  nicht  nur  über 
gemeinsame  und  allgemeine  Angelegenheiten  beratschlagten,  sondern  auch 
innere  Fragen  jedes  Staates  zu  regeln  für  geboten  erachteten;  —  er 
brachte  den  Gedanken  zum  Bewusstsein,  dass  ein  gewisses  politisches 
Oleichgewicht  eine  Voraussetzung  für  den  Frieden  sei;  —  dui*ch  die 
Anerkennung  der  Autonomie  einer  Unzahl  deutscher  Staaten  und  durch 
ihre  Vereinigung  zu  einem  Bunde  erschloss  er  den  Einmischungsgeltlsten 
aller  europäischen  Mächte  in  die  inneren  Angelegenheiten  Deutschlands 
den  weitesten  Spielraum;  —  Deutschland  wurde  auf  seinem  Wege  zur 
Einheit  aufgehalten;  Österreich  wurde  gedemütigt.  —  Die  internationale 
Vormachtstellung  Frankreichs  wurde  bestätigt;  Schweden  wurde  hoch 
emporgehoben  und  war  dazu  ersehen,  einige  Jahre  lang  eine  bedeutende 
Bolle  in  Europa  zu  spielen. 

88.  —  Der  zwischen  Frankreich  und  Spanien  im  Jahre  1659 
abgeschlossene  Pyrenäische  Friede^  und  die  Heirat  Ludwig  XTV.  mit 
Maria  Theresia  bereitete  sowohl  neue  Streitigkeiten  als  auch  den  Anspruch 
der  Bourbonen  auf  den  spanischen  Thron  vor. 

89.  —  An  dieser  Stelle  der  geschichtlichen  Übersicht  ist  folgende 
treffende  Bemerkung  des  gelehrten  Petersburger  Professors  v.  Martens 
am  Platze.  Die  Ursache,  der  Charakter  und  die  Bedeutung  der  inter- 
nationalen Ereignisse  der  zweiten  Hälfte  des  17.  und  18.  Jahrhunderts 
bleiben  unverständlich,  wenn  man  nicht  das  Staats-  und  Gesellschaftswesen 
der  europäischen  Mächte,  wie  es  Mch  damals  gestaltete,  in  Betracht  zieht. 
Auf  den  Trümmern  des  Feudalsystems  war  die  absolute  Königliche  Selbst- 
herrschaft, die  eine  feste  Stütze  in  einer  bei  allen  westlichen  Nationen 
fast  gleichartigen  gesellschaftlichen  Organisation  fand,  aufgerichtet  worden. 
Nachdem  der  König  die  Lehnsherrn  ihrer  politischen  Macht  und  fast  aller 
ihrer  Vorrechte  entkleidet  hatte,  betrachtete  er  das  Staatsgebiet  als  sein 
persönliches  Erbgut.  —  Der  Wille  des  Königs  wurde  das  einzigste  Gesetz 
für  seine  Untertanen.  Ludwig  XV.  konnte  im  Pariser  Parlament  (am 
3.  März  1766)  sagen:  „In  meiner  Person  allein  rubt  die  souveräne  Gewalt .  .  . 
Mir  allein  steht  die  unabhängige  und  ungeteilte  gesetzgebende  Gewalt  zu. 
Die  ganze  staatliche  Ordnung  geht  von  mir  aus." 

In  den  Augen  der  Fürsten  hatten  die  Untertanen  keinerlei  Rechte 
gegenüber  dem  Staate,  der  sich  einzig  und  allein  in  der  Person  des  Königs 
verkörperte.«) 

Diese   Nichtachtung   des   Rechts   der   Untertanen,    die   die   innere 

1)  V.  Martens,  Völkerrecht,  Bd.  I,  S.  90. 

2)  [Gnaldo  Priorato,  Histoire  de  la  paix  conclue  ä  Saint- Jean  de  Luz  entre 
les  deox  eouronnes  en  1659,  ins  Franzosische  übersetzt  1664.] 

8)  Taine,  L'ancien  regime,  1876,  Ut.  I,  eh.  I,  §  8. 
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Begienmgsweise  jener  Zeit  kennzeicbnetf  ttbt  auch  einen  wesentlichen 
Einflnss  auf  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  aus.  Die  wirk- 
lichen Interessen  der  Nation  wurden  durch  die  persönlichen  und  dynastischen 
Interessen  der  fürstlichen  Häuser  bestimmt.  Mit  allen  Kräften  der  Ver- 
wirUichnng  ihrer  persönlichen  Ziele  nachstrebend,  weichen  die  Fttrsten 
in  den  auswärtigen  Angelegenheiten  vor  keinem  Mittel  zurtlck  und  kümmern 
sich  weder  um  die  Rechte  der  Völker  noch  um  die  der  fremden  Staats- 
oberhäupter.*) 

90.  —  Nach  dem  Westfälischen  Frieden  fiel  die  Hauptrolle  in  Europa 
Frankreich  zu.  Sein  vorwiegender  Einflnss  trat  besonders  während  der 
Begierung  Ludwigs  XIV.  hervor.  In  diesem  Herrscher  fand  die  persön- 
liche Fttrstenpolitik  ihren  reinsten  Vertreter.  —  Ausdehnung  der  Grenzen 
seines  Reichs,  das  war  die  Aufgabe,  die  sich  Ludwig  XIV.  gestellt  hatte 
und  die  er  mit  Hartnäckigkeit  verfolgte.  Dieser  grosse  König  war  ein 
hervorragender  Diplomat,  der  seine  Ziele  ebenso  leicht  durch  Unterhand- 
lungen, wie  durch  Kriege  erreichte.^  —  Er  vertttgte  über  das  beste  Heer 
und  über  eine  bedeutende  Flotte.  Turenne  und  Catinat  haben  sich  im 
Landkriege,  Jean  Bart  und  Duguay-Trouin  im  Seekriege  hervorgetan. 
Durch  freigebige  Subsidien  wusste  er  seine  Gegner  zu  gewinnen  oder  sie 
zu  bewegen,  neutral  zu  bleiben,  so  z.  B.  die  Stuarts  in  England.') 

91.  —  In  seinem  ersten  Kriege  mit  Spanien  fordert  Ludwig  XIV. 
die  belgischen  Provinzen  auf  Grund  des  Erbrechts  seiner  Gemahlin,  der 
einzigen  Tochter  Philipps  IV.  von  Spanien  aus  dessen  erster  Ehe.  — 
Dieser  Krieg  endigt  1668  mit  dem  Aachener  Frieden.  Frankreich  erwirbt 
12  flandrische  Städte. 

Im  Jahre  1671  kommt  es  zum  Kriege  zwischen  Holland  und  Ludwig  XTV., 
der  die  Könige  von  England  und  Schweden  zu  seinen  Verbündeten  zählt. 
Auf  Seiten  Hollands  stehen  der  deutsche  Kaiser,  Dänemark,  Spanien  und 
der  Kurfürst  von  Brandenburg.  Ludwig  XIV.  verstand  es  meisterlich, 
unter  seinen  Gegnern  Uneinigkeit  zu  stiften  und  jeden  einzelnen  zur 
Annahme  seiner  Bedingungen  zu  bewegen.  Im  Nymweger  Friedensvertrag 
(17.  September  1678)  erhielt  er  die  Franche-Comt6. 

92.  —  Im  Jahre  1681  erlässt  Ludwig  die  berühmte  Marine-Ordonnanz, 
die  gewisse  Teile  des  Seevölkerrechts  regelt.  Diese  Ordonnanz  erlangte 
in  fremden  Ländern,  selbst  in  England,  ein  bedeutendes  Ansehen. 

93.  —  Seit  der  englischen  Revolution  von  1688  änderte  sich  die 
Stellung  der  europäischen  Staaten  zu  Frankreich.  Wilhelm  von  Oranien, 
der  Frankreich  und  Ludwig  XIV.  hasst,  sieht  mit  voller  Klarheit  die 
Gefahr,  die  Europa  durch  die  GelUste  des  französischen  Königs  nach  der 
AUgewalt  droht.  Er  trachtet  nach  einem  BUndnisse,  das  er  dem  uner- 
sättlichen Ehrgeize  Ludwigs  entgegenstellt.  —  Dank  seiner  Bemühungen 
kommt  dieser  Bund  im  Jahre  1689  zu  stände.  Er  umfasst  das  deutsche 
Reich,  England,  Dänemark,  Holland,  Spanien,  Preussen,  Savoyen  und 
Schweden,  also  fast  ganz  Europa.  —  Wiederum  gelang  es  Ludwig  XIV. 
die  Verbündeten  zu  entzweien  und  jedem  seine  Friedensbedingungen  auf- 

1)  Y.  Martens,  Volkerrecht,  Bd.  I,  S.  92  u.  fT. 

2)  „Niemals  hat  ein  Fürst  die  Majestät  eines  grossen  Staates  mit  mehr  Würde 
und  Hoheit  zu  vertreten  gewusst  Er  war  sein  eigener  Minister  und  erfüllte  die 
Pflichten,  die  ihm  sein  schwieriges  Amt  aufbürdete,  mit  einem  Geschick  und  einem 
Eifer,  wie  man  es  Yon  einem  Menschen,  der  in  seiner  firühesten  Kindheit  den  Thron 
bestiegen  hat  und  schon  von  Schmeichlern  umgeben  war,  bevor  er  sprechen  konnte, 
nie  erwartet  hätte."*  —  Macaulay,  Histoire  d'Angleterre,  1 1,  eh.  II,p.  219,  übersetzt  ins 
FranzMsche  von  Mont^gnt 

8)  Macaulay,  Histoire  d'Angleterre,  t  I,  ch  II,  pp.  225  et  s. 
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zazwingen.    1697  wurde  der  Byswicker  Friede  unterzeichnet    Er  bedeutet 
einen  Triumph  fttr  die  französische  Politik.^) 

94.  —  Entrttstet  über  seine  Bundesgenossen  änderte  Wilhelm  von 
Oranien  seine  Politik.  —  Karl  ü.,  König  von  Spanien,  hatte  keine  Sjinder. 
Die  Eröffnung  seiner  Erbschaft  stand  bevor.  —  Auf  die  ausgedehnten 
Staaten  der  spanischen  Monarchie  machten  die  regierenden  Häuser  Öster- 
reichs, Bayerns  und  Frankreichs  Anspruch,  alle  leitiBten  ihre  Bechte  von 
ihren  Gemahlinnen  ab.  —  Maria  Theresia  hatte  durch  ihre  Heirat  mit 
dem  französischen  Könige  auf  ihre  Ansprüche  verzichtet.  Aber  Ludw^ 
machte  sie  zu  Gunsten  eines  seiner  Abkömmlinge  geltend.  Er  wollte  die 
Vereinigung  Spaniens  und  Österreichs  verhindern.  —  Spanien  wollte  von 
einer  Teilung  der  Monarchie  nichts  wissen.  —  Der  Wunsch  Europas  ging 
dahin,  zu  verhüten,  dass  die  Kronen  Frankreichs  und  Spaniens  oder  Öster- 
reichs und  Spaniens  auf  einem  Haupte  vereinigt  wurden,  und  dass  somit  dem 
Hause  der  Bourbonen  oder  dem  Österreichs  ein  gefährliches  Übergewicht 
verliehen  würde.  —  Ein  Teilungsvertrag  wurde  zwischen  England,  FYsmk- 
reich  und  Holland  im  Haag,  im  Jahre  1698  unterzeichnet.  Auf  die  Ver- 
wahrungen Karls  11.  gegen  diesen  Vertrag  erwiderte  Frankreich,  dass 
das  europäische  öffentliche  Recht  den  beteiligten  Staaten  gestatte,  die 
notwendigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  die  WiederhersteUung  der 
Monarchie  Karls  V.  mit  seiner  die  Selbständigkeit  und  Sicherheit  anderer 
Staaten  bedrohenden  Macht  zu  verhindern.")  Karl  ü.  setzte  durch 
Testament  den  Kronprinzen  Karl  von  Bayern  zu  seinem  Universalerben 
ein.  Dieser  starb  aber  bald.  —  Ein  neuer  Teilungsvertrag  wurde  1700 
zwischen  denselben  Parteien  vereinbart.  —  Karl  ü,,  der  mit  diesem 
Abkommen  ebenso  unzufrieden  war,  wie  mit  dem  vorherigen,  testierte  zu 
Gunsten  des  Herzogs  von  Anjou,  des  Enkels  Ludwigs  XIV.  und  Maria 
Theresias.  Die  Annahme  dieses  Testaments  durch  Ludwig  XIV.  rief  einen 
langen,  blutigen  Krieg  hervor,  der  mit  dem  ütrechter  Frieden  endete.*) 

95.  —  Ludwig  XIV.  hatte,  wiewohl  besiegt,  trotzdem  seinen  Haupt- 
zweck erreicht.  Die  Kronen  Österreichs  und  Spaniens  waren  nicht  auf 
einem  Haupte  vereinigt;  Philipp  von  Aujou  war  als  König  von  Spanien 
anerkannt  worden.  —  Aber  die  Ütrechter  Verträge  bestimmten  im  Interesse 
des  europäischen  Gleichgewichts  die  Trennung  der  Kronen  Spaniens  und 
Frankreichs  als  eine  grundlegende  Begel  des  europäischen  öffentlichen 
Bechts.  Sie  nahmen  der  spanischen  Monarchie  Belgien,  das  Mailänder 
Gebiet  und  Neapel,  um  Österreich  damit  zu  bereichem.  Zu  demselben 
Ergebnisse  wäre  man  gelangt,  wenn  man  die  Teilungsverträge  ausgeführt 
hätte.  Man  hätte  sich  die  ungeheuren  Verluste  an  Gut  und  Blut,  die  der 
Erbfolgekrieg  gekostet  hat,  erspart. 

96.  —  Der  Ütrechter  Friede  bestätigte  die  Legitimität  der  englischen 


1)  [Rousset,  Actes  et  m^moires  des  nägociaüons  de  la  paix  de Ryswick,  1699.} 
—  Macanlay,  Histoire  d'Angleterre,  trad.par  Montegat,  tll,  eh.  VII,  pp.  197  et  s.  — 
Hacaulay,   Histoire  du  rei^e   de  Quülaume  m,  trad.  j^  Pichet,  t  I,   eh.  I, 

^112;  t  11,  eh.  n,  pp.  203  et  8.  ;  eh.  III,  pp.  229  et  s. ;  t  III,  eh.  I,  pp.  1  a  26  ;  eh. 
,  pp.  235  et  8.  ;  eh.  IV,  pp.  423,  496  et  8. 

2)  Capefigue,  Louis  XIV,  son  gouTeniement  et  ses  relations  a^ec  l'Europe, 
1887-38,  t.  IV,  chap.  53. 

[8)  Actes  et  memoires  coscernant  la  paix  d'ütrecht,  1712-17ia  — Baudrillart» 
Philippe  V  et  la  Cour  de  France,  1889.  —  Gourcy,  La  coalition  de  1701  contre  la 
France,  1886.  —  Lawrence  sur  Wheaton,  Ck>mmentaire8,  t  II,  pp.  205  et  8.  —  Legrelle, 
La  diplomatie  firan^se  et  la  8ucce8sion  d'Espagne,  1888.  —  Macanlay,  Histoire  du 
le^e  de  Gumaume  III,  t.  IV,  eh.  I,  pp.  121,  146  et  suIy.  ;  eh.  II,  pp.  168,  241  et  s.  — 
Mignet,  NegociationB  relatives  k  la  succession  d'Espagne,  1842,  t.  I,  Introductlon. 
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Bevolotion  yon  1688  und  garantierte  dem  Hanse  Hannover  das  Erbrecht 
an  der  englischen  Krone.  —  Die  ütrechter  Verträge  sind  seit  dieser  Zeit 
bis  znr  französischen  Reyolation  in  jedem  späteren  Friedensverträge  stets 
erneuert  und  bekiäftigt  worden.  Nur  eine  wichtige  Änderung  erfolgte 
durch  den  Wiener  Vertrag  von  1788,  der  die  Krone  der  beiden  Sizilien 
einem  Zweige  des  Bourbonischen  Ibuses  übertrug. 

97.  —  Die  Utrechter  Verträge  gaben  Europa  fünfundzwanzig  Jahre 
lang  Frieden.  Während  dieser  Zeit  ruhte  die  lange  Feindschaft  die 
zwischen  Frankreich  und  England  seit  den  Lehnskriegen  des  Mittelalters 
geherrscht  hatte.  —  Schweden,  das  von  inneren  Kämpfen  zerrissen  war, 
musste  darauf  verzichten,  eine  ausschlaggebende  Bolle  in  der  auswärtigen 
Politik  zu  spielen.  —  Der  Kurfttrst  von  Brandenburg  hatte  sich  1701 
zum  König  von  Preussen  gemacht.  Ein  neuer,  mächtiger  Staat,  Bussland, 
trat  in  lebhafte  Verkehrsbeziehungen  mit  den  Westmächten  Europas. 

Im  Jahre  1739  brach  ein  Seekrieg  zwischen  Spanien  und  England  aus. 

98.  —  Im  Jahre  1740  starb  der  deutsche  Kaiser  Karl  VI.  Er  war 
überzeugt,  dass  er  seiner  Tochter  Maria  Theresia  die  Erbschaft  in  die 
dem  Hause  Österreich  zugehörigen  Staaten  durch  die  berühmte  Pragma- 
tische Sanktion  vollkommen  gesichert  habe.  Die  Pragmatische  Sanktion 
war  vom  deutschen  Beichstage  ratifiziert  und  fast  von  allen  Mächten 
Europas  garantiert  worden.  Aber  die  regierenden  Häuser  von  Bayern, 
Brandenburg,  Sachsen,  Spanien  und  Sardinien  beanspruchten,  jedes  unter 
einem  anderen  Vorwand,  bedeutende  Teile  des  unter  der  Krone  Öster- 
reichs lange  vereinigt  gewesenen  Gebietes.  Sie  verbündeten  sich  mit 
Frankreich  gegen  Maria  Theresia.  —  Friedrich  n.,  König  von  Preussen, 
vertrat  seine  Forderungen  aufs  nachdrücklichste.  Ohne  die  verbindliche 
Kraft  der  Pragmatischen  Sanktion,  die  auch  er  gebilligt  hatte,  zu  bestreiten, 
rückte  er  in  Schlesien  ein.  Die  wahren  Beweggründe  hierzu  waren,  wie 
aus  seinen  Privatbriefen  hervorgeht,  Buhmsucht,  Ehrgeiz  und  der  Wunsch, 
das  von  seinem  Vater  gegründete  Heer  und  die  aufgehäuften  Geldmittel 
zu  einer  Vergrösserung  Preussens  zu  verwenden.  Durch  seine  Eroberung 
gesichert,  liess  er  seine  Bundesgenossen  unter  nichtigen  Vorwänden  im 
Stich.  Schlesien  wurde  durch  den  Breslauer  Vertrag  von  1742,  der  durch 
den  Dresdner  Vertrag  von  1745  bestätigt  wurde,  an  ihn  abgetreten.^) 

Im  Jahre  1748  wurde  zu  Aachen  der  allgemeine  Friede  geschlossen. 
Alle  eroberten  Länder  wurden  herausgegeben,  mit  Ausnahme  von  Parma, 
Piacenza  und  Guastalla,  die  an  einen  Sohn  Philipps  V.  von  Spanien,  und 
eines  Tefles  der  Lombardei,  der  an  den  König  von  Sardinien  abgetreten 
wurde.  Der  Vertrag  garantierte  Friedrich  II.  den  Besitz  von  Schlesien 
und  Glatz  sowie  die  Ansprüche  deis  Hauses  Hannover  auf  die  Krone 
Englands.  Er  beliess  Österreich  seine  OrossmachtsteUung,  begünstigte 
aber  gleichzeitig  die  Erhebung  Preussens. 

99.  —  Der  Friede  von  Aachen  brachte  einen  Zustand,  der  keine 
Begierung  befriedigte.  Österreich  beklagte  den  Verlust  von  Schlesien. 
Frankreich  hatte  im  Kriege  mit  England  seine  Flotte  eingebüsst  und 
behielt  nichts  von  seinen  Eroberungen.  Bussland  itthlte  sich  durch  die 
ehrgeizigen  Bestrebungen  des  KOnigs  von  Preussen  beunruhigt. 

Im  Monat  August  1756  rückte  Friedrich  H.  plötzlich  in  Sachsen  ein 
und  besetzte  Dresden.  Er  gab  vor,  in  den  Archiven  einen  Plan  gefunden 
zu  haben,  der  die  Aufteilung  Preussens  zwischen  Österreich,  Sachsen  und 


1)  [Rousset,  Recueil  d'actes  et  nigodations  depnis  la  paix  dlJtrecht  k  celle 
d'Aix-Ia-ChapeUc,  1728-55.] 
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Bossland  zum  Gegenstand  hätte.*)  So  begann  der  siebeigährige  Krieg 
(1756—1763),  woran  sich  auf  der  einen  Seite  Österreich,  Sacl^n,  das 
deatsche  Beich,  Frankreich  sowie  Russland,  und  auf  der  andern  Seite 
Preussen  mit  dem  verbündeten  England  beteiligte.  Dieser  Krieg  brachte 
Friedrich  an  den  Band  des  Verderbens.  Der  Tod  der  Kaiserin  Elisabeth 
von  Bussland  rettete  ihn.  Der  neue  Kaiser,  der  voll  von  Bewunderung 
für  das  preussische  Militärwesen  war,  liess  sich  von  Friedrich  selbst  die 
Friedensbedingungen  vorschreiben. 

100.  —  Der  Familienvertrag  von  1761  vereinigte  die  beiden  Bourbonen- 
Stämme  von  Frankreich  und  Spanien.  Er  bezweckte  die  Verwirklichung 
der  Prophezeiung  Ludwigs  XIV.,  dass  es  keine  Pyrenäen  mehr  gäbe. 
Spanien  wurde  dadurch  in  den  Krieg  zwischen  Frankreich  und  England 
hineingezogen. 

Im  Jahre  1763  wurde  der  Friede  ^  zu  Paris  zwischen  England,  Frank- 
reich und  Spanien,  sowie  der  von  Hubertusburg  zwischen  Österreich  und 
Preussen  geschlossen.  Schlesien  blieb  Friedrich  erhalten.  Fast  sämtliche 
französche  Kolonien  in  Amerika  gingen  in  den  Besitz  von  England  über. 

101.  —  Nach  dem  Hubertusburger  Frieden  vollzog  sich  eine  merkliche 
Änderung  in  der  Machtstellung  und  dem  Einflüsse  der  europäischen  Staaten. 
—  Preussen  steigt  zu  der  Stellung  einer  europäischen  Grossmacht  empor 
und  nimmt  im  Deutschen  Beiche  dieselbe  Bedeutung  ein,  wie  Österreich. 
Eine  protestantische  Macht  gleicht  von  nun  an  den  Einfluss  der  katholischen 
Macht  aus.  Eine  beständige  Gegnerschaft  entwickelt  sich  zwischen  diesen  zwei 
Mächten,  die  beide  um  das  Bündnis  mit  dem  benachbarten  Bussland  buhlen.  — 
Bussland  spielt  jetzt  eine  entscheidende  Bolle  in  den  Angelegenheiten  von 
Mitteleuropa.  Der  Neustädter  Friede  von  1721  hat  es  auf  Kosten 
Schwedens  um  die  baltischen  Provinzen  vergrössert  Bussland  ist  zu 
gleicher  Zeit  eine  europäische  Macht  und  eine  Seemacht  geworden.  Schweden 
ist  verarmt  und  geschwächt.  Es  hat  seinen  Einfluss  in  Deutschland  ver- 
loren. —  Spanien  steht  ganz  im  Bannkreise  von  Frankreich.  Holland, 
das  während  des  1756  er  Seekriges  neutral  geblieben  war,  ist  zu  einer 
Macht  zweiten  Banges  hinabgesunken.  Es  ist  nicht  mehr  der  hartnäckige 
Widersacher  des  grossen  Königs. 

102.  —  Die  Teilung  Polens  diente  dazu,  Österreich,  Preussen  und 
Bussland  einander  zu  nähern.  Die  erste  Teilung  fand  1772  statt,  die 
zweite  1793;  sie  bereitete  der  polnischen  Bepublik  ein  Ende.  „Die  Begehung 
dieses  grossen  politischen  Verbrechens  wurde  dadurch  begünstigt,  dass  die 
Polen  bei  den  Grundmängeln  ihrer  Landesverfassung  verharrten,  dass 
sie  sich  in  Beligionsangelegenheiten  von  einer  verblendeten  Unduldsamkeit 
zeigten  und  dass  sie  ihre  widerwärtigen  Streitigkeiten  mit  allzu  grosser 
Leidenschaftlichkeit  durchfochten.  Die  törichte  Einrichtung  des  Ubernm 
Veto,  die  die  Anarchie  guthiess,  konnte  nur  durch  das  Konföderationsrecht, 
das  Aufstände  guthiess,  im  Zaume  gehalten  werden  .  .  .  Aber  diese 
Tatsachen  sind  weit  davon  entfernt,  die  Vergewaltigung  Polens  zu  ent- 
schuldigen." *) 

Wer  war  der  eigentliche  Anstifter  dieser  Bechtswidrigkeit?  Die 
Geschichtsforscher  sind  hierüber  nicht  einig;  aber  aUe  erwähnen  die 
heuchlerischen  Tränen  Maria  Theresias.^) 

1)  WheatoD,  Histoire  des progr^s etc.» t. I,p. 333.  —  Lawrence,  Commentaires sur 
les Elements  du  Droit  internatioiial  de  Henry  Wheaton,  t  I,  XIX,  pp.  2S  et  8.  — 
[Sorel,  La  question  d'Orient  au  XVni  si^cle,  1889.  —  Raumer,  Le  demembrement 
dela  Pologne,  1878.] 

2)  Wheaton,  op.  cit,  t  I,  pp.334  bis  344.  —  v.  Härtens,  Völkerrecht,  |25. 
*)  V.  Bänke,  Zi$r  GMniMe  von  ötterreu^  und  Pre%uaen  zwtkhm  dm  FrMBns- 

9chlil8tm  von  Aachen  und  HiAerkatuirg,  1876, 
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'^  103.  —  Der  zwischen  der  Türkei  und  Bassland  im  Jahre  1774 
abgeschlossene  Friede  von  Entschuk-Eainardschi  sicherte  Bnssland  die 
Yormachtstellang  anf  der  Balkan-Halbinsel,  die  es  bis  znm  Pariser  Frieden 
vom  Jahre  1856  bewahrt  hat. 

104.  —  Die  Vermittlung  Busslands  und  Frankreichs  machte  dem  im  Jahre 
1778  zwischen  Österreich  und  Preussen  wegen  der  bayrischen  Erbfolge 
ausgebrochenen  Streite  ein  Ende.  Der  Teschener  Vertrag  von  1779 
bestätigte  die  Gültigkeit  des  Westfälischen,  Breslauer  und  Dresdener 
Friedens.  Bussland  wurde  somit  zum  Mitbflrgen  des  durch  den  berühmten 
Vertrag  von  1648  geschaffenen  Zustandes  der  Dinge  in  Westeuropa.  Dies 
verlieh  ihm  das  Becht,  sich  später  in  die  inneren  Angelegenheiten  Deutsch- 
lands zu  mischen. 

105.  —  Im  Jahre  1774  empörten  sich  die  englischen  Eolonien  in 
Amerika  gegen  ihr  Mutterland.  Die  Folge  war  die  Gründung  der  unab- 
hängigen Staaten  von  Nordamerika,  am  4.  Juli  1776.  —  Der  französische 
Hof  erkannte  nach  langem  Zögern  und  reiflicher  Erwägung  die  Unab- 
hängigkeit der  Vereinigten  Staaten  an  und  schloss  mit  ihnen  am 
6.  Februar  1778  einen  Handels-  und  einen  Defensivbündnisvertrag.  —  Ein 
neuer  Erieg  brach  zwischen  England  und  Frankreich  aus;  Spanien  wurde 
wiederum  infolge  des  Familienvertrages  in  ihn  hineingezogen.  Der  Deflnitiv- 
Friede  wurde  1783  in  Versailles  geschlossen.  England  erkannte  die 
Unabhängigkeit  seiner  alten  Eolonien  an.  Florida  und  Menorka  wurden 
an  Spanien  zurückgegeben,  der  Senegal  fiel  an  Frankreich.^) 

106.  —  Frankreich  und  die  Verein.  Staaten  nahmen  in  den  Verträgen 
vom  Februar  1778  den  seerechtlichen  Grundsatz  „Frei  Schiff,  frei  Gut^ 
an.  Die  französische  Begierung  erliess  am  26.  Juli  1778  eine  Verordnung, 
die  diese  Bestimmung  zu  Gunsten  aller  neutralen  Mächte  ausdehnte. 

107.  —  Die  Anmassungen  Englands  gegenüber  dem  Seehandel  der 
Neutralen  veranlassten  die  Eaiserin  von  Bussland,  Eatharina  n.,  zum 
Erlasse  der  berühmten  Deklaration  der  „BewaiDTneten  Neutralität^.  Die 
Deklaration  wurde  den  Höfen  von  London,  Versailles  und  Madrid  mit- 
geteilt. Dänemark  und  Schweden  unterzeichneten  im  Juli  und  September 
1780  Verträge  mit  Bussland.  Die  Ostsee  wurde  als  mare  clausum  für  die 
Kriegsschiffe  der  kriegflihrenden  Mächte  erklärt.  —  Preussen  (8.  Mai  1781), 
Portugal  (15.  Juli  1782)  und  Neapel  (10.  Juni  1783)  traten  den  Verträgen 
bei.  Österreich  (9.  Oktober  1781)  und  die  Verein.  Staaten  (1781)  nahmen  die  in 
der  Deklaration  aufgestellten  Grundsätze  an.  —  England  wurde  genötigt, 
den  Handel  der  Neutralen  mit  den  Verein.  Staaten  zuzulassen.') 

106.  —  Der  leitende  Grundsatz,  der  alle  Kriege  und  alle  diplomatischen 
Unterhandlungen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  beherrschte,  war  der  des 
^politischen  Gleichgewichts^'  der  europäischen  Staaten.  Namens  dieser 
Maxime  schloss  man  Freundschaftsbündnisse  und  Koalitionen.  Kriegs- 
erklärungen und  Gebietsteflungen  suchte  man  mit  der  Erhaltung  des 
Gleichgewichts  der  Staaten  zu  begründen.  —  Die  ganze  internationale 
Politik  dieser  beiden  Jahrhunderte  drehte  sich  um  die  Wahrung  dieses 


1)  [S.  wegen  des  amerikanischen  Unabhängigkeitskrieges:  Brancroft,  Action 
conminne  de  la  France  et  de  FAngleteiTe  poor  rindependance  des  Etats-ünis,  lS7d  — 
Doniol,  Histoire  de  la  pariicipation  de  la  France  a  r^tablissement  des  Etats-Unis 
d'Ameriaue  1S86— 92]. 

2)  [S.  über  die  bewaffiiete  Neutralität  von  1780  Bergbohm,  Die  bewafhete 
Neutralität,  1884.  —  Paul  Fauchille,  La  diplomaüefiiin^^iseet  laligaedesneutres 
de  1780.  1898.  —  Nikolski,  Origine  du  syst^e  de  la  neutralit^  armee  de  1780 
(russisch),  Journal  du  ministre  de  linstr.  publ.  de  Russie»  Februar  1698.]  —  Trend^len- 
hurg^  Ffiedridis  de$  €hnmen  Verdkntie  tm  da$  YolkerrtAt  im  Betkrieg^  1664. 
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Gleichgewicl^ts,  das  stets  yeränderlich  war  und  stets  von  neuem  geährdet 
wurde.  Diese  Bemühungen  zeigen,  dass  die  Staaten  von  Europa  das 
Geftthl  der  Gfemeinsamkeit  ihrer  Interessen  besassen.  —  Der  gedachte  Grund- 
satz wurde  aber  auch  zur  Beschönigung  aller  Gelüste,  aller  Beraubungen  und 
Bechtswidrigkeiten  angerufen.  V) 

109.  —  Die  Fragen,  die  ün  Laufe  dieser  Periode  hauptsSchlich  den 
Gegenstand  des  Interesses  in  Anspruch  nahmen,  sind  folgende:  Freihmt 
des  Meeres;  Freiheit  der  Hochseefischerei;  Recht  des  SchiflSsgrusses;  Handels- 
freiheit der  Neutralen  in  Eriegszeiten;  Wegnahme  des  feindlichen  Priyat- 
eigentums  im  Seekriege;  Durchsuchungsrecht;  Eriegskonterbande;  Unzu- 
lässigkeit des  im  Frieden  verbotenen  Handels  mit  den  Kolonien  ^^Lhrend 
eines  Krieges;  Blockaderecht  und  seine  Voraussetzungen;  Sund-  und  Beltzoll; 
Interventionsrecht;  Voraussetzungen  fOr  die  Eigenschaft  einer  KriegsparteL 

Die  Achtung  der  Unverletzlichkeit  der  Gesandten  sowie  deren  Vor- 
rechte festigten  sich.  Es  besserten  sich  die  Beziehungen  zwischen  den 
Kriegsparteien  sowie  die  Behandlung  der  Kriegsgefangenen. 

Die  Diplomatie  zeichnete  sich  durch  Eifer  und  Verständnis  aus.  Sie 
trug  wesentiich  dazu  bei,  die  heute  geltenden  Grundsätze  festzulegen  und 
zur  Anerkennung  zu  bringen. 

110.  —  Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dass  die  wichtigen  Ereignisse, 
die  bedeutenden  Rechtsfragen  und  die  erbitterten  Streitigkeiten  dieser 
Zeit  die  regste  Aufinerksamkeit  bei  allen  Philosophen,  Juristen  und  Ge- 
bildeten erweckten.  Die  hervorragendsten  und  angesehensten  Schriftsteller 
dieser  Zeit  waren  Barbeyrac,  Burlamaqui,  Bynkershoek,  Hflbner, 
Galiani,  Lampredi,  Mably,  G.  F.  von  Martens,  Moser,  Pufendorf, 
Seiden,  Vattel,  Wolf,  Wicquefort  und  Zeuch. 

4.  Epoche. 
Von  dar  französisohan  Revolutloii  bis  zu  den  Wiener  Vertrigen  (1789—1815).*'*) 

111.  —  Die  französische  Revolution  zielte  darauf  ab,  die  Überreste 
des  verhassten  Feudalsystems  zu  beseitigen  und  die  königliche  Willkfir- 
herrschaft  mit  ihren  Missbräuchen  zu  stürzen.  Ihr  ursprünglicher  Zweck 
bestand  darin,  dem  französischen  Bürger  politische  Rechte  und  persönliche 
Freiheit  zu  verschaffen.  Hierin  liegt  ihre  nationale  Seite.  —  Aber  was 
die  französische  Revolution  vor  allem  kennzeichnet,  was  ihre  Grösse  und 
ihren  Ruhm  begründet,  ist  die  kosmopolitische,  die  humanitäre  Seite,  der 
wir  besonders  in  ihren  Anfängen  begegnen.  Der  Rechtsgedanke,  die 
Gleichheit  aller  Menschen  vor  dem  Gesetz,  die  Gewissensfreueit,  die  Ab- 
schaffung der  Sklaverei,  die  individuelle  Freiheit  des  Bürgers,  mit  einem 
Worte,  alle  grossen  Prinzipien,  die  die  französische  Revolution  verkündet 
hat  und  die  zum  Gemeingute  der  gesitteten  Nationen  geworden  sind,  ver- 
leihen der  Revolution-  eine  hohe  Bedeutung  in  der  Geschichte  des  Völker- 
rechts.*) 

Der  Drang  nach  Freiheit,  der  in  Frankreich  aufgewacht  war,  schien 


1)  T.  Martens,  Völkerecht,  f  38. 

2)  y.  Holtzendorff,  Bncyklopädie,  $  8.  —  [Nys,  Ls  ReTolution  frangaise  et  le 
Droit  intemationid,  in  seinen  Etudes  de  droit  international,  pp.  818  et  8.  —  Olivi, 
De  auelques  conaequences  de  la  D^claration  des  droits  de  rhomme  dans  le  domaine 
du  droit  des  gens,  Key.  cathoL  des  institutions  et  du  droit,  1889.] 

*)  Genie,  Fragmente  aus  der  neuesten  OeeMdite  du  poUtiedien  QUkhgeuMti  w 
Europa^  J806. 

^*)  von  Treittehke,  DeiOeehe  Oeeehkhie  im  i9.  Jahrhmdertj  1882. 
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sich  ganz  Europas  bemächtigen  za  wollen.  Die  grundlegenden  Gedanken 
der  französischen  Beyolution  erschütterten  das  alte  monarchische  System. 
Sie  riefen  tiefgehende  ümw&lznngen  in  den  politischen  Einrichtungen  und 
in  der  inneren  Organisation  der  europäischen  Nationen  hervor.  Die  Forsten 
erkannten,  welche  Ge&hr  ihnen  drohte.  Mit  dem  Siege  der  Revolution 
musste  ihre  unumschränkte  Gewalt  verschwinden.  Sie  schlössen  ein  Btlndnis 
gegen  den  gemeinsamen  Feind  und  wollten  der  Ausbreitung  der  neuen 
Ideen  ein  Ziel  setzen.  Auch  hofften  sie,  die  in  Frankreich  herrschende 
Unordnung  zu  benutzen,  um  auf  dessen  Kosten  ihr  Land  zu  vergrSssem 
(Abkommen  von  Pihiitz  27.  August  1791  —  österreichisches  Ultimatum 
7.  April  1792  —  Braunschweigisches  Manifest  28.  Juli  1792).  —  Auf  der 
andern  Seite  forderten  die  Dekrete  des  National-Eonvents  die  europäischen 
Völker  aufy  sich  unter  Frankreichs  Beistand  und  Hilfe  gegen  ihre  Fürsten 
zu  erheben  (Dekret  vom  19.  November  1792).  —  Unter  solchen  Umständen 
kam  die  Koalition  von  1798  gegen  Frankreich  zu  stände.  Aber  eigennfltzige 
Pläne  und  habsüchtige  Anschläge  stifteten  Uneinigkeit  unter  den  Yerbttndeten. 
Die  Zwietracht  trat  klar  zu  Tage,  als  Preussen,  ohne  Vorwissen  Öster- 
reichs, mit  der  französischen  Republik  in  Unterhandlungen  trat  und  den 
Friedensvertrag  von  Basel  schloss  (1795).  —  Die  Siege  Bonapartes  zwangen 
Österreich  am  17.  Oktober  1797  den  Frieden  von  Campo-Formio  zu  unter- 
zeichnen. 

112.  —  Der  Friede  war  nicht  von  langem  Bestand.  Eine  neue  Koalition 
zwischen  England,  Österreich  und  Bussland  bildete  sich  gegen  Frankreich. 
—  Im  Jahre  1797  trat  ein  Eongress  in  Rastatt  zusanmien.^)  Die  fran- 
zösischen Gesandten  wurden  am  28.  April  1799  ermordet;  dieser  unerhörte 
Anschlag  bewies,  von  welch  leidenschaftlichem  Geiste  die  Verbündeten 
gegen  die  Republik  beherrscht  waren.  1801  wurde  mit  Österreich  zu 
Luneville,  IWß  mit  England  zu  Amiens  Friede  geschlossen. 

113.  —  Die  französische  Revolution  zerstörte  durch  ihre  Kriege  und 
Erobenmgszttge,  durch  die  Ausbreitung  ihrer  Grundsätze  und  Lehren,  die 
Rechtslage,  wie  sie  durch  den  Westfälischen  Frieden  geschaffen  worden  war. 
Nachdem  Frankreich  das  verbfindete  Europa  geschlagen  hatte,  legte  es  den 
Grund  zu  einer  neuen  Ordnung  der  internationalen  Verhältnisse.^ 

114.  —  Es  erübrigt  hier,  eine  Schilderung  der  napoleonischen  Er- 
oberungskriege zu  geben.  Wir  wollen  nur  die  allgemeinen  und  kennzeich* 
nenden  Grundzfige  hervorheben. 

„Napoleon  —  so  sagt  Härtens  —  unterwarf  sich  allerdings  halb 
Europa  durch  die  Gtewadt  seiner  Waffen,  nicht  minder  aber  durch  die 
neuen  Freiheitsideen.  Wohin  sie  der  Krieg  ftthrte,  da  verbreiteten  die 
französischen  Heere  diese  Ideen,  und  wo  immer  sie  in  eroberten  Ländern 
liberale  Staatsinstitutionen  begründeten,  da  wandte  sich  diesen  der  Beifall 
der  Völker  zu.  Napoleon  be^iff  sehr  wohl  die  Macht  einer  solchen  Propa- 
ganda, unablässig  verkflndete  er  in  Tagesbefehlen  und  Manifesten,  dass 
er  mit  den  allerorts  gründlich  verhassten  feudalen  Institutionen  Krieg 


1)  [S.  Ober  den  Rastatter  Kongress  Koechlin,  La  politiqae  fran^aiie  aa  congr^s 
de  Rastatt,  Annaies  de  I'Ecole  libre  des  sciences  politiqae  I8S6,  18S7  und  1S8S.  — 
Sorel,  UEorope  et  le  Directoire;  le  cougj^  de  Rastatt,  Revue  des  Deox-Mondes 
15  jniüet  1897]:  —  {Büffer,  Der  SaaMterSbngreie  und  die  tweUs  EMUhn,  1S78I79). 

2}  [Boarffoing,L^EiiropependantlaRAyolatioii  tran^ise,  1865— 85.  — Descotea, 
La  Revointion  nan^^aise,  yne  de  r^tranger  1897,  —  Lefebvre,  Les  cabinets  de  TEurope 
dmant  la  Revolution  fran^^ise  1845—47.  —  Sorel,  L'Eorope  et  la  Revolution  fran- 
caiae,  1885—92.  —  Sybel,  ffistoire  de  TEarope  pendant  la  reTolation  franQaise,  1869—88.] 
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führe  und  seine  Herrschaft  nicht  in  der  Sklaverei,  sondern  in  der  Sympathie 
der  Nationen  zu  begründen  begehre."^) 

Im  Anbeginn  begegneten  die  Franzosen  bei  den  Völkern  durchaus 
nicht  dem  Widerstand  nnd  dem  Abschen,  worauf  die  Fürsten  Europas  rechnen 
mochten.  —  Aber  alles  änderte  sich,  als  sich  die  wahren  Absichten  Napoleons 
mit  einer  verblüffenden  Klarheit  offenbarten.  Der  Wille  des  Eroberers 
verfügte  mit  einem  Federstrich  auf  der  Landkarte  das  Ende  von  Staaten. 
Die  von  England  verhängte  Seeblockade,  der  der  Kaiser  die  Kontinental- 
sperre entgegenstellte,  machte  Handelsbeziehungen  zur  Unmöglichkeit  und 
brachte  alle  Völker  in  Not  und  Elend.  —  Die  europäischen  Fürsten  stellten 
ihren  Untertanen  bessere  politische  Einrichtungen  und  freiheitlichere  G-esetze 
nach  Abschüttelung  des  französischen  Joches  in  Aussicht.  —  Spanien  hatte 
unaufhaltsam  gekämpft.  —  Jetzt  erhob  sich  Deutschland;  eine  alles  mit  sich 
fortreissende  Begeisterung  flanmite  im  Jahre  1813  auf.  —  Das  Kriegs- 
glück verliess  die  französischen  Heere.  —  Die  Verbündeten  drängten  in 
Frankreich  ein  und  besetzten  zweimal  dessen  Hauptstadt. 

5.  Epoche. 
Von  den  Wiener  Vertrigen  (1816)  bis  auf  den  heutigen  Teg.^ 

115.  —  Nach  dem  Sturze  Napoleons  war  eine  Wiederherstellung  der 
europäischen  Staatengesellschaft  erforderlich.  Der  Wiener  Eongress  unter- 
zog sich  dieser  Aufgabe.  Die  Sitzungen  wurden  am  18.  November  1814 
eröffnet.  Die  Herrscher  von  Bussland,  Österreich  und  Preussen  nahmen 
mit  den  Vertretern  fast  aller  europäischen  Staaten  an  dem  Kongresse  teil. 
Am  9.  Juni  1815  hatte  der  Kongress  seine  Arbeit  beendigt.  Die  alten 
Dynastien  waren  wieder  eingesetzt  worden.  Die  Familie  Bonaparte  war 
in  Acht  verfallen.  —  Frankreich  wurde  auf  seine  alten  Grenzen  von  1792 
zurückgewiesen.  —  Die  Teilung  Polens  wurde  bestätigt.»)  Preussen  erhielt 
das  Herzogtum  Posen,  fast  die  Hälfte  des  Königreichs  Sachsen,  dessen 
völlige  Auflösung  es  gewttnscht  hatte,  sowie  eine  grosse  Zahl  von  Städten 
und  Gauen  auf  beiden  Bheinufem.  —  Österreich  stellte  seinen  ehemaligen 
Länderumfang,  wie  er  vor  den  Verträgen  von  Luneville  bestanden  hatte, 
wieder  her  und  erwarb  Venetien  und  die  Lombardei.  —  Alle  deutschen 
Staaten  schlössen  untereinander  ein  ewiges  Bündnis:  den  „Deutschen 
Bund'',  der  von  einem  Bundestage  geleitet  werden  sollte.  —  Bussland 
erhielt  das  Herzogtum  Warschau.  —  Belgien  wurde  mit  Holland  zu  einem 
Staate  unter  dem  Namen  „Königreich  der  Niederlande"  vereinigt;  er  sollte 
ein  Bollwerk  gegen  etwaige  Anschläge  Frankreichs  bilden.  —  Die  Schweiz 
wurde  neutralisiert.  ^—  England  bereicherte  sich  mit  dem  grössten  Teile 
der  fremden  Eolouien. 

Willkür  und  Vergünstigungen  herrschten  allein  bei  der  Länderver- 
teflung  vor.  Man  berücksichtigte  weder  erworbene  Rechte  noch  die 
biUigen  Ansprüche  der  Völker.^) 

Die  durch  feierliche  Proklamation  der  Forsten  beim  Beginne  des 
Krieges  von  1813  erweckten  Hoffnungen  auf  durchgreifende  politische 
Reformen  wichen  gar  bald  einer  allgemeinen  Enttäuschung.  Die  gemachten 
Versprechungen  wurden  nicht  gehalten.     Das  allseitige  Verlangen  nach 


1)  ▼.  Härtens,  Völkerrecht,  Bd.  I,  §  28,  S.  126. 


,  Ffir  diese  Epoche  ist  das  Werk  Ton  Debidour,  L'histoire  diplomatique  de 
r£urope,  Yon  besonderer  Bedeutung. 

3)  wheaton,  Histoire  de  progres  etc.,  t  II,  §  12  u.  18,  pp.  110  et  s. 

4)  T.  Holtzendorff,  Encyklop&die,  §  8. 
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Beformen  erzeugte  bald  eine  Gärung  der  Gemttter,  die  sich  durch  neue 
Revolutionen  Luft  verschaffte. 

Der  Einfluss  französischer  Anschauungen  machte  sich  auf  dem  Wiener 
Kongresse  bei  einigen  Fragen  bemerkbar,  so  hinsichtlich  des  Negerhandels 
und  der  Freiheit  der  FlussschiffiAhrt.^) 

116.  —  Um  den  durch  den  Wiener  Eongress  begründeten  Verhältnissen 
einen  sichern  Bestand  zu  yerleihen,  namentlich  aber  um  Frankreich  in 
Schach  zu  halten,  stifteten  osterreich,  Prenssen  und  Bussland  den  Bund 
der  Heiligen  Allianz,^  der  anfänglich  auf  die  Mitwirkung  Englands  zählen 
konnte.  Unter  dem  Emflusse  Alezanders  I.  nahm  die  Heilige  Allianz 
(26.  September  1815)  eine  mystisch-religitfse  Färbung  an.  Die  yerbttndeten 
Fürsten  beabsichtigten  durch  diese  Erklärung  „vor  dem  Angesichte  der 
ganzen  Welt  den  unerschtttterlichen  Entschluss  zu  yerkttndai,  ihr  Be- 
nehmen, sei  es  hinsichtlich  der  Verwaltung  ihrer  Staaten,  sei  es  hinsicht- 
lich ihrer  politischen  Beziehungen  zu  auswärtigen  B^erungen,  nur  nach  den 
Qeboten  der  heiligen  Beligion,  Oeboten  der  (Gerechtigkeit,  der  Nächsten- 
liebe und  des  Friedens  einzurichten^. 

Die  vier  Mächte,  die  die  Koalition  gegen  Frankreich  eingegangen 
waren,  hatten  sich  schon  durch  den  Vertrag  yon  Chaumont  (1.  März  1814) 
verpflichtet,  für  einen  Zeitraum  yon  20  Jahren  in  Oemeinschaft  zu  wirken 
„um  das  europäische  Gleichgewicht  aufrechtzuerhalten,  die  Buhe  und  Un- 
abhängigkeit der  Staaten  zu  sichern  und  Willkttrmassregeln  gegen  fremde 
Bechte  und  Gebiete,  die  so  lange  Jahre  die  ganze  Welt  in  einen  Zustand 
der  Verwahrlosung  yersetzt  hatten,  zu  verhttten^. 

Der  Aachener  Vertrag  (30.  September— 21.  November  1818),  kraft 
dessen  Frankreich  die  von  den  unumschränkten  Monarchien  befolgte  Inter- 
ventionspolitik annahm,  war  von  demselben  Geiste  getragen.  Der  Aachener 
Kongress  zeigte  klar,  dass  die  Grossmächte  fest  entschossen  waren,  weder 
freisinnige  Bdbrmen  vorzunehmen,  noch  auch  innere  Bevolutionen  zu  Gunsten 
der  bürgerlichen  Freiheit  und  der  Volksrechte  zuzulassen. 

Der  Beitritt  des  Hauses  Bourbon  ftthrte  zur  Gründung  der  Pentarchie. 
Die  fünf  Grossmächte  halten  sich  für  berufen,  als  höchster  Gerichtshof  die 
Geschicke  Europas  zu  bestimmen  und  als  Beschtttzer  der  Völker  mit  eifer- 
süchtiger Sorg&lt  deren  Buhe  zu  Oberwachen.  Sie  massen  sich  die  Befugnis 
an,  in  die  inneren  Angelegenheiten  unabhängiger  Staaten  stets  dann  einzu- 
greifen, wenn  nach  ihrer  Meinung  die  Gestaltung  der  Dinge  eine  Gefähr- 
dung des  europäischen  Friedens  befttrchten  lässt.  —  Angesichts  des  regen 
Freiheitsdranges  der  Völker  war  natürlich  an  Veranlassungen  zu  derartigen 
Einmischungen  kein  Mangel.  Die  Kongresse  von  Troppan  (1820),  von 
Laibach  (1821)  und  von  Verona  (1822)  richten  sich  trotz  des  Widerspruchs 
Englands  gegen  die  in  Neapel  und  in  Spanien  ausgebrochenen  Bevolutionen.*) 

117.  —  Die  spanischen  Kolonien  trennen  sich  von  Südamerika, 
schütteln  das  Joch  des  Mutterlandes  ab  und  nehmen  republikanische 
Staatsformen  an.^)    Griechenland  sagt  sich  von  der  Tflrkd  los.^) 

1)  [S.  tiher  den  Wiener  Kougrefls:  Angeberg,  Le  congr^s  de  Vienne  et  les  ixniÜB 
de  1815,  1868.  -~  Flassan,  Histoire  du  Cougrte  de  Vienne  1829.  —  Pallain,  Corre- 
spondance  de  Talleyrand  et  de  Louis  XVIII  pendant  le  Gongres  de  Vienne,  1881.  — 
Piadt,  le  Gongrte  de  Vienne,  1815.1  —  von  Treii$ehke,  cp.  eit^  Bd.  Ij  8  69/ ff. 

2)  [Ober  die  HeQiffe  Allianz  S.  Ooerres,  Allianz  und  die  Völker,  1859.  — 
Muhlenbeek,  Les  origines  de  la  Sainte-Alliance,  1888.] 

8)  Lawrence,  op.  dt,  t  II,  pp.  280  et  8.  —  Wheaton,  Histoire  etc.  t  n,  §§  ^3  it  25, 
pp.  199  et  8. 

4)  [Torrente,  Historia  de  la  revolucion  hiapano-ameiicana,  1829—80.  — • 
S.  Lawrence,  op.  dt,  t  II,  p.  298  u.  p.  408  et  8.] 

5)  [Headley,  Bi^Qmatic  History  of  Oreece,  1888.] 

BoBf  ils,  Lehrbuch  des  YonCMMolts. 
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117  ^  —  [Die  Interventionspolitik  der  Heiligen  Allianz  und  die 
Emanzipation  der  ameiikanischen  Kolonien  veranlassen  den  Präsidenten 
der  Verein.  Staaten  Monroe  im  Jahre  1823  zu  der  berühmten  Erklärang, 
die  unter  der  Bezeichnung  Monroelehre  bekannt  ist  (siehe  unter  No.  300). 
Hiemach  dulden  die  Verein.  Staaten  keine  Einmischung  Europas  in  die 
Angelegenheiten  des  amerikanischen  Festlandes.] 

118.  —  In  Verkennung  des  von  Talleyrand  auf  dem  Wiener  Kongresse 
als  unfehlbar  verkündeten  Legitimitätsprinzips*)  stürzt  Frankreich  im 
Jahre  1830  die  bourbonische  Dynastie. 

Frankreichs  Beispiel  reisst  das  benachbarte  Belgien  mit  sich  fort. 
Die  Belgier  erheben  sich  gegen  die  holländische  Regierung.  —  Unter 
Beihilfe  Frankreichs  und  Englands  trennt  sich  Belgien  von  Holland;  es 
wird  durch  den  Londoner  Vertrag  von  1831  zu  einem  selbständigen 
Königreich  erhoben.  Der  König  der  Niederlande  erkennt  es  erst  im 
Jahre  1889  an.i) 

119.  —  Eine  neue  Revolution  bricht  am  24.  Februar  1848  in  Frank- 
reich aus.  Die  Republik  wird  ausgerufen.  Diese  Bewegung  findet  einen 
Widerhall  in  einem  grossen  TeUe  Europas.  Es  kommt  zu  Revolutionen 
in  Preussen,  in  Ungarn  usw.  Österreich  erhält  Unterstützung  von  Russ- 
land. —  Das  Frankfurter  Parlament  verläuft  ergebnislos;  der  Deutsche 
Bund  wird  wiederhergestellt.  —  Pius  IX.  flüchtet  nach  der  Ermordung 
des  Grafen  Rossi  nach  Gaöta.  Er  wird  durch  französische  Truppen  nach 
dem  Vatikan  zurückgebracht.    Diese  halten  Rom  einige  Jahre  lang  besetzt. 

120.  —  Diese  Geschehnisse  beweisen,  dass  das  System  der  Heiligen 
Allianz  nicht  imstande  war,  auf  den  Gang  der  politischen  Ereignisse 
bestimmend  einzuwirken.  Aber  den  Todesstreich  empfing  die  vom  Wiener 
Kongress  angenommene  Politik  erst  durch  die  Thronbesteigung  Napoleons  III. 
Gegen  Frankreich  waren  die  Verträge  von  1815  geschlossen  worden, 
gegen  Frankreich  hatten  sich  die  Mächte  verbündet,  um  es  zur  Beobachtung 
der  Verträge  zu  zwingen,  und  ein  Bonaparte  besteigt  den  Thron,  von  dem 
seine  Familie  fUr  alle  Zeiten  ausgeschlossen  worden  war! 

121.  —  Napoleons  erste  Sorge  war,  das  Bündnis  der  drei  Ostmächte 
zu  sprengen  und  sich  mit  England  zu  vereinigen.  Die  günstige  Gelegen- 
heit hierzu  bot  der  Orientkrieg.  Dieser  hatte  als  scheinbaren  Anlass  eine 
Streitigkeit  um  die  Heiligen  Stätten.  In  Wirklichkeit  wurde  er  aber 
durch  die  Ausnahmestellung,  die  Russland  seit  dem  Frieden  von  Kutschuk- 
Kainardschi  auf  dem  Balkan  einnahm,  sowie  durch  die  Schwäche  der  in 
ihrem  Bestände  bedrohten  Türkei  veranlasst.  England,  Frankreich  und 
Sardinien  eilten  dem  Sultan  zur  Hilfe.') 

122.  —  Nach  der  Einnahme  von  Sewastopol  trat  in  Paris  ein  Kongress 
zusammen.  Auch  Preussen  und  Österreich  wurden  hinzugezogen,  obgleich 
sie  sich  nicht  an  dem  Kriege  beteiligt  hatten.    Der  Friedensschluss  wurde 


1)  [S.  über  die  belgische  Revolution  de  Broglie,  La  neutralite  de  la  Belgique, 
Revue  des  Deux-Mondes,  1899-1900i  —  Nothomb,  Essai  historique  et  politiqae 
sur  la  Revolution  beige.  —  S.  auch  No.  348  u.  ff.]  —  S.  Lawrence,  op.  cit,  t  11, 
pp.  463  et  s. 

2)  Rothan,  L^Enrope  et  Tav^nement  du  second  empire,  1893.  —  Rothan, 
La  Prusse  et  son  roi  pendant  la  guerre  de  Crim^e.  —  tÜber  die  orientalischen 
Angelegenheiten  und  den  Eümkrieg:  Annuaire  des  Deux-Mondea,  1850  k  1856.  — 
D^Avril,  N^gociations  relatives  au  traite  de  Berlin.  Introduction  historique.  —  Beust, 
Memoires,  t  L  —  v  Bismarck,  Gorrespondanee  diplomatique,  1851—1859.  — 
Cyprien  Robert,  Les  Slaves  de  Turquie.  —  Desprez,  Le  mouvement  illyrien, 
Revue  des  Deux-Mondes,  15  mars,  1847.  —-  La  Moldo-Valaehie,  Revue  des  Deux-Mondes, 

*)  Brockhaus,  Dom  Legiitimitäiaprinzip,  1868, 
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am  30.  März  1856  unterzeichnet.  —  Bussland  verlor  die  ausschliessliche 
Protektion  über  die  unter  türkischer  Herrschaft  lebenden  Christen.  Dieser 
Schutz  wurde  den  Mächten,  die  den  Vertrag  unterzeichneten,  übertragen.  — 
Das  Schwarze  Meer  wurde  neutralisiert.  Russland  musste  der  Unterhaltung 
eines  Eriegsgeschwaders  auf  diesem  entsagen,  und  sich  verpflichten, 
keine  neuen  Befestigungen  an  seinen  Küsten  aufzuführen  und  die  vor- 
handenen zu  schleifen.  —  Die  Dardanellen  wurden  für  die  Kriegsschiffe 
sämtlicher  Nationen  als  geschlossen  erklärt.  —  Die  Moldau,  die  Widachel 
und  Serbien  wurden  als  Fürstentümer  errichtet,  die  von  Fürsten,  deren 
Wahl  die  Pforte  zu  bestätigen  hatte,  regiert  werden  sollten.^)  Die  Zer- 
stücklung der  Türkei  begann  nach  einem  Kriege,  der  zur  Wahrung  ihres 
unversehrten  Bestandes  unternommen  worden  war. 

Nach  Unterfertigung  des  Vertrages  vom  30.  März  erliessen  die  am 
Kongresse  beteiligten  Staaten  unterm  16.  April  1856  eine  wichtige  Dekla- 
ration, die  sich  auf  das  Seevölkerrecht  bezog  (S.  unten).  Die  andern 
Staaten  wurden  zum  Beitritt  eingeladen.  Die  in  der  gedachten  Deklaration 
enthaltenen  Begeln  sind  zur  Zeit  von  der  überwiegenden  Mehrzahl  der 
zivilisierten  Staaten  angenommen  worden. 

Bis  1856  hatte  Bussland  die  beherrschende  Stellung  unter  den  Fest- 
landsmächten Europas  besessen.  Nach  dem  Krimkriege  musste  es  vor 
Frankreich  zurücktreten.  Nunmehr  übernahm  Frankreich  wieder  die 
führende  Bolle  im  europäischen  Konzert  und  wahrte  sie  volle  10  Jahre, 
bis  1866. 

123.  —  Napoleon  III.  schliesst  mit  Piemont  ein  Bündnis,  um  1859 
ÖsteiTeich  zu  bekriegen.  Noch  in  demselben  Jahre  wird  zu  Villafranca  der 
Friede  vereinbart.  Die  Lombardei  wird  dem  Kaiser  der  Franzosen  abgetreten, 
der  sie  seinerseits  dem  Könige  von  Sardinien  zediert.  Die  italienischen  Staaten 
sollen  eine  Konföderation  unter  dem  Ehrenpräsidium  des  Papstes  bilden.  Der 
Deflnitivfriede  wird  am  10.  November  1859  zu  Zürich  unterzeichnet;  aber 
seine  Bestimmungen  bleiben  unerfüllt.  —  Piemont  schreitet  zur  Ein- 
verleibung Toskanas,  Parmas,  Modenas  und  der  Bomagna.  —  Durch  den 
Turiner  Vertrag  vom  24.  März  1860  tritt  Piemont  Nizza  und  Savoyen 
an  Frankreich  ab.  —  In  Sizilien  bricht  ein  Aufetand  und  in  Neapel  eine 
Bevolation  aus.  Sardinien  verleibt  sich  das  Königreich  Neapel  ein  und 
besetzt  Umbrien  und  einen  Teil  des  Kirchenstaats.  Das  italienische 
Einigungswerk  wird  im  Jahre  1870  dadurch  beendet,  dass  die  königlichen 
Truppen  von  dem  Beste  des  Kirchenstaates  und  der  Stadt  Bom  Besitz 
ergreifen.  Man  belässt  dem  Heiligen  Vater  nur  den  Vatikan  und  den 
Lateranischen  Palast. 

124.  —  Im  fernen  Asien  führen  England  und  Frankreich  Krieg  gegen 
China,  der  mit  dem  Frieden  von  Peking  im  Jahre  1860  endigt. 

125.  —  Im  Jahre  1861  bricht  in  Amerika  zwischen  den  Nord-  und 
Sttdstaaten  der  sogenannte  Sezessionskrieg  aus.  Dieser  innerstaatliche 
Bürgerkrieg  fahrt    zu    ernsten   internationalen  Schwierigkeiten.     Seine 


lerjanyier  184S.  —  Engelhardt,  La Torqnie  et  le Tanzimai,  1. 1,  1882.  —  Forcade, 
La  Question  d'Orient,  Revue  des  Deox-Mondes,  l«r  man  ä  1«^  d^cembre  1854.  — 
Geffcken,  Zur  Geschichte  des  Oiientkriegs  —  Qourdon,  Histoire  du  Congrto  de  Paris, 
1857.  —  D'Harcourt,  Les  quatre  ministeres  de  M.Drouvn  de  Lhuys.  —Kinglake, 
Histohre  de U guerrede  Crimee  (englisch).  —  Thouvenel,  Nicolas  1«' et  Napoleon  lH.  — 
Trois  annees  de  la  question  d'Orient  —  Ubicini,  £tat  present  de  UEmpire  ottoman,  1876.] 
1)  [Ober  die  Entwicklung  der  Donauforstentumer:  Annuaire  des  Deux-Mondes, 
1856  ä  1866.  —  Boiresco,  La  Situation  politique  des  anciennes  principautes  roumaines 
du  Danube:  lenrs  rapports  avec  la  Turquie  et  ayec  les  autres  Etats,  R.D.I.  P.,  t  IV, 
pp.  824  et  s.  —  Saint-Rene  Taillandier,  La  Serble  au  XIX«  siöcle.] 
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wahren  Ursachen  lagen  in  dem  politischen  und  sozialen  Gegensatze,  der 
seit  langem  diese  Staaten  voneinander  trennte.  Seine  unmittdlNure  nnd 
nächste  Veranlassung  war  die  Frage  nach  der  Ahschaffiing  der  SUav^eL 
Die  besiegten  Sttdstaaten  treten  1865  in  den  Bund  wieder  ein  und  erkennen 
die  Bundesregierung  zu  Washington  an.^) 

126.  —  Frankreich  benutzte  diese  Verhältnisse,  um  in  Mexiko  ein 
Kaiserreich  aufzurichten,  dessen  Thron  Maximilian  yon  Österreich  bestieg. 
Das  Beich  wurde  bald  gestürzt  und  der  unglttckliche  Maximilian  bezahlte 
den  gescheiterten  Versuch  mit  seinem  Leben.^ 

127.  —  Mit  bewundernswerter  Beharrlichkeit  und  Zähigkeit  suchte 
Preussen  seit  langen  Jahren  Osterreich  zu  demtttigen  und  das  alte 
deutsche  Kaiserreich  unter  der  Führung  der  Hohenzollem  wieder  auf- 
zurichten. Nach  Tielfachen  Bemühungen  hat  es  den  gi*Osseren  Teil  der 
deutschen  Staaten  durch  den  unter  dem  Namen  Zollverein  bekannten 
Verband  an  sich  gefesselt  und  somit  die  zukünftige  politische  Einheit 
durch  eine  Gemeinschaft  der  wirtschaftlichen  Interessen  vorbereitet.  Im 
Laufe  des  Jahres  1855  umfasste  der  Zollverein  sämtliche  Staaten  des 
Deutschen  Bundes  mit  Ausnahme  von  Osterreich,  Mecklenburg,  HoIsteiB 
und  den  Hansastädten.  Er  bildete  eine  Vereinigung  von  34  Staaten  mit 
einer  Bevölkerung  von  35  Millionen  Einwohnern.") 

128.  —  Im  Jahre  1864  kam  es  zum  Kriege  zwischen  Dänemark  und 
Österreich-Preussen.  Der  deutsche  Bundestag  hatte  diese  beiden  Staaten 
mit  der  Bundesexekution  wider  Dänemark  wegen  dessen  Verhaltens  gegen 
die  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein  betraut.  Dänemark  besiegt, 
entsagte  im  Frieden  zu  Wien  1864  den  Herzogtümern  nebst  Lauenbm^.^)  — 
Das  Kondominium  zwischen  Österreich  und  Preussen  währte  nicht  lange. 
Der  im  verborgenen  wirkende  Gegensatz,  der  seit  1815  zwischen  den 
beiden  Staaten  bestanden  hatte,  flihrte  1866  zum  Bruch.  Italien  ver- 
bündete sich  mit  Preussen.  Hannover,  Württemberg,  Hessen,  Bayern, 
Sachsen  und  das  Herzogtum  Nassau  machten  mit  Österreich  gemeinschaft- 
Mche  Sache.  Preussens  Erfolg  war  schneU  und  niederschmetternd. 
Österreich  wurde  bei  Ktfniggrätz  (Sadowa)  besiegt.  Die  kriegführenden 
Mächte  schlössen  den  Präliminarfrieden  zu  Nikolsburg  und  am  23.  August 
1866  den  Deflnitiv-Frieden  zu  Prag.  Österreich  entsagte  jedem  An- 
recht auf  die  Herzogtümer.  Es  trat  Venetien  an  Napoleon  in. 
ab,  der  es  dem  Könige  von  Italien  zedierte.  Mehrere  besiegte  deutsche 
Staaten  wurden  in  Preussen  einverleibt.  Sachsen  blieb  verschont.  —  Der 
Deutsche  Bund  fiel  auseinander  und  an  seine  Stelle  trat  der  Norddeutsche 
Bund  mit  dem  Könige  von  Preussen  an  der  Spitze.  Bayern,  Württem- 
berg, Baden  und  ein  Teil  von  Hessen  blieben  selbständig.  Indessen 
schlössen  sie  alsbald  mit  dem  Norddeutschen  Bunde  geheime  Verträge, 


1)  Lawrence-Wheaton,  op.  cit,  t  n,  XXIV,  pp.  142  et  s.  —  [Oreely,  The 
American  conflict,  1864— G7.]  —  [S.  über  den  amerikanischen  Bürgerkrieg  mit  besonderer 
Berücksichtigiing  der  Verhältnisse  zwischen  den  Verein.  Staaten  und  Grossbritannien, 
Montague-Bernard,  A  liistorical  accoant  of  Neutrality  of  GreatBritain  doring  the 
American  civil  war,  1870]. 

2)  Lawrence-Wheaton,  op.  cit,  t  II,  pp.  889  et  s. 

8)  S.  die  Gründung  des  Zollvereins  bei  Galyo,  le  Droit  intern.,  J§  79  et  s.  — 
Lawrence-Wheaton,  op.  cit,  t  I,  XXIII,  pp.  869  et  s.  —  [S.  auch  Thudichnm, 
Verfassunffsrecht  des  Norddeutschen  Bandes  und  des  deutschen  Zollvereins,  1870.  — 
Worms,  L'AUemagne  economiqoe  ou  Histoire  du  ZoUverein  allemand.] 

4)  S.  über  die  Angelegenheit  der  Elbhersogtümer  Lawrence-Wheaton,  op.  cit, 
t  II,  XXIII,  pp.  1  et  s.  —  Milovanowitch,  Les  trait^s  de  garanties,  1888»  pp.  236 
et  s.  —  Klaczko,  Deux  chanceliers. 
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worin  sie  sich  für  den  Fall  eines  Krieges  verpflichteten,  ihre  gesamte 
Kriegsmacht  mit  der  des  Bundes  za  vereinigen.^) 

189.  —  Diese  Vorgänge  erregten  in  Franbeich  grosses  Missf&llen. 
Mit  Becht  klagte  die  öffentliche  Meinung  den  Kaiser  Napoleon  m.  an, 
dass  er  sich  habe  hintergehen  lassen  und  dass  er  es  nicht  verstanden 
habe,  eine  derartige  S[i*ttftigung  des  steten  Feindes  Frankreichs  zu  ver- 
hindern.   Grosse  Ereignisse  bereiteten  sich  vor. 

130.  —  Zwischen  Frankreich  und  Preussen  kam  es  aus  Anlass  der 
Kandidatur  des  Prinzen  Leopold  von  Hohenzollem  für  den  spanischen 
Thron  im  Jahre  1870  zum  Bruch.  Schlecht  vorbereitet  für  den  Krieg 
und  schlecht  gefUhrt,  musste  Frankreich  die  Besetzung  seines  Landes  und 
die  Belagerung  seiner  Hauptstadt  ttber  sich  ergehen  lassen.  Nach  er- 
bitterten aber  erfolglosen  Kämpfen  sah  es  sich  genötigt,  den  Präliminar- 
frieden von  Versailles  (26.  Februar  1871)  und  den  Definitivfrieden  von 
Frankfurt  (10.  Mai  1871)  zu  unterzeichnen.  Es  musste  das  Elsass  und 
einen  Teil  von  Lothringen  an  Deutschland  abtreten  und  sich  verpflichten, 
eine  Kriegskontribution  von  ö  Milliarden  Franken  zu  entrichten.  —  Russland 
machte  sich  die  durch  den  deutsch-franzOsischen  Krieg  geschaffene  Lage 
zunutze,  um  durch  die  Londoner  Konferenz  (13.  März  1871)  die  Auf- 
hebung der  Artikel  des  Pariser  Friedens  (30.  März  1856),  die  seine  Rechte 
am  Schwarzen  Meere  beschränkten,  herbeizuführen.*) 

131.  —  Das  Deutsche  Reich  wurde  unter  dem  Zepter  des  Kttnigs 
von  Preussen,  der  den  Titel  „Deutscher  Kaiser*'  annahm,  wiederhergestellt. 

132.  —  Die  (Gewähr  fiir  den  unversehrten  Bestand  und  die  Un- 
abhängigkeit der  Türkei  beruhte  auf  dem  englisch-französischen  Bttndniss 
and  auf  dem  Übergewichte  Österreichs  in  Deutschland.  Solange  dies 
Bündnis  und  dies  Übergewicht  bestanden,  wurde  diese  Gewähr,  deren 
Zweck  die  Verhinderung  der  Eroberung  des  Orients  durch  Bussland  war, 
nicht  erschüttert.  Nachdem  jedoch  Österreich  vom  Deutschen  Beiche  aus- 
geschlossen und  Frankreich  durch  die  kurzsichtige  PoUtik  des  englischen 
Kabinetts  auf  sich  selbst  angewiesen,  besiegt  und  zerstückelt  worden 
war,  bildete  sich  eine  neue  Qruppierung  der  Mächte.  Der  Staatsmann, 
der  die  Wage  des  neuen  Gleichgewichts  in  seinen  Händen  hielt,  erachtete 
eine  Umgestaltung  der  orientalischen  Verhältnisse  als  im  Interesse  des 
neuen  Reiches  liegend.  Das  vom  deutschen  Kanzler  verfolgte  Ziel  bestand 
darin,  Österreich  zu  Gunsten  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Inter- 
essen Deutschlands  nach  dem  Orient  hinzudrängen,  es  in  den  Augen 
Busslands  blosszustellen,  um  es  hierdurch  zu  einem  Bündnisse  mit  den 
Hohenzollem  zu  nötigen.  Bismarck  bemühte  sich  eine  solche  Lage  her- 
beizuführen. Der  Aufetand  in  der  Herzegowina  und  in  Bosnien,  der  im 
Jahre  1875  ausbrach,  kam  wie  gerufen,  um  seine  Berechnungen  und  Pläne 
zu  unterstützen. 

133.  —  Während  sich  die  diplomatischen  Unterhandlungen  in  die 
Länge  zogen,  griff  der  Aufstand  auch  nach  Bumelien  ttber;  Serbien  und 
Montenegro  erklärten  der  Türkei  den  Krieg.  Alsdann  griff  auch  Buss- 
land das  osmanische  Beich  an.  Die  Tttrken  wurden  nach  einem  denk- 
würdigen Kampfe  besiegt. 

1)  Klacsko,  Deux  chauceliers.  —  La  Marmora,  ünpopiadilace.  — Rothan, 
La  politique  francaise  en  1866,  1884. 

2)  [  Benedetti,  Ma  mission  en  Pmsae,  1871.  —  Albert  Sorel,  Histoire  di- 
plomatique de  la  gnerre  franco-aliemande,  1871.  —  Valfrey,  Histoire  de  la  diplo- 
matie  du  gouyernement  de  la  Defense  nationale,  1871—73;  Histoire  du  traiM  de 
Francfort,  1874.  -  S.  auch  Rothan,  L'AUemagne  et  l'Italie  (1870-71),  1886.]  -  StaatB- 
areM9  1871,  No.  Uil,  4443,  4615.  —  Binnorclb,  CMUmken  imd  Erwmefwigen,  1898. 
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Im  Februar  1878  unterzeichneten  die  russischen  und  die  türkischen  Be- 
vollmächtigten den  Präliminarfrieden  zu  San-Stefano.  Die  Bestimmangen 
dieses  Vertrages  vernichteten  tatsächlich  die  Macht  der  Tttrkei  in  Europa. 

England  und  Österreich  beschuldigten  Eussland,  die  vor  dem  Kriege 
ttbemommenen  Verpflichtungen  verletzt  zu  haben.  Deutschland  schlug 
die  Berufung  eines  Kongresses  zur  Nachprüfung  der  Friedensbedingnngen 
vor.  Es  ging  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  durch  den  Vertrag  von 
San  Stefano  umgestossenen  Sätze  des  Pariser  Friedens  vom  März  1856 
nur  unter  aUgemeiner  Zustimmung  der  Grossmächte  abgeändert  werden 
dürften, 

134.  —  Der  Berliner  Eongress  wurde  am  13.  Juni  1878  eröffnet.  Seine 
Arbeiten  wurden  am  13.  Juli  mit  der  Unterzeichnung  einer  GeneraJakte 
beendet.  Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  waren  folgende:  —  Monte- 
negro,^) das  einen  Gebietszuwachs  und  einen  Zugang  zum  Meere  erhält, 
wird  als  ein  unabhängiger  Staat  anerkannt.  —  Bumänien  und  Serbien^ 
werden  desg:leichen  für  unabhängig  erklärt.  —  Bulgarien^)  bildet  ein  Fürsten- 
tum, das  mit  der  Türkei  nur  noch  durch  ein  lockeres  politisches  Band  ver- 
knüpft bleibt.  —  Südlich  vom  Balkanrücken  wird  eine  neue  Provinz  unter 
dem  Namen  Rumelien  gegründet,  die  zwar  staatsrechtlich  und  militärisch 
unter  der  Herrschaft  des  Sultans  steht,  aber  eine  ausgedehnte  lokale 
Autonomie  geniesst.  —  Bussland  erhält  einen  Teil  von  Bessarabien  und 
die  asiatischen  Besitzungen  der  Türkei,  nämlich  Ardahan,  Kars  und  Batum; 
die  sonstigen  im  Frieden  von  San-Stefano  abgetretenen  Gebiete  verbleiben 
der  Türkei.  —  Bosnien  und  die  Herzegowina*)  werden  der  Verwaltung 
Österreichs  unterstellt.*) 

1)  [S.  hinsichtlich  Montenegros,  Bluntschli,  R.  D.  L,  t.  XII,  S.  276.  —  Bruns- 
wick, Docnments  diplomatiques  relatifs  du  Montenegro,  1876.  —  Yaclik,  La  sou- 
Terainete  da  Montenegro  et  le  Droit  des  gens  moderne  de  Tfinrope.] 

2)  [S.  hinsichtlich  Serbiens  und  Rumäniens:  Arntz,  R.D.  I.,  t  IX,  p.  18.  — 
Bibesco,  Situation  internationale  de  la  Roumanie,  Recueil  de  l'Acad^mie  des 
Sciences  morales  et  politiques,  juin  1894.  —  Bluntschli,  R.  D.  L,  t.  XII,  pp.  284  et 
410.  —  Bo^resco,  K.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  824.  —  Brunswick,  Documents  diplomatiques 
relatifs  ä  la  Serble,  1876.  —  GeorgeTitch,  La  Serbie  au  Gongr^s  de  Berlin.  — 
S.  auch  R.  D.  I.,  t  X,  p.  38  et  41.] 

3)  [S.  hinsichtUch  Bulgariens,  Bluntschli,  R.  D.  I.,  t  XIII,  p.  571.  —  R.  D.  I., 
t  XVIII,  pp.  378  et  506,  t.  XIX,  pp.  82  et  202,  t.  XXI  p.  88.  —  Cimbali,  La  Bulgaria 
e  il  Diritto  intemazionale,  1887.  —  Serkis,  La  Roumelie  Orientale  et  la  Bulgarie 
actuelle,  1898.] 

4)  [S.  wegen  Bosniens  und  der  Herzegowina,  Bluntschli,  R.  D.  I.,  t.  XIII,  p.  682. 

—  Chamherlain,  La  Bosnie  sous  le  protectorat  de  TAutriche,  Biblioth^ue  nnlTer- 
seUe  et  ReYue  Suisse,  1892.  —  Guercnitch,  La  Bosnie  et  THerz^gOTine  et  Ille  de 
Chynre,  Monit.  de  TAcademie  des  Sciences  de  Serbie,  1883,  No.  37.  —  De  Neumann, 
La  Bosnie  et  l'Herzigovine,  R.  D.  L,  t.  XI,  p.  38.  —  Schneller,  Die  staatsrechtliche 
Stellung  Yon  Bosnien  und  der  Herzegowina,  1892.  —  Spalaikovitch,  La  Bomie  et 
THerzegOTine,  1899.] 

5)  [S.  über  die  orientalischen  Angelegenheiten,  den  russisch-türkischen  Krieg 
und  den  Berliner  Vertrag:  d'Avrll,  Negociations  relatives  au  traitä  de  Berlin,  1886. 

—  Barthelemy-Saint-Hilaire,  Fragments  pour  Fbistoire  de  la  diplomatie  fran- 
caise.  —  Berner,  Die  Orientfrage,  1878.  —  Bluntschli,  Le  Congr^s  de  Berlin, 
R.D.  I.,tXI.,  XII  et  XIII.  —  Brunswick,  Traite  de  Berlin  annote  et  conmueute, 

1878.  —  Choublier,  La  question  d'Orient,  2«  Mit,  1899.  —  Gucheyal-Glarigny, 
L'ayortement  du  Gouffr^s,  Revue  des  Deux-Mondes,  15  aont  1878.  —  Debidour, 
Histoire  diplomaüaue  de  Ffiurope,  1891, 1 1,  chap.  XI1L  —  Engelhardt,  LaTurquie 
et  le  Tanzmiat,  t.  tl,  1884.  —  Georgiades,  La  Turquie  actuelle.  —  Holland,  The 
European  Goncert  in  the  Eastem  Question,  1885.  —  De  Laveleye,  La  p^niusule  des 
Balkans,  1886.  —  F.  von  Marteus,  La  politique  russe  dans  la  question  d'Grient,  R. 
D.  L,  t.  IX.  p.  49.  —  La  guerre  d'Grient  et  la  Gonlerence  de  Bruxelles  (russisch), 

1879.  —  Mulas,  H  Gonpesso  di  Berlino,  1878.  —  Rolin-Jaequemyns,  R.  D.  I., 
t  VIII,  pp.  293  et  511;  t  X.  pp.  18  et  42;  t.  XVni,  pp.  378  et  606.  —  Saripolos,  R. 
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Der  Berliner  Vertrag  setzte  auch  noch  gewisse  Massregeln  fest,  die 
von  der  Pforte  zur  Verbesserung  der  Lage  aller  unter  ihrer  Herrschi^t 
verbleibenden  Christen  auszuführen  sind.  Endlich  bestinunte  er  freie 
Schiffahrt  auf  der  Donau  vom  Eisernen  Tore  bis  zur  Mttndung. 

135.  —  Bei  der  teilweisen  Zerstücklung  des  ottomanischen  Beichs 
ging  England  nicht  leer  aus.  Es  gelang  ihm,  sich  die  Beherrschung  des 
Einganges  zum  Suezkanal  zu  sichern.  —  Es  liess  sich  durch  den  Vertrag 
vomjf4.  Juni  1878  den  Besitz  und  die  Verwaltung  der  Insel  Gypern  ab- 
treten.^) Bereits  im  Besitze  von  Gibraltar  und  Malta  erreichte  es  durch 
die  Besetzung  Cypems  den  Zweck,  den  es  mit  seiner  Mittehneerpolitik 
verfolgte. 

136.  —  Am  7.  Oktober  1879  wurde  zu  Wien  der  sogenannte  Dreibund- 
vertrag von  Deutschland  und  Osterreich  unterzeichnet,  dem  Italien  1882 
beitrat.  Der  Vertrag  wurde  erst  am  3.  Februar  1888  veröffentlicht.  Er 
ist  seitdem  wiederholt  erneuert  worden. 

137.  —  Im  Jahre  1882  führte  der  von  Arabi  Pascha  gegen  den 
Khediven  ^von  Ägypten  gerichtete  Aufstand  zur  Besetzung  des  Phara- 
onenlandes durch  England. 

188.  —  Durch  den  Vertrag  von  Casr-Sal'd  vom  12.  Mai  1881  legte 
Frankreich  den  Grund  zu  seinem  Protektorate  über  Tunis.  Der  Vertrag 
von  Marsa  vom  8.  Juni  1883  enthielt  die  näheren  Bestimmungen  dieser 
Schutzherrschaft.  —  Im  Jahre  1884  sicherte  sich  Franki*eich  sein  Protek- 
torat über  Annam;  es  entstanden  dessentwegen  Schwierigkeiten  zwischen 
Frankreich  und  China  (No.  185). 

139.  —  Im  Dezember  1884  und  im  Januar  und  Februar  1885  wurde 
die  durch  die  Anregung  Leopolds  II.  ins  Leben  gerufene  und  unter  seiner 
Leitung  stehende  internationale  Eongo-GeseUschaft  fast  von  aUen 
europäischen  Staaten  als  befreundetes  Staatswesen  anerkannt.  Es  konomt 
zur  Gründung  des  unabhängigen  Kongostaates,  dessen  Souverän  der 
König  der  Belgier  ist  (26.  Februar  1885)  (siehe  unten).*) 

140.  —  Eine  allgemeine  Konferenz  trat  in  Berlin  zusammen.  Sie 
unterzeichnete  am  26.  Februar  1885  eine  Generalakte,  die  sich  auf  West- 
Afrika  bezieht  (siehe  unten). 

141.  —  Am  17.  Dezember  1885  begründete  Frankreich  seine  Schutz- 
herrschaft über  Madagaskar.  [Einige  Jahre  später  verleibte  es  sich  die 
Insel  ein  (s.  unten)].  —  Ein  in  Berlin  unterfertigtes  Protokoll  begrenzte 
die  deutschen  und  französischen  Besitzungen  an  der  westafrikanischen 
Eüste  und  in  Australien. 

142.  —  Im  Juni  1890  grenzten  Deutschland  und  England  ihre  Inter- 
essensphären an  der  ostafrikanischen  Küste  ab.  Grossbritannien  begründete 
sein  Protektorat  über  Zanzibar.  —  Am  5.  August  1890  setzten  England 
und  Frankreich  ihre  beiderseitigen  Interessensphären  an  der  westafrikanischen 
Eüste  fest. 

142^.  — -  [Auch  in  den  folgenden  Jahren  beschäftigte  die  Eolonial- 
politik  die  meisten  Staaten.  Zahlreiche  Grenzverträge  wurden  zwischen 
den  Mächten  geschlossen ;  die  Aufteilung  Afrikas  schreitet  immer  weiter  fort.] 


D.  I.,  t  XI,  p.  119;  t  XUI,  p.  231.  —  X.  La  question  d'Orient  et  le  Congres  de  Berlin, 
Gorrentondant,  25  septembre  1878.  —  VAxaiie  politiqne,  1875  k  1888.  —  Liyres  jaunes 
fran^is,  1877  k  1881.]  —  JDriault^  La  guuHon  d^Orimt  dMm$  tea  crigmes  jusqu'ä  noi 
imt,  1899.  —  Monicault,  La  ^pteiU<m  d^Orimt,  Le  traitS  de  Fant  et  $e$  mtiiee,   1898. 

1)  [Esperson,  L'Angleterre  et  les  capitulations  dans  l^e  de  Chypre,  R.  D.  L, 
t  X,  p.  687.1 

^  V.  Martiiz,  Archiv  fwr  öffentiichee  BeM,  Bd.  J,  8.  3  f. 
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143.  —  Auf  Aaregong  des  Königs  der  Belgier  trat  am  18.  November 
1889  in  Brüssel  eine  Konferenz  zusammen,  um  Mittel  zur  ünterdiUckimg 
des  Sklavenhandels  zu  beraten.  Die  auf  G^rund  der  Verhandlungen  her- 
vorgegangene Generalakte  wurde  am  2.  Juli  1890  von  den  Vertretern  der 
beteiligten  Staaten  unterzeichnet.^) 

143^.  —  [Am  23.  März  1893  trat  in  Paris  ein  Schiedsgericht  zu- 
sammen, um  die  zwischen  Orossbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten 
wegen  des  Robbenfangs  im  Beringsmeer  entstandene  Streitigkeit  zn  en^ 
scheiden:  Der  Schiedsspruch  wurde  am  15.  August  desselben  Jahres  er- 
lassen (siehe  unten)]. 

143  ^  —  [Die  Streif zttge  der  Siamesen  in  das  unter  französischer 
Schutzherrschaft  stehende  annamitische  Gebiet  veranlassten  im  Jahre  1893 
einen  Streit  zwischen  Frankreich  und  Slam,  der  durch  den  Vertrag  vom 
3.  Oktober  1894  beseitigt  wurde.^  —  Im  Monat  November  1893  ent- 
standen in  Marokko  Zwistigkeiten  zwischen  den  Spaniern,  denen  Melilla 
gehört,  und  den  Biffkabylen,  die  dort  eingefallen  waren.  Die  VertrSge 
von  Merakesch  (5.  März  1894  und  24.  Februar  1895)  machten  dem  Streit 
ein  Ende.s)] 

143'.  —  [Im  Jahre  1893  bricht  in  Brasilien  ein  Bürgerkrieg  aus,  der 
sich  bis  in  die  Mitte  des  folgenden  Jahres  hinzieht.  Das  Verhalten  der 
beiden  Gegner  und  das  der  fremden  Mächte  gibt  zu  mehreren  völker- 
rechtlichen Fragen  Anlass.]^) 

143^.  —  [Eine  ernstliche  Streitigkeit  entzweit  im  Jahre  1894  China 
und  Japan  wegen  der  Halbinsel  Korea.  —  China  unterliegt.  —  Dieser 
Krieg,  der  durch  den  Friedensschluss  von  Shimonoseki  am  17.  April  1895 
beendigt  wird,  ist,  völkerrechtlich  betrachtet,  von  grosser  Wichtigkeit. 
Er  lässt  die  Macht  Japans  sowie  dessen  zivilisatorischen  Bestrebungen 
deutlich  erkennen.^)  Deutschland,  Frankreich  und  Bussland  erheben  Ein- 
wendungen gegen  gewisse  Bestimmungen  des  Friedensvertrages  und  ver- 
anlassen Japan  am  22.  September  1895  an  China  Gebietsteile  zurück- 
zugeben, die  China  auf  Grund  des  Friedens  an  Japan  abgetreten  hatte. 
—  Ein  Ergebnis  des  Krieges  ist  der  Eintritt  Japans  in  die  internationale 
Völkergemeinschaft.  Japan  schliesst  mit  verschiedenen  europäischen 
Staaten  Verträge,  die  sein  Gebiet  dem  fremden  Handel  Öffnen  und  die 
die  europäische  Konsulargerichtsbarkeit  beseitigen  (No.  42).] 

143^.  —  (Die  Königin  von  Madagaskar  trachtete  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  danach,  den  mit  Frankreich  am  17.  Dezember  1885  ver- 
einbarten Protektoratsvertrag  zu  umgehen  (No.  141).  Die  französische 
Regierung  war  schliesslich  des  Verhaltens  der  Königin  mttde  und  ent- 
schloss  sich,  nachdem  das  Ultimatum  vom  22.  Oktober  1894  ohne  Erfolg 
geblieben  war,  zu  den  Waffen  zu  greifen.  Die  im  Frlll^jahr  1895  er- 
öffneten Feindseligkeiten  fanden  mit  dem  Einzüge  der  Truppen  in 
Tananarivo  am  30.  September  ihren  Abschluss.    Am   1.  Oktober  wurde 

1)  [Desjardins,  La  France,  resciavage  africain  et  le  droit  de  visite,  1891.  — 
Lentner,  Der  afrikanische  Sklayenhandel  und  die  Brüsseler  Konferenz,  1891.] 

2)  [S.  über  die  Siamesische  Fragen,  Paisant,  Les  relations  de  la  France  aTec 
le  Siam  et  le  dlfferend  franco-siamois  de  189aL  R.  D.  I.  F.,  t.  L,  pp.  284  et  s.  —  fidouard 
Rolin,  Le  conflit  franco-siamois  R.  D.  I.,  t.  XZV,  pp.  857  et  8.J 

8)  FR.  D.  I.  F.,  1 1,  pp.  60  et  168;  t.  II,  p.  556  J 

4)  [S.  über  den  brasilianischen  Bürgerkrieg:  R.  D.  I.  F.,  1. 1,  pp.  53  et  s.;  161  et  s.; 
272  ets.  —  Martens-Ferrao,  Le  difförend  entre  le  Portugal  et  le  Brasil  considöre 
au  point  de  vue  du  Droit  international,  R.  D.  L,  t.  XXVI,  pp.  378  et  s.] 

5)  [Nagao  Ariga,  La  guerre  sino-japonaise  an  poini  de  Tue  du  Droit  international, 
1896.  —  R.  D.  L  F.,  1 1,  p.  459  et  t  II,  pp.  118  et  s.;  447  et  s.] 
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ein  ProtektoratsTcrtrag  unterzeichnet,  der  die  Abmachungen  vom  Jahre 
1895  abänderte.  Aber  dieser  Vertrag  wurde  unter  dem  Drucke  der 
öffentlichen  Meinung  und  dem  der  französischen  Presse  durch  eine  ein- 
seitige Erklärung  der  Königin,  die  fttglich  als  die  Bestätigung  der  tat- 
sächUchen  Einverleibung  der  Insel  in  das  französische  Reich  angesehen 
werden  kann,  ersetzt.  Das  Gesetz  vom  6.-8.  August  1896  erklärt 
Madagaskar  ausdrücklich  für  eine  französische  Kolonie.]^) 

143*.  —  [Nachdem  eine  gegen  die  südafrikanische  Regierung  gerichtete 
Bewegung  der  in  Transvaal  wohnenden  Ausländer  (Uitlanders),  meist 
englischer  Abkunft,  zur  Erlangung  politischer  Rechte  erfolglos  geblieben 
war,  Überschritten  Agenten  der  englischen  Chartered  Company,  unter 
denen  sich  Doktor  Jameson  befand,  gegen  Ende  des  Jahres  1895  die 
Grenze  und  drangen  in  das  Gebiet  der  südafrikanischen  Republik  ein. 
Dem  Freibeuterzug  folgte  die  Strafe  auf  dem  Fusse.  Doktor  Jameson 
und  seine  Begleiter  werden  bei  Erttgersdorf  durch  die  Bürger  Transvaals 
(die  Buren)  geschlagen.  Auch  in  Europa  wird  dieser  Rechtsbruch  aufs 
schärfste  verurteilt.  Der  deutsche  Kaiser  sendet  an  den  Präsidenten 
ErUger  ein  GMckwunschtelegramm.  Die  Freibeuter  werden  von  den 
Gerichten  Transvaals  und  Englands  veiiolgt.  Man  konnte  eine  Zeitlang 
befürchten,  dass  aus  diesem  Anlass  ein  ernstliches  ZerwUi-fiiis  zwischen 
Grossbritannien  und  der  südafrikanischen  Republik  entstehen  wflrde.') 
Erst  einige  Jahre  später  sollte  dieser  Streit  wirklich  ausbrechen  (No.  143^^).] 

143^.  —  [Die  Vereinigten  Staaten  erhoben  im  Jahre  1895  und  1896 
Ansprüche,  die  sich  als  Schlussfolgerungen  bedenklichster  Art  aus  der 
Monroelehre  darstellten.  Bei  einem  Streitfalle,  der  zwischen  Venezuela 
und  England  wegen  des  Gebietaumfangs  und  der  Grenzen  von  Britisch- 
Guayana  entstanden  war,  massten  sie  sich  unter  dem  Verwände,  dass  es 
sich  um  eine  amerikanische  Angelegenheit  handle,  das  Recht  an,  den 
streitenden  Parteien  eine  Lösung  der  Frage  vorzuschreiben;  die  Grenz- 
angelegenheit wurde  1899  durch  den  Spruch  eines  Schiedsgerichts  (unter 
dem  Vorsitze  von  F.  von  Martens)  zum  Austrage  gebracht.  —  Während 
des  Aufistandes,  der  im  Monat  Februar  1895  auf  der  Insel  Kuba  gegen 
Spanien  ausbrach,  gaben  sich  die  Kammern  der  Vereinigten  Staaten  alle 
erdenkliche  Mflhe,  die  Handlungsfreiheit  Spaniens  gegen  seine  aufrtthrische 
Kolonie  zu  schmälern,  ja  sogar  ganz  zu  beseitigen,  indem  sie  sich 
darauf  beriefen,  dass  die  kubanische  Frage  eine  amerikanische  Frage  sei. 
Sie  verlangten  daher  die  Intervention  ihrer  Regierung  zu  Gunsten  der 
Unabhängigkeit  Kubas.  Wenige  Jahre  später  kam  es  deshalb  zum  Kriege 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Spanien  (No.  1431^)*).] 

143  ^  —  [Die  Bestrebungen  nach  lE^eiterung  des  Kotonialgebiets, 
unter  dessen  Zeichen  die  gegenwärtige  Zeit  steht,  führten  in  den  Jahren 

1)  [S.  wegen  der  Streitigkeit  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar  die  folgenden 
Artikel:  R.  D.  I.  F..  t.  II,  pp.  IdO  et  8.,  t  m,  pp.  55  et  s.  und  t.  IV,  pp.  22S  et  8.  —  Dubois 
hat  in  seiner  Abhandlung,  La  France  k  Madagascar  (R.  D.  I.,  t.  XXVIII,  pp.  470  et  s. 
617  et  8.)  diese  Artikel  in  weitgehendem  Masse  yerwertet] 

Ä)  [S.  R.  D.  I.  F.,  t.  IV,  pp.  841  et  s.  —  Garret,  The  Jamesens  Raid,  1S97.  — 
King,  Dr.  Jamesons  Raid:  its  canses  and  conseqnences,  1S96.  —  S.  No.  187— Uo, 
Aom.] 

S)  rBarclay,  La  doctrine  de  Monroe  et  le  V^niznäa,  R  D.  L,  t.  TLVHI  — 
Besjardins,  La  doctrine  de  Monroe,  R.  D.  I.  F..  t  IV,  pp.  187  et  s.  —  L'insnrrec- 
tion  cnhaine  et  le  Droit  des  gens,  ReTue  de  Paris,  15  jnillet  1896.  —  M^riffnhac, 
La  doctrine  de  Monroe  ä  la  fln  dn  XDC«  sitele,  Reyne  da  droit  pnblic,  1896,  No.  9.  -- 
Moore,  La  doctrine  de  Monroe,  R.  D.  I.,  t.  xXVIII,  pp.  801  et  s.  —  De  Olivart, 
Le  düferend  entre  TEsnagne  et  les  Etats-Unis  au  sujet  de  la  qnestion  cnbaine,  R 
D.  I.  F.,  t.  IV,  V  et  Vir.  —  S.  anch  die  unten  zu  No.  SOG  angefahrten  Schriften.] 
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1895  und  1896  zu  einem  schlimmen  Streite  zivischen  Italien  und  Abessinien, 
der  mit  der  Niederlage  Italiens  endigte.  Der  Friedensschloss  wnrde  am 
26.  Oktober  1896  zu  Addis-Abeba  unterzeichnet.  Der  Krieg  hatte  mehrere 
völkerrechtliche  Schwierigkeiten  hervorgerufen.^)] 

143^.  —  [Die  orientalische  Frage  zog  wieder  einmal  die  Auf- 
merksamkeit der  Diplomaten  auf  sich.  —  Im  Jahre  1894  fand  in  Armenien 
eine  Massentötung  von  Christen  statt.  Die  Grossmächte  (Deutschland, 
Österreich,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien  und  Russland)  versuchen 
zu  intervenieren,  um  der  Türkei  die  Einfllhrung  von  Beformen  vorzu- 
schreiben. —  Die  infolge  des  Blutbades  in  mehreren  Teilen  des  ottomanischen 
Beiches  ausgebrochenen  Wirren  greifen  alsbald  nach  Kreta  ttber.  Kreta 
fordert  Abänderungen  seiner  Verwaltungseinrichtungen.  Auch  hier  legen 
sich  die  Mächte  ins  Mittel.  Ein  Beform-Vorschlag,  der  den  Eretem  ge- 
macht wurde,  wird  von  ihnen  am  4.  September  1896  angenommen.  Zorn 
Unglück  sucht  die  türkische  Begierung  die  Bedingungen  dieses  Vorschlags 
zu  umgehen,  obgleich  sie  ihm  beigetreten  war.  Dies  ist  der  Anlass  zu 
noch  ärgeren  Unruhen. 

Im  Februar  1897  findet  in  den  grösseren  Städten  der  Insel  ein  Ge- 
metzel statt;  allerorts  rufen  die  Christen  ihre  Vereinigung  mit  Griechen- 
land aus.  —  Daraufhin  entsendet  Griechenland  Truppen  unter  dem 
Oberbefehl  des  Obersten  Vassos  nach  Kreta.  Die  Mächte  verlangen  die 
Bückberufung  dieser  Truppen  und  erklären,  dass  sie  Kreta  nur  eine 
autonome  Verwaltung  unter  der  Oberherrlichkeit  des  Sultans  einräumen 
könnten.  Auf  die  Weigerung  der  hellenischen  Begierung  besetzen  die 
Mächte  das  kretische  Gebiet  und  verhängen  eine  Blockade  über  die  Insel.  — 
Das  Verhältnis  zwischen  Griechenland  und  der  Türkei  wird  von  Tag  zu 
Tag  gespannter  und  im  April  1897  kommt  es  zum  Kriege. 

Griechenland  wird  besiegt.  Die  Grossmächte  greifen  ein,  um  die 
Friedensbedingungen  festzusetzen  und  Griechenlands  Finanzen  zu  reorga- 
nisieren. Eine  besondere  Begierung  wird  in  Kreta  unter  dem  Fürsten 
Georg  von  Griechenland,  der  als  Oberkommissar  die  Grossmächte  auf  der 
Insel  vertritt,  errichtet.*)] 

143 1^.  —  [Im  August  1897  wird  bei  der  Beise  des  Präsidenten  der 
französischen  BepubUk  nach  Petersburg  das  Bestehen  eines  Bündnisses 
zwischen  Frankreich  und  Bussland  von  den  beiden  Oberhäuptern  der 
Staaten  öffentlich  ausgesprochen.] 

143^^.  —  [Das  Hauptereignis  des  Jahres  1898  ist  der  bedeutungsvolle 
Krieg  zwischen  den  Verein.  Staaten  und  Spanien.  Seine  eigentliche  Ur- 
sache liegt  in  dem  Ansprüche  der  Verein.  Staaten,  sich  in  den  Aufstand 
der  spanischen  Kolonie  Kuba  gegen  ihr  Mutterland  einzumischen  (No.  1431). 
Der  Krieg,  der  mit  der  Niederwerfung  Spaniens  endigt,  bringt  die  meisten 
spanischen  Kolonien  in  die  Gewalt  der  Verein.  Staaten  und  steigert  die 

1)  [Despagnet,  Le  conflit  entre  Tltalie  et  l'Abyssinie,  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  pp.5. 
et  8.  ~  Fedozzi,  Le  droit  international  et  les  ricentes  hostilit^  Italo-abyssines, 
R.  D.  L,  t  XXVIII,  pp.  580  et  s.,  t.  XXIX,  pp.  49  et  s.  —  S.  auch  Castonnet  des 
FoBses,  Les  Italiens  en  Abyssinie.] 

2)  [Die  armenische  Frage,  R.  D.  L  P.,  t.  II,  pp.  256  et  s.,  t  III,  pp.  88  et  s.,  t 
IV,  pp.  583  et  8.  —  Streit,  La  question  cr^toise  au  point  de  vue  du  Droit  international, 
R.  D.  I.  P.,  t  IV  et  Vn.  —  Politis,  La  8:uerre  gr^co-turque,  R.  D.  L  P.,  t  IV  et  V.  - 
La  ^erre  de  1897,  R  D.  I.,  t  XXX.  —  TForope  et  la  question  cr^toise,  R.  D.  I.,  t 
XXEl,  pp.  84  et  8.  —  La  question  d^Orient  et  le  Droit  international,  R.  D.  I.,  t  XIIX 
pp.  867  et  8.  —  S.  auch  Catellani,  Greta,  1897;  Kar-T^ria,  La  question  de 
Cr^te,  1897.]  —  De  Stieglitz,  L'tle  de  CrUe,  le  bkeue  pacifique  et  kplMseUe  itUemaUofia!, 
1899,  —  Streit,  La  guestUm  critoke  au  f<mt  de  vue  dn  Jiroit  international  E,  D.  L  F. 
1903  i>.  ^^^  et  8. 
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BedentüBg  dieser  Macht  in  der  Weltpolitik.  Der  Krieg  hat  mehrere 
interessante  yölkerrechtliche  Fragen  zur  Sprache  gebracht.^)] 

143^'.  —  [In  demselben  Jahre  schreiten  die  Verein.  Staaten  znr  Ein- 
verleibung der  Sandwichs-Inseln.^  —  Im  folgenden  Jahre  regeln  sie  durch 
Abkommen  mit  Deutschland  und  Grossbritannien  ihren  Besitzstand  auf 
den  Somao-Inseln.^)] 

143^^.  —  [Um  seine  Vormachtstellung  in  Ägypten  noch  mehr  zu 
festigen,  unternimmt  England  im  Jahre  1898  im  eigenen  Namen  und  im 
Namen  des  Ehediven  einen  Feldzug  gegen  den  Sudan,  den  es  den  Derwischen 
zu  entreissen  beabsichtigt.  Es  siegt  am  2.  September  1898. bei  Omdurmann 
über  die  Derwische.  Am  19.  Januar  1899  trifft  es  mit  Ägypten  ein  Ab- 
kommen, betreffend  die  Souveränität  und  die  Verwaltung  des  Sudans: 
1)  Die  britische  Flagge  soll  zugleich  mit  der  ägyptischen  Flagge  im 
Sudan  wehen,  ausgenommen  in  Suakim,  wo  allein  die  ägyptische  Fahne 
gehisst  werden  soll;  2)  der  Generalgouvemeur  vom  Sudan  wird  vom 
Ehediven  ernannt,  er  bedarf  aber  der  Bestätigung  der  britischen  Regierung; 
3)  Der  Gouverneur  hat  gesetzgeberische,  richterliche  und  militärische 
Befagnisse>)  —  Im  Laufe  dieses  Feldzuges  trafen  die  Engländer  mit  den 
unter  dem  Capitain  Marchand  stehenden  französischen  Truppen  zu- 
sammen, die  im  Auftrage  Frankreichs  seit  dem  10.  Juli  1898  Faschoda 
am  Nil  besetzt  hatten.  Auf  die  britischen  Verwahrungen  hin  ordnete  die 
französische  Regierung  die  Räumung  von  Faschoda  an.^)  Eine  Deklaration 
vom  21.  März  1899  zwischen  Frankreich  und  England  grenzt  die  Be- 
sitzungen der  beiden  Länder  im  Tal  des  oberen  Nils  und  des  oberen 
Kongos,  im  Sudan  und  in  der  Sahara  ab.^) 

143^^.  —  [Ein  Vorgang  von  grösster  Bedeutung  kennzeichnet  das 
Jahr  1899.  Auf  Anregung  des  Zaren  von  Bussland  treten  im  Haag  (Mai- 
Juli)  europäische,  amerikanische  und  asiatische  Mächte  zu  einer  inter- 
nationalen Konferenz,  der  sogenannten  Friedenskonferenz,  zusammen,  um 
die  Gesetze  des  Kriegs  zu  regeln  und  die  internationale  Schiedssprechung 
ztt  organisieren.  Wir  werden  später  hierauf  näher  eingehen.  (Siehe 
namentlich  No.  814^,  942»,  950*,  950«,  910\  910^.)^)] 

143  *^  —  [Aber  trotz  der  friedlichen  Gesinnungen,  die  die  Mächte 
durch  ihr  Erscheinen  auf  der  Haager  Konferenz  an  den  Tag  gelegt  hatten, 
kam  es  doch  bald  wieder  zu  kriegerischen  Verwicklungen.] 

[Seit  dem  10.  Oktober  1899  entspann  sich  zwischen  Grossbritannien 
nnd  der  sttdafiikanischen  oder  Transvaal-Republik,  mit  der  sich  der 
Oranjestaat  verbflndet  hatte,  ein  Streit.  Den  Anlass  hierzu  gab  die  Be- 
hauptung Englands,  dass  Transvaal  den  Uitlanders  nicht  die  Rechte  ein- 
räome,  worauf  sie  Anspruch  hätten  (s.  No.  143'),  und  dass  es  seine  ab- 
hängige SteUung  zu  Grossbritannien  nicht  anerkenne  (s.  No.  187^^).   Die 

IX  [Le  Für,  R.  D.  I.  P.,  t  V  et  VI]  —  femer  Olivart,  Le  diffSrend  entrt  rUa^ 
et  Ja  Etats  vnü  R  D.  J.  P.  t  lY,  p.  577  et  $.;  t  7,  p.  368  et  8.  und  499  et  <.;  t 
p-  Sil  €t$,mdt  IX,  p.  161  et  $. 

2)  FR.  D.  I.  P.,  t  VI,  p.  328.] 

3)  [Moye,  La  question  des  lies  Samoa,  R.  I).  I.  P.,  t  VI,  p.  126  et  t  VIT, 
p.  287.] 

4)  [Despagnet.  La  Convention  anglo-6ffyptienne  du  19  janyier  1899  relative 
ä  la  sonverainete  et  a  radministration  du  Soudaii,  R.  B.  I.  P.,  t  VI,  p.  169.] 

5)  [Blanchard,  L'affaire  de  Faschoda  et  le  Droit  international,  R.  D.  L  P. 
t  VI,  pp.  380.  —  Robert  de  Gaix,  Faschoda:  La  France  et  TADgleterre  1899.] 

6)  HR.  D.  L  F.,  t  VI,  p.  307.] 

7)  npe  Lapradelle,  La  Conference  de  la  paix,  R.  R.  L  P.,  t  VI,  pp.  651  et  s.  — 
S.  noch  R.  D.  L  P.,.t.  VI,  pp.  846  et  8.  ^  H^rignhac,  La  Conference  internatioiiale 
Ae  la  paix,  1900.] 
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beiden  afrikaniflchen  Staaten  bringen  England  anfangs  schwere  Niederlagen 
bei,  aber  es  gelingt  Grossbritannien  durch  Entfaltung  grosser  Trappen- 
massen  die  Oberhand  zu  erlangen.  Sein  Oberbefehlshaber  verkflndet  im 
Laufe  des  Jahres  1900  durch  einfache  Bekanntmachungen  die  Angliedernng 
Transvaals  und  des  Oranjestaates  an  England.  Trotz  alledem  iBt  ^ 
England  zur  Zeit  (September  1900)  noch  nicht  geglttckt,  seine  Feinde 
vollständig  zu  unterwerfen.  Aus  dem  sicheren  Verstecke  ihrer  Berge 
setzen  sie  der  englischen  Macht  tatkräftigen  Widerstand  entgegen.  Der 
sttdafrikaniscbe  Krieg  war  reich  an  interessanten  völkerrechtlichen 
Zwischenfällen.')]*) 

[Ebenso  wie  England  hatte  auch  China  der  Friedenskonferenz  bei- 
gewohnt.  Trotzdem  war  China  im  Jahre  1900  der  Schauplatz  eines 
grauenvollen  Blutbades,  das  unter  den  Christen  und  den  Ausländem  an- 
gerichtet wurde  und  das  an  das  Gemetzel  in  Armenien  einige  Jahre  vor- 
her erinnert.  Räuberbanden,  Boxer  genannt,  die  mit  der  chinesischen 
Regierung  unter  einer  Decke  zu  liegen  schienen,  mordeten  viele  chinesische 
Christen  und  Ausländer,  unter  diesen  befand  sich  der  deutsche  Gesandte 
zu  Peking,  von  Ketteier.  Die  Gesandtschaften  wurden  belagert  und 
eine  Zeitlang  musste  man  fürchten,  dass  die  Amtsträger  mit  ihrer  Um- 
gebung umgebracht  worden  seien.  Russland,  Frankreich,  England, 
Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Italien,  Japan  und  die  Verein.  Staaten 
entsandten  Kriegsschiffe  und  Truppen  nach  China,  um  ihre  Angehörigen 
zu  rächen  und  zu  verteidigen.  Ihre  gewissermassen  zu  einem  internationalen 
Heere  vereinigten  Soldaten  drangen  am  15.  August  1900  in  Peking  ein 
und  befreiten  die  Gesandtschaften.  Zur  Zeit  (September  1900)  kennt  man 
noch  nicht  den  politischen  Erfolg  dieser  Intervention,  die,  wie  hervor- 
gehoben zu  werden  verdient,  nicht  allein  von  den  europäischen  Gross- 
mächten, sondern  auch  von  Japan  und  den  Verein.  Staaten  unternommen 
worden  ist.**)] 

144.  —  Während  dieser  Geschichtsperiode  hat  eine  gewaltige  wirt- 
schaftliche Bewegung  fast  bei  allen  europäischen  Nationen  grosse  Um- 
wälzungen hervorgebracht.  Alle  trachteten  nach  einer  Verstärkung  ihrer 
Hilfsquellen  und  nach  neuen  Absatzgebieten  fttr  die  Erzeugnisse  ihrer 
verhundertfachten  Industrie.  Hierbei  kamen  ihnen  die  bewunderungs- 
würdigen wissenschaftlichen  Erfindungen  sowie  die  stets  fortschreitende 
Entwicklung  und  Erweiterung  der  Verkehrsmittel  machtvoll  zur  Hilfe.  — 
Auf  der  andern  Seite  haben  geistige,  künstlerische,  gewerbliche  und  Handels- 
Bedttrfhisse  Tag  um  Tag  neue  Bande  um  die  Völker  geschlungen.  Diese 
Bande  werden  durch  grosse  finanzielle  Unternehmungen,  durch  Anleihen  und 
durch  Eisenbahnbauten,  woran  sich  alle  Finanz-Märkte  Europas  beteiligen, 
nur  noch  inniger  und  fester.  Die  Befriedigung  dieser  stets  wachsenden  Be- 
dttrfoisse  erheischt  Handels-,  Post-,  Telegraphen-  und  Mttnz-Verträge,  Ab- 
konunen  zum  Schutze  des  literarischen,  künstlerischen undgewerbUchenEigen- 
tums  sowie  zur  Regelung  des  internationalen  Transportwesens  u.  dgl. 

1)  [Despagnet,  R.  D.  f.  F.,  t.  VII  u.  VIII.  Siehe  auch  die  unter  No.  187"  an- 
gefahrten Abnandlangen.J 

*)  Der  Krieg  endetß  im  Mai  190S  mit  der  voden  Unterwerfung  der  beiden  BepubHken, 
die  England  einverieiM  umrden.  Deepagnet ,  La  guerre  mtdrcfncaimt  au  pcmt  de  tue 
intemaiional,  B,  D.  L,  t  V,  p,  P7  ef  «.  —  De  Louter,  La  guerre  eudroMeaiine,  R  D.  L, 
t  III,  p.  467. 

**)  Lapr adelte,  La  ^uestion  dimoiee,  B.  D.  L  P.,  t  VIII,  p.  fl72  et  s;  t  IX,  p.  49 
et  $.  und  367  et  s,  mU  reSßher  Literaturangäbe;  femer  Guaeeo,  Lee  regimee  et  lee  caute» 
de  la  crite  nhinoiee,  B,  D.  L  F.,  t  VIII,  p.  ^.  Der  Feldern  endigt  ehne  Qdrieteemeer- 
leQmngen;  China  iiemimmt  nur  die  Erfimmg  gewieeer  }^erpfluMtngen. 
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Völker  und  Staatsmänner  werden  mehr  und  mehr  von  dem  Gefühle 
einer  Bechtsgemeinschaft  und  einer  Solidarität  der  Interessen,  die  die 
verschiedenen  Nationen  mit  einander  verbündet,  durchdrangen.  Eine  Beihe 
von  Kongressen  legt  Zeugnis  von  dieser  Gemeinschaft  ab;  zahlreiche  Ver- 
bände verkttnden  diese  Solidaiität  (No.  914^  ff.). 

145.  —  In  politischer  Hinsicht  rückten  die  wichtigsten  und  schwierigsten 
Fragen  in  den  Vordergrund  der  Erörterungen:  das  Nationalitätsprinzip,  das 
Intervwtionsrecht,  der  Schutz  der  Christen  in  der  Türkei  und  im  Orient, 
die  Neutralisation  gewisser  Staaten  und  Gebietsteile,  die  Begründung 
von  Schutzherrschaften,  der  Erwerb  von  Gebieten  in  Afrika,  die  Bechte 
und  Pflichten  der  Neutralen  während  des  Kriegszustandes,  die  Kriegs- 
konterbande, die  verschiedenen  Arten  der  Blockade,  die  Schiedssprechung, 
die  Beziehungen  mit  den  ostasiatischen  Staaten,  die  politische  Stellung 
des  Heiligen  Stuhles  usw. 

146.  —  Die  gedachten  Fragen  und  noch  manche  andere  haben  die 
Diplomatie  beschltftigt  und  den  Abschluss  einer  grossen  Anzahl  von  Ver- 
trägen, sowie  das  Erscheinen  völkerrechtlicher  Werke,  kleinerer  Schriften, 
Abhandlungen,  Zeitschriftuükel  usw.  zur  Folge  gehabt.  Die  Literatur 
des  Völkerrechts  im  19.  Jahrhundert  bietet  eine  unendlich  reiche  Mannig- 
faltigkeit   Niemand  dürfte  wohl  behaupten,  sie  ganz  zu  beherrschen. 
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147.  —  Es  darf  von  diesem  Lehrbuche,  das  im  wesentlichen  der  Ent- 
wicklung der  Grundzüge  des  Völkerrechts  gewidmet  ist,  weder  eine  ein- 
gehende geschichtliche  Darstellung  der  Literatur  dieses  Bechtszweiges,  noch 
auch  ein  ausführliches  Verzeichnis  aUer  seiner  Schriften  und  Abhandlungen 
erwartet  werden. 

Eine  geschichtliche  Darlegung  der  völkerrechtlichen  Literatur  müsste 
notwendigerweise  stark  abgekürzt  und  lückenhaft  und  somit  ungenau  und 
zwecklos  sein. 

Wer  tiefer  in  die  Geschichte  der  Völkerrechtsliteratur  eindringen 
wiU,  dem  empfehlen  wir  die  vorzügliche:  Esquisse  d'une  Histoire  littiraire 
des  systemes  et  des  möthodes  du  Droit  des  gens  depuis  Grotius  jusqu'i 
nos  jours,  von  Alphonse  Bivier,  Universitätsprofessor  zu  Brüssel.  Sie 
bildet  den  vierten  Teil  der  in  französischer  Sprache  erschienenen  Intro- 
duction  du  Droit  des  gens  von  Franz  von  Holtzendorff  (1888— 1889). 0 
(Deutseh:  Bivier  in  v.  Holteendorffs  Handbuek,  Band  J,  8.  393—583: 
„Kidturhistarisehe  ÜbersieM  der  Systeme  und  Theorien  des  Völkerrechts 
seit  Oroüus''.) 

Das  Werk  Omptedas  über  die  literarische  Geschichte  des  Völker- 
rechts „Literatur  des  gesamten,  sowohl  natürlichen  als  positiven  Völker- 
rechts*' (Berlin  1817)  gut  als  eine  klassische  Schrift. 

Wheaton  bringt  in  seiner  Histoire  des  progrös  du  Droit  des  gens  en 
Europe  et  en  Amörique  (4  6dit.  1865)  interessante  biographische  Angaben 
über  die  namhaftesten  Publizisten,  deren  Werke  er  auch  inhaltlich  kurz 
wiedergibt  und  bespricht. 

F.  von  ikartens,  Professor  zu  Petersburg,  gibt  in  der  Einleitung 


1)  Wir  Terdanken  Riyier  auch  eine  „Note  rar  la  littteture  du  Droit  des  gens 
avant  la  publication  du  Jus  beUi  ac  pada  de  Grotius  (1625)'',  ISSS.] 
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zu  seinem  Yölkerrechtslehrbuche  (1883)  eine  kritische  Darstellung  der 
hauptsächlichsten  Systeme  des  Volkerrechts  und  der  Werke,  die  sich  aof 
diese  Systeme  gründen. 

Auch  Calvo  macht  in  der  geschichtliehen  Übersicht,  die  sein  Droit 
international  thöorique  et  pratique  (5  6dit.  1888 — 1896)  einleitet,  Angaben 
über  die  hervorragendsten  Schriftsteller  vom  16.  Jahrhundeil  bis  zur 
Gegenwart  (t.  I  et  t.  VT  [Supplement]). 

Ei-wähnt  sei  auch  die  in  der  Revue  de  Droit  intemati<mal  et  de 
l^gislation  comparäe,  Jahrgang  1892,  S.  589  abgedruckte  Histoire  littenire 
du  Droit  international  en  Belgique  von  Ernest  Nys  und  die  von  dem- 
selben Verfasser  herrührende  Schrift:  La  science  du  Droit  international  en 
France  jusqu*au  XVIII  siöcle  in  derselben  Zeitschrift,  Jahrgang  1891,  8. 328. 

[Es  sei  noch  hingewiesen  auf  die  Abhandlungen  von  Stoerk,  Die 
Literatur  des  internationalen  Rechts  1896;  von  Eamarowski,  Liiteratnr 
des  Völkerrechts  (russisch  1887)  und  auf  den  Catalogue  d*une  bibliothöque 
de  droit  international  et  sciences  auxiliaires,  der  von  dem  Besitzer  dieser 
Bibliothek,  de  Olivart  (1899),  herausgegeben  worden  ist.] 

148.  —  Ein  erschöpfendes  Verzeichnis  aller  Schriften  würde  fttr  sich 
allein  schon  ein  Buch  Mlen,  so  beträchtlich  ist,  namentlich  im  19.  Jahr- 
hundert, die  Zahl  der  allgemeinen  und  besonderen  Werke,  der  Mono- 
graphien, Abhandlungen  und  Zeitschriftartikel,  die  völkerrechtliche  Fragen 
zum  Gegenstande  haben. 

Der  ergänzende  Anhang  zu  dem  Elüberschen  Werke  Droit  des  gens 
moderne  de  l'Europe  (Edition  annotöe  par  Ott  1874)  bietet  unter  d^n 
Titel  Bibliothöque  choisie  du  droit  des  gens  ein  schätzenswertes  Verzeichnis. 

Ein  ähnliches  Verzeichnis  begleitet  die  von  Vergä  besorgte  Ausgabe 
(1864)  des  Pr6cis  du  droit  des  gens  moderne  de  TEurope  von  G.  F. 
von  Martens.*) 

Professor  Pasquale  Fiore  lässt  seinem  kodifizierten  Völkerrechte**) 
(französische  Übersetzung  1890)  zwei  Anhänge  folgen.  Der  erste  gibt 
eine  kurze  geschichtliche  Übersicht  über  die  wichtigsten  Völkerrechts- 
lehrbücher seit  der  Reformation  (1525)  bis  zum  Jahre  1889;  der  zweite 
führt  die  Schriften  an,  die  sich  auf  diese  Lehrbücher  und  auf  die  öe- 
schichte  beziehen. 

[In  den  ersten  Bänden  des  Annuaire  de  Tlnstitut  de  Droit  inter- 
national findet  sich  ein  ausführliches  Verzeichnis  über  die  völkerrechtliche 
Literatur.] 

Trotzdem  schien  es  uns  unerlässlich,  diejenigen,  die  das  Studium  des 
Völkerrechts  beginnen,  wenigstens  mit  den  wichtigsten  Werken  dieses 
Eechtszweiges  bekannt  zu  machen. 

[Anlangend  die  Schriften  des  19.  Jahrhunderts,  so  werden  wir  uns 
in  diesem  Abschnitte  auf  eii^e  Angabe  der  Gesamtdarstellungen  des  Völker- 
rechts beschränken.  Diejenigen,  die  sich  auf  das  Seerecht,  das  Eriegs- 
recht  und  das  Neutralitätsrecht  beziehen,  werden  an  den  einschlägigen 
Stellen  dieses  Buches  erwähnt  werden.  Auch  die  Spezialschriften  und 
die  Monographien  sollen  bei  den  Fragen,  deren  Darstellung  sie  gewidmet 
sind,  angefahrt  werden.] 

Wir  werden  die  Werke  der  zeitgenössischen  Schiiftsteller  nur  auf- 
zählen, ohne  sie  zu  besprechen.  Eine  kritische  Beleuchtung  von  unstreitiger 


*)  Deutsch:  „Einleitung  in  das  positive  europäische  ViSkerrecht  auf  Verträge  und  Her- 
kommen gegrümä/er,    1796, 

*^  Trattato  di  diritto  (ntemationale  pubbkco  1865  und  1879. 
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Sachkande  nnd  hohem  Werte  verdanken  wir  der  Feder  des  hervorragenden 
Brüsseler  Professors  Rivier  in  seiner  in  der  vorhergehenden  Nummer  er- 
wähnten Esqnisse  d'nne  histoire  littöraire  [sowie  in  dem  bereits  ange- 
gebenen Werke  von  Stoerk]. 

149.  —  Die  Philosophen,  Rechtsgelehrten,  Theologen  und  Publizisten, 
die  über  Völkerrecht  geschrieben  haben,  können  drei  verschiedenen  Schulen 
zugezählt  werden. 

A.  —  Die  naturrechtliche  oder  philosophische  Schule.  Sie 
sucht  die  Völkerrechtswissenschaft  auf  abstrakte  Grundsätze  und  auf 
philosophische  Schlüsse  aufzubauen,  die  aus  der  Natur  des  Menschen  und 
des  Staates  abgeleitet  werden.  Für  die  Anhänger  dieser  Richtung  ist 
das  Recht  unwandelbar,  denn  es  entspringt  dem  Geselligkeitstriebe,  der 
den  Menschen  von  Natur  innewohnt.  Die  angesehensten  Vertreter  sind 
Pufendorf,  Thomasius,  Barbeyrac,  Burlamaqui,  Heineccius  und 
Rayneval. 

B.  —  Die  positive  oder  historisch-praktische  Schule.  Ihre 
Vertreter  erkennen  als  Quelle  des  Völkerrechts  und  zwar  als  die  einzigste 
Quelle  lediglich  die  Gebräuche,  die  Verträge,  und  die  Praxis  des  inter- 
nationalen Verkehres  an.  Sie  bestreiten  das  Bestehen  eines  Naturrechts. 
Einigen  erscheint  schon  der  blosse  Vorschlag,  eine  allgemeine  Theorie 
aufzustellen,  als  ein  Angriff  auf  die  Selbständigkeit  der  Staaten.  Zu  dieser 
Richtung  gehören  Zeuch,  Rachel,  Moser,  Gaspard  de  R^al,  G.  F.  v. 
Härtens  und  Mably. 

C.  —  Die  philosophische  oder  naturrechtliche  Schule  bringt  mit  ihrer 
Neigung  zur  Abstraktion  die  Völkerrechtswissenschaffc  in  den  Augen  der 
Diplomaten  und  der  Staatsmänner  um  jedes  Ansehen.  —  Die  Schule  der 
Positivisten  ergeht  sich  in  Übertreibungen  nach  der  entgegengesetzten 
Richtung  und  erniedrigt  die  Wissenschaft  zur  Dienerin  der  Praxis.  —  Die 
eine  wie  die  andere  l^trachtungsweise  ist  unvollständig  und  bedenklich. 
—  Die  eklektische  Schule  hingegen  stellt  eine  Versöhnung  und  Ver- 
einigung der  beiden  Richtungen  her,  indem  sie  die  tatsächlich  gegebenen 
Erscheinungen  mit  philosophischen  Spekulationen  in  Einklang  bringt. 
Gebräuche,  Gewohnheiten,  Verträge  und  geschichtliche  Vorgänge  müssen 
einer  streng  wissenschaftlichen  Zergliederung  und  einer  prüfenden  Kritik 
unterworfen  werden.  Durch  Zusammenstellung  und  Vergleichung  der 
tatsächlichen  Vorgänge  sind  die  zu  einer  gegebenen  Zeit  gültigen  Grund- 
sätze zu  erforschen  und  vom  Standpunkte  der  Moral  und  der  allgemeinen 
Interessen  der  Menschheit  aus  zu  beurteilen. 

Zu  dieser  Schule  bekennen  sich  unseres  Erachtens  Bynkershoek, 
Klüber,  Heffter,  Bluntschli  und  die  Mehrzahl  der  neueren  Schriftsteller 
mit  Ausnahme  der  Engländer  und  Amerikaner,  die  eher  der  positiven 
Schule  zuzurechnen  sind.  Bei  letzeren  begegnet  man  meistens  einem 
Mangel  an  kritischem  Geiste.  Sie  begnügen  sich  häufig  mit  dem  Hinweise, 
dass  diese  oder  jene  Einrichtung,  die  sie  gerade  verfechten,  schon  seit 
langem  bestanden  habe.  Dies  rechtfertigt  sie  in  ihren  Augen.  Politische 
Erwägungen  und  patriotische  Interessen  (die  mehr  oder  weniger  begründet 
sind)  geben  allzu  oft  den  Ausschlag  bei  ihrem  Urteil  ab.  —  Der  Edin- 
burger  Professor  Lorimer  macht  eine  Ausnahme.  Er  gehört  der  natur- 
rechtlichen Richtung  an. 

Grotius,  Wolf  und  Vattel  sind  der  neueren  eklektischen  Schulrichtung 
vorausgeeilt  und  haben  vorbereitend  auf  sie  gewirkt.  Sicherlich  stehen 
sie  der  historischen  Schule  fern.  Sie  kommen  der  sogenannten  natur- 
rechtlichen Betrachtungsweise  näher,  aber   sie  teilen   nicht   deren  aus- 


64  EinleitoDg. 

schliessenden  Geist.  —  Grotius  stellt  hauptsächlich  philosophisches  Völker- 
recht dar,  das  seiner  Ansicht  nach  allein  einer  wissenschaftlichen  Gestaltung 
fähig  scheint:  naturalia  cum  semper  eadem  sint,  facile  possnnt  in  artem 
coUigi  . . . .,  er  verwirft  indessen  keineswegs  das  gewillkürte  oder  positive 
Recht,  das  er  neben  dem  natürlichen  Rechte  gelten  lässt  Wenn  Grotius 
dem  positiven  Rechte  die  zweite  SteUe  zuweist,  so  erklärt  sich  dies  ans 
der  winzigen  Zahl  der  in  der  Staatenpraxis  zu  seiner  Zeit  geltenden 
Rechtsregeln.  Das  positive  Recht  war  kaum  in  der  Entstehung  begriffea 
und,  um  seine  Unzulänglichkeit  zu  ergänzen,  suchte  Grotius,  wie  er 
selbst  sagt,  den  consensus  gentium  in  den  Aussprachen  der  Philosophen, 
Geschichtsschreiber,  Dichter  und  Redner.^)  —  Wolf  folgt  den  Überliefe- 
rungen von  Grotius,  und  Y attel  gibt  nur  die  Lehrmeinung  WoHb  wieder.^ 

XIV.  Jahrhundert. 

Unbekannter  Verfasser.  —  Consolato  del  Mare  (in  der  Sammlung  der 
Seegesetze  von  Pardessus).*) 

XVI.  Jahrhundert. 

160.  —  Francisco  Vittoria  (1480  bis  1546),  Dominikaner  und  Professor 
zu  Salamanca,  veröffentlichte  seine  Relationes  theologicae,  ein  Werk,  das 
13  Abhandlungen  umfasst;  die  fttnfte  und  sechste  bezieht  sich  auf  das 
Völkerrecht.  —  Das  Werk  hat  sechs  Auflagen  erlebt.  Es  ist  sehr  selten 
geworden.  Wheaton  hat  es  in  der  Einleitung  zu  seiner  Histoire  des 
progrös  pp.  35  et  s.  besprochen. 

Domenico  Soto  (1494  bis  1560),  Ordensgeistlicher,  Professor  za 
Salamanca  und  geistlicher  Beirat  Karls  V.  auf  dem  Tridentiner  Konzil, 
durch  denselben  Kaiser  zum  Schiedsrichter  zwischen  den  spanischen  Kolo- 
nisten und  Las  Gases  ernannt,  nahm  er  die  Indianer  in  Schutz.  —  De 
justitia  et  jure.  —  Er  erörtert  die  Ansprüche  der  Spanier  auf  die  neue 
Welt,  verwirft  den  Sklavenhandel  und  untersucht  die  rechtlichen  Folg^ 
des  Krieges  auf  die  besiegten  Völkerschaften. 

Francisco  Suarez  (1548 — 1617),  Jesuit  und  Professor  zu  Alcala 
und  Salamanca,  gibt  eine  Abhandlung  De  legibus  ac  Deo  legislatore  heraus. 
Er  war  der  Erste,  der  auf  den  Unterschied  zwischen  den  Vorschriften  des 
Vemunftrechts  einerseits  und  den  vertraglichen  Regeln,  und  den  von  den 
Europäern  beobachteten  Gebräuchen  anderseits  hinweist;  auch  hat  er  den 
Gedanken  einer  Gemeinschaft  der  Nationen  zum  Ausdruck  gebracht. 

Balthazar  de  Ayala,  (1548—1584),  Grossrichter  des  spanischen 
Heeres  in  den  Niederlanden.  —  De  jure  oMciis  belli,  ein  dem  Herzog  von 
Parma  gewidmetes  Werk.  —  Nähere  Angaben  ttber  den  Ver&sser  siehe 
Nys,  Le  droit  de  la  guerre  et  les  pröcurseurs  de  Grotius  1881.  — 
Wheaton,  op.  cit.,  pp.  41  et  s.,  gibt  den  Inhalt  des  Buches  kurz  wieder. 

Alberico  Gentili  (1551 — 1608)  wurde  in  Ancona  geboren,  geht  zum 
Protestantismus  über,  flüchtet  nach  Ehigland,  wirkt  als  Ftofessor  in  Oxford 
und  als  Anwalt  der  Spanier  vor  den  j^engerichten.  —  De  Legationibas 
1583.  —  De  jure  belli  1589,  es  ist  dem  Grafen  Essex  gewidmet.  —  His- 
paniae  advocationis  1613,  —  ein  sehr  geschätzter  Schriftsteller.    Siehe 

1)  De  jure  beUi  ac  pacis,  prolegom.  40. 

2)  Vattel,  Droit  des  gens^riface.  —  Vattel  setzt  hier  auseinander,  aufweiche 
Weise  er  aus  dem  Wolf  sehen  werke  den  gesamten  Stoff  seines  Buches  entlehnt  habe. 

*)  Sehauhe,  Neue  Beiträge  xur  QioMdiie  dee  Caneolato,  Jtö90l91. 
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Wheaton,  op.  cit.,  pp.  49  et  s.  —  Eolin-Jaequemyns,  Revue  de  Droit 
intern.,  t.  Vin,  p.  690.*) 

XVn.  Jahrhundert. 

151.  —  Hugo  Grotius  (Hugo  Comets  de  Groot)  geboren  zu  Delft, 
(1583—1645),  Generaladyokat  von  HoUand,  Ratspengionär  von  Rotterdam, 
fluchtete  1621  nach  Frankreich  und  wurde  dort  1634  Gesandter  von 
Schweden.  —  Siehe  seine  Lebensbeschreibung  bei  Rivier,  op.  cit,  p.  359, 
bei  Wheaton,  op.  dt,  pp.  53  et  s.  und  in  dem  Essai  biogniphique  et  histo- 
riqne,  den  Pradier-Fod6r*  seiner  zu  Paris  1867  erschienenen  Über- 
setzung vorausgeschickt  hat. 

Grotius  hat  mehrere  Werke,  namentlich  theologischen  Inhalts,  in 
lateinischer  Sprache  verfasst:  zwei  von  ihnen  sind  bertthmt  geworden: 
Mare  liberum  1609,  das  die  Ansprüche  der  Portugiesen  zu  beldtopfen 
sachte;  vor  allem  aber:  De  jure  belli  ac  pacis;  es  ist  während  seines  Auf- 
enthaltes in  Frankreich  verfasst  und  Ludwig  XIII.  gewidmet  worden  (1625). 

—  Dies  Werk  hat  sich  ein  bedeutendes  Ansehen  und  eiue  ungeheure  Be- 
rtthmtheit  zu  verschaffen  gewusst.  Bis  zum  19.  Jahrhundert  galt  es  als 
das  Gesetzbuch  des  Völkerrechts  Europas.  Mit  Recht  hat  man  Grotius 
den  Vater  der  Völkerrechtswissenschaft  genannt.  Sein  unsterbliches  Buch 
hatte  bis  1758  mindestens  45  lateinische  Ausgaben  erlebt.  Es  ist  in  alle 
Sprachen,  ins  Englische,  Deutsche**^),  Französische,  Holländische,  Italienische 
und  Spanische  usw.  übersetzt  worden.  —  Eine  ausgezeichnete  französische 
Übersetzung  mit  Anmerkungen  und  mit  einer  biographischen  Abhandlung  ist 
von  Pradier-Fod6r6  veranstaltet  worden  (1867).  Das  Buch  De  jure  belli 
ac  pacis  hat  einen  ausserordentlichen  Einfluss  ausgeübt.  Es  ist  vielfach 
kommentiert  worden.  Es  war  das  Lieblingsbuch  Gustav  Adolfs  während 
des  dreissigjährigenKrieges.  —  Wenn  man  es  jetzt  bei  den  veränderten 
Zeiten  nicht  mehr  so  oft  liest  wie  ehedem,  so  führt  man  es  doch  stets 
mit  Hochachtung  an  (Rivier).  Auch  heute  empfiehlt  es  sich  noch,  das 
Buch  zu  Rate  zu  ziehen.  Rivier  (op.  cit  p.  863)  und  Pradier-Fodär6 
in  seinem  Essai  zu  dem  in  der  vorigen  Nummer  erwähnten  Werke  haben 
das  Grotiussche  Buch  in  vortrefflicher  Weise  besprochen.  Siehe  auch 
Wheaton,  op.  cit.,  pp.  53  et  s.  -^  Härtens  sagt:  „Grotius  ist  der  Ahne  der 
beiden  Richtungen,  der  philosophischen  sowohl  wie  auch  der  positiven,  in 
welchen  sich  die  wissenschaftliche  Literatur  des  Völkerrechts  nach  ihm 
weiter  entwickelte."    (op.  cit.  S.  157.) 

Seiden  (1564—1654)  geboren  in  Sussex.  —  Mare  clausum  1635,  eine 
Erwiderung  auf  das  Werk  von  Grotius.^)  —  De  jure  naturali  et  gentium 
secundum  disciplinam  Hebraeorum,  1640. 

Zeuch  (Zouchaeus)  (1590—1660),  Professor  zu  Oxford,  Admiralitäts- 
richter, gewandter  und  scharftinniger  Rechtsgelehrter,  Zivilist  und  Eanonist 

—  einer  der  Begründer  der  Volkerrechtswissenschaft.  Er  hat  mehrere 
Werke  geschrieben  —  Juris  et  judicii  fecialis,  sive  juris  inter  gentes  et 
quaestionum  de  eodem  explicatis  ist  das  erste  eigentliche  Lehrbuch  über 
Völkerrecht  (besprochen  von  Rivier,  op.  cit.,  S.  375  u.  ff.) 


1)  [Das  Mare  clausum  von  Seiden  ist  nicht  die  einzigste  Erwiderung  auf  das 
Grotiussche  Buch  Mare  liberum:  Im  Jahre  1625  gab  ein  Portugiese,  namens 
Seraphin  de  Freitas  (1570—1640)  eine  Widerlegunff  des  Werkes  yon  Grotius 
anter  dem  Titel:  De  justo  imperio  Lusitanomm  asiatico  (französische  Obersetzung 
Yon  Guichon  de  Grandpont).] 

*)  V,  Kaltenhorn,  Die  Vorläufer  dei  H.  Oroot^  1896. 
**)  Deutkhe  ÜberteUung  von  von  Kirchmann,  1669. 
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Wicquefort  (1598—1682),  Gesandter  des  Kurfürsten  von  Branden 
borg  zu  Paris.  Er  hat  die  Geschichte  Hollands  geschrieben.  —  De  Tam- 
bassadeur  et  de  ses  fonctions. 

Eachel  (1628—1691),  geachteter  Professor  und  Diplomat.  —  De  jure 
naturae  et  gentium  duae  dissertationes. 

Samuel  Pufendorf  (1632—1694),  Erzieher  der  Kinder  des  schwe- 
dischen Gesandten  in  Dänemark,  Professor  des  Völkerrechts  zu  Heidel- 
berg (1661)  und  an  der  Universität  zu  Lund  (1670).  —  Elementa  juris- 
prudentiae  universalis  (1660).  —  Juris  naturae  et  gentium  Ubri  Vni  (1672> 

—  De  officiis  hominis  et  civis,  ein  Auszug  aus  dem  vorerwähnten  Werke 
(1673).  Die  drei  Werke  hatten  einen  ungeheueren  Erfolg,  sie  erschiene 
in  mehreren  Auflagen  und  wurden  in  mehrere  Sprachen  Übersetzt;  sie  fibten 
während  dreiviertel  Jahrhundert  grossen  Einfluss  aus.  Leibnitz  kriti- 
sierte sie  in  scharfer  Weise,  erhöhte  aber  hierdurch  nur  ihr  Ansehen.  — 
Pufendorf  leugnet  die  Möglichkeit  eines  positiven  Völkerrechts,  weil  die 
Staaten  keine  höhere  Gewalt  über  sich  anerkennen;  er  lässt  nur  das 
natürliche  Recht  zu,  das  die  ewige  Gerechtigkeit  zur  Grundlage  hat.  (Siehe 
Ei  vier,  op.  cit.,  pp.  380  et  s.  —  Wheaton,  op.  cit,  pp.  128  et  8. 

Christian  Thomasius  (1655—1728),  Professor  zu  Halle,  führte  die 
Gedanken  seines  Lehrmeisters  Pufendorf  weiter  aus.  —  Institutionum 
jurisprudentiae  divinae  libri  JH.  —  Fundamenta  juris  naturae  et  gentium. 

Leibnitz  (1646—1716).  —  Codex  juris  gentium  diplomaticns  (1693). 

—  Die  Einleitung  verdient  besondere  Beachtung. 

XVm.  Jahrhundert. 

152.  —  Cornelius  van  Bynkershoek  (1673—1743),  geboren  zu 
Middelburg,  Advokat  im  Haag,  Batsmitglied  von  Holland,  einer  der  be- 
deutendsten Zivilisten  der  grossen  holländischen  Schule.  —  Er  hat  zahl- 
reiche Abhandlungen  verfasst.  —  Seine  Hauptwerke  sind:  De  dominio 
maris,  1702.  —  De  foro  legatorum,  1721.  —  Qnaestiones  juris  publicL 
(Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  244  et  s.,  pp.  290  bis  317.) 

Burlamaqui  (1694 — 1748),  geboren  zu  Genf,  Professor  des  Natur- 
rechts, sodann  des  Zivilrechts,  Staatsrat.   —   Principes  du  droit  naturel. 

—  Principes  du  droit  politique.  —  Principes  du  droit  de  la  nature  et  des 
gens,  eine  Zusammenfassung  der  vorhergehenden  Werke.  —  Mehrere  Aus- 
gaben. —  deFölice  hat  es  mit  Anmerkungen  versehen,  überarbeitet  und 
ergänzt.    (Siehe  Rivier,  op.  cit.,  pp.  390  et  s. 

Wolf  (1679—1754),  wurde  in  Breslau  geboren,  war  Professor  der 
Mathematik  und  der  Philosophie  zu  Halle  (1709),  sodann  Professor  des 
Völkerrechts  (1741),  Vizekanzler  der  Universität  (1743).  Er  wandte 
seine  mathematische  Methode  auch  auf  die  Darstellung  des  Volkerrechtes 
an;  in  seiner  Lehre  folgt  er  Grotius.  —  Jus  naturae  methodo  scientifica 
pertractatum  in  8  Bänden,  Quartformat  (1743).  —  Jus  gentium,  ein  Auszug 
aus  dem  angefahrten  Werk,  1749.  —  Institutiones  juris  naturae  et  gentium 
1750.  (Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  227  et  s.  —  Rivier,  op.  cit.,  pp.  401  et  s.) 

Wolf  fand  in  Vattel  einen  hervorragenden  Schüler,  der  seine  Lehre 
dem  allgemeinen  Verständnisse  näher  brachte.  Wolf  verdankt  ihm  zum 
Teile  seinen  Erfolg. 

Vattel  (1714—1767)  wurde  in  Couvet  (Schweiz)  geboren;  er  war 
Legationsrat  des  sächsischen  EurfOrsten  bei  der  Republik  Bern  und  Qe- 
heimrat  in  Dresden.  —  Le  droit  des  gens  ou  principes  de  la  loi  naturelle 
appliqu6s  k  la  conduite  et  aux  affaires  des  nations  et  des  souverains,  1758. 

—  Vattel  ei-freute  sich  eines  bedeutenden  und  gerechtfertigten  Ansehens; 
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er  wird  häufig  von  Diplomaten  and  Staatsmännern  als  G-ewährsmann  an- 
gerufen. —  Zahlreiche  Ausgaben  und  Übersetzungen  sind  von  seinem 
Buche  erschienen.  —  Eine  vorzügliche  Ausgabe  mit  Anmerkungen  ist  1863 
von  Pradier-Fod6r6  besorgt  worden.  (Eine  gute  Kritik  über  Vattel 
findet  sich  bei  Rivier,  op.  cit.,  pp.  405  et  s.  —  Wheaton,  op.  cit.,  pp. 
235  et  s.) 

Heineccius  (Heinecke  1681 — 1741),  geboren  zu  Lisemberg.  —  Ele- 
menta  juris  naturae  et  gentium.  —  De  navibus  ob  vecturam  vetitarum 
mercium  commissis.  —  Mackintosch  bemerkte,  ich  kenne  keinen  Schrift- 
steller, der  die  völkerrechtlichen  GrundzUge  besser  entwickelt  hat. 

Barbeyrac  (1674 — 1744),  geboren  zu  B6ziei*s,  Professor  zu  Lau- 
sanne 1710  und  zu  Groningen,  Mitglied  der  Berliner  Akademie.  —  Er 
hat  die  Werke  von  Grotius  und  von  Pufendorf  mit  Anmerkungen  versehen. 
—  Histoire  des  anciens  traitte  depuis  les  temps  les  plus  anciens  jusqu*ä 
Charlemagne,  1739.    (Siehe  das  günstige  Urteil  Riviers,  op.  cit.,  p.  389.) 

Gaspard  de  R6al  (1682—1752),  geboren  zu  Sisteron.  —  Seneschal 
von  Forcalquier.  Er  hat  ein  grosses  Werk:  La  science  du  Gouvernement, 
in  acht  Bänden  geschrieben.  Der  fünfte  Band  bezieht  sich  auf  das  Volker- 
recht.     (Siehe  Rivier,  pp.  416  et  417.) 

Abb6  Mably  (1709—1785),  geboren  zu  Grenoble.  —  Le  Droit  public 
de  TEurope  fond6  sur  les  trait6s,  1747. 

Moser  (1701—1785),  geboren  zu  Stuttgart,  mit  23  Jahren  kaiser- 
licher Rat  zu  Wien,  Professor  zu  Tübingen  1727;  Direktor  der  Universität 
Frankfurt  a.  Oder,  1736  —  gründete  1749  zu  Hanau  die  Staats-  und 
Kanzlei-Akademie,  war  württembergischer  Landschaftskonsulent.  —  Er  hat 
sehr  viele  Werke  geschrieben.  —  Erste  Grundlehren  des  jetzigen  europäischen 
Völkerrechts  (Nürnberg  1778).  —  Grundsätze  des  jetzt  üblichen  europäischen 
Völkerrechts  in  Friedenszeiten  (1750).  —  Grundsätze  des  Völkerrechts  in 
Kriegszeiten  (1752)  usw.  —  Nach  Moser  ist  das  Völkerrecht  rein  positiv 
und  praktisch.  (Siehe  Rivier,  op.  cit.,  pp.  418  et  s.  —  Wheaton,  op.  cit., 
pp.  387  et  s. 

Hübner  (1724—1795),  dänischer  Gesandter  in  Frankreich.  —  De  la 
saisie  des  b&timents  neutres,  1759.  (Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  273 
bis  282.) 

De  Rayneval  (1736 — 1812),  französischer  Diplomat,  Gesandter  Frank- 
reichs in  London.    Institutions  du  droit  de  la  nature  et  des  gens. 

Lampredi  (1761 — 1836).  —  Juris  naturae  et  gentium  theoremata.  — 
Commercio  dei  popoU  neutral!  in  tempo  di  guerra,  1788.  (Siehe  Wheaton, 
op.  cit.,  pp.  374  et  s.) 

Azuni  (1760 — 1827).  —  Systeme  universel  de  principes  du  dioit  mari- 
time de  l'Europe. 

von  Martens  (Georg-Friedrich),  geboren  zu  Hamburg  (1756 — 1821), 
Professor  zu  Göttingen  1783,  Staatsrat  im  Königreich  Westfalen,  Gesandter 
Hannovers  auf  dem  Bundestage  zu  Frankfurt.  —  Primae  lineae  juris 
gentium  Europaeomm  practici,  1785.  —  Pröcis  du  droit  des  gens  moderne 
de  TEurope,  1789,  ein  Werk,  das  sich  lange  eines  grossen  Ansehens  er- 
freute. —  Es  ist  sehr  oft  neu  aufgelegt  und  übersetzt  worden.  —  Eine 
gute  Ausgabe  mit  Anmerkungen  stammt  von  Pinheiro-Ferreira  und 
von  Vergi  1864.  —  RecueU  de  traitös  mit  Ergänzung  und  Fortsetzung. 
(Siehe  später.)  (Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  390  et  s.  —  Rivier,  op  .cit., 
pp.  424  et  s.) 
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XIX.  Jahrhundert. 

158.  —  Gegenwärtig  zeigt  sich  Deutschland  in  der  Literatur  des 
Völkerrechts  am  fruchtbai-sten.  Ausser  einer  beträchtlichen  Zahl  yob 
kleineren  Abhandlungen  und  SpezialSchriften,  die  sich  auf  einzelne  be- 
sondere  Bechtsgebiete  beziehen,  hat  es  Gesamtdarstellungen  aofisaweisen, 
die  geradezu  als  klassisch  gelten.  Ihr  innerer  Wert  wird  am  besten  durch 
die  Zahl  der  aufeinander  folgenden  Ausgaben  und  durch  die  veranstalteten 
Übersetzungen  kundgetan.  Elüber,  Heffter,  Bluntschli,  von  Nen- 
mann,  von  Holtzendorff  und  Bulmerincq  haben  Werke  von  hohem 
wissenschaftlichen  Werte  geschrieben.  (Die  klaren  und  bestimmt^i  Aih 
merkungen  Geffckens  haben  das  Hefftersche  Werk  verjflngt.) 

Frankreich  ist  nicht  so  reich.  Es  hat  zwar  bedeutende  und  vortreff- 
liche Monographien  über  grosse  Gebiete  des  Völkerrechts  hervoi^ebracht, 
so  z.  B.  die  Werke  von  Cauchy,  Hautefeuille,  Ortolan,  de  Boeck  und 
Paul  Fauchille  über  Seerecht,  Rouard  de  Card,  Revon,  M6rignhac 
über  den  Schiedsspruch,  de  Cussy,  de  Clercq  und  de  Vallat  über 
diplomatische  und  konsularische  Vei'treter  usw.,  aber  bis  zur  letzten  Zeit 
besass  es  keine  Gesamtdai-stellungen  des  Völkerrechts.  Pradier-Fodöre, 
der  sich  vorher  durch  andere  bemerkenswerte  Schriften  und  durch  die 
Gründung  der  Hochschule  in  Lima  einen  Namen  geschaffen  hatte,  hat  durch 
seinen  Trait6  de  Droit  international  public  europ6en  et  am^ricain  (1885— 
1897)  den  Anfang  zur  Ausfüllung  dieser  Lücke  gemacht. 

Rivier  hat  versucht,  diesen  Mangel  zu  erklären,  der  umsomehr  be- 
fremden muss,  als  Frankreich  in  literarischer  Beziehung  sonst  so  reich  ist 
und  als  seine  Sprache  in  der  Diplomatie  vorherrscht.  Wir  glauben  mit 
ihm  die  Gründe  hieifür  in  mannigfaltigen  Ursachen  finden  zu  müssen, 
namentlich  aber  gerade  darin,  dass  der  Gebrauch  der  französischen  Sprache 
so  allgemein  ist.  Schweizerische,  deutsche,  italienische,  amerikanische 
und  russische  Schriftsteller  haben  in  französischer  Sprache  geschrieben. 
Grotius,  Pjufendorf,  Klüber,  Heffter,  Bluntschli,  Lorimer, 
Travers  Twiss,  Pasquale  Fiore,  Carnazza  Amari,  F.  von  Martens 
u.  a.  sind  ins  Französische  übertragen  worden.  Mithin  ist  die  Völker- 
rechtswissenschaft ihrem  ganzen  Uix^ange  nach  durch  bedeutende  Werke 
in  französischer  Sprache  vertreten. 

Dies  erklärt  es,  warum  die  französischen  Publizisten  sich  Vorzugs* 
weise  mit  der  Darstellung  von  besonderen  Gebieten  des  Völkerrechtes  befasst 
haben.^) 

Die  italienische  Wissenschaft  wird  heute  in  vorzüglicher  Weise  durch 
Pasquale  Fiore,  Joseph  Sandona,  Mamiani  della  Rovere,  Car- 
nazza-Amari,  Pierantoni,  Vijdari  u.  a.  vertreten. 

Das  Völkerrecht  verdankt  auch  viel  der  nordamerikanischen  Literatur. 
James  Kent,  Henry  Wheaton,  Beach  Lawrence,  Halleck,  Dudley 
Field,  Wharton  und  Woolsey  haben  Werke  geschrieben,  die  in  hohem 
Ansehen  stehen. 

Die  Engländer  haben  allgemeine  Lehrbücher  von  grosser  Bedeatung 
aufzuweisen,  auf  die  man  sich  oft  beruft.  Robert  Phillimore ,  Lorimer , 
Travers  Twiss  und  Hall  sind  die  berühmtesten  Verfasser.  Ausserdem 
gibt  es  noch  eine  Menge  von  Spezialschriften,  die  von  hervorragenden 
Rechtsgelehrten  herrühren. 

unter  den  SchriftsteUem,  die  sich  der  spanischen  Sprache  bedient 
haben,  seien  erwähnt  Belle,  Pando,  Alcorta,  Riquelme  und  vor  allem 


1)  Rivier  und  von  Holtzendorff,  Handbuch  IV,  §  120,  Anm.  1. 
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Carlos  Galyo,  der  angesehenste  von  aUen,  ein  spanisch-amerikanischer 
Diplomat,  der  Verfasser  eines  grossen  Handbuches,  eines  Lehrbaches  und 
eines  ySlkerrechtUchen  und  diplomatischen  Nachschlagebuches  (dictionaire). 
Sein  grosses  Werk:  Le  Droit  international  thöorique  et  pratique"**),  ist 
durch  den  Seichtum  des  gebotenen  Stoffes  ein  sehr  nützliches  und  wert- 
volles Buch. 

Als  allgemeines  Lehrbuch  bietet  Bussland  das  vorzügliche  Buch  von 
F.  von  Martens,  Staatsrat  und  Professor  zu  Petersburg:  ,, Völkerrecht. 
Das  internationale  Recht  der  zivilisierten  Nationen.^  Es  unterscheidet 
sich  von  den  ihm  vorausgehenden  Werken  durch  die  Lehrmethode  und 
manche  wesentliche  Punkte  in  der  Doktrin.  —  Wir  haben  diesem  Buche 
viele  Stellen  entlehnt. 

Deutsche  und  Österreicher."^*) 
[Apathy.  Das  positive  Völkerrecht  Europas  (ungarisch).  —  Bischof. 
Katechismus  des  Völkerrechts,  1877.  —  Bluntschli.  Das  moderne  Völker- 
recht der  zivilisierten  Staaten  als  Bechtsbuch  dargestellt,  1878  (französisch 
von  Lardy  4  4dit  1886).  —  v.  Bnlmerincq.  Die  Systematik  des  Völker- 
rechts, 1848.  —  Praxis,  Theorie  und  Kodifikation  des  Völkerrechts,  1874. 
—   Das  Völkerrecht   oder  d|»   internationale.  Becht,.  1887.   —  Domin 
Petru8chevecz."T^&is    d'un    code   du   droit    international,    1861.    — 
Franzinger.    Grundzüge    einer  juristischen  Konstruktion   des  Völker- 
rechts, 1868.  — 4?Arßi^-  Institutionen  des  Völkerrechts,  1901.  —  Hart- 
mann.   Institutionen    des    praktischen   Völkerrechts    in   Friedenszeiten, 
2.  Ausg.,  1878.   —  Jttaffter.    Das  Europäische  Völkerrecht,  8.  Ausgabe, 
bearbeitet  von  Geffcl^en  1888  (ins  Französische  übersetzt  von  Bergson, 
4.  Ausgabe,  1883).  —  Heil  bor  n.  Das  System  des  Völkerrechts,  entwickelt 
aus  den  völkerrechtlichen  Begriffen,  1896.  —  von  Holtzendorff.  Euro- 
päisches Völkerrecht   in  seiner  Bechtsenzyklopädie,  5.  Auflage^  revidiert 
von  Stoerh  (ins  Französische  übersetzt  von  Zographos,  1891).  —  Hand- 
buch des  Völkerrechts  in  Einzelbeiträgen,  1885—89.   —  Huhn.  Völker- 
recht, 1865.   —  Klüber.  Europäisches  Völkerrecht,  2.  Aufl.  von   Mor- 
stadt.  1851  (französische  Ausgabe  mit  Anmerkungen  von  Ott,  1874).  — 
Lentner.  Grundriss  des  Völkerrechts,  1889.  —  \ou  Liszt.  Das  Völker- 
recht, systematisch  dargestellt,  1902.  —  Lueder.  Der  neueste  Kodifikations- 
versuch im  Völkerrecht,  1874.  —  Meister.  Bepetitorium  des  europäischen 
Völkerrechts,  1886.  —  Poezl.  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  europäisches 
Völkerrecht,    1852.   —   Michelsen.    Positives  Völkerrecht,  Allgemeines 
Staatsrecht,   Staatskirchenrecht,    Grundriss   des   Völkerrechts,    1847.    — 
von  Neumann.   Grundriss  des  heutigen  europäischen  Völkerrechts,  1877 
(französisch  von  Biedmatten,  1886).  —  Oppenheim.  System  des  Völker- 
rechts, 1886.  —  Quaritsch.  Kompendium  des  europäischen  Völkerrechts, 
1901.  —  gfiAch.  Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart,  1890.  — 
Saalfeld.    Handbuch   des  positiven  Völkerrechts,    1833.   —   Schmalz. 
Europäisches    Völkerrecht,    1817    (französisch    von    Böhm,    1817).    — 
Schmelzing.  Systematischer  Grundriss  des  Völkerrechts,  1818 — 20.   — 
Schmidt.  Bepetitorium  des  Völkerrechts,  1880.   —   Schulze.  Grundriss 
zu  Vorlesungen  über  Völkerrecht,  1880.  —  UllDianiL  Völkerrecht,  1898.]  ♦♦♦) 

*)  Derechio  inUmaekmal  feortoo  y  pnOieo  de  Europa  y  America  1868. 

**)  Auch  die  ine  Frantoeieche  ÜbereeUten  Werke  mnd  nur  mit  ihrem  deutecken  Titd 
angegdfen. 

^  Pölite,  Praktieekes  ewropäietkee  Völkerrecht  nebet  Diplomatie  und  Staatepraxie, 
182iy  1828.  ^  Strauch,  Syetem  dee  poeitiven  Volkerreeht$j  1872,  1886.  —  A.  Zorn, 
Völkerrecht,  1903. 
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beiden  afrikanischen  Staaten  bringen  England  anfangs  schwere  Niederlagen 
bei,  aber  es  gelingt  Orossbritannien  durch  Entfaltung  grosser  Truppen- 
massen  die  Oberhand  zu  erlangen.  Sein  Oberbefehlshaber  verkttndet  im 
Laufe  des  Jahres  1900  durch  einfiache  Bekanntmachungen  die  Angliedemng 
Transvaals  und  des  Oranjestaates  an  England.  Trotz  alledem  ist  es 
England  zur  Zeit  (September  1900)  noch  nicht  geglttckt,  seine  Feinde 
voUständig  zu  unterwerfen.  Aus  dem  sicheren  Verstecke  ihrer  Berge 
setzen  sie  der  englischen  Macht  tatkräftigen  Widerstand  entgegen.  Der 
sttdafrikaniscbe  Krieg  war  reich  an  interessanten  völkerrechtlichen 
ZwischenfMlen.^]*) 

[Ebenso  wie  England  hatte  auch  Cliina  der  Friedenskonferenz  bei- 
gewohnt. Trotzdem  war  China  im  Jahre  1900  der  Schauplatz  eines 
grauenvollen  Blutbades,  das  unter  den  Christen  und  den  Ausländem  an- 
gerichtet wurde  und  das  an  das  Gemetzel  in  Armenien  einige  Jahre  vor- 
her erinnert.  Räuberbanden,  Boxer  genannt,  die  mit  der  chinesischen 
Begierung  unter  einer  Decke  zu  liegen  schienen,  mordeten  viele  chinesische 
Christen  und  Ausländer,  unter  diesen  befand  sich  der  deutsche  Gesandte 
zu  Peking,  von  Ketteier.  Die  Gesandtschaften  wurden  belagert  und 
eine  Zeitlang  musste  man  fttrehten,  dass  die  Amtsträger  mit  ihrer  Um- 
gebung umgebracht  worden  seien.  Russland,  Frankreich,  England, 
Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Italien,  Japan  und  die  Verein.  Staaten 
entsandten  Kriegsschifie  und  Truppen  nach  China,  um  ihre  Angehörigen 
zu  rächen  und  zu  verteidigen.  Ihre  gewissermassen  zu  einem  intemationtüen 
Heere  vereinigten  Soldaten  drangen  am  15.  August  1900  in  Peking  ein 
und  befreiten  die  Gesandtschaften.  Zur  Zeit  (September  1900)  kennt  man 
noch  nicht  den  politischen  Erfolg  dieser  Intervention,  die,  wie  hervor- 
gehoben zu  werden  verdient,  nicht  allein  von  den  europäischen  Gross- 
mächten, sondern  auch  von  Japan  und  den  Verein.  Staaten  unternommen 
worden  ist.**)] 

144.  —  Während  dieser  Geschichtsperiode  hat  eine  gewaltige  wirt- 
schaftliche Bewegung  fast  bei  allen  europäischen  Nationen  grosse  Um- 
wälzungen hervorgebracht.  Alle  trachteten  nach  einer  Verstärkung  ihrer 
Hil&quellen  und  nach  neuen  Absatzgebieten  fQr  die  Erzeugnisse  ihrer 
verhundertfachten  Industrie.  Hierbei  kamen  ihnen  die  bewunderungs- 
würdigen wissenschaftlichen  Erfindungen  sowie  die  stets  fortschreitende 
Entwicklung  und  Erweiterung  der  Verkehrsmittel  machtvoll  zur  Bilfe.  — 
Auf  der  andern  Seite  haben  geistige,  künstlerische,  gewerbliche  und  Handels- 
Bedürfhisse  Tag  um  Tag  neue  Bande  um  die  Völker  geschlungen.  Diese 
Bande  werden  durch  grosse  finanzielle  Unternehmungen,  durch  ^leihen  und 
durch  Eisenbahnbauten,  woran  sich  alle  Finanz-Märkte  Europas  beteiligen, 
nur  noch  inniger  und  fester.  Die  Befriedigung  dieser  stets  wachsenden  Be- 
dür&isse  erheischt  Handels-,  Post-,  Telegraphen-  und  Mttnz-Verträge,  Ab- 
kommen zum  Schutze  des  literarischen,  künstlerischen undgewerblichenEigen- 
tums  sowie  zur  Begelung  des  internationalen  Transportwesens  u.  dgl. 

1)  [Despagnet,  R.  D.  f.  F.,  t  VII  u.  VIH.  Siehe  auch  die  unter  No.  187"  an- 
gefahrten Abnandlangen.] 

*)  Der  Krieg  endeti  im  Mai  IPO»  mit  der  tfoUen  Unterweffuna  der  beidm  Bepubliken, 
die  England  einverleibt  wurden.  Despagnet,  La  guerre  euicfruxme  au  point  de  vue 
international,  B,  D.  L,  t  V,  p.  97  et  8.  —  De  Lauter,  La  guerre  «ud^rtemne,  R  D.  L, 
t  III^  p.  467. 

♦♦)  Lapradelle,  La  fueetian  Mnoiae,  B.  2>.  L  R,  t  VIII,  p.  ftr2  et  $;  t  IX,  p,  49 
et  $.  und  367  et  8.  mit  reu^er  LUeraturangäbe;  femer  Guaeco,  Lee  regimee  et  le$  eamee 
de  la  criee  ekuwiae,  B.  D.  I.  F.,  t.  VIII,  p.  28.  Der  FdAxug  endigt  oAiie  Qdneteeinioer- 
leibungen;  China  i&emimmt  nur  die  ErßUhmg  gewimer  Jrerpfit^tmgen. 
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Volker  und  Staatsmänner  werden  mehr  nnd  mehr  von  dem  Gefühle 
einer  Bechtsgemeinschaft  und  einer  Solidarität  der  Interessen,  die  die 
yerschiedenen  Nationen  mit  einander  yerbfindet,  durchdrangen.  Eine  Beihe 
Yon  Kongressen  legt  Zeugnis  ron  dieser  Gemeinschaft  ab;  zahlreiche  Ver- 
bände yerkOnden  diese  Solidarität  (No.  914  ^  ff.). 

145.  —  In  politischer  Hinsicht  rückten  die  wichtigsten  und  schwierigsten 
Fragen  in  den  Vordergrund  der  Erörterungen:  das  Nationalitätsprinzip,  das 
Interventionsrecht,  der  Schutz  der  Christen  in  der  Tttrkei  und  ün  Orient, 
die  Neutralisation  geirisser  Staaten  und  Gebietsteile,  die  Begründung 
Yon  Schutzherrschafteu,  der  Erwerb  von  Gebieten  in  Afrika,  die  Bechte 
und  Pflichten  der  Neutralen  während  des  Kriegszustandes,  die  Eriegs- 
konterbande,  die  verschiedenen  Arten  der  Blockade,  die  Schiedssprechung, 
die  Beziehungen  mit  den  ostasiatischen  Staaten,  die  politische  Stellung 
des  Heiligen  Stuhles  usw. 

146.  —  Die  gedachten  Fragen  und  noch  manche  andere  haben  die 
Diplomatie  beschäftigt  und  den  Abschluss  einer  grossen  Anzahl  von  Ver* 
trägen,  sowie  das  Eracheinen  völkerrechtlicher  Werke,  kleinerer  Schriften, 
Abhandlungen,  Zeitschriftartikel  usw.  zur  Folge  gehabt.  Die  Literatur 
des  Völkerrechts  im  19.  Jahrhundert  bietet  eine  unendlich  reiche  Mannig- 
faltigkeit   Niemand  dürfte  wohl  behaupten,  sie  ganz  zu  beherrschen. 
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147.  —  Es  darf  von  diesem  Lehrbuche,  das  im  wesentlichen  der  Ent- 
wicklung der  Grundzfige  des  Völkerrechts  gewidmet  ist,  weder  eine  ein- 
gehende geschichtliche  Darstellung  der  Literatur  dieses  Bechtszweiges,  noch 
auch  ein  ausführliches  Verzeichnis  aller  seiner  Schriften  und  Abhandlungen 
erwartet  werden. 

Eine  geschichtliche  Darlegung  der  völkerrechtlichen  Literatur  mttsste 
notwendigerweise  stark  abgekürzt  und  lückenhaft  und  somit  ungenau  und 
zwecklos  sein. 

Wer  tiefer  in  die  Geschichte  der  Völkerrechtsliteratur  eindringen 
will,  dem  empfehlen  wir  die  vorzügliche:  Esquisse  d'une  Histoire  litt^raire 
des  systemes  et  des  m^thodes  du  Droit  des  gens  depuis  Grotius  jusqu'i 
nos  jours,  von  Alphonse  Bivier,  Universitätsprofessor  zu  Brüssel.  Sie 
bildet  den  vierten  Teil  der  in  französischer  Sprache  erschienenen  Intro- 
duction  du  Droit  des  gens  von  Franz  von  Holtzendorff  (1888— 1889). 0 
(Deutseh:  Bivier  in  v.  HolUendorffs  Handbuehy  Band  J,  8.  393—623: 
„KuUurhisiorisehe  Übersieht  der  Systeme  und  Theorien  des  Völierreehts 
seit  Oroiius''.) 

Das  Werk  Omptedas  über  die  literarische  Geschichte  des  Völker- 
rechts „Literatur  des  gesamten,  sowohl  natürlichen  als  positiven  Völker- 
rechts*' (Berlin  1817)  gilt  als  eine  klassische  Schrift. 

Wheaton  bringt  in  seiner  Histoire  des  progrös  du  Droit  des  gens  en 
Europe  et  en  Amörique  (4  Mit.  1866)  interessante  biographische  Angaben 
über  die  namhaftesten  Publizisten,  deren  Werke  er  auch  inhaltlich  kurz 
wiedei^bt  und  bespricht. 

F.  von  l^artens,  Professor  zu  Petersburg,  gibt  in  der  Einleitung 


1)  Wir  verdanken  Rivier  auch  eine  .Note  sor  la  littiratore  du  Droit  des  gens 
a^ant  la  publication  du  Jus  belli  ac  pads  de  Grotius  (1625)*,  1S88.] 
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zu  seinem  Völkerrechtslehrbuche  (1883)  eine  kritische  Darstellung  der 
hauptsächlichsten  Systeme  des  Völkerrechts  und  der  Werke,  die  sich  auf 
diese  Systeme  gründen. 

Auch  Calvo  macht  in  der  geschichtlichen  Übersicht,  die  sein  Droit 
international  th^orique  et  pratique  (5  6dit.  1888 — 1896)  einleitet,  Angaben 
über  die  hervorragendsten  Schriftsteller  vom  16.  Jahrhundert  bis  zur 
Gegenwart  (t.  I  et  t.  VI  [Supplement]). 

Ei*wähnt  sei  auch  die  in  der  Revue  de  Droit  intematio&Al  et  de 
l^gislation  compar^e,  Jahrgang  1892,  S.  589  abgedruckte  Histoire  littöraire 
du  Droit  international  en  Belgique  von  Ernest  Nys  und  die  von  des- 
selben Verfasser  herrührende  Schrift:  La  science  du  Droit  international  en 
France  jusqu'au  XVXII  siöcle  in  derselben  Zeitschrift,  Jahrgang  1891,  S.  328. 

[Es  sei  noch  hingewiesen  auf  die  Abhandlungen  von  Stoerk,  Die 
Literatur  des  internationalen  Rechts  1896;  von  Eamarowski,  Literatur 
des  Völkerrechts  (russisch  1887)  und  auf  den  Catalogue  d*une  bibliothöque 
de  droit  international  et  sciences  auxUiaires,  der  von  dem  Besitzer  dieser 
Bibliothek,  de  Olivart  (1899),  herausgegeben  worden  ist.] 

148.  —  Ein  erschöpfendes  Verzeichnis  aller  Schriften  würde  für  sich 
allein  schon  ein  Buch  ftUlen,  so  beträchtlich  ist,  namentlich  im  19.  Jahr- 
hundert, die  Zahl  der  allgemeinen  und  besonderen  Werke,  der  Mono- 
graphien, Abhandlungen  und  Zeitschriftartikel,  die  völkerrechtliche  Fragen 
zum  Gegenstande  haben. 

Der  ergänzende  Anhang  zu  dem  Elüberschen  Werke  Droit  des  gens 
moderne  de  TEurope  (Edition  annot^e  par  Ott  1874)  bietet  unter  dem 
Titel  Bibliothöque  choisie  du  droit  des  gens  ein  schätzenswertes  Verzeichnis. 

Ein  ähnliches  Verzeichnis  begleitet  die  von  Vergä  besorgte  Ausgabe 
(1864)  des  Prßcis  du  droit  des  gens  moderne  de  TEurope  von  G.  F. 
von  Martens.*) 

Professor  Pasquale  Fiore  lässt  seinem  kodifizierten  Völkerrechte**) 
(französische  Übersetzung  1890)  zwei  Anhänge  folgen.  Der  erste  gibt 
eine  kurze  geschichtliche  Übersicht  über  die  wichtigsten  Völkerrechts- 
lehrbücher seit  der  Reformation  (1525)  bis  zum  Jahre  1889;  der  zweite 
führt  die  Schriften  an,  die  sich  auf  diese  Lehrbücher  und  auf  die  Ge- 
schichte beziehen. 

[In  den  ersten  Bänden  des  Annuaire  de  Tlnstitut  de  Droit  inter- 
national findet  sich  ein  ausführliches  Verzeichnis  über  die  völkerrechtliche 
Literatur.] 

Trotzdem  schien  es  uns  unerlässlich,  diejenigen,  die  das  Studium  des 
Völkerrechts  beginnen,  wenigstens  mit  den  wichtigsten  Werken  dieses 
Rechtszweiges  bekannt  zu  machen. 

[Anlangend  die  Schriften  des  19.  Jahrhunderts,  so  werden  wir  uns 
in  diesem  Abschnitte  auf  eii^e  Angabe  der  Gesamtdarstellungen  des  Völker- 
rechts beschränken.  Diejenigen,  die  sich  auf  das  Seerecht,  das  Eriegs- 
recht  und  das  Neutralitätsrecht  beziehen,  werden  an  den  einschlägigen 
Stellen  dieses  Buches  erwähnt  werden.  Auch  die  Spezialschriften  und 
die  Monographien  sollen  bei  den  Fragen,  deren  Darstellung  sie  gewidmet 
sind,  angeführt  werden.] 

Wir  werden  die  Werke  der  zeitgenössischen  Schiiftsteller  nur  auf- 
zählen, ohne  sie  zu  besprechen.  Eine  kritische  Beleuchtung  von  unstreitiger 


*)  Deutsch:  ^EirdeUung  in  das  positive  europäitdie  Völkerrecht  auf  Verträge  «nd  Her- 
kommen  gegründer.    1796. 

**)  Trattato  di  dintto  intematumale  pubbHoo  1865  tmd  1879. 
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Sachkunde  und  hohem  Werte  verdanken  wir  der  Feder  des  hervorragenden 
Brüsseler  Professors  Bivier  in  seiner  in  der  vorhergehenden  Nummer  er- 
wähnten Esquisse  d*une  histoire  litt^raire  [sowie  in  dem  bereits  ange- 
gebenen Werke  von  Stoerk]. 

149.  —  Die  Philosophen,  Bechtsgelehrten,  Theologen  und  Publizisten, 
die  über  Völkerrecht  geschrieben  haben,  können  drei  verschiedenen  Schulen 
zugezählt  werden. 

A.  —  Die  naturrechtliche  oder  philosophische  Schule.  Sie 
sucht  die  Völkerrechtswissenschaft  auf  abstrakte  Grundsätze  und  auf 
philosophische  Schlüsse  aufzubauen,  die  aus  der  Natur  des  Menschen  und 
des  Staates  abgeleitet  werden.  Für  die  Anhänger  dieser  Richtung  ist 
das  Eecht  unwandelbar,  denn  es  entspringt  dem  Geselligkeitstriebe,  der 
den  Menschen  von  Natur  innewohnt.  Die  angesehensten  Vertreter  sind 
Pufendorf,  Thomasius,  Barbeyrac,  Burlamaqui,  Heineccius  und 
Sajneval. 

B.  —  Die  positive  oder  historisch -praktische  Schule.  Ihre 
Vertreter  erkennen  als  Quelle  des  Völkerrechts  und  zwar  als  die  einzigste 
Quelle  lediglich  die  Gebräuche,  die  Verträge,  und  die  Praxis  des  inter- 
nationalen  Verkehres  an.  Sie  bestreiten  das  Bestehen  eines  Naturrechts. 
Einigen  erscheint  schon  der  blosse  Vorschlag,  eine  allgemeine  Theorie 
aufzustellen,  als  ein  Angriff  auf  die  Selbständigkeit  der  Staaten.  Zu  dieser 
Richtung  gehören  Zeuch,  Rachel,  Moser,  Gaspard  de  R6al,  G.  F.  v. 
Martens  und  Mably. 

C.  —  Die  philosophische  oder  naturrechtliche  Schule  bringt  mit  ihrer 
Neigung  zur  Abstraktion  die  Völkerrechtswissenschaft  in  den  Augen  der 
Diplomaten  und  der  Staatsmänner  um  jedes  Ansehen.  —  Die  Schule  der 
Positivisten  ergeht  sich  in  Übertreibungen  nach  der  entgegengesetzten 
Richtung  und  erniedrigt  die  Wissenschaft  zur  Dienerin  der  Praxis.  —  Die 
eine  wie  die  andere  Betrachtungsweise  ist  unvollständig  und  bedenklich. 
—  Die  eklektische  Schule  hingegen  stellt  eine  Versöhnung  und  Ver- 
einigung der  beiden  Richtungen  her,  indem  sie  die  tatsächlich  gegebenen 
Erscheinungen  mit  philosophischen  Spekulationen  in  Einklang  bringt. 
Gebräuche,  Gewohnheiten,  Verträge  und  geschichtliche  Vorgänge  müssen 
einer  streng  wissenschaftlichen  Zergliederung  und  einer  prüfenden  Kritik 
unterworfen  werden.  Durch  ZusanmiensteUung  und  Vergleichung  der 
tatsächlichen  Vorgänge  sind  die  zu  einer  gegebenen  Zeit  gültigen  Grund- 
sätze zu  erforschen  und  vom  Standpunkte  der  Moral  und  der  allgemeinen 
Interessen  der  Menschheit  aus  zu  beurteilen. 

Zu  dieser  Schule  bekennen  sich  unseres  Erachtens  Bynkershoek, 
Klttber,  Heffter,  Bluntschli  und  die  Mehrzahl  der  neueren  Schriftsteller 
mit  Ausnahme  der  Engländer  und  Amerikaner,  die  eher  der  positiven 
Schule  zuzurechnen  sind.  Bei  letzeren  begegnet  man  meistens  einem 
Mangel  an  kritischem  Geiste.  Sie  begnügen  sich  häufig  mit  dem  Hinweise, 
dass  diese  oder  jene  Einrichtung,  die  sie  gerade  verfechten,  schon  seit 
langem  bestanden  habe.  Dies  rechtfertigt  sie  in  ihren  Augen.  Politische 
Erwägungen  und  patriotische  Interessen  (die  mehr  oder  weniger  begründet 
sind)  geben  allzu  oft  den  Ausschlag  bei  ihrem  Urteil  ab.  —  Der  Edin- 
burger  Professor  Lorimer  macht  eine  Ausnahme.  Er  gehört  der  natur- 
rechtUcfaen  Richtung  an. 

Gr  otius,  Wolf  und  Vattel  sind  der  neueren  eklektischen  Schulrichtung 
vorausgeeilt  und  haben  vorbereitend  auf  sie  gewirkt.  Sicherlich  stehen 
sie  der  historischen  Schule  fem.  Sie  kommen  der  sogenannten  natur- 
rechtlicben  Betrachtungsweise  näher,  aber   sie  teilen   nicht   deren  aus- 
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schliessenden  Geist.  —  Gr  otins  stellt  haaptsächlich  philosophisches  Völker- 
recht dar,  das  seiner  Ansicht  nach  aUein  einer  wissensdiaftlichen  G^estaltung 
fihig  scheint:  natnralia  com  semper  eadem  sint,  &cile  possimt  in  artem 
colligi  . . . .,  er  verwirft  indessen  keineswegs  das  gewillkUrte  oder  positive 
Becht,  das  er  neben  dem  natürlichen  Bechte  gelten  lässt.  Wenn  Qrotias 
dem  positiven  Bechte  die  zweite  Stelle  zuweist,  so  erklärt  sich  dies  ans 
der  winzigen  Zahl  der  in  der  Staatenpraxis  zu  seiner  Zeit  geltenden 
Bechtsregeln.  Das  positive  Becht  war  kaum  in  der  Entstehung  begriffen 
und,  nm  seine  Unzulänglichkeit  zu  ergänzen,  suchte  Grotius,  wie  er 
selbst  sagt,  den  consensus  gentium  in  den  Aussprüchen  der  Philosophen, 
Geschichtsschreiber,  Dichter  und  Bedner.^)  —  Wolf  folgt  den  Oberliefe- 
rungen von  Grotius,  und  Vattel  gibt  nur  die  Lehrmeinung  Wolfe  wieder.^ 

XIV.  Jahrhundert. 

Unbekannter  Verfasser.  —  Consolato  del  Mare  (in  der  Sammlung  der 
Seegesetze  von  Pardessus).*) 

XVI.  Jahrhundert. 

150.  —  Francisco  Vittoria  (1480  bis  1546),  Dominikaner  und  Professor 
zu  Salamanca,  veröffentlichte  seine  Belationes  theologicae,  ein  Werk,  das 
13  Abhandlungen  umfasst;  die  fttnfte  und  sechste  bezieht  sich  auf  das 
Völkerrecht.  —  Das  Werk  hat  sechs  Auflagen  erlebt.  Es  ist  sehr  selten 
geworden.  Wheaton  hat  es  in  der  Einleitung  zu  seiner  Histoire  des 
progrös  pp.  35  et  s.  besprochen. 

Domenico  Soto  (1494  bis  1560),  OrdensgeistUcher,  Professor  zu 
Salamanca  und  geistlicher  Beirat  Karls  V.  auf  dem  Tridentiner  Konml, 
durch  denselben  Kaiser  zum  Schiedsrichter  zwischen  den  spanischen  Kolo- 
nisten und  Las  Gases  ernannt,  nahm  er  die  Indianer  in  Schutz.  —  De 
justitia  et  jure.  —  Er  erörtert  die  Ansprüche  der  Spanier  auf  die  neue 
Welt,  verwirft  den  Sklavenhandel  und  untersucht  die  rechtlichen  Folgen 
des  Krieges  auf  die  besiegten  Völkerschaften. 

Francisco  Suarez  (1548 — 1617),  Jesuit  und  Professor  zu  Alcala 
und  Salamanca,  gibt  eine  Abhandlung  De  legibus  ac  Deo  legislatore  heraus. 
Er  war  der  Erste,  der  auf  den  Unterschied  zwischen  den  Vorschriften  des 
Vemunftrechts  einerseits  und  den  vertraglichen  Regeln,  und  den  von  den 
Europäern  beobachteten  Gebräuchen  anderseits  hinweist;  auch  hat  er  den 
Gedanken  einer  Gemeinschaft  der  Nationen  zum  Ausdruck  gebracht. 

Balthazar  de  Ayala,  (1548—1584),  Grossrichter  des  spanischen 
Heeres  in  den  Niederlanden.  —  De  jure  oMcüs  belli,  ein  dem  Herzog  von 
Parma  gewidmetes  Werk.  —  Nähere  Angaben  Ober  den  Ver&sser  siehe 
Nys,  Le  droit  de  la  guerre  et  les  pricurseurs  de  Grotius  1881.  — 
Wheaton,  op.  cit.,  pp.  41  et  s.,  gibt  den  Inhalt  des  Buches  kurz  wieder. 

Alberico  Gentili  (1551 — 1608)  wurde  in  Ancona  geboren,  geht  zum 
Protestantismus  über,  flttchtet  nach  England,  wirkt  als  Professor  in  Oxford 
und  als  Anwalt  der  Spanier  vor  den  Prisengeriditen.  —  De  Legationibus 
1583.  —  De  jure  belli  1589,  es  ist  dem  Griüfen  Essex  gewidmet.  —  His- 
paniae  advocationis  1613,  —  ein  sehr  geschätzter  Schriftsteller.    Siehe 

1)  De  jure  belli  ac  pacis,  prolegom.  40. 

2)  Vattel,  Droit  des  genflLpriface.  —  Vattel  setzt  hier  auseinander,  anfweldie 
Weise  er  aus  dem  Wolfscnen  werke  den  gesamten  Stoff  seines  Buches  entlehnt  habe. 

•)  Sehauhey  Nene  Beiträge  swr  Geeehidite  du  CkmnUOo,  W90I91. 


VIII.  Literatur  des  Yolkeirecbts.  65 

Wheaton,  op.  cit.,  pp.  49  et  s.  —  Rolin- Jaequemyns,  Revue  de  Droit 
intern.,  t.  VÜI,  p.  690.*) 

XVn.  Jahrhundert. 

151.  —  Hugo  Grotius  (Hugo  Comets  de  Groot)  geboren  zu  Delft, 
(1583—1645),  G^eraladvokat  von  HoUand,  Ratspensionär  von  Rotterdam, 
flüchtete  1621  nach  Frankreich  und  wurde  dort  1634  Gesandter  von 
Schweden.  —  Siehe  seine  Lebensbeschreibung  hei  Rivier,  op.  cit,  p.  359, 
bei  Wheaton,  op.  dt,  pp.  53  et  s.  und  in  dem  Essai  biographique  et  histo- 
rique,  den  Pradier-Fod^rä  seiner  zu  Paris  1867  erschienenen  Über- 
setzung vorausgeschickt  hat. 

Grotius  hat  mehrere  Werke,  namentlich  theologischen  Inhalts,  in 
lateinischer  Sprache  verfasst:  zwei  von  ihnen  sind  bertthmt  geworden: 
Mare  liberum  1609,  das  die  Ansprache  der  Portugiesen  zu  bek&npfen 
suchte;  vor  allem  aber:  De  jure  belli  ac  pacis;  es  ist  während  seines  Auf- 
enthaltes in  Frankreich  verfasst  und  Ludwig  XIQ.  gewidmet  worden  (1625). 

—  Dies  Werk  hat  sich  ein  bedeutendes  Ansehen  und  eine  ungeheure  Be- 
rühmtheit zu  verschaffen  gewusst.  Bis  zum  19.  Jahrhundert  galt  es  als 
das  Gesetzbuch  des  Völkerrechts  Europas.  Mit  Recht  hat  man  Grotius 
den  Vater  der  Völkerrechtswissenschaft  genannt.  Sein  unsterbliches  Buch 
hatte  bis  1758  mindestens  45  lateinische  Ausgaben  erlebt.  Es  ist  in  alle 
Sprachen,  ins  Englische, Deutsche**),  Französische,  Holländische,  Italienische 
und  Spanische  usw.  übersetzt  worden.  —  Eine  ausgezeichnete  französische 
Übersetzung  mit  Anmerkungen  und  mit  einer  biographischen  Abhandlung  ist 
von  Pradier-Fodirö  veranstaltet  worden  (1867).  Das  Buch  De  jure  belli 
ac  pacis  hat  einen  ausserordentlichen  Einfluss  ausgeübt.  Es  ist  vielfach 
kommentiert  worden.  Es  war  das  Lieblingsbuch  Gustav  Adolfs  während 
des  dreissigjährigenErieges.  —  Wenn  man  es  jetzt  bei  den  veränderten 
Zeiten  nicht  mehr  so  oft  liest  wie  ehedem,  so  führt  man  es  doch  stets 
mit  Hochachtung  an  (Rivier).  Auch  heute  empfiehlt  es  sich  noch,  das 
Buch  zu  Rate  zu  ziehen.  Rivier  (op.  cit  p.  363)  und  Pradier-Fod6r6 
in  seinem  Essai  zu  dem  in  der  vorigen  Nummer  erwähnten  Werke  haben 
das  Grotiussche  Buch  in  vortrefflicher  Weise  besprochen.  Siehe  auch 
Wheaton,  op.  cit.,  pp.  53  et  s.  —  Härtens  sagt:  „Grotius ist  der  Ahne  der 
beiden  Richtungen,  der  philosophischen  sowohl  wie  auch  der  positiven,  in 
welchen  sich  die  wissenschaftliche  Literatur  des  Völkerrechts  nach  ihm 
weiter  entwickelte."    (op.  cit.  S.  157.) 

Seiden  (1564—1654)  geboren  in  Sussei.  —  Mare  clausum  1635,  eine 
Erwiderung  auf  das  Werk  von  Grotius.^)  —  De  jure  naturali  et  gentium 
seeundum  disciplinam  Hebraeorum,  1640. 

Zeuch  (Zonchaeus)  (1590—1660),  Professor  zu  Oxford,  Admiralitäts- 
richter, gewandter  und  scharfsinniger  Rechtsgelehrter,  Zivilist  und  Eanonist 

—  einer  der  Begründer  der  Völkerrechtswissenschaft.  Er  hat  mehrere 
Werke  geschrieben  —  Juris  et  judicii  fecialis,  sive  juris  inter  gentes  et 
quaestionum  de  eodem  explicatis  ist  das  erste  eigentliche  liehrbuch  über 
Völkerrecht  (besprochen  von  Rivier,  op.  cit.,  S.  375  u.  ff.) 

1)  [Das  Mare  clausum  von  Seiden  ist  nicht  die  einzigste  Erwiderung  auf  das 
GrotiüSMhe  Buch  Mare  liberum:  Im  Jahre  1625  gab  ein  Portugiese,  namens 
Seraphin  de  Freitas  (1570—1640)  eine  Widerlegung  des  Werkes  von  Grotius 
Q&ter  dem  Titd:  De  justo  imperio  Lusitanorum  asiatico  (französische  Übersetzung 
▼OD  Qnichon  de  Grandpont).] 

*)  «.  KalUnhorn^  Die  Vorläufer  de$  E.  Groot,  1698. 

**)  DeutBche  Ubenetzung  von  von  Kirchmann,  1869. 
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er  wird  häufig  von  Diplomaten  und  Staatsmännern  als  Gewährsmann  an- 
gerofen.  —  Zahlreiche  Ausgaben  and  Übersetzungen  sind  von  seinem 
Buche  erschienen.  —  Eine  vorztlgliche  Ausgabe  mit  Anmerkungen  ist  1863 
Ton  Pradier-Fodörä  besorgt  worden.  (Eine  gute  Ejitik  ttber  Vattel 
findet  sich  bei  Bivier,  op.  cit.,  pp.  405  et  s.  —  Wheaton,  op.  cit.,  pp. 
235  et  s.) 

Heineccius  (Heinecke  1681 — 1741),  geboren  zu  Lisemberg.  —  Elei- 
menta  juris  naturae  et  gentium.  —  De  navibus  ob  vecturam  vetitarum 
mercium  commissis.  —  Mackintosch  bemerkte,  ich  kenne  keinen  Schrift- 
steller, der  die  yOlkerrechtlichen  Grundzttge  besser  entwickelt  hat. 

Barbeyrac  (1674 — 1744),  geboren  zu  Böziers,  Professor  zu  Lau- 
sanne 1710  und  zu  Groningen,  Mitglied  der  Berliner  Akademie.  —  Er 
hat  die  Werke  von  Grotius  und  von  Pufendorf  mit  Anmerkungen  versehen. 
—  Histoire  des  anciens  traitös  depuis  les  temps  les  plus  anciens  jusqu*i 
Charlemagne,  1739.    (Siehe  das  günstige  Urteil  Biviers,  op.  cit.,  p.  389.) 

Gaspard  de  Böal  (1682 — 1752),  geboren  zu  Sisteron.  —  Seneschal 
von  Forcalquier.  Er  hat  ein  grosses  Werk:  La  science  du  Gouvernement, 
in  acht  Bänden  geschrieben.  Der  fünfte  Band  bezieht  sich  auf  das  Völker- 
recht.    (Siehe  Bivier,  pp.  416  et  417.) 

Abb6  Mably  (1709 — 1785),  geboren  zu  Grenoble.  —  Le  Droit  public 
de  TEurope  fondö  sur  les  trait^,  1747. 

Moser  (1701—1785),  geboren  zu  Stuttgart,  mit  23  Jahren  kaiser- 
licher Bat  zu  Wien,  Professor  zu  Tübingen  1727;  Direktor  der  Universität 
Frankfurt  a.  Oder,  1736  —  gründete  1749  zu  Hanau  die  Staats-  und 
Kanzlei-Akademie,  war  wttrttembergischer  Landschaftskonsulent.  —  Er  hat 
sehr  viele  Werke  geschrieben.  —  Erste  Grundlehren  des  jetzigen  europäischen 
Völkerrechts  (Nürnberg  1778).  —  Grundsätze  des  jetzt  üblichen  europäischen 
Völkerrechts  in  Friedenszeiten  (1750).  —  Grundsätze  des  Völkerrechts  in 
Kriegszeiten  (1752)  usw.  —  Nach  Moser  ist  das  Völkerrecht  rein  positiv 
und  praktisch.  (Siehe  Bivier,  op.  cit.,  pp.  418  et  s.  —  Wheaton,  op.  cit., 
pp.  387  et  s. 

Hühner  (1724—1795),  dänischer  Gesandter  in  Franki-eich.  —  De  la 
saisie  des  b&timents  neutres,  1759.  (Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  273 
bis  282.) 

De  Bayneval  (1736 — 1812),  französischer  Diplomat,  Gesandter  Frank- 
reichs in  London.    Institutions  du  droit  de  la  nature  et  des  gens. 

Lampredi  (1761 — 1836).  —  Juris  naturae  et  gentium  theoremata.  — 
Commercio  dei  popoli  neutrali  in  tempo  di  guerra,  1788.  (Siehe  Wheaton, 
op.  cit.,  pp.  374  et  s.) 

Azuni  (1760—1827).  —  Systeme  universel  de  principes  du  droit  mari- 
time de  TEurope. 

von  Härtens  (Georg-Friedrich),  geboren  zu  Hamburg  (1756—1821), 
Professor  zu  Göttingen  1783,  Staatsrat  im  Königreich  Westfalen,  Gesandter 
Hannovers  auf  dem  Bundestage  zu  Frankfurt.  —  Primae  lineae  juris 
gentium  Europaeorum  practici,  1785.  —  Pr6cis  du  droit  des  gens  moderne 
de  l'Europe,  1789,  ein  Werk,  das  sich  lange  eines  grossen  Ansehens  er- 
freute. —  Es  ist  sehr  oft  neu  aufgelegt  und  übersetzt  worden.  —  Eine 
gute  Ausgabe  mit  Anmerkungen  stammt  von  Pinheiro-Ferreira  und 
von  Yerg^  1864.  —  BecueU  de  traitös  mit  Ergänzung  und  Fortsetzung. 
(Siehe  später.)  (Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  390  et  s.  —  Bivier,  op  .cit., 
pp.  424  et  s.) 


66  Einleitimg. 

Wicquefort  (1598—1682),  Gesandter  des  Kurflirsten  von  Branden- 
burg zu  Paris.  Er  hat  die  Geschichte  Hollands  geschrieben.  —  De  ram- 
bassadenr  et  de  ses  fonctions. 

Rachel  (1628—1691),  geachteter  Professor  und  Diplomat.  —  De  jure 
natnrae  et  gentium  duae  dissertationes. 

Samuel  Pufendorf  (1632—1691),  Erzieher  der  Kinder  des  schwe- 
dischen Gesandten  in  Dänemark,  Professor  des  Völkerrechts  zu  Heidel- 
berg (1661)  und  an  der  üniyersität  zu  Lund  (1670).  —  Elementa  juris- 
prudentiae  universalis  (1660).  —  Juris  naturae  et  gentium  libri  Vm  (1672> 

—  De  ofGicüs  hominis  et  ciyis,  ein  Auszug  aus  dem  vorerwähnten  Werke 
(1673).  Die  drei  Werke  hatten  einen  ungeheueren  EHolg,  sie  erschienen 
in  mehreren  Auflagen  und  wurden  in  mehrere  Sprachen  Übersetzt;  sie  flbten 
während  dreiviertel  Jahrhundert  grossen  Einfluss  aus.  Leibnitz  kriti- 
sierte sie  in  scharfer  Weise,  erhöhte  aber  hierdurch  nur  ihr  Ansehen.  — 
Pufendorf  leugnet  die  Möglichkeit  eines  positiven  Völkerrechts,  weil  die 
Staaten  keine  höhere  Gewalt  aber  sich  anerkennen;  er  lässt  nur  das 
natürliche  Recht  zu,  das  die  ewige  Gerechtigkeit  zur  Grundlage  hat.  (Siehe 
Bivier,  op.  cit.,  pp.  380  et  s.  —  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  128  et  8. 

Christian  Thomasius  (1655—1728),  Professor  zu  Haue,  führte  die 
Gedanken  seines  Lehrmeisters  Pufendorf  weiter  aus.  —  Institutionum 
jurisprudentiae  divinae  libri  m.  —  Fundamenta  juris  naturae  et  gentium. 

Leibnitz  (1646—1716).  —  Codex  juris  gentium  diplomaticus  (1693). 

—  Die  Einleitung  verdient  besondere  Beachtung. 

XVm.  Jahrhundert. 

152.  —  Cornelius  van  Bynkershoek  (1673—1743),  geboren  zu 
Middelburg,  Advokat  im  Haag,  Batsmitglied  von  Holland,  einer  der  be- 
deutendsten Zivilisten  der  grossen  holländischen  Schule.  —  Er  hat  zahl- 
reiche Abhandlungen  verfasst.  —  Seine  Hauptwerke  sind:  De  dominio 
maris,  1702.  —  De  foro  legatorum,  1721.  —  Quaestiones  juris  publici. 
(Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  244  et  s.,  pp.  290  bis  317.) 

Burlamaqui  (1694—1748),  geboren  zu  Genf,  Professor  des  Natur- 
rechts, sodann  des  Zivilrechts,  Staatsrat.   —  Principes  du  droit  naturel. 

—  Principes  du  droit  politique.  —  Principes  du  droit  de  La  nature  et  des 
gens,  eine  Zusammenfassung  der  vorhergehenden  Werke.  —  Hehrere  Aus- 
gaben. —  deFölice  hat  es  mit  Anmerkungen  versehen,  überarbeitet  und 
ergänzt.    (Siehe  Bivier,  op.  cit.,  pp.  390  et  s. 

Wolf  (1679—1754),  wurde  in  Breslau  geboren,  war  Professor  der 
Mathematik  und  der  Philosophie  zu  Halle  (1709),  sodann  Professor  des 
Völkerrechts  (1741),  Vizekanzler  der  Universität  (1743).  Er  wandte 
seine  mathematische  Methode  auch  auf  die  Darstellung  des  Völkerrechtes 
an;  in  seiner  Lehre  folgt  er  Grotius.  —  Jus  naturae  methodo  scientifica 
pertractatum  in  8  Bänden,  Quartformat  (1743).  —  Jus  gentium,  ein  Auszug 
aus  dem  angeführten  Werk,  1749.  —  Institutiones  juris  naturae  et  gentium 
1750.  (Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  227  et  s.  —  Rivier,  op.  cit.,  pp.  401  et  s.) 

Wolf  fand  in  Vattel  einen  hervorragenden  Schüler,  der  seine  Lehre 
dem  allgemeinen  Verständnisse  näher  brachte.  Wolf  verdankt  ihm  zum 
Teile  seinen  Erfolg. 

Vattel  (1714—1767)  wurde  in  Couvet  (Schweiz)  geboren;  er  war 
Legationsrat  des  sächsischen  Kurfürsten  bei  der  Bepublik  Bern  und  Ge- 
heimrat in  Dresden.  —  Le  droit  des  gens  ou  principes  de  la  loi  naturelle 
appliquös  k  la  conduite  et  auz  affaires  des  nations  et  des  souverains,  1758. 

—  Vattel  ei*freute  sich  eines  bedeutenden  und  gerechtfertigten  Ansehens; 
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er  wird  häufig  von  Diplomaten  and  Staatsmännern  als  Gewährsmann  an- 
gemfen.  —  Zahlreiche  Ausgaben  und  Übersetzungen  sind  von  seinem 
Buche  erschienen.  —  Eine  yorzttgliche  Ausgabe  mit  Anmerkungen  ist  1863 
von  Pradier-Fod^rä  besorgt  worden.  (Eine  gute  Kritik  über  Vattel 
findet  sich  bei  Bivier,  op.  cit.,  pp.  405  et  s.  —  Wheaton,  op.  cit.,  pp. 
235  et  s.) 

Heineccius  (Heinecke  1681 — 1741),  geboren  zu  Lisemberg.  —  Ele»- 
menta  juris  naturae  et  gentium.  —  De  navibus  ob  yecturam  vetitarum 
mereium  commissis.  —  Mackintosch  bemerkte,  ich  kenne  keinen  Schrift- 
steller, der  die  völkerrechtlichen  Grundzttge  besser  entwickelt  hat. 

Barbeyrac  (1674 — 1744),  geboren  zu  Böziers,  Professor  zu  Lau- 
sanne 1710  und  zu  Groningen,  Mitglied  der  Berliner  Akademie.  —  Er 
hat  die  Werke  von  Grotius  und  von  Pufendorf  mit  Anmerkungen  versehen. 
—  Histoire  des  anciens  traitös  depuis  les  temps  les  plus  anciens  jusqu'ä 
Charlemagne,  1739.    (Siehe  das  günstige  Urteil  Biviers,  op.  cit.,  p.  389.) 

Gaspard  de  Böal  (1682 — 1752),  geboren  zu  Sisteron.  —  Seneschal 
von  Forcalquier.  Er  hat  ein  grosses  Werk:  La  science  du  Gouvernement, 
in  acht  Bänden  geschrieben.  Der  fünfte  Band  bezieht  sich  auf  das  Völker- 
recht.    (Siehe  Eivier,  pp.  416  et  417.) 

Abb6  Mably  (1709—1785),  geboren  zu  Grenoble.  —  Le  Droit  public 
de  l'Europe  fondö  sur  les  trait6s,  1747. 

Moser  (1701 — 1785),  geboren  zu  Stuttgart,  mit  23  Jahren  kaiser- 
licher Rat  zu  Wien,  Professor  zu  Tübingen  1727;  Direktor  der  Universität 
Frankfurt  a.  Oder,  1736  —  grttndete  1749  zu  Hanau  die  Staats-  und 
Kanzlei-Akademie,  war  württembergischer  Landschaftskonsulent.  —  Er  hat 
sehr  viele  Werke  geschrieben.  —  Erste  Grundlehren  des  jetzigen  europäischen 
Völkerrechts  (Nürnberg  1778).  —  Grundsätze  des  jetzt  üblichen  europäischen 
Völkerrechts  in  Friedenszeiten  (1750).  —  Grundsätze  des  Völkerrechts  in 
Eriegszeiten  (1752)  usw.  —  Nach  Moser  ist  das  Völkerrecht  rein  positiv 
und  praktisch.  (Siehe  ßivier,  op.  cit.,  pp.  418  et  s.  —  Wheaton,  op.  cit., 
pp.  387  et  s. 

Hübner  (1724—1795),  dänischer  Gesandter  in  Frankreich.  —  De  la 
saisie  des  bätiments  neutres,  1759.  (Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  273 
bis  282.) 

De  Bayneval  (1736 — 1812),  französischer  Diplomat,  Gesandter  Frank- 
reichs in  London.    Institutions  du  droit  de  la  nature  et  des  gens. 

Lampredi  (1761 — 1836).  —  Juris  naturae  et  gentium  theoremata.  — 
Commercio  dei  popoli  neutrali  in  tempo  di  guerra,  1788.  (Siehe  Wheaton, 
op.  cit.,  pp.  374  et  s.) 

Aznni  (1760—1827).  —  Systeme  universel  de  principes  du  droit  mari- 
time de  TEiurope. 

von  Martens  (Georg-Friedrich),  geboren  zu  Hamburg  (1756 — 1821), 
Professor  zu  Göttingen  1783,  Staatsrat  im  Königreich  Westfalen,  Gesandter 
Hannovers  auf  dem  Bundestage  zu  Frankfurt.  —  Primae  lineae  juris 
gentium  Europaeorum  practici,  1785.  —  Pr6cis  du  droit  des  gens  moderne 
de  TEurope,  1789,  ein  Werk,  das  sich  lange  eines  gössen  Ansehens  er- 
freute. —  Es  ist  sehr  oft  neu  aufgelegt  und  übersetzt  worden.  —  Eine 
gute  Ausgabe  mit  Anmerkungen  stammt  von  Pinheiro-Ferreira  und 
Yon  Vergä  1864.  —  Recueil  de  traitös  mit  Ergänzung  und  Fortsetzung. 
(Siehe  später.)  (Siehe  Wheaton,  op.  cit.,  pp.  390  et  s.  —  ßivier,  op  .cit., 
pp.  424  et  s.) 
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1895  und  1896  zu  einem  schlimmen  Streite  zwischen  Italien  und  Abessinien, 
der  mit  der  Niederlage  Italiens  endigte.  Der  Friedensschluss  wurde  am 
26.  Oktober  1896  zu  Addis-Abeba  unterzeichnet.  Der  Krieg  hatte  mehrere 
völkerrechtliche  Schwierigkeiten  hervorgerufen.*)] 

143^.  —  [Die  orientalische  Frage  zog  wieder  einmal  die  Auf- 
merksamkeit der  Diplomaten  auf  sich.  —  Im  Jahre  1894  fand  in  Armenien 
eine  Massentötung  von  Christen  statt.  Die  Grossmächte  (Deutschland, 
Österreich,  Frankreich,  Orossbritannien,  Italien  und  Bussland)  versuchen 
zu  intervenieren,  um  der  Türkei  die  Einführung  von  Beformen  vorzu- 
schreiben. —  Die  infolge  des  Blutbades  in  mehreren  Teilen  des  ottomanischen 
Beiches  ausgebrochenen  Wirren  greifen  alsbald  nach  Kreta  Über.  Kreta 
fordert  Abänderungen  seiner  Verwaltungseinrichtungen.  Auch  hier  legen 
sich  die  Mächte  ins  Mittel.  Ein  Beform-Yorschlag,  der  den  Kretern  ge- 
macht wurde,  wird  von  ihnen  am  4.  September  1896  angenommen.  Zum 
Unglttck  sucht  die  türkische  Begierung  die  Bedingungen  dieses  Vorschlags 
zu  umgehen,  obgleich  sie  ihm  beigetreten  war.  Dies  ist  der  Anlass  zu 
noch  ärgeren  Unruhen. 

Im  Februar  1897  findet  in  den  grösseren  Städten  der  Insel  ein  Ge- 
metzel statt;  allerorts  rufen  die  Christen  ihre  Vereinigung  mit  Griechen- 
land aus.  —  Daraufhin  entsendet  Griechenland  Truppen  unter  dem 
Oberbefehl  des  Obersten  Vassos  nach  Kreta.  Die  Mächte  verlangen  die 
Bttckben]ütang  dieser  Truppen  und  erklären,  dass  sie  Kreta  nur  eine 
autonome  Verwaltung  unter  der  Oberherrlichkeit  des  Sultans  einräumen 
könnten.  Auf  die  Weigerung  der  hellenischen  Begierung  besetzen  die 
Mächte  das  kretische  Gebiet  und  verhängen  eine  Blockade  über  die  Insel.  — 
Das  Verhältnis  zwischen  Griechenland  und  der  Türkei  wird  von  Tag  zu 
Tag  gespannter  und  im  April  1897  konunt  es  zum  Kriege. 

Griechenland  wird  besiegt.  Die  Grossmächte  greifen  ein,  um  die 
Friedensbedingungen  festzusetzen  und  Griechenlands  Finanzen  zu  reorga- 
nisieren. Eine  besondere  Begierung  wird  in  Kreta  unter  dem  Fürsten 
Georg  von  Griechenland,  der  als  Ol^rkommissar  die  Grossmächte  auf  der 
Insel  vertritt,  errichtet.*)] 

14310,  —  [Im  August  1897  wird  bei  der  Beise  des  Präsidenten  der 
französischen  Bepublik  nach  Petersburg  das  Bestehen  eines  Bündnisses 
zwischen  Frankreich  und  Bussland  von  den  beiden  Oberhäuptern  der 
Staaten  öffentlich  ausgesprochen.] 

143  ^^  —  [Das  Hauptereignis  des  Jahres  1898  ist  der  bedeutungsvolle 
Krieg  zwischen  den  Verein.  Staaten  und  Spanien.  Seine  eigentliche  Ur- 
sache liegt  in  dem  Ansprüche  der  Verein.  Staaten,  sich  in  den  Aufstand 
der  spanischen  Kolonie  Kuba  gegen  ihr  Mutterland  einzumischen  (No.  143^.). 
Der  Krieg,  der  mit  der  Niederwerfung  Spaniens  endigt,  bringt  die  meisten 
spanischen  Kolonien  in  die  Gewalt  der  Verein.  Staaten  und  steigert  die 

1)  [Despagnet,  Le  conflit  entre  Tltalie  et  FAbyssinie,  R.  D.  1.  P.,  t  IV,  pp.  5. 
et  8.  —  Fedozzi,  Le  droit  international  et  les  r^centes  hostilit^  italo-abyssines, 
R.  D.  L,  t.  XXVIII,  pp.  580  et  8.,  t.  XXIX,  pp.  49  et  8.  —  S.  auch  Oastonnet  des 
FoBses,  Les  Italiens  en  Abyssinie.] 

2)  [Die  armenische  Frage,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  pp.  256  et  s.,  t  III,  pp.  88  et  s.,  t 
IV,  pp.  583  et  s.  —  Streit,  La  qnesüon  cr^toise  au  point  de  vue  du  Droit  international, 
R.  D.  I.  P.,  t.  IV  et  VII.  —  Politis,  La  guerre  gr^-tnrque,  R.  D.  L  P.,  t  IV  et  V.  — 
La  gneire  de  1897,  R.  D.  L,  t  XXX.  —  Ffinrope  et  la  question  crötoise,  R.  D.  I.,  t 
JJXL,  pp.  84  et  s.  --  La  question  d'Orlent  et  le  Droit  international,  R.  D.  I.,  t  XXIX, 
pp.  867  et  8.  —  S.  auch  Gatellani,  Greta,  1897;  Kar-T4ria,  La  question  de 
Crete,  1897.]  —  De  StitgliU,  rtU  de  Cr^,  le  Ikeue  padfique  et  k  pUbiicUe  nUemaüomü, 
1899.  —  Streit,  La  question  eritoi$e  au  point  de  tfue  di$  Droit  international  R  D.  J.  P. 
1908  p,  222  et  s. 
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Bedeutung  dieser  Macht  in  der  Weltpolitik.  Der  Krieg  hat  mehrere 
interessante  völkerrechtliche  Fragen  zur  Sprache  gebracht.^)] 

143^'.  —  [In  demselben  Jahre  schreiten  die  Verein.  Staaten  zur  Ein- 
yerleibung  der  Sandwichs-Inseln.*)  —  Im  folgenden  Jahre  regeln  sie  durch 
Abkommen  mit  Deutschland  und  Grossbritannien  ihren  Besitzstand  auf 
den  Samao-Inseln.^] 

14S^^.  —  [Um  seine  Vormachtstellung  in  Ägypten  noch  mehr  zu 
festigen,  unternimmt  England  im  Jahre  1898  im  eigenen  Namen  und  im 
Namen  des  Ehediven  einen  Feldzug  gegen  den  Sudan,  den  es  den  Derwischen 
zu  entreissen  beabsichtigt.  Es  siegt  am  2.  September  1898.  bei  Omdurmann 
über  die  Derwische.  Am  19.  Januar  1899  trifft  es  mit  Ägypten  ein  Ab- 
kommen, betreffend  die  Souveränität  und  die  Verwaltung  des  Sudans: 
1)  Die  britische  Flagge  soll  zugleich  mit  der  ägyptischen  Flagge  im 
Sudan  wehen,  ausgenommen  in  Suakim,  wo  allein  die  ägyptische  Fahne 
gehisst  werden  soll;  2)  der  Generalgouvemeur  vom  Sudan  wird  vom 
Kbediven  ernannt,  er  bedarf  aber  der  Bestätigung  der  britischen  Regierung; 
3)  Der  Gouverneur  hat  gesetzgeberische,  richterliche  und  militärische 
Befugnisse.^)  —  Im  Laufe  dieses  Feldzuges  trafen  die  Engländer  mit  den 
unter  dem  Capitain  Marchand  stehenden  französischen  Truppen  zu- 
sammen, die  im  Auftrage  Frankreichs  seit  dem  10.  Juli  1898  Faschoda 
am  Nil  besetzt  hatten.  Auf  die  britischen  Verwahrungen  hin  ordnete  die 
französische  Regierung  die  Räumung  von  Faschoda  an.^)  Eine  Deklaration 
vom  21.  März  1899  zwischen  Frankreich  und  England  grenzt  die  Be- 
sitzungen der  beiden  Länder  im  Tal  des  oberen  Nils  und  des  oberen 
Kongos,  im  Sudan  und  in  der  Sahara  ab.^) 

14314  _  [£^  Vorgang  von  grösster  Bedeutung  kennzeichnet  das 
Jahr  1899.  Auf  Anregung  des  Zaren  von  Russland  treten  im  Haag  piiai- 
Juli)  europäische,  amerikanische  und  asiatische  Mächte  zu  einer  inter- 
nationalen Konferenz,  der  sogenannten  Friedenskonferenz,  zusammen,  um 
die  Gesetze  des  Kriegs  zu  regeln  und  die  internationale  Schiedssprechung 
zu  organisieren.  Wir  werden  später  hierauf  näher  eingehen.  (Siehe 
namentlich  No.  814«,  942«,  950\  950«,  970\  9702.)^)] 

143  ^^  —  [Aber  trotz  der  friedlichen  Gesinnungen,  die  die  Mächte 
durch  ihr  Erscheinen  auf  der  Haager  Konferenz  an  den  Tag  gelegt  hatten, 
kam  es  doch  bald  wieder  zu  kriegerischen  Verwicklungen.] 

[Seit  dem  10.  Oktober  1899  entspann  sich  zwischen  Grossbritannien 
and  der  südafiikanischen  oder  Transvaal-Repnblik,  mit  der  sich  der 
Oraigestaat  verbändet  hatte,  ein  Streit.  Den  Anlass  hierzu  gab  die  Be- 
hauptung Englands,  dass  Transvaal  den  Uitlanders  nicht  die  Rechte  ein- 
räume, worauf  sie  Anspruch  hätten  (s.  No.  143'),  und  dass  es  seine  ab- 
hängige Stellung  zu  Grossbritannien  nicht  anerkenne  (s.  No.  187").   Die 

IX  [Lc  Für,  R.  D.  I.  P.,  t.  V  et  VI]  —  femer  Olivart y  Le  üffirend  entrt  T^ 
ei  kB  Jttah  wmb  R  D.  L  P.  t.  JY,  p.  577  et  $.;  t  V,  p.  808  et  $.  und  499  et  «.;  i 
p.  S41  et  $.  und  t  IX,  p.  161  et  8. 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t  VI,  p.  32B.] 

3)  [Moye,  La  question  des  lies  Samoa,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  p.  126  et  t.  VU, 
p.  287.] 

4)  [Bespann et,  La  Convention  anglo-cffyptienne  du  19  jauvier  1S99  relative 
ä  la  souverainete  et  a  radministration  du  Souaan,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  p.  169.] 

5)  [Blanchard,  L'afbire   de  Faschoda    et  le  Droit  international,  R.  D.  L  P. 


t  VI,  pp.  880.  —  Robert  de  Caix,  Faschoda:  La  France  et  l'Angleterre  1S99.] 

6)  [R.  D.  L  P.,  t  VI,  p.  807.] 

7)  u)e  Lapradelle,  La  Conference  de  la  paix,  R.  R.  L  P.,  t  VI,  pp.  651  et  s.  — 


S.  noch  R.  D.  L  P.,.t.  VI,  pp.  846  et  s.  —  Mirfgnhac,  La  Conference  internationale 
de  la  paix,  1900.] 
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beiden  afrikanisclieii  Staaten  bringen  England  anfangs  schwere  Niederlagen 
bei,  aber  es  gelingt  Grossbritannien  durch  Entfaltung  grosser  Truppen- 
massen  die  Oberhand  zu  erlangen.  Sein  Oberbefehlshaber  verkflndet  im 
Laufe  des  Jahres  1900  durch  ein&che  Bekanntmachungen  die  Angliedening 
Transvaals  und  des  Oraojestaates  an  England.  Trotz  alledem  ist  es 
England  zur  Zeit  (September  1900)  noch  nicht  geglttckt,  seine  Feinde 
vollständig  zu  unterwerfen.  Aus  dem  sicheren  Verstecke  ihrer  Berge 
setzen  sie  der  englischen  Macht  tatkräftigen  Widerstand  entgegen.  Der 
sOdafrikaniscbe  Krieg  war  reich  an  interessanten  völkerrechtlichen 
ZwischenftUen.^)]*) 

[Ebenso  wie  England  hatte  auch  China  der  Friedenskonferenz  bei- 
gewohnt. Trotzdem  war  China  im  Jahre  1900  der  Schauplatz  tines 
grauenvollen  Blutbades,  das  unter  den  Christen  und  den  Ausländem  an- 
gerichtet wurde  und  das  an  das  Gemetzel  in  Armenien  einige  Jahre  vor- 
her erinnert.  Räuberbanden,  Boxer  genannt,  die  mit  der  chinesischen 
Regierung  unter  einer  Decke  zu  liegen  schienen,  mordeten  viele  chinesische 
Christen  und  Ausländer.  Unter  diesen  befand  sich  der  deutsche  Gesandte 
zu  Peking,  von  Eetteler.  Die  G^andtschaften  wurden  belagert  und 
eine  Zeitlang  musste  man  fürchten,  dass  die  Amtsträger  mit  ihrer  Um- 
gebung umgebracht  worden  seien.  Russland,  Frankreich,  England, 
Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Italien,  Japan  und  die  Verein.  Staaten 
entsandten  Kriegsschiffe  und  Truppen  nach  China,  um  ihre  Angehörigen 
zu  rächen  und  zu  verteidigen.  Ihre  gewissermassen  zu  einem  internationalen 
Heere  vereinigten  Soldaten  drangen  am  15.  August  1900  in  Peking  ein 
und  befreiten  die  Gesandtschaften.  Zur  Zeit  (September  1900)  kennt  man 
noch  nicht  den  politischen  Erfolg  dieser  Intervention,  die,  wie  hervor- 
gehoben zu  werden  verdient,  nicht  allein  von  den  europäischen  Gross- 
mächten, sondern  auch  von  Japan  und  den  Verein.  Staaten  unternommen 
worden  ist.**)] 

144.  —  Während  dieser  Geschichtsperiode  hat  eine  gewaltige  wirt- 
schaftliche Bewegung  fast  bei  allen  europäischen  Nationen  grosse  Um- 
wälzungen hervorgebracht.  Alle  trachteten  nach  einer  Verstärkung  ihrer 
Hil&quellen  und  nach  neuen  Absatzgebieten  für  die  Erzeugnisse  ihrer 
verhundertfachten  Industrie.  Hierbei  kamen  ihnen  die  bewunderungs- 
würdigen wissenschaftlichen  Erfindungen  sowie  die  stets  fortschreitende 
Entwicklung  und  Erweiterung  der  Verkehrsmittel  machtvoll  zur  Hilfe.  — 
Auf  der  andern  Seite  haben  geistige,  kttnstleriscbe,  gewerbliche  und  Handels- 
Bedttrfhisse  Tag  um  Tag  neue  Bande  um  die  VO^er  geschlungen.  Diese 
Bande  werden  durch  grosse  finanzielle  Unternehmungen,  durch  Anleihen  und 
durch  Eisenbahnbauten,  woran  sich  alle  Finanz-Märkte  Europas  beteiligen, 
nur  noch  inniger  und  fester.  Die  Befriedigung  dieser  stets  wachsenden  Be- 
dürfhisse erheischt  Handels-,  Post-,  Telegraphen-  und  Mfinz- Verträge,  Ab- 
kommen zum  Schutze  des  literarischen,  künstlerischen undgewerblichenEigen- 
tums  sowie  zur  Regelung  des  internationalen  Transportwesens  u.  dgl. 

1)  [Despagnet,  R.  D.  f.  P.,  t  VII  u.  Vm.  Siehe  auch  die  unter  No.  187"  an- 
geführten Abnandlangen.] 

*)  Der  Krieg  endete  im  Mai  1903  mit  der  WjXUn  Unterwerfung  der  beiden  BepMiken, 
die  England  einvmeibt  wurden.  Despagnet,  La  guerre  eudrafrtoaine  au  pemi  de  tme 
iwtematitmal,  B,  D.  L,  t  Y,  p.  97  et  9,  —  De  Louter,  La  guerre  sud<frieaine,  R  D.  L, 
t  in,  p.  467. 

•♦)  Lapr adelte,  La  ^teetim  Mneiee,  B.  D.  L  R,  t  VIII,  p.  »7:^  et  e;  t  IX,  p,  49 
et  f.  und  367  et  t.  mit  retcher  Literaturaingäbe;  femer  Guaeeo,  Lee  regknee  et  lei  eaueee 
de  Ja  criee  tkimoim,  B  D.  I.  F.,  t.  VIII,  p.  B8.  Der  Feldtug  endigt  ohne  QM^eeimfer- 
leibwigen;  China  iSbemimmt  nur  die  ErfUthmg  gewieeer  yerpflü^tungen. 
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Völker  und  Staatsmänner  werden  mehr  nnd  mehr  von  dem  Gefühle 
einer  Bechtsgemeinschaft  nnd  einer  Solidarität  der  Interessen,  die  die 
verschiedenen  Nationen  mit  einander  yerbflndet,  durchdrungen.  Eine  Reihe 
von  Kongressen  legt  Zeugnis  von  dieser  Gemeinschaft  ab;  zahlreiche  Ver- 
bände verkOnden  diese  Solidaiität  (No.  914^ff.). 

145.  —  In  politischer  Hinsicht  rückten  die  wichtigsten  und  schwierigsten 
Fragen  in  den  Vordergrund  der  Erörterungen:  das  Nationalitätsprinzip,  das 
Interventionsrecht,  der  Schutz  der  Christen  in  der  Türkei  und  ün  Orient, 
die  Neutralisation  gewisser  Staaten  und  Gebietstefle,  die  Begründung 
von  Schutzherrschaften,  der  Erwerb  von  Gebieten  in  Afrika,  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Neutralen  während  des  Kriegszustandes,  die  Eriegs- 
konterbande,  die  verschiedenen  Arten  der  Blockade,  die  Schiedssprechung, 
die  Beziehungen  mit  den  ostasiatischen  Staaten,  die  politische  Stellung 
des  Heiligen  Stuhles  usw. 

146.  —  Die  gedachten  Fragen  und  noch  manche  andere  haben  die 
Diplomatie  beschStigt  und  den  Abschluss  einer  grossen  Anzahl  von  Ver- 
trägen, sowie  das  Erscheinen  völkerrechtlicher  Werke,  kleinerer  Schriften, 
Abhandlungen,  Zeitschriftartikel  usw.  zur  Folge  gehabt.  Die  Literatur 
des  Völkerrechts  im  19.  Jahrhundert  bietet  eine  unendlich  reiche  Mannig- 
faltigkeit   Niemand  dürfte  wohl  behaupten,  sie  ganz  zu  beherrschen. 


VIII.  Ltteritur  des  Völkerrechts. 

147.  —  Es  darf  von  diesem  Lehrbuche,  das  im  wesentlichen  der  Ent- 
wicklung der  Grundzüge  des  Völkerrechts  gewidmet  ist,  weder  eine  ein- 
gehende geschichtliche  Darstellung  der  Literatur  dieses  Bechtszweiges,  noch 
auch  ein  ausführliches  Verzeichnis  aller  seiner  Schriften  und  Abhandlungen 
erwartet  werden. 

Eine  geschichtliche  Darlegung  der  völkerrechtlichen  Literatur  müsste 
notwendigerweise  stark  abgeküi'zt  und  lückenhaft  und  somit  ungenau  und 
zwecklos  sein. 

Wer  tiefer  in  die  Geschichte  der  Völkerrechtsliteratur  eindringen 
will,  dem  empfehlen  wir  die  vorzügliche:  Esquisse  d'une  Histoire  littiraire 
des  systemes  et  des  mithodes  du  Droit  des  gens  depuis  Grotius  jusqu'i 
nos  jours,  von  Alphonse  Bivier,  Universitätsprofessor  zu  Brüssel.  Sie 
bildet  den  vierten  Teil  der  in  französischer  Sprache  erschienenen  Intro- 
duction  du  Droit  des  gens  von  Franz  von  Holtzendorff  (1888— 1889). 0 
(Deutseh:  Bivier  in  v.  Holteendorffs  Handhuth,  Band  J,  8.  393—623: 
j^uUurhistariBche  Übersicht  der  Systeme  und  Theorien  des  Völkerrechts 
seit  Orotius*'.) 

Das  Werk  Omptedas  über  die  literarische  Geschichte  des  Völker- 
rechts „Literatur  des  gesamten,  sowohl  natürlichen  als  positiven  Völker- 
rechts'' (Berlin  1817)  gilt  als  eine  klassische  Schrift. 

Wheaton  bringt  in  seiner  Histoire  des  progrös  du  Droit  des  gens  en 
Europe  et  en  Amörique  (4  Mit.  18&5)  interessante  biographische  Angaben 
über  die  namhaftesten  Publizisten,  deren  Werke  er  auch  inhaltlich  kurz 
wiedergibt  und  bespricht. 

F.  von  lltartens,  Professor  zu  Petersburg,  gibt  in  der  Einleitung 


n  Wir  verdanken  Rivier  auch  eine  »Note  sur  la  litttoiture  du  Droit  des  gens 
a^aat  Ja  publicaüon  du  Jus  belli  ac  pads  de  Grotius  (1625)'',  1S83.] 


70  Einleitung. 


Amerikaner. 


pie  Vereinigten  StÄaten.  —  Bowen.  International  Law,  1896.  — 
Davis.  Ontlines  of  International  Law,  1888.  —  Dudley-Field.  Projet 
d'on  code  international  (Draft  autlines  of  an  intematianal  Code)  übersetzt 
von  Rolin,  1881.  —  Gardner.  Institutes  of  international  Law,  1860.  — 
Glenn.  Handbook  of  International  Law,  1895.  —  Halleck.  International 
Law,  3^  ödit.,  1893.  —  Elements  of  International  Law  and  Laws  of  War, 
1885.  —  Kent.  Commentaries  on  International  Law,  1878.  —  Lawrence 
(Beach).  Commentaire  snr  les  6Mments  dn  Droit  international  et  snr 
rUstoire  des  progrös  du  droit  des  gens  de  H.  Wheaton,  1868.  — 
Pomeroy.  Lectures  on  International  Law  in  time  of  Peace,  1886.  — 
Snow.  Cases  and  opinions  on  International  Law,  1893.  —  Wharton 
(Francis).  A  Digest  of  the  International  Law  of  the  United  States,  3*  Mit, 
1896.  —  Wheaton.  Elements  du  Droit  international,  mit  zaidreichen 
Ausgaben.  Es  ist  ins  chinesische  und  japanische  ttbersezt  worden.  Franzoe. 
Ausgabe  1874.] 

[Bolivien.  — Aspiazu.  Dogmas  delDerechointemacional,  1872. — Diaz 
de  Medina.   Nociones  de  Derecho  intemacional  modemo,  4''  Ausg.,  1899.] 

[Brasilien.  —  X.  No^oes  elementares  de  Direito  das  gentes,  1845.  — 
Matta  Albuquerque.    Elementos  do  Direito  das  gentes,  1851.] 

[ChUe.  —  Bello.  Principios  de  Derecho  intemacional,  mit  Anmerk. 
von  Silva,  1883.  —  Crnchaga.   Nociones  de  Derecho  intemacional,  1899. 

—  Suar  ez.   Compendio  de  Derecho  intemacional  de  Don  Andr^  Bello,  1883.] 

[Columbien.  —  Madiedo.  Tratado  de  Derecho  de  gentes,  intemacional, 
diplomatico  y  consular,  1874.] 

[Republik  Argentinien.  —  Alcorta.  Cours  de  droit  international 
public,  ins  französische  Übersetzt  von  Lehr,  1887.  —  Calvo.  Le  droit  inter* 
national  thöorique  et  pratique,  5*  Mit.,  1887 — 95  et  Supplement,    1896. 

—  Dictionnaire  de  Droit  intemational  public  et  priv6,  1885.  —  Diction- 
naire-manuel  de  diplomatie,  1885.  —  Manuel  de  Droit  intemational  pnblic 
et  privö,  1884.  —  Ferreyra.  Manual  de  Derecho  natural,  1861.  — 
Goenaga,  Magnasco  et  Echaide.  Notes  sur  le  Droit  intemational 
public  et  priv6.  —  Pinedo.  Cuadros  sinopticos.  —  Pintos,  Rivadavia 
et  Leguizamon.    Derecho  intemacional,  1874.] 

[Uraguay.  —  Gomar.   Curso  elemental  de  Derecho  de  gentes,  1864 — 66.] 
[Venezuela.  —  Seijas.    El  Deiecho  intemacional  hispano-americano 
publico  y  privado,  1884.] 

Engländer. 

[Cobbet.    Leading  cases  and  opinions  in  Intemational  Law,  1885. 

—  Creasy.  First  platform  of  international  Law,  1876.  —  Gripfith. 
Intemational  Law,  1890.  —  Hall.  International  Law,  4«  6dit.,  1895.  — 
Holland.  Elements  of  jurisprudence,  2«  6dit.,  1882.  —  Lawrence  (T.  J.) 
A  Handbook  of  public  intemational  Law,  4«  6dit.,  1898.  —  Essays  on 
some  disputed  questions  in  modern  intemational  Law,  1884.  —  The  prin- 
ciples  of  international  Law,  2«  6dit.,  1897.  —  Levy.  International  Law, 
1887.  —  Lorimer.  Institutes  of  the  Law  of  nations,  1883—84-  — 
Principes  de  Droit  international,  von  Nys  ins  Französische  übersetzt,  1885. 

—  Manning.  Commentaries  on  the  Law  of  nations,  1875.  —  Miller. 
The  Law  of  nature  and  nations  in  Scotland.  —  Phillimore.  Commen- 
taries upon  Intemational  Law,  3*  6dit.,  1879— 90.  —  Polson.  Principles 
fo  the  Law  of  nations,   1854.  —  Sheldon-Amos.    Lectures  on  inter^ 
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national  Law,  1874.  —  Sumner-Maine.  International  Law,  1888; 
französische  Übersetzung,  1890.  —  Travers  Twiss.  Le  droit  des  gens 
ou  des  nations  consid^r^  conime  conunnnant^s  politiqnes  ind^pendantes. 
The  Law  of  nations  eonsidered  a$  independeni  poliHcal  eommtmities  1875 j 
französische  Übersetzung,  1887 — 89.  —  Walker.  The  Science  of  Inter- 
national Law,  1893.  —  A  manual  of  public  international  Law,  1895.  — 
Westlake.  Ghapters  on  International  Law,  1894;  französische  Über- 
setzung von  Nys,  1895.  —  Wildmann.  Institutes  of  international  Law, 
1849—50.] 

Belgier. 

[Arntz.  Programme  du  cours  de  Droit  des  gens  fait  k  FUniversitö 
de  Bruxelles,  1882.  —  Morel.  Le  droit  international  en  six  tableaux 
synoptiques,  1854.] 

Spanier  und  Portugiesen. 

[Arenal.  Ensayo  sobre  el  Derecho  de  gentes,  1879.  —  De  Busta- 
mante.  Programas  de  las  asignaturas  de  Derecho  intemadonal  publico 
y  privado.  1891.  —  De  Ferrater.  Codigo  de  Derecho  intemacional, 
1846.  —  Feltner.  Manual  de  Derecho  intemacional,  1894.  —  Gama 
Lobo.  Nofoes  sobre  o  Direito  das  gentes,  1853.  —  Direito  intemacional, 
1865.  —  Gestoso  y  Acosta.  Curso  de  Derecho  intemacional  publico, 
2^  6dit.,  1898.  —  De  Labra.  Derecho  intemacional,  1877.  —  Lopez 
Saochez.  Elementos  de  Derecho  intemacional  publico,  1868.  —  Mozo. 
Derecho  de  gentes  y  maritimo  intemacional,  1898.  —  De  Olivart.  Manual 
de  Derecho  intemacional  publico  y  privado,  1885—87.  —  Tratado  y  notas 
de  Derecho  intemacional  publico.  2*  ödit.,  1900.  —  Programa  de  Derecho 
intemacional  publico,  1890.  —  Palva.  Mementos  do  Direito  das  gentes, 
4'  6dit.,  1857.  —  Pando.  Derecho  intemacional,  2«  6dit.,  1852.  —  Pin- 
heiro-Ferreira.  Cours  de  droit  public  inteme  et  exteme,  1830.  — 
Retortillo.  Codificacion  del  Derecho  intemacional,  2«  Mit,  1893.  — 
Vocabulario  de  Derecho  intemacional,  1893.  —  Riquelme.  Elementos 
de  Derecho  publico  intemacional,  1849.  —  Torres  Campos.  Elementos 
de  Derecho  intemacional  publico,  1890.  —  Tremosa.  Nodones  de  Derecho 
intemacional,  1896.  —  Trias.    Derecho  intemacional  publico,  1890.] 

Franzosen. 

[Bry.  Pr^cis  tiömentaire  de  Droit  intemational  public,  2*  Mit.  1892. 
—  Chr^tien.  Principes  de  Droit  international  public,  1893.  —  Des- 
pagnet.  Cours  de  Droit  intemational  public,  2*  Mit.,  1899.  —  Foignet. 
Droit  international  public,  3*  6dit.,  1899.  —  Funck-Brentano  et  Sorel. 
Prids  du  droit  des  gens.  1877.  —  Leray.  Ezposi  du  droit  international 
public,  1892.  —  Mass^.  Le  Droit  commercial  dans  ses  rapports  avec  le 
Droit  des  gens  et  le  Droit  civil,  3*  Mit.,  1874.  —  Pi6deli*vre.  Pricis 
de  Droit  intemational  public,  1894—95.  —  Poinsard.  Etudes  de  Droit 
intemational  conyenüonnel,  1894.  —  Pradier-Fod^r^.  Traiti  de  Droit 
international  public  europMn  et  amiricain,  1885—97.  —  RayneyaL 
Institutions  du  droit  de  la  nature  et  des  gens,  2*  Mit.,  1832.  —  Tissot. 
Prindpes  du  Droit  public,  1872.] 

Griechen. 
[Saripolos.    Völkerrecht  in  Kriegs-  und  FriMenszeiten  (griechisch), 
1860.] 
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Italiener. 


[Garnazza-Amari.  Traitö  de  Droit  international  pablic,  1875,  m 
Französische  Übersetzt  von  Montanari-Bevest,  1880.  —  Casalis-Ber- 
nardo.  Principii  fondamentali  di  un  codice  internazionale  del  Diritto 
delle  genti,  1873.  —  Casanova.  Del  Diritto  internazionale,  M..  Bmsa, 
1876.  —  Celli.  Systema  di  Diritto  internazionale  modemo,  1872.  — 
Contuzzi.  n  Diritto  delle  genti  dell'Umanit&,  1880.  —  Diritto  inter 
nazionale  pnbblico,  1889.  —  Del  Bon.  Instituzioni  del  Diritto  pubblico 
internazionale,  1868.  —  Farnese.  Proposito  di  an  codice  di  Diritto 
internazionale,  1873.  —  Ferrero-Gola.  Corso  di  Diritto  intemazio- 
nsde  pubbUco,  privato  e  maiitimo,  1866.  —  Fiore.  Nouveau  Droit  inter 
national  public,  ins  Französische  Übersetzt  von  Antoine,  1885 — 86.  —  Le 
Droit  international  codifiö,  ins  Französ.  übersetzt  von  Chritien,  1890.  — 
Grasso.  Principii  di  Diritto  internazionale  pubblico  e  privato,  1889.  — 
Luxardo.  Sistema  del  Diritto  internazionale,  1876.  —  Macri.  Teorica 
del  Diritto  internazionale,  1884 — 85.  —  Mamiani.  Di  an  nuovo  Diritto 
publico  europeo,  1859.  —  Mancini.  Diritto  internazionale,  1873.  — 
Manzato.  Element!  di  Diritto  internazionale  pubblico.  —  Miceli.  Filosofia 
del  Diritto  internazionale,  1889.  —  Morello.  Scienza  del  Diritto  inter- 
nazionale, 1875.  —  Parodo.  Saggio  di  codiflcazione  del  Diritto  inter- 
nazionale. —  Pertile.  Elementi  di  Diritto  internazionale  modemo,  1877— 
78.  —  Pierantoni.  Trattato  di  Diritto  internazionale,  1881.  —  Sandona. 
Trattato  di  Diritto  internazionale,  1870.] 

Bussen  und  Slaven. 

[Kapoustine,  Abriss  desVölken-echts  1856-59.— Völkerrecht,  Prospekt 
zu  Vorlesungen  1873.  —  Eatchenowsky^  Kursus  des  Völkerrechts 
1863-66.  —  F.  von  Martens,  Völkerrecht  (deutsch  von  Berghohm. 
1883-86)  (ins  Französische  öbersetzt  von  Leo  1883-87).  —  Stoianow, 
Geschichtliche  und  dogmatische  Skizze  des  Völkerrechts,  1875.] 

Schweizer. 

[Hornung,  Besumi  des  cours  de  Droit  public  et  de  Droit  international 
1878.  —  Bivier^  Programme  d'un  cours  de  Droit  des  gens  1889.  — 
Principes  du  Droit  des  gens,  1896.  —  Lehrbuch  desjgölkerrechte.  1899.] 

Zeitschriften. 

[Es  gibt  nicht  viele  Zeitschriften,  die  ausschliesslich  nur  dem  Völker- 
rechte gewidmet  sind;  es  bestehen  solche  eigentlich  nur  in  Frankreich, 
Belgien  und  Italien.  Dagegen  bringen  die  juristischen  und  literarischen  Zeit- 
schriften der  einzelnen  Länder  häufig  Artikel  über  völkerrechtliche  Fragen. 

Li  Frankreich  ist  die  wichtigste  Fachzeitschrift:  Die  Bevue  g6n6rale 
de  Droit  international  public,  die  im  Jahre  1894  von  Antoine  Pillet  und 
Paul  Fauchille  gegründet  worden  ist.  Sie  bietet  neben  den  jeweiligen 
wissenschaftlichen  Aufeätzen  eingehende  chronologische  Berichte  über 
interessante  völkerrechtliche  Vorgänge  der  Gegenwart  und  am  Schlosse 
jeder  Liefei-ung  Auszüge  aus  den  in  den  verschiedenen  französischen  und 
anderen  Zeitschriften  mitgeteilten  völkerrechtlichen  Artikeln.  —  Zu  er- 
wähnen ist  auch  noch  das  Journal  du  Droit  international  privö  von  Ginnet, 
femer:  die  Annales  des  sciences  politiques,  die  Bevue  du  droit  public,  die 
Bevue  d'histoire  diplomatique,   die  Bevue  des  Deux-Mondes,  der   Corre- 
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spondant,  die  Nouvelle  Revue,  die  Revue  de  Paris,  das  Memorial  diplo- 
matique, die  Qnestions  diplomatiques  et  coloniales. 

In  Belgien  ist  die  bedeutendste  Zeitschrift  die  Revue  de  Droit  inter- 
national et  de  I^gislation  comparöe,  sie  steht  unter  der  Leitung  von 
Edouard  Rolin,  einem  Sohne  eines  ihrer  Begiünder,  Rolin- Jaequemyns. 
—  Unter  den  literarischen  Zeitschriften  ist  die  Revue  g4n6rale  hervor- 
zuheben. 

Italien  bietet  die  Revista  di  Diritto  intemazionale  e  di  legislazione  com- 
parata.  Sie  ist  1898  von  Pasquale  Fiore,  Gianturco^  Lebano  und 
Marchieri  ins  Leben  gerufen  worden.  Von  den  allgemeineren  Zeitschi-iften 
verdienen  das  Archivio  giuridico,  die  Nuova  Antologia  sowie  die  Giuris- 
pi-udenza  intemazionale  Erwähnung. 

In  Russland  ist  im  Jahre  1897  die  Zeitschrift  für  Völkerrecht  und 
Staatsrecht  (in  russischer  Sprache)  unter  der  Leitung  von  Simson  ge- 
giündet  worden,  sie  ist  aber  nach  wenigen  Jahren  eingegangen. 

In  den  deutschsprachlichen  Ländern  sind  die  wichtigsten  Zeitschriften, 
worin  man  völkerrechtliche  Arbeiten  finden  kann:  Die  Annalen  des  deutschen 
Reichs,  herausgegeben  von  Hirth;  das  Archiv  ftLr  öffentliches  Recht,  von 
Laband  und  Stoerk;  die  Zeitschrift  ftlr  das  Privat,  und  öffentliche  Recht 
der  Gegenwart  von  Grünhut;  die  Tübinger  Zeitschrift  ftlr  die  gesamten 
Staatswissenschaften;  die  Zeitschrift  ftlr  internationales  Privat-  und  Straf- 
recht, begründet  von  ,,£fl£^  (fortgesetzt  von  Niemeyer). 

In  England  erscheinen  folgende  Zeitschriften:  Contemporary  Review, 
Fortnightly  Review,  Law  Quarterly  Review,  Law  Magazine  and  Review, 
Nineteenth  Century,  Saturday  Review. 

In  den  Vereinigten  Staaten  werden  veröffentlicht  die  North  American 
Review,  die  Political  Science  Quarterly  und  die  Law  Review  von  Pollock. 

Abgesehen  von  diesen  nationalen  Zeitschriften  besitzt  das  Völkerrecht 
noch  eine  Sammlung,  die  gewisseimassen  einen  allgemeinen  Charakter  an 
sich  trägt.  Es  ist  das  Annuaire  de  l'Institut  de  Droit  international,  das 
die  Beschlüsse  des  Instituts,  der  Jahi*esversammlungen  der  namhaftesten 
Sechtsgelehrten  der  ganzen  Welt,  sowie  die  ihnen  zu  gründe  liegenden 
Arbeiten  und  Verhandlungen  veröffentlicht.] 

Sammelwerke. 

Seit  dem  18.  Jahrhundert  sind  verschiedene  Sammlungen  von  Staats- 
verträgen veröffentlicht  worden,  die  in  zwei  Gruppen  zerfallen.  —  Die 
einen  sind  allgemeiner  Art,  sie  enthalten  alle  Verträge,  die  innerhalb 
eines  bestimmten  Zeitraums  von  den  einzelnen  Staaten  geschlossen  worden 
sind.  Die  andern  bilden  die  nationalen  Sammlungen,  die  nur  die  Verträge 
wiedergeben,  die  von  einem  bestimmten  Staate  mit  andern  Mächten  ver- 
einbart worden  sind.^ 

A.  —  Allgemeine  Sammlungen. 

Dumont.  Le  corps  universel  diplomatique  du  droit  des  gens  (8  Bände 
1726-1731).  Er  enthält  die  Verträge,  die  von  800  bis  1730  abgeschlossen 
wordensind.  —  Barbeyrac  und  Jean  Rousset  haben  mehrere  Ergänzungen 
hierzu  geliefert. 


1)  [Das  interuationale  Bureau  des  Verbandes  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  hat  seit  1896  die  VerSffeiitlichuDg  eines  Recueil  general  de  la  legislatlon 
et  des  traites  concemant  la  propri6te  industrielle  begonnen.] 
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[Schmanss.     Corpus  juris  gentium  acadeniicum  (1076-1731),  1731.] 

[Leibnitz.  Codex  jnris  gentium  diplomaticns  (1096-1500).  Mantissa 
Codicis,  1693-1700.] 

[Wenck.  Codex  juris  gentium  recentissimi  (1735-1772)  1781-95.] 
Ch.  de  Martens  und  de  Cussy.  Becueil  manuel  et  pratique  de  traitä 
et  Conventions,  etc  .  .  .  depuis  1760jusqu'ä  r^poque  actuelle  (1856),  forl^ 
gesetzt  von  Geffcken.  G.  F.  y.  Martens.  Recueil  des  principaox  traites 
d'alliance,  de  paix,  de  tr^ye,  de  neutraliti,  de  commerce  etc.  etc.  depuis 
1761  jusqu'ä  nos  jours,  1801.  Diese  Sammlung  ist  yon  Karl  yon  Martens, 
Saalfeld,  Murchard,  Samwer,  Hopfund  Stoerk  unter  der  Bezeichnung 
Nouyeau  Recueil  gtoöral  de  traites  etc.  fortgesetzt  worden. 

D'Hauteriye  et  de  Cussy.  Becueil  des  traites  de  commerce  et  de 
nayigation  (9  Bände). 

Les  Archiyes  diplomatiques.  Recueil  mensuel  de  diplomatie  et  dliistoire 
depuis  1861  k  1876.  —  Neue  Serie  seit  1880  unter  der  Leitung  yon 
Louis  Renault. 

[Das  Staatsarchiy  (von  Äegidi  und  Klauhold).  —  Deutsche  Sammlung 
der  diplomatischen  Aktenstücke  seit  1861  (fortgesetzt  von  Kremer, 
Auenrode^  Wortmanny  Hirsch  und  DelbrüekJ]. 

B.  —  Besondere  Sammlungen. 

Dies  sind  nationale  Sanmilungen,  die  die  meisten  europäischen  und 
amerikanischen  Staaten  yeranstaltet  haben.  Im  allgemeinen  bringen  sie 
in  zeitlicher  Reihenfolge  und  ohne  Unterscheidung  des  Inhalts  die  yer- 
schiedenen  Verträge,  die  yon  dem  betreffenden  Staate  abgeschlossen 
worden  sind.^) 

Die  wichtigsten  Sammlungen  sind:  für  Frankreich  die  yon  de  Clercq. 
Recueil  des  traitös,  conyentions  et  actes  diplomatiques  conclus  par  la 
France  ayec  les  puissances  6trangöres  (1713-1893). 

Für  Betigen  die  yon  Garcia  de  la  Vega,  Recueil  des  traites  et 
conyentions  concemant  le  royaume  de  Belgique,  —  [die  yon  Lanckmann, 
Code  des  relations  extörieures  de  la  Belgique,  —  die  yon  de  Bnsschere, 
Code  de  traitte  et  arrangements  intemationaux  interessant  la  Belgique]. 

[Für  die  Niederlande  die  yon  de  Lagemans,  Recueil  des  traitös  et 
conyentions,  conclus  par  le  royaume  des  Pays-Bas  ayec  les  puissances 
etrangöres  depuis  1813  jusqu'ä  nos  jours.] 

[Für  Luxemburg:  das  Werk  yon  Ruppert:  das  Grossherzogtum  Luxem- 
burg in  seinen  internationalen  Beziehungen.] 

Für  Österreich  die  yon  Neumann,  Vertragssammlung  ....  des  öster- 
reichischen Staates  mit  den  fremden  Mächten  seit  1763  bis  zum  heutigen 
Tage  und  die  yon  Angebert,  Sammlung  yon  Verträgen  ....  betreffend 
Österreich  und  Italien  yon  1703  bis  zur  Eröffiaung  der  Feindseligkeiten 
(1859). 

Für  England  die  yon  Hertslet,  A  complete  collection  of  the  treatises 
....  between  G.  Britain  and  foreign  powers. 

Für  Preussen  die  yon  Rohr  scheid,  Preussens  Staatsyerträge. 

Für  die  Verein.  Staaten  die  yon  Elliot,  American  diplomatie  Code 
(yon  1778  bis  1834)  und  die  yon  Bancroft-Dayis,  Treatises  and  con- 
yentions concluded  between  the  United  Staates,  etc. 

1)  [▼.  Martitz  bringt  in  einem  Artikel  der  R.  D.  I.,  t.  XVm,  pp.  171  bis  189 
eine  fast  erschöpfende  liste  der  besonderen  Sammlungen,  die  in  den  yerschiedenen 
Staaten  bis  zum  Jahre  1886  erschienen  sind.] 
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Für  Italien  die  Sammlimg  des  Ministerirnns  fttr  auswärtige  Angelegen- 
heiten, Raccolta  dei  trattati,  etc.  und  die  von  Lnigi  Palma,  Nnova 
raccolta  dei  trattati  etc. 

Für  Spanien  die  von  Del  Cantillo,  Tratados  de  paz  y  de  comercio 
etc.  (170O--1843),  —  [die  von  de  Olivart,  Coleccion  de  tratados  de 
Espana  desde  et  reinado  de  Isabel  n  hasta  nnestros  dias  (1834 — 1890).] 

[Fttr  Portugal  die  von  Borges  de  Castro  et  Judice  Bikes,  Col- 
lec^ao  dos  tratados,  convBi^es,  contratos  e  actos  publicos  celebrados  entre 
a  Caroa  de  Portugal  e  as  mais  potentias]. 

[Fttr  Bumänien  die  yon  T.  G.  Djuvara,  Internationale  Verträge, 
Abkommen  und  Vereinbarungen  Rumäniens,  und  die  von  Braileanu, 
Verti*äge  Bumäniens  mit  fremden  Staaten,  betreffend  den  Handel  und  die 
Fabrikzeichen  1899]. 

Fttr  Kussland  die  von  F.  von  Härtens,  Becueil  des  traitis  et  Con- 
ventions etc depuis  Tannto  1648,  —  [die  von  Iwanowsky,  Becueil 

des  trait^s  en  vigueur  conclus  par  la  Bussie  avec  les  puissances  ^trangires]. 

[Fttr  Schweden  Sveriges  tractater  med  främmande  magter  utgivne 
ab  Bydberg.  —  Fttr  Norwegen   Overenskomster  med  fremmede  Stater]. 

[Fttr  die  Schweiz  die  Sammlung  von  Eichmann,  Handels  und  Nieder- 
lassungverträge der  Schweiz]. 

[Fttr  Dänemark  die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  der  auswärtigen 
Angelegenheiten:  Sammlung  der  Staats-  und  Handelsverträge]. 

Fttr  die  lateinischen  Staaten  Amerikas  die  von  Calvo,  Becueil  his- 
torique  complet  des  trait^,  etc  ....  de  tous  les  ^tats  de  TAm^rique 
latine,  depuis  Tannto  1493  jusqu'i  nos  jours  (1869).  [Es  gibt  auch  be- 
sondere Sammlungen  fttr  Argentinien,  CostarBica,  Chile,  Mexiko,  Paraguay, 
Peru  und  Salvador]. 

Fttr  die  Tttrkei  die  Sanmüung  von  de  Testa,  Vertragssammlung  der 
ottomanischen  Pforte  von  1536  an  (1865)  —  [und  die  von  Noradounghian, 
Sammlung  internationaler  Aktenstttcke  des  osmanischen  Beichs  (1897)]. 

Um  das  Auffinden  der  Verträge  in  den  verschiedenen  Sammlungen  zu 
erleichtem,  hat  Tätet  ein  Bepertorium  veröffentlicht,  worin  die  Stelle 
angegeben  wird,  wo  die  Verträge  in  den  einzelnen  Sammlungen  abgedruckt 
sind.  Dies  Bepertorium  bezieht  sich  auf  die  Vertigo  von  1648  bis  1868 
[de  Bivier  hat  1895 — 99  ein  ähnliches  Bepertorium  herausgegeben,  das 
das  vorgedachte  ergänzt;  es  erstreckt  sich  auf  die  Verträge  von  1867  bis 
1897]. 

Auf  der  im  Jahre  1892  zu  Genf  stattgehabten  Versammlung  hat  das 
Institut  fttr  Völkerrecht  die  Schaffung  eines  auf  gemeinschaftliche  Kosten 
der  Staaten  zu  unterhaltenden  internationalen  Amtes  vorgeschlagen,  das 
die  Veröffentlichung  der  ihm  von  den  Begierungen  zur  Kenntnis  gebrachten 
Verträge  und  diplomatischen  Aktenstttcke  vornehmen  soll.  [Diese  Frage  ist 
im  Ja^e  1894  von  einigen  Staaten,  deren  BevoUmächtigte  in  Bern  zu 
einer  Konferenz  zusammengetreten  waren,  beraten  worden.  Der  Gedanke 
eines  internationalen  Verbandes  zur  Veröffentlichung  von  Staatsverträgen 
scheint  sich  jedoch  nicht  so  bald  verwirklichen  zu  sollen].^) 


1)  [8.  hierüber  Rostworowsky,  L'Union  internationale  pour  la  publication  des 
traites,  R.  D.  1.  P.,  t  I.  pp.  890  et  s.  —  R.  D.  I.  P..  t  D,  pp.  1121  et  s.  —  Descamps, 
Lllnion  internationale  pour  la  publication  des  trait^  1894.  ^  Vgl  Kamarowsky, 
Publication  des  tndt^s,  R.  D.  I.,  t  X,  p.  876.] 
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Bei  der  Daistellung  des  Völkerrechts  ist  ebenso  wie  bei  der  des 
Privatreclits  die  Lehre  von  den  Personen  oder  den  Subjekten,  die  fähig 
sind,  Rechte  oder  Pflichten  zu  besitzen,  die  Lehre  von  den  Sachen,  die 
Lehre  von  den  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  den  Personen  oder  das 
Obligationsrecht  und  die  Lehre  von  den  Bechtsschutzmitteln  (actions)  zu 
berücksichtigen.  Lidern  wii*  diese  Beihenfolge  einhalten,  vermeiden  wir 
es,  in  die  Gewohnheiten  der  Studierenden  störend  einzugreifen. 

Das  Lehrbuch  enthält  daher  folgende  Teile: 
I.  Teil.  —  Die  Personen. 

n.  Teil.  —  Die  Sachen. 

ni.  Teil.  —  Die  friedlichen  Beziehungen  zwischen  den  Staaten. 

IV.  Teil.  —  Die  internationalen  Streitigkeiten  und  deren  Erledigung. 
V.  Teil.  —  Das  Aktionsrecht.  —  Der  Krieg.*) 


1)  Die  Yölkerrechtslehrbücher  bieten  eine  grosse  Mannigüaltigkeit  in  der  £in- 
teüung  des  Rechtsstoffs.  Man  yergleiche  die  werke  von  Blnntschli,  Heffter, 
CalTO,  Fiore,  Pradier-Fod^re  usw.  Der  hier  angenommene  Lehrplan  nähert 
sich  sehr  der  Einteilong,  die  Chauyeau  befolgt  hat.  (Ghauvean,  Le  Droit  des 
:en8.  IntroducÜon)  {vgl  iSber  Sjßtemattk  des  VoOcerrtdUs  namenUkh  Kalttnborni  KrUik 
ymerreehis,  Sdp,  F.,  1847  und  Bivier,  yoOserretM,  §  6.) 
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Die  Personen. 


154.  —  Die  Staaten  sind  als  Mitglieder  der  internationalen  (Ge- 
meinschaft (Nro.  12  n.  ff.)  die  völkerrechtlichen  Personen  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes.  Sie  sind  fähig,  aktive  oder  passive  Träger  von  ur- 
sprünglichen und  natürlichen  oder  von  positiven,  durch  Verträge  ausbe- 
dongenen  oder  durch  Herkommen  bestätigten,  veränderlichen  Bechten  zu 
sein  oder  zu  werden,  sowie  ein  Gebiet  zu  besitzen  und  hierüber  Herrschaft 
und  Gewalt  auszuüben. 

Sind  die  Staaten  die  einzigen  vOlken*echtlichen  Personen?  — 
Zweifellos  sind  sie  dies,  wenn  man  unter  „völkerrechtlichen  Personen'^ 
dasselbe  versteht,  wie  unter  gMitgliedem  der  internationalen  Gemein- 
schaft". Die  Staaten,  in  ihrer  Eigenschaft  als  politische  Gebilde,  sind  in 
der  Tat  die  einzigen  Mitglieder  dieser  auf  stillschweigender  Willens- 
einigung beruhenden  Gemeinschaft  (Nro.  13  u.  ff.). 

Wenn  man  aber  die  Bezeichnung  „völkerrechtliche  Personen"  in  einem 
andern  Sinne  nimmt  und  darunter  auch  alle  diejenigen  Wesen  begreift, 
deren  Rechtsstellung  das  Völkerrecht  regelt,  deren  Rechte  und  Pflichten 
es  bestimmt  und  deren  Befugnisse  es  einschränkt  oder  erweitert,  so  sind 
die  Staaten  nicht  die  einzigen  völkerrechtlichen  Personen.  Es  gibt 
noch  andere. 

155.  —  A.  —  Der  gelehrte  italienische  Professor  Pasquale  Fiore 
rechnet  zu  den  Subjekten  des  Völkerrechts  die  römisch-katholische 
Kirche,  als  eine  notwendige  und  naturgemässe  Einrichtung,  als  eine  be- 
sondere Form  menschlicher  Vergesellschaftung.  Die  Begründung  einer 
religiösen  Gemeinschaft  ist  nicht  das  Werk  der  Willkür  oder  des  Zufalls. 
Sie  ist  eine  notwendige  Tatsache,  ebenso  wie  die  Bildung  eines  Staates. 
Sittliche  Bedttrfiiisse  haben  die  von  dem  nämlichen  Glauben  beseelten 
Menschen  dazu  getrieben,  sich  zu  einer  Gemeinschaft  zusammen  zu  schliessen, 
gerade  so  wie  andere  nicht  weniger  natürliche  und  nicht  weniger  ge- 
bieterische Bedürfhisse  die  Menschen  zur  Gründung  von  Staaten  bewogen 
haben.  —  Die  katholische  Kirche  ist  eine  Persönlichkeit  für  sich;  sie  ist 
rechtsfähig;  ihr  Wirkungskreis  ist  unabhängig  vom  Besitze  eines  Land- 
gebiets; sie  bildet  einen  lebenden  Organismus  und  hat  eine  zentrale  Re- 
gierung. —  Auf  dieser  Grundlage  baut  Fiore  seine  Lehre  auf  und  bestimmt 
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die  internationalen  Eechte  und  Pflichten  der  katholischen  Kirche  (Droit 
intern,  codifiö,  liv.  I  tit  V  art.  437  i  469).  —  Chrötien  (Principes  de 
droit  intern,  public,  eh.  I  No.  77)  pflichtet  der  Ansicht  Fi o res  bei.  Diese 
Lehre  ist  jedenfalls  vortrefflich  verteidigt. 

Die  meisten  Publizisten  weisen  sie  zurück,  so  namentlich  Bluntschli« 
(op.  cit.,  Art.  26)  Heffter-Geffcken  (op.  cit.,  §  40),  F.  v.  Härtens 
(op.  cit.,  Bd.  I  S.  324)  und  Pradier-Fod^r*  (No.  81).  Dies  ist  unseres 
Erachtens  das  Kichtige.  —  Nicht  das  Völkerrecht  regelt  die  Beziehimgeii 
der  römischen  Kirche  zu  den  einzelnen  Staaten,  vielmehr  bestimmt  .das 
jeweilige  innerstaatliche  Recht,  das  die  Kirche  als  eine  der  politischen 
Gesetzgebung  des  Staates  unterworfene  Korporation  betrachtet,  die  Itechte 
und  Privilegien,  die  dieser  Korporation  einzuräumen,  und  die  Beschrän- 
kungen, die  ihr  aufzuerlegen  sind.  —  Wollte  ein  Souverän,  der,  wie  z.  B. 
der  König  von  Grossbritannien  oder  ein  anderer  Fürst,  über  katholische 
Untertanen  gebietet,  sich  weigern,  die  zentrale  Einheit  der  katholischen 
Kirche  anzuerkennen,  so  würde  er  zwar  die  religiösen  Gefühle  seiner 
katholischen  Untertanen  verletzen,  er  würde  aber  nicht  gegen  das  Völker- 
recht Verstössen.  — EineBechtspersönlichkeit  muss  wenigstens  die  moralische 
Verantwortung  für  ihre  Handlungen  übernehmen;  diese  persönliche  Verant- 
wortlichkeit ist  für  das  Bestehen  von  Bechtsbeziehungen  unerlässlich. 
Haftet  aber  etwa  die  römische  Kirche,  als  die  allgemeine,  weltbeherrschende 
Kirche,  unmittelbar  für  Handlungen,  die  im  Verkehre  der  geistlichen  Macht 
mit  den  Staaten,  den  weltlichen  Mächten,  vorgenommen  worden  sind? 
Ist  es  nicht  vielmehr  jedesmal  die  Landeskirche  in  diesem  oder  jenem 
Staate,  die  allein  und  unmittelbar  die  Folgen  zu  tragen  hat?  Kann  man 
etwa  sagen,  dass  die  Kirche  in  ihrer  Allgemeinheit  durch  die  Vor-  und 
Nachteile  des  fianzösischen  Konkordats  vom  15.  Juli  1801  berührt  werde? 
Nur  die  französische  Landeskirche,  die  an  dies  Konkordat  gebunden  ist, 
steht  unter  dessen  Wirkungen.  Wenn  die  römisch-kathoUsche  Kirche 
keine  völkerrechtliche  Persönlichkeit  besitzt,  so  muss  diese  Eigenschaft 
um  so  mehi'  der  giiechischen,  russischen,  armenischen,  und  protestantischen 
Kirche,  sowie  den  jüdischen  und  den  übrigen  Glaubensgenossenschaften 
der  gesitteten  Welt  versagt  werden. 

156.  —  B.  —  Ist  der  Papst,  das  Oberhaupt  der  grossen  katholischen 
Glaubensgenossenschaft,  eine  völkeirechtliche  Person,  wiewohl  der  katho- 
lischen Kirche  selbst  diese  Eigenschaft  abgeht?  —  Die  Verneinung  dieser 
Frage  scheint  auf  den  ersten  Blick  zweifellos  zu  sein.  —  Trotzdem  ver- 
dient angesichts  der  Bechtsstellung,  die  dem  Papste  sowohl  durch  das 
italienische  Garantiegesetz  vom  13.  Mai  1871  als  auch  durch  die  stete 
Praxis  der  zivilisierten  Staaten  gewährt  wird,  die  bejahende  Meinung 
unseres  Dafttrhaltens  den  Vorzug.  —  Dies  ist  vielleicht  unlogisch,  aber  es 
wird  durch  den  gegenwäi*tigen  Zustand  der  christlichen  Welt  bedingt. 
Bei  der  Prüftmg  der  Kechtsstellung  des  Papstes,  die  dem  zweiten  Buche 
vorbehalten  bleibt,  wird  dies  verständlicher  werden. 

156*^  —  [C.  —  Sind  die  Souveräne  und  die  diplomatischen 
Agenten  als  völken*echtliche  Personen  anzusehen?  Einige  Schriftsteller 
behaupten  es,  so  insbesondere  Heffter  (op.  cit.,  §  14).^)  —  Die  Mehrzahl 
von  ihnen  ist  aber  anderer  Ansicht:  so  Geffcken  bei  Heffter  (op.  cit., 
§  14,  Anm.  2),  F.  v.  Martens  (op.  cit,  Bd.  I,  §  80,  S.  308),  Despagnet 
(Coui'S  de  Droit  intern,  public.  No.  69,  p.  75)  und  Rivier  (op.  cit.,  1. 1, 


1)  [Vgl. noch  Bluntschli,  op. cit'Art. 27.  —  G.  F.  v.  Martens,  Preds  du  Droit 
des  gens,  §  64.  —  Phillimore,  CommentÄries,  t.  IL,  p.  27.] 
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p.  49).  Die  Monarchen  und  Präsidenten  der  Eepubliken  sowie  die  Botschafter 
und  Gesandten  sind  nur  Vertreter  ihrer  Staaten;  wenn  gewisse  völker- 
rechtliche Begeln  auf  sie  Anwendung  finden,  so  liegt  dies  daran,  dass  sie 
die  Organe  der  Staaten  bilden,  die  ihrerseits  Yölkerrechtspersönlichkeit 
haben  (No.  632).  —  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  die  Souveräne  und 
diplomatischen  Agenten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Menschen  Subjekte  des 
Völkerrechts  sind.] 

157.  —  D.  —  y,Der  Mensch  hat  als  Mitglied  der  Menschheit,  wie 
Fiore  ausführt,  eine  eigene  Individualität;  er  kann  sich  seinen  Wirkungs- 
kreis auf  allen  Teilen  der  Erdoberfläche  begründen;  er  besitzt  eine  Rechts- 
föhigkeit,  die  ihm  „wegen  seines  Daseins  selbst^  gebührt  und  die  „unab- 
hängig^ von  der  ist,  die  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Staatsbürger  gewährt 
werden  mag.  Er  hat  Anspruch  auf  Zuerkennung  gewisser  „der  mensch- 
lichen Person  anhaftender^  Befugnisse,  die  vom  Völkerrechte  bestimmt 
und  beherrscht  werden.  —  Der  Mensch  ist  als  Mitglied  der  Menschheit 
der  Herrschaft  des  Bechts  unterworfen."  Fiore  entwickelt  in  seinem 
Droit  intern,  codifiä  (Art.  31,  note  et  art.  317  ä  436)  diese  Lehrmeinung 
und  zeigt  ihre  Anwendungen. 

Auch  Heffter  zählt  zu  den  unmittelbaren  Subjekten  des  Völker- 
rechts den  Menschen  an  und  für  sich  und  die  Untertanen  eines  Staates 
in  ihrem  Verhältnis  zu  den  andern  Staaten.  Er  entwickelt  seine  Ansicht, 
indem  er  die  Urrechte,  die  auf  der  persönlichen  Freiheit  beruhen  und  die 
man  nicht  mit  den  poUtischen  und  staatsbürgerlichen  Bechten  verwechseln 
darff  eingehend  prüft.  Geffcken  hat  diese  Ansicht  einer  Kritik  unter- 
zogen (op.  cit.,  §  14,  Anm.  2,  §  58). 

Unstreitig  ist  der  Mensch  keine  völkerrechtliche  Person  nach  Art  des 
Staates.  Es  besteht  zwischen  beiden  ein  tiefgehender  Unterschied,  der  unter 
anderm  in  folgendem  liegt.  Völkerrechtlich  betrachtet,  hat  der  Staat  einen 
einheitlichen  Charakter,  er  ist  nichts  anderes  und  kann  nichts  anderes  sein, 
als  Subjekt  des  Völkerrechts.  Der  Mensch  hingegen  hat  einen  zusammen- 
gesetzten, einen  gemischten  Charakter.  Er  ist  sowohl  Subjekt  des  Völker- 
rechts, als  auch  Subjekt  des  besonderen  Bechtes  seines  Landes,  des  öffent- 
lichen- und  des  Privatrechts.  Diese  beiden  Eigenschaften  beeinflussen 
einander  in  gegenseitiger  Wechselwirkung.  Man  opfert  die  erste  der  zweiten, 
wenn  man  dem  Menschen  die  völkerrechtliche  Persönlichkeit  versagt. 

Hat  der  Mensch  nicht  Anspruch  auf  gewisse  allgemeine  Menschen- 
rechte? Schützt  doch  heute  das  Völkerrecht,  ohne  Bücksicht  auf  die  Staats- 
zugehörigkeit,  die  menschliche  Person  und  das  Privateigentum  insofern^ 
als  es  Vorschriften  über  die  Bekämpfung  des  Sklavenhandels  und  die  Unter- 
drückung des  Seeraubs  erlässt. 

Und  noch  mehr!  Der  einzelne  Mensch  geniesst  allenthalben,  in  seiner 
Eigenschaft  als  Untertan  eines  anerkannten  Staates,  gewisse  Befugnisse, 
die  sich  aus  dem  Völkerrechte  ableiten  lassen.  Die  Nichtachtung  dieser 
Befugnisse  würde  nicht  nur  den  davon  betroffenen  verletzen,  sondern  auch 
den  Staat,  dessen  Bürger  er  ist.  Das  Becht  der  Staatsangehörigkeit,  das 
Fremden-,  Auswandemngs-,  und  Naturalisationsrecht  gehören  in  gewissen 
Beziehungen  dem  Völkerrechte,  in  gewissen  andern  dem  innerstaatlichen 
Bechte  an.  Wegen  der  Auswanderung  und  der  Naturalisation  sind  schon 
h&aflg  Streitigkeiten  zwischen  Staaten  ausgebrochen.^  Fällt  nicht  auch 
die  Begelung  der  Auslieferung  von  Verbrechern,  die  doch  in  die  Verhält- 
nisse der  beschuldigten  Einzelpersonen  besonders  fühlhar  eingreift,  im 

i;  Westlake,  De  la  naturalisatioD,  R.  D.  L,  t  I,  p.  102. 
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wesentlichen  dem  Bereiche  des  Völkerrechts  anheim?  —  In  diesen,  wie  in 
vielen  andern  Fällen,  tritt  der  Untertan  eines  Staates  nicht  etwa  mit 
den  Untertanen  eines  andern  Staates,  sondern  mit  diesem  Staate  selbst  in 
Berührung,  in  ein  Bechtsverhältnis  oder  gar  in  einen  Streit,  und  mit 
diesem  Staate,  dieser  völkerrechtlichen  Person,  ist  das  Rechtsverhältnis 
zn  regeln  oder  der  Streit  zum  Austrage  zu  bringen.  Dies  Bechtsverh&ltDb 
und  dieser  Streit  sind  völkerrechtlicher  Natur  und  gehören  dem  Völker- 
rechte an,  gerade  so  wie  ähnliche  Fälle,  die  sich  im  Innern  eines  Staates 
abspielen,  staatsrechtlicher  Natur  sein  würden.*) 

158.  —  E.  —  Wandernde  Völkerschaften  und  wilde  Horden  werden 
von  den  meisten  nicht  zu  den  völkerrechtlichen  Personen  gezählt.')  — 
Diese  Ansicht  ist  durchaus  richtig  und  zutreffend,  insofern  es  sich  um 
solche  Volksstänmie  handelt,  die  —  wie  es  deren  noch  heutzutage  in  einem 
Teile  Afrikas  geben  soll  —  noch  jeder  inneren  Organisation  und  jeder 
Begierungsgewalt  entbehren.  —  Mit  Entschiedenheit  aber  verwahren  wir 
uns  gegen  diese  Meinung,  wenn  man  sie  in  der  geheimen  Absicht  vor- 
schützt, um  grausame  Eroberungszttge  und  Vergewaltigungen  zu  recht- 
fertigen, und  wenn  man  sie  daher  missbraucht,  um  jenen  kleinen  afrika- 
nischen Staaten,  worüber  uns  die  Forschungsreisenden  täglich  neue,  genaue 
Aufschlüsse  geben,  die  Eigenschaft  völkerrechtlicher  Personen  abzusprechen. 
Man  denke  nur  an  König  Matebeles,  der  Jahre  lang  dem  habsüchtigen 
Vorgehen  der  englisch-südafrikanischen  G^ellschaft  trotzen  konnte!  — 
Es  ist  durchaus  selbstverständlich,  wenn  Europa  diesen  kleinen  Staaten 
nicht  dieselbe  Behandlung  widerfahren  lässt,  wie  den  zivilisierten  Staaten. 
Derartige  mohammedanische  oder  heidnische  Staaten  sind  nach  Lorimer 
in  den  zweiten  Völkerkreis  einzureihen;  —  sie  gehören  zur  barbarischen 
Menschheit  (No.  44).  Es  ist  jedoch  unzulässig,  ihnen  staatliche  Eigenschaft 
und  Völkerrechtspersönlichkeit  um  des  willen  abzuerkennen,  weil  das  Völker- 
recht nicht  in  seinem  ganzen  Umfange  auf  sie  anwendbar  ist.  Eiuropa 
wendet  auch  auf  China  und  Siam  das  Völkerrecht  nicht  unbeschränkt  an, 
und  doch  gelten  diese  beiden  Staaten  zu  den  völkerrechtlichen  Personen. 

159*  —  F.  —  Keine  Subjekte  des  Völkerrechts  sind  politische  Gesell- 
schaften und  Handelsgesellschaften,  mögen  sie  auch  noch  so  mächtig  sein 
und  sollten  sie  auch  unter  der  Leitung  und  dem  Schutze  einer  Begienmg 
gegründet  worden  sein  und  unter  deren  Autorität  stehen.')  —  Diese 
Gesellschaften  leiten  ihre  Rechte  von  dem  Staate  ab,  der  sie  durch  eine 
Verleihungsurkunde  (Patent,  Schutzbrief,  Charte,  Decret)  ins  Leben  ruft 
und  ihnen  einen  Teil  seiner  Machtbefugnisse  oder  seiner  Hoheitsrechte 
überträgt.  Beispiele:  Die  alte  Hudson-Bai  Eompagpie;  die  alte  englisch- 
ostindische  Kompagnie,  die  1858  aufgelöst  wurde.  —  Die  englischen  chartered- 
companies  am  Niger  und  in  Südafrika  usw. 

Die  internationale  Kongo-Gesellschaft  (Association  internationale  da 
Congo)  war  zur  Zeit  ihrer  Gründung  eine  einfache  Handelsgesellschaft. 
Sie  wurde  durch  mehrere  diplomatische  Akte  aus  den  Jahren  1884  und 


1)  [S.  wegen  der  internationalen  RechtssteUnng  der  unziTÜisierten  Volker: 
Hornung,  dvilises  et  barbares  R.  D.  L,  t.  XVn,  pp.  5,  447,  539  und  t.  XVm,  pp.  188 
et  281.  —  Westlake,  £tudes  sor  les  principes  du  Dr.  intern«,  trad.  Nys  1895  pp. 


145  et  s.] 

2)  [G  .  .   .        ,       . 

trotz  der  ihnen  zuweilen  eingeräumten  Handlnngsfreihelt  keine  Yölketrechtssubjekte, 


[Gemeinden,  Provinzen  und  Kolonien  sind,  wie  Biyier ,  op.  cit,  1. 1.,  48  bemerkt. 


nmsoweniger  sind  dies  Korporationen  sowie  politische,  wissenschaftliche,  gewerbliche 
und  HandelsgesellschaftenJ 

*)  atriiower,  tn  Qrikkkia$  ZeiUackfift,    XIZ,  8.  19€,   —    Tetner,   daaeBmt  XXI, 
S.  lüirff.  —  V.  Martitg,  Annaim  de»  Deutechm  Beidke,  187Ö. 
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1885  und  durch  die  internationale  Konferenz  zu  Berlin  in  deren  Sitzung 
vom  23.  Februar  1885  als  Staat  anerkannt  (Archives  diplomatiques  1885 
t.  m  p.  129). 

Um  uns  noch  einmal  kurz  zu  wiederholen:  Die  Eigenschaft  einer 
völkerrechtlichen  Person  kommt,  und  zwar  in  verschiedenem  Sinne,  nur 
dem  Staate,  dem  Papste  und  dem  Menschen  zu.  —  Daher  zerfällt  der 
erste  Teil  in  drei  Bücher. 


Erstes  Buch. 


Die  Staaten. 

[BUBtsehlL  Tkforie  ginteftle  de  ITUL  ttbenetst  von  UediiiAttem  1877.  —  ClmbalL  Lo  SUto 
tteondo  U  Dlritto  intemasloiuae,  189L  —  Flore.  De  U  penonnaUM  elTÜe  de  l*EUt,  R.  D.  L  P.,  t  I,  p.  M7. 
-  MicelL    Lo  State  e  U  Nastone  nei  rapporU  fra  U  Dirltto  intemaiioiiale,  1880.] 

Bluniaehii,  G«MMeMe  dea  oOffemmnm  8taalmmht$  und  dm-  tOtUOe,  1977.  —  Häntl,  DawtoeJbM  Staoif- 
TuU,  Bd,  I.  —  SahulMt,  LekrUuh  de§d0taaekmStaai9reehUfBd.J,§9af^.  —  Lingg,Empiwiadu  ITni^riMdbwnyiM 
«vr  aXIgmmifim  ataaUUhn,  1890.  ~  «.  TraHaßhU»,  Hi$ton$eh0  %md  polUUehB  A«f/MKf«,  1876,  B.  148  f.  — 
Btxt,  m  OriMmU  ZmUekrifl,  ZI.  —  AffoUtr,  BhMm  mm  BkuMtegnifa,  Arehm  f.  öffmU.  Backt,  Bd.  17  8.  93 
t  —  Vya,  Vmtai  et  1a  notUm  da  PEtat,  B.  D.  I.,  t.  8,  p.  418  at  a.  et  894. 

160.  —  Die  Staaten  sind  unabhängige  politische  Gebilde,  die  fähig 
sind,  miteinander  Verkehr  zu  pflegen. 

Der  Begriff  Staat  darf  nicht  mit  dem  Begriffe  Nation  yerwechselt 
werden.  —  Ein  Staat  kann  aus  mehreren  Nationen  zusammengesetzt  sein, 
wie  z.  B.  Österreich-Ungarn,  das  ottomanische  Beich  usw.  —  Eine  Nation 
kami  in  mehrere  Staaten  zersplittert  sein.  Die  polnische  Nation  ist  in 
angleicher  Weise  zwischen  Österreich,  Preussen  und  Bussland  aufgeteilt 
worden.*) 

Nach  Pradier-Fod6ri  ist  die  Nation  „ein  zu  einer  Gesellschaft 
zusammengeschlossener  Verein  von  Bewohnern  desselben  Landes,  die  die- 
selbe Sprache  führen  und  denselben  Gesetzen  unterstehen  und  die  durch 
die  Gleichheit  der  Abstammung,  der  köiperlichen  Beschaffenheit,  der  sitt- 
lichen Anlagen,  durch  eine  lange  Gemeinsamkeit  der  Interessen  und  der 
Gesinnungen  sowie  durch  eine  im  Laufe  der  Jahrhunderte  herbeigeführte 
Verschmelzung  ihres  gesamten  Daseins  miteinander  verbunden  sind.^ 
(Siehe  in  dessen  Traitö  de  Droit  intern,  public  t.  I  No.  45  bis  80  ausführ- 
liche Erläuterungen  über  Bässen,  Nationen,  Völker,  Nationalitäten  usw.) 

161.  —  Jeder  Schriftsteller,  jeder  Publizist  und  Jurist  hat  seine  eigene 
Begri&bestiinmung  yom  Staate.  —  Es  wäre  überflüssig,  alle  diese  Er- 
klänmgen  anzuführen  und  zu  besprechen.  Man  flndet  in  dem  Werke 
Pradier-Fodirös  (t.  L  No.  71  et  s.)  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Definitionen: 
namentlich  die  von  Grotius,  Vattel,  Pinheiro-Ferreira,  G.  F.  v. 
Härtens,  Heffter,  Elttber,  Bluntschli,  Wheaton  u.  Fiore. 

Der  Staat  (im  völkerrechtlichen  Sinne)  ist  eine  dauernde  und  un- 

1)  In  den  Lehibtchem  des  Ydlkerrechts  werden  die  Ausdrucke  .Nation  und 
Staat*  oft  als  gleichbedeutend  gebraucht  Auch  wir  werden  der  bequemeren  Aus- 
dracksweise  wegen  diesem  Beispiele  folgen  und  zuweilen  das  Wort  ^Nation*  an- 
wenden, um  eine  aUzuhaufige  Wiederholung  der  Bezeichnung  «Staat''  zu  yermeiden. 
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abhängige  Vereinigung  von  Menschen,  die  ein  bestimmtes  Gebiet  besitzen 
und  die  unter  einer  gemeinsamen  Gewalt,  die  zu  dem  Zwecke  organisiert 
ist,  um  allen  und  jedem  einzelnen  die  Ausübung  seiner  Freiheit  und  den 
Genuss  seiner  Eechte  zu  sichern,  miteinander  verbunden  sind. 

162.  —  Die  wesentlichen,  rechtsbegrttndenden  Merkmale  eines  Staate 
sind:  1.  eine  dauernde  Genossenschaft  von  Menschen,  zahlreich  genug, 
um  von  ihren  eigenen  Hilfsquellen  leben  zu  können;  2.  der  dm-ch  diese 
Genossenschaft  eimöglichte  Genuss  eines  souveränen,  freien  und  unab- 
hängigen Daseins;  3.  ein  Gesamtwille,  regelrecht  organisiert  unter  einer 
höchsten  Gewalt,  die  mit  der  Führung  der  Genossenschaft  betraut  ist; 
4.  ein  bestimmtes  Gebiet,  das  hinreicht,  um  die  Unabhängigkeit  und  die 
Stetigkeit  der  organisierten  Gesellschaft  zu  verbürgen. 

Eine  menschliche  Genossenschaft,  die  diese  Merkmale  in  sich  ver- 
einigt, ist  ein  Staat.  Die  Stetigkeit  dieser  Genossenschaft  begründet  die 
Identität  des  Staates. 

168.  —  Ein  Staat  ist  homogen,  wenn  seine  Bevölkerung  nur  einer 
Nation  angehört,  wie  dies  in  Spanien  und  Frankreich  der  Fall  ist.  —  Er 
ist  heterogen,  wenn  die  unter  derselben  Regierung  stehende  Bevölkerung 
verschiedenen  Nationen  angehört.  Österreich-Ungarn,  das  deutsche, 
tschechische,  ungarische,  slavische,  polnische,  itiüienische,  dahnatimsche 
u.  a.  Volksstämme  in  sich  schliesst,  ist  das  Urbild  eines  heterogenen  Staates. 
Aber,  ob  homogen  oder  heterogen,  die  Vereinigung  ist  immer  ein  Staat, 
sobald  die  vorausgeschickten  Merkmale  zusammentreffen.  Von  diesen  Merk- 
malen soll  eines  sofort  besprochen  werden.  Die  Genossenschaft  muss  ein 
freies,  unabhängiges  und  souveränes  Dasein  haben.  7,Was  ist  Souve- 
ränität?" 

164.  —  Die  Souveränität  ist  entweder  eine  innere  (intranationale) 
oder  eine  äussere  (internationale). 

Unter  innerer  Souveränität  oder  Autonomie  versteht  man  die 
Befugnis  einer  Genossenschaft  von  Menschen,  ohne  jede  fremde  Einmischung 
ihre  Daseinsbedingungen  aufzustellen,  eine  Regierung  nach  eigenen  Grund- 
sätzen und  Anschauungen  zur  Erreichung  eines  bestimmten  Zweckes  zu 
begründen  und  Gesetze  zu  erlassen.  —  Die  Begründung  und  Ausgestaltung 
dieser  inneren  Souveränität  oder  Autonomie  verleiht  dem  Staate  Rechts- 
persönlichkeit und  macht  ihn  zu  einem  Wesen,  das  Träger  von  Rechten 
und  Pflichten  sein  kann,  zu  einer  juristischen  Person. 

Unter  äusserer  Souveränität  oder  Unabhängigkeit  versteht  man 
die  unbeschränkte  Befugnis  einer  Genossenschaft  von  Menschen,  mit  voller 
ungeschmälerter  Freiheit  und  unter  Ausschluss  jedes  fremden  Zwanges 
nach  aussen  hin  aufzutreten,  zu  walten  und  selbst  zu  bestimmen.  —  Sie 
offenbart  sich  im  Verkehre  mit  andern  Staaten  und  findet  hierin  auch  ihre 
Bestätigung.  —  Völkerrechtlich  kommt  nur  die  äussere  SouveränitSt  in 
Betracht;  aber  sie  setzt  das  Bestehen  der  inneren  Souveränität  notwendiger- 
weise voraus. 

Die  Autonomie  oder  die  innere  Souveränität  ist  die  Grundlage  und 
die  Vorbedingung  ftb*  die  äussere  Souveränität.  Diese  kann  ohne  jene 
nicht  bestehen.  Die  äusseren  Organe  und  die  Art  und  Weise  ihrer  Offen- 
barungen können  verschieden  sein.  Hierauf  kommt  es  nicht  an.  Die  eine 
ist  die  conditio  sine  qua  non  der  andern.  —  Eine  Genossenschaft  von 
Menschen,  die  nach  innen  hin  keine  souveräne  Gewalt  besitzt  und  die  also 
keine  innere  Souveränität,  kein  imperium  und  keine  jurisdictio,  hat,  wird 
der  nötigen  Individualität  ermangeln,  um  die  äussere  Souveränität  zu 
besitzen  und  auszuüben. 
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Rechtlich  hängt  die  äussere  Souveränität  weder  von  dem  moralischen 
Ansehen  noch  von  den  tatsächlichen  Machtmitteln  ab,  wiewohl  jenes 
wie  diese  im  politischen  und  wirtschaftlichen  Leben  der  Nationen  eine 
bedeutende  Rolle  spielen.  —  Völkerrechtlich  gemessen  alle  unabhängigen 
Staaten  dieselben  Rechte  und  dieselben  Attribute,  wenn  auch  ihr  politischer 
Einfluss  ungleich  ist,  und  wenn  auch  der  Gheschichtsforscher  und  der 
Staatsmann  sie  in  Staaten  ersten,  zweiten  und  dritten  Ranges  einteilt.  — 
Rechtlich  haben  die  kleinen  Königreiche  Dänemark  und  Portugal  dieselbe 
Stellung  wie  die  grossen  Kaiserreiche  Deutschland  und  Russland. 

Dies  Torausgeschickt,  gehen  wir  zur  Einteilung  der  Staaten  über. 


Erstes  Kapitel. 


Einteilung  der  Staaten. 


[Bake.  StMtenbond  ea  BondsatMl,  1881.  —  Berg.  De  Faderibos  patrodiili,  1834.  —  BoreL  Stade 
sur  U  soarerainet«  et  rstat  fM^ratU,  1886.  —  Bornhak.  Einseitige  AbhlnglgkeitSTerhlUtiiiBse,  188«. 
—  Brie.  Der  Bandeestaat,  1874.  —  Theorie  der  StaatenTerbindangen,  1886.  —  Branialti.  Unionl  e  com- 
binaxloni fra^li  StatiL,  1891.  — Despagnet  Eaaai enr les  proteetorata,  1896.—  Engelhardt  Lee  protectorata 
anciene  et  modemea,  1896.  —  Fedoszi.  Sagglo  aal  prottetorato,  1897.  —  0 a i r a L  Le  protectorat  intemational, 
1896.  —  Heilborn.  Daa  TÖlkerrechtUche  Protektorat,  1891.  —  Himly.  Hlatoire  de  laformation  desEUte  de 
ITnrope  centrale,  1896.  —  Jellinek.  Die  Lehre  ron  den  StaatenTerbindnngen,  1882.  —  Le  Pur.  Etat 
[4d4ral  et  confM^ration  d*Etat8,  1896.  —  SeydeL  Der  Bnndesetaatabegritf.  Tdbinger  Zeitschrift,  1873.  — 
Sirmagief  t.  De  la  Situation  des  Etats  mi-soiiTeraiiis,  1889.  —  Stnbbs.  Soierainity  or  the  rights  and  dntiea 
of  SQzerain  and  Tassal  States,  1882.  —  ST4ref  f.  Les  bases  de  la  Classification  des  Etats,  en  relation  arec 
ia  doctrine  g^nfeale  de  la  Classification,  1888.  —  Westerkamp.    Staatenband  and  Bandesstaat,  1892.] 

Hart,  IntroduetUm  üUo  ih»  wMiy  of  f^AmraX  poMmifMuto,  1891.  —  SeAwI««,  Lckrfrtick  d—  äMi»»6km 
StaaitrtekU,  Bd.  I,§9Sff. 

Die  Staaten  sind  voneinander  verschieden  1)  je  nach  ihrem  Bau  und 
ihrer  Zusammensetzung  und  2)  je  nach  ihrer  Souveränität. 


Erster  Abschnitt. 

Einteilung  der  Staaten  nach  Ihrem  inneren  Bau. 

165.  —  Nach  ihrem  inneren  Bau  und  Geftlge  sind  die  Staaten  durch- 
aus nicht  einheitlich  und  gleichartig;  sie  weisen  viehnehr  in  ihrer  Ge- 
staltung grosse  Verschiedenheiten  auf.  Die  Beschaffenheit  des  Bodens,  die 
Vermischung  oder  das  Nebeneinanderbestehen  verschiedener  Nationalitäten, 
geschichtliche  Vorgänge,  tiefeingewurzelte  Überlieferungen,  politische  Be- 
gehrlichkeiten und  viele  andere  Ursachen  haben  diese  Mannigfidtigkeit 
herbeigefBhrt. 

Es  gibt  einfache  und  zusammengesetzte  Staaten.^) 

Der  einfache  Staat  oder  der  Einheitsstaat,  der  in  sich  ungeteilt 
ist,  hat  nach  aussen  hin  eine  vollkommene  und  dauernde  Souveränität 

1)  [Pufendorf,  De  systematibas  ciTitatom.] 
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und  ist  im  Inneren  homogen.    Beispiele:  Belgien,  Dänemark,  Fi-ankreich, 
Italien,  Poi-togal,  Rumänien,  Bassland,  Serbien  und  Spanien.^) 

Die  zusammengesetzten  Staaten  oder  die  Staatenverbindungen 
entstehen  durch  den  mehr  oder  weniger  vollkommenen  und  mehr  odo- 
weniger  dauernden  Zusammenschluss  mehrerer  Staaten  unter  eine  gemein- 
same Regierung  oder  unter  einen  gemeinsamen  Landesherm.  Die  Staaten- 
Verbindungen  lassen  sich  in  verschiedene  Unterarten  zerlegen,  die  zaweüen 
nur  schwer  voneinander  zu  unterscheiden  sind.  Es  sind  dies:  die  Personal- 
union, die  Realunion,  der  Staatenbund,  der  Bundesstaat  und  das  deutsche 
Reidi.  . 

}  1.  _  Personalunion. 

166.  —  Bei  der  Personalunion  sind  zwei  oder  mehrere  Staaten,  die 
ihre  eigene  Gesetzgebung  beibehalten  und  die  eine  verschiedenartige 
Organisation  haben,  durch  ein  gemeinsames  Staatsoberhaupt  miteinander 
verbunden.  —  Die  beiden  oder  die  mehreren  Staaten  haben  nur  einen 
Landesherm.  —  Diese  Verbindung  hat  eine  zweifache  juristische  Natur. 
—  Sie  ist  zeitlich  beschränkt.  —  Sie  hat  nicht  die  Verschmelzung  der 
völkerrechtlichen  Persönlichkeiten  der  Staaten  zur  Folge.  —  Jeder  Staat 
bewahrt  seine  volle  persönliche  Souveränität.*) 

Beispiele:  Durch  Personalunion  waren  England  und  das  Königreich 
Hannover  von  1714  bis  1838  verbunden.  Mit  der  Thronbesteigung  der 
Königin  Viktoria  erlosch  diese  Verbindung  wegen  der  Verschiedenheit  des 
Erbfolgerechts.  Das  englische  Gesetz  zieht  die  weiblichen  Nachkommen 
der  regierenden  Linie  den  männlichen  Nachkommen  der  Seitenlinien  vor. 
Hannover  hingegen  beruft  die  weiblichen  Nachkommen  erst  in  Ermangelung 
männlicher  Nachkommen  in  allen  Linien  auf  den  Thron.  —  Die  Personal- 
union zwischen  dem  Fürstentum  Neuenburg  (in  der  Schweiz)  mit  Preussen 
wurde  durch  den  Pariser  Vertrag  vom  26.  Mai  1857  aufgelöst.  —  Auch 
zwischen  dem  Königreiche  der  Niederlande  und  dem  Grossherzogtum 
Luxemburg  bestand  Personalunion  (Ai-t.  67  u.  71  der  Wiener  Schlussakte 
vom  9.  Juni  1815.  —  Londoner  Vertrag  vom  11.  Mai  1867).  Sie  endigte 
mit  dem  Tode  Wilhelms  in.  am  23.  November  1890.  [Das  Luxemburger 
Staatsrecht  liess  die  Berufung  der  Prinzessin,  die  den  niederländischen 
Thron  bestieg,  nicht  zu.]  Kraft  des  Abkommens  vom  30.  Juni  1783  des 
Wiener  und  des  Londoner  Vertrages  von  1815  und  1867  wurde  Gross- 
herzog Adolf  von  Nassau  Landesherr  von  Luxemburg.  —  [Seit  dem 
1.  Januar  1877  steht  Grossbritannien  mit  dem  Kaiserreich  Indien  in 
Personalunion:  der  König  von  Grossbritannien  und  Irland  ist  zu  gleicher 
Zeit  Kaiser  von  Indien.]') 

Durch  Gesetz  vom  30.  April  1885  hatten  die  belgischen  Kammern 
den  König  Leopold  n.  von  Belgien  ermächtigt,  Oberhaupt  des  unabh&ngtg^ 
Kongostaates  zu  werden.  Die  Union  sollte  nur  eine  personale  sein.  Aber 
die  Eechtslage  änderte  sich  mehrfach  und  zwai*  zunächst  durch  das  Gesetz 
vom  29.  Juli  1889,  das  die  belgische  Regierung  autorisierte,  sich  an  dem 


1)  [S.  hinsichtlich  Rumäniens  und  Serbiens,  die  durch  den  Berliner  Vertrag 
yom  18.  Juli  1878  unabhängige  Staaten  geworden  sind:  Bluntschli,  Le  congi^  de 
Berlin  et  sa  portee  au  point  de  vae  de  droit  international,  R.  D.  L,  t.  XII,  pp.  284 
et  410.  —  S.  auch  oben  No.  134  und  die  Anmerkungen  dazu.] 

2)  [Abgesehen  von  den  bereits  angeführten  Schriften  siehe  Despagnet,  Les 
difficultes  internationales  venant  de  la  Constitution  de  certains  pays,  R.  D.  I.  P«,  t 
II,  pp.  184  et  8.  —  Juraschek,  Personal-  und  Real-Union,  1878.J 

3)  [RiTier,  Prindpes  du  Droit  des  gens,  t.  I,  p.  95.] 


Erstes  Buch.    Die  Staaten.  Kap.  1.  87 

Bau  der  Eisenbalm  am  unteren  Kongo  zu  beteiligen,  sodann  durch  das 
Testament  des  Königs  yom  2.  August  1889,  wodurch  alle  Souveränitäts- 
rechte  ttber  den  Kongo  Belgien  vennacht  wurden  und  schliesslich  durch 
das  Abkommen  vom  3.  Juli  1890,  das  Belgien  ermftchtigte,  sich  den 
Kongostaat  auch  schon  zu  Lebzeiten  des  Königs  einzuverleiben.  [Das 
Abkommen  vom  3.  Juli  1890  hatte  als  den  Zeitpunkt,  an  dem  Belgien 
sich  endgültig  ttber  die  Übernahme  des  Kongos  zu  entscheiden  hätte, 
das  Jahr  1900  festgesetzt;  man  wartete  diesen  Termin  aber  nicht  ab: 
am^9.  Januar  1895  unterzeichnete  die  belgische  Regierung  und  der  Souverän 
des"  Kongos  ein  Abkommen,  kraft  dessen  dieser  dem  belgischen  Staate 
seine  afrikanischen  Besitzungen  abtrat;  infolge  eines  lebhaften^Wider- 
Standes  des  Parlaments  zog  die  belgische  Regierung  ihren  Einverleibungs- 
entwurf jedoch  wieder  zurück  (28.  Mai  1895).^)]  —  Die  Übereinkunft  vom 
3.  JuU  1890  rollte  die  Frage  des  Vorkaufsrechts  auf,  das  dem  französischen 
Staate  durch  die  Akte  vom  23.  April  1884  eingeräumt  worden  [war. 
[Laut  dieser  Akte  hatte  sich  der  Vorsitzende  der  internationalen  KÖngo- 
geseUschaft  der  französischen  Regierung  gegenüber  verpflichtet,  Frankreich 
ein  Vorzugsrecht  zu  gewähren,  wenn  jemals  die  GeseUschafb  durch  unvorher- 
gesehene Umstände  dazu  veranlasst  werden  sollte,  ihre  ;  afrikanischen 
Besitzungen  zu  veräussem.  Nachdem  die  Gesellschaft  am  5.  Februar  1885 
als  unabhängiger  Kongostaat  in  Personalunion  mit  Belgien  anerkannt 
worden  war,  stand  zu  befürchten,  dass  Belgien  vom  Kongostaat  als  Entgelt 
fttr  die  aufgewandten  Leistungen  und  Opfer  VergttnstigungenXAr  sich 
fordern  werde,  die  dem  Vorzugsrechte  Frankreichs  widersprechen  würden.] 
Die  französische  Regierung  wollte  indessen  keine  Schwierigkeiten  machen. 
Am  29.  April  1887  nahm  sie  eine  Erklärung  des  Ministers  des  Kongo- 
staates, wonach  das  Vorkaufsrecht  ^seiner  Ansicht  nach*'  dem  belgischen 
Staate  wegen  der  Personalunion  nicht  entgegengehalten  werden  könne, 
vorbehaltlos  zur  Kenntnis.  [Aber  das  Abkommen  vom  3.  Juli  1890  zwischen 
dem  Kongostaate  und  Belgien  und  das  vom  9.  Januar  1895,  das  die  Ein- 
verleibung des  Kongos  in  den  belgischen  Staat  als  nahe  bevorstehend 
erklärte,  bewogen  Frankreich,  eine  genaue  Festsetzung  seiner  Rechte 
herbeizuführen:  der  zwischen  Frankreich  und  Belgien  am  5.  Februar  1895 
abgeschlossene  Vertrag  erkannte  ausdrücklich  das  Vorrecht  Frankreichs 
itir  alle  Fälle  gänzlicher  oder  teilweiser  Veräusserung  einschliesslich  eines 
Tauschs  oder  einer  einfachen  Verpachtung  an.^)] 


§  3.  —  RMhinlOfi. 

167.  —  Bei  der  Realunion  bewahren  die  miteinander  verbundenen 
Staaten  ihre  eigene  innere  Verfassung,  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  sie 
bilden  aber  im  Bereiche  der  internationalen  Beziehungen  nur  ein  einziges 
völkerrechtliches  Subjekt.  Die  Gesetze  und  die  politischen  Einrichtungen 
der  eiozelnen  Staaten  sind  verschieden;  ihre  innere  Souveränität  wird 
nicht  angetastet.    Die  äussere  Souveränität  jedes  Staates  hingegen  erlischt 


1)  [Fauchille,  L'annexion  du  Congo  ä  la  Belgique  et  le  Ihroit  international, 
R.  D.  I.  P.,  t  II,  400  et  8.  —  Despagnet,  TEtat  du  Congo  et  la  Belgique,  Revue 
bleu,  28  juin  1894.  —  Die  Fräse  der  Einverleibung  des  KongostMtes  in  Belgien  hat 
intereflsante  völkerrechtliche  Kragen  veranlasst.    8.  niater.] 

2)  S.  wegen  des  Kongostaatea,  La  vie  poUtiqne  a  l'etranger,  anneea  1889,  p.  986, 
1890  p.  418.  S.  auch  unten,  No.  207,  Anm.  —  [Ober  das  Vorkaufsrecht,  s.  R.  D.  I. 
P.,tll,p.  545.] 
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und  geht  in  der  Gesamtsouveränität  der  Bealnnion  auf.  —  Nach  innen 
hin  sind  mehrere  Staaten  vorhanden,  nach  aussen  nur  ein  einziger.^) 

Seit  der  Akte  Karls  Xm.  vom  6.  August  1815  sind  Norwegen  unc 
Schweden  unter  ein  und  demselben  Zepter  miteinander  verbunden.  Jedes 
Land  hat  seine  eigene  Regierung  und  seine  eigene  Gesetzgebung  sow.e 
besondere  Parlamente  und  Ministerien.  —  Die  Entscheidung  über  Krieg 
und  Frieden,  der  Abschluss  und  die  Aufhebung  von  Verträgen  sowie  die 
Entsendung  und  der  Empfang  von  diplomatischen  Agenten  sind  Fragen, 
die  von  beiden  Ländern  gemeinsam  zu  lösen  sind  und  die  einen  Teil  der 
Attribute  des  gemeinsamen  KOnigs  beider  Königreiche  bilden.  Welche 
rechtliche  Natur  hat  diese  Vereinigung?  Es  scheint  eine  Realunion  zu 
sein,  da  die  Souveränität  nach  aussen  hin  einheitlich  ist.  —  In  der 
Wissenschaft  ist  die  Frage  bestritten.  Bluntschli,  Bulmerincq,  Heffter, 
Klüber,  Lawrence,  F.  v.  Martens  und  Pradier  Fodörö  nehmen  eine 
Realunion  an.  Funk-Brentano  et  Sorel,  Phillimore  und  Wheaton 
sind  der  Ansicht,  dass  es  sich  um  eine  Personalunion  handle,  die  mit  dem 
Erlöschen  des  gegenwärtigen  Herrscherhauses  wegfalle.  —  Trawers 
Twiss  meint,  es  läge  weder  eine  Real-  noch  eine  Personalunion  vor, 
sondern  nur  eine  föderative  Verbindung,  die  auf  einem  zwischen  der 
schwedischen  und  norwegischen  Nation  geschlossenen  Vertrage  beruhe 
(op.  cit.,  1. 1,  No.  40).«) 

Vor  dem  Jahr  1867  war  auch  die  rechtliche  Natur  der  Union  der 
Staaten,  die  die  östeireichisch-ungarische  Monarchie  bilden,  streitig.') 
Seit  dem  kaiserlichen  Reskripte  vom  17.  Februar  1867  kann  aber  kein 
Zweifel  mehr  obwalten.  Die  Union  ist  eine  reale.  ^)  Wenn  auch  Österreich 
und  die  Provinzen  diesseits  der  Leitha  sowie  Ungarn  und  die  Provinzen 
jenseits  der  Leitha  ihr  besonderes  Ministerium  und  Parlament  haben,  so 
werden  doch  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Monarchie,  wie  Mflnz-, 
Finanz-,  Post-,  Telegi'aphen-,  Zoll-  und  Marinewesen  und  insbesondere  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  der  Krieg  durch  die  von  den  Oster- 


1)  [S.  wegen  der  Realunion  die  in  den  vorhergehenden  Nnmmem  angeführten 
Schriften.] 

S)  [Wegen  Schweden-Norwegens  s.  Le  Für,*  op.  cit.  p.  319,  not.  1.  —  Bydin, 
Unionen  och  Konungens  sanktionsrattei  Norska  grundlagsi^agor,  1885.  —  Seit  einigen 
Jahren  herrscht  zwischen  Schweden  und  Norwegen  eine  ernstliche  Meinungsver- 
schiedenheit  wegen  ihrer  staatsrechtlichen  Verbindung.  Norwegen  wünscht  für  beide 
Lander  eine  unabhängige  Organisation  des  zur  Zeit  einheitlichen  Gesandtschafls-  und 
Konsularwesens.  —  Alin,  Le  conflit  suedois-norvegien,  1889.  —  Aubert,  LaNorrege 
devant  le  Droit  international,  R.  D.  I.,  t  XXVII,  p.  529  et  t.  XXVIIL  p.  75.  —  John 
Ask,  Le  conflit  norv^gien,  Revue  du  Droit  pablic,  t.  11,  p.  215.  —  Bernatsick,  Le 
conflit  constitutionnel  entre  la  Suede  et  la  Norvige,  Zeitschrift  für  das  Privat  und 
öffentliche  Recht  der  Gegenwart,  1899,  No.  2.  —  Despagnet,  Les  difficnlt^  inter- 
nationales venant  de  la  Constitution  de  certains  pays,  R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  191.  — 
Foerden,  Note  snr  les  rapports  entre  la  Norv^ge  et  la  Suade,  Bnll.  de  la  Societe 
de  leg.  compar^e,  1894,  p.  418.  —  Hamilton,  Ghronique  politioiie,  Revue  du  Droit 
public,  t  III,  p.  516.  —  S  Chef  er,  Le  conflit  suede-norv^gien,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  p. 
267.  —  Otto  Varenuis,  L'union  suMo-norvegienne,  Zeitschrift  für  das  Privat  und 
öffentliche  Recht  der  Gegenwart,  1900,  No.  2,  pp.  257  et  s.  —  X.  La  revision  de 
l'acte  d'union  entre  la  Su^de  et  la  Norv^ge,  R.  D.  L,  t.  XXX,  p.  261.] 

3)  rS.  wegen  Osterreich*Ungams  Bidermann,  Die  rechtliche  Natur  der  Osterr.- 
Ungar.  Monarchie  (1877).  —  Dantscher  von  Kollesberg,  Der  monarchische  Bundes- 
staat Osterreich-Ungam  (1880).  —  Le  Für  op.  cit  pp.  318  et  s.]  Ulbrich,  Die  rmsk^ 
/tcfte  Naebur  der  ärferr.HfM^artsdkm  lloMareAie,  1879. 

4)  [Dies  ist  die  Ansicht  der  meisten.  — •  Dantscher,  op.cit.,  behauptet  jedoch, 
dass  Osterreich-Ungam  ein  Bundesstaat  sei.  —  Bidermann,  op.  cit,  hilt  Österreich- 
Ungarn  für  eine  Personalunion.  S.  auch  in  diesem  Sinne  Funk-Brentano  et  Sorel, 
Lawrence-Wheaton  u.  Travers  Twiss.] 


Erstes  Bach.    Die  Staaten.    Kap.  1.  89 

reichischen  and  den  ungarischen  Volksvertretungen  gewählten  Delegationen 
im  Verein  mit  einem  besonderen  Keichsministerium  geregelt.  Die  äussere 
Souveränität  wird  fttr  beide  Reiche  von  ein  und  denselben  Organen  zur 
Geltung  gebracht.    Sie  ist  einheitlich.^) 

168.  —  Einige  Schriftsteller  haben  den  Begriff  einer  inkorporierten 
Union  aufgesteUt.  Sie  führen  als  Beispiel  das  vereinigte  Königreich 
England,  Schottland  und  Irland  an.  Welches  auch  die  geschichtlichen 
Ursachen  sein  mögen,  die  die  Vereinigung  dieser  drei  früher  getrennten 
Staatswesen  herbeigeführt  hat,  heute  bUdet  Grossbritannien  einen  Einheits- 
staat. —  Würde  es  anders  sein,  wenn  die  Bill  Gladstone  (1893),  die 
Irland  eine  gewisse  Autonomie  zudachte,  angenommen  worden  wäre? 

§  8.  —  Staatenbund. 

169. — Der  Staatenbund  (Gonf6d6ration  d'Etats)  ist  eine  mehr  politische, 
als  rechtliche  Verbindung  unabhängiger  Staaten,  die  keine  gemeinsame 
höhere  und  höchste  Gewalt  über  sich  anerkennen.  Jeder  der  verbündeten 
Staaten  behält  seine  Autonomie,  seine  Unabhängigkeit,  den  Genuss  und 
die  Ausübung  seiner  äusseren  und  inneren  Souveränität;  er  ist  nur  den 
geringen  Beschränkungen,  die  dem  Grundgedanken  der  Verbindung  selbst 
entspringen,  unterworfen.  —  Es  gibt  keine  gemeinsame  vollstreckende 
Gewalt,  die  berufen  wäi*e,  ihre  BefeUe  durchzusetzen  und  in  unmittelbare 
Beziehung  zu  den  Untertanen  der  Staaten  zu  treten.  Jeder  Staat  bewahrt 
gegenüber  den  andern  Mächten  seine  eigenen  internationalen  Rechte  und 
Pflichten.  Die  Gliedstaaten  gemessen  nach  aussen  hin  das  Recht  mit 
andern  Nationen  ihren  eigenen  diplomatischen  Verkehr  zu  unterhalten. 

Nur  auf  Grund  des  Bundesvertrages,  der  der  Vereinigung  die  recht- 
liche Grundlage  verleiht,  können  gewisse  gemeinsame  Massregeln  im  allge- 
memen  Interesse  getroffen  werden.  Sie  werden  vom  Organe  der  Ver- 
einigung, dem  Ausschusse  oder  dem  Bundestage,  angeordnet.  —  Jeder  der 
verbündeten  Staaten  ist  verpflichtet,  diese  gemeinsamen  Massregeln  zu 
befolgen;  aber  Bundesbeschlüsse  können  auf  dem  Gebiete  jedes  Glied- 
staates nur  durch  die  hinzutretende  besondere  Anordnung  der  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  handelnden  Landesregierung  in  Wirksamkeit  treten. 

Dieser  Rechtslage  entspricht  das  gleichzeitige  Bestehen  zweier  von 
einander  unabhängiger  völkerrechtlicher  Souveränitäten:  die  Souveränität 
eines  jeden  einzelnen  Gliedstaates  und  die  des  Bundeskörpers,  der  durch 


1)  [Auch  RuBsland  und  das  Grosaherzogtom  Finnland  stehen  nach  der  Ansicht 
einiger  SchriftsteUer  in  Realonion  (S.  Heffter-Geffcken,  (yp,  cit,  §  90  Anm.  3,  Brie, 
op.  cit,  p.  LXIX  et  LXX;  D elpech,  La  question finlandaise,  R.D.LP.  t.  VI,  pp.  556  et  8.). 
Diese  MeinuDg  wird  meistens  zurückgewiesen;  einige  erblicken  in  den  Beziehungen 
der  beiden  L&der  ein  Verhältnis,  das  nicht  unter  den  Begriff  einer  Staatenverbindung 
fallt  (S.  F.  Yon  Märten s,  op.  cit,  Bd.  I,  $  58;  v.  Holtzendorff,  Handbuch  des 
Volkerrechts  1887,  Bd.  II,  §  82;  RiTier.  Lehrbuch  des  Völkerrechts,  1899;  Basch- 
makoff,  RcTue  politique  et  parlementaire,  t.  XIL  p.  697):  andere  rechnen  Finnland 
za  den  unvollkommen  inkorporierten  Lindem  (S.  Bornnak,  op.  cit,  pp.  69  et  s.) 
oder  zu  den  Staatsfragmenten  (S.  Jellinek,  Ober  Staatsfragmente  1896,  S.  259—310). 
Heutzutage  hat  die  Frage  nur  noch  geschichtliches  Interesse:  Durch  ein  Manifest 
vom  3./15.  Februar  1899  hat  Zar  Nikolaus  II.  Finnland  jeder  anderen  ProTins  des 
rusaiflchen  Reiches  gleichgestellt  (S.  Dellpech.  op.  et  loc.  cit  und  die  yerschiedenen 
Ton  ihm  angeführten  Schrillen.  S.  noch  Fisner,  Finland  and  the  Tsars,  1889;  X. 
La  sitnation  politique  de  la  Finlande;  R.DJ..  t  U  (2«  serie),  pp.  75  et  159;  Pille t  et 
B  elpech,  La  question  finlandaise;  le  manifeste  du  Tsar  examin^  au  point  de  vue 
du  droit  international,  R.DJ.P.  t.  VII,  p.  402.)1  8.  Finnland  und  Buittßnd,  em  ArtiM 
von  Rehm  in  dtr  DeiftecAeii  Jun§kn'SSe%ti»ng,  7, 22  «md  die  dort  omqtfVkrtt  J^üsrofcir. 
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die  Yersammlung  der  Vertreter  der  verbttndeten  Staaten  gebildet  wird. 

—  Der  Staatenbund  schafft  ein  neues  Rechtswesen,  das  fShig  ist,  mit 
anderen  Staaten  völkerrechtlich  zu  verkehren,  ohne  den  einzelnen  Olied- 
staaten  hierdurch  ihre  völkerrechtliche  Persönlichkeit  zu  entziehen. 

170.  —  Ein  Staatenbund  war  der  Deutsche  Bund,  der  durch  die 
Artikel  53,  54  und  55  der  Wiener  Schlussakte  vom  9.  Juni  1815  gegrfbiiet 
wurde;  er  war  eine  Staatenvereinigung  aussergewöhnlicher  Art,  die  ihre 
Entstehung  dem  Drucke  rein  politischer  Erwägungen  verdankte.  Der  Bund 
hatte  als  Zentralinstanz  das  Becht,  Ober  Krieg  und  Frieden  zu  entscheiden, 
Bündnisse  zu  schliessen  und  Gesandte  zu  schicken  und  zu  empfangen.  — 
Jeder  Staat  bewahrte  sein  eigenes  aktives  und  passives  Gesandtschafts- 
recht und  zwar  sowohl  gegenüber  einem  jeden  der  verbündeten  Staaten, 
als  auch  gegenüber  den  fremden  Mächten. 

Der  Deutsche  Bund  endigte  nach  einem  bewegten  Dasein  im  Jahre  1866, 
nachdem  die  einzelnen  Bundesstaaten  mit  einander  in  Krieg  geraten  waren 
und  Preussen  den  Sieg  über  Sachsen  und  Hannover  und,  durch  die  Ent- 
scheidungsschlacht vonKöniggrätz,  auch  über  Österreich  davongetragen  hatte. 

Artikel  4  des  Prager  Friedensschlusses  vom  23.  August  186i6  sprach 
die  Auflösung  des  Deutschen  Bundes  aus.  Bismarcks  Streben  ging  dahin, 
das  Deutsche  Beich  auf  einer  neuen  Grundlage,  unter  der  Vorherrschaft 
Preussens,  wieder  herzustellen.^) 

171.  —  Die  Schweiz,  die  schon  lange  unabhängig  war,  wurde  durch 
den  Westfälischen  Frieden  von  1648  als  autonomer  Staat  anerkannt.  Sie 
war  damals  ein  Bund  von  13  Kantonen;  im  Jahre  1798  traten  6  neue 
Kantone  dem  Bunde  bei.  —  Der  Wiener  Kongress  gestaltete  die  durch 
die  Verfassungen  von  1791  und  1803  geschaffene  Organisation  um.  Nach 
der  durch  den  Wiener  Kongress  begründeten  Verfassung  glich  der  Schwmer 
Bund  in  einigen  Beziehungen  dem  Deutschen  Bunde,  in  einigen  anderen 
näherte  er  sich  dagegen  mehr  der  Amerikanischen  Union.  Seit  den  Vei^ 
fassungen  vom  12.  September  1848  und  vom  29.  Mai  1874  muss  die  Schweiz 
aber  zu  den  Bundesstaaten  gezählt  werden.') 

§  4.  —  Bundesstaat. 

179.  —  Der  Bundesstaat  (Etat  föderal)  ist  ein  unabhängiger  zentraler 
Organismus  mit  eigenen  Verwaltungseinrichtungen,  der  volkerrechtlich  den 
einzelnen  Gliedstaaten,  die  ihn  bilden,  ihr  Sonderdasein  nimmt.  —  Diese 

1)  Genauere  Angaben  über  die  Verfiassung,  die  Zusammensetzung,  die  Geschichte, 
die  Znst&ndtekeit  und  die  Auflösung  des  alten  deutschen  Bundes:  8.  Debidour, 
Histoire  diplomatique  de  TEnrope,  1891,  t  I,  pp.  59  ä  62,  et  t  II,  pp.  11  ä  aa,  S8 
k  7S,  249  a  842.  —  Lawrence  sur  Wheaton,  A.  I,  pp.  868  ä  402;  A.  t  n,  pp.  1 
ä  91.  —  Travers  Twiss,  op.  dt.  t  L,  nos  54  a  60.  —  [Le  Für,  op.  cit,  pp.  100 
et  8.  —  Thudichum,  Verfi&ssungsrecht  des  norddeutschen  Bundes  und  des  deutschen 
ZoUyereins,  1870.] 

Sienemengely  Die  Verfassu/ng  dei  iMräämMutn  Bw/yä/e»  I,  1867.  —  Seydel,  in 
der  ZeUidtnft  für  die  getarnte  8taaiaun89en$ehafiy  Bd.  XXVIII,  lBff2.  —  o.  TrAuckhe^ 
ffi  dftn,  TremMum  Jahh^Omn,  Bd.  XIX,  8.  73S  tmd  Bd.  XXXIV,  8.  523  f.  — 
Blunteehli,  Lehre  fnm  mcdemien  8taat,  1876.  —  Meyer,  Qttmdgüge  det  wordtorfsdbflii 
BundemreMe  1868.  —  Martiiz,  BttroMmgm  Über  dk  Verfammg  de§  narddetUKhem, 
Bwndes  1868. 

2)  [Blummer  u.  Morel,  Handbuch  des  schweizerischen  Bnndesstaatsrechts,  1877 
bis  1887.  —  Bluntschli,  Geschichte  des  schweizerischen  fiundesrechts,  1848—1865; 

—  D'Orelli,  Das  Staatsrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  1885.  *-  Le 
Für,  op.  dt,  pp.  142  et  s.  —  Mnyden,  La  Suisse  sous  le  pacte  de  1815»  1890  bis 
1892.  —  Salis,  Sdiweizerisdies  Bundesrecht,  1891^-1892.] 
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Staatenverbindimg  besteht  aus  einer  Yereinigiing  mehrerer  Staaten,  die 
einer  einzigen  höchsten  Gewalt  unterworfen  sind.  Begründet  durch  den 
Bundesvertrag,  ist  diese  höchste  Gewalt  innerhalb  des  Bereiches  ihrer 
Machtbefugnisse  souverän  und  sie  kann  insoweit  nicht  nur  auf  die  Grlied- 
staaten  selbst,  sondern  auch  auf  die  Untertanen  eines  jeden  einzelnen 
dieser  Staaten  unmittelbar  einwirken.  —  Die  Bundesgewalt  übt  zum  Teil 
die  innere  Souyeränität  aus,  sie  ist  mit  Zwangsbefügnissen  ausgerüstet, 
die  es  ihr  ermöglichen,  ihre  Befehle  gegen  jede  einzelne  Privatperson 
durchzusetzen.  —  Die  Bundesgewalt  besitzt  allein  und  ausschliesslich  den 
Genuss  und  die  Ausübung  der  äusseren  Souveränität.  Sie  allein  ist  be- 
rechtigt, zu  unterhandeln,  Friedens-,  Handels-,  Bündnis-  und  sonstige  Ver- 
träge zu  schliessen,  Krieg  zu  erklären,  Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu 
empfangen.  Die  Leitung  der  auswärtigen  Beziehungen  steht  allein  ihr 
zu.  Die  Unabhängigkeit  jedes  verbündeten  Staates  geht  nach  dieser 
Richtung  hin  in  der  Souveränität  des  Bundesstaates  auf.  Kein  Einzelstaat 
darf  mit  fremden  Mächten  Verhandlungen  irgendwelcher  Art  anknüpfen, 
aber  jeder  nimmt  an  der  Ausübung  der  Bundessouveränität  mittelbar  und 
in  gleicher  Weise  durch  seine  beim  Bundesrate  bevollmächtigten  Ver- 
treter teil.i) 

Zu  den  Bundesstaaten  gehören:  Die  Schweiz,  die  Verein.  Staaten  von 
Nord-Amerika,')  Mexiko,')  Kolumbien,^)  Brasilien,^)  die  Argentinische  Re- 
publik^ und  Venezuela.'O 

17S.  —  Im  Oktober  1889  traten  die  fünf  Staaten,  Guatemala,  Costa- 
Bica,  Honduras,  Nikaragua  und  Salvador  zu  einem  Kongresse  zusammen, 
\m  eine  Bundesrepublik  von  Mittelamerika  zu  gründen.  —  Die  gemein- 
samen Angelegenheiten  sollten  durch  eine  vollziehende  Bundesgewalt,  die 
von  den  einzelnen  Präsidenten  der  fünf  Staaten  in  jährlich  wechselnder 
Keihenfolge  ausgeübt  wei-den  sollte,  geleitet  werden.  [Dem  Präsidenten 
sollte  ein  Bundestag  von  15  Mitgliedern  und  ein  Bundesrat  von  5  Bevoll- 
mächtigten zur  Seite  stehen.]  —  Die  vorläufige  Übereinkunft  wurde  den 
gesetzgebenden  Körperschaften  der  fünf  Staaten  unt^breitet:^  [Nikaragua 
vertagte  die  Entscheidung  über  die  Annahme  dieser  Übereinkunft;  Costa- 
Rica  weigerte  seinen  Beitritt.]  —  Die  Aussichten  auf  ein  Gelingen  dieses 
Planes  sind  angesichts  der  kriegerischen  WiiTcn,  die  im  Jalu*e  1890  und 
1893  zwischen  mehreren  dieser  Staaten  ausgebrochen  sind,  gering.  Die 
Gesamtbevölkerung  beläuft  sich  auf  etwa  3,050,000  Einwohner.  —  [Zwischen 
Honduras,  Nikaragua  und  Salvador  ist  jedoch  der  Plan  zur  Wirklichkeit 

1)  [Borel,  I^tnde  8ur  la  souverainet^  et  l'Etat  fed^ratif,  1886.] 

2)  [Bancroft,  History  of  tbe  formation  of  the  United  States,  1888.  —  Bryce, 
The  American  Commonwealtli,  1889.  —  Boutmy,  Etudes  de  droit  constitutlonnel, 
1885.  —  Garlier,  La  Republique  am^ricaine,  1890.  —  Oourd,  Les  chartes  coloniales 
et  leg  constitutionfl  de  rÄmMque  du  Nord,  1885.  —  Le  Für,  op.  cit  pp.  180  et  8. 
~  Ratzel,  Die  Tereinigten  Staaten  yon  Nord-Amerika,  1880.  —  Ruttimann,  Das 
NordamerikaniBche  Bundesataatsrecht,  1867—76.  —  Schlief,  Die  Verfasauiig  der 
Nordamerikaniachen  Union,  1880.1  —  Bluntachli,  Orünämg  der  nordamenhani$ehen 
Union  ]B€8. 

8)  [Bruyssel,  Les  Etata-Unia  mexicains,  1880.  —  Le  Für,  op.  cit,  pp.  919 
et  8.  —  Saint-Andr6.  Le  Mexique  d'aujourdlmi,  1884.] 

4)  [Bruni^ti,  Gli  Stau  uniti  di  Golombia,  Nuoya  Antologla,  1887.  -  Pereira 
da  Silva,  Lea  Etats-Unia  de  Colombie,  1888.] 


5)  [Le  Für,  op.  cit,  pp.  S56  et  8.] 

6)  [Le  Für,  op.  cit.  pp.  246  et  s. 
—  Latzina,  La  Repnblique  Argentine,  1888.] 


6)  [Le  Für,  op.  cit.  pp.  246  et  s.  —  Brny88el,   La  Republique  Argentine, 


7)  [Le  Für,  op.  cit,,pp.  S28  et  8.  —  Meulemana,  La  Republique  de  Venezuela, 
1872.  ~  Thirion,  Les  Ätats-Ünia  de  Venezuela,  1867.] 

8)  La  vie  politique  a  r^tranger,  ann^e  1889,  p.  898. 


92  Bnter  TeiL    Die  Personen. 

geworden.  Dui-ch  Vertrag  vom  20.  Juni  1895,  ratifiziert  im  Jahre  1896, 
beschlossen  die  drei  Bepubliken,  sich  zu  einem  einzigen  politischen  Gemein- 
wesen unter  der  Bezeichnung:  „Die  Grosse  Bepublik  von  Mittelamerika'' 
zu  yerbinden.'")  Jede  Begierung  bewahrt  ihre  Autonomie  und  ihre  Unab- 
hängigkeit für  ihre  inneren  Angelegenheiten.  Ein  Ausschuss,  bestehend  aus 
je  einem  obersten  Staatsbeamten  und  einem  Stellvertreter,  die  beide 
von  den  gesetzgebenden  Eörpei*schaften  der  drei  Bepubliken  für  einen 
Zeitraum  von  drei  Jahren  gewählt  werden  und  die  ihren  Amtssitz  jedes 
Jahr  zwischen  den  drei  Bepubliken  wechseln,  schliesst  Verträge  oder 
Abkommen  mit  fremden  Mächten,  ernennt  die  diplomatischen  und  konso- 
larischen  Vertreter  der  grossen  Bepublik  von  Mittelamerika  und  emp&igt 
die  bei  ihr  beglaubigten  Gesandten.^] 

174.  —  Das  deutsche  Beich  entspricht  keiner  der  bisher  angeführten 
Staatenverbindungen  genau.  Das  Beich  wurde  im  Jahre  1870  gegi-ündet; 
es  steht  unter  dem  erblichen  Präsidium  des  Königs  von  Preussen;  es  hat 
einen  Bundesrat,  der  aus  hohen  Beamten,  die  von  den  Begierungen  der 
deutschen  Einzelstaaten  ernannt  werden,  gebildet  wird,  einen  Beichstag, 
der  aus  allgemeinen  Wahlen  hervorgeht  und  ein  kaiserliches  Beichskanzl^- 
amt,  das  mit  dem  preussischen  Ministerium  zusammenfällt.  —  Der  König 
von  Preussen  ttbt  bedeutende  und  entscheidende  Machtbefugnisse  aus.  Im 
deutschen  Beiche  liegt  die  Bundesregierung  in  den  Händen  der  Begierung 
eines  der  Einzelstaaten;  dies  verstösst  gegen  den  Begriff  eines  Bundes- 
staates. Die  deutschen  Staaten,  ob  gross  oder  klein,  befinden  sich  in 
einem  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  Preussen.  Es  besteht  also  keine 
rechtliche  Gleichheit  zwischen  den  verbündeten  Staaten.  Die  Zentralgewalt 
vertritt  den  Bund  der  Staaten  nach  aussen  hin:  nur  sie  kann  Krieg  er- 
klären und  Frieden  schliessen.**)  —  Einige  Staaten,  wie  z.  B.  Bayern,  be- 
wahren ihr  aktives  und  passives  Gesandtschaftsrecht  für  gewisse  Sonder- 
interessen.   Auch  dies  verstösst  gegen  die  Begel. 

Diese  Eigentümlichkeiten  erkläien  sich  aus  den  geschichtlichen  und  poli- 
tischen Grttnden,  die  das  neue  Beich  ins  Leben  riefen.  Deutschland  ist 
weder  ein  Einheitsstaat,  noch  ein  Staatenbund,  noch  ein  Bundesstaat;  es 
ist  ein  neues  Staatsgebilde  eigener  Art.^) 


Zweiter  Abschnitt. 

Einteilung  der  Staaten  nach  ihrer  Souverinitli 

175.  —  Anlangend  ihre  Souveränität,  so  teilt  man  die  Staaten  in  drei 
Gruppen:  in  souveräne  Staaten,  geschützte  Staaten  und  Vasallen- 
staaten. 


1)  pi.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  567  et  t.  IV,  p.  176.] 

2)  Grad,  Le  peuple  allemand.  —  [Lab and,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs, 
1SS8— 91.  —  Kirchenneim,  Lehrbuch  des  dentschen  Staatsrechts,  1S87.  —  Leben, 
Etndes,  sur  TAllemagne  politique,  18S9.  —  Le  Für,  op.  dt,  pp.  120  et  s.  —  Meyer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  2  A.,  1S90.  —  Schnitze,  Lehrbuch  des 
deutschen  Staatsrechts,  1881— S6.  —  Seydel,  Kommentar  zur  Verfassungsurkunde 
fär  das  Deutsche  Reich,  1873.  —  Zorn,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2  A.  1895.] 
Tintseh,  Da»  BoM  der  dtuimim^  EmtMaatm  hegü^ick  de$  ÄhrnMusBei  vSlkerrecMicher 
Verträge  mit  bemmderer  Berückeiehtigimg  ihrer  Stetkmg  im  Bskhß^  1882,  —  Aonne,  Doe 
StaaltmreM  de»  Deut»^en  Mekh»,  1877. 


*)  Bq^Miea  mayar  de  Ceatro-America, 
**)  Asrt.  11  der  deuttdien  Bekheverfaemmg, 


Erstes  Bach.    Die  Staaten.    Kap.  1.  93 

I.  —  Der  souveräne  Staat  ist  der  Staat,  dem  der  yoUe  Genuss 
und  die  unbeschränkte  Ausübung  der  beiden  Arten  der  Souveränität:  voll- 
kommene Autonomie  nach  innen  und  vollkommene  Unabhängigkeit  nach 
aussen  hin  zusteht. 

176.  —  n.  —  Der  geschützte  Staat  (L'Etat  prot6g6)^)  ist  der 
Staat,  der  sich  entweder  freiwillig  unter  den  Schutz  und  Schirm  eines 
mächtigeren  und  stärkeren  Staates  begeben  hat,  oder  der  gewaltsam  unter 
dessen  Schutz  gestellt  worden  ist.  Das  Protektorat  oder  die  Schutz- 
herrschaft ist  ein  Verhältnis  von  äusserster  Mannigfaltigkeit.  Für  Pro- 
tektorate gibt  es  keine  einheitliche,  sich  stets  gleichbleibende  Grundform. 
—  Die  Bedingungen,  unter  denen  ein  starker  Staat  einem  schwächeren 
Schutz  gewährt,  sind  zahlreich;  sie  richten  sich  ganz  nach  den  Umständen. 
Unter  den  gegenwärtig  bestehenden  Protektoraten  (1900)  gibt  es  nicht 
zwei,  die  einander  gleich  wären.  Im  allgemeinen  überlässt  der  geschützte 
Staat  dem  schntzherrlichen  Staate  (Etat  protecteur)  fast  immer  die  Aus- 
übung der  äusseren  Souveränität,  die  Leitung  und  Regelung  seiner  inter- 
nationalen Beziehungen,  bisweilen  auch  ausserdem  einige  Rechte,  die  zur 
inneren  Souveränität  gehören,  so  z.  B.  den  militärischen  Oberbefehl,  die 
Justizverwaltung,  die  Erhebung  gewisser  Steuern  usw.  —  Häufig  ist  die 
Begründung  eines  Protektorats  der  erste  Schritt  zu  einer  späteren  Ein- 
verleibung, der  einstweilige  Aufschub  einer  Eroberung.  —  Es  ist  selten, 
dass  das  Protektorat  nur  eine  geringfügige  Schmälerung  der  Souveränitäts- 
rechte  des  geschützten  Staates  nach  sich  zieht. 


1)  [Seit  einigen  Jahren  ist  die  Lehre  über  die  Schutzherrschalten  in  zahlreichen 
Schriften  erörtert  worden.  —  Abgesehen  von  den  oben  unter  No.  165  ao&effihrten 
Werken  siehe  noch  fiornhak,  Die  Anfänge  des  deutschen  Kolonialstaatsrechts,  1887. 
—  Catellani,  Les  possessions  aMcaines  et  le  Droit  colonial  de  Tltalie,  R.  D.  I.,  t 
XXVII,  pp.  417  et  8.  —  Ghailley-Bert,  Les  protectorats  de  Tlnde  britannique, 
Anoales  des  sdences  pob'tiqnes,  1899,  p.  149.  —  Duhamel,  Condition  juiidique  des 
pays  de  protectorat  —  Engelhardt,  Les  protectorats  de  riDdo-Ghioe  fran^aise, 
R.  D.  L.  t  XXIX,  p.  605.  —  Du  conflit  arm^  entre  Etat  prot^g^  et  Etat  protecteur» 
Revue  du  Droit  puDüc,  mars-ayiil  1900.  —  Paul  Fauchille.  France  et  Madagascar» 
R.  D.  L  P.,  t  II,  p.  295  et  t  in,  p.  58.  —  F^raud-Giraud,  De  la  neutraUte  dans 
les  gaerres  entre  Etats,  les  guerres  ci^ües  et  les  dilförends  entre  Etat  protecteur  et 
Etat  protze,  R.  D.  L  F.,  t  11,  p.  295.  —  Hachenburger,  De  la  nature  joridique 
du  protectorat  et  de  quelques-unes  de  ses  cons^quences  en  matiire  pönale,  1896.  — 
Heilborn,  Das  volhtrred^me^  Prottktorat,  1891.  —  G6rard,  De  la  nature  joridique 
du  protectorat,  Revue  algirienne,  1898.  —  Institut  colonial  international  de  Bruxelies, 
Le  regime  des  protectorats,  1899.  —  Lentner,  Das  internationale  Kolonialrecht  im 
XIX  Jahrhundert  1886. —  Lu^,  Del  protettorato  intemazionale,  1899.  ~  Meyer,  Die 
staatsrechtliche  Stellung  der  deutsehen  Schutzgebiete,  1888.  —  Deutsches  Kolonial- 
recht, 1888.  —  D^Orgeval,  Les  protectorats  allemands,  Annales  de  TEcole  libre  des 
sdeoces  politiques,  189Ö.  —  Pann,  Die  deutsche  SchntzherrUchkeit,  1887.  —  Petit, 
OrganiBation  des  coloniea  firan^aises  et  des  pays  de  protectorat,  1894.  —  Pic,  De 
llnfiuence  de  T^tabUssement  d'on  protectorat  sur  les  trait^s  ant^rieurement  condus 
avec  des  puissances  tierces  par  l'Etat  prot^^^  R.  D.  L  P.,  t  III,  p.  618.  —  Pill  et, 
Des  droits  de  la  puissance  protectrice  sur  FadminlBtration  intirienre  de  TEtat  protig^ 
R.  D.  L  P.,  t  II,  pp.  588  et  B.  —  De  Pouvourville,  Des  bases  de  la  politique 
ext^eure  dans  les  pays  de  protectorat.  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  176.  --  De  P^tablissement, 
d'i^r^  le  droit  intemationai,  des  differents  modes  de  protectorat  dans  TExtreme- 
Orient  fran^ais,  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  807.  —  Ring,  Deutsche  Kolonialgesellschaften. 
~  Eouard  de  Card,  Les  traitis  de  protectorat  conclus  par  la  France  en  AMqne, 
1870—1895,  1897.  —  Stengel,  Die  Staats-  und  yolkerrechtliche  Stellung  der  deutschen 
Kolonien,  1886.  —  Deutsches  Kolonialstaatsrecht,  1887.  —  Westlake,  Etudessurles 
principes  du  Droit  international,  pp.  190  et  s.  —  Wilhelm,  Thterie  juridique  des 
protectorats,  J.  I.  P.,  t  XVII,  p.  204.  —  Etüde  sur  les  principes  du  protectorat, 
Annales  de  TEcole  libre  des  sdences  politiques,  1889,  p.  694.  —  Protectorat  et  neu- 
tralit^  J.  L  P.,  t  XXn.  -  S.  auch  R.  D.  I.  P.,  t  I,  pp.  64,  84,  268,  878,  287  et  491 
et  t  m,  pp.  88  et  696.] 
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Yattel  (op.  cit.  liy.  I  eh.  XVI  tit.  1)  hat  das  Protektorat,  seine 
Yoranssetziingen  und  die  Gründe  seiner  Auflösung,  namentlich  die  wegen 
mangelnden  Schatzes,  wegen  Untreue  des  Vasallenstaates  und  wegen  des 
Verhaltens  des  schutzherrlichen  Staates  eingehend  behandelt.  —  Gegen- 
wärtig entbehren  diese  mehr  theoretischen  als  praktischen  Fragen  &8t 
jeder  Bedeutung.  Der  Umfang  des  Protektorats  und  die  gegenseitigen 
Pflichten  der  beiden  Staaten  ergeben  sich  aus  dem  Inhalte  des  Protektorats- 
vertrages.  Bechtlich  mttsste  jede  Partei  im  Falle  eines  Vertragsbmdis 
der  andern  ihre  volle  Handlungsfireiheit  zum  Schutze  ihrer  Ansprüche  and 
ihrer  Intei'essen  wieder  erlangen.  In  Wirklichkeit  verhält  es  sich  ato 
nicht  immer  so. 

177.  —  Die  geschützten  Staaten  sind  folgende:  1)  Die  kleine  Bepnblik 
Andorra^)  im  Pyrenäental  mit  460  Quadratkilometer  und  etwa  6000  Ein- 
wohnern, gelegen  zwischen  dem  französischen  Departement  Ariöge  und  der 
spanischen  Provinz  Lerida.  Sie  wurde  als  unabhängiger  Staat  durch  eine 
Urkunde  Ludwig  des  Frommen  gegründet  (801).  Karl  der  Kahle  wollte 
sie  dem  Bischof  von  Urgel  untertänig  machen  (860).  Die  Eänwohner 
kämpften  aber  400  Jahre  lang  gegen  den  Bischof.  —  Die  Landschaft 
wurde  alsdann  unter  die  gemeinschaftliche  Oberheirlichkeit  des  Bischofs 
von  Urgel  und  des  Grafen  von  Foix  gestellt.  Durch  die  Vereinigung  der 
Familien  von  Foix  und  von  Böam  nach  der  Thronbesteigung  Heinrichs  IV. 
ging  das  gemeinschaftliche  Oberlehnsrecht  auf  Frankreich  über.  Gegen- 
wäi*tig  ist  es  durch  ein  gemeinschaftliches  Protektorat,  das  vom  Bischof 
von  Urgel  und  fttr  Frankreich  durch  den  Präfekten  der  Ostpyrenäen  aus- 
geübt wird,  ersetzt  worden.  (Dekrete  vom  3.  Juni  1882  und  Februar 
1884.)  —  Die  Bepublik  Andorra  zahlt  an  Frankreich  jährlich  einen  Zins 
von  960  Franken  und  an  den  Bischof  von  Urgel  alle  2  Jahre  einen  Zins 
von  841  Franken. 

178.  —  2)  Das  Fürstentum  Monako*)  wird  zu  Unrecht  von  manchen 
zu  den  geschützten  Staaten,  von  andern  zu  den  halbsouveränen  Staaten 
gezählt.  Monako  ist  zwar  ein  kleiner,  aber  ein  vollkommen  souveräner 
Staat,  der  selbständig  und  allein  die  Verträge  vom  20.  Februar  1861 
wegen  der  Abtretung  Mentones  und  Boquebrunes,  sowie  die  Verträge  vom 
9.  November  1865,  8.  Juli  1876,  24.  Mai  1881  usw.  über  andere  Gegen- 
stände mit  Frankreich  geschlossen  hat.  In  allen  diesen  Verträgen  ist  der 
Fürst  von  Monako  als  Souverän  aufgetreten.  Er  unterhält  bei  einigen 
Staaten  diplomatische  Vertreter. 

179.  —  3)  England,  Österreich,  Preussen  und  Russland  schlössen  am 
5.  November  1815   drei  Abkommen   zu  Paris,   wodurch   die  Jonischen 

1)  [Weffen  Andorra,  S.  Blade,  Etades  g^ographiques  sor  la  vaUee  d'Andorre, 
1875.  —  Reyolutions  andorannes,  1879.  —  Brutails,  £tade  sur  la  condition  des 
populations  rurales  du  RoussiUon  au  moyen  äge.  —  Despagnet,  Essai  sur  les  pro- 
tectorats,  p.  77.  —  Engelhardt,  op.  cit,  p.  125.  —  Obispo  y  al  Papa,  La  cuestion 
de  Andorra,  1895.  —  Louis  Renault,  R.  D.  I.,  t.  XIII,  p.  228.  —  Trias  y  Giro, 
Constitucion  politica  y  personaUdad  intemacional  dei  principado  de  Andorn,  1890. 
>—  Siehe  auch  die  Entscheidungen  des  französischen  Kassationsgerichtshof.  —  Orim. 
cass.,  9.  mal  1845,  Dalloz  p^r.,  45.1.223;  Grim.  rej.,  12  mai  1859,  DaUozper.  59^.89.] 

2)  [Wegen  Monaco,  S.  Barege,  Laprincipaute  de  Monaco,  1870.  —  Despagnet, 
op.  cit,  p.  69.  —  Daran d-Auzias,  La  principant6  de  Monaco,  Revue  da  Droit  public» 
t.  IL  --  Engelhardt,  op.  cit,  p.  94.  —  Gioffredo,  Storia  delle  Alpi  Maritime.  — 
Moncharyille,  Monaco  au  point  de  vue  international,  1898.  —  De  Ring,  La  onnci- 
paut^  de  Monaco  est-elle  an  Etat  independant  oü  prot^g^?  Nouyelle  Revue, 
15  novembre  1895.  —  Rossi,  11  principato  di  Monaco.  —  oaige,  Monaco,  ses  originea, 
son  histoire,  1897.  —  Saige,  Docnments  historiques  sur  la  prindpaute  de  Monaco, 
de  1412  k  1641,  3  vol.,  1888—90—91.  VgL  Moncharville,  Le  demier  Episode  du 
protectorat  franco-monegasque,  R.  D.  I.  P.,  t  VII,  p.  242.] 
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Inseln  (die  7  Inseln) i)  fttr  einen  freien  Staat  unter  dem  Protektorate 
Englands  erklärt  worden.  Die  sieben  Inseln  worden  dorch  den  Londoner 
Vertrag  vom  14.  November  1863  mit  dem  Königreiche  Griechenland  yer- 
einigt;  die  Inseln  Eorfo  ond  Paxos  worden  dorch  Vertrag  vom  29.  März 
1864  neotralisiert. 

180.  —  4)  Dorch  die  Wiener  Schlossakte  vom  9.  Joni  1815  ond  die 
ihr  beigefügten  Verträge  vom  3.  Mai  war  die  Stadt  Erakao^  für  eine 
freie,  unabhängige  ond  völlig  neutrale  Stadt  nnter  dem  gemeinsamen  Schotze 
von  OsteiToich,  Preossen  ond  Bossland  erklärt  worden.  —  Politische  Er- 
eignisse führten  zo  dem  Abkommen  vom  6.  November  1846,  wonach  die 
SUdt  Erakao  ond  ihr  Gebiet  mit  der  österreichischen  Monarchie  vereinigt 
wurde.  England  ond  Frankreich  erhoben  hiergegen  platonische  Ver- 
wahrongen. 

18L  —  5)  Die  Bepoblik  San  Marino")  stand  früher  onter  dem 
Schutze  des  Heiligen  Stuhles;  jetzt  befindet  sie  sich  unter  der  Schutz- 
herrschaft von  Italien  (Abkommen  von  Paris  vom  22.  März  1862).  Verwaltet 
durch  einen  Senat  von  60  Mitgliedern,  dem  zwei  Gonfaloniere  vorstehen, 
zählte  sie  1874  7800  Einwohner  und  ein  Heer  von  950  Mann. 

18S.  —  6)  Deutschland  hat  sein  Protektorat  begründet  über:  a)  die 
Besitzungen  des  Eönigs  von  Togo  (Afrika)  duich  den  Vertrag  von  BageXda 
vom  15.  Juli  1884;  b)  die  Salomons-  und  Marschalls-Inseln  (1885);  c)  einen 
Teil  von  Neu-Guinea  (1885)  zusammen  mit  Holland  und  England  und 
d)  die  Sambainseln  gemeinsam  mit  England  und  den  Verein.  Staaten 
(1889-1890):  [Dieses  eigenartige  Eondominium  wuide  durch  die  Verträge 
zwischen  Deutschland,  England  und  den  Verein.  Staaten  (vom  8.  November 
und  2.  Dezember  1899)  aufgelöst.  Seitdem  verschwand  die  britische  Flagge 
von  den  Samoainseln  und  diese  wurden  zwischen  Deutschland  und  den 
Verein.  Staaten  geteilt.^)  Auf  Grund  desselben  Abkommens  vom  8.  No- 
vember 1899  verzichtete  Deutschland  zu  Gunsten  Englands  auf  seine  An* 
spräche  auf  die  Tonga-  und  Salomoninseln  mit  Ausnahme  der  Inseln 
Bougainville  und  Bouka  (No.  367).]*) 

183.  —  7)  England  hat  sein  I^tektorat  errichtet  a)  über  das  Sultanat 
von  Sansibar,  das  von  Deutschland  am  1.  Juli  1890  und  von  Frankreich 
am  5.  August  1890  anerkannt  und  am  7.  November  1890  in  Sansibar  ver- 
kändet  worden  ist;  b)  über  gewisse  Teile  von  Ostafrika  und  c)  ttber 
mehrere  Inseln,  die  zu  Australien  gehören;  diese  Protektorate  werden 
früher  oder  später  je  nach  den  Umständen  in  Kolonien  umgewandelt  werden.^) 

184.  —  8)  Frankreich  hat  sein  Protektorat  ttber  mehrere  australische 
Inseln  begründet  (insbesondere  ttber  die  Inseln  unter  dem  Winde  und  ttber 
die  Tubuai-Inseln).    Das  Protektorat  Frankreichs  ttber  die  Tahiti-Inseln 

1)  [Engelhardt,  op.  cit,  pp.  116  et  s.  —  Travers  Twiss,  Le  droit  des  gens 
etc^  t  I,  pp.  29  und  80.] 

2)  [EDgelhardt,  op.  cit,  pp.  168  et  s.] 

3)  [Engelhardt,  op.  cit.,  pp.  102  et  8.  —  Giannini,  La  Ripublique  de  San 
Marino,  J.  L  P^  t  XXVI,  p.  803.] 

4)  rMoye,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  p.  125  und  t  VII,  p.  287.] 

5)  [S.  wesen  der  britisch-indischen  Protektorate  einen  Artikel  Engelhardts 
R.  D.  L,  t  XXfX,  p.  461.] 

^  Fann,  Da$  EeOit  der  dmt9dken  SdkUMherrüMeUy  1887.  —  G.  Meyer,  Die 
iUwüretkäidieSieamg  der  deutedimi  SdMtgebieU,  1888. -- Rieb  ow,  Die  dei$ta^  KokmUUr 
geeetggdmng  189$,  gweHer  TeU  van  Zimmermann,  1898^  tfgl.  auch  £etc^aet0&r,  Mr.  die 
BieAttverhäÜmaee  der  dented^  St^nttuMete  tforn  17,  A^rü  1886,  eigfelkäert  dwrch  ein 
Geeetg  vom  7.  JnH  1887.  —  v.  Stengel,  Die  dentichen  8€JnitMgebiete,  1895.  —  Bornhak 
im  AfMe  f.  Sffenü.  Beeht,  Bd.  II,  8.  11.  Sieke  femer  M  ÜUmann  8.  186  rei<Ae 
I^ierahiiratigaben. 
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und  den  dazu  gehörenden  Archipel  besteht  nicht  mehr.  Pomare  V.  hat 
abgedankt.  Das  Gesetz  vom  30.  Dezember  1880  hat  Tahiti  und  seine 
Dependenzen  für  eine  französische  Kolonie  erklärt.  [Weiterhin  hat  das 
Gesetz  yom  19.  März  1898  die  Inseln  unter  dem  Winde  fttr  einen  Bestand- 
teil des  französischen  Kolonialgebietes  erklärt.^] 

Das  Protektorat  über  Tunis*)  beruht  auf  den  Verträgen  von  Casr-el 
Said  Bardo  vom  12.  Mai  1881   und  auf  dem  von  la  Marsa  yom  8.  Juni 

1883  —  Frankreich  vertritt  Tunis  in  seinen  auswärtigen  Beziehnngen. 
Es  hat  bei  dem  Bey  von  Tunis  einen  Bevollmächtigten,  der  den  Titel 
Generalresident  (Resident  G^n^ral)  ftthrt,  und  der  zu  gleicher  Zeit  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  ftir  Tunis  ist. 

Der  Bey  kann  keine  diplomatischen  Agenten  bei  fremden  Mächten  be> 
glaubigen:  er  hat  den  Genuss  und  die  Ausübung  des  aktiven  Gesandt- 
schaftsrechts verloren.  Die  tunesischen  Interessen  werden  in  auswärtigen 
Ländern  durch  die  diplomatischen  Agenten  Frankreichs  geschützt.  —  Der 
Bey  kann  fremde  diplomatische  Agenten  empfangen;  diese  verkehren  mit 
ihm  nur  durch  Vermittlung  des  Generalresidenten.  Der  Bey  hat  mithin 
noch  den  Genuss,  nicht  aber  die  Ausübung  des  passiven  Gc^andtschalft»- 
rechts.  —  Verträge  kann  er  nur  mit  Zustimmung  Frankreichs  schliessen. 

—  Er  hat  sich  zu  Gunsten  Frankreichs  seiner  äusseren  Souvei-änität  fast 
ganz  begeben.  —  Nach  innen  hin  äussert  sich  Frankreichs  Gewalt  durch 
seine  Justiz-  und  Finanzverwaltung  und  durch  sein  Heer.  Frankreich  ist 
berechtigt,  die  verschiedenen  Teile  der  Regentschaft  militärisch  zu  be- 
setzen. —  Es  hat  die  tunesische  Schuld  durch  das  Gesetz  vom  9.  April 

1884  umgewandelt  und  selbst  die  Garantie  ftbr  die  Schuld  ttbemommen. 
Durch  verschiedene  Gesetze  und  Dekrete  hat  es  Gerichte  erster  Instanz 
und  Friedensgerichte  bestellt  (Gesetz  vom  27.  März  1883  —  sehr 
zahlreiche  Dekrete  ....  3.  Mai  1888).  Es  hat  aber  mit  den  fremden 
Staaten  in  Unterhandlungen  treten  mttssen,  um  die  Kapitulationen  abzu- 
schaffen. *)   Die  meisten  europäischen  Staaten  haben  hierzu  ihre  Zustimmung 

1)  [S.  wegen  Tahiti,  Renault,  R.  D.  L,  t  XIII.  p.  217.  —  Rouard  de  Card, 
Un  protectorat  disparu;  rannexion  de  Talti  et  ses  döpendances  R.  D.  L  P.,  1 1,  p.  330. 

—  S.  wegen  der  Inseln  unter  dem  Winde  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  294.  —  S.  wegen  der 
Protektorate  Frankreichs  in  Afrika:  Rouard  de  Card,  Les  trait^s  de  protectorat 
conclus  par  la  France  en  Airique  1870—1895,  1897.] 

2)  [S.  wegen  Tunis,  l'Annee  politique,  1881  et  s.  —  Aadinet,  De  la  nationa- 
Uii  fran<^se  en  Alg^rie  et  en  Tumsie,  Revue  alg^rienne,  1889,  pp.  149  et  165.  — 
Bergfe,  Etüde  sur  le  fonctionnement  de  la  justice  fran^'se  en  Tunisie,  1895.  — 
Eneelhardt,  Situation  de  la  Tunisie  au  point  de  Yue  du  Droit  international,  R. 
D.  L,  t  XIII,  p.  831.  —  Faucon,  La  Tunisie  avant  et  depuis  l'occapation  fran^aise, 
1898.  —  Foucher,  De  T^volution  du  protectorat  de  la  France  sur  la  Tunüde,  1897. 

—  Lenepveu  de  Lafont,  De  la  juridiction  des  tribunaux  francais  en  Tunisie  et  de 
leur  comp^tence  k  T^rd  des  ^trangers,  J.  I.  P.,  t  X,  p.  437.  —  Extension  de  la 
juiidiction  franoalse  en  Tunisie,  J.  I.  P.,  t  XI,  p.  489.  —  Meyer,  Le  protectorat  en 
Tunisie,  Annales  de  TEcole  libre  des  sciences  politiques,  1888,  p.  73.  —  Olivi,  II 
trattato  di  Tunis!  dell  13  maggio  1881  sotto  Taspetto  del  diritto,  1882.  —  Un  cenno 
sul  diritto  di  conquista  a  proposito  dell'  attuale  questione  tunisina,  1881.  —  D'Orgeral^ 
Le  regime  douanier  de  la  Tunisie,  Annales  de  l'Ecole  libre  des  sciences  politiques, 
1889,  p.  613.  —  P.  H.  X,  La  politique  firancaise  en  Tunisie:  le  protectorat  et  ses 
origines  (1854—1891),  1891.  —  Louis  Renault,  R.  D.  L,  t  XIU,  pp.  817  et  418,  t.  XIV, 
pp.  84  et  542,  t.  XV,  pp.  186  et  295.  —  De  Sorbier  de  Pougnadoresse,  La  justice 
mincaise  en  Tunisie,  1897.  —  Souchon,  Qaestions  de  compitence  souleyees,  en 
matiere  pönale,  par  l'^tablissement  du  protectorat  de  la  France  en  Tunisie,  J.  I.  P., 
t.  XXI,  p.  577.  —  Vignon,  La  France  dans  TAMque  du  Nord,  1887.  —  X^  Les 

?räiiniinaires  du  traite  du  Bardo,  Annales  de  TEcole  libre  des  sciences  politiquea, 
893,  p.  395.] 

f)  DeiOtdkei  OtseU,  betr.  <Ke  SonnaargmdMKwkeU  m  Turnt  v.  27.  Ju&  1S83,  dant 
Verordnung  v.  21.  Jamtar  1884. 
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erteilt.  —  Die  Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  erstreckt  sich: 
1.  auf  Bechtsstreitigkeiten  zwischen  Ausländem,  2.  auf  Rechtsstreitigkeiten 
zwischen  Ausländem  und  Tunesiern.  Die  Bechtsstreitigkeiten  unter  den 
Tunesiem  selbst  gehören  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte  der  Begentschaft. 
—  Das  Grundeigentnmsrecht  ist  umgestaltet  worden.  (Gesetz  y.  1.  Juli 
1885)  usw.  —  [Verträge,  die  Frankreich  in  den  Jahren  1896  und  1897 
mit  Österreich-Ungarn,  Bussland,  der  Schweiz,  Deutschland,  Belgien, 
Spanien,  Dänemark,  den  Niederlanden,  Schweden-Norwegen  und  England 
abgeschlossen  hat,  haben  das  tunesische  Zollwesen  abgeändert.  Sie  be- 
stimmten ausserdem  ganz  allgemein,  das  alle  auf  Tunis  bezüglichen  Ver- 
träge und  Abkommen,  die  von  den  gedachten  Ländern  bis  dahin  vereinbart 
worden  seien,  ausser  S^aft  treten  und  dass  sich  die  zwischen  diesen  Ländern 
und  Frankreich  geltenden  Verträge  und  Abkommen  nunmehr  auch  auf 
Tunis  erstrecken  sollten;  die  Vorrechte,  die  den  Konsuln  dieser  Länder 
gebührten,  sollten  sich  nach  den  in  Europa  üblichen  Begeln  richten. 
Frankreich  hat  mit  Italien  am  28.  September  1896  drei  Abkommen  unter- 
zeichnet: ein  Handels-  und  Schiffahrtsabkommen,  ein  Eonsular  und  Nieder- 
lassungsabkommen, sowie  ein  Auslieferungsabkommen.^)  Das  Protektorat 
über  Tunis  ist  eine  unvollkommene  und  vei*steckte  Einverleibung,  besser 
wäre  es  gewesen,  eine  solche  gleich  zu  Anfang  vorzunehmen,  man  hätte 
sich  dann  viele  Schwierigkeiten  erspart.*) 

186.  —  Über  Tongking  und  Annam^  wurde  das  Protektorat  Frank- 
reichs durch  den  Vertrag  vom  15.  Mai  1874  begründet.  Der  Hof  von  Hu8 
verpflichtete  sich,  in  seiner  auswärtigen  Politik  den  Weisungen  Frankreichs 
zu  folgen  und  die  freie  Schiffahrt  ad  dem  Boten  Flusse  in  Tongking,  der 
reichsten  Provinz  des  Königreichs,  zu  sichem.  Die  Annamiten  kamen 
aber  diesem  Vertrage  nicht  nach.  Frankreich  musste  einen  Feldzug  gegen 
sie  unternehmen,  der  mit  dem  Vertrage  vom  6.  Juni  1884  endigte.  —  Die 
Intervention  Chinas  in  die  Angelegenheiten  Annams  hatte  die  Wieder- 
hersteUung  des  Friedens  verzögert.  Frankreich  konnte  die  Tapferkeit  und 
die  Tatkraft  seiner  Soldaten  und  seiner  Seeleute  im  Kampfe  mit  Müh- 
seligkeiten und  Drangsalen  aller  Art  bewundem.  Die  Zerstömng  des 
Arsenals  von  Fou-tschöu,  und  die  Verteidigung  von  Tuyen-Quan  bleiben 
onvergesslich.  —  Durch  den  Vertrag  von  Tientsin  vom  9.  Juli  1885  ver- 
pflichtete sich  China,  der  Grenze  Tongkings  durch  seine  Soldaten  Achtung 


1)  [Gelbbnch,  Revision  des  tndtes  tunisiens,  1881—1897.  —  S.  noch  R.  D. 
I.  P.,  t  IV,  p.  797.  —  Dupuis,  Chronique  internationale,  Annales  de  FEcole  libre 
des  sciences  politiques.  1897.  pp.  680  et  8.,  642.] 

2)  S.  auch  betreffend  Tnnis:  De  Lanessan,  La  Tonisie,  1887.  —  Paul  Leroy- 
Beaulieu,  L'Alg^rie  et  la  Tunisie,  2«  ^i,  1898.  —  D'Estournelles  de  Constant, 
Les  d^buts  d'an  protectorat,  Revue  des  Denx-Monde&  15.  Februar  und  15.  M&rz  1887. 
—  £.  Plauchut,  La  France  en  Tanisie,  Revue  des  Deux-Hondea,  1.  und  15.  Oktober, 
15.  November  1890. 

8)  S.  Golonies  fran<^es,  t.  III,  pp.  19  et  s.  —  De  Laneasan,  L'Indo-Ghine 
francaise,  1889.  —  L'affaire  du  Tonkin,  von  einem  Diplomaten,  1888.  —  [8.  noch 
Castonnet  des  Foaaes.  Lea  rapporta  de  la  Chine  et  de  l'Annam,  R.  D.  I.,  t  XV, 
et  t  XVI.  ^  Deachanel,  La  qneation  du  Tonkin,  1888.  —  Deverla,  Histoire  dea 
relationa  de  la  Chine  et  de  rAnnam,  1878.  ->-  Engelhardt,  Lea  protectorata  de 
llndo-Chiue  Ihm^^e,  R.  D.  L,  t  XSX,  pp.  225  et  605.  —  Jules  Ferry,  Le  Tonkin 
et  la  m^-patrle.  —  Plauchut,  L^annexion  du  Tonkin,  Revue  dea  Deux  Mondes, 
15.  September  1880.  —  De  Ponvourville,  de  l'^tabUsaement  d'aprta  le  Droit  inter- 
national dea  dül^renta  modea  dea  protectorata  dana  TExtreme-Onent  francaia.  R.  D. 
1.  F.,  t  y,  p.  S07.  —  Silveatre,  Politique  fran^^aiae  dana  llndo-Chine:  Annam, 
Annalea  de  l'jScole  libre  des  adencea  politiquea,  1895—97.  —  VergL  De  Ponvourville, 
La  qneation  d'£xtr@me-Orient,  1900.J 

Bonfils,  Lehrbuch  des  VSlkemcht«.  7 


98  finter  Teil.    Die  Personen. 

zu  verschaffen  und  die  yon  Frankreich  mit  dem  Hofe  von  HaS  abge- 
schlossenen Verträge  zu  achten. 

Der  König  von  Hu6  muss  sich  in  seiner  auswärtigen  Politik  nach  der 
Frankreichs  richten;  er  kann  mit  andern  Staaten  nur  durch  Vermittlung 
der  diplomatischen  Agenten  seines  schutzherrlichen  Staates  yerkehren,  die 
Ausübung  der  äusseren  Souveränität  steht  ihm  nicht  mehr  zu.  —  Anlangend 
die  innere  Souveränität,  so  wird  zwar  das  Königreich  Annam  von  seinem 
Könige  und  den  von  ihm  ernannten  Beunten  verwaltet;  aber  ein  fran- 
zösischer Generalresident  hat  die  Befugnis,  aUe  Handlungen  der  anna- 
mitischen  Regierung  zu  überwachen. 

Die  Rechtsstellung  Tongkings  ist  eine  andere.  Tongking  ist  mit 
Franki-eich  durch  ein  engeres  Band  verknüpft.  Wenn  auch  die  anna- 
mitischen  Beamten  in  ihren  Stellungen  gelassen  worden  sind,  ao  sind  sie 
doch  der  unmittelbaren  Aufsicht  der  französischen  Residenten  unterworfen. 
Die  Erhebung  der  Steuern,  das  ZoUwesen,  die  öffentlichen  Arbeiten^  das 
Post-  und  Telegraphenwesen  stehen  unter  französischer  Verwaltung. 
Französische  Gerichte  sind  durch  das  Dekret  vom  28.  Oktober  1890  an- 
gesetzt worden. 

186.  —  Kambodja  ist  durch  den  Vertrag  vom  11.  August  1863 
unter  das  Protektorat  Frankreichs  gestellt  wonlen.  Da  die  Ausübung 
dieses  Protektorats  Schwierigkeiten  veranlasst  hatte,  so  ¥nirde  ein  neues 
Abkommen  am  14.  Juni  1884  getroffen«  —  Die  Ausübung  des  Protek- 
torats wurde  einem  Generalresidenten  übertragen.  —  Der  Köni^  von 
Kambodja  führt  die  Verwaltung  weiter;  aber  seine  Macht  besteht  nur 
noch  dem  Namen  nach.  Der  König  muss  sämtliche  Abänderungen  im 
Verwaltungs-,  Finanz-,  Handels-  und  Justizwesen,  die  Frankreich  für  gut 
befindet,  über  sich  ergehen  lassen.  Dies  ist  eine  verschleierte  Einver- 
leibung. 

187.  —  [Bis  in  die  letzten  Jahre  besass  Frankreich  noch  ein  Pro- 
tektorat über  ein  anderes  afrikanisches  Land,  nämlich  über  die  Insel 
Madagaskar;  an  SteUe  dieses  Protektorats  ist  im  Jahre  1896  die  Ein- 
verleibung getreten.]  —  Seit  der  Begierung  Ludwigs  XTTT.  und  dem 
Patente  vom  24.  Juni  1642  hat  Frankreich  stets  Ansprüche  auf  die  Insel 
Madagaskar  gemacht.  —  Die  Schilderung  der  Kolonisationsversuche  würde 
zu  weitläufig  sein  und  auch  den  Bahmen  dieses  Lehrbuches  überschreiten. 

—  Wir  wollen  nur  darauf  hinweisen,  dass  Frankreich  nach  wiederholten 
feindseligen  Handlungen  Englands,  am  14.  Dezember  1885  mit  der  Könige 
der  Hova  einen  Protektoratsvertrag  über  Madagaskar  abgeschlossen  hat 

—  Kraft  Artikel  1  vertritt  die  franztfsische  Regierung  Madagaskar  in 
allen  seinen  auswärtigen  Beziehungen.  Die  Madegassen  stehen  im  Aus- 
lände unter  dem  Schutze  Frankreichs.  —  Ein  französischer  Qeneralresident 
leitet  den  auswärtigen  Verkehr  Madagaskars,  ohne  sich  iu  dessen  innere 
Verwaltung  einzumischen  (Art.  2).  Er  hat  seinen  Amtssitz  in  Tananarivo 
(der  Hauptstadt);  es  steht  ihm  eine  militärische  Begleitung  zur  Seite. 
Er  hat  das  Recht,  von  der  Königin  in  Privataudiems  empfangen  zu  werden 
(Art.  3).  Die  Behörden  der  Königin  dürfen  sich  weder  in  Streitigkeiten 
zwischen  Franzosen  untereinander,  noch  zwischen  Franzosen  und  Fremden 
mischen.  Ein  Gesetz  vom  7.  April  1891  hat  französische  Oerichte  ein- 
gesetzt, die  Air  Franzosen  und  französische  Schutzgenossen  zust&ndig 
sind.  Streitigkeiten  zwischen  Franzosen  und  Madegassen  werden  vom 
Residenten  unter  Zuziehung  eines  madegassischen  Richters  entschieden 
(Art.  4).  —  Franzosen  können  sich  überall  aufhalten,  umherreisen,  unbe- 
hindert Handel  treiben  und  Grundstücke  in  Erbpacht  nehmen  (Art.  6).  — 
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Die  französische  Republik  verpflichtet  sich,  der  Königin  bei  der  Verteidigung 
ihrer  Staaten  Beistand  zu  leisten  (Art*  11).  Fremde  Konsuln,  die  sich  attf 
Madagaskar  niederlassen  wollen,  müssen  das  Exequatur  beim  französischen 
Generalresidenten  nachsuchen.  —  Das  französische  Protektorat  wurde  von 
den  Verein.  Staaten  und  durch  die  zwischen  Frankreich  und  England, 
sowie  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  ausgetauschten  Deklarationen 
vom  5.  August  1890  und  vom  17.  November  1890  anerkannt. 

[Die  madegassische  Regierung  suchte  sich  aber  mit  allen  möglichen 
Mitteln  der  Verwirklichung  der  durch  den  Protektoratsveitrag  Frankreich 
zuerkannten  Rechte  zu  widersetzen.  Im  Oktober  1 894  machte  die  französische 
Regierung  den  Versuch,  von  der  Königin  der  Hova  eine  Übereinkunft  zu 
erlangen,  um  die  Befolgung  des  Vertrages  von  1885  zu  sichern.  Da 
dieser  Versuch  fehlschlug,  so  musste  man  zur  Gewalt  schreiten.  Das  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  7.  Dezember  1894  ausgesandte  französische 
Expeditionsheer  bemächtigte  sich  am  30.  September  1895  der  Hauptstadt 
Tananarivo.  Am  1.  Oktober  desselben  Jalu*es  nahm  die  Königin  einen 
Vei-trag  an,  wodurch  die  Insel  Madagaskar  von  neuem  unter  das  Pro- 
tektorat Frankreichs  gestellt  wurde.  Dieser  Vertrag  genügte  indessen 
der  öffentlichen  Meinung  nicht.  Die  französische  Regierung  erklärte  so- 
dann am  27.  November  1895  in  der  Deputiertenkammer,  dass  die  Insel 
Madagaskar  von  nun  an  eine  französische  Besitzung  sei.  Am  18.  Januar  1896 
musste  die  Königin  von  Madagaskar  eine  Erklärung  unterzeichnen,  worin 
sie  die  Besitzergreifung  der  Insel  durch  Frankreich  anerkannte.  Diese 
Akte  wurde  den  Mächten  mitgeteilt.  Die  blosse  Besitzergreifung  war 
nach  Ansicht  einiger  Mächte  keine  genügend  klare  Lösung  des  Rechts- 
verhältnisses; England  und  die  Vereinigten  Staaten  verkmgten  nähere 
Aufklärung  über  die  neue  Ordnung  der  Dinge.  Unter  diesen  umständen 
hielt  es  die  französische  Regierung  für  geboten,  vorbehaltlos  die  Einver- 
leibung auszusprechen:  das  Gesetz  vom  6.  August  1896  erklärte  Madagaskar 
mit  den  dazu  gehörenden  Inseln  für  eine  französische  Kolonie.^)  Die 
Vei'waltung  der  neuen  Kolonie  wurde  durch  zahlreiche  Dekrete  geregelt.*) 

1)  [Das  Jonmal  officiel  vom  31.  Oktober  1897  enthielt  die  Bekanntmachung,  dass 
die  französische  Flagge  in  Ansflihrung  des  den  Mächten  mitgetettten  Gesetzes  vom 
6.  Angnst  1896,  (welches  Madagaskar  und  die  dazugehörigen  Inseln  für  eine  franzö- 
sische Kolonie  erklärte),  auf  den  im  Kanal  von  Mozambique  gelegenen  Inseln,  Juan- 
de-NoTa  (auch  Saint  Cristophe  genannt),  Europa  und  Bassas-da-India  aufgepflanzt 
wordoi  seL] 

S)  [S.  über  die  Entwicklung  der  Beziehungen  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar 
and  aber  den  letzten  französüsch  madegassischen  Streit:  Golonies  fran^aises,  t  I, 

Sp.  195  et  s.  et  la  bibliographie Jointe  k  cette  notice.  —  Gateliani,  Les  droits  de 
^France  sur  Madagascar,  R.  D.  !..  t.  XVII,  d.  151.  —  Gastonnet  des  Fosses, 
Les  droits  de  la  France  ä  Madagascar,  R.  D.  I.,  t  XVII,  p.  418.  —  Dnbois,  La 
France  k  Madagascar,  R.  D.  L,  t.  XXVIII,  pp.  477  et  617.  —  Farelly,  Neutrais  and 
the  Madagascar  ezpedition,  American  law  Review,  t  XXIX,  p.  589.  —  Paul 
Faachille,  France  et  Madanscar,  R.  D.  L  P.,  t  II,  p.  140,  t.  IIL  p.  56  et  t.  IV, 
p.  22a  —  F^raud-Giraud,  De  la  neutralitii  dans  les  guerres  entre  Etats,  les  guerres 
civües  et  les  dijr<6rends  entre  Etat  protecteur  et  Etat  orotigi,  R.  D.  I.  P.,  t  IL  p. 
291.  —  Le  Garrec,  Du  fonctionnement  de  la  justice  fran^idse  k  Madagascar,  J.  L 
P.,  t  XXn,  p.  S59.  —  De  la  vente  par  les  gouvemeurs  hovas,  pendant  la  guerre  de 
1894—95,  de  biens  appartenant  k  des  Fran^^  J.  L  P.,  t.  XXItL  p.  888.  —  Göniral 
Gallieni,  Madagascar,  1899.  —  Greffier,  Empire  coloniai  de  la  France.  —  Etade 
juidique.  Golonies,  protectorat:  Madagascar.  —  Hanotauz,  RoTue  de  Paris, 
IwJanYler  et  1«  avrü  1896.  —  Le  Myre  de  Vllers,  Le  trait6  hova,  Revue  de 
Paris,  15  novembre  1895.  —  Paul  Leroy-Beaulieu,  Revue  des  Denx-Mondes, 
l<r  novembre  1895.  —  Martin  eau,  Madagascar,  1894.  —  Le  protectorat  de  Mada- 
gascar, Revue  politique  et  pariementaire,  t  IV,  p.  198.  —  Pasfield  Oliver,  Mada- 
gasear  as  a  French  Golony,  Gosmopolls,  1896,  t.  IV,  pp.  59  und  884.  ^  Pensa,  Le 
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Auch  noch  mit  yerschiedenen  anderen  afrikanischen  Volksstammen 
nnd  kleinen  Königreichen  hat  Frankreich  im  Laufe  der  letzten  Jahre  eine 
Beihe  von  Protektoratsverträgen  abgeschlossen.  Es  ist  onntttz,  sie  auf- 
zuzahlen.  Die  Liste  wächst  mit  jeder  neuen  Forschungsreise.  [Rouard 
de  Card,  Les  trait^s  de  protectorat  conclus  par  la  France  en  Afiique 
1840—1895.1)] 

9)  Bussland  ttbt  ttber  die  Chanate  Ghiwa  und  Buchara  ein  Protek- 
torat aus,  das  aber  wohl  eher  die  Natur  einer  Oberherrlichkeit  hat. 

10)  [Am  2.  Mai  1889  unterzeichnete  Italien  und  Menelik,  der  Negos 
von  Abessinien,  den  Vertrag  von  ücciali,  dessen  rechtliche  Natur  zwetfel- 
haft  war.  Handelte  es  sich  um  ein  wirkliches  Protektorat  oder  nicht? 
Der  in  Frage  kommende  Artikel  17  wurde  yon  Italien  anders  ansgel^ 
als  von  Abessinien:  nach  italienischer  Auffassung  bildete  Abc^inien  eioen 
halbsouyeränen  Staat,  der  hinsichtlich  der  Ausübung  seiner  auswärtigeii 
Souveränität  Italien  vollständig  unterworfen  war;  Abessinien  war  dagegen 
der  Ansicht,  dass  es  seine  volle  Unabhängigkeit  bewahrt  habe  nnd  dass 
es  sich  nur  aus  Vergünstigung  und  zu  seiner  eigenen  Bequemlichkeit  der 
italienischen  Begierung  als  Vermittlerin  in  seinen  Beziehungen  zu  andern 
Mächten  bedienen  könne.  Die  zwischen  den  beiden  Ländern  entstandenen 
Schwierigkeiten  wuchsen  im  Jahre  1895  zu  einem  Kriege  aus,  der  mit  der 
Niederlage  Italiens  endigte.  Der  Vertrag  von  Addis-Abeba  vom  26.  Oktober 
1896,  der  den  Feindseligkeiten  ein  Ende  setzte,  hob  den  Vertrag  von 
Ucciali  auf.  Artikel  3  lautete:  „Italien  erkennt  vorbehaltlos  die  unbe- 
dingte Unabhängigkeit  des  äthyopischen  Beidies  als  eines  selbständigen 
und  souveränen  Staates  an.^^)] 

11)  (In  welchem  Bechtsverhältnisse  steht  Transvaal  oder  die  süd- 
afrikanische Bepublik  zu  Grossbritannien?  Zwei  Abkommen  sind  zwischen 
den  beiden  Ländern  geschlossen  worden:  das  eine  zu  Pretoria  am  3.  August 
1881,  das  andere  zu  London  am  27.  Februar  1884.  Das  erstere  scheint 
in  der  Tat  ein  wirkliches  Protektoratsverhältnis  begründet  zu  haben,  das 
zweite  lässt  aber  die  Frage  eher  zweifelhaft:  Die  einzige  Beschr&ikung, 
die  dieser  Vertrag  der  Unabhängigkeit  der  Bepublik  brachte,  bestand 
darin,  dass  England  das  Becht  haben  sollte,  gegen  alle  Verträge  der  Republik 
mit  anderen  Mächten  (mit  Ausnahme  des  Oranjefreistaates)  oder  mit  Ein- 
geborenen innerhalb  6  Monaten  nach  erhaltener  Anzeige  sein  Veto  ein- 
zulegen.')] 

Si^tectorat  de  la  France  sur  Madagascar,  Revne  blene,  S  aTril  1898.  —  Pic,  Influence 
e  r^blissement  d'un  protectorat  sur  les  traites  anterienrement  condus  avec  des 
puissances  tierces  par  rEtat  protte^^  B.  D.  I.  P.,  t  HI,  p.  618.  ^  Wilhelm,  Pro- 


tectorat et  neutrtditi.  J.  I.  P.,  t  XaIj,  p.  760.  -—  X.,  Revue  de  Paris,  1«^  d^embre 

—  S.  noch  R.  D.  L  P.,  t  I,  pp.  89  et  287,  t  U,  p.  249.] 

1)  [VergL  Rouard  de  Card,  Les  possessions  franQaises  de  la  c6te  Orientale 


d'Afrique,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  p.  287.  —  Van  Ortroy,  GonTentions  internationales 
d^finissantles  limites.  possessions,  protectorats  et  spheres  dlnfluence  en  Afiique,  189a] 

2)  [Über  Abessmlen  und  seine  Beriehungen  zu  Italien.  S.  Castonnet  des 
FoEsses.  Les  Italiens  en  Abyssinle.  —  Catellani,  Les  possessions  afiicaines  et  le 
droit  coionial  de  l'Italie,  R.  D.  L,  t.  XXVII,  pp.  417  et  s.  —  Despagnet,  Le  conflit 
entre  lltalie  et  TAbyssinie,  R.  D.  L  P.,  t.  IV,  pp.  5  et  s.  —  Falzone,  n  tratto  di 
Ucciali  secondo  ü  Diritto  delle  gentL  —  Feuozzi,  Le  Ihoit  international  et  les 
r^centes  hostüit^  italo-abyssüies,  R.  D.  I..  t  XXVIIL  p.  580  et  t  XXXIX,  p.  49.  — 
De  la  Jonqui^re,  Les  Italiens  en  Erytnr^e.  ~-  STilokossich,  Les  Rusaas  en 
Abyssinle,  1895.  —  Vico  Montegazza,  Les  Italiens  en  AMqoe,  1896.  —  Wauters, 
Anciennes  relations  de  l'Europe  avec  Abysinnie,  R.  D.  I.,  t  XXVU,  p.  545.] 

8)  [Über  die  internationale  Rechtsstellung  Transvaals,  S.  Desjardins,  Le 
Transvaal  et  le  Droit  des  gens,  1896.  —  Les  droits  de  PAngleterre  sur  le  TransTaal, 
1S99.  —  Despagnet,  L'Union  de  la  R^pnbliqne  Sud-Africaine  et  de  PEtat    libre 
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188.  —  m.  —  Der  Yasallenstaati)  hat  nur  eine  geschmiUerte 
Souveränität,  die  er  von  einem  anderen  Staate,  dem  Oberstaate  oder 
dem  Suzerän,  dem  er  untergeordnet  ist,  ableitet. 

Dies  Sechtsverhältnis  kann  eine  vollkommene  Abhängigkeit  bedingen, 
sich  aber  auch  bis  zu  einer  gewissen  Freiheit  steigern. 

Wie  das  Protektorat,  so  kommt  auch  das  Vasallenverhältnis  in  zahl- 
reichen und  verschiedenartigen  Abstufungen  vor. 

Indessen  begegnet  man  fast  stets  einigen  bestimmten  Merkmalen. 
So  entbehrt  der  Unterstaat  (mit  sehr  seltenen  Ausnahmen)  den  Oenuss 
und  die  Austtbung  der  äusseren  Souveränität;  er  ist  daher  verpflichtet, 
die  vom  Oberstaate  abgeschossenen  politischen,  Handels-,  Zoll-  und  dergl. 
Verträge  zu  achten;  er  hat  Tribut  zu  zahlen,  und  es  fehlt  ihm  das  MUnz- 
recht.  Der  Oberstaat  ist  in  grösserem  oder  geringerem  Masse  berechtigt, 
in  die  Gesetzgebung,  die  Justiz-,  Heeres-  und  Unterrichtsverwaltung  ein- 
zugreifen und  tkber  den  Bau  von  Eisenbahnen  oder  die  Durchstechung  von 
Ewälen  usw.  zu  entscheiden.  —  Die  Vasallenstaaten  verschwinden  heut- 
zutage mehr  und  mehr.  In  früheren  Jahrhunderten  kamen  sie  häufiger 
vor;  hierdurch  erklärt  es  sich,  dass  Vattel  sie  so  ausführlich  behandelt 
hat  (op.  cit.  liv.  I,  ch.,,I,  §  7  et  8). 

189.  —  1.  —  Ägypten  wird  von  manchen  zu  den  halbsouveränen 
Staaten  gezählt.  Jedoch  scheint  uns  die  Ansicht  von  Travers  Twiss  die 
richtigere  zu  sein;  sie  entspricht  eher  den  zahlreichen  Firmanen,  die  die 
rechtliche  Stellung  Ägyptens  zu  der  Türkei  geregelt  haben.^  —  Die 
gegenwärtige  Lage  dieses  Staates  verdient  besondere  Beachtung  wegen 
des  Suezkanals,  der  als  internationale  Verkehrsader  zwischen  den  euro- 
päischen Ländern  und  dem  Orient, .eine  geradezu  universelle  Bedeutung 
gewonnen  hat.  —  Dass  England  Ägypten  in  Besitz  genommen  hat,  ist 
bis  jetzt  (1900)  eine  blosse  Tatsache  geblieben,  die  als  solche  an  der  recht- 
lichen Natur  des  alten  Pharaonenlandes  nichts  ändern  kann. 

Ägypten  ist  ein  Vasallenstaat.  Seine  Rechtsstellung  zur  Türkei  beroht 
auf  einem  internationalen  Vertrage,  obgleich  sie  der  Form  nach  durch 
einen  an  Mehemed-Ali  unterm  13.  Februar  1841  gerichteten  Firman  des 
Sultans  von  Eonstantinopel,  versehen  mit  dessen  Handzeichen  (Tugra) 
geordnet  worden  ist.     Diese  Regelung  stützte  sich  auf  den  Londoner 


d'Orauge,  R.  D.  I.  P.,  t.  V,  p.  555.  —  Farelly,  Sozerainty  and  the  South  Airican 
Republic,  1898.  —  Froude,  Two  Lectnres  on  South  Africa,  1880.  —  Heilborn, 
L'Angleteire  et  le  Traoisvaal,  R.  D.  I.  P.,  t.  lU,  pp.  26  et  s.,  166  et  s.  —  Pierre 
Leroy-Beaulieu,  Boers  et  Anglais  dans  TAfiique  du  Sud.  Revue  des  Deux  Mondes, 
15  ftvrier  1896.  —  De  Louter,  L'annexion  du  Transyaal,  R.  D.  L,  t  XIII,  p.  194.  — 
La  qneation  du  Transvaal,  R.  D.  L,  t.  XXVni,  p.  117.  —  L'Angleterre  et  la  Repub- 
liaue  Sud-Africaine,  R.  D.  1.,  t  I  (2«  sörie),  pp.  821  et  s.  —  Kuyper.  La  crise  Sud- 
Africame,  Revue  des  Deux-Hondes,  l«r  fövrier  1900.  —  0.  0.  Phillimore,  British 
sozerainty  over  the  Transvaal^  Law  Magazine  and  Review,  nov.  1899,  p.  92.  — 
Pierantoni,  Llmpero  Britannico  e  la  Repnblica  del  Transvaal,  1899.  —  Reitz, 
L'Afrique  du  Sud:  nn  nMe  d'injustice,  1900.  —  Van  der  Vlugh,  Transvaal  versus 
Great  Britain,  1899.  —  Westlake,  L'Angleterre  et  la  R^publique  Sud-AMcaine, 
R  D.  L,  t  Xivill,  p.  268,  XZX  8.  140  wnd  XXXII.  —  The  Transvaal  War,  1899. 
—  S.  auch  verschiedene  Artikel  in  der  North  American  Review,  Dezember  1889.  ~  S. 
auch  Despagnet  R.  D.  L  P.,  t  7,  p.  145.]  —  Der  Krieg  endete  mit  der  vollen  Unter- 
tMr/vNf  der  beiden  BepubUken,  die  Engkmd  emverküft  umrden.  VgL  die  SapUidaUone' 
wkmtde  vom  31.  Md  1902,  deren  omtfidker  Text  im  englM^  EknOmdke  wm  4.  S^tember 
1902  enüialten  ist  -  8.  Fillet,  La  guerre  du  Trmeoaal  et  la  Conference  de  la  Baioß  B. 
B,  L  R  t.  VIII,  p.  15  et  e. 

1)  ß.  über  den  Vasallenstaat  Sirmagief^  op.  dt  —  Stubbs,  op.  cit] 

2)  [Es  wird  auch  behauptet,  dass  Ägypten  nur  eine  privilegierte  Provinz  des 
oamanischen  Reiches  sei  (L'Egypte  et  les  Firmans,  R.  D.  L  F.,  t  lU,  pp.  291  et  s.] 
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Vertrag  vom  15.  Juni  1840,  der  zwischen  der  Ottomanischen  Pforte  und 
vier  europäischen  Mächten:  nämlich  England,  Österreich,  Preossen  und 
Russland  zustande  kam.  —  Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  der 
Londoner  Konferenz  sind  folgende:  1.  hüisichtlich  der  inneren  Verwaltung 
geniesst  der  ägyptische  Vizekönig  Autonomie,  nur  dass  er  ^im  Namen 
des  Sultans^  zu  regieren  hat;  2.  Heer  und  Flotte  Ägyptens  werden  als 
Teil  der  türkischen  Kriegsmacht  angesehen;  3.  die  Wertzeichen  tragen 
auf  der  Vorderseite  das  Bild  des  Sultans,  auf  der  Rückseite  das  des 
Khediven;  4.  Ägypten  leistet  der. Pforte  einen  bestimmten  Tribut;  5.  alle 
internationalen  Angelegenheiten  Ägyptens  gehen  durch  die  Regierung  zu 
Konstantinopel,  und  die  von  dieser  abgeschlossenen  Verträge  sind  auch 
fär  den  VizekOnig  verbindlich. 

Mehemed-Ali  war  der  (Gründer  der  jetzt  herrschenden  ägyptischen 
Dynastie.  Er  wurde  nach  geschichtlich  denkwürdigen  Ereignissen  zum 
Wall  oder  Generalgouvemeur  von  Ägypten  mit  Erbfolgerecht  für  seine 
Nachkommen  ernannt  (Firman  vom  1.  Juni  1843).  —  Ein  Firman  vom 
27.  Mai  1866  änderte  die  Erbfolgeordnung  ab,  verlieh  dem  Wali  vollkommene 
Autonomie  bezüglich  der  inneren  Angelegenheiten,  ermöglichte  ihm,  An- 
leihen im  Auslande  aufsunehmen  und  Handelsverträge  einzugehen,  wofern 
diese  nicht  den  von  der  Pforte  geschlossenen  politischen  Verträgen  zuwider- 
lirfen.  Der  von  Ägypten  zu  leistende  Tribut  wurde  von  80000  auf  150000 
Beutel  erhöht.  —  Der  Sultan  erliess  noch  andere  Firmane  von  geringerer 
Bedeutung.  —  Ein  Firman  vom  8.  Juni  1867  ernannte  Ismail  Pascha  zum 
Grossvezir  und  verlieh  ihm  den  Titel  Eliedive.  —  Der  Firman  vom 
8.  Juni  1873  bestätigte  die  vorhergehenden,  soweit  sie  die  Nachfolge  in 
die  Regierung  betrafen  und  verbot  den  Bau  von  Kriegsschiffen  ohne  Ge- 
nehmigung des  Sultans.  Kraft  der  durch,,  diesen  Finnan  eingeräumten 
Befugnisse  wurden  gemischte  Gerichte  in  Ägypten  eingesetzt.  —  Ismail- 
Pascha  war  in  eine  grosse  Schuldenlast  geraten;  seine  Yerpflichtimgen 
beliefen  sich  im  Jahre  1878  auf  mehr  als  90  Millionen  englische  Pfund 
(mehr  als  2260  Millionen  Franken);  die  Bevölkerung  wurde  mit  Steuern 
bedrückt,  die  Soldaten  wurden  nicht  ausgelöhnt  und  die  Beamten  mnssten 
Hunger  leiden.  Der  Sultan  entschloss  sich  im  Monat  Juni  1879  einen 
Hatti-Scheriff  zu  erlassen  ,wodurch  Ismail  entthront  und  durch  seinen  ältesten 
Sohn  ersetzt  wurde.  Auf  Anraten  des  englischen  und  des  französischen 
Generalkonsuls  unterwarf  sich  Ism^dl  der  Anordnung  des  Sultans  und 
dankte  ab.  —  Durch  einen  grossherrlichen  Firman  vom  2.  August  1889 
wurde  sein  Sohn  Tewfik-Pascha  zum  Khediven  ernannt.  Dieser  Finnan 
beschränkte  gegenüber  dem  Firman  von  1873  die  Autonomie  des  Khediven 
nach  gewissen  Richtungen  hin.  Der  Khedive  darf  nur  noch  solche  Anleihen 
aufnehmen,  die  eine  Kegelung  der  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Firmans 
bestehenden  finanziellen  Verhältnisse  bezwecken.  Das  Geld  wird  im  Namen 
des  Sultans  geprägt.  Im  Frieden  darf  das  Heer  nicht  mehr  als  18  000 
Mann  zählen.  Die  Fahnen  und  die  Bangabzeichen  sind  dieselben  wie  im 
ottomanischen  Heere.  Das  Verbot,  Kriegsschiffe  ohne  ausdrückliche  Zu- 
stimmung des  Sultans  zu  bauen,  wird  auf^hterhalten.  Der  Khedive  darf 
die  ihm  eingeräumten  Vorrechte,  die  ihm  von  der  souveränen  Macht  zu- 
gestanden worden  sind,  weder  ganz  noch  zum  Teü  auf  andere  übertragen; 
er  darf  keinen  Teil  seines  Gebietes  abtreten.  —  Der  jährliche  Tribut  wird 
auf  750  000  englische  Pfund  (mehr  als  18  Millionen  Franken)  festgesetzt. 

Die  Schafbng  gemischter  Gerichtshöfe  in  Ägypten,  die  Elinsetzung 
einer  internationalen  Finanzkommission,  die  Ernennung  von  Vertretern 
Englands  und  Frankreichs,  die  die  Einnahme-  und  Ausgabe- Verwaltung 


Erstes  Buch.    Die  Staaten.    Kap.  1.  103 

zu  beaufsichtigen  hatten,  die  Einmischung  dieser  fremden  Beamten  in  die 
inneren  Landesangelegenheiten  und  andere  weniger  offensichtliche  Ursachen 
riefen  einen  Militäraufstand  hervor,  der  von  Arabi  Pascha  geleitet  wurde. 
Dies  führte  zur  gewaltsamen  Besetzung  Ägyptens  durch  England,  während 
Frankreich  sich  wegen  der  Unentschlossenheit  seiner  Kammern  ruhig 
verhielt.  —  Ein  grossherrlicher  Firman  vom  Dezember  1891  setzte  Abbas  II. 
Hilmi  nach  dem  Tode  seines  Vaters  zum  Ehediven  ein. 

Dass  Ägypten  in  einem  Yasallenverhältnisse  zur  Tttrkei  steht,  dtlrfte 
zur  Genüge  daraus  hervorgehen,  dass  der  Sultan  die  Herrscher  des  Landes 
ein-  und  absetzt,  dass  er  die  Zahl  der  Truppen  bestimmt,  den  Bau  von 
Kriegsschiffen  verbietet,  sich  Tribut  leisten  lässt  und  sich  die  Prägung 
seines  Bildes  auf  den  Mttnzen  vorbehält.  Allerdings  ist  dies  VasaUenver- 
hältnis  ein  ganz  eigenartiges,  da  die  europäischen  Mächte  sich  jeden 
Augenblick  in  die  Angelegenheiten  zwischen  Ägypten  und  der  Türkei 
einmischen.  —  Trotzdem  England  Ägypten  besetzt  hält  und  trotzdem  die 
europäischen  fiegierungen  vor  der  zähen  Hartnäckigkeit  Orossbritanniens 
zurückgewichen  sind,  steht  der  Londoner  Vertrag  von  1840  noch  in  voller 
Kraft,  ^ie  rechtliche  SteUung  der  ägyptischen  Regierung  ist  durch  den 
Konsens  Europas  erschaffen  worden  und  darf  nur  mittels  gleichen  Konsenses 
geändert  oder  abgeschafft  werden^  (Martens,  op.  dt.,  Bd.  I,  §  60).^ 

190.  —  2.  —  [Bulgarien,*)  das  durch  den  Berliner  Vertrag  vom 
13.  Juli  1878  zu  einer  autonomen  Provinz  gemacht  worden  ist,  ist  unseres  Er- 


1)  [S.  über  Ägypten,  Boustani,  Les  finances  de  r£gypte,  189S.  —  Gabriel 
Charmes,  Un  essai  de  gouyemement  europ4en  en  Egypte,  Kevue  des  Deux  Mondes, 
15  aout  et  15  septembre  1879.  —  L'insurrection  militaire  en  Egypte,  Revue  des  Deux 
Mondes,  15  acut  et  l«r  septembre  1883.]  —  Debidour,  Histoire  diplomatique  de 
l'Eorope,  1891,  i  I,  eh.  XI,  pp.  876  &897.  —  D'Harcourt,  L'Effvpte  et  les  Egypüens, 
1898.  —  Kauffmann,  Le  Droit  international  et  la  dette  publique  egyptienne,  R. 
D.  L,  t  XXU,  p.  556;  t.  XXIII,  pp.  144,  366  et  s.  —  (Internationales  Recht  der  Ägyp- 
tischen Staatsschuld,  1891.  —  The  Egfyptian  SUte  Debt,  and  its  relaüons  to  inter- 
national Law.  —  Ouillaumot,  L'Egypte  moderne  en  droit  international,  1891.  — 
Lamba,  De  Tevolution  de  la  condition  juridiqne  des  Europeens  en  Egypte,  1896.]  — 
Anatole  Leroy-Beanlieu,  Le  contrdle  anglo-fran^^  en  Egyte,  Revue  des  Deuz- 
Mondes,  1«  aYril  1882.  —  JMackensie-Wallace,  Egypt  and  the  Egyptian  question, 
1888.]  —  Y.  Martens,  La  question  toyptienne  et  le  Droit  international,  R.  D.  L.  t. 


IIV,  p.  855.  —  [Milner,  England  in  Egypt»  1891.  —  Pensa,  L'Egypte  et  le  Soudan 
egyptien,  1895  (mit  ziemlich  erschöpfender  Literaturangabe).]  —  E.  Plauchnt, 
L  Egypte  et  Toccupation  anglaise,  Revue  des  Deux-Mondes,  1«^  et  15  d^cembre  et 
1«'  et  15  janvier  1889.  —  [Royle,  The  Egyptian  Oampaigns  1882  to  1885  and  the 
erents  which  led  to  them,  1886.  —  Scot  Keltie,  The  partition  of  Ahrica,  1893.  — 
Vandal,  Louis  XIV  et  l'Bgypte,  1889.  —  X.  La  question  d'Egypte,  Revue  des  Doux- 
Mondes,  1«  et  15  novembre  1891.  —  X.  TEgypte  ot  les  flrmans,  R.  D.  L  F.,  t  111, 
n.  291.  —  S.  noch  TAnnee  politique,  k  partlr  de  1878,  la  Vie  politique  k  l'etranger 
äpartir  de  1889  et  les  Livres  jaunes  francaissur  les  Afbires  d'Egypte.]  —  Arminjon^ 
De  knaüonaki^  ämsP Empire oUoman,  mecialemmt m EgypU,  RD  L  P.,  (,  VIII,  p.sao. 
2)  rS.  über  Bulgarien:  D'Avril,  N^godations  relatives  au  tndt^  de  Berlin,  1886. 

—  Bluntschli,  Le  Gongris  de  Berlin.  Sa  pori^  au  point  de  vue  du  Droit  inter- 
national, R.  D.  f.,  t  XI.  XII  et  XUL  -  Brunswick,  Tiäit^  de  Berlin  annot^  et 
conunent^.  —  Choublier,  La  question  d'Orient  depuis  le  trait^  de  Berlin,  2«  «dit., 
1899.  —  Glmbali,  Gli  avvenimenti  della  Bulgaria  e  il  Diritto  intemazionale,  1897. 
-;  Coulbault,  Une  phase  de  la  question  butoure,  Oauses  de  la  mpture  des  relations 
^lomatiques  entre  hi  Rnssie  et  la  Bulgarie,  R.  D.  L  F.,  t.  III,  p.  518.  —  Cucheval- 
vlarigny,  L'avortement  du  Gongris,  Revue  des  Denx-Monaes,  15  aott  1878.  — 
Debidour,  op.  dt.,  t  I,  eh.  XIIL  —  Djuvara,  La  Rnssie  et  la  crise  bulgare,  1886. 

—  Brandar,  Ginq  ans  de  r^gne  en  Bulgarie:  le  prince  Alexandre  de  Battemberg.  — 
Oeffcken,  La  Bulgarie  et  le  Droit  international.  —  Karamichaloff,  La  princi- 
paat4  de  Bulgarie  au  point  de  vue  du  Droit  international.  —  De  Laveleye,  La 
peninsnle  des  Balkans,  1886.  —  Lamberteschi,  I  destini  della  Bulgaria,  Nuova 
Antologia,  15  novembre  1886.  —  Merignhac,  Les  capitulations  et  llnddent  franco- 
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achtens  ein  Vasallenstaat  der  Türkei:  denn  es  steht,  wie  Artikel  1  be- 
stimmt, „unter  der  Oberherrlichkeit  Sr.  Kaiserlichen  M.  des  Soltaius.^  Es 
genügt,  die  Artikel  3,  8.  9  und  12  dieses  Vertrages  unbefangen  durch- 
zulesen. 

[Trotzdem  hatte  Bulgarien  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  von 
1899,  auf  der  die  Türkei  vertreten  war,  seine  eigenen  BerollmächtigteiL 
Allerdings  durften  diese  die  Schlussakte  der  Konferenz  nicht  nadi  der 
alphabetischen  Reihenfolge,  sondern  erst  an  letzter  Stelle  unterzeichneiL 
Es  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dass  Bulgarien  am  letzten  Tage  der 
Konferenz  einige  Abkommen  unterzeichnete,  die  die  Tüi*kei  zunächst  nicht 
vollzog.  Erst  nachträglich  (aber  vor  dem  31.  Dezember  1899)  worden  sie 
auch  von  der  Türkei  unterfertigt.  Die  Türkei  unterzeichnete  das  Ab- 
kommen, betreffend  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Grenfer  Konyention 
auf  den  Seekrieg,  im  Einvernehmen  mit  Bulgarien  nur  unter  Vorbehalt 
des  Artikels  10.] 

Artikel  13  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  schuf  südlich 
vom  Balkan  eine  Provinz  mit  dem  Namen  „Ostrumelien*^,^)  die  eine 
gewisse  „administrative  Autonomie^  besitzen,  aber  unter  der  unmittelbareD 
politischen  und  militärischen  Hoheit  des  Sultans  verbleiben  und  durch 
einen  unter  Zustimmung  der  Mächte  ernannten  christlichen  General- 
gouverneur vertreten  werden  sollte  (Art.  16).  —  Nach  der  Revolution  vom 
18.  September  1885  wurde  Ostrumelien  mit  Bulgarien  vereinigt.  Nunmehr 
ist  der  Fürst  von  Bulgarien  Gouverneur  von  Bumelien  im  Namen  des 
Sultans  (Konferenz  von  Konstantinopel  vom  5.  April  1885). 

Bosnien,  die  Herzegowina  und  die  Insel  Cypem  nehmen  eine  besondere 
Rechtsstellung  ein,  die  an  einer  späteren  Stelle  dargelegt  werden  soll 
(No.  346  und  347). 

191.  —  IV.  —  Die  blosse  Verpflichtung,  einen  Tribut  zu  entrichten, 
hat  keinen  Einfluss  auf  die  rechtliche  Stellung  eines  Staates.  Der  davon 
betroffene  Staat  bewahrt  seine  Souveränität  ungeschmälert  sowohl  nach 
innen  wie  nach  aussen  hin.  —  Seine  Würde  kann  freilich  darunter  leiden; 
aber  seine  Rechte  bleiben  unberührt.  —  Der  Gebrauch,  Tribut  zn  leisten, 
war  in  früheren  Zeiten  weit  verbreitet.  —  Einige  Seemächte  zahlten  den 
Barbareskenstaaten  einen  Tribut,  um  die  Wegnahme  ihrer  Handelsschiffe 
zu  verhüten.  —  Marokko  hatte  sich  im  Jahre  1860  Spanien  gegenüber  zur 
Tributzahlung  verpflichtet. 

192.  —  V.  —  Mehrere  Publizisten  kennen  eine  besondere  Gruppe  von 
Staaten:  die  halbsouveränen  Staaten  (ätats  mi-souverains),  so  besonders 
Heffter,  Elüber,  G.  F.  v.  Martens,  F.  v.  Martens,  Pradier-Fodire, 
Funck-Brentano  et  Sorel.  —  Unter  halbsouveränen  Mächten  verstehen 
diese  Schriftsteller  solche  Staaten,  die  ohne  mit  einem  anderen  Staate 


bolgare  de  1891,  R.  D.  L,  t  XXIV,  p.  U7.  —  Moynier,  Quelques  faits  r^cents,  IL 
D.  I.,  t.  XYin,  p.  555.  —  Naoum  Jantcheff,  La  Bulgarie  et  F^tranger,  1892.  — 
Serkis,  La  Roumelie  Orientale  et  la  Bnlgarie  actueUe,  1898.  —  S.  auch  Bolin- 
Jaequemyns,  L'annöe,  1888  au  polnt  de  vue  de  la  paix  et  du  Droit  intematioBaL 
K  D.  L,  t.  XXI,  p.  88.  —  Chronique  du  Droit  international,  R.  D.  I.,  t  X,  p.  42,  t 
XVni,  pp.  878  et  504.  —  La  GroiK-Ronge  italienne  et  la  merre  serfoo-bnlgare»  R.  D. 
L,  t.  XIX,  p.  77.  —  Laquestion  d'Orient,  R.  D:  L,  t  Vlfl.  —  La  politique  mase  ea 
Balgarie,  R.  D.  L,  t.  XIa,  p.  50.  —  Question  bolgare,  Documenta,  R.  D.  L,  t.  XIX, 
pp.  82  et  202.  •—  X.  La  question  d'Orient  et  le  congrös  de  Berlin.  Gonespondant, 
25  septembre  1878.  —  S.  auch  das  französ.  Gelbbach,  von  1886.  —  L^Ann^e  poliüque, 
1885-1886.] 

1)  [S.  Bluntschli,  Le  Congr^s  de  BerUn  R.  D.  L,  t  Xni.   —  VgL  die  Ab- 
handlangen  der  Yorhergehenden  Anmerkung.] 
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yerbnnden  zu  sein,  trotzdem  von  letzterem  hinsichtlich  der  Austtbong  eines 
oder  mehrerer,  mit  der  Souveränität  wesentlich  zusammenhängender  Rechte 
abhängen.  Als  Beispiele  ftthren  sie  an:  die  Jomschen  Inseln  bis  zu  ihrer 
Vereinigung  mit  Griechenland  im  Jahre  1863,  die  Moldau  und  die  Wal- 
lachei  seit  dem  Pariser  Frieden  vom  30.  März  1856  bis  zum  Berliner 
Vertrag  vom  13.  .Juli  1878,  Montenegro  vor  diesem  Vertrage,  Bulgarien 
und  das  heutige  Ägypten.^) 

Mit  Wheaton  und  Travers  Twiss  ist  aber  der  Begriff  eines  halb- 
souveränen  Staates  zu  verwerfen,  denn  er  ist  zweideutig.  Die  ihm  zu 
Grunde  liegende  Vorstellung  ist  unklar  und  ungenau.  Ein  Staat,  der  nicht 
die  volle  Freiheit  im  völkerrechtlichen  Verkehre  hat,  oder  der  sie  nur 
zum  Teil,  kraft  der  Ermächtigung  eines  andern  Staates  besitzt,  ist  völker- 
rechtlich nicht  souverän.  —  Die  als  halbsouveräne  Mächte  bezeichneten 
Staaten  sind  entweder  geschlitzte  Staaten  oder  Vasallenstaaten.  Übrigens 
wäre  mit  jenem  Begriffe  auch  nichts  gewonnen,  denn  er  entzieht  sich  einer 
festen,  allgemeinen  Umgrenzung.  Die  Halbsouveränität  wäre  veränderlich 
und  verschiedenartig  wie  es  die  diplomatischen  Abmachungen  sind,  auf 
denen  sie  beruht. 

193.  —  VI.  —  Je  nach  der  Austtbung  der  inneren  Souveränität  und 
der  Begierungsform  können  die  Staaten  auf  zwei  Hauptarten  zurttckgeftthrt 
werden:  auf  die  Monarchie  und  auf  die  Republik. 

Die  Monarchie  ist  entweder  unbeschränkt,  absolut,  wie  in  Bussland 
und  im  Eongostaate;  oder  beschränkt,  konstitutionell,  wie  in  England, 
Belgien,  Spanien,  Italien  usw. 

Die  Bepublik  ist  entweder  aristokratisch,  wie  die  berühmten  Bepu- 
bliken Genua  und  Venedig;  oder  demokratisch  wie  die  französische  Bepu- 
blik, die  Schweiz  und  die  Verein.  Staaten.  In  Nord-,  Mittel-  und  Süd- 
amerika gibt  es  nur  demokratische  Bepubliken. 

194.  —  Vn.  —  Die  Ungleichheit  der  Machtmittel  und  der  tatsächlichen 
Stärke  der  einzelnen  Staaten  hat  zu  einer  Sonderung  der  Grossmächte 
(Grandes  puissances)  von  den  andern  Staaten  (Etats  secondaires)  ge- 
führt.*) Die  Politik  muss  notgedrungen  mit  der  tatsächlichen  Macht  der 
Staaten  rechnen  und  unterschiede  zwischen  ihnen  zulassen;  aber  der 
Grundsatz  der  völkerrechtlichen  Souveränität  erleidet  dadurch  keine  Ein- 
busse;  die  grössere  oder  geringere  Macht  eines  Staates  berührt  nicht 
die  rechtliche  Natur  seiner  Beziehungen  zu  andern  Nationen.  (Vgl.  Grund^ 
rechte,  Gleichheit). 

Die  Einteilung  der  Staaten  in  Seemächte  und  Binnenstaaten  grttndet 
sich  nur  auf  gewisse  tatsächliche  Verhältnisse.  Wenn  sich  auch  diese 
Unterscheidung  in  Friedens-  und  in  Eriegszeiten  bemerkbar  macht,  so 
hat  sie  doch  keinen  Einfluss  auf  die  Autonomie  und  die  Unabhängigkeit 
der  Staaten. 


1)  Sirmagieff,  De  la  Situation  des  Etats  mi-souTerains  au  point  de  vae  da 
Droit  international,  1889. 

V  Streit  R.  D.  J.  XXXII 1. 
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Zweites  Kapitel. 


Entstehung  und  Anerkennung  der  Staaten. 

[Gibbs.  BecognitioB.  A  chi4»ier  from  th«  bistory  of  the  North  American  and  Soutii  Ajoeriean  «tatet, 
1863.  —  Le  Norman d.  La  reconnaissance  International«  et ses  diverses  applieatloBA.  1899.  —  Lorimer.  U. 
doetrine  de  la  reeonnalasance,  fondement  dn  Droit  international,  B.  D.  I.,  t  XYI.  p.  888.  —  Spenee.  Ondi» 
reeognltion  of  the  Sonthem  Confederation,  8e  Mit.,  1883.] 

«.  MartiiM,  Arekm  fUr  äfmiüiekta  Rtehi,  Bd.  J,  8.  8  f.  ~  S<oekw«ll,  The  BtpiMie  of  hSbena,  18HL 
—  Jtllintlty  Sytiem  der  md^Miom  öfmMiehen  BeeM«,  8.  90» f,  —  Nippeid,  Der  vOUmTeeMUehr  Vet- 
trag,  l<>9f.  —  Beilhorn,  B.  D.  I.  P^  t.  HI,  p.  If9  et  e.  —  Nye,  La  doetrme  de  la  reoomtaiammee  dm  Aotf. 
Lee  prUeübuee  eondUume  mieee  ä  la  reeomurieeanee.  Lee  eae  JbMtoriguet.  I^XUU  mdipeHdtmi  du  Oomgo^  R.  D.  I^ 
t,  Vyp.  m  et  e. 

195.  —  Per  Staat,  als  Völkerrechtssubjekt,  als  gesellschaftliches,  wirt- 
schaftliches und  politisches  Gebilde,  teilt  das  Schicksal  des  Menschen:  er 
ensteht,  entwickelt  sich,  gedeUit,  krankt,  siecht  dahin  and  geht  unter. 

Wie  entsteht  der  Staat?  Welche  Kräfte  erzeugen  ihn?  Die  Ge- 
schichte, nicht  das  Recht  hat  hierauf  zu  antworten.  Das  Veikerredit 
hat  nicht  den  Werdegang  der  Staaten  darzustellen,  es  hat  nur  die  et- 
waigen Bechtsveränderungen  zu  berücksichtigen.  Die  Entstehung  der 
Staaten,  ihr  Erscheinen  auf  der  Weltbtthne,  die  Umwälzungen,  denen  sie 
im  steten  Wechsel  der  Zeiten  unterliegen,  ihre  Einheitlichkeit  oder  ihre 
Zusammensetzung,  ihre  engere  oder  losere  Verbindung,  ihre  moralische 
und  ihre  tatsächliche  Machtstellung  und  dergl:  dies  aUes  hängt  von  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Völker  ab. 

196.  —  Im  Mittelalter  zählten  zu  den  gewöhnlichen  und  häufigsten 
Entstehungsgrttnden  der  Staaten  die  Eroberung,  die  Usurpation,  die  T^ung 
des  Landes  unter  die  fürstlichen  Familienglieder  und  die  Vereinigung 
mehrerer  Königreiche  oder  Fttrstentttmer  durch  Heirat  oder  im  Wege 
der  Erbfolge.  0 

197*  —  In  neuerer  Zeit  sind  zu  den  gedachten  Gründen  noch  eine 
Beihe  anderer  hinzugetreten.  Hierzu  gehören:  Abschttttlung  eines  fremden 
Joches.  Beispiele  hierfür  liefern  Griechenland,  Montenegro,  Rumänien 
und  Serbien;  —  Losreissung  einer  Kolonie  von  ihrem  Mutterlande;  z.  B. 
die  Verein.  Staaten  yon  Nordamerika,  die  Bepubliken  yon  Mittel-  und 
Südamerika;  —  gewaltsame  Einverleibungen  nach  einem  Kriege,  oder 
friedliche  und  freiwillige  Einverleibungen,  z.  B.  Italien;  —  eine  vertrags- 
mässige  freiwillige  Trennung,  z.  B.  die  Trennung  Belgiens  von  den  Nieder- 
landen; —  der  Wunsch,  ein  BoUwerk  gegen  die  Ausdehnungsgelüste  einer 
Macht  zu  errichten,  wie  z.  B.  im  Jahre  1815  usw.  —  [Freiwillige  oder 
erzwungene  Auswanderung  einer  grösseren  Zahl  von  Staatsbürgern  nach 
einem  noch  unbewohnten  Lande,  wo  die  Auswanderer  ein  seltotändiges 
Gemeinwesen  errichten,  z.  B.  Transvaal,  ^Liberia.')] 

1)  [Als  Beispiel  aus  der  Neuzeit  für  die  Bildung  eines  Staates  durch  Vereinigung 
mehrerer  bereits  bestehender  Staaten  sei  auf  j,die  grosse  mittelameiikanische  Republik* 
hingewiesen,  die  auf  der  Zusammenschliessung  der  Republiken  Honduras,  Salvador 
und  Nikaragua  auf  Grand  des  Vertrages  Tom  20.  Juni  1895  beruht  Sie  wurde  in 
den  Jahren  1896  und  1897  anerkannt;  so  insbesondere  Ton  den  Verein.  Staaten,  tou 
Frankreich  und  von  Spanien  (R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  568  et  t  IV,  p.  146).] 

2)  [S.  Chr^tien,  Principes,  p.  152.  —  Rivier,  Principes,  t  I,  p.66.  —  merher 
gehört  auch  die  Grandung  des  Kongostaates  (No.  207).  Desgleichen  der  Fall  Hickey: 
Der  Journalist  Barden  Hickey  wollte  auf  der  Insel  Trinidad,  die  der  Küste  von  Bra- 
silien gegenüberliegt,  und  die  er  im  Jahre  1886  angefahren  hatte,  einen  Staat  gründen. 
Sein  Plan  konnte  keine  Aassicht  auf  Erfolg  haben,  denn  Trinidad  wurde  sowohl  von 
Brasilien  als  anch  von  Grossbritannien  beansprucht  Dank  der  guten  Dienste  Portu- 
gals wurde  der  Streit  zwischen  diesen  beiden  L&ndem  durch  die  Anerkennung  der 
Rechte  BrasiUens  beigelegt  (Angust  \m)  (R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  179,  t  II,  p.  167  et 
t  IV,  p.  146).  —  unter  den  interessanten  Entstehungsgründen  eines  Staates  ist  noch 
der  Fall  von  Sarawak  zu  nennen  (Rivier,  Principes,  t  1,  p.  56.)] 
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198.  —  Neben  diesen  mehr  zufälligen  Entstehnngsgrtlnden  der  ein- 
zelnen Staaten  haben  manche  Publizisten  auch  wissenschaftliche  Grttnde 
ersonnen  und  Systeme  entwickelt,  die  von  gewandten  Staatsmännern  dazu 
benutzt  worden  sind,  um  ehrgeizige  Bestrebungen  sowie  Eroberungs-  und 
Vergrösserungsgelttste.zu  rechtfertigen.  —  So  wird  die  Entstehung  oder 
die  Yergrösserung  eines  Staates  von  den  einen  durch  das  Nationalitäts- 
prinzip,^)  von  andern  durch  die  Theorie  von  den  natürlichen  Grenzen,^) 
wieder  von  andern  durch  das  politische  Gleichgewicht')  u.  dergl.  begründet. 
—  Diese  Theorien  haben  mehr  mit  der  Politik  als  mit  dem  eigentlichen 
Rechte  zu  tun.  Sie  sind  an  andern  Stellen  dieses  Lehrbuches  kurz  ge- 
würdigt worden. 

Alle  diese  GiUnde  haben  gegenüber  der  Frage  nach  dem  Erscheinen 
des  Staates  im  Völkerleben  und  nach  seinem  Eintritt  in  die  internationale 
Gemeinschaft  nur  eine  nebensächliche  Bedeutung.  Rechtlich  kommt  es 
nur  auf  die  genaue  Feststellung  des  Zeitpunktes  an,  wo  der  neue  Organis- 
mus ein  selbständiges,  persöiüiches,  von  allen  andern  Rechtswesen  ge- 
sondertes Dasein  erlangt  hat. 

199.  —  Tatsächlich  ist  ein  Staat  entstanden,  sobald  folgende  vier 
Grundmerkmale  yorhanden  sind:  1.  eine  Genossenschaft  von  Menschen, 
zahlreich  genug,  um  von  ihren  eigenen  Hilftquellen  leben  zu  können; 
2.  eine  yon  jeder  andern  unabhängige  Genossenschaft;  3.  die  durch  eine 
eigens  organisierte  öffentliche  Gewalt  geleitet  wird;  4.  ein  hinreichend 
grosses  Landgebiet  (No.  162).  —  Sobald  diese  vier  Merkmale  zusammen- 
treffen, besitzt  der  neue  Organismus  Souveränität  nach  innen  hin. 

Aber  völkerrechtlich  kommt  unmittelbar  nur  die  Souveränität  nach 
aussen  hin  in  Betracht;  auch  diese  muss  dem  neuen  Organismus  bei- 
wohnen. Dies  ist  aber  erst  dann  möglich,  wenn  er  von  den  andern  Staaten 
in  die  Völkerrechtsgemeinschaft  aufgenommen  worden  ist.  —  Tatsächlich 
kann  ein  Staat  schon  vorhanden  sein,  noch  bevor  er  von  den  andern  an- 
erkannt worden  ist.  So  bestehen  die  Sultanate  oder  Königreiche  von 
Bagirmi,  Bomu,  Sokoto  usw.  schon  seit  Jahren,  ja  seit  Jahrhunderten,  ob- 
gleich kein  europäischer  Staat  mit  ihnen  in  regehnässigen  Verkehr  ge- 
treten ist.  —  Rechtlich  und  in  der  Staatenpraxis  ist  die  Anerkennung 
des  neuen  Staates  die  unerlässliche  Vorbedingung  dafür,  dass  er  die  einem 
Mitgliede  der  Staatenfamilie  gebührenden  Vorrechte  und  Ansprüche  geltend 
machen  kann. 

Der  Genuss  der  Souveränität   steht  zwar  dem  Staate  zu,   sobald  er 

1)  [Ausser  den  zu  No.  32  angeführteu  Schriften  seien  erwähnt:  Beksics,  La 
questioii  roumaine  et  la  lutte  des  races  en  Orient  —  Carle,  Pasquale  Stanislao 
Mancini  e  la  teoria  psicologica  del  sentimento  nazionale.  —  Catellani,  La  rivalita 
nazionale  nella  Turchia  d'Europa,  1899.  —  Gelso  Ferrari,  La  nazinoDalitä  e  la  vlta 
sociale,  1896.  —  Deloche,  Da  principe  des  nationalit^,  1869.  —  Esperson,  11 
prindpio  dl  nazionalit^  1868.  ~  Fedozzi,  11  principio  di  nazionalitk  —  Fusinato, 
La  teoria  della  nazionalitj^  Rivista  di  Diritto  publice,  juin  1890.  —  Lieber,  De 
lld^e  de  la  race  latine  et  de  sa  v^ritable  valeur  en  Droit  International,  R.  D.  I.,  t  Ul,. 
p.458.  —  Mamiani,  Di  un  nnoyo  Diritto  pubblico-europeo,  1859.  —  Mancini,  Della 
nazionalitä  come  fondamento  del  Diritto  delle  genti,  1859.  —  Oarelli  della  Morea, 
La  nazionalit4  e  rEquilibrio  europeo,  1870.  —  11  principio  di  nazionaliti,  1881.  — 
Mille,  La  question  des  natlonalit^s  en  Hongrie,  Revue  poL  et  parlem.,  5  decembre 
1895.  —  Nittl,  11  principio  di  nazionalitit  e  i  precursori  di  Mancini  —  Ollivier,. 
L'Empire  Hberal,  1895,  iL  —  Pierantoni,  Storia  degü  studi  del  Diritto  intemazio- 
iiale,  pp.  ISO  et  s.  —  Puglia,  Le  aggregazioni  sociali  umane  ed  11  principio  dl 
nazionalitk] 

2)  [De  Faria.  Consid^rations  sur  les  lioiites  des  Etats.] 

3)  [S.  wegen  des  politischen  Gleichgewichts  die  zu  No.  23  und  No.  248  angef&hrtea 
Schriften.]     ^  '^ 
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ins  Leben  getreten  ist;  aber  die  Aosttbong  dieses  Rechts,  seine  Betätigimg, 
wird  erst  durch  die  Anerkennung  (Reconnaissance)  des  neuen  Staate 
möglich.  Diese  notwendige  Unterscheidung  zwischen  Gtenuss  und  Aus- 
übung eines  Rechts,  die  j^em  Juristen  vertraut  ist,  ist  von  Bluntschli, 
Carnazza-Amari,  Elüber  und  einigen  andern  Publizisten  nicht  genflgend 
berücksichtigt  worden.  Pradier-Fod^rä  hat  sie  dagegen  besonders 
scharf  betont  (op.  cit.,  t.  I,  No.  136). 

Durch  wen  wird  die  Anerkennung  erteilt?  In  welcher  Form  and  in 
welchem  Uwfange  erfolgt  sie? 

200.  —  A.  —  Durch  wen  wird  die  Anerkennung  erteilt?  Bei  der 
gegenwärtigen  Gestaltung  der  internationalen  Gremeinschafb  fehlt  es  an 
einer  über  ^en  Staaten  stehenden  Zentralbehörde,  die  fttr  das  neue  Staats- 
wesen eine  allgemeine,  alle  andern  unbedingt  verpflichtende  Anerkennung  zu 
begründen  vermöchte.  Die  Anerkennung  kann  in  jedem  Falle  immer  nur 
eine  besondere,  eine  rein  persönliche  sein.  Sie  verleiht  dem  neuen  Ge- 
meinwesen nur  gegenüber  den  anerkennenden  Staaten  völkerrechtliche 
Befugnisse.  Fttr  alle  andern  Staaten  ist  das  Bestehen  des  neuen  Staates 
nach  wie  vor  ein  rein  tatsächlicher  Zustand.  Der  neue  Staat  hat  ihnen 
gegenüber  keine  Rechte. 

Die  Anerkennung  eines  neuen  Staates  steht  wesentlich  im  freien  &- 
messen  der  andern  Staaten.  Jedem  Staate  kommt  es  zu,  zu  erklären,  ob 
eine  gewisse  Genossenschaft  den  notwendigen  Bedingungen  fttr  die  inter- 
nationale Anerkennung  entspricht  oder  nicht.  Jeder  Staat  ist  berechtigt, 
diese  Bedingungen  nach  seinem  Gutdünken  festzusetzen.  Er  kann  hierbei 
durchaus  parteiisch  verfahren  und  die  Anerkennung  seinen  eigenen  Ge- 
fühlsregungen, Vorurteilen  und  Interessen  unterordnen,  freilich  unter 
der  Gefahr,  eine  ähnliche  Behandlung  durch  andere  zu  gewärtigen. 

Diese  persönliche  Freiheit  der  einzelnen  Staaten  hat  gewöhnlich  zur 
Folge,  dass  die  Anerkennung  eines  neuen  Staates  nicht  zu  gleicher  Zeit 
von  allen  Mächten  vor  sich  geht.  —  Die  Anerkennung  vollzieht  sich  allmählich; 
sie  richtet  sich  nach  dem  Vertrauen,  das  der  neue  Staat  einflösst,  noch 
mehr  aber  nach  den  politischen  und  wirtschaftlichen  Interessen  der  bereits 
vorhandenen  Staaten.  Eine  schnelle  Anerkennung  kann  das  Zeichen  von 
besonderer  Sympathie,  aber  auch  das  Ergebnis  kühlberechnender  Politik, 
sie  kann  eine  Unbesonnenheit  oder  eine  staatsmännisch  kluge  Handlang 
-sein.  —  So  verzögerte  England  lange  die  Anerkennung  der  Verein.  Staaten 
von  Nordamerika  (1776—1782),  noch  länger  aber  wartete  Spanien  mit 
der  Anerkennung  der  südamerikanischen  Staaten,  die  sich  aus  seinen  auf- 
ständischen Kolonien  (im  Jahre  1810)  entwickelt  hatten.  Chile  wurde  1844, 
Venezuela  1846  und  Nikaragua  1850  anerkannt.  England  erkannte  das 
neue  Königreich  Italien  früher,  als  Frankreich,  Preussen  und  Österreich  an. 

201.  —  Bluntschli  und  einige  andere  sprechen  von  der  Verpflichtung, 
einen  Staat  anzuerkennen.  Allein  es  gibt  keine  derartige  Verpflichtung. 
Die  Staaten  können  nach  freiem  Ermessen  einen  neuentstandenen  Staat 
anerkennen  oder  nicht  anerkennen  und  sich  hierbei  von  politischen  Gesichts- 
punkten leiten  lassen.  Wenn  ein  politisches  Gebilde  alle  wesentlichen 
Merkmale  eines  Staates  in  sich  vereinigt,  so  ist  es  zwar  fähig,  anerkannt 
zu  werden;  aber  diese  Fähigkeit  erzeugt  keine  Verpflichtung  für  die  andern 
Staaten.   Diese  können  auf  ihre  eigene  Gefahr  die  Anerkennung  verweigern. 

202.  —  Bildet  sich  ein  neuer  Staat  durch  gewaltsame  Losreissung 
einer  Kolonie  von  ihrem  Mutterlande,  oder  durch  Empörung  einer  Provinz 
oder  eines  Vasallenstaates  wider  seinen  Suzerän,  oder  durch  Abtrennung 
eines  Staatsteils  während   eines  Bürgerkrieges,   so  kann  eine  vor  Ende 
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des  Krieges  erklärte  Anerkennung  der  Kolonie,  der  Provinz,  des  Vasallen- 
staates oder  des  Staatsteiles  als  neues  Staatswesen  unter  Umständen  als 
eine  Beteiligung  an  dem  Kriege  angesehen  werden.  —  Wann  dies  der  Fall 
ist,  ist  eine  Tatfrage,  die  nach  der  gesamten  Sachlage,  nach  den  Wechsel- 
fällen des  Krieges  und  nach  den  in  Frage  stehenden  politischen  Inter- 
essen zu  beurteilen  ist.  —  Beispiele:  die  Anerkennung  der  Verein.  Staaten 
durch  Frankreich  im  Jahre  1778  wurde  von  England  als  casus  belli  an- 
gesehen. —  Die  Verein.  Staaten  weigerten  sich  im  Jahre  1849  die  Unab- 
hängigkeit Ungarns  anzuerkennen;  die  Ereignisse  gaben  ihnen  Recht.  — 
Lord  Palmerston  gab  im  Jahre  1839  bei  Gelegenheit  der  Anerkennung 
von  Texas,  als  unabhängigen  Staat,  die  von  England  befolgten  Regeln  an.^) 
Wenn  sich  der  Krieg  in  die  Länge  zieht,  wenn  die  Streitkräfte  und 
die  beiderseitigen  Machtmittel  einander  die  Wage  zu  halten  scheinen  und 
der  Ausgang  des  Kriegs  oder  des  Aufstandes  nicht  vorauszusehen  ist,  so 
können  die  Staaten  beide  Streitteile  gleich  behandeln  und  beiden  die 
Eigenschaft  kriegführender  Mächte  zuerkennen.^)  Diese  Eigenschaft  gibt 
das  Recht,  Blockaden  zu  verhängen,  auf  dem  Meere  zu  kreuzen  und  die 
Schiffe  des  Gegners  wegzunehmen,  das  Durchsuchungsrecht,  die  Prisen- 
gerichtsbarkeit usw.,  airf  der  anderen  Seite  legt  sie  aber  auch  gewisse 
Pflichten  gegenüber  den  anerkennenden  Staaten  auf  (S.  d.  Neutralität). 

—  Die  Anerkennung  darf  nicht  unzeitgemäss  sein,  sonst  könnte  sie  dem 
Staate,  der  durch  den  Bürgerkrieg  in  zwei  Lager  gespalten  ist,  schaden. 

—  Ein  Beispiel  liefert  der  sogenannte  nordamerikanische  Sezessionskrieg. 
Frankreich  und  England  erkannten  im  Mai  und  Juni  1861  die  konföde- 
rierten  Staaten  als  Kriegspartei  an  und  erklärten  sich  für  neutral.  Gegen- 
über den  Einwendungen  des  amerikanischen  Gesandten  zu  London, 
Mr.  Adams,  wies  Lord  Rüssel  auf  die  Dringlichkeit  der  Angelegenheit 
und  auf  die  englischen  Handelsinteressen  hin.  Übrigens  waren  die  Neu- 
tralitätserklärungen Frankreichs  und  Grossbritanniens  nui-  eine  Folge  des 
Vorgehens  der  amerikanischen  Regierung,  die  die  Südhäfen  im  AprU  1861 
blockiert  hatte.  —  [Während  der  verschiedenen  Aufstände  Kubas  gegen 
Spanien  bekundeten  die  Verein.  Staaten  oftmals  die  Absicht,  die  Auf- 
ständischen als  kriegttthrende  Macht  anzuerkennen.^] 

203.  —  Aber  solange  die  aufständische  Partei  nicht  als  Kriegspartei 
von  den  andern  Staaten  anerkannt  worden  ist,  solange  besteht  fttr  letztere 
nur  die  gesetzmässige  Regierung.  —  Während  der  letzten  Revolution  in 
Chile  beantragte  der  Vertreter  der  Junta  der  Kongressisten  die  Beschlag- 
nahme von  Schiffen,  die  von  dem  rechtmässigen  Präsidenten  Balmaceda 
in  Frankreich  bestellt  worden  waren  und  die  zum  Auslaufen  bereit  lagen. 
Der  Präsident  des  Seine-Gerichtshofs  glaubte  dem  Antrage  gemäss  die 
Beschlagnahme  durch  BescUnss  vom  31.  Mai  1891  anordnen  zu  müssen. 


1)  Lawreuce-Wheaton,  Commentaire,  1. 1,  eh.  II,  §  9,  pp.  197  et  s«,  pp.  200  et  8. 

2)  rS.  wegen  Anerkennung  AuMindischer  als  Krlegspaitei:  Bemis,  The  recog- 
nition  oi  rebeD  belliRerencv,  1865.  —  Bluntschli,  Opinion  impartiale  8ur  la  question 


de  FAlabama.  IL  D.I.,  t  IT,  pp.  462  et  8.  —  F^raud-Girand,  De  la  reconnaissance 
de  la  qualit«  de  beUig^rants  dans  les  gneires  civües,  R.  D.  I.  P.,  t.  III,  pp.  277  et  8. 
-*  De  Olivart,  Del  recoDodmiento  de  beligerancia  y  sus  efectos  inmediatos,  1896. 
—  Sela,  La  beligerancia  en  la  gnerra  ci^  La  AoministradoD,  octobre  1896.  — 
De  la  Sema,  La  beligerancia,  Rev.  jurid.  de  Ultramar,  1896.  —  wlesse,  Le  droit 
iDternational  appliqu6  aux  guerres  civiles,  6dit  franodse,  1898.  —  8.  noch  R.  D.  I.  P., 
1 1,  Dp.  53,  161  et  ^2,  —  S.  auch  das  vom  Institut  für  Völkerrecht  im  September  1900 
in  Neachatel  angenommene  Reglement    Annuaire  de  Tlnstitut,  t.  XVIII.J 

8)  [Desjardins,  Llnsurrection  cubaine  et  le  Droit  des  gens,  Revue  de  Paris, 
1896,  p.  347.  —  De  Olivart,  Ledlff^rend  entre  TEspagne  et  les  Etats-Ünis  au  siget 
de  la  question  cubaine,  R.  D.  L  P.,  t  IV.,  pp.  577  et  s.,  t  YII,  pp.  541  et  s.] 
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Diese  Entscheidimg  wurde  auf  die  bemerkenswerten  Aosftthnmgen  des 
Oeneraladvokats  Sarrut  mit  Recht  vom  Pariser  Gerichtshof  am  9.  Jnli 
1891  unter  der  Begründung  aufgehoben,  dass  die  Gerichte  der  Partei  der 
Eongressisten  die  fiechte  einer  kriegführenden  Macht  nicht  einräumen 
konnten,  da  die  französische  Regierung  sie  nicht  als  Eriegspartei  aner- 
kannt hätte  (Droit,  11  Juli  1891).*) 

204.  —  Ist  das  Mutterland  oder  der  oberherrliche  Staat  aber  nicht 
imstande,  der  Empörung  Herr  zu  werden  und  die  Eolonie  oder  den  Vasall^- 
staat  unter  ihre  Botmässigkeit  zurflckzuftihren  und  gelingt  es  anderseits 
der  Eolonie  oder  dem  Vasallenstaate  die  Trennung  auf  die  Dauer  aufrecht- 
zuerhalten und  eine  wohlorganisierte  Regierung  einzurichten,  so  können 
die  andern  Staaten  ihre  Unabhängigkeit  und  Autonomie  anerkennen  und 
Staatsverträge  mit  ihnen  abschliessen.  Hierdurch  mögen  sie  bei  d^n 
Suzerän  oder  dem  Staate,  der  die  Eolonie  gegründet  hatte,  Missfallen 
erregen,  aber  sie  verletzen  durch  ihr  Vorgehen  keineswegs  das  Völker- 
recht. —  Beispiele:  Nachdem  sich  die  Verein.  Staaten  im  Jahre  1776  für 
unabhängig  erklärt  hatten,  schloss  Frankreich  am  6.  Februar  1778  einen 
Vertrag  mit  ihnen  ab.  —  Durch  den  Londoner  Vertrag  «von  1827  wurde 
die  Unabhängigkeit  Griechenlands  anerkannt,  trotzdem  betrachtete  die 
Ottomanische  Pforte  die  Griechen  noch  als  Untertanen  des  Sultans.  — 
Belgien  wurde  von  Holland  erst  am  19.  April  1839  als  ein  besonderer 
Staat  anerkannt.  —  Die  spanisch-amerikanischen  Eolonien  empörten  sich 
im  Jahre  1810.  1818  wurde  zum  erstenmal  im  Eongress  der  Verein. 
Staaten  der  Antrag  auf  Anerkennung  gestellt;  er  wurde  1821  wiederholt, 
die  Anerkennung  wurde  im  Januar  1822  vom  Eongress  bewilligt. 

Es  hissen  sich  selbstverständlich  keine  genaueren  Regeln  darüber  auf- 
stellen, mit  welchem  Zeitpunkte  die  empörte  Eolonie,  der  Vasallenstaat 
oder  die  Provinz  wirkliche  Autonomie  erlangt  haben.  Versuche  nach 
dieser  Richtung  hin  sind  verfehlt,  sie  kOnnen  nur  zu  Widersprüchen  f&hren. 
Die  Frage  entzieht  sich  jeder  Regelung,  sie  tällt  mehr  in  das  Gebiet  der 
Politik,  als  in  das  des  Rechts.*) 

205.  —  Man  darf  die  Anerkennung  eines  neuen  Staates  nicht  mit 
der  Anerkennung  einer  neuen  Regierung  verwechsehi.  Innere  Verfassungs- 
änderungen berühren  nicht  den  Staat  als  solchen;  dieser  wahrt  stets  seine 
Persönlichkeit  und  seine  Autonomie.  Frankreich  ist  inmier  derselbe  Staat 
geblieben,  trotz  1815,  1830,  1848,  1852  und  1870.  —  Wegen  der  in 
seinem  Inneren  sich  vollziehenden  Wandlungen  bttsst  ein  Staat  weder 
seine  bisherigen  internationalen  Rechte  ein,  noch  erwirbt  er  neue. 

Die  Anerkennung  einer  neu  eingesetzten  Regierung  ist  eine  freund- 
schaftliche Handlung. 

206.  —  B.  —  Formen  der  Anerkennung.  Die  Anerkennui^  eines 
neuen  Staates  ist  an  keine  bestimmte  äussere  Form  gebunden.  —  Sie  kann 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  sein. 

Ausdrücklich  erfolgt  die  Anerkennung  entweder  durch  einen  Vertrag, 
der  den  neuen  Staat  ins  Leben  ruft,  —  oder  durch  eine  besondere 
Erklärung,  — '  oder  beiläufig  in  irgend  einem  sonstigen  diplomatischen 
Schriftstück.  Stillschweigend  erfolgt  sie  durch  Anknüpfung  von  Unter- 
handlungen mit  dem  neuen  Staate,  durch  Belaubigung  und  Empfang  von 
diplomatischen  Agenten  und  durch  andere  schlüssige  Handlungen. 

1)  p.  1.  P.,  t  XVUI,  pp.  86S  et  8.] 

2)  Lawrence-Wheaton,  Conunentaire  etc,  1 1,  pp.  204  et  s.,  Bede  von  Sir 
Cornwal  Lewis  (17.  Oktober  1868),  Depesche  des  Grafen  Russell  (2.  Angast  1863), 
Rede  Russeis  (28.  März  1868),  gelegentlich  des  Antrages  auf  Anerkennung  der 
konfdderierten  Staaten  w&hrend  des  amerikanischen  Bürgerkriegs. 
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Um  der  Anerkennimg  einen  allgemeinen  Charakter  zu  verleihen,  wird 
häufig  von  mehreren  Mächten  gemeinsam  eine  gleichlautende  Note  Überreicht. 

a07.  —  Die  Grttndnng  neuer  Staaten  wird  bisweilen  auf  Kongressen, 
auf  denen  die  wichtigsten  Mächte  vertreten  sind,  vorgenommen,  bestätigt 
oder  anerkannt.  Beispiele:  Das  Königreich  Griechenland  auf  der  Konferenz 
und  durch  den  Vertrag  von  Konstantinopel  vom  23.  JuU  1832,  woran 
England,  Frankreich,  Bussland  und  die  Türkei  beteiligt  waren.^)  —  Die 
Unabhängigkeit  von  Montenegro,  Bumänien  und  Serbien  wurde  von  den 
auf  dem  Berliner  Kongresse  vertretenen  Mächten  in  der  Schlussakte  vom 
13.  Juli  1878  anerkannt  (Art.  26,  34  und  43).  —  Die  Unabhängigkeit 
des  afrikanischen  Kongostaates  (dessen  Flagge  der  goldene  Stern  auf 
blauem  Felde  ist),  wuMe  dadurch  anerkannt,  dass  man  ihn  zu  den  Be- 
ratungen der  Berliner  Konferenz  und  zur  Abstimmung  über  die  General- 
akte vom  26.  Februar  1885  zuzog.*) 

Die  Staaten,  die  an  dem  Kongresse  nicht  teilgenommen  haben,  sind 
an  dessen  Beschlttsse  nicht  gebunden.  Es  steht  ihnen  frei,  die  neuen 
Staaten  nicht  anzuerkennen.  —  Bluntschli  (op.  cit.,  Art.  36)  versagt 
ihnen  diese  Befugnis,  aber  Bluntschli  neigt  überhaupt  dazu,  die  Unab- 
hängigkeit und  die  Bechte  kleiner  Staaten  schnell  aufzugeben.  —  Tat- 
sächlich wird  zwar  das  von  den  Grossmächten  gegebene  Beispiel  bei  der 
Entscheidung  der  schwächeren  Staaten  von  Einfluss  sein.  Es  wttrde  kaum 
von  Bedeutung  sein,  wenn  sie  die  von  den  Grossmächten  geschaffene  Sach- 
lage nicht  annehmen  wollten;  rechtlich  aber  ist  ihnen  dies  nicht  verwehrt. 

206.  —  Die  Staaten  können  durch  Kongressbeschluss  oder  auch  unab- 
hängig voneinander  die  Aufiiahme  neuer  Staaten  in  die  Völkerrechts- 
gemeinschaft von  der  Erfüllung  gewisser  Bedingungen,  die  sie  flir  sach- 
gemäss  halten,  abhängig  machen.  Die  Artikel  28  und  folgende  sowie  43 
und  folgende  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  haben  als  Grund- 
bedingung fttr  die  Aufnahme  Montenegros,  Serbiens  und  Bumäniens  in  die 
Zahl  der  unabhängigen  Staaten  Europas  die  volle  Gleichheit  aller  Ein- 


1)  [Saripolos,  La  ouestioD  Rrieo-torque:  ses  commencements,  ses  progrts  et  son 
etat  actnel,  R.  D.  I.  F.,  t  XI,  pp.  119  et  s.] 

2)  [8.  wegen  des  Kongostaats  Arendt,  Les  origines  de  TEtat  ind^pendant  da 
Ck)Dgo,  Revue  g^n^rale,  1889.  —  Banning,  Le  partage  politique  de  rAfnaue,  1888. 
—  Blanchard,  FonnatioD  et  Constitution  politique  de  llfitat  ind^pendant  du  Gongo, 
1899.  ~  Cattier,  L'Btat  indipendant  du  Con(;o  et  les  indig^nes,  R.  D.  I.,  t.  XXVII, 
p.  263.  —  Droit  et  administratfon  de  TEtat  independant  du  Congo,  1898.  —  Cri|bier, 
L'Europe,  le  Gongo  et  la  conförence  africaine  de  Berlin,  Annales  de  TEcole  libre  des 
sdences  politiqnes,  1889,  p.  487.  •—  Despagnet,  La  neutraUti  beige  et  le  Gongo, 
Revue  bleue,  S8  juin  1894.  —  Paul  Fauchille,  L'annexion  du  Gongo  k  la  Belgique 
et  le  Droit  international,  R.D.L  P.,  t.  U,  pp.  400  et  s.  —  Joson,  L'Btat  independant 
da  Congo,  1900.  —  Keltie.  The  partition  of  Africa,  1898.  —  F.  de  Härtens,  La 
Conference  du  Gongo  ä  Berun  et  la  politique  coloniale  des  Etats  modernes,  R.  D.  L, 
t  XYin,  pp.  188  et  844.  —  Moynier,  La  fondation  de  TEtat  du  Gongo  au  point  de 
▼ne  jnridique.  1887.  —  Oppelt,  Leopoldll,  chef  du  Gongo,  1886.  —  Patzig,  Die 
afHkanische  K!onferenz  und  der  Kongostaat,  1886.  —  Ricardo  Pierantoni,  ü  trattato 
dl  Berlino  del  1885  e  lo  State  independente  dri  Gongo.  1898.  ^  Reeyes,  The  inter- 
national beginnings  of  the  Gongo  free  Staate,  1894.  —  Rolin  Jaeauemyns^  L'ann6e 
1888  au  point  de  vue  international,  R.  D.  I.,  t  XXI,  p.  168.  —  Notice  sur  la  fondation 
de  rAssodation  internationale  africaine,  R.  D.  I.,  t  IX,  p.  288.  —  Stanley,  Der 
Kongo  und  die  GrOndung  des  Kongostaates.  —  Wautters,  L'Etat  indipendant  du 
Gongo,  1899.  -  X.  Les  frontiöres  de  l'Etat  du  Gongo,  R.  D.  L  P.,  1 1,  pp.  409  et  s.  — 
L'Atsociation  internationale  africaine  et  le  Gomite  d'itudes  du  Haut-Con«>.  -*  Les 
Codes  et  lois  nsueUes  du  Gongo  ont  M  publite  par  M.  Lycops,  1900.]  —  Jj$9eamp$, 
LAfriam^  nomdk  JSnst  nr  VEtat  MXmimr  dm»  le  gc^f»  nmf  et  mtr  la  fonätMen, 
rorfsmwIJMi  et  le  gowemement  de  rEUU  mddpendtmt  du  Ckmgo,  1903. 


112  Erster  Teil.  —  Erstes  Bach.  ~  Zweites  Kapitel. 

wohBer  ohne  Unterschied  des  religiösen  Glaubens  and  des  Bekenntnisses 
gefordert.*) 

209.  —  C.  —  umfang  und  Wirkungen  der  Anerkennung.  — 
Bei  der  Abgrenzung  des  Geltungsgebiets  des  jetzigen  Völkerrechts  haben 
wir  mit  Lorimer  darauf  Ungewiesen,  dass  die  gesamte  Menschheit  in 
ihrem  gegenwärtigen  Zustande  drei  Yölkerkreise  bilde,  nämlich  die  ge- 
sittete Menschheit,  die  barbarische  Menschheit  und  die  wilde  Menschheit 
^  Jede  dieser  Yölkergmppen  hat  gegenüber  den  gesitteten  Nationen  eines 
Anspruch  auf  eine  besondere  Anerkennung,  und  zwar  jenachdem  auf  die 
volle  politische,  die  teilweise  politische  und  die  natürliche  oder  reio 
menschliche  Anerkennung.  Ihrem  inneren  Gehalte  nach  —  so  bemerkt 
Lorimer  —  umfasst  die  erste  dieser  Anerkennungsarten  die  beiden  andern, 
ihrem  Umfange  nach  schliesst  die  dritte  Art  die  beiden  andern  in  sich.^  *} 

210.  —  Eine  Genossenschaft  von  Menschen  kann  als  Staat  nur  dann 
Anspruch  auf  volle  politische  Anerkennung  machen,  wenn  folgende  beide 
Vermutungen  zusanmientreffen:  1.  Die  Vermutung,  dass  diese  Genossenschaft 
das  Bewusstsein  und  den  Willen  hat,  gegenüber  andern  politischen  Organismen 
Gegenseitigkeit  zu  üben  und  die  lachten  eines  anerkannten  Staates  ihrem 
ganzen  Inhalte  nach  zu  erfüllen  —  2.  Die  Vermutung,  dass  diese  Grenossen- 
schaffc  die  Kraft  und  die  Fähigkeit  hat,  diesen  Willen  zu  verwirkliches 
und  durchzusetzen. 

Diese  doppelte  Vermutung  muss  vorliegen.  Ist  sie  gegeben,  so  ist 
aber  auch  die  Annahme  begründet,  dass  das  Staatswesen  imstande  sem 
werde,  die  mit  seinem  völkerrechtlichen  Dasein  verknüpften  Verpflichtungen 
zu  erfUlen.  —  Die  beiden  Vermutungen  sind  unabhängig  von  dem  Gebiets- 
umfange,  der  Begierungsform  und  den  Machtmitteln  des  Staates.*) 

In  Wirklichkeit  ist  die  volle  politische  Anerkennung  bis  auf  den 
heutigen  Tag  meist  auf  die  Nationen  beschränkt  geblieben,  die  sich  zum 
Christentume  bekennen.  Der  Grand  hierfür  liegt  darin,  dass  nur  diese  V51ker 
gemeinsame  sittlidie  Grundsätze  besitzen,  die  eine  Bürgschaft  f&r  die 
gegenseitige  Beobachtung  von  Rechten  und  Pflichten  gewähren.^)  — 
Heutigen  Tages  herrscht  bei  den  gesitteten  Staaten  eine  Übereinstimmung  in 
den  Anschauungen  über  Rechte  und  Pflichten.  Die  Übereinstimmung  ist 
zur  Regel  geworden,  die  Nichtübereinstinunung  zur  Ausnahme.  Die  volle 
politische  Anerkennung  umfasst  alle  Staaten  Europas  nebst  ihren  Kolonien 
und  Protektoraten,  sowie  die  einstmals  von  Eui-opäera  kolonisierten  Staaten 
Amerikas. 

211.  —  Die  teilweise  politische  Anerkennung  wii*d  den  Staaten 
eingeräumt,  die  nach  Ansicht  der  anerkennenden  Staate  diesen  an  inneren 
Werte  nachstehen  oder  eine  niedrigere  Bildungsstufe  einnehmen.  —  Da 
bei  diesen  beiden  Staatengrappen  verschiedenartige  Begriffe  über  sittliche 
und  staatliche  Ordnung  obwalten,  so  kann  auch  keine  vollkommene  Gegen- 
seitigkeit in  der  Achtung  der  Rechte  und  Pflichten  erwartet  werden. 

So  können  im  allgemeinen  die  mohammedanischen  und  die  ostasiatischen 
Staaten  von  den  christlichen  Staaten  nur  eine  teilweise  politische  An- 
erkennung erlangen.  Dies  liegt  nicht  etwa  daran,  dass  die  Türken,  Perser 
und  Chinesen  nicht  im  Besitze  einer  hinreichend  fortgeschrittenen  Zivilisation 

1)  Renault  kritisiert  in  seiner  Introduction  p.  24  diese  Bestimmungen  des 
Berliner  Vertrages.  £r  erblickt  darin  eine  zu  weit  gehende  Ausdehnung  Tölkeneeht- 
licher  Grandsätze. 

2)  Lorimer,  Principes  du  Droit  intern.,  liv.  U,  eh.  2,  p.  69. 
8)  Lorimer,  op.  cit,  liv.  II,  eh.  6,  8,  9,  10,  14,  15. 

4)  Lorimer,  op.  cit,  liv.  II,  eh.  7  et  17. 
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wären.  Aber  abgesehen  davon,  dass  der  Koran,  das  Sittengesetz  und  das 
Völkerrechtsbucli  des  Orients,  den  Anhängern  des  Islams  verbietet,  die 
Ungläubigen  im  Verkehre  als  ebenbürtig  und  gleichberechtigt  zu  be- 
handebi  und  dass  er  zwischen  den  wahren  Olänbigen  und  den  andern 
VOüem  nur  einen  dauernden  Kriegszustand,  der  höchstens  durch  einen  Waffen- 
stiUstand  unterbrochen  werden  kann,  annimmt,  besteht  zwischen. den 
sozialen  Zuständen,  den  Sitten,  den  Anschauungen  ttber  den  Yttlkerverkehr 
und  den  gesamten  staatlichen  Einrichtungen  bei  den  morgenländischen 
Nationen  und  den  Gesetzen,  den  gesellschaftlichen  Verhältnissen,  den 
Verkehrsanschauungen,  den  Gebräuchen  und  den  Begriffen  ttber  inter- 
nationale Gerechtigkeit  der  durch  das  Christentum  erleuchteten  europäischen 
und  amerikanischen  Nationen  ein  allzu  schroffer  Gegensatz.  Noch  lange 
wird  man  bei  den  Verkehrsbeziehungen  mit  den  orientalischen  Völkern 
regelmässig  nur  auf  einen  Ausgleich  und  eine  Aussöhnurg  der  beiden 
durchaus  widersprechenden  Zivil^tionen  bedacht  haben  mttssen.  Es  ist 
nur  scheinbar,  dass  der  Orientale  unserer  Kultur  näher  tritt,  in  Wirk- 
lichkeit nimmt  er  nur  ihre  äusseren  Formen  an.  Ihr  gesellschaftliches 
Leben  ist  und  bleibt  fttr  die  Völker  des  Abendlandes  verschlossen.^) 

Die  teilweise  politische  Anerkennung  findet  Anwendung  auf  die  euro- 
päische und  asiatische  Tttrkei,  auf  die  unabhängigen  asiatischen  Staaten, 
wie  Persien,  Afghanistan,  Siam,  China  und  Maskat,  sowie  auf  Marokko. 

212.  —  Kann  von  einer  völkerrechtlichen  Anerkennung  auch 
gegenüber  den  afrikanischen  Volksstämmen  die  Rede  sein,  die  in  den 
Interessensphären,  die  sich  mehrere  europäische  Staaten  wie  England, 
Deutschland,  Frankreich,  Italien  und  Portugal  jtingsthin  zugewiesen  haben, 
wohnen?  —  Man  muss  hier  zwischen  den  wandernden,  nomadisierenden, 
noch  nicht  organisierten  Völkerschaften  und  den  kleinen  mohammedanischen 
oder  heidnischen  Staaten  unterscheiden.  Letztere,  deren  Verhältnisse  in 
Europa  noch  ziemlich  unbekannt  sind,  tragen  doch  wenigstens  den  Keim 
einer  staatlichen  Organisation  in  sich,  ihre  Eegierung  liegt  in  festen 
Händen  und  ist  vielleicht  einem  geringeren  Wechsel  untei-worfen,  als  die 
mancher  amerikanischer  Bepubliken.  Treten  sie  in  Bertlhrung  mit  christ- 
lichen Nationen,  so  ist  die  teilweise  politische  Anerkennung  am  Platze. 

21S.  —  Die  Wandervölker  und  die  Volksstämme,  die  noch  kaum  eine 
feste  gesellschaftliche  Organisation  haben  und  die  noch  keine  Regierung 
kennen,  haben  nur  Anspruch  auf  eine  natürliche  Anerkennung,  eine 
Anerkennung,  wie  sie  der  Menschheit  als  solcher  zukommt.  Diese  Völker 
und  Stämme  könnnen  nur  dem  weiten  Kreise  der  Menschheit  eingereiht 
werden.  Den  gesitteten  Völkern  liegt  es  ob,  auch  gegenüber  wilden 
Völkern  ihre  Pflichten  zu  erfUIen  und  die  allgemeinen  Menschenrechte 
zu  achten.^ 

1)  Pradier-Fodere,  op.  cit.,  ilV,  No.  2123.  —  [Vgl.  wegen  der  Anwendung 
des  europäischen  Yölkerrechts  ani  die  orientaüBchen  Nationen  den  Beschloss  des 
Insütats  Ar  Volkerrecht  (Haag  1875).  R.  D.  L,  t  VII,  p.  657.  S.  auch  über  diese 
Fnge  die  Artikel  von  Dudley-Field,  Kranel  u.  Hornung,  R.  D.  L,  t.  VII,  p.  659, 
tu,  p.  387  et  t.  XI,  p.  447.  —  Die  Ausfalirnngen  im  Text  treffen  fur  Japan  heute 
nicht  mehr  unbedingt  zu  (S.  oben  No.  44,  Anm.  5).] 

2)  [Hornung,  Civilis^  et  barbares,  R.  D.  L,  t  XVII  et  XVIH.  —  Trione, 
Gli  Stati  dyili  nei  loro  rapporti  giuridici  coi  popoli  barbari  e  seml-barbari,  1899.  — 
Ein  französisches  Gesetz  Yom  30.  Juli  1900  hat  den  Präsidenten  der  Republik  ermächtigt: 
1.  Durch  Dekret  die  erforderlichen  gerichtlichen  und  Verwaltungsmassregeln  zu 
treffen,  um  den  franzosischen  Staatsangehörigen,  die  sich  auf  den  weder  im  franzö- 
sischen Kolonialbesitz  stehenden,  noch  einer  andern  zivilisierten  Macht  angehörenden 
Inseb  nnd  Landgebieten  des  stillen  Ozeans  niedergelassen  haben,  Schutz  zn  gewähren 
lind  ihre  Rechtsstellnng  und  ihre  Ansprüche  zu  sichern.     2.  Durch  Dekret  in  der 

BottfllB,  UlirbQeh  das  YOIkemehts.  6 
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Sobald  aber  die  europäischen  Staaten  solche  Völkerschaften  oder 
Stammeln  das  G^iet  ihrer  Schatzherrschaft  oder  ihrer  Kolonien  einbezogen 
haben,  haben  sie  gegenüber  den  andern  gesitteten  Staaten  die  völkerrecht- 
lichen Pflichten  ihrem  vollen  Inhalte  nach  zu  achten  und  zu  erfüllen  und 
für  die  im  Gebiete  der  Schutzherrschaft  oder  der  Kolonie  b^angeneit 
Verstösse  gegen  das  Völkerrecht  zu  haften.  Die  Kolonie  oder  das  Pro- 
tektorat nimmt  an  der  vollkommenen  Anerkennung  teil,  die  dem  Mutter- 
staate oder  der  schutzherrlichen  Macht  gebtthrt.  —  Dies  ist  die  'Siegel 
die  von  den  Urhebern  der  Generalakte  der  Berliner  Konferenz  vom 
26.  Februar  1885  in  den  Artikeln  2  bis  13  und  35  mehr  oder  weniger 
ausdrücklich  ausgesprochen  worden  ist. 


Drittes  Kapitel. 


Untergang  und  Spaltung  der  Staaten  sowie  deren  Wirkungen. 

[Apple ton.  D«0  effeto  des  annexions  de  territoires  aar  les  dettes  de  TEtat  dtaieaibrA  oa  eanni 
1895.  —  Branet  Des  eons^oenoes  jniidlqaes  de  rannexion  de  Sarole  et  Nfloe,  IMO.  —  BnszatL  DeJ 
acqoisto  dl  eittadinansa  per  aanessiooe  territoriale.  Nota  a  sentensa.  ~~  Caboaat  Des  aonexidiis  de  terri- 
toires et  de  lenrs  principales  constenenoee,  1881.  —  Pnslnato.  Le  mutasioni  terrltoriiüJi,  U  loro  fondaauvM 
gnridleo  e  le  loro  conseguenae,  188&.  —  Causa  e  fondamento  giuildico  deUe  anaessioiii  e  loro  ^letti  sLoridiei. 
leiclopedia  tfinrldica  itaUaaa,  1880.  —  Qabba.    Qaestioni  dl  Dlritto  dTlle:  successione  dl  State  a  Stato,  IS&L 

—  GrlTas.    La  qnestion  des  «gUses  de  Saroie  et  la  thterie  des  droits  aeqnls,  R.  D.  L  P.,  t.  IT,  ppu  645  et  ■. 

—  Haber.  Die  StaatensaeeessloiL,  1888.  —  K 1  a  1 1  b  1  a  n.  ConsAquenoes  Jnrldiqaes  des  traasformatiQiBS  terri- 
toriales des  Etats  sor  les  traitte,  1893.  —  Pfeiffer.  Recht  der  Krlegserobenuig  in  Bezog  auf  StaatakapitallM, 
1828.  —  Pio.  Influence  de  rMablissement  du  proteetorat  sor  les  timitte  antftrleurement  oonelns  awe  d« 
pnissaneee  tieroes  par  l'Etat  prot^gA,  R.  D.  I.  P^  t.  III,  p.  613.  —  Loais  Renaalt  Note  soos  Paria,  1er  dtees- 
bre  1879,  dans  Sirey,  Reo.  phr^  81.2  146,  et  Reyae  critiqa^  1881,  p.  477.  —  Ren6  Selosaa.  Traft«  if 
rannezion  an  territoire  tran^ais  et  de  son  d^mesibreflieat,  1880.] 

214.  —  Ein  Staat  geht  in  seiner  Eigenschaft  als  Rechtspersönlichkeit 
und  als  Mitglied  der  internationalen  Gemeinschaft  unter,  sobald  eines  der 
Tier,  zu  seinem  Dasein  erforderlichen  Grandmerkmale  wegfällt  (Nr.  162}. 
Etwas  anderes  liesse  sich  gar  nicht  erdenken.  So  ist  dies  denn  auch  dem 
Sinne  nach  die  Ansicht  von  Grotius,  Elflber  Heffter,  Pradier- 
Fod4r6,  Pasquale  Fiore  u.  a. 

Die  Grttnde  für  den  Untergang  der  Staaten  sind  folgende: 

1.  Ausrottung,  Aussterben  oder  Auswanderung  einer  ganzen  Bevölke- 
rung. Dieser  Grund  kommt  heutzutage  bei  den  zivilisierten  VOlkem  nicht 
mehr  vor. 

2.  Auflösung  des  sozialen  Bandes;  freiwillige  öder  gewaltsame  Tren- 
nung verschiedener  Teile  eines  Staates,  z.  B.  Teilung  der  Niederlande  in 
zwei  gesonderte  Königreiche,  Holland  und  Belgien  im  Jahre  1831.  —  Ein 
Staat,  der  durch  einen  Bfirgerkrieg  entzweit  ist,  kann  nicht  ipso  jure  sIb 
vernichtet  und  durch  zwei  oder  drei  andere  Staaten  ersetzt  gelten.  Wann 
dies  der  Fall  sein  wird,  ist  eine  Tatfrage,  die  nur  unter  Wttrdig^ong  der 
gesamten  Sachlage  gelöst  werden  kann.  Die  Entscheidung  wird  je  nach 
den  Umständen  verschieden  sein;  sie  wird  je  nach  den  Interess^i  und 
den  Leidenschaften  der  andern  Nationen  früher  oder  später  eintreten.  Die 
zu  prüfende  Frage  ist  die,  wann  hat  der  Bürgerkrieg  die  Auflösung  end- 
gültig herbeigeführt?!) 

Form  von  VerwaltaDgayorschriften  die  zollamtliche  Behandlung  festzusetzen,  denen 
in  Frankreich  und  in  den  französischen  Kolonien  die  von  den  vorerwIUmten  Inseln 
und  Landgebieten  herstammenden  Erzeugnisse  unterliegen  sollen  und  zwar  sowohl 
die  Bodenerzengnisse  als  auch  die  Erzeugnisse  deijenigen  handeis-  oder  landwirt- 
schaftlichen Niederlassungen,  die  im  Besitze  oder  Betriebe  von  Franzosen  oder 
französischen  Gesellschaften  oder  Handelsgesellschaften  stehen.] 

1)  Anderer  Ansicht  Vattel,  op.  cit,  lir.  II,  eh.  VI,  §  56.  —  Wheaton,  Elements, 
§  28.  —  Lawrence- Wheaton,  t  I,  p.  213.  —  Härtens,  op.  cit,  Bd.  I,  §  68  S.  2SL 
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3.  Freiwillige  oder  gewaltsame  Angliedenmg  (incorporation),  Einyer- 
ieibnng  (annexion)  oder  Vereinigung  eines  Staates  an,  in  oder  mit  einem 
andern.  Z.  6.  die  Republik  Ejrakaa  wurde  1846  in  Österreich  einver- 
leibt. —  Polen  wurde  1772  und  1793  zum  Teil  an  Österreich,  zum  Teil 
an  Preussen  und  Russland  angegliedert.  —  Piemont  verleibte  sich  1860 
die  Herzogtümer  Modena,  Parma,  Toscana  und  das  Königreich  Neapel  ein. 
—  Einverleibung  Hannovers,  Hessen-Nassaus,  der  freien  Stadt  Frankfurt 
in  den  preussischen  Staat  im  Jahre  1866. 

4.  Mit  der  Angliederung  eines  Staates  an  einen  andern  ist  die  teilweise 
Spaltung  oder  Zerstücklung  (dimembrement)  verwandt;  sie  darf  aber  nicht 
damit  verwechselt  werden.  —  Das  Gebiet  und  die  Bevölkerung  eines 
Staates  können  durch  solche  Abtrennungen,  durch  Einverleibungen  zu 
Gunsten  (bezw.  zum  Nachteile)  anderer  Staaten  veimindert  (bezw.  ver- 
grössert)  werden. 

Der  Staat  wird  infolgedessen  zwar  kleiner  und  schwächer;  aber  er 
bleibt  bestehen.  Beispiele:  Preussen  nach  dem  Tilsiter  Frieden  1807.  — 
Österreich  nach  1859  und  1866.  —  Frankreich  nach  1815  und  1871.  — 
Die  Türkei  nach  1878.  —  [Spanien  nach  1898].  —  Auch  derartige  Ein- 
verleibungen von  Ghebietsteilen  oder  Provinzen  eines  Staates,  der  seiner- 
seits ihren  Besitz  von  nun  an  verliert,  können  fi*eiwillig  sein,  oder  mit 
Waffengewalt  erzwungen  werden. 

215.  —  Weder  eine  Verringerung  der  Hilfsquellen  noch  eine  Einbusse 
an  der  bisherigen  politischen  Rangstellung  kann  für  den  Staat  den  Verlust 
seiner  Daseinsberechtigung  nach  sich  ziehen.  Die  entgegengesetzte  An- 
sicht Bluntschlis  tr^  nicht  zu,  sie  rechtfertigt  jede  Ungerechtigkeit 
und  jeden  Gtewaltmissbrauch.^)  —  Spanien,  Holland,  Portugal  und  Schweden 
haben  einen  Teil  der  politischen  Machtstellung,  die  ihnen  soviele  ruhm- 
reiche Tage  gebracht  hatte,  verloren.  Sollte  man  sie  deshalb  von  der 
internationalen  Gemeinschaft  ausschliessen?  Hat  nicht  die  öfifentliche 
Meinung  von  ganz  Europa  das  anmassende  und  missbräuchliche  Vorgehen 
Englands  gegen  Portugal  im  Jahre  1901  verurteilt? 

Welche  Bechtswirkungen  haben  die  Angliederung,  der  Untergang 
oder  die  Spaltung  eines  Staates  und  die  Einverleibung  eines  Gebietsteiles 
an  einen  andern  Staat  auf  die  Staatsverträge,  die  Staatsschulden,  das 
Staatsvennögen,  die  gerichtlichen  Entscheidungen  und  die  Staatsiange- 
hörigkeit  der  Bewohner? 

§  1.  —  Slaatevertrig«.*) 

216.  —  Manche  Publizisten  lassen  es  hier  an  Klarheit  und  Deutlichkeit 
fehlen.  Sie  unterscheiden  nicht  mit  der  nötigen  Schärfe  den  Fall  der 
Veränderung  der  Staatsregierung  von  dem  Falle,  dass  ein  Staat  ganz 
oder  zum  Teil  in  einen  andern  Staat  aufgeht.  Beide  Vorgänge  weichen 
aber  wesentlich  voneinander  ab.  —  So  bezieht  sich  die  von  Grotius, 
Vattel,  G.  F.  v.  Martens,  Pradier  Fod6r6,  Dudley  Field  u.  a.  auf- 
gestellte Unterscheidung  von  persönlichen  und  dinglichen  Verträgen 
nur  auf  den  Wechsel  einer  Dynastie  oder  einer  Regierung. 

Die  zu  Gunsten  eines  Monarchen^  eines  Herrscherhauses  oder  einer 
gewissen  Begierungsform  geschlossenen  persönlichen  Verträge  erlöschen 
natürlich  mit  dem  Tode  des  Monarchen,  mit'  der  Änderung  der  Dynastie 

1)  Bluntschli,  op.  cit,  Art.  61. 

3)[LariTiere,  Des  cons^quences  des  transformations  territoriales  des  Etats 
w  les  traitis  ant^iieurs,  1892.] 

8* 
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oder  der  Staatsform  und  ümsomehr  mit  dem  Untergang  des  Staates  seltet. 
—  Derartige  Verträge  sind  selten.  Man  kann  dazu  rechnen  die  zwischBi 
König  Franz  I.  von  Frankreich  und  dem  Sultan  von  Eonstantinopel  ge- 
troffene Kapitulation,  deren  Geltung  auf  die  Lebensdauer  der  unto-- 
zeichnenden  Monarchen  beschränkt  sein  sollte;  die  Abkommen  zwischen 
Ludwig  XIV.  und  Jacob  n.  von  England,  zwischen  Österreich  und  dem 
König  von  Neapel  von  1815  und  zwischen  Napoleon  ni.  und  Maximilian  von 
Österreich., 

Eine  Änderung  in  der  Begierungsform,  in  der  Person  des  Monarchen 
oder  in  dem  Herrscherhause  ha,t  nidit  das  Erlöschen  der  dinglichen  Ver- 
träge, die  im  Interesse  der  Staaten  selbst  geschlossen  worden  sindi^  zur 
Folge.  Die  neue  Dynastie  oder  die  neue  Begierung  muss  diese  Vertrige 
achten,  denn  der  Staat,  der  die  Abmachung  getroffen  hat,  ist  derselbe 
geblieben.  ^Es  ist  ein  Prinzip  höherer  Art,  dass  die  Verträge  ihre  Kraft 
nicht  yerlieren,  welche  Veränderungen  auch  in  der  inneren  Organisation 
der  Völker  vor  sich  gehen  mögen^  (Protokoll  19  der  Londoner  Konferenz 
vom  19.  Februar  1831).  —  Die  höchste  Notwendigkeit  und  Vemfinfügkeit 
dieses  Grundsatzes  liegt  auf  der  Hand.  —  Zur  Zeit  der  ersten  (1469) 
wie  der  zweiten  (1688)  englischen  Revolution  haben  weder  Cromwell 
noch  Wilhelm  von  Oranien  die  Bechtsbeständigkeit  der  von  den  Stuarts 
eingegangenen  Verpflichtungen  in  Abrede  gestellt;  desgleichen  haben  auch 
die  Stuarts,  nachdem  sie  in  der  Person  Karls  n.  restauriert  worden 
waren,  die  von  Cromwell  abgeschlossenen  Verträge  anerkannt. 

317.  —  Wenn  dagegen  ein  Staat  untergeht,  oder  ein  Teil  von  ihm 
abgetrennt  und  einem  andern  Staate  zugeAigt  wird,  so  können  selbst  die 
dinglichen  Verträge  erlöschen  oder  aufgehoben  werden.  Es  sind  hierbä 
folgende  Fälle  auseinanderzuhalten: 

1.  Ein  neuer  Staat  entsteht  durch  Verschmelzung  (fiision)  zweier  oder 
mehrerer  Staaten,  die  ihrerseits  als  politische  Organismen  untergeben. 
Folgerichtig  erlöschen  alle  von  ihnen  geschlossenen  Verträge.  —  Da  aber 
eine  solche  Rechtslage  unerträglich  sein  würde,  so  wird  entweder  der 
Eongress,  der  die  Verschmelzung  vornimmt,  erklären,  dass  die  Verträge 
des  einen  oder  des  andern  der  früheren  Staaten  bestehen  bleiben  sollen, 
oder  der  neue  Staat  wird  sich  beeilen,  neue  Verträge  mit  den  andern 
Nationen  einzugehen. 

218.  —  2.  Ein  iStaat  wird  einem  andern  angegliedert  oder  einverleibt, 
z.  B.  Einverleibung  der  Herzogtümer  Modena,  Parma,  Toscana  usw.  in 
Piemont  im  Jahre  1860.  —  Begel  ist,  dass  die  von  dem  einverleibten 
Staate  mit  andern  Nationen  geschlossenen  Verträge  notwendigerweise 
erlöschen  und  dass  die  von  dem  erwerbenden  Staate  getroffenen  Abkommen 
sich  ipso  jure  auch  auf  die  einverleibten  Gebietsteile  erstrecken.  —  Diese 
Ansicht  wii-d  von  der  französischen  Rechtsprechung  vertreten.^)  Sie  wird 
aber  von  manchen  Schriftstellern,  namentlich  in  Ansehung  der  Handels- 
verträge, zurückgewiesen.  —  Zuweilen  verlangen  die  andern  Vertrags- 
parteien die  Aufrechterhaltung  der  vor  der  Einverleibung  oder  der  AngUe- 
derung  zustande  gekommenen  Vereinbarungen.  —  Aber  nur  scheinbar  werden 
die  Verträge  aufrechterhalten;  in  Wirklichkeit  werden  sie  von  neuem 
geschlossen.  So  verfahren  Frankreich  und  England  zur  Zeit  der  Einver- 
leibung von  Texas  in  die  Verein.  Staaten. 


1)  Bonfils,  De  la  compliance  des  trib.  francais  k  l%ard  des  etrangers  No.  S6S. 
—  Cassationshof  30.  Janaar  1867,  27.  April  1870,  5.  November  1878;  Paris  1.  Dezember 
1879  (Sirey,   1881,  2.  145);  dagegen  Gabonat,  Des  annexions  de  tenitoire,  p.  305. 
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219.  —  3-  Eine  Provinz  oder  ein  Gebietsteil  eines  Staates  wird  von 
einem  andern  Staat  freiwillig  oder  unter  Anwendung  von  Gewalt  abge- 
treten. Der  abgetretene  Staatsteil  ist  nicht  weiter  mehr  an  die  Verträge 
gebnnden,  die  der  abtretende  Staat  geschlossen  hatte;  es  gelten  f&r  ihn 
die  Vereinbaningen,  die  den  erwerbenden  Staat  verpflichten.  —  Diese 
Begel  ist  einfach,  aber  sie  erleidet  eine  Ausnahme.  Die  von  dem  abtretenden 
Staate  geschlossenen  Verträge,  die  sich  gerade  auf  den  abgetretenen 
Gebietsteil  beziehen,  wie  Abkommen,  betreffend  die  Eindämmung  von 
Grenzflüssen,  Flussschiffahrts  vertrage  US  w.  sind  von  dem  erwerbenden  Staate  zu 
achten,  wenn  er  auch  an  dem  Vertrage  nicht  beteiligt  war:  er  erwirbt 
das  abgetretene  Gebiet  in  seiner  jeweiligen  Rechtslage  mit  den  vorhandenen 
Rechten  und  Dienstbarkeiten. 

220.  —  4.  Ein  neuer  Staat  bildet  sich  durch  Spaltung  oder  Trennung 
eines  Gebietsteiles  von  dem  bisherigen  Staate,  oder  eine  Kolonie  reisst 
sich  von  ihrem  Mutterlande  los.  Der  neue  Staat  kann  nicht  durch  Verträge 
verpflichtet  sein,  bei  denen  er  nicht  mitgewirkt  hat,  bei  denen  er  nicht 
Vertragspartei  gewesen  ist.  Er  setzt  die  Persönlichkeit  des  Staates,  der 
den  Vertrag  geschlossen  hat,  nicht  fort  und  ist  nicht  dessen  Rechtsnach- 
folger. In  dieser  Lage  befanden  sich  beispielsweise  die  alten  spanischen 
Kolonien  von  Südamerika  hinsichtlich  der  von  Spanien  getroffenen  diplo- 
matischen Übereinkünfte. 

221.  —  5.  Ein  Staat  spaltet  sich  in  mehrere  Teile,  wie  z.  B.  die 
Niederlande  im  Jahre  1831.  Belgien  und  Holland  bildeten  zwei  vollkommen 
voneinander  getrennte  StaatskOrper  des  im  Jahre  1815  gegründeten 
Königreichs  der  Niederlande.  Folgerichtig  wäre  keiner  von  den  beiden 
Staaten  an  die  durch  die  Niederlande  in  der  Zeit  von  1815  bis  1830 
geschlossenen  Verträge  gebunden  gewesen.  —  Dies  erschien  nicht  angängig. 
—  Die  daraus  folgenden  Übelstände  wären  zu  gross  gewesen.  —  Der 
Vertrag  vom  19.  Aprü  1839  ordnete  die  Rechtslage.  Die  vertragsmässigen 
Verpflichtungen  des  Ettnig^ichs  der  Niederlande  wurden  auf  die  neuen 
Staaten  übertragen.^) 

§  2.  —  Staatsschulden.  *) 

222.  —  Die  Änderung  in  der  Regierung  oder  in  der  Dynastie  kann 
keine  Wirkung  auf  die  Staatsschulden  ausüben.  Die  Staaten  haften  für 
die  Anleihen,  die  sie  aufgenommen  haben. 

1.  Geht  ein  Staat  durch  gänzliche  Einverleibung  in  einen  andern 
Staat  unter,  so  erlöschen  seine  Schulden  nicht.  —  Der  Staat,  zu  dessen 
Oimsten  die  Einverleibung  stattfindet,  gleicht  einem  Erben.  Die  Bezahlung 
der  Schulden  des  angegUederten  Staates  fällt  ihm  unbedingt  zur  Last. 
Dies  gebietet  schon  die  Billigkeit  und  der  gesunde  Menschenverstand.  — 
Dies  gilt  nicht  nur  von  den  eigentlichen  Staatsschulden,  die  auf  öffent- 
lichen Anleihen  beruhen,  sondern  auch  von  den  Verpflichtungen,  die  der 
einverleibte  Staat  vor  der  Angliederung  Privatpersonen  gegenüber  über- 
nommen hatte.  —  So  erklärte  Preussen  durch  das  Gesetz  vom  22.  No- 


1)  [S.  über  den  Einfluss  der  Begründung  einer  Schutzherrschaft  auf  die  vorher 
durch  den  geschützten  Staat  geschlossenen  Vertrage  einen  Artikel  von  Pic,  R.  D.  I.  P., 
t.  m,  pp.  618  et  s.] 

2)  [Gorsi,  Oblighi  patrimoniali  deg^  SUti  nel  caao  dl  mutazione,  1895.  — 
Vgl  Diena,  II  fallimento  degli  Stati,  1898.  —  Oarelli,  n  Diritto  intemazionale 
tribatario:  la  scienza  delia  finanza  intemazionale  tributaria,  1899.  —  Meili,  Der 
Staatsbankerott,  1815.  —  Politis,  Des  empnmtsd'Etaten  Droit  international,  1894.  — 
Püag,  Staatsbankerott  nnd  internationales  Recht,  1898.] 
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yember  1866,  welches  die  Unabhängigkeit  der  Staaten  Hannover,  Eurhessen, 
Nassau  und  Frankfdrt  vernichtete,  dass  es  fortan  ftlr  deren  Schulde 
und  internationalen  Verbindlichkeiten  hafte. 

223.  —  2.  Wenn  ein  Staat  sich  durch  Spaltung  und  Trennung  in 
mehrere  neue  Staaten  auflöst,  so  muss  jeder  von  diesen  neuen  Staaten 
die  Schulden,  die  ausschliesslich  im  Interesse  seines  Gebietes  gemacht 
worden  waren,  ihrem  ganzen  Umfange  nach,  und  die  Schulden,  die  den 
früheren  Staat  in  seiner  Gesamtheit  betrafen,  verhältnissmfissig  über- 
nehmen. 

284.  —  3.  Bildet  sich  ein  neuer  Staat  durch  das  Ausscheiden  einer 
Provinz  oder  durch  die  Auflösung  des  vasallitischen  Bandes,  so  hat  er 
billigerweise  einen  Teil  der  öffentlichen  Schuld  des  Staates,  dessen  Bestand- 
teil er  bisher  war,  zu  tragen.  Der  Grund  hierzu  ist  einleuchtend.  Die 
von  einem  Staate  im  allgemeinen  Interesse  Übernommenen  Schulden  sind 
allen  Provinzen  in  globo  zugute  gekommen  und  die  Gläubiger  hatten 
als  Bürgschaft  den  Wohlstand  aller  Provinzen  und  die  Steuern,  die  dieser 
Wohlstand  aufbringen  konnte. 

9S5.  —  4.  Ein  Gebietsteil  eines  Staates  wird  an  einen  andern  Staat 
abgetreten  und  ihm  einverleibt.^)  —  Der  Staat,  zu  dessen  Gunsten  die 
Angliederung  stattflndet,  muss  den  verhältnismässigen  Teil,  den  der  ab- 
getretene Gebietsteil  an  der  Schuld  des  abtretenden  Staates  za  tragen 
hatte.  Übernehmen.  Es  entspricht  der  Billigkeit,  dass  der  Staat,  der  sich 
durch  eine  Gebietsvergrösserung  bereichert,  auch  einen  Teil  der  Verbind- 
lichkeiten trägt,  die  dem  einverleibten  Gebiete  in  verschiedener  Weise 
mittelbar  oder  unmittelbar  zugute  gekommen  war. 

836.  —  Wie  wird  in  den  zuletzt  erwähnten  Fällen  der  Teil,  den  der 
neue  oder  der  erwerbende  Staat  zu  leisten  hat,  bestimmt?  —  Die  Mei- 
nungen hierüber  gehen  auseinander.  —  Einige  halten  die  Einwohnerzahl, 
andere  den  Flächenraum  des  Gebiets  flir  massgebend.  Die  Ansicht 
Bluntschlis  verdient  wohl  den  Vorzug.  Er  bestimmt  den  Teil  nach  der 
Steuerleistung,  die  der  einverleibten  oder  abgetrennten  Provinz  an  der 
Gesamtsteuerleistung  des  Staates  oblag.  Es  besteht  in  der  Tat  eine 
notwendige  Beziehung  zwischen  der  öffentlichen  Schuld  eines  Staates  und 
den  von  den  Einwohnern  zu  tragenden  Steuern.  Die  Steuern  bieten  die 
Sicherheit  Ar  die  Staatsschulden. 

Die  persönlichen  Schulden  der  einverleibten  oder  abgetrennten  Pro- 
vinzen, die  sich  auf  deren  örtliche  Interessen  beziehen,  müssen  natttrlich 
diesen  Provinzen  zur  Last  fallen  und  von  dem  erwerbenden  oder  dem 
neugebildeten  Staate  bezahlt  werden. 

397.  —  Diese  rein  theoretischen  Regeln  sind  nicht  unbedingt  zwin- 
gender Natur.  Sie  sind  oftmals  durch  das  positive  Recht  und  durch  Ver- 
träge abgeändert  worden.  —  Beispiele:  EIsass-Lothringen  wurde  im  Jahre 
1871  frei  von  jedem  Anteil  an  der  französischen  Staatsschuld  an  Deutsch- 
iand  abgetreten.  —  Dagegen  hat  der  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878 
einen  Teil  der  öffentlichen  ottomanischen  Schuld  dem  VasallenfDrstentnm 
Bulgarien  und  den  für  unabhängig  erklärten  Staaten  Montenegro  und 
Serbien  auferlegt  (Art.  33  u.  42).>) 


i)  Cabouat,  Des  annexions  de  territoires,    S«  partie,  dL  I,  $  2,  pp.  176  et  s. 

2)  8.  den  Vertrag  vom  S4.  Min  1860  beadUdich  der  piemontedschen  Sdiold 
(Abtretung  Nizzas  u.  Sayoyens  an  Frankreich);  den  ZAricher  Vertrag  Tom  10.  NoTember 
1659  (Ssterreichiseh-lombaidische  Schuld),  den  Vertrat  yom  15.  September  1964 
(römische  Staatsschuld);  Wiener  Vertrag  yom  8a  Oktober  1864  (D&nische  Schuld); 
Wiener  Vertrag  Yom  30.  Oktober  1866  (osterreichisch-TenetianiBche  Schuld). 
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228.  —  Handelt  es  sich  um  flypothekarschulden,  so  verlangt  der  ge- 
sunde Menschenverstand,  dass  sie  von  dem  Staate  getilgt  werden,  dem 
die  belasteten  Liegenschaften  zufallen.  —  Bei  einer  teilweisen  Einver- 
leibimg  hat  der  erwerbende  Staat  nur  die  Schuldverbindlichkeiten  zu  er- 
fdllen,  die  im  Interesse  der  einverleibten  Provinz  eingegangen  worden 
waren,  sowie  diejenigen,  die  die  Erhaltung  des  öffentUchen  Vermögens 
dieser  Provinz  betreffen.  —  Die  Friedensverträge  enthalten  meistens  Be- 
stimmungen über  die  Regelung  dieser  Fragen.  (Verträge  von  Campo- 
Formio  vom  17.  Oktober  1797,  von  Luneville  vom  9.  Februar  1801,  von 
Paris  vom  24.  August  1801,  Wiener  Schlussakte  vom  30.  Mai  1814,  Ai-t.  21). 

228^.  —  [Nach  dem  Kriege  von  1898,  wodurch  Spanien  einen  Teil 
seiner  Kolonien  an  die  Verein.  Staaten  verlor,  kam  während  der  Friedens- 
Unterhandlungen  die  Frage  zur  Sprache,  ob  die  Schulden  der  von  Spanien 
aufgegebenen  Kolonien  den  Verein.  Staaten  zur  Last  fielen.  Diese  Frage 
war  sehr  heikel,  namentlich  im  Hinblick  auf  Kuba.  Die  Verein.  Staaten 
waren  nicht  gewillt,  die  Verbindlichkeiten  dieser  Insel,  nicht  einmal  deren 
h3npothekarische  Schulden,  zu  übernehmen.  Da  sie  aber  auch  anderseits 
dem  Grundsätze:  res  transit  cum  suo  onere,  den  sie  selbst  in  manchen 
Verträgen  (Guadalupe  Hidalgo  vom  2.  Februar  1848,  betreffend  Abtretung 
mezikariischer  Gebiete)  angewandt  hatten,  nicht  offen  widersprechen 
wollten,  so  griffen  sie  zu  einem  sinnreichen  Auskunftsmittel:  sie  Hessen 
Spanien  auf  seine  Hechte  an  Kuba  verzichten,  ohne  dass  bestimmt  wurde, 
auf  wen  diese  Hechte  ttbergingen.  (Art.  1  des  Friedensprotokolls  vom 
12.  August  1898;  Art.  1  des  Friedensvertrages  vom  10.  Dezember  1898). 
Dadurch  ¥nirden  die  Verein.  Staaten  nicht  die  Gebieter  der  Insel,  sie  be- 
schränkten sich  viehnehr  nur  darauf,  diese  vorläufig  zu  besetzen,  und  sie 
hafteten  daher  um*  für  die  Verpfiichtungen,  die  aus  der  Tatsache  der  Be- 
setzung herrührten.  Da  Kuba  seinerseits  nicht  unabhängig  im  eigentlichen 
Sinne  wurde,  so  konnte  es  auch  nicht  als  Schuldnerin  ftr  die  seinetwegen 
aufgenommenen  Verbindlichkeiten  erklärt  werden;  die  kubanischen 
Schulden  blieben  daher  Spanien  zur  Last.  —  Bei  den  Philippinen  handelte 
es  sich  nicht  um  einen  blossen  Verzicht  Spaniens,  es  lag  vielmehr  eine 
wirkliche  Abtretung  zu  Gunsten  der  Verein.  Staaten  vor.  (Art.  3  des 
Friedensvertrages.)  Die  Verein.  Staaten  traten  mithin  nach  Massgabe 
der  bestehenden  Grundsätze  in  die  Rechte  und  Pflichten  der  bisherigen 
Besitzer  des  Archipels  ein.^)] 

}  3.  ~  StaatsvennOgen. 

229.  —  Wenn  ein  Staat  seinem  ganzen  Umfange  nach  an  einen  andern 
Staat  angegliedert,  oder  wenn  nur  ein  Teil  des  Staatsgebietes  abgetreten 
wird,  so  geht  das  auf  dem  einverleibten  Gebiete  befindliche  Öffentliche 
YermSgen  (domaine  public)  als  solches  und  in  seiner  jeweiligen  Rechtslage 
auf  den  erwerbenden  Staat  Ober.  —  Bei  der  Zerstficklung  eines  Staates 
in  mehrere  Staaten  erwirbt  naturgemäss  jeder  neue  Staat  die  Gegenstände 
des  öffentlichen  Vermögens,  die  sich  auf  dem  ihm  zufallenden  Gebiete  be- 
finden. —  Krongtiter,  die  zu  dem  öffentlichen  Vermögen  gehören,  teilen 
rechtlich  dasselbe  Schicksal. 

Bewegliehe  Gegenstände,  die  zur  Ausstattung  der  zu  den  Staatsgfltem 

1)  [Le  Für,  La  guerre  hispano-americaine,  R.  D.  L  P.,  t.  VI,  pp.  608,  615  et  ». 
-  TOB  Bar,  Die  kubanische  Staatsschuld,  1S99.  —  Mirignhac,  La  paix  hispano- 
tm^eajne,  Rerae  du  Droit  public,  1899,  Ho.  2.  ^  Le  traiti  de  paix  entre  rSspagne 
et  les  Etats-Unis  (anonym}  1898.] 
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gehörenden  Liegenschaften  dienen,  unterliegen  denselben  Bedingungen  wie 
die  Güter,  deren  Zubehör  sie  sind  (Art.  4  des  Dekrets  vom  22.  November 
1860,  betreffend  die  Einverleibung  Nizzas  und  Savoyens).0 

öffentliche  Anstalten,  fromme  und  mildtätige  Stiftungen,  EranfceiihSiuer 
u.  dgl.  folgen  im  Falle  einer  Zerstücklung  des  Staates  dem  Schicksale 
der  Provinz,  in  der  sie  belegen  sind,  unbeschadet  der  Entschädigung  der 
Bewohner  der  andern  Provinzen,  wenn  die  Anstalten  auch  flir  deren 
BedOrfhisse  bestimmt  waren. 

230.  —  In  Ansehung  der  Eisenbahnen,  die  von  so  wesentlicher  Be- 
deutung sind,  ist  zu  unterscheiden,  ob  die  auf  dem  einverleibten  Qebiete 
befindliche  Linie  im  Betrieb  und  ün  Eigentume  des  abtretenden  Staates 
selbst  stand,  oder  ob  der  Betrieb  des  Msenbahnnetzes  einer  GeselLschaft 
oblag.  Ersterenfalls  wird  der  erwerbende  Staat  Eigentümer  der  Eisen- 
bahn, insoweit  sich  diese  über  das  abgetretene  Gebiet  erstreckt,  ohne  dass 
er  deshalb  —  ebensowenig  wie  bei  den  gewöhnlichen  Yerkehrsstrassra 
und  Wasserläufen  —  irgend  eine  Entschädligung  zu  zahlen  hätte. 

Steht  der  Betrieb  einer  Gesellschaft  zu,  so  erwirbt  der  angUedemde 
Staat  nur  das  nackte  Eigentum,  das  dem  abtretenden  Staate  vorbehalten 
war,  mit  der  Verpflichtung,  die  Gesellschaft  zu  entschädigen,  wenn  er  sie 
nicht  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  znlässt.*) 

Die  Abtretungsverträge  enthalten  gewöhnlich  Bestimmungen,  die  diese 
Eigentumsfragen  regeln.  —  [So  insbesondere  der  Friedensvertrag  zwischen 
Spanien  und  den  Verein.  Staaten  vom  10.  Dezember  1898.  Die  Artikel  5 
und  8  bezieben  sich  auf  diese  Frage  und  lösen  sie  im  allgemeinen  nach 
den  aufgestellten  Grundsätzen.^  —  S.  auch  Art.  2  des  Friedensvertrages 
von  Shimonoseki  vom  17.  April  1895  zwischen  China  und  Japan  und 
Artikel  1  des  Wiederabtretungsvertrages  zwischen  denselben  Mächten  vom 
22.  September  1895.*] 

§  4.  --  QesetzgelNina.  —  Anhinglge  ReohtsstrettIgkeHen.  —  Urtol«.  ^ 

231.  —  Der  angegliederte  Staat  und  die  einverleibte  Provinz  unter- 
liegen der  Gesetzgebung  des  Staates,  zu  dessen  Bestandteilen  sie  von  nun 
an  gehören. 

Dies  folgt  mit  Notwendigkeit  aus  dem  Wesen  der  Souv^änität.  — 
Aber  die  Abtretungsverträge  können  auch  bestimmen,  dass  gewisse  Teile 
der  Gesetzgebung  des  angegliederten  oder  des  einverleibten  Staates  in 
Geltung  bleiben  sollen;  —  oder  sie  können  eine  Frist  festsetzen,  mit  deren 
Ablaufe  die  Gesetzgebung  des  erwerbenden  Staates  in  Kraft  treten  soll. 


1)  [Hns8  der  abtretende  Staat  die  Archive,  die  sich  auf  das  einverleibte  Gebiet 
beziehen  und  die  in  einem  nicht  auf  diesem  Gebiete  belegenen  AmtageMUide  auf- 
bewahrt werden,  dem  erwerbenden  Staate  herausgeben?  Das  Appdlationsgeiielit  zu 
Nancy  hat  am  16.  Mai  1S96  (Oalloz,  18%,  2,  411)  entschieden,  dass  dw  fransösische 
Staat  vor  dem  Jahre  1871  an  den  Dokumenten  seiner  Archive  (die  einen  Teil  seines 
öffentlichen  Vermögens  bildeten)  und  zwar  sowohl  an  den  Dokumenten,  die  das  im 
Jahr  1871  an  Deutschland  abgetretene  Gebiet,  als  auch  an  denen,  die  das  fimnaösisdi 

gebliebene   Gebiet  betrafen,   ein   unveijihrbares    und   unveräusserliches  Eigontnm 
esessen  habe,  und  dass  er  dieses  Eigentum  durch  die  einem  Teile  seines  Gebietes 
auferlegte  Änderung  der  Staatszngehongkeit  nicht  eingebüsst  habe.] 

2)  Im  Jahre  1871  wurde  der  Wert  des  an  Deutschland  zum  eigenen  Betriebe 
abgetretenen  Tefles  des  Ostbahnnetzes  auf  825  Hillionen  festgesetzt  Diese  Summe 
soUte  von  der  zweiten  halben  Milliarde  der  Kriegsentschidigung  abgezogen  werden. 
(Art  1  p.  6  der  Zusatzartikel  zum  Vertrage  vom  10.  Mai  1871.) 

8)  [Le  Für,  op.  cit.,  R.  D.  I.  R,  t.  Vi,  p.  628] 

4)  [Nagao  Ariga,  La  guerre  sino-japonaise,  pp.  290  et  297.] 
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Zuweilen  gewährt  der  erwarbende  Staat  selbst  diese  Frist.  Ein  Beispiel 
hierfür  bietet  die  Einverleibung  Nizzas  nnd  Savoyens  in  Frankreich.  Ein 
Senatsbeschlnss  yom  12.  Jnni  1860  bestimmte  als  Frist  fttr  die  Gfeltong 
der  französischen  G^etze  den  1.  Januar  1861. 

2S2.  —  Eine  weitere  Folgening  aus  der  sonyer&nen  Unabhängigkeit 
eines  Staates  ist  die,  dass  eine  fr^de  Staatsgewalt  auf  einem  Gebiete, 
das  ihr  nicht  mehr  gehört,  keine  gerichtlichen  Handlungen  vornehmen  darf. 
Was  wird  aus  den  Rechtsstreitigkeiten  und  den  gerichtlichen  Entschei- 
dungen, die  vor  der  Einverleibung  in  der  einverleibten  Provinz  anhängig 
gemacht  und  erlassen  worden  sind?  Was  ist  Rechtens  im  Falle  der  An- 
gliedenmg,  des  völligen  Unterganges  eines  Staates? 

Man  muss  vor  allem  zwischen  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und 
Strafsachen  unterscheiden. 

A.  —  Bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten.  —  Hier  gibt  es  mehrere 
Fälle. 

1)  Der  Rechtsstreit  schwebt  zur  Zeit  der  Einverleibung  oder  der  An- 
gliedemng.  Er  beginnt  nicht  wieder  von  neuem,  sondern  er  wird  in  der 
Rechtslage,  in  der  er  sich  gerade  befindet,  den  nunmehr  zuständigen  Gerichten 
überwiesen.  Prozesshandlungen,  dieschon  vor  der  Einverleibung  oder  der 
Angliederung  vorgenommen  worden  waren,  haben  ftir  die  Parteien  wohler- 
worbene Rechte  begründet.  Die  Verjährung  ist  wirksam  unterbrochen  worden. 
Etwaige  Zugeständnisse  bleiben  beweiskräftig.^) 

2)  Das  Urteil  ist  zur  Zeit  der  Einverleibung  oder  der  Angliederung 
erlassen  worden  und  hat  die  Rechtskraft  beschritten.  Es  hat  zu  Gunsten 
der  obsiegenden  Partei  eine  endgültige  Rechtslage  geschaffen.  Die  Ent- 
scheidung kann  nicht  mehr  abgeändert  oder  durch  eine  andere  ersetzt 
werden.  In  Ansehung  der  Zwangsvollstreckung  sind  wieder  mehrere  Fälle 
zu  unterscheiden. 

3)  Das  zur  Zeit  der  Angliederung  oder  der  Einverleibung  von  einem 
Gerichte  des  angegliederten  Staates  oder  der  einverleibten  Provinz  ge- 
sprochene Urteil  war  noch  nicht  rechtskräftig. 

Alle  diese  Fälle  gehören  eher  in  das  Gebiet  des  internationalen  Privat- 
rechts, als  in  das  des  Völkerrechts.  Es  genügt  uns,  auf  sie  aufinerksam 
gemacht  zu  haben.  Die  Untersuchung  und  Entscheidung  dieser  Fragen 
findet  man  in  den  Spezialwerken.*). 

In  der  Staatenpraxis  werden  diese  Fälle  und  die  damit  zusammen- 
hängenden Fragen  in  den  Abtretungsverträgen  oder  in  den  Akten,  die 
die  Angliederung  aussprechen,  meist  durch  aosdrttckliche  Bestimmungen 
geregelt  (Art.  3  des  Zusatzvertrages  zum  Frankfurter  Frieden  vom 
11.  Dezember  1871;  [Art.  12  des  spanisch-amerikanischen  Friedensvertrages 
vom  10.  Dezember  1898]). 

233.  —  B.  —  Strafprozesse.  —  Auch  auf  strafrechtlichem  Gebiete 
werden  die  Folgen  der  Einverleibung  und  der  Angliederung  von  dem 
Grundsatze  der  souveränen  Unabhängigkeit  der  Staaten  beherrscht. 

1.  Ist  vor  der  Einverleibung  auf  dem  Gebiete  der  einverleibten 
Provinz  eine  strafbare  Handlung  b^^gen  worden,  ohne  dass  bereits 


1)  Wir  glauben,  die  in  unserem  Werke  Comp^tence  etc  .  .  .  No.  275  aufgestellte 
Ansieht  aufgeben  zu  müssen. 

2)  Bonfilg,  Gomp^tence  des  trib.  frang.  a  Tegard  des  Strängen,  1865,  No.  242  a  246. 
-  Arthuys  et  Surville,  Gours  ^l^mentaire  de  droit  iot  pilV^  8«  ML  1900,  No.  435 
a  443.  —  Weiss,  Trait^  de  droit  intern.  priy6,  le  M.,  pp.  §56  et  s.  —  Oabouat,  Des 
umedons  de  tenitokes,  eh.  II,  sect  3,  pp.242  et  s.  —  Selosse,  Traiti  de  Tannexion 
3«  Partie,  eh.  m  et  IV,  pp.  225  et  s. 
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eine  Vernrteiliing  ausgesprochen  worden  wSre,  so  steht  das  Becht,  d^ 
Täter  zu  verfolgen  nnd  ihn  zu  strafen,  anzweifelhaft  den  Gerichten  des 
erwerbenden  Staates  zu.  Die  G^etze  dieses  Staates  sind  ftlr  das  Straf- 
verfahren massgebend.  Bei  Anwendung  der  Strafe  wird  in  Betracht 
kommen,  ob  das  Strafgesetz  des  erwerbenden  Staates  die  Theorie  der 
milderen  Strafe  zulässt  oder  nicht.  —  Ist  die  Handlung  nach  dem  Rechte  des 
erwerbenden  Staates  nicht  strafbar,  so  wird  der  Täter  nicbt  verfolgt,  & 
wird  keine  Strafe  erlassen. 

2.  Die  auf  dem  einverleibten  Gebiete  verttbte  strafbare  Handlang  hat 
bereits  vor  der  Einverleibung  zu  einer  Verurteilung  gefBhrt.  —  Darf  der 
erwerbende  Staat  die  Entscheidung  vollstrecken? 

Was  gilt,  wenn  seine  Gesetze  die  auferlegte  Strafe  nicht  zulasse? 
Kommt  die  Verurteilung  bei  der  Frage  der  BttckßUligkeit  des  Täters  and 
bei  der  Landesverweisung  in  Betracht?  Wie  ist  zu  entscheiden,  wenn 
ein  Staat  durch  Angliederung  seinem  ganzen  Umfange  nach  in  den  andern 
Staat  aufgeht? 

Wegen  dieser  Fragen  vergleiche  man  die  Lehrbttcher  des  Strafirechts.^) 
[S.  auch  Art.  12  des  spanisch-amerikanischen  Friedensvertrages  von  1898.] 

$  5.  —  Staatsangehörigkeit. 

234«  —  Das  Aufgehen  eines  Staates  in  einen  andern  und  die  Ab- 
trennung eines  Gebietsteils  ttben  sehr  wichtige  Wirkungen  auf  die  Staats- 
angehörigkeit der  Bewohner  aus.  —  Wir  werden  auf  diese  Wirkungen 
bei  der  Darstellung  der  Beziehungen  des  Menschen  zum  Völkerrechte  ein- 
gehen.   (Drittes  Buch  No.  427.) 


Viertes  Kapitel. 


Grundreohto  der  Staaten. 

fVoiitenay.  D«8  droits  et  des  deToin  des  EUts  enfcr«  eox,  1888.  —  Pillet  RediereliM  sar  Im 
droits  fondamentanz  des  Etats  dans  Tordre  des  ruports  IntsmatlomHix  et  sor  la  sohition  des  eonflita  qvlla 
fönt  naltre,  R.  D.  I.  P^  t  Y,  pp.  66  et  286,  t.  VI,  p.  608.  —  TchernofL  Proteetioii  des  Bationaiix  rfeidant  & 
r^tranger  avee  Introdnetton  sor  la  soaTeraliiet«  des  Etats  es  Droit  iatematioiial,  18M.] 

Otgm  die  AuftUOmg  von  Grwmdiir^ektm:  Trieptl,  VOHumekt  umd  Lamd9mwki  1899.  —  Jgllinek, 
BytUm  usw.  199»,  und  HBtlhorn,  Daa  affHem  des  ymkemekU,  8.  979—906. 

235.  —  Als  (Gemeinwesen  und  als  politische  und  rechtliche  Gebilde 
haben  die  Staaten  wie  die  einzelnen  Menschen  gegenseitige  Bechte  und 
Pflichten,  deren  Ausübung  und  Erfüllung  erforderlich  ist,  damit  der  Da- 
seinszweck der  Staaten,  nämlich  die  Befried^^g  des  den  Menschen  an- 
geborenen Geselligkeitstriebes,  erreicht  werde. 

Die  älteren  Schriftsteller  haben  auf  diesem  Gebiete  keine  lOarheit  zu 
schaffen  vermocht.  Manche  haben  sich  in  verworrenen  und  spitsoAndigen 
Abhandlungen,  die  jede  Methode  und  Bestimmtheit  vermissen  lassen,  ver- 
loren. Grotius  (op.  dt.,  liv.  n,  cap.  n,  p.  18  bis  20)  hat  die  Rechte  and 
Pflichten  der  Staaten  in  seinem  unsterblichen  Werke  nicht  abgesondert 
dargestellt.  Diese  Materie  ist  unter  den  aufgehäuften  Schätzen  seiner 
erstaunlichen  Gelehrsamkeit  gleichsam  vergraben.  Vattel  (op.  cit.,  liv  I, 
ch  n,  m,  Vm,  X  und  XX;  Uv.  II,  ch  I,  H,  m,  IV,  X;  liv.  m,  ch  HI) 
behandelt  die  Grundrechte  der  Staaten  mit  grosser  Ausführlichkeit.    Jedoch 

1}  Gabouat,  op.  cit,  ch.  II,  sect.  4,  272 et  8.  —  Selosse.  <^  dt  —  Deloume, 
Prindpes  g^neraux  de  Droit  inteniational  en  mattere  criminelle,  188S. 
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inas8  man  ihm,  ebenso  wie  G.  F.  von  Martens,  Mangel  an  Bestimmtheit 
und  Methode  vorwerfen  (Vgl.  Martens,  Prtcis,  §§  115,  124,  140). 

Die  neueren  Schriftstcfier  haben  sich  im  allgemeinen  dieser  Fehler 
nicht  schuldig  gemacht.  Sie  haben  die  Rechte  und  Pflichten  der  Staaten 
mit  genügender  Klarheit  und  Methode  erörtert. 

Einige  von  diesen  Rechten  und  Pflichten  setzen  das  Bestehen  fried- 
licher Beziehungen  zwischen  den  Staaten  voraus,  andere  erscheinen  da- 
gegen erst  mit  dem  Ausbruche  eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren 
von  ihnen.  Wiewohl  der  Krieg  ein  Ausnahmezustand  ist,  bei  dem  die 
Gewalt  vorherrscht,  so  gibt  es  doch  ein  Kriegsrecht  sowie  Rechte  und 
Pflichten  der  Kriegsparteien:  einen  Inbegriff  von  Vorschriften  und  Ge- 
bräuchen, die  die  kämpfenden  Nationen  untereinander,  und  gegenüber  den 
andern  Staaten  zu  beobachten  haben. 

236.  —  Mehrere  Publizisten  des  18.  Jahrhunderts,  wie  Wolf,  Vattel 
ü.  a.,  denen  einige  neueren  gefolgt  sind,  unterscheiden  vollkommene 
imd  unvollkommene  Rechte  und  Pflichten.  Diese  Einteilung  hat  weder 
einen  wissenschaftlichen  noch  einen  praktischen  Wert.  Travers  Twiss 
sagt  zutreffend,  dass  juristisch  nur  die  sogenannten  vollkommenen  Rechte 
von  Bedeutung  sind. 

237.  —  Nach  einer  andern  Einteilung,  die  von  einigen  Publizisten 
stillschweigend  vorausgesetzt  und  von  andern  ausdrtlcUich  aufgestellt 
wird  und  die  den  beiden  oben  erwähnten  Rechtszweigen  des  Völkerrechts 
(No.  32)  entspricht,  zerfallen  die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  der 
Staaten  in  zwei  Gruppen,  die  die  verschiedensten  Bezeichnungen  tragen; 
nämlich  in: 

1.  Die  ursprünglichen,  angeborenen,  absoluten,  wesentlichen, 
dauernden,  unmittelbaren  Rechte  oder  die  Grundrechte.  —  2.  Die 
bedingten  (secondaires),  erworbenen,  relativen,  abgeleiteten,  zu- 
fälligen, veränderlichen  und  mittelbaren  Rechte. 

Die  ersteren,  die  in  der  Natur  der  Dinge  selbst  wurzeln,  folgen  mit 
Notwendigkeit  aus  der  Tatsache  des  Daseins  der  Staaten  selbst.  Sie 
sind  aus  dem  Dasein  der  Staaten  abzuleiten.  Ohne  sie  wttrde  der  Staat 
Bicht  als  politisches,  unabhängiges  und  souveränes  Wesen  bestehen.  — 
Die  Gesamtheit  dieser  Rechte  bildet  das  natürliche  Völkerrecht.  —  Diese 
Urrechte  oder  diese  absoluten  Rechte  beruhen,  wie  Grotius  sagt,  auf 
der  Grundlage  sittlicher  Wahrheit  und  auf  so  klaren  und  so  einlenchtenden 
Qnmdsätzen,  dass  niemand  sie  leugnen  kann,  ohne  Gewalt  zu  tun.  — 
Diese  Rechte  sind  unveräusserlich  und  unveijährbar. 

Die  Rechte  der  zweiten  Gruppe  gründen  sieh  auf  die  zwischen  den 
Staaten  bestehenden  Verträge  und  Gebräuche.  Sie  haben  die  veränder- 
lichen, politischen  und  wirtschaftlichen  Interessen  der  Völker  zum  Gegen- 
stände, ordnen  besondere  Rechtsverhältnisse  und  verdanken  den  eigen- 
artigen Verkehrsbeziehungen  zweier  oder  mehrerer  Staaten  ihr  Entstehen. 
—  Sie  können  veräussert,  umgestaltet  und  aufgegeben  werden. 

Diese  Einteilung  der  Rechte  wird  mit  verschiedenen  Ansdrficken  von 
Carnazza-Amari,  Calvo,  Pasquale  Fiore,  Kltlber,  Heffter,  von 
Martens,  Ortolan,  Pradier-Fod*r*,  Travers  Twiss,  Vattel, 
Wheaton  u.  a.  angenommen. 

Den  absoluten  oder  relativen,  den  wesentlichen  oder  zufälligen  Rechten 
entsprechen  anf  der  andern  Seite  die  Pflichten  der  Staaten.  Ebenso  wie 
bei  den  Menschen,  so  herrschen  auch  hier  zwischen  Rechten  und  Pflichten 
notwendige  Wechselbeziehnngen. 

238.  —  Abgesehen  von  den   absoluten  und  relativen  Pflichten,  sind 
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die  Staaten  gegenseitig  moralisch  gebunden,  einander  gute  Dienste  (bons 
Offices)  zu  erweisen  und  im  gegenseitigen  Verkehre  BilUgkeit,  HOflidikeit 
und  Wohlwollen  walten  zu  kssen. 

Sie  haben  als  Mitglieder  der  grossen  internationalen  Gemeinschaft 
diese  rein  menschlichen  Pflichten  in  äMlicher  Weise,  wenn  auch  in  anderm 
Masse  und  unter  andern  Formen  zu  beobachten,  wie  die  Privatpersonoi 
als  Teile  der  Menschheit.  —  Dieser  Satz  ist  natürlich  von  den  Schrift- 
stellern der  positiven  Schule  angefochten  worden.  —  Yattel  hatte  dies^ 
Angriff  geahnt  und  ihn  im  voraus  abgewehrt.^)  —  Solche  guten  Dienste 
bestehen  beispielsweise  darin,  dass  ein  Staa^  ein^n  durch  Hungersnot, 
Überschwemmung  oder  Erdbeben  heimgesuchten  fremden  Volke  Beistand 
leistet;  —  dass  er  die  wissenschaftliche  Bildung  oder  die  innere  Organi- 
sation eines  andern  Staates  durch  Entsendung  von  Lehram,  Ingenieuren, 
Offizieren  und  Seeleuten  fördert  (wie  dies  z.  B.  in  Griechenland,  in  der 
Tttrkei,  in  China  und  Japan  geschehen  ist);  —  dass  er  seine  Vermittlung 
zur  Beseitigung  eines  Streitfalles  anbietet;  —  dass  er  das  Schiedsrichter- 
amt  annimmt  usw.  —  Da  ein  Gemeinwesen  eher  dazu  imstande  ist,  seinen 
eigenen  Bedttrfiiissen  zu  genügen,  als  die  einzelnen  Privatpersonen,  so 
kommt  die  gegenseitige  Unterstützung  der  Staaten  nicht  so  häufig  vor, 
wie  zwischen  den  Menschen. 

239.  —  Die  Staaten  haben  also,  um  es  noch  einmal  kurz  zu  wieder- 
holen: 1.  absolute  Rechte;  2.  relative  Rechte;  3.  sittliche  Pflichten  zor 
wechselseitigen  Hilfeleistung  und  Unterstützung.  Diese  letzteren  müss^ 
aber  aus  dem  Gebiete  des  Rechts  ausgeschaltet  und  der  Völkermoral  zu- 
gewiesen werden.    (Vgl.  No.  32  bis  39.) 

Die  bedingten,  erworbenen,  relativen,  zufälligen,  abgeleiteten  und 
veränderlichen  Rechte  sollen  bei  den  einzelnen  Materien,  die  durch  Her- 
kommen oder  Verträge  geregelt  worden  sind,  besprochen  werden.  —  Eine 
gemeinsame,  zusammen&ssende  Darstellung  dieser  Rechte  ist  nicht  an- 
gängig. —  Dagegen  ist  eine  solche  hinsichtlich  der  absoluten,  angeborenen, 
ursprünglichen  und  dauernden  Grundrechte  unerlässlich. 

240.  —  Die  Au&äUung  und  die  Bezeichnung  der  Grundrechte  sind 
bei  jedem  Schriftsteller  verschieden.  Die  Abweichungen  sind  aber  mehr 
scheinbar,  als  wirklich;  verschiedene  Ausdrücke  bezeichnen  oft  dasselbe 
Recht.  Die  Grundrechte  der  Staaten  sind:  —  nach  Heffter  (op.  cit., 
§§  26  und  ff.),  das  Recht  eines  ungestörten  eigenen  Daseins,  das  Recht 
auf  Achtung,  das  Recht  auf  gegenseitigen  Verkehr;  —  nach  Fiore  das 
Recht  der  Autonomie  und  Unabhängigkeit,  das  Recht  der  Gleichheit,  das 
Gebiets-  und  das  Jurisdiktionsrecht,  das  Recht  der  Staatsrepräsentation 
(Le  Droit  int.  cod.);  —  nach  Neumann  (Grundriss  des  Völkerrechts)  das 
Recht  der  politischen  Autonomie,  das  Recht  auf  Achtung  der  Persönlich- ~ 
keit,  das  Recht  auf  Verkehr  und  das  Recht  der  Gebietshoheit;  nach 
Pradier-Fodärä  das  Recht  auf  Unabhängigkeit  und  Souveränität,  das 
Recht  der  Selbsterhaltung,  der  Gleichheit  und  der  Eigentums&higkeit; 
—  nach  Travers  Twiss  das  Recht  der  Selbsterhaltung,  des  Erwerbs 
und  des  Besitzes,  der  Gerichtsbarkeit,  der  Gesetzgebung  und  der  Ver- 
tragsschliessung; —  nach  Elüber  (Europäisches  Völkerrecht  §§  35—122) 
das  Recht  der  Selbsterhaltung,   der  Unabhängigkeit  und  der  Gleichheit. 

24L  —  In  Wirklichkeit  gibt  es  für  die  Staaten,  als  natürliche  und 
notwendige  Personen,   nur  ein  einziges  Urrecht,   nur  ein  einziges  Grund- 


1)  Vattel,  Le  droit  des  gens,  liv.  II,  eh.  1,  §§  1  ä  20.  —  Pradier-Fod*r^,  op. 
cit,  t  I,  No.  187  et  s. 
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recht:  das  Becht  auf  ein  eigenes  Dasein,  das  Existenzrecht  (\e 
droit  4  Fexistence). 

Aus  diesem  wirklich  ursprünglichen  und  wesentlichen  Rechte  lassen 
sich  alle  andern  Rechte,  die  man  als  wesentliche,  angeborene,  absolute, 
oder  dauernde  Rechte  bezeichnet,  durch  folgerichtige  Schlüsse  ableiten, 
sie  reihen  sich  aneinander  wie  die  Glieder  einer  Kette. 

Aus  dem  Rechte  auf  ein  eigenes  Dasein  entspringt  das  Recht  der 
Selbsterhaltung  und  das  Recht  auf  Freiheit. 

Das  Recht  der  Selbsterhaltung  erzeugt  das  Recht  der  freien  Macht- 
entwicklung, das  Yerteidignngs*  und  das  Sicherungsrecht.  Das  Recht  auf 
Freiheit  schUesst  das  Redit  auf  Souyeränität  und  auf  Unabhängigkeit 
in  sich.  * 

Aus  der  Souveränität  folgt  das  Oebietsrecht,  das  Gesetzgebungsrecht 
and  das  Gerichtsbarkeits-  oder  Jurisdiktionsrecht;  aus  der  Unabhängigkeit: 
das  Recht  auf  Gleichheit  und  auf  gegenseitige  Achtung,  das  Gesandt- 
schafts-, das  Vertragsschliessungs-  und  das  EriegsAhningsrecht  sowie  das 
Becht  auf  freien  Verkehr.  Aber  alle  diese  verschieden  benannten  Rechte 
haben  ihre  Wurzel  in  dem  einzigen  wirklichen  Grundrechte,  dem  Rechte 
auf  ein  eigenes  Dasein.  Als  abgeleitete  Rechte  gemessen  sie  die  rechtliche 
Natur  dieses  absoluten  und  immerwährenden  Urrechts,  als  dessen  Ver- 
ästelungen und  Verzweigungen  sie  sich  darstellen. 

Weil  sich  aber  diese  einzelnen  Rechte  mit  Notwendigkeit  auf  ein 
einziges  Recht  zurttckfiihrra  lassen,  auf  dessen  Boden  sie  stehen,  so  bilden 
sich  zwischen  ihnen  gegenseitige  Beeinflussungen,  Strömungen  und  Rück- 
wirkungen. Daher  kommt  es,  dass  bei  manchen  Rechtssätzen  die  unmittel- 
bare und  nächstliegende  rechtliche  Grundlage  nicht  bestimmt  und  klar  ist. 
Je  nach  ihrer  persönlichen  Auffassung  und  Uirer  Methode  leiten  die  Schrift- 
steller diese  Rechtssätze  bald  aus  dem  Selbsterhaltungs-,  bald  aus  dem 
Souveränitäts-  und  bald  aus  dem  Unabhängigkeitsrechte  ab.  —  Aber  diese 
Verschiedenheit  der  Darstellung  berührt  in  Wirklichkeit  nicht  den  Kern 
der  Sache,  trotz  der  abweichenden  Bezeichnungen  findet  man  bei  den 
neueren  Schriftstellern  wenigstens  hinsichtlich  der  wichtigsten  Fragen  eine 
Übereinstimmung  der  Ansichten. 

Um  unsere  Ausführungen  leichter  verständlich  zu  machen,  wollen  wir 
das  Beispiel  der  meisten  SchnftsteUer  nachahmen  und  den  einzelnen  Aus- 
flüssen des  Rechts  auf  ein  eigenes  Dasein  eine  besondere  Darstellung 
widmen. 


Erster  Abschnitt. 
Das  Recht  der  Selbsterhattung. 

242.  —  Der  Staat  hat  unstreitig  das  Recht,  alle  Massnahmen  zu 
treffen,  um  sein  Dasein  gegen  drohende  Gefahren  zu  schützen.  In  dieser 
Hiosicht  befindet  sich  ein  politisches  Gebilde  und  eine  juristische  Person 
in  derselben  oder  in  einer  ähnlichen  Lage  wie  der  einzelne  Mensch. 

Die  Selbsterhaltung  ist  fttr  die  Staaten  eine  Pflicht.  Dies  versteht 
sich  von  selbst.  Aus  dieser  Pflicht  haben  einige  Publizisten  ein  soge- 
nanntes Notrecht  oder  einen  Entschuldigungsgrund  des  Notstandes  her- 
leiten wollen.  —  Darf  ein  Staat  im  Interesse  seiner  Selbsterhaltung  einen 
andern  Staat  schädigen?  —  Grotius,  Wolf,  Vattel,  v.  Martens, 
Galiani,  Klüber,  Heffter  und  Pradier-Fod6r6  haben  sich  eingehend 
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Meriiber  verbreitet:  die  einen  als  Verteidiger,  die  andern  als  Gfegner  des 
Notrechts.  Manche  Fälle,  die  sie  anführen,  liegen  im  Reiche  der  Un- 
möglichkeit und  haben  nur  akademischen  Wert.  —  Das  behauptete  Not- 
recht  moss  zurückgewiesen  werden.  Es  würde  die  schlimmsten  üng^^chtig- 
keiten  und  die  gehässigsten  Angriffe  auf  die  Unabhängigkeit  der  Staaten 
beschönigen.  Es  ist  der  Einbildungskraft  einiger  PoUtiker  entsprungen, 
die  dadurch  Willktirhandlungen  und  Vergewaltigungen  zu  rechtfertigen 
suchten.  So  wollte  man  die  Zerstörung  der  dänischen  Flotte  im  HiSien 
von  Kopenhagen  durch  die  Engländer  im  Jahre  1801  und  die  Beschiessong 
Kopenhagens  durch  die  Engl&nder  im  Jahre  1807  als  Notwehrhandinngen 
entschuldigen. 

Die  Selbsterhaltung  umfieisst  und  begreift  die  Ausübung  aller  der 
Rechte,  die  zur  Wahrung  des  physischen  und  moralischen  Bestandes  des 
Staates  notwendig  sind,  insbesondere  die  Befugnis,  jedes  geg^iwärtige 
Übel  zu  beseitigen,  sich  gegen  jede  drohende  Ge&hr  und  jeden  zukünftigen 
Schaden  zu  schützen  und  die  erforderlichen  Schritte  zu  tun,  um  die  Grund- 
bedingungen des  Staates  selbst:  das  Gebiet,  die  Bevölkerung  und  das 
genossenschaftliche  Band,  unversehrt  zu  erhalten.  —  Man  hat  sich  bemüht, 
diese  Rechte  festzulegen  und  sie  genau  zu  umgrenzen.  Man  bezeichnet 
sie:  als  Recht  der  freien  Entwicklung,  Verteidigungsrecht,  Sichenmgsrecht 
(droit  de  sfiretö).  Recht  auf  Schadenersatz  usw. 

243.  —  A.  —  Freie  Entwicklung.  —  Jeder  Staat  hat  fraglos  das 
Recht,  die  in  ihm  ruhenden  Kräfte  nach  jeder  Richtung  hin  zu  ent&lten, 
Handel  und  Gewerbe  zur  Blüte  zu  bringen,  sich  anf  dem  Gebiete  det 
Künste  und  Wissenschaften  auszuzeichnen,  andern  vorauszueilen  und  im 
Auslande  mit  Zustimmung  der  örtlichen  Regierung  Schulen  und  Akadenaien 
für  die  eigenen  Angehörigen  zu  gründen.  Deutschland,  England,  Frank- 
reich und  die  Verein.  Staaten  haben  in  Rom  und  in  Athen  eigene  Schulen. 

Dem  Gedeihen  und  der  Zunahme  der  Wohlfahrt  eines  Staates  dürfen 
sich  die  andern  Mächte  nicht  widersetzen.  In  dem  scharf  entbruinten 
wirtschaftlichen  Wettstreite,  unter  dessen  Zeichen  die  Gegenwart  steht, 
trachten  viele  Staaten  danach,  die  Entwicklung  des  Handels  und  d^ 
Industrie  ihrer  Nachbarländer  zu  durchkreuzen  und  die  Absatzgebiete  ftür 
den  Aussenhandel  zur  Mehrung  ihres  eigenen  Wohlstandes  ftb-  sich  za 
erobern,  hierin  liegt  nur  die  Betätigung  eines  allen  Staaten  gleichermassen 
gebührenden  Rechtes:  es  ist  der  Kampf  der  Nebenbuhler  um  ein  und  das- 
selbe Ziel. 

Die  Vermehrung,  oder  doch  wenigstens  die  Erhaltung  der  Volkszahl 
ist  eine  der  Bedingungen  für  das  Gedeihen  der  Staaten.  —  Bei  der  jetzt 
überall  geltenden  Wehrpflicht  hat  jeder  Staat  ein  Interesse  daran,  dass 
seine  Bevölkerungsziffer  nicht  abnimmt.  Der  Entvölkerung  seines  Gebietes 
vorzubeugen,  ist  also  ein  Recht  des  Staates,  das  die  Befugnis  in  sich 
schliesst,  die  Auswanderung  seiner  Untertanen  einzudämmen  und  die  Ein- 
wanderung sowie  die  Naturalisation  von  Fremden  durch  Gewährung  von 
Vorteilen  und  Vergünstigungen,  unter  Vermeidung  betrügerischer  Machen- 
schaften gegen  andere  Staaten,  zu  fördern.  —  Muss  aber,  nicht  die  Achtung 
der  persönlichen  Freiheit  zur  unbedingten  Anerkennung  eines  Auswande- 
rungsrechts führen?    (No.  410  u.  ff.) 

Die  Erhaltung  der  Schätze  der  Kunst  und  der  Wissenschaften  liegt 
auch  im  Interesse  der  Staaten.  Eine  Regierung  ist  daher  befugt,  ohne 
andern  Anlass  zu  Beschwerden  zu  geben,  die  Entfernung  von  Archiven, 
Manuskripten,  Bildern,  Statuen  u.  dergl.  aus  ihrem  Lande  zu  verbieten 
und  Ausgrabungen  sowie  die  Wegbringung  der  zutage  geförderten  Alter- 
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tttmer  ins  Ausland  zu  untersagen.     Griechenland  und  Italien  haben  der- 
artige Verbote  erlassen.  ^ 

244.  —  B.  —  Verteidigung.  —  Das  Recht,  Angriffe  mit  GFewalt 
abzuwehren,  Überfälle  zurückzuschlagen,  sich  dem  Eindringen  eines  Feindes 
in  das  Staatsgebiet  und  der  Vernichtung  des  eigenen  Wohlstandes  zu 
widersetzen,  bedarf  keines  Beweises.  —  Diesem  sogenannten  Verteidigungs- 
rechte entspringt  das  Recht  auf  Schadenersatz,  der  Anspruch  auf  volle 
Wiederherstellung  des  Zustandes,  wie  er  vor  der  Rechtsverletzung  war. 

245.  — ■  C.  —  Sicherheit.  —  Ein  Staat  ist  berechtigt,  seine  Ver- 
teidigung vorzubereiten,  sich  in  den  Stand  zu  setzen,  Angräfe  von  aussen 
her  abzuwehren,  Heere  au&ustellen  und  auszubilden,  seine  Rüstungen  zu 
vervollkommnen,  Arsenale  und  Militärschulen  zu  errichten,  Festungen  und 
verschanzte  Lager  anzulegen,  Kriegsflotten  auszubauen  u.  dergl.  —  ge- 
wissen Personen  und  besonders  Fremden  den  Zutritt  zu  befestigten  Plätzen 
oder  Arsenalen  zu  untersagen,  seine  Eriegshäfen  zu  schliessen,  die  Fremden 
innerhalb  seines  Gebietes  einer  besonderen  Au&icht  zu  unterwerfen,*)  die 
Spionage  als  ein  besonderes  Verbrechen  unter  schwere  Strafen  zu  stellen 
u.  dergl.") 

2&.  —  Darf  ein  Staat  sich  der  Vergrtfsserung  der  Militärmacht  eines 
andern  Staates  widersetzen?  Diese  Frage  ist  vielfach  erörtert  worden.  — 
Ein  ganz  natürlicher  unterschied,  der  theoretisch  leicht,  praktisch 
dagegen  sehr  schwer  zu  machen  ist,  tritt  uns  sofort  entgegen:  der  Unter- 
scMed  zwischen  Verteidigungs-  und  AngrifBsmassregeln.  —  Gegen  erstere 
düifen  die  Nachbarstaaten  nichts  einwenden.  —  Gewisse  Vorkehrungen 
erregen  aber  den  Anschein  von  Angriffismassregeln,  sie  können,  wie  bei- 
spielsweise eine  bedeutende  Heeresvermehrung,  unter  Umständen  als  Vor- 
bereitung für  einen  zukünftigen  Angrif^krieg  au%efasst  werden.  Kein 
Wunder,  dass  die  Nachbarländer  sich  hierdurch  beunruhigt  fühlen.  Wie 
sollen  sie  sich  dazu  verhalten?  —  Die  Frage  gehört  eher  in  das  Gtobiet 
der  Politik  als  in  das  des  Völkerrechts.  Die  Staatenpraxis  gestattet, 
dass  in  solchen  Fällen  in  freundschaftlicher  Weise  um  Aufklärung  gebeten 
wird.*) 

Die  zeitgenössische  Geschichte  weist  mehr  als  ein  Beispiel  hierfür 
auf.  —  Ein  Staat  darf  aber  einem  andern  Staate  nicht  die  Abrüstung 
eines  Teiles  seiner  Truppen  vorschreiben  wollen.  —  Ein  solches  Ansinnen 
ist  fast  stets  der  Vorwand  zu  einem  ungerechten  Eroberungskriege. 

1)  [Vor  einigen  Jahren  liess  die  italienische  Regierung  den  FQrsten  Barberini 
Colonna  dl  Sciarra  auf  Grund  tod  Vorschriften  papstlichen  Ursprungs,  namentlich 
auf  Grund  des  Edikts  Pacca,  gerichtlich  belangen,  weil  er  an  einen  Franzosen 
GemSlde  und  Statuen  ans  seiner  Sammlung  Terkauft  hatte.  Das  Appellgericht  von 
Arcona  Terurteilte  den  FQrsten  am  13.  Oktober  1S94  zu  einer  Geldstrafe  von  ISOO  Lire. 
(S.  wegen  dieser  Angelegenheit  Lepelletier,  De  la  prohibition  d'exporter  desobjets 
d'art  k  ritranger  d'apr&s  la  l^lation  italienne,  I.  1.  P.,  t.  XXIII,  p.  962.  —  S.  auch 
I.  1.  P.,  t  XEX,  p.  973;  t  XXI,  p.  311;  t.  XXII,  p.  694.] 

2)  (Ein  franzosisches  Dekret  vom  2.  Oktober  1888  und  ein  Gesetz  vom  8.  August 
189S  Teuangen  von  den  Fremden,  die  sich  in  Frankreich  niederlassen  wollen,  die 
Abgabe  gewisser  Erklärungen.] 

3)  [Em  franzSaisches  Gesetz  vom  18.  April  1886  bestraft  die  Spionage  in  Friedens- 
zeiten. (S.  Hancke,  Das  französische  Spionagegesetz).  Die  Spionage  wird  in  den 
meisten  Lindem  bestraft  (S.  Camous,  L'espionnage  dans  la  l^gislation  pönale  italienne, 
1-  L  P.,  t  XXII,  p.  282;  Klembowsky,  L'espionnage  militaire  dans  la  l^gislation 
nuse  I.  I.  P.,  t  XXn,  p.  775;  Trigant-Geneste,  Le  procte  d'espionnage  de  Leipzig 
et  la  loi  aUemande  du  8.  Juli  1893  sur  la  dlTulgation  des  secrets  militaires,  L  L  F., 
t  IXI,  p.  265.)]  -  DeuMies  SPnfyesetOuch  §90  u.  91 

*)  K  F.  von  Moser,  Kleine  Sdiriften  VI,  Vom  BeMe  eine»  Someräns,  den  andern 
'«r  BedemtMen. 
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Das  Becht^  eine  bestimmte  Trappenzahl  unter  den  Fahnen  zu  hab^L^ 
Festungen  anzulegen  u.  dergL  kann  durch  Verträge  beschränkt  werden. 
Da*artige  Abmachungen  fallen  unter  den  Begriff  der  Staatsdienstbarkeiten, 
die  die  Ausübung  eines  Grundrechts  der  Staaten  beschränken  (No.  339  a.  ff.)- 
[Die  Staaten  könnten  auch  aus  firiedlich^  und  rein  menschlichen  Absichten 
eine  vollkommene  Abrüstung  oder  dodb  wenigstens  eine  bestimmte  Be- 
schränkung des  Effektivbestandes  ihrer  Heere  und  ihres  Kriegshaushaltes 
vereinbaren.  —  Zu  diesem  Zwecke  hatte  Zar  Nicolaus  ü.  die  Mftchte 
durch  zwei  Botschaften  (vom  12./24.  August  1898  u.  vom  31.  Dezember 
1898/11.  Januar  1899)  aufgefordert,  zu  einer  Eonfer^iz  zusammenzutreten. 
Die  Konferenz  wurde  am  18.  Mai  1899  im  Haag  erttffiiet.  Sie  führte  aber 
nur  zu  folgender  platonischen  Erklärung:  „Dass  ftr  das  Wachstum  des 
materiellen  und  moralischen  Wohlseins  der  Menschen  eine  Einschränkung 
der  Militärausgaben,  die  gegenwärtig  auf  der  Welt  lasten,  dring:rad 
wünschenswert  ist.^0] 

Das  Kecht,  die  Unabhängigkeit  zu  sichern,  schliesst  die  Befugnis, 
Devensivbündnisse  einzugehen,  in  sich  (S.  dritter  Teil). 

Berechtigt  es  auch  einen  Staat,  sich  in  die  Angelegenheiten  eines 
andern  Staates  einzumischen  (S.  Unabhängigkeit)? 

247.  —  Oibt  das  Recht,  sich  zu  sichern,  auch  die  Befugnis,  der  Ver- 
grösserung  oder  dem  Anwachsen  eines  andern  Staates,  erforderlichenfalls 

.selbst mit  Gewalt, entgegenzutreten? —  Grotius,  Yattel,  G.F.  v.  Martens, 
Klttber  u.  a.  verneinen  im  allgemeinen  diese  Frage,  aber  sie  lassen  doch 
eine  Keihe  von  Einschränkungen  gelten.  Yattel,  der  den  Gegenstand 
weitläufig  behandelt,  widerspricht  sich  schliesslich.^) 

Auch  die  neueren  Schriftsteller  geben  keine  befriedigende  Antwoit. 
Heffter  meint  zwar,  dass  der  „Anwachs  einer  einzelnen  Macht  noch  keinen 
Zustand  eines  rechtmässigen  Eiiege»  hervorruft^ ;  aber  er  ist  der  Ansicht, 
dass  die  Staaten  befugt  seien,  Jede  Yergrösserung  einer  Macht,  wozu  sie  noch 
keinen  unbestrittenen  Titel  hat,  z.  B.  Yermählungen,  Zessionen  u.  dergl.  zu 
verhindern  zu  suchen,  ohne  dass  darin  an  und  für  sich  eine  Beleidigung  ge- 
funden werden  kann^.  —  Wheaton  meint,  dass  das  Recht  der  Staaten,  sich 
zu  vergrössem,  einzuschränken  sei,  wenn  die  Betätigung  dieses  Bechts  die 
Sicherheit  der  andern  Staaten  bedrohe,  selbst  wenn  die  Gtofahr  nur  eine 
zukünftige  sei.') 

Bluntschli  und  die  Publizisten  der  neueren  italienischen  Sdiule,  die 
die  Gründung  des  Deutschen  Reichs  und  des  Königreichs  Italien  zu  recht- 
fertigen suchen,  befürworten  die  YergrOsserung  von  Staaten  auf  Kosten 
kleinerer  Staaten  derselben  Nation,  wenn  an  SteUe  dieser  Staaten  grosse 
Mächte  treten,  die  nur  aus  einer  Nation  bestehen.  —  Diese  Ansicht  ist  ge- 
fahrlich, weil  sie  ehrgeizigen  Gelüsten  und  Yerletzungen  wohl  erworbener 
Rechte  Tür  und  Tor  öftoet. 

248.  —  Die  Notwendigkeit,  für  ihre  eigene  Sicherheit  zu  sorgen,  führte 
die  europäischen  Staaten  häufig  zur  Annahme  eines  Systems  des  Gleich- 
gewichts der  Kräfte,  des  sogenannten  europäischen  Gleichgewichts. 
Hierunter  versteht  man  keineswegs   eine  Yerteilung  der  Länder   nach 


1)  [de  Lapradelle,  La  Conference  de  la  Paiz,  R.  D.  J.  P.,  t  VI,  pp.  659  et  s. 
—  R.  D.  I.  P.,  t  V,  pp.  687  et  s.;  t.  VI,  pp.  76  et  s.J 

2>  Grotius,  op.  cit.,  liv.  H,  eh.  11,  §  XVU.  —  Vattel,  op.  dt,  liv.  m,  eh.  HI, 
§§  42  &  46.  —  Klüber,  op.  cit,  §  41. 

3)  Heffter,  op.  cit,  §  30.  —  Wheaton,  Element«,  Part  II,  eh.  I,  §  3.  — 
[S.  über  das  gemeinsame  Vorgehen  Deatschlands,  Frankreichs  u.  Rnsslands  gegen- 
über Japan  nach  dessen  Krieg  gegen  China  im  Jahre  1895,  No.  301,  Anm.] 
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matiieiiiatiflcber  Gleichheit^  etwa  so,  dass  alle  Staaten  denselben  Gebiets- 
mn&ng  und  dieselbe  Yolkszahl  hätten  und  dass  sie  daher  alle  gleich 
mäch%  wären.  Dies  würde  dem  Tragbild  entsprechen,  das  der  Abbi 
St.  Pierre  in  seinem  Projekt  zum  ewigen  Frieden  (1713)  dargelegt  hat,  einem 
Tragbilde,  das  sich  nie  verwirklichen  wird,  hängt  doch  die  Ungleichheit 
der  Kräfte  and  des  Gebietsamfanges  yon  der  Verschiedenheit  der  Boden- 
beschaffenheit, der  Rassenverwandtschaft  and  der  geschichtlichen  Entwicklang 
der  Staaten  ab.^  unter  dem  earopäischen  Gleichgewichte  versteht  man 
viefanehr  ein  System,  wonach  kein  Staat  angesichts  der  weisen  Yerteilang 
and  der  klugen  Gegenttberstellang  der  Kräfte  in  der  Lage  ist,  allein  oder 
in  Verbindang  mit  andern  seinen  Willen  darchzasetzen  oder  die  Unab- 
hängigkeit eines  dritten  Staates  za  unterdrücken. 

Gentz  sagte:  Das  Gleichgewicht  ist  eine  Organisation  nebeneinander 
bestehender  oder  mehr  oder  weniger  miteinander  verbandener  Staaten, 
„vermöge  dessen  kein  einzelner  von  ihnen  die  Selbständigkeit  oder  die 
wesentlichen  Rechte  des  andern,  ohne  wirksamen  Widerstand  za  finden 
und  mithin  Gefahr  für  sich  selbst  beftlrchten  za  mttssen,  za  beeinträchtigen 
imstande  ist.^ 

Die  Theorie  des  politischen  Gleichgewichts  beherrscht  die  ganze  neaere 
Geschichte  Europas.  An  sich  ist  sie  aber  ebenso  alt,  wie  die  Politik  als 
Wissenschaft  selbst.  Xenophon  and  Polybias  zeigen,  dass  den  Griechen 
der  Begriff  eines  gewissen  Gleichgewichts  nicht  fremd  war.  —  Nachdem 
die  grossen  earopäischen  Staaten  durch  die  fortschreitende  Vernichtung 
des  Lehnswesens  ihre  Souveränität  und  ihre  Herrschaft  fest  begründet 
hatten,  und  an  Stelle  der  Zerstücklung  Europas  in  eine  endlose  Zahl 
grösserer  oder  kleinerer  Fürstentümer  einige  wenige  aber  mächtige  und 
zentralisierte  Reiche  getreten  waren,  drängte  sich  die  Frage  nach  dem 
Gleichgewicht  den  Politikern  von  selbst  auf.  Sie  war  nicht  etwa  das  a  priori 
gefdndene  Ergebnis  philosophischer  Betrachtungen  über  den  Rechtsbegriff, 
sondern  eine  notwendige  Folge  der  geschichtlichen  Vorgänge.  —  Wenn  auch 
die  einzelnen  italienischen  Staaten  sich  zu  verschiedenen  Zeiten  bemühten,  die 
Vorherrschaft  des  deutschen  Kaisers  abzuschütteln,  wenn  auch  die  Tudors 
es  verstanden,  das  europäische  Gleichgewicht  zwischen  Frankreich  und 
Spanien  schwanken  zu  lassen  und  Cromwell  dank  der  Nebenbuhlerschaft 
des  Hauses  Österreich  und  des  Hauses  Bourbon  imstande  war,  eine  her- 
vorragende Rolle  zu  spielen,  so  kann  doch  erst  der  Westfälische  Friede 
als  die  eigentliche  Grundlage  des  politischen  europäischen  Gleichge- 
wichts angesehen  werden  (No.  87).  —  Eine  weitere  Kräftigung  erlangte 
dieser  Gedanke  durch  den  Utrechter  Frieden  (1713),  zu  dem  die  grossen 
Bündnisse  von  Augsburg  (1686)  und  vom  Haag  (1673  und  1701),  die  gegen 
die  ehrgeizigen  Anschläge  Ludwigs  XIV.  gerichtet  waren,  führten.  —  Seit 
diesem  Vertrage  kennt  die  Diplomaten-Sprache  den  Ausdruck  „politisches 
Gleichgewicht^  (balance-^quilibre)  und  die  Publizisten  verbreiten  sich  über 
die  diesem  Begriffe  zu  Grunde  liegenden  Gedanken.  Der  zu  Utrecht 
zwischen  England  und  Spanien  im  Jahre  1713  abgeschlossene  Vertrag 
Imgt  ad  flrmandam  stabiliendamque  pacem  ac  ti*anquillitatem  christiani 
orbis  justo  potentiae  equilibrio.  —  Die  Eingangsworte  zum  Vertrage  vom 
12.  Häcz  1854  lauten:  „In  Erwägung,  dass  Ihre  Majestäten  vollkonmien 
davon  Überzeugt  sind,  dass  der  Bestand  des  Ottomanischen  Reichs  in  seinem 


1)  Blnntschli,  op.  cit,  Art  95  bis  100. 
BoBfllfl,  Uhrbneh  des  VOU^erredlito. 
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gegenwärtigen  Umfange  von  wesentlicher  Bedeutung  für  das  Gleichgewicht 
der  Macht  zwischen  den  Staaten  Europas  ist^.^) 

Kann  man  auch  heute  noch  nach  der  Gründung  des  EOnigreichs 
Italien  und  der  Wiederherstellung  des  Deutschen  Reichs  im  Mittelpunkte 
von  Europa  von  einem  politischen  europäischen  Gleichgewichte  spreche? 

249.  —  Theoretisch  beruht  das  System  des  politischen  Gleichgewichts 
auf  dem  richtigen  Gedanken,  ein  gewisses  Verhältnis  der  Kräfte  zwischen 
den  einzelnen  Staaten  herzustellen  und  ihre  gegenseitige  Unabhängigkeit 
dadurch  zu  schützen,  dass  ihre  G^bietsgewalt  und  ihre  Machtmittel  so 
verteilt  werden,  dass  kein  Staat  stark  genug  ist,  um  die  andern  zu  be- 
herrschen und  ihnen  seinen  Willen  au&uzwingen.  „Es  besteht  keine 
Sicherheit  im  internationalen  Leben,  wenn  ein  Staat  eine  so  überwi^ende 
Machtstellung  hat,  dass  er  die  andern  in  ihrer  freien  Aktion,  ihren  Inter- 
essen und  üirer  Integrität  bedrohen  kann.  Es  soll  dazu  selbst  nicht  der 
Versuch  gemacht  werden  dürfen,  vielmehr  soll  schon  die  Furcht  vor  dan 
gemeinsamen  Widerstand  der  andern  stark  genug  sein,  solche  Gelüste  in 
Schranken  zu  halten.  Ein  solches  System  bedingt  ebensowenig  die 
Gleichheit  seiner  Glieder  an  Macht,  wie  die  Hemmung  des  natürlidien 
Wachsens  eines  jeden  derselben  durch  legitime  Mittel.  Die  UngleicU^eit 
der  Staaten  ist  vielmehr  so  unvermeidlich,  wie  im  Staate  die  Ungleichheit  d^ 
einzelnen  an  Begabung  und  Vermögen.  Es  ist  gerade  eine  wesentliche 
Aufgabe  des  richtig  bemessenen  Gleichgewichtes,  die  kleinen  Staaten, 
sofern  sie  überhaupt  die  Bedingungen  der  Selbständigkeit  erfüllen,  auf- 
rechtzuerhalten; in  dem  Masse,  als  sie  von  grossen  Mächten  absorbiert 
würden,  müssten  die  Beibungen  unter  diesen  zunehmen*^  (Heffter-Geffken 
§  5  Anm.  1). 

Das  Gleichgewicht  duldet  nicht  den  dauernden  Bestand  gross»* 
europäischer  Reiche,  wie  der  Reiche  Karls  des  Grossen,  Karls  V.  und 
Philipps  n.  Nur  durch  das  zeitweiUge  Zurücktreten  dieses  Systems  hat 
sich  die  Vorherrschaft  des  Hauses  Österreich,  Ludwigs  XIV.  und  Napoleons  L 
vorübergehend  geltend  machen  können* 

Das  System  des  politischen  Gleichgewichts  hat  seine  Anhänger  und 
seine  Gegner.  Zu  seinen  Verteidigern  gehören  F6n61on,  Montesquieu, 
Carnazza-Amari,  Cauchy,  Heffter,  Geffcken,  Pradier-Fod6r^ 
u.  a.;   Bynkershoek,   Vattel  und  Klüber  verwerfen  es  grundsätzlich. 

—  Andere  wiederum  lassen  es  mit  gewissen  Einschränkungen  zu.  'Es  ist 
vielfach  kritisiert  worden.  „Im  Grunde  genommen,  so  sagt  Cabouat, 
ist  die  Ursache  dieser  Streitfragen  leicht  zu  finden  ....  von  ihrem  recht- 
mässigen Zwecke  abgelenkt,  konnte  diese  Theorie  zu  wiederholten  Malen 
der  freien  Entwicklung,  die  den  Staaten  so  gut  wie  den  einzelnen  Menschen 
zukommt,  Eintrag  tun  .  .  .  .,  das  System  des  Gleichgewichts  ist  eine 
zweischneidige  Waffe,  man  kann  AigÜch  behaupten,  ohne  zu  übertreiben» 
dass  es  öfters  zur  Beschönigung  unrechtmässiger  Eroberungen,  als  zur 
Verteidigung  einer  guten  Sache  gedient  habe.^^*) 

1)  [S.  über  das  politische  Gleichgewicht  ausser  den  oben  za  No.  23  anffefuhrteu 
Schritten:  De  Garne,  De  T^quilibre  europ6en,  Revue  des  Deux-Mondes,  15  Not.  1840. 

—  Donnadieu,  La  th6orie  de  r^qnilibre;  etade  d'histoire  diplomatique  et  de  droit 
international,  1901.  —  Di  Gisira,  yeqnilibrio  enropeo  nei  secoli,  XVl  e  XVÜ«  1888. 
^  Nys,  Les  origines  du  Droit  international,  1894,  pp.  165  et  s.;  Le  concert  europeen, 
R.  D.  1.  (2«  Serie)  p.  272.  —  Streit,  Les  grandes  puissances  dans  le  Droit  international, 
R.  D.  L,  t  n  (2  sme),  p.  5.]  —  Femer Hume,  Hiebakmce  ef  power  in  Ewrwoe,  —  Gentg, 
Froi/mmie  am  der  neuetten  Qeetkkhie  des  poUtiadien  OUmgewiehts  in  tktropa,   1909^ 

—  Weich,  Aiagewmte  Si^wifim,  Bd.  IV,  1838. 

2)  Cabouat,  Des  annexions  de  territoires,  p.  116. 
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250.  —  Aas  dem  Grandgedanken  des  Gleichgewichts  leitete  die 
Diplomatie  alsbald  die  Theorie  der  Kompensationen  ab.  Diese 
Theorie  wurde  anf  dem  Wiener  Kongresse  zur  Anwendung  gebracht  und 
später  auf  dem  Berliner  Kongresse  von  1878  von  neuem  bekräftigt. 
Namens  des  Grundsatzes  des  Gleichgewichts  und  der  Kompensationstheorie 
wurde  Österreich  die  Verwaltung  (d.  h.  die  verschleierte  Einverleibung) 
von  Bosnien  und  der  Herzegowina  zugewiesen;  Griechenland  erlangte 
eine  Grenzberichtigung,  und  England  liess  sich  die  Insel  Cypern  abtreten 
(No.  135);  alles  auf  Kosten  des  Ottomanischen  Reiches.  Frankreich  erhielt 
die  Zusicherung,  dass  man  seinen  Absichten  auf  Tunis  nicht  in  den  Weg 
treten  werde.  —  Namens  desselben  Grundsatzes  bewirkte  Maria  Theresia 
im  18.  Jahrhundert  unter  erheuchelten  Tränen  die  Teilung  Polens  zwischen 
Österreich,  Preussen  und  Russland,  obgleich  sie  durch  ihren  Widerspruch 
die  ungerechte  Aufteilung  dieses  Staates  hätte  verhindern  können.  Wenn 
das  System  des  Gleichgewichts  zu  dem  der  Kompensationen  ftlhrt,  so 
kann  es  den  kleinen  Staaten  mehr  Gefahr  als  Nutzen  bringen. 

und  trotzdem  ist  das  Bedttrfiiis,  die  Kräfte  der  grossen  Staaten  ins 
Gleichgewicht  zu  bringen,  und  durch  eine  solche  Verteilung  den  Frieden 
Europas  zu  wahren,  so  gebieterisch  und  mit  dem  Rechtsbewusstsein  der 
Selbsterhaltung  so  innig  verknüpft,  dass  der  Dreibund  zwischen  Deutsch- 
land, Österreich-Ungarn  und  ItaJien  im  Jahre  1897  mit  Notwendigkeit  zu 
einer  Annäherung  und  einem  Bündnisse  zwischen  der  französischen 
Republik  und  der  selbstherrlichen  Regierung  des  Zaren  aller  Russen 
geführt  hat.^)  [Vielleicht  konmit  sogar  der  Tag,  wo  sich  alle  europäischen 
Länder  wegen  der  Machtentfaltung  der  amerikanischen,  asiatischen  oder 
afrikanischen  Staaten  zu  Bündnissen  zusammenschliessen,  um  der  von  den 
andern  Brdteilen  heraufbeschworenen  Gefahr  entgegenzutreten.  Da  wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte  im  Verkehre  der  Staaten  immer  mehr  in  den 
Vordergrund  treten,  so  wird  dieses  Bündnis  zunächst  nur  auf  einem  wirt-r 
schaftlichen  Einvernehmen  beruhen  können;  neben  dem  alten  politischen 
Gleichgewicht  würde  alsdann  ein  wirtschaftliches  Gleichgewicht  zur 
Geltung  kommen.]*) 

Die  Frage  nach  dem  politischen  Gleichgewichte  der  Staaten  fällt 
übrigens  mehr  in  den  Bereich  der  Politik,  als  in  den  des  Völkerrechts; 
das  politische  Gleichgewicht  soll  bei  der  Leitung  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten der  Staaten  die  Richtschnur  sein,  es  soll  das  Verhalten  der 
Staaten  bestimmen;  es  ist  keine  Rechtsregel,  kein  juristisches  Prinzip.  — 
Der  Grundsatz,  worauf  es  beruht,  das  Recht,  worin  es, wurzelt,  ist  die 
Selbsterhaltung:  das  politische  Gleichgewicht  ist  eine  Äusserung  dieses 
Grundsatzes,  eine  Betätigung  dieses  Rechts. 

1)  Die  nacheinanderfolgenden  Niederlaven  Österreichs  und  Frankreichs  ermög- 
lichten im  Mittelpunkte  Bur<^as  die  Begründung  eiues  Milit&rstaates,  der  nach  der 
Vorherrschaft  unier  den  Mächten  strebt  und  der  den  Anspruch  erhebt,  dass  in  Europa 
nichts  ohne  seine  Einwilligung  geschehen  dürfe  .  .  .  Unter  den  gefg^enwirtigen 
Umständen  ist  es  wahrscheinlich,  dass  es  Europa  beschieden  sein  wird,  zu  den 
Gleichgewichtskriegen  des  17.  und  des  IS.  Jahrhunderts  und  zu  der  Politik  jener 
ZeiUlnfe  zurückzukehren,  als  gewisse  Staaten  nach  der  führenden  Rolle  strebten  und 
die  anderen  Machte  Teranlassten,  sich  zum  Schutze  ihrer  Selbständigkeit  miteinander 
Segen  jene  zu  verbünden  .  .  .  Gegenwärtig  (1874)  beansprucht  das  Deutsche  Reich 
die  Torherrschende  Stellung.  Wenn  es  auch  bisher  bei  der  kurzen  Zeit  seines 
Bestehens  noch  nicht  anf  Inderstand  gestossen  ist,  so  kann  es  doch  nicht  zweifeU: 
haft  sein,  dass,  wi^  in  früheren  Jahrhunderten,  dieselben  Kiäfte  sich  bald  zusammen- 
schliessen werden,  um  das  Übergewicht  des  neuen  Reichs  zubrechen  (Ott-Klüber, 
op.  dt,  §82,  Anm.  c). 

S)  [Fauchille,  L'Surope  nouTelle,  EL  D.  I.  P.,  t  VI,  pp.  5  et  s.] 
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251.  —  Neben  dem  politischen  Gleichgewichte  zu  Lande  erttrteni  die 
Schriftsteller  auch  ein  Gleichgewicht  der  Staaten  znr  See,  sie  ver- 
stehen hierunter:  eine  richtige  Verteilnng  der  Kräfte  der  Seanäehte,  die 
das  ausschliessliche  Übergewicht  einer  Macht  tiber  die  andere  auf  den 
Meere  hindern  soll.  —  Carnazza-Amari^  Cauchy,  Hautefeuille  o.  &. 
bestreiten  die  Möglichkeit  eines  derartigen  Systems.  Pradier-Fodöri 
hingegen  verteidigt  es  unter  Berufung  auf  die  gegen  England  gerichtete» 
Bflndnisse  der  bewafiheten  Neutralität  von  1780  und  1800,  die  England 
zwangen,  von  seinen  masslosen  Ansprüchen  abzustehen«^) 

252.  —  Um  das  bestehende  Gleichgewicht  zu  erhalten,  empfehlen  die 
Publizisten  mehrere  Mittel.  Vattel,  G.  F.  von  Martens,  Klüber, 
Heffter  und  Bluntschli  befttrworten  Staatenverbindungen  oder  Btbidnisse, 
Als  Beispiel  weisen  sie  auf  die  Bündnisse  gegen  Karl  V.,  Ludwig  XIV. 
und  Napoleon  I.  hin.  Carnazza-Amari  und  Fiore  sind  d^  Ansicht, 
dass  nur  die  Durchführung  des  Nationalitätsprinzips  das  Gleichgewicht  der 
Nationen  verbürgen  könne.') 


Zweiter  Abschnitt. 
Das  Recht  auf  Freiheit. 

263.  —  Das  zweite  Grundrecht  der  Staaten  ist  das  Becht  auf  Freiheit. 
Es  gehört  zu  den  ursprünglichen  und  notwendigen  Bechten.  Es  ist  ein 
ursprüngliches  Becht,  denn  es  steht  den  Staaten  kraft  der  blossen  Tat- 
sache ihres  Daseins  zu,  —  es  ist  ein  notwendiges  Becht,  denn  ohne  Freiheit 
besässen  die  Staaten  keine  Persönlichkeit.  Nur  die  Freiheit  kann  dem 
Gemeinwesen  die  Fähigkeit  verleihen,  Träger  von  Bechten  und  Pflicht«! 
zu  sein.  Ohne  fYeiheit  gibt  es  keine  Verantwortlichkeit  und  ohne  Ver- 
antwortlichkeit könnte  ein  Staatsgebilde  nicht  Mitglied  der  internationalen 
Gemeinschaft  sein. 

Die  Publizisten  und  die  Völkerrechtslehrer  haben  verschiedene  Be- 
zeichnungen fBr  dieses  Grundr^t.  Die  Ausdrücke  beziehen  sich,  wie 
Pradier-Fodörö  bemerkt,  auf  die  einzelnen  Offenbarungen  desselben 
Bechts.s) 

Der  Einfachheit  halber  werden  wir  den  üblichen  Sprachgebrauch  bei- 
behalten und  die  verschiedenen  Ausflüsse  des  Bechts  auf  Freiheit  der 
Reihe  nach  darstellen.  Aus  dem  Bechte  auf  Freiheit  folgt  unmittelbar: 
1.  Das  Becht  der  Autonomie  oder  der  inneren  Souveränität;  2.  das  Recht 
auf  Unabhängigkeit  oder  der  äusseren  Souveränität.  —  Die  Souveränität^) 
äussert  sich,  wie  wir  bereits  ausgeführt  haben,  nach  einer  doppdten 
Sichtung:  nach  innen  und  nach  aussen  hin.  Die  äussere  SouvaKnität, 
die  von  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  beherrscht  wird,  setzt  mit  Not- 


1)  Carnazzi-Amari,  op.  cit,  sect.  II,  eh.  II,  §7.  —  Cauchy,  Le  droit  maritime 
intern.,  !!▼.  II,  eh.  I,  sect  II.  —  Hautefeuille,  Des  droits  et  deroirs  des  neutres, 
Pradier*Foder^,  op.  cit,  §  280. 

"r.  in,  eh.  ffl,  S§  48  et  49.  —  ▼.  Martens,  op.  dt,  liv.  IV, 
vu.<,  y^^.  —  AA«M«i,  vji.cit,  §42.  —  Helfter,  op. cit«§$ 5 und 6.  —  Bluntschli, 
op.  dt,  Art  48.  —  Fiore,  Nouyeau  droit  intern.,  Uy.  U,  eh.  IV.  —  Carnazza- 
Amari,  op.  cit,  sect  II,  eh.  IV,  §  6. 


intern.,  liv.  II,  eh.  I,  sect  II. 
SM.,  1868,  t  L  p.  15.  —  Pra 
3)  Vattel,  op.  cit,  Uv. 
eh.  I,  §  124.  —  Einher,  op.  cj 


8)  Pradier-Fod6ri,  gp.  dt,  t  I,  No.  291,  298  et  294. 
4)  [Hj  -  -^      - ^       .^  . 


[ancke,  Bodin,  äne  Studie  tber  den  B^riff  der  Souveiinitit,  1894.] 
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wendigkeit  das  Vorhandensein  der  inneren  Souveränität  yoraos.  Diese 
ist  die  conditio  sine  qua  non  der  andern.  Äussere  Souveränität  oder 
Unabhängigkeit  kann  ohne  innere  Souveränität  oder  Autonomie  nicht  be- 
stehen (No.  164). 


$  1.  —  Innere  8ouv«rinHlt  oder  Autonomie. 

254.  —  Die  ümere  Souveränität  eines  Staates  erstreckt  sich  auf  die 
Beziehungen  des  Staates  zu  seinen  Untertanen;  sie  wirkt  innerhalb  der 
Grenzen  des  staatlichen  Gebiets.  —  Sie  äussert  sich  namentlich  bei  der 
inneren  politischen  Organisation  und  bei  der  Gesetzgebung.  Sie  erzeugt 
als  notwendige  und  regelmässige  Folgerungen  das  Oesetzgebungsrecht 
(droit  de  16gislation),  das  Gerichtsbarkeitsrecht  (droit  de  juridiction)  und 
das  Gebiets-  oder  Territorialrecht  (droit  de  domaine  ou  de  souverainet6 
territoriale). 

255.  —  A.  —  Politische  Organisation.  —  Jeder  Staat  hat  kraft  der 
innren  Souveränität,  die  er  geniesst,  das  Recht,  nach  seinem  Gutdttnken 
seine  politische  Organisation  zu  bestimmen,  die  Begierungsform  sowie  den 
Charakter  seiner  Verfassung  festzusetzen  und  demnach  eine  absolute  oder 
eine  konstitutionelle  Monarchie,  eine  einheitliche  Bepublik  nach  dem  Vor- 
bilde von  Frankreich  oder  einen  republikanischen  Bundesstaat  wie  die 
Verein.  Staaten,  eine  aristokratische  Bepublik  nach  dem  Muster  Venedigs 
oder  eine  demokratische  Bepublik  wie  die  Schweiz  oder  Frankreich  zu 
bilden,  —  seine  Verfassung  abzuändern  oder  sie  durch  eine  neue  zu  er- 
setzen, —  die  Machtvollkommenheiten  und  die  Vorrechte  des  Staatsober- 
hauptes zu  bestimmen,  —  ihm  gewisse  Titel  oder  Ehrenbezeugungen  zu 
gewähren,  unbeschadet  der  Befugnis  der  andern  Staaten,  diese  nicht  an- 
znerkennen. 

Innere  Bevolutionen,  die  in  einem  Lande  ausbrechen  oder  die  bereits 
durchgeführt  worden  sind,  dürfen  andern  Staaten  keinen  Anlass  zum  Ein- 
schreiten geben,  wofern  ihre  Bechte  nicht  beeinträchtigt  werden.  —  Auch 
wegen  Verfassungsänderungen  in  einem  Staate  dürfen  andere  Mächte, 
selbst  wenn  sie  eine  Gefährdung  ihrer  eigenen  Sicherheit  befürchten  sollten, 
weder  Einspruch  erheben  noch  um  so  weniger  handelnd  eingreifen,  es 
sei  denn,  dass  die  Änderung  eine  tatsächliche  und  unmittelbare  Verletzung 
ihrer  Bechte  zur  Folge  hat.  —  Es  steht  ihnen  aber  frei,  die  neue  Begierung 
nach  Beendigung  der  Erisis  und  sobald  sie  sich  endgültig  im  Besitze  der 
Souveränität  befindet,  anzuerkennen  oder  nicht. 

In  Frankreich  wurde  die  Begierung  wiederholt  geändert,  so  in  den 
Jahren  1830,  1848,  1852  und  1870,  ohne  dass  die  fremden  Mächte  versucht 
hätten,  sich  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  Landes  zu  mischen.  Sie 
widersetzten  sich  auch  nicht  dem  Sturze  der  Dynastie  der  Orleans,  obgleich 
die  Revolution  von  1848  in  Deutschland  und  in  Italien  einen  nachdrück- 
lichen Widerhall  fand.  —  Im  Jahre  1889  hörte  Brasilien  auf,  ein  Kaiser- 
reich zu  sein  und  nahm  eine  republikanische  Verfassung  an,  ohne  dass  es 
irgend  einer  Macht  in  den  Sinn  gekommen  wäre,  Brasilien  an  der  Betätigung 
seines  Autonomierechts  zu  hindern.  —  [Auch  während  der  gegen  den 
Präsidenten  Balmaceda  gerichteten  Bevolution  in  Chile,  die  im  Jahre  1891 
endigte,  haben  sich  die  fremden  Mächte  vor  einer  Einmischung  gehütet.] 

Im  Laufe  der  letzten  Jahre  haben  manche  Herrscher  einen  neuen  Titel 
angenommen,  indem  sie  den  bisherigen  ablegten  oder  ihn  ergänzten.  So 
nahmen  die  Fürsten  von  Bumänien  (Gesetz  vom  26.  März  1881)  und  von 
Serbien  (Gesetz  vom  6.  März  1882)  den  Eönigstitel  an.    Das  englische 
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Parlament  verlieh  1876  der  Königin  den  Titel  Kaiserin  von  Indien,  König 
Leopold  n.  von  Belgien  nahm  mit  Zustimmung  der  Kammern  den  Titel 
eines  Souveräns  des  unabhängigen  Kongostaates  (Souverain  de  l'Etat 
ind^pendant  du  Congo)  (Gesetz  vom  2.  Mai  1885)  an. 

256.  —  über  das  Autonomierecht  herrscht  Einstimmigkeit.  Alle  ins- 
gesamt erklären,  dass  ein  Staat  nicht  berechtigt  sei,  sich  in  die  inneren 
Angelegenheiten  eines  andern  Staates  einzumischen.  Aber  trotz  dieses 
ausdrücklichen  Grundsatzes  lassen  alle  oder  wenigstens  fast  alle  vid&die 
Ausnahmen  und  Einschränkungen  gelten.  —  Vattel  gestattet  einen  Ein- 
griff beim  Vorliegen  besonderer  Grande.  Dies  ist  die  reine  \^Ilktir!  — 
G.  F.  V.  Martens  hält  dafür,  dass  ein  Staat  sich  der  Verfassungsänderung 
eines  Nachbarstaates  widersetzen  könne,  wenn  er  dies  zu  seiner  eigenen 
Sicherheit  für  ratsam  halte.  —  Wheaton  und  Heffter  billigen  die  Ein> 
mengung,  wenn  sie  in  der  Notwendigkeit  gründet,  Ereignissen  vorzubeugen, 
die  die  Unabhängigkeit  und  die  Sicherheit  anderer  Staaten  an&  Spiel 
setzen.  —  Bluntschli  beruft  sich  auf  die  Deklai*ation  von  Pillnitz 
(7.  August  1791).!) 

Wie  erklären  sich  diese  Widersprüche  und  diese  Abweichungen  von 
dem  Grundsatze?  Weil  die  Politik  in  den  Bereich  des  Bechts  hinflber- 
greift.  Die  geschichtlichen  Vorgänge  stehen  im  schroffen  Gegensatze  za 
dem  Rechtsprinzip.  Statt  die  Rechtsverletzungen  als  solche  nachdrücklich 
zu  brandmarken,  ziehen  die  Schriftsteller  es  vor,  sie  zu  erklären  und  za 
entschuldigen,  ohne  einsehen  zu  wollen,  dass  der  Grundsatz  durch  ihre 
Kasuistik  in  die  Brüche  geht. 

257.  —  B.  —  Leitung  der  Staatsverwaltung.  —  Anlangend  die 
dem  Staate  zustehende  Leitung  der  sozialen  Interessen,  so  offenbart  sich 
die  innere  Souveränität  auf  zaUreichen  und  wichtigen  Verwaltungsgebieten. 
In  Ansehung  der  Gottesverehrung  hat  die  Staatsgewalt  allein  das  Recht, 
die  Grundsätze  zu  bestimmen,  denen  die  einzelnen  religiösen  Bekenntnisse 
unterworfen  sein  soUen.  Ein  fremder  Staat  ist  also  niemals  berechtigt, 
von  einem  andern  Staate  zu  fordern,  dass  er  auf  seinem  Gebiete  irgend 
einer  Kirche  z.  B.  seiner  nationalen  Kirche,  besondere  Vorteile  nnd  Ver- 
günstigungen einräume.  Er  ist  ebensowenig  befugt,  von  einem  andern 
Staate  die  Zulassung  von  Missionaren,  die  gewisse  religiöse  Lehren  ver- 
breiten, zu  verlangen.  —  Dieser  Rechtssatz  findet  aber  wohlbemerkt  nur 
im  Verhältnisse  zwischen  den  Staaten  Anwendung,  die  nach  Lorimer  zum 
ersten  Völkerkreise,  zu  der  christlichen  Gemeinschaft,  gehören. 

268.  —  Der  Grundsatz  gilt  hingegen  nicht  GUr  die  Beziehungen  der 
abendländischen  Staaten  zu  den  morgenländischen  Völkern.  Wegen  des 
Fanatismus  und  der  Unduldsamkeit  der  orientalischen  Nationen  sahen 
sich  die  Christen  wiederholt  veranlasst,  in  die  innere  Autonomie  dieser 
Völker  auf  religiösem  Gebiete  mit  Entschiedenheit  einzugreifen.  Die  meisten 
Verträge,  die  von  europäischen  Mächten  mit  der  Ottomanischen  Pforte  ab- 
geschlossen worden  sind,  enthalten  Bestimmungen  über  die  Glaubensfreiheit 
der  Untertanen  des  Sultans  (Pariser  Vertrag  vom  30.  März  1856  Art.  9 
und  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  Art.  62).  Ebenso  verhält  es 
sich  mit  den  Verträgen  zwischen  Frankreich  und  China  (Vertrag  vom 
27.  Juni  1858  Art.  13),  zwischen  Frankreich  und  Japan  (Vertrag  von 
Yeddo  vom  9.  Oktober  1858).    [Die  von  den  einzelnen  Staaten  mit  Japan 


1)  Vattel,  on.  dt,  liv.  I,  eh.  IV,  §  37.  —  G.  F.  von  Martens,  qp.  cit,  li 
eh.  II,  §  74.  —  Kluber,  op.  cit,  §  51.  —  Wheaton,  Elements,  eh.  I,  §§  12,  et  14 


liv.  m, 

,     ,         _  Ji.  Elements,  eh.  L  §§  ir 

—  Hefiter,  op.  eit,  §  81.  —  Blnntsehli,  Art  6S. 
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seit  1894  geschlossenen  Verträge  bestimmen  ganz  allgemein:  „Die  Unter- 
tanen einer  jeden  der  hoben  Yertragsmächte  gemessen  innerhalb  des 
Gebietes  nnd  der  Besitzungen  der  andern  Macht  volle  Gewissensfreiheit, 
und,  bei  Beobachtung  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Bestimmungen,  das 
Becht  der  privaten  oder  öffentlichen  Austtbung  ihres  Kultus  sowie  das 
Becht,  ihre  Landsleute  gemäss  ihren  religiösen  Bräuchen  an  passenden 
Begräbnisorten,  die  zu  diesem  Zwecke  bestimmt  und  unterhalten  werden, 
zu  bestatten/'] 

Viele  Schriftsteller  billigen  diese  Art  der  Einmischung;  einige  wttnschen 
eine  solche  in  noch  verstärkterem  Masse.^) 

259.  —  Das  Recht  der  inneren  Souveränität  der  Staaten  oder  der 
Autonomie  äussert  sich  femer  in  der  Organisation  und  dem  Betriebe  der 
staatlichen  Einrichtungen  sowie  des  gesamten  Verwaltungsapparats,  in 
der  Ausgestaltung  des  Steuerwesens,  in  der  Unterhaltung  der  Verkehrs- 
strassen, in  der  Organisation  der  Polizei,  einer  Btirgerwehr,  der  Straf- 
anstalten, in  der  Annahme  eines  bestimmten  Systems  fttr  das  Unterrichts- 
und Bfldungswesens  usw. 

Sollten  etwaige  Mängel  in  der  Organisation  der  Verwaltung  eines 
Staates  unliebsame  Folgen  oder  selbst  schädliche  Bückwirkungen  fttr  andere 
Staaten  oder  deren  Untertanen  haben,  so  können  diese  Staaten  doch  nicht 
fttr  berechtigt  erachtet  werden,  selbst  bestimmend  einzugreifen  und  sich 
die  Leitung  oder  die  Überwachung  dieses  oder  jenes  Verwaltungszweiges 
anzumassen.  Dies  ist  die  Begel.  Sie  ist  in  der  Theorie  unbestritten  und 
unbestreitbar.     Aber  wie  oft  ist  sie  in  der  Praxis  missachtet  worden! 

260.  —  Namentlich  lassen  sich  fremde  Mächte  in  dem  Falle,  dass  ein 
Staat  wegen  der  mangelhaften  Ausgestaltung  seines  Finanzwesens  nicht 
mehr  in  der  Lage  ist,  die  Inhaber  der  Titel  seiner  inneren  oder  äusseren 
Schuld  zu  befriedigen,  die  fälligen  und  rückständigen  Zinsen  seiner  An- 
leihen zu  bezahlen  und  also  seine  Verpflichtungen  gegenüber  den  Unter- 
tanen anderer  Staaten  zu  effttllen,  oft  dazu  bestimmen  und  verleiten,  durch 
ihren  unmittelbaren  Eingriff  oder  ihre  Überwachung  eine  bessere  Ver- 
wertung der  HilfiBquellen  des  schuldnerischen  Staates  zu  bewirken. 

Die  europäischen  Mächte  haben  nicht  gezögert,  sich  in  solcher  Weise 
in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Türkei,  Tunesiens  und  Ägyptens  ein- 
zumischen und  könnten  sich  vielleicht  mit  der  Zeit  veranlasst  ftthlen,  in 
ähnlicher  Weise  gegen  Portugal  und  Argentinien  vorzugehen.  [Nach  dem 
griechisch-türkischen  Kriege  von  1897  richteten  die  Grossmächte  eine  Über- 
wachung der  Finanz  Verwaltung  Griechenlands  ein.^)] 

261.  —  C.  —  Das  Gesetzgebungsrecht  (Gesetzeshoheit).  —  Jeder 
Staat  hat  das  ausschliessliche  Recht,  Zivil-  und  Strafgesetze  zu  erlassen,  die 
für  die  Staatsangehörigen,  seine  Untertanen,  und  sogar,  innerhalb  des  Be- 
reiches seines  Gebietes,  fttr  die  Fremden  (unbeschadet  der  Ausnahmen  im 
Falle  einer  Statutenkollision)  gelten.  —  Jeder  Staat  geniesst  das  un- 
bestrittene Becht,  durch  seine  Gesetze,  Verordnungen  und  Erlasse  die 
Aufentlialtsbedingungen  fttr  Fremde  festzusetzen,  die  Formen  zu  bestimmen, 
die  zur  Gültigkeit  der  auf  seinem  Gebiete  oder  der  im  Auslande  getätigten 


1)  Rolin- Jaequemyns.  Le  Droit  intern,  et  la  question  d'Orient,  R.  D.  I.,  t.  YIU^ 
293  et  511.  —  La  question  d'Orient  en  1885-1886,  R.  D.  L,  t  XVm,  pp.  373.  504,  691. 
—  UArmenie  sous  les  trait^s  de  1878,  R.  D.  I.,  t  XXI,  p.  291.  [Les  droits  et  immunit^s 
des  communaut^s  chretiennes  en  Turquie,  le  conflit  actuel  entre  la  Sublime  Porte  et 
le  Patriarcat  oecum^nique,  t  III,  p.  88,  et  354:  1 IV.,  p.  533.  —  v.  Härtens,  op.  cit, 
Bd.II,§  29,  S.  105u.ir.] 

2)  [Siehe  die  oben  zu  No.  222  Anm.  2  angefahrten  Schriften.] 
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Bechtsgeschäfte  erforderlich  sind,  den  Wert  seines  Geldes  und  sogar  des 
in  seinem  Lande  umlaufenden  fremden  Geldes  zu  regeln,  dessen  AnafiDbr 
zu  verbieten  oder  zu  gestatten,  Schntzmassregeln  gegen  anste<^ende 
Krankheiten  zu  ergreifen,  Quarantänen  anzuordnen  usw. 

361^.  —  [Das  Recht  der  Unabhängigkeit  der  Staaten  kann  auf  gesetz- 
geberischen Gebieten  angesichts  der  innigen  Beziehungen,  die  zwischen  den 
Mitgliedern  der  internationalen  Gemeinschaft  bestehen,  zu  ünzuträglichkeiten 
fahren;  denn  die  Abweichungen  in  den  gesetzlichen  Bestimmungen  der 
einzelnen  Länder  veranlassen  leicht  Streitigkeiten.  Der  täglich  zunehmende 
Verkehr  zwischen  den  Staaten  lässt  eine  gewisse  Einheitlichkeit  in  den 
verschiedenen  Gesetzgebungen  als  wünschenswert  erscheinen.  Versuche 
zu  Gunsten  einer  solchen  Einheitlichkeit  wurden  von  den  Niederlaad^i  im 
Jahre  1874,  von  Italien  während  der  Jahre  1881  bis  1884,  von  der  Be- 
publik Argentinien  und  Uruguay  im  Jahre  1889  unternommen:  ein  Eongress 
zu  Montevideo  führte  1889  zu  einer  Beihe  von  Beschlüssen.  Im  Jahre 
1894  nahm  die  auf  den  Vorschlag  der  Niederlande  im  Haag  zusammen- 
getretene Konferenz,  an  der  sich  Delegierte  von  17  Staaten  beteiligt^ 
eine  Anzahl  von  Bechtssätzen,  die  sich  auf  Ehe,  Ehebruch,  Trennung  von 
Tisch  und  Bett,  Vormundschaft,  verschiedene  prozessuale  Fragen,  Bankrott, 
Erbfolge,  Testamente  und  Schenkungen  von  Todeswegen  beziehen,  an  und 
unterbreitete  sie  den  Staaten  zur  Berücksichtigung.  Am  14.  November  1896 
wurde  im  Haag  ein  Abkommen  zur  gemeinsamen  Begelung  einiger  Fragen 
des  internationalen  Privatrechts,  und  zwar  zivilprozessualischer  Fragen 
von  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden 
und  der  Schweiz  unterzeichnet.  0 

Eine  neue  Konferenz,  die  sich  mit  dem  internationalen  Privatrecht  be- 
fasste,  wurde  im  Monat  Mai  1900  im  Haag  abgehalten.] 

86S.  —  Darf  ein  Staat  einen  andern  zwingen,  seine  Gesetzgebong 
abzuändern,  wenn  sie  in  ihrem  dermaligen  Stande  ihn  oder  seine  Unter- 
tanen schädigt? 

Diese  Frage  ist  unbedingt  zu  verneinen,  selbst  dann,  wenn  es  sich 
um  Beleidigungen,  die  den  Vertretern  fremder  Staaten  zugefügt  oder  um 
eine  unzulängliche  Ahndung  von  Verbrechen  oder  Vergehen,  die  auf  dem 
Staatsgebiete  gegen  Ausländer  verübt  worden  sind,  handelt.  —  Das  Becht 
des  fremden  Staates,  der  in  der  Person  seines  Vertreters  gekränkt,  oder 
in  der  Person  seiner  Untertanen  verletzt  worden  ist,  erschöpft  sich  darin, 
Vorstellungen  zu  erheben  und  Genugtuung  zu  verlangen.  Wird  eine  Ge- 
nugtuung versagt,  so  kann  der  Staat  zu  Zwangsmitteln  greifen;  aber  er 
kann  nicht  berechtigt  sein,  den  andern  Staat  zur  Abänderung  seiner  Ge- 
setzgebung zu  nötigen.  —  Jeder  Staat  besitzt  das  ausschliessliche  Recht, 
auf  seine  eigene  Gefahr  hin  den  Wert  und  die  Wirksamkeit  seiner  Gesetze 
zu  beurteilen.*) 


1)  [Asser,  La  codification  du  Droit  international  privö,  R.  D.  I.,  t  XXV,  p.  521; 
t.  XXVI,  p.  349;  t.  XXVIII,  p.  573.  —  Laine,  La  Conference  de  la  Haye  relative  an 
Droit  international  prive,  J.  L  P.,  t.  XXII,  p.  465  et  734.  —  Legrand,  La  Conference 
de  Droit  international  prive  de  la  Haye,  Recueil  de  TAcademie  des  sciences  morales  et 
poUtiqnes,  f^vrier  1894.  —  Meili,  Der  erste  europäische  Staatenkongress  über  inter- 
nationales Privatrecht,  Allgemeine  österreichische  Oerichtszeitung,  1894.  —  Renault, 
Le  Droit  international  prive  et  la  Conference  de  la  Haye,  Annales  de  FRcole  libie  des 
sciences  politiques,  1894,  p.  310.  —  S.  den  Text  des  Vertrages  vom  14  November  1896, 
R.D.  I.  P.,  t.  IV.  Documents,  p.  18.]  —  Neumayer  in  der  Zeitschrift  fUr  intematumalet 
Privat-  und  Strafredit,  IX  463.  —  Meili,  Das  intemationak  PritxUredit  und  die  Staaten- 
konferenz  im  Haag  1900,  —  Asaer,  La  Convention  de  la  Haye  .  .  1901  (mit  Materialien 
und  Kommentar. 

*)  vgl  dazu  die  Ausführungen  von  Liszt,  op.  dt^  8.  6S,  intbezondere  iSfer  den  Eaß 
Duzchezne  —  femer  Triepel,  op,  dt,,  8,  303. 
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Das  verflossene  Jahrhundert  bietet  eine  Reihe  von  Beispielen  daittr, 
dass  Staaten  Zwangsmittel  anwandten,  um  Genugtuung  flir  Verletzungen 
ihrer  Untertanen  zu  fordern,  weil  die  unvollkommenen  Gesetze  der  frraiden 
Staaten  keine  hinreichende  Stthne  darboten.  So  dienten  die  Gewalttätig- 
keiten, die  gegen  die  Fremden  in  China  verObt  und  die  von  der  Pekinger 
Begierung  nicht  gestraft  wurden,  als  Vorwand  fttr  den  englisch-franzö- 
sischen Feldzug,  der  mit  den  Verträgen  von  Tientsin  (27.  Juni  1858  und 
25.  Oktober  1860)  endigte.  [Desgleichen  veranlassten  die  Greueltaten, 
die  die  Boxer  im  Juni  1900  unter  den  Christen  verttbten  und  die  die 
chinesische  Begierung  nicht  strafen  konnte  oder  wollte,  Japan,  die  Verein. 
Staaten  von  Amerika  and  die  bedeutendsten  europäischen  Mächte  gemein- 
schaftlich Trappen  nach  China  zu  entsenden  (No.  143^^).] 

263.  —  D.  —  Das  Jurisdiktions-  oder  Gerichtsbarkeitsrecht 
(Öerichtshoheit).  In  diesem  Rechte  findet  die  innere  Souveränität  des 
Staates  die  notwendige  Ergänzung,  denn  ohne  dieses  Becht  würde  sie 
nicht  wirksam  ausgeübt  werden  können.  Das  Jurisdiktionsrecht  besteht 
in  der  Befugnis  des  Staates,  bestimmte  Personen  und  Sachen  der  Recht- 
sprechung seiner  Gerichte  zu  unterwerfen  und  auf  sie  seine  Gesetze  anzu- 
wenden. Mit  dem  Jurisdiktionsrechte  ist  das  jus  imperii  verwandt,  die 
Befiignis,  die  Zwangsgewalt  anzuordnen  und  anzuwenden,  um  die  Befolgung 
des  Gesetzes  zu  erzwingen  und  seine  Durchführung  zu  sichern. 

Grundsätzlich  ergrdft  die  Staatsgerichtsbarkeit:  1.  alle  Personen,  die 
sich  auf  dem  Staatsgebiet«  autlialten;  2.  alle  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Sachen,  die  sich  auf  diesem  Gebiete  befinden.  —  Jurisdictio  und 
imperium  reichen  aber  nur  bis  zu  den  Staatsgrenzen.  Ein  Staat  darf  die 
eines  Verbrechens  beschuldigten  Personen  im  Auslande  weder  verfolgen, 
noch  ergreifen  und  verhaften:  er  darf  im  Auslande  keine  gerichtliche  und 
keine  Untersuchungshandlung  vornehmen,  es  sei  denn,  dass  ein  ausdrück- 
licher Vertrag  ihn  hierzu  ermächtige. 

264.  —  Zu  den  Personen,  die  der  Gerichtsbarkeit  des  Staates  unter- 
stehen können,  gehören  die  Untertanen  und  die  Fremden. 

Dass  der  Untertan,  der  auf  dem  Gebiete  des  Staates,  dem  er  ange- 
hört, wohnt,  sowohl  dem  imperium,  als  auch  der  jurisdictio  unterworfen 
ist,  liegt  auf  der  Hand.  Was  gilt  aber,  wenn  er  im  Auslande  wohnt? 
Verlieren  die  Gesetze  nicht  jenseits  der  Staatsgrenzen  ihre  gebietende 
Kraft?    (Vgl.  das  dritte  Buch.) 

Indem  die  Fremden  den  Schutz  der  Gesetze  des  Staates  geniessen, 
in  dessen  Gebiet  sie  wohnen  oder  durch  dessen  Land  sie  reisen,  sind  sie 
natnrgemäss  daf&r  auch  den  Gesetzen  Untertan,  die  die  Aufrechterhaltung 
geordneter  Verhältnisse  der  staatlichen  Gesellschaft  bezwecken,  die  ihnen 
Gastfreundschaft  gewährt. 

Das  Völkerrecht  und  die  Landesgesetze  fast  aller  Staaten  leiten  hier- 
aas folgende  beiden  Grundsätze  ab:  1.  Der  Staat  hat  Gerichtsbarkeit  über 
alle  Fremden,  die  sich  auf  seinem  Gebiete  befinden.  —  2.  Er  hat  keine 
Gerichtsbarkeit  über  Fremde,  die  ausserhalb  seines  Gebietes  wohnen« 
Beide  Grundsätze  lassen  Ausnahmen  zu.  —  Wir  werden  auf  diese  Fragen 
später  wieder  zurückkommen  (Vgl.  das  dritte  Buch).*) 

265.  —  Die  Grundstücke,  die  in  ihrer  Gesamtheit  das  Staatsgebiet 
ausmachen,  sowie  die  beweglichen  Sachen,  die  sich  darauf  befinden,  sind 
notwendigerweise  der  unumschränkten  Gerichtsbarkeit  des  Staates  unter- 


*)  Marx,  GerichtUche  ExempÜmen  der  Staaten,  Staatadberhäupter  und  Gesandten  im 
Avdand,  J895. 
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worfen.  —  Dieser  Grundsatz  ist  einleuchtend.  —  Eines  der  wesentlichen 
Merkmale  für  das  Dasein  des  Staates  selbst  kann  unmöglich  dem  Wflleii 
und  der  Einwirkung  einer  fremden  Staatsgewalt  unterliegen. 

Duldet  dieser  Grundsatz  Ausnahmen?  —  Viele  ältere  Schriftsteller 
und  viele  neuere  Publizisten  halten  dafür,  dass  in  gewissen  besondem 
Fällen  Gebietsteile  oder  Sachen,  die  sich  tatsächlich  auf  dem  Staatsgebiete 
befinden,  kraft  einer  Bechtsflktion,  die  man  als  Exterritorialität  be- 
zeichnet, als  ausserhalb  des  Staatsgebiets  befindlich  gelten  sollen.^) 

Findet  diese  Fiktion  Anwendung  auf  Gesandtschaftshotete  (No.  693)? 
auf  Kriegsschiffe,  die  in  die  Eüstengewässer  eines  fremden  Staates  ein- 
laufen (No.  617)?  auf  Handelsschiffe,  die  sich  in  diesen  Gewässern  auf- 
halten (No.  624)? 

S66.  —  Findet  diese  Fiktion  auf  das  Staatsgebiet,  das  von  einem 
fremden  Heere  besetzt  wird,  Anwendung?  —  Die  Besetzung  eines  Gebiets- 
teiles eines  Staates  durl^h  ein  fremdes  Heer  kann  unter  zwei  verschiedenen, 
einander  entgegengesetzten  Voraussetzungen  erfolgen:  gegen  den  Willen 
des  Herrschers  des  Gebietes  oder  mit  dessen  Ermächtigung. 

Muss  die  vom  Glücke  nicht  begünstigte  Kriegspartei  die  Besetzung 
während  des  Krieges  dulden,  so  kann  weder  yon  einer  Fiktion,  noch  von 
einer  Exterritorialität  die  Bede  sein.  Es  liegt  dann  eben  nur  ein  zeit- 
weiliger GebietsTorlust,  der  sich  unter  Umständen  in  einen  end^tigen 
Verlust  verwandeln  kann,  vor. 

Ist  dagegen  ein  Staat  in  Friedenszeiten  ermächtigt  worden,  seine 
Truppen  durch  das  Gebiet  eines  andern  Staates  durchmarschieren  zn  lassen, 
oder  besetzt  ein  Staat  mit  Zustimmung  der  örtlichen  Statsgewalt  deren 
Gebiet,  so  sind  die  Truppen  nach  der  Ansicht  mehrerer  Schrätsteller  und 
nach  dem  Herkommen,  nur  in  gewissen  Beziehungen  der  Gerichtsbarkeit 
der  örtlichen  Staatsgewalt  unterworfen.  —  Wegen  dienstlicher  oder 
militärischer  Vergehen  oder  wegen  Verstösse  gegen  die  Disziplin  kann 
kein  Streit  entstehen:  Der  besetzte  Staat  oder  der  Staat,  durch  dessen 
Gebiet  die  Truppen  durchziehen,  hat  kein  Interesse  an  einer  Bestrafdng. 
—  Auch  wegen  der  innerhalb  des  Heeres  selbst  begangenen  g^neinen 
Verbrechen  und  Vergehen  muss  man  die  Bestrafung  den  militärischen 
Befehlshabern  tiberlassen.  —  Aber  man  muss  die  örüichen  Gerichte  fSr 
die  Aburteilung  und  Bestrafung  solcher  Vergehen  fftr  zuständig  erklären, 
die  von  den  Soldaten  gegen  die  Bewohner  oder  auch  gegeneinander  ver- 
übt worden  sind,  und  zwar  im  letzteren  Falle,  wenn  die  öffentliche  Buhe 
gestört  worden  ist.  3)  —  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  örtliche 
Staatsgewalt  auf  dem  von  den  fremden  Truppen  besetzten  Gebiete  die 
Gerichtsbarkeit  über  alle  diejenigen  Personen  beibehält,  die  nicht  zu  diesen 
Truppen  gehören. 

Diese  Regeln  kamen  zur  Anwendung,  als  das  französische  Heer  im 
Jahre  1859  in  Piemont  einrückte,  um  gemeinsam  mit  dem  Heere  Viktor 
Emanuels  gegen  Österreich  Krieg  zu  führen.    Auch  während  der  Besetzung 


1)  [de  Heyking,  L'extemtorialit^  1889.  —  Pietri,  Etüde  sur  lafiction  d'exterri- 
toriaUt^,  1896.] 

2)  Bonfils,  De  la  comp^tence  des  trib.  fran^  k  F^gard  des  ^trangers  No.  335« 
336  et  837.  [F^raud-Giraud,  Etats  et  souTerains,  personnel  diplomatique  et  consu- 
laire,  corps  de  troupes,  navires  et  equipages,  personoes  ciTÜes,  deyant  fes  tribnnaux 
^trangers,  1895.] 
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Roms  durch  die  Franzosen  von  1849  bis  1866  und  von  1867  bis  1870 
worden  diese  Grundsätze  befolgt.^) 

267.  —  E.  —  Das  Gebiets-  oder  Territorialrecht  (Gebietshoheit). 
Die  Autonomie  des  Staates  setzt  mit  Notwendigkeit  voraus,  dass  ihm  ein 
ausschliessttcbes  Recht  an  einem  Teile  der  Erdoberfläche  zustehe.  Dieser 
Teil  bildet  sein  Gebiet,  sein  Territorium.  Der  ausschliessliche  und  un- 
beschränkte Besitz  eines  Gebietes  ist  ein  wesentliches,  rechtsbegrttndendes 
Erfordernis  für  den  Staat,  eine  Bedingung  seiner  Unabhängigkeit.  —  Das 
Eigentumsrecht  an  einem  gewissen  Stücke  der  Erdoberfläche  ist  mithin 
für  alle  Staaten  ein  absolutes  Recht,  ein  Grundrecht.  Jeder  Staat  ist  in 
seinen  Beziehungen  zu  andern  Staaten  Eigenttbner  eines  Gebietes. 

Dieses  Eigentum  ist  gewisseimassen  ein  Obereigentum  (domaine 
öminent),  aber  nicht  etwa  in  dem  Sinne,  den  das  Lehnsrecht  damit  ver- 
knüpfte, sondern  in  dem  Sinne,  dass  der  Staat  gegenüber  allen  andern 
Staaten  auf  seinem  ganzen  Gebiete  das  ausschliessliche  Recht  der  Gesetz- 
gebung, der  Gerichtsbarkeit  und  der  Polizei  im  Interesse  der  Wohlfahrt 
seines  Volkes  besitzt.  —  Im  Innern  des  Staates  zerfällt  das  Eigentum  an 
den  Yermögensgegenständen  in  das  Privateigentum  der  physischen  und 
der  juristischen  Personen  und  in  das  Privateigentum  und  das  Öffentliche 
Eigentum  der  Gemeinden,  der  Departemente  oder  Provinzen  und  des 
Staates  selbst.  Die  Landesgesetze  jedes  Staates  stellen  die  Bedingungen 
auf,  unter  denen  diese  verschiedenen  Eigentumsarten  entstehen,  erworben 
und  veräussert  werden.  —  Über  aUen  steht,  völkerrechtlich  betrachtet, 
das  Obereigentum  des  Staates,  das  alle  Gegenstände,  die  zu  dem  Staats- 
gebiete gehören,  in  sich  begreift. ' 

Das  Gebiet  einer  Nation  ist  ihr  ausschliessliches  Eigentum.  Nur  sie 
hat  das  Recht,  es  zu  benutzen.  Sie  ist  berechtigt,  jeden  Versuch  einer 
andern  Nation,  an  der  Benutzung  teilzunehmen,  zurückzuweisen.  — 
Kein  anderer  Staat  daif  innerhalb  dieses  Gebiets  Hoheitshandlungen,  wie 
gerichtliche,  polizeiliche  oder  Verwaltungshandlungen  vornehmen.^) 

Was  gehört  zum  Staatsgebiete?  Wie  wird  es  erworben  und  veräussert? 
Wir  werden  diesen  beiden  Fragen  im  zweiten  Teile  nähertreten. 


I  2.  —  AutSM'o  Souverinttit  oder  Unabhingiekelt") 

268.  —  Der  Ausdruck  Unabhängigkeit  begreift  den  dem  Staate  eigen- 
tümlichen, ihm  ausschliesslich  zustehenden  Wirkungskreis,  innerhalb  dessen 
er  seine  Freiheit  gegenttber  den  andern  Mitgliedern  der  internationalen 
Gemeinschaft  betätigt  und  ausübt.  —  Die  Unabhängigkeit  ist  die  Freiheit 
im  Verkehre  der  Staaten  untereinander;  sie  bedeutet  den  Ausschluss  der 
Einmischung  anderer  Staaten. 

1)  [Ein  Erlass  des  Khediven  vom  25.  Februar  1895  hat  ein  besonderes  Gericht 
eiBgesetzt,  das  für  Verbrechen  und  Vergehen,  die  toq  Eingeborenen  gesen  die  Truppen 
des  englischen  Besetzungsheeres  in  Ägypten  verübt  werden,  in  gewissen  Fällen  zu- 
standig ist.    R.  D.  I.  P.,  t  III,  Documents,  p.  2.] 

2)  [Hall,  Foreign  Powers  and  Jurisdiction  of  the  British  Crown,  1894.  —  Hier 
sind  die  Vorgange  zu  erwähnen,  die  sich  im  Jahre  1887  an  der  deutsch-französischen 
Grenze  in  Pagny  (Fall  Schnäbele)  vgl  hiertu:  Note  der  KaiaerL  Deutmshen  Begierung  vom 
2B.  April  1867  und  in  Schirmeck  oder  Vexaincourt  (Fall  Brignon)  ereignet  haben. 
Man  versicherte,  dass  in  beiden  Fällen  das  franzosische  Gebiet  von  deutschen  Beamten 
verletzt  worden  sei  (S.  Ginnet,  Qnestions  de  droit  relatives  ä  llncident  franco-alle- 
mand  de  Pagny.  >-  v.  Holtzendorff,  Les  incidents  de  Pagny  et  de  Schirmeck  ä  la 
fironti^rej'ranco-allemande,  R.  D.  I.,  t.  XX,  p.  217.)] 

de  FiE 


3)  [Klebedgy,  Les  droits  fondamentaux  de  Find^pendance  et  de  F^aliti  juri- 
diqne  de  toua  les  Etats  et  leurs  adversaires,  1900.] 
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Ein  Staat  ist  anabhängig;,  wenn  er  keine  Qewalt  ttber  sich  anerkennt, 
die  ihm  ein  bestimmtes  Verhalten  bei  der  Begelang  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten, die  seine  Interessen  berühren,  vorschreiben  könnte. 

Das  Becht  der  Staaten  auf  Unabhängigkeit  kann  im  Orondsatse 
nicht  geleugnet  werden.  Es  wird  auch  von  allen  Schriftstellern  anerkannt. 
—  Es  wird  aber  auch  in  ihren  Schriften  durch  vielfache  Beschränkungen 
und  Ausnahmen  wieder  geschmälert,  weil  audi  hier,  wie  in  dem  sdion 
früher  erwähnten  Falle,  die  Politik  in  das  Gebiet  des  Bechts  hinüber« 
greift,  und  weil  man  Handlungen,  die  lediglich  politischen  Berechnungen 
und  politischen  Gelüsten  entsprungen  waren,  vom  rechtlichen  Standpoiücte 
aus  beschönigen  wollte. 

269.  —  Das  Becht  auf  Unabhängigkeit  ist  an  sich  unveräusserlich. 
Geht  das  Becht  vollständig  unter,  so  erlischt  damit  auch  der  Staat;  er 
verschwindet  als  Bechtspm»önlichkeit.  Geht  das  Becht  nur  zum  Teil 
unter  oder  wird  es  beschränkt,  so  entsteht  aus  dem  bis  dahin  souveränra 
Staat  ein  Vasallenstaat  oder  ein  geschützter  Staat.  —  Wenn  auch  das 
Becht  auf  Unabhängigkeit  unveräusserlich  ist,  so  kann  es  doch  unto* 
verschiedenen  Formen  ausgeübt  werden,  die  bei  oberflächlicher  Betrach- 
tung den  Anschein  von  Beschränkungen  annehmen. 

Bei  jeder  Gemeinschaft  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  sich  die  ein- 
zelnen Mitglieder  im  idlseitigen  Interesse  einander  Zugeständnisse  machen. 
Je  inniger  sich  die  Gemeinschaft  zusammenschliesst,  je  stärker  sie  wird, 
desto  mehr  wachsen  die  gegenseitigen  Zugeständnisse  an  Zahl  und  Be- 
deutung. 

Die  Unabhängigkeit  der  Staaten  scheint  daher  in  vielen  Beziehungen, 
deren  Zahl  durch  die  Zunahme  der  die  Staaten  verpflichtenden  Verträge 
unaufhörlich  wächst,  beschränkt  zu  sein.  In  Wirklichkeit  wird  aber  die 
Unabhängigkeit  der  Staaten  nur  nach  gewissen  Bichtungen  hin  geschmälert, 
an  sich  aber  keineswegs  berührt.  Im  Gegenteil,  sie  wird  gerade  durch 
den  Abschluss  von  Verträgen  bekräftigt.  Die  in  einem  Vertrage  ent- 
haltene Willensäusserung  ist  die  ausdrücklichste  Gheltendmachung  des  Bechts 
auf  Unabhängigkeit. 

270.  —  Im  Anschlüsse  an  dieses  Becht  ist  die  Frage  zu  prüfen,  ob 
ein  Staat  der  Bechtsprechung  der  Gerichte  eines  andern  Staates  in  irgend 
welchem  Umfange  unterworfen  werden  kann.  Sind  die  Grerichte  eines 
Staates  zuständig,  um  über  Bechtsstreitigkeiten,  bei  denen  ein  fremder 
Staat  als  Partei  beteiligt  ist,  zu  entscheiden? 

Die  Unzuständigkeit  der  Gerichte  eines  Staates  in  Ansehung  eines 
andern  Staates  wird  einstimmig  für  die  Fälle  anerkannt,  bei  denen  der 
fremde  Staat  wegen  solcher  Handlungen  gerichtlich  belangt  werden  soll, 
die  er  in  Ausübung  eines  wirklichen  Hoheitsrechts,  im  Interesse  der  all- 
gemeinen Landesverwaltung,  vollzogen  hat. 

Wollte  man  die  Folgen  dieser  Handlungen  einer  gerichtlichen  Unter- 
suchung und  Entscheidung  unterwerfen,  so  würde  man  sich  in  die  innere 
Politik  des  fremden  Staates  einmischen  und  dessen  Becht  auf  Autonomie 
und  Unabhängigkeit  leugnen.  Wegen  Begierungshandlungen  und  Akten 
der  Staatsverwaltung  ist  und  muss  der  Staat  der  Gerichtsbarkeit  eines 
andern  Staates  unbedingt  entzogen  sein. 

Die  französische  Rechtsprechung  hat  stets  in  diesem  Sinne  entschieden. 
Ihr  folgen  auch  alle  Schriftsteller. 

Die  Meinungen  gehen  aber  auseinander,  wenn  solche  Handlungen  in 
Frage  stehen,  die  der  Staat  nicht  in  Erfüllung  seiner  staatlichen  Pflichten 
und  im  Betriebe  seiner  verwaltenden  Tätigkeit  vorgenommen  hat,  sondern 
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bei  denen  er  ansaeramtlich,  als  einfache  Privatperson,  aufgetreten  ist. 
Zorn  Beispiel:  Der  Staat  lässt  sich  in  HandeLsuntemehmnngen  ein;  er 
üheminunt  —  wie  dies  in  manchen  Ländern  der  Fall  ist  —  den  Eisen- 
bahnfirachtverkehr.  Kann  der  Staat  in  solchen  Fällen  von  einem  Absender 
oder  einem  Empfänger  yor  den  ausländischen  Gerichten  verklagt  werden? 
Einige  Schriftsteller  bejahen  diese  Frage,  so  besonders  Pradier-Fod^ri 
(t.  in,  No.  1589)«  „Wenn  ein  Staat  —  so  bemerkt  er  —  an  einem  Rechts- 
streite ebenso  wie  einer  seiner  Bflrger  als  Eigentümer,  Gläubiger  oder 
Schuldner  beteiligt  ist,  wenn  also  ein  Hoheitsrecht  nicht  in  Betracht 
kommt,  sondern  der  Staat  nur  als  Träger  von  Privatrechten  erscheint, 
80  mfissen  die  fremden  Gerichte  sich  fttr  zuständig  erklären,  da  vor  ihren 
Schranken  keine  unabhängige  Staatsgewalt  steht,  sondern  eine  Privat- 
person, die  ihre  Privatrechte  und  Interessen  verteidigt". 

Andere  Schriftsteller  weisen  die  Zuständigkeit  der  fremden  Gerichte 
zorttck. 

Chr^tien  fllhrt  fttr  diese  Ansicht  folgende  Grttnde  an:  „Es  wird 
immer  ungemein  schwer  sein,  die  Fälle,  wo  ein  Staat  in  Ausflbung  eines 
Hoheitsrechts  gehandelt  hat,  von  denen  zu  unterscheiden,  wo  er  nur  als 
Privatperson  aufgetreten  ist.    Der  Staat  handelt  schliesslich  doch  immer 

nur  zur  Wahrung  der  allgemeinen  Interessen  der  Gesellschaft Ob 

er  seine  Sendung  richtig  aufasst  oder  nicht,  darauf  kommt  es  nicht  an. 
Geht  man  der  Sache  auf  den  Grund,  so  kann  der  Staat  niemals  aus- 
schliesslich als  Privatperson  gelten.  Es  ist  falsch,  zu  sagen,  dass  er  bei- 
spielsweise einem  gewöhnlichen  Kanfmanne  gleichzustellen  sei^.  —  „Prak- 
tisch wtlrde  aber  auch  die  Unterwerfung  des  fremden  Staates  unter  die 
örtliche  Gerichtsbarkeit  eine  rein  platonische  Genugtuung  sein,  denn  es 
wird  stets  unmöglich  sein, «auf  Grund  der  gerichtlichen  Entscheidung  die 
Zwangsvollstreckung  zu  bewirken.^  ^) 

Wie  kann  man  gegenüber  diesem  überzeugenden  Grunde,  wonach  der 
Staat  niemals  als  privatrechtliche,  sondern  immer  nur  als  öffentlichrecht- 
liche Person  in  Erfttllung  seiner  hohen  Sendung  auftritt,  zugeben,  dass 
der  Staat  auf  seine  Bechtsstellung  verzichten  und  sich  freiwillig,  durch 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Genehmigung  der  Gerichtsbarkeit  eines 
fremden  Staates  unterwerfen  könne? 

Trotzdem  nimmt  die  französische  Wissenschaft  und  Rechtsprechung 
an,  dass  der  Staat  ausdrücklich  oder  stillschweigend  auf  die  Einrede  der 
Unzuständigkeit  des  ausländischen  Gerichtes  verzichten  könne.  —  Aus- 
drücklich, 1.  wenn  der  Staat  selbst  als  Kläger  auftritt  und  eine  Privat- 
person vor  das  ausländische  Gericht  vorladet;  —  2.  wenn  ein  Vertrag 
die  gegenseitige  Zuständigkeit  der  Gerichte  der  beiden  vertragschliessenden 
Staaten  für  bestimmte  Bechtsstreitigkeiten  in  die  einer  der  Staaten  auf 
dem  Gebiete  des  andern  verwickelt  sein  sollte,  vorsieht;  —  3.  wenn  ein 
Staat  in  einem  mit  einem  Fremden  abgeschlossenen  Vertrage  ausdrücklich 
die  Zuständigkeit  der  Staatsgerichte  dieses  Fremden  annimmt. 

Stillschweigend,  1.  wenn  der  vor  dem  ausländischen  Gerichte  ver- 
klagte Staat  die  Eänrede  der  Unzuständigkeit  nicht  erhebt  —  und  2.  wenn 
der  Staat  Grundstücke  auf  dem  Gebiete  eines  andern  Staates  besitzt. 
Es  wird  nämlich  vermutet,  dass  der  Staat  im  voraus  die  Zuständigkeit  der 
Ortsgerichte  ftlr  alle  dinglichen  Klagen  anerkennt,  die  sich  auf  ihm  ge- 
hörige unbewegliche  Sachen  beziehen,  denn  es  ist  ein  Grundsatz  des 
Völkerrechts  und  des  bürgerlichen  Rechts,  dass  kein  Teil  des  Staatsgebietes 

1)  Chretieu,  Principes  de  Droit  int  public,  p.  247. 
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der  Gerichtsbarkeit  der  örtlichen  Staatsgewalt  unter  irgend  welchem  Ver- 
wände entzogen  werden  kann  (Code  civil  art.  3).  —  Fremde  Mächte  sind 
häufig  Eigentümer  der  Gebäude,  in  denen  ihre  Gesandtscha^n  unter- 
gebracht sind.*) 

Gesetzt  den  Fall,  dass  der  Staat  von  dem  ausländischen  Gerichte  ver- 
urteilt worden  ist,  wie  gestaltet  sich  die  Vollstreckung  des  Erkenntnisses? 
Die  meisten  Schriftsteller  erkennen  an,  dass  der  Staat  nur  unter  den 
Formen  und  den  Bedingungen,  die  fttr  seine  Eomptabilität  gelten,  zur 
Zahlung  gezwungen  werden  kttnne.  „Ich  gebe  zu,  so  sagt  Pradier- 
Fodär^,  dass  eine  derartige  Verurteilung,  die  die  MSglichkeit  einer 
Zwangsvollstreckung  nicht  zulässt,  eine  sehr  geringe  Gewähr  fBr  den 
Bürger  ist,  der  ein  Urteil  gegen  einen  ausländischen  Staat  erstritten  hat 
Aber  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  politischen  Genoss^i' 
Schäften  steht  den  Privatpersonen  kein  anderes  Mittel  zur  Seite,  um  die 
Staaten  zur  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  anzuhalten,  als  die  Intervention 
ihrer  eigenen  Regierung  anzurufen.  Dieses  Mittel  sollte  aber  sowenig  wie 
möglich  gebraucht  werden,  denn  es  führt  nicht  inuner  zu  dem  erwünsditen 
Erfolge  und  wird  in  der  Theorie  unbedingt  verworfen  (op.  cit.,  t.  m, 
No.  1591)."!) 

271.  —  Aus  dem  Rechte  auf  Unabhängigkeit  lassen  sich  eine  Reihe 
anderer  Rechte  ableiten,  die  dieselbe  juristische  Natur  besitzen.  —  Diese 
Rechte,  die  sich  als  die  verschiedenen  Ausflüsse  des  Rechts  auf  Unab- 
hängigkeitf  darstellen,  sind:  1.  Das  Zwangsrecht  oder  das  Kriegsrecht 
(Fünfter  Teil);  2.  Das  Recht  der  Staatsrepräsentation  oder  das  Qiesandt- 
schaftsrecht  (Dritter  Teil.  Erstes  Buch);  3.  Das  Recht  zu  unterhandeln 
oder  das  Vertragsschliessungsrecht  (Dritter  Teil.  3.  und  4.  Buch);  4.  Das 
Recht  der  Gleichheit;  5.  Das  Recht  auf  gegenseitige  Achtung  und  6.  Das 
Recht  auf  freien  Verkehr. 

A.  —  Recht  der  Gleichheit.*) 

272.  —  Insoweit  die  Staaten  souverän  und  voneinander  unabhängig 
sind,  stehen  sie  auf  dem  Fusse  völliger  Rechtsgleichheit.    Jeder  von  ihnen 


1)  [Audinet,  L'incompetence  des  tribuDaux  fran^^  k  l'egard  des  Etats  etrangers 
et  la  saccession  du  Duc  de  Brunswick,  R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  385.]  —  y.  Bar,  Compe- 
tence  des  tribunaux  allemands  pour  connaitre  des  actions  contre  les  gouvemem^its 
et  les  souverains  etrangers,  J.  i.  P^  t.  Xn,  p.  645.  —  Bonfils,  Dela  comp6teDce 
des  tribunaux  fran(^  ä  T^gard  des  etrangers,  1S65,  no  57.  —  Guvelier,  De  rincom- 
p^tence  des  tribunaux  k  l'egard  des  gouvemements  etrangers,  R.  D.  L,  t.  XX,  p.  109. 
—  [Färaud-Girand,  Etats  et  souverains,  etc.,  t.  I,  pp.  25  et  s.]  —  Gabba,  De  la 
compi^tence  des  tribunaux  nationaux  k  T^gard  des  souverains  et  Etats  etrangers, 
J.  I.  F.,  t  XV;  p.  ISO;  t.  XVI,  p.  588;  t.  XVII,  p.  25.  ~  Hartmann,  De  la  compötence 
des  tribunaux  dans  les  proc^s  contre  les  Etitn  et  les  souverains  ^trang^rs,  R.  D.  L, 
t  XXn,  p.  425.  —  [v.  Holtzendorff,  Incomp^tence  des  tribunaux  nationaux  pour 
ordonner  une  saisie-arret  sur  des  biens  appartenant  aux  gouvemements  Etrangers, 
J.  I.  P.,  t  m,  p.  481.]  —  Laurent,  Droit  civU  international,  1880,  t  III,  n<»  88  et 
suiv.  —  [De  Paepe,  Etudes  sur  la  compitence  k  T^gard  des  Etats  6trangers  et  de 
leurs  agents  politiques,  diplomatiques  ou  consulaires,  1894.  —  S.  von  demselben: 
J.  I.  P.,  t.  XXn,  p.  81.  —  Piot,  Des  rögles  de  la  comp^tence  applicables  aux  Etats 
et  souverains  etrangers,  1887.  —  Spr^e,  De  la  comp^tence  des  tribunaux  nationaux 
a  Tegard  des  gouvemements  et  des  souverains  ötrangers,  J.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  329  et 
485.]  S.  den  vom  Institut  für  Völkerrecht  auf  der  Jahresversammlung  zu  Himilnirg 
1891  angenommener  Entwurf  eines  Reglements.    R.  D.  I.»  t.  XXm,  p.  527.] 


2)  [Kebedf  y,  op.  cit] 
*)  Droop,  tn  CHrudwt»  1 


BeUrägen,  XXVI,  289;  vgl.  audi  Streit,  Lafiwrt  Zappa, 
1894.  Dieie  Äntkht  wird  aud^  von  den  deutschen  Geriehien  geteUt.  8.  L%9tt,  op.  dt, 
8.  60,  iLfuii. 
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kann  die  Rechte  and  Befagnisse,  die  mit  seinem  Dasein  and  seiner  Steilong 
als  Mitglied  der  internationalen  Gemeinschaft  verbanden  sind,  ihrem  vollen 
Inhalte  nach  geltend  machen.  Fttr  alle  sind  die  Attribate  der  Souveränität 
die  gleichen.  Jede  Handlang,  die  gegen  die  nationale  WOrde  verstösst, 
verletzt  die  Staaten  in  derselben  Weise,  mögen  sie  gross  oder  klein  sein, 
sie  gibt  Ansprach  aof  dieselbe  Genagtaang. 

Diese  Bechtsgleichheit  ist  ein  wirkliches  Recht  lOr  die  Staaten.  Binige 
SdiriftsteUer  erblicken  in  der  Gleichheit  nur  einen  tatsächlichen  Zustand.  — 
Nach  andern  besteht  sie  nur,  insofern  als  sie  geachtet  wird;  sie  hat 
keine  andere  Orundlage  and  Gewähr  als  die  Sitten  und  Gebränche  der 
Nationen  (Funck-Brentano  et  Sorel,  p.  47).  —  Die  Überwiegende 
Hehrzahl  wie  Bluntschli,  Galvo,  Dudley-Field,  Carnazza-Amari, 
Heffter,  Elttber,  G.  v.  Härtens,  Pradier-Fodör«,  Yattel  usw. 
lehren  aber,  dass  die  Staaten  juristisch  einander  gleichstehende  Rechts- 
wesen sind.^)  Auf  die  Form  ihrer  Regierung,  auf  ihre  Machtstellung,  ihren 
Wohlstand,  ihre  militärischen  Kräfte,  die  Fruchtbarkeit  oder  Unfruchtbar- 
keit ihres  Bodens  u.  dergl.  kommt  es  nicht  an.  —  Die  Staaten  sind  stets 
Sechtspersönlichkeiten,  deren  Dasein  dieselbe  Achtung  gebührt.  Sie  haben 
in  der  Tat  dieselben  Rechte.  Sie  haben  einen  Anspruch  darauf,  diese 
Kechte  frei  und  unbehindert  auszuüben.  —  Kein  Staat  besitzt  grössere 
Rechte  oder  geringere  Pflichten,  als  die  andern  Staaten.  Die  Gleichheit 
der  Staaten  besteht  darin,  dass  kein  Staat  befugt  ist,  sich  in  den  wechsel- 
seitigen Beziehungen  der  Staaten  grössere  Rechte,  als  die  der  andern 
anzumassen  und  sich  von  irgend  einer  Verpflichtung,  die  allen  Gliedern 
der  internationalen  Gemeinschi^  als  solchen  obliegt,  loszusagen. 

293.  —  Das  Recht  der  Gleichheit  besteht  jedoch  nur  für  die  Staaten, 
die  zum  ersten  Yölkerkreise,  zu  der  christlichen  Menschheit  zu  rechnen 
sind  und  die  an  dem  VoUgenusse  des  nattirlicben  und  des  positiven  Rechts 
teihehmen.  Die  Gleichheit  kann  nur  fttr  solche  Staatswesen  bestehen, 
die  dieselben  Regeln  in  ihrem  gegenseitigen  Verhalten  anerkennen  und 
die  durch  die  gleichen  Anschauungen  ttber  die  in  ihrem  Verkehre  geltenden 
Onmdsätze  miteinander  verbunden  sind.  Diese  gleichen  Anschauungen 
fehlen  zwischen  den  gesitteten  Staaten  Buropas  und  Amerikas  einerseits 
und  den  asiatischen  und  den  mohammedanischen  Staaten  anderseits. 
China  z.  B.,  das  die  Handelsfreiheit  nicht  zulässt,  das  auf  alle  andern 
Staaten  mit  Geringschätzung  herabblickt,  das  nur  mit  Schwierigkeit  zu 
einem  gesandtschalUichen  Verkehr  zu  bewegen  ist,  kann  nicht  die  nämliche 
Behandlung  beanspruchen,  wie  ein  christlicher  Staat. 

274.  —  Wenn  auch  die  schwächsten  Staaten  theoretisch,  in  bezug 
auf  den  Gtenuss  der  Rechte,  den  mächtigsten  Staaten  gleichstehen,  so 
bringt  doch  die  tatsächliche  und  materielle  Ungleichheit  zwischen  den 
einzehien  Nationen  gewisse  Unterschiede  in  der  Rangstellung  mit  sich, 
die  sich  gewöhnlich  in  gewissen  Vorzügen  (prfo6ance)  der  mächtigeren 
Staaten  vor  den  schwächeren  äussern.  —  Die  Diplomatie  wie  die  öffentliche 
Meinung,  die  Publizisten  wie  die  Staatsmänner  haben  immer  die  Unter- 
scheidung zwischen  grossen  und  kleinen  Mächten  zulassen  müssen.  —  Die 
Zahl  der  Grossmächte  ist  nicht  beschränkt.  Es  können  stets  neue  ent- 
stehen. Bin  Staat  steigt  zum  Range  einer  Grossmacht  empor,  wenn  er 
so  tatkräftig  und  stark  geworden  ist,  dass  man  sich  nicht  ungefährdet 
seiner  Stimme  und  seiner  Mitwirkung  bei  der  Regelung  europäischer 

1)  Klftber,  op.  cit,  2.  Teil,  Kap.  8,  behandelt  sehr  aosfUirlich  alle  Fragen, 
die  sich  aof  die  Gleichheit  der  Staaten  beziehen,  K  89  bis  122. 
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Angelegenlieiteii  begeben  kann.  —  Umgekehrt  kann  ein  Staat  diese  SteUnng 
einbttssen,  wenn  die  Abnahme  seiner  Tatkraft  und  seiiier  Machtmittel  es 
ihm  nicht  mehr  gestatteni  einen  wirklichen  und  eingreifend»  Winfloas  aof 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  anszuflben.  —  Spanien  war  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  eine  Orossmacht,  desgleichen  Schweden  im  17.  Jahrhundert 
—  Die  Stellang  Preussens  als  Grossmacht  war  nach  den  Erimkriegen 
erschttttert.  Seine  Zulassung  zum  Pariser  Eongress  gestattete  ihm,  seine 
Stellung  wieder  zu  festigen.    Italien  zählt  seit  1870  zu  den  GrossmSchten. 

275.  —  Der  den  grossen  Staaten  eingeräumte  Vorrang  äussert  sich 
in  Ehrenvorrechten,  in  der  Verschiedenheit  der  Attribute,  der  äusseren 
Hoheitszeichen,  der  Titel,  der  Ehrenbezeugungen  und  des  ZeremonieUs.  — 
Wie  wird  der  Vorrang  geregelt?  Die  Schriftsteller,  die  sich  mit  dieser 
Fn^e  befasst  haben,  haben  entweder  den  Zeitpunkt  der  Bekehnmg  zur 
christlichen  Beligion  oder  das  Alter  der  regierenden  Familie  oder  die 
höhere  Bildungsstufe,  die  Begierungsform,  die  Grösse  der  Bevölkerung 
u.  dergl.  mehr  als  Merkmal  aufgestellt.  Die  europäischen  Staaten  haben 
sich  nie  auf  eine  allgemeine  Bestimmung,  die  ihre  Baugordnung  festg^esetzt 
hätte,  geeinigt.  Wie  die  Geschichte  uns  zeigt,  haben  die  Fragen  aber 
Vortritt  und  Vorsitz  in  frtthem  Jahrhunderten  viele  Zwistigkeiten  hervor- 
gerufen. Auf  dem  Eonzil  zu  Trient  (1545)  entbrannte  zwischen  den 
Herzogen  von  Ferrara  und  von  Florenz,  zwischen  den  Gesandten  von 
Venedig  und  von  Bayern,  zwischen  denen  von  Portugal  und  Ungarn  sowie 
von  Österreich  und  Frankreich  ein  heftiger  Streit.  Frankreich  setzte 
seinen  Anspruch  durch.  Diese  Streitigkeiten  gaben  den  Päpsten  den 
erwünschten  Anlass,  um  ihre  filhrende  Bolle  zur  Geltung  zu  bringoi, 
indem  sie  nunmehr  selbst  die  Bangstufen  der  einzelnen  Staaten  vorschrieben. 
Julius  n.  erUess  im  Jahre  1504  ein  Beglement,  das  die  Bangordnnng  von 
28  Fürsten  festsetzte.  Der  Etfnig  von  Frankreich  nahm  die  dritte  Stelle 
ein.    Dies  Beglement  wurde  indessen  nicht  beobachtet.^) 

Im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  kam  es  von  neuem  zu  erbitterten 
Bangstreitigkeiten,  und  zwar  namentlich  im  Jahre  1661  in  London  zwi- 
schen dem  französischen  Gesandten,  dem  Grafen  d'Estrade  und  dem  spa- 
nischen Gesandten,  Baron  de  Vatteville,  wobei  Ludwig  XIV.  seinen  An- 
spruch mit  grossem  Nachdruck  verfocht.  —  Ein  ähnlicher  Streit  ereignete 
sich  1760  in  Lissabon  zwischen  den  Gesandten  Englands  und  Frankreichs, 
dem  Lord  Eimoul  und  dem  Grafen  de  Herle.^ 

Zuweilen  haben  souveräne  Staaten  auch  die  Fragen  des  Vorrangs 
durch  besondere  Vereinbarungen  geordnet.  So  haben  Portugal  und  Sa^-- 
dinien  den  Vorrang  Frankreichs,  Englands  und  Spaniens  zugelassen;  Däne- 
mark räumte  ihn  nur  Frankreich  ein.  Die  Ottomanische  Pforte  hat  wieder- 
holt den  französischen  Gesandten  den  Vorsitz  und  den  Vortritt  vor  den 
Gesandten  der  Übrigen  Staaten  zugesichert  (Verträge  von  1604  Art.  20 
und  27;  von  1673  Art.  19  und  von  1740  Art.  17  und  44). 

Mit  dem  Fortschreiten  der  Anschauungen  liessen  auch  die  Staaten  und 
ihre  Herrscher  von  den  Ansprächen  auf  Vorrang  immer  mehr  ab.  Heut- 
zutage haben  diese  Fragen  an  Wichtigkeit  verloren;  auf  einem  Eongresse 


1)  Dies  Reglement  findet  sich  bei  Heffter,  op.  dt,  |  28.  —  von  Härtens, 
Guide  diplomatique»  1S66,  §  62.  —  Pradier-Fod^re,  Gours  de  droit  diplomat,  2  edit, 
1899,  p.  110.  —  [Nys  bdiauptet  (R.  D.  L,  t.  XXV.,  n.  518).  dass  Papst  JuUns  H.  das 
ihm  zugeschriebene  Reglement  nie  erlassen  habe;  dies  sei  nur  eine  Fabel.] 
—  ilMdm,  1%»  den  Bang  der  EuropäiBchen  Mäehte,  1819. 

2)  S.  die  Schilderung  dieser  Vorfalle  in  dem  Gours  de  droit  diplomatique  Ton 
Fradier-Fod^r^,  pp.  118  et  s. 
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können  sie  kaum  noch  bertthrt  werden.  Schon  Gustav  Adolf  hatte  ge- 
sagt:    „Alle  gekrönten  Häupter  stehen  einander  gleich^. 

Wenn  auch  diese  Fragen  nach  unsern  heutigen  Begriffen  recht  klein- 
lich erscheinen,  so  waren  sie  doch  ehemals  in  den  politischen  und  sozialen 
Verhältnissen  Europas  begründet.  Sie  waren  mehr  als  die  Äusserung  einer 
kindlichen  Eitelkeit.  Die  umstände,  unter  denen  sie  hervortraten,  ver- 
liehen ihnen  oft  eine  ernste  Bedeutung. 

Im  19.  Jahrhundert  versuchte  man  auf  dem  Wiener  Kongresse  (1815) 
eine  Rangordnung  für  die  Staaten  aufisustellen;  man  gelangte  aber  nicht 
zum  Ziel.  Dagegen  vereinbarte  man  ein  Beglement  über  die  ßangver- 
hältnisse  der  diplomatischen  Agenten  (19.  März  1815.  S.  den  dritten  Teil). 
—  Die  Schlussakte  des  Wiener  Kongresses  wurde  von  den  Vertretern  der 
versanmielten  Mächte  nach  der  alphabetischen  Reihenfolge  (nach  dem  An- 
ÜEuigsbuchstaben  des  Namens  einer  jeden  Macht)  unterzeichnet. 

[Auch  die  Akte  der  Haager  Friedenskonferenz  von  1899  wurde  nach 
alphabetischer  Reihenfolge  unterzeichnet;  nur  eine  Ausnahme  wurde  für 
Bulgarien,  den  Vasallenstaat  der  Türkei,  gemacht:  es  unterfertigte  die 
Akte  erst  nach  allen  andern  Mächten,  also  an  letzter  Stelle.] 

376.  —  Der  Wunsch,  ein  gutes  Einvernehmen  zwischen  den  Staaten 
zu  wahren,  führte  die  Völkersitte  mit  der  Zeit  zu  Zugeständnissen  im 
Vorrange,  zu  dem  Gebrauche  gewisser  Förmlichkeiten,  zu  Höflichkeits- 
und Ehrenbezeugungen,  deren  Gesamtheit  das  Zeremoniell  bildet.^  Das 
Zeremoniell  verdient  weder  die  Geringschätzung,  die  ihm  bei  oberfläch- 
licher Betrachtung  widerfahrt,  noch  auch  die  übertriebene  Bedeutung,  die 
ihm  einige  Diplomaten  oder  Höfe  beilegen. 

Jeder  Brauch  entspricht  im  Anfange  seiner  Entwicklung  einem  Be- 
därfiiisse,  und  um  ihn  recht  zu  verstehen,  muss  man  die  zur  Zeit  seines 
Ursprungs  vorherrschenden  Anschauungen  und  Interessen  ergründen.  — 
Die  Nichtbeachtung  zeremonieller  Regeln  und  Gebräuche  kann  unter  Um- 
ständen als  eine  öffentliche  Kränkung  oder  doch  als  eine  rücksichtslose 
Unaufmerksamkeit  empfunden  werden,  die  die  bisherigen  freundschaftlichen 
Beziehungen  nachteilig  beeinflussen. 

277.  —  Man  unterscheidet:  1.  das  Staatszeremoniell;  2.  das  Hof- 
zeremoniell; 3.  das  Gesandtschaftszeremoniell;  4.  das  schriftliche  oder 
Kanzleizeremoniell  und  5.  das  Seezeremoniell. 

Das  Staatszeremoniell  umfasst  Gebräuche,  die  als  königliche  Ehren 
(honneurs  royaux)  bezeichnet  werden  und  die  sich  auf  den  Titel  und  die 
Würde  der  Staaten  beziehen.  Der  Ausdruck  „königliche  Ehren"  ist  nicht 
glücklich.  Man  verknüpft  leicht  damit  den  Gedanken  an  einen  monarchischen 
Staat,  und  doch  stehen  diese  Vorrechte  auch  den  Republiken  zu.  Als 
königliche  Ehren  benennt  man  von  jeher  die  höchsten  Auszeichnungen,  die 
einem  Staate  erwiesen  werden  können. 

Im  einzelnen  sind  mit  den  königlichen  Ehren  folgende  Vorrechte  ver- 
banden: 1.  der  Vorrang  vor  allen  Staaten,  die  diese  Rechte  nicht  geniessen; 
2.  der  Titel  König  oder  Kaiser,  der  dem  monarchischen  Staatsoberhaupt 
zukommt;  die  Kaiser-  oder  'Königskrone  im  Staatswappen  und  im  Wappen 
des  Landesherm;  3.  das  ausschliessliche  Recht,  Gesandte  erster  Klasse, 


1)  [Vgl.  aber  das  Zeremoniell:  Ch.  de  Härtens,  Guide  diplomatique.  ~ 
Pradier-Fodere,  Droit  diplomatique.  —  Rousset,  G^remonial  diplomatique  des 
coars  de  TEurope  (das  die  Ergänzung  zum  Corps  diplomatique  von  Dumont  bildet) 
und  Memoire  sur  le  rang  et  la  pr^s^ance  entre  les  souirerains  de  TEurope  et  entre 
lears  mioiatres  et  representants,  1746.] 

Bonfilt,  Lehrbuch  des  Yölkerreehts.  10 
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die   sog.  Botschafter,    zu  ernennen;   4.  im   schriftlichen  Verkehr  anter 
Souveränen  den  Brudertitel  zu  gebrauchen. 

Die  königlichen  Ehren  gebühren  den  Kaisern,  Königen,  Orossherzögea 
und  den  Bepubliken.  So  früher  der  Bepublik  Venedig  und  &enua.  Heut 
zutage  Frankreich,  der  Schweiz,  der  argentinischen  Bepublik  usw.,  den 
Verein.  Staaten  von  Amerika  usw.  Auch  bei  einer  Änderung  der  Begienmgs- 
form  (wie  z.  B.  in  Frankreich  und  Brasilien,  wo  an  Stelle  des  Kaiserreich 
die  Bepublik  trat)  bewahrt  der  Staat  seinen  Bang  und  seine  Ehren. 

278.  —  Zu  den  europäischen  Grossmächten  gehören  gegenwärtig  (1900): 
Das  Deutsche  Beich,  England,  Osterreich,  Frankreich,  Italien  und  Russ- 
land. Diese  Mächte  zeigen  häufig  das  Bestreben,  sich,  wie  seinerzeit  die 
Pentarchie  (von  1815  bis  1830),  höhere  Bechte,  gewissennassen  gesetz- 
geberische Befugnisse  über  die  andern  Staaten  zuzuerkennen,  indem  sie 
bei  der  Leitung  der  internationalen  (Gemeinschaft  die  führende  Bolle  fiber- 
nehmen. [Dies  trat  namentlich  während  der  kretischen  Wirren  und  während 
des  griechisch-türkischen  Krieges  (1896 — 97)  hervor.  Auf  die  frühere 
Pentarchie  ist  jetzt  die  Hexarchie  gefolgt.] 

Hervorzuheben  ist  jedoch,  dass  die  Mächte  zweiten  Banges  auf  den 
Berliner  Kongressen  von  1878  und  1885  sowie  auf  der  Brüsseler  Kon 
ferenz  von .  1889  in  derselben  Weise  wie  die  Grossmächte  zugelassen 
worden  sind.  —  Aber  der  Berliner  Vertrag  vom  Juli  1878  hat  die  kleinen 
Staaten  der  Balkanhalbinsel  unter  die  Vormundschaft  der  Vertragsmächte 
gestellt.  —  [Auf  der  Friedenskonferenz  von  1899  ist  der  Grundsatz  der 
Gleichberechtigung  der  Staaten  dadurch  zum  vollen  Ausdrucke  gekommen, 
dass  man  jedem  vertretenen  Staate,  selbst  dem  kleinsten  und  selbst  dem 
am  wenigsten  zivilisierten  eine  Stimme  und  bei  dem  durch  die  Konferenz 
gegründeten  ständigen  Schiedshof  vier  Schiedsrichter  zugestanden  hat.  Es 
ist  demgegenüber  aber  noch  zu  bemerken,  dass  man  den  Bevollmächtigten 
der  kleinen  Staaten  den  Eintritt  in  die  Prüfungs-  und  Bedaktionsausschfisse, 
in  denen  doch  eigentlich  der  Schwerpunkt  der  Arbeiten  lag,  stets  ver 
sagt  hat.] 

B.  —  Becht  auf  Achtung. 

279.  —  Bechtlich  einander  gleich  stehend,  sind  die  Staaten  gehalten, 
sich  gegenseitig  als  Glieder  der  Völkergemeinde  zu  achten.  Die  Achtung 
kann  nur  versagt  werden,  wenn  die  Bechtmässigkeit,  die  Legitimität, 
eines  Staates  bestritten  wird  oder,  wenn  die  friedlichen  Beziehungen 
zwischen  zwei  Staaten  abgebrochen  worden  sind.  Die  Achtung,  die  der 
Staat  von  andern  verlangen  darf,  bezieht  sich  auf  seine  sittliche  Würde, 
auf  seine  materielle  Wohlfahrt  und  auf  seine  politische  Persönlichkeit.^) 

280.  —  a)  Sittliche  Würde.  —  Ein  Staat  muss  es  unterlassen: 
einen  andern  Staat  in  kränkender  Weise  zu  behandeln,  —  dem  Oberhaupte 


1}  [S.  über  das  Recht  auf  Achtung:  Arntz,  Observations  aar  le  proc^s  intente 
an  nom  du  gouvernement  portngais  k  M.  M.  Battarel  et  le  comte  de  Reilhac  deTSot 
le  tribnnal  correctionnel  de  la  Seine  R.  D.  I.,  t  XII,  p.  653.  —  Ginnet,  Offenseset 
actes  hostiles  commis  par  des  particnliers  contre  un  Etat  ötranger,  1887.  —  S.  anch 
1. 1.  P.,  t.  XVI,  p.  5.  —  F6raud-Giraud,  Etats  et  sonverains,  etc.  1 1,  p.  192.  -  Ein 
Beispiel  für  eine  Kränkung,  die  ein  Staat  einem  andern  zngetügt  hat,  Dietet  der  im 
Jahre  1893  zwischen  Deutschland,  Frankreich  und  Spanien  einerseits  und  VeDeznels 
anderseits  ausgebrochene  Streitfall  wegen  eines  von  den  diplomatischen  Ageuteo 
der  drei  ersteren  Mächte  abgefassten  verfraulichen  Schriftstückes,  das  ftr  VenezoeU 
beleidigend  war,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  344.  ^  In  Frankreich  gehört  das  Vergehen  der 
öffentlichen  Beleidigung  des  Oberhauptes  eines  fremden  Staates  zur  Zostandigken 
des  Zuchtpolizeigerichts,  Gesetz  vom  16.  März  1893.] 
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oder  den  Vertretern  eines  andern  Staates  die  diesen  gebührenden  Rück- 
sichten  zu  verweigern,  —  sich  in  verletzender  Weise  andern  Staaten 
gegenüber  eine  höhere  Bedeutung  beizulegen.  —  Die  Staaten  müssen  sich 
gegenseitig  die  herkönunlichen  Ehrenbezeugungen  erweisen,  —  die  Regdn 
des  Staatszeremoniells  sowie  die  im  Verkehre  mit  den  Oberhäuptern  oder 
den  Vertretern  der  Staaten  bestehenden  Formen,  die  auf  Gewohnheit  oder 
Vertrag  beruhen,  beobachten.  —  Ein  Verstoss  gegen  diese  Rücksichten 
und  Formen  ist  eine  Beleidigung. 

281.  —  b)  Achtung  der  materiellen  Wohlfahrt.  —  Ein  Staat 
darf  die  Entwicklung  ^ines  andern  Staates,  die  Entfaltung  seiner  Kräfte 
und  die  Vermehrung  seines  nationalen  Wohlstandes  nicht  hindern.  —  Er 
darf  einem  von  seinem  Gebiete  rings  umgebenen  Staate  den  Handels- 
verkehr nicht  verschliessen  oder  ihn  durch  Anordnung  übertriebener  Ein- 
gangs- oder  Durchgangszölle  unmöglich  machen,  er  darf  dessen  Gebiet 
nicht  verletzen.  Die  Achtung  der  Grenzen  ist  für  Nachbarstaaten  eine 
der  hervorragendsten  Pflichten,  die  sie  in  Friedenszeiten  zu  beobachten 
haben  (Pradier-Fodörä). 

282.  —  c)  Achtung  der  politischen  Persönlichkeit.  —  Die 
Staaten  müssen  gegenseitig  ihre  diplomatischen  Agenten  empfangen  und 
deren  ün verletzlichkeit  anerkennen  und  sichern;  —  sie  müssen  die  Innern 
Einrichtungen  anderer  Staaten  und  die  durch  die  fremden  Verfassungen 
geheiligten  Rechte  achten,  insofern  die  Ausübung  dieser  Rechte  ihnen 
nicht  nachteilig  ist;  z.  B.  sie  dürfen  einen  Gesandten  nicht  beim  Präsi- 
denten des  Senats  statt  bei  dem  der  Republik  beglaubigen;  —  sie  dürfen 
weder  die  Flagge,  Hoheitszeichen,  Wappen,  Wahlsprüche  u.  dergl.  anderer 
Staaten  annehmen  —  noch  deren  Münzen  nachprägen  —  noch  die 
Organisation  eines  gegen  einen  andern  Staat  gerichteten  Schmuggelhandels 
auf  ihrem  Gebiete  dulden.  In  diesem  Punkte  steht  die  Rechtsprechung 
in  Frankreich,  England  und  Amerika  auf  einem  andern  Standpunkte. 
Ausdrückliche  Staatsverträge  sollten  diesem  abscheulichen  Brauche  ent- 
gegentreten.*) 

283.  —  d)  Achtung  der  privatrechtlichen  Persönlichkeit.  — 
Schliesst  die  Rechtspersönlichkeit  der  Staaten,  die  im  Völkerverkehre 
unbestritten  feststeht,  auch  die  Fähigkeit  in  sich,  auf  dem  Gebiete  eines 
andern  Staates  Handlungen  mit  rechtlicher  Wirkung  vorzunehmen  und 
gewisse  Rechte  auszuüben?  Besitzen  die  Staaten  auf  dem  Gebiete  anderer 
Staaten  privatrechtliche  Persönlichkeit,  die  sie  berechtigt,  Eigentümer  von 
Grundstücken  und  beweglichen  Sachen  zu  werden,  entgeltUch  oder  un- 
entgeltlich, zu  erwerben,  Vermächtnisse  anzunehmen,  Verträge  zu  schUessen 
gerichtliche  Klagen  zu  erheben  und  dergl.  ?♦♦) 

Diese  Frage  ist  sehr  umstritten.  Sie  wurde  vor  kurzem  aus  Anlass 
eines  bedeutenden  Vermächtnisses,  das  die  Marquise  du  Plessis-Beli^re 
in  ihrem  eigenhändigen  Testamente  vom  9.  Oktober  1889  zu  Gunsten  des 
Papstes  Leo  XTTT.,  in  seiner  Eigenschaft  als  Vertreter  des  heiligen 
apostolischen  Stuhles,  ausgesetzt  hatte,  lebhaft  erörtert.  —  Das  Gericht 
von  Montdidier  entschied  am  4.  Februar  1892,  dass  Papst  Leo  Xni.  fähig 
sei,  mit  Genehmigung  der  französischen  Regierung  das  Vermächtnis  an- 
zunehmen.   Der  Gerichtshof  zu  Amiens  hob  das  Urteil  am  21.  Februar  1893 


*)  Vgi,  Merzu  das  preuasiache  Gesetz  wm  22.  August  1863^  das  den  Sckmuggd  nat^ 
am  Auslanäe  im  Falle  der  Oeffenseitigkeit  bestraft.     Vgl.  üeffter,  op.  eit.,  8.  78  ff. 

**)  Pier  an  tont,  L'incapaeiiS  des  Etats  d*aequMr  par  suecession  dans  un  paus 
oranger,  R  D.  I.,  t.  V,  p.  252  —  Fiore,  De  la  capacUS  de  VEtat  itranger,  de  VEglm 
«t  du  samt-siege  d^acquMr  par  suecession,  B.  D.  L,  t.  V,  p.  6  et  s. 
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auf  und  versagte  dem  Papst  sowohl  in  seiner  Eigenschaft  als  SooYerän 
wie  als  Oberhaupt  der  allgemeinen  katholischen  Kirche  unbedingt  die 
Fähigkeit,  einen  unentgeltlichen  Erwerb  in  Frankreich  zu  machen.  —  [Die 
chambre  des  requgtes  des  Kassationsgerichtshofs  liess  das  gegen  dies  Er- 
kenntnis eingelegte  Rechtsmittel  zu  (1894);  infolge  eines  Vergleichs 
zwischen  den  Parteien  ist  die  Zivilkammer  aber  nicht  mit  der  Frage  be- 
fiasst  worden.^)] 

Eine  Streitfrage  ähnlicher  Art  entstand  vor  kurzem  zwischen  Rumänien 
und  Griechenland.  In  Rumänien  untersagt  das  Gesetz  vom  13.  Oktober  1879 
den  Ausländern  den  Erwerb  von  Grundstücken.  Vor  dieser  Zeit,  nämlich 
im  Jahr  1865,  hatte  ein  Grieche,  namens  Evangh^ly  Zappa,  der  in  Rumänien 
ansässig  war,  den  Niessbrauch  seiner  Liegenschaften  seinem  Vetter 
Constantin  Zappa  und  das  nackte  Eigentum  an  diesen  Grundstücken  dem 
griechischen  Staate  vermacht.  Als  der  Niessbraucher  1892  starb,  weigerte 
sich  die  rumänische  Regierung  unter  Berufung  auf  das  Gesetz  von  1879, 
den  griechischen  Staat  in  den  Besitz  einzuweisen.  Griechenland  erhob  hier- 
gegen Einspruch.  Da  sich  die  beiden  Länder  nicht  verständigen  konnten, 
so  kam  es  zum  Bruche  ihrer  diplomatischen  Beziehungen.  Erst  1896 
wurde  zwischen  den  beteiligten  Staaten  das  Einvernehmen  wiederherge- 
stellt und  die  diplomatischen  Beziehungen  von  neuem  angeknüpft.*) 

Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Versammlung  zu  Kopen- 
hagen im  Jahre  1897  Bestimmungen  über  die  Erwerbsfahigkeit  ausländischer 
juristischer  Personen  des  öffentlichen  Rechts  angenommen.*) 


1)  [S.  wegen  dieses  Vermächtnisses  zu  Gunsten  des  Papstes  Leo  XIII.  die 
Anmerkungen  von  Dnpuis  in  Dalloz  (1895,  2,  457)  und  von  Pille t  in  Sirey  (1895 
2,  57)  sowie  von  Weiss  und  Merignhac  in  den  Pandectes  francaises  (1892,  5,  17) 
und  (1894,  4,  1).  —  S.  weiter  Goulazou,  Le  pape  peut-11  heriter  en  France?  Sociologie 
catholique,  juin-juillet  et  aoüt,  1894.  —  Ducrocq,  De  la  personnalite  civile  en 
France  du  Saint-Sifege,  Revue  du  Droit  publiCj  1894,  p.  58.  —  Michoud,  Capacite 
en  France  des  personnes  morales  et  particuli^rement  du  Saint-Siege,  R.  D.  I.  F.,  1. 1, 
p.  194.  —  Surville,  Le  pape  institue  legataire  universel,  Revue  critique,  1894, 
p.  266.  —  S.  auch  L  L  P.,  t.  XIX,  p.  447;  t.  XX,  p.  384;  t.  XXII,  p.  226  und  die  unten 
Nro.  283,  letzte  Anm.,  angeführten  Schriften.] 

2)  [S.  über  die  Angelegenheit  Zappa:  Desjardins,  Des  droits  en  Rouraaoie 
d'un  Etat  ^tranger  appele  par  testament  a  recueillir  la  succession  dMn  de  ses  sujets, 
I.  L  P.,  t.  XX,  p.  1009.  —  Berliner  Juristenfakultät,  Du  droit  pour  les  etrangers  de 
posseder  des  immeubles  en  Allemagne,  J.  I.  P.,  t  XX,  p.  727.  —  Fiore,  Controversia 
tra  la  Grecia  e  la  Rumauia.  Successione  Zappa,  1894.  —  Flaischlen,  Des  droits 
en  Roumanie  d'un  fitat  etranger  appele  ä  recueillir  la  succession  d'un  de  ses  sujets, 
J.  I.  P.,  t.  XXI,  p.  282,  et  Du  Statut  national  et  du  droit  d'acquerir  des  immeubles 
en  pays  etranger,  R.  D.  L,  t.  XXV,  p.  95.  Vgl.  noch  R.  D.  !.,  t.  XXIX,  p.  491  et 
t  aXX,  p.  242.  —  Idromenos,  Les  causes  de  rupture  des  relations  entre  la  Grece 
et  la  Roumanie  (griechisch),  Journal  de  jurisprudence  grecque  et  franQaise,  t  XHI, 
p.  34.  —  Laine,  Differend  relatif  k  la  succession  Zappa,  Archives  diplomatiqaes, 
2«  s^r.,  t.  48,  p.  135.  —  F.  deMartens,  Memoire  sur  le  conflit  entre  la  Grece  et  la 
Roumanie  conceraant  Taffaire  Zappa  et  Zur  Zappa-Frage,  Zeitschrift  für  intern.  Privat- 
und  Strafrecht,  1894,  p.  329.  —  Louis  Renault,  Du  droit  pour  une  personne  morale 
etrangere  de  recueillir  par  succession  un  immeuble  situ^  en  France,  J.  I.  P.,  t.  XX, 
p.  1118.  —  Streit,  L'affaire  Zappa,  conflit  greco-roumain,  1894.  —  Typaldo- Bas sia, 
Le  legs  Zappa,  conflit  greco-roumain,  Revue  politique  et  parlementaiie,  mars  lc>95. 
—  Weiss,  Differend  relatif  k  la  succession  Zappa,  Archives  diplomatiqnes,  2«  ser., 
t.  48,  p.  127.  —  Woeste  et  Le  Jeune,  Du  droit  pour  une  personne  morale  etrangere 
de  recueillir  par  succession  un  immeuble  situ^  en  Belgique,  J.  I.  P.,  t.  XX,  pp.  1123 
et  1126.  —  X.  L'affaire  Zappa  et  le  conflit  gr^co-roumain.  R.  D.  L,  t.  XXVI,  p.  165.  — 
S.  auch  F^raud-Giraud  et  Lehr.  —  Missir,  La  question  de  la  comp^tence  dans 
l'affaire  Zappa.  J.  I.  P.,  t.  XXI,  p.  776] 

3)  [S.  TAnnuaire  de  Tlnstitut  de  Droit  intern.,  t.  XVI,  pp.  307  et  sniv.  —  S.  auch 
Dupuis,  Llnstitut  de  Droit  international,  Session  de  Gopenhague  (aoüt  1897),  R.  D. 
L  P.,  t.  IV,  pp.  758  et  suiv.] 
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Es  ist  nicht  angängig,  fremden  Staaten  die  privatrechtliche  Persönlich- 
keit abzustreiten.  Es  kann  ihnen  nicht  verwehrt  werden,  im  Auslande 
Lieferungsverträge  abzuschliessen,  Anleihen  aufzunehmen,  Kanonen,  Waffen 
und  Schiffe  zu  kaufen.  Wollte  man  fremden  Staaten  die  privatrechtliche 
Persönlichkeit  nehmen,  so  würde  man  schliesslich  dazu  kommen,  auch  ihre 
politische  Persönlichkeit  zu  leugnen.  —  Die  Staatenpraxis  und  die  Ge- 
wohnheit erkennt  die  privatrechtliche  Persönlichkeit  der  Staaten  an. 
Eine  bemerkenswerte  Anwendung  dieses  Grundsatzes  besteht  darin,  dass 
sogar  der  Erwerb  eines  Grundstückes  gestattet  ist;  so  kann  beispielsweise 
ein  Staat  auf  dem  Gebiete  eines  andern  Staates  Eigentümer  des  Gebäudes 
sein,  das  seinem  Gesandten  und  seiner  diplomatischen  Mission  als  Wohnung 
dient. 

Aber  diese  privatrechtliche  Persönlichkeit  kann  nicht  der  politischen 
Persönlichkeit  und  der  Autonomie  der  andern  Staaten  übergeordnet  sein. 
Die  gegenseitige  Unabhängigkeit  der  Staaten  lässt  es  nicht  zu,  dass  die 
innere  Souveränität  eines  Staates  der  Souveränität  eines  andern  Staates 
mittelbar  oder  unmittelbar  unterworfen  werde.  Hieraus  ergibt  sich  mit 
Notwendigkeit,  dass  die  privatrechtliche  Fähigkeit  jedes  Staates  —  die 
innerhalb  der  eigenen  Grenzen  in  vollem  Umfange  besteht  —  hinsichtlich 
der  Erwerbungen  auf  dem  Gebiete  anderer  Staaten  an  der  Souveränität 
und  der  Gesetzgebung  dieser  Staaten  ihre  Schranken  findet. 

Jeder  Staat  kann  kraft  der  ihm  gebührenden  Autonomie  und  innern 
Souveränität  verlangen,  dass  fremde  Staaten  auf  seinem  Grund  und  Boden 
und  innerhalb  seines  Gebietes  ihre  Rechtsfähigkeit  zu  verfügen,  anzunehmen, 
entgeltlich  oder  unentgeltlich  zu  erwerben,  nur  mit  Genehmigung  und 
Zustimmung  seiner  Regierung  geltend  machen.  Die  eigene  Sicherheit 
gebietet  dem  Staate  keinen  Rechtserwerb  zuzulassen,  der  möglicherweise 
Anlass  zu  Streitigkeiten  oder  zu  einer  Gefährdung  geben  könnte.^) 

284.  —  e)  Sanktion  des  Rechts  auf  Achtung.  —  Der  in  seinem 
Rechte  auf  Achtung  verletzte  Staat  kann  Schadloshaltung  oder  Genug- 
tuung verlangen;  —  Schadloshaltung  in  Gestalt  der  Zahlung  einer  Ent- 
schädigungssumme, wenn  ihm  ein  materieller  Nachteil  zugelegt  worden 
ist;  —  Genugtuung,  wenn  seine  Ehre  oder  Würde  angegriffen  worden  ist. 
Die  Art  der  Genugtuung  hängt  von  den  Tatumständen  ab.  Sie  besteht 
je  nach  der  Sachlage  in  Erklärungen  auf  diplomatischem  Wege,  in  Ent- 
schuldigungen, in  der  Missbilligung  des  Verhaltens  eines  Beamten,  in  der 
Verfolgung  der  Urheber  der  Kränkung  und  in  der  Bestrafung  der  Schuldigen. 
Fast  sämtliche  Strafgesetze  haben  Vorschriften  für  diesen  Fall  (Franzö- 
sisches Strafgesetzbuch  Art.  84  und  85.  —  Gesetze  vom  29.  Juli  1881 
Art.  36  und  37  und  vom  16.  März  1893.  —  Belgische  Gesetze  vom 
20.  Dezember  1852  Art.  1  und  vom  12.  März  1858  Art.  6.  —  Belgisches 
Strafgesetzbuch  Art.  123.  —  Deutsches  Strafgesetzbuch  §§  103  und  104). 
Das  Mass  und  die  Ai-t  der  Genugtuung  muss  im  richtigen  Verhält- 
nisse zu  der  Schwere  der  zugefügten  Kränkung  stehen.  Wird  eine  Sühne 
verweigert,  so  kann  der  beleidigte  Staat  zur  Waffengewalt  greifen.  — 
Im  Jahre  1827  versetzte  der  Dey  von  Algier  dem  französischen  Konsul 
Deval  einen  Schlag  mit  einem  Fächer.  Trotzdem  Admiral  Duperöe  darauf 
Algier  am  12.  Juni  1827  blockierte,  verweigerte  der  Dey  jede  Genugtuung. 

1)  Moreau,  De  la  capacite  des  Etats  ^trangers  poor  receToir  par  testament  en 
France,  J.  I.  P.,  t.  XIX,  p.  337.  —  [S.  auch  Laine,  Des  personnes  morales  en  Droit 
international  prive,  J.  I.  F.,  t  XX,  pp.  273  et  s.  —  Sacopoulo,  Des  personnes  morales 
en  droit  international  prive,  1898.  —  Flore,  De  la  personnalite  de  l'Etat,  R.  D.  I.  P., 
i  I,  p.  347.] 
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Die  Folge  war  der  Eriegszng  Frankreichs  gegen  Algier  unter  dem  Ober- 
l)efehl  des  Generals  Bonrmont.  Algier  kapitulierte  am  5.  Juli  1830.  Der 
Dey  behielt  zwar  sein  Leben,  aber  er  masste  seine  Staaten  an  Frankreich 
abtreten. 

C.  —  Becht  auf  freien  Verkehr. 

285.  —  Die  Natur  hat  die  Erzeugnisse,  die  zum  Leben  notwendig, 
nützlich  oder  angenehm  sind,  ttber  die  ganze  Erde  hin  verstreat.  Zur 
Erlangung  dieser  Gttter  dient  dem  Menschen  der  Austausch.  Handel  und 
Verkehr  ist  fttr  die  Nationen  ein  ebenso  grosses  Erfordernis,  wie  fKr  die 
einzelnen  Menschen. 

Es  folgt  hieraus,  dass  die  Staaten  ein  Becht  auf  Verkehr  besitzen, 
wie  sie  ein  Becht  auf  Unabhängigkeit,  Souveränität  und  Gleichheit  haben. 
—  Die  Schriftsteller  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  haben  diese  Frage  in 
ausführlicher  Weise  behandelt  und  dabei  wesentliche  Unterschiede  zwisch^ 
dem  Bechte  zu  kaufen  und  dem  Bechte  zu  verkaufen  aufgestellt.  Alle 
aber  erkennen  an  „dass  die  Verpflichtung,  mit  andern  Verkehr  zu  treiben 
an  sich  nur  unvoUkonmien  ist,  und  dass  ihr  auch  nur  ein  unvollkommenes 
Becht  entspricht;  sie  erlischt  vollständig  in  allen  den  FäUen,  wo  der 
Verkehr  uns  nachteilig  sein  würde"  (Vattel).  —  Jeder  Staat  ist  unstreitig 
berechtigt,  sich  zu  weigern,  mit  der  einen  oder  andern  Nation  in  Verkehr 
zu  treten,  und  folglich  auch,  wenn  er  Verkehr  pflegt,  die  Bedingungen 
und  Beschränkungen  aufzustellen,  die  er  in  seinem  Interesse  für  erforderlich 
erachtet  (G.  F.  von  Martens  —  Heffter,  §  83). 

Mit  andern  Staaten  Verkehr  pflegen,  ist  also  eine  blosse  Befugnis, 
die  sowohl  aus  dem  Bechte  der  Selbsterhaltung,  wie  aus  dem  der  Souve- 
ränität und  der  Unabhängigkeit  folgt;  es  handelt  sich  also  nicht  um  ein  selb- 
ständiges Becht  mit  einer  dementsprechenden  Pflicht.  —  Die  Handelsfreiheit 
beruht  völkerrechtlich  auf  der  ßefiignis  der  Staaten,  Verkehrsbeziehnngen 
untereinander  anzuknüpfen,  ohne  dass  andere  Nationen  die  Betätigung 
des  Verkehrs  hindern  dürften,  und  weiter  auf  der  Befugnis,  die  Verkehrs- 
beziehnngen den  Einschränkungen  und  Bestimmungen  zu  unterwerfen,  die 
der  Staat  im  Interesse  seiner  eigenen  Wohlfahrt  für  notwendig  oder  auch 
nur  für  nützlich  erachtet. 

286.  —  Es  steht  in  der  Macht  eines  jeden  Staates,  seinen  Angehörigen 
vollkommen  freien  Verkehr  mit  Fremden  zu  gestatten  —  oder  sein  Gebiet 
für  gewisse  Waren  wegen  deren  Beschaffenheit  oder  Herkunft  zu  ver- 
schliessen  —  oder  die  Waren  gewissen  Abgaben  zu  unterwerfen,  —  nur 
einige  seiner  Häfen  dem  fremden  Schifbverkehre  zu  ölBhen  —  eine  Nation 
vor  einer  andern  durch  besondere  Bestimmungen  in  Handelsvertragen 
usw.  zu  begünstigen  —  kurz,  die  Schranken  des  Handels  mit  fremden 
Nationen  enger  oder  weiter  zu  ziehen.  —  Ein  Staat  kann  im  Hinblick 
auf  gewisse  Möglichkeiten,  wie  wegen  eines  drohenden  Krieges,  die  Aus- 
fuhr gewisser  Gegenstände,  beispielsweise  von  Pferden,  ganz  oder  für  eine 
längere  oder  kürzere  Zeitdauer  untersagen  —  oder  wegen  einer  Viehseuche 
die  Einfuhr  gewisser  Tiere  verbieten.  —  Um  die  Entstehung  oder  Ent- 
wicklung gewisser  Gewerbezweige  auf  seinem  Gebiete  zu  fördern,  ist  der 
Staat  berechtigt,  die  Einfuhr  von  Erzeugnissen  ähnlicher  ausländischer 
Industrien  mit  Schutzzöllen  zu  belegen.  —  Fast  alle  Seestaaten  behalten 
ihren  Angehörigen  den  Betrieb  der  Küstenfrachtfahrt  und  die  Ettsten- 
flscherei  vor  (No.  518).  —  Der  Staat,  der  dergleichen  Beschränkungen 
verfügt,  verletzt  hierdurch  niemand.    Sein  Verhalten  ist  jedes  Vorwurfs 
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frei,  weil  er  nur  seine  Rechte  auf  Unabhängigkeit  und  Souveränität  zur 
Geltung  bringt.  Wiewohl  mithin  die  heutigen  Verhältnisse  alle  Staaten 
unwiderstehlich  in  Verkehr  untereinander  ziehen,  so  kann  doch  die  Weigerung 
eines  iStaates,  mit  andern  Nationen  in  Verkehr  zu  treten,  nicht  als  völker- 
rechtswidrig gelten.  Die  Abschliessung  an  sich  verletzt  noch  keinen  andern 
Staat  (Geffcken-Heffter,  §  33).  Sie  mag  eine  verkehrte  Politik  sein, 
keineswegs  ist  sie  aber  ein  Verstoss  gegen  die  Rechtsordnung. 

287.  —  Lange  weigerten  sich  China  und  Japan,  mit  den  europäischen 
und  amerikanischen  Staaten  Verkehr  zu  unterhalten.  England  und  Frank- 
reich ergriffen  die  Gelegenheit,  um  aus  Anlass  von  Seeräubereien, 
Plünderungen  Gestrandeter  und  anderer  Verbrechen  China  mit  Kanonen- 
kugeln zu  zwingen,  seine  Häfen  dem  europäischen  Handel  zu  öffnen  und 
es  durch  das  Gesetz  des  Stärkern  zu  nötigen,  seine  Erzeugnisse  gegen 
europäische  Waren  umzutauschen.  Der  zwischen  England  und  dem  himm- 
lischen Reiche  geschlossene  Vertrag  von  Nanking  (29.  Juni  1842)  gestattete 
den  Engländern,  sich  an  fünf  Hafenplätzen,  nämlich  in  Kanton,  Amoy, 
Fu-tscheu,  Ningpo  und  Shanghai  niederzulassen  und  dort  Handel  zu  treiben. 
Zwei  Jahre  später  räumte  der  Vertrag  von  Whampoa  (24.  Oktober  1844) 
Frankreich  das  Recht  ein,  in  den  fiinf  Häfen  Handel  zu  treiben  und 
dort  Konsuln  oder  Konsularagenten  zu  bestellen.  Die  Verträge  von 
Tientsin  (26.  Juni  1858  und  9.  Juni  1885)  haben  diese  Bestimmungen 
erneuert.  —  Durch  die  Abkommen  von  Tschi-fu  (13.  September  1876)  und 
von  Peking  (31.  März  1890)  wurde  England  ermächtigt,  einen  der  Haupt- 
ströme Chinas,  den  Jangtse-kiang,  mit  Dampfschiffen  zu  befahren  und  in 
der  Provinz  Tse-tschuan  Handel  zu  treiben.^)  [Jüngsthin,  im  Jahre  1898 
und  1899  hat  die  chinesische  Regierung  aus  freien  Stücken  andere  Hafen- 
plätze, nämlich  Jo-tschou-fii,  in  Hunan,  die  Bucht  San-tu-ngao,  den  Bezirk 
Fu-ning-fu  in  Fokien  und  die  Insel  Tsing-wang-tao,  Bezirk  Fu-ning-hsien 
in  Tschili  dem  internationalen  Verkehre  geöffnet.  Der  Hafen  von  Nanking 
ist  am  1.  Mai  1899  auf  das  Gesuch  und  die  diplomatischen  Schritte  Eng- 
lands hin  freigegeben  worden.^)  Auf  die  von  den  Vertretern  der  Mächte 
in  Peking  unternommenen  gemeinsamen  Vorstellungen  sind  auch  die  Binnen- 
gewässer Chinas  im  Monat  Juli  1898  dem  allgemeinen  Verkehre  geöffiiet 
worden.^) 

Japan  öffnete  durch  den  Vertrag  von  Nagasaki  (14.  Oktober  1854) 
die  Hafenplätze  Nagasaki  und  Hakodate  den  englischen  Schiffen.  Die 
Franzosen  wurden  durch  den  Vertrag  von  Yeddo  vom  9.  Oktober  1858 
zu  denselben  Hafenplätzen  zugelassen.  —  In  den  darauf  folgenden  Jahren 
oBterzeichneten  die  meisten  europäischen  Staaten  ähnliche  Verträge.  Japan, 
bis  dahin  den  Fremden  verschlossen,  öffnete  sieben  Häfen.  In  jedem  Hafen 
räumte  es  ihnen  ein  Gebiet  ein,  wo  sie  sich  niederlassen  konnten.  Die 
Fremden  blieben  den  örtlichen  Gesetzen  und  Gerichten  entzogen.  Seit 
dieser  Zeit  nimmt  die  japanische  Seide  einen  bedeutenden  Platz  auf  den 
europäischen  Märkten  ein.*)  —  1889  erklärte  die  japanische  Regierung 
neue  andere  wichtigere  Hafenplätze  als  geöffnet  für  den  Ausfuhrhandel.  — 
[Durch  die  seit  1894  mit  den  europäischen  Staaten  abgeschlossenen  Ver- 
träge, die  1899  in  Kraft  getreten  sind,  ist  ganz  Japan  dem  fremden 
Handel  freigegeben  worden.] 

1)  La  Yie  politique  k  l'etranger,  aosee  1890,  pp.  385  et  467. 

2)  [Frauzosisches  Gelbbuch  über  China,  1898—1899,  pp.  160  et  sj 

3)  [Das  Yorbezeichnete  Gelbbnch,  pp.  149  et  s.  S.  in  dem  Gelbbuche  auch  den 
Text  der  Bestimmung,  die  sich  auf  die  fremde  Dampfschiffahrt  auf  den  Flossen  im 
Innern  Chinas  bezieht.] 

4)  Lawrence-Wheaton,  Commentaire,  t.  J,  pp.  126  et  s. 
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388.  —  Kein  Staat  kann  von  einem  andern  Staate,  mit  dem  seine 
eigenen  Untertanen  Handel  treiben,  verlangen,  dass  er  den  Wettbewerb 
eines  dritten  Staates  auf  seinem  Gebiete  untersage.  Die  Spanier,  Porta- 
giesen  und  Holländer  haben  in  frühern  Zeiten  vergeblich  versochtf  sich 
den  Alleinhandel  nach  Ost-  und  Westindien  vorzubehalten.  Ihre  über- 
triebenen Ansprüche  blieben  erfolglos.  Heute  kann  der  Ausschluss  des 
Wettbewerbs  eines  Staates  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  des  Ver- 
kehrs zwar  durch  Handelsverträge  in  Verbindung  mit  Zolltarifen  erreicht 
werden,  aber  eine  solche  Anordnung  setzt  mit  Notwendigkeit  die  Zu- 
stimmung des  Staates,  den  man  ausschliessen  will,  voraus,  und  dieser 
Staat  wird  hierin  nur  gegen  bestimmte  greifbare  und  wichtige  Vorteile 
einwilligen. 

389.  —  Kolonien  gelten  nicht  als  dritte  Staaten.  Sie  hängen  vom 
Mutterlande  ab  und  bilden  einen  Bestandteil  des  Gebietes  dieses  Staates. 
Das  Mutterland  kann  sich  den  AUeinhandel  mit  den  Kolonien  vorbehalten 
(Systeme  colonial).  Diese  Massregel  mag  volkswirtschaftlich  ein  Mssgriff 
sein,  rechtlich  ist  sie  aber  ebenso  statthaft,  wie  das  Verbot  der  EinAihr 
dieser  oder  jener  fremden  Ware.  Sie  besteht  in  einer  teilweisen  Ab- 
Schliessung  des  Staatsgebietes.  Sie  mag  unklug  sein,  aber  sie  ist  eine 
Betätigung  des  Rechts  auf  Freiheit.  Wenn  sie  auch  von  andern  Staaten 
als  Unhöf  Uchkeit  empfunden  werden  mag,  so  verletzt  sie  doch  nicht  deren 
Rechte.  —  Der  Staat  kann  auch  in  seinen  Kolonien  den  durch  Fremde 
vermittelten  Ein-  und  Ausfuhrhandel  mit  Eingangs-  und  Ausgangszöllen 
belasten,  während  seine  Angehörigen  hiervon  nicht  getroffen  werden. 
Dies  ist  ein  Mittel,  um  den  Handel  einer  jungen  Kolonie  mit  ihrem 
Mutterlande  zu  fördern  und  um  das  Mutterland  für  einen  Teil  der  Kosten, 
die  es  durch  die  Gründung  der  Kolonie  gehabt  hat,  mittelbar  schadlos  zu 
halten. 


Fünftes  Kapitel. 


Rlichten  und  Verantwortlichkeit  der  Staaten, 

290.  —  Ebenso  wie  bei  den  einzelnen  Menschen  die  Pflichten  den 
Rechten  entsprechen,  so  ist  es  auch  bei  den  Staaten.  —  Die  Rechte, 
die  die  Publizisten  und  das  internationale  Herkommen  den  Staaten  zu- 
erkennen, setzen  gegenseitige  und  entsprechende  Pflichten  voraus.  — 
Die  Rechte  der  Selbsterhaltung,  der  Unabhängigkeit,  der  Freiheit,  der 
Gleichheit  und  der  Achtung  mit  ihren  Folgerungen  hätten  nur  eine  ideale 
und  abstrakte  Bedeutung,  wenn  die  Staaten  nicht  wechselseitig  die  strenge 
Pflicht  hätten,  diese  Rechte  zu  achten.  —  Wie  die  Privatpersonen,  so 
können  auch  die  Staaten  den  Genuss  eines  Rechtes  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung beanspruchen,  dass  sie  auch  andern  die  Ausübung  des  gleichen 
Rechtes  zugestehen. 

So  ist  es  beispielsweise  einem  Staate  untersagt,  Verschwörungen  und 
Aufstände  im  Innern  eines  andern  Staates  zu  begünstigen,  —  auf  seinem 
Gebiete  die  Organisation  feindseliger  Unternehmungen  gegen  die  Besitzungen 
eines  andern  Staates  zu  dulden,  selbst  wenn  seine  Untertanen  nicht  daran 
teilnehmen  sollten,  —  fremden  Flüchtlingen  zu  erlauben,  auf  seinem  Boden 
einen  Angriff  gegen  ihr  Vaterland  vorzubereiten,  —  die  Unteitanen  eines 
andern  Staates  zur  Auswanderung  anzureizen  (aber  es  ist  erlaubt,  frei- 
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willige  Answanderer  bei  sich  aufzunehmen),  —  die  Münzen  eines  andern 
Staates  nachzuprägen,  —  zu  erlauben,  dass  seine  Flotte  eine  fremde 
Flagge  benutze,  —  die  von  der  Natur  gegebenen  Verhältnisse  eines  Nach- 
barstaates dadurch  umzugestalten,  dass  er  zum  Beispiel  den  gewöhnlichen 
Lauf  eines  mehrere  Länder  durchfliessenden  Stromes,  wie  die  Maas,  die 
Mosel,  die  Donau  usw.  verändert,  —  die  den  diplomatischen  Agenten 
gebührende  Achtung  zu  versagen  oder  zu  dulden,  dass  seine  Untertanen 
dies  tun,  —  die  Unverletzlichkeit  der  gesandtschaftlichen  Wohnung  oder 
die  der  Konsulararchive  zu  missachten  (vgl.  den  Vorfall,  der  sich  im 
Dezember  1887  hinsichtlich  des  französischen  Konsulats  in  Florenz  er- 
eignete) und  dergl. 

891.  —  Darf  ein  Staat  den  Bewohnern  eines  andern  Staates  den 
unschädlichen  Gebrauch  seiner  Land-  und  Wasserstrassen  oder  seiner 
sonstigen  öffentlichen  Verkehrsanstalten,  wie  z.  B.  der  Eisenbahn,  ver- 
sperren? —  Die  altern  Schriftsteller  haben  diese  Frage  erörtert;  sie 
sprechen  von  einem  jus  usus  innocui  und  jus  passagii  innocui.  Aber  sie 
streiten  über  die  rechtliche  Natur  dieser  Pflicht.  Ist  sie  vollkommen  oder 
unvollkommen?  Handelt  es  sich  nur  um  eine  wirkliche  Rechtspflicht  oder 
nur  um  einen  guten  Dienst?  Muss  man  nicht  gegenüber  einem  ringsum 
eingeschlossenen  Staate,  wie  es  z.  B.  Serbien  und  die  Schweiz  ist,  eine 
wirkliche  Eechtspflicht  annehmen?  Verletzt  nicht  ein  Staat,  der  den  Be- 
wohnern eines  andern  Staates  oder  deren  Waren  und  Gutem  den  Durch- 
gang durch  sein  Gebiet  unbedingt  verweigert,  das  Selbsterhaltungsrecht 
dieses  Staates?^) 


Erster  Abschnitt. 
Rlicht  des  gegenseitigen  Beistands. 

292.  —  Abgesehen  von  den  ausdrücklichen,  durch  Vertrag  begründeten 
besondem  Rechten  und  Pflichten,  sind  die  gesitteten  Staaten  gehalten, 
mh  gegenseitig  Beistand  zu  leisten,  um  die  Interessen  ihrer  Untertanen 
tunlichst  zu  schützen.  —  Diese  Beistandspflicht  äussert  sich  vornehmlich 
in  folgenden  Fällen: 

A.  —  Jeder  Staat  ist  verpflichtet,  fremde  Handels-  und  Kriegsschiffe 
in  seine  Häfen  und  Beeden  aufzunehmen,  wenn  sie  dort  Zuflucht  suchen, 
um  die  auf  der  Seereise  erlittenen  Havarien  auszubessern  oder  um  sich 
mit  Lebensmitteln,  Kohlen  oder  sonstigen  für  die  Seefahrt  nützlichen  oder 
notwendigen  Gegenständen  zu  versehen;  dies  umsomehr,  wenn  sich  die 
Schiffe  vor  einem  Unwetter  auf  hoher  See  flüchten  (Fiore,  Droit  int. 
codif.  Art.  347). 

293.  —  B.  —  Die  Seestaaten  müssen  einen  Bettungsdienst  organi- 
sieren oder  einrichten,  damit  die  Ortsbehörden  im  Falle  eines  Schiffbruchs, 
einer  Strandung  oder  eines  sonstigen  Unglücks  in  den  Küstengewässem 
eines  Staates  den  Schiffbrüchigen  die  erforderliche  Hilfe  bei  der  Bettung 
der  Fahrzeuge  und  deren  Ladung  bringen  oder  die  gestrandeten  Güter 
bergen  können.  Sie  haben  auch  Air  die  Rückbeförderung  fremder  Schiff- 
brüchiger in  ihre  Heimat  zu  sorgen  (a.  a.  0.  Art.  350  bis  357). 

1)  Grotius,  op.  cit.,  üb.  II,  cap.  II,  XI.  —  Vattel,  op  cit,  liv.  IL  eh.  IX  et  X 
§§  123  ä  134. 
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294.  —  C.  —  Auch  ohne  jeden  Vertrag  müssen  die  Staaten  sich 
gegenseitig  die  Verwaltung  ihrer  Justiz,  die  Ziyil-  und  Strafirechtspflege, 
nach  MögUchkeit  erleichtem  und  ihre  innere  Gesetzgebung  derartig  aus- 
gestalten, dass  ihre  Gerichte  auf  das  Ersuchen  einer  fremden  G^erichts- 
gewalt  IFntersuchungen,  Gutachten,  Vernehmungen  und  andere  für  die 
Rechtspflege  erforderlichen  gerichtlichen  Handlungen  vomehmea  können 
(a.  a.  0.  Art.  359).  —  Es  sei  bemerkt,  dass  diese  Pflicht  ihrer  Form  und 
ihrem  Umfange  nach  gegenwärtig  durch  eine  grosse  Zahl  von  Verträgen 
zwischen  den  zivilisierten  Staaten  näher  bestimmt  worden  ist.  Beispiele  : 
Verträge  Frankreichs  mit  Italien  vom  1.  September  1860  und  mit  der 
Schweiz  vom  15.  Juni  1869,  femer  alle  Auslieferungsverträge. 

294.  a)  —  D.  —  Die  Staaten  müssen  sich  miteinander  ins  Einver- 
nehmen setzen,  um  die  Fragen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  die  das 
internationale  Interesse  so  wesentlich  berühren,  zu  regeln  und  durch 
Abhaltung  von  Sanitätskonferenzen,  Errichtung  von  Gesundheitsämtern, 
Erlass  von  polizeilichen  Bestimmungen  in  den  iSeehäfen  &.  dergL  die  Aus- 
breitung ansteckender  Krankheiten  und  die  Einschleppung  von  Epidemien 
zu  verhüten. 

Diese  Pflicht  des  gegenseitigen  Beistandes  bildet  in  den  verschiedenen 
Gestaltungen,  in  denen  sie  sich  äussert,  keine  Eechtspflicht.  Sie  ist  viel- 
mehr eine  rein  moralische  Pflicht.  —  Kein  Staat  kann  einen  andern  zu 
ihrer  Erfüllung  anhalten.  —  Er  besitzt  gegen  ihn  nur  die  Waffe  der 
Reziprozität. 


Zweiter  Abschnitt. 
Pflicht  der  Nichtintervention. 

[Arntz.  Da  difföread  n6  entre  la  Gr^ce  et  Is  Turqule  par  soito  da  inHik  de  Berlin  du  13  jniUet  197:1, 
R.  D.  I^  t  XIII,  p.  246.  —  BescliirowBky.  L'interreation  et  la  p^ninsale  balkaolqae,  1B92.  —  B^cUrd. 
La  qaestion  d^Orient  depais  ses  origines,  Revue  politique  et  parlementaire,  1899,  t  XX,  p.  358.  —  Bourgeois. 
Le  prlocipe  de  non-lnterrention,  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  746.  —  Brecher  de  laPHch^re.  Solidarit«  et  soav«- 
rainetö,  R.  D.  I.,  t  XXVI,  p.  415.  —  Carnazza-Amarl.  Noarel  expos6  da  principe  de  non-interreniioiL, 
R.  D.  I.,  t  V,  p.  352  et  531.  —  Choublier.  La  qaestion  d'Orient  depois  le  traltö  de  Berlin,  2e  Mit,  1899.  — 
C i m b a  1  i.  n non  interv ento,  1889.  —  Drlaalt  La qoestlon  d*Orient  depois  ses origines jasqa'A  nos  jonrs.  1888. 
—  Engelhardt  La  Torquie  et  le  Tarnzlmat,  1882-84.  —  Le  droit  d'interrention  et  la  Tnrqoie^  B.  D.  L.  t  XII, 
p.  368.  —  Fedozzi.  Saggio  sul  interrento,  1899.  —  Fi^Töe.  De  TEspagne  et  des  consteaences  de  rivter- 
ye&tion  arm6e,  1823.  —  DeFloecker.  De  Tintervention  en  Droit  international,  1896.  —  Lee  cons^n^nces 
de  rintervention,  R.  D.  L  P.,  t  III,  p.  329.  —  Geffcken.  Das  Recht  der  Int«rvention,  1887.  —  Hantefeaille. 
Le  principe  de  non-intervention  et  ses  applications,  1863.  —  Heiberg.  Das  Prinzip  der  NichtinteiTeatioD, 
1842.  —  Kamarowsky.  Le  principe  de  non-intervention.  —  Kamptz.  Völkerrechtliche  ErOrtening  des 
Rechts  der  enropAischen  MAchte  in  die  Verfassang  eines  einzelnen  Staates  sich  einzamischen,  1831.  — 
Kaponstine.  he  droit  d'interrention.  —  Kasparek.  Grundsätze  des  Hago  Grotias  über  das  InterrentioBS- 
recht  (polnisch).  —  Kebedgy.  De  Tintervention.  Theorie  g6n6rale  et  Made  sp^iale  de  la  qaestioa 
d*0rlent,  1890.  —  F.  deMartens.  Etades  diplomaüqnes  sur  la  qaestion  d'Orient  —  RenöMillet.  Les  nauoBS 
chr^tiennes  et  la  qaestion  d'Orient,  Reyne  des  Deax-Mondes,  1er  novembre  1890.  -—  MiloTanowitch.  Les 
traitte  de  garantie,  18^  pp.  43  k  103,  165,  299  et  s.,  340  et  s.  —  De  Monicaalt  La  qneetaon  d'Orient,  le 
traitö  de  Paris  et  ses  saites  (1856-1871),  1898.  —  Nys.  Le  concert  europton  et  la  notion  dn  Droit  intc^mational, 
R.  D.  I.,  t.  I  (2e  sörie),  p.  178.  —  Oliya.  Del  diritto  d'intervento,  188L  —  Olivi.  La  qneetione  de^l  diritt« 
intenrento,  Archivo  ginridico,  1880.  —  Philaretos.  Das  Ausland  und  das  Königreich  Griechenland  1821-1897 
(griechisch).  —  Rolin-Jaequemyns.  Le  droit  intern,  et  laquestion  d'Orient,  R-D.I^  tVin,p.293et  p.811.  — 
Les  «Ttoements  d'Orient,  R.  D.I.,  tX,P- 6-  —  Da  droit  d'intervention,  R.  D. L,  tVill,  p.673;  L  IX,  p.  108.  —  La 
qaestion  d'Orient  en  1885,  R.  D.  I.,  t.  XVUI,  pp.  373,  504,  581;  t  XIX,  p.  37.  —  Rotteck.  Das  Recht  der  Ein- 
mischung,  1845.  —  Saripolos.  La  qaestion  gr6co-torqae  aprte  Tacte  final  de  la  Conference  de  Berlin,  R.D.L 
t.  Xni,  p.  231.  —  Stapleton.  Intervention  and  Non  Intervention,  or  the  foreign  poUcy  of  GreatBritain  trom 
1790-1865,  1866.  —  Straach.  Zur  Interventionslehre,  1879.  —  Tanovicano.  De  rintervention  an  point  de 
▼ue  da  Droit  international,  1884.  —  Vidari.  Del  principe  dl  intenrento  e  di  non  intenrento,  1868.  —  Warton. 
De  l'assistance  pr6t6e  k  one  insnrrection  «trangftre,  J.  L  P.,  t  X.] 

Bern  er  in  BhmtscMia  Staatneörterbueh  ».  v.  Intervention.  —  Jellinek,  China  im4  daa  Vdlkerreckf, 
Deutgehe  JuriHengeitungy  V.  Jahrgangy  Ko.  J9. 

995.  —  Der  Ausdruck  Intervention  oder  Einmischung  bezeichnet 
den  Eingriff  eines  Staates  in  die  innem  oder  äussern  Angelegenheiten 
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eines  andern  Staates;  sie  äussert  sich  darin,  dass  ein  fremder  Wille  gegen 
den  eigenen  Willen  eines  Staates  geltend  gemacht  werden  soU. 

Es  widerstreitet  dem  Grandsatze  der  souveränen  Unabhängigkeit  der 
Staaten,  dass  sich  ein  Staat  einmischt:  1.  in  die  innern  Angelegenheiten 
eines  andern  Staates,  um  diesen  zur  Annahme  einer  gewissen  Regierungs- 
form oder  gewisser  politischer  Einrichtungen  zu  nötigen,  oder  ihn  zu  ver- 
hindern, seinen  Wohlstand  zu  vermehren,  Handel  und  Gewerbe  auszudehnen, 
Kolonien  zu  erwerben  und  dergl.;  2.  in  die  äussern  Angelegenheiten,  um 
ihm  ein  Bündnis  mit  diesem  oder  jenem  Staate  aufzuzwingen  oder  zu 
untersagen,  um  seine  Streitigkeiten  zu  erledigen  oder  um  ihm  die  Be- 
dingungen seines  Einvernehmens  mit  andern  Staaten  vorzuschreiben.  Kein 
Staat  hat  das  Recht,  sich  unaufgefordert  in  die  innern  Angelegenheiten 
anderer  Staaten  einzumengen.  —  Man  treibt  Missbrauch  mit  dem  Worte 
Recht,  wenn  man  von  einem  Interventions  rechte  spricht,  sei  es  um  ein 
solches  zu  verteidigen  oder  zu  bekämpfen.  —  Die  Pflicht  der  Nicht- 
intervention  drängt  sich  allen  Staaten  auf.  —  Das  vermeintliche  Inter- 
ventionsrecht ist  nur  ersonnen  worden,  um  wirkliche  Anschläge  starker 
Mächte  gegen  schwächere  Staaten  mit  spitzfindigen  Gründen  zu  beschönigen. 
—  Es  gibt  kein  Interventionsrecht  und  es  kann  kein  solches  geben,  denn 
es  gibt  kein  Recht  wider  ein  Recht.  —  Das  wirkliche  Recht  ist  die  Un- 
abhängigkeit der  Staaten;  die  Intervention  ist  die  Verletzung  der  Un- 
abhängigkeit (Pradier-Fod6r6,  op.  cit.,  No.  355). 

Diejenigen  Handlungen  eines  Staates,  die  nicht  auf  der  Achtung  der 
Rechte  anderer  Staaten  beruhen,  sind  politische  Handlungen;  sie  stellen 
sich  nicht  als  die  Ausübung  eines  Rechtes  dar:  Dies  gilt  besonders  fiir 
die  Invervention. 

Eine  Einmischung  ist  eine  Erscheinung  im  politischen  Leben  der 
Nationen.  Je  nachdem  sie  nützlich  oder  schädlich  gewesen  ist,  war  sie 
politisch  gut  oder  schlecht. 

296.  —  Die  Form  der  Intervention  ändert  nichts  an  ihrem  innern 
Wesen.  Ob  es  sich  um  eine  bewaffnete  Intervention,  um  eine  militärische 
Besetzung,  oder  um  eine  diploinatische  Einmischung  durch  mündliche  oder 
schriftliche  Vorstellungen  handelt,  in  jedem  Falle  liegt  ein  Eingriff  vor. 
Beide  Interventionsarten  unterscheiden  sich  nur  durch  die  Dringlichkeit 
des  Vorgehens.  Eine  diplomatische  Einmischung  ist  oft  nur  die  Vor- 
läuferin einer  bewaffneten  Intervention.  —  Weder  die  eine  noch  die 
andere  Art  fusst  auf  einem  Rechte;  beide  sind  rein  tatsäctüiche  Vorgänge. 

397.  —  Die  Einmischung  kann  sich  auf  die  äussern  Beziehungen 
oder  auf  die  innern  Angelegenheiten  eines  Staates  erstrecken.  —  Wenn 
zwei  Staaten  sich  über  irgend  eine  Frage  nicht  einigen  können,  und  ein 
dritter  Staat  mengt  sich  in  ihren  Streit  ein,  ohne  hierzu  gebeten  worden 
zu  sein,  so  liegt  eine  Interventiou  vor.  —  Wenn  er  dagegen  von  den 
beiden  Teilen  ersucht  worden  ist,  sich  des  Streitfalles  anzunehmen,  so 
handelt  es  sich  nicht  mehr  um  eine  Einmischung,  sondern  um  eine  Ver- 
mittlung oder  Mediation.  Ausserdem  kann  auch  ein  dritter  Staat  den 
Staaten,  zwischen  denen  ein  Zwist  ausgebrochen  ist,  seine  guten  Dienste 
anbieten.  Ein  solches  Anerbieten  ist  keine  unerlaubte  Einmiscliung;  werden 
die  guten  Dienste  aber  zurückgewiesen,  so  kommt  es  häufig  vor,  dass  das 
Vennittlungsanerbieten  in  ein  Bündnis  mit  dem  einen  der  streitenden  Teile 
übergeht.  Die  Publizisten  haben  sich  namentlich  mit  der  Intervention  in 
die  innern  Angelegenheiten  eines  Staates  befasst.  Manche  lehren,  dass 
eine  eigentliche  Intervention  nur  im  Falle  einer  Einmischung  in  die  innern 
Angelegenheiten  vorhanden  sei  (Pradier-Fod6r6,  op.  cit.,  t.  I,  No.  359). 
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Die  Einmischimg  kann  eine  anmittelbare  oder  eine  verschleierte 
sein.  Es  ist  nur  ein  scheinbarer  Unterschied,  ob  ein  Staat  sich  selbst 
einmischt,  oder  ob  er  andern  yerbietet,  sich  einzumischen. 

Es  handelt  sich  immer  nm  einen  Eingriff  in  fremde  Angelegenheiten, 
nm  eine  Nichtachtung  der  Unabhängigkeit  anderer. 


§  1.  —  Lehrmelnung. 

298.  —  Es  gibt  nicht  viele  Materien,  die  mehr  Streitfragen  gezeitigt 
hätten,  als  die  Pflicht  der  Nichtintervention  oder  das  vermeintliche  Secht 
der  Intervention.  Alle  PabUzisten  sind  über  die  Bedenklichkeit  der  Ein- 
mischung  und  deren  Folgen  einerlei  Meinung.  Trotzdem  sind  ihre  Aus- 
fiihrungen,  soweit  sie  die  Beurteilung  der  Rechtsfrage  betreffen,  meist 
verworren  und  unklar.  —  Die  einen  stellen  die  Nichtintervention  als  eine 
strenge  Pflicht,  als  einen  unbedingten  Grundsatz  auf.  —  Die  andern 
lassen  zwar  auch  den  Grundsatz  der  Nichtintervention  gelten,  aber  sie 
unterwerfen  ihn  manchen  Ausnahmen  und  Beschränkungen.  So  Yattel 
(op.  cit.,  liv.  n,  eh.  IV),  Elüber  (op.  cit.,  §  51)  und  Neumann  (op.  cit^ 
§  14).  —  Die  einen  erblicken  in  der  Intervention  eine  durch  gewisse  Not- 
wendigkeiten gebotene  Gewalttat.  —  Die  andern  erweitem  oder  verringern 
je  nach  ihrer  persönlichen  Auffassung  den  Kreis  der  Ursachen,  die  die 
Intervention  erklären  könnten.  Hef fter  (op.  cit.,  §§  44  bis  46)  bekennt 
sich  klar  und  deutlich  zum  Grundsatze  der  Nichtintervention:  „sie  ist  die 
Begel,  eine  Intervention  die  Ausnahme  und  nur  aus  besondem  Gründen 
zu  rechtfertigen,  wozu  in  der  Praxis  freilich  nicht  immer  Rechtsgründe, 
sondern  oft  nur  einseitige  oder  vermeintliche  Interessen  gedient  haben. '^ 
Aber  er  lässt  die  Rechtmässigkeit  der  Einmischung  in  einigen  Fällen  zu. 
Geffcken  hat  diese  Lehre  in  seinen  Anmerkungen  berichtigt.  —  Wheaton 
hält  es  für  unmöglich,  eine  unbedingt  gültige  Regel  zu  geben.  —  Calvo 
schreckt  vor  den  Schwierigkeiten  der  Interventionslehre  zurück  und  glaubt, 
dass  die  Fragen,  die  sie  veranlasst,  auf  dem  Boden  der  tatsäx^hlichen 
Verhältnisse  gestellt  und  entschieden  werden  müssen  (op.  cit.,  §§110  ets.) 
—  Bluntschli  verwirft  zunächst  die  Intervention,  um  sie  doch  schliess- 
lich in  einigen  Fällen  zuzulassen,  (op.  cit.,  Art.  68  u.  69,  Art.  474  bis 
480.)  Funck,  Brentano  et  Sorel  lassen  die  Intervention  nicht  als 
ein  Recht  gelten,  weil  die  Souveränität  der  Staaten  ein  wesentlicher 
Grundsatz  des  Völkerrechts  sei.  Die  Intervention  werde  entweder  durch 
die  Notwendigkeit  geboten  oder  sie  sei  das  Ergebnis  ehrgeiziger  Gelüste 
und  Berechnungen.  Sie  sei  eine  Tatfrage,  keine  Rechtsfrage  und  sei 
daher  in  das  Gebiet  der  geschichtlichen  Kritik,  nicht  in  das  des  Völker- 
rechts zu  verweisen  (pp.  216  et  217). 

Nach  F.  von  Martens  (op.  cit.,  §  76)  ist  „die  Intervention  in  die 
Angelegenheiten  zwischen  zivilisierten  Nationen  prinzipiell  unzulässig  und 
immer  unerlaubt,  weil  sie  mit  der  Unabhängigkeit  der  Staaten  in  Wider- 
spruch steht." 

[Rivier  (op.  cit,  t.  I,  pp.  390  et  s.)  stellt  die  Unzulässigkeit  der 
Einmischung  eines  Staates  in  die  inneren  Angelegenheiten  eines  andern 
Staates  als  Regel  hin,  hält  sie  jedoch  in  zwei  Fällen  für  statthaft:  1.  wenn 
dem  Staate  das  Recht  dazu  vom  andern  Staate  selbst  eingeräumt  worden 
ist  durch  einen  Vertrag,  wo  dieser  Mitkontrahent  war,  und  2.  kraft  des 
Selbsterhaltungsrechtes,  wenn  die  Rechte  des  intervenierenden  Staates 
verletzt  oder  sogar  nur  geföhrdet  sind.] 
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§  2.  —  Staatenpraxis. 

299.  —  Wenn  wir  nach  der  Lehrmeiunng  die  Staatenpraxis  zu  Rate 
ziehen,  so  finden  wir,  dass  die  Staaten  je  nach  ihren  mehr  oder  weniger 
wohl  verstandenen  Interessen  die  Pflicht  der  Nichtintervention  bald  ange- 
rufen bald  zurückgewiesen  haben.  Im  allgemeinen  haben  sie  ihr  Ver- 
halten nach  ihren  eigenen  selbstsüchtigen  Plänen  und  Berechnungen  ein- 
gerichtet. Glaubten  sie,  dass  eine  Einmischung  in  die  Angelegenheiten 
eines  andern  Staates  im  Sinne  ihrer  Politik  und  ihrer  ehrgeizigen  Absichten 
lie^e,  so  beriefen  sie  sich  auf  das  Interventionsrecht.  Erachteten  sie  die 
Beseitigung  oder  die  Verhinderung  des  tätlichen  Eingreifens  anderer 
Staaten  für  nutzbringend,  so  bestritten  sie  diesen  die  Befugnis  zur  Ein- 
mischung. 

Man  hat  England  und  die  Verein.  Staaten  gelobt,  weil  sie  den  Grund- 
satz der  Nichtintervention  verteidigt  hätten.  Diese  Anerkennung  ist  weit 
davon  entfernt  verdient  zu  sein.  Wenn  sich  auch  England  zur  Zeit  der 
Einmischungen  Österreichs  in  Italien  (1821)  und  Frankreichs  in  Spanien 
(1823),  von  rein  selbstsüchtigen  Erwägungen  geleitet,  weigerte,  das  vom 
Grafen  Nesselrode  (in  seiner  Depesche  vom  31.  Januar  1821)  und  vom 
Fürsten  Metternich  (in  seiner  Depesche  vom  12.  Mai  1821)  zum  Ausdruck 
gebrachte  Einmischungssystem  als  einen  Grundsatz  des  Völkerrechts  anzu- 
erkennen, so  hat  es  doch  in  der  Depesche  Lord  Castlereaghs  vom 
19.  Januar  1821  erklärt,  „dass  keine  Regierung  geneigter,  als  die  britische 
Regierung  sei,  das  Einmischungsrecht  jedes  Staates  zu  wahren,  wenn 
seine  unmittelbare  Sicherheit  oder  seine  wesentlichen  Interessen 
durch  innere  Wirren  (internal  transactions)  eines  andern  Staates  ernst- 
lich gefährdet  würden."  —  Der  Herzog  von  Wellington  sagte  (1821), 
dass  die  britische  Regierung  es  als  eine  Verletzung  der  Grundsätze 
betrachte,  die  Innern  Angelegenheiten  eines  unabhängigen  Staates  zu 
rügen,  „es  sei  denn,  dass  diese  Angelegenheiten  die  wesentlichen  Inte- 
ressen der  Untertanen  Seiner  Majestät  beträfen!!"  —  Schlug  nicht 
Canning  eine  Übereinkunft  zwischen  England,  Frankreich  und  den 
Verein.  Staaten  vor,  worin  feierlich  erklärt  werden  sollte,  dass  die  Insel 
Kuba  für  alle  Zeit  dem  spanischen  Reiche  verbleiben  sollte?  (1823).  — 
Hat  sich  England  nicht  im  Jahre  1826  und  1834  in  die  Innern  Angelegen- 
heiten Portugals  und  1856  in  diejenigen  Neapels  eingemischt?^  Mengt 
sich  England  nicht  seit  dem  Jahre  1840  (und  noch  vorher)  bei  jeder 
Gelegenheit  in  die  türkisch-ägyptischen  Angelegenheiten  ein?  —  England 
hat  sich  stets  das  Recht  angemasst,  in  die  Innern  Angelegenheiten  anderer 
Staaten  einzugreifen;  aber  es  lässt  nicht  zu,  dass  diese  Befugnis  auch 
allgemein  und  schlechthin  für  andere  Staaten  gelten  soll. 

300.  —  Einer  eigenartigen  Missdeutung  der  Worte  ist  es  zuzuschreiben, 
dass  man  in  der  bertlhmten  Erklärung  des  Präsidenten  der  Verein.  Staaten, 
die  unter  dem  Namen  Monroelehre  bekannt  ist,  die  Verkündung  des 
Grundsatzes  der  Nichtintervention  gefunden  haben  will.  —  Diese  Erklärung 
ist  in  einer  Botschaft  enthalten,  die  der  Präsident  Monroe  bei  Gelegen- 
heit des  Unabhän8:igkeitskampfes  der  spanischen  Kolonien  am  2.  Dezember 
1823  an  den  Kongress  der  Verein.  Staaten  gerichtet  hat.  —  Die  Botschaft 
enthält  zwei  Erklärungen;  die  eine,  die  heute  gegenstandslos  ist,  betrifft  die 
Kolonisation  des  amerikanischen  Festlandes;  die  andere  bezieht  sich  auf 


1)  Wheaton,  Elements,  t  I,  pari.  II,  eh.  I,  §§  5,  6,  8  et  16.  —  Histoire, 
4« Periode,  §§  22  ä  26,  t  II,  pp.  200  et  s.  —  Lawrence  sur  Wheaton,  Ck)mmen- 
taires»  t  II,  eh.  I,  §§  5,  6,  8,  16,  pp.  230  et  s.;  287  et  8.;  394  et  s.;  487  et  s. 
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die  angestellten  Versuche,  um  die  spanischen  Kolonien  unter  die  Herrschaft 
des  Mutterlandes  zurückzubringen.  Monroe  folgte  hierbei  der  Ansicht 
Jeffersons.  —  Die  Schriftsteller  haben  diese  Botschaft  in  yerschiedenem 
Sinne  ausgelegt.  Unseres  Erachtens  haben  sich  die  Verein.  Staaten  am 
Schlüsse  dieser  Botschaft  als  Beschützer  des  ganzen  amerikanischen  Fest- 
landes aufgeworfen.  Die  Botschaft  lässt  die  Einmischung  der  VorcsiL 
Staaten  in  alle  Angelegenheiten  Mord-  und  Südamerikas  zu.  Weit  davon 
entfernt  eine  Nichtintervention  zu  sein,  ist  die  Erklärung  recht  eig^entlich 
eine  ausdrückliche  Einmischung.  Der  Präsident  greift  zu  Drohung^en,  um 
den  europäischen  Staaten  zu  verbieten,  in  den  zwischen  Spanien  nnd 
seinen  Kolonien  entbrannten  Streit  einzugreifen.  —  Mit  Recht  bemerkt 
Pradier-Fod6r6  „indem  er  (der  Präsident)  erklärt,  dass  die  grosse 
amerikanische  Bepublik  jeden  Versuch  der  europäischen  Mächte,  ihr 
politisches  System  auf  irgend  eiuen  Teil  des  amerikamschen  Festlandes 
auszudehnen,  als  gefährlich  für  die  Buhe  und  Sicherheit  der  Union  erachte, 
hat  er  sich  mittelbar  in  die  Innern  Angelegenheiten  der  Bepubliken  der 
Neuen  Welt  mit  Ausnahme  der  der  Verein.  Staaten  selbst  eingemiselit; 
er  hat  eine  Intervention  im  voraus  zu  Gunsten  der  Union  vorgenommen;  denn 
andern  Staaten  die  Einmischung  verbieten,  heisst  sich  selbst  einmischen.*'  ^) 
Die  Botschaft  ist  von  nachhaltigem  Einflüsse  gewesen.  Die  öffentliche 
Meinung  liess  sich  über  ihre  eigentliche  Bedeutung  nicht  täuschen.  — 
Seitdem  haben  die  Verein.  Staaten  wiederholt  die  Monroedoktrin  angerufen, 
um  sich  in  die  Angelegenheiten  Mittelamerikas  einzumischen.  Sie  brachten 
sie  in  Erinnerung,  als  Frankreich  in  Mexiko  intervenierte  und  als  Kolumbien 
die  Genehmigung  zum  Panama-Kanal  erteüte.  —  Der  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  Blaine,  bemühte  sich  in  einem  Bundschreiben 
vom  Oktober  1881  und  in  einer  Depesche  vom  19.  November  1881  zu 
beweisen,  dass  die  Landenge  von  Panama  und  besonders  der  Kanal,  der 
sie    geplantermassen    durchschneiden   sollte,    unter    der  ausschliesslichen 


1)  Pradier-Fodere,  op.  cit,  No.  365.  —  Calvo,  op.  cit,  ^§  148  ä  150.  — 
Lawrence  sur  Wheaton,  Commentaires,  t  II,  p.  310  et  s.  —  ChretieD,  Principes, 
noB  291  k  293.  —  [S.  über  die  Monroelehre  besonders  Alvarez,  L'histoire  diplovnaiique 
des  Bepubliguea  amMxfins  et  la  cmfSrmce  dt  Mexico,  R.  D.  I.  P,,  IX,  p.  530.  — 
Barclay,  La  doctrine  de  Monroe  et  leV^nezu^la,  R.  D.I.,  t.  XXVIII,  p.  502.  —  ▼.  Bar, 
Une  nouvelle  application  de  la  doctrine  de  Monroe,  Cosmopolis,  fevrier  1896.  —  De 
Beaumarchais,  La  doctrine  de  Monroe,  2«  edit.,  1898.  —  De  Bustamante,  Le  canal 
de  Panama  et  le  Droit  international,  R.  D.  I.,  t.  XXVII,  p.  112.  —  Carnegie,  The 
Venezuelian  difficulty,  North  American  Review,  Februar  1896.  —  Catellani,  La 
questione  della  Venezuela  e  la  doctrina  dl  Monroe,   Nuova  Antologia,  Februar  1896. 

—  Cesped^s,  La  doctrina  de  Monroe,  1893.  —  Desjardins,  La  doctrine  de  Monroe, 
R.  D.  I.  P.,  t  III,  p.  137.  —  Dominguo  Esguerra,  La  doctrine  de  Monroe,  Annales 
de  jurisprudencia  (Colombie),  juin  1897  et  snivants.  —  Keasbey,  The  Nicaragua  canal 
and  the  Monroe  doctrine,  1896.  —  Master,  Origin,  meaning  and  application  of  the 
Monroe  doctrin,  1896.  ~  Merignhac,  La  doctrine  de  Monroe  ä  la  findu  XIX®  siecle, 
Revue  du  Droit  public,  1896,  p.  201.  —  Moore,  Les  Etats-Unis  et  la  politique  d'annexion, 
R.  D.  I.,  t.  XXVI,  p.  153.  —  La  doctrine  de  Monroe,  R.  D.  L,  t  XXVIII,  p.  301.  — 
The  Monroe  doctrine,  its  origin  and  meaning,  1895,  —  De  Olivart,  Le  differend  entre 
l'Espagne  et  les  Etats-Unis  au  sujet  de  la  question   cubaine,  R.  D.  I.  P.,   t.  IV, 

.  577;  t.  V,  pp.  358  et  449;  t.  VII,  p.  541.  —  P^tin,  Les  Etats-Unis  et  la  doctrine 
e  Monroe,  1900.  —  DePres8ense,La  doctrine  de  Monroe  et  le  conflit  angloamericain, 
Revue  des  Deux-Mondes,  15  janvier  1896.  —  Redaway,  The  Monroe  doctrin, 
1898.  —  Schieiden,  Die  rechtliche  und  politi9che  Seite  der  Banamafrage.  lYeussisAe 
Jahrbücher  49.  —  Scruggs,  Britisch  aggressions  in  Venezuela  or  the  Monroe 
doctrine  on  trial.  —  Sibley,  The  right  of  Intervention  and  the  Monroe  doctrine, 
The  law  Times,  4  janvier  1896.  —  Stoerk,  El  derecho  intemacional  americano, 
Revista  de  los  tribunales,  13  et  20  aoüt  1898.  —  Toro,  El  derecho  intemacional 
americano,  Revista  del  foro,  1899,  n«»  3  et  4.  —  T ucker,  The  Monroe  doctrine,  1885. 

—  X.  England,  Venezuela  and  the  Monroe  doctrine.  North  American  Review,  Juni  1895.] 
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Überwachung  der  Verein.  Staaten  stehen  mlisste.  —  Im  Jahre  1881  wollten 
die  Verein.  Staaten  Chile  nach  einem  siegreichen  Kriege  gegen  Pem  die 
Einyerleibnng  eines  Teiles  des  peruanischen  Gebietes  verwehren.  —  Im 
Jahre  1886  haben  sie  sich  in  die  Angelegenheiten  der  Insel  Enba  ein- 
gemischt. —  Im  Januar  1889  wurde  auf  den  Antrag  Edwards  vom 
amerikanischen  Senat  ein  Beschluss  angenommen,  der  gegenüber  den 
europäischen  Mächten  (Frankreich  war  damit  gemeint)  betont,  dass  die 
Monroelehre  noch  immer  Geltung  habe.  Eine  Botschaft  des  Präsidenten 
Harrison  war  in  demselben  Sinne  abgefasst.  —  [Von  neuem  wurde  die 
Monroelehre  in  den  Jahren  1895  und  1896  aus  Anlass  der  Grenzstreitig- 
keit zwischen  Grossbritannien  und  Venezuela  0  sowie  in  den  Jahren  1895 
bis  1897  gelegentlich  des  Aufstandes  auf  der  Insel  Kuba*)  bestätigt.] 


§  3.  —  Ffille  der  Nichtintervention. 

361.  —  Die  Geschichte  der  Neuzeit  ist  reich  an  Beispielen  von 
Interventionen.  Viele  Schriftsteller  rechnen  aber  auch  mehrere  Vorgänge 
hierzu,  die  sich  von  der  Intervention  wesentlich  unterscheiden  und  die 
nichts  weiteres  sind,  als  die  rechtmässige  Austlbung  eines  Bechtes.  — 
So  liegt  eine  Einmischung  im  wahren  Sinne  des  Wortes  nicht  vor,  wenn 
ein  Staat  allein  oder  in  Verbindung  mit  andern  Staaten  der  Zerstörung 
oder  Veränderung  des  bestehenden  internationalen  Gleichgewichts  ent- 
gegentritt, oder  wenn  er  sich  der  drohenden  Gebietsvergrösserung  eines 
gefürchteten  Nachbarstaates  widersetzt.  —  In  diesen  Fällen  kann  von 
einem  Eingriffe  in  rein  persönliche  Angelegenheiten  des  andern  Staates 
nicht  die  Bede  sein.  Es  handelt  sich  hier  vielmehr  darum  —  und  dies 
ist  etwas  wesentlich  anderes  —  die  Verwirklichung  politischer  Begehrlich- 
keiten, die  die  Sicherheit  aller  gefährden,  zu  durchkreuzen.  Die  ver- 
bündeten Staaten  machen  von  ihrem  Selbsterhaltungsrecht  gegen  den- 
jenigen Staat  Gebrauch,  der  das  Gleichgewicht  erschüttert  oder  seine 
Vorherrschaft  begründen  will.  —  Von  einer  eigentlichen  Intervention  kann 
man  daher  nicht  sprechen,  als  England  und  Frankreich  im  Jahre  1851 
nach  vorausgegangenen  Unterhandlungen  mit  den  Verein.  Staaten   und 


1)  [Die  Venezuela-Angelegenheit  ist  von  grosser  Bedeutung  für  die  zukünftige 
Gestaltung  der  Monroelehre.  Nachdem  sich  England  gegen  die  Anmassung  der 
Verein.  Staaten,  die  ihm  ihren  Schiedsspruch  in  der  venezolanischen  Angelegenheit 
aufdrängen  wollten,  nachdrucklich  verwahrt  hatte,  nahm  es  schliesslich  doch  durch 
den  Vertrag  vom  9.  November  1896  die  von  den  Verein.  Staaten  geforderte  Ent- 
scheidung durch  ein  Schiedsgericht  an.  Hiermit  ist  die  Monroelehre  ausdrücklich 
durch  einen  der  machtigsten  Staaten  der  alten  Welt  anerkannt  worden.  Vgl.  Costa, 
El  arbitrage  intemacional  y  la  cuestion  anglo-venezoland.  —  Man  kann  sogar  be- 
haupten, dass  ganz  Europa  auf  der  Friedenskonferenz  von  1899  darin  eingewilligt 
hat,  dass  ihm  die  Monroelehre  von  den  Verein.  Staaten  aufgezwungen  wurde.  Wieder- 
holt haben  nämlich  die  Verein.  Staaten  im  Haag  auf  diese  Lehre  hingewiesen;  sie 
haben  sogar  in  das  Protokoll  der  Konferenz  eine  diesbezügliche  Erklärung,  die  von 
Europa  angenommen  worden  ist,  einrücken  lassen:  nur  unter  dem  Vorbehalte  dieser 
Erklärung  liaben  sie  darin  eingewilligt,  den  Artikel  27  des  Abkommens,  wonach  die 
Signatarmächte  die  in  Streit  befindlichen  Mächte  daran  erinnern  können,  dass  ihnen 
der  ständige  Schiedshof  offen  steht,  zu  unterzeichnen.  S.  Lapradella,  La  Conference 
de  la  Paix,  R.  D.  L  P.,  t  VI,  p.  842;  Holls,  The  Monroe  doctrine  and  Peace  Con- 
ference, American  monthly  review  of  review,  november  1899,  pp.  559  et  s.] 

2)  IV^gl-  wegen  der  Kubanischen  Angelegenheit  ausser  den  bereits  oben  unter 
No.  143' und  No.  300,  Anm.,  angeführten  Schriften:  M&c  Farland,  The  right  of  the 
United  States  to  intervene  in  Cuba,  Albany,  Law  Journal  30.  April  1898.  —  Latane, 
Intervention  of  the  United  States  in  Cuba,  North  American  Review,  März  1898.  — 
P.helps,  L'intervention  des  Etats-Unis  ä  Cuba  1898.] 
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unter   deren  Zustimmnng  eine  Unternehmung  gegen  die  Insel  Kuba  ins 
Werk  setzten.    (Depesche  von  Lord  Rüssel  vom  16.  Februar  1853).^ 

302.  —  Eine  Intervention  liegt  auch  dann  nicht  vor,  wenn  ein  Staat 
einen  andern  durch  Repressalien  oder  durch  Waffengewalt  zwingt,  seine 
völkerrechtlichen  Verpflichtungen  zu  erfüllen  oder  Genugtuung  fttr  ein 
Unrecht  oder  fttr  eine  Beschimpfung  zu  leisten.  In  solchen  Fällen  wird 
gegen  den  Staat  ein  Druck  ausgeübt  oder  Gewalt  angewendet;  eine  Ein- 
mischung findet  aber  nicht  statt.  So  handelte  es  sich  nicht  um  eine 
eigentliche  Intervention  in  die  Angelegenheiten  der  Argentinischen  Republik, 
als  Frankreich  die  Häfen  dieses  Staates  blockierte  (1838—1840).  —  Das 
gemeinschaftliche  Vorgehen  Englands,  Spaniens  und  Frankreichs  gegen 
Mexiko  im  Jahre  1861  war  urspiUnglich  nicht  als  eine  Intervention  an- 
zusehen. Die  drei  Staaten  hatten  sich  zusammengeschlossen,  um  von 
Mexiko  Schadenersatz  für  die  Schädigungen  ihrer  Angehörigen  zu  verlangen 
und  die  Durchführung  der  von  diesem  Lande  übemonuneaen  Verpflichtungen 
zu  sichern.  Die  Unternehmung  verlor  aber  ihren  ursprünglichen  Charakter, 
als  sich  England  und  Spanien  von  dem  Bündnisse  zurückzogen.  Ais 
Napoleon  es  versuchte,  an  Stelle  der  Republick  ein  Kaiserreich  unter 
Maximilian  von  Österreich  zu  begründen,  da  lag  die  Intervention  klar  zu- 
tage.^) [Im  Jahre  1900  unternahmen  die  bedeutendsten  europäischen 
Mächte,  in  Verbindung  mit  Japan  und  deu  Verein.  Staaten  von  Amerika, 
eine  militärische  Expedition  gegen  China,  um  die  Ermordung  ihrer  Ge- 
sandten und  Untertanen  zu  rächen  und  diese  gegen  die  Räuberbanden,  die 
sog.  Boxer,  die  sich  unter  der  mehr  oder  weniger  zugestandenen  Ein- 
willigung der  chinesischen  Regierung  gebildet  und  die  die  entsetzlichsten 
Greueltaten  wider  die  Fremden  verübt  hatten,  zu  schützen,  um  einer 
ausdrücklichen  Kriegserklärung  gegen  €hina  aus  dem  Wege  zu  gehen,  gaben 
die  Mächte  vor,  dass  sie  in  der  Absicht  nach  China  zögen,  um  die  dortige 
Regierung  bei  der  Niederwerfung  des  Boxer-Aufstandes  zu  unterstützen.] 

303.  —  Wenn  ein  Staat  seine  Angehörigen  deu  Behörden  des  Landes,  in 
dem  sie  sich  niedergelassen  haben,  in  Empfehlung  bringt,  wenn  er  in  diploma- 
tischen Noten  ihre  Interessen  zu  verteidigen  sucht  oder  Schadenersatz  wegen 
erlittener  Nachteile  für  sie  verlangt  und  dergl.  mehr,  so  macht  sich  der 
Staat  keiner  Intervention  schuldig;  im  Gegenteil,  er  erkennt  die  Souveränität 
des  Staates,  an  den  er  sich  wendet,  an.  —  Aber  die  Grenze  ist  oft  schwer 
zu  ziehen  und  sie  wird  häufig  überschritten.  —  Fordert  ein  Staat  für 
seine  Untertanen  bessere  Bedingungen,  als  die,  unter  denen  die  Angehörigen 
eines  andern  Staates  selbst  leben,  verlangt  er  eigene  Gesetze  für  sie, 
hindert  er  die  Tätigkeit  der  örtlichen  Behörden,  entzieht  er  seine  Unter- 
tanen den  Gerichten  des  Landes,  in  welchem  sie  ansässig  sind  usw., 
so  liegt  der  Tatbestand  der  Intervention  vor. 

§  4.  —  Intervention  in  finanzielle  Angelegenheiten. 

304.  —  Im  19.  Jahrhundert,  dem  Jahrhundert  der  internationalen 
Anleihen,  ist  es  häufig  vorgekommen,  dass  die  Gläubiger  eines  fremden 


1)  S.  Lawrence  Wheaton,  op.  cit,  t.  II,  pp.  816  et  8.  —  [Ans  demselbeo 
Grunde  müsste  man  auch  annehmen,  dass  eine  eigentliche  Einmischong  nicht  Yoriag, 
als  Deutschland,  Frankreich  und  Rassland  nach  dem  chinesisch-japanischen  Kriege 
auf  Abänderung  einer  das  politische  Gleichgewicht  in  Ostasien  gefährdenden  Be- 
stimmung des  FriedensvertriEtges  von  Shimonoseki  drangen.  Vgl.  R.  D.  I.  P-,  t  II, 
pp.  455  et  s.] 

2)  Galvo,  op.  cit,  t.  I,  §  196.  —  Lawrence-Wheaton,  Oommentaires,  t.  II, 
pp.  339  et  8. 
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Staates  den  Schutz  ihrer  Begienmg  in  Ansprach  nahmen,  nm  die  Berichtigung 
ihrer  Forderungen  zn  erlangen  (Griechenland,  Türkei,  Ägypten,  Serbien, 
Portugal  usw.).  —  Theoretisch  ist  ein  Staat  nicht  berechtigt,  einen  andern 
Staat  zur  Zahlung  solcher  Schulden  zu  zwingen.  —  Mit  Recht  bemerkte 
Lord  Palmerston  in  einer  Depesche  vom  Januar  1848:  wenn  man  seine 
Kapitalien  fremden  Hegierungen  anvertraut  oder  wenn  man  auf  eine 
Anleihe  eines  fremden  Staates  zeichnet,  so  nimmt  man  eine  Geldspekulation 
vor.  Das  mit  einem  jeden  derartigen  Geschäfte  verknüpfte  Wagnis  ist 
auch  bei  der  Beteiligung  an  einer  staatlichen  Anleihe  vorhanden.  Die 
Darleiher  müssen  mit  der  Möglichkeit  der  Zahlungsunfähigkeit  eines 
Staates  ebenso  gut  rechnen,  wie  sie  es  im  Privatverkehre  tun.^) 

Tatsächlich  sind  die  europäischen  Eegierungen  zu  Gunsten  ihrer 
forderungsberechtigten  Untertanen  zwar  gegen  schwächere,  widerstands- 
lose Staaten  eingeschritten,  niemals  jedoch  auch  gegen  starke  Staaten,  die 
irgend  eine  Einmischung  in  die  Angelegenheiten,  die  sie  selbst  und  ihre 
Gläubiger  betrafen,  nicht  geduldet  hätten.') 

305.  —  Ein  beachtenswertes  Beispiel  einer  Intervention  zum  Schutze  der 
geldlichen  Interessen  der  Untertanen  bietet  die  im  Jahre  1876  in  Ägypten 
angeordnete  europäische  Eontrole,  die  durch  die  verrottete  Finanzver- 
waltung des  Khediven  hervorgerufen  wurde  (No.  189).  Sie  wird  von 
zwei  Beamten,  einem  Engländer  und  einem  Franzosen,  ausgettbt.  —  Ein 
Dekret  des  Ehediven  vom  27.  Januar  1878  setzte  eine  internationale 
Untersuchungskommission  ein.  Das  Finanzministerium  wurde  einem  Eng- 
länder, das  der  öffentlichen  Arbeiten  einem  Franzosen  übertragen.  —  Der 
Khedive  trachtete  danach,  sich  der  Fremden  zu  entledigen,  indem  er  eine 
nationale  Bewegung  verursachte.  —  Auf  den  Einspruch  der  Mächte, 
namentlich  England  und  Frankreichs,  wurde  Ismail  Pascha  durch  den 
Sultan  abgesetzt  (Juni  1879).  Der  neue  Khedive  ernannte  eine  Liquidations- 
kommission, die  sich  aus  Vertretern  Deutschlands,  Englands,  Österreichs, 
Frankreichs  und  Italiens  zusammensetzte.  Diese  Kommission  hat  das 
Liquidationsgesetz  vom  31.  März  1880  vorbereitet  (Archiv,  diplom«,  1880, 
1. 1,  p.  114).  Nach  der  Besetzung  durch  England  im  Jahre  1882  war 
die  Aufnahme  einer  neuen  Anleihe  notwendig  geworden;  sie  wurde  von 
den  Mächten,  die  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Finanzverhältnisse 
gewonnen  hatten,  garantiert  und  am  30.  Juli  1885  ausgegeben.  —  Die 
europäischen  Mächte  haben  im  Jahre  1890  wieder  interveniert,  um  die 
Umwandlung  der  privilegierten  Schuld  zu  genehmigen.') 

1)  CalTO,  op.  cit,  t  I.,  §  196.  —  Lawrence-Wheaton,  Gommentalres,  t  U, 
pp.  839  et  8. 

2}  [Alglave  et  Louis  Renault,  La  penonnalit^  de  TEtaten  mattere  d'emprnnt 
Le  gouTernement  portogais  et  Pemprunt  de  1832,  188a  —  Becker.  Etudes  de  droit 
ittternational.  Empronts  d'Etat  ^trangers  ea  France  (Emprant  don  Migael),  1874—75. 
—  Biena,  H  fidlimento  degli  Statt,  189a  ~  Lewandowski,  De  la  protection  des 
caintaux  empruntea  en  France  par  les  Etats  etrangers  ou  les  societ^s,  1896.  —  Meili, 
Der  Staatsbankerott  und  die  moderne  Rechtwissenschaft,  1895.  —  Pflug,  Staats- 
bankerott,  1898.  —  Politis,  Les  empmnts  d'Etat  en  droit  international,  1894.  — 
6.  such  KebedgT,  De  la  protection  des  creanciers  d'un  Etat  ätranger,  J.  I.  P.,  i 
XII,  p.  59,  nnd  Les  difficultis  financiires  de  la  Gr^  et  llnterrention  des  Etats 
Etrangers,  IL  D.  I.  P.,  t  I,  p.  261.  —  Jozon,  Inez^cution  des  jogements  pris  par 
I«8  goaTemements  relatiToment  an  payement  de  lenr  dette  publique:  cons^uences, 
R>  D.  L,  t  I,  p.  278.  —  X.  La  Situation  financi^re  de  la  Orice  et  llntenrention  des 

riTemements  etrangers,  Monde  economique,  septembre-octobre  1894.  —  S.  auch  R. 
L,  t  I,  p.  288,  und  R.  D.  L  P.,  t  I,  p.  291.] 
3)  S.  K  auf  f mann,  Le  droit  international  et  la  dette  publique  ^gyptienne,  R.  D.  L, 
XXn,  556  et  a;  t  XXIll  pp.  48,  144»  266  et  s.  —  Anatole  Leroy-Beaulieu,  Le  contrfile 
aaglo-firan^is  en  Egypte,  Reyue  des  Deux-Mondes,  1«  aofit,  1882.  —  [S.  fiber  die 

BoAfilt,  Lelutiieli  dM  YOUieireehts.  ü 
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306.  —  In  Tunis  wurde  im  Jahre  1869  eine  Überwachung  der  Finanz- 
verwidtung  durch  die  fremden  Mächte  begründet.  Im  Einverständnisse 
mit  dem  Bey  von  Tunis  setzten  England,  Frankreich  und  Italien  eine 
Finanzkommission  ein,  an  deren  Spitze  ein  Generalinspektor  der  franzö- 
sischen Finanzen  gestellt  wurde.  Seitdem  Frankreich  sein  Protektorat 
ttber  Tunis  errichtet  hat,  hat  das  Gesetz  vom  9.  Februar  1889  die  timesische 
Schuld  in  Schuldtitel  umgewandelt,  die  binnen  99  Jahren  zu  tilgen  sind 
und  die  von  Frankreich  garantiert  werden.^) 

[Nach  dem  türkisch-griechischen  Kriege  von  1897  entschlossen  sich 
die  Grossmächte,  eine  Eontrole  über  die  griechischen  Finanzen  auszuüben 
und  zwar  zum  Teil  zum  Schutze  ihrer  eigenen  Untertanen,  die  Inhaber 
griechischer  Titel  waren.*)] 

Eine  Intervention  zu  Gunsten  der  Untertanen,  die  Gläubiger  eines 
fremden  Staates  sind,  yerstösst  nicht  nur  gegen  das  Becht  auf  Unabhängig- 
keit, sondern  sie  ist  auch  wegen  ihrer  Folgen  bedenklich.  Die  E^p&id- 
lichkeit  der  Bevölkerung  gegen  die  Fremden  wird  gereizt  und  die  inter- 
nationalen Beziehungen  gestalten  sich  schwieriger. 


§  5.  —  Intervention  In  die  innere  Politik. 

307.  —  Ist  die  Einmischung  gerechtfertigt,  wenn  sie  das  Übergreifen 
einer  im  Nachbarstaate  ausgebrochenen  sozialen  oder  politischen  BevolutioQ 
auf  das  eigene  Staatsgebiet  zu  hindern  bezweckt?  Beispiele:  Erklärung 
von  Pillnitz  7.  August  1791  —  Vertrag  des  Yierbundes  vom  20.  NoTember 
1815.  —  Eongress  von  Laibach  und  Intervention  Österreichs  in  I^emont 
und  in  Neapel  (1821).  —  Eongress  von  Verona  und  InterventioQ  Frank- 
reichs in  Spanien  (1823).  —  Die  Frage  muss  unbedingt  verneint  werden. 
Bewegungen  und  Gärungen,  die  sich  im  Innern  eines  Landes  abspielen, 
dürfen,  so  lange  sie  sich  nicht  ttber  die  Landesgrenzen  hinauserstrecken, 
von  den  Nachbarstaaten  nicht  unterdrückt  werden.  —  Die  angrenzenden 
Staaten  können  zwar  zum  Schutze  ihres  eigenen  Landes  alle  erforderlichen 
Vorkehrungen  treffen,  aber  ihr  Selbsterhaltungsrecht  ermächtigt  sie  nicht, 
das  Recht  des  Nachbarstaates  auf  Unabhängigkeit  zu  verletzen.  —  Sucht 
dieser  jedoch  die  Unruhen  auch  jenseits  seiner  Grenzen  anzuziehen,  ver- 
sendet er  Truppen,   Waffen  oder  Gteld,  dann  kann  der  gestörte   Staat 

finanzielle  Stellung  Ägyptens:  Boustany ,  Leg  finances  de  l'Egypte,  1S9S.  —  Franconie, 
Le  contrdle  financier  international  en  Egypte,  Annales  des  Sciences  politiqnes, 
15  novembre  1S9S.  ~  S.  auch:  R.  D.  I.  F.,  t.  II,  pp.  229  et  s.  über  den  Vorsdilag 
der  Umwandlung  der  einheitlichen  Schuld,  der  im  Jahre  1S94  zur  Sprache  kam. 
Souchon,  A  pronos  de  Tuniflie  ^gyptienne,  Revue  politique  et  pailementaire,  aTril 
1895,  p.  122.  S.  über  den  Ansprach  der  ägyptischen  Regierung  (und  Englands),  einen 
Geldbetrag  ans  dem  Resenrefonds  der  Kasse  der  ägyptischen  Staatsschuld  zu  erheben, 
um  einen  Kriegszug  gegen  Dongola  zu  unternehmen:  Politis,  La  Gaisse  de  la  Dette 
^gyptienne;  ses  pouToirs  et  sa  responsabilit^,  R.  D.  I.  F.,  t  III,  p.  245,  et  Afiiaire  de 
la  Gaisse  de  la  Dette  publique  i^rtienne,  jogement  du  tribunal  mixte  du  Gaire,  da 
8juin  1896,R.D.I.P.,t.IlI,p.486.  — Babled,Leproc&sdela€aissedelaDette%yptienne 
devant  la  Cour  mixte  d'Alexandrie,  R.  D.  I.  F.,  t  III,  p.  587  et  Le  proc^  de  la  Gaisse 
de  la  Dette  6gyptienne  et  Tarret  de  la  Gonr  d'Alexandrie,  R.  D.  I.  F.,  t  IV,  p.  194. 
—  Kanff|mann,  Les  commissaires  de  la  Gaisse  de  la  Dette  publique  6gyptienne  et  ie  droit 
international,  übersetzt  Yon  Babled.  1896.]  Vj^  das  dmtteke  Beickageaetg  vom  lä.  Nav,  iSS$. 

1)  Gabriel  Gharmes,  La  France,  la  Tunisie  et  la  Tripolitaine  1888.  —  Faul 
Leroy-Beaulieu,  L'AlgMe  et  la  Tunisie.  — •  [F.  H.  X.,  La  politique  fran<^e 
Tunisie,  1891.] 

9)  [S.  R.  D.  L  F.,  t  V,  pp.  454 et  s.;  Fflug,  op.  dt;  Diena,  op.  cit]  —  S.  fumr 
Foliti$,  Le  oonlrSfe  mtematumal  sur  les  finances  h^Bmimies  et  ses  premUrs  i  iSniiaU 
ima-lSOT^  B.  D.  L  P^  i.  IX,  p.  30»  et  s.  wid  4f06  et  s. 
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Genagtaang  verlaDgen,  die  diplomatischen  Beziehongen  abbrechen  nnd  zum 
E[riege  scl^eiten;  der  Staat,  gegen  den  sich  dieser  Angnriff  richtet,  macht 
dann  von  seinem  verkannten  und  verletzten  Selbsterhaltongsrecht  und  von 
seinem  Rechte  anf  Achtung  Gebrauch. 

Eine  Intervention  lag  beispielsweise  in  der  Verkttndung  des  Dekrets 
des  Nationalkonvents  vom  9.  November  1792,  das  folgenden  Wortlaut 
hatte,  der  Konvent  ,,wird  allen  Völkern,  die  den  Wunsch  hegen,  ihre 
Freiheit  zu  erlangen,  brttderlidien  Beistand  gewähren,  er  beauftragt  die 
vollziehende  GewiJt,  den  Generalen  die  erforderlichen  Befehle  zu  erteUen, 
um  jenen  Völkern  Beistand  zu  leisten. '^ 

Die  europäischen  Staaten  verzichteten  während  der  französischen 
Revolutionen  von  1830  und  1848  auf  eine  Intervention  in  Frankreich, 
wiewohl  diese  Umwälzungen  einen  starken  Widerhall  in  Belgien,  Italien, 
Deutschland  und  Ungarn  erzeugten.  —  Trotz  der  Verträge  von  1815  ent- 
hielten  sich  die  Grossmächte  auch  im  Jahre  1851  einer  Einmischung. 

306.  —  Nach  den  meisten  Schriftstellern  ist  ein  Staat  berechtigt, 
einem  Volke,  das  unter  einer  Gewaltherrschaft  geknechtet  wird  und  &A 
sich  um  Befreiung  ans  Ausland  wendet,  zur  HUfe  zu  kommen.  Vattel 
beruft  sich  auf  Hercules.  —  Arntz  hält  eine  Einmischung  f&r  gerecht- 
fertigt, wenn  ein  Herrscher  sich  als  Tjrrann  gebärdet,  oder  wenn  eine 
Regierung  durch  Grausamkeiten  die  Menschenrechte,  die  heiliger  sind  als 
die  Rechte  der  Souveränität  und  der  Unabhängigkeit,  mit  Füssen  tritt. 
Ein  einzelner  Staat  darf  sich  aber  dieses  Recht  nicht  anmassen.  Die 
Intervention  muss  eine  gemeinschaftliche,  eine  kollektive  sein;  sie  muss 
von  der  Mehrzahl  der  gesitteten  Staaten,  die  hierüber  auf  einem  Eongresse 
entscheiden,  ausgeführt  werden.  —  Rolin-Jaequemyns  pflichtet  dieser 
Ansicht  bei  und  fügt  den  Fällen,  die  Arntz  angibt,  noch  einige  hinzu, 
unter  andern  den,  dass  zwei  Völker  einen  Ansrottungskrieg  gegeneinander 
fuhren  und  Geiseln  und  Gefangene  hinmorden.  ^)  Heffter  sagt  sehr  zu- 
treffend: „Sofern  es  sich  nicht  um  schon  drohende  Rechtsverletzungen 
und  Gefahren  handelt,  kann  selbst  die  schreiendste  Ungerechtigkeit,  welche 
in  einem  Staate  begangen  wird,  keinen  andern  zu  einem  eigenwilligen 
Einschreiten  gegen  den  erstem  berechtigen;  denn  kein  Staat  ist  zum 
Richter  des  andern  gesetzt.^  Er  weist  aber  im  Anschlüsse  daran  anf 
ein  Auskunftsmittel  hin,  das  im  Widerspruche  mit  seiner  Lehre  steht  (op. 
dt,  §  46). 

Der  Despot,  der  in  einem  Lande  seine  Gewaltherrschaft  aufrecht- 
zuerhalten weiss,  hat  doch  immer  die  öffentliche  Meinung  und  die  Zu- 
stimmung der  Mehrheit  seines  Volkes  auf  seiner  Seite.  So  rückständig 
auch  ein  Volk  sein  mag,  es  bestimmt  doch  allein  seine  äussere,  innere  und 
religiöse  Organisation.  Diese  Organisation  richtet  sich  nach  seinen  eigenen 
Empfindungen  und  Sitten.  Kraft  welcher  Gewalt  vermöchte  aber  ein 
anderer  Staat  diese  Empfindungen  und  Sitten  umzugestalten? 

Im  Jahre  1856  wollten  Frankreich  und  England  wegen  der  politischen 
Verhaftungen  im  Königreiche  beider  Sizilien  einschreiten.  —  Walewski 
und  Clarendon  brachten  ihre  Ansichten  auf  dem  Pariser  Kongresse  zur 
Sprache.  Der  englische  Lord  verfocht  das  Recht  zu  intervenieren.  — 
Der  König  von  Neapel  wies  die  Ratschläge  des  Kongresses*  zurück,  darauf- 
hin  riefen  die   beiden  Mächte   ihre  G^andten   von   Neapel   ab.     Das 


1)  Vattel,  op.  cit,  Uy.  ü,  eh.  IV,  f  56.  —  Arntz,  R.  D.  L,  t  VIU,  pp.  673  et 
B.  —  Rolin-Jaeouemyns,  Le  Dr.  int  et  la  phase  actnelie  de  la  question  d'Orient 
~  La  quettion  dwent,  R.  D.  L,  t  ym,  pp.  298  et  s.;  pp.  511  et  s. 

ir 
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französische  und  englische  Geschwader  lag  bereit,  nm  den  Landslenten 
Hilfe  zn  leisten.  Die  rassische  Regierung  erhob  gegen  das  Vorgehen 
Frankreichs  und  Englands  Einspruch  (Depesche  vom  2.  Septraiber  1856). 
Der  Zar  war  im  Hecht:  Solange  die  Gfewaltherrschaft  des  ESnigs  von 
Neapel  nicht  die  Hechte  der  andern  Staaten  bertthrte,  war  sie  eine  innere 
Angelegenheit  der  Neapolitaner. 

[Die  auf  dem  Berliner  Kongresse  versammelten  Grossm&chte  Europas 
waren  darauf  bedacht,  die  in  einigen  Provinzen  des  türkischen  Beiches, 
namentlich  in  den  von  den  Armeniern  bewohnten  Provinzen  ESeinasiens 
herrschenden  Missstände  zu  beseitigen.  Die  Türkei  verpflichtete  sich, 
ohne  weitern  Zeitverlust  Verbesserungen  und  Reformen  ins  Lebra  zu 
rufen,  die  von  den  Mächten  Überwacht  werden  sollten  (13.  Juli  1878). 
Trotzdem  verschlimmerten  sich  die  Zustände  in  Armenien  immer  mehr. 
In  den  Jahren  1894  bis  1897  fanden  in  Armenien  MassentOtungen  statt; 
desgleichen  auch  auf  der  Insel  Kreta.  Angesichts  dieser  Sachlage  schritten 
die  Grossmäcbte  gegen  die  Tttrkei  ein,  um  sie  zu  verpflichten,  die  erforder- 
lichen Reformen  zu  Gunsten  ihrer  Untertanen  einzuf&hren.^)] 

309.  —  Ein  Volk,  das  infolge  politischer  Ereignisse  unter  Fremd- 
herrschaft geraten  ist,  sucht  das  Joch  seines  Unterdrückers  abzuschütteln 
und  ruft  andere  Völker  zur  Hilfe.  Leistet  ein  Staat  ihm  aus  menschlichen 
Rücksichten  Beistand,  begibt  er  sich  seinetwegen  in  Kriegsgefahr,  so 
handelt  er  vielleicht  politisch  klug  und  vorausschauend;  er  fibt  aber  keines- 
wegs ein. Recht  ans;  gegenüber  dem  Staate,  unter  dessen  BotmäAsigkdt 
jenes  Volk  steht,  nimmt  er  Eriegshandlungen  vor.  —  Zutreffend  bemerkt 
Rolin-Jaequemyns,  dass  die  orientalische  Politik,  die  Frankreich, 
England  und  Hussland  in  den  Jahren  1826  und  1827  während  des 
griechischen  Befreiungskrieges  befolgt  haben,  eine  Politik  tätlicher  Inter- 
vention gewesen  sei.*) 

§  6.  —  IntorventloR  bei  einem  Bürgerkrieg«.*) 

310.  —  Die  Frage,  ob  ein  Bfirgerkrieg  ein  Eingreifen  dritter  Staaten 
rechtfertige,  ist  bestritten.  Die  Schriftsteller  schwanken  und  stellen  eine 
Reihe  feiner  Unterschiede  auf.  Mit  einigen  Abweichungen  und  Ein- 
schränkungen halten  Vattel,  G.  F.  von  Martens,  Heffter,  Pasquale 
Fiore  und  Pinheiro-Ferreira  die  Intervention  für  zulässig.  Sie  ist 
nach  ihnen  eine  Pflicht  der  Menschlichkeit,  denn  sie  ermöglicht  die  Wieder- 
herstellung der  durch  die  innem  Unruhen  eines  Oliedes  der  internationalen 
Gemeinschaft  gestörten  Beziehungen  und  befreit  Handel  und  Verkehr  von 
einer  Erisis,  die  fttr  alle  Staaten  ein  Hemmnis  ihres  Oedeihens  war.  — 
Allein  diese  Gründe  sind  nicht  stichhaltig.  Kein  Staat  besitzt  auf  dem 
Gebiete  eines  andern  Staates  oder  gegenüber  dessen  Untertanen  polizei- 
liche oder  gerichtliche  Befhgnisse  (No.  264).  Man  kann  nicht  verlaBgen, 
dass  ein  Volk  eine  schlechte  Regierung  didde,  damit  nur  keine  Störung 

1)  S.  über  diese  Intervention:  R.  D.  I.  P.,  n.  256:  t  III,  pp.  8S  et  854;  t  IV, 
p.  588.  —  Streit,  La  aoestion  cretoise,  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  VI  et  VII.  —  Kebedgy, 
Contribution  k  l'etade  de  la  SanctioD  du  droit  international,  R.  D.  I.,  t  XXIX,  p.  113. 
—  X.  L'Borope  et  la  qaestion  cretoise,  R.  D.  L,  t  XXIX,  p.  84.  —  La  qnestion  d^Orient 
et  le  Droit  international,  R.  D.  L,  t  XXIX,  p.  867.  —  De  S.  Q.  La  guerre  de  1897, 
R.  D.  L,  t  XXX.,  pp.  35,  824  et  546.  —  Nys,  Le  ooncert  enrop^en  et  la  notion  da 
Droit  international,  R.  D.  I.,  t.  I  (ß  sörie),  p.  878.  —  8.  femer  R.  D.  L,  t  XXIX, 
p.  824.  —  Chonblier,  La  «juestion  dX)rient,  depuis  le  trait^  de  Berlin,  1869.] 

2)  [VgL  Isambert,  Lhnd^pendance  ffrecque  et  TEurope,  1900.] 
*)  Eougier.    Lei  guerrea  dtrika  et  le  droit  des  geme^  iSOS. 
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in  den  Handelsbeziehungen  eintrete.  Mit  andern  Staaten  Verkehr  zu 
pflegen,  ist  eine  Befugnis,  aber  keine  Pflicht  (No.  285  u.  ff.).  Kein  Staat 
ist  berechtigt,  die  Persönlichkeit  eines  andern  Staates  anzugreifen,  um 
einen  Nachteil  zu  vermeiden  oder  einen  besondem  Vorteil  zu  erlangen.^) 

Während  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  von  1861  bis  1865  wurde 
jede  fremde  Einmischung  von  dem  Washingtoner  Kabinett  rundweg  zurück- 
gewiesen (s.  die  ausdrücklichen  Instruktionen  Sewards  an  Dayton,  den 
Gesandten  der  Verein.  Staaten  zu  Paris  vom  22.  April  1861).  —  Frank- 
reich schlug  Russland  und  England  vor,  ihre  guten  Dienste  und  ihre 
freundschafUiche  Vermittlung  anzubieten.  Sein  Anerbieten  wurde  aber 
abgelehnt  (französische  Depeschen  vom  30.  Oktober,  10.  und  18.  November 
1862,  9.  Januar  und  26.  Februar  1863).2) 

311.  —  Wenn  bei  einem  Bürgerkriege  beide  Streitteile  eine  gewisse 
Gleichheit  der  Kräfte  zeigen  und  die  Staatsregierung  auf  einem  Teile 
ihres  Gebietes  jeden  Einfluss  eingebUsst  hat,  so  können  sich  die  fremden 
Mächte  unter  dem  Drucke  der  Notwendigkeit  ganz  nach  ihren  eigenen 
Interessen  richten.  Sie  kOnnen  einer  der  Parteien  allein  die  Fähigkeit, 
eine  Begierung  zu  bilden,  zuerkennen  und  nur  mit  dem  Oberhaupte  dieser 
Partei  diplomatische  Beziehungen  anknüpfen.  Tun  sie  einen  Schritt  weiter 
and  unterstützen  sie  diese  Partei,  so  ist  ihr  Vorgehen  eine  Intervention. 
Hat  es  den  Anschein,  als  ob  jede  Partei  imstande  wäre,  selbständig  eine 
Begierung  zu  begründen,  so  können  die  fremden  Staaten  beiden  Parteien 
die  Eigenschaft  einer  kriegführender  Macht  zuerkennen. 

318.  —  Die  Intervention  ist  selbst  dann  nicht  gerechtfertigt,  wenn 
die  durch  den  Bürgerkrieg  bedrohte  Regierung  die  Begierung  eines  Nach- 
barstaates um  Hilfe  ruft.  So  intervenierte  beispielsweise  Österreich  in 
Piemont  und  in  Neapel  (1821)  auf  den  Wunsch  Ferdinands  von  Neapel 
und  Karl  Felix  von  Savoyen;  Frankreich  in  Spanien  (1823)  auf  den 
Wunsch  Ferdinands  VH.  von  Spanien;  Österreich  und  Frankreich  in  die 
Bomagna  (1831)  auf  Anrufen  Gregors  XVI.  und  die  Bussen  in  Ungarn 
auf  Wunsch  Kaisers  Franz  Joseph  von  Österreich.  —  Die  Einmischung  verbirgt 
sich  in  diesem  Falle  unter  dem  Deckmantel  eines  Bündnisses;  die  Begierung, 
die  sie  annimmt  oder  nachsucht,  schmälert  die  Souveränität  ihres  eigenen 
Staates.  Sie  stellt  sich  selbst  das  Zeugnis  ihres  Niederganges  dadurch 
aus,  dass  sie  die  Unterstützung  des  Auslandes  gegen  ihre  eigenen  Unter- 
tanen anruft.  Der  scheinbare  Bundesgenosse  greift  in  die  Innern  An- 
gelegenheiten des  Landes  ein,  wenn  er  es  unternimmt,  einem  Volke  gegen 
dessen  Willen  eine  Begierung  oder  eine  Verfassung  aufzudrängen. 

313.  —  Wenn  sich  ein  Gebietsteil  oder  eine  Partei  eines  Staates, 
eine  vasallitische  Provinz  oder  eine  Kolonie  empört  und  einen  selb- 
ständigen Staat  gründen  will,  so  begeht  der  fremde  Staat,  der  zu  Gunsten 
der  Aufständischen  einschreitet,  eine  Feindseligkeit  gegen  den  Oberstaat 
oder  gegen  das  Mutterland  und  stellt  sich  ausserhalb  des  Bechts,  das  in 
Friedenszeiten  gilt.  —  Eine  solche  Einmischung  kann  sich  zwar  politisch 
erklären,  rechtlich  darf  sie  aber  nicht  gutgeheissen  werden.  —  Der 
Beistand,  den  Ludwig  XVI.  den  aufrührerischen  englischen  Kolonien  in 
Amerika  leistete,  die  Kollektivintervention  Europas  zur  Zeit  der  Er- 
hebung Griechenlands  gegen  das  Ottomanische  Beich  und  das  Einschreiten 
Europas  zu  Gunsten  Mehemet-Alis  gegen  den  Sultan  im  Jahre  1833  und 
1840    kennzeichnen    sich    als    rein    politische    Handlungen    nicht    als 


1)  Carnazza-Amari,  Trait^  de  Dr.  inteni.  public,  sect.  II,  eh.  IV,  t.  I,  p.  857. 

2)  Lawrence-Wheaton,  Comment,  t.  II,  eh.  I,  pp.  475  et  8. 
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Betätigungen  eines  Eechts.  [Im  Jahre  1895  brach  anf  Enba  ein  Auf- 
stand gegen  Spanien  aus.  Die  Verein.  Staaten  griffen  unter  Hinweis 
auf  Humanitätsgrttnde  und  auf  ihre  Handelsinteressen  in  den  Streit 
zwischen  l^anien  und  seiner  Kolonie  ein.  Der  Krieg  mit  dem  Mutter- 
lande  war  die  Folge  davon.  ^)] 

§  7.  —  Intervention  In  raüglöse  Angelegenheiten. 

314.  —  „Es  ist  sicher^,  so  sagt  Yattel,  „dass  man  sich  nicht  gegen 
den  Willen  eines  Volkes  in  dessen  Religionsangelegenheiten  einmischen 
darf,  ohne  dessen  Rechte  zu  verletzen  und  ihm  eine  Kränkung  zuzof&gen. 
Noch  weniger  ist  es  zulässig,  Waffengewalt  anzuwenden,  um  ein  Volk 
zur  Annahme  einer  Religion  oder  bestimmter  Glaubenssätze,  die  man  ffir 
göttliche  Offenbarungen  hält,  zu  zwingen  ....  Der  ungeheuerliche  Ge- 
danke, eine  Religion  mit  dem  Schweifte  in  der  Hand  auszubreiten,  ist 
eine  ümstürzung  des  Völkerrechts  und  die  schrecklichste  Geissei  f&r  die 
Menschheit.  Jeder  Schwärmer  glaubt  für  die  Sache  Gottes  zu  kämpfen 
und  jeder  Ruhmsüchtige  wird  diesen  Scheingrund  anrufen.  Während 
Karl  der  Grosse  Sachsen  mit  Feuer  und  Schwert  verheerte,  um  die  christliche 
Lehre  dort  einzupflanzen,  wüteten  die  Nachfolger  Mohammeds  in  Asien  und 
Afrika,  um  dort  den  Koran  zur  Herrschaft  zu  bringen.***)  —  Ebenso 
lehren  G.  F.  von  Martens,  Klfiber,  Bluntschli  u.  Pradier-Fod6r6.  — 
Religionskriege,  die  eigentlich  fast  stets  politische  Kriege  waren,  denen 
diese  oder  jene  Glaubenslehre  nur  zum  Verwände  diente,  sind  in  Europa 
ein  überwundener  Standpunkt.  Ob  dies  auch  für  Afrika  zutrifft,  mag 
zweifelhaft  erscheinen.') 

315.  —  Ist  ein  Staat  berechtigt,  in  einem  andern  Staate  zum  Schutze 
seiner  Glaubensgenossen  einzuschreiten?  Die  europäischen  Staaten  haben 
dies  nie  bezweifelt,  sie  haben  immer  zu  den  Waffen  gegriffen,  wenn  die 
diplomatische  Intervention  nicht  zum  Ziele  zu  ftibren  schien.  —  Man  muss 
sich  aber  vergegenwärtigen,  dass  die  Frage  der  religiösen  Freiheit  nie- 
mals der  einzige  wahre  Beweggrund  gewesen  ist,  und  dass  dem  religiösen 
Eifer  stets  ein  mehr  oder  weniger  verborgenes  politisches  Interesse  zu 
Grunde  gelegen  hat.  Namentlich  hat  sich  Europa  in  die  Religions- 
angelenheiten  der  Türkei  eingemischt. 

Im  Jahre  1740  dehnte  eine  allgemeine  Kapitulation  das  schon  be- 
stehende französische  Patronat  weiter  aus  und  gestattete  allen  Untertanen 
der  feindlichen  Nationen  die  Heiligen  Stätten  frei  zu  besuchen,  „wofern 
dies  unter  dem  Banner  des  Kaisers  von  Frankreich^  geschähe. 

Durch  die  Verträge  von  Passarowitz  (1718)  und  Belgrad  (1739)  wurde 
Österreich  ein  Schutzrecht  ttber  die  katholischen  Gemeinden  in  Bosnien, 
Bulgarien  und  in  den  Donau-Fttrstentttmem  zuerkannt.  Russland  erwarb 
durch  den  Vertrag  von  Kutschnk-Kainardschi  von  1774  verschiedene 
politische  Rechte  ttber  die  Bewohner  der  Moldau  und  der  Walachei,  es 
behielt  sich  das  Recht  vor,  ihre  Interessen  in  Konstantinopel  wahrzu- 
nehmen und  erlangte  ein  Schutzrecht  ttber  die  tttrkischen  Untertanen  des 
i^echisch-katholischen  Glaubens.  —  Ali  Pascha  bestritt  jedoch  (1853) 
die  Auslegung,  die  Russland  diesem  Vertrage  geben  wollte,  da  hierdurch 
die  moralische  Zerstttcklung  des  Osmanischen  Reichs  befördert  werde.  ^) 

1)  [Le  Für,  La  gaerre  hispano-amMcaine,  R  D.  I.  P.,  t  V,  pp.  635  et  s. 
S.  auch  die  unter  den  Nummern  IW  Anmerkung  und  No.  SOO  angeführten  Schriften.] 

2)  Vattel,  op.  cit,  liv.  II,  eh.  IV,  §  59. 

8)  Vattel  und  Härtens  stellen  sehr  beherzigenswerte  Betrachtungen  über  die 
Entsendung  von  Missionaren  zur  Bekehrung  fremder  Völker  an. 

4)  Engelhardt,  Le  droit  d'interrenüon  et  la  Turquie,R.  D.  I.,  t.  XII,  p.  863  et s. 
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316.  —  Nach  dem  Erimkriege  verpflichtete  sich  die  Pforte  gegenüber 
Europa  durch  den  Hattihumayun  vom  18.  Februar  1856  ihren  christlichen 
Untertanen  die  volle  Freiheit  der  Gottesverehrung  zu  wahren.  —  Als  die 
Maroniten  vom  Libanon  im  Laufe  des  Jahres  1860  von  der  dortigen 
muselmännischen  Bevölkerung,  den  Drusen,  unter  den  Augen  der  türkischen 
Behörden  niedergemetzelt  worden  waren,  hielt  Europa  eine  militärische 
Intervention  fOr  angebracht.  Frankreich  sandte  im  Auftrage  der  Mächte 
und  mit  (der  erzwungenen)  Zustimmung  der  Tttrkei  ein  Besatzungsheer, 
das  sich  im  Juni  1861  auf  6000  Mann  belief.  Die  Verwaltung  des  Libanon 
sollte  nach  Massgabe  eines  von  einer  internationalen  Kommission  aus- 
gearbeiteten Reglements  umgestaltet  werden.  Das  endgültige  Beglement 
vom  9.  Juni  1861,  das  durch  einen  Firman  verkündet  wurde,  wurde  1864 
und  1868  erneuert.^) 

317.  —  Im  Juli  und  August  bricht  ein  Aufstand  in  Bosnien  und  in  der 
Herzegowina  aus.  Die  europäischen  Mächte  verlangen  als  erste  Reform 
vollständige  und  unbehinderte  Religionsfreiheit.  Die  Türkei  sucht  Ausflüchte. 
Die  Verhandlungen  mit  den  Grossmächten  ziehen  sich  in  die  Länge.  Der 
Aufsland  gewinnt  an  Boden  und  schliesslich  kommt  es  zum  russisch- 
türkiseben  Kriege  (1877—1878).») 

318.  —  Die  Schlussakte  des  Berliner  Kongresses  vom  18.  Juli  1878 
legt  der  Türkei  die  Verpflichtung  auf,  Reformen  und  Verbesseruujgen  in 
Armenien  ins  Leben  zu  rufen  (Art.  61)  und  den  Grundsatz  der  religiösen 
Freiheit  hinsichtlich  aller  ihrer  Untertanen  anzuerkennen.  Die  Freiheit 
und  die  öfTentUche  Ausübung  aller  Kulte  wird  allen  zugesichert,  und  es 
darf  der  Organisation  der  verschiedenen  Religionsgemeinschaften  kein 
Hindernis  entgegengestellt  werden.  Artikel  62  gibt  den  diplomatischen 
und  konsularischen  Vertretern  der  Mächte  in  der  Türkei  das  Recht  der 
amtlichen  Schutzgewährung  sowohl  bezüglich  der  Geistlichen,  Pilger  und 
Mönche  als  auch  der  von  denselben  zu  religiösen  Zwecken  gemachten 
Anlagen.  Der  ganze  Artikel  62  bestätigt  den  vidllkürlichen  Eingriff  der 
Mächte  in  die  religiösen  Angelegenheiten  der  Türkei.  —  [Als  in  den 
Jahren  1894/95  und  96  Massentötungen  unter  den  Christen  in  Ai*menien 
und  Kreta  vorgenommen  worden  waren,  entschlossen  sich  die  sechs  Gross- 
mächte wieder,  in  die  innem  Angelegenheiten  der  Türkei  einzugreifen.^)] 

319.  —  Die  Pforte  hat  nie  verfehlt,  Versprechungen  abzugeben;  sie 
hat  es  aber  auch  stets  verstanden,  ihre  Verpflichtungen  zu  umgehen  und 
dem  Drängen  der  Mächte  aUe  nur  erdenUichen  Verschleppungskünste 
entgegenzusteUen.  Sie  hat  nnr  nachgegeben,  wenn  sie  keinen  Ausweg 
mehr  fand.  Die  fortwährende  Einmischung  Europas  in  die  Angelegenheiten 
der  Türkei  erklärt  sich  aus  politischen  Gründen  und  aus  den  Ursachen, 
die  Lorimer  veranlassten,  diesen  Staat  der  Völkergiuppe  der  barbarischen 
Menschheit  zuzuweisen  (No.  44)^). 

320.  —  Aus  politischen  Gründen  und  von  dem  Bedürfnisse  geleitet, 
religiöse  Interessen  zu  schützen,  intervenierten  die  katholischen  Mächte 
in  Rom,  um  die  weltliche  und  geistUche  Machtstellung  des  Oberhauptes 
der  katholischen  Kirche  zu  wahren.^) 

1)  Lawrence-Wheaton,  Commentaires,  t.  I,  p.  122. 

2)  S.  die  Einzelheiten  bei  Calvo,  op.  cit,  t.  I,  |§  173  bis  179. 


3)  S.  die  unter  Nr.  308  Anm.  angegebenen  Schriften. 
4)Ro""      "  '     ~ 


Rolin-Jaequemyns,  Le  Droit  intern,  et  la  phase  actueUe  de  la  question 
d'Orient  R.  D.  I^  t.  VlIL  pp.  289  et  8.;  pp.  511  et  s.  —  La  question  d'Orient  en 
1855-1856.    R.  D.  L,  t  XVni,  pp.  378,  504,  591. 

5)  S.  die  Vorgange  bei  Lawrence,  op.  cit,  t.  II,  2«  partie,  eh.  I,  §  V,  pp.  28», 
243  et  8.,  254  et  s.,  267  et  s. 
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§  8.  —  Intervention  in  die  sozialen  Zustlnde. 

321.  —  Grotius,  Pafeiidorf,Fiore^)  und  Bolin- Jaeqaemyns  halten 
die  Einmischung  fllr  zulässig,  wenn  sie  erfolgt  um  einen  Staat  zur  Beob- 
achtung der  Gesetze  der  Menschlichkeit  zu  zwingen.  Vattel  yerwirft  die 
Ansicht  von  Grotius:  „sollen  Gefühlsregungen  ausschlaggebend  sein,  so 
werden  alle  Leidenschaften  der  Schwärmerei  und  des  Fanatismus  frei 
schalten  können  und  den  politischen  Gelüsten  werden  sich  Verwände  ohne 
Zahl  darbieten."^)  —  Eine  solche  Intervention  ist  ungerechtfertigt;  sie 
setzt  voraus,  dass  jeder  Staat  ein  Strafrecht  über  die  andern  habe;  sie  ist 
die  Verneinung  der  Unabhängigkeit.  Kein  Staat  ist  aber  berechtigt,  sich 
zum  Richter  über  andere  Staaten  aufzuwerfen.  Verbrechen,  die  von  dnem 
Volke  innerhalb  seines  Gebietes  begangen  werden,  verletzen  die  Rechte 
anderer  Völker  nicht,  mögen  sie  auch  noch  so  grauenvoll  sein.  —  So  ist 
beispielsweise  die  Sklaverei  unbedingt  eine  offenbare  Verletzung  der 
Menschenrechte.  Hätten  aber  deshalb  Frankreich  oder  England  vor  einigen 
Jahren  den  Verein.  Staaten,  Spanien  und  Brasilien  die  AbschafEüng  der 
Sklaverei  vorschreiben  dürfen?  Nur  wenn  Unmenschlichkeiten  gegen 
Untertanen  anderer  Staaten  begangen  werden,  müssen  diese  Staaten  zum 
Schutze  ihrer  Angehörigen  einschreiten. 

322.  —  Auch  die  Einmischung  eines  Staates  in  der  Absicht,  ein  Volk 
mit  den  Wohltaten  der  Gesittung  zu  beglücken,  muss  als  ein  Eingriff  in 
die  Unabhängigkeit  der  Staaten  verworfen  werden.  Bluntschli  ist 
anderer  Ansicht.  Er  räumt  den  gesitteten  Nationen  das  Recht  ein,  die 
Erziehung  und  Leitung  der  barbarischen  Völker  und  wilden  Stämme  zu 
übernehmen.  Sein  Lehrsatz,  der  verführerisch  ist,  begünstigt  die  Yer- 
letzungen  der  menschlichen  Freiheit  zu  sehr,  als  dass  man  ihm  beitreten 
könnte.  Bluntschli  erkennt  übrigens  an,  dass  die  gesitteten  Völker 
rücksichtslos  gegen  die  barbarischen  Rassen  vorgehen.  Eine  friedliche 
Propaganda  ist  gewiss  lobenswert,  aber,  wie  Heffter  treffend  bemerkt, 
„es  gibt  für  schon  vorhandene  Staaten  keine  Befugnis,  ihre  Herrschaft 
staatenlosen  und  rohen  Völkern  aufzudringen."')  Wenn  man  glaubt,  im 
Namen  der  Humanität  ein  Recht  zu  besitzen,  sich  in  die  innern  Angelegen- 
heiten der  Negerfürsten  Afrikas  einzumischen,  so  kann  man  auch  den 
europäischen  Mächten  nicht  das  Recht  bestreiten,  das  sie  bei  ihrem  Ein- 
rücken in  Frankreich  im  Jahre  1793  auszuüben  vermeinten.  —  Ein  Recht 
auf  Freiheit  besitzt  man  nur  insofern,  als  man  die  Freiheit  anderer  achtet. 

323.  —  Sind  die  Mächte  berechtigt,  wenn  ein  Staat  in  die  Angelegen- 
heiten eines  andern  Staates  eingreift,  dafür  zu  sorgen,  dass  diese  Inter- 
vention wieder  aufhöre  und  dass  sie  nicht  zu  ihrem  Schaden  stattfinde? 

Bluntschli  bejaht  die  Frage  (Art.  479).  Als  Beispiele  führt  er  an: 
die  Intervention  Englands  in  Portugal,  um  die  von  Spanien  her  drohende 
Einmischung  zu  hindern  (1826),  die  Besetzung  Anconas  durch  Frankreich 
nach  dem  Einrücken  Österreichs  in  den  Kirchenstaat  (1831)  und  den 
Erimkrieg,  der  durch  das  Eingreifen  Russlands  in  die  Türkei  veranlasst 
worden  ist  (1854). 

Zum  Schlüsse  stellen  wir  also  fest,  dass  die  Nichtintervention  eine 
Pflicht  für  alle  Staaten  ist,  und  dass  sie  von  den  Staatslenkem  nicht 
geachtet  wird,  wenn  sie  der  Verwirklichung  eigensüchtiger  und  ehrgeiziger 
Pläne  im  Wege  steht. 


1)  Fiore,  Nouveau  Droit  int.  public,  part  I,  liv.  I,  eh.  IV. 

2)  Vattel,  op.  cit,  üv.  II,  eh.  I,  §  7. 

3)  Bluntsehli,  op.  eit.,  Art.  280.  —  Heffter,  op.  cit,  §  70. 
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Dritter  Abschnitt. 
Verantwortliohkeit  der  Staaten. 

rPennetti.  RespoiiBabiliti  iniemazionale  in  caso  di  revolte  o  di  gaem  cirili,  1899.  —  Piitard.  La 
proteetton  des  natloiis  4 r^traager,  1896.  —  Tcharnoff.  Proteetton  des  nattonsiiz  rteidant  k  rMraageff  1809. 
—  Wiesse.  liO  Droit  intemsttonal  appliqa6  ras  gueires  civües,  1898.] 

324.  —  Die  Verletzung  völkerrechtlicher  Pflichten,  der  Eingriff  in 
die  Grundrechte  oder  in  die  daraus  abgeleiteten  Sechte  der  Staaten  und 
die  Zuwiderhandlungen  gegen  vertragsmässige  Rechte  ziehen  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Staates,  von  dem  die  Bechtswidrigkeit  ausgeht,  nach 
sich.  Nach  der  Meinung  der  Anhänger  der  historischen  Schule  (No.  149) 
widerspricht  der  Qedanke  der  gegenseitigen  Verantwortlichkeit  der  Staaten 
dem  Begriffe  ihrer  Souveränität.  Die  Staaten  entscheiden  allein  ttber  ihre 
Verantwortlichkeit.  Die  Verpflichtung,  ein  Unrecht  wieder  gut  zu  machen, 
hat  keinen  andern  Bechtsgrund  als  den  Willen  des  Staates,  der  die  Tat 
begangen  hat.  —  Um  aber  unaufhörliche  kriegerische  Verwicklungen,  die 
bei  einer  buchstäblichen  Befolgung  dieses  Grundsatzes  unabweislich  wären, 
zu  vermeiden,  haben  die  Staaten  in  der  Praxis  die  übermässig  strengen 
Wirkungen  ihres  Bechtes  auf  Souveränität  gemildert.  So  haben  sich 
Gebräuche  eingebürgert,  die  auf  eine  friedliche  Beilegung  der  Bechtsver- 
letzungen  abzielen.^) 

Diese  Lehre  ist  falsch  und  gefährlich.  Sie  ist  falsch,  denn,  indem  sie 
von  dem  Mangel  einer  höchsten  Zwangsgewalt  ausgeht,  verwechselt  sie 
das  sich  selbst  erzeugende  Becht  mit  dem  sanktionierenden  Becht  und 
leugnet  jenes,  weil  sie  diesem  nicht  begegnet«  Die  Lehre  ist  aber  auch 
gefährlich,  denn  nach  ihr  würde  die  Haftung  der  Staaten  auf  der 
schwankenden  Grundlage  ihres  guten  Willens  und  ihres  freien  Ermessens 
beruhen.  Ein  ruhmsüchtiger  Staat  wird  sich  unbedenklich  Verletzungen 
hingeben,  zu  denen  ihn  sein  Interesse  verleitet;  man  denke  nur  an  Eng- 
lands Gepflogenheit  in  seerechtlichen  Fragen.  Die  Lehre  begünstigt 
Eroberungen  und  Unterdrückungen;  sie  hat  ihre  Spuren  in  die  Welt- 
geschichte aller  Zeiten  tief  eingegraben. 

325.  —  Die  gegenseitige  Verantwortlichkeit  der  Staaten  beruht  auf 
der  Notwendigkeit,  dass  die  Mitglieder  der  internationalen  Gemeinschaft, 
die  die  Grundlage  des  Völkerrechts  bildet  (No.  5  u.  ff.),  im  Verkehre 
miteinander  Bechtsnormen  beobachten  müssen. 

Gewiss  begünstigt  der  Mangel  einer  über  den  Völkern  waltenden 
Macht,  einer  Zwangsgewalt,  es  allzu  häufig,  dass  sich  die  Staaten  ihrer 
Haftbarkeit  entziehen.  Aber  folgt  daraus,  dass  die  Verantwortlichkeit 
durch  äussere  Mittel  nicht  erzwungen  werden  kann,  dass  sie  überhaupt 
nicht  besteht  und  dass  die  Wissenschaft  die  einzelnen  Fälle  und  deren 
Voraussetzungen  nicht  zu  erforschen  hat?  Ist  etwa  ein  zahlungsunfähiger 
Schuldner  seiner  Haftung  ledig? 

In  Friedenszeiten  haften  die  Staaten  für  die  völkerrechtlichen  Über- 
tretungen, die  von  ihren  eigenen  Begierungen  oder  unter  gewissen 
Umständen  von  einem  oder  mehrern  ihrer  Untertanen  begangen  worden 
sind.  —  Der  durch  die  Übertretung  Geschädigte  ist  entweder  ein  fremder 
Staat  oder  ein  Untertan  eines  solchen.  —  Die  Haftung  der  Staaten  wird 
von  den  Schriftstellern  namentlich  unter  Zugrundelegung  folgender  Fälle 
geprüft. 

1)  Funck-  Bren  tano  et  S  orel,  Freds  du  droit  des  gens,  liv.  I,  eh.  XII,  pp.  224et  s. 
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326.  —  A.  —  Handinngen,  die  von  der  Begiernng  selbst 
angeordnet  worden  sind.  —  1.  Haftet  ein  Staat,  der  im  Falle  eines 
Bürgerkrieges  oder  innerer  Unruhen  Abwehrmassregeln  angeordnet  hat» 
für  Schäden,  die  die  Fremden  durch  den  Aufstand  oder  die  Abwehrmass- 
regeln erleiden?  —  Diese  Frage  ist  oft  zur  Sprache  gekommen  und  Ton 
den  Begierungen,  den  Diplomaten  und  Publizisten  lebhaft  erörtert  worden. 

—  Die  Verneinung  gebietet  sich  aus  folgendem  Grunde.  Der  Fremde,  der 
in  einem  fremden  Staate  wohnt  oder  dort  umherreist,  hat  keinen  Anspruch 
auf  eine  günstigere  Behandlung  als  die  Staatsangehörigen  selbst.  Die 
entgegengesetzte  Ansicht  begründet  eine  nicht  zu  billigende  Ungleichheit 
zwischen  Staatsangehörigen  und  Staatsfrmden;  sie  führt  zu  einran  EingriS 
in  die  Gerichtsgewalt  und  somit  in  die  Unabhängigkeit  des  fremden  Landes 
und  schafft  ein  verhängnisvolles  Vorrecht  zu  Gunsten  der  mächtigem 
Staaten,  die  für  ihre  Untertanen  von  den  schwachem  Staaten  stets 
Schadenersatz  fordern  und  erzwingen  würden,  während  sie  selbst  diesen 
eine  Genugtuung  versagen  könnten.  Diese  Ansicht  vertraten:  Baron  Gros 
im  Jahre  1848,  Lord  Stanley  vor  dem  englischen  Unterhause  im  Jahre 
1850,  die  englische  Presse  zur  Zeit  des  mexikanischen  Feldzuges,  die 
Staatssekretäre  der  Verein.  Staaten  im  Jahre  1871  bei  der  Angelegenheit 
der  amerikanischen  Schiffe  in  Venezuela  und  Blaine  im  März  1891  (B.  D. 
I.,  t.  XXTTT,  p.  76).  —  Auch  die  allgemeine  Praxis  der  zivilisiei-ten 
Nationen  ist  in  diesem  Sinne  fest  begründet.^) 

England  hat  eine  ausgesprochene  Neigung,  fttr  seine  Angehörigen 
Schadenersatz  zu  verlangen.  Unter  anderm  sei  ein  Beispiel  erwähnt. 
In  den  Jahren  1849  und  1850  waren  einige  englische  Untertanen  bei  der 
Unterdrflckung  der  Aufstände  in  Neapel  und  in  Toscana  zu  Schaden 
gekommen.  England  machte  Ersatzansprüche  gegen  die  betreffenden 
Regierungen  geltend.  Ein  englisches  Geschwader  begab  sich  nach  Neapel, 
um  diese  Forderung  zu  unterstützen.  Der  Grossherzog  von  Toscana  rief 
den  Beistand  Österreichs  und  die  schiedsrichterliche  Entscheidung  Buss- 
lands an.  Russland  weigerte  sich,  das  schiedsrichterliche  Amt  zu  über 
nehmen,  weil  es  die  Forderungen  Englands  dem  Grunde  nach  nicht  billige. 
Graf  Nesselrode  und  Fürst  von  Schwarzenberg  wiesen  in  ihren  Noten 
vom  2.  Mai  und  14.  April  1850  den  Anspruch  Englands  auf  das  bestimmteste 
und  nachdrücklichste  zurück.') 

Die  südamerikanischen  Republiken  haben  in  ihr  Vertragsrecht  die 
Regel  aufgenommen,  dass  ein  Staat  fttr  Schäden,  die  Ausländer  in  Zeiten 
eines  Bürgerkrieges  oder  innerer  Unruhen  erleiden,  nicht  verantwortlich 
gemacht  werden  kOnne.  (Verträge  zwischen  Bolivien  und  Peru  vom 
5.  November  1863,  Art.  10;  Kolumbien. und  Peru  vom  10.  Februar  1870, 
Art.  28;  Peru  und  der  Republik  Argentinien  vom  9.  März  1874,  Art.  30.)*) 

1)  [S.  über  diese  Frage  Calvo,  R.  D.  I.,  t  I,  p.  147.  —  Pennetti,  op.  dt  — 
T.  Bar,  De  la  responsabilit^  des  Etats  k  raison  des  dommages  soufferts  par  des 
etrangers  en  cas  ae  trouble,  d'^meute  ou  de  guerre  ciyüe,  R.  D.  I.,  t.  I  (2p  serie), 
p.  464.  —  Wiesse,  Le  droit  international  applique  aux  guerres  civiles  1S9S,  pp.  43 
et  s.  —  Das  Institut  for  Volkerrecht  hat  im  Jahre  1900  aui  der  Versammlung  zu 
■Nenchätel  Bestimmunffen  über  die  Haftung  der  Staaten  för  Schäden,  die  Fremde 
wahrend  eines  Bürgerkrieges  oder  eines  Aufstandes  erleiden,  ausgearbeitet  (Annuaire 
de  rinstitut,  t  XVfll).] 

2)  Diese  Noten  findet  man  bei  Lawrence-Wheaton,  Com.  t  ITI,  p.  128  und  129. 

—  Pradier-Fod^r^,  op.  cit,  t.  1,  No  205. 

8)  [S.  über  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  der  neuem  Staatsverti^ge 
zwischen  den  südamerikanischen  Republiken  und  den  europäischen  Regierungen  R.  D. 
I.  F.,  t  I  164  et  0.;  t.  U,  p.  838  et  s.;  t.  III,  p.  476,  485,  601,  604,  605;  t.  IVl  pp.  40» 
et  8.,  416,  795.]  —  Vgl  §  18  Äbe.  3  des  d^uttch-mexiikanÜGhm  Vertrage»  vom  6.  t>tz.  "" 
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327.  —  Emige  Staaten  haben  bisweilen  den  Opfern  eines  Anfttandes 
oder  eines  Bürgerkrieges  Unterstfitzungen  in  Greld  zugebilligt.  Sie  haben 
aber  stets  hierbei  erklärt,  dass  sie  aus  freien  Stücken  und  nicht  in  Er- 
Mung  einer  Rechtspflicht  handelten,  und  dass  die  bewilligten  BetrSge 
eine  Beihilfe,  nicht  eine  Entschädigung  darstellten  (französisches  Dekret 
vom  24.  Dezember  1851).  —  In  diesem  Sinne  lautete  auch  die  sehr  bestimmte 
Erklärung  der  Verein.  Staaten  bei  Einsetzung  der  Kommission,  die  ttber 
die  Gewärung  Ton  Unterstützungen  an  die  Opfer  des  BUrgerkiieges  zu 
befinden  hatte.  Es  sollte  keine  diplomatische  Interyention  zugelassen 
werden,  und  jeder  Versuch  nach  dieser  Richtung  sollte  die  Verweigerung 
der  Geldbewilligung  zur  unabwendbaren  Folge  haben.^) 

Als  Handlungen  reiner  Freigebigkeit  waren  auch  die  Entschädigungen 
anzusehen,  die  England  den  durch  die  Beschiessung  Alexandriens  benach- 
teiligten Personen,  und  die  Spanien  den  durch  den  Karlisteukrieg  (1876) 
verletzten,  auf  seinem  Gebiete  ansässigen  Franzosen*  zugestand. 

Bei  der  Verteilung  der  durch  die  französische  Nationalversammlang 
im  Jahre  1871  bewilligten  Summen  unter  die  bei  der  Niederwerfung  der 
Kommune  in  Paris  geschädigten  Personen  wurde  kein  Unterschied  zwischen 
Franzosen  und  Fremden  gemacht.  Calvo  lobt  die  Unparteilichkeit 
Frankreichs.*) 

328.  —  2.  Ein  Staat  kann  sich  im  Falle  innerer  Unruhen  oder  eines 
auswärtigen  Krieges  veranlasst  fllblen,  alle  Handelsschiffe  sowohl  die  seiner 
Untertanen  als  auch  die  der  Fremden,  sei  es  im  Interesse  seiner  Ver- 
teidigung, sei  es  zur  Wahrung  des  Geheimnisses  einer  beabsichtigten  See- 
usternehinung,  in  seinen  Häfen  zeitweise  zurückzuhalten.  Eine  solche 
Anordnung  bezeichnet  man  als  Embargo,  wenn  der  Staat  die  Schiffe  nur 
am  Auslaufen  hindert,  ohne  sie  zu  einer  sonstigen  Handlung  zu  zwingen, 
und  als  Angarie,  wenn  der  Staat  die  Handelsschiffe  fUr  öffentliche  Dienste 
requiriert.^) 

Die  Schriftsteller  lehren,  dass  das  Embargo  oder  der  arrfit  de 
prince  eine  Massregel  sei,  die  der  Staat  im  öffentlichen  Interesse  und 
zu  seiner  eigenen  Sicherheit  anordne,  dass  sie  daher  allgemein  sein  müsse, 
nur  beim  Vorliegen  wichtiger  Gründe  veifllgt  werden  dürfe,  und  dass  die 
Regierung  moralisch  nicht  dafür  verantwortlich  sei.  —  Geffcken  bei 
Heffter  (op.  cit.,  §  112,  Anm.  2  und  3)  bemerkt,  dass  das  Embargo  ange- 
sichts der  schnellen  telegraphischen  Verbindungen  nur  noch  als  Repressalie 
vorkomme  und  dass  es  als  solche  keine  Entschädigung  begründe. 

Die  Angarie  ist  eine  Massregel,  die  die  Entschädigungspflicht  des 
Staates,  der  sie  verfügt,  zur  Folge  hat.  Man  darf  nur  mit  Behutsamkeit 
von  ihr  Gebrauch  machen,  denn  sie  greift  in  störender  Weise  in  die  Handels- 

1)  Calvo,  op.  cit.,  t  III,  p.  12S9. 

2)  [Während  des  brasilianischen  Bürgerkrieges  von  1893  erlitten  die  Ausländer 
bedeutenden  Schaden.  Die  brasilianische  Regierung  erklarte,  dass  sie  nicht  verpflichtet 
sei,  die  Ausländer  schadlos  zu  halten  (Note  des  Justizministers  an  den  Marineminister 
vom  9.  Oktober  1898,  R.  D.  I.  F.,  1 1,  p.  164).  Trotzdem  bewilligte  Brasilien  auf  das 
Ursachen  Frankreichs  im  Jahre  1895  den  Familien  dreier  während  der  Unmhen  ge- 
töteten Franzosen  eine  Entschädigung  von  900000  Franken  (R.  D.  I.  P.,  t.  n,  p.  340). 
Auch  die  italienische  Regierung  trat  in  Unterhandlungen,  um  die  Regelung  der  An- 
sprache ihrer  Untertanen  herbeizulQhren:  man  einigte  rieh  auf  das  Protokoll  vom 
19.  Novbr.  1896  (R.  D.  I.  F.,  t.  IV,  p.  403).  —  &  ftber  die  Unterhandlungen,  betreifend 
die  Ansprache  der  Ausländer,  die  während  des  Bürgerkrieges  in  Chile  Verluste  erlitten 
haben  (1891)  R.  D.  I.  P»,  t  in,  p.  476;  t  IV,  p.  416]. 

8)  [S.  über  Embargo  und  Angarie:  Das  vom  Institut  des  Völkerrechts  im  Haag 
im  Jahre  1898  angenommene  Reglement  R.  D.  I.  F.,  t  V,  pp.  847-857;  Annuaire  de 
rinstitat  de  Droit  intern,  t.  XVII,  pp.  273  et  s.] 
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anternehmungen  ein,  indem  sie  die  Reise  der  Schiffe  verlängert,  dereo 
Sttckfracht  in  Frage  stellt,  die  Seeversicherung  umgestaltet  und  im  Falk 
eines  Krieges  die  Neutralität  aufhebt  und  das  Schiff  der  Wegnahme  aus- 
setzt. —  In  der  Praxis  gUt  der  Staat  als  verpflichtet,  im  voraus  dei 
Betrag  fllr  die  zwangsweise  Verwendung  der  Schiffe  festzustellen  und  zu 
zahlen.  —  Die  Frage  der  Haftung  für  die  Anordnung  eines  Embargo  oda^ 
einer  Angarie  wird  mitunter  vertragsmässig  festgesetzt:  Verträge  zwischen 
Frankreich  und  Chile  (30.  Juni  1852,  Art.  3);  Frankreich  und  Nikaragua 
(11.  April  1859,  Art.  5);  Frankreich  und  Peru  (9.  März  1861,  Art  5); 
Kolumbien  und  Peru  (18.  Februar  1870,  Art.  3);  Peru  und  den  Verein- 
Staaten  (6.  September  1870,  Art.  2);  Deutschland  und  Spanien  fSO.  Mäiz 
1868,  Art.  5);  Deutschland  und  Portugal  (2.  Mäiz  1872,  Art.  2)  usw.') 

329.  —  B.  —  Handlungen  von  Staatsbeamten.  —  1.  Ein  amtr 
lieber  Vertreter  des  Staates,  wie  beispielsweise  ein  diplomatischer  Agent 
oder  ein  Seeoffizier,  erweist  dem  fremden  Staate  nicht  die  gebührende 
Achtung,  verletzt  dessen  Rechte  oder  fügt  ihm  einen  Schaden  zu.  Es 
unterliegt  nicht  dem  leisesten  Zweifel,  dass  der  Staat  f&r  diese  Hand- 
lungen seines  Beamten  verantwortlich  ist. 

Die  Genugtuung  wird  sich  nach  der  Schwere  der  Handlungen  oder 
nach  dem  umfange  des  etwa  verursachten  Schadens  richten.  Zuweilen 
wird  ein  blosser  Widerruf  genügen.  Mitunter  ist  eine  Geldentscbädigung 
oder  eine  Entschuldigung  auf  diplomatischem  Wege  geboten  und  der  Beamte 
wird,  wenn  nötig,  abberufen.  S.  bei  Galvo  den  Fall  Pritchard  auf  Taiti 
im  Jahre  1842,  den  Fall  des  Konsuls  Hopkins  im  Jahre  1853,  den  Fall 
Ganstatt  im  Jahre  1859,  die  Beschiessung  der  Stadt  des  Kaps  Haitien 
im  Jahre  1853  usw.  Im  Jahre  1890  wurde  das  Verhalten  des  deutscheu 
^Konsuls  von  Samoa  von  der  Beichsregierung  getadelt  und  der  Beamte 
wurde  abberufen.*) 

330.  —  2.  Fremde,  die  auf  dem  Gebiete  eines  Staates  wohnen  oder 
dort  reisen,  werden  innerhalb  dieses  Gebietes  von  Staatsbeamten  in  rechts- 
widriger Weise  geschädigt.  —  Die  Verantwortlichkeit  für  diese  Handlungen 
lastet  auf  den  Beamten  selbst.  Der  Geschädigte  kann  sie  in  der  gesetz- 
lichen Weise  vor  den  Gerichten  oder  den  Verwaltungsbehörden  verfolgen. 

1)  Per  eis,  Seerecht  1884,  S.  179  u.  S.  253.  —  Heffter,  op.  cit,  §§  112  u.  150. 
—  Masse,  Droit  commercial  §  821.  —  [Einige  dieser  Vertrage  verbieten  die  Verbängung 
eines  Embargo  über  fremde  Schiffe  schlechthin;  sie  setzen  fdr  Zuwiderhandlungen 
eine  Entschädigong  fest  (R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  848,  Anm.  1.  —  Chr^tien,  Principes  du 
Droit  international  p.  391).  —  S.  wegen  anderer  F&IIe,  bei  denen  eine  Renerung  den 
Fremden,  die  bei  ihr  zu  Schaden  gekommen  sind,  Ersatz  zu  leisten  hat,  Nr.  440.] 

2)  [Im  Jahre  1895  erhielt  die  venezolanische  Regierung  durch  Italien  Kenntnis 
Yon  einer  vertraulichen  Denkschrift,  die  die  diplomatischen  Agenten  mehrerer  europa- 
ischer M&chte  an  ihre  Regierungen  in  der  Absicht  gerichtet  hatten,  um  den  Grund»tz 
der  Entschädigung  Fremder,  die  im  Auslande  während  eines  Bürgerkrieges  benach 
teiligt  worden  waren,  durchzufahren.  Die  in  dieser  Denkschrift  gebrauchten  Äusse- 
rungen waren  für  Venezuela  wenig  schmeichelhaft  Venezuela  stellte  den  Gesandten 
ihre  Pässe  zu  (R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  344).  —  S.  zahlreiche  Beispiele  von  Ausweisungen 
fremder  Beamten,  die  dem  Staate,  bei  dem  sie  beglaubigt  waren,  nicht  die  geschuldete 
Achtung  entp;egenbrachten  R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  351).  —  Im  Jahre  1895  entzog  Paraguay 
dem  französischen  Konsul  in  Assuncion  das  Exequatur,  weil  er  sich  angeblich  in  die 
Innern  Angelegenheiten  eingemischt  und  die  Gesetze  des  Staates  nicht  genügend  berück- 
sichtigt hatte  (R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  482);  die  Beziehungen  zwischen  Frankreich  und 
Paraguay,  die  unterbrochen  worden  waren,  sind  im  Juli  1898  wiederaufgenommen 
worden  (R.  D.  I.  P.,  t.  V,  p.  819).  —  Unter  denselben  Gesichtspunkt  gehört  auch 
folgender  Fall.  Im  Jahre  1887  verwundete  und  tötete  ein  deutscher  Soldat,  der  in 
Gemeinschaft  mit  Waldhütern  Wilddieben  nachstellte,  irrigerweise  zwei  französische 
Jäger  auf  französischem  Gebiete  (Fall  von  Vezaincourt).  Die  deutsche  Regierung 
hielt  sich  für  schadenersatzpflichtig  (Ghr^tien,  Principes  du  Droit  intern.,  p.  893).] 
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—  Örundsätzlich  ist  der  Staat  Ausländern  gegenüber  nicht  in  stärkerm 
Masse  verantwortlich,  als  er  es  Inländern  ist.  Wenn  aber  auf  das  Unrecht 
eine  Rechtsverweigerung  folgt,  wenn  die  Landesgerichte  die  Klage  des 
Fremden  wegen  seiner  Staatsangehörigkeit  nicht  annehmen  wollen,  so 
wäre  der  Staat,  der  eine  solche  Ungerechtigkeit  duldete,  fttr  die  Rechts- 
verweigerung haftbar  und  der  Heimatstaat  des  Fremden  würde  berechtigt 
sein,  auf  diplomatischem  Wege  Genugtuung  zu  verlangen. i) 

Wird  ein  Fremder  in  gesetzlich  vorgeschriebener  und  ordnungs- 
massiger Weise  zu  einer  Untersuchung  gezogen  oder  bestraft  oder  unter- 
liegt er  sonstigen  gerichtlichen  Anordnungen,  so  gilt  der  Grundsatz,  dass 
er  demselben  Rechte  untersteht,  wie  der  Staatsangehörige  selbst.  —  Wenn 
also  das  Landesrecht  eine  Entschädigung  schuldlos  Verfolgter  im  Falle 
eüier  Freisprechung  nicht  kennt,  so  kann  der  Fremde  eine  solche  auch 
nicht  verlangen.  —  Trotzdem  haben  mächtigere  Staaten  an  schwächere 
das  Ansinnen  gestellt,  ihre  Untertanen  nicht  nur  im  Falle  einer  Frei- 
sprechung, sondern  sogar  im  Falle  einer  Verurteilung  zu  entschädigen. 
Dies  ist  ein  Gewaltmissbrauch.*) 

331.  —  C.  —  Handlungen  von  Staatsangehörigen.  Vattel 
(op.  dt.,  liv.  n,  eh.  VI,  §§  71  bis  78)  hat  eingehend  geprüft,  inwieweit 
der  Staat  fttr  schadenstiftende  Handlungen  seiner  Angehörigen  hafte.  — 
Es  ist  selbst  fDr  die  beste  Regierung  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  ihre 
Untertanen  jederzeit  zur  Achtung  von  Recht  und  Billigkeit  anzuhalten. 
Es  wäre  also  ungerecht,  wollte  man  einem  Staate  jede  Rechtswidrigkeit 
seiner  Bürger  anrechnen.  Grundsätzlich  haftet  der  Staat  nicht  fttr  die 
Handlungen  seiner  Angehörigen.  Vergehen  sich  diese  gegen  Privatpersonen, 
so  ist  der  Staat  nicht  notwendigerweise  daiüf'  verantwortlich.  Der 
geschädigten  Partei  steht  der  Rechtsweg  offen,  und  erst  im  Falle  einer 
förmlichen  Rechtsverweigerung  haftet  der  Staat  für  das  Verhalten  der 
TOD  ihm  bestellten  Gerichte.  —  Aber  auch  wenn  sich  Untertanen  eines 
Staates  völkerrechtlicher  Vergehen  gegenüber  einem  fremden  Staate  oder 
dessen  Agenten   schuldig  gemacht  haben,    z.  B.    eines   Seeraubes,    der 

1)  fS.  über  die  Bestimmungen  der  Vertri^e  zwischen  den  südamerikanischen 
Staaten  nnd  den  europäischen  Regierungen  hinsichtlich  der  Rechtsverweigerungen 
R.  D.  I.  P.,  t  II,  pp.  838  et  a.j  t  IV,  pp.  417  et  418.] 

3)  [Ist  ein  Staat,  dessen  Untertanen  geschädigt  worden  sind,  berechtigt,  sich  bei 
dem  Staate,  dem  die  T&ter  angeboren,  zu  beschweren,  wenn  diese  von  den  Gerichten, 
denen  sie  überantwortet  waren,  freigesprochen  worden  sind?  Diese  Frage  wurde 
anUMlich  der  Yorg&nge  Yon  Aignes-Mortes  (1898)  angeregt  S.  R.  D.  I.  P.,  t  I, 
p.  178.  —  Kann  ein  Staat  fftr  einen  Justizirrtum,  den  seine  Gerichte  gegenüber  einem 
Andänder  begangen  haben,  verantwortlich  gemacht  werden?  Diese  Frage  wurde 
jüngsthin  bei  der  Angelegenheit  des  australischen  Schiffes  Gosta-Rica-Packet  anfge- 

SBworien.  Der  Kapitän  dieses  Schiffes,  namens  Gan>eoter,  wurde  im  Jahre  1891  auf 
rnnd  einer  Entscheidung  der  Behörden  von  Niederl&ndisch-lndien  verhaftet  und 
gefangen  gehalten,  weil  er  in  den  hollindischen  Küstengewässem  Waren  gestohlen 
haben  sollte.  Bald  stellte  es  sich  aber  heraus,  dass  der  Diebstahl  nicht  im  Küsten- 
meer begangen  worden  war  und  Carpenter  wurde  wieder  in  Freiheit  gesetzt  Gross- 
britannien verlangte  für  seinen  Angehörigen  eine  Entschidignng  von  Holland,  das 
sieh  diesem  Ansprache  aber  widersetzte.  Die  Streitfrage  wurde  dem  Petersburger 
Professor  F.  von  M arten s  zur  schiedsrichterlichen  Entscheidung  unterbreitet  Durch 
Sehiedssprach  vom  13/95.  Februar  1897  wurde  die  hollindische  Regierung  zur  Zahlung 
eines  Schadenersatzes  an  Carpenter  Terurteilt  Dieser  Spruch  ist  bemingelt  worden. 
Regelsperger,  L'affaire  du  Costa-Rica-Packet  et  la  sentence  arbitrale  de  M.  de 
MarteDS,  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  785;  Valery,  Oourtes  observations  sur  la  sentence  arbitrale 
rcndue  dans  l'affaire  du  Odsta-Rica-Packet  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  57.  —  S.  auch  Bles, 
L'iffaire  du  GosU-Rica  Packet,  R.  D.  I,  t  XXVIII,  p.  452.  —  S.  de  Glivard,  Respon- 
sabilidad  de  Iqs  Etados  por  los  actos  de  notoria  injusticia  de  aus  Tribunalos,  Revista 
jiuidica  de  Cataluna,  1898,  p.  641.] 
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Organisation  eines  Freibeaterkorps,  der  NachprSgong  von  Mflnzen  nsw.,  so 
kann  der  Staat  doch  nicht  schlechthin  als  haftlMir  gelten.  Es  gibt  Hand- 
langen, die  selbst  die  wachsamste  Begiernng  nicht  hindern  kuin.  Aber 
der  Staat  hat  die  gewöhnlichen  nnd  notwmdigen  Anstalten  za  treffen, 
damit  dergleichen  Handlangen,  wenn  sie  za  seiner  Kenntnis  kommen, 
nicht  ongestthnt  bleiben.  Er  hat,  wenn  seine  (besetze  dies  zulassen,  die 
Schuldigen  dem  verletzten  Staate  aa8zaliefem.O 

331^.  —  [Es  kann  sich  der  Fall  ereignen,  dass  ein  Staat  dnrch 
Handlangen  seiner  eigenen  Untertanen,  die  in  einem  andern  Staate  wolmen, 
geschädigt  wird.  —  Kann  dieser  letztere  Staat  gegenttber  dem  erstem 
für  diese  Vorginge  verantwortlich  gemacht  werden?  Diese  Frage  wurde 
im  Jahre  1898  brennend,  als  Italiener,  die  in  der  Schweiz  ansässig  waren, 
dort  Versammlungen  abhielten  und  Kundgebungen  veranstalteten,  um  Ein- 
spruch gegen  die  Massregeln  zu  erheben,  die  die  italienische  Regierung 
zur  Unterdrückung  der  Unruhen  in  mehrem  Städten  des  Königreichs, 
namentlich  in  Mailand,  angeordnet  hatte.]') 

332.  —  Ein  Staat  kann  nicht  wegen  vereinzelter  Bechtswidrigkeiten, 
die  seine  Untertanen  im  Auslande  gegen  Personen  oder  Sachen  verfibt 
haben,  verantwortlich  gemacht  werden. 

Ea  ist  Sache  des  Staates,  auf  dessen  Oebiet  die  Eechtswidrigkeit  be- 
gangen wird,  die  Ordnung  innerhalb  seines  Landes  aufrechtzuhalten  und 
gegett  4m  Täter  nach  seinen  eigenen  Gesetzen  einzuschreiten. 

Ist  ein  Slasi  filr  eine  Rechtsverletzung  verantwortlich,  so  hat  er 
entweder  den  frOhera  Zttrtiftd  wiederherzustellen  und  eine  Entschädigung 
in  Geld  zu  geben;  oder  er  hat  Oingtuung  zu  leisten,  indem  er  das  Ver- 
halten des  schaldigen  Beamten  missläll^t^  ihn  seines  Amtes  entsetzt  oder 
indem  er  die  Übeltäter  verfolgt  oder  auf  dipimatischem  Wege  Entschnl- 
digungen  abgibt  und  dergl. 


1)  [Die  Geschichte  bietet  eine  Reihe  von  Beispielen  hierfür.  —  Im  ^ulaa^  1881 
hatten  die  in  Saida  (Algerien)  ansässigen  Spanier  unter  den  Einfillen  eines  arabisrfcw 
Häuptlings  zu  leiden.  Auf  die  Beschwerde  der  spanischen  Regierung  erklärte  die 
franzosische  Regierung,  dass  sie  rechtlich  nicht  yerantwortlich  sei;  sie  bewilligte  aber 
ans  Billigkeit  den  Benachteiligten  Entschädigung  (R.  D.  LP.,  t.  I,  p.  177).  —  Im 
Jahre  1891  wurden  Italiener,  die  wegen  Mordes  tou  den  Geschworenen  in  Neu-Orleaas 
freigesprochen  worden  waren,  nach  dem  Wahrsprache  im  Gefimgnishofe  von  der 
Volksmenge  gelyncht  Der  Staatssekretär  der  Verein.  Staaten  gab  zu,  dass  die  Be- 
hörden Yon  Neu-Orleans  nicht  die  erforderlichen  Vorkehrungen  zur  Vermeidung  der 
Ermordung  der  Italiener  getroffen  hatten,  er  bot  den  Eltern  der  Getöteten  eine  Ent- 
schädigung an  und  teilte  dem  italienischen  Gesandten  das  Telegramm  mit,  worin  der 
Präsident  der  Verein.  Staaten  den  Behörden  yon  Neu-Orleans  seinen  Tadel  ausgedrückt 
hatte  (Pierantoni,  n  fatto  di  Mnovo  Orleans  1891,  femer  I.  1.  P.,  U  XVUI,  p.  147). 
—  1898  brach  in  Aignes-Mortes  ein  Streit  zwischen  französischen  n.  italienischen 
Arbeitern  aus;  die  Bevölkerung  mischte  sich  ein  und  es  gab  viele  Verwundete.  Dies«»' 
Vorgang  hatte  in  Italien  Nachwirkungen.  In  Rom,  Neapel  und  Genua  kam  es  zu 
Kundgebungen  vor  den  französischen  Gesandtschaften  und  Konsnlaten  und  es  wurden 
verschiedene  französische  Kauf leute  geschädigt  Ans  Höflichkeit  und  aus  Humanität 
wurden  von  den  französischen  und  italienischen  Regierungen  Geldentschädigungen 
bewilligt  (J.  I.  P.,  t  XVIII,  p.  1147,  R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  171).  —  Während  des  Auf- 
standes der  Insel  Kuba  gegen  Spanien  (1895)  organisierten  Untertanen  der  Verein. 
Staaten  zahlreiche  Expeditionen,  um  den  Kubanern  Verstärkung  zu  verschaffen;  diese 
Expeditionen  gaben  Spanien  Grund  zu  ernsthaften  Beschwerden  gegen  die  amerika- 
nische Regierung  (de  Olivart,  Le  diff^rend  hispano-aroericain  au  sujet  de  la  question 
cubaine  R.  D.  I.  P.,  t.  V  pp.  858  et  s.,  499  et  s.)  —  Die  Frage  der  Verantworüichkeit 
der  Staaten  trat  im  Jahre  1900  wieder  in  den  Vordergrund  der  Erörterungen,  als  die 
Gesandten  und  Untertanen  fremder  Mächte  in  China  durch  den  Boxer<Aufstand  ge- 
schädigt worden  warenj 

2)  [R.  D  I.  P.,  t  V,  pp.  480  et  s.] 
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Sechstes  Kapitel. 

Änderungen  und  Beschrankungen  der  Grundrechte  der 

Staaten. 

333.  —  Die  den  Grnndrechten  der  Staaten  entsprechenden  Pflichten 
dürfen  nicht  als  Beschränkungen  dieser  Rechte  angesehen  werden.  Sie 
sind  diese  Rechte  selbst,  betrachtet  von  ihrer  Eelu*seite;  sie  bestimmen 
den  Inhalt  und  den  Umfang  dieser  Rechte. 

Aber  es  gibt  auch  wirkliche  Beschränkungen,  die  den  Genuss  und 
die  Ausübung  der  Grundrechte  schmälern.  Die  Gründe  für  diese  Be- 
schränkungen sind  verschiedenartig.  Die  einen  dienen  dem  Schutze  und 
der  Wahrung  allgemeiner,  die  andern  dem  besonderer  Interessen.  — 
Manche  von  ihnen  sind  das  zufällige  Ergebnis  einer  geschichtlich  noch 
nicht  abgeschlossenen  Entwicklung. 

Derartige  Einschränkungen  kramm  ziendieh  oft  vor,  wran  die  9ta«te&, 
die  bereits  zor  internationalen  Gemeinschaft  gehören,  bei  der  Gründung 
und  Schaffung  eines  neuen  Staatswesens  mitwirken  und  diesem  volle  oder 
geschmälerte  Rechtspersönlichkeit  zugestehen. 

Es  steht  den  Mächten  nämlich  frei,  die  Aufnahme  eines  solchen  neuen 
Staates  in  die  internationale  Gemeinschaft  an  Bedingungen  zu  knüpfen, 
von  denen  das  ihm  bewilligte  oder  zuerkannte  Dasein  abhängt. 

Beispiele:  Neutralität  von  Belgien  (No.  364);  Neutralität  des  unab- 
hängigen Eongostaates  (No.  367);  Verpflichtungen,  die  Bulgarien,  Monte« 
negro  und  Serbien  gemäss  dem  Berliner  Vertrage  vom  13.  Juli  1878  zu 
erfüllen  haben. 

Diese  Beschränkungen  ziehen  dem  Anwendungsgebiete  des  Rechts  der 
Selbsterhaltung  und  der  Unabhängigkeit  engere  Grenzen,  ohne  aber  diese 
Rechte  selbst  zu  vernichten. 


Erster  Abschnitt. 

Beschränkungen  des  Rechts  der  innern  SouverlnitäL  —  Befreiungen 
von  der  Qeriohtsbarkett.  —  Kapttulationen. 

334.  —  1.  Beschränkung  des  Rechts,  die  innere  Verfassung 
zu  bestimmen.  —  Der  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  (Art.  1,  2,  3 
ond  4),  der  Bulgarien  zu  einem  autonomen  unter  der  Oberherrlichkeit 
der  Türkei  stehenden  Fürstentum  erhob,  legte  diesem  Staate  eine  christ- 
liche monarchische  Regierung  auf  und  unterwarf  die  Wahl  des  Fürsten 
der  Bestätigung  der  Hohen  Horte  und  der  Zustimmung  der  Mächte  unter 
dem  Verbot,  ein  Mitglied  der  regierenden  Häuser  der  europäischen  Gross- 
mächte zum  Fürsten  zu  wählen. 

335.  —  2.  Das  Recht,  die  religiösen  Interessen  des  Landes  zu  regeln 
nnd  die  rechtliche  Stellung  der  verschiedenen  Glaubensbekenntnisse  zu 
bestimmen,  ist  durch  denselben  Berliner  Vertrag  beschränkt  worden  und 
zwar  hinsichtlich  Bulgariens   (Art.  5),  Montenegros  (Art.  27),   Serbiens 
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(Art.  35)  und  Brnnänieps  (Art.  44).  —  Die  BeschrSnkongen  des  Soave- 
ränitätsrechts  dieser  Staaten  worden  dorch  den  Druck  der  öffentlichen 
Meinung  Europas  und  dnrdi  den  Wunsch  veranlasst,  den  in  diesen  ge- 
mischt-beyölkerten  Ländern  allzu  oft  entbrennenden  religiösen  Streitigkeiten 
ein  Ende  zu  machen. 

Es  sei  darauf  hingewiesen,  dass  der  Berliner  Eongress  sieh  die  Auf- 
gabe gestellt  hatte,  dem  Orundsatze  der  (Gewissensfreiheit  zum  ffiege  zu 
verhelfen  und  gleichzeitig  die  Schaffung  neuer  unabhängiger  Staaten  Be- 
dingungen zu  unterwerfen,  die  dem  Frieden  auf  der  Balkanhalbinsel 
dienen  sollten.^) 

336.  —  3.  Der  Berliner  Vertrag  beschränkt  auch  die  (Gesetzeshoheit 
des  Vasallenstaates  Bulgarien.  Die  Bulgaren,  die  in  andern  Teilen  des 
Ottomanischen  Beiches  reisen,  sind  den  ottomanischen  Gesetzen  und  Be- 
hörden unterworfen  (Art.  12),  während  die  in  dem  Ottomanischen  Beiche 
weilenden  Untertanen  der  souveränen  Staaten  Montenegro,  Bumänien  und 
Serbien,  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Grundsätze  des  internationalen 
Bechts  behandelt  werden  mttssen  (Art.  31,  40,  50). 

337.  —  4.  Das  Becht  der  Gerichtsbarkeit,  ein  Ausfluss  des  Bechts 
der  innem  Souveränität,  wird  durch  die  Exterritorialität  beschränkt 
Man  bezeichnet  mit  diesem  Ausdruck  eine  gewisse  Befreiung  (Immunität) 
von  dem  öffentlichen  Bechte,  derzufolge  gewisse  Personen  der  (^richts- 
barkeit  des  Staates,  auf  dessen  Gebiet  sie  sich  befinden,  nicht  unterworfen 
sind.  Der  Ausdrude  Exterritorialität  ist  hergebracht;  aber  er  ist  nidit 
richtig.  Er  scheint  eine  Fiktion  vorauszusetzen,  wonach  vermutet  wird, 
dass  die  Personen  das  Staatsgebiet,  dessen  Untertanen  sie  sind,  nicht 
verlassen  haben.  Diese  bedenkliche  Fiktion,  die  aus  Bequemlichkeit  bei- 
behalten wird,  mnss  aber  zurfickgewiesen  werden;  sie  würde  zu  unhalt- 
baren Folgerungen  ftthren.')  Z.  B.  mttsste  die  Form  der  von  einer  befreiten 
Person  vorgenommenen  Bechtsgeschäfte  nach  den  Ctesetzen  ihres  Wohn- 
sitzes bestimmt  werden,  man  wflrde  nicht  die  Bechtsregel  des  internationalen 
Privatrechts:  locus  regit  actum  anwenden  dttrfen.  Diese  Folgerung  wird 
allgemein  verworfen. 

Die  Bezeichnung,  Befreiung  von  der  (Gerichtsbarkeit,  ist  mithin 
richtiger  und  genauer.  Sie  weist  auf  ein  Torrecht  hin,  das  sich  auf  die 
Notwendigkeit,  die  Bede-  und  Handlungsfreiheit  gewisser  Personen  zu 
schützen,  sowie  auf  die  Unabhängigkeit  der  Staaten,  denen  diese  Personen 
angehören,  gründet. 

Diese  Befreiung  geniessen  der  Papst  (siehe  Zweites  Buch),  Souveräne^ 
die  im  Auslande  reisen,  diplomatische  Agenten,  gewisse  Konsuln,  Offiziere 
und  Mannschaften  von  Kriegsschiffen,  die  sich  in  einem  Hafen  oder  einer 
Beede  einer  andern  Macht  befinden,  sowie  Offiziere  und  Soldaten  eines 
TruppenkOrpers,  der  durch  das  Gebiet  eines  fremden  Staates  mit  dessen 
Zustimmung  marschiert.') 

Dies  Vorrecht  besteht  in  der  Befreiung  von  der  Ortlichen  Straf-  und 
Zivilgerichtsbarkeit,  nicht  aber  auch  in  der  BAfreinng  von  der  Geltung^ 
der  Gesetze,  die  sich  auf  den  Erwerb  von  Privatrechten  beziehen. 

Das  Vorrecht  hat  nicht  denselben  Umfang  für  alle  Personen.  Die 
Befreiung,  die  ein  Souverän  geniesst,  ist  anders  geartet,  als  die,  die  den 

1)  Blantschli,  Le  Congite  de  Berlio,  R.  D.  L,  t  XI,  p.  4Sa 

S>  [Delepoulie,  Expos^  tbeorique  de  la  ficUon  d'ezteiritorislitö  par  rappori 

aox  persoDiies,  18S7.  —  Pietri,  Etüde  critique  sor  la  fiction  d'extenitoiialit^  1895^ 

p.  68  et  s.] 

8)  [S.  Aber  diese  einxdlnen  ¥Ult  F4raud«Girand,  Etats,  Boaveiains,  etc.] 
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diplomatischen  Agenten  zukommt.  Das  Voirecht  wird  an  andern  Stellen 
zu  besprechen  sein;  hier  soll  es  nur  als  eine  Ausnahme  von  dem  Grund- 
satze der  innern  Souveränität  angeführt  v^erden. 

Die  gedachte  Ausnahme  betrifft  das  allgemeine  VölkeiTecht.  Die  auf 
den  sogenannten  Kapitulationen  beruhende  Beschränkung  des  Bechts  der 
Landesgerichtsbarkeit  gehört  dem  positiven,  vertragsmässigen  Völkerrechte, 
dem  zwischen  bestimmten  Staaten  geltenden  Bechte  an.  Durchaus  andere 
Gründe  haben  diese  zweite  Beschränkung  verursacht. 


Zweiter  Abschnitt. 
Beschränkungen  des  Eigentums-  und  Verteidigungsreohts. 

338.  —  Das  völkeiTechtliche  Eigentum,  das  die  Staaten  an  ihrem 
Gebiete  und  an  den  auf  ihrem  Gebiete  befindlichen  Sachen  haben,  kann 
durch  Bestellung  von  Beuten,  Lehen  und  Hypotheken  beschränkt  werden. 

Leibrenten  wurden  im  alten  deutschen  Beiche  häufig  zu  Gunsten 
mediatisierter  deutscher  Fürsten  bestellt.  Lehen,  die  in  frühem  Jahr- 
hunderten eine  ziemlich  wichtige  Bolle  zwischen  den  einzelnen  Landes- 
herren, so  namentlich  zwischen  den  Königen  von  Frankieich  und  England  ge- 
spielt haben,  sind  heute  aus  dem  Völkerrechte  verschwunden. 

Auch  der  früher  ziemlich  verbreitete  Brauch,  Hypotheken  zu  bestellen, 
ist  abgekommen.  Korsika,  das  von  der  Bepublik  Genua  an  Frankreich 
verpfändet  worden  war,  wurde  im  Mai-August  1768  endgültig  an  Ludwig  XV. 
abgetreten.*) 

Beschränkungen,  die  die  rechtliche  Natur  von  Dienstbarkeiten 
(Servituten)  haben,  kommen  noch  ziemlich  häufig  vor.*) 

339.  —  Manche  unterscheiden  wie  im  bürgerlichen  Becht  so  auch  im 
Völkerrecht  natürliche  und  vertragsmässige  Dienstbarkeiten.  Dies 
ist  irrig.  Ebensowenig  wie  im  bürgerlichen  Bechte,  so  gibt  es  auch  im 
Völkerrechte  keine  natürliche  Dienstbarkeiten.  —  Die  Aufnahme  des  aus 
dem  Gebiete  eines  andern  Staates  abfliessenden  Wassers,  die  Unterlassung, 
den  Lauf  eines  Flusses  abzulenken  oder  sein  Wasser  auf  das  Gebiet  eines 
andern  Staates  zu  leiten,  sind  keine  Dienstbarkeiten.  Sie  sind  gewöhn- 
liche Beschränkungen  souveräner  Bechte,  die  auf  der  Natur  der  Dinge 
selbst  beruhen,  notwendige  Folgen  der  Lage  der  Grundstücke  und  freund- 
nachbarlicher  Beziehungen.    Sie  sind  der  modus  des  Eigentums  an  sich. 

340.  —  Die  sogenannten  vertragsmässigen  Dienstbarkeiten  sind 
die  einzigen,  die  in  Wirklichkeit  die  freie  Ausübung  der  innern  Souve- 
ränität zu  Gunsten  anderer  Staaten  beschränken.  Sie  beruhen  auf  dem 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willen  der  Staaten.  Sie  bestehen 
entweder  darin,  dass  der  dienende  Staat  es  unterlassen  muss,  seine  Gebiets- 
hoheit in  ihrem  vollen  Umfange  auszuüben  (in  non  faciendo),  negative 
Servituten;  oder  darin,  dass  der  dienende  Staat  gezwungen  ist,  auf  seinem 
Gebiete  gewissse  Handlungen  eines  andern  Staates  zu  dulden  (in  patiendo), 
positive  Servituten.  Der  Eingriff  in  die  Souveränität  des  Staates  besteht 
also  in  einem  Unterlassen  oder  in  einem  Dulden. 


1)  [S.  fingelbrecht,  De  servitutibus  juris  publici,  1739.] 

*)  Über  die  Yerpßndmig  von  Wismar  an  Mecklenburg  8.  MartenSy  Beeiteüy  VIII,  S4, 
Seit  dem  26,  Jtmi  1903  ist  Wismar,  das  von  Schtoeden  an  MeMenbwrg  verpßndet  worden 
war,  endgültig  an  Mecklenburg  abgetreten  vforden. 
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Die  Staatsdienstbarkeiten  sind  häufiger  negativ  als  positiv.  Darch 
den  ütrechter  Frieden  vom  13.  März  — 11.  April  1713,  Artikel  9,  wurde 
Frankreich  verboten,  die  zerstörten  Festungswerke  von  Dünkirchen  wieder- 
herzustellen. Diese  Dienstbarkeit  wurde  durch  den  Pariser  Vertrag  vom 
3.  September  1783,  Artikel  17,  wieder  beseitigt. 

Durch  den  Pariser  Vertrag  vom  30.  Mai  1814,  Art.  15,  und  den  Vertrag 
zwischen  Belgien  und  Holland  vom  19.  April  1839,  Art.  14,  wurde  im  aus- 
schliesslichen Interesse  Englands  bestimmt,  dass  Antwerpen  nie  in  einen 
Eriegshafen  umgewandelt  werden  solle.  Das  Londoner  Abkommen  vom 
14.  Dezember  1831  ordnete  die  Schleifung  mehrerer  belgischer  Festungen 
an.  Belgien  hat  aber  jüngsthin  neue  Befestigungen,  namentlich  an  den 
Ufern  der  Maas  errichtet  und  aus  Antwerpen  eine  Festung  ersten  Ranges 
gemacht. 

Das  Londoner  Abkommen  vom  11.  Mai  1867  bestimmte,  dass  die 
Stadt  Luxemburg  nicht  mehr  Bundesfestung  sein  sollte,  die  Befestigungs- 
werke sollten  geschleift  und  keine  militärische  Anlage  in  Zukunft  dort 
erdichtet  werden  (Art.  2,  3  und  5). 

Der  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  enthält  eine  ganze  Reihe 
von  Vorschriften,  die  die  Rechte  der  Staaten  einengen.  Artikel  2  bestimmt, 
dass  in  einem  Umfange  von  10  Kilometer  um  Samakow  (Rumelien)  keine 
Befestigungen  errichtet  werden  dürfen.  Artikel  52,  dass  alle  Festungen 
und  Befestigungen,  die  sich  an  dem  Laufe  der  Donau  von  dem  Eisernen 
Tore  ab  bis  zur  Mündung  befinden,  geschleift  und  neue  nicht  angelegt 
werden  sollen.  „Kein  Kriegsschiff  darf  die  Donau  abwärts  des  Eisernen 
Tores  befahren  mit  Ausnahme  der  leichten,  für  die  Flusspolizei  und  den 
Zolldienst  bestimmten  Fahrzeuge."  —  Nach  Artikel  11  sind  in  Bulgarien 
alle  bisherigen  Festungen  zu  schleifen  und  neue  dürfen  nicht  angelegt 
werden.  —  Montenegro  darf  nach  Artikel  29  weder  Kriegsschiffe  besitzen, 
noch  eine  Kriegsflagge  führen ;  die  See-  und  Gesundbeitspolizei  wird  sowohl 
in  Antivari  als  auch  längs  der  Küste  Montenegros  von  Österreich  aus- 
geübt. Montenegro  darf  ferner  keine  Befestigungen  am  Laufe  des  Bojana 
anlegen,  mit  Ausnahme  der  für  die  örtliche  Verteidigung  des  Platzes 
Scutari  in  einem  Umfange  von  6  Kilometer  etwa  notwendigen. 

341.  —  Russland  verpflichtete  sich  durch  den  Pariser  Vertrag  vom 
Jahre  1856  (Art.  13  und  14)  die  Befestigungen  am  Schwarzen  Meere  zu 
schleifen  und  neue  nicht  zu  errichten,  auch  keine  Kriegsflotte  auf  diesem 
Meere  zu  unterhalten.  Weiterhin  versprach  es  in  einem  dem  Vertrage 
beigefügten  Abkommen  von  demselben  Tage,  die  Alandinseln  in  der  Ostsee 
nicht  zu  befestigen  und  dort  weder  militätische  noch  maritime  Anlagen 
zu  errichten  oder  aufrechtzuerhalten.  —  Russland  machte  sich  die  durch 
den  deutsch-französischen  Krieg  1870/71  geschaffene  politische  Lage  zu 
nutze,  und  erklärte,  dass  es  sich  nicht  mehr  an  den  Vertrag  von  1856 
ftlr  gebunden  erachte,  insoweit  dieser  seine  Rechte  am  Schwarzen  Meere 
beschränke.  —  Preussen  unterstützte  Russland.  Die  Siguatarmächte  des 
Pariser  Vertrages  traten  in  London  zusammen  und  Russland  wurde  von 
den  ihm  auferlegten  Servituten  befreit  (Vertrag  vom  13.  Mäi-z  1871). 
Die  Früchte  des  Krimkrieges  waren  somit  vernichtet.  Russland  konnte 
den  Krieg  von  1877  und  die  transkaukasische  Eroberung  vorbereiten. 

343.  —  Die  Staatsdienstbarkeiten  sind  zuweilen  positiv.  Kraft  des 
Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  übt  Österreich  die  Seepolizei  längs 
der  Küste  von  Montenegro  aus. 

Durch  den  ütrechter  Vertrag  vom  18.  März  — 11.  April  1713, 
Art.  13,  der  die  Insel  Neufundland  England  überwies,  erhielt  Frankreich 
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das  Recht,  an  den  Bänken  dieser  Insel  Fische  zu  fangen,  sie  zu  trocknen, 
zum  Yersande  zuzubereiten  sowie  Grerüste  und  Hütten  aufzuschlagen  und 
zwar  an  dem  Küstenstriche,  der  sich  vom  Kap  Bonayista  bis  zur  äussersten 
Nordspitze  der  Inbel  und  von  hier  längs  der  Westküste  bis  zur  Ortschaft 
Point  Biche  erstreckt.  —  Diese  Gerechtsame  wurde  durch  Artikel  5  des 
Pariser  Vertrages  vom  10.  Februar  1763  bestätigt.  Dieser  Vertrag  gab 
Frankreich  die  kleinen  Inseln  Saint-Pierre  und  Miquelon,  damit  sie  den 
französischen  Fischern  als  Zufluchtsort  dienten;  diese  dürfen  aber  nicht 
befestigt  werden. 

Der  Versailler  Vertrag  vom  3.  September  1783  änderte  die  Zone,  inner- 
halb deren  das  Fischereirecht  Frankreichs  auszuüben  war,  etwas  ab.  Eine 
ausdrückliche  Erklärung  König  Georgs  III.  wurde  dem  Vertrage 
beigefügt. 

Die  Insel,  die  bis  dahin  kaum  bewohnt  war,  wurde  seit  diesen  Ver- 
trägen stark  bevölkert.  In  ihrer  Eigenschaft  als  Angelsachsen,  die  sich 
nur  der  Gewalt  beugen  und  sich  um  wohl  erworbene  Rechte  anderer 
nicht  kümmern,  machen  die  Neufundländer  seit  einigen  Jahren  Schwierig- 
keiten und  erheben  übertriebene  Ansprüche,  die,  weil  sie  den  Vertrags- 
bedingungen schnurstracks  zuwiderlaufen,  England  Verlegenheit  bereiten. 
Zwischen  Frankreich  und  England  wurden  vorläufige  Abmachungen  in 
den  Jahren  1857,  1884,  1885,  1890,  1891  usw.  getroffen.  —  Das  Neu- 
fundländer Parlament  war  damit  niemals  einverstanden.  Ein  Schieds- 
abkommen  wurde  am  11.  März  1891  zu  London  unterzeichnet.  Es  ist 
den  französischen  und  englischen  Kammern  zur  Bestätigung  vorgelegt 
worden.    Das  Schiedsverfahren  hat  noch  nicht  stattgefunden.^) 

343.  —  Kttssland  hat  sich  durch  die  im  Jahre  1873  mit  dem  Khan 
von  Chiwa  und  dem  Emir  von  Buchara  geschlossenen  Verträge  das  Recht 
ansbedungen,  auf  dem  linken  Ufer  des  ^u-Darja  Brücken,  Zoll-Magazine 
und  Landungsplätze  zu  errichten. 

344.  —  Diese  Dienstbarkeiten  sind  wirkliche  Beschränkungen  des 
Gebietshoheitsrechtes.  Es  sind  dauernde  dingliche  Rechte  sowohl  für  den 
Staat,  der  sie  duldet,  als  auch  für  den,  dem  sie  zugute  kommen. 

Die  Dienstbarkeiten  enden  durch  Verzicht,  durch  Vereinigung  der 
beiden  Staaten,  zwischen  denen  sie  bestehen,  und  besonders  durch  die 
den  Vertagen  eigentümlichen  EHöschungsgründe. 


1)  S.  über  die  Einzelheiten  dieser  für  Frankreich  sowohl  wegen  der  Volks- 
«rnähniDg  als  auch  wegen  der  Bemaonung  der  Kriegsflotte  wichtigen  Frage:  Gruchon, 
Les  affaires  de  Terre-Neave,  Annales  de  TEcole  libre  des  sciences  poUt,  1881,  p.  497. 
—  Geffcken,  Question  des  pecheries  de  Terre-Neuve,  R.  D.  L,  t.  XXIl,  p.  217.  — 
Rouard  de  Card,  Les  destin^es  de  rar{)itrage  intern.,  pp.  186  et  s.  —  L'ann^e 
polltique  k  r^tranger,  1890,  pp.  480  et  s.  ;  1891,  pp.  413  k  415.  —  [S.  weiter:  Franzö- 
«ifiches  Gelbbach,  Affaires  de  Terre-Neuve.  —  Bourgeois,  Nos  droits  ä  Terre-Neuve, 
Annales  des  sciences  politiqaes,  1899,  p.  183.  —  De  Lapradelle,  Ghroniqne  inter- 
nationale, Revue  du  Droit  public.  1899,  p.  277.  —  Paul  Tauchille,  La  question  de 
Terre-Neuve,  Revue  des  Deux-Mondes  du  15  ttvrier  1899,  p.  856.  —  Merignhac, 
Les  pecheries  de  Terre-NeuTe  et  la  jorisprndence  du  Gonseü  d'Etat  fran^^is  au  sujet 
des  actes  de  gouyemement,  R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  305.  —  Moncharville,  La  question 
de  Terre-Neuve,  R.  D.  L  P.,  t  VI,  p.  141.  —  Prowse,  A  history  of  Newfoundland.  — 
Spencer  Brodhurst,  The  history  of  the  Nev^foundland  question,  Law  Magazine 
and  Bevlew,  november  1899.  p.  67.]  Der  Fischfang  beschäftigte  auf  Neufundland 
1887,  693  Schüfe  und  7158  Mann;  im  Jahre  1888,  836  Schiffe  und  8949  Mann  und  im 
Jahre  1889,  797  Schiffe  und  9581  Mann. 
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Dritter  Abschnitt. 
Sonderstellung  CypernSi  Bosniens  und  der  Herzegowina. 

[Blnntschli.  Le  Congrts  de  Berlin,  R.  D.  L,  t.  XIII,  p.  685.  —  Esperson.  L*Aiigleterre  et  les  cApi- 
tulations  dans  llle  de  Chypre,  R.  D.  I.,  t.  X,  p.  687.  —  Neumann.  L*Emplre  aastro-hongrois,  la  Bosnie  et 
rHerz^OTine,  R.  D.  I.,  t.  XI,  p.  38.  —  Ren6  Millet.  A  trarerB  les  Balkans.  —  Saripolos.  La  qnestsoa 
gr6co-tarqae,  R.  D.  I.,  t.  XI,  p.  119.  —  Spalaikovitch.  La  Bosnie  et  rHerzögoYlne,  1899.  —  Schneller. 
Die  StaatsrechtUcfae  Stellung  Bosniens  und  Herzegowinas,  1892.) 

345.  —  Die  Politik  der  letzten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  hat 
noch  einschneidendere  nnd  wichtigere  Beschränkungen  staatlicher  (xrtfnd- 
rechte,  als  die  soeben  besprochenen,  ins  Leben  gerufen.  Das  Recht  der 
Souveränität  verschwindet  fast  vollständig.  Es  ist  nur  noch  dem  Namen 
nach  vorhanden.  —  Die  Rechtslage,  die  man  geschafifen  und  die  in  der 
Geschichte  noch  keinen  Vorgang  gehabt  hat,  kommt  in  Wirklichkeit  einer 
verschleierten  Einverleibung  gleich.  —  In  dieser  Stellung  befinden  sich 
die  Insel  Cypern  sowie  Bosnien  und  die  Herzegowina. 

346.  —  Cypern.  —  Am  4.  Juni  1878  erzwang  England  von  der 
Türkei  ein  geheimes  Defensiv-  und  Offensiv-Bündnis,  dessen  Inhalt  es  auf 
dem  Berliner  Eongress  im  darauf  folgenden  Monate  bekannt  machte. 
England  hatte  sich  gesichert;  unter  dem  Verwände,  den  unversehrten 
Bestand  des  Ottomanischen  Reiches  zu  verteidigen,  beutete  es  seinen 
Schützling  aus  und  sprach  sich  ein  Gebietsstttck  nach  seinem  Gutdünken 
zu.  —  Überzeugt,  dass  es  unmöglich  sei,  den  „kranken  Mann"  wieder  za 
beleben  und  zu  heilen,  suchte  England,  seine  beste  Freundin,  sich  im  vor- 
aus einen  Teil  seines  Nachlasses  zuweisen  zu  lassen  (Debidonr,  op.  cit., 
t.  n,  p.  250). 

Grossbritannien  liess  sich  die  Insel  Cypern  für  den  Fall  abtreten, 
dass  Russland  Batum,  Aidahan  und  Kars  in  Eleinasien  behalten  sollte; 
die  Abtretung  erfolgte  zu  dem  ausdrücklich  ausgesprochenen,  aber  nicht 
ernstlich  gemeinten  Zwecke,  die  Türkei  zu  verteidigen,  lii  Wahrheit 
trachtete  England  nach  der  Beherrschung  der  drei  wichtigen  Seewege 
nach  Eleinasien,  nach  dem  Bosporus  und  dem  Suezkanal.  E^  hielt  damit 
Russland  vor  aller  Welt  im  Schach  und  verdoppelte  durch  den  Schutz, 
den  es  dem  Sultan  gewährte,  sein  Ansehen  bei  den  50  Millionen  Musel- 
männern, über  die  es  in  Indien  gebot  (Debidour,  op.  cit.,  t.  n,  pp.  520 
et  521).  —  England  trieb  den  Cynismus  so  weit,  dass  es  sogar  dem  Ver- 
trage die  lächerliche  Bedingung  beifttgte,  dass  es  Cypern  der  Türkei 
zurückerstatte,  wenn  Russlaud  seine  Eroberungen  in  Asien  rückgängig 
machen  werde.  Diese  Elausel  teilte  England  am  7.  Juli  1878  Frankreich 
amtlich  mit. 

Nach  dem  Vertrage  vom  4.  Juni  1878  verbleibt  die  Souveränität 
über  Cypern  dem  Sultan.  Die  Insel  wird  aber  von  englischen  Beamten 
verwaltet.  England  erhebt  die  Steuern,  verfUgt  über  die  Ausgaben,  legt 
Befestigungen  an  usw.  —  Es  übt  alle  Regalien  aus. 

Theoretisch  bildet  die  Insel  Cypern  nach  wie  vor  einen  Bestandteil 
des  Ottomanischen  Reichs,  da  die  englische  Regierung  nur  die  Verwal- 
tung führt.  —  Die  Bewohner  der  Insel  sind  also  türkische  Untertanen 
geblieben  und  können  im  Auslande  nicht  den  Schutz  der  englischen  Eon- 
suhi  anrufen.  —  Alle  von  der  Türkei  abgeschlossenen  und  für  ihr  Reich 
geltenden  Verträge  sind  für  die  Insel  Cypern  und  für  England,  deren 
derzeitigen  Verwalter,  verbindlich.  —  Auch  die  von  der  Türkei  getroffenen 
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Kapitulationen  hätten  aufrechterhalten  werden  mttssen;  indessen  haben 
die  Vertragsmächte  darin  eingewilligt,  dass  die  Bestimmungen  nicht  zur 
Anwendung  kommen  sollen,  solange  England  die  Insel  verwaltet. 

F.  von  Härtens  sagt  mit  Recht,  dass  die  Situation  Cyperns  sowohl 
vom  staatsrechtlichen  als  vom  völkerrechtlichen  Standpunkte  aus  geradezu 
unmöglich  ist.^) 

M7.  —  Bosnien  und  die  Herzegowina.  —  Obgleich  Österreich 
sich  nicht  an  dem  russisch-türkischen  Kriege  von  1877/78  beteiligt  hatte, 
wusste  es  doch  einen  Vorteil  aus  diesem  Kriege  zu  ziehen,  indem  es  sich 
dank  der  Nachgiebigkeit  Bismarcks  und  Beaconsfields  einen  Gebietsteil 
des  Ottomanischen  Reiches  sicherte.  —  Es  hatte  im  Laufe  des  Feldzuges 
unter  dem  Vorwand,  Händel  zwischen  Christen  und  Muselmännern  zu  ver- 
hüten, die  türkischen  Provinzen  Bosnien  und  Herzegowina  besetzt.  — 
Auf  dem  Berliner  Kongresse  (Juni— Juli  1878)  führte  Bismarck  gegen 
den  wohl  begründeten  Widerspruch  der  türkischen  Diplomaten  den  Be- 
schluss  herbei,  dass  Österreich-Ungarn  diese  Provinzen  auf  unbestimmte 
Zeit  besetzen  und  verwalten  sollte.  Österreich  wurde  auch  ermächtigt, 
wenn  es  dies  für  erforderlich  erachte,  Garnisonen  im  Sandschak  von 
Nowi-Bazar  zu  halten  und  dort  Militär-  und  Handelsstrassen  zu  besitzen. 
Dieser  weit  vorgerückte  Bezirk  liegt  auf  dem  Wege  nach  Salonichi  (Ver- 
trag vom  13.  Juli  1878,  Art.  25).  —  Die  Besetzungsbedingungen  wurden 
zwischen  Österreich  und  der  Türkei  durch  das  Abkommen  vom  21.  April 
1879  näher  bestimmt. 

Der  Sultan  bleibt  Souverän  dieser  Provinzen;  aber  in  Wirklichkeit 
nur  dem  Namen  nach.  Er  hat  nur  das  nudum  ins.  Die  Besetzung  ist  in 
Ansehung  der  Zeitdauer  unbegrenzt,  sie  unterliegt  keiner  Bedingung. 
Sie  ist  eine  verschleierte,  aber  tatsächliche  Einverleibung.  —  Rechtlich 
steht  die  Bevölkerung  in  türkischer  üntertanenschaft.  Trotzdem  hat  ein 
österreichisches  Gesetz  vom  13.  November  1881  die  Wehrpflicht  zu 
Gunsten  Österreichs  eingeführt,  und  die  Truppenkontingente  sind  in  das 
österreichische  Heer  eingereiht  worden.  Dies  ist  eine  ojBfenbare  Verletzung 
der  Rechte  des  Sultans,  dessen  Untertanen  die  Bewohner  der  Provinzen 
geblieben  sind.  Die  Bosmiaken  und  Herzegowiner  stehen  im  Auslande 
unter  den  türkischen  Gesetzen.  —  Diese  Rechtslage  widerspricht  allen 
Grundsätzen^  sie  wird  von  einigen  gut  geheissen,  von  andern  wiederum 
scharf  getadelt.  —  F.  von  Härtens  sagt,  Bosnien  und  Herzegowina  be- 
finden sich  in  einer  Situation,  die  rechtlich  unmöglich  ist.  Diesen  Zustand 
als  Okkupation  zu  bezeichnen,  ist  doch  zum  mindesten  sonderbar.') 

1)  S.  Fournier  de  Flaix,  L'Ile  de  Chypre,  Economlste  franQais,  27  Acut  1892. 

—  [S.  über  die  Insel  Cypem,  abgesehen  von  den  oben  angefahrten  Schriften:  Baker 
et  Vambery,  Russia  and  England,  Batonm  and  Cyprus,  Fortnightly  Review,  Sep- 
tember 1886.  --  Ghoublier,  La  question  d'Orient  depuis  le  trait^  de  Berlin,  1899. 

—  Guerchitch,  Situation  de  la  Bosnie  et  de  l'Herzegovine  et  de  Tile  de  Chypre, 
Moniteur  de  rAcademie  des  sciences  (Serbie)  1893  No.  37.  —  Hagg;ar,  Our  position 
in  Cyprus,  Contemporarv  Review,  Juni  1887.  —  Saripolos,  La  legislation  anglaise 
dans  llle  de  Chypre,  R.  D.  I.,  t.  XII,  p.  889;  t.  XIV,  p.  381.  —  Cyprus  and  the 
capitulations,  Law  magazine  and  Review,  Februar  1879.  —  S.  auch  Reilly,  R.  D.  L, 
t  XIV,  p.  205.] 

2)  [S.  über  Bosnien  und  die  Herzegowina  ausser  den  oben  angeführten  Schriften 
und  den  allgemeinen  Werken  über  Völkerrecht:  Brunswick,  Le  traite  de  Berlin 
annote  et  comment^.  —  Chamberlain,  La  Bosnie  sous  le  protectorat  de  TAutriche, 
Bibliotheqne  universelle  et  Revue  Suisse  1892,  pp.  5  et  349.  —  Choublier,  op.  cit, 
pp.  91  et  8.  —  Despagnet,  Essai  sur  les  protectorats  1896,  pp.  95  et  s.  — 
Guerchitch,  op.  cit.  —  Ratzenhoffer,  Zur  Beleuchtung  der  Okkupation  Bos- 
niensund Herzegowinas.— v.  Holtzendorff,  Handbuch,  Bd.  II,  S.  244.  —  Jellinek, 
Die  Lehre  von  den  ^Staatenverbindungen,  p.  53.   —   Linng,   Die  staatsrechtliche 
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Vierter  Abschnitt. 
Völkerreohtiiche  Stellung  der  neutralisierten  Staaten  und  Gebietsteile. 

[Arendt.  Essai  sor  la  neutralltö  de  la  Belgique,  1846.  —  Banning.  La  defense  de  la  Belgiqoe.  — 
Baron.  Laneutralit«  de  la  Savoie,  1883.  —  Blanchard.  L*£tat  ind^pendant  du  Congo,  1899.  —  Blammer. 
Handbuch  des  schweizerischen  Bundesstaatsrechts,  Mit  Morel,  t.  III,  p.  887.  —  Bonzon.  La  neutralitö  de 
la  Haute-Savoie,  Monde  öconomique,  15  avril  1893.  —  DeBroglie.  La  neutralit^  de  la  Belgique,  Beme  des 
Deux-Mondes,  1899  et  1900.  —  Bury.  La  neutralit«  sulsse,  R.  D.  I.,  t  II,  p.  636.  —  Calonder.  Ein  Beitrag 
zur  Frage  der  schweizerischen  Neutralität.  —  Contnzzi.  La  neutralitii  e  la  neutralisazione  nel  Diriuo 
intemazionale,  1888.  —  Debrit  La  neutrallsation  de  la  Suisse,  Annales  de  l'EcoIe  libre  des  sciences  poli- 
tiques,  1893,  p.  132.  —  Despagnet  La  neutralit^  beige  et  le  Congo,  Reyne  bleue,  23  juln  1894.  —  Droz. 
Du  r61e  international  de  la  Suisse,  dans  ses  Stades  et  portraits  politiquea,  pp.  37  et  s.  —  Eyschen.  Das 
Staatsrecht  de»  Grossherzog^tums  Luxemburg.  —  La  position  du  Luxembourg  selon  le  Droit  dee  gens, 
R.  D.  I.,  t.  I  (2e  sörie),  p.  5.  —  Faider.  La  neutralitö  de  la  Belgique,  R.  D.  I.,  t  XYin,  p.  329.  —  Paal 
Fauchille.  L'annexion  du  Congo  k  la  Belgique  et  le  Droit  international,  R.  D.  I.  P.,  t  n,  p.  400.  —  Fazy. 
Les  Sulsses  et  la  neutralitö  de  la  Savoie  1895.  —  Les  Suisses  et  la  neutralitö  suisse,  1896.  —  Filitis.  De 
la  neutralitö  territoriale,  1885.  —  Grandvallet.  La  neutralitö  de  la  Belgique  et  les  chemins  de  fer,  1889.  — 
Hilty.  Neutralitat  der  Schweiz,  1889,  franzOs.  Übersetzung  von  Mentha,  1889.  —  Politisches  Jahrbuch  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  (Jahrgang  1899),  1899.  —  Job  in.  Essai  sur  la  neutralitö.  —  Lameire. 
De  la  neutralitö  territoriale  locale,  1892.  —  Lund.  Om  Danmarks  neutralitet,  1894.  —  Charles  de  Mazade. 
La  Belgique  et  la  Suisse  devant  la  triple  alliance,  Revue  des  Deux-Mondes,  15  mars  1890.  —  L*£arope  et 
les  neutralitös,  1893.  —  Messin.  La  neutralitö  de  la  Belgique,  1892.  —  Milovanowitch.  Les  traitös  de 
garantie,  1888.  —  Mo  ran  d.  Les  origines  de  la  neutralitö  perpötuelle,  R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  522.  —  Nothomb. 
Essai  historique  et  politique  sur  la  Rövolution  beige.  —  Payen.  La  neutraUsaüon  de  la  Suisse,  Annales  de 
ITcole  libre  des  sciences  poUtiques,  1892,  p.  669.  —  Piccioni.  De  la  neutralitö  perpötuelle,  1891.  —  Pictet 
d[e  RochemonL  Biographie,  travaux  et  correspondance  diplomatique,  1892.  —  Neutralitö  de  la  Suisse  dans 
l'intöröt  de  TEurope.  —  Reeves.  The  international  begrinninga  of  the  Congo  State,  1894.  —  Regnault  Des 
effets  de  la  neutralitö  perpötuelle,  en  temps  de  paix,  1898.  —  Rapport  Le  grand-dnchö  de  Luxembourg 
dans  ses  relations  internationales,  1892.  —  Schweizer.    Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität,  1893-95. 

—  Servals.  Le  grand-duchö  de  Luxembourg  et  le  traitö  de  Londres,  1879.  —  Schopfer.  Le  principe 
juridiqne  de  la  neutralitö  et  son  övolution  dans  Thistoire  du  droit  de  la  guerre,  1894.  —  Simon  Kaiser. 
Untersuchungen  Ober  die  Neutralit&t  der  Schweiz.  —  Thonissen.  La  neutralitö  beige  dans  le  Systeme 
europöen.  —  Tswettcoff.  Dela  Situation  juridique  des  Etats  neutralisös  en  temps  de  paix,  1896.  —  Twiss. 
An  international  Convention  for  the  neutrallsation  of  territory.  —  Wampach.    Le  Luxembourg  neutre,  1900. 

—  Woeste.    La  neutralitö  beige,  1891.  —  Zeller.    L'annöe  historique,  1860,  t.  II,  pp.  20  et  s.;  pp.  396  et  s, 

—  X.  The  Belgian  neutrality,  Fortnightly  Review,  September,  1889.)  —  Wettlake.  Note»  9ur  la  neutraliti 
permanente^  M.  D.  I.,  i.  Ulf  p.  983  et  s. 

§  1.  ->  Staaten. 

348*  —  Für  die  Staaten  gibt  es  zwei  Arten  der  Neutralität:  1.  die 
gewöhnliche  und  zeitweilige  Neutralität.  Neutral  in  diesem  Sinne 
ist  jeder  Staat,  der  an  einem  zwischen  zwei  oder  mehrern  Staaten  aus- 
gebrochenen Kriege  nicht  teilnimmt,  —  Rechtlich,  wenn  auch  nicht  immer 
tatsächlich,  steht  es  jedem  Staate  frei,  sein  Verhalten  in  der  einen  oder 
andern  Weise  zu  bestimmen.  Sein  eigenes  Interesse  wird  hierbei  den 
Ausschlag  geben.  Niemand  ist  berechtigt,  einem  Staate  die  neutrale 
Eigenschaft  zu  bestreiten,  wenn  der  Staat  die  Neutralitätspflichten  erfüllt. 

—  Diese  nur  voiHbergehende  Eigenschaft  beginnt  mit  der  Eröflhung  der 
Feindseligkeiten ;  sie  endigt  mit  dem  Abschlüsse  des  Ki-ieges  zwischen  den 

ki-iegführenden  Staaten  (vgl.  den  Fünften  Teil). 

349*  —  2.  Die  aussergewöhnliche  und  dauernde  Neuti-alität. 
Diese  Rechtslage  mindert  in  einem  gewissen  umfange  die  Grundrechte 
der  Souveränität  und  der  Unabhängigkeit  des  betr.  Staates.  Sie  beruht 
auf  internationalen  Abmachungen  und  auf  Verträgen  zwischen  mehreren 
Mächten.  —  Im  Zustande  dauernder  Neutralität  befindet  sich  derjenige 
Staat,  dem  von  andern  Mächten  ein  unbegrenzter  Friede  gewährleistet 
wii'd.   —  Ein  Staat  kann  sich  nicht  aus  eigener  Machtvollkommenheit, 

Stellang  Bosniens  und  der  Herzegowina,  Archiv  für  öffentliches  Recht,  1889,  S.  480. 

—  Rivier,  Note  additionelle  aux  lettres  de  M.  de  Neumann  aar  la  Bosnie  et  FHerz^ 
govine,  R.  D.  I.,  t.  XI,  p.  144.  —  Ulrich,  österreichisches  Staatsrecht]  —  Ftritsch^ 
De  Ja  oond^tum  juriäique  des  Bomiaqu^  et  des  Herzegoviniens  E.  jD.  I.,  t  8,  p.  50  et  s. 
240  et  s,  --  Die  Beseitigung  der  Gerv^tabarkeit  der  fremden  Konsuln  ist  anerkannt  durdi 
das  Deutsche  Eeichsgesetz  wm  7.  Juni  1880  u$fd  die  Yerordn'wng  vom  ^.  December  1890. 
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durch  einseitige  Willenserklärung,  den  Yoi-teil  einer  Bechtslage  zuwenden, 
die  darauf  abzielt,  die  Erhaltung  des  Friedens  im  allgemeinen  Interesse 
der  Staatengesellschaft  zu  sichern.  Die  Neutralisierung  liegt  ihrem 
innersten  Wesen  nach  weniger  im  Interesse  des  neutralisierten  Staates 
als  vielmehi*  in  dem  der  andern  Staaten.  Diese  mttssen  sich  auf  die  Neu- 
tralität verlassen  können;  sie  hängt  nicht  vom  Gutdünken  des  neutrali- 
sierten Staates  ab.  —  Diese  Art  der  Neutralität  besteht  auch  schon  in 
Friedenszeiten,  sie  entzieht  dem  Staate  die  Befugnis,  wählen  zu  können, 
ob  er  während  eines  Krieges  neutral  bleiben  will  oder  nicht.  —  Sie  ver- 
leiht ihm  dafür  aber  auch  die  Zusicherung,  dass  die  Nachbarstaaten  ihn 
nicht  bekriegen  und  dass  die  Kriegsparteien  im  Verlaufe  der  Kämpfe  ihre 
Unternehmungen  nicht  nach  ihrem  Belieben  auch  auf  sein  Gebiet  aus- 
dehnen dürfen:  sein  Gebiet  muss  von  ihnen  geachtet  werden.  Der  Staat 
muss  mithin  in  die  Neutralisation  einwilligen,  er  muss  den  Neutralisations- 
veitrag  in  voller  Freiheit  unterschi-eiben  und  mit  den  Garantiemächten 
auf  dem  Fusse  der  Gleichberechtigung  unterhandeln.  Mn  Vertrag,  der 
zwischen  Garantiemächten  ohne  Hinzuziehung  des  für  neutralisiert  er- 
klärten Staates  abgeschlossen  werden  würde,  würde  diesen  Staat  nicht 
binden. 

350.  —  In  Europa  bezweckt  die  Neutralisierung  eines  Staates,  die 
andern  Mächte  gegenseitig  von  strategisch  wichtigen  Stellen  fernzu- 
halten. An  diese  Stellen  wird  ein  kleiner  friedlicher  Staat  gerückt,  der 
den  Nachbarstaaten  Sicherheit  füi-  ihre  Grenzen  bietet.  Die  Neutralisierung 
trägt  zur  Erhaltung  des  allgemeinen  Friedens  dadurch  bei,  dass  sie  die 
PuiJLte  feindlichen  Zusammenstosses  vermindert.  Sie  bildet  ein  moralisches 
Bollwerk  gegen  das  Vorrücken  eroberungslustiger  Mächte,  indem  sie  die 
vorteilhaftesten  Militärstrassen  versperrt.  Aus  diesem  Grunde  hat  Europa, 
noch  unter  dem  Eindrucke  der  Erinnerungen  an  das  erste  Kaiserreich 
stehend,  die  Schweiz  (1815)  und  Belgien  (1831)  neutralisiert,  um  sich 
gegen  einen  abermaligen  französischen  Einfall  zu  schützen.  „Die  euro- 
päischen Mächte  haben  wichtige  Machtmittel  aus  der  Hand  gegeben:  sie 
haben  im  voraus  den  Kriegsschauplatz  beschränkt  und  die  Schwierigkeit 
der  Kriegführung  vergrössert:  Dies  war  politisch  eine  kluge  Handlung" 
(Funck-Brentano  et  Sorel,  p.  152). 

351»  —  Die  Aufgabe  der  neutralisierten  Staaten,  ein  moralisches 
Bollwerk  zu  sein,  steht  der  unbegienzten  Vermehrung  solcher  Schöpflingen 
im  Wege.  Sind  die  neutralen  Gebiete,  die  zwei  Mächte  voneinander 
trennen,  zu  umfangreich,  so  wird  die  Berührung  zwischen  diesen  Mächten 
so  sehr  erschwert,  dass  eine  Missachtung  und  Verletzung  der  Neutralität 
zu  besorgen  ist.  Deshalb  fürchten  auch  Belgien  und  die  Schweiz,  dass 
ihre  Neutralität  in  einem  zukünftigen  Kriege  nicht  beachtet  werde. 

353.  —  Nicht  jedes  Land  eignet  sich  dazu,  dauernd  neutralisiert  zu 
werden.  Gewisse  Voraussetzungen  müssen  gegeben  sein.  —  Der  zu  neu- 
tralisierende Staat  muss  so  schwach  sein,  dass  er  keinen  Einfluss  auf  die 
allgemeine  Politik  für  sich  beanspruchen  kann.  —  Er  muss  zwischen  zwei 
grossen  Staaten  liegen;  er  darf  aber  nicht  die  einzige  Verbindung 
zwischen  deren  Heeren  sein;  er  muss  entschlossen  sein,  sich  gegen  jeden 
Angriffs-  oder  Einverleibungsversuch  seiner  Nachbarn  zu  verteidigen. 

868.  —  Der  neutrale  Staat  geniesst  die  Bechte  und  ist  an  die  Pflichten 
gebunden,  die  dem  innem  Wesen  der  daueiiiden  Neutralität  nicht  wider- 
sprechen. Er  ist  von  den  allgemeinen  völkerrechtlichen  Obliegenheiten 
nicht  befreit.  —  Da  er  die  Wohltaten  eines  immerwähi-enden  Friedens 
geniesst,   so  darf  er  nicht  dulden,   dass  sich  auf  seinem  Gebiete  Ver- 
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schwörungen  bilden,  die  gegen  die  Sicherheit  anderer  Staaten  gerichtet 
sind.  —  Die  Schweiz,  die  früher  dazu  neigte,  ihre  Neutralität  zu  miss- 
brauchen,  hat  im  Jahre  1887  bei  einem  Zwischenfalle  mit  Deutschland  emp- 
funden, welchen  Gefahren  sie  sich  bei  einer  allzu  grossen  Nachsicht  gegen- 
über Anarchisten,  Sozialisten,  Nihilisten  usw.  aussetzte.  Sie  untersagte  die 
Abhaltung  gewisser  revolutionärer  und  sozialistischer  Kongresse.  Die 
gestärkte  Bundesgewalt  wird  die  Fremden  zwingen,  sich  der  politischen 
Freiheiten,  die  das  schweizer  Volk  sich  in  seiner  Verfassung  gegeben  hat, 
würdig  zu  zeigen.!)  [Es  sei  hier  auch  an  die  Vorgänge  vom  Jahre  1898 
erinnert,  als*  Italiener,  die  in  der  Schweiz  wohnten,  stürmisch  Verwahrung 
gegen  die  Massregeln  erhoben,  die  Italien  zur  Niederwerfung  der  Arbeiter- 
aufstände ergriffen  hatte.^)] 

864.  —  Der  neutralisierte  Staat  ist  an  die  Sonderpflichten  gebunden, 
die  einesteils  auf  dem  innem  Wesen  der  dauernden  Neutralität  and 
andernteils  auf  den  Verträgen  oder  Staatsakten  beruhen,  die  die  Neutralität 
begründet  haben.  Die  Schweiz  und  Belgien  haben  die  vertragsmässige 
PfScht,  die  Neutralität,  die  durch  den  Wiener  Kongress  und  den  Londoner 
Vertrag  im  Interesse  von  ganz  Europa  geschaffen  worden  ist,  nicht  auf- 
zugeben. 

865.  —  Die  Neutralisation  bezweckt,  dem  neutralisierten  Staate  für 
alle  Zeiten  den  Friedenszustand  zu  wahren.  Hieraus  folgt,  dass  der  neu- 
tralisierte Staat  mit  andern  Staaten  nur  friedliche  Beziehungen  unterhalten 
und  dass  er  nur  solche  Verbindlichkeiten  übernehmen  darf,  die  im  Frieden 
erfüllt  werden  können.  Er  muss  es  ablehnen,  solche  Verpflichtungen  ein- 
zugehen, die  ihn  in  einen  fremden  Krieg  verwickeln  und  ihn  zur  Vertei- 
digung der  Rechte  oder  der  Interessen  einer  andern  Macht  zwingen  könnten. 
Da  er  rechtlich  nicht  fähig  ist,  die  aus  derartigen  Versprechungen  sich 
ergebenden  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  so  darf  er  sich  ihnen  auch  nicht 
unterwerfen.^) 

866.  —  Ein  neutralisierter  Staat  kann  nicht  die  Garantie  der  Neu- 
tralität eines  andern  Staates  übernehmen.  So  hat  sich  Belgien  auf  der 
Londoner  Konferenz  (Mai  1867)  enthalten,  die  Neutralität  von  Luxemburg 
zu  gewährleisten.  —  Ist  dieser  Grundsatz  anlässlich  der  Neutralisierung 
des  Kongos  im  Artikel  10  der  Schlussakte  der  Berliner  Konferenz  von 
1885  ausser  acht  gelassen  worden?  Keineswegs.  Belgien  hat  zwar  die 
Berliner  Schlussakte  unterzeichnet,  aber  gemäss  Ai*tikel  10  dieser  Akte 
verpflichteten  sich  die  Garanten  lediglich  die  Neutralität  des  Kongos  zu 
achten,  nicht  aber  auch  ihr  Achtung  zu  verschaffen  {k  respecter,  non  ä  la 
faire  respecter)  (No.  367). 

867.  —  Der  neutralisierte  Staat  darf  keine  Offensivbündnisse  schliessen. 


1)  Rede  von  Droz  im  Nationalrat,  20.  März  1888. 
-'  [Vgl.  No.  8311.] 

[Kann  ein  neutraler  Staat  eine  Kolonie  erwerben?    Diese  Frage  tauchte  auf» 


2)  [Vgl.  No.  3311.] 

3)  [Kann  ein  neuti 
als  Belgien  im  Jahre  1895  beabsichtigte,  sich  den  Kongostaat  einzuverleiben  und 


darans  eine  belgische  Kolonie  zu  machen.  S.  über  die  zahlreichen  Schwierigkeiten, 
wozu  diese  Frage  fahren  kann,  Faul  Fauchille,  L'annexion  du  Gongo  älaBelgique 
et  le  Droit  international,  R.  D.  I.  F.,  t.  II,  p.  400.  —  S.  auch  Despagnet,  La  neu- 
tralite  beige  et  le  Congo,  Revue  bleue,  23.  Juni  1894  und  Essai  sur  les  protectorats, 
189C,  pp.  282  et  s.  —  Im  Jahre  1900  wurde  in  Belgien  eine  Zeitlang  der  Plan  er- 
wogen, belgische  Trappen  nach  China  zn  senden,  die  gemeinsam  mit  den  Trappen 
der  europäischen  Grossm&chte,  Japans  und  der  Verein.  Staaten  gegen  die  Boxer,  die 
(wohl  mit  Zustimmung  der  chinesischen  Regierung)  Greueltaten  gegen  die  Fremden 
und  deren  Gesandten  verübt  hatten,  vorgehen  sollten.  Der  Plan  wurde  nicht  aus- 
geführt; war  er  mit  der  dauernden  Neutralität  Belgiens  vereinbar?!  —  Vgl  auch  Nya, 
B.  D.  I.,  XXXIII,  p,  1  md  B.  D.  I  P.,  J,  p.  417. 
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—  Ein  Defensiybtindnis  ist  ihm  gestattet,  falls  er  angegriffen  wird.  Er 
ist  berechtigt,  sich  mit  seinen  eigenen  Streitkräften  zu  verteidigen;  folge- 
richtig ist  er  auch  beftigt,  sich  mit  einer  dritten  Macht,  deren  Heer  das 
seinige  und  das  seiner  Garanten  untei-stützen  wird,  zu  verbünden.  —  Aber 
in  Friedenszeiten  darf  der  Neutralisierte  kein  Defensivbttndnis  schliessen, 
das  ihn  verpflichten  würde,  seinem  Bundesgenossen  im  Falle  eines  Angriffes 
Beistand  zu  leisten.  —  Ein  Defensivbündnis  mit  einer  der  Garantiemächte 
wäre  an  sich  gegenstandslos,  da  sich  die  Beistandspflicht  des  Garanten 
schon  aus  dem  Neutralisationsvertrage  ergibt.  —  Aitikel  8  der  schweize- 
rischen Verfassung,  der  die  Schweiz  zur  Eingehung  von  Bündnissen  er- 
mächtigt, ist  nicht  einwandfrei,  er  widerspricht  der  Neutralisation  dieses 
Landes. 

Die  dauernde  Neutralität  schmälert  also  das  Recht  auf  Unabhängigkeit. 
Die  Souveränität  des  Staates  nach  aussen  hin  wird  gemindert. 

858.  —  Der  neutralisierte  Staat  kann  Verträge,  die  sich  auf  die  Re- 
gelung wirtschaftlicher,  materieller  oder  sittlicher  Interessen  beziehen,  wie 
z.  B.  Handels-,  Schiffahrts-,  Post-,  Ausliefeiningsverträge  usw.  schliessen, 
er  hat  aber  hierbei  zu  sorgen,  dass  er  sein  Geschick  nicht  derartig  mit 
dem  eines  andern  Staates  verkettet,  dass  durch  irgend  eine  Gemeinschaft 
eine  Verschmelzung  gewisser  Einrichtungen  herbeigefUhi-t  werde.  „Selbst 
bei  seinen  Handelsverträgen  muss  er  sich  hüten  —  so  sagt  Wheaton  — 
Verpflichtungen  einzugehen,  die  mit  seinen  Obliegenheiten  in  Kriegszeiten 
unvereinbar  sind.*  Beispiel:  Im  Jahre  1842  schlug  Guizot  einen  Zoll- 
verein zwischen  Belgien  und  Frankreich  vor.  England  erhob  Einwendungen, 
denn  es  wollte  keine  französischen  Zollbeamten  in  Antwerpen  dulden;  es 
vergewisserte  sich  des  Einverständnisses  von  Österreich,  Preussen  und  Russ- 
land.   Guizot  verzichtete  hierauf  auf  seinen  Plan. 

359.  —  Die  neutralisierten  Staaten  sind  verpflichtet,  ihi-e  Neutralität 
selbst  in  Ansehung  der  Staaten  zu  wahren,  die  nicht  garantiert  haben. 
Also  auch  die  Staaten,  die  den  Neutralisationsvertrag  nicht  mit  unterzeichnet 
haben,  gemessen  trotzdem  dessen  Vorteüe.  Sie  sind  dafür  aber  auch  ge- 
halten, eine  dauernde  Neutralität,  die  wie  diejenige  der  Schweiz  und 
Belgiens  durch  völkerrechtliches  Herkommen  fest  begi-ündet  ist,  zu  achten. 

360.  —  Der  neutralisierte  Staat  ist  vei-pflichtet,  fremden  Trappen  den 
Durchzug  durch  sein  Gebiet  zu  verwehi'en,  jeden  darauf  gerichteten  Ver- 
such zurückzuweisen  und  seiner  Neutralität  mit  allen  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Kräften  Geltung  zu  verschaffen.  Er  muss  seine  gesamten 
Machtmittel  zum  Zwecke  der  Verteidigung  entfalten.  Seine  Rechtsstellung 
als  dauernd  Neutraler  gibt  ihm  aber  nicht  das  Recht,  militärische  Vor- 
bereitungen der  Nachbarstaaten  zu  stören. 

361.  —  Der  neutralisierte  Staat  ist  berechtigt,  den  Beistand  der 
Mächte,  die  seine  Neutralität  verbürgt  haben,  anzurufen.  —  Tatsächlich 
werden  die  Garanten  aber  selten  Lust  haben,  zu  Gunsten  des  neutralen 
Staates  Krieg  zu  führen.  Sie  werden  häufig  selbst  zu  den  Kriegsparteien 
gehören.  —  Der  Neutrale  wird  den  Schrecken  des  Krieges  ausgesetzt  sein, 
wofern  er  sich  nicht  selbst  verteidigt.  Häufig  wird  er  auf  sich  selbst 
angewiesen  sein.  —  Bin  hinlänglich  starkes  Heer  ist  für  ihn  ein  BedürMs, 
aber  auch  ein  Recht.  Er  ist  gleichfalls  befugt,  Befestigungen  anzulegen, 
um  das  Eindringen  in  sein  Gebiet  zu  hindern.  —  Belgien  hat  durchaus 
Recht,  in  Lüttich  und  in  Namur  die  Ufer  der  Maas  zu  befestigen;  ebenso 
handelt  die  Schweiz  mit  Bedacht,  wenn  sie  den  Gotthard  und  andere 
Punkte  befestigt,  um  einem  italienischen  Heere,  das  sich  mit  einem  deutschen 
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Heere  zu  einem  gemeinsamen  Einfall  in  Frankreich  vereinigen  will,  den 
Durchzug  durch  ihr  Gebiet  zu  versperren. 

Im  Jahre  1870  machte  sich  England  wegen  der  Neutralität  Belgiens 
Sorge.  Es  schloss  mit  Preussen  (9.  August)  und  mit  Frankreich  (11.  August) 
Verträge,  woiin  es  die  Verpflichtung  übernahm^  sich,  im  Falle  eines  An- 
griffes  auf  Belgien  seitens  einer  der  Kriegsparteien,  mit  der  andern  zur 
Aufrechterhaltung  der  Neutralität  ins  Einvernehmen  zu  setzen  und  erforder- 
lichenfalls hierzu  seine  gesamten  Land-  und  Seestreitkräfte  aufzubieten. 
„Die  Grttnde,  die  England  zur  Eingehung  dieser  Verträge  bewogen,  lagen 
lediglich  in  seinen  besondern  Interessen.  Österreich  und  Bussland,  die 
ebenso  gut  wie  England  die  Neutralität  Belgiens  gewährleistet  hatten, 
glaubten  nicht,  dieselben  Vorsichtsmassregeln  treffen  zu  müssen"  (Funck- 
Brentano  etSorel,  op.  cit,  p.  355).  —  Es  sei  bemerkt,  dass  beide 
Kriegsparteien  die  Neutralität  Belgiens  und  der  Schweiz  achteten  und 
dass  diese  beiden  Staaten  ihrerseits  die  Neutralitätspflichten  durchaus  er- 
füllten und  sie  mit  den  Pflichten  der  Menschlichkeit  in  Einklang  zu  bringen 
wussten. 

Die  Pflichten  der  Bürgestaaten  sollen  bei  den  Garantieverträgen  er- 
läutert werden  (Dritter  Teil). 

362.  —  Welches  sind  die  neutralisierten  Staaten?  Die  Natui-  der 
Dinge  sichern  den  Republiken  Andorra  und  San-Marino  sowie  [dem  Fürsten- 
tum Monako  eine  tatsächliche  Neutralität.  Nach  positivem  Vertragsrechte 
sind  zui'  Zeit  neutralisiert: 

363.  —  1.  Die  Schweiz.  Sie  hatte  bereits  1521  mit  Frankreich 
einen  Friedensveilrag  auf  ewige  Zeiten  geschlossen,  der  unter  Ludwig  XIV. 
am  4.  September  1663  erneuert  worden  war.  Durch  eine  Eeihe  anderer 
Verträge  war  sie  schliesslich  die  dauernde  Verbündete  fast  aller  europä- 
ischen Staaten  geworden.  —  Ihre  Neutralität  wurde  häufig  während  der 
Kriege  der  französischen  Revolution  und  im  Jahre  1813  durch  die  sechste 
Koalition  verletzt. 

Ihre  jetzige  immerwährende  Neutralität  gründet  sich  auf  die  Erklärungen 
vom  20.  März  1815  (Wiener  Kongress)  und  vom  20.  November  1815 
(Pariser  Vertrag).  Signatarmächte  waren  Österreich,  Grossbritannien, 
Portugal,  Preussen  und  Russland.    Spanien  und  Schweden  traten  später  bei. 

„Die  Mächte,  die  die  Wiener  Erkläi'ung  vom  20.  März  unterzeichnet 
haben,  erkennen  hiermit  die  dauernde  Neutralität  der  Schweiz  ausdrücklich 
und  authentisch  an  und  garantieren  ihr  die  Integrität  und  die  Unverletz- 
lichkeit ihres  Gebietes  innerhalb  der  neuen  Grenzen,  die  durch  die  Wiener 
Kongressakte  und  durch  den  Pariser  Vertrag  vom  heutigen  Tage  fest- 
gesetzt worden  sind. 

„Die  Mächte  anerkennen  und  garantieren  desgleichen  die  Neutralität 
der  Teile  Savoyens,  die  in  der  Wiener  Kongressakte  vom  29.  März  1815 
und  durch  den  Pariser  Vertrag  vom  heutigen  Tage  näher  bezeichnet 
worden  sind.  Sie  sollen  die  Neutralität  der  Schweiz  in  derselben  Weise 
gemessen,  als  ob  sie  zu  diesem  Lande  gehörten. 

„Die  Mächte,  die  die  Erklärung  vom  20.  März  unterzeichnet  haben, 
erkennen  hiermit  authentisch  au,  dass  die  Neutralität  und  die  ünverletz- 
lichkeit  der  Schweiz  sowie  ihre  Unabhängigkeit  von  jedem  fremden  Ein- 
flüsse in  den  wahren  Interessen  der  Politik  von  ganz  Europa  begründet  sind.^ 

Diese  Erklärung  ist  klar  und  deutlich.  Die  Neutralität  ist  fOr  die 
Schweiz  nicht  nur  ein  Vorteil,  ein  Recht,  sondern  auch  eine  Pflicht.  — 
Die  helvetische  Tagsatzung  trat  der  Pariser  Deklaration  vom  20.  März 
am  27.  März    1815  unter   dem   ausdrücklichen  Hinweise  bei,   dass   die 
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Vertragsmächte  sich  verpflichtet  hätten,  die  schweizerische  Neutralität  zu 
achten  (respecter)  und  ihr  Achtung  zu  verschaffen  (faire  respecter) 
(adde  Wiener  Schlussakte  vom  9.  Juni  1815  Art.  74  und  84). 

Die  Neutralisierung  der  Schweiz  hat  ihre  guten  Gründe.  Die  Schweiz 
liegt  zwischen  vier  gi'ossen  Staaten;  ihre  Bevölkerung  setzt  sich  aus  Teilen 
der  deutschen,  französischen  und  italienischen  Nationalität  zusammen; 
sie  ist  im  Besitze  der  Durchgangsstrassen  von  Deutschland  nach  Frank- 
reich und  nach  Italien,  sowie  von  Frankreich  nach  Italien.  Die  Donau, 
der  Bhein,  die  Rhone  und  der  Tessin  entspringen  in  ihren  Bergen.  Die 
Schweiz  nimmt  also  mitten  in  Europa  eine  hervorragend  wichtige  Lage 
ein.  Europa  hat  daher  ein  Interesse  daran,  dass  sie  neutral  "bleibe.  — 
Seit  1815  ist  die  Neutralität  der  Schweiz  auch  stets  geachtet  worden.*) 

364.  —  2.  Belgien.  Die  Neutralität  dieses  Staates  wurde  durch  das 
Protokoll  vom  20.  Januar  1831,  das  die  Grundbedingungen  der  Trennung 
Belgiens  von  Holland  festsetzte,  begründet.  Artikel  5  bestimmte:  „Belgien 
wird  einen  dauernd  neutralen  Staat  bilden.  Die  fünf  Mächte  (Österreich, 
England,  Frankreich,  Prenssen  und  Eussland)  garantieren  Belgien  dauernde 
Neutralität  und  die  ün verletzlichkeit  seines  Gebietes.''  Dies  Protokoll 
wurde  durch  den  sogenannten  Vertrag  der  achtzehn  Artikel  vom  24.  Juni 
1831  bestätigt. 

Auf  die  dauernde  Neutralität  Belgiens  bezog  sich  auch  Artikel  9 
des  sog.  Vertrags  der  24  Artikel,  der  von  den  fttnf  Grossmächten  am 
15.  Oktober  1831  unterzeichnet  wurde  und  dem  Belgien  unterm  15.  No- 
vember 1831  durch  einen  neuen  Vertrag  beitrat.  Dieser  Vertrag  wieder- 
holte die  24  Artikel  und  enthielt  in  einem  zusätzlichen  Artikel  die  Ga- 
rantie der  Mächte.  Der  König  von  Holland  erkannte  die  belgische  Un- 
abhängigkeit erst  im  Jalire  1839  an.  Am  19.  April  wurden  in  London 
drei  Verträge  unterzeichnet:  der  eine  zwischen  Holland  und  den  fttnf 
Mächten,  der  andere  zwischen  diesen  Mächten  und  Belgien  und  der  dritte 
zwischen  Belgien  und  Holland,  das  den  24  Artikeln  beitrat.  Holland  hat 
sich  verpflichtet,  die  Neutralität  Belgiens  zu  achten;  aber  es  hat  die  Zu- 
sicherung vermieden,  der  Neutralität  Achtung  zu  verschaffen.  — -  Auch  die 
belgische  Neutralität  ist  stets  geachtet  worden.**) 

365.  —  3.  Das  Grossherzogtum  Luxemburg  ist  durch  den  Lon- 
doner Vertrag  vom  11.  Mai  1867  neutralisiert  worden.  Dieser  Vertrag 
wurde  von  den  Signatarmächten  der  Verträge  von  1839  und  von  Italien 
unterzeichnet  (Art.  2). 

366.  —  4.  In  den  letzten  Jahren  wurden  in  den  Parlamenten  von 
Schweden,  Norwegen  und  Dänemark  Anträge  gestellt,  die  die  Neutrali- 
sation dieser  Staaten  zum  Gegenstand  hatten.  Der  wirkliche,  wenn  auch 
nicht  zugestandene  Zweck,  wäre  der,  dem  Deutschen  Reiche  die  Sicherheit 
des  strategisch  wichtigen  Nordostseekanals  zu  gewähren.  Dieser  Kanal 
würde  im  Norden  gegen  jeden  Angriff  geschützt  sein,  da  Dänemark  nach 
seiner  Neutralisierung  nicht  mehr  als  Stützpunkt  fttr  militärische  ünter- 
nemungen  dienen  könnte.  Diese  Neutralisation  könnte  aber  nur  durch 
einen  europäischen  Eongress  begründet  werden. 

367.  —  5.  Die  Artikel  10  bis  12  der  Schlussakte  der  Berliner  Kon- 
ferenz vom  26.  Februar  1885  haben  eine  beschränkte  und  fakultative 
Neutralität  hinsichtlich  derjenigen  Gebiete  und  territorialen  Gewässer  des 
Beckens  des  Kongos  und  seiner  Nebenflüsse  begründet,  über  die  die  Sig- 

*)  Morel,  Eändbuch  des  schweizertBchen  BundesttaatarechtSy  Bd.  III,  8.  378.  — 
Bettiek,  Archiv  für  öffentiiOiei  Recht,  Bd.  7,  S.  113. 

**)  Nys,  La  Belgtque  et  la  garantie  des  cinq  pmssaneeSy  B.  D.  J.,  t  III,  p.  44  ei  s. 
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natarmächte  Souveränitäts-  oder  Protektoratsrechte  ausüben.  Diese  Ar- 
tikel behalten  den  andern  Staaten  den  Beitritt  vor.  Der  neue  Kongo- 
staat, der  1885  unter  der  persönlichen  Regierung  des  Königs  der  Belgier 
ins  Leben  gerufen  worden  ist,  hat  in  demselben  Jahre  die  nach  Artikel 
10  erforderliche  Neutralitätserklärung  abgegeben.  —  Diese  Neutralität 
unterscheidet  sich  von  derjenigen  Belgiens  durch  ihren  Grund  und  ihre 
Tragweite.  —  Man  ging  von  dem  Wunsche  aus,  „dem  Handel  und  der 
Industrie  eine  neue  Bürgschaft  der  Sicherheit  zu  geben  und  durch  die 
Aufrechterhaltung  des  Friedens  die  Entwicklung  der  Zivilisation  im 
Kongobecken  zu  sichern''.  —  Die  Garanten  hatten  sich  nur  verpflichtet, 
die  Neutralität  der  betreffenden  Gebiete  zu  achten;  nicht  auch  ihnen 
Achtung  zu  verschaffen.!) 

[6.  England,  die  Vereinigten  Staaten  und  Deutschland  einigten  sich 
durch  den  am  14.  Juni  1889  abgeschlossenen  und  am  12.  April  1890 
ratifizierten  Vertrag,  die  Samoa-Inseln  für  neutral  zu  betrachten. 
Welche  rechtliche  Natur  besitzt  diese  Neutralität?  Steht  sie  der  von 
Belgien  und  der  Schweiz  gleich?  Dies  ist  zweifelhaft.^)  Durch  den 
Vertrag  von  1889  wurde  zwischen  Deutschland,  den  Vereinigten  Staaten 
und  England  ein  gemeinsames  Protektorat  begründet.  Nach  den  Un- 
ruhen, die  infolge  des  Todes  des  Königs  im  Jahre  1898  ausbrachen  und 
die  sich  bis  ins  Jahr  1899  fortsetzten,  wurde  die  Bechtslage  der  Inseln, 
wie  sie  durch  den  Vertrag  von  1889  begründet  worden  war,  vollständig 
umgestaltet.  Durch  die  Verträge  vom  8.  November  1899  zwischen  Deutsch- 
land und  England  sowie  vom  2.  Dezember  desselben  Jahres  zwischen 
Deutschland,  England  und  den  Vereinigten  Staaten  erhielt  Deutschland 
die  ausschliessliche  Herrschaft  über  die  Inseln  Upolu  und  Savaii  mit  der 
Hauptstadt  Apia;  den  Vereinigten  Staaten  fielen  die  Insel  Tntuila  sowie 
die  östlich  vom  171.  Grade  ö.  L.  von  Greenwich  liegenden  Inseln  zu, 
und  England  erhielt  als  Kompensation  die  Tongainseln,  die  Savageinseln 
und  den  grössten  Teil  der  Salomonsinseln  mit  Ausnahme  der  Inseln 
Bougainville  und  Buka;  die  britische  Flagge  ist  somit  von  den  Samoa- 
Inseln  verschwunden.*)] 

Das  zwischen  Pretissen  und  Belgien  liegende  Gebiet  Moresnet  wird 
mit  Unrecht  als  Neutral-Moresnet  bezeichnet.  Es  ist  wed^r  ein  selbstän- 
diges staatsrechtliches  Oebilde,  noch  steht  es  im  condominium  der  beiden 
genannten  Staaten;  jeder  dieser  beiden  macht  vielmehr  Anspruch  auf  das 
ganze  Gebiet.  Durch  Artikel  17  des  Aachener  Vertrages  vom  86.  Juni 
1816  hohen  sich  Preussen  und  Belgien  (damals  das  Königreich  der  Nieder- 
lande) dahin  geeinigt^  das  grenzstreitige  Gebiet  bis  zur  endgiUigen  Ent- 
scheidung ge^neinsam  zu  verwalten  (vgl,  auch  v,  Liszt,  op.  dt,  S.  66). 


§  2.    Q«bl0tst«ll«. 

368.  —  Von  der  Neutralisieiiing  eines  ganzen  Staates  muss  man  die 
örtliche  Neutralisation   eines   Gebietsteiles   (eines  Flusses,  eines  Meeres- 


1)  [VgL  Pierantoni,  n  trattato  di  Berlino  del  1885  e  lo  Stato  independente 
del  Gonge,  1898.] 

2)  [Moye,  La  quesüon  des  iles  Samoa,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  185  et  s.  — 
S.  auch  Oairal,  Le  protectorat  tripartite  des  lies  Samoa,  Revue  cathoL  des  institu- 
tions  et  du  droit,  p.  483.] 

3)  [Vgl.  über  die  Verträge  von  1899,  R.  D.  I.  P.,  t.  VII,  p.  287.]  —  Aüerhödister 
Erkusy  betr.  die  Erklärung  des  Schutees  iä)er  die  Samoainseln  usw,  vom  17.  Febr.  1900, 
dazu  Bekanntmachung  v.  26.  März  1900. 
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teiles  oder  eines  Kanals)  unterscheiden.  Hiervon  wird  später  die 
Rede  sein. 

Artikel  92  der  Wiener  Schlussakte  erklärte,  dass  die  Provinzen 
Chablais  und  Faucigny  sowie  das  ganze  Gebiet  Savoyens  nördlich  von 
ügines  in  die  Neutralität  der  Schweiz  mit  einbegriffen  sein  sollte.  Einige 
Schriftsteller  sind  der  Ansicht,  dass  die  Neutralisierung  Savoyens  zu 
Gunsten  der  Schweiz  beschlossen  worden  sei.  —  Die  Vorarbeiten  für  die 
Wiener  Schlussakte  und  die  im  Jahre  1815  unterzeichneten  Akte  wider* 
sprechen  aber  dieser  Behauptung  und  zeigen,  dass  die  Neutralität  Sa- 
voyens zu  Gunsten  Sardiniens  und  auf  den  ausdrücklichen  Wunsch  des 
Königs  von  Sardinien  ausgesprochen  worden  ist.  —  Als  Frankreich  zur 
Einverleibung  Savoyens  schritt,  machte  die  Schweiz  Schwierigkeiten.  Es 
fand  zwischen  den  Garantiemächten  der  Wiener  Schlussakte  ein  Noten- 
austausch statt.  Hierbei  wurde  anerkannt,  dass  Artikel  2  des  Vertrages 
vom  24.  März  1860  bestimmt  hatte,  dass  der  Kaiser  der  Franzosen  in 
die  Sechtsstellung,  in  der  sich  der  König  von  Piemont  Savoyen  gegen- 
über befand,  einrücken  sollte.  —  Die  Schweiz  machte  abermals  in  den 
Jahren  1883  und  1887  Schwierigkeiten,  als  Frankreich  auf  dem  Mont- 
Vuache  ein  Fort  errichten  wollte.  Sie  übersah  hierbei,  dass  der  König 
von  Piemont  das  Kecht  hatte,  in  Savoyen  Forts  anzulegen,  Garnisonen 
zu  unterhalten  und  militärische  Manöver  zu  veranstalten  (Art.  90  und 
92  der  Wiener  Schlussakte  1815). 

369.  —  Die  Jonischen  Inseln  befanden  sich  unter  dem  Protek- 
torate Englands,  das  dort  Garnisonen  hielt  und  auf  Korfii  starke  Be- 
festigungen errichtet  hatte.  Von  hier  aus  beherrschte  England  den  Zu- 
gang zum  Adriatischen  Meere.  —  Im  Jahre  1863  verzichtete  es  unter 
der  Bedingung,  dass  ein  dänischer  Prinz  zum  König  von  Griechenland 
gewählt  werde,  auf  sein  Protektorat  nnd  trat  die  Inseln  an  das  König- 
reich Griechenland  ab.  Nach  der  Vereinigung  der  Inseln  mit  Griechen- 
land schlössen  England,  Österreich,  Frankreich,  Preussen  und  Russland 
den  Vertrag  vom  14.  November  1863,  wodurch  die  dauernde  Neutralität 
der  jonischen  Inseln  begründet  und  die  Schleifung  der  Befestigungen  aus- 
bedungen wurde.  Durch  den  Vertrag  vom  29.  März  1864  wurde  aber 
die  Neutralität  auf  die  Inseln  Korfu  und  Paxos  und  deren  Dependenzen 
beschränkt.  Diese  Neutralität  wurde  1887  bei  der  Blockierung  Griechen- 
lands geachtet  [desgleichen  auch,  als  Griechenland  im  Jahre  1897  Epirus. 
bei  Beginn  des  griechisch-türkischen  Krieges  blockierte].^) 

1)  fPolitiß,  La  guerre  greco-turque,  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  728.] 
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870.  —  Die  Begründung  der  weltlichen  Herrschaft  des  Papsttums, 
eine  Folge  der  Stiftungen  Pipins  und  Karls  des  Grossen,  die  oberste 
Kangstellung,  die  die  gläubige  Christenheit  in  ihrer  Gesamtheit  dem  Papste, 
als  dem  Stellvertreter  und  Statthalter  Gottes  auf  Erden  zuerkannte,  der 
Verfall  dieser  Suprematie,  der  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert  beschleunigte, 
die  Spaltung  Europas  durch  die  Reformation  in  katholische  und  prote- 
stantische Staaten,  welch  letztere  sich  der  päpstlichen  Macht  entzogen: 
alle  diese  Vorgänge  haben  einen  nachhaltigen  Einfluss  auf  das  Völker- 
recht der  frühem  Jahrhunderte  ausgeübt. 

Zum  Verständnisse  des  gegenwärtigen  Rechts  genügt  es,  darauf  hin- 
zuweisen, dass  der  Papst  bis  zum  Jahre  1870  zwei  Eigenschaften  und 
zwei  voneinander  verschiedene  Gewalten  in  seiner  Person  vereinigte;  er 
wai'  weltlicher  Herrscher  und  zugleich  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche; 
er  hatte  eine  weltliche  Macht  und  eine  geistliche  Gewalt,  die  sich  gegen- 
seitig beeinflussten.  —  Ob  mit  Recht  oder  mit  Unrecht,  die  weltliche 
Macht  wurde  als  eine  Bürgschaft  für  die  Freiheit  und  die  Unabhängigkeit 
der  geistlichen  Macht  angesehen.  Man  glaubte,  dass  sie  das  Oberhaupt 
der  Kirche  vor  etwaigen  Einflüssen  und  Bedrückungen  der  Souveräne 
anderer  Staaten  bewahre.  Vielleicht  hat  sie  den  Papst  aber  nur  noch 
abhängiger  gemacht !  Tatsächlich  schützten  die  Päpste  oft  ihre  bedrohte 
oder  angegriffene  weltliche  Herrschaft  mit  Waflfengewalt  und  mit  den 
Hilfsmitteln,  die  ihnen  ihre  geistliche  Macht  verlieh.  Rechtlich  waren 
die  beiden  Gewalten  getrennt;  beiden  stand  ein  besonderer  Wirkungs- 
kreis zu. 

871.  —  Als  weltlicher  Herrscher  des  Kirchenstaates  war  der  Papst 
ein  wirklicher  Souverän,  der  mit  denselben  Befugnissen,  Attributen  und 
Vorrechten  ausgestattet  und  denselben  Verpflichtungen  und  Obliegenheiten 
unterworfen  war  wie  die  Oberhäupter  der  andern  Staaten.  Aber  seine 
Macht  erstreckte  sich  nicht  weiter,  als  bis  zu  den  Grenzen  des  römischen 
Staates,  sie  griflF  nicht  in  das  Herrschaftsgebiet  anderer  Staaten  über.  — 
Der  Kirchenstaat  hatte  in  der  internationalen  Gemeinschaft  dieselben 
Rechte  und  Pflichten  wie  die  andern  Staaten,  und  die  protestantischen 
und  schismatischen  Staaten  schuldeten  dem  Earchenstaat  und  seinem  er- 
habenen Oberhaupte  dieselbe  Achtung  und  Rücksicht  wie  den  andern 
zivilisierten  Staaten. 

873.  —  Als  Oberhaupt  der  Kirche  war  der  Papst  mit  Machtbefugnissen 
und  Attributen  ausgerüstet,  die  von  den  vorgedachten  durchaus  verschieden 
sind.  Seine  Gewalt  überschritt  die  tatsächlichen  Schranken  der  Staaten, 
sie  erstreckte  sich  über  den  ganzen  Weltkreis,  über  das  Abend-  und 
Morgenland,  über  Asien  und  Afrika  wie  über  Europa  und  Amerika;  sie 
herrschte  allenthalben,  wo  nur  irgend  eine  katholische  Gemeinde  war. 

878.  —  Zwei  wichtige  Ereignisse  vollziehen  sich  im  Jahre  1870.  Der 
Kirchenstaat  wird  säkularisiert  und  dem  Königreich  Italien  einverleibt. 
Viktor  Emanuel  besetzt  unter  Verletzung  des  mit  Frankreich  am  15.  Sep- 
tember 1864  getioffenen  Abkommens  das  noch  übrig  gebliebene  Gebiet  des 
Kirchenstaats  und  bemächtigt  sich  mit  Gewalt  der  Stadt  Rom  nach  dem 
Abzüge  der  französischen  Truppen  am  20.  September  1870.  Hiermit  hat 
die  weltliche  Macht  des  Papstes  ihr  Ende  erreicht.  —  „Der  Sturz  der 
weltlichen  Macht  ist  nur  ein  Anwendungsfall  des  allgemeinen  Entwicklungs- 
gesetzes, demzufolge  die  kleinen  Lehnsstaaten  von  den  grossen  nationalen 
Staaten  aufgesogen  werden.  Dies  Gesetz  ist  rücksichtslos  in  ganz  Europa 
zur  Geltang  gekommen:  so  in  Köln,  in  Lüttich  und  in  Avignon.  Die 
Säkularisation  des  Kirchenstaates  folgte  der  Säkularisation  der  Bistümer 
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und  klösterlichen  Stifte  im  Anbeginne  des  Jahrhunderts/'  (Anatole  Leroj- 
Beaulieu.) 

374«  —  Aber  wenn  auch  die  weltliche  Macht  dahingeschwunden  ist, 
so  festigt  sich  die  geistliche  Gewalt  doch  mehr  und  mehr.  Der  Papst  hat  an 
seiner  geistlichen  Autorität  nichts  eingebüsst.  Nicht  nur,  dass  er  sie  un- 
geschmälert bewahrt  hat,  sie  hat  sich  sogar  zu  einer  unbeschränkten  und 
unverantwortlichen  Souveränität  über  die  katholische  Kirche  herausge- 
bildet. —  Das  Vatikanische  Konzil,  wozu  sämtliche  Prälaten  der  katho- 
lischen Kirche  geladen  worden  waren,  verkündet  die  Unfehlbarkeit  des 
Papstes,  als  des  einzigen  und  höchsten  Gesetzgebers  in  Sachen  des 
Glaubens  und  der  Moral.  Die  Konzilien  sind  ihm  untergeordnet,  ihre 
Macht  ist  gesunken  und  hat  sich  der  seinigen  zu  fUgen:  ihre  Entschei- 
dungen setzen  seine  Zustimmung  voraus.  Der  Einfluss  dieser  unbegrenzten 
Gewalt  auf  die  Seelen  der  katholischen  Völker  kann  gemutmasst  und  ge- 
ahnt, aber  nicht  genau  abgewogen  werden. 

Wie  äussert  sich  die  völkerrechtliche  Stellung  des  Papstes,  nachdem 
er  der  weltlichen  Herrschaft  entkleidet  worden  ist? 


Erster  Abschnitt. 
Notwendigkeit  der  Unabhängigkeit  des  Papstee. 

375»  —  Wäre  der  Papst  nur  Bischof  von  Rom,  so  wttrde  die  Frage 
einfach,  klar,  leicht  zu  entscheiden  und  nicht  bestritten  sein. 

Als  italienischer  Bischof  wäre  er  ein  Untertan  des  Königreichs  Italien, 
er  wäre  der  Polizei-  und  Gerichtsgewalt  des  italienischen  Staates  unter- 
worfen. Das  italienische  bürgerliche-,  öffentliche-,  Staats-  und  Strafrecht 
würde  auf  ihn  anwendbar  sein.  Der  Papst  hätte  keine  völkerrechtliche 
Sonderstellung  und  könnte  eine  solche  auch  nicht  beanspruchen. 

Aber  der  Papst  ist  nicht  lediglich  Bischof  der  Stadt  Kom.  Er  ist 
das  Oberhaupt  der  Kirche.  Diese  Wttrde  ist  nicht  an  den  Ort  gebunden ; 
sie  ist  nicht  auf  Italien  beschränkt;  sie  ist  universell;  sie  wird  von  allen 
katholischen  Kirchen  der  ganzen  Welt  anerkannt  und  hochgehalten.  Sie 
hat  eine  wesentlich  internationale  Bedeutung.  Als  unfehlbarer  Gesetz- 
geber in  Sachen  des  Glaubens  und  der  Moral,  als  höchster  Richter  in 
kirchlichen  Disziplinarsachen,  als  oberster  Gebieter  über  das  Beamtenheer 
der  Kirche  greift  der  Papst  —  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  ge- 
zwungen —  oft  in  die  Innern  Angelegenheiten  mancher  Staaten  ein. 
Diese  Tatsache  ist  unleugbar.  —  Die  Staaten,  deren  Bevölkerung  ganz 
oder  zum  Teile  katholisch  ist,  können  nicht  zulassen,  dass  der  Papst  der 
Untertan  eines  andern  Staates  sei.  Sie  könnten  es  nicht  mit  Gleich- 
gültigkeit hinnehmen,  wenn  der  Papst  der  italienischen  Herrschaft  nnter- 
stellt  würde.  Italien  würde  dadurch  einen  bedrohlichen  Einfluss  erwerben 
und  sich  unter  dem  Deckmantel  der  kirchlichen  Macht  in  die  Innern 
Angelegenheiten  der  andern  Staaten  einmischen.  Durch  die  unausbleib- 
liche Suprematie  des  italienischen  Staates  würde  die  Unabhängigkeit  der 
übrigen  Mächte  wesentlich  geschmälert  werden  können. 

Der  Papst  muss  mithin  frei  sein  und  darf  nicht  in  einem  Untertanen- 
verhältnisse stehen.  Als  physische  Person  wird  der  Papst  freilich  eine 
angestammte  Staatsangehörigkeit  besitzen.     So  ist  Leo  XIII.  auf  italie- 
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nischem  Boden  geboren.  Seine  Nachfolger  kOnnen  Österreicher,  Spanier 
oder  Franzosen  sein,  wie  es  einige  seiner  Vorgänger  gewesen  sind.  — 
Der  Papst  aber,  der  Statthalter  Christi,  kann  als  solcher  nicht  der  Unter- 
tan irgend  eines  Staates  sein. 

376«  —  Den  Italienern  fiel  daher  die  Aufgabe  zu,  die  beseitigte 
weltliche  Macht  durch  ein  System  und  eine  Reihe  von  Bürgschaften  zu 
ersetzen,  die  in  den  Augen  der  übrigen  Nationen  die  Unabhängigkeit  des 
Heiligen  Stuhles  sicherten. 

Dieser  Gedanke  war  nicht  neu.  —  Graf  Cavour  hatte  am  18.  Sep- 
tember 1861  Frankreich  und  dem  Vatikan  einen  Vorschlag  unterbreitet, 
der  dem  Papste  (nach  Beseitigung  der  weltlichen  Herrschaft)  alle  Vor- 
rechte der  Souveränität,  die  volle  und  ungehinderte  Ausübung  seiner 
geistlichen  Gewalt,  den  freien  Verkehr  mit  den  Gläubigen  aller  Länder 
und  zur  Erleichterung  der  Verwaltung  eine  feste,  unantastbare  Dotation 
zusicherte,  wozu  alle  katholischen  Mächte  beisteuern  sollten.  —  Pins  IX. 
schlug  das  Anerbieten  aus. 

Ein  neuer  Vorschlag  wurde  dem  Papste  am  24.  Januar  1868  gemacht. 
Es  sollten  hiemach  dem  Oberhaupte  der  Kirche  der  Vatikan  und  die 
Leoninische  Stadt  (der  Teil  der  Stadt  Eom  vom  Tiber  bis  zum  Vatikan) 
mit  15000  Einwohnern  zur  vollen  Souveränität  überlassen  und  ausser- 
dem bestimmte  durch  eine  internationale  Übereinkunft  zu  bestätigende 
Vorrechte  eingeräumt  werden.  —  Der  Papst  wies  auch  diesen  Plan  zurück. 

Eine  vom  Grafen  San  Martino  am  29.  August  1870  unterbreitete 
Denkschi-ift  enthielt  von  neuem  das  Anerbieten  der  Leoninischen  Stadt 
zur  vollen  Souveränität  sowie  die  Gewährung  der  herkömmlichen  könig- 
lichen Vorrechte.  —  Auch  dieser  Vorschlag  wurde  nicht  angenommen. 

Nach  den  Ereignissen  vom  September  1870  sahen  König  Viktor  Ema- 
nuel  und  seine  Minister  ein,  dass  es  unabweisbar  sei,  die  katholischen 
Mächte  dadurch  zu  beruhigen,  dass  man  dem  Papste  die  volle  und  un- 
geschmälerte Freiheit  seiner  geistlichen  Gewalt  gewährleistete.  —  Hätte 
man  dies  nicht  getan,  so  würde  der  Papst  nicht  mehr  in  Rom  weilen,  — 
oder  es  hätten  sich  eben  so  viele  nationale  Kirchen  gebildet,  als  es 
Staaten  gibt;  die  Einheit  der  grossen  katholischen  Kirche  wäre  vernichtet 
gewesen. 

Das  feinfühlende,  kluge  italienische  Volk  erkennt,  dass  das  Papsttum 
ein  wesentlicher  Bestandteil  seiner  Macht  und  sein  kostbarstes  Kleinod  ist.*) 
Wenn  Rom  noch  einen  Abglanz  von  seiner  frühem  Weltherrschaft  be- 
wahrt hat,  wenn  die  Blicke  des  ganzen  Weltkreises  auf  die  ewige  Stadt 
gerichtet  sind,  so  verdankt  es  dies  nicht  den  Ruinen  des  Forums,  des 
Kolosseums  oder  der  Thermen  Caracallas,  sondern  ganz  allein  dem  Papst- 
tume.  Das  italienische  Volk  würde  untröstlich  sein,  diese  steten,  tief 
•empfundenen  Huldigungen  einzubüssen  oder  sie  verblassen  zu  sehen. 

Viktor  Emanuel  dachte  und  fühlte  wie  sein  Volk.  —  Das  Italienische 
Gesetz  vom  13.  Mai  1871  folgte  ziemlich  bald  der  Säkularisation  des 
Kirchenstaates. 


1}  De  Vogüe,  Spectacles  contemporains,  p.  9. 
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Zweiter  Abschnitt. 
Inhalt  und  Charakter  des  Qaranttegesetzes  vom  13.  Mai  1871. 

877.  —  Die  Urheber  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1871  verfolgten  einen 
doppelten  Zweck:  sie  suchten  einerseits  das  Programm  des  Grafen  Cavoor 
^freie  Kirche  im  freien  Staat^  zu  verwirklichen  und  anderseits  die 
katholische  Welt  zu  beruhigen  und  die  natürlichen  Befürchtungen  der 
Staaten,  den  Papst  unter  der  Abhängigkeit  Italiens  zu  wissen,  zu  beseitigen. 

Das  Gesetz  trägt  die  Aufschrift:  „Gesetz  betreffend  die  Prärogative 
des  Papstes  und  des  Heiligen  Stuhles  und  betreffend  die  Beziehungen  des 
Staates  zur  Kirche."  —  Das  Gesetz  zerfällt  in  zwei  Titel.  Wir  wollen 
den  zweiten  Titel,  der  von  den  Beziehungen  der  italienischen  Kirche  zum 
italienischen  Staate  handelt,  beiseite  lassen.  Der  erste  Titel  hat  die 
Vorrechte  des  Heiligen  Stuhles  zum  Gegenstand.    Worin  bestehen  diese? 

878.  —  A.  —  Inhalt  des  Gesetzes.  —  Das  Gesetz  räumt  dem 
Papste  keine  Gebietshoheit  über  irgend  einen  Teil  der  Stadt  Rom  ein. 
Der  Papst  hat  nur  die  Nutzniessung  an  bestimmten  Grundstücken  (Art.  5), 
nämlich  am  Vatikan,  am  Lateranpalaste  mit  deren  Gärten  und  Nebenge- 
bäuden und  an  der  Villa  Castel-Gandolfo.  Diese  Liegenschaften  sowie  die 
in  ihnen  befindlichen  Gemäldegalerien,  Bibliotheken,  Kunst-  und  archäolo- 
gischen Sammlungen  sind  frei  von  allen  Abgaben,  unveräusserlich  und  unter- 
liegen nicht  der  Enteignung  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls. 

Das  Gesetz  räumt  dem  Papste  nicht  ausdrücklich  den  Charakter  eines 
Souveräns  im  eigentlichen  Sinne  ein.  Kein  Artikel  erteilt  ihm  diese 
Eigenschaft.  Der  Berichterstatter  des  Gesetzes,  Bonghi,  erklärte  viel- 
mehr ausdrücklich  in  der  Sitzung  vom  8.  Februar  1871,  dass  diese  Eigen- 
schaft zu  versagen  sei:  denn,  so  führte  er  weiter  ans,  sie  ziehe  unannehmbare 
Folgen  nach  sich,  wie  das  Recht  der  Gerichtsbarkeit  und  das  Recht, 
Bündnisse  einzugehen. 

Das  Gesetz  vom  13.  Mai  1871  hat  jedoch  dem  Papste  einige  der  her- 
kömmlichen Vorrechte  der  Souveräne  zugestanden: 

879.  —  1.  Die  ünverletzlichkeit  (Art.  1).  Die  Person  des  Papstes 
ist  heilig  und  unverletzlich.  Der  heilige  Vater  ist  persönlich  jeder  Straf- 
gerichtsbarkeit entzogen;  er  ist  den  Strafgerichten  nicht  verantwortlich; 
er  kann  weder  verhaftet  noch  vorgeladen  werden.  —  Kann  er  in  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  wegen  Erfüllung  vertragsmässiger  Verpflichtungen 
vor  die  italienischen  Gerichte  in  der  Person  eines  ihn  vertretenden  Be- 
amten seines  Hofes  geladen  werden? 

Nimmt  man  das  Gegenteil  an,  so  würden  die  Gläubiger  des  Papstes 
jedes  gerichtlichen  Beistandes  und  Schutzes  bar  sein,  denn  der  Papst  kann, 
keine  wirklichen  Gerichte,  weder  Zivil-  noch  Strafgerichte  im  Vatikan  ein- 
setzen. Mit  dem  Verluste  seiner  weltlichen  Macht  hat  er  auch  das  Recht 
der  eigenen  Gerichtsbarkeit  eingebüsst.  Das  Garantiegesetz  gewährt  ihm 
kein  solches  Vorrecht.  Bei  der  Beratung  des  Gesetzes  wurde  dies  aus- 
drücklich hervorgehoben:  es  wurde  bestimmt  ausgesprochen,  dass  der  Papst 
hinsichtlich  seiner  zivürechtlichen  Verbindlichkeiten  den  italienischen  Ge- 
richten unterstehe.  —  Leo  XIII.  hat  aber  doch  durch  eine  Akte  vom 
5.  Mai  1882  im  Vatikan  Gerichte  bestellt,  die  mit  der  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  zwischen  den  verschiedenen  päpstlichen  Verwaltungszweigen 
oder  zwischen  diesen  Stellen  und  deren  Beamten  betraut  sind.    Im  Juli 
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1882  wandte  sich  der  Architekt  Martinncci,  der  diese  neue  Gerichts- 
barkeit nicht  anerkennen  wollte,  an  die  italienischen  Gerichte.  Das  Zivil- 
gericht  nnd  der  Gerichtshof  zu  Rom  erklärten  sich  für  zuständig. 

380.  —  2.  Ein  Angiiff  gegen  die  Person  des  Papstes  und  die  An- 
reizung,  einen  solchen  zu  begehen,  werden  ebenso  bestraft  wie  ein  Angriff 
auf  die  Person  des  Königs  und  die  Anreizung  zu  demselben.  —  Beleidi- 
gungen und  öffentliche  Beschimpfungen,  welche  unmittelbar  gegen  die 
Person  des  Papstes  verübt  werden,  durch  Reden  oder  Taten  oder  mit  den 
im  Gesetze  über  die  Presse  genannten  Mitteln,  werden  nach  demselben 
Gesetze  bestraft  und  fallen  in  die  Kompetenz  des  Schwurgerichtshofes 
(Art.  2). 

381.  —  3.  Die  italienische  Regierung  gewährt  dem  Papste  innerhalb 
des  Königreichs  die  souveränen  Ehren  und  hält  die  Ehrenvorzüge  aufrecht, 
welche  ihm  von  den  katholischen  Souveränen  zugestanden  werden  (Art.  3). 
—  Der  Papst  hat  die  Macht,  die  herkömmliche  Anzahl  von  Wachen  für 
seine  Person  und  zur  Bewachung  der  Paläste  zu  halten  (ebenda). 

382.  —  4.  Die  Unbetretbarkeit  der  Wohnung  des  Papstes  ist  aner- 
kannt. Dies  ist  die  Garantie,  die  seit  1870  am  pemlichsten  und  strengsten 
beobachtet  worden  ist.  —  Kein  Beamter  der  Staatsgewalt  und  kein 
Agent  der  öffentlichen  Macht  darf  in  Ausübung  seiner  Amtsbefiignisse  in 
die  Paläste  oder  die  gewöhnliche  Residenz  oder  den  zeitweiligen  Aufent- 
halt des  Papstes,  noch  in  ein  Versammlungslokal  eines  Konklaves  oder 
eines  ökumenischen  Konzils  eingreifen,  ausser  mit  Erlaubnis  des  Papstes, 
des  Konklaves  oder  des  Konzils  (Art.  7).  —  Diese  Regel  duldet  keine 
Ausnahmen. 

383.  —  5.  Ein  anderes  wichtiges  Attribut  der  Souveränität  ist  dem 
Papste  zuerkannt  worden:  Das  Recht,  diplomatische  Agenten  zu  empfangen 
und  zu  entsenden,  das  aktive  und  passive  Gesandschaftsrecht  (Art.  11). 
Diese  bemerkenswerte  Bestimmung  berührt  die  Beziehungen  des  Papstes 
zu  den  Staaten  unmittelbar  und  sie  trägt  daher  einen  wirklich  internationalen 
Charakter. 

384.  —  Die  Anerkennung  und  die  Achtung  der  erwähnten  souveränen 
Vorrechte  würden  indessen  nicht  genügt  haben,  um  dem  heiligen  Vater 
die  freie  und  unbehinderte  Ausübung  seiner  geistlichen  Sendung  zu  ver- 
bürgen.   Es  bedurfte  noch  mehr. 

6.  Artikel  9  bestimmt:  Der  Papst  ist  vollkommen  frei  in  der  Erfüllung 
aller  Funktionen  seines  geistlichen  Berufes  und  in  der  Verkündung  aller 
Akte  dieses  Berufes  an  den  Pforten  der  Basiliken  und  Kirchen  von  Rom. 

7.  Das  Gesetz  gewährleistet  die  Sicherheit  der  rein  geistlichen  Ver- 
waltungen, wie  der  Dataria,  der  Penitenziaria,  der  Propaganda  und  der 
apostoüschen  Kongregationen  (Art.  8). 

8.  Die  Geistlichen,  die  kraft  ihres  Amtes  an  der  Erlassung  von  kirch- 
lichen Akten  des  Heiligen  Stuhles  Anteil  haben,  sind  in  dieser  Hinsicht  keiner 
staatlichen  Belästigung,  Untersuchung  oder  Beurteilung  unterworfen. 

9.  Der  Papst  kann  mit  den  Bischöfen  und  der  ganzen  katholischen 
Welt  ohne  irgend  eine  Einmischung  der  italienischen  Regierung  befürchten 
zu  müssen,  korrespondieren.  Artikel  12  entwickelt  diesen  Grundsatz  in 
seiner  Anwendung  auf  den  schriftlichen  Verkehr,  die  Kuriere,  die  Best- 
und Telegraphenämter  usw. 

10.  Auch  die  Ausübung  der  rein  geistlichen  Macht  erfordert  Geld- 
mittel.   Eine  nach  dem  letzten  Voranschlage  zur  Zeit  der  weltlichen  Herr- 
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Schaft  berechnete  Dotation  wurde  vom  Gesetze  ausgeworfen.  Siß  besteht 
in  der  Foim  einer  fortdauernden  und  unveräusserlichen  Rente,  die  im 
Namen  des  Heiligen  Stuhles  in  das  grosse  Schuldbuch  des  Staates  einge- 
tragen ist  (Art.  4).    Der  Papst  hat  stets  die  Annahme  verweigert. 

11.  Artikel  6  und  7  sichern  die  Freiheit  der  Papstwahlen.  Die  italie- 
nische Regierung  hat  diese  Vorschriften  bei  der  Wahl  S.  H.  Leo's  XTTT. 
(soune  Pvus  X.)  aufs  peinlichste  beobachtet.  Während  der  Dauer  des 
Konklaves  wurden  die  Zugänge  von  italienischen  Soldaten  bewacht.  — 
Abgesehen  von  einem  Konklave  haben  die  Kardinäle  keinen  Anspruch  auf 
irgend  ein  Vorrecht  oder  ein  persönliches  Privileg. 

12.  Artikel  13  entzieht  die  päpstlichen  Erziehungsanstalten  für  Geist- 
liche der  Aufsicht  des  Staates. 

Das  Gesetz  vom  13.  Mai  1871  setzt  voraus,  dass  in  den  Beziehungen 
zwischen  dem.  heiligen  Vater  und  dem  Könige  von  Italien  ein  versöhnlicher 
Geist  und  ein  gutes  Einvernehmen  walten  solle.  Das  Gesetz  erscheint 
als  eine  kluge  und  verständige  Massregel  und  ist  als  solche  von  Europa 
und  der  Christenheit  angenommen  worden. 

385.  —  B.  —  Charakter  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1871.  Nach 
manchen  bildet  dies  Gesetz  einen  Bestandteil  des  innerstaatlichen  italie- 
nischen Rechts:  es  ist  ein  einseitiges  Gesetz,  das  durch  die  gesetzgebende 
Gewalt,  die  es  erlassen  hat,  auch  abgeschafit  werden  kann.  Es  hat  nicht 
den  Charakter  eines  völkerrechtlichen  Abkommens.  Es  unterscheidet  sich 
wesentlich  von  den  Entwttifen  von  1861,  1868  und  1870,  die  zu  ihrer 
Annahme  der  Mitwirkung  aller  katholischen  Mächte  bedurft  hätten.^) 
Dies  ist  die  in  Italien  vorherrschende  Meinung. 

Pradier-Fodörä  meint,  dass  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1871  durch  die 
Anerkennung  der  völkerrechtlichen  Stellung  des  Papsttums  nur  einen 
Zustand  bestätigt  habe,  dessen  Beseitigung  nicht  in  der  alleinigen  Macht 
der  italienischen  Regierung  gestanden  habe. 

Das  Gesetz  von  1871  ist  nicht  ein  Akt  rein  freundschaftlichen  Ent- 
gegenkommens der  italienischen  Regierung  gewesen,  sondern  eine  Folge 
des  eigenartigen  Charakters,  der  den  Papst  völkerrechtlich  von  den  andern 
Souveränen  auch  schon  vor  der  Aufhebung  seiner  weltlichen  Herrschaft 
unterschied.*) 

Nach  V.  Holtzendorff  „hat  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1871  nicht  nur 
die  Beziehungen  des  Königs  von  Italien  zu  einem  depossedierten,  ehemals 
auch  weltlichen  Fürsten,  sondern  auch  indirekt  die  Beziehungen  des  Ober- 
hauptes der  katholischen  Kirche  zu  andern  weltlichen  Mächten  formell 
geordnet.  Es  handelte  sich  bei  diesem  Gesetzgebungsakte  um  eine  von 
Italien  in  Form  der  Landesgesetzgebung  zu  übernehmende  Bürgschaft 
intemationalen  Charakters,  wodurch  die  Möglichkeit  gewählleistet  werden 
sollte,  die  völkerrechtlich  überlieferten  Beziehungen  weltlicher  Mächte  zur 
Kurie  in  einer  die  Selbständigkeit  des  diplomatischen  Verkehrs  sichernden 
Weise  fortzuführen.  Der  internationale  Rechtszustand  des  Papsttums  be- 
ruht gegenwärtig  auf  der  Quellenverbindung,  welche  durch  das  Zusammen- 
wirken italienischer  Landesgesetzgebung  und  ausseritalienischer  Aner- 
kennungspraxis der  Staaten  erzeugt  wird.  . .  .  Die  italienische  Gesetzgebung 
würde  ohne  weiteres  nicht  berechtigt  sein,  einseitig  und  ohne  zwingende 
Umstände  einen  von  den  Mächten  anerkannten  die  persönliche  Unverletz- 


1)  Geffcken  zu  Heffter,  §  40,  Anm.  1. 

2)  Pradier- Federe,  Cours  de  Droit  diplomatiqae,  2  edit,  1899,  pp.  247  et  8. 
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lichkeit  des  katholischen  Eirchenhauptes  yerbüi^genden  Znstand  zu  ver- 
ändein."  i) 

Mnss  man  nicht  annehmen,  dass  die  Staaten  Europas  und  Amerikas, 
indem  sie  diplomatische  Agenten  beim  Heiligen  Stuhle  beglaubigen  und  von 
diesen  Nuntien  und  Legaten  empfangen,  den  Bestimmungen  des  italienischen 
Gesetzes  beigetreten  sind  und  dass  diese  Bestimmungen  usu  et  consuetudine 
zu  Völkerrechtssätzen  geworden  sind? 

„Die  Stellung  des  Papsttums,  dessen  Unfehlbarkeit  verkündet  worden 
ist,  ist  weder  bloss  eine  kirchliche  Angelegenheit,  die  nur  die  Katholiken 
betrifft,  noch  auch  nur  eine  Angelegenheit  der  italienischen  Staatsgesetz- 
gebung; sondern  sie  ist  vor  allem  eine  völkerrechtliche  Frage  ersten 
Ranges."') 

Bluntschli  schlug  ein  internationales  Abkommen  vor,  das  von  allen 
christlichen  Staaten  unterzeichnet  und  das  die  Tragweite  und  die  Be- 
dingungen der  päpstlichen  Privilegien  regeln  sollte.  Jeder  Papst  sollte 
bei  seiner  Wahl  zum  Beitritt  aufgefordert  werden.  Bei  einer  etwaigen 
Weigerung  sollten  ihn  die  Mächte  nicht  als  Oberhaupt  der  Kirche  aner- 
kennen. —  Dieser  Vorschlag  hält  einer  ernstlichen  Prüfung  nicht  stand. 

Sollte  der  Papst  Rom  verlassen,  so  ist  es  klar,  dass  der  Staat,  der 
ihm  eine  Zufluchtsstätte  gewähren  würde,  ähnliche  Bestimmungen,  wie  die 
des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1871  treffen  müsste,  um  in  den  Augen  aller 
die  Freiheit  des  Oberhauptes  der  Kirche  zu  sichern  und  die  andern  Staaten 
zn  beruhigen. 


Dritter  Abschnitt. 
Diplomatische  Beziehungen  des  Papsttums. 

886.  —  Artikel  11  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1871  räumt  dem  Papste 
das  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht  ein.  Diese  wichtige  Be- 
stimmung berührt  unmittelbar  die  Beziehungen  des  Papstes  zu  den  ein- 
zelnen Staaten.  Das  Verschwinden  der  weltlichen  Macht  hätte  bedenkliche 
bbelstände  im  Gefolge  gehabt,  wenn  man  nicht  Vorkehrungen  dagegen 
getroffen  hätte.  In  Wirklichkeit  vermag  ja  nur  die  Macht,  der  die  Gebiets- 
hoheit zusteht,  den  Gesandten  die  Wohltat  der  notwendigen  Vorrechte  zu 
gewährleisten. 

Nur  die  Territorialgewalt  kann  ihren  Agenten  und  Beamten  befehlen, 
die  Person,  die  Wohnung,  die  Schriftstücke  usw.  der  Gesandten  zu  achten. 
Der  italienische  Staat,  der  allein  die  Gebietshoheit  über  die  Stadt  Rom 
ausübt,  konnte  auch  nur  allein  die  Gesandten  beim  Heiligen  Stuhle  unter  die 
bevorrechtigten  Fremden  auftiehmen.  —  Art.  11  spricht  von  den  „her- 
kömmlichen völkerrechtlichen  Prärogativen  und  Inmiunitäten.^  Diese 
werden  durch  das  internationale  Gewohnheitsrecht,  nicht  durch  die  ita- 
lienischen Gesetze  bestimmt. 

Die  meisten  Mächte  unterhalten  beim  Vatikan  diplomatische  Agenten: 
Botschafter,  .bevollmächtigte  Minister,  Gesandte,  Geschäftsträger  usw.  und 
räumen  hiermit  dem  Heiligen  Stuhle  das  passive  Gesandtschaftsrecht  ein. 


1)  y.  Holtzendorff,  Handbuch,  Band  I,  §  30.  S.  116. 

2)  Y.  Holtzendorff,  Les  questioos  controversees  du  droit  des  gens  actuel,  R. 
D.  I.,  t.  VIII,  p.  28. 
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887.  —  Das  Gesetz  befasst  sich  auch  mit  den  Vertretern  des  Heiligen 
Stuhles,  den  Legaten,  Nuntien  usw.,  die  bei  den  fremden  Eegierongen 
beglaubigt  werden.  Es  gewährt  ihnen  im  italienischen  Staatsgebiete  die 
herkömmlichen  Prärogative  und  Immunitäten  sowohl  beim  Abgang  nach 
ihrer  Mission  als  bei  ihrer  Rückkehr  (Art.  11  §  2).  —  Abgesehen  von  der 
zu  ihrer  Eeise  in  Italien  nötigen  Zeit  bleiben  die  Prälaten,  die  an  aus- 
wärtige Regierungen  gesandt  werden,  der  italienischen  Gerichtsbarkeit 
unterworfen. 

388.  —  Die  Stellung  der  päpstlichen  Vertreter  wird  in  den  Staaten, 
bei  denen  sie  beglaubigt  sind,  durch  das  innere  Recht  dieser  Staaten  ge- 
regelt. Von  der  Landesgesetzgebung  hängt  es  also  ab,  ob  die  Vertreter 
der  Kurie  den  diplomatischen  Agenten  gleichgestellt  und  ob  ihnen  deren 
Vorrechte  zugestanden  werden  sollen.  —  Tatsächlich  werden  die  päpst- 
lichen Bevollmächtigten  überall  wie  die  übrigen  diplomatischen  Agenten 
angesehen  und  behandelt.  *)  —  Die  Beseitigung  der  weltlichen  Herrschaft 
hat  die  Bestimmung  des  Wiener  Reglements  von  1815,  die  dem  Nuntius 
den  Vorrang  im  diplomatischen  Korps  zuwies,  nicht  abgeschafft. 

389.  —  Carnazza-Amari  und  Esperson  halten  dafür,  dass  die  Bevoll- 
mächtigten des  Papstes  und  die  Vertreter  der  Mächte  beim  Papste 
naturgemäss  nicht  mehr  als  eigentliche  diplomatische  Agenten  angesehen 
werden  dürfen.  Da  der  Papst  keine  weltliche  Macht  mehr  besitzt,  so  hat 
er  auch  das  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht  verloren.  Die  Be- 
vollmächtigten der  fremden  Mächte  vertreten  zwar  Staaten,  aber  sie  ver- 
treten sie  nicht  bei  einem  andern  Staate;  dies  ist  aber  eine  Bedingung 
sine  qua  non  für  ihren  diplomatischen  Charakter.  —  Es  wäre  keine  Ver- 
letzung irgend  eines  Rechtsgrundsatzes  gewesen,  die  Gesandten  des 
Papstes  wie  die  der  Staaten  unter  der  Heirschaft  des  gemeinen  Rechtes 
zu  lassen.  Aber,  so  fügen  diese  Schriftsteller  hinzu,  die  italienische  Re- 
gierung wollte  sich  dem  Papste  willfährig  zeigen  und  ihn  durch  das  Zu- 


1)  [Dies  ist  namentlich  die  herrschende  Meinung  in  Frankreich.  Ein  Vorfall 
aus  der  neuesten  Zeit  zeigt  dies.  Im  Mai  1894  hatte  der  päpstliche  Nuntius  in  Paris, 
Mgr.  Ferrata,  an  die  Bischöfe  von  Frankreich  ein  yertrauliches  Rundschreiben  ge- 
richtet, worin  er  ihnen  ihr  Verhalten  gegenüber  der  neuen  Gesetzgebung  über  die 
Kirchenverwaltung  angab  und  ihnen  auch  die  Ansicht  des  Papstes  hierüber  mit- 
teilte. Auf  die  bei  der  Deputiertenkammer  eingebrachte  Interpellation  erklarte  der 
Minister  des  Auswärtigen,  Casimir-Perier,  dass  der  Vertreter  des  Heiligen  Stuhles 
seine  Befugnisse  überschritten  habe,  indem  er  sich  unmittelbar  an  die  franzosischen 
Bischöfe  gewandt  habe.  Dies  hiess  nichts  anderes,  als  dass  die  Bevollmächtigten 
des  Heiligen  Stuhles  wirkliche  diplomatische  Agenten  seien,  die,  wie  die  Vertreter 
aUer  Souveräne,  nur  durch  Vermittlung  des  Ministers  des  Auswärtigen  des  Staates, 
bei  dem  sie  beglaubigt  seien,  verkehren  könnten  (R.  D.  I.  P.,  1 1,  487  et  s.).  —  Ein  ähn- 
licher VorfaU  trug  sich  im  Jahre  1895  in  Österreich-Ungarn  zu.  Im  Monat  April 
jenes  Jahres  hielt  der  päpstliche  Nuntius  in  Wien,  Mgr.  AgIiardi,  auf  einer  Reise 
nach  Ungarn,  in  Budapest  und  in  andern  Städten  öffentliche  Reden,  worin  er  die 
Politik  der  Regierung  in  religiösen  Fragen  (bürgerliche  EheschUessung,  Gleich- 
stellung der  Kulte,  Ehebruch  usw.)  bemängelte.  Lag  hierin  nicht  eine  Einmischung 
in  die  innem  Angelegenheiten  des  Reichs?  Durfte  der  Nuntius  unmittelbar  mit  den 
gläubigen  Katholiken  verkehren,  musste  er  sich  nicht,  wenn  er  über  die  Gesetz- 
gebung des  Landes  Vorstellungen  zu  machen  hatte,  an  die  österreichisch-ungarische 
Regierung  wenden?  Diese  Fragen  bildeten  den  Gegenstand  mehrerer  Interpellationen 
vor  der  ungarischen  Deputiertenkammer.  Der  Ministerpräsident  erklärte,  dass,  wenn 
das  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  seitens  der  Staaten  keinerlei  Hindernisse  in 
der  Leitung  der  religiösen  Angelegenheiten  und  in  seinen  rechtmässigen  Beziehungen 
zu  den  Gläubigen  begegnen  soll,  auch  der  Staat  seinerseits  keinen  Eingriff  in  seine 
Rechte  von  aussen  her  zu  dulden  braucht.] 
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gest&ndnis  des  Gesandtschaftsrechts  in  die  Lage  versetzen,  seine  geistliche 
Macht,  ebenso  wie  in  der  Vergangenheit,  frei  auszuüben,  i) 

Pradier-Fod^r6  kritisiert  die  Ansicht  der  italienischen  Schriftsteller. 
Sr  hebt  mit  Becht  hervor,  dass  selbst  zur  Zeit,  als  der  Papst  noch  welt- 
licher Herrscher  war,  die  päpstlichen  Gesandten  eher  eine  kirchliche  als 
eine  politische  Sendung  gehabt  hätten.  Die  fremden  Gesandten  seien 
eher  bei  dem  Oberhaupte  der  allgemeinen  Kirche,  als  bei  dem  Herrscher 
eines  unbedeutenden  Staates  beglaubigt  gewesen.  —  Heffter  ist  gleich- 
falls der  Ansicht,  dass  die  Beziehungen  zwischen  den  weltlichen  Staaten 
und  dem  Papste  wesentlich  als  unverändert  anzusehen  seien. 

390.  —  Wenn  sich  auch  die  Konkordate,  die  zwischen  dem  Heiligen 
Stuhle  und  gewissen  katholischen  Mächten  geschlossen  werden  (und  deren 
rechtliche  Natur  später  No.  896  u.  ff.  erläutert  werden  wird),  von  andern 
Verträgen  unterscheiden,  so  regeln  sie  doch  die  Beziehungen  weltlicher 
dächte  mit  einer  geistlichen  —  ausserhalb  der  Staaten  stehenden  — 
Macht.  Der  vertragschliessende  Staat  steht  einer  freien  und  unabhängigen 
Macht  gegenüber,  einem  Rechtswesen,  das  weder  seinen  Gesetzen  noch 
seinen  Gerichten  unterworfen  ist. 


Vierter  Abschnitt. 
Die  völkerrechtliche  Persönlichkeit  des  Papstes. 

391.  —  Die  völkerrechtliche  Stellung  des  Papstes  ist  einzig  in 
ihrer  Art. 

Solange  die  weltliche  Macht  bestand,  weigerte  sich  niemand,  den 
Papst  als  Souverän  zu  behandeln  und  ihm  die  entsprechenden  Macht- 
befugnisse, Vorrechte  und  Ehren  zuzuerkennen.  Der  heilige  Vater  ver- 
einigte zwei  Eigenschaften  in  seiner  Person:  die  des  Oberhauptes  des 
Eircbenstaates  und  die  des  Oberhauptes  der  katholischen  Kirche.  Da 
die  erste  gentigte,  um  den  Papst  den  Souveränen  zuzuweisen,  so  hatte 
man  es  versäumt,  die  völkerrechtliche  Stellung,  die  Rechte  und  Vorzüge 
zu  untersuchen,  die  die  zweite  und  noch  dazu  die  wichtigere  Eigenschaft 
ihm  verleihen  musste.  —  Die  weltliche  Macht  wirkte  auf  die  geistliche 
Macht  zurück  und  Hess  sie  an  ihren  Vorzügen  teilnehmen. 

Der  Sturz  der  weltlichen  Herrschaft  hat  eine  bis  dahin  verborgene 
und  versteckte  Frage  auf  einmal  in  den  Vordergrund  gerückt. 

Welche  Stellung  hat  der  Papst  völkerrechtlich,  als  Oberhaupt  der 
katholischen  Kirche?  —  Ist  er  ein  Souverän?  —  Ist  er  ein  Untertan? 
—  Wäre  er  ein  Untertan,  so  könnte  er  nur  Staatsangehöriger  von  Italien 
sein,  da  er  in  diesem  Lande  seinen  Wohnsitz  hat.  Man  muss  aber  zu- 
geben, dass  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1871,  das  den  Papst  für  heilig  und 
unverletzlich  erklärt,  hiermit  notwendigerweise  auch  dessen  Unverant- 
wortlichkeit  verkündet  hat.  Der  Papst  ist  dem  Imperium  und  der  juris- 
dictio  des  italienischen  Staates  entzogen.  —  Das  Oberhaupt  der  Kirche 
ist  mithüi  keines  Staates  Untertan  (No.  375). 

Ist   er   ein   Souverän?   —  Keineswegs   im   gewöhnlichen   Sinne   des 


1)  EspersoD,  Diritto  diplomatico  No.  51—56.  —  Camazza-Amari,  op.  cit.,  Section 
HI,  eh.  I,§  4  und  eh.  V,§  5.  —  [Über  die  Nuntiaturen,  siehe  noch  Pieper:  Zur  Ent- 
stehung der  standigen  Nuntiaturen,  1894.] 
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Wortes.  —  Der  Ansdrack  Souverän  bezeichnet  den  höchsten  BevoIhnSch- 
tigten  des  Staates,  dem  die  Nation  die  Ansfibong  des  ausschliesslichen 
und  unumschränkten  Rechts,  sie  nach  seinem  Willen  zu  regieren,  und  die 
Befugnis,  sie  nach  aussen  hin  zu  vertreten,  fibertragen  hat. 

Wessen  Bevollmächtigter  ist  nun  der  Papst?  —  Doch  wohl  der  der 
katholischen  Kirche,  die  ihn  in  einem  Konklave,  durch  das  Organ  ihrer 
Kardinäle,  auswählt.  —  Aber  die  katholische  Kirche  ist  keine  völker- 
rechtliche Persönlichkeit  (No.  155).  Man  kann  die  katholische  Kirche 
einem  Staate  nicht  gleichstellen. 

Die  gewöhnlichen  Souveräne  gemessen  Befreiung  von  der  (Gerichts- 
barkeit und  gewisse  Vorrechte,  die  sie  sich  wechselseitig  gewähren.  Der 
Papst  geniesst  diese  Sechte  auch;  aber  er  kann  sie  den  Staatsoberhäuptern 
nicht  zuerkennen  und  einräumen,  da  er  keine  politische  Macht  besitzt. 
Diese  Vorrechte  sind  f&r  ihn  einseitig,  nicht  gegenseitig. 

Es  ist  unmöglich,  gegen  den  Papst,  in  seiner  Eigenschaft  als  Ober- 
haupt der  Kirche,  Krieg  zu  ftthren  und  ihn  mit  Waffengewalt  zur  Er- 
füllung seiner  Verpflichtungen  anzuhalten. 

Ein  gewöhnlicher  Souverän  darf  auf  dem  Gebiete  eines  fremden  Staates 
keine  Befiignisse  ausQben,  noch  auch  sich  in  die  innem  Angelegenheiten 
irgend  eines  Staates  einmischen.  —  Dagegen  haben  die  diplomatischen 
Beziehungen,  die  der  Heilige  Stuhl  mit  den  Souveränen  der  einzelnen 
Staaten  unterhält,  durchaus  nicht  die  unbedingte  Achtimg  der  fremd^i 
Staatsgewalt  zur  Voraussetzung;  ihr  Grund  und  ihr  gescMchtlicher  Ur- 
sprung beruht  vielmehr  darauf  dass  der  Papst  in  den  Staaten  mit  ka- 
tholischen Untertanen  ein  Einmischungs-,  Auüsichts-,  Überwachungs-,  Dis- 
ziplinarrecht und  das  Recht  der  kanonischen  Gesetzgebung  hat.  ^)  —  Der 
heilige  Vater  hat  in  jedem  dieser  Staaten  zugleich  einen  religiösen  und 
einen  politischen  Einfluss,  den  er  zur  Bekämpfung  und  zur  Unterstfitznng 
einer  Eegierung  auszunutzen  vermag.  Die  Einmischung  Leos  XTTT.  in 
die  deutschen  Wahlen,  seine  jttngsten  Enzykliken,*)  seine  Schreiben  an 
die  französischen  Kardinäle  sind  schlagende  Beispiele  hierf&r.  —  Ist  dies 
nicht  ein  Zustand,  der  der  Achtung  vor  der  fremden  Staatsgewalt,  die 
doch  die  Grundlage  regelmässiger  internationaler  Beziehungen  ist,  wider- 
spricht? —  Geffcken-Heffter  (a.  a.  0.)  bemerkt,  dass,  wenn  der  Papst  in 
den  Staaten  mit  katholischer  Bevölkerung  wirklich  Begierungs-  und  Ge- 
setzgebungsrechte ausübt,  er  dies  nicht  infolge  seiner  oberhoheitlichen 
Stellung  tut,  sondern  infolge  besonderer  Erlaubnis  der  Regierungen,  sei 
es,  dass  diese  auf  allgemeinen  Gesetzen  derselben  oder  Verträgen  der 
Kurie  beruhe.  —  Zugegeben;  aber  diese  Erlaubnis  wird  doch  einer  vom 
Staate  unabhängigen  Persönlichkeit  erteilt,  einer  Macht,  gegen  deren 
Eingriffe  der  Staat  sich  wohl  schützen  kann,  die  aber  doch  ausserhalb 
des  Staates  und  neben  ihm  steht.  Liegt  in  diesen  Verträgen,  den  sog. 
Konkordaten,  nicht  die  Anerkennung  einer  ausserhalb  der  Staaten  stehen- 
den fremden  Persönlichkeit,  deren  Bestehen  das  Völkerrecht  nicht 
leugnen  kann? 

„Geht  die  geistliche  Macht  über  ihre  unbestreitbaren  Grenzen  hinaus, 
so  hat  der  Staat  das  Becht  des  Widerstandes,  die  Ausübung  des  Haus- 
rechts, so  wie  er  schon  im  voraus  möglichen  Übergriffen  entgegen  Vor- 
kehrungen treffen  kann.     Die  in  dieser  Hinsicht  zulässigen  Mittel  lehrt 


1)  Heflter,  op.  cit.,  §  41. 

2)  Enzykliken  yom  10.  Januar  1890,  De  praecipuis  civium  christianornm  officiLs; 
▼om  16.  Mai  1891,  de  conditione  opificum. 


Zweites  Bach.    Der  Papst.  201 

das  innere  Staatsrecht  und  die  Politik/^  (Heffter,  a.  a.  0.)  Dem  ist  ge- 
wiss beizupflichten,  aber  innerhalb  dieser  Grenzen  übt  der  Papst,  eine 
fremde  Persönlichkeit,  doch  immerhin  einen  mehr  oder  weniger  tiefgehenden 
Einflnss  auf  die  innein  Angelegenheiten  des  Staates  aus. 

398.  —  Es  geht  also  nicht  an,  den  Papst  einem  gewöhnlichen  Sou- 
veräne gleichzustellen.  Da  er  aber  anderseits,  als  Oberhaupt  der  Kirche, 
nicht  der  Untertan  irgend  eines  Staates  ist,  so  ist  man  gezwungen,  dem 
Papste  eine  besondere  Souveränität  zuzuerkennen  und  ihn  völkerrechtlich 
als  eine  Rechtspersönlichkeit  eigener  Art  anzusehen,  die  sich  scharf  von 
der  Persönlichkeit  der  Staaten  unterscheidet.  —  Während  die  Souveräne 
keine  völkerrechtlichen  Personen  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  sondern 
nur  die  Vertreter  ihrer  Staaten  sind,  besitzt  der  Papst  als  solcher  eine 
eigene  völkerrechtliche  Persönlichkeit. 

898.  —  Viele  Schriftsteller  lehnen  es  ab,  dem  Papste  eine  völker- 
rechtliche Persönlichkeit  zuzuerkennen.  Nach  ihnen  beruhen  die  Vorrechte 
und  Ehren,  die  man  dem  Papste  gewährt,  nicht  auf  einer  Rechtspflicht; 
sie  werden  ihm  vielmehr  nur  in  der  Absicht  eingeräumt,  um  das  ge- 
schichtliche und  universelle  Amt  des  Oberhauptes  einer  die  ganze  Welt 
umspannenden  Kirche  zu  ehren  und  zu  schützen  und  um  den  uberzeu- 
gangen  und  den  Wünschen  der  katholischen  Bevölkerung  gerecht  zu 
werden.  —  Zugegeben:  man  hat  das  geschichtlich  gewordene  Amt  schützen 
wollen,  aber  man  hat  dies  nur  dadurch  vermocht,  dass  man  die  bisherige 
Unabhängigkeit  beibehalten  hat.  —  Vielleicht  haben  die  Urheber  des 
italienischen  Gesetzes  von  1871  und  die  Oberhäupter  der  Staaten  unwill- 
kürlich einer  unabweisbaren  Notwendigkeit  gehorcht.  Das  Oberhaupt  der 
allgemeinen  Kirche  konnte  niemand  Untertan  sein.  Wer  aber  nicht  Unter- 
tan ist,  der  ist  Souverän,  und  einem  Souveräne  gegenüber  besteht  die 
rechtliche  Verpflichtung,  seine  Unabhängigkeit  zu  achten  und  ihm  die 
mit  der  Souveränität  verbundenen  Vorrechte  zu  gewähren.^) 

394»  —  Würde  der  Papst  es  unteiiiehmen,  die  Sicherheit  des  italie- 
nischen Staates  zu  gefährden,  die  gesetzlichen  Einrichtungen  und  den 
öffentlichen  Frieden  zu  bedrohen  oder  den  König  zu  beleidigen,  so  könnte 
Italien  Massregeln  zu  seiner  Verteidigung  und  zu  seinem  Schutze  treffen, 
sich  der  Veröffentlichung  und  Verbreitung  der  päpstlichen  Bullen  wider- 
setzen, und  die  im  Vereine  mit  dem  Papste  handelnden  Personen  ausser- 
halb des  Vatikans  verhaften  usw. 

395.  —  Wenn  der  Papst  andere  Staaten  angreift,  so  soll  nach 
Blimtschli  Italien  hierfür  verantwortlich  sein,  wofem  es  sich  den  päpst- 
lichen Handlungen  nicht  widersetzt  hat.  Diese  Frage  ist  in  der  Praxis 
ohne  Bedeutung.  Da  der  Papst  keine  materielle  Gewalt  mehr  besitzt, 
so  kann  er  nur  noch  durch  seine  Enzykliken,  seine  Bullen  uüd  seine 
Schriften    wirken.      Den    angegriffenen  Regierungen   würde    es    anheim 


1)  Kann  das  Papsttom,  als  juristische  Person,  Geschenke  und  Vermfichtnisse 
annehmen  und  Eigentümer  von  Grandstacken  werden?  Diese  Frage  gehört  streng 
genommen  nicht  ins  Völkerrecht,  sie  h&nRt  auch  von  dem  innem  Rechte  eines  jeden 
Staates  ab.  In  Frankreich  hat  das  Gericht  Yon  Montdidier  in  einem  Urteile  vom 
4.  Februar  1S92  die  Frage  bejaht,  indem  es  den  Papst  als  Souverän  betrachtete.  Es 
verlangte  jedoch  die  Zostimmong  der  französischen  Regierang,  die  nach  dem  völker- 
rechüichen  Herkommen  und  der  innem  französischen  Gesetzgebung  erforderlich  seL 
Das  Gericht  zu  Amiens  hat  am  21.  Februar  1S98  dieses  Urteil  angehoben.  Es  hat 
dem  Papste  in  seiner  Eigenschaft  als  Souyeran  wie  als  Oberhaupt  der  allgemeinen 
katholischen  Kirche  die  F&higkeit  abgesprochen,  in  Frankreich  auf  unentgeltlichem 
Wege  Erwerbungen  zu  machen.  —  [Vgl.  hierüber  No.  283  u.  Anm.] 
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stehen,  die  Veröffentlichung  zii  untersagen,  die  Abschriften  zu  beschlag- 
nahmen und' die  Verbreiter  der  Schriftstücke  zu  bestrafen.  —  In  Frank- 
reich darf  keine  päpstliche  Bulle  ohne  vorherige  Ermächtigung  yerOffent- 
licht  werden.  —  Bismarck  gab  nur  einer  Stimmung  nach,  als  er  androhte, 
dass  er  sich  wegen  der  Anathemen  Pius'  IX.  an  die  italienische  Re- 
gierung halten  wärde.  Der  kluge  Staatsmann  dachte  nicht  im  entfern- 
testen daran. 

396.  —  Trotz  des  Verschwindens  der  weltlichen  Macht  spielt  der 
Papst  in  politischen  Angelegenheiten  eine  hervorragende  Eolle.^)  Sie  könnte 
noch  wichtiger  sein.  „Würdig  und  natürlich  fti'  den  Oberhirten  einer 
allgemeinen  Kirche  erscheint  ein  schiedsrichterliches  Amt,  wenn  es,  um 
den  Frieden  zu  erhalten,  von  den  Parteien  angerufen  wird"  (Heffter,  §  41). 

Dieser  Gedanke  des  protestantischen  Rechtsgelehrten  hat  sich  ua 
Jahre  1885  bei  dem  Streitfalle  wegen  der  Karolineninseln  zwischen 
Deutschland  und  Spanien  verwirklicht  (No.  544  u.  942).  [Im  Jahre  1895 
wurde  der  Papst  wegen  einer  Grenzstreitigkeit  zwischen  Haiiti  xmd 
St.  Domingo  als  Schiedsrichter  gewählt  (R.  D.  I.  P.,  t.  VTE,  437)  und  im 
Jahre  1898  bot  der  Papst  bei  dem  Streite  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  Spanien  wegen  Kubas  seine  Vermittlung  an  (R.  D.  I.  P.,  t.  V, 
S.  645).]  Dies  könnte  sich  noch  in  Zukunft  zum  grössten  Wohle  der 
zivilisierten  Welt  wiederholen. 

396 1.  —  [Als  Russland  im  Jahre  1898  den  Zusanunentritt  einer  Kon- 
ferenz vorschlug,  um  den  Kriegsrüstungen  ein  Ziel  zu  setzen  und  die  Er- 
haltung des  allgemeinen  Friedens  zu  sichern,  teilte  es  diesen  Plan  auch 
dem  Heiligen  Stuhle  mit  und  bat  um  dessen  moralische  Unterstützung. 
Der  Papst  wurde  jedoch  von  der  Konferenz,  die  vom  18.  Mai  bis  zum 
29.  Juli  1899  im  Haag  stattfand,  ausgeschlossen.  Auf  Veranlassung  von 
Italien  wurde  die  Ausschliessung  an  .geordnet.*)] 

1)  [In  einem  an  den  französiBchen  Kardinal  Langenieux  gerichteten  Schreiben 
hat  Papst  Leo  XIII.  die  Rolle,  die  Frankreich  beim  Schutze  der  Katholiken  im  Orient 
fuhrt,  bestätigt.  S.  den  Text  des  Schreibens  R.  D.  I.  F.,  t  VI,  Documenta,  p.  16.  —  Im 
J.  1896  schrieb  Papst  Leo  an  den  Negus  von  Abessinien,  Menelik,  den  Besieger 
Italiens,  um  ihn  um  die  Freilassung  der  italienischen  Gefangenen  zu  bitten.  S.  diesen 
Brief  u.  die  Antwort  des  Negns  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  24.] 

2)  [Die  Ausschliessung  des  Papstes  hat  zahlreiche  Kritiken  veranlasst.  La  pa- 
paute  et  la  Conference  de  laPaix,  R.  D.  I.  P.,  t.VI,  281;  Goyau,  La  Conference  de  la 
Haye  et  le  Saint  Siege,  Revue  des  Deux-Mondes,  1.  August  1899.  S.  auch  Brusa, 
R.D.LP.,  t. VI,  888;  Despagnet,  R.D.LP.,t.VI,864;  DeLapradelle,R.D.LP.,t.VI,840 
u.  843.  —  S.  Zanichelli,  11  Papa  alla  Conferenza  internazionale  pel  disarmo,  Nuova 
Antologia,  16.  Februar  1899;  Bompard,  Le  Pape,  les  Etats  et  la  Conference  de  la 
Haye,  R.  D.  L  P.,  t.  VII,  p.  369.] 


Drittes  Buch. 


Der  Mensch  in  seinen  völicerrechtlichen  Beziehungen. 

897.  —  Der  Mensch  besitzt  gewisse  Rechte,  die  der  menschlichen 
PeiBon  anhaften.  Diese  angeborenen,  absoluten  ürrechte  müssen,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Menschen,  von  allen  geachtet 
werden.  Sie  werden  vom  Völkeirechte  beherrscht.  —  Der  Mensch  als 
solcher,  als  physische  Person,  ist  dem  Völkerrechte  unterworfen*)  (No.  157). 

Neben  diesen  angeborenen,  absoluten,  allgemeinen  Menschenrechten 
geniesst  der  Mensch  auch  noch  veränderliche,  relative  Rechte,  die  sich 
nach  der  Gesetzgebung  des  Staates,  dessen  Angehöriger  und  Untertan  er 
ist,  richten.  Es  sind  dies  die  bürgerlichen  und  politischen  Rechte,  die  auf 
der  Innern  Gesetzgebung  jedes  Staates  beruhen. 

Die  angeborenen  Rechte  haben  ihren  Daseinsginind  und  ihre  Wurzel 
in  dem  Grundsatze  der  individuellen  Freiheit  und  der  ünverletzlichkeit 
der  menschlichen  Person. 

Fiore,  Heffter  und  andere  Publizisten  erkennen  folgende  Rechte, 
die  mit  der  menschlichen  Pei-sönlichkeit  unzertrennlich  verbunden  sind, 
an:  —  1.  Das  Recht  auf  ünverletzlichkeit  und  persönliche  Freiheit;  —  2.  Das 
Recht,  sich  den  Staat,  dem  man  angehören  will,  zu  wählen  und  daher  das 
Recht  auf  die  erworbene  Staatsangehörigkeit  zu  verzichten,  um  eine  andere 
zu  erlangen;  —  3.  Das  Recht  der  Auswanderung;  —  4.  Das  Recht,  die 
physische  Persönlichkeit  innerhalb  der  Grenzen  der  Notwendigkeit  zu 
veiteidigen,  zu  erhalten  und  zu  entwickeln,  daher  auch  das  Recht,  sich 
die  Natur  für  die  Bedürfiiisse  des  Lebens  dienstbar  zu  machen,  das  Recht, 
Eigentum  zu  haben,  das  Recht  auf  internationalen  Handel  und  Verkehr 
sowie  das  Recht  der  Selbstfortpflanzung  durch  Ehe  und  Kindererzeugung; 

—  5.  Das  Recht  auf  freie  Ausbildung  der  sittlichen  und  geistigen  Per- 
sönlichkeit und  folgerichtig  das  Recht  der  Gewissensfreiheit.^) 

Der  Schutz  und  die  Gewähr  dieser  Urrechte  kann  nur  von  der  or- 
ganisierten Staatsgewalt  gegeben  werden.    „Der  Staat  —  so  sagt  Heffter 

—  hat  dem  an  sich  bestehenden  Rechtsstoff  nur  die  Form  zu  geben,  die 
Ordnung  und  richtigen  Grenzen  vorzuzeichnen  und  die  Mittel  zu  seiner 
Realisierung  zu  gewähren.  Damit  fällt  es  —  (das  Recht)  —  aber  aller- 
dings in  den  Bemch  der  Innern  Wirksamkeit  jedes  Einzelstaates^  (op. 
cit.,  §  58).  —  Man  darf  das  Dasein  eines  Rechts  nicht  mit  der  Art 
seiner  Ausübung,  und  seine  Grundlage  nicht  mit  seinem  Schutze  verwechseln. 

1)  Flore,  Le  droit  intern,  codifie,  liv.  I,  Art  81. 

2)  Flore,  op.  cit.,  liv.  I,  tit.  IV,  Art  367  ä  486.  —  Heffter,  op.  cit.,  §  58. 
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Erstes  Kapitel. 


Individuelle  Freiheil;  Scliuiz  und  UnverletEÜciilceit  der 
menschlichen  Person. 

[Alexis.  Latraite  des  nögpres,  1889.  —  D'AyriL  La  Conference  antl-esclaTagiste  de  Braxellee,  BeTne 
d'histoire  diplomatique,  t  Y,  pp.  66  et  176.  — Barcia i.  Le  droit  de  visita,  le  trafic  des  esclarea,  etc^  &.  D. 
I.,  t.  XXII,  pp.  817  et  8.;  pp.  464  et  s.  —  Buxton.  Die  Afrikanischen  SklayenhAndel,  184L  —  Goot«.  La 
traite,  1889.  —  DesJardins.  La  France,  Tesclarage  af ricain  et  le  droit  de  rlsite,  Bevue  des  Denx-Monde«, 
15  octobre  1891.  —  Engelhardt  La  Conference  de  BruxeUes  de  1890  et  la  traite  maritime,  R.  D.  L.  t  XXII, 
p.  603.  —  Gar  ei  8.    Der  Sklavenhandel  und  das  Völkerrecht,  1885.  —  Gessner.    Le  droit  des  neaü«a,  1876. 

—  Cardinal  Layigerie.  Documents  sur  la  f ondation  de  ToeuTre  anti-esclavagiste.  —  Lentner.  Der  airi- 
kanische  Sklayenhandel  und  die  BrOsseler  Generalakte  vom  2.  JuU  1890,  1891.  —  Lövy.  La  traite  des  noirs 
et  les  puissances,  1894.  —  Martltz.  Das  internationale  System  zur  UnterdrQckong  des  afrikanischen  Menschen- 
handels. Archiv  fOr  Öffentliches  Recht,  1886.  —  DeMontardy.  La  traite  et  le  Droit  intemationAl,  1899.  — 
Nys.  L'esclavage  noir  devant  les  jurisconsultes,  R.  D.  I^  t  XXII,  pp.  67  et  s.;  pp.  138  et  s.  —  Plane  hu  t. 
Le  congr^s  anti-esciavagiste,  Revue  des  Deux-Mondes,  15  novembre  1889.  —  Rolin-Jaeauemyns.  L'acte 
g6nöral  de  la  Conference  de  Bruxelles,  R.  D.  I.,  t.  XXIII,  p.  560.  —  Les  raüfications  de  1  acte  g6n6ral  de  la 
Conference  de  Bruxelles,  R.  D.  I.,  t  XXIV,  p.  206.  —  Unanciendiplomate.    L*esclavage  enAfriqa«,  1891. 

—  Documents  relatifs  k  la  r6pression  de  la  traite  des  esclaves,  publiös  en  exöcutlon  des  articles  LXXXI  et 
Buivants  de  Tacte  genöral  de  Bruxelles.] 

V.  Litstf  Lehrbuch  des  Strafreehts  §  99  und  101.  —  Scherlingf  Die  Bekämpfung  von  Skiavmutatb  und 
Sklavenhandel  seit  dem  Anfange  dieses  JahHtundertSf  1897.  —  r.  Mirbaeh,  Die  völkerreehtlichen  OnmdsäUe  des 
Durchsuchungsrechts  sur  See,  190S. 

898.  —  Jeder  Angriff  gegen  die  Person  oder  die  Freiheit  eines 
Menschen  ist  völkerrechtswidrig.  Der  Unterschied  in  Gesittung,  Rasse 
oder  Farbe  rechtfertigt  es  nicht,  einem  Menschen  das  Recht  auf  persönliche 
Freiheit  und  ünverletzlichkeit  zu  versagen  (Fiore,  op.  cit.,  Art.  370). 

Ein  Mensch  kann  nicht  im  Eigentum  eines  andern  Menschen  oder 
eines  Staates  stehen.    Dieser  Grundsatz  ist  lange  Zeit  missachtet  worden. 

—  Alle  Völker  des  Altertums  haben  Sklaverei  gekannt.  —  Im  Mittelalter 
finden  wir  die  Leibeigenschaft. 

Servitus  autem  est  constitutio  juris  gentium,  so  sagt  Justinian  (Jnst., 
lib.  I,  Kap.  ni,  §  2).  —  Die  Sklaverei  ist  in  Frankreich  durch  das  Gesetz 
vom  28.  September  bis  16.  Oktober  1791  und  in  seinen  Kolonien  durch 
das  Dekret  vom  27.  April  1848  abgeschafft  worden.  England  hob  sie  iu 
seinen  Kolonien  am  1.  August  1834  auf;  die  Vereinigten  Staaten  im  Jahre 
1865;  Spanien  im  Jahre  1873  in  Porto-Rico  und  1880  in  Kuba.  Brasilien 
beseitigte  diesen  Krebsschaden  am  10.  Mai  1888.  *) 

Das  heutige  Völkerrecht  verurteilt  die  Sklaverei.  —  Fremde  Sklaven 
werden  ipso  facto  dadurch  frei,  dass  sie  den  Boden  eines  Staates,  dessen 
Recht  die  Sklaverei  verwirft,  betreten.  Der  Staat,  der  sie  aufnimmt,  ist 
verpflichtet,  ihrer  neu  erworbenen  Freiheit  Achtung  zu  verschaffen. 

Sklaverei  besteht  jedoch  noch  in  Asien,  Afrika,  in  allen  moham- 
medanischen Staaten  und  Ländern,  in  Ägypten,  in  der  Türkei  usw.  Trotz 
der  wiederholten  Versprechungen  der  Hohen  Pforte  werden  noch  immer 

1)  [Die  Sklaverei  wurde  von  Frankreich  auf  Madagaskar  beseitigt,  nachdem  die 
Insel  ftanzösische  Kolonie  geworden  war  (R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  256  und  266).  —  Welche 
Rechte  stehen  der  eingeborenen  BevoIkeruDg  eines  Landes,  in  welchem  die  Sklaverei 
abgeschafft  worden  ist,  zur  Wahrung  ihrer  Freiheit  zu?  R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  78  (Fall 
des  Protektorats  Witu,  das  von  Deutschland  an  Grossbritannien  abgetreten  und  unter 
die  Verwaltung  der  englisch-ostafrikanischen  Kompagnie  und  die  des  Sultans  von 
Sansibar  gestellt  worden  war.;  —  Ein  Dekret  vom  6.  April  1897  hat  in  Sansibar  die 
Sklaverei  beseitigt,  nachdem  es  unter  das  Protektorat  von  Grossbritannien  gekommen 
war  (R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  Documents  p.  3).  —  S.  noch  R.  D.  I.  P.,  t  I,  pp.  167—168.)] 
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lieünliche  Sklavenmärkte  in  Eonstantinopel  und  in  Smyma  abgehalten.^) 

—  Desgleichen  gibt  es  noch  solche  Märkte  in  den  Städten  des  Innern 
von  Marokko,  wohin  noch  regelmässig  Karawanen  von  Schwarzen  aus  den 
um  den  Tschadsee  liegenden  Gebieten  gebracht  werden. 

399.  —  Die  Sklaverei  wird  durch  den  Sklavenhandel  aufrecht  erhalten.  2) 

—  Man  darf  beide  nicht  miteinander  verwechsehi,  jene  ist  der  Zweck,  dieser 
das  Mittel.  Die  Sklaverei  ist  die  Arbeitsform  im  schwarzen  Weltteil.  — 
Ihr  Verschwinden  kann  nur  von  tiefgreifenden,  langsam  sich  vollziehenden 
Wandlungen  im  sozialen  Zustande  der  afrikanischen  Völkerschaften  er- 
wartet werden.  —  Kein  Staat  ist  berechtigt,  sich  in  die  innein  Ange- 
legenheiten eines  andern  Staates,  wo  die  Sklaverei  noch  besteht,  einzu- 
mischen, um  sie  zu  beseitigen. 

Die  zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  empfohlenen  Mittel  werden, 
solange  die  Sklaverei  überhaupt  noch  besteht,  unzulänglich  sein.  —  Der 
Sklavenhandel  wird  von  selbst  aufhören,  wenn  die  Besitzergreifung  der 
Gebiete,  die  die  europäischen  Mächte  sich  in  Afrika  zugewiesen  haben 
(No.  559  u.  ff.),  eine  vollendete  Tatsache  geworden  ist,  und  wenn  diese 
Staaten  die  erforderlichen  Massregeln  haben  treffen  können,  um  der  Sklaverei 
und  dem  abscheulichen  Gewerbe,  das  unzertrennlich  von  ihr  ist,  ein  Ziel 
zu  setzen. 

400.  —  Der  Sklavenhandel  wird  zu  Lande  und  zu  Wasser  betrieben.  — 
Einige  Schriftsteller  erörtern  die  Frage,  ob  der  Sklavenhandel  auf  dem 
Meere  dem  Verbrechen  des  Seeraubes  gleichgestellt  werden  könne,  und  ob 
daher  die  Sklavenhändler  mit  denselben  Strafen  wie  die  Seeräuber  zu 
belegen  seien.  —  Der  unterschied  zwischen  Sklavenhandel  und  Seeraub 
liegt  jedoch  auf  der  Hand.  —  Der  Begriff  des  Seeraubs  darf  nicht  will- 
kürlich ausgedehnt  werden.  —  Der  Seeraub  bedroht  den  ganzen  über- 
seeischen Handel;  der  Sklavenhandel  hingegen  erschwert  den  Seeverkehr 
nicht.  Die  Seeräuber  erkennen  keine  Staatsgewalt  über  sich  an;  die 
Negerschiffe  führen  dagegen  die  Flagge  eines  Staates.  —  Ein  Staat  kann 
aber  durch  ein  Sondergesetz  und  mehrere  Staaten  können  durch  Vertrag 
den  Sklavenhandel  dem  Seeraube  gleichstellen  (Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  351). 

Noch  zu  Anbeginn  des  19.  Jahrhunderts  verkauften  die  Seeräuber 
der  Barbareskenstaaten  des  Mittelmeeres  die  an  den  Küsten  oder  auf  hoher 
See  eingefangenen  Europäer  als  Sklaven.  Mehrere  Verträge  waren  von 
Terschiedenen  Staaten  mit  den  afrikanischen  Herrschern  und  der  Türkei 
abgeschlossen  worden,  um  den  Verkauf  der  Geraubten  zu  verhindern  oder 
wenigstens  zu  beschränken.  —  England  und  Frankreich  hat  man  es  zu 


1)  Im  Jahre  1881  waren  in  einem  einzigen  Bezirk  Yon  Armenien,  in  Azizieh» 
2000  tscherkessische  Frauen,  die  for  die  Harems  Ton  Stambul  bestimmt  waren,  ver- 
sammelt. (Bericht  des  englischen  Konsuls,  mitgeteilt  von  Rolin-Jaequemyns, 
R.  D.  I.,  t  XXI,  pp.  29  et  8.) 

2)  [Im  Monat  August  1894  ereignete  sich  in  Ägypten  ein  Vorfall,  der  die  Siclaverei 
betraf.  Mehrere  Personen  aus  der  ägyptischen  Aristokratie  wurden  unter  der  An- 
Bchaldigung,  Sklaven  gekauft  zu  haben,  von  Beamten  des  zur  Unterdrückung  des 
Sklavenhandels  bestehenden  Amtes  verhaftet  und  ins  Gefängnis  gebracht;  zur  Recht- 
fertigung dieses  Vorgehens  berief  das  Amt  sich  sowohl  auf  das  englisch-ägyptische 
Abkommen  vom  4.  August  1877,  wonach  der  Khedive  sich  verpflichtet  hatte,  den 
Stdavenhandel  auf  ägyptischem  Gebiete  zu  bekämpfen,  als  auch  auf  das  zur  Aus- 
führung dieses  Abkommens  erlassene  khediviale  Reglement  (Art  82).  Waren  diese 
Bestimmungen  im  vorliegenden  Falle  wirklich  anwendbar?  Fiel  die  Tatsache  des 
Ankaufs  von  Sklaven  unter  diese  Bestimmungen,  die  nur  die  Unterdrückung  des 
Sklavt^nhandels  bezwecken?  Die  Angeklagten  wurden  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt; 
2wei  von  ihnen  wurden  freigesprochen,  der  dritte  wurde  zu  einer  unbedeutenden 
Strafe  verurteüt    (S.  über  diesen  Vorfall  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  132.)] 
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verdanken,  dass  der  Handel  mit  weissen  Sklaven  an  der  nordafrikanischen 
Küste  ein  für  alle  mal  beseitigt  worden  ist.  Die  Erobernng  Algeriens  im 
Jahre  1830  machte  ihm  ein  Ende.  —  Eine  ähnliche  Aufgabe  hat  Bassland 
im  Schwarzen  Meere  gelöst.  In  Mittelasien  hat  es  im  Jahre  1873  mit 
den  Chanaten  von  Chiwa  und  Buchara  Verträge  geschlossen,  wonach  der 
Verkauf  von  Sklaven  verboten  ist. 

401.  —  Der  Handel  mit  Negersklaven  (traite  des  noirs).*)  — 
Der  Handel  mit  Negersklaven  wird  noch  heute  betrieben.  Er  ist  nicht 
immer  als  ein  Verrat  an  der  Menschheit  betrachtet  worden.  —  Im  Jahre 
1517  ermächtigte  Karl  V.  einen  flandrischen  Edelmann  4000  Schwarze  an 
der  Küste  von  Guinea  zu  kaufen,  um  sie  in  den  Antillen  wieder  zu  ver- 
äussern. Die  spanische  Krone  machte  den  Sklavenhandel  zum  Monopol 
und  vergab  ihn  dem  Meistbietenden,  sei  es  einzelnen  Privatpersonen  oder 
einer  Gesellschaft.  Von  1580  bis  1640  besassen  die  Portugiesen  das 
Monopol  des  Sklavenhandels.  —  Im  Jahre  1701  wurde  er  der  französischen 
Guineakompagnie  zugeschlagen.  Die  Könige  von  Frankreich  und  von 
Spanien  erkläiten,  dass  jeder  von  ihnen  zu  einem  Viertel  daran  beteiligt 
sei.  Der  Sklavenhandel  wurde  von  den  Engländern  über  zwei  Jahrhunderte 
lang  unter  dem  Schutze  ihrer  Begierung  betrieben.  Er  wurde  durch  Er- 
teilung von  Privilegien  und  durch  Verträge,  die  nicht  nur  den  englischen 
Kolonien,  sondern  auch  Spanien  und  Frankreich  zugestanden  wurden,  be- 
günstigt. Unter  den  ersten  Stuarts  gewährte  man  Gesellschaften  das 
ausscbliessKche  Becht,  den  Sklavenhandel  zu  betreiben.  —  Der  am  13.  Juli 
1713  zwischen  England  und  Spanien  zu  Utrecht  unterzeichnete  Vertrag 
räumte  im  Artikel  13  Sr.  Britischen  Majestät  und  der  zu  diesem  Zwecke 
gegründeten  Gesellschaft  seiner  Untertanen,  unter  Ausschluss  spanischer 
und  sonstiger  Untertanen,  das  Becht  ein,  nach  verschiedenen  Teilen  der 
Besitzungen  Sr.  Katholischen  Majestät  in  Amerika  dreissig  Jahre  lang 
jährlich  4800  Sklaven  einzuführen.  Diese  Akte  wurde  Pacto  del  assiento 
de  negros  genannt.  —  Von  1680  bis  1780  belief  sich  die  Einfuhr  nach 
den  Antillen  allein  auf  2130000  Neger;  in  den  französischen  Kolonien 
betrug  die  Einfuhr  von  1786  bis  1788  jährlich  etwa  30000  Neger.») 

1)  Die  Gesclüchte  des  SklavenhaDdels  ist  ausführlich  in  dem  Traite  de  Droit 
international  von  Pradier-Fod6re  geschildert,  t.  V,  No.  2516  bis  2542. 

2)  Die  Engländer  sind  nicht  immer  negerfreundlich  und  Gegner  der  Sklaverei 
ffewesen.  So  lange  sie,  wie  die  andern  Staaten,  nur  solche  Kolonien  besassen,  wo 
die  Arbeitskraft  von  Sklaven  zum  Bau  von  Zuckerrohr  und  Baumwolle  unerlasslich 
ist,  waren  sie  die  eifrigsten  Negerhändler  der  Welt.  Aber  als  sie  nach  der  Eroberung 
von  Indien  merkten,  dass  sie  dank  der  grosi^en  Bevölkerung  jener  Gegenden  auch 
ohne  Sklaven  Wirtschaft  die  ganze  Welt  mit  ihren  Erzeugnissen  versehen  konnten, 
wurden  sie  zu  Beschützern  der  Neger  und  dies  umsomehr,  als  die  Ausrottung  der 
Sklaverei  den  Wettbewerb  der  andern  Kolonien  lahmlegen  und  den  Engländern  das 
Handelsmonopol  sichern  musste.  Das  englische  Volk  suchte  aus  seiner  Menschen- 
freundlichkeit Kapital  zu  schlagen  (De  Mandat-Gran cey,  Souvenirs  de  la  c6te 
d'AMque  p.  79  et  s.)  ->  ^Es  war  eigentümlich,  sagte  de  Ohataubriand,  mit 
welcher  Beharrlichkeit  das  Kabinett  von  St-James  auf  allen  Kongressen  mitten  in 
die  lebhaftesten  Erörterungen  über  die  brennendsten  Interessen  die  ganz  abseits 
liegende  Frage  über  die  Abschaffung  des  Negerhandels  hineinwarf.  England  be- 
fürchtete, dass  der  Handel,  den  es  wider  Willen  aufgegeben  hatte,  in  die  Hände 
einer  andern   Nation  fiele;   es  wollte   Frankreich,  Spanien,  Portugal  und   Holland 

zwingen,  mit  einem  Schlage  das  Verwaltungssystem  ihrer  Kolonien  umzugestalten 

Alle  diese  Torys,  die  30  Jahre  lang  Gegner  des  Antrages  Wilbeforce  gewesen  waren, 
waren  leidenschaftliche  Verteidiger  der  Neger  geworden,  indem  sie  gleichzeitig  die 
Freiheit  der  Weissen  verwünschten.  .  .  Das  Geheimnis  dieser  Widerspruche  liegt  in 
den  Privatinteressen  und  dem  kaufmännischen  Geiste  Englands:  Dies  muss  man 
wissen,  wenn  man  sich  nicht  durch  eine  so  lebhafte,  aber  so  spät  zum  Vorschein 
gekommene  Menschenliebe  tauschen  lassen  will:  Diese  Menschenliebe  ist  die  Scheide- 
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Dänemark  beseitigte  im  Jahre  1792  den  Negerhandel  und  die  Einfuhr 
von  Sklaven  in  seine  Kolonien.  —  Ein  Gesetz  der  Vereinigten  Staaten 
vom  22.  März  1794  untersagte  den  amerikanischen  Bürgern  den  Sklaven- 
handel. Im  Jahre  1819  setzte  der  Eongress  auf  die  Sklaveneinfuhr  die 
Todesstrafe  fest.  Es  wurden  denn  auch  seit  diesem  Verbote  nur  noch 
wenige  Sklaven  in  die  Vereinigten  Staaten  eingebracht.  Die  schwarze 
Bevölkei-ung  der  Sfidstaaten  nahm  durch  die  Geburten  schnell  zu. 

Wheaton  schildert  eingehend  die  verschiedenen  Wandlungen,  die  die 
Frage  des  Negerbandeis  bis  zum  Jahre  1815  durchgemacht  hat. 

403.  —  Die  Notwendigkeit  einer  internationalen  Übereinkunft  wurde 
bei  Gelegenheit  des  Pariser  Vertrages  vom  30.  Mai  1814  anerkannt.  [Der 
Zusatzartikel  1  lautete:  „Se.  Allerchristlichste  Majestät,  die  vorbehaltlos 
alle  Empfindungen  Sr.  Britischen  Majestät  hinsichtlich  eines  Handelszweiges 
teilt,  den  sowohl  die  Grundsätze  der  natürlichen  Gerechtigkeit  als  auch 
die  Aufklärung  unserer  Zeiten  verwerfen,  verpflichtet  sich,  auf  dem  bevor- 
stehenden Kongresse  alle  ihre  Bemühungen  mit  denen  Sr.  Britischen 
Majestät  zu  vereinigen,  um  durch  alle  christlichen  Mächte  die  Abschaffung 
des  Negerhandels  derart  verkünden  zu  lassen,  dass  der  gedachte  Handel 
überall  aufhört,  wie  er  jedenfalls  seitens  Frankreichs  innerhalb  5  Jahren 
endgültig  aufhören  soll;  und  dass  ausserdem  während  der  Dauer  dieser 
Frist  kein  Händler  Sklaven  anderswo  als  in  die  Kolonien  des  Staates, 
dessen  Untertan  er  ist,  einführen  oder  dort  verkaufen  darf."]  —  So  wurde 
denn  auch  der  Negerhandel  auf  dem  Wiener  Kongresse  vom  Jahre  1815 
missbilligt.  [Eine  sehr  lange  und  schwülstige  Erklärung  vom  8.  Februar 
1815  gab  die  Ansichten  der  Mächte  kund.  Obgleich  diese  Erklärung  das 
Gewerbe  im  allgemeinen  verdammte,  so  enthielt  sie  doch  keinerlei  be- 
stimmte Verpflichtungen,  keine  Frist  war  für  die  Unterdrückung  des 
Sklavenhandels  festgesetzt,  noch  auch  irgend  eine  Andeutung  über  die 
Mittel,  die  zur  Durchführung  dienen  sollten,  gemacht. 

Eine  neue  Erklärung  zu  Gunsten  der  Aufhebung  des  Sklavenhandels 
erfolgte  in  dem  Zusatzartikel  zum  zweiten  Pariser  Vertrage  vom  20.  No- 
vember 1815.] 

[ÄbnUcbe  Erklärungen  wurden  auf  den  Kongressen  von  Aachen  1818 
und  von  Verona  1822  wiederholt.] 

[Zur  Ausführung  der  gedachten  Erklärungen  wurden  in  einigen  Ländern 
Gesetze  gegen  den  Sklavenhandel  erlassen  und  Verträge  geschlossen.] 

[In  Frankreich  verurteilte  eine  Verordnung  vom  8.  Januar  1817  den 
Sklavenhandel:  das  Schiff,  das  sich  ihm  hingab,  wurde  konfisziert  und  der 
Kapitän  seines  Kommandos  entsetzt.     Ein  Gesetz  vom  15.  April  1818 


münze  der  wahren  christlichen  Liebe^  (Chateaubriand,  Eongress  von  Verona 
S.  41  und  42).  —  »Während  des  Krieges  hatte  Grossbritannien  erkannt,  dass  das 
Durchsuchungsrecht  ihm  den  Vorteil  gewähre,  die  fremde  Handelsschiffahrt  zu 
Grunde  zu  richten.  Da  der  Friede  England  dieses  furchtbare  Gewaltmittel  entzog, 
so  fasste  es  den  erstaunlichen  Gedanken,  sich  das  Mittel  auch  in  Friedenszeiten  zu 
erhalten;  noch  erstaunlicher  war  es,  dass  ihm  dieser  Plan  gelang.  Seit  einigen  Jahren 
hatten  einige  mehr  oder  weniger  aufrichtige  Sekten,  an  denen  England  stets  Oberfluss 
hat,  mit  Ungestüm  die  Aufhebung  des  Menschenhandels  gefordert;  die  Regierung 
bem&chti^  sich  dieses  Gedankens:  Eingehüllt  in  den  doppelten  Mantel  der  Religion 
und  der  Philosophie,  predigte  sie  den  Kreuzzug  gegen  den  Negerhandel.  Das  ein- 
zige Mittel,  um  ihn  auszurotten,  so  sagten  die  frommen  Männer,  bestehe  darin,  dass 
alle  schiffahrttreibenden  Völker  Grossbritannien  das  Durchsuchungsrecht  Überträgen. 
Diese  Massregel  wurde  den  kleinem  Staaten  aufgedrungen  und  gegen  die  schwachen 
Nationen,  die,  wie  Brasilien,  ihre  Zustimmung  nicht  erteilt  hatten,  mit  Gewalt  durch- 
gesetzt; (Hautefeuille,  Des  droits  et  des  devoirs  des  nations  neutres,  1868,  t.  I, 
Discours  preliminaire  pp.  XXV  u.  XXVI). 
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bestätigte  diese  Verordnung:  es  setzte  Strafen  gegen  diejenigen  fest,  die 
diesem  Gewerbe  nachgingen.  Man  organisierte  Kreuzfahrten  an  den  afri- 
kanischen Kttsten,  um  den  Handel  zu  verhindern.  Als  das  Gewerbe  trotz- 
dem noch  immer  fortgesetzt  wurde,  wurden  durch  Gesetz  vom  25.  April 
1827  strengere  Massnahmen  ergriffen.] 

England  hatte  auf  dem  Eongress  von  Verona  im  Jahre  1822  bean- 
tragt, den  Negerhandel  dem  Seeraube  gleichzustellen;  hierdurch  wäre  auch 
in  Friedenszeiten  jedes  verdächtige  Handelsschiff  dem  Dnrchsuchungs- 
recbte  unterwoifen  worden.    Frankreich  wies  diese  Gleichstellung  zorttck. 

Nach  der  Juli-Bevolution  änderte  Frankreich  seinen  Standpunkt  — 
[Am  4.  März  1831  nahm  es  ein  Gesetz  über  die  Bekämpfung  des  Sklaven- 
handels an,  das  strenger  als  die  vorhergehenden  war.  Dies  Gesetz  gilt 
noch  heute  mit  den  durch  die  Abschaffung  der  Sklaverei  im  Jahre  1848 
veranlassten  Änderungen.]  —  und  schloss  mit  England  die  Abkommen 
vom  30.  November  1831  und  vom  22.  März  1833,  wonach  das  Dnrch- 
suchongsrecbt  innerhalb  bestinmiter  Seegebiete  an  Bord  der  Schiffe  der 
einen  wie  der  andern  Nation  gegenseitig  ausgeübt  werden  sollte.  — 
[Der  Inhalt  dieser  Abkommen  ist  kurz  folgender.  —  Die  Meeresgebiete, 
innerhalb  deren  das  gegenseitige  Durchsuchungsrecht  gemäss  Artikel  1  des 
Vertrages  von  1831  ausgeübt  werden  durfte,  waren  die  der  westafrika- 
nischen Küste,  von  wo  aus  zu  jener  Zeit  die  für  Amerika  bestiomiten  Neger- 
schiffe in  See  stachen.  Die  Durchsuchung  durfte  nur  durch  Kriegsschiffe  aus- 
geführt werden.  Diese  mussten  von  Offizieren  eines  bestinunten  Dienstgrades, 
deren  Zahl  jedes  Jahr  in  besonderer  Weise  festgesetzt  wurde,  befehligt  sein-, 
die  Namen  der  Kriegsschiffe  sowie  die  ihrer  Befehlshaber  mussten  von  jeder 
Regierung  mitgeteilt  werden;  keinesfalls  durfte  die  Zahl  der  Kreuzer  des 
einen  Staates  die  doppelte  Zahl  der  Kreuzer  des  andern  Staates  über- 
steigen. Die  zuständige  Gerichtsbarkeit  war  die  des  weggenommenen 
Schiffes  (Art.  7).  Das  gegenseitige  Durchsuchungsrecht  durfte  nicht 
an  Bord  von  Kriegsschiffen  der  einen  oder  andern  Nation  aus- 
geübt werden  (Art.  8).  Der  Vertrag  enthielt  eine  Beitritts  -  Klausel 
(Art.  9).  —  Das  Abkommen  von  1833  ergänzte  das  von  1831.  Es  be- 
handelte das  Verfahren  bei  der  Wegnahme.  Es  stellte  als  Grundsatz 
auf,  dass  Fahrzeuge,  die  von  Kriegsschiffen  geleitet  würden,  dem  Durch- 
suchungsrechte  nicht  unterliegen  sollten  (Art.  8).  Es  enthielt  eine  Anzahl 
von  Fällen,  bei  denen  der  Tatbestand  des  Sklavenhandels  zu  vermuten 
sei  (Art.  6)  und  bewilligte  einen  Ersatzanspruch  fttr  den  durch  etwaige 
Missbräuche  entstandenen  Schaden  (Art.  8  u.  9).  —  Keins  von  den  beiden 
Abkommen  enthält  eine  Bestimmung  über  die  Geltungsdauer.] 

England  hatte  auch  verschiedene  Verträge  zur  Unterdrückung  des 
Sklavenhandels  zur  See  mit  Portugal  (1817),  Spanien  (1817),  den  Nieder- 
landen (1818),  Schweden  (1824)  und  Brasilien  (1826)  abgeschlossen.  Zahl- 
reiche Verträge  wurden  mit  andern  Staaten  von  1831  bis  1841  verein- 
hart.  Sechzehn  europäische  Staaten  und  zehn  amerikanische  Staaten 
haben  vertragsmässig  den  in  dem  englisch-franzOsischen  Abkommen  von 
1831  niedergelegten  Grundsatz  angenommen. 

403.  —  Am  20.  Dezember  1841  wurde  in  London  ein  wichtiger  Ver- 
trag unterzeichnet,  worin  England,  Frankreich,  Preussen,  Österreich  und 
Eussland  sich  zur  Verhinderung  des  Sklavenhandehs  gegenseitig  das 
Durchsuchungsrecht  auf  ihren  Schiffen  einräumten  und  den  Sklavenhandel 
dem  Seeraub  gleichstellten.  [Sofort  nach  Abschluss  des  Abkommens  erhob 
sich  im  französischen  Parlament  ein  sehi*  starker  Widerspruch  gegen  das 
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in  dem  Abkonunen  gewährte  Dm^chsuchungsrecht.]^)  —  Der  Vertrag  wurde 
von  den  französischen  Eammem  nicht  ratifiziert.  Frankreich  wies,  wie 
in  Verona,  das  gegenseitige  Durchsuchangsrecht  sowie  die  Gleichstellung 
des  Sklavenhandels  mit  dem  Seeraub  zurttck.  [Das  Abkommen  von  1841 
verdient  kurz  mitgeteilt  zu  werden,  denn,  abgesehen  von  Frankreich,  gilt 
es  noch  zwischen  den  Vertragsstaaten.  Art.  1  enthält  eine  Sonder- 
vereinbarung zwischen  osterreich,  Preussen  und  Russland:  diese  drei 
Staaten  erachteten  als  Seeraub  den  Sklavenhandel,  der  entweder  von 
ihren  Untertanen  oder  unter  ihrer  Flagge  betrieben  wurde,  und  sie  er- 
klärten, dass  sie  den  Schiffen,  die  unter  Benutzung  ihrer  Flagge  dem 
Sklavenhandel  nachgingen,  ihren  Schutz  entziehen  wfkrden;  sie  willigten 
mithin  darin  ein,  dass  ihre  des  Sklavenhandels  verdächtigen  Schiffe  als 
Seeräuber  der  Gerichtsbarkeit  des  Nehmestaates  unterstehen  sollten. 
Diese  Bestimmung  findet  ihre  Erklärung  in  der  Tatsache,  dass  die  be- 
treffenden Staaten  keine  Kolonien  in  den  Gegenden,  wo  der  Negerhandel 
blühte,  besassen  imd  dass  sie  sich  nicht  der  Mühe  unterziehen  wollten, 
fiber  Schiffe,  die  sich  ihre  Flagge  angeeignet  hatten,  zu  Gericht  zu  sitzen. 
Art.  2  des  Vertrages  setzte  das  gegenseitige  Dui*chsuchungsrecht  fest. 
Die  Zone,  innerhalb  deren  es  ausgeübt  werden  kann,  ist  grösser,  ala 
die  in  dem  1831er  Abkommen.  Nur  Kriegsschiffen  steht  das  Recht  zu» 
Im  Gegensatze  zum  Vertrage  von  1831  war  aber  die  Zahl  der  mit  der 
Durchsuchung  betrauten  Schiffe  nicht  beschränkt.  Anlangend  die  zu- 
ständige Gerichtsbarkeit,  so  entsprechen  die  im  Jahre  1841  aufgestellten 
Vorschriften  denen  vom  Jahre  1831.  —  Durch  ein  besonderes  Abkommen 
vom  Jahre  1879  ist  das  Deutsche  Beich  an  die  Stelle  von  Preussen  in 
die  Konvention  eingetreten.] 

[Da  Frankreich  den  Vertrag  von  1841  nicht  ratifiziert  hatte,  so  blieb 
es  dem  Abkommen  von  1831  und  1833  unterworfen.  Die  Bewegung,  die 
sich  im  Jahre  1841  in  Frankreich  gegen  das  Durchsuchungsrecht  offen- 
bart hatte,  kam  nicht  zur  Ruhe.  Die  öffentliche  Meinung  forderte,  dass 
sich  die  Begiernng  von  den  beiden  Abkommen  von  1831  und  1833  be- 
freien sollte.  Englische  und  französische  Kommissare  wurden  zur  Auf- 
nahme neuer  Unterhandlungen  ernannt.  Man  gelangte  zu  einem  neuen 
Abkommen  am  29.  Mai  1845.] 

In  dem  neuen  Vertrage  zwischen  Frankreich  und  England  vom 
29.  Mai  1845  war  die  Durchsuchung  (visite)  durch  die  Prüfung  der 
Schiffspapiere  (v6riflcation  du  pavillon)  ersetzt  worden,  man  vermied  mit 
Absicht  den  Ausdruck  (droit  de  visite)  Durchsuchungsrecht  (Art.  8).  — 
[Die  Begierungen  sollten  nach  Verabredung  Kreuzfa^ten  an  der  afrika- 
nischen Kttste  veranstalten,  um  dem  Sklavenhandel  zu  steuern;  die  Kreuzer 
jedes  Staates  sollten  nur  gegen  solche  Schiffe  vorgehen,  die  seine  Flagge 
führten.]  —  Die  beiden  Staaten  verpflichteten  sich,  in  ihren  Kolonien 
jeden  Sklavenhandel  zu  verbieten.  —  Der  Vertrag  von  1845,  der  auf 
10  Jahre  geschlossen  worden  war,  wurde  nicht  erneuert.  —  Aber  am 
31.  März  1859  wurden  auf  gemeinschaftlichen  Beschluss  der  englischen 
und  französischen  Regierungen  den  Befehlshabern  der  Kriegsschiffe  Wei- 
sungen erteilt;  man  liess  die  Prafiing  der  Schiffspapiere,  bestehend  in  der 
Feststellung  der  Staatsangehörigkeit,  zu  (Art.  5,  6  und  9).  —  Im  Jahre 
1867  ergingen  neue  Weisungen.    Sie  bezeichnen  genau,   welche  Papiere 

1)  [S.  über  die  Erortemneen  wegen  des  Vertrages  Yom  90.  Bez.  1841  im  fran- 
zosischen Parlament:  Guizot,  Memoires  pour  servir  a  lliistoire  de  mon  temps,1864» 
VI,  180  et  s.  —  S.  auch  Thureau-Dangin,  Histoire  du  gouvemement  de  juillet 
1888—92,  V.] 
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vorzulegen  seien  and  bestimiiieD,  dass  das  doreh  einen  frenden  Kreuzer 
angehaltene  TerdSchtige  Schiff  tunlichst  schnell  in  einen  Hafra  oder  vor 
eine  Behörde  der  Nation,  dessen  Flagge  ea  ftthrt,  zn  bringen  sei,  damit 
die  Richtigkeit  der  Flagge  von  den  Behörden  der  Macht,  der  die  Ffaigge 
zukommt,  festgestellt  werde.  Frankreich  verwirft  nach  wie  vor  das 
Darchsuchungsrecht,  nämlich  die  Untersudlang  der  ScluftladHng,  sowie 
die  Gleichstellung  des  Sklavenhandels  mit  dem  Seeraube. 

404.  —  Die  Vereinigten  Staaten  wiesen  sowohl  das  eigentEche  Dnreb- 
suchungsrecht,  als  auch  das  Recht,  die  Staatsangehörigkeit  eines  Schilfes 
festzustellen,  zurück;  aber  da  sie  auch  nicht  wollten,  dass  ihre  Flagge  den 
Sklavenhandel  schütze,  so  verpflichteten  sie  sich  durch  den  Vertrag  vom 
9.  April  1842  England  gegenüber,  an  den  afrikanischen  Küsten  ein  aus- 
reichend starkes  Oeschwader  zu  unterhalten,  das  die  Ausführung  ihrer 
eigenen  Gesetze  gegen  den  Sklavenhandel  verbürgte.  (Depeschen  von 
Webster  an  die  Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  in  London  und  in 
l^ris.)  —  Im  Jahre  1858  entstand  zwischen  England  und  den  Vereinigten 
Staaten  eine  Streitigkeit.  Die  englischen  Kriegsschiffe  hatten  den  BetM 
erhalten,  die  im  Golfe  von  Mexiko  befindlichen  amerikanischen  Schiffe  zn 
durchsuchen.  Die  Vereinigten  Staaten  verwahrten  sich  nachdrücklich  hier- 
gegen. Die  englische  Regierung  missbilligte  darauf  das  Vorgehen  ihrer 
Kreuzer. 

Im  Laufe  der  Zeit  änderten  sich  die  Ansichten  in  den  Vereinigten 
Staaten;  man  überzeugte  sich  von  der  Notwendigkeit,  wirksamere  Massregefai 
gegen  den  Sklavenhaiidel  ergreifen  zu  müssen.  Am  7.  April  1862  be- 
willigten Grossbritannien  und  die  Vereinigten  Staaten  sich  vertragsmSssig 
das  Kecht,  Kauffeihrteischiffe,  die  unter  dem  Verdachte  des  Sklavenhandels 
standen,  zu  durchsuchen.  Das  Recht  darf  nur  von  eigens  zu  diesem  Zwecke 
ausgesandten  Kriegsschiffen  ausgeübt  werden  und  auch  nur  innerhalb  einer 
bestimmten  Zone.  Die  aufgebrachten  Schiffe  sind  von  den  in  Sierra-Leone, 
am  Kap  der  Guten  Hoffhung  und  in  New-York  bestehenden  gemischten 
Gerichtshöfen  abzuurteilen.  —  [Eine  zusätzliche  Vereinbarung  vom  30.  Juni 
1870  hat  die  gemischten  Gerichte  beseitigt  und  an  deren  Stelle  die  Gerichts- 
barkeit des  Nehmestaates  gesetzt.] 

404^.  —  [Im  Jahre  1877  hat  Grossbritannien  mit  Ägypten  einen  Ver- 
trag zur  Bekämpfung  des  Sklavenhandels  unterzeichnet:  er  ist  1895  er- 
neuert worden.  Desgleichen  wurden  Verträge  mit  der  Türkei  im  Jahre 
1880  und  mit  Italien  im  Jahre  1889  unterzeichnet.] 

405.  —  Der  Handel  soll  (?)  an  der  westafrikanischen  Ettste  au^ehört 
haben,  weil  fast  der  gesamte  Küstenstrich  des  Golfes  von  Guinea  von 
europäischen  Mächten  besetzt  und  die  Sklaverei  an  den  Orten,  die  als 
Märkte  für  die  Antillen,  sowie  für  Süd-  und  Nordamerika  dienten,  beseitigt 
worden  ist.  —  [Es  gab  indessen  noch  Länder  mit  Sklavenwirtschaft,  nämlich 
die  mohammedanischen  Länder  Europas,  Asiens  und  Afrikas.  Der  Sklaven- 
handel verlegte  sich  nach  dorthin.  Die  Mächte  mussten  dagegen  einschreiten. 
Dies  erklärt  die  von  England  mit  Ägypten  und  der  Türkei  geschlossenen 
Verträge.] 

405 1.  —  [Bisher  hatte  man  sich  nur  um  den  Sklavenhandel  zur  See 
gekümmert;  nunmehr  richtete  man  die  Anfinerksamkeit  auch  auf  das  zu 
Lande  betriebene  Gewerbe;  man  traf  Massregeln  an  den  Ursprungsstätten 
des  Sklavenhandels,  um  den  Verkauf  und  den  Transport  von  Sklaven  zu 
hindern.  Ermöglicht  wurde  dies  durch  die  Ausdehnung  der  europäischen 
Besitzungen  in  Afrika.] 
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Die  Gkaeralakte  der  afrikaniBchen  Konferenz  za  Berlin  Tom  26.  Februar 
1885  enthUt  nach  dieser  Bichtnng  hin  folgende  Beatimmnngen:  „Alle 
Ifilchte,  welche  in  den  gedachten  Qebieten  (die  das  Becken  des  Kongos 
und  seiner  Nebenfliisse  bilden)  Sonveränititsrechte  oder  einen  Einfloss 
ansllbeni  verpflichten  sich«  die  Erhaltnng  der  eingeborenen  BeyOlkerong 
und  die  Verbessening  ihrer  sittlichen  and  materiellen  Lebenslage  zu  Aber- 
wachen  und  an  der  UnterdrOclning  der  Sklaverei  und  insbesondere  des 
N^l^iandels  mitzuwirken  .  .  .  (Art  6).  —  Da  nach  den  Gnindsätzen 
des  Yölkerrechts,  wie  solche  von  den  Signatarmftchten  anerkannt  werden, 
der  Sklavenhandel  verboten  ist,  und  die  Operationen,  welche  zu  Lande 
oder  zur  See  diesem  Handel  Sklaven  znfllhren,  ebenfalls  als  verboten  an- 
zusehen sind,  so  eriüären  die  Mächte,  welche  in  den  das  konventionelle  Kongo- 
becken bildenden  Gebieten  SoaverSnitätsrechte  oder  einen  Binflnss  ansttben 
oder  ansttben  werden,  dass  diese  Gebiete  weder  als  Markt  noch  als  Dnrdi- 
gangsstrasse  ftr  den  Handel  mit  Sklaven,  gleichviel  welcher  Basse,  benutzt 
weiden  sollen.  Jede  dieser  Mächte  verpflichtet  sich  zur  Anwendung  aUer 
ihr  zn  Gebote  stehenden  Mittel,  um  diesem  Handel  ein  Ende  zu  machen 
und  diejenigen,  welche  ihm  obliegen,  zn  bestrafen**  (Art  9).  —  Der  Grund- 
satz steht  fest  und  ist  angenommen  worden.  Es  erttbrigt,  durchgreifende 
Mittel  ins  Werk  zn  setzen,  um  diese  Landplage  auszurotten. 

406.  —  Die  Akte  der  afrikanischen  Konferenz  von  1885  suchte  den 
im  Innern  des  Landes  und  auf  dem  Meere,  an  der  westafrikanischen 
Küste  betriebenen  Sklavenhandel  zu  treffen.  —  Es  musste  aber  noch  mehr 
geschehen.  Der  Sklavenhandel  steht  namentlich  an  der  ostafrikanischen 
Kflste,  im  Boten  Meere  und  im  Meerbusen  von  Persien  im  Schwange. 
Man  musste  eine  strenge  polizeiliche  Überwachung  an  den  ürspnmgsst&tten 
und  an  allen  vom  Handel  benutzten  Wegen  einrichten,  die  Absatzgebiete 
sperren,  dem  Angebote  durch  Beseitigung  der  Nachfrage  den  Boden  rat- 
ziehen und  die  im  Innern  des  schwarzen  Weltteils  veranstalteten  Sklaven- 
jagden dadurch  nutzlos  machen,  dass  man  den  Verkauf  ausserimlb  des 
Luddes  vereitelte. 

Ein  erster  Versuch  fand  im  November  1888  statt;  eine  Blockade 
wurde  Aber  die  Küsten  von  Sansibar  und  Mozambique  gemeinschaftlich 
von  Deutschland,  Eiland,  Holland  und  Italien  verhängt.^)  Diese  Staaten 
hatten  sich  gegenseitig  das  Durchsuchnngsrecht  eingeräumt.  Frankreißh 
weigerte  sich,  die  Schiffe,  die  die  französische  Flagge  ftthrten,  durch 
Kreuzer  der  andern  Staaten  durchsuchen  zu  lassen.^  Aber  es  beteiUgte 
sich  doch  an  der  Blockade,  indem  es  einen  Kreuzer  zur  Überwachung  der 
die  französische  Flagge  fahrenden  Schiffe  absandte. 

407.  —  [Angeregt  durch  die  Enzyklika  vom  Mai  1888,  die  Papst 
Leo  Xm.  an  die  Bischöfe  von  Brasilien  anlässlich  der  Aufhebung  der 
dortigen  Sklaverei  gerichtet  hatte)  unternahm  Kardinal  Lavigerie  einen 
rtthrigen  Feldzug  gegen  die  Sklaverei  und  den  Negerhandel.  Er  hatte 
für  dUus  Jahr  1889  einen  intemationslen  Antisklavereikongress,  der  in 
Luzem  stattfinden  sollte,  berufen.  Im  Mai  1889  machte  die  belgische 
Begierung  mehrem  Mächten  Eröfhungen  und  schlug  das  Zusammentreten 
einer  Konferenz  vor.  Diese  Konferenz  wurde  am  16.  November  1889  in 
Brüssel  eröfhet,  sie  tagte  bis  zum  2.  Juli  1890.    Es  nahmen  an  ihr  die 


1)  Rolin-Jaequemyns.  R  D.  I.,  t.  XXT,  208  et  s. 

3)  [Sitzung   der  franzosischeii    DeputierteDkanuner    vom   19.  November    1888^ 
Archives  diplomatiques,  1888,  t  lY,  pp  348  et  841.] 
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Vertreter  der  Staaten  des  Berliner  Kongresses  nnd  des  freien  Eongo- 
staates  teil.^) 

[Man  setzte  sofort  eine  Unterkonunission  unter  dem  Vorsitze  des 
Baron  Lambermont  ein,  die  sich  mit  der  Frage  des  Sklavenhandels  znr 
See  beschäftigen  sollte.  Diese  Frage  war  wegen  der  frtthem  Zwistig- 
keiten  zwischen  Frankreich  und  England  am  schwierigsten  zn  regeln. 
Grossbritannien  legte  einen  Vorschlag  ttber  die  ünterdrttcknng  des  Sklaven- 
handels vor.  Es  bemühte  sich  hierbei  den  Ansdrack  Dnrchsnchnngsrecht 
zn  vermeiden,  es  bestimmte  eine  Zone,  innerhalb  deren  die  gegenseitige 
Überwachung,  die  sich  nur  auf  Segelschiffe  zu  beschränken  hätte,  aus- 
geübt werden  sollte  und  beantragte  die  Einsetzung  von  gemischten  Ge- 
richten, die  in  den  Grenzen  dieser  Zone  über  die  Zuwiderhandlungen  zu 
erkennen  hätten.  —  Frankreich  unterbreitete  seinerseits  auch  einen  Ent- 
wurf. Es  nahm  die  von  England  vorgeschlagene  Abgrenzung  der  ver- 
dächtigen Zone  und  die  gemischten  Gerichte  an,  aber  es  widersetzte  sich 
durchaus  der  Ausübung  eines  Durchsuchungsrechts  gegenüber  den  Schiffen, 
die  seine  Flagge  führten.  —  Man  glaubte  eine  Einigung  erzielen  zu  kOnnen 
und  betraute  den  russischen  Bevollmächtigten,  den  gelehrten  Petersburger 
Professor  M.  F.  von  Martens,  mit  der  Aufgabe,  die  englischen  und 
französischen  Vorschläge  miteinander  in  Einklang  zu  bringen.  Der  durch 
V.  Martens  ausgearbeitete  Entwurf  wurde  von  der  Kommission  und  der 
Konferenz  angenonunen  und  bildet  das  dritte  Eiipitel  der  G^neralakte. 

Die  Generalakte  dieser  Konferenz  enthält  Bestimmungen  verschieden- 
artiger Natur.  Unter  Berücksichtigung  des  Umstandes,  dass  die  Unter- 
nehmung des  Sklavenhandels  sich  aus  mehrem  Geschäften  zusammensetzt, 
trifft  sie  Massregeln  am  Ursprungs-  und  am  Bestimmungsorte  und  für  den 
Transport.  Anlangend  die  Beförderung  zur  See,  so  bestimmt  sie  eine 
Zone,  innerhalb  deren  die  zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  ange- 
nommenen Massregeln  anzuwenden  sind.  Diese  Zone  wird  begrenzt  auf 
der  einen  Seite  von  den  Küsten  des  Indischen  Ozeans  (einschliesslich  der- 
jenigen des  Persischen  Meerbusens  und  des  Roten  Meeres)  von  Belutschistan 
bis  zum  Kap  von  Tagalane  (Quilimane)  und  anderseits  von  einer  kon- 
ventionellen Linie,  die  um  die  Insel  Madagaskar  ftthrt  und  die  in  einer 
Entfernung  von  20  Meilen  vom  Kap  Ras-el-Had  nach  Belutschistan  zurück- 
läuft (Art.  21)  —  Die  Kreuzerschiffe  sollen  nur  gegen  Fahrzeuge  von 
weniger  als  500  Tonnen  Gehalt  vorgehen.  Die  Erfahrung  hatte  nämlich 
gelehrt,  dass  der  Sklavenhandel  wegen  der  Schwierigkeit  beim  Landen 
und  Einschiffen  nicht  von  Schiffen  eines  grossem  Baumgehalts  betrieben 
wird  (Art.  23.)  —  [Sodann  wird  eine  Reihe  von  Massregeln  angegeben, 
die  jede  Regierung  zu  treffen  hat,  um  die  missbräuchliche  Führung  ihrer 
Flagge  zu  verhindern  (Art.  25  u.  ff.)]  —  Die  E^reuzer  und  Kriegsschiffe 
sollen  nur  eine  Prüfung  der  Schiffspapiere  vornehmen  (Art.  42):  „Wenn 
die  kommandierenden  Offiziere  von  Kriegsschiffen  einer  der  Signatarmächte 
Grund  haben  anzunehmen,  dass  ein  Schiff  von  weniger  als  500  Tonnen 
Gehalt,  innerhalb  der  vorbezeichneten  Zone  betroffen,  dem  Sklavenhandel 
dient  oder  sich  der  missbränchlichen  Führung  einer  Flagge  schuldig  macht, 
so  können  sie  eine  Prüfung  der  Schiffspapiere  vornehmen.    Der  gegen- 


1)  [S.  hierüber  Barclay,  Le  droit  de  visite,  le  trafic  des  esdaves  et  la  Con- 
ference anti-esclavagiste,  R.  D.  I.,  t  XXII,  pp.  817  et  454.  —  De  Boeck,  Annuaire 
francais  de  la  Sociale  de  l^igislation  comparee,  t.  XII,  1893,  p.  58.  — Desjardins, 
La  FraDce,  Tesclavage  africain  et  le  droit  de  Visite.  Revue  des  Deux-Hoodes,  15  oc- 
tobre  1891.  —  RollD-Jaeqnemyns,  L'acte  g^n^ral  de  la  Conference  de  BraxeUes  etc., 
R.  D.  L,  i  XXm,  p.  560.] 
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wärtige  Artikel  soll  keine  Veränderung  der  gegenwärtigen  Jorisdiktioiis- 
yerhältnisse  in  den  Territorialgewässem  begründen/  [Man  kann  zur  Durch- 
suchung des  Schiffes  selbst  und  zum  Aufrufe  der  Beisenden  nur  hinsichtlich 
solcher  Staaten  schreiten,  die  besondere  Vereinbarungen  zur  Unterdrückung 
des  Sklavenhandels  getroffen  haben  oder  treffen  werden  (Art.  45).  Dies 
schloss  das  Dui*chsuchungsrecht  an  Bord  französischer  Schiffe  aus.]  — 
Art.  44  gibt  die  Papiere  an,  die  zu  prüfen  sind.  —  Wenn  das  Schiff  ver- 
dächtig scheint,  so  verbringt  der  Kreuzer  es  in  den  nächsten  Hafen,  in 
welchem  sich  eine  Behörde  derjenigen  Macht  befindet,  deren  Flagge 
geführt  worden  ist  (Art.  49).  —  Man  schreitet  zu  einem  üntersuchungs- 
verfahren.  [Es  muss  in  Gegenwart  eines  Offiziers  des  fremden  Kreuzers 
erfolgen  (Art.  50)].  —  Die  Artikel  51  und  folgende  regeln  das  in  den 
verschiedenen  FäUen  zu  beobachtende  Verfahren:  [Wenn  die  Flagge 
missbräuchlich  geführt  worden  war,  so  bleibt  das  Schiff  zui*  Veiiägung 
des  Nehmers  (Art.  51);  wenn  ein  Fall  von  Sklavenhandel  vorliegt,  so 
soll  das  Schiff  und  seine  Ladung  unter  Aufsicht  derjenigen  Behörde,  die 
die  Untersuchung  geleitet  hat,  sequestriert  bleiben.  Der  Kapitän  und 
die  Schiffsmannschaft  sollen  den  Gerichten  des  Nehmestaates  überwiesen 
werden  (Ai-t.  52).  Im  Falle  einer  Verurteilung  soll  das  Schiff  zu  Gunsten 
dessen,  der  es  aufgebracht  hat,  fQr  gute  Prise  erklärt  werden  (Art.  59). 
Wenn  die  Untersuchung  ergibt,  dass  das  Schiff  zu  Unrecht  angehalten 
worden  ist,  so  soll  dasselbe  einen  unzweifelhaften  Rechtsanspruch 
auf   eine    dem   Schaden    entsprechende  Entschädigung   haben  (Art.  53).] 

—  Ein  internationales  maritimes  Bureau  wird  in  Sansibar  errichtet.  Die 
Befehlshaber  der  Kreuzer  finden  dort  die  Auskünfte,  die  sie  nötig  haben. 

—  Das  Bureau  soll  jedes  Jahr  einen  Bericht  an  den  Minister  der  Aus- 
wärtigen Angelegenheiten  in  Belgien  senden,  der  ihn  den  andern  Mächten 
mitteUt. 

Die  frfiher  zwischen  den  einzelnen  Staaten  geschlossenen  Verträge, 
betreffend  die  Unterdrückung  des  Sklavenhandels,  bleiben  unberührt;  ihre 
Anwendung  wird  nur  durch  die  von  der  Konferenz  festgestellte  Zone 
beschränkt. 

Der  Vertrag  wurde  von  den  meisten  Signatai^mächten  am  2.  JuU  1891, 
von  den  Verein.  Staaten  am  2.  Februar  1892  und  von  Portugal  am 
30.  März  1892  ratifiziert. 

406.  —  In  Frankreich  verweigerte  die  Deputiertenkammer  am 
25.  Juni  1891  die  Ratifikation  des  Brüsseler  Vertrages.^) 

Obwohl  man  das  Durchsuchungsrecht  auf  die  blosse  Prüfung  der 
Schiffspapiere  eingeschränkt  hatte,  wollte  die  Deputiertenkammer  aus 
Besorgnis,  das  .tischen  der  englischen  Flotte  im  Indischen  Ozean  zu 
mehren,  die  Bestimmungen,  betreffend  das  Anhalten  des  verdächtigen 
Schiffes,  dessen  Beschlagnahme  und  Aburteilung  nicht  ratifizieren. 

Es  widerstrebte  ihr  im  Falle  der  Beschlagnahme  eines  Schiffes  die 
Einmischung  eines  fremden,  dem  Nehmestaate  angehörenden  Ofiftziers,  bei 
dem  Untersuchungsverfahren  zu  dulden.  Frankreich  wollte  sich  das  aus- 
schliessliche Recht  wahren,  die  seiner  Gerichtsbarkeit  unterstehenden 
Personen,  die  der  missbräuchlichen  Benutzung  seiner  Flagge  beschuldigt 
würden,  selbst  zu  richten.  Die  Deputiertenkammer  wollte  auch  nicht  zu- 
lassen, dass  fremde  Flotten  berechtigt  sein  sollten,  gegen  Schiffe  unter 
französischer  Flagge  im  Umkreise  der  Insel  Madagaskar  —  die  damals 


1)  [S.  die  Erörterungen  in  der  Kammer  in  den  Archives   diplomatiques,   1891, 
t.  m,  pp.  16  et  s.] 
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unter  franzSsischem  Protektorate  stand  —  einzuschreiten.  Frankreichs 
politisches  Interesse  heischt,  dass  es  die  ausschliessliche  Oerichtshoheit 
über  die  ihm  zugehVrenden  Schiffe  in  einem  Lande  wahrt,  in  welchem  sich 
sein  Einfluss,  der  beständig  von  England  durchkreuzt  wird,  festigen  und 
stärken  muss. 

Nach  Austausch  verschiedener  Noten  zwischen  Belgien  und  Frank- 
reich i)  entschloss  sich  Frankreich  zu  einer  teilweisen  Batiflkation;  sie 
wurde  am  2.  Januar  1892  in  Brttssel  Überreicht.  —  Ausgeschlossen  waren 
die  Artikel  21,  22,  23,  42  bis  61  der  Generalakte.  —  Das  Protokoll  yom 
2.  Januar  bestimmt  indessen,  dass  bei  den  Mächten,  die  nur  zum  Teile 
ratifiziert  haben,  die  Fragen,  die  den  Gegenstand  der  Artikel  42  bis  61 
bilden,  bis  zu  einer  neuen  Übereinkunft  durch  die  zur  Zeit  in  Kraft 
stehenden  Bestimmungen  und  Abmachungen  geregelt  werden  sollen.  Mit 
diesen  Worten  sind  offenbar  die  im  Jahre  1867  zwischen  Frankreich  und 
England  vereinbarten  Instruktionen  gemeint.    (No.  403). 

Die  Mächte,  die  die  Generalakte  ihrem  ganzen  Umfange  nach  rati- 
fiziert haben,  sind  trotzdem  gegenseitig  an  alle  deren  Bestimmungen 
gebunden.  Frankreich  gegenüber  sind  sie  nur  innerhalb  der  Grenzen  der 
von  Frankreich  unterzeichneten  Abmachungen  yerpfiichtet.  Das  französische 
Dekret,  das  die  Brüsseler  Eonferenzakte  zum  Teil  promulgierte,  stammt 
Tom  12.  Februar  1892.«) 

409.  —  Der  Handel  mit  Kulis.*)  —  Mit  dem  Namen  Kuli  bezeichnet 
man  die  Chinesen,  die  gewisse  üntemelmier  in  den  Häfen  Chinas  anwerben 
und  nach  den  Vereinigten  Staaten  und  den  Inseln  des  Stillen  Ozeans  ver- 
schiffen, woselbst  sie  die  von  ihnen  schriftlich  eingegangenen  Verträge  zu 
erfüllen  haben.  —  Dieser  Handel  nahm  vor  einigen  Jahren  eine  grosse 
Ausdehnung  an.  —  Man  berichtete  ttber  viele  empörende  Vorgänge,  die 
sich  bei  der  Anmietung  und  der  Ausbeutung  dieser  unglücklichen  Chinesen 
zugetragen  hatten.  Danach  würde  es  sich  um  eine  neue  Art  der  Sklaverei 
handeln.  —  Die  chinesische  Begierung  wollte  im  Jahre  1866  die  Verdingung 
der  Kulis  regeln  und  den  Betrügereien  bei  Abschluss  der  Kontrakte  mit 
ihnen  vorbeugen.  England  erblickte  aber  darin  einen  Eingriff  in  seine 
vertraglich  gewährleisteten  Handelsinteressen  und  widersetzte  sich  der 
Ausftt^ng  der  chinesischen  Bestinmiungen. 

Nach  Aufhebung  der  Sklaverei  musste  Frankreich  darauf  bedacht 
haben,  sich  andere  Arbeitskräfte  für  seine  Kolonien  zu  verschaffen.  Auf 
Mai*tinique  half  man  sich  anfangs  mit  der  Einwanderung  von  Indiem,  die 
sich  auf  fünf  Jahre  verdingten,  später  nahm  man  auch  Einwanderer  afii- 
kanischer  Rasse  an.  Die  Gegner  der  Sklaverei  sahen  in  der  Anwerbung 
von  Afrikanern  eine  verschleierte  Form  des  Sklavenhandels.  Sie  erhoben 
Widerspruch,  der  zum  franzOsisch-englischen  Vertage  vom  1.  Juli  1861 
führte.  Dies  Abkommen  diente  einem  doppelten  Zwecke:  es  beseitigte  die 
Anwerbungen  von  Auswanderungslustigen  an  der  afrikanischen  Küste  und 
regelte  die  Bedingungen  der  Einwanderung  indischer  Kulis  in  die  ftun- 
zOsischen  Kolonien.    Unter  den  neuen  Verhältnissen  lieferte  die  Einwände- 


1)  [S.  wegen  der  Unterhandlungen,  Archives  diplomatiqnes,  1S92, 1 11,  pp.  178  et  s.] 

2)  [Das  Institut  ffir  Völkerrecnt  hat  im  J.  1894  in  semer  Versammlunff  zu  Paris 
einen  Beschlnfti  über  den  Sklayenhandel  zur  See  und  über  die  Behandlung  der  Neger- 
schiffe geüEuwt  (R.D.  1.  P.,  1 1,  p.  280  et  s.)  8.  auch  einen  Wunsch  des  Instituts  be- 
züglich der  Ratifikation  der  Brüsseler  Akte,  Hamburg  im  J.  1891.  Aunuaire  de 
rinstitut,  t  XI,j|>.  269.] 

*)  Bartortui  v.  Walte  nhauieny  Siandiw9rterbueh  der  8iaattunB9m9chaftm.  Bd. 
7,  436. 
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nmg  von  Indiern  nach  Martmique  vom  Jahre  1653  bis  1884  25500  Ar- 
beiter, von  denai  nur  4541  wieder  in  die  Heimat  znrttckbefBrdert  za 
werden  wünschten.  Im  Deeember  1885  verzichtete  Martinique  daranf, 
sich  anf  diese  Weise  Arbeiter  zu  verschaffen. 

Auch  Guadelupe  zog  aus  der  Einwanderung  von  Indiern  und  Afrikanern 
Nutzen,  bis  sie  im  Jahre  1887  aufhörte.  —  Desgleichen  auch  Guayana. 

—  IMe  Einwanderung  von  Eaffem,  Madegassen  und  sodann  von  Hindus 
nachte  auf  der  Insel  Beunion  einen  ähnlichen  Entwicklungsgang  durch.^) 

—  Unterscheidet  sich  die  Anwerbung  von  Polynesiem  oder  Japanesen, 
die  nach  Australien  oder  gewissen  australischen  Inseln  geschafft  werden, 
wesentlich  vom  Sklavenhandel?^) 

44^1.  —  [Einfuhr  von  Feuerwaffen  und  Spirituosen  nach 
Afrika.  —  Als  die  Mächte  in  den  Jahren  1885  und  1890  im  Interesse 
der  afrikanischen  Völkerschaften  Massregeln  gegen  den  Sklavenhandel  auf- 
stellten, suchten  sie  gleichzeitig  Afrika  vor  gewissen  schädlichen  Einflüssen 
Europas  zu  schützen,  indem  sie  die  Einfuhr  von  Feuerwaffen  und  Spiri- 
tuosen nach  Afrika  verboten.] 

[1.  Feuerwaffen.  —  Die  fiolle,  die  die  Feuerwaffen  bei  der  Ausübung 
4es  Sklavenhandels  und  bei  den  innem  Kriegen  zwischen  eingeborenen 
Stämmen  spielen,  war  äusserst  verderblich.  Die  Brüsseler  Konferenz  von 
1890  beschäftigte  sich  mit  Massregeln,  die  den  Handel  mit  Feuerwaffen 
einschränken  sollten.  —  Frankreich  schlug  auf  der  Konferenz  das  un- 
bedingte Verbot  der  Waffeneinftihr  flir  ganz  Afrika  vor.  Dieser  Voi*schlag 
stiess  aber  auf  Einwendungen,  die  sich  auf  die  Berücksichtigung  des 
Handels  und  den  Schutz  der  Karawanen  bezogen.  —  Man  liess  nur  ein 
auf  eine  bestimmte  Zone  beschränktes  Verbot  zu.  —  Die  Einfuhr  von 
Feuerwaffen  und  besonders  von  gezogenen  und  vervollkommneten  Gewehren, 
sowie  von  Schiesspulver,  Kugeln  und  Patronen  soll  in  den  zwischen  dem 
20^  nördlichen  und  dem  22^  südlicher  Breite  gelegenen  und  westlich  vom  At- 
lantischen Ozean,  östlich  vom  Indischen  Ozean  begrenzten  Territorien  und 
deren  Dependenzen  einschliesslich  der  längs  dem  Meeresufer  bis  auf  100 
Seemeilen  von  der  Küste  entfernt  belegenen  Inseln  verboten  sein  (Art.  8  der 
Brüsseler  Akte  vom  2.  Juli  1890).  —  Unter  gewissen  Umständen  mnss  die 
Eia-  und  Durchfuhr  von  Feuerwaffen  und  Munition  in  die  Besitzungen  der 
Signatarmächte,  die  Souveränitätsrechte  oder  eine  Schutzherrschaft  in 
Afrika  ausüben,  verstattet  werden.  Bei  der  Ein-  und  Durchfuhr  müssen 
besondere  Vorsichtsmassregeln  beobachtet  werden,  damit  die  Waffen  und 
die  Munition  nicht  in  die  Hände  der  Eingeborenen  geraten  (Art.  9  und  10). 

—  Die  Mächte  verpflichten  sich,  diejenigen  Massregeln  ihren  gesetzgebenden 
Körperschaften  vorzuschlagen,  welche  nötig  sind,  um  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Verbotsbestimmungen  zu  bestrafen  (Art.  12);  sie  verpflichten  sich 
femer  Massregeln  zu  treffen,  die  erforderlich  sind,  um  die  Einfuhr  von 
Feuerwaffen  und  Munition  in  die  bestimmte  Zone  durch  ihre  Besitzungen, 
die  sich  mit  dieser  Zone  berühren,  zu  verhindein  (Art.  13).  —  Die  ver- 
einbarte Begelung  soll  auf  12  Jahre  in  Kraft  bleiben.  Sie  soll,  falls  keine 
der  Parteien  zwölf  Monate  vor  Ablauf  dieses  Zeitraums  ihre  Absicht,  sie 
ausser  Wirksamkeit  zu  setzen,  bekannt  gegeben  haben  soUte,  auf  2  weitere 
Jahre  verbindlich  bleiben  und  so  fort  von  je  2  zu  2  Jahren  (Art.  14).] 


1)  Les  colonies  fran^^es,  t  n,  pp.  6S  et  s.;  280  et  8.;  410  et  s.;  t  1,  pp.  76  et  8. 
—  [S.  Cailleux.  La  question  chinof8e  aux  Jäats-Unis  et  dans  le8  po88es8ion8  des 
puissances  europeennes,  1S9S.] 

9)  DeVarigny,  L'Ocian  Pacifique,  p.  34.  —  Sauvin ,  ün  royaume  polyn^sien,  p.  263 
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[2.  Handel  mit  Spirituosen.  —  Wie  die  Feuerwaffen,  so  können 
auch  Spirituosen  der  Erhaltung  der  afrikanischen  Yölierschaften  ver- 
hängnisvoll werden.  Die  moralischen  und  materiellen  Interessen 
fordern  das  Verbot  der  Einfahr  von  geistigen  Getränken  in  Afrika. 
Die  ^Berliner  Konferenz  von  1885  sprach  einen  Wunsch  nach  dieser 
Bich  ung  hin  aus.  Die  BrOsseler  Antisklavereikonferenz  trug  diesem 
Wunsche  ßechnung.  Die  Generalakte  vom  2.  Juli  1890  stellte  besondere 
Regeln  über  die  Einfuhr  und  die  Fabrikation  von  Spirituosen  innerhalb 
einer  Zone,  die  vom  20.  Grad  nördlicher  Breite  und  vom  22.  Grad  süd- 
licher Breite  begrenzt  wird,  auf.  —  Nach  dem  Wortlaute  der  Artikel  91 
und  ff.  verpflichten  sich  die  Mächte,  die  Einfuhr  und  die  Fabrikation 
geistiger  Getränke  in  den  TeUen  ihrer  Besitzungen  zu  untersagen,  in 
welchen  ihrer  Ansicht  nach  keine  Spirituosen  konsumiert  werden  oder  der 
Genuss  derselben  sich  nicht  eingebürgert  hat.  Ausserhalb  dieser  Gebiete, 
deren  Abgrenzung  dem  freien  Ermessen  der  Mächte  anheimsteht,  verpflichten 
sich  diese,  versuchsweise  folgendes  Verfahren  zu  beobachten:  Ein  Einfuhr- 
zoll von  mindestens  15  Franken  fllr  das  Hektoliter  von  50  Grad  Alkohol- 
gehalt soll  für  die  Dauer  von  3  Jahren  alle  eingeführten  Spirituosen  treffen. 
Bei  Ablauf  dieses 'Zeitraums  kann  der  Zoll  auf  25  Franken  für  die  Dauer 
von  fernem  8  ^Jahren  erhöht  werden.  Die  Fabi-ikation  für  den  Bedarf 
im  Innern  soll  mit  einer  entsprechenden  Steuer  unter  ähnlichen  Bedin- 
gungen belegt  werden.  Am  Ende  des  sechsten  Jahres  sollen  die  festge- 
setzten Zölle  auf  Grundlage  einer  vergleichenden  Untersuchung  der  durch 
diese  Tarifbestimmungen  gezeitigten  Ergebnisse  einer  Revision  unterzogen 
werden. 

Nach  Artikel  94  verpflichten  sich  die  Signatarmächte,  die  in  Afrika 
Besitzungen  haben,  die  an  die  im  Art.  90  bezeichnete  Zone  grenzen,  die 
erforderlichen  Massregeln  zu  treffen,  um  zu  verhindern,  dass  Spirituosen 
über  ihre  Inlandgrenzen  in  das  Gebiet  der  erwähnten  Zone  eingeftihrt 
werden.! —  Da  die  im  Jahre  1890  festgesetzten  Tarife  nicht  genügten, 
so  schritt  man  zu  ihrer  Revision  auf  der  Brttsseler  Konferenz  vom 
20.  April  1899.  Nach  einem  zu  BrUssel  am  8.  Juni  1900  zwischen  Deutsch- 
land, Belgien,  Spanien,  dem  unabhängigen  Eongostaat,  Frankreich,  Gross- 
britannien, Italien,  den  Niederlanden,  Portugal,  Bussland,  Schweden, 
Norwegen  und  der  Türkei  getroffenen  Abkommen  wurde  der  Einfuhrzoll 
im  ganzen  Umfange  der  Zone,  innerhalb  deren  nicht  die  Bestimmungen 
des  Artikels  91  der  Generalakte  von  1890  gelten,  auf  70  Franken  fttr 
das  Hektoliter  von  50  Grad  Alkoholgehalt  und  zwar  f&r  die  Dauer  von 
6  Jahren  erhöht;  in  der  Kolonie  Togo  und  Dahomey  soll  er  nur  60  Franken 
betragen;  der  Einfuhrzoll  wird  fttr  jeden  Grad  über  50  Grad  verhältnis- 
mässig erhöht  und  kann  für  jeden  Grad  unter  50  Grad  verhältnismässig 
vermindert  werden;  nach  Ablauf  des  sechsjährigen  Zeitabschnittes  soll  der 
Einfiihrzoll  einer  Revision  unterzogen  werden.  Die  in  den  gedachten 
Gebieten  hergestellten  geistigen  Getränke  soUen  mit  einer  Steuer  belegt 
werden,  die  nicht  unter  dem  Mindestsatze  des  oben  festgesetzten  Einfuhr- 
zolles bleibt.!] 

409^.  —  [Muss  der  Schutz  und  die  Unverletzlichkeit  der  menschlichen 
Person  auch  auf  die  Tiere  ausgedehnt  werden?  Ein  in  London  am 
19.  Mai  1900  von  Deutschland,  Spanien,  dem  unabhängigen  Eongostaat, 
Frankreich,  Grossbritannien,  Italien  und  Portugal  unterzeichnetes  Ab- 
kommen hat  mehr  oder  weniger  bedingt  das  Hinmorden  verschiedener 


1)  [R.  D.  I.  P.,  t.  vir,  p.  421.] 
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Gattungen  von  Tieren,  die  im  wilden  Zustande  leben  und  dem  Menschen 
ntttzUch  oder  unschädlich  sind,  in  den  afrikanischen  Besitzungen  der  Ver- 
tragsstaaten verboten,  und  zwar  insoweit  diese  Besitzungen  innerhalb  einer 
Zone,  die  der  durch  die  Brüsseler  Akte  vom  Jahre  1890  bestimmten 
ähnlich  ist,  liegen.  Die  vertragschliessenden  Mächte,  die  diese  Verein- 
barung eingingen,  hatten  weniger  einen  humanitären  als  einen  nützlichen 
Zweck  im  Auge:  sie  wollten  vor  allem  yerhttten,  dass  die  Tiere  durch 
eine  systematische  Ausrottung  gänzlich  ausstürben  und  dass  damit  ein 
Handelszweig  für  die  in  jenen  Gebieten  lebenden  Europäer  verloren  ginge.^)] 


Zweites  Kapitel. 


Auswanderungsrecht 


[Bokemeyer.  Aaswandernngswesen,  1892.  —  Botella.  El  problema  da  la  emlgracion»  1888.  — 
Caillevz.  La  qnestlon  ehlnoise  aux  Etats-Unis  et  dans  les possessions  des pnlssances  eoropieiines,  1888.  — 
CalTO.  L*6iiügratioii  ei  la  colonisatioii,  1876.  —  Chand^ie.  L*6mlgratioii,  1898.  —  Da  tot  De  Texpatriatioii 
eoD8idör6e  sons  les  rapports  öconomlqae,  poUÜqae  et  moral,  1840.  —  Farrelly.  The  United  States  Chinese 
exelnslon  act,  Ajneriean  Law  Be^lew,  t  aJlviu,  p.  784.  —  Fonrnier  de  Flaix.  La  qneetion  des  Chinois 
anz  Etats-Unis,  Economiste  fran^s,  80  septembre  1893.  —  Getfcken.  L'Allemagne  et  la  qnestlon  colonlale, 
R.  D.  I.,  t  XVn,  pp.  106  et  s.  —  Oodio.  L* America  nei  saol  primi  tattori:  la  colonlsazione  e  remigraiione, 
1892.  —  Kapp.  Immigration  and  the  commissloners  ot  emigration  of  the  State  of  New-York,  1870.  -^  Max 
Lee  lere  L*4migration  ehlnoise  et  les  relations  internationales,  Beyne  des  Denx-Hondes,  1er  avril  1888.  -^ 
Loaiehe-Desfontaines.De  Ttadgratlon.  Etnde  snr  la  conditton  jnridiqae  des  Francs  k  T^tranger,  1880.  — 
Ifaggiore-Perni.  La  legge  della  emlgrazione  permanente  tn  ItaUa,  con  rattronti  di  statistlca  intema- 
zioii^  1898.  —  Moore.  Les  Etats-Unis  lermto  aox  Chinois,  J.  L  P.,  t  XIX,  p.  389.  —  011  vi.  L*6migratlon 
an  point  de  vae  jnridiqae  international  et  les  d^Ubtoations  de  Tlnstitat  de  droit  international,  B.  D.  L,  t  XXX, 
p.  413.  —  Paolo.  Apponte  soll*  emigrazione,  n  Circolo  giurldlco,  t  XXV,  1894,  p.  158.  —  Poir«.  Emigration 
fran^alse  aox  eolonies,  1897.  —  Robert  Zar  Aaswandenmgsfrage,  1879.  —  RoogA.  Des  conditions  de  r^ml- 
gratlon  et  de  rimmigration  aox  eolonies  tran^alses  et  ötrangöres,  1899.  —  Senner.  How  we  restrict  Immi- 
gration, Nord  American  Beyiew,t  158,  p.  494.  —  S ml  th.  Emigration  and  Immigration,  1890.  —  DeValicoart 
Lta^pruit  fran^ais  et  sa  condition  en  Argentlne,  1898.  —  DeVarigny.  L^inrasion  ehlnoise  et  le  socialisme 
aox  Etats-Unls,  Bevne  des  Deox-Mondes,  1er  octobre  1878.  —  L^octan  pacUiqoe.  —  De  Ylcq.  Les  classes 
oayriires  et  l^immigration  en  Anstralle,  BolL  del  mlnlsterio  degli  affari  esteri,  aoüt  1893  (1).] 

Mayertf  TrmUM§  h$lwem  Uu  Empire  of  China  and  foreign  powerty  p.  94.  >-  Baneroft  Davis,  TnaUe» 
and  Convention*  eoncludtd  hetwem  the  UniUd  Statee  of  America  and  other  powere,  1873,  Waehingkm,  p.  167,  961  ff. 

410.  —  „Die  internationale  Bedeutung  der  Emigration  ist  schon  um 
des  Wesens  dieses  Vorganges  selbst  willen  unleugbar.  Nicht  allein  die 
beiden  Staaten,  welche  die  Auswanderer  entlassen  resp.  aufnehmen,  sind 
dabei  direkt  interessiert,  sondeni  auch  dritte  Staaten,  deren  Gebiet  die- 
selben passieren.  So  entstehen  eine  Menge  Rechtsfragen,  welche  wesent- 
lich die  internationale  Ordnung  berühren.  Der  Gerichtstand  der  Emi- 
granten, die  Rechte  und  Verpflichtungen  der  Territorialgewalt  in  An- 
sehung derselben  ....  lauter  Fragen,  die  sowohl  staatsrechtlicher  als 
auch  völkerrechtlicher  Natur  sind.  Man  wird  sie  keinesfalls  ohne  Be- 
rttcksichtigung  der  legitimen  Interessen  der  internationalen  Gemeinschaft 
entscheiden  können."*) 


1)  [R.  D.  I.  P.,  t  VIT,  p.  619.  —  Engelhardt  (De  Tanimalite  et  de  sod  droit, 
1900)  ist  der  Ansicht  dass  die  Tiere,  ebenso  wie  die  Menschen,  gewisse  positive 
Rechte  haben;  er  wirft  die  Frage  auf,  ob  die  Rechte  der  Tiere  nicht  in  der  Zukunft 
vollkommen  anerkannt  werden  wie  einst  die  der  Fremden  und  der  Sklaven.  Er  geht 
jedoch  nicht  so  weit  zu  verlangen,  dass  man  den  Tieren  ein  Recht  auf  Leben  ein- 
räumen pifisse:  „Der  Mensch,  so  sagt  er  auf  S.  120,  gewährt  dem  Tiere  kein  unbe- 
dingtes Recht  auf  Leben  nndkann  diesauch  nicht  tun.  Ein  verhängnisvolles  Gesetz  zwingt 
ihn»  sich  von  seinem  Fleische  zu  nähren  und  sich  mit  seinem  Felle  zu  bekleiden.  Je 
nach  den  Verhältnissen  und  je  nach  dem  Klima  ist  dies  eine  Notwendigkeit  Und 
es, ist  um  so  natürlicher,  dass  er  dieser  nachgibt,  als  eben  die  ganze  Tierwelt  diesem 
Zwange  unterworfen  ist  und  als  auch  die  Tiere  .  .  .  sich  gegenseitig  auffressen."*] 

2)  Martens,  Völkerrecht,  Bd.  II,  S.  166. 
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Die  Gründe  der  Aoswandemng  können  selir  yerschiedenartig  sein: 
religiöse  Yerfolgnngenf  politische  Zwietracht,  Unfruchtbarkeit  des  Bodens, 
nngttnstige  klimatische  Verhältnisse,  ÜberyOlkenmg  nsw. 

Auswanderer  ist,  wer  sein  Vaterland  ohne  Hofihnng  nnd  Absicht  zu- 
rückzukehren yerlftsst,  um  sich  auf  dem  Gebiete  eines  andern  Staates 
anzusiedeln.  Auswanderer  im  rechtlichen  Sinne  ist  nicht  der  Handel- 
oder Gewerbetreibende,  der  in  der  Absicht,  sein  Vermögen  zu  yergrSssem, 
längere  oder  kürzere  Zeit  in  einem  fremden  Staate  lebt,  dort  Grundstücke 
besitzt,  Handelsgeschäfte  treibt  u.  dergl. 

411.  —  Die  Auswanderung  zieht  nicht  von  Rechtswegen  eine  Änder- 
ung der  Staatsangehörigkeit  nach  sich:  sie  ist  nur  der  erste  Schritt  auf 
dem  Wege  zur  Naturalisation,  die  ihr  Endzweck  ist.  —  Solange  die  Aus- 
wanderer nicht  Untertanen  des  Staates  geworden  sind,  in  dem  sie  sich 
niedergelassen  haben,  solange  sie  nicht  die  Naturalisation  erwirkt  haben, 
müssen  sie  als  Untertanen  des  Landes  angesehen  werden,  das  sie  ver- 
lassen haben.  —  Dieser  Grundsatz  ist  in  der  Wissenschaft  unbestreitbar 
und  müsste  von  allen  Gesetzgebungen  angenommen  werden:  denn  er 
allein  kann  den  beklagenswerten  Streitigkeiten,  die  in  der  Praxis  bei  der 
Frage  nach  der  Staatsangehörigkeit  der  Auswanderer  entstehen,  ein  für 
allemal  ein  Ziel  setzen.  —  Es  ist  häufig  vorgekommen^  dass  Auswanderer, 
die  sich  in  ihren  Ho&ungen  getäuscht  sahen,  in  ihre  alte  Heimat  zu- 
rückkehrten, ohne  dass  sie  eine  neue  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten. 
Wessen  Staates  Untertanen  waren  sie?  Von  welchem  Staate  konnten 
sie  Schutz  und  Beistand  beanspruchen?  Nach  dem  Rechte  mehrerer 
Staaten,  insbesondere  usterreich-Ungams,  Dänemarks,  Schwedens  u.  a. 
hören  die  Auswanderer  durch  die  Tatsache  der  Auswandeiimg  selbst  auf, 
Untertanen  des  Staates  zu  sein,  dessen  Gebiet  sie  verlassen  haben.  In- 
folgedessen können  nach  positivem  Rechte  tausende  von  Menschen  keinem 
Staate  angehören  und  keinen  Anspruch  auf  irgendwelche  Hilfe  haben.  — 
In  eine  solche  Lage  gerieten  in  den  Jahren  1877  und  1878  russische 
Untertanen,  die  Saratow  mit  ihren  Familien  verlassen  hatten,  um  sich 
als  Kolonisten  in  Brasilien  ansässig  zu  machen.  Sie  waren  durch  be- 
trügerische Versprechungen  hintergangen  worden.  Sie  mussten  zurück- 
kelu*en  und  kamen  jeglicher  Mittel  bar  in  Hamburg  und  Antwerpen  an. 
Die  russische  Regieining  weigerte  sich,  ihnen  zu  helfen;  sie  berief  sich 
darauf,  dass  es  nicht  an  Warnungen  gefehlt  hätte  und  dass  die  Aus- 
wanderer nicht  mehr  russische  Untertanen  seien.  Die  belgischen  Kammern 
und  der  Hamburger  Senat  gewährte  den  Unglücklichen  aus  Menschlich- 
keit einige  Unterstützung.  Nach  langen  Verhandlungen  wurden  die 
meisten  von  ihnen  wieder  in  ihre  Heimat  zurückbefördert.  —  Ahnliches 
wiederholte  sich,  als  russische  Juden  während  der  Jahre  1881  und  1882 
in  Massen  nach  Osterreich  und  den  Vereinigten  Staaten  auswanderten. 
Etwa  8000  von  ihnen  kehrten  von  Amerika  nach  Paris  zurück  und  wurden 
auf  Kosten  der  französischen  Regierung  unterhalten.^) 

412.  —  Das  Auswanderungsrecht  folgt  logisch  aus  dem  Grundsatze 
der  persönlichen  Freiheit.  Es  wird  mit  einigen  Unterscheidungen  fast 
von  allen  Publizisten  anerkannt,  so  von  Grotius,  Vattel,  Klüber,  G.  F. 
V.  Martens,  HefFter,  Pradier-Fod^ri,  F,  v.  Martens,  Fiore  u.  a. 

1)  Martens,  Vdlkemcht,  Bd.  U,  S.  ISl.  —  [Vertrage  vom  SS.  Febr.  186S 
zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  den  Vereinigten  Staaten  sowie  vom  SO.  Sep- 
tember 1S70  zwischen  Österreich-Ungarn  und  den  Ver.  Staaten  haben  die  Staats- 
angehörigkeit der  Auswanderer,  die  Untertanen  der  betreifenden  Vertragsstaaten  waren, 
geregelt  (R.  D.  I.,  t.  II,  p.  118;  t  V,  p.  IdO).] 
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Mit  Ausnahme  von  Rossland  nehmen  heute  alle  zivilisierten  Staaten 
an,  dass  das  Answandemngsrecht  ein  unbedingtes,  nnTerjährbares  Recht 
sei,  das  jedem  einzelnen  zusteht.  —  Es  verhielt  sich  nicht  immer  so. 

Dieselben  Staaten,  die  mit  strengen  Massregeln  die  Auswanderung 
ihrer  eigenen  Untertanen  bekämpften,  ermunterten  in  verschiedener  Weise 
fremde  Einwanderer  zur  Niederlassung  auf  ihrem  Gebiete.  Siehe  den  be- 
merkenswerten Ukas  Katharinas  11.  vom  22.  Juli  1763,  mitgeteilt  von 
F.  V.  Martens  (op.  cit.,  Bd.  II,  S.  172).i) 

413.  —  Wenn  auch  heutzutage  die  Staaten  den  Grundsatz  der  Aus- 
Wanderungsfreiheit  anerkennen,  so  sind  sie  ihm  doch  nicht  alle  günstig 
gesinnt.  Einige  suchen  durch  lästige  Förmlichkeiten  den  allzu  starken 
Auswanderungsstrom  einzudämmen.  Mehrere  Staaten  haben  in  der  Ab- 
sicht, ihre  Angehörigen  vor  betrügerischen  Versprechungen  zu  bewahren 
und  den  empörenden  Missbräuchen  von  Auswanderungsuntemehmem  ein 
Ende  zu  machen,  besondere  Gesetze  erlassen,  die  der  Regierung  wirk- 
same Schutzmassregeln  an  die  Hand  geben.') 

414.  —  Die  Auswanderungsfreiheit  schliesst  nicht  das  unbedingte 
Recht  in  sich,  in  jedes  beliebige  Land  einzuwandern.  Jeder  Staat  kann 
▼on  sich  aus  die  Einwanderung  in  sein  Gebiet  von  bestimmten,  frei- 
sinnigen oder  engherzigen  Bedingungen  abhängig  machen.  Er  kann  die 
Einwanderung  sogar  gänzlich  untersagen.  Um  gegenüber  den  andern 
Staaten  aber  nicht  unfreundlich  zu  sein,  muss  sich  das  Verbot  (oder  die 
Beschränkung)  auf  berechtigte  Interessen  des  Staates,  insbesondere  auf 
wirtschaftliche  oder  politische  Gründe  stützen. 

415.  —  Angesichts  der  zahlreichen  Auswanderungen  und  der  Wich- 
tigkeit und  Stärke  der  Auswanderung  nach  gewissen  Ländern  fühlten 
manche  Staaten  das  Bedürfnis,  durch  Verträge^)  die  gesetzlichen  Be- 
dingungen der  Einwanderung  zu  regeln.^) 

Zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  China'*')  hatten  die  Artikel  5, 
6  und  7  des  Vertrages  vom  28.  Juli  1868  (Burlingame- Vertrag)  den 
freien  Verkehr  und  die  freie  Einwanderung  der  Untertanen  des  einen 
Landes  in  das  andere  gewährleistet.  —  Seit  diesem  Vertrage  nahm  die 
chinesische  Einwanderung  eine  ungeheure  Ausdehnung  an.  Sie  erreichte 
im  Jahre  1882  die  Zahl  von  35614  Personen.  —  Die  chinesischen  Ar- 
beiter machten  4urch  ihi*en  Fleiss,  ihre  Massigkeit  und  Genügsamkeit 
den  amerikanischen  Arbeitern  einen  scharfen  Wettbewerb.  —  Ein  neuer 
Vertrag  wurde  am  17.  Nov.  1880  abgeschlossen,  er  gestattete  den  Verein. 


1)  {Durch  einen  Erlass  vom  25.  Nov.  1S86  hat  die  Regierung  der  Republik  Ar- 

Sentinien  in  mehrem  fremden  Hauptstädten  amtliche  Auskunftsstellen  eingerichtet, 
amit  die  Verhütnisse  der  Republik  im  Auslande  bekannt  und  die  Einwanderang 
nach  dort  gefördert  werde.  (S.  hierüber  Pradier-Foder^,  La  R^publique  Argentine 
et  le  Droit  intern.,  R.  D.  L,  t.  XX,  pp.  156  et  s.] 

2)  [Das  Institut  fSr  Völkerrecht  hat  in  seiner  Versammlung  zu  Kopenhagen  im 
Jahre  1897  Beschltsse,  betreffend  das  Auswanderungswesen  angenommen.  (S.  Dupuis, 
Llnstitut  de  droit  international.  Session  de  Ck>penhagae  (Aoüt  1897),  R.  D.  I.  P., 
t  IV,  p.  762;  Annuaire  de  Hnstltut,  t.  XVI,  p.  »62.1 

8)  [S.  namentlich  die  Vertn^e  zwischen  Italien  und  Mexiko  (1890)  und  zwischen 
Italien  und  Paraguay  (1898)  (R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  844  note).] 

4)  [S.  ftber  Zahl  und  Richtung  der  Auswanderungen  von  1888  bis  1888,  llco- 
momiste  fran^is  vom  5.  Okt  1889.  —  In  Frankreich  wird  die  Einwanderung  nach 
Beunion  und  Guayana  durch  die  Dekrete  Yom  18.  Juni  und  27.  August  1887  geregelt 
—  Ein  Dekret  Tom  11.  Juli  1898  regelt  die  Einwanderung  nach  Neu-Kaledonien 
(Jouni.  ofT.  vom  28.  Juli  189d).] 

*)  Sartorius  v.  Walienhausen,  Hmdwörterhtuh  der  8taat8wi$8eni(haftm,  B.  III, 
8.  4d. 
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Staaten,  die  chinesische  Einwanderung  zu  beschränken  oder  zu  suspen- 
dieren. —  Nach  verschiedenen  Empörungen,  bei  denen  Chinesen  getötet 
und  verwundet  wurden,  wurde  am  12.  März  1888  ein  neuer  Vertrag  in 
Washington  unterzeichnet.  —  Die  chinesische  Eegierung  weigerte  sich, 
ihn  zu  ratifizieren.  —  Der  Eongress  nahm  dann  ein  die  Einwanderung 
einschränkendes  Gesetz  an,  das  am  1.  Oktober  1888  die  Zustimmung  des 
Präsidenten  der  Verein.  Staaten  erhielt.  Es  untersagte  den  Chinesen,  die 
die  Verein.  Staaten  verlassen  hatten,  die  Bückkehr  und  verbot  fttr  die 
nächsten  20  Jahre  jede  neue  Einwanderung.  —  (Ein  neues  Gesetz,  das 
Gesetz  Geary  vom  5.  Mai  1892,  hat  die  Gesetze,  betreffend  die  Ein- 
wanderung, um  10  Jahre  verlängert  und  die  auf  amerikanischem  Gebiete 
ansässigen  Chinesen  besonders  strengen  Massregeln  unterworfen.  —  China 
erhob  Einspruch  gegen  dieses  Gesetz.  —  Es  wurden  zwischen  beiden 
Ländern  neue  Unterhandlungen  aufgenommen,  die  zum  Vertrage  vom 
17.  März  1894  führten:  Während  eines  Zeitraumes  von  10  Jahren,  vom 
Tage  des  Austausches  der  Ratifikationen  ab  gerechnet,  ist  die  Ein- 
wanderung von  chinesischen  Arbeitern  in  die  Verein.  Staaten,  abgesehen 
von  bestimmten,  im  Artikel  2  vorgesehenen  Fällen,  verboten;  Chinesen, 
die  in  ihr  Land  zu  reisen  gezwungen  sind,  dürfen  in  die  Verein.  Staaten 
zurückkehren,  wenn  sie  dort  ihre  rechtmässige  Frau  und  ihre  Einder  zu- 
rückgelassen haben  oder  wenn  sie  dort  ein  Besitztum  im  Werte  von 
1000  Dollar  oder  ein  Guthaben  in  derselben  Höhe  haben:  sie  müssen  über 
diese  Tatsachen  vor  ihrer  Abreise  der  zuständigen  Behörde  einen  schrift- 
lichen Nachweis,  der  von  der  Behörde  auf  seine  Richtigkeit  hin  zu  prüfen 
ist,  erbringen.]  1) 

In  Australien  nahm  die  Frage  der  chinesischen  Einwanderung  eine 
besonders  ernste  Bedeutung  an,  namentlich  in  der  Provinz  Viktoria,  wo 
die  Gesetze  von  1881  und  1888  die  chinesische  Einwanderung  mit  grosser 
Härte  regelten.  —  Im  Juni  1888  traten  die  Bevollmächtigten  von  Neu- 
Süd-Wales,  Viktoria,  Südaustralien,  Queensland,  Westaustralien  und  Tas- 
mania  in  Sidney  zusammen,  um  geeignete  Massregeln  zur  Bekämpfung 
der  chinesischen  Einwanderung  zu  beraten.^) 

Die  Republik  Ecuador  hat  durch  ein  Dekret  vom  14.  Septbr.  1889 
den  Chinesen  das  Betreten  des  Landes  verboten;  diejenigen,  die  schon 
dort  weilen,  können  vorbehaltlich  des  der  Regierung  zustehenden  Aus- 
weisungsrechtes verbleiben.  —  [Der  Eongress  von  Costa-Rica  hat  am 
20  Juli  1896  ein  Gesetz  angenommen,  das  die  Einwanderung  von  Chi- 
nesen untersagt,  jedoch  denen,  die  sich  bereits  auf  Costa-Rica  nieder- 
gelassen haben,  eine  Verlängerung  ihres  Aufenthaltes  gestattet;  Artikel  3 
des  Gesetzes  räumt  der  volMehenden  Gewalt  die  Befugnis  ein,  auch  gegen 
andere  fremde  Nationen  ähnliche  Massregeln  anzuordnen.^)] 

1)  [S.  über  die  Einwanderung  von  Chinesen  in  die  Ver.  Staaten  R.  D.  I.  P.,  t.  I, 
pp.  565  et  8.;  Gailleox,  op.  cit]  —  Batzel,  Die  chinesiat^  Auaioanderung^  1876. 

2)  S.  Lawrence- wheaton,  CJommentaires,  t.  IV,  pp.  243  ets.  —  De  Varigny, 
L'iDvasion  chinoise  et  le  socialisme  aux  Etats-UniB.  —  .Dorch  die  Einwanderung^  ist 
China  mit  den  Vereinigten  Staaten,  mit  Australien  und  den  spanischen  Republiken 
in  Berührung  getreten.  Es  hat  in  Nordaustralien  und  in  Neuseeland  Fnss  ge&sst 
und  zwar  anf  Grund  von  Vertragen,  wozu  man  es  gezwungen  hat.  —  Das  austraüsche 
Parlament  sucht  Tergebens  nach  Mitteln,  um  dieser  geföhrlichen  Überschwemmung 
Einhalt  zu  tun.  —  Mit  welchem  Rechte  könnte  es  die  Chinesen  vertreiben?  Sie 
wandern  kraft  der  Vertrage  aus,  die  sie  weder  gewollt  noch  Gewünscht  haben,  die 
man  ihnen  vielmehr  mit  Gewalt  aufgedrängt  hat.  Und  wie  wollte  man  die  Chinesen 
ersetzen?  Keine  Rasse  würde  so  bilUg  arbeiten  wollen  und  können,  keine  würde  sich 
mit  so  wenigem  zum  Leben  begnügen  woUen.*'  (De  Varigny,  L'Ocean  pacifique, 
pp.  112  u.  118.) 

8)  [R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  186.] 
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416.  —  Um  die  amerikanischen  Arbeiter  gegen  den  Wettbewerb,  der 
ihnen  durch  einwandernde  tüchtige  nnd  erfahrene  europäische  Arbeiter 
entstehen  könnte,  zu  schützen,  erliess  die  Regierung  zu  Washington  ver- 
schiedene Gesetze  (am  26.  Februar  1885,  23.  Februar  1887  und  am 
3.  Mäi*z  1893.)  1).  Sie  erklären  die  Vorbereitung  der  Beförderung  und 
die  Aufinunterung  zur  Einwanderung  solcher  Fremden,  die  vorher  durch 
Verträge  verpflichtet  worden  sind,  für  rechtswidrig.  Der  Unternehmer 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  1000  Dollar  für  jeden  Auswanderer  und 
der  Kapitän  des  Schiffes  mit  500  Dollar  bestraft.  —  Mittellose,  die  ihren 
Unterhalt  in  den  Verein.  Staaten  zu  verdienen  hoffen,  werden  zurück- 
gewiesen. —  Trotz  dieser  harten  Massregeln  sind  vom  30.  Juni  1889  bis 
zum  30.  Juni  1890  451219  Personen  in  die  Vereinigten  Staaten  ein- 
gewandert. 3) 


Drittes  Kapitel. 


Änderung  der  Staatsangehörigkeit 

(Berney.  La  nationalit«  h  llnstltat  de  Droit  international,  1897.  —  Blnntachli.  De  la  qnalitö  de 
eitoyen  d'nn  Etat  an  point  de  Tue  des  relationa  internationales,  B.  D.  I.,  t.  II,  p.  107.  —  Caboaat  Des  an« 
nexions  de  territolres  et  de  lenrs  consöquences,  188L  —  Cahn.  Das  Reichsgesetz  ttber  Erwerbung  der  Staats- 
angehOiigkeit,  2.  Ansg.,  1896.  —  GatellanL  Leer^es  de  Yenise sor la  nationaUt«,  R.  D.  I.,  t.  XXIX,  p.  348.  — 
Cogordan.  La  natlonalit«  an  point  de  yne  des  rapports  intemationanz,  2e  MitJ  1890.  —  De  Polleville. 
Traii6  de  la  natarallsation,  1880.  —  Del6caille.  De  la  natnrallsation,  1898.  —  Frendenthal.  Die  Volks* 
abstimmnng  bei  Gebietsabtretungen  nnd  Eroberungen,  1891.  —  Qeonffre  de  Lapradelle.  De  la  nationalit6 
d'origine,  1898.  -—  Olard.  De  Tacqnlsition  et  de  la  perte  de  la  naUonalit6  fran^ise  an  point  de  vne  du  droit 
ciTü  fran^ais  et  du  droit  international.  —  Hepp.  Du  droit  d^option  des  Alsaciens-Lorrains,  1872.  —  Ingouf. 
De  la  naturallsation.  —  Jonot  De  la  perte  de  la  naüonalitö,  1898.  —  Kleen.  De  Tapplicabilit^  du  jus  solien 
matltoe  de  naüonallt«,  B.  D.  L  P^  t.  m,  p.  429.  —  Kloeppel.  La  naÜonalit6  et  la  naturallsation  dans  l*Empire 
aUemand,  J.  I.  F.,  t  XYIII,  pp.  81  et  426.  —  Lehr.  Du  droit  de  se  prövaloir  d^me  double  nationalitö  et  des 
limites  de  ee  droit,  B.  D.  I.,  t  XII,  p.  312.  —  Lieber.  De  la  yaleur  des  pMbiscltes  en  Droit  international.  - 
Lodljenski.  Des  pMbiscites  en  Droit  international,  1888.  —  T.Martitz.  Das  Becht  der  Staatsangehörigkeit 
im  internationalen  Verkehr,  1875.  —  Munde.  The  Bancroft  naturallsation  Treaties  with  Uie  Oeiman  States, 
1868.  —  Padelletti.  KAIsace  et  la  Lorraine  et  le  Droit  des  gens,  B.  D.  I.,  t.  ni,  p.  464.  -  Bobinet  de 
C16ry.  Nationalitö  des  habitanta  de  TAlsace-Lorraine,  1878.  —  Bostworowski.  Les  conflits  des  lois  en 
mauere  de  nationalit6  et  leurs  soluUons,  Annales  de  l*Ecole  libre  des  sciences  politiques,  1898,  p.  196.  ^ 
BonarddeCard.  Les  annexlons  et  les  pMbiscites  dans  rUstoire  eontemporaine,  dans  ses  Etudes  de  droit 
international,  1890.  —  La  nationaUt«  tran^alse,  1898.  —  Ben^Selosse.  Traitö  de  rannezion,  1880.  —  Stoerk. 
Option  und  Plebiscit  bei  Eroberungen  und  Oebietszessionen,  1879.  —  Les  changements  de  nationalitö  et  le 
Droit  des  gens,  B.  D.  L  P.,  t.  II,  p.  273.  —  Stoicesco.  Etüde  sur  la  naturallsation,  1876.  —  Yandamme. 
Le  serrice  militaire  dans  ses  rapports  ayec  la  nationalit«,  1898.  —  Westlake.  De  la  naturallsation  et  de 
Texpatrlation,  ou  du  ehangement  de  nationalitö,  B.  D.  I.,  1. 1,  p.  102.  —  Yeaman.  Allegiance  and  citizenship.] 

von  und  mu  BodmanHf  Die  BeehimterhäUniMe  der  Mg.  nyeU  mixtee,  Archiv  f.  öffenU.  Beeht,  Bd,  XU 
S.  800,  317.  —  Beues,  Über  Koüiäumen  der  Oeaetse  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  StaaUangeMrigkeitf  Diseer- 
ioMon  1998.  —  Behm,  Der  Erwerh  der  Staata-  und  GemeindeangeMrigkeii  nach  tömieekem  und  deuieehem  StaaU- 
reeht  (8e3p.-Abdruek  out  den  Annakn  des  Deutsehen  Beiehs)  1^.  —  Falke,  Über  gleichseitige  Staatsanqeh&rigksii 
■  mehrem  deutschen  Bundesstaaten,  1890.  —  Bluntschli, 


n»  wmwuwvm  uomhcikv»  jojmwvmftafutn,  Aoav.  —  a •wf»»«i;f»»»,  Deutschs  Noiiuralisation  einer  separierten  Fransösin, 
1976.  —  V.  Holtsendo^ff,  Der  MeehisfaU  der  Fürstin  Sibesoo,  1976.  —  Harburger,  Bedenken  gegen  das 
deutsche  NaturaliscMonsverfahren  (im  Jahtinteh  für  Oesetsgebung  usw.  herausgegeben  von  v.  HoUsmdorff  JV, 
8.  479if.).  —  Martin,  UfaturaUsaUon  et  renondaHon  ä  la  naiionaUti,  B.  D.  I.,  jptp.  917  et  s.  —  Keidel,  Oeburt 
und  AufenthaU  als  AnknäpfungspunkU  für  den  ErweHt  der  StaastangehOrigkeit,  Archiv  f.  ÖffenU.  Becht,  Bd.  16,  8. 88  jf.>) 

417.  —  Das  Becht,  auf  die  angestammte  Staatsangehörigkeit  zu  ver- 
zichten und  eine  andere  zu  erwerben,  ist  ein  jedem  Menschen  angeborenes, 
persönliches  und  anhaftendes  Recht.  —  ^Jede  Person,  die  die  zur  Aus- 
übung von  bürgerlichen  Rechten  erforderliche  Fähigkeit  besitzt,  kann  frei 


1)  [ArchiYes  diplomatiques,  Juli  1893,  p.  57.] 

2)  La  vie  politiqne  ä  r^tranger,  ann^es  1889,  p.  379;  1890,  p.  487. 

3)  fS.  auch  die  Qesamtdarstellnngen  des  intematioiialen  Privatrechts,  insbesondere 
Arthuys  et  Survill  e,  Conrs  ^lem.  de  Dr.  intern,  priv^,  3«  ^dit,  1900;  Asser  et  Rivier, 
Elements  de  Dr.  intern,  priy^,  1884;  Audinet,  Dr.  intern,  priv^,  1894;  von  Bar, 
Theorie  und  Praxis  des  mtem.  Privatrechts,  1889;  Alberic  Kolin,  Principes  de  Dr. 
intern,  priv^  1897;  Weiss,  Trait6  th.  et  prat  de  Dr.  intern,  privä,  t  I,  1892.] 
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den  Staat  wählen,  dem  sie  angehören  will»  anf  ihre  demalige  Staats- 
angehörigkeit verzichte  und  eine  nene  erwerben,  yoraosgetetzt,  daaa 
Verzicht  und  Erwerb  im  guten  Glauben  geschieht,  wirklich  ist  und  daii» 
Formen  und  Bedingungen  entspricht,  die  das  Recht  des  Staates  vorschreibt, 
dmn  die  Person  angehören  solL  —  Es  steht  jedem  Staate  zu,  die  Arten, 
des  Erwerbs,  der  Erhaltung  und  der  Wiedererl^^igung  der  Staatsangehörig- 
keit festzusetzen  und  zu  bestimmen,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dara 
die  persönliche  Freiheit  geachtet  und  die  einem  jeden  gebührende  BeSagniA, 
sich  die  politische  Gemeinschaft,  der  man  angehören  will,  frei  zu  wfthloif 
nicht  geschmälert  werde."  ^) 

418.  —  Jeder  besitzt  eine  Staatsangehörigkeit.  —  Niemand  kann 
zwei  Staaten  zugleich  angehören.  Der  Besitz  einer  mehrfachen  Staats- 
angehörigkeit ist  mit  dem  Bechte  und  den  guten  Beziehungen,  die  zwischen 
den  Völkern  bestehen  mössen,  unvereinbar.  Grundsätzlich  ist  jeder  nur 
Bürger  eines  einzigen  Staates  und  nur  in  einem  geniesst  er  politisdie 
Bechte.  —  Vom  absoluten  Standpunkte  aus  ist  dies  durchaus  richtig.  — 
Belativ  betrachtet,  kann  jedoch  jemand  rechtmässig  eine  zweifache  Staats- 
angehörigkeit haben.  So  z.  B.  hatte,  vor  der  Victoria  act  vom  12.  Mai 
1870|  die  Engländerin,  die  einen  Franzosen  heiratete,  zwei  Staatsange- 
hörigkeiten: sie  war  Engländerin  gegenüber  dem  englischen  und  Französin 
gegenüber  dem  französischen  Bechte. 

Bluntschli  (op.  cit,  Art.  374)  behauptet,  dass  jemand  ausnahms- 
weise gleichzeitig  dem  Staatsverbande  zweier,  ja  sogar  einer  noch  grossem 
Zahl  von  Staaten  angehören  und  daher  ein  Stammvaterland  und  mehrere 
Adoptivvaterländer  besitzen  könne.  Er  weist  darauf  hin,  dass  das  deutsche 
Beichsgesetz  vom  1.  Juni  1870  und  das  schweizerische  Bundesgesetz  vom 
3.  Juli  1876  den  Deutschen  oder  Schweizern  eine  mehrfache  Staats- 
genossenschaft gestatte.  —  Diese  Auslegung  wird  von  F.  v.  Härtens 
(op.  cit.,  Band  n,  §  48)  bestätigt. 

419.  —  Das  neuere  Völkerrecht  lässt  nicht  zu,  dass  jemand  kein 
Vaterland  und  mithin  keine  Staatsangehörigkeit  habe.  Wer  den  Nachweis 
einer  fremden  Staatsangehörigkeit  nicht  erbringen  kann,  erwirbt  die 
Eigenschaft  eines  Angehörigen  des  Staates,  auf  dessen  Gebiete  er  sich  auf- 
hält. Vgl.  hierzu  Art  29  des  EififährungsgeseUes  zum  Deutschen  Bürger- 
lichen Qesetzbuche. 

Die  zivilisierten  Staaten  haben  das  grösste  Interesse  daran,  dass  es 
keine  Heimatlosen  gibt,  denn  diese  sind  eine  Gefahr  fttr  die  Gesellschaft. 
—  Die  Heimatlosigkeit  war  Jahrhunderte  lang  ein  Schade  für  die  Schweiz. 
Durch  das  Bundesgesetz  vom  3.  Dezember  1850  ist  sie  beseitigt  worden. 
Jeder  Heimatlose  ist  einem  Eanton  zugeteilt  worden  und  jeder  Kanton 
hat  ihn  einer  Gemeinde  überwiesen.  —  Die  Konvention  der  deutschen 
Staaten  vom  15.  Juni  1851  bestimmt,  dass  jeder  Staat  Personen,  welche 
keinem  der  Staaten  erweislich  angehören,  dann  als  Angehörige  bei  sich 
aufnehmen  müsse,  wenn  dieselben  ftnf  Jahre  als  Volljährige  sich  in  seinem 


1)  Fiore,  Droit  intern,  codifi^.  art.  377, 378  und  382.  —  [In  dem  Recueil  gfeiral 
des  traites  von  6.  F.  y.  Martens,  fortgesetzt  yon  Stoerk,  sind  im  19.  Band,  Serie  3, 
Berichte  und  Schriftstücke  der  diplomatischen  Vertreter  Grossbiitanniens  über  die  in 
den  verschiedenen  Staaten  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen,  betr.  die  Staats- 
angehörigkeit, Teröffentlicht  worden.  —  Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  sich  wieder- 
holt mit  den  Streitigkeiten  beschäftigt,  die  durch  das  Zusammenstossen  der  Gesetze 
über  die  Staatsangehörigkeit  entstehen,  so  in  Oxford  (1880),  in  Cambridge  (1895)  und 
in  Venedig  (1896).  S.  hierüber  Dupuis,  Llnstitut  de  Droit  international,  Session  de 
Venise  (septembre  1896).    R.  D.  I.  P.,  t.  III,  p.  668;  Annuaire  de  Flnstitut,  t  XV.] 
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öebiete  aufgehalten  oder  daselbst  ihre  Bhe  geschlossen  haben  (Blnntschlif 
op.  dt.,  Art  369). 

480.  —  A.  —  Die  angestammte  Staatsangehörigkeit.  —  Die 
StaiU»angeh(irigkeit  ist  entweder  angestammt  (originaire)  oder  erworben 
(acqoise).  Die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten  ttber  die  Bestimmung  der 
ABgestammten  Staatsangehörigkeit  lassen  sich  in  drei  Systeme  gruppieren. 

1.  System.  —  Die  Staatsangehörigkeit  wird  durch  Abstammung  be- 
groBdet.  Ein  Kind  erwirbt  die  Staatsangehörigkeit  seiner  Elt^n,  an 
weldiem  Orte  es  aach  geboren  sein  nwg.  —  Der  Geburtsort  bestimmt  nur 
dami  die  Staatsangehörigkeit,  wenn  die  Eltern  des  Kindes  unb^annt  sind. 
—  Diesem  Systeme  folgen:  Das  deutsche  Beichsgesets  vom  1.  Juni  1870^); 
das  schweizerische  Gesetz  vom  3.  Juli  1876;  das  ungarische  Gesetz  yom 
24.  Dezember  1879;  das  österreichische  Bürgerliche  Gesetzbuch  §  28;  die 
aehwedische  Verordnung  vom  27.  Febr.  1858;  das  Gesetz  von  Costa-Rica 
ym  20.  Juli  1861  usw. 

2.  System.  —  Die  Staatsangehörigkeit  wird  durch  desk  (Geburtsort 
bestimmt.  Dieser  Grundsatz  ist  angenraimen  worden:  yon  dem  englischen 
Gesetz  vom  12.  Mai  1870,  Art.  4  und  von  den  Gesetzgebungen  der  Vor- 
einigten  Staatra,  Portugals,  Chiles  (Verfassung,  Art.  6),  Brasiliens,  Uruguays 
(Yerfassung,  Art.  6),  Boliviens  (Gesetz  yom  6.  Okt.  1868),  Ecuadors  (Ver- 
fassung, Art.  4),  Kolumbiens  (Verfassung,  Art.  31),  Venezuelas  (Verfassung, 
Alt  6),  Perus  (Ver&ssung,  Art.  34)  und  Argentiniens  (Ghesetz  vom  1.  Okt. 

1869,  Art  1)  usw. 

3.  Gemischtes  System.  —  Man  berticksichtigt  sowohl  die  Abstammung 
wie  auch  den  Geburtsort.  Diesem  Systeme  schliessen  sich  an:  Frankreich, 
Gesetze  vom  26.-28.  Juni  1889  und  22.  Juli  1893;  diese  haben  mehrere 
Artikel  des  Code  civil  ersetzt  und  die  yorhergehenden  Gesetze  miteinander 
verschmolzen  und  aui^ehoben;  femer  Belgien,  (besetz  vom  1.  Apiil  1879, 
Italien,  dessen  Gesetzbuch  besondere  B^eln  au&tellt,  Holland,  Gesetz 
Tom  29.  Juli  1850,  Griechenland,  Eussland,  Ukas  vom  6.  März  1864,  die 
Tttikei,  Gesetz  vom  19.  Januar  1869  usw. 

Diese  Verschiedenheit  in  den  Gesetzgebungen  veranlassen  ziemlich 
häufig  Streitigkeiten,  die  dem  Gebiete  des  internationalen  Privatrechts 
sngehSren. 

431.  —  B.  —  Die  erworbene  Staatsangehörigkeit  —  Die  an- 
gestammte Staatsangehtfrigkeit  erlischt  und  an  deren  Stelle  tritt  eine  neue. 
Dies  geschieht  durch: 

1.  Heirat.  Die  meisten  Bechte  verleihen  der  zur  Ehe  schreitenden 
Frau  die  Staatsangehörigkeit  des  Ehemannes  (Code  civil,  Art.  12  und  19; 
itaUemsches  Gesetzbuch,  Art.  9  u.  14;  deutsches  Beichsgesetz  vom  1.  Juni 

1870,  Art  5;  russischer  Ukas  vom  6.  März  1864,  Art.  15  u.  17;  englisches 
Gesetz  vom  12.  Mai  1870,  Art.  10;  Bürgerliches  Gesetzbuch  von  Peru, 
Art  5  u.  a.). 

Nach  einigen  Gesetzen  ist  die  Begel  umgekehrt:  der  Ehemann  nimmt 
^e  Staatsangehörigkeit  der  Frau  an.  Einige  südamerikanische  Staaten 
beabsichtigen  hierdurch  die  Einwanderung  und  die  Ansiedelung  von 
Earopäem  zu  fördern.  —  Das  französische  Gesetz  vom  26.-28.  Juni  1889 


1)  [Das  Deutsche  Borgeiliche  Gesetzbuch  von  1S96,  das  am  1.  Januar  1900  in 
Iiaft  getreten  ist,  lasst  im  allgemeinen  das  Reichsgesetz  Tom  1.  Juni  1870  bestehen; 
es  bringt  nach  Art  41  des  Binfahrangsgesetzes  nur  Abänderungen  hinsichtlich  der 
H  11,  14,  19  und  91  Absatz  2.  Französiscbe  Übersetzung  des  Deutschen  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  von  Mealenaere,  p.  660  (1897)  und  Qrasserie,  p.  527  (1897).] 
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(Art.  8  No.  4  u.  5)  erleichtert  die  Naturalisation  eines  Fremden,  der  eine 
Französin  heiratet. 

422.  —  2.  Naturalisation.  Die  Naturalisation  ist  ein  Hoheitsakt, 
kraft  dessen  ein  Staat  einen  Staatsfremden  in  die  Zahl  seiner  Staats- 
angehörigen, seiner  Untertanen,  aufiiimmt.  Sie  setzt  das  Znsammenwirken 
des  Willens  des  Staates  und  des  Ausländers  voraus:  für  diesen  ist  das 
Becht,  eine  neue  Staatsangehörigkeit  durch  Willensakt  zu  erwerben,  eine 
Folge  seiner  persönlichen  Freiheit. 

Jeder  Staat  bestimmt  durch  seine  eigenen  Gesetze  die  Bedingungen, 
die  Formen,  den  Umfang  und  die  Wii*kungen  der  Naturalisation.^) 

Der  Erwerb  einer  neuen  Staatsangehörigkeit  hat  den  Verzicht  und 
den  Verlust  der  bisherigen  Staatsangehörigkeit  zur  notwendigen  Voraus- 
setzung. Aber  nicht  alle  Gesetzgebungen  haben  jederzeit  das  den  Menschen 
angeborene  Becht  anerkannt  (noch  erkennen  sie  es  heutzutage  sSmtUch 
an),  dass  der  Staatsangehörige,  der  Untertan  eines  Staates,  sich  von .  dem 
Staate,  dessen  Mitglied  er  ist,  kraft  seines  blossen  Willens  durch  Ände- 
rung der  Staatsangehörigkeit  befreien  und  lossagen  könne. 

488.  —  Die  Untertanentreue  (aUögeance)  ist  die  Pflicht  zur  Treue 
und  zum  Gehorsam,  die  jedem  gegenüber  der  Nation,  deren  Mitglied  und 
gegenüber  dem  Fürsten,  dessen  Untertan  er  ist,  obliegt. 

In  England  hat  die  Lehre  von  der  ewigen  und  unlösbaren  Untertanen- 
schaft bis  zur  Akte  vom  12.  Mai  1870,  Art.  6,  bestanden.  Es  war  ein 
Grundsatz,  dass  der  eingeborene  englische  Untertan  sich  weder  durch  sein 
eigenes  Tun  noch  dadurch,  dass  er  einem  andern  Fürsten  den  Huldigungs- 
eid leistete,  von  seinem  natürlichen  Untertanenverh&ltnisse,  das  ihn  mit 
seinem  angestammten  Fürsten  verband,  lossagen  konnte;  dies  war  nur  mit 
Zustimmung  des  Fürsten,  dessen  Untertan  er  war,  möglich.  —  Die  ewige 
Untertanentreue  ist  die  Begel  in  Bussland.  Die  russische  Staatsangehörig- 
keit geht  weder  durch  Naturalisation  noch  durch  einen  über  die  füiü^ährige 
Erlaubnis  oder  einen  über  die  im  Passe  gewährte  Frist  hinaus  verlängerten 
Aufenthalt  im  Auslande  verloren.  Auf  derartigen  eigenmächtigen  Handlungen 
russischer  Untertanen  stehen  schwere  Striaen,  wie  Einziehung  des  Ver- 
mögens, ewige  Verbannung  und,  im  Falle  der  Bückkehr  nach  Bussland, 
Verbringung  nach  Sibirien  (Strafgesetzbuch  Art.  325).  —  Gemäss  Art.  92 
des  Canun-Eddula  kann  ein  Tunesier  seine  angestammte  Staatsangehörig- 
keit nie  verlieren.  —  Die  Untertanentreue  wird  trotz  der  Tatsache  der 
Naturalisation  im  Auslande  von  der  Gesetzgebung  der  Argentinischen 
Bepublik  (Gesetz  v.  1.  Okt.  1869)  und  von  der  Venezuelas  (Art  7,  Ver- 
fassung vom  28.  März  1864)  gewahrt.  —  In  der  Schweiz  bestimmte  früher 
das  Gesetz  des  Kanton  Genf  (vor  dem  Bundesgesetze  vom  6.  Juli  1876), 
dass  das  Bürgerrecht  durchaus  unveräusserlich  und  unverjährbar  sei  und 
dass  ein  Verzicht  keine  Geltung  habe. 

Deutschland  hält  noch  an  dem  dauernden  Charakter  der  Staatsange- 
hörigkeit trotz  vollzogener  Naturalisation  im  Auslande  für  den  Fall  fest, 
dass  der  Auswanderer  nicht  die  Erlaubnis  erhalten  hatte,  seine  Staats- 
angehörigkeit zu  ändern  und  aus  dem  Untertanenverbande  auszuscheiden. 

Nach  dem  Beichsgesetze  vom  1.  Juni  1870  muss  die  unerlaubte  Ab- 
wesenheit mindestens  10  Jahre  lang  gedauert  haben,   bis  die  Vermutung 

1)  [England  verlangte  zu  Gunsten  seiner  in  Transvaal  ansissigen  Untertanen 
aussergewöhnlicbe  Erleichterungen  für  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  und  der 
politischen  Rechte;  diese  Forderangen  Orossbritanniens  waren  eine  der  Ursachen  des 
im  Okt  1S99  zwischen  den  beiden  Ländern  entstandenen  Krieges.  R.  D.  1.  P.,  t  VlI^ 
pp.  21  et  s.] 
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eintritt,  dass  der  Auswanderer  seine  Staatsangehörigkeit  habe  ändern 
wollen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wurde  die  Lehre  Ton  der 
ewigen  Treupflicht  des  Untertanenverbandes  durch  die  general-attomeys 
Cnsbing  und  Black  sowie  durch  die  Bill  von  1868  0  zurückgewiesen,  wie- 
wohl die  Rechtsprechung  der  amerikanischen  Grerichte  zu  der  Ansicht 
neigt,  dass  die  Staatsangehörigkeit  nur  mit  Einwilligung  des  Staates  auf- 
gegeben werden  könne.  Die  amerikanischen  Behörden  halten  es  fiir  ihr 
Recht  wie  für  ihre  Pflicht,  naturi^isierte  Amerikaner  auch  im  Auslande  zu 
schützen,  selbst  in  dem  Falle,  dass  sie  die  Ermächtigung  ihrer  Heimats- 
regiemng  nichterlangt  hätten  und  sichandieBehörden  dieses  Landes  wendeten. 

434.  —  Die  Abweichungen  in  den  Ansichten  und  die  unterschiede  in 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  mussten  häufig  zu  StreitiäUen  ftihren,  be- 
sonders wenn  Naturalisierte  nicht  vor  ihrer  Naturalisation  den  Vorschriften 
der  Militärgesetze  ihres  Heimatstaates  genügt  hatten.  —  So  entstanden 
heftige  Zwistigkeiten  zwischen  England  und  Deutschland  einerseits  und 
anderseits  den  Verein.  Staaten,  die  sich  der  zahlreich  eingewanderten  Be- 
wohner annehmen  wollten.^ 

Zwischen  den  Verein.  Staaten  und  England  wurden  diese  Streitigkeiten 
durch  das  am  9.  Oktober  1868  unterzeichnete  Protokoll  und  durch  das 
englische  Gesetz  vom  Mai  1870  beseitigt;  zwischen  den  Verein.  Staaten  und 
Dentsdiland  durch  den  sog.  Bauer  oft- Vertrag  vom  22.  Febr.  1868. 
Hiemach  gelten  Angehörige  des  einen  Vertragstaates,  die  naturalisierte 
Angehörige  des  andern  geworden  sind  und  fünf  Jahre  lang  in  dessen 
Gebiet  zugebracht  haben,  als  Angehörige  des  Aufenthaltsstaates. 

Ähnliche  Verträge  haben  die  Verein.  Staaten  mit  Belgien  (am  16.  Nov. 
1868)  mit  Mexiko,  (am  10.  Juli  1868)  und  mit  England  (am  13.  Mai  1870 
und  am  23.  Febr.  1871)  geschlossen.  Solche  Verträge  gewähien,  wenn  sie 
möglichst  klar  abgefasst  worden  sind,  unleugbare  Vorteile. 

425.  —  Die  Streitigkeiten,  die  durch  die  Lehre  von  der  ewigen  Unter* 
tanentreue  und  durch  die  Notwendigkeit,  die  Erlaubnis  der  Entlassung 
nachzusuchen,  veranlasst  werden,  würden  verschwinden,  wenn  man  ohne 
Einschränkung  den  Grundsatz  annehmen  würde,  dass  die  angestammte 
Staatsangehörigkeit  unbedingt  durch  die  im  Auslande  erworbene  Naturali- 
sation verloren  geht.  Dies  ist  Rechtens  in  Belgien,  Brasilien,  Spanien, 
Frankreich,  Griechenland,  Holland,  Italien,  Portugal,  der  Türkei  usw.  — 
Dass  in  dieser  Frage  jedoch  die  Verpflichtung  zum  Militärdienst  eine 
wichtige  Rolle  spielt,  darf  nicht  vergessen  werden. 

426.  —  Die  innerstaatlichen  Gesetze  bestimmen  auch,  welche  Wirkung 
die  Änderung  der  Staatsangehörigkeit  des  Familienoberhauptes  auf  dessen 
Ehefrau  und  dessen  minderjährige  Kinder  ausübt.  Auch  hier  sind  die 
Vorschriften  ebenso  verschieden  wie  die  Ansichten  über  diese  Frage.  Auch 
hier  sind  Streitigkeiten  zwischen  dem  belgischen,  englischen,  deutschen, 
französischen,  italienischen  und  schweizerischen  Rechte  leicht  möglich, 
namentlich  wegen  des  Militärdienstes.  Um  diesen  Zwistigkeiten  vorzu- 
beugen, sind  Verträge  geschlossen  worden,  und  zwar  z¥ri8chen  Italien  und 
der  Schweiz  am  22.  Juli  1868,  zwischen  Frankreich  und  Belgien  am 
5.  Juli  1879  und  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  am  23.  Juni  1880  usw. 


1)  Lawrence-Wheaton  berichtet  hierüber  t  Ul,  p.  237. 

2)  Man  findet  diese  Streitigkeiten  ausfohrlich  gescliildert  bei  Lawrence- 
Wheaton,  Commentaires,  1  lU,  eh.  II,  §  VI,  pp.  227  bis  264  und  bei  Galvo,  op.  cit., 
§  624. 

BoBfiU   Lehrbuch  des  VttfterrMhtt.  15 


226  Erster  Teil.    Die  Personen. 

427.  —  C.  —  Die  Staatsangehörigkeit  als  Folge  der  Ein- 
verleibung fremden  Staatsgebiets.^)  Die  natürliche  und  logische 
Folge  der  Einverleibung  fremden  Staatsgebiets,  mag  es  sich  um  eine  fried- 
Uche  oder  um  eine  durch  Krieg  erzwungene  Abtretung  handeln,  ist  die 
Änderung  der  Staatsangehörigkeit  der  Bewohner  des  abgetretenen  Gebietes. 
Es  vollzieht  sich  in  diesem  Falle  eine  gemeinschaftliche  Natui-alisation 
(naturalisation  collective). 

Diese  Änderung  trifft  selbstverständlich  nur  die  Angehörigen  des 
Staates,  dessen  Gebiet  zum  Teil  abgetreten  worden  ist.  Bezieht  sie  sich 
nur  auf  die  aus  dem  einverleibten  Gebiete  abstammenden  Personen 
(originaires),  sei  es,  dass  diese  dort  wohnen  oder  nicht?  oder  ergreift  sie 
auch  alle  dort  wohnhaften  Personen  (domicUiös),  sei  es,  dass  sie  von 
dort  herstammen  oder  nicht? 

Fast  immer  wird  der  Vertrag,  der  die  Einverleibung  bestätigt  und 
regelt,  festsetzen,  welche  Personen  ihre  Staatsangehörigkeit  ändern  und 
unter  welchen  Bedingungen  und  innerhalb  welcher  Frist  sich  dieser 
Wechsel  vollzieht. 

Meistens  wird  den  Personen,  deren  Staatsangehörigkeit  durch  die 
Einverleibung  geändert  werden  soll,  ein  Wahlrecht,  das  Recht  zu  optieren, 
zugestanden.^) 


1)  Cabouat,  Des  annexions  de  territoire,  eh.  11,  sect.  I«  pp.  192  et  s.  —  Selosse, 
Traite  de  rannexion.  —  [S.  noch  P^ritch,  Le  trait6  de  Berlin  et  la  auestion  de  la 
nationalite  par  rapport  a  la  Principaute  de  Serbie,  R.  D.  I.  F.,  t.  VlI,  p.  185.  — 
Peritch,  Un  cas  de  naturalisation  collective  en  dehors  de  toute  cession  de  territoire, 
R.  D.  L,  t.  II  (2«    s^rie)  p.  184.] 

2)  [Der  Vertrag,  wodurch  Savoyen  und  Nizza  an  Frankreich  abgetreten  wnrde 
(24.  März  1860),  bestimmte  im  Art.  6,  dass  sowohl  die  von  dort  herstammenden  als 
aach  die  dort  wohnenden  Personen,  vorbehiütlich  des  Optionsrechts,  ihre  Staats- 
angehörigkeit ändern  sollten.  —  Der .  Frankfurter  Vertrag  vom  10.  Mai  1871  (Art.  2) 
scheint  seinem  Wortlaute  nach  die  Änderung  der  Staatsangehörigkeit,  vorbehaltlich 
des  Optionsrechtes,  nur  für  die  ans  den  abgetretenen  Gebieten  herstammenden, 
gegenwärtig  in  diesen  Gebieten  wohnhaften  Franzosen  ausbedungen  zu  haben; 
diese  Bestimmung  wurde  durch  das  Zusatzabkommen  von  Frankfurt  vom  11.  Dez. 
1871  ergänzt;  dieses  hat  die  französische  Staatsangehörigkeit,  vorbehaltlich  des  Options- 
rechts, auch  den  aus  den  Gebieten  herstammenden  Franzosen,  die  gegenwärtig 
nicht  wohnhaft  sind,  entzogen;  endlich  ist.durch  einen  Erlass  des  Oberpräsidenten 
von  £lsass-Lothringen  vom  7.  März  1872  die  Änderung  der  Staatsangehörigkeit  auch 
auf  die  nicht  aus  den  Gebieten  herstammenden  Personen,  die  aber  am  2.  März 
1871  dort  wohnhaft  waren,  aasgedehnt  worden,  sofern  sie  nicht  binnen  einer  be- 
stimmten Frist  auswanderten.  —  Der  Vertrag  vom  10.  August  1877,  wodurch  die  Insel 
St.  Barth^lemy  an  Frankreich  abgetreten  wurde,  hat  nur  die  dort  wohnhaften,  nicht 
die  von  dort  herstammenden  Personen  getroffen  und  zwar  unter  Vorbehalt  einer  ent- 
];egengesetzten  Erklärung  und  der  Auswanderung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist, 
alls  Frankreich  solches  verlangen  sollte.  —  Der  Friedensvertrag  vom  4.  Dezember 

1897,  der  den  Krieg  zwischen  der  Türkei  und  Griechenland  beendigte,  verfügt  zu- 
nächst die  Abtretung  eines  Teiles  von  Thessalien  an  das  Ottomanische  Reich  und 
bestimmt  sodann  im  Art.  7  den  Einfluss  dieser  Abtretung  auf  die  Änderung  der 
Staatsangehörigkeit  mit  folgenden  Worten:  „Den  in  Thessalien  wohnhaften  oder  von 
dort  herstammenden  Muselmännern,  die  kraft  Art.  13  des  Abkommens  vom  24.  Mal 
1881  die  griechische  Staatsangehörigkeit  erworben  oder  nicht  erworben  hatten,  steht 
es  frei,  auszuwandern  oder  ihren  Wohnsitz  in  der  Türkei  zu  nehmen.  Diejenigen,  die 
die  griechische  Staatsangehörigkeit  erworben  haben,  haben  auf  Grund  einer  Erklärung, 
die  sie  vor  der  zuständigen  Behörde  binnen  einer  Frist  von  3  Jahren  seit  dem  Aus- 
tausche der  Ratifikationen  dieses  Aktes  abzugeben  haben,  die  Befugnis,  für  die  otto- 
manische Staatsangehörigkeit  zu  optieren.  Alle  diese  Ausgewanderten  sollen  nach 
Massgabe  des  gedachten  Abkommens  im  vollen  und  ungestörten  Genüsse  ihres  in 
Griechenland  belegenen  Grundvermögens  bleiben  und  es  verwalten.  Dieselben  Vor- 
teile sollen  unter  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  denen  gewährt  werden,  die  auf 
den  Gebieten,  die  infolge  der  neuen  Grenzberichtignng  an  die  Türkei  wieder  abgetreten 
werden,  wohnen  oder  dort  geboren  sind,  sowie  denen,  die  sich  zur  Zeit  dort  ange- 


f. 
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428.  —  „Der  abtretende  Staat  ei'füllt  eine  Pflicht  gegenüber  seinen 
frühem  Untertanen  und  der  erwerbende  Staat  erfüllt  eine  solche  gegen- 
über seinen  neuen  Untertanen,  wenn  sie  in  dem  Vertrage  für  die  Bewohner 
des  abgetretenen  Gebietes  das  Recht  aasbedingen,  zwischen  der  bisherigen 
Staatsangehörigkeit  und  derjenigen,  die  der  Vertrag  ihnen  zuweist,  zu 
wählen.  .  .  .  Die  Voraussetzungen,  unter  denen  dieses  Recht  ausgeübt 
werden  kann,  sind  mehr  oder  weniger  weitherzig,  je  nachdem  der  erwerbende 
Staat  davon  überzeugt  ist,  dass  sich  die  Verschmelzung  der  Bewohner  des 
abgetretenen  Gebietes  mit  denen  ihres  neuen  Vaterlandes  leichter  oder 
schwieriger  vollziehen  werde.  .  .  .  Der  Abtretungs- Vertrag  bestimmt  die 
Voraussetzungen,  unter  denen  die  Option  zu  geschehen  hat;  er  setzt  die 
Frist  fest,  innerhalb  deren  die  Option  auszuüben  ist  und  nach  deren  Ab- 
lauf sie  nicht  mehr  abgegeben  werden  kann;  er  regelt  die  Rechtsstellung 
der  aus  dem  abgetretenen  Gebiete  herstammenden  Personen,  die  sich  zur 
Zeit  der  Abtretung  dort  nicht  befinden;  desgleichen  regelt  er  die  Rechte 
der  Mindeijährigen;  meistens  gewährt  er  Zollbefreiungen  in  Ansehung  der 
beweglichen  Habe  der  Personen,  die  ihren  Wohnsitz  ausserhalb  des  Ge- 
bietes verlegen  wollen  sowie  derer,  die  aus  dem  Gebiete  herstammen,  das 
Land  verlassen  hatten,  doi-thin  aber  zurückzukehren  wünschen."^) 

429.  —  Bei  Gebietsabtretungen  in  Friedenszeiten  kann  das  Options- 
recht uneingeschränkt  sein,  ohne  dass  daraus  Übelstände  zu  besorgen 
wären.  Wenn  Staaten,  die  in  gutem  Einvernehmen  miteinander  leben, 
eine  Abtretung  vereinbart  haben,  so  kann  es  dem  Staate,  der  die  Ein- 
verleibung vornimmt,  gleichgültig  sein,  ob  sich  auf  dem  abgetretenen  Ge- 
biete Personen  befinden,  die  Untertanen  des  abtretenden  Staates  geblieben 
sind.  —  Es  verhält  sich  anders,  wenn  die  Abtretung  mit  Gewalt,  infolge 
von  Eroberung  erzwungen  worden  ist.  Die  Anwesenheit  von  Personen, 
die  Untertanen  des  besiegten  Staates  geblieben  sind,  könnte  für  die 
Eroberer  eine  Quelle  von  Unzuträglichkeiten  und  ernstlichen  Schwierig- 

siedelt  haben.  Die  auf  den  an  die  Türkei  wieder  abgetretenen  Gebieten  wohnenden 
oder  ans  diesen  Gebieten  herstammenden  Personen  sowie  die  Vertreter  der  in  diesen 
Ortlichkeiten  belegenen  Stiftungen  oder  Gemeinden,  die  Grundstücke  in  Thessalien 
haben,  können,  wie  früher,  die  Grenze  überschreiten,  um  diese  Grundstücke  zu  be- 
bauen, ohne  dass  sie  dieserhalb  belästigt  werden  dürften.  —  Gleiche  Vorteile  werden 
sowohl  den  in  Thessalien  wohnenden  als  aus  Thessalien  herstammenden  Personen 
sowie  den  Vertretern  von  dort  befindlichen  Stiftungen  und  Gemeinden,  die  in  den  an 
das  Ottomanische  Reich  wieder  abgetretenen  Gebieten  Grundstücke  besitzen,  gewahrt.*' 
Art  9  des  Friedensyertrages  zwischen  Spanien  und  den  Vereinigten  Staaten  vom 
10.  Dezember  1898  lautet  folgendermassen :  „Die  spanischen  Untertanen,  die  auf  der 
Halbinsel  geboren  sind,  und  die  in  den  Gebieten,  deren  Souveränität  Spanien  durch 
diesen  Vertrag  aufgibt  oder  abtritt^  wohnen,  können  auf  dem  gedachten  Gebiete 
wohnen  bleiben  oder  es  verlassen,  indem  sie  in  beiden  Fällen  alle  ihre  Eigentums- 
rechte, einschliesslich  des  Rechts,  ihr  Eigentum  oder  dessen  Erträgnisse  zu  verkaufen 
oder  darüber  zu  verfugen,  beibehalten;  ausserdem  sind  sie  berechtigt,  ihrem  Gewerbe, 
Handel  oder  Berufe  unter  der  Bedingung  nachzugehen,  dass  sie  sich  in  dieser  Be- 
ziehung den  auf  die  Fremden  anwendbaren  Gesetzen  unterwerfen.  Wenn  sie  auf  dem 
Gebiete  wohnen  bleiben,  so  können  sie  ihre  spanische  Staatsangehörigkeit  unter  der 
Bedingung  wahren,  dass  sie  vor  einem  Registerbeamten  innerhalb  des  auf  den  Aus- 
tausch der  Ratifikationen  dieses  Vertrages  folgenden  Jahres  die  Erklärung  abgeben, 
dass  es  ihre  Absicht  sei,  ihre  Staatsangehörigkeit  beizubehalten.  In  Ermangelung 
einer  solchen  Erklärung  wird  vermutet,  dass  sie  auf  die  gedachte  Staatsangehörigkeit 
verzichtet  und  die  Staatsangehörigkeit  ihres  Aufenthaltsortes  angenommen  haben.* 
Es  sei  darauf  hingewiesen,  dass  der  Friedensvertrag  nur  die  auf  der  Halbinsel  ge- 
borenen Spanier  erwähnt;  hieraus  folgt,  dass  die  spanischen  Untertanen,  die  anderswo 
als  im  Mntterlande  geboren  worden  sind,  nämlich  die  aus  den  aufgegebenen  oder 
abgetretenen  Kolonien  gebürtigen  Spanier,  von  Rechtswegen  durch  die  Tatsache  der 
Einverleibung  zu  amerikanischen  Untertanen  geworden  sind.] 

1)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Precis,  appendice,  2«  edition,  pp.  503  et  504. 
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keiten  werden.  Daher  zieht  die  Ausübung  des  Optionsrechts  bei  gewalt- 
samen Abtretungen  fast  immer  die  Pflicht  der  Verlegung  des  Wolmsitzes 
nach  sich.  Den  Bürgern  des  abgetretenen  Gebietes  steht  es  frei,  ihre 
bisherige  Staatsangehörigkeit,  die  sie  vor  dem  Kriege  besassen,  zu  behalten, 
aber  unter  der  Bedingung,  dass  sie  ihren  Wohnsitz  nach  ausserhalb  ver- 
legen. —  Man  darf  hieraus  nicht  schliessen,  dass  die  Bewohner,  die  ihren 
Wohnsitz  in  jenem  Gebiete  beibehalten,  deshalb  der  neuen  Begierung  bei- 
treten.   Sie  dulden  einen  Zwang,  der  oft  sehr  hart  aber  unvermeidlich  ist. 

430.  —  a)  Zuweilen  wird  ausbedungen,  dass  die  Option  sich  durch 
die  blosse  Tatsache  der  Auswanderung  aus  dem  einverleibten  Gebiete  voll- 
ziehe, z.  B.  Verträge  von  Utrecht  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien 
vom  13.  März  1713,  und  zwischen  Genf  und  der  französischen  Bepublik 
vom  7.  Floreal  des  Jahres  7.  Der  Vertrag  von  San  Stefano  zwischen 
Bussland  und  der  Türkei  vom  3.  März  1878  und  der  von  Eonstantinopel 
vom  8.  Febr.  1879  haben  nachstehenden  Artikel:  „Den  Bewohnern  der 
an  Bussland  abgetretenen  örtlichkeiten,  die  ihren  Wohnsitz  ausserhalb 
dieser  Gebiete  verlegen  wollen,  steht  es  frei,  wegzuziehen,  indem  sie  ihr 
unbewegliches  Eigentum  verkaufen.  Hierzu  wird  ihnen  eine  Frist  von  3 
Jahren,  von  der  Batifikation  dieses  Vertrages  ab,  gewährt.  Nach  Ablauf 
dieser  Frist  bleiben  die  Personen,  die  das  Land  nicht  verlassen  und  ihr 
unbewegliches  Eigentum  nicht  verkauft  haben,  russische  Untertanen.*^ 

b)  Am  häufigsten  wird  die  Option  durch  eine  Willenserklärung,  der 
die  Auswanderung  folgen  muss,  kundgegeben.  —  Die  Auswanderung  kann 
erzwungen  werden.  Beispiele:  Vertrag  von  Zttrich  zwischen  Österreich 
und  Frankreich  vom  10.  Novbr.  1859,  Art.  12.  Er  bezieht  sich  auf  die 
in  den  abgetretenen  Ländern  wohnenden  und  auf  die  aus  diesen  Ländern 
herstammenden,  aber  anderswo  wohnenden  Untertanen.  —  Veitrag  von 
Turin  zwischen  Frankreich  und  Piemont  vom  24.  März  1860,  Art.  6.  — 
Vertrag  von  Paris  zwischen  Frankreich  und  Monako  vom  2.  Februar  1861 
(Art.  7).  —  Vertrag  vom  1.  Juli  1900,  wodurch  England  die  Insel  Helgo- 
land an  Deutschland  abtrat  (Art.  2).  —  Der  Vertrag  von  Frankfurt  am 
Main  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  vom  10.  Mai  1871  (Art.  2) 
bezieht  sich  nur  auf  die  aus  den  abgetretenen  Gebieten  herstammenden, 
gegenwärtig  in  Elsass-Lothringen  wohnhaften  französischen  Untertanen. 
Es  wurde  ihnen  eine  Frist  bis  zum  1.  Oktober  1872  gewährt.  Das  Zusatz- 
abkommen von  Frankfurt  vom  11.  Dezember  1871  forderte  von  allen  aus 
Elsass-Lothringen  herstanmienden  ausserhalb  Europas  wohnenden  Unter- 
tanen eine  Erklärung  und  bewilligte  ihnen  eine  Frist  bis  zum  1.  Oktober 
1873.  Durch  einen  Erlass  des  Oberpräsidenten  von  Elsass-Lothringen 
vom  7.  März  1872  wurden  die  in  Elsass-Lothringen  nur  wohnhaften,  aber 
nicht  von  dort  herstammenden  Untertanen  angehalten,  auszuwandern, 
wenn  sie  nicht  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erwerben  wollten.  Dieser 
Eiiass  widerspricht  dem  Frankfurter  Vertrage. 

c)  Zuweilen  wird  die  Erklärung,  die  angestammte  Staatsangehörig- 
keit beibehalten  zu  wollen,  schon  als  genügend  angesehen.  Eine  Aus- 
wanderung ist  alsdann  nicht  notwendig.  Beispiele:  Vertrag  von  Bern  vom 
8.  Dezember  1862  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  betreffend  das 
vall^  de  Dappes  (Art.  3);  der  vom  21.  Juli  1887  zwischen  Spanien 
und  Bolivien  (Art.  9);  Abtretung  Kaliforniens  an  die  Verein.  Staaten 
vom  2.  Februar  1848. 

431.  —  Die  Option  von  Personen,  die  zur  Zeit  der  Einverleibung 
noch  minderjährig  waren,  veranlasste  diplomatische  Schwierigkeiten  zwischen 
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Frankreich  und  Deutschland.^)  Diese  Frage  ist  in  dem  Protokoll  vom 
31.  Oktober  1877,  das  dem  Pariser  Vertrage  vom  10.  August  1877,  be- 
treffend die  gütliche  Abtretung  der  Insel  Saint-Barth61emy  (Antillen), 
seitens  Schwedens  an  Frankreich,  beigefügt  worden  ist,  in  einer  sowohl 
vom  juristischen  wie  vom  Billigkeitsstandpunkte  aus  zutreffenden  Weise 
gelöst  worden.  Für  Minderjährige  beginnt  der  Lauf  der  einjähiigen 
Optionsfrist  erst  mit  dem  Tage  der  erlangten  Voiyährigkeit. 

488.  —  D.  —  Verlust  und  Wiedereinsetzung  in  die  verlorene 
Staatsangehörigkeit.  Die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  weichen 
in  diesen  Fragen  stark  voneinander  ab.  Das  internationale  Privatrecht 
ist  hier  zu  Rate  zu  ziehen. 


Viertes  Kapitel. 


Rechte  und  Pflichten  des  Staates  gegenüber  seinen  im 
Auslande  befindlichen  Untertanen. 

[De  Boeck.  Da  rapatriement  des  nalionaux  et  des  «trangers,  J.  I.  P^  t  XVIII,  p.  726.  —  Cuche.  La 
qaestion  de  la  rftpresslon  Inteniationale  aa  Congrto  ptaitenttalre  de  Paris,  jniUet  IHNS,  R.  D.  I.  P.,  t.  III, 
p.  237.  —  Deloume.  Prlncipes  gto^raux  de  Droit  international  en  maU^re  criminelle,  1882.  —  Die  na.  Des 
confUts  de  lögislation  k  T^ard  des  dölits  commis  h  r^trancer,  J.  L  P.,  t.  XX,  p.  24.  —  Fuslnato.  Des  d6llts 
commiB  k  Töiranger,  J.  I.  P.,  t  XIX,  p.  66.  —  Pittard.  La  protection  des  nationaitx  k  Tötranger,  1896.  — 
Le  Polttevin.  Des  crimes  et  dölits  commis  par  des  Fran^ais  k  Tötranger,  J.  L  P.,  t.  XXI,  p.  209.  —  Olivi. 
Des  d«lit8  commis  k  Tötranger,  R.  D.  U  t.  XXI,  p.  37.  —  Tchernof  f.  Protection  des  jnationaux  risidant  k 
l'ötranger,  1899.] 

V.  Verdy  du  Vernois,  Die  Frage  der  heiligm  Siättenf  ein  Beittag  sur  Oesehichte  der  völkerrechtliehen 
Bexiehungen  der  ^Momaniaehtn  Pforte.  DtuertaUon  1901. 

488.  —  Jeder  Staat  setzt  von  sich  aus  die  Rechte  und  Pflichten 
gegenüber  seinen  Untertanen  insoweit  fest,  als  sich  die  Rechtsverhältnisse 
zwischen  ihm  und  diesen  innerhalb  der  Grenzen  seines  Gebietes  abspielen. 
Dass  der  Staatsangehörige,  der  auf  dem  Gebiete  des  Staates,  dessen 
Untertan  er  ist,  wohnt,  dem  Imperium  und  der  jurisdictio  dieses  Staates 
unterworfen  ist,  liegt  auf  der  Hand.  —  Die  Regelung  dieser  Rechtsver- 
hältnisse fällt  dem  innerstaatlichen  Rechte  anheim.  Wohnt  der  Untertan 
eines  Staates  auf  einem  andern  Gebiete  oder  schickt  er  sich  an,  sich  dort 
niederzulassen,  was  bei  der  Leichtigkeit  der  heutigen  Verkehrsverhältnisse 
häufig  geschieht,  so  berühren  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  ihm  und 
seinem  Heimatstaate  völkerrechtliche  Interessen.  —  Unstreitig  schuldet 
der  Staatsangehöhrige,  der  im  Auslande  weilt,  den  Gesetzen,  die  im  In- 
lande  für  ihn  yerpflichtend  gewesen  wären,  nach  wie  vor  Gehorsam.  Diese 
Gesetze  können  freilich  jenseits  der  Staatsgrenzen  nicht  erzwungen  werden; 
ein  Staat  kann  sein  jus  imperii  nicht  auf  dem  Gebiete  eines  fremden 
Staates  geltend  machen.  —  Hieraus  folgt  jedoch  nicht  mit  Notwendigkeit, 
dass  der  Gehorsam  und  die  Achtung,  die  dem  nationalen  Rechte  entgegen- 
zubringen sind,  jeglicher  Sanktion  entbehrten,  noch  auch,  dass  die  Gesetzes- 
verletzung  keine  Folgen  nach  sich  zöge.  Zur  Strafe  kann  der  Untertan 
vielmehr  das  Recht  auf  den  Schutz  seines  Staates  oder  gewisse  bürgerliche 
oder  staatsbürgerliche  Rechte  oder  sogar  seine  Staatsangehörigkeit  ver- 
wirken (Französ.  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  das  den  Artikel  17  des  Code 


1)  Cogordan,  op.  cit,  pp.  371  et.  s. 
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civil  abgeändert  hat;^)  —  Artikel  20  and  22  des  dentschen  Reichsgesetzes 
vom  1.  Jnni  1870;  —  Art.  5  des  ungarischen  Gesetzes  vom  20.  Dezember 
1879;  —  Art.  4  des  Gesetzes  von  Costa-Eica  vom  20.  Dezember  1886, 
Annaaire  de  lögislation  ätrangire  1872,  p.  183;  1800,  p.  351;  1887,  p.  869). 

484.  —  1.  Ein  Staat  kann  die  Aaswanderang  seiner  Untertanen  mit 
besonderer  Bttcksicht  auf  die  Ableistung  der  Welirpfliclit  regeln. 

2.  Ein  Staat  ist  berechtigt,  seine  im  Aaslande  befindlichen  Untertanen 
aus  GiUnden  staatlicher  Interessen,  insbesondere  zur  Erfüllung  der  Wehr- 
pflicht, zurückzuberufen.  Dies  ist  das  jus  avocandi:*)  es  ist  eine  Folge 
des  durch  die  Zugehörigkeit  zum  Staate  erzeugten  Untertanenverhält- 
nisses. —  Es  ist  selbstverständlich,  dass  der  fremde  Staat  —  wie  triftig 
auch  die  Gründe  der  Rückberufnng  sein  mögen  —  nicht  verpflichtet  ist, 
die  Durchführung  der  Anordnung  zu  fördern,  oder  gar  die  Ungehorsamen 
auszuweisen.  —  Die  Bechtsstellung  der  im  Auslande  weilenden  Franzosen 
ist  im  Hinblick  auf  den  Militärdienst  durch  das  Gesetz  vom  16.  Juli 
1889  geregelt  worden:  es  wird  hierin  unterschieden,  ob  sich  die  Dienst- 
pflichtigen in  Europa  oder  ausserhalb  Europas  befinden  (Artikel  13,  48, 
50,  73).  —  Das  deutsche  Gesetz  ergreift  ohne  Unterschied  alle  im  Aus- 
lande weilenden  Deutschen  (Gesetz  vom  2.  Mai  1874,  Art.  11,  Annuaire 
de  legislation  ^trangöre,  1875,  p.  100). 

485.  —  3.  Darf  ein  Staat  seine  Angehörigen  verbannen  und  aus- 
weisen? —  Manche  Gesetzgebungen  kennen  die  Strafe  der  Verbannung 
oder  der  Landesverweisung.  —  Die  andern  Staaten  sind  nicht  gehalten, 
den  Verbannten  Zuflucht  zu  gewähren.  Sie  können  ihnen  ihre  Grenzen 
spen-en  und  die  Verbannten  zurückweisen.  —  England  und  die  Schweiz 
beschwerten  sich  über  den  Zuzug  von  Personen,  die  nach  der  Kommune 
von  1871  mit  der  Verbannung  bestraft  worden  waren. 

436.  —  4.  Ein  Staat  kann  im  Auslande  grundsätzlich  keine  Gerichts- 
barkeit über  seine  Untertanen  ausüben,  ausser  im  Falle  yon  Kapitulationen, 
die  ein  europäischer  Staat  mit  Marokko,  der  Türkei,  Ägypten,  China  usw. 
abgeschlossen  hat  (s.  dritter  Teil). 

487.  —  5.  Kann  und  muss  der  Staat  seine  Angehörigen,  die  jenseits 
seiner  Grenzen,  im  Auslande,  Verbrechen  oder  Vergehen  verübt  haben, 
nach  ihrer  Bückkehr  auf  sein  Gebiet  bestrafen?  —  Die  Bechtslehrer  des 
Strafrechts  und  des  Völkerrechts  geben  auf  diese  Fragen  verschiedene 
Antworten.  *) 

Die  englischen  und  amerikanischen  Juristen  Hall,  Comewal,  Lewis, 
Phillimore,  Story,  Wheaton  u.  a.  sowiiB  einige  deutsche,  .wie  Klüber  und 
Mittermaier,  sind  Anhänger  des  territorialen  Charakters  der  Straf- 
gesetze. Die  Strafgewalt  des  Staates  —  so  behaupten  sie  —  findet  ihre 
Schranken  an  den  Grenzen  des  Staatsgebiets.  Verbrechen  und  Vergehen, 
die  ausserhalb  der  Grenzen  eines  Staates  von  dessen  Untertanen  oder 
von  Fremden  gegen  den  Staat  selbst  oder  gegen  Privatpersonen,  gegen 
In-  oder  Ausländer,  begangen  worden  sind,  unterliegen  nicht  der  Gerichts- 
barkeit dieses  Staates  und  werden  von  seinen  Gesetzen  nicht  berührt.  — 
Gewisse  Folgen  dieses  sogenannten  Territorialprinzips  sind  so  unhaltbar, 

1)  [Verliert  ein  Franzose,  der  Doch  mindeij&hrig  in  ein  ausländisches  Heer  ein- 
tritt, auf  Qmnd  des  franzosischen  Gesetzes  seine  Staatsangehörigkeit?  S.  hierüber 
Panl  Fauchille,  Anm.  bei  Dalloz,  Reo.  per.  1897,  2.  dS.] 

2)  Molinler  (mit  Anmerknngen  von  Georges  Vidal),  Trait^  ttatoiiqne  et 
pratiqne  de  Droit  penal,  t  I,  pp.  255  et  s.  —  Laborde,  Cours  ^ementaire  de  Droit 
criminel,  pp.54  et  s.  —  Deloume,  Principes  geniraox  de  Dr.  intern,  en  matiere 
criminelle.  —  [Leblond,  Des  d61its  extraterritoriaux,  1899.] 

*)  Vgl,  zum  jus  avocandi  im  18.  JahrhuHdert  die  BoUtiaelu  Korreipandenz  Fnedridu 
d.  Qr.,  Bl  VI,  No.  6Vi,  Bd.  VII,  No.  4032,  4042,  4078,  4119  f. 
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dass  die  oben  erwähnten  Schriftsteller  sich  gezwungen  sehen,  Ausnahmen 
zuzulassen,  so  namentlich  in  Bezug  auf  Seeraub,  auf  Sklavenhandel,  auf 
die  gegen  den  Staat  selbst  gerichteten  Anschläge  usw.^) 

Heffter  (op.  cit.,  §  36)  und  einige  andere  Schriftsteller  halten  daftti*, 
dass  die  Strafgesetze  einen  personalen  Charakter  haben.  Die  Unter- 
tanen eines  Staates  sind  Überall  der  Geltung  der  Strafgesetze  ihres 
Staates  unterworfen. 

Andere  Publizisten  sind  wiederum  der  Ansicht,  dass  jeder  Staat  das 
Recht  und  die  Pflicht  habe,  die  Übeltäter  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Staats- 
angehörigkeit und  auf  das  Gebiet,  wo  das  Verbrechen  oder  Vergehen 
vollführt  worden  ist,  zu  bestrafen.  Jede  derartige  Tat  ist  ein  Anschlag 
gegen  die  Rechtsordnung,  die  allen  Staaten  gemeinsam  ist. 

F.  von  Mai'tens  hat  diese  verschiedenen  Systeme  des  inteinationalen 
Strafrechts  in  hervorragend  klarer  und  bestimmter  Weise  dargestellt 
und  besprochen  (Martens,  op.  cit.,  Bd.  11,  §  85  u.  ff.). 

438.  —  Vom  Standpunkte  der  internationalen  Gemeinschaft  aus  be- 
trachtet, besitzt  jeder  Staat  unstreitig  das  Recht,  seine  Untertanen,  die 
ein  Verbrechen  im  Auslande  begangen  haben,  zu  bestrafen.  Man  kann 
nicht  zulassen,  dass  Verbrecher  dadurch  straflos  bleiben,  dass  sie  sich 
in  ihr  Vaterland  flüchten.  —  So  verhängt  denn  auch  das  englische  Recht, 
das  von  der  territorialen  Geltung  der  Strafgesetze  ausgeht,  Strafen  über 
die  englischen  Untertanen,  die  im  Auslande  die  Verbrechen  des  Hoch- 
verrats, des  Mordes  und  der  Bigamie  begangen  haben.  Der  Engländer, 
der  ein  Verbrechen  oder  ein  Vergehen  in  einem  fremden  Hafen  auf  einem 
englischen  Schiffe  ausgeführt  hat,  untersteht  den  englischen  Gerichten. 

Das  belgische,  holländische,  russische  und  italienische  Strafrecht  hat 
mit  gewissen  Unterschieden  bei  der  Durchführung  die  Regel  aufgestellt, 
dass  der  Untertan  wegen  der  von  ihm  im  Auslande  begangenen  Ver- 
brechen oder  Vergehen  von  den  Gerichten  seines  Landes  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden  muss.  Hat  bereits  im  Auslande  eine  Frei- 
sprechung oder  eine  Begnadigung  stattgefunden,  oder  ist  die  Strafe  ver- 
bttsst  oder  verjährt,  so  findet  keine  Verfolgung  mehr  statt.  (Italienisches 
Strafgesetzbuch  von  1889,  Art.  5.  —  Ungarisches  Strafgesetzbuch  von 
1879,  Art.  7.  —  Belgisches  Gesetz  von  1876.) 

Wegen  Frankreich  sind  die  Artikel  5,  6  und  7  der  durch  das  Gesetz 
vom  27.  Juni  1866  abgeänderten  Strafprozessordnung  sowie  die  Werke 
der  franzOsichen  Strafrechtslehrer  zu  vergleichen. 

I*Iach  dem  deutschen  Strafgesetzbuche  vom  26.  Februar  1876  (§  4  bis  6) 
gilt  als  Grundregel,  dass  wegen  der  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  und 
Vergehen  keine  Strafverfolgung  seitens  der  deutschen  Gerichte  stattfindet. 
Es  gibt  aber  eine  ganze  Reihe  von  Ausnahmen;  so  namentlich  in  den 
Fällen,  wo  die  strafbaren  Handlungen  auch  durch  die  Gesetze  des  Be- 
gehungsortes mit  Strafe  bedroht  sind. 

Die  geiichl^liche  Verfolgung  und  Aburteilung  von  Staatsangehörigen, 
die  im  Auslande  Verbrechen  oder  Vergehen  begangen  haben,  erfordei-t 
häufig  die  Mitteilung  von  Prozessakten  oder  gerichtlichen  Erkenntnissen, 
die  Beförderung  von  Gefangenen  zum  Zwecke  der  Gegenüberstellung,  das 
Ei-scheinen  von  Zeugen,  die  im  Auslande  leben,  kommissarische  Verneh- 
mungen, Mitteilung  von  Strafregistern  und  Berichten  über  das  Vorleben 
der  Angeklagten  usw.  Das  hierbei  zu  beobachtende  Verfahren  ist  in 
zahli'eichen  diplomatischen  Abkommen  geregelt  worden.  (Verträge  Frank- 


1)  LawreDce-Wheaton,  Comment  t.  IV,  pp.  84S  et  s. 
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reichs  mit  Belgien  vom  26.  April  1869,  Art.  14;  mit  Bayern  vom  29.  No- 
vember 1869,  Art.  13;  mit  Italien  vom  12.  Mai  1870,  Art.  13;  mit  Peru 
vom  30.  September  1874,  Art.  15;  mit  Luxemburg  vom  12.  September 
1875,  Art.  18;  mit  Dänemark  vom  28.  März  1877,  Art.  14;  mit  Spanien 
vom  14.  Dezember  1877,  Art.  14  usw.)^) 

489.  —  6.  Eine  mit  der  vorhergehenden  verwandte  Frage  ist  die, 
ob  ein  Staat  verpflichtet  ist,  seine  Untertanen  zu  bestrafen,  wenn  sie 
innerhalb  seines  Gebietes  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  eine  fremde 
Regierung  oder  deren  Untertanen  begangen  haben?  —  Diese  Frage  ist 
sehr  bestritten  und  von  den  einzelnen  Gesetzgebungen  in  verschiedenem 
Sinne  entschieden  worden. 

Die  englische  Rechtsprechung  vertritt  den  Standpunkt,  dass  der 
Staat  keineswegs  gehalten  sei,  die  in  England  vorbereiteten  oder  verübten 
Verbrechen  zu  verfolgen,  wenn  sie  nicht  gegen  englische  Untertanen  ge- 
richtet seien.  Die  englische  Regierung  ist  aber  mitunter  aus  politischen 
Gründen  von  dieser  Ansicht  abgewichen.  —  Einige  englische  Juristen, 
wie  Lord  Ellenborough  und  Lindhurst,  meinen,  dass  die  auf  englischem  Boden 
vorgenommen  und  gegen  befreundete  Nationen  oder  deren  Souveräne  gerich- 
teten strafbaren  Handlungen  zu  verfolgen  seien,  zu  welcher  Nation  auch 
der  Täter  gehöre;  denn  diese  Handlungen  könnten  den  guten  Beziehungen 
Englands  mit  den  fremden  Mächten  schaden;  sie  berührten  also  mittel- 
bar die  Interessen  Grossbritanniens. 

Das  belgische  Gesetz  von  1858  bestraft  die  Urheber  gewisser  in 
Belgien  gegen  fremde  Souveräne  und  fremde  Regierungen  begangenen  Ver- 
brechen und  Vergehen,  wenn  dadurch  die  internationalen  Beziehungen  ge- 
fährdet werden  könnten.  —  Nach  dem  französischen  Strafgesetzbuche, 
Artikel  84,  85  und  133,  sowie  nach  dem  Gesetze  über  die  Presse  vom 
29.  Juli  1884  und  dem  Gesetze  vom  16.  März  1893  werden  die  Urheber 
von  Angriffen  (agressions)  und  Beleidigungen,  die  gegen  fremde  Regie- 
rungen und  Souveräne  gerichtet  sind,  bestraft. 

440.  —  7.  Jeder  Staat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  seine  Unter- 
tanen im  Auslande  mit  den  völkerrechtlich  zulässigen  Mitteln  zu  schützen 
und  ihretwegen  erforderlichenfalls  zu  Zwangsmittehi,  ja  sogar  zum  Kriege 
zu  schi-eiten.  —  So,  wenn  eine  fremde  Regierung  die  gewöhnlichsten 
Grundsätze  des  Völkerrechts  gegenüber  den  Untertanen  des  Staates  ver- 
letzt, indem  sie  beispielsweise  diese  ohne  Grund  verhaftet,  sie  als  Sklaven 
behandelt  oder  sie  zwingt,  ihren  Glauben  abzuschwören  usw.  —  So 
unternahm  England  1867  den  berühmten  Feldzug  gegen  Abessinien,  weil 
der  Negns  Theodoiois  zu  Unrecht  mehrere  Engländer  gefangen  genommen 
hatte.  —  fim  Jahre  1885  konfiszierte  Kolumbien  das  Vermögen  eines  dort 
wohnenden  italienischen  Untertans  namens  Cerruti.  Italien  trat  ftti*  seinen 
Angehörigen  ein.  Es  entwickelten  sich  hieraus  Schwierigkeiten  zwischen 
den  beiden  Ländern,  die  14  Jahre  lang  währten.')  —  Im  Monat  August 
1896  wies  Belgien  einen  englischen  Untertan  namens  Ben  Tillett  aus,  der 
nach  Antwerpen  gekommen  war,  um  die  dortigen  Dockarbeiter  aufzu- 
wiegeln. England  behauptete,  dass  Belgien  seine  Rechte  überschritten 
habe,   und   forderte   eine  Entschädigung   von   75000  Franken.    Da   die 


1)  [Der  Vertrag  vom  14.  Novbr.  1896  zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  HoUand,  Portugal  und  der  Schweiz  hat  gemeinsame  Regeln  für 
die  meisten  dieser  Fragen  aufgesteUt.  S.  den  Text  dieses  Vertrages:  R.  D.  I.  P., 
t.  IV,  Documents  p.  18.]  , 

2)  [Bureau,  Le  conflit  italo-colombien  (afTaire  Cerruti),  1899.  —  S.  auch  Darras 
R.  D.  L  P.,  t.  VI,  p.  533.] 
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beiden  Staaten  sich  nicht  verständigen  konnten,  so  vereinbarten  sie  ein 
schiedsgerichtliches  Verfahren  nnd  wSMten  Arthnr  Desjardins,  den  General- 
advokaten des  französischen  Eassationshofs,  zcun  Schiedsrichter.  Durch 
Schiedsspruch  vom  26.  Dezember  1898  wurde  der  Anspruch  Grossbritan- 
niens als  unbegründet  abgewiesen.  ^)  —  Ende  1897  hatte  die  Begierung 
von  HaYti  einen  dort  wohnenden  deutschen  Untertan,  namens  Lüdefs,  in 
einer  nach  Deutschlands  Ansicht  ungerechten  Weise  behandelt.  Deutsch- 
land sandte  Kriegsschiffe  nach  HaXti.  Die  Republik  zahlte  die  von 
Lüders  verlangte  EntschSdigung,  richtete  ein  Entschuldigungsschreiben 
an  den  Vertreter  Deutschlands  und  salutierte  die  deutsche  Flagge.^)  -— 
Zur  selben  Zeit  wurden  zwei  deutsche  Missionare  in  China  ermordet. 
Die  deutsche  Regierung  veranstaltete  eine  Flottenkundgebung  vor  den 
chinesischen  Küsten  bei  Kiautschou.  Daraufhin  überliess  China  beide 
Seiten  des  Einganges  der  Bucht  von  Kiautschou  pachtweise  dem  Deutschen 
Reiche  (Januar  1898).  —  Am  13.  November  1899  wurden  zwei  französische 
Offiziere  des  Schiffes  Descartes,  die  in  der  Nähe  des  Postens  von  Men- 
Tao  allein  spazieren  gingen,  von  Milizsoldaten  des  Regierungsbeamten 
von  Soui-Kai  überfallen  und  ermordet.  Die  französische  Regierung  ver- 
langte und  erhielt  im  Dezember  Genugtuung  von  der  chinesischen  Re- 
gi^irung.*)  —  Im  Jahre  1900  wurden  in  China  Greueltaten  gegen  die 
dort  wohnenden  Fremden  und  Gesandten  der  Mächte  verübt;  die  euro- 
päischen Grossmächte,  Japan  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
unternahmen  gemeinsam  einen  Feldzug  gegen  China  und  eroberten 
Peking.] 

Der  Schutz  des  Staates  wii'd  von  den  im  Auslande  befindlichen  Unter- 
tanen auch  oft  angerufen,  wenn  der  fremde  Staat  die  Zahlung  der  Zinsen 
der  von  ihm  eingegangenen  Schuldverbindlichkeiten  einstellt.  Die  Inhaber 
fremder  Schuldtitel  haben  oft  an  ihre  Regierungen  das  Ansinnen  gestellt, 
nicht  nur  auf  diplomatischem  sondern  sogar  auf  gewaltsamem  Wege  zu 
ihren  Gunsten  einzuschreiten.  Diese  Frage  ist  bei  der  Nicht-Intervention 
besprochen  worden.    (No.  304). 


Fünftes  Kapitel. 


Rechte  und  Rlichten  der  Staaten  gegenüber  den  Fremden. 

fBernard.  De  la  comp^tence  des  tribonaux  fran^ais  i  Tögard  des  Etrangers  et  de  rexöcation  des 
jngements  Mrangers  eo  France.  Etode  de  la  conTention  franco-belge  da  8  jnlllet  1889,  1900.  —  Bertheaa. 
Polie«  des  Etraogers  en  France,  J.  I.  P.,  t.  XIV,  p.  608.  ^Bolssonade.  L'exterritorialltö  au  Japon,  J.  I.  F., 
t.  XIX,  p.  632.  —  Bonfils.  De  la  compötence  des  trib.  fr.  k  Tteard  des  Etrangers,  1866.  —  Canonico.  De 


rexpnlsion  des  Etrangers  en  Italie,  J.  LP.,  t  XYII,  p.  219.  —  Djarara.  De  la  conditlon  des  Etrangers  en 
Roomanie,  J.  I.  P.,  t  ^fnc^  p.  1120.  <-  Esperson.  Condiz.  glurld.  dello  straaiero,  1889.  —  FArand-Qiraud. 
R^glementation  de  Texpalsion  des  Etrangers  en  France,  J.  I.  F.,  t.  XVn,  p.  4U.  —  Garne t  Condition  de 
rEtranger  en  France,  1886.  —  Lebr.  De  rassimilation  aux  nationaox,  R.  D.  I^  t  XII,  p.  106.  —  De  Paepe. 
Etudes  snr  la  comp^tence  civile  k  Tögard  des  Etrangers,  arec  nn  expos6  de  la  Convention  franco-belge  du 
8  inillet  1899,  1900.  —  Rolin-Jaequemyns.  De  Texpolsion  des  Etrangers,  B.D.  I.,  t.  XX,  pp.486  et  607.  — 
Thomas.  La  condition  des  Etrangers  et  le  Droit  intemaüonal,  R.  D.  I.  F.,  t  IV,  p.  620.  —  Weiss.  Tralt6 
th^oriqne  et  pratlqne  de  Droit  inten),  prirö,  t.  2,  Le  Droit  de  TEtranger,  1894.] 

Strauehf  Das  Fremdettreeht.  In  Ooldsckmidte  Zeitachrifl, Bd.  XllJy  1869.  —  Bulmerineq,Asylrechil8M. 
—  Mo  hl,  Die  völkerreehtliehe  Lehre  vom  Asyl  (StaaUrechU  Völkerrecht  tmd  PoUHk),  J,  8.  637. 


1)  re.  D.  I.  P.,  t.  VI,  p.  46.] 

2)  [R.  D.  I.  F.,  t.  V,  p.  103.  —  Selon  Menos,  L'affaire  Luders,  1898.] 

8)  [Französisches  Gelbbuch,  Chine  (1898—1899)  pp.  25  et  s.  —  S.  auch  in  dem- 
selben Gelbbuch  p.  33  u.  ff.  die  Unterhandlungen  über  die  von  Frankreich  ver 
langten  Entschädigungen  wegen  der  Gefangenhaltung  und  Ermordung  der  Missionare 
Fleury,  Chanes  und  Delbrouck.] 
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441.  —  Jeder  Staat  ist  berechtigt,  die  Bedingangen,  unter  welchen 
er  den  Staatsfremden  (Ausländem)  den  Eintritt  und  den  Aufenthalt  in 
seinem  Gebiete  gestatten  will,  von  sich  aus  festzusetzen.  —  Das  Recht 
des  Staates,  Fremde  auf  seinem  Gebiete  nicht  zuzulassen  oder  auszu- 
schliessen,  folgt  unmittelbar  aus  der  Gebietshoheit  des  Staates.  —  Jeder 
Staat  kann  den  Aufenthalt  der  Fremden  auf  seinem  Boden  an  bestimmte 
und  genaue  Bedingungen  knüpfen.  —  Darf  er  sein  Gebiet  vollständig  ab- 
sperren und  Fremden  den  Eintritt  ganz  versagen?  China  und  Japan  haben 
lange  eine  solche  Politik  befolgt.  Die  £ui*opäer  erzwangen  schliesslich 
mit  Kanonenkugeln  den  Abschluss  von  Verträgen,  die  den  Fremden  einige 
Häfen  öffneten  und  ihnen  den  Zutritt  zu  einigen  Provinzen  freigaben. 
Hierin  lag  aber  nicht  die  Betätigung  eines  Bechtsanspruchs  sondern  die 
Ausübung  willkürlicher  Gewalt  (No.  287). 

Die  altem  Schriftsteller  bejahen  die  oben  gestellte  Frage.  —  Von 
den  neuern  will  Bluntschli  dem  Staate  nicht  das  Recht  zugestehen, 
die  Fremden  unbedingt  auszuschliessen,  er  hält  den  Staat  nur  für  berechtigt, 
gewissen  Fremden  aus  politischen  oder  andern  Gründen  den  Eintritt  in 
sein  Gebiet  zu  verweigern  (op.  cit.,  Art.  381  und  382). 

442.  —  Ausweisung  (Expulsion).^)   —   Jeder  Staat  ist  berechtigt, 
die  auf  seinem  Gebiete  befindlichen  Fremden  einzeln  oder  in  Massen  aus- 
zuweisen, es  sei  denn,  dass  ein  ausdrücklicher  Vertrag  dem  entgegen- 
steht. —  Die  von  Frankreich  mit  Pein  am  9.  März  1861,  mit  Hondui-as  j 
am  26.  Februar  1856  und  mit  Salvador  am  2.  Januar  1858  abgeschlossenen  I 
Verträge  lassen  die  Ausweisung  nur  aus  wichtigen  Gründen  zu.    Auch 

sind  bestimmte  Förmlichkeiten,  wie  z.B.  Benachiichtigung  der  diplomatischen 
Agenten,  zu  beobachten. 

Im  Altertume  kamen  Massenausweisungen  ziemlich   häufig   vor.     In  I 

neuerer  Zeit  erfolgen  sie  nur  noch  in  Eriegszeiten.  —  Einige  Schriftsteller  ! 

haben  sich  bemüht,  die  rechtmässigen  Ausweisungsgründe  au&uzählen. 
Dies  ist  eine  nutzlose  Arbeit.  AUe  Gründe  verdichten  sich  zu  dem  einen 
Grunde:  das  öffentliche  Interesse  des  Staates.  —  Bluntschli  wollte  den 
Staaten  das  Ausweisungsrecht  abstreiten;  aber  er  musste  zugeben,  dass 
überall  die  Befugnis  anerkannt  wird.  Staatsfremde  durch  einfache  Ver- 
waltungsmassregeln auszuweisen  (französ.  Gesetz  vom  3.  Dezember  1849 
Art.  7  und  8.  —  Gesetz  vom  28  Vendemiaire  des  Jahres  6  (19.  Oktober 
1897  Art.  7).  —  Wegen  willkürlicher  Ausweisung  kann  auf  diplomatischem 
Wege  Beschwerde  erhoben  werden.*) 

1)  fVgl.  abgesehen  von  den  oben  angeführten  Schriften:  Bes  de  Berc,  De  Tex- 
polsion  des  ^traneers,  1888.  —  Bleteau,De  l'asüe  et  del'expulgion,  1886.  —  Gastro 
y  Gazaleiz,  £1  derecho  de  expnlsion  ante  el  Derecho  intemacional  y  la  legislacion 
espanola,  1895.  —  Ghantre,  Du  s^jonr  et  le  rexpnlsion  des  etrangers,  1891.  —  Graies, 
Le  droit  d'exi>ulsion  des  Etrangers  en  Angleterre,  J.  I.  F.,  t.  XVI,  p.  857.  —  F^raud- 
Giraud,  Droit  d'expolsion  des  etrangers,  1889.  S.  anch  R.  D.  I.,  t  XIX,  p.  1.  — 
Laino,  De  Texunlsion  des  etrangers  appeles  k  devenir  frangais  par  le  bienüedt  de  la 
loi,  J.  I.  F.,  t.  XXIV  et  XXV.  —  Langhard,  Das  Recht  der  politischen  Fremden- 
answeisnng,  1891.  —  Lusena,  Diritto  d'expolsione  degli  stranien,  1891.  —  Monzani, 
II  diiitto  dl  espeUere  gli  stranieri  considerato  nella  dottrina,  nella  legislazione  e  nella 
norisprudenzia,  1899.  —  Pascaud,  DeTexpalsion  des  Etrangers  en  France,  1889.  — 
Rolin-Jaequemyns,  Rapport  a  llnstitut  de  Droit  international,  R.  D.  I.,  t  XX. 
p.  498.  —  S.  noch  FaU  Hammerstein,  R.  D.  I.  F.,  t.  Ol,  p.  338  n.  J.  I.  F.,  t.  XXIII, 
p.  562;  —  R.  D.  I.  F.,  t  I.,  p.  69.[ 

2)  [Das  Institut  far  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Versammlung  in  Hamburg  einen 
Entwurf  über  die  Zulassung  und  Ausweisung  yon  Staatsfremden  beraten  (Annuaire, 
t  XI,  pp.  273  et  s.);  dieser  Eutwnrf  ist  im  folgenden  Jahre  in  Genf  angenommen 
worden  (Annuaire,  t  XII,  pp.  184—226).  —  S.  das  belgische  Gesetz  vom  12.  Februar 
1896,  R.  D.  I.  F.,  t.  IV,  Documents,  p  5.] 
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443.  —  Passzwang.  —  Dudley-Field  (op.  cit.,  No.  325)  behauptet, 
dass  ein  Staat  nicht  berechtigt  sei,  von  den  Fremden,  die  seine  Qrenze 
überschreiten  wollen,  einen  Pass  zu  verlangen,  ausser  im  Falle  eines 
Krieges.  —  Aber  das  Recht,  die  Vorlegung  eines  Passes  zu  fordern,  ist 
nur  eine  Folge  des  Rechts,  den  Eintritt  in  das  Staatsgebiet  zu  versagen. 
Diese  Forderung  kann  eine  unliebsame,  sogar  eine  kränkende  Massregel 
sein,  aber  sie  verstösst  gegen  keinen  Rechtssatz.  Noch  vor  wenigen 
Jahren  verlangten  alle  europäischen  Staaten  Pässe.  Die  meisten  haben 
seitdem  darauf  verzichtet.^) 

444.  —  Einwanderung  und  Niederlassung.^)  —  Bei  der  Aus- 
dehnung, die  die  Einwanderung  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts genommen  hat,  ist  die  Zahl  der  auf  dem  Gebiete  mehrerer  Staaten 
befindlichen  Staatsfremden  wesentlich  gewachsen.  Die  Staaten  haben  ver- 
schiedene Massregeln  treffen  müssen,  teils  um  für  ihre  eigene  Sicherheit 
zu  sorgen,  teils  um  ihre  Pflicht,  ihre  Untertanen  zu  schtLtzen,  zu  er- 
füllen. —  In  Frankreich  verlangt  das  Dekiet  vom  2.  Oktober  1888  von 
den  in  Frankreich  wohnenden  Fremden  eine  genau  vorgeschriebene  Er- 
klärung (Algerien,  Dekret  vom  21.  Juni  1890).  Das  Gesetz  vom  8.  August 
1893  bestimmt,  dass  jeder  Ausländer,  der  ohne  Erlaubnis  zur  Niederlassung 
(admission  ä  domicUe)  in  eine  Gemeinde  kommt,  um  dort  einen  Beruf,  ein 
Gewerbe  oder  Handel  auszuüben,  beim  Bürgermeisteramte  eine  Aufenthalts- 
erkläi'ung  abzugeben  habe.^  Mehrere  Gesetzgebungen  schreiben  ähnliche 
Erkläiningen  vor. 

Die  Schweiz  hatte  mit  Deutschland  am  27.  April  1876  einen  Nieder- 
lassnngsvertrag  geschlossen,  der  die  Aufenthaltsbedingungen  der  Deutschen 
in  der  Schweiz  und  der  Schweizer  in  Deutschland  festsetzte.  Nach  dem 
Streitfall,  den  Bismarck  mit  der  Schweiz  wegen  des  Polizeibeamten  Wohl- 
gemuth  gehabt  hatte,  wurde  am  31.  Mai  1890  ein  neuer  Vertrag  von  den 
beiden  Ländern  unterzeichnet.  Die  Deutschen  werden  in  jedem  Kantone 
des  Bundes  rücksichtlich  ihrer  Person  und  ihres  Vermögens  unter  denselben 
Bedingungen  und  in  derselben  Weise  aufgenommen  und  behandelt,  wie  die 
Angehörigen  des  Kantons  oder  die  Schweizer  der  andern  Kantone  (Art.  1). 
Artikel  3  bestimmt  für  die  Schweizer  in  Deutschland  Gegenseitigkeit.  Die 
Deutschen  müssen  im  Besitze  eines  Scheines  ihrer  Gesandtschaft  sein, 
woraus  sich  ergibt,  dass  sie  deutsche  Staatsangehörigkeit  haben  und  einen 
guten  Kuf  geniessen.   —  Belgien  hat  Niederlassungsverträge  mit   dem 


1)  [Der  PasszwaDg  besteht  noch  in  Russland.  ^  Deutschland  fohlte  sich  im 
Jahre  1888  yeranlasst,  seine  an  Frankreich  stossende  Grenze  fast  ganz  abzusperren, 
indem  es  von  denen,  die  diese  Grenze  überschreiten  wollten,  besondere  Passe  ver- 
langte. Allm&hlich  liess  Deutschland  von  dieser  Forderung  ab.  (S.  J.  I.  F.,  t  XV, 
p.  i88;  t.  XVUI,  p.  985;  t  XXVU,  p.  907).  —  S.  über  diese  Frage  Clunet,  La  ques- 
üon  des  passeports  en  Alsace-Lorraine  au  point  de  vue  du  droit  positif^  du  droit 
public  et  du  droit  conventionnel  fhinco-allemand,  1888.  —  von  Holtzendorff,  Lettre 
a  11.  Clunet,  R.  D.I.,  t.  XX,  p.  617.  —  Rolin-Jaequemyns,  La  question  des  passe- 
ports en  Alsace-Lorraine,  R.  D.  I.,  t.  XX,  p.  615.  —  Ein  Gesetz  Yon  Transvaal  vom 
25.  Dezember  1896  verlangt  von  den  Fremden  Pässe  (R.  D.  I.  F.,  t.  IV,  Documents,  p.  8).] 

2}  [Pey,  La  Situation  des  ^trangers  en  France,  Fimmigration  itrangire,  les  projets 
de  loJ,  Revue  cath.  des  inst  et  du  droit,  fSvrler  et  mars  1894.] 

3)  [Seit  1888  sind  in  Frankreich  verschiedene  Antrage  in  den  Kammern  gestellt 
worden,  um  der  Einwanderung  von  Ausländem  Einhalt  zu  tun.  Fast  aUe  lassen  sich 
auf  den  Gedanken  zuruckf&hren,  dass  den  Ausländem  wegen  des  Wettbewerbs,  den 
sie  der  nationalen  Arbeit  bereiten,  eine  besondere  Steuer  aufzuerlegen  sei.  S.  Bar- 
rier,  La  police  des  ^trangers  en  France  et  la  taxe  de  sejour,  1899.  —  Tchernoff , 
Du  nouveau  rdle  de  Tassistance  internationale  et  du  droit  de  s4jour  des  etrangers, 
Revue  du  Droit  public,  1899,  p.  86.] 
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Oranjefreistaat  (1.  April  1874),  mit  der  südafrikanischen  Republik  (3.  Fe- 
bmar  1876),  mit  der  Schweiz  (6.  Juni  1887)  usw. 

445.  —  Militärdienst.  —  Fremde  dllrfen  nicht  zum  Militärdienste, 
der  wesentlich  eine  staatshtti-gerliche  Pflicht  ist,  gezwungen  werden. 
Man  kann  derartige  Leistungen  nicht  deiyenigen  auferlegen,  denen  man 
mit  Recht  die  politischen  Rechte  versagt.  —  „Wüiden  die  Fremden  ge- 
nötigt, Militärdienste  in  fremdem  Lande  zu  tun,  so  wüi'den  sie  unter 
Umständen  genötigt,  für  ihnen  fremde  Staatsinteressen  und  gegen  die 
politischen  Interessen  ihres  Vaterlandes  ihr  Leben  einzusetzen,  was  offen- 
bar unnatürlich  wäre"  (Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  391  ).i) 

446.  —  Steuern  und  Abgaben.  —  Fremde,  die  in  einem  Staate 
ihren  Wohnsitz  haben  oder  dort  Liegenschaften  besitzen,  sind  mit  Aus- 
nahme der  diplomatischen  Agenten  und  der  in  gewissen  Ländern  angestellten 
Konsuln,  in  gleicher  Weise  wie  die  Inländer  verpflichtet,  direkte  und  in- 
direkte Staatssteuem,  Gemeindesteuern,  Verzehrssteuem,  Zollgebühren  und 
sonstige  Abgaben  zu  entrichten.    (Vgl.  den  dritten  Teil).^) 


Erster  Abschnitt. 
Polizei-  und  Qericlitsbarkeit  des  fremden  Staates,  "^j 

447.  —  Sind  Staatsfremde  der  Zivil-  und  Handelsgerichtsbarkeit  des 
Aufenthaltsstaates  untei-worfen?  —  Diese  Frage  wird  in  Ansehung  der 
dinglichen  Klagen,  mögen  sie  possessorisch  oder  petitoiisch  erhoben 
werden,  einstimmig  bejaht.  Das  Gericht  der  belegenen  Sache  ist  aus- 
schliesslich zuständig. 

Hinsichtlich  der  persönlichen  Klagen,  die  von  Fremden  oder  gegen 
Fremde  angestrengt  werden,  sei  es,  dass  diese  im  Auslande  wohnen  oder 
sich  dort  nur  aufhalten,  ist  ein  Unterschied  geboten.  —  Ist  der  Gegner 
des  Ausländers  ein  Inländer,  möge  er  nun  Kläger  oder  Beklagter  sein,  so 
ist  nach  der  Rechtsprechung  und  der  Gesetzgebung  aller  Staaten  das 
Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die  beklagte  Partei  ihren  Wohnsitz 
hat.  Handelt  es  sich  dagegen  um  einen  Rechtsstreit,  in  dem  beide  Par- 
teien Ausländer  sind,  so  kommen  zwei  entgegengesetzte  Ansichten  in  Be- 
tracht. —  Die  eine,  die  rückständig  und  widerspinichsvoU  ist  und  selbst- 

1)  [Im  Jahre  1897  unterwarf  ein  belgisches  Gesetz  die  in  Belgien  wohnhaften 
Auslftnder  der  Militärpflicht  in  der  Bürgerwehr.  Auf  Grund  des  von  den  Vertretern 
der  auswärtigen  Mächte,  namentlich  Deutschlands,  der  Verein.  Staaten  und  Frank- 
reichs, erhobenen  Einspruches  verzichtete  die  belgische  Regierung  darauf,  das  Gesetz 
in  dieser  Weise  anzuwenden.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  waren  far  Belgien 
selbst  gefährlich.  In  Antwerpen  ist  die  deutsche  Kolonie  so  zahlreich,  dass  die  auf 
Grund  des  Gesetzes  gebildete  Bürgerwehr  zu  einem  grossen  Teile  aus  Deutschen  be- 
standen hätte.  —  Vgl.  über  die  Frage  des  Militärdienstes  Roche,  De  la  Convention 
destin^e  ä  mettre  fin  aux  difScult^s  resultant  de  Tappllcation  des  lois  sur  le  service 
militaire  entre  la  France  et  la  Belgique,  J.  I.  P.,  t.  XV,  p.  731.] 

2)  [Grossbritannien  hielt  die  Bedingungen,  die  Transvaal  den  Ausländem  (Uit- 
landers),  und  namentlich  auch  den  englischen  Untertanen,  die  in  grosser  Zahl  zur 
Ausbeutung  der  Goldbergwerke  dort  weilten,  auferlegte,  für  übertrieben  und  für  un- 
vereinbar mit  der  Rechtsstellung  Transvaals  zu  England.  Dies  war  eine  der  Ursachen, 
die  im  Jahre  1899  den  Krieg  zwischen  England  und  Transvaal  herbeiführten.  R.  D. 
1.  P.,  t  VII,  pp.  99  et  8.] 

*)  Löwenfeld,  Die  BeehtsverfolgUHg  im  intemalionalen  Verhehr,  1895.  —  Wolker, 
Die  rechüiehe  Stdhung  anndobndigther  juristigehm'  Personen  (intbee,  ausländisdier  Handeb- 
geeelUchaften),  1897. 
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Süchtige  Interessen  verfolgt,  versagt  gi-undsätzlich  den  im  Inlande  wohnhaften 
Aasländem  die  Zulassung  zu  den  Ortsgerichten.  Sie  wird  zu  unserm 
Bedauern  noch  von  der  französischen  Rechtsprechung  (abgesehen  in 
Handelssachen)  vertreten.  Wir  haben  sie  im  Jahre  1865  bekämpft  und 
verwerfen  sie  auch  heute  noch.^)  —  Die  andere,  die  weitherziger  und 
praktischer  ist  und  die  den  heutigen  Bedürfhissen  gerecht  wird,  gewährt 
den  Fremden  in  Zivilsachen  den  Zutritt  zu  den  Gerichten  des  Landes. 
Diese  Ansicht  herrscht  in  Deutschland,  Belgien,  England,  Holland,  Italien, 
Russland,  Peru,  den  Verein.  Staaten  usw. 

Frankreich  hat  mit  andern  Staaten  zahlreiche  Verträge  geschlossen, 
wonach  die  Angehörigen  des  einen  und  des  andern  Landes  gegenseitig 
Recht  vor  den  Ortsgerichten  nehmen  können.  Beispiele:  französisch- 
spanischer Vertrag  vom  6.  Febniar  1882;  französisch-serbischer  Vertrag 
vom  18.  Januar  1883  usw.  —  [Am  8.  Juli  1899  ist  zwischen  Frankreich 
und  Belgien  ein  wichtiger  Vertrag  über  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
abgeschlossen  worden.] 

448.  —  Die  Fremden  sind  den  Polizei-  und  Sicherheitsgesetzen  unter- 
worfen und  verpflichtet,  die  Verfassung  des  Landes,  in  dem  sie  sich  auf- 
halten, zu  achten  (Code  civü,  Art.  3). 

Fremde,  die  sich  in  einem  Staate  dauernd  oder  vorübergehend  auf- 
halten, unterstehen  den  Strafgerichten  dieses  Staates  hinsichtlich  der  von 
ihnen  innerhalb  dieses  Landes  begangenen  strafbaren  Handlungen.  —  Dies 
ist  ein  allgemein  anerkannter  Grundsatz,  der  keines  Beweises  bedarf.  — 
Das  Völkerrecht  hat  aber  eine  Reihe  von  Ausnahmen  zugelassen,  die  sich 
einerseits  auf  fremde  Souvei*äne,  diplomatische  Agenten  und  Kriegsschiffe 
beziehen,  und  sich  anderseits  auf  die  von  vielen  christlichen  Staaten  mit 
der  Türkei,  Marokko,  China  usw.  abgeschlossenen  Kapitulationen  zurück- 
führen lassen.  Auf  Grund  dieser  Kapitulationen  stehen  die  Fremden  in 
Strafsachen  nur  unter  ihren  eigenen  Strafgesetzen  und  sind  nur  der  Straf- 
gerichtsbarkeit ihres  eigenen  Landes  Untertan.  Der  Grund  zu  dieser 
Ausnahme  beruht  auf  der  Verschiedenheit  der  sittlichen  Anschauungen 
(s.  Dritter  Teil,  Buch  I,  Kapitel  IV  und  Buch  I,  Kap.  HI). 

449.  —  Ist  ein  Staat  berechtigt.  Fremde  wegen  strafbai*er  Hand- 
lungen, die  sie  ausserhalb  seiner  Grenzen  begangen  haben,  zu  bestrafen? 
Die  Schriftsteller  sowie  die  Gesetzgebungen  stimmen  in  der  Beantwortung 
dieser  Frage  nicht  überein.  —  Grundsätzlich  muss  man  dem  Staate  das 
Recht  versagen,  Fremde  wegen  Verbrechen  irgend  welcher  Art,  die  sie 
auf  dem  Gebiete  eines  andern  Staates  verübt  haben,  zur  Rechenschaft  zu 
ziehen.  Auf  Fremde  können  die  Strafgesetze  des  Staates  weder  nach  dem 
Personalprinzip,  noch  nach  d^n  Territorialprinzip  angewendet  werden, 
denn  der  Täter  ist  nicht  Untertan  des  Staates,  und  die  Tat  ist  jenseits 
der  Staatsgrenzen  vorgenonmien  worden. 

Der  Staat  darf  von  seiner  Strafgewalt  nur  dann  Gebrauch  machen, 
wenn  das  im  Auslande  durch  den  Ausländer  begangene  Verbrechen  ihn 
in  irgend  einer  Rechtsbeziehnng  verletzt.  —  Dies  ist  der  Fall  1.  wenn 
das  Verbrechen  in  einem  Anschlage  gegen  die  Sicherheit,  die  Rechte  und 
die  Interessen  des  Staates  selbst  besteht;  2.  wenn  es  gegen  die  Unter- 
tanen des  Staates  gerichtet  ist.  —  In  dem  einen  Falle  rechtfertigt  das 
Selbsterhaltungsrecht  des  Staates,  in  dem  andern  Falle  die  Schutzpflicht, 
die  er  seinen  Untertanen  schuldet,  die  Strafverfolgung  des  Ausländers. 


1)  Bonfils,  De  la  comp^teiice  des  tribunaux  franQ.  k  T^ard  des  etrangers, 
1S65,  No.  187  et  8.  —  Trait^  dementaire  de  procMure  civile,  2«  edition,  No.  854. 
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Das  deutsche,  belgische,  französische  und  italienische  Recht  lässt  eine 
Bestrafung  Staatsfremder  nur  wegen  gewisser  im  Auslande  begangener 
strafbaren  Handlungen  zu,  so  beispielsweise  wegen  Hochverrats,  Nach- 
ahmung des  Staatssiegels  oder  von  Banknoten,  Münzyerbrechen  usw.  — 
Dieses  aussergewöhnliche  Becht  der  Strafgerichtsbarkeit  des  Staates  findet 
seine  Rechtfertigung  in  einem  Zustande  der  Notwehr.  Die  Erhaltung  des 
Staates  steht  auf  dem  Spiele.  Der  Ausländer  war  verpflichtet,  sich  jedes 
Angriffes,  der  die  Staatssicherheit  gefährdete,  zu  enthalten.  (Code  inst, 
crim.  fran^ais  Art.  7;  —  Ungarisches  Strafgesetzbuch  Art.  7,  §  2.  — 
Deutsches  Strafgesetzbuch  §  5.  —  Italienisches  Strafgesetzbuch  Axt.  4).^) 


Zweiter  Abschnitt. 
Rechte  der  Fremden. 

450.  —  Die  innere  Gesetzgebung  jedes  Staates  bestinunt  die  Rechte, 
deren  Genuss  und  deren  Ausübung  den  Fremden  eingeräumt  wird.  — 
Die  christlichen  Staaten  der  neuem  Zeit  neigen  immer  mehr  dazu,  den 
Ausländem  dieselben  bürgerlichen  Rechte  wie  den  Inländem  zu  gewähren 
und  zwar  bald  unter  der  Bedingung  vertraglich  zugesicherter  Gegenseitig- 
keit, bald,  wie  Deutschland,  Österreich,  Serbien  und  Schweden,  unter  der 
Bedingung  gesetzlicher  oder  tatsächlicher  Gegenseitigkeit,  bald  endlich, 
wie  Italien  die  Niederlande  und  Spanien,  ohne  den  Vorbehalt  der  Gegen- 
seitigkeit. 

Frankreich  hat  zahlreiche  Verträge  betreffend  den  Genuss  bürgerlicher 
Rechte  abgeschlossen. 

451.  —  Handel.  —  Im  allgemeinen  sind  die  Fremden  berechtigt, 
ungestört  Handel  zu  treiben.  —  Jedoch  können  sie  in  China  und  Japan 
(in  letzterem  Lande  ist  seit  1899  eine  Wandlung  eingetreten)^)  nur  an 
bestimmten  Hafenplätzen  ihrem  Gewerbe  nachgehen.  —  In  Europa  gab 
es  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  Handelsbescl&änkungen.  In  Dänemark 
musste  man  vor  dem  Gesetze  vom  23.  Mai  1873  Däne  sein  oder  sich 
wenigstens  5  Jahre  in  dem  Lande  aufgehalten  haben,  um  Handel  treiben 
zu  dürfen.  —  In  Schweden  bestand  bis  1864  ein  fast  unbeschränktes 
Handelsverbot  für  Fremde.  Das  Gesetzbuch  von  1734  liess  den  Verkauf 
von  Schiffsladungen  oder  von  Waren,  die  mit  besonderer  Erlaubnis  in  eine 
schwedische  Stadt  eingeführt  worden  waren,  nur  im  ganzen  oder  gegen 
bar  zu.  Die  Gesetze  vom  15.  Juni  1864  und  vom  20.  Juni  1879  be- 
stimmen, dass  Aasländer,  Männer  oder  Frauen,  nur  auf  Grund  einer  nach 
vorheriger  Untersuchung  getroffeneu  Entscheidung  der  Verwaltungsbehörde 
zum  Betriebe  des  Handels  oder  zur  Ausübung  eines  Gewerbes  oder  eines 
Handwerkes  zugelassen  werden  können. 

452.  —  Eigentum.  —  Die  Gesetze  eines  jeden  Staates  bestimmen 
die  rechtlichen  Erfordernisse  und  die  Erwerbsarten  des  unbeweglichen, 
beweglichen,  literarischen  und  gewerblichen  Eigentums.  Fast  überall  gilt, 
dass  der  Fremde  Eigentümer  von  beweglichen  Sachen  sein  kann.  Nicht 
so  verhält  es  sich  mit  dem  Eigentum  an  unbeweglichen  Sachen.  Noch  bis 

1)  Der  Schnäbele-FaU  in  den  Archives  diplomatiques,  1887,  t.  I,  p.  226  und  in 
der  Ann^e  politique,  1887.  pp.  70  ä  87.  —  S.  auch  Bonfils,  De  la  competence  des 
trib.  franQ.  k  l'^gard  des  etrangerä,  No.  344  et  945. 

2)  S.  No.  287. 
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in  die  jüngste  Zeit  hinein  waren  die  Gesetzgebangen  Grossbritanniens  und 
der  Verein.  Staaten  von  Nordamerika  den  Fremden  sehr  ungünstig. 

In  England  hat  zuerst  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1870  die  ^befreundeten'^ 
Ausländer  den  Engländern  von  Geburt  hinsichtlich  des  Besitzes,  des  Ge- 
nusses, des  Ei-werbs  und  aller  auf  gesetzlichem  Wege  zulässigen  Über- 
tragungsarten des  beweglichen  und  unbeweglichen  Eigentums  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  Schiffe  gleichgestellt  (Art.  2  und  14). 

Die  einzelnen  Staaten  der  gi-ossen  amerikanischen  Republik  teilten 
sich  in  vier  Gruppen.  Einige,  wie  Alabama,  Vermont,  Sttdkarolina  u.  a., 
hielten  sich  an  die  durch  das  englische  common  law  bestimmte  Unfähig- 
keit und  verboten  den  Ausländern  Eigentümer  von  Grundstücken  zu 
sein.  —  Andere  Staaten  räumten  den  Ausländem  die  volle  Fähigkeit, 
Grundstücke  zu  besitzen,  ein,  ohne  sie  von  der  Bedingung  des  Aufenthalts 
abhängig  zu  machen.  —  Wieder  einige  Staaten  knüpften  diese  Fähigkeit 
an  die  Bedingung  eines  festen  Wohnsitzes  auf  dem  Gebiete  des  Staates 
selbst  oder  auf  dem  der  Konföderation.  —  Arkansas,  Delaware,  Maryland, 
New-York  und  einige  andere  endlich  gestatteten  den  Ausländem  nur  dann 
den  Erwerb  und  den  Besitz  von  Grundstücken,  wofern  sie  nach  den  für 
die  Naturalisation  vorgeschriebenen  Fonnen  ihren  Willen,  Bürger  der  Verein. 
Staaten  zu  werden,  erklärt  hätten.^)  Ein  am  3.  März  1887  von  den  beiden 
Kammern  des  Kongresses  der  Verein.  Staaten  angenonunenes  Gesetz  ver- 
bietet künftighin  jedem,  der  nicht  Bürger  der  Verein.  Staaten  ist  oder 
der  nicht  seine  Absicht,  es  zu  werden,  erklärt  hat,  sowie  allen  Gesell- 
schafben, deren  Kapital  bis  zu  einem  Betrage  von  mehr  als  20^/o  im  Besitze 
von  Ausländem  ist  oder  sein  kann,  den  Erwerb  von  unbeweglichen  Sachen 
oder  von  dinglichen  Rechten  an  unbeweglichen  Sachen  innerhalb  des  Ge- 
bietes der  Verein.  Staaten;  es  sei  denn,  dass  sich  der  Erwerb  kraft 
Erbrechts  vollzieht.  Gmndstücke,  die  unter  Verletzung  dieses  Ge- 
setzes erworben  worden  sind,  werden  zu  Gunsten  des  Staates  eingezogen. 
Dies  Verbot  bezieht  sich  natürlich  nicht  auf  diejenigen  Ausländer, 
denen  die  Fähigkeit,  Eigentümer  zu  sein,  durch  Staatsverträge  zugesichert 
worden  ist. 

In  Schweden  kann  ein  Ausländer  nur  mit  Erlaubnis  der  Regierung 
Grundeigentum  erwerben.  —  In  Rumänien  bestimmt  das  Gesetz  vom 
13.  Oktober  1879,  dass  nur  eingeborene  oder  natui*alisierte  Rumänier 
ländliche  Grundstücke  erwerben  können.  2)  —  In  Russland,  wo  den  Aus- 
ländem der  Genuss  von  Privatrechten  grundsätzlich  eingeräumt  worden 
ist,  verbietet  der  ükas  vom  14.  März  1887,  den  Fremden  in  den  Provinzen 
des  Königreichs  Polen  und  in  andern  durch  den  Ukas  bezeichneten 
Gegenden  ausserhalb  der  Städte  und  Hafenplätze  den  Erwerb  von  Eigen- 
tum an  Gmndstücken  und  von  Nutzungsrechten,  die  aus  Pachtungen  her- 
rühren. In  den  Fällen,  wo  die  in  diesen  Gegenden  belegenen  Grundstücke 
kraft  Erbrechts  an  Ausländer  gelangen,  haben  diese  die  Liegenschaften 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  an  russische  Untertanen  zu  übertragen, 
widrigenfalls  schreitet  die  Verwaltungsbehörde  zum  Verkauf  und  über- 
gibt den  erzielten  Erlös  den  ihres  Rechts  verlustig  gegangenen  Eigen- 


1)  Lawrence-Wheaton,  op.  cit.,  t  III,  eh.  H,  pp.  83,  89  et s.  —  Weiss,  Trait6 
de  Droit  intern,  prive  pp.  472  et  478. 

2)  [S.  hierüber  Flaischlen,  Du  droit  des  ^trangers  sur  des  immenbles  roraux 
flituds  en  Roumanie,  R.  D.  I.,  t.  XXIX,  p.  491.  S.  auch  R.  D.  I.,  t  XXX,  p.  242.  — 
Es  sei  hier  an  die  oben  besprochene  Zappa-Angelegenheit  erinnert  (No.  288).] 
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ttimem  (J.  L  P.,  t.  XVI,  p.  189;  t.  XVm,  p.  324;  t.  XIX,  p.  1112,  t.  XXV, 
p.  225).^)*) 

45S.  —  Erbfolge.  —  Fast  nach  allen  Gesetzgebungen  der  Gegen- 
wart kann  das  den  Nachlass  eines  Ausländers  bildende  Vermögen  frei  aus 
dem  Gebiete  eines  Staates  in  einen  andern  Staat  übergehen.  In  frtthem 
Jahrhunderten  galten  andere  Grundsätze.  Aber  das  Reti*akts-,  Heimfalls- 
und  Abschossrecht  (droit  d'aubaine,  de  d^traction)  ist  heute  verschwunden. 
Zahlreiche  Verträge  waren  auf  Abschaffung  dieser  Abgaben  gerichtet. 
Aus  diesem  Vertragsrecht  hat  sich  ein  allgemein  anerkannter  durch  die 
Landesgesetze  bestätigter  völkerrechtlicher  Grundsatz  herausgebildet.  — 
Derai'tige  internationale  Verträge  entscheiden  über  die  Rechtsfähigkeit 
zu  veräussem  und  zu  erwerben,  über  die  hierbei  zu  beobachtenden  Förm- 
lichkeiten und  über  die  BeAignisse  des  Konsuls  des  Staates,  dem  der  ver- 
storbene Ausländer  angehörte.^ 

464.  —  Gewissensfreiheit.  —  Jedem  steht  es  frei,  ohne  die  Ge- 
nehmigung eines  andern  oder  eines  Staates  nachzusuchen,  ein  religiöses 
Bekenntnis  anzunehmen,  es  zu  bewahren  und  zu  ändern.  —  Es  hiesse  das 
Völkerrecht  verletzen,  wollte  ein  Staat  seine  Macht  dazu  ausnutzen, 
um  die  Ausländer  zur  Änderung  ihres  Glaubens  zu  zwingen  und  sie  im 
Falle  der  Weigerung  zu  verfolgen  oder  sie  aus  dem  Lande  zu  verweisen. 
—  Die  Gewissensfreiheit  schliesst  aber  die  Freiheit  der  öffentlichen  Reli- 
gionsübung nicht  in  sich.  In  allen  Staaten  wird  zum  Schutze  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  aus  Gründen  des  Staatsinteresses  die  öffentliche  Aus- 
übung der  verschiedenen  Kulte  durch  Gesetze  und  Verordnungen  der 
Regierung  geregelt  und  eingeschränkt. 
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[Anmnaire  d«  rinsUtat  de  Droit  inteniatioBa],  seasioiis:  Oxford  U8Qi|  Heidelbers  1887,  Lansamio  1888 
Hamboiirg  1891,  Qmkw  1882,  Puls  18M.  —  A ssman.  Die  Yerfolgniig,  Festaalime  vnd  AvaUefenrng  dmIi  den 
Aoslande  geflfiehteter Verbrecher,  1898.  —  Beaoeliet  TraiM de Textraditton,  1889 (mit siemUeliMisnilirUchen 
Utenitiiniigabeii).  —  Bernard.  TralM  ttiterique  et  praliqiie  de  reztredItloB,  1888;  2e  Mit  reroe  par  MM. 
Lucas  et  weise,  1890.  —  Berney,  ProcMore  sniTie  ea  Baisse  ponr  TextraditioB  des  malfaitenrs  anx  pays 
«trangers,  1889.  —  BiUot  Trait«  de  reztraditioii,  1874.  —  Bomboy  et  Gilbria.  Trait«  pratique  de 
reztradittoB,  1886.  —  Bonafos.    De  l^eztradition.  —  Brnsa.    Le  dttit  poUUqne  et  FeztradiUen,  B.  D.  L, 


t  XIV,  p.  408.  —  Castori.  II  diritto  di  estradisio]l^  1886.  —  Clarke.  A  treatise  apon  the  law  of  extra- 
diHon,  8e  Mit,  188&  —  Craies.  Principaux  cas  d*extradltlon  es  Angleten«,  J.  L  P^  t  XX,  p.  477;  t  XXH, 
p.  1018;  t  XXVI,  p.  814.  —  Dar  ras.  Des  effets  absolns  de  FextraditioB  dans  lee  rapports  entre  la  Franoe 
et  FAiigleterre  lorsqae  raeeiis4  consent  k  6tre  jiig4  ponr  des  faits  non  eompris  dans  Faete  d^extrsditioiL, 
affoire  Arton,  R.D.  LP.,tIIl,p.484.  —  Delius.  Das  AnsUefemagsrecht,  1896.  —  Delonme.  Prindpes 
c4n4raax  dn  Dr.  intern,  en  matlire  criminelle,  1882.  —  Die  na.  Los  d41its  anarchistes  et  Textradltlon, 
,  D.  I.  P.,  t  n,  p.  806.  —  DivTara.  Des  rapports  de  la  Bonmanie  avec  les  pays  4lrsagen  en  matites 
radltion,  J.  I.  P.,  t  XVI,  p.  284.  —  FArand-Girand.  De  Textraditton,  1880.  —  Fiore.  Tratt4  de  droit 
i  et  de  rextraditioB,  ftbersetzt  TonAutoine,  1880.  —  Gareia  y  Santisteban.    Maanal  deextradiciones. 


d*extradltion,  J.  I.  P.,  t  XVI,  p.  284.  —  FArand-Girand.  De  Textraditton,  1880.  —  Fiore.  Tratte  de  droit 
p4Bal  et  de  rextraditioB,  ftbersetzt  TonAutoine,  1880.  —  Gareia  y  Santisteban.  Maanal  deextradiciones, 
1882.  —  Garrand.    Trait4  thtoriqne  et  pratiqne  de  droit  ptaal,  1W8.  —  Gareia  y  Parejo.    Estodios  sobre 

1)  [In  Frankreich  hat  der  Abgeordnete  de  Hahy  am  11.  Dezember  1898  den  An- 
trag gestellt.  Ausländem  den  Erwerb  von  Gmndst&cken  in  der  Nähe  von  Festangen 
za  verbieten,  R.  D.  I.  P.»  t  I,  p.  491.] 

2)  Frankreich  hat  zur  Regelung  dieser  Frage  Vertri^e  geschlossen,  so  mit: 
Italien  am  26.  Juli  1882;  mit  Portugal  am  11.  Juli  1866;  mit  Osterreich  am  11.  De- 
zember 1866;  mit  der  Schweiz  am  16.  Juni  1869;  mit  Russhind  am  1.  April  1874;  mit 
der  Dominikanischen  Republik  am  9.  September  1882;  mit  Serbien  am  18.  Juli  1883; 
mit  Mexiko  am  27.  November  1886;  mit  Ecuador  am  12.  Mai  1888  usw. 

*)  Vgl  die  Beeekränkimgm  amaiändieeker  JNrMwcAer  Fermmm  hmaiehUick  de$  Orundr 
erwerhi  t»  dem  preymiadkm  AMrfahrungmemtMe  nwi  BürgerL  OeBgtdmche  tnm  30.  Sept. 
1899,  Art  7^  §2,  nefte  onc*  Art.  88  des  EmfilhrmigegeeetMeB  nm  B.Q.B 


Drittes  Buch.   Der  Mensch  in  seinen  völkerrechtlich.  Beziehungen.  Kap.  6.    241 

la »tradieion,  1884.  —  GengeL  Asybreeht  nad Fttntonmord,  1885.  —  GranlchataedteiL  Der  internationale 
Stratnchtarerkehr,  1893.  —  GrlTaz.  Natura  et  effets  dn  principe  de  raaile  poUtrqne;  1895.  —  Hawley. 
Th«  law  of  international  Extradition,  1898.  —  Herbanx.  Etade  sar  les  döelarations  de  r6ciproeit£  enmatiftre 
d*«xtradiüon  «chang^es  entre  la France  et  les  pnlsfiances  ötrang^ree,  J.  I.P^  tXX,  p.  10S4.  —  t.  Holtzen- 
dorfl  Die  Auslief emng  der  Verbrecher,  1881.  —  DeJonge.  Uitlevering  van  eigen  Onderdanen,  1884.  — 
Kebedgy.  Une  loi  d^extradltion  en  Gröce,  R.  D.  I.  F.,  t.  VIL  p.  888.  —  Keysmer.  Extradition  poor  crimes 
sol-disant  politiqnes,  J.  I.  F.,  t  XU.  —  Kirchner.  L'extradition,  Recneil  des  lois  et  des  traitto,  1884.  — 
Kyriacou.  De  l*extradition  des  criminels.  —  Jaua]BAS.£^.  Auslieferongspflicht  and  Asylrecht,  1887.^ 
Le  droit  d*extradition  appliquö  anx  d^lits  politiqnes,  aberseizt  ron  Weiss  n.  Lucas,  1882.  —  De  Tinfluence  des  lois 
pönales  nationales  sur  les  conTenÜons  d^extradiUons  ant^rieurement  conclues,  h  propos  d*an  difförend  jndl- 
ciaire  austro-italien,  R.  D.  I.  F.,  t  m,  p.  6.  —  Siehe  auch  B.  D.  I.,  t  XX  und  XXi.  —  Lepneveu  de  Latont 
Leu  crimes  et  les  dftlits  poliüques  d'apr^s  les  plus  r6cente  traitto  d'extradltion,  J.  I.  F.,  t.  XVIII.  -^  Loubat 
De  la  Iteislatlon  contre  les  anarchistee  au  point  de  Tiie  international,  J.  L  F.,  t  XXII  et  XXIH.  —  Marin. 
La  exü^icion  ante  el  Derecho  intemacional.  ->  v^arlitj  Internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen, 
1897.  — ^ayr.  Die  Auslieferung  eigener  Untertanen,  1891.  —  M'^nifil?  Deutsche  Auslieferungsvertrftge, 
1891.  — TToore.  Extradition  entre  les  Etats-Unis  et  PAngleterre,  J.  L  F.,  t  XVI,  p.  792  et  1890;  t.  XVIL  — 
A  treatise  on  extradition  and  Interstate  rendition,  1891.  —  Moscatelli.  T  delitti  politici  e  gll  attentati  anarchici 
in  nateria  di  estradizione,  Rivista  penale,  t.  49,  p.  366.  —  NaonmYantcheff.  Dela  comp^tence  territoriale 
et  personelle  et  de  Textradition  d-aprto  le  nouveau  Code  penal  bulgare,  J.  I.  F.,  t.  XXIV,  p.  815.  — ^Ferels^ 
Auslieferung  deserUerter  S chif f smannschaf ien,  1 888.  —  Frudhomme.  L*extradition  de  Balf our  dem«i(iee  par 
PAngleterre  k  la  Röpnblique  Argentine,  J.  L  F.,  t  XXn,  p.  289.  —  L.  Renault.  Des  crimes  politiques  en 
matl^re  d'extradition,  J.  L  F.,  t.  Vn,  p.  65.  —  A.  Rolin.  Du  principe  de  la  non-extradition  en  matlftre  de 
d^Iita  politiques,  R.  D.  L,  t.  XXIV,  p.  17.  —  La  röpression  des  attentats  anarchistes,  R.  D.  I.,  t.  XXVI, 
p.l25.  -  S.  noch  R.  D.  L,  t.  XV,  XVI,  XIX,  XX  et  XXIV.  -Roszkowski.  Des  asiles  et  des  extraditions. 
Quelques  mots  sur  la  proc^dure  d'extradition,  R.  D.  I.,  t.  XX,  p.  55.  —  Salem.  Le  droit  d'extradition  en 
Turquie,  R.  D.  I.,  t  XXm,  p.  354.  —  Soldan.  L'extradition  des  criminels  politiques,  1882.  —  Spear.  The 
law  of  extradition.  —  Stieglitz.  Etüde  sur  l'extradition  des  criminels,  1888.  —  Teichmann.  Les 
d«Iit8  politiques,  le  rigicide  et  l'extradition,  R.D.  I.,  t  XI.  ~  Ulveling.  Trait«  thöoHque  et  pratique  sur 
rextradition.  —  Vazelhes.  Etüde  sur  l'extradition,  1877.  —  Villefor.t  Des  traitAs  d'extradition.  — 
VI  ölet.  La  proc^dure  de  Textradition,  sp^cialement  dans  les  pays  de  refuge,  1898.  ~  S.  auch  die  aus 
Anlass  mehrerer  Auslieferungsf&Ue  der  letzten  Zeit  yerfassten  Artikel,  R.  D.  L  F.,  t.  I,  p.  488  (Fall  Weeks) ; 
t  in,  p.  256  (FaU  Balfour);  t.  IV,  p.  188  (FaU  Tynan).  -  J.  L  F.,  t.  XXIH,  p.  93  (FaU  Arten);  p.  562  (Fall 
Hammerstein);  p.  556  (Fall  Friedmann);  p.  335  (Fall  Herz).  —  Journal  officiel  fran^is  yom  1.  Novbr.  1900 
enthalt  die  Interpellation  Sembat  in  der  Deputiertenkammer,  pp.  1988-1993  (FaU  Sipido).] 

^LisB i ,  Sind  gleiche  QrundsäUe  des  internationalen  Strafreehts  antustreben 9  Outachten  für  den  XVI. 
BeiUUKat  Juristeniag  (Zeit$ehriß  für  die  gesamte  Strafreektmoiseenechafl,  Bd.  II,  S.  60).  S.  t^enda  v^J£artitMj 
Bd.  II f  S.  767.  —  V.  Bahr,  Lehrlnteh  des  intcmatumalen  Privat-  u.  Strafreehts j  1892  —  vmx  demselben:  lyenenia- 
saai,  XXXIVy  8.  481 /f.  —  Hility  TraiU  de  Vinstruekion  cnminelU,  t.  II.  Uv.  U,  ehap.  V.  —  Hetzer,  Deuisehe 
AttsUeferungsverträgef  Zusammenstellung  usw.  mit  vergleichenden  Übersichten  und  ErörterungeUf  Berlin  188S.  — 
HoseuSf  Der  Grundsats  der  NiehtousUefenmg  poKtiseher  Verbrecher  (SehmoUers  Jahrbuch  usw.)f  1881,  S.  104Sff.). 
—  Boguin,  Le  droit  d^asyle  en  Suisse,  J.  I.  F.,  f.  VIII,  p.  g88  et  s.  —  Pfenninger,  Begriff  des  poliüsehen 
Verbrechens  (Protokoll  der  XVIII.  Versammlung  des  Sehweiserischen  Juristenvereins,  S.  33  ff.)  —  Lawrence,  The 
extradiüon  treaty  (in  The  Alabany  law  Journal,  1876  u.  1877).  —  LäjnmatJih,  Deutsche  Juristenseitung,  1899, 
8.  6,  —  Qrivas,  L*extradition  en  matiire  de  crimes  politiques  et  sociaux,  JB.  D.  I.  P.,  t.  IX,  p.  701.  —  Kebedgy, 
Vextradilion  en  Grice,  B.  B.  I.  P.,  t.  IX.,  p.  979. 

455.  —  Die  Auslieferung  besteht  darin,  dass  ein  Staat  eine  Person, 
die  wegen  Verübung  eines  Verbrechens  oder  eines  Vergehens  angeklagt 
oder  für  schaldig  erkannt  worden  ist,  entweder  dem  Staate,  auf  dessen 
Gebiete  die  strafbare  Handlung  begangen  worden  war,  oder  dem  Staate, 
dessen  Untertan  diese  Person  ist,  überantwortet. 

Kein  Staat  kann  für  verpflichtet  erachtet  werden,  die  Süafgesetze 
eines  andern  Staates  durch  seine  Gerichte  anwenden  zu  lassen  oder  den 
zu  richten,  der  der  VeiHbung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  im  Aus- 
lande bezichtigt  wird,  oder  die  Urteile  fremder  Gerichte  zu  vollstrecken. 
Dies  würde  gegen  die  Grundsätze  der  Unabhängigkeit  und  der  Sou- 
veränität Verstössen.  Da  die  internationale  Rechtsordnung  aber  eine 
Ahndung  von  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  der  Staaten,  das  Wohl 
ihrer  Bewohner  und  die  Erhaltung  ihres  Vermögens  erheischt,  so  liefern 
die  Staaten  sich  gegenseitig  flüchtige  Missetäter  aus. 

456.  —  Die  Bechtmässigkeit  der  Ausliefeiiing  ist  von  den  Publizisten 
eingehend  geprüft  worden.  Schon  Bodin  begründete  sie  im  16.  Jahi*- 
hundert.  Die  Staaten  haben  als  Mitglieder  der  internationalen  Gemein- 
schaft ein  allgemeines  Interesse  daran,  dass  allenthalben  die  Rechts- 
ordnung gewahrt,  die  Gesetze  geachtet  und  der  Gerechtigkeit  gehorcht 
werde. 

Ausserdem  hat  jeder  einzelne  Staat  ein  besonderes  und  unmittelbares 
Interesse  daran,  dass  Missetäter  keine  Zufluchtsstätte  und  keinen  Schutz 
vor  der  öffentlichen  StLhne  ihrer  Verbrechen  finden  können.  —  In  jedem 
Staate  ist  die  Regierung  berechtigt,  im  Vereine  mit  einer  fremden  Re- 
gierung dahin  zu  wirken,  dass  im  allgemeinen  Interesse  die  Regeln  der 

BonfiU,  Lehrbuch  des  Völkerrechts.  16 
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uniyersellen  Gerechtigkeit  zur  Geltung  kommen  und  dass  im  Interesse 
ihrer  Selbsterhaltung  die  Rechtsordnung  und  die  Gerechtigkeit  in  ihrem 
eigenen  Lande  gesichert  werde  (Bemard,  op.  cit.,  t.  ü,  eh.  1). 

457.  —  Ist  die  Auslieferung,  deren  Rechtmässigkeit  also  zweifellos 
ist,  yOlkerrechtllch  als  die  Ausübung  einer  eigentlichen  Rechtsverpflich- 
tung  oder  nui*  als  die  Erfüllung  eines  sittUchen  Gebotes  anzusehen? 
Hierüber  herrscht  lebhafter  Streit.  Die  einen  lehren,  dass  der  Staat 
alternativ  verpflichtet  sei,  entweder  den  Schuldigen  zu  bestrafen  oder  ihn 
auszuliefern.  Das  allgemeine  Interesse  verlangt,  dass  Mörder,  Fälscher 
und  Diebe  bestraft  werden  und  dass  sie  nicht  durch  Überschreiten  der 
Grenze  eine  Zufluchtsstätte,  die  ihnen  Straflosigkeit  sichert,  finden  ktfnnen. 
Die  Staaten  sind  verpflichtet,  sich  gegenseitig  zu  helfen,  damit  tlberall 
Ordnung  hen*sche  uHd  die  Untertanen  in  Sicherheit  leben  können.  Dieser 
Ansicht  huldigen  Grotius,  Heineccius,  Burlamaqui,  Ruthertorf, 
Vattel,  Eent,  Catnpbell,  Cornewal,  Lewis,  Fiore,  Faustin- 
H61ie  u.  a. 

Bernard,  Billot,  Bluntschli,  Heffter,  Foelix,  Klüber,  G.  F. 
V.  Martens,  Mittermaier,  Ortolan,  Pufendorf,  Phillimore, 
Wheaton  u.  a.  erblicken  in  der  Auslieferung  lediglich  eine  rein  moralische 
Pflicht  des  Staates.  Bei  jedem  Auslieferungsbegehren  wird  der  Staat 
kraft  seiner  unveräusserlichen  Souveränität  prüfen,  ob  dem  Ersuchen  statt- 
zugeben sei  und  ob  es  im  beiderseitigen  Literesse  liege.  Es  hiesse  die 
Souveränität  der  Staaten  antasten,  wollte  man  die  Regierungen  dem  Ver- 
langen fremder  Mächte  unterwerfen,  ohne  ihnen  ein  Prttfungsrecht  zuzu- 
gestehen. Der  Staat,  an  den  ein  Auslieferungsersuchen  gerichtet  wird, 
kann  nicht  auf  sein  Recht  verzichten,  eine  Prüfung  des  gestellten  An- 
trages vorzunehmen.  Lehnt  ein  Staat  gegen  alle  Vernunft  und  Billigkeit 
ein  Auslieferungsbegehren  ab,  so  setzt  er  sich  Vergeltungsmassregeln  aus, 
wenn  er  seinerseits  eine  durchaus  begründete  Auslieferung  nachsucht. 
Nur  hierauf  beruht  die  Sanktion.  —  Kein  Staat  ist  weder  mittelbar  noch 
unmittelbar  verpflichtelt,  bei  der  Geltendmachung  der  Strafgesetze  eines 
andern  Staates  mitzuwirken,  es  sei  denn,  dass  er  vertraglich  dazu  ge- 
zwungen wäre.  Aber  dann  liegt  eine  förmliche  Rechtspflicht  vor,  die  aus 
einem  ausdrücklichen,  vom  Staate  gewollten  Vertrage  entspringt. 

Vom  18.  Jahrhundert  ab  werden  internationale  Auslieferungsverträge 
immer  häuflger.  Die  grosse  Zahl  dieser  Sonderverträge  beweist,  dass 
das  internationale  Herkommmen  nicht  das  Vorhandensein  eines  zwischen 
den  Staaten  bestehenden  rechtlichen  Bandes,  das  auf  der  Natur  der  Dinge 
selbst  beruhe,  anerkennt,  da  die  Nationen  das  BedtLrfhis  empfinden,  sich 
durch  ein  vertragliches  Band  zu  einigen. 

458.  —  F.  von  Martens  (op.  cit.,  Bd.  11,  §  92)  teilt  die  Geschichte 
der  Auslieferung  in  drei  ungleiche  Perioden  ein.  —  Die  erste  umfasst  das 
Altertum,  das  Mittelalter  und  einen  Teil  der  Neuzeit.  Die  Auslieferung 
ist  während  dieser  Periode  nur  selten  zur  Anwendung  gekommen.  Die 
ersten  Staatsverträge  stammen  erst  aus  dem  14.  Jahrhundert.  Die  Aus- 
lieferung bezieht  sich  nicht  auf  Verbrecher  des  gemeinen  Rechts,  sondern 
auf  politische  Verbrecher,  auf  Ketzer  und  Auswanderer.  —  Die  zweite 
Periode  schliesst  das  ganze  18.  Jahrhundert  und  die  erste  Hälfte  des  ver- 
flossenen Jahrhunderts  in  sich.  Sie  unterscheidet  sich  dadurch  von  der 
vorigen,  dass  sich  die  Verträge  nunmehr  auch  auf  gemeine  Verbrechen 
beziehen.  Trotzdem  betreffen  die  meisten  Verträge  die  Auslieferung  von 
Fahnenflüchtigen.  Beispiel:  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Spanien 
vom  Jahre  1765  und  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  vom  Jahre  1777. 
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Die  dritte  Periode  beginnt  für  die  westeuropäischen  Staaten  in  den 
40er  Jahren  des  letzten  Jahrhunderts;  für  Russland  erst  mit  dem  Jahre 
1866.  —  Seitdem  dringt  bei  den  zivilisierten  Staaten  mehr  und  mehr  die 
Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  durch,  gemeinsam  gegen  die  Ver- 
brecher, die  den  gemeinen  Strafgesetzen  verfallen  sind,  vorzugehen. 
Diese  neue  Richtung  äussert  sich  in  dem  Abschlüsse  einer  langen  Reihe 
von  Auslieferungsverträgen,  an  denen  sich  auch  Russland  nach  Durch- 
führung der  Justizreform  (gegen  das  Jahr  1866)  beteiligt.  —  Ausserdem 
werden  Auslieferungsgesetze  erlassen,  so  von  Belgien  im  Jahre  1833  und 
1874,  von  England  1870  und  1873,'  von  Holland  1875  usw.i)  Diese  Ge- 
setze, die  die  Willkttr  der  Regierungen  beseitigen  sollen,  verpflichten  die 
Staaten,  die  sie  erlassen  haben,  nicht  auch  gegenüber  den  andern  Nationen, 
letztere  können  hieraus  keine  völkerrechtliche  Pflicht  zu  ihren  Gunsten 
folgern. 

Aus  der  Prüfung  der  verschiedenen  Verträge  und  der  Vergleichung 
der  Landesgesetze  mit  den  diplomatischen  Abmachungen  lassen  sich  eine 
Reihe  allgemein  oder  doch  fast  allgemein  anerkannter  Regeln  ableiten. 
Sie  beziehen  sich  auf  die  Personen,  die  der  Auslieferung  unterliegen,  auf 
die  strafbaren  Handlungen,  derentwegen  die  Auslieferung  nicht  verlangt 
werden  kann,  auf  die  zuständige  Behörde,  die  das  Ersuchen  zu  stellen 
und  die  es  zu  gewähren  hat,  auf  das  Verfahren  und  endlich  auf  die  Folgen 
der  Auslieferung. 


Erster  Abschnitt. 
Personen,  die  der  Auslieferung  unterliegen. 

459.  —  Die  Auslieferung  erstreckt  sich  auf  die  Untertanen  des  Staates, 
der  um  Auslieferung  ersucht,  sowie  auf  die  Fremden,  die  einem  andern 
Staate  angehören,  als  dem,  auf  dessen  Gebiete  sie  sich  befinden.  Nach 
einer  fast  allgemein  anerkannten  Regel  liefert  kein  Staat  seine  eigenen 
Untei*tanen,  die  im  Auslände  Verbrechen  begangen  haben,  aus.  Dieser 
Satz  wird  ifast  in  allen  Auslieferungsverträgen  der  europäischen  Festlands- 
Staaten^  nämlich  von  Deutschland,  Belgien,  Frankreieh,  Holland,  Italien, 
Russland  usw.  —  aufgestellt  und  durch  die  Landesgesetze  bestätigt. 

Nur  England  und  die  Verein.  Staaten  bilden  eine  Ausnahme;  sie 
liefern  ihre  eigenen  Untertanen  aus.  Dies  Verhalten  gründet  sich  auf  die 
Rechtsprechung  der  Gerichte  dieser  Staaten,  die  den  Strafgesetzen  eine 
wesentlich  territoriale  Geltung  beilegen.  Dieser  Grundsatz  bleibt  aber 
oft  nur  ein  toter  Buchstabe.  So,  wenn  England  oder  die  Verein.  Staaten 
mit  einem  andern  Staate,  der  seine  Untertanen  nicht  ausliefert,  einen 
Vertrag  geschlossen  und  sich  im  Wege  der  Gegenseitigkeit  ausbedungen 
haben,  dass  sie  ihre  Angehörigen  auch  nicht  ausliefern  werden.  Dies  ist 
beispielsweise  der  Fall  bei  dem  von  Grossbritannien  mit  Frankreich  ge- 
troffenen Abkommen  vom  14.  Angust  1876  (Art.  2).  Diese  Klausel  findet 
sich  dagegen  nicht  in  dem  französisch  -  amerikanischen  Vertrage  vom 
9.  Novbr.  1843.  —  Der  Vertrag  zwischen  Grossbritannien  und  Spanien 
vom  Jahre  1878  bietet  die  Eigentümlichkeit,  dass  England  sich  verpflichtet, 


l;  S.  den  Text  dieser  Gesetze  bei  Billot,  op.  cit,  p.  425  und  beiFiore,  Traite 
de  Droit  intern.,  pp.  351  et  s. 

16» 
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alle  Personen  (all  persons)  anszuliefern,  während  Spanien  einen  Vorbehalt 
fiir  seine  Untertanen  macht.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  englisch- 
schweizerischen Vertrage.  —  Die  Verträge,  die  die  Schweiz  eingegangen 
ist,  enthalten  im  allgemeinen  die  Klausel,  dass  die  Untertanen  nicht  aus- 
geliefert werden.  Das  schweizerische  Bundesgericht  hat  aber  angesichts 
des  Wortlautes  des  mit  den  Verein.  Staaten  getroffenen  Abkommens  vom 
Jahre  1850  durch  Entscheidung  vom  6.  März  1891  die  Auslieferung  eines 
Genfer  Bürgers  bewilligt  (Sirey  1891,  4«  p.,  p.  33).  —  In  der  Tagung  von 
1890/91  haben  die  schweizerischen  Kammern  den  Grundsatz  der  Nicht- 
auslieferung  ihrer  Angehörigen  angenommen. 

Zur  Rechtfertigung  dieses  Grundsatzes  werden  mannigfache  Gründe 
angeftlhrt.  Wir  verweisen  auf  die  Lehrbücher  des  Strafrechts,  die  diese 
Erwägungen  mit  der  nötigen  Ausführlichkeit  entwickeln. 

460.  —  Eine  starke  Strömung  gegen  die  Regel  der  Nichtauslieferung 
von  Untertanen  macht  sich  bei  den  neuem  Publizisten  bemerkbar. 
Bernard,  Billot,  Bonafos,  Bluntschli,  Brusa,  Calvo,  Fiore,  Gar- 
raud,  von  Holtzendorff,  Hornung,  von  Härtens,  Renault,  West- 
lake u.  a.  verlangen,  dass  dieser  Grundsatz  aufgegeben  und  aus  den 
Verträgen  und  den  Gesetzen  ausgemerzt  werde.^)  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  eine  nach  Verübung  der  Missetat  erfolgte  Naturalisation  der  Aus- 
lieferung nicht  im  Wege  steht.  Vgl.  die  Verträge  Englands  mit  Brasilien  vom 
18.  Novbr.  1872  (Art.  3),  mit  Italien  vom  5.  Febimr  1873  (Ai-t.  4)  und 
mit  Frankreich  vom  14.  August  1876  (Ai't.  2). 

461.  —  Ist  der  Beschuldigte,  dessen  Auslieferung  verlangt  wird,  weder 
ein  Untertan  des  ersuchten  noch  des  ersuchenden  Staates,  ist  er  viel- 
mehr ein  Angehöriger  eines  dritten  Staates,  so  erfordert  die  internationale 
Schicklichkeit,  dass  zuvörderst  die  Zustimmung  dieses  letztern  Staates 
herbeigeführt  werde.  Das  Völkerrecht  gewährt  dem  Heimatstaate  ein 
Schutzrecht  hinsichtlich  derjenigen  seiner  Untertanen,  über  deren  Aus- 
lieferung andere  Staaten  miteinander  in  Unterhandlung  stehen.  Der  Heimat- 
staat soll  daran  erinnert  werden,  die  Interessen  seiner  Angehörigen  zu 
überwachen.  Daher  findet  man  für  diesen  Fall  in  vielen  Verträgen  eine 
besondere  Bestimmung. 

Die  angenommenen  Systeme  lassen  sich  auf  drei  zurückführen: 

1.  Die  Mitteilung  an  den  dritten  Staat  ist  rein  fakultativ. 

2.  Die  Mitteilung  ist  zwar  fakultativ;  wird  aber  die  Zustimmung  des 
dritten  Staates  nachgesucht,  so  ist  die  Auslieferung  nur  obligatorisch^ 
wenn  die  Zustimmung  erteilt  worden  ist. 

3.  Die  Mitteilung  ist  obligatorisch  und  die  Auslieferung  ist  von  der 
Zustimmung  des  dritten  Staates  abhängig.  Dieses  dritte  System  ist  in 
den  meisten  Verträgen,  die  Frankreich  und  Italien  mit  andern  Nationen 
abgeschlossen  haben,  angenommen  worden. 

462.  —  Die  Auslieferung  kann  zu  gleicher  Zeit  von  dem  Staate, 
dessen  Untertan  der  Verbrecher  ist  und  von  dem  Staate,  auf  dessen  Ge- 
biet das  Verbrechen  begangen  worden  ist,  verlangt  werden.  —  Nach 
einigen  Verträgen  ist  dem  Heimatstaate  des  Verbrechers  der  Vorzug  ein- 
zuräumen. Verträge  Busslands  mit  Italien  1871;  mit  Österreich  1874 
und  mit  Spanien  1877.  Dies  ist  nicht  die  beste  Lösung  der  Frage,  denn 
das  Verbrechen  steht  in  engerm  Zusammenhange  mit  dem  Lande,  wo  es 
begangen  worden  ist,  als  mit  der  Staatsangehörigkeit  des  Verbrechers 
selbst  (F.  V.  Martens). 

1)  Garraud,  Trait^  theorique  et  pratiqne  de  Droit  p^nal,  t  I,  No»  172  und  die 
dort  angefahrten  Schriftsteller. 
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Das  iDStitat  für  Völkerrecht  hat  in  Oxford  (1880)  unter  anderm 
folgenden  Beschluss  angenommen:  Art.  9:  „Liegen  in  betreff  ein  und  der- 
selben Tat  mehrere  Auslieferungsbegehren  vor,  so  sollte  dem  Staate,  auf 
dessen  Gebiet  das  Delikt  verübt  worden  ist,  der  Vorzug  gegeben  werden/ 
Diese  Entscheidung  ist  auch  im  Artikel  2  des  belgisch-niederländischen 
Abkommens  vom  16.  Januar  1877  angenommen  worden. 


Zweiter  Abschnitt. 
Handlungen,  fOr  die  ausgeliefert  wird. 

463.  —  Die  Staaten  sorgen  gewöhnlich  dafür,  dass  die  strafbaren 
Handlungen,  die  eine  Auslieferung  rechtfertigen  können,  in  den  Gesetzen 
und  in  den  Verträgen  aufgezählt  werden.  Gewöhnlich  sind  dies  die 
schwerem  unter  den  Verbrechen  und  Vergehen.  —  Die  Zahl  der  Hand- 
lungen, deretwegen  ausgeliefert  wird,  nimmt  in  den  neuem  Verträgen 
unaufhörlich  zu. 

Die  in  einem  Vertrage  enthaltene  Aufzählung  ist  nicht  in  dem  Sinne 
erschöpfend,  dass  die  Vertragsstaaten  nicht  auch  nach  ihrem  Ermessen 
ausser  den  ausdrücklich  namhaft  gemachten  Fällen  wegen  anderer  Hand- 
lungen ausliefern  könnten,  wie  sie  es  können,  wenn  sie  durch  keinen  Ver- 
trag verpflichtet  sind.  In  mehrem  Verträgen  haben  sich  die  vertrag- 
schUessenden  Teile  ausdrücklich  das  Recht  vorbehalten,  auch  für  andere 
nicht  namhaft  gemachte  Verbrechen  auszuliefern.  Der  vom  französischen 
Senate  am  5.  April  1879  angenommene  Gesetzentwurf  gewährte  der 
Regierung  die  Befugnis  dazu.  —  Wenn  hingegen  ein  Landesgesetz  eine 
Liste  der  Auslieferungsfälle  aufgestellt  hat,  so  können  weder  die  Regierung 
noch  auch  die  Gerichte  die  Auslieferang  durch  analoge  Auslegung  auf 
andere  Fälle  ausdehnen.  So  liegt  die  Sache  in  England,  Belgien  und 
Holland,  wo  die  Regierung  an  den  Buchstaben  der  Auslieferungsgesetze 
gebunden  ist. 

464.  —  Die  Fahnenflucht  der  Soldaten  zählt  heutzutage  nicht  mehr 
zu  den  Auslieferungsvergehen.  Dagegen  können  nach  den  meisten  Ver- 
trägen Matrosen,  (Ue  im  Auslande  von  Handels-  oder  Kriegsschiffen  ent- 
wichen sind,  ausgeliefert  werden.  Man  sucht  diesen  Unterschied  durch 
wirtschaftliche  Gründe,  die  in  den  Interessen  der  Schiffahrt  zu  finden  sind, 
zu  rechtfertigen.  Die  Art  dieser  Gründe  erklärt  auch,  weshalb  die  Aus- 
lieferang der  Matrosen  gewöhnlich  in  den  Eonsular-,  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsverträgen geregelt  wird. 

465.  —  Nicht  ausgeliefert  wird  wegen  der  in  Spezialgesetzen  bestimmten 
Spezialdelikten  sowie  wegen  Übertretungen  der  zum  Schutze  besonderer 
Verwaltungseinrichtungen  erlassenen  Vorschriften,  so  z.  B.  wegen  Jagd- 
oder Fischereivergehen,  wegen  Forst-  und  Waldfrevels.  Die  angrenzenden 
Staaten  sichern  die  Bestrafung  durch  besondere  Abkommen  (Deutschland 
und  Belgien  (29.  April  1885);  Belgien  und  Frankreich  (7.  August  1885). 

466.  —  Ein  fast  allgemein  anerkannter  Grundsatz  ist  der,  dass  die 
Auslieferung  nicht  wegen  politischer  Vergehen  stattfindet  Dieser 
Grandsatz  wird  von  den  einzelnen  Gesetzen  und  Verträgen  bestätigt  und 
fast  einstimmig  von  den  Geschichtsforschern,  Publizisten  und  Rechtskundigen 
angenommen.  —  Es  ist  hervorzuheben,  dass  im  (Gegensätze  hierzu  die 
ältesten  Auslieferungsverträge  gerade  hauptsächlich  politische  Verbrechen 
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und  Handlangen  betrafen.  Beispiele:  Verträge  zwischen  Frankreich  und 
England  vom  Jahre  1303;  England  und  Schottland  1308;  Frankreich  und 
Savoyen  1378;  England  und  Flandern  1641;  England  und  Dänemark  1661. 

—  Auch  die  Verträge  des  18.  Jahrhunderts  beziehen  sich  noch  vornehm- 
lich auf  politische  Verbrechen.  —  Erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts haben  die  meisten  europäischen  Staaten  die  AusUefeining  wegen 
Verbrechen  politischer  Art  ausdrücklich  zurückgewiesen.  In  diesem  Sinne 
sind  Abkommen  von  England,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Holland, 
Italien,  Portugal  und  der  Schweiz  unterzeichnet  worden.  —  Die  Mehrzahl 
dieser  Verträge  nehmen  auch  die  Handlungen  aus,  die  mit  politischen 
Verbrechen  im  Zusammenhange  stehen  (faits  connexes  aux  d^lits  politiques).^) 

Namentlich  England  war  es,  das  am  meisten  zur  Annahme  der  Regel 
der  Nichtauslieferung  politischer  Verbrechen  beitrug.  Im  Jahre  1848  trat 
es  für  den  Schutz  der  zahlreichen  politischen  Flüchtlinge,  die  der  Straf- 
gewalt der  Begierungen  des  Festlandes  entkommen  waren,  au&  nachdrück- 
Uchste  ein,  so  dass  die  politischen  Emigranten  schliesslich  sogar  dem 
Staate,  bei  dem  sie  eine  Freistätte  gefunden  hatten,  das  Becht  bestritten, 
sie  auszuweisen.  Sie  betrachteten  die  Gewährung  eines  Asyls  als  ihr  Becht. 

Deutschland,  Österreich,  Dänemark,  Norwegen  und  Bussland  haben 
Verträge  untereinander  abgeschlossen,  wonach  Verbrecher,  die  unter  der 
Beschuldigung  des  Hochverrats  stehen,  auszuliefern  sind.  —  Das  belgische 
Gesetz  von  1856  strich  mit  Becht  den  Fttrstenmord  ans  der  Zahl  der  po- 
litischen Verbrechen.  Dies  Gesetz  wurde  von  andern  Staaten  nach- 
gebildet; es  wurde  auch  in  einer  ganzen  Beihe  von  Auslieferungsverträgen 
als  massgebend  angenonmien.  ^) 

467.  —  Was  versteht  man  unter  einem  politischen  Verbrechen  oder 
Vergehen?  Warum  ist  die  Auslieferung  wegen  solcher  Handlungen  aus- 
geschlossen? —  Wie  ist  zu  entscheiden,  wenn  ein  Vergehen  des  gemeinen 
BQchts  mit  einem  politischen  Vergehen  im  Zusammenhange  steht?  — 
Wann  sind  die  beiden  Straftaten  derart  enge  miteinander  verknüpft,  dass 
auch  wegen  des  gemeinen  Verbrechens  eine  Auslieferung  abgelehnt  wird? 

—  Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieses  Lehrbuches  sein,  in  eine  Prüfung 
dieser  wichtigen  Fragen  einzugehen.  Sie  sind  in  erschöpfender  Weise  in 
den  Lehrbüchern  des  Straf  rechts  dargestellt. 

Wir  wollen  nur  darauf  hinweisen,  dass  die  Vertreter  der  Straf-  und 
der  Völkerrechtswissenschaft  auf  diese  Fragen  sehr  verschiedene  Ant- 
worten geben.  —  Die  Zahl  der  Bechtsgelehrten  und  Publizisten,  die  gegen 
die  Auslieferung  von  politischen  Verbrechern  sind,  ist  sehr  bedeutend  und 
es  sind  darunter  hervorragende  Schriftsteller.  Die  meisten  haben  eine 
ausgesprochene  Neigung,  auch  solche  Verbrechen  zu  politischen  zu  stempeln, 
die  an  sich  zwar  nur  gewöhnliche  Delikte  sind,  die  aber  in  irgend  einem, 
wenn  auch  noch  so  losem  Zusammenhange  mit  aufrührerischen  Bewegungen 
oder  mit  politischen  Vorgängen  stehen.  —  Jedoch  es  lässt  sich  die  Bil- 
dung einer  Gegenströmung  wider  diese  Auffassung  nicht  leugnen.  Die 
Nichtauslieferung  wegen  Verbrechen,  die  mit  wirklichen  oder  vermeint- 
lichen politischen  Tatsachen  in  Verbindung  standen,  hat  zu  den  empörend- 
sten Folgerungen   geführt.    Als   England,   Österreich,   Belgien   und   die 

1)  Lawrence  sur  Wbeaton  gibt  in  seinem  Commentaire  interessante  Auf- 
schlüsse über  die  Frage  der  Nichtauslieferung  wegen  politischer  Verbrechen  und 
führt  eine  grosse  Zahl  yon  Verträgen  au,  t  IV,  pp.  374  et  s. 

2)  Fraukreich  und  Belgien  (15.  August  1874);  Dänemark  (1877);  England  und 
Spanien  (1  «78);  Schweden  u.  Norwegen  (1S78);  Russland  und  Belgien  (1872);  Bayern 
(1869);  Osterreich  (1877);  Spanien  (1877);  Holland  (1880)  und  die  Verein.  Staaten  (1893). 
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Schweiz  sich  weigerten,  die  Mörder  and  Brandstifter  der  Kommune  von 
1871  wegen  angeblicher  Konnexität  auszuliefern,  entrüstete  sich  die  Öffent- 
liche Meinung  und  die  Kriminalisten  überzeugten  sich  von  der  Notwendig- 
keit, der  Frage  auf  den  Grund  zu  gehen.  —  Selbst  in  England  neigt 
man  gegenwärtig  dazu  anzuerkennen,  dass  ein  wirklicher  oder  erheuchelter 
politischer  Beweggrund  nicht  hinreicht,  um  einen  schweren  Verbrecher 
straflos  ausgehen  zu  lassen. 

Die  englische  Kommission  von  1878,  die  unter  ihre  Mitglieder 
Phillimore,  den  Lord  Oberrichter  Cockburn,  Seiborn  u.  a.  zählte, 
sprach  sich  zu  Gunsten  der  Auslieferung  für  politische  Verbrechen  aus, 
wenn  diese  mit  gemeinen  zusammentreffen.  Anarchisten  und  Dynamit- 
verschwörer  bilden  eine  allgemeine  Gefahr;  sie  entbehren  eines  politischen 
Ideals.    Diese  Einsicht  bricht  sich  allmählich    auch  in  England  Bahn.^ 

468.  —  In  einigen  Ländern  werden  Pressvergehen  den  poli- 
tischen Vergehen  gleichgestellt,  und  es  findet  daher  keine  Auslieferung 
wegen  solcher  Straftaten  statt.  Hierin  liegt  ein  bedaueiiiswerter  Irrtum, 
der  durch  ein  mangelhaftes  Verständnis  von  der  Aufgabe  und  dem  wahren 
Charakter  der  Presse  hervorgerufen  worden  ist.  Die  Pressvergehen  sind 
bei  weitem  nicht  alle  politischer  Art.  Die  Journalisten  verüben,  was  sie 
auch  inmier  sagen  mögen,  wirkliche  Verstösse  gegen  das  gemeine  Straf- 
recht, insbesondere  Verleumdungen  von  Privatpersonen,  Anreizung  zum 
Mord  oder  zur  Zerstörung  öffentlicher  oder  privater  Gebäude,  Sittlichkeits- 
vergehen usw. 

469.  —  Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  in  seiner  Jahresversamm- 
lung zu  Genf  (1892)  folgende  Beschlüsse  angenommen:  1.  Die  Auslieferung 
darf  nicht  wegen  rein  politischer  Verbrechen  und  Vergehen  bewilligt 
werden.  —  2.  Sie  wird  nicht  zugelassen  wegen  der  mit  politischen  Ver- 
brechen oder  Vergehen  vermischten  oder  zusammenhängenden  Straftaten 
(infractions  mixtes  ou  connexes),  die  man  auch  als  relativ  politische  Ver- 
brechen bezeichnet,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  die  nach  der  Moral  und 
dem  gemeinen  Rechte  schwersten  Verbrechen  handelt,  wie  um  Totschlag, 
Mord,  Vergiftung,  schweren,  insbesondere  bewafheten  Diebstahl.  —  3.  An- 
langend die  während  eines  Aufruhrs  oder  eines  Bürgerkrieges  begangenen 

Handlungen so  können  sie  nur  dann  Anlass  zu  einer  Auslieferung 

geben,  wenn  sie  nach  Massgabe  des  Eriegsrechts  Handlungen  gehässiger 
Barbarei  oder  von  nutzlosem  Vandalisums  darstellen.  Die  AusUeferung  findet 
aber  erst  nach  Ende  des  Krieges  statt.  —  4.  Als  politische  Vergehen 
gelten  nicht  die  strafbaren  Handlungen,  die  gegen  die  Grundlagen  jeder 
sozialen  Organisation,  und  zwar  nicht  nur  gegen  einen  bestimmten  Staat 
sondern  auch  gegen  eine  bestimmte  Begierungsform  gerichtet  sind. 

470.  —  Steht  dem  ersuchenden  oder  dem  ersuchten  Staate  die  Ent- 
scheidung darüber  zu,  ob  die  strafbare  Handlung  politischer  Natur  oder 

1)  „Nicht  80  einfach  aber  ist  zu  bestimmen,  was  im  einzelnen  Falle  ein  politisches 
Verbrechen  ist^,  wenn  z.  B.  gemeine  Verbrechen  ans  politischen  Beweggründen  be- 
gangen worden  sind.  „Indessen  fordert  die  Gerechtigkeit,  dass  die  Auslieferung  er- 
folge, wenn  der  requirierte  Staat  anerkennen  muss,  dass  nach  seinen  Gesetzen  ein 
gemeines  Verbrechen  vorliegt  Es  ist  widersinnig,  einen  Mörder  auszuliefern,  der 
änen  Barger  getötet  und  die  Ausliefernng  dessen  zu  weigern,  der  einen  Souyerftn 
ermordet"  (Geff cken-Heffter,  §  6d,Anm.  9.)  —  [S.  über  Verbrechen  und  Auslieferung 
Ton  Anarchisten  Diena  R.  D.  I.  F.,  t  II,  p.  306.  —  In  zahlreichen  Staaten  sind  in  den 
letzten  Jahren  Gesetze  gegen  die  Anarchisten  ergangen,  s.  R.  D.  I.  F.,  t  I,  p.  537; 
Loubat,  op.  cit,  Seuffert,  Anarchismus  und  Strafrecht,  1899.  —  Auf  Anregung  Yon 
Italien  ist  in  Rom  am  24.  Noybr.  1898  eine  Konferenz  zur  Beratung  yon  Massr^eln 
-^egen  die  Anarchisten  znsammengetreten.  Es  scheint,  dass  sie  zu  keinem  Ziel  geführt 
At  (R.  D.  I.  F.,  t  VI,  Documents,  p.  15).] 
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ob  sie  ein  Verbrechen  des  gemeinen  Rechts  ist?  Das  Völkerrecht  weist 
dem  ersuchten  Lande  diese  Befugnis  zu.  Diese  Kegel  findet  sich  aus- 
drücklich in  dem  englischen  Gesetze  vom  9.  August  1870  und  in  den  Ver- 
trägen, die  England  mit  Belgien  (30.  Mai  1876,  Art.  7)  und  mit  Frankreich 
(14.  August  1876,  Art.  5)  geschlossen  hat.  —  Nach  dem  schweizerischea 
Gesetze  vom  22.  Januar  1892  (Art.  10)  prüft  das  Bundesgericht,  ob  die 
Tat  wesentlich  eine  Übertretung  des  gemeinen  Rechts  begründe  und  ob 
der  Auslieferung  stattzugeben  sei. 

471.  —  Grundsätzlich  ist  nicht  erforderlich,  dass  die  Gesetzgebung 
des  Zufluchtsstaates  die  Handlung,  wegen  deren  die  Auslieferung  begehrt 
wird,  bestraft;  es  genügt,  dass  sie  nach  dem  Rechte  des  ersuchenden 
Staates  strafbar  ist.  Die  Verträge  zwischen  der  Schweiz  und  Portugal 
(30.  Oktober  1873),  zwischen  der  Schweiz  und  Russland  sowie  zwischen 
Dänemark  und  Luxemburg  (8.  Api-U  1879)  fordern,  dass  die  Handlung  in 
beiden  Vertragsstaaten  strafbar  sei. 

478.  —  Durch  die  Auslieferungsverträge  ist  die  frühere  Bedeutung 
des  Asylrechts,  womit  sich  die  altern  Schriftsteller  vielfach  beschäftigt 
haben,  wesentlich  abgeschwächt  Worden.  Es  kommt  heutzutage  eigentlich 
nur  noch  den  politischen  Flüchtlingen  zugute.  Der  Staat  der  diesen  eine 
Freistätte  gewährt,  muss  aber  Vorkehrungen  treffen,  um  Anschläge  gegen 
die  Sicherheit  anderer  Staaten  zu  verhüten.  Er  muss  ihnen  erforderlichen- 
falls den  Aufenthalt  an  bestimmten  Orten  verbieten  oder  ihnen  einen 
bestinmiten  Aufenthaltsort  anweisen.  —  Der  Staat  ist  nicht  verpflichtet, 
eine  Freistätte  zu  gewähren;  wenn  er  es  tut,  so  geschieht  es  nur  aus  rein 
humanitären  Rücksichten.  Unstreitig  ist  der  Staat  berechtigt,  einen  poli- 
tischen Flüchtling  auszuweisen,  wenn  seine  Anwesenheit  die  Ruhe  des 
Landes  zu  bedrohen  scheint.  —  Der  Staat,  der  den  Untertanen  eines 
andern  Staates  Zuflucht  gewährt,  hat  die  moralische  Pflicht,  den  billigen 
Beschwerden  dieses  Staates  Gehör  zu  geben,  sie  zu  prüfen  und  danach 
seine  Massregeln  zu  ergreifen  (Heffter,  §  63»  und  Anm.  von  Geffcken; 
Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  396  und  Anm.).  Harcourt  sagte  im  Jahre  1881: 
„Die  Zuflucht,  die  ein  freier  Staat  gewährt,  darf  nicht  dazu  missbraucht 
werden,  um  dort  oder  anderswo  zum  Morde  anzureizen.^  Geffcken  bemerkt, 
jeder  Staat,  der  Flüchtlinge  bei  sich  aufiiimmt,  muss  sorgen,  dass  seine 
Mittel  ausreichend  seien,  internationalen  Pflichten  gerecht  zu  werden.^) 


Dritter  Abschnitt. 

Zuständige  Behördeni  Ausiieferungsverfahren. 

47S.  —  Die  Auslieferung  ist  ein  staatlicher  Hoheitsakt.  Das  Aus- 
lieferungs-Ersuchen und  der  Auslieferungsbescheid  können  nur  von  der 
Gewalt  ausgehen,  die  in  Ansehung  der  andern  Mächte  die  Souveränität 
ausübt.  Nur  die  vollziehende  Gewalt  kann  den  Antrag  stellen  und  ihm 
stattgeben.  —  Alle  Verhandlungen  in  Auslieferungssachen  erfolgen  auf 
diplomatischem  Wege.  —  Einige  Schriftsteller  wünschen,  dass  die  Gerichts- 
behörden mit  den  Auslieferungsanträgen  betraut  werden  möchten.  Ihre 
Ansicht  ist  aber  gefährlich;  sie  würde  der  gerichtlichen  Gewalt  gestatten, 
sich  in  die  Angelegenheiten  der  Eegierungen  einzumischen  und  auf  das 

1)  Geffcken-Heffter,  §  63»,  Anm.  1.  —  Blnntschli,  op.  cit,  Art.  896. 
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Verhalten  der  Staaten  za  andern  Mächten  störend  einzuwirken.  Bei  der 
Auslieferung  handelt  es  sich  oft  um  schwierige  politische  Fragen,  die  je 
nach  ihrer  Entscheidung  die  freundschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den 
Staaten  gefährden  können.  Es  genügt,  zur  Wahrung  der  Interessen  der 
auszuliefernden  Personen,  dass  das  Auslieferungsverfahren  in  den  Zufluchts- 
staaten gut  organisiert  ist. 

474.  —  Verfahren.  —  Von  welcher  Behörde  ist  der  Auslieferungs- 
antrag, der  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zuzustellen 
ist,  zu  prüfen?  Von  den  Verwaltungsbehörden  oder  von  den  Gerichten? 
Erstatten  die  Gerichte  nur  ein  Gutachten,  oder  bindet  ihre  Entscheidung 
die  vollziehende  Gewalt? 

Es  gelten  in  dieser  Beziehung  mehrere  Systeme. 

Nach  dem  französischen  Systeme  findet  ein  geheimes  Verfahren  vor 
den  Verwaltungsbehörden  statt.  Es  wird  nicht  eher  ein  Bescheid  vom 
Staatsoberhaupt  unterzeichnet,  bevor  nicht  der  Beschuldigte  festgenommen, 
vom  Prökurator  der  Republik  verhört  und  ihm  Gelegenheit  gegeben  worden 
ist,  seine  Einwendungen  gegen  das  Auslieferungsbegehren  geltend  zu 
machen.  Es  steht  ihm  frei,  nachzuweisen,  dass  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen nicht  vorliegen.  Hierauf  sendet  der  Prokurator  das  Ver- 
nehmungsprotokoll dem  Justizminister  ein  (Zirkular  des  Ministers  vom 
12.  Oktober  1875,  6.  Dezember  1876  u.  15.  Januar  1886).  —  Alsdann 
erfolgt  ein  Bescheid  des  Staatsoberhauptes,  der  den  Ministern  des  Innern 
und  des  Auswärtigen  zugestellt  wird.  Letzterer  setzt  den  ersuchenden 
Staat  von  der  getroffenen  Entscheidung  auf  diplomatischem  Wege  in 
Kenntnis. 

475.  —  Das  englische  System  ist  ein  anderes.  Die  gerichtlichen  Be- 
hörden spielen  hierbei  die  Hauptrolle.  Der  Beschuldigte  wird  verhaftet 
und  von  dem  zuständigen  Gerichte  in  London  in  öffentlicher  Sitzung  ver- 
nommen. Er  kann  sich  hierbei  eines  Beistandes  bedienen.  Die  Verhandlung 
ist  kontradiktorisch.  Die  erlassene  Entscheidung  kann  vor  einem  höhern 
Gerichtshofe  angefochten  werden.  —  Die  Entscheidung  wird  dem  Staats- 
8eki*etär  des  Auswärtigen  mitgeteilt.  Dieser  ist,  selbst  wenn  das  Gericht 
sich  für  die  Auslieferung  ausgesprochen  hat,  nicht  unbedingt  verpflichtet, 
sie  zu  bewerkstelligen  (Gesetz  vom  9.  August  1870,  französisch- 
englischer Vertrag  vom  14.  August  1876).  0  —  Öies  System  bietet  zwar 
der  persönlichen  Freiheit  die  denkbar  beste  Gewähr,  aber  es  beeinträchtigt 
das  Verfahren,  das  doch  rasch  sein  muss.  Es  betraut  den  englischen 
Richter  mit  der  aussergewöhnlichen  Vollmacht,  über  Straftaten,  die  im 
Auslände  verübt  worden  sind,  zu  erkennen,  denn  der  Richter  geht  in  eine 
Prttfring  des  Tatbestandes  ein  und  trifft  in  Wirklichkeit  eine  Entscheidung 
über  die  Schuldfrage.  Das  System  steht  im  Widerspruche  mit  dem  terri- 
torialen Charakter,  den  die  englische  Rechtsprechung  dem  Strafrechte  zu- 
erkennt. Es  ist  von  dem  Grundgedanken  beeinflusst,  dass  die  englische 
Rechtspflege  der  Rechtspflege  aller  andern  Staaten  überlegen  sei. 

In  den  Verein.  Staaten  ist  das  Auslieferungsverfithren  durch  die  Ge- 
setze des  «Kongresses  vom  12.  August  1848,  vom  22.  Juni  1860  und  vom 
3.  März  1869  geregelt  worden.  Diese  drei  Gesetze  sind  in  den  Revised 
Statutes  enthalten.  Die  richterliche  Gewalt  entscheidet  über  die  Aus- 
lieferungsfrage.*) 

1)  [Der  Vertrag  yom  U.  August  1876  ist  durch  das  Abkommen  vom  18.  Februar 
1896  dahin  abgeändert  worden,  dass  das  in  den  Artikeln  7  und  9  entlialtene  Wort 
«Oericht*'  (magistrat)  durch  die  Worte  „das  Polizeigericht  in  London"  (un  magistrat 
de  police  a  Londres)  ersetzt  worden  ist.    8.  R.  D.  I.  P.,  t  Hl,  Documenta  p.  3.).] 

2)  S.  die  Einzelheiten  bei  Lawrence-Wheaton,  op.  cit,  t.  IV,  pp.  448  et  s. 
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476.  —  Nach  dem  belgischen  und  holländischen  Systeme  (Gesetz  vom 
15.  März  1874  und  Gesetz  vom  6.  April  1875)  ist  die  gerichtliche  Behörde 
nur  dazu  berufen,  ein  Gutachten  abzugeben,  das  die  Regierung  nicht  bindet. 
Die  Anklagekammer  des  Appellationsgerichts  beschränkt  sich  auf  eine 
Prüfung  der  Ordnungsmässigkeit  des  Antrags,  ohne  die  Schuld  oder  Schuld- 
losigkeit des  Angeklagten  zu  untersuchen.  Der  Beschuldigte  ist  befugt, 
sich  zu  der  Frage  der  Zulässigkeit  des  Auslieferungsbegehrens  zu  äussern. 
—  Die  getroffene  Entscheidung  wird  dem  Minister  des  Auswärtigen  mit- 
geteilt. —  In  Italien  verfährt  man  in  ähnlicher  Weise.  —  Dies  ist  das 
beste  System.  Es  versöhnt  die  Interessen  der  Verteidigung  mit  der 
Gerichtsgewalt  des  ersuchenden  Staates.  Es  Überschreitet  nicht  die  Schranken 
der  Zuständigkeit  und  greift  nicht,  wie  das  englische  System,  in  die  Befag- 
nisse  der  fremden  Rechtspflege  ein. 

In  der  Schweiz  (Gesetz  vom  22.  Januar  1892,  Art.  15  bis  25)  ent- 
scheidet der  Bundesrat  aus  eigener  Machtvollkommenheit  über  die  Aus- 
lieferung nach  vorheriger  Anhörung  des  Flüchtlings.  Dieser  kann  beim 
Bundesrat  Einwendungen  geltend  machen,  die  sich  auf  das  schweizerische 
Gesetz  oder  auf  Verträge  gründen.  Der  Bundesrat  prüft  aber  nicht  die 
Schuldfrage. 

477.  -  Der  die  Auslieferung  begehrende  Staat  muss  die  Identität 
des  Beschuldigten,  dessen  Staatsangehörigkeit,  den  Anklagebeschlass 
oder  das  verurteilende  Straferkenntnis,  die  Art  des  zur  Last  gelegten 
Verbrechens  und  die  eigene  Zuständigkeit  an  der  Hand  von  Urkunden  nach- 
weisen. —  Die  Verträge  bestimmen  im  allgemeinen,  welche  Schriftstücke 
zum  Beweise  dieser  Tatsachen  beizubringen  sind.  —  Auch  hier  gelten  drei 
verschiedene  Systeme. 

Nach  dem  einen,  das  von  einer  grossen  Zahl  von  Verträgen  befolgt 
wird,  genügt  zur  Erwirkung  der  Auslieferung  der  Haftbefehl  oder  ein 
diesem  gleichstehender  Akt,  ohne  dass  auch  noch  der  Nachweis  des  Ober- 
weisungsbeschlusses des  Beschuldigten  vor  ein  Strafgericht  erforderlich 
wäre  (belgisch-französischer  Vertrag  vom  15.  August  1874,  Art.  5,  §  2). 

Nach  dem  zweiten  System,  das  auch  von  vielen  Verträgen  angenommen 
ist,  kann  die  Auslieferung  nur  nach  Vorlegung  der  Akten,  die  die  Über- 
weisung des  Angeklagten  vor  ein  Strafgericht  veranlassten,  gewährt  werden. 

Das  dritte  System  gilt  nur  in  England  und  in  den  Verein.  Staaten. 
Es  zeugt,  wie  bereits  angedeutet,  von  einem  gewissen  Dünkel  und  einer  ge- 
wissen Selbstgefälligkeit  dieser  Mächte.  Sie  begnügen  sich  nicht  mit  dem 
Nachweise  der  Entscheidung,  wodurch  die  Strafsache  nach  vollendeter 
Untersuchung  beim  Strafgericht  anhängig  gemacht  wird;  sie  verlangen 
auch  noch  die  Mitteilung  der  einzelnen  Beweise  und  insbesondere  die  der 
mündlich  oder  schriftlich  erstatteten  Zeugenaussagen,  kui*z  alles,  was  not- 
wendig wäre,  um  den  Angeklagten  vor  ein  englisches  Schwurgericht  zu 
verweisen,  wenn  die  britischen  Gerichte  zuständig  wären*  Bei  diesen 
Staaten  kann  sich  die  Auslieferung  nur  auf  den  Beweis  einer  gewissen 
Straff&lligkeit  gründen.  —  Diese  Forderungen  Englands  und  der  Verein. 
Staaten  widersprechen  dem  rechtlichen  Wesen  der  Auslieferung. 

478.  —  Frankreich  hatte  mit  Grossbritannien  am  3.  Februar  1843 
einen  Auslieferungsvertrag  geschlossen.  England  stellte  bei  Ausfährung 
dieses  Vertrages  lächerliche  und  die  französische  Rechtspflege  schwer  ver- 
letzende Anforderungen.  Von  1843  bis  1865  lieferte  Frankreich  eine 
ziemlich  grosse  Zahl  von  Missetätern  an  Grossbritannien  aus.  Frankreich 
konnte  seinerseits  in  diesem  Zeitraum  von  22  Jahren  nicht  eine  einzige 
Auslieferung  erlangen.    Dies   war  eine  ausgemachte  Sache.    Frankreich 
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kündigte  nunmehi*  die  Verträge  vom  3.  Februar  1843  und  vom  28.  Mai  1852. 
Im  Jahre  1866  traten  sich  die  beiden  Regierungen  wieder  näher.  Der  neue 
englische  Bichter  Thomas  Henry  war  eine  offene,  zuvorkommende  Natui*; 
er  war  frei  von  Vorurteilen.  Er  wurde  damit  beauftragt,  sich  mit  den 
Einzelheiten  des  französischen  Strafverfahrens  vertraut  zu  machen.  Darauf- 
hin stellte  England  1868  parlamentarische  Erhebungen  an,  die  zu  der  Akte 
von  1870  und  der  von  1873  führten.  Die  Bestimmungen  dieser  Gesetze 
sind  im  Art.  8  des  englisch-französischen  Vertrages  vom  14.  August  1876 
wiedergegeben.  —  Seit  der  Akte  vom  9.  August  1870  hat  England 
Auslieferungsverträge  mit  Österreich,  Deutschland,  Belgien,  Brasilien, 
Dänemark,  Italien,  der  Schweiz,  Tunis  (31.  Dezember  1889),  den  Verein. 
Staaten  (12.  Juli  1889),  dem  Oranje-Freistaat  (25.  Juni  1890),  Uruguay 
(20.  März  1891),  Monako  (17.  December  1891)  und  Rumänien  (März  1893) 
abgeschlossen.') 


Vierter  Abschnitt. 
Rechtliche  Wirkungen. 

479.  —  Der  Staat,  dem  ein  Beschuldigter  ausgeliefert  worden  ist, 
darf  ihn  ftir  keine  andere  als  die  in  dem  Auslieferungsbescheide  erwähnte 
Tat  richten. 

Diese  Regel  ist  in  den  Verträgen  nicht  immer  klar  zum  Ausdruck 
gekonunen.  —  Sie  findet  sich  in  dem  englischen  Gesetze  von  1870  (Art.  19). 
—  Sie  war  Veranlassung  einer  ernstlichen  Zwistigkeit  zwischen  Gross- 
britannien und  den  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1875.  Das  Verhalten 
der  Vereinigten  Staaten  wurde  von  ihren  eigenen  Richtern  gerügt.  — 
Ein  Abkommen,  das  dem  Vertrage  vom  9.  August  1842  eine  weitere  Aus- 
dehnung gab,  wurde  am  25.  Juni  1886  in  Washington  unterzeichnet. 

480.  —  Wird  ein  neues  Verbrechen  zu  Lasten  des  Ausgelieferten 
entdeckt,  so  muss  ein  neues  Auslieferungsersuchen  gestellt  werden.  — 
Der  Angeklagte  kann  indessen  ohne  neues  Ersuchen  wegen  der  Delikte, 
die  mit  dem  Verbrechen  zusammenhängen,  dessentwegen  die  Auslieferung 
erfolgte,  abgeurteilt  werden.  —  Der  Angeklagte  kann  mit  seiner 
Einwilligung  aber  auch  wegen  anderer  Verbrechen,  die  ihm  zur  Last  ge- 
legt werden,  gerichtet  werden.  Hierin  liegt  fttr  ihn  der  Vorteil,  dass  er 
vor  spätem  Verfolgungen  gesichert  ist.  Um  ihn  aber  keiner  Garantie 
zu  berauben,  und  um  den  Schein  nicht  aufkommen  zu  lassen,  dass  seine 
Einwilligung  erzwungen  worden  sei,  wird  es  sich  empfehlen,  den  Staat, 
der  ausgeliefert  hatte,  hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen  [Verträge  zwischen 
Frankreich  und  der  Schweiz  (9.  Juli  1869,  Art.  7);  Italien  (12.  Mai 
1870,  Art.  9);  Belgien  (15.  August  1874,  Art.  10)  und  Spanien  (14.  De- 
zember 1877,  Art.  10).] 

481.  —  Der  Ausgelieferte  kann  Einwendungen  nach  verschiedenen 
Richtungen  hin  erheben.  Diese  Einwendungen  können  sich  darauf  be- 
ziehen, dass  bei  dem  Auslieferungsverfahren  Unregelmässigkeiten  vor- 
gekommen sind,  die  in  einer  Verletzung  der  Gesetze  oder  der  Verträge 
des  ersuchenden  Staates  bestehen.  Der  Ausgelieferte  kann  aber  nicht  die 
Unregelmässigkeiten   geltend  machen,  die  der  um  Festnahme  und  Aus- 

1)  Bernard,  op.  cit,  t  II,  pp.  105,  pp.  356  et  8.  —  Lawrence- Wheaton,  op. 
eit,  t  IV,  pp.  455  et  8. 
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lieferung  ersuchte  Staat  begangen  hat.  Zwei  GrOnde  stehen  dem  ent- 
gegen: 1.  Da  die  Auslieferung  die  Betätigung  eines  Hoheitsrechts  des  er- 
suchten Staates  ist,  so  kann  dieser  die  Auslieferung  auch  in  andern  als 
den  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Fällen  bewilligen.  2.  Sollte  der  er- 
suchte Staat  bei  Gewährung  des  Ersuchens  seine  eigenen  Gesetze  verletzt 
haben,  so  ist  es  doch  nicht  Sache  der  Beamten  oder  der  Richter  des  er- 
suchenden Staates,  dies  nachzuprüfen.  —  Es  wird  allgemein  zugegeben, 
dass  die  Gerichtsbehörden  nicht  dazu  berufen  sind,  ein  Urteil  über  die 
Regelmässigkeit  der  Auslieferung  abzugeben,  da  es  sich  um  einen  Hoheits- 
akt handelt.  Diese  Prüfung  kann  nur  der  Regierung  zustehen.  Man 
mtLsste  aber  auch  annehmen,  dass  die  Gerichte  verpflichtet  seien,  ihren 
Spruch  so  lange  auszusetzen,  bis  die  Regierung  die  Prüfung  vorgenommen 
hat.  Die  Rechtsprechung  des  französischen  Eassationshofes  ist  im  ent- 
gegengesetzten Sinne  ergangen  (Entscheidungen  vom  2.  August  1883  und 
vom  11.  Januar  1884;  Sirey,  Rec.  p6r.,  1885,  1.  509  u.  510). 

Kann  der  Ausgelieferte  unter  der  Behauptung,  dass  er  wegen  eines 
in  dem  Auslieferungsbescheide  nicht  angegebenen  Verbrechens  abgeurteilt 
worden  sei,  einen  Aufschub  verlangen,  damit  die  Regierung  während  dieser 
Frist  über  den  Inhalt  des  Auslieferungsbescheides  erkenne?  Diese 
Frage  ist  unbedingt  zu  bejahen,  da  der  Ausgeliefeite  nur  wegen  der  Tat, 
die  die  Auslieferung  veranlasste,  gerichtet  werden  darf  (Entscheidung  des 
Kassationshofes  vom  27.  Januar  1887). 

Die  Schriftsteller  sind  geteilter  Meinung,  ob  der  Ausgelieferte  oder 
das  Gericht,  das  über  ihn  zu  entscheiden  hat,  die  Vorlegung  des  Ans- 
lieferungsbescheides  verlangen  könne,  um  dessen  Inhalt  zu  prüfen.  —  Diese 
Frage  hätte  nie  aufgeworfen  werden  sollen.  Es  ist  doch  klar,  dass  die 
Richter  nicht  blindlings  nach  dem  Willen  der  Regierung  auf  Grund  von 
Akten,  die  sie  nicht  kennen,  ihr  Urteil  abgeben  dürfen. 

481^  —  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  sich  mit  dem  Auslieferungs- 
wesen in  Oxford  (1880),  Heidelberg  (1887),  Lausanne  (1888)  Hamburg 
(1891),  Genf  (1892)  und  Paris  (1894)  beschäftigt.  Auf  der  Versammlung 
zu  Paris  hat  es  den  Artikel  26  der  Oxforder  Beschlüsse  abgeändert  und 
einen  Artikel  angenommen,  der  folgendermassen  lautet:  „Der  Ausgelieferte 
ist  berechtigt,  sich  auf  die  in  den  Auslieferungsverträgen,  in  den  Aus- 
lieferungsgesetzen  des  ersuchenden  Staates  und  in  dem  Auslieferungs- 
bescheide selbst  enthaltenen  Bestimmungen  zu  berufen  und  eine  etwaige 
Verletzung  dieser  Bestimmungen  erforderlichenfalls  im  Wege  der  Einrede 
geltend  zu  machen.^] 

481*.  —  [Der  zwischen  Frankreich  und  Italien  am  28.  September  1896 
für  Tunis  abgeschlossene  Auslieferungsvertrag  enthält  eine  eigenartige 
Bestimmung,  die  erwähnenswert  ist.  Es  wird  darin  gesagt,  dass,  wenn 
in  Tunis  die  Todesstrafe  gegen  einen  italienischen  Untertan  oder  gegen 
eine  von  der  italienischen  Regierung  ausgelieferte  Person  ausgesprochen 
worden  ist,  die  Aufinerksamkeit  des  Präsidenten  der  französischen  Be- 
publik in  der  Begnadigungsinstanz  bei  der  Strafmilderung  auf  den  gegen- 
wärtigen Stand  der  italienischen  Gesetzgebung  in  Ansehung  der  Todes- 
strafe gelenkt  werden  soll.  (Das  italienische  Strafrecht  lässt  die  Todes- 
strafe nicht  zu.)0  Hieraus  folgt,  dass  eine  von  Italien  auf  Grund  dieses 
Vertrages  ausgelieferte  Person  nicht  hingerichtet  werden  darf.] 


1)  [R.  D.  L  P.,  t  IV,  p.  801.] 


Zweiter  Teil. 


Die  Sachen. 

482.  —  Der  Staat  besitzt  als  völkerrechtliche  Person,  als  Mitglied 
der  Völkergemeinde,  Sachen,  über  die  er  Eigentums-,  Nutzungs-,  Herr- 
schafts-, Hoheits-  und  Verfttgungsrechte  ansttbt,  und  die  von  allen  Mit- 
gliedern der  internationalen  Gemeinschaft  geachtet  werden  müssen. 

Diese  Sachen  sind  entweder  beweglich  oder  unbeweglich.  Beweglich 
sind  beispielsweise  Kriegs-  und  Transportschiffe,  Waffen  und  E^egs- 
munition,  sämtliche  fttr  das  Heer  bestimmten  Geräte,  Lebensmittel,  Klei- 
dungsstücke usw.;  —  unbeweglich  sind  das  Staatsgebiet,  die  Kolonien, 
das  Kttstenmeer  usw. 

Wohlverstanden  ist  hier  nui'  die  Rede  von  demEigentume  der  Staaten 
im  völkerrechtlichen  Sinne,  von  dem  Rechte,  das  nur  in  den  Beziehungen 
zwischen  den  Staaten  in  Betracht  kommt.  Keiner  Prttfting  bedarf  hier 
die  Frage,  ob  ein  Staat,  wie  z.  B.  Frankreich,  nach  seiner  innem,  ein- 
heimischen Gesetzgebung  das  Recht  haben  kann,  Privateigentum,  wie  eine 
Privatperson  und  öffentliches,  unveräusserliches  und  unverjährbares  Eigen- 
tum zu  besitzen.  ^ 

Wir  haben  bereits  die  Bedeutung,  den  Umfang  und  die  rechtliche 
Natur  des  sog.  Obereigentums  besprochen,  das  dem  Staate  in  völkerrecht- 
licher Hinsicht  an  den  Gegenständen  gebührt,  die  im  Eigentume  von 
Privatpersonen,  juristischen  Personen  und  Personenmehrheiten  stehen 
(No.  267).  Wir  kommen  nicht  mehr  darauf  zurück.  Wir  haben  im  fol- 
genden nur  die  Gegenstände  darzustellen,  über  die  sich  die  staatlichen 
Hoheitsrechte  erstrecken. 


Erstes  Buch. 


Umfang  des  Staatsgebiets. 

483.  —  Der  Besitz  eines  Gebiets  und  die  ausschliessliche  Herrschaft 
eines  Volkes  über  das  Gebiet  gehören  zu  den  Grundmerkmalen  des  Staates 

(No.  162  und  267). 
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Was  versteht  man  unter  Staatsgebiet?  Welches  sind  seine  Bestand- 
teile? Wie  wird  es  erworben  nnd  vei*äussert?  Diese  Fragen  sollen  im 
nachstehenden  behandelt  werden. 

Als  Staatogebiet  (territoire  —  domaine)  gilt  das  von  einem  derselben 
souveränen  Macht  unterworfenen  Volke  bewohnte  Stück  der  Erdoberfläche, 
an  dem  der  Staat  seine  ausschliessliche  Gewidt,  seine  Herrschafts-  und 
Hoheitsrechte  ausübt,  und  das  von  andern  Teilen  der  Erde,  die  sich  im 
Besitze  anderer  Staaten  befinden,  durch  Grenzen  geschieden  ist. 

Dies  Stück  der  Erdoberfläche  umfasst  das  trockne  Land  und  die  Ge- 
wässer, die  das  Land  durchströmen  oder  seine  Küsten  bespülen.  Man 
unterscheidet  Land-,  Meer-  und  Flussgebiet. 


Erstes  Kapitel. 


Landgebiet 

(Del  Bon.  ProprteU  teiHtoiiale  degU  Stati,  1887.  —  Fricker.  Vom  Staatsgebiet,  1867.  —  Landau. 
Die  Territorien,  18M.  —  Ortolan.  Du  domaine  international,  1861.  —  Schroeder.  Orenzreguliening  darch 
StaatsyertTEge,  1881.]  —  Karl  Fricker,  QebUt  u.  QOrietthoheity  190». 

484.  —  Zum  Landgebiete  gehören  der  Grund  und  Boden,  die  Gesamt- 
heit der  im  Privateigentume  der  Untertanen  des  Staates  stehenden  Be- 
sitzungen sowie  die  Gegenstände  des  öffentlichen  Vermögens,  die,  wie  die 
Strassen,  Kanäle,  Eisenbahnen,  öffentliche  Gebäude  usw.  von  den  Beamten 
des  Staates  im  Biteresse  der  Gemeinschaft  der  BtLrger  zu  erhalten  sind."^) 

Unter  diesen  Gegenständen  nehmen  die  Eisenbahnen  und  Telegraphen- 
linien eine  hervorragende  Bedeutung  im  internationalen  Verkehre  ein.^ 
An  der  Art  und  der  Regelung  ihres  Betriebes  haben  die  angrenzenden 
Staaten  und  deren  Bewohner  ein  grosses  Interesse.  Um  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  zu  beleben  und  den  Handelswohlstand  aller  Länder 
durch  Erleichterung  des  gegenseitigen  Verkehrs  und  der  Güterein-  und 
ausfuhr  zu  fördern,  ist  es  von  Wichtigkeit,  den  Eisenbahnen  und  Tele- 
graphenlinien eine  internationale  Organisation  zu  geben,  die  sich  an  die 
einzelstaatlichen  Organisationen  anlehnt  und  sie  timlichst  ähnlichen  Vor- 
schriften, die  die  Regelmässigkeit  und  die  Zweckmässigkeit  des  Betriebs 
sowie  die  Schnelligkeit  der  Beförderung  sichern^  zu  unterwerfen.  Wir 
behalten  uns  vor,  an  einer  andern  Stelle  auf  die  zu  diesem  Zwecke  an- 
genommenen Massregeln  einzugehen  und  auf  den  Fortschritt,  der  durch 
eine  immer  allgemeiner  werdende  internationale  Verständigung  bereits 
erzielt  worden  ist,  hinzuweisen. 

Zum  Landgebiete  eines  Staates  gehören  ausser  dem  festen  Lande  die 
Inseln,  die  sich  in  den  Flttssen  oder  in  den  Ettstengewässern  befinden, 
sowie  die  auf  den  Inseln  oder  auf  dem  Festlande  anderer  Erdteile  ge- 
gründeten Kolonien.  Gegenwärtig  besteht  das  Gebiet  mehrerer  Staaten^ 
aus  einer  grossem  oder  kleinern  Zahl  von  Gebietsteilen,  die  über  die 


1)  [S.  über  die  internationale  Bedeutung  des  Post-  und  Telegraphenwesens 
Poinsard,  Etudes  de  Droit  international  conventionnel,  1894.] 

*)  8.  wegen  Beherrtehung  des  Luftraums:  Fauchille,  Le  domaine  aitien  et  le  regime 
juridique  des  a&ostats,  B.  D.  L  P.,  t  VIII,  jp.  414  et  t. 
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ganze  Erde  zerstreut  liegen  und  die  mehr  oder  weniger  weit  voneinander 
entfernt  sind. 

485.  —  Die  Kolonien  sind  Nebenländer,  die  räumlich  vom  Gebiete 
des  Hauptstaates,  des  Mutterlandes,  getrennt  sind.  Sie  unterstehen  der 
Herrschafts-  und  Hoheitsgewalt  des  Staates  und  bilden  rechtlich  einen 
integrierenden  Bestandteil  seines  Gebietes.  Sie  sind  der  souveränen  Ge- 
walt des  Mutterlandes  unterworfen,  wenn  sie  auch  eine  andere  Organisation 
und  eine  besondere,  eigene  und  abweichende  Gesetzgebung  haben.  — 
England,  Deutschland,  Frankreich,  Holland  und  andere  Staaten  haben 
Kolonien  der  verschiedensten  Art.  —  Yölkerrechtlich  ist  diese  Mannig- 
faltigkeit belanglos.  Eine  Kolonie  ist  ein  ZubehOr  des  Staatsgebietes,  ein 
TeU  des  Mutterlandes.  Den  andern  Staaten  gegenttber  entbehrt  sie  der 
selbständigen  völkerrechtlichen  PersSnlichkeit. 

Völkerrechtlich  bilden  alle  Besitzungen  des  Staates,  wo  sie  auch  liegen 
mögen,  ein  unteilbares  Ganzes. 

486.  —  Der  der  Souveränität  eines  Staates  unterworfene  Baum  wird 
durch  die  Staatsgrenzen,  die  Schranken  des  Staatsgebietes,  umschrieben. 
Die  souveräne  Gewalt  des  Staates  findet  an  den  Grenzen  ihr  Ende.  — 
Die  Grenzen  sind  entweder  natürliche  oder  künstliche.  Natürliche 
Grenzen  sind  die,  welche  die  Natur  selbst  vorzeichnet,  wie  z.  B.  eine 
Gebirgskette,  ein  Fluss,  das  Meer. 

Mnige  Staatsmänner  und  Publizisten  wollen  den  Umfang  und  sogar 
die  Bildung  der  Staaten  der  Theorie  von  den  natürlichen  Grenzen 
unterwerfen.  Dieser  Versuch,  der  den  geschichtlichen  Überlieferungen 
widerstreitet,  gehört  mehr  dem  Bereiche  der  Politik  als  dem  des  Völker- 
rechts an.  Diese  Theorie  hatte  in  Frankreich  viele  Anhänger.  —  Es  ist 
zweifellos,  dass  sich  die  Bodengestaltung,  wie  sie  die  Natur  bietet,  besser 
als  eine  bloss  gedachte  Linie  zur  Verteidigung  gegen  äussere  Angriffe 
eignet.  Ein  Fluss  oder  eine  Gebirgskette  sind  militärisch  unstreitig  von 
Wert,  da  sie  durch  das  Hindernis,  das  sie  dem  Feinde  entgegensetzen, 
Sicherheit  gewähren.  —  F.  v.  Mar tens  verwirft  die  Theorie  der  natür- 
lichen Grenzen,  wenn  er  auch  ihre  strategische  Bedeutung  anerkennt. 

487.  —  Wenn  zwei  Staaten  durch  eine  Gebirgskette  voneinander 
getrennt  sind,  wie  Frankreich  und  Spanien  durch  die  Pyrenäen,  so  bildet 
der  Gebirgskamm  (crfite),  die  Wasserscheide  (ligne  de  partage  des  eaux), 
die  natürliche  Grenze. 

Werden  zwei  Staaten  durch  einen  Fluss  voneinander  geschieden,  so 
dient  der  Talweg,  die  Mitte  des  tie&ten  Stromlaufs,  als  Grenze.  —  Ver- 
ändert ein  Fluss  in  kaum  merkbarer  Weise  sein  Bett,  indem  er  sich  über 
das  andere  Ufer  ergiesst,  so  wächst  der  Boden,  der  von  dem  zurück- 
tretenden Wasser  trocken  gelegt  wird,,,  dem  anstossenden  Grundstücke  an 
(AUuvion).  Die  Grenze  erleidet  eine  Änderung,  sie  hängt  von  dem  steten 
Wechsel  des  Flusses  ab.  —  Verlässt  aber  der  Fluss  sein  Bett  vollständig 
und  ergiesst  er  sich  ganz  über  das  eine  Gebiet,  so  fällt  er  unter  die  aus- 
schliessliche Hoheit  des  Staates,  dem  dies  Gebiet  gehört  und  die  frühere 
Grenzel^im  verlassenen  Bett  bleibt  nach  wie  vor  die  Grenzlinie  zwischen 
den  beiden  Staaten.  —  Vgl.  No.  523  Anm. 

488.  —  Da  namentlich  in  gebirgigen  Ländern  die  Anerkennung  der 
natürlichen  Grenzlinie  vielfach  Schwierigkeiten  hervorgerufen  hat,  so  haben  die 
Staaten  meistens  durch  Grenzverträge  die  örtlichkeiten  genau  bezeichnet, 
die  ihre  Gtebiete  voneinander  trennen.  Eine  solche  Festlegung  der  Grenze 
ist  um  so  notwendiger,  als  Besitzhandlungen  der  Bewohner,  unvordenk- 
liche Gebräuche  und  diplomatische  Abmachungen  sehr  oft  die  theoretische 
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Linie  des  Oebirgsrttckens  oder  der  Wasserscheide  nicht  geachtet  hatten. 
In  diesen  Fällen  wird  also  die  natürliche  Scheidewand  durch  eine  Ver- 
tragsgrenze ersetzt.  So  wurden  die  Grenzen  zwischen  Frankreich  und 
Spanien,  die  wiederholt  abgeändert  worden  sind,  durch  den  Vertrag  vom 
14.  April  1862,  der  erschöpfende  und  genaue  Bestimmungen  trifift,  fest- 
gelegt. Nach  der  natürlichen  Beschaffenheit  der  örtlichen  Verhältnisse 
mttsste  das  Aran-Tal  zum  französischen  Staatsgebiete  gehören;  der 
Pyrenäen- Vertrag  (7.  November  1659)  hat  es  aber  Spanien  zugewiesen, 
auch  die  Quelle  der  Garonne,  die  auf  dem  Nordabhange  entspringt,  gehört 
nicht  Fraiireich.*) 

489.  —  Die  künstlichen  Grenzen  beruhen  bald  auf  alt  überkommenem, 
unbestrittenem  Besitze,  bald  auf  Übereinkünften,  die  bei  Gelegenheit  von 
Gebietsabtretungen  geschlossen  worden  sind,  bald  auf  besondern  Grenz- 
verträgen. Unentbehrlich  sind  Grenzfestsetzungen  zwischen  Ländern,  die 
weder  durch  einen  Wasserlauf  noch  durch  eine  Bodenerhebung  vonein- 
ander geschieden  sind. 

Bei  diesen  Verträgen  beschränken  sich  die  Diplomaten  darauf  die 
wichtigsten  Punkte  der  Trennungslinie  festzusetzen.  Die  Staaten  ernennen 
sodann  eine  internationale  Kommission,  die  gewöhnlich  aus  Ingenieuren 
und  Generalstabsoffizieren  besteht  und  deren  Aufgabe  es  ist,  an  Ort  und 
Stelle  die  Lage  der  Grenzlinie  zu  regeln  und  ein  Protokoll  über  die  Ab- 
grenzung aufzunehmen,  das  der  Genehmigung  der  beiderseitigen  Eegierungen 
unterliegt.  Erst  am  26.  April  1877  wurde  in  Metz  das  Abgrenzungs- 
protokoll  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  aufgenommen,  obwohl  der 
DeflnJtivfriede  bereits  am  10.  Mai  1871  abgeschlossen  worden  war.  Dies 
Protokoll  wurde  am  2.  März  1878  in  Paris  ratifiziert  und  verkündet. 

Äusserlich  werden  die  künstlichen  Grenzen  durch  wahrnehmbare 
Zeichen,  wie  Pfosten,  numerierte  Steine,  Kreuze,  kleine  Türme  usw. 
bestimmt.**) 

Bei  der  Festsetzung  der  Grenzlinie  vereinbaren  die  Kommissarien 
auch  die  notwendigen  Bestimmungen  über  die  Unterhaltung  und  die  Be- 
nutzung der  Strassen,  Eisenbahnen,  Wasserläufe,  Brücken,  Wälder  u.  dergl. 
sowie  über  die  Erhaltung  der  Grenzzeichen  usw. 

Die  vertragsmässigen  Grenzen  können  rein  mathematisch  durch 
gedachte  Linien  bestimmt  werden,  die  sich  nach  Längen-  und  Breiten- 
graden richten.  Dies  geschieht,  wenn  noch  nicht  erforschte  Ländereien 
abgegrenzt  werden  sollen.  So  wurden  durch  das  Abkommen  zwischen 
Frankreich  und  England  vom  5.  August  1890  die  Grenzen  der  Interessen- 
sphären der  beiden  Länder  durch  das  Becken  des  Nigers  und  des  Tschad- 
Sees  bestimmt.***) 


Zweites  Kapitel. 


Meeresgebiet. 


( A  U  t  m  a  y  e  r.  Die  Elemente  des  öffentlichen  Seerechta,  1872.  —  A  z  u  n  1.  Droit  maritime,  ins  Frau.  Ubersetrt, 
1805,  1 1,  cap.  II,  art  3.  -  De  Burgh.  The  elements  of  maritime  international  law,  1868.  —  Bynkershoek. 
De  dominio  maris,  1708.  —  Canchy.  Le  Droit  maritime  international,  1863.  —  DeCnssy.  Phasee  et  caoses 
c«l«bre8  da  Droit  maritime  des  nations,  1856.  —   Esperson.    Diritto  diplomatico  e  giuridizione  maritima, 

*)  Em  ffutea  Beispid  igt  femer  der  Vertrag  zwiadi/en  Ögterrekh  und  Frewten  txnn 
9.  Febr.  1869.  --  Nye,  BwUree  et  fieuvea  fronti^ree,  La  ligne  m^dkme  et  le  thahceg. 
TJn  awr^  hietoriqWy  B.  D.  7.  P.,  t.  III,  p.  75  et  8. 

**)  8.  über  den  Sdtutz  der  Grenzzeichen:  Deutaehes  StrafgeteUsbudi,  §  lOB^  u.  13S. 
^**)  S,  die  deutschen  Verträge  über  die  Abgrenzung  von  Interessensphären  bei  Liszt  S.  74. 
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1872.  —  Geffcken.  La  question  des  dötroiis,  R.D.  I.,  t  XYII,  p.  362.  —  La  qnestion  des  p^cherles,  R.  D.  L, 
t.  XXn,  p.  239.  —  La  qnestion  d'Alaska,  R.  D.  I,  t  XXHI,  p.  286.  —  Hantef  enille.  Histolre  des  origlnefl,  des 
progrte  et  des  variations  du  Droit  maritime  international,  185S.  —  Imbart-Latour.  La  mer  territoriale  an 
point  de  yue  th^orlque  et  pratiqne,  1869.  —  Kaltenborn.  Seerecht,  1851.  —  Le meine.  Pröcis  de  Droit 
maritime  international,  1889.  —  F.  von  Härtens.  Le  tribunal  d'arbitrage  de  Paris  et  la  merterri  toriale, 
R.D.  L  F.,  1 1,  p.  32.  —  De  Negrin.  Tratado  de  Derecho  intemacional  maritime,  2e  6dit,  1884.  ~  Ortolan. 
R^les  internationales  et  dlplomatie  de  la  mer,  1864.  —  FappafaTa.  Dela  mer  territoriale,  J.  !.  F.,  t  XIV, 
p.  441.  —  Fe  reis.  Manuel  de  Droit  maritime  intern.,  1884.  —  PereU,  Dm  nUamathnaU  öjfmUliehe  Seertehi 
deir  üeffmwarif  J88».  —  Derselhe,  Sandbueh  des  dUgememtn  SeereehtB  im  DeiUsehen  Eeiekf  188i.  —  Flocqne, 
De  la  Mer  et  de  la  nayigation  maritime,  1870.  —  Ritter.  Die  Olfentlieh-rechtlichen  Ffiichten  des  Schuf ers 
vor  Antritt  der  Reise.  —  Rosse.  Guide  international  du  commandant  de  b&timent  de  gnerre,  1891.  — 
Tecklenburg.  Die  Freiheit  des  Meeres,  1879.  —  Testa.  Le  Droit  public  international  maritime,  1886. 
—  8.  noch  die  im  folgenden  Kapitel  zitierten  Werke.] 

490.  —  Zum  Meeresgebiete  eines  Staates  gehört  der  Teil  des  Meeres, 
den  man  als  Ettstenmeer  bezeichnet,  die  Binnenmeere,  die  nach  dem 
offenen  Meere  keine  Zufahrt  haben,  die  Meerbusen,  Beeden  und  Häfen, 
die  von  den  Küsten  des  Staates  eingeschlossen  sind,  sowie  gewisse  Meer- 
engen, die  zwei  Meere  oder  zwei  Meeresteile  miteinander  verbinden. 


Erster  Abschnitt. 
KOstenmeer.i) 

491.  —  Das  Kttstenmeer  (mer  territoriale,  juridictionelle  ou  littorale) 
ist  der  Meeresgttrtel,  der  die  Küsten  des  festländischen  und  des  insularen 
Besitzes  des  Staates  umgibt  und  einschliesst,  und  den  der  Staat  von  dem 
Ufer  aus,  das  von  diesem  Meere  bespült  wird,  zu  beherrschen  vermag.  — 
Das  Staatsgebiet  erstreckt  sich  im  Interesse  der  Erhaltung  und  der  Ver- 
teidigung des  Staates  auch  auf  diesen  Teil  des  Ozeans.*") 

Wieweit  dehnt  sich  das  Kttstenmeer  vom  Ufer  ab  aus?  —  Die  altem 
Schriftsteller,  die  unter  dem  Einflüsse  von  Bedenken  mannigfachster  Art 
standen,  stellten  die  verschiedensten  und  phantastischsten  Regeln  auf. 
Im  14.  Jahrhundert  setzten  einige  die  Breite  des  Küstenmeeres  auf 
60  Meilen  fest.  Im  18.  Jahrhundert  gingen  Casar^gis  und  d'Abreu  sogar 
bis  zu  100  Meilen.  —  Loccenius  erklärte  die  Entfernung,  die  ein  Schiff 
in  zweitägiger  Fahrt  zurücklegen  könne,  für  massgebend,  wonach  also 
die  Breite  jedesmal  von  der  Schnelligkeit  des  Schiffes,  der  Beschaffenheit 
des  Meeres  und  der  Windrichtung  abhängig  gewesen  wäre.  —  Nach  Fra 
Paolo  Sarpi  sollten  die  Bedttrfhisse  des  Uferstaates  entscheiden.  —  Valin 
lägst  das  Küstenmeer  soweit  reichen,  als  der  Meeresgrund  berührt  werden 
kann;  dieser  Massstab  ist  aber  veränderlich  je  nach  dem  Gewichte  des 
Senkbleis  und  je  nachdem  die  Küste  steil  abfällt  oder  sich  unmerklich 
neigt.   —   Ebenso  willkürlich  ist  das  von  ßayneval  angegebene  Merk- . 

1)  [S.  über  das  Küstenmeer,  abgesehen  von  den  bereits  angefahrten  Schriften: 
Aubert,  La  mer  territoriale  de  laNorvöge,  R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  429.  —  Azidzouki, 
Question  de  mer  territoriale  japanisch),  Ifeiho  Shito,  a4c.  1898.  —  Barclav.  Terri- 
torial waters;  the  inland  sea  oi  Japan,  1894.  —  Engelhardt,  Quelques  considerations 
snr  le  regime  des  eanz  maritimes,  dites  territoriales,  R.  D.  I.,  t  XXVI,  p.  909. 
~     "  "  R.  D.  '  '^ 


Geouffre  de  Lapradelle,  Du  droit  de  TEtat  sur  la  mer  territoriale,  R.  D.  I.  P.,  t. 
y,  pp.  264  et  809.  —  Godey,  La  mer  cdtiire,  1896.  —  Les  limites  de  la  mer  terri- 
toriale, R.D.LP.,  i  IIl,  p.  224.  —  ▼.  Marti tz,  Die  Hoheitsrechte  über  den  Bodensee, 
Hirths  Annalen,  1885.  —  Nuger,  Des  droits  de  l'Etat  sur  la  mer  territoriale,  1887. 
—  Rettich,  Die  yolker-  und  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  Bodensees,  1884.  — 
Sherston  Baker,  The  Office  of  vice-amiral  of  the  coats,  1884.  —  De  Tejada,  Po- 
derio  jurisdiccional  sobre  la  mar  territorial,  ReTlsta  juridici  del  Ultramar,  17  novembre 
1895.  —  Vosser.  De  territoriale  zee,  1894.  —  Walther  Schücking,  Das  Küsten- 
meer im  internationalen  Rechte,  1897.  —  S.  auch:  Nr.  495,  Anm.] 

*)  Die  beiden  folgenden  Sätze  betreffen  den  firangMeeken  ßprachgebrwd^. 

Bonfils,  Lehrbuch  4m  VOIkarreehti.  1*7 
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mal:  der  wahre  Horizont,  denn  es  fragt  sich  hierbei,  von  welcher  Stelle 
aus  er  zu  ermitteln  ist.^  Einen  vernünftigem  Standpunkt  nehmen 
Grotius  und  Bynkershoek  ein.  Sie  sind  der  Ansicht,  dass  der  der 
Hoheit  der  Uferstaaten  unterworfene  Teil  des  Ozeans  dort  sein  Ende 
erreichen  mttsse,  wo  die  Beherrschung  durch  die  Gewalt  der  Waffen  auf- 
hört. Diese  annehmbare  Begel  ist  zuerst  von  Bynkershoek  klar  zum 
Ausdruck  gebracht  worden/^  —  Vattel,  Bluntschli,  Gessner,  Haute- 
feuille,  Elüber,  Mass6,  Ortolan,  Pradier-Fod^re,  Schiattarella 
und  fast  alle  neuern  Schriftsteller  sowie  mehrere  Staats  vertrage  erkennen 
an,  dass  die  Grenzlinie  des  Küstenmeeres  durch  die  Eanonenschussweite 
bestimmt  werde.  Dieser  Massstab  ist  durchaus  naturgemäss;  er  entspricht, 
wenn  man  von  gewissen  Sonderverträgen  absieht,  dem  gemeinen  Rechte. 
Die .  am  Ufer  aufgestellten  Strandbatterien  können  ihren  Schutz  nicht 
weiter  ausdehnen  und  die  von  feindlichen  Schiffen  jenseits  dieser  Grenze 
abgefeuerten  Wurfgeschosse  vermögen  das  Land  nicht  zu  erreichen. 

Die  Gesetzgebungen  mancher  Staaten  sowie  mehrere  internationale 
Abkommen  haben  als  Grenze  des  Eüstenmeeres  ein  fUr  allemal  die  Ent- 
fernung von  drei  Seemeilen  (60  auf  einen  Äquatorialgrad  oder  eine  sog. 
grosse  Seemeile),  die  von  dem  niedrigsten  Wasserstande  der  Tiefeb^ 
aus  gerechnet  wird  (la  laisse  de  la  basse  mer)  (1  Seemeile  =  1852  Meter; 
eine  grosse  Meile  =  5556  Meter)  aufgestellt.  —  (Vgl.  die  englische  „Terri- 
torial Waters  Jurisdiction  Act*^  von  1878,*)  das  russische  Prisen- 
reglement von  1869,^)  das  französische  Gesetz  vom  1.  März  1888, 
betreffend  die  Fischerei  an  den  Küsten  von  Frankreich  und  Algerien, 
die  Abkommen  zwischen  England  und  Frankreich  vom  11.  November  1876 
und  zwischen  Deutschland  und  England  vom  Dezember  1874,  und  den 
Haager  Vertrag  der  Nordseestaaten  vom  6.  Mai  1882  Art.  2  und  3). 

Artikel  4  des  Abkommens  von  Eonstantinopel,  betreffend  den  Suez- 
kanal vom  29.  Oktober  1888  bestimmt,  dass  die  Eingangshäfen  des  Kanals 
in  einem  Umkreise  von  drei  Seemeilen  geschlitzt  sein  sollen.  An  diesem 
Abkommen  haben  Deutschland,  England,  Österreich,  Spanien,  Frankreich, 
Italien,  die  Niederlande,  Kussland  und  die  Türkei  teilgenommen. 

Aber  bei  dem  steten  Fortschritte  der  Artillerie,  bei  der  Verwendung 
von  Kanonen  mit  immer  grösserer  Tragweite,  die  Wurfgeschosse  bis  auf 
mehr  als  sieben  Seemeilen  abgeben  können,  werden  die  Staaten  sich  ge- 
zwungen sehen,  die  in  den  Verträgen  angenommene  Grenze  weiter  hinaus- 
zuschieben. —  Schon  am  16.  Oktober  1864  machte  der  Staatssekretär  Seward 
in  Washington  Grössbritannien  den  Vorschlag,  die  Grenzlinie  des  Kttsten- 
meers  auf  5  Meilen  (9260  Meter)  festzulegen  und  den  Kriegsschiffen  bis 


1)  [Die  Theorie  von  RayDeyal  ist  in  neuerer  Zeit  von  Godey  wieder  auf- 
genommen und  in  sehr  beachtenswerter  Weise  weiter  entwickelt  worden  (op.  et  loc 
dt).  Nach  Godey  ist  der  scheinbare  (visuel)  Horizont  der  riclitige  Massstab  f&r  das 
Küstenmeer.] 

9)  «Quare  omnino  videtur  rectius,  eo  potestatem  terrae  extendi,  quousqne  tormenta 
exploduntnr,  eatenns  qnippe  cum  imperare  tum  possidere  videmur.  Loquor  enim  de 
bis  temporibas,  qaibus  Ulis  machinis  utimur:  alioquin  generaliter  dicendum  esset: 
potestatem  terrae  flniri  ubi  finitur  armorum  vis**  (de  dooiinio  maris,  cap.  IL). 

8)  Den  Anlass  zu  diesem  englischen  Gesetze  gab  ein  Zusammenstoss  zwischen 
dem  deutschen  Schiffe  Franconia  und  dem  englischen  Schiffe  Strathdyde  unweit  der 
Küste  Yon  England.  Die  Strathdyde  bekam  ein  Leck  und  sank.  Die  engiischea 
Gerichte  konnten  sich  über  die  Zustandigkeitsfrage  nicht  dnigen.  S.  GalYO,  op.  dt, 
§§  365  et  458. 

4)  [Seit  dem  97.  März  1895  besteht  in  Russland  ein  neues  PrisenreglemeDt  (R. 
D.  L  P.,  t  IV,  Documenta,  p.  6).] 
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zu  eioer  Entfernung  von  8  Meilen  (14816  Meter),'  von  der  Kttste  ab  ge- 
rechnet, das  Schiessen  zu  untersagen. 

[Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  sich  auf  seiner  Versammlung  in 
Paris  im  Jahre  1894  mit  der  Frage  des  Ettstenmeeres  beschäftigt.  Es 
hat  zwei  verschiedene  Grenzen  aufgestellt:  Die  Sechsmeilengrenze,  die  in 
Friedens-  und  Eriegszeiten  allgemeinen  Rechtens  ist  und  eine  weiter 
liegende  Grenze,  die  sich  nach  der  Schussweite  der  Strandbatterien  richtet 
und  die  ein  Uferstaat  im  Kriegsfälle  durch  eine  Neutralitätserklärung  oder 
durch  eine  besondere  Anzeige  zu  bestimmen  berechtigt  sein  soll  (s.  Annuaire 
de  rinstitut,  t.  Xni.  —  S.  auch  Desjardins,  L'Institut  de  Droit  inter- 
national, Session  de  Paris,  mars  1894,  R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  323).^)] 

492.  —  Einige  Staaten  haben  durch  ihre  Landesgesetze  oder  durch 
Verträge  andere  Grenzen  festgesetzt.  So  beträgt  in  Spanien  die  Breite 
des  Eüstenmeeres  sechs  Meilen  (vgl.  den  englisch-amerikanischen  Vertrag 
vom  28.  Oktober  1818  und  das  belgische  Gesetz  vom  7.  Juni  1832).  — 
Einige  Staaten,  die  die  Dreimeilengrenze  im  Grundsatze  angenommen  haben, 
fordern  für  das  Eüstenmeer  im  Interesse  ihrer  ZoUgesetze  und  um  die 
Aufsicht  und  Überwachung  durch  ihre  Zollbehörden  zu  erleichtern,  eine 
grössere  Ausdehnung.  So  hat  das  französische  Gesetz  vom  4.  Germinal 
des  Jahres  2  die  Grenze  in  einer  Entfernung  von  2  Myriameter  von  der 
Eüste  ab  angenommen.  Durch  den  Vertrag  zwischen  Frankreich  und 
Mexiko  vom  27.  November  1886  (Art.  15)  ist  sie  auf  2  Eilometer  von  der 
Niedrigwassergrenze  ab  festgesetzt  worden.  —  Grossbritannien  beansprucht 
für  seine  Zollkreuzer  ein  Überwachungsrecht  bis  zu  zwölf  Meilen  (22  Eilo- 
meter). Es  masst  sich  das  Recht  an,  alle  nach  britischen  Häfen  segelnden 
Schiffe,  die  sich  innerhalb  dieses  Bereiches  befinden,  anzuhalten  und  zu 
durchsuchen. 

492^.  —  [Von  welcher  Stelle  aus  ist  die  Grenze  des  Eüstenmeers  zu 
berechnen?  Hierüber  herrscht  Streit.  Einige,  wie  Ortolan,  meinen,  dass 
die  Stelle  massgebend  sei,  von  wo  aus  das  Meer  schiffbar  werde.  Diese 
Ansicht  wird  allgemein  verworfen.  —  Meistens  nimmt  man  als  Ausgangs- 
punkt für  die  Bemessung  das  Meeresufer  an.  Es  gibt  hierbei  aber  zwei 
verschiedene  Berechnungsarten.  Die  einen  nehmen  den  Wasserstand  bei 
niedrigster  Ebbe  an.  Dies  ist  die  allgemeine  Meinung  (s.  das  französische 
Gesetz  vom  1.  März  1888.  —  Beschlüsse  des  Instituts  für  Völkerrecht.  — 
Fischereiabkommen).  —  Andere,  die  sich  darauf  berufen,  dass  der  Begriff 
der  Eüstengewässer  auf  dem  Gedanken  beruhe,  die  Rechte  des  üferstaates 
über  den  Teil  des  Meeres,  der  überwacht  und  beherrscht  werden  könne, 
zu  sichern,  sind  der  Ansicht,  dass  die  Stelle  des  Landes  in  Betracht 
komme,  von  wo  aus  man  jederzeit  diesen  Meeresteil  zu  beherrschen  ver- 
möge, demnach  sei  von  der  Uferstelle  aus  zu  rechnen,  die  vom  Meere 
selbst  bei  der  Flut  nicht  berührt  werde.] 

493.  —  Die  Unregelmässigkeit  der  Eüste,  die  bald  als  Eap,  als  Vor- 
gebirge oder  Halbinsel  vorspringt,  bald  als  Bucht,  Bai  oder  Busen  von 
kleinerer  oder  grösserer  Ausdehnung  zurücktritt,  lässt  es  nicht  als  an- 
gängig erscheinen,  die  Breite  des  Meeresgebiets  jedesmal  vom  Ufer  aller 


1)  [Gegen  Ende  1S95  machte  die  uiederl&ndische  Regierung  den  Mftchteu  den 
Vorschlag,  Unterhandlangen  zu  eröffben,  um  die  Grenze  des  Küstenmeeres  einheitlich 
festzusetzen.  Als  Grundlage  ihres  Vorschlages  nahm  sie  den  Tom  Institut  aufgestellten 
Entwurf  mit  einigen  Abändenmgen  an :  im  allgemeinen  sollte  die  Sechsmeilengrenze 
gelten,  in  Neutralitatszeiten  sollten  sechs  weitere  Meilen  hinzugefügt  werden.  Es 
scheint,  dass  dieser  Vorschlag  ohne  Erfolg  geblieben  ist;  die  li&chte  scheinen  nicht 
darauf  eingegangen  zu  sein.] 

17* 
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dieser  Vorsprttnge  und  Meereseinbrüche  ans  zu  bestimmen.  In  der  Praxis 
wird  bei  den  Baien  und  den  kleinen  Meerbusen  die  Dreimeilengrenze  von 
einer  geraden  Linie  ab  bemessen,  die  quer  durch  die  Bai  oder  den  Busen 
in  dem  der  Einfahrt  nächsten  Teile  von  dem  Punkte  aus  gezogen  wird, 
an  dem  die  Öffnung  10  Meilen  nicht  übersteigt  (Haager  Vertrag  vom  6.  Mai 
1882,  Art.  2). 

494.  —  Das  Küstenmeer  kann  der  tatsächlichen  Herrschaft  des  üfer- 
staates  unterworfen  werden.  Es  steht  unter  seiner  Botmässigkeit,  es  wird 
von  ihm  geschützt  und  verteidigt.  —  Dem  Uferstaate  drängt  sich  die 
Notwendigkeit  auf,  seine  Küsten,  Häfen  und  Eeeden  gegen  j^griffe  und 
Überfälle,  die  von  der  Seeseite  oft  leichter  als  vom  Lande  her  zu  machen 
sind,  zu  sichern.  Er  muss  daher  berechtigt  sein,  jeden  Ghsgner  von  diesen 
Gewässern  fern  zu  halten  und  ihm  durch  Strandbatterien  den  Zugang  zu 
sperren.  Die  äussere  Sicherheit  eines  Seestaates  fordert,  dass  dieser 
Meeresteil  seiner  Gewalt  untersteht. 


Zweiter  Abschnitt. 

Binnenmeer  im  engern  Sinne. 

495.  —  Das  Binnenmeer  im  engem  Sinne  (mer  int^rieure)  ist  ein 
umfangreiches  Wassergebiet,  das  rings  von  Land  umschlossen  ist  und  in 
keinem  unmittelbaren  und  sichtbaren  Zusammenhange  mit  dem  Meere  steht, 
wie  zum  Beispiel  das  Tote  Meer,  das  Kaspische  Meer  und  der  Aralsee. 

—  Liegt  das  Binnenmeer  im  Gebiete  eines  einzigen  Staates,  so  gehört  es 
diesem  Staate,  gerade  so  wie  der  Grund  und  Boden,  wie  das  Landgebiet, 

—  Ist  das  Binnenmeer  von  den  Gebieten  mehrerer  Staaten  umschlossen, 
so  haben,  theoretisch  betrachtet,  alle  diese  Staaten  in  gleicher  Weise  das 
Recht  der  freien  Schiffahrt  auf  diesem  Meere  und  Hoheitsrechte  an  den 
dem  Küstenmeere  entsprechenden  Meeresteile.  —  Einige  sind  der  Ansicht, 
dass  das  Binnenmeer  nach  Massgabe  einer  durch  die  Mitte  gehenden  Linie 
oder  auf  Grund  vertraglicher  Abgrenzungen  unter  der  geteilten  Herrschaft 
der  verschiedenen  üferstaaten  stehe.  —  Diese  Ansicht  ist  u.  E.  nicht 
haltbar.  —  Das  Kaspische  Meer  steht  kraft  der  zwischen  Persien  und 
Bussland  abgeschlossenen  Verträge  von  Gulistan  (1813)  und  von  Tuk- 
mantschal  (1828)  unter  der  Hoheit  Busslands,  das  das  ausschliessliche 
Becht  hat,  das  Meer  mit  Kriegsschiffen  zu  befahren,  i)*") 


1)  [Gegen  Ende  1892  stiessen  in  der  Inland  sea,  einem  japanischen  Binneumeer, 
das  japanische  Schiff  Tshishima  und  das  englisdie  Fahrzeug  Kavenna  zusammen.  Im 
L4iufe  des  vor  den  englischen  Konsulargerichten  wegen  der  Haftpflicht  anhängig  ge- 
machten Rechtsstreites,  erhob  die  japanische  Regierung  die  Einrede  der  Unzuständigkeit 
unter  der  fiehauptang,  dass  sich  der  Zusanmienstoss  in  den  japanischen  Gewässern 
ereignet  habe.  Einer  der  Streitpunkte,  den  der  Vorfall  veranlasst  hatte,  betraf  die 
Frage,  unter  welchen  Begriff  die  Inland  sea  faUe.  (S.  hierüber:  R.  D.  I.  F.,  t  I,  p.  179. 
—  Barclay,  Territorial  waters,  the  inland  sea  of  Japan,  1894.  —  Matsounami,  Le 
navire  de  guerre  Tshishima  contre  le  steamer  anglais  Ra^enna  (japanisch),  Kokka- 
gakwai  Zaashi,  t  XI  et  XII.  —  Revon,  La  mer  Interieure  du  Japon  est-elle  une  mer 
territoriale?    Kokkagakwai  Zasshi,  mai  1894).] 

*)  Vs^  wMm  des  Sodentees  ausser  den  bei  No.  491  emueffänrien  StkrifUn:  Sarwey^ 
Shaisre^t  des  K&mgreidu  WOrtUmberg,  Bd.  I,  8.  :^4f.  —  Morel,  Sckweuerisehes  Bundes- 
staaisreekt,  Bd.  III,  8.  $74-^377, 
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Dritter  Abschnitt. 
Binnenmeer  im  weitern  Sinne. 

496.  —  Das  Binnenmeer  im  weitern  Sinne  oder  das  geschlossene 
Meer  (mer  fermöe)  ist  nicht  rings  von  Land  umgeben,  sondern  steht  mit 
dem  Ozean  oder  dem  Meere  durch  eine  Einfahrt  oder  eine  breitere  oder 
schmälere  Meerenge  in  schiffbarer  Verbindung.  —  Ein  solches  Meer  ist 
nur  dann  tatsächlich  und  rechtlich  ein  geschlossenes,  wenn  sein  ganzes 
Ufer,  sowie  die  beiden  Küsten  der  Zufahrtstrasse  demselben  Staate  unter- 
worfen sind.  Sind  diese  beiden  Voraussetzungen  gegeben,  herrscht  also 
ein  einziger  Staat  über  das  ganze  Ufer  und  über  die  beiden  Küsten  der 
Einfahrt,  so  gehört  es  seinem  ganzen  Umfange  nach  zu  den  Eigen- 
gewässern dieses  Staates.  Es  steht  unter  der  ausschliesslichen  Hoheit 
der  Nation,  die  die  Ufer  beherrscht.  Einen  solchen  Anspruch  macht  Russ- 
land mit  Fug  und  Recht  auf  das  Asowsche  Meer. 

497.  —  Gehören  die  Ufer  dieses  Meeres  (oder  Süsswassersees)  ver- 
schiedenen Staaten,  so  handelt  es  sich  weder  um  ein  Binnenmeer  im 
engem  Sinne,  noch  um  ein  geschlossenes  Meer.  Die  Schiffahrt  muss 
frei  sein  und  der  Staat,  der  die  beiden  Ufer  der  Meerenge  oder  der  Ein- 
fahrt besitzt,  darf  sich  in  Friedenszeiten  der  Freiheit  der  Schiffahrt  nicht 
widersetzen,  ohne  das  Recht  auf  Unabhängigkeit  und  Selbsterhaltung  der 
andern  Uferstaaten  zu  verletzen.^) 

498.  —  Wenn  die  Zufahrt  zum  Meere  oder  die  Meerenge  so  breit  ist, 
dass  der  Staat,  der  die  beiden  gegenüberliegenden  Ufer  besitzt,  die  Meer- 
enge nicht  durch  seine  Strandbatterien  zu  sperren  vermag,  so  ist  das 
Meer  ein  freies  Meer  und  steht  den  Kriegs-  und  Handelsschiffen  aller 
Nationen  offen. 

499.  —  A.  — -  Das  Schwarze  Meer^)  steht  mit  dem  Mittelmeere  durch 
die  Meerengen  des  Bosporus  und  der  Dardanellen,  zwischen  denen  sich 
das  Marmara-Meer  befindet,  in  Verbindung.  Die  Türkei  besitzt  die  ge- 
samten Küsten  der  beiden  Meerengen,  von  denen  der  Bosporus  sehr  schmal 
ist.  —  Trotzdem  kann  das  Schwarze  Meer  heute  nicht  mehr  (wie  früher) 
als  ein  geschlossenes  Meer  angesehen  werden.  Seine  Küsten  gehören  ver- 
schiedenen Staaten.  Ausserdem  nimmt  es  die  Donau  auf.  Die  Uferstaaten 
der  Donau:  Österreich-Ungarn,  Serbien,  Bulgarien  und  Rumänien  können 
aber  nicht  des  Rechtes  beraubt  werden,  mit  ihren  Schiffen  in  das  Schwarze 
Meer  einzulaufen,  dort  zu  verkehren  und  durch  die  Meerengen  nach  dem 
Mittelmeer  zu  fahren,  um  ihre  Erzeugnisse  nach  fernen  Ländern  zu  bringen. 
Wollte  man  ilmen  dieses  Recht  versagen,  so  würde  man  ihnen  den  Haupt- 
nutzen, den  ihnen  die  Donau  zu  teil  werden  lässt,  entziehen. 

500.  —  Die  Rechtsverhältnisse  des  Schwarzen  Meeres  sind  im  Laufe 
der  Zeit  mehrfachen  Änderungen  unterworfen  gewesen.  Lange  besass 
das  Osmanische  Reich  aUe  Ufer  dieses  Meeres  allein.  —  Nach  mehrfachem 


1)  Pradier-Fod^r^,  Tratte  de  Dr.  int,  t.  II,  n«  644.  —  Hautefeuille,  Histoire 
des  origines,  etc.  du  Droit  maritime  iDtemational,  p.  21. 

2)  [Mischeff,  La  mer  Noire  et  les  detroits  de  Gonstantinople,  1901.  —  Call- 
anitzsky,  Les  Dardanelles,  le  Bosphore  et  la  mer  Noire  au  18.  sibcle,  1881.  — 
Robinson,  The  Straits  of  Dardanelles,  1876.]  —  Fermetwre  des  dStroU»  da  Dardaneile$ 
et  du  Bctpharey  Ftistage  de  torpUieun  rmtes.  Frotutatkm  de  la  Orcmde-Bretagne,  E. 
D.  L  P.,  1903,  p.  326  et  f. 
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Schwanken  des  Eriegsglttcks  musste  Bassland  durch  den  Belgrader  Ver- 
trag vom  7.  September  1739  seine  Besitzungen  am  Schwarzen  Meere  ab- 
treten und  sich  verpflichten,  keine  Handels-  oder  Kriegsschiffe  auf  diesem 
Meere  zu  halten. 

Bald  änderte  sich  dieser  Bechtszustand  wieder  —  durch  den  Vertrag 
Yon  Eutschuk-Eainardschi  (einem  Dorfe  in  SiUstrien)  vom  10.  Juli  1Y74 
gab  Katharina  II.  Bessarabien,  die  Moldau  und  die  Wallachei  an  die 
Türkei  zurück,  erwarb  dafür  aber  zu  Gunsten  Busslands  das  Becht,  das 
Schwarze  Meer,  das  Marmara-Meer  und  die  türkischen  Gewässer  befahren 
zu  dürfen.  Durch  spätere  Verträge,  nämlich  mit  Österreich  1784,  Eng- 
land 1799,  Frankreich  1802  und  Bussland  1806  wurden  die  Meerengen 
den  Handelsschiffen  dieser  Länder  geöffnet.  —  Der  Vertrag  von  Adri- 
anopel (1829)  räumt  Bussland  das  Becht  ein,  im  Schwarzen  Meere  eine 
Kriegsflotte  zu  halten;  öffnet  die  Meerengen  den  Handelsschiffen  aller 
Staaten,  erklärt  sie  aber  für  ihre  Kriegsschiffe  geschlossen.  Das  Verbot, 
dass  die  Kiiegsschiffe  der  fremden  Mächte  nicht  in  die  Meerengen  des 
Bosporus  und  der  Dardanellen  einlaufen  dürfen,  ist  von  den  Sultanen  von 
Konstantinopel  als  eine  unumstössliche  Begel  ihres  Beiches  betrachtet 
worden,  denn  die  Sicherheit  Stambuls  hängt  davon  ab. 

;Diese  Begel  wurde  auch  durch  den  Londoner  Vertrag  vom  13.  Juli 
1841,  der  von  England,  Österreich,  Frankreich,  Preussen,  Bussland  und 
der  Türkei  geschlossen  wurde,  bestätigt. 

501.  —  Nach  dem  Krimkriege  wurde  das  Schwarze  Meer  durch  den 
Pariser  Vertrag  vom  30.  März  1856  neutralisiert  (Art.  11  bis  14).  Dem 
Bechtsbegriffe  des  freien  Meeres,  das  dem  Handel  aller  Völker  offen  steht, 
fligte  der  Vertrag  den  neuen  Begriff  des  neutralisierten  Meeres,  der  einige 
Ähnlichkeit  mit  der  Neutralität  gewisser  Staaten  hat,  hinzu.  Die  Ge- 
wässer und  Häfen  dieses  Meeres  sind  förmlich  und  auf  ewig  den  Kriegs- 
flaggen der  Uferstaaten  sowohl  als  aller  andern  Mächte  untersagt,  nur 
einige  leichte  Schiffe,  die  notwendig  sind,  um  den  Polizeidienst  an  den 
Küsten  des  Meeres  und  an  den  Mündungen  der  Donau  zu  versehen,  werden 
zugelassen  (Art.  11,  14  u.  19).  —  Der  Vertrag  verbietet  den  Uferstaaten, 
der  Türkei  und  Bussland,  die  Aufrechterhaltung  und  Errichtung  von  mili- 
tärisch-maritimen Arsenalen  in  den  Uferbezirken.  —  In  einer  dem  Ver- 
trage beigefügten  Akte  (Art.  10)  ist  das  Abkommen  vom  13.  Juli  1841 
revidiert  worden.  —  Die  Schliessung  der  Meerengen  der  Dardanellen  und 
des  Bosporus  fiir  fremde  Kriegsschiffe,  „solange  sich  die  Pforte  im  Frieden 
befindet^,  ist  eine  vertragliche  Verpflichtung,  die  auf  der  einen  Seite  von 
dem  Sultan,  auf  der  andern  Seite  von  den  Signatarmächten  übernommen 
worden  ist.  Um  sich  hiervon  zu  überzeugen,  genügt  es,  den  ersten  Artikel 
der  dem  Vertrage  vom  30.  März  1856  beigeftLgten  Übereinkunft  zu  lesen. 
—  Der  Sultan  behält  sich  vor,  denjenigen  leichten  Fahrzeugen  unter 
Kriegsflagge,  die  im  Dienste  der  Gesandtschaften  verwendet  werden  sollen 
oder  die  nach  Artikel  19  des  Hauptvertrages  dazu  bestinmit  sind,  vor 
der  Donaumündung  zu  stationieren,  Durchgangs-Firmans  zu  erteilen  (Ar- 
tikel 2). 

Miz.  —  Die  Neutralisation  des  Schwarzen  Meeres  war  eine  Massregel, 
die  von  Anfang  an  zu  einer  kurzen  Lebensdauer  verurteilt  war.  Ein 
mächtiges  Beich,  dem  eine  solche  Entwicklungskraft  innewohnt,  wie  Buss- 
land, lässt  sich  nicht  für  lange  Zeiten  Servituten  aufzwingen,  die  mit 
seiner  Würde  und  Selbständigkeit  unvereinbar  sind.  Im  Jahre  1867  hatte 
die  darum  befragte  französische  Begierung  den  Vorschlag  einer  Nach- 
prüfung  des   Pariser  Vertrages   von   der  Hand   gewiesen.  —  Bussland 
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trachtete  aber  danach,  sich  von  dieser  Zwangsservitut  durch  ein  Vorgehen 
loszusagen,  das  eine  Spitze  gegen  Frankreich  hatte. 

Unmittelbar  vor  dem  deutsch-französischen  Kriege  kam  eine  Über- 
einkunft zwischen  Preussen  und  Russland  zustande.  In  einem  der  ver- 
hängnisvollsten Zeitpunkte  des  Krieges,  nämlich  am  31.  Oktober  1870, 
kttndigte  Fürst  Gortschakow  den  Pariser  Vertrag.*) 

Das  in  London  am  13.  März  1871  von  den  Grossmächten  und  der 
Ttlrkei  unterzeichnete  Abkommen  beseitigte  die  Artikel  11,  13  und  14 
des  Pariser  Vertrages  sowie  die  russisch-tttrkische  Übereinkunft,  betreffend 
die  Kriegsschiffe,  die  die  beiden  Staaten  fttr  die  Seepolizei  verwandten.  — 
Die  Neutralität  des  Schwarzen  Meeres  war  somit  abgeschafft.  —  Russ- 
land erlangte  wieder  das  Recht,  militärisch-maritime  Arsenale  an  den 
Küsten  des  Schwarzen  Meeres  zu  errichten  und  dort  eine  Kriegsflotte  zu 
halten.  —  bie  Pforte  erhielt  als  Entgelt  —  wie  zum  Hohn  —  das  Recht, 
die  Meerengen  in  Friedenszeiten  den  Kriegsschiffen  befreundeter  Mächte 
zu  öffnen,  damit  diese  sie  erforderlichenfalls  gegen  Russland  schützten  und 
Russland  zwängen,  die  Unabhängigkeit  der  Türkei  zu  achten.^) 

Der  russisch-türkische  Krieg  von  1877/78  liess  die  Folgen  des  Londoner 
Abkommens  bald  genug  deutlich  erkennen.  —  Artikel  24  des  Vertrages 
von  San  Stefano  vom  3.  März  1878  bestimmte,  dass  der  Bosporus  und 
die  Dardanellen  und  damit  also  der  Zugang  zum  Schwarzen  Meere  in 
Friedens-  wie  in  Kriegszeiten  den  Handelsschiffen  der  neutralen  Staaten 
geöffiiet  bleiben  sollte.  —  Auf  dem  Berliner  Kongress  entspann  sich  eine 
Erörterung  über  die  Frage  der  Sperrung  der  gedachten  Meerengen  für 
Kriegsschiffe.  Salisbury  geizte  nicht  mit  allen  möglichen  Spitzfindigkeiten. 
—  Artikel  63  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  hält  den  Pariser 
Vertrag  vom  30.  März  1856  und  das  Londoner  Abkommen  vom  13.  Mai 


1)  Klacsko,  Les  denx  chaDceliers.  —  [De  Monicault,  Le  traite  de  Paris  et 
ses  suites  (1856—1871)  1898.]  —  Milo wanowi tsch,  Les  traites  de  garantie  1888,  p. 359. 

2}  Das  LoDdoner  Abkommen  bestimmt:  „Der  Grandsatz  der  Schliessung  der 
Meerengen  der  Dardanellen  und  des  Bosporus  wird  so,  wie  er  durch  das  Sonder- 
abkommen vom  30.  März  1856  aufgestellt  worden  ist,  mit  der  Massgabe  aufrecht- 
erhalten, dass  der  Sultan  berechtigt  sein  soll,  die  Meerengen  im  Frieden  den  Kriegs- 
schiffen befreundeter  und  verbündeter  Mächte  zu  öffnen,  wenn  die  Pforte  es  mr 
notwendig  erachtet,  um  die  Ausführung  der  Bestimmungen  des  Pariser  Vertrages  vom 
30.  März  1856  zu  sichern."  —  [Im  Sommer  1896  kam  eine  eigentümliche  Frage  zur 
Sprache,  die  die  Auslegung  des  Artikels  2  des  Pariser  Vertrages  betraf.  Dieser 
Artikel  behält  dem  Sultan  wie  „in  frühem  Zeiten*"  das  Recht  vor,  ^denjenigen  leichten 
Fahrzeugen  unter  Kriegsflagge,  die,  der  Gewohnheit  gemäss,  im  Dienste  der  Gesandt- 
schaften der  befreundeten  Mächte  verwendet  werden  sollen,  Durchgangs-Firmans  zu 
erteilen.*"  Das  Londoner  Abkommen  enthält  einen  ähnlichen  Vorbehalt  zu  Gunsten 
des  Sultans.  Im  Jahre  1896  forderten  die  Verein.  Staaten  unter  der  Berufung,  dass 
zwischen  ihnen  und  der  Pfoite  Friede  herrsche  und  sie  daher  „eine  befreundete 
Macht"  im  Sinne  des  Artikels  2  seien,  ein  Stationsschiff  für  ihre  Gesandtschaft  in 
Konstantinopel.  Die  Behauptung  der  Verein.  Staaten  war  nicht  unbedenklich.  Beweist 
nicht  Artikel  3  mit  den  Worten  »wie  in  frühem  Zeiten*",  „der  Gewohnheit  gemäss', 
dass  man  keine  Neuerung  wollte,  dass  vielmehr  der  frühere  Zustand  erhalten  werden 
sollte?  Die  Verein.  Staaten  hatten  aber  vor  dem  Jahre  1856  niemals  beansprucht, 
ein  Stationsschiff  in  Konstantinopel  zu  halten.  —  Eine  andere  Frage,  die  sich  auf  die 
Meerengen  bezog,  wurde  1895  aufgeworfen.  Die  europäischen  Grossmächte,  die  in 
Konstantinopel  Stationsschiffe  hatten,  beschlossen  wegen  der  Wirren,  die  damals  in 
der  Türkei  herrschten  und  wegen  der  Gefahr,  die  dadurch  der  Hauptstadt  selbst 
drohte  (Armenische  Frage),  den  bisherigen  Schiffen  sechs  neue  Fahrzeup;e  (eines  für 
jede  Macht)  hinzuzufügen.  Die  sechs  Gesandten  ersuchten  den  Sultan,  die  Meerengen 
diesen  neuen  Schiffen  zu  ofifoen.  Der  Sultan  weigerte  sich  zunächst,  hierauf  einzu- 
gehen, indem  er  darauf  hinwies,  dass  die  Einfahrt  dieser  Stationsschiffe  einer  förm- 
lichen Kundgebung  gleichkomme  und  die  Volksleidenschaft  erregen  würde.  Er  gab 
aber  schliesslich  —  am  la  Dezember  —  nach  (R.  D.  I.  P.,  t.  UI,  p.  871  et  s.)] 


264  Zweiter  Teil.    Die  Sachen. 

1871  in  allen  den  Bestimmungen  aufrecht,  die  durch  die  andern  Vertrags- 
artikel  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert  worden  sind. 

503.  —  Die  verschiedenen  Verträge  von  1841,  1856,  1871  und  1878 
sind  Kollektiv-Akte,  die  eine  gemeinsame  Verpflichtung  aller  Signatar- 
mächte gegenttber  der  Ottomanischen  Pforte  und  dieser  Mächte  unter  ein- 
ander erzeugen.  Dieser  EoUektivcharakter  ist  von  Lord  Salisbury  in  der 
Sitzung  des  Oberhauses  am  7.  Mai  1885  bestritten  worden;  wir  sind  aber 
mit  Geffcken  der  Meinung,  dass  diese  Auslegung  unrichtig  sei.^) 

504.  —  B.  —  Die  Ostsee  hat  nie  als  ein  geschlossenes  Meer  gelten 
können.  Der  Anspruch  Dänemarks,  Russlands  und  Schwedens,  in  Kriegs- 
zeiten die  Zufahrt  zu  diesem  Meere  den  Schiffen  der  Kriegsparteien  zu 
verbieten,  ist  von  den  andern  Mächten  nie  als  Grundsatz,  sondern  nur  ad 
hoc,  für  die  Dauer  eines  bestimmten  Krieges,  anerkannt  worden  (s.  die 
Verträge  von  1653  zwischen  Schweden  und  Dänemark  und  von  1759  und 
1760  zwischen  den  genannten  Staaten  und  Russland).  Durch  die  soge- 
nannte Deklaration  der  bewaffneten  Neutralität  vom  Jahre  1780  und  durch 
die  von  1800  kamen  diese  drei  Mächte  überein,  die  erforderlichen  Mass- 
regeln zu  treffen,  um  die  Ostsee  gegen  Feindseligkeiten  aller  Art  zu 
schützen  und  den  friedlichen  Handel  sämtlicher  Nationen  zu  sichern.  Diese 
Massnahmen,  die  der  Handelsfreiheit  wesentlich  zugute  kamen  und  die 
sich  gegen  die  übertriebenen  und  ungerechten  Ansprüche  Englands  richteten, 
wurden  von  Frankreich  (15.  Mai  1780),  Preussen  (8.  Mai  1781),  den 
Niederlanden  (14.  Mai  1781)  und  andern  Staaten  angenommen.')  —  Aber 
auch  dann  war  die  Ostsee  nicht  als  ein  geschlossenes  Meer  anzusehen. 

505.  —  C.  —  Das  Beringsmeer.  Ein  russischer  ükas  vom  14.  Sep- 
tember 1821  erklärte,  dass  das  ganze  Meer  von  der  Beiingsstrasse  bis 
zum  51.  Grad  nördl.  Breite  Russland  unterworfen  sei,  dass  es  einen  Be- 
standteil seiner  Eigengewässer  bilde  und  dass  es  daher  fremden  Fischern 
verschlossen  sei. 

Russland  besass  damals  beide  Küsten,  nämlich  das  Ufer  von  Kam- 
tschatka in  Asien  und  das  von  Alaska  in  Amerika.  —  Von  der  Berings- 
strasse  ab  erweitert  sich  das  Meer  aber  allmählich  in  der  Richtung  nach 
dem  StiUen  Ozean  hin.  Auf  der  Höhe  des  51.  Breitegrades  sind  die  beiden 
Ufer  mehr  als  50  Grad  voneinander  entfernt.  Das  Beringsmeer  ist  also 
ein  Teil  des  Stillen  Ozeans;  es  ist  ein  offenes  Meer.  —  Auf  den  nach- 
drücklichen Widerspruch  Englands  und  der  Verein.  Staaten  sah  sich 
Russland  genötigt,  seine  Ansprüche  fallen  zu  lassen,  und  es  erkannte  die 
Freiheit  der  Fischerei  in  diesem  Teile  des  Stillen  Ozeans  laut  den  Ver- 
trägen mit  England  (28.  Februar  1825)  und  mit  den  Verein.  Staaten 
(17.  April  1824)  an.  — )!Im  Jahre  1867  trat  Russland  seine  Besitzungen 
in  Amerika  an  die  Verein.  Staaten  ab. 

Konnte  der  Grundsatz  der  Freiheit  des  Beringsmeeres  durch  die  Ab- 
tretung der  russischen  Besitzungen  eine  Änderung  erleiden?  Der  Gerichts- 
hof von  Sitka  in  den  Verein.  Staaten  nahm  dies  an.  Er  erklärte  das 
Beringsmeer  (obgleich  es  eine  Ausdehnung  von  über  1200  Meilen  besitzt 
und  doch  nur  eine  geographische  Bezeichnung  für  einen  Meeresteil  ist) 
für  ein  geschlossenes  Meer  und  erkannte  die  Wegnahme  englischer  Schiffe, 
die  wegen  Robbenfangs  in  einer  Entfernung  von  93  Meilen  von  der  Küste 
aus  durch  Zollkreuzer  der  Verein.  Staaten  bewirkt  worden  war,  für  redits- 
gültig  an.    Die  amerikanische  Regierung  vermeinte  ihre  Gebietshoheit  bis 


1)  Qeffcken,  La  qnestion  des  d^troits  R.  D.  L,  t.  XVIl,  pp.  362  et  s. 

3)  Fauchille,  La  diplomatie  franQaise  et  ]a  ligue  des  neutres  de  1780,  1893. 
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zu  einer  Entfernung  von  100  Meilen  von  der  Küste  von  Alaska  ab  ge- 
rechnet ausüben  zu  können,  um,  wie  sie  sagte,  die  Ausrottung  der  Robben 
zu  verhindern.  —  Der  wahre  Grund  dieser  vermessenen  Ansprüche  der 
amerikanischen  Regierung  und  ihrer  Gerichte  lag  in  dem  Wettbewerb, 
den  englische  und  kanadische  Fischer  der  amerikanischen  Gesellschaft 
von  Alaska,  der  die  Regierung  das  ausschliessliche  Recht  fttr  den  Robben- 
schlag erteUt  hatte,  machten,  i) 

England  legte  auf  diplomatischem  Wege  Verwahrung  ein.  In  einer 
an  den  englischen  Gesandten  gerichteten  Note  vom  22.  Januar  1890  stellte 
Blaine  die  kühne  Behauptung  auf,  dass  es  eine  unmoralische  Handlung 
sei,  Robben  zu  fangen  und  zu  erschlagen,  denn  die  Ausrottung  dieser 
Tiere  sei  gegen  die  guten  Sitten.  Er  fügte  hinzu,  dass  die  Vereinigten 
Staaten  in  die  Rechte  Russlands,  deren  Anspruch  England  stillschweigend 
als  begründet  anerkannt  hätte,  eingetreten  seien.  —  Salisbury  erwiderte, 
indem  er  den  von  Londondery  erhobenen  Einspruch  und  den  englisch- 
russischen  Vertrag  von  1825  vorlegte.  —  Nach  mehrfachen  Unterhand- 
lungen schlug  Blaine  im  Dezember  1890  die  Anrufting  eines  Schieds- 
gerichts vor.  Diesem  Vorschlage  trat  Salisbury  am  21.  Februar  1891 
mit  einigen  Abänderungen  bei,  indem  er  sich  darauf  berief,  dass  nach 
englischer  Auffassung  das  Beringsmeer  einen  Teil  des  Stillen  Ozeans  bilde, 
ebenso  wie  der  Golf  von  Biskaya  ein  Teil  des  Atlantischen  Ozeans  sei.*) 

Durch  den  Washingtoner  Vertrag  vom  29.  Februar  1892  einigten  sich 
England  und  die  Verein.  Staaten  dahin,  die  durch  die  Fischerei  im 
Beringsmeere  veranlassten  Meinungsverschiedenheiten  einem  Schiedsgerichte 
zur  Entscheidung  zu  unterbreiten.  Das  aus  sieben  Mitgliedern  bestehende 
Schiedsgericht  tagte  unter  dem  Vorgitze  des  Baron  de  Courcel  zu  Paris. 
Nach  Anhörung  der  beiden  Parteien  und  nach  Prüfung  der  vorgelegten 
Denkschriften  wurde  am  15.  August  1893  der  Spruch  erlassen.  Dem 
Grunde  nach  erhielt  Grossbritannien,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  war, 
Recht.  —  Das  Gericht  stellte  fest,  dass  Russland  seit  den  Verträgen  mit 
den  Verein.  Staaten  und  mit  England  aus  den  Jahren  1824  und  1825  bis 
zur  Abtretung  Alaskas  an  die  Amerikaner  niemals  ausserhalb  des  gewöhn- 
lichen Bereiches  der  Eüstengewässer  ein  Hoheitsrecht  über  das  Berings- 
meer oder  ein  ausschliessliches  Recht  auf  den  Robbenfang  in  dem  besagten 
Meere  tatsächlich  behauptet  oder  ausgeübt  habe;  dass  Grossbritannien 
Rttssland  gegenüber  kein  Recht  auf  den  ausschliesslichen  Robbenfang  im 
Beringsmeer  anerkannt  oder  eingeräumt  habe;  dass  alle  Rechte  Russlands, 
sowohl  die  Hoheitsrechte,  als  auch  die  Rechte  des  Robbenfangs  in  dem 
Teile  des  Beringsmeeres,  der  sich  östlich  von  der  durch  den  russisch- 
amerikanischen Vertrag  vom  30.  März  1867  bezeichneten  Seelinie  er- 
strecke, ihrem  ganzen  Umfange  nach  kraft  dieses  Vertrages  auf  die  Ver- 
einigten Staaten  übergegangen  seien;  dass  die  Verein.  Staaten  weder 
Eigentums-  noch  Schutzrechte  hinsichtlich  derjenigen  Robben  hätten,  die 
die  den  Verein.  Staaten  im  Beringsmeere  gehörigen  Inseln  au&uchten, 
wenn  sich  diese  Robben  ausserhalb  der  gewöhnlichen  Dreimeilengrenze 
befänden.*); 

1}  Geffckeu  weist  daraufhin,  dass  die  Geschichte  der  Verein.  Staaten  zahlreiche 
Beispiele  daf&r  enthalte,  mit  welcher  Leichtigkeit  gewisse  Regierungen  Grandsitze 
aufgeben,  diel  sie  froher  .verfochten  haben,  als  ihre  eigenen  Interessen  auf  dem 
Spiele  standen  (La  question^d' Alaska,  R.  D.  I.,  t.  XXni,  p.  386). 

2)  La  Tie  politique  k  Tetranger,  ann^es  1890,  p.  507;  1891,  p.  487. 

3)  [S.  über  das  Beringsmeer  und  den  darauf  bezuglichen  Schiedsspruch  Barclay, 
La  quesuon  des  pecheries.de  la  mer  de  Behring.  R.  D.  I,  t.  XXV,  p.  417.  ^  Browning, 
The  Behring  sea  question,  The  law  quarterly  Review,  1891,  t.  VlI,  p.  128.  --  Engel- 
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Nachdem  das  Gericht  die  ihm  vorgelegten  Fragen  in  der  angegebenen 
Weise  beantwortet  hatte,  bezeichnet  es  verschiedene  Massregeln,  die  die 
Verein.  Staaten  und  England  zu  treffen  hätten,  um  die  Bobben  vor  der 
Ausrottung  und  ihrem  vollständigen  Aussterben  zu  schützen. 

Die  Regierungen  der  Verein.  Staaten  und  Grossbritanniens  hatten  vor 
Erlass  des  Schiedsspruches  das  Versprechen  abgegeben,  die  Entscheidungen 
des  Gerichts  bereitwillig  anzuerkennen  und  durchzufiihren. 

Am  Tage  des  Schlusses  der  Sitzungen  erkannte  der  Vertreter  der 
Verein.  Staaten,  Senator  Morgan,  an,  dass  das  Gericht  den  Verein.  Staaten 
durch  die  Sicherung  eines  Schutzes  der  Bobben  eine  Bürgschaft  für  die 
Zukunft  gewährt  habe. 


Vierter  Abschnitt. 
Meerengen  und  Seekaniie. 

506.  —  Hinsichtlich  der  Meerengen,  die  zwei  Meere  miteinander  ver- 
binden, müssen  Unterschiede  gemacht  werden.  —  A.  —  Führt  die  Meer- 
enge in  ein  geschlossenes  Meer  und  gehören  beide  Ufer  demselben 
Staate,  dessen  Strandbatterien  die  Meerenge  sperren  können,  so  steht  sie 
unter  der  Herrschaft  dieses  Staates,  der  alle  Hoheitsrechte  über  sie  aus- 
übt und  ohne  Verletzung  des  Völkerrechts  die  Durchfahrt  untersagen  darf. 
So  war  es  früher  mit  den  Meerengen  des  Bosporus  und  der  Dai*danellen 
(No.  499)  und  so  ist  es  heute  mit  der  Meerenge  von  Eertsch,  die  zu  dem 
geschlossenen  Asowschen  Meere  führt.  —  Die  unschädliche  Durchfahrt 
(passage  innocent)  darf  aber  den  Handelsschiffen  anderer  Staaten  nicht 
verwehrt  werden.    Dies  wäre  ein  Eingriff  in  die  Verkehrsfreiheit. 

507.  —  B.  —  Führt  die  Meerenge  in  ein  offenes  Meer  und  gehören 
beide  Ufer  demselben  Staate,  so  kann  dieser  seine  Hoheitsrechte  innerhalb 
der  Küstengewässer  auf  beiden  Seiten  der  Meerenge  ausüben.  Er  ist  be- 
rechtigt, die  erforderlichen  Vorkehrungen  ftir  seine  eigene  Sicherheit  zu 
treffen  und  sich  je  nach  den  Umständen  der  Durchfahrt  von  Kriegs-  oder 
Truppen-Transport  Schiffen  zu  widersetzen.  —  Mit  Azuni,  Calvo,  Fiore, 
Heffter,  Ortolan,  Pereis,  Vattel,  Verge,  Wheaton  u.  a.  sind  wir 
der  Ansicht,  dass  die  Durchfahrt  den  Handelsschiffen  anderer  Nationen 


hardts  Du  droit  de  propriete  reveudique  par  les  Etats-Unis  d'Am^rique  sur  les 
phoques  ä  fourrures  de  la  mer  de  Behring,  R.  D.  I,  t.  XXVI,  p.  386.  —  De  Texecution 
de  la  sentence  arbitrale  de  1893  sur  les  pecheries  de  Behnng,  R.  D.  I.  P.,  t.  V,  pp. 
198  et  847.  —  Fromageot,  L'arbitrage  de  lamer  de  Behring,  J.  I.  P.,  t.  XXI,  p.  36. 
—  Harlan,  Behring  sea  tribunal  of  arbitration;  opinions  of  Mr.  Justice  Harkui.  — 
Knott,  The  Behring  sea  arbitration,  American  law  Review,  t.  XXVII,  p.  684.  — 
Lameire,  Sentence  arbitrale  dans  la  question  de  Behring,  La  paix  par  le  droit, 
septembre  1898.  —  Paisant,  La  question  de  Behring,  Reyue  d'histoire  diplomatique» 
1898.  —  Y.  Härtens,  Le  tribunal  d'arbitrage  de  Paris  et  la  mer  territoriale,  R.  D. 
L  P.,  t  1,  p.  32.  —  Renault,  Une  nouveile  mission  donn^e  aux  arbitres  daüs  les 
litiges  internationaux.  A  propos  de  Tarbitrage  de  la  mer  de  Behring,  R.  D.  I.  P.,  t. 
I,  p.  44.  —  De  la  Sabli^re,  Les  phoques  ä  foarrures  de  la  mer  de  Behring;  le  couflit 
anglo-am6ricain,  Gorrespondant,  25  aout  1891.  —  Tracy,  The  Behring  sea  Oase,  The 
north  American  Review,  1898,  p.  513.  —  Wishart,  The  Behring  sea  question.  —  A 
new  Behring  sea  arbitration,  The  law  Times,  9  M&rz  1895.  ~  The  Behring  sea  award^ 
The  law  Times,  26  August  1893.  —  The  Behring  sea  question,  The  Nineteenth  Century, 
April  1893.  —  Memoire  de  la  Grande-Betragne  sur  les  pecheries  de  Behring,  Archives 
diplomatiques,  mars  1896,  p.  269.  —  Memoire  des  Etats-Unis  devant  le  tribunal 
d'arbitrage.  —  Vgl.  no  581.] 


Erstes  Buch.    Um£aDg  des  Staatsgebiets.    Kap.  2.  267 

nicht  yerBa.gt  werden  daif.  „Die  Meeresfreiheit  wäre  ein  Tmggebilde,  so 
sagt  Verge,  wenn  die  Benutzung  der  Meerengen,  die  der  Verbindung 
zweier  Meere  dienen,  behmdert  sein  würde."  —  Die  durch  Vertrag  ge- 
schaffene Lage  der  Meerengen  des  Bosporus  und  der  Dardanellen  ist  bereits 
früher  dargestellt  worden  (No.  501  u.  ff.). 

508.  —  C.  —  Gehören  die  Ufer  einer  Meerenge  verachiedenen  Staaten, 
so  können  diese  ihre  Hoheits-  und  Herrschaftsrechte  nur  über  die  Küsten- 
gewässer ausüben  (No.  494).  —  Ist  die  Meerenge  nicht  einmal  seclis 
Meilen  (11  Kilometer)  breit,  so  reichen  die  Rechte  der  Uferstaaten  nur 
bis  zu  einer  durch  die  Mitte  gezogenen  Linie.  Dies  ist  die  zutreffende 
Ansicht  von  Dudley  Field,  v.  Martens,  Pereis,  Pufendorf,  Travers 
Twiss  u.  a.i) 

509.  —  Ist  die  Durchfahrt  durch  eine  Meerenge  frei,  so  dürfen  die 
üferstaaten  keine  Abgaben  erheben.  Dänemark,  das  früher  mit  Norwegen 
vereinigt  war,  forderte  ehemals  von  den  durch  den  Sund  und  die  Belte 
fahrenden  Schiffen  die  Entrichtung  eines  Zolles.  Noch  zu  Anfang  der 
Neuzeit  entsprach  dies  der  Auffassung,  die  man  von  den  Hoheitsrechten 
eines  Staates  hatte,  der  imstande  war,  die  Durchfahrt  durch  eine  Meer- 
enge zu  überwachen.  Der  Gedanke,  der  dieser  Vorstellung  zu  gründe 
lag,  rührte  noch  aus  der  Zeit  der  Feudalherrschaft  her;  er  hatte  lange  noch 
bei  Flüssen  und  Verkehrsstrassen  gegolten.  —  Das  Recht  Dänemarks  auf 
Erhebung  von  Abgaben  gründete  sich  auf  eine  unvordenkliche  Praxis;  auch 
war  es  durch  Verträge  mit  den  Hansastädten  (1368),  mit  England  (1490), 
mit  Karl  V.  zu  Speyer  (1544),  mit  Holland  (1645)  und  mit  Frankreich 
(1663  und  1742)  anerkannt  worden.  —  Im  Jahre  1848  erhoben  die  Verein. 
Staaten  Einspruch  gegen  diesen  Zoll.  Dänemark  berief  sich  demgegen- 
über auf  das  uralte  Herkommen  und  die  verschiedenen  Verträge.  Die 
Verein.  Staaten  gaben  aber  nicht  nach:  sie  erkannten  zwar  im  Grundsatze 
eine  angemessene  Entschädigung  als  Entgelt  für  die  Unterhaltung  von 
Leuchtfeuem,  Bojen,  Küstentelegraphen  usw.  an,  aber  sie  weigerten  sich, 
sich  einem  Regalrechte  zu  unterwerfen.  Eine  Reihe  anderer  Staaten 
schlössen  sich  dem  Einsprüche  der  Verein.  Staaten  an.  —  Am  14.  März 
1857  kam  ein  Vertrag  in  Kopenhagen  zustande.  Die  bedeutendsten 
europäischen  Staaten  and  die  deutschen  freien  Städte  zahlten  eine  Ab- 
Kteungssumme  von  91V2  Millionen  Franken,  wogegen  Dänemark  sich  ver- 
pflichtete, Leuchtfeuer  und  Bojeu  zu  unterhalten.  Die  Verein.  Staaten 
schlössen  am  11.  April  1857  einen  besondern  Vertrag  ab  und  zahlten 
:i  400000  Franken.2) 

510.  —  Es  gibt  einige  Meerengen,  die  durch  Vertrag  gewissennassen 
neutralisiert  worden  sind  und  zwar  in  der  Art,  dass  an  ihren  Ufern  keine 
Befestigungen  und  keine  militärischen  Verteidigungswerke  angelegt  werden 
düi-fen.  Dies  ist  der  Fall  mit  der  Magalhaens-Strasse,  soweit  Chile  und 
Argentinien  in  Betracht  kommen  (Vertrag  vom  23.  JuU  1881,  Art.  5). 

511.  —  Mit  den  natüi'lichen  Meerengen  sind  die  künstlichen  Meer- 
engen, die  Kanäle,  die  zwei  Meere  miteinander  verbinden,  verwandt. 
Sie  werden  angelegt,  um  die  Schiffahrt  zu  heben,  die  Entwicklung  von 
Handel  und  Verkehr  zu  begünstigen,  die  Befördeining  von  Personen  und 
Gütern  zu  beschleunigen,  zuweilen  auch  um  strategische  Zwecke  zu  er- 


1)  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  in  seinen  in  Paris  1S94  angenommenen 
Beschlüssen  über  das  Küstenmeer  diese  Regein  auch  auf  Meerengen  für  anwendbar 
erkl&rt] 

2)  fScherer,  Der  Sundzoll,  1845.] 
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reichen.  Meistens  werden  diese  Kanäle  (wie  z.  B.  der  Suezkanal  und  der 
Kanal  von  Korinth)  durch  das  Gebiet  eines  einzigen  Staates,  wie  Ägypten, 
Griechenland  und  Kolumbien  geleitet.  In  der  Verleihungsurknnde,  wodurch 
das  Recht  zur  Anlegung  des  Kanals  bewilligt  wird^  bestimmt  die  Staats- 
regierung die  Befugnisse  und  Pflichten  der  Erbauer  des  Kanals.  Fraglos 
gehören  diese  Kanäle  zum  Gebiete  des  Staates,  der  die  Genehmigung 
erteilt,  sie  unterstehen  seiner  Herrschaft,  seiner  Hoheit  und  seiner  Gerichts- 
barkeit. 

Völkerrechtlich  interessiert  allein  die  Frage  nach  der  Freiheit  des 
Schiffsverkehrs.  Gerade  der  Zweck  der  Erbauung  solcher  Kanäle  sichert 
diese  Freiheit  den  Handelsschiffen  aller  Nationen  im  Frieden.  Diese  haben 
dagegen  die  natürliche  Verpflichtung,  Gebtlhren  und  Abgaben  für  die 
Durchfahrt,  für  Lotsen-  und  Schleppdienste,  fttr  Bojen  usw.  zu  entrichten, 
die  zur  Verzinsung  der  zum  Bau  des  Kanals  aufgewandten  Kapitalien 
und  zur  Deckung  der  Kosten  und  Auslagen  seiner  Unterhaltung  dienen 
sollen.  Muss  auch  den  Kriegsschiffen  freie  Durchfahrt  gewährt  werden? 
Unbedenklich  muss  man  dem  Staate,  der  der  Eigentümer  des  auf  seinem 
Gebiete  angelegten  interozeanischen  Kanales  ist,  das  unbedingte  Recht 
zugestehen,  die  Durchfahrt  von  Kriegsschiffen  selbst  in  Friedenszeiten  zu 
verbieten  und  den  Kanal  nur  Handelsschiffen  zu  offnen.  —  Eine  solche 
Anordnung  wäre  aber  für  Kolonialmächte  sehr  störend;  sie  >vürde  gegen 
den  Staat,  der  den  Kanal  besitzt,  Erbitterung  hervorrufen,  die  zu  einem 
Kriege  und  zu  einer  Expropriation  mit  bewaffiieter  Hand  führen  könnte. 
—  Es  liegt  vielmehr  im  Interesse  einer  verständigen  Politik  und  entspricht 
der  comitas  gentium,  die  Kriegsschiffe  aller  Mächte  ungehindert  verkehren 
zu  lassen,  wie  dies  auch  im  Suezkanal  geschieht.  Es  stellt  sich  ander- 
seits auch  als  notwendig  heraus,  die  Kanäle  vor  den  Handlungen  der 
Kriegsparteien  zu  schützen,  da  die  Kriegführenden  die  Benutzung  des 
Kanals  während  der  Feindseligkeiten  unmöglich  machen  und  die  Kanäle 
sogar  beschädigen  und  zerstören  könnten.  Dies  Bedürfnis  hat  sich  be- 
sonders hinsichtlich  des  Snezkanals,  der  Europa  mit  den  ostasiatischen 
und  australischen  Meeren  verbindet,  geltend  gemacht. 

518.  —  Der  Suezkanal,^)  der  von  der  Gompagnie  universelle  auf 
Grund  einer  vom  Khediven  erteilten,  durch  einen  oberherrlichen  Firman 
des  Sultans  ratiflzierten  Konzession  erbaut  worden  ist  und  betrieben  wird, 
steht  unter  der  Gebietshoheit  Ägyptens,  in  dessen  Land  er  liegt.  Seine 
Gewässer  bilden  einen  Teil  der  Eigengewässer  dieses  Vasallenstaates. 
Wegen  seiner  hervorragend  internationalen  Bedeutung  und  wegen  seiner 
Zweckbestimmung  war  eine  besondere  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  des 
Kanals  geboten.  —  Schon  der  Firman  des  Sultans  vom  22.  Februar  1866 
enthielt  die  Klausel,  dass  der  Kanal  allen  Handelsschiffen  ohne  Unterschied 
der  Flagge  stets  geöffnet  sein  sollte.  —  Eine  internationale  Kommission,  die 
auf  Einladung  des  Sultans  im  Jahre  1873  in  Konstantinopel  zusammen- 


1)  TDie  Geschichte  des  Baues  des  Suezkanals  sowie  die  mannigfachen  Schwierig- 
keiten, die  dieser  Bau  Teranlasste,  bilden  den  Gegenstand  zahlreicher  Schriften.  Vor 
allem  sind  die  Ton  F.  de  Lesseps  unter  dem  Titel:  Percement  de  Fisthme  de  Suez 
ISdö'-GO  veröffentlichten  Urkunden  zu  erwähnen.  —  Beachtenswert  sind  ausserdem: 
Desplaces,  Le  canal  de  Suez,  185S.  ~  Flachat,  Memoire  sur  les  travaux  de  Tisthme 
de  Suez.  —  Marius  Fontane,  Le  canal  maritime  de  Suez  illustre:  histoire  du  canal 
et  ses  travaux.  —  Hawkshaw,  Rapport  sur  les  travaux  da  canal  de  Suez.  —  Le 
Saint,  L'isthme  de  Suez:  essais  de  canalisation  dans  les  temps  anciens  et  au  moyen- 
age;projetde  M.  de  Lesseps,  phases  diverses  dela  qnestion,  1866.  —  de  Lesseps, 
Ori^es  du  canal  de  Suez,  1890.  —  Silvestre,  L'isthme  de  Suez  (1854—1869),  1869. 
—  £lie  Sorin,  Histoire  de  la  jonction  de  deux  mers,  1870.] 
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getreten  war,  erklärte,  dass  die  Schiffahrt  auf  dem  Kanäle  den  Kriegs- 
schiffen und  den  zur  TmppenbefÖrderang  gemieteten  Fahrzeugen  offen 
stehe  und  gemeinsam  sei.  Die  Deklaration  vom  6./14.  Dezember  1873 
wurde  von  der  Ottomanischen  Pforte,  von  fast  sämtlichen  Seemächten  und 
von  dem  Dii-ektor  der  Compagnie  universelle  angenommen.  Der  Kanal  von 
Suez  befand  sich  somit  unter  dem  Schutze  von  ganz  Europa. 

Die  Deklaration  vom  Dezember  1873  hatte  sich  indessen  nicht  mit 
der  Frage  befasst,  in  welche  Lage  die  Handelsschiffe  im  Falle  eines 
Krieges,  worin  die  Pforte  verwickelt  sein  sollte,  geraten  würden.  Die  Dekla- 
ration zeigte  also  eine  Lücke,  denn  sie  sicherte  die  Freiheit  der  Schiffahrt 
nicht  unbedingt  und  vollständig.  Die  europäischen  Kaufleute  und  die 
Aktionäre  des  Kanals  fUhlten  sich  während  des  russisch-türkischen  Krieges 
sehr  beunruhigt.  England  erklärte  im  Februar  1877,  dass  es  jeden  Versuch, 
den  Kanal  oder  dessen  Zufahrten  zu  blockieren,  oder  den  Verkehr  zu  hindern, 
als  eine  Bedrohung  seiner  indischen  Besitzungen  ansehen  werde,  und  dass 
jede  derartige  Unternehmung  seine  fernere  Neutralität  unmöglich  mache. 
Eine  ähnliche  Erklärung  gab  Graf  Derby  dem  russischen  Botschafter  im 
Mai  1877.  Bussland  antwortete,  dass  es  nicht  in  seiner  Absicht  Uege^ 
den  Kanal  zu  blockieren  oder  die  Schiffahrt  zu  hindern  und  zu  bedrohen* 

Die  Ereignisse,  die  sich  im  Jahre  1882  in  Ägypten  abspielten  und 
die  zur  Besetzung  dieses  Landes  durch  die  Engländer  führten,  Hessen  die 
Notwendigkeit  eines  internationalen  Schutzes  auf  dem  Boden  einer  klaren, 
festen,  alle  Staaten  verpflichtenden  vertraglichen  Grundlage  als  dringlich 
erscheinen.  —  Die  Grundzüge  einer  Verständigung  waren  in  dem  berühmten 
Rundschreiben  Granvilles  vom  3.  Januar  1883  enthalten,  das  den  in 
Paris,  Wien,  Berlin,  Rom  und  Petersburg  beglaubigten  englischen  Bot- 
schaftern mitgeteilt  wurde.  Ein  Reihe  von  gehaltreichen  Artikeln  wurden 
von  Travers  Twiss  und  F.  v.  Härtens  veröffentlicht.  Travers  Twiss 
erstattete  dem  Listitut  t&r  Völkerrecht  einen  vortrefflichen  Bericht. >) 

Am  30.  März  1885  wurde  eine  Konferenz  in  Paris  eröffiiet.  Auch 
Spanien  und  die  Niederlande  wurden  zur  Teilnahme  eingeladen.  Es  waren 
neun  Staaten  vertreten.  Ägypten  wurde  als  Vasallenstaat  nur  mit  einer 
beratenden  Stimme  zugelassen.  —  Die  Konferenz  verlief  ergebnislos.  — 
Es  folgten  lüsdann  langwierige  diplomatische  Vorberatungen.  —  Nachdem 
endlich  alle  Schwierigkeiten  geebnet  worden  wai*en,  wurde  am  29.  Oktober 
1888  eine  Übereinkunft  zu  Konstantinopel  von  Deutschland,  Österreich, 
England,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  den  Niederlanden,  Russland  und 

1)  Trabers  Twiss,  La  neatralisation  du  canal  de  Suez,  R.  D.  I,  t  VII,  p.  682. 

—  De  la  secarit^  de  la  navigation  dans  le  canal  de  Suez,  R.  D.  I.  t,  XIV,  p.  672.  — 
Le  canal  de  Suez  et  la  conmiission  internationale  de  Paiiis  R.  D.  I.,  t  XyII,  p.  615. 

—  8.  auch  ÄBser,  Le  canal  de  Suez  et  la  Convention  de  Constantinople,  R.  D.  L,  t. 
XX,  p.  529.  —  F.  ▼.  Martens,  La  qnestion  egyptienne  et  le  Droit  international,  R. 
D.  I.,  t.  XIV,  p.  d55.  —  [Abgesehen  hiervon  gibt  es  noch  eine  Reihe  anderer  Schriften, 
die  sich  mit  den  volkerrechtlichen  Fragen  des  Snezkanals  befassen:  D^Avril,  N^go- 
ciations  relatives  au  canal  de  Suez,  Revue  d'histoire  diplomatique,  t.  II,  p.  1—26» 
161—189.  —  Fournier  de  Flaix,  L'independance  de  TEgypte  et  le  regime  inter- 
national du  canal  de  Suez.  1864.  —  Lieutenant-colonel  Hennebert,  Les  Anglais  en 
Egypte;  TAngleterre  et  le  Mahdi;  Arabie  et  le  canal  de  Suez.  —  Martin,  La  qnestion 
d^Egypte,  l'Angleterre  et  le  canal  de  Suez,  1892.  —  Louis  Renault,  Le  canal  de 
Suez:  itade  de  Droit  international,  La  Loi  des  16—11  et  19  aoftt  1882.  -  Rossignol, 
Le  canal  de  Suez,  1898.  —  La  quesüon  igyptienne  devant  la  nation:  pas  d'intervention, 
par  nn  offtciei  de  l'armee  francaise,  1882.  —  S.  noch  Rolin-Jaequemyns,  R.  D. 
I.,  t  II,  p.  314.  —  S.  auch  Delib^rations  et  conclusions  de  Flnstitut  de  Droit  inter- 
national snr  le  canal  de  Suez,  1878,  R.  D.  I.,  t  X,  p.  880;  t.  XII,  p.  100.  —  Fran- 
zösische Gelbbftcher  über  den  SnezkanaL  —  S.  noch  Autran,  Revue  internationale 
de  Droit  maritime,  1886,  p.  728.] 
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der  Türkei  unterschrieben.  —  Der  Vertrag  bezweckt,  die  freie  Benatzung 
des  Suezkanals  im  Frieden  wie  im  Kriege  zu  sichern.  —  Der  Kanal  soÜ 
zu  jeder  Zeit  den  Schiffen  aller  Nationen  offen  sein.  —  Er  darf  unter 
keinen  Umständen  blockiert  werden.  —  Es  dürfen  keine  Kriegshandlungen 
weder  in  dem  Kanal  selbst  noch  in  seinen  Eingangshäfen,  noch  auch  in 
einem  Umkreise  von  drei  Seemeilen  vorgenommen  werden,  auch  wenn  die 
Türkei  selbst  eine  der  kriegführenden  Mächte  sein  sollte.  —  Die  Durch- 
fahrt der  Kriegsschiffe  Kriegführender  muss  in  möglichst  kurzer  Frist 
geschehen.  Ihr  Aufenthalt  in  Port  Said  und  auf  der  Reede  von  Suez  daif, 
den  Fall  der  Seenot  ausgenommen,  vierundzwanzig  Stunden  nicht  über- 
steigen. —  Ein  Zeitraum  von  vierundzwanzig  Stunden  muss  zwischen  der 
Durchfahrt  zweier  feindlicher  Schiffe  liegen.  —  Die  Kriegführenden  dürfen 
in  dem  Kanal  und  seinen  Eingangshäfen  weder  Ti-uppen  noch  Kriegsmaterial 
ein-  oder  ausschiffen.  —  Zu  keiner  Zeit  dürfen  Kriegsschiffe  im  Kanal 
stationieren.  Nur  nichtkriegführende  Staaten  sind  berechtigt,  höchstens 
zwei  Stationsschiffe  in  den  Eingangshäfen  zu  halten.  —  Der  Süsswasser- 
kanal  steht  unter  denselben  Bürgschaften  wie  der  Seekanal,  desgleichen 
auch  das  Material  beider  Kanäle.  —  Der  Sultan  und  der  Khedive  können 
allgemeine  polizeiliche  Massregeln  aller  Art  treffen,  wofern  sie  nur  die 
Freiheit  der  Schiffahrt  achten. 

Durch  den  Vertrag  von  Konstantinopel  ist  der  Kanal  von  Suez  nicht 
^neutralisiert^  worden.  Dieser  Ausdruck  ist  nicht  geeignet  zur  Kennzeichnung 
der  internationalen  Rechtslage  des  Kanals.  Der  Kanal  wäre  nur  dann 
neutralisiert,  wenn  er  für  die  Kriegsschiffe  der  Kriegsparteien  geschlossen 
worden  wäre.  Weder  England  noch  Frankreich,  noch  irgend  ein  anderer 
Staat,  der  wie  Holland  und  Spanien  Besitzungen  in  Ostasien  hat,  hätte 
bei  einer  diplomatischen  Übereinkunft,  die  die  Durchfahrt  durch  den  Kanal 
den  Schiffen  eines  kriegführenden  Staates  verboten  hätte,  mitwirken 
wollen.  Dies  wäre  ein  Rückschritt  gewesen.  —  Der  russische  Delegierte 
hatte  den  Wunsch  geäussert,  dass  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse 
des  Suezkanals  auf  das  Rote  Meer  ausgedehnt  werden  sollte,  damit  der 
Zugang  zum  Kanal  auch  von  Süden  her  unter  allen  Umständen  gesichert 
wäre.  Der  italienische  Delegierte  widersetzte  sich  aber  diesem  Antrage.  Das 
Rote  Meer  hat  eine  Länge  von  2600  Kilometer.  —  [Während  des  spanisch- 
amerikanischen Krieges  von  1898  tauchte  die  Frage  auf,  ob  den  Kriegs- 
parteien die  Wiederausbesserung  von  Kriegsschiffen,  die  Havarie  erlitten 
hatten,  im  Kanal  und  dessen  Eingangshäfen  zu  verbieten  sei.  Die  Frage 
wurde  verneint  (R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  p.  209).  S.  auch  R.  D.  I.  P.,  t.  VI, 
pp.  215  et  s.  wegen  einer  andern  Frage,  die  anlässlich  der  Durchfahrt 
von  Schiffen  der  Kriegführenden  durch  den  Suezkanal  veranlasst  worden  war.} 

Was  wird  ans  dem  Vertrage  von  Konstantinopel,  wenn  England  sich 
eines  Tages  im  Kriege  befinden  wird  und  es  Ägypten  noch  besitzt?  Das 
Verhalten  Grossbritanniens  während  der  Seekriege  des  17.  und  des  18.  Jahr- 
hunderts sowie  die  Theorien  einiger  seiner  Staatsmänner  rufen  Argwohn 
und  Befürchtungen  wach.*) 

513.  —  Die  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  dem  Atlantischen 


1)  [Frankreich  hat  durch  den  Bau  des  Snezkanals  unstreitig  ganz  Europa  einen 
Dienst  erwiesen.  Hat  es  aber  nicht  dadurch  mit  Notwendigkeit  zu  der  Schwächung 
seines  politischen  Einflusses  in  Ägypten  beigetragen?  Hat  nicht  England  ein  sehr 
gi'osses  Interesse  daran,  seine  Hand  auf  den  Kanal  zu  legen?  England  bat  Tom  Ehe- 
diven  \  der  Aktien  erworben.  Mehr  als  zwei  Drittel  der  Schiffe,  die  durch  den 
Kanal  fahren,  sind  englische  Fahrzeuge,  sie  enthalten  drei  Viertel  des  Tonnengehalts, 
der  durch  den  Kanal  befördert  wird.] 
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Ozean  and  dem  Stillen  Meere  durch  einen  durch  die  Landenge  von  Panama 
zu  stechenden  Kanal  ist  schon  lange  geplant  worden.  Die  Vereinigten 
Staaten  und  England  sind  von  allen  Mächten  an  der  Schaffung  eines 
solchen  interozeanischen  Kanales  am  meisten  interessiert.  Im  Jahre  1850 
kam  zwischen  beiden  der  berühmte  Clayton-Bulwersche  Vertrag  zustande, 
der  vernünftige,  zweckdienliche  und  weitherzige  Bestimmungen  in  sich 
schliesst.^)  —  Aber  die  Anmassungen  der  Verein.  Staaten  auf  die  Vor- 
herrschaft in  Mittel-  und  Südamerika,  die  Ansichten,  die  von  der  Washing- 
toner Regierung  unterstützt  wurden  und  der  Versuch,  der  vom  panameri- 
kanischen Eongress  im  Jahre  1890  unternommen  wurde,  sollten  dem 
Clayton-Bulwerschen  Vertrage  nicht  lange  seine  volle  Wirksamkeit  lassen. 
[Ein  am  5.  Februar  1900  zwischen  England  und  den  Verein.  Staaten  unter- 
zeichnetes Abkommen  (das  aber  November  1900  noch  nicht  ratifiziert 
worden  war)  änderte  den  Vertrag  wesentlich  ab.  Der  Artikel  1  des  neuen 
Vertrages  bestimmt:  „Der  Kanal  kann  unter  der  Leitung  der  Regierung 
der  Verein.  Staaten  entweder  unmittelbar  auf  ihre  eigenen  Kosten  oder  durch 
Schenkung  oder  Anleihen  von  Personen  oder  Gesellschaften  oder  durch 
Einzeichnung  oder  Verkauf  von  Aktien  gebaut  werden."  England  ver- 
zichtet somit  auf  das  gemeinsame  Recht  der  Überwachung,  das  ihm  der 
Clayton-Bulwersche  Vertrag  eingeräumt  hatte.  Im  übrigen  kann  man  den 
Inhalt  dieser  Übereinkunft  dahin  zusammenfassen,  dass  sie  alle  Verpflich- 
tungen, die  die  Vertragsmächte  von  1850  sich  gegenseitig  auferlegt  hatten, 
besteben  lässt,  indem  sie  sie  den  Verein.  Staaten  allein  aufbürdet,  und 
dass  sie  anderseits  die  Neutralisierung  des  geplanten  Kanals  dadurch 
klarer  zum  Ausdrucke  bringt,  dass  sie  die  für  den  Suezkanal  duich  das 
Konstantinopeler  Abkommen  vom  29.  Oktober  1888  aufgestellten  Regeln 
für  anwendbar  erklärt.*)] 

514.  —  Der  Kanal  von  Korinth,  der  am  24.  August  1893  eröffnet 
wurde,  bringt  Attika  und  Athen  dem  westlichen  Europa  räumlich  näher, 
er  kürzt  den  Handelsweg  vom  Adriatischen  Meere  nach  den  Küsten  Klein- 
asiens, nach  Konstantinopel  und  dem  Schwarzen  Meere  ab  und  befreit  die 
Schiffahrt  von  der  gefahrvollen  ümsegelung  des  Kaps  Matapan.  —  Schon 
Nero  hatte  die  Landenge  untersuchen  und  dort  Ausgrabungen  vornehmen 
lassen.  Die  Arbeiten  Neros  blieben  aber  erfolglos;  sie  wurden  erst  acht- 
zehn Jahrhunderte  später  wieder  aufgenommen.  —  Der  Kanal  ist  ungefähr 
6  Kilometer  lang.  —  Er  liegt  ganz  auf  griechischem  Gebiete,  er  gehört 
daher  zu  den  Eigengewässei*n  Griechenlands.  Griechenland  besitzt  alle 
mit  der  Gebietshoheit  verbundenen  Rechte.  —  Für  den  grossen  Schiffs- 
verkehr auf  dem  Mittelmeere  ist  der  Kanal  bedeutungslos.  Der  Suezkanal 
beansprucht  ein  allgemeines,  der  Kanal  von  Korinth  dagegen  nur  ein 
nebensächliches  Interesse.  Dieser  neue  Seeweg  verbessert  lediglich  die 
Verkehrsbeziehungen  der  Länder  des  Adriatischen  Meeres  mit  Ostgriechen- 
land, dem  Bosporus,  Kleinasien  und  dem  Schwarzen  Meere.  Suez  verbindet 
dagegen  ganz  Mittel-  und  Westeuropa  mit  Indien,  dem  Indischen  Ozean, 
Ostasien,  Ostafrika  und  Australien. 

1)  [S.  den  Text  dieses  Abkommens  in  den  Archives  diplomatiquea,  1886, 1. 1,  p.  147.] 

2)  De  Bustamante,  Le  canal  de  Panama  et  le  Droit  international,  R.  D.  I.,  t. 
ZXVII,  pp.  112  et  123.  —  Lawrence,  Essays:  the  Panama  canat  and  the  Bulwer- 
Clayton  Treaty,  1884.  —  Über  den  Nikaraguakanal  siehe  De  Peralta,  Ei  canal  inter- 
oceanico  de  Nicaragua  ej  Costa  Rica  en  1620  ej  en  1807,  1887.  —  Los  canales  inter- 
ocianicos,  Nicaragua  Revista  pratica  derecho  mercantile,  1893,  p.  25.  Vialatte,  La 
BiaiB-Vni»  et  le  canal  wUerooSanique.  ün  dutpUre  ^hiataire  diphmaiique  amMeaine,  R.  D. 
J.  F.,  1903,  p.  6.  —  Whiteley.  -  Leg  traiUa  ClayUrn-Buhoer  et  HayFimoefote.  B.  D. 
L,  t3,p.6et9.  —  S.  auch  Keasbey,  The  Nicaragua  and  the  Monroe  doctrine,  1896.] 
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515.  —  [Seit  Juni  1896]  verbindet  ein  Seekanal  die  Kielerbucht  mit 
der  Elbemündung.  0  Dieser  Kanal  verdankt  seine  Entstehung  nicht  einer 
Privatunternehmung.  Er  ist  vom  Deutschen  Reiche  mehr  aus  strategischen 
Gründen  als  aus  Verkehrsrttcksichten  erbaut  worden.  Er  bezweckte  eine 
bessere  Verbindung  zwischen  den  beiden  deutschen  Kriegshäfen  Wilhelms- 
haven und  Kiel,  indem  er  den  deutschen  Flotten  den  Umweg  durch  die 
Meerengen  des  Sunds  und  der  beiden  Belte  und  die  Durchfahrt  unter  den 
Kanonen  Dänemarks  ersparte.  —  Erwägungen  rein  militärischer  Art  veran- 
lassten seinen  Bau.  Feldmarschall  Moltke  glaubte,  dass  Deutschland  sich 
im  Falle  eines  Seekrieges  vor  allem  zu  vergewissern  habe,  dass  es  von 
Dänemark  nichts  zu  befürchten  hättel  —  Gewiss  wird  auch  der  Handel 
Hamburgs  und  Bremens  mit  der  Ostsee  durch  die  Eröffnung  dieser  neuen 
Yerkehrsstrasse  Nutzen  ziehen.  Der  Kanal,  der  ungefähr  98  Kilometer 
lang  ist,  ist  nicht  international.  Gebietshoheit,  Gerichtsbarkeit,  Verwaltung^ 
und  Betrieb  stehen  dem  Deutschen  Reiche  zu. 


Fünfter  Abschnitt. 
Meerbuseni  Buchteni  Reeden  und  Hifen. 

516.  —  Meerbusen,  Golfe,  Baien,  Buchten,  Reeden  und  Häfen,  die 
sich  als  Einschnitte  des  Meeres,  in  die  Küstenlinie  darstellen,  werden  so- 
wohl von  der  Wissenschaft  wie  von  dem  Herkommen  unbedenklich  zum 
Staatsgebiete  gerechnet.  Die  Möglichkeit  eines  ausschliesslichen  Besitzes, 
die  Verteidigung  der  Zufahrten  durch  die  an  den  Ufern  aufgestellten 
Strandbatterien,  die  Notwendigkeit,  für  die  eigene  Sicherheit  zu  sorgen 
usw.,  alles  dies  dient  zur  Rechtfertigung  der  Lehrmeinung  und  der 
Praxis. 

Streitig  sind  allein  die  Ansprüche,  die  gewisse  Staaten  hinsichtlich 
grösserer  Meerbusen  oder  Golfe,  die  zwischen  den  Vorgebirgen  ihrer 
Küsten  liegen,  erheben.  Namentlich  hat  England  ein  Hoheitsrecht  über 
gewisse  Meerbusen,  die  sog.  Königskammem  (Kings  oder  Queens  Chambers) 
geltend  gemacht.  —  Die  Verein.  Staaten  haben  ähnliche  Rechte  an  den 
grossen  Meeresbusen  der  nordamerikanischen  Küste  beansprucht.  Kent 
bezeichnete  als  Grenze  eine  Linie,  die  sich  von  der  südlichsten  Spitze 
Floridas  bis  zur  Mississipi-Mündung  erstreckt;  hiemach  würde  sich  die 
Souveränität  der  Verein.  Staaten  bis  zu  ungefähr  180  Meilen  von  der 
Küste  ab  ausdehnen.  —  Abgesehen  von  den  Engländern  und  den  Ameri- 
kanern sind  die  neuem  Publizisten  nicht  geneigt,  diese  vermeintlichen 
Hoheitsrechte  anzuerkennen. 

England  hat  auch  für  sich  die  Gebietshoheit  über  die  Meerengen  und 
die  grossen  Golfe,  die  Grossbritannien  und  Irland  umgeben,  über  die  so- 
genannten narrow  seas,  adjoining  seas,  wie  den  Bristol-Kanal,  den  St. 
Georgs-Kanal,  den  St.  Patricks-Kanal  und  die  Irische  See  beanspmcht 
—  Auch  dies  ist  nicht  begründet.  —  Diese  Gewässer  gehören  ebenso  wie 
der  Golf  von  Lyon  im  Mittelmeer,  der  Golf  von  Gascogne,  die  Hudson- 
bai u.  a.  zum  offenen  Meere.  —  Meistens  nimmt  man  an,  dass  die  Meer- 
busen nur  dann  unter  der  Gebietshoheit  des  sie  umgebenden  Staates  stehen, 
wenn  ihre  Breite  zehn  Seemeilen  nicht  überschreitet. 


1)  Fleury,  Ganaux  maritimes,  Revue  des  Deux-Mondes,  15  novembre,  1S98. 
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Sechster  Abschnitt. 
Rechte  der  Staaten  an  ihrem  Meeresgebiete. 

517.  —  Welcher  Art  ist  das  Eecht,  das  ein  an  den  Ozean  grenzen- 
der Staat  an  dem  Küstenmeere  hat,  das  seine  Ufer  bespült?  Es  ist  hier- 
bei davon  auszugehen,  dass  dieser  Teil  des  Meeres  die  Grinmdmerkmale 
einer  eigentumsfähigen  Sache  in  sich  schliesst:  nämlich  Unterwerfung 
unter  eine  Gewalt,  Nutzbarmachung  und  Erschöpf  barkeit. 

a)  Der  Nutzen  ist  unbestreitbar,  er  tritt  klar  zutage.  Die  unter- 
seeischen Erzeugnisse,  die  das  Ettstenmeer  in  seinem  Innern  birgt,  wie 
Muscheln,  Austein,  Perlen,  Korallen,  Schwämme,  Fische,  Krustentiere  u. 
dergl.  sind  Naturschätze.  Die  Fischerei  liefert  den  Uferbewohnern  einen 
wichtigen  Teil  ihres  Lebensunterhalts  und  ist  füi-  den  Handel  von  Be- 
deutung. —  b)  Die  Erzeugiüsse  des  Ktistenmeeres  sind  aber  nicht  un- 
erschöpflich, wie  es  das  frei  fliessende  Wasser  selbst  ist.  Eine  Ausbeutung 
durch  Fremde  würde  die  Untertanen  des  Uferstaates  benachteiligen.  Eine 
übertriebene,  auf  einen  engen  Baum  beschränkte  Ausnutzung  würde  die 
Austern,  Hummern,  Korallen,  Schwämme  usw.  vollständig  vertilgen  und 
die  Küstenfischerei  unmöglich  machen.  —  c)  Das  Küstenmeer  kann  un- 
mittelbar der  Gewalt  eines  Staates  unterworfen  und  unter  seine  Bot- 
mässigkeit  gestellt  werden.  Die  Zufahrt  kann  fremden  Schiffen  dui*ch  die 
am  Ufer  aufgestellten  Strandbatterien  wirksam  untersagt  werden. 

Eine  Reihe  von  Publizisten  wieFiore,  Funck-Brentano  et  Sorel, 
Hall,  Hautefeuille,  Klüber,  G.  F.  von  Martens,  Pradier-Fod6r6, 
Vattel,  Wheaton  u.  a.  erkennen  dem  Uferstaate  ein  wirkliches  Eigen- 
tumsrecht an  dem  Küstenmeere  zu.  —  Andere  dagegen,  wie  beispielsweise 
Bluntschli,  Heffter,  Massö  und  Ortolan  räumen  dem  Staate  nur  ein 
Gebietshoheitsrecht  ein.  —  Der  Kernpunkt  der  Streitfrage  liegt  in  folgen- 
dem: Wenn  der  Uferstaat  nicht  Eigentümer  ist,  so  ist  er  nicht  berechtigt, 
andeiii  die  Schiffahi*t  zu  verbieten,  das  Meer  für  geschlossen  zu  erklären 
und  fremden  Schiffen  Abgaben  und  Zölle  aufzuerlegen,  es  sei  denn,  dass 
diese  Gebühien  ein  Entgelt  für  die  Kosten  und  Unterhaltungsarbeiten  der 
zur  Sicherheit  der  Schiffahrt  dienenden  Anlagen  wie  Leuchtfeuer,  Bojen, 
Baken  usw.  darstellen. 

In  der  internationalen  Praxis  ist  die  Streitfrage  ohne  jede  Bedeutung. 
Alle  Staaten  erkennen  die  Hoheitsrechte  der  Uferstaaten  an.  Dies  genügt 
vollkommen.  Der  Uferstaat  daif  verdächtige  Fahrzeuge  immer  zurück- 
weisen. Wollte  er  sich  aber  in  Friedenszeiten  der  Durchfahrt  eines  be- 
freundeten Schiffes  widersetzen,  so  würde  er  gegen  die  internationale 
Schicklichkeit  Verstössen.  ^) 

[Eine  besondere  Theorie  über  die  Natur  des  Rechts  am  Küstenmeere 
ist  von  de  Lapradelle  aufgestellt  worden.*)  Nach  ihm  ist  das  Recht 
des  Uferstaates  weder  ein  Eigentums-,  noch  ein  Souveränitäts-  oder 
Hoheitsrecht.  Das  Küstenmeer  ist  nichts  anderes,  als  ein  Teil  des  offenen. 


1)  [S.  über  das  Kästenmeer  die  oben  angefOhrteu  Schriften  und  besonders  die 
Beschlüsse  des  Instituts  für  Völkerrecht  auf  seiner  Versanmilang  zn  Paris  von  1894 
(Annuaire  de  rinstitnt,  t.  XIII,  und  R.  D.  I.  F.,  t  I,  pp.  221  et  s.)  ] 

2)  [de  Lapradelle,  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  pp.  264  et  809.] 

Bonfils,  Lehrbuch  des  Völkerrechte.  IB 
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allen  gemeinsamen  Meeres,  an   dem   der  Uferstaat  zur   Sicherung  seiner 
Interessen  Eüstenservituten  (servitudes  cötiöres)  besitzt.] 

518.  —  Die  Eechte,  die  dem  Staate  über  die  Meeresteile,  die  seiner 
Hoheit  unterworfen  sind,  zustehe,  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Recht,  die  Eflstenfracht&hrt  (cabotage)  den  eigenen  Staats- 
angehörigen vorzubehalten.  Schiffe  unter  fremder  Flagge  werden  hierzu 
nur  auf  Grund  ausdrücklicher  Verträge  oder  alt  überkommener  Bräuche 
zugelassen.  —  Diese  Regel  wird  fast  von  eAlen  europäischen  Staaten  an- 
gewendet. Deutsches  Reichsgesetz  vom  22.  Mai  1881,  Spanische  Verord- 
nung vom  15.  Juli  1870,  Französisches  Gesetz  vom  2.  April  1889  usw.*) 
—  Belgien  hat  die  Eüstenfrachtfahrt  freigegeben.  —  In  England  kann 
sie  durch  ein  order  in  Council  den  Schiffen  der  Länder  verboten  werden, 
die  den  britischen  Schiffen  die  Gegenseitigkeit  versagen.  —  Auch  in  den 
aussereuropäischen  Ländern  wii*d  die  Eüstenfrachtfahi*t  meistens  den  ein- 
heimischen Schiffen  vorbehalten.  —  Die  Verein.  Staaten  schliessen  fremde 
Schiffe  unbedingt  aus,  sie  untei-sagen  ihnen  sogar  den  Frachtverkehr 
zwischen  den  Häfen,  die  an  ihren  verschiedenen  Ozeanen  liegen.  — 
(Siehe  französisch-mexikanischer  Vertrag  vom  27.  November  1886,  Ar- 
tikel 19). 

2.  Das  Recht,  die  Eüstenfischerei  den  eigenen  Staatsangehörigen  vor- 
zubehalten. Die  Eüstenfischerei  erstreckt  sich  auf  sämtliche  Erzeugnisse 
des  Meeres  wie  auf  Fische,  Erustentiere,  Muscheln,  Eorallen,  Schwämme, 
u.  dergl.  —  Diese  Regel  findet  in  zahlreichen  Verträgen,  insbesondere  in 
denen  zwischen  Frankreich  und  England  vom  2.  August  1839  und  voni 
11.  Novbr.  1867,  zwischen  England  und  Deutschland  vom  Dezember  1874 
und  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Italien  vom  Jahre  1884  ihren  Aus- 
di-uck.3)  Das  französische  Gesetz  vom  1.  März  1888  untersagt  den  Fremden 
die  Fischerei  iu  den  Eüstengewässem  Frankreichs  und  Algeriens.^)  (§  296*" 
des  deutschen  Strafgesetzbuches  bestraft  Ausländer ^  die  in  den  deutsehen 
Küstengewässem  unbefugt  fischen.) 

3.  Das  Recht  der  Seepolizei  und  der  Strafgerichtsbarkeit.  Die  in  den 
Eüstengewässem  verübten  Verbrechen  oder  Vergehen  gehören  grundsätzlich 
zur  Zuständigkeit  der  örtlichen  Gerichte,  unbeschadet  der  aus  internationalen 
Beziehungen  herrührenden  Einschränkungen  (No.  614  u.  ff.). 

4.  Das  Recht  der  Sanitätspolizei  und  der  Anordnung  von  Quarantänen 
sowie  das  Recht,  den  Schiffen  zur  Verhütung  der  Einschleppung  ansteckender 
Erankheiten  das  Landen  zu  untersagen.  —  Schon  im  15.  Jahrhundert 
waren  an  den  grossen  Hafenplätzen  des  Mittelmeeres,  wie  in  Genua  (1467), 
Venedig  und  Marseille  (1476)  Quarantäneeinrichtungen  bekannt.  —  Die 
Staaten  haben  das  Bedürfrds  gehabt,  sich  über  eine  praktische  Aus- 
gestaltung des  Quarantänewesens  zu  verständigen  (s.  3.  TeU,  Buch  m).^) 

5.  Das  Recht  der  Sicherheitspolizei  und  daher  das  Recht,  von  jedem 
in  die  Eüstengewässer  einlaufenden  Schiffe  Auskunft  über  den  Zweck 
seiuer  Reise  zu  verlangen,  sowie  das  Recht,  Eriegsschiffen  das  Einlaufen 
und  den  Aufenthalt  in  den  Eüstengewässem  zu  versagen,  wobei  jedoch 

1)  Pereis,  Seerecht  1S84,  S.  47  ff. 

2)  S.  bei  Pradier-Fod^r^,  Traite  de  Droit  int  t  V,  No.  9456  die  Einzelheiten 
dieser  diplomatischen  Abkommen  —  [S.  auch  David,  La  peche  maritime  au  point 
de  vue  intern.,  1897.  —  Imbart-Latour,  La  peche,  1885.] 

3}  [Das  Gesetz  mit  einleitenden  Bemerkungen  von  Fanchille  findet  sich  in  dem 
Annnaire  franpais  de  la  Soci^t^  de  legislation  compar6e,  t.  Vlil,  1889,  p.  28.] 

4)  Rochard,  La  Conference  de  Venise,  Revue  des  Denx-Mondes  1.  September 
1892.  —  [S.  auch  die  Bestimmungen  der  Pariser  Konferenz  von  1894  und  die  der 
Konferenz  von  Venedig  von  1897  (K.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  444  und  t.  IV,  p.  780).] 


Erstes  Buch.    Umfang  des  Staatsgebiets.    Kap.  2.  275 

der  internationalen  Schicklichkeit  Rechnung  zu  tragen  ist.  —  Fremde 
KriegsschifTe  bedürfen  einer  Erlaubnis,  um  einen  Hafen  oder  eine  Reede 
anzulaufen  oder  sich  dort  aufzuhalten. 

6.  Das  Recht,  die  Bedingungen  für  die  Zulassung  fremder  Schiffe 
festzusetzen,  Handelshäfen  für  geschlossen  oder  offen  und  letztei-e  für  Frei- 
häfen zu  erklären.  Eine  Nation,  die  alle  ihre  Häfen  verschliesst,  stellt 
sich  damit  ausserhalb  der  gewohnten  Verkehrsbeziehungen.  —  öffnet  sie 
ihre  Häfen  nur  den  Schiffen  gewisser  Staaten,  während  sie  sie  den  Fahr- 
zeugen anderer  Staaten  verschliesst,  so  setzt  sie  sich  Repressalien  aus. 

7.  Das  Recht,  das  Lotsenwesen,  die  Seezeichen  und  das  Begrttssungs- 
zeremoniell  bei  der  Einfahii;  in  die  Reeden  und  Häfen  zu  regeln. 

8.  Das  Recht  der  Zollpolizei,  insbesondere  das  Recht  der  Durch- 
suchung, der  Überwachung  durch  Zollkreuzer  und  der  Festhaltung  von 
Schiffen,  die  des  Schleichhandels  verdächtig  sind.  —  Ein  englisches  Gesetz 
vom  28.  August  1833  gestattet,  jedes  Schiff,  das  eine  Meile  von  der  Küste 
entfemt  in  verdächtiger  Weise  kreuzt,  aufzufordern,  wieder  ins  offene 
Meer  zu  fahren  und  es  nach  Verlauf  von  48  Stunden  wegzunehmen,  wenn 
es  Schmuggelware  an  Bord  hat. 

9.  Das  Recht,  die  Strandungsangelegenheiten  zu  ordnen.^) 

10.  Das  Recht,  die  Kriegsparteien  zur  Achtung  des  Meeresgebiets  zu 
zwingen  und  sich  den  Feindseligkeiten,  die  sie  dort  unternehmen  sollten,  zu 
widersetzen  (vgl.  die  Neutralität). 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Rechte  haben  die  Regierungen  der  Seestaaten 
aber  auch  gewisse  Pflichten  gegenüber  den  fremden  Schiffen,  die  sich  in 
ihren  Küstengewässem  befinden.  Sie  schulden  ihnen  in  Friedens-  und 
Kriegszeiten  Schutz  gegen  jeden  ihre  Sicherheit  gefährdenden  Angriff  sowie 
Hilfe  und  Beistand  im  Falle  eines  Schiffbruches,  einer  Strandung,  einer 
grossen  Havarie  usw. 

519.  —  Im  Mittelalter  verstand  man  unter  Strand  recht  (droit  d*6pave) 
die  Befugnis  des  Staates  oder  der  Küstenanwohner,  sich  der  von  Schiff- 
brüchen herrührenden  Gegenstände  durch  Besitzergreifting  gerade  so  zu 
bemächtigen,  als  wenn  es  Meereserzeugnisse  wären.  In  einigen  Oegenden 
erstreckte  sich  diese  Gewohnheit  sogar  auf  die  Schiffbrüchigen  selbst.  Sie 
konnten  getötet  oder  als  Leibeigene  verkauft  werden,  wenn  sie  kein  Löse- 
geld bezahlten.  Die  Uferbewohner  gingen  selbst  soweit,  dass  sie  Schiff- 
brüche dadurch  veranlassten,  dass  sie  irrefllhrende  Leuchtfeuer  anzündeten. 
—  In  der  mildesten  Form  beschränkte  sich  das  Strandrecht  darauf,  dass 
der  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens  von  den  gescheiterten  Schiffen 
eine  Gebühr,  gewissermassen  als  Ersatz,  für  den  der  Küste  durch  den 
Schiffbruch  zugefügten  Schaden  erhob. 

Das  Lateranische  Konzil  von  1199  bedrohte  die  Beraubung  Schiff- 
brüchiger mit  der  Exkommunikation.  —  Die  Roles  d'Olöron  verhängten 
ebenso  wie  das  Verbot  Karls  V.  strenge  Strafen.  Alles  war  aber  ver- 
geblich; es  wurde  nach  wie  vor  geplündert. 

Einige  Staaten  ei-teilten  ihren  Untertanen  Freibriefe,  um  sie  vor  dem 
Strandrechte  zu  sichern.  So  handelten  beispielsweise  die  Hansastädte 
gegenüber  Dänemark.  —  Erst  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  entwickelte 
sich  ein  Brauch,  der  mit  dem  Begriffe  der  internationalen  Gemeinschaft 
einigermassen  im  Einklänge  stand. 

Heutzutage  betrachten  sämtliche  zivilisierten  Staaten  das  Strandrecht 


1)  [S.  über  das  Strandrecht  (jus  littoris  oder  jus  naufragii  das  alte  Werk  von 
Schaback,  Commentarius  de  jure  littoris.] 

18» 
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als  einen  verabschenungswUrdigen  Braucli.  Im  Falle  eines  Schiffbraches 
und  bei  Seegefahr  sind  die  Ettstenbewohner  und  die  Strandbehörden  ver- 
pflichtet, einander  Beistand  zu  leisten  und  bei  der  Rettung  von  Schiff  und 
Ladung  mitzuwirken.  Für  die  geleisteten  Dienste  gebtthii;  ihnen  ein  Berge- 
lohn. —  Der  Fiskus  hat  keinen  Anteil  an  dem  füi*  die  geborgenen  Gegen- 
stände zu  entrichtenden  Betrage.  Er  hat  an  gestrandeten  Gütern  nur  dann 
ein  Recht,  wenn  die  Eigentümer  unbekannt  sind. 

Zahlreiche  Verträge  suchen  willkürliche  Behandlungen  Fremder  zu  ver- 
hüten, indem  sie  Schiffbrüchigen,  die  Untertanen  der  Yertragsstaaten  sind, 
gegenseitigen  Schutz  und  Beistand  sichern  und  sie  in  Ansehung  des  Berge- 
rechts den  Inländern  gleichstellen  (franzOsisch-englisches  Abkommen  vom 
29.  Oktober  1889).  (Vgl  Deutsche  Strandungsordnung  vom  17,  Mai  1874 
und  dazu  Verordnung  des  Preuss.  Handelsministeriums  vom  20.  Mai  1881 
—  ferner  Deutsch-Portugiesischer  Vertrag  vom  2.  März  1872,  Art.  L9). 


Drittes  Kapitel. 


Flussgebiet.  —  Internationale  Flüsse. 

[Carath^odory.  Da  Droit  intern,  des  grands  ooars  d*eaux,  1861.  —  Das  Stromgebietsrecht  und  die 
Internationale  Flnssschlffahrt,  1887.  —  Criscnolo.  La  eovraniti  degli  Stati  sulle  acqae,1886.—  Delayaud. 
Navigation  et  commerce  sur  les  fleuves  intemationaux,  1885.  —  Engelhardt  Du  regime  oonventionnel  des 
fleuves  intemationaux,  1879.  —  Hlstoiro  du  droit  fluYial  conventionnel,  1889.  —  Regime  des  fleuves  Inter- 
natlonaux,  R.  D.  I.,  t  Xm,  p.  187.  —  Le  droit  fluvial  conventionnel  et  le  trait6  de  .Londres  de  1888,  B.  D.  f., 
t.  XVI,  p.  SGO.  —  De  Tappllcation  du  principe  de  la  neutralltö  aux  fleuves  intemationaux,  B.  D.  I.,  t.  XVIII, 
p.  159.  —  Communautö  fluvlale  conventionnelle,  Revue  d'hlstoiro  diplomatique,  1888,  n<^  4.  —  La  libertö  de  la 
navigaiion  flnviale,  R.  D.  L,  t  XI,  p.  863.  —  Discussion  des  demiers  actes  conventionnels  relative  au  regime 
des  fleuves  intemationaux,  R.  D.  L,  t  XIII»  p.  187.  —  Kazansky.  Les  cours  d'eau  conventionnels  (rassisch), 
1895.  —  Orban.  Etnde  de  droit  fluvial  Intemational,  1896.  ~  Poinsard.  Dr.  intem.  conventionnel  1894, 
pp.  89,  et  s.  —  Rettich.  Prisenrecht  und  Flussschiffahrt,  1892.  ~  Vernesco.  Des  fleuves  en  Droit  inter- 
national, 1888.  ^  Wurm.  PQni  Briefe  ttber  die  Freiheit  der  Flussschiffahrt]  —  Sioerk  invonSimget»  WSrtfr- 
hueh  des  Venoaltungsrechta  s.  v.  Schiffahrt  (3.  Erg.  Bd.).  —  Buehenherger  über  dm  SehuU  der  Fisehereij  Hond- 
«o0ri<r6f4eA  der  Staatnoiesenaehaften  von  Conradf  Bd.  IHf  loeo. 

520.  —  Die  Flüsse  sind  ein  wichtiges  Yerbindungsmittel  fttr  die 
Menschen.  Als  natürliche  Verkehrsadern  fördern  sie  die  flandelsbezie- 
hongen,  aach  erleichtern  sie  die  Aasfuhr  und  den  Absatz  von  Landes- 
erzengnissen.  Die  Bewohner  eines  Staates,  die  an  einem  Flusse  wohnen, 
müssen  berechtigt  sein,  den  Wasserlauf  frei  zn  benutzen,  damit  sie  mit 
andern  Völkern  verkehren  und  den  Ozean,  die  grösste  Verkehrsstrasse, 
erreichen  können. 

Die  Fragen,  die  in  bezug  auf  Flüsse  und  Ströme  in  Betracht  kommen, 
betreffen  das  Eigentumsrecht  und  die  Freiheit  der  Schiffahrt.  —  Man 
mnss  hierbei  mehrere  Fälle  unterscheiden,  bei  denen  widerstreitende,  wenn- 
gleich ähnliche  Interessen  zu  berücksichtigen  sind. 

521.  —  A.  —  Der  Fluss  durchströmt  das  Gebiet  eines  einzigen 
Staates.  Beispiele:  Loire,  Seine,  Themse,  Mississipi,  Ebro,  Wolga  usw. 
Da  er  von  dem  Gebiete  ein  und  desselben  Staates  umschlossen  wird,  so 
steht  er  auch  in  dem  ausschliesslichen  Eigentum  und  unter  der  Hoheit 
und  der  Gerichtsbarkeit  dieses  Staates.  Dies  ist  einleuchtend.  Nur  dieser 
Staat  ist  berechtigt,  die  Schiffahrt  des  Flusses  und  seiner  Nebenflüsse  zu  regeln. 
Er  kann  Fremden  die  Benutzung  und  fremden  Schiffen  die  Befahrung  des 
Flusses  untersagen,  geradeso  wie  er  ausländischen  Gesellschaften  verbieten 
kann,  mit  ihren  Postkutschen  und  Lokomotiven  seine  Strassen  und  Schienen- 
wege zu  benutzen.  —  Es  wird  aber  oft  in  seinem  eigenen  Interesse  liegen, 
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die  Schiffahrt  auf  dem  Flusse  allen  zu  öffuen.  —  Bluntschli  hat  eine 
unhaltbare  Theorie  aufgestellt  (op.  cit.,  Art.  314).  Um  sie  zu  rechtfertigen, 
hätte  er  den  Grundsatz,  dass  der  Fluss  lediglich  ein  Zubehör  des  Meeres 
sei,  aufstellen  und  beweisen  müssen.  Dieser  schwierigen  Aufgabe  ist  er 
aber  aus  dem  Wege  gegangen. 

Heffter,  Elüber,  von  Martens  u.  a.  erkennen  an,  dass  der  Staat 
das  unbedingte  Recht  habe,  Fremden  die  Schiffahrt  zu  verbieten,  aber 
sie  empfehlen  ihm,  die  unschädliche  Durchfahrt  (passage  innocent)  zu  ge- 
statten. 

Mehrere  Staaten  haben  sich  in  zahlreichen  Handels-  und  Schiffahrts- 
verträgen gegenseitig  die  Freiheit  der  Schiffahrt  auf  ihren  natfirlichen  und 
künstlichen  Wasserläufen  ausbedungen  und  die  fremden  Schiffe  den  ein- 
heimischen gleichgestellt. 

522.  —  B.  —  Der  Fluss  durchschneidet  mehrere  Staatsgebiete  nach- 
einander. Beispiele:  Donau,  Scheide,  Maas  und  Rhein.  Er  steht  zweifel- 
los in  dem  Eigentum  und  unter  der  Hoheit  und  der  Gerichtsbarkeit  der 
Staaten,  die  er  in  seinem  Laufe  berührt.  Bei  der  Ausübung  dieser  Rechte 
muss  jeder  Staat,  mag  er  höher  oder  tiefer  liegen,  auf  die  Rechte  der 
andern  Staaten  Rücksicht  nehmen  (Heffter,  op.  cit.,  §  77).  Die -Ansicht 
Phillimores  ist  nicht  stichhaltig. 

523.  —  C.  —  Der  Fluss  trennt  das  Gebiet  zweier  Staaten  vonein- 
ander. Welchem  Staate  gehört  der  Fluss,  und  wieweit  gehört  er  ihm? 
Man  hat  mehrere  Meinungen  aufgestellt.  Nach  einigen  steht  der  Fluss 
in  der  ungeteilten  Gemeinschaft  der  beiden  Uferstaaten.  —  Andere  geben 
jedem  Staate  das  ausschliessliche,  seiner  Gebietsausdehnung  entsprechende 
Eigentum  bis  zur  Mittellinie.  Dies  ist  die  älteste  Ansicht,  die  von 
Grotius,  Vattel,  G.  F.  von  Martens,  Elüber,  Heffter  und 
Bluntschli  vertreten  wird.  —  Wieder  andere  bestimmen  als  Eigentums- 
grenze der  üferstaaten  den  Talweg,  die  Mittellinie  des  Stromlaufs,  den 
die  Schiffe  bei  der  Talfahrt  benutzen.  Diese  Grenzlinie  ist  in  mehrern 
Verträgen  angenommen  worden  (Vertrag  von  Luneville  zwischen  Frank- 
reich und  dem  Deutschen  Reiche  vom  9.  Februar  1801,  Art  6;  —  von 
Wien  vom  20.  November  1815,  Art.  1 ;  —  von  Berlin  vom  13.  Juli  1878, 
Art.  2  und  14). 

Die  Staaten  sind  Eigentümer  bis  zum  Talweg.  Zur  Bestimmung  ihres 
Gebietes  werden  von  den  äussersten  Punkten  ihres  Landes  senkrechte 
Linien  nach  dem  Talwege  zu  gezogen.  —  Das  Eigentumsrecht  umfasst  das 
Recht  der  Gerichtsbarkeit,  der  Polizei,  der  Aufsicht  und  der  Regelung 
des  Zoll  Wesens  usw.^} 

524.  —  D.  —  Was  die  Schiffahrt  anbetrifft,  so  gilt  fiir  die  Flüsse, 
die  mehrere  Staaten  durchschneiden,  dasselbe  wie  für   die,  die  mehrere 


1)  [Wir  haben  bereits  (No.  487)  bemerkt,  dass  ein  Fluss,  der  sein  Bett  ganz 
verl&sst,  um  sich  nur  über  das  Gebiet  eines  Staates  zu  ergiessen,  in  das  Eigentum 
dieses  Staates  fallt,  und  dass  die  früher  durch  das  alte  Flussbett  bestimmte  Grenze 
anch  fernerhin  die  Scheidewand  zwischen  den  beiden  Staaten  bildet  Diese  Regel, 
die  der  herrschenden   Lehre  entspricht,  wnrde  jüngsthin  in  einem  Falle  nicht  an- 

Sewendet.  Im  Jahre  1888  verliess  der  Drewenz,  der  aof  einer  ziemlich  langen  Strecke 
ie  Grenze  zwischen  Deutschland  und  Russland  bildet,  sein  Bett  in  einer  Ausdehnung 
Yon  etwa  500  Meter,  indem  er  Tom  russischen  Ufer  ein  Stück  Land  von  ungetähr 
4  Hektar  abtrennte.  Die  beteiligten  Regierungen  ernannten,  ohne  zu  berücksichtigen, 
dass  das  alte  Bett  nach  wie  vor  die  Grenze  bildete,  Kommissarien,  um  eine  Ver- 
ständigung herbeizuführen.  Diese  einigten  sich  auf  den  Vorschlag,  Deutschland  das 
fragliche  Stück  Land  ohne  Entschädigung  zu  übertragen,  aber  unter  voller  Wahrung 
der  Rechte  seines  russischen  Eigentümers  (R.  D.  L  P.,  t  I,  p.  271).] 
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Staaten  voneinander  trennen  oder  sie  begrenzen.  Alle  diese  Staaten 
haben  ein  Interesse  an  einer  gemeinsamen  Benutzung  des  Flusses.  Es 
entsteht  zwischen  ihnen  eine  Art  tatsächlicher  Gemeinschaft,  gerichtet 
auf  die  Verwertung  des  Wasserlaufes  als  einer  schiffbaren  Verkehrsstrasse. 

—  Unstreitig  steht  das  Recht  der  freien  Schiffahrt  jedem  der  durch- 
schnittenen oder  der  begrenzten  Staaten  zu.  —  Was  gilt  aber  flir  dritte 
Staaten?  Muss  die  Schiffahrt  freigegeben  werden,  muss  sie  allen  offen 
stehen?  Hierüber  gehen  die  Ansichten  sehr  auseinander.  —  Manche  Schrift- 
steller sprechen  von  einem  unvollkommenen  Bechte;  dieser  Gedanke  ist 
juristisch  unhaltbar.  Grotius,  der  zahlreiche  Ausführungen  alter  Schrift- 
steller wiedergibt,  räumt  den  Nichtuierstaaten  die  unschädliche  Durchfahrt 
ein  (op.  cit.,  liv.  II,  eh.  11,  §§  12—14);  von  Martens  und  Heffter 
treten  ihm  bei.  —  Bluntschli  verteidigt  die  Freiheit  der  Schiffahrt  für 
alle  Nationen  (Art.  314).  Carnazza-Amari  will,  dass  die  Benutzung 
der  Flüsse  allen  Völkern  gemeinsam  sei.  Die  Flussschiffahrt  muss  —  so 
sagt  er  —  für  frei  erklärt  werden  wie  die  Seeschiffahrt,  unter  Wahrung 
der  polizeilichen  Rechte  der  Uferstaaten  (op.  cit.,  sect.  ü,  chap.  VII, 
§  17).  Die  vorherrschende  Strömung  der  neuem  Wissenschaft  ist  der 
Freiheit  der  Schiffahrt  günstig,  jedoch  wird  die  Befugnis  der  Uferstaaten, 
Vorkehrungen  zu  ihrem  eigenen  Schutze  und  zu  ihrer  Sicherheit  zu 
treffen,  anerkannt,  desgleichen  auch  ilu^e  Gerichtsbarkeit,  Polizeigewalt, 
Zollgesetzgebung  und  dergl. 

[Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Versammlung  in  Heidel- 
berg (1887)  Beschlüsse  über  die  Flussschiffahrt  gefasst  (Projet  de  r^lement 
international  de  navigation  fluviale),  (Annuaire  de  Tlnstitut,  t.  IX,  pp. 
152,  et  s.).] 

525.  —  Welches  ist  der  Standpunkt  der  Praxis  und  des  Vertrags- 
rechts? 

Vor  dem  19.  Jahrhundert  waren  fast  alle  Flüsse  Wes^  und  Mittel- 
europas mit  einem  Netze  von  Verteidigungsmassregeln,  Zöllen,  Stapel- 
rechten und  dergl.  bedeckt.  Sie  stammten  noch  aus  der  Zeit  der  Lehns- 
herrschaft und  waren  dann  in  die  Hände  der  Provinzen  oder  der  Staaten 
übergegangen. 

Die  französische  Revolution  verkündete  zuerst  die  Freiheit  der  Fluss- 
schiffahrt in  den  Jahren  1792  und  1798. 

Der  Haager  Vertrag  vom  27.  Floreal  des  Jahres  3  (16.  Mai  1795), 
der  zwischen  der  französischen  Republik  und  Holland  abgeschlossen  wurde, 
erklärte,  dass  der  Rhein,  die  Maas  und  die  Scheide  mit  ihren  ver- 
schiedenen Verzweigungen  den  Schiffen  der  beiden  Staaten  freistehen  solle. 

Auf  dem  Kongresse  zu  Rastatt  —  Note  vom  14.  Floreal  des  Jahres  6 
(3.  März  1799)  —  beantragten  die  französischen  Bevollmächtigten  die  Freiheit 
des  Schiffsverkehrs  und  der  Durchfahrt,  die  Aufhebung  von  Schiffahrts- 
abgaben und  Gebühren  und  die  Gleichheit  der  zu  erhebenden  Zölle  nicht 
nur  für  die  an  den  Rhein  grenzenden  Staaten,  sondern  auch  die  Zu- 
lassung aller  fremden  Fahrzeuge  auf  den  Gewässern  des  Rheins  sowie  die 
Öffnung  aller  Flüsse  Deutschlands  für  die  französische  Flagge.  Dieser 
Vorschlag  wurde  verworfen.  Das  Verdienst,  den  Gedanken,  die  Flüsse 
den  Schiffen  aller  Nationen  zu  öffnen,  verwirklicht  zu  haben,  gebührt  den 
Mächten,  die  den  Pariser  Vertrag  vom  30.  Mai  1814  unterzeichnet  haben. 

—  Die  Verträge  von  1816  brachten  aber  sehr  bald  den  begonnenen  Fort- 
schritt zum  Stillstand. 

Am  24.  März  1815  wurde  ein  allgemeines  Reglement,  betreffend  die 
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Schiffahrt  auf  Flüssen  und  Strömen  angenommen.  Es  wurde  durch  die 
Artikel  108  und  109  der  Wiener  Schluss-Akte  bestätigt. 

Der  Artikel  109  ist  derart  abgefasst  worden,  dass  er  eine  Aus- 
schliessung aller  andern  als  der  üferstaaten  ermöglicht  Er  hat  nicht 
die  Yollkommene  Freiheit  fttr  alle  Flaggen  begründet. 

In  diesem  Sinne  ist  er  in  dem  Protokolle  vom  8.  Februar  1815,  in 
der  preussischen  Depesche  vom  26.  August  1857  und  durch  y.  Hübner 
auf  der  Pariser  Konferenz  von  1858  ausgelegt  worden. 

526.  —  Der  Khein.^)  Eine  Schwierigkeit,  die  zwischen  England 
und  den  Niederlanden  entstanden  war,  wurde  nach  langem  Zögern  durch 
die  Rheinschiffahrtsakte  von  Mainz  vom  31.  März  1831  geregelt. 

Da  die  Bestimmungen  dieser  Konvention  veraltet  waren,  wurde  ein 
neues  Abkommen  zwischen  Baden,  Bayern,  Frankreich,  Holland  und 
Preussen  am  17.  Oktober  1868  zu  Mannheim  getroffen.  Man  stellte  theo- 
retisch den  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  fttr  alle  Flaggen  auf;  aber 
durch  die  Ausftthrungsbestimmungen  wusste  man  ihn  wieder  zu  beseitigen. 
Angesichts  der  Bestimmungen  der  Artikel  15  und  22  können  nur  die 
üferstaaten  den  Fluss  benutzen.  Dies  gab  auch  Bluntschli  zu  (op.  cit., 
No.  314).  (Zur  Überwachung  der  Bheinschiffahrt  sind  besondere  inter- 
nationale Gerichte^  die  Rheinschiffdhrtsgeriehte^  eingesetzt  worden,/^) 

527.  —  Die  Scheide.*)  Die  Schiffahrt  auf  der  Scheide  gab  im 
18.  Jahrhundert  Anlass  zu  langwierigen  Zwistigkeiten  zwischen  Öster- 
reich, dem  Belgien  gehörte,  und  den  Vereinigten  Niederlanden.  —  Der 
Londoner  Vertrag  vom  19.  April  1839,  betreffend  die  Trennung  Belgiens 
von  Holland,  stellte  den  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  auf.  Beiden 
Staaten  steht  die  Polizeigewalt  gemeinsam  zu. 

Die  zu  Gunsten  Hollands  stipulierten  Abgaben  wurden  von  Belgien 
durch  den  Haager  Vertrag  vom  12.  Mai  1863  und  durch  den  Brüsseler 
Vertrag  vom  16.  Juli  1863  losgelöst.  —  Holland  erhielt  34  Millionen. 

5Ä.  —  Die  Donau.*)    Die  Bedeutung,  die  dieser  Fluss  angesichts 


1)  [Asser,  La  noaveile  Constitution  rh^nane,  1869.  —  Godefroi,  Les  tribunaux 
poar  la  navigation  du  Rhin,  R.  D.  I.,  t  XX,  p.  96.  -  Pierantoni,  I  fiumi  e  la  con- 
Tenzione  internazionale  dl  Manheim,  1870.  —  Rolin-Jaequemyns,  Chronique,  R. 
D.  I.,  i  1,  p.  151.]  —  8.  (Mck  Vertrau  snoiadtm  Baden  und  der  Sdiweiz  v.  10.  Mm  1B79. 
Vertrag  zunacken  Deut8chland,  den  Niederlanden  tmd  der  S^weiz  v.  30,  Juni  1885,  betr. 
die  BMdfung  der  Lathtfiedierei  im  Stromgebiete  des  Bheine. 

2)  [Grommelin,  De  Verpflecting  van  Nederland  als  neutrale  Mogendheid  ten 
opzichten  der  Scheide,  1880.  —  G ran dgai nage,  Le  p^e  de  l'Escaut,  1868.  — 
Hoffendorp,DeflumiDe  Scaldo  clause,  1827.  —  Liuguet,  Gonsid^raüons  surTouTertare 
de  rEscaut,  1784.  —  Mirabeau,  Doutes  sur  la  libert^  de  i'Escaut,  (Eueres,  1821, 
pp.  816-427.  —  Naonmof,  De  la  DaYigation  sur  PEscaut  —  Pety  de  Thozee,  La 
lermeture,  le  p^e  et  raflraDchissement  de  I'Escaut,  1874.] 

3)  [Arntz,  Regime  international  da  Danube.  —  D'Ayril,  La  question  du  Da- 
nnbe,  Revue  du  Monde  latin,  t  11,  p.  18.  —  Bansen,  La  question  du  Danube,  R.  D. 
I.,  t  XVI,  p.  551.  —  Catellani,  La  navigazione  fluviale  e  laquestione  del  Danubio, 
1883.  —  Dahn,  Eine  Lanze  für  Rumänien,  1883.  —  Engelhardt,  La  question  du 
Danube,  R.  D.  I.,  t.  V,  pp.  5  et  s..  pp.  340  et  s.  et  Revue  critiqoe,  t.  X,  p.  53.  -—  Les 
emboachares  du  Danube,  Revue  des  Deux-Mondes,  1«' joillet  1870.  —  Forstesser,  Le 
Danube  comme  fleuve  international.  —  Geff  cken,  La  question  du  Danube,  1883.  —  von 
Holtzendorff,  Rumäniens  Oferrechte  an  der  Donau,  1883.  —  Jellinek,  Österreich- 
Ungarn  und  Rumänien  in  der  Donaufrage,  1884.  —  Strisower,  Donauregulierung, 
Donauschiffahrt,  1884.  —  Val^rian,  L'Autriche-Hongrie  et  la  Roumanie  dans  la 
question  du  Danube,  1882.  —  Wurm,  Vier  Briefe  über  die  freie  Donauschiffahrt,  1855. 
—  La  Roumanie  et  la  liberte  du  Danube.] 

*)  8.  wegen  der  Elbe,  Aufhebung  des  ElbzoQe  dwrdi  den  norddeulBch^KterreickMien 
Verfrag  vom  22,  Juni  1870,  femer  Jellinek,  Über  Etbe-  und  Bheinechiffakrt,  Hand- 
utörteriudi  der  Slaatewieeenachaften,  Bd.  III,  601  und  Bd.  4,  424. 
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der  jetzigen  politischen  Lage  Europas  hat,  näher  darzulegen,  ist  über- 
flüssig. Sie  erklärt  die  Versuche,  die  einige  Staaten  unternommen  haben 
und  die  grosse  Zahl  von  Verträgen:  Vertrag  von  Bukarest  (1812),  von 
Adrianopel  (1829),  Vertrag  vom  25.  Juli  1840  zwischen  usterreicb  und 
Russland  und  Pariser  Vertrag  vom  30.  März  1856. 

Dieser  letzte  Vertrag,  der  nach  dem  Erimkriege  geschlossen  wurde, 
hat  die  Grundlinien  des  jetzt  noch  gültigen  ßechtszustandes  festgelegt. 
Nach  Bezugnahme  auf  die  vom  Wiener  Eongi*esse  angenommenen  Grund- 
sätze (Art.  5)  und  nach  Aufhebung  aller  blossen  Schiffahrtszölle  setzt 
dieser  Vertrag  in  seinen  Artikeln  16  bis  19  zwei  Kommissionen  ein.  — 
Eine  europäische  Kommission,  die  mit  der  Ausführung  der  erforderlichen 
Arbeiten  zur  Vertiefung  der  Mündung  und  zur  Beseitigung  oder  Ver- 
minderung der  natürlichen  Hemmnisse  betraut  wurde,  und  eine  üferkom- 
mission,  bestehend  aus  Komissarien  der  von  dem  Flusse  durchströmten 
oder  getrennten  Staaten,  deren  Aufgabe  es  war,  eine  SchijBEahrtsordnung 
auszuarbeiten  und  die  Arbeiten  zur  Erhaltung  der  Schiffbarkeit  zu  leiten. 

Der  Londoner  Vertrag  vom  11.  März  1871  verlängerte  die  Vollmachten 
der  europäischen  Kommission  um  12  Jahre. 

Der  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  ordnet  die  Schleifung  aller 
Festungen  und  Befestigungen  vom  Eisernen  Tore  bis  zu  den  Mündungen 
an  (Art.  52).  —  Rumänien  wird  in  die  europäische  Kommission  auf- 
genommen (Art.  53).  —  Der  untere  Teil  der  Donau,  vom  Eisernen  Tore 
abwärts,  wird  neutralisiert,  kein  Kriegsschiff  darf  die  Donau  abwärts  des 
Eisernen  Tores  befahren,  mit  Ausnahme  der  leichten,  für  die  Flusspolizei 
bestimmten  Fahrzeuge. 

Die  europäische  Kommission  kann  unter  Zuziehung  von  Bevollmäch- 
tigten der  Uferstaaten  Reglements  für  die  Schiffahrt  und  die  Flusspolizei 
ausai*beiten.  Ihre  Befugnisse  reichen  bis  nach  Galatz  hinauf.  —  Öster- 
reich-Ungarn wird  beauftragt,  die  Hindernisse,  die  der  Schiffahrt  durch 
das  Eiserne  Tor  bereitet  werden,  zu  beseitigen. 

Nachdem  zwischen  Österreich-Ungarn,  Rumänien  und  Serbien  Schwierig- 
keiten entstanden  waren,  erklärte  der  zu  London  von  den  Signatarmächten 
der  BerUner  Konferenz  geschlossene  Vertrag  vom  10.  März  1883,  dass 
das  Schiffahrtsreglement  vom  2.  Juni  1882  für  die  Strecke  zwischen  dem 
Eisernen  Tore  und  Braila  gelten  solle.  —  Zugleich  wurden  die  Befug- 
nisse der  europäischen  Kommission  auf  21  Jahre  verlängert.  Vom 
24.  April  1904  kann  eine  stillschweigende  Verlängerung  auf  je  drei  Jahre 
stattftaden. 

Das  dem  Vertrage  angefügte  Reglement  bestimmt,  dass  jedes  Handels- 
schiff berechtigt  sei,  unbehindert  Personen  und  Güter  zu  befördern;  es 
verbietet  jegliche  Abgabe,  die  allein  auf  die  Tatsache  der  Beschiffung  des 
Flusses  gegründet  wäre. 

Es  ergibt  sich  aus  diesen  mannigfachen  internationalen  Abkommen, 
dass  die  Donauschiffahrt  drei  verschiedenen  Autoritäten  unterworfen  ist. 
Der  untere  Lauf  der  Donau,  von  den  Mündungen  an  bis  nach  Braila,  steht 
unter  der  Aufsicht  der  europäischen  Kommission,  die  mittlere  Donau,  von 
Braila  bis  zum  Eisernen  Tore,  wird  von  einer  gemischten  Kommission 
unter  dem  Vorsitze  Österreich-Ungarns  überwacht  und  die  obere  Donau 
steht  unter  der  Kontrolle  der  Uferstaaten.  In  dieser  Ordnung  der  Ver^ 
hältnisse  liegt  eine  Quelle  von  Streitigkeiten. 

[Im  Jahre  1888  unternahm  Ungarn  den  Bau  eines  Kanals  zur  Re- 
gulierung  des   Strombettes   am   Eisernen  Tore;   die  feierliche  Eröfbong 
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fand  1896  statt.    Der  Kanal  wurde  am  L  Oktober  1898  für  die  Schiffahrt 
gettfihet.1)]. 

529.  —  Der  Sankt  Lorenzstrom.  Zwischen  den  Verein.  Staaten 
und  England  waren  Schwierigkeiten  wegen  der  Befahrung  dieses  Flusses 
entstanden.  Die  Engländer  verwehrten  die  Durchfahrt  durch  die  grossen 
Seen  nach  dem  Meere.  Der  Washingtoner  Vertrag  vom  5.  Juni  1854  liess 
die  freie  Schiffahrt  von  den  Seen  nach  dem  Ozean  zu  und  stellte  in  dieser 
Hinsicht  die  Bürger  der  Verein.  Staaten  denen  von  Kanada  gleich. 

Der  Bio  de  la  Plata.  Nach  dem  Sturze  des  Diktators  Bosas  brach 
sich  der  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  für  alle  grossen  Nebenflüsse  all- 
mählich Bahn.  —  Der  Vertrag  von  Bio  de  Janeiro  zwischen  Brasilien 
und  der  Ostrepublik  vom  13.  Oktober  1851  verkündete  die  Freiheit  des 
Uruguays.  —  Der  Vertrag  zwischen  England,  Frankreich,  den  Verein. 
Staaten  und  Argentinien  vom  10.  Juli  1853  gewährte  freie  Schifahrt  auf 
dem  Parana  und  dem  Paraguay;  diese  Flüsse  sind  sogar  in  Kriegszeiten 
den  Handelsschiffen  geöffnet.  —  Der  Uruguay  wurde  für  alle  Nationen 
durch  das  Dekret  vom  10.  Oktober  1853  geöffnet.  —  Verträge  zwischen 
Paraguay  mit  Frankreich  und  England  vom  4.  März  1853  und  mit  den 
Verein  Staaten  vom  4.  Februar  1859  öffneten  den  Paraguay  dem  all- 
gemeinen Verkehr.  Der  zwischen  Argentinien  und  Brasilien  am  20.  No- 
vember 1857  abgeschlossene  Vertrag  öffnet  den  Uruguay,  den  Parana  und 
den  Paraguay  allen  Nationen  von  der  Mündung  des  La  Plata  bis  zu  den 
Häfen  im  Innern. 

Der  Amazonenstrom.  Vielfache  Beschwerden  Englands,  Frankreichs 
und  der  Verein.  Staaten  bewogen  den  Kaiser  von  Brasilien,  die  Schiff- 
fahrt auf  dem  Amazonenstrom,  dem  San  Francisco  und  dem  Tocantins 
durch  Dekret  vom  1.  Oktober  1867  für  die  Handelsfahrzenge  aller  Na- 
tionen zu  öffnen. 

Die  Bepublik  Ecuador  hat  die  volle  Freiheit  fbr  alle  Flüsse  ihres 
Gebietes  angeordnet.  Auch  Peru  hat  durch  Dekret  vom  17.  Dezember 
1868  alle  seine  Flüsse  sämtlichen  Nationen  geöffnet. 

530.  —  Der  Eongofluss.^  Im  Jahre  1876  wurde  die  Internationale 
Afrikanische  Oesellschaft  (Association  internationale  africaine)  unter  dem 
Schutze  Leopolds  n.,  Königs  der  Belgier,  gegründet  (No.  166  und  207). 

1)  [S.  über  das  Eisenie  Tor  Blociszewsky,  Le  nouveau  canal  des  Portes  de 
fer;  sa  valeur  an  point  de  vne  de  la  navigation  interDationale,  R.  D.  I.  F.,  t  IV,  p.  104. 
—  Sturdza,  Laquestion  des  Portes  de  fer  et  les  cataractes  da  Danube,  1899.  —  Auf 
Oiund  ihrer  Schiffahrtsreglements  vom  14.  Juli  1899  beanspracht  die  angarische  Re- 

g'ierong  die  Zahlang  Yon  Abgaben  Ton  den  Schiffen,  die  darch  das  Eiserne  Tor  fahren, 
iese  Forderang  hat  eine  interessante  Rechtsfrage  veranlasst.  Gegen  die  Recht* 
mässigkeit  dieser  Reglements  vgl.  Cantilli,  La  qnestion  des  tazes  de  p^age  aux 
Portes  de  fer,  1900;  Ghica,  Les  droits  de  peage  aax  Portes  de  fer,  1899.  —  Für  die 
Rechtmässigkeit  ys±  Blociszewsky,  Les  taxes  de  p^age  aox  Portes  de  fer,  R.  D.  I. 
P.,  t  VII,  p.  602.] 

2)  [Arntz,  Le  gonyemement  portugais  et  Tlnstitut  de  Droit  international,  R.  D. 
I^  i  XV,  p.  537.  —  Engelhardt,  Origine  des  actes  de  navigation  du  Gongo  et  da 
Niger,  R.  D.  L,  t.  XX,  p.  171.  ->  Faure,  La  Gonf^rence  africaine  de  Berlin.  —  De 
Laveleye,  La  nentralitö  du  Gongo,  R  D.  L,  t.  XV,  p.  254.  ^  F.  v.  Martens,  La 
Gonf^rence  du  Gongo  k  Berlin  et  la  politiqae  coloniale  des  Etats  modernes,  R  D.  I., 
1  XVUI,  pp.  113  et  8.,  pp.  244  et  s.  —  Moynier,  La  question  du  Gongo  devant 
rinstitnt  de  Droit  international,  Archive»  diplomatianes,  2«  serie,  t.  XII,  octobre  1884. 
■—  Pillet,  Quel  doit  etre  le  regime  jaridiqne  des  fleuves  africains?  R.  D.  L  P.,  t.  V, 
p.  829  et  t  VI,  p.  28.  —  Pillias,  La  navigation  internationale  da  Gongo  et  da  Niger, 
1900.  —  Travers  Twiss,  Le  Gongrfesde  Vienne  et  la  Gonf6rence  de  Berlin,  R.  D.  L, 
t  XVn,  p.  201.  —  La  libre  navigation  da  Gongo,  R.  D.  I.,  t.  XV,  pp.  487  et  s.,  pp.  547 
et  8.,  et  t  XVI,  pp.  237  et  s.  —  Villain,  La  qnestion  du  Gongo  et  TAssociation  inter- 
nationale africaine.  —  Weyl,  Le  Gongo  devant  TEarope.] 
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Stanley  entdeckte  im  Jahre  1877  den  ganzen  Lanf  des  Kongos  nnd  schloss 
Verträge  mit  480  Häuptlingen  wilder  Stämme.  —  Portugal  verwahrte 
sich  nachdrücklich,  indem  es  den  ganzen  Kongo  für  sich  beanspruchte.  — 
Der  Vertrag  vom  3.  April  1884  brachte  eine  Verständigung  zwischen  der 
internationalen  Gesellschaft  und  Frankreich,  das  am  rechten  Ufer  des 
Kongos  den  Ort  Brazzaville  gegründet  hatte,  zustande. 

England  und  Portugal  schlössen  durch  den  Februar- Vertrag  von  1884 
ein  Bündnis  miteinander.  Hierin  wurde  die  Gebietshoheit  Portugals  über 
die  Flussmttndungen  und  einen  beträchtlichen  Teil  des  Flusslaufes  aner- 
kannt. Die  beiden  Vertragschliessenden  verpflichteten  sich,  gemeinsam 
eine  Schiffahrts-  und  Flusspolizei-Ordnung,  die  für  aUe  auf  dem  Strome 
Handel  treibenden  Nationen  gelten  sollte,  auszuarbeiten  (Art.  4).  —  Die 
Engländer  wollten  sich  hierdurch  gegen  Frankreich  und  die  internationale 
Kommission  schützen.  Sie  Hessen  sich  besondere  Vorteile  für  ihren  Handel 
einräumen. 

Frankreich  erhob  Einspruch.  Es  fiel  ihm  nicht  schwer,  nachzuweisen^ 
dass  die  angeblichen  historischen  Rechte  Portugals  an  der  Südwest-Küste 
Afrikas  und  an  den  Ufern  des  Kongos  sehr  zweifelhafter  Art  seien. 

Fürst  Bismarck  bestritt  in  einer  Depesche  an  den  Grafen  Granville 
vom  7.  Juni  1884  die  Rechtsansprüche  Portugals  an  den  Lauf  des  untern 
Kongos  und  erklärte,  dass  der  Vertrag  vom  Februar  1884  Deutschland 
gegenüber  als  nicht  vorhanden  betrachtet  werde.  —  Er  beantragte  den 
Zusammentritt  einer  Konferenz,  die  die  vom  Wiener  Kongress  angenom- 
menen Grundsätze  über  die  Flussschiffidirt  auch  auf  den  Kongo  und  den 
Niger  ausdehnen  soUte.  Frankreich  trat  diesem  Vorschlage  bei.  Es  er- 
gingen Einladungen  an  alle  Grossmächte,  an  die  beteiligten  Seemächte^ 
an  die  Skandinavischen-  und  an  die  Verein.  Staaten.  —  Die  Konferenz 
wurde  am  15.  November  1884  eröffnet.  —  Vierzehn  Staaten  waren  auf 
ihr  vertreten. 

Die  Verhandlungen  der  Konferenz  wurden  durch  die  Arbeiten  des 
Instituts  für  Völkerrecht  wesentlich  erleichtert.^)  Die  wichtigsten  von  der 
Konferenz  angenommenen  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Schiffahrt  und 
der  dauernden  Neutralität  des  durch  die  internationale  Gesellschaft  ge- 
gründeten Staates  wurden  den  vom  Institut  bereits  erörterten  Thesen 
entlehnt. 

Am  26.  Februar  1885  wurde  ein  Vertrag  unterzeichnet.  Artikel  1 
begrenzt  das  Kongobecken,  das  einen  Flächenraum  von  etwa  6250000 
Quadratkilometer  haben  soll.  —  Die  andern  Artikel  beziehen  sich  auf  die 
Freiheit  der  Schiffahrt  und  auf  den  freien  Zutritt  aller  Flaggen  zu  allen 
Gewässern  des  Kongos  und  seinen  Nebenflüssen  (Art.  13).  —  Der  Kongo 
wird  neutralisiert.  In  Kriegszeiten  können  die  Neutralen  und  selbst  die 
Kriegsparteien  dort  Handel  treiben  und  alle  Waren,  mit  Ausnahme  von 
Kriegskonterbande,  nach  dort  befördern.  Auch  die  von  den  Kriegsparteien 
geschaffenen  Handelseinrichtungen  werden  neutralisiert. 

Die  Artikel  3,  4  und  14  untersagen  die  Erhebung  von  Eingangszöllen 
(dieser  Punkt  ist  durch  die  Akte  der  Brüsseler  Konferenz  vom  2.  Juli 
1900  abgeändert  worden),  Durchgangszöllen,  von  Stations-,  Stapel-  und 
SchUTahrtsabgaben,  ausser  den  Hafen-  und  Lotsengebühren  und  solchen 
Gebühren,  die  dazu  bestimmt  sind,  die  Kosten  der  Unterhaltung  des  Strom- 

1)  [Auf  den  Antrag  Moyniers  sprach  das  Institut  f&r  Völkerrecht  auf  seiner 
Versammlung  zu  München  im  Jahre  1883  den  Wunsch  aus,  dass  der  Grundsatz  der 
freien  Schiffahrt  für  alle  Nationen,  auch  auf  den  Kongo  und  seine  Nebenflüsse  aus- 
gedehnt werden  möge  (Annuaire  de  l'lnstitut,  t  VII,  p.  237-278).] 
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bettes  zu  decken.  —  Artikel  16  bestimmt,  dass  zukttnftige  Strassen  und 
Eisenbahnen  als  zum  Kongo  gehörig  angesehen  werden  und  gleichfalls 
dem  Handel  aller  Nationen  geöffnet  sein  sollen.  —  Artikel  17  setzt  eine 
internationale  Kommission  ein,  deren  Amtsbefugnisse  durch  Artikel  20 
bestimmt  werden.  Die  Mitglieder,  Beamte,  Qebäude  und  Kassen  der 
Kommission  sind  in  Kriegszeiten  unverletzlich. 

Die  Berliner  Kongoakte  hat  mithin  günstige  Bedingungen  flir  den 
Handel  Europas  und  Amerikas  im  Kongostaate  begründet.^) 

531.  —  Der  Niger.^)  Fürst  Bismarck  wünschte,  dass  dieselben  Regeln 
auch  auf  den  Niger  fttr  anwendbar  erklärt  würden.  England  widersetzte 
sich  dem.  Unter  der  Behauptung,  dass  es  die  Mündungen  dieses  Flusses 
besitze,  beanspruchte  es  die  ausschliessliche  Hoheit  über  dessen  Gewässer 
und  versprach  eine  Schiffahrtsordnung  zu  erlassen.  Auch  Frankreich  ver- 
wahrte sich,  denn  es  besitzt  den  obern  Lauf  des  Nigers.  Es  beantragte, 
dass  die  Konferenz  seine  Rechte  anerkenne. 

Frankreich  und  England  verständigten  sich  schliesslich.  Hiemach 
steht  der  Niger  unter  dem  Protektorate  und  der  Verantwortlichkeit  der 
genannten  Staaten.  Die  Schiffahrt  auf  dem  Niger  soll  fttr  Kauffahrteischiffe 
und  Handeltreibende  aller  Nationen  vollkommen  frei  sein.  —  Für  zukünftige 
Eisenbahnen,  Strassen  und  Kanäle  gilt  dasselbe  wie  für  den  Kongo.  Eng- 
land und  Frankreich  verpflichteten  sich,  diese  Hegeln  im  Nigerbecken  zur 
Geltung  zu  bringen. 

Italien  stellte  auf  der  Konferenz  noch  den  Antrag,  den  Grundsatz 
der  Freiheit  der  Schiffahrt  auch  auf  solche  Flüsse  anzuwenden,  die  aus- 
schliesslich durch  das  Innere  eines  Staates  strömen.  Die  Konferenz  wies 
eine  solche  Verallgemeinerung  zurück,  weil  sie  wohlerworbene  Rechte  ver- 
letze und  voller  Gefahr  sei. 


Zweites  Buch. 
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[Andinet.  De  U  prescripüon  aeqaaUÜje  en  Droit  Interaatlonal,  B.  D.  I.  P.,  t  m,  p.  8\S.  —  Bann  ins. 
Le  partage  de  TAMqtie,  1888.  —  Bernlni.  L'ocenpazione  dei  territori  eolonlaU  ed  U  prtneipio  deU*  hinterlaad. 
Boargeois.  L'annexion  de  U  Savoie  k  la  Fhmce,  &.  D.  I.  P.,  t  lÜ,  p.  698.  —  Cabonat  Des  annexlons  de 
territoiree,  1881.  —  Catellani.  Lee  posseeBions  africainee  et  le  droH  colonlal  de  ntalie,  B.  D.  L,  t  XXVII, 

S.  417.  —  Le  colonie  e  la  conferensa  dl  BerUno,  1885.  —  Cnpis.  Valore  filosotlco  della  oceapazione  come  modo 
*aeqaisto,  1878.  —  Deloume.  Le  Droit  des  gene  dans  PAfriqne  ^natoriale.  —  Despagnet  Los  occnpationa 
de  ierritolres  et  le  proc6d6  de  l'hinterlaiid,  B*  D.  1.  P.,  1 1,  p.  lOtf.  —  Engelhardt  Etüde  snr  la  d6claratiOB 
de  la  eonftrence  de  Berlin,  relaÜTement  aax  oecupations  de  territolrea,  B.  D.  L,  t  XVm,  m.  488  et  s.;  pp.  578 
et  8.  —  PaalFanchille.  L'annexjon  da  Gongo  k  la  Belgique  et  le  Droit  intenatioiial,  B.  D.  L  P.,  t.  it  p.  400. 
—  PrevdenthaL  Die  VoIkBabstimmung  bei  Gebietsabtretangeii  ond  Eroberungen,  189L  —  Pusinato.  Le 
nratasioBi  territoriali,  1885.  -  Oeffcken.  Le  trait«  anglo-aUemand  dv  1er  jnUlet  1890,  B.  D.  L,  t.  XXH, 
p.  586.  —  GriTaz.  Le  pMblscite  d'annexion  de  1860  en  Savoie  et  dans  le  Comtö  de  Nice,  B.  D.  L  P.,  t.  m» 
pp.  445  et  570.  —  HeimbQ;rger.  Der  Erwerb  der  Qebietstaoheit,  1888.  —  Heimweh.  Droit  de  conqnMe  et 


1)  [FraDzdsisches  Gelbbach,  Affaires  da  Gongo  et  de  l'Afiiqae  occidentale,  1885.} 
2)Dachene,  Le  droit  de  oavigation  dans  le  Niger,  R.  D.  1.  P.,  t  11,  p.  439.  — 
£ngelhardt,  Grigine  des  actes  de  aavigation  da  Gongo  et  da  Niger,  R.  D.  L,  t.  XX, 
p.  171.  —  Faure,  La  Conference  afiicaine  de  Berlia.  —  Pillet,  La  libert^  de  navi- 
gation  du  Niger  d'apres  le  trait4  de  Berlin  da  26  ttvrier  1885,  R.  D.  I.  P.,  1. 111,  p.  190. 
—  Quel  doit  etre  le  regime  jaridiqae  des  fleaves  africains?  R.  D.  1.  P.,  t  V,  p.  8*29 
et  t.  VI,  p.  28.  —  Pillias,  Lanavigation  internationale  da  Gongo  et  da  Niger,  1900.] 
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tlöbiBcite.  —  Hepp.  Du  droit  d*opüoii  des  AIsadeiis-Lorraiiis,  1872.  —  von  Holtzendorff.  Erobenmg  und 
Irobeningsrecht,  1871.  —  L'abrogation  de  Particle  5  du  traii6  de  Pragae,B.  D.  L,  t.  XI,  p.  580.  —  Hornung. 
ClYilisös  et  barbares,  R.  D.  L,  t  XYII  et  XYIIL  —  Jdse.  Etnde  snr  roccapation  comme  mode  d'acqa6rir  lee 
territoires  en  Droit  inieniational,  1896.  —  KamarowskL  Lee  demi^res  Conventions  internationales  ooncemant 
PAfrique,  J.  D.  I.,  t  I,  p.  18.  —  KorostoTots.  Les  Portagais  an  Mozambique,  J.  D.  I.,  t.  I.  pp.  211  et  847.  - 
Lentner.  Das  internationale  Olckapatlonsrecht  —  Lieber.  De  la  valenr  des  plöbiscites  dans  le  Droit  inter- 
national, B.  D.  I.,  t  m,  p.  189.  —  Litta.  L'occupazione,  188L  —  Lodijenski.  Des  plöbiscltes  en  Droit  inter- 
national, 1888.  —  Louter.  L'annexion  da  TranSTaal,  R.  D.  I.,  t  XIU,  p.  194.  —  F.  yon  Härtens.  La  conförenoe 
du  Congo  h  Berlin  et  la  politique  coloniale  des  Etats  modernes,  R.  D.  L,  t.  Xym,  pp.  118  et  s.;  244  et  s.  — 
L'Angleterre  et  la  Rnsaie  dans  l'Asie  centrale,  B.  D.  I^  t  XI,  p.  327.  —  Martens  Ferra o.  L*Afriqae.  La 
qaestion  sooleyte  demiftrement  entre  l'Angleterre  et  le  Portugal,  oonsidöröe  aa  point  de  Yoe  du  Droit  inter- 
national, 1891.  — TonMartitz.  De  Toccapation  des  territoires  sans  maltre,  B.  D.  I.,  t  XIX,  p.  37L  —  De 
Montlug.  Le  droit  de  conquAte,  B.  D.  I.,  t.  m,  p.  581.  —  Mo y nie r.  La  qaestion  du  Congo  devant  llnstitut 
de  dr.  intern.,  1888.  —  La  fondation  de  l'Etat  du  Congo  au  point  de  yue  Joridiqoe,  1887.  —  Nys.  La  ligne  de 
d^marcation  d'Alexandre  VI,  B.  D.  !.,  t  XXVH,  p.  474.  —  L'acqulsiüon  du  territoire,  B.  D.  L,  t  XXX,  p.  180. 
—  Ortolan.  Du  domaine  international,  1851.  —  Padeletti.  L'Alsace-Lorraine  et  le  Droit  desgens,  B.  D.  I^ 
t  m,  p.  464.  —  De  PouTourville.  Les  fictions internationales  en  ExtrOme-Orient,  B.  D.  L,  t  VI,  p.  118.  — 
Pradier-Fod6r6.  La  B6pubUqne  Argentine  et  le  Droit  international,  B.  D.  L,  t  XX,  p.  168.  —  Bouard  de 
Card.  Les  annexions  et  les  pl6biscites  dans  llüstoire  contemporaine,  1890.  —  Un  protectorat  disparu:  l'an- 
nexion  de  Tahiti  et  ses  d^pendances,  B.  D.  L  P.,  t  I,  p.  880.  -  L'occupation  de  territoires  en  Droit  inter- 
national, France  judiciaire,  1896,  1.  28.  —  Salomon.  De  roccapation  des  territoires  sans  maltre,  1889.  — 
Ben«  Selosse.  Traltö  de  Pannexlon,  1880.  -  Scott  Keltie.  The  partition  of  Africa,  1898.  —  Stoerk.  Op- 
tion nnd  Plobiscit  bei  Eroberungen  und  Gebietcessionen,  1879.  —  Tartarin.  TraitA  de  roccapation,  181^.  — 
Trayers  Twiss.  The  Oregon  question  examined  with  respect  to  facts  and  the  law  of  nationa,  1846.  ~ 
Trione.  Oli  stau  ciyiU  nei  loro  rapporti  giuridi  coi  popoli  barbari  e  semibarbari,  1899.  —  De  Yern«yllle. 
De  Poccupatfon  comme  mode  d'acquisition  de  la  propri6t6  en  Droit  des  gena,  1892.  —  Westlake.  Le  conlllt 
anglo-portugais,  B.  D.  I,  t.  XXm,  p.  247;  t.  XXIV,  pp.  170  et  s.;  t  XXV,  pp.  58  et  s.  —  Etudes  sur  les  prln- 
cipes  du  Droit  international.  Übersetzt  yon  Nys,  pp.  187  et  s.  —  Wiesse.  Quienes  deben  yotar  en  los  ple- 
biscitos  intemacionales.] 

Heimhurger  im  Archiv  f.  öffentt.  Steht,  Bd,  V,  S.  445 ff.  —  Adam  im  Archiv  f.  öffentt.  Bceht,  Bd.  VI. 

532.  —  Als  völkerrechtliche  Persönlichkeit  besitzt  der  Staat  das 
Recht,  Gebiete  zu  erwerben  und  zu  veräussem.  —  Die  Voraussetzungen 
der  Ausübung  dieses  Rechts  werden  durch  die  Innern  Gesetze  jedes  Staates 
und  zugleich  durch  das  internationale  Herkommen  geregelt.  —  Die  Gesetz- 
gebung bestimmt,  welche  Gewalten  im  Staate  beftigt  sind,  Erwerbs-  und 
Yeräusserungshandlungen  vorzunehmen,  und  welche  Organe  mitzuwirken 
haben,  um  dem  Vorgänge  die  verfassungsmässige  Gültigkeit  zu  verleihen. 
Das  Völkerrecht  beantwortet  die  Frage,  vrte  sich  im  Schosse  der  Völker- 
gemeinde, in  den  Beziehungen  der  Staaten  zueinander,  die  rechtsver- 
ändemden  Tatsachen  des  Erwerbs  und  der  Veräusserung  vollziehen. 

Es  gibt  zwei  Erwerbs-  und  Veräusserungsarten  von  Staatsgebiet,  die 
ursprüngliche,  selbständige  (originäre)  und  die  abgeleitete  (derivative)  Art. 


Erstes  Kapitel. 


Ursprüngliche  Arten. 

Erster  Abschnitt. 

Zuwachs.  —  Verjährung.  —  Eroberung. 

533.  —  Zuwachs  (Accession).  Diese  Erwerbsart  kommt  nur  selten 
vor  und  hat  für  das  Völkerrecht  nur  eine  geringe  Bedeutung.  Die  An- 
schwemmungen und  Anspttlangen  am  Flussufer  gehören  naturgemäss  den 
beiderseitigen  Uferstaaten.  —  Es  kann  hierfür  nur  ein  Beispiel  angeführt 
werden,  vielleicht  steht  es  einzig  da.  Vor  mehrem  Jahren  bildete  sich 
in  der  Mississipimündung  eine  Insel.  England  erklärte  sie  fQr  sein  Eigen- 
tum, weil  ein  englisches  Schiff  sie  zuerst  entdeckt  habe.  Mit  Recht  er- 
hoben die  Verein.  Staaten  dagegen  Einspruch. 
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534.  —  Verjährung  (Usucapion).*)  Die  Ansichten  der  Juristen  und 
der  Publizisten  ttber  die  Bedeutung  und  den  Wert  der  Verjährung  im 
Völkerrechte  gehen  weit  auseinander.  —  Man  hat  die  Frage,  ob  die  Ver- 
jährung eine  Einrichtung  des  positiven  oder  des  natürlichen  Rechtes  sei, 
oft  in  weitschweifiger  Weise  erörtert.  —  Vattel  (t.  II,  §  147)  glaubt,  dass 
die  Verjährung  bei  den  Bechtsbeziehungen  der  Völker  noch  notwendiger 
sei,  als  bei  denen  der  Privatpersonen.  Er  hält  es  ftlr  unzulässig,  dass  ein 
Staat  in  dem  Besitze  von  Gebieten,  die  er  seit  einer  langen  Reihe  von 
Jahren  inne  habe,  gestört  werden  könne.  —  G.  F.  v.  Martens  meint, 
dass  die  Verjährung  im  Völkerrecht  überhaupt  keinen  Platz  finde.  —  Die 
Ansichten  von  Heffter  und  Klüber  sind  in  dieser  Frage  nicht  klar. 

Verjährung  setzt  Besitz  voraus.  —  Dieser  Besitz  gründet  sich  entweder 
auf  den  freiwilligen  Verzicht  eines  Staates  auf  sein  Gebiet  oder  auf  die  gewalt- 
same Besitzentsetzung  dieses  Staates.  —  Gibt  ein  Staat  ein  Gebiet  durch 
freiwilligen  Verzicht  auf,  so  vollzieht  sich  der  Erwerb  dieses  Gebietes 
durch  einen  andern  Staat  nicht  etwa  im  Wege  der  Verjährung;  vielmehr 
wird  der  neue  Besitzer  durch  Okkupation,  durch  Besitzergreifung,  Eigen- 
tümer dieses  zur  res  nullius  gewordenen  Gebietes. 

Wird  ein  Staat,  der  im  rechtmässigen  Besitze  von  Gebiet  ist,  durch 
Überwältigung  seines  Besitzes  entsetzt,  so  erwirbt  der  eindringende  Gegner 
nicht  unmittelbar  das  Eigentum  an  dem  gewaltsam  besetzten  Grund  und 
Boden.  —  Es  besteht  zunächst  nur  die  Tatsache  des  Besitzes.  —  Wird 
dieser  Znstand  aber  nicht  geregelt,  bleibt  er  bestehen  und  dauert  er  eine 
lange  Reihe  von  Jahren  fort,  so  fragt  es  sich,  ob  sich  nicht  im  Völker- 
rechte ebenso  wie  im  bürgerlichen  Rechte  der  tatsächliche  Zustand  durch 
Ablauf  eines  längern  Zeitraumes  in  einen  rechtlichen  verwandle?  Lässt 
nicht  ein  unvordenkliche)*,  unbestrittener  und  ununterbrochener  Besitzstand 
den  Verzicht  des  frühem  Besitzers  vermuten?  (Heffter-Geffcken,  op. 
cit.,  §  12  u.  Anm.) 

Die  Dauer  der  Frist,  nach  deren  Ablauf  jede  Geltendmachung  früherer 
Ansprüche  ausgeschlossen  ist,  lässt  sich  nicht  a  priori  bestimmen.  Vattel 
meinte,  dass  sich  die  Staaten  über  diese  Frage  wohl  verständigen  wQrden. 
Dies  ist  ein  frommer  Wunsch,  der  sich  angesichts  der  Mannigfaltigkeit 
der  Umstände  wohl  nie  verwirklichen  wird. 

535.  —  Die  Eroberung  ist  keine  Erwerbsart.  —  Eine  gewaltsame 
Besitzergreifung  ist  nichts  weiteres  als  ein  rein  tatsächlicher  Zustand.  — 
Der  Besitz  des  Siegers  muss  sich  durch  den  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Verzicht  des  Besiegten  in  Recht  verwandeln.  Die  Besitz- 
ergreifung muss  entweder  durch  einen  Friedensschluss,  also  dui'ch  einen 
ausdrücklichen  Vertrag  oder  durch  Verjährung,  also  durch  stillschweigende 
Anerkennung  bestätigt  werden. 


Zweiter  Abschnitt. 

Besitzergreifung  oder  Okkupation.'*"*') 

536.  —  Theoretisch  setzt  die  Besitzergreifung  oder  die  Okkupation 
voraus,  dass  das  Land,  sei  es  eine  Insel  oder  ein  Teil  des  Festlandes, 
noch  unbewohnt  sei.    Die  Okkupation  ist  die  Aneignung  eines  Qebietes, 


•)  V.  Liszi,  ymerrecht,  8.  154  ff-  -  Zorn,  YcXkerrecht,  132 if. 
**)  Lahand,  Staatirecht,  II,  237,  No.  2  und  Zorn,  Staatsrecht,  I,  518  ff. 
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das  entweder  bisher  noch  keinem  Staate  oder  keinem  Volke  angehört  hat, 
oder  dessen  Besitz  von  seinen  frühem  Herrschern  aufgegeben  worden  ist. 
—  Die  europäischen  Völker  haben  aber  unter  den  verschiedensten  Vor- 
wänden stets  zu  ihren  Gunsten  angenommen,  dass  es  zulässig  und  recht- 
mässig sei,  sich  eines  Gebietes,  das  von  andern  Europäern  noch  nicht 
besetzt  worden  sei,  zu  bemächtigen. 

Die  Okkupation,  als  Erwerbsart  von  Staatsgebiet,  nimmt  angesichts 
der  fieberhaften  Bewegung  aller  europäischen  Grossmächte,  wie  Deutsch- 
lands, Englands,  Frankreichs  und  Italiens,  Kolonien  in  Afrika  und  in 
Australien  zu  gründen,  eine  ganz  besondere  Bedeutung  an.  Die  Eifersucht 
zwischen  diesen  Staaten  ist  in  bedenklicher  Weise  gewachsen;  sie  hat 
schon  häufig  ernstliche  Zwistigkeiten  hervorgerufen.  —  Auch  die  Rechte 
der  Bewohner  der  besetzten  Gebiete  werden  durch  die  Okkupation  ge- 
fährdet. 

Sind  die  Vorschriften  des  Völkerrechts  bestimmt  genug,  um  eine 
Begelung  solcher  Streitigkeiten  zu  ermöglichen,  und  um  die  Rechte  und 
Interesisen  Afrikas  und  Australiens  zu  schützen?  Sind  überhaupt  derartige 
Vorschriften  vorhanden?  Sind  sie  klar  formuliert  und  sind  sie  beobachtet 
worden? 


§  1.  —  Geschichtlich«  Entwiciciung  der  Olckupatloii. 

537.  —  Die  Geschichte  der  Okkupation  wird  meistens  in  drei  Peri- 
oden eingeteilt. 

A.  —  Bis  zum  16.  Jahrhundert  gründete  sich  der  Gebietserwerb 
weder  auf  ein  Entdeckungsrecht  noch  auf  eine  tatsächliche  Besitzergreifung, 
die  sich  übrigens  auch  fast  nie  wirklich  vollzog.  Die  Päpste  nahmen  für 
sich  das  Recht  in  Anspruch,  Ländereien  und  Reiche  zu  verteilen.  Gregor  VII. 
behauptete,  dass  Gott  die  Päpste  zu  Herrschern  der  Königreiche  dieser 
Welt  eingesetzt  und  ihnen  alle  Fürstentümer  unterstellt  habe.  Im  13.  Jahr- 
hundert sandte  König  Heinrich  II.  von  England  Johann  Salisbury  zum 
Papste,  damit  dieser  ihm  Irland  zuerkenne.  Die  christlichen  Völker 
massten  sich  ein  unumschränktes  Herrschaftsrecht  über  die  heidnischen 
Völker  an.  —  Im  15.  Jahrhundert  stellte  Heinrich  VH.  von  England  in 
seinen  Patenten  den  Satz  auf,  dass  die  von  Heiden  oder  Ungläubigen 
bewohnten  Länder  und  Provinzen  ipso  jure  derjenigen  christlichen  Nation 
gehörten,  die  diese  Gebiete  entdeckt  hätte.  Dieser  Gedanke  führte  in 
Verbindung  mit  dem  Ansprüche  der  Päpste,  in  völkerrechtlichen  Fragen 
durch  ihre  Entscheidung  den  Ausschlag  zu  geben,  zum  Erlasse  zahlreicher 
Bullen.  —  So  überwies  Martin  V.  den  Portugiesen  alle  noch  zu  entdeckenden 
Länder  vom  Kap  Bojador  und  Nun  bis  nach  Indien.  —  Nikolaus  V. 
räumte  ihnen  durch  die  Bullen  von  1452  und  vom  6.  Januar  1454  die 
Souveränität  über  die  Küste  von  Guinea  ein;  dies  Recht  wurde  durch 
Sixtus  IV.  im  Jahre  1481  bestätigt.  —  Durch  die  berühmte  Bulle 
Alexanders  VI.  vom  14.  Mai  1493  erhielten  die  Spanier  alle  Länder  im 
Umkreise  von  100  Meilen  westlich  und  südlich  von  den  Azoren  und  die 
Portugiesen  die  Küsten  Afrikas  und  Ostindiens.  Dank  der  von  ihnen  er- 
wirkten Bulle  hofften  Spanien  und  Portugal  jede  Streitigkeit  unter  sich 
zu  verhüten  und  sich  zugleich  auch  gegen  den  Wettbewerb  und  die 
Begehrlichkeit  anderer  Staaten  zu  sichern.  Durch  den  Vertrag  von 
Tordesillas  vom  7.  Juni  1494  wurde  370  Meilen  westlich  von  den  Kap 
Verdischen  Inseln  eine  Trennungslinie  vereinbart.  Portugal  behielt  infolge- 
dessen Brasilien. 
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Gortez  stiess  in  Mexiko  (1518-1521),  Almagro  in  Chile  (1533)  und 
Pizarro  in  Peru  (1533-1535)  auf  den  Widerstand  einer  bereits  weit  vor- 
geschrittenen Kultur  und  yemichtete  einen  beträchtlichen  Teil  der  Bewohner 
dieser  Länder.  —  1521  entdeckte  Magalhaens  die  Philippinen.  Spanien 
gründete  dort  Niederlassungen,  ohne  die  eingeborene  Bevölkerung  auszu- 
rotten. —  Vespucci  erforschte  im  Auftrage  des  Königs  von  Portugal  im 
Jahre  1501  die  brasilianische  Kttste.  Johann  III.  grtindete  dort  1525 
zwölf  Statthaltereien,  die  er  als  Lehen  vergab.  Durch  die  Portugiesen 
wurden  die  eingeborenen  Volksstämme  zurückgedrängt. 

538.  —  B.  —  (Jegen  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  erwachte  auch  bei 
den  E^gländein,  Franzosen  und  Holländern  das  Verlangen,  neue  Länder 
zu  entdecken  und  sich  in  Unternehmungen  in  fernen  Weltteilen  einzulassen. 
—  Sie  weigern  sich,  den  päpstlichen  Bullen  irgend  eine  rechtliche  Be- 
deutung zuzugestehen.  Die  protestantischen  Länder  können  ihre  Rechte 
nicht  von  dem  römischen  Bischöfe  herleiten.  Elisabeth  von  England  er- 
widerte dem  spanischen  Gesandten  Mendoza,  der  sich  über  die  Entdeckungs- 
reisen Drakes  beschwerte,  dass  sie  nicht  einsehe,  warum  ihre  Untertanen 
und  die  der  andern  Mächte  des  Rechts  beraubt  sein  sollten,  Handel  mit 
Indien  zu  treiben;  dass  sie  den  Spaniern  jeden  Anspruch  auf  Grund  der 
Schenkung  des  römischen  Bischofs  bestreite  und  ihnen  nur  an  den  Ländern 
Rechte  zuerkenne,  die  sie  zur  Zeit  im  Besitze  hätten. 

Bei  den  Streitigkeiten,  die  nunmehr  zwischen  den  seefahrenden  Völkern 
ausbrachen,  beriefen  sich  die  einen  zur  Begründung  ihrer  Ansprüche  auf 
den  Vorrang  der  Entdeckung,  die  andern  auf  den  Vorrang  des  oft  tat- 
sächlichen, zuweilen  aber  auch  nur  scheinbaren  Besitzes. 

Jahrhunderte  lang  stützte  England  seine  Hoheitsrechte  über  Nord- 
amerika darauf,  dass  der  venetianische  Seefahrer  Caboto  (oder  Cabot), 
der  im  Solde  Heinrichs  VII.  gestanden  hatte,  im  Jahre  1496  als  erster 
die  amerikanische  Küste  vom  56.  ^  bis  zum  38.  ^  nördlicher  Breite  entdeckt 
habe.  Caboto  war  tatsächlich  nur  an  dieser  Küste  entlang  gesegelt,  ohne  in 
irgend  welcher  Form  dies  weitausgedehnte  Land  in  Besitz  genommen  zu 
haben.  —  Auch  die  Spanier  und  Portugiesen  gründeten  ihre  Ansprüche 
auf  Mittel-  und  Südamerika  auf  den  Vorrang  der  Entdeckung,  da  sie  sich 
gegenüberdenandernNationennichtaufdiepäpstUchenBullenberufenkounten. 

Frankreich  bemächtigte  sich  Kanadas,  ohne  die  indianischen  Volks- 
stämme auszurotten;  es  schloss  mit  ihnen  Verträge  ab.  —  Die  verfolgten 
englischen  Puritaner  wanderten  seit  dem  Jahre  1620  nach  Nordamerika 
aus.  Sie  gründeten  den  Staat  Massachusetts.  Die  Ländereien,  die  sie 
bewohnen  wollten,  kauften  sie  den  indianischen  Sachems  ab.  —  Im  Jahre 
1681  liess  sich  Penn  vom  Könige  von  England  für  eine  Forderung  von 
18000  Pfund  Sterling  das  westlich  von  Delaware  gelegene  Gebiet  ab- 
treten.   Mit  den  Eingeborenen  schloss  er  sodann  Verträge  ab. 

Nach  feststehender  Praxis  haben  sich  die  europäischen  Staaten  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts  das  Recht  angemasst,  über  die  von  Indianern 
oder  Wilden  bewohnten  Ländereien  zu  verfügen.  Sie  verliehen  den  See- 
fahrern die  Befugnis,  in  ihrem  Namen  Hoheitsrechte  und  Eigentum  durch 
blosse  Entdeckung  zu  erwerben.^)  —  Es  gilt  der  Satz,  dass  Heiden  und 

1)  Patent  Tom  5.  März  1496,  ausgestellt  tod  König  Heinrich  VIT.  von  England 
f&r  Cabot  —  Patent  Elisabeths  f&r  Walter  Raleigh  (1584).  —  Schntzbrief  Tom 
20.  Juni  1682,  ausgestellt  von  Karl  1.  Ton  England  für  Lord  Baltimore.  —  Instruk- 
tionen Franz  I.  für  Roberral  vom  6.  Februar  1540,  desgleichen  vom  17.  Oktober  1540 
für  Jacques  Cartier;  Heinrichs  III.  vom  14.  Februar  1588  für  NouSl  und  Jaunage; 
Heinrichs  IV.  von  1598  für  de  la  Roche  und  vom  8.  Oktober  u.  18.  Dezember  1608 
für  de  Marts  usw. 
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ungläubige  keine  Bechte  haben.  Daher  ist  die  Okkupation  der  nur  tat- 
sächlich von  ihnen  besessenen  Länder  stets  möglich.  —  Durch  Aufstellen 
eines  Kreuzes,  Errichtung  einer  Pyramide  oder  Hissen  einer  Flagge  kann 
die  Besitzergreifung  äusserlich  erkennbar  hervortreten  und  die  OUiLupation 
bleibt,  wenn  sie  auch  nur  scheinbar  ist,  fttr  alle  Zeiten  gUltig. 

Im  18.  Jahrhundert  dringt  bei  allen  Publizisten  die  Ansicht  durch, 
dass  eine  wirkliche,  effektive  Besitzergreifung  und  der  offen  kund  getane 
Wille,  sich  die  entdeckten  Landgebiete  anzueignen,  erforderlich  sei.  Dies 
führt  zu  Erörterungen  über  den  rechtlichen  Wert  der  errichteten  sym- 
bolischen Zeichen,  insbesondere  darüber,  ob  sie  als  Äusserung  der  Au- 
eignungsabsicht  und  als  Beweismittel  für  den  tatsächlichen  Besitz  ge- 
nügen. —  Die  Seefahrer  achten  nicht  immer  die  von  frühem  Forschungs- 
reisenden aufgestellten  Kennzeichen. 

539.  —  C.  —  Seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  beginnt  unter  dem 
doppelten  Einflüsse  der  Ansichten  der  Publizisten  und  der  durch  die  bis- 
herige Praxis  hervorgerufenen  Streitigkeiten  eine  dritte  Periode,  die  sich 
durch  einen  neuen  Bechtsgrundsatz  kennzeichnet.  Die  Okkupation  als 
Erwerbsart  setzt  eine  wirkliche,  effektive  Besitzergreifung  als  notwendig 
voraus.  Dieser  Lehrsatz,  der  fast  von  allen  Publizisten  seit  Bynkers- 
hoek,  Vattel  und  G.  F.  von  Härtens  angenommen  worden  ist,  ist  seit 
der  Berliner  Konferenz  vom  15.  November  1884  bis  zum  26.  Februar 
1885  auch  ins  positive  Völkerrecht  übergegangen. 

Die  von  dieser  Konferenz  zugelassenen  Regeln,  betreffend  die  Besitz- 
ergreifung, sind  in  den  Artikeln  34  und  35  der  Schlussakte  niedergelegt 
worden.^)  —  Die  Besitzergreifung  muss  wirklich  und  effektiv  sein.  —  Sie 
muss  den  andern  Mächten  angezeigt  werden.  —  Zur  Begründung  einer 
Schutzherrschaft  genügt  die  Anzeige. 

540.  —  Aus  dem  Wortlaute  der  Artikel  34  und  35  der  Berliner  Akte 
vom  26.  Februar  1885  geht  hervor,  dass  das  Anwendungsgebiet  dieser 
Vorschriften  nach  drei  Richtungen  hin  beschränkt  ist.  —  a)  Nur  die  Sig- 
natarmächte sind  verpflichtet.  Die  Verein.  Staaten  haben  nicht  unter- 
zeichnet. —  Artikel  37  trifft  Bestimmungen  über  den  Beitritt  der  Mächte, 
die  an  der  Konferenz  nicht  teilgenommen  haben.  —  b)  Die  Artikel  34 
und  35  beziehen  sich  ausschliesslich  auf  die  zukünftig  stattfindenden  Be- 
sitzergreifungen, nicht  auf  die  zur  Zeit  der  Unterzeichnung  der  Schlussakte 
bereits  bewirkten  Okkupationen.  —  c)  Die  angenommenen  Regeln  gelten 
nur  fttr  Besitzergreifungen  „an  der  Küste  des  afrikanischen  Festlandes^^ 
Die  Berliner  Akte  findet  weder  auf  andere  Weltteile,  noch  auf  die  im 
Innern  Afrikas  gelegenen  Gebiete,  noch  auf  Inseln,  die  zwar  zu  Afrika 
gehören,  die  aber,  wie  z.  B.  Madagaskar,  nicht  in  den  afrikanischen 
Kttstengewässem  liegen,  Anwendung. 

541.  —  Die  Artikel  34  und  35  der  Berliner  Schlussakte  vom  26.  Fe- 


1)  Artikel  34  lautet  „Diejenige  Macht,  welche  in  Zukunft  von  einem  Gebiete  an  der 
Küste  des  afrikanischen  Festlandes,  welches  ausserhalb  ihrer  gegenwärtigen  Besitzungen 
liegt,  Besitz  ergreift,  oder  welche,  bisher  ohne  dergleichen  Besitzungen,  solche  er- 
werben sollte,  desgleichen  auch  die  Macht,  welche  dort  eine  Schutzherrschaft  über- 
nimmt, wird  den  betreffenden  Akt  mit  einer  an  die  übrigen  Signatarmächte  der  gegen- 
wärtigen Akte  gerichteten  Anzeige  begleiten,  um  dieselben  in  den  Stand  zu  setzen, 
gegebenenfalls  ihre  Reklamationen  geltend  zu  machen".  Artikel  35  bestimmt  «Die  Sig- 
natarmächte der  gegenwärtigen  Akte  anerkennen  die  Verpflichtung,  in  den  von  ihnen  an 
den  Küsten  des  afrikanischen  Kontinents  besetzten  Gebieten  das  Vorhandensein  einer 
Obrigkeit  zu  sichern,  welche  hinreicht,  nm  erworbene  Rechte  und  gegebenenfalls,  die 
nandels-  und  Durch^angsfreiheit  unter  den  Bedingungen,  welche  mr  letztere  verein- 
bart worden,  zu  schützen." 
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bruar  1885  sind  eigentlich  von  keinem  besondern  praktischen  Werte, 
denn  bereits  seit  1884,  noch  yor  der  Tagang  der  Konferenz,  war^n  alle 
oder  wenigstens  fast  alle  Etlsten  Afrikas  besetzt  und  nur  das  Innere  Afrikas 
blieb  noch  ein  Zankapfel  für  die  europäischen  Staaten. 

Das  durch  die  Berliner  Konferenz  erzielte  Ergebnis,  so  ftthrt  F.  von 
Märten s  aus,  ist  von  geringem  Werte.  Die  angenommenen  Bestimmungen 
beschränken  sich  im  ganzen  auf  die  Notwendigkeit  einer  Anzeige.  Eine 
solche  wird  aber  spätere  Zwistigkeiten  nicht  verhüten  können.  Im  Gegen- 
teil, sie  wird  die  Erhebung  der  Einsprüche  anderer  Mächte  nur  be- 
schleunigen. —  Die  Konferenz  hat  die  Frage  der  Grenzbestimmung  in 
keiner  Weise  geregelt,  aber  gerade  wegen  Grenzfragen  entstehen  so  leicht 
Streitigkeiten  zwischen  besitzenden  Staaten.^) 

Trotzdem  haben  die  von  der  Berliner  Konferenz  aufgesteUten  Regeln 
die  Zustimmung  des  Instituts  für  Völkerrecht  gefunden.*) 

Deutschland  und  England  haben  sich  durch  das  Abkommen  vom 
1.  Juli  1890  (Art.  5)  verpflichtet,  sich  gegenseitig  die  Verträge  mitzu- 
teilen, die  sie  mit  den  um  den  Tschadsee  wohnenden  afrikanischen  Volks- 
stämmen schliessen  werden. 

§  2.  —  Erfordernisse  der  Okkupation. 

542.  —  Das  heutige  Völkerrecht  verlangt  zur  Gültigkeit  eines  Ge- 
bietserwerbs durch  Okkupation  das  Zusammentreffen  von  drei  materiellen 
und  einer  formellen  Bedingung:  —  1.  ein  Gebiet,  das  einer  staatlichen 
Herrschaft  unterworfen  werden  kann  und  das  bisher  noch  von  niemand 
besessen  wird.  —  2.  Den  animus  domini,  d.  h.  die  feste  Absicht  des 
Besetzenden,  sich  als  Herrscher  des  Gebietes  zu  betrachten  und  sich  dem- 
gemäss  zu  verhalten;  —  3.  eine  Besitzergreifung,  apprehensio;  —  4.  das 
Formerfordemis  der  Anzeige  der  Besitzergreifung. 

543.  —  I.  —  Das  Gebiet  darf  zur  Zeit  der  Okkupation  unter  keiner 
Herrschaft  stehen,  es  muss  res  nullius  sein.  —  Zweifellos  sind  res  nullius: 

A.  —  Das  unbekannte  Gebiet.  —  So  war  die  Insel  Reunion  unbewohnt, 
als  sie  1642  von  de  Pronis  im  Namen  des  Königs  von  Frankreich  in 
Besitz  genommen  wurde;  desgleichen  die  Kerguelen-Inseln,  die  1772  ent- 
deckt und  von  de  Bosnovet  1774  unter  der  Regierung  Ludwigs  XV.  be- 
setzt wurden ;  ebenso  die  Insel  Aldara,  Gosmoledo  usw.,  die  zu  der  kleinen, 
nordwestlich  von  Madagaskar  gelegenen  Inselgruppe  gehören  und  die  die 
Engländer  sich  im  Jahre  1892  aneigneten;  ferner  die  von  Frankreich  am 
23.  August  1892  in  Besitz  genommenen  Glorioso-  und  Roches  vertes- 
Inseln,  die  sich  im  Indischen  Ozean  befinden  und  deren  ganzer  Wert  in 
der  strategisch  wichtigen  Lage,  in  dem  Schutze  für  die  Diego-Snarez- 
Bucht  besteht;  endlich  gehören  hierher  die  unbewohnten,  sUdlich  von 
Madagaskar  auf  der  Strecke  nach  Australien  liegenden  Sankt  Paul-  und 
Amsterdam-Inseln. 

544.  —  B.  —  Das  von  seinen  frühern  Herrschern  aufgegebene,  dere- 
linquierte Gebiet:  Beispiel:  Die  Mauritius-Insel,  die  von  den  Holländern 
im  Jahre  1712  aufgegeben  und  1721  von  Duranguet  le  Toullec  feierlich 
im  Namen  des  Königs  von  Frankreich  in  Besitz  genommen  wurde.  Die 
Preisgebung,  derelictio,  setzt  das  Aufgeben   des   corpus  und  des  animus 


1)  y.  Martens,  La  Conference  du  Congo  k  Berlin  et  la  politique  coloniale  des 
Etats  modernes,  R.  D.  I.  P^  t  XVIII,  pp.  HS  et  s.,  pp.  244  et  s. 

2)  [S.  die  Yom  Institut  Ifir  Yölkeirecht  auf  der  Versammlung  zu  Lausanne  (1888) 
beratenen  Regeln  (Annuaire  de  llnstitnt,  t  X,  p.  201.] 

Bonfils,  Lehrbnch  des  Völkerrechts.  19 
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voraus.  Ersteres  ist  eine  Tatsache,  die  sich  ziemlich  leicht  nachweisen 
lässt.  Letzteres  kann  nur  durch  Erforschung  der  Absicht  im  Wege  der 
Auslegung  ermittelt  werden,  was  je  nach  den  Umständen  des  einzelnen 
Falles  schwierig  sein  wird.  Die  Besitzaufgabe  wird  nicht  freiwillig  sein, 
wenn  der  Staat  nur  vorübergehend  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  wird,  seine 
Herrschaft  zur  Geltung  zu  bringen,  wenn  er  beispielsweise  durch  einen 
Aufstand  oder  einen  auswärtigen  Krieg  genötigt  wird,  seine  Streitkräfte 
nach  gewissen  Punkten  hin  zusammenzuziehen. 

Wenn  ein  Gebiet  bereits  durch  eine  zivilisierte  Macht  besetzt  worden 
ist,  so  ist  kein  anderer  Staat  mehr  berechtigt,  sich  seiner  zu  bemächtigen. 

—  Die  Frage,  ob  die  Okkupation  eines  Gebietes,  das  als  derelinquiert  an- 
gesehen wird,  weil  die  früher  einmal  vorhanden  gewesene  Souveränität 
nicht  mehr  ausgeübt  wird,  gültig  sei,  hat  häufig  Streitigkeiten  veranlasst. 

—  So  nahm  England  die  Falklands-  oder  Malwinen-Inseln,  die  der  Be- 
publik Argentinien  als  der  Bechtsnachfolgerin  Spaniens  gehörten,  in 
Besitz.^)  —  Ein  ähnlicher  Streit  entstand  zwischen  Grossbritannien  und 
Portugal  wegen  der  Delagoabai  an  der  ostafrikanischen  Küste.  Er 
wurde  durch  den  Schiedsspruch  Mac  Mahons  vom  25.  Juli  1875  bei- 
gelegt. 

In  der  Frage  der  Karolinen-Inseln  wollte  das  Berliner  Kabinett  trotz 
des  mehrhundertjährigen  Besitzes  Spaniens  die  Vorschriften  des  Artikels 
35  der  Akte  vom  26.  Februar  1885  angewendet  wissen.  Es  behauptete, 
dass  Spanien  niemals  einen  tatsächlichen  und  effektiven  Besitz  ausgeübt, 
oder  dass  es  doch  wenigstens  auf  den  Besitz  dieser  Inseln  verzichtet 
habe  und  dass  diese  daher  jedenfalls  als  res  derelictae  anzusehen  seien. 
Spanien  verwahrte  sich  demgegenüber  aufs  nachdrücklichste.  —  Der 
deutsche  Reichskanzler  verstand  es  meisterhaft  einen  Ausweg  zu  finden, 
um  eine  sichere  diplomatische  Niederlage  zu  verdecken.  Papst  Leo  Xin. 
erkannte  als  Vermittler  durch  seinen  Vorschlag,  der  von  den  beiden 
Staaten  am  17.  Dezember  1885  ratifiziert  wurde,  äie  Souveränität  Spaniens 
über  die  Karolinen  auf  Grund  dessen  historischer  Rechte  an,  forderte 
Spanien  aber  auch  gleichzeitig  auf,  seinem  Besitze  künftighin  eine  mehr 
^effektive^  Form  zu  geben  und  deutsche  Kaufleute  dort  zum  Handels- 
betriebe zuzulassen.*)  [Seit  dem  Vertrage  vom  12.  Februar  1899  sind 
die  Karolinen-Inseln  an  Deutschland  übergegangen.^] 

In  dem  Streitfalle,  der  im  Jahre  1888  zwischen  Italien  und  der  Türkei 
wegen  der  Besitzergreifung  Massauas  durch  die  Italiener  entstand,  handelte 
es   sich  darum,   ob  der   Sultan  selbst    oder   durch   den   Khediven    von 


1)  GalYO,  op.  cit,  t  I,  §  287.  •—  Pradier-Fodire,  La  Repnblique  Argentine 
et  le  Droit  intern.,  R.  D.  I.,  t  XX,  p.  163. 

2)  [S.  wegen  der  Earollnenmseln  Bartoli,  Las  Oarolinas,  1885.  —  Coello,  La 
Oonferencia  de  Berlin  y  la  cuestion  de  las  Carolinas,  1885.  —  Costa,  El  conflicto  hia- 
pano-aleman  sobre  la  Micronesia,  1886.  —  De  Gracia  y  Paredo,  Consideraciones 
sobre  el  derecho  de  Espano  sobre  las  islas  Carolinas,  1885.  —  Lefebvre  de  Behaine, 
L6on  XlII  et  le  prince  de  Bismarck:  Tarbitrage  des  Carolines,  Revue  des  Deox-Mondes» 
l«r  joillet  1897.  —  Montero  y  Vidal,  El  Archipielago  Filipino  y  las  islas  Marianaa, 
Carolinas  y  Palaos,  1886.  —  Palma,  La  m^diation  da  Pape  dans  la  question  des  iJes 
Carolines,  Rassegna  di  scienza  sociali  e  poiit,  n«  71.  —  Romeo  y  Giron,  La  cuestion 
de  las  Corolinas  ante  el  Derecho  intemazional,  1885.  —  Louis  Selo&se,  L^affaire  des 
Carolines,  1886.  —  Soderini,  La  Mediazione  di  Leone  XIII  nel  conflitto  ispano-tedesco 
solle  isole  Caroline,  Rassegna  ital.,  1888,  n«  1.  —  Taviel  de  Andrade,  Historia  del 
conflicto  de  las  Carolinas,  1886.  —  Vgl  Vasquez  y  Lopez  Amor,  Examen  his- 
torico-legal  del  derecho  de  Patronato  de  la  Corona  de  Espana  sobre  Uts  lugares  pios 
de  Tierra  Santa,  1881.] 

8)  [R.  D.  L  P.,  t.  VI,  p.  202.] 


Zweites  Bach.    Erwerb  nnd  Veriusaenuig  Ton  Staatsgebiet    Kap.  1.       291 

Ägypten  eine  hinreichend  effektive  Okkupation  unterhalten  habe,  um  die 
Besitzergreifung  durch  eine  dritte  Macht  zu  verhindern.  Tatsächlich  stand 
eine  ägyptische  Garnison  in  Hassaua,  als  es  von  den  Italienern  besetzt 
wurde,  und  die  Flagge  des  E^hediven  wehte  sogar  fast  ein  Jahr  neben 
der  italienischen  Fahne. 

Die  Besitzergreifung  Hassauas  veranlasste  die  Pforte  zu  wiederholten 
EinsprOchen  (Noten  vom  10.  Februar  und  Dezember  1885  sowie  vom  August 
1888).  Trotzdem  sind  die  Italiener  in  Massaua  geblieben,  aber  ihr  Vor- 
gehen und  die  Beweisgründe,  die  sie  für  ihre  Ansprüche  anftthren,  können 
nur  missbilligt  werden.^) 

[In  den  letzten  Jahren  entstanden  Schwierigkeiten  zwischen  Brasilien 
und  Grossbritannien  wegen  des  Besitzes  der  Insel  Trinidad.  Beide  Mächte 
wollten  sie  kraft  Okkupationsrecht  erworben  haben.  Dank  der  guten 
Dienste  Portugals  wurden  die  Schwierigkeiten  Ende  1896  zu  Gunsten 
Brasiliens  behoben.^] 

545.  —  C.  —  Kann  das  von  barbarischen  Stämmen  oder  von  Wilden 
bewohnte  Gebiet  als  herrenlos  gelten  und  daher  der  Okkupation  unter- 
liegen? Die  Frage  ist  unter  den  Publizisten  streitig.  Auch  von  den  ein- 
zetoen  Staaten  wird  sie  in  verschiedener  Weise  beantwortet.') 

Erster  Lehrsatz.  —  Wilde  Völkerschaften  und  barbarische  Stämme 
haben  keinerlei  Rechte  an  den  Ländereien,  auf  denen  sie  ansässig  sind,  sie 
haben  weder  Eigentums-  noch  um  so  weniger  [Souveränitätsrechte.  Sie 
sind  weiter  nichts  als  die  tatsächlichen  Inhaber,  die  zeitweiligen  Besitzer 
des  Landes.  Dies  ist  die  im  allgemeinen  von  den  Schriftstellern  des  15., 
16.  und  17.  Jahrhunderts  vertretene  Lehre;  sie  wird  aber  von  Vittoria 
und  Las  Casas  zurückgewiesen.^)  —  Die  angefahrten  Gründe  sind  nichts 
als  Trugschlüsse  und  beweislos  dastehende  Behauptungen.  Im  18.  Jahr- 
hundert wurde  diese  Anschauung  von  Locke,  Voltaire,  Marmontel  und 
Rousseau  mit  aller  Entschiedenheit  bekämpft.  —  Im  19.  Jahrhundert 
wurde  die  Lehre  von  der  Darwinistischen  Schule  wieder  aufgenommen 

546.  —  Zweiter  Lehrsatz.  —  Wilde  Volksstämme  können  nur  eine 
durch  die  Rechte  der  Kolonisation  und  der  Zivilisation  beschränkte 
Souveränität  beanspruchen.  Man  muss  das  Privateigentumsrecht,  das 
Eigentum  am  Grund  und  Boden,  das  einzelnen  oder  mehrern  gemeinschaft 
lieh  zusteht  und  das  den  Wilden  schon  in  ihrer  Eigenschaft  als  Menschen 
gebührt,  scharf  von  dem  Souveränitätsrechte  unterscheiden.  —  Wilde 
Völker  können  ein  eigentliches  Souveränitätsrecht  nicht  besitzen,  denn  sie 
verstehen  es  nicht,  sie  haben  nicht  die  rechte  Vorstellung  von  seinem 
Begriffe  und  Inhalt  und  sie  üben  es  nicht  in  der  Art  aus,  wie  es  die 
Europäer  tun.  Ihre  Souveränität  ist  noch  unausgebildet,  unvollkommen 
und  abgeschwächt.  Daher  haben  die  christlichen  Staaten  das  Recht, 
ihnen  ihre  überlegene  und  voll  entwickelte  Souveränität  aufzuzwingen, 
und  die  Pflicht,  sie  mit  den  Wohltaten  der  Gesittung  zu  beglücken. 

Diese  Lehre  ist  vor  aUem  von  den  amerikanischen  Juristen  vertreten 


1}  Daniel,  L'ann^  politique,  1S88,  pp.  196,  216  et  8.,  SOfi  et  8.  -  Archive« 
diplomatiques,  1889,  t.  IV,  p.  82.  —  GircuL  du  goaveniement  frmn^  du  8  aoftt  1888. 
-  Gatellani,  U  poUtique  coloniale  de  Tltaüe,  R.  B.  I.,  t.  XVII,  p.  318. 

8)  lÜ  D.  I.  P.,  t  II,  p.  617  et  t.  IV,  p.  146.] 

8}  fTrione,  Gli  Stau  ciTili  nei  loro  rapporti  ginridici  coi  popoll  barbari  e 
semibarbari,  1899.] 

4)  Vittoria,  De  Indis,  sive  de  titulis  legitimia  vel  non  legitimiB,  quibua  Bar 
bari  potuenmt  venire  in  ditionem  Hispaoomm,  1567.  —  Las  Caaas,  BreTisaima  rela 
don  de  la  destmccion  de  las  Indias,  1568.  — -  Flore,  Le  nonveau  Droit  Internat 
pubUc,  t  I,  p.  417. 
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woitlen.  Der  Oberrichter  Marshall  in  den  Verein.  Staaten  sag^e  im 
Jahre  1823:  „Indem  die  einzelnen  europäischen  Nationen  das  Recht  der 
Eingeborenen,  als  der  ,,Okknpanten^'  achteten,  nahmen  sie  doch  für  sich 
selbst  die  Gebietshoheit  in  Anspruch  und  leiteten  hieraus  das  Recht  ab, 
den  Grund  und  Boden,  obgleich  er  im  Besitze  der  Eingeborenen  stand, 

zu  vergeben Bei  der  Begründung  derartiger  Rechtsverhältnisise 

durften  die  Rechte  der  Eingeborenen  zwar  keinenfaUs  völlig  bei  Seite 
gestellt  werden,  aber  sie  wurden  doch  notwendigerweise  wesentlich  ge- 
schmälert.  Man  gab  zu,  dass  die  Eingeborenen  die  regelmässigen  Okku- 
panten des  Grund  und  Bodens  seien  und  dass  ihnen  billiger  Weise  das 
Recht  gebühre,  ihren  Besitz  zu  behalten  und  ihn  nach  ihrem  Gutdünken 
auszunutzen.  Aber  itire  Rechte  auf  eine  vollkommene  Souveränität  als 
unabhängige  Völker,  waren  notwendigerweise  gemindert  und  ihre  Befugnis, 
über  den  Boden  nach  eigenem  Ermessen  zu  Gunsten  jedes  Beliebigen  zu 
verfügen,  wurde  durch  den  Grundsatz,  dass  die  Entdeckung  dem  Entdecker 
ein  ausschliessliches  Recht  gebe,  aufgehoben.^  i) 

Der  Richter  Johnson  sagte  im  Jahre  1831  vor  dem  obersten  Gerichts- 
hofe der  Verein.  Staaten:  „Niemals  hat  man  den  Indianern  die  Souveränität 
über  das  Gebiet,  das  sie  besitzen,  zuerkannt  ....  Es  ist  nicht  zweifel- 
haft, dass  das  Recht  auf  Souveränität  ebenso  wie  das  auf  Okkupation  des 
Grund  und  Bodens  von  den  Staaten,  die  das  Land  entdeckt  hatten,  vor 
aller  Welt  ausgeübt  und  bestätigt  worden  ist.  Hieraus  leiten  wir  unsere 
Rechte  ab.'' 

Westlake  fügt  hinzu,  dass  die  Indianer  und  die  Neger  andern  Völkern 
keine  Souveränitätsrechte  übertragen  konnten  und  können,  weil  sie  andere 
begriffliche  Vorstellungen  über  diese  Rechte  als  die  Europäer  haben^  und 
weil  sie  solche  Rechte  überhaupt  nicht  besitzen.  Wollte  man  den  Ursprung 
der  Herrschaftsrecbte  auf  die  mit  den  Eingeborenen  abgeschlossenen  Ab- 
tretungsrechte gründen,  so  käme  man  —  nach  Ansicht  des  englischen 
Juristen  —  zu  der  Fiktion,  dass  die  Eingeborenen  über  eine  Souveränität 
vei-fttgen  könnten,  die  sie  weder  begreifen  noch  besitzen.  Niemand  kann 
aber  übertragen,  was  er  nicht  besitzt  und  wovon  er  nichts  weiss.  — 
Hieraus  folgt,  dass  Abtretungs-  und  Protektorats verüäge,  die  die 
Häuptlinge  oder  NegerfUrsten  mit  Europäern  eingehen,  wertlos  sind,  und 
dass  die  Europäer  Souveränität  über  die  von  Indianern  oder  Negern  be- 
wohnten Gebiete  nur  durch  eine  mit  Gewalt  erzwungene  und  von  Gewalt 
begleitete  Okkupation  erwerben  können.'^ 

Anders  formuliert  oder  nur  mit  mehr  oder  weniger  ähnlichen  Aus- 
drückenist dies  auch  die  Lehre  von  Bluntschli,  Chr^tien,  Dudley-Field, 
Holtzendorff,  Pinheiro-Ferreira,  Vattel  u.  a. 

547.  —  Dritter  Lehrsatz.  -  -  Unbedingte  Achtung  ist  sowohl  der 
Unabhängigkeit  als  auch  dem  Eigentumsrechte  wilder  oder  barbarischer 
Volksstämme  entgegenzubringen.  Die  Menschen  aller  Rassen  und  aller 
Farben  müssen  vor  dem  Rechte  einander  gleich  sein,  wie  ungleich  sie 
auch  in  Kenntnissen,  an  Wohlstand  und  in  ihrer  gewerblichen  Tätigkeit 
sind.  Sie  alle  haben  dasselbe  Recht  auf  Freiheit.  —  Die  zivilisierten 
Staaten  haben  ebensowenig  Recht,  sich  der  Gebiete  wilder  Volksstämme 
zu  bemächtigen,  als  diese  befugt  sind,  europäische  Länder  in  Besitz  zu 


1)  Travers  Twiss,  Le  droit  des  gens,  t.  I,  eh.  VIII,  §  134. 
2}  Westlake,  Le  conflit  anglo-portugais,  R.  D.  I.,  t  XXIII,  p.  347;  t  XXIV 
pp.  170  et  s.  t.  XXV,  pp.  58  et  s.    Das  unsUeitige  Talent  Westlakes  lässt  die  Ua- 

fenauigkeit  einer  Lehmeiaung,  die  zur  Rechtfertigung  des  VoigeheiM  Englands  gegen 
ortugal  im  Jahre  1890  aufgestaut  wurde,  nur  noch  besser  erkennen. 
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nehmen.  —  Es  ist  unzulässig,  den  Stämmen  und  Völkerschaften,  die  seit 
Jahrtausenden  in  ungestörter  Freiheit  Gebiete  besitzen,  das  Becht  auf 
Unabhängigkeit  und  Souveränität  zu  bestreiten.  —  Dass  diese  Volksstämme 
nicht  dieselben  Anschauungen  über  die  Souveränität  haben  als  die  Völker 
Europas,  ist  sicher,  aber  sie  haben  doch  immerhin  eine  gewisse  Vorstellung 
darüber:  ein  Beweis  hierfür  liegt  in  ihren  Verträgen,  Waffenstillständen  und 
Bündnissen,  ja  sogar  in  dem  Schutze,  den  die  kleinen  Fürsten  oder  Sultane 
den  friedlichen  Forschungsreisenden  gewähren. 

Wollte  man  etwa  Benhanzin  oder  Lobengula,  dem  Könige  der  Mate- 
belen,  der  Jahre  lang  gegen  die  vordringende  englisch-südafrikanische 
Ghdsellschaft  kämpfte,  das  Bewusstsein  seiner  Souveränität  absprechen? 
—  Wenngleich  diese  Volksstämme  (von  denen  einige  sich  einer  auffallend 
entwickelten  Organisation  erfreuen),^)  nicht  dieselbe  Begriffsvorstellung  von 
der  Souveränität  und  den  Rechten  der  Staaten  besitzen  wie  die  Europäer 
und  Amerikaner,  so  darf  man  hieraus  doch  nicht  schliessen,  dass  sie  über- 
haupt diesen  Begriff  nicht  kennen.  Hatten  etwa  die  Völker  Europas  im 
X.  Jahrhundert  dieselben  Anschauungen  über  die  Souveränität  wie  heut- 
zutage? Sollte  man  hieraus  etwa  folgern,  dass  die  kleinen  Lehnsstaaten 
keine  Souveränität  besessen  hätten?  —  Schliesst  nicht  die  Souveränität, 
wie  sie  von  den  Negerstämmen  Afrikas  oder  Guineas  verstanden  wird, 
den  höchsteu  Grad  von  Machtvollkommenheit  in  sich,  da  sie  dem  Fürsten, 
dem  Häuptlinge,  das  Recht  über  Leben  und  Tod  seiner  Untertanen  und 
das  Obereigentum  und  VerfUgungsrecht  über  alle  ihre  Habe  verleiht?  — 
Haben  nicht  die  Negerstämme  Afrikas  ein  Recht  auf  Dasein  und  daher 
auch  auf  Freiheit?  —  Mit  Recht  bemerkt  Heffter  (op.  cit.,  §  70):  „es 
gibt  keine  Befugnis  für  schon  vorhandene  Staaten,  ihre  Herrschi^  andern, 
wenn  auch  staatenlosen  und  rohen  Völkern  aufzudringen". 

548.  —  Der  erste  und  zweite  Lehrsatz  muss  zurückgewiesen  werden. 
Beide  suchen  Vorgänge  roher  Gewalt,  wie  sie  die  Nordamerikaner  gegen 
die  Rothäute  und  mehrere  europäische  Nationen  gegen  die  Eingeborenen 
Afrikas  verschuldet  haben,  mit  scheinbaren  juristischen  Feinheiten  zu  be- 
schönigen. 

Nur  durch  friedliche  Abmachungen  darf  Europa  versuchen,  in  bewohnte, 
noch  nicht  unter  seinem  Einflüsse  stehende  Gegenden  vorzudringen.  —  Nur 
auf  dem  Wege  freiwilliger  Abtretung,  die  jedesmal  von  dem  Beherrscher 
eines  Landes  bewilligt  wird,  kann  die  Souveränität  von  europäischen 
Staaten  erworben  werden.  Eine  solche  freiwillige  Abtretung  ist  keines- 
wegs eine  verschleierte  Okkupation;  enthält  sie  doch  den  Verzicht  auf 
eine,  wenn  auch  noch  unentwickelte,  so  doch  tatsächlich  bestehende  Souve- 
ränität, wie  sie  beispielsweise  von  den  Häuptlingen  von  Sokoto,  Baghirmi 
und  von  Mashonaland  sowie  von  den  Sultanen  von  Bomeo  und  Brunei 
verstanden  und  ausgeübt  wird. 

Am  ratsamsten  ist  es,  durch  Begründung  von  Schutzherrschaften,  sog. 
Protektoraten,  vorzugehen.  Hierbei  wird  den  Häuptlingen  der  Volksstämme 
die  unmittelbare  Leitung  der  Geschäfte  und  die  tägliche  Einwirkung  auf 
ihre  Untertanen  belassen,  während  der  schutzherrliche  Staat  seine  Schutz- 
befohlenen ganz  allmählich  zu  einer  bessern  sozialen,  politischen  und 
wirtschaftlichen  Stellung  erziehen  kann  als  sie  sie  bisher  hatten.  Zahl- 
reiche Verträge  dieser  Art  sind  von  Frankreich  im  Sudan  und  im  Eongo- 
gebiete,  sowie  von  Deutschland  in  Ost-  und  Westafrika  und  in  andern 


1)  Die  Schilderung  der  Mission  Monteüs  ist  ergiebig  an  Enthüllungen  und  regt 
zu  vielfachen  Betrachtungen  an. 
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Gegenden  geschlossen  worden.  —  Dass  bisweilen  der  eine  oder  andere 
dieser  Verträge  erzwungen  oder  erlistet  worden  ist,  mag  zugegeben  werden. 
Aber  eine  z^Uig  nüssbräuchliche  Anwendung  eines  Mittels  kann  doch 
nicht  das  Mittel  selbst  verwerflich  machen.  Welcher  Rechtssatz  könnte 
Bestand  haben,  wenn  seine  Beseitigung  schon  durch  eine  blosse  Verletzung 
geboten  wäre? 

Die  Achtung  der  Rechte  barbarischer  Volksstämme  auf  Unabhängigkeit 
und  auf  innere  Souveränität  wiid  gelehrt  von  Heffter,  Kltlber,  G.  F. 
von  Martens,  Pradier-Fod6r6,  G^rard  de  Rayneval,  Ortolan, 
Salomon  u.  a. 

549.  —  Anlangend  die  Staatenfibung,  so  hat  sich  erst  in  der  alier- 
neusten  Zeit,  wie  aus  den  von  mehrern  eui*opäischen  Regierungen  erhissenen 
Verhaltungsmassregeln  hervorgeht,  der  Gedanke  Bahn  gebrochen,  dass  die 
noch  unausgebildete  und  unentwickelte  Souveränität  und  die  Unabhängig- 
keit barbarischer  Volksstänpne  zu  achten  sei.  —  Die  Berliner  Eongo- 
konferenz  vom  Februar  1885  hat  wiederholt  die  Rechte  halbwilder  Fttrsten 
und  ^rikanischer  Volksstämme  anerkannt.  —  Es  vollzieht  sich  heute  kaum 
noch  eine  Okkupation,  ohne  dass  ihr  ein  Vertrag  vorhergdit.  —  Einige 
Schriftsteller  behaupten  jedoch,  dass,  wenn  auch  die  gesitteten  Mächte  in 
der  Theorie  die  Unabhängigkeit  der  Souveränitäten  der  Eingeborenen  un- 
bedingt anerkennen,  die  Praxis  doch  dieselbe  geblieben  sei,  wie  in  den 
letzten  Jahrhunderten,  ja  sie  habe  eine  noch  hässlichere  Gestalt  angenommen, 
denn  einerseits  suche  man  sich  heuchlerisch  in  den  Deckmantel  der  Gross- 
mut zu  hfiUen  und  anderseits  sei  an  Stelle  des  frtthern  religiösen  Fana- 
tismus die  krasseste  Geldgier  getreten.  —  Die  Gesittung,  so  ftthren  sie 
weiter  aus,  womit  man  diese  Völkerschaften  zu  beglttcken  wähnt,  hält 
keiner  nähern  Prüfung  stand.  —  Es  ist  und  bleibt  doch  immer  das  Recht 
des  Starkem,  das  Europa  und  vor  allem  England  auch  heute  noch  in 
Sttd-  und  Mittelafrika  zur  Geltung  bringt. 

Im  19.  Jahrhundert  haben  sich  die  Verein.  Staaten  in  Nordameiika 
auf  Kosten  der  Rothäute  ausgedehnt.  Sie  haben  die  Indianer  durch  unge- 
rechte und  grausame  Kriege  ausgerottet,  oder  sie  langsam  durch  Aus- 
hungerung und  Vertragsbiiich  zu  Grunde  gerichtet.^) 

550.  —  n.  —  Die  Besitzergreifung  muss  cum  animo  domini  erfolgen, 
d.  h.  der  Staat  muss  die  Absicht  haben,  seine  Souveränität  auf  dem  be- 
setzten Gebiete  dauernd  zu  behaupten.  —  Diese  Absicht  wird  durch  eine 
Anzeige  an  die  andern  Mächte  oder  durch  die  Entsendung  von  bevollmäch- 
tigten Vertretern  des  Staates,  wie  von  Seeoffizieren,  Gouverneuren,  Zoll- 
beamten usw.  offen  kundgetan.  Hiermit  wird  auch  dem  zweiten  Erforder- 
nisse der  Okkupation  genügt. 

551.  —  ni.  —  Das  dritte  wesentliche  Erfordernis  der  Okkupation, 
als  einer  Erwerbsart  von  Staatsgebiet,  ist  eine  wirkliche  und  effektive 
Besitzergreifung.  —  Dies  Erfordernis  ist  erf&Ut,  sobald  der  okkupierende 
Staat  eine  örtliche  Verwaltung  eingerichtet  hat,  die  hinreicht,  um  eine 
geregelte  Ausübung  seiner  Gewalt  zu  sichern.  Die  Art  und  Weise  der 
Organisation  dieser  örtlichen  Verwaltung  kann  je  nach  den  Umständen 
und  dem  betreffenden  Lande  äusserst  verschieden  sein.  —  Der  besetzende 
Staat  kann  auch  eingeborenen  Beamten  die  Ausübung  seiner  Gewalt  unter 
seiner  Aufsicht  und  Leitung  übertragen.  Es  ist  notwendig,  aber  auch 
genügend,   wenn  sich   die  Staatsgewalt,  das  Imperium  des  besetzenden 

1)  De  Chenclos,  Peaux-Rouges  et  Visages  P&les,  Revue  des  Deux-Mondes 
15  juin  1889.  —  G.  de  Varigny,  La  fin  d^une  race;  rinsurrection  des  Sioax,  Revue 
des  Deux-Mondes  15  ferner  1891. 
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Staates,  auf  dem  besetzten  Gebiete  Alhlbar  macht  und  mittelbar  oder  un- 
mittelbar ausgeübt  wird. 

Es  leuchtet  ein,  dass  die  blosse  Tatsache  der  Entdeckung  der  effektiven 
Okkupation  nicht  gleichgestellt  werden  kann.  —  Die  Entdeckung  an  sich 
kann,  wenn  ihr  keine  Besitzhandlung  folgt,  ein  endgültiges  Recht  nicht 
begründen.  Anderseits  ist  es  unzulässig,  dass  ein  Staat  einem  andern  die 
Frucht  seiner  Entdeckung  dadurch  entzieht,  dass  er  ihm  durch  eine  schleunige 
Besitzergreifung  zuvorkommt.  —  Tn  den  amtlichen  Urkunden  über  den 
Erwerb  der  Souveränität  über  Gebiete  wilder  Volksstämme  nimmt  man 
meistens  darauf  bedacht,  die  Entdeckung  und  die  Besitzergreifimg  mit- 
einander zu  verbinden. 

Alle  Staaten  haben  der  Reihe  nach  bald  die  Entdeckung  bald  die 
Okkupation  für  erforderlich  gehalten,  je  nachdem  dies  gerade  ihren  je- 
weiligen Interessen  am  besten  entsprach. 

658.  —  Artikel  35  der  Schlussakte  der  Berliner  Konferenz  vom  Februar 
1885  bezweckt,  in  Zukunft  Scheinokkupationen  zu  verhüten.  Grosse 
Schwierigkeit  bereitete  der  Konferenz  die  Frage,  was  unter  einer  wirklichen 
und  effektiven  Besitzergreifung  zu  verstehen  sei;  eine  bestimmte  Regel 
darüber  aufzustellen,  erschien  bedenklich.  Auf  den  Vorschlag  des  fran- 
zösischen Bevollmächtigten  einigte  man  sich  dahin,  den  Mächten,  die  eine 
Okkupation  vornehmen,  die  „Verpflichtung^  aufzuerlegen,  „das  Vorlianden- 
sein  einer  Obrigkeit  zu  sichern,  welche  hinreicht,  um  erworbene  Rechte  .  .  . 
zu  sichern^.  —  Artikel  35  verlangt  keine  Anerkennung  seitens  der  andern 
Mächte,  denn  es  ist  ein  Rechtsgrundsatz,  dass  ein  Staat  auch  ohne  Aner- 
kennung zur  Entstehung  gelangen  kann,  um  so  eher  kann  er  sich  auch 
ohne  eine  solche  vergrössem. 

663.  —  Der  Umfang  des  tatsächlich  besetzten  Gebietes  ist  zu  Anfang 
der  Besitzergreifung  gewöhnlich  sehr  beschränkt.  Die  Okkupation  kann 
sich  nur  allmählich  vollziehen  und  sich  weiter  ins  Innere  des  Landes 
hinein  erstrecken.  Es  entspricht  der  Billigkeit,  anzuerkennen,  dass  der 
Staat,  der  die  Okkupation  vorgenommen  hat,  ein  gewisses  Vorrecht  darauf 
hat,  sich  auch  die  an  seine  Besitzungen  anstossenden  Gebiete  mit  der 
Zeit  endgültig  anzueignen.  —  Wie  weit  erstreckt  sich  diese  Gebietszone? 
Diese  Frage  war  früher  sehr  bestritten,  sie  kann  auch  in  Zukunft  wieder 
brennend  werden.  —  Einige  Publizisten  stellen  als  leitend  den  Grundsatz 
auf,  dass  diese  Zone  das  ganze  Gebiet  umfasse,  das  wegen  seiner  Gebirgs- 
und  Wasseryerhftitnisse  mit  dem  besetzten  Landstriche  als  eine  geographische 
Einheit  zu  gelten  habe.  —  Dieser  Grundsatz  ist  yemunftgemäss  und  in 
der  Theorie  annehmbar;  der  Praxis  bietet  er  jedoch  oft  die  grössten 
Schwierigkeiten. 

Verschiedene  Fälle  sind  hierbei  auseinanderzuhalten.  —  1.  Gegen- 
stand der  Okkupation  ist  eine  InseL  Gilt  die  Okkupation  irgend  eines  Teiles 
der  Insel  als  Okkupation  der  ganzen  Insel?  Dudley-Field,  Fiore  u. 
Pradier-Fodär6  bejahen  die  Frage.  Salomon  verneint  sie.  —  Haben 
mehrere  Staaten  verschiedene  Küstenstriche  der  Insel  in  Besitz  genommen, 
do  fragt  es  sich,  ob  der  Gebirgsrücken,  die  Wasserscheide,  die  Grenzlinie 
zwischen  ihnen  bilde? 

2.  Erwirbt  ein  Staat,  der  sich  an  der  Mündung  eines  Flusses  nieder- 
gelassen hat,  damit  zugleich  auch  die  Souveränität  über  das  ganze  Fluss- 
becken und  also  über  das  gesamte  Land,  das  von  diesem  Flusse  und 
seinen  Nebenflüssen  durchströmt  wird?  —  Bluntschli  und  Dudley-Field 
nehmen  dies  an.  Auch  die  Nordamerikaner  vertraten  diesen  Standpunkt 
auf  der  Londoner  Konferenz  von  1827.  —  F.  von  Martens,  Salomon 
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und  Travers  Twiss  bekämpfen  diese  Ansicht.  —  Man  kann  weiterhin 
die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  ein  Staat,  der  sich  der  Qnelle  eines  Flusses 
bemächtigt  hat,  mit  gleichem  Rechte  den  Erwerb  des  ganzen  Flussbeckens 
oder  doch  wenigstens  des  Flusslaofes  fllr  sich  in  Anspruch  nehmen  könne? 
Auch  dies  kann  Anlass  zu  einem  Streite  geben. 

In  dem  zwischen  den  Verein.  Staaten  und  Spanien  bei  der  Festsetzimg 
der  Ostgrenzen  Lnisianas  entstandenen  Streitfalle  (1805)  handelte  es  sich 
um  die  Frage,  ob  sich  der  Besitz  eines  europäischen  Staates,  der  sich  an 
der  Seekttste  eines  Landes  niedergelassen  habe,  auch  ins  Innere  des  Landes 
bis  zu  den  Quellen  der  Ströme,  die  sich  an  der  besetzten  Ettste  ins  Meer 
ergiessen,  und  auf  alle  Nebenflüsse  und  das  von  diesen  dui*chstrOmte  Gebiet 
bis  zur  Wasserscheide  erstrecke  und  ob  der  Staat  ein  unumschränktes, 
alle  andern  Staaten  ausschliessendes  Recht  an  diesen  Ländereien  habe? 

—  G.  F.  von  Martens,  Dudley-Field,  Heffter,  Phillimore  u.  a. 
bejahen  diese  Frage.  Klttber,  Ortolan,  Salomon  u.  a.  nehmen  das 
Gegenteil  an.^) 

Kann  ein  Staat  auf  das  Eigentum  an  einem  Gebiete  um  deswillen 
Anspruch  erheben,  weil  es  an  das  von  ihm  tatsächlich  besetzte  Land  an- 
stösst  (Prinzip  der  Eontiguität)?  Unter  dieser  Annahme  machte  Gross- 
britannien,  das  im  Besitze  von  Angra-Pequena  und  der  Walfischbai  war, 
Deutschland  gegenüber  den  Besitz  der  Ettste  von  Sttdwestafrika  geltend. 

—  England  behauptete,  dass  es  die  Gebiete,  auf  denen  es  zum  Schutze 
seiner  Angehörigen  Eonsulate  errichtet  habe,  kraft  Eontiguität  besitze.  Es 
er&nd  den  BegriflF  von  Pseudo-Proktektoraten  (protectorats  par  rayon- 
nement). 

554.  —  Manche  Schriftsteller  erörtern  die  Frage,  welcher  Zeitraum 
zwischen  der  Entdeckung  und  der  tatsächlichen  Besitzergreifung  liegen 
könne.  Einige  setzen  eine  Frist  von  25  Jahren  fest.  —  Eine  unbedingte 
Regel  wäre  rein  willkttrlich.  Man  steht  hier  einer  Tatfrage  gegenüber, 
bei  deren  Entscheidung  notwendigerweise  die  geographische  Lage  der  zu 
okkupierenden  Länder,  ihre  grössere  oder  geringere  Entfernung  und  Zu- 
gänglichkeit,  ihre  Ausdehnung,  die  Entwicklung  ihrer  Eultur  u.  dergl.  zu 
berücksichtigen  ist.  —  Aber  angesichts  der  kolonisatorischen  Tätigkeit 
der  jetzigen  Völker  und  namentlich  angesichts  der  stets  zunehmenden 
Schnelligkeit  der  Verkehrsmittel,  die  die  verschiedenen  Weltteile  mit- 
einander verbinden,  wird  die  Frist  immer  kürzer  zu  bemessen  sein.*) 

565.  —  IV.  —  Das  vom  heutigen  Völkerrechte  zur  Gültigkeit  der 
Okkupation  aufgestellte  Formerfordemis  besteht  in  einer  Anzeige,  die  der 
besetzende  Staat  den  andern  Mächten  zu  erstatten  hat.  —  Nach  dem 
positiven  und  vertragsmässigen  Rechte  ist  diese  Anzeige  nur  in  Ansehung 
der  Ettsten  des  afrikanischen  Festlandes  und  nur  für  die  Mächte,  die  der 
Schlussakte  der  Berliner  Eonferenz  vom  26.  Februar  1885  beigetreten 
sind,  obligatorisch.  Aber  die  Vorteile,  die  man  sich  von  dieser  Anzeige, 
die  den  Wettbewerb  der  europäischen  Nationen  auf  kolonialem  Gebiete 
regelt,  verspricht,  verleiten  die  Wissenschaft  dazu,  dieses  Formerfordemis 
ganz  allgemein  aufzustellen  (s.  den  Beschluss  des  Instituts  fttr  Völkerrecht 
auf  seiner  Versammlung  zu  Lausanne  vom  7.  September  1888). 

1)  Vgl.  Travers  Twiss,  Le  Droit  des  gcns,  t.  I,  No.  122  bis  127.  —  [S.  auch 
Westlake,  Etudes  sur  les  principes  da  Droit  international,  1895,  pp.  137  et  s.1 

2)  [Diese  Frage  wurde  zwischen  Frankreich  und  dem  Kongostaate  nach  der 
Grenzberichtigung  vom  29.  April  1887  erörtert;  die  Schwierigkeit  wurde  durch  das 
Abkommen  vom  14.  August  1894  beseitigt  (Jeze,  Etüde  sur  roccupation,  p.  268.  — 
R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  478).] 
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Die  Anzeige  an  sich  ist  keiner  besondern  Form  unterworfen.  Wesent- 
lich ist  nur,  dass  die  Mitteilung  den  andern  Staaten  in  klarer  Weise  zar 
Kenntnis  gebracht  wird.  Das  sicherste  und  gebräuchlichste  Mittel  ist  die 
Zustellang  auf  diplomatischem  Wege. 

Die  Anzeige  darf  der  Besitzergreifung  nicht  vorausgehen,  sonst  wUrde 
man  Scheinokkupationen  begünstigen  und  sie  fUr  zulässig  erklären.  Es 
ist  aber  ratsam,  dass  die  Anzeige  der  Besitzergreifung  auf  dem  Fusse  folge. 

&66.  —  Zur  vollen  Wirksamkeit  mttsste  die  Anzeige  wenigstens  un- 
gefähr die  Grenzen,  den  umfang  und  die  Küsten  des  in  Besitz  genommenen 
Gebietes  bezeichnen.  Der  Artikel  34  des  Berliner  Vertrages  vom  26.  Fe- 
brnar  1885  enthält  kein  Wort  über  den  Inhalt  der  Anzeige.  Die  Vor- 
beratungen  zu  diesem  Artikel  zeigen  aber,  dass  die  Konferenz  von  dem 
Gedanken  ausgegangen  ist,  dass  die  Anzeige  tunlichst  die  Angabe  der 
Gebietsgrenze  enthiJten  solle  und  dass  sie  so  abzufassen  sei,  dass  die 
interessierten  Mächte  „in  den  Stand  gesetzt  werden,  gegebenenfalls  ihre 
Beklamationen  geltend  zu  machen.^  Dies  setzt  aber  eine  gewisse  Be- 
stimmtheit voraus  und  gibt  den  Mächten  die  Befugnis,  ergänzende  Auf- 
klärungen zu  verlangen. 

England,  Holland  und  Deutschland  haben  sich  in  die  grosse  Insel 
Neu-Gainea  geteilt.  Die  im  Jahre  1885  vereinbarte  Grenzlinie  weist  Eng- 
land die  eine  Hälfte  der  Salomons-Inseln  und  Deutschland  die  andere 
Hälfte  und  die  Bismarck-Inseln  zu. 

Bälgland  und  Frankreich  haben  durch  das  am  10.  August  1889  zu 
Paris  unterzeichnete  Abkommen  ihre  Besitzungen  an  der  westafrikanischen 
Küste  abgegrenzt:  so  Senegambien,  Sierra -Leone,  die  Goldküste,  Assini 
und  Porto-Novo.  —  [Ein  neues  Abkommen  vom  21.  Januar  1895  hat 
zwischen  denselben  Mächten  die  Grenze  der  englischen  Kolonie  Sierra- 
Leone  und  die  der  französischen  Gebiete  der  Riviöres  du  Sud  festgesetzt.^)] 

557.  —  Die  Berliner  Konferenz  hat  es  nicht  für  erforderlich  gehalten, 
zu  verlangen,  dass  der  Staat  auch  die  Rechtmässigkeit  seiner  Besitz- 


1)  [R.  D.  I.  P..  t.  II,  p.  28a  —  In  den  letzten  Jahren  sind  zahlreiche  Abmachungen 
getroffen  worden,  um  die  Grenzen  zwischen  den  Besitzungen  der  einzelnen  europäi- 
schen Staaten  in  den  verschiedenen  Weltteilen  festzulegen.  Ausser  den  in  diesem 
Kapitel  angegebenen  Verträgen  sind  zu  erwähnen:  die  Deklaration  vom  15.  Januar 
1896  zwischen  England  und  Frauki-eich  wegeu  ihrer  Besitzungen  am  obem  Mekong 
und  am  untern  Niger,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  pp.  46  et  54;  das  Abkommen  vom  14.  Juni 
1898  zwischen  denselben  Machten  wegen  der  EUenbein-Kuste,  des  Sudans,  Dahomeys, 
der  Goldkuste  und  Lagos  sowie  wegen  der  Besitzungen  der  beiden  Länder  westlich 
und  östlich  vom  Niger,  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  859;  Abkommen  vom  21.  März  1899 
zwischen  denselben  Landern  wegen  ihrer  Besitzungen  und  Einflusssphären  im  Tale  des 
Obern  Nils,  des  obem  Kongos,  des  Sudans  und  der  Sahara,  R.  D.  L  P.,  t.  VI,  p.  307; 

—  Übereinkunft  zwischen  China  und  Frankreich  vom  20.  Juni  1895,  betreffend  die 
Abgrenzung  von  Tonkin«  und  der  sudlichen  Provinzen  Chinas,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  609; 

—  Abkommen  vom  1.  März  1894  zwischen  China  und  Grossbritannien  wegen  der 
Grenzen  von  China  und  Birma,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  Documents  p.  17;  —  Abkommen  vom 
16.  Mai  1895  zwischen  Grossbritannien  und  den  Niederlanden  wegen  der  Begrenzung 
ihrer  Besitzungen  in  Neu-Guinea,  R.  D.  I.  P.,  t.  ü,  p.  617;  —  Abkommen  vom  11.  März 
1895  zwischen  Grossbritannien  und  Russland  liinsichtlich  der  Pamirgebiete,  R.  D.  L  P.. 
t.  II,  Documents  p.  12;  —  Abkommen  vom  33.  Juli  1897  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  wegen  der  Abgrenzung  des  Sudans,  Dahomeys  und  des  Kongos,  R.  D.  I.  P., 
t.  y,  p.  90;  —  Abkommen  vom  27.  Juni  1900  zwischen  Frankreich  und  Spanien  wegen 
der  Abgrenzung  der  franzosischen  und  spanischen  Besitzungen  am  Golf  von  Guinea 
und  am  Rande  der  Sahara,  R.  D.  I.  P.,  t.  VII.  —  S.  wegen  der  Besitzungen  Italiens  in 
Ostairika  die  darauf  bezüglichen  Verträge  und  die  Bedenken,  die  sie  erregen,  R.  D.  L  P., 
t  II,  pp.  464  et  s.]  —  Femer:  Verträge  zwiächen  DeutmMmd  «.  Portugal  für  Ostafrika 
(30.  neember  1886),  Deutichland  und  Eiland  für  (ktafrika  und  Stmmbar  (i.  November 
1886  und  1.  Juli  1890)  und  für  Zentralafrika  {15.  November  1893), 
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ergreiftang  nachweise.  —  Mass  man  aas  dem  Stillschweigen  der  Akte  in 
dieser  Beziehong  folgern^  dass  die  Konferenz  mittelbar  die  Soayeränität 
der  Staaten  der  Eingeborenen  yemeinen  and  das  Recht,  sie  mit  Gewalt 
zar  Abtretung  ihres  Gebietes  za  zwingen,  bestätigen  wollte?  —  Keineswegs. 
Alle  Bevollmächtigten  haben  den  Grandsatz  vertreten,  dass  die  Rechte 
der  anabhängigen  Volksstämme  zu  achten  seien.  —  Dies  beweisen  die 
Protokolle.  Man  ist  aber  vor  der  Schwierigkeit,  diesem  Grandsatze  eine 
praktische  Bedentang  beizulegen,  zurückgewichen.  Es  würde  zu  zahl- 
reichen und  unlösbaren  Streitigkeiten  flihren,  wenn  man  die  andern  Staaten 
zu  Richtern  über  die  Rechtmässigkeit  und  die  tatsächlichen  und  rechtlichen 
Bedingungen  der  Okkupation  machen  wollte.  Die  Konferenz  wünschte  aber 
gerade  derartige  Streitfälle  seltener  und  bedeutungsloser  zu  machen. 

Die  Staaten,  denen  keine  Anzeige  erstattet  worden  ist,  können  die 
Priorität  der  Besitzergreifung  immer  bestreiten.  Hierin  liegt  die  Sanktion 
der  Anzeigepflicht. 


§  8.  —  Protektorat  und  Hintertand. 

668.  —  Protektorat  oder  Schutzherrschaft.  —  Nach  den  Ar- 
tikeln 34  und  35  der  Berliner  Akte  vom  26.  Februar  1885  ist  zur  Über- 
nahme einer  Schutzherrschaft  (Protektorat)  ttber  barbarische  Volksstämme 
nur  eine  Anzeige  an  die  andern  Mächte  erforderlich;  es  bedarf  weder  einer 
effektiven  Besitzergreifung  noch  auch  des  „Vorhandenseins  einer  Obrigkeit, 
die  hinreicht,  um  erworbene  Rechte  zu  sichern."  —  Eine  wirkliche  und 
dauernde  Niederlassung  ist  nicht  notwendig.  Es  genügt  die  Entsendung 
eines  Konsuls  oder  eines  Beamten,  der  die  Rechte  des  schützenden  Staates 
wahrt  und  sichert.  —  Da  das  Protektorat  Ober  Völker,  die  noch  im  Ur- 
zustände leben,  fast  stets  und  zwar  ziemlich  schnell  in  eine  Einverleibung 
übergeht,  so  ist  es  —  wie  die  Erfahrung  lehrt  —  ein  leichtes,  unter  der 
Bezeichnung  Protektorat  eine  tatsächliche  Scheinokkupation,  für  die  die 
Anzeige  ohne  eine  wirkliche  Besitzergreifung  hinreicht,  zu  verbergen. 

Die  EonferenzbevoUmächtigten  wollten  sich  nicht  der  Mühe  unterziehen, 
das  Protektorat,  das  nur  auf  ein  bereits  organisiertes  Staatswesen  An- 
wendung findet,  begrifflich  zu  bestimmen,  und  es  von  der  Okkupation,  die 
nur  flir  herrenlose  Gebiete  gilt,  klar  und  deutlich  zu  unterscheiden.  Dies 
wäre  freilich  keine  leichte  Aufgabe  gewesen.  Das  Institut  flir  Völkerrecht, 
das  sich  dessen  wohl  bewusst  war,  begnügte  sich  damit,  auf  seiner  Ver- 
sammlung im  Jahre  1888  die  Begründung  einer  Schutzherrschaft  denselben 
Bedingungen  zu  unterwerfen,  wie  die  Okkupation.  Seit  der  Berliner  Kon- 
ferenz hat  es  den  Anschein,  als  ob  die  Übernahme  von  Schutzherrschaften, 
namentlich  durch  Vermittlung  von  Kolonisationsgesellschaften,  immer  mehr 
zu  der  gebräuchUöhsten  Gebietserwerbsart  in  der  Praxis  werden  sollte. 
Die  Begründung  von  Protektoraten  bietet  den  Regierungen  einen  zwei- 
fachen Vorteil.  Einerseits  enthebt  sie  den  Staat  der  Notwendigkeit,  eine 
tatsächliche  Okkupation  vorzunehmen;  auf  der  andern  Seite  weist  der 
Ausdruck  Protektorat  auf  eine  Achtung  der  Souveränitätrechte  der  Ein- 
geborenen, die  aber  einfach  unter  eine  Bevoimundung  geraten,  hin. 

669.  —  Hinterland.^  —  Um  Anlässe  und  Gründe  zu  Streitigkeiten 
tunlichst  zu  verhüten,  vereinbaren  die  Kolonialmächte  oft  in  besondern 
Verträgen,  dass  jede  von  ihnen  innerhalb  einer  fest  bestimmten  Zone  den 


1)  pOespagnet,  Les  occupations  de  territoires  et  le  procM^  de  rHinterltind, 
I.  P.,  t.  '       


R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  103.1 
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ausschliesslichen  Einfluss  haben  solle  und  dass  sich  die  andere  Vertrags- 
macht  jedes  Versuches,  in  der  der  erstem  vorbehaltenen  Interessensphäre 
eine  Okkupation  yorzunehmen  oder  eine  Schutzherrschaft  zu  begründen, 
enthalten  müsse.  Das  in  dieser  Weise  bestimmte  Gebiet  bezeichnet  man 
als  Hinterland.  —  Der  grösste  Teil  von  Afrika  ist  gegenwärtig  in  der- 
artige Gebietszonen,  die  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten  sind,  zerlegt 
worden.  Dies  ist  besonders  zwischen  England,  Deutschland,  Frankreich, 
Italien  und  Portugal  geschehen  (vgl.  deutsch-französisches  Abkommen  vom 
24.  Dezember  1895;  französisch-portugiesisches  vom  12.  Mai  1886;  englisch- 
deutsches Yom  1.  Juli  1890;  französisch-englisches  vom  5.  August  1890; 
englisch-italienisches  vom  15.  Api*il  1891).*) 

Seit  der  Berliner  Konferenz  trachtet  jede  Kolonialmacht  danach,  ihre 
Herrschaft  in  Afrika  auszudehnen  und  ihre  Ansprüche  in  unanfechtbarer 
Weise  zu  begründen.  —  Deutschland  und  England  haben  sich  die  wich- 
tigste und  reichste  Beute  zuerkannt.  —  Belgien  lenkt  seine  Blicke  auf  ein 
grosses,  stark  bevölkertes  und  von  der  Natur  begünstigtes  Reich. 

Deutschland  hatte  sich  nach  anfänglichen  Schwierigkeiten  mit  England 
an  der  Westküste  Afrikas  in  Angra-Pequena  und  an  der  Walfischbai  fest^ 
gesetzt;  ausserdem  hatte  es  sich  in  Kamerun  und  an  andern  Gebieten 
niedergelassen.  Es  strebte  auch  nach  dem  Besitze  der  östlichen  Küste 
des  afrikanischen  Festlandes,  aber  hier  stiess  es  auf  die  Nebenbuhlerschaft 
Englands,  das  namentlich  auch  die  Herrschaft  über  Sansibar  flir  sich  in 
Anspruch  nahm.  —  Es  erübrigt,  hier  auf  die  Einzelheiten  der  Streitigkeit 
zwischen  den  beiden  Ländern  einzugehen.  Wir  wollen  nur  darauf  hin- 
weisen, dass  nach  mannigfachen  Zwischeniällen  beide  Staaten,  von  dem 
Wunsche  beseelt,  eine  freundschaftliche  Annäherung  herbeizuführen,  zu 
einer  Verständigung  gelangten  (Übereinkunft  vom  17.  Juni  und  Vertrag 
vom  1.  Juli  1890).  —  England  wurde  die  Schutzhen-schaft  über  Sansibar 
(das  seit  1894  unter  der  unmittelbaren  Verwaltung  von  England  steht) 
sowie  der  Küstenstrich  zwischen  den  Flüssen  Tana  und  Wanga  zugewiesen. 
Im  Innern  geht  die  Grenzlinie  vom  Wanga  nordwärts  bis  zum  Viktoria 
Njansa-See.  —  Deutschland  erhielt  die  sechs  Grad  lange  Küste  vom  Wanga 
bis  zum  Kap  Delgado.  Im  Innern  erstreckte  sich  sein  Gebiet  bis  zu  dem 
Viktoria-  und  Tanganyka-See.  Es  erwarb  ein  fimchtbares,  bewohntes  und 
entwicklungsiähiges  Land,  das  an  Flächeninhalt  seinem  Beich  in  Europa 
gleichkommt.^) 

Die  Veröffentlichung  des  Vertrages  vom  1.  Juli  1890  verursachte  in 


1)  S.  die  EiDzelheiten  in:  La  vie  politiqne  a T^traDger,  ann^e  1890  pp.  452  eis. 
—  „England  wollte  den  afrikanischen  Zankanfel  der  Länge  nach  durchschneiden. 
Deutschland  wollte  ihn  der  Breite  nach  teuen.  Die  Messer  der  beiden  Staaten 
Btiessen  aufeinander.  Das  deutsche  Messer  blieb  in  der  Frucht  stecken.  England  be- 
gegnete auf  demselben  Wege  noch  andern  Hindernissen.  Im  Süden  trug  sich  Por- 
tugal seit  langem  mit  demselben  Gedanken  wie  Deutschland.  Es  trachtete  nach 
einem  Reiche,  das  Alhka  durchqueren  und  Angola  mit  Mozambique  durch  das 
Sambesi-Becken  vereinigen  sollte.  Es  ist  bekannt,  in  welcher  Weise  England  mit 
den  ersten  Eroberem  Afrikas  verfahren  ist.  Den  Vorstellungen  Deutschlands  gab  es 
nach,  gegenüber  Portugal,  dessen  Stimme  schwach  war,  blieb  es  harthörig.  Es  be- 
setzte und  behielt  in  Schire  und  im  Maschonaland  Stellungen,  die  es  ihm  ermög- 
lichen, den  Sambesi  zu  beherrschen.*'  De  Vogu^,  Spectades  contemporains.  Les 
Indes  noires,  p.  823. 

*)  Die  van  DeuMikuid  abgeacMossenen  YerMige  mfkaUen  fut  aBe  folgende  BesHm- 
mmig:  „Jede  der  beiden  Mä€hte  wM  neh  jegßkker  EinuMewng  in  der  Inieresaenaphäre  der 
andern  enthalten,  und  keine  MaM  wird  in  der  Intereeeenaphäre  der  andern  Enoerbmffen 
matkeny  Verträge  echUeaaen^  SouveränitäUreehte  oder  PrMUorate  iüfemekmen  oder  den  Etn- 
flnaa  der  andern  kindem  oder  atreitig  fnaehen." 
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Europa  grosses  Erstaunen  und  in  Frankreich  lebhafte  Beunruhigung. 
SaUsbury  hatte  (wohl  mit  Absicht)  die  DeUaration  vom  10.  Mai  1862, 
wonach  England  und  Frankreich  die  Unabhängigkeit  der  Sansibar-Staaten 
gemeinsam  garantiert  hatten,  ebenso  wie  Deutschland,  das  diesem  Ab- 
kommen im  Jahre  1886  beigetreten  war,  Übersehen.  —  Sansibar  steht 
in  lebhaftem  Verkehre  mit  Madagaskar  und  den  Comoren.  Die  Verkttndung 
des  englischen  Protektorats  musste  im  Indischen  Ozean  dem  Ansehen 
Frankreichs  einen  empfindlichen  Schlag  versetzen.  Um  diesen  ungünstigen 
Eindruck  zu  verwischen,  war  es  notwendig,  die  Stellung  Frankreichs  in 
Madagaskar  zu  festigen.  Ausserdem  hegte  Frankreich  den  Wunsch,  seine 
und  Englands  Interessensphären  an  der  Westküste  von  Afrika  abzugrenzen. 
So  kam  am  5.  August  1890  durch  den  Austausch  von  Noten  in  London 
ein  Abkommen  zustande.  Frankreich  erkannte  das  englische  Protektorat 
über  Sansibar  und  England  das  französische  über  Madagaskar  an.  Ausser- 
dem erkannte  England  an,  dass  sich  die  Interessensphäre  Frankreichs  im 
Süden  seiner  afrikanischen  Besitzungen  bis  zu  einer  Linie,  die  von  Say  am 
Niger  bis  Barrua  am  Tschadsee  reiche,  erstrecke.  —  England  behielt  auch 
hier  das  beste  Stück  für  sich. 

Am  17.  November  1890  wurden  in  Berlin  Erklärungen  ausgetauscht, 
wonach  Frankreich  und  Deutschland  den  im  Juli  1890  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  England  und  dem  im  August  zwischen  England  und 
Frankreich  getroffenen  Abkommen  beitraten. 

Am  15.  November  1893  wurde  zwischen  Deutschland  und  Oross- 
biitannien  ein  Vertrag  zu  Berlin  abgeschlossen,  wodurch  die  Interessen- 
sphären (das  Hinterland)  der  beiden  Staaten  im  Golf  von  Ouinea  ab- 
gegrenzt wurden.^) 

[Am  4.  Februar  1894  wurde  von  Deutschland  und  Frankreich  eine 
Übereinkunft  unterzeichnet,  wodurch  die  Grenzen  Kameruns  und  Franzö- 
sisch-Eongos  sowie  die  deutschen  und  französischen  Interessensphären 
in  der  Umgebung  des  Tschadsees  in  Afrika  bestimmt  wurden.^)] 

560.  —  Im  Jahre  1890  brach  ein  ernstlicher  Streit  zwischen  Portugal 
und  England  wegen  ihrer  beiderseitigen  Besitzungen  in  Südafrika  aus. 
England  legte  hierbei  eine  Härte  an  den  Tag  wie  es  sie  gegen  schwächere 
Staaten  anzuwenden  beliebt,  obgleich  es  gerade  dieses  kleine  Volk,  das 
ihm  so  lange  ein  treuer  und  willfähriger  Bundesgenosse  gewesen  ist,  mit 
Schonung  hätte  behandeln  sollen.  —  Es  ist  hier  nicht  der  Ort  diesen 
ungerechten  Streit,  der  sich  durch  zahlreiche  Zwischenfälle  noch  mehr  ver- 
schärfte, zu  schildern.  Es  sei  nur  folgendes  erwähnt.  —  Die  portugiesische 
Begierung  hatte  in  der  Absicht,  ihre  Besitzungen  in  Ostafrika  mit  denen  in 
Westafrika  zu  vereinigen,  umfangreiche  Landstriche,  die  nördlich  und  südlich 
vom  Sambesi  belegen  sind,  nämlich  das  Nyassa-Land  und  das  Maschonaland, 
am  9.  November  1889  unter  ihre  Verwaltung  genommen.  —  England 
schickte  zunächst  die  Britische  Südafrika-Gesellschaft  (British  South  African 
Company)  voraus  und  liess  die  Rechte  Portugals  bestreiten.  Portugal 
erwiderte,  dass  ihm  das  Maschonaland  im  Jahre  1630  durch  den  Kaiser 
von  Monomotapa  abgetreten  worden  sei;  ausserdem  wies  es  auf  seine  tat- 
sächliche Okkupation  hin.     Bezüglich  des  Nyassalandes  machte  es  den 


1)  [S.  den  Text  dieses  Vertrages,  R.  D.  I.  F.,  t  I,  Docnments  p.  1.] 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  861.  —  S.  die  VerhandluDgen  wegen  der  Abgrenzang 
der  britischen  and  italienischen  Interessensphären  und  die  Abmachung  yom  5.  Mai 
1894,  R.  D.  I.  F.,  t.  I,  p.  399.  —  S.  aach  den  Vertrag  vom  12.  Mai  1894  zwisdien 
dem  Kongostaat  und  Grossbritannien,  betreffend  die  Ausdehnung  der  Grenzen  des 
Kongostaates,  R.  B.  I.  F.,  t.  I,  pp.  874  und  496.} 
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Vorrang  seiner  Entdeckung  sowie  die  Theorie  des  Hinterlandes  geltend. 
Portugal  schlug  unter  Berufung  auf  Artikel  12  der  Berliner  Akte  vom 
26.  Februar  1885  eine  schiedsrichterliche  Entscheidung  vor.  Balisbnry 
wies  diesen  Vorschlag  zurück  und  erliess  ein  Ultimatum.  —  Nach  ver- 
schiedenen Unterhandlungen  und  einigen  unliebsamen  Zwischenfällen  wurde 
der  Zwist  zo  Gunsten  Englands  durch  den  Vertrag  vom  11.  Juni  1891 
beigelegt.  Portugal  kann  nun  nicht  mehr  an  die  Verwirklichung  seiner 
Hoffnung,  die  beiden  Küsten  von  Ost-  und  Westafrika  miteinander  zu  ver- 
binden, denken.  1) 

561.  —  Die  Theorie  vom  Hinterlande  hat  nur  eine  vorübergehende 
Bedentung.  Die  Art  und  Weise,  wie  nach  dieser  Theorie  die  Abgrenzung 
stattfindet,  beruht  nicht  auf  ii*gend  welchen  Vemunftgründen,  denn  die 
geographische  Beschaffenheit  der  einzelnen  Länder,  die  doch  bei  Oebiets- 
besetzungen  eine  wichtige  Bolle  spielt,  wird  von  ihr  nicht  berücksichtigt. 
Die  Theorie  würde  schon  jetzt  zu  einer  Quelle  ernstlicher  Streitigkeiten 
geworden  sein,  wenn  nicht  die  europäischen  Mächte  sich  beeilt  hätten, 
durch  die  oben  angeführten  Verträge  (No.  559)  ihre  gegenseitigen  Interessen- 
sphären zu  bestimmen  und  dadurch  Afrika  unter  sich  aufzuteilen.  —  Aber 
diese  internationalen  Abkommen,  die  drohende  Streitfälle  verhüten,  und 
denen  die  Theorie  vom  Hinterland  als  Ausgangs-  und  Stützpunkt  dient, 
werden  in  Zukunft  in  ihrem  Wesen  und  ihrem  Oegenstande  Änderungen 
erfahren  müssen,  wenn  einmal  das  Vordringen  Europas  in  das  Innere  von 
Afiika  noch  mehr  zunimmt  und  sich  in  regelrechter  Weise  vollzieht.  Diese 
Verträge  genügen  nur  der  Befriedigung  der  allerersten  Bedttrfiiisse,  sie 
bieten  keine  dauernde  Ordnung.  Welch  eine  Menge  von  Streitfragen 
lässt  sich  schon  jetzt  ahnen. 

Die  Theorie  vom  Hinterland  ist  zudem  gefährlich,  denn  sie  steht  im 
Widerspruche  mit  den  oben  aufgestellten  Grundsätzen.  Ihre  Folge  wird 
die  sein,  dass  in  der  Praxis  der  Vertragsmächte  die  Scheinokkupation 
wieder  aufleben  wii*d,  sind  doch  diese  Staaten  nicht  verpflichtet,  einander 
den  Nachweis  der  tatsächlichen  Besitzergreifung  und  der  Einsetzung  einer 
„hinreichenden  Obrigkeit^'  in  den  ihrem  Einflüsse  unterstehenden  Gebieten 
zu  fahren. 

§  4.  —  Subjekte  dar  Okkupation. 

562.  —  Souveräne  Staaten  haben  unzweifelhaft  den  Genuss  und  die 
Ausübung  des  Bechts,  herrenlose  Gebiet^,  res  nullius,  in  Besitz  zu  nehmen 
—  Vasallenstaaten  besitzen  nicht  den  Genuss  eines  solchen  Bechts.  Sie 
können  es  aber  im  Namen  und  mit  Zustimmung  des  oberherrlichen  Staates 
ausüben. 

Die  Okkupation  kann  durch  einen  Bevollmächtigten,  dem  von  seinem 
Staate  ein  besonderer  Auftrag  gegeben  und  dem  die  Ausübung  eines  Teiles 
von  Hoheitsrechten  übertragen  worden  ist,  vorgenommen  werden.  Der 
Bevollmächtigte  kann  ein  Staatsbeamter,  ein  Seeoffizier  oder  auch  eine  Privat- 
person mit  einer  mehr  oder  weniger  umfangreichen  Vollmacht  sein.    Er 


1)  „Das  Ulümatnm  Tom  11.  Januar  1890  wird  neben  der  Beschieasung  Kopen- 
hagens ein  mhmTolles  Blatt  in  der  Geschichte  des  19.  Jahrhunderts  füllen.*"  Maxime 
Petit,  La  Yie  politiqne  k  Tetranger  1889,  pp.  335  et  s.;  1890,  pp.  129  et  s.;  pp.  208 
et  8.;  pp.  440  et  s.;  1891,  pp.  361  et  s.  —  S.  im  Sinne  der  englisehen  Ansprüche: 
Westlake,  Le  conflit  angio-portagals,  R.  D.  I.,  t  XXHI,  p.  343;  t.  XXIV,  p.  170; 
t.  XXV,  pp.  58  et  s.  —  Archives  diplomatiquea,  1891,  t  III,  pp.  186  et  s.  —  Faure, 
Le  conflit  anglo-portugais,  1890. 
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kann  ein  Untertan  des  Staates  aber  anch  ein  Ausländer  sein.  So  stand 
beispielsweise  Christoph  Colnmbns  im  Dienste  Isabellas  der  Katholischen, 
der  Venetianer  Cabot  im  Solde  Heinrichs  Vn.  von  England.  Der  Engländer 
Stanley  hatte  Vollmacht  vom  EOnig  der  Belgier  usw. 

Die  Vornahme  der  Okkupation  durch  amtliche  Bevollmächtigte  bietet, 
völkerrechtlich  betrachtet,  eine  Reihe  von  Vorteilen:  sie  beugt  Miss- 
verständnissen vor,  macht  die  Absicht  der  Besitzergreifung  unzweifelhaft 
und  begründet  sofort  die  Souveränität,  indem  doch  bereits  ein  Ansatz  zur 
Ausübung  der  Staatsgewalt  und  der  Staatsverwaltung  vorhanden  ist. 

563.  —  Können  Privatpersonen,  Privatgesellschaften  und  solche  Oe- 
sellschaften,  deren  unmittelbare  Aufgabe  die  Kolonisation  einer  bestimmten 
Gegend  ist,  das  Okkupationsrecht  geniessen?  Können  sie  den  erforderlichen 
animus  besitzen  und  Hoheitsrechte  erwerben  und  austtben?  —  Die  Meinungen 
über  diese  Frage  gehen  auseinander.  De  Laveleye,  Travers  Twiss 
und  Wauters  bejahen  sie.  Sie  berufen  sich  auf  die  Geschichte  des 
Deutschen  Ordens,  auf  das  Beispiel,  das  die  Bitter  von  Rhodus  und  von 
Malta  gegeben  haben,  auf  die  Art  und  Weise,  wie  mehrere  englische 
Kolonien  in  Amerika  im  17.  Jahrhundert  entstanden  sind,  auf  die  bertthmte 
Ostindische  Gesellschaft  und  dergl.^) 

Bluntschli  (op.  cit,  Art.  178)  und  Dudley-Field  (op.  cit.,  Art.  71) 
sind  der  Ansicht,  dass  einzig  und  allein  Staaten  das  Okkupationsrecht 
besitzen  und  geniessen  können.  Die  Souveränität  ist  ein  Attribut,  das 
nur  Staaten  zustehen  kann.  Es  handelt  sich  also  darum,  diese  Souveränität, 
diese  staatlichen  Herrschaftsrechte,  das  Imperium  und  die  jurisdictio,  zu 
erwerben.  Das  Völkerrecht  kann  Privatpersonen  und  Privatgesellschaften 
nicht  die  Befugnis  einräumen,  eine  Okkupation  vorzunehmen.  —  Zwar 
kann  ein  verwegener,  vom  Glücke  begünstigter  Abenteurer  einen  neuen 
Staat  gründen:  dann  liegt  aber  die  Entstehung  eines  neuen  Bechtswesens, 
eines  neuen  Mitgliedes  der  Völkergemeinde,  vor,  nicht  aber  ein  Erwerb 
durch  Okkupation.  Sir  Brooke  gründete  das  Fürstentum  Sarawak  auf 
Bomeo  im  Jahre  1841.  Dieser  neue  Staat  wurde  von  den  Mächten  im 
Jahre  1868  samt  dem  Herrscherhause  anerkannt:  er  stellte  sich  im  Jahre 
1888  unter  das  Protektorat  Englands. 

Man  beruft  sich  zu  Unrecht  auf  das  Beispiel  der  altem  Kolonisationfl- 
geseilschaften. Die  Behauptung,  dass  sie  in  eigenem  Namen  Hobeitsrechte 
ausgeübt  hätten,  trifft  nicht  zu.  Sie  waren  immer  nur  die  Bevollmächtigten 
der  Regierungen  des  Landes,  dem  sie  angehörten.  In  England  ist  nie 
bezweifelt  worden,  dass  der  englischen  Krone  die  Hoheitsrechte  an  den 
durch  die  Indischen  Gesellschaften  erworbenen  Besitzungen  gebührten.  — 
Der  Schutzbrief,  den  die  Holländisch- Ostindische  Gesellschaft  von  der 
niederländischen  Regierung  im  Jahre  1602  erhielt,  bewies  klar  und  deutlich 
dass  die  Gesellschait  nur  delegiert,  nur  bevollmächtigt  worden  war.  — 
Alle  altem  Schutzbriefe,  die  von  den  verschiedenen  Mächten,  wie  Spanien 
und  Frankreich  verliehen  worden  sind,  behalten  der  Staatsgewalt  aus- 
drücklich das  Obereigentum  vor.  Den  Bevollmächtigten  werden  die 
Hoheitsrechte  nur  übertragen.^  —  Die  englischen  Inkorporationsurkunden 
erklären  sich  aus  dem  steten  Wunsche  Englands,  seinen  Kolonien  mög- 
liebst weitgehende  Autonomie  zu  lassen  und  ihnen  zu  gestatten,  sick 
politisch  nach  ihrem  eigenen  Ermessen  zu  organisieren,  alle  enthalten  aber 

1)  De  Laveleye,  La  neatralitö  du  Congo,  R.  D.  I^  t  XV,  p.  25a  —  Traveri 
Twiss,  La  libre  navigation  du  Congo,  R.  D.  L,  t  XV,  p.  547.  —  Wauters,  RcTue 
de  Geographie,  t  XIII,  pp.  60  et  61. 

2)  Deloume   op.  cit,  p.  6S. 
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stillschweigend  die  Anerkennaiig  der  bisherigen  Souveränität  der  Krone; 
von  einer  seitens  der  Gesellschaft  an  die  englische  Krone  bewirkten  Ab- 
tretung von  Hoheitsrechten  ist  nie  die  Bede.  Der  der  British  East  AMcan 
Company  erteilte  Schutzbrief  vom  3.  September  1888  behält  die  Staats- 
hoheitsrechte ausdrücklich  der  Krone  Englands  vor  (vgl.  Art.  8  und  9  des 
Schutzbriefes  der  British  South  African  Company  und  Art.  5  und  13  der 
Royal  Niger  Company  vom  10.  Juli  1886.  —  Der  französische  Text  dieser 
Schutzbriefe  findet  sich  in  dem  Officiel  von  1891).  ~  Sämtliche  englischen 
und  deutschen  Oesellschaften  sind,  in  welcher  Form  sie  auch  erscheinen, 
in  Wirklichkeit  doch  nur  Bevollmächtigte  der  Regierungen  ihrer  Länder.*) 

Fast  alle  Koloniahnächte  ziehen  es  jetzt  vor,  Okkupationen  durch 
Gesellschaften,  die  mit  besondem  Privilegien  ausgestattet  werden,  be- 
wirken zu  lassen,  da  hiermit  wirtschaftliche  Vorteile  verknüpft  sind.^)  Aber 
dies  System  hat  auch  seine  Schattenseiten.  Die  Gesellschaften  stürzen 
sich  oft  in  Unternehmungen,  die  dem  Staate,  der  sie  zu  unterstützen  geneigt 
ist,  Verlegenheit  bereiten.  Veranlassen  die  Gesellschaften  Verwicklungen, 
so  kann  eine  gewissenlose  Regierung  je  nach  Lage  der  Sache  ihre  Partei 
ergreifen  oder  sie  im  Stiche  lassen.  Die  Geschichte  der  Neuzeit  bietet 
hierfür  manche  Beispiele,  die  sich  namentlich  auf  afrikanischem  Boden  ab- 
gespielt hahen.^  Tatsächlich  ist  es  oft  vorgekommen,  dass  Privatpersonen 
oder  Privatgesellschaften  aus  eigenem  Antrieb  und  auf  eigene  Verant- 
wortung Besitzergreifungen  vorgenommen  haben.  Sie  haben  dann  später 
ihre  Unternehmungen  durch  die  Staatsregierung,  für  deren  Rechnung  sie 
als  Geschäftsführer  gehandelt  hatten,  und  der  die  bewirkte  Okkupation 
zugute  gekommen  war,  bestätigen  lassen.  Die  Bestätigung  hat  rück- 
wirkende Kraft. 

Englische  und  deutsche  Gesellschaften  Hessen  sich  auf  diese  Weise  an 
der  ostafrikanischen  Küste  nieder  und  traten  dann  später  ihre  Rechte  an 
die  englische  oder  deutsche  Krone  ab,  oder  sie  suchten  die  Ausstellung 
von  Schutzbriefen  nach. 


Zweites  Kapitel. 


Abgeleitete  Erwerbsarten. 

564.  —  Zu  den  abgeleiteten  oder  derivativen  Erwerbsarten  von  Staats- 
gebiet gehören:  die  Erbfolge  und  die  Verträge,  nämlich  Tausch,  Kauf  und 
Abtretung.    Letztere  ist  entweder  eine  freiwillige  oder  eine  erzwungene. 

Erbfolge.  —  Diese  Erwerbsart  hat  zur  Bildung  der  grossen  euro- 

1)  Cauw^s,  Les  nouvelles  comfagnies  de  colonisation  privil^gi^es,  Revue 
d'^nomie  politique,  janvier  1892.  —  Bonnassieux,  Les  grandes  compagnies  de 
commerce,  1892.  —  [S.  über  Kolonisationsgesellschaften:  Deschamps,  Histoire  de  la 
politiqae  coloniale  en  France,  1891.  —  Layertujon,  Rapport  fait  au  Senat  fran^is 
au  nom  de  la  commission  c^rg^e  d'examiner  le  projet  de  loi  concemant  la  cr^ation 
de  Compagnies  de  colonisation,  Journal  officieL  Annexe  120  an  proces-verbal  de  la 
s^ance  du  S^nat  du  10  jnin  1895.  —  Pauliat,  La  politique  coloniale  sous  l'ancien 
regime,  1887.  —  S.  besonders  Jize,  Stade  sur  l'occnpation,  pp.  842  et  s.] 

2)  [Es  sei  bier  an  den  Freibenterzug,  der  1895  gegen  Transvaal  durch  die  Be- 
amten der  englischen  Ghartered  Company  unter  AnfUnrang  Ton  Dr.  Jameson  anter- 
nommen  worden  ist,  erinnert  (No.  148  b  and  Anm.).] 

*)  B.  iSber  die$e  Strei^fvge  nomentficfc  ÜHmanny  VSOcentAt,  8.  93  u.  f.,  wid  dU 
dort  anffegebene  Literatur. 
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päischen  Staaten  beigetragen.     Sie  hat  mitnnter  zu  Spaltungen  gefbhrt. 
In  den  letzten  Jahrhunderten  ist  sie  seltener  geworden  als  ehedem. 

Sie  ist  nicht  mehr  denkbar  fttr  solche  Völker,  die  dem  Grundsatze 
huldigen«  dass  die  Souveränität  in  der  Nation  selbst  beruht. 

565.  —  Der  Tausch  kommt  bei  Grenzberichtigungen  ziemlich  hänfig: 
vor.  Abgesehen  von  militärischen  Erwägungen  bietet  er  zumeist  ein  sehr 
geringes  Interesse,  da  es  sich  gewöhnlich  nur  um  unbedeutende  Gebiets- 
stücke  handelt.  —  Bisweilen  kann  aber  auch  ein  grösserer  Landstrich 
Gegenstand  des  Tausches  sein;  in  diesem  Falle  wird  der  Vertrag  aber 
einen  Bestandteil  eines  Friedensschlusses  bilden.  Nach  den  Artikeln  45 
und  46  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  musste  Rumänien  (ob- 
gleich es  nicht  zu  den  Vertragsparteien  gehörte)  einen  Teil  des  infolg-e 
des  Pariser  Vertrages  von  1856  von  Russland  losgelösten  Gebietes  von 
Bessarabien  an  den  Kaiser  von  Russland  wieder  abtreten  und  hierfür  als 
Tausch  die  das  Donau-Delta  bildenden  Inseln,  das  Sandjack  von  Tultscha 
und  ein  im  Süden  der  Dobmtscha  belegenes  Gebiet  annehmen. 

566.  —  Kauf.  —  Der  Verkauf  von  Gebietsteilen»  Provinzen,  Bezirken 
und  Städten  hat  sehr  häufig  stattgefunden.  —  Im  Jahre  1311  verkaufte 
der  Markgraf  von  Brandenburg  drei  Städte  an  den  deutschen  Orden  für 
10  Tausend  Mark  in  Gold.  —  Papst  Clemens  VI.  kaufte  von  der  Königin 
Johanna  von  Neapel  die  Stadt  Avignon  für  80000  Gulden.  —  1803  ver- 
kaufte der  erste  Konsul,  Napoleon  Bonaparte,  den  Verein.  Staaten  Louisiana 
für  60  Millionen.  —  Der  Fürst  von  Monako  trat  an  Frankreich  im  Jahre 
1851  die  Gebiete  von  Mentone  und  Roquebrune  fttr  4  Millionen  ab.  —  In 
den  Jahren  1867  und  1868  wollten  die  Verein.  Staaten  die  dänischen  Antillen 
fUr  7500000  Dollar  ankaufen.  —  Russisch-Amerika  wurde  im  Jahre  1868 
fttr  7200000  Dollar  an  sie  abgetreten.  —  1872  kaufte  England  die  nieder- 
ländischen Kolonien  an  der  Guineaküste.  —  Schweden  trat  an  Frankreich 
die  Insel  St.  Barthilemy  am  10.  August  1877  fttr  den  Preis  von  320000 
Franken  wieder  ab.  —  [Durch  Vertrag  vom  12.  Februar  1899  verkaufte 
Spanien  die  Karolinen-,  Palau-  und  Marianeninseln  mit  Ausnahme  von 
Guam  an  Deutschland  Air  25  Millionen  Pesetas.  0] 

Die  Voraussetzungen  fttr  die  Rechtsgültigkeit  solcher  Kauf-  oder  ent- 
geltlicher Abtretungsverträge  werden  durch  das  Staats-  und  Verfassungs- 
recht der  jeweiligen  vertragschliessenden  Staaten  bestimmt. 

667.  —  Abtretung  (Zession).  —  Die  unentgeltliche  Abtretung  eines 
Gebietes  oder  einer  Provinz  kann  von  den  vertragschliessenden  Staaten 
durchaus  freiwillig  vorgenommen  werden.  In  den  meisten  Fällen  wird  sie 
aber  dem  Besiegten  von  dem  Sieger  als  Bedingung  des  Friedens  auferlegt. 
So  wurde  die  Lombardei  an  Napoleon  in.  (1859),  ElsassLothringen  an 
Deutschland  (1871),  Gebietsteile  der  Asiatischen  Tttrkei  (Ardahan,  Batnm 
usw.)  an  Russland  (13.  Juli  1878)  [Kuba,  Portorico,  die  Philippinen,  und 
Guam  von  Spanien  an  die  Verein.  Staaten  (Friedensschluss  vom  10.  De- 
zember 1898^)]  abgetreten. 

Die  Geschichte  bietet  auch  sehr  viele  Beispiele  fttr  freiwillige  Ab- 
tretungen von  Provinzen,  Gebietsteilen  und  Städten.  —  So  trat  Humbert  n. 
die  Dauphin*  an  Philipp  VI.  von  Valois  ab  (23.  April  1349).  —  Die 
spanischen  Niederlande  wurden  von  Philipp  V.  an  Maximilian  von  Bayem 
abgetreten  (27.  Januar  1712).  —  Luisiana  und  Neu-Orleans  wurden  1764 
von  Frankreich  an  Spanien  zediert  und  am  21.  März  1801  wieder  an 


1)  [R.  D.  I.  F.,  t.  VI,  pp.  802  et  8.1 

2)  [R.  D.  I.  F.,  t.  VI,  pp.  603  et  s.J 
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Frankreich  abgetreten.  —  Spanien  trat  Florida  an  die  Verein.  Staaten 
ab  (Washingtoner  Vertrag  vom  22.  Februar  1819).  — ,  Die  Lombardei 
wnrde  in  den  Präliminarien  von  Villafranca  vom  Kaiser  von  Osterreich 
abgetreten.  Napoleon  ni.  trat  sie  an  Viktor  Emanuel,  EOnig  von  Piemont, 
ab  (Züricher  Frieden  vom  10.  November  1859).  —  Venetien,  das  durch 
den  Wiener  Frieden  vom  24.  August  1866  an  Napoleon  zediert  worden 
war,  wurde  am  3.  Oktober  1866  dem  Könige  von  Italien  abgetreten.^ 

Freiwillige  Abtretungen  von  Staatsländereien  durch  die  Souveräne 
der  Staaten  selbst  entsprachen  durchaus  den  Bechtsanschauungen  früherer 
Jahrhunderte.  „Der  Souverän  besass  das  Obereigentum  am  Grund  und 
Boden;  der  Bewohner  war  ein  Untertan  des  Souveräns  und  dieser  war 
rechtlich  befugt,  über  sein  Land  und  dessen  Bewohner  frei  zu  schalten 
und  zu  walten.^*)  Das  neuere  Staatsrecht  hat  aber  unter  dem  Einflüsse 
der  Grundsätze  der  französischen  Revolution  von  1789  eine  Wandlung 
durchgemacht.  Heute  wird  anerkannt,  dass  das  Volk  einen  wesentlichen 
Bestandteil  des  Staates  bildet  und  dass  in  ihm  die  Grundlage  der  Souve- 
ränität ruht.  Wenn  also  freiwillige  Gtebietsabtretungen  zum  Rechte  der 
Staaten  gehören,  so  müssen  die  Staaten  bei  der  Ausübung  dieses  Rechts 
den  geschichtlichen  Überlieferungen  der  Nation  sowie  dem  Charakter  und 
den  Neigungen  der  Bewohner  Rechnung  tragen.  —  Müssen  sie  nicht  auch 
ausserdem  die  Genehmigung  der  Bevölkerung  nachsuchen,  und  bedarf  es 
nicht  einer  allgemeinen  Abstimmung  des  Volkes,  um  die  Abmachungen  zu 
ratifizieren? 

Gehöi*t  die  Zustimmung  der  Bewohner  des  abgetretenen  Gebiets  zur 
Bechtsgültigkeit  der  Zession?  Kann  das  Institut  der  VoU(sabstimmnng, 
des  Plebiszits,  mit  der  Zeit  zu  einem  völkerrechtlichen  Grundsatze  werden? 

Der  Gedanke,  das  Volk  selbst  zu  befragen,  ist  für  viele  verführerisch 
gewesen,  manche  Publizisten  haben  ihn  verteidigt  und  einige  Regierungen 
haben  ihn  zum  Grundsatze  erheben  wollen.  Tatsächlich  ist  er  auch  in 
einigen  Fällen  praktisch  zur  Durchführung  gekommen.  Diese  Vorgänge 
sind  aber  wohl  kaum  beweiskräftig  gewesen.  —  Die  Regierung  der  fran- 
zösischen Revolution  erklärte  nach  der  Eroberung  Savoyens,  Belgiens  und 
mehrerer  rheinischer  Landstriche,  dass  die  Bevölkerung  wegen  ihrer  Ver- 
einigung mit  Frankreich  befragt  werden  sollte;  es  fand  auch  eine  Ab- 
stimmung statt,  erfolgte  sie  aber  etwa  frei  und  unbeeinflusst? 

Das  Plebiszit  war  ein  LiehUngsgedanke  Napoleons  III.  Er  brachte 
ihn  bei  der  Einverleibung  Nizzas  und  Savoyens  (Vertrag  vom  24.  März 
1860,  Art.  1)')  sowie  bei  der  Abtretung  Venetiens  und  dessen  Einverleibung 
in  Italien  (Vertrag  vom  3.  Oktober  1866)  zur  Anwendung.  Desgleichen 
wurde  im  Prager  Frieden  vom  23.  August  1866  auf  seine  Veranlassung 
hin  die  Abstimmung  der  Bevölkerung  Nordschleswigs  ausbedungen.  Der 
diesbezfigliche  Art.  5  ist  aber  nie  ausgeführt  worden.  —  Auch  die  Insel 
St.  Barth^lemy  wurde  von  Schweden  unter  dem  Vorbehalte  der  ausdrück- 
lichen Zustimmung  ihrer  Bewohner  an  Frankreich  abgetreten  (Vertrag 
vom   10.  August  1877,  Art.  1).  —  [Der  zwischen  Chile  und  Peru  am 

1)  [189S  wurden  die  Sandwichs-  oder  Hawai-Inseln  zum  Gebiete  der  Vereinigten 
Staaten,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  pp.  328  et  s.] 

3)  Fnnck-Brentano  et  Sorel,  op.  dt,  p.  156. 

8)  [S.  über  die  Frage  der  Einverleibung  Savoyens  und  Nizzas:  Bourgeois, 
Uannexiön  de  la  Savoie  k  la  France,  R.  D.  I.  F.,  t  ill,  p.  678.  —  Brunet,  L'annezion 
de  la  Savoie  en  France.  —  De  la  Gorce,  Histoire  du  second  Empire,  t  III.  -* 
Giacometti,  La  qnestion  de  TaDnezion  de  Nico  en  1860,  Revne  des  Deoz-Mondes, 
!•'  mars  1896.  —  Orivaz,  Le  plebiscite  d'annexion  de  1860  en  Savoie  et  dans  le 
comt^  de  Nico,  R.  D.  I.  F.,  te  III,  pp.  445  et  570.] 

BoBliU,  Lehrbuch  dM  YOIkermhto.  20 
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20.  Oktober  1883  zu  Ancon  abgeBchlossene  Friedensvertrag  bestimmte, 
dass  die  Gebiete.  Tacna  und  Arica  noch  zehn  Jahre  lang  im  Besitze  ron 
Chile  bleiben  sollten,  dass  aber  nach  Ablauf  dieser  Frist  durch  Volks- 
abstimmung darüber  zu  entscheiden  sei,  ob  die  Gebiete  endgültig  bei  Chile 
yerbleiben  oder  ob  sie  einen  Bestandteil  des  peruanischen  Staates  bilden 
sollten.  Die  Ausführung  dieser  Volksabstimmung  hat  zahlreiche  Schwierigr- 
keiten  zwischen  Chile  und  Peru  yeranlasst  (S.  Pradier-Fod6r6,  B.  D.  I., 
t.  XXIX,  p.  660).!)] 

588.  —  Gegenwärtig  kann  eine  freiwillige  Abtretung  nur  dann  von 
Nutzen  sein,  wenn  der  Staat,  der  den  Gebietszuwachs  erhalten  soll,  davon 
Überzeugt  ist,  dass  die  Abtretung  auf  keinen  nachdrücklichen  und  dauernden 
Widerspruch  bei  der  Bevölkerung  der  abgetretenen  Gebietsteile  stossen 
werde. 

Eine  etwaige  Unzufriedenheit  der  Bevölkerung  kann  und  mnss  von 
den  vertragschUessenden  Staaten  in  Betracht  gezogen  werden.  Sie  würde 
die  Staaten  oft  veranlassen,  von  der  Abtretung  abzustehen.  Derartige 
Erwägungen  gehören  aber  in  das  Gebiet  der  PoUtik,  nicht  in  das  des* 
Völkerrechts.  Ein  Plebiszit  kann  nur  die  Bestätigung  eines  schon  wirksam 
vollzogenen  Vorganges  sein.  Die  eigentliche  und  wahre  Bürgschaft  geg€fi 
willkürliche  Gebietsabtretungen  beruht  auf  den  Freiheiten  der  Repräsentativ- 
verfeussung,  auf  der  Notwendigkeit,  dass  die  Kammern,  denen  die  Aus- 
übung der  Souveränität  gemeinsam  mit  der  vollziehenden  Gewalt  zusteht, 
jedem  Vertrage,  der  eine  Gebietsveräusserung  zum  Gegenstande  hat,  ihre 
Zustimmung  zu  erteilen  haben. 

Wenn  sich  die  politischen  Gewalten  des  Staates,  seine  Organe  und 
Vertreter,  ttber  die  Notwendigkeit  oder  Angemessenheit  einer  Gebiets- 
abtretung geeinigt  haben,  so  hat  das  freie  Verfttgungsrecht  der  Bewohner 
des  abgetretenen  Gebietes  keinen  Grund  mehr.  Der  Volksabstimmung  in 
Savoyen  und  in  Venetien  war  die  vollendete  Tatsache  der  Abtretung  vor- 
ausgegangen.   Die  Plebiszite  waren  eine  blosse  Form. 

569.  —  Handelt  es  sich  um  eine  erzwungene  Abtretung,  die  nach 
einem  unglücklichen  Kriege  durch  den  Friedensschluss  aufgenötigt  worden 
ist,  so  wird  der  siegreiche  Staat  von  vornherein  darüber  im  klaren  sein, 
ob  eine  allgemeine  Volksabstimmung  in  den  eroberten  und  abgetretenen 
Provinzen  den  Abtretungsvertrag  genehmigen  oder  verwerfen  werde.  Im 
letztern  Falle  wird  er  sich  hUten,  eine  Volksabstimmung  zu  veranlassen. 
Es  gibt  kein  Beispiel  dafür,  dass  das  Plebiszit  zu  einem  negativen  Er- 
gebnisse geführt  hat,  weil  der  siegreiche  Staat  in  Voraussicht  eines  solchen 
es  stets  unterlassen  hat,  das  Volk  zu  befragen. 

und  wie  sollte  man  den  Sieger  zur  Vornahme  des  Plebiszits  zwingen? 
Doch  nur  durch  Wiederbeginn  des  Krieges,  wozu  der  Besiegte  aber  nicht  im- 
stande sein  wird.  So  hat  sich  beispielsweise  Preussen  geweigert,  den 
Artikel  5  des  Prager  Friedens  zu  vollziehen. 

570.  —  Wenn  der  Grundsatz  des  Plebiszits  zur  Anerkennung  gelangen 
soUte,  so  würde  er  die  bedenklichsten  und  gefährlichsten  Folgen  nach  sich 
ziehen.    Hält  man  nämlich  bei  freiwilligen  oder  erzwungenen  Abtretungen 


1)  [Als  König  Heinrich  II.  von  Frankreich  im  J&hre  1552  die  Bistümer  Toni, 
Metz  und  Verdnu  Frankreich  einiFerleibte,  sagte  Bischof  Robert  de  Lenancourt  den 
Bewohnern  von  Verdun,  der  König  von  Frankreich  sei  als  ihr  Befireier  gekommen,  er 
wünsche,  die  Bürger  als  gnte  Franzosen  zu  behandeln;  weit  davon  entfernt  Zwangs- 
massregeln  anzuwenden,  mfe  er  die  freie  Abstimmung  des  Volkes  an.    Durch  ali- 

gemeine  Volksabstimmung  wurden  die  neuen  französischen  Bürger  von  ihrer  bis- 
erigen  Herrschaft  entbunden  (Emile  Olivier,  TEmpire  liberal,  1896,  t.  I,  p.  165.)] 
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von  Provinzen  die  Volksabstimmnng  fttr  erforderlich,  so  muss  man  folge- 
richtig auch  den  Bewohnern  eines  Staatsteiles  das  Recht  zuerkennen,  sich 
von  ihrem  Staate  zu  trennen  und  sich  mit  einem  andern  Staate  zu  ver- 
binden oder  ein  neues  selbständiges  Staatswesen  zu  begründen.  Wie  sollte 
man  den  Bruchteil  einer  Nation,  dessen  Wille  sich  geändert  hat,  zwingen, 
bei  dem  Staatsganzen  zu  bleiben,  sobald  die  Willensänderung  durch  die 
Abstimmung  der  Bttrger  zum  Ausdruck  gebracht  werden  kann?  Trägt 
die  Volksabstimmung  allein  die  Kraft  in  sich,  politische  Bande  zu  lösen, 
80  muss  sie  auch  diese  Bechtswirkungen  erzeugen  können.  —  Im  Jahre 
1863  hätte  sich  eine  erdrückende  Mehrheit  in  den  Sttdstaaten  von  Amerika 
gegen  die  fortgesetzte  Vereinigung  mit  den  Nordstaaten  ausgesprochen. 
Wenn  trotzdem  die  Nordamerikaner  nicht  zögerten,  fttr  den  Bestand  der 
Union  zu  kämpfen,  so  taten  sie  dies,  weil  sie  davon  Überzeugt  waren,  dass 
die  Überlieferungen  und  die  Zukunft  des  Vaterlandes  ihnen  geboten,  ein 
einziges  Staatswesen  zu  bleiben.^) 

Das  Plebiszit  verleiht  den  Bewohnern  eines  Landes  Befugnisse,  die 
ihnen  nicht  zukommen  und  ein  Recht,  das  sie  nicht  austtben  dürften. 
Ebenso  wie  es  heute  nicht  mehr  zulässig  ist,  dass  der  Herrscher  eines  Landes 
mit  der  Person  seiner  Untertanen  nach  seinem  Belieben  verfährt,  dass 
er  sie  an  den  Herrscher  eines  andern  Landes  verkauft  oder  verschachert, 
so  kann  auch  jeder  einzelne  Untertan  nur  über  seine  eigene  Person  ver- 
fügen. —  Das  Plebiszit  hingegen  bringt  ein  Abhängigkeitsverhältnis  mit 
sich,  es  setzt  die  Unterwerfung  einer  Minderheit  unter  den  Willen  einer 
Mehrheit  voraus.  Eine  Million  Einwohner,  die  z.  B.  über  das  Schicksal 
von  800000  Mitbürgern  (Frauen  und  Kinder  nicht  miteingerechnet)  ent- 
scheidet, verletzt  deren  Interessen  und  widerspricht  deren  Wünschen.  — 
Die  einzige  Bestimmung,  die  jeder  einzelne  Bewohner  des  abgetretenen 
Oebietes  zu  treffen  rechtUch  befugt  ist,  liegt  in  der  Wahl,  ob  er  Untertan 
des  neuen  Staates  werden  will  oder  nicht.  „Die  Zustimmung  jedes  einzelnen 
stärkt  die  Macht  des  Siegers,  verleiht  ihm  ein  Becht  über  die  Bewohner, 
die  sich  seinen  G^esetzen  unterwerfen,  erleichtert  die  Verwaltung  des  er- 
oberten Landes  und  kann  zum  Augangspunkte  des  Verschmelzungsprozesses 
werden,  der  sich  zwischen  den  Bewohnern  des  eroberten  Landes  und 
den  Nationen,  die  in  dem  siegreichen  Staate  leben,  vollzieht.  Der  erobernde 
Staat  handelt  menschlich  und  klug,  wenn  er  die  neuerworbene  Bevölkerung 
in  den  Stand  setzt,  die  Eroberung  ausdrücklich  anzuerkennen.^^ 

571.  —  Die  Zustimmung  der  Bevölkerung  darf  also  nicht  ganz  bei- 
seite geschoben  werden;  aber  sie  soll  sich  in  einer  andern  Form  als  in 
der  des  Plebiszits  äussern.  Sie  hat  sich  in  der  internationalen  Gewohn- 
heit einen  Platz  in  der  Gestalt  der  Option  der  Staatsangehörigkeit 
zu  erringen  gewusst.  Diese  Klausel  findet  sich  in  den  Abtretungsverträgen 
in  Friedenszeiten  und  fast  in  aUen  Verträgen,  die  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts nach  Beendigung  eines  Ei  ieges  geschlossen  worden  sind  (No.  428  u.  ff). 

Hierdurch  sind  die  Befugnisse  aller  gewahrt.  Jeder  übt  das  Becht 
aus,  das  ihm  regelrecht  gebührt.     Die  politischen  Organe  des  Staates 

1)  Lieber,  De  la  yaleur  des  pl^biscites  dans  le  Droit  int,  R.  D.  I.,  t  m,  p.  139 
et  8.  -^  Padelletti,  L'Alsace-Lorraine  et  le  Droit  des  gens,  R.  D.  I.,  t.  III,  pp.  465 
et  8.  —  Funck- Brentano  et  Sorel,  Pr^cis,  9«  ^dit,  pp.  157  et  8.;  pp.  385  et  8.  — 
Rouard  de  Card,  Les  annexions  et  les  plebiscites  dans  Thistoire  contemporaine, 
1890.  -  [Stoerk,  Option  u.  Plebisdt,  1879.J  —  JPreudentAa^Dis  YolkmMmmmigm 
hd  OMettaMrämigm  und  Erobtnmgm,  189L  —  G.  EoHn'Jaequemyn$,  E.  D.  L,  t  III, 
p.  172  ^  s.fmd  136  dM.  —  SehHeff  im  Arehwe  f.  öfmtL  BeM,  Bd.  VIII,  S.  89 
u.  f.  ^  Ullmann  in  der  aOg.  äilerr.  OeridiiBgeihma^  J890,  8.  367  m.  f. 

3)  Funck-Brentano  et  Sorel,  op.  cit,  §  388. 
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entscheiden  über  die  Abtretung  der  Hoheitsrechte  des  Staates.  Die  BQrger 
beschliessen  frei  nnd  unbeeinflusst  nach  ihren  eigenen  Interessen  und  1^- 
pflndungen,  ob  sie  ihren  Hnldigungseid  halten  and  ihre  bisherige  Staats- 
angehörigkeit bewahren  oder  ob  sie  die  neue  annehmen  wollen. 

571^  —  [Pachtweise  Überlassung.  —  Seit  einigen  Jahren  ist 
eine  neue  Art  derivativen  Gtebietserwerbs,  die  in  längerer  oder  kttrzerer 
Zeit  zum  Ziele  führt,  in  der  Staatenpraxis  Europas  aufgekommen.  Sie 
besteht  darin,  dass  ein  Staat  einem  andern  Staate  einen  Teil  seines  Gebietes 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  (gewöhnlich  auf  99  Jahre)  oder  auch  auf  un- 
bestimmte Zeit  verpachtet.  —  Ein  solcher  Vertrag  wurde  am  12.  Mai  1894 
zwischen  dem  Eongostaate  und  Grossbritannien  geschlossen:  die  beiden 
Staaten  verpachteten  sich  gegenseitig^ewisse  durch  den  Vertrag  abgegrenzte 
Gebiete.^)  —  Ein  ähnliches  Abkommen  wurde  anfangs  1898  von  Deutschland 
und  China  getroffen.*)  China  ttberliess  Deutschland  „vorläufig  auf  99  Jahre*" 
das  Gebiet  von  Kiautschou  pachtweise  (No.  440).  Derartige  Verträge 
wurden  von  China  in  demselben  Jahre  mit  Eussland  (Verpachtung  von 
Port  Arthur  und  Talienwan),  mit  Grossbritannien  (Verpachtung  von  Wei- 
hei-wei)undmit  Frankreich  (Verpachtung  von  Kwang-tschou)  abgeschlossen.*) 

—  Wie  auch  die  in  diesen  Verträgen  gebrauchten  Ausdrucke  lauten  mCgen, 
es  sind  immer  nur  scheinbare  Pachtverträge.  In  Wahrheit  handelt  es 
sich  um  wirkliche  Veräusserungen  unter  einer  auflösenden  Bedingung:  sie 
gehen  schliesslich  notwendigerweise  in  eine  unbedingte  Einverleibung  Ober. 
Die  Staaten  suchen  durch  solche  Verträge  nur  den  tatsächlichen  Erwerb 
zu  verschleiern,  um  den  Staat,  mit  dem  sie  die  Vereinbarung  treffen,  zu 
schonen  und  die  Eifersucht  der  andern  Mächte  nicht  zu  sehr  herauszufordern. 

—  Derartige  verschleierte  Gebietserwerbungen  sind  ein  Kennzeichen  der 
gegenwärtigen  Zeit.  An  Stelle  der  offenen,  gewaltsamen  Einverleibung 
sucht  man  nach  Auskunftsmitteln,  die  allmählich  zu  demselben  Ergebnisse 
ftthren.  So  geht  auch  das  Protektorat,  dessen  man  sich  so  häufig  bedient^ 
schliesslich  oft  in  eine  Einverleibung  ttber.  Die  Besetzung  Bosniens  und 
der  Herzegowina  durch  Osterreich  und  die  Okkupation  der  Insel  Oypem 
tind  Ägyptens  durch  EngUnd  sind  tatsächlich  auch  mehr  oder  weniger 
verschleierte  Einverleibungen.^] 


Drittes  Buch. 


Das  offene  Meer. 

(Ar las.  Leedones  de  Derecho  nurltlmo,  1876.  —  A eher.  EmaI  mir  le  Droit  marltlaie intematloiial  de 
raTonir,  18!^  —  Atilmayer.  Die  Etauenfte  des  Offentliehen  Seerediti,  1873-1878.  —  Asniil.  Diritio  nwi- 
timo  deil*Earopa,  178&-1808,  FnnxOslsche  Ausgabe  toh  DigeoiL,  mi  VL  Ire  p.,  eh.  I  et  IL  —  Barriere.  De  la 


enindriss  eines  poaittTen  Öffentlichen  internationalen  Seerechta,  1868.  —  Canchy.  Le  Droit  naittbae  tntem^ 


Ki 


,    ^  ^-.  »  Pn  < 

Ubert«  des  mers.  —  Barclay.  Le  droit  de  risite,  IL  D.  L,  t  XXn,  pp.  817  et  s.,  (p.  4M  et  s.  —  BisehoL 
'  Wen  Öffentlichen  inter 

1)  [R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  379.] 

2)  [S.  den  T        •      - 


2)  [S.  den  Text  des  fraoz.-chinesischen  Vertrages  vom  4.  Juni  1898  im  fraiizo8. 
Gelbbach,  Ailkires  de  Chine  (1898/99),  p.  2.] 

8)  [De  Ponvourville,  Les  fictions  internationales  en  Extreme-Orient,  R.  D.  I. 
P.,  t  VI,  pp.  113  et  8.  —  Vgl..  Pierre  Leroy-Beaulieu,  La  Chine  et  les  pnis- 
sances,  Revne  des  Denx-Mondes,  1«^  raars  1899.] 

*)  Der  Vertrag  (vom  6.  Märt  1898)  iH  abgedrvckt  bei  Zorn,  Deut9(ke  EoUrnM- 
geBetggetnmg^  1901,  S.  48,  —  Vgl  tmck  Jellinek  in  der  Deutm^ien  JuriitenseUmg,  IH 
»3.  AÜerhSd^BterErlassbetr.  die  Erklärung  Kiauttehaue  £wn  SchutzgMet,  JS?.  April  1898 
tt.  Verordnung^  betr.  die  BeehteverhäUmste  in  EiauMum  vom  Sit.  Aprü  1898, 
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IS681 1  n.  pp.  92  ei  8.  ^  Chepeliades.  De  U  libertA  de  Ia  pleine  mer,  1887.  ~  DAhlgren.  Maritime  inter- 
nattoBAl  Law,  1877.  —  Deen  Beer  PortagaeL  Het  tiitematlonal  maritiem  recht,  U88.  —  Fernande s. 
Nodones  de  Dereeho  intemacional  marittmo,  1868.  —  Ferguson.  Manual  of  international  Law  for  the  nee 
of  navlee,  colonies  and  consulates,  1884-8&.  —  Ferrero-Oola.  Coreo di  Diritto  intemazionale  pabblico,  prirato 
e  mazitimo,  186(k  —  Gessner.  Droit  des  neutrea  snr  mer,  187B,  pp.  15  et  s.  ~  Glass.  Maritime  international 
Law,  1885.  —  Grotius.  De  mare  liberom,  1609.  —  Hantefeallle.  Droits  et  devoirs  des  natlons  neutne, 
1868,  t.  1,  pp.  1  ä  SO;  t  m,  pp,  1  ä  155.  —  Hlstoire  des  origines,  etc.,  1858,  p.  18.  —  Jacobson.  Seerecbt  des 
Krieges  and  des  Friedens  in  Bezog  aal  die  Kaaffahrtelschitfahrt,  1851.  —  Lern  eine.  Pr6cis  de  Droit  mari- 
time international,  1888.  —  Lacchesi-Pali.  Principes  da  Droit  public  maritime.  —  Gh.  de  Martens.  Guide 
dipiomatiqae,  §§  64  ä  67.  ~  Mass^  Le  droit  eommerdal,  etc.,  Uy.  n,  tit  L  —  Mozo.  Dereeho  de  gentes  y 
maritime  interoacional,  1896.  —  Maller.  Mare  clausnm,  1872.  —  N6grln.  Tratado  elemental  de  Dereeho 
intemacional  maritime,  2e  Mit.,  1884.  —  0*Connor.  Introduccion  al  estudio  del  Dereeho  intemacionale  mari- 
time. —  Ortolan.  BAglee  internationales  et  diplomatte  de  la  mer,  1864.  —  Per  eis.  Manuel  de  Dr^it  intern, 
maritime.  Mit  Arendt,  1884,  §§  4,  6,  16  ä  17.  -  BayuevaL  De  U  Ubert6  des  mers,  1811.  -  Beddies. 
Reeearchee  in  maritime  international  Law.  1844-45.  ~  Seiden.  Mare  clausuni,  16S5.  —  Siegfried-Weiss. 
Le  Code  da  Droit  maritime  international,  1858.  —  Sierra.  Lecclones  de  Dereeho  intemacional  marittmo  (Ober- 
setzung  des  Werkes  von  Th.  Ortolan).  —  Tecklenburg.  Die  Freiheit  des  Meeres,  1871.  —  Tests.  Droit  public 
international  maritime,  ttbersetit  ron  Bontiron,  1886.] 

P^relM,  Da»  inUmaHonaU  ffjfantitcAe  SMrtehi   der  Gtgmuoart,  1899.   —   v.  Mirbaehf  Die  fiätkerreOtt- 
Hehem  Qnmäeäige  dee  Dtirehtuckungereehta  eur  See,  1903. 


Erstes  Kapitel. 


Freiheit  des  offenen  Meeres. 

572.  —  Das  offene  Meer  oder  die  hohe  See  (la  haute  ou  pleine  mer) 
gehört  nicht  zum  Gebiete  irgend  eines  Staates.  Das  Meer  kann  weder 
im  Eigentume  noch  unter  der  staatlichen  Herrschaft  oder  der  Gerichts- 
barkeit irgend  eines  Staates  stehen.  Das  Weltmeer  ist  die  grosse  Ver- 
kehrsstrasse,  die  allen  Völkern  gemeinsam  gehört.  Alle  Schiffe  mttssen 
auf  hoher  See  durchaus  gleichberechtigt  sein. 

Das  offene  Meer  kann  nicht  im  Eigentume  irgend  einer  Nation  stehen. 
—  Die  Aneignung  einer  Sache,  deren  Benutzung  unerschöpflich  und  un- 
beschränkbar ist,  ist  zwecklos  und  unrechtmässig.  Die  Benutzung  des 
Meeres  ist  unerschöpflich.  Das  Meer  trägt  alle  Flotten  uud  die  gewaltigste 
unter  ihnen  lässt  keine  Spur  von  ihrer  Fahrt  zurtlck.  —  Ein  Schiff  kann 
den  Fahrzeugen,  die  ihm  folgen,  nicht  schaden.  —  Für  alle  ist  der  Ozean 
dasselbe  Element,  dieselbe  Naturkraft.  Daher  muss  seine  Benutzung  frei 
sein,  wie  es  die  Luft,  das  Licht  und  die  Wärme  ist. 

Das  Eigentumsrecht  setzt  die  Möglichkeit  eiues  Besitzes  voraus.  Die 
Unermesslichkeit  des  Ozeans  entzieht  sich  aber  jedem  wirklichen  und 
wirksamen  Besitze.  Die  Flüssigkeit  des  Wassers  hindert  daran.  Wie 
könnte  man  das  Meer  mit  seinen  hohen  Wellen,  die  von  einem  Pol  zum 
andern  rollen,  mit  seinen  vielfachen  Strömungen,  die  nach  den  verschiedensten 
Richtungen  hinfliessen,  und  mit  seiner  nie  ruhenden  Oberfläche  dem  Besitze 
unterwerfen.  Wohl  hat  man  in  mehrern  Verträgen  (namentlich  in  denen 
zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandels)  Teile  des  Meeres  durch  gedachte 
Linien,  Länge-  und  Breitegrade,  abgegrenzt,  aber  es  wird  stets  an  der 
tatsächlichen  Gewalt  über  die  so  bezeichneten  Baumgebiete  mangeln.  So- 
bald ein  Schiff  oder  ein  Geschwader  das  Wasser  durchschnitten  hat,  ver- 
schwindet seine  Furche  und  jedes  Zeichen  einer  Besitzergreifung.  Eine 
dauernde  und  bleibende  Einwirkung  auf  das  Meer  ist  ein  Ding  der  Un- 
möglichkeit. 

Das  Meer  hat  einen  grossen  Anteil  an  der  Entwicklung  der  Zivilisation 
und  an  dem  Gedeihen  aller  Völker,  selbst  derjenigen,  die  keinen  unmittel- 
baren Zugang  zu  ihm  haben.  Eine  Aneignuug  des  Meeres  würde  —  wenn 
sie  überhaupt  denkbar  wäre  —  die  Vernichtung  der  Unabhfin'^i'^V^it  pller 
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Staaten  nach  sich  ziehen,  sie  wäre  eine  Yerkennong  der  Oleichberechtigangr 
und  der  Freiheit  der  Völker. 

Ist  die  Begründung  eines  aosschliesslichen  I^entnmsrechts  mimttglich, 
so  kann  ans  denselben  Erwägungen  auch  kein  Herrschafts-  und  kein 
Hoheitsrecht  über  das  Meer  ausgeübt  werden. 

573.  —  Der  Grundsatz  der  Freiheit  des  offenen  Heeres  wird  heut- 
zutage von  allen  Publizisten,  allen  Rechtslehrem  und  von  der  internationalen 
Praxis  anerkannt.  Es  war  nicht  immer  so.  Die  Ansprüche  gewisser 
Staaten  auf  ausschliessliche  Beherrschung  des  Meeres  riefen  in  frühem 
Jahrhunderten  lebhafte  Streitigkeiten  und  blutige  Kriege  hervor.  —  Im 
Mittelalter  beanspruchte  Venedig  ein  Eigentumsrecht  an  dem  Adriatischen 
Meere;  es  berief  sich  auf  die  symbolische  Heirat  des  Dogen  mit  dem  Meere; 
Fra  Paolo  Sarpi  schrieb  ein  Buch  Del  dominio  del  mare  Adriatico,  um 
die  Ansprüche  der  aristokratischen  Bepublik  zu  rechtfertigen.  Oenua  nnd 
Pisa  behaupteten,  ähnliche  Rechte  über  das  Ligurische  Meer  zu  besitzen. 
—  Geleitet  von  ihrem  kaufmännischen  Geiste,  glaubten  die  Bepubliken 
fremden  Handelsleuten  den  Zugang  zu  diesen  Meeren  versperren  zu  dürfen. 

Im  15.  und  16.  Jahrhundert  wollten  die  Portugiesen  den  Fahrzeugen 
aller  Nationen  die  Schiffahrt  im  Meerbusen  von  Guinea  verbieten.  —  Die 
Spanier  massten  sicJi  die  ausschliessliche  Herrschaft  über  den  Stillen 
Ozean  an. 

Die  Holländer,  die  sich  am  Kap  der  Guten  Hoflnung  niedergelassen 
hatten,  wollten  dort  den  Engländern  die  Durchfiüirt  verwehren. 

Unter  Elisabeth  (1558—1603)  massten  sich  die  Engländer  das  Eigen- 
tumsrecht an  allen  britischen  Meeren  und  sämtlichen  Gewässern  an,  die 
die  Küsten  Englands  bespülen.  Dieselbe  Elisabeth  erwiderte  den  Spaniern, 
die  sich  über  die  Fahrten  von  Francis  Drake  beschwerten,  weil  er  ihre  Bechte 
an  den  amerikanischen  Meeren  verletzte:  „die  Benutzung  des  Meeres  nnd 
der  Luft  ist  allen  gemeinsam;  kein  Volk  und  keine  Privatperson  kann 
ii^end  welche  Bechte  über  den  Ozean  habeo,  da  weder  die  Natur  noch 
die  öffentliche  Benutzung  eine  Besitzergreifung  zulassen.^ 

Unter  Kart  I.  (1625—1649),  Cromwell  (1651—1658)  und  WUhehn  von 
Oranien  (1688—1702)  beanspruchten  die  Engländer  die  Herrschaft  über 
die  britischen  Meere,  die  sich  ihrer  Meinung  nach  von  den  englischen 
Küsten  bis  zu  den  gegenüberliegenden  Ufern  Amerikas  und  Grönlands 
ausdehnten.  —  Noch  im  18.  und  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  behauptete 
England,  dass  ihm  auf  Grund  des  vermeintlichen  Durchsuchungsrechts  und 
des  Bechts  des  Matrosenpressens  usw.  Herrschafts-  und  Hoheitsrechte  an 
dem  Ozean  zuständen.  - 

Frankreich  hat  stets  den  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  verteidigt 
Ludwig  XIV.  erhob  dagegen  Einspruch,  dass  das  Ärmelmeer  als  britischer 
Kanal  bezeichnet  werde,  er  weigerte  den  Engländern  den  Schiflfisgruss  und 
wies  das  Durchsuchungsrecht  zurück.  Ludwig  XVI.  gewährte  dem  Bunde 
der  bewaffneten  Neutralität,  der  im  Jahre  1780  von  Dänemark,  Schweden 
und  Bussland  zur  Bekämpfung  der  Übergriffe  Englands  gegründet  worden 
war,  seinen  Beistand.^) 

Die  französische  Bepublik  schrieb  auf  ihr  Banner  die  Worte:  Freiheit 
der  Meere,  gleiche  Bechte  fttr  die  Nationen  (Liberti  des  mers,  egalit^ 
des  droits  pour  les  nations). 


1)  [Fauchiile,  Une  entente  franco-rasse  pour  la  libert^  des  mers  1778—1780, 
Nouvelle  Revue  1.  janvier  1893,  p.  67.  —  La  diplomatie  frau^^be  et  la  ligue  des 
neutres  de  1780,  1893.] 
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574.  —  Mehrere  berühmte  Schriften  sind  fiber  den  Ansprach  auf 
Beherrschnng  der  Meere  verfasst  worden.  —  Im  Jahre  1609  veröffentlichte 
Grotias  zn  Leiden  ein  Werk,  das  den  Titel  Mare  liberum  trug.  Es  war 
gegen  die  Anmassungen  Portugals,  die  sich  auf  päpstliche  Bullen  gründeten, 
gerichtet.  Grotius  stellte  den  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  klar  und  be- 
stimmt auf  und  verneinte  die  Anerkennung  irgend  welcher  Hoheitsrechte 
ttber  das  offene  Meer.  —  Das  Grotins'sche  Werk  stiess  auf  die  lebhaftesten 
Verwahrungen  bei  allen  den  Yttlkern,  die  an  der  Beherrschung  der  Meere 
im  Widerspruche  zu  dem  Grundsatze  der  Freiheit  festhielten.  Sie  sahen 
voraus,  dass,  wenn  die  Lehre  des  holländischen  Publizisten  anerkannt 
wttrde,  eine  Umwälzung  im  Seerechte  zu  ihren  Ungunsten  unausbleiblich 
wäre.  —  Gentile  schrieb  im  1613  sein  [Buch:  De  advocatione  hispanica, 
worin  er  den  Nachweis  zu  ftthren  suchte,  dass  der  König  von  England 
das  ganze  Meer,  das  Grossbritannien  umgebe,  beherrsche.  —  [Der  Portu- 
giese Freitas  antwortete  Grotius  mit  seiner  Abhandlung  De  justo  imperio 
Lusitanorum  asiatico^)  vom  Jahre  1625,  worin  er  sich  bemühte,  die  Herr- 
schaft der  Portugiesen  ttber  die  Indischen  Meere  zu  begründen.] 

Karl  I.  von  England  forderte  die  holländische  Regiemng  auf,  Grotius 
zu  bestrafen.  Sodann  veranlasste  er  Seiden,  eine  Erwiderung  zu  verfassen. 
Diese  trug  den  Titel  Mare  clausum.  Sie  erschien  1635  zu  London.  Seiden 
zeigt  darin  eine  grosse  Gelehrsamkeit.  Valin  sagte  von  diesem  Buche: 
,,Es  ist  wirklich  unmöglich,  eine  derartige  Sache  geistvoller  und  gewandter 
zu  verteidigen.  Und  doch  bringt  Seiden  kdnen  einzigen  Beweisgrund 
vor,  der  nicht  leicht  zu  widerlegen  wäre^  (t.  ü,  p.  686).') 

Karl  I.  teilte  Holland  die  Lehren  Seldens  mit  und  Gromwell  ordnete 
die  Übersetzung  des  Buches  ins  englische  an.  —  Seiden,  der  sich  als  ein 
besserer  Logiker  als  Grotius  bewährte,  hat  das  englische  Nationalbewusst- 
sein  aufgestachelt.  Sein  Buch  legt  ein  eigenartiges  Zeugnis  von  dem  ver- 
wegenen Plane  der  Meeresherrschaft  ab,  der  bis  auf  den  heutigen  Tag 
mit  der  den  Angelsachsen  angeborenen  zähen  Ausdauer  verfolgt  wird  und  der 
die  vielfachen  Übergriffe,  Ungerechtigkeiten  und  Vergewaltigungen  Englands 
erklärt,  ohne  sie  zu  rechtfertigen.^ 

Im  heutigen  Völkerrechte  findet  der  Grundsatz  der  Meeresfreiheit 
seine  Bestätigung.  Dieser  Grundsatz  ist  aber  nicht  unbedingt,  denn  im 
Seekriege  wird  die  Freiheit  der  Neutralen  im  Interesse  der  Eriegftthrenden 
beschränkt. 

576.  —  Ausgehend  von  der  Fiktion  der  Exterritorialität,  wonach 
Kriegsschiffe  als  wandelnde  Gebietsteile  ihres  Staates  zu  gelten  haben, 

1)  [Guichon  de  Qrandpont  hat  eine  französische  Übersetzung  des  Freitas- 
sehen  Buches  besorfftl 

2)  Man  findet  bei  Gauch y,  Le  droit  maritime  intern.,  t.  II,  pp.  92  bis  124  eine 
Inhaltsangabe  des  Grotiusschen  und  des  Seldenschen  Buches  Mare  hberom  und  Mare 
elausum. 

8)  [Ausser  den  im  Texte  angefahrten  Werken  von  Grotius,  Gentile,  Seiden 
und  Freitas  gibt  es  noch  eine  Anzahl  von  Schriften  aus  dem  17.  und  18.  Jahr- 
hundert, die  den  Grundsatz  der  Meeresfi^iheit  bekämpfen  oder  verteidigen.  Unter 
andern:  Boxhornii,  Apologia  pro  navigationibus  hollandorum,  1688.  -~  Bunau, 
De  jure  imperatoris  circa  maria,  1744.  —  Bynkershoek,  De  domlnio  maris,  1708. 
—  Conringil,  De  domlnio  maris,  1670.  —  Gothofredi,  De  domlnio  sive  imperio 
maris,  1687.  —  Groeningio,  De  navigatioue  libera,  1698.  —  Hagemeyer,  De  im- 
nerio  maris,  1668.  —  Facii  a  Berisa,  De  domlnio  maris  Adriaüd,  1619.  —  Palatii, 
Leo  maritimus  sive  de  domlnio  mans,  1668.  —  Pontani,  Discussiones  historic»  ad- 
Tersus  Seldenl  Mare  clausum,  1687.  —  Sharf,  An  et  quatenus  mare  sit  in  domlnio, 
1747.  —  Schoock,  Jus  et  Imperium  maritimom,  1654.  —  Stypmann,  Dejuremari- 
ümo,  1652.  —  Westerween«  De  jure  quod  competit  societati  privilegiatie  foederatis 
Belgii  ad  Indiamm  commercia,  1724.] 
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sind  einige  Schriftsteller  im  Wege  der  Schlnssfolgerimg  zur  Annahme 
einer  yorttbergehenden  Gebietshoheit  gelangt.  Diese  soU  sich  nicht  nur 
ttber  den  Meeresteil  erstrecken,  wo  sich  das  Geschwader  oder  das  einzelne 
Schiff  gerade  befindet,  sondern  sogar  bis  zu  einer  Entfemong  von  Kanonen- 
schnssweite  im  Umkreise  der  Flotte  oder  des  Schiffes.  Dieser  Ansicht  sind: 
de  Gussy  (op.  cit,  t.  I,  p.  147),*  Hautefeuille  (Histoire,  p.  23), 
Bluntschli  (op.  cit.,   Art.  318)  und  Phillimore  (op.  dt,  t.  I,  p.  203). 

—  Diese  Lehrmeinung  ist  durchaus  willkürlich.  Sie  ist  mit  der  Verkehrs- 
freiheit  auf  dem  offenen  Meere  unvereinbar  und  wird  mit  Becht  yon 
G  essner  (op.  cit.,  pp.  165  et  s.),  Per  eis  (op.  cit.,  S.  47)  und  Wheaton 
(Elements,  t.  II,  p.  101)  verworfen.  Sie  würde  zu  unhaltbaren  Folgen 
flihren. 

Die  mannigfachen  Nachteile,  die  dies  weder  theoretisch  noch  praktisch 
begründete  System  erzeugt,  sind  von  Pereis  mit  grosser  Klarheit  dargelegt 
worden  (op.  cit.,  S.  47  u.  ff.) 

576.  —  Solange  der  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  nicht  zu  allgemeiner 
Anerkennung  durchgedrungen  war  und  die  willkürlichsten  Ansprüche  auf 
Beherrschung  gewisser  Teile  des  Meeres  erhoben  wurden,  spielte  das 
Seezeremoniell  eine  wichtige  Rolle.  Damals  handelte  es  sich  hierbei  nicht 
um  einfache  Ehrenerweisungen  und  Höflichkeitsbezeugungen,  sondern  um 
die  öffentlich  kundgegebene  Anerkennung  der  Suprematie,  die  gewisse 
Staaten  und  Fürsten  selbst  mit  Waffengewalt  geltend  zu  machen  suchten. 

—  Der  Schiffsgruss  oder  der  Salut  hat  heftige  Auseinandersetzungen  ver- 
anlasst und  sogar  als  Verwand  zu  Kriegen  gedient. 

England,  Frankreich,  Spanien  und  Holland  zeichneten  sich  namentlich 
im  17.  Jahrhundert  durch  ihre  Anmassungen,  die  sie  gegeneinander  oder 
gegenüber  den  andem  Staaten  erhoben,  aus.  —  Ludwig  XIY.  ging  mit 
Entschiedenheit  gegen  die  Ansprüche  der  englischen  Könige  vor.  Sein 
Schreiben  vom  25.  Januar  1662  an  seinen  (^sandten  in  London,  den 
Grafen  d'Estrades,  bringt  das  stolze  Bewusstsein  seiner  Würde  und  Ehre 
zum  vollendeten  Ausdinick.  —  Er  beging  aber  den  grossen  Fehler,  dasa 
er  auf  Grund  der  Artikel  10  bis  13  seiner  Ordonnanz  vom  9.  Mai  1665 
von  Holland,  Genua  und  den  Hansastädten,  sowie  später  auf  Grund  der 
Artikel  5  und  6  der  Ordonnanz  vom  15.  April  1689  von  allen  Staaten 
den  Schiffsgruss  forderte. 

Im  19.  Jahrhundert  bildet  die  Gleichheit  der  Staaten  und  ihre  gegen- 
seitige Unabhängigkeit  die  Voraussetzung  für  die  beim  Seezeremoniell  zu 
beobachtenden  Gebräuche.  Es  handelt  sich  jetzt  nur  noch  um  eine  Höflich- 
keits-  und  Ehrenbezeugung.  —  Schiffe  sind  bei  Begegnungen  auf  offener 
See  nicht  verpflichtet,  einander  zu  grüssen.  Wird  ein  Schiffsgruss  unter- 
lassen oder  wird  er  nicht  erwidert,  so  darf  man  nicht  zu  Gewalttätigkeiten 
übergehen,  da  der  Gruss  doch  nur  eine  Höflichkeitsform  ist.  Aber  unter 
besondem  Umständen  kann  die  Unterlassung  oder  die  Nichterwiderung 
des  üblichen  Schiffsgrusses  als  eine  Kränkung  des  fremden  Staates  an- 
gesehen werden.  Man  darf  in  diesen  Fällen  Aufklärung  oder  Genugtuung: 
auf  diplomatischem  Wege  verlangen. 

Die  jetzt  geltenden  Formen  sind  folgende:  —  Begegnet  ein  Kriegs- 
schiff einem  fremden  Kriegsgeschwader,  so  grüsst  es  zuerst.  —  Bei  Be- 
gegnungen einzelner  Schiffe  oder  Geschwader  entscheidet  der  Kang  der 
Schiffsbefehlshaber.  —  Handelsschiffe  sind  nicht  verpflichtet,  Kriegsschiffe 
auf  hoher  See  irgendwie  zu  grüssen;  aber  das  Streichen  und  Anziehen 
der  Flagge  (le  salut  de  pavillon)  ist  herkömmlich  und  zwar  grüsst  das 
Handelsschiff  zuerst. 
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Die  verschiedenen  Begrttssangsformen  sowie  die  Einzelheiten  sind  im 
Guide  diplomatique  von  Härtens  Seite  64  bis  67  angeführt. 

Alle  Seemächte  haben  besondere  Bestimmungen  über  das  Zeremoniell. 
—  In  Frankreich  enthalten  die  Artikel  828  bis  844  des  Böglement  du 
Service  k  bord  de  la  marine  vom  20.  Mai  1885  das  Seezeremoniell  und 
die  Höflichkeitsbezeugungen,  die  zwischen  den  Befehlshabern  der  Kriegs- 
schiffe oder  der  Eriegsgeschwader  auf  hoher  See  und  an  den  Ankerplätzen 
zu  beobachten  sind. 


Zweites  Kapitel. 


Rechtliche  Wirkungen  der  IMeeresfreiheit. 

577.  —  Der  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  hat  folgende  rechtlich 
wichtigen  Wirkungen:  1.  Die  Freiheit  der  Schiffahrt;  2.  Die  Freiheit  der 
Fischerei;  3.  Das  Recht,  unterseeische  Telegraphenkabel  anzulegen. 

Da  die  freie  Benutzung  des  offenen  Meeres  allen  Staaten  gemeinsam 
ist,  so  darf  kein  Staat  bei  Betätigung  dieser  Freiheit  die  andern  Staaten 
schädigen.  Die  Art  und  Weise  der  Benutzung  des  Meeres  muss  im  all- 
seitigen Interesse  und  zum  Vorteile  aller  Staaten  geregelt  werden.  — 
Unter  Freiheit  versteht  man  nicht  Willkür  und  Schrankenlosigkeit.  Es 
haben  sich  daher  Gebräuche,  Gewohnheiten,  Landesgesetze  und  internationale 
Abkommen  herausgebildet,  die  die  Freiheit  und  die  Sicherheit  aller  ver- 
bürgen sollen. 


Erster  Abschnitt. 
Freiheit  der  Schiffahrt*) 

578.  —  Alle  Völker  sind  berechtigt,  im  Interesse  ihrer  Handels-, 
Wirtschafts-  und  politischen  Beziehungen  auf  dem  Meere  zu  verkehren. 
—  Kein  Staat  ist  befugt,  fremde  Schiffe  besondem  Bedingungen  zu  unter- 
werfen und  ihnen  ihre  Fahrstrasse  vorzuschreiben. 

Aber  um  Zusammenstösse  und  das  ubersegeln  von  Schiffen,  die  die- 
selbe Strecke  befahren  oder  die  in  denselben  Gegenden  verkehren,  zu  ver- 
hindern, hielt  man  gewisse  Gebräuche,  die  sich  bei  der  Steuerung  der  Schiffe 
entwickelt  hatten,  ftlr  allseitig  verpflichtend.  —  Einige  Staaten  wie  Deutsch- 
and,  England  und  Frankreich  hatten  zu  diesem  Zwecke  besondere  Bestim- 
mungen erlassen  (Engh'sches  Gesetz  vom  29.  Juni  1862).  —  Schliesslich 
haben  mehrere  Staaten  ein  gemeinsames  Keglement  angenommen.  Hiemach 
muss  auf  den  Schien  während  der  ganzen  Nacht  an  der  Spitze  des  Fock- 
mastes ein  weisses  Licht,  am  Backbord  ein  rotes  und  am  Steuerbord  ein 
grünes  Licht  brennen  (Art.  2  bis  11).  Bei  Nebel  und  dickem  Wetter  müssen 
Tag  und  Nacht  Schallzeichen  mit  Glocken,  Pfeifen  oder  Sirenen  gegeben 
werden ;  bei  Begegnungen  von  Schiffen  sind  bestimmte  Regeln  beim  Ausweichen 


*)  Prien,  Der  ZusammensUm  wm  Schiffen,  1896.  —  Bomberg,  Straeaenreckt  auf 
See,  187a, 
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za  befolgen  (Art.  14  bis  27).  —  Diese  gemeinsamen  Bestimmungen  sind  in 
Qestalt  von  Dekreten  oder  Verordnungen  in  DeutscUand,  Österreich)  Eng- 
land, Belgien,  Chile,  Dänemark,  Frankreich,  Spanien,  den  Verein.  Staaten, 
Griechenland,  Italien,  Norwegen,  den  Niederlanden,  Portugal,  Bnssland, 
Schweden  and  andern  Staaten  vom  1.  September  1880  ab  in  Kraft  ge- 
treten. (S.  für  Frankreich  das  Journal  ofBciel  vom  6.  November  1879). 
—  Sie  gelten  für  Kriegs-  und  Handelsschiffe  sowie  auch  ffir  Fischerboote, 
auf  die  Artikel  10  ausdrücklich  hinweist.  —  Die  Sanktion  des  Reglements 
Hegt  in  der  Haftung  derer,  die  seine  Vorschriften  nicht  beobachtet  haben. 
Im  Falle  eines  Zusammenstosses  gilt  deijenige  Kapitän  als  der  Schuldige, 
der  die  Vorschrift;en  nicht  befolgt  hat  —  pies  Reglement  wurde  im 
Jahre  1884  durch  ein  anderes,  dessen  Bestimmungen  mit  dem  bisherigen 
im  ganzen  gleichlautend  waren,  ersetzt.  Es  ist  in  Frankreich  dorch 
Dekret  vom  1.  September  1884  yerkttndigt  worden.^)  —  An  die  Stelle 
des  Reglements  von  1884  trat  (seit  dem  1.  Juli  1897)  ein  Reglement,  das 
in  vielen  Punkten  ähnlich  ist.  Dies  Reglement  wurde  in  Frankreich  durch 
das  Dekret  vom  21.  Februar  1897  eingef&hrt.^)] 

579.  —  Im  Falle  des  Zusammenstosses  zweier  Schiffe  hat  der  Fflhrer 
eines  jeden  derselben  dem  andern  Schiffe,  dessen  Ffihrer,  Besatzung  and 
Reisenden  zur  Abwendung  der  nachteiligen  Folgen  des  Zusammenstosses 
den  erforderlichen  Beistand  zu  leisten,  soweit  er  dazu  ohne  erhebliche 
Gefahr  für  das  eigene  Schiff  und  die  darauf  beflndlicben  Personen  im- 
stande ist.  (Englisches  Gesetz  vom  29.  Juni  1862,  Art.  33  und  Gesetz, 
betreffend  die  Handelsflotte  von  1873,  Art.  16.  —  Deutsche  Verordnung 
Tom  15.  August  1876.«)*) 

580.  —  Die  englische  Regierung  hat  sich  das  Verdienst  erworben, 
zuerst  einen  Signalkodex,  der  die  wesentlichen  Bestandteile  f&r  eine 
aUgemeine  Seesprache  enthält,  aufgestellt  zu  haben.  Eine  Kommission, 
die  von  Frankreich  und  England  bestellt  wurde,  hat  das  begonnene  Werk 
Terbessert.9rDer  Code  conmiercial  des  signaux  ist  durch  das  Dctoet  rom 
25.  Juni  1864  in  Frankreich  eingeführt  worden.  Neben  diesem  Dekret 
gilt  nochS  das^  internationale  Reglement  der  londoner  Konferenz  rom 
28.  Juli  1879,  das  von  Frankreich  und  achtzehn  andern  Staaten  angenommen 
worden  ist.  — JEFast  alle  Staaten  haben  sich  die  Merchant  Shipping  act 
Ton  1873,  die  in  den  Artikehi  18  und  19  die  Not-  und  Steuersignale  regeln, 

1)  [Journal  officiel  vom  5.  September  1884.  S.  den  Text  in  J.  I.  P.,  t  £1, 
p.  671.] 

2)  [Jonmal  officiel  vom  25.  Februar  1897.  S.  den  Text  in  J.  I.  F.,  t  XXIV, 
p.  627.] 

d)  [Im  Jahre  1889  hatte  in  Washington  eine  Konferenz  von  Delegierten  ver- 
schiedener Seemächte  getagt,  um  internationale  Regeln  zur  Verhütung  von  Schiffs- 
zusammenstössen  auf  dem  Meere  zu  vereinbaren.  Die  Beratungen  dieser  Konferenz 
lAben  der  Ausarbeitung  des  Reglements  von  1897  zur  Grundlage  gedient  Die  Kon- 
ferenz hat  aber  auch  Mnfluss  auf  die  Landessesetzgebung  verschiedener  Lander  aus- 
geübt. Der  Kongress  der  Verein.  Staaten  nahm  im  September  1890  ein  Gesetz  an, 
das  die  bisher  nur  moralische  Beistandroflicht  des  Schiffskapitäns  bei  einem  Zu- 
sammenstosse  zur  Rechtroflicht  erhob.  In  Frankreich  wurde  am  10.  März  1891  ein 
Gesetz,  betreffend  Seennlälle  und  Zusanmienstösse  erlassen.  —  SchiffozusammenstSsse 
geben  oft  Anlass  zn  Gesetzeskollisionen.  Siehe  hierüber  die  Beratongen  des  In- 
stituts fnr  Volkerrecht,  R.  D.  I.,  t  XIX,  p.  867  und  t  XX,  pp.  349,  487  et  601.] 

*)  Deutachei  Strafaeteidfudi  §  145;  Kaüerl  Verordnma  mr  YeHMmg  des  2Su- 
aammMUiomna  der  SeulMffe  vom  9.  Mai  1897;  deßd.  vom  10,  Mai  1897,  Mr.  iKe  IM*» 
fmd  SigmUffihnmg  der  Fäeherfähraeuge  tmd  Lot&aiaampfhoote;  deuß,  vom  IS.  Ävguet  18f6 
Über  das  Verhauen  der  Schiffer  natk  ewum  Zuaanmenttosi  wm  Schiffen  a^  See;  Vererdr 
mmf  vom  16.  Oktober  1900  4&er  die  AbUendmg  der  SeUeniU^ter  md  die  EinriMim§  der 
I\mtkm^temen  antf  Seu^iffen. 
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zum  Vorbilde  genommeii  und  ihrerseits  ähnliche  Yorschriften  erlassen.  Die 
iiissbrftachliche  Benutzung  der  Signale  und  der  Oebrauch  anderer  Signale 
unterliegt  bestimmten  Strafen.^) 

580^.  —  [Zum  Schutze  der  Fischer,  die  allijährlich  in  der  Zeit  vom 
15.  Aprü  bis  zum  15.  Oktober  den  Kabeljaufang  in  den  von  den  europftisch« 
amerikanischen  Schnelldampfern  durchfahrenen  Gewässern  der  Neufundland' 
bank  betreiben,  hat  die  französische  Begierung  unterm  21.  Dezember  1897 
dem  mit  der  Compagnie  transatlantique  getroffenen  Abkommen  vom  16.  Juli 
1896  eine  Bestimmung  hinzugefügt,  wonach  sich  die  Schiffe  dieser  Gesell^ 
schait,  die  den  Dienst  zwischen  Frankreich  und  den  Verein.  Staaten  ver- 
sehen, während  der  Zeit  vom  15.  April  bis  zum  15.  Oktober  der  Durch&hi*t 
durch  die  Gewässer  der  Neufundlandbank  bei  einer  Geldstrafe  von  2000  Frcs. 
zu  enthalten  haben,  wofern  nicht  ein  Fall  höherer  Gewalt,  der  durch  das 
Schiffsjournal  nachzuweisen  ist,  vorgelegen  hat.  Dies  bezeichnet  man  mit 
einem  wenig  glücklichen  Ausdruck  als  Neutralisation  der  Neufundlandbank. 
Die  Fischerboote  sind  hierdurch  einigermassen  gegen  die  Gefahr  des 
Übersegelns,  die  ihnen  von  den  grossen  Dampfern  droht,  gesichert.  Zur 
vollen  Beseitigung  dieser  Ge&hr  mttssten  aber  alle  Länder,  deren  Schiffe 
in  der  Nähe  der  Neufundlandbank  vorbeifahren,  dem  Beispiele  Frankreichs 
folgen  und  es  mässte  eine  internationale  Vereinbamng  zur  Neutralisation 
der  Neufündlandbank  getroffen  werden.^] 


Zweiter  Abschnitt. 
Freiheit  der  Fischerei.*) 

&81.  —  Im  17.  Jahrhundert  masste  sich  Dänemark  das  Recht  der 
Fischerei  in  den  Gewässern  Islands  und  Grönlands  unter  Ausschluss  aller 
andern  Nationen  an.  Dieser  Anspruch  wurde  aber  von  den  übrigen  Staaten 
zurflckgewiesen.  —  Vielfache  Streitigkeiten  sind  zwischen  lägland  und 
den  Yerein.  Staaten  wegen  der  Fischerei  in  den  Kanadischen  Gewässern^) 
und  wegen  des  Eobben&ngs  im  Beringsmeer  ausgebrochen  (No.  505).  — 
Der  Streitfall  zwischen  England  und  Frankreich  wegen  des  Fischereirechts 
an  den  Küsten  Neufundlands  berührt  nicht  den  Grundsatz  der  Meeresfreiheitt 
es  handelt  sich  dabei  vielmehr  um  eine  vertraglich  eingeräumte  Staatsdienst- 
barkeit  (No.  342). 

Die  Hochseefischerei  steht  den  Angehörigen  aller  Staaten  frei.  — 
Kein  Staat  kann  einseitig  Bestünmungen  erlassen,  die  auf  dem  Meere  für 
andere,  als  ftir  seine  eigenen  Untertanen  verpflichtend  wären.  —  Trotzdem 


1}  [Die  Verständigung  wird  durch  die  ZusammenstelluDg  einer  grossem  oder 
gerinffern  Zahl  Ton  Konsonanten  vermittelt  Bei  grösserer  Entfernung  yerständiflen 
sich  die  Schiffe  durch  Flaggen,  die  mit  Zeichen  Tersehen  sind,  in  der  Nähe  werden 
die  Mitteilungen  auf  schwarze  Tafeln  geschrieben.  Möglich  sind  78  000  Kombinationen. 
Jedes  Schiff  hat  den  Signalkodex  in  seiner  Sprache  an  Bord.  Dies  Buch  besteht  aus 
zwei  Teilen.  Der  eine  Teil  enthält  die  Übersetzung  der  Signale,  die  man  sieht,  der 
andere  sdbt  die  Signale  an,  deren  man  sich  zur  Mitteilung  zu  bedienen  hat] 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t  V,  pp.  678  et  s.  --  Das  Gesetz  vom  8.  Juli  1898  (Journal  of- 
ficiel  du  10  juillet  1898)  hat  das  tou  der  französischen  Regierung  mit  der  Compagnie 
transatlantique  getroffene  Abkommen  bestätigt] 

3)  Pradier-Fod^r^,  op.  dt.  t  V,  No.  2454.  —  [S.  auch  Elliot,  The  Fisheries 
questions,  1887;  Qeffcken,  The  Nordamerican  Fisheries,  Fortnightly  Review,  Mai 
1890,  The  Fisheries  disputes,  1888.] 

*)  Bnehenberger,  Handwdrierhmdi  der  StaaimcitBentdiafttn,  itl,  lOiO. 
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mass  denen,  die  das  Fischerei-Gewerbe  ausüben,  ein  wirksamer  Sehntz 
und  eine  hinreichende  Sicherheit  für  ihre  Unternehmungen  geboten  werden. 
Es  ist  die  Aufgabe  des  Völkerrechts,  einen  Ausgleich  zwischen  den  Interessen 
der  Fischer  der  verschiedenen  Nationalitäten  herbeizuführen.  Es  haben 
sich  daher  schon  seit  Jahrhunderten  gewisse  Gebräuche  und  Gewohnheiten 
gebildet.  —  Die  Fischer  mttssen  ihr  Gewerbe  so  ausüben,  dass  sie  sich 
gegenseitig  keinen  Schaden  zufügen.  —  Es  ist  ihnen  verboten,  sich  aus 
dem  Fischereigebiete  gegenseitig  zu  vertreiben  und  zu  versuchen,  sich 
durch  betrügerische  Machenschaften  allen  Nutzen  allein  zu  sichern  usw. 
—  Es  bestehen  Gebräuche,  die  sich  auf  die  gegenseitige  Hilfeleistung  in 
Seenot,  bei  einer  Strandung,  beim  Mangel  an  Vorräten  usw.  beziehen.  — 
Bereits  im  17.  Jahrhundert  waren  die  Rechte  und  Pflichten  der  Fischer 
in  den  Fischereigebieten  Grönlands  bis  ins  einzelnste  geregelt.^) 

582.  —  In  jüngster  Zeit  hatte  die  Fischerei  in  der  Nordsee  zahlreiche 
Händel  zwischen  den  Fischern  der  verschiedenen  Nationen,  die  dort  ihr 
Gewerbe  ausüben,  veranlasst.  Um  einer  Wiederholung  derartiger  Streitig- 
keiten vorzubeugen  und  zugleich  die  planlose  Ausrottung  der  Fische  zu 
verhüten,  trat  eine  Konferenz  im  Haag  im  Mai  1881  zusammen.  —  Eän 
Abkommen,  betreffend  die  polizeiliche  Regelung  der  Hochseefischerei  in 
der  Nordsee  ausserhalb  der  Ettstengewässer,  wurde  am  6.  Mai  1882  von 
Deutschland,  England,  Belgien,  Dänemark,  Frankreich  und  Holland  unter- 
zeichnet. (Das  französische  Gesetz  vom  15.  Januar  1884  hat  dieses  Ab- 
kommen ratifiziert.*)*) 

[Das  Abkommen  bezieht  sich  nui*  auf  die  Fischerfahrzeuge  der  vertrag- 
schliessenden  Mächte  (Art.  1).  —  Die  Artikel  2  und  4  bestimmen  das 
Geltungsgebiet  des  Abkommens;  zu  diesem  Zwecke  setzen  sie  die  Aus- 
dehnung des  Eüstenmeers  und  die  der  Nordsee  fest.  —  Die  Artikel  5  bis  13 
betreffen  die  Staatszugehörigkeit  der  Fischerfahrzeuge  und  deren  äussere 
Kennzeichen.  —  Die  Artikel  14  und  24  geben  Yerhaltungsmassregeln,  um 
die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Fischfanges  zu  gewährleisten.  —  Die 
Überwachung  wird  den  Fischereikreuzem  der  vertragschliessenden  Staaten 
übertragen  (Art.  26  u.  ff.).  —  Den  Einzelstaaten  wird  die  Überwachung 
der  Regeln,  betreffend  die  Ausmusterung  der  Mannschaft,  die  Fischerei- 
gerätschaften  und  das  Vorhandensein  verbotener  Gegenstände  an  Bord  der 
Schiffe  vorbehalten.  Man  hat  hiermit  die  Durchsuchung  durch  fremde 
Schiffe  vermeiden  wollen  (Art.  27).  Der  Überwachung  der  Vertragsmächte 
unterliegen  die  nicht  im  Artikel  27  angeführten  Übertretungen  und  die 
Vergehen,  die  sich  aut  das  Fischereigewerbe  selbst  beziehen  (Art.  28). 
Der  Staatskreuzer  kann  gewisse  Aufklärungen  verlangen  und  sich  der 
Staatszugehörigkeit  des  ihm  begegnenden  Fahrzeuges  vergewissem;  im 


1)  Pereis,  Seerecht,  S.  148  ff.  —  [Frankreich  und  England  schlössen  am 
2.  August  1839  ein  Abkommen  über  die  Fischerei,  das  durch  ein  Reglement  Tom 
24.  Mai  1843  ergänzt  wurde.  (De  Clercq,  Receuil  des  traites  de  la  France,  t  V,  p.  99.) 
Im  Jahre  1867  beschloss  man,  die  beiden  Akte  von  1839  und  1843  umzuarbeiten 
und  es  wurde  ein  Abkommen  am  11.  November  1867  unterschrieben  (De  Glercq,  op.  cit., 
t  IX,  p.  773).  Aber  dies  Abkommen  trat  nie  in  Kraft;  die  beiden  Akte  von  1839  und 
1843  sind  vielmehr  in  Geltung  geblieben.  Die  1867  er  Konvention  ist  zwar  ratifiziert, 
aber  die  zu  ihrer  Wirksamkeit  erforderlichen  Vollziehungshandlungen  sind  nie  vor- 
genommen  worden.] 

2)  [De  Ryckere,  La  Convention  internationale  de  la  Haye  et  le  regime  generai 
des  pecheries  dans  la  mer  du  Nord,  Belgique  judiciaire,  1894,  p.  118.  ^  Bromley- 
Burrows,  Difficultes  internationales  ä  propos  des  pecheries  maritimes,  J.  I.  P.,  t.  XIV, 
p.  709.  —  David,  La  peche  maritime  au  point  de  vue  international,  1897.  —  Imbart- 
Latour,  De  la  peche,  1885.  —  S.  auch  R.  D.  L,  t.  XIV,  p.  619.] 

*)  Vgl.  Deutsches  Autßhrungsgesetz  wm  SO.  Aprü  1884, 
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aUgemeinen  soll  er  nicht  weiter  vorgehen.  Man  lässt  jedoch  ein  Durch- 
snchnngsrecht  zn,  wenn  hinreichende  Verdachtsgründe  dafür  vorliegen,  dass 
eine  Übertretung  begangen  worden  ist  (Art.  29);  der  Kreuzer  kann  das 
Schiff  anhalten  und  es  in  einen  Hafen  der  Nation  des  Fischers  abführen 
(Art.  30).  Es  folgt  aus  dem  Abkommen,  dass  der  Kreuzer  des  einen 
Staates  ein  Protokoll  ttber  eine  Übertretung  des  Schiffes  eines  andern 
Staates  aufnehmen  kann.  Welche  rechtliche  Bedeutung  hat  ein  solches 
Protokoll?  Man  ttberlässt  es  jedem  Lande,  dies  durch  seine  eigene  Gesetz- 
gebung zu  bestimmen.  Die  Widerspenstigkeit  der  Fischer  eines  Landes 
gegen  die  Kreuzer  eines  andern  Landes  wird  so  bestraft,  als  ob  sie  gegen 
die  eigenen  Staatskreuzer  begangen  worden  wftre.  Die  Verfolgung  straf- 
barer Handlungen  ist  im  Namen  des  Staates  und  durch  den  Staat  zu 
betreiben  (Art.  34)^).]  —  Die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  soll  die 
Strafen,  die  gegen  die  Übeltäter  anzuwenden  sind,  bestimmen  (Art.  35).  0 
—  Die  Gerichte  des  Landes,  dem  die  Fahrzeuge  der  Schuldigen  angehören, 
sind  allein  zuständig;  sie  entscheiden  über  Vergehen  und  Übertretungen 
sowie  ttber  Schadensersatzansprflche  (Art.  36  u.  37).  —  Vgl.  die  Deklaration 
vom  Haag  vom  1.  Februar  1889.^) 

Die  Fischerei  innerhalb  der  Kttstengewässer,  d.  h.  innerhalb  eines 
Umkreises  von  drei  Seemeilen  von  der  Küste  ab  gerechnet,  wird  ausdrück- 
lich und  ausschliesslich  den  Fischern  des  betreffenden  Landes  vorbehalten 
(Art.  2,  No.  518). 

Pradier-Fodärö  bemängelt  das  Abkommen  und  hält  es  nicht  für 
geeignet,  Abhilfe  gegen  Missbräuche  herbeizuführen  (op.  dt,  V,  No.  2458).^ 


Dritter  Abschnitt. 
Anlegung  und  Schutz  unterseeischer  Telegraphenkabel. 

583.  —  Aus  dem  Grundsatze  der  Meeresfreiheit  ergibt  sich  für  die 
üferstaaten  das  Recht,  unterseeische  Telegraphenkabel  anzulegen.  —  Die 
Erhaltung  dieser  Kabel  muss  gesichert  sein.  —  In  den  Küstengewässem 
konnte  der  erforderliche  Schutz  durch  die  Gesetze  des  betreffenden  Staates 
leicht  gewährt  werden.  Aber  es  stellte  sich  als  notwendig  heraus,  die 
Kabel  auch  auf  hoher  See  gegen  absichtliche  und  fahrlässige  Zerstörungen 
zu  sichern.  Ein  solcher  Schutz  konnte  nur  durch  eine  internationale  Ver- 
ständigung verschafft  werden. 


1)  [S.  das  französische  Gesetz  Tom  15.  Januar  1884.  —  S.  bei  Sirey,  Rec  p6r., 
87.  1.  333  eine  Entscheidung  und  eine  Anmerkung,  die  sich  auf  das  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  beziehen.] 

3)  [Auf  der  Konferenz,  die  das  Abkommen  yon  1888  vorbereitete,  wurde  die 
Frage  aufgeworfen,  was  im  Falle  eines  Krieges,  den  eine  oder  mehrere  der 
Vertragsm&chte  zu  führen  hätten,  ans  dem  Abkommen  werden  wftrde  und  wie  sich 
die  Kriegsschiffe  der  Kriegsparteien  zu  verhalten  hätten?  Sollen  die  Fischereifahrzeuge 
den  Bestimmungen  des  Frisenrechts  zuwider  (No.  1283)  der  Wegnahme  nicht  unter* 
liegen?  Der  Vorsitzende  der  Konferenz  stellte  dies  als  wünschenswert  hin;  aber  es 
blieb  nur  bei  diesem  personlichen  Wunsche  (No.  1360).] 

3)  [Das  Abkommen  von  1882  hat  keine  Schwierigkeiten  zwischen  franzosischen, 
englischen,  belgischen  und  deutschen  Fischern  hervorgerufen,  wohl  aber  zwischen 
englischen  und  deutschen  sowie  zwischen  englischen  und  beigaben  Fischern.  Man 
war  genötigt,  gegenüber  der  Parteilichkeit  englischer  Gerichte  gewisse  Massregeln 
zu  ergreifen.  Zwischen  Belgien  und  England  kam  eine  besondere  Deklaration  am 
2.  Mai  1891  zustande  (Archives  diplomatiqnes  1893,  t  111,  p.  12).] 
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Das  Institut  fttr  Völkerrecht  erklärte  auf  seiner  Versammlung  yom  Jahre 
1879^  es  sei  wünschenswert,  dass  die  Zerstörung  oder  Beschädigang 
unterseeischer  Kabel  auf  offenem  Meere  als  ein  Verbrechen  geg^i  das 
volkerrecht  betrachtet  werde.^)  Auf  mehremEonferenzen  wurdenB^^hlttase 
ilber  denselben  Gegenstand  ge£BU9st") 

Auf  den  Vorschlag  Frankreichs  trat  eine  internationale  Konfer^iz  in 
Paris  zusammen,  um  Regeln  zum  Schutze  der  unterseeischen  Telegi^aphen- 
kabel  und  der  Schiffe,  die  die  Kabel  auslegen  und  wiederherstellen,  zu 
beraten.  Sechsundzwanzig  Staaten  waren  auf  dieser  Konferenz  vertreten. 
3ie  führte  zu  dem  am  14.  Milrz  1884  zu  Paris  unterzeichneten  Abkommen. 

—  Nach  Artikel  14  werden  die  andern  Staaten  aufgefordert,  dem  Ab- 
kommen beizutreten.^)  —  Das  Abkommen  hat  eine  Dauer  von  5  Jahren, 
unbeschadet  einer  stillschweigenden  Verlängerung  yon  Jahr  zu  Jahr  (Art.  16). 

Die  Freiheit,  unterseeische  Kabel  auszulegen  und  sie  instandzuhalten^ 
steht  unter  der  gemeinsamen  6ai*antie  der  Vertragsmächte.  Diese  ver- 
pflichten sich,  die  erforderlichen  gesetzgeberischen  Massregeln  zu  treffim, 
um  die  Durchführung  des  Abkommens  zu  sichern  und  Übertretungen  geg^i 
dasselbe  zu  bestrafen.  —  [Das  Abkommen  findet  nur  Anwendung  ausser- 
halb der  Küstengewässer,  denn  innerhalb  dieser  Gewässer  ist  der  Ufer- 
staat zu  den  nötigen  Vorkehrungen  berechtigt  und  verpflichtet  (Art.  1). 

—  Es  bezieht  sich  auf  alle  rechtmässig  angelegten  unterseeischen  Tele- 
graphenkabel, die  auf  den  Staatsgebieten  oder  den  Besitzungen  eines  oder 
mehrerer  der  vertragschliessenden  Teile  landen  (Art.  1).]  —  Alle  Fahr- 
zeuge haben  sich  von  den  Schiffen,  die  mit  der  Legung  oder  der  Wieder- 
herstellung eines  Kabels  beschäftigt  sind,  fernzuhalten.  —  [Artikel  2 
führt  die  strafbaren  Handlungen  auf:  nämlich  vorsätzliche  oder  fehrläi^ge 
Zerreissung  oder  Beschädigung.  Die  Festsetzung  der  Strafen  wird  der 
Gesetzgebung  der  Vertragsstaaten  vorbehalten  (Art.  12).  —  Durch  die 
Wiederherstellung  eines  Kabels  können  die  darttberliegenden  Kabel  be- 
schädigt werden.  Die  Artikel  4  und  5  treffen  fUr  diesen  Fall  besondere 
Bestimmungen.  —  Fischer,  die  ein  Netz  oder  sonstige  Fischergerätschaften 
opfern,  um  ein  Kabel  nicht  zu  beschädigen,  sind  vom  Eigentflmer  des 
Kabels  schadlos  zu  halten  (Art.  7).  —  Zur  Entscheidung  über  Zuwider- 
bandlungen gegen  das  Abkommen  sind  die  (Berichte  des  Staates  zuständig, 
^em  das  schuldige  Schiff  seiner  Flagge  nach  angehört  (Art.  8);  die  Ver- 
folgung ist  im  Namen  des  Staates  oder  durch  den  Staat  zu  betreiben 
(Art.  9).]  —  Die  Übertretungen  werden  durch  die  Befehlshaber  der  Kriegs- 
schiffe oder  anderer  eigens  dazu  ermächtigter  Schiffe  festgestellt.  [Sie 
können  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatszugehörigkeit  des  schuldigen  Schiffes 
Protokolle  aufnehmen.    Die  Protokolle  werden  nach  den  Formen  und  in 


1)  rS.  Annnaire  de  rinstitut,  t  IV.  pp  351  et  s.  ~  R.  B.  L,  t  XU,  p.  101.] 

2)  [Im  Jahre  1869  legten  die  verein.  Staaten  verschiedenen  Staaten  einen 
Vertragsentwurf;  betreffend  den  Schutz  der  Kabel  vor,  wonach  insbesondere  die 
Zerstörung  von  Kabeln  dem  Verbrechen  des  Seeranbs  gleichgestellt  und  dem- 
entsprechend bestraft  werden  sollte.  Der  dentsch-französiscbe  Krieg  gestattete  nicht, 
diesem  Entwürfe  näher  zu  treten,  jedoch  wnrde  die  Frage  auf  verschiedenen  Kongressen 
wieder  angeregt,  so  auf  dem  Telegraphenkongresse  zu  Rom  1871,  auf  der  Fischerei- 
konferenz im  Haag  1881  und  auf  dem  £lektrizitatskongresse  zu  Paris  1881.  Der  auf 
dem  letzteren  Kongresse  formulierte  Wnnsch  f&hrte  die  liösung  der  Frage  herbei. 
Der  Vorsitzende  dieses  Kongresses,  der  franzosische  Post-  und  Telegr^henminister, 

fab  die  Anregung  zu  einer  Konferenz  zum  Schutze  der  KabeL    Sie  trat  1889  in 
ans  znsanmien.    Die  BeschlfbBse  dieser  Konferenz  wurden  einer  andern  Konferenz 
vom  Jahre   1888  unterbreitet    Diese  gelangte  zu  einem  Entwürfe  ne  varietnr;  eine 
^eue  Konferenz  brachte  dann  das  Abkommen  vom  14.  März  1884  zustande.] 
8}  [Japan  ist  der  Konvention  beigetreten.] 
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der  landesüblichen  Sprache  des  Staates  anfgenommen,  dem  der  amtierende 
Offizier  angehört.  Sie  können  als  Beweismittel  in  dem  Lande  dienen, 
wo  sie  nach  Massgabe  der  dortigen  Oesetzgebnng  angerufen  werden  (Art.  10).] 

Das  Abkommen  hat  in  Kriegszeiten  keine  Geltung;  die  Freiheit  der 
Kriegführenden  wird  im  Kriege  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  (Art.  15).^) 
—  [Diese  Bestimmung  kann  fllr  die  Staaten,  die  sich  an  dem  Kriege  nicht 
beteiligen  und  die  sich  der  Kabel  einer  Kriegspartei  bedienen,  unliebsame 
Folgen  haben.  Wenn  die  Kriegspartei  das  Kabel  auch  nicht  gerade  zer- 
stört, so  liegt  doch  die  Annahme  nahe,  dass  sie  im  Interesse  der  Kriegs- 
iintemehmungen  die  Benutzung  des  Kabels  unterbindet.  Die  neutiulen 
Staaten,  die  keine  eigenen  Kabel  haben,  können  dadurch  dieses  Verkehrs- 
mittels ganz  beraubt  werden.  Dieser  Fall  trat  im  Jahre  1899  während 
des  engUsch-sttdafrikanischen  Krieges  ein.  England,  das  fast  das  ganze 
Kabelnetz  besitzt,  hinderte  den  freien  Verkehr  der  neutralen  Staaten  mit 
ihren  Kolonien.  Um  solchen  übelständen  künftighin  vorzubeugen,  mttsste 
jeder  Staat  sein  eigenes  Kabelnetz  besitzen  oder  es  mttsste  die  Neutrali- 
sation der  unterseeischen  Telegraphenkabel  durch  eine  internationale  Über- 
einkunft herbeigeführt  werden.^] 

Gemeinsame  Deklarationen  vom  9.  Dezember  1886  und  vom  23.  März 
1887  haben  den  Sinn  der  Artikel  2  und  4  des  Abkommens  näher  bestimmt. 
In  einem  Protokolle  vom  7.  Juli  1887  wurde  als  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens des  Abkommens  der  1.  Mai  1888  festgesetzt.  —  (Französisches 
Gesetz  vom  20.  Dezember  1884;  Dekret  vom  23.  April  1888.  —  Englisches 
Gesetz  vom  6.  August  1885.  —  Griechisches  Gesetz  vom  9.  Dezember 
1885.  —  Italienisches  Gesetz  vom  1.  Januar  1886  usw.)*) 

Professor  Renault  zu  Paris  hat  die  Frage  des  internationalen  Eigen- 
tums an  unterseeischen  Telegraphenkabeln  in  Friedens-  and  Kriegszeiten  in 
erschöpfender  Weise  bearbeitet.  (S.  R.  D.  I.,  t.  Xn,  pp.  251  u.  ff.  und 
B.  D.  I.  P.,  t  XV,  p,  17,  169^).  —  Wir  verweisen  auf  diese  yorzügliche 
Abhandlung. 


Drittes  Kapitel. 


Seepolizei. 

S84.  —  Die  auf  offenem  Meere  an  Bord  von  Kriegs-  oder  Handels- 
schiffen oder  auf  deren  Schaluppen  oder  Booten  begangenen  Verbrechen 

1)  [Ober  Kabel  in  Kriegszeiten  s.  Holland,  Des  cäbles  sous-marins  en  temps 
degnerre,  J.  I.  F.,  t  XKY,  p.  648.  —  Morse,  De  la  destruction  par  ud  belligeraDt  des 
cäbles  soas-marins  appartenant  k  des  compagnies  privies,  J.  I.  P.,  t.  XXV,  p.  699.  — 
S.  auch  Louis  Renault,  R.  D.  I.  P.,  t  VII,  p.  270.  —  S.  n»  1278.] 

2)  [S.  die  interessanten  Ausfohrungen  TonDesjardins  über  die  unterseeischen 
Kabel  wahrend  des  südafrikanischen  Krieges  in  der  Revue  des  Deux-Mondes  (1.  Mai  1900, 
pp.  72  et  s.).  —  S.  auch  Despagnet,  B.  D.  i.  P.,  t  VII.] 

3)  Lautenbach,  Die  Beschädigung  unterseeischer  Telegraphenkabel,  1889.  — 
Morse,  The  neutralization  of  sub-marine  telegraphic  cables,  The  Albany  law  Journal, 
17  Juli  1897.  und  Kosmodike,  1»  Januar  1898.  —  Louis  Renault,  R.  D.  I.,  t.  XV, 
p.  619.  —  Foinsard,  Droit  international  conventionnei,  pp.  55  et  s.]  —  Landoi$^ 
Zur  Lehrt  vom  «aUerrseMicAefi  Sdwix  der  «u&morwMn  Talq^fiflgiAenlbiML  DinertaHon  1894, 
S.  OMC^  Zorn,  op.  dt,  8. 189,  Anm.  3. 

*)  Deuiof^eo  OeseU  vom  2t  November  18S7  mr  Ausfiikrwiig  des  Vertrages  Öfter  den 
ßehUt  der  mUereeeischen  TdegrapkenhabeL 
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oder  Vergehen  werden  von  den  Gerichten  des  Staates  abgeorteilt,  dem 
das  betr^ende  Schiff  angehört.  Kein  Staat  könnte  die  Gerichtsbarkeit 
ttber  fremde  Schiffe  fttr  sich  in  Anspruch  nehmen,  ohne  in  die  Unabhängig:- 
keit  und  in  die  Souveränität  des  andern  Staates  einzugreifen. 

Der  Ozean  begünstigt  durch  seine  ungeheure  Ausdehnung  die  Ver- 
Übung  gewisser,  dem  Meere  eigentümlicher  Verbrechen,  wie  den  Sklaven- 
handel, der  die  menschliche  Freiheit,  und  den  Seeraub,  der  die  Sicherheit 
der  Schiffahrt  bedroht.  —  Solche  Verstösse  gegen  die  Rechtsordnung  dürfen 
nicht  ungesühnt  bleiben;  ihre  Urheber  müssen  verfolgt  und  bestraft  werden. 
—  Eine  Seepolizei  ist  demnach  ein  dringendes  Bedttrfhis.  —  Da  sich  aber 
kein  Staat  die  ausschliessliche  Ausübung  von  Hoheitsrechten  und  ins- 
besondere die  der  Gerichtsbarkeit  über  das  Weltmeer  anmassen  darf,  so 
fÜlt  die  Pflicht  der  polizeilichen  Überwachung  allen  Seemächten  zugleich 
anheim.  Im  allgemeinen  muss  allen  die  Fähigkeit  zuerkannt  werden,  die 
Urheber  von  Bechtswidrigkeiten  zu  verfolgen  und  durch  ihre  Eri^flotte 
die  Buhe  und  Sicherheit  des  offenen  Meeres  zu  wahren.  —  Es  gibt  eine 
Polizeigewalt  auf  hoher  See  und  es  muss  eine  solche  geben. 

Die  PoUzeigewalt  darf  nur  durch  die  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe 
der  einzelnen  Staaten  ausgeübt  werden.    Nur  diese  Schiffe  bieten,  dank 
der  Zusammensetzung  ihrer  Offtzierkorps,  durch  ihre  eigenartige  Orga 
nisation  und  dadurch,  dass  sie  einen  Bestandteil  der  Staatsgewalt  bilden,, 
die  unerlässlichen  Bürgschaften. 

Die  polizeilichen  Massregeln  beziehen  sich  auf  besondere  strafbare 
Handlungen:  nämlich  auf  Fischereivergehen  (No.  581  u.  ff.),  auf  die  Be- 
schädigung oder  Zerstörung  unterseeischer  Telegraphenkabel  (No.  583), 
auf  den  Sklavenhandel  (No.  401  u.  ff.),  auf  die  Führung  einer  falschen 
Flagge,  auf  den  Seeraub  usw. 


Erster  Abschnitt. 
PrOfung  der  Sohiffspapiere. 

686.  —  Die  Prüfung  der  Schiffspapiere  (viriflcation  ou  enquftte  da 
pavillon,  auch  reconnaissance  de  nationalitö,  väriflcation  des  papiers  de 
bord;  right  of  approach)  hat  den  Zweck,  die  Staatszugehttrigkeit  eines 
Schiffes  und  dessen  Beeht,  die  Flagge  eines  bestimmten  Staates  zu  führen, 
festzustellen.  —  Sie  kann  in  Friedens-  und  in  Eriegszeiten  vorgenommen 
werden. 

Diese  Hassregel  rechtfertigt  sidi  einerseits  durch  das  Interesse,  das 
alle  Seemächte  daran  haben,  durch  gegenseitige  UntersMIfeMing  die  Schiff- 
fahrt wirksam  zu  überwachen  und  deren  Sicherheit  zu  gewährleisten,  so- 
wie anderseits  durch  das  Becht  und  die  Pflicht  jedes  Staates,  dem  ein- 
heimischen Handel  Schutz  angedeihen  zu  lassen. 

Die  Prüfung  der  Schiffspapiere  erfolgt  in  folgender  Weise:  das  Kriegs- 
schiff, das  auf  hoher  See  oder  in  den  Eüstengewässem  seines  Staates 
einem  Eauffahier  begegnet,  zeigt  seine  Flagge,  um  das  Handelsfahrzeug 
zu  veranlassen,  gleichfalls  seine  Flagge  zu  hissen,  wenn  es  dies  nicht 
schon  aus  Höflichkeit  getan  hat.  Um  die  Aufmerksamkeit  des  Handels- 
schiffes auf  sich  zu  lenken  und  ihm  jeden  Entschuldigungsgrund  zu  nehmen, 
kann  das  Kriegsschiff  seine  Aufforderung  auch  durch  einen  blinden  Signal- 
schuss  (coup  d'assurance  oder  de  semonce)  unterstützen.  —  Zeigt  das 
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Handelsscbiff  trotzdem  seine  Flagge  nicht,  so  geht  das  Kriegsschiff  nach- 
drücklicher vor,  indem  es  einen  scharfen  Schass  auf  das  Takelwerk  des 
KaidTahrers  abgibt.  Hiermit  gibt  das  Kriegsschiff  zu  verstehen,  dass  ihm 
die  Verzögerong  verdächtig  erscheine,  dass  es  schäifere  Massregeln  er- 
greifen nnd  dem  Kauffahrer  die  Weiterfahrt  verlegen  werde.  —  Weigert 
sich  der  Kanffahrer  auch  dann  noch,  seine  Flagge  zu  hissen  oder  liegen 
dringende  Verdachtsgrttnde  daftti*  vor,  dass  die  aufgesteckte  Flagge  nicht 
die  wirkliche  ist,  so  gibt  das  Kriegsschiff  das  Signal  zum  Beidrehen  und 
sendet  eine  bewaffiiete  Schaluppe  mit  einigen  Mann  unter  Befehl  eines 
Ofiftzieres  aus.  Dieser  hat  den  Kauffahrer  anzusprechen  und  die  Staats- 
zugehSrigkeit  des  Schiffes  festzustellen,  indem  er  sich  die  Schiffspapiere 
vorweisen  lässt.  Der  Offizier  muss  hierbei  massvoll  und  vorsichtig  zu 
Werke  gehen  und  sich  sofoil  wieder  entfernen,  wenn  der  Verdacht  nicht 
begründet  war. 

Weigert  sich  das  Handelsschiff,  die  Schiflispapiere  vorzulegen,  oder 
leistet  es  Widerstand,  so  trifft  der  Kapitän  des  Kriegsschiffes  die  nach 
Lage  der  Sache  angemessen  erscheinenden  Massregeln.  —  Schwierig  und 
heikel  ist  allein  die  Frage,  ob  die  gesamten  Umstände  das  Verlangen,  die 
Flagge  zu  zeigen,  genügend  rechtfertigen.  Bntschliesst  sich  der  Befehls- 
haber eines  Kriegsschiffes  dazu,  diese  Aufforderung  zu  stellen,  so  hat  er 
in  der  Folge  alles  daran  zu  setzen,  um  seinem  Befehle  Geltung  zu  ver- 
schaffen, weil  er  andera  seine  Autorität  und  damit  die  der  Flagge  aufs 
Spiel  setzen  würde.  ^)  Der  geschärfte  Blick  des  Seemanns  wird  bald  die 
Staatszugehörigkeit  eines  Handelsschiffes  an  seiner  äussern  Form,  seiner 
Takelage,  seinem  Segelwerk  usw.  und  an  andern  Merkzeichen,  die  bei 
allen  Handelsflotten  verschieden  sind,  erkennen. 

Das  Recht,  die  Schiffspapiere  zu  prüfen,  ist  heftig  umstritten  worden, 
indem  man  sich  auf  die  Meeresfreiheit,  die  Unabhängigkeit  und  die  Würde 
der  Staaten  berufen  hat.^ 

Die  im  Jahre  1859  verfassten  Verhaltungsmassregeln  fUi*  die  Befehls- 
haber der  englischen  und  der  französischen  Kriegsflotte  bestätigen  aus- 
drücklich das  Recht,  die  Schiffispapiere  zu  prüfen,  und  geben  die  Art  und 
Weise  des  dabei  zu  beobachtenden  Verfahrens  an.  Die  Generalakte  der 
Brüsseler  Antisklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1890  hat  die  PrüAing  der 
Schiffspapiere  im  Falle  eines  Verdachtes  nur  dann  zugelassen,  wenn  es 
sich  um  ein  Schiff  von  weniger  als  500  Tonnen  Gehalt  handelt,  das  in  der  von 
der  Akte  bezeichneten  Zone  angetroffen  wird.  Offenbar  hat  es  aber  nicht  in 
der  Absicht  der  Signatarmächte  dieser  Akte  gelegen,  die  allseitig  aner- 
kannten Befugnisse  der  Kriegsschiffe  zu  schmälern,  die  Sicherheit  der  Meere 
zu  überwachen  und  zu  erhalten.  Man  hat  sich  nur  auf  die  Regelung 
des  Sklavenhandels  zur  See  beschränkt,  ohne  auf  die  Fragen,  die  der 
Seeraub  veranlasst,  einzugehen  (No.  407). 


Zweiter  Abschnitt. 
Durchsuchungsrecht 

«.  Mirhaehf  Die  vjfOsmreektKekm  GrundBOtM  de«  Jhirelmtektmgwm hli  mm  840,  1909, 

686.  —  Haben  die  Kriegsschiffe  der  Staaten  neben  dem  Rechte,  die 


1)  OrtoUn,  Diplomatie  de  la  mer,  t  I,  p.  i55.  —  Pereis,  Seerecht,  S.  7a 
3)  Hautefeuille,  Droits  et  deYoirs  des  natioiis  neutres,  t  lü,  pp.  102  et  108. 

B«»I1U,  Ulukueh  4m  VOlkcmelttat.  91 
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Schiffspapiere  fremder  Handelsschiffe  zu  prflfen,  auch  die  Befugnis,  diese 
Fahrzeuge  zu  durchsuchen?  Das  Durchsuchungsrecht  (droit  de  yisite) 
besteht  in  einer  Untersuchung  des  ganzen  Schiffes  und  sämtlicher  SchiflEs- 
räume,  wobei  die  Art  und  Beschaffenheit  der  Ladung,  die  Menge  der  yer- 
stauten  Ware,  ihre  Herkunft,  ihr  Bestimmungsort  und  dergl.  festgestellt 
wird. 

1.  Was  zunächst  den  Sprachgebrauch  im  Französischen  anlangt,  so 
lässt  derselbe  Genauigkeit  vermissen.  —  Viele  verstehen  unter  dem  droit 
de  Visite  nur  die  Prüfung  der  Schiffspapiere,  die  v^riflcatioi^  du  pavillon, 
andere,  die  Minderzahl,  unterscheiden  die  visite  und  die  v6rification.  — 
Pradier-Fodör^  unterscheidet  scharf  zwischen  der  visite  und  der  enquöte 
de  pavillon  und  gibt  hierfür  die  Gründe  an  (op.  cit.,  t.  V,  No.  2543). 

Die  meisten  englischen  und  amerikanischen  Schriftsteller  gebrauchen 
die  Ausdrücke  right  of  visit  and  search,  die  dem  zusanunenfassenden  Begriffe, 
den  die  Franzosen  im  allgemeinen  der  Bezeichnung  droit  de  visite  zu 
Grunde  legen,  entsprechen.  —  Einige  englische  Schriftsteller,  so  nament- 
lich Phillimore,  unterscheiden  die  visit,  die  sich  auf  die  Prüfung 
der  Schiffspapiere  beschränkt,  und  die  search,  die  weiter  geht  und 
die  sich  auf  die  Durchsuchung  des  Schiffes  und  der  Ladung  erstreckt. 
Sie  wollen  die  Durchsuchung,  die  in  Eriegszeiten  zulässig  ist,  das  r^ht 
of  Visit  and  search,  nicht  mit  der  im  Frieden  statthaften  Durchsuchung, 
dem  right  of  äpproach,  das  sich  nur  auf  eine  Besichtigung  der  SchifEs- 
papiere,  nicht  auch  —  wie  das  erstere  Recht  —  auf  eine  Durchsuchung 
des  Schiffes  selbst  erstreckt,  verwechseln.^)  —  Lord  Aberdeen  schlug 
diese  Unterscheidung  in  seiner  an  den  Gesandten  der  Verein.  Staaten  zu 
London  gerichteten  Depesche  vom  13.  Oktober  1841  vor.  Der  Amerikaner 
Wolsey  hält  diese  Unterscheidung  für  vernunftgemäss.  Lawrence  ver- 
wirft sie.  —  Der  englische  Ausdruck  visit  lässt  sich  ins  Französische  nur 
mit  den  Worten  enqu6te  oder  recherche  de  pavillon  übersetzen.*) 

587.  —  2.  Es  ist  wohl  zu  berücksichtigen,  dass  sich  die  Frage  nach 
der  Zulässigkeit  des  Durchsuchungsrechts  nicht  auf  die  Handelsschiffe  des 
Staates  bezieht  und  beziehen  kann,  dem  das  Kriegsschiff  angehört.  — 
Jeder  Staat  hat  unstreitig  das  Recht,  seine  Handelsschiffe  auf  hoher  See, 
und  a  fortiori  in  seinen  Eüstengewässem  durch  seine  Kriegsschiffe  durch- 
suchen zu  lassen.  In  diesem  Falle  macht  der  Staat  nur  seine  Hoheits- 
rechte gegen  die  unter  seiner  Gewalt  stehenden  Personen  und  Sachen 
geltend. 

588.  —  3.  Ein  Staat  ist  berechtigt,  fremde  Handelsschiffe,  die  sich 
in  seinen  Küstengewässem  befinden,  durchsuchen  zu  lassen.  Jeder  Staat 
hat  das  Recht,  fremde  Schiffe,  die  in  der  Absicht,  seine  Küsten  au&u- 
suchen,  in  den  Meeresteil,  der  seinen  Hoheitsrechten  untersteht,  einlaufen, 
den  polizeilieben  Vorkehrungen  und  Sicherungsmassregeln  zu  unterwerfen, 
die  er  für  zweckdienlich  erachtet.') 

589.  —  4.  Die  Staaten  kOnnen  sich  ün  Wege  des  Vertrages  für  be- 
stimmte Fälle  und  zu  bestimmten  Zwecken  ein  gegenseitiges  Durchsuchungs- 
recht auf  hoher  See  oder  in  ihren  Küstengewässem  (nicht  in  den  Gewässern 
eines  dritten  Staates)  einräumen  oder  sich  zu  ihren  Gunsten  ein  nicht 


1)  Phillimore,  Gommentaries,  t  III,  pp.  417  und  418. 
3)  [S.  den  Zwischenfall  der  Alliance,  der  1895  bei  Beginn  des  Kubanischeil 
Aufstandes  eine  Streitigkeit  zwischen  England  und  den  Verein.  Staaten  hervoniet 


R,  D.  I.  P.,  t.  VII,  pp.  541  et  sj 

^  Im  DeiUtthen  «mferac^M«^  man  twiseken  dem  Beckte,  die  SMftpapiere  «i»  prüfein, 
und  dem  Bechte,  die  SMferämne  m  dmrcheiKken. 
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gegenseitiges  Durclisuchangsrecht  versprechen  lassen.  In  diesen  Fällen 
handelt  es  sich  nicht,  wie  einige  meinen  nm  eine  Preisgabe  der  Souve- 
ränität, sondern  nur  um  eine  zeitweilige  Übertragung  von  Attributen  der 
Souveränität.  Solche  Verträge  sind  keineswegs  nichtig.  Sie  sind  aber 
ihrem  Wesen  nach  zeitlich  beschränkt  und  können  offenbar  nur  die  Staaten 
verpflichten,  die  sie  miteinander  abgeschlossen  haben.  Das  Durchsuchungs- 
recht ist  vertragsmässig  in  einer  Reihe  von  Abkommen,  die  von  Englsmd 
zum  Zwecke  der  Bekämpfung  des  Sklavenhandels  getroffen  wurden,  be- 
gründet worden  (No.  402);  desgleichen,  wenn  auch  in  abgeschwächter 
Weise,  durch  die  Generalakte  der  Brüsseler  Antisklavereikonferenz  vom 
2.  Juli  1890  (No.  407).  —  Auch  in  dem  internationalen  Abkommen,  be- 
treffend die  polizeiliche  Regelung  der  Hochseefischerei  in  der  Nordsee,  vom 
6.  Mai  1882,  wurde  ein  Durchsuchungsrecht  ftti*  zulässig  erklärt  (No.  582). 
Kann,  abgesehen  von  diesen  besondem  Fällen,  ein  Durchsuchungsrecht 
auf  offenem  Meere  grundsätzlich  anerkannt  werden  ?0 

590.  —  A.  —  In  Eriegszeiten  wird  das  Durchsuchungsrecht  den  Eriegs- 
parteien  gegenüber  den  Handelsschiffen  der  neutralen  Mächte  zuerkannt. 
—  Es  erklärt  sich  dies  aus  einem  doppelten  Grunde.  —  Die  Handelsschiffe 
des  Feindes  konnten  sich  durch  Aufziehen  einer  neutralen  Flagge  vor 
jeder  Wegnahme  sichern,  wenn  nicht  die  Eriegsparteien  berechtigt  wären, 
den  wahren  Charakter  der  Schiffe  und  der  Ladung  festzustellen. 

Weiterhin  müssen  sich  die  Eriegsparteien  vergewissern  können, 
ob  die  Neutralen  ihre  Handelsfreiheit  nicht  zu  Gunsten  des  Gegners 
missbrauchen  und  diesem  Eriegskonterbande  zuftthien  (S.  die  Lehre  von 
der  Neutralität).  —  Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Eriegsschiffe  der  krieg- 
führenden Staaten  das  ihnen  von  der  internationalen  Gewohnheit  einge- 
räumte Recht,  neutrale  Schiffe  sowohl  in  den  Eigengewässem  der  Eriegs- 
parteien als  auch  auf  hoher  See  anzuhalten  und  festzustellen,  ob  sie  keine 
verbotenen  Waren  an  Bord  führen.  —  Das  Durchsuchungsrecht  erstreckt 
sich  in  Eriegszeiten  auf  die  Beschaffenheit,  das  Eigentum  und  den  Be- 
stimmungsort der  Ladung.  —  Es  herrscht  kein  Zweifel  über  das  Bestehen 
dieses  Rechtes  und  über  die  Art  seiner  Ausübung.  —  Das  Durchsuchungs- 
recht (right  of  Visit  and  search)  in  Eriegszeiten  ist  festbegründet  und 
unbestreitbar. 

591.  —  B.  —  Wann  kann  das  Durchsuchungsrecht  in  Friedenszeiten 
geltend  gemacht  werden?  „Ein  Staat,  der  den  Anspruch  erheben  wollte, 
mitten  im  Frieden  auf  hoher  See  an  Bord  eines  fremden  Handelsschiffes 
Besichtigungen  und  Durchsuchungen  vorzunehmen,  um  gewisse  Tatsachen 
hinsichtlich  der  Ladung  festzustellen,  würde  damit  verkennen,  dass  die 
Schiffe  der  einzelnen  Staaten  auf  hoher  See  vollständig  unabhängig  von- 
einander sind,  und  dass  ein  Handelsschiff  auf  offenem  Meere  nur  der  Hoheit 
seines  eigenen  Staates  unterworfen  ist.  Ein  solches  Vorgehen  wäre  die 
Anmassung  einer  Suprematie,  einer  Vorherrschaft,  die  den  Grundsätzen 
der  Meeresfrdheit  und  der  Unabhängigkeit  der  Staaten  zuwiderläuft.  Von 
der  Freiheit  der  Schiffahrt  kSnnte  keine  Rede  mehr  sein,  wenn  die  Handels- 
schiffe dem  ersten  besten  fremden  Eriegsschiffe,  dem  es  in  den  Sinn  käme, 
auf  hoher  See  eine  Durchsuchung  vorzunehmen,  preisgegeben  wären,  selbst 
wenn  die  Durchsuchung  dem  Zwecke  dienen  sollte,    Grundsätzen  der 


1)  Die  Frage  nach  der  Zolissigkeit  des  ünrchsachnngsrechts  ist  in  Fnmkreich 
wiedeiholt  lebhaft  yon  den  Kammern  und  yon  der  öffentlichen  Meinung  erörtert 
worden.  Pradier-Foder^  hat  sie  in  seinem  Traitö  (t  V,  No.  3538  k  S548)  sowohl 
geschichtlich,  als  auch  theoretisch  in  erschöpfender  Weise  dargelegt 

21* 
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Gerechtigkeit  und  Menschlichkeit  zum  Siege  zu  verhelfen"   (Pradier- 
Fod«r*,  op.  cit.,  t.  V,  No.  2533). 

Das  vermeintliche  Durchsuchungsrecht  in  Friedenszeiten  wird  weder 
von  der  Wissenschaft  noch  von  der  Gewohnheit  als  ein  völkerrechtlicher 
Grundsatz  anerkannt.  Es  wird  von  vielen  deutschen  und  franzesischen 
Schriftstellern  zurückgewiesen,  so  vonHeffter,  Gessner,  Ealtenborn, 
Hautefeuille,  Ortolan,  Cauchy,  Mass6,  Pradier-Fod6ri  und 
Rayneval.^)  —  Es  wird  dagegen  von  einigen  englischen  und  amerika- 
nisdien  Publizisten  verteidigt. 

592.  —  In  der  Praxis  darf  das  Durchsuchungsrecht  nur  gegen  Schiffe, 
die  des  Seeraubes  verdichtig  sind,  ausgeübt  werden.  Die  Verantwortlich- 
keit für  die  Folgen,  die  dadurch  entstehen,  dass  die  getroffenen  Mass- 
regeln ohne  genügende  Gründe  vorgenommen  worden  sind,  haben  die  Befehls- 
haber der  l^egschiffe  zu  tragen.  —  Die  Bekämpfung  des  Seeraubs  setzt 
mit  Notwendigkeit  das  Recht  voraus,  ohne  Bücksicht  auf  die  gezeigte 
Flagge  das  Schiff  zu  durchsuchen,  das  nach  Ansicht  derjenigen,  die  mit 
der  Ausübung  der  Seepolizei  betraut  sind,  Argwohn  erregt.  Sonst  wäre 
es  für  die  Seeräuber  ein  leichtes,  sich  der  Wegnahme  dadurch  zu  entziehen, 
dass  sie  sich  unter  den  Schutz  irgend  einer  Flagge  stellten. 

Dieses  Durchsuchungsrecht,  das  auch  in  Friedenszeiten  gegen  Schiffe 
zulässig  ist,  die  des  Seeraubs  verdächtig  sind,  bildet  eine  Ausnahme  von 
dem  Grundsatze  der  Meeresfreiheit;  es  hat  seinen  Grund  darin,  dass  es 
unmöglich  ist,  aus  der  gezeigten  Flagge  auf  den  wahren  und  eigentlichen 
Charsücter  des  Schiffes  zu  schliessen.  Die  Notwendigkeit  ist  hier,  wie  so 
oft,  eine  strenge  Gegnerin  von  Grundsätzen. 

593.  —  England  hat  zuerst  den  Gedanken  angeregt,  das  Durchsuchungs- 
recht in  Friedenszeiten  anzuwenden.  Wir  haben  bereits  das  Yorgehen 
Englands  in  dieser  Hinsicht  geschildert  (No.  401  Anm.).  —  England  hat 
sich  bei  Ausübung  dieses  vermeintlichen  Rechts  keinen  Missbrauch  gegen- 
über Frankreich  zuschulden  kommen  lassen.  Aber  es  hat  die  ganze 
Gewalt  seiner  Seemacht  die  Staaten  fühlen  lassen,  die,  wie  Portugal  im 
Jahre  1839  und  Brasilien  im  Jahre  1845,  zu  schwach  waren,  um  England 
entgegenzutreten. 


Dritter  Abschnitt. 

Bekämpfung  des  Seerauba. 

594.  —  Wer,  ohne  hierzu  von  einem  Staate  ermächtigt  zu  sein,  eine 
bewaffnete  Unternehmung  auf  hoher  See  ins  Werk  setzt,  ist  ein  Seeräuber.") 
Der  Zweck  des  Seeraubs  besteht  in  der  rechtswidrigen  Erbeutung  und 
Aneignung  von  Schiffen  und  deren  Ladung  oder  in  der  Gefangennahme 
von  Personen,  mitunter  auch  in  der  Vornahme  beider  Handlungen.  Die 
hierbei  angewandten  Mittel  sind  bewaffnete  Gewalt,  Plünderung,  oft  auch 


1)  Heffter,  op.  dt.  $  80.  —  Gessner,  Droit  des  neutres,  p.  308.  —  Kalten- 
born,  Seerecht,  II  p.  850.  —  Hautefeuille.Des  droits  et  doToirs  etc.,  t  III,  p.  476. 
—  Ortolan,  op.  cit,  t  II,  pp.  234  et  s.  —  Mass^.  op.  cit  liv.  II,  tit  I,  No.  307.  — 
Cauchy,  op.  dt,  t  Ii,  pp.  90,  889  et  s.  —  RayneTai,  liberti  des  mers,  1 1,  eh.  III,  $  9. 

9)  Man  darf  mit  dem  Seeriuber  (pirate)  nidit  den  Kaper  (corsaire)  verwechseln, 
der  während  eines  Seekrieges  kraft  des  ihm  von  einem  der  lariegfUurenden  Staaten 
erteilten  Kaperbriefes  Handelsschiffe  des  Gegners  wegnimmt. 
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Zerstörung  des  angegriffenen  Schiffes  und  allzuoft  Tötung  der  Schiffs- 
besatzung. 

Der  Seeräuber  ist  ein  Feind  jedes  friedlichen  Verkehres. 

Die  Hauptaufgabe  der  Kriegsflotte  besteht  in  Friedenszeiten  in  dem 
Schutze  des  heimischen  Handels.  Dieser  Schutz  ist  nnr  möglich,  wenn  idle 
Kriegsflotten  befugt  sind,  den  Seeraub  zu  bekämpfen.  —  Ohne  diese  Be- 
fugnis wäre  das  Meer  eine  Zufluchtsstätte  für  Seeräuber. 

In  frohem  Zeiten  war  das  Mittehneer  ^)  wegen  der  Menge  von  Seeräubern 
verrufen;  die  Fahrt  durch  den  griechischen  Archipel  war  fttr  Handelsschiffe 
geradezu  gefährlich.  Jetzt  herrscht  dort  volkommene  Sicherheit.*)  —  Heut- 
zutage sind  nur  die  Meere,  die  China,  Java  und  Sumatra  umgeben,  noch 
immer  nicht  ganz  frei  von  Seeräubern.  Ihre  Zahl  schwindet  aber  mehr  und 
mehr,  seitdem  die  europäischen  Kriegsflotten  gegen  dieses  Unwesen  vorgehen. 

Seeräuberschiffe  und  deren  Bemannung  gelten  als  keiner  Nation  an- 
gehörend. Sie  sind  staatenlos;  sie  können  nicht  den  Schutz  irgend  einer 
Flagge  anrufen.    Sie  sind  in  diesem  Sinne  vogelfrei. 

Bevor  der  Befehlshaber  eines  Kriegsschiffes  gegen  einen  Seeräuber 
vorgeht,  muss  er  sich  die  Gewissheit  von  dem  wahren  Charakter  des 
Schiffes  verschaffen.  Auf  einigen  Meeren  lässt  schon  die  äussere  Er- 
scheinung des  Schiffes  keinen  Zweifel  und  kein  Zögern  zu.  Der  geschulte 
Blick  des  Seemannes  täuscht  sich  hierbei  nicht.  —  Der  Seeräuber  kann 
von  jedem  Kriegsschiffe  und  auf  allen  Meeren  verfolgt  werden. 

In  frühern  Jahrhunderten  hatte  der  Seeräuber  die  Todesstrafe  ver- 
wirkt.   Man  knüpfte  ihn  gewöhnlich  an  die  Bähe  des  Hauptmastes  auf. 

—  Jetzt  bestimmen  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  die  Strafen, 
die  auf  den  Seeraub  stehen.  —  Das  französische  Gesetz  vom  11.  April 
1825  droht  je  nach  den  Umständen  die  Todesstrafe  oder  die  Verurteilung 
zu  lebenslänglichen  oder  zeitweiligen  Zwangsarbeiten  an.  (Vgl.  deutsches 
Strafgesetzbuch,  §  260,  Ziffer  3.; 

1)  [Die  itaUenischen  Republiken  hatten  schon  versucht,  gegen  die  Seeräuberei 
anzukämpfen.  In  Genua  war  zu  diesem  Zweck  eine  besondere  Behörde,  das  officium 
Robarie,  eingesetzt  worden.  In  dem  Qemeindehause  befand  sich  eine  fest  Tersclüossene 
Truhe  (salvaterra),  deren  Schlüssel  von  drei  Beamten  aufbewahrt  wurden.  Jeder, 
der .  von  Genuesen  beraubt  worden  war,  welcher  Nation  er  auch  angehorte,  konnte 
in  diese  Truhe  einen  Zettel  mit  Angabe  seiner  Beschwerde  und  der  Namen  der 
Übeltater  einlegen  oder  einlegen  lassen.  Die  Beamten  öffneten  zu  bestimmten  Zeiten 
die  Truhe,  prüften  die  darin  befindlichen  Klagen  und  Messen,  üeJIs  sie  sie  beoründet 
fanden,  das  Vermögen  der  Schuldigen  einziehen  und  den  Geschädigten  den  wert  der 
geraubten  Gegenstande  zurückgeben  (deMas-Latrie,  L'officium  Robarie  ou  TOffice  de 
la  Piraterie  ä  Genes  au  moyen  äffe,  Bibliotheque  de  TEcole  de  Chartres,  1892,  p.  267. 

—  Bens a,  Histoire  du  contrat  d'assurance  au  moyen  äge,  trad.  Valery  1897,  Intro- 
duction,  p.  X,  Note  2).] 

2)  [Aber  auch  heute  ist  die  Schiffahrt  an  der  Küste  von  Marokko  zwischen 
Melilla  und  der  algerischen  Grenze,  dem  sog.  Riff,  nicht  sicher.  In  den  Jahren 
1895  u.  1896  wurden  das  holländische  Schiff  Anna,  das  französische  Prosper-Gorin 
und  das  spanische  Seville  in  den  dortigen  Gewässern  von  Seerilubem  angefallen  und 

geplündert    R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  426 Redler,  L'affaire  du  Prosper-Corin  et  la 

Piraterie  dans  la  Mediterran^e,  Correspondant,  10  novembre  1896.  —  S.  noch  über 
den  Seeraub,  Aisedo,  Piraterias  y  agresiones  de  ingleses  y  otros  pueblos  de  Europa 
en  la  America  espanola  desde  el  siglo  XVI  al  XVIIl,  1883.  —  Baasch,  die  Hansa- 
städte und  die  Barbaresken,  1897.  —  Holland,  R.  D.  I.,  t.  X,  p.  178.  —  von  Holtzen- 
dorff ,  Handbuch,  Bd.  III,  §  107  und  Bd.  IV,  §  124.  ~  Laue  Poole,  The  Barbary  corsaurs, 
1890.  —  Poinsard,  Droit  international  conventionnel,  p.  47.  —  Van  Ingen,  De 
crimine  piraticae,  1841.  —  Watbled,  La  France  et  les  Barbaresques  au  XVI«  si^cle, 
Nouvelle  Revue,  15  septembre  1893.]  —  T^Z.  inAesfmdere  von  Martitz,  Inkmationak 
BedUthiüfe  in  Strafsachen,  Bd,  I,  8.  &6,  mit  rtk^ier  LitcraturangfAe.  —  Femer  Zorn, 
op.  eit  S.  169,  namenOkh  Anmerkung  2.  8.  aw^  Vertrag  zieisdien  Deutschland  und 
Nikaragua  vom  4.  Fd>ruar  1896  Art.  19. 
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Gegen  Seeräuber  muss  ein  regelrechtes  Verfahren  stattfinden.  [Sie 
unterliegen  der  Gerichtsbarkeit  des  sie  aufgreifenden  Staates.]  Die  den 
Befehlshabern  der  Kriegsschiffe  erteilten  YerhsJtungsmassregeln*)  bestimmen, 
ob  der  Schiffskommandant  die  Seeräuber  richten  kann;  in  diesem  FaJle 
hält  er  sich  an  das  Militärverfahren  seines  Luides. 

Ist  das  Kriegsschiff,  das  ein  Seeräuberschiff  aufgebracht  hat,  aus 
irgend  einem  Grunde,  z.  B.  wegen  Unwetters,  wegen  zu  schwacher  Be- 
satzung usw.  nicht  imstande,  die  Prise  in  einen  Hafen  zu  steuern,  so  ist 
es  berechtigt,  das  Schiff  zu  zei*st9ren  und  in  den  Grund  zu  bohren. 


Vierter  Abschnitt. 
Fahrende  Branntweinschenken. 

595.  —  Am  16.  November  1887  wui*de  im  Haag  von  Deutschland, 
England,  Frankreich,  Holland  usw.  ein  Abkommen  geschlossen,  das  den 
Zweck  verfolgt,  dem  schädlichen  und  unsittlichen  Gewerbe  der  fsüirenden 
Branntweinsc^enken  (cabarets  flottants)  entgegenzutreten. 

[Die  sogenannten  fahrenden  Branntweinschenken,  die  den  Fischern 
spirituose  Getränke  verkaufen,  sind  ein  wirklicher  Krebsschaden;  sie  ver- 
anlassen vielfache  Streitigkeiten  und  verbrecherische  Handlungen,  um 
sich  berauschende  Getränke  zu  verschaffen,  verhandeln  die  Fischer  ihre 
Netze  und  die  Fische,  für  die  sie  ihren  Reedern  verantwortlich  sind.  Im 
Monat  Juni  1886  trat  eine  Konferenz  zusammen,  auf  denen  die  Staaten, 
die  die  Fischereikonvention  vom  Jahre  1882  unterzeichnet  hatten,  vertreten 
waren.  Am  16.  November  1887  kam  ein  Abkommen  zustande.  —  Man 
verbot  unter  Androhung  gewisser  Strafen  den  Verkauf  von  Spirituosen 
Getränken  an  Fischer,  desgleichen  sogar  auch  den  Kauf  (Art.  2).  Als 
Spirituosen  gelten  alle  die  Getränke,  die  durch  Destillation  erzeugt  werden 
und  mehr  als  5  Liter  Alkohol  auf  den  Hektoliter  enthalten.  —  Zur  Fest- 
steUung  der  Übertretung  soll  der  Staatskreuzer  nicht  zu  einer  Durchsuchung 
schreiten,  er  soll  vielmehr  nur  die  Schiffspapiere  des  verdächtigen  Fahr- 
zeuges prüfen  (Art.  7).  —  Die  Signatarmächte  mit  Ausnahme  von  Frank- 
reich haben  dies  Abkommen  ratifiziert.^)]  (Das  deutsehe  AtMfuhrungsgesetz 
ist  vom  4.  Mai  1894.) 


Viertes  Buch. 


Schiffe. 


(Bonfils.  De  U  conpMence  k  r^ard  dta  Mrangen^  1865,  aob  890  et  a.  —  Fedozzi.  Des  d^lits  k 
bord  des  iiATires  marehutds  dane  les  eanx  territoriales  ^trangtewB,  B.  D.  I.  Pn  t  rv,  p.  203.  —  FAraad- 
Olraud.  Etats,  soayeraiiia,  etc,  1895.  —  B^me  des  nsTlres  «trangers  dans  led  ports,  et  plus  partteaUftnnent 

1)  [Guillaume,  La  conveiitioii  de  la  Haye  de  1887  concemant  le  trafic  des 
spiritaenx  dans  la  mer  du  Nord,  R.  D.  L,  t  XXVI,  p.488.  —  D'ADethan,  Note  sor 
la  conTention  internationale  et  sur  la  loi  beige  relauTe  au  trafic  des  spiiitoeux  dans 


la  mer  du  Nord,  BnUetin  de  la  Sodät^  de  l^slation  coropar^e,  1896,  p.  155.] 

*)  VgL  'die  voMmfige  InsIrMim  für  die  Somnumdanten  deuteeker  ^riegnekife  in 
Mref  der  Vnterd/riidemg  der  Seeräuberei  in  den  Mneeisi^m  Gewäisem,  vom  20.  Amgwt 
isrr.    mtgeMU  vo»  PereU,  cp.  cit,  8.  132. 
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dans  168  ports  fran^aiB,  J.  I.  P^  t  XXIVy  p.  58.  —  Ferber.  InternattonaleBeohtSYerhUtnisse,  Kriegs-  und 
Handelsschiffe  in  Krieg  nnd  Frieden.  —  Gnillibert  De  llnsalsissabiliM  dans  les  rapports  internattonaoz  des 
navlres  affeetto  an  senrice  postal,  J.  I.  P.,  t  XII,  p.  515.  —  Hautefenille.  Droits  etdeyoln  des  nations  nentres, 
1868,  1 1,  pp.  358  et  s.  —  Mass«.  Le  droit  commercial,  etc^  t  I,  no  527.  —  Matsonsami.  Des  Taisseanx 
de  gaerre  et  de  lenr  natore  jnrtdlqne  (japanisch),  Kokkagakkwai  Zasshi,  MlUrz  1894.  —  Horse.  Comp^tence 
de  la  jnridiction  loeale  k  Tteard  des  navlres  de  commerce  «trangers  se  tronyant  dans  les  ports  nationaux, 
J.  I.  P.,  t.  XVm,  p.  751  et  1088.  —  Negropontos.  Zustftndigkelt  der  Staaten  fOr  in  den  Meeren  begangene 
Delikte,  1891.  —  TlkOrtolan.  R^les  Internationales  et  diplomatie  de  la  mer,  1864,  t  I.  —  Per  eis.  JiUer- 
naUottalea  SeeruM.  Manuel  de  Droit  intern,  maritime,  1884,  6§7il5,25ä87.  —  PöxeriL  Des  nsTires  de 
commerce  fran^s  dans  les  eauz  ötrangdres,  1899.  —  Red  die.  Researches  in  maritime  intern,  law,  1844-45, 
t.  n.  —  Renault  J^dlction  criminelle  d'un  Etat  dans  la  mer  territoriale,  J.  I.  P.,  t  YI,  p.  288.  —  R.  D.  I., 
t.  XIV,  p.  78.  —  RostworowskL  De  la  condltion  juridiqne  des  nayires  de  commerce  dans  les  ports  ötrangers, 
Annales  de  l*Ecole  libre  des  sciences  politiques,  l  IX  et  X.  —  Stoerk.  See-  und  Binnen-Sehiffahrtsrecht, 
in  dem  Wörterbuch  des  deutsehen  Verwaltungsrechts  und  in  dem  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
1897-96.  —  Travers  Twiss.  The  ezterritorislity  of  public  ships  of  war,  The  lawmagazine  and  Reyiew,  1876. 
—  Yella.  La  nave  in  alta  mare,  189S.  —  Wharton.  Des  eanx  territoriales  ou  de  la  zone  maritime,  J.  I.  P., 
t.  Xm,  p.  72.  —  Le  cas  du  yapeur  postal  le  Parlement  beige,  R.  D.  1.,  t.  Xn,  p.  285.) 

5%.  —  Die  Sicherheit  des  Seeverkehrs,  die  zu  allen  Zeiten  wttnschens- 
veert  war,  ist  seit  der  Ausnutzung  der  Dampfkraft,  die  eine  bedeutend 
grössere  Schnelligkeit  der  Seefahrten  ermöglicht  und  dadurch  eine  völlige 
Umwälzung  in  der  Schiffahrt  hervorgerufen  hat,  zu  einem  noch  dringendem 
BedürMsse  geworden.  Sicherheit  und  Regelmässigkeit  des  Schiffsverkehrs 
sind  aber  nicht  nur  in  Eriegszeiten  vonnöten,  wenn  die  Feindseligkeiten  dem 
Seehandel  der  kriegführenden  und  der  neutralen  Staaten  schwere  Wunden 
schlagen:  sie  müssen  auch  in  Friedenszeiten  vorhanden  sein.  Dem  Völker- 
rechte fällt  die  Aufgabe  anheim,  diesem  Bedürfnisse  durch  eine  sachgemässe 
Regelung  der  Bechtsverhältnisse  der  Schiffe  entgegenzukommen. 


Erstes  Kapitel. 


Staatsangehörigkeit  der  Scliiffe. 

597.  —  Eine  der  wichtigsten  Sicherheiten,  die  das  Völkerrecht  dem 
Seeverkehre  zu  bieten  vermag,  liegt  in  der  Forderung,  dass  jedes  Sdiiff 
einem  bestimmten  Staate  zugehören  muss.  —  Jedes  Schiff  muss,  um  der 
Vorteile  der  Meeresfireiheit  teilhaftig  zu  werden,  um  frei  und  unbehindert 
auf  hoher  See  verkehren  zu  können  und  um  nicht  des  Seeraubs  verdächtig 
zu  scheinen,  eine  Staatsangehörigkeit  haben  und  imstande  sein,  sich  jeder- 
zeit darüber  auszuweisen.  —  Sollte  ein  Staat  die  freie  Benutzung  des 
Meeres  hindern,  so  muss  dagegen  eine  Abhilfe  gegeben  sein;  es  muss 
Genugtuung  geleistet  werden,  um  eine  solche  zu  erlangen,  ist  es  erforder- 
lich, dass  jedes  Schiff  einem  bestinmiten  Staate  angehöre.  —  Hierauf  stützt 
und  gründet  sich  das  Einschreiten  des  Staates  zu  Gunsten  seiner  Schiffe 
und  der  Schutz,  den  er  ihnen  gewährt.  —  Die  Schiffe  müssen  von  einem 
Staate  abhängen.  Der  Staat  leistet  seiner  eigenen  Flotte  den  rechtsmässigen 
Schutz  und  verbürgt  den  andern  Seemächten  die  erforderliche  Sicherheit. 

Abgesehen  davon,  dass  die  Staatsangehörigkeit  ein  notwendiges  Er- 
fordernis für  alle  Schiffe  ist,  gewährt  sie  ihnen  auch  gewisse  Vorteile:  so 
das  ausschliessliche  Recht  zur  grossen  oder  kleinen  Eüstenfrachtfahrt,  zur 
alleinigen  Vermittlung  des  Verkehrs  mit  den  Kolonien,  femer  die  Befreiung 
von  gewissen  Gebühren  und  Abgaben,  die  Küstenfischerei  usw.  —  Nach 
dem  französischen  Gesetze  vom  2.  April  1889  kann  die  Schiffahrt  zwischen 
den  Häfen  Frankreichs  und  Algeriens  nur  unter  frsmzösischer  Flagge  be- 
trieben werden.  Der  Flaggenzoll,  den  fremde  Schiffe,  die  Waren  nach 
Frankreich  einführten,  unter  gewissen  Umständen  zu  zahlen  hatten,  ist 
durch  die  Gesetze  vom  19.  Mai  1866  und  vom  30.  Juli  1873  abgeschafft  worden. 
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Erster  Abschnitt. 
ErfordernisM  der  Staatnngehörigkeit 

596.  —  Die  Staatsangehtfrigkeit  der  Kriegsschiffe  folgt  daraus,  dass 
sie  zum  Bestände  der  Kriegsflotte  eines  bestimmten  Staates  gehören,  dass 
sie  znm  Dienste  für  den  Staat  bestimmt  sind  und  von  Offizieren  der  See- 
wehr des  Staates  befehligt  werden. 

Privatschiffe,  die  zu  einem  öffentlichen  Zwecke  gechartert  worden 
sind  und  von  Seeofftzieren  befehligt  werden,  gehören,  wie  Calyo  und 
Geffcken  hervorheben,  nicht  zu  den  Kriegsschiffen  in  der  eigentlichen 
Bedeutung,  da  sie  nicht  im  Eigentume  des  Staates  stehen  und  sich  nicht 
zum  Kampfe  eignen;  aber  sie  müssen  den  Kriegsschiffen  gleichgestellt 
werden,  solange  sie  im  Dienste  der  Kriegsflotte  sind. 

599.  —  Anlangend  die  Staatsangehörigkeit  von  Handelsschiffen,  so 
stellt  jeder  Staat  nach  seinem  Ermessen  die  erforderlichen  Bedingungen 
auf,  die  je  nach  den  Umständen  bald  weitgehender  bald  enger  sein  werden, 
und  wobei  insbesondere  die  Hilfsquellen  und  die  Bedfirfiüsse  des  Staates, 
sein  Bestreben,  den  Untertanen  die  Vorteile  der  Schiffahrt  zuzuwenden, 
die  Tatsache,  ob  das  Land  die  erforderlichen  Baumaterialien  selbst  erzeugt, 
ob  die  notwendigen  Schiffswerfbe  vorhanden  sind,  und  andere  Grflnde  aus- 
schlaggebend sind.  Die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  sind 
äusserst  verschiedenartig. 

Zur  Bestimmung  der  Staatszugehörigkeit  der  Schiffe  sind  für  die 
Gesetze  gewisse  Hauptgesichtspunkte  entscheidend:  Bau  und  Herkunft 
des  Schiffes  —  Eigenschaft  der  Eigentümer  —  Staatsangehörigkeit  des 
Kapitäns  oder  der  SchiffsofSziere  —  Zusammensetzung  der  Schiffsmann- 
schaft. —  Die  meisten  Seemächte  verlangen  das  Indigenat  der  Schifib- 
eigentfimer,  so  Deutschland,  England,  Brasilien,  die  Verein.  Staaten, 
Mexiko,  Portugal  und  Schweden.  —  Einige  Staaten  fordern,  dass  das 
Schiff  wenigstens  zum  Teil  im  Eigentum  ihrer  Untertanen  stehe.  —  Nach 
einer  grossen  Zahl  von  Gesetzen  ist  das  Indigenat  des  Kapitäns  ein 
wesentliches  Erfordernis,  nach  andern  auch  das  Indigenat  mehrerer 
Offiziere  und  eines  Teiles  oder  der  ganzen  ScUffsmannschaft.  —  Im 
nachstehenden  geben  wir  einige  Einzelheiten  an. 

In  Frankreich  hat  die  Gesetzgebung  mehrfach  gewechselt.  Das 
Gesetz  vom  19.  Mai  1866  hat  das  Erfordernis,  dass  das  Schiff  in  Frank- 
reich za  bauen  sei,  fallen  gelassen.  Man  gestattet,  dass  die  im  Ausland 
erbauten  Schiffe  die  französische  Nationalität  erwerben.  —  Das  Schiff 
moss  mindestens  zur  Hälfte  Inländern  gehören*  —  Der  Kapitän,  die 
Offiziere  und  drei  Viertel  der  Bemannung  müssen  Franzosen  sein.  Fflr  die 
algerischen  Kastenfrachtschiffe  wird  eine  Ausnahme  zugelassen.  —  Bei 
den  Schiffen,  die  zum  Walflschfang  bestimmt  sind,  kann  der  Kapitän  ein 
Fremder  sein;  die  Mannschaft  muss  aber  zur  Hälfte  aus  Franzosen  be- 
stehen (Gesetz  vom  19.  Mai  1866  —  Dekret  vom  21.  April  1882). 

In  England  (merchant  shipping  act  vom  10.  August  1854)  wird  der 
Bau  im  Inlande  nicht  gefordert;  aber  das  Schiff  muss  ausschliesslich  im 
Eigentume  von  Engländern  stehen.  —  In  den  Verein.  Staaten  müssen  alle 
Miteigentümer  Bürger  der  Union  Tsein,  das  Schiff  muss  in  Amerika  erbaut 
und  die  Offiziere  sowie  zwei  Drittel  der  Schiffsbesatzung  müssen  Amerikaner 
sein.  —  Im  Deutschen  Reiche,  wo  seit  1871  eine  t»nheitliche  Flagge  besteht 
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ist  nur  eine  Bedingung  vorgeschrieben:  das  Schiff  mnss  im  aussdiliesslichen 
Eigentum  von  Personen  stehen,  die  das  Beichsindigenat  besitzen  (QesetE 
vom  1.  Juni  1870  und  Art.  3  der  Beichs Verfassung);  es  kommt  also 
weder  auf  den  Ort  der  Erbauung,  noch  auf  die  Staatsangehörigkeit  des 
Kapitftns,  der  Offiziere  und  der  Bemannung  an.  —  In  Österreich-Ungarn 
muss  der  Eapit&n  östen-eicher  sein,  und  das  Schiff  muss  zu  zwei  Drittel  öster- 
reichischen Untertanen  gehören  (Gesetz  vom  7.  Mai  1879).  —  In  Belgien 
mflssen  die  Handelsschiffe  belgischen  Privatpersonen  oder  Gesellschaften 
oder  solchen  Fremden  gehören,  die  ermächtigt  sind,  in  Belgien  zu 
wohnen.  —  In  Italien  können  Ausländer  bis  zu  einem  Drittel  an  dem 
Eigentum  an  einem  Schiffe  beteiligt  sein.  Das  Schiff  kann  auch  einer 
Person  gehören,  die  fünf  Jahre  ihren  Wohnsitz  in  Italien  gehabt  hat 
(Seehandelsgesetzbuch  Art.  40).  —  Siehe  wegen  der  andeioi  Gesetz- 
gebungen Calvo,  op.  cit,  4.  Ausg.,  §  385  et  s.^ 

Die  Eintragung  der  Handelsschiffe  in  besondere  Begister  und  die 
Ausstellung  eines  Zertifikats  sind  Förmlichkeiten,  die  von  fast  allen 
neuem  Gesetzen  der  Seemächte  gefordert  werden.')'*) 


Zweiter  Abschnitt. 
Nachweis  der  Staatsangehörigkeit 

SOO.  —  Wie  wird  der  Nachweis  der  Staatsangehörigkeit  eines  Schiffes 
geführt?  —  Kriegsschiffe  kennzeichnen  sich  als  solche  schon  durch  ihre 
äussere  Erscheinung.  Ihre  Staatsangehörigkeit  wird  durch  die  National- 
flagge am  Heck  und  durch  den  Wimpel  am  Gaffel  oder  an  der  Spitze  des 
Hauptmastes  angezeigt.  —  Wird  ihre  Nationalität  bestritten,  so  genügt 
die  ehrenwörtliche  Erklärung  des  Befehlshabers.  Mehr  zu  fordern,  wäre 
eine  Beleidigung.  —  Die  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe  sind  stets  mit  einer 
amtlichen  Vollmacht  ausgerüstet,  die  ihren  Charakter  und  ihre  Eigen- 
schaft dartun:  aber  nur  in  Ausnahmefällen  wird  man  sich  auf  sie  berufen.') 

601.  —  Die  Staatsangehörigkeit  eines  Handelsschiffes  wird  von  dem 
geübten  Auge  der  Seeleute  häufig  schon  an  der  äussern  Gestalt  des 
Fahi*zeuges  selbst,  an  seiner  Takelage  oder  an  seinem  Segelwerk  erkannt. 
Rechtlich  wird  sie  nur  durch  die  Flagge  und  die  Schiffspapiere  nach- 
gewiesen. 

Die  Staatsfiagge  ist  das  äussere  Kennzeichen  der  Nationalität  des 
Schiffes.  Sie  ist  das  einfachste  Beweismittel,  obgleich  sie  nicht  unter 
allen  Umständen  zum  Beweise  hinreicht.     In  manchen  Staaten   ist  die 


1)  [Man  findet  in  dem  Annuaire  de  rinstitut  de  Droit  international  (t  XV, 
pp.  51  et  8.)  eine  Zusammenstellnng  der  von  den  verschiedenen  Gesetzen  über  die 
Nationalil&t  der  SchifiFe  aufgestellten  Regeln.] 

-2)  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Jahresversammlung  zu  Venedis; 
(1896)  Beschlüsse  über  den  Gebrauch  der  NationaUlagge  der  Handelsschiffe  gefasM 
(Annuaire  de  Tlnstitat,  t  XV,  p.  201).  —  S.  aach  Dnpuis,  L'Institut  de  Droit  inter- 
national, Session  de  Venise  (septembre  1896)  R.  D.  I.  F.,  t.  III,  p.  660.] 

8)  Ortolan,  Rigles  internationales  et  diplomatie  de  la  mer,  t.  I,  p.  181.  — 
Pereis,  Seerecht,  S.  SSfCl 

*)  Deui9ehe$  Beidugeiett,  betr.  dk  NaHanalüät?4er  Kauffahrteisdttffe  «.  Führung  der 
Bundäfiaqge  v.  2i,  Okt  ISC?  und  23.  Dezember  1888.  Vgl.  awh  Geeetz,  Mr.  das  Fk^fgen- 
reckt  der  Em^ahrteied^  v.  22.  Jtmt  1899.  —  EaUerl  Verordmmaen,  betr.  da»  ZSgen 
der  NatiaiM^lagge  der  KauffahrteM^e  wm  21.  A^gmt  1900,  u.  «Der  die  FÜknmg  der 
Bekkiflagge  vom  8.  Nevember  1892. 
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Handelsflagge  von  der  Flagge  der  Kriegsschiffe  verschieden«  —  Nach 
Artikel  29  des  Berliner  Vertrages  vom  13*  Jnli  1878  darf  Montenegro 
weder  Kriegsschiffe  besitzen  noch  eine  Kriegsflagge  fahren;  es  hat  nur 
eine  Handelsflagge.  —  Die  freien  Städte  des  alten  Deutschen  Bundes, 
Bremen,  Hamburg  und  Lübeck  hatten  eine  bedeutende  Handelsflotte,  die 
unter  einer  Handelsflagge  fahr;  sie  besassen  aber  weder  eine  Kriegsflotte 
noch  eine  Kriegsflagge.*) 

Schiffskapitäne,  die  ohne  Erlaubnis  die  Nationalflagge  eines  Staates 
flihren,  fallen  unter  die  Strafgesetze  des  Staates,  dem  das  Schiff  in  Wirk- 
lichkeit zugehört,  und  des  Staates,  dessen  Flagge  sie  widerrechtlich  be- 
nutzt  haben.  Wer  sich  der  Flagge  eines  fremden  Staates  unbefagtenreise 
bedient,  begeht  ein  völkerrechtliches  Vergehen  und  zugleich  ein  Vergehen 
gegen  die  Gesetze  des  fremden  Staates.  —  Ein  Staat  kann  fremden 
Schiffen  das  Recht  einräumen,  seine  Flagge  zu  führen,  wofern  damit  nicht 
ein  betrttgerischer  oder  arglistiger  Zwedk  gegen  andere  Staaten  verfolgt 
wird.  —  Die  Schiffe  der  deutschen  Seestädte  segelten  früher  unter  dä- 
nischer Flagge,  um  vor  Überfällen  der  Seeräuber  der  Barbareskenstaaten, 
mit  denen  Dänemark  Verträge  zum  Schutze  der  eigenen  Schiffahrt  ab- 
geschlossen hatte,  sicher  zu  sein.^) 

602.  —  Kann  ein  Staat,  der  keinen  Zugang  zum  Meere,  weder  einen 
Seehafen  noch  auch  einen  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Ozean 
stehenden  Fluss  hat,  eine  Handelsflotte  und  eine  Handelsflagge  haben, 
und  seine  Untertanen  ermächtigen,  diese  Flagge  auf  den  von  ihnen  im 
Auslande  erbauten  oder  gekauften  Schiffen  zu  fahren?  —  Diese  Frage 
wurde  auf  der  schweizerischen  Bundesversammlung  vom  Jahre  1864  durch 
em  Gesuch  von  Schweizern,  die  sich  in  Smyma,  Triest,  Petersburg,  Ham- 
burg usw.  niedergelassen  hatten,  aufgeworfen.  Die  Antragsteller  fiihrten 
aus,  dass  die  schweizerische  Flagge  im  Kriegsfalle  auf  dem  Meere  von 
allen  Kriegsparteien  als  neutrale  Flagge  geachtet  werden  würde,  und  dass 
die  schweizerischen  Handelsschiffe  angesichts  der  Neutralität  der  Schweiz 
berechtigt  seien,  überall  zu  verkehren,  ohne  irgend  einer  Beschränkung 
seitens  der  Kriegsparteien  unterworfen  zu  sein.  —  Dies  war  eine  durch- 
aus falsche  Auffassung.  Die  vertragsmässige  und  dauernde  Neutralisation 
der  Schweiz  beschränkt  sich  auf  das  schweizerische  Staatsgebiet.  Dem 
Schweizer  Bürger  haftet  als  solchem  kein  besonderes  Vorrecht  an.  —  Die 
schweizerischen  Schiffe  würden  von  den  Kriegsparteien  ebenso  wie  die 
Schiffe  der  andern  neutralen  Mächte  behandelt  worden  sein.  —  Der  dem 
Nationalrat  erstattete  Bericht  vom  13.  Dezember  1864  schloss  mit  dem 
Antrage,  den  Schweizern  den  Gebrauch  einer  besondem  Handelsflagge 
auf  offenem  Meere  zu  gestatten.  Der  Antrag  wurde  aber  zurückgewiesen. 
Seine  Annahme  würde  bei  dem  Mangel  eines  schweizerischen  Seerechts 
eine  Quelle  von  Schwierigkeiten  gewesen  sein.  Es  ist  auch  nicht  sicher, 
ob  die  andern  Staaten  ihre  Anerkennung  hierzu  gegeben  hätten.  —  Die 
Handelsschiffe  der  Schweizer  Bürger  sind  also  genötigt,  sich  den  Gebrauch 
der  Flagge  einer  Seemacht  einräumen  zu  lassen.  So  war  beispielsweise 
das  Schiff  ^Die  Pahne*^  seit  1866  berechtigt,  die  deutsche  Flagge  zu  führen. 
Während  des  Kiieges  von  1870/71  wurde  es  von  einem  französischen 
Kreuzer  weggenommen;  das  französische  Prisengericht  erklärte  aber  die 
Prise  für  un^tig,  weil  die  Schweizer  gezwungen  seien,  eine  fremde  Flagge 


1)  Gesehichtlich  interessante  Einzelheiten  über  die  yerschiedenen  Flaggen  findet 
man  bei  Gleirac,  Us  et  coutumes  de  la  mer,  Anhang. 

*)  8,  wegen  der  deuteten  OemUg^rnng  dk  Anmerhmg  nur  txfrhergekende»  Nummer. 
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zu  entleihen.  —  Travers  Twiss  nimmt  keine  Stellung  zu  dieser  Frage. 
Bluntschli,  Calvo  und  Fiore  haben  sich  zu  Gunsten  der  Forderungen 
der  schweizerischen  Heeder  ausgesprochen.^) 

803.  —  „Jeder  Staat  hat  seine  eigenen  Landesfarben,  unter  denen 
seine  Untertanen  auf  dem  Meere  fahren;  sie  dürfen  nicht  ohne  seine  Er- 
laubnis geführt  werden.  Dies  Abzeichen  kann  aber  nicht  das  einzige 
Unterscheidungsmerkmal  sein.  Wäre  dies  der  Fall,  so  würde  es  ein 
leichtes  sein,  die  Staatsangehörigkeit  eines  Schiffes  zu  verschleiern.  Gerade 
um  diese  Über  allen  Zweifel  zu  erheben,  gelangte  man  zur  Einführung  der 
Schiffspapiere  (papiers  de  bord,  lettres  de  mer),  womit  jedes  Handelsschiff 
versehen  sein  muss.  Zahl,  Beschaffenheit  und  Inhalt  dieser  Papiere  wird 
durch  die  Gesetze  jedes  Landes,  häufig  durch  die  Vorschriften  der  See- 
handelsgesetzbücher bestimmt".    (Ortolan,  op.  cit.,  t.  I,  p.  74), 

Im  allgemeinen  z^lt  man  zu  den  Schiffspapieren:  das  Zertifikat  über 
die  erfolgte  Eintragung  in  das  Schiffsregister  (certificat  d'enregistrement 
et  d'immatriculation)  oder  eine  dem  Kapitän  ausgehändigte  amtliche  Ur- 
kunde, die  ihn  ermächtigt,  mit  einem  bestimmten  Schiff  unter  der  Staats- 
flagge zu  fahren.  Diese  Vollmacht  enthält  gewShnUch  folgende  Angaben: 
Namen  und  Wohnsitz  des  Beedei*s;  Namen,  Heimatshafen  und  Tonnengehalt 
des  Schiffes;  Namen,  Wohnort  und  Heimatshafen  des  Kapitäns.  Zu  den 
Schiffspapieren  können  noch  gehören:  die  Bauurkunde,  die  Bestätigung 
darüber,  dass  das  Schiff  die  Staatsangehörigkeit  erworben  hat,  der  Mess- 
brief, die  Eigentumsurkunde,  die  amtliche  Bescheinigung  über  das  Schiffs- 
eigentum, die  Musterrolle  der  Mannschaft  usw. 


Dritter  Abschnitt. 
Unterscheidungsmerkmale  der  Schiffe. 

604.  —  Die  Überwachung  der  Schiffahrt  und  das  Bedürfnis  gegen- 
seitiger Bürgschaften  für  die  Schiffer  machen  die  Annahme  erkennbarer 
Abzeichen  für  jedes  Fahrzeug  notwendig.  —  Die  Gewohnheit,  jedem 
Schiffe  einen  Namen  zu  geben,  ist  unvordenklichen  Ursprunges.  Aber  erst 
die  neuem  Gesetze  legen  Wert  darauf,  dass  jedes  Schiff  seinen  Namen  in 
deutlich  erkennbarer  Weise  zur  Schau  trägt  (Deutsches  Gesetz  vom  28.  Juni 
1873,  §  3.  —  Englische  merchant  shipping  acts  von  1854,  §  34  und  1873« 
§  3).  —  In  Frankreich  darf  der  Name  nicht  verändert  werden;  in  England 
ist  hierzu  die  Genehmigung  des  Board  of  Trade,  in  den  Verein.  Staaten 
eine  Eongressakte  erforderlich. 

605.  —  Neben  dem  Namen  kommt  der  Heimatsort  in  Betracht.  Jedes 
Schiff  muss  einen  Heimatshafen  haben.  Dieser  wii*d,  wie  der  Name,  am 
Heck  des  Schiffes  sichtbar  angebracht.  Es  ist  der  Ort,  wo  das  Schiff  in 
das  Register  eingetragen  worden  ist.  Nach  einigen  Gesetzgebungen  ist 
der  Heimatshafen  bei  der  Entscheidung  von  Fragen  der  gerichtlichen  Zu- 
ständigkeit von  Bedeutung  (Deutsches  Handelsgesetzbuch,  Art.  480). 


1)  Trabers  Twiss,  Le  droit  des  gens,  t  I,  No.  197.  •—  Bluntschli,  op.  cit, 
Art  325.  —  Calvo,  op.  dt,  4«  Mit,  §  427.  —  [Noch  vor  kurzem  haben  Schweizer, 
die  sich  in  Smyma  und  Triest  niedergelassen  haben,  beim  Bundesrat  die  Erlanbnis, 
die  Bundesflagge  zu  ülhren,  nachgeBUcht  aber  der  Bundesrat  hat  sie  abschlägig 
beschieden  (S.  Entscheidungen  des  Bondesrats  vom  12.  November  1SS9,  Arcbives 
diplomatiques  1890,  t  1,  p.  82}.] 
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606.  —  Die  Vermessung  ist  eis  weiteres  Merkmal  zur  Bestinuniing 
der  Individualität,  des  Personenstandes,  eines  Schiffes.  In  Frankreich 
muss  der  lägentttmer  die  Vermessung  durch  die  Zollbehörde  yomehmeu 
lassen.  Der  ermittelte  Banmgehalt  muss  auf  dem  Schiffe  durch  Einschneidaa 
auf  den  Deckbalken,  der  der  Breite  des  Schiffes  entspricht,  kenntlich  ge- 
macht werden  (Art.  142  bis  144  des  allgemeinen  Reglements  vom  7.  No- 
vember 1866).  Es  gibt  verschiedene  Verfahren,  um  den  Tonnengehalt  zu 
bestimmen,  daraus  ergeben  sich  Schwierigkeiten  bei  der  BezaUungr  von 
Sch^gebtthren  in  den  Häfen.  Das  sog.  Moorsony-Verfahren  ist  von 
Deutschland,  England,  Dänemark,  den  Verein.  Staaten,  Frankreich,  Italira, 
den  Niederlanden,  Norwegen  usw.  angenommen  worden.O*^) 


Zweites  Kapitel. 


Schiffe  ausserhalb  der  EigengewMsser  ihrer  Staaten. 

Erster  Abschnitt. 
Schiffe  auf  offenem  Meere. 

607.  —  Kriegs-  und  Handelsschiffe,  die  sich  auf  offenem  Meere,  ausser- 
halb der  KUstengewässer  aller  Staaten,  befinden,  sind  den  bürgerlichen-  and 
den  Strafgesetzen,  der  bürgerlichen-  und  der  Sti*afgerichtsbarkeit  sowie  den 
öffentlichen  Behörden  der  Staaten  unterworfen,  denen  sie  zugehören.  Die 
an  Bord  verübten  Verbrechen  und  Vergehen,  welcher  Art  sie  auch  sind 
und  gegen  wen  sie  sich  auch  richten,  sind  den  auf  heimischem  Boden 
begangenen  Übeltaten  gleichzustellen.  ;;Dies  muss  der  Fall  sein  —  so 
sagt  Geffcken  (Heffter,  §  78,  Anm.  1)  —  da  die  hohe  See,  obwohl  frei 
von  jeder  Gebietshoheit,  nicht  frei  von  irgend  welcher  Bechtshoheit  sein 
darf,  denn  sonst  könnte  jedes  Verbrechen  ungestraft  zur  See  begangen 
werden." 

Beim  Mangel  einer  örtlichen  Gerichtsbarkeit  kann  nur  die  Gerichts- 
barkeit des  Staates  in  Anwendung  kommen,  dem  das  Schiff  angehört. 
Selbst  Ausländer,  die  auf  einem  Schiffe  fahren,  sind  den  nationalen  Gesetzen 
gerade  so  unterworfen,  als  ob  sie  sich  auf  dem  Staatsgebiete  befänden. 
(Entscheidungen  des  Preussischen  Obertribunals  vom  12.  September  1855 
und  des  Deutschen  Reichsgerichts  vom  27.  April  1872.) 

Die  Landesgesetzgebung  jedes  Staates  bestimmt  das  Verfahren  zur 
Feststellung  des  Tatbestandes  und  die  Strafen  für  die  Übeltaten,  die  auf 
hoher  See  von  der  Mannschaft  oder  von  Reisenden  begangen  werden. 

606.  —  Auf  der  weiten  Fläche  des  Weltmeers  ist  kein  Staat  befugt, 
in  die  Innern  oder  äussern  Angelegenheiten  eines  fremden  Schiffes  ein- 
zugreifen, oder  dem  Schiffe  Befehle  zu   erteilen  und  es  seiner  Gerichts- 

1)  [Wegen  der  Vermessung  entstanden  Schwierigkeiten  bei  der  Erhebung  yoi 
Durchgangsgebuhren  der  Schiffe,  die  durch  den  Suezkanal  fahren  woUten.  Es  wnrde 
deswegen  eine  internationale  Kommission  nach  Konstantinopel  Ende  1873  einberofea 
(S.  französisches  Oelbbnch,  Affaire  du  canal  de  Suez,  novembre  1875).] 

*)  Deutsche  S^ifftvermeuungBoränwig  wm  30.  Juni  1888,  dam  Bekani9Umu»diUngm 
V.  L  Man  1895  «mii  v.  22.  Mai  1899,  BAamUmw^ung,  betr.  SMffevermeeeungen  in  Ott- 
atten  v.  25.  JuH  1898. 
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barkeit  zu  unterwerfen.  Kein  Staat  ist  berechtigt,  auf  hoher  See  polizeiliche 
Befngmsse  über  Schiffe  anderer  Nationen  auszuüben,  Schiffe  anzuhidten 
oder  sie  zu  durchsuchen,  selbst  wenn  dies  geschähe,  um  Verbrecher  oder 
Flfichtlinge  festzunehmen.  —  England  hat  für  seine  E[riegsschiffe  in  Mhern 
Zeiten,  besonders  gegenüber  den  Verein.  Staaten,  das  Recht  in  Anspruch 
genommen,  fremde  Fahrzeuge  auf  hoher  See  anzuhalten  und  die  darauf 
weilenden  britischen  Untertanen  wegzuholen,  um  sie  auf  Grund  ihres 
Treueides  (No.  423)  zum  Dienste  in  £brer  Kriegsflotte  zu  zwingen.  Man 
nannte  dies  das  Matrosenpressen.  Es  bildete  einen  der  Hauptgründe  fllr 
den  Krieg  von  1812.  Sowohl  die  englischen  wie  die  nordamerikanischen 
Publizisten  haben  dies  Vorgehen  für  eine  Ungerechtigkeit  erklärt.  —  Auf 
offenem  Meere  kann  kein  Schiff  gegenüber  den  Schiffen  fremder  Staaten 
ein  anderes  Becht  haben,  als  das  Becht  zur  Verteidigung  wider  einen 
unrechtmässigen  Angriff  (No.  591). 

609.  —  Ein  Staat  schuldet  seinen  Schiffen  und  deren  Besatzungen 
den  Schutz,  der  rechtmässig  seinen  Untertanen  gebührt.  Er  ist  gegenüber 
andern  Staaten  für  jede  rechtswidrige  Handlung  des  Schiffes  und  dessen 
Besatzung  verantwoitlich  (Geffcken). 

610.  —  Grundsätzlich  gelten  die  Gesetze  eines  Staates  nur  innerhalb 
der  Grenzen  seines  Land-  und  Meergebietes.  Ausserhalb  dieser  Grenzen 
kann  der  Staat  keinerlei  gerichtliche  und  polizeiliche  Befugnisse  und 
keinerlei  Hoheitsrechte  zur  Geltung  bringen.  —  Trotzdem  gestatten  Praxis 
und  Lehrmeinung,  dass  ein  Staat  mit  seinen  Kriegsschiffen  auf  offener  See 
die  Urheber  völkerrechtlicher  Verbrechen  verfolge,  und  zwar  ohne 
Bücksicht  auf  deren  Staatsangehörigkeit  und  auf  den  Begehungsort;  der 
verfolgende  Staat  darf  hierbei  aber  nicht  in  die  Bechtssphäre  eines  andern 
Staates  eingreifen.  Zu  diesen  Verbrechen  gehört  beispielsweise  der  See- 
raub (No.  594). 

611*  —  Bluntschli,  Geffcken,  Heffter  und  Pereis  billigen  die  Ver- 
folgung eines  Schiffes  in  die  offene  See  hinaus,  wenn  sich  dessen  Besatzung 
in  den  Häfen  oder  in  den  Küstengewässem  eines  Staates,  der  nicht 
der  Heimatstaat  des  Schiffes  ist,  eines  Verbrechens  schuldig  gemacht  hat, 
z.  B.  wenn  sie  Unruhen  gegen  die  Begierung  des  Staates  erregt  oder 
die  Uferbewohner  geplündert  hat  usw.  Die  Verfolgung  des  Schiffes  muss 
aber  bereits  in  den  Küstengewässern  begonnen  haben.  Ist  das  Schiff  der 
Verfolgung  entgangen,  so  darf  es  nicht  später  auf  hoher  See  von  den 
Schiffen  des  geschädigten  Staates  angegriffen  werden. 

612.  —  Die  Handelsschiffe  eines  Staates  werden  von  den  Kriegs- 
schiffen desselben  Staates  überwacht.  Diese  besitzen  auf  hoher  See 
gegenüber  den  Untertanen  ihres  Heimatstaates  polizeiliche  Befugnisse, 
deren  Art,  Umfang  und  Wirkungen  durch  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen 
Staaten  bestimmt  werden.  —  Der  Schutz  der  einheimischen  Handelsflotte 
bildet  in  Friedenszeiten  eine  wesentliche  Pflicht  der  Kriegsschiffe  jedes 
Staates  (Nr.  587). 

613.  —  Die  Schiffe  der  Kriegsflotten  aller  Nationen  sind  verpflichtet, 
auch  wenn  es  ihnen  nicht  ausdrücklich  durch  die  Gesetze  ihres  Staates 
vorgeschrieben  ist,  den  Schiffen,  Booten  und  andern  Fahrzeugen  aller 
Nationen  im  Falle  von  Seenot  Hilfe  zu  leisten.  Dies  ist  eine  Pflicht  der 
Menschlichkeit;  in  manchen  Staaten  ist  sie  durch  die  Gesetzgebung  zu  einer 
Berufspflicht  der  OfiBziere  der  Kriegsflotte  erhoben  worden.  —  Das  Oster- 
reichische Beglement  vom  1.  Dezember  1880  bestimmt  (vgl.  Nr.  1314), 
dass  die  Befehlshaber  der  kaiserlich-königlichen  Kriegsflotte  verpflichtet 
sind,  im  Falle  von  Seenot  den  Schiffen  und  Schiffbrüchigen  nach  Möglich- 
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keit  Hilfe  und  Beistand  zu  leisten,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Staatsangehörigkeit.  Eine  ähnliche  Bestimmung  treffen  die  Queens  Bega- 
lations  in  §  1954.  —  Diese  völkerrechtliche  Pflicht  hat  namentlich  zum 
Inhalt:  Menschenleben  zu  retten,  Schiffe  aus  drohender  Ge&hr  zu  befreien, 
sie  gegen  Seeräuber  zu  schützen,  oder  sie  deren  Gewalt  zu  entreissen, 
die  ersten  notwendigen  Hilfeleistungen  zu  reichen,  wie  Lebensmittel, 
Wasser,  Brennmaterial  und  die  Schiffbrüchigen,  wenn  möglich,  in  ihre 
Heimat  zurückzuführen,  oder  sie  nach  dem  nächsten  Hafen  zu  bringen. 

Wenn  ein  Kriegsschiff  einem  Handelsschiffe  in  Seenot  oder  während 
eines  Schiffbruchs  erfolgreich  zu  Hilfe  gekommen  ist  und  das  Handels- 
schiff sowie  dessen  Ladung  ganz  oder  zum  Teil  gerettet  hat,  so  fragt  es 
sich,  ob  der  Staat,  dem  das  Kriegsschiff  angehört  oder  dessen  Mannschaft 
einen  Bergelohn  als  Entgelt  fttr  den  gewährten  Beistand  beanspruchen  kann. 

Die  amerikanischen  und  englischen  Gesetze  (Queens  Begulations 
§§  1954  bis  1960)  gewähren  den  Befehlshabern  und  den  Besatzungen  von 
Kriegsschiffen  im  allgemeinen  das  Recht,  einen  Bergelohn  unter  denselben 
Voraussetzungen  zu  verlangen,  unter  denen  er  auch  andern  Borgern  zu- 
stehen würde.  —  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  der  Präsident  ermächtiget, 
während  der  schlechten  Jahreszeit  Kreuzfahrten  vornehmen  zu  lassen,  am 
den  in  Seenot  befindlichen  Schiffen  an  der  nordamerUcanischen  Küste  Bei- 
stand zu  leisten.  Die  Kreuzer  können  für  Bettungen,  die  sie  in  Ausübung 
dieses  Dienstes  bewerkstelligt  haben,  keinen  Bergelohn  verlangen.  — 
In  Deutschland  ist  diese  Frage  durch  eine  Verordnung  des  preuss.  Handels- 
ministeriums vom  20.  Mai  1881  dahin  geregelt  worden,  dass  der  Staat 
das  Recht  erwirbt,  die  Zahlung  eines  Berge-  oder  Hilfelohnes  zu  verlangen, 
während  die  Offiziere  und  die  Mannschaften  der  Schiffsbesatzungen  nach 
Ermessen  Prämien  erbalten  (Pereis,  Seerecht  S.  47). 

Auch  Handelsschiffe  schulden  den  Kriegs-  und  Handelsfahrzengen 
anderer  Staaten  auf  offenem  Meere  Beistand.  Es  ist  für  sie  geradeso  wie 
fttr  die  Kriegsflotte  eine  moralische  Pflicht,  eine  Pflicht  der  Menschlich- 
keit, die  aber  durch  Gfesetze  oder  Staatsverträge  in  eine  Rechtspflicht 
umgewandelt  werden  kann.^) 


Zweiter  Abschnitt. 
Kriegsschiffe  in  Hifen,  Reeden  und  KOstengewissern  fremder  Staaten.*) 

614.  —  Die  Meeresteile,  die  die  Kttstengewässer  eines  Staates  bilden 
und  die  dem  internationalen  Verkehre  als  Durchgangsstrassen  dienen, 
sind  auch  den  Kriegsschiffen  geöffnet,  mit  Ausnahme  des  Bosporus  und 
der  Dardanellen  (No.  499).  Die  Meerengen,  die  den  Zugang  zur  Ostsee 
gewähren,  waren  nur  vorttbergehend,  nämUch  zur  Zeit  der  Bündnisse  der 
bewaffheten  Neutralität  von  1780  und  1800  für  Kriegsschiffe  gesperrt. 

In  der  Praxis  stehen  die  Seehäfen  und  Reeden  aller  Nationen  den 
Kriegsschiffen  der  andern  Mächte,  wenn  sie  miteinander  in  Frieden  leben, 


1)  [Demangeat,  De  la  loi  k  appliqner  dans  le  r^glement  de  rindemnitA  due 
pour  le  sauYetage  d'un  navire  acoompli  en  pleine  mer  par  un  naTire  de  nationalite 
diffirente.    J.  LP.,  t  XII,  p.  143.] 

9)  Per  eis  hat  diese  Frage  in  seinem  „Seerecht',  I.  Teil  3.  Abschnitt  $  13,  aus- 
führlich behandelt.  —  [S.  auch  Pereis,  Die  RechtssteUung  der  Kriegsschiffe  in 
fremden  Hoheitsgewissem.] 
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offen.  —  Hierin  liegt  aber  nur  ein  rein  freiwilliges  Zugeständnis,  keine 
Rechtspflicbt.  Jeder  Staat  ist  berechtigt,  fremde  Kriegsschiffe  von  allen 
seinen  Häfen  oder  auch  nur  yon  einigen  seiner  Häfen  auszusehliessen  oder 
besondere  Zutritts-  und  Aufenthaltsbedingungen  für  sie  festzusetzen.  — 
Dies  Recht  beruht  auf  der  Notwendigkeit  für  die  Sicherheit  des  Staates 
zu  sorgen.  —  Auch  aus  gesundheitlichen  Gründen  kann  ein  Staat  seine 
Häfen  schliessen  oder  die  Kriegsschiffe  überwachen  und  ihnen  den  Verkehr 
mit  dem  Festlande  verbieten.^)  —  Im  Falle  von  Seenot,  schwerer  Havarie, 
Unwetter  und  sonstiger  Gefahr  darf  die  Zufahrt  zu  Reeden  oder  Häfen 
nie  versagt  werden.^ 

Der  Hafen  von  Antivari  und  alle  zu  Montenegro  gehörigen  Gewässer 
sollen  nach  Art.  29  des  Berliner  Vertrages  vom  23.  Juli  1878  den  Kriegs- 
schiffen aller  Nationen  verschlossen  bleiben. 

615.  —  Oft  wird  die  Zahl  der  Kriegsschiffe  ein  und  desselben  Staates, 
die  sich  zu  gleicher  Zeit  in  einem  fremden  Hafen  aufhalten  dürfen,  durch 
Verordnungen  oder  diplomatische  Abmachungen  beschränkt.  In  fitlhem 
Verträgen  war  die  Höchstzahl  3,  4,  5  und  6  Schiffe.  „Diese  Vorsichts- 
massregel, so  sagt  Ortolan,  entspricht  einer  vorausschauenden  Politik; 
wenn  man  auch  ganz  von  dem  Falle  absieht,  dass  ein  Staat  eine  Über- 
rumpelung durch  den  andern  Staat  mitten  im  Frieden  befürchten  könnte 
(man  denke  nur  an  den  Angriff  Kopenhagens  durch  die  Engländer  im 
September  1807),  so  kann  doch  der  Aufenthalt  einer  grossen  Zahl  fremder 
Streitkräfte  auf  dem  Gebiete  eines  Staates  zu  vielen  unliebsamen  Vor- 
fällen Anlass  geben,  die  besser  verhütet  werden^  (op.  cit.,  t  I,  p.  144). 

In  Ansehung  folgender  Punkte  haben  sich  allgemein  anerkannte  Ge- 
bräuche gebildet:  Aufenthaltsdauer  des  Kriegsschiffes;  —  Pflicht,  die  An- 
kunft amtlich  mitzuteilen  unter  Angabe  der  Flagge,  der  Eigenschaft  und 
des  Namens  des  Schiffes,  der  Art  der  Bewaffnung,  der  Stärke  der  Be- 
satzung, der  Rangstellung  des  Befehlshabers,  des  Zweckes  und  der 
wahrscheinlichen  Dauer  des  Aufenthalts;  —  die  beim  Ein-  und  Auslaufen 
auszutauschenden  Grttsse;  —  Verbot,  andere  Sondierungen  vorzunehmen, 
als  die  bei  der  Ein-  und  Ausfahrt  erforderlichen;  —  Ausschiffung  der 
Mannschaft;  es  ist  nicht  üblich,  dass  die  Mannschaften,  die  ausserdienst- 
lich  ans  Land  gehen,  Waffen  tragen,  es  sei  denn,  dass  sie  an  offiziellen 
Feierlichkeiten  teilnehmen;  —  Wiederausbesserungsarbeiten,  Anschaffung 
von  Lebensmitteln,  Kohlen  und  dergl.;  —  Befreiung  von  Hafen-,  Tonnen- 
und  Zollgebühren;  es  ist  Regel  (aber  nnr  nnter  der  Bedingung  der  Gegen- 
seitigkeit), dass  Kriegsschiffe  in  fremden  Häfen  keiner  zollamtlichen 
Durchsuchung  '^unterworfen  sind;  —  Beobachtung  der  Vorschriften,  die 
sich  auf  die  Anordnung  von  Quarantänen  beziehen  usw.^. 

616.  —  Ein  Kriegsschiff  steht  in  den  Küstengewässem ,  Häfen  und 
Reeden  einer  fremden  Macht  zwei  gesonderten  Staatsgewalten  gegenüber. 
Es  fragt  sich  daher;  ob  es  während  der  Dauer  seines  Aufenthalts  den 
Gesetzen  des  Landes,  in  dessen  Gewässern  es  vor  Anker  liegt,  unter- 
worfen ist,  oder  ob  es  unter  der  Gewalt  seines  Heimatstaates  bleibt. 

^Keine  Schwierigkeit  entsteht,  wenn  solche  strafbare  Handlungen  in 
Frage  kommen,  die  sich  als  militärische  Vergehen,  als  Dienst-  oder  Dis- 
ziplmarvergehen  darstellen,  wobei  es  sich  doch  nur  um  eine  Verletzung 


1)  [Qrasso,  De  Tinterdiction  des  ports  d'an  Etat  ponr  raison  sanitaire,  Revue 
du  droit  pubUc,  t  IV,  p.  49.1 

2)  Ortolan,  op.  cit,  1 1,  pp.  14S  et  s.;  pp.  193  ets.  —  Pereis,  Seerecht,  S  18. 
—  Wheaton,  Elements,  t  I,  p.  134. 

8)  Pereis,  op.  cit,  S.  105  xl  ff.  —  Ortolan,  op.  cit^  t  I,  p.  301. 
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der  besondern  Pflichten  der  Schiffsbesatzung  gegenüber  dem  eigenen 
Staate  handelt.  Die  Aburteilong  solcher  Vergehen  gehört  ausschliesslich 
znr  Zuständigkeit  der  Gerichte  des  Heimatstaates.  Ob  das  Vergehen  an 
Bord  des  Schiffes  oder  auf  dem  Festlande  verttbt  worden  ist,  ist  belang- 
los; die  rechtlichen  Beziehungen  zn  dem  Staate  bleiben  unverändert,  daher 
muss  in  beiden  Fällen  in  gleicher  Weise  entschieden  werded.  —  Streitig 
wird  die  Frage  erst,  wenn  es  sich  um  ein  Vergehen  des  gemeinen  Rechts 
handelt,  wenn  beispielsweise  Mitglieder  der  SchifBsbesatzung  gegen  andere 
oder  gegen  Einwohner  einen  Mord  oder  einen  Diebstahl  begangen  haben. 
Wollte  man  in  diesen  Fällen  unsem  Gerichten  ganz  allgemein  die  straf- 
gerichtliche Entscheidung  Übertragen,  so  wttrde  man  unsem  Verkehr  mit 
andern  Völkern  durch  die  Vermittlung  von  Kriegsschiffen  unmöglich 
machen,  denn  man  würde  die  Souveränität,  die  das  Kriegsschiff  vertritt, 
der  Gewalt  Frankreichs  unterwerfen.  Die  internationale  Praxis,  die  auch 
von  Frankreich  (und  von  allen  gesitteten  Staaten)  angenommen  worden 
ist,  entscheidet  diese  Streitfrage  in  einer  einfachen  und  natürlichen  Weise. 
Das  Kriegsschiff  bleibt  mit  seiuen  Fahrzeugen  und  Booten  der  ausschliess- 
lichen Hoheit  seines  Heimatstaates  Untertan.''^)  Fremde  Kriegsschiffe  sind 
unverletzlich  und  die  auf  ihnen  befindlichen  Personen  sind  von  der  bürger- 
lichen und  Strafgerichtsbarkeit  des  Staates  befreit. 

So  lautet  der  Grundsatz.  Worauf  stützt  er  sich?  Viele  Schrift- 
steller, wie  Carnazza-Amari,  Hautefeuille,  Hübner,  Ortolan, 
Rayneval  u.  a.  halten  dafür,  dass  Kriegsschiffe  überall  als  wandelnde 
Gebietsteile  ihres  Staates  anzusehen  sind  und  dass  sich  alle  Vorgänge, 
die  sich  an  Bord  der  Schiffe  ereignen,  gleichsam  auf  dem  Boden  des 
Staates  abspielen.  Dies  ist  die  Fiktion  der  Exterritorialität.  Dies 
lebendige  und  sinnige  Gleichnis  erweckt  bei  den  Seeleuten  die  Liebe  zu 
ihrem  Schiffe,  die  sich  mit  der  Liebe  zum  Vaterlande  vereinigt. 

617.  —  Die  Fiktion  der  Exterritorialität  ist  aber  zwecklos.  Das 
Schiff  vertritt  in  Wirklichkeit  einen  Teil  der  Macht  und  der  (Gewalt  des 
Staates.  —  Als  abgelöste  Bestandteile  ihres  Staates  geniessen  die  Kriegs- 
schiffe dessen  Vorrechte,  insbesondere  das  Becht  auf  Unabhängigkeit  und 
Souveränität.  Sie  dürfen  keiner  fremden  Gewalt  untergeordnet  werden, 
dies  wäre  ein  Eingriff  in  die  Macht  und  die  Würde  ihres  Staates.  Kein 
fremder  Staat  darf  sich  in  die  Vorgänge,  die  sich  an  Bord  der  Kriegs- 
schiffe oder  auf  deren  Booten  ereignen,  einmischen;  ohne  Erlaubnis  des 
Befehlshabers  darf  kein  fremder  Staatsbeamter  das  Kriegsschiff  betreten. 

Der  Ausdruck  Exterritorialität  ist  zudem  vieldeutig.  Man  wendet 
ihn  auf  verschiedenartige  Tatbestände  an  und  doch  sind  die  Vorrechte, 
die  mit  demselben  Begriffe  bezeichnet  werden,  wie  Geffcken  mit  Becht 
bemerkt,  nicht  für  alle  Fälle  dieselben:  „die  Exterritorialität  eines  Ge- 
sandten ist  nicht  die  gleiche  wie  die  eines  fremden  Souveräns  und  die 
der  Staatsschiffe  ist  wieder  sui  generis.  Ausserdem  ist  die  Exemtion  von 
der  Landesgerichtsbarkeit  keine  absolute^  (No.  337).^) 

618.  —  Nur  wenige  Schriftsteller  wie  Lampredi,Azuni  und  Pinheiro 
Ferreira  bestreiten,  dass  fremden  Kriegsschiffen  eine  Befreiung  von  der 
Qrtlichen  Gerichtsbarkeit  gewährt  werden  müsse.  —  Aber  die  erdrückende 
Mehrheit  der  Publizisten  und  Bechtsgelehrten,  mögen  sie  nun  auf  dem 
Boden  der  Fiktion  der  Exterritorialität  stehen  oder  nicht,  befürworten 


1)  Bonfils,  De  la  compAtence  des  tribunaux  fhua^ais  4  Tegard  des  Strängen, 
No.  828  und  824. 

3)  Qeffcken-Heffter,  op.  dt,  §  42,  Anm.  1. 
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diese  Befreiung.  So  unter  andern  Phillimore,  Travers  Twiss, 
Heffter,  Ealtenborn,  Bluntschli,  Neumann,  Ortolan,  Cauchy, 
Schiattarella,  Wheaton,  Kant,  Calvo,  Pereis,  Eoenig  und  Car- 
nazza-Amari. 

618  K  —  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seinen  Versanunlungen 
zu  Kopenhagen  1897  und  im  Haag  1898  Beschlüsse  ttber  die  Rechts- 
stellung der  Schiffe  und  ihrer  Besatzungen  in  fremden  Häfen  gefasst^) 
Es  hat  auch  den  Grandsatz  aufgestellt,  dass  die  an  Bord  von  Kriegs- 
schiffen in  fremden  Häfen  begangenen  Verbrechen  und  Vergehen  von  der 
Landesgerichtsbarkeit  befreit  sein  sollen  (Art.  15).] 

619.  — ^  Die  Befreiung  der  Kriegsschiffe  von  der  örtlichen  Gerichts- 
barkeit hat  folgende  Wirkungen.  Ein  Beamter  der  Ortsbehörde  darf  an 
Bord  eines  fremden  Kriegsschiffes  keine  gerichtliche  oder  polizeiliche 
Handlung  vornehmen.  —  Alle  strafbaren  Handlungen,  die  an  Bord  eines 
Kriegsschiffes  von  einer  zu  dessen  Bemannung  gehörenden  Person  verübt 
werden,  fallen  unter  die  Strafgerichtsbarkeit  und  die  Strafgesetze  des 
Staates,  dessen  Flagge  das  Schiff  führt.  Das  gleiche  gilt  selbst  dann, 
wenn  der  Urheber  der  strafbaren  Handlung  nicht  zur  Besatzung  gehört 
und  sich  nur  zufällig  an  Bord  befindet,  ja  sogar  wenn  er  ein  Untertan 
des  Staates  ist,  in  dessen  Gewässern  das  Schiff  verankert  ist.  In^  diesem 
letztem  Falle  wtbrde  der  Befehlshaber  des  Schiffes  aber  auch  berechtigt 
sein,  den  Täter  der  Ortspolizeibehörde  zur  Aburteilung  und  Bestrafung 
zu  Überantworten.    Die  Umstände  werden  für  ihn  massgebend  sein. 

620.  —  Wie  ist  zu  entscheiden,  wenn  Personen,  die  zur  Besatzung 
eines  in  fremden  Gewässern  vor  Anker  liegenden  Kriegsschiffes  gehören, 
an  Land  gehen  und  dort  Handlungen  verüben,  die  nach  den  örtlichen 
Gesetzen  strafbar  sind?  Einige  Schriftsteller,  so  besonders  Pereis,  machen 
hier  eine  vemunftgemässe  Unterscheidung.  —  Wenn  Personen  der  Be- 
satzung an  Land  gegangen  sind,  um  dienstliche  Angelegenheiten  zu  be- 
sorgen, so  bleiben  sie,  solange  sie  sich  dort  aufhalten,  den  Gesetzen  und 
der  Gerichtsbarkeit  des  Staates  unterworfen,  dem  das  Schiff  zugehört,  es 
sei  denn,  dass  ihnen  der  Aufenthalt  von  der  Ortsbehörde  verboten  worden 
wäre.  Die  ausdrücklich  oder  stillschweigend  gewährte  Erlaubnis,  an  Land 
zu  gehen,  um  dort  dienstliche  Verrichtungen  vorzunehmen,  enthält  nach 
richtiger  Auslegung  einen  Verzicht  auf  die  Ausübung  jeder  Gerichtsbar- 
keit. Diese  Kegel  findet  auf  einzelne  Personen  wie  auch  auf  eine  Mehr- 
heit von  Personen  Anwendung. 

Die  Ortsbehörden  sind  dagegen  berechtigt,  ihre  polizeilichen  und  ge- 
richtlichen Befugnisse  in  vollem  Masse  und  gerade  so  wie  gegen  die 
eigenen  Staatsangehörigen  wahrzunehmen,  wenn  die  Personen  der  Schiffs- 
mannschaft sich  ohne  dienstliche  Gründe  an  Land  befinden.  —  Nichts- 
destoweniger macht  man  aus  Höflichkeit  oder  zufolge  besonderer  Verein- 
barung gewöhnlich  keinen  Gebrauch  von  diesem  unbestrittenen  und  un- 
bestreitbaren Bechte.*)  —  Übeltäter,  die  Landesgesetze  verletzt  haben, 
werden  meistens  nur  vorläufig  festgenommen  und  dem  Schiffsbefehlshaber 
unter  Überreichung  der  Protokolle  und  der  erforderlichen  Mitteilungen 
mit  dem  Ersuchen  ausgeliefert,  die  Bestrafung  zu  veranlassen.     Der  Be- 

1)  [Annuaire  de  riDstitut,  t  XVI,  pp.  381  et  s.  et  t  XVIL  pp.  273  et  s.  — 
Dnpuis,  LlüBtitut  de  Droit  international,  session  de  CopeDhague(aoat  1897),  R.  D.  I.  F., 
t  IV,  p.  767  et  Session  de  la  Haye  (aoat  1898),  R.  D.  I.  P,  t  V,  p.  845.] 

2}  Fall  der  Matrosen  der  deutschen  Korrette  Vineta  im  Jahre  1878  zu  Santos 
(Brasilien).  Fall  der  Matrosen  der  deutschen  Konrette  Hertha  im  Jahre  1880  zu 
Plymonth. 

Bonfil«,  Uhrbueb  des  YOlkeimehU.  22 
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fehlshaber  schreitet,  wenn  die  Gesetze  seines  Landes  ihn  liierza  enDleh- 
tigen,  zur  AbnrteUimg  der  Beschuldigen  und  setzt  die  OrtsbehOrden  von 
der  getroffenen  Entscheidung  in  Kenntnis.  —  Wenn  die  OrtsbehSrd» 
unter  gewissen  umständen,  wie  bei  Erregung  eines  Aufruhrs,  bei  einem 
schweren  Verbrechen  u.  dergl.  glauben,  selbst  die  Verfolgung,  Aburteilung 
und  Bestrafung  der  Schuldigen  yomehmen  zu  sollen,  so  ist  es  angemessen 
und  schicklich,  den  Schiffsbefehlshabern  Anzeige  von  der  Verhaftung'  und 
deren  Grttnden  zu  erstatten.  Ist  es  den  Schvddigen  gelungen,  vor  ihrer 
Festnahme  das  Schiff  wieder  zu  en*eichen,  so  kann  die  OrtsbehOrde  nur 
um  Auslieferung  nachsuchen.^ 

Nicht  alle  Schriftsteller  lassen  diese  Unterscheidung  gelten.^)  —  Unter 
allen  umständen  ist  aber  die  Verfolgung  des  Schuldigen  bis  auf  die 
Schiffsboote  oder  bis  an  Bord  des  Kriegsschiffes  verboten,  weil  sie  ein 
Eingriff  in  die  Unverletzlichkeit  der  fremden  Flagge  sein  würde. 

Die  unverletzlichkeit  der  Flagge  macht  die  Befehlshaber  der  Kriegs- 
schiffe nicht  unverantwortlich;  aber  sie  schulden  nur  ihrer  eigenen  Be- 
gierung  Bechenschaft.  Streitigkeiten  zwischen  der  Ortsbehörde  und  dem 
SchiffsbefeUshaber,  die  nicht  in  gatlicher  Weise  zum  Austrage  gebracht 
worden  sind,  kOnnen  nur  auf  diplomatischem  Wege  geschlichtet  werden. 

621.  —  Begeht  ein  Kriegsschiff  Gewalttätigkeiten  oder  feindselige 
Handlungen  auf  fremdem  Gebiete,  so  ist  die  angegriffene  Regierung  zwei- 
fellos berechtigt,  unverzüglich  die  erforderlichen  Vorkehrungen  und  An- 
stalten zu  treffen,  um  die  eigene  Sicherheit  zu  wahren  und  die  Achtung 
ihrer  Souveränität  zur  Geltung  zu  bringen. 

Zweifellos  ist  ein  Kriegsschiff  verpachtet,  die  Gesetze  des  Landes,  in 
dessen  Gebiet  ihm  der  Aufenthalt  erlaubt  wird,  zu  beobachten  und  sich  nach 
den  Ortsvorschriften,  die  sich  auf  die  SeepoUzei,  das  Gesundheitswesen,  die  Auf- 
rechterhaltung der  Ordnung  in  den  Häfen  und  dergl.  beziehen,  zu  richten. 

622.  —  Die  Frage,  ob  ein  Asylrecht  an  Bord  der  Kriegsschiffe,  die 
sich  in  fremden  Hoheitsgewässern  befinden,  anzuerkennen  sei,  ist  bestritten. 
Die  StaatenUbung  spricht  sich  für  ein  solches  Recht  aus.  Aber  es  hängt 
doch  vollkommen  von  dem  Ermessen  des  Schifbbefehlshabers  und  von  den 
ihm  erteilten  Weisungen  ab,  ob  er  ein  Asyl  gewählten  oder  versagen 
will.  —  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein  SeeofiKzier,  der  Einsicht  und  Takt 
besitzt,  gemeine  Verbrecher  nicht  unter  den  Schutz  seiner  Flagge  stellen 
wird.  —  Ein  Asyl  wird  meistens  nach  politischen  Unruhen  und  Innern 
Revolutionen  von  den  unterliegenden  Parteiführern  begehrt.  —  Wenn  sich 
trotzdem  ein  gemeiner  Verbrecher  an  Bord  eines  Kriegsschiffes  flüchtet  und 
der  Kapitän  sich  weigert,  ihn  zurückzuweisen,  so  bleibt  der  Regierung  nichts 
anderes  übrig,  als  auf  diplomatischem  Wege  die  Auslieferung  zu  erwirken.^) 

1)  [Diese  Gnmds&tze  sind  durch  Art  18  des  Reglements  des  Instituts  für 
Völkerrecht  von  1S98  angenommen  worden  (S.  Annnaire  de  Tlnstitut,  op.  et  loc.  dt 
—  Dupnis,  op.  et  loc.  cit)*  —  S.  die  Entscheidung  des  französischen  uissationshofes 
vom  29.  Februar  1868.    Dalloz,  Reo.  per.  68.  1.  412.] 

2)  Phillimore,  Commentaries  t  I,  §  346.  —  Ortolan,  op.  cit,  t  I,  p.  268. 

3)  [S.  über  das  Asylrecht  Art.  19  des  Reglements  des  Instituts  fUr  Völkerrecht 
von  1898,  loc.  cit  —  Während  des  brasilianiscnen  Bürgerkrieges  im  Jahre  1894  kam 
die  Frage  des  Asylrechts  politischer  AuMhrer  auf  fremden  Kriegsschiffen  in  einem 
Falle  znr  Sprache.  Admiral  Gama  und  seine  Begleiter  flüchteten  sich  im  Hafen  von 
Rio  anf  die  portugiesischen  Kriegsschiffe  Mindello,  Alfonso  und  Albuquerque.  Die 
Befehlshaber  dieser  Schiffe  weigerten  sich,  die  Flüchtlinge  auszuliefern.  VrL  die 
Schilderungen  dieses  Vorfalles  und  die  dadurch  veranlassten  SchwierigpEceiten, 
R.  D.  I.  F.,  t  I.,  pp.  273  et  s.  —  S.  auch  Martens-Ferrao,  Le  difförend  entre  le 
Portugal  et  le  Bi%sü  consid^rä  au  point  de  vne  dn  Droit  international,  R.  D.  L 
t  XXVI,  p«  378.  —  Goudert,  Du  droit  de  refuge  ä  bord  d'nn  navjre  ^tranger, 
J.  I.  F.,  t  XXIII,  p.  980.] 
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Za  zahlreichen  Erörtenmgen  gab  die  Frage  der  Zalassang  flüchtiger 
Sklaven  Anlass.O 

683.  —  Anf  Grund  eines  alten  Herkommens  ist  jeder  Staat  berechtigt, 
za  verlangen,  dass  fremde  Kriegsschiffe,  die  durch  seine  EUstengewässer 
fahren  oder  seine  Häfen  anlaufen,  seinen  eigenen  Schiffen,  den  Fahrzeugen 
anderer  Staaten,  sowie  seinen  Befestigungsaäagen  und  Arsenalen  bestimmte 
Ehrenbezeugungen  erweisen.  —  Es  ist  gebräuchlich,  dass  Ki*ieg8schiffe 
stets  eine  Festung  grttssen,  wenn  sie  vor  ihr  innerhalb  der  EUstengewässer 
Yorbeifftbren,  sie  grttssen  auch  die  ihnen  begegnenden  Geschwader  und 
vor  dem  Einfahren  in  einen  Hafen  das  zu  dessen  Schutze  dort  aufgestellte 
Schiff.  —  Auf  ihren  Gruss  wird  ihnen  mit  Eanonenschttssen  in  derselben 
Zahl  gedankt.  Dies  sind  internationale  Höflichkeitsformen,  die  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  souveränen  Unabhängigkeit  jeder  Nation  dartun. 

In  den  fiemden  Ettstengewässem  müssen  die  Eriegsschiffe  alles  ver- 
meiden, was  von  der  Nation,  unter  deren  Hoheit  diese  Gewässer  stehen, 
als  kränkend  empfunden  werden  könnte,  wie  z.  B.  die  Feier  eines  kurz 
vorher  über  sie  errungenen  Sieges.  Die  Beflaggung  der  Schiffe  an 
nationalen  Festtagen  ist  ein  feststehender  Gebrauch.  Welche  Flagge 
hierbei  gebraucht  wird  ist  Sache  des  Taktgefühls   und  der  Höflichkeit.*) 


Dritter  Abschnitt. 
Hand#lsschiff6  in  fremden  KQatengewassern,  Reeden  und  Häfen. 

634.  —  „Handelsschiffe  bilden  zwar  keinen  Teil  der  öffentlichen  Macht 
des  Staates,  aber  sie  gehören  ihm  doch  in  gewissem  Sinne  an.  Wenn  sie 
auch  von  Privatpersonen  zum  Zwecke  von  Privatunternehmungen  aus- 
gei-ttstet  werden,  so  steUen  sie  doch  eine  auf  Grund  staatlicher  Gesetze 
organisierte  Genossenschaft  dar.  Ihre  Besatzung  steht  unter  staatlicher 
AvdTsicht,  ihre  Eapitäne  werden  vom  Staate  bevollmächtigt  und  mit  ge- 
wissen Befugnissen  ausgerüstet.  Handelsschiffe  nehmen  also  eine  Mittel- 
stellung zwischen  Eriegsschiffen  und  reinen  Privatschiffen  ein."  *)  Welches 
ist  ihre  Rechtsstellung,  wenn  sie  in  die  Hoheitsgewässer  eines  fremden 
Staates  einlaufen  oder  sich  dort  aufhalten? 

Einige  Schriftsteller,  unter  andern  Carnazza-Amari  (op.  dt.,  eh.  Vn, 
§  5),  nehmen  auch  hier  die  Fiktion  der  Exterritorialität  zu  Hilfe.  Wii* 
weisen  sie  zurttck;  sie  ist  noch  weniger  am  Platze,  als  bei  den  Schiffen 
der  Eriegsflotte. 

625.  —  Handelsschiffe,  die  sich  in  den  Hoheits-  oder  Ettstengewässem 
eines  fremden  Staates  befinden,  sind  während  der  Dauer  ihres  Aufenthalts 
der  Gerichtsbarkeit  und  der  Polizeigewalt  dieses  Staates  unterworfen. 
Man  kann  sie  dieser  Gewalt  nicht  entziehen,  ohne  in  die  ipnere 
Souveränität  dieses  Staates  einzugreifen.  —  Die  Rechtsordnung  wttrde 
sonst  innerhalb  des  Seegebietes  gefährdet  werden.  —  Auf  der  andern 
Seite  bleiben  diese  Schiffe  sowie  ihre  Besatzungen  auch  in  fremden  Gewässern 
den  Gesetzen  ihres  Landes  Untertan.  —  Hieraus  ergibt  sich  mögliche]> 


1)  S.  die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Frage  bei  Pereis,  Seerecht,  S.  126 ff. 

2)  [Valery,  De  la  participation  des  nayires  mouillte  dans  un  port  ^tranger 
aax  fetes  publique«  qni  y  sont  cel^brees,  Moniteur  jadiciaire  du  Midi  20  juillet  1890.] 

3)  Bonfils,  De  la  competence  des  tribunaux  francais  k  T^ard  des  ätrangers  etc. 
No.  326. 
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weise  ein  Widerstreit  zwischen  zwei  Gesetzgebungen  nnd  zwei  Gerichts^ 
barkeiten.    Wie  ist  hier  zu  entscheiden? 

Was  die  Fragen  des  bürgerlichen  Rechts  angeht,  so  verweisen  wir 
anf  die  Lehrbttcher  des  internationalen  Privatredits.  —  Anlangend  die 
Fragen  des  öffentlichen  Bechts  und  insbesondere  des  Strafrechts,  so  gilt 
beim  Mangel  besonderer  Abkommen  meistens  der  in  Frankreich  befolgte 
Brauch,  der  sich  mit  der  Zeit  zu  einem  allgemeinen  Vtflkerrechtssatze 
verdichten  wird. 

Man  teilt  die  strafbaren  Handlungen  in  zwei  Gruppen  ein.  Zur 
ersten  gehören:  1.  Bechts  Widrigkeiten  gegen  die  Disziplin  und  Amtsver- 
gehen sowie  2.  gemeine  Verbrechen  und  Vergehen,  die  von  einer  Person 
der  Schiffsbesatzung  gegen  eine  andere  Person  der  Besatzung  begangen 
werden,  wenn  dadurch  die  Buhe  des  Hafens  nicht  gestört  wird.  Was 
diese  Handlungen  betrifft,  so  müssen  die  Bechte  der  fremden  Macht  ge- 
achtet werden.  —  Die  französische  Staatsgewalt  hat  sich  um  diese  Hand- 
lungen nicht  zu  kflmmem,  es  sei  denn,  dass  sie  um  Hilfe  angegangen 
wird.  —  Die  zweite  Gruppe  umfasst:  1.  Verbrechen  und  Vergehen,  die, 
selbst  an  Bord,  gegen  oder  von  Personen,  die  nicht  zur  Schiffsbesatzung 
gehören,  begangen  werden,  und  2.  Verbrechen  und  Vergehen,  die  von  Mit- 
gUedem  der  Schiffsbesatzung  gegeneinander  verübt  werden,  wenn  die 
Buhe  des  Hafens  dadurch  beeinträchtigt,  oder  wenn  der  Beistand  der 
französischen  Behörden  nachgesucht  wird.  Die  Aburteilung  dieser  Hand- 
lungen fällt  den  französischen  Strafgerichten  anheim.  Der  Schutz,  der 
fremden  Schiffen  in  französischen  Häfen  gewährt  wird,  schliesst  nicht  die 
Landgerichtsbarkeit  in  denFällen  aus,  die  dieöffentlicheSicherheitberühren.^ 

Die  französische  Bechtssprechung  hat  diese  Grundsätze  stets  zur  An- 
wendung gebracht.  Sie  sind  auch  durch  das  Erkenntnis  des  Staatsrats 
vom  28.  Oktober  1806  bestätigt  worden.  —  Ein  vom  Handelsminister 
und  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  gemeinsam  erlassenes 
Zirkular  vom  24.  Juni  1856  bringt  dieselben  Begeln  in  Erinnerung 
(S.  Ord.  fran?.,  vom  29.  Oktober  1833,  Art.  22  u.  23.  —  Ord.  fran?., 
vom  7.  November  1833).*) 

626.  —  Die  Landesbehörden  haben  in  Ansehung  der  zu  ihrer  Zu- 
ständigkeit gehörigen  strafbaren  Handlungen  nicht  nur  richterliche 
sondern  auch  polizeiliche  Befignisse.  Die  richterlichen  Beamten  des 
Uferstaates  können  sich  an  Bord  des  fremden  HandelsschijSes  begeben, 
um  dort  die  zur  Feststellung  der  Straftaten  erforderlichen  gerichtlichen 
Untersuchungshandlungen,  Vernehmungen  und  Verhaftungen  vorzunehmen. 
Sie  sind  berechtigt,  nach  Massgabe  der  eben  aufgestellten  Grundsätze, 
auf  diesen  Schiffen  die  zur  Besatzung  gehörenden  Personen,  die  an  Bord 
oder  auf  dem  Festlande  Verbrechen  oder  Vergehen  als  Täter  oder  Teil- 
nehmer verttbt  haben,  zu  verfolgen  und  festzunehmen.  —  Immerhin  soll 
der  Konsul  der  fremden  Nation  vorher  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  damit 
er,  wenn  er  es  wttnscht,  bei  Vornahme  dieser  Handlungen  zugegen  sein 
kann.    Dies  ist  aber  nur  ein  Höflichkeits-  und  Freundschaftsakt.') 

•    1)  Boafils,  op.  dt,  No.  326.  —  Vgl.  Fall  Newton  und  SaiUy  (1806),  Forsaitning 
1887),  Tetaipest  (18&8).  -  Cass.  crim.,  26.  Februar  1859,  Sirey,  Reo.  per.  59. 1.  188.- 


(1887),  1 

[FaU  Superfio,  R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  68.1 

2)  [Caas.  26.  Februar  1859,  Dalloz,  Reo.  per.  59.  1.  88  mit  einer  Anmerkuo; 
Hautefeuilles.  —  Alger,  19.  aoöt  1878,  Sirey,  Reo.  per.  74.  2.  982.  —  Polisei- 
gttticht  Ton  Oran,  4.  NoYbr.  1898,  J.  I.  P.,  t.  XX,  p.  1162.J 

3)  Bonfils,  De  la  conpitence  etc.  No.  828  et  s.  —  [S.  über  die  RechtssteUon^ 
fremder  Schiffe  in  den  Gewässern  der  Kapitulationalinder,  R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  476: 
i  II,  pp.  628  et  626.] 
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•27.  —  Die  von  der  französischen  Rechtssprechung  aufgestellten 
Regeln  sind  in  der  Praxis  und  in  der  Wissenschaft  allgemein  angenommen 
worden.  —  In  einigen  Verträgen  findet  man  sie  ausdrücklich  bestätigt. 
(Verträge  Deutschlands  mit  Italien  vom  21.  Dezember  1868  und  vom 
7.  Februar  1872;  mit  Spanien  vom  2.  Februar  1870  und  12.  Januar  1872; 
mit  den  Verein.  Staaten  vom  11.  Dezember  1871,  mit  den  Niederlanden 
vom  11.  Januar  1872  und  mit  Bussland  vom  8.  Dezember  1874;  — 
russisch-italienischer  und  russisch-spanischer  Vertrag  —  Vgl.  Calvo, 
op.  cit.,  §  1126). 

628.  —  Das  englische  System  entfernt  sich  von  dem  französischen. 
In  England  vertreten  Becbtswissenschaft  und  Rechtssprechung  den  Stand- 
punkt, dass  die  Landesgerichte  für  alle  an  Bord  von  Handelsschiffen  ver- 
übten Verbrechen  und  Vergehen  zuständig  sind,  gleichviel  ob  sich  die 
Schiffe  in  den  englischen  Gewässern  aufhalten  oder  ob  sie  sie  nur  durch- 
schneiden und  auch  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  die  Buhe  des  Hafens  oder 
der  Eüstengewässer  gestört  wird  oder  nicht.  —  Im  Jahre  1876  fand  vor 
Dover  in  den  englischen  Eüstengewässern  ein  Zusammenstoss  zwischen 
dem  deutschen  Schiffe  Frankonia  und  dem  englischen  Fahrzeuge  Stratib- 
clyde  statt,  wobei  ein  Beisender  der  Strathclyde  sein  Leben  verlor. 
Dieser  Unfall  rief  einen  Bechtsstreit  hervor  und  veranlasste  eine  gründ- 
liche Prüfung  der  Frage.  —  Die  englischen  Kammern  nahmen  am 
28.  August  1878  ein  Gresetz  an,  das  die  Bezeichnung  Territorial  Waters 
Juridiction  act  führt.  Dies  Gesetz  ermächtigt  die  britischen  Behörden 
zur  Strafverfolgung  aller  Verbrechen,  die  in  den  englischen  Küsten- 
gewässem  bis  zu  einer  Entfernung  von  drei  Seemeilen  begangen  werden, 
gleichviel  ob  der  Täter  Inländer  ist  oder  nicht  und  ob  das  Vergehen  an 
Bord  oder  mittels  eines  fremden  Schiffes  stattgefunden  hat.  In  dem  Ver- 
einigten Königreiche  bedarf  es  zur  Einleitung  der  Strafverfolgung  der 
Ermächtigung  eines  Staatssekretärs,  in  den  andern  britischen  Besitzungen 
der  des  Gouverneurs.  —  Dies  Gesetz  stiess  in  Deutschland,  Frankreich 
und  sogar  in  England  auf  grossen  Widerspruch.  Es  verleiht  den  Landes- 
gerichten das  Becht,  wegen  aller  auf  fremden  Schiffen  begangenen  Ver- 
gehen einzuschreiten  und  zwar  ohne  Bücksicht  darauf^  ob  sich  die  Schiffe 
in  den  englischen  Küstengewässern  aufhalten  (und  zwar  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes)  oder  ob  sie  diese  Gewässer  nur  durchschneiden,  also 
wenn  sie  nur  ihren  Kurs  durch  diese  Gewässer  nehmen.  Das  Gesetz 
trifft  Tausende  von  Schiffen,  die  an  der  Küste  von  England  entlang 
segeln  und  die  diese  dem  Weltverkehre  geöffnete  Seestrasse  durchfahren. 
(Die  Fahrt  durch  den  Kanal  geht  ein  gutes  Stück  Wegs  an  der  englischen 
Küste  entlang,  da  dieser  Weg  für  die  Schiffahrt  am  günstigsten  ist).  — 
Das  Gesetz  übersieht,  dass  die  freie  Benutzung  der  Heerengen,  die  zwei 
Meere  miteinander  verbinden,  eine  Folge  des  Grundsatzes  der  Meeres- 
freiheit ist.  —  Durch  diese  missbräuchliche  Ausdehnung  der  Gerichts- 
barkeit hat  sich  die  englische  Gesetzgebung  in  Widerspruch  mit  den 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  gestellt,  die  von  den  namhaftesten  Publizisten 
und  sogar  von  den  englischen  Kroiguristen,  so  von  Bobert  Philli- 
more,  Travers  Twiss,  Heffter,  Bluntschli,  Pereis  u.  a.  anerkannt 
worden  sind.^) 

628^  —  [Das  Institut  fQr  Völkerrecht  hat  die  Frage  in  den  auf  seiner 


1)  Pereis,  Seerecht,  S.  95  u.  ff.  —  [S.  über  den  Fall  der  Frankonia  J.  L  P., 
t.  IV,  p.  162.  —  Renault,  Anuuaire  de  ligislation  etrangire  1879,  p.  69.  —  Travers 
Twiss,  The  Law  magazine  and  Reyiew,  f&vrier  1887,  p.  145.] 
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Versammlang  in  Kopenhagen  gefassten  Beschlüssen  behandelt  (1897). 
Diese  Besdüttsse  sind  auf  der  Versammlnng  im  fiaag  (1898)  in  einigen 
Punkten  ergänzt  und  abgeändert  worden.]  0 


Vierter  Abschnitt. 
Vorrechte  fOr  gewisse  Arten  von  Schiften. 

629.  —  Das  internationale  Herkommen  stellt  den  Eriegsschiffen  in 
bezug  auf  die  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit,  der  Polizeigewalt,  den 
Zollabgaben  usw.  die  Fahrzeuge  gleich,  die  ohne  zur  Kriegsflotte  zu 
gehören,  fremde  Souveräne  oder  diplomatische  Gesandte  an  Itord  haben, 
wenn  sie  zur  Beförderung  dieser  Personen  ausschliesslich  bestimmt  sind-  — 
Das  Gleiche  gilt  fttr  Truppentransportschiffe,  wenn  sie  von  Offizieren  der 
Kriegsmarine  befehligt  werden. 

Die  zum  Postdienste  bestimmten  Schiffe  gemessen  im  allgemeinen 
nicht  die  den  Kriegsschiffen  eingeräumten  Vorrechte.  Durch  inter- 
nationale Verträge  können  den  Postdampfern  aber  gewisse  Bechte  ge- 
währt werden,  so  insbesondere  die  Befreiung  von  der  Beschlagnahme,  die 
Befreiung  von  Hafengebühren,  von  Zollförmlichkeiten  usw.  (Verträge 
zwischen  Frankreich  und  Sardinien  vom  4.  September  1860,  Art.  6  u.  7; 
zwischen  Frankreich  und  Italien  vom  3.  März  1869,  Art.  6  und  vom 
18.  November  1875;  zwischen  England  und  Belgien  vom  17.  Februar  1876, 
Art.  6.  —  Portugiesisches  Gesetz  vom  7.  Juli  1880,  Art.  76.)  — 
Artikel  9  des  am  30.  August  1890  von  Frankreich  und  Grossbritannien 
getroffenen  Abkommens  bestimmt,  dass  Postschiffe  im  Falle  eines  Krieges 
zwischen  den  beiden  Nationen  ihre  Fahrten  unbehindert  und  unbelästigt 
so  lange  fortsetzen  können,  bis  einer  der  beiden  Staaten  den  Abbruch 
der  Verkehrsverbindungen  anzeigen  wird.^) 

1)  [Ammaire  de  rinstitut,  t  XVI  et  XVII,  loc.  cit.  —  Dnpuis,  op.  et  loc.  dt] 

2)  [Die  Frage  der  Postschiffe  hat  in  der  Praxis  oft  Schwieri^eiten  veranlasst. 
So  z.  B.  besonders  im  Jahre  1S68  im  Hafen  von  Genua.  (S.  Archives  diplomatiques 
1864,  t  I,  p.  3S5)  und  1885  in  den  Beziehungen  zwischen  Frankreich  und  Italien 
(J.  I.  P.,  t  XII,  p.  554.)] 


Dritter  Teü. 


Die  friedlichen  Beziehungen  zwischen  den 

Staaten. 


690.  —  Die  Macht  der  Verhältnisse  zwingt  die  Staaten,  miteinander 
Verkehr  zu  pflegen.  Die  mannigfachen  Wechselbeziehungen,  die  sich 
zwischen  ihnen  bilden,  die  Notwendigkeit,  die  gemeinschaftlichen  Angelegen- 
heiten gemeinsam  zu  prüfen,  das  Bedürfnis,  abweichende  oder  wider- 
streitende Interessen  auszugleichen  und  der  Wunsch,  bedrohliche  Zwistig- 
keiten  beizulegen,  erzeugt  fOr  die  Staaten  das  Recht  und  die  Pflicht, 
miteinander  in  Unterhandlungen  zu  treten  und  gegenseitige  Verpflichtungen 
einzugehen,  die  in  Abkommen  oder  in  Verträgen  niedergelegt  werden. 
Als  juristische  Personen  können  die  Staaten  nur  durch  Vermittlung 
physischer  Personen  miteinander  unterhandeln,  Anträge  stellen,  sie  beraten 
und  darttber  beschliessen.  Diese  Personen  sind  zu  ihrer  Vertretung  be- 
rufen; sie  sind  mit  der  Vollmacht  ausgerüstet,  in  ihrem  Namen  und  mit 
rechtlicher  Wirksamkeit  für  sie  aufzutreten. 

Wer  sind  diese  Vertreter?  —  In  welcher  Weise  verkehren  sie  mit- 
einander? —  Welches  sind  die  verschiedenen  Abkommen,  die  auf  gemein- 
samem Einverständnisse  beruhen? 


Erstes  Buch. 


Die  Vertreter  der  Staaten. 

631.  —  Bei  der  gegenwärtigen  Gestaltung  unserer  neuem  staatlichen 
Einrichtungen  erlaubt  die  Vielseitigkeit  der  hohem  Staatsinteressen  dem 
Souverän  oder  dem  Staatsoberhaupte  nicht  mehr,  allein  und  persönlich  die 
Verwaltung  des  Staates,  dessen  oberste  Leitung  ihm  zusteht,  zu  führen. 
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An  die  Spitze  der  obersten  Verwaltnngsämter  sind  Bevollmächtigte  unter 
der  Bezeichnung  Minister  oder  Staatssekretäre  gestellt,  die  das  Ver- 
trauen des  Staatsoberhauptes  gemessen.  Einer  von  diesen  ist  besonders 
damit  betraut,  den  Verkehr  des  Staates  mit  den  fremden  Mächten  zu 
lenken  und  zu  leiten.  Es  ist  der  amtlich  bestellte  Vertreter  seines  Souve- 
räns gegenüber  den  andern  Souveränen;  des  Staates  in  Ansehung  der 
übrigen  Staaten.  Er  führt  den  Titel  Minister  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, zuweilen  auch  Kanzler  oder  Staatssekretär. 

Die  immer  zahlreicher  werdenden  und  an  Bedeutung  zunehmenden 
Beziehungen,  die  die  verschiedenen  Völker  miteinander  verknüpfen,  ver- 
anlassen unausgesetzte,  immer  wieder  aufzunehmende,  zuweilen  dringliche 
Unterhandlungen.  Zur  Führung  solcher  Unterhandlungen  sah  man  sich 
seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  genötigt,  ständige  Bevollmächtigte 
der  Fürsten  bei  dem  Sitze  der  Regierung  der  verschiedenen  Staaten  zu 
halten.  —  Die  Bevolhnächtigten,  die  von  dem  Souveräne  eines  Staates  bei 
dem  Souveräne  eines  andern  Staates  beglaubigt  werden  und  die  der  Auf- 
sicht des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  unterstehen,  heissen 
diplomatische  Agenten  oder  Gesandte. 

Der  Souverän,  der  Minister  des  Auswärtigen  und  die  diplomatischen 
Agenten  sind  die  Vertreter  eines  Staates  gegenüber  den  andern  Staaten. 

Wir  rechnen  hierher  auch  noch  die  Konsuln,  deren  Aufgabe  —  wenn 
sie  auch  dauernd  ist  —  zwar  weniger  darin  besteht,  ihren  Staat  bei  der 
fremden  Regierung  zu  vertreten,  als  ihn  vielmehr  bei  den  Landsleuten 
ihres  Konsularbezirks  zu  ersetzen  und  zu  ergänzen. 

In  einigen  orientalischen  Ländern  werden  die  Generalkonsuln  oft  den 
diplomatischen  Agenten  gleichgestellt. 

Der  Staat  kann  auch  andere  Bevollmächtigte  mit  besondern  und 
zeitlich  beschränkten  Aufträgen  bestellen,  deren  Aufgabe  bestimmt  und 
fest  umgrenzt  ist  und  deren  Befugnisse  je  nach  der  Art  ihrer  Sendung 
verschieden  sind. 


Erstes  Kapitel. 


Souveräne  oder  Staatsoberhäupter. 

[t.  Bar.  Gompötenoe  dos  tribiuutaz  allemaadB  ponr  connalire  des  aetlons  dlrlgtoa  contre  les  ganver- 
nements  et  les  sonTonliui  «tnngera,  J.  I.  P.,  t  ZU,  p.  645.  ~  Bonf  ils.  Compötanoe  des  tribanrax  fna^ais 
ä  FAgard  des  ötnuigers,  1865,  Ut.  m,  oh.  I,  nos  889  et s.  —  BTnkershoelc  De  foro  legatomm,  I7tl,  cas. m, 
8  18.  —  Clunet  Offenses  et  actes  hostiies  commis  par  des  particalien  oontre  an  Etat  itranger.  J.L  P^ 
t  XIY,  p.  5.  —  F6raud-Oiraad.  £tat8,  souTeralns, eto,  1895.  —  Qabba.  De  la  oompötenoe  des  tribmiaiix 
k  r«gard  des  EUts  et  des  souverains  «trangera,  J.  I.  P^  t  XY,  p.  180  et  s.;  t  XYI,  p.  588  et  s.;  t  XYn,  p^  S5 
et  8.  —  Hartmann.  De  la  comp4tenee  des  trlbananz  dans  les  prooto  eontre  les  Etats  et  souTeralns  6trangera, 
1890  et  R.  D.  I.,  t.  XXD,  p.  425  et  s.  —  Laurent.  Droit  civil  Intern^  1880»  t  m,  nos  36  et  s.  —  Ch.  t. 
Härtens.  Canses  c616bre8,  1858.  —  Guide  diplomatique,  5e  Mit  1866.  —  t.  Paepe.  Etade  sur  la  comp«- 
tenoe  civüe  k  V6gard  des  Etats  ötrangers  et  de  leurs  agents  poUtiqaes,  diplomatiqnes  et  consnlaires,  1894.  — 
Piot  Des  r^les  de  comp^tence  M»pUcables  aox  EUts  et  aux  sonTendns,  1887.  —  Pr  adier-Fod«r4.  Coors 
de  droit  politique,  de  Mit,  1899.  —  Sp6e.  De  la  comp^tence  des  tribanaox  nationanz  k  r«gard  des  gonver 
nemento  et  des  souTorains  «trangers,  J.  I.  P.,  t  m,  pp.  899  et  s.;  485  et  s.] 

Han9l,  Staaiareohl,  Bd, I,  8. 8i u.  ff.  u. 8,  694  u,  ff.  —  Tßsntr  m  OrünkuU  Zmitehrifl,  Sd.ZXI,8.  196  ff. 
—  Zorn,  Staainteki,  Bd.  L  8.  88  u.  ff.  —  Broekhau»,  Da»  LegUimUattpringip,  1968.  -*-  Morel,  Sehtmä*- 
ri9eh€»  BwMkMtaatereaM,  Bd.  iZT,  8.  88. 

632.  —  Die  Souveräne  sind  keine  völkerrechtlichen  Personen  im 
eigentlichen  Sinne,  vgl.  No.  156  ^    Sie  sind  lediglich  die  obersten  Ver- 
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treter  der  Staaten  in  deren  auswärtigen  Verkehrsbeziehnngen.^)  Das 
internationale  Herkommen  bestimmt  die  Rechtsstellnng  der  Souveräne  und 
der  Staatsoberhäupter  wegen  der  Wichtigkeit  und  Bedeutung  ihrer  vtflker- 
rechtUchen  Vertretung. 

Jeder  Monarch  und  jedes  Staatsoberhaupt  besitzt  das  Vertretungs- 
recht nur  in  dem  Umfange,  in  dem  ihm  diese  Befugnis  durch  die  Ver- 
fassung seines  Landes  zugestanden  wird.  —  Ohne  Bedeutung  ist  der 
Titel,  der  zur  Bezeichnung  der  Persönlichkeit,  der  die  höchste  Gewalt, 
die  oberste  Leitung  der  Staatsinteressen,  übertragen  ist,  geführt  wird, 
wie  Kaiser,  König,  Präsident.  Auch  kommt  es  nicht  darauf  an, 
ob  diese  höchste  Gewalt  einer  einzelnen  physischen  Person  oder  einer 
politischen  Körperschaft,  wie  einem  Direktorium,  Bundesrat  usw.  zu- 
gewiesen ist. 

633.  —  Belanglos  für  das  Völkerrecht  ist  auch  der  Ursprung  der 
Macht  des  Oberhauptes. 

Gewiss  kann  zwar  ein  illegitimer  Fürst,  ein  Usurpator,  den  andern 
Souveränen  nicht  die  Verpflichtung  auferlegen,  ihn  anzuerkennen  und  ihm 
die  hergebrachten  Ehren  zu  erweisen.  Ihre  Weigerung  wird  er  aber  mit 
dem  Abbruche  aller  Beziehungen  beantworten.  —  In  der  internationalen 
Praxis  kommt  es  nur  auf  die  Tatsache  der  unbestrittenen  Ausübung  der 
höchsten  Gewalt  an,  da  die  Souveräne  regelmässig  nicht  zu  Richtern  über 
die  Legitimität  der  andern  Souveräne  berufen  sind.  —  Der  heilige 
ApostoUsche  Stuhl  hat  zu  wiederholten  Malen  und  besonders  in  der  Bulle 
Gregors  XVI.  (Sollicitudo  Ek^clesiarium)  vom  Jahre  1831  und  in  einer  der 
neuem  EnzyklU:en  Leos  Xm.  erklärt,  dass  es  der  überlieferte  Gebrauch 
der  katholischen  Kirche  gewesen  sei,  mit  den  tatsächlichen  Inhabern  der 
Herrschaftsgewalt  zu  verhandeln,  ohne  darum  deren  Legitimität  anzuer- 
kennen. —  Der  Präsident  der  Verein.  Staaten,  Monroe,  gab  in  seiner 
berühmten  Botschaft  von  1823  eine  ähnliche  Erklärung  ab. 

634.  —  Da  der  Souverän  der  lebendige  Vertreter  des  Staates  in 
Ansehung  der  andern  Nationen  ist,  so  ist  es  unerlässlich,  dass  der  Cha- 
rakter, mit  dem  er  bekleidet  ist,  gegenüber  den  fremden  Staaten  feierlich 
festgestellt  werde.  Daher  rührt  der  Brauch,  die  Thronbesteigung  der 
Könige,  Kaiser  und  Fürsten  kiaft  Erbrechts,  sowie  die  Wahl  der  Präsi- 
denten der  Bepubliken  amtlich  anzuzeigen. 

In  dieser  Anzeige  wii'd  gewöhnlich  die  Fortdauer  der  freundschaft- 
lichen Beziehungen  und  des  bisherigen  guten  Einvernehmens  in  Erwartung 
der  Gegenseitigkeit,  zugesichert.  —  Die  Antwort  enthält  Glückwünsche, 
verbindliche  Erklärungen,  Versprechungen  und  den  Ausdruck  der  Hofhung 
auf  den  Bestand  der  Freundschaft.  —  Sind  die  regierenden  Familien  durch 
ein  innigeres  Band  miteinander  verknüpft,  so  wird  mitunter  ein  ausser- 
ordentlicher Gesandter  beauftragt,  um  die  Anzeige  der  Thronbesteigung 
besonders  feierlich  zu  erstatten.^)  Nach  der  frühem  Ansicht  des  Heiligen 
Stuhles  waren  die  katholischen  Herrscher  verpflichtet,  Obedienzgesandt- 
schaften  abzufertigen. 

Im  Falle  der  Änderung  der  Begierungsform  oder  der  Umgestaltung 
der  Staatsgewalt  ist  es  üblich,  bei  den  fremden  Mächten  eine  ausdrück- 

1)  [„Es  ist  möglich,  so  sagt  Rivier  (Principes,  t  I,  p.  419),  dass  ein  Souverän 
der  persönliche  Untertan  eines  andern  ist;  hieraus  folgt  aber  nicht  etwa  die 
Abhängigkeit  seines  Staates  von  dem  des  andern.**  Diese  Frage  veranlasste  jüngst- 
hin  im  deutschen  und  englischen  Parlamente  Schwierigkeiten,  als  der  Herzog  von 
Edinburgh  der  Sohn  der  Königin  Viktoria,  kratt  Erbrechts  zum  Herrscher  des  Herzog- 
tums Sachsen-Koburg-Gotha  berufen  wurde  (R.  D.  I.  F.,  t.  I,  pp.  154  et  278).] 

2)  Pradier-Fod^r^,  Cours  de  Droit  diplomatique,  eh.  iV. 
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liehe  Anerkennung  nachznsuchen,  damit  die  internationalen  Besiehinigen 
ungestttrt  fortgesetzt  werden  können.  —  Als  Bayern  die  Anerkenaimg 
Viktor  Emannels  als  Königs  von  Italien  ablehnte,  entzog  Cavonr  allen 
bayrischen  Konsuln  in  Italien  das  Exeqaator.  —  Wenn  ein  Papst  stirbt, 
so  treten  die  zur  Wahl  seines  Nachfolgers  berufenen  Kardinäle  zum  Kon- 
klave zusanunen.^)  *) 

Der  päpstliche  KardinalkSmmerling  zeigt  den  katholischen  und  allen 
andern  Mächten,  welche  Beziehungen  mit  dem  Heilgen  Stuhl  unterhaltea, 
den  Tod  des  Papstes  und  die  Eröffiiung  des  KonUaves  an.  Man  ant- 
wortet ihm  hierauf. 

635.  —  Es  sind  noch  andere  Anzeigen  gebräuchlich;  sie  beziehen  sieh 
auf  Familienereignisse  wie  Oeburten^  Heiraten  usw.  —  Im  Falle  des 
Todes  eines  Souveräns  oder  eines  Prinzen  der  kSniglichen  Fanülie  legen 
die  andern  fttrstlichen  HOfe  Trauer  an,  deren  Dauer  verschieden  ist;  sie 
wird  durch  die  besondern  Gebräuche  eines  jeden  Hofes  bestimmt. 

Die  Staatsoberhäupter  tauschen  auch  Geschenke  aus.  —  Der  Papst  segnet 
am  Sonntag  Lätare  einen  Strauss  goldener  Bösen  und  schickt  ihn  unter 
besonderer  Feierlichkeit  einer  katholischen  Fttrstin. 

Die  Staatsoberhäupter  verleihen  einander  die  verschiedenen  von  ihnen 
gestifteten  Orden  und  Ehrenzeichen. 

Die  aufgezählten  Höflichkeitsbezengungen  sind  ein  deutlicher  Beweis 
für  die  Hochachtung  und  Ehrerbietung,  die  die  Staaten  einander  entgegen- 
bringen. 

636.  —  Kein  Staat  kann  verlangen,  dass  die  andern  Staaten  die 
Titel,  die  er  sich  beilegt,  sowie  die  Titulaturen  und  Würden,  womit  er 
sein  Oberhaupt  auszeichnet,  anerkennen.  —  Der  angenommene  Titel  hat 
aber  nur  dann  wirklichen  Wert,  wenn  er  von  den  andern  Mächten  aner- 
kannt wird.  —  Kein  Staat  kann  willktti-lich  und  ohne  Bttcksicht  auf  die 
Gemeinschaft,  deren  Mitglied  er  ist,  einen  Titel  annehmen,  der  gewöhnlich 
zur  Bezeichnung  des  Banges  dient,  den  der  Staat  einzunehmen  beansprucht. 
—  Daher  bemfihen  sich  die  Staatsoberhäupter,  die  sich  einen  hohem  Titel 
beilegen,  als  sie  bis  dahin  besassen,  die  Anerkennung  und  Zustimmung  der 
andern  Staatsoberhäupter  zu  erlangen. 

Zuweilen  ist  mit  der  Anerkennung,  die  übrigens  nicht  grundlos  zu 
versagen  ist,  gezögert  worden.  Der  Titel  König  von  Preussen,  den 
Friedrich  I.  im  Jahre  1701  annahm,  wurde  vom  Papst  erst  im  Jahre  1786 
anerkannt.  —  Zar  Peter  I.  nahm  den  Titel  Kaiser  im  Jahre  1721  an  und 
erhielt  erst  1723  die  Anerkennung  von  Preussen  und  Schweden,  1732  von 
Dänemark,  1742  von  England,  1745  von  Frankreich  und  1759  von  Spanien. 
Ausserdem  erklärte  Bussland  durch  Beversalien,  dass  diese  Anerkennung 
das  Bestehen  des  Zeremoniells  unbertthrt  lasse  und  fttr  den  Kaiser  von 
Bussland  keinen  Vorrang  schaffe.^  —  [Napoleon  I.  hatte  grosse  Mttbe, 
vom  Sultan  die  Anerkennung  des  Kaisertitels  zu  erhalten;  erst  im  Jahre 
1806  gelang  ihm  dies.]  —  Erst  im  Jahre  1862  erkannte  Bussland  Viktor 
Emanuel  als  König  von  Italien  an.  —  Auf  dem  Aachener  Kongresse 
weigerten  sich  die  fünf  Orossmächte  am  11.  Oktober  1818,  dem  Wunsche 
desKurfUrsten  vonHessen,  der  den  Königstitel  annehmen  wollte,  zu  willfahren. 

In  frtthem  Zeiten  bezeichnete  der  Titel  Kaiser  die  höchste  Wfirde. 
Die  Könige  von  Frankreich  legten   sich  diesen  Titel  bei  ihren  Unter- 

1)  [Lucius  Lector,  Le  Conclave,  1894.] 

2)  V.  Härtens,  Guide  diplomatique,  t  II,  p.  228. 

*)  Bismardcsdie  Zwhilamote  vom  26.  Augmt  1874^  betr.  iin^rftefititcMr  der  JBe^temi^ 
Serrano  in  Sfomen,  StaatBorMv  Bd,  XX^  No.  4383.  —  DepewAe  vom  14.  Janrnt  1871^ 
betr.  die  Begterung  der  NathmiiverUidigung  m  Frankrekh^ 
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handlnngen  mit  der  Hohen  Pforte  imd  mit  den  afrikanischen  Staaten  bei. 

Der  Titel  Prinz  wird  den  Mitgliedern  der  regierenden  Herrscher- 
hänser  zugesprochen.  —  Der  mutmassliche  Thronerbe  fOhrt  bisweilen 
einen  besondem  Titel:  Dauphin,  Prince  of  Wales,  Prinz  von  Asturien, 
Prinz  von  Oranien,  Herzog  von  Neapel  usw. 

Ein  Souver&n  hat  das  Recht,  von  den  Oberhäuptern  der  andern 
Staaten  mit  seinem  herkömmlichen  und  anerkannten  Titel  bezeichnet  zu 
werden. 

637.  —  In  Mhem  Jahrhunderten  gaben  die  Titel  der  Souveräne 
Anlass  zu  zahlreichen  Streitigkeiten.  Die  Titel  hatten  damals  in  der  Tat 
einen  grossen  Wert,  da  infolge  des  rein  monarchischen  Systems  der  Staat 
mit  der  Person  des  Souveräns  verschmolzen  war.  —  Deshalb  war  es  nicht 
gleichgültig,  dass  der  König  von  England  den  Titel  EOnig  von  Frankreich 
annahm.  —  Im  19.  Jahrhundert  haben  sich  Sitten  und  Anschauungen  ge- 
ändert; es  hat  in  Europa  eine  andere  Aufhssung  von  der  königlichen 
Gewalt  Platz  gegriffen.  Der  Staat  geht  nicht  mehr  in  der  Person  des 
Souveräns  auf. 

638.  —  Es  gibt  Titel,  die  durch  den  Gebrauch  fest  begründet  worden 
sind.  —  Der  Papst  wird  Seine  Heiligkeit,  Summus  Pontifex,  Heiliger 
Vater  genannt.  Der  Sultan :  Seine  Hoheit.  Mit  Majestät  bezeichnet  man 
Kaiser  und  Könige;  Königliche  Hoheit  oder  Durchlaucht  ist  der  Titel  flir 
einen  Grossherzog  oder  einen  Prinzen  von  Geblfit.  Durchlauchtigst  nannten 
sich  auch  die  Republiken  von  Genua,  Venedig  und  Polen. 

Einige  Könige  nahmen  in  ihrem  Verkehre  mit  der  katholischen  Kirche 
besondere  Ehrentitel  an.  Der  König  von  Frankreich  hiess :  Erstgeborener 
Sohn  der  Kirche  und  Allercbristlichste  Majestät;  der  König  von  Spanien: 
Der  Katholische  König;  der  von  Portugal:  Allertreuester  König  usw. 

Die  Monarchen  sprechen  und  schreiben  von  sich  in  der  Mehrzahl 
und  werden  in  der  dritten  Person  mit:  Eure  Miyestät  angeredet. 

Aus  Höflichkeit  belässt  man  das  Prädikat  Majestät  den  Königen,  die 
dem  Throne  entsagt  oder  ihn  sonst  verloren  haben. 

Im  schriftlichen  Verkehre  zwischen  Souveränen  unterscheidet  man 
drei  Arten  von  Schreiben:  1.  Kanzleischreiben  (lettres  de  conseil),  bei 
denen  das  Zeremoniell  in  allen  Pimkten  beobachtet  wird:  es  wird  grosses 
Papierformat  gewählt.  Der  Eingang  enthält  die  Titel  des  Souveräns. 
Das  Schriftstück  wird  vom  Minister  des  Auswärtigen  gegengezeichnet 
und  mit  dem  grossen  Kanzleisiegel  versehen.  Diese  Form  wii*d  nur  bei 
wichtigen  oder  feierlichen  Anlässen  gewählt.  Die  Kanzleischreiben  ge- 
hören zu  den  Staatsschriften;  die  Urschriften  werden  in  den  Archiven 
des  Ministeriums  aufbewahrt.  —  2.  Kabinettsschreiben  haben  eine  einfache 
Form:  man  ftigt  nui*  das  kleinere  Staatssiegel  bei  Sie  werden  nicht 
gegengezeichnet  —  3.  Eigenhändige  Sehreiben,  wofür  sich  keine  Form 
durch  den  Gebrauch  ausgebildet  hat. 

639.  —  Der  Inbegriff  der  Gebräuche  und  Gewohnheiten,  die  den 
Verkehr,  die  Beobachtung  bestimmter  Formen  und  Titel  zwischen 
souveränen  Höfen  oder  Fttrsten  regeln,  bildet  die  Etikette.  —  Sie  be- 
gründet weder  eine  Gesamtheit  von  Bechten,  noch  eine  solche  von 
Pflichten  (sensu  stricto);  aber  sie  ist  das  äussere  Merkmal  für  die  Art 
und  Weise,  wie  die  Rechte  und  Pflichten  aufgefasst  werden.  Sie  be- 
stimmt das  Mass  der  Wttrde,  die  dem  jeweiligen  Staate  zugestanden 
wird,  ebenso  wie  zwischen  Privatpersonen  die  Höflichkeitsbezeugungen 
das  Kennzeichen  der  Achtung  ist,  die  sie  einander  entgegenbringen.  — 
Die  Ehre  der  Staaten  wird  durch  die  ihren  Oberhäuptern  erwiesene  Be- 
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handlnng  mitbestimmt,  und  der  Grad  der  einem  Staate  eiBgerämnten 
Adhtang  bemisst  sich  nach  der  Achtang,  die  seinem  Oberhanpte  g^ezoUt 
wird.  —  Die  reinen  HOflichkeitserweisangeii,  die  im  Verkehre  zwischen 
Souveränen  beobachtet  werden,  haben  eine  grossere  Bedentang  als  die 
zwischen  Privatpersonen. 

Grundsätzlich  stehen  Könige  und  Kaiser  im  fiange  vollständig  gleich.^) 
Lange  wurde  den  gekrönten  Häuptern  ein  Vorrang  vor  den  Präsidenten 
der  Bepubliken  zuerteilt.  Dies  geschieht  jetzt  nicht  mehr.  —  Die 
katholischen  Mächte  räumen  dem  Papste  den  ersten  Bang  ein  und  er- 
weisen ihm  besondere  Ehren.  —  Die  andern  Souveräne  verhalten  sich 
dem  Papste  gegenüber  je  nach  ihren  persönlichen  Gesinnungen. 

Die  bei  den  persönlichen  Begegnungen  von  Staatsoberhäuptern  zu  beob- 
achtenden Einzelheiten  werden  meistens  im  voraus  von  ihren  Ministem 
oder  den  Beamten  ihres  Hofetaates  geregelt.  —  Die  höflichen  und  ver- 
feinerten Sitten  unserer  Zeit  haben  diese  Fragen  wesentlich  vereinfacht. 

Begibt  sich  ein  Souverän  in  ein  fremdes  Land,  so  muss  ihm  ein 
seinem  Bange  und  seiner  Würde  entsprechender  Empfang  bereitet  werden. 
Heutzutage  ziehen  die  Fürten  es  oft  vor,  inkognito  zu  reisen,  um  der 
mit  den  Empfangsfestlichkeiten  verbundenen  Anstrengungen  enthoben  zu 
sein.^  Die  Begierung  des  zu  bereisenden  Landes  wird  vorher  in  Kenntnis 
gesetzt  und  hierdurch  veranlasst,  in  unauffälliger  Weise  die  erforderlichen 
Massregeln  zu  treffen,  damit  sowohl  das  Inkognito  als  auch  die  Achtung 
und  die  Sicherheit  der  Person  des  Souveräns  gewahrt  werde. 

640.  —  Der  Charakter,  der  dem  Souverän  als  solchem  anhaftet,  be- 
gleitet und  folgt  ihm  in  jedes  Land,  das  er  berührt  oder  in  dem  er  sich 
aufhält.  Man  muss  in  seiner  Person  die  Souveränität  des  Staates,  an 
dessen  Spitze  er  steht,  achten.  —  Wir  begegnen  in  den  Schriften  der 
Publizisten  und  der  Bechtslehrer  der  Fiktion  der  Exterritorialität, 
die  aber  gefährlich  und  überflüssig  ist.^)*) 

1)  [Es  war  nicht  stets  so;  selbst  nicht  zwischen  monarchischen  Sonveranen. 
Im  16.  Jahrhundert  behandelte  der  Sultan  nur  den  „Kaiser''  von  Frankreich  als 
seines  Gleichen,  w&hrend  er  alle  andern  Fürsten  als  im  Range  unter  ihm  stehend 
betrachtete:  er  stellte  sie  dem  Grosswesir  gleich.  So  wies  man  Ferdinand  von 
Osterreich  bei  den  VerhandlungeD,  die  im  Jahre  1585  zum  Waffenstillstände  zwischen 
Österreich  und  der  Türkei  führten,  stets  denselben  Rang  an,  wie  dem  Grosswesir 
Ibrahim,  der  dem  Sultan  untergeordnet  war  (Gharriere,  N^gociations  de  la  France 
dans  le  Leyant  184S— 1860,  t  i,  p.  244.  note  1).  Aber  dieser  Znstand  änderte  sich 
bald.  In  dem  Friedensvertrage,  der  1608  zwischen  Osterreich  und  der  Türkei  unter- 
zeichnet wurde,  wurde  bestimmt,  dass  die  beiden  Souveräne,  in  deren  Namen  der 
Vertrag  geschlossen  wurde,  auf  dem  Fusse  der  Gleichberechtigung  standen  (Nora- 
dounghian,  Recueil  d'actes  intemationaux  de  U  Empire  ottoman,  1897,  t  I).] 

2)  [Vgl.  über  die  Zuständigkeit  der  Landesgerichte  hinsichtlich  eines  fremden, 
inkognito  reisenden  Fürsten  No.  643  Anm.] 

3)  [Strisower  (Exterritorialität  im  österreichischen  Staatsw5rterbuch  von 
Müchler  und  Ulbrich)  räumt  —  wie  es  scheint  —  den  Präsidenten  der  Republiken 
nicht  so  ausgedehnte  Vorrechte  ein,  wie  den  andern  Staatsoberhäuptern;  er  bezeichnet 
ihre  Stellung  als  unbestimmt  (vgl.  Rivier,  op.  cit,  t  I,  p.  424).  —  Es  ist  aber  kein 
Grand  ersichtlich,  hier  einen  Unterschied  walten  zu  lassen.  Das  Staatsoberhaupt  — 
mag  es  ein  erblicher  Fürst  oder  ein  gewählter  Präsident  sein  —  bleibt  im  Auslande 
stets  der  lebendige  Vertreter  des  von  ihm  geleiteten  Staatswesens;  ob  seine  Befug- 
nisse mehr  oder  weniger  umfangreich  sind,  ist  ein  Umstand,  der  keine  Rolle  in  den 
äussern  Beziehungen  spielen  darf;  alle  (Grunde,  die  fär  die  Exterritorialität  von 
Kaisem  und  Königen  angefahrt  werden,  sind  auch  f&r  die  Präsidenten  der  Republiken 
massgebend.  —  Als  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts  der  Konig  von  Polen,  Johann 
Sobieski,  nach  den  Siegen,  die  er  in  Gemeinschaft  mit  Osterreich  über  die  Türken 
erfochten  hatte,  nach  Wien  kam,  wollte  man  ihm  keine  königlichen  Ehren  erweisen, 
weil  er  nicht  ein  erblicher,  sondern  ein  erwählter  König  sei.] 

*)  8,  Marquardien,  b.  o.  ExterritorkUitiU  in  Bottedes  Staatäeacikon,  —  v.  Bulme' 
rincq,  in  von  HoUzmäorffs  Sechtüexäcon, 
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Die  altern  Schriftsteller  haben  die  Frage  eingehend  erörtert,  ob 
Staatsoberhäupter  anf  Beisen  dieser  Fiktion  teilhaftig  seien.  Pnfendorf 
und  Bynkershoek  bejahen  die  Frage;  Cocceins  verneint  sie.  G.  F. 
Y.  Härtens  und  Klüber  stellen  fest,  dass  ein  allgemein  anerkannter 
Brauch  allen  regierenden  Fürsten  diese  Exterritorialität  einräumt.  Hef f ter , 
Bluntschli  und  F.  y.  Martens  billigen  die  internationale  Praxis.') 

Das  Recht  einer  souveränen  Person,  auf  fremdem  Staatsgebiete  als 
souverän  und  unabhängig  zu  gelten,  versteht  und  rechtfertigt  sich  auch 
ohne  Zuhilfenahme  einer  Fiktion.  Es  erübrigt,  den  Gedanken  eines  Vor- 
rechts heranzuziehen.  Es  bedarf  nur  der  Fesstellung  der  Eigenschaft 
des  Staatsoberhauptes  als  solches,  um  ihm  den  Anspruch  auf  Achtung 
zu  verschaffen.  —  Aul  fremdem  Boden  erfreut  sich  ein  Souverän  einer 
Beihe  von  Vorrechten. 

Die  Befreiung  von  allen  Steuern  (mit  Ausnahme  der  auf  Grundstücken 
ruhenden  Lasten)  sowie  von  ZoUgebühren  und  Verzehrungsabgaben  ist 
lediglich  ein  Zugeständnis  der  Höfdchkeit. 

Dagegen  ist  die  Befreiung  von  der  Polizeigewalt  und  der  Gerichts- 
barkeit des  Aufenthaltsstaates  eine  unvermeidliche  Folgerung  aus  der  dem 
fremden  Souveräne  gebührenden  Unabhängigkeit.  Wollte  man  diesen 
zwingen,  sich  den  Landesgerichten  zu  unterwerfen,  so  würde  man  gegen 
seine  Souveränität  und  damit  gegen  die  ihr  zu  Grunde  liegende  i^uve- 
ränität  seines  Staates  Verstössen. 

641.  —  Es  besteht  kein  Zweifel,  dass  sich  die  Strafgerichtsbarkeit 
des  Aufenthaltsstaates  ni(^ht  auf  den  fremden  Souverän  erstreckt.  Er 
kann  strafrechtlich  weder  verfolgt  noch  gerichtet  werden.  Begeht  er  ein 
Verbrechen,  so  sind  die  einzigen  zur  Verfügung  stehenden  Mittel:  ihn  zu 
ersuchen,  sich  wegzubegeben,  erforderlichenfalls  ihn  mit  allen,  seinem 
Bange  geschuldeten  Bücksichten  des  Landes  zu  verweisen,  ihm  den  Auf- 
enthalt im  Staate  zu  verbieten,  von  dem  Staate,  dessen  Oberhaupt  er  ist, 
Genugtuung  auf  diplomatischem  Wege  zu  verlangen  und,  wenn  diese  ver- 
weigert werden  sollte,  alle  Beziehungen  abzubrechen  und  sogar  zu  Be- 
pressalien  zu  schi*eiten.  Weitere  Massregeln  können  selbst  dann  nicht 
ergriffen  werden,  wenn  das  Verbrechen  in  der  EiTCgung  von  Unruhen,  in 
der  Beteiligung  an  innern  Kämpfen,  oder  in  dem  Versuche,  die  Begierung 
umzustürzen,  bestand. 

642.  —  Ist  der  fremde  Souverän  auch  von  der  Zivilgerichtsbarkeit 
befreit?  Li  diesem  Punkte  gehen  die  Meinungen  auseinander.  —  Nach 
der  altern  Lehre  genoss  der  Souverän  unbedingte  Befreiung.*) 

Ein  fremder  Monarch  konnte  weder  Kläger  noch  Beklagter  sein.  — 
Die  neuere  Lehre  neigt  aber  dazu,  Unterschiede  aufzustellen. 

Wird  der  Souverän  von  einer  Privatperson  verklagt,  so  fragt  es  sich, 
ob  sich  der  gegen  ihn  erhobene  Bechtsanspruch  gegen  ihn  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Staatsoberhaupt  oder  als  Privatmann  richtet.  Wird  er  als  Staats- 
oberhaupt verklagt,  so  ist  das  Geiicht  des  fremden  Landes  unzuständig,  sonst 
Würde  die  Souveränität  des  Staates  selbst  verletzt  werden;  denn  ein  Staat 
kann  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  der  Gewalt  eines  andern  Staates 
unterworfen  werden.     Beispiele:  Der  englische  Gerichtshof,  Lord  Mayor's 


1)  G.  F.  V.  Martens,  Pr^cis,  liv.  V,  §  172.  —  Klüber,  op.  cit.,  §f  49  u.  186.  — 
Helft  er,  op.  cit,  §  54.  —  Bluntschli.  op.  cit,  Art  199.  —  F.  t.  Martens,  op. 
dt,  Bd.  I,  I  83.  —  Bynkershoekj  De  loro  legatomm,  chap.  III. 

^)  V.  Bar,  IntemaUonaki  IVivol-  tmd  Strafreckt,  8.  S02f.  —  v.  Holttendorff  im 
JcMmek  für  Qmtggeimng  etc.  im  Deutechen  BeiAe,  N,  F.  1, 1877,  8.  179  ff.  —  R.  D.  I, 
i.  F,  1873,  p.  246. 
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court,  wies  im  Jahre  1851  eine  gegen  die  Königin  von  Portogal  und  gegen 
die  Königin  von  Spanien  gerichtete  Klage  wegen  Unzuständigkeit  ab.  — 
Aus  demselben  Grunde  erklärte  sich  der  Pariser  Appellhof  am  15.  MSrz 
1872  hinsichtlich  einer  Klage,  die  sich  auf  die  Bestellung  von  Ordens- 
zeichen  durch  einen  fremden  Fttrsten  stützte,  ftir  unzuständig.  —  Eine 
andre  Entscheidung  desselben  Pariser  Gerichts  vom  23.  August  1870  wies 
die  Klage  Masste  gegen  den  Kaiser  von  Russland  ab. 

643.  —  Wie  ist  zu  entscheiden,  wenn  der  Souverän  als  Privatperson 
verklagt  wird?  —  Handelt  es  sich  um  einen  Anspruch,  der  sich  auf  den 
Grundbesitz  des  Souveräns  im'fremden  Lande  bezieht,  so  ist  —  und  zwar 
nach  allen  Gesetzgebungen  —  das  Gericht  der  belegenen  Sache  zuständig. 
Diese  Zuständigkeit  erleidet  keine  Änderung,  welches  auch  die  Eigenschaft 
des  Eigentümers  oder  des  Besitzers  sei.  Grundstücke  und  ihre  Besitzer 
als  solche  können  weder  fremden  Gesetzen  noch  einer  fremden  Gerichts- 
barkeit unterworfen  werden. 

Was  gilt,  wenn  der  Souverän  wegen  Schuldverbindlichkeiten  oder 
wegen  Schadenersatz  vor  ein  Zivilgericht  vorgeladen  wird?  Die  Frage 
nach  der  Freiheit  von  der  Gerichtsgewalt  entsteht  sowohl  in  dem  Falle, 
dass  der  Souverän  seine  Staaten  nicht  verlassen  hat,  als  auch  dann,  wenn 
er  sich  gerade  auf  dem  fremden  Gebiete  aufhält. 

Die  Schi'iftsteller  sind  geteilter  Meinung.  Die  meisten  vemeineu  die 
Zuständigkeit  der  Zivügerichte,  so  besonders  G.  F.  von  Martens,  Heffter, 
Calvo,  Phillimore,  Lawrence,  Chr6tien.  —  Auch  die  Mehrzahl  der 
italienischen  Schriftsteller  spricht  sich  gegen  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
bei  Klagen  gegen  fremde  Souveräne  aus. 

In  den  Kechtsstreitigkeiten,  die  in  England  von  Privatpersonen  gegen 
fremde  Staatsoberhäupter  angestrengt  worden  sind,  haben  die  englischen 
Kichter  sich  fast  stets  ftir  unzuständig  erklärt.  —  Auch  die  französische 
Bechtssprechung  steht  im  ganzen  auf  demselben  Standpunkte.^)  —  Die 
belgischen  und  italienischen  Gerichte  haben  fast  immer  wie  die  fran- 
zösischen Richter  entschieden. 

Unterwirft  sich  der  fremde  Souverän  der  Gerichtsbarkeit  der  Landes- 
gerichte, indem  er  selbst  seinen  Gegner  vor  Gericht  ladet,  oder  die  gegen 
ihn  erhobene  Klage  mit  einer  Widerklage  beantwortet  oder  als  Beklagter 
in  seinem  Namen  Anträge  vor  Gericht  stellen  lässt  usw.,  so  sind  die 
Gerichte  nach  der  überwiegenden  Ansicht  zuständig.  Die  englischen 
Eichter  haben  häufig  so  entschieden  und  sich  für  zuständig  erklärt.*)  — 
Einige  Schriftsteller  erheben  indessen  einen  Einwand.  Verzichtet  nicht 
das  Staatsoberhaupt,  das  den  Urteilsspruch  der  Gerichte  eines  fremden 
Staates  ttber  sich  ergehen  lässt,  auf  seine  Eigenschaft  als  Souverän  und 
damit  auf  die  Unabhängigkeit,  die  ihm  als  solchem  notwendigerweise 
gebührt?  Ist  ein  solcher  Verzicht  zulässig?  Darf  ein  Souverän  sich 
dieser  Unabhängigkeit,  die  ihm  doch  nicht  in  seinem  Interesse,  sondern 
in  dem  seines  Staates  zukommt,  auch  nur  zum  Teil  entäussem?  Muss 
dies  nicht  mindestens  bezweifelt  werden?  —  Wird  die  Unterscheidung 
zwischen  Verpflichtungen,  die  der  Souverän  als  Privatmann  und  denen, 


1)  Zu  Unrecht  benift  man  sich  auf  den  Rechtsstreit  des  Goldarbeiters  Mellerio 
gegen  IsabeUa  von  Spanien,  der  im  Jahre  1872  durch  das  Seine-Gericht  eotachieden 
wurde.  Isabella  war  zur  Zeit  der  Bestellung  der  Schmuckgegenstande  nicht  mehr 
Königin. 

2)  Lawrence-Wheaton.  Comm.,  t.  lU,  pp.  422  et  s. 
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die  er  als  TrS^er  der  souveränen  Gtewalt  ttbemommen  hat,  in  der  Praxis 
nicht  zu  willktti'lichen  Erkenntnissen  führen?  (No.  270).^) 

644.  —  In  dem  gutachtlichen  Berichte,  den  von  Bar  dem  Institut 
fUr  Völkerrecht  auf  dessen  Versammlung  zu  Hamburg  im  Jahre  1891  er- 
stattet hat,  sind  die  dieser  schwierigen  Streitfrage  zu  Orunde  liegenden 
Gesichtspunkte  kurz  zusammengefasst  und  dargestellt  worden.  —  Das 
Institut  nahm  folgende  Beschlttsse  an:  Die  [Gerichte  sind  in  Ansehung 
fremder  Staaten  und  Souveräne  zuständig:  a)  ftti*  (petitorische  und  pos- 
sessorische) dingliche  Klagen  in  Beziehung  auf  Grundstücke  sowie  auch 
für  Klagen  hinsichtlich  beweglicher  Sachen,  insoweit  sich  diese  im  Staats- 
g^ebiete  befinden;  b)  fttr  ^^agen,  die  gegen  den  fremden  Staat  oder 
Souvei-än  in  seiner  Eigenschaft  als  Erben  oder  Vermächtnisnehmer  eines 
innerhalb  des  Staatsgebietes  eröffiieten  Nachlasses  gerichtet  sind;*)  c)  für 
den  Fall,  dass  der  fremde  Staat  oder  Souverän  sich  der  Landesgerichts- 
bai*keit  freiwillig  unterwii-ft;  d)  fttr  Schadenersatzansprüche,  die  sich  auf 
ein  von  dem  fremden  Souverän  innerhalb  des  Staatsgebietes  begangenes 
Delikt  oder  Quasidelikt  grttnden;  dagegen  sind  Klagen  auf  Eraatz  des 
Schadens,  der  durch  Hoheitshandlungen  entstanden  ist,  abzuweisen.^ 

645.  —  Der  fremde  Souverän  hat  ttber  die  Mitglieder  seines  Gteiolges 
weder  eine  zivili*echtliche  noch  auch  eine  strafrechtliche  Gerichtsbarkeit.  — 
Viele  Schriftsteller,  unter  andeni  Phillimore,  vertreten  die  entgegen- 
gesetzte Ansicht,  die  sie  aus  der  Fiktion  der  Exterritorialität  herleiten. 
Aber  man  muss  mit  F.  v.  Martens  sagen,  dass  „weder  der  Schah  von 
Persien  noch  der  türkische  Sultan  auf  Reisen  in  Europa  von  ihrer  ab- 
soluten Gewalt  ttber  die  Personen  ihrer  Suite  Gtebitiuch  machen  können^. 

646.  —  Sollten  die  mit  der  Eigenschaft  des  Sonvei*äns  verbundenen 
Vorrechte  missachtet  oder  verletzt  werden,  so  wttrde  von  der  Regierung 
des  Staates,  in  dessen  Gebiet  der  Verstoss  begangen  worden  ist,  Genug- 
tuung verlangt  werden.  Wird  diese  verweigert,  so  kann  der  in  der 
Person  seines  obersten  Vertreters  gekränkte  Staat  Repressalien  austtben, 
ja  sogar  zum  Kriege  schreiten. 

647.  —  Müssen  die  Vorrechte,  dessen  sich  die  Souveräne  während 
ihres  Aufenthaltes  auf  fremdem  Boden  erfreuen,  auch  auf  ihre  Familie  und 
die  Mitglieder  ihres  Gefolges  ausgedehnt  werden?  —  Es  gibt,  so  bemerkt 
v.  Martens,  keinen  Rechtsgrund,  ihnen  diese  Privilegien  zuzuerkennen, 
da  keine  dieser  Personen  ais  Vertreter  der  vollziehenden  Gewalt  des 
andern  Staates  angesehen  werden  kann.  Wenn  in  der  Praxis  eine  der- 
artige Auszeichnung  doch  statthaben  sollte,  so  darf  sie  immer  nur  als  ein 


1)  [Gibt  ein  Fürst  schon  dadurch,  dass  er  inkognito,  unter  einem  angenommenen 
Namen,  im  Auslände  reist  seine  souverilnen  Rechte  auf  und  kann  er  daher  Yor 
den  Gerichten  des  Aufenthaltsstaates  verklagt  werden?  Diese  Frage  wurde  i.  J.  1893 
von  den  Gerichten  Grossbritanniens  verneint.  Es  handelte  sich  um  den  Sultan  von 
Johore,  der  unter  dem  Namen  Albert  Baker  einer  jungen  Engländerin  die  Heirat  zu- 
gesichert hatte  und  von  dieser  wegen  Bruchs  des  Heiratsversprechens  gerichtlich  ver- 
folgt wurde  (R.  D.  I.  P^  t  I,  p.  74).  —  Im  Jahre  1873  wurde  der  Kdnig  der  Nieder- 
lande, der  in  der  Schweiz  inkognito  reiste,  von  dem  Gerichte  zu  Glarens  zu  einer  Geldstrafe 
verurteilt;  sobald  er  seine  Eigenschaft  als  Souveian  zu  erkennen  gab,  wurde  die 
Strale  aufgehoben.] 

2)  Vffl.  No.  283  das  von  dem  Gerichte  von  Montdidier  unterm  4.  Februar  1892 
erlassene  Urteil  und  die  Entscheidung  des  Gerichtshofes  von  Andens  vom  21.  Februar 
1898,  betreffend  das  dem  Papste  durch  die  Marqnise  Plessis-BeUiöre  hinterlassene 
Vermächtnis.  —  Vgl.  Audinet,  L'incomp^tence  destribunaux  franoais  k  T^ard  des 
Etats  etrangers  et  La  succession  du  duc  de  Brunswick,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  di35. 

3)  [Vgl.  den  Text  der  durch  das  Institut  für  Völkerrecht  im  Jahre  1891  auf  der 
Versammlung  zu  Hamburg  angenommenen  Beschlüsse  Annuaire  de  Tlnstitut,  t.  XI,  p.  436]. 
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Zeichen  besonderer  Freundschaft,  nicht  aber  als  eine  ans  den  Gnmdsätcen 
des  Volkerrechts  herzuleitende  Verpflichtung  aufgefasst  werden. 


Zweites  Kapitel. 


Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Sto^rk  m  ff.  Stmgela  W9rimrh%U!h  du  d€ut§ekmi  VerwaUimg$rteki»  ».  v.  Mmitterittm  der  AutwSrti^M 
Angel egenkmimn.  ^  Sehuyler,  Amerieem  dipIoMMiay,  1896,  c  I,  Departmmi  of  State. 

648.  —  Nachdem  die  geschichtlichen  Vorgänge  in  Europa  die  Staaten 
von  der  Notwendigkeit  überzeugt  hatten,  ununterbrochene  und  ständige 
Yerkehrsbeziehungen  miteinander  zu  pflegen  und  jede  Macht  allmählich 
zur  Erkenntnis  der  wichtigsten  Grundzüge  ihres  politischen  Verhaltens 
gelangt  war,  empfanden  die  Regierungen  das  Bedüiinis,  in  ihrem  Schosse 
einen  besondem  Organismus,  eine  eigene  Verwaltungsstelle,  zu  schaffen, 
die  mit  dem  politischen  Schriftwechsel  und  der  Leitung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  zu  betrauen  war.  So  kam  es  zur  Gründung  von 
Sekretariaten,  Departementen  oder  Ministerien  der  auswärtigen 
Angelegenheiten. 

Ihre  Schöpfung  reicht  in  Frankreich  bis  zum  1.  Januar  1589  zurück. 
Heinrich  in.  setzte  vier  derartige  Staatsämter  (secr^taires  d'Etat  a 
d^partement)  ein. 

649.  —  Dem  Minister  des  Auswärtigen  liegt  eine  Reihe  von  Amtä- 
befugnissen  und  Pflichten  ob:  er  tritt  mit  den  diplomatischen  Agenten 
der  andern  Staaten  zu  Konferenzen  zusammen,  er  nimmt  deren  Vorschläge 
und  Beschwerden  entgegen  und  beantwortet  sie,  er  prüft  mit  ihnen  die 
gegenseitigen  Interessen  der  Staaten,  er  erSfEhet  die  Unterhandlungen  und 
hat  sie  nach  besten  Kräften  durchzuführen;  —  er  überwacht  die  gewissen- 
hafte Erfüllung  der  Verträge. 

Er  schlägt  die  Ernennung  der  im  Auslande  zu  bestellenden  diplo- 
matischen Agenten  und  Konsvdn  vor;  er  führt  die  Aufsicht  über  diese 
Beamte  und  erteilt  ihnen  die  erforderlichen  Weisungen;  —  er  zeigt  den 
firemden  Staaten  die  Ernennung  oder  Abberufung  der  Gesandten  und 
Konsuln  an;  —  er  empfängt  die  fremden  diplomatischen  Agenten  and 
führt  sie  beim  Staatsoberhaupte  ein;  er  hat  ihrer  Unabhängigkeit  und 
ihren  Voirechten  Achtung  zu  verschaffen. 

Er  hat  die  politischen,  wirtschaftlichen  und  Handelsinteressen  seines 
Landes  nach  aussen  hin  wahrzunehmen  und  die  im  Auslande  ansässigen 
Staatsangehörigen  zu  schützen. 

Er  hat  die  vom  Staatsoberhaupte  ausgehenden  Staatsschriften  sowie 
die  auf  auswärtige  Angelegenheiten  sich  beziehenden  Urkunden,  wie 
Friedens-,  Bündnis-,  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  und  dergl.,  Kriegs- 
erklärungen, Manifeste  usw.  ausarbeiten  zu  lassen;  —  er  beantwortet  die 
amtlichen  Zuschriften  des  Auslandes. 

Er  sorgt  für  die  Aufbewahitmg  der  Archive  seines  Ministerioms, 
sowie  für  die  des  diplomatischen  Schriftwechsels,  der  Urschriften  der 
Staatsverträge  und  Abkommen  usw. 

650.  —  Die  EnüUung  der  Aufgaben  des  Ministei-s  des  Auswärtigen 
erfordert  ein  aussergewülmliches  Mass  von  Begabung.  Ein  falscher  Schritt, 
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eine  unglttckliche  Berechnung,  ein  unvorsichtiges  Wort  können  die  Würde 
des  Staates  und  die  Interessen  der  Nation  gefährden.  Der  Minister  des 
Auswärtigen  muss  sich  durch  hervorragende  geistige  Eigenschaften,  wie 
sie  nur  selten  zu  finden  sind,  auszeichnen,  v.  Härtens,  Heffter  und 
Pradier-Fodör^  verbreiten  sich  hierüber  eingehend. 

Bei  Übernahme  seines  Amtes  zeigt  der  Minister  des  Auswärtigen 
den  beim  Staatsoberhaupte  beglaubigten  Mitgliedern  des  diplomatischen 
Korps  sowie  den  im  Auslande  bestellten  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln 
seines  Staates  seine  Ernennung  an.  —  Er  erwartet  zueinst  den  Besuch 
aUer  Mitglieder  des  diplomatischen  Korps.  Er  erwidert  ihn,  und  zwar 
den  Botschaftern  an  demselben  Tage,  den  Gesandten  dei*  andern  Eang- 
klassen  einige  Tage  später  und   den  Geschäftsträgem  nur  durch  Karte. 

Der  Minister  setzt  gewöhnlich  einen  Tag  in  der  Woche  zum  allgemeinen 
Empfang  der  Mitglieder  des  diplomatischen  Korps  fest.  —  Aber  er 
empfängt  auch  an  andern  Tagen  jeden  Gesandten,  der  sich  zur  Besprechung 
von  Staatsangelegenheiten  einstellt 

651.  —  Die  Organisation  des  Ministeriams  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten ist,  wenn  auch  in  jedem  Staate  anders,  so  doch  auch  wieder  in 
vielen  Punkten  ähnlich.  —  In  Frankreich  ist  dieJOrganisation  sehr  oft 
abgeändert  worden;  so  besonders  in  den  Jahren  1869,  1877  und  1880 
sowie  durch  das  Dekret  vom  12.  Mai  1891.  Nach  diesem  Dekret  besteht 
das  Ministerium  aus  folgenden  Abteilungen:  1.  Das  Kabinett  des  Ministers 
mit  den  damit  verbundenen  Ämtern:  f&r  Geheimschrift,  fbr  Ein-  und  Ab- 
gänge, für  Übersetzungen,  für  die  ausländische  Presse,  für  Personalien 
und  ftlr  den  ProtokoUdienst  (service  du  protocole).  In  dieser  letztgenannten 
Dienststelle  (dessen  Vorsteher  die  Gesandten  einzuführen  hat),  werden  das 
Zeremoniell,  Fragen  des  Vorranges,  der  Empfang  diplomatischer  Agenten, 
Audienzen,  Ordensauszeichnungen,  Vorbereitung  und  Ausfertigung  von 
Beglaubigungs-  und  Abberufnngsschreiben,  Ausfertigungen  von  Verträgen 
u.  dergl.  bearbeitet;  —  2.  Die  Direktion  der  politischen  Angelegenheiten 
und  der  Protektorate  mit  drei  Unterdirektionen  für  den  Norden  und  Ost- 
asien (Extrfime-Orient),  für  den  Süden  und  den  Orient  und  für  streitige 
Angelegenheiten  (contentieux);  —  3.  Die  Direktion  ftlr  Konsularwesen  und 
Handelsangelegenheiten  mit  drei  Unterdirektionen  ftlr  Konsular-,  Handels- 
und Kanzleiangelegenheiten;  —  4.  Die  Abteilung  fttr  das  Archiv,  die  den 
geographischen  Dienst  umfasst;^)  —  5.  Die  Abteilung  ftlr  Staatsschulden 
und  ftlr  das  Kechnungswesen.  —  Unter  dem  Vorsitze  des  Ministers  besteht 
ein  Rat  (conseil),  der  sich  aus  den  Direktoren  und  den  Vorstehern  der  Abtei- 
lungen zusammensetzt  und  der  in  den  Jahren  1892, 1894, 1895  und  1896  zum 
Teil  umgestaltet  worden  ist.  Dieser  Rat  entscheidet  in  allen  Angelegen- 
heiten, die  der  Minister  ihm  vorzulegen  fttr  gut  befindet,  namentlich  auch 
in  Disziplinarsachen.  —  Ein  beratender  Ausschuss  für  streitige  Angelegen- 
heiten (comiiö  consultatif  du  contentieux),  der  sich  über  Streitigkeiten  und 
Rechtsfragen  gutachtlich  zu  äussern  hat,  wird  aus  Mitgliedern  des  Kassa- 
tionsgerichtsbofs,  aus  Staatsräten,  Professoren  der  Rechtsfakultät  und 
andern  Persönlichkeiten,  die  durch  Dekret  ernannt  werden,  gebildet. 

1)  [No.  68,  Anm.  2.] 
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Drittes  Kapitel. 


Diplomatische  Agenten. 


(Albertinl.  Derecho  diplomAtico,  1866,  p.  21  ä  200.  —  Alexandre sco.  Die  EraennnBr  der 
ntaalBcheii  dlplomatlflclien  AgentoD  Im  1&  Jahriiimdert  (rassisch),  J.  D.  I^  Bd.  I,  S.  51.  —  Ali.  Haadbaeh 
des  GesandBcbAftsrechts,  1870.  —  Sachet    Les  archiTes  de  Yenlse:  Histoire  de  la  ehaacellerie  secrtieu  — 


La  diplomaUe  yönitieiine.  —  Basset  Moore.  Asylom  in  legations  a&d  consolates  and  in  vessels,  1803.  — 
Bell  ins.  Die  strafrechtliche  Bedeutung  der  Exterritorialität.  —  Bonflls.  Compötence  des  trib.  traa^  a 
r6gard  des  ötrangers,  186S,  nos  895  et  s.  —  Bousquet  Les  agents  diplomatiques  et  consnlalrea,  t88S.  — 
Bnettner-Wobst  De  legationibus  relpnbllcae  liberae  temporibus  Bomam  misais,  1876.  —  Bnlmerincq. 
Exterritorialität  Rechtslexikon  von  Holtzendorff,  1880.  —  Das  Asylrecht  und  seine  geschichtliche  Ent- 
wicklung. —  BnrlamaquL  Prindpee  du  droit  de  la  natura,  etc.,  182(K— 25,  tn,  ch  15.  — Bynkershoek. 
De  foro  legatornm,  1721.  —  Quaestiones  juris  publlci,  17S7,  lib.  II.  —  CsIto.  Dictionnaire-maaiiel  de 
diplomatie,  1885.  —  De  Castro  Pereira  Sodre.  Traitö  sur  le  droit  d*ambassade  ou  de  lögation,  1898.  — 
CheTerey-Rameau.  Repertoire  diplomatique  et  consulalre,  1888—^  et  s.  —  De  Clapar6de.  Essai  svr 
la  reprtoenution  diplomatique  d^pras  le  Droit  international  moderne.  —  De  Clercq  et  de  Vallat 
Formulaire  des  chancelleries  diplomatiques  et  consulaires,  1890.  —  Coulon.  Agents  diplomatiqnee,  168Sk.  — 
Orales.  Exterritoriallty  and  the  Juildloal  position  in  England  o(  forelgn  sovereigns  and  ambassadors»  Ttie 
law  Magazine  and  Review,  November  1891  —  Grouzet  De  TinviolabilitA  et  de  Texemption  de  jnridietiOB 
des  agents  diplomatiques,  1875.  —  Cussy.  Dictionnaire  du  diplomate  et  du  consul,  1846.  —  CzartoryakL 
Essai  sur  la  diplomatie.  —  Dalloz.  Jurisprudence  g6n6rale;  s.  v.  Agent  diplomatique.  —  Demangeat  De 
rimmunlt«  des  agents  di^matiques,  J.  f.  P.,  t  II,  p.  89.  —  Droin.  L'exterritorialit«  des  agents  diplo- 
matiques, 1895.  —  De sj ardin s.  Immunitto  des  agents  diplomatiques,  1891.  —  Esperson.  Diritto  diplo- 
matico,  1872—77.  —  F6raud-Qiraud.  Etats,  souveralns,  personnel  diplomatique  et  consulalre,  etc.  derant 
les  tribunaux  ötrangers,  1895.  — Fischer.  Geschichte  der  Diplomatie  im  ReformattonszeiUlter.  —  Flassnn. 
Histoire  de  la  diplomatie  fran^aise,  2e  6d.,  1811.  —  Foelix.  De  rexterritorialite  du  ministftre  public,  et 
particuli^rement  oe  la  prohiblUcn  de  saisir  les  objets  mobiliers  gamissant  Tappartement  pris  k  loyer,  Reme 
de  droit  francals  et  6tranger,  t  XU.  p.  81.  —  Foelix  et  Demangeat  Dr.  int  piivÄ,  t  I.  —  Fnnck- 
Brentano.  Le  Droit  des  gens  et  les  Immunitte  diplomatiques  au  XVIIIe  si^cle,  Revue  d*histolrs  diplo- 
matique, oct  1892.  —  Oaroia  de  Vega.  Ouide  pratiQue  des  agents  diplomatiques  du  nünlst^re  des  alfalfe« 
«trang^res,  1888.  —  De  Garden.  Traitö  complet  de  diplomatie,  1888.  —  Alb.  Gentilis.  De  legationibus. 
1612,  Üb.  m.  —  Qessner.  De  jure  uxoris  legati,  atqne  legatae.  —  Gottschalk.  Die  ExterrttoriaUUU  der 
Gesandten,  1878.  —  GrenviUe-Murray.  Droits  et  devoira  des  envoyto  diplomatiques,  185S.  —  Grotins. 
De  jure  belU  ac  pacis,  1629,  lib.  II.,  cap.  XYm.  —  Gaesalaga.  Agentes  diplomaticos,  1896.  —  Derecho 
diplomatlco  y  consular  con  los  Ultimos  casos  de  controversias  entre  los  Estadoa,  1900.  —  Hevking.  L'ex- 
territorlalite,  1889.  —  Hüb  1er.  Die  Magistraturen  des  völkerrechtlichen  Verkehrs  (Gesandtschatis-  und 
Konsularrecht)  und  die  Exterritorialität,  1900.  —  Krauske.  Die  Entwicklung  der  standigen  Diplomatie 
vom  15.  Jahrhundert  bis  zu  den  Beschlüssen  von  1815  und  1818.  —  Laurent  Droit  civil  iniemationaL, 
1880—81,  t  IV,  pp.  288  et  s.;  VI,  pp.  254  et  s.  —  Le  Roy.  Les  consulats  et  les  ambassades,  1876.  —  Lehr. 
Manuel  th^oriqne  et  pratique  des  agents  diplomatiques,  etc,  1888.  —  Privileges  et  immunitös  des  a^antB 
diplomatiques,  R.  D.  I.,  t  XXI,  p.  962.  De  la  compötence  k  attribuer  aux  agents  diplomatiques  et  consulairee 
comme  ofnciers  de  retat  civil,  R.  D.  L  P.,  t  I,  pp.  97  et  441.  —  Lisboa.  Exterritorialit6  et  immunltte  des 
agents  diplomatiques,  R.  D.  L,  t  L,  2e  sörie,  pp.  854  et  s.  —  Lovisoni.  Die  Gesandtenrechte,  1887.  — 
Ch.  de  Martens.  Causes  cötöbres,  1858.  —  Le  guido  diplomatique,  5e  Mit,  1866.  —  De  Maulde  la  Clari^re. 
La  diplomatie  au  temps  de  Machiavel,  1892.  —  Mentzel.  Deutsches  Qesandschaftswesen  im  Mittel- 
alter, 1892.  --  Merlin.  Repertoire,  s.  v.  Ministre  public.  —  Miruss.  Das  europäische  Gesandtschsfts- 
recht,  1847.  —  Monet  Manuel  diplomatique  et  consulaire.  Aide-mömoire  pratique  des  chancelleries,  1899.  — 
Montague  Bernard.  Fonr  lectures  on  subjects  connected  with  diplomacy.  —  Moraitinls.  Des 
ambassades.  —  von  Moser.  L*ambassadrice  et  ses  droits,  1754.  —  De  Mouy.  L^ambassade  du  dac  de 
Cröqui,  1896.  —  Nys.  Les  commencements  de  la  diplomatie  et  le  droit  d'ambassade  jusqu'ä  Grotiua,  B.  D.  I., 
t  XV,  p.  577  et  t  XVI,  pp.  55  et  157.  —  Origines  du  Droit  intemaüonal,  1894,  pp.  295,  844  et  &  —  Sir 
Henry  Wotton:sa  döflnition  de  Tambassadeur.  —  Odier.  Des  Privileges  et  immunltte  des  agents  diplo- 
matiques, 1890.  —  011  vi.  SuU'  inviolabilltä  degU  agenU  diplomaUci,  1888.  —  DeU*  independenza  dell*  invlato 
diplomatlco  et  della  sua  immunitä  nelle  materie  civUi,  1884.  —  Dell*  immunltli  dell'  agente  diplomatlco  nelle 
materie  penall.  —  DePaepe.  Etüde  sur  la  compitence  dvile  k  Tögard  des  EUU  ötrangers  et  de  leors 
agents  diplomatiques  ou  consulaires,  1894.  —  Pieper.  Zur  Entstehung  der  ständigen  Nuntiaturen.  —  PietrL 
Etüde  criUque  sur  la  fiction  d*exterrltorialit6,  1895.  —  Poland.  De  legationibus  Graecorum  publlds,  1885.— 
Pradier-Fod6r4.  Cours  de  Droit  diplomatique,  2e  6dit,  1899.  —  De  RAaL  La  science  du  gouvensment 
t  V,  ch.  L  —  Rey.  La  protection  diplomatique  et  consulaire  dans  les  Echelles  du  Levant  et  de  Bar- 
baiie,  1899.  —  Raynaud.  Des  ambassades  et  des  consulats,  1874.  —  Schuyler.  American  diplomacy: 
the  diplomatie  officers,  1886.  —  Roszkowski.  Die  Gesandtschaften  und  die  Konsulate  (russisch),  1872. 
—  Slatin.  De  la  Jnridiction  des  agents  diplomatiques,  J.  L  P.,  t  XI,  p.  462.  —  Strisower.  Exterri- 
torialität, Österreichisches  StaatswOrterbuch.  —  Stocquart  Du  privlUfi^e  de  l*exterritoriaUtö  specialement 
dans  ses  rapports  avec  la  validitA  des  mariages  ceiebrte  k  rambassade  ou  au  consulat,  R.  D.  I.,  t  XX 
p.  260.  —  Turrettini.    De  legationibus  publlds  apud  Athenlenses.  —  De  la  Valle.    Des  agents  diplo- 


matiques, 1875.  —  Vandal.  Üne  ambassade  fran^aise  en  Orient  sous  Louis  XV,  1887.  —  Wal  pole 
Spencer.  Foreign  relatlons,  1882.  —  Vergamer.  Des  franohises  diplomatiques  et  sp4dalement  de  Tex- 
territoriaUt«,  189L  —  Vi  liefert  Privüöges  diplomaUqnes,  1858.  —  Wicquefort  L^unbassadeur  et  ses 
fonctions,  1766.  —  X.  Les  transformatlons  de  la  diplomatie,  Revue  des  Deux-Mondes,  1er  et  15  de- 
cembre  1898.  —  Zorn.  Das  deutsche  Gesandtschaftsrecht,  1882.  —  Zeuch.  Solutio  quaeettonis  vaterU  et 
novae,  sive  de  legatis  delinquentis  Judice  competente.) 

MülUr-Joehmu9f  GetehiehU  des  VöOterreclUi  im  Attwiwm,  18iS.  ~  Löhr9n,  Beitrag*  sur  Ot- 
schiehte  de»  gteemdUekafUiehm  Verkehrt  im  MitUUMer,  I,  1«M.  —  Sehauhe,  Zur  BMeUkimgegeeekiehie  dm 
etändigm  OeeandUehaßen  m  den  MtKnlungen  für  üeterreiehieehe  QeeehichUforeekmg,  Bd.  X,  8.  Ml  ff,  —  Rcvmoni, 
DeUa  dtplomona  ital.  du  eee,  ZUJ  tU  XFJ,  p.  11  ei  :  ^  Harhurgert  KriÜaeke  VierU^dkrseeknft,  S.  JMge, 
Bd.  IT,  8.  19».  —  MarXf  GeriehOiehe  ExempHtmeH^  der  Staaten,  Staateoberklh^pter  und  Oeeandten,  1995.  — 
Thomaef  Die  älteeten  Verordnungen  der  Veneeianer  für  auewIMige  Ängelegmtkeitenf  Abhandlungen  der  Mümehener 
Akad.  Phil,  hielor.  Kl.,  1879. 
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652.  —  Das  monarchische  oder  republikanische  Staatsoberhaupt  und 
der  Hinister  des  Auswärtigen  sind  bei  Erledigung  der  politischen, 
rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Fragen,  die  zwischen  den  Staaten  schweben, 
fast  nur  auf  den  schriftlichen  Verkehr  angewiesen.  Wenn  es  zwar  auch 
ziemlich  häufig  vorkommt,  dass  sich  die  Souveräne  oder  die  Staatsminister 
l)ei  kurzen,  flüchtigen  Begegnungen  oder  auf  Konferenzen  von  längerer 
Dauer  persönlich  treffen,  um  besonders  wichtige  oder  eigenartige  An- 
gelegenheiten zu  regeln,  so  können  solche  Zusammenkünfte  doch  nicht 
den  BedtLrfnissen  eines  steten  Verkehrs  und  einer  ununterbrochenen  Leitung 
der  Staatsgeschäfte  genttgen.  —  Hieraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit 
bei  den  fremden  Mächten  Vertreter  des  Staatsoberhauptes  zu  bestellen, 
die  in  dessen  Namen  zu  handeln  befugt  sind.  Diese  Notwendigkeit  drängt 
sich  umsomehr  auf,  als  der  Verkehr  zwischen  den  Staaten  durch  die 
Ausbreitung  der  Zivilisation  und  durch  das  Anwachsen  der  politischen 
Wechselbeziehungen  eine  ungeheuere  Entwicklung  angenommen  hat.  Die 
durch  die  vielfachen  Berührungspunkte  hervorgerufenen  Interessen  haben 
bedeutend  zugenommen  und  die  Fragen,  die  einer  gemeinschaftlichen  PiHfiing 
und  Entscheidung  hangen,  sind  immer  zahlreicher  und  verwickelter  geworden. 

Diesen  Bevollmächtigten,  die  dieallgemeineBezeichnungdiplomatische 
Agenten  (agents  diplomatiques)  oder  Gesandte  (ministres  publics)  führen, 
liegen  folgende  Amtsverrichtungen  ob:  sie  haben  die  zwischen  den  Staaten 
entstehenden  Rechtsfragen  zu  regeln,  —  die  freundschaftlichen  oder 
wenigstens  friedlichen  Beziehungen  aufrechtzuerhalten,  —  die  gegen- 
seitige Leistung  guter  Dienste  sowie  den  Austausch  politischer  Ansichten 
zu  förden,  —  dem  allgemeinen  Wohle  durch  Erhaltung  des  Friedens  und 
Beseitigung  etwaiger  Ursachen  zu  Streitigkeiten  zu  dienen,  —  die  Würde 
ihres  Staates  zu  wahren,  —  die  im  Auslande  lebenden  Staatsangehöiigen 
und  deren  Interessen  zu  schützen  usw. 

653.  —  Diese  Bevolhnächtigten,  die  bei  den  fremden  Staatsober- 
häuptern beglaubigt  sind,  bilden  die  Gesandtschaften  (ambassades), 
Legationen  (lögations)  oder  diplomatischen  Missionen  (missions  diplomatiques). 
Die  Errichtung  ständiger  Gesandtschaften  ist  ein  Beweis  für  die  Achtung, 
die  die  Staaten  einander  schulden;  sie  ist  ein  unzweideutiges  Anzeichen 
für  das  Bestehen  friedlicher  Beziehungen.  —  Das  Gesandtschaftswesen 
hat  zur  Begründung  von  Überlieferungen  und  bestimmten  Verkehrs- 
formen beigetragen,  deren  strenge  Beobachtung  im  internationalen  Verkehre 
Streitigkeiten  ausräumt  oder  ihre  Beilegung  erleichtert  und  die  freund- 
schaftUcben  Beziehungen  zwischen  den  Staaten  festigt.  Um  solche  Völker, 
die  keinen  Anteil  an  der  europäischen  Gesittung  haben,  an  dauernde 
freundschaftliche  Verkehrsbeziehungen  zu  gewöhnen,  haben  die  Westmächte 
und  die  Verein.  Staaten  vor  einigen  Jahren  China  gezwungen,  in  Peking 
ständige  Gesandte  zuzulassen.  —  Chinesen  und  Japaner  haben  die  Vor- 
teile solcher  Gesandtschaften  bald  erkannt  und  ihrerseits  in  den 
wichtigsten  Hauptstädten  Europas  und  der  Vereinigten  Staaten  Gesandt- 
schaften errichtet. 

654.  —  Die  Diplomatie  kann  als  Wissenschaft  und  als  Kunst  be- 
trachtet werden.  —  Als  Wissenschaft  hat  sie  die  Kenntnis  der  rechtlichen 
und  politischen  Beziehungen,  der  gegenseitigen  Interessen  und  der  geschicht- 
lichen L  herlief erungen  der  einzelnen  Staaten,  sowie  der  in  ihren  Verträgen 
niedergelegten  Bestimmungen  zum  Gegenstande.  —  Als  Kunst  betrifft  sie 
die  Leitung  der  internationalen  Angelegenheiten:  sie  umfasst  die  Fähig- 
keit, mit  Sachkenntnis  politische  Unterhandlungen  anzuordnen,  sie  zu 
führen  und  ihnen  zu  folgen  (Ch.  v.  Martens).    „Das  diplomatische  oder 
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Gesandtschaftsrecht  ist  derjenige  Teil  des  Völkerrechts,  der  die  Regete 
Ar  den  Verkehr  der  Begiemngen  miteinander  durch  speziell  dafBr  be- 
stinunte  Organe  feststellt''  (Geffcken-Heffter  §  198). 

655.  —  Der  Aosdrack  Diplomatie  ist  neuem  Ursprungs;  er  stammt 
aus  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Die  Gesandtschaften  sind  ebenso 
alt  wie  das  Erscheinen  der  Staaten  auf  der  Weltbtthne.  Schon  im  Alter- 
tume  schickten  die  Staaten  und  Fttrsten  einander  Vertreter,  die  die  ver- 
schiedensten Bezeichnungen  führten.  In  Griechenland  hiessen  sie  presbeis, 
in  Born  legati.  Unter  dem  Einflüsse  religiöser  Vorstellungen  betracbtete 
man  die  Gesandten  als  unter  dem  Schutze  der  Gtötter  stehend.  —  Wie- 
wohl man  im  Altertume  häufig  Gesandtschaften  abschickte,  so  bildeten 
sie  doch  keine  regelmässige  und  ständige  staatliche  Einrichtung  wie  heut- 
zutage. Es  gab  auch  damals  keine  besondere  Klasse  von  Beamten,  die 
zur  Ausübung  der  damals  immer  nur  yorObergehenden  Tätigkeit  berufen 
gewesen  wäre.  Das  Gesandtschaftsamt  war  vielmehr  allen  zugänglich 
und  wurde  bald  Politikern,  bald  Bednern,  Schauspielern,  Dichtem  und 
auch  Frauen  übertragen. 

656.  —  Die  Geschichte  des  Gesandtschaftswesens  wird  in  zwei  sehr 
ungleiche  Perioden  eingeteilt.  Die  erste  umfasst  die  Zeit  der  gelegent- 
lichen, nicht  ständigen  Gesandtschaften;  sie  schliesst  das  Altertum  und 
das  ganze  Mittelalter  in  sich  und  endet  im  15.  Jahrhundert.  —  Die  zweite 
ist  £e  der  stehenden  Gesandtschaften,  die  zuerst  in  Italien,  und  zwar 
namentlich  in  Venedig,  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  in  Übung  kamen. 
Der  Brauch,  Gesandte  zu  schicken,  erstreckte  sich  seit  Ferdinand  dem 
Katholischen  über  West-  und  Mitteleuropa;  er  wurde  im  17.  Jahrhundert 
in  den  nördlichen  Ländern  ganz  allgemein.  —  Die  Berichte  (Relationen), 
der  durchlauchtigsten  Bepublik  Venedig  gelten  mit  Recht  als  berühmt. 
Einige  von  ihnen  sind  wahre  Muster  in  ihrer  Art  und  alle  bieten  eine 
reiche  Fundgrube  fttr  Forschungen.^)  Ludwig  XI.  schickte  Gesandte 
nach  yerschiedenen  Staaten.  —  Im  Jahre  1520  verpflichteten  sich  der 
König  von  England  und  der  deutsche  Kaiser,  Gesandte  beieinander  zu 
unterhalten.  —  Franz  I.  hatte  Gesandte  in  England.  —  Heinrich  IV.  hielt 
solche  bei  verschiedenen  Fürsten.  —  Einige  sind  der  Ansicht,  dass  Richelieu 
der  Schöpfer  der  ständigen  französischen  Gesandtschaften  gewesen  sei. 
Dies  ist  bestritten,  aber  auch  belanglos. 

Indem  der  Westiälische  Friede  (1648)  ein  politisches  Gleichgewicht 
unter  den  europäischen  Staaten  herzusteUen  suchte,  nötigte  er  die  Mächte 
sich  gegenseitig  zu  überwachen  und  rief  daher  das  Bedürfuis  nach  stehen- 
den Gesandtschaften  hervor. 

In  Frankreich  erreichte  die  Diplomatie  unter  Ludwig  XIV.  ihren 
Glanzpunkt.  Als  hervorragend  tüchtiger  und  gewandter  Diplomat  leitete 
Ludwig  persönlich,  unterstützt  von  seinen  Staatssekretären,  die  Geschäfte 
und  Verhandlungen  mit  den  andern  Staaten  (No.  90).  —  Unter  Ludwig  XV. 
behält  die  Diplomatie  ihre  hohe  Bedeutung  bei;  sie  bewahrt  sie  bis  zum 
19.  Jahrhundert.  —  Gegenwärtig  hat  die  Bolle,  die  der  Diplomatie  zuf&llt, 
durch  die  Bequemlichkeit  und  Baschheit  der  Verkehrsmittel  eine  Änderung 
erfahren.  —  Alle  Staaten  können  grosse  Diplomaten  aufweisen. 

657.  —  Die  Anforderungen,  die  an  einen  Diplomaten  in  bezug  auf 
geistige  und  sittliche  Eigenschaften  sowie  auf  gediegene  und  umfangreiche 


1)  Armand  Baschet,  La  diplomatie  Tenitienne.  Les  princes  de  TEurope  an 
XVI  siecle.  —  Von  demselben,  Les  archives  de  Venise.  —  Histoire  de  la  chanceilerie 
«ecrite.  —  Ch.  Yriarte,  La  yie  dhm  patricien  de  Venise  au  XVI  si^cle. 
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Kenntnisse  gestellt  werden,  sind  sehr  hoch.  Man  findet  hierüber  eingehende 
Angaben  in  dem  Gnide  diplomatique  von  Ch.  von  Martens,  und  zwar 
in  der  von  Geffcken  umgearbeiteten  Auflage  1866  [und  in  dem  Cours 
de  droit  diplomatique  von  Pradier-Fod^rö,  2.  Aufl.  1899]. 

In  den  meisten  Staaten  gibt  es  Bestimmungen  über  den  Vorbereitungs- 
dienst, die  Prüflingen  u.  dergl.,  denen  sich  die  zukünftigen  Diplomaten  zu 
unterziehen  haben;  dies  sind  Fragen  der  Landesgesetzgebungen. ^) 

■  Die  hohen  gesandtschaftlichen  Posten  werden  oft  wegen  der  Wichtig- 
keit gewisser  Fragen  Politikern  übertragen,  die  der  diplomatischen  Lauf- 
bahn bis  dahin  fem  gestanden  haben* 


Erster  Abschnitt. 
Aktives  und  passives  Qestndtsohaftsrecht 

658.  —  Das  aktive  Gesandtschaftsrecht  oder  das  Recht,  diplomatische 
Agenten  bei  andern  Staaten  zu  beglaubigen,  und  das  passive  Gesandtschafts- 
recht oder  das  Recht,  Gesandte  anderer  Staaten  zu  empfangen  (droit  de 
lägation  actif  et  passif),  sind  wesentliche  Attribute  der  souveränen  Staats- 
gewalt. Die  Geltendmachung  des  aktiven  oder  passiven  Gesandtschafts- 
rechts ist  ein  Ausfluss  der  Souveränität,  eine  Betätigung  der  politischen 
Unabhängigkeit  der  Staaten.  —  Souveräne  Staaten  besitzen  sowohl  das 
aktive  als  auch  das  passive  Gesandtschaftsrecht  (No.  271). 

Heffter,  der  zu  den  Schriftstellern  gehört,  die  den  Begriff  der  halb- 
souveränen Staaten  aufgestellt  haben,  erkennt  diesen  den  G^nuss  und 
die  Ausübung  des  Gesandtschaftsrechts  zu  (op.  cit,  §  200).  Galvo, 
Geffcken,  Ch.  und  F.  von  Martens  sowie  Travers  Twiss  (t.  I,  No.  201) 
versagen  es  ihnen. 

Theoretisch  können  Vasallenstaaten  ebensowenig  wie 'Staaten,  die  unter 
der  Schutzherrschaft  einer  andern  Macht  stehen,  das  Gesandtschaftsrecht 
gemessen.  Tatsächlich  ist  aber  das  Vasallen-  und  das  Protektorats- 
verhältnis seinem  Umfange  und  seinem  Inhalte  nach  in  jedem  Einzelfalle 
ein  anderes,  und  es  hängt  von  dem  oberherrlichen  oder  schutzherrlichen 
Staate  ab,  ob  er  dem  Vasallen-  oder  dem  geschützten  Staate  das  Gesandt- 
schaftsrecht und  das  Recht,  zu  unterhandeln,  in  gewissen  Schranken  ein- 
räumen will.2) 

Im  Staatenbunde  steht  das  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht 
nicht  nur  den  einzelnen  Gliedstaaten,  sondern  auch  dem  Bunde  zu.  Der 
alte  Deutsche  Bund  besass  das  Gesandtschaftsrecht  (Wiener  Schlussakte, 
Art.  50,  al.  2);  er  hat  jedoch  niemals  ständige  Gesandtschaften  bestellt. 

In  Bundesstaaten  kann  folgerichtig  nur  die  Bundesgewalt  das  Gesandt- 
schaftsrecht haben.    So  ist  es  auch  in  der  Republik  der  Verein.  Staaten 

1)  [In  Frankreich  hat  man  zahlreiche  Reglements  erlassen.  Bas  letze  stammt 
vom  24.  April  1900;  es  ist  im  Journal  ofüciel  vom  6.  Mai  1900  abgedruckt] 

2)  Art  6  des  Vertrages  zwischen  Frankreich  und  Tunis  vom  12.  Mai  1881  be- 
sagt: ,Die  diplomatlBchen  und  konsularischen  Vertreter  Frankreichs  im  Auslande 
werden  ndt  dem  Schutze  der  tunesischen  Interessen  und  dem  der  Angehörigen  der 
Regentschaft  betraut*  Art.  1  des  Vertrages  zwischen  Frankreich  und  Annam  vom 
6.  Jnni  1884:  «Frankreich  wird  Annam  in  allen  seinen  auswärtigen  Beziehungen  ver- 
treten. Die  Annamiten  werden  im  Auslande  unter  den  Schutz  Frankreichs  gestellt" 
—  Art  1  des  Vertrages  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar:  „Die  Reffiemng  der 
Republik  wird  Madagaskar  in  allen  seinen  auswärtigen  Beziehungen  vertreten.  Die 
Madegassen  werden  im  Auslande  unter  den  Schutz  Frankreichs  gestellt* 
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(Verfassung  von  1787),  in  der  Argentinischen  Bepnblik  (Verfassimg  von 
1866),  in  Brasilien  nnd  in  der  Schweiz  (Art.  8  und  10  der  Yerfs^song 
vom  12.  September  1848,  revidiert  am  29.  Mai  1874). 

Im  Deutschen  Reiche  steht  das  Gesandtschaftsrecht  dem  Kaiser  zu. 
Er  empfängt  und  beglaubigt  die  Gesandten  im  Namen  des  Reichs  (Art.  11 
der  Reichsverfassung).  Trotzdem  besitzen  auch  die  einzelnen  Bundes- 
staaten, Bayern,  Württemberg  usw.  das  Gesandtschaftsrecht,  sie  dürfen 
sich  aber  nicht  in  solche  Angelegenheiten  mischen,  die  der  Zuständigkeit 
des  Reichs  angehören.  „Dies  ist  —  wie  Geffcken  sagt  —  eine  Anomalie, 
die  in  der  Natur  eines  durch  monarchische  Staaten  gebildeten  Bundes- 
staates liegt"  (Heffter,  op.  cit.,  §  200,  Anm.  3).*) 

Wiewohl  das  Gesandtschaftsrecht  eine  Offenbarung  der  politischen 
Unabhängigkeit  des  Staates  ist,  so  ist  es  doch  nicht  unbeschr^kt:  seine 
Ausübung  ist  vielmehr  gewissen  in  der  Natur  der  Dinge  selbst  liegenden 
Bedingungen  unterworfen. 

659.  —  Ein  entthronter  Souverän  hat  die  Voraussetzungen  des  Gesandt- 
schaftsrechts, nämlich  den  Genuss  und  die  Ausübung  des  Souveränitäts- 
rechts, verloren.  Wenn  die  andern  Fürsten  seine  Vertreter  noch  emp£angen 
oder  die  ihrigen  bei  ihm  belassen,  so  bekunden  sie  damit,  dass  sie  den 
Souverän  noch  nicht  für  entthront,  sondern  nur  für  zeitweilig  behindert 
halten,  seine  Hoheitsrechte  auszuüben.  So  weigerte  sich  Österreich  bis 
zum  Jahi*e  1866  die  diplomatischen  Agenten  des  Königs  von  Italien  zu 
empfangen  und  führ  fort,  Beziehungen  mit  den  Gesandten  des  Exkönigs 
von  Neapel  zu  unterhalten.  Einige  deutsche  Höfe,  wie  Bayem  und  Würt- 
temberg folgten  diesem  Beispiele.  —  Preussen  lud  zur  Krönung  Wilhelms  L 
(Oktober  1861)  den  Vertreter  des  Königs  beider  Sizilien  ein.  England 
hingegen  brach  sofort  alle  Beziehungen  mit  Franz  n.  ab. 

Der  Staat,  der  einen  Gesandten  bei  einer  Begierung,  die  tatsächlich 
die  Herrschaft  in  einem  Lande  führt,  beglaubigt  hat,  kann  nicht  gleich- 
zeitig einen  an4em  Agenten  bei  dem  entthronten  Fürsten  bestellen.  — 
Nachdem  Mazarin  den  Gesandten  Cromwells  empfangen  hatte,  weigerte  er 
sich,  den  Gesandten  Karls  n.  noch  weiter  zuzulassen. 

6C0.  —  Der  Papst  nimmt  als  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  eine 
besondere  Bechtsstellung  ein  (No.  386  u.  ff.).  Er  kann  diplomatische 
Agenten  entsenden  und  empfangen.  —  Mehrere  Staaten  haben  daher  in 
Bom  eine  zweifache  Vertretung,  einen  Gesandten  beim  heiligen  Vater  und 
einen  solchen  beim  Könige  von  Italien. 

661.  —  Es  steht  jedem  Staate  frei,  bei  einem  andern  Staate  einen 
oder  mehrere  diplomatische  Agenten  zu  bestellen.  Heinrich  IV.  schickte 
nach  dem  Frieden  von  Vervins  eine  Gesandtschaft  nach  Brüssel,  die  aus 
dem  HarschaU  Herzog  von  Biron,  Pompone,  Belliövre  und  Brftlat  bestand. 
—  Im  Jahre  1663  bevollmächtigten  die  schweizer  Kantone  39  Gesandte 
für  Frankreich,  um  die  Bestätigung  des  Bündnisses  zu  beschwören.  —  Die 
Entsendung  mehrerer  diplomatischer  Agenten  desselben  Staates  findet 
eigentlich  nur  zu  Kongressen  oder  Konferenzen  statt.  Man  delegiert  einen, 
zwei  oder  drei  „erste  BevoUmäclitigte''  sowie  andere  Agenten,  die  be- 
sondere Fachkenntnisse  besitzen,  wie  Juristen,  Offiziere  usw.  —  Auf  dem 
Wiener  Kongresse,  vom  Jahre  1815,  waren  England  und  Frankreich  durch 
je  4  Bevollmächtigte  vertreten.  —  Zu  dem  I^riser  Kongresse  von  1856 


^Lahand,  Bandbrnh  det  maiüiehen  BMht$,  Bd.  II,  8.  14» f.  —  Säwel,  Statut- 
reMy  Bd.  L  8.  öSlf.  —  Zorn,  Das  dewiiehe  OetimdMiaflgr^M,  in  den  Annmkn  det 
i>0ii<idkefi  £0ie^  tö8»,  8.  81  f.  wid  409  f. 
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hatte  jeder  Staat  zwei  Gesandte  abf;eordnet.  —  Nach  Frankfurt  hatte 
Frankreich  im  Jahre  1871  Jules  Favre,  Pouyer-Qnertier,  de  Clercq  und 
d'Ontrelaine  gesandt;  nur  die  beiden  letztern  waren  Bernfsdiplomaten; 
sie  hatten  den  Auftrag,  die  beiden  andern  Unterhändler  ttber  viele  Punkte 
aufzuklären. 

662.  —  Zuweilen  wird  nur  ein  Gesandter  gleichzeitig  bei  mehrem 
Staaten  beglaubigt.  So  hat  Frankreich  nur  einen  Vertreter  bei  den  drei 
Bepubliken  Guatemala,  Honduras  und  Nikaragua.  Die  Bepublik  Costa- 
Bica  hat  nur  einen  Vertreter  für  Deutschland,  Belgien,  Frankreich  und 
Spanien.  —  Einige  Begierungen  beglaubigen  Vertreter  nui*  bei  bestimmten 
Staaten,  mit  denen  sie  wichtige  und  ununterbrochene  Beziehungen  unter- 
halten. 

China  hatte  bis  in  die  neuste  Zeit  in  den  Hauptstädten  Europas  keine 
ständigen  Gesandten.  Vor  einigen  Jahren  hat  es  zwei  Gesandte  ernannt: 
der  eine  vertritt  China  in  Deutschland  und  Bussland,  der  andere  in  Eng- 
land, Frankreich  und  Italien.  Das  Tsung-li-Yamen  scheint  geneigt  zu  sein, 
ein  regelrechtes  diplomatisches  Korps  zu  organisieren. 

663.  —  Jeder  Staat  hat  in  der  Auswahl  seiner  diplomatischen  Agenten 
volle  Freiheit.  Er  kann  hierzu  Bemfisdiplomaten,  aber  auch  Gelehrte, 
OfiSziere  des  Land-  oder  Seeheeres,  ja  sogar  Frauen  bestellen.  —  Weder 
Alter,  noch  Beligion,  noch  Geschlecht  sind  Ausschliessungsgrflnde.  —  Im 
Jahre  1529  wurde  zu  Cambrai  der  mit  Becht  so  genannte  Damenfiiede 
durch  Luise  von  Savoie,  die  Mutter  Franz  L  und  Margarete,  die  Tante 
Karls  V.,  geschlossen.^) 

664.  —  Kein  Staat  ist  (im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes)  verpflichtet, 
die  Gesandten  eines  andern  Staates  anzunehmen.  Dies  ist  Sache  der 
guten  Beziehungen,  nicht  aber  des  strengen  Bechts.  —  Weigert  sich  aber 
ein  Staat  mit  andern  Staaten  in  diplomatischen  Verkehr  zu  treten,  so 
schüesst  er  sich  aus  der  internationalen  Gemeinschaft  aus  und  stellt  sich 
jenseits  des  Geltungsgebietes  des  positiven  Völkerrechts.  Vom  Stand- 
punkte der  internationalen  Gemeinschaft  aus  betrachtet,  lässt  sich  be- 
haupten, dass  die  gesitteten  Staaten  zur  gegenseitigen  Annahme  ihrer 
Gesandten  verpflichtet  sind. 

Die  Weigerung,  mit  diesem  oder  jenem  Staate  den  gewohnten  Ver- 
kehr fortzusetzen,  ist  ein  Zeichen  unfreundlicher  Gesinnungen,  unter  Um- 
ständen sogar  die  Bezeigung  feindseliger  Absichten;  jedenfalls  hat  der 
Staat,  der  den  Verkehr  einstellt,  Betorsionsmassregeln  zu  gewärtigen. 

665.  —  Wenn  auch  die  Teilnahme  an  der  internationalen  Gemein- 
schaft die  Staaten  grundsätzlich  zur  wechselseitigen  Annahme  ihrer  Ge- 
sandten nötigt,  so  ist  doch  kein  Staat  gehalten,  jede  beliebige  Persön- 
lichkeit als  Vertreter  eines  andern  Staates  zu  empfangen.  —  Das 
wohlverstandene  Interesse  beider  Staaten  fordert,  dass  der  Gesandte  sein 
Amt  mit  voller  Wirksamkeit  austtbe;  er  muss  vor  allen  Dingen  Vertrauen 
einflössen.  Seine  persönlichen  Verhältnisse  dflrfen  dem  persönlichen  Um- 
gang mit  dem  Staatsoberhaupte,  bei  dem  er  beglaubigt  ist,  nicht  hinderlich 
im  Wege  stehen,  sonst  wttrde  der  Erfolg  seiner  Tätigkeit  nur  schädlich 
und  gefährlich  sein.  ~  Die  gegenseitige  Unabhängigkeit  der  Staaten  lässt 
es  femer  nicht  zu,  dass  ein  Staat  die  Absicht  haben  könnte,  dem  andern 
unliebsame  oder  gar  widerwärtige  Verkehrsbeziehnngen  aufzudi*ängen.  -— 


1)  Ch.  T.  Härtens  (Guide  diplomatique,  §  80)  ffibt  TortreffUche  Ratschläge  über 
die  gesellschafOiche  uod  persdnliche  SteUung  der  diplomatischen  AgesteiL 
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Dies  hat  zu  dem  altttberkommenen  Brauche  der  Oenehmignng  (a^öation) 
geführt.») 

Bevor  jemand  als  Gesandter  aof  einen  diplomatischen  Posten  berufen 
wird,  versichert  sich  der  Minister  des  Auswärtigen  vertraulich  bei  d^ 
fremden  Regierung,  ob  die  auserkorene  Persönlichkeit  genehm,  ob  sie 
persona  grata  sei.  —  Fast  alle  Kegierungen  unterziehen  sich  der  Höflich- 
keitsform der  Anfrage,  ohne  zu  verlangen,  von  den  Gründen  einer  etwaigen 
Ablehnung  unterrichtet  zu  werden.  Nur  England  fordert  von  der  fr^raiden 
Regierung  die  Mitteilung  der  Gründe,  die  sie  zur  Ausschlagung  bewogen 
haben.  Es  begnügt  sich  nicht  mit  der  Erklärung,  dass  der  Gesandte  kein 
Vertrauen  gemessen  würde,  verlangt  vielmehr  die  Angabe  von  Tatsachen, 
die  sich  auf  das  Vorleben  des  Gesandten  beziehen  (Geffcken-Heffter, 
§  200,  Anm,  9). 

666.  —  Ein  Staat  kann  sich  weigei-n,  seine  eigenen  Untertanen  al^ 
Gesandte  eines  andern  Staates  anzunehmen.  Die  üntertanenpflichten 
würden  sich  mit  den  Von-echten  der  fremden  Diplomaten  nur  schwer 
vereinigen  lassen.  Im  «Tahre  1868  lehnten  die  Verein.  Staaten  es  ab, 
einen  ameiikanischen  Staatsbürger  mit  Namen  Bui*lingham-Anson  als  Ge- 
sandten von  China  zu  empfangen.  —  Wird  der  Untertan  jedoch  als 
Gesandter  eines  auswärtigen  Staates  zugelassen,  so  sind  wir  mit  Phillimore, 
Travers  Twiss,  Vattel  und  Wheaton  der  Ansicht,  dass  er  Ansprach 
auf  die  diplomatischen  Vorrechte  und  namentlich  auf  Unverletzlichkeit 
hat.  Bynkershoek  meinte  dagegen,  dass  er  nach  wie  vor  den  Straf 
und  ZivUgerichten  seines  Landes  unterwoifen  bleibe  (de  foro  legatorum, 
cap.  XI). 

667.  —  Es  ist  fraglos,  dass  ein  Staat  berechtigt  ist,  die  Annahme 
solcher  Personen  als  Gesandte  zu  verweigern,  deren  besondere  amtliche 
Eigenschaft  oder  Befugnisse  mit  seinen  Gesetzen  oder  seiner  Verfassung 
unvereinbar  sind,  oder  deren  soziale  Stellung  Anlass  zu  Zwistigkeiten  mit 
der  innem  Verwaltung  des  Staates  geben  könnte.  —  Daher  ist  keine 
Regierung  verpflichtet,  die  Legaten  oder  Nuntien  des  Papstes,  die  mit 
kirchlichen  Befugnissen  ausgerüstet  sind,  zu  empfangen,  da  die  Be- 
tätigung ihrer  geistlichen  Vollmachten  zu  Reibungen  mit  der  Staatsgewalt 
fähren  kann.  Ein  Nuntius  kann  allzuleicht  seine  geistliche  Gewalt  inmitten 
einer  katholischen  Bevölkerung  missbrauchen,  da  diese  gewohnt  ist,  in 
ihm  stets  den  Eirchenfttrsten  zu  erblicken.  So  verlangt  Frankreich,  dass 
die  Befugnisse  der  Nuntien  in  angemessener  Weise  eingeschränkt  werden. 
—  Seinerseits  muss  und  kann  der  Papst  es  ablehnen,  einen  Kardinal  als 
fremden  Gesandten  zu  empfangen.  Die  Kardinäle  sind  ex  ofiScio  Mitglieder 
der  römischen  Kirche  und  dem  Kirchenoberhaupte  unterworfen.  Im  Jahre 
1875  weigerte  sich  Pins  IX.  den  Kardinal  Fürst  von  Hohenlohe  als  Ge- 
sandten des  Deutschen  Reiches  zu  genehmigen.  Der  Kardinal  hätte  in  die 
Notwendigkeit  versetzt  werden  können,  die  Interessen  der  Kirche  denen 
DeutscUands  zu  opfern  oder  unterzuordnen. 


1)  [Aus  diesem  Qmnde  entstanden  im  Laufe  des  Jahres  1S94  Schwierigkeitep 
zwischen  der  ^Türkei  und  Itaüen  wegen  der  Ernennung  Gatalanis  zum  'Gesandten 
Italiens  bei  der  Hohen  Pforte  (R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  495).  —  Ist  eine  Genehmigung,  wie 
sie  für  einen  Botschafter  oder  einen  Gesandten  notwendig  ist  auch  für  einen  einfachen 
Geschäftsträger  erforderUch?    VgL  über  diese  Frage  R.  D.  I.  F.,  t.  I,  p.  49$.] 
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Zweiter  Abschnitt. 
Arten  und  Klassen  dsr  diplomatischen  Agenten. 

M8.  —  Jeder  Gesandte  hat  in  seinem  Verhältnisse  zu  dem  Staate, 
den  er  vertritt,  eine  doppelte  Eigenschaft:  er  ist  ttflfentlicher  Beamter  nnd 
gleichzeitig  Bevollmächtigter  des  Staates.  —  Zwischen  den  Gesandten 
selbst  gibt  es  Unterschiede,  die  sich  auf  1.  den  Umfang  ihrer  Befugnisse, 
2.  die  Zeitdauer  ihres  Amtes,  3.  die  Art  ihrer  Sendung  und  4.  die  Bang- 
klasse beziehen. 

Der  bevollmächtigte  Minister  (ministre  plönipotentiaire)  war  frtther 
mit  beinahe  unumschränkten  Befugnissen  ausgestattet;  angesichts  der 
schnellen  Yerkehrsverbindungen  ist  heutzutage  diese  Benennung  eigentlich 
nur  noch  ein  Ehrentitel  (vgl.  Kongresse). 

Es  gibt  auch  ausserordentliche  Gesandtschaften.  Ehemals  erfreuten 
sich  die  ausserordentlichen  G^andten  eines  Vorranges  vor  den  ordentlichen 
Gesandten.  Heutzutage  wird  die  Benennung  ^ausserordentlich"  nur  aus 
Eitelkeit  oder  Höflichkeit  bei  gewissen  Anlässen,  z.  B.  bei  einem  allgemeinen 
Kongresse,  einer  Krönung  oder  einer  fürstlichen  Trauung  dem  Titel  des 
Gesandten  hinzugefügt. 

^>|  669.  —  Vor  Miäihi'ung  der  stehenden  Gesandtschaften  gab  es  unter 
den  Gesandten  keinen  Unterschied  nach  Bang  und  Klasse.  Als  jedoch 
die  ständigen  Gesandtschaften  aufkamen,  entstanden  zwischen  den  an  dem- 
selben Hofe  beglaubigten  Agenten  oft  Streitigkeiten  wegen  des  Vortrittes 
und  des  Vorsitzes.  —  Die  Geschichte  des  17.  und  des  18.  Jahrhunderts 
ist  voll  von  Erörterungen  über  die  Etikette,  die  oft  zu  den  unerquicklichsten 
Folgen  führten-^ 

Vattel  beschäftigt  sich  eingehend  mit  diesen  Fragen  (op.  cit,  liv.  IV). 
Die  Begriffsbestimmung  und  die  Au£sählung  der  verschiedenen  Arten 
diplomatischer  Gesandten,  die  sich  bei  den  altern  Schriftstellern  finden, 
sind  äusserst  verworren  und  widerspruchsvoll  (Merlin,  Repertoire,  Y^  Ministre 
public,  section  I).  —  Erst  der  Wiener  Kongress  machte  den  ungeordneten 
Zuständen,  die  bis  dahin  bestanden  hatten,  ein  Ende.  Nach  einem  vergeb- 
lichen Anlaufe,  den  Rang  der  Mächte  zu  bestimmen,  beschlossen  die  Mit- 
glieder des  Kongresses,  jede  Anmassung  der  Staaten  in  dieser  Beziehung 
ein  fUr  allemal  dadurch  zu  beseitigen,  dass  man  von  einer  Abstufung  der 
Staaten  nach  ihrer  Bedeutung  vöUig  absah. 

Das  Wiener  Reglement  vom  19.  März  1815  und  das  Aachener  Pro- 
tokoll vom  21.  November  1818  haben  folgende  Einteilung  aufgestellt:  — 
Die  erste  Klasse  umfasst  die  Botschafter  (ambassadeurs)  und  die  Legaten 


1)  [Während  der  Verhandlungen,  die  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts  in  Karlowitz 
gef&hit  worden  und  die  den  Frieden  von  Karlowitz  zwischen  der  Türkei,  Osterreich, 
rolen  und  Venedig  vorbereiteten«  wurde  die^Frage  des  Vorranges  der  Gesandten  auf 
eine  selir  eigentümliche  Weise  entschieden.  Man  erbaute  als  Versammlungsort  für 
die  BeTollm&chtigten  eine  grosse  runde  Halle,  die  so  viele  Türen  hatte,  als  BeyoU- 
machtigte^Yorhanden  waren.  Die  Gesandten  traten  zu  gleicher  Zeit  ein,  jeder  durch 
eine  Türe,  und  nahmen  an  der  Stelle  des  Tisches  Platz,  die  der  Tür,  durch  die  sie 
hineingekommen  waren,  gegenüber  lag.  —  Eine  der  merkwürdigsten  Etikettenfragen 
zwischen  Gesandten  ist  die,  welche  im  Jahre  1768  den  Grafen  du  Ghatelet  den  Ge- 
sandten Yon  Frankreich,  und  den  Grafen  Tschemysscheff,  den  russischen  Gesandten 
in  London,  entzweite.  (F.  v.  Härtens,  Recueil  des  trait^s  conclus  par  la  Russie,  t  IX 
(X),  p.  266).] 
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a  oder  de  latere,  es  sind  die  ausserordentlichen  Gesandten  des  Papste, 
die  mit  einer  besondem  Sendung  betraut  und  nur  ans  den  EardinSlen 
auserkoren  werden;  femer  die  Nuntien.  Es  sind  die  ständigen  Gesandten 
des  Papstes,  sie  werden  nicht  aus  den  Kardinälen  bestimmt.  Die  Bot- 
schafter der  katholischen  Mächte  lassen  den  Nuntien  den  Vorrang.  — 
Diß  zweite  Klasse  besteht  aus  den  Internuntien  des  Papstes  und  den  Ge- 
sandten im  engem  Sinne,  auch  ausserordentliche  Gesandte  und  bevoll- 
mächtigte Minister  genannt.  —  Die  Ministerresidenten  (ministres  r^dents) 
bilden  die  dritte  Klasse,  die  durch  den  Aachener  Kongress  eingeschoben 
wurde.  —  Zur  vierten  Klasse  gehören  die  Geschäftsträger  (chai^^ 
d'affaires)  und  die  Gesandtschaftssekretäre,  die  während  der  Abwesenheit 
der  Gesandten  deren  Dienst  verrichten. 

[Nach  dem  Wiener  Reglement  von  1815  bestimmt  sich  der  Bang  der 
diplomatischen  Gesandten  in  jeder  Klasse  nach  ihrem  Dienstalter.  Dieses 
wird  durch  den  Zeitpunkt  der  amtlichen  Anzeige  ihrer  Ankunft  an  ihrem 
Amtssitze  festgestellt.  Das  Wiener  Beglement  enthält  keine  Neuerungen 
hinsichtlich  der  Vertreter  des  Papstes.]^) 

670.  —  Die  Gesandten  der  ersten  Klasse  haben  den  sogenannten 
Bepräsentativcharakter.  Sie  sind  von  ihrem  Staate  nicht  nur  mit  der 
Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  dem  eigentlichen  Gegenstande 
ihrer  Amtstätigkeit  betraut,  sondern  sie  vertreten  auch  die  Person  und 
die  Würde  ihres  Souveräns,  wenn  ihnen  auch  nicht  dieselben  Ehren  er- 
wiesen werden,  wie  diesem.  —  Als  eine  wichtige  Folgerang  aus  dem  Be- 
präsentativcharakter ergibt  sich  das  dem  Botschafter  zuerkannte  Becht, 
Zutritt  zu  dem  Oberhaupte  des  Staates,  bei  dem  er  beglaubigt  ist,  zu 
verlangen  und  unmittelbar  mit  ihm  zu  verhandeln,  ein  Becht,  das  in 
unumschränkten  Monarchien  unter  Umständen  von  grosser  Bedeutung  sein 
kann.*)  —  Die  Gesandten  der  zweiten  und  dritten  Klasse  müssen  den 
Minister  des  Auswärtigen  schriftlich  ersuchen,  die  Gewährang  einer  Audienz 
beim  Souverän  erwirken  zu  wollen. 

Der  Kaiser  von  China  hat  sich  lange  geweigert,  fremden  Gesandten 
eine  persönliche  Audienz  zu  bewilligen.  Im  Jahre  1873  empfing  er  sie 
zum  ersten  Male  nach  langwierigen  Unterhandlungen,  an  denen  sich  die 
Gesandten  von  England,  Frankreich,  den  Verein.  Staaten,  den  Nieder- 
landen und  Bussland  beteiligt  hatten.  Diese  Zeremonie  wurde  im 
März  1891  wiederholt.^) 

Beim  Empfang  der  Gesandten  der  ersten  Bangklasse  findet  eine 
feierliche  Zeremonie  statt,  die  bei  den  einzehien  HOfen  verschieden  ist.  — 
Ihre  Beglaubigungsschreiben  werden  von  ihren  Souveränen  unterzeichnet. 

671.  —  Die  Ehrenvorztlge,  die  allgemein  den  Gesandten  erster  Klasse 
zugestanden  werden,  sind  folgende:  1.  Der  Titel  Exzellenz,  den  alle  ihnen 
im  mündlichen  oder  schriftlichen  Verkehre  zu  geben  haben,  mit  Ausnahme 
des  Souveräns,   bei  dem   sie  beglaubigt  sind.  —   2.  Das  Becht,   einen 

1)  [Diese  Bestimmung  wird  dahin  ausgelegt,  dsss  sie  nur  den  bisherigen  Status 
fluo  ante  bestätigt,  (L  h.  dass  sie  nur  den  Nuntien  des  Papstes  den  Vorrang  belisst 
Bie  Internuntien  des  Papstes  haben  daher  in  den  katholischen  Ländern  nicht  den 
Vorrang  Tor  den  Gesandten  der  andern  Mächte.  So  wnrde  von  dem  bei  der  Resiemng 
Ton  Peru  beglaubigten  diplomatischen  Korps  gegenüber  dem  Gesandten  des  Papstes 
■gr.  Moncenni  im  Jahre  1S78  entschieden  (vgl.  Pradier-Foder^,  Trait^  de  droit 
intern,  public,  t  Ul,  No.  12e0  et  1288.)] 

2)  [Arthur  Desjardins,  La  Chine  et  le  Droit  des  gens,  Revue  des  Deoz- 
Monde,  1.  Dec.  1900.] 

*)  8.  dagegen  die  Amkht  Bimardm  bei  Martene,  op.  CiL,  Bd.  II,  8.  33.  ^  8.  amt^ 
Bartmann,  op.  ät,  8.  92,  93. 
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Thronhinunel  in  ihrem  Empfangssaale  zu  haben.  —  3.  Das  Recht,  sich 
während  der  Feierlichkeit  ihrer  VorsteUung  beim  Souverän  das  Haupt  zu 
l)edecken,  wenn  der  Souverän  selbst  darin  vorgegangen  ist.  —  4.  Das 
Becht,  mit  sechs  Pferden  zu  fahren.  —  5.  Das  Recht  auf  militärische 
Ehren. 

Der  Brauch,  Gesandte  erster  Klasse  zu  beglaubigen,  hat  sich  auf 
ilie  Staaten,  denen  königliche  Ehren  zukommen,  beschränkt.  —  Der  Papst 
empfängt  Botschafter  nur  von  katholischen  Mächten. 

679.  —  Die  diplomatischen  Agenten  der  zweiten  und  dritten  Klasse 
vertreten  nicht  die  Person  und  die  Würde  ihres  Souveräns;  sie  vertreten 
nur  ihr  Land  und  zwar  in  den  Angelegenheiten,  die  den  Gegenstand 
ihrer  Sendung  bilden.  Sie  haben  keinen  unmittelbaren  Zutritt  zum  Staats- 
oberhaupte, mtlssen  vielmehr  durch  Vermittlung  des  Ministers  des  Aus- 
wärtigen eine  Audienz  nachsuchen. 

Die  Geschäftsträger  sind  nur  beim  Minister  des  Auswärtigen  be- 
glaubigt. Sie  sind  nicht  berechtigt,  zu  verlangen,  unmittelbar  mit  dem 
Staatsoberhaupte  zu  verhandeln.  Diesem  steht  es  natürlich  frei,  ihnen 
eine  Audienz  zu  gewähren. 

673.  —  Die  Verschiedenheit  der  Rangklassen  bezieht  sich  tatsächlich 
nur  auf  die  Etikette  und  den  Vorrang.  Sie  begründet  keinen  Unterschied 
zwischen  den  Agenten  im  Hinblick  auf  ihre  diplomatischen  Befugnisse, 
ihre  Fähigkeit  zu  unterhandeln  und  ihre  Vorrechte.  —  Alle  haben  in 
gleicher  Weise  einen  amtlichen  Charakter,  der  ihnen  dieselben  Vorrechte 
und  dieselben  Befreiungen  verbürgt. 

Rang  und  Klasse  der  diplomatischen  Agenten  werden  ausschliesslich 
von  dem  Absendestaat  bestimmt.^) 

Nach  feststehendem  Brauche  schicken  sich  die  Staaten  gegenseitig 
nur  Gesandte  derselben  Rangklasse.  —  Trotzdem  ist  Frankreich  in  Bern 
durch  einen  Botschafter  vertreten,  während  der  Vertreter  der  Schweiz 
in  Paris  nur  den  Rang  eines  bevollmächtigten  Ministers  hat.  Es  ist 
einem  Staate  unbenommen,  von  diesem  Brauche  abzuweichen  und  Gesandte 
zu  empfangen,  die  einen  höhern  oder  niedern  Rang  haben  als  die,  die  er 
selbst  abordnet. 

674.  —  Der  Gesandte  wird  von  dem  amtlichen  Personal,  das  die 
diplomatische  Mission  bildet,  begleitet.  —  Dieses  Personal  setzt  sich  zu- 
sammen aus  den  Botschafts-  oder  Gesandtschaftsräten,  -Sekretären  oder 
-Attache,  den  Sekretären  der  päpstlichen  Nuntien  (uditori),  den  Kanzlern, 
Dolmetschern,  Dragomans  und  Kurieren.  —  Den  meisten  Gesandtschaften 
werden  Militärattaches,  Offiziere  des  Landheeres  oder  der  Seewehr  bei- 
geordnet, deren  Aufgabe  es  ist,  ihre  Regierungen  über  die  Zustände  der 
Heere  und  der  Kriegsflotten  der  andern  Staaten  zu  unterrichten. 

675.  —  Die  bei  derselben  Regierung  beglaubigten  diplomatischen 
Agenten  aller  Klassen  bilden  in  ihrer  Gesamtheit  das  diplomatische  Korps; 
es  ist  das  Sinnbild  der  Solidarität, .  die  die  Staaten  als  Mitglieder  der 
internationalen  Gemeinschaft  zusammenschliesst  —  Das  diplomatische 
Korps  wendet  sich  zuweilen  mit  bestimmten  Erklärungen,  Verwahrungen 
oder  sonstigen  Vorstellungen  an  die  Staatsregierung,  wenn  es  glaubt,  dass 
sie  völkerrechtliche  Grundsätze  verletzt  oder  Vorrechte  seiner  Mitglieder 
missachtet  habe.  —  Vor  allem  tritt  es  in  die  Erscheinung  bei  gewissen 
öffentlichen  Feierlichkeiten  und  HOflichkeitserweisungen,  wie  z.  B.  bei  den, 


1)  Das  diplomatische  und  Konsularkorps  in  Frankreidi  ist  namentlioh  durch  das 
Dekret  vom  17.  Januar  1891  reorganisiert  worden. 
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herkömmlichen  Glfickwttnschen  zum  neuen  Jalire,  zur  Geburt  eines  Prinzen 
oder  einer  Prinzessin  usw. 

676.  —  Die  diplomatischen  Agenten  sind  nicht  zu  verwechseln  mit: 
1.  den  Agenten,  die  ohne  amtlichen  Charakter  mit  ii^gend  einem  Auftrage 
betraut  worden  sind,  wie  z.  B.  der  Kapuziner  Joseph  Leclercq  du  Tremblay 
oder  die  bertthmte  Eminenz  Qrise,  die  von  Richelieu  mit  mehrfachen  geheimen 
Botschaften,  so  nach  Spanien,  nach  Italien,  nach  Deutschland  und  an  den 
Reichstag  zu  Regensburg  entsandt  wurde.  —  2.  den  Konsuln,  die  die 
Handels-  und  wirtschaftlichen  Interessen  zu  aberwachen  haben  (vgl.  unten); 
—  3.  den  geheimen  Sendboten,  wie  z.  B.  dem  Ritter  Eon  de  Beaumont, 
der  als  Dame  verkleidet,  von  Ludwig  XV.  im  Jahre  1756  zur  Kaiserin 
Elisabeth  von  Russland  geschickt  wurde. 


Dritter  Abschnitt. 
Bestellung  der  Gesandten. 

677.  —  Der  Gesandte,  der  ein  Staatsoberhaupt  bei  einem  andern 
Staatsoberhaupte  vertreten  soll,  muss  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Form  ermächtigt  werden  und  der  Souverän,  bei  dem  er  beglaubigt  wird, 
muss  die  Gewissheit  von  der  Eigenschaft  des  Gesandten  als  solchen  er- 
halten. 

Die  Vollmacht  und  der  Nachweis  für  diese  Vollmacht  ist  in  dem 
Beglaubigungsschreiben  (lettre  de  crtence  —  litterae  fidei),  welches  das  Ober- 
haupt des  Absendestaates  an  den  Souverän  des  Empfangsstaates  richtet, 
enthalten.  Dies  Schreiben  gibt  den  Namen,  die  Titel  und  die  besondre 
amtliche  Eigenschaft  des  Agenten  sowie  den  allgemeinen  Gegenstand  seiner 
Sendung  an.  Der  Gesandte  wird  ferner  dem  Wohlwollen  des  Souveräns  mit 
der  Bitte  empfohlen,  dass  den  Erklärungen  des  Gesandten,  die  dieser  im 
Namen  des  absendenden  Staates  abgibt,  Glauben  geschenkt  werden  möge. 
—  Die  Form  dieser  Beglaubigungsschreiben  ist  bei  den  einzelnen  Staaten 
verschieden. 

Die  Beglaubigungsschreiben,  wodurch  ein  Agent  der  vierten  Klasse 
bevollmächtigt  wird,  werden  nicht  von  Souverän  an  Souverän  gerichtet, 
sondern  vom  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  des  Absendestaates 
an  den  entsprechenden  Minister  des  Empfangsstaates.  —  Die  nach  der 
Türkei  gesandten  diplomatischen  Agenten  miLssen  ausser  den  an  den  Sultan 
gerichteten  Beglaubigungsschreiben  besondere  Schreiben  an  den  Grosswesir 
und  den  Reis-Effendi  haben. 

678.  —  Mit  seinem  Beglaubigungsschreiben  ausgerüstet  begibt  sich 
der  Gesandte  auf  seinen  Posten.  Er  hat  unverzüglich  nach  seiner  Ankunft 
an  seinem  Bestimmungsorte  den  Minister  des  Auswärtigen  von  seiner  An- 
wesenheit in  Kenntnis  zu  setzen.  —  Das  Beglaubigungsschreiben  wird  dem 
Staatsoberhaupte  in  einer  feierlichen  Empfangsaudienz  übeireicht.  Das 
hierbei  zu  beobachtende  Zeremoniell  richtet  sich  nach  dem  Orts- 
gebrauch. Es  ist  flir  jede  Gesandtschaftsklasse  verschieden.  —  Eine 
authentische  Abschrift  des  Beglaubigungsschieibens  wiid  vorher  dem 
Minister  des  Auswärtigen  zur  Geltendmachung  etwaiger  Bedenken  und 
Ausstellungen  behändi^. 

Nach  Überreichung  des  Beglaubigungsschreibens  ist  es  üblich,  dass  der 
Gesandte  Besuche  bei  den  Mitgliedern  der  Familie  des  Souveräns,  bei  den 
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höchsten  Staatsbeamten  und  bei  den  Mitgliedern  des  diplomatischen  Korps 
abstattet. 

679.  —  Die  in  dem  Beglanbigangsschi*eiben  enthaltene  Vollmacht 
endigt  mit  dem  Tode  des  Staatsoberhauptes  des  Absende-  wie  mit  dem 
des  Staatsoberhauptes  des  Empfangsstaates.  In  beiden  Fällen  sind  neue 
Beglaubigungsschi*eiben  zu  überreichen.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Gesandte 
von  seinem  Souverän  in  eine  höhere  Klasse  befördert  wird. 

Auf  das  Beglaubigungsschreiben  wird  selten  eine  schriftliche  Antwort 
erteilt.    Die  Zulassung  des  Gesandten  gilt  als  solche. 

680.  —  Soll  der  Gesandte  einen  besondem  Staatsvertrag  vereinbaren, 
oder  soll  er  an  einem  Kongresse  teilnehmen,  so  erhält  er  eine  Vollmacht 
(pleins  pouvoirs),  die  ihn  berechtigt,  zu  unterhandeln  und  Verträge  abzu- 
schliessen.  Diese  Vollmacht  wird  meistens  vom  Staatsoberhaupte  unter- 
zeichnet und  vom  Minister  des  Auswärtigen  gegengezeichnet. 

Die  von  einem  Gesandten  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Vollmacht 
vorgenommenen  Handlungen  unterliegen  in  Ansehung  ihrer  Gültigkeit 
stillschweigend  der  Ratifikation  des  Absendestaates,  mag  der  Agent  mit 
einer  dauernden  oder  nur  mit  einer  vorttbergehenden  Sendung  betraut 
worden  sein. 

Ausser  dem  Beglaubigungsschreiben  und  der  Vollmacht  erhält  der 
diplomatische  Agent  von  seiner  Regierung  Pässe,  die  es  ihm  ermöglichen, 
sich  auf  seiner  Reise  über  seine  Person  auszuweisen  und  für  sich  die 
Achtung  zu  erlangen,  die  seinen  hohen  Befugnissen  entspricht. 


Vierter  Abschnitt. 
Pflichten  der  diplomatischen  Agenten. 

681.  —  Es  liegt  in  der  Natur  der  Verhältnisse,  dass  sich  die  haupt- 
sächlichen Amtspflichten  der  Gesandten  einer  rechtlichen  Abgrenzung 
entziehen.  Die  wichtigsten  von  ihnen,  die  die  politische  Leitung  der 
Staaten  betreffen,  lassen  sich  nur  durch  die  besondern  Verhaltungsmass- 
regeln,  die  dem  Gesandten  gegeben  werden,  bestimmen.  —  An  dieser 
Stelle  kann  nur  von  den  allgemeinen  Pflichten  die  Rede  sein. 

Diese  Pflichten  sind  zweierlei  Art:  solche  gegenüber  dem  Absendestaat, 
und  solche  gegenttber  dem  Empfangsstaate.  —  Heffter  sagt  (op.  cit.,  §  206) 
„Die  Summe  der  Pflichten  im  diplomatischen  Verkehr  ist  Treue  gegen  den 
eigenen  Staat;  Redlichkeit  gegen  den  fremden." 

682.  —  A.  —  Gegenttber  dem  Absendestaate.  Der  Gesandte 
hat  sich  vor  seiner  Abreise  ttber  den  Gegenstand  seiner  Sendung  sorgfältig 
zu  unterrichten  und  sich  durch  Einsicht  der  Archive,  früherer  Urkunden 
und  des  Schriftwechsels  seiner  Vorgänger  auf  sein  Amt  vorzubereiten, 
—  auf  seinen  Posten  angelangt,  hat  er  sich  zu  bemühen,  Frieden  und 
Eintracht  aufrechtzuerhalten  und  etwaige  Gründe  und  Anlässe  zur  Vor- 
eingenommenheit gegen  sein  Land  zu  zerstreuen.  Man  hat  die  Aufgabe 
der  Gesandten  zu  folgender  Formel  verdichtet:  der  Gesandte  muss  unter- 
handeln, beobachten  und  schützen. 

1.  Er  muss  unterhandeln,  d.  h.  er  hat  die  Rechtsansprüche  seines 
Souvei*äns  sowie  die  Interessen  seines  Landes  mit  Geschick  geltend  zu 
machen  und  sich  nach  Kräften  zu  bemühen,  nach  allen  Seiten  hin  ver- 
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söhnend  zu  wirken;  er  muss,  wie  Gh«  y.  Martens  bemerkt,  suayiter  in  modo 
und  fortiter  in  re  sein. 

2.  Er  muss  beobachten,  d.  h.,  er  muss  genaue  Erkundigungen  ftber 
die  Ereignisse  in  seinem  Aufenthaltslande  einziehen,  sich  über  die  selbst 
ausserhalb  des  Rahmens  seiner  Sendung  liegenden  Angelegenheiten  unter- 
richten, falls  diese  nur  irgendwie  die  Interessen  seines  Landes  beeinflussen 
können;  er  muss  den  parlamentarischen  Verhandlungen  und  der  Polemik 
der  Presse  folgen,  etwaige  Kämpfe  um  Macht  und  Einfluss,  die  Bänke- 
spiele am  Hofe  und  die  Strömungen  der  öffentlichen  Meinung  tiberwachen, 
eingehende  und  erschöpfende  Berichte,  und  zwar  nicht  nur  tiber  den  eifirent- 
liehen  Gegenstand  seiner  Sendung  sondern  tiber  alle  Dinge  von  öffent- 
lichem Interesse  erstatten.  Die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  gesitteten 
Staaten  sind  so  vielfältig  und  die  Berührungspunkte  so  zahlreich,  dass 
es  fär  einen  Gesandten,  der  Beobachtungsgabe  besitzt,  ein  leichtes  ist, 
in  seinen  Berichten  eine  Fülle  nützlicher  Au&chlttsse  niederzulegen,  die 
es  seinem  Staate  ermöglichen,  die  wirkliche  Macht,  das  Heer,  die  Flotte, 
die  Verwaltung,  die  Finanzen,  den  Handel,  die  Industrie,  die  Hil&qaellen 
usw.  des  fremden  Staates  richtig  zu  wttrdigen  und  zu  beurteilen.  0 

3.  —  Er  muss  die  Angehörigen  seines  Staates  schtitzen,  d.  h.  ihre 
Beschwerden  wegen  Rechtsverweigerung  oder  wegen  Vergewaltig^ang 
seitens  der  Beamten  der  fremden  Regierung  unterstützen  und  zur  Geltnng 
bringen.  Er  darf  aber  seinen  Landsleuten  erst  dann  helfen,  wenn  sie 
sich  zuvor  vergebens  an  die  Landesbehörden  gewandt  und  die  ordentlichen 
Rechtsmittel  erschöpft  haben.  Der  Gesandte  muss  bei  den  Fragen,  die 
er  in  diesem  Falle  anzuregen  hat,  mit  Behutsamkeit,  Takt  und  Mässignng 
vorgehen.  Er  kann  nur  beim  Minister  des  Auswärtigen  vorstellig  werden 
und  hat  sich  zu  hüten,  irgend  einen  Druck  auf  die  örtlichen  Yerwaltungs- 
oder  Gerichtsbehörden  auszuüben  (No.  303).  —  Diese  Schutzpflicht  teilt 
der  Gesandte  gleichzeitig  mit  den  Konsuln  seines  Staates,  über  die  er 
die  Aufsicht  führt. 

683.  —  B  —  Gegenüber  dem  Empfangsstaate  hat  der  Gesandte  es 
zu  vermeiden,  sich  in  die  Angelegenheiten  der  innem  Verwaltung  einzu- 
mischen, er  muss  die  Verfassung  achten;  sich  jeder  Beleidigung  der 
Regierung  oder  der  staatlichen  Einrichtungen  enthalten;  selbst  im  Falle 
von  Schwierigkeiten  darf  er  die  dem  Fürsten  gebührenden  Rücksichten 
nicht  vernachlässigen,  vielmehr  hat  er  die  Vorschriften  der  Etikette 
und  des  Zeremoniells  gegenüber  dem  Souverän  und  den  Mitgliedern  der 
landesherrlichen  Familie  zu  beobachten;  —  er  hat  seine  Anteilnahme  bei 
den  frohen  Ereignissen,  wie  den  Geburten,  Vermählungen  und  bei  den 
Schicksalsschlägen,  wie  den  Todesfällen  usw.,  die  das  Staatsoberhaupt 
oder  dessen  Familie  betreffen,  zu  bekunden. 

Er  darf  den  religiösen  Glauben  des  Volkes  nicht  verletzen;  er  hat 
die  Nationalsitten,  ja  selbst  die  Vorurteile,  die  von  den  ungebildeten 
Volksmassen  besonders  eifersüchtig  gewahi-t  werden,  zu  achten;  er  muss 
sich  an  den  öffentlichen  Festlichkeiten  beteiligen,  soweit  er  dadurch  nicht 
bei  seinem  eigenen  Volke  Anstoss  erregt,  denn  sein  Fembleiben  könnte 
unter  Umständen  als  eine  Kränkung  aufgefasst  werden. 

Der  fremde  Gesandte  muss  sich  hüten,  innere  Unruhen  zu  schüren, 


1)  [Die  eigenartige  Stellung  der  diplomatischen  Agenten  muss  dem  Absende- 
staate eine  gewisse  Aufsicht  selbst  über  deren  Privatleben  gestatten.  So  untersagt 
das  französische  Dekret  vom  19.  April  1894  den  Agenten  und  Beamten  des  diploma* 
tischen-  und  Konsulardienstes  eine  Heirat  ohne  Genehmigung  des  Ministers  des  Aus- 
wärtigen zu  schliessen  (R.  D.  I.  P.,  t  I,  Documents,  p.  80).] 
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Aufstände  za  erregen  und  Beamte  durch  Bestechungen  zu  verleiten;  — 
er  hat  jeglichem  Bänkespiel  mit  der  parlamentarischen  Opposition  oder 
mit  andern  Parteien  aus  dem  Wege  zu  gehen;  auch  darf  er  nicht  die 
Kritik  von  Begierungshandlungen  billigen.  —  Im  Jahre  1848  begünstigte 
der  englische  Gesandte  in  Madrid,  Henry  Bulwer,  die  dortigen  Aufständischen. 
Die  spanische  Begierung  liess  ihm  seine  Pässe  zustellen  und  die  diplomatischen 
Beziehungen  zwischen  Spanien  und  Grossbritanien  wurden  abgebrochen.^) 


Fünfter  Abschnitt. 

Vorrechte  und  Befreiungen  der  diplomatischen  Agenten.'^) 

684»  —  Der  Gesandte  hat  die  Ansprüche  und  die  Interessen  des 
Staates,  dessen  Bevollmächtigter  er  ist,  mit  Festigkeit  und  Treue  zu 
vertreten.  —  Sein  Wort  muss  frei  sein.  —  Da  ihm  zur  Sicherheit  seiner 
Freiheit  keine  Gewalt  hilfreich  zur  Seite  steht,  so  muss  das  Völkerrecht 


i;  [FäUe  der  EinmischuDg  diplomatischer  Agenten  in  die  innem  Angelegen- 
heiten des  Staates,  bei  dem  sie  beglaubigt  sind,  sind  ziemlich  häufig.  —  In  Frank- 
reich hat  der  Nnntius  des  Papstes  za  wiederholten  Malen,  so  in  den  Jahren  1823,  1826, 
1850,  1865,  1870,  1887  und  1894  unmittelbar  mit  der  nationalen  Geistlichkeit  brieflich 
verkehrt  und  sie  zum  Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt  ermuntert  (R.  D.  I.  P., 
t.  I,  p.  487).  —  Desgleichen  hat  sich  in  Österreich  der  Nuntius  Mgr.  Agliardi  unrecht- 
mftssigin  die  Angeleffenheiten  des  Staates,  in  dem  er  seinen  Amtssitz  hatte,  eingemischt 
(vgL  No.  388,  Anm.)  —  Es  gibt  andere  Beispiele  für  das  ungeziemende  Verhalten 
diplomatischer  Agenten  gegenüber  ihrem  Empfangsstaate.  Im  Jahre  1856  wurde  der 
englische  Gesandte  in  Washington,  Mr.  Crampton,  ausgewiesen,  weil  er  in  den  Verein. 
Staaten  den  Neutralitatsgesetzen  zuwider  Werbungen  für  das  englische  Heer  in  der 
Krim  vorgenommen  hatte.  —  Im  Jahre  1888  wurde  der  Gesandte  Englands  bei  den 
Verein.  Staaten,  Lord  Sackville,  zurückgesandt,  weil  er  in  einem  Privatbriefe,  der 
vom  Empfanger  veröffentlicht  worden  war,  denjenigen  Kandidaten  für  die  Präsident- 
schalt der  Republik  bezeichnet  hatte,  dessen  Wahl  für  die  Erhaltung  der  guten  Be- 
ziehungen zwischen  England  und  den  Verein.  Staaten  seiner  Ansicht  nach  am  vorteil- 
haftesten sein  würde.  —  Vgl.  auch  den  bereits  zu  No.  329,  Anm.,  erwähnten  Zwischen- 
fall, der  sich  im  Jahre  1895  zwischen  der  Regierung  von  Venezuela  und  den  Agenten 
Deutschlands,  Belgiens,  Frankreichs  und  Spaniens  zugetragen  hat  (R.  D.  I.  P.,  t.  II, 
p.  344).  —  Der  bei  einer  Regierung  beglaubigte  Agent  darf  sich  auch  nicht  in  die 
Zwistigkeiten  einmischen,  die  diese  Regierung  mit  einer  fremden  hat  Im  Jahre 
1734  begleitete  der  französische  Gesandte  in  Polen,  Marquis  Monti,  den  König  von 
Polen  nach  Danzig,  nahm  mit  ihm  an  den  Belagerun^soperationen  teil  und  liess 
Stanislaus  entkommen;  nachdem  er  von  den  Russen,  die  die  Stadt  belagerten,  gefangen 
genommen  worden  war,  gab  man  ihn  trotz  der  Beschwerden  Frankreichs  nicht  rrei 
(Rivier,  Principes,  t.  I,  p.  511).  —  Der  spanische  Gesandte  in  den  Verein.  Staaten, 
Dnpny  de  Lome,  bem&ngdte  in  einem  Bnefe  an  einen  Freund  in  der  Havanna  das 
Verhalten  der  Verein.  Staaten  gegenüber  Spanien,  wobei  er  den  Präsidenten  McKinley 
ziemlich  scharf  angriff.  Infolge  einer  Unterschlagung  geriet  der  Brief  in  die  Hände 
der  amerikanischen  Behörden.  Sobidd  diese  Tatsache  bekannt  wurde,  reichte  Dupuy 
de  Lome  seine  Entlassung  bei  seiner  Regierung  ein;  aber  die  Verein.  Staaten  ver- 
langten einen  ausdrücklichen  Widerruf  und  Entschuldigungen  für  die  Beleidigung 
ihres  Präsidenten.  Spanien  weigerte  sich,  dieser  Forderung  zu  willfahren;  schliesslich 
wurde  die  Angelegenheit  aber  doch  beigelegt  Nichtsdestoweniger  verschlechterte 
dieser  Zwischenfall  das  bereits  gespannte  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Ländern. 
Spanien  und  die  Verein.  Staaten  gerieten  denn  auch  bald  in  Krieg  miteinander 
(R.D.  I.  P.,  t  V,  p.  638-639).  VgL  wegen  eines  andern  Briefes  Dupuys  de  Lome,  der 
im  Jahre  1896  veröffentlicht  wurde,  R.  D.  L  P.,  t.  VH,  p.  612  et  s.  Dieser  Brief  be- 
findet sich  ebenda,  p.  609,  Anm.  1.  —  S.  noch  andere  Fälle  von  Einmischungen 
fremder  Gesandten  in  die  innem  Angelegenheiten  eines  Staates,  R.  D.  L  P.,  t.  Yll, 
p.  619,  Anm.  2  n.  3.1 

*)  Scholz m  QrünhutiZeUädiriftf.  dJFHvat-  u.öffenü. BechtXXVI  (1898),  S.  BS-^UO- 
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ihm  einen  nachhaltigen  und  wirksamen  Schatz  gewähren,  einen  Schutz,  der 
stärker  sein  mnss  als  der,  der  jedem  Fremden  im  Auslände  zukommt.  — 
Jede  mittelbare  nnd  unmittelbare  Beschränkung  und  jeder  derartige  Büsh 
griff  in  die  Freiheit  seines  Wortes  ist  zu  vermeiden. 

Nach  einer  altttberkommenen,  allenthalben  geachteten  Überliefenmg 
erfreuen  sich  die  Gesandten  einer  besondem  Hochachtung,  eines  beson- 
dem  Ansehens.  Trotzdem  fehlt  es  in  der  Geschichte  leider  nicht  an 
Beispielen  von  Anschlägen  gegen  Gesandte,  so  wurden  die  Gesandten 
Franz  I.  auf  mailändischem  Gebiet  ermordet,  desgleichen  die  beiden  Be- 
vollmächtigten des  Direktoriums  auf  dem  Rastatter  Kongress,  Bonnier 
d'Alco  und  de  Bobeijot,  am  28.  April  1798."^)  —  Diese  von  allen  Schiift- 
stellem  gebrandmarkten  Bechtsbrttche  vermögen  keineswegs  die  Beeht- 
mässigkeit  der  durch  das  Staatenherkommen  oder  durch  die  Landesgesetze 
zugelassenen  Begeln  zu  erschüttern. 

685.  —  Das  beutige  Völkerrecht  räumt  den  diplomatischen  Agenten 
den  Genuss  gewisser  Vorrechte  und  Befreiungen  ein.  —  Grund  und  Ver- 
anlassung  zu  diesen  Vergünstigungen  beruhen  auf  der  Unabhängigkeit, 
dessen  der  Gesandte  dem  Empfangsstaate  gegenüber  teilhaftig  sein  mnss. 
—  Der  Grundsatz  der  diplomatischen  Vorrechte  stützt  sich  auf  das 
wechselseitige  Interesse  der  Staaten.  Dies  Interesse  lässt  es  nicht  za, 
dass  die  Gesandten  in  ihrer  Persönlichkeit  oder  in  ihrem  Vermögen  Ein- 
griffen ausgesetzt  werden,  die  ihre  Handlungsfreiheit  lähmen  und  den 
internationalen  Verkehr,  dem  sie  als  Vermittler  dienen  sollen,  erschweren 
würden. 

„Das  Völkerrecht,  so  sagt  Montesquieu,^)  wiU,  dass  die  Fürsten 
einander  Gesandte  schicken  und  die  Vernunft,  die  aus  der  Natur  der 
Bache  folgt,  lässt  es  nicht  zu,  dass  diese  Gesandten  von  dem  Souverän, 
an  den  sie  abgeordnet  werden,  und  von  dessen  Gerichten  abhängen.  Ihr 
Wort  ist  das  Wort  des  Fürsten,  der  sie  entsendet,  und  dieses  Wort  mnss 
frei  sein.  Kein  Hindernis  daif  sich  ihrer  Wirksamkeit  in  den  Weg  stellen. 
Sie  können  oft  Missfallen  erregen,  weil  sie  an  Stelle  einer  unabhängigen 
Persönlichkeit  sprechen.  Man  könnte  sie  wegen  Verbrechen  zur  Rechen- 
schaft ziehen,  wenn  sie  wegen  Verbrechen  bestraft  werden  könnten.  Man 
könnte  sie  fOr  Schulden  verantwortlich  machen,  wenn  sie  wegen  Schulden 
verhaftet  werden  könnten.  Der  natürliche  Stolz,  der  jedem  Fürsten  an- 
geboren ist,  lässt  es  nicht  zu,  dass  der  Fürst  durch  den  Mund  eines  Mannes 
redet,  der  alles  zu  fürchten  hat.  Man  inuss  daher  in  Ansehung  der  Ge- 
sandten den  Gründen  Bechnung  tragen,  die  auf  dem  Völkerrechte  beruhen, 
und  nicht  denen,  die  sich  aus  dem  politischen  Rechte  ableiten  lassen. 
Missbrauchen  also  die  Gesandten  ihre  Vertretungsmacht,  so  setzt  man  ihr 
ein  Ende  und  weist  die  Gesandten  in  ihr  Land  zurück;  man  kann  die 
Gesandten  sogar  bei  ihrem  Herrn  verklagen,  der  dadurch  zu  ihrem  Richter 
und  Mitschuldigen  wird.^ 

„Das  Naturrecht  legt  allen  Souveränen  die  Verpflichtung  auf,  sich 
den  Dingen  zu  fügen,  ohne  die  die  zwischen  den  Nationen  von  der  Natur 
geschaffene  Gesellschaft  nicht  gepflegt  und  gefördei-t  werden  kann:  hier- 
her gehört  namentlich  der  schriftliche  gegenseitige  Verkehr,  die  Beratung 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Schlichtung  von  Zwistigkeiten. 
Die  Gesandten  und  die  andern  Bevolhnächtigten  des  Staates  sind  die  not- 


1)  Montesquieu,  Esprit  des  lois,  liv.  26,  eh.  31.  —  Bynkershoek,  De  foro 
legatorom,  cap.  8,  §  2. 

*)  Hüffer,  Der  BoBtatter  Kongrm  und  die  ziceUe  KoaHiüm,  1878,  18T9. 


Erstes  Buch.    Die  Vertreter  der  Staaten.    Kap.  3.  369 

wendigen  Mittelspersonen,  die  diese  Gesellschaft  und  den  schriftlichen 
Yerkehr  zwischen  den  Staaten  erhalten.  Ihr  Amt  vermag  indessen  seinen 
Zweck  nicht  zn  erreichen,  wofern  es  nicht  mit  allen  den  Vorrechten  aus- 
gestattet ist,  die  den  rechtmässigeli  Erfolg  verbürgen  und  die  eine  freie 
und  getreuliche  Austtbnng  in  voller  Sicherheit  verleihen.  Dasselbe  Völ- 
kerrecht, das  die  Nationen  zwingt,  fremde  Gtesandte  zuzulassen,  zwingt 
sie  offenbar  auch,  diese  Gesandten  mit  allen  den  Bechten  und  Privilegien 
zu  empfangen,  die  erforderlich  sind,  um  die  Ausübung  ihrer  Befiignisse 
zu  gewährleisten.  Es  ist  leicht  begreiflich,  dass  eines  dieser  Vorrechte  die 
Unabhängigkeit  von  der  Gerichtsbarkeit  sein  muss.  Ohne  sie  würde  die 
unerlässliche  Sicherheit  des  Gesandten  nur  fragwürdig  sein,  denn  man 
könnte  ihn  unter  tausenderlei  Voiwänden  belästigen,  verfolgen  und  ver- 
gewaltigen. Oft  wird  der  Gesandte  mit  Aufträgen  betraut,  die  dem 
Fürsten,  zu  dem  er  abgeordnet  ist,  höchst  unliebsam  sind.  Besässe  dieser 
Fürst  irgend  eine  Macht  oder  die  gewöhnliche  souveräne  Gewalt  über 
ihn,  so  könnte  man  von  dem  Gesandten  kaum  erwarten,  dass  er  die 
Befehle  seines  Herrn  mit  der  notwendigen  Treue,  Festigkeit  und  Frei- 
mütigkeit vertreten  würde.  Es  ist  wesentlich,  dass  er  keinen  Richter  zn 
fürchten  hat  und  dass  er  von  seiner  Amtstätigkeit  nicht  durch  irgend 
welche  Schikanen  abgelenkt  werden  kann.^^) 

Die  den  diplomatischen  Agenten  nach  der  derzeitigen  Staatenpraxis 
und  der  Doktrin  gebührenden  Vorrechte  lassen  sich  in  drei  Gruppen 
teilen:  in  die  Unverletzlichkeit  oder  Unantastbarkeit,  die  Befreiung  von 
der  Gerichtsbarkeit  und  die  Höflichkeitsvorrechte. 

[Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Versammlung  in  Cambridge 
im  August  1895  ein  Reglement  über  die  diplomatischen  Immunitäten  aus- 
gearbeitet und  ein  solches  mit  17  Artikeln  angenommen.^] 


§  1.  —  UnverletzUchkatt. 

686.  —  „Die  Unverletzlichkeit,  so  sagt  Calvo,  ist  eine  Eigenschaft, 
ein  Charakter,  der  die  damit  ausgerüstete  Person  über  jeden  Angriff  und 
jede  Verfolgung  erhebt.  Das  Recht  der  Gesandten  auf  dieses  Privileg 
entzieht  sich  jeder  Eröi-terung;  es  beruht  nicht  auf  blosser  Höflichkeits- 
sitte, sondern  auf  Notwendigkeit.  In  der  Tat  wären  die  Diplomaten  ohne 
die  unbedingte  und  unbeschränkte  Unverletzlichkeit  ihrer  Person  der  Will- 
kür des  von  ihnen  bewohnten  Landes  völlig  preisgegeben,  und  ihr  Charakter 
würde  darunter  derart  leiden,  dass  selbst  die  Ausübung  ihrer  Befugnisse 
gefährdet  wäre  ...  Es  würde  einem  Gesandten  schwer  fallen,  seines 
Amtes  mit  der  erforderlichen  Würde,  Freiheit  und  Sicherheit  zu  walten, 
wenn  er  in  irgend  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  dem  Souverän 
stände,  bei  dem  er  beglaubigt  ist.*'^) 

Der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  der  diplomatischen  Agenten  be- 
herrscht das  ganze  Gesandtschaftsrecht;  er  gehört  zu  einer  der  ältesten 
Offenbarungen  des  Völkerrechts.  —  Die  Unverletzlichkeit  ist  das  grund- 
legende Privileg:  aus  ihm  lassen  sich  alle  andern  Vorrechte  durch  Schluss- 
folgerung ableiten.  Die  Unverletzlichkeit  bezieht  sich  anf  die  Person  und 
auf  die  Wohnung  des  Gesandten. 


1)  Vattel,  Droit  des  gens,  liv.  4,  chap.  7,  §  92. 

2)  [Annuaure  de  Plnstitut,  t "^ 


«/  !.'»«■"»«»««  »«  «1UOW..U«,  ^  XIV,  203.  —  j)upui8,  L'Institut  de  Droit  intern., 
flession  de  Cambridge  (aoüt  1895)  (R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  531).] 
8)  Calvo,  op.  cit,  t.  DI,  §  1481. 

BtAfilt,  Lehrbuch  dM  VOlksrrMhta.  24 


370         Dritter  Teil    Die  friedlichen  Beziehungen  zwischen  den  Staaten. 

S87.  —  A.  —  ünverletzlichkeit  oder  Unantastbarkeit  der  Person. 
—  Die  Ünverletzlichkeit  der  diplomatischen  Agenten  ist  eine  notwendige 
Folgerung  aus  den  Grandrechten  der  Unabhängigkeit,  der  SonverSiiitSI 
und  der  gegenseitigen  Achtung  der  Staaten  (No.  268  u.  ff.).  —  Die  Gesandten 
sind  die  Vertreter  der  Staaten.  Jeder  Angriff  gegen  den  {Gesandten  riditet 
sich  gegen  dessen  Heimatstaat  selbst,  er  ist  eine  Beleidigung  der  Nation 
des  Gesandten.  —  Er  ist  aber  auch  eine  mittelbare  Beleidigung  der  and^n 
Staaten,  ein  Verstoss  gegen  das  Völkeirecht  und  gegen  die  Sicheriimt 
aller  Nationen.  —  Alle  Hitglieder  der  grossen  internationalen  Gemeinschaft 
haben  ein  Interesse  daran,  dass  die  Ünverletzlichkeit  der  Gesandten  an- 
erkannt, geachtet  und  gewährleistet  werde.  Alle  sind  berechtigt,  die 
Beschwerden  des  Staates,  der  in  der  Person  seines  Vertreters  verletxt 
worden  ist,  zu  unterstützen. 

Der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  wird  von  der  Praxis  aller  Staaten 
sowie  von  sämtlichen  Schriftstellern  anerkannt.  Er  gilt  heute  als  ein 
Axiom  des  Volkerrechts. 

688.  —  Phillimore  (Com.  upon  intern,  law,  t.  II,  p.  153)  fasst  die 
Kegeln  der  Unverletzlichkeit  in  folgende  sechs  Sätze  zusammen:  a)  Das 
Vorrecht  der  Unverletzlichkeit  erstreckt  sich  auf  alle  Klassen  der  Gesandten, 
die  ihren  Souverän  und  ihr  Land  regelrecht  vertreten. 

b)  Das  Vorrecht  ergreift  auch  alle  diejenigen,  die-zu  dem  amtlichen 
und  nichtamtlichen  Personal  der  Sendung  gehören,  einschliesslich  die  Familie 
und  das  Gefolge  des  Gesandten  (Heffter,  op.  cit.,  §  212).^ 

c)  Es  bezieht  sich  anfalle  zur  Wahrnehmung  seines  Amtes  notwendigen 
Gegenstände  und  Handlungen.  Die  Gegenstände,  die  mit  der  Person  des 
Gesandten  oder  mit  dessen  Würde  unmittelbar  zusammenhängen,  sind 
namentlich  seine  persönliche  Habe,  seine  Wohnung,  seine  Wagen,  seine 
Papiere  usw.  —  Sein  Briefwechsel  muss  durchaus  frei  sein.  Die  ünver- 
letzlichkeit bedingt  zu  Gunsten  des  Gesandten  die  vollkommene  Freiheit, 
mit  seiner  Regierung  schriftlich  zu  verkehren,  Briefe  und  Depeschen  ab- 
zusenden und  zu  empfangen,  sei  es  durch  eigene  Kuriere,  die  sich  als 
solche  ausweisen,  oder  durch  Benutzung  der  Ortlichen  Postanstalten.  Im 
letztem  Falle  müssen  Briefe  und  Depeschen  durch  deutliche  Zeichen  ab 
diplomatische  zu  erkennen  sein.  In  Friedenszeiten  ist  die  Eröfhung  von 
Schreiben,  die  für  diplomatische  Missionen  bestimmt  sind  oder  von  solch<M 
herrühren,  eine  offenbare  Verletzung  des  Völkerrechts  (Geffcken-Heffter, 
op.  dt.,  §  207,  Anm.  7).») 

d)  Das  Vorrecht  beginnt  mit  dem  Tage,  wo  der  Gesandte  das  Gebiet 
des  Staates,  an  den  er  abgeordnet  worden  ist,  betritt,  falls  seine  Sendung 
vorher  angekündigt  worden  war;  jedenfalls  aber  mit  dem  Tage,  an  dem 

1)  [Am  20.  August  1662  wurde  der  Wagen  der  fransösischen  Oesandtschafteriä 
in  Rom,  der  Herzogin  von  Crequi,  —  in  Verkennung  der  oben  gedachten  Regel  — 
von  den  im  Dienste  des  Papstes  stehenden  Korsen  angegriffen  (de  Mouy,  L'ambassade 
dn  dnc  de  Cr^oni,  1S98,  t.  I,  p.  248).  —  Auch  gegentber  der  Dienerschalt  des  Oe- 
sandten  ist  die  tJnverletzUclikeit  anerkannt  worden,  siehe  Fälle  in  der  R.  D.  I.  F., 
t.  I,  p.  852.] 

9)  [Im  Dezember  1893  nahmen  die  spanischen  ZoHbeamien  von  Iran  die  Sicke 
nnd  Depeschen  des  Karters  der  französischen  Botschaft  zu  Madrid  in  Beschlag  nnd 
hielten  den  Kurier  vierundzwanzig  Stunden  fest.  Auf  die  Beschwerde  der  franzö- 
sischen Regierung  entsetzte  die  spanische  Regierung  den  Zollkontrolieur  Ton  Enn 
seines  Amtes  (R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  60).  —  Besitzt  eine  Macht  das  Monopol  an  unter- 
seeischen Kabeln,  so  kann,  namentlich  wenn  diese  Maeht  in  einen  Krieg  Terwickelt 
ist»  die  Absendnnff  Ton  Mitteilniigen  f^mder  Qdsandteil  an  ihre  Regierungen  eine 
Verzögerung  erleiden.  VgL  die  Vorg&nge  Totii  Mixt  IS99  walurend  des  englisch- 
südafrikanischen  Krieges,  No.  588]. 


Erstes  Buch.    Die  Vertreter  der  Staaten.    Kap.  8.  371 

er  seine  Eigenschaft  dnrch  Vorlegung  seiner  Pässe  oder  seines  Beglaubigungs- 
schreibens bekannt  gegeben  hat. 

e)  Das  Vorrecht  besteht  wähi*end  der  ganzen  Dauer  seiner  Sendung, 
während  der  ganzen  Zeit  seines  AufenthiJtes,  bis  zu  dem  Augenblicke,  wo 
er  die  Grenzen  des  Staates  Überschreitet. 

f )  Die  Unverletzlichkeit  des  Gesandten  bleibt  trotz  des  Abbruchs  der 
diplomatischen  Beziehungen  zwischen  dem  Absende-  und  dem  Empfangs- 
staate ^)  und  trotz  einer  Kriegserklärung  oder  selbst  eines  Beginnes  von 
Feindseligkeiten  bestehen  und  dauert  solange,  bis  der  Gesandte  das  Gebiet 
verlassen  hat. 

689.  —  Schützt  die  Unverletzlichkeit  den  diplomatischen  Agenten 
auch  in  den  fremden  Ländern,  durch  die  er  reisen  muss,  um  sich  aus 
dem  Absendestaat  nach  dem  Staate  seiner  Amtstätigkeit  zu  begeben, 
vorausgesetzt,  dass  er  seine  Eigenschaft  nachgewiesen  und  die  Ermächtigung 
zur  Durchreise  erlangt  hat?  —  Die  Frage  ist  bestritten.  —  Grotius, 
Bynkershoek,  Gentilis,  Zeuch,  Wicquefort,  Heffter,  Calvo, 
Carnazza-Amari  neigen  zu  der  Ansicht,  dass  das  dem  Diplomaten  ge- 
bührende Vorrecht  nur  innerhalb  der  Grenzen  des  Staates,  bei  dem  der 
Gesandte  beglaubigt  ist,  Geltung  habe.  —  Unseres  Erachtens  muss  man 
aber  mit  Vattel,  Merlin,  v.  Holtzendorff,  Einher,  v.  Härtens, 
Wheaton,  Travers  Twiss,  Lorimer  u.  a.  annehmen,  dass  die  Beleidi- 
gung, Festnahme  und  Vergewaltigung  eines  fremden  Gesandten  eine  Krän- 
kung des  Absendestaates  und  demnach  eine  Verletzung  des  Gesandtschafts- 
rechtes ist,  an  dem  alle  Staaten  teilhaben;  es  liegt  hierin  eine  Verkennung 
der  Eigenschaft  des  Gesandten,  einer  Eigenschaft,  die  ihm  rechtmässig  von 
seinem  Staate  zugewiesen  worden  ist.  Wiewohl  der  Gesandte  kraft  seines 
Amtes  nur  berechtigt  ist,  mit  andern  Staaten  zu  verhandeln  und  Verträge 
zu  vereinbaren,  so  ist  er  doch  der  Vertreter  seines  Staates  und  es  ist  <Ue 
Würde  dieses  letztern,  die  in  der  Person  des  Gesandten  geachtet  werden 
muss.  Hierzu  kommt,  dass  der  Durchr^sestaat  mit  der  Genehmigung  der 
Durchreise  die  Eigenschaft  des  Gesandten  als  solchen  anerkannt  hat. 

Vattel  besclu*änkt  das  Vorrecht  ganz  richtig  auf  den  Fall  der  „un- 
schädlichen Durchreise*^  (passage  innocent).  Ist  die  Reise  verdächtig  und 
liegt  Grund  zu  d^n  Argwohn  vor,  dass  der  fremde  Gesandte  seine  freie 
Durchreise  missbrauchen  würde,  um  Verschwörungen  zu  unterstützen  oder 
Umnhen  zu  erregen,  so  kann  man  ihm  die  Durchreise  verbieten,  oder 
die  Regierung  kann  alle  Schutzmassregeln  gegen  einen  etwaigen  Missbrauch 
seiner  Frdheit  treffen,  ohne  jedoch  die  Mitglieder  der  durchreisenden 
Gesandtschaft  zu  belästigen.  —  Der  Gesandte,  der  als  solcher  von  der 
Regierung  des  Durchreisestaates  nicht  anerkannt  wird,  ist  in  diesem 
Lande  tatsächlich  nur  ein  einfadier  Privatmann.  —  In  Eriegszdten  ist 
er  nur  dann  in  Sicherheit,  wenn  er  im  Besitze  eines  Geleitbriefes  ist. 

690.  —  Das  Vorrecht  der  Unverletzlichkeit  schützt  den  Gesandten 
auch  wider  seinen  Willen,  denn  die  unbedingte  Unabhängigkeit,  die  durch 
dies  Privileg  gewahrt  und  erhalten  wird,  liegt  mdir  im  Interesse  der 
Würde  des  Landesherm  und  der  Souveränität  des  vertretenen  Staates 
als  in  dem  der  Person  des  Gesandten.  —  Dieser  kann  mithin  nicht  auf 
die  Unverletzlichkeit  verzichten.  —  Sie  wird  ihm  nicht  um  deinetwillen 
geiiührt;  sie  ist  ein  Recht,  das  mit  seiner  Eig^isehaft  unU^nabar  und 
unlfislich  verknüpft  ist.  Der  Gesandte  hat  die  Pflidit,  die  Unabhängigkeit 
des  vertretenen  Staates  in  seiner  Person  zur  Anerkennung  zu  bringen. 

1)  Lehr,  Manuel  thterique  et  pntique  des  agents  dipiomailiqaes  Mo.  1004-1009. 
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691.  —  Die  ünverletzlichkeit  schtttzt  den  Oesandten  gegen  Anschl&ge 
gewöhnlicher  Privatleute,  wie  auch  gegen  Angriffe  der  Begienmg.^) 

Wer  dies  Vorrecht  verietzt,  verübt  ein  völkerrechtliches  Vergehen 
und  fast  stets  auch  ein  Vergehen,  das  von  den  Landesgesetzen  geahndet 
wird.  Fast  sämtliche  positive  Gesetzgebungen  bestrafen  die  gegen  fremde 
Gesandte  begangenen  Beleidigungen  (Frankreich,  Gesetz  vom  29.  Juli  1881, 
Art  37  und  47  und  Gesetz  vom  16.  März  1893.  —  Deutsches  Stral^esetz- 
buch,  §  104.  —  österreichisches  Strafgesetzbuch,  Art.  494.  —  Bel^ches 
Gesetz  vom  12.  März  1858,  Art.  6  und  7.  —  Niederländisches  Strafgesetz- 
buch, Art.  118  und  119.  —  Portugiesisches  Strafgesetzbuch,  Art.  159.  — 
Russisches  Strafgesetzbuch,  Art.  261). 

Der  beleidigte  Gesandte  hat  sich  an  die  Regierung  des  Staates  seines 
Amtssitzes  zu  wenden.  Auf  seine  Beschwerde  muss  der  Übeltäter  von 
den  Landesgerichten  verfolgt,  abgeurteilt  und  bestraft  werden.  —  Wird 
Genugtuung  verweigert,  so  berichtet  der  Gesandte  an  seinen  Staat  und 
ersucht  um  Weisungen.  —  Je  nach  den  umständen  kann  er  sogar  seine 
Pässe  verlangen. 

692.  —  Wenn  ein  Beamter  oder  ein  Mitglied  der  Staatsregierong  in 
dieser  seiner  Eigenschaft  den  fremden  Gesandten  beleidigt,  so  ist  die 
Regierung  verpfdchtet,  dem  in  der  Person  seines  Vertreters  gekränkten 
Staate  Genugtuung  zu  gewähren.  Die  Art  dieser  Genugtuung  wird  je 
nach  den  Umständen  verschieden  sein:  aber  eine  Genugtuung  mass  in 
jedem  Falle  geleistet  werden.  Sie  wird  in  feierlichen  Erklärungen,  in 
Entschuldigungen  oder  aber  in  der  Bezahlung  einer  Entschädigung  be- 
stehen, wenn  ein  wirklicher  Nachteil  die  moralische  Beleidigung  begleitete 
oder  ihr  nachfolgte.  —  Wird  Genugtuung  verweigert,  so  ist  der  in  seiner 
Ehre  gekränkte  und  in  seiner  Unabhängigkeit  verletzte  Staat  berechtigt, 
zu  Zwangsmitteln,  zu  Repressalien,  ja  sogar  zun)  Kriege  zu  schreiten. 
Er  entscheidet  allein  über  die  Mittel,  die  er  anwenden  will,  um  sich 
wegen  der  erlittenen  Unbill  Sühne  zu  verschaffen  und  die  Versagung  der 
Genugtuung  zu  strafen.  Die  Beleidigung,  die  der  Dey  von  Algier  dem 
französischen  Generalkonsul  zufügte,  führte  zur  Eroberung  Algier's  im 
Juli  1830.    (No.  284.)2) 

698.  —  Aus  dem  Vorrechte  der  Unverletzlichkeit  lassen  sich  ver- 
schiedene logische  und  notwendige  Folgerungen  ableiten,  die  manche 
Publizisten  unter  den  Begriff  der  Exterritorialität'*')  zusammenfassen. 
—  Unter  dieser  Bezeichnung  versteht  man  eine  Fiktion,  kraft  deren  man 
annimmt  und  vermutet,  dass  sich  die  Gesandten  nicht  in  dem  Lande  ihrer 
Amtstätigkeit  befinden,  dass  sie  vielmehr  das  Gebiet  ihres  Staates  nicht 
verlassen  haben.  Ihre  Wohnung  wird  als  ein  Stttck  fremden  Landes,  als 
ein  Teil  des  Bodens  ihres  Heimatstaates,  angesehen.  —  Der  Ausdruck  ist 


1)  [Am  81.  Januar  1895  wurde  Sidi  Bricha,  einer  der  Abgesandten  des  Sultans 
von  Marokko,  die  nach  Madrid  gekommen  waren,  um  wegen  der  Durchfihrung  de& 
Abkommens  Yon  Merakesch  zu  verhandehi,  auf  offener  Strasse  durch  den  spanischen 
General  a.  D.  Miqnel  Fuentes  y  Sanchis  geschlagen  und  beleidigt  (R.  D»  L  P^  t  II, 
p.  558).  —  Am  24.  März  1895  verwundete  ein  fanatischer  Japaner  den  chinesiachen 
Beyollmächtigten  Li-Hung-Tchang,  der  beauftragt  war,  wegen  des  Friedens  mit  Japan 
zu  unterhandeln,  durch  einen  RevolTerschuss  (R.  D.  i.  F.,  t  11,  p.  451).  —  Im  Jahre 
1900  wurde  der  deutsche  Gesandte  in  China  von  Kettder  in  einer  Strasse  von  Peking^ 
durch  aufständische  Boxer  ermordet,  auch  die  Gesandten  der  andern  MScht«  waren 
schweren  Anschlägen  ausgesetzt  (No.  148^').] 

2)  Zahlreiche  Beispiele  von  Gesandtenbeleidigungen  und  Genugtuungen  finden 
sich  bei  Märten s,  Causes  cel^bres,  t  II,  pp.  890,  489  et  s. 

*)  V.  Bar,  Inttmatumaki  JMoatreckt,  8.  S09f. 
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neuem  Ursprungs,  aber  die  altera  Schriftsteller  haben  trotzdem  die 
Fiktion,  die  dieser  Bezeichnung  zu  Grande  liegt,  erörtert.  —  Diese  Fik- 
tion wird  in  mehr  oder  weniger  ausgedehntem  Masse  von  Grotius,  de 
Röal,  G.  F.  von  Martens,  Heffter,  F.  von  Martens,  Travers 
Twiss,  Wheaton  u.  a.  angenommen.  —  Sie  wird  von  Pinheiro-Fer- 
reira,  Bluntschli,  Carnazza-Amari,  Geffcken,  Pradier-Fod6r6 
u.  a.  zurttckgewiesen. 

Die  Fiktion  ist  jedoch  überflüssig,  unbestimmt  und  unrichtig,  mithin 
gefährlich.  —  Sie  ist  überflüssig  insoweit  sie  auf  der  Annahme  beruht, 
dass  der  Gesandte  seinen  Wohnsitz  in  seinem  eigenen  Lande  beibehält, 
denn  fast  nach  allen  Gesetzgebungen  zieht  die  Ausübung  eines  zeitweiligen 
und  widerraflichen  Amtes  überhaupt  keine  Änderung  des  Wohnsitzes  nach 
sich.  Sie  ist  unbestimmt,  denn  sie  hat  nicht  bei  allen  Publizisten  und 
Juristen  dieselbe  Bedeutung  und  dieselbe  Tragweite.  Nach  einigen 
bezeichnet  sie  die  vollkommene  Unabhängigkeit  des  fremden  Gesandten 
von  der  bestehenden  Staatsgewalt;  nach  andern  gewährt  sie  die  Befreiung 
sowohl  von  der  Zivil-  als  auch  von  der  Strafgerichtsbarkeit,  wiederum 
nach  andern  beschränkt  sich  ihr  Inhalt  nur  auf  die  Befreiung  von  der 
Strafgerichtsbarkeit.  Die  Fiktion  ist  unrichtig,  denn  sie  ftihrt  in  ihren 
Folgerungen  zu  Ergebnissen,  die  unhaltbar  sind  und  die  sogar  von  ihren 
Anhängern  nicht  angenommen  werden.  —  Einige  Beispiele  mögen  dies 
erläutern:  —  Wird  das  Hotel  des  fremden  Gesandten  rechtlich  als  ausser- 
halb des  Staatsgebietes  liegend  angesehen,  so  müssten,  falls  im  Innern 
des  Gebäudes  ein  Verbrechen  von  Personen  begangen  wird,  die  der 
diplomatischen  Sendung  fern  stehen,  die  Schuldigen  nach  den  Gesetzen 
und  von  den  Gerichten  des  Heimatstaates  des  Gesandten  abgeurteilt 
werden ;  diese  Folgerung  ist  unhaltbar  und  wird  allgemein  verworfen.  — 
Wenn  sich  ein  Verbrecher  in  das  Hotel  flüchtet,  so  müsste  die  Landes- 
regierung zu  einem  regelrechten  Auslieferungs verfahren  schreiten;  die 
Praxis  steht  aber  auf  einem  völlig  andern  Standpunkte.  Der  Gesandte 
überantwortet  den  Beschuldigten  der  Ortspolizei  oder  ermächtigt  sie,  dessen 
Verhaftung  vorzunehmen.  —  Mit  Ermächtigung  seines  Staates  würde  der 
fremde  Gesandte  in  seinem  Hotel  rechtsgültige  Ehen  sowohl  zwischen 
seinen  eigenen  Landsleuten  als  auch  zwischen  allen  andern  Personen 
schliessen  können;  die  Rechtsprechung  fast  aller  Staaten  weist  aber  eine 
derartige  Folgerung  zurück. 

Im  Jahre  1865  wurde  ein  russischer  Übeltäter,  der  im  Innern  der 
russischen  Botschaft  einen  Mordversuch  bedangen  hatte,  auf  das  Ansuchen 
des  Botschafters  verhaftet  und  den  französischen  Behörden  überantwortet. 
Die  russische  Regierung  verlangte  seine  Auslieferung,  indem  sie  sich  auf 
die  Exterritorialität  des  Gesandtschaftsgebäudes  berief.  Ihr  Antrag  wurde 
abgewiesen;  die  französischen  Gerichte  hielten  sich,  obgleich  das  Verbrechern 
in  dem  Hotel  selbst  begangen  worden  war,  für  zuständig.  (Eassations- 
gericht,  13.  Oktober  1865.    Sirey,  Rec.  p^r.  1865,  1,  33.) 

Wie  an  andern  Stellen  (vgl.  No.  617  u.  640),  so  muss  die  Fiktion 
der  Exterritorialität  auch  hier  als  überflüssig,  unbestimmt  und  unrichtig 
und  daher  als  gefährlich  verworfen  werden.  Der  Ausdruck  ist  zu  ver- 
meiden;*) denn  er  entsprichtl  nicht  dem  Gedanken  und  den  Verhältnissen, 
die  er  deuten  und  erklären  soll.  Der  wahre  Rechtsgrund  ist  der  der 
Unverletzlichkeit,  der  auf  der  Freiheit  des  Wortes  beruht  und  der  für 
den   Gesandten   eine   unerlässliche   Notwendigkeit  bildet.      Aus   diesem 

*)  vgL  Ullmann,  S.  103,  Anrn.  4,  tcegem  BtMkdhmg  i»  itmAtiofcf. 
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Grundsätze  lassen  sich  die  verschiedenen  diplomatischen  Vorrechte  ab 
logische  Folgerangen  ableiten. 

694.  —  Die  Unverletzlichkeit  der  Gesandten  kann  biswdlen  vorfib^- 
gehend  aufgehoben  oder  ausser  acht  gesetzt  werden.  —  Wran  beispiels- 
weise ein  cUplomatischer  Agent  Priyatpersonen  angreift,  so  können  diese, 
fiüls  sie  sich  in  Notwehr  befinden,  zweifellos  alle  Mittel  anwenden,  an 
den  Angreifer  abzuwehren;^)  aber  sobald  die  unmittelbue  Gefahr  yorüber 
ist,  muss  der  Angegriffene  die  unverletzlichkeit  der  Person  des  (Gesandten 
achten  und  die  diplomatischen  Mittel  anrufen,  indem  er  zur  Erlangung  einer 
Genugtuung  Beschwerde  beim  Minister  des  Auswärtigen  erhebt. 

696.  —  B.  —  Unbetretbarkeit  des  Gesandtschaftshotels.^)  — 
Grundsätzlich  darf  kein  Gerichtsbeamter,  kein  Polizei-,  Steuer-  und  Zoll- 
beamter Durchsuchungen  in  dem  Gesandtschaftsgebäude  vornehmen.  Im 
allgemeinen  darf  niemand  ohne  die  ausdrückliche  oder  vermutete  (Genehmi- 
gung des  Gesandten  in  dessen  Wohnung  eindringen.^  —  Die  Befriedung 
der  Wohnung  (la  franchise  de  l'hötel)  des  diplomatischen  Agenten  ist  eine 
Folgerung  und  zugleich  ein  Anwendungsfall  des  Grundsatzes  der  Unab- 
hängigkeit und  der  unverletzlichkeit  seiner  Person.')  —  Sie  beroht  nicht 
auf  der  Fiktion  der  Extemtorialität.  —  Welches  aber  auch  der  rechtliche 
Grund  sein  mag,  auf  den  man  dies  Vorrecht  stützt,  alle  oder  fast  alle 
Schriftsteller  erkennen  den  Grundsatz  der  Unbetretbarkeit  der  Wohnung  an. 

696.  —  Ist  dies  Vorrecht  unbegrenzt  und  führt  es  in  seinen  Folge- 
rungen zu  einem  Asylrechte^)  zu  Gunsten  der  den  Oiiisgerichten  unter- 
yrorfenen  Personen,  die  entweder  im  Innern  des  Gesandtschaftsgebäudes 
ein  Verbrechen  begangen,  oder  die  sich  nach  Verübung  eines  solch^i  ausser- 
halb des  Hotels  in  die  Wohnung  des  Gesandten  geflüchtet  haben? 

Das  Asylrecht  wurde  früher  von  manchen  Gesandten  beanspnicht; 
es  hat  in  den  letzten  Jatirhunderten  vielfache  Missbräuche  hervorgerufen. 
—  Die  Frage  ist  in  der  Theorie  streitig.  —  Natürlich  gestatten  die  An- 
hänger der  Exterritorialität  niemals,  dass  die  Ortspolizei  in  das  Hotel 
eindringe.  —  Vattel  (op.  cit.,  livre  II,  §  118)  wollte  zwischen  sdiweren 
und  gewöhnlichen  Verbrechen  unterscheiden:  dies  ist  jedoch  nicht  gerecht- 
fertigt. —  Die  herrschende  Meinung  geht  dahin,  dass  das  Gesandtschafts- 
hotel keine  Zufluchtsstätte  für  Übeltäter  sein  darf.  Bynkershoek  stellte 
fest,  dass  das  Völkerrecht  zu  seiner  Zeit  ein  derartiges  Privileg  nicht 
anerkannt  habe.  (De  foro  legatorum,  cap.  XXI).  —  Es  ist  flir  die  Staats- 
sicherheit von  wesentlicher  Bedeutung,  dass  begangene  Verbrechen  nicht 
ungesübnt  bleiben.  Ein  diplomatischer  Agent  kann  keinen  rechtlichen 
Grund  haben,  Personen,  über  die  er  selbst  keine  Gerichtsbarkeit  besitzt, 
der  Verfolgung  der  Ortsgerichte  zu  entziehen. 

697.  —  Am  meisten  empfiehlt  sich  folgendes  Verfahren.    Der  Gesandte 

1)  Bynkershoek,  De  foro  legatorum,  cap.  XVU. 

2)  [£in  eigentümlicher  Vorfall  ereignete  sich  in  Bern  im  Jahre  1S96.  Zwischen 
dem  franzosischen  Botschafter  und  seinem  Gärtner  waren  Meinungsverschiedenheiten 
entstanden,  die  znr  Entlassung  des  Girtners  fahrten.  Dieser  weigerte  sich  aber  das 
Nebengebände  des  Hotels,  das  er  bewohnte,  zn  verlassen.  Die  Zeitungen  behaupteten, 
dass  in  Anbetracht  der  Exterritorialität  des  Gesandtschaftsgebäudes  weder  der  franzö- 
sische Botschafter,  noch  der  Schweizer  Bundesrat  Mittel  hätten,  um  den  Gärtner  hierzu 
zu  zwingen.  Die  Ansicht  der  Zeitungen  ist  jedoch  nicht  stichhaltig:  die  Ortspolizei 
darf  auf  Ersuchen  eines  Gesandten  in  das  Gesandtschaftshotel  eindringen.] 

3)  [De  la  franchise  qni  prot^  la  demeure  des  diplomates,  Le  moniteur  du  Gatre, 
§.  Oktober  1894.] 

4)  [Ober  das  Asylrecht,  s.  Grivaz,  Nature  et  effets  du  principe  de  Tasile  aoli- 
üque,  1S95.1 

•^  Ä  D.  L  F.,  t  III,  €93. 


Erstes  Buch.    Die  Vertreter  der  Staaten.    Kap.  3.  375 

wird  von  dem  Minister  des  Ausw&rtigeii  ersucht,  den  Beschuldigten,  der 
sidi  in  das  Hotel  gefltlchtet  bat,  der  Ortspolizeibehörde  Überantworten 
zu  wollen;  dies  Begehren  lässt  an  sich  erkennen,  dass  die  Unbetretbarkeit 
der  Wohnung  geachtet  werden  soll.  Weigert  sich  der  fremde  Gesandte, 
dem  Ersuchen  stattzugeben,  so  kann  das  Hotel  von  Polizeibeamten  um- 
stellt werden,  damit  der  Flüchtling  nicht  entweiche.  Auch  wird  der  Minister 
des  Auswärtigen  bei  der  fremden  Regierung  dahin  vorstellig,  dass  sie 
ihrem  Vertreter  den  ausdrücklichen  Befehl  erteile,  den  mutmasslichen  oder 
überführten  Verbrecher  auszuliefern.  —  Weigert  die  fremde  Begierang 
ihrerseits  die  erbetene  Auslieferung,  so  kann  die  Ortsbehörde  gewaltsam 
in  das  Hotel  eindringen  und  sich  des  Beschuldigten  bem&chtigen  (Heffter, 
op.  cit.,  §  212).  Der  Staat  ist  nicht  verpflichtet,  ein  Vorrecht  zu  berück- 
sichtigen, das  dem  Übertreter  von  Gesetzen  der  öffentlichen  Ordnung 
Straflosigkeit  zusichern  würde.  Wenn  das  Gesandtschaftshotel  den  Übel- 
tätern vollkommenen  Schutz  gewähren  könnte,  so  würde  die  Unabhängig- 
keit der  diplomatischen  Agenten  im  Widerspruche  mit  der  Autonomie  des 
Empfangsstaates  stehen:  Diese  Folgerung  ist  unhaltbar.  Die  angegebene 
Ansicht  wird  im  ganzen  geteilt  von  Grotius,  Bynkershoek,  Wicquefort, 
Barbeyrac,  Calvo,  Ch.  von  Martens,  F.  von  Martens,  v.  Holtzen- 
dorff,  Pradier-Fod^r^,  Carnazza-Amari  u.  a.^) 

698.  —  Die  meisten  zeitgenössischen  Schriftsteller  verwerfen  das 
Asylrecht,  weil  kein  triftiger  Grund  sein  Bestehen  rechtfertigt;  es  ist 
sowohl  fQr  die  Unabhängigkeit  des  Gesandten  als  auch  tür  die  freie  Aus- 
übung seines  Amtes  entbehrlich.  Trotzdem  glauben  einige  Schriftsteller, 
dass  das  Gesandtscbaftsgebäude  zu  Zeiten  innerer  Wirren  oder  einer  Bevo- 
lution  den  Politikern,  die  von  der  Volkswut  verfolgt  oder  von  ihren 
Gegnern  bedrängt  werden,  eine  Zufluchtsstätte  bieten  müsse.  Ein  Auf- 
schub von  einigen  Tagen,  ja  sogar  von  wenigen  Stunden  kann  sie  zuweilen 
vor  dem  Tode  retten.  —  Ein  derartiges  Asylrecht  ist,  so  sagt  Lehr  (op.  cit., 
No.  1066),  in  Amerika  ebensowohl  wie  auch  in  Europa  geachtet  worden.  — 
Beispiele:  Während  der  Revolution  von  Peru  im  Jahre  1865  suchten 
mehrere  Politiker  Zuflucht  in  der  französischen  Gesandtschaft.  Drouyn 
de  Lhuis  billigte  das  Vorgehen  des  Geschäftsträgers,  der  eine  Ausliefe- 
rung verweigert  hatte,  in  vollem  Masse.  —  In  Chile  flüchteten  sich  im 
Jahre  1891  mehrere  Anhänger  des  Präsidenten  Balmaceda  nach  dessen 
Niederlage  in  die  Gesandtschaft  der  Vereinigten  Staaten.  Trotz  der 
Drohungen  des  Siegers  lehnte  Egan,  der  Gesandte  der  Vereinigten  Staaten, 
deren  Auslieferung  ab.*) 

1)  S.  die  bei  Martens  aogegebenen  Fälle,  Causes  c^l^bres,  I,  174  und  II,  371. 

2)  Pradier-Fod^re,  Gonrs  de  Droit  diplomatique,  1899,  II,  SS,  90  et  s.  — 
C.  de  Varigny,  La  guerre  dvile  an  Chile  et  la  chute  de  Balmaceda,  Revue  des  Deux- 
Mondes,  15.  Novbr.  1891.  [Im  Dezember  1895,  zur  Zeit  der  armenischen  Wirren, 
fluchtete  sich  der  alte  türkische  Grosswesir,  Kioutchouk  Said  Pascha,  der  sein  Leben 
bedroht  glaubte,  wenn  man  ihm  auch  keinerlei  stralbare  Tat  vorwerfen  konnte,  mit 
seinem  Sohne  in  das  englische  Gesandtschaftsgebäude  in  KonstantinopeL  Der  Sultan 
forderte  seine  Auslieferung;  aber  der  englische  Botschafter  antwortete  ihm  unter  Zu- 
stimmung des  gesamten  diplomatisehen  Korps,  dass  er  Said  Pascha  zum  Verlassen 
des  Hotels  nicht  zwingen  könne.  Said  Pascha  yerliess  später  das  Hotel  freiwillig, 
nachdem  der  Sultan  ihm  in  einem  Schreiben  yersichert  iiatte,  dass  er  sein  Leben 
nicht  aufs  Spiel  setze  und  dass  es  ihm  fi*ei  stände  in  der  Hauptstadt  zu  wohnen,  wo  er 
woUe;  der  englische  Botschaftei^trug  nunmehr  dafür  Sorge,  in  einem  an  den  türkischen 
Minister  des  Auswärtigen  gerichteten  Schreiben  festsusteUen,  dass  Said  die  Botschaft 
nur  auf  Grund  der  Versidierung  Terlassen  habe,  dass  sein  Leben  geachtet  werde:  er 
drückte  die  Hoffnung  aus.  dass  dieses  Yerspredien  gehalten  werden  würde.  (B.  D. 
I.  P.,  t  m,  p.  375).  —  S.  m  derselben  Zeitschrift  (loc.  cit)  andere  Beispiele  über  das 
diplomatische  Asyl.] 
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699.  —  Früher  gewährten  einige  Staaten  den  fremden  (Gesandten  das 
Recht  der  sog.  Quartierfreiheit  (fi*anchise  des  quartiers),  d.  h.,  die  Be- 
freiung von  der  Ortlichen  Gerichtsbarkeit  zu  Gunsten  aller  der  Wohnnitgen, 
die  sich  innerhalb  des  Stadtteils  des  Gesandtschaftsgebäudes  befanden.  Diese 
Stadtviertel  wurden  von  den  Übrigen  Teilen  der  Stadt  durch  Schlag^bSame 
oder  durch  Ketten,  die  jeden  Abend  geschlossen  wurden,  abgesondert. 
Der  Gesandte  waltete  dort  unumschränkt.  —  Dieses  Vorrecht  fahrte  zu 
unglaublichen  Missbräuchen.  Das  Viertel  diente  oft  Verbrechern  als  Unter- 
schlupf. Verschwörer  und  Unruhestifter  fanden  dort  eine  sichere  Freistfttte. 
Die  Staaten  schafften  das  Vorrecht  schliesslich  ab  und  erklärten,  dass  sie 
solche  Gesandte  nicht  mehr  empfangen  wttrden,  die  nicht  ausdrftcklich 
auf  dieses  Vorrecht  verzichteten.  —  Die  Quartierfreiheit  rief  einen  er- 
bitterten  Streit  zwischen  Ludwig  XIV.  und  Papst  Innozenz  XI.  hervor. 
Der  König  schickte  seinen  G^esandten,  Lavardüa,  mit  800  bewafheten 
Leuten,  die  das  Gesandtschaftsviertel  bewachen  sollten.  Innozenz  XI. 
verhängte  den  Bann  über  den  Gesandten.  Hiergegen  legte  der  General- 
prokurator bei  dem  Parlament  in  Paris  Appell  ein.  Ludwig  XIV.  besetste 
Avignon  und  nahm  den  Nuntius  gefangen.  Der  Streit  endete  erst  mit 
dem  Tode  Innozenz'  XI. 

Die  Quartierfreiheit  besteht  noch  in  den  orientalischen  Ländern,  be- 
sonders in  China  und  zwar  flir  die  den  Europäern  angewiesenen  Viertel. 
(Vertrag  zwischen  Frankreich  und  China  vom  27.  Juni  1858,  Art.  10.) 

§  2.  —  Befreiung  von  dar  Oarichtsbarkalt*) 

700.  —  Die  Gesandten  sind  von  der  Zivil-  und  Strafgerichtsbarkeit 
des  Staates,  bei  dem  sie  beglaubigt  sind,  befreit.  —  Diese  Befreiung  wird 
von  der  internationalen  Praxis  durchaus  anerkannt.  Sie  wird  von  der 
Mehrzahl  der  Publizisten  und  Bechtskundigen  bejaht  und  verteidigt,  so 
von  Grotius,  Bynkershoek,  Burlamaqui,  Vattel,  G.  F.  v.  Martens, 
F.  V.  Martens,  Ayrault,  Merlin,  Bluntschli,  Calvo,  Heffter,  Fiore, 
Geffcken,  Travers  Twiss,  Wbeaton  u.  a. 

Von  einigen  neuem  Schriftstellern  wie  Esperson,  Faustin-H^lie, 
Carnazza-Amari  und  Laurent  wird  sie  verneint  und  bekämpft. 

701.  —  Der  Ginindsatz  der  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  wurde 
in  Frankreich  durch  einen  Beschluss  der  konstituierenden  Versammlung 
vom  11.  Dezember  1789  und  sodann  durch  ein  Dekret  vom  13.  V^itose 
des  Jahres  2,  das  allen  bestehenden  Behörden  untersagte,  sich  in  irgend 
einer  Weise  an  der  Person  der  Vertreter  fremder  Begierungen  zu  ver- 
greifen, ausdrücklich  anerkannt.  „Etwaige  Beschwerden  gegen  sie  sind 
beim  Wohlfahrts- Ausschusse  anzubrlugen,  dieser  ist  allein  zuständig,  um 
darttber  zu  entscheiden.^  ^)  —  Dies  Dekret  der  Konvention  ist  nicht  ausser 

1)  [Diese  Vorschrift,  die  die  Entscheidung  über  Beschwerden  segen  fremde  Ge- 
sandten einer  h5hem  Behörde  überträgt,  nähert  sich  einer  ähnlichen  Bestimmung» 
die  sich  in  der  im  Jahre  1528  durch  den  Sultan  Soliman  11.  erteilten  Bestiltignng 
eines  Vertrages  befindet,  der  vorher  unter  der  Herrschaft  der  Mameloken  in  Acrpten 
mit  den  französischen  Konsuln  in  Alexandrien  abgeschlossen  worden  war.  In  dieseffl 
Schriftstücke  heisst  es,  dass  man  sich  im  Falle  Ton  Ansprüchen  gegen  den  franzö- 
sischen Konsul  nicht  an  die  Ortsobiigkeit  wenden  könne,  dass  ^elmehr  die  Hohe 
Pforte  zu  entscheiden  habe:  »Si  aulcnn  avoit  quelque  demande  ou  pretention  contre 
le  consul  des  Gathelans  et  Fran^^ys,  qu'il  ne  Iny  puisse  estre  rien  demand6  si  n'est 
k  l'eccelse  Porte*"  (Charri^re,  Negociations  de  la Trance  dans  le  Levant,  I,  p.  198}.] 

*)  V.  Liizt,  8irafr«kt,  §M,  Änm,  3.  —  Jettel,  Handbu^  da  mienuUhhalm  PHrnt- 
md  SirafiredUs,  189S,  8. 2Mf.  —  Vetque  von  Tuttlingen,  HandlmA  de$  im  ikkrrei^ 
Ungarn  geltenden  internatkmakn  Br%vaireckt$f  1878^  8.  271  ff. 
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Oebrauch  gekommen;  mehrere  neuere  Entscheidungen  haben  es  zur  An- 
i^endung  gebracht. 

Der  erste  Entwurf  des  französischen  Code  civil  enthielt  einen  Artikel, 
der  ausdrfiddich  die  fremden  Gesandten  für  vollkommen  unabhängig  von 
der  Gerichtsbarkeit  der  französischen  Gerichte  erklärte.  Er  lautete  fol- 
^endermassen:  „Ausländer,  die  als  Botschafter,  Bevollmächtigte,  Gesandte 
oder  unter  andern  Benennungen  mit  der  Vertretung  ihres  Staates  betraut 
sind,  können  weder  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  noch  in  Straf- 
sachen vor  den  französischen  Gerichten  belangt  werden;  diese  Bestimmung 
findet  auch  auf  solche  Ausländer  Anwendung,  die  zur  FamUie  oder  zum 
Gefolge  der  genannten  Personen  gehören.^  Dieser  Artikel  wurde  mit  der 
Begründung  gestrichen,  dass  eine  solche  Vorschiift  völkerrechtlicher  Natur 
sei  und  deshalb  nicht  in  ein  Gesetz  der  innem  Verwaltung  gehöre.^) 

702.  —  Damit  die  Gesandten  in  voller  Freiheit  die  Geschäfte  ihrer 
Staaten  erledigen  können,  genttgt  es  nicht,  wie  Geffcken  bemerkt,  dass 
ihre  Person  unverletzlich  sei,  sie  mfissen  auch  in  jeder  Beziehung  von  der 
gesamten  Gerichtsbarkeit  des  Aufenthaltsstaates  unabhängig  sein.  Da 
nun  der  Gesandte  nicht  von  jeder  Gerichtsbarkeit  überhaupt  befreit  sein 
kann,  so  bleibt  er  deijenigen  seines  Heimatsstaates,  in  dem  er  seinen  ge- 
setzlichen Wohnsitz  beibehält,  unterworfen.  Er  ist  verpflichtet,  die  Ge- 
setze des  Aufenthaltsstaates  zu  beobachten;  jede  gegen  ihn  gerichtete 
Klage  und  jede  Beschwerde  kann  indessen  nur  bei  seiner  Begierung  oder 
bei  den  (Berichten  seines  Staates  erhoben  werden.  Das  deutsche  Gerichts- 
verfassungsgesetz vom  27.  Januar  1877  bestimmt  im  §  18  genau  die 
rechtliche  Stellung  der  Gesandten  nach  dieser  Richtung  hin.^ 

703.  —  A,  —  Befreiung  von  der  Strafgerichtsbarkeit.  —  Der 
fremde  G^andte  ist  der  Strafgerichtsbarkeit  des  Staates,  bei  dem  er 
seines  Amtes  waltet,  nicht  unterworfen.  —  Dieser  Grundsatz  ist  durch 
die  gegenwärtige  Praxis  der  zivilisierten  Staaten  anerkannt  worden.  — 
Die  Geschichte  der  drei  letzten  Jahrhunderte  bringt  nicht  ein  einziges 
Beispiel  daf&r,  dass  ein  fremder  Gesandte  strafrechtlich  veifolgt  worden 
wäre.  —  Das  Herkommen  ist  also  fest  begründet. 

In  der  Wissenschaft  hingegen  war  die  Frage  lebhaft  bestritten,  und 
der  Grundsatz  wurde  in  fttÜhem  Jahrhunderten  vielfach  erörtert.  B^ 
Bynkershoek  und  Wheaton  findet  man  eine  Darstellung  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  dieses  Völkerrechtssatzes.')  —  Gegner  desselben  sind: 
Perezius,  Antonio  de  Vera,  Cocceius,  Garnazza-Amari,  Esperson, 
Pasquale  Fiore,  Laurent  u.  a.  —  Für  die  Befreiung  von  der  Gerichts- 
gewidt  haben  sich  ausgesprochen:  Grotius,  Bynkershoek,  Vattel, 
Wicquefort,  Bluntschli,  Heffter,  Geffcken,  Klüber,  G.  F.  v.  Härtens 
(Pricis),  Ch.  V.  Härtens  (Guide),  F.  v.  Härtens  (Völkerrecht),  Pradier- 
Fod6r6,  Travers  Twiss,  Wheaton  u.  a. 

Die  Anhänger  des  Privilegiums  sind  jedoch  Über  dessen  rechtliche 
Begi-ttndung  nicht  einig.    Han  begegnet  drei  verschiedenen  Heinungea. 

1.  Nach  Grotius,  B6al,  Ch.  v.  Härtens,  Wheaton  und  einigem 
andern  ist  die  Fiktion  der  Exterritorialität  der  Daseinsgrund  des  Privilegs. 
Diese  Schriftsteller  fingieren,  dass  der  von  dem  Gesandten  begangene 
Rechtsbruch  ausserhalb  des  Landes  verübt  worden  sei.  —  Dies  ist  unhalt- 
bar (No.  693). 


1)  Locr^:,  Ugislat  civile,  t.  I,  p.  5S0  et  t.  II,  p.  45. 

S.  cit,  §  305,  Anm.  2. 
ce  competente  legati,  cap.  34.  —  Wheaton,  Histoire, 


2)  Oe;ffcken  Heffter,  op.  cit,~$  205,  Anm.  2." 
8)  Bynkershoek,  Dejadic 


pp.  170  et  8. 
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2.  Nach  Barbeyrac,  Burlamaqui,  Thomasins  und  andern  beruht 
die  Befreiung  anfeinem  Abkommen,  auf  einem  Vertrage  zwiscben  desm  So«- 
?erän  und  dem  bei  ihm  beglaubigten  Gesandten.  Das  Abkommen  ist  nach 
den  genannten  Bechtslehrem  stillschweigend  und  ergibt  sich  ans  der 
doppelten  Tatsache:  der  Ankunft  und  des  Empfangs  des  GesandiOL  — 
Auch  dieser  Ansicht  kann  nicht  beigepflichtet  werden.  Sie  unterwirft  des 
Gesandten  der  Willkür  des  Souveräns.  Dieser  würde,  wenn  ihm  die 
Tätigkeit  des  Gesandten  missf&Ut,  willkürlich  unter  irgend  einem  Vorwsmdc 
den  Vertrag  für  gebrochen  und  das  Abkommen  fttr  yerletzt  erklären  ktf noen. 

3.  Die  Anhänger  der  dritten  Meinung  erblicken  Grund  und  Recht- 
fertigung des  den  Gesandten  fremder  Staaten  von  der  Praxis  eingeränmtai 
Vorrechts  in  der  ünverletzlichkeit,  die  die  Gesandten  sebtttzt,  und  in  der 
Notwendigkeit,  ihre  Unabhängigkeit  dadurch  zu  verbürgen,  daas  man  ftr 
ihre  Sicherheit  sorgt.  —  Wenn  die  fremden  Gesandten  verhaftet,  einge- 
kerkert und  von  den  öi-tlichen  Gerichten  abgeurteilt  werden  könnten,  wa:^ 
sollte  dann  aus  ihrer  Unabhängigkeit  werden?  Unter  dem  Verwände, 
strstf  baren  Handlungen  nachznspOren,  wttrde  man  die  Amtsgeheimnisae  des 
Gesandten  verletzen.  Verfolgungen  vor  den  Strafgerichten  würden  die 
Handhabe  bieten,  um  den  Gesandten  seinen  Eifer  und  seine  Tätigkeit 
entgelten  zu  lassen.  —  Es  ist  von  grösserm  Nutzen,  so  sagt  Grotius, 
die  Privilegien  der  Gesandten  zu  achten,  als  ihre  Übertretungen  zu  be- 
strafen,    (op.  cit.,  lib.  ü,  cap.  XVm,  IV.)*) 

704.  —  Die  Befreiung  von  der  Strafgerichtsbarkeit  wird  von  den 
Gesetzen  mehrerer  Staaten  ausdrücklich  bestätigt.  (Deutsches  G^richts- 
verfassungsgesetz,  §  18  und  19.  —  Russische  Stra^rozessordnung  Art.  229; 
mssisches  Strafgesetzbuch, '^ Art.  171.) 

Frankreich  hat  nie  zugelassen,  dass  seine  Gesandten  einer  fr'emden 
Strafgerichtsbarkeit  unterworfen  sein  sollten. 

705.  — %Die  Befreiung  von  der  Strafgerichtsbarkeit  ist  ein  Grundsatz, 
der  im  Sffentlichen  Interesse  liegt;  sie  ist  unerlässlich  zur  Erhaltung 
friedlicher  internationaler  Beziehungen.  —  Der  Gesandte  kann  anf  das 
Vorrecht  nicht  verzichten:  es  darf  nicht  in  seinem  Willen  stehen,  ob  die 
Unabhängigkeit  und  das  Recht  auf  Gleichheit  seines  Heimatsstaates  ver- 
letzt wird.  —  Die  Gerichte,  bei  denen  eine  strafrechtliche  Verfolgung 
anhängig  gemacht  wird,  mttssen  sich  von  Amts  wegen  für  unzuständig  er- 
klären. 

706.  —  Einige  Schriftsteller  sind  der  Ansicht,  dass  man  zwischen 
schweren  und  leichten  strafbaren  Handlungen  unterscheiden  müsse:  eine 
Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  sei  nur  bei  letztem  zulässig.  —  Eine 
solche  Unterscheidung  ist  aber  zurtLckzuweisen.  Man  wttrde  damit  doch 
immer  in  die  Unabhängigkeit  des  vertretenen  Staates  eingreifen.  Bei  der 
Ermittlung,  ob  ein  schweres  Verbrechen  vorliegt,  würde  der  Willkür 
Tür  und  Tor  geöffnet  sein,  denn  es  wäre  ein  leichtes,  unter  d^n  Vor- 
geben, den  Tatbestand  festzustellen  und  den  Spuren  des  Verbrechens 
nachzuforschen,  das  Geheinmis  der  diplomatischen  Kanzleien  zu  verletzen. 

707.  —  Ist  demnach  der  fremde  Gesandte  für  seine  Verbrechen  oder 
Vergehen  unverantwortlich?  —  Keineswegs;  er  schuldet  den  BehSrden 
seines  Staates  Bechenschaft.  Die  verdiente  Strafe  und  die  zu  leistende 
Genugtuung  werden  zu  einer  internationalen  Angelegenheit.  Die  Orts- 
regierung verlangt  auf  diplomatischem  Wege  die  Anwendung  der  ver 


1)  Bonfils,  De  la  comp^nce  des  trib.  fran<^  ä  l'^gard  des  ^trangerB,  Ut.  II, 
eh.  n,  No.  896  et  8. 
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ipnrkten  Strafe.  Der  andere  Staat  kann  sich  dieser  Forderung  nicht  ent- 
ziehen, er  mass  den  pflichtvergessenen  Beamten  bestrafen,  ohne  nach  dem 
Aussprache  Montesquieas  selbst  der  Mitschuldige  seines  Gesandten 
zu  werden.*) 

706.  —  Ist  der  fremde  Gesandte  auch  dann  von  der  Strafgerichts- 
l)ai*keit  befreit,  wenn  das  ihm  zur  Last  gelegte  Verbrechen  in  einem  An- 
schlage gegen  den  Aufenthaltsstaat  selbst  besteht?  Z.  B.  der  Gesandte 
stiftet  eine  Verschwörung  an;  er  bereitet  im  geheimen  einen  Aufstand  gegen 
die  bestehende  Regierung  vor;  er  unternimmt  den  Umsturz  des  Herrscher- 
hauses; er  frevelt  gegen  das  Staatsvermögen,  indem  er  Münzen  oder 
Staatspapiere  fälscht.  —  Soll  der  Staat  sich  etwa  damit  begnügen,  dem 
fremden  Gesandten  die  Pässe  zuzustellen  und  ihn  des  Landes  zu  verweisen? 

Die  Geschichte  und  die  Publizisten  bieten  nur  widersprechende  Vor- 
gänge und  Ansichten.  Wheaton  erkennt  an,  dass  es  unmöglich  sei,  aus 
den  von  der  Geschichte  gelieferten  Beispielen  Begeln  von  allgemeiner 
Gültigkeit  abzuleiten.  Barbeyrac  behauptet,  dass  die  Gesandten  in 
diesen  Fällen  von  den  Ortsgerichten  abzuurteilen  seien.  Bynkershoek 
und  Vattel  meinen,  dass  die  Übelstände,  die  sich  in  der  Praxis  bei  An- 
wendung dieser  Ansicht  ergeben  würden,  die  Ansicht  selbst  unhaltbai* 
machten;  man  müsse  sie  auf  die  Fälle  beschränken,  bei  denen  der  Ge- 
sandte selbst  die  Waffen  ergreife  und  zu  Ghßwalttätigkeiten  schreite,  denn 
Notwehr  sei  ein  natürliches  Hecht.  Quod  si  vim  armatam  intentet  legatus, 
so  sagte  Grotius,  sane  occidi  potent. 

Dem  ist  gewiss  beizupflichten.  Wenn  aber  der  Gesandte,  durch  Über- 
macht bezwungen,  ausserstande  ist,  seine  Gewalttaten  fortzusetzen,  so 
darf  er  nicht  von  den  Ortsgerichten  verfolgt  werden.  Der  gekiänkte 
Staat  hat  nur  das  Recht,  dem  Gesandten  die  Möglichkeit  zu  nehmen, 
seinen  verbrecheiischen  Umtrieben  nachzugehen.  Der  Yertrauensbruch 
beraubt  den  Gesandten  nicht  ipso  facto  seines  Charakters.  —  Die  Vor- 
kehrungen, die  der  Staat,  dessen  Einrichtungen  angegriffen  oder  dessen 
Sicherheit  gefährdet  wiid,  treffen  kann,  sind  mannigfaltig.')  Er  kann  das 
Gesandtschaftsgebäude  mit  Truppen  oder  Polizeibeamten  umstellen  lassen, 
jeden  Zugang  zu  dem  Hotel  und  jede  Verbindung  mit  ihm  untersagen, 
er  kann  sogar  den  Gesandten  unter  Bedeckung  bis  zur  Grenze  flihren 
lassen  und  von  der  fremden  Regierung  eine  ausdrückliche  Abbitte  sowie 
eine  strenge  Bestrafung  verlangen.  Wird  Genugtuung  verweigert,  so 
kann  er  sie  mit  Waffengewalt  von  dem  Staate  fordern,  der  nunmehr  der 
Mitschuldige  seines  Gesandten  geworden  ist.  —  Niemals  hingegen  dajrf 
er  den  schuldigen  Gesandten  durch  seine  eigenen  Gerichte  aburteilen 
lassen.  Wenn  der  Diplomat  das  Völkerrecht  verletzt,  so  folgt  daraus 
nicht,  wie  von  Härtens  bemerkt,  dass  nun  auch  die  Regierung  befugt  sei, 
ein  Gleiches  zu  tun.  —  Dieser  Ansicht  sind  auch  Geffcken,  Heffter, 
V.  Holtzendorff,  Ch.  v.  Martens,  F.  v.  Härtens,  Phillimore, 
Vattel  u.  a. 

Beispiele:  Siehe  bei  Calvo,  op.  cit.,  t.  III,  §  1511,  die  Antwort  von 
Albericus  Gentilis,  die  dieser  Elisabeth  von  England  auf  ihre  Beschwerde 
gegen  den  spanischen  Gesandten  Hendoza  erteilte,  sowie  die  Erwiderung 
Robert  Cottons  an  Jakob  I.  von  England.  —  Im  Jahre  1654  wurde  der 
französische  Gesandte  de  Bas  aus  London  ausgewiesen,  weü  er  sich  an 
einer  Verschwörung  gegen  Cromwell  beteiligt  hatte.  —  {Im  Jahre  1717 


1)  Bonfils,  op.  cit,  No.  415. 

S)  Bonfils,  op.  cit,  No.  416  1.  417. 


380         Dritter  TeiL    Die  friedlichen  Beziehangen  zwischen  den  Staaten. 

wurde  Gyllemberg,  der  schwedische  Gesandte  in  England,  wegen  ein^ 
Verschwörung  gegen  Georg  I.  des  Landes  verwiesen.  Im  Jahre  1718 
zettelte  der  spanische  Botschafter  in  Frankreich  eine  Verschwdnmg'  geges 
den  Herzog  von  Orleans,  den  damaligen  Regenten,  an.  Nach  seiner  Ver- 
haftung wurde  er  unter  Bedeckung  nach  der  Grenze  geschafft.  —  la 
Jahre  1743  liess  Kaiserin  Elisabeth  von  Bussland  den  französischen  Ge- 
sandten, Marquis  de  la  Ch6tardie  ausweisen;  sie  teilte  diesen  Vorfall  den 
fremden  Höfen  unter  eingehender  Begründung  mit.  —  Im  Jahre  184^ 
nahm  der  Bomanschriftsteller  Henry  Bulwer,  damals  Gesandter  in  Madrid, 
an  einer  Verschwörung  teü.  Die  spanische  Regierung  liess  ihn  an  die 
Grenze  bringen,  i) 

709.  —  Sind  die  von  dem  fremden  Gesandten  begangenen  Rechte- 
Widrigkeiten  nur  von  geringer  Bedeutung,  so  macht  man  dem  G^esandt^ 
in  vertraulicher  Weise  Vorhaltungen  oder  man  reicht  unanfBLllig  &ne 
Beschwerde  bei  seiner  Regierung  ein.  —  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein 
diplomatischer  Agent  die  Gesetzgebung  des  Aufenthaltsstaates  achten  mus8. 
Er  darf  sich  nicht  über  Polizeiverordnungen  und  Verfügungen  der  Orte- 
behörden, die  sich  auf  die  Sicherheit  der  Bewohner,  die  öffenüiche  Oesimd- 
heitspflege  u.  dergl.  beziehen,  hinwegsetzen.  Er  hat  dafür  zu  sorgen,  dass 
auch  sein  Gefolge  diese  Vorschriften  beobachte. 

710.  —  Ein  Gesandter  darf  nicht  zur  Ablegung  eines  Zeugnisses  yor 
ein  Strafgericht  geladen  werden.  Es  ist  nur  statthaft,  ihn  zu  ersuchen, 
sein  Zeugnis  schriftlich  zu  erstatten.  Lehnt  er  dies  ab,  so  gibt  es  kein 
Zwangsmittel  gegen  ihn. 

711.  —  Aus  dem  Grundsatze  der  Unantastbarkeit  folgt  weiter,  dass 
sich  die  Befreiung  von  der  Gerichtebarkeit  auch  auf  das  gesamte  amtliche 
Personal  der  Gesandtschaft,  also  auf  die  Sekretäi-e,  Räte,  Dragomans  und 
Kuriere,  desgleichen  auch  auf  die  Gemahlin  und  die  Familienmitglieder 
des  Gesandten  erstreckt.  Die  Unabhängigkeit  des  Gesandten  wäre  nidit 
Tollkommen,  wenn  sich  das  Vorrecht  nicht  auch  auf  die  ihm  am  nächstea 
stehenden  Angehörigen  bezöge. 

Es  ist  eine  Streitfrage,  ob  auch  die  bei  der  Gesandtschaft  angestelltes 
Bedienten  und  das  Gesinde,  die  keinen  amtlichen  Charakter  haben,  yon  der 
Gerichtsbarkeit  befreit  sind.  —  Die  verneinende  Meinung,  wie  sie  yob 
Esperson,  Pasquale  Fiore  u.  a.  vertreten  wird,  verdient  den  Vox'zug. 
Ein  derartiges  Vorrecht  ist  zum  Schutze  der  Unabhängigkeit  des  Gesandten 
nicht  erforderlich.  Die  Verhaftung  eines  Kutschers  oder  eines  Kochs  kann 
die  Freiheit  des  Gesandten  nicht  schmalem.^)*) 

712.  —  B.  —  Befreiung  von  der  Zivilgerichtsbarkeit.  —  Die 
Zuständigkeit  in  Zivilsachen  bestimmt  sich  bei  persönlichen  Elagen  nacb 
dem  Wohnsitze  des  Beklagten,  bei  dinglichen  Klagen  nach  dem  Orte,  wo 
«ich  die  streitige  Bache  l^flndet. 

Anlangend  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  so  ist  der  fremde  Gesandte 
aus  einem  doppelten  Grunde  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Empfangsstaates 
befreit.  —  Er  hat  seinen  gesetzlichen  Wohnsitz  in  dem  Absendestaate  bei- 

1)  V.  Martens,  Ganses  cel^bres,  t  I,p.  189.  —  Saint-Simon,  Memoires,  t  XVIIL 
Vau  dal,  Louis  XY  et  Elisabeth  de  Russie,  p.  194. 

2)  [Im  Juni  188S  wurde  der  Kutscher  des  französischen  Botschalters  in  Berlin, 
der  eine  Folizeiverordnung  über  die  Fahrgeschwindiffkeit  abertreten  nnd  dem  Polizd- 
beamten,  der  die  Pferde  anhalten  wollte,  einen  Peitschenhieb  versetzt  hatte,  voa 
Berliner  Schöffengericht  zn  60  Mark  Geldstrafe  oder  12  Tage  Haft  verurteilt,  ohne 
dass  der  franzosische  Botschafter  sich  beschwert  hätte  (R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  864).] 

*)  Nach  §  19  de»  Dmttcke^  ChriMtverfainmgsgetebsei  en^redct  ne%  die  imXMMit 
€hridMarkwt  weht  cmf  „ßokhe  Beäktu^tm^  wMie  mdkt  DeuMie  amii." 
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"behalten;  in  dem  Gebiete  des  Empfangsstaates  hat  er  nur  einen  zeitweiligen 
Aufenthalt.  Folgerichtig  untersteht  er  in  Zivilsachen  nur  den  Gerichten 
seines  Heimatlandes;  nur  dort  kann  er  verklagt  werden.  Die  Fiktion  der 
Exterritorialität  greift  hier  nicht  Platz.^) 

Die  amtliche  Eigenschaft  des  diplomatischen  Agenten  ist  der  zweite 
Grund  für  die  Befreiung. 

713.  —  Die  Befreiung  von  der  Zivilgerichtsbarkeit  wird  durch  das 
internationale  Herkommen  und  durch  die  (besetze  mehrerer  Staaten  be- 
stätigt. —  In  Fi*ankreich  lässt  sich  das  Vorrecht  bei  dem  Mangel  aus- 
drücklicher Vorschriften  durch  Schlussfolgerungen  ableiten:  es  kommt  hier 
der  unbestimmte  Wortlaut  des  Dekrets  der  konstituierenden  Versammlung 
Tom  13.  Ventose  des  Jahres  2  in  Betracht  (No.  701).  Aber  die  Recht- 
sprechung ist  fest  begründet.  Eine  Reihe  von  Entscheidungen  der  Appel- 
lationsgerichte und  der  andern  Gerichtshöfe  stellen  fest,  dass  fremde 
diplomatische  Agenten  der  fi*anzösischen  Zivilgerichtsbarkeit  nicht  unter- 
worfen sind.  —  Der  Eassationsgerichtshof  hat  sich  am  19.  Januar  1891 
zum  ersten  Male  hierzu  aussprechen  müssen.  Auf  die  Berufung  des  General- 
prokurators, im  Interesse  des  Gesetzes,  hat  die  Zivükanmier  durch  ein 
sehr  klares  und  bestimmtes  Erkenntnis  das  am  27.  Juli  1889  gegen  einen 
belgischen  Legationsrat  erlassene  Urteil  des  Seinegerichtshofes  kassiert 
und  annuliert  (Sirey,  Rec.  p^r.,  1891,  1,  297.  —  Dalloz,  Rec.  p6r., 
1891,  1,  9). 

714.  —  In  der  Wissenschaft  ist  die  Frage  bestritten.  —  Eine  ähn- 
liche Meinungsverschiedenheit  wie  bei  der  Frage  wegen  der  Befreiung 
von  der  Strafgerichtsbarkeit  wiederholt  sich  auch  hier.  —  Fast  alle  Publi- 
zisten des  18.  Jahrhunderts  billigen  die  Befreiung.  —  Gegenwärtig  wird 
dieselbe  Ansicht  von  der  Mehrzahl  der  französischen  sowie  der  fremden 
Publizisten,  Rechtskundigen  und  Schriftsteller  vertreten.  —  Die  Gegner 
müssen  anerkennen,  dass  sie  gegen  die  überwiegende  Meinung  Verstössen 
und  eine  neue  Lehre  aufstellen. 

FürdieBefreiungsind-.Grotius,  Bynkershoek,Vattel,Bluntschli,, 
Calvo,  Foelix  et  Demangeat,  Geffcken,  Heffter,  Klttber,  Lawrence,. 
Ch.  V.  Martens,  F.  v.  Martens,  Merlin,  Pradier-FodÄr6,  Travers 
Twiss,  Wheaton,  Villefort  u.  a. 

Dagegen  sind:  Carnazza-Amari,  Esperson,  Fiore,  Laurent, 
Pinheiro  Ferreira  u.  a. 

Wie  lässt  sich  die  Befreiung  rechtlich  begründen?  —  Auch  hier 
wiederholen  sich  die  bei  der  oben  gedachten  Frage  angefahrten  Ansichten* 
Die  Streitfrage  ist  in  derselben  Weise  wie  oben  (No.  703)  zu  entscheiden.. 
Ausserdem  tritt  noch  als  ausschlaggebend  hinzu,  dass  der  Gesandte  seinen 
Wohnsitz  nicht  ändert. 

715.  —  Die  Gläubiger  des  diplomatischen  Agenten  kBnnen  diesea 
nicht  vor  den  Ortsgerichten  belangen.  Sie  sind  darum  aber  nicht  recht- 
los. Sie  müssen  entweder  den  Beamten  vor  die  Gerichte  seines  Heimat- 
landes laden  (wo  er  seinen  Wohnsitz  nach  wie  vor  beibehält),  oder  sich 
an  den  Minister  des  Auswärtigen  wenden,  damit  dieser  auf  d^lomatischem 
Wege  vorgeht.2) 

716.  —  Duldet  der  Grundsatz  der  Befreiung  von  der  bürgerlichen 

1)  LegatuB  non  est  civis  noster,  non  incola,  non  veoit,  ut  apud  no»  domidliam, 
hoc  est,  remm  et  fortaDamm  sedem  transferat:  peregrinus  est,  qoi  apud  aos  morator,, 
ut  agat  rem  priDcipis  soi  (Bynkershoek,  De  foro  le^toroin,  cap.  VIII). 

2)  Qrotius,  De  jure  belli  ac  pacis,  lib.  IT,  cap.  XVIII,  §  4.  —  Bynkershoek,, 
De  foro  legatorum,  cap.  X.  —  Geffcken -Heffter,  §  215,  Aum.  fk 


382         Dritter  TeiL    Die  friedlichen  Beziehungen  zwischen  den  StMteo. 

Gerichtsbarkeit  Ausnahmen?  Kann  der  Gesandte  auf  sein  Vorrecht  y&- 
ziehten?  —  Auch  hier  herrscht  keine  Einigkeit  zwischen  den  Publizisten 
und  den  Rechtskundigen.  —  Die  Ansicht  mancher  ist  nicht  einwandfrei 
—  Einige  behaupten,  dass  der  Gesandte  nui*  in  aussergewöhnlichen  FSlies 
verzichten  kOnne:  dies  heisst  die  Frage  nicht  lösen,  sondern  der  Willkfir 
die  Herrschaft  Überlassen.  Vattel,  E*al,  G.  F.  v.  Martens,  Ch.  v. 
Martens  (Guide)  und  Geffcken-Heffter  räumen  ein,  dass  der  Gtesandte 
aaf  sein  Vorrecht  verzichten  kOnne,  vorausgesetzt,  dass  er  hierzu  von 
seiner  Regierung  ermächtigt  worden  sei.  Dies  ist  die  Ansicht,  der  sich  der 
Eassationsgerichtshof  in  seiner  Entscheidung  vom  19.  Januar  1891  zuge- 
wandt zu  haben  scheint.  —  Die  Ermächtigung  der  fremden  Regierung 
deutet  an,  dass  die  Unabhängigkeit  des  vertretenen  Staates  durch  den 
beabsichtigten  Rechtsstreit  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird.  Die 
persönliche  Freiheit  des  Gesandten  wird  nicht  beeinträchtigt  und  geschmälert, 
wie  dies  bei  einem  Strafprozesse  der  Fall  sein  wOrde. 

717.  —  Tritt  der  Gesandte  selbst  als  Kläger  bei  dem  Zivilgerichte 
seines  Aufenthaltsortes  auf,  wozu  er  nach  Bynkershoek  und  Wicquefort 
befugt  ist,  so  hat  er  rechtsgültig  auf  sein  Vorrecht  verzichtet,  und  man 
darf  aus  seinem  Verhalten  auf  die  Ermächtigung  seiner  Regierung  schliessen. 

-  Der  Gesandte  kann  sich  nun  weder  dem  Prozessgange  noch  dem  Urteile 
entziehen.  Er  hat  die  Folgen  seiner  Handlang  zu  tragen;  er  kann  in  die 
Kosten  verurteilt  werden,  er  muss  sich  auf  eine  Widerklage  einlassen 
und,  wenn  er  in  der  ersten  Instanz  obgesiegt  hat,  dem  Gegner  vor  dem 
Berufimgsgerichte  Recht  stehen  usw. 

718.  —  In  keinem  Falle  aber,  mag  eine  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende Ermächtigung  der  Regierung  vorliegen,  darf  irgend  eine 
Zwangsvollstreckungsmassregel,  wie  beispielsweise  ein  Personalarrest  oder 
eine  Mobiliarpfändung  angeordnet  werden,  denn  die  Person  des  Gesandten 
ist  unantastbar  und  seine  Vermögensstttcke,  wie  das  Hotel,  die  Möbel  und 
die  Wagen,  sind  zur  Ausübung  seines  Amtes  unentbehrlich.  —  Alles,  was 
zum  Unterhalte  des  fremden  Gesandten  und  des  Personals  der  Gesandt- 
schaft notwendig  ist,  muss  unpfändbar  sein. 

719.  —  Einige  Schriftsteller  unterscheiden  im  Hinblick  auf  die  Be- 
freiung von  der  Gerichtsbarkeit  zwischen  Handlungen,  die  der  diplomatische 
Agent  als  Vertreter  seiner  Regierung,  und  solchen,  die  er  als  Privatmann 
vornimmt.  —  Auch  wir  hatten  früher  diese  Unterscheidung  gebilligt  ;i) 
aber  nach  nochmaliger  reiflicher  Prüfimg  glauben  wir,  dass  sie  zurückzu- 
weisen ist.  Sie  führt  in  ihren  Folgen  zu  dem  Obelstande,  dass  die  Gläubiger 
den  diplomatischen  Agenten  an  der  ErflOlung  seiner  Beru&geschäfte  hindern 
könnten  (No.  643). 

720.  —  Die  dem  Gesandten  gehörigen  Grundstücke  (abgesehen  von 
dem  Gesandtschaftsgebäude)  sind  den  örtlichen  Gesetzen  unterworfen. 
Klagen,  die  sich  darauf  beziehen,  gehören  vor  die  Ortsgerichte.  —  Alle 
andera  Gerichte  würden  unzuständig  sein.  —  Hierüber  herrscht  EinheUigk^t. 

721.  —  Das  hier  besprochene  Vorrecht  erstreckt  sich  auf  alle  Person«, 
die  ein  solches  in  strafrechtlicher  Beziehung  gemessen. 

§  3.  —  HöfHohkeKsvorreohto. 

TS2.  —  Die  Unveiietelichk^t  und  die  Befreiung  von  der  Gerichts- 
gewalt sind  notwendige  Voireehte.  Sie  sind  uneriässlich,  um  die  Unab- 
hängigkeit der  Gesandten  bei  der  Wahrnehmung  ihres  Berufes  zu  ver- 

1)  BoDfils,  No.  407  et  40». 
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bürgen.  —  Gewisse  andere  Vorrechte  haben  nicht  denselben  Charakter. 
Sie  bezwecken  nicht,  die  Freiheit  des  Gesandten  za  sichern,  sondern  sie 
werden  ihm  nnr  aus  Höflichkeit  zngebüli^.  Diese  Vorrechte  weichen  im 
einzelnen  voneinander  ab,  da  die  Staaten  sie  nach  ihrem  Belieben  bald  im 
weitern,  bald  im  engeren  Masse  gewähren. 

728.  —  A.  —  Das  Recht  der  eigenen  Beligionsilbung.  —  Das  all- 
gemeine Herkommen  gestattet  den  Gesandten,  eine  Kapelle  im  Innern  ihrer 
Wohnung  zu  haben.  In  einigen  Staaten  hat  die  Achtung  vor  dem  Grundsatze 
der  Religionsfreiheit  es  sogar  zugelassen,  dass  den  Gesandtschaftshotels 
besondere  Kapellen  angebaut  werden,  zu  denen  diejenigen,  die  sich  zu 
derselben  ReUgion  wie  der  Gesandte  bekennen,  freien  Zutritt  haben. 

Die  Befrignis  der  eigenen  Religionsübung  hatte  eine  wirkliche  Bedeutung, 
als  noch  in  den  meisten  Staaten  der  Geist  der  Unduldsamkeit  herrschte 
und  jeder  Gottesdienst,  selbst  die  Hausandacht,  sowie  jede  Religion,  die 
von  der  herrschenden  Staatsreligion  abwich,  verboten  war.  Heutzutage 
hat  das  Vorrecht,  was  seine  praktische  Seite  angeht,  viel  von  seinem 
Werte  verloren.  In  den  meisten  zivilisierten  Staaten,  wenn  auch  noch 
nicht  in  allen,  erlauben  die  Regierungen,  dass  die  verschiedenen  Kon- 
fessionen unter  gewissen,  zum  Schutze  der  öffentlichen  Ordnung  bestehenden 
Bedingungen,  Kirchen  oder  Bethäuser  besitzen,  wo  sie  ihren  religiösen 
Verpflichtungen  nachkommen  können.  In  diesem  Falle  hat  der  Gesandte 
nicht  mehr  dasselbe  Interesse  an  dem  Besitze  einer  KapeUe. 

Der  einer  diplomatischen  Mission  beigeordnete  Geistliche  (aumönier) 
kann  in  der  Gesandtschaftskapelle  alle  Pfarrhandlungen,  die  ihm  seine 
Religion  vorschreibt,  gültig  vornehmen.  —  Diese  religiösen  Handlungen 
haben  hinsichtlich  des  Gesandtschaftspersonals  alle  die  rechtlichen  Wir- 
kungen, die  die  Gesetzgebung  des  vertretenen  Staates  daran  kntlpft.^) 

724.  —  B.  —  Steuerfreiheit.  —  Nach  der  internationalen  Praxis 
sind  die  Gesandten  und  die  Mitglieder  der  Gesandtschaft  (fast  in  allen 
Staaten)  von  gewissen  Arten  von  Abgaben  und  Steuern  befreit,  während 
sie  andere  zu  entrichten  haben. 

Das  Gesandtschaftshotel  gehört  zuweilen  dem  fremden  Staate;  dies 
ist  der  Fall  bei  mehrem  Hotels  in  Paris.  Verschiedene  Mächte  siud 
Eigentümer  ihrer  Gesandtschaftsgebäude,  so  ist  es  in  Berlin  und  in  Rom 
usw.  —  Das  Hotel  ist  dann  meist  steneifrei.  Aber  die  Gebräuche 
sind  in  dieser  Beziehung  nicht  gleichartig. 

In  Frankreich  sind  die  diplomatischen  Agenten  fremder  Mächte  von 
der  Personal-,  Mobiliar-,  Fenster-  und  Tttrsteuer  befreit  (Gesetz  vom 
7.  Thermidor  des  Jahres  3,  Art.  13.  —  Gutachten  des  Staatsi-ates  vom 
17.  Novbr.  1843.  —  Schreiben  des  Ministers  des  Auswärtigen  vom  21.  Juni 
1843  und  11.  Juli  1866.  —  Steuererlass  vom  9.  April  1875.  —  Seine- 
prSfekturrat,  13.  August  1878). 

Indirekte  Abgaben  hat  der  diplomatische  Agefnt  im  allgemeinen  in 
derselben  Weise  zu  tragen  wie  jeder  andere  Bewohner  des  Staatsgebiets. 
Durchgehends  wird  auch  bei  Todesfällen  keine  Mutationsgebllhr  von 
den  MobiÜen  und  den  beweglichen  Gegenständen,  die  zur  Ausstattung  des 
Gesandtschaftsgebäudes  und  der  Privatwohnungen  der  amtlichen  MitgUeder 
der  Gesandtschaft  geh&ren,  erhoben.^    (Vgl,  das  preussisehe  Einlmmiefh 

1)  Heffter,  op.  cit,  S  918.  —  Ch.  v.  Sartens,  Golde,  f  36.  —  0.  F.  v.  M artens, 
Pricis,  §  235.  —  F.  t.  Härtens,  VöUcerrecht,  Bd.  11,  Ifo.  Sl.  -  Phlllimore,  Gom- 
naeirtaries,  t  H,  No.  210.  —  Pradier-Fod6rÄ,  Droit  diploili.,  t.  Il,  f.  «7. 

8)  Cai^naiza-Amari,  Ür.  int.  public,  iu,  p.241.  — Ftttdier-Föd^r^,  TtdM, 
i.  m,  No.  1410.  —  Lehr,  op.  cit.,  No.  1092. 
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steuergesete  i)om  24.  Juni  1891^  §  3  und  das  KommuncdabgäbengeseU  i?gr. 
3.  Juli  1893,  §  40,) 

725.  —  Die  Befreiung  von  Zollabgaben  ist  ein  weiteres  Zugestand^ 
nis  der  Höflichkeit.  —  Nach  allgemeinem  Brauche  ist  der  Gesandte  vgl 
der  zollamtlichen  Durchsuchung  des  ihm  zugehörigen  Gepäcks,  das  er  isit 
sich  flihrt,  befreit.  Es  genügt,  dass  er  sich  den  Zollbeamten  fiber  sdne 
Person  und  Stellung  ausweist. 

In  einigen  Staaten  jedoch  ist  die  Durchsuchung  des  Gepäcks  notwendig. 
es  sei  denn,  dass  im  voiaus  ein  Verzeichnis  über  den  Inhalt  eingrereiGlLt 
worden  wäre.*) 

In  Frankreich  besteht  kein  Eingangszoll  für  die  Gegenstände,  die 
der  Gesandte  beim  Betreten  des  Staatsgebietes  mit  sich  führt.  A11&, 
was  ihm  später  zugeschickt  wird,  ist  nur  dann  zollfrei,  wenn  hierüber 
ein  besonderes  Gesuch  an  den  Minister  des  Auswärtigen  eingereicht  wird. 

Andere  Staaten  gewähren  nur  für  einen  beschränkten  Zeitraum  Zoll- 
freiheit (vgl.  wegen  Einzelheiten:  Lehr,  op.  cit.,  No.  1083  bis  1086). 

Im  Zusammenhange  mit  der  Abgabenfreiheit  ist  noch  ein  anderes 
Von*echt  zu  erwähnen;  nämlich  die  Einquartierungsfreiheit.**) 

726.  —  C.  —  Gerichtsbarkeit  über  die  Mitglieder  der  Gesandt- 
schaft. Hat  der  diplomatische  Agent  die  Gerichtsbarkeit  über  die  zur 
Gesandtschaft  gehörenden  Personen?  —  Es  fehlen  in  dieser  Beziehung  über- 
einstimmende und  klare  Kegeln,  und  die  Schriftsteller  sind  nicht  immer 
von  einem  festen  Grundsatze  ausgegangen.  Behält  man  den  Zweck,  den 
Gegenstand  und  den  Charakter  einer  diplomatischen  Sendung  im  Auge, 
so  erkennt  man  leicht,  dass  es  keineswegs  notwendig  ist,  dass  der  Gesandte 
irgend  eine  gerichtsherrliche  Befugnis  über  die  Mitglieder  seines  Gefolges 
ausübe.  Es  genügt,  dass  er  die  Aufsicht  führt  und  dass  seine  Gebote 
beobachtet  und  befolgt  werden.  Die  Schriftsteller  haben  sich  indessen 
mehr  durch  praktische  als  veniunftgemässe  Gesichtspunkte  bestechen 
lassen;  manche  von  ihnen  stehen  auch  unter  dem  Einflüsse  der  Fiktion 
der  Exterritorialität. 

Publizisten  wie  Rechtskundige  stimmen  darin  überein,  zwischen  frei- 
williger und  streitiger  Gerichtsbarkeit  zu  unterscheiden. 

727.  —  Alle  oder  fast  alle  weisen  dem  Gesandten  die  Ausübung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zu.  Er  kann  in  Ansehung  der  Mitglieder 
seines  Gefolges  Testamente  entgegennehmen,  standesamtliche  Befugnisse 
ausüben,  Verträge  beglaubigen,  Inventare  bei  Nachlassenschaflen  errichten 
usw.  —  Die  Praxis  stimmt  hier  mit  der  Lehrmeinung  überein.^) 

728.  —  Die  meisten  Schriftsteller  und  die  neuere  Praxis  versagen 
dem  diplomatischen  Agenten  aber  die  Ausübung  der  streitigen  Zivil- 
gerichtsbarkeit.  Sie  ist  kein  unbedingtes  Erfordernis  zur  erfolgreichen 
Wahrnehmung  des  gesandtschaftlichen  Amtes.  Der  Verlauf  von  Sechts- 
Streitigkeiten  zwischen  Personen  seines  Gefolges  kann  die  Tätigkeit  des 


1)  [S.  Lehr,  De  la  competence  a  attribuer  aux  agents  diplomaüques  ou  consu- 
laires  comme  officiers  de  l'6tat  civü,  R.  D.  I.  F.,  t  1,  p.  97.  —  De  la  competence  ä 
attribuer  aux  agents  diplomatiques  ou  consulaires  comme  officiers  de  l'etat  citiI. 
Examen  de  la  regle  propos^e  en  juUlet  1894  par  la  Conference  de  La  Haye,  R  D.  1. 
F.,  1. 1,  p.  441.  —  Sur  la  question  des  mariages  dans  les  l^üons  et  les  consoJats,  S. 
Lawrence- Wheaton,  Gommentaires,  tili,  857  et  sj 

*)  Für  DtuMdomdi  Art  17  des  Zof^Verem^-Vertragi  vom  8.  JuU  1867  umd  BmutdeS' 
rattibeaMuss  vom  21.  Aprü  1S72. 

**)  DeuUches  GtMtz  über  die  QnarUerlektung  fikr  die  bewaffnete  Macht  im  JPViedm 
vom  26.  Juni  1868,  §  4,  Ziffer  2,  datu  Gttetz  über  die  NaturaUeiBtHngen  etc.  vom  13.  Fe- 
bruar 1875,  §  3  u.  §  5. 
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G^andten  in  keiner  Weise  beeinflussen.  —  Der  Gesandte  kann  nm^  auf 
Brsnchen  seiner  Begiening  Untersuchnngshandlnngen  vornehmen  und  durch 
Vernehmungen  und  dergl.  den  Tatbestand  eines  Rechtsstreites  feststellen. 
Dies  ist  auch  die  Meinung  von  Heffter,  y.  Holtzendorff ,  Gh.  y.  Härtens, 
F.  y.  Martens,  Pradier-Fodöri  u.  a. 

729.  —  Eine  yielfach  erörterte  Frage  war  im  18.  Jahrhundert  die, 
ob  dem  Gesandten  die  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  zustehe.  — 
Die  Schriftsteller  waren  durchaus  geteilter  Meinung.  —  Die  Geschichte 
bietet  einige  merkwürdige  Fälle  in  dieser  Beziehung.  So  liess  ein  eng- 
lischer Gesandter  in  Venedig  einen  seiner  Diener  an  einem  Fenster  seines 
Palastes  aufknüpfen.  Auch  SuUy,  der  ausserordentliche  Gesandte  in  England 
im  Jahre  1603,  masste  sich  die  Gerichtsbarkeit  über  sein  Gefolge  an.^) 

Das  yermeintUche  Kecht  der  Strafgerichtsbarkeit  ist  ein  Überbleibsel 
veralteter  Theorien,  die  unter  dem  Banne  des  Systems  der  unumschränkten 
Monarchie  stehen.  Wo  der  Landesherr  über  das  Leben  seiner  Untertanen 
yerfttgen  konnte,  da  war  es  auch  möglich,  dass  er  diese  Befugnis  auf 
seinen  Vertreter  übertrug. 

Heutzutage  yersagt  das  internationale  Herkommen  dies  Vorrecht  dem 
Gesandten  mit  Fug  und  Becht.  Da  der  Landesherr  auf  seinem  eigenen 
Gebiete  ein  solches  Becht  nicht  besitzt,  so  kann  er  es  um  so  weniger 
seinem  Gesandten  auf  fremdem  Boden  zuweisen.^) 


Sechster  Abschnitt. 

Unterbrechung  und  Ende  der  Sendung. 

730.  —  Die  Dienstbefugnisse  eines  diplomatischen  Agenten  erlöschen 
in  folgenden  Fällen: 

1.  Durch  den  Ablauf  der  für  die  Dauer  der  Sendung  festgesetzten 
Zeit,  z.  B.  mit  dem  Schlüsse  des  Kongresses,  zu  dem  der  Gesandte  abge- 
ordnet worden  war. 

2.  Mit  der  Ausführung  des   ihm  übertragenen  besondem    Auftrags. 

3.  Durch  die  Abberufung  des  Gesandten  seitens  seines  Staates. 

4.  Mit  dem  Tode  oder  mit  der  Abdankung  des  Oberhauptes  des 
Empfangs-  oder  des  Absendestaates.    Im  erstem  Falle  bedarf  der  Gesandte 


ji 


Gh.  Y.  Martens,  Ganges  c^l^bres,  t  II,  p.  370. 
,  [KaDu  ein  Gesandter  einen  Landsmann,  der  im  Heimatstaate  eine  strafbare 
Handlang  begangen  hat,  im  Gesandtschaftsgebftnde  gefangen  halten?  —  Diese  Frage 
kam  im  Jahre  1896  in  London  znr  fintschddunff.  Ein  langer  Arzt  aas  Hongkong, 
namens  Snn-Tet-Sen,  der  der  Teilnahme  an  einer  Verschwörung  gegen  die  Mandschu- 
Dynastie  beschnldigt  war,  wurde  Ton  zwei  Dienern  des  chinesischen  Gesandten  in 
London  ergriffen  and  im  Gesandtschaftsgebände  in  Haft  gehalten;  man  beabsichtigte 
ihn  nach  Ghina  zu  schaffen,  wo  er  dem  Henker  aasgeliefert  werden  soUte.  Die 
britische  Regiemng,  die  hierron  Kenntnis  erhielt  bestand  auf  der  unverzAglichen 
Freilassung  des  Gefangenen.  Der  Gesandte  kam  diesem  Befehle  auch  nach,  denn 
trotz  ihrer  Vorrechte  sind  die  diplomatischen  Agenten  gehalten,  den  Gesetzen  des 
Aofenthaltsstaates  za  gehorchen  (vgl.  No.  709),  und  die  Regierang,  bei  der  sie  be- 
^anbigt  sind,  hat  die  Pflicht,  gegen  jede  Übertretung  dieser  Gesetze  einzuschreiten. . 
Durch  die  Verhaftung  and  Gefanffenhaltung  verletzte  der  chinesische  Gesandte  in 
London  die  von  der  englischen  Verfassung  gewährleistete  pers5nliche  Freiheit,  den 
Grandsatz  der  habeas  corpus  Akte,  wonach  niemand,  sei  er  ein  Engländer  oder  ein 
Fremder  ohne  einen  ausdrücklichen  Befehl  der  gerichtlichen  Behörden  verhaftet  und 
seiner  Freiheit  beraubt  werden  darf  (R.  D.  I.  P.,  t  HI,  p.  698).] 

Bonf  il8,  Lehrbaeh  des  YSOEerreehts.  35 
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erneuerter  Voümachten;  im  zweiten  Falle  muss  ein  neues  Beglaubigungs^ 
schreiben  ausgestellt  werden. 

ö.  Wegen  einer  gegen  den  Gesandten  gerichteten  Rechtswidrigkeit 
oder  wegen  eines  sonstigen  wichtigen  Vorfalles  kann  der  Oesandte  s&m 
Sendung  für  beendet  erklären;  vorher  hat  er  jedoch  die  EntschliessongeB 
seiner  Regierung  einzuholen,  was  heutzutage  durch  die  Benutzangr  des 
Telegraphs  sehr  erleichtert  wird. 

6.  Wenn  der  Gesandte  sich  in  schwerer  Weise  gegen  die  G^etze  des 
Aufenthaltsstaates  vergangen  hat,  z.  B.  dadurch,  dass  er  eine  VersehwSnmg 
anstiftete,  oder  wenn  seine  Regierung  gewisse  Massregeln  getroffen  hat, 
so  kann  ihm  der  Empfangsstaat  seine  Pässe  zustellen,  ihm  eine  Frist  ffir 
die  Dauer  seines  Aufenthalts  bestimmen  oder  ihn  sogar,  je  nach  der  Sach- 
lage, bis  zur  Grenze  bringen  lassen.  Die  Geschichte  ist  reich  an  der- 
artigen Beispielen  (No.  708). 

7.  Die  Änderung  in  der  Rangklasse  des  Gesandten  hat  fast  immer 
die  Beendigung  seines  Amtes  zur  Folge. 

8.  Die  Kriegserklärung  zwischen  den  beiden  Staaten  fflhrt  zur  Ein- 
stellung der  diplomatischen  Beziehungen. 

Welches  aber  auch  immer  der  Grund  für  die  Beendigung  oder  die 
Unterbrechung  der  Sendung  sein  möge,  der  Gesandte  bleibt  stets  im  YoU- 
genusse  der  ihm  gebührenden  Vorrechte  bis  zu  dem  Augenblicke,  wo  er 
die  Grenze  Überschreitet.    Seine  Person  bleibt  unantastbar. 

731.  —  Liegt  der  Einstellung  der  Amtstätigkeit  des  Gesandten  eine 
Misshelligkeit  zwischen  den  beiden  Mächten  zu  Grunde,  so  hängt  es  von 
den  Umständen  ab,  ob  dem  Gesandten  ein  Abberufungsschreiben  erteilt 
und  eine  Abschiedsaudienz  gewährt  wird  oder  ob  die  Abreise  ohne  weiteres, 
ohne  Schreiben  und  Audienz,  wie  z.  B.  im  Falle  einer  Kriegserklärung, 
stattfindet. 

In  allen  andern  Fällen  erhält  der  Gesandte  ein  AbberufungsschreibeB 
(lettre  de  rappel)  und  er  verabschiedet  sich  sodann  in  feierlicher  Weise 
von  der  Regierung,  bei  der  er  beglaubigt  war.  Hierbei  werden  dieselbei 
Förmlichkeiten  beobachtet,  wie  bei  der  Ankunft  (No.  678). 

Als  Antwort  auf  das  Abberufungsschreiben  wird  an  die  R^^rnng 
des  zurückberufenien  Gesandten  ein  Rekredentialschreiben  (lettre  de  rter§- 
ance)  gerichtet. 

7S2.  —  Stirbt  ein  diplomatischer  Agent  während  der  Dauer  sdner 
Amtstätigkeit,  so  werden  gleichfalls  bestimmte  Förmlichkeiten  beobachtet 
Die  Trauerfeierlichkeiten  entsprechen  den  Gebräuchen  des  Landes  und 
die  hierbei  zu  erweisenden  Ehren  richten  sich  nach  der  Rangstellung  des 
Gesandten. 

Ein  Gesandtschaftssekretär  oder  ein  Legationsrat  nimmt  ein  Verzeichnis 
über  die  beweglichen  Gegenstände  sowie  ttber  die  Schriftstttcke  auf  und 
legt  die  Siegel  an  das  Archiv  an.  —  Befindet  sich  weder  ein  SekreUr 
noch  ein  Rat  noch  ein  anderer  Beamter  des  fremden  Staates  bei  der 
Gesandtschaft,  so  w«*den  diese  Massregeln  durch  den  Gesandten  eines 
befreundeten  Hofes  vorgenommen.  Dieser  legt  die  Siegel  an  und  benutzt 
hierzu  sein  eigenes  Siegel.  Ein  amtliches  Protokoll  wird  in  doppelte 
oder  dreifacher  Ausfertigung  aufgenommen. 

Die  Ortsbehörden  sind  nicht  b^echtigt,  sich  einzumischen;  es  sei  denn, 
dass  sich  keiner  von  den  bezeichneten  Beamten  an  Ort  und  Stelle  bandet, 
was  vorkommen  kann,  wenn  der  Gesandte  z.  B.  aa  eiaeni  Badeorte  oder 
auf  einer  Reise  im  Innem  des  Landes  verstirbt.  —  In  diesem  Falle  sind 
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besondere  Vorsichtsmassi*eg6lii  am  Platze,  damit  kein  Grund  zn  irgend 
einem  Verdachte  gegeben  wird. 

Die  Witwe  und  die  Familie  des  verstorbenen  Gesandten  bleiben 
während  der  zur  Abreise  erforderlichen  Zeit  im  Genüsse  der  diplomatischen 
Vorrechte. 

In  Frankreich  bestehen  gesetzliche  Vorschriften  ttber  die  Herausgabe 
und  Anfbewahmng  öffentlicher,  den  Staat  betreffender  Urkunden,  die  sich 
im  Nachlasse  eines  im  Dienste  oder  im  Buhestande  verstorbenen  franzö- 
sischen Gesandten  vorfinden  (Beglement  vom  6.  April  1880,  Ai*t.  10  bis  15, 
sowie  der  vorhergehende  Text). 


Viertes  Kapitel. 


Konsuln. 


(Abbot  United  SUtes  Consnls  ICanuAl,  1868.  —  Adam.  FwUts  in  oar  consnUr  aerric«,  The  North 
amerleaa  Bevieir,  IM,  p.  461.  —  D'Andrlmont.  De  linstitatlon  comnUtie  et  de  aa  rtergaalMtioii.  — 
D*Aiiethan.  Prteis  des  rftglements  conaolaires.  —  Amts.  Prteto  des  rtglements  eonsolalres  de  Belglqve, 
1876.  —  Baeeett  Moore.  Asylum  in  legations,  and  consnlates  and  in  Teeaels,  1892.  —  Benitez  j  Fer- 
nandei.  Manocpraphia  diplomaUco-conanlar,  1896.  —  Bonfile.  De  la  compMenee  des  trlb.  fr.  k  T^gard  des 
Prangers,  1865,  ut.  m,  eh.  m,  nos  496  et  s.  —  Bore  1.    De  Torigine  des  fonetlons  des  consula,  1807  et  1861. 

—  Bonsqnet  Agents  diplomatiqnes  et  consolaireB,  1886.  —  Brauer.  Die  deatschen  Jnstixgesetse  in  ihrer 
Anvendnng  aof  die  amtliehe  Tätigkeit  der  Konsahi  und  diplomatischen  Agenten  und  die  KonsolargeilchtB- 
barkeit.  —  Cadonx.  Les  attachto  commerciaux  et  les  consnlats,  1891.  —  CheTrey-Ramean.  Repertoire 
diplomatiqne  et  oonsnlaire,  1885  et  sniT.  —  DeClercqetde  Yallat.  Formnlilre  des  chancelleries  diplo- 
matlqnes  et  consnlalres,  1890.  —  Guide  pratiqne  des  consnlats,  5e  6dit.,  1898.  >-  Clunet.  Inddent  du  con- 
eolat  de  France  it  Florence.  —  Contnzii.  Attrlbations  des  consnis  en  mati^re  notariale  an  point  de  Tue  de 
la  l^gislation italienne,  R.  D.  I., t.  XXIV,  p.  804.  —  Cortina.  Prontnario  diplomatico  y  oonsolar.  —  De  Cussy. 
Dictionnaire  dn  diplomate  et  dn  eonsid,  1846. —  R^lements  eonsnlaires  des  pilncipanx  Etats  maritimes^  186L 

—  DohL    Konsolarwesen  des  Deutschen  RMehs,  1870.  —  Droin.    L*eiteiTltorialit4  des  agents  diplomatiques. 

—  Engelhardt  Dela  condition  jnridique  des  consuls,  R.  D.  I.,  t  XXII,  p.  886.  —  Les  consuls  enroyto  et 
les  consuls  n4gociants,  R.  D.  L,  t.  aXI,  p.  588.  ~  Consuls  et  diplomates,  Rerue  dliistoire  diplomatique,  I88O1, 
p.  28.  —  De  nnTiolabiUt«  des  archiTOS  consulairea,  R.  D.  I.,  t  XX,  p.  505.  —  F4raud-Giraud.  Etats,  sou- 
Teralns,  etc,  1895.  —  Ferguson.  Manual  ot  international  Law  tor  the  used  of  nayies,  colonies  and  consn- 
lates, 1884-85.  —  Flaischlen.  Situation  consulalre  en  Roumanie,  RoTue  de  Bmhm,  t  Y,  p.  150.  —  Die 
Stellung  der  fremden  Konsuln  in  Rnminien,  Zeitschrift  fttr  internationales  Prirat-  und  Strafrecht,  1895,  S.  150. 

—  De  rinitlaiiye  des  consuls  en  fait  de  tuteile,  1891.  ~  Attributions  des  consnis  en  mattere  de  notariat  et 
d*ötat  ciTil,  1893.  —  Funck-Brentano.  Le  droit  des  gens  et  les  immunitte  diplomatiques  au  XYme  sitele» 
d^aprto  les  arehires  de  la  Bastille,  Rerue  d*hi8toire  diplomatique,  octobre  1892.  —  OenoTois.  Histoire  de  la 
Juiidlctlon  consulalre.  —  Oabba.  L*incident  consulaire  franco-italien,  R.  D.  I.,  t  XX,  p.  229.  —  Ouesalaga. 
Agentes  diplomaticos,  1896.  —  Derecho  diplomatico  y  consular  oon  los  Ultimos  casos  de  controversias  entf» 
los  Estados,  1900.  -  HalL  Foreign  poweis  and  Juridlction  of  the  British  Crown,  1894.  —  Inglis.  Consular 
Formulary,  1879.  —  Van  Hagendorp.  Ihstructie  betreffende  den  consulairen-burgerUjken  Stand.  —  Hartsen. 
Instructions  eonsnlaires  ntoriandalses.  R^lement  consulaire  avec  les  Instructions  et  autres  documents  y 
relatlfs.  —  H4ritte.  Ouide  formulaire  k  l*Dsage  des  agents  eonsnlaires,  1900.  —  Hübler.  Die  Magistraturen 
des  TOnrarrechtUchen  Yerkehrs  (Oesandtschafls-  und  Konsularrecht)  und  die  Szterritorlalit&t,  1900.  —  Jasper. 
Über  die  Handelekonsnlate  und  die  Handelskonsuln,  1641.  —  Joohmus.  Handbuch  fOr  Konsuln  mit  besonderer 
RQcksicht  auf  Deutschland,  1858.  —  Kon  ig.  Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens,  8.  Ausg.,  1886.  — 
Kransks.  Die  Entwicklung  der  ständigen  Diplomatie  vom  XV.  Jahrhundert  bis  su  den  Beschlnssen  jxm. 
1815  und  1818.:—  Laband.  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  n,  S  71.  —  Lachaud.  Juridlction  des 
consuls  k  rMranger,  1865.  —  DeLaigue.  L'institntion  consulalre,  son  pass6  historique  depuls  Tantiquit^ 
greeque  jusqu*an  commencement  du  premier  empire  (1806),  Revue  d*histoire  diplomatique,  4e  ann4e,  p.  584.  — 
Lawrence.    Stnde  sur  la  Juridictton  consulaire,  R.  D.  I,  t  X,  p.  285,  t  XI,  p.  45.  —  Lehr.    Manuel  des 


agents  diplomatiques  et  eonsnlaires,  1888.  —  Le  ooips  diplomatique  et  le  cons  oonsnlalre  en  Espagne,  R.  D. 
L,  t.  XX,  p.  174.  —  Rdformes  k  i^Mrter  dans  rorganisation  du  corps  consulaire  et  crtetion  d*agents  commer- 
cians,  B.  D.  I.,  t  XXII,  p.  488.  —  De  la  eempMence  k  attribusr  anx  agents  diplomatiques  ou  consulalre« 


comme  offlders  de  r4tat  dTiL  R.  D.  L  P^  t  I,  pp.  97  et  441.  —  Leroy.  Les  oonsulats  et  les  ambassadea, 
18T6.  ~  Leske  u.  Lmwenfeld.  Die  ReehtsTerfolgnng  im  intemalionalen  Verkehr  seit  1887.  —  Malf ati 
dl  Monte  Trotte.  Handbuch  des  MtsirsIchisdi-nngartBchen  Konsularwesens,  1679-1888.  -  M aluquer. 
Derecho  consular  espaaol,  1899.  —  Ch.  de  Martens.  Guide  diplomatique,  1866,  t  I,  §§  68  ä  78.  —  Mensch. 
Manuel  pratique  du  consulat,  1846.  —  Merlin.  Röperteirs,  Vo  Consuls.  —  Michelangelo  Cappello.  Les 
consulafts  et  les  bailages  de  U  R4pubUqne  de  Venise,  R.  D.  L,  t  XXDL  p.  158.  —  De  Miltits.  Manuel  des 
consuls,  1867-1889.  —  Monceauz.  Les  prozAnies  grecques,  1881.  —  Monnet  Manuel  diplomatique  et  con- 
sulaire, aide-mAmoire  pratique  des  ehancellarles,  1869.  ~  r.  Neu  mann.  Handbuch  des  KonsiUarweseiM, 
mit  besonderer  Berttcksiehtignng  des  Osterreichischen,  1854.  —  Oncken.  Die  schweiierisohe  Konsular-Reform. 
—  Oppenheim.    Praktisehes  Handbuch   der  Konsolale  aQer  Linder,  1S54.   —    Paulus.   Het *~'~ 


recht  en  de  eonsulaire  werfckring,  zooals  die  woortrloeien  aet  de  Nederlandsehe  wetten  en  wetteiyke  roor- 
schrifieB,  de  door  Nederland  geslotsn  yerdmgen  en  het  TOlkeBreehi,  1890.  —  PI  er  an  tont  L'incidente  conse* 
lare  diFlrenia,  1688.  —  Poschiagsr.  Die  dertschea  Konsnlar-Verttige,  etc.  — Pradier-Foddrd.  Cenrs  ds 
droit  diplomatique,  Se  ddit,  1899.  —  QuehL  Das  preusslsche  und  deutsche  Konsularwesen  im  Zusammen- 
haage  mit  der  inaen  und  lassen  PaRtik,  lS6a  —  Salles.  LiaaUtntion  des  eensulala;  soa  erigtam,  sea 
d^TeloMsmimt  au  moyea  Ige,  ohex  les  difftoents  penplsa,  1896.  ~  Les  origines  des  premlers  consnlats  deU 
natton  fran^aise  I  rMnoger.  —  Sergio  dl  Pilato.   Sulla  delsgaslone  dsl  consnli  in  materta  dl  pmore,  1889. 
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—  Sehaabe.  La  prozfoi«  an  moj«ii  ige,  R.  D.  L,  t  XXYUI,  p.  22S.  —  Schubert  De  praxeaia  atfe^ 
1886.  —  Sehnyler.  Aneriean  diplomaey.  —  Soldan.  La  jvridicüon  eoBsnlatre,  Joaimal  des  UftoBaaz  «t 
Lanaaime,  31  man  18Sa.  —  Stelnmann-Bncher.    Refoim  des  Konaolarweoenfl  ans  dem  ▼olkswiitaehift- 


llehen  Oeslchtepimkte.  —  Stocqaart  Le  piiTil^  d^ezterritoriaUM,  sp^datemeBt  dane  ses  rappotta  avf« 
la  TaUditA  des  mariagee  ctt6brds  k  rambaeaaae  <m  an  eonanlat,  B.  D.  I^  t  XX,  p.  MO.  —  8  tri  so  wer.  lee- 
SQlarrerUlge,  Osterreicliisehes  StaatswOrterbnoli,  1896.  —  Konsular-Oeriehtsbaikelt,  id.  —  Toda.  Denche 
eonsular  de  Espana,  1889.  —  Tason.    The  British  CobsqIb  mamia],  1856^  —  YiTo.    Tratado  oonflalac,  VBSk 

—  Voeberg-Bekow.  Die  Beform  des  deutschen  Konsnlatweseiis  und  die  Errtehtoag  deatselier  BbmM^ 
Kammern  im  Auslände.  —  Werden.  A  treattse  ef  the  natore,  the  proness  aad  the  mflneace  of  «he  esto- 
blishmeni  of  the  consols.  —  Wertheim.  Mannel  des  eonsnls  des Pays-Bas,  186L  —  X.  De I^inTloUbilüldK 
arehiTes  consolalres,  ICimorial  diplomatique,  S7  octobre  1888.  ~  Zilken.  CompMence  consnlaire  en  msHiw 
d*aclee  ciTlls  et  jnridietion  oonsolaire,  B.  D.  I^  t  lY,  p.  611.  —  Beroegheiet  der  consiüalre  ambt,  iSIt 

—  Zimmer.  Die  JnrisdildlonsTerfalltnisBe  der  tremdUadlsehen  Konsain  in  Dentschland,  1897.  —  Zora. 
Die  Konsnlargebiete  des  Deutschen  Beiehes,  1884.] 

Häntl  und  LtBge,  Die  OtMtMOiAmkg  d§§  D^uisehm  Beiehea'jäbmr  jronaularweMH  und  SseBchigkhri,  Itn. 

—  Mario lle,  Arehh  f.  öfmUL  Reehi,  Bd.  18^  8.  tf9-<M.  ~  Mirug,  Dat  jfn$ropäi9ek€  GMomdUckafUnM,  1U7.  ~ 
Moflf  HoHObtteh  d«f  Seh»eiseiri§ekm  ßumdeattaattnekt»,  Bd.  III,  8.  191-181,  4MMM.  —  Pawin9ki,  Zm- 
Mnt$Uhung9g99dUckU  dm  KoiuUlaia  in  dm  Kommmun  IiaU0iu,  1969.  -^  Piskur,  ötUmieka  Xouamtm wum. 
1989.  —  8t»ngel§  WSrteHnteh  det  Dmittehm  VenoaUurngtreekta,  §.  KimmtiaU.  —  Zorn,  Di*  Mcnnulm^tntt- 
gtlbung  de»  DmiUekm  B^k$.  —  Zorn,  JUieha-ataaimrmm,  Bd.  II,  §  89.  —  PolHi§,  La  eonwtnUtm  uoii— Tiäi i 
grlechiitrque  ef  roHritrag*  d«t  ambaa$adeur9  de»  grandM  jnnfMM«««  &  CofMfoNlwMgili  dn  9  anrü  1901,  B.  D.  I. 
i,  a,  p.  909  et  $.,  p.  406  H  a. 

733.  —  Konsuln  sind  amtliche  Agenten,  die  ein  Staat  in  Städten  nnd 
Hafenplätzen  fremder  Länder  bestellt  nnd  denen  die  Pflicht  obliegt,  die 
Handelsinteressen  ihres  Landes  za  überwachen,  den  Angehörigen  Aires 
Staates,  die  im  Aaslande  Handel  treiben  oder  nmherreisen,  Schatz  und 
Beistand  za  gewähren  and  ihnen  gegenüber  verwaltende  (oder  richterliehe) 
Handlangen  vorzanehmen,  die  pollEeiliche  Aafsicht  über  die  Handelsflotte 
ihres  Landes  za  führen,  die  gewissenhafte  Erfttllang  der  Handels-  nnd 
Schiffahrtsyerträge  za  überwachen,  über  die  landwirtschaftlichen  und  ge- 
werblichen Erzeugnisse  sowie  über  die  Handelsbewegang  in  fremden  Iiändem 
za  berichten  a.  dergl.  mehr. 

Die  Konsuln  sollen  die  geistigen,  wirtschaftlichen  und  Handelsinteressen 
(nicht  die  politischen  Interessen)  ihres  Staates  im  Aaslande  vertreten  und 
die  Untertanen  des  Absendestaates  schützen.  (Pradier-Fodör^,  Traite 
«de  droit  intern.,  t.  IV,  No.  2034.) 


Erster  Abschnitt. 
Geschichtliches. 

734.  —  Die  Konsulate  gehören  zu  den  ältesten  Einrichtungen  des 
Handels-  und  VOlkerverkehrs.  —  Ihr  Ursprung  reicht  bis  zum  Mittelalter 
zurück.  —  Damals  bezeichnete  der  Ausdruck  Konsul  einen  Beamten,  der 
zumeist  jedes  Jahr  von  den  Mitgliedern  der  Genossenschaften  der  Kauf- 
und  Seeleute  gewählt  wurde,  um  die  Gerichtsbarkeit  in  Handelssachen  in 
den  Handelsstädten  und  den  Hafenplätzen  des  Mittelmeeres  auszuüben. 
Zu  seiner  Zuständigkeit  gehörte  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
zwischen  den  ansässigen  Kauf  leuten  untereinander  und  zwischen  diesen 
und  fremden  Handeltreibenden.  Die  Statuten  von  Pisa  erwähnen  solche 
eonsules  marinariorum  et  mercatorium. 

Zur  Zeit  der  Kreuzzüge  begaben  sich  Kauf  leute  von  Amalfi,  Venedig, 
Bagusa,  Genua,  Pisa,  Marseille,  Montpellier,  Barcelona  usw.  nach  Elein- 
asien,  Syrien,  Palästina  und  Ägypten.  Um  ihre  Handelsunternehmongen 
zu  fördern,  g^^ündeten  sie  Niederlassungen  und  Faktoreien.  Diese  Nieder 
lassungen,  die  sehr  nützlich  waren,  genossen  meistens  Freiheit  von  staat- 
lichen Abgaben.  Da  die  Warenlager  einer  besondern  Sicherheit  bedurften, 
so  bestimmte  man  an  jedem  Handelsplatze  eigene  Stadtviertel,  in  denen 
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die  zur  selben  Nation  oder  zur  selben  Sta4t  gehörigen  Eaufleute  ihre 
'Kontore  und  Wohnungen  für  sich  und  ihre  Angestellten  errichten  konnten. 
—  Das  System  der  Persönlichkeit  des  Rechts  stand  damals  noch  in 
Oeltung.   Der  im  Auslande  wohnende  Eaufinann  musste  seinen  Landsleuten 
gegenüber  die  Handelsgebräuche  seines  Volksstammes  beobachten.    Jeder 
Handeltreibende  war  nach  den  Gkusetzen  seiner  Heimat  zu  behandeln,  mochte 
er  auf  byzantinischem  oder  levantinischem  Boden  wohnen.    So  war  es  not- 
^wendig,  die  Rechtspflege  im  Auslande  einem  Richter  oder  richterlichen 
Beamten,  der  dieses  persönliche  Recht  kannte  und  befähigt  wai*,  es  anzu- 
wenden, zu  übertragen.    Ein  solcher  richterlicher  Beamter,  der  aus  den 
Handelsleuten  derselben  Nation  oder  derselben  Stadt  gewählt  wurde,  war 
der  consul  d'outre  mer,  er  war  das  Oberhaupt  der  kleinen  genuesischen, 
venetianischen  oder  marseillesischen  Genossenschaft  und  gleichzeitig  auch 
der  Richter  Über  deren  Händel. 

735.  —  Im  Jahre  1060  bewilligte  der  griechische  Kaiser  in  Eonstan- 
tinopel  den  7enetianem  das  Recht,  Richter  zu  bestellen,  die  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  und  Strafsachen  ihrer  Landsleute  zu  erkennen  hatten. 

—  Die  goldene  Bulle  Kaiser  Alexis  III.  vom  Jahre  1199  verlieh  den 
Venetianem  das  weitgehende  Vorrecht,  sogar  ihre  Streitsachen  mit  den 
Untertanen  des  griechischen  Kaiserreichs  durch  ihre  eigenen  Richter  ent- 
scheiden zu  lassen.  —  Im  Jahre  1204  erlangten  die  Genuesen  die  Ermäch- 
tigung, eine  Vorstadt  von  Konstantinopel  unter  der  ausschliesslichen 
Herrschaft  ihrer  eigenen  Beamten  zu  bewohnen;  von  hier  aus  dehnten  sie 
ihre  Handelsbeziehungen  und  ihre  Niederlassungen  über  die  Küsten  des 
Mittelmeeres  und  des  Schwarzen  Meeres  aus. 

Die  Kreuzzüge  trugen  sehr  dazu  bei,  solche  Kolonien  mit  Ermächtigung 
der  Fürsten  und  Könige  des  Orients  an  der  ganzen  Levanteküste  zu  be« 
gründen.  Die  Konsuln  sind  die  Oberhäupter  und  Richter  dieser  kleinen 
Kolonien.  —  Dies  ist  der  Ursprung  der  jetzigen  Konsulate.^ 

736.  —  Die  Eroberung  der  christlichen  Königreiche  durch  die  Musel- 
männer führte  keine  Änderung  der  Handelsfaktoreien  herbei.  Die  Nieder- 
lassungen der  Kaufleute  blieben  im  Genüsse  ihrer  Freiheiten;  ja  ihre 
Konsuln  erlangten  sogar  noch  weitergehende  Befugnisse.  —  Es  ist  an  sich 
nicht  auffallend,  dass  die  christlichen  Staaten  und  Städte,  die  ihren  ein- 
träglichen Handel  zu  erhalten  suchten,  danach  trachteten,  ihre  unabhängige, 
durch  die  griechischen  Kaiser  und  die  lateinischen  Fürsten  anerkannte 
Sonderstellung  zu  behaupten  oder  wieder  neu  zu  festigen.  —  In  diesem 
Bestreben  wurden  sie  durch  neue  zwingende  Gründe  bestärkt.  Nach  dem 
Koran  sind  die  Menschen,  die  ausserhalb  des  Islams  stehen  „Bewohner  des 
Hauses  des  Krieges*^.  Ihnen  gegenüber  ist  ein  immerwährender  Kriegs- 
zustand geboten,  es  sei  denn,  dass  der  Krieg  durch  einen  Waffenstillstand 
oder  eine  Bürgschaftsleistung  (Aman)  unterbrochen  wird.  Der  beständige 
Hass  und  die  feindseligen  Gesinnungen,  die  den  Muselmännern  gegen  die 
Christen  durch  den  Koran  eingeflösst  sind,  riefen  bei  den  Bewohnern  der 
abendländischen  Viertel  und  der  Faktoreien  des  Orients  das  Bedürfiiis 

1)  Marseille  liess  sich  das  Recht,  KoDsnln  zu  bestellen,  durch  Montferrat,  den 
Herrscher  von  Tyrus,  und  durch  Johann  d'Ibelin,  den  Herrscher  von  Beirut  (Benrtos), 
im  Jahre  1228  einrilumen.  —  Desgleichen  Narbonne  durch  Andronicus  UI.,  den  Ejdser 
von  Konstantinopel  (1340),  sowie  Ton  den  St  Johannis-Rittem  zu  Jerusalem  auf  Rhodus 
(1351  u.  1856)  und  in  Alexandrien  1877.  —  MontpeUier  hatte  in  Eonstantinopel,  An- 
tiochien,  Tripolis  (1248),  im  Königreiche  Gypem  (1264),  in  Alexandrien  (1267)  und  auf 
Rhodus  (1856)  einen  Konsul  und  eine  Strasse,  die  f&r  seine  Kaufleute  bestimmt  war. 

—  Ludwig  der  Heilige  erwirkte  vom  Sultan  Ton  Ägypten  die  Einsetzung  zweier  Konsuln 
in  Alexandrien  und  in  Tripolis  (1251). 
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wach,  sich  ihre  Privilegien  und  Bechte  durch  stärkere  Bürgschaften  ht- 
stätigen  zu  lassen,  als  sie  solche  bisher  von  den  christlichen  FOrstei 
Palästinas  und  Syriens  erhalten  hatten.  —  Die  Türken  und  Araber  hattei 
wenig  Sinn  und  Geschick  fttr  den  Seehandel,  wiewohl  sie  dessa 
Nutzen  und  Vorteile  schätzten.  Weit  davon  ratfernt,  die  christlicha 
handeltreibenden  Kolonisten  znrflckzndrängen  und  zu  belästigen,  waren 
sie  sogar  geneigt,  sie  zu  schützen  und  ihnen  weitgehende  Begttnstigongeii 
zu  erweisen.  —  I)er  Verbindung  dieser  Gedanken  mit  den  erwähnten  Be- 
dürfiiissen  entsprangen  die  Kapitulationen  (umfassende  Verträge),  die 
Amalfi,  Florenz,  Genua,  Pisa,  Venedig,  Barcelona  und  die  französischai 
Könige  von  den  Oberhäuptern  der  Barbareskenstaaten,  dem  Snltan,  dem 
VizekSnig  von  Ägypten  usw.  erwirkten. 

Diese  Kapitdationen  räumen  den  Mitgliedern  der  Faktoreien  da« 
Becht  ein,  auf  moslemischem  Boden  kaufmännische  Geschäfte  abzoschliessea 
und  Handel  zu  treiben  und  sich  nach  ihren  heimatlichen  Gesetzen  durch 
ihre  Konsuln  Becht  sprechen  zu  lassen.  —  Die  Zuständigkeit  der  Konsuln 
dehnt  sich  allmählich  von  den  bürgerlichen  Bechtsstreitigkdten  auf  das 
Gebiet  der  Strafrechtspflege  und  auf  das  der  Verwaltung  aas.  —  Der 
Konsul  ist  das  Oberhaupt  der  Polizei  des  abendländischen  Viertels.  Er 
ist  zum  Schutz  und  zur  Vertretung  seiner  Landsleute  vor  den  drtlicheo 
Behörden  berufen. 

737.  —  Die  Einsetzung  von  Konsuln  war  nicht  auf  das  Mittehneerbecken 
beschränkt.  —  Vom  13.  Jahrhundert  ab  bestellten  die  italienischen  Bepib 
bliken,  Marseille,  Barcelona  und  Valencia  Konsuln  in  den  Hafenstädten 
des  Ozeans,  der  Nord-  und  der  Ostsee.  Desgleichen  gründeten  fljmdrische 
und  hanseatische  Städte  an  den  Gestaden  des  Ozeans  oder  des  Hittelmeers 
kaufinännische  Niederlassungen,  die  von  besondem,  mit  richterlichen  Be- 
fugnissen ausgestatteten  Beamten,  die  man  Aldermänner,  Konservator«!, 
Prätoren  oder  Konsuln  nannte,  geleitet  wurden.  —  Diese  Niederlassungen 
erfreuten  sich  besonderer  Vorrechte,  die  von  den  Herrschern  der  betreffenden 
Gebiete  verliehen  wurden,  i) 

738.  —  In  dieser  ersten  Periode  der  Geschichte  der  Konsulate,  der 
sog.  Munizipalperiode,  übte  der  Souverän  keinen  Einfluss  auf  die  Ernennung 
der  Konsuln  aus.  Diese  waren  nur  die  Bevollmächtigten  einer  mehr  oder 
weniger  ansehnlichen  Vereinigung  von  Kanflenten.  Sie  hatten  keine  amt- 
lichen Beziehungen  zu  der  Regierung  ihres  Heimatlandes.  —  Der  Landes- 
obr^;keit  gegenüber  waren  ihre  Befugnisse  je  nach  den  der  Kolonie  be- 
willigten Bechten  verschieden. 

Aber  mit  der  Entwicklung  und  der  Ausdehnung  der  monarchisches 
Gewalt  und  mit  dem  neuem  Staatsbegriffe  war  dieser  Zustand  nicht  mehr 
zu  vereinigen.  So  vollzog  sich  denn  im  16.  Jahrhundert  eine  Umgestaltung 
im  Konsularwesen.  Der  Staat  nahm  das  Recht,  die  Vorsteher  der  Faktoreien 
und  die  richterlichen  Konsularbeamten  zu  wählen,  fttr  sich  in  Anspruch.  — 
Die  Stellung  des  Konsuls  änderte  sich.  Er  war  nicht  mehr  der  Vertreter 
einer  Gruppe  von  Kaufleuten  oder  einer  städtischen  Korporation;  er  war 
vielmehr  ein  von  der  Regierung  ernannter  amtlicher  Vertreter  des  Staates. 

739.  —  Bald  schon  erfolgte  eine  weitere  Umwandlung.  Die  ständigen 
diplomatischen  Gesandtschaften  traten  ins  Leben;  seit  dem  Westfälisches 

1)  ItaUeniache  Konfohi  wurden  in  den  Niederlanden  und  in  London  im  Jahre 
1403  eingesetzt  Auch  in  Stralsachen  Teraahen  aie  lichloüche  Beftigniase.  —  Die 
Kalalonier  hatten  55  Konsuln  in  ▼erachiedenen  Staaten.  —  Im  15.  Jahihundert  wuidei 
englische  Konsuln  in  den  Niederlanden,  in  JSchweden,  Norwegen,  Dinemark  und  in 
Pisa  im  Jahre  1485  besteUt 
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Frieden  kamen  sie  mehr  und  mehr  in  Übnng.  Die  Gesandtschaften 
gewähren^den  allgemeinen  Interessen  des  Landes  einen  wirksamem  Schutz 
als  die  Konsulate.  Die  Konsuln  wurden  nun  nicht  mehr  mit  der  Aus- 
Übung  diplomatischer  Befugnisse  bebaut. 

740.  —  Noch  eine  dritte  Änderung  trat  ein.  —  Die  Gerichtsbarkeit 
eines  fremden  Konsuls  ist  ein  Eingriff  in  die  Freiheit  und  die  Unabhängig- 
keit der  Gebietshoheit  des  Staates.  Je  mehr  sich  in  Europa  der  Staats- 
beg^  klärte,  festigte  und  erstarkte,  desto  eifriger  strebte  die  Staats- 
gewalt danach,  aUe  auf  ihrem  Gebiete  dauernd  oder  vorübergehend 
l>efindlichen  Personen  ihren  eigenen  Gerichten  und  Gesetzen  zu  unterwerfen. 
Der  Grundsatz  der  Persönlichkeit  des  Bechts  verliert  mehr  und  mehr  an 
Geltung  und  tritt  allmählich  zurttck.  —  Die  europäischen  Staaten  liessen 
nicht  mehi'  zu,  dass  die  Konsuln  in  bürgerlichen  Streitigkeiten  und  Straf- 
sachen Becht  sprachen.  Ihr  Geschäftskreis  beschränkte  sich  von  nun  an 
auf  die  Aufsicht,  die  Polizeigewalt  und  den  Schutz  über  ihre  Landes- 
angehörigen. 

Es  bildete  sich  somit  ein  ausgesprochener  Gegensatz  zwischen  den 
in  den  christlichen  Staaten  Europas  und  Amerikas  eingesetzten  Konsuln 
und  denen,  die  in  der  Türkei,  in  Persien  und  in  China  bestellt  wurden.^)  — 
Die  letztern  haben  ihre  althergebrachten  Bechte  und  insbesondere  die 
ihnen  durch  die  Kapitulationen  und  andere  Verträge  übertragenen  gericht- 
lichen Befugnisse  bewahrt.  —  In  den  christlichen  Staaten  erschöpft  sich 
die  Hauptaufgabe  der  Konsuln  in  dem  Schutze  der  Handels-  und  wirt- 
schaftlichen Interessen  ihres  Landes.  In  den  moslemischen  und  den  halb- 
barbarischen Staaten  sind  die  Befugnisse  der  Konsuln  zum  Teil  diplomatischer 
Natur.  Die  Konsuln  sind  politische  Agenten,  die  über  die  Sicherheit  der 
allgemeinen  Interessen  ihi*es  Staates  zu  wachen  haben. 

741.  —  Eine  bemerkenswei-te  Erscheinung  trat  in  der  zweiten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  ein.  Die  Zahl  der  diplomatischen  Sendungen  hat 
die  Neigung  abzunehmen;  die  der  Konsulate  ist  im  Steigen  begriffen.  — 
An  zahlreichen  Orten  werden  Konsulate  errichtet  und  die  Stellung  der 
Konsuln  erlangt  von  Tag  zu  Tag  eine  grössere  Bedeutung.  Dies  ist  ein 
Anzeichen  für  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Wechsel- 
beziehungen zwischen  den  ve^chiedenen  Völkern.  Mit  der  ausserordent- 
lichen Verbesserung  der  Verkehrsmittel,  der  Zunahme  des  Beisens  und 
der  Auswanderung  sowie  dem  ungeahnten  Aufschwünge  des  Welthandels 
hat  sich  in  den  letzten  sechzig  Jahren  abermals  eine  tiefgehende  Umwälzung 
im  Konsularwesen  vollzogen.^ 


Zweiter  Abschnitt. 

Rechtsstdilung  der  Konsuln  in  den  christliohen  Staaten. 

742.  —  Gegenwärtig  bezeichnet  man  als  Konsuln  zwei  Arten  von 
Agenten,  die  sich  durch  ihre  Staatsangehörigkeit,  durch  die  ungleichartige 
Vorbildung  fttr  ihr  Amt,  durch  die  Art  und  den  Umfang  ihrer  Beftignisse 

1)  {In  Japan  haben  die  seit  dem  Jahre  1894  mit  yerschiedenen  Staaten  abge- 
schlossenen Vertrage  Ton  1899  ab  die  Gerichtsbarkeit  der  fremden  Konsuln  aufgehoben 
(s.  R.  D.  I.  P.,  i  L  562).]  -  DeuMi^ttpaniidier  KontiOarvertrag  vom  4.  Äprü  1896. 

2}  Lehr,  R^formes  k  apporter  dans  Torganisation  du  corps  consulaire,  R.  B.  I., 

t  XXn,  p.  489. 
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sowie  durch  die  ihnen  eingeräumten  Vorrechte  wesentlich  yoneinaade 
unterscheiden:  es  sind  die  Wahlkonsuln  und  die  Berufikonsuln  Cconsnle^ 
electi  und  missi). 

1.  Die  Wahlkonsuln  (die  Bezeichnung  rflhrt  daher,  dass  diese  Agentei 
früher  gewählt  wurden,  während  sie  heutzutage  von  der  Staatsr^fienog 
ernannt  werden),  auch  Handelskonsuln  genannt,  werden  entweder  aus  da 
Staatsangehörigen,  die  in  einer  fremden  Stadt  oder  einem  fremden  Lande 
Handel  oder  Gewerbe  treiben  oder  auch  aus  den  Untertanen  des  fremd» 
Staates  auserkoren.  Im  letztem  Falle  bleiben  sie  in  jeglicher  Beziehung 
die  Untertanen  des  Staates,  dem  sie  angehören  und  in  dessen  Gebiete  sie 
wohnen.  —  Sie  sind  Beauftragte  der  Regierung,  die  sie  ernennt,  aber  sie 
gehören  nicht  zu  deren  Staatsbeamten.  —  Sie  haben  keine  richterlichen 
Befugnisse  und  können  in  Ansehung  der  Untertanen  des  Staates,  dessen 
Konsuln  sie  sind,  weder  notarielle  noch  standesamtliche  Handlungen  aus- 
üben. —  Im  allgemeinen  sind  sie  nur  berechtigt,  Pässe  auszustellen, 
Urkunden  fremdländischer  Behörden  mit  dem  LegalisationsYermerk  zu 
versehen,  gewisse  Akte  der  Rechtsbewahrung  vorzunehmen,  beispielsweise 
im  Falle  eines  Schiffbruchs  oder  im  Falle  des  Todes  eines  Angehörigen 
des  Staates,  der  sie  ernannt  hat,  femer  haben  sie  den  Untertanen  dieses 
Staates  mit  Rat  und  Tat  hilfreich  beizustehen  usw.  (Vgl.  Französ.  Ordonnanz 
vom  26.  Oktober  1833).  —  Da  sie  selbst  Handel  treiben,  so  wird  es  ihnen 
nicht  immer  leicht  fallen,  eine  scharfe  Grenze  zwischen  den  Interessen 
ihres  Gewerbes  und  ihren  Pflichten  als  Konsuln  zu  ziehen.  Dies  ist  eis 
bedenklicher  Übelstand.  Bei  den  von  den  Verein.  Staaten  im  Jahre  1833 
und  von  England  im  Jahre  1838  angestellten  Erhebungen  haben  sich  Ibst 
alle  Gutachten  gegen  die  Ernennung  von  Handelskonsuln  ausgesprochen. 

2.  Die  Berufskonsuln  (consules  missi  —  consuls  de  carriöre)  sind 
wirkliche  Beamte  des  Absendestaates.  Sie  haben  auf  Grund  einer  besondero 
fachmännischen  Vorbildung  Prüfungen  bestanden  und  sind  im  Vorbereitungs- 
dienste beschäftigt  gewesen.^)*)  —  Sie  sind  hierarchisch  gegliedert.  Als 
besoldeten  Staatsbeamten  ist  ihnen  die  Betreibung  von  Handelsgeschäften 
untersagt.*)  Das  Verbot  bezweckt,  sie  vor  den  Sorgen  wegen  persönlicher 
Gteschäfte  zu  schützen,  besonders  aber  zu  verhüten,  dass  sie  andere 
Interessen  verfolgen,  als  die  Eaufleute  ihrer  Nation.  Das  Verbot  dient 
aber  auch  dazu,  den  amtlichen  Charakter  der  Berufskonsuln  noch  mehr 
hervortreten  zu  lassen.  —  Sie  eignen  sich  besser  zur  konsularen  Tätigkeit 
als  die  Wahlkonsuln;  denn  sie  sind  sowohl  gegenüber  den  örtlichen 
Behörden  als  auch  gegenüber  ihren  Landsleuten  unabhängiger. 

Wegen  der  bedeutenden  Kosten,  die  die  Bestellung  von  Berufiskonsuln 
in  einer  allzugrossen  Zahl  von  Städten  und  Ländern  verursacht,  haben  die 
kleinem  und  sogar  einige  grössere  Staaten  das  gemischte  System  ange- 
nommen, d.  h.,  sie  ernennen  beide  Arten  von  Konsuln. 

Ausser  den  Konsuln  gibt  es  auch  Konsularagenten  (die  man  im 
gewöhnlichen  Leben  oft  unrichtig  als  Konsuln  bezeichnet).  Sie  sind  meist 
einem  Konsul  unterstellt.  Sie  werden  entweder  von  einem  Konsul  oder 
unmittelbar  vom  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  oder  von  dem 
der  Marine  an  den  Plätzen  ernannt,  wo  sich  kein  Konsularposten  befindet. 


1):[S.  für  Frankreich  die  Dekrete  vom:  10.  JnU  1880;  14.  Oktober  1890;  12.  Noybr. 
1891;  15.  Oktober  1892;  20.  NoTember  1894;  24.  Dezember  1896;  6.  Dezember  189$ 
und  24.  AprU  1900.J 

2)  Französ.  Ordonnanz  vom  20.  August  1888,  Art^84. 

*}  8.  für  DeuUMmd:  K<m8ularge9ett  v.  S.  November  1867,  §  7  und  das  devMe 
Eegvlatw  iÜ>er  die  KtmmOataprillfvtng  v.  28,  Februar  1873. 
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Sie  haben  keinen  öffentlichen  Charakter  und  ihre  Befugnisse  sind  sehr 
beschränkt. 

Mehrere  Staaten,  namentlich  auch  Frankreich,  bestellen  nur  Konsuln 
und  Yizekonsuln  von  Beruf.  Nur  die  Konsularagenten  werden  aus  den 
Kaufleuten  des  fremden  Landes  ernannt.  —  Die  Verein.  Staaten  kennen 
eine  eigene  Klasse  st&ndiger  Konsnlarbeamter,  es  sind  die  sogenannten 
Handelsagenten.  Sie  werden  von  dem  Präsidenten  ernannt  und  können 
ihre  Befugnisse  ohne  Erteilung  eines  Exequaturs  austtben  (No.  752).  Sie 
werden  aber  von  den  fremden  Staaten  den  eigentlichen  Konsuln  nicht 
gleichgestellt. 

§  l.  —  Organisation  der  Konsulate. 

743.  —  Weder  in  den  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  noch  in 
den  Konsularverträgen  ist  die  Organisation  der  Konsulate  und  die  Rechts- 
stellung der  Konsuln  genau  bestimmt.  —  Gesetze  wie  Verträge  sind 
lückenhaft.  Ziemlich  eingehende  Bestimmungen  ttber  die  Organisation 
der  Konsulate  finden  sich  in  dem  deutschen  Gesetze  vom  8.  November 
1867  und  der  ergänzenden  Dienstinstruktion  vom  6.  Juni  1871,  sotuie  der 
Naehiragsinstruition  vom  22.  Februar  1873^  ferner  in  dem  Gesetze  betr. 
die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1S79  und  der  Instruktion  hiereu 
vom  10.  September  1879,  in  dem  spanischen  Gesetze  vom  14.  März  1883,  in 
dem  italienischen  Statut  vom  28.  Januar  1866  und  dem  Reglement  vom 
7.  Juni  1866y  in  dem  belgischen  Gesetze  vom  31.  Dezember  1851  und 
namentlich  in  der  französischen  Gesetzgebung.^)  —  Den  nachstehenden 
Ausführungen  liegt  vornehmlich  das  französische  Konsularrecht  zu  Grunde.") 

Fast  in  allen  Staaten  stehen  die  Konsuln  unter  dem  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten.  Nur  dies  System  ist  folgerichtig  und 
natürlich.  —  Obwohl  die  Konsuln  bei  der  Ausübung  ihrer  amtlichen 
Befugnisse  gezwungen  sind,  Angelegenheiten  zu  erled^en,  die  bald  zur 
Zuständigkeit  des  Handels-  oder  Marineministeriums,  bald  zu  der  des 
Finanz-  oder  Justizministeriums  gehören,  so  sprechen  doch  wichtige  Gründe 
dafUr,  dass  die  Konsuln  ausscUiesslich  und  unmittelbar  nur  mit  dem 
Minister  des  Auswärtigen  verkehren.') 

744.  —  ^A.  —  Bangordnung  der  Konsuln.  Die  Mitglieder  der 
Konsularkorps  sind  nicht  wie  die  der  diplomatischen  Korps  durch  ein  all- 
gemeines internationales  Reglement  in  bestimmte  Klassen  geteilt.  Jeder 
Staat  setzt  die  Gliederung  seiner  Konsuln  nach  seinem  Ermessen  fest.  — 
Die  meisten  Staaten  haben  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln, 

1)  Marine-OrdonnaDZ  von  16SI;  Edikt  vom  3.  M&rz  1871;  königliche  OrdonnanzeA 
vom  20.  August,  23,  24,  25,  26.  und  29.  Oktober,  7.  u.  22.  November  1883;  26.  April 
1845,  4.  August  1847;  —  Dekrete  vom  1.  Dezember  1890;  27.  März  1875;  2L  Februar, 
10.  Juli  und  18.  September  1880;  81.  März  1882;  20.  Dezember  1890;  17.  Januar  1891: 
12.  Mai  und  12.  November  1891;  [15.  Oktober  1892;  19.  April,  25.  Oktober  und 
20.  November  1894;  8.  Februar  1896.J 

2)  Lehr  gibt  in  seinem  Manuel  theorique  et  pratique  des  agents  diplomatiques 
et  consulaires  eine  Darstellung  der  Organisation  der  Konsulate  von  Deutschland, 
Osterreich,  England,  Spanien,  den  Verein.  Staaten,  Italien  und  Russland  (No.  1887 
bis  1545).  —  Er  führt  die  neuesten  Yerti^a.  die  Frankreich  abgeschlossen  hat,  an 
(No.  1546  bis  159$  und  gibt  ein  Verzeichnis  der  Konsular-  und  diplomatischen  Posten, 
die  Frankreich  im  Auslande  und  die  die  fremden  Staaten  in  Frankreich  besitzen 
(No.  1600  bis  1708).  —  Carnazza-Amari  teilt  in  seinem  Traite  de  Dr.  int  den  Inhalt 
des  italienischen  Konsulargesetzes,  des  SeehandeiGw;esetzbuchs  sowte  des  italieni- 
schen Konsularreglements  mit,  t.  II,  sect.  III,  eh.  YIII  ä  X.  —  Die  Ähnlichkeit  mit 
dem  franzSsischen  Rechte  ist  sehr  gross. 

3)  de  Glercq  et  Vallat,  Guide  pratique  des  consulats,  t.  I.  eh.  II,  §  3. 
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Eonsalarstellvertreter  (consnls  supplöants),  Eonsnlareleven  ud 
einfache  Konsularagenten.  Neben  dem  Eonsol,  aber  ihm  nntergeordn^ 
ist  noch  ein  besonderer,  wichtiger  Beamter  zu  erwähnen,  nftmlMi  der 
Kanzler,  ausserdem  gibt  es  noch  Dolmetscher,  Dragomans,  Kanzlei- 
gehilfen  und  Kanzleieleven.') 

745.  —  B.  —  Abgrenzung  ihres  Wirkungsgebiets.  AlleKonsulau 
desselben  Staates,  die  in  demselben  fremden  Lwde  errichtet  worden  si&iL 
bilden  zusammen  eine  Konsulamiederlassung  (Etablissement  consolaire). 
Sie  steht  unter  der  Aufsicht  der  diplomatischen  Oesandtschaft  oder  unter 
der  eines  Generalkonsulats,  dem  die  Zentralisation  der  Verwaltnng  obliegt. 
—  Der  Generalkonsul  ist  also  der  Vorsteher  eines  Konsularbezirks  (cir- 
conscription).  Er  fOhrt  die  Aufsicht  und  Kontrolle  über  die  Konsuln  und 
Vizekonsuln,  ohne  ihnen  aber  im  allgemeinen  Anleitungen  zu  geben.  — 
Wenn  in  dem  Lande  kein  Generalkonsul  bestellt  ist,  so  gebtthrt  der  diplo- 
matischen  Gesandtschaft  die  Aufsicht. 

746.  —  Der  Bezirk  des  Generalkonsulats  zertällt  in  Kreise  (arron- 
dissements),  so  dass  kein  Teil  des  fremden  Staatsgebiets  des  konsnlaren 
Schutzes  entbehrt.  An  der  Spitze  eines  jeden  Kreises  steht  ein  Konsul. 
Bin  Konsularkreis  kann  auf  eine  Stadt  oder  auf  einen  Hafenplatz  beschränkt 
werden.  —  Unterkreise  (sous-arrondissements)  lyerden  von  Vizekonsuln 
geleitet,  die  ihrerseits  dem  Konsul  untergeordnet  sind.  —  Dieser  kann 
Bevollmächtigte  als  Konsularagenten  an  gewissen  Ortschaften,  wo  sich 
ein  Bedürfnis  geltend  macht,  ernennen  (französ.  Ordonnanz  vom  20.  August 
1833,  Art.  39  und  43). 

747.  —  Der  Amtssitz  der  Konsuln  und  Vizekonsuln  sowie  die  Ab- 
grenzung der  Konsulärbezirke  wird  von  dem  Anstellungs-  und  dem  Empfaags- 
staate  durch  gemeinsame  Übereinkunft  bestinmit.  —  Der  Empfangsstaat 
kann  sich  weigern,  Konsuln  an  einem  gewissen  Orte  zuzulassen;  meistens 
liegen  einer  solchen  Weigerung  politische  Erwägungen  zu  Grunde.  —  Die 
Handels-  und  Konsularverträge  enthalten  gewöhnlich  die  Klausel,  dass 
jeder  der  vertragschliessenden  Teile  berechtigt  sei,  in  allen  den  StSdten 
und  Hafenplätzen  des  andern  Teiles,  die  dritten  Staaten  geOffnet  sind, 
Konsuln  zu  bestellen. 

748.  —  Fast  alle,  wenn  nicht  überhaupt  alle  europäischen  und  ame- 
rikanischen Staaten  haben  sich  gegenseitig  das  Becht  eingeräumt,  Konsuln 
zu  ernennen.  Die  Zahl  der  Konsularverträge,  die  auch  häufig  erneuert 
worden  sind,  ist  sehr  beträchtlich.  —  Eine  Aufsählung  dieser  Verträge  tritt 
aus  dem  Bahmen  dieses  Lehrbuchs  hinaus.  Lawrence-Wheaton  gibt 
in  seinem  Gommentaire  (tome  IV,  pp.  51  etc.)  eine  kurze  Inhaltsangabe 
aller  von  den  Verein.  Staaten  abgeschlossenen  Verträge  sowie  einiger  von 
den|ttbrigen  amerikanischen  Ländern  und  von  den  europäischen  Staaten 
getroffenen  Abkommen. 

I  2.  —  Bestellung  der  Konsuln. 

749.  —  Nur  souveräne  Staaten  bestellen  Konsuln.  —  Grundsätzlich 
steht  ihnen  die  Auswahl  frei.  —  Kann  ein  Ausländer  mit  Konsularbefüg- 
nissen  ausgestattet  werden?  Fttr  Frankreich  muss  die  Frage  verneint 
werden.  Die  französischen  Konsuln  sind  Staatsbeamte;  niemand  kann  aber 
Beamter  werden,  ohne  die  französische  Staatsangehörigkeit  zu  besitzen. 


(1 


1)  S.  för  Frankreich  die  Dekrete  vom  1.  Desember  1896,   19.  Dezember  1877, 
18.  S^ember  1880, 81.  März  1882, 24.  Juni  1886, 17.  Januar  1891, 18.  November  1891  usw. 
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I>ie  Ordonnanz  yom  20.  Aognst  1833  schreibt  vor,  dass  die  Kanzler  Fran- 
zoseii  sein  mttssen,  nmsomebr  wird  dies  für  Konsuln  notwendig  sein. 

Nur  die  einfachen  Konsularagenten  dürfen,  wenn  keine  französischen 
Sttrger  zu  finden  sind,  aus  den  Fremden  genommen  werden.  Dies  ist  in 
dem  französisch-griechjschen  Konsularabkommen  vom  7.  Januar  1876  aus- 
drücklich gesagt  worden. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  die  Staaten,  die  Wahlkonsuln  zulassen,  natur- 
gemäss  auch  Ausländer  mit  der  Wahrnehmung  eines  Konsularamtes  be- 
trauen. Können  sie  auch  einen  Ausländer  zum  Konsul  ernennen,  der  in 
seinem  Heimatlande  das  Konsularamt  austtben  soll?  Nichts  steht  dem 
im  Wege,  wenn  der  Staat,  dessen  Untertan  er  ist,  bereit  ist,  ihn  als  solchen 
zu  genehmigen;  aber  mit  dem  Augenblicke,  wo  der  in  seinem  Heimat- 
lande von  einer  ausländischen  Regierung  ernannte  Staatsbürger  das  Exe- 
quatur von  der  Landesregierung  erhalten  hat,  hat  er,  wenn  auch  nur  im 
Hinblick  auf  die  Ausübung  seiner  Konsularbefngnisse,  dieselbe  rechtliche 
Stellung  wie  die  andern  Konsuln. 

750.  —  Die  Konsularverordnungen  mehrerer  Staaten  verbieten  ihren 
Konsuln  das  Amt  eines  Konsuls  eines  dritten  Staates  zu  übernehmen. 
Dies  Verbot  war  in  der  framsösischen  Ordonnanz  vom  3.  März  1781  aufge- 
stellt. —  Die  Unzuträglichkeiten,  die  aus  einer  solchen  Häufung  von  Ämtern 
entstehen  können,  liegen  auf  der  Hand.  —  Trotzdem  lässt  die  Praxis  in 
dringenden  Fällen  zu,  dass  ein  Konsul  vorübergehend  dem  Konsul  einer 
befreundeten  Macht  die  Sorge  für  seine  Schutzbefohlenen  und  die  Obhut 
seiner  Archive  anvertraut. 

751.  —  Der  zum  Konsul  ernannte  Beamte  erhält  den  Provisions- 
brief (lettres  de  Provision),  die  Bestallungsui*kunde,  die  vom  Staatsober- 
haupte unterzeichnet  wird  und  die  den  Titel  und  den  Wirkungskreis  des 
Beamten  angibt.  —  Das  Original  dieses  Emennungspatents  wird  auf  diplo- 
matischem Wege  der  fremden  Regierung  zugestellt.  Diese  kann  die  Ge- 
nehmigung zur  Übernahme  eines  Konsularamtes  jedem  versagen;  umsomehr 
ist  sie  berechtigt,  die  Ausübung  von  Konsularbefugnissen  von  gewissen 
Bedingungen  abhängig  zu  machen,  und  zwai*  besonders  dann,  wenn  der 
ernannte  Konsul  zu  ihren  Untertanen  zählt.  —  Die  Praxis  beweist,  dass 
die  Staaten  von  dieser  Beftignis  zuweilen  Gebrauch  gemacht  haben.  England 
lehnte  es  ab,  den  Major  Haggerty,  der  vom  General  Grant  zum  Konsul  der 
Verein.  Staaten  in  Glasgow  ernannt  worden  war,  zu  genehmigen.  Grant 
erkannte  an,  dass  er  die  Zulassung  einer  unwillkommenen  und  feindseligen 
Persönlichkeit  nicht  durchsetzen  k&nne  (August  1869). 

758.  —  Wird  die  Ernennung  genehmigt,  so  wird  dem  Konsul  von 
dem  Empfangsstaate  das  Exequatur  (berat  in  den  mohammedanischen 
Ländern)  erteilt ;  es  ist  dies  die  amtlicheErmächtigungsurkunde,  die  demKonsul 
den  Genuss  gewisser  Vorrechte  zusichert  und  den  Ortsbehörden  seines 
Amtssitzes  anbefiehlt,  dem  Konsul  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  zu  stehen.^) 
—  Die  Form  der  Erteilung  des  Exequatur  ist  je  nach  den  Gesetzen  und 
den  Gewohnheiten  der  einzelnen  Staaten  verschieden.  —  In  Frankreich 
findet  eine  Verlesung  des  Exequatur  in  einer  öffentlichen  Sitzung  des 


1)  [Welche  Rechte  stehen  dem  schutsherrlichen  Staate  bei  Erteilung  des  Exequatur 
an  fremde  Konsuln  auf  dem  Gebiete  des  geschlitzten  Staates  su?  Wir  wissen  bereits 
(No.  749),  dass  sowohl  die  Ernennung  als  auch  die  Znlassnng  eines  Konsuls  ein 
Attribut  der  äussern  Souyeränitat  ist  und  dass  beide  Handlungen  daher  nur  von 
einem  souveränen  Staate  Yorffenommen  werden  können.  Der  geschützte  Staat  bedarf 
alfo  d«r  Zustimmunff  des  schutsherrlichen  Staates.  Diesen  Standtpunkt  haben  die 
JoniBchen  Insehn  solange  sie  unter  dem  Protektorate  Englands  standen,  eingenommen. 
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Gerichtes  am  Amtssitze  des  Konsuls  statt.^)  —  Solange  das  ESzeqnater 
nicht  erteilt  worden  ist,  darf  der  Konsnl  keine  Amtshandlang  TonMämai 

Das  Ezeqaatnr  kann  wegen  des  Verhaltens  des  Konsuls  zm&k 
genommen  werden.^  Die  Bnteiehnng  ist  eine  noch  bedenklichere  Mase- 
regel, als  die  Verweigerung;  sie  soU  daher  nur  beim  Vorliegen  schwer 
wiegender  Gründe  stattfinden.  Lawrence-Wheaton  fOhrt  in  s^nea 
Commentaire  (t  IV,  pp.  31  et  s.)  mehrere  Beispiele  hierf&r  an.  In  der 
Praxis  wird  der  fremde  Staat  meistens  ersucht,  den  Beamten  zarSek 
zuberufen.  Dies  Verfahren  ist  hoflicher.  —  Einige  VertrSge  zählen  die 
Fälle  auf,  in  welchen  das  Exequatur  zurtlckgenommen  werden   kuoL^j 

Bei  einer  Änderung  der  Begierungsform  des  Empfangsstaates  oder  de» 
Anstellungsstaates  muss  der  Konsul  ein  neues  Exequatur  erhalten. 


§  S.  —  Charakter  und  Vorreohte  der  Konsuln. 

753.  —  Über  den  Charakter  sowie  über  die  Vorrechte  der  Konsub 
herrscht  weder  in  der  internationalen  Rechtsprechung  noch  auch  in  der 
Wissenschaft  Einmütigkeit. 

Die  Konsuln,  selbst  die  Handelskonsuln,  die  Untertanen  des  Staates 
sind,  auf  dessen  Gebiet  sie  ihr  Amt  verwalten,  umsomehr  aber  die  Beruft- 
konsnln,  besitzen  amtlichen  Charakter  (caractöre  public).  —  Dies  ist 
unbestritten  und  unbestreitbar.  Sie  sind  in  der  Tat  amtliche  Beauftragte, 
deren  Aufgabe  es  ist,  staatliche  Literessen  wahrzunehmen. 

Es  fi^gt  sich  nun  weiter,  ob  die  Berufskonsnln,  die  wirkliche  Staats- 
beamte sind,  ausserdem  den  diplomatischen,  den  BepräsentatiT- 
Charakter,  haben. 

Sind  sie  den  Gesandten  gleichzustellen?  —  Dies  war  eine  lebhaft 
umstrittene  Streitfrage  unter  den  Publizisten  des  17.,  18.  und  19.  Jahr- 
hunderts. 

Bejaht  wurde  die  Frage  von  Steck,  de  Cussy,  Pinheiro-Ferreira, 
de  Clercq  et  Vallat  u.  a.  —  Einige  Schriftsteller,  die  sich  weniger 
bestimmt  ausdrücken,  neigen  dazu,  die  Konsuln  als  eine  besondere  Art 
von  Gesandten  niedem  Banges  anzusehen.  Hierher  gehören  G.  F.  y.  Mart ens 
(§  148),  Heffter,  (§  244),  Eiquelme  (t.  H,  p.  494)  und  Blantschli 
(Art.  249).  —  Grösser  ist  die  Zahl  der  Publizisten  und  Bechtslehrer,  die 
der  Ansicht  sind,  dass  die  Konsuln  keinen  diplomatischen  Charakter 
besitzen,  wohl  aber  einen  amtlichen,  der  ihnen  besondere  Vorrechte  ver- 
leihe.    Diese  Meinung  vertreten   Dudley-Field,   KlHber,    Foelii, 


Auch  Anoam,  das  unter  französischer  Schutzherrschaft  steht,  handelt  hiemach. 
Anders  verhielt  sich  dagegen  Madaga^car,  als  es  noch  dem  französischen  Protektorate 
unterworfen  war.  Die  madegassische  Regierang  machte  bei  den  Erteilungen  des 
Exequatur  Schwierigkeiten,  die  nicht  zum  wenigsten  die  Veranlassung  zum  franzö- 
sischen Feldzuge  gegen  diese  grosse  Insel  in  den  Jahren  1894/95  waren  (R.  D.  L  P., 
t.  I,  p.  2S7  et,  t.  II,  p.  144).] 

1)  Abkommen  zwischen  Frankreich  und  Brasilien  (10.  December  1860,  Art.  1): 
zwischen  Frankreich  und  Spanien  (7.  Januar  1862,  Art  9);  zwischen  Frankreich  und 
Osterreich  (11.  Dezember  1866,  Art.  1). 

2)  [Im  Jahre  1895  entzog  die  Regiernng  von  Paraguay  dem  franz5s.  Konsul  zh 
Assuncion  das  Exequatur,  weil  er  sich  in  die  Innern  Angelegenheiten  des  Landen 
eingemischt  hatte  (tt.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  482.  —  S.  ebenda  andere  Fälle).] 

8)  [Die  zwischen  Honduras,  Nikaragua,  Guatemala  und  Salvador  im  Jahre  1894 
abgeschlossenen  Vertrage  erm&chtigen  jeden  Staat,  den  Konsuln  der  andern  Staaten 
das  Exequatur  unter  der  Voraussetzung  der  Mitteilung  der  Oründe  zurückzunehmen 
(R.  D.  L  P.,  t.  ni,  p.  601,' 604  u.  605).] 
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Ch.    von    Härtens,   Neumann,    Pradier-Fodiri,    Travers  Twiss, 
Vattel,  Wheaton  u.  a. 

Die  französische  Bechtsprechung  versagt  den  Berufskonsuln  den 
Bepräsentativ-Charakter  unbedingt.^)  Auch  die  Praxis  der  meisten 
earopäischen  und  amerikanischen  Staaten  rftumt  ihnen  nicht  den  Charakter 
der  Gesandten  ein.  —  Die  französische  Regierung  verleiht  aber  ihren 
eigenen  Konsuln  und  gewährt  denen  der  andern  Staaten  einen  amtlichen 
Charakter,  der  zu  einer  Erweiterung  der  Vorrechte  der  Konsuln  fllhrt. 
England  hingegen  versagt  fremden  Konsuln  diesen  Charakter;  für  seine 
Konsuln  fordert  es  die  fiehandlung,  die  der  meistbegünstigten  Nation 
zugestanden  wird. 

754.  —  Vorrechte.  —  Aber  wenn  auch  die  Konsuln  nicht  mit  dem 
diplomatischen  Charakter  bekleidet  sind,  so  muss  man  ihnen  doch  einige 
Vorrechte  zubilligen,  ohne  die  sie  sonst  kaum  in  der  Lage  wären,  ihres 
Amtes  zu  walten.  Die  Publizisten  sind  über  die  einzelnen  Vorrechte  nicht 
einerlei  Meinung. 

Die  einen  glauben  mit  Engelhardt,  dass  es  nicht  angängig  sei, 
den  Berufskonsuln  den  vollen  Genuss  des  Vorrechts  der  persönlichen 
ünantastbarkeit  zu  verweigern.  Die  Konsuln  sind  fremde  Staatsbeamte, 
ausgerüstet  mit  einer  Vollmacht  ihres  eigenen  Staates,  deren  rechtliche 
Kri^  und  Gültigkeit  die  Landesregierung  durch  das  erteilte  Exequatur 
anerkannt}  hat.  —  Bjnkershoek,  Calvo,  de  Garden,  Geffcken, 
V.  Holtzendorff,  Klttber,  G.  v.  Härtens,  Vattel  und  Wicquefort 
versagen  grundsätzlich  den  Konsuln  die  Vorrechte  der  Gesandten  und 
besonders  die  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit;  sie  gewähren  ihnen 
aber  zum  Zwecke  der  Erfüllung  ihrer  amtlichen  Aufgaben  gewisse  Bevor- 
zugungen: so  die  Befreiung  von  unmittelbaren  und  persönlichen  Steuern, 
von  Gemeindeabgaben,  von  Einquartierungen  sowie  von  andern  Lasten, 
die  der  freien  und  ungestörten  Austtbung  ihres  Amtes  hinderlich  sein 
könnten.  —  Die  Völkerrechtslehrer  der  italienischen  Schule  verweigern 
den  Konsuln  fast  jedwedes  Vorrecht. 

755.  —  Im  positiven  Rechte  werden  die  Befreiungen,  Vorrechte  und 
Befugnisse  der  Konsuln  durch  die  innere  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Staaten  und  durch  die  Konsularverträge  bestimmt.  S&ige  dieser  Abkommen 
setzen  die  Vorrechte  mit  wünschenswerter  Klarheit  fest.  Als  mustergültig 
nach  dieser  Bichtung  kann  man  die  von  Frankreich  mit  Spanien  (1.  Januar 
1862),  ItaUen  (26.  JuU  1862),  Portugal  (11.  Juli  1866),  Osterreich 
(11.  Dezember  1866),  Bussland  (1.  April  1874)  und  Salvador  (5.  Juni  1878) 
abgeschlossenen  Verträge  ansehen.  —  Auf  Grund  von  verschiedenen  Ver- 
trägen gemessen  die  Konsuln  Deutschlands,  Spaniens,  Schwedens  und 
Japans  in  Österreich  dieselben  Bechte,  deren  sich  diejenigen  irgend  eines 
dritten  Staates  erfreuen. 

Weitaus  die  meisten  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  von 
den  grössern  europäischen  und  mehrem  amerikanischen  Staaten  abge- 
schlossenen Konsularverträge  gewähren  den  Beru&konsuln  ausdrücklich 
oder  auf  Grund  der  Meistbegünstigungsklausel  eine  beschränkte  persön- 
liche Unantastbarkeit.')  —  Konsuln  können  nur  wegen  strafbarer  Hand- 
lungen höchster  Ordnung  verhaftet  und  gefangen  gehalten  werden. 


1)  Paris,  2S.  Juni  1883  n.  8.  Januar  1886.  —  Kassationshof;  9.  Februar  1884  (J.  I 
P.,  t  X,  n.  603;  t  XI,  p.  61;  t.  XIH,  p.  77.) 

2)  [Die  Person  des  Konsuls  muss  geachtet  werden.  S.  Beispiele  Ton  Beleidigungen 
No.  779,  Anm.  1.] 
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allen  gemeinsamen  Meeres,  an   dem   der  Uferstaat  znr  Sicherung  seiner 
Interessen  EOstenservituten  (servitudes  cötiöres)  besitzt.] 

518.  —  Die  Rechte,  die  dem  Staate  ttber  die  Meeresteile,  die  seiner 
Hoheit  unterworfen  sind,  zustehen,  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Recht,  die  Eüstenfracht&hrt  (cabotage)  den  eigenen  Staats- 
angehörigen vorzubehalten.  Schiffe  unter  fremder  Flagge  werden  hierzu 
nur  auf  Ghrund  ausdrücklicher  Verträge  oder  alt  Überkommener  Bräuche 
zugelassen.  —  Diese  Regel  wird  fast  von  allen  europäischen  Staaten  an- 
gewendet. Deutsches  Reichsgesetz  vom  22.  Mai  1881,  Spanische  Verord- 
nung vom  15.  Juli  1870,  Französisches  Gesetz  vom  2.  April  1889  usw.^) 
—  Belgien  hat  die  Ettstenfrachtfahrt  freigegeben.  —  In  England  kann 
sie  durch  ein  order  in  Council  den  Schiffen  der  Länder  verboten  werden, 
die  den  britischen  Schiffen  die  Gregenseitigkeit  versagen.  —  Auch  in  den 
aussereuropäischen  Ländern  wiid  die  EUstenfrachtfahrt  meistens  den  ein- 
heimischen Schiffen  vorbehalten.  —  Die  Verein.  Staaten  schliessen  fremde 
Schiffe  unbedingt  aus,  sie  untei-sagen  ihnen  sogar  den  Frachtverkehr 
zwischen  den  Häfen,  die  an  ihren  verschiedenen  Ozeanen  liegen.  — 
(Siehe  französisch-mexikanischer  Vertrag  vom  27.  November  1886,  Ar- 
tikel 19). 

2.  Das  Recht,  die  Ettstenfischerei  den  eigenen  Staatsangehörigen  vor- 
zubehalten. Die  Ettstenfischerei  erstreckt  sich  auf  sämtliche  Erzeugnisse 
des  Meeres  wie  auf  Fische,  Erustentiere,  Muscheln,  Eorallen,  Schwämme, 
u.  dergl.  —  Diese  Regel  findet  in  zahlreichen  Verträgen,  insbesondere  in 
denen  zwischen  Frankreich  und  England  vom  2.  August  1839  und  vom 
11.  Novbr.  1867,  zwischen  England  und  Deutschland  vom  Dezember  1874 
und  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Italien  vom  Jahre  1884  ihren  Aus- 
di-uck.3)  Das  französische  Gesetz  vom  1.  März  1888  untersagt  den  Fremden 
die  Fischerei  iu  den  Ettstengewässem  Frankreichs  und  Algeriens.^)  (§  296'' 
des  deutsehen  Strafgesetzbuches  bestraft  Ausländer ^  die  in  den  deutschen 
Küstengewässern  unbefugt  fischen.) 

3.  Das  Recht  der  Seepolizei  und  der  Strafgerichtsbarkeit.  Die  in  den 
Ettstengewässem  verttbten  Verbrechen  oder  Vergehen  gehören  grundsätzlich 
zur  Zuständigkeit  der  örtUchen  Gerichte,  unbeschadet  der  aus  internationalen 
Beziehungen  herrtthrenden  Einschränkungen  (No.  614  u.  ff.). 

4.  Das  Recht  der  Sanitätspolizei  und  der  Anordnung  von  Quarantänen 
sowie  das  Recht,  den  Schiffen  zur  Verhtttung  der  Einschleppung  ansteckender 
Erankheiten  das  Landen  zu  untersagen.  —  Schon  im  15.  Jahrhundert 
waren  an  den  grossen  Hafenplätzen  des  Mittelmeeres,  wie  in  Genua  (1467), 
Venedig  und  Marseille  (1476)  Quarantäneeinrichtungen  bekannt.  —  Die 
Staaten  haben  das  Bedttrfiiis  gehabt,  sich  ttber  eine  praktische  Aus- 
gestaltung des  Quarantänewesens  zu  verständigen  (s.  3.  Teil,  Buch  m).^) 

5.  Das  Recht  der  Sicherheitspolizei  und  daher  das  Recht,  von  jedem 
in  die  Ettstengewässer  einlaufenden  Schiffe  Auskunft  ttber  den  Zweck 
seiner  Reise  zu  verlangen,  sowie  das  Recht,  Eriegsschiffen  das  Einlaufen 
und  den  Aufenthalt  in  den  Ettstengewässem  zu  versagen,  wobei  jedoch 

1)  Pereis,  Seerecht  1884,  S.  47 ff. 

2)  S.  bei  Pradier-Fodere,  Traite  de  Droit  int  t  V,  No.  2456  die  Einzelheiten 
dieser  diplomatischen  Abkommen  —  [S.  auch  David,  La  peche  maritime  au  point 
de  me  intern.,  1897.  —  imbart-Latour,  La  peche,  1885.] 

3)  [Das  Gesetz  mit  einleitenden  Bemerkungen  von  Fauchille  findet  sich  in  dem 
Annuaire  fran^^ais  de  la  Soci^t^  de  legislation  compar^e,  t.  VIII,  1889,  p.  28.] 

4)  Rochard,  La  Conference  de  Venise,  Revue  des  Denx-Mondes  1.  September 
1892.  —  [S.  auch  die  Bestimmungen  der  Pariser  Konferenz  von  1894  und  die  der 
Konferenz  von  Venedig  von  1897  (R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  444  und  t  IV,  p.  780).] 
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der  internationalen  Schicklichkeit  Rechnung  zn  tragen  ist.  —  Fremde 
Kriegsschiffe  bedürfen  einer  Erlaubnis,  um  einen  Hafen  oder  eine  Reede 
anzulaufen  oder  sich  dort  aufzuhalten. 

6.  Das  Recht,  die  Bedingungen  für  die  Zulassung  fremder  Schiffe 
festzusetzen,  Handelshäfen  fQr  geschlossen  oder  offen  und  letztere  für  Frei- 
häfen zu  erklären.  Eine  Nation,  die  alle  ihre  Häfen  verschliesst,  stellt 
sich  damit  ausserhalb  der  gewohnten  Verkehrsbeziehungen.  —  öfltaet  sie 
ihre  Häfen  nur  den  Schiffen  gewisser  Staaten,  während  sie  sie  den  Fahr- 
zeugen anderer  Staaten  verschliesst,  so  setzt  sie  sich  Repressalien  aus. 

7.  Das  Recht,  das  Lotsenwesen,  die  Seezeichen  und  das  BegrtLssungs- 
zeremoniell  bei  der  Einfahrt  in  die  Reeden  und  Häfen  zu  regeln. 

8.  Das  Recht  der  Zollpolizei,  insbesondere  das  Recht  der  Durch- 
suchung, der  Überwachung  durch  Zollkreuzer  und  der  Festbaltung  von 
Schiffen,  die  des  Schleichhandels  verdächtig  sind.  —  Ein  englisches  Gesetz 
vom  28.  August  1833  gestattet,  jedes  Schiff,  das  eine  Meile  von  der  Küste 
entfernt  in  verdächtiger  Weise  kreuzt,  aufzufordern,  wieder  ins  offene 
Meer  zu  fahren  und  es  nach  Verlauf  von  48  Stunden  wegzunehmen,  wenn 
es  Schmuggelware  an  Bord  hat. 

9.  Das  Recht,  die  Strandungsangelegenheiten  zu  ordnen.^) 

10.  Das  Recht,  die  Kriegsparteien  zur  Achtung  des  Meeresgebiets  zu 
zwingen  und  sich  den  Feindseligkeiten,  die  sie  dort  unternehmen  sollten,  zu 
widersetzen  (vgl.  die  Neutralität). 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Rechte  haben  die  Regierungen  der  Seestaaten 
aber  auch  gewisse  Pflichten  gegenüber  den  fremden  Schiffen,  die  sich  in 
ihren  Küstengewässem  befinden.  Sie  schulden  ihnen  in  Friedens-  und 
Kriegszeiten  Schutz  gegen  jeden  ihre  Sicherheit  gefährdenden  Angriff  sowie 
Hilfe  und  Beistand  im  Falle  eines  Schiffbruches,  einer  Strandung,  einer 
grossen  Havarie  usw. 

519.  —  Im  Mittelalter  verstand  man  unter  Strandrecht  (droit  d'äpave) 
die  Befugnis  des  Staates  oder  der  Küstenanwohner,  sich  der  von  Schiff- 
brüchen herrührenden  Gegenstände  durch  Besitzergreifung  gerade  so  zu 
bemächtigen,  als  wenn  es  Meereserzeugnisse  wären.  In  einigen  Gegenden 
erstreckte  sich  diese  Gewohnheit  sogar  auf  die  Schiffbrüchigen  selbst.  Sie 
konnten  getötet  oder  als  Leibeigene  verkauft  werden,  wenn  sie  kein  Löse- 
geld bezahlten.  Die  Uferbewohner  gingen  selbst  soweit,  dass  sie  Schiff- 
brüche dadurch  veranlassten,  dass  sie  irreführende  Leuchtfeuer  anzündeten. 
—  In  der  mildesten  Form  beschränkte  sich  das  Strandrecht  darauf,  dass 
der  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens  von  den  gescheiterten  Schiffen 
eine  Gebühr,  gewissermassen  als  Ersatz,  für  den  der  Küste  durch  den 
Schiffbruch  zugefügten  Schaden  erhob. 

Das  Lateranische  Konzil  von  1199  bedrohte  die  Beraubung  Schiff- 
brüchiger mit  der  Exkommunikation.  —  Die  Roles  d'Olöron  verhängten 
ebenso  wie  das  Verbot  Karls  V.  strenge  Strafen.  Alles  war  aber  ver- 
geblich; es  wurde  nach  wie  vor  geplündert. 

Einige  Staaten  eHeilten  ihren  Untertanen  Freibriefe,  um  sie  vor  dem 
Strandrechte  zu  sichern.  So  handelten  beispielsweise  die  Hansastädte 
gegenüber  Dänemark.  —  Erst  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  entwickelte 
sich  ein  Brauch,  der  mit  dem  Begriffe  der  internationalen  Gemeinschaft 
einigermassen  im  Einklänge  stand. 

Heutzutage  betrachten  sämtliche  zivilisierten  Staaten  das  Strandrecht 


1)  [S.  aber  das  Strandrecht  (jus  littoris  oder  jus  naofragii  das  alte  Werk  von 
Schaback,  Commentarios  de  jure  littoris.] 

18» 
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als  einen  verabscheaungswUrdigen  Brauch.  Im  Falle  eines  Schiffbruches 
und  bei  Seegefahr  sind  die  Eflstenbewohner  und  die  Strandbehörden  ver- 
pflichtet, einander  Beistand  zu  leisten  und  bei  der  Eettung  von  Schiff  und 
Ladung  mitzuwirken.  Für  die  geleisteten  Dienste  gebühi-t  ihnen  ein  Berge- 
lohn. —  Der  Fiskus  hat  keinen  Anteil  an  dem  für  die  geborgenen  Gegen- 
stände zu  entrichtenden  Betrage.  Er  hat  an  gestrandeten  Gütern  nur  dann 
ein  Recht,  wenn  die  Eigentümer  unbekannt  sind. 

Zahlreiche  Verträge  suchen  willkürliche  Behandlungen  Fremder  zu  ver- 
hüten, indem  sie  Schiffbrüchigen,  die  Untertanen  der  Yertragsstaaten  sind, 
gegenseitigen  Schutz  und  Beistand  sichern  und  sie  in  Ansehung  des  Berge- 
rechts den  Inländern  gleichstellen  (französisch-englisches  Abkommen  vom 
29.  Oktober  1889).  (Vgl,  Deutsche  Strandungsordnung  vom  17.  Mai  1&74 
und  dazu  Verordnung  des  Freuss,  Handelsministeriums  vom  80.  Mai  1881 
—  ferner  Deutsch-Portugiesischer  Vertrag  vom  2.  März  1872,  Art,  19). 


Drittes  Kapitel. 


Flussgebiet.  —  internationale  Flüsse. 

[Carathöodory.  Da  Droit  intern,  des  grands  conrs  d^eaux,  1861.  —  Das  Stromgebietsrecht  nnd  die 
internationale  Flnssschiffahrt,  1887.  —  Criscuolo.  La  sovraniti  degli  StaÜ  salle  acque,1886.—  Delavaud. 
Nayigation  et  commerce  sur  les  fleuves  intemadonaux,  1885.  —  Engelhardt.  Du  regime  conventionnel  des 
fleuYes  intemationaox,  1879.  —  Hlstoire  du  droit  flnvial  conyentionnel,  1889.  —  Bögime  des  flenves  inter- 
nationaux,  R.  D.  I.,  t.  Xm,  p.  187.  —  Le  droit  fluYial  conventionnel  et  le  traitö  deXondres  de  1888,  R.  D.  L, 
t.  XYl,  p.  860.  —  De  Tapplieation  du  principe  de  La  nentrallt^  aux  fleuves  intemationaux,  R.  D.  I.,  t  XVQI, 
p.  159.  ~  Commnnaut6  fluviale  conventionnelle,  Revue  d'histolre  diplomatique,  1888,  n<>  4.  —  La  liberiö  de  la 
navlgation  fluviale,  R.  D.  L,  t.  XI,  p.  368.  —  Discussion  des  demiers  actes  conventionnels  relativs  au  regime 
des  fleuves  intemationaux,  R.  D.  I.,  t.  XIII,  p.  187.  —  Kazansky.  Les  cours  d'eau  conventionnels  (russisch), 
1895.  —  Orban.  Etüde  de  droit  flnvial  international,  1896.  —  Poinsard.  Dr.  intern,  conventionnel  1894, 
pp.  89,  et  s.  —  Rettich.  Prisenrecht  und  Flussschiffahrt,  1892.  ~  Vernesco.  Des  fleuves  en  Droit  inter- 
national, 1888.  —  Wurm.  Fünf  Briefe  ttber  die  Freiheit  der  Flussschiffahrt)  —  Stoerk  mvon Stengels  WSrter- 
htteh  des  Verwaltung»reehts  s.v.  Sehiffahrt  (3.  Erg.  Bd.).  —  Buehenberger  über  den  Schutt  der  Fisehereif  Hand- 
wl/rterbueh  der  Staatswissenschaflen  von  Conradf  Bd.  111,  1060. 

520.  —  Die  Flüsse  sind  ein  wichtiges  Verbindungsmittel  für  die 
Menschen.  Als  natürliche  Verkehrsadern  fördern  sie  die  Handelsbezie- 
hungen, aach  erleichtern  sie  die  Ausfuhr  und  den  Absatz  von  Landes- 
erzengnissen.  Die  Bewohner  eines  Staates,  die  an  einem  Flusse  wohnen, 
müssen  berechtigt  sein,  den  Wasserlauf  frei  zu  benutzen,  damit  sie  mit 
andern  Völkern  verkehren  und  den  Ozean,  die  grösste  Verkehrsstrasse, 
erreichen  können. 

Die  Fragen,  die  in  bezug  auf  Flüsse  und  Ströme  in  Betracht  kommen, 
betreffen  das  Eigentumsrecht  und  die  Freiheit  der  Schiffahrt.  —  Man 
muss  hierbei  mehrere  Fälle  unterscheiden,  bei  denen  widerstreitende,  wenn- 
gleich ähnliche  Interessen  zu  berücksichtigen  sind. 

521.  —  A.  —  Der  Fluss  durchströmt  das  Gebiet  eines  einzigen 
Staates.  Beispiele:  Loire,  Seine,  Themse,  Mississipi,  Ebro,  Wolga  usw. 
Da  er  von  dem  Gebiete  ein  und  desselben  Staates  umschlossen  wird,  so 
steht  er  auch  in  dem  ausschliesslichen  Eigentum  und  unter  der  Hoheit 
und  der  Gerichtsbarkeit  dieses  Staates.  Dies  ist  einleuchtend.  Nur  dieser 
Staat  ist  berechtigt,  die  Schiffahrt  des  Flusses  und  seiner  Nebenflüsse  zu  regeln. 
Er  kann  Fremden  die  Benutzung  und  fremden  Schiffen  die  Befahrung  des 
Flusses  untersagen,  geradeso  wie  er  ausländischen  Gesellschaften  verbieten 
kann,  mit  ihren  Postkutschen  und  Lokomotiven  seine  Strassen  und  Schienen- 
wege zu  benutzen.  —  Es  wird  aber  oft  in  seinem  eigenen  Interesse  liegen, 
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die  Schiffahi*t  auf  dem  Flasse  allen  za  öffnen.  —  Bluntschli  hat  eine 
unhaltbare  Theorie  aufgestellt  (op.  cit.,  Art.  314).  Um  sie  zu  rechtfertigen, 
hätte  er  den  Grundsatz,  dass  der  Fluss  lediglich  ein  Zubehör  des  Meeres 
sei,  aufsteUen  und  beweisen  mttssen.  Dieser  schwierigen  Aufgabe  ist  er 
aber  aus  dem  Wege  gegangen. 

Heffter,  Elüber,  von  Härtens  u.  a.  erkennen  an,  dass  der  Staat 
das  unbedingte  Recht  habe,  Fremden  die  Schiffiahrt  zu  verbieten,  aber 
sie  empfehlen  ihm,  die  unschädliche  Durchfahrt  (passage  innocent)  zu  ge- 
statten. 

Mehrere  Staaten  haben  sich  in  zahlreichen  Handels-  und  Schiffahrts- 
verträgen gegenseitig  die  Freiheit  der  Schiffahrt  auf  ihren  natürlichen  und 
künstlichen  Wasserläufen  ausbedungen  und  die  fremden  Schiffe  den  ein- 
heimischen gleichgestellt. 

522.  —  B.  —  Der  Fluss  durchschneidet  mehrere  Staatsgebiete  nach- 
einander. Beispiele:  Donau,  Scheide,  Maas  und  Rhein.  Er  steht  zweifel- 
los in  dem  Eigentum  und  unter  der  Hoheit  und  der  Gerichtsbarkeit  der 
Staaten,  die  er  in  seinem  Laufe  berührt.  Bei  der  Ausübung  dieser  Rechte 
muss  jeder  Staat,  mag  er  höher  oder  tiefer  liegen,  auf  die  Rechte  der 
andern  Staaten  Rücl^icht  nehmen  (Heffter,  op.  cit.,  §  77).  Die  Ansicht 
Phillimores  ist  nicht  stichhaltig. 

523.  —  C.  —  Der  Fluss  trennt  das  Gebiet  zweier  Staaten  vonein- 
ander. Welchem  Staate  gehört  der  Fluss,  und  wieweit  gehört  er  ihm? 
Man  hat  mehrere  Meinungen  aufgestellt.  Nach  einigen  steht  der  Fluss 
in  der  ungeteUten  Gremeinschaft  der  beiden  Uferstaaten.  —  Andere  geben 
jedem  Staate  das  ausschliessliche,  seiner  Gebietsausdehnung  entsprechende 
Eigentum  bis  zur  Mittellinie.  Dies  ist  die  älteste  Ansicht,  die  von 
Grotius,  Vattel,  G.  F.  von  Martens,  Elüber,  Heffter  und 
Bluntschli  vertreten  wird.  —  Wieder  andere  bestimmen  als  Eigentums- 
grenze der  üferstaaten  den  Talweg,  die  Mittellinie  des  Stromlaufe,  den 
die  Schiffe  bei  der  Talfahrt  benutzen.  Diese  Grenzlinie  ist  in  mehrem 
Verträgen  angenommen  worden  (Vertrag  von  Luneville  zwischen  Frank- 
reich und  dem  Deutschen  Reiche  vom  9.  Februar  1801,  Art  6;  —  von 
Wien  vom  20.  November  1815,  Art.  1 ;  —  von  Berlin  vom  13.  Juli  1878, 
Art.  2  und  14). 

Die  Staaten  sind  Eigentümer  bis  zum  Talweg.  Zur  Bestimmung  ihres 
Gebietes  werden  von  den  äussersten  Punkten  ihres  Landes  senkrechte 
Linien  nach  dem  Talwege  zu  gezogen.  —  Das  Eigentumsrecht  umfasst  das 
Recht  der  Gerichtsbarkeit,  der  Polizei,  der  Aufsicht  und  der  Regelung 
des  Zoll  Wesens  usw.*) 

524.  —  D.  —  Was  die  Schiffahrt  anbetrifft,  so  gilt  ftir  die  Flüsse, 
die  mehrere  Staaten  durchschneiden,  dasselbe  wie  für  die,  die  mehrere 


1)  [Wir  haben  bereits  (No.  487)  bemerkt,  dass  ein  Fluss,  der  sein  Bett  ganz 
verlasst,  um  sich  nur  über  das  Gebiet  eines  Staates  zu  ergiessen,  in  das  Eigentum 
dieses  Staates  fSIlt,  und  dass  die  früher  durch  das  alte  Flussbett  bestimmte  Grenze 
auch  fernerhin  die  Scheidewand  zwischen  den  beiden  Staaten  bildet  Diese  Regel, 
die  der  herrschenden  1/ehre  entspricht,  wurde  lüngsthin  in  einem  Falle  nicht  an- 
gewendet. Im  Jahre  1888  verliess  der  Drewenz,  der  auf  einer  ziemlich  langen  Strecke 
die  Grenze  zwischen  Deutschland  und  Russland  bildet,  sein  Bett  in  einer  Ausdehnung 
Ton  etwa  500  Meter,  indem  er  vom  russischen  Ufer  ein  Stück  Land  von  ungefähr 
4  Hektar  abtrennte.  Die  beteiligten  Regierungen  ernannten,  ohne  zu  berücksichtigen, 
dass  das  alte  Bett  nach  wie  vor  die  Grenze  bildete,  Eonunissarien,  um  eine  Ver- 
ständigung herbeizufahren.  Diese  einigten  sich  auf  den  Vorschlag,  Deutschland  das 
fragliche  Stück  Land  ohne  Entschädigung  zu  übertragen,  aber  anter  voller  Wahrung 
der  Rechte  seines  russischen  Eigentümers  (R.  D.  L  F.,  t  I,  p.  271).] 
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Staaten  voneinander  trennen  oder  sie  begrenzen.  Alle  diese  Staaten 
haben  ein  Interesse  an  einer  gemeinsamen  Benutzung  des  Flusses.  Es 
entsteht  zwischen  ihnen  eine  Art  tatsächlicher  Gemeinschaft,  gerichtet 
auf  die  Verwertung  des  Wasserlaufes  als  einer  schiffbaren  Verkehrsstrasse. 

—  Unstreitig  steht  das  Recht  der  freien  Schiffahrt  jedem  der  durch- 
schnittenen oder  der  begrenzten  Staaten  zu.  —  Was  gilt  aber  für  dritte 
Staaten?  Muss  die  Schiffahrt  freigegeben  werden,  muss  sie  allen  offen 
stehen?  Hierüber  gehen  die  Ansichten  sehr  auseinander.  —  Manche  Schrift- 
steller sprechen  von  einem  unvollkommenen  Rechte;  dieser  Gedanke  ist 
juristisch  unhaltbar.  Grotius,  der  zahlreiche  Ausführungen  alter  Schrift- 
steller wiedergibt,  räumt  den  Nichtulerstaaten  die  unschädliche  Durchfahrt 
ein  (op.  cit.,  liv.  II,  eh.  11,  §§  12—14);  von  Martens  und  Heffter 
treten  ihm  bei.  —  Bluntschli  verteidigt  die  Freiheit  der  Schiffahrt  fttr 
alle  Nationen  (Art.  314).  Carnazza-Amari  will,  dass  die  Benutzung 
der  Flüsse  aUen  Völkern  gemeinsam  sei.  Die  Flussschiffahrt  muss  —  so 
sagt  er  —  für  frei  erklärt  werden  wie  die  Seeschiffahrt,  unter  Wahrung 
der  polizeilichen  Rechte  der  Uferstaaten  (op.  dt.,  sect.  11,  chap.  Vn, 
§  17).  Die  vorherrschende  Strömung  der  neuem  Wissenschaft  ist  der 
Freiheit  der  Schiffahrt  günstig,  jedoch  wiid  die  Befugnis  der  Uferstaaten, 
Vorkehrungen  zu  ihrem  eigenen  Schutze  und  zu  ihrer  Sicherheit  zu 
treffen,  anerkannt,  desgleichen  auch  ilire  Gerichtsbarkeit,  Polizeigewalt, 
Zollgesetzgebung  und  dergl. 

[Das  Institut  fttr  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Versammlung  in  Heidel- 
berg (1887)  Beschlüsse  über  die  Flussschiffahrt  gefasst  (Projet  de  r^lement 
international  de  navigation  fluviale),  (Annuaire  de  Tlnstitut,  t.  IX,  pp. 
152,  et  s.).] 

525.  —  Welches  ist  der  Standpunkt  der  Praxis  und  des  Vertrags- 
rechts? 

Vor  dem  19.  Jahrhundert  waren  fast  alle  Flüsse  West-  und  Mittel- 
europas mit  einem  Netze  von  Verteidigungsmassregeln,  Zöllen,  Stapel- 
rechten und  dergl.  bedeckt.  Sie  stammten  noch  aus  der  Zeit  der  Lehns- 
herrscbaft  und  waren  dann  in  die  Hände  der  Provinzen  oder  der  Staaten 
übergegangen. 

Die  französische  Revolution  verkündete  zuerst  die  Freiheit  der  Fluss- 
schiffahrt in  den  Jahren  1792  und  1798. 

Der  Haager  Vertrag  vom  27.  Floreal  des  Jahres  3  (16.  Mai  1795), 
der  zwischen  der  französischen  Republik  und  Holland  abgeschlossen  wurde, 
erklärte,  dass  der  Rhein,  die  Maas  und  die  Scheide  mit  ihren  ver- 
schiedenen Verzweigungen  den  Schiffen  der  beiden  Staaten  freistehen  solle. 

Auf  dem  Kongresse  zu  Rastatt  —  Note  vom  14.  Floreal  des  Jahres  6 
(3.  März  1799)  —  beantragten  die  französischen  Bevolhnächtigten  die  Freiheit 
des  Schiffsverkehrs  und  der  Durchfahrt,  die  Aufhebung  von  Schiffahrts- 
abgaben und  Gebühren  und  die  Gleichheit  der  zu  erhebenden  Zölle  nicht 
nur  fttr  die  an  den  Rhein  grenzenden  Staaten,  sondern  auch  die  Zu- 
lassung aller  fremden  Fahrzeuge  auf  den  Gewässein  des  Rheins  sowie  die 
Öffnung  aller  Flüsse  Deutschlands  fttr  die  französische  Flagge.  Dieser 
Vorschlag  wurde  verworfen.  Das  Verdienst,  den  Gedanken,  die  Flüsse 
den  Schiffen  aller  Nationen  zu  öffnen,  verwirklicht  zu  haben,  gebülirt  den 
Mächten,  die  den  Pariser  Vertrag  vom  30.  Mai  1814  unterzeichnet  haben. 

—  Die  Verträge  von  1816  brachten  aber  sehr  bald  den  begonnenen  Fort- 
schritt zum  Stillstand. 

Am  24.  März  1815  wurde  ein  allgemeines  Reglement,  betreffend  die 
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Schiffahrt  auf  Flüssen  und  Strömen  angenommen.  Es  wurde  durch  die 
Artikel  108  und  109  der  Wiener  Schloss-Akte  bestätigt. 

Der  Artikel  109  ist  derart  abgefasst  worden,  dass  er  eine  Aus- 
schliessung aller  andern  als  der  üferstaaten  ermöglicht  Er  hat  nicht 
die  vollkommene  Freiheit  für  alle  Flaggen  begründet. 

In  diesem  Sinne  ist  er  in  dem  Protokolle  vom  8.  Februar  1815,  in 
der  preussischen  Depesche  vom  26.  August  1857  und  durch  v.  Hübner 
auf  der  Pariser  Konferenz  von  1858  ausgelegt  worden. 

526.  —  Der  Rhein. i)  Eine  Schwierigkeit,  die  zwischen  England 
und  den  Niederlanden  entstanden  war,  wurde  nach  langem  Zögern  durch 
die  Rheinschiffahrtsakte  von  Mainz  vom  31.  März  1831  geregelt. 

Da  die  Bestimmungen  dieser  Konvention  veraltet  waren,  wurde  ein 
neues  Abkommen  zwischen  Baden,  Bayern,  Frankreich,  Holland  und 
Preussen  am  17.  Oktober  1868  zu  Mannheim  getroffen.  Man  stellte  theo- 
retisch den  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  fUr  alle  Flaggen  auf;  aber 
durch  die  AusfÜhrungsbestimmungen  wusste  man  ihn  wieder  zu  beseitigen. 
Angesichts  der  Bestimmungen  der  Artikel  15  und  22  können  nur  die 
üferstaaten  den  Fluss  benutzen.  Dies  gab  auch  Bluntschli  zu  (op.  cit., 
No.  314).  (Zur  Überwachung  der  Rheinsehiffahrt  sind  besondere  inter- 
nationale Gerichte,  die  Bheinschiffdhrtsgerichtej  eingesetzt  worden.]^) 

527.  —  Die  Scheide.*)  Die  Schiffahrt  auf  der  Scheide  gab  im 
18.  Jahrhundert  Anlass  zu  langwierigen  Zwistigkeiten  zwischen  Öster- 
reich, dem  Belgien  gehörte,  und  den  Vereinigten  Niederlanden.  —  Der 
Londoner  Vertrag  vom  19.  April  1839,  betreffend  die  Trennung  Belgiens 
von  Holland,  stellte  den  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  ai]^.  Beiden 
Staaten  steht  die  Polizeigewalt  gemeinsam  zu. 

Die  zu  Gunsten  Hollands  stipulierten  Abgaben  wurden  von  Belgien 
durch  den  Haager  Vertrag  vom  12.  Mai  1863  und  durch  den  Brüsseler 
Vertrag  vom  16.  Juli  1863  losgelöst.  —  Holland  erhielt  34  Millionen. 

528.  —  Die  Donau.')    Die  Bedeutung,  die  dieser  Fluss  angesichts 

1)  [Asser,  La  nouveile  Constitution  rhenane,  1S69.  —  Godefroi,  Les  tribunaux 
pour  la  naTigation  du  Rhin,  R.  D.  I.,  t  XX,  p.  96.  -  Pierantoni,  I  fiumi  e  la  con- 
venzione  interDazionale  dl  Manlieiin,  1S70.  ^  Rolin-Jaequernyos,  Chronique,  R. 
D.  J.,  t  1,  p.  151.]  —  8.  owcA  Vertrag  twiachm  Baden  und  der  Sdiweu  v.  10.  Mm  1879. 
Vertrag  tunecKen  De^taMaand,  den  Niederlanden  und  der  SthuteU  v.  30.  Juni  1885,  betr. 

die  B^dung  der  Lach^Mterei  im  Stromgebiete  des  Bheins. 

2)  [Grommelin,  De  VerpflecüDg  yan  Nederland  als  neutrale  Mogendheid  ten 
opzichten  der  Scheide,  1S80.  —  Orandgaiuage,  Le  p^e  de  TEscaut,  1868.  — 
Hogendorp,  De  flumine  Scaldo  clan80,18a7.  —  Linguet,  CoDsid^rations  surFouvertare 
de  rfiscant,  1784.  —  Mirabeau,  Deutes  sur  la  libert^  de  TEscaut,  (Euvres,  1891, 
pp.  316-427.  —  Naonmof,  De  la  Dayigation  sur  l'Escaut  —  Pety  de  Thozee,  La 
fermeture,  le  p^e  et  raffraochissement  de  l'Escaut,  1874.] 

8)  [Arntz,  Regime  international  du  Danube.  —  D'Avril,  La  qaestion  du  Da- 
nube,  Revue  du  Monde  latin,  t  11,  p.  18.  —  Bunsen.  La  qaestion  du  Danube,  R.  D. 
I.,  t  XVI,  p.  551.  —  Gatellani,  La  navigazione  flaviale  e  laquestione  del  Danubio, 
1888.  -—  Dahn,  Eine  Lanze  für  Rumänien,  1888.  —  Engelhardt,  La  question  du 
Danube.  R  D.  L,  t.  V,  pp.  5  et  s.,  pp.  840  et  s.  et  Revue  critiqne,  t  X,  p.  58.  •—  Les 
embouchures  du  Danube,  Revue  des  Deux-Mondes,  l«r  juillet  1870.  —  Forstesser,  Le 
Danube  comme  fleuve  international.  —  Oeffcken,  La  question  du  Danube,  1888.  —  von 
Holtzendorff,  Rumäniens  Uferrechte  an  der  Donau,  1883.  —  Jelllnek,  Österreich- 
Ungarn  und  Rumänien  in  der  Donaufrage,  1884.  —  Strisower,  Donauregulierung, 
Donauschiffahrt,  1884.  —  Val^rian,  L'Autriche-Hongrie  et  la  Roumanie  dans  la 
qaestion  du  Danube.  1889.  —  Wurm,  Vier  Briefe  tber  die  freie  DonauschifTahrt,  1855. 
—  La  Roumanie  et  la  liberte  du  Danube.] 

*)  8.  wegen  der  Elbe,  Aufhdmng  des  Elbzoüs  durcA  den  norddeuts^-ästtrreiMs^en 
Vertreu  vom  22.  Juni  1S70,  femer  Jellinek,  Über  ESbe-  wnd  Bkeinsehifakrt,  Hand- 
wärteriuA  der  Staatmeissensekaften,  Bd.  III,  601  und  Bd.  4,  d24. 
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der  jetzigen  politischen  Lage  Europas  hat,  näher  darzulegen,  ist  über- 
flüssig. Sie  erklärt  die  Versuche,  die  einige  Staaten  unternommen  haben 
und  die  grosse  Zahl  von  Verträgen:  Vertrag  von  Bukarest  (1812),  von 
Adrianopel  (1829),  Vertrag  vom  25.  Juli  1840  zwischen  usterreich  und 
Russland  und  Pariser  Vertrag  vom  30.  März  1856. 

Dieser  letzte  Vertrag,  der  nach  dem  Erimkriege  geschlossen  wurde, 
hat  die  Grundlinien  des  jetzt  noch  gültigen  JKechtszustandes  festgelegt. 
Nach  Bezugnahme  auf  die  vom  Wiener  Kongresse  angenommenen  Grund- 
sätze (Art.  5)  und  nach  Aufhebung  aller  blossen  Schiffahrtszölle  setzt 
dieser  Vertrag  in  seinen  Artikeln  16  bis  19  zwei  Kommissionen  ein.  — 
Eine  europäische  Kommission,  die  mit  der  Ausführung  der  erforderlichen 
Arbeiten  zur  Vertiefung  der  Mündung  und  zur  Beseitigung  oder  Ver- 
minderung der  natürlichen  Hemmnisse  betraut  wurde,  und  eine  Uferkom- 
mission, bestehend  aus  Komissarien  der  von  dem  Flusse  durchströmten 
oder  getrennten  Staaten,  deren  Aufgabe  es  war,  eine  Schiffahrtsordnung 
auszuarbeiten  und  die  Arbeiten  zur  Erhaltung  der  Schiffbarkeit  zu  leiten. 

Der  Londoner  Vertrag  vom  11.  März  1871  verlängerte  die  Vollmachten 
der  europäischen  Kommission  um  12  Jahre. 

Der  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  ordnet  die  Schleifung  aller 
Festungen  und  Befestigangen  vom  Eisernen  Tore  bis  zu  den  Mündungen 
an  (Art.  52).  —  Rumänien  wird  in  die  europäische  Kommission  auf- 
genommen (Art.  53).  —  Der  untere  Teil  der  Donau,  vom  Eisernen  Tore 
abwärts,  wird  neutralisiert,  kein  Kriegsschiff  darf  die  Donau  abwärts  des 
Eisernen  Tores  befahren,  mit  Ausnahme  der  leichten,  für  die  Flusspolizei 
bestimmten  Fahrzeuge. 

Die  europäische  Kommission  kann  unter  Zuziehung  von  Bevollmäch- 
tigten der  üferstaaten  Reglements  für  die  Schiffahrt  und  die  Flusspolizei 
ausai*beiten.  Ihre  Befugnisse  reichen  bis  nach  Galatz  hinauf.  —  Öster- 
reich-Ungarn wii'd  beauftragt,  die  Hindemisse,  die  der  Schiffahrt  durch 
das  Eiserne  Tor  bereitet  werden,  zu  beseitigen. 

Nachdem  zwischen  Österreich-Ungarn,  Rumänien  und  Serbien  Schwierig- 
keiten entstanden  waren,  erklärte  der  zu  London  von  den  Signatarmächten 
der  Berliner  Konferenz  geschlossene  Vertrag  vom  10.  März  1883,  dass 
das  Schiffahrtsreglement  vom  2.  Juni  1882  für  die  Strecke  zwischen  dem 
Eisernen  Tore  und  Braila  gelten  solle.  —  Zugleich  wurden  die  Befug- 
nisse der  europäischen  Kommission  auf  21  Jahre  verlängert.  Vom 
24.  April  1904  kann  eine  stillschweigende  Verlänigerung  auf  je  drei  Jahre 
stattfinden. 

Das  dem  Vertrage  angefügte  Reglement  bestimmt,  dass  jedes  Handels- 
schiff berechtigt  sei,  unbehindert  Personen  und  Güter  zu  befördern;  es 
verbietet  jegliche  Abgabe,  die  allein  auf  die  Tatsache  der  Beschiffung  des 
Flusses  gegründet  wäre. 

Es  ergibt  sich  aus  diesen  mannigfachen  internationalen  Abkommen, 
dass  die  Donauschiffahrt  drei  verschiedenen  Autoritäten  unterworfen  ist. 
Der  untere  Lauf  der  Donau,  von  den  Mündungen  an  bis  nach  Braila,  steht 
unter  der  Aufsicht  der  europäischen  Kommission,  die  mittlere  Donau,  von 
Braila  bis  zum  Eisernen  Tore,  wird  von  einer  gemischten  Kommission 
unter  dem  Vorsitze  Österreich-Ungarns  überwacht  und  die  obere  Donau 
steht  unter  der  Kontrolle  der  Uferstaaten.  In  dieser  Ordnung  der  Ver^ 
hältnisse  liegt  eine  Quelle  von  Streitigkeiten. 

[Im  Jahre  1888  unternahm  Ungarn  den  Bau  eines  Kanals  zur  Re- 
gulierung  des   Strombettes   am   Eisernen  Tore;   die  feierliche  Eröfhung 
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fand  1896  statt.  Der  Kanal  wurde  am  1.  Oktober  1898  fttr  die  Schiffahrt 
geöffnet.  1)]. 

529.  —  Der  Sankt  Lorenzstrom.  Zwischen  den  Verein.  Staaten 
und  England  waren  Schwierigkeiten  wegen  der  Befahrung  dieses  Flusses 
entstanden.  Die  Engländer  verwehrten  die  Durchfahrt  durch  die  grossen 
Seen  nach  dem  Meere.  Der  Washingtoner  Vertrag  vom  5.  Juni  1854  Hess 
die  freie  Schiffahrt  von  den  Seen  nach  dem  Ozean  zu  und  stellte  in  dieser 
Hinsicht  die  Bürger  der  Verein.  Staaten  denen  von  Kanada  gleich. 

Der  Bio  de  la  Plata.  Nach  dem  Sturze  des  Diktators  Rosas  brach 
sich  der  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  für  alle  grossen  Nebenfltlsse  all- 
mählich Bahn.  —  Der  Vertrag  von  Rio  de  Janeiro  zwischen  Brasilien 
und  der  Ostrepublik  vom  13.  Oktober  1851  verkündete  die  Freiheit  des 
Uruguays.  —  Der  Vertrag  zwischen  England,  Frankreich,  den  Verein. 
Staaten  und  Argentinien  vom  10.  Juli  1853  gewährte  freie  Schiffahrt  auf 
dem  Parana  und  dem  Paraguay;  diese  Flüsse  sind  sogar  in  Kriegszeiten 
den  Handelsschiffen  geöfhet.  —  Der  Uruguay  wurde  fttr  alle  Nationen 
durch  das  Dekret  vom  10.  Oktober  1853  geöffnet.  —  Verträge  zwischen 
Pai'aguay  mit  Frankreich  und  England  vom  4.  März  1853  und  mit  den 
Verein  Staaten  vom  4.  Februar  1859  öffneten  den  Paraguay  dem  all- 
gemeinen Verkehr.  Der  zwischen  Argentinien  und  Brasilien  am  20.  No- 
vember 1857  abgeschlossene  Vertrag  öffnet  den  Uruguay,  den  Parana  und 
den  Paraguay  allen  Nationen  von  der  Mündung  des  La  Plata  bis  zu  den 
Häfen  im  Innern. 

Der  Amazonenstrom.  Vielfache  Beschwerden  Englands,  Frankreichs 
und  der  Verein.  Staaten  bewogen  den  Kaiser  von  Brasilien,  die  Schiff- 
fahrt  auf  dem  Amazonenstrom,  dem  San  Francisco  und  dem  Tocantins 
durch  Dekret  vom  1.  Oktober  1867  für  die  Handelsfahrzenge  aller  Na- 
tionen zu  öffiien. 

Die  Republik  Ecuador  hat  die  volle  Freiheit  für  alle  Flüsse  ihres 
Gebietes  angeordnet.  Auch  Peru  hat  durch  Dekret  vom  17.  Dezember 
1868  alle  seine  Flüsse  sämtlichen  Nationen  geöffnet. 

530.  —  Der  Kongofluss.^  Im  Jahre  1876  wurde  die  Internationale 
Afrikanische  Gesellschaft  (Association  internationale  africaine)  unter  dem 
Schutze  Leopolds  n.,  Königs  der  Belgier,  gegründet  (No.  166  und  207). 

1)  [S.  über  das  Eiserne  Tor  Blociszewsky,  Le  nouveau  canal  des  Portes  de 
fer;  sa  valeor  au  point  de  Yue  de  la  navigation  interDationale,  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  104. 

—  Sturdza,  Laquestion  des  Portes  de  fer  et  les  cataractes  du  Danube,  1899.  —  Auf 
Omnd  ihrer  Schiffahrtsreglements  vom  14.  Juli  1S99  beansprucht  die  ungarische  Be- 
gierong  die  Zahlung  von  Abgaben  Ton  den  Schiffen,  die  durch  das  Eiserne  Tor  fahren. 
Diese  Forderung  hat  eine  interessante  Rechtsfrage  yeranlasst.  Gegen  die  Recht- 
mässigkeit dieser  Reglements  vgl.  Gantilli,  La  question  des  taxes  de  p4age  aux 
Portes  de  fer,  1900;  Ghica,  Les  droits  de  peage  aux  Portes  de  fer,  1899.  —  Für  die 
Rechtmässigkeit  yg^.  Blociszewsky,  Les  taxes  de  p^age  aux  Portes  de  fer,  R.  D.  1. 
P.,  t  VII,  p.  502.] 

2)  [Arntz,  Le  gouYemement  portugais  et  Flnstitut  de  Droit  international,  R.  D. 
I.,  t.  XV,  p.  537.  —  Engelhardt,  Origine  des  actes  de  navigation  du  Gongo  et  du 
Niger,  R.  D.  I.,  t.  XX,  p.  171.  —  Faure,  La  Conference  africaine  de  Berlin.  —  De 
Layeleye,  La  neutralitä  du  Gongo,  R.  D.  I.,  t.  XV,  p.  254.  —  F.  v.  Härtens,  La 
Conference  du  Gongo  a  Berlin  et  la  politique  coloniale  des  Etats  modernes,  R.  D.  L, 
t.  XVIII,  pp.  113  et  s.,  pj^.  244  et  s.  —  Moynier,  La  question  du  Gongo  devant 
rinstitut  de  Droit  international,  Archives  diplomatiaues,  2«  serie^  t.  XII,  octobre  1884. 

—  Pillet,  Quel  doit  etre  le  regime  juridique  des  fleuyes  aMcains?  R.  D.  I.  P.,  t.  V, 
p.  829  et  t  VI,  p.  28.  —  Pillias,  La  nayigation  internationale  du  Gongo  et  du  Niger, 
1900.  —  Trayers  Twiss,  Le  Gongr^s  de  Vienne  et  la  Conference  de  Berlin,  R.  D.  L, 
t  XVn,  p.  201.  —  La  llbre  nayigation  du  Gongo,  R.  D.  I.,  t  XV,  pp.  487  et  s.,  pp.  547 
et  8.,  et  t  XVI,  pp.  237  et  s.  —  Villain,  La  question  du  Gongo  et  TAssociation  inter- 
nationale aMcaine.  ~  Weyl,  Le  Gongo  deyant  TEurope.] 
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Stanley  entdeckte  im  Jahre  1877  den  ganzen  Lanf  des  Kongos  und  schloss 
Verträge  mit  480  Häuptlingen  wilder  Stämme.  —  Portugal  verwahrte 
sich  nachdrücklich,  indem  es  den  ganzen  Kongo  für  sich  beanspruchte.  — 
Der  Vertrag  vom  3.  April  1884  brachte  eine  Verständigung  zwischen  der 
internationalen  Oesellschaft  und  Frankreich,  das  am  rechten  Ufer  des 
Kongos  den  Ort  Brazzaville  gegründet  hatte,  zustande. 

England  und  Portugal  schlössen  durch  den  Februar- Vertrag  von  1884 
ein  Bündnis  miteinander.  Hierin  wurde  die  Oebietshoheit  Portugals  über 
die  Flussmündungen  und  einen  beträchtlichen  Teil  des  Flusslaufes  aner- 
kannt. Die  beiden  Vertragschliessenden  verpflichteten  sich,  gemeinsam 
eine  Schi£fahrts-  und  Flusspolizei-Ordnung,  die  für  alle  auf  dem  Strome 
Handel  treibenden  Nationen  gelten  sollte,  auszuarbeiten  (Art.  4).  —  Die 
Engländer  wollten  sich  hierdurch  gegen  Frankreich  und  die  internationale 
Kommission  schützen.  Sie  Hessen  sich  besondere  Vorteile  flir  ihren  Handel 
einräumen. 

Frankreich  erhob  Einspruch.  Es  fiel  ihm  nicht  schwer,  nachzuweisen^ 
dass  die  angeblichen  historischen  Rechte  Portugals  an  der  Südwest-Küste 
Afrikas  und  an  den  Ufern  des  Kongos  sehr  zweifelhafter  Art  seien. 

Fürst  Bismarck  bestritt  in  einer  Depesche  an  den  Grafen  Granville 
vom  7.  Juni  1884  die  Rechtsansprüche  Portugals  an  den  Lauf  des  untern 
Kongos  und  erklärte,  dass  der  Vertrag  vom  Februar  1884  Deutschland 
gegenüber  als  nicht  vorhanden  betrachtet  werde.  —  Er  beantragte  den 
Zusammentritt  einer  Konferenz,  die  die  vom  Wiener  Kongress  angenom* 
menen  Grundsätze  über  die  FlussschiflGeihrt  auch  auf  den  Kongo  und  den 
Niger  ausdehnen  sollte.  Frankreich  trat  diesem  Vorschlage  bei.  Es  er- 
gingen Einladungen  an  alle  Grossmächte,  an  die  beteiligten  Seemächte, 
an  die  Skandinavischen-  und  an  die  Verein.  Staaten.  —  Die  Konferenz 
wurde  am  15.  November  1884  eröffnet.  —  Vierzehn  Staaten  waren  auf 
ihr  vertreten. 

Die  Verhandlungen  der  Konferenz  wurden  durch  die  Arbeiten  des 
Instituts  für  Völkerrecht  wesentlich  erleichtert.^)  Die  wichtigsten  von  der 
Konferenz  angenommenen  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Schiffahrt  und 
der  dauernden  Neutralität  des  durch  die  internationale  Gesellschaft  ge- 
gründeten Staates  wurden  den  vom  Institut  bereits  erörterten  Thesen 
entlehnt. 

Am  26.  Februar  1885  wurde  ein  Vertrag  unterzeichnet.  Artikel  1 
begrenzt  das  Kongobecken,  das  einen  Flächenraum  von  etwa  6250000 
Quadratkilometer  haben  soll.  —  Die  andern  Artikel  beziehen  sich  auf  die 
Freiheit  der  Schiffahrt  und  auf  den  freien  Zutritt  aller  Flaggen  zu  allen 
Gewässern  des  Kongos  und  seinen  Nebenflüssen  (Art.  13).  —  Der  Kongo 
wird  neutralisiert.  In  Kriegszeiten  können  die  Neutralen  und  selbst  die 
Kriegsparteien  dort  Handel  treiben  und  alle  Waren,  mit  Ausnahme  von 
Kriegskonterbande,  nach  dort  befördern.  Auch  die  von  den  Kriegsparteien 
geschaffenen  Handelseinrichtungen  werden  neutralisiert. 

Die  Artikel  3,  4  und  14  untersagen  die  Erhebung  von  Eingangszöllen 
(dieser  Punkt  ist  durch  die  Akte  der  Brüsseler  Konferenz  vom  2.  Juli 
1900  abgeändert  worden),  Durchgangszöllen,  von  Stations-,  Stapel-  und 
Schiffahrtsabgaben,  ausser  den  Hafen-  und  Lotsengebühren  und  solchen 
Gebühren,  die  dazu  bestimmt  sind,  die  Kosten  der  Unterhaltung  des  Strom- 

1)  [Auf  den  Antrag  Moyniers  sprach  das  Institut  f&r  Völkerrecht  auf  seiner 
Versammlunff  zu  München  im  Jahre  1883  den  Wunsch  aas,  daKS  der  Grundsatz  der 
freien  Schiffahrt  fQr  alle  Nationen,  auch  auf  den  Kongo  und  seine  Nebenflüsse  aus- 
gedehnt werden  möge  (Annuaire  de  Tlnstitut,  t  VII,  p.  237—278).] 
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bettes  zu  decken.  —  Artikel  16  bestimmt,  dass  zukttnftige  Strassen  nnd 
Eisenbahnen  als  zum  Kongo  gehörig  angesehen  werden  und  gleichfalls 
dem  Handel  aller  Nationen  geöffiiet  sein  sollen.  —  Artikel  17  setzt  eine 
internationale  Kommission  ein,  deren  Amtsbefiignisse  durch  Artikel  20 
bestimmt  werden.  Die  Mitglieder,  Beamte,  Gebäude  und  Kassen  der 
Kommission  sind  in  Kriegszeiten  unverletzlich. 

Die  Berliner  Kongoakte  hat  mithin  günstige  Bedingungen  für  den 
Handel  Europas  und  Amerikas  im  Kongostaate  begründet.^) 

531.  —  Der  Niger.*)  Fürst  Bismarck  wünschte,  dass  dieselben  Regeln 
auch  auf  den  Niger  filr  anwendbar  erklärt  würden.  England  widersetzte 
sich  dem.  Dnter  der  Behauptung,  dass  es  die  Mündungen  dieses  Flusses 
besitze,  beanspruchte  es  die  ausschliessliche  Hoheit  über  dessen  Gewässer 
und  versprach  eine  Schiffahrtsordnung  zu  erlassen.  Auch  Frankreich  ver- 
wahrte sich,  denn  es  besitzt  den  obern  Lauf  des  Nigers.  Es  beantragte, 
dass  die  Konferenz  seine  Rechte  anerkenne. 

Frankreich  und  England  verständigten  sich  schliesslich.  Hiemach 
steht  der  Niger  unter  dem  Protektorate  und  der  Verantwortlichkeit  der 
genannten  Staaten.  Die  Schiffahrt  auf  dem  Niger  soll  für  Kauffahrteischiffe 
und  Handeltreibende  aller  Nationen  vollkommen  frei  sein.  —  Für  zukünftige 
Eisenbahnen,  Strassen  und  Kanäle  gilt  dasselbe  wie  für  den  Kongo.  Eng- 
land und  Frankreich  verpflichteten  sich,  diese  Regeln  im  Nigerbecken  zur 
Geltung  zu  bringen. 

Italien  stellte  auf  der  Konferenz  noch  den  Antrag,  den  Grundsatz 
der  Freilieit  der  Schiffahrt  auch  auf  solche  Flüsse  anzuwenden,  die  aus- 
schliesslich durch  das  Innere  eines  Staates  strömen.  Die  Konferenz  wies 
eine  solche  Verallgemeinerung  zurück,  weil  sie  wohlerworbene  Rechte  ver- 
letze und  voller  Gefahr  sei. 


Zweites  Buch. 
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1)  [FraDzosisches  Gelbbnch,  Affaires  da  Congo  et  de  PAfrique  occidentale,  1885.} 

2)  Dachene,  Le  droit  de  navigation  dana  le  Niger,  R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  439.  — 
Engelhardt,  Origine  des  actes  de  navigation  du  Congo  et  da  Niger,  R.  D.  L,  t  XX, 
p.  171.  —  Faare,  La  Conference  africaine  de  Berlin.  —  Pillet,  La  libert^  de  navi- 
gatjon  du  Niger  d'apres  le  trait^  de  Berlin  du  26  f^vrier  1885,  R.  D.  I.  F.,  t.  III,  p.  190. 
—  Qael  doit  etre  le  regime  joridique  des  fleaves  africains?  R.  D.  I.  F.,  t  V,  p.  829 
et  t.  VI,  p.  28.  —  Fillias,  Lanayigation  internationale  da  Congo  et  dn  Niger,  1900.} 
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Heimhurger  im  AreMv  f.  öffmU.  Beehtf  Bd.  V,  S.  446 ff.  —  Adatn  im  Archiv  f.  öffmM.  S$ehi,  Bd.  VI. 

632.  —  Als  völkerrechtliche  Persönlichkeit  besitzt  der  Staat  das 
Recht,  Gebiete  zu  erwerben  und  zu  veräussem.  —  Die  Voraussetzungen 
der  Ausübung  dieses  Hechts  werden  durch  die  innem  Gesetze  jedes  Staates 
und  zugleich  durch  das  internationale  Herkommen  geregelt.  —  Die  Gesetz- 
gebung bestimmt,  welche  Gewalten  im  Staate  beftigt  sind,  Erwerbs-  und 
Yeräusserungshandlungen  vorzunehmen,  und  welche  Organe  mitzuwirken 
haben,  um  dem  Vorgange  die  verfassungsmässige  Gültigkeit  zu  verleihen. 
Das  Völkerrecht  beantwortet  die  Frage,  wie  sich  im  Schosse  der  Völker- 
gemeinde, in  den  Beziehungen  der  Staaten  zueinander,  die  rechtsver- 
ändernden  Tatsachen  des  Erwerbs  und  der  Veräusserung  vollziehen. 

Es  gibt  zwei  Erwerbs-  und  Veräusserungsarten  von  Staatsgebiet,  die 
ursprüngliche,  selbständige  (originäre)  und  die  abgeleitete  (derivative)  Art. 


Erstes  Kapitel. 


Ursprüngliche  Arten. 

Erster  Abschnitt. 

Zuwachs.  —  Verjährung.  —  Eroberung. 

533.  —  Zuwachs  (Accession).  Diese  Erwerbsart  kommt  nur  selten 
vor  und  hat  für  das  Völkerrecht  nur  eine  geringe  Bedeutung.  Die  An- 
schwemmungen und  Anspülungen  am  Flussufer  gehören  naturgemäss  den 
beiderseitigen  Uferstaaten.  —  Es  kann  hierfür  nur  ein  Beispiel  angeführt 
werden,  vielleicht  steht  es  einzig  da.  Vor  mehrem  Jahren  bildete  sich 
in  der  Mississipimündung  eine  Insel.  England  erklärte  sie  für  sein  Eigen- 
tum, weil  ein  englisches  Schiff  sie  zuerst  entdeckt  habe.  Mit  Recht  er- 
hoben die  Verein.  Staaten  dagegen  Einspruch. 
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534.  —  Verjährung  (üsucapion).*)  Die  Ansichten  der  Juristen  und 
der  Publizisten  über  die  Bedeutung  und  den  W^ert  der  Verjährung  im 
Völkerrechte  gehen  weit  auseinander.  —  Man  hat  die  Frage,  ob  die  Ver- 
jährung eine  Einrichtung  des  positiven  oder  des  natttrlichen  Rechtes  sei, 
oft  in  weitschweifiger  Weise  erörtert.  —  Vattel  (t.  ü,  §  147)  glaubt,  dass 
die  Verjährung  bei  den  Rechtsbeziehungen  der  Völker  noch  notwendiger 
sei,  als  bei  denen  der  Privatpersonen.  Er  hält  es  für  unzulässig,  dass  ein 
Staat  in  dem  Besitze  von  Gebieten,  die  er  seit  einer  langen  Reihe  von 
Jahren  inne  habe,  gestört  werden  könne.  —  G.  F.  v.  Martens  meint, 
dass  die  Verjährung  im  Völkerrecht  überhaupt  keinen  Platz  finde.  —  Die 
Ansichten  von  Heffter  und  Elüber  sind  in  dieser  Frage  nicht  klar. 

Verjährung  setzt  Besitz  voraus.  —  Dieser  Besitz  gründet  sich  entweder 
auf  den  freiwilligen  Verzicht  eines  Staates  auf  sein  Gebiet  oder  auf  die  gewalt- 
same Besitzentsetzung  dieses  Staates.  —  Gibt  ein  Staat  ein  Gebiet  durch 
freiwilligen  Verzicht  auf,  so  vollzieht  sich  der  Erwerb  dieses  Gebietes 
durch  einen  andern  Staat  nicht  etwa  im  Wege  der  Verjährung;  vielmehr 
wird  der  neue  Besitzer  durch  Okkupation,  durch  Besitzergreifung,  Eigen- 
tümer dieses  zur  res  nullius  gewordenen  Gebietes. 

V7ird  ein  Staat,  der  im  rechtmässigen  Besitze  von  Gebiet  ist,  durch 
Überwältigung  seines  Besitzes  entsetzt,  so  erwirbt  der  eindringende  Gegner 
nicht  unmittelbar  das  Eigentum  an  dem  gewaltsam  besetzten  Grund  und 
Boden.  —  Es  besteht  zunächst  nur  die  Tatsache  des  Besitzes.  —  Wird 
dieser  Zustand  aber  nicht  geregelt,  bleibt  er  bestehen  und  dauert  er  eine 
lange  Reihe  von  Jahren  fort,  so  fragt  es  sich,  ob  sich  nicht  im  Völker- 
rechte ebenso  wie  im  bürgerlichen  Rechte  der  tatsächliche  Zustand  durch 
Ablauf  eines  langem  Zeitraumes  in  einen  rechtlichen  verwandle?  Lässt 
nicht  ein  unvordenkliche]*,  unbestrittener  und  ununterbrochener  Besitzstand 
den  Verzicht  des  frühern  Besitzers  vermuten?  (Heffter-Geffcken,  op. 
cit.,  §  12  u.  Anm.) 

Die  Dauer  der  Frist,  nach  deren  Ablauf  jede  Geltendmachung  früherer 
Ansprüche  ausgeschlossen  ist,  lässt  sich  nicht  a  priori  bestimmen.  Vattel 
meinte,  dass  sich  die  Staaten  über  diese  Frage  wohl  verständigen  würden. 
Dies  ist  ein  frommer  Wunsch,  der  sich  angesichts  der  Mannigfaltigkeit 
der  Umstände  wohl  nie  verwirklichen  wird. 

535.  —  Die  Eroberung  ist  keine  Erwerbsart.  —  Eine  gewaltsame 
Besitzergreifung  ist  nichts  weiteres  als  ein  rein  tatsächlicher  Zustand.  — 
Der  Besitz  des  Siegers  muss  sich  durch  den  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Verzicht  des  Besiegten  in  Recht  verwandeln.  Die  Besitz- 
ergreifung muss  entweder  durch  einen  Friedensschluss,  also  durch  einen 
ausdrücklichen  Vertrag  oder  durch  Verjährung,  also  durch  stillschweigende 
Anerkennung  bestätigt  werden. 


Zweiter  Abschnitt. 

Besitzergreifung  oder  Okkupation. '^*) 

536.  —  Theoretisch  setzt  die  Besitzergreifung  oder  die  Okkupation 
voraus,  dass  das  Land,  sei  es  eine  Insel  oder  ein  Teil  des  Festlandes, 
noch  unbewohnt  sei.    Die  Okkupation  ist  die  Aneignung  eines  Gebietes, 


♦)  V.  Liszt,  VoOeemdit,  8.  154  ff.  —  Zorn,  TdOcerredU,  132 ff. 
••)  Laband,  StaattredU,  II,  ^7,  No.  2  und  Zorn,  Staatsrecht,  7,  518  ff. 
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das  entweder  bisher  noch  keinem  Staate  oder  keinem  Volke  angehört  hat, 
oder  dessen  Besitz  von  seinen  frühern  Herrschern  aufgegeben  worden  ist. 
—  Die  europäischen  Völker  haben  aber  unter  den  verschiedensten  Vor- 
wänden stets  zu  ihren  Gunsten  angenommen,  dass  es  zulässig  und  recht- 
mässig sei,  sich  eines  Gebietes,  das  von  andern  Europäern  noch  nicht 
besetzt  worden  sei,  zu  bemächtigen. 

Die  Okkupation,  als  Erwerbsart  von  Staatsgebiet,  nimmt  angesichts 
der  fieberhaften  Bewegung  aller  europäischen  Grossmächte,  wie  Deutsch- 
lands, Englands,  Frankreichs  und  Italiens,  Kolonien  in  Afrika  und  in 
Australien  zu  gründen,  eine  ganz  besondere  Bedeutung  an.  Die  Eifersucht 
zwischen  diesen  Staaten  ist  in  bedenklicher  Weise  gewachsen;  sie  hat 
schon  häufig  ernstliche  Zwistigkeiten  hervorgerufen.  —  Auch  die  Rechte 
der  Bewohner  der  besetzten  Gebiete  werden  durch  die  Okkupation  ge- 
fährdet. 

Sind  die  Vorschriften  des  Völkerrechts  bestimmt  genug,  um  eine 
Begelung  solcher  Streitigkeiten  zu  ermöglichen,  und  um  die  Rechte  und 
Interessen  Afrikas  und  Australiens  zu  schützen?  Sind  überhaupt  derartige 
Vorschriften  vorhanden?  Sind  sie  klar  formuliert  und  sind  sie  beobachtet 
worden? 


§  1.  —  QdschlohtUch«  Entwicklung  der  Okkupation. 

537.  —  Die  Geschichte  der  Okkupation  wird  meistens  in  drei  Peri- 
oden eingeteilt. 

A.  —  Bis  zum  16.  Jahrhundert  gründete  sich  der  Gebietserwerb 
weder  auf  ein  Entdeckungsrecht  noch  auf  eine  tatsächliche  Besitzergreifung, 
die  sich  übrigens  auch  fast  nie  wirklich  vollzog.  Die  Päpste  nahmen  für 
sich  das  Recht  in  Anspruch,  Ländereien  und  Reiche  zu  verteilen.  Gregor  VII. 
behauptete,  dass  Gott  die  Päpste  zu  Herrschern  der  Königreiche  dieser 
Welt  eingesetzt  und  ihnen  alle  Fürstentümer  unterstellt  habe.  Im  13.  Jahr- 
hundert sandte  König  Heinrich  II.  von  England  Johann  Salisbury  zum 
Papste,  damit  dieser  ihm  Irland  zuerkenne.  Die  christlichen  Völker 
massten  sich  ein  unumschränktes  Herrschaftsrecht  über  die  heidnischen 
Völker  an.  —  Im  15.  Jahrhundert  stellte  Heinrich  VII.  von  England  in 
seinen  Patenten  den  Satz  auf,  dass  die  von  Heiden  oder  ungläubigen 
bewohnten  Länder  und  Provinzen  ipso  jure  derjenigen  christlichen  Nation 
gehörten,  die  diese  Gebiete  entdeckt  hätte.  Dieser  Gedanke  führte  in 
Verbindung  mit  dem  Ansprüche  der  Päpste,  in  völkerrechtlichen  Fragen 
durch  ihre  Entscheidung  den  Ausschlag  zu  geben,  zum  Erlasse  zahlreicher 
Bullen.  —  So  überwies  Martin  V.  den  Portugiesen  alle  noch  zu  entdeckenden 
Länder  vom  Kap  Bojador  und  Nun  bis  nach  Indien.  —  Nikolaus  V. 
räumte  ihnen  durch  die  Bullen  von  1452  und  vom  6.  Januar  1454  die 
Souveränität  über  die  Küste  von  Guinea  ein;  dies  Recht  wurde  durch 
Sixtus  rv.  im  Jahre  1481  bestätigt.  —  Durch  die  berühmte  Bulle 
Alexanders  VI.  vom  14.  Mai  1493  erhielten  die  Spanier  alle  Länder  im 
Umkreise  von  100  Meilen  westlich  und  südlich  von  den  Azoren  und  die 
Portugiesen  die  Küsten  Afrikas  und  Ostindiens.  Dank  der  von  ihnen  er- 
wirkten Bulle  hofften  Spanien  und  Portugal  jede  Streitigkeit  unter  sich 
zu  verhüten  und  sich  zugleich  auch  gegen  den  Wettbewerb  und  die 
Begehrlichkeit  anderer  Staaten  zu  sichern.  Durch  den  Vertrag  von 
Tordesillas  vom  7.  Juni  1494  wurde  370  Meilen  westlich  von  den  Kap 
Verdischen  Inseln  eine  Trennungslinie  vereinbart.  Portugal  behielt  infolge- 
dessen Brasilien. 
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Gortez  stiess  in  Mexiko  (1518-1521),  Almagro  in  Chile  (1533)  und 
Pizarro  in  Peru  (1533-1535)  auf  den  Widerstand  einer  bereits  weit  vor- 
geschrittenen Kultur  und  yemichtete  einen  beträchtlichen  Teil  der  Bewohner 
dieser  Länder.  —  1521  entdeckte  Magalhaens  die  Philippinen.  Spanien 
gründete  dort  Niederlassungen,  ohne  die  eingeborene  Bevölkerung  auszu- 
rotten. —  Vespucci  erforschte  im  Auftrage  des  Königs  von  Portugal  im 
Jahre  1501  die  brasilianische  Küste.  Johann  III.  gründete  dort  1525 
zwölf  Statthaltereien,  die  er  als  Lehen  vergab.  Durch  die  Portugiesen 
wurden  die  eingeborenen  Volksstämme  zurückgedrängt. 

538.  —  B.  —  Gegen  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  erwachte  auch  bei 
den  Engländeiii,  Franzosen  und  Holländern  das  Verlangen,  neue  Länder 
zu  entdecken  und  sich  in  Unternehmungen  in  fernen  Weltteilen  einzulassen. 
—  Sie  weigern  sich,  den  päpstlichen  Bullen  irgend  eine  rechtliche  Be- 
deutung zuzugestehen.  Die  protestantischen  Länder  können  ihre  Rechte 
nicht  von  dem  römischen  Bischöfe  herleiten.  Elisabeth  von  England  er- 
widerte dem  spanischen  Gesandten  Mendoza,  der  sich  über  die  Entdeckungs- 
reisen Drakes  beschwerte,  dass  sie  nicht  einsehe,  warum  ihre  Untertanen 
und  die  der  andern  Mächte  des  Bechts  beraubt  sein  sollten,  Handel  mit 
Indien  zu  treiben;  dass  sie  den  Spaniern  jeden  Anspruch  auf  Grund  der 
Schenkung  des  römischen  Bischöfe  bestreite  und  ihnen  nur  an  den  Ländern 
Rechte  zuerkenne,  die  sie  zur  Zeit  im  Besitze  hätten. 

Bei  den  Streitigkeiten,  die  nunmehr  zwischen  den  seefahrenden  Völkern 
ausbrachen,  beriefen  sich  die  einen  zur  Begründung  ihrer  Ansprüche  auf 
den  Von-ang  der  Entdeckung,  die  andern  auf  den  Von*ang  des  oft  tat- 
sächlichen, zuweilen  aber  auch  nur  scheinbaren  Besitzes. 

Jahrhunderte  lang  stützte  England  seine  Hoheitsrechte  über  Nord- 
amerika darauf,  dass  der  venetianische  Seefahrer  Caboto  (oder  Gabot), 
der  im  Solde  Heinrichs  VII.  gestanden  hatte,  im  Jahre  1496  als  erster 
die  amerikanische  Küste  vom  56.  ^  bis  zum  38.  ^  nördlicher  Breite  entdeckt 
habe.  Caboto  war  tatsächlich  nur  an  dieser  Küste  entlang  gesegelt,  ohne  in 
irgend  welcher  Form  dies  weitausgedehnte  Land  in  Besitz  genommen  zu 
haben.  —  Auch  die  Spanier  und  Portugiesen  gründeten  ihre  Ansprüche 
auf  Mittel-  und  Südamerika  auf  den  Vorrang  der  Entdeckung,  da  sie  sich 
gegenüberdenandernNationennichtauf  die  päpstlichen  Bullen  berufenkonnten. 

Frankreich  bemächtigte  sich  Kanadas,  ohne  die  indianischen  Volks- 
stämme auszurotten ;  es  schloss  mit  ihnen  Verträge  ab.  —  Die  verfolgten 
englischen  Puritaner  wanderten  seit  dem  Jahre  1620  nach  Nordamerika 
aus.  Sie  gründeten  den  Staat  Massachusetts.  Die  Ländereien,  die  sie 
bewohnen  wollten,  kauften  sie  den  indianischen  Sachems  ab.  —  Im  Jahre 
1681  liess  sich  Penn  vom  Könige  von  England  fUr  eine  Forderung  von 
18000  Pftind  Sterling  das  westlich  von  Delaware  gelegene  Gebiet  ab- 
treten.   Mit  den  Eingeborenen  schloss  er  sodann  Verträge  ab. 

Nach  feststehender  Praxis  haben  sich  die  europäischen  Staaten  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts  das  Recht  angemasst,  über  die  von  Indianern 
oder  Wilden  bewohnten  Ländereien  zu  verfügen.  Sie  verliehen  den  See- 
fahrern die  Befugnis,  in  ihrem  Namen  Hoheitsrechte  und  Eigentum  durch 
blosse  Entdeckung  zu  erwerben.^)  —  Es  gilt  der  Satz,  dass  Heiden  und 

1)  Patent  vom  5.  März  1496,  ausgestellt  von  König  Heinrich  VII.  von  England 
fftr  Cabot.  —  Patent  Elisabeths  for  Walter  Raleigh  (1584).  —  Schutzbrief  vom 
20.  Juni  1682,  ausgestellt  von  Kari  I.  von  England  fSir  Lord  Baltimore.  —  Instruk- 
tionen Franz  I.  farRoberral  vom  6.  Februar  1640,  desgleichen  vom  17.  Oktober  1540 
für  Jacques  Cartier;  Heinrichs  III.  vom  14.  Februar  1588  für  Nouel  und  Jaunage; 
Heinrichs  IV.  von  1598  für  de  la  Roche  und  vom  8.  Oktober  u.  18.  Dezember  1608 
für  de  Marts  usw. 
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Ungläubige  keine  Bechte  haben.  Daher  ist  die  Okkapation  der  nur  tat- 
sächlich von  ihnen  besessenen  Länder  stets  mOglich.  —  J3arch  Aufstellen 
eines  Kreuzes,  Errichtung  einer  Pyramide  oder  Hissen  einer  Flagge  kann 
die  Besitzergreifung  äusserlich  erkennbar  hervortreten  und  die  Okkupation 
bleibt,  wenn  sie  auch  nur  scheinbar  ist,  für  alle  Zeiten  gältig. 

Im  18.  Jahrhundert  dringt  bei  allen  Publizisten  die  Ansicht  durch, 
dass  eine  wirkliche,  effektive  Besitzergreifung  und  der  offen  kund  getane 
Wille,  sich  die  entdeckten  Landgebiete  anzueignen,  erforderlich  sei.  Dies 
führt  zu  Erörterungen  über  den  rechtlichen  Wert  der  errichteten  sym- 
bolischen Zeichen,  insbesondere  darüber,  ob  sie  als  Äusserung  der  An- 
eignungsabsicht  und  als  Beweismittel  fiir  den  tatsächlichen  Besitz  ge- 
nügen. —  Die  Seefahrer  achten  nicht  immer  die  von  frühern  Forschungs- 
reisenden aufgestellten  Kennzeichen. 

539.  —  C.  —  Seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  beginnt  unter  dem 
doppelten  Einflüsse  der  Ansichten  der  Publizisten  und  der  durch  die  bis- 
herige Praxis  hervorgerufenen  Streitigkeiten  eine  dritte  Periode,  die  sich 
durch  einen  neuen  Rechtsgrundsatz  kennzeichnet.  Die  Okkupation  als 
Erwerbsart  setzt  eine  wirkliche,  effektive  Besitzergreifung  als  notwendig 
voraus.  Dieser  Lehrsatz,  der  fast  von  allen  Publizisten  seit  Bynkers- 
hoek,  Vattel  und  G.  F.  von  Martens  angenommen  worden  ist,  ist  seit 
der  Berliner  Konferenz  vom  15.  November  1884  bis  zum  26.  Februar 
1885  auch  ins  positive  Völkerrecht  übergegangen. 

Die  von  dieser  Konferenz  zugelassenen  Regeln,  betieffend  die  Besitz- 
ergreifung, sind  in  den  Artikeln  34  und  35  der  Schlussakte  niedergelegt 
worden.^)  —  Die  Besitzergreifung  muss  wirklich  und  effektiv  sein.  —  Sie 
muss  den  andern  Mächten  angezeigt  werden.  —  Zur  Begründung  einer 
Schutzherrschaft  genügt  die  Anzeige. 

640.  —  Aus  dem  Wortlaute  der  Artikel  34  und  35  der  Berliner  Akte 
vom  26.  Februar  1885  geht  hervor,  dass  das  Anwendungsgebiet  dieser 
Vorschriften  nach  drei  Richtungen  hin  beschränkt  ist.  —  a)  Nur  die  Sig- 
natarmächte sind  verpflichtet.  Die  Verein.  Staaten  haben  nicht  unter- 
zeichnet. —  Artikel  37  trifft  Bestimmungen  über  den  Beitritt  der  Mächte, 
die  an  der  Konferenz  nicht  teilgenommen  haben.  —  b)  Die  Artikel  34 
und  35  beziehen  sich  ausschliesslich  auf  die  zukünftig  stattfindenden  Be- 
sitzergreifungen, nicht  auf  die  zur  2ieit  der  Unterzeichnung  der  Schlussakte 
bereits  bewirkten  Okkupationen.  —  c)  Die  angenommenen  Regeln  gelten 
nur  flir  Besitzergreifungen  „an  der  Küste  des  afrikanischen  Festlandes^'. 
Die  Berliner  Akte  findet  weder  auf  andere  Weltteile,  noch  auf  die  im 
Innern  Afrikas  gelegenen  Gebiete,  noch  auf  Inseln,  die  zwar  zu  Afrika 
gehören,  die  aber,  wie  z.  B.  Madagaskar,  nicht  in  den  afrikanischen 
Kttstengewässern  liegen,  Anwendung. 

541.  —  Die  Artikel  34  und  35  der  Berliner  Schlussakte  vom  26.  Fe- 


1)  Artikel  34  lautet  „Diejenige  Macht,  welche  in  Znkunft  von  einem  Gebiete  an  der 
Küste  des  afrikanischen  Festlandes,  weiches  ausserhalb  ihrer  gegenwärtigen  Besitzungen 
liegt,  Besitz  ergreift,  oder  welche,  bisher  ohne  dergleichen  Besitzungen,  solche  er- 
werben sollte,  desgleichen  auch  die  Macht,  welche  dort  eine  Schutzherrschaft  über- 
nimmt, wird  den  betreffenden  Akt  mit  einer  an  die  übrigen  Signatarmächte  der  gegen- 
wärtigen Akte  gerichteten  Anzeige  begleiten,  um  dieselben  in  den  Stand  zu  setzen, 
gegebenenfalls  ihre  Reklamationen  geltend  zu  machen".  Artikel  35  bestimmt  «Die  Sig- 
natarmächte der  gegenwailigen  Akte  anerkennen  die  Verpflichtung,  in  den  von  ihnen  an 
den  Küsten  des  afrikanischen  Kontinents  besetzten  Gebieten  das  Vorhandensein  einer 
Obriffkeit  zu  sichern,  welche  hinreicht,  um  erworbene  Rechte  und  gegebenenfalls,  die 
Uandels-  und  Durchgangsfreiheit  unter  den  Bedingungen,  welche  rar  letztere  verein- 
bart worden,  zu  schützen.*" 
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bruar  1885  sind  eigentlich  von  keinem  besondern  praktischen  Werte, 
denn  bereits  seit  1884,  noch  vor  der  Tagung  der  Konferenz,  war^n  alle 
oder  wenigstens  fast  alle  Küsten  Afrikas  besetzt  nnd  nur  das  Innere  Afrikas 
blieb  noch  ein  Zankapfel  für  die  europäischen  Staaten. 

Das  durch  die  Berliner  Konferenz  erzielte  Ergebnis,  so  führt  F.  von 
Härtens  aus,  ist  von  geringem  Werte.  Die  angenommenen  Bestimmungen 
beschränken  sich  im  ganzen  auf  die  Notwendigkeit  einer  Anzeige.  Eine 
solche  wird  aber  spätere  Zwistigkeiten  nicht  verhüten  können.  Im  Gegen- 
teil, sie  wird  die  Erhebung  der  Einsprüche  anderer  Mächte  nur  be- 
schleunigen. —  Die  Konferenz  hat  die  Frage  der  Grenzbestimmung  in 
keiner  Weise  geregelt,  aber  gerade  wegen  Grenzfragen  entstehen  so  leicht 
Streitigkeiten  zwischen  besitzenden  Staaten.^) 

Trotzdem  haben  die  von  der  Berliner  Konferenz  aufgestellten  Kegeln 
die  Zustimmung  des  Instituts  für  Völkerrecht  gefunden.') 

Deutschland  und  England  haben  sich  durch  das  Abkommen  vom 
1.  Juli  1890  (Art.  5)  verpflichtet,  sich  gegenseitig  die  Verträge  mitzu- 
teilen, die  sie  mit  den  um  den  Tschadsee  wohnenden  afrikanischen  Volks- 
stämmen schliessen  werden. 

§  2.  —  Erfordernisse  der  Okkupation. 

542.  —  Das  heutige  Völkerrecht  verlangt  zur  Gültigkeit  eines  Ge- 
bietserwerbs durch  Okkupation  das  Zusammentreffen  von  drei  materiellen 
und  einer  formellen  Bedingung:  —  1.  ein  Gebiet,  das  einer  staatlichen 
Herrschaft  unterworfen  werden  kann  und  das  bisher  noch  von  niemand 
besessen  wird.  —  2.  Den  animus  domini,  d.  h.  die  feste  Absicht  des 
Besetzenden,  sich  als  Herrscher  des  Gebietes  zu  betrachten  und  sich  dem- 
gemäss  zu  verhalten;  —  3.  eine  Besitzergreifung,  apprehensio;  —  4.  das 
Formerfordernis  der  Anzeige  der  Besitzergreifung. 

543.  —  I.  —  Das  Gebiet  darf  zur  Zeit  der  Okkupation  unter  keiner 
HeiTschaft  stehen,  es  muss  res  nullius  sein.  —  Zweifellos  sind  res  nullius: 

A.  —  Das  unbekannte  Gebiet.  —  So  war  die  Insel  Reunion  unbewohnt, 
als  sie  1642  von  de  Pronis  im  Namen  des  Königs  von  Frankreich  in 
Besitz  genommen  wurde;  desgleichen  die  Eerguelen-Inseln,  die  1772  ent- 
deckt und  von  de  Bosnovet  1774  unter  der  Eegierung  Ludwigs  XV.  be- 
setzt wurden ;  ebenso  die  Insel  Aldara,  Cosmoledo  usw.,  die  zu  der  kleinen, 
nordwestlich  von  Madagaskar  gelegenen  Inselgruppe  gehören  und  die  die 
Engländer  sich  im  Jahre  1892  aneigneten;  ferner  die  von  Frankreich  am 
23.  August  1892  in  Besitz  genommenen  Glorioso-  und  Boches  vertes- 
Inseln,  die  sich  im  Indischen  Ozean  befinden  und  deren  ganzer  Wert  in 
der  strategisch  wichtigen  Lage,  in  dem  Schutze  für  die  Diego-Suarez- 
Bncht  besteht;  endlich  gehören  hierher  die  unbewohnten,  südlich  von 
Madagaskar  auf  der  Strecke  nach  Australien  liegenden  Sankt  Paul-  und 
Amsterdam-Inseln. 

544.  —  B.  —  Das  von  seinen  firtthem  Herrschern  aufgegebene,  dere- 
linquierte Gebiet:  Beispiel:  Die  Mauritius-Insel,  die  von  den  Holländern 
im  Jahre  1712  aufgegeben  und  1721  von  Duranguet  le  Toullec  feierlich 
mi  Namen  des  Königs  von  Frankreich  in  Besitz  genommen  wurde.  Die 
Preisgebung,  dereUctio,  setzt  das  Aufgeben   des   corpus  und  des  animus 


1)  ▼.  Martens,  La  CooföreDce  du  Congo  k  Bertin  et  la  politique  coloniale  des 
Etats  modernes,  B.  D.  I.  P.,  t  XVIIl,  pp.  113  et  s.,  pp.  244  et  s. 

2)  [S.  die  vom  Institut  inr  Völkerrecht  auf  der  Versammlung  zu  Lausanne  (1888) 
'              beratenen  Regeln  (Annuaire  de  Ilnstitut,  t  X,  p.  201.] 

Bonfils,  Lehibneh  des  Völkerrechts.  19 
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voraus.  Ersteres  ist  eine  Tatsache,  die  sich  ziemlich  leicht  nachweisen 
lässt.  Letzteres  kann  nur  durch  Erforschung  der  Absicht  im  Wege  der 
Auslegung  ermittelt  werden,  was  je  nach  den  Umständen  des  einzelnen 
Falles  schwierig  sein  wird.  Die  Besitzaufgabe  wird  nicht  freiwillig  sein, 
wenn  der  Staat  nur  vorübergehend  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  wird,  seine 
Herrschaft  zur  Geltung  zu  bringen,  wenn  er  beispielsweise  durch  einen 
Aufstand  oder  einen  auswärtigen  Krieg  genötigt  wird,  seine  Streitkräfte 
nach  gewissen  Punkten  hin  zusammenzuziehen. 

Wenn  ein  Gebiet  bereits  durch  eine  zivilisierte  Macht  besetzt  worden 
ist,  so  ist  kein  anderer  Staat  mehr  berechtigt,  sich  seiner  zu  bemächtigen. 

—  Die  Frage,  ob  die  Okkupation  eines  Gebietes,  das  als  derelinquiert  an- 
gesehen wird,  weil  die  früher  einmal  vorhanden  gewesene  Souveränität 
nicht  mehr  ausgeübt  wird,  gültig  sei,  hat  häufig  Streitigkeiten  veranlasst. 

—  So  nahm  England  die  Falklands-  oder  Malwinen-Inseln,  die  der  Se- 
publik  Argentinien  als  der  Rechtsnachfolgerin  Spaniens  gehörten,  in 
Besitz.^)  —  Ein  ähnlicher  Streit  entstand  zwischen  Grossbritannien  und 
Portugal  wegen  der  Delagoabai  an  der  ostafrikanischen  Küste.  Er 
wurde  durch  den  Schiedsspruch  Mac  Mahons  vom  25.  Juli  1875  bei- 
gelegt. 

In  der  Frage  der  Karolinen-Inseln  wollte  das  Berliner  Kabinett  trotz 
des  mehrhundertjährigen  Besitzes  Spaniens  die  Vorschritten  des  Artikels 
35  der  Akte  vom  26.  Februar  1885  angewendet  wissen.  Es  behauptete, 
dass  Spanien  niemals  einen  tatsächlichen  und  effektiven  Besitz  ausgeübt, 
oder  dass  es  doch  wenigstens  auf  den  Besitz  dieser  Inseln  verzichtet 
habe  und  dass  diese  daher  jedenfalls  als  res  derelictae  anzusehen  seien. 
Spanien  verwahrte  sich  demgegenüber  aufs  nachdrücklichste.  —  Der 
deutsche  Beichskanzler  verstand  es  meisterhaft  einen  Ausweg  zu  finden, 
um  eine  sichere  diplomatische  Niederlage  zu  verdecken.  Papst  Leo  Xin. 
erkannte  als  Vermittler  durch  seinen  Vorschlag,  der  von  den  beiden 
Staaten  am  17.  Dezember  1885  ratifiziert  wurde,  die  Souveränität  Spaniens 
über  die  Karolinen  auf  Grund  dessen  historischer  Rechte  an,  forderte 
Spanien  aber  auch  gleichzeitig  auf,  seinem  Besitze  künftighin  eine  mehr 
„effektive"  Form  zu  geben  und  deutsche  Kaufleute  dort  zum  Handels- 
betriebe zuzulassen.')  [Seit  dem  Vertrage  vom  12.  Februar  1899  sind 
die  Karolinen-Inseln  an  Deutschland  übergegangen.^] 

In  dem  Streitfalle,  der  im  Jahre  1888  zwischen  Italien  und  der  Türkei 
wegen  der  Besitzergreifung  Massauas  durch  die  Italiener  entstand,  handelte 
es   sich  darum,   ob  der   Saltan   selbst    oder   durch   den    Khediven    von 


1)  CalYO,  op.  cit,  t  I,  §  287.  —  Pradier-Fod&re,  La  Republique  Argentine 
et  le  Droit  intern.,  R.  D.  L,  t  XX,  p.  163. 

2)  [S.  wegen  der  Earolineninseln  Bartoli,  Las  Carolinas,  1885.  —  Goello,  La 
Gonferencla  de  Berlin  y  la  cuestion  de  las  Carolinas,  1885.  —  Costa,  El  conflicto  his- 
pano-aleman  sobre  la  Micronesia,  1886.  —  De  Gracia  y  Paredo,  Consideradones 
sobre  el  derecho  de  Espano  sobre  las  islas  Carolinas,  1885.  —  Lefebvre  de  Behaine, 
L^on  Xlll  et  le  prince  de  Bismarck:  l'arbitrage  des  Carolines,  Revue  des  Deux-Mondes« 
l«r  jaillet  1897.  —  Montero  y  Vidal,  El  Archipielago  Filipino  y  las  islas  Marianas, 
Carolinas  y  Palaos,  1886.  —  Palma,  La  m^diation  du  Pape  dans  la  question  des  iles 
Carolines,  Rassegna  di  scienza  sociali  e  polit,  n»  71.  —  Romeo  y  Giron,  La  cuestion 
de  las  Corolinas  ante  el  Derecho  internazional,  1885.  —  Louis  Selos-se,  L^affaire  des 
Carolines,  1886.  —  Soderini,  La  Mediazione  di  Leone  XIII  nel  conflitto  ispano-tedesco 
sulle  isole  Caroline,  Rassegna  ital.,  1888,  n«  1.  —  Tayiel  de  Andrade,  Historia  dd 
conflicto  de  las  Carolinas,  1886.  —  VgL  Vasquez  y  Lopez  Amor,  Examen  bis- 
torico-legal  del  derecho  de  Patronato  de  la  Corona  de  Espana  sobre  las  lugares  pios 
de  Tierra  Santa,  1881.] 

8)  [R.  D.  L  P.,  t.  VI,  p.  202.] 
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Ägypten  eine  hinreichend  effektive  Okkupation  unterhalten  habe,  um  die 
Besitzergreifting  durch  eine  dritte  Macht  zu  verhindern.  Tatsächlich  stand 
eine  ägyptische  Garnison  in  Massaua,  als  es  von  den  Italienern  besetzt 
wurde,  und  die  Flagge  des  Khediven  wehte  sogar  fast  ein  Jahr  neben 
der  italienischen  Fahne. 

Die  Besitzergreifung  Massauas  veranlasste  die  Pforte  zu  wiederholten 
Einsprüchen  (Noten  vom  10.  Februar  und  Dezember  1885  sowie  vom  August 
1888).  Trotzdem  sind  die  Italiener  in  Massaua  geblieben,  aber  ihr  Vor- 
gehen und  die  Beweisgründe,  die  sie  für  ihre  Ansprüche  anfahren,  können 
nur  missbilligt  werden.^) 

[In  den  letzten  Jahren  entstanden  Schwierigkeiten  zwischen  Brasilien 
und  Grossbritannien  wegen  des  Besitzes  der  Insel  Trinidad.  Beide  Mächte 
wollten  sie  kraft  Okkupationsrecht  erworben  haben.  Dank  der  guten 
Dienste  Portugals  wurden  die  Schwierigkeiten  Ende  1896  zu  Gunsten 
Brasiliens  behoben.^ 

545.  —  C.  —  Kann  das  von  barbarischen  Stämmen  oder  von  Wilden 
bewohnte  Gebiet  als  herrenlos  gelten  und  daher  der  Okkupation  unter- 
liegen? Die  Frage  ist  unter  den  Publizisten  streitig.  Auch  von  den  ein- 
zeteen  Staaten  wird  sie  in  verschiedener  Weise  beantwortet.') 

Erster  Lehrsatz.  —  Wilde  Völkerschaften  und  barbarische  Stämme 
haben  keinerlei  Bechte  an  den  Ländereien,  auf  denen  sie  ansässig  sind,  sie 
haben  weder  Eigentums-  noch  um  so  weniger  [Souveränitätsrechte.  Sie 
sind  weiter  nichts  als  die  tatsächlichen  Inhaber,  die  zeitweiligen  Besitzer 
des  Landes.  Dies  ist  die  im  allgemeinen  von  den  Schriftstellern  des  15., 
16.  und  17.  Jahrhunderts  vertretene  Lehre;  sie  wird  aber  von  Yittoria 
und  Las  Casas  zurückgewiesen.^)  —  Die  angeführten  Gründe  sind  nichts 
als  Trugschlüsse  und  beweislos  dastehende  Behauptungen.  Im  18.  Jahr- 
hundert wurde  diese  Anschauung  von  Locke,  Voltaire,  Marmontel  und 
Rousseau  mit  aUer  Entschiedenheit  bekämpft.  —  Im  19.  Jahrhundert 
wurde  die  Lehre  von  der  Darwinistischen  Schule  wieder  aufgenommen 

546.  —  Zweiter  Lehrsatz.  —  Wilde  Volksstämme  können  nur  eine 
durch  die  Bechte  der  Kolonisation  und  der  Zivilisation  beschränkte 
Souveränität  beanspruchen.  Man  muss  das  Privateigentumsrecht,  das 
Eigentum  am  Grund  und  Boden,  das  einzelnen  oder  mehrern  gemeinschaft 
lieh  zusteht  und  das  den  Wüden  schon  in  ihrer  Eigenschaft  als  Menschen 
gebührt,  scharf  von  dem  Souveränitätsrechte  unterscheiden.  —  WUde 
Völker  können  ein  eigentliches  Souveränitätsrecht  nicht  besitzen,  denn  sie 
verstehen  es  nicht,  sie  haben  nicht  die  rechte  Vorstellung  von  seinem 
Begriffe  und  Inhalt  und  sie  üben  es  nicht  in  der  Art  aus,  wie  es  die 
Europäer  tun.  Ihre  Souveränität  ist  noch  unausgebildet,  unvollkommen 
und  abgeschwächt.  Daher  haben  die  christlichen  Staaten  das  Bechti 
ihnen  ihre  überlegene  und  voll  entwickelte  Souveränität  au&uzwingen, 
und  die  Pflicht,  sie  mit  den  Wohltaten  der  Gesittung  zu  beglücken. 

Diese  Lehre  ist  vor  allem  von  den  amerikanischen  Juristen  vertreten 


1)  Daniel,  Uannie  politiqae,  1S88,  pp.  195,  816  et  s.,  908  et  s.  -  Archives 
diplomatiques,  1889,  t  IV,  p.  82.  —  GircuL  du  gouTemement  fran^ais  du  8  aoftt  1888. 
-  Gatellani,  U  poUtique  coloniale  de  l'Italie,  R.  D.  I.,  t  XVII,  p.  218. 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  617  et  t.  IV,  p.  U6.] 

8)  fTrione,  Gli  Statt  civili  nei  loro  rapporti  giuridici  coi  popoU  barbari  • 
semibaibari,  1899.] 

4)  Vittoria,  De  Indis,  siye  de  titulis  legitfmis  Tel  non  legitimis,  ^uibus  Bar 
bari  potnenmt  venire  iu  ditiouem  Hispaoorom,  1567.  •—  Las  Casas,  BreTisdma  rela 
den  de  la  destniccion  de  las  Indias,  1562.  —  Flore,  Le  nouveaa  Droit  Internat 
public,  t  I,  p.  417. 
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worden.  Der  Oberrichter  Marshall  in  den  Verein.  Staaten  sagte  im 
Jahre  1823:  „Indem  die  einzelnen  europäischen  Nationen  das  Recht  der 
Eingeborenen,  als  der  ^Okknpanten^'  achteten,  nahmen  sie  doch  für  sich 
selbst  die  Gebietshoheit  in  Ansprach  und  leiteten  hieraus  das  Eecht  ab, 
den  Grund  und  Boden,  obgleich  er  im  Besitze  der  Eingeborenen  stand, 

zu  vergeben Bei  der  Begründung  derartiger  Eechtsverhältnisse 

durften  die  Hechte  der  Eingeborenen  zwar  keinesfalls  völlig  bei  Seite 
gestellt  werden,  aber  sie  wurden  doch  notwendigerweise  wesentlich  ge- 
schmälert.  Man  gab  zu,  dass  die  Eingeborenen  die  regelmässigen  Okku- 
panten des  Grund  und  Bodens  seien  und  dass  ihnen  billiger  Weise  das 
Becht  gebühre,  ihren  Besitz  zu  behalten  und  ihn  nach  ihrem  Gutdünken 
auszunutzen.  Aber  ilire  Bechte  auf  eine  vollkommene  Souveränität  als 
unabhängige  Völker,  waren  notwendigerweise  gemindert  und  ihre  Befugnis, 
Ober  den  Boden  nach  eigenem  Ermessen  zu  Gunsten  jedes  Beliebigen  zu 
verfügen,  wurde  durch  den  Grundsatz,  dass  die  Entdeckung  dem  En^ecker 
ein  ausschliessliches  Becht  gebe,  aufgehoben.'' i) 

Der  Bichter  Johnson  sagte  im  Jahre  1831  vor  dem  obersten  Gerichts- 
hofe der  Verein.  Staaten:  „Niemals  hat  man  den  Indianern  die  Souveränität 
über  das  Gebiet,  das  sie  besitzen,  zuerkannt  ....  Es  ist  nicht  zweifel- 
haft, dass  das  Becht  auf  Souveränität  ebenso  wie  das  auf  Okkupation  des 
Grund  und  Bodens  von  den  Staaten,  die  das  Land  entdeckt  hatten,  vor 
aller  Welt  ausgeübt  und  bestätigt  worden  ist.  Hieraus  leiten  wir  unsere 
Bechte  ab." 

Westlake  fügt  hinzu,  dass  die  Indianer  und  die  Neger  andern  Völkern 
keine  Souveränitätsrechte  übertragen  konnten  und  können,  weil  sie  andere 
begriffliche  Vorstellungen  über  diese  Bechte  als  die  Europäer  haben,  und 
weil  sie  solche  Rechte  überhaupt  nicht  besitzen.  Wollte  man  den  Ursprung 
der  Herrschaftsrechte  auf  die  mit  den  Eingeborenen  abgeschlossenen  Ab- 
tretungsrechte gründen,  so  käme  man  —  nach  Ansicht  des  englischen 
Juristen  —  zu  der  Fiktion,  dass  die  Eingeborenen  über  eine  Souveränität 
verfügen  könnten,  die  sie  weder  begreifen  noch  besitzen.  Niemand  kann 
aber  übertragen,  was  er  nicht  besitzt  und  wovon  er  nichts  weiss.  — 
Hieraus  folgt,  dass  Abtretungs-  und  Protektoratsverträge,  die  die 
Häuptlinge  oder  Negerfürsten  mit  Europäern  eingehen,  wertlos  sind,  und 
dass  die  Europäer  Souveränität  über  die  von  Indianern  oder  Negern  be- 
wohnten Gebiete  nur  durch  eine  mit  Gewalt  erzwungene  und  von  Gewalt 
begleitete  Okkupation  erwerben  können.'^ 

Anders  formuliert  oder  nur  mit  mehr  oder  weniger  ähnlichen  Aus- 
drücken ist  dies  auch  die  Lehre  von  Bluntschli,  Chritien,  Dudley-Field, 
Holtzendorff,  Pinheiro-Ferreira,  Vattel  u.  a. 

547.  —  Dritter  Lehrsatz.  —  Unbedingte  Achtung  ist  sowohl  der 
Unabhängigkeit  als  auch  dem  Eigentumsrechte  wilder  oder  barbarischer 
Volksstämme  entgegenzubringen.  Die  Menschen  aller  Rassen  und  aller 
Farben  müssen  vor  dem  Rechte  einander  gleich  sein,  wie  ungleich  sie 
auch  in  Kenntnissen,  an  Wohlstand  und  in  ihrer  gewerblichen  Tätigkeit 
sind.  Sie  alle  haben  dasselbe  Recht  auf  Freiheit.  —  Die  zivilisierten 
Staaten  haben  ebensowenig  Recht,  sich  der  Gebiete  wilder  Volksstämme 
zu  bemächtigen,  als  diese  befugt  sind,  europäische  Länder  in  Besitz  zu 


1)  Travers  Twiss,  Le  droit  des  gens,  t.  I,  eh.  VIII,  §  134. 

2)  Westlake,  Le  coDflit  angio-portugais,  R.  D.  L,  t  XXIII,  p.  247;  t.  XXIV 
pp.  170  et  s.  t  XXV,  pp.  58  et  s.  Das  unstreitige  Talent  Westlakes  lässt  die  Ub-> 
Genauigkeit  einer  Lehnaeioung,  die  zur  Rechtfertigung  des  Vorgehens  Englands  gegen 
Portugal  im  Jahre  1890  aufgestellt  wurde,  nur  noch  besser  erkennen. 
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nehmen.  —  Es  ist  anzalässig*,  den  Stämmen  und  Vttlkerschaften,  die  seit 
Jahrtausenden  in  ungestörter  Freiheit  Gebiete  besitzen,  das  Becht  auf 
Unabhängigkeit  und  Souveränität  zu  bestreiten.  —  Dass  diese  Volksstämme 
nicht  dieselben  Anschauungen  über  die  Souveränität  haben  als  die  Völker 
Europas,  ist  sicher,  aber  sie  haben  doch  immerhin  eine  gewisse  Vorstellung 
darüber:  ein  Beweis  hierfür  liegt  in  ihren  Verträgen,  Waffenstillständen  und 
Bündnissen,  ja  sogar  in  dem  Schutze,  den  die  kleinen  Fürsten  oder  Sultane 
den  friedlichen  Forschungsreisenden  gewähren. 

Wollte  man  etwa  Benhanzin  oder  Lobengula,  dem  Könige  der  Mate- 
belen,  der  Jahre  lang  gegen  die  vordringende  englisch*südafrikanische 
Gesellschaft  kämpfte,  das  Bewusstsein  seiner  Souveränität  absprechen? 
—  Wenngleich  diese  Volksstämme  (von  denen  einige  sich  einer  auffallend 
entwickelten  Organisation  erfretten),^)  nicht  dieselbe  Begriffisvorstellnng  von 
der  Souveränität  und  den  Rechten  der  Staaten  besitzen  wie  die  Europäer 
und  Amerikaner,  so  darf  man  hieraus  doch  nicht  schliessen,  dass  sie  über- 
haupt diesen  Begriff  nicht  kennen.  Hatten  etwa  die  Völker  Europas  im 
X.  Jahrhundert  dieselben  Anschauungen  über  die  Souveränität  wie  heut- 
zutage? Sollte  man  hieraus  etwa  folgern,  dass  die  kleinen  Lehnsstaaten 
keine  Souveränität  besessen  hätten?  —  Schliesst  nicht  die  Souveränität, 
wie  sie  von  den  Negerstämmen  Afrikas  oder  Guineas  verstanden  wird, 
den  höchsten  Grad  vou  Machtvollkommenheit  in  sich,  da  sie  dem  Fürsten, 
dem  Häuptlinge,  das  Recht  über  Leben  und  Tod  seiner  Untertanen  und 
das  Obereigentum  und  Verfttgungsrecht  über  alle  ihre  Habe  verleiht?  — 
Haben  nicht  die  Negerstämme  Afrikas  ein  Recht  auf  Dasein  und  daher 
auch  auf  Freiheit?  —  Mit  Recht  bemerkt  Heffter  (op.  cit.,  §  70):  „es 
gibt  keine  Befugnis  für  schon  vorhandene  Staaten,  ihre  Herrscht  andern, 
wenn  anch  staatenlosen  und  rohen  Völkern  aufzudringen^. 

548.  —  Der  erste  nnd  zweite  Lehrsatz  muss  zurückgewiesen  werden. 
Beide  suchen  Vorgänge  roher  Gewalt,  wie  sie  die  Nordamerikaner  gegen 
die  Rothäute  und  mehrere  europäische  Nationen  gegen  die  Eingeborenen 
Afrikas  verschuldet  haben,  mit  scheinbaren  juristischen  Feinheiten  zu  be- 
schönigen. 

Nur  durch  friedliche  Abmachungen  darf  Europa  versuchen,  in  bewohnte, 
noch  nicht  unter  seinem  Einflüsse  stehende  Gegenden  vorzudringen*  —  Nur 
auf  dem  Wege  freiwilliger  Abtretung,  die  jedesmal  von  dem  Beherrscher 
eines  Landes  bewilligt  wird,  kann  die  Souveränität  von  europäischen 
Staaten  erworben  werden.  Eine  solche  freiwillige  Abtretung  ist  keines- 
wegs eine  verschleierte  Okkupation;  enthält  sie  doch  den  Verzicht  auf 
eine,  wenn  auch  noch  unentwickelte,  so  doch  tatsächlich  bestehende  Souve- 
ränität, wie  sie  beispielsweise  von  den  Häuptlingen  von  Sokoto,  Baghirmi 
und  von  Mashonaland  sowie  von  den  Sultanen  von  Bomeo  und  Brunei 
verstanden  und  ausgeübt  wird. 

Am  ratsamsten  ist  es,  durch  Begründung  von  Schutzherrschaften,  sog. 
Protektoraten,  vorzugehen.  Hierbei  wird  den  Häuptlingen  der  Volksstämme 
die  unmittelbare  Leitung  der  Geschäfte  und  die  tägliche  Einwirkung  auf 
ihre  Untertanen  belassen,  während  der  schutzherrliche  Staat  seine  Schutz- 
befohlenen ganz  allmählich  zu  einer  bessern  sozialen,  politischen  und 
wirtschaftlichen  Stellung  erziehen  kann  als  sie  sie  bisher  hatten.  Zahl- 
reiche Verträge  dieser  Art  sind  von  Frankreich  im  Sudan  und  im  Kongo- 
gebiete,  sowie  von  Deutschland  in  Ost-  und  Westafrika  und  in  andern 


1}  Die  Schilderung  der  Mission  MonteiU  ist  ergiebig  an  Enthüllungen  und  regt 
zu  Tielfachen  Betrachtnngen  an. 
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Gegenden  geschlossen  worden.  —  Dass  bisweilen  der  eine  oder  andere 
dieser  Verträge  erzwungen  oder  erlistet  worden  ist,  mag  zugegeben  werden. 
Aber  eine  znf&Uig  missbräuchliche  Anwendung  eines  Mittels  kann  doch 
nicht  das  Mittel  selbst  verwerflich  machen.  Weldier  Rechtssatz  könnte 
Bestand  haben,  wenn  seine  Beseitigung  schon  durch  eine  blosse  Verletzung 
geboten  wäre? 

Die  Achtung  der  Rechte  barbarischer  Volksstämme  auf  Unabhängigkeit 
und  auf  innere  Souveränität  wird  gelehrt  von  Heffter,  Klttber,  G.  P. 
von  Martens,  Pradier-Fod^r^,  G^rard  de  Rayneval,  Ortolan, 
Salomon  u.  a. 

549.  —  Anlangend  die  Staatenübung,  so  hat  sich  erst  in  der  alier- 
neusten  Zeit,  wie  aus  den  von  mehrern  eui*opäischen  Regierungen  erlassenen 
Verhaltungsmassregeln  hervorgeht,  der  Gedanke  Bahn  gebrodien,  dass  die 
noch  unausgebildete  und  unentwickelte  Souveränität  und  die  Unabhängig- 
keit barbarischer  Volksstänvne  zu  achten  sei.  —  Die  Berliner  Kongo- 
konferenz  vom  Februar  1885  hat  wiederholt  die  Rechte  halbwilder  Fürsten 
und  afrikanischer  Volksstämme  anerkannt.  —  Es  voUzieht  sich  heute  kaum 
noch  eine  Okkupation,  ohne  dass  ihr  ein  Vertrag  vorhergeht.  —  Einige 
Schriftsteller  behaupten  jedoch,  dass,  wenn  auch  die  gesitteten  Mächte  in 
der  Theorie  die  Unabhängigkeit  der  Souveränitäten  der  Eingeborenen  un- 
bedingt anerkennen,  die  Praxis  doch  dieselbe  geblieben  sei,  wie  in  den 
letzten  Jahrhunderten,  ja  sie  habe  eine  noch  hässlichere  Grestalt  angenommen, 
denn  einerseits  suche  man  sich  heuchlerisch  in  den  Deckmantel  der  Gross- 
mut zu  hüUen  und  anderseits  sei  an  Stelle  des  frühem  religiösen  Fana- 
tismus die  krasseste  Geldgier  getreten.  —  Die  Gesittung,  so  führen  sie 
weiter  aus,  womit  man  diese  Völkerschaften  zu  beglücken  wähnt,  hält 
keiner  nähern  Prüfung  stand.  —  Es  ist  und  bleibt  doch  immer  das  Recht 
des  Starkem,  das  Europa  und  vor  allem  England  auch  heute  noch  in 
Süd-  und  Mittelafrika  zur  Geltung  bringt. 

Im  19.  Jahrhundert  haben  sich  die  Verein.  Staaten  in  Nordameiika 
auf  Kosten  der  Rothäute  ausgedehnt.  Sie  haben  die  Indianer  durch  unge- 
rechte und  grausame  Kriege  ausgerottet,  oder  sie  langsam  durch  Aus- 
hungerung und  Vertragsbmch  zu  Grunde  gerichtet.^) 

550.  —  n.  —  Die  Besitzergreifung  muss  cum  animo  domini  erfolgen, 
d.  h.  der  Staat  muss  die  Absicht  haben,  seine  Souveränität  auf  dem  be- 
setzten Gebiete  dauemd  zu  behaupten.  —  Diese  Absicht  wird  durch  eine 
Anzeige  an  die  andern  Mächte  oder  durch  die  Entsendung  von  bevollmäch- 
tigten Vertretem  des  Staates,  wie  von  Seeoffizieren,  Gouverneuren,  Zoll- 
beamten usw.  offen  kundgetan.  Hiermit  wird  auch  dem  zweiten  Erforder- 
nisse der  Okkupation  genügt. 

551.  —  III.  —  Das  dritte  wesentliche  Erfordernis  der  Okkupation, 
als  einer  Erwerbsart  von  Staatsgebiet,  ist  eine  wirkliche  und  effektive 
Besitzergreifung.  —  Dies  Erfordernis  ist  erfüllt,  sobald  der  okkupierende 
Staat  eine  örtliche  Verwaltung  eingerichtet  hat,  die  hinreicht,  um  eine 
geregelte  Ausübung  seiner  Gewalt  zu  sichem.  Die  Art  und  Weise  der 
Organisation  dieser  örtlichen  Verwaltung  kann  je  nach  den  Umständen 
und  dem  betreffenden  Lande  äusserst  verschieden  sein.  —  Der  besetzende 
Staat  kann  auch  eingeborenen  Beamten  die  Ausübung  seiner  Gewalt  unter 
seiner  Aufsicht  und  Leitung  übertragen.  Es  ist  notwendig,  aber  auch 
genügend,   wenn   sich   die  Staatsgewalt,  das  Imperium  des  besetzenden 

1)  De  Chenclos,  Peauz-Rouges  et  Visages  P&les,  Revue  des  Deux-Mondes 
15  juin  1SS9.  —  G.  de  Varigny,  La  fin  d'une  race;  rinsurrection  des  Sioux,  Revue 
des  Deux-Mondes  15  f^vrier  1S91. 
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Staates,  auf  dem  besetzten  Gebiete  fühlbar  macht  und  mittelbar  oder  un- 
mittelbar ausgeübt  wird. 

Es  leuchtet  ein,  dass  die  blosse  Tatsache  der  Entdeckung  der  effektiven 
Okkupation  nicht  gleichgestellt  werden  kann.  —  Die  Entdeckung  an  sich 
kann,  wenn  ihr  keine  Besitzhandlung  folgt,  ein  endgültiges  Recht  nicht 
begründen.  Anderseits  ist  es  unzulässig,  dass  ein  Staat  einem  andern  die 
Frucht  seiner  Entdeckung  dadurch  entzieht,  dass  er  ihm  durch  eine  schleunige 
Besitzergreifung  zuyorkommt.  —  Tn  den  amtlichen  Urkunden  über  den 
Erwerb  der  Souveränität  über  Oebiete  wilder  Yolksstämme  nimmt  man 
meistens  darauf  bedacht,  die  Entdeckung  und  die  Besitzergreifung  mit- 
einander zu  verbinden. 

Alle  Staaten  haben  der  Reihe  nach  bald  die  Entdeckung  bald  die 
Okkupation  für  erforderlich  gehalten,  je  nachdem  dies  gerade  ihren  je- 
weiligen Interessen  am  besten  entsprach. 

658.  —  Artikel  35  der  Schlussakte  der  Berliner  Konferenz  vom  Februar 
1885  bezweckt,  in  Zukunft  Scheinokkupationen  zu  verhüten.  Grosse 
Schwierigkeit  bereitete  der  Konferenz  die  Frage,  was  unter  einer  wirklichen 
und  effektiven  Besitzergreifung  zu  verstehen  sei;  eine  bestimmte  Regel 
darüber  aufzustellen,  erschien  bedenklich.  Auf  den  Vorschlag  des  fran- 
zösischen Bevollmächtigten  einigte  man  sich  dahin,  den  Mächten,  die  eine 
Okkupation  vornehmen,  die  „Verpflichtung^  aufisuerlegen,  „das  Vorhanden- 
sein einer  Obrigkeit  zu  sichern,  welche  hinreicht,  um  erworbene  Rechte  .  .  . 
zu  sichern^.  —  Artikel  35  verlangt  keine  Anerkennung  seitens  der  andern 
Mächte,  denn  es  ist  ein  Rechtsgrundsatz,  dass  ein  Staat  auch  ohne  Aner- 
kennung zur  Entstehung  gelangen  kann,  um  so  eher  kann  er  sich  auch 
ohne  eine  solche  vergrössem. 

658.  —  Der  (Jmfang  des  tatsächlich  besetzten  Gebietes  ist  zu  Anfang 
der  Besitzergreifung  gewöhnlich  sehr  beschränkt.  Die  Okkupation  kann 
sich  nur  allmählich  vollziehen  und  sich  weiter  ins  Innere  des  Landes 
hinein  erstrecken.  Es  entspricht  der  Billigkeit,  anzuerkennen,  dass  der 
Staat,  der  die  Okkupation  vorgenommen  hat,  ein  gewisses  Vorrecht  darauf 
hat,  sich  auch  die  an  seine  Besitzungen  anstossenden  Gebiete  mit  der 
Zeit  endgültig  anzueignen.  —  Wie  weit  erstreckt  sich  diese  G^bietszone? 
Diese  Frage  war  früher  sehr  bestritten,  sie  kann  auch  in  Zukunft  wieder 
brennend  werden.  —  Einige  Publizisten  stellen  als  leitend  den  Grundsatz 
auf,  dass  diese  Zone  das  ganze  Gebiet  umfasse,  das  wegen  seiner  Gebirgs- 
und  Wasserverh&ltnisse  mit  dem  besetzten  Landstriche  als  eine  geographische 
Einheit  zu  gelten  habe.  —  Dieser  Grundsatz  ist  vemunftgemäss  und  in 
der  Theorie  annehmbar;  der  Praxis  bietet  er  jedoch  oft  die  grössten 
Schwierigkeiten. 

Verschiedene  Fälle  sind  hierbei  auseinanderzuhalten.  —  1.  Gegen- 
stand der  Okkupation  ist  eine  InseL  Gilt  die  Okkupation  irgend  eines  Teiles 
der  Insel  als  Okkupation  der  ganzen  Insel?  Dudley-Field,  Fiore  u. 
Pradier-Fodör^  bejahen  die  Frage.  Salomon  verneint  sie.  —  Haben 
mehrere  Staaten  verschiedene  Küstenstriche  der  Insel  in  Besitz  genommen, 
so  ft'agt  es  sich,  ob  der  Gebirgsrücken,  die  Wasserscheide,  die  Grenzlinie 
zwischen  ihnen  bilde? 

2.  Erwirbt  ein  Staat,  der  sich  an  der  Mündung  eines  Flusses  nieder- 
gelassen hat,  damit  zugleich  auch  die  Souveränität  über  das  ganze  Fluss- 
becken und  also  über  das  gesamte  Land,  das  von  diesem  Flusse  und 
seinen  Nebenflüssen  durchströmt  wird?  —  Bluntschli  und  Dudley-Field 
nehmen  dies  an.  Auch  die  Nordamerikaner  vertraten  diesen  Standpunkt 
auf  der  Londoner  Konferenz  von  1827.  —  F.  von  Martens,  Salomon 
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und  Travers  Twiss  bek&mpfen  diese  Ansicht.  —  Man  kann  weiterhin 
die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  ein  Staat,  der  sich  der  Quelle  eines  Flusses 
bemächtigt  hat,  mit  gleichem  Rechte  den  Erwerb  des  ganzen  Flnssbeckens 
oder  doch  wenigstens  des  Flusslaufes  Ar  sich  in  Anspruch  nehmen  kttnne? 
Auch  dies  kann  Anlass  zu  einem  Streite  geben. 

In  dem  zwischen  den  Verein.  Staaten  und  Spanien  bei  der  Festsetzung 
der  Ostgrenzen  Lnisianas  entstandenen  Streitfalle  (1805)  handelte  es  sich 
um  die  Frage,  ob  sich  der  Besitz  eines  europäischen  Staates,  der  sich  an 
der  Seekttste  eines  Landes  niedergelassen  habe,  auch  ins  Innere  des  Landes 
bis  zu  den  Quellen  der  Ströme,  die  sich  an  der  besetzten  Ettste  ins  Meer 
ergiessen,  und  auf  alle  Nebenflüsse  und  das  von  diesen  durchströmte  Gebiet 
bis  zur  Wasserscheide  erstrecke  und  ob  der  Staat  ein  unumschränktes, 
alle  andern  Staaten  ausschliessendes  Recht  an  diesen  Ländereien  habe? 

—  G.  F.  von  Martens,  Dudley-Field,  Heffter,  Phillimore  u.  a. 
bejahen  diese  Frage.  Elttber,  Ortolan,  Salomon  u.  a.  nehmen  das 
Gegenteil  an.^) 

Kann  ein  Staat  auf  das  Eigentum  an  einem  Gebiete  um  deswillen 
Anspruch  erheben,  weü  es  an  das  von  ihm  tatsächlich  besetzte  Land  an- 
stösst  (Prinzip  der  Eontiguität)?  Unter  dieser  Annahme  machte  Gross- 
britannieUi  das  im  Besitze  von  Angra-Pequena  und  der  Walfischbai  war, 
Deutschland  gegenüber  den  Besitz  der  Ettste  von  Südwestafrika  geltend. 

—  England  behauptete,  dass  es  die  Gebiete,  auf  denen  es  zum  Schutze 
seiner  Angehörigen  Eonsulate  errichtet  habe,  kraft  Eontiguität  besitze.  Es 
erfand  den  Begriff  von  Pseudo-Proktektoraten  (protectorats  par  rayon- 
nement). 

564.  —  Manche  Schriftsteller  erörtern  die  Frage,  welcher  Zeitraum 
zwischen  der  Entdeckung  und  der  tatsächlichen  Besitzergreifung  liegen 
könne.  Einige  setzen  eine  Frist  von  25  Jahren  fest.  —  Eine  unbedingte 
Regel  wäre  rein  willkürlich.  Man  steht  hier  einer  Tatfrage  gegenüber, 
bei  deren  Entscheidung  notwendigerweise  die  geographische  Lage  der  zu 
okkupierenden  Länder,  ihre  grössere  oder  geringere  Entfernung  und  Zu- 
gänglichkeit, ihre  Ausdehnung,  die  Entwicklung  ihrer  Eultur  u.  dergl.  zu 
berücksichtigen  ist.  —  Aber  angesichts  der  kolonisatorischen  Tätigkeit 
der  jetzigen  Völker  und  namentlich  angesichts  der  stets  zunehmenden 
Schnelligkeit  der  Verkehrsmittel,  die  die  verschiedenen  Weltteile  mit- 
einander verbinden,  wird  die  Frist  immer  kürzer  zu  bemessen  sein.*) 

655.  —  IV.  —  Das  vom  heutigen  Völkerrechte  zur  Gültigkeit  der 
Okkupation  aufgestellte  Formerfordemis  besteht  in  einer  Anzeige,  die  der 
besetzende  Staat  den  andern  Mächten  zu  erstatten  hat.  —  Nach  dem 
positiven  und  vertragsmässigen  Rechte  ist  diese  Anzeige  nur  in  Ansehung 
der  Kttsten  des  afrikanischen  Festlandes  und  nur  für  die  Mächte,  die  der 
Schlussakte  der  Berliner  Eonferenz  vom  26.  Februar  1885  beigetreten 
sind,  obligatorisch.  Aber  die  Vorteile,  die  man  sich  von  dieser  Anzeige, 
die  den  Wettbewerb  der  europäischen  Nationen  auf  kolonialem  Gebiete 
regelt,  verspricht,  verleiten  die  Wissenschaft  dazu,  dieses  Formerfordemis 
ganz  allgemein  aufzustellen  (s.  den  Beschluss  des  Instituts  fttr  Völkerrecht 
auf  seiner  Versammlung  zu  Lausanne  vom  7.  September  1888). 

1)  Vgl.  Travers  Twiss,  Le  Droit  des  gens,  t.  I,  No.  122  bis  127.  —  [S.  aach 
Westlake,  Etudes  sur  les  principes  du  Droit  international,  1895,  pp.  137  et  s.] 

2)  [Diese  Frage  wurde  zwischen  Frankreich  und  dem  Kongostaate  nach  der 
Grenzberichtigung  vom  29.  April  1887  erörtert;  die  Schwierigkeit  wurde  durch  das 
Abkommen  vom  14.  August  1894  beseitigt  (Jeze,  Etüde  sur  roccupation,  p.  26S.  — 
H.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  478).] 
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Die  Anzeige  an  sich  ist  keiner  besondern  Form  unterworfen.  Wesent- 
lich ist  nur,  dass  die  Mitteilung  den  andern  Staaten  in  klarer  Weise  zar 
Kenntnis  gebracht  wird.  Das  sicherste  and  gebräuchlichste  Mittel  ist  die 
Zustellung  auf  diplomatischem  Wege. 

Die  Anzeige  darf  der  Besitzergreifung  nicht  vorausgehen,  sonst  wttrde 
man  Scheinokkupationen  begünstigen  und  sie  für  zulässig  erklären.  Es 
ist  aber  ratsam,  dass  die  Anzeige  der  Besitzergreifung  auf  dem  Fusse  folge. 

556.  —  Zur  vollen  Wirksamkeit  mttsste  die  Anzeige  wenigstens  un- 
gefähr die  Grenzen,  den  Umfang  und  die  Küsten  des  in  Besitz  genommenen 
Gebietes  bezeichnen.  Der  Artikel  34  des  Berliner  Vertrages  vom  26.  Fe- 
bruar 1885  enthält  kein  Wort  über  den  Inhalt  der  Anzeige.  Die  Vor- 
beratungen  zu  diesem  Artikel  zeigen  aber,  dass  die  Konferenz  von  dem 
Gedanken  ausgegangen  ist,  dass  die  Anzeige  tunlichst  die  Angabe  der 
Gebietsgrenze  enthalten  solle  und  dass  sie  so  abzufassen  sei,  dass  die 
interessierten  Mächte  „in  den  Stand  gesetzt  werden,  gegebenenfalls  ihre 
Beklamationen  geltend  zu  machen.^  Dies  setzt  aber  eine  gewisse  Be- 
stimmtheit voraus  und  gibt  den  Mächten  die  Befugnis,  ergänzende  Auf- 
klärungen zu  verlangen. 

England,  Holland  und  Deutschland  haben  sich  in  die  grosse  Insel 
Neu-Goinea  geteilt.  Die  im  Jahre  1885  vereinbarte  Grenzlinie  weist  Eng- 
land die  eine  Hälfte  der  Salomons-Inseln  und  Deutschland  die  andere 
Hälfte  und  die  Bismarck-Inseln  zu. 

England  und  Frankreich  haben  durch  das  am  10.  August  1889  zu 
Paris  unterzeichnete  Abkommen  ihre  Besitzungen  an  der  westafrikanischen 
Küste  abgegrenzt:  so  Senegambien,  Sierra-Leone,  die  Goldktlste,  Assini 
und  Porto-Novo.  —  p£in  neues  Abkommen  vom  21.  Januar  1895  hat 
zwischen  denselben  Mächten  die  Grenze  der  englischen  Kolonie  Sierra- 
Leone  und  die  der  französischen  Gebiete  der  Riviöres  du  Sud  festgesetzt.^)] 

557.  —  Die  Berliner  Konferenz  hat  es  nicht  fUr  erforderlich  gehalten, 
zu  verlangen,  dass  der  Staat  auch  die  Rechtmässigkeit  seiner  Besitz- 


1)  [R.  D.  I.  P..  t.  II,  p.  288.  —  In  den  letzten  Jahren  sind  zahlreiche  Abmachungen 
getroffen  worden,  um  die  Grenzen  zwischen  den  Besitzungen  der  einzelnen  europäi- 
schen Staaten  in  den  verschiedenen  Weltteilen  festzulegen.  Ausser  den  in  diesem 
Kapitel  angegebenen  Verträgen  sind  zu  erwähnen:  die  Deklaration  vom  15.  Januar 
1896  zwischen  England  und  Frankreich  wegen  ihrer  Besitzungen  am  obem  Mekong 
nnd  am  untern  Niger,  R.  D.  I.  P.,  t  II,  pp.  46  et  54;  das  Abkommen  vom  14.  Jnni 
1898  zwischen  denselben  Machten  wegen  der  Slienbein-Küste,  des  Sudans,  Dahomeys, 
der  Goldküste  und  Lagos  sowie  wegen  der  Besitzungen  der  beiden  Lander  westlich 
und  östlich  vom  Niger.  R.  D.  I.  F.,  t.  V,  p.  859;  Abkommeo  vom  21.  März  1899 
zwischen  denselben  Landern  wegen  ihrer  Besitzungen  und  Einflusssphären  im  Tale  des 
obern  Nils,  des  obem  Kongos,  des  Sudans  nnd  der  Sahara,  R.  D.  L  P.,  t.  VI,  p.  807; 

—  Übereinkunft  zwischen  China  und  Frankreich  vom  90.  Juni  1895,  betreffend  die 
Abgrenzung  von  Tonking  und  der  sudlichen  Provinzen  Chinas,  R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  609; 

—  Abkommen  vom  1.  März  1894  zwischen  China  und  Grossbritannien  wegen  der 
Grenzen  von  China  und  Birma,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  Documents  p.  17;  —  Abkonunen  vom 
16.  Mai  1895  zwischen  Grossbritannien  und  den  Niederlanden  wegen  der  Begrenzung 
ihrer  Besitzungen  in  Neu-Guinea,  R.  D.  L  P.,  t.  O,  p.  617;  —  Abkommen  vom  11.  März 
1895  zwischen  Grossbritannien  und  Russland  liinsichtlich  der  Pamirgebiete,  R.  D.  L  P.. 
t.  II,  Documents  p.  12;  —  Abkommen  vom  23.  Juli  1897  z¥dschen  Deutschland  und 
Frankreich  wegen  der  Abgrenzung  des  Sudans,  Dahomevs  und  des  Kongos,  R.  D.  I.  P., 
t.  y,  p.  90;  —  Abkonomen  vom  27.  Juni  1900  zwischen  Frankreich  und  Spanien  wegen 
der  Abgrenzung  der  französischen  und  spanischen  Besitzungen  am  Golf  von  Guinea 
und  am  Rande  der  Sahara,  R.  D.  I.  P.,  t.  vll.  —  S.  wegen  der  Besitzungen  Italiens  in 
Ostafirika  die  darauf  bezügUchen  Verträge  und  die  Bedenken,  die  sie  erregen,  R.  D.  L  P., 
t.  II,  np.  464  et  s.]  —  Femn,  YerMqt  »mmSken  DeuttMmd  u.  Portugal  für  OHafriha 
(30.  Uezemher  1880),  DeuUMmd  und  Iku^and  für  (ktafrika  und  SenMar  (L  November 
1886  und  1.  Jtdi  1890)  und  für  Zentralafrika  (16.  N<njember  1893). 
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ergreifung  nachweise.  —  Mass  man  aus  dem  Stillschweigen  der  Akte  ia 
dieser  Beziehung  folgern,  dass  die  Konferenz  mittelbar  die  Sonveränität 
der  Staaten  der  Eingeborenen  verneinen  und  das  Recht,  sie  mit  Gewalt 
znr  Abtretung  ihres  Gebietes  zu  zwingen,  bestätigen  wollte?  —  Keineswegs. 
Alle  Bevollmächtigten  haben  den  Grundsatz  vertreten,  dass  die  Rechte 
der  unabhängigen  Volksstämme  zu  achten  seien.  —  Dies  beweisen  die 
Protokolle.  Man  ist  aber  vor  der  Schwierigkeit,  diesem  Grundsatze  eine 
praktische  Bedeutung  beizulegen,  zurückgewichen.  Es  würde  zu  zahl- 
reichen und  unlösbaren  Streitigkeiten  führen,  wenn  man  die  andern  Staatea 
zu  Richtern  über  die  Rechtmässigkeit  und  die  tatsächlichen  und  rechtlichen 
Bedingungen  der  Okkupation  machen  wollte.  Die  Konferenz  wünschte  aber 
gerade  derartige  Streitfälle  seltener  und  bedeutungsloser  zu  machen. 

Die  Staaten,  denen  keine  Anzeige  erstattet  worden  ist,  können  die 
Priorität  der  Besitzergreifung  immer  bestreiten.  Hierin  liegt  die  Sanktion 
der  Anzeigepflicht. 


§  3.  —  Protektorat  und  Hinterland. 

668.  —  Protektorat  oder  Schutzherrschaft.  —  Nach  den  Ar- 
tikeln 34  und  35  der  Berliner  Akte  vom  26.  Februar  1885  ist  zur  Über- 
nahme einer  Schutzherrschaffc  (Protektorat)  über  barbarische  Volksstämme 
nur  eine  Anzeige  an  die  andern  Mächte  erforderlich;  es  bedarf  weder  einer 
effektiven  Besitzergreifung  noch  auch  des  „Vorhandenseins  einer  Obrigkeit, 
die  hinreicht,  um  erworbene  Rechte  zu  sichern."  —  Eine  wirkliche  und 
dauernde  Niederlassung  ist  nicht  notwendig.  Es  genügt  die  Entsendung 
eines  Konsuls  oder  eines  Beamten,  der  die  Rechte  des  schützenden  Staates 
wahrt  und  sichert.  —  Da  das  Protektorat  über  Völker,  die  noch  im  Ur- 
zustände leben,  fast  stets  und  zwar  ziemlich  schnell  in  eine  Einverleibung 
übergeht,  so  ist  es  —  wie  die  Erfahrung  lehrt  —  ein  leichtes,  unter  der 
Bezeichnung  Protektorat  eine  tatsächliche  Scheinokkupation,  für  die  die 
Anzeige  ohne  eine  wirkliche  Besitzergreifung  hinreicht,  zu  verbergen. 

Die  Konferenzbevollmächtigten  wollten  sich  nicht  der  Mühe  unterziehen, 
das  Protektorat,  das  nur  auf  ein  bereits  organisiertes  Staatswesen  An- 
wendung findet,  begrifflich  zu  bestimmen,  und  es  von  der  Okkupation,  die 
nur  für  herrenlose  Gebiete  gilt,  klar  und  deutlich  zu  unterscheiden.  Dies 
wäre  freilich  keine  leichte  Aufgabe  gewesen.  Das  Institut  für  Völkerrecht, 
das  sich  dessen  wohl  bewusst  war,  begnügte  sich  damit,  auf  seiner  Ver- 
sammlung im  Jahre  1888  die  Begründung  einer  Schutzherrschaft  denselben 
Bedingungen  zu  unterwerfen,  wie  die  Okkupation.  Seit  der  Berliner  Kon- 
ferenz hat  es  den  Anschein,  als  ob  die  Übernahme  von  Schutzheirschaften, 
namentlich  dui*ch  Vermittlung  von  Kolonisationsgesellschaften,  immer  mehr 
zu  der  gebräuchlichsten  Gebietserwerbsart  in  der  Praxis  werden  sollte. 
Die  Begründung  von  Protektoraten  bietet  den  Regierungen  einen  zwei- 
fachen Vorteil«  Einerseits  enthebt  sie  den  Staat  der  Notwendigkeit,  eine 
tatsächliche .  Okkupation  vorzunehmen;  auf  der  andern  Seite  weist  der 
Ausdruck  Protektorat  auf  eine  Achtung  der  Souveränitätrechte  der  Ein- 
geborenen, die  aber  einfach  unter  eine  Bevormundung  geraten,  hin. 

669.  —  Hinterland.^  —  Um  Anlässe  und  Gründe  zu  Streitigkeiten 
tunlichst  zu  verhüten,  vereinbaren  die  Kolonialmächte  oft  in  besondem 
Verträgen,  dass  jede  von  ihnen  innerhalb  einer  fest  bestimmten  Zone  den 


1)  [Despagnet,  Les  occupations  de  territoires  et  le  proced^  de  PHinterland, 
R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  103.1 
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ausschliesslichen  Einflnss  haben  solle  und  dass  sich  die  andere  Vertrags- 
macht  jedes  Versuches,  in  der  der  erstem  vorbehaltenen  Interessensphäre 
eine  Okkupation  vorzunehmen  oder  eine  Schutzherrschaft  zu  begründen, 
enthalten  müsse.  Das  in  dieser  ^eise  bestimmte  Gebiet  bezeichnet  man 
als  Hinterland.  —  Der  grOsste  Teil  von  Afrika  ist  gegenwärtig  in  der- 
artige Gebietszonen,  die  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten  sind,  zerlegt 
worden.  Dies  ist  besonders  zwischen  England,  Deutschland,  Frankreich, 
Italien  und  Portugal  geschehen  (vgl.  deutsch-französisches  Abkommen  vom 
24.  Dezember  1895;  französisch-portugiesisches  vom  12.  Mai  1886;  englisch- 
deutsches vom  1.  Juli  1890;  französisch-englisches  vom  5.  August  1890; 
englisch-italienisches  vom  15.  April  1891).*) 

Seit  der  Berliner  Konferenz  trachtet  jede  Kolonialmacht  danach,  ihre 
Herrschaft  in  Afrika  auszudehnen  und  ihre  Anspiüche  in  unanfechtbarer 
Weise  zu  begründen.  —  Deutschland  und  England  haben  sich  die  wich- 
tigste und  reichste  Beute  zuerkannt.  —  Belgien  lenkt  seine  Blicke  auf  ein 
grosses,  stark  bevölkertes  und  von  der  Natur  begünstigtes  Reich. 

Deutschland  hatte  sich  nach  anfänglichen  Schwierigkeiten  mit  England 
an  der  Westküste  Afrikas  in  Angra-Pequena  und  an  der  Walflscbbai  fest- 
gesetzt; ausserdem  hatte  es  sich  in  Kamerun  und  an  andern  Gebieten 
niedergelassen.  Es  strebte  auch  nach  dem  Besitze  der  östlichen  Küste 
des  afrikanischen  Festlandes,  aber  hier  stiess  es  auf  die  Nebenbuhlerschaft 
Englands,  das  namentlich  auch  die  Herrschaft  über  Sansibar  fllr  sich  in 
Anspruch  nahm.  —  Es  erübrigt,  hier  auf  die  Einzelheiten  der  Streitigkeit 
zwischen  den  beiden  Ländern  einzugehen.  Wir  wollen  nur  darauf  hin- 
weisen, dass  nach  mannigfachen  Zwischeniällen  beide  Staaten,  von  dem 
Wunsche  beseelt,  eine  freundschaftliche  Annäherung  herbeizuführen,  zu 
einer  Verständigung  gelangten  (Übereinkunft  vom  17.  Juni  und  Vertrag 
vom  1.  Juli  1890).  —  England  wurde  die  Schutzherrschaft  über  Sansibar 
(das  seit  1894  unter  der  unmittelbaren  Verwaltung  von  England  steht) 
sowie  der  Küstenstrich  zwischen  den  Flüssen  Tana  und  Wanga  zugewiesen. 
Im  Innern  geht  die  Grenzlinie  vom  Wanga  nordwärts  bis  zum  Viktoria 
Njansa-See.  —  Deutschland  erhielt  die  sechs  Grad  lange  Küste  vom  Wanga 
bis  zum  Kap  Delgado.  Im  Innern  erstreckte  sich  sein  Gebiet  bis  zu  dem 
Viktoria-  und  Tanganyka-See.  Es  erwarb  ein  fimchtbares,  bewohntes  und 
entwicklungsiähiges  Land,  das  an  Flächeninhalt  seinem  Reich  in  Europa 
gleichkommt.^) 

Die  Veröffentlichung  des  Vertrages  vom  1.  Juli  1890  verursachte  in 


1)  S.  die  Einzelheiten  in :  La  vie  politiqne  ä  T^tranger,  ann^  1890  pp.  452  et  8. 
—  »England  wollte  den  afrikanischen  Zankapfel  der  Lange  nach  durchschneiden. 
Deutschland  wollte  ihn  der  Breite  nach  teilen.  Die  Messer  der  beiden  Staaten 
stiessen  aufeinander.  Das  deutsche  Messer  blieb  in  der  Fracht  stecken.  England  be- 
gegnete auf  demselben  Wege  noch  andern  Hindernissen.  Im  Süden  truff  sich  Por- 
tugal seit  langem  mit  demselben  Gedanken  wie  Deutschland.  Es  trachtete  nach 
einem  Reiche,  das  Afrika  durchqueren  und  Angola  mit  Mozambique  durch  das 
Sambesi-Becken  vereinigen  sollte.  Es  ist  bekannt,  in  welcher  Weise  England  mit 
den  ersten  Eroberem  Afirikas  verfahren  ist.  Den  Vorstellungen  Deutschlands  gab  es 
nach,  gegenüber  Portugal,  dessen  Stimme  schwach  war.  blieb  es  harthörig.  Es  be- 
setzte und  behielt  in  Schire  und  im  Maschonaland  Stellungen,  die  es  ihm  ermög- 
lichen, den  Sambesi  zu  beherrschen.*  De  Vogu^,  Spectacles  contemporains.  Les 
Indes  nolres,  p.  823. 

*)  Die  von  DeutKhkmd  obgeBchhisenen  Verträge  enihaHen  fiut  aBe  folgende  BeeHm- 
mung:  ^ede  der  beiden  Mäehie  mrd  tM  jegUd^er  iSinwirkung  in  der  IntereseenspKäre  der 
andern  enIhaUen,  und  keine  Ma^i  wird  in  der  InteremenepMre  der  andern  Srtoerbmigen 
moAen,  Verträge  eMieaeen^  8<mveränitäiireMe  oder  ProtMorate  itbemehmen  oder  den  JSm- 
fluee  der  andern  hAndem  oder  etreitig  maeken." 
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Earopa  grosses  Erstaunen  und  in  Frankreich  lebhafte  Beunruhigung. 
SaUsbury  hatte  (wohl  mit  Absicht)  die  Deklaration  vom  10.  Mai  1862, 
wonach  England  und  Frankreich  die  Unabhängigkeit  der  Sansibar-Staaten 
gemeinsam  garantiert  hatten,  ebenso  wie  Deutschland,  das  diesem  Ab- 
kommen im  Jahre  1886  beigetreten  war,  Übersehen.  —  Sansibar  steht 
in  lebhaftem  Verkehre  mit  Madagaskar  und  den  Comoren.  Die  Verkündung 
des  englischen  Protektorats  musste  im  Indischen  Ozean  dem  Ansehen 
Frankreichs  einen  empfindlichen  Schlag  versetzen.  Um  diesen  ungünstigen 
Eindruck  zu  verwischen,  war  es  notwendig,  die  Stellung  Frankreichs  in 
Madagaskar  zu  festigen.  Ausserdem  hegte  Frankreich  den  Wunsch,  seine 
und  Englands  Interessensphären  an  der  Westküste  von  Afrika  abzugrenzen. 
So  kam  am  5.  August  1890  durch  den  Austausch  von  Noten  in  London 
ein  Abkommen  zustande.  Frankreich  erkannte  das  englische  Protektorat 
über  Sansibar  und  England  das  französische  über  Madagaskar  an.  Ausser- 
dem erkannte  England  an,  dass  sich  die  Interessensphäre  Frankreichs  im 
Süden  seiner  afrikanischen  Besitzungen  bis  zu  einer  Linie,  die  von  Say  am 
Niger  bis  Barrua  am  Tschadsee  reiche,  erstrecke.  —  England  behielt  auch 
hier  das  beste  Stück  für  sich. 

Am  17.  November  1890  wurden  in  Berlin  Erklärungen  ausgetauscht, 
wonach  Frankreich  und  Deutschland  den  im  Juli  1890  zwischen  dem 
Deutschen  Beich  und  England  und  dem  im  August  zwischen  England  und 
Frankreich  getroffenen  Abkommen  beitraten. 

Am  15.  November  1893  wurde  zwischen  Deutschland  und  Gross- 
britannien  ein  Vertrag  zu  Berlin  abgeschlossen,  wodurch  die  Interessen- 
sphären (das  Hinterland)  der  beiden  Staaten  im  Golf  von  Guinea  ab- 
gegrenzt wurden.!) 

[Am  4.  Februar  1894  wurde  von  Deutschland  und  Frankreich  eine 
Übereinkunft  unterzeichnet,  wodurch  die  Grenzen  Kameruns  und  Franzö- 
sisch-Eongos  sowie  die  deutschen  und  französischen  Interessensphären 
in  der  Umgebung  des  Tschadsees  in  Afrika  bestimmt  wurden.^)] 

560.  —  Im  Jahre  1890  brach  ein  ernstlicher  Streit  zwischen  Portugal 
und  England  wegen  ihrer  beiderseitigen  Besitzungen  in  Südafrika  aus. 
England  legte  hierbei  eine  Härte  an  den  Tag  wie  es  sie  gegen  schwächere 
Staaten  anzuwenden  beliebt,  obgleich  es  gerade  dieses  kleine  Volk,  das 
ihm  so  lange  ein  treuer  und  willfähriger  Bundesgenosse  gewesen  ist,  oiit 
Schonung  hätte  behandeln  sollen.  —  Es  ist  hier  nicht  der  Ort  diesen 
ungerechten  Streit,  der  sich  durch  zahlreiche  Zwischenfälle  noch  mehr  ver- 
schärfte, zu  schildern.  Es  sei  nur  folgendes  erwähnt.  —  Die  portugiesische 
Regierung  hatte  in  der  Absicht,  ihre  Besitzungen  in  Ostafrika  mit  denen  in 
Westafrika  zu  vereinigen,  umfangreiche  Landstriche,  die  nördlich  und  südlich 
vom  Sambesi  belegen  sind,  nämlich  das  Nyassa-Land  und  das  Haschonaland, 
am  9.  November  1889  unter  ihre  Verwaltung  genommen.  —  England 
schickte  zunächst  die  Britische  Südafrika-Gesellschaft  (British  South  African 
Company)  voraus  und  liess  die  Rechte  Portugals  bestreiten.  Portugal 
erwiderte,  dass  ihm  das  Maschonaland  im  Jahre  1630  durch  den  Kaiser 
von  Monomotapa  abgetreten  worden  sei;  ausserdem  wies  es  auf  seine  tat- 
sächliche Okkupation  hin.     Bezüglich  des  Nyassalandes  machte  es  den 

1)  [S.  den  Text  dieses  Vertrages,  R.  D.  1.  F.,  t.  I,  Documents  p.  1.] 

2)  [JEL  D.  1.  F.,  t.  I,  p.  861.  —  S.  die  VerhaudluDgen  wegen  der  Abgrenzung 
der  britischen  und  italienischen  Interessensphären  und  die  Abmachung  vom  5.  Mai 
1894,  B.  D.  I.  F.,  t.  I,  p.  392.  —  S.  auch  den  Vertrag  vom  12.  Mai  1894  zwischen 
dem  Kongostaat  und  Grossbritannien,  betreffend  die  Ausdehnung  der  Grenzen  des 
Kongostaates,  R.  D.  1.  F.,  t.  1,  pp.  874  und  426.} 
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Vorrang  seiner  Entdeckung  sowie  die  Theorie  des  Hinterlandes  geltend. 
Portugal  schlug  unter  Berufung  auf  Artikel  12  der  Berliner  Akte  vom 
26.  Februar  1885  eine  schiedsrichterliche  Entscheidung  vor.  Salisbury 
^es  diesen  Vorschlag  zurück  und  erliess  ein  Ultimatum.  —  Nach  ver- 
schiedenen Unterhandlungen  und  einigen  unliebsamen  Zwischenfällen  wurde 
der  Zwist  zu  Gunsten  Englands  durch  den  Vertrag  vom  11.  Juni  1891 
beigelegt.  Portugal  kann  nun  nicht  mehr  an  die  Verwirklichung  seiner 
Hoffiiung,  die  beiden  Küsten  von  Ost-  und  Westafrika  miteinander  zu  ver- 
binden, denken.^) 

561.  —  Die  Theorie  vom  Hinterlande  hat  nur  eine  vorübergehende 
Bedeutung.  Die  Art  und  Weise,  wie  nach  dieser  Theorie  die  Abgrenzung 
stattfindet,  beruht  nicht  auf  irgend  welchen  Vemunftgründen,  denn  die 
geographische  Beschaffenheit  der  einzelnen  Länder,  die  doch  bei  Gebiets- 
besetzungen eine  wichtige  Bolle  spielt,  wird  von  ihr  nicht  berücksichtigt. 
Die  Theorie  würde  schon  jetzt  zu  einer  Quelle  ernstlicher  Streitigkeiten 
geworden  sein,  wenn  nicht  die  europäischen  Mächte  sich  beeilt  hätten, 
durch  die  oben  angeführten  Verträge  (No.  559)  ihre  gegenseitigen  Interessen- 
sphären zu  bestimmen  und  dadurch  Afrika  unter  sich  aufzuteilen.  —  Aber 
diese  internationalen  Abkommen,  die  drohende  Streit^le  verhüten,  und 
denen  die  Theorie  vom  Hinterland  als  Ausgangs-  und  Stützpunkt  dient, 
werden  in  Zukunft  in  ihrem  Wesen  und  ihrem  Oegenstande  Änderungen 
erfahren  müssen,  wenn  einmal  das  Vordringen  Europas  in  das  Innere  von 
Afrika  noch  mehr  zunimmt  und  sich  in  regelrechter  Weise  vollzieht.  Diese 
Verträge  genügen  nur  der  Befriedigung  der  allerersten  BedürMsse,  sie 
bieten  keine  dauernde  Ordnung.  Welch  eine  Menge  von  Streitfragen 
lässt  sich  schon  jetzt  ahnen. 

Die  Theorie  vom  Hinterland  ist  zudem  gefilhrlich,  denn  sie  steht  im 
Widerspruche  mit  den  oben  aufgestellten  Grundsätzen.  Ihre  Folge  wird 
die  sein,  dass  in  der  Praxis  der  Vertragsmächte  die  Scheinokkupation 
wieder  aufleben  wii*d,  sind  doch  diese  Staaten  nicht  verpflichtet,  einander 
den  Nachweis  der  tatsächlichen  Besitzergreifung  und  der  Einsetzung  einer 
„hinreichenden  Obrigkeit''  in  den  ihrem  Einflüsse  unterstehenden  Gebieten 
zu  führen. 

§  4.  —  Subjekte  dar  Okkupation. 

562.  —  Souveräne  Staaten  haben  unzweifelhaft  den  Genuss  und  die 
Ausübung  des  Bechts,  herrenlose  Gebiete,  res  nullius,  in  Besitz  zu  nehmen 

—  Vasallenstaaten  besitzen  nicht  den  Genuss  eines  solchen  Bechts.  Sie 
können  es  aber  im  Namen  und  mit  Zustimmung  des  oberherrlichen  Staates 
ausüben. 

Die  Okkupation  kann  durch  einen  Bevollmächtigten,  dem  von  seinem 
Staate  ein  besonderer  Auftrag  gegeben  und  dem  die  Ausübung  eines  Teiles 
von  Hoheitsrechten  übertragen  worden  ist,  vorgenommen  werden.  Der 
Bevollmächtigte  kann  ein  Staatsbeamter,  ein  Seeoffizier  oder  auch  eine  Privat- 
person mit  einer  mehr  oder  weniger  umfangreichen  Vollmacht  sein.    Er 


1)  „Das  Ultimatum  vom  11.  Januar  1890  wird  neben  der  Beschiessung  Kopen- 
hagens ein  TuhmvoUes  Blatt  in  der  Geschichte  des  19.  Jahrhunderts  füUen/  Maxime 
Petit,  La  Yie  politiqne  a  l'etranger  1889,  pp.  835  et  s.;  1890,  pp.  129  et  s.;  pp.  208 
et  8.;  pp.  440  et  b.;  1891,  pp.  861  et  8.  —  S.  im  Sinne  der  eoglischen  Ansprüche: 
Westlake,  Le  conflit  anglo-portugais,  R.  D.  I.,  t  XXIII,  p.  248;  t  XXIV,  p.  170; 
t.  XXV,  pp.  58  et  8.  ~  Archives  diplomatiquea,  1891,  t  111,  pp.  186  et  8.  —  Faure, 
Le  conflit  anglo-portugais,  1890. 
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kann  ein  Untertan  des  Staates  aber  auch  ein  Ausländer  sein.  So  stand 
beispielsweise  Christoph  Columbus  im  Dienste  Isabellas  der  Katholischen, 
der  Venetianer  Gabot  im  Solde  Heinrichs  VII.  von  England.  Der  Engländer 
Stanley  hatte  Vollmacht  vom  König  der  Belgier  usw. 

Die  Vornahme  der  Okkupation  durch  amtliche  Bevollmächtigte  bietet, 
völkerrechtlich  betrachtet,  eine  Beihe  von  Vorteilen:  sie  beugt  Miss- 
verständnissen vor,  macht  die  Absicht  der  Besitzergreifung  unzweifelhaft 
und  begründet  sofort  die  Souveränität,  indem  doch  bereits  ein  Ansatz  zur 
Ausübung  der  Staatsgewalt  und  der  Staatsverwaltung  vorhanden  ist. 

563.  —  Können  Privatpersonen,  Privatgesellschaften  und  solche  Ge- 
Seilschaften,  deren  unmittelbare  Aufgabe  die  Kolonisation  einer  bestimmten 
Oegend  ist,  das  Okkupationsrecht  gemessen?  Können  sie  den  erforderlichen 
animus  besitzen  und  Hoheitsrechte  erwerben  und  ausüben?  —  Die  Meinungen 
über  diese  Frage  gehen  auseinander.  De  Laveleye,  Travers  Twiss 
und  Wauters  bejahen  sie.  Sie  berufen  sich  auf  die  Geschichte  des 
Deutschen  Ordens,  auf  das  Beispiel,  das  die  Ritter  von  Bhodus  und  von 
Malta  gegeben  haben,  auf  die  Art  und  Weise,  wie  mehrere  englische 
Kolonien  in  Amerika  im  17.  Jahrhundert  entstanden  sind,  auf  die  berühmte 
Ostindische  Gesellschaft  und  dergl.^) 

Bluntschli  (op.  cit.,  Art.  178)  und  Dudley-Field  (op.  cit.,  Art.  71) 
sind  der  Ansicht,  dass  einzig  und  allein  Staaten  das  Okkupationsrecht 
besitzen  und  gemessen  können.  Die  Souveränität  ist  ein  Attribut,  das 
nur  Staaten  zustehen  kann.  Es  handelt  sich  also  darum,  diese  Souveränität, 
diese  staatlichen  Herrschaftsrechte,  das  Imperium  und  die  jurisdictio,  zu 
erwerben.  Das  Völkerrecht  kann  Privatpersonen  und  Privatgesellschaften 
nicht  die  Befugnis  einräumen,  eine  Okkupation  vorzunehmen.  —  Zwar 
kann  ein  verwegener,  vom  Glücke  begünstigter  Abenteurer  einen  neuen 
Staat  gründen:  dann  liegt  aber  die  Entstehung  eines  neuen  Rechts wesens, 
eines  neuen  Mitgliedes  der  Völkergemeinde,  vor,  nicht  aber  ein  Erwerb 
durch  Okkupation.  Sir  Brooke  gründete  das  Fürstentum  Sarawak  auf 
Bomeo  im  Jahre  1841.  Dieser  neue  Staat  wurde  von  den  Mächten  im 
Jahre  1868  samt  dem  Herrscherhause  anerkannt:  er  stellte  sich  im  Jahre 
1888  unter  das  Protektorat  Englands. 

Man  beruft  sich  zu  Unrecht  auf  das  Beispiel  der  altem  Kolonisations- 
gesellschaften. Die  Behauptung,  dass  sie  in  eigenem  Namen  Hoheitsrechie 
ausgeübt  hätten,  trifft  nicht  zu.  Sie  waren  immer  nur  die  Bevollmächtigten 
der  Regierungen  des  Landes,  dem  sie  angehörten.  In  England  ist  nie 
bezweifelt  worden,  dass  der  englischen  Krone  die  Hoheitsrechte  an  den 
durch  die  Indischen  Gesellschaften  erworbenen  Besitzungen  gebührten.  — 
Der  Schutzbrief,  den  die  Holländisch- Ostindische  Gesellschaft  von  der 
niederländischen  Begierung  im  Jahre  1602  erhielt,  bewies  klar  und  deutlich 
dass  die  Gesellschaft  nur  delegiert,  nur  bevollmächtigt  worden  war.  — 
Alle  altem  Schutzbriefe,  die  von  den  verschiedenen  Mächten,  wie  Spanien 
und  Frankreich  verliehen  worden  sind,  behalten  der  Staatsgewalt  aus- 
drücklich das  Obereigentnm  vor.  Den  Bevollmächtigten  werden  die 
Hoheitsrechte  nur  übertragen.^  —  Die  englischen  Inkorporationsurkunden 
erklären  sich  aus  dem  steten  Wunsche  Englands,  seinen  Kolonien  mög- 
lichst weitgehende  Autonomie  zu  lassen  und  ihnen  zu  gestatten,  sich 
politisch  nach  ihrem  eigenen  Ermessen  zu  organisieren,  alle  enthalten  aber 

1)  De  Laveleye,  La  nentralit6  du  Gongo,  R.  D.  L,  t  XV,  p.  258.  —  Travera 
Twiss,  La  llbre  navigation  du  Congo,  R.  D.  L,  t.  XV,  p.  547.  •—  Wauters,  Revue 
de  Geographie,  t  XIII,  pp.  60  et  61. 

2)  Deloume   op.  cit,  p.  68. 
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stillschweigend  die  ADerkennung  der  bisherigen  Souveränität  der  Krone; 
von  einer  seitens  der  Gesellschaft  an  die  englische  Krone  bewirkten  Ab- 
tretung von  Hoheitsrechten  ist  nie  die  Bede.  Der  der  British  East  AMcan 
Company  erteilte  Schutzbrief  vom  3.  September  1888  behält  die  Staats- 
hoheitsrechte ausdrücklich  der  Krone  Englands  vor  (vgl.  Art.  8  und  9  des 
Schutzbriefes  der  British  South  African  Company  und  Art.  5  und  13  der 
Royal  Niger  Company  vom  10.  Juli  1886.  —  Der  französische  Text  dieser 
Schutzbriefe  findet  sich  in  dem  Officiel  von  1891).  —  Sämtliche  englischen 
und  deutschen  Oesellschaften  sind,  in  welcher  Form  sie  auch  erscheinen, 
in  Wirklichkeit  doch  nur  Bevollmächtigte  der  Regierungen  ihrer  Länder.*^) 

Fast  alle  Kolonialmächte  ziehen  es  jetzt  vor,  Okkupationen  durch 
Gesellschaften,  die  mit  besondem  Privilegien  ausgestattet  werden,  be- 
wirken zu  lassen,  da  hiermit  wirtschaftliche  Vorteile  verknttpft  sind.^)  Aber 
dies  System  hat  auch  seine  Schattenseiten.  Die  Gesellschaften  stfirzen 
sich  oft  in  Unternehmungen,  die  dem  Staate,  der  sie  zu  unterstützen  geneigt 
ist,  Verlegenheit  bereiten.  Veranlassen  die  Gesellschaften  Verwicklungen, 
so  kann  eine  gewissenlose  Regierung  je  nach  Lage  der  Sache  ihre  Partei 
ergreifen  oder  sie  im  Stiche  lassen.  Die  Geschichte  der  Neuzeit  bietet 
hierfür  manche  Beispiele,  die  sich  namentlich  auf  afrikanischem  Boden  ab- 
gespielt haben.^  Tatsächlich  ist  es  oft  vorgekommen,  dass  Privatpersonen 
oder  Privatgesellschaften  aus  eigenem  Antrieb  und  auf  eigene  Verant- 
wortung Besitzergreifungen  vorgenommen  haben.  Sie  haben  dann  später 
ihre  ünteinehmungen  durch  die  Staatsregierung,  fttr  deren  Rechnung  sie 
als  Geschäftsführer  gehandelt  hatten,  und  der  die  bewirkte  Okkupation 
zugute  gekommen  war,  bestätigen  lassen.  Die  Bestätigung  hat  rück- 
wirkende Kraft. 

Englische  und  deutsche  Gesellschaften  liessen  sich  auf  diese  Weise  an 
der  ostafrikamschen  Küste  nieder  und  traten  dann  später  ihre  Rechte  an 
die  englische  oder  deutsche  Krone  ab,  oder  sie  suchten  die  Ausstellung 
von  Schutzbriefen  nach. 


Zweites  Kapitel. 


Abgeleitete  Erwerbsarten. 

564.  —  Zu  den  abgeleiteten  oder  derivativen  Erwerbsarten  von  Staats- 
gebiet gehören:  die  Erbfolge  und  die  Verträge,  nämlich  Tausch,  Kauf  und 
Abtretung.    Letztere  ist  entweder  eine  freiwillige  oder  eine  erzwungene. 

Erbfolge.  —  Diese  Erwerbsart  hat  zur  Bildung  der  grossen  euro- 

1)  Gauw^g,  Les  nouTelles  compagnies  de  colonisation  priviligiees,  Revue 
d'^coDomie  poliUque,  janvier  1892.  —  BonnasBieux,  Les  grandes  compagDies  de 
commerce,  1892.  —  [S.  über  KoloniBationsgesellschaften:  Deschamps,  Histoire  de  la 
politique  coloniale  en  France,  1891.  —  LaYertujon,  Rapport  fait  au  Senat  fran^ais 
au  nom  de  la  conunission  charg^e  d'examiner  le  projet  de  loi  concemant  la  criation 
de  Gompagnies  de  colonisatioD,  Jonmal  officieL  Annexe  120  au  proc^s-verbal  de  la 
s4ance  du  S4nat  du  10  juin  1895.  —  Pauliat,  La  politique  coloniale  sous  i'ancien 
regime,  1887.  —  S.  besonders  Jize,  Etode  sur  Toccupation,  pp.  d4S  et  s.] 

2)  [Es  sei  hier  an  den  Freibeuterzug,  der  1895  gegen  Transvaal  durch  die  Be- 
amten der  englischen  Ghartered  Company  unter  Anführung  von  Dr.  Jameson  unter- 
nommen worden  ist,  erinnert  (No.  143  b  und  Anm.).] 

*)  8.  Ober  die$e  Streitfrage  fumenÜiA  Ullmann,  VSOcerrecht,  8.  93  %.  f.,  umd  die 
dort  angegebene  Liieratur. 
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päischen  Staaten  beigetragen.     Sie  hat  mitunter  zu  Spaltungen  geführt. 
In  den  letzten  Jahrhunderten  ist  sie  seltener  geworden  als  ehedem. 

Sie  ist  nicht  mehr  denkbar  fttr  solche  Völker,  die  dem  Grundsatze 
huldigen,  dass  die  Souveränität  in  der  Nation  selbst  beruht. 

565.  —  Der  Tausch  kommt  bei  Grenzberichtigungen  ziemlich  häufig 
vor.  Abgesehen  von  militärischen  Erwägungen  bietet  er  zumeist  ein  sehr 
geringes  Interesse,  da  es  sich  gewöhnlich  nur  um  unbedeutende  Gebiets- 
stücke handelt.  —  Bisweilen  kann  aber  auch  ein  grösserer  Landstrich 
Gegenstand  des  Tausches  sein;  in  diesem  Falle  wird  der  Vertrag  aber 
einen  Bestandteil  eines  Friedensschlusses  bilden.  Nach  den  Artikeln  4sy 
und  46  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  musste  Rumänien  (ob- 
gleich es  nicht  zu  den  Vertragsparteien  gehörte)  einen  Teil  des  infolge 
des  Pariser  Vertrages  von  1856  von  Bussland  losgelösten  Gebietes  von 
Bessarabien  an  den  Kaiser  von  Bussland  wieder  abtreten  und  hierfür  als 
Tausch  die  das  Donau-Delta  bildenden  Inseln,  das  Sandjack  von  Tultscha 
und  ein  im  Süden  der  Dobrutscha  belegenes  Gebiet  annehmen. 

566.  — -  Kauf.  —  Der  Verkauf  von  Gebietsteilen,  Provinzen,  Bezirken 
und  Städten  hat  sehr  häufig  stattgefunden.  —  Im  Jahre  1311  verkaufte 
der  Markgraf  von  Brandenburg  drei  Städte  an  den  deutschen  Orden  für 
10  Tausend  Mark  in  Gold.  —  Papst  Clemens  VI.  kaufte  von  der  Königin 
Johanna  von  Neapel  die  Stadt  Avignon  für  80000  Gulden.  —  1803  ver- 
kaufte der  erste  Konsul,  Napoleon  Bonaparte,  den  Verein.  Staaten  Louisiana 
fLLr  60  Millionen.  —  Der  Fürst  von  Monako  trat  an  Frankreich  im  Jahre 
1851  die  Gebiete  von  Mentone  und  Boquebrune  für  4  Millionen  ab.  —  In 
den  Jahren  1867  und  1868  wollten  die  Verein.  Staaten  die  dänischen  Antillen 
für  7500000  Dollar  ankaufen.  —  Russisch-Amerika  wurde  im  Jahre  1868 
für  7200000  Dollar  an  sie  abgetreten.  —  1872  kaufte  England  die  nieder- 
ländischen Kolonien  an  der  Guineaküste.  —  Schweden  trat  an  Frankreich 
die  Insel  St.  Barthölemy  am  10.  August  1877  für  den  Preis  von  320000 
Franken  wieder  ab.  —  [Durch  Vertrag  vom  12.  Februar  1899  verkaufte 
Spanien  die  Karolinen-,  Palau-  und  Marianeninseln  mit  Ausnahme  von 
Guam  an  Deutschland  Air  25  Millionen  Pesetas.^)] 

Die  Voraussetzungen  für  die  Bechtsgttltigkeit  solcher  Kauf-  oder  ent- 
geltlicher Abtretungsverträge  werden  durch  das  Staats-  und  Verfassungs- 
recht der  jeweiligen  vertragschliessenden  Staaten  bestimmt. 

567.  —  Abtretung  (Zession).  —  Die  unentgeltliche  Abtretung  eines 
Gebietes  oder  einer  Provinz  kann  von  den  vertragschliessenden  Staaten 
durchaus  freiwillig  vorgenommen  werden.  In  den  meisten  Fällen  wird  sie 
aber  dem  Besiegten  von  dem  Sieger  als  Bedingung  des  Friedens  auferlegt. 
So  wurde  die  Lombardei  an  Napoleon  III.  (1859),  EIsassLothringen  an 
Deutschland  (1871),  Gebietsteile  der  Asiatischen  Türkei  (Ardahan,  Batum 
usw.)  an  Bussland  (13.  Juli  1878)  [Kuba,  Portorico,  die  Philippinen,  und 
Guam  von  Spanien  an  die  Verein.  Staaten  (Friedensschluss  vom  10.  De- 
zember 1898^)]  abgetreten. 

Die  Geschichte  bietet  auch  sehr  viele  Beispiele  fttr  freiwillige  Ab- 
tretungen von  Provinzen,  Gebietsteilen  und  Städten.  —  So  trat  Humbert  n. 
die  Dauphin*  an  Philipp  VI.  von  Valois  ab  (23.  April  1349).  —  Die 
spanischen  Niederlande  wurden  von  Philipp  V.  an  Maximilian  von  Bayern 
abgetreten  (27.  Januar  1712).  —  Luisiana  und  Neu-Orleans  wurden  1764 
von  Frankreich  an  Spanien  zediert  und  am  21.  März  1801  wieder  an 


1)  [R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  802  et  8.1 

2)  [R.  D.  I.  F.,  t.  VI,  pp.  608  et  8.] 
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Frankreich  abgetreten.  —  Spanien  trat  Florida  an  die  Verein.  Staaten 
ab  (Washingtoner  Vertrag  vom  22.  Februar  1819).  — .  Die  Lombardei 
wnrde  in  den  Präliminarien  von  Villafranca  vom  Kaiser  von  Osterreich 
abgetreten.  Napoleon  III.  trat  sie  an  Viktor  Bmanuel,  EOnig  von  Piemont, 
ab  (Züricher  Frieden  vom  10.  November  1859).  —  Venetien,  das  dnrch 
den  Wiener  Frieden  vom  24.  August  1866  an  Napoleon  zediert  worden 
war,  wurde  am  3.  Oktober  1866  dem  Könige  von  Italien  abgetreten.O 

Freiwillige  Abtretungen  yon  Staatsländereien  durch  die  Souveräne 
der  Staaten  selbst  entsprachen  durchaus  den  Rechtsanschauungen  früherer 
Jahrhunderte.  „Der  Souverän  besass  das  Obereigentum  am  Grund  und 
Boden;  der  Bewohner  war  ein  Untertan  des  Souveräns  und  dieser  war 
rechtlich  befugt,  ttber  sein  Land  und  dessen  Bewohner  frei  za  schalten 
und  zu  walten.*^')  Das  neuere  Staatsrecht  hat  aber  unter  dem  Einflüsse 
der  Grundsätze  der  französischen  Bevolution  von  1789  eine  Wandlung 
durchgemacht.  Heute  wird  anerkannt,  dass  das  Volk  einen  wesentlichen 
Bestandteil  des  Staates  bildet  und  dass  in  ihm  die  Grundlage  der  Souve- 
ränität ruht.  Wenn  also  freiwillige  Gebietsabtretungen  zum  Bechte  der 
Staaten  gehören,  so  müssen  die  Staaten  bei  der  Austtbung  dieses  Hechts 
den  geschicbtlichen  Überlieferungen  der  Nation  sowie  dem  Charakter  und 
den  Neigungen  der  Bewohner  Becbnung  tragen.  —  Mttssen  sie  nicht  auch 
ausserdem  die  Genehmigung  der  Bevölkerung  nachsuchen,  und  bedarf  es 
nicht  einer  aUgemeinen  Abstimmung  des  Volkes,  um  die  Abmachungen  zu 
ratifizieren? 

GehOi-t  die  Zustimmung  der  Bewohner  des  abgetretenen  Gebiets  zur 
Bechtsgttltigkeit  der  Zession?  Kann  das  Institut  der  Volksabstimmung, 
des  Plebiszits,  mit  der  Zeit  zu  einem  völkerrechtlichen  Grundsatze  werden? 

Der  Gedanke,  das  Volk  selbst  zu  befragen,  ist  für  viele  verführerisch 
gewesen,  manche  Publizisten  haben  ihn  verteidigt  und  einige  Begierungen 
haben  ihn  zum  Grundsatze  erheben  wollen.  Tatsächlich  ist  er  auch  in 
einigen  Fällen  praktisch  zur  Durchführung  gekommen.  Diese  Vorgänge 
sind  aber  wohl  kaum  beweiskräftig  gewesen.  —  Die  Begierung  der  fran- 
zösischen Bevolution  erklärte  nach  der  Eroberung  Savoyens,  Belgiens  und 
mehrerer  rheinischer  Landstriche,  dass  die  Bevölkerung  wegen  ihrer  Ver- 
einigung mit  Frankreich  befragt  werden  sollte;  es  fand  auch  eine  Ab- 
stimmung statt,  erfolgte  sie  aber  etwa  frei  und  unbeeinflusst? 

Das  Plebiszit  war  ein  Lieblingsgedanke  Napoleons  ni.  Er  brachte 
ihn  bei  der  Einverleibung  Nizzas  und  Savoyens  (Vertrag  vom  24.  März 
1860,  Art.  1)^)  sowie  bei  der  Abtretung  Venetiens  und  dessen  Einverleibung 
in  Italien  (Vertrag  vom  3.  Oktober  1866)  zur  Anwendung.  Desgleichen 
wurde  im  Pi*ager  Frieden  vom  23.  August  1866  auf  seine  Veranlassung 
hin  die  Abstimmung  der  Bevölkerung  Nordschleswigs  ausbedungen.  Der 
diesbezttgliche  Art.  5  ist  aber  nie  ausgeführt  worden.  —  Auch  die  Insel 
St.  Barth^lemy  wurde  von  Schweden  unter  dem  Vorbehalte  der  ausdrflck- 
Uchen  Zustimmung  ihrer  Bewohner  an  Frankreich  abgetreten  (Vertrag 
vom   10.  August   1877,  Art.  1).  —  [Der  zwischen  Chile  und  Peru  am 

1)  [1898  wurden  die  Sandwichs-  oder  Hawai-Inseln  cum  Gebiete  der  Vereinigten 
Staaten,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  328  et  s.] 

3)  Fanck-Brentano  et  Sorel,  op.  dt,  p.  156. 

8)  [S.  über  die  Frage  der  BinTerleiboDg  Sa?oyen8  und  Nizzas:  Bourgeois, 
L'annexiön  de  la  Savoie  k  la  France»  R.  D.  I.  P^  t.  III,  p.  678.  —  Brunet,  L'annezion 
de  la  SaToie  en  France.  —  De  la  Gorce,  Histoire  da  second  Empire,  t  III.  ** 
Qiacometti,  La  question  de  Tannexion  de  Nice  en  1860,  Revue  des  Deox-Mondes, 
l«r  mars  1896.  —  Grivaz,  Le  plebisdte  d'annexion  de  1860  en  Savoie  et  dans  le 
comt«  de  Nice,  R.  D.  I.  P.,  te  III,  pp.  445  et  570.] 

Boallls,  L^hrbneh  dM  YölkenMlits.  SO 
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20.  Oktober  1883  zu  Ancon  abgeschloasene  Friedensvertrag  bestimmte, 
dass  die  Gebiete.  Tacna  und  Arica  noch  zehn  Jahre  lang  im  Besitze  von 
Chile  bleiben  sollten,  dass  aber  nach  Ablauf  dieser  Frist  durch  Volks- 
abstimmung darüber  zu  entscheiden  sei,  ob  die  Gebiete  endgültig  bei  Cidie 
verbleiben  oder  ob  sie  einen  Bestandteil  des  peruanischen  Staates  bilden 
sollten.  Die  Ausführung  dieser  Volksabstimmung  hat  zahlreiche  Schwierig- 
keiten zwischen  Chile  und  Peru  veranlasst  (S.  Pradier-Fod6r6,  B.  D.  I., 
t.  XXIX,  p.  660).!)] 

568.  —  Gegenwärtig  kann  eine  freiwillige  Abtretung  nur  dann  von 
Nutzen  sein,  wenn  der  Staat,  der  den  Gebietszuwachs  erhalten  soll,  davon 
Überzeugt  ist,  dass  die  Abtretung  auf  keinen  nachdrücklichen  und  dauernden 
Widerspruch  bei  der  Bevölkerung  der  abgetretenen  Gebietsteile  stossen 
werde. 

Eine  etwaige  Unzufriedenheit  der  Bevölkerung  kann  und  muss  von 
den  vertragschliessenden  Staaten  in  Betracht  gezogen  werden.  Sie  würde 
die  Staaten  oft  veranlassen,  von  der  Abtretung  abzustehen.  Derartige 
Erwägungen  gehören  aber  in  das  (Gebiet  der  Politik,  nicht  in  das  des' 
Völkerrechts.  Ein  Plebiszit  kann  nur  die  Bestätigung  eines  schon  wirksam 
vollzogenen  Vorganges  sein.  Die  eigentliche  und  wsäre  Bürgschaft  gegek 
willkürliche  Gebietsabtretungen  beruht  auf  den  Freiheiten  der  Bepräsentativ- 
verfassung,  auf  der  Notwendigkeit,  dass  die  Kammern,  denen  die  Aus- 
übung der  Souveränität  gemeinsam  mit  der  vollziehenden  Gewalt  zusteht, 
jedem  Vertrage,  der  eine  Gtobietsveräusserung  zum  Gegenstande  hat,  ihre 
Zustimmung  zu  erteilen  haben. 

Wenn  sich  die  politischen  Gewalten  des  Staates,  seine  Organe  und 
Vertreter,  über  die  Notwendigkeit  oder  Angemessenheit  einer  Gebiets- 
abtretung geeinigt  haben,  so  hat  das  freie  Verfttgungsrecht  der  Bewohner 
des  abgetretenen  Gebietes  keinen  Grund  mehr.  Der  Volksabstimmung  in 
Savoyen  und  in  Venetien  war  die  vollendete  Tatsache  der  Abtretung  vor- 
ausgegangen.   Die  Plebiszite  waren  eine  blosse  Form. 

569.  —  Handelt  es  sich  um  eine  erzwungene  Abtretung,  die  naeh 
einem  unglücklichen  Kriege  durch  den  Friedensschluss  aufgenötigt  worden 
ist,  so  wird  der  siegreiche  Staat  von  vornherein  darüber  im  klaren  sein, 
ob  eine  allgemeine  Volksabstimmung  in  den  eroberten  und  abgetretenen 
Provinzen  den  Abtretungsvertrag  genehmigen  oder  verwerfen  werde.  Im 
letztem  Falle  wird  er  sich  hüten,  eine  Volksabstimmung  zu  veranlassen. 
Es  gibt  kein  Beispiel  daflir,  dass  das  Plebiszit  zu  einem  negativen  Er- 
gebnisse geführt  bat,  weil  der  siegreiche  Staat  in  Voraussicht  eines  solchen 
es  stets  unterlassen  hat,  das  Volk  zu  befragen. 

Und  wie  sollte  man  den  Sieger  zur  Vornahme  des  Plebiszits  zwingen? 
Doch  nur  durch  Wiederbeginn  des  Krieges,  wozu  der  Besiegte  aber  nicht  im- 
stande sein  wird.  So  ^t  sich  beispielsweise  Preussen  geweigert,  den 
Artikel  5  des  Prager  Friedens  zu  vollziehen. 

570.  —  Wenn  der  Grundsatz  des  Plebiszits  zur  Anerkennung  gelangen 
sollte,  so  würde  er  die  bedenklichsten  und  gefährlichsten  Folgen  nach  sich 
ziehen.    Hält  man  nämlich  bei  freiwilligen  oder  erzwungenen  Abtretungen 


1)  [Als  König  Heinrich  II.  von  Frankreich  im  Jfthre  1552  die  BistOmer  Toul, 
Metz  und  Verduu  Frankreich  einverleibte,  sagte  Bischof  Robert  de  Lenancourt  den 
Bewohnern  von  Verdun,  der  König  von  Frankreich  sei  als  ihr  Befreier  gekommen,  er 
wünsche,  die  Bürger  als  gute  Franzosen  zu  behandeln;  weit  davon  entfernt,  Zwangs- 
massregeln anzuwenden,  rufe  er  die  freie  Abstimmung  des  Volkes  an.  Durch  sdl- 
gemeine  Volksabstimmung  wurden  die  neuen  französischen  Bürger  von  ihrer  bis- 
herigen Herrschaft  entbunden  (Emile  Olivier,  TEmpire  liberal,  1896,  t.  I,  p.  165.).] 
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Ton  Provinzen  die  Volksabstunmang  fttr  erforderlich,  so  moss  man  folge- 
rich1%  anch  den  Bewohnern  eines  Staatsteiles  das  Recht  zuerkennen,  sidi 
von  ihrem  Staate  zu  trennen  und  sich  mit  einem  andern  Staate  zu  ver- 
binden oder  ein  nenes  selbständiges  Staatswesen  zu  b^rttnden.  Wie  sollte 
man  den  Bruchteil  einer  Nation,  dessen  Wille  sich  geändert  hat,  zwingen, 
bei  dem  Staatsganzen  zu  bleiben,  sobald  die  Willensänderung  durch  die 
Abstimmung  der  Bttrger  zum  Ausdruck  gebracht  werden  kann?  Trägt 
die  Volksabstimmung  allein  die  Kraft  in  sich,  politische  Bande  zu  lösen, 
so  muss  sie  auch  diese  Bechtswirkungen  erzeugen  können.  —  Im  Jahre 
1863  hätte  sich  eine  erdrückende  Mehrheit  in  den  Sttdstaaten  von  Amerika 
gegen  die  fortgesetzte  Vereinignng  mit  den  Nordstaaten  ausgesprochen. 
Wenn  trotzdem  die  Nordamerikaner  nicht  zögerten,  fttr  den  Bestand  der 
Union  zu  kämpfen,  so  taten  sie  dies,  weil  sie  davon  ttberzeugt  waren,  dass 
die  Überlieferungen  und  die  Zukunft  des  Vaterlandes  ihnen  geboten,  ein 
einziges  Staatswesen  zu  bleiben.^) 

Das  Plebiszit  verleiht  den  Bewohnern  eines  Landes  Befugnisse,  die 
ihnen  nicht  zukommen  und  ein  Becht,  das  sie  nicht  ausüben  dfirften. 
Ebenso  wie  es  heute  nicht  mehr  zulässig  ist,  dass  der  Herrscher  eines  Landes 
mit  der  Person  seiner  Untertanen  nach  seinem  Belieben  verfährt,  dass 
er  sie  an  den  Herrscher  eines  andern  Landes  verkauft  oder  verschachert, 
80  kann  auch  jeder  einzelne  Untertan  nur  über  seine  eigene  Person  ver- 
fügen. —  Das  Plebiszit  hingegen  bringt  ein  Abhängigkeitsverhältnis  mit 
sich,  es  setzt  die  Unterwerfung  einer  Minderheit  unter  den  Willen  einer 
Mehrheit  voraus.  Eine  Million  Einwohner,  die  z.  B.  über  das  Schicksal 
von  800000  Mitbürgern  (Frauen  und  Kinder  nicht  miteingerechnet)  ent- 
scheidet, verletzt  deren  Interessen  und  widerspricht  deren  Wünschen.  — 
Die  einzige  Bestimmung,  die  jeder  einzelne  Bewohner  des  abgetretenen 
Gebietes  zu  treffen  rechtUch  befugt  ist,  liegt  in  der  Wahl,  ob  er  Untertan 
des  neuen  Staates  werden  will  oder  nicht.  „Die  Zustimmung  jedes  einzelnen 
stärkt  die  Macht  des  Siegers,  verleiht  ihm  ein  Becht  über  die  Bewohner, 
die  sich  seinen  Gesetzen  unterwerfen,  erleichtert  die  Verwaltung  des  er- 
oberten Landes  und  kann  zum  Augangspunkte  des  Verschmelzungsprozesses 
werden,  der  sich  zwischen  den  Bewohnern  des  eroberten  lindes  und 
den  Nationen,  die  in  dem  siegreichen  Staate  leben,  vollzieht.  Der  erobernde 
Staat  handelt  menschlich  und  klug,  wenn  er  die  neuerworbene  Bevölkerung 
in  den  Stand  setzt,  die  Eroberung  ausdrücklich  anzuerkennen.^') 

571.  —  Die  Zustimmung  der  Bevölkerung  darf  also  nicht  ganz  bei- 
seite geschoben  werden;  aber  sie  soll  sich  in  einer  andern  Form  als  in 
der  des  Plebiszits  äussern.  Sie  hat  sich  in  der  internationalen  Gewohn- 
heit einen  Platz  in  der  Gestalt  der  Option  der  Staatsangehörigkeit 
zu  erringen  gewusst.  Diese  Klausel  findet  sich  in  den  Abtretungsverträgen 
in  Friedenszeiten  und  fast  in  allen  Verträgen,  die  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts nach  Beendigung  eines  Ei  ieges  geschlossen  worden  sind  (No.  428  u.  ff). 

Hierdurch  sind  die  Befugnisse  aller  gewahrt.  Jeder  übt  das  Becht 
aus,  das  ihm  regelrecht  gebührt.     Die  politischen  Organe  des  Staates 

1)  Lieber,  De  la  valeur  des  pl^biscites  dans  le  Droit  iot,  R.  D.  L,  t.  in,  p.  139 
et  8.  —  Padelletti,  L'Alsace-Lorraine  et  le  Droit  des  gens,  R.  D.  L,  t.  III,  pp.  465 
et  8.  —  Funck- Brentano  et  Sorel,  Precifi,  S«  6dit.,  pp.  157  et  8.;  pp.  385  et  8.  — 
Rouard  de  Card,  Les  annexlons  et  les  plebiscitea  dana  rhistoire  contemporaine, 
1890.  -  [Stoerk,  Option  u.  Plebiacit,  1879.]  —  Freudenthal,  Die  YoOcdabetmtnm^m 
bei  QMetmbtreimmgeH  w%d  Eroberungen,  189L  —  G.  EoHn-Jaequernym,  £.  D.  L,  t  IIL 
p.  172  €t  9.  und  m  et  $.  —  Schlieff  im  Arekwe  f.  SfeniL  BeOU,  Bd.  VIII  S.  89 
^  f'  —  Ullmann  in  der  aUg.  celarr.  GehMeteihmg^  1880,  8.  3^7  u.  f. 

3}  Funck-Brentano  et  Sorel,  op.  dt,  §  338. 

ao* 
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entscheiden  ttber  die  Abtretung  der  Hoheitsrechte  des  Staates.  Die  Bürger 
beschliessen  frei  und  unbeeinflasst  nach  ihren  eigenen  Interessen  und  'Em- 
pflndungen,  ob  sie  ihren  Huldigungseid  halten  und  ihre  bisherige  Staats- 
angehörigkeit bewahren  oder  ob  sie  die  neue  annehmen  wollen. 

mV.  —  [Pachtweise  Überlassung.  —  Seit  einigen  Jahren  ist 
eine  neue  Art  derivativen  G«bietserwerbs,  die  in  längerer  oder  kürzerer 
Zeit  zum  Ziele  führt,  in  der  Staatenpraxis  Europas  aufgekommen.  Sie 
besteht  darin,  dass  ein  Staat  einem  andern  Staate  einen  Teil  seines  Gebietes 
auf  eine  Beihe  von  Jahren  (gewöhnlich  auf  99  Jahre)  oder  auch  auf  un- 
bestimmte Zeit  verpachtet.  —  Ein  solcher  Vertrag  wurde  am  12.  Mai  1894 
zwischen  dem  Kongostaate  und  Grossbritannien  geschlossen:  die  beiden 
Staaten  verpachteten  sich  gegenseitig^ewisse  durch  den  Vertrag  abgegrenzte 
Gebiete.^)  —  Ein  ähnliches  Abkommen  wurde  anfangs  1898  von  Deutschland 
und  China  getroffen.*)  China  ttberliess  Deutschland  „vorläufig  auf  99  Jahre'' 
das  Gebiet  von  Eiautschou  pachtweise  (No.  440).  Derartige  Verträge 
wurden  von  China  in  demselben  Jahre  mit  Bussland  (Verpachtung  von 
Port  Arthur  und  Talienwan),  mit  Grossbritannien  (Verpachtung  von  Wei- 
hei-wei)  und  mit  Frankreich  (Verpachtung  von  Kwang-tschou)  abgeschlossen.*) 

—  Wie  auch  die  in  diesen  Verträgen  gebrauchten  Ausdrucke  lauten  mSgen, 
es  sind  immer  nur  scheinbare  Pachtverträge.  In  Wahrheit  handelt  es 
sich  um  wirkliche  Veräusserungen  unter  einer  auflösenden  Bedingung:  sie 
gehen  schliesslich  notwendigerweise  in  eine  unbedingte  Einverleibung  ttber. 
Die  Staaten  suchen  durch  solche  Verträge  nur  den  tatsächlichen  Erwerb 
zu  verschleiern,  um  den  Staat,  mit  dem  sie  die  Vereinbarung  trefibn,  zu 
schonen  und  die  Eifersucht  der  andern  Mächte  nicht  zu  sehr  herauszufordern. 

—  Derartige  verschleierte  Gebietserwerbnngen  sind  ein  Kennzeichen  der 
gegenwärtigen  Zeit.  An  Stelle  der  offenen,  gewaltsamen  Einverleibung 
sucht  man  nach  Auskunftsmitteln,  die  allmählich  zu  demselben  Ergebnisse 
fahren.  So  geht  auch  das  Protektorat,  dessen  man  sich  so  häufig  bedient, 
schliesslich  oft  in  eine  Einverleibung  Ober.  Die  Besetzung  Bosniens  und 
der  Herzegowina  durch  Österreich  und  die  Okkupation  der  Insel  Cypem 
nnd  Ägyptens  durch  England  sind  tatsächlich  auch  mehr  oder  weniger 
Terschleierte  Einverleibungen.^] 


Drittes  Buch« 


Das  offene  Meer. 

(Arl»B.  Leecionee  de  Dencho  maritüno.  1876.  —  Asber.  Essai  sor  le  DioH  marltiine  intematioiial  d* 
raTenlr,  18IM.  —  Attlmayer.  Die  Elemente  des  OlfeatUolieii  Seenehts,  1872-1878.  —  AinnL  Diritto  nari- 
timo  deU*Earopa,  1796-1808,  FraniOsische  Ausgabe  tob  Digeon,  an  VL  Ire  p.,  cb.  I  et  IL  ~  Barriere.  De  1« 
UberM  des  mers.  —  Barclay.  Le  droit  de  yislte,  R.  D.  L,  t  XXII,  pp.  817  et  s.,  (p.  4M  et  s.  —  BisoboL 
Ormidriss  eines  posittven  Öffentlichen  internationalen  Seereebts,  1866.  —  Cancby.  Üb  Droit  maritime  inten., 

1)  [R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  379.] 

2)  [S.  den  Text  des  fraDz.-chiDe8i8cheD  Vertrages  vom  4.  Juni  189S  im  franzos. 
Gelbbach,  Aflkires  de  Chine  (1898/99),  p.  2.] 

8)  [De  Pouvourville,  Les  fictions  internationales  en  Extreme>Orient  R.  D.  I. 
P.,  t  VI,  pp.  113  et  8.  —  Vgl..  Pierre  Leroy-Beaulieu,  La  Chine  et  les  puis- 
sances,  Revne  des  Denx-Mondes,  1«^  inars  1899.] 

*)  Der  Vertrag  (tfom  6.  März  1898)  igt  abgedrMckt  hei  Zorn,  Deutm^  EoUmial' 
dfeaetJBgämng^  1901^  8.  48,  —  Vgl  aucA  Jellinek  in  der  Deutschen  JuristenzeUung,  JH 
2R3.  AUerhodater  ErlasB  betr.  dieErklärmig  KiautBdwus  zvm  Schutzgebiet,  27.  AprU1898 
«.  Verordnung^  betr.  die  Bechtzverhääniate  in  Kiauttehm  wm  37.  April  1898. 
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ises,  t  IL  pp.  92  ei  8.  •-  ChepelUdes.  De  U  UberM  de  U  pleine  mer,  1887.  ~  Dahlgren.  Marittme  inter- 
natiOBal  Law,  1877.  —  Deen  Beer  PortngaeL  Het  intemattonal  maritiem  recht,  1888.  —  Fernande s. 
Nociones  de  Derecho  tntemadoaal  marittme,  1868.  —  Fergnson.  Manoal  of  intemattonal  Law  for  tiie  ose 
of  naylea,  coloniee  and  oonsulatea,  1884-86.  —  Ferrero-Oola.  Corso  di  Diritto  intemazionale  pubblico,  priTato 
e  marittmo,  t866w  —  Qeesner.  Droit  des  neutrea  sur  mer,  187ft,  pp.  15  et  8.  —  Olase.  Maritime  intemattonal 
Law,  1885.  —  Groiioa.  De  mare  liberam,  16011.  —  HaatefeniUe.  Droits  ei  devolrs  des  nattons  nentne, 
1868,  t  I,  pp.  1  ä  50;  t  m,  pp,  1  &  155.  —  Hlstoire  des  ortgines,  etc.,  1858,  p.  13.  —  Jacobson.  Seerecht  des 
Krieges  and  des  Friedens  in  Besog  auf  die  Kaottahrtelschilfahrt,  1851.  —  Lern  eine.  Prtels  de  Droit  mari- 
time international,  1888.  —  Lucchesi-PalL  Prlncipee  da  Droit  pablic  maritime.  —  Ch.  de  Marions.  Ooide 
diplomatfqae,  6§  64  Jt  67.  —  Mass^  Le  droit  commercial,  etc,  Ur.  II,  ttt  L  —  Mozo.  Derecho  de  gentes  y 
maritime  intemacional,  1898.  —  Maller.  Mare  claosom,  1873.  —  N6grin.  Tratado  elemental  de  Derecho 
intemaeional  maritime,  2e  Mit^  1884.  —  O'Connor.  Introdaccion  al  estndio  del  Derecho  intemacionale  mari- 
time, —  Ortolan.  Bdgles  internationales  ei  diplomatte  de  la  mer,  1864.  —  Pereis.  Mannel  de  Droit  Intern, 
maritime,  4dit  Arendt,  1884,  §§  4,  6,  16  ä  17.  —  BaynevaL  De  U  Ubert«  des  mers,  181L  •  Beddies. 
Besearches  in  maritime  intemattonal  Law.  1844-45.  —  Seiden.  Mare  claasam,  1685.  —  Siegfried -Weiss. 
Le  Code  da  Droit  maritime  intemattonal,  1858.  —  Sierra.  Lecciones  de  Derecho  intemacional  maritime  (Ober- 
setaong  des  Werkes  von  Th.  Ortolan).  —  Tecklenburg.  Die  Freiheit  des  Meeres,  1871.  —  Tests.  Droit  pablic 
intemattonal  marittme,  ttbersetst  ron  Bootlron,  188&) 

Perel;  Da»  mUmoHoHole  öffttUUche  Stfekt  der  Geffmwari^  199».  —  v.  Uirhathy  IHe  vlftkmreeht- 
lithm  Qrtmd»ät99  äet  DurekiuehunffmrtehU  rur  Seßf  1908. 


Erstes  Kapitel. 


Freiheit  des  offenen  Meeres. 

S72.  —  Das  offene  Meer  oder  die  hohe  See  (la  haute  oa  pleine  mer) 
gehört  nicht  zum  Gebiete  irgend  eines  Staates.  Das  Meer  kann  weder 
im  Eigentnme  noch  unter  der  staatlichen  Herrschaft  oder  der  Gerichts- 
barkeit irgend  eines  Staates  stehen.  Das  Weltmeer  ist  die  grosse  Ver- 
kehrsstrasse,  die  allen  Völkern  gemeinsam  gehört.  Alle  Sctuffe  müssen 
auf  hoher  See  durchaus  gleichberechtigt  sein. 

Das  offene  Meer  kann  nicht  im  Eigentume  irgend  einer  Nation  stehen. 
—  Die  Aneignung  einer  Sache,  deren  Benutzung  unerschöpflich  und  un- 
beschränkbar ist,  ist  zwecklos  und  unrechtmässig.  Die  Benutzung  des 
Meeres  ist  unerschöpflich.  Das  Meer  trägt  alle  Flotten  uud  die  gewaltigste 
unter  ihnen  lässt  keine  Spur  von  ihrer  Fahrt  zurück.  —  Ein  Schiff  kann 
den  Fahrzeugen,  die  ihm  folgen,  nicht  schaden.  —  Für  alle  ist  der  Ozean 
dasselbe  Element,  dieselbe  Naturkraft.  Daher  muss  seine  Benutzung  frei 
sein,  wie  es  die  Luft,  das  Licht  und  die  Wärme  ist. 

Das  Eigentumsrecht  setzt  die  Möglichkeit  eines  Besitzes  voraus.  Die 
Unermesslichkeit  des  Ozeans  entzieht  sich  aber  jedem  wirklichen  und 
wirksamen  Besitze.  Die  Flüssigkeit  des  Wassers  hindert  daran.  Wie 
könnte  man  das  Meer  mit  seinen  hohen  Wellen,  die  von  einem  Pol  zum 
andern  rollen,  mit  seinen  vielfachen  Strömungen,  die  nach  den  verschiedensten 
Richtungen  hinfliessen,  und  mit  seiner  nie  ruhenden  Oberfläche  dem  Besitze 
unterwerfen.  Wohl  hat  man  in  mehrem  Verträgen  (namentlich  in  denen 
zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandels)  Teile  des  Meeres  durch  gedachte 
Linien,  Länge-  und  Breitegrade,  abgegrenzt,  aber  es  wird  stets  an  der 
tatsächlichen  Gewalt  über  die  so  bezeichneten  Baumgebiete  mangeln.  So- 
bald ein  Schiff  oder  ein  Geschwader  das  Wasser  durchschnitten  hat,  ver- 
schwindet seine  Furche  und  jedes  Zeichen  einer  Besitzergreifung.  Eine 
dauernde  und  bleibende  Einwirkung  auf  das  Meer  ist  ein  Ding  der  Un- 
möglichkeit. 

Das  Meer  hat  einen  grossen  Anteil  an  der  Entwicklung  der  Zivilisation 
und  an  dem  Gedeihen  aller  Völker,  selbst  derjenigen,  die  keinen  unmittel- 
baren Zugang  zu  ihm  haben.  Eine  Aneignung  des  Meeres  würde  —  wenn 
sie  überhaupt  denkbar  wäre  —  die  Vernichtung  der  ünahhSn'^i'^V^n  ^!ler 
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Staaten  nach  sich  ziehen,  sie  wäre  eine  Verkennung  der  Gleichberechtigang 
und  der  Freiheit  der  Völker. 

Ist  die  BegrCndnng  eines  ausschliesslichen  lägentumsrechts  unmöglich« 
so  kann  aus  denselben  Erwägungen  auch  kein  Herrschafts-  und  kein 
Hoheitsrecht  über  das  Meer  ausgeübt  werden. 

573.  —  Der  Grundsatz  der  Freiheit  des  offenen  Meeres  wird  heut- 
zutage von  allen  Publizisten,  allen  Bechtslehrem  und  von  der  internationalen 
Praxis  anerkannt.  Es  war  nicht  immer  so.  Die  Ansprüche  gewisser 
Staaten  auf  ausschliessliche  Beherrschung  des  Meeres  riefen  in  frühem 
Jahrhunderten  lebhafte  Streitigkeiten  und  blutige  Kriege  hervor.  —  Im 
Mittelalter  beanspruchte  Venedig  ein  Eigentumsrecht  an  dem  Adriatischen 
Meere;  es  berief  sich  auf  die  symbolische  Heirat  des  Dogen  mit  dem  Meere; 
Fra  Paolo  Sarpi  schrieb  ein  Buch  Del  dominio  del  mare  Adriatico,  um 
die  Ansprtlche  der  aristokratischen  Bepublik  zu  rechtfertigen.  Genua  und 
Pisa  behaupteten,  ähnliche  Rechte  über  das  Ligurische  Meer  zu  besitzen. 
—  Geleitet  von  ihrem  kaufmännischen  Gteiste,  glaubten  die  Republikea 
fremden  Handelsleuten  den  Zugang  zu  diesen  Meeren  versperren  zu  dttrfen. 

Im  15.  und  16.  Jahrhundert  wollten  die  Portugiesen  den  Fahrzeugen 
aller  Nationen  die  Schiffahrt  im  Meerbusen  von  Guinea  verbieten.  —  Die 
Spanier  massten  sich  die  ausschliessliche  Herrschaft  ttber  den  Stillem 
O^sean  an. 

Die  Holländer,  die  sich  am  Kap  der  Guten  Hoffiiung  niedergelassen 
hatten,  wollten  dort  den  Engländern  die  Durch&hrt  verwehren. 

unter  Elisabeth  (1558—1603)  massten  sich  die  Engländer  das  Eigen- 
tumsrecht an  allen  britischen  Meeren  und  sämtlichen  Gewässern  an,  die 
die  Etlsten  Englands  bespttlen.  Dieselbe  Elisabeth  erwiderte  den  Spaniern, 
die  sich  ttber  die  Fahrten  von  Francis  Drake  beschwerten,  weil  er  ihre  Rechte 
an  den  amerikanischen  Meeren  verletzte:  „die  Benutzung  des  Meeres  und 
der  Luft  ist  allen  gemeinsam;  kein  Volk  und  keine  Privatperson  kann 
irgend  welche  Rechte  ttber  den  Ozean  haben,  da  weder  die  Natur  noch 
die  öffentliche  Benutzung  eine  Besitzergreifung  zulassen.*' 

Unter  Karl  I.  (1625—1649),  Cromwell  (1651—1658)  und  Wilhehn  von 
Oranien  (1688—1702)  beanspruchten  die  Engländer  die  Herrschaft  ttber 
die  britischen  Meere,  die  sich  ihrer  Meinung  nach  von  den  englischen 
Ettsten  bis  zu  den  gegenttberliegenden  ufern  Amerikas  und  Grönlands 
ausdehnten.  —  Noch  im  18.  und  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  behauptete 
England,  dass  ihm  auf  Grund  des  vermeintlichen  Durchsuchungsrechts  und 
des  Rechts  des  Matrosenpressens  usw.  Herrschafts-  und  Hoheitsrecbte  an 
dem  Ozean  zuständen.  ^ 

Frankreich  hat  stets  den  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  verteidigte 
Ludwig  XIV.  erhob  dagegen  Einspruch,  dass  das  Ärmelmeer  als  britischer 
EAual  bezeichnet  werde,  er  weigerte  den  Engländern  den  Schiffsgruss  und 
wies  das  Durchsuchungsrecht  zurück.  Ludwig  XVI.  gewährte  dem  Bunde 
der  bewaffiieten  Neutralität,  der  im  Jahre  1780  von  Dänemark,  Schweden 
und  Bussland  zur  Bekämpfung  der  Übergriffe  Englands  gegründet  worden 
war,  seinen  Beistand.^) 

Die  französische  Republik  schrieb  auf  ihr  Banner  die  Worte:  Freiheit 
der  Meere,  gleiche  Bechte  für  die  Nationen  (Liberty  des  mers,  egaliti 
des  droits  pour  les  nations). 


1)  [Fauchille,  Une  entente  franeo-russe  pour  la  libert^  des  mers  1778—1780, 
Nouvelle  Revue  1.  janvier  1898,  p.  67.  —  La  dlplomatie  iQraD^^aise  et  la  ligne  des 
neuires  de  1780,  1893.] 
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574  —  Mehrere  bertthmte  Schriften  sind  ttber  den  Ansprach  aof 
Beherrschung  der  Meere  verfasst  worden.  —  Im  Jahre  1609  veröffentlichte 
Grotias  zu  Leiden  ein  Werk,  das  den  Titel  Mare  liberam  trag.  Es  war 
gegen  die  Anmassangen  Portugals,  die  sich  auf  päpstliche  Bullen  grttndeten, 
gerichtet.  Grotius  stellte  den  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  klar  und  be- 
stimmt auf  und  yemeinte  die  Anerkennung  irgend  welcher  Hoheitsrechte 
ttber  das  offene  Meer.  —  Das  Grotius'sche  Werk  stiess  auf  die  lebhaftesten 
Verwahrungen  bei  allen  den  Völkern,  die  an  der  Beherrschung  der  Meere 
im  Widerspruche  zu  dem  Grundsatze  der  Freiheit  festhielten.  Sie  sahen 
voraus,  dass,  wenn  die  Lehre  des  holländischen  Publizisten  anerkannt 
wttrde,  eine  Umwälzung  im  Seerechte  zu  ihren  Ungunsten  unausbleiblich 
wäre.  —  Gentile  schrieb  im  1613  sein  (Buch:  De  advocatione  hispanica, 
worin  er  den  Nachweis  zu  führen  suchte,  dass  der  König  von  E^ghuid 
das  ganze  Meer,  das  Grossbritannien  umgebe,  beherrsche.  —  [Der  Portu- 
giese Freitas  antwortete  Grotius  mit  seiner  Abhandlung  De  justo  imperio 
Lusitanorum  asiatico^)  vom  Jahre  1625,  worin  er  sich  bemühte,  die  Herr- 
schaft der  Portugiesen  ttber  die  Indischen  Meere  zu  begrttnden.] 

Karl  I.  von  England  forderte  die  holländische  Regierung  auf,  Grotius 
zu  bestrafen.  Sodann  veranlasste  er  Seiden,  eine  Erwiderung  zu  verfassen. 
Diese  trug  den  Titel  Mare  clausum.  Sie  erschien  1635  zu  London.  Seiden 
zeigt  dai^  eine  grosse  Gelehrsamkeit.  Valin  sagte  von  diesem  Buche: 
„Es  ist  wirklich  unmöglich,  eine  derartige  Sache  geistvoller  und  gewandter 
zu  verteidigen.  Und  doch  bringt  Seiden  keinen  einzigen  Beweisgrund 
vor,  der  nicht  leicht  zu  widerlegen  wäre"^  (t.  ü,  p.  686).^) 

Karl  I.  teilte  Holland  die  Lehren  Seldens  mit  und  Cromwell  ordnete 
die  Übersetzung  des  Buches  ins  englische  an.  —  Seiden,  der  sich  als  ein 
besserer  Logiker  sJs  Grotius  bewälute,  hat  das  englische  Nationalbewusst- 
sein  aufgestachelt.  Sein  Buch  legt  ein  eigenartiges  Zeugnis  von  dem  ver- 
wegenen Plane  der  Meeresherrsdbaft  ab,  der  bis  auf  den  heutigen  Tag 
mit  der  den  Angelsachsen  angeborenen  zähen  Ausdauer  verfolgt  wird  und  der 
die  vielfachen  Übergriffe, Ungerechtigkeitenund  Vergewaltigungen  Englands 
erklärt,  ohne  sie  zu  rechtfertigen.*) 

Im  heutigen  Völkerrechte  findet  der  Grundsatz  der  Meeresfreiheit 
seine  Bestätigung.  Dieser  Grundsatz  ist  aber  nicht  unbedingt,  denn  im 
Seekriege  wird  die  Freiheit  der  Neutralen  im  Interesse  der  Eriegftthrenden 
beschränkt. 

575.  —  Ausgehend  von  der  Fiktion  der  Exterritorialität,  wonach 
Kriegsschiffe  als  wandelnde  Gebietsteile  ihres  Staates  zu  gelten  haben, 

1)  [Qnichon  de  Qrandpont  hat  eioe  französische  Übersetzung  des  Freitas- 
sehen  Buches  besorgt] 

a)  Mao  findet  bei  Cauchy,  Le  droit  maritime  intern.,  t  II,  pp.  92  bis  124  eine 
Inhaltsangabe  des  Orotinsschen  und  des  Seldenschen  Buches  Mare  liberum  und  Mare 
elausum. 

8)  [Ausser  den  im  Texte  angefahrten  Werken  von  Grotius,  Qentile,  Seiden 
und  Freitas  gibt  es  noch  eine  Anzahl  von  Schriften  aus  dem  17.  and  18.  Jahr- 
hundert, die  den  Grandsatz  der  Meeresfireiheit  bekämpfen  oder  verteidigen.  Unter 
andern:  Boxhornii,  Apologia  pro  navigationibas  hollandonim,  1688.  —  Bunau, 
De  jure  imperatoris  circa  maria,  1744  —  Bynkershoek,  De  dominio  maris,  1708. 
—  Conringii,  De  dominio  maris,  1670.  —  Gothofredi,  De  dominio  sive  imperio 
maris,  1687.  —  Groeningio,  De  navigatione  libera,  1698.  --  Hagemeyer,  De  im- 
perio maris,  1668.  —  Pacii  a  Beriga,  De  dominio  maris  Adriaüd,  1619.  —  Palatii, 
Leo  maritimus  sive  de  dominio  maris,  1668.  — •  Pontani,  Discussiones  historic«  ad- 
versus  Seldeni  Mare  clausum,  1687.  —  Sharf,  An  et  quatenus  mare  sit  in  dominio, 
1747.  —  Schoock,  Jus  et  Imperium  maritimom,  1654.  —  Stypmann,  De  jare  mari- 
time, 1652.  —  Westerween,  De  jure  quod  competit  societati  privüegiatie  fcederatis 
Belgii  ad  Indiaram  commercia,  1724.] 
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sind  einige  Schriftsteller  im  Wege  der  Schlassfolgernng  zur  Annahme 
einer  vorübergehenden  Gebietshoheit  gelangt.  Diese  soll  sich  nicht  nar 
ttber  den  Meeresteil  erstrecken,  wo  sich  das  Geschwader  oder  das  einzelne 
Schiff  gerade  befindet,  sondern  sogar  bis  zn  einer  Entfemong  von  Eanonen- 
schnssweite  im  Umkreise  der  Flotte  oder  des  Schiffes.  Dieser  Ansicht  sind: 
de  Cussy  (op.  cit,  t.  I,  p.  147),'  Hautefenille  (Histoire,  p.  23), 
Bluntschli  (op.  cit.,  Art.  318)  nnd  Phillimore  (op.  cit,  t.  I,  p.  203). 

—  Diese  Lehrmeinung  ist  durchaus  wiUkttrlich.  Sie  ist  mit  der  Verkehrs- 
freiheit  auf  dem  offenen  Meere  unvereinbar  nnd  wird  mit  Becht  von 
G essner  (op.  cit.,  pp.  165  et  s.),  Pereis  (op.  cit.,  S.  47)  und  Wheaton 
(Elements,  t.  11,  p.  101)  verworfen.  Sie  würde  zu  unhaltbaren  Folgen 
f&hren. 

Die  mannigfachen  Nachteile,  die  dies  weder  theoretisch  noch  praktisch 
begründete  System  erzeugt,  sind  von  Pereis  mit  grosser  Klarheit  dargele^ 
worden  (op.  dt.,  S.  47  u.  ff.) 

576.  —  Solange  der  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  nicht  zu  allgemeiner 
Anerkennung  durchgedrungen  war  und  die  wiUkttrlichsten  Ansprüche  auf 
Beherrschung  gewisser  Teile  des  Meeres  erhoben  wurden,  spielte  das 
Seezeremoniell  eine  wichtige  Bolle.  Damals  handelte  es  sich  hierbei  nicht 
um  einfache  Ehrenerweisungen  und  Höflichkeitsbezeugungen,  sondern  um 
die  öffentlich  kundgegebene  Anerkennung  der  Suprematie,  die  gewisse 
Staaten  und  Fürsten  selbst  mit  Waffengewalt  geltend  zu  machen  suchten. 

—  Der  Schiffsgruss  oder  der  Salut  hat  heftige  Auseinandersetzungen  ver- 
anlasst und  sogar  als  Yorwand  zu  Kriegen  gedient. 

England,  Frankreich,  Spanien  und  HoUand  zeichneten  sich  namentlich 
im  17.  Jahrhundert  durch  ihre  Anmassungen,  die  sie  gegeneinander  oder 
gegenüber  den  andern  Staaten  erhoben,  aus.  —  Ludwig  XIY.  ging  mit 
Entschiedenheit  gegen  die  Ansprüche  der  englischen  Könige  vor.  Sein 
Schreiben  vom  25.  Januar  1662  an  seinen  Gesandten  in  London,  den 
Grafen  d'Estrades,  bringt  das  stolze  Bewusstseüi  seiner  Würde  und  Ehre 
zum  vollendeten  Ausdruck.  —  Er  beging  aber  den  grossen  Fehler,  dasa 
er  auf  Grund  der  Artikel  10  bis  13  seiner  Ordonnanz  vom  9.  Mai  1665 
von  Holland,  Genua  und  den  Hansastädten,  sowie  später  auf  Grund  der 
Artikel  5  und  6  der  Ordonnanz  vom  15.  April  1689  von  allen  Staaten 
den  Schiffsgruss  forderte. 

Im  19.  Jahrhundert  bildet  die  Gleichheit  der  Staaten  und  ihre  gegen- 
seitige Unabhängigkeit  die  Voraussetzung  fiir  die  beim  SeezeremonieU  zu 
beobachtenden  Gebräuche.  Es  handelt  sich  jetzt  nur  noch  um  eine  Höflich- 
keits-  und  Ehrenbezeugung.  —  Schiffe  sind  bei  Begegnungen  auf  offener 
See  nicht  verpflichtet,  einander  zu  grüssen.  Wird  ein  Schiffsgruss  unter- 
lassen oder  wird  er  nicht  erwidert,  so  darf  man  nicht  zu  Gewalttätigkeiten 
übergehen,  da  der  Gruss  doch  nur  eine  Höflichkeitsform  ist.  Aber  unter 
besondern  umständen  kann  die  Unterlassung  oder  die  Nichterwiderung 
des  üblichen  Schiffsgrusses  als  eine  Kränkung  des  fremden  Staates  an- 
gesehen werden.  Man  darf  in  diesen  Fällen  Aufklärung  oder  Genugtuung^ 
auf  diplomatischem  Wege  verlangen. 

Die  jetzt  geltenden  Formen  sind  folgende:  —  Begegnet  ein  Kriegs- 
schiff einem  fremden  Kriegsgeschwader,  so  grüsst  es  zuerst.  —  Bei  Be- 
gegnungen einzelner  Schiffe  oder  Geschwader  entscheidet  der  Rang  der 
Schiffsbefehlshaber.  —  Handelsschiffe  sind  nicht  verpflichtet,  Kriegsschiffe 
auf  hoher  See  irgendwie  zu  grüssen;  aber  das  Streichen  und  Anziehen 
der  Flagge  (le  salut  de  pavillon)  ist  herkömmlich  und  zwar  grüsst  das 
Handelsschiff  zuerst. 
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Die  verschiedenen  Begrüssungsformen  sowie  die  Einzelheiten  sind  im 
Guide  diplomatique  von  Härtens  Seite  64  bis  67  angeführt. 

Alle  Seemächte  haben  besondere  Bestimmungen  über  das  Zeremoniell. 
—  In  Frankreich  enthalten  die  Artikel  828  bis  844  des  Reglement  du 
seryice  &  bord  de  la  marine  vom  20.  Mai  1885  das  Seezeremoniell  und 
die  Höflichkeitsbezeugungen,  die  zwischen  den  Befehlshabern  der  Kriegs- 
schiffe oder  der  Eriegsgeschwader  auf  hoher  See  und  an  den  Ankerplätzen 
zu  b€M>bachten  sind. 


Zweites  Kapitel. 


Rechtliche  Wirkungen  der  Meeresfreiheit. 

577.  —  Der  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  hat  folgende  rechtlich 
wichtigen  Wirkungen:  1.  Die  Freiheit  der  Schiffahrt;  2.  Die  Freiheit  der 
Fischerei;  3.  Das  Recht,  unterseeische  Telegraphenkabel  anzulegen. 

Da  die  freie  Benutzung  des  offenen  Meeres  allen  Staaten  gemeinsam 
ist,  so  darf  kein  Staat  bei  Betätigung  dieser  Freiheit  die  andern  Staaten 
schädigen.  Die  Art  und  Weise  der  Benutzung  des  Meeres  muss  im  all- 
seitigen Interesse  und  zum  Vorteile  aller  Staaten  geregelt  werden.  — 
Unter  Freiheit  versteht  man  nicht  Willkür  und  Schrankenlosigkeit.  Es 
haben  sich  daher  Gebräuche,  Gewohnheiten,  Landesgesetze  und  internationale 
Abkommen  herausgebildet,  die  die  Freiheit  und  die  Sicherheit  aller  ver- 
bürgen sollen. 


Erster  Abschnitt. 
Freiheit  der  Schiffahrt*) 

578.  —  Alle  Völker  sind  berechtigt,  im  Interesse  ihrer  Handels-, 
Wirtschafts-  und  politischen  Beziehungen  auf  dem  Meere  zu  verkehren. 
—  Kein  Staat  ist  befugt,  fremde  Schiffe  besondem  Bedingungen  zu  unter- 
werfen und  ihnen  ihre  Fahrstrasse  vorzuschreiben. 

Aber  um  ZusammenstOsse  und  das  ubersegeln  von  Schiffen,  die  die- 
selbe Strecke  befahren  oder  die  in  denselben  Gegenden  verkehren,  zu  ver- 
hindern, hielt  man  gewisse  Gebräuche,  die  sich  bei  der  Steuerung  der  Schiffe 
entwickelt  hatten,  ffir  allseitig  verpflichtend.  —  Einige  Staaten  wie  Deutsch- 
and,  England  und  Frankreich  hatten  zu  diesem  Zwecke  besondere  Bestim- 
mungen erlassen  (Englisches  Gesetz  vom  29.  Juni  1862).  —  Schliesslich 
haben  mehrere  Staaten  ein  gemeinsames  Reglement  angenommen.  Hiemach 
muss  auf  den  Schiffen  während  der  ganzen  Nacht  an  der  Spitze  des  Fock- 
mastes ein  weisses  Licht,  am  Backbord  ein  rotes  und  am  Steuerbord  ein 
grünes  Licht  brennen  (Art.  2  bis  11).  Bei  Nebel  und  dickem  Wetter  müssen 
Tag  und  Nacht  Schallzeichen  mit  Glocken,  Pfeifen  oder  Sirenen  gegeben 
werden ;  bei  Begegnungen  von  Schiffen  sind  bestimmte  Regeln  beim  Ausweichen 


*)  Prien,  Der  Zu9ammemto$8  wm  SMffen,  1896.  —  Bomberg,  8tra$9enrecht  cntf 
See,  187a, 
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zu  befolgen  (Art.  14  bis  27).  —  Diese  gemeinsamen  Bestimmungen  sind  in 
Oestalt  von  Dekreten  oder  Verordnungen  in  Deutschland,  Österreich,  Eng- 
land, Belgien,  Chile,  Dänemark,  Frankreich,  Spanien,  den  Verein.  Staaten, 
Griechenland,  Italien,  Norwegen,  den  Niederlanden,  Portugal,  Bassland, 
Schweden  und  andern  Staaten  vom  1.  September  1880  ab  in  Kraft  ge- 
treten. (S.  für  Frankreich  das  Journal  officiel  vom  6.  November  1879). 
—  Sie  gelten  für  Kriegs-  und  Handelsschiffe  sowie  auch  für  B^herboote, 
auf  die  Artikel  10  ausdrücklich  hinweist.  —  Die  Sanktion  des  Reglements 
Hegt  in  der  Haftung  derer,  die  seine  Vorschrifl;en  nicht  beobEushtet  haben. 
Im  Falle  eines  Zusammenstosses  gilt  deijenige  Kapitän  als  der  Schuldige, 
der  die  Vor8chrift;en  nicht  befolgt  hat.  —  [Dies  Reglement  wurde  im 
Jahre  1884  durch  ein  anderes,  dessen  Bestimmungen  mit  dem  bisherigen 
im  ganzen  gleichlautend  waren,  ersetzt.  Es  ist  in  Frankreich  durch 
Dekret  vom  1.  September  1884  yerkttndigt  worden.^)  —  An  die  Stelle 
des  Reglements  von  1884  trat  (seit  dem  1.  Juli  1897)  ein  Reglement,  das 
in  vielen  Punkten  ähnlich  ist  Dies  Reglement  wurde  in  FranlEreich  durch 
das  Dekret  vom  21.  Februar  1897  eingefBhrt.')] 

579.  —  Im  Falle  des  Zusammenstosses  zweier  Schiffe  hat  der  Führer 
eines  jeden  derselben  dem  andern  Schiffe,  dessen  Führer,  Besatzung  und 
Reisenden  zur  Abwendung  der  nachteiligen  Folgen  des  Zusammenstosses 
den  erforderlichen  Beistand  zu  leisten,  soweit  er  dazu  ohne  erhebliche 
Oefahr  für  das  eigene  Schiff  und  die  darauf  befindlichen  Personen  im- 
stande ist.  (Englisches  Gesetz  vom  29.  Juni  1862,  Art.  33  und  Gesetz, 
betreffend  die  Handelsflotte  von  1873,  Art.  16.  —  Deutsche  Verordnung 
vom  15.  August  1876.»)*) 

580.  —  Die  englische  Regierung  hat  sich  das  Verdienst  erworben, 
zuerst  einen  Signalkodex,  der  die  wesentlichen  Bestandteile  fttr  eine 
allgemeine  Seesprache  enthält,  aufgestellt  zu  haben.  Eine  Kommission, 
die  von  Frankreich  und  England  besteUt  wurde,  hat  das  begonnene  Werk 
verbe8sert.9Der  Code  commercial  des  signaux  ist  durch  das  Dekret  vom 
25.  Juni  1864  in  Frankreich  eiQgeflihrt  worden.  Neben  diesem  Dekret 
gilt  nochl  das^  internationale  Reglement  der  ^Londoner  Konferenz  vom 
28.  Juli  1879,  das  von  Frankreich  und  achtzehn  andern  Staaten  angenommen 
worden  ist.  — {BFast  alle  Staaten  haben  sich  die  Merchant  Shipping  act 
von  1873,  die  in  den  Artikehi  18  und  19  die  Not-  und  Steuersignale  regeln, 

1)  [Journal  officiel  Yom  5.  September  1884.  S.  den  Text  in  J.  L  F.,  t  Xf, 
p.  671.1 

2)  [Jonmal  officiel  vom  25.  Februar  1897.  S.  den  Text  in  J.  I.  F.,  t.  XZIV, 
p.  627.] 

8)  [Im  Jahre  1889  hatte  in  Washington  eine  Konferenz  von  Delegierten  ver- 
schiedener Seemächte  getagt,  um  internationale  Regeln  zur  Verhütung  von  SchüFs- 
znsammenstdssen  anf  dem  Meere  zu  vereinbaren.  Die  Beratungen  dieser  Konferenz 
haben  der  Ausarbeitnnff  des  Reglements  von  1897  zur  Grundlage  gedient  Die  Kon- 
ferenz hat  aber  auch  Mnfluss  anf  die  Landessesetzgebung  verschiedener  Linder  ans- 
ffetbt.  Der  Kongress  der  Verein.  Staaten  nahm  im  September  1890  ein  Gesetz  an, 
aas  die  bisher  nur  moralische  Beistandspflicht  des  Schifliskapitäns  bei  einem  Zu- 
saomienstosse  zur  Rechtsnflicht  erhob,  in  Frankreich  wurde  am  10.  Mirz  1891  ein 
Gesetz,  betreffend  Seennläue  und  Znsammenstösse  erlassen.  —  SchübzusammenstSsse 
geben  oft  Anlass  zn  Gesetzeskollisionen.  Siehe  hierüber  die  Beratungen  des  In- 
stituts für  Vdlkerrecht,  R.  D.  I.,  t  XIX,  p.  867  nnd  t  XX,  pp.  849,  487  et  601.] 

*)  DeutBchet  StrejfjfemtOmeh  S  A^r 


mmmentUmau  der  SeeMife  vom  9.  llbri  1897;  cfent.  vom  10.  iiai  1897,  beir,  die  Lkkter 
und  Sigtuüfiihnmg  der  FMerfahruuffe  und  LoUmdampfboote;  deui  vom  IS.  A^^^ui  ISTB 
Über  da$  Verhauen  der  SMffer  nach  einem  2Su9ammenaUm  von  Schiffen  auf  See;  Verord- 
nung vom  16.  Okkiber  1900  iXber  die  AMendung  der  Seitenüekier  und  die  EuuiMm^  der 
FoeUkfntkitemen  Cßtf  Seeeckifen, 
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zum  Vorbilde  genommen  und  ihrerseits  ähnliche  Yorschriften  erlassen.  Die 
missbränchliche  Benutzung  der  Signale  und  der  Gebrauch  anderer  Signald 
unterliegt  bestimmten  Strafen.^) 

580^.  —  [Zum  Schutze  der  Fischer,  die  alljährlich  in  der  Zeit  vom 
15.  April  bis  zum  15.  Oktober  den  Eabeljaufang  in  den  von  den  europäisch« 
amerikanischen  SchneUdampfern  darchfahrenen  Gewässern  der  Neufundland« 
bank  betreiben,  hat  die  französische  fiegierung  unterm  21.  Dezember  1897 
dem  mit  der  Gompagnie  transatlantique  getroffenen  Abkommen  vom  16.  Juli 
1896  eine  Bestimmung  hinzugefügt,  wonach  sich  die  Schiffe  dieser  Gesell» 
Schaft,  die  den  Dienst  zwischen  Frankreich  und  den  Verein.  Staaten  ver- 
sehen, während  der  Zeit  vom  15.  April  bis  zum  15.  Oktober  der  Durchfahrt 
durch  die  Gewässer  der  Neufimdlandbank  bei  einer  Geldstrafe  von  2000  Frcs. 
zu  enthalten  haben,  wofern  nicht  ein  Fall  höherer  Gewalt,  der  durch  das 
Schiffsjournal  nachzuweisen  ist,  vorgelegen  hat.  Dies  bezeichnet  man  mit 
einem  wenig  glücklichen  Ausdruck  als  Neutralisation  der  Neui^dlandbank. 
Die  Fischerboote  sind  hierdurch  einigermassen  gegen  die  Gefahr  des 
Übersegelns,  die  ihnen  von  den  grossen  Dampfern  droht,  gesichert.  Zur 
vollen  Beseitigung  dieser  Gefahr  mttssten  aber  alle  Länder,  deren  Schiffe 
in  der  Nähe  der  Neufnndlandbank  vorbeifahren,  dem  Beispiele  Frankreichs 
folgen  und  es  mttsste  eine  internationale  Vereinbarung  zur  Neutralisation 
der  Neuftandlandbank  getroffen  werden.^)] 


Zweiter  Abschnitt. 
Freiheit  der  Fischerei.*) 

S81.  —  Im  17.  Jahrhundert  masste  sich  Dänemark  das  Becht  der 
Fischerei  in  den  Gewässern  Islands  und  Grönlands  unter  Ausschluss  aller 
andern  Nationen  an.  Dieser  Anspruch  wurde  aber  von  den  Übrigen  Staaten 
zurückgewiesen.  —  Vielfache  Streitigkeiten  sind  zwischen  Bnghind  und 
den  Verein.  Staaten  wegen  der  Fischerei  in  den  Kanadischen  Gewässern^) 
und  wegen  des  Bobbenfangs  im  Beringsmeer  ausgebrochen  (No.  505).  — 
Der  Streitfall  zwischen  England  und  Frankreich  wegen  des  Fischereirechts 
an  den  Ettsten  Neufundlands  berührt  nicht  den  Gi-undsatz  der  Meeresfreiheit, 
es  handelt  sich  dabei  viehnehr  um  eine  vertraglich  eingeräumte  Staatsdienst- 
barkeit  (No.  342). 

Die  Hochseefischerei  steht  den  Angehörigen  aller  Staaten  frei.  — 
Kein  Staat  kann  einseitig  Bestimmungen  erlassen,  die  auf  dem  Meere  für 
andere,  als  fttr  seine  eigenen  Untertanen  verpflichtend  wären.  —  Trotzdem 


1)  [Die  Verständigang  wird  durch  die  ZnsammensteUaDg  einer  grossem  oder 
geringem  Zahl  von  Konsonanten  Termittelt  Bei  grösserer  Entferaong  yerstandiffen 
sich  die  Schüfe  durch  Flaggen,  die  mit  Zeichen  versehen  sind,  in  der  Nähe  werden 
die  Mitteilunffen  auf  schwarze  Tafeln  geschrieben.  Möglich  sind  78  000  Kombinationen. 
Jedes  Schlif  hat  den  Signalkodex  in  seiner  Sprache  an  Bord.  Dies  Buch  besteht  aus 
zwei  Teilen.  Der  eine  Teil  enthalt  die  Obersetzung  der  Signale,  die  man  sieht,  der 
andere  nbt  die  Signale  an,  deren  man  sich  zur  Mitteilnng  zu  bedienen  hat] 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t  y,  pp.  678  et  s.  —  Das  Gesetz  vom  8.  Juli  1898  (Journal  of- 
fidel  du  10  juillet  1898)  hat  das  von  der  französischen  Regierang  mit  der  Gompagnie 
transatlantique  getroffene  Abkommen  bestätigt] 

8)  Pradler-Fod^r^,  op.  dt,  t  V,  No.  2454.  —  [S.  auch  Elliot,  The  Flsheries 
questions,  1887;  Oeffcken,  The  Nordamerican  Fisheries,  Fortnightly  Review,  Mai 
1890,  The  Fisheries  disputes,  1888.] 

*)  Buehenbergery  HundwörteHmA  der  SiaatewmmBehefien,  Ilt,  KkfO. 
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muss  denen,  die  das  Fischerei-Gewerbe  ausüben,  ein  wirksamer  Schutz 
und  eine  hinreichende  Sicherheit  für  ihre  Unternehmungen  geboten  werden. 
Es  ist  die  Aufgabe  des  Völkerrechts,  einen  Ausgleich  zwischen  den  Interessen 
der  Fischer  der  verschiedenen  Nationalitäten  herbeizuführen.  Bs  haben 
sich  daher  schon  seit  Jahrbunderten  gewisse  Gebräuche  und  Gewohnheiten 
gebildet.  —  Die  Fischer  müssen  ihr  Gewerbe  so  ausüben,  dass  sie  sich 
gegenseitig  keinen  Schaden  zufügen.  —  Es  ist  ihnen  verboten,  sich  ans 
dem  Fischereigebiete  gegenseitig  zu  vertreiben  und  zu  versuchen,  sich 
durch  betrügerische  Machenschaften  allen  Nutzen  allein  zu  sichern  usw. 
—  Es  bestehen  Gebräuche,  die  sich  auf  die  gegenseitige  Hilfeleistung  in 
Seenot,  bei  einer  Strandung,  beim  Mangel  an  Vorräten  usw.  beziehen.  — 
Bereits  im  17.  Jahrhundert  waren  die  Rechte  und  Pflichten  der  Fischer 
in  den  Fischereigebieten  Grönlands  bis  ins  einzelnste  geregelt.^) 

582.  —  In  jüngster  Zeit  hatte  die  Fischerei  in  der  Nordsee  zahlreiche 
Händel  zwischen  den  Fischern  der  verschiedenen  Nationen,  die  dort  ihr 
Gewerbe  ausüben,  veranlasst.  Um  einer  Wiederholung  derartiger  Streitig- 
keiten vorzubeugen  und  zugleich  die  planlose  Ausrottung  der  Fische  zu 
verhüten,  trat  eine  Konferenz  im  Haag  im  Mai  1881  zusammen.  —  Ein 
Abkommen,  betreffend  die  polizeiliche  Regelung  der  Hochseefischerei  in 
der  Nordsee  ausserhalb  der  Eüstengewässer,  wurde  am  6.  Mai  1882  von 
Deutschland,  England,  Belgien,  Dänemark,  Frankreich  und  Holland  unter- 
zeichnet. (Das  französische  Gesetz  vom  15.  Januar  1884  hat  dieses  Ab- 
kommen ratifiziert.*)*) 

[Das  Abkommen  bezieht  sich  nui*  auf  die  Fischerfahrzeuge  der  vertrag- 
schliessenden  Mächte  (Art.  1).  —  Die  Artikel  2  und  4  bestimmen  das 
Geltungsgebiet  des  Abkommens;  zu  diesem  Zwecke  setzen  sie  die  Aus- 
dehnung des  Küstenmeers  und  die  der  Nordsee  fest.  —  Die  Artikel  5  bis  13 
betreffen  die  Staatszugehörigkeit  der  Fischerfahrzeuge  und  deren  äussere 
Kennzeichen.  —  Die  Artikel  14  und  24  geben  Verhaltungsmassregeln,  um 
die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Fischfanges  zu  gewährleisten.  —  Die 
Übei*wachung  wird  den  Fischereikreuzem  der  vertragschliessenden  Staaten 
übertragen  (Art.  26  u.  ff.).  —  Den  Einzelstaaten  wird  die  Überwachung 
der  Regeln,  betreffend  die  Ausmusterung  der  Mannschaft,  die  Fischerei- 
gerätschaften und  das  Vorhandensein  verbotener  Gegenstände  an  Bord  der 
Schiffe  vorbehalten.  Man  hat  hiermit  die  Durchsuchung  durch  fremde 
Schiffe  vermeiden  wollen  (Art.  27).  Der  Überwachung  der  Vertragsmächte 
unterliegen  die  nicht  im  Artikel  27  angeführten  Übertretungen  und  die 
Vergehen,  die  sich  auf  das  Fischereigewerbe  selbst  beziehen  (Art.  28). 
Der  Staatskreuzer  kann  gewisse  Aufklärungen  verlangen  und  sich  der 
Staatszugehörigkeit  des  ihm  begegnenden  Fahrzeuges  vergewissem;  im 


1)  Pereis,  Seerecht,  S.  148  ff.  —  [Frankreich  und  England  schlössen  am 
2.  August  1839  ein  Abkommen  über  die  Fischerei,  das  durch  ein  Reglement  vom 
24.  Mai  1843  ergänzt  wurde.  (De  Clercq,  Receuil  des  trait^s  de  la  France,  t  V,  p.  99.) 
Im  Jahre  1867  beschloss  man,  die  beiden  Akte  yon  1839  und  1843  umzuarbeiten 
und  es  wurde  ein  Abkommen  am  11.  November  1867  unterschrieben  (De  Glercq,  op.  cit, 
t.  IX,  p.  773).  Aber  dies  Abkommen  trat  nie  in  Kraft;  die  beiden  Akte  von  1839  und 
1843  sind  vielmehr  in  Geltung  geblieben.  Die  1867  er  Konvention  ist  zwar  ratifiziert, 
aber  die  zu  ihrer  Wirksamkeit  erforderlichen  Vollziehungshandlangen  sind  nie  Tor- 
genommen  worden.] 

2)  [DeRyckere,  La  Convention  internationale  de  laHaye  et  le  regime  g^ueral 
des  pecheries  dans  la  mer  du  Nord,  Belgiqae  judiciaire,  1894,  p.  113.  —  Bromley- 
Burrows,  Difficultes  internationales  k  propos  des  pecheries  maritimes,  J.  I.  P.,  t.  XlV, 
p.  709.  —  David,  La  peche  maritime  au  point  de  vue  international,  1897.  —  Imbart- 
Latour,  De  la  peche,  1885.  —  S.  auch  R.  D.  L,  t.  XIV,  p.  619.] 

*)  Vgl  Deutachea  Awfuhrungtgesetz  vom  30.  .^^  1884. 
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allgemeineii  soll  er  nicht  weiter  vorgehen.  Man  lässt  jedoch  ein  Darch- 
sndinngsrecht  zn,  wenn  hinreichende  Verdachtsgrttnde  daftr  vorliegen,  dass 
eine  Übertretung  begangen  worden  ist  (Art.  29);  der  Kreuzer  kann  das 
Schiff  anhalten  und  es  in  einen  Hafen  der  Nation  des  Fischers  abführen 
(Art.  30).  Es  folgt  aus  dem  Abkommen,  dass  der  Kreuzer  des  einen 
Staates  ein  Protokoll  ttber  eine  Übertretung  des  Schiffes  eines  andern 
Staates  auftaehmen  kann.  Welche  rechtliche  Bedeutung  hat  ein  solches 
Protokoll?  Man  ttberlässt  es  jedem  Lande,  dies  durch  seine  eigene  Gesetz- 
gebung  zu  bestimmen.  Die  Widerspenstigkeit  der  Fischer  eines  Landes 
gegen  die  Kreuzer  eines  andern  Landes  wird  so  bestraft,  als  ob  sie  gegen 
die  dgenen  Staatskreuzer  begangen  worden  wftre.  Die  Verfolgung  straf- 
barer Handlungen  ist  im  Namen  des  Staates  und  durch  den  Staat  zu 
betreiben  (Art.  34)^).]  —  Die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  soll  die 
Strafen,  die  gegen  die  Übeltäter  anzuwenden  sind,  bestimmen  (Art.  35).') 
—  Die  Gerichte  des  Landes,  dem  die  Fahrzeuge  der  Schuldigen  angehören, 
sind  allein  zust&ndig;  sie  entscheiden  ttber  Vergehen  und  Übertretungen 
sowie  ttber  Schadensersatzansprttche  (Art.  36  u.  37).  —  Vgl.  die  Deklaration 
vom  Haag  vom  1.  Februar  1889.^ 

Die  Fischerei  innerhalb  der  Kttstengewisser,  d.  h.  innerhalb  eines 
Umkreises  von  drei  Seemeilen  von  der  Kttste  ab  gerechnet,  wird  ausdrttck- 
lich  und  ausschliesslich  den  Fischern  des  betreffenden  Landes  vorbehalten 
(Art.  2,  No.  518). 

Pradier-Fod6r6  bemängelt  das  Abkommen  und  hUt  es  nicht  für 
geeignet,  Abhilfe  gegen  Missbräuche  herbeizuführen  (op.  dt,  V,  No.  2458).*) 


Dritter  Abschnitt. 
Anlegung  und  Schutz  unterseeisoher  Telagraphenkabel. 

583.  —  Aus  dem  Grundsatze  der  Meeresfreiheit  ergibt  sich  fOr  die 
üferstaaten  das  Recht,  unterseeische  Telegraphenkabel  anzulegen.  —  Die 
Erhaltung  dieser  Kabel  muss  gesichert  sein.  —  In  den  Kttstengewässem 
konnte  der  erforderliche  Schutz  durch  die  Gesetze  des  betreffenden  Staates 
leicht  gewährt  werden.  Aber  es  stellte  sich  ^s  notwendig  heraus,  die 
Kabel  auch  auf  hoher  See  gegen  absichtliche  und  fahrlässige  Zerstörungen 
zu  sichern.  Ein  solcher  Schutz  konnte  nur  durch  eine  internationale  Ver- 
ständigung  verschafft  werden. 


1)  [S.  das  franzosische  Gesetz  Tom  15.  Januar  18S4.  —  8.  bei  Sirey,  Rec  pir.^ 
87.  1.  388  eine  Entacheiduiig  und  eine  Anmerlcung,  die  sich  auf  das  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  beziehen.] 

S)  [Auf  der  Konferenz,  die  das  Abkommen  von  18S8  TOibereitete,  wurde  die 
Frage  aufgeworfen,  was  im  Falle  eines  Krieges,  den  eine  oder  mehrere  der 
Vertragsm&chte  zu  führen  hätten,  aus  dem  Abkommen  werden  würde  und  wie  sich 
die  Kriegsschiffe  der  Kriegsparteien  zu  vertialten  hätten?  Sollen  die  FischereüUirzenge 
den  Bestimmungen  des  Prisenrechts  zuwider  (No.  1883)  der  Wegnahme  nicht  unter- 
li^en?  Der  Vorsitzende  der  Konferenz  steUte  dies  als  wünschenswert  hin;  aber  es 
blieb  nur  bei  diesem  persönlichen  Wunsche  (No.  1360).] 

8)  [Das  Abkommen  von  1882  hat  keine  Schwierigkeiten  zwischen  französischen, 
englischen,  belgischen  und  deutschen  Fischern  hervorgerufen,  wohl  aber  zwischen 
en^ischen  und  deutschen  sowie  zwischen  englischen  und  belgischen  Fischern.  Man 
war  genötigt,  gegenüber  der  Parteilichkeit  englischer  Gerichte  gewisse  Massregeln 
zu  ergreifen.  Zwischen  Belgien  und  England  kam  eine  besondere  Deklaration  am 
2.  Mai  1891  zustande  (Archlves  diplomatiqnes  1893,  t  111,  p.  12).] 
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Das  Institat  fttr  Völkerrecht  erklärte  auf  seiner  Versaumüimg  vom  Jahre 
1879,  es  sei  wünschenswert,  dass  die  Zerstörung  oder  Beschädigang 
unterseeischer  Kabel  auf  offenem  Meere  als  ein  Verbrechen  gegen  das 
Völkerrecht  betrachtet  werdet)  Auf  mehrem  Konferenzen  wurdenB^^hlttsse 
über  denselben  (Gegenstand  gefiasst.*) 

Auf  den  Vorschlag  FranJkreichs  trat  eine  internationale  Konferenz  in 
Paris  zusammen,  um  Regeln  zum  Schutze  der  unterseeischen  Telegraphm- 
kabel  und  der  Schiffe,  die  die  Kabel  auslegen  und  wiederherstellen,  zu 
beraten.  Sechsundzwanzig  Staaten  waren  auf  dieser  Konferenz  vertretai. 
3ie  fahrte  zu  dem  am  14.  März  1884  zu  Paris  unterzeichneten  Abkommen. 

—  Nach  Artikel  14  werden  die  andern  Staaten  aiiufgefordert,  dem  Ab- 
konmien  beizutreten.^)  —  Das  Abkommen  hat  eine  Dauer  von  5  Jahren, 
unbeschadet  einer  stillschweigenden  Verlängerung  von  Jiüir  zu  Jahr  (Art.  16). 

Die  Freiheit,  unterseeische  Kabel  aui^ulegen  und  sie  instandzuhalten, 
steht  unter  der  gemeinsamen  Gai*antie  der  Vertragsmächte.  Diese  ver- 
pflichten sich,  die  erforderlichen  gesetzgeberischen  Massregeln  zu  treffen, 
um  die  Durchführung  des  Abkommens  zu  sichern  und  Übertretungen  gegen 
dasselbe  zu  bestrafen.  —  [Das  Abkommen  findet  nur  Anwendung  ausser- 
|ialb  der  Kttstengewässer,  denn  innerhalb  dieser  Gewässer  ist  der  Ufer- 
staat zu  den  nötigen  Vorkehrungen  berechtigt  und  verpflichtet  (Art.  1). 

—  Es  bezieht  sich  auf  alle  rechtmässig  angelegten  unterseeischen  Tele- 
graphenkabel, die  auf  den  Staatsgebieten  oder  den  Besitzungen  eines  oder 
mehrerer  der  vertragschliessenden  Teile  landen  (Art.  1).]  —  Alle  Fahr- 
zeuge haben  sich  von  den  Schiffen,  die  mit  der  Legung  oder  der  Wieder- 
herstellung eines  Kabels  beschäftigt  sind,  fernzuhalten.  —  [Artikel  2 
führt  die  strafbaren  Handlungen  auf:  nämlich  vorsätzliche  oder  fahrlässige 
Zerreissung  oder  Beschädigung.  Die  Festsetzung  der  Strafen  wird  der 
Gesetzgebung  der  Vertragsstaaten  vorbehalten  (Art.  12).  —  Durch  die 
Wiederherstellung  eines  Kabels  können  die  darttberliegenden  Kabel  be- 
schädigt werden.  Die  Artikel  4  und  5  treffen  für  diesen  Fall  besondere 
Bestimmungen.  —  Fischer,  die  ein  Netz  oder  sonstige  Fischergerätschi^ften 
opfern,  um  ein  Kabel  nicht  zu  beschädigen,  sind  vom  Eigentümer  des 
Kabels  schadlos  zu  halten  (Art.  7).  —  Zur  Entscheidung  über  Zuwider- 
handlungen gegen  das  Abkommen  sind  die  Gerichte  des  Staates  zuständig, 
dem  das  schuldige  Schiff  seiner  Flagge  nach  angehört  (Art.  8);  die  Ver- 
folgung ist  im  Namen  des  Staates  oder  durch  den  Staat  zu  betreiben 
(Art.  9).]  —  Die  Übertretungen  werden  durch  die  Befehlshaber  der  Kriegs- 
schiffe oder  anderer  eigens  dazu  ermächtigter  Schiffe  festgestellt.  [Sie 
können  ohne  Bücksicht  auf  die  Staatszugehörigkeit  des  schuldigen  Schiffes 
Protokolle  aufnehmen.    Die  Protokolle  werden  nach  den  Formen  und  in 


1)  rS.  Annoaire  de  Hnstitut,  t  IV.  pp  351  et  s.  —  R.  D.  L,  t  Xlf,  p.  101.} 

2)  [Im  Jahre  1869  legten  die  Verein.  Staaten  verschiedenen  Staaten  einen 
Vertragsentwurf^  betreffend  den  Schutz  der  Kabel  vor,  wonach  insbesondere  die 
Zerstörung  von  Kabeln  dem  Verbrechen  des  Seeraubs  gleichgestellt  und  dem- 
entsprechend bestraft  werden  sollte.  Der  dentsch-französiscbe  Krieg  gestattete  nicht, 
diesem  Entwürfe  näher  zu  treten,  jedoch  wurde  die  Frage  auf  verschiedenen  Kongressen 
wieder  angeregt,  so  auf  dem  Telegraphenkongresse  zu  Rom  1871,  auf  der  Fischerei- 
konferenz im  Haag  1881  und  auf  dem  Elektrizit&tskongresse  zu  Paris  1881.  Der  auf 
dem  letzteren  Kongresse  formulierte  Wunsch  führte  die  l<5sung  der  Frage  heibei. 
Der  Vorsitzende  dieses  Kongresses,  der  französische  Post-  und  Teleipraphenminister, 
irab  die  Anregung  zu  einer  Konferenz  zum  Schutze  der  KabeL  Sie  trat  1888  in 
Paris  zusammen.  Die  Beschlüsse  dieser  Konferenz  wurden  einer  andern  Konferenz 
vom  Jahre  1883  unterbreitet  Diese  gelangte  zu  einem  Entwürfe  ne  varietur;  eine 
9eue  Konferenz  brachte  dann  das  Abkommen  vom  14.  M&rz  1884  zustande.] 

8}  [Japan  ist  der  Konvention  beigetreten.] 
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der  landesttblichen  Sprache  des  Staates  aufgenommen,  dem  der  amtierende 
OiBzier  angehört.  Sie  können  als  Beweismittel  in  dem  Lande  dienen, 
wo  sie  nach  Massgabe  der  dortigen  Gesetzgebung  angerufen  werden  (Art.  10).] 

Das  Abkommen  hat  in  Eriegszeiten  keine  Geltung;  die  Freiheit  der 
Kriegführenden  wird  im  Kriege  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  (Art.  15).^ 
—  [Diese  Bestimmung  kann  flir  die  Staaten,  die  sich  an  dem  Kriege  nicht 
beteiligen  und  die  sich  der  Kabel  einer  Kriegspartei  bedienen,  unliebsame 
Folgen  haben.  Wenn  die  Kriegspartei  das  Kabel  auch  nicht  gerade  zer- 
stört, so  liegt  doch  die  Annahme  nahe,  dass  sie  im  Interesse  der  Kriegs- 
untemehmungen  die  Benutzung  des  Kabels  unterbindet.  Die  neutralen 
Staaten,  die  keine  eigenen  Kabel  haben,  können  dadurch  dieses  Verkehrs- 
mittels ganz  beraubt  werden.  Dieser  Fall  trat  im  Jahre  1899  während 
des  englisch-sttdafrikanischen  Krieges  ein.  England,  das  fast  das  ganze 
Kabelnetz  besitzt,  hinderte  den  freien  Verkehr  der  neutralen  Staaten  mit 
ihren  Kolonien,  um  solchen  ubelständen  künftighin  vorzubeugen,  mttsste 
jeder  Staat  sein  eigenes  Kabelnetz  besitzen  oder  es  mttsste  die  Neutrali- 
sation der  unterseeischen  Telegraphenkabel  durch  eine  internationale  Über- 
einkunft herbeigeführt  werden.^] 

Gemeinsame  Deklarationen  vom  9.  Dezember  1886  und  vom  23.  März 
1887  haben  den  Sinn  der  Artikel  2  und  4  des  Abkommens  näher  bestimmt. 
In  einem  Protokolle  vom  7.  Juli  1887  wurde  als  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens des  Abkommens  der  1.  Mai  1888  festgesetzt.  —  (Französisches 
Gesetz  vom  20.  Dezember  1884;  Dekret  yom  23.  April  1888.  —  Englisches 
Gesetz  vom  6.  August  1885.  —  Griechisches  Gesetz  vom  9.  Dezember 
1885.  —  Italienisches  Gesetz  vom  1.  Januar  1886  usw.)*) 

Professor  Renault  zu  Paris  hat  die  Frage  des  internationalen  Eigen- 
tums an  unterseeischen  Telegraphenkabeln  in  Friedens-  und  Kriegszeiten  in 
ei*8chöpfender  Weise  bearbeitet.  (S.  R.  D.  I.,  t.  XII,  pp.  251  u.  ff.  und 
R,  D.  I.  P.,  f.  XV,  p,  17,  169.^).  —  Wir  verweisen  auf  diese  vorzttgliche 
Abhandlung. 


Drittes  Kapitel. 


Seepolizei. 

S84.  —  Die  auf  offenem  Meere  an  Bord  von  Kriegs-  oder  Handels- 
schiffen oder  auf  deren  Schaluppen  oder  Booten  begangenen  Verbrechen 

1)  [Ober  Kabel  in  Kriegszeiten  8.  Holland,  Des  c&bles  sous-marins  en  temps 
deffueire,  J.  I.  P.,  t  XXV,  p.  648.  —  Morse,  De  la  destmction  par  un  belligerant  des 
cibles  sous-marins  appartenant  k  des  compagnies  priv^es,  J.  I.  P.,  t.  XXV,  p.  699.  — 
S.  auch  Louis  Renault,  R.  D.  I.  P.,  t  VII,  p.  270.  —  S.  n«  1978.] 

2)  [S.  die  interessanten  Ausfthmngen  vonDesjardins  über  die  unterseeischen 
Kabel  wahrend  des  südafrikanischen  Krieges  in  der  ReTue  des  Denx-Mondes  (1.  Mai  1900, 
pp.  72  et  8.)-  —  S.  aach  Despaffnet,  R.  D.  I.  P.,  t  VII.] 

3)  Lautenbach,  Die  Beschadigong  unterseeischer  Telegraphenkabel,  1889.  — 
Morse,  The  neutralization  of  sub-marine  telegraphic  cables,  The  Albany  law  Journal, 
17  Juli  1897.  und  Kosmodike,  1»  Januar  1898.  —  Louis  Renanlt,  R.  D.  I.,  t.  XV, 
p.  619.  —  Foinsard,  Droit  international  conventionnel,  pp.  55  et  s.]  —  Landoi$^ 
Zm'LeknvomtfiattrreMSekm  DmertaUon  J89i. 
S.  amck  Zorn,  cp.  cit,,  8.  189,  Anm.  3. 

*)  DmlK^  Ge$eU  vom  21.  November  1897  mir  AuttfOrwig  dee  Vertrages  Über  den 
ß<^iiUt  der  mUereeeiechen  TdegrapkenkabeL 
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oder  Vergehen  werden  von  den  Gerichten  des  Staates  abgeurteilt,  dem 
das  betreffende  Schiff  angehört.  Kein  Staat  könnte  die  Gerichtsbarkeit 
ttber  fremde  Schiffe  fttr  sich  in  Ansprach  nehmen,  ohne  in  die  Unabhängig- 
keit und  in  die  Souveränität  des  andern  Staates  einzugreifen. 

Der  Ozean  begünstigt  durch  seine  ungeheure  Ausdehnung  die  Ver- 
ttbung  gewisser,  dem  Meere  eigentümlicher  Verbrechen,  wie  den  Sklaven- 
handel, der  die  menschliche  Freiheit,  und  den  Seeraub,  der  die  Sicherheit 
der  Schiffahrt  bedroht.  —  Solche  Verstösse  gegen  die  Sechtsordnnng  dürfen 
nicht  ungesühnt  bleiben;  ihre  Urheber  müssen  verfolgt  und  bestraft  werden. 
—  Eine  Seepolizei  ist  demnach  ein  dringendes  Bedürfois.  —  Da  sich  aber 
kein  Staat  die  ausschliessliche  Ausübung  von  Hoheitsrechten  und  ins- 
besondere die  der  Gerichtsbarkeit  über  das  Weltmeer  anmassen  darf,  sa 
fült  die  Pflicht  der  polizeilichen  Überwachung  allen  Seemächten  zugleich 
anheim.  Im  allgemeinen  muss  allen  die  Fähigkeit  zuerkannt  werden,  die 
Urheber  von  Bechtswidrigkeiten  zu  verfolgen  und  durch  ihre  Kriegsflotte 
die  Buhe  und  Sicherheit  des  offenen  Meeres  zu  wahren.  —  Es  gibt  eine 
Polizeigewalt  auf  hoher  See  und  es  muss  eine  solche  geben. 

Die  Polizeigewalt  darf  nur  durch  die  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe 
der  einzelnen  Staaten  ausgeübt  werden.    Nur  diese  Schiffe  bieten,  dank 
der  Zusammensetzung  ihrer  Offtzierkorps,  durch  ihre  eigenartige  Orga 
nisation  und  dadurch,  dass  sie  einen  Bestandteil  der  Staatsgewalt  bilden, 
die  unerlässlichen  Bürgschaften. 

Die  polizeilichen  Massregeln  beziehen  sich  auf  besondere  strafbare 
Handlungen:  nämlich  auf  Fischereivergehen  (No.  581  u.  ff.),  auf  die  Be- 
schädigung oder  Zerstörung  unterseeischer  Telegraphenkabel  (No.  583), 
auf  den  Sklavenhandel  (No.  401  u.  ff.),  auf  die  Führung  einer  falschen 
Flagge,  auf  den  Seeraub  usw. 


Erster  Abschnitt. 
PrOfung  der  Sohiffspapiere. 

585.  —  Die  Prüfung  der  SchiffiBpapiere  (v6riflcation  ou  enqu6te  da 
pavillon,  auch  reconnaissance  de  nationaUtö,  v^rification  des  papiers  de 
bord;  right  of  approach)  bat  den  Zweck,  die  Staatszugehörigkeit  eines 
Schiffes  und  dessen  Beeht,  die  Flagge  eines  bestimmten  Staates  zu  führen, 
festzustellen.  —  Sie  kann  in  Friedens-  und  in  Eriegszeiten  vorgenommen 
werden. 

Diese  Massregel  rechtfertigt  sich  einerseits  duich  das  Interesse,  daa 
alle  Seemächte  daran  haben,  durch  gegenseitige  UntersHttiung  die  Schiff- 
fahrt wirksam  zu  überwachen  und  deren  Sicherheit  zu  gewährleisten,  so- 
wie anderseits  durch  das  Becht  und  die  Pflicht  jedes  Staates,  dem  ein- 
heimischen Handel  Schutz  angedeihen  zu  lassen. 

Die  Prüfung  der  Schiffspapiere  erfolgt  in  folgender  Weise:  das  Kriegs- 
schiff, das  auf  hoher  See  oder  in  den  Eüstengewässem  seines  Staates 
einem  Kauffähiger  begegnet,  zeigt  seine  Flagge,  um  das  Handelsfahrsseug 
zu  veranlassen,  gleichfalls  seine  Flagge  zu  hissen,  wenn  es  dies  nicht 
schon  aus  Höflichkeit  getan  hat.  Um  die  Aufmerksamkeit  des  Handels- 
schiffes auf  sich  zu  lenken  und  ihm  jeden  Entschuldigungsgrund  zu  nehmen, 
kann  das  Kriegsschiff  seine  Aufforderung  auch  durch  einen  blinden  Signal- 
schuss  (coup  d*assurance  oder  de  semonce)  unterstützen.  —  Zeigt  das 
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Handelsschiff  trotzdem  seine  Flagge  nicht,  so  geht  das  Kriegsschiff  nach- 
drOcklicher  vor,  indem  es  einen  scharfen  Schnss  auf  das  Takelwerk  des 
KaidTahrers  abgibt.  Hiermit  gibt  das  Kriegsschiff  zu  verstehen,  dass  ihm 
die  YerzOgening  verdächtig  erscheine,  dass  es  schärfere  Massregeln  er- 
greifen nnd  dem  Kanffahrer  die  Weiterfahrt  verlegen  werde.  —  Weigert 
sich  der  Kauffahrer  auch  dann  noch,  seine  Flagge  zu  hissen  oder  liegen 
dringende  Verdachtsgrttnde  dafür  vor,  dass  die  aufgesteckte  Flagge  nicht 
die  wirkliche  ist,  so  gibt  das  Kriegsschiff  das  Signal  zum  Beidrehen  und 
sendet  eine  bewaffiiete  Schaluppe  mit  einigen  Mann  unter  Befehl  eines 
OfBzieres  aus.  Dieser  hat  den  Kauffahrer  anzusprechen  und  die  Staats- 
zugeh5rigkeit  des  Schiffes  festzustellen,  indem  er  sich  die  Schiffspapiere 
vorweisen  lässt.  Der  OfiBzier  muss  hierbei  massvoU  und  vorsichtig  zu 
Werke  gehen  und  sich  sofort  wieder  entfernen,  wenn  der  Verdacht  nicht 
begründet  war. 

Weigert  sich  das  Handelsschiff,  die  Schiffspapiere  vorzulegen,  oder 
leistet  es  Widerstand,  so  trifft  der  Kapitän  des  KriegsschUTes  die  nach 
Lage  der  Sache  angemessen  erscheinenden  Massregeln.  —  Schwierig  und 
heikel  ist  allein  die  Frage,  ob  die  gesamten  Umstände  das  Verlangen,  die 
Flagge  zu  zeigen,  genügend  rechtfertigen.  Entschliesst  sich  der  Befehls- 
haber eines  Kriegsschiffes  dazu,  diese  Aufforderung  zu  stellen,  so  hat  er 
in  der  Folge  alles  daran  zu  setzen,  um  seinem  Befehle  Geltung  zu  ver- 
schaffen, weil  er  anders  seine  Autorität  und  damit  die  der  Flagge  aufs 
Spiel  setzen  würde.')  Der  geschärfte  Blick  des  Seemanns  wird  bald  die 
StaatszugehOrigkeit  eines  Handelsschiffes  an  seiner  äussern  Form,  seiner 
Takelage,  seinem  Segelwerk  usw.  und  an  andern  Merkzeichen,  die  bei 
allen  Handelsflotten  verschieden  sind,  erkennen. 

Das  Recht,  die  Schiffspapiere  zu  prüfen,  ist  heftig  umstritten  worden, 
indem  man  sich  auf  die  MeeresfreUieit,  die  Unabhängigkeit  und  die  Würde 
der  Staaten  berufen  hat.^ 

Die  im  Jahre  1859  verfassten  Verhaltnngsmassregeln  fUi*  die  Befehls- 
haber der  englischen  und  der  französischen  Kriegsflotte  bestätigen  aus- 
drücklich das  Recht,  die  Schif&papiere  zu  prüfen,  und  geben  die  Art  und 
Weise  des  dabei  zu  beobachtenden  Verfahrens  an.  Die  Cteneralakte  der 
Brüsseler  Antisklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1890  hat  die  Prüfung  der 
Schiffspapiere  im  Falle  eines  Verdachtes  nur  dann  zugelassen,  wenn  es 
sich  um  ein  Schiff  von  weniger  als  500  Tonnen  Gehalt  handelt,  das  in  der  von 
der  Akte  bezeichneten  Zone  angetroffen  wird.  Offenbar  hat  es  aber  nicht  in 
der  Absicht  der  Signatarmächte  dieser  Akte  gelegen,  die  allseitig  aner- 
kannten Befugnisse  der  Kriegsschiffe  zu  schmälern,  die  Sicherheit  der  Meere 
zu  überwachen  und  zu  erhalten.  Man  hat  sich  nur  auf  die  Regelung 
des  Sklavenhandels  zur  See  beschränkt,  ohne  auf  die  Fragen,  die  der 
Seeraub  veranlasst,  einzugehen  (No.  407). 


Zweiter  Abschnitt. 
Durchsuchungsreohi 

«.  Mirhaeh,  Die  viffkmr§ehtiUkm  erwudaitttB  de§  JhtrehtuchtmgmrwOttt  mtr  8u,  1909. 

586.  —  Haben  die  Kriegsschiffe  der  Staaten  neben  dem  Rechte,  die 


1)  Ortolan,  Diplomatie  de  la  mer,  1  1,  p.  ü55.  —  Pereis,  Seerechi,  S.  7a 
3)  Hautefenille,  Droits  et  deveirs  des  nations  neutres,  t  lü,  pp.  102  et  108. 

BoAliU,  L^i^ueh  «m  VOlkwmdMt.  91 
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Schiffspapiere  fremder  Handelsschiffe  zu  prüfen,  auch  die  Befugnis,  diese 
Fahrzeuge  zu  durchsuchen?  Das  Durchsuchungsrecht  (droit  de  visite) 
besteht  in  einer  Untersuchung  des  ganzen  Schiffes  und  sämtlicher  Schiff- 
räume,  wobei  die  Art  und  Beschaffenheit  der  Ladung,  die  Menge  der  ver- 
stauten Ware,  ihre  Herkunft,  ihr  Bestimmungsort  und  dergl.  festgestellt 
wird. 

1.  Was  zunächst  den  Sprachgebrauch  im  Französischen  anlangt,  so 
lässt  derselbe  Genauigkeit  veimissen.  —  Viele  verstehen  unter  dem  droit 
de  Visite  nur  die  Prüfung  der  Schiffispapiere,  die  v^rification  du  pavUlon, 
andere,  die  Minderzahl,  unterscheiden  die  visite  und  die  v^riflcation.  — 
Pradier-Fodäri  unterscheidet  scharf  zwischen  der  visite  und  der  enqudte 
de  pavillon  und  gibt  hierfür  die  Oründe  an  (op.  cit.,  t.  V,  No.  2543). 

Die  meisten  englischen  und  amerikanischen  Schriftsteller  gebrauchen 
die  Ausdrücke  right  of  visit  and  search,  die  dem  zusammenfassenden  Begriffe, 
den  die  Franzosen  im  allgemeinen  der  Bezeiclmung  droit  de  visite  zu 
Grunde  legen,  entsprechen.  —  Einige  englische  Schriftsteller,  so  nament- 
lieh  Phillimore,  unterscheiden  die  visit,  die  sich  auf  die  Prüfdng 
der  Schiffispapiere  beschränkt,  und  die  search,  die  weiter  geht  and 
die  sich  auf  die  Durchsuchung  des  Schiffes  und  der  Ladung  erstreckt. 
Sie  wollen  die  Durchsuchung,  die  in  Eriegszeiten  zulässig  ist,  das  right 
of  Visit  and  search,  nicht  mit  der  im  Frieden  statthaften  Durchsuchung, 
dem  right  of  approach,  das  sich  nur  auf  eine  Besichtigung  der  Schiffs- 
papiere,  nicht  auch  —  wie  das  erstere  Recht  —  auf  eine  Durchsuchung 
des  Schiffes  selbst  erstreckt,  verwechseln.^)  —  Lord  Aberdeen  schlag 
diese  Unterscheidung  in  seiner  an  den  Gesandten  der  Verein.  Staaten  zu 
London  gerichteten  Depesche  vom  13.  Oktober  1841  vor.  Der  Amerikaner 
Wolsey  hält  diese  Unterscheidung  für  vernunftgemäss.  Lawrence  ver- 
wirft sie.  —  Der  englische  Ausdruck  visit  lässt  sich  ins  Französische  nur 
mit  den  Worten  enqudte  oder  recherche  de  pavillon  übersetzen.*) 

587.  —  2.  Es  ist  wohl  zu  berücksichtigen,  dass  sich  die  Frage  nach 
der  Zulässigkeit  des  Durchsuchungsrechts  nicht  auf  die  Handelsschiffe  des 
Staates  bezieht  und  beziehen  kann,  dem  das  Kriegsschiff  angehört.  — 
Jeder  Staat  hat  unstreitig  das  Recht,  seine  Handelsschiffe  auf  hoher  See, 
und  a  fortiori  in  seinen  Küstengewässem  durch  seine  Kriegsschiffe  durch- 
suchen zu  lassen.  In  diesem  Falle  macht  der  Staat  nur  seine  Hoheits- 
rechte gegen  die  unter  seiner  Gewalt  stehenden  Personen  und  Sachen 
geltend. 

588.  —  3.  Ein  Staat  ist  berechtigt,  fremde  Handelsschiffe,  die  sich 
in  seinen  Küstengewässem  befinden,  durchsuchen  zu  lassen.  Jeder  Staat 
hat  das  Becht,  fremde  Schiffe,  die  in  der  Absicht,  seine  Küsten  au&u- 
suchen,  in  den  Meeresteil,  der  seinen  Hoheitsrechten  untersteht,  einläufig 
den  polizeilichen  Vorkehrungen  und  Sicherungsmassregeln  zu  unterwerfen, 
die  er  für  zweckdienlich  erachtet.*) 

589.  —  4.  Die  Staaten  können  sich  im  Wege  des  Vertrages  für  be- 
stimmte Fälle  und  zu  bestimmten  Zwecken  ein  gegenseitiges  Durchsuchungs- 
recht  auf  hoher  See  oder  in  ihren  Küstengewässem  (nicht  in  den  Gewässern 
eines  dritten  Staates)  einräumen  oder  sich  zu  ihren  Gunsten  ein  nicht 


1)  Phillimore,  Commentaries,  t  III,  pp.  417  und  418. 
3)  [S.  den  Zwischenfall  der  AlUance,  der  1895  bei  Beginn  des  Kubanischen 
Aoürtandes  eine  Streitigkeit  swischen  England  und  den  Veran.  Staaten  hervorri^ 


R,  D.  I.  P.,  t.  VII,  pp.  541  et  8.1 

*)  Im  DewUcken  wntBr$dieidet  man  nmacAai  dem  Eechie,  die  8<Mf$papiere  $fu  prüfmt 
und  dem  Bechte,  die  SMferämme  tu  dmr^eudten. 
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gegenseitiges  Dorchsuchungsrecht  versprechen  lassen.  In  diesen  Fällen 
handelt  es  sich  nicht,  wie  einige  meinen  nm  eine  Preisgabe  der  Souve- 
ränität, sondern  nur  um  eine  zeitweilige  Übertragung  von  Attributen  der 
Souveränität.  Solche  Verträge  sind  keineswegs  nichtig.  Sie  sind  aber 
ihrem  Wesen  nach  zeitlich  beschränkt  und  kSnnen  offenbar  nur  die  Staaten 
verpflichten,  die  sie  miteinander  abgeschlossen  haben.  Das  Durchsuchungs- 
recht ist  vertragsmässig  in  einer  Reihe  von  Abkommen,  die  von  England 
zum  Zwecke  der  Bekämpftmg  des  Sklavenhandels  getroffen  wurden,  be- 
gründet worden  (No.  402);  desgleichen,  wenn  auch  in  abgeschwächter 
Weise,  durch  die  Gteneralakte  der  Brttsseler  Antisklavereikonferenz  vom 
2.  Juli  1890  (No.  407).  —  Auch  in  dem  internationalen  Abkommen,  be- 
treffend die  polizeiliche  Regelung  der  Hochseefischerei  in  der  Nordsee,  vom 
6.  Mai  1882,  wurde  ein  Durchsuchungsrecht  flli*  zulässig  erklärt  (No.  582). 
Kann,  abgesehen  von  diesen  besondem  Fällen,  ein  Durchsuchungsrecht 
auf  offenem  Meere  grundsätzlich  anerkannt  werden?^) 

590.  —  A.  —  In  Eriegszeiten  wird  das  Durchsuchungsrecht  den  Eriegs- 
parteien  gegenüber  den  Handelsschiffen  der  neutralen  Mächte  zuerkannt. 
—  Es  erklärt  sich  dies  aus  einem  doppelten  Grunde.  —  Die  Handelsschiffe 
des  Feindes  konnten  sich  durch  Aufziehen  einer  neutralen  Flagge  vor 
jeder  Wegnahme  sicheiii,  wenn  nicht  die  Eriegsparteien  berechtigt  wären, 
den  wahren  Charakter  der  Schiffe  und  der  Ladung  festzustellen. 

Weiterhin  mttssen  sich  die  Eriegsparteien  vergewissem  können, 
ob  die  Neutralen  ihre  Handelsfreiheit  nicht  zu  Gunsten  des  Gegners 
missbrauchen  und  diesem  Eriegskonterbande  zuftthien  (S.  die  Lehre  von 
der  Neutralität).  —  Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Eriegsschiffe  der  krieg- 
führenden Staaten  das  ihnen  von  der  internationalen  Gewohnheit  einge- 
räumte Recht,  neutrale  Schiffe  sowohl  in  den  Eigengewässem  der  Eriegs- 
parteien als  auch  auf  hoher  See  anzuhalten  und  festzustellen,  ob  sie  keine 
verbotenen  Waren  an  Bord  führen.  —  Das  Durchsuchungsrecht  erstreckt 
sich  in  Eriegszeiten  auf  die  Beschaffenheit,  das  Eigentum  und  den  Be- 
stimmungsort der  Ladung.  —  Es  herrscht  kein  Zweifel  über  das  Bestehen 
dieses  Rechtes  und  über  die  Art  seiner  Ausübung.  —  Das  Durchsuchungs- 
recht (right  of  Visit  and  search)  in  Eriegszeiten  ist  festbegründet  und 
unbestreitbar. 

591.  —  B.  —  Wann  kann  das  Durchsuchungsrecht  in  Friedenszeiten 
geltend  gemacht  werden?  „Ein  Staat,  der  den  Anspruch  erheben  wollte, 
mitten  im  Frieden  auf  hoher  See  an  Bord  eines  fremden  Handelsschiffes 
Besichtigungen  und  Durchsuchungen  vorzunehmen,  um  gewisse  Tatsachen 
hinsichtlich  der  Ladung  festzustellen,  würde  damit  verkennen,  dass  die 
Schiffe  der  einzelnen  Staaten  auf  hoher  See  vollständig  unabhängig  von- 
einander sind,  und  dass  ein  Handelsschiff  auf  offenem  Meere  nur  der  Hoheit 
seines  eigenen  Staates  unterworfen  ist.  Ein  solches  Vorgehen  wäre  die 
Anmassung  einer  Suprematie,  einer  Vorherrschaft,  die  den  Grundsätzen 
der  Me^resfrdheit  und  der  Unabhängigkeit  der  Staaten  zuwiderläuft.  Von 
der  Freiheit  der  Schiffahrt  könnte  keine  Bede  mehr  sein,  wenn  die  Handels- 
schiffe dem  ersten  besten  fremden  Eriegsschiffe,  dem  es  in  den  Sinn  käme, 
auf  hoher  See  eine  Durchsuchung  vorzunehmen,  preisgegeben  wären,  selbst 
wenn  die  Durchsuchung  dem  Zwecke  dienen  sollte,    Grundsätzen  der 


1)  Die  Frage  nach  der  Znlissigkeit  des  Durchsnchnogsrechts  ist  in  Fiankreich 
wiederholt  lebhaft  tou  den  Kammern  und  von  der  öffentlichen  Meinung  er5rtert 
worden.  Pradier-Fod«r£  hat  de  in  seinem  Traiti  (t  V,  No.  3639  k  S548)  sowohl 
geschichtlich,  als  auch  theoretisch  in  erschöpfender  Weise  dargelegt 
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Gerechtigkeit  und  Menschlichkeit  zum  Siege  zu  verhelfen"   (Pradier- 
Fod*r6,  op.  cit.,  t.  V,  No.  2533). 

Das  vermeintliche  Darchsuchungsrecht  in  Friedenszeiten  wird  weder 
von  der  Wissenschaft  noch  von  der  Gewohnheit  als  ein  völkerrechtlicher 
Grundsatz  anerkannt.  Es  wird  von  vielen  deutschen  und  franzOsisdieii 
Schriftstellern  zurfickgewiesen,  so  vonHeffter,  Gessner,  Ealtenborn, 
Hautefeuille,  Ortolan,  Cauchy,  Hassö,  Pradier-Fod6ri  und 
RaynevaL^)  —  Es  wird  dagegen  von  einigen  englischen  und  amerika- 
nischen Publizisten  verteidigt. 

592.  —  In  der  Praxis  darf  das  Durchsuchungsrecht  nur  gegen  Schiffe, 
die  des  Seeraubes  verdächtig  sind,  ausgeübt  werden.  Die  Verantwortlich- 
keit für  die  Folgen,  die  dadurch  entstehen,  dass  die  getroffenen  Mass- 
regeln ohne  genügende  Gründe  vorgenommen  worden  sind,  haben  die  Befehls- 
haber der  &iegschiffe  zu  tragen.  —  Die  Bekämpfung  des  Seeraubs  setzt 
mit  Notwendigkeit  das  Recht  voraus,  ohne  Bücksicht  auf  die  gezeigte 
Flagge  das  Schiff  zu  durchsuchen,  das  nach  Ansicht  derjenigen,  die  mit 
der  Ausübung  der  Seepolizei  betraut  sind,  Argwohn  erregt.  Sonst  wäre 
es  für  die  Seeräuber  ein  leichtes,  sich  der  Wegnahme  dadurch  zu  entziehen, 
dass  sie  sich  unter  den  Schutz  irgend  einer  Flagge  stellten. 

Dieses  Durchsuchungsrecht,  das  auch  in  Fnedenszeiten  gegen  Schiffe 
zulässig  ist,  die  des  Seeraubs  verdächtig  sind,  bildet  eine  Ausnahme  von 
dem  Grundsatze  der  Meeresfreiheit;  es  hat  seinen  Grund  darin,  dass  es 
unmöglich  ist,  aus  der  gezeigten  Flagge  auf  den  wahren  und  eigentlichen 
CharsJcter  des  Schiffes  zu  schliessen.  Die  Notwendigkeit  ist  hier,  wie  so 
oft,  eine  strenge  Gegnerin  von  Grundsätzen. 

593.  —  England  hat  zuerst  den  Gedanken  angeregt,  das  Durchsuchungs- 
recht in  Friedenszeiten  anzuwenden.  Wir  haben  bereits  das  Yorgehen 
Englands  in  dieser  Hinsicht  geschildert  (No.  401  Anm.).  —  England  hat 
sich  bei  Ausübung  dieses  vermeintlichen  Rechts  keinen  Missbrauch  gegen- 
über Frankreich  zuschulden  kommen  lassen.  Aber  es  hat  die  ganze 
Gewalt  seiner  Seemacht  die  Staaten  fühlen  lassen,  die,  wie  Portug^  im 
Jahre  1839  und  Brasilien  im  Jahre  1845,  zu  schwach  waren,  um  England 
entgegenzutreten. 


Dritter  Abschnitt. 

Bekämpfung  des  Seeraubs. 

594.  —  Wer,  ohne  hierzu  von  einem  Staate  ermächtigt  zu  sein,  eine 
bewaffiaete  Unternehmung  auf  hoher  See  ins  Werk  setzt,  ist  ein  Seeräuber.^ 
Der  Zweck  des  Seeraubs  besteht  in  der  rechtswidrigen  Erbeutung  und 
Aneignung  von  Schiffen  und  deren  Ladung  oder  in  der  Ge&ngennahme 
von  Personen,  mitunter  auch  in  der  Vornahme  beider  Handlungen.  Die 
hierbei  angewandten  Mittel  sind  bewallhete  Gewalt,  Plünderung,  oft  auch 


1)  Heffter,  op.  dt.  §  80.  —  Qessner,  Droit  des  nentres,  p.  308.  —  Kalten- 
born,  Seerecht,  II  p.  860.  —  Hautefeuille,  Des  droits  et  de^oirs  etc.,  t  III,  p.  476. 
—  Ortolan,  op.  cit,  t  II,  pp.  234  et  s.  —  Mass^,  op.  cit  liv.  II,  Ut  1,  No.  307.  — 
Cauchy,  op.  dt,  i  11,  pp.  90,  889  et  s.  —  Rayneval,  UberU  des  mers,  1 1,  eh.  III,  $  9. 

9)  Man  darf  mit  dem  Seer&nber  (pirate)  nicht  den  Kaper  (corBaire)  verwechselo, 
der  während  dnes  Seekrieges  kraft  des  ihm  Ton  dnem  der  kriegführenden  Staaten 
trteüten  Kaperbriefes  Handelsschiffe  des  Gegners  wegnimmt. 
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Zerstttnmg  des  angegriffenen  Schiffes  und  allznoft  TOtimg  der  Schiffs- 
besatzung. 

Der  Seeräuber  ist  ein  Feind  jedes  friedlichen  Verkehres. 

Die  Hauptaufgabe  der  Kriegsflotte  besteht  in  Friedenszeiten  in  dem 
Schutze  des  heimischen  Handels.  Dieser  Schutz  ist  nur  möglich,  wenn  alle 
Kriegsflotten  befugt  sind,  den  Seeraub  zu  bekämpfen.  —  Ohne  diese  Be- 
fugnis wäre  das  Meer  eine  Zufluchtsstätte  für  Seeräuber. 

In  frühem  Zeiten  war  das  Mittehneer^)  wegen  der  Menge  von  Seeräubern 
verrufen;  die  Fahrt  durch  den  griechischen  Archipel  war  für  Handelsschiffe 
geradezu  gefährlich.  Jetzt  herrscht  dort  volkommene  Sicherheit.^  —  Heut- 
zutage sind  nur  die  Meere,  die  China,  Java  und  Sumatra  umgeben,  noch 
immer  nicht  ganz  frei  von  Seeräubern.  Hure  Zahl  schwindet  aber  mehr  und 
mehr,  seitdem  die  europäischen  Kriegsflotten  gegen  dieses  Unwesen  vorgehen. 

Seeräuberschiffe  und  deren  Bemannung  gelten  als  keiner  Nation  an- 
gehörend. Sie  sind  staatenlos;  sie  kOnnen  nicht  den  Schutz  irgend  einer 
Flagge  anrufen.    Sie  sind  in  diesem  Sinne  vogelfrei. 

Bevor  der  Befehlshaber  eines  Kriegsschiffes  gegen  einen  Seeräuber 
vorgeht,  muss  er  sich  die  Gewissheit  von  dem  wahren  Charakter  des 
Schiffes  verschaffen.  Auf  einigen  Meeren  lässt  schon  die  äussere  Er- 
scheinung des  Schiffes  keinen  Zweifel  und  kein  Zögern  zu.  Der  geschulte 
Blick  des  Seemannes  täuscht  sich  hierbei  nicht.  —  Der  Seeräuber  kann 
von  jedem  Kriegsschiffe  und  auf  allen  Meeren  verfolgt  werden. 

In  frohem  Jahrhunderten  hatte  der  Seeräuber  die  Todesstrafe  ver- 
wirkt. Man  knüpfte  ihn  gewöhnlich  an  die  Rahe  des  Hauptmastes  auf. 
—  Jetzt  bestimmen  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  die  Strafen, 
die  auf  den  Seeraub  stehen.  —  Das  französische  Gesetz  vom  11.  April 
1825  droht  je  nach  den  Umständen  die  Todesstrafe  oder  die  Verurteilung 
zu  lebenslänglichen  oder  zeitweiligen  Zwangsarbeiten  an.  (Vgl.  deutsches 
Strafgesetzbuch,  §  260,  Ziffer  3.; 

1)  [Die  italienischeii  Republiken  hatten  schon  venrncht,  gegen  die  Seerauberei 
anzukämpfen.  In  Genua  war  zu  diesem  Zweck  eine  besondere  Behörde»  das  offidum 
Robarie,  eingesetzt  worden.  In  dem  Qemeindehause  befand  sich  eine  fest  verschlossene 
Trahe  (salyaterra),  deren  Schlüssel  von  drei  Beamten  aufbewahrt  wurden.  Jeder, 
der  von  Genuesen  beraubt  worden  war,  welcher  Nation  er  auch  angehörte,  konnte 
in  diese  Truhe  einen  Zettel  mit  Angabe  seiner  Beschwerde  und  der  Namen  der 
Obeltater  einlegen  oder  einlegen  lassen.  Die  Beamten  öffneten  zu  bestimmten  Zeiten 
die  Truhe,  primen  die  darin  befindlichen  Klagen  und  Hessen,  ilalls  sie  sie  begründet 
fanden,  das  Vermögen  der  Schuldigen  einziehen  und  den  Gesch&digten  den  Wert  der 
geraubten  Gegenstande  zurückgeben  (de  Mas-Latrie,  L'offtcium  Robarie  ou  TOffice  de 
la  Piraterie  k  Genes  au  moyen  äffe,  Bibliotheque  de  l'Ecole  de  Chartres,  1892,  p.  267. 
~  Bensa,  Histoire  du  contrat  d'assurance  au  moyen  äge,  trad.  Valery  1897,  Intro- 
dnction,  p.  X,  Note  3).] 

2)  [Aber  auch  heute  ist  die  Schiffahrt  an  der  Küste  von  Marokko  zwischen 
Melilla  und  der  algerischen  Grenze,  dem  sog.  Riff,  nicht  sicher.  In  den  Jahren 
1895  u.  1896  wurden  das  holländische  Schiff  Anna,  das  französische  Prosper-Gorin 

•  und  das  spanische  SeviUe  in  den  dortigen  Gewässern  von  Seeräubern  angefallen  und 
geplündert  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  426.  —  Redler,  L'affaire  du  Prosper-Gorin  et  la 
Piraterie  dans  la  Mediterran^e,  Correspondant,  10  novembre  1896.  —  S.  noch  tber 
den  Seeraub,  Alsedo,Pirateria8  y  agresiones  de  inffleses  y  otros  pueblos  de  Europa 
en  la  America  esnanola  desde  el  sjyäo  XVI  al  XVIII,  1888.  --  Baasch,  die  Hansa- 
städte und  die  Barbaresken,  1897.  —  Holland,  R.  D.  L,  t  X,  p.  178.  —  von  Holtzen- 
dorff,  Handbuch,  Bd. III, §  107  und  Bd.  IV,  §  124.  —  Laue  Poole, The Barbary  corsairs, 
1890.  —  Poinsard,  Droit  international  conventionnel,  p.  47.  —  Van  Ingen,  De 
crimine  piraticae,  1841.  —  Watbled,  La  France  et  les  Barbaresques  au  XVi«  siMe, 
Nonvelle  Revue,  15  septembre  1898.]  —  7§ß.  Mbemmdere  von  MartitM,  Intemaiumale 
BeMMUfe  in  Strafsathen,  Bd.  I,  8.  66,  mit  reifer  LUeratummgiabe.  —  Ferner  Zorn, 
op.  dt  8.  169,  namendkk  Anmerintng  ».  8.  omc^  Vertrag  zwischen  Deuischbmd  «mf 
Nikaragua  tfom  4.  FOrmr  1896  Art,  19. 
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Gegen  Seeräuber  muss  ein  regelrechtes  Verfahren  stattfinden.  [Sie 
unterliegen  der  Gerichtsbarkeit  des  sie  aufgreifenden  Staates.]  Die  den 
Befehlshabern  der  Kriegsschiffe  erteilten  Verhaltnngsniassregeln*)  bestimmen, 
ob  der  Schiffskommandant  die  Seeräuber  richten  kann;  in  diesem  Falle 
hält  er  sich  an  das  Militärverfahren  seines  Landes. 

Ist  das  Kriegsschiff,  das  ein  Seeräuberschiff  aufgebracht  hat,  aus 
irgend  einem  Grunde,  z.  B.  wegen  Unwetters,  wegen  zu  schwacher  Be- 
satzung usw.  nicht  imstande,  die  Prise  in  einen  Hafen  zu  steuern,  so  ist 
es  berechtigt,  das  Schiff  zu  zeinstören  und  in  den  Grund  zu  bohren. 


Vierter  Abschnitt. 
Fahrende  Branntweinschenken. 

595.  —  Am  16.  November  1887  wurde  im  Haag  von  Deutschland, 
England,  Frankreich,  Holland  usw.  ein  Abkommen  geschlossen,  das  den 
Zweck  verfolgt,  dem  schädlichen  und  unsittlichen  Gewerbe  der  fahrenden 
Branntweinschenken  (cabarets  flottants)  entgegenzutreten. 

[Die  sogenannten  fahrenden  Branntweinschenken,  die  den  Fischern 
spirituose  Getränke  verkaufen,  sind  ein  wirklicher  Krebsschaden;  sie  ver- 
anlassen vielfache  Streitigkeiten  und  verbrecherische  Handlungen,  um 
sich  berauschende  Getränke  zu  verschaffen,  verhandeln  die  Fischer  ihre 
Netze  und  die  Fische,  für  die  sie  ihren  Beedem  verantwortlich  sind.  Im 
Monat  Juni  1886  trat  eine  Konferenz  zusammen,  auf  denen  die  Staaten, 
die  die  Fischereikonvention  vom  Jahre  1882  unterzeichnet  hatten,  vertreten 
waren.  Am  16.  November  1887  kam  ein  Abkommen  zustande.  —  Man 
verbot  unter  Androhung  gewisser  Strafen  den  Verkauf  von  Spirituosen 
Getränken  an  Fischer,  desgleichen  sogar  auch  den  Kauf  (Art.  2).  Als 
Spirituosen  gelten  alle  die  Getränke,  die  durch  Destillation  erzeugt  werden 
und  mehr  als  5  Liter  Alkohol  auf  den  Hektoliter  enthalten.  —  Zur  Fest- 
stellung der  Übertretung  soll  der  Staatskreuzer  nicht  zu  einer  Durchsuchung 
schreiten,  er  soll  vielmehr  nur  die  Schiffspapiere  des  verdächtigen  Fahr- 
zeuges prüfen  (Art.  7).  —  Die  Signatarmächte  mit  Ausnahme  von  Frank- 
reich haben  dies  Abkommen  ratifiziert.^)]  (Das  deutsehe  Ausfährungsgesetz 
ist  vom  4.  Mai  1894.) 


Viertes  Buch. 


Schiffe. 


[Bonfils.  De  la  comp^tence  k  YigßTd  des  toangen,  1865,  oos  890  et  s.  —  Fedozzi.  Des  d^lits  ik 
bord  des  naTires  marchands  dans  les  eanz  territorialee  ^trangtoe«,  B.  D.  I.  P^  i.  IV,  p.  203.  —  FAraud- 
Oirand.  Etata,  soayeraiiis,  ete.,  1896.  —  Regime  des  naTiree  «trtuigers  daas  letf  ports,  et  plus  parttcnUinnent 


1)  [Guillanme,  La  Convention  de  la  Haye  de  1887  concemant  le  trafic  des 
spiritueux  dans  la  mer  du  Nord,  R.  D.  L,  t  XXVI,  p.488.  —  D'Anethan,  Note  sur 
la  Convention  internationale  et  sur  la  loi  beige  relative  au  trafic  des  spiritueux  dans 
la  mer  du  Nord,  BnUetin  de  la  Soci6t^  de  l^gislation  compar^e,  1896,  p.  155.] 

^)  VgL  'die  voriäntfige  InHruktum  für  die  E6m$Mndanten  deutecker  ISriegnthiffe  in 
betreff  der  VnterdrOdnmg  der  Seerämberei  in  den  Mneriaeken  Qewäeeem,  vom  20.  Angwt 
1877.    mtgeteUi  wm  Perele,  op.  dt,  8.  132. 
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daiiB  les  poxts  fraa^aia,  J.  I.  P^  t  XXIV,  p.  58.  ~  F erb  er.  IntaiiMaoiule  BMhtsrerhUtiiiSM,  XriegB-  und 
Handelsschiffe  in  Krieg  und  Frieden.  —  Onillibert  De  rinsalsissabiliM  dans  les  rapports  internationanx  des 
nATires  affecMs  an  senrice  postal,  J.  I.  P.,  t  XII,  p.  515.  —  Hautef  euiUe.  Droits  et  deyolrs  des  natlons  nentzes, 
1868,  t.  I,  pp.  358  et  8.  —  If  ass«.  Le  droit  commercial,  ete^  1. 1,  no  527.  —  Matsonsaml.  Des  yalsseanz 
de  gnerre  et  de  lenr  natore  jnridiqne  (Japanisch),  Kokkagaldnrai  Zasshi,  Min  1891  —  Morse.  Comp^tence 
de  ]a  joridietion  locale  k  r^sard  des  naTlrts  de  commerce  Prangers  se  trouyant  dans  les  ports  natlonanx« 
J.  I.  P.,  t  Xym,  p.  751  et  1088.  —  Negropontos.  Zuständigkeit  der  Staaten  ffir  in  den  Meeren  begangene 
Delikte,  1894.  —  Th.  Ortolan.  K^les  internationales  et  diplomatie  de  la  mer,  1864,  tl.  —  Pereis.  JnUr- 
naUonaUs  Seereeki.  Mannel  de  Droit  intern,  maritime,  1884,  &§741&,25ä87.  —  P6ieriL  Des  navires  de 
commerce  tränke  dans  les  eam  Atrang^res,  1899.  —  Beddle.  Besearches  in  maritime  intern,  law,  1844-45» 
t.  n.  —  Renanlt.  J^dlction  crimineUe  d>ui  Etat  dans  U  mer  territoriale,  J.  I.  P.,  t  VI,  p.  288.  —  K.  D.  I^ 
t.  XIV,  p.  78.  —  Rostworowski.  De  la  condition  Juridiqne  des  naylres  de  commerce  dans  les  ports  Atrangers, 
Annales  de  TEcole  libre  des  soiences  polltiqnes,  1  IX  et  X.  ->  Stoerk.  See-  und  Binnen-Schiffahrtsrecht, 
in  dem  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsreehts  und  in  dem  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
1897-96.  —  Trayers  Twiss.  The  exterritoriality  of  public  ships  of  war,  The  law  magarine  and  Reyiew,  1876. 
—  Vella.  La  nave  in  alta  mare,  18^  —  Wharton.  Des  eanx  territoriales  ou  de  la  zone  maritime,  J.  I.  P., 
t.  Xm,  p.  72.  —  Le  cas  du  yapeur  postal  le  Parlement  beige,  B.  D.  I.,  t  Xn,  p.  235.] 

596.  —  Die  Sicherheit  des  Seeverkehrs,  die  zu  allen  Zeiten  wünschens- 
wert war,  ist  seit  der  Ansnntznng  der  Dampfkraft,  die  eine  bedeutend 
grössere  Schnelligkeit  der  Seefahrten  ermöglicht  nnd  dadurch  eine  völlige 
ümw&lzung  in  der  Schiffahrt  hervorgerufen  hat,  zu  einem  noch  dringendem 
Bedttrfmsse  geworden.  Sicherheit  und  Segelmässigkeit  des  Schiffsverkehrs 
sind  aber  nicht  nur  in  Eriegszeiten  vonnöten,  wenn  die  Feindseligkeiten  dem 
Seehandel  der  kriegführenden  und  der  neutralen  Staaten  schwere  Wunden 
schlagen:  sie  müssen  auch  in  Friedenszeiten  vorhanden  sein.  Dem  Völker- 
rechte fällt  die  Aufgabe  anheim,  diesem  Bedürfnisse  durch  eine  sachgemässe 
fiegelung  der  Bechtsverhältnisse  der  Schiffe  entgegenzukommen. 


Erstes  Kapitel. 


Staatsangehörigkeit  der  Schiffe. 

597.  —  Eine  der  wichtigsten  Sicherheiten,  die  das  Völkerrecht  dem 
Seeverkehre  zu  bieten  vermag,  liegt  in  der  Forderung,  dass  jedes  Schiff 
einem  bestimmten  Staate  zugehören  muss.  —  Jedes  Schiff  muss,  um  der 
Vorteile  der  Meeresfreiheit  teilhaftig  zu  werden,  um  frei  und  unbehindert 
auf  hoher  See  verkehren  zu  können  und  um  nicht  des  Seeraubs  verdächtig 
zu  scheinen,  eine  Staatsangehörigkeit  haben  und  imstande  sein,  sich  jeder- 
zeit darüber  auszuweisen.  —  Sollte  ein  Staat  die  freie  Benutzung  des 
Meeres  hindern,  so  muss  dagegen  eine  Abhilfe  gegeben  sein;  es  muss 
Genugtuung  geleistet  werden.  Um  eine  solche  zu  erlangen,  ist  es  erforder- 
lich, dass  jedes  Schiff  einem  bestimmten  Staate  angehöre.  —  Hierauf  stützt 
und  gründet  sich  das  Einschreiten  des  Staates  zu  Gunsten  seiner  Schiffe 
und  der  Schutz,  den  er  ihnen  gewährt.  —  Die  Schiffe  müssen  von  einem 
Staate  abhängen.  Der  Staat  leistet  seiner  eigenen  Flotte  den  rechtsmässigen 
Schutz  und  verbürgt  den  andern  Seemächten  die  erforderliche  Sicherheit. 

Abgesehen  davon,  dass  die  Staatsangehörigkeit  ein  notwendiges  Er- 
fordernis für  alle  Schiffe  ist,  gewährt  sie  ihnen  auch  gewisse  Vorteile:  so 
das  ausschliessliche  Recht  zur  grossen  oder  kleinen  Eüstenfrachtfahrt,  zur 
alleinigen  Vermittlung  des  Verkehrs  mit  den  Kolonien,  femer  die  Befreiung 
von  gewissen  Gebühren  und  Abgaben,  die  Küstenfischerei  usw.  —  Nach 
dem  französischen  Gesetze  vom  2.  April  1889  kann  die  Schiffahrt  zwischen 
den  Häfen  Frankreichs  und  Algeriens  nur  unter  fruizösischer  Flagge  be- 
trieben werden.  Der  Flaggenzoll,  den  fremde  Schiffe,  die  Waren  nach 
Frankreich  einführten,  unter  gewissen  Umständen  zu  zahlen  hatten,  ist 
durch  die  Gesetze  vom  19.  Mai  1866  und  vom  30.  Juli  1873  abgeschafft  worden. 
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Erster  Abschnitt. 
ErfordernisM  der  Siaateangehörigkett. 

598.  —  Die  Staatsangehörigkeit  der  Kriegsschiffe  folgt  daraus,  dass 
sie  zum  Bestände  der  Kriegsflotte  eines  bestimmten  Staates  gehören^  dass 
sie  zum  Dienste  für  den  Staat  bestimmt  sind  und  von  Offizieren  der  See- 
wehr des  Staates  befehligt  werden. 

Privatschiffe,  die  zu  einem  öffentlichen  Zwecke  gechartert  worden 
sind  und  von  Seeoffizieren  befehligt  werden,  gehören,  wie  Calvo  und 
Geffcken  hervorheben,  nicht  zu  den  Kriegsschiffen  in  der  eigeatUchen 
Bedeutung,  da  sie  nicht  im  Eigentume  des  Staates  stehen  und  sich  nicht 
zum  Kampfe  eignen;  aber  sie  mttssen  den  Kriegsschiffen  gleichgestellt 
werden,  solange  sie  im  Dienste  der  Kriegsflotte  sind. 

599.  —  Anlangend  die  Staatsangehörigkeit  von  Handelsschiffen,  so 
stellt  jeder  Staat  nach  seinem  Ermessen  die  erforderlichen  Bedingungen 
auf,  die  je  nach  den  Umständen  bald  weitgehender  bald  enger  sein  werden, 
und  wobei  insbesondere  die  Hil&quellen  und  die  Bedürfnisse  des  Staates, 
sein  Bestreben,  den  Untertanen  die  Vorteile  der  Schiffahrt  zuzuwenden, 
die  Tatsache,  ob  das  Land  die  erforderlichen  Baumaterialien  selbst  erzeugt, 
ob  die  notwendigen  Schiffswerfte  vorhanden  sind,  und  andere  Gründe  aus- 
schlaggebend sind.  Die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  sind 
äusserst  verschiedenartig. 

Zur  Bestimmung  der  Staatszugehörigkeit  der  Schiffe  sind  für  die 
Gesetze  gewisse  Hauptgesichtspunkte  entscheidend:  Bau  und  Herkunft 
des  Schiffes  —  Eigenschaft  der  Eigentflmer  —  Staatsangehörigkeit  des 
Kapitäns  oder  der  Schiffsoffiziere  —  Zusammensetzung  der  Schi&mann- 
Schaft.  —  Die  meisten  Seemächte  verlangen  das  Indigenat  der  Schiff 
eigentümer,  so  Deutschland,  England,  Brasilien,  die  Verein.  Staaten, 
Mexiko,  Portugal  und  Schweden.  —  Einige  Staaten  fordern,  dass  das 
Schiff  wenigstens  zum  Teil  im  Eigentum  ihrer  Untertanen  stehe.  —  Nach 
einer  grossen  Zahl  von  Gesetzen  ist  das  Indigenat  des  Kapitäns  ein 
wesentliches  Erfordernis,  nach  andern  auch  das  Indigenat  mehrerer 
Offiziere  und  eines  Teiles  oder  der  ganzen  Schiffsmannschaft.  —  Im 
nachstehenden  geben  wir  einige  Einzelheiten  an. 

In  Frankreich  hat  die  Gesetzgebung  mehrfach  gewechselt.  Das 
Gesetz  vom  19.  Mai  1866  hat  das  Erfordernis,  dass  das  Schiff  in  Frank- 
reich zu  bauen  sei,  fallen  gelassen.  Man  gestattet,  dass  die  im  Ausland 
erbauten  Schiffe  die  französische  Nationalität  erwerben.  —  Das  Schiff 
muss  mindestens  zur  Hälfte  Inländern  gehören*  —  Der  Kapitän,  die 
Offiziere  und  drei  Viertel  der  Bemannung  müssen  Franzosen  sein.  Für  die 
algerischen  Kttstenfrachtschiffe  wird  eine  Ausnahme  zugelassen.  —  Bei 
den  Schiffen,  die  zum  Walflschfang  bestimmt  sind,  kann  der  Kapitän  ein 
Fremder  sein;  die  Mannschaft  muss  aber  zur  Hälfte  aus  Franzosen  be- 
stehen  (Gesetz  vom  19.  Mai  1866  —  Dekret  vom  21.  April  1882). 

In  England  (merchant  shipping  act  vom  10.  August  1854)  wird  der 
Bau  im  Inlande  nicht  gefordert;  aber  das  Schiff  muss  ausschliesslich  im 
E^entume  von  Engländern  stehen.  —  In  den  Verein.  Staaten  mttasen  alle 
Miteigentumer  BUrger  der  Union  fsein,  das  Schiff  muss  in  Amerika  erbaut 
und  die  Offiziere  sowie  zwei  Drittel  der  Schiffsbesatzung  mttssen  Amerikaner 
sein.  —  Im  Deutschen  Beiche,  wo  seit  1871  eine  einheitliche  Flagge  besteht, 
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ist  nur  eine  Bedingung  yorgeschrieben:  das  Schiff  muss  im  ansschliesslichen 
Eigentum  von  Personen  stehen,  die  das  Beichsindigenat  besitzen  (OesetE 
vom  1.  Jnni  1870  und  Art.  3  der  Beichs Verfassung);  es  kommt  also 
weder  auf  den  Ort  der  Erbauung,  noch  auf  die  Staatsangehörigkeit  des 
Kapitäns,  der  Offiziere  und  der  Bemannung  an.  —  In  Österreich-Ungarn 
muss  der  Kapitän  Österreicher  sein,  und  das  Schiff  muss  zu  zwei  Drittel  Oster- 
reichischen Untertanen  gehören  (Gesetz  vom  7.  Mai  1879).  —  In  Belgien 
mflssen  die  Handelsschiffe  belgischen  Privatpersonen  oder  Oesellschalten 
oder  solchen  Fremden  gehören,  die  ermächtigt  sind,  in  Belgien  zu 
wohnen.  —  In  Italien  kOnnen  Ausländer  bis  zu  einem  Drittel  an  dem 
Eigentum  an  einem  Schiffe  beteiligt  sein.  Das  Schiff  kann  auch  einer 
Person  gehören,  die  ffinf  Jahre  ihren  Wohnsitz  in  Italien  gehabt  hat 
(Seehandelsgesetzbuch  Art.  40).  —  Siehe  wegen  der  andeni  Gesetz- 
gebungen Galvo,  op.  cit,  4.  Ausg.,  §  385  et  s.^ 

Die  Eintragung  der  Handelsschäfe  in  besondere  Begister  und  die 
Ausstellung  eines  Zertifikats  sind  Förmlichkeiten,  die  von  fast  allen 
neuem  Gesetzen  der  Seemächte  gefordert  werden.*)*) 


Zweiter  Abschnitt. 
Nachweis  der  Staatsangehörigkeit 

600.  —  Wie  wird  der  Nachweis  der  Staatsangehörigkeit  eines  Schiffes 
geführt?  —  Kriegsschiffe  kennzeichnen  sich  als  solche  schon  durch  ihre 
äussere  Erscheinung.  Ihre  Staatsangehörigkeit  wird  durch  die  National- 
flagge am  Heck  und  durch  den  Wimpel  am  Gaffel  oder  an  der  Spitze  des 
Hauptmastes  angezeigt.  —  Wird  ihre  Nationalität  bestritten,  so  genfigt 
die  ehrenwOrUicbe  Erklärung  des  Befehlshabers.  Mehr  zu  fordern,  wäre 
eine  Beleidigung.  —  Die  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe  sind  stets  mit  einer 
amtlichen  Vollmacht  ausgerüstet,  die  ihren  Charakter  und  ihre  Eigen- 
schaft dartun:  aber  nur  in  Ausnahmefallen  wird  man  sich  auf  sie  berufen.*) 

001.  —  Die  Staatsangehörigkeit  eines  Handelsschiffes  wird  von  dem 
geübten  Auge  der  Seeleute  häufig  schon  an  der  äussern  Gestalt  des 
Fahrzeuges  selbst,  an  seiner  Takelage  oder  an  seinem  Segelwerk  erkannt. 
Rechtlich  wird  sie  nur  durch  die  Flagge  und  die  SchüEspapiere  nach- 
gewiesen. 

Die  Staatsflagge  ist  das  äussere  Kennzeichen  der  Nationalität  des 
Schiffes.  Sie  ist  das  einfachste  Beweismittel,  obgleich  sie  nicht  unter 
allen  Umständen  zum  Beweise  hinreicht.     In  manchen  Staaten   ist  die 

1)  [Man  findet  in  dem  Annuaire  de  Flnstitut  de  Droit  international  (t  XV, 
pp.  51  et  8.)  eine  Zusammenstellnng  der  von  den  verschiedenen  Gesetzen  über  die 
Nationalität  der  Schiffe  aufgestellten  Regeln.] 

2)  [Das  Institut  fftr  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Jahresversammlung  zu  Venedig 
(1896)  Beschlüsse  über  den  Gebrauch  der  Nationalflagge  der  Handelsschiffe  ge&sst 
(Annuaüre  de  Tlnstitat,  t  XV,  p.  201).  —  S.  auch  Dupuis,  L'Institnt  de  Droit  inter- 
national, Session  de  Venise  (septembre  1896)  R.  D.  I.  F.,  t.  III,  p.  660.] 

8)  Ortolan,  Rigles  internationales  et  diplomatie  de  la  mer,  t.  I,  p.  181.  — 
Per  eis,  Seerecht,  S.  68  ff. 

*)  DnrtmAe$  BeU^ßgetetz,  b$tr.  die  NatiatuOUStZdor  KBmffahrtemhiffe  «.  FOirung  cbr 
Bundafiaqge  v.  2i.  Okt.  tSC7  wnd  23.  Dezember  1888.  Vffi.  amd^  Geeets,  betr.  das  FhggeH' 
redU  der  Kauffährteiedi^  v.  22.  Jumi  1899.  —  Emeerl.  Verordmmaen,  hetr.  dae  zSgen 
der  NaHcna^tagffe  der  Kmifahrieietkiffe  vom  21.  Augmt  1900,  u.  iier  die  Führung  der 
Beieheflagge  vom  8.  November  1892. 
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Handelsflagge  von  der  Flagge  der  Eriegsschiffe  verschieden.  —  Nach 
Artikel  29  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  darf  Monten^ri'o 
weder  Eriegsschiffe  besitzen  noch  eine  Kriegsflagge  ffihren;  es  hat  nur 
eine  Handelsflagge.  —  Die  freien  Städte  des  alten  Deutschen  Bundes, 
Bremen,  Hamburg  und  Lübeck  hatten  eine  bedeutende  Handelsflotte,  die 
unter  einer  Handelsflagge  fuhr;  sie  besassen  aber  weder  eine  Kriegsflotte 
noch  eine  Kriegsflagge.*) 

Schiffskapitäne,  die  ohne  Erlaubnis  die  Nationalflagge  eines  Staat.es 
führen,  fallen  unter  die  Strafgesetze  des  Staates,  dem  das  Schiff  in  Wirk- 
lichkeit zugehört,  und  des  Staates,  dessen  Flagge  sie  widerrechtlich  be- 
nutzt haben.  Wer  sich  der  Flagge  eines  fremden  Staates  unbefugterweise 
bedient,  begeht  ein  völkerrechtliches  Vergehen  und  zugleich  ein  Vergehen 
gegen  die  Gesetze  des  fremden  Staates.  —  Ein  Staat  kann  fremden 
Schiffen  das  Becht  einräumen,  seine  Flagge  zu  fuhren,  wofern  damit  nicht 
ein  betrügerischer  oder  arglistiger  Zweck  gegen  andere  Staaten  verfolgt 
wird.  —  Die  Schiffe  der  deutschen  Seestädte  segelten  früher  unter  da- 
nischer  Flagge,  um  vor  Überfällen  der  Seeräuber  der  Barbareskenstaaten, 
mit  denen  Dänemark  Verträge  zum  Schutze  der  eigenen  Schiffahrt  ab- 
geschlossen hatte,  sicher  zu  sein.^) 

602.  —  Kann  ein  Staat,  der  keinen  Zugang  zum  Meere,  weder  einen 
Seehafen  noch  auch  einen  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Ozean 
stehenden  Fluss  hat,  eine  Handelsflotte  und  eine  Handelsflagge  haben, 
und  seine  Untertanen  ermächtigen,  diese  Flagge  auf  den  von  ihnen  im 
Auslande  erbauten  oder  gekauften  Schiffen  zu  führen?  —  Diese  Frage 
wurde  auf  der  schweizerischen  Bundesversammlung  vom  Jahre  1864  durch 
ein  Gesuch  von  Schweizern,  die  sich  in  Smyma,  Triest,  Petersburg,  £[am- 
burg  usw.  niedergelassen  hatten,  aufgeworfen.  Die  Antragsteller  führten 
aus,  dass  die  schweizerische  Flagge  im  Kriegsfalle  auf  dem  Meere  von 
allen  Kriegsparteien  als  neutrale  Flagge  geachtet  werden  würde,  und  dass 
die  schweizerischen  Handelsschiffe  angesichts  der  Neutralität  der  Schweiz 
berechtigt  seien,  überall  zu  verkehren,  ohne  irgend  einer  Beschränkung 
seitens  der  Kriegsparteien  unterworfen  zu  sein.  —  Dies  war  eine  durch- 
aus falsche  Auffassung.  Die  vertragsmässige  und  dauernde  Neutralisation 
der  Schweiz  beschränkt  sich  auf  das  schweizerische  Staatsgebiet.  Dem 
Schweizer  Bürger  haftet  als  solchem  kein  besonderes  Vorrecht  an.  —  Die 
schweizerischen  Schiffe  würden  von  den  Kriegsparteien  ebenso  wie  die 
Schiffe  der  andern  neutralen  Mächte  behandelt  worden  sein.  —  Der  dem 
Nationalrat  erstattete  Bericht  vom  13.  Dezember  1864  schloss  mit  dem 
Antrage,  den  Schweizern  den  Gebrauch  einer  besondem  Handelsflagge 
auf  offenem  Meere  zu  gestatten.  Der  Antrag  wurde  aber  zurückgewiesen. 
Seine  Annahme  würde  bei  dem  Mangel  eines  schweizerischen  Seerechts 
eine  Quelle  von  Schwierigkeiten  gewesen  sein.  Es  ist  auch  nicht  sicher, 
ob  die  andern  Staaten  ihre  Anerkennung  hierzu  gegeben  hätten.  —  Die 
Handelsschiffe  der  Schweizer  Bürger  sind  also  genötigt,  sich  den  Gebrauch 
der  Flagge  einer  Seemacht  einräumen  zu  lassen.  So  war  beispielsweise 
das  Schiff  „Die  Palme^  seit  1866  berechtigt,  die  deutsche  Flagge  zu  führen. 
Während  des  Kiieges  von  1870/71  wurde  es  von  einem  französischen 
Kreuzer  weggenommen;  das  französische  Prisengericht  erklärte  aber  die 
Prise  fUr  ungUtig,  weil  die  Schweizer  gezwungen  seien,  eine  fremde  Flagge 


1)  Geschichtlich  iDteressante  Einzelheiten  über  die  Terschiedenen  Flaggen  findet 
man  bei  Gleirac,  Us  et  coutumes  de  la  mer,  Anhaog. 

*)  S.  wegen  der  deuMien  OemUgebmig  die  Afunerhmg  mr  vorhtrgthtndm  NuimtfMr, 
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zu  entleihen.  —  Travers  Twiss  nimmt  keine  Stellung  zu  dieser  Frage. 
Blnntschli,  Calvo  nnd  Fiore  haben  sich  zu  Gunsten  der  Forderungen 
der  schweizerischen  Eeeder  ausgesprochen.^) 

603.  —  „Jeder  Staat  hat  seine  eigenen  Landesfarben,  unter  denen 
seine  Untertanen  auf  dem  Meere  fahren;  sie  dttrfen  nicht  ohne  seine  Er- 
laubnis geführt  werden.  Dies  Abzeichen  kann  aber  nicht  das  einzige 
Unterscheidungsmerkmal  sein.  W&re  dies  der  Fall,  so  würde  es  ein 
leichtes  sein,  die  Staatsangehörigkeit  eines  Schiffes  zu  verschleiern.  Gerade 
um  diese  über  allen  Zweifel  zu  erheben,  gelangte  man  zur  Einführung  der 
Schiffspapiere  (papiers  de  bord,  lettres  de  mer),  womit  jedes  Handelsschiff 
versehen  sein  muss.  Zahl,  Beschaffenheit  und  Inhalt  dieser  Papiere  wird 
durch  die  Gesetze  jedes  Landes,  häufig  durch  die  Vorschriften  der  See- 
handelsgesetzbücher bestimmt''.    (Ortolan,  op.  cit,  t.  I,  p.  74), 

Im  allgemeinen  zählt  man  zu  den  Schiffspapieren:  das  Zertifikat  über 
die  erfolgte  Eintragung  in  das  Schiffsregister  (certificat  d'enregistrement 
et  d'immatriculation)  oder  eine  dem  Kapitän  ausgehändigte  amtliche  Ur- 
kunde, die  ihn  ermächtigt,  mit  einem  bestimmten  Schiff  unter  der  Staats- 
flagge zu  fahren.  Diese  Vollmacht  enthält  gewöhnlich  folgende  Angaben: 
Namen  und  Wohnsitz  des  Reeders;  Namen,  Heimatshafen  und  Tonnengehalt 
des  Schiffes;  Namen,  Wohnort  und  Heimatshafen  des  Kapitäns.  Zu  den 
Schiffspapieren  können  noch  gehören:  die  Bauurkunde,  die  Bestätigung 
darüber,  dass  das  Schiff  die  Staatsangehörigkeit  erworben  hat,  der  Mess- 
brief, die  Eigentumsurkunde,  die  amtliche  Bescheinigung  über  das  Schiffs- 
eigentum, die  Musterrolle  der  Mannschitft  usw. 


Dritter  Abschnitt. 

Unterscheidungsmerkmale  der  Schiffe. 

604.  —  Die  Überwachung  der  Schiffahrt  und  das  Bedürfnis  gegen- 
seitiger Bürgschaften  ftLr  die  Schiffer  machen  die  Annahme  erkennbarer 
Abzeichen  für  jedes  Fahrzeug  notwendig.  —  Die  Gewohnheit,  jedem 
Schiffe  einen  Namen  zu  geben,  ist  unvordenklichen  Ursprunges.  Aber  erst 
die  neuem  Gesetze  legen  Wert  darauf,  dass  jedes  Schiff  seinen  Namen  in 
deutlich  erkennbarer  Weise  zur  Schau  trägt  (Deutsches  Gesetz  vom  28.  Juni 
1873,  §  3.  —  Englische  merchant  shipping  acts  von  1854,  §  34  und  1873, 
§  3).  —  In  Frankreich  darf  der  Name  nicht  verändert  werden;  in  England 
ist  hierzu  die  Genehmigung  des  Board  of  Trade,  in  den  Verein.  Staaten 
eine  Eongressakte  erforderlich. 

«06.  —  Neben  dem  Namen  kommt  der  Heimatsort  in  Betracht.  Jedes 
Schiff  muss  einen  Heimatshafen  haben.  Dieser  wird,  wie  der  Name,  am 
Heck  des  Schiffes  sichtbar  angebracht.  Es  ist  der  Ort,  wo  das  Schiff  in 
das  Register  eingetragen  worden  ist.  Nach  einigen  Gesetzgebungen  ist 
der  Heimatshafen  bei  der  Entscheidung  von  Fragen  der  gerichtlichen  Zu- 
ständigkeit von  Bedeutung  (Deutsches  Handelsgesetzbuch,  Art.  480). 


1)  Trabers  TwiBs,  Le  droit  des  gens,  t  L  No.  197.  —  Bluntschli,  op.  cit, 
Art  325.  -—  GalTO,  op.  cit,  4«  Mit,  §  427.  —  [Noch  Tor  kurzem  haben  Schweizer, 
die  sich  in  Smyma  und  Triest  niedergelMsen  haben,  beim  Bundesrat  die  Erlaubnis, 
die  Bundeaflagge  zu  ffthren,  nachgesucht  aber  der  Bundesrat  hat  sie  abschlägig 
beschieden  (S.  Entscheidungen  des  Bundesrats  Tom  12.  November  1SS9,  ArchiTes 
diplomatiques  1890,  t  I,  p.  82).] 
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606.  —  Die  Vermessang  ist  ein  weiteres  Merkmal  zur  Bestimmimg 
der  Individaalität,  des  Personenstandes,  eines  Schiffes.  In  Frankreidk 
mnss  der  Eigentümer  die  Vermessung  durch  die  Zollbehörde  Yomehmea 
lassen.  Der  ermittelte  Ranmgehalt  muss  auf  dem  Schiffe  durch  Einschneiden 
auf  den  Deckbalken,  der  der  Breite  des  Schiffes  entspricht,  kenntlich  ge- 
macht werden  (Art.  142  bis  144  des  allgemeinen  Reglements  vom  7.  No- 
vember 1866).  Es  gibt  verschiedene  Verfahren,  um  den  Tonnengehalt  zn 
bestimmen,  daraus  ergeben  sich  Schwierigkeiten  bei  der  Bezahlung  von 
Schiffsgebtthren  in  den  Häfen.  Das  sog.  Moorsony-Verfahren  ist  von 
Deutschland,  England,  Dänemark,  den  Verein.  Staaten,  Frankreich,  Italien, 
den  Niederlanden,  Norwegen  usw.  angenommen  worden.^)'^) 


Zweites  Kapitel. 


Schiffe  ausserhalb  der  Eigengewässer  ihrer  Staaten. 

Erster  Abschnitt. 

Schiffe  auf  offenem  Meere. 

607.  —  Kriegs-  und  Handelsschiffe,  die  sich  auf  offenem  Meere,  ausser- 
halb der  Kttstengewässer  aller  Staaten,  befinden,  sind  den  bürgerlichen-  und 
den  Strafgesetzen,  der  bürgerlichen-  und  der  Strafgerichtsbaikeit  sowie  den 
öffentlichen  Behörden  der  Staaten  unterworfen,  denen  sie  zugehören.  Die 
an  Bord  verübten  Verbrechen  und  Vergehen,  welcher  Art  sie  auch  sind 
und  gegen  wen  sie  sich  auch  richten,  sind  den  auf  heimischem  Boden 
begangenen  Übeltaten  gleichzustellen.  „Dies  muss  der  Fall  sein  —  so 
sagt  Geffcken  (Heffter,  §  78,  Anm.  1)  —  da  die  hohe  See,  obwohl  frei 
von  jeder  Gebietshoheit,  nicht  frei  von  irgend  welcher  Bechtshoheit  sein 
darf,  denn  sonst  könnte  jedes  Verbrechen  ungestraft  zur  See  begangen 
werden.*' 

Beim  Mangel  einer  Ortlichen  Gerichtsbarkeit  kann  nur  die  Gerichts- 
barkeit des  Staates  in  Anwendung  kommen,  dem  das  Schiff  angehört. 
Selbst  Ausländer,  die  auf  einem  Schiffe  fahren,  sind  den  nationalen  Gesetzen 
gerade  so  unterworfen,  als  ob  sie  sich  auf  dem  Staatsgebiete  befänden. 
(Entscheidungen  des  Preussischen  Obertribunals  vom  12.  September  1855 
und  des  Deutschen  Reichsgerichts  vom  27.  April  1872.) 

Die  Landesgesetzgebung  jedes  Staates  bestimmt  das  Verfahren  zur 
Feststellung  des  Tatbestandes  und  die  Strafen  für  die  Übeltaten,  die  auf 
hoher  See  von  der  Mannschaft  oder  von  Reisenden  begangen  werden. 

608.  —  Auf  der  weiten  Fläche  des  Weltmeers  ist  kein  Staat  befugt, 
in  die  innem  oder  äussern  Angelegenheiten  eines  fremden  Schiffes  ein- 
zugreifen, oder  dem  Schiffe  Befehle  zu   erteilen  und  es  seiner  Gerichts- 


1)  [Wegen  der  VennessuDg  entstanden  Schwierigkeiten  bei  der  Erhebung  voi 
Durchgangsgebuhren  der  Schiffe,  die  durch  den  Suezkanal  fahren  wollten.  Es  wurde 
deswegen  eine  internationale  Kommission  nach  Konstantinopel  Ende  1878  einberufei 
(S.  franzosisches  Oelbbuch,  Affaire  du  canal  de  Suez,  novembre  1875).] 

*)  Deutiche  8ehifmmrmemtng9ordnwig  vom  20.  Jimt  1888,  doiM  BAanmimadimigm 
V.  L  März  1895  «md  v,  22.  Uai  1899,  BAaimtmackmtg,  5elr.  SMffivmrmeamgm  in  Oit- 
aaim  v.  25.  Jidi  1898. 
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barkeit  zu  unterwerfen.  Kein  Staat  ist  berechtigt,  auf  hoher  See  polizeiliche 
BeAignisse  über  Schiffe  anderer  Nationen  auszuüben,  Schiffe  anzuhalten 
oder  sie  zu  durchsuchen,  selbst  wenn  dies  geschähe,  um  Verbrecher  oder 
Flfichtlinge  festzunehmen.  —  England  hat  für  seine  Kriegsschiffe  in  Mhem 
Zeiten,  besonders  gegenüber  den  Verein.  Staaten,  das  Recht  in  Anspruch 
genommen,  fremde  Fahrzeuge  auf  hoher  See  anieuhalten  und  die  darauf 
weilenden  britischen  Untertanen  wegzuholen,  um  sie  auf  Grund  ihres 
Treueides  (No.  423)  zum  Dienste  in  Vbrer  Kriegsflotte  zu  zwingen.  Man 
nannte  dies  das  Matrosenpressen.  Es  bildete  einen  der  Hauptgründe  für 
den  Krieg  von  1812.  Sowohl  die  englischen  wie  die  nordamerikanischen 
Publizisten  haben  dies  Vorgehen  für  eine  Ungerechtigkeit  erkl&rt.  —  Auf 
offenem  Meere  kann  kein  Schiff  gegenttber  den  Schafen  fremder  Staaten 
ein  anderes  Recht  haben,  als  das  Recht  zur  Verteidigung  wider  einen 
unrechtmässigen  Angriff  (No.  591). 

609.  —  Ein  Staat  schuldet  seinen  Schiffen  und  deren  Besatzungen 
den  Schutz,  der  rechtmässig  seinen  Untertanen  gebührt.  Er  ist  gegenttber 
andern  Staaten  für  jede  rechtswidrige  Handlung  des  Schiffes  und  dessen 
Besatzung  verantwortlich  (Geffcken). 

610.  —  Grundsätzlich  gelten  die  Gesetze  eines  Staates  nur  innerhalb 
der  Grenzen  seines  Land-  und  Meergebietes.  Ausserhalb  dieser  Grenzen 
kann  der  Staat  keinerlei  gerichtliche  und  polizeiliche  Befugnisse  und 
keinerlei  Hoheitsrechte  zui*  Geltung  bringen.  —  Trotzdem  gestatten  Praxis 
und  Lehrmeinung,  dass  ein  Staat  mit  seinen  Kriegsschiffen  auf  offener  See 
die  Urheber  völkerrechtlicher  Verbrechen  verfolge,  und  zwar  ohne 
Bücksicht  auf  deren  Staatsangehörigkeit  und  auf  den  Begehungsort;  der 
verfolgende  Staat  darf  hierbei  aber  nicht  in  die  Kechtssphäre  eines  andern 
Staates  eingreifen.  Zu  diesen  Verbrechen  gehört  beispielsweise  der  See- 
raub (No.  594). 

611*  —  Bluntschli,  Geffcken,  Heffter  und  Pereis  billigen  die  Ver- 
folgung eines  Schiffes  in  die  offene  See  hinaus,  wenn  sich  dessen  Besatzung 
in  den  Häfen  oder  in  den  Kttstengewässem  eines  Staates,  der  nicht 
der  Heimatstaat  des  Schiffes  ist,  eines  Verbrechens  schuldig  gemacht  hat, 
z.  B.  wenn  sie  Unruhen  gegen  die  Regierung  des  Staates  erregt  oder 
die  Uferbewohner  geplündert  hat  usw.  Die  Verfolgung  des  Schiffes  muss 
aber  bereits  in  den  Kttstengewässem  begonnen  haben.  Ist  das  Schiff  der 
Verfolgung  entgangen,  so  darf  es  nicht  später  auf  hoher  See  von  den 
Schiffen  des  geschädigten  Staates  angegriffen  werden. 

612.  —  Die  Handelsschiffe  eines  Staates  werden  von  den  Kriegs- 
schiffen desselben  Staates  ttberwacht.  Diese  besitzen  auf  hoher  See 
gegenttber  den  Untertanen  ihres  Heimatstaates  polizeiliche  Befugnisse, 
deren  Art,  Umfang  und  Wirkungen  durch  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen 
Staaten  bestimmt  werden.  —  Der  Schutz  der  einheimischen  Handelsflotte 
bildet  in  Friedenszeiten  eine  wesentliche  Pflicht  der  Kriegsschiffe  jedes 
Staates  (Nr.  587). 

813.  —  Die  Schiffe  der  Kriegsflotten  aller  Nationen  sind  verpflichtet, 
auch  wenn  es  ihnen  nicht  ausdrücklich  durch  die  Gesetze  ihres  Staates 
vorgeschrieben  ist,  den  Schiffen,  Booten  und  andern  Fahrzeugen  aller 
Nationen  im  Falle  von  Seenot  Hilfe  zu  leisten.  Dies  ist  eine  Pflicht  der 
Menschlichkeit;  in  mancben  Staaten  ist  sie  durch  die  Gesetzgebung  zu  einer 
Berufspflicht  der  Offiziere  der  Kriegsflotte  erhoben  worden.  —  Das  öster- 
reichische Beglement  vom  1.  Dezember  1880  bestimmt  (vgl.  Nr.  1314), 
dass  die  Befehlshaber  der  kaiserlich-königlichen  Kriegsflotte  verpflichtet 
sind,  im  Falle  von  Seenot  den  Schiffen  und  Schiffbrttchigm  nach  Möglich- 
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keit  Hilfe  und  Beistand  zu  leisten,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Staatsangehörigkeit.  Eine  ähnliche  Bestimmung  treffen  die  Queens  Begu- 
lations  in  §  1954.  —  Diese  völkerrechtliche  Pflicht  hat  namentlich  zum 
Inhalt:  Menschenleben  zu  retten,  Schiffe  aus  drohender  Gefahr  zu  befreien, 
sie  gegen  Seeräuber  zu  schützen,  oder  sie  deren  Gewalt  zu  entreissen, 
die  ersten  notwendigen  Hilfeleistungen  zu  reichen,  wie  Lebensmittel, 
Wasser,  Brennmaterial  und  die  Schiffbrüchigen,  wenn  möglich,  in  ihre 
Heimat  zurückzuführen,  oder  sie  nach  dem  nächsten  Hafen  zu  bringen. 

Wenn  ein  Kriegsschiff  einem  Handelsschiffe  in  Seenot  oder  während 
eines  Schiffbruchs  erfolgreich  zu  Hilfe  gekommen  ist  und  das  Handels- 
schiff sowie  dessen  Ladung  ganz  oder  zum  Teil  gerettet  hat,  so  fragt  es 
sich,  ob  der  Staat,  dem  das  Kriegsschiff  angehört  oder  dessen  Mannschaft 
einen  Bergelohn  als  Entgelt  für  den  gewährten  Beistand  beanspruchen  kann. 

Die  amerikanischen  und  englischen  Gesetze  (Queens  Begulations 
§§  1954  bis  1960)  gewähren  den  Befehlshabern  und  den  Besatzungen  von 
Kriegsschiffen  im  aUgemeinen  das  Recht,  einen  Bergelohn  unter  denselben 
Voraussetzungen  zu  verlangen,  unter  denen  er  auch  andern  Borgern  zu- 
stehen v^ürde.  —  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  der  Präsident  ermächtigt, 
während  der  schlechten  Jahreszeit  E^reuzfahrten  vornehmen  zu  lassen,  um 
den  in  Seenot  befindlichen  Schiffen  an  der  nordamerikanischen  Küste  Bei- 
stand zu  leisten.  Die  Kreuzer  können  flir  Bettungen,  die  sie  in  Ausübung 
dieses  Dienstes  bewerkstelligt  haben,  keinen  Bergelohn  verlangen.  — 
In  Deutschland  ist  diese  Frage  durch  eine  Verordnung  des  preuss.  Handels- 
ministeriums vom  20.  Mai  1881  dahin  geregelt  worden,  dass  der  Staat 
das  Recht  erwirbt,  die  Zahlung  eines  Berge-  oder  Hilfelohnes  zu  verlangen, 
während  die  Offiziere  und  die  Mannschaften  der  Schiffsbesatzungen  nach 
Ermessen  Prämien  erhalten  (Pereis,  Seerecht  S.  47). 

Auch  Handelsschiffe  schulden  den  Kriegs-  und  Handelsfahrzeugen 
anderer  Staaten  auf  offenem  Meere  Beistand.  Es  ist  für  sie  geradeso  wie 
für  die  Kriegsflotte  eine  moralische  Pflicht,  eine  Pflicht  der  Menschlich- 
keit, die  aber  durch  Gesetze  oder  Staatsverträge  in  eine  Bechtspflicht 
umgewandelt  werden  kann.^) 


Zweiter  Abschnitt. 
KriegMohiffe  in  Hifen«  Reeden  und  KOstengewIssern  fremder  Staaten.*) 

614.  —  Die  Meeresteile,  die  die  Kttstengewässer  eines  Staates  bilden 
und  die  dem  internationalen  Verkehre  als  Durchgangsstrassen  dienen, 
sind  auch  den  Kriegsschiffen  geöffnet,  mit  Ausnahme  des  Bosporus  und 
der  Dardanellen  (No.  499).  Die  Meerengen,  die  den  Zugang  zur  Ostsee 
gewähren,  waren  nur  vorflbergehend,  nämlich  zur  Zeit  der  BUndnisse  der 
bewafftaeten  Neutralität  von  1780  und  1800  für  Kriegsschiffe  gesperrt. 

In  der  Praxis  stehen  die  Seehäfen  und  Reeden  aller  Nationen  den 
Kriegsschiffen  der  andern  Mächte,  wenn  sie  miteinander  in  Frieden  leben, 


1)  [Demangeat,  De  la  loi  k  appliquer  dans  le  r^glement  de  rindemniti  dae 
pomr  le  sanyetage  d'an  navire  accompli  en  pieine  mer  par  un  navire  de  nationahte 
diffiftrente.    J.  iTp.,  t  XII,  p.  143.] 

2)  Pereis  hat  diese  Frage  in  seinem  «Seerecht",  I.  TeU  3.  Abschnitt  $  18,  aus- 
führlidi  behandelt.  -—  [S.  anch  Pereis,  Die  RechtssteUung  der  Kriegsschiffe  in 
fremden  Hoheitsgewissem.] 
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offen.  —  Hierin  liegt  aber  nur  ein  rein  freiwilliges  Zugeständnis,  keine 
Kechtspflicht.  Jeder  Staat  ist  berechtigt,  fremde  Kriegsschiffe  von  allen 
seinen  Häfen  oder  auch  nur  von  einigen  seiner  Häfen  auszusehliessen  oder 
besondere  Zutritts-  und  Aufenthaltsbedingungen  fbr  sie  festzusetzen.  — 
Dies  Recht  beruht  auf  der  Notwendigkeit  für  die  Sicherheit  des  Staates 
zu  sorgen.  —  Auch  aus  gesundheitlichen  Qrttnden  kann  ein  Staat  seine 
Häfen  schliessen  oder  die  Kriegsschiffe  überwachen  und  ihnen  den  Verkehr 
mit  dem  Festlande  verbieten.^)  —  Im  Falle  von  Seenot,  schwerer  Havarie, 
Unwetter  und  sonstiger  Gefahi*  darf  die  Zufahrt  zu  Reeden  oder  Häfen 
nie  versagt  werden.*) 

Der  Hafen  von  Antivari  und  alle  zu  Montenegro  gehörigen  Gewässer 
soUen  nach  Art.  29  des  Berliner  Vertrages  vom  23.  Juli  1878  den  Kriegs- 
schiffen aller  Nationen  verschlossen  bleiben. 

615.  —  Oft  wird  die  Zahl  der  Kriegsschiffe  ein  und  desselben  Staates, 
die  sich  zu  gleicher  Zeit  in  einem  fremden  Hafen  aufhalten  dttifen,  durch 
Verordnungen  oder  diplomatische  Abmachungen  beschränkt.  In  frühem 
Verträgen  war  die  Höchstzahl  3,  4,  5  und  6  Schiffe.  „Diese  Vorsichts- 
massregel, so  sagt  Ortolan,  entspricht  einer  vorausschauenden  Politik; 
wenn  man  auch  ganz  von  dem  Falle  absieht,  dass  ein  Staat  eine  Über- 
rumpelung durch  den  andern  Staat  mitten  im  Frieden  befürchten  könnte 
(man  denke  nur  an  den  Angriff  Kopenhagens  durch  die  Engländer  im 
September  1807),  so  kann  doch  der  Aufenthalt  einer  grossen  Zahl  fremder 
Streitkräfte  auf  dem  Gebiete  eines  Staates  zu  vielen  unliebsamen  Vor- 
fällen Anlass  geben,  die  besser  verhütet  werden^  (op.  cit.,  t  I,  p.  144). 

In  Ansehung  folgender  Punkte  haben  sich  allgemein  anerkannte  Ge- 
bräuche gebildet:  Aufenthaltsdauer  des  Kriegsschiffes;  —  Pflicht,  die  An- 
kunft amtlich  mitzuteilen  unter  Angabe  der  Flagge,  der  Eigenschaft  und 
des  Namens  des  Schiffes,  der  Art  der  Bewaffnung,  der  Stärke  der  Be- 
satzung, der  Rangstellung  des  Befehlshabers,  des  Zweckes  und  der 
wahrscheinlichen  Dauer  des  Aufenthalts;  —  die  beim  Ein-  und  Auslaufen 
auszutauschenden  Grüsse;  —  Verbot,  andere  Sondierungen  vorzunehmen, 
als  die  bei  der  Ein-  und  Ausfahrt  erforderlichen;  —  Ausschiffung  der 
Mannschaft;  es  ist  nicht  üblich,  dass  die  Mannschaften,  die  ausserdienst- 
lich  ans  Land  gehen,  Waffen  tragen,  es  sei  denn,  dass  sie  an  ofüziellen 
Feierlichkeiten  teilnehmen;  —  Wiederausbesserungsarbeiten,  Anschaffung 
von  Lebensmitteln,  Kohlen  und  dergl.;  —  Befreiung  von  Hafen-,  Tonnen- 
und  Zollgebühren;  es  ist  Regel  (aber  nur  unter  der  Bedingung  der  Gegen- 
seitigkeit), dass  KriegsschäTe  in  fremden  Häfen  keiner  zollamtlichen 
Durchsuchung  [unterworfen  sind;  —  Beobachtung  der  Vorschriften,  die 
sich  auf  die  Anordnung  von  Quarantänen  beziehen  usw.^. 

616.  —  Ein  Exiegsschiff  steht  in  den  Küstengewässem ,  Häfen  und 
Reeden  einer  fremden  Macht  zwei  gesonderten  Staatsgewalten  gegenüber. 
Es  fragt  sich  daher;  ob  es  während  der  Dauer  seines  Aufenthalts  den 
Gesetzen  des  Landes,  in  dessen  Gewässern  es  vor  Anker  liegt,  unter- 
worfen ist,  oder  ob  es  unter  der  Gewalt  seines  Heimatstaates  bleibt. 

„Keine  Schwierigkeit  entsteht,  wenn  solche  strafbare  Handlungen  in 
Frage  kommen,  die  sich  als  militärische  Vergehen,  als  Dienst-  oder  Dis- 
ziplüiarvergehen  darstellen,  wobei  es  sich  doch  nur  um  eine  Verletzung 


1)  [Grasso,  De  rinterdiction  des  ports  d'ao  Etat  poor  raison  sanitaire,  Revue 
du  droit  public,  t  IV,  p.  48.1 

2)  Ortolan,  op.  cit,  1 1,  pp.  US  et  s.;  pp.  198  et  8.  —  Pereis,  Seerecht,  §  IS. 
—  Wheaton.  Elements,  t  I,  p.  184. 

3)  Pereis,  op.  cit,  S.  105  u.  ff.  ^  Ortolan,  op.  cit^  t  I,  p.  301. 
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der  besondern  Pflichten  der  Schiffsbesatznng  gegenüber  dem  eigenen 
Staate  handelt.  Die  Aburteilung  solcher  Vergehen  gehört  ansschliesslich 
znr  Zuständigkeit  der  Gerichte  des  Heimatstaates.  Ob  das  Vergehen  an 
Bord  des  Schiffes  oder  auf  dem  Festlande  veriibt  worden  ist,  ist  belang- 
los; die  rechtlichen  Beziehungen  zu  dem  Staate  bleiben  unverändert,  daher 
muss  in  beiden  Fällen  in  gleicher  Weise  entschieden  werdet.  —  Streitig 
wird  die  Frage  erst,  wenn  es  sich  um  ein  Vergehen  des  gemeinen  Bechts 
handelt,  wenn  beispielsweise  Mitglieder  der  Schiffsbesatzung  gegen  andere 
oder  gegen  Einwohner  einen  Mord  oder  einen  Diebstahl  begangen  haben. 
Wollte  man  in  diesen  Fällen  unsem  Gerichten  ganz  allgemein  die  straf- 
gerichtliche  Entscheidung  fibertragen,  so  wttrde  man  unsem  Verkehr  mit 
andern  Völkern  durch  die  Vermittlung  von  Kriegsschiffen  unmSglich 
machen,  denn  man  wfirde  die  Souyeränität,  die  das  Kriegsschiff  vertritt, 
der  Gewalt  Frankreichs  unterwerfen.  Die  internationale  Praxis,  die  auch 
von  Frankreich  (und  von  allen  gesitteten  Staaten)  angenommen  worden 
ist,  entscheidet  diese  Streitfrage  in  einer  einfachen  und  natürlichen  Weise. 
Das  Kriegsschiff  bleibt  mit  seinen  Fahrzeugen  und  Booten  der  ausschliesss- 
liehen  Hoheit  seines  Heimatstaates  Untertan.''^)  Fremde  Kriegsschiffe  sind 
unverletzlich  und  die  auf  ihnen  befindlichen  Personen  sind  von  der  bürger- 
lichen und  Strafgerichtsbarkeit  des  Staates  befreit. 

So  lautet  der  Grundsatz.  Worauf  sttttzt  er  sich?  Viele  Schrift- 
steller, wie  Carnazza-Amari,  Hautefeuille,  Hübner,  Ortolan, 
Bayneval  u.  a.  halten  dafür,  dass  Kriegsschiffe  überall  als  wandelnde 
Gebietsteile  ihres  Staates  anzusehen  sind  und  dass  sich  alle  Vorgänge, 
die  sich  an  Bord  der  Schiffe  ereignen,  gleichsam  auf  dem  Boden  des 
Staates  abspielen.  Dies  ist  die  Fiktion  der  Exterritorialität.  Dies 
lebendige  und  sinnige  Gleichnis  erweckt  bei  den  Seeleuten  die  Liebe  zu 
ihrem  Schiffe,  die  sich  mit  der  Liebe  zum  Vaterlande  vereinigt. 

617.  —  Die  Fiktion  der  Exterritorialität  ist  aber  zwecklos.  Das 
Schiff  vertritt  in  Wirklichkeit  einen  Teil  der  Macht  und  der  Gewalt  des 
Staates.  —  Als  abgelöste  Bestandteile  ihres  Staates  geniessen  die  Kriegs- 
schiffe  dessen  Vorrechte,  insbesondere  das  Recht  auf  Unabhängigkeit  und 
Souveränität.  Sie  dürfen  keiner  fremden  Gewalt  untergeordnet  werden, 
dies  wäre  ein  Eingriff  in  die  Macht  und  die  Würde  ihres  Staates.  Kein 
fremder  Staat  darf  sich  in  die  Vorgänge,  die  sich  an  Bord  der  Kriegs- 
schiffe oder  auf  deren  Booten  ereignen,  einmischen;  ohne  Erlaubnis  des 
Befehlshabers  darf  kein  fremder  Staatsbeamter  das  Kriegsschiff  betreten. 

Der  Ausdruck  Exterritorialität  ist  zudem  vieldeutig.  Man  wendet 
ihn  auf  verschiedenartige  Tatbestände  an  und  doch  sind  die  Vorrechte, 
die  mit  demselben  Begriffe  bezeichnet  werden,  wie  Geffcken  mit  Becht 
bemerkt,  nicht  für  alle  Fälle  dieselben:  „die  Exterritorialität  eines  (Ge- 
sandten ist  nicht  die  gleiche  wie  die  eines  fremden  Souveräns  und  die 
der  Staatsschiffe  ist  wieder  sui  generis.  Ausserdem  ist  die  Exemtion  von 
der  Landesgerichtsbarkeit  keine  absolute^  (No.  337).^) 

618.  —  Nur  wenige  Schriftsteller  wie  Lampredi,  Azuni  und  Pinheiro 
Ferreira  bestreiten,  dass  fremden  Kriegsschiffen  eine  Befreiung  von  der 
ertlichen  Gerichtsbarkeit  gewährt  werden  müsse.  —  Aber  die  erdrückende 
Mehrheit  der  Publizisten  und  Bechtsgelehrten,  mOgen  sie  nun  auf  dem 
Boden  der  Fiktion  der  Exterritorialität  stehen  oder  nicht,  befürworten 


1}  Bonfils,  De  la  compttence  des  tribunaux  ften^ais  k  Pegard  des  ^trangers, 
No.  828  und  824. 

2)  Qeffcken-Heffter,  op.  dt,  §  42,  Ann.  1. 
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diese  Befreiung.  So  unter  andern  Phillimore,  Travers  Twiss, 
Heffter,  Ealtenborn,  Bluntschli,  Neumann,  Ortolan,  Cauchy, 
Schiattarella,  Wheaton,  Kant,  Calvo,  Pereis,  Eoenig  und  Car- 
nazza-Amari. 

618  ^.  —  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seinen  Vei'sammlungen 
zn  Kopenhagen  1897  und  im  Haag  1898  Beschlüsse  ttber  die  Rechts- 
stellimg  der  Schiffe  und  ihrer  Besatzungen  in  fremden  Häfen  gefasst^) 
Es  hat  auch  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  an  Bord  von  Kriegs- 
schiffen in  fremden  Häfen  begangenen  Verbrechen  und  Vergehen  von  der 
Landesgerichtsbarkeit  befreit  sein  sollen  (Art.  15).] 

619.  — ^  Die  Befreiung  der  Kriegsschiffe  von  der  örtlichen  Gerichts- 
barkeit hat  folgende  Wirkungen.  Ein  Beamter  der  Ortsbehörde  darf  an 
Bord  eines  fremden  Kriegsschiffes  keine  gerichtliche  oder  polizeiliche 
Handlung  vornehmen.  —  Alle  strafbaren  Handlungen,  die  an  Bord  eines 
Kriegsschiffes  von  einer  zu  dessen  Bemannung  gehörenden  Person  verübt 
werden,  fallen  unter  die  Strafgerichtsbarkeit  und  die  Strafgesetze  des 
Staates,  dessen  Flagge  das  Schiff  fahrt.  Das  gleiche  gilt  selbst  dann, 
wenn  der  Urheber  der  strafbaren  Handlung  nicht  zur  Besatzung  gehört 
und  sich  nur  zufällig  an  Bord  befindet,  ja  sogar  wenn  er  ein  Untertan 
des  Staates  ist,  in  dessen  Gewässern  das  Schiff  verankert  ist.  In'  diesem 
letztem  Falle  würde  der  Befehlshaber  des  Schiffes  aber  auch  berechtigt 
sein,  den  Täter  der  Ortspolizeibehörde  zur  Aburteilung  und  Bestrafung 
zn  überantworten.    Die  Umstände  werden  für  ihn  massgebend  sein. 

620.  —  Wie  ist  zu  entscheiden,  wenn  Personen,  die  zur  Besatzung 
eines  in  fremden  Gewässern  vor  Anker  liegenden  Kriegsschiffes  gehören, 
an  Land  gehen  und  dort  Handlungen  verüben,  die  nach  den  örtlichen 
Gesetzen  strafbar  sind?  Einige  Schriftsteller,  so  besonders  Per  eis ,  machen 
hier  eine  vernunftgemässe  Unterscheidung.  —  Wenn  Personen  der  Be- 
satzung an  Land  gegangen  sind,  um  dienstliche  Angelegenheiten  zu  be- 
sorgen, so  bleiben  sie,  solange  sie  sich  dort  aufhalten,  den  Gesetzen  und 
der  Gerichtsbarkeit  des  Staates  unterworfen,  dem  das  Schiff  zugehört,  es 
sei  denn,  dass  ihnen  der  Aufenthalt  von  der  Ortsbehörde  verboten  worden 
wäre.  Die  ausdrücklich  oder  stillschweigend  gewährte  Erlaubnis,  an  Land 
zu  gehen,  um  dort  dienstliche  Verrichtungen  vorzunehmen,  enthält  nach 
richtiger  Auslegung  einen  Verzicht  auf  die  Ausübung  jeder  Gerichtsbar- 
keit. Diese  Kegel  findet  auf  einzelne  Personen  wie  auch  auf  eine  Mehr- 
heit von  Personen  Anwendung. 

Die  Ortsbehörden  sind  dag^en  berechtigt,  ihre  polizeilichen  und  ge- 
richtlichen Befugnisse  in  vollem  Masse  und  gerade  so  wie  gegen  die 
eigenen  Staatsangehörigen  wahrzunehmen,  wenn  die  Personen  der  Schii&- 
mannschaft  sich  ohne  dienstliche  Gründe  an  Land  befinden.  —  Nichts- 
destoweniger macht  man  aus  Höflichkeit  oder  zufolge  besonderer  Verein- 
barung gewöhnlich  keinen  Gebrauch  von  diesem  unbestrittenen  und  un- 
bestreitbaren Bechte.*)  —  Übeltäter,  die  Landesgesetze  verletzt  haben, 
werden  meistens  nur  vorläufig  festgenommen  und  dem  Schiffsbefehlshaber 
unter  Überreichung  der  Protokolle  und  der  erforderlichen  Mitteilungen 
mit  dem  Ersuchen  ausgeliefert,  die  Bestraftang  zu  veranlassen.     Der  Be- 


1)  [Annoaire  de  riustitat,  t  XVL  pp.  281  et  s.  et  t  XVIL  pp.  273  et  s.  — 
Dupuis,  Llnstitat  de  Droit  iotennational,  Session  de  CopeDhagae(aoQtlS97),  R.  D.  I.  F., 
t  IV,  p.  767  et  Session  de  la  Haye  (aoat  1898),  R.  D.  I.  P,  t  V,  p.  845.] 

2}  Fall  der  Matrosen  der  deutBchen  Korrette  Vineta  im  Jahre  1878  su  Santos 

grasilien).    Fall  der  Matrosen  der  deutschen  Konrette  Hertha  im  Jahre  1880  zu 
ymonth. 
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fehlshaber  schreitet,  wenn  die  (besetze  seines  Landes  ihn  hierzu  ermSch- 
tigen,  zur  Aborteilong  der  Beschuldigten  und  setzt  die  Ortsbehörden  von 
der  getroffenen  Entscheidung  in  Kenntnis.  —  Wenn  die  Ortsbehörden 
unter  gewissen  Umständen,  wie  bei  Erregung  eines  Aufruhrs,  bei  einem 
schweren  Verbrechen  u.  dergl.  glauben,  selbst  die  Verfolgung,  Aburteilung 
und  Bestrafung  der  Schuldigen  vomehmen  zu  sollen,  so  ist  es  angemessen 
und  schicklich,  den  Schiffsl^fehlshabem  Anzeige  von  der  Verhaftung  und 
deren  Gründen  zu  erstatten.  Ist  es  den  Schiddigen  gelungen,  vor  ihrer 
Festnahme  das  Schiff  wieder  zu  en'eichen,  so  kann  die  Ortsbehörde  nur 
um  Auslieferung  nachsuchen.^) 

Nicht  alle  Schriftsteller  lassen  diese  Unterscheidung  gelten.^)  —  Unter 
allen  Umständen  ist  aber  die  Verfolgung  des  Schuldigen  bis  auf  die 
Schiffsboote  oder  bis  an  Bord  des  Kriegsschiffes  verboten,  weil  sie  ein 
Eingriff  in  die  Unverletzlichkeit  der  fremden  Flagge  sein  würde. 

Die  Unverletzlichkeit  der  Flagge  macht  die  Befehlshaber  der  Eiiegs- 
schiffe  nicht  unverantwortlich;  aber  sie  schulden  nur  ihrer  e^^enen  Re- 
gierung Rechenschaft.  Streitigkeiten  zwischen  der  Ortsbehörde  und  dem 
Schiffsbefehlshaber,  die  nicht  in  gütlicher  Weise  zum  Austi*age  gebracht 
worden  sind,  können  nur  auf  diplomatischem  Wege  geschlichtet  werden. 

621.  —  Begeht  ein  Kriegsschiff  Gewalttätigkeiten  oder  feindselige 
Handlungen  auf  fremdem  Gebiete,  so  ist  die  angegriffene  Regierung  zwei- 
fellos berechtigt,  unverzüglich  die  erforderlichen  Vorkehrungen  und  An- 
stalten zu  treffen,  um  die  eigene  Sicherheit  zu  wahren  und  die  Achtung 
ihrer  Souveränität  zur  Geltung  zu  bringen. 

Zweifellos  ist  ein  Kriegsschiff  verpachtet,  die  Gesetze  des  Landes,  in 
dessen  Gebiet  ihm  der  Aufenthalt  erlaubt  wird,  zu  beobachten  und  sich  nach 
den  Orts  vorschriften,  die  sich  auf  die  Seepolizei,  das  Gesundheitswesen,  die  Auf- 
rechterhaltung der  Ordnung  in  den  Häfen  und  dergl.  beziehen,  zu  richten. 

622.  —  Die  Frage,  ob  ein  Asylrecht  an  Bord  der  Exiegsschiffe,  die 
sich  in  fremden  Hoheitsgewässern  befinden,  anzuerkennen  sei,  ist  bestritten. 
Die  Staatenübung  spricht  sich  für  ein  solches  Recht  aus.  Aber  es  hängt 
doch  vollkommen  von  dem  Ermessen  des  Schiffsbefehlshabers  und  von  den 
ihm  erteilten  Weisungen  ab,  ob  er  ein  Asyl  gewähren  oder  versagen 
will.  —  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein  Seeoffizier,  der  Einsicht  und  Takt 
besitzt,  gemeine  Verbrecher  nicht  unter  den  Schutz  seiner  Flagge  stellen 
wird.  —  Ein  Asyl  wird  meistens  nach  politischen  Unruhen  und  Innern 
Eevolutionen  von  den  unterliegenden  Parteiführern  begehrt.  —  Wenn  sich 
trotzdem  ein  gemeiner  Verbrecher  an  Bord  eines  Kriegsschiffes  flachtet  und 
der  Kapitän  sich  weigert,  ihn  zurückzuweisen,  so  bleibt  der  Regierung  nichts 
anderes  ttbrig,  als  ai^  diplomatischem  Wege  die  Auslieferung  zu  erwirken.') 

1}  [Diese  Grandsätze  sind  durch  Art  IS  des  Reglements  des  Insütats  für 
Völkerrecht  von  1S9S  angenommen  worden  (S.  Annuaire  de  Tlnstitat,  op.  et  loc.  cit. 
—  Dupuis,  op.  et  loc.  cit).  —  S.  die  Entscheidong  des  französischen  KMsationshofes 
vom  29.  Februar  1868.    Dalloz,  Reo.  per.  68.  1.  418.] 

2)  PhiUimore,  Commentaries  t  I,  §  346.  —  Ortolan,  op.  cit..»  t.  I,  p.  268. 

3)  [S.  über  das  Asylrecht  Art  19  des  Reglements  des  Listituts  für  Völkerrecht 
von  1898,  loc.  cit.  —  Während  des  brasilianischen  Bürgerkrieges  im  Jahre  1894  kam 
die  Frage  des  Asylrechts  politischer  Aufrührer  auf  fremden  Kriegsschiffen  in  einem 
Falle  zur  Sprache.  Admiral  Gama  und  seine  Begleiter  flüchteten  sich  im  Hafen  von 
Rio  auf  die  portugiesischen  Kriegsschiffe  Mindello,  Alfonso  und  Albuquerque.  Die 
Befehlshaber  dieser  Schiffe  weigerten  sich,  die  Flüchtlinge  auszuliefern.  VrL  die 
Schilderungen  dieses  Vorfalles  und  die  dadurch  veranlassten  Schwierigkelten, 
R.  D.  I.  F.,  t  I.,  pp.  278  et  s.  —  S.  auch  Martens-Ferrao,  Le  differend  entre  le 
Portufi^al  et  le  Bresil  consid^re  an  point  de  vue  du  Droit  international,  R.  D.  1.. 
t  XXvl,  p»  878.  —  Coudert,  Du  droit  de  refuge  k  bord  d'un  navire  itranger, 
J.  I.  F.,  t  XXIII,  p.  980.] 
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Zu  zahlreichen  Ei*Srtenmgeii  gab  die  Frage  der  Zulassung  flfichtiger 
Sklaven  Anlass.^) 

623.  —  Auf  Grund  eines  alten  Herkommens  ist  jeder  Staat  berechtigt, 
zu  verlangen,  dass  fremde  Kriegsschiffe,  die  durch  seine  EUstengewässer 
fahren  oder  seine  Hilfen  anlaufen,  seinen  eigenen  Schiffen,  den  Fahrzeugen 
anderer  Staaten,  sowie  seinen  Befestigirngsaiilagen  und  Arsenalen  bestimmte 
Ehrenbezeugungen  erweisen.  —  Es  ist  gebräuchlich,  dass  Eiiegsschiffe 
stets  eine  Festung  grttssen,  wenn  sie  vor  ihr  innerhalb  der  EUstengewässer 
TorbeifsAren,  sie  ^ssen  auch  die  ihnen  begegnenden  Geschwader  und 
vor  dem  Einfahren  in  einen  Hafen  das  zu  dessen  Schutze  dort  aufgestellte 
Schiff.  —  Auf  ihren  Gruss  wird  ihnen  mit  Eanonenschttssen  in  derselben 
Zahl  gedankt.  Dies  sind  internationale  Höflichkeitsformen,  die  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  souveränen  Unabhängigkeit  jeder  Nation  dartun. 

In  den  fi*emden  Ettstengewässem  müssen  die  Eriegsschiffe  alles  ver- 
meiden, was  von  der  Nation,  unter  deren  Hoheit  diese  Gewässer  stehen, 
als  kränkend  empfhnden  werden  könnte,  wie  z.  B.  die  Feier  eines  kurz 
vorher  über  sie  errungenen  Sieges.  Die  Beflaggung  der  Schiffe  an 
nationalen  Festtagen  ist  ein  feststehender  Gebrauch.  Welche  Flagge 
hierbei  gebraucht  wird  ist  Sache  des  Taktgefühls   und  der  Höflichkeit.*) 


Dritter  Abschnitt. 
Handelssohiffe  in  fremden  KQstengewassern,  Reeden  und  Häfen. 

634.  —  „Handelsschiffe  bilden  zwar  keinen  Teil  der  öffentlichen  Macht 
des  Staates,  aber  sie  gehören  ihm  doch  in  gewissem  Sinne  an.  Wenn  sie 
auch  von  Privatpersonen  zum  Zwecke  von  Privatunternehmungen  aus- 
gei-ttstet  werden,  so  stellen  sie  doch  eine  auf  Grund  staatlicher  Gesetze 
organisierte  Genossenschaft  dar.  Ihre  Besatzung  steht  unter  staatlicher 
Au&icht,  ihre  Eapitäne  werden  vom  Staate  bevollmächtigt  und  mit  ge- 
wissen Befugnissen  ausgerüstet.  Handelsschiffe  nehmen  dso  eine  Mittel- 
stellung zwischen  Kriegsschiffen  und  reinen  Privatschiffen  ein." ')  Welches 
ist  ihre  Rechtsstellung,  wenn  sie  in  die  Hoheitsgewässer  eines  fremden 
Staates  einlaufen  oder  sich  dort  aufhalten? 

Einige  Schriftsteller,  unter  andern  Carnazza-Amari  (op.  dt.,  eh.  VH, 
§  5),  nehmen  auch  hier  die  Fiktion  der  Exterritorialität  zu  Hilfe.  Wii* 
weisen  sie  zurück;  sie  ist  noch  weniger  am  Platze,  als  bei  den  Schiffen 
der  Kriegsflotte. 

625.  —  Handelsschiffe,  die  sich  in  den  Hoheits-  oder  Eüstengewässem 
eines  fremden  Staates  beflnden,  sind  während  der  Dauer  ihres  Aufenthalts 
der  Gerichtsbarkeit  und  der  Polizeigewalt  dieses  Staates  unterworfen. 
Man  kann  sie  dieser  Gewalt  nicht  entziehen,  ohne  in  die  ipnere 
Souveränität  dieses  Staates  einzugreifen.  —  Die  Rechtsordnung  würde 
sonst  innerhalb  des  Seegebietes  gefährdet  werden.  —  Auf  der  andern 
Seite  bleiben  diese  Schiffe  sowie  ihre  Besatzungen  auch  in  fremden  Gewässern 
den  Gesetzen  ihres  Landes  Untertan.  —  Hieraus  ergibt  sich  möglichei^ 


1)  S.  die  geschichtliche  Rntwicklang  dieser  Frage  bei  Per  eis,  Seerecht,  S.  126  ff. 

2)  [Valery,  De  la  participation  des  navires  mouill^  dons  un  port  ätraoger 
aox  fetes  publiqaes  qni  y  sont  c^l^brees,  Monitenr  judiciaire  du  Midi  20  joillet  1890.] 

3)  Bonfils,  De  la  competence  des  tribunaux  uranQais  ä  Fegard  des  ^trangers  etc. 
No.  325. 
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weise  ein  Widerstreit  zwischen  zwei  Gesetzgebungen  nnd  zwei  Gerichts- 
barkeiten.   Wie  ist  hier  zu  entscheiden? 

Was  die  Fragen  des  bürgerlichen  Rechts  angeht,  so  verweisen  wir 
auf  die  Lehrbttcher  des  internationalen  Privatrechts.  —  Anlangend  die 
Fragen  des  öffentlichen  Hechts  und  insbesondere  des  Strafrechts,  so  gilt 
beim  Mangel  besonderer  Abkommen  meistens  der  in  Frankreich  befolgte 
Brauch,  der  sich  mit  der  Zeit  zu  einem  allgemeinen  Völkerrechtssatze 
verdichten  wird. 

Man  teilt  die  strafbaren  Handlungen  in  zwei  Gruppen  ein.  Zur 
ersten  gehören:  1.  Rechtswidrigkeiten  gegen  die  Disziplin  und  Amtsver- 
gehen sowie  2.  gemeine  Verbrechen  und  Vergehen,  die  von  einer  Person 
der  Schiffsbesatzung  gegen  eine  andere  Person  der  Besatzung  begangen 
werden,  wenn  dadurch  die  Ruhe  des  Hafens  nicht  gestört  wird.  Was 
diese  Handlungen  betrifft,  so  mttssen  die  Rechte  der  fremden  Macht  ge- 
achtet werden.  —  Die  französische  Staatsgewalt  hat  sich  um  diese  Hand- 
lungen nicht  zu  kümmern,  es  sei  denn,  dass  sie  um  Hilfe  angegangen 
wird.  —  Die  zweite  Gruppe  umfasst:  1.  Verbrechen  und  Vergehen,  die, 
selbst  an  Bord,  gegen  oder  von  Personen,  die  nicht  zur  Schiffsbesatzung 
gehören,  begangen  werden,  und  2.  Verbrechen  und  Vergehen,  die  von  Hit- 
gliedern der  Schiffsbesatzung  gegeneinander  verübt  werden,  wenn  die 
Ruhe  des  Hafens  dadurch  beeinträchtigt,  oder  wenn  der  Beistand  der 
französischen  Behörden  nachgesucht  wird.  Die  Aburteilung  dieser  Hand- 
lungen fallt  den  französischen  Strafgerichten  anheim.  Der  Schutz,  der 
fremden  Schiffen  in  französischen  Häfen  gewährt  wird,  schliesst  nicht  die 
Landgerichtsbarkeit  indenFällen  aus,  die  die  öffentliche  Sicherheit  berühren.  >) 

Die  französische  Rechtssprechung  hat  diese  Grundsätze  stets  zur  An- 
wendung gebracht.  Sie  sind  auch  durch  das  Erkenntnis  des  Staatsrats 
vom  28.  Oktober  1806  bestätigt  worden.  —  Ein  vom  Handelsminister 
und  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  gemeinsam  erlassenes 
Zirkular  vom  24.  Juni  1856  bringt  dieselben  Regeln  in  Erinnerung 
(S.  Ord.  fran^.,  vom  29.  Oktober  1833,  Art.  22  u.  23.  —  Ord.  frang., 
vom  7.  November  1833).*) 

626.  —  Die  Landesbehörden  haben  in  Ansehung  der  zu  ihrer  Zu- 
ständigkeit gehörigen  strafbaren  Handlungen  nicht  nur  richterliche 
sondern  auch  polizeiliche  Befugnisse.  Die  richterlichen  Beamten  des 
üferstaates  können  sich  an  Bord  des  fremden  Handelsschiffes  begeben, 
um  dort  die  zur  Feststellung  der  Straftaten  erforderlichen  gerichüicheu 
Untersuchungshandlungen,  Vernehmungen  und  Verhaftungen  vorzunehmen. 
Sie  sind  berechtigt,  nach  Massgabe  der  eben  aufgestellten  Grundsätze, 
auf  diesen  Schiffen  die  zur  Besatzung  gehörenden  Personen,  die  an  Bord 
oder  auf  dem  Festlande  Verbrechen  oder  Vergehen  als  Täter  oder  Teil- 
nehmer verttbt  haben,  zu  verfolgen  und  festzunehmen.  —  Immerhin  soll 
der  Konsul  der  fremden  Nation  vorher  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  damit 
er,  wenn  er  es  wünscht,  bei  Vornahme  dieser  Handlungen  zugegen  sein 
kann.    Dies  ist  aber  nur  ein  Höflichkeits-  und  Freundschaftsakt.') 

•    1)  Bonfils,  op.  dt,  No.  826.  —  Vgl.  FaU  Newton  und  SaiUy  (1806),  Forsaltning 
1887),  Tetopest  (1858).  -  Casa  crim.,  25.  Februar  1859,  Sirey,  Recp^r.  59. 1.  188.  - 


(1BÖ7),         .        ,       , 

[FaU  Snperbo,  R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  68.] 

2)  [Oass.  25.  Februar  1859,  Dalloz,  Rec  per.  59.  1.  88  mit  einer  Anmerknog 
Hantefeuilles.  —  AUer,  19.  aout  1878,  Sirey,  Rec.  per.  74.  2.  982.  —  Politei- 
geiicht  Ton  Oran,  4.  NoTbr.  1898,  J.  I.  P.,  t.  ZX,  p.  1162.] 

8)  Bonfils,  De  la  conp^tence  etc.  No.  828  et  s.  —  [S.  über  die  RechtssteUung 
fremder  Schiffe  in  den  (Gewissem  der  Kapitulationalftnder,  R.  D.  1.  P.,  t.  I,  p.  476*. 
i  II,  pp.  628  et  626.] 
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C27.  —  Die  von  der  französischen  Rechtssprechung  aufgestellten 
Regeln  sind  in  der  Praxis  und  in  der  Wissenschaft  allgemein  angenommen 
worden.  —  In  einigen  Verträgen  findet  man  sie  ausdracklich  bestätigt. 
(Verträge  Deutschlands  mit  Italien  vom  21.  Dezember  1868  und  vom 
7.  Februar  1872;  mit  Spanien  vom  2.  Februar  1870  und  12.  Januar  1872; 
mit  den  Verein.  Staaten  vom  11.  Dezember  1871,  mit  den  Niederlanden 
vom  11.  Januar  1872  und  mit  Bussland  vom  8.  Dezember  1874;  — 
russisch-italienischer  und  russisch-spanischer  Vertrag  —  Vgl.  Oalvo, 
op.  cit.,  §  1126). 

628.  —  Das  englische  System  entfernt  sich  von  dem  französischen. 
In  England  vertreten  Rechtswissenschaft  und  Rechtssprechung  den  Stand- 
punkt, dass  die  Landesgerichte  fttr  alle  an  Bord  von  Handelsschiffen  ver- 
tlbten  Verbrechen  und  Vergehen  zuständig  sind,  gleichviel  ob  sich  die 
Schiffe  in  den  englischen  Gewässern  aufhalten  oder  ob  sie  sie  nur  durch- 
schneiden und  auch  ohne  Rficksicht  darauf^  ob  die  Ruhe  des  Hafens  oder 
der  Ettstengewässer  gestört  wird  oder  nicht.  —  Im  Jahre  1876  fand  vor 
Dover  in  den  englischen  Kttstengewässem  ein  Zusammenstoss  zwischen 
dem  deutschen  Schiffe  Frankonia  und  dem  englischen  Fahrzeuge  Stratib- 
clyde  statt,  wobei  ein  Reisender  der  Strathclyde  sein  Leben  verlor. 
Dieser  Unfall  rief  einen  Rechtsstreit  hervor  und  veranlasste  eine  gründ- 
liche Prüfung  der  Frage.  —  Die  englischen  Kammern  nahmen  am 
28.  August  1878  ein  Gesetz  an,  das  die  Bezeichnung  Territorial  Waters 
Juridiction  act  führt.  Dies  Gesetz  ermächtigt  die  britischen  Behörden 
zur  Strafverfolgung  aller  Verbrechen,  die  in  den  englischen  EOsten- 
gewässem  bis  zu  einer  Entfernung  von  drei  Seemeilen  begangen  werden, 
gleichviel  ob  der  Täter  Inländer  ist  oder  nicht  und  ob  das  Vergehen  an 
Bord  oder  mittels  eines  fremden  Schiffes  stattgefunden  hat.  In  dem  Ver- 
einigten Königreiche  bedarf  es  zur  Einleitung  der  Strafverfolgung  der 
Ermächtigung  eines  Staatssekretärs,  in  den  andern  britischen  Besitzungen 
der  des  Gouverneurs.  —  Dies  Gesetz  stiess  in  Deutschland,  Frankreich 
und  sogar  in  England  auf  grossen  Widerspruch.  Es  verleiht  den  Landes- 
gerichten das  Recht,  wegen  aller  auf  fremden  Schiffen  begangenen  Ver- 
gehen einzuschreiten  und  zwar  ohne  Rücksicht  daraul^  ob  sich  die  Schiffe 
in  den  englischen  Küstengewässern  aufhalten  (und  zwar  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes)  oder  ob  sie  diese  Gewässer  nur  durchschneiden,  also 
wenn  sie  nur  ihren  Kurs  durch  diese  Gewässer  nehmen.  Das  Gesetz 
trifft  Tausende  von  Schiffen,  die  an  der  Küste  von  England  entlang 
segeln  und  die  diese  dem  Weltverkehre  geöffnete  Seestrasse  durchfahren. 
(Die  Fahrt  durch  den  Kaual  geht  ein  gutes  Stück  Wegs  an  der  englischen 
Küste  entlang,  da  dieser  Weg  für  die  Schiffahrt  am  günstigsten  ist).  — 
Das  Gesetz  übersieht,  dass  die  freie  Benutzung  der  Meerengen,  die  zwei 
Meere  miteinander  verbinden,  eine  Folge  des  Grundsatzes  der  Meeres- 
freiheit ist.  —  Durch  diese  missbräuchliche  Ausdehnung  der  Gerichts- 
barkeit bat  sich  die  englische  Gesetzgebung  in  Widerspruch  mit  den 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  gestellt,  die  von  den  namhaftesten  Publizisten 
und  sogar  von  den  englischen  Kroiguristen,  so  von  Robert  Philli- 
more,  Travers  Twiss,  Heffter,  Bluntschli,  Pereis  u.  a.  anerkannt 
worden  sind.^) 

628^  —  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  die  Frage  in  den  auf  seiner 


1)  Pereis,  Seerecht,  S.  95  u.  ff.  —  [S.  über  den  Fall  der  Frankonia  J.  I.  P., 
t.  IV,  p.  162.  —  Renaalt,  Annuaire  de  ligislation  etrang&re  1879,  p.  69.  —  Travers 
Twiss,  The  Law  magazine  and  Review,  fövrier  1887,  p.  U5.] 
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Versammlong  in  Kopenhagen  gefassten  Beschlüssen  behandelt  (1897). 
Diese  Beschlüsse  sind  auf  der  Versammlnng  im  Haag  (1898)  in  einigen 
PnidLten  ergänzt  und  abgeändert  worden.]0 


Vierter  Abschnitt. 
Vorrechte  fOr  gewisse  Arten  von  Schiffen. 

639.  —  Das  internationale  Herkommen  stellt  den  Kriegsschiffen  in 
bezng  auf  die  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit,  der  Polizeigewalt,  den 
ZoUabgaben  nsw.  die  Fahrzeuge  gleich,  die  ohne  zur  Kriegsflotte  zu 
gehören,  fremde  Souveräne  oder  diplomatische  Gesandte  an  Bord  haben, 
wenn  sie  zur  Beförderung  dieser  Personen  ausschliesslich  bestimmt  sind.  — 
Das  Gleiche  gilt  für  Truppentransportschiffe,  wenn  sie  von  Offizieren  der 
Kriegsmarine  befehligt  werden. 

Die  zum  Postdienste  bestimmten  Schiffe  gemessen  im  allgemeinen 
nicht  die  den  Kriegsschiffen  eingeräumten  Vorrechte.  Durch  inter- 
nationale Verträge  können  den  Postdampfern  aber  gewisse  Rechte  ge- 
währt werden,  so  insbesondere  die  Befreiung  von  der  Beschlagnahme,  die 
Befreiung  von  Hafengebühren,  von  Zollförmlichkeiten  usw.  (Verträge 
zwischen  Frankreich  und  Sardinien  vom  4.  September  1860,  Art.  6  u.  7; 
zwischen  Frankreich  und  Italien  vom  3.  März  1869,  Art.  6  und  vom 
18.  November  1875;  zwischen  England  und  Belgien  vom  17.  Februar  1876, 
Art.  6.  —  Portugiesisches  Gesetz  vom  7.  Juli  1880,  Art.  76.)  — 
Artikel  9  des  am  30.  August  1890  von  Frankreich  und  Grossbritannien 
getroffenen  Abkommens  bestimmt,  dass  Postschiffe  im  Falle  eines  Krieges 
zwischen  den  beiden  Nationen  ihre  Fahrten  unbehindert  und  unbelästigt 
so  lange  fortsetzen  können,  bis  einer  der  beiden  Staaten  den  Abbruch 
der  Verkehrsverbindungen  anzeigen  wird.^) 

1)  [AmKuaire  de  rinstitut,  t  XVI  et  XVII,  loc  cit.  —  Dupuis,  op.  et  loc.  dt] 

2)  [Die  Frage  der  Postschiffe  hat  in  der  Praxis  oft  Schwierigkeiten  veranlasst. 
So  z.  B.  oesonders  im  Jahre  1868  im  Hafen  von  Qenua.  (S.  Archives  diplomatiques 
1864,  t  I,  p.  885}  und  1885  in  den  Beziehungen  zwischen  Frankreich  und  Italien 
(J.  I.  P.,  t  XII,  p.  554.)] 


Dritter  Teü, 


Die  friedlichen  Beziehungen  zwischen  den 

Staaten. 


830.  —  Die  Macht  der  Verhältnisse  zwingt  die  Staaten,  miteinander 
Verkehr  zn  pflegen.  Die  mannigfachen  Wechselbeziehungen,  die  sich 
zwischen  ihnen  bilden,  die  Notwendigkeit,  die  gemeinschaftlichen  Angelegen- 
heiten gemeinsam  zu  prüfen,  das  Bedürfnis,  abweichende  oder  wider- 
streitende Interessen  auszugleichen  und  der  Wunsch,  bedrohliche  Zwistig- 
keiten  beizulegen,  erzeugt  für  die  Staaten  das  Recht  und  die  Pflicht, 
miteinander  in  Unterhandlungen  zu  treten  und  gegenseitige  Verpflichtungen 
einzugehen,  die  in  Abkommen  oder  in  Verträgen  niedergelegt  werden. 
Als  juristische  Personen  können  die  Staaten  nur  durch  Vermittlung 
physischer  Personen  miteinander  unterhandeln,  Anträge  stellen,  sie  beraten 
und  darüber  beschliessen.  Diese  Personen  sind  zu  ihrer  Vertretung  be- 
rufen; sie  sind  mit  der  Vollmacht  ausgerüstet,  in  ihrem  Namen  und  mit 
rechtlicher  Wirksamkeit  für  sie  aufzutreten. 

Wer  sind  diese  Vertreter?  —  In  welcher  Weise  verkehren  sie  mit- 
einander? —  Welches  sind  die  verschiedenen  Abkommen,  die  auf  gemein- 
samem Einverständnisse  beruhen? 


Erstes  Bach. 


Die  Vertreter  der  Staaten. 

631.  —  Bei  der  gegenwärtigen  Gestaltung  unserer  neuem  staatlichen 
Einrichtungen  erlaubt  die  Vielseitigkeit  der  hohem  Staatsinteressen  dem 
Souverän  oder  dem  Staatsoberhaupte  nicht  mehr,  allein  und  persönlich  die 
Verwaltung  des  Staates,  dessen  oberste  Leitung  ihm  zusteht,  zu  führen. 
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An  die  Spitze  der  obersten  Verwaltongsämter  sind  BeFollmächtigte  unter 
der  Bezeichnung  Minister  oder  Staatssekretäre  gestellt,  die  das  Ver- 
trauen des  Staatsoberhauptes  gemessen.  Einer  von  diesen  ist  besonders 
damit  betraut,  den  Verkehr  des  Staates  mit  den  fremden  Mächten  zu 
lenken  und  zu  leiten.  Es  ist  der  amtlich  bestellte  Vertreter  seines  Soave- 
räns  gegenüber  den  andern  Souveränen;  des  Staates  in  Ansehung  der 
übrigen  Staaten.  Er  führt  den  Titel  Minister  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, zuweilen  auch  Kanzler  oder  Staatssekretär. 

Die  immer  zahlreicher  werdenden  und  an  Bedeutung  zunehmenden 
Beziehungen,  die  die  verschiedenen  Völker  miteinander  verknüpfen,  ver- 
anlassen unausgesetzte,  immer  wieder  aufzunehmende,  zuweilen  dringliche 
Unterhandlungen.  Zur  Führung  solcher  Unterhandlungen  sah  man  sich 
seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  genötigt,  ständige  Bevollmächtigte 
der  Fürsten  bei  dem  Sitze  der  Regierung  der  verschiedenen  Staaten  zu 
halten.  —  Die  Bevollmächtigten,  die  von  dem  Souveräne  eines  Staates  bei 
dem  Souveräne  eines  andern  Staates  beglaubigt  werden  und  die  der  Auf- 
sicht des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  unterstehen,  heissen 
diplomatische  Agenten  oder  Gesandte. 

Der  Souverän,  der  Minister  des  Auswärtigen  und  die  diplomatischen 
Agenten  sind  die  Vertreter  eines  Staates  gegenüber  den  andern  Staaten. 

Wir  rechnen  hierher  auch  noch  die  Konsuln,  deren  Aufgabe  —  wenn 
sie  auch  dauernd  ist  —  zwar  weniger  darin  besteht,  ihren  Staat  bei  der 
fremden  Regierung  zu  vertreten,  als  ihn  vielmehr  bei  den  Landsleuten 
ihres  Konsularbezirks  zu  ersetzen  und  zu  ergänzen. 

In  einigen  orientalischen  Ländern  werden  die  Generalkonsuln  oft  den 
diplomatischen  Agenten  gleichgestellt. 

Der  Staat  kann  auch  andere  Bevollmächtigte  mit  besondem  und 
zeitlich  beschränkten  Aufträgen  bestellen,  deren  Aufgabe  bestimmt  und 
fest  umgrenzt  ist  und  deren  Befugnisse  je  nach  der  Art  ihrer  Sendung 
verschieden  sind. 


Erstes  Kapitel. 


Souveräne  oder  Staatsoberhäupter. 

[t.  Bar.  CompAtenoe  des  trlbonaux  aUenumdB  poar  connaltre  dM  aeüons  dirigAes  contn  lea  gonrer- 
nements  et  les  soaTenlns  Strängen,  J.  I.  P.,  i.  XII>  p.  645.  —  Bonf  ils.  Comp^tence  des  tribimaiiz  tnm^äia 
k  r^gmrd  des  «truigers,  186&,  lir.  m,  eh.  I,  nos  889  et  s.  —  Bynkershoek.  De  foro  lentonun,  1721,  csp.  m, 
glS.  —  Clunet  Oftensea  et  aetes  hostiles  commis  par  des  partlcidiera  contra  an  SUt  «tranger.  J.  L  P., 
t  XIY,  p.  5.  —  F6raad-Oiraad.  Etats,  souTsralns,  etc.,  189(.  —  Qabba.  De  la  compötenee  des  trlbunaoz 
k  r6gard  des  EUts  et  des  souTerains  Strängen,  J.  L  P.,  t  XY,  p.  180  et  s.;  t  XYI,  p.  588  et  s.;  t  ZVn,  p^  26 
et  8.  —  Hartmann.  De  la  compMence  des  trlbunaoz  dans  les  prooto  contra  les  Etats  et  soarerains  ötraagers. 
1890  et  R.  D.  I.,  t  XXII,  p.  425  et  s.  —  Laurent.  Droit  clTil  intern.,  1880^  t  m,  nos  26  et  s.  —  Ch.  t. 
M arten s.  Causes  cölfebres,  1858.  —  Guide  diplomatique,  5e  6dit.  1866.  —  t.  Paepe.  Etüde  sur  la  comp6- 
tence  ciyüe  k  Pögard  des  Etats  «trangera  et  de  leun  agents  poiitiqnes,  diplomatlques  et  consulairas,  1894.  — 
Piot  Des  r^les  de  compftenee  applicables  aux  Etats  et  aus  souTorains,  1887.  —  Pr  adler-Fod4r6.  Cous 
de  droit  polltique,  2e  Mit,  1899.  —  Sp6e.  De  la  eomp«tence  des  tribunaux  nationauz  k  Fögard  des  gouver- 
nements  et  des  sonTorains  ötraagera,  J.  L  P.,  t  m,  pp.  820  et  s.;  485  et  s.] 

H an  elf  Staaitreeht,  Bd.I,  S.Siu.ff.  u.  8.  SM  u,  if.  —  Tesner  m  OrünhuU  Zmifohifl,  Bd.ZXI,  8.  lM6f. 
—  Zorn,  Staatm-tht,  Bd.  I,  8.  88  u.  ff.  —  Broekhautf  Das  LegiUwtüättprinMip,  1868.  —  Morel,  Seh»ein- 
ruehe»  Bundes&taaUreekt,  Bd.  m,  B.  88. 

632.  —  Die  Souveräne  sind  keine  völkerrechtlichen  Personen  im 
eigentlichen  Sinne,  vgl.  No.  156  >.    Sie  sind  lediglich  die  obersten  Ver- 
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treter  der  Staaten  in  deren  auswärtigen  Verkehrsbeziehungen.^)  Das 
internationale  Herkommen  bestimmt  die  Rechtsstellung  der  Souveräne  und 
der  Staatsoberhäupter  wegen  der  Wichtigkeit  und  Bedeutung  ihrer  völker- 
rechtlichen Vertretung. 

Jeder  Monarch  und  jedes  Staatsoberhaupt  besitzt  das  Vertretungs- 
recht nur  in  dem  Umfange,  in  dem  ihm  diese  Befugnis  durch  die  Ver- 
fassung seines  Landes  zugestanden  wird.  —  Ohne  Bedeutung  ist  der 
Titelf  der  zur  Bezeichnung  der  Persönlichkeit,  der  die  höchste  Gewalt, 
die  oberste  Leitung  der  Staatsinteressen,  übertragen  ist,  geftthrt  wird,- 
wie  Kaiser,  König,  Präsident.  Auch  kommt  es  nicht  darauf  an, 
ob  diese  höchste  Gewalt  einer  einzelnen  physischen  Person  oder  einer 
politischen  Körperschaft,  wie  einem  Direktorium,  Bundesrat  usw.  zu- 
gewiesen ist. 

633.  —  Belanglos  für  das  Völkerrecht  ist  auch  der  Ursprung  der 
Macht  des  Oberhauptes. 

Gewiss  kann  zwar  ein  illegitimer  Fürst,  ein  Usurpator,  den  andern 
Souveränen  nicht  die  Verpflichtung  auferlegen,  ihn  anzuerkennen  und  ihm 
die  hergebrachten  Ehren  zu  erweisen.  Ihre  Weigerung  wird  er  aber  mit 
dem  Abbruche  aller  Beziehungen  beantworten.  —  In  der  internationalen 
Praxis  kommt  es  nur  auf  die  Tatsache  der  unbestrittenen  Ausübung  der 
höchsten  Gewalt  an,  da  die  Souveräne  regelmässig  nicht  zu  Richtern  über 
die  Legitimität  der  andern  Souveräne  berufen  sind.  —  Der  heilige 
ApostoUsche  Stuhl  hat  zu  wiederholten  Malen  und  besonders  in  der  BuUe 
Gregors  XVI.  (SoUicitudo  Ecclesiarium)  vom  Jahre  1831  und  in  einer  der 
neuem  Enzykliken  Leos  Xin.  erklärt,  dass  es  der  ttberlieferte  Gebrauch 
der  katholischen  Kirche  gewesen  sei,  mit  den  tatsächlichen  Inhabern  der 
Herrschaftsgewalt  zu  verhandeln,  ohne  darum  deren  Legitimität  anzuer- 
kennen. —  Der  Präsident  der  Verein.  Staaten,  Monroe,  gab  in  seiner 
berühmten  Botschaft  von  1823  eine  ähnliche  Erklärung  ab. 

634.  —  Da  der  Souverän  der  lebendige  Vertreter  des  Staates  in 
Ansehung  der  andern  Nationen  ist,  so  ist  es  unerlässlich,  dass  der  Cha- 
rakter, mit  dem  er  bekleidet  ist,  gegenüber  den  fremden  Staaten  feierlich 
festgestellt  werde.  Daher  rührt  der  Brauch,  die  Thronbesteigung  der 
Könige,  Kaiser  und  Fürsten  ki'afb  Erbrechts,  sowie  die  Wahl  der  Präsi- 
denten der  Bepubliken  amtlich  anzuzeigen. 

In  dieser  Anzeige  wird  gewöhnlich  die  Fortdauer  der  freundschaft- 
lichen Beziehungen  und  des  bisherigen  guten  Einvernehmens  in  Erwartung 
der  Gegenseitigkeit,  zugesichert.  —  Die  Antwort  enthält  Glückwünsche, 
verbindliche  Erklärungen,  Versprechungen  und  den  Ausdruck  der  Hoffnung 
auf  den  Bestand  der  Freundschaft.  —  Sind  die  regierenden  Familien  durch 
ein  innigeres  Band  miteinander  verknüpft,  so  wird  mitunter  ein  ausser- 
ordentlicher Gesandter  beauftragt,  um  die  Anzeige  der  Thronbesteigung 
besonders  feierlich  zu  erstatten.^)  Nach  der  frühem  Ansicht  des  Heiligen 
Stuhles  waren  die  katholischen  Herrscher  verpflichtet,  Obedienzgesandt- 
schaften  abzufertigen. 

Im  Falle  der  Änderung  der  Begierungsform  oder  der  Umgestaltung 
der  Staatsgewalt  ist  es  üblich,  bei  den  fremden  Mächten  eine  ausdrück- 

1)  [,Es  ist  möglich,  so  sagt  Rivier  (Principes,  t  I,  p.  419),  dass  ein  Souverän 
der  persÖDliche  Untertan  eines  andern  ist;  hieraus  folgt  aber  nicht  etwa  die 
Abhängigkeit  seines  Staates  von  dem  des  andern.**  Diese  Frage  veranlasste  jüngst- 
hin  im  deutschen  und  englischen  Parlamente  Schwierigkeiten,  als  der  Herzog  von 
Edinburgh  der  Sohn  der  Konigin  Viktoria,  kraft  Erbrechts  zum  Herrscher  des  Herzog- 
tums Saehsen-Koburg-Gotha  berufen  wurde  (R.  D.  I.  P.,  t.  I,  pp.  154  et  278).] 

2)  Pradier-Fod^ri,  Conrs  de  Droit  diplomatique,  eh.  iV. 


346  Dritter  Teil.    Die  friedlichen  Benehangen  zwischen  den  Staaten. 

liehe  Anerkennung  nachzusuchen,  damit  die  internationalen  Beziehmigen 
ungestört  fortgesetzt  werden  können.  —  Als  Bayern  die  Anerkennung 
Viktor  Emanuels  als  Königs  von  Italien  ablehnte,  entzog  Cavour  aUen 
bayrischen  Konsuln  in  Italien  das  Exequatur.  —  Wenn  ein  Papst  stirbt, 
so  treten  die  zur  Wahl  seines  Nachfolgers  berufenen  Kardinäle  zum  Kon- 
klave zusammen.^)  *) 

Der  päpstliche  Kardinalkämmerling  zeigt  den  katholischen  und  allen 
andern  Mächten,  welche  Beziehungen  mit  dem  Heilgen  Stuhl  unterhalten, 
den  Tod  des  Papstes  und  die  Eröffiiung  des  KonUaves  an.  Man  ant- 
wortet ihm  hierauf. 

635.  —  Es  sind  noch  andere  Anzeigen  gebräuchlich;  sie  beziehen  sieb 
auf  Familienereignisse  wie  Geburten,  Heiraten  usw.  —  Im  Falle  des 
Todes  eines  Souveräns  oder  eines  Prinzen  der  königlichen  Familie  legen 
die  andern  fürstlichen  Höfe  Trauer  an,  deren  Dauer  verschieden  ist;  sie 
wird  durch  die  besondern  Gebräuche  eines  jeden  Hofes  bestimmt. 

Die  Staatsoberhäupter  tauschen  auch  Geschenke  aus.  —  Der  Papst  s^^net 
am  Sonntag  Lätare  einen  Strauss  goldener  Rosen  und  schickt  ihn  unter 
besonderer  Feierlichkeit  einer  katholischen  Fttrstin. 

Die  Staatsoberhäupter  verleihen  einander  die  verschiedenen  von  ihnen 
gestifteten  Orden  und  Ehrenzeichen. 

Die  aufgezählten  Höflichkeitsbezeugungen  sind  ein  deutlicher  Beweis 
für  die  Hochachtung  und  Ehrerbietung,  die  die  Staaten  einander  entgegen- 
bringen. 

636.  —  Kein  Staat  kann  verlangen,  dass  die  andern  Staaten  die 
Titel,  die  er  sich  beilegt,  sowie  die  Titulaturen  und  Würden,  womit  er 
sein  Oberhaupt  auszeichnet,  anerkennen.  —  Der  angenommene  Titel  hat 
aber  nur  dann  wirklichen  Wert,  wenn  er  von  den  andern  Mächten  aner- 
kannt wird.  —  Kein  Staat  kann  willkürlich  und  ohne  Bttcksicht  auf  die 
Gemeinschaft,  deren  Mitglied  er  ist,  einen  Titel  annehmen,  der  gewöhnlich 
zur  Bezeichnung  des  Banges  dient,  den  der  Staat  einzunehmen  beansprucht. 
—  Daher  bemühen  sich  die  Staatsoberhäupter,  die  sich  einen  hohem  Titel 
beilegen,  als  sie  bis  dahin  besassen,  die  Anerkennung  und  Zustimmung  der 
andern  Staatsoberhäupter  zu  erlangen. 

Zuweilen  ist  mit  der  Anerkennung,  die  übrigens  nicht  grundlos  zu 
versagen  ist,  gezögert  worden.  Der  Titel  König  von  Preussen,  den 
Friedrich  I.  im  Jahre  1701  annahm,  wurde  vom  Papst  erst  im  Jahre  1786 
anerkannt.  —  Zar  Peter  I.  nahm  den  Titel  Kaiser  im  Jahre  1721  an  und 
erhielt  erst  1723  die  AnerkennuDg  von  Preussen  und  Schweden,  1732  von 
Dänemark,  1742  von  England,  1745  von  Frankreich  und  1759  von  Spanien. 
Ausserdem  erklärte  Bussland  durch  Beversalien,  dass  diese  Anerkennung 
das  Bestehen  des  Zeremoniells  unberührt  lasse  und  fttr  den  Kaiser  von 
Bussland  keinen  Vorrang  schaffe.^  —  [Napoleon  I.  hatte  grosse  Mühe, 
vom  Sultan  die  Anerkennung  des  Kaisertitels  zu  erhalten;  erst  im  Jahre 
1806  gelang  ihm  dies.}  —  Erst  im  Jahre  1862  erkannte  Bussland  Viktor 
Emanuel  als  König  von  Italien  an.  —  Auf  dem  Aachener  Kongresse 
weigerten  sich  die  fünf  Orossmächte  am  11.  Oktober  1818,  dem  Wunsche 
desKurfUrsten  vonHessen,  der  den  Königstitel  annehmen  wollte,  zu  willfahr«. 

In  frühem  Zeiten  bezeichnete  der  Titel  Kaiser  die  höchste  Würde. 
Die  Könige  von  Frankreich  legten  sich  diesen  Titel  bei  ihren  unter- 

1)  [Lucius  Lector,  Le  Gonclave,  1S94.1 

2)  V.  Härtens,  Guide  diplomatique,  t.  11,  p.  22S. 

*)  Biamardc9dt€  ZirJadamoU  vom  26.  Auguit  1674^  betr,  Anerktmumig  der  Eegienmg 
Serrano  in  8f<mm,  StaatmurMo  Bd.  XX,  No.  4363.  —  Depesche  wm  14.  Januar  1871, 
betr.  die  Begterttng  der  NatUmäherteidigung  in  Frankreich, 
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handlungen  mit  der  Hohen  Pforte  und  mit  den  afrikanischen  Staaten  bei. 

Der  Titel  Prinz  wird  den  Mitgliedern  der  regierenden  Herrscher- 
häuser zugesprochen.  —  Der  mutmassliche  Thronerbe  fBhrt  bisweilen 
einen  besondem  Titel:  Dauphin,  Prince  of  Wales,  Prinz  von  Asturien, 
Prinz  von  Oranien,  Herzog  von  Neapel  usw. 

Ein  Souverän  hat  das  Becht,  von  den  Oberhäuptern  der  andern 
Staaten  mit  seinem  herkömmlichen  und  anerkannten  Titel  bezeichnet  zu 
werden. 

637.  —  In  frühem  Jahrhunderten  gaben  die  Titel  der  Souveräne 
Anlass  zu  zahlreichen  Streitigkeiten.  Die  Titel  hatten  damals  in  der  Tat 
einen  grossen  Wert,  da  infolge  des  rein  monarchischen  Systems  der  Staat 
mit  der  Person  des  Souveräns  verschmolzen  war.  —  Deshalb  war  es  nicht 
gleichgültig,  dass  der  König  von  I^gland  den  Titel  EOnig  von  Frankreich 
annahm.  —  Im  19.  Jahrhundert  haben  sich  Sitten  und  Anschauungen  ge- 
ändert; es  hat  in  Europa  eine  andere  Auffassung  von  der  königlichen 
Gewalt  Platz  gegriffen.  Der  Staat  geht  nicht  mehr  in  der  Person  des 
Souveräns  auf. 

638.  —  Es  gibt  Titel,  die  durch  den  Gebrauch  fest  begründet  worden 
sind.  —  Der  Papst  wird  Seine  Heiligkeit,  Summus  Pontifex,  Heiliger 
Vater  genannt.  Der  Sultan :  Seine  Hoheit.  Mit  Majestät  bezeichnet  man 
Kaiser  und  Könige;  Königliche  Hoheit  oder  Durchlaucht  ist  der  Titel  fiü* 
einen  Grossherzog  oder  einen  Prinzen  von  Geblttt.  Durchlauchtigst  nannten 
sich  auch  die  Republiken  von  Genua,  Venedig  und  Polen. 

Einige  Könige  nahmen  in  ihrem  Verkehre  mit  der  katholischen  Kirche 
besondere  Ehrentitel  an.  Der  König  von  Frankreich  hiess :  Erstgeborener 
Sohn  der  Kii*che  und  AUerchristlichste  Majestät;  der  König  von  Spanien: 
Der  Katholische  König;  der  von  Portugal:  AUertreuester  König  usw. 

Die  Monarchen  sprechen  und  schreiben  von  sich  in  der  Mehrzahl 
und  werden  in  der  dritten  Person  mit:  Eure  Majestät  angeredet. 

Aus  Höflichkeit  belässt  man  das  Prädikat  Majestät  den  Königen,  die 
dem  Throne  entsagt  oder  ihn  sonst  verloren  haben. 

Im  schriftlichen  Verkehre  zwischen  Souveränen  unterscheidet  man 
drei  Arten  von  Schreiben:  1.  Kanzleischreiben  (lettres  de  conseil),  bei 
denen  das  Zeremoniell  in  allen  Punkten  beobachtet  wird:  es  wird  grosses 
Papierformat  gewählt.  Der  Eingang  enthält  die  Titel  des  Souveräns. 
Das  Schriftstück  wird  vom  Minister  des  Auswärtigen  gegengezeichnet 
und  mit  dem  grossen  Kanzleisiegel  versehen.  Diese  Form  wird  nur  bei 
wichtigen  oder  feierlichen  Anlässen  gewählt.  Die  Kanzleischreiben  ge- 
hören zu  den  Staatsschriften;  die  Urschriften  werden  in  den  Archiven 
des  Ministeriums  aufbewahrt.  —  2.  Kabinettsschreiben  haben  eine  einfache 
Form:  man  fügt  nui*  das  kleinere  Staatssiegel  bei  Sie  werden  nicht 
gegengezeichnet  —  3.  Eigenhändige  Schreiben,  wofür  sich  keine  Form 
durch  den  Gebrauch  ausgebildet  hat. 

639.  —  Der  Inbegriff  der  Gebräuche  und  Gewohnheiten,  die  den 
Verkehr,  die  Beobaditung  bestimmter  Formen  und  Titel  zwischen 
souveränen  Höfen  oder  Fürsten  regeln,  bildet  die  Etikette.  —  Sie  be- 
gründet weder  eine  Gesamtheit  von  Rechten,  noch  eine  solche  von 
Pflichten  (sensu  stricto);  aber  sie  ist  das  äussere  Merkmal  fttr  die  Art 
und  Weise,  wie  die  Rechte  und  Pflichten  aufgefasst  werden.  Sie  be- 
stimmt das  Mass  der  Würde,  die  dem  jeweiligen  Staate  zugestanden 
wird,  ebenso  wie  zwischen  Privatpersonen  die  Höflichkeitsbezeugungen 
das  Kennzeichen  der  Achtung  ist,  die  sie  einander  entgegenbringen.  — 
Die  Ehre  der  Staaten  wird  durch  die  ihren  Oberhäuptern  erwiesene  Be- 
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handlung  mitbestimmt,  und  der  Grad  der  einem  Staate  eingeräumten 
Achtung  bemisst  sich  nach  der  Achtung,  die  seinem  Oberhaupte  gezollt 
wird.  —  Die  reinen  Höflichkeitserweisungen,  die  im  Verkehre  zwischen 
Souveränen  beobachtet  werden,  haben  eine  grössere  Bedeutung  als  die 
zwischen  Privatpersonen. 

Grundsätzlich  stehen  Könige  und  Kaiser  im  Bange  vollständig  gleich.^) 
Lange  wurde  den  gekrönten  Häuptern  ein  Vorrang  vor  den  Präsidenten 
der  Republiken  zuerteilt.  Dies  geschieht  jetzt  nicht  mehr.  —  Die 
katholischen  Mächte  räumen  dem  Papste  den  ersten  Eang  ein  und  er- 
weisen ihm  besondere  Ehren.  —  Die  andem  Souveräne  verhalten  sich 
dem  Papste  gegenüber  je  nach  ihren  persönlichen  Gesinnungen. 

Die  bei  den  persönlichen  Begegnungen  von  Staatsoberhäuptern  zu  beob- 
achtenden Einzelheiten  werden  meistens  im  voraus  von  ihren  Ministem 
oder  den  Beamten  ihres  Hofstaates  geregelt.  —  Die  höflichen  und  ver- 
feinerten Sitten  unserer  Zeit  haben  diese  Fragen  wesentlich  vereinfacht. 

Begibt  sich  ein  Souverän  in  ein  fremdes  Land,  so  muss  ihm  ein 
seinem  Range  und  seiner  Würde  entsprechender  Empfang  bereitet  werden. 
Heutzutage  ziehen  die  Fürten  es  oft  vor,  inkognito  zu  reisen,  um  der 
mit  den  Empfangsfestlichkeiten  verbundenen  Anstrengungen  enthoben  zu 
sein.^)  Die  Regierung  des  zu  bereisenden  Landes  wird  vorher  in  Kenntnis 
gesetzt  und  hierdurch  veranlasst,  in  unauffälliger  Weise  die  erforderlichen 
Massregeln  zu  treffen,  damit  sowohl  das  Inkognito  als  auch  die  Achtung 
und  die  Sicherheit  der  Person  des  Souveräns  gewahrt  werde. 

640.  —  Der  Charakter,  der  dem  Souverän  als  solchem  anhaftet,  be- 
gleitet und  folgt  ihm  in  jedes  Land,  das  er  berührt  oder  in  dem  er  sich 
aufhält.  Man  muss  in  seiner  Person  die  Souveränität  des  Staates,  an 
dessen  Spitze  er  steht,  achten.  —  Wir  begegnen  in  den  Schriften  der 
Publizisten  und  der  Rechtslehrer  der  Fiktion  der  Exterritorialität, 
die  aber  gefährlich  und  überfltlssig  ist.^)*) 

1)  [Es  war  nicht  stets  so;  selbst  nicht  zwischen  monarchischen  Souveränen. 
Im  16.  Jahrhundert  behandelte  der  Sultan  nar  den  „Kaiser""  von  Frankreich  als 
seines  Gleichen,  während  er  alle  andem  Fürsten  als  im  Range  unter  ihm  stehend 
betrachtete:  er  stellte  sie  dem  Grosswesir  gleich.  So  wies  man  Ferdinand  von 
Osterreich  bei  den  VerbandlungeD,  die  im  Jahre  1585  zum  Waffenstillstände  zwischen 
Osterreich  und  der  Türkei  fahrten,  stets  denselben  Rang  an,  wie  dem  Grossweair 
Ibrahim,  der  dem  Sultan  untergeordnet  war  (Charriere,  N^ociations  de  la  France 
dans  le  Levant  1848—1860,  t  I,  p.  244.  note  1).  Aber  dieser  Zustand  änderte  sich 
bald.  In  dem  Friedensverträge,  der  1608  zwischen  Österreich  und  der  Türkei  unter- 
zeichnet wurde,  wurde  bestimmt,  dass  die  beiden  Souveräne,  in  deren  Namen  der 
Vertrag  geschlossen  wurde,  auf  dem  Fasse  der  Gleichberechtigung  standen  (Nora- 
doungMan,  Recueil  d'actes  intemationanx  de  T  Empire  ottoman,  1897,  t.  I).] 

2)  [Vgl.  über  die  Zastaadigkeit  der  Landesgerichte  hinsichtlich  eines  fremden, 
inkognito  reisenden  Fürsten  No.  643  Anm.] 

3)  [Strisower  (Exterritorialität  im  österreichischen  Staatsw5rterbuch  von 
Müchler  und  Ulbrich)  räamt  —  wie  es  scheint  —  den  Präsidenten  der  Republiken 
nicht  so  ausgedehnte  Vorrechte  ein,  wie  den  andern  Staatsoberhäuptern;  er  bezeichnet 
ihre  Stellung  als  unbestimmt  (vgl.  Rivier,  op.  cit.,  t.  I,  p.  424).  —  Es  ist  aber  kein 
Grand  ersichtlich,  hier  einen  Unterschied  walten  zu  lassen.  Das  Staatsoberhaupt  — 
mag  es  ein  erblicher  Fürst  oder  ein  gewählter  Präsident  sein  —  bleibt  im  Auslande 
stets  der  lebendige  Vertreter  des  von  ihm  geleiteten  Staatswesens;  ob  seine  Befug- 
nisse mehr  oder  weniger  umfangreich  sind,  ist  ein  Umstand,  der  keine  Rolle  in  den 
äussern  Beziehungen  spielen  darf;  alle  Gründe,  die  für  die  Exterritorialität  von 
Kaisem  und  Königen  angefahrt  werden,  sind  auch  für  die  Präsidenten  der  Repnbliken 
massgebend.  ->-  Als  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts  der  König  von  Polen,  Johann 
Sobieski,  nach  den  Siegen,  die  er  in  Gemeinschaft  mit  Osterreich  über  die  Türken 
erfochten  hatte,  nach  Wien  kam,  wollte  man  ihm  keine  königlichen  Ehren  erweisen, 
weü  er  nicht  ein  erblicher,  sondern  ein  erwählter  König  sei.J 

*)  8.  Marquardien,  «.  v.  Exterritorialität  in  Bottet&s  Staatdexikon.  —  t;.  Bulme- 
rincq^  in  von  Holtzendorff$  BeMdoDÜum. 
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Die  altern  Schriftsteller  haben  die  Frage  eingebend  erörtert,  ob 
Staatsoberhäupter  auf  Beisen  dieser  Fiktion  teilhaftig  seien.  Pnfendorf 
und  Bynkershoek  bejahen  die  Frage;  Cocceius  verneint  sie.  G.  F. 
V.  Härtens  und  Elttber  stellen  fest,  dass  ein  allgemein  anerkannter 
Brauch  allen  regierenden  Ftlrsten  diese  Exterritorialität  einräumt.  Heffter, 
Blnntschli  und  F.  v.  Martens  billigen  die  internationale  Praxis.^) 

Das  Recht  einer  souveränen  Person,  auf  fremdem  Staatsgebiete  als 
souverän  und  unabhängig  zu  gelten,  versteht  und  rechtfertigt  sich  auch 
ohne  Zuhilfenahme  einer  Fiktion.  Es  erübrigt,  den  Gedanken  eines  Vor- 
rechts heranzuziehen.  Es  bedarf  nur  der  Fesstellung  der  Eigenschaft 
des  Staatsoberhauptes  als  solches,  um  ihm  den  Anspruch  auf  Achtung 
zu  verschaffen.  —  Aut  fremdem  Boden  erfreut  sich  ein  Souverän  einer 
Reihe  von  Vorrechten. 

Die  Befreiung  von  allen  Steuern  (mit  Ausnahme  der  auf  Grundstücken 
ruhenden  Lasten)  sowie  von  Zollgebühren  und  Verzehrungsabgaben  ist 
lediglich  ein  Zugeständnis  der  Höflichkeit. 

Dagegen  ist  die  Befreiung  von  der  Polizeigewalt  und  der  Gerichts- 
barkeit des  Aufenthaltsstaates  eine  unvermeidliche  Folgerung  aus  der  dem 
;6*emden  Souveräne  gebührenden  Unabhängigkeit.  Wollte  man  diesen 
zwingen,  sich  den  Landesgerichten  zu  unterwerfen,  so  würde  man  gegen 
seine  Souveränität  und  damit  gegen  die  ihr  zu  Grunde  liegende  Souve- 
ränität seines  Staates  Verstössen. 

641.  —  Es  besteht  kein  Zweifel,  dass  sich  die  Strafgerichtsbarkeit 
des  Aufenthaltsstaates  nii^ht  auf  den  fremden  Souverän  erstreckt.  Er 
kann  strafrechtlich  weder  verfolgt  noch  gerichtet  werden.  Begeht  er  ein 
Verbrechen,  so  sind  die  einzigen  zur  Verfllgung  stehenden  Mittel:  ihn  zu 
ersuchen,  sich  wegzubegeben,  erforderlichenfalls  ihn  mit  allen,  seinem 
Range  geschuldeten  Bücksichten  des  Landes  zu  verweisen,  ihm  den  Auf- 
enthalt im  Staate  zu  verbieten,  von  dem  Staate,  dessen  Oberhaupt  er  ist, 
Genugtuung  auf  diplomatischem  Wege  zu  verlangen  und,  wenn  diese  ver- 
weigert werden  sollte,  alle  Beziehungen  abzubrechen  und  sogar  zu  Re- 
pressalien zu  schreiten.  Weitere  Massregeln  können  selbst  dann  nicht 
ergriffen  werden,  wenn  das  Verbrechen  in  der  Erregung  von  Unruhen,  in 
der  Beteiligung  an  Innern  Kämpfen,  oder  in  dem  Versuche,  die  Regierung 
umzustürzen,  bestand. 

642.  —  Ist  der  fremde  Souverän  auch  von  der  Zivilgerichtsbarkeit 
befreit?  In  diesem  Punkte  gehen  die  Meinungen  auseinander.  —  Nach 
der  altern  Lehre  genoss  der  Souverän  unbedingte  Befreiung.*) 

Ein  fremder  Monarch  konnte  weder  Kläger  noch  Beklagter  sein.  — 
Die  neuere  Lehre  neigt  aber  dazu,  Unterschiede  aufzustellen. 

Wird  der  Souverän  von  einer  Privatperson  verklagt,  so  fragt  es  sich, 
ob  sich  der  gegen  ihn  erhobene  Rechtsanspruch  gegen  ihn  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Staatsoberhaupt  oder  als  Privatmann  richtet.  Wird  er  als  Staats- 
oberhaupt verklagt,  so  ist  das  Gericht  des  fremden  Landes  unzuständig,  sonst 
würde  die  Souveränität  des  Staates  selbst  verletzt  werden;  denn  ein  Staat 
kann  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  der  Gewalt  eines  andern  Staates 
unterworfen  werden.     Beispiele:  Der  englische  Gerichtshof,  Lord  Mayor's 

1)  G.  F,  V.  Martens,  Pr^cis,  Uv.  V.  |  172.  —  Klüber,  op.  cit,  §§  49  u.  186.  — 
Heffter,  op.  cit,  §  M.  —  Blnntschli.  op.  cit,  Art  199.  —  F.  ▼.  Martens,  op. 
cit,  Bd.  I,  §  83.  —  Bynkershoek,  De  loro  legatomm,  chi^.  III. 

*}  V.  Bar,  IfUematianaki  PrimU  tmd  SMreM,  8. 502 f.  —  v.  Holixtndorff  im 
JüMmch  für  Getäggebung  etc.  im  Dmtachen  Betd^,  K  F.  1, 1877,  8.  179  ff.  -  R.  D.  I, 
i.  V,  1873y  p.  24ß. 
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conrt,  wies  im  Jahre  1851  eine  gegen  die  EOnigin  von  Portugal  und  gegen 
die  Königin  von  Spanien  gerichtete  Klage  wegen  Unzuständigkeit  ab.  — 
Aus  demselben  Grande  erklärte  sich  der  Pariser  Appellhof  am  15.  März 
1872  hinsichtlich  einer  Klage,  die  sich  auf  die  Bestellung  von  Ordens- 
zeichen durch  einen  fremden  Fürsten  stützte,  für  unzuständig.  —  Eine 
andre  Entscheidung  desselben  Pariser  Gerichts  vom  23.  Aug^ist  1870  wies 
die  Klage  Masses  gegen  den  Kaiser  von  Sussland  ab. 

643.  —  Wie  ist  zu  entscheiden,  wenn  der  SouTerän  als  Privatperson 
verklagt  wird?  —  Handelt  es  sich  um  einen  Anspruch,  der  sich  auf  den 
Grundbesitz  des  Souveräns  im'fremden  Lande  bezieht,  so  ist  —  und  zwar 
nach  allen  Gesetzgebungen  —  das  Gericht  der  belegenen  Sache  zuständig. 
Diese  Zuständigkeit  erleidet  keine  Änderung,  welches  auch  die  Eigenschiift 
des  Eigentümers  oder  des  Besitzers  sei.  Grundstücke  und  ihre  Besitzer 
als  solche  können  weder  fremden  Gesetzen  noch  einer  fremden  Gerichts- 
barkeit unterworfen  werden. 

Was  gQt,  wenn  der  Souverän  wegen  Schuldverbindlichkeiten  oder 
wegen  Schadenersatz  vor  ein  Zivilgericht  vorgeladen  wird?  Die  Frage 
nach  der  Freiheit  von  der  Gerichtsgewalt  entsteht  sowohl  in  dem  Falle, 
dass  der  Souverän  seine  Staaten  nicht  verlassen  hat,  als  auch  dann,  wenn 
er  sich  gerade  auf  dem  fremden  Gebiete  aufhält. 

Die  Schriftsteller  sind  geteilter  Meinung.  Die  meisten  verneinen  die 
Zuständigkeit  der  Zivügerichte,  so  besonders  G.  F.  von  Martens,  Heff  ter, 
Calvo,  Phillimore,  Lawrence,  Chretien.  —  Auch  die  Mehrzahl  der 
italienischen  Schriftsteller  spricht  sich  gegen  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
bei  Klagen  gegen  fremde  Souveräne  aus. 

In  den  Rechtsstreitigkeiten,  die  in  England  von  Privatpersonen  gegen 
fremde  Staatsoberhäupter  angestrengt  worden  sind,  haben  die  englischen 
Richter  sich  fast  stets  für  unzuständig  erklärt.  —  Auch  die  französische 
Rechtssprechung  steht  im  ganzen  auf  demselben  Standpunkte.^)  —  Die 
belgischen  und  italienischen  Gerichte  haben  fast  immer  wie  die  fran- 
zösischen Richter  entschieden. 

Unterwirft  sich  der  fremde  Souverän  der  Gerichtsbarkeit  der  Landes- 
gerichte, indem  er  selbst  seinen  Gegner  vor  Gericht  ladet,  oder  die  gegen 
ihn  erhobene  Klage  mit  einer  Widerklage  beantwortet  oder  als  Beklagter 
in  seinem  Namen  Anträge  vor  Gericht  stellen  lässt  usw.,  so  sind  die 
Gerichte  nach  der  überwiegenden  Ansicht  zuständig.  Die  englischen 
Richter  haben  häufig  so  entschieden  und  sich  fttr  zuständig  erklärt.*)  — 
Einige  Schriftsteller  erheben  indessen  einen  Einwand.  Verzichtet  nicht 
das  Staatsoberhaupt,  das  den  Urteilsspruch  der  Gerichte  eines  fremden 
Staates  über  sich  ergehen  lässt,  auf  seine  Eigenschaft  als  Souverän  und 
damit  auf  die  Unabhängigkeit,  die  ihm  als  solchem  notwendigerweise 
gebührt?  Ist  ein  solcher  Verzicht  zulässig?  Darf  ein  Souverän  sich 
dieser  Unabhängigkeit,  die  Ihm  doch  nicht  in  seinem  loteresse,  sondern 
in  dem  seines  Staates  zukommt,  auch  nur  zum  Teil  entäussern?  Muss 
dies  nicht  mindestens  bezweifelt  werden?  —  Wird  die  Unterscheidung 
zwischen  Verpflichtungen,  die  der  Souverän  als  Privatmann  und  denen, 


1)  Zu  Unrecht  beruft  man  sich  auf  den  Rechtsstreit  des  Goldarbeiters  IfeUerio 
gegen  Isabella  von  Spanien,  der  im  Jahre  1S72  durch  das  Seine-Gericht  entschieden 
wurde.  Isabella  war  zur  Zeit  der  BesteUuug  der  Schmuckgegenstande  nicht  mehr 
Konigin. 

3)  Lawrence-Wheaton,  Comm.,  t.  III,  pp.  422  et  s. 
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die  er  als  Trl^er  der  souveränen  Gewalt  ttbemommen  hat,  in  der  Praxis 
nicht  zu  willktti-lichen  Erkenntnissen  führen?  (No.  270).^) 

644.  —  In  dem  gutachtlichen  Berichte,  den  von  Bar  dem  Institut 
für  Völkerrecht  auf  dessen  Versammlung  zu  Hamburg  ün  Jahre  1891  er- 
stattet hat,  sind  die  dieser  schwierigen  Streitfrage  zu  Orunde  liegenden 
Gesichtspimkte  kurz  zusammengefasst  und  dargestellt  worden.  —  Das 
Institut  nahm  folgende  Beschlüsse  an:  Die  [Gerichte  sind  in  Ansehung 
fremder  Staaten  und  Souveräne  zuständig:  a)  fttr  (petitorische  und  pos- 
sessorische) dii^liche  Klagen  in  Beziehung  auf  Grundstöcke  sowie  auch 
für  Klagen  hinsichtlich  beweglicher  Sachen,  insoweit  sich  diese  im  Staats- 
gebiete befinden;  b)  für  lOagen,  die  gegen  den  fremden  Staat  oder 
Souverän  in  seiner  Eigenschaft  als  Erben  oder  Vermächtnisnehmer  eines 
innerhalb  des  Staatsgebietes  eröffiieten  Nachlasses  gerichtet  sind;*)  c)  für 
den  Fall,  dass  der  fremde  Staat  oder  Souverän  sich  der  Landesgerichts- 
barkeit freiwillig  unterwirft;  d)  fHr  Schadenersatzansprüche,  die  sich  auf 
ein  von  dem  fremden  Souverän  innerhalb  des  Staatsgebietes  begangenes 
Delikt  oder  Quasidelikt  grflnden;  dagegen  sind  Klagen  auf  Eiiatz  des 
Schadens,  der  durch  Hoheitshandlungen  entstanden  ist,  abzuweisen.') 

645.  —  Der  fremde  Souverän  hat  ttber  die  Mitgli^er  seines  Geroiges 
weder  eine  zivilrechtliche  noch  auch  eine  strafrechtliche  Gerichtsbarkeit.  -^ 
Viele  Schriftsteller,  unter  andern  Phillimore,  vertreten  die  entgegen- 
gesetzte Ansicht,  die  sie  aus  der  Fiktion  der  Exterritorialität  herleiten. 
Aber  man  muss  mit  F.  v.  Härtens  sagen,  dass  „weder  der  Schah  von 
Persien  noch  der  türkische  Sultan  auf  Reisen  in  Europa  von  ihrer  ab- 
soluten Gewalt  über  die  Personen  ihrer  Suite  Gebrauch  machen  kOnnen*^. 

646.  —  Sollten  die  mit  der  Eigenschaft  des  Souveräns  verbundenen 
Vorrechte  missachtet  oder  verletzt  werden,  so  wttrde  von  der  Regierung 
des  Staates,  in  dessen  Gebiet  der  Verstoss  begangen  worden  ist,  Genug- 
tuung verlangt  werden.  Wird  diese  verweigert,  so  kann  der  in  der 
Person  seines  obersten  Vertreters  gekränkte  Staat  Repressalien  ausüben, 
ja  sogai'  zum  Kriege  schreiten. 

M^.  —  Müssen  die  Vorrechte,  dessen  sich  die  Souveräne  während 
ihres  Aufenthaltes  auf  fremdem  Boden  erfreuen,  auch  auf  ihre  Familie  und 
die  Mitglieder  ihres  Gefolges  ausgedehnt  werden?  —  Es  gibt,  so  bemerkt 
V.  Martens,  keinen  Rechtsgrund,  ihnen  diese  Privilegien  zuzuerkennen, 
da  keine  dieser  Personen  Sis  Vertreter  der  vollziehenden  Grewalt  des 
andern  Staates  angesehen  werden  kann.  Wenn  in  der  Praxis  eine  der- 
aitige  Auszeichnung  doch  statthaben  sollte,  so  darf  sie  immer  nur  als  ein 


1)  [Gibt  ein  Fürst  schon  dadurch,  dass  er  inkognito,  unter  einem  angenommenen 
Namen,  im  Auslände  reist  seine  souveränen  Rechte  auf  und  kann  er  daher  vor 
den  Gerichten  des  Aufenthaltsstaates  verklagt  werden  1  Biese  Frage  wurde  i.  J.  1S93 
von  den  Gerichten  Grossbritanniens  verneint.  Es  handelte  sich  um  den  Sultan  von 
Johore,  der  unter  dem  Namen  Albert  Baker  einer  jungen  Engländerin  die  Heirat  zu- 
gesichert hatte  und  von  dieser  wegen  Bruchs  des  Heiratsversprechens  gerichtlich  ver- 
folgt wurde  (R.  D.  I.  P.,  t  I,  p.  74).  —  Im  Jahre  1873  wurde  der  König  der  Nieder- 
lande, der  in  der  Schweiz  inkognito  reiste,  von  dem  Gerichte  zu  Glarens  zu  ein  er  Geldstrafe 
verurteilt;  sobald  er  seine  Eigenschaft  als  Souverän  zu  erkennen  gab,  wurde  die 
Strafe  aufgehoben.] 

2)  VrL  No.  283  das  von  dem  Gerichte  von  Montdidier  unterm  4.  Februar  1892 
erlassene  UrteU  und  die  Entscheidung  des  Gerichtshofes  von  Amiens  vom  21.  Februar 
1898,  betreffend  das  dem  Papste  durch  die  Marqnise  Plessls-Belli^re  hinterlassene 
Vermächtnis.  «~  Vgl.  Audinet,  LHncompetence  destribunaux  frangals  k  Tegard  des 
Etats  etrangers  et  La  succession  du  duc  de  Brunswick,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  885. 

8)  [Vgl.  den  Text  der  durch  das  Institut  für  Völkerrecht  im  Jahre  1891  auf  der 
Versammlung  zu  Hamburg  angenommenen  Beschlüsse  Annuaire  de  Tlnstitut,  t.  XT,  p.  436]. 
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Zeichen  besonderer  Freundschaft,  nicht  aber  als  eine  aus  den  Grundsätzen 
des  Völkerrechts  herzuleitende  Verpflichtung  anfgefasst  werden. 


Zweites  Kapitel. 


Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Sioerle  m  v.  Stengtla  WörUrbueh  ä€S  dtuUehen  VerufolhmgtreekU  8.  v.  MmUterittm  der  Augwibriig^H 
AngtltgenheUtH.  —  Sehuylerf  Ameriean  diplomaeyf  1986,  c  I,  Dtpartmmi  of  SMe. 

648.  —  Nachdem  die  geschichtlichen  Vorgänge  in  Europa  die  Staaten 
von  der  Notwendigkeit  überzeugt  hatten,  ununterbrochene  und  ständige 
Verkehrsbeziehungen  miteinander  zu  pflegen  und  jede  Macht  allmählich 
zur  Erkenntnis  der  wichtigsten  Grundzüge  ihres  politischen  Verhaltens 
gelangt  war,  empfanden  die  Regierungen  das  Bedüiihis,  in  ihrem  Schosse 
einen  besondem  Organismus,  eine  eigene  Verwaltungsstelle,  zu  schaffea, 
die  mit  dem  politischen  Schriftwechsel  und  der  Leitung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  zu  betrauen  war.  So  kam  es  zur  Gründung  von 
Sekretariaten,  Departementen  oder  Ministerien  der  auswärtigen 
Angelegenheiten. 

Ihi*e  Schöpfung  reicht  in  Frankreich  bis  zum  1.  Januar  1589  zmück. 
Heinrich  in.  setzte  vier  derartige  Staatsämter  (secr^taires  d'Etat  ä 
dipartement)  ein. 

649.  —  Dem  Minister  des  Auswärtigen  liegt  eine  Reihe  von  Amts- 
befugnissen und  Pflichten  ob:  er  tritt  mit  den  diplomatischen  Agenten 
der  andern  Staaten  zu  Konferenzen  zusammen,  er  nimmt  deren  Vorschläge 
und  Beschwerden  entgegen  und  beantwortet  sie,  er  prüft  mit  ihnen  die 
gegenseitigen  Interessen  der  Staaten,  er  eröffnet  die  Unterhandlungen  und 
hat  sie  nach  besten  Kräften  durchzuführen;  —  er  überwacht  die  gewissen- 
hafte Erfüllung  der  Verträge. 

Er  schlägt  die  Ernennung  der  im  Auslande  zu  bestellenden  diplo- 
matischen Agenten  und  Konsuln  vor;  er  führt  die  Aufsicht  über  diese 
Beamte  und  erteilt  ihnen  die  erforderlichen  Weisungen;  —  er  zeigt  den 
fremden  Staaten  die  Ernennung  oder  Abberufung  der  Gesandten  und 
Konsuln  an;  —  er  empfängt  die  fremden  diplomatischen  Agenten  und 
führt  sie  beim  Staatsoberhaupte  ein;  er  hat  ihrer  Unabhängigkeit  und 
ihren  Vorrechten  Achtung  zu  verschaffen. 

Er  hat  die  politischen,  wiitschaftlichen  und  Handelsinteressen  seines 
Landes  nach  aussen  hin  wahrzunehmen  und  die  im  Auslande  ansässigen 
Staatsangehörigen  zu  schützen. 

Er  hat  die  vom  Staatsoberhaupte  ausgehenden  Staatsschriften  sowie 
die  auf  auswärtige  Angelegenheiten  sich  beziehenden  Urkunden«  wie 
Friedens-,  Bündnis-,  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  und  dergl.,  &iegs- 
erklärungen,  Manifeste  usw.  ausarbeiten  zu  lassen;  —  er  beantwortet  die 
amtlichen  Zuschriften  des  Auslandes. 

Er  sorgt  für  die  Aufbewahrung  der  Archive  seines  Minist^iums, 
sowie  für  die  des  diplomatischen  Schriftwechsels,  der  Urschriften  dei* 
Staatsverträge  und  Abkommen  usw. 

650.  —  Die  EnüUung  der  Aufgaben  des  Ministei*s  des  Auswärtigen 
erfordert  ein  aussergewVlmliches  Mass  von  Begabung.  Ein  falscher  Schritt, 
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eine  unglttckliche  Berechnung,  ein  unvorsichtiges  Wort  können  die  Wttrde 
des  Staates  und  die  Interessen  der  Nation  gefährden.  Der  Minister  des 
Auswärtigen  muss  sich  durch  hervorragende  geistige  Eigenschaften,  wie 
sie  nur  selten  zu  finden  sind,  auszeichnen,  v.  Martens,  Heffter  und 
Pradier-Foder^  verbreiten  sich  hierüber  eingehend. 

Bei  Übernahme  seines  Amtes  zeigt  der  Minister  des  Auswärtigen 
den  beim  Staatsoberhaupte  beglaubigten  Mitgliedern  des  diplomatischen 
Korps  sowie  den  im  Auslande  bestellten  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln 
seines  Staates  seine  Ernennung  an.  —  Er  erwartet  zuerst  den  Besuch 
aller  Mitglieder  des  diplomatischen  Korps.  Er  erwidert  ihn,  und  zwar 
den  Botschaftern  an  demselben  Tage,  den  Gesandten  dei*  andern  Rang- 
klassen einige  Tage  später  und  den  Geschäftsträgem  nur  durch  Karte. 

Der  Minister  setzt  gewöhnlich  einen  Tag  in  der  Woche  zum  allgemeinen 
Empfang  der  Mitglieder  des  diplomatischen  Korps  fest.  —  Aber  er 
empfängt  auch  an  andern  Tagen  jeden  Gesandten,  der  sich  zur  Besprechung 
von  Staatsangelegenheiten  einstellt. 

651.  —  Die  Organisation  des  Ministeriums  der  auswäi*tigen  Angelegen- 
heiten ist,  wenn  auch  in  jedem  Staate  anders,  so  doch  auch  wieder  in 
vielen  Punkten  ähnlich.  —  In  Frankreich  ist  dief  Organisation  sehr  oft 
abgeändert  worden;  so  besonders  in  den  Jahren  1869,  1877  und  1880 
sowie  durch  das  Dekret  vom  12.  Mai  1891.  Nach  diesem  Dekret  besteht 
das  Ministerium  aus  folgenden  Abteilungen:  1.  Das  Kabinett  des  Ministers 
mit  den  damit  verbundenen  Ämtern:  f&  Geheimschrift,  für  Ein-  und  Ab- 
gänge, ft&r  Übersetzungen,  fUr  die  ausländische  Presse,  für  Personalien 
und  für  den  ProtokoUdienst  (service  du  protocole).  In  dieser  letztgenannten 
Dienststelle  (dessen  Vorsteher  die  Gesandten  einzuführen  hat),  werden  das 
Zeremoniell,  Fragen  des  Vorranges,  der  Empfang  diplomatischer  Agenten, 
Audienzen,  Ordensauszeichnungen,  Vorbereitung  und  Ausfertigung  von 
Beglaubigungs-  und  Abberufungsschreiben,  Ausfertigungen  von  Verträgen 
u.  dergl.  bearbeitet;  —  2.  Die  Direktion  der  politischen  Angelegenheiten 
und  der  Protektorate  mit  drei  ünterdirektionen  ftir  den  Norden  und  Ost- 
asien (Extr6me-Orient),  fOr  den  Süden  und  den  Orient  und  für  streitige 
Angelegenheiten  (contentieux);  —  3.  Die  Direktion  für  Konsularwesen  und 
Handelsangelegenheiten  mit  drei  Unterdirektionen  flir  Konsular-,  Handels- 
und Kanzleiangelegenheiten;  —  4.  Die  Abteilung  fOr  das  Archiv,  die  den 
geographischen  Dienst  umfasst;^)  —  5.  Die  Abteilung  ftir  Staatsschulden 
und  für  das  Rechnungswesen.  —  Unter  dem  Vorsitze  des  Ministers  besteht 
ein  Rat  (conseil),  der  sich  aus  den  Direktoren  und  den  Vorstehern  der  Abtei- 
lungen zusammensetzt  und  der  in  den  Jahren  1892, 1894, 1895  und  1896  zum 
Teil  umgestaltet  worden  ist.  Dieser  Rat  entscheidet  in  allen  Angelegen- 
heiten, die  der  Minister  ihm  vorzulegen  für  gut  befindet,  namentlich  auch 
in  Disziplinarsachen.  —  Ein  beratender  Ausschuss  für  streitige  Angelegen- 
heiten (comitö  consultatif  du  contentieux),  der  sich  tlber  Streitigkeiten  und 
Rechtsfi-agen  gutachtlich  zu  äussern  hat,  wird  aus  Mitgliedern  des  Kassa- 
tionsgerichtsbofis,  aus  Staatsräten,  Professoren  der  Rechtsfakultät  und 
andern  Persönlichkeiten,  die  durch  Dekret  ernannt  werden,  gebildet. 

1)  [No.  68,  Anm.  2.] 
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Drittes  Kapitel. 


Diplomatische  Agenten. 

{Albertlni.  Derecho  dlplomatico,  1866,  p.  21  k  200.  —  Alexandresco.  Die  Ernennniiff  d«r 
rosflisehen  diplom&tiflclien  Agenten  Im  18.  Jahriiiindert  (rosBiBch),  J.  D.  L,  Bd.  I,  S.  M.  —  Alt.  Haiadbadi 
des  OesandBchAftsrechts,  1870.  —  Dachet  Les  archiTes  de  Tenise:  Histoire  de  la  chancellerie  aeertee.  — 
La  dlplomatie  ▼«nltienne.  —  BaaaetMoore.  Asylom  in  legationa  and  consolates  and  in  Teasela,  18812.  — 
Belling.  Die  sfcrafrechtllclie  Bedeutung  der  ExterritoiialitAt.  —  Bontils.  Compötance  des  trib.  fran^  i 
r«gard  des  ötrangers,  1865,  nos  896  et  s.  —  Bousquet  Les  agents  diplomatiqnes  et  consolairea,  1882.  — 
Buettner-Wobst  De  legationlbus  relpubllcae  llberae  temporlbus  Bomam  nUsaia,  1876.  —  Balmerincq. 
Exterritorialit&t,  Bechtslexikon  ron  Holtzendorff,  1880.  —  Das  Asylrecht  und  seine  geschichtliche  Ent- 
wicklung. —  Bnrlamaqui.  Pitneipee  du  droit  de  la  natore,  ete^  1820— 2&,  tO,  ch  15.  — Bynkerahoek. 
De  foro  legatomm,  1721.  —  Quaestiones  juris  publici,  1787,  IIb.  IL  —  Calro.  Dictlonnaire-mannel  de 
dlplomatie,  1885.  —  De  Gastro  Pereira  Sodre.  Trait6  sur  le  droit  d'ambassade  ou  de  16gatlon,  1888.  — 
Chererey-Bamean.  B^pertoin  diplomatique  et  consnlalro,  1888—85  et  s.  —  De  Claparftde.  Basal  aar 
la  ropr6sentation  diplomatique  d^aproe  le  Droit  international  moderne.  —  De  Clercq  et  de  VmlIaL 
Formulaire  des  chanceUeries  diplomatiques  et  consulaires,  1890.  —  Coulon.  Aganta  diplomatiquea,  1889.  — 
Craies.  £xterritoriality  and  the  joridioal  position  in  England  of  foroign  soveroigns  and  ambassadora,  Tbe 
law  Magazine  and  Bevlew,  Norember  1894.  —  Crouzet  De  TlnviolabilitA  et  de  Texemption  de  juridietioa 
des  agents  diplomatiques,  1875.  —  Cussy.  Dietionnaire  du  diplomate  et  du  oonsul,  1846.  —  Czartoryskt 
Essai  sur  la  dlplomatie.  —  Dalloz.  Jorispradence  gto6rale;  s.  t.  Agent  diplomatique.  —  Demangeat  De 
rimmunit6  des  agents  diplomatiques,  J.  L  P.,  t  II,  p.  89.  —  Droin.  L'exterritorialitA  des  agents  diplo- 
matiques, 1895.  —  De sj ardin s.  ImmunitAs  des  agents  diplomatiques,  1891.  —  Esperson.  Diiitto  dipl^ 
matico,  1872—77.  —  F6raud-Giraud.  Etats,  souverains,  personnel  diplomatique  et  consulaire,  etc.  derant 
las  tribunaux  Atrangers,  1895.  — Fischer.  Geschichte  der  Diplomatie  im  Beformationsieitalter.  —  Plassan. 
Histoiro  de  la  dlplomatie  fran^aise,  2e  6d.,  1811.  —  Foelix.  De  Texterrltorialltö  du  ministftre  public,  et 
particuli^roment  oe  la  prohibition  de  saisir  les  objets  mobiliere  garnissant  Tappartement  pris  k  loyer,  Beme 
de  droit  francals  et  ötranger,  t  XIL  p.  81.  —  Foelix  et  Demangeat  Dr.  int  privi,  t  L  —  Fanck- 
Brentano.  Le  Droit  des  gens  et  les  Immunltte  diplomatiques  au  AlVIIIe  sl^cle,  Bevue  dliistoiro  diplo- 
matique, oct  1892.  —  Qarcia  de  Vega.  Guide  pratiöue  des  agents  diplomatiques  du  mlnistAre  des  affaires 
«trang^res,  1888.  —  De  Garden.  Traltö  complet  de  dlplomatie,  1888.  —  Alb.  Gen  tili  s.  De  legationlbus. 
1612,  Üb.  in.  —  G e  8  s  n  e  r.  De  juro  uxoris  legati,  atque  legatae.  —  G  o  1 1  s  c  h  a  1  k.  Die  Exterritorialität  der 
Gesandten,  1878.  —  GrenviUe-Murray.  Droits  et  devoirs  des  enroyte  diplomatiques,  1858.  —  Grotiua. 
De  juro  belli  ac  pacLs,  1629,  lib.  II.,  cap.  XVin.  —  Gnesalaga.  Agentes-diplomaticos,  1898.  —  Derecho 
diplomatico  y  consular  con  los  Ultimos  casos  de  controversias  entn  loa  Eatados,  1900.  —  Hevking.  L'ex- 
terrltoriallt^,  1889.  —  Httbler.  Die  Magistraturen  des  vOlkerrochtlichen  Verkehro  (Gesandtschaft»-  und 
Konsularrecht)  und  die  Exterritorialität,  1900.  —  Krauske.  Die  Entwicklung  der  standigen  Diplomjttie 
vom  15.  Jahrhundert  bis  zu  den  Beschlüssen  von  1815  und  1818.  —  Laurent  Droit  cItU  intemationaL, 
1880—81,  t  rv,  pp.  288  et  8.;  VI,  pp.  254  et  s.  —  Le  Boy.  Les  consulats  et  les  ambassadea,  1876.  —  Lehr. 
Manuel  thterique  et  pratione  des  agents  diplomatiques,  etc,  1888.  —  Privil^es  et  immunit^s  des  agants 
diplomatiques,  B.  D.  L,  t  XXI,  p.  862.  De  la  comp6tence  k  attrlbuer  aux  agents  diplomatiqnes  et  consulalies 
comme  offidere  de  Tötat  cirll,  B.  D.  L  P.,  t  I,  pp.  97  et  441.  —  Lisboa.  Exterritorlalitö  et  immunitfe  des 
agenta  diplomatiques,  B.  D.  I.,  t  I,  2e  sArie,  pp.  854  et  s.  —  Lovlsonl.  Die  Gesandtenrechte,  1887.  — 
CL  de  Märten 8.  Causes  cötöbres,  1858.  —  Le  gulde  diplomatique,  5e  Mit,  1866.  —  DeMaulde  laClayl^re. 
La  dlplomatie  au  temps  de  Machiavel,  1892.  — -  Mentzel.  Deutsches  Gesandschaftswesen  im  Mittel- 
alter, 1892.  —  Merlin.  B4pertolro,  s.  t.  Minlstre  public.  —  Miruss.  Das  europaische  Gesandtachafts- 
rocht,  1847.  —  Monet  Manuel  diplomatique  et  consulairo.  Alde-m6moiro  pratique  des  chanceUeries,  189A.  — 
Montague  Bernard.  Four  lectures  on  snbjects  connected  with  diplomacy.  — -  Moraitinia.  Des 
ambassadea.  —  von  Moser.  L'ambassadrice  et  ses  droits,  1754.  —  De  Mouy.  L'ambassade  du  duc  de 
Cr6qui,  1898.  —  Ny  s.  Les  commeneements  de  la  dlplomatie  et  le  droit  d'ambaasade  jusqu'a  Grotius,  B.  D.  L, 
t  XV,  p.  577  et  t  XVI,  pp.  55  et  157.  —  Orlglnes  du  Droit  intemaUonal,  1894,  pp.  295,  844  et  s.  —  Sir 
Henry  Wotton:sa  dMlnltlon  de  l'ambassadeur.  —  0dl er.  Des  prlrlUges  et  immunitös  des  agenta  diplo- 
matiques, 1890.  —  011  Tl.  SuU'  inTiolabiUta  degU  agenti  dlpIomaUci,  1883.  —  Dell'  Independenza  dell'  inriato 
diplomatico  et  della  sua  immunita  nelle  materle  cItIII,  1884.  —  Dell'  Immunita  deir  agente  diplomatico  neUe 
materie  penali.  —  DePaepe.  Etüde  sur  la  comp^tence  cirile  k  Tögard  des  Etats  ötrangero  et  de  leura 
agents  diplomatiques  ou  consulairos,  1894.  —  Pieper.  Zur  Entstehung  der  standigen  Nuntiaturon.  —  Pietri. 
Etüde  critique  sur  la  fiction  d'exterrltorlalltö,  1895.  —  Poland.  De  legationlbus  Graecorum  publicis,  1885.  — 
Pradier-Fod4r4.  Goura  de  Droit  diplomatique,  2e  6dit,  1899.  —  DeB6aL  La  science  du  gouTemement 
t  V,  eh.  L  —  Bey.  La  protection  diplomatique  et  consulaire  dans  les  Echelles  du  Lerant  et  de  Bar- 
barie,  1899.  —  Beynaud.  Des  ambassadea  et  des  consulats,  1874.  —  Schuyler.  American  diplomacy: 
the  dlplomatie  officers,  1886.  —  Boszkowski.  Die  Gesandtschaften  und  die  Konsulate  (russisch),  1872. 
—  Statin.  De  la  jurldiction  dee  agents  diplomatiquea,  J.  L  P.,  t  XI,  p.  462.  —  Strisower.  Exterri- 
torialität, Osterroichisches  StaatswSrterbuch.  —  Stocquart  Du  priTlUige  de  rexterritorialitA  mteialement 
dans  ses  rapports  arec  la  Talidüft  des  marlages  c61ebrto  a  rambassade  on  au  consnlat,  B.  D.  I.,  t  XX, 
p.  260.  —  Turrettini.  De  legationlbus  publicis  apud  Athenienses.  —  De  la  Valle.  Des  agenta  diplo- 
matiquea, 1875.  —  VandaL  Une  ambassade  fran9ai8e  en  Orient  sous  Louis  XV,  1887.  —  Walpole 
Spencer.  Foroign  rolationa,  1882.  —  Vorgarne r.  Des  franchises  diplomatiques  et  spAcialement  de  Tex- 
territoriaUt6,  1891.  —  Villefort  PrlTltöges  diplomatiques,  1858.  —  Wicquefort  L'ambaasadeur  et  ses 
fonctions,  1766.  —  X.  Les  transformations  de  la  dlplomatie,  BoTue  des  Deux-Mondes,  1er  et  15  de- 
cembre  1898.  —  Zorn.  Daa  deutsche  Gesandtschaf taredit,  1882.  —  Zouch.  Solutio  quaestionis  Toterls  et 
noTse,  sire  de  legatis  delinquentis  judice  competente.) 

Müller-Joehmutf  OeBeMehte  de»  VölkerrecJUi  im  Attaiium,  1848.  —  Löhren,  BeUräg»  ntr  00- 
aehiekte  dea  getattdUekttfUiehm  Vmrkehn  tm  MiUelaHer,  I,  188i.  —  8ehaub0f  Zur  EtUsUkungagetehidtU  der 
ständigen  OetandUehaften  in  dm  MiUeikmgm  für  StUrrneMacht  Ge$ehiehUfonehung,  Bd.  X,  8.  601  ff.  —  Benmonl, 
J>Ma  dipUmatia  Hai.  da  wee,  IUI  ol  XFJ,  p.  11  «lt.  —  HarhurgtTf  Kriiiaelu  Tterie^ahnatkrifl,  S.  t\>lg*j 
Bd.  IV,  8.  1M$.  —  Marx,  GmiektUehe  ExemptUmm  der  Staaten,  StaaieoherMt^ter  und  Geeandten,  1808.  — 
Thomae,  Die  ältetten  Verordnungen  der  Veneaianer  für  autwOrtige  Angetegenkeitenf  Abhattdlungen  derMOnehener 
Akad.  Pkii.  hietar.  Kl.,  1979. 
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652.  —  Das  monarchische  oder  republikanische  Staatsoberhaupt  und 
der  Minister  des  Auswärtigen  sind  bei  Erledigung  der  politischen, 
rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Fragen,  die  zwischen  den  Staaten  schwebe, 
fast  nur  auf  den  schriftlichen  Verkehr  angewiesen.  Wenn  es  zwar  auch 
ziemlich  häufig  yorkonunt,  dass  sich  die  Souveräne  oder  die  Staatsminister 
bei  kurzen,  fluchtigen  Begegnungen  oder  auf  Konferenzen  von  längerer 
Dauer  persönlich  treffen,  um  besonders  wichtige  oder  eigenartige  An- 
gelegenheiten zu  regeln,  so  können  solche  Zusammenkünfte  doch  nicht 
den  Bedttrfoissen  eines  steten  Verkehrs  und  einer  ununterbrochenen  Leitung 
der  Staatsgeschäfte  genttgen.  —  Hieraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit, 
bei  den  fremden  Mächten  Vertreter  des  Staatsoberhauptes  zu  bestellen, 
die  in  dessen  Namen  zu  handeln  befugt  sind.  Diese  Notwendigkeit  drängt 
sich  umsomehr  auf,  als  der  Verkehr  zwischen  den  Staaten  durch  £e 
Ausbreitung  der  Zivilisation  und  durch  das  Anwachsen  der  politischen 
Wechselbeziehungen  eine  ungeheuere  Entwicklung  angenommen  hat.  Die 
durch  die  vielfachen  Bertthrungspunkte  hervorgerufenen  Interessen  haben 
bedeutend  zugenommen  und  die  Fragen,  die  einer  gemeinschaftlichen  Pilifung 
und  Entscheidung  harren,  sind  immer  zahlreicher  und  verwickelter  geworden. 

Diesen  Bevollmächtigten,  die  dieallgemeineBezeichnungdiplomatische 
Agenten  (agents  diplomatiques)  oder  Gesandte  (ministres  publics)  führen, 
liegen  folgende  Amtsverrichtungen  ob:  sie  haben  die  zwischen  den  Staaten 
entstehenden  Rechtsfragen  zu  regeln,  —  die  freundschaftlichen  oder 
wenigstens  friedlichen  Beziehungen  aufrechtzuerhalten,  —  die  gegen- 
seitige Leistung  guter  Dienste  sowie  den  Austausch  politischer  Ansichten 
zu  forden,  —  dem  allgemeinen  Wohle  durch  Erhaltung  des  Friedens  und 
Beseitigung  etwaiger  Ursachen  zu  Streitigkeiten  zu  dienen,  —  die  Würde 
ihres  Staates  zu  wahren,  —  die  im  Auslande  lebenden  Staatsangehörigen 
und  deren  Interessen  zu  schützen  usw. 

653.  —  Diese  Bevollmächtigten,  die  bei  den  fremden  Staatsober- 
häuptern beglaubigt  sind,  bilden  die  Gesandtschaften  (ambassades), 
Legationen  (lägations)  oder  diplomatischen  Missionen  (missions  diplomatiques). 
Die  Errichtung  ständiger  Gesandtschaften  ist  ein  Beweis  für  die  Achtung, 
die  die  Staaten  einander  schulden;  sie  ist  ein  unzweideutiges  Anzeichen 
für  das  Bestehen  friedlicher  Beziehungen.  —  Das  Gesandtschaftswesen 
hat  zur  Begründung  von  Überlieferungen  und  bestimmten  Verkehrs- 
formen  beigetragen,  deren  strenge  Beobachtung  im  internationalen  Verkehre 
Streitigkeiten  ausräumt  oder  ihre  Beilegung  erleichtert  und  die  freund- 
schaftlichen Beziehungen  zwischen  den  Staaten  festigt.  Um  solche  Völker, 
die  keinen  Anteil  an  der  europäischen  Gesittung  haben,  an  dauernde 
freundschaftliche  Verkehrsbeziehungen  zu  gewöhnen,  haben  die  Westmächte 
und  die  Verein.  Staaten  vor  einigen  Jahren  China  gezwungen,  in  Peking 
ständige  Gesandte  zuzulassen.  —  Chinesen  und  Japaner  haben  die  Vor- 
teile solcher  Gesandtschaften  bald  erkannt  und  ihrerseits  in  den 
wichtigsten  Hauptstädten  Europas  und  der  Vereinigten  Staaten  Gesandt- 
schaften errichtet. 

654.  —  Die  Diplomatie  kann  als  Wissenschaft  und  als  Kunst  be- 
trachtet werden.  —  Als  Wissenschaft  hat  sie  die  Kenntnis  der  rechtlichen 
und  politischen  Beziehungen,  der  gegenseitigen  Interessen  und  der  geschicht- 
lichen Überlieferungen  der  einzehien  Staaten,  sowie  der  in  ihren  Verträgen 
niedergelegten  Bestimmungen  zum  Gegenstande.  —  Als  Kunst  betrifft  sie 
die  Leitung  der  internationalen  Angelegenheiten:  sie  umfasst  die  Fähig- 
keit, mit  Sachkenntnis  politische  Unterhandlungen  anzuordnen,  sie  zu 
führen  und  ihnen  zu  folgen  (Ch.  v.  Martens).    „Das  diplomatische  oder 

28* 
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Gesandtschaftsrecht  ist  derjenige  Teil  des  Völkerrechts,  der  die  Kegeln 
tüT  den  Verkehr  der  Begiemngen  miteinander  durch  speziell  daffir  be- 
stimmte Organe  feststellt''  (Geffcken-Heffter  §  198). 

655.  —  Der  Aosdiiick  Diplomatie  ist  neuem  Ursprungs;  er  stammt 
aus  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Die  Gesandtschaften  sind  ebenso 
alt  wie  das  Erscheinen  der  Staaten  auf  der  Weltbtthne.  Schon  im  Alter- 
tume  schickten  die  Staaten  und  Fürsten  einander  Vertreter,  die  die  ver- 
schiedensten Bezeichnungen  fährten.  In  Griechenland  Messen  sie  presbeis, 
in  Kom  legati.  Unter  dem  Einflüsse  religiöser  Vorstellungen  betrachtete 
man  die  Gesandten  als  unter  dem  Schutze  der  Götter  stehend.  —  Wie- 
wohl man  im  Altertume  häufig  Gesandtschaften  abschickte,  so  bildeten 
sie  doch  keine  regelmässige  und  ständige  staatliche  Einrichtung  wie  heut- 
zutage. Es  gab  auch  damals  keine  besondere  Klasse  von  Beamten,  die 
zur  Ausübung  der  damals  ünmer  nur  yorttbergehenden  Tätigkeit  berufen 
gewesen  wäre.  Das  Gesandtschaftsamt  war  vielmehr  allen  zugänglich 
und  wurde  bald  Politikern,  bald  Bednem,  Schauspielern,  Dichtem  und 
auch  Frauen  übertragen. 

656.  —  Die  Geschichte  des  Gesandtschaftswesens  wird  in  zwei  sehr 
ungleiche  Perioden  eingeteilt.  Die  erste  umfasst  die  Zeit  der  gelegent- 
lichen, nicht  ständigen  Gesandtschaften;  sie  schliesst  das  Altertum  und 
das  ganze  Mittelalter  in  sich  und  endet  im  15.  Jahrhundert.  —  Die  zweite 
ist  die  der  stehenden  Gesandtschaften,  die  zuerst  in  Italien,  und  zwar 
namentlich  in  Venedig,  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  in  Übung  kamen. 
Der  Brauch,  G^andte  zu  schicken,  erstreckte  sich  seit  Ferdinand  dem 
Katholischen  über  West-  und  Mitteleuropa;  er  wurde  im  17.  Jahrhundert 
in  den  nördlichen  Ländern  ganz  allgemein.  —  Die  Berichte  (Belationen), 
der  durchlauchtigsten  Bepublik  Venedig  gelten  mit  Recht  als  berühmt. 
Einige  von  ihnen  sind  wahre  Muster  in  ihrer  Art  und  alle  bieten  eine 
reiche  Fundgrube  für  Forschungen.^)  Ludwig  XI.  schickte  Gesandte 
nach  verschiedenen  Staaten.  —  Im  Jahre  1520  verpflichteten  sich  der 
König  von  England  und  der  deutsche  Kaiser,  Gesandte  beieinander  zu 
unterhalten.  —  Franz  I.  hatte  Gesandte  in  England.  —  Heinrich  IV.  hielt 
solche  bei  verschiedenen  Fürsten.  —  Einige  sind  der  Ansicht,  dass  Richelieu 
der  Schöpfer  der  ständigen  französischen  Gesandtschaften  gewesen  sei. 
Dies  ist  bestritten,  aber  auch  belanglos. 

Indem  der  Westtälische  Friede  (1648)  ein  politisches  Gleichgewicht 
unter  den  europäischen  Staaten  herzustellen  suchte,  nötigte  er  die  Mächte 
sich  gegenseitig  zu  überwachen  und  rief  daher  das  Bedürfnis  nach  stehen- 
den Gesandtschaften  hervor. 

In  Frankreich  erreichte  die  Diplomatie  unter  Ludwig  XIV.  ihren 
Glanzpunkt.  Als  hervorragend  tüchtiger  und  gewandter  Diplomat  leitete 
Ludwig  persönlich,  unterstützt  von  seinen  Staatssekretären,  die  Geschäfte 
und  Verhandlungen  mit  den  andern  Staaten  (No.  90).  —  unter  Ludwig  XV. 
behält  die  Diplomatie  ihre  hohe  Bedeutung  bei;  sie  bewahrt  sie  bis  zum 
19.  Jahrhundert.  —  Gegenwärtig  hat  die  Bolle,  die  der  Diplomatie  zufällt, 
durch  die  Bequemlichkeit  und  Raschheit  der  Verkehrsmittel  eine  Änderung 
erfahren.  —  Alle  Staaten  können  grosse  Diplomaten  aufweisen. 

657.  —  Die  Anforderungen,  die  an  einen  Diplomaten  in  bezug  auf 
geistige  und  sittliche  Eigenschaften  sowie  auf  gediegene  und  umfangreiche 


1)  Armand  Baschet,  La  diplomatie  yenitienne.  Les  princes  de  TEurope  au 
XVI  siecle.  —  Von  demselben,  Les  archives  de  Venise.  —  Histoire  de  la  chancellerie 
»ecrite.  —  Gh.  Yriarte,  La  yie  d'an  patricien  de  Venise  au  XVI  siMe. 
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Kenntnisse  gestellt  werden,  sind  sehr  hoch.  Man  findet  hierttber  eingehende 
Angaben  in  dem  Gnide  diplomatique  von  Ch.  von  Martens,  und  zwar 
in  der  von  Geffcken  umgearbeiteten  Auflage  1866  [und  in  dem  Cours 
de  droit  diplomatique  yon  Pradier-Fod^rö,  2.  Aufl.  18991. 

In  den  meisten  Staaten  gibt  es  Bestimmungen  über  den  Vorbereitungs- 
dienst, die  Prüflingen  u.  dergl.,  denen  sich  die  zukünftigen  Diplomaten  zu 
unterziehen  haben;  dies  sind  Fragen  der  Landesgesetzgebungen.^) 

.  Die  hohen  gesandtschaftlichen  Posten  werden  oft  wegen  der  Wichtig- 
keit gewisser  Fragen  Politikern  übertragen,  die  der  diplomatischen  Lavtf- 
bahn  bis  dahin  fem  gestanden  haben* 


Erster  Abschnitt. 

Aktives  und  passives  Qesandtsohaftsrecht 

658.  —  Das  aktive  Gesandtschaftsrecht  oder  das  Recht,  diplomatische 
Agenten  bei  andern  Staaten  zu  beglaubigen,  und  das  passive  Gesandtschafts- 
recht oder  das  Recht,  Gesandte  anderer  Staaten  zu  empfangen  (droit  de 
l^gätion  actif  et  passif),  sind  wesentliche  Attribute  der  souveränen  Staats- 
gewalt. Die  Geltendmachung  des  aktiven  oder  passiven  Gesandtschafts- 
rechts ist  ein  Ausfluss  der  Souveränität,  eine  Betätigung  der  politischen 
Unabhängigkeit  der  Staaten.  —  Souveräne  Staaten  besitzen  sowohl  das 
aktive  als  auch  das  passive  Gesandtschaftsrecht  (No.  271). 

Heffter,  der  zu  den  Schnftstellem  gehört,  (üe  den  Begriff  der  halb- 
souveränen Staaten  aufgestellt  haben,  erkennt  diesen  den  Genuss  und 
die  Ausübung  des  Gesandtschaftsrechts  zu  (op.  cit.,  §  200).  Galvo, 
Geffcken,  Ch.  und  F.  von  Härtens  sowie  Travers  Twiss  (t.  I,  No.  201) 
versagen  es  ihnen. 

Theoretisch  können  Vasallenstaaten  ebensowenig  wicStaaten,  die  unter 
der  Schutzherrschaft  einer  andern  Macht  stehen,  das  Gesandtschaftsrecht 
gemessen.  Tatsächlich  ist  aber  das  Vasallen-  und  das  Protektorats- 
verhältnis seinem  Umfange  und  seinem  Inhalte  nach  in  jedem  Einzelfalle 
ein  anderes,  und  es  hängt  von  dem  oberherrlichen  oder  schutzherrlichen 
Staate  ab,  ob  er  dem  Vasallen-  oder  dem  geschützten  Staate  das  Gesandt- 
schaftsrecht und  das  Recht,  zu  unterhandeln,  in  gewissen  Schranken  ein- 
räumen will.^) 

Im  Staatenbunde  steht  das  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht 
nicht  nur  den  einzelnen  Gliedstaaten,  sondern  auch  dem  Bunde  zu.  Der 
alte  Deutsche  Bund  besass  das  Gesandtschaftsrecht  (Wiener  Schlussakte, 
Art.  50,  al.  2);  er  hat  jedoch  niemals  ständige  Gesandtschaften  bestellt. 

In  Bundesstaaten  kann  folgerichtig  nur  die  Bundesgewalt  das  Gesandt- 
schaftsrecht haben.    So  ist  es  auch  in  der  Republik  der  Verein.  Staaten 

1)  [In  Frankreich  hat  man  zahlreiche  Reglements  erlassen.  Das  letze  stammt 
vom  24.  April  1900;  es  ist  im  Journal  officiel  vom  6.  Mai  1900  abgedruckt] 

2)  Art  6  des  Vertrages  zwischen  Frankreich  und  Tunis  vom  12.  Mai  1881  be- 
sagt: „Die  dijplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  Frankreichs  im  Auslande 
werden  mit  dem  Schutze  der  tunesischen  Interessen  und  dem  der  Angehörigen  der 
Regentschaft  betraut*  Art.  1  des  Vertrages  zwischen  Frankreich  und  Annam  Yom 
6.  Juni  1884:  »Frankreich  wird  Annam  in  allen  seinen  auswärtigen  Beziehungen  ver- 
treten. Die  Annamiten  werden  im  Auslande  unter  den  Schutz  Frankreichs  gestellt  *" 
—  Art  1  des  Vertrages  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar:  «Die  Regierung  der 
Republik  wird  Madagaskar  in  allen  seinen  ausw&rtigen  Beziehungen  ver&eten.  Die 
Madegassen  werden  im  Anslande  unter  den  Schutz  Frankreichs  gestellt* 
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(Verfassung  von  1787),  in  der  Argentinischen  Republik  (Verfassung  von 
1866),  in  Brasilien  und  in  der  Schweiz  (Art.  8  und  10  der  Verfassung 
vom  12.  September  1848,  revidiert  am  29.  Mai  1874). 

Im  Deutschen  Reiche  steht  das  Oesandtschaftsrecht  dem  Kaiser  zu. 
Er  emptftngt  und  beglaubigt  die  Gesandten  im  Namen  des  Reichs  (Art  11 
der  Reichsverfassung).  Trotzdem  besitzen  auch  die  einzelnen  Bundes- 
staaten, Bayern,  Württemberg  usw.  das  Gesandtschaftsrecht,  sie  dttrfen 
sich  aber  nicht  in  solche  Angelegenheiten  mischen,  die  der  Zuständigkeit 
des  Reichs  angehören.  7,Dies  ist  —  wie  Geffcken  sagt  —  eine  Anomalie, 
die  in  der  Natur  eines  durch  monarchische  Staaten  gebildeten  Bundes- 
Staates  Hegt"  (Heffter,  op.  cit.,  §  200,  Anm.  3).*) 

Wiewohl  das  Gesandtschaftsrecht  eine  Offenbarung  der  politischen 
Unabhängigkeit  des  Staates  ist,  so  ist  es  doch  nicht  unbeschrlüikt:  seine 
Ausübung  ist  vielmehr  gewissen  in  der  Natur  der  Dinge  selbst  liegenden 
Bedingungen  unterworfen. 

659.  —  Ein  entthronter  Souverän  hat  die  Voraussetzungen  des  Gesandt- 
schaftsrechts, nämlich  den  Genuss  und  die  Ausübung  des  Souveränitäts- 
rechts, verloren.  Wenn  die  andern  Fürsten  seine  Vertreter  noch  empfangen 
oder  die  ihrigen  bei  ihm  belassen,  so  bekunden  sie  damit,  dass  sie  den 
Souverän  noch  nicht  fttr  entthront,  sondern  nur  für  zeitweilig  behindert 
halten,  seine  Hoheitsrechte  auszuüben.  So  weigerte  sich  Österreich  bis 
zum  Jahre  1866  die  diplomatischen  Agenten  des  Königs  von  Italien  zu 
empfangen  und  fiihr  fort,  Beziehungen  mit  den  Gesandten  des  Exkönigs 
von  Neapel  zu  unterhalten.  Einige  deutsche  HOfe,  wie  Bayern  und  Wfii-t- 
temberg  folgten  diesem  Beispiele.  —  Preussen  lud  zur  Krönung  Wilhelms  I. 
(Oktober  1861)  den  Vertreter  des  Königs  beider  Sizilien  ein.  England 
hingegen  brach  sofort  alle  Beziehungen  mit  Franz  ü.  ab. 

Der  Staat,  der  einen  Gesandten  bei  einer  Regierung,  die  tatsächlich 
die  Herrschaft  in  einem  Lande  führt,  beglaubigt  hat,  kann  nicht  gleich- 
zeitig einen  an4em  Agenten  bei  dem  entthronten  Fürsten  bestellen.  — 
Nachdem  Mazarin  den  Gesandten  Cromwells  empfangen  hatte,  weigerte  er 
sich,  den  Gesandten  Karls  U.  noch  weiter  zuzulassen. 

660.  —  Der  Papst  nimmt  als  Oberhaupt  der  katholischen  I[irche  eine 
besondere  Rechtsstellung  ein  (No.  386  u.  ff.).  Er  kann  diplomatische 
Agenten  entsenden  und  empfangen.  —  Hehrere  Staaten  haben  daher  in 
Rom  eine  zweifache  Vertretung,  einen  Gesandten  beim  heiligen  Vater  und 
einen  solchen  beim  Könige  von  Italien. 

661.  —  Es  steht  jedem  Staate  frei,  bei  einem  andern  Staate  einen 
oder  mehiere  diplomatische  Agenten  zu  bestellen.  Heinrich  IV.  schickte 
nach  dem  Frieden  von  Vervins  eine  G^esandtschaft  nach  Brüssel,  die  aus 
dem  Marschall  Herzog  von  Biron,  Pompone,  Belliövre  und  Brfilat  bestand. 
—  Im  Jahre  1663  bevollmächtigten  die  schweizer  Kantone  39  Gesandte 
fttr  Frankreich,  um  die  Bestätigung  des  Bündnisses  zu  beschwören.  —  Die 
Entsendung  mehrerer  diplomatischer  Agenten  desselben  Staates  findet 
eigentlich  nur  zu  Kongressen  oder  Konferenzen  statt.  Man  delegiert  einen, 
zwei  oder  drei  „erste  BevoUmäcihtigte''  sowie  andere  Agenten,  die  be- 
sondere Fachkenntnisse  besitzen,  wie  Juristen,  Offiziere  usw.  —  Auf  dem 
Wiener  Kongresse,  vom  Jahre  1815,  waren  England  und  Frankreich  durch 
je  4  BevoUmächtigte  vertreten.  —  Zu  dem  I^riser  Kongresse  von  1856 


*)Lahand,  ESandbud^  iu  mnOiaim  BbcAAi,  Bd.  II,  8.  142ff.  -  Mäwel,  SkuUt^ 
fvd^  Bä,  L  8.  Ö31f.  —  Zorny  tku  dmUicke  Ommdt$ekafttneht,  tu  dm  AiHialm  des 
DniiNtoi  Jbäte,  188%  8.  81  f.  und  d09f. 
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hatte  jeder  Staat  zwei  Gesandte  abgeordnet.  —  Nach  Frankfort  hatte 
Frankreich  im  Jahre  1871  Jules  Favre,  Pouyer-Quertier,  de  Cüercq  und 
d'Ontrelaine  gesandt;  nur  die  beiden  letztern  waren  Berufsdiplomaten; 
sie  hatten  den  Auftrag,  die  beiden  andern  Unterhändler  über  viele  Punkte 
aa&Qklären. 

662.  —  Zuweilen  wird  nur  ein  Gesandter  gleichzeitig  bei  mehrem 
Staaten  beglaubigt.  So  hat  Frankreich  nur  einen  Vertreter  bei  den  drei 
Republiken  Guatemala,  Honduras  und  Nikaragua.  Die  Bepublik  Costa- 
Bica  hat  nur  einen  Vertreter  für  Deutschland,  Belgien,  Frankreich  und 
Spanien.  —  Einige  Begierungen  beglaubigen  Vertreter  nui*  bei  bestimmten 
Staaten,  mit  denen  sie  wichtige  und  ununterbrochene  Beziehungen  unter- 
halten. 

China  hatte  bis  in  die  neuste  Zeit  in  den  Hauptstädten  Europas  keine 
ständigen  Gesandten.  Vor  einigen  Jahren  hat  es  zwei  Gesandte  ernannt: 
der  eine  vertritt  China  in  Deutschland  und  Bussland,  der  andere  in  Eng- 
land, Frankreich  und  Italien.  Das  Tsung-li-Yamen  scheint  geneigt  zu  sein, 
ein  regelrechtes  diplomatisches  Korps  zu  organisieren. 

663.  —  Jeder  Staat  hat  in  der  Auswahl  seiner  diplomatischen  Agenten 
volle  Freiheit.  Er  kann  hierzu  Berufsdiplomaten,  aber  auch  Gelehrte, 
Offiziere  des  Land-  oder  Seeheeres,  ja  sogar  Frauen  bestellen.  —  Weder 
Alter,  noch  Beligion,  noch  Geschlecht  sind  Ausschliessungsgrttnde.  —  Im 
Jahre  1529  wurde  zu  Cambrai  der  mit  Becht  so  genannte  Damenfiiede 
durch  Luise  von  Savoie,  die  Mutter  Franz  I.  und  Margarete,  die  Tante 
Karls  V.,  geschlossen.^) 

664.  —  Kein  Staat  ist  (im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes)  verpflichtet, 
die  Gesandten  eines  andern  Staates  anzunehmen.  Dies  ist  Sache  der 
guten  Beziehungen,  nicht  aber  des  strengen  Bechts.  —  Weigert  sich  aber 
ein  Staat  mit  andern  Staaten  in  diplomatischen  Verkehr  zu  treten,  so 
schUesst  er  sich  aus  der  internationalen  Gemeinschaft  aus  und  stellt  sich 
jenseits  des  Geltungsgebietes  des  positiven  Völkerrechts.  Vom  Stand- 
punkte der  internationalen  Gemeinschaft  aus  betrachtet,  lässt  sich  be- 
haupten, dass  die  gesitteten  Staaten  zur  gegenseitigen  Annahme  ihrer 
Gesandten  verpflichtet  sind. 

Die  Weigerung,  mit  diesem  oder  jenem  Staate  den  gewohnten  Ver- 
kehr fortzusetzen,  ist  ein  Zeichen  unfreundlicher  Gesinnungen,  unter  Um- 
ständen sogar  die  Bezeigung  feindseliger  Absichten;  jedenfalls  hat  der 
Staat,  der  den  Verkehr  einstellt,  Betorsionsmassregeln  zu  gewärtigen. 

666.  —  Wenn  auch  die  Teilnahme  an  der  internationalen  Gemein- 
schaft die  Staaten  grundsätzlich  zur  wechselseitigen  Annahme  ihi*er  Ge- 
sandten nötigt,  so  ist  doch  kein  Staat  gehalten,  jede  beliebige  Persön- 
iiohkeit  als  Vertreter  eines  andern  Staates  zu  empfangen.  —  Das 
wohlverstandene  Interesse  beider  Staaten  fordert,  dass  der  Gesandte  sein 
Amt  mit  voller  Wirksamkeit  austtbe;  er  muss  vor  allen  Dingen  Vertrauen 
einflössen.  Seine  persönlichen  Verhältnisse  dürfen  dem  persönlichen  Um- 
gang mit  dem  Staatsoberhaupte,  bei  dem  er  beglaubigt  ist,  nicht  hinderlich 
im  Wege  stehen,  sonst  wflrde  der  Erfolg  seiner  Tätigkeit  nur  schädlich 
und  gefährlich  sein.  —  Die  gegenseitige  Unabhängigkeit  der  Staaten  lässt 
es  femer  nicht  zu,  dass  ein  Staat  die  Absicht  haben  konnte,  dem  andern 
unliebsame  oder  gar  widerwärtige  Verkehrsbeziehungen  aufzudrängen.  — 

1)  Ch.  Y.  Härtens  (Guide  diplomatique,  S  SO)  gibt  TortreffUche  Ratschlage  tber 
die  geselUchafüiche  und  persönliche  Stellung  der  diplomatischen  Agenten. 


360  Dritter  TeiL    Die  friedlichen  Beziehangen  zwischen  den  Staaten. 

Dies  hat  zu  dem  altttberkommenen  Brauche  der  Gtenehmigang  (agräation) 
geführt.*) 

Bevor  jemand  als  Gesandter  auf  einen  diplomatischen  Posten  berufen 
wird,  versichert  sich  der  Minister  des  Auswärtigen  vertraulich  bei  der 
fremden  Regierung,  ob  die  auserkorene  Persönlichkeit  genehm,  ob  sie 
persona  grata  sei.  —  Fast  alle  Eegierungen  unterziehen  sich  der  HOflich- 
keitsform  der  Anfrage,  ohne  zu  verlangen,  von  den  Grttnden  einer  etwaigen 
Ablehnung  unterrichtet  zu  werden.  Nur  England  fordert  von  der  fremden 
Regierung  die  Mitteilung  der  Gründe,  die  sie  zur  Ausschlagung  bewog^en 
haben.  Es  begnttgt  sich  nicht  mit  der  Erklärung,  dass  der  Gesandte  kein 
Vertrauen  gemessen  würde,  verlangt  vielmehr  die  Angabe  von  Tatsachen, 
die  sich  auf  das  Vorleben  des  Gesandten  beziehen  (Geffcken-Heffter, 
§  200,  Anm.  9). 

666.  —  Ein  Staat  kann  sich  weigern,  seine  eigenen  Untertanen  als 
Gesandte  eines  andeiü  Staates  anzunehmen.  Die  üntertanenpflichten 
würden  sich  mit  den  Vorrechten  der  fremden  Diplomaten  nur  schwer 
vereinigen  lassen.  Im  Jalire  1868  lehnten  die  Verein.  Staaten  es  ab, 
einen  amerikanischen  Staatsbürger  mit  Namen  Bm*lingham-Anson  als  Ge- 
sandten von  China  zu  empfangen.  —  Wird  der  Untertan  jedoch  als 
Gesandter  eines  auswärtigen  Staates  zugelassen,  so  sind  wir  mit  Phillimore, 
Travers  Twiss,  Vattel  und  Wheaton  der  Ansicht,  dass  er  Ansprach 
auf  die  diplomatischen  VoiTOchte  und  namentlich  auf  Unverletzlichkeit 
hat.  Bynkershoek  meinte  dagegen,  dass  er  nach  wie  vor  den  Straf 
und  Zivilgerichten  seines  Landes  unterworfen  bleibe  (de  foro  legatomm, 
cap.  XI). 

667.  —  Es  ist  fraglos,  dass  ein  Staat  berechtigt  ist,  die  Annahme 
solcher  Personen  als  Ghesandte  zu  verweigern,  deren  besondere  amtliche 
Eigenschaft  oder  Befugnisse  mit  seinen  Gesetzen  oder  seiner  Verfassung 
unvereinbar  sind,  oder  deren  soziale  Stellung  Anlass  zu  Zwistigkeiten  mit 
der  innem  Verwaltung  des  Staates  geben  könnte.  —  Daher  ist  keine 
Regierung  verpflichtet,  die  Legaten  oder  Nuntien  des  Papstes,  die  mit 
kirchlichen  Befugnissen  ausgerüstet  sind,  zu  empfangen,  da  die  Be- 
tätigung ihrer  geistlichen  Vollmachten  zu  Reibungen  mit  der  Staatsgewalt 
führen  kann.  Ein  Nuntius  kann  aUzuleicht  seine  geistliche  Gewalt  inmitten 
einer  katholischen  Bevölkerung  missbrauchen,  da  diese  gewohnt  ist,  in 
ihm  stets  den  Eirchenfürsten  zu  erblicken.  So  verlangt  Frankreich,  dass 
die  Befugnisse  der  Nuntien  in  angemessener  Weise  eingeschränkt  werden. 
—  Seinerseits  muss  und  kann  der  Papst  es  ablehnen,  einen  Kardinal  als 
fremden  Gesandten  zu  empfangen.  Die  Kardinäle  sind  ex  officio  Mitglieder 
der  römischen  Kirche  und  dem  Kirchenoberhaupte  unterworfen.  Im  Jahre 
1875  weigerte  sich  Pius  IX.  den  Kardinal  Fürst  von  Hohenlohe  als  Ge- 
sandten des  Deutschen  Reiches  zu  genehmigen.  Der  Kardinal  hätte  in  die 
Notwendigkeit  versetzt  werden  können,  die  Interessen  der  Kirche  denen 
Deutschlands  zu  opfern  oder  unterzuordnen. 


1)  [Aus  diesem  Gnuide  entstanden  im  Laufe  des  Jahres  1894  Schwierigkeiten 
zwischen  der  ^Türkei  und  Italien  wegen  der  Ernennung  Gatalanis  zum  -Gesandten 
Italiens  bei  der  Hohen  Pforte  (R.  D.  I.  P.,  t.  I,  p.  495).  —  Ist  eine  Genehmigung,  wie 
sie  für  einen  Botschafter  oder  einen  Gesandten  notwendig  ist,  auch  für  einen  ein&chen 
Geschlftstr&ger  erforderUch?    Vgl  über  diese  Frage  R.  D.  I.  F.,  t.  I,  p.  496.] 
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Zweiter  Abschnitt. 
Arton  und  Klassen  der  diplomatischen  Agenten. 

668.  —  Jeder  Gesandte  hat  in  seinem  Verhältnisse  zu  dem  Staate, 
den  er  vertritt,  eine  doppelte  Eigenschaft:  er  ist  öffentlicher  Beamter  and 
gleichzeitig  Bevollmächtigter  des  Staates.  —  Zwischen  den  Gesandten 
selbst  gibt  es  Unterschiede,  die  sich  auf  1.  den  Umfang  ihrer  Befugnisse, 
2.  die  Zeitdauer  ihres  Amtes,  3.  die  Art  ihrer  Sendung  und  4.  die  Bang- 
klasse beziehen. 

Der  bevollmächtigte  Minister  (ministre  plinipotentiaire)  war  früher 
mit  beinahe  unumschränkten  Befiignissen  ausgestattet;  angesichts  der 
schnellen  Verkehrsverbindungen  ist  heutzutage  diese  Benennung  eigentlich 
nur  noch  ein  Ehrentitel  (vgl.  Kongresse). 

Es  gibt  auch  ausserordentliche  Gesandtschaften.  Ehemals  erfreuten 
sich  die  ausserordentlichen  Gesandten  eines  Vorranges  vor  den  ordentlichen 
Gesandten.  Heutzutage  wird  die  Benennung  „ausserordentlich^  nur  aus 
Eitelkeit  oder  Höflichkeit  bei  gewissen  Anlässen,  z.  B.  bei  einem  allgemeinen 
Kongresse,  einer  Krönung  oder  einer  fürstlichen  Trauung  dem  Titel  des 
Gesandten  hinzugefügt. 

^>}  669.  —  Vor  EinfOhi*ung  der  stehenden  Gesandtschaften  gab  es  unter 
den  Gesandten  keinen  Unterschied  nach  Rang  und  Klasse.  Als  jedoch 
die  ständigen  Gesandtschaften  aufkamen,  entstanden  zwischen  den  an  dem- 
selben Hofe  beglaubigten  Agenten  oft  Streitigkeiten  wegen  des  Vortrittes 
und  des  Vorsitzes.  —  Die  Geschichte  des  17.  und  des  18.  Jahrhunderts 
ist  voll  von  Erörterungen  Aber  die  Etikette,  die  oft  zu  den  unerquicklichsten 
Folgen  führten.^) 

Vattel  beschäftigt  sich  eingehend  mit  diesen  Fragen  (op.  cit.,  liv.  IV). 
Die  Begriffisbestinmiung  und  die  Aufzählung  der  verschiedenen  Arten 
diplomatischer  Gesandten,  die  sich  bei  den  altem  Schriftstellern  finden, 
sind  äusserst  vei-worrenund  widerspruchsvoll  (Merlin,  Repertoire,  V®  Ministre 
public,  section  I).  —  Erst  der  Wiener  Kongress  machte  den  ungeordneten 
Zuständen,  die  bis  dahin  bestanden  hatten,  ein  Ende.  Nach  einem  vergeb- 
lichen Anlaufe,  den  Rang  der  Mächte  zu  bestimmen,  beschlossen  die  Mit- 
glieder des  Kongresses,  jede  Anmassung  der  Staaten  in  dieser  Beziehung 
ein  für  allemal  dadurch  zu  beseitigen,  dass  man  von  einer  Abstufung  der 
Staaten  nach  ihrer  Bedeutung  vöWg  absah. 

Das  Wiener  Reglement  vom  19.  März  1815  und  das  Aachener  Pro- 
tokoll vom  21.  November  1818  haben  folgende  Einteilung  aufgestellt:  — 
Die  erste  Klasse  umfasst  die  Botschafter  (ambassadeurs)  und  die  Legaten 


1)  [W&hrend  der  Verhandlungen,  die  zu  Ende  des  17.  Jahrhundert»  in  Karlowitz 

fefohrt  worden  und  die  den  Frieden  von  Karlowitz  zwischen  der  Türkei,  Osterreich, 
ölen  und  Venedig  yorbereiteten,  wurde  dieSFrage  des  Vorranges  der  Gesandten  auf 
eine  sehr  eigentfUnliche  Weise  entschieden.  Man  erbaute  als  Versammlungsort  für 
die  BevoUm&chtigten  eine  grosse  runde  Halle,  die  so  viele  Türen  hatte,  als  BevoU- 
machtigte^^Yorhanden  waren.  Die  Gesandten  traten  zu  gleicher  Zeit  ein,  jeder  durch 
eine  Türe,  und  nahmen  an  der  Stelle  des  Tisches  Platz,  die  der  Tür,  durch  die  sie 
hineingekonmien  waren,  gegenüber  lag.  —  Eine  der  merkwürdigsten  Etikettenfragen 
zwischen  Gesandten  ist  die,  welche  im  Jahre  1768  den  Grafen  du  Ghatelet  den  Ge- 
sandten Yon  Franicreich,  und  den  Grafen  Tschernysscheff,  den  rassischen  Gesandten 
in  London,  entzweite.  (F.  ▼.  Martens,  Becueil  des  tndt^s  conclos  par  la  Russie,  t  IX 
(X),  p.  266).] 
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a  oder  de  latere,  es  sind  die  ausserordentlichen  Gesandten  des  Papstes, 
die  mit  einer  besondem  Sendung  betraut  und  nur  aus  den  EardinSlen 
auserkoren  werden;  ferner  die  Nuntien.  Es  sind  die  ständigen  Gesandten 
des  Papstes,  sie  werden  nicht  aus  den  Kardinälen  bestinunt.  Die  Bot- 
schafter der  katholischen  Mächte  lassen  den  Nuntien  den  Vorrang.  — 
Diß  zweite  Klasse  besteht  aus  den  Internuntien  des  Papstes  und  den  Oe- 
sandten  im  engem  Sinne,  auch  ausserordentliche  Gesandte  und  bevoll- 
mächtigte Minister  genannt.  —  Die  Ministerresidenten  (ministres  risidmits) 
bilden  die  dritte  Klasse,  die  durch  den  Aachener  Kongress  eingeschoben 
wurde.  —  Zur  vierten  Klasse  gehören  die  Geschäftsträger  (chai^es 
d'affaires)  und  die  Gesandtschaftssekretäre,  die  während  der  Abwesenheit 
der  Gesandten  deren  Dienst  verrichten. 

[Nach  dem  Wiener  Reglement  von  1815  bestimmt  sich  der  Bang  der 
diplomatischen  Gesandten  in  jeder  Klasse  nach  ihrem  Dienstalter.  Dieses 
wird  durch  den  Zeitpunkt  der  amtlichen  Anzeige  ihrer  Ankunft  an  ihrem 
Amtssitze  festgestellt.  Das  Wiener  Beglement  enthält  keine  Neuemngen 
hinsichtlich  der  Vertreter  des  Papstes.]  i) 

670.  —  Die  Gesandten  der  ersten  Klasse  haben  den  sogenannten 
Bepräsentativcharakter.  Sie  sind  von  ihrem  Staate  nicht  nur  mit  der 
Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  dem  eigentlichen  Gegenstände 
ihrer  Amtstätigkeit  betraut,  sondern  sie  vertreten  auch  die  Person  und 
die  Würde  ihres  Souveräns,  wenn  ihnen  auch  nicht  dieselben  Ehren  er- 
wiesen werden,  wie  diesem.  —  Als  eine  wichtige  Folgerung  aus  dem  Be- 
präsentativcharakter ergibt  sich  das  dem  Botschafter  zuerkannte  Becht, 
Zutritt  zu  dem  Oberhaupte  des  Staates,  bei  dem  er  beglaubigt  ist,  zu 
verlangen  und  unmittelbar  mit  ihm  zu  verhandeln,  ein  Becht,  das  in 
unumschränkten  Monarchien  unter  Umständen  von  grosser  Bedeutung  sein 
kann.*^)  —  Die  Gesandten  der  zweiten  und  dritten  Klasse  mttssen  den 
Minister  des  Auswärtigen  schriftlich  ersuchen,  die  Gewährung  einer  Audienz 
beim  Souverän  erwirken  zu  wollen. 

Der  Kaiser  von  China  hat  sich  lange  geweigert,  fremden  Gesandten 
eine  persönliche  Audienz  zu  bewilligen.  Im  Jahre  1873  empfing  er  sie 
zum  ersten  Male  nach  langwierigen  Unterhandlungen,  an  denen  sich  die 
Gesandten  von  England,  Frankreich,  den  Verein.  Staaten,  den  Nieder- 
landen und  Bussland  beteiligt  hatten.  Diese  Zeremonie  wurde  im 
März  1891  wiederholt.^ 

Beim  Empfang  der  Gesandten  der  ersten  Bangklasse  findet  eine 
feierliche  Zeremonie  statt,  die  bei  den  einzelnen  Höfen  verschieden  ist.  — 
Ihre  Beglaubigungsschreiben  werden  von  ihren  Souveränen  unterzeichnet. 

671.  —  Die  Ehrenvorzttge,  die  allgemein  den  Gesandten  erster  Klasse 
zugestanden  werden,  sind  folgende:  1.  Der  Titel  Exzellenz,  den  aUe  ihnen 
im  mündlichen  oder  schriftlichen  Verkehre  zu  geben  haben,  mit  Ausnahme 
des  Souveräns,   bei  dem  sie  beglaubigt  sind.  —  2.  Das  Becht,  einen 

1)  [Diese  Bestimmung  wird  dahin  ausgelegt,  dass  sie  nur  den  bisherigen  Status 
quo  ante  bestätigt,  d.  h.  dass  sie  nur  den  Nuntien  des  Papstes  den  Vorrang  belisst 
Pie  Internuntien  des  Papstes  haben  daher  in  den  katholischen  L&ndern  nicht  den 
Vorrang  vor  den  Gesandten  der  andern  Mächte.  So  wurde  von  dem  bei  der  Refiierang 
von  Peru  beglaubigten  diplomatischen  Korps  gegenüber  dem  Gesandten  des  Papstes 
"'g^r.  Moncenni  im  Jahre  1878  entschieden  (vgl.  Pradier-Foder^,  Trait6  de  droit 


intern.  pubUc,  t  HI,  No.  1260  et  1288.)] 

2)  [Arthur  Besjardins,  La  Chine  et  le  Droit  des  gens,  Revue  des  Deox- 
Monde,  1.  Bec.  1900.] 

*)  8.  dagegen  üe  AmiM  Bimnard»  hei  Martene,  cp.  eii.,  Bd.  II,  8. 33.  —  8.  m^ 
Harimann,  op,  dt,  8.  92,  93. 
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Thronhiimnel  in  ihrem  Empfangssaale  za  haben.  —  3.  Das  Kecht,  sich 
während  der  Feierlichkeit  ihrer  Vorstellong  beim  Souverän  das  Haupt  zu 
bedecken,  wenn  der  Souverän  selbst  darin  vorgegangen  ist.  —  4.  Das 
Becht,  mit  sechs  Pferden  zu  fahren.  —  5.  Das  Becht  auf  militärische 
Ehren. 

Der  Brauch,  Gesandte  erster  Klasse  zu  beglaubigen,  hat  sich  auf 
die  Staaten,  denen  königliche  Ehren  zukommen,  beschränkt.  —  Der  Papst 
empftn^  Botschafter  nur  von  katholischen  Mächten. 

678.  —  Die  diplomatischen  Agenten  der  zweiten  und  dritten  Klasse 
vertreten  nicht  die  Person  und  die  Würde  ihres  Souveräns;  sie  vertreten 
nur  ihr  Land  und  zwar  in  den  Angelegenheiten,  die  den  Gegenstand 
ihrer  Sendung  bilden.  Sie  haben  keinen  unmittelbaren  Zutritt  zum  Staats- 
oberhanpte,  mttssen  vielmehr  durch  Vermittlung  des  Ministers  des  Aus- 
wärtigen eine  Audienz  nachsuchen. 

Die  Geschäftsträger  sind  nur  beim  Minister  des  Auswärtigen  be- 
glaubigt. Sie  sind  nicht  berechtigt,  zu  verlangen,  unmittelbar  mit  dem 
Staatsoberhaupte  zu  verhandeln.  Diesem  steht  es  natürlich  frei,  ihnen 
eine  Audienz  zu  gewähren. 

673.  —  Die  Yerschiedenheit  der  Sangklassen  bezieht  sich  tatsächlich 
nur  auf  die  Etikette  und  den  Vorrang.  Sie  begründet  keinen  Unterschied 
zwischen  den  Agenten  im  Hinblick  auf  ihre  diplomatischen  Befugnisse, 
ihre  Fähigkeit  zu  unterhandeln  und  ihre  Vorrechte.  —  Alle  haben  in 
gleicher  Weise  einen  amtlichen  Charakter,  der  ihnen  dieselben  Vorrechte 
und  dieselben  Befreiungen  verbürgt. 

Bang  und  Klasse  der  diplomatischen  Agenten  werden  ausschliesslich 
von  dem  Absendestaat  bestimmt.^) 

Nach  feststehendem  Brauche  schicken  sich  die  Staaten  gegenseitig 
nur  Gesandte  derselben  Kangklasse.  —  Trotzdem  ist  Frankreich  in  Bern 
durch  einen  Botschafter  vertreten,  während  der  Vertreter  der  Schweiz 
in  Paris  nur  den  Rang  eines  bevollmächtigten  Ministers  hat.  Es  ist 
einem  Staate  unbenommen,  von  diesem  Brauche  abzuweichen  und  Gesandte 
zu  empfangen,  die  einen  hohem  oder  niedern  Rang  haben  als  die,  die  er 
selbst  abordnet. 

674.  —  Der  Gesandte  wird  von  dem  amtlichen  Personal,  das  die 
diplomatische  Mission  bildet,  begleitet.  —  Dieses  Personal  setzt  sich  zu- 
sammen aus  den  Botschafts-  oder  Gesandtschaftsräten,  -Sekretären  oder 
-Attache,  den  Sekretären  der  päpstlichen  Nuntien  (uditori),  den  Kanzlern, 
Dohnetschem,  Dragomans  und  Kurieren.  —  Den  meisten  Gesandtschaften 
werden  Militärattaches,  Offiziere  des  Landheeres  oder  der  Seewehr  bei- 
geordnet, deren  Aufgabe  es  ist,  ihre  Regierungen  über  die  Zustände  der 
Heere  und  der  Kriegsflotten  der  andern  Staaten  zu  unterrichten. 

675.  —  Die  bei  derselben  Regierung  beglaubigten  diplomatischen 
Agenten  aller  Klassen  bilden  in  ihrer  Gesamtheit  das  diplomatische  Korps; 
es  ist  das  Sinnbild  der  Solidarität, .  die  die  Staaten  als  Mitglieder  dei* 
internationalen  Gemeinschaft  zusammenschliesst.  —  Das  diplomatische 
Korps  wendet  sich  zuweilen  mit  bestimmten  Erklärungen,  Verwahrungen 
oder  sonstigen  Vorstellungen  an  die  Staatsregierung,  wenn  es  glaubt,  dass 
sie  völkerrechtliche  Grundsätze  verletzt  oder  Vorrechte  seiner  Mitglieder 
missachtet  habe.  —  Vor  allem  tritt  es  in  die  Erscheinung  bei  gewissen 
öffentlichen  Feierlichkeiten  und  HOflichkeitserweisungen,  wie  z.  B.  bei  den 


1)  Das  diplomatische  und  Eonsniarkorps  in  Frankreidi  ist  namentlioh  durch  das 
Dekret  vom  17.  Januar  1891  reorganisiert  worden. 
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herkömmlichen  Glückwtlnschen  zum  neaen  Jahre,  zur  Geburt  eines  Prinzen 
oder  einer  Prinzessin  usw. 

676.  —  Die  diplomatischen  Agenten  sind  nicht  zu  verwechseln  mit: 
1.  den  Agenten,  die  ohne  amtlichen  Charakter  mit  irgend  einem  Auftrage 
betraut  worden  sind,  wie  z.  B.  der  Kapuziner  Joseph  Leclercq  du  Tremblay 
oder  die  berühmte  Eminenz  Qrise,  die  von  Richelieu  mit  mehrfachen  geheimen 
Botschaften,  so  nach  Spanien,  nach  Italien,  nach  Deutschland  und  an  den 
Reichstag  zu  Regensburg  entsandt  wurde.  —  2.  den  Konsuln,  die  die 
Handels-  und  wirtschaftlichen  Interessen  zu  aberwachen  haben  (vgl.  unten); 
—  3.  den  geheimen  Sendboten,  wie  z.  B.  dem  Ritter  Eon  de  Beanmont, 
der  als  Dame  verkleidet,  von  Ludwig  XV.  im  Jahre  1756  zur  Kaiserin 
Elisabeth  von  Russland  geschickt  wurde. 


Dritter  Abschnitt. 
Bestellung  der  Qesandten. 

677.  —  Der  Q^esandte,  der  ein  Staatsoberhaupt  bei  einem  andern 
Staatsoberhaupte  vertreten  soll,  muss  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Form  ermächtigt  werden  und  der  Souverän,  bei  dem  er  beglaubigt  wird, 
muss  die  Gewissheit  von  der  Eigenschaft  des  Gesandten  als  solchen  er- 
halten. 

Die  Vollmacht  und  der  Nachweis  für  diese  Vollmacht  ist  in  dem 
Beglaubigungsschreiben  (lettre  de  creance  —  litterae  fidei),  welches  das  Ober- 
haupt des  Absendestaates  an  den  Souverän  des  Empfangsstaates  richtet, 
enthalten.  Dies  Schreiben  gibt  den  Namen,  die  Titel  und  die  besondre 
amtliche  Eigenschaft  des  Agenten  sowie  den  allgemeinen  Gegenstand  seiner 
Sendung  an.  Der  Gesandte  wird  ferner  dem  Wohlwollen  des  Souveräns  mit 
der  Bitte  empfohlen,  dass  den  Erklärungen  des  Gesandten,  die  dieser  im 
Namen  des  absendenden  Staates  abgibt,  Glauben  geschenkt  werden  möge. 
—  Die  Form  dieser  Beglaubigungsschreiben  ist  bei  den  einzelnen  Staaten 
verschieden. 

Die  Beglaubigungsschreiben,  wodurch  ein  Agent  der  vierten  Klasse 
bevollmächtigt  wird,  werden  nicht  von  Souverän  an  Souverän  gerichtet, 
sondern  vom  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  des  Absendestaates 
an  den  entsprechenden  Minister  des  Empfangsstaates.  —  Die  nach  der 
Türkei  gesandten  diplomatischen  Agenten  müssen  ausser  den  an  den  Sultan 
gerichteten  Beglaubigungsschreiben  besondere  Schreiben  an  den  Grosswesir 
und  den  Reis-Effendi  haben. 

678.  —  Mit  seinem  Beglaubigungsschreiben  ausgerüstet  begibt  sich 
der  Gesandte  auf  seinen  Posten.  Er  hat  unverzüglich  nach  seiner  Ankunft 
an  seinem  Bestimmungsorte  den  Minister  des  Auswärtigen  von  seiner  An- 
wesenheit in  Kenntnis  zu  setzen.  —  Das  Beglaubigungsschreiben  wird  dem 
Staatsoberhaupte  in  einer  feierlichen  Empfangsaudienz  übeireicht.  Das 
hierbei  zu  beobachtende  Zeremoniell  richtet  sich  nach  dem  Orts- 
gebrauch. Es  ist  für  jede  Gesandtschaftsklasse  verschieden.  —  Eine 
authentische  Abschrift  des  Beglaubigungsschreibens  wii-d  vorher  dem 
Minister  des  Auswärtigen  zur  Geltendmachung  etwaiger  Bedenken  und 
Ausstellungen  behändi^. 

Nach  Überreichung  des  Beglaubigungsschreibens  ist  es  üblich,  dass  der 
Gesandte  Besuche  bei  den  Mitgliedern  der  Familie  des  Souveräns,  bei  den 
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höchsten  Staatsbeamten  und  bei  den  Mitgliedern  des  diplomatischen  Korps 
abstattet. 

679.  —  Die  in  dem  Beglanbigangsschreiben  enthaltene  Vollmacht 
endigt  mit  dem  Tode  des  Staatsoberhauptes  des  Absende-  wie  mit  dem 
des  Staatsoberhauptes  des  Empfangsstaates.  In  beiden  FäUen  sind  neue 
Beglaubigungsschreiben  zu  Überreichen.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Gesandte 
von  seinem  Souverän  in  eine  höhere  Klasse  befördert  wird. 

Auf  das  Beglaubigungsschreiben  wird  selten  eine  schriftliche  Antwort 
erteilt.    Die  Zulassung  des  Gesandten  gilt  als  solche. 

680.  —  SoD  der  Gesandte  einen  besondem  Staatsvertrag  vereinbaren, 
oder  soU  er  an  einem  Kongresse  teilnehmen,  so  erhält  er  eine  Vollmacht 
(pleins  pouvoirs),  die  ihn  berechtigt,  zu  unterhandeln  und  Verträge  abzu- 
schliessen.  Diese  Vollmacht  wird  meistens  vom  Staatsoberhaupte  unter- 
zeichnet und  vom  Minister  des  Auswärtigen  gegengezeichnet. 

Die  von  einem  Gesandten  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Vollmacht 
vorgenommenen  Handlungen  unterliegen  in  Ansehung  ihrer  Gültigkeit 
stillschweigend  der  Ratifikation  des  Absendestaates,  mag  der  Agent  mit 
einer  dauernden  oder  nur  mit  einer  vorübergehenden  Sendung  betraut 
v^orden  sein. 

Ausser  dem  Beglaubigungsschreiben  und  der  Vollmacht  erhält  der 
diplomatische  Agent  von  seiner  Begierung  Pässe,  die  es  ihm  ermöglichen, 
sich  auf  seiner  Reise  ttber  seine  Person  auszuweisen  und  fttr  sich  die 
Achtung  zu  erlangen,  die  seinen  hohen  Befugnissen  entspricht. 


Vierter  Abschnitt. 
Pflichten  der  diplomatbchen  Agenten. 

681.  —  Es  liegt  in  der  Natur  der  Verhältnisse,  dass  sich  die  haupt- 
sächlichen Amtspflichten  der  Gesandten  einer  rechtlichen  Abgrenzung 
entziehen.  Die  wichtigsten  von  Urnen,  die  die  politische  Leitung  der 
Staaten  betreffen,  lassen  sich  nur  durch  die  besondem  Verhaltungsmass- 
regehi,  die  dem  Gesandten  gegeben  werden,  bestimmen.  —  An  dieser 
Stelle  kann  nur  von  den  allgemeinen  Pflichten  die  Rede  sein. 

Diese  Pflichten  sind  zweierlei  Art:  solche  gegenttber  dem  Absendestaat, 
und  solche  gegenttber  dem  Empfangsstaate.  —  Heffter  sagt  (op.  cit.,  §  206) 
„Die  Summe  der  Pflichten  im  diplomatischen  Verkehr  ist  Treue  gegen  den 
eigenen  Staat;  Redlichkeit  gegen  den  fremden." 

682.  —  A.  —  Gegenüber  dem  Absendestaate.  Der  Gesandte 
hat  sich  vor  seiner  Abreise  ttber  den  Gegenstand  seiner  Sendung  sorgfältig 
zu  unterrichten  und  sich  durch  Einsicht  der  Archive,  früherer  Urkunden 
und  des  Schriftwechsels  seiner  Vorgänger  auf  sein  Amt  vorzubereiten, 
—  auf  seinen  Posten  angelangt,  hat  er  sich  zu  bemtthen,  Frieden  und 
Eintracht  aufrechtzuerhalten  und  etwaige  Grttnde  und  Anlässe  zur  Vor- 
eingenommenheit gegen  sein  Land  zu  zerstreuen.  Man  hat  die  Aufgabe 
der  Gesandten  zu  folgender  Formel  verdichtet:  der  Gesandte  muss  unter- 
handeln, beobachten  und  schtttzen. 

1.  Er  muss  unterhandeln,  d.  h.  er  hat  die  Rechtsansprüche  seines 
Souveräns  sowie  die  Interessen  seines  Landes  mit  G^chick  geltend  zu 
machen  und  sich  nach  Kräften  zu  bemtthen,  nach  allen  Seiten  hin  ver- 
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sQhnend  zu  wirken;  er  muss,  wie  Ch.  v.  Martens  bemerkt,  suaviter  in  modo 
und  fortiter  in  re  sein. 

2.  Er  muss  beobachten,  d.  h.,  er  muss  genaue  Erkundigungren  ttber 
die  Ereignisse  in  seinem  Aufentiialtslande  einziehen,  sich  über  die  selbst 
ausserhalb  des  Rahmens  seiner  Sendung  liegenden  Angelegenheiten  unter* 
richten,  falls  diese  nur  irgendwie  die  Interessen  seines  Landes  beeinflussen 
können;  er  muss  den  parlamentarischen  Verhandlungen  und  der  Polemik 
der  Presse  folgen,  etwaige  Kämpfe  um  Macht  und  Einfluss,  die  Bänke- 
spiele am  Hofe  und  die  Strömungen  der  öffentlichen  Meinung  ttberwachen^ 
eingehende  und  erschöpfende  Berichte,  und  zwar  nicht  nur  ttber  den  eigent- 
lichen Gegenstand  seiner  Sendung  sondern  ttber  alle  Dinge  von  öffent- 
lichem Interesse  erstatten.  Die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  gesitteten 
Staaten  sind  so  vielfältig  und  die  Bertthrungspunkte  so  zahlreich,  dass 
es  fttr  einen  Gesandten,  der  Beobachtungsgabe  besitzt,  ein  leichtes  ist, 
in  seinen  Berichten  eine  Fttlle  ntttzlicher  Aufschlttsse  niederzulegen,  die 
es  seinem  Staate  ermöglichen,  die  wirkliche  Macht,  das  Heer,  die  Flotte, 
die  Verwaltung,  die  Finanzen,  den  Handel,  die  Industrie,  die  Hilfsquellen 
usw.  des  fremden  Staates  richtig  zu  würdigen  und  zu  beurteilen.  ^ 

3.  —  Er  muss  die  Angehörigen  seines  Staates  schtttzen,  d.  h.  ihre 
Beschwerden  wegen  Rechtsverweigerung  oder  wegen  Vergewaltigung 
seitens  der  Beamten  der  fremden  Regierung  untersttttzen  und  zur  Geltung 
bringen.  Er  darf  aber  seinen  Landsleuten  erst  dann  helfen,  wenn  sie 
sich  zuvor  vergebens  an  die  Landesbehörden  gewandt  und  die  ordentlichen 
Rechtsmittel  erschöpft  haben.  Der  Gesandte  muss  bei  den  Fragen,  die 
er  in  diesem  Falle  anzuregen  hat,  mit  Behutsamkeit,  Takt  und  Mässigung 
vorgehen.  Er  kann  nur  beim  Minister  des  Auswärtigen  vorstellig  werden 
und  hat  sich  zu  httten,  irgend  einen  Druck  auf  die  örtlichen  Verwaltungs- 
oder Gerichtsbehörden  auszuttben  (No.  303).  —  Diese  Schutzpflicht  teilt 
der  Gesandte  gleichzeitig  mit  den  Konsuln  seines  Staates,  ttber  die  er 
die  Aufsicht  ftthrt. 

683.  —  B  —  Gegenüber  dem  Empfangsstaate  hat  der  Gesandte  es 
zu  vermeiden,  sich  in  die  Angelegenheiten  der  innem  Verwaltung  einzu- 
mischen, er  muss  die  Verfassung  achten;  sich  jeder  Beleidigung  der 
Regierung  oder  der  staatlichen  Einrichtungen  enthalten;  selbst  im  Falle 
von  Schwierigkeiten  darf  er  die  dem  Fürsten  gebtthrenden  Rücksichten 
nicht  vernachlässigen,  vielmehr  hat  er  die  Vorschriften  der  Etikette 
und  des  Zeremoniells  gegenttber  dem  Souverän  und  den  Mitgliedern  der 
landesherrlichen  Familie  zu  beobachten;  -  er  hat  seine  Anteilnahme  bei 
den  frohen  Ereignissen,  wie  den  Geburten,  Vermählungen  und  bei  den 
Schicksalsschlägen,  wie  den  Todesfällen  usw.,  die  das  Staatsoberhaupt 
oder  dessen  Familie  betreffen,  zu  bekunden. 

Er  darf  den  religiösen  Glauben  des  Volkes  nicht  verletzen;  er  hat 
die  Nationalsitten,  ja  selbst  die  Vorurteile,  die  von  den  ungebildeten 
Volksmassen  besonders  eifersüchtig  gewahi't  werden,  zu  achten;  er  muss 
sich  an  den  öffentlichen  Festlichkeiten  beteiligen,  soweit  er  dadurch  nicht 
bei  seinem  eigenen  Volke  Anstoss  erregt,  denn  sein  Fembleiben  könnte 
unter  Umständen  als  eine  Kränkung  aufgefasst  werden. 

Der  fremde  Gesandte  muss  sich  httten,  innere  Unruhen  zu  schttren. 


1)  [Die  eigenartige  Stellung  der  diplomatischen  Agenten  muss  dem  Absende- 
staate eine  gewisse  Aufsicht  selbst  über  deren  Privatleben  gestatten.  So  untersagt 
das  franzosische  Deloret  Tom  19.  April  1694  den  Agenten  und  Beamten  des  diploma> 
tischen-  und  Konsulardienstes  eine  Heirat  ohne  Genehmigung  des  Ministers  des  Aus- 
wärtigen zu  schliessen  (R.  D.  I.  P.,  t  I,  Boeuments,  p.  SO).] 
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Aufstände  zu  erregen  and  Beamte  durch  Bestechangen  zu  verleiten;  — 
er  hat  jeglichem  Ränkespiel  mit  der  parlamentarischen  Opposition  oder 
mit  andern  Parteien  aus  dem  Wege  zu  gehen;  auch  darf  er  nicht  die 
Kritik  von  Begierung&handlungen  billigen.  —  Im  Jahre  1848  begünstigte 
der  englische  Gesandte  in  Madrid,  Henry  Bulwer,  die  dortigen  Aufständischen. 
Die  spanische  Regierung  liess  ihm  seine  Pässe  zustellen  und  die  diplomatischen 
Beziehungen  zwischen  Spanien  und  Grossbritanien  wurden  abgebrochen.^) 


Fünfter  Abschnitt. 

Vorrechte  und  Befreiungen  der  diplomatischen  Agenten.'^) 

684.  —  Der  Gesandte  hat  die  Ansprüche  und  die  Interessen  des 
Staates,  dessen  Bevollmächtigter  er  ist,  mit  Festigkeit  und  Treue  zu 
vertreten.  —  Sein  Wort  muss  frei  sein.  —  Da  ihm  zui-  Sicherheit  seiner 
Freiheit  keine  Gewalt  hilfreich  zur  Seite  steht,  so  muss  das  Völkerrecht 


l;  [F&Ue  der  ElnmischuDg  diplomatischer  Agenten  in  die  innem  Angelegen- 
heiten des  Staates,  bei  dem  sie  beglaubigt  siod,  sind  ziemlich  häufig.  —  In  Frank- 
reich hat  der  Nuntius  des  Papstes  zu  wiederholten  Malen,  so  in  den  Jahren  1833,  1826, 
1850,  1865,  1870,  1887  und  1894  nnmittelbar  mit  der  nationalen  Geistlichkeit  brieflich 
verkehrt  und  sie  zum  Widerstand  gegen   die  Staatsgewalt  ermuntert  (R.  D.  I.  P., 
t.  I,  p.  487).  —  Desgleichen  hat  sich  in  Osterreich  der  Nuntius  Mgr.  Agliardi  unrecht- 
m&sslK  in  die  Angelegenheiten  des  Staates,  in  dem  er  seinen  Amtssitz  hatte,  eingemischt 
(vgL  JNo.  388,  Anm.)  —  Es  gibt  andere  Beispiele  für  das  ungeziemende  Verhalten 
diplomatischer  Agenten  gegenüber  ihrem  Empfangsstaate.    Im  Jahre  1856  wurde  der 
englische  Gesandte  in  Washington,  Mr.  Grampton,  ausgewiesen,  weil  er  in  den  Verein. 
Staaten  den  Neutralitatsgesetzen  zuwider  Werbungen  für  das  englische  Heer  in  der 
Krim   vorgenommen  hatte.  —  Im  Jahre  1888  wurde  der  Gesandte  Englands  bei  den 
Verein.  Staaten,  Lord  Sackville,  zurückgesandt,  weil  er  in  einem  Privatbriefe,  der 
vom  Empfanger  veröffentlicht  worden  war,  denjenigen  Kandidaten  für  die  Präsident- 
schaft der  Republik  bezeichnet  hatte,  dessen  Wahl  für  die  Erhaltung  der  guten  Be- 
ziehungen zwischen  England  und  den  Verein.  Staaten  seiner  Ansicht  nach  am  vorteil- 
haftesten sein  würde.  —  Vgl.  auch  den  bereits  zu  No.  329,  Anm.,  erwähnten  Zwischen- 
fall, der  sich  im  Jahre  1895  zwischen  der  Regierung  von  Venezuela  und  den  Agenten 
Deutschlands,  Belgiens,  F^nkreichs  und  Spaniens  zugetragen  hat  (R.  D.  1.  P.,  t.  II, 
p.  344).  —  Der  bei  einer  Regierung  beglaubigte  Agent  darf  sich  auch  nicht  in  die 
Zwistigkeiten  einmischen,  die  diese  Regierung  mit  einer  fremden  hat.    Im  Jahre 
1734  begleitete  der  französische  Gesandte  in  Polen,  liarqnis  Monti,  den  König  von 
Polen  nach  Danzig,  nahm  mit  ihm  an  den  Belagerungsoperationen  teil  und  liess 
Stanislaus  entkommen;  nachdem  er  von  den  Russen,  die  die  Stadt  belagerten,  gefauffen 
genommen  worden  war,  gab  man  ihn  trotz  der  Beschwerden  Frankreichs  nicht  frei 
(Rivier,  Principes,  t.  I,  p.  511).  —  Der  spanische  Gesandte  in  den  Verein.  Staaten, 
Dupny  de  Lome,  bemängelte  in  einem  Briefe  an  einen  Freund  in  der  Havanna  das 
Verhalten  der  Verein.  Staaten  gegenüber  Spanien,  wobei  er  den  Präsidenten  McKinley 
ziemlich  scharf  angriff.    Infolge  einer  Unterschlagung  geriet  der  Brief  in  die  Hände 
der  amerikanischen  Behörden.    Sobald  diese  Tatsache  bekannt  wurde,  reichte  Dupuy 
de  Lome  seine  Entlassung  bei  seiner  Regierung  ein;  aber  die  Verein.  Staaten   ver- 
langten einen  ausdruckhchen  Widerruf  und  Entschuldigungen  f&r  die  Beleidigung 
ihres  Präsidenten.    Spanien  weigerte  sich,  dieser  Forderung  zu  willfahren;  schliessUch 
wurde  die  Angelegenheit  aber  doch  beigelegt    Nichtsdestoweniger  verschlechterte 
dieser  Zwischenfiall  das  bereits  gespannte  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Ländern. 
Snanien  und  die  Verein.  Staaten   gerieten  denn   auch  bald  in  S^rieg  miteinander 
(K.  D.  I.  P.,  t.  V,  p.  638-639).    VgL  wegen  eines  andern  Briefes  Dupuys  de  Ldme,  der 
im  Jähre  1896  veröffentlicht  wurde,  R.  D.  I.  P.,  t.  VII,  p.  612  et  s.    Dieser  Brief  be- 
findet sich  ebenda,  p.  609,  Anm.  1.  —  S.  noch  andere  FaUe  von  Einmischungen 
fremder  Gesandten  in  die  innem  Angelegenheiten  eines  Staates,  R.  D.  L  P.,  t  VlI, 
p.  61S,  Anm.  2  u.  3.] 

*)  Seholt tu  OrünkiUi Zätaekriftf.  VFrivaU  u.öfenU.  BeMXXVI  (1898),  8.  SS-^UO 
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ihm  einen  nachhaltigen  und  wirksamen  Schatz  gewähren,  einen  Schutz,  der 
stärker  sein  mnss  als  der,  der  jedem  Fremden  im  Aaslande  zokommt.  — 
Jede  mittelbare  and  anmittelbare  Beschränknng  and  jeder  derartige  Ein- 
griff in  die  Freiheit  seines  Wortes  ist  zu  vermeiden. 

Nach  einer  altttberkommenen,  allenthalben  geachteten  Überliefenmg 
erfreuen  sich  die  Gesandten  einer  besondem  Hochachtang,  eines  beson- 
dem  Ansehens.  Trotzdem  fehlt  es  in  der  Geschichte  leider  nicht  an 
Beispielen  von  Anschlägen  gegen  Gesandte,  so  wurden  die  Gtesioidten 
Franz  I.  auf  mailändischem  Gebiet  ermordet,  desgleichen  die  beiden  Be- 
vollmächtigten des  Direktoriums  auf  dem  Rastatter  Eongress,  Bonnier 
d'Alco  und  de  Roberjot,  am  28.  April  1798.*)  —  Diese  von  allen  Schrift- 
stellern gebrandmarkten  Rechtsbrüche  vermögen  keineswegs  die  Be^t- 
mässigkeit  der  durch  das  Staatenherkommen  oder  durch  die  Landesgesetze 
zugelassenen  Regeln  zu  erschüttern. 

685.  —  Das  heutige  Völkerrecht  räumt  den  diplomatischen  Agenten 
den  Genuss  gewisser  Vorrechte  und  Befreiungen  ein.  —  Grund  und  Ver- 
anlassung zu  diesen  Vergünstigungen  beruhen  auf  der  Unabhängigkeit, 
dessen  der  Gesandte  dem  Empfangssta.ate  gegenüber  teilhaftig  sein  mnss. 
—  Der  Grundsatz  der  diplomatischen  Vorrechte  stützt  sich  auf  das 
wechselseitige  Interesse  der  Staaten.  Dies  Interesse  lässt  es  nicht  zu, 
dass  die  Gesandten  in  ihrer  Persönlichkeit  oder  in  ihrem  Vermögen  Ein- 
griffen ausgesetzt  werden,  die  ihre  Handlungsfreiheit  lähmen  und  den 
intemationsäen  Verkehr,  dem  sie  als  Vermittler  dienen  sollen,  erschweren 
würden. 

„Das  VölkeiTCcht,  so  sagt  Montesquieu,^)  will,  dass  die  Fürsten 
einander  Gesandte  schicken  und  die  Vernunft,  die  aus  der  Natur  der 
Bache  folgt,  lässt  es  nicht  zu,  dass  diese  Gesandten  von  dem  Souverän, 
an  den  sie  abgeordnet  werden,  und  von  dessen  Gerichten  abhängen.  Ihr 
Wort  ist  das  Wort  des  Fürsten,  der  sie  entsendet,  und  dieses  Wort  muss 
frei  sein.  Kein  Hindernis  daif  sich  ihrer  Wirksamkeit  in  den  Weg  steUen. 
Sie  können  oft  Missfallen  erregen,  weil  sie  an  Stelle  einer  unabhängigen 
Persönlichkeit  sprechen.  Man  könnte  sie  wegen  Verbrechen  zur  Rechen- 
schaft ziehen,  wenn  sie  wegen  Verbrechen  bestraft  werden  könnten.  Man 
könnte  sie  für  Schulden  verantwortlich  machen,  wenn  sie  wegen  Schulden 
verhaftet  werden  könnten.  Der  natürliche  Stolz,  der  jedem  Fürsten  an- 
geboren ist,  lässt  es  nicht  zu,  dass  der  Fürst  durch  den  Mund  eines  Mannes 
redet,  der  alles  zu  fürchten  hat.  Man  niuss  daher  in  Ansehung  der  Ge- 
sandten den  Gründen  Rechnung  tragen,  die  auf  dem  Völkerrechte  beruhen, 
und  nicht  denen,  die  sich  aus  dem  politischen  Rechte  ableiten  lassen. 
Missbrauchen  also  die  Gesandten  ihre  Vertretungsmacht,  so  setzt  man  ihr 
ein  Ende  und  weist  die  Gesandten  in  ihr  Land  zurück;  man  kann  die 
Gesandten  sogar  bei  ihrem  Herrn  verklagen,  der  dadurch  zu  ihrem  Richter 
und  Mitschuldigen  wird.^ 

„Das  Naturrecht  legt  allen  Souveränen  die  Verpflichtung  auf,  sich 
den  Dingen  zu  fttgen,  ohne  die  die  zwischen  den  Nationen  von  der  Natur 
geschaffene  Gesellschaft  nicht  gepflegt  und  gefördert  werden  kann:  hier- 
her gehört  namentlich  der  schiiftliche  gegenseitige  Verkehr,  die  Beratung 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Schlichtung  von  Zwistigkeiten. 
Die  Gesandten  und  die  andern  Bevollmächtigten  des  Staates  sind  die  not- 


1)  Montesquieu,  Esprit  des  lois,  liv.  26,  eh.  21.  —  Bynkershoek,  De  foro 
legatorum,  cap.  S,  §  2. 

*)  Hüffer,  Der  SattaUer  Kmgrm  w^  die  zuieUe  KoaüHm,  1878^  1879. 
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wendigen  Mittelspersonen,  die  diese  Gesellscbaft  und  den  schriftlichen 
Verkehr  zwischen  den  Staaten  erhalten.  Ihr  Amt  yermag  indessen  seinen 
Zweck  nicht  zu  erreichen,  wofern  es  nicht  mit  allen  den  Vorrechten  aus- 
gestattet ist,  die  den  rechtmässige^  Erfolg  verbürgen  und  die  eine  freie 
und  getreuliche  Austtbung  in  ToUer  Sicherheit  verleihen.  Dasselbe  Völ- 
kerrecht, das  die  Nationen  zwingt,  fremde  Gesandte  zuzulassen,  zwingt 
sie  offenbar  auch,  diese  Gesandten  mit  allen  den  Rechten  und  Privilegien 
zu  empfangen,  die  erforderlich  sind,  um  die  Ausübung  ihrer  Befiignisse 
za  gewährleisten.  Es  ist  leicht  begreiflich,  dass  eines  dieser  Vorrechte  die 
Unabhängigkeit  von  der  Gerichtsbarkeit  sein  muss.  Ohne  sie  würde  die 
unerlässliche  Sicherheit  des  Gesandten  nur  fragwürdig  sein,  denn  man 
könnte  ihn  unter  tausenderlei  Yoi-wänden  belästigen,  verfolgen  und  ver- 
gewaltigen. Oft  wird  der  Gesandte  mit  Aufträgen  betraut,  die  dem 
Fürsten,  zu  dem  er  abgeordnet  ist,  höchst  unliebsam  sind.  Besässe  dieser 
Fürst  irgend  eine  Macht  oder  die  gewöhnliche  souveräne  Gewsdt  über 
ihn,  so  könnte  man  von  dem  Gesandten  kaum  erwarten,  dass  er  die 
Befehle  seines  Herrn  mit  der  notwendigen  Treue,  Festigkeit  und  Frei- 
mütigkeit vertreten  würde.  Es  ist  wesentlich,  dass  er  keinen  Richter  zu 
fürchten  hat  und  dass  er  von  seiner  Amtstätigkeit  nicht  durch  irgend 
welche  Schikanen  abgelenkt  werden  kann.^^) 

Die  den  diplomatischen  Agenten  nach  der  derzeitigen  Staatenpraxis 
und  der  Doktrin  gebührenden  Vorrechte  lassen  sich  in  drei  Gruppen 
teilen:  in  die  Unverletzlichkeit  oder  Unantastbarkeit,  die  Befreiung  von 
der  Gerichtsbarkeit  und  die  Höflichkeitsvorrechte. 

[Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Versammlung  in  Cambridge 
im  August  1895  ein  Reglement  über  die  diplomatischen  Immunitäten  aus- 
gearbeitet und  ein  solches  mit  17  Artikeln  angenommen.^] 


§  1.  —  UnverlotzUehktIt 

686.  —  „Die  Unverletzlichkeit,  so  sagt  Calvo,  ist  eine  Eigenschaft, 
ein  Charakter,  der  die  damit  ausgerüstete  Person  über  jeden  Angriff  und 
jede  Verfolgung  erhebt.  Das  Recht  der  Gesandten  auf  dieses  Privileg 
entzieht  sich  jeder  Erörterung;  es  beruht  nicht  auf  blosser  Höflichkeits- 
Sitte,  sondern  auf  Notwendigkeit.  In  der  Tat  wären  die  Diplomaten  ohne 
die  unbedingte  und  unbeschränkte  ünverletzlichkeit  ihrer  Person  der  VTill- 
kür  des  von  ihnen  bewohnten  Landes  völlig  preisgegeben,  und  ihr  Charakter 
würde  darunter  derart  leiden,  dass  selbst  die  Ausübung  ihrer  Befugnisse 
gefährdet  wäre  ...  Es  würde  einem  Gesandten  schwer  fallen,  seines 
Amtes  mit  der  erforderlichen  Würde,  Freiheit  und  Sicherheit  zu  walten, 
wenn  er  in  irgend  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  dem  Souverän 
stände,  bei  dem  er  beglaubigt  ist.*^') 

Der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  der  diplomatischen  Agenten  be- 
herrscht das  ganze  Gesandtschaftsrecht;  er  gehört  zu  einer  der  ältesten 
Offenbarungen  des  Völkerrechts.  —  Die  Unverletzlichkeit  ist  das  grund- 
legende Privileg:  aus  ihm  lassen  sich  alle  andern  Vorrechte  durch  Schluss- 
folgerung ableiten.  Die  Unverletzlichkeit  bezieht  sich  auf  die  Person  und 
auf  die  Wohnung  des  Gesandten. 


1)  Vattel,  Droit  des  gens,  liv.  4,  chap.  7,  §  92. 

2)  [Annuau-e  de  l'Jnstitnt,  t  XIV,  203.  -  ^ 


m,  i,xu.«u<»u^  UV  «J1AOWI.U*,  «^  Ai-T,  Avu.  —  Dupuis,  L'Institut  de  Droit  intern., 
sesdon  de  Cambridge  (aout  1895)  (R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  531).] 
3)  CaWo,  op.  dt,  t.  ni,  §  1481. 
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887.  —  A.  —  Unverletzlichkeit  oder  Unantastbarkeit  der  PeraoiL 
—  Die  Unverletzlichkeit  der  diplomatischen  Agenten  ist  eine  notwendige 
Folgerung  aus  den  Grundrechten  der  Unabhängigkeit,  der  Souveranitkl 
und  der  gegenseitigen  Achtung  der  Staaten  (No.  268  u.  ff.)-  ~  I^^^  Gesandten 
sind  die  Vertreter  der  Staaten.  Jeder  Angriff  gegen  den  (Gesandten  richtet 
sich  gegen  dessen  Heimatstaat  selbst,  er  ist  eine  Beleidigung  der  Nation 
des  Gesandten.  —  Er  ist  aber  auch  eine  mittelbare  Beleidigung  der  andern 
Staaten,  ein  Verstoss  gegen  das  Völkeirecht  und  gegen  die  Sicheriiät 
aller  Nationen.  —  Alle  Mitglieder  der  grossen  internationalen  Gemeinschaft 
haben  ein  Interesse  daran,  dass  die  Unrerletzlichkeit  der  Gesandten  an- 
erkannt, geachtet  und  gewährleistet  werde.  Alle  sind  berechtiget,  die 
Beschwerden  des  Staates,  der  in  der  Person  seines  Vertreters  verletzt 
worden  ist,  zu  unterstützen. 

Der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  wird  von  der  Praxis  aller  Staaten 
sowie  von  sämtlichen  Schriftstellern  anerkannt.  Er  gilt  heute  als  ein 
Axiom  des  Volkerrechts. 

688.  —  Phillimore  (Com.  upon  intern,  law,  t.  II,  p.  153)  fasst  die 
Regeln  der  Unverletzlichkeit  in  folgende  sechs  Sätze  zusammen:  a)  Das 
Vorrecht  der  Unverletzlichkeit  erstreckt  sich  auf  alle  Klassen  der  Gesandten, 
die  ihren  Souverän  und  ihr  Land  regelrecht  vertreten. 

b)  Das  Vorrecht  ergreift  auch  alle  diejenigen,  die-^u  dem  amtlichen 
und  nichtamtlichen  Personal  der  Sendung  gehören,  einschliesslich  die  Familie 
und  das  Gefolge  des  Gesandten  (Heffter,  op.  cit.,  §  212). ^ 

c)  Es  bezieht  sich  auf  alle  zur  Wahrnehmung  seines  Amtes  notwendigen 
Gegenstände  und  Handlungen.  Die  Gegenstände,  die  mit  der  Person  des 
Gesandten  oder  mit  dessen  Wtlrde  unmittelbar  zusammenhängen,  sind 
namentlich  seine  persönliche  Habe,  seine  Wohnung,  seine  Wagen,  seine 
Papiere  usw.  —  Sein  Briefwechsel  muss  durchaus  frei  sein.  Die  Unver- 
letzlichkeit bedingt  zu  Gunsten  des  Gesandten  die  vollkommene  Freiheit, 
mit  seiner  Regierung  schriftlich  zu  verkehren,  Briefe  und  Depeschen  ab- 
zusenden und  zu  empfangen,  sei  es  durch  eigene  Kuriere,  die  sich  als 
solche  ausweisen,  oder  durch  Benutzung  der  örtlichen  Postanstalten.  Im 
letztern  Falle  müssen  Briefe  und  Depeschen  durch  deutliche  Zeichen  als 
diplomatische  zu  erkennen  sein.  In  Friedenszeiten  ist  die  Eröffnung  von 
Schreiben,  die  für  diplomatische  Missionen  bestimmt  sind  oder  von  solchen 
herrühren,  eine  offenbare  Verletzung  des  Völkerrechts  (Geffcken-Heffter, 
op.  cit.,  §  207,  Anm.  7).3) 

d)  Das  Vorrecht  beginnt  mit  dem  Tage,  wo  der  Gesandte  das  Gebiet 
des  Staates,  an  den  er  abgeordnet  worden  ist,  betritt,  falls  seine  Sendung 
vorher  angekündigt  worden  war;  jedenfalls  aber  mit  dem  Tage,  an  dem 

1)  [Am  20.  August  1662  wurde  der  Wagen  der  fransösischen  Qesandtschafteria 
in  Rom,  der  Herzogin  von  Grequi,  —  in  Verkennung  der  oben  gedachten  Regel  — 
von  den  im  Dienste  des  Papstes  stehenden  Korsen  angeffriffen  (de ICouy,  L'ambassade 
du  duc  de  Cr^qui,  1898,  t.  I,  p.  348).  —  Auch  gegenüber  der  Dienerschaft  des  Ge- 
sandten ist  die  Unverletzlichkeit  anerkannt  worden,  siehe  Fälle  in  der  R.  D.  I.  P., 
t.  I,  p.  852.] 

9)  [Im  Dezember  1893  nahmen  die  spanischen  ZoUbeamien  von  Iran  die  Sicke 
nnd  Depeschen  des  Karters  det  französischen  Botschaft  zu  Madrid  in  Beschlag  und 
hielten  den  Kurier  vierandzwanzig  Standen  fest.  Auf  die  Beschwerde  der  franzö- 
sischen Regierung  entsetzte  die  spanische  Regierung  den  Zollkontrolleur  von  In» 
seines  Amtes  (R.  D.  I.  P^  t.  I,  p.  60).  *-  Besitzt  eine  Macht  das  Monopol  an  unter- 
seeischen Kabeln,  so  kann,  namentlich  wenn  diese  Macht  in  einen  Krieg  verwickelt 
ist,  die  Absendung  von  Mitteilnngen  fremder  Gesandten  an  ihre  Regierungen  eine 
Verzögerang  erleiden.  Vgl  die  Vorsinge  votii  Muv  IS^  während  des  englisch- 
südafrikanischen  Krieges,  No.  588]. 
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er  seine  Eigenschaft  dnrch  Vorlegung  seiner  Pässe  oder  seines  Beglaubigungs- 
schreibens bekannt  gegeben  hat. 

e)  Das  Vorrecht  besteht  während  der  ganzen  Daner  seiner  Sendung, 
iw^ährend  der  ganzen  Zeit  seines  Aufenthaltes,  bis  zn  dem  Augenblicke,  wo 
er  die  Grenzen  des  Staates  Überschreitet. 

f )  Die  ünverletzUchkeit  des  Gesandten  bleibt  trotz  des  Abbruchs  der 
diplomatischen  Beziehungen  zwischen  dem  Absende-  und  dem  Empfangs- 
staate ^)  und  trotz  einer  Kriegserklärung  oder  selbst  eines  Beginnes  von 
Feindseligkeiten  bestehen  und  dauert  solange,  bis  der  Gesandte  das  Gebiet 
verlassen  hat. 

689.  —  Schützt  die  Unverletzlichkeit  den  diplomatischen  Agenten 
auch  in  den  fremden  Ländern,  durch  die  er  reisen  muss,  um  sich  aus 
dem  Absendestaat  nach  dem  Staate  seiner  Amtstätigkeit  zu  begeben, 
vorausgesetzt,  dass  er  seine  Eigenschaft  nachgewiesen  und  die  Ermächtigung 
zur  Durchreise  erlangt  hat?  —  Die  Frage  ist  bestritten.  —  Grotius, 
Bynkershoek,  Gentilis,  Zeuch,  Wicquefort,  Heffter,  Calvo, 
Carnazza-Amari  neigen  zu  der  Ansicht,  dass  das  dem  Diplomaten  ge- 
btthrende  Vorrecht  nur  innerhalb  der  Grenzen  des  Staates,  bei  dem  der 
Gesandte  beglaubigt  ist,  Geltung  habe.  —  Unseres  Erachtens  muss  man 
aber  mit  Vattel,  Merlin,  v.  Holtzendorff,  Elttber,  v.  Martens, 
Wheaton,  Travers  Twiss,  Lorimer  u.  a.  annehmen,  dass  die  Beleidi- 
gung, Festnahme  und  Vergewaltigung  eines  fremden  Gesandten  eine  Krän- 
kung des  Absendestaates  und  demnach  eine  Verletzung  des  Gesandtschafts- 
rechtes ist,  an  dem  alle  Staaten  teilhaben;  es  liegt  hierin  eine  Verkennung 
der  Eigenschaft  des  Gesandten,  einer  Eigenschaft,  die  ihm  rechtmässig  von 
seinem  Staate  zugewiesen  worden  ist.  Wiewohl  der  Gesandte  kraft  seines 
Amtes  nur  berechtigt  ist,  mit  andern  Staaten  zu  verhandeln  und  Verträge 
zu  vereinbaren,  so  ist  er  doch  der  Vertreter  seines  Staates  und  es  ist  <Ue 
Würde  dieses  letztern,  die  in  der  Person  des  Gesandten  geachtet  werden 
muss.  Hierzu  kommt,  dass  der  Durchrdsestaat  mit  der  Genehmigung  der 
Durchreise  die  Eigenschaft  des  Gesandten  als  solchen  anerkannt  hat. 

Vattel  beschränkt  das  Vorrecht  ganz  richtig  auf  den  Fall  der  „un- 
schädlichen Durchreise^  (passage  innocent).  Ist  die  Beise  verdächtig  und 
liegt  Grund  zu  d^n  Argwohn  vor,  dass  der  fremde  Gesandte  seine  freie 
Durchreise  missbrauchen  wttrde,  um  VerschwörnngM  zu  untersttttzen  oder 
Unrahen  zu  erregen,  so  kann  man  ihm  die  Durchreise  verbieten,  oder 
die  Regierung  kann  alle  Schutzmassregeln  gegen  einen  etwaigen  Missbrauch 
seiner  Fr^eit  treffen,  ohne  jedoch  die  Ifitg^eder  der  durchreisenden 
Gesandtsdiaft  zu  belästigen.  —  Der  Gesandte,  der  als  solcher  von  der 
Regitttmg  des  Durchreisestaates  nicht  anerkannt  wird,  ist  in  diesen 
Lande  tatsächlich  nur  ein  einfacher  Privatmann.  —  In  Eriegszdten  ist 
er  nur  dann  in  Sicherheit,  wenn  er  im  Besitze  eines  Geleitbriefes  ist. 

990.  —  Das  Vorrecht  der  Unverletzlichkeit  schützt  den  Gesandten 
auch  wider  seinen  Willen,  denn  die  unbedingte  Unabhängigkeit,  die  durch 
dies  Privileg  gewahrt  und  erbalten  wird,  liegt  mehr  im  Int^*esse  der 
Wttrde  des  Landesherm  und  der  Souveränität  des  vertretenen  Staates 
als  in  dem  der  Person  des  Gesandten.  —  Dieser  kann  mithin  nicht  auf 
die  Unverletzlichkeit  verzichten.  —  Sie  wird  ihm  nicht  um  seinetwillen 
gewährt;  sie  ist  ein  Aacfat,  das  mit  seiner  Eigraschaft  ontrenabar  uad 
unlSslich  vorknfipft  ist.  Der  Gesandte  hat  die  Pflidit,  die  Unabhängigkeit 
des  vertretenen  Staates  üi  seiner  Person  zur  Anerkenmmg  zu  bringen. 

1)  Lehr,  Manuel  thterique  et  pnAiqfue  des  agtnts  dipJMHiliqaes  No.  1004-1009. 
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691.  —  Die  Unverletzlichkeit  schützt  den  Gesandten  gegen  Anschl&ge 
gewöhnlicher  Privatleute,  wie  auch  gegen  Angriffe  der  Regierung.  ^) 

Wer  dies  Vorrecht  verletzt,  verttbt  ein  völkerrechtliches  Vergehen 
und  fast  stets  auch  ein  Vergehen,  das  von  den  Landesgesetzen  gea]bndet 
wird.  Fast  sämtliche  positive  Oeisetzgebungen  bestrafen  die  gegen  firemde 
Gesandte  begangenen  Beleidigungen  (Frankreich,  Gesetz  vom  29.  Juli  1881, 
Art  37  und  47  und  Gesetz  vom  16.  März  1893.  —  Deutsches  Stra^esetz- 
buch,  §  104.  —  österreichisches  Strafgesetzbuch,  Art.  494.  —  Belgis<^es 
Gesetz  vom  12.  März  1858,  Art.  6  und  7.  —  Niederländisches  Strafgresetz- 
buch,  Art.  118  und  119.  —  Portugiesisches  Strafgesetzbuch,  Art.  159.  — 
Russisches  Strafgesetzbuch,  Art.  261). 

Der  beleidigte  Gesandte  hat  sich  an  die  Regierung  des  Staates  seines 
Amtssitzes  zu  wenden.  Auf  seine  Beschwerde  muss  der  Übeltäter  von 
den  Landesgerichten  verfolgt,  abgeurteilt  und  bestraft  werden.  —  Wird 
Genugtuung  verweigert,  so  berichtet  der  Gesandte  an  seinen  Staat  und 
ersucht  um  Weisungen.  —  Je  nach  den  Umständen  kann  er  sogar  seine 
Pässe  verlangen. 

692.  —  Wenn  ein  Beamter  oder  ein  Mitglied  der  Staatsregierung  in 
dieser  seiner  Eigenschaft  den  fremden  Gesandten  beleidigt,  so  ist  die 
Regierung  verpflichtet,  dem  in  der  Person  seines  Vertreters  gekränkten 
Staate  Genugtuung  zu  gewähren.  Die  Art  dieser  Genugtuung  wird  je 
nach  den  Umständen  verschieden  sein:  aber  eine  Genugtuung  muss  in 
jedem  Falle  geleistet  werden.  Sie  wird  in  füerlichen  Erklärungen,  in 
Entschuldigungen  oder  aber  in  der  Bezahlung  einer  Entschädigung  be- 
stehen, wenn  ein  wirklicher  Nachteil  die  moralische  Beleidigung  begleitete 
oder  ihr  nachfolgte.  —  Wird  Genugtuung  verweigert,  so  ist  der  in  seiner 
Ehre  geki'änkte  und  in  seiner  Unabhängigkeit  verletzte  Staat  berechtigt, 
zu  Zwangsmitteln,  zu  Repressalien,  ja  sogar  zun)  Kriege  zu  schreite. 
Er  entscheidet  allein  über  die  Mittel,  die  er  anwenden  will,  um  sich 
wegen  der  erlittenen  Unbill  Sühne  zu  verschaffen  und  die  Versagung  der 
Genugtuung  zu  strafen.  Die  Beleidigung,  die  der  Dey  von  Algier  dem 
französischen  Generalkonsul  zufügte,  führte  zur  Eroberung  Algier*s  im 
Juli  1830.    (No.  284.)«) 

698.  —  Aus  dem  Vorrechte  der  Unverletzlichkeit  lassen  sich  ver- 
schiedene logische  und  notwendige  Folgerungen  ableiten,  die  mandie 
Publizisten  unter  den  Begriff  der  Exterritorialität '^)  zusammenfassen. 
—  Unter  dieser  Bezeichnung  versteht  man  eine  Fiktion,  kraft  deren  man 
annimmt  und  vermutet,  dass  sich  die  Gesandten  nicht  in  dem  Lande  ihrer 
Amtstätigkeit  befinden,  dass  sie  vielmehr  das  Gebiet  ihres  Staates  nicht 
verlassen  haben.  Ihre  Wohnung  wird  als  ein  Stück  fremden  Landes,  als 
ein  Teil  des  Bodens  ihres  Heimatstaates,  angesehen.  —  Der  Ausdruck  ist 


1)  [Am  81.  Januar  1895  wurde  Sidi  Bricha,  einer  der  Abgesandten  des  Sultans 
Ton  Marokko,  die  nach  Madrid  gekommen  waren,  um  wegen  aer  DurchfShrung  de& 
Abkommens  von  Merakesch  zu  verhandehi,  auf  offener  Strasse  durch  den  spanischen 
General  a.  D.  Miquel  Fnentes  y  Sanchis  geschlagen  und  beleidigt  (R.  D»  L  P.,  t  II, 
p.  558).  —  Am  24.  März  1895  verwundete  ein  fknatischer  Japaner  den  chinesischen 
Bevollmächtigten  Li-Hung-Tchang,  der  beauftragt  war,  wegen  des  Friedens  mit  Japan 
zu  unterhandeln,  durch  einen  Revolverschuss  (R.  D.  I.  P.,  t  JI,  p.  451).  —  Im  Jahre 
1900  wurde  der  deutsche  Gesandte  in  China  von  Ketteier  in  einer  Strasse  von  Peking 
durch  aufständische  Boxer  ermordet,  auch  die  Gesandten  der  andern  Mftchte  waren 
schweren  Anschlägen  ausgesetzt  (No.  14d''J.] 

2)  Zahlreiche  Beispiele  von  Gesandtenbeleidigungen  und  Genugtuungen  ISuden 
sich  bei  Martens,  Gauses  cel^bres,  t  IF,  pp.  890,  489  et  s. 

^  V.  Bar,  IntematumaUt  JPtivatre^t,  8.  Ö09f. 
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nenern  Ursprungs,  aber  die  altera  Schriftsteller  haben  trotzdem  die 
Fiktion,  die  dieser  Bezeichnung  zu  Grunde  liegt,  ertfrtert.  —  Diese  Fik- 
tion wird  in  mehr  oder  weniger  ausgedehntem  Masse  von  Grotius,  de 
Röal,  G.  F.  von  Martens,  Heffter,  F.  von  Martens,  Travers 
Twiss,  Wheaton  u.  a.  angenommen.  —  Sie  wird  von  Pinheiro-Fer- 
reira,  Bluntschli,  Garnazza-Amari,  Geffcken,  Pradier-Fod6r6 
u.  a.  zurückgewiesen. 

Die  Fiktion  ist  jedoch  Überflüssig,  unbestimmt  und  unrichtig,  mithin 
gefährlich.  —  Sie  ist  Überflüssig  insoweit  sie  auf  der  Annahme  beruht, 
dass  der  Gesandte  seinen  Wohnsitz  in  seinem  eigenen  Lande  beibehält, 
denn  fast  nach  allen  Gesetzgebungen  zieht  die  Ausübung  eines  zeitweiligen 
und  widerruflichen  Amtes  überhaupt  keine  Änderung  des  Wohnsitzes  nach 
sich.    Sie  ist  unbestimmt,  denn  sie  hat  nicht  bei  allen  Publizisten  und 
Juristen    dieselbe    Bedeutung   und    dieselbe   Tragweite.     Nach   einigen 
bezeichnet  sie  die  vollkommene  Unabhängigkeit  des  fremden  Gesandten 
von  der  bestehenden  Staatsgewalt;  nach  andern  gewährt  sie  die  Befreiung 
sowohl  von  der  Zivil-  als  auch  von  der  Strafgerichtsbarkeit,  wiederum 
nach  andern  beschränkt  sich  ihr  Inhalt  nur  auf  die  Befreiung  von  der 
Strafgerichtsbarkeit.    Die  Fiktion  ist  unrichtig,  denn  sie  führt  in  ihren 
Folgerungen  zu  Ergebnissen,  die  unhaltbar  sind  und  die  sogar  von  ihren 
Anhängern  nicht  angenonunen  werden.   —  Einige  Beispiele  mögen  dies 
erläutern:  —  Wird  das  Hotel  des  fremden  Gesandten  rechtlich  als  ausser- 
halb des  Staatsgebietes  liegend  angesehen,   so  mttssten,  falls  im  Innern 
des   Gebäudes    ein  Verbrechen  von   Pei*sonen  begangen   wird,   die   der 
diplomatischen  Sendung  fem  stehen,  die  Schuldigen  nach  den  Gesetzen 
und   von   den  Gerichten   des  Heimatstaates   des   Gesandten  abgeurteilt 
werden ;  diese  Folgerung  ist  unhaltbar  und  wird  allgemein  verworfen.  — 
Wenn  sich  ein  Verbrecher  in  das  Hotel  flüchtet,  so  müsste  die  Landes- 
regierung  zu   einem  regelrechten  Auslieferungs verfahren   schreiten;   die 
Praxis  steht  aber  auf  einem  völlig  andern  Standpunkte.     Der  Gesandte 
überantwortet  den  Beschuldigten  der  Ortspolizei  oder  ennächtigt  sie,  dessen 
Verhaftung  vorzunehmen.  —  Mit  Ermächtigung  seines  Staates  würde  der 
fremde  Gesandte  in  seinem  Hotel  rechtsgültige  Ehen   sowohl  zwischen 
seinen  eigenen  Landsleuten  als  auch   zwischen  allen  andern  Personen 
schliessen  können;  die  Rechtsprechung  fast  aller  Staaten  weist  aber  eine 
derartige  Folgerung  zurück. 

Im  Jahre  1865  wurde  ein  russischer  Übeltäter,  der  im  Innern  der 
russischen  Botschaft  einen  Mordversuch  bedangen  hatte,  auf  das  Ansuchen 
des  Botschafters  verhaftet  und  den  französischen  Behörden  überantwortet. 
Die  russische  Begierung  verlangte  seine  Auslieferung,  indem  sie  sich  auf 
die  Exterritorialität  des  Gesandtschaftsgebäudes  berief.  Ihr  Antrag  wurde 
abgewiesen;  die  fnanzösischeu  Gerichte  hielten  sich,  obgleich  das  Verbrechern 
in  dem  Hotel  selbst  begangen  worden  war,  für  zuständig.  (Eassations- 
gericht,  13.  Oktober  1865.    Sirey,  Bec.  p^r.  1865,  1,  33.) 

Wie  an  andern  Stellen  (vgl.  No.  617  u.  640),  so  muss  die  Fiktion 
der  Exterritorialität  auch  hier  als  überflüssig,  unbestimmt  und  unrichtig 
und  daher  als  gefährlich  verworfen  werden.  Der  Ausdruck  ist  zu  ver- 
meiden;*) denn  er  entsprichtl  nicht  dem  Gedanken  und  den  Verhältnissen, 
die  er  deuten  und  erklären  soll.  Der  wahre  Rechtsgrund  ist  der  der 
Unverletzlichkeit,  der  auf  der  Freiheit  des  Wortes  beruht  und  der  für 
den   Gesandten   eine   unerlässliche   Notwendigkeit  bildet.      Aus   diese« 

*)  vifl.  Ullmann,  S.  103,  Änm.  4,  tcegen  BeibehäUHng  iea  Autitudu. 
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Grandsatze  lassen  sich   die  verschiedenen  diplomatischen  Vorrechte  als 
lösche  Folgerungen  ableiten. 

694.  —  Die  Unverletzlichkeit  der  Gesandten  kann  bisweilen  vorüber- 
gehend aufgehoben  oder  ausser  acht  gesetzt  werden.  —  Wenn  beispiels- 
weise ein  diplomatischer  Agent  Privatpersonen  angreift,  so  kSnnen  diese. 
falls  sie  sich  in  Notwehr  befinden,  zweifellos  alle  Mittel  anwenden,  om 
den  Angreifer  abzuwehren;^)  aber  sobald  die  unmittelbare  Gefahr  vorüber 
ist,  muss  der  Angegriffene  die  Unverletzlichkeit  der  Person  des  Gresandten 
achten  und  die  diplomatischen  Mittel  anrufen,  indem  er  zur  Erlangung  einer 
Genugtuung  Beschwerde  beim  Minister  des  Auswärtigen  erhebt. 

695.  —  B.  —  Unbetretbarkeit  des  Gesandtschaftshotels.^)  — 
Grundsätzlich  darf  kein  Gerichtsbeamter,  kein  Polizei-,  Steuer-  und  Zoll- 
beamter Durchsuchungen  in  dem  Gesandtschaftsgebäude  vornehmen.  Im 
allgemeinen  darf  niemand  ohne  die  ausdrückliche  oder  vermutete  Genehmi- 
gung des  G^andteu  in  dessen  Wohnung  eindringen.^)  —  Die  Befiriedong 
der  Wohnung  (la  franchise  de  Thötel)  des  diplomatischen  Agenten  ist  eine 
Folgerung  und  zugleich  ein  Anwendungsfall  des  Grundsatzes  der  Unab- 
hängigkeit und  der  Unverletzlichkeit  seiner  Person.*)  —  Sie  beruht  nicht 
auf  der  Fiktion  der  Exteiritorialität.  —  Welches  aber  auch  der  rechtliche 
Grund  sein  mag,  auf  den  man  dies  Vorrecht  stützt,  alle  oder  fast  alle 
Schriftsteller  erkennen  den  Grundsatz  der  Unbetretbarkeit  der  Wohnung  an. 

696.  —  Ist  dies  Vorrecht  unbegrenzt  und  führt  es  in  seinen  Folge- 
rungen zu  einem  Asylrechte^)  zu  Gunsten  der  den  Ortsgerichten  unter- 
^OTteuen  Personen,  die  entweder  im  Innern  des  Gesandtschaftsgebändes 
ein  Verbrechen  begangen,  oder  die  sich  nach  Verübung  eines  solchen  ausser- 
halb des  Hotels  in  die  Wohnung  des  Gesandten  geflüchtet  haben? 

Das  Asylrecht  wurde  früher  von  manchen  Gesandten  beansprucht; 
es  hat  in  den  letzten  Jahrhunderten  vielfache  Missbräuche  hervorgerufen. 
—  Die  Frage  ist  in  der  Theorie  streitig.  —  Natürlich  gestatten  die  An- 
hänger der  Exterritorialität  niemals,  dass  die  Ortspolizei  in  das  Hotel 
eindringe.  —  Vattel  (op.  cit.,  livre  II,  §  118)  wollte  zwischen  schweren 
und  gewöhnlichen  Verbrechen  unterscheiden:  dies  ist  jedoch  nicht  gerecht- 
fertigt. —  Die  herrschende  Meinung  geht  dahin,  dass  das  Gesandtschafts- 
hotel keine  Zufluchtsstätte  für  Übeltäter  sein  darf.  Bynkershoek  stellte 
fest,  dass  das  Völkerrecht  zu  seiner  Zeit  ein  derartiges  Privileg  nicht 
anerkannt  habe.  (De  foro  legatorum,  cap.  XXI).  —  Es  ist  für  die  Staats- 
sicherheit von  wesentlicher  Bedeutung,  dass  begai^ene  Verbrechen  nicht 
ungesübnt  bleiben.  Ein  diplomatischer  Agent  kann  keinen  rechtlichen 
Grund  haben,  Personen,  über  die  er  selbst  keine  Gerichtsbarkeit  besitzt, 
der  Verfolgung  der  Ortsgerichte  zu  entziehen. 

697.  —  Am  meisten  empfiehlt  sich  folgendes  Verfahren.    Der  Gesandte 

1)  Bynkershoek,  De  foro  legatorum,  cap.  XVU. 

2)  [£ln  eigentümlicher  Vorfall  ereignete  sich  in  Bern  im  Jahre  1896.  Zwischen 
dem  franzosischen  Botschafter  und  seinem  Gärtner  waren  Meinungsverschiedenheiten 
entstanden,  die  zur  Entlassung  des  Gärtners  f&hrten.  Dieser  weigerte  sich  aber  das 
Nebengebäude  des  Hotels,  das  er  bewohnte,  zu  verlassen.  Die  Zeitungen  behaupteten, 
dass  in  Anbetracht  der  Exterritorialität  des  Gesandtschaftsgebändes  weder  der  nranzo- 
sische  Botschafter,  noch  der  Schweizer  Bundesrat  Mittel  hätten,  um  den  Gärtner  hier» 
zu  zwingen.  Die  Ansicht  der  Zeitungen  ist  jedoch  nicht  stichhaltig:  die  Ortspolizei 
darf  auf  Ersuchen  eines  Gesandten  in  das  Gesandtschaftshotel  eindringen.] 

3)  [De  la  Franchise  qui  protege  la  demeure  des  diplomates,  Le  momteur  du  Gaire, 
i.  Oktober  1894.] 

4)  [Cber  das  Asylrecht,  s.  Grivaz,  Nature  et  effets  du  principe  de  Tasile  poli- 
üque,  1S95.1 

♦•)  Ä  D,  L  F.,  t  in,  §$S. 
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¥rird  von  dem  HüuBter  des  AoflwiLrtigen  ersucht,  den  Beschuldig^,  der 
sich  iB  das  Hotel  gefluchtet  hat,  der  Ortspolizeibehörde  ttberantworten 
zu  wollen;  dies  Begehren  lässt  an  sich  erkennen,  dass  die  Unbetretbarkeit 
der  Wohnung  geachtet  werden  soU.  Weigert  sich  der  fremde  Oesandte, 
dem  Ersuchen  stattzugeben,  so  kann  das  Hotel  von  Poliseibeamten  um- 
stellt werden,  damit  der  Flüchtling  nicht  entweiche.  Auch  wird  der  Minister 
des  Auswärtigen  bei  der  fremden  Begierung  dahin  vorstellig,  dass  sie 
ihrem  Vertreter  den  ausdrücklichen  Befehl  erteile,  den  mutmasslichen  oder 
ttberftlhrten  Verbrecher  auszuliefern.  —  Weigert  die  fremde  Begieioing 
ihrerseits  die  erbetene  Auslieferung,  so  kann  die  Ortsbehörde  gewaltsam 
in  das  Hotel  eindringen  und  sich  des  Beschuldigten  bemächtigen  (Heffter, 
op.  cit.,  §  212).  Der  Staat  ist  nicht  verpflichtet,  ein  Vorrecht  zu  berttck- 
sichtigen,  das  dem  Übertreter  von  Gesetzen  der  öffentlichen  Ordnung 
Straflosigkeit  zusichern  würde.  Wenn  das  Gesandtschaftshotel  den  Übel- 
tätern vollkommenen  Schutz  gewähren  könnte,  so  würde  die  Unabhängig- 
keit der  diplomatischen  Agenten  im  Widerspruche  mit  der  Autonomie  des 
Empfangsstaates  stehen:  Diese  Folgerung  ist  unhaltbar.  Die  angegebene 
Ansicht  wird  im  ganzen  geteilt  von  Grotius,  Bynkershoek,  Wicquef  ort, 
Barbeyrac,  Calvo,  Ch.  von  Martens,  F.  von  Martens,  v.  Holtzen- 
dorff,  Pradier-Fod^r*,  Carnazza-Amari  u.  a.^) 

698.  —  Die  meisten  zeitgenössischen  Schriftsteller  verwerfen  das 
Asylrecht,  weil  kein  triftiger  Grund  sein  Bestehen  rechtfertigt;  es  ist 
sowohl  für  die  Unabhängigkeit  des  Gesandten  als  auch  tür  die  freie  Aus- 
übung seines  Amtes  entbehrlich.  Trotzdem  glauben  einige  Schriftsteller, 
dass  das  G^sandtscbaftsgebäude  zu  Zeiten  innerer  Wirren  oder  einer  Revo- 
lution den  Politikern,  die  von  der  Yolkswut  verfolgt  oder  von  ihren 
Gegnern  bedrängt  werden,  eine  Zufluchtsstätte  bieten  müsse.  Ein  Auf- 
schub von  einigen  Tagen,  ja  sogar  von  wenigen  Stunden  kann  sie  zuweilen 
vor  dem  Tode  retten.  —  Ein  derartiges  Asylrecht  ist,  so  sagt  Lehr  (op.  cit., 
No.  1066),  in  Ameiöka  ebensowohl  wie  auch  in  Europa  geachtet  worden.  — 
Beispiele:  Während  der  Revolution  von  Peru  im  Jahre  1865  suchten 
mehrere  Politiker  Zuflucht  in  der  französischen  Gesandtschaft.  Drouyn 
de  Lhuis  billigte  das  Vorgehen  des  Geschäftsträgers,  der  eine  Ausliefe- 
rung verweigert  hatte,  in  vollem  Masse.  —  In  Chile  flüchteten  sich  im 
Jahre  1891  mehrere  Anhänger  des  Präsidenten  Balmaceda  nach  dessen 
Niederlage  in  die  Gesandtschaft  der  Vereinigten  Staaten.  Trotz  der 
Drohungen  des  Siegers  lehnte  Egan,  der  Gesandte  der  Vereinigten  Staaten, 
deren  Auslieferung  ab.*) 

1)  S.  die  bei  Martens  angegebenen  Fälle,  Ganses  c^lebres,  I,  174  und  II,  371. 

2)  Pradier-Fod^re,  Conrs  de  Droit  diplomatique,  1899,  II,  88,  90  et  s.  — 
C.  de  Varigny,  La  guerre  mile  an  Chile  et  la  chnte  de  Balmaceda,  Rerue  des  Deux- 
Mondes,  15.  Novbr.  1891.  (Im  Dezember  1895,  zur  Zeit  der  armenischen  Wirren, 
flnchtete  sich  der  alte  türkische  Orosswesir,  Kiontchook  Safd  Pascha,  der  sein  Leben 
bedroht  glanbte,  wenn  man  ihm  auch  keinerlei  stralbare  Tat  yorwerfen  konnte,  mit 
seinem  Sohne  in  das  englische  Oesandtschaftsgebande  in  KonstantinopeL  Der  Snltan 
forderte  seine  AusUeferanff;  aber  der  englische  Botschafter  antwortete  ihm  unter  Za- 
Stimmung  des  gesamten  diplomatisehen  Korps,  dass  er  Said  Pascha  zum  Verlassen 
dies  Hotds  nicht  zwingen  könne.  Said  Pascha  verliess  spater  das  Hotel  freiwillig, 
nachdem  der  Sultan  ihm  in  einem  Schreiben  yersichert  hatte,  dass  er  sein  Leben 
nicht  aufs  Spiel  setze  und  dass  es  ihm  frei  st&nde  in  der  Hauptstadt  zu  wohnen,  wo  er 
wolle;  der  englische  Botschaftei^trug  nunmehr  dalur  Sorge,  in  einem  an  den  türkischen 
Minister  des  Auswärtigen  serichteten  Schreiben  festzustellen,  dass  Safd  die  Botschaft 
mir  auf  Grund  der  Versicherung  Terlatsen  habe,  dass  sein  Leben  geachtet  werde:  er 
irflckte  die  HoffiiuBg  aus,  dass  dieses  Versprechen  gehalten  werden  würde.  (B.  D. 
I.  P.,  t  ni,  p.  375).  —  S.  in  derselben  Zeitschrift  (loc.  cit.)  andere  Beispiele  Ober  das 
tfplomatische  Asyl.] 
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699.  —  Frtther  gewährten  einige  Staaten  den  fremden  (Gesandten  das 
Eecht  der  sog.  Quartierfreiheit  (franchise  des  quartiers),  d.  h.,  die  Be- 
freiong  von  der  Ortlichen  Gerichtsbarkeit  zn  Qiinsten  aller  der  Wohnang^aL, 
die  sich  innerhalb  des  Stadtteils  des  Gesandtschaftsgebändes  befanden.  Diese 
Stadtviertel  worden  von  den  übrigen  Teilen  der  Stadt  durch  Sch^bSome 
oder  durch  Ketten,  die  jeden  Abend  geschlossen  wurden,  abgesondert. 
Der  Gesandte  waltete  dort  unumschränkt.  —  Dieses  Vorrecht  führte  zn 
unglaublichen  Missbräuchen.  Das  Viertel  diente  oft  Verbrechern  als  Unter- 
schlupf. Verschwörer  und  Unruhestifter  fanden  dort  eine  sichere  Freistätte. 
Die  Staaten  schafften  das  Vorrecht  schliesslich  ab  und  erklärten,  dass  de 
solche  Gesandte  nicht  mehr  empfangen  würden,  die  nicht  ausdrücklich 
auf  dieses  Vorrecht  verzichteten.  —  Die  Quartierfreiheit  rief  einen  er- 
bitterten Streit  zwischen  Ludwig  XTV.  und  Papst  Innozenz  XI.  hervor. 
Der  König  schickte  seinen  Gesandten,  Lavardin,  mit  800  bewal&ieten 
Leuten,  die  das  Gesandtschaftsviertel  bewachen  sollten.  Innozenz  XI. 
verhängte  den  Bann  über  den  Gesandten.  Hiergegen  legte  der  G^erml- 
prokurator  bei  dem  Parlament  in  Paris  Appell  ein.  Ludwig  XIV.  besetzte 
Avignon  und  nahm  den  Nuntius  gefangen.  Der  Streit  endete  erst  mit 
dem  Tode  Innozenz'  XI. 

Die  Quartierfreiheit  besteht  noch  in  den  orientalischen  Ländern,  be- 
sonders in  China  und  zwar  für  die  den  Europäern  angewiesenen  Viertel. 
(Vertrag  zwischen  Frankreich  und  China  vom  27.  Juni  1858,  Art.  10.) 

i  2.  —  Befreiung  von  der  Oerfehtsbarkalt*) 

700.  —  Die  Gesandten  sind  von  der  Zivil-  und  Strafgerichtsbarkeit 
des  Staates,  bei  dem  sie  beglaubigt  sind,  befreit.  —  Diese  Befreiung  wird 
von  der  internationalen  Praxis  durchaus  anerkannt.  Sie  wird  von  der 
Mehrzahl  der  Publizisten  und  Eechtskundigen  bejaht  und  verteidigt,  so 
von  Grotius,  Bynkershoek,  Burlamaqui,  Vattel,  G.  F.  v.  Martens, 
F.  V.  Martens,  Ayrault,  Merlin,  Bluntschli,  Calvo,  Heffter,  Fiore, 
Geffcken,  Travers  Twiss,  Wheaton  u.  a. 

Von  einigen  neuem  Schriftstellern  wie  Esperson,  Faustin-H^lie, 
Carnazza-Amari  und  Laurent  wird  sie  verneint  und  bekämpft. 

701.  —  Der  Giiindsatz  der  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  wurde 
in  Frankreich  durch  einen  Beschluss  der  konstituierenden  Versammlung 
vom  11.  Dezember  1789  und  sodann  durch  ein  Dekret  vom  13.  Ventose 
des  Jahres  2,  das  allen  bestehenden  Behörden  untersagte,  sich  in  irgend 
einer  Weise  an  der  Person  der  Vertreter  fremder  Regierungen  zu  ver- 
greifen, ausdrQcklich  anerkannt.  „Etwaige  Beschwerden  gegen  sie  sind 
beim  Wohlfahrts-Ausschusse  anzubringen,  dieser  ist  allein  zuständig,  um 
darüber  zu  entscheiden.^  ^)  —  Dies  Dekret  der  Konvention  ist  nicht  ausser 

1)  [Diese  Vorschrift,  die  die  Entscheidung  über  Beschwerden  Regen  fremde  Ge- 
sandten einer  h5hem  Behörde  überträgt  n&hert  sich  einer  ahnlichen  Bestimmung, 
die  sich  in  der  im  Jahre  1528  durch  den  Sultan  Soliman  IL  erteilten  Bestätigniig 
eines  Vertrages  befindet  der  vorher  unter  der  Herrschaft  der  Mameluken  in  Asypten 
mit  den  französischen  Konsuln  in  Alexandilen  abgeschlossen  worden  war.  In  diesem 
Schriftstacke  heisst  es,  dass  man  sich  im  Falle  von  Ansprüchen  gegen  den  firaniö- 
sischen  Konsul  nicht  an  die  Ortsobrigkeit  wenden  könne,  dass  yielmehr  die  Hohe 
Pforte  zu  entscheiden  habe:  „Si  aulcun  avoit  quelque  demande  ou  pretention  contre 
ie  consul  des  Gathelans  et  Francoys,  qu'il  ne  loy  poisse  estre  rien  demand^  si  n'est 
k  l'eccelse  Porte*  (Gharri^re,  Negodatlons  de  la  France  dans  le  Levant,  I,  p.  198).] 

*)  tf.  Liigtj  StrafiredU,  ^^,  Anm.  3.  —  Jettel,  Handimtk  dei  nUemtUkmalm  MwU- 
und  StrafrddUs,  189B,  8.  f^ff.  —  Yttqut  von  Tikif;l\%gt%^  EsmSkmdk  dei  m  ChkrrM^ 
Vtigam  gdUndm  intenialwißMen  FriioaireMB^  1878^  8.  371  jf  . 
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Qebraach  gekommen;  mehrere  neuere  Entscheidungen  haben  es  zur  An- 
ivendung  gebracht. 

Der  erste  Entwurf  des  französischen  Code  civil  enthielt  einen  Artikel^ 
der  ausdrilcUich  die  fremden  Gesandten  für  yoUkommen  unabhängig  von 
der  Gerichtsbarkeit  der  französischen  Gerichte  erklärte.  Er  lautete  fol- 
^endermassen:  „Ausländer,  die  als  Botschafter,  Bevollmächtigte,  Gesandte 
oder  unter  andern  Benennungen  mit  der  Vertretung  ihres  Staates  betraut 
sind,  können  weder  in  bürgerlichen  Bechtsstreitigkeiten  noch  in  Straf- 
sachen vor  den  frimzösischen  Gerichten  belangt  werden;  diese  Bestimmung 
findet  auch  auf  solche  Ausländer  Anwendung,  die  zur  Familie  oder  zum 
Gefolge  der  genannten  Personen  gehören.^  Dieser  Artikel  wurde  mit  der 
Begrttaidung  gestrichen,  dass  eine  solche  Vorschrift  völkerrechtlicher  Natur 
sei  und  deshalb  nicht  in  ein  Gesetz  der  innem  Verwaltung  gehöre.^) 

702.  —  Damit  die  Gesandten  in  voller  Freiheit  die  Geschäfte  ihrer 
Staaten  erledigen  können,  genügt  es  nicht,  wie  Geffcken  bemerkt,  dass 
ihre  Person  unverletzlich  sei,  sie  mttssen  auch  in  jeder  Beziehung  von  der 
gesamten  Gerichtsbarkeit  des  Aufenthaltsstaates  unabhängig  sein.  Da 
nun  der  G^andte  nicht  von  jeder  Gerichtsbarkeit  Überhaupt  befreit  sein 
kann,  so  bleibt  er  deijenigen  seines  Heimatsstaates,  in  dem  er  seinen  ge- 
setzlichen Wohnsitz  beibehält,  unterworfen.  Er  ist  verpflichtet,  die  Ge- 
setze des  Aufenthaltsstaates  zu  beobachten;  jede  gegen  ihn  gerichtete 
Klage  und  jede  Beschwerde  kann  indessen  nur  bei  seiner  Regierung  oder 
bei  den  (Berichten  seines  Staates  erhoben  werden.  Das  deutsche  Gerichts- 
verfassungsgesetz vom  27.  Januar  1877  bestimmt  im  §  18  genau  die 
rechtliche  Stellung  der  Gesandten  nach  dieser  Richtung  hin.^ 

703.  — -  A.  —  Befreiung  von  der  Strafgerichtsbarkeit.  —  Der 
fremde  Gesandte  ist  der  Strafgerichtsbarkeit  des  Staates,  bei  dem  er 
seines  Amtes  waltet,  nicht  unterworfen.  —  Dieser  Grundsatz  ist  durch 
die  gegenwärtige  Praxis  der  zivilisierten  Staaten  anerkannt  worden.  — 
Die  Geschichte  der  drei  letzten  Jahrhunderte  bringt  nicht  ein  einziges 
Beispiel  daf&r,  dass  ein  fremder  Gesandte  strafrechtlich  verfolgt  worden 
wäre.  —  Das  Herkommen  ist  also  fest  begründet. 

In  der  Wissenschaft  hingegen  war  die  Frage  lebhaft  bestritten,  und 
der  Grundsatz  wurde  in  frühem  Jahrhunderten  vielfach  erörtert.  Bei 
Bynkershoek  und  Wheaton  findet  man  eine  Darstellung  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  dieses  Völkerrechtssatzes.')  —  Gegner  desselben  sind: 
Perezius,  Antonio  de  Vera,  Cocceius,  Carnazza-Amari,  Esperson, 
Pasquale  Flore,  Laurent  u.  a.  —  Für  die  Befreiung  von  der  Gerichts- 
gewalt haben  sich  ausgesprochen:  Grotius,  Bynkershoek,  Vattel, 
Wicquefort,  Bluntschli,  Heffter,  Geffcken,  Klüber,  G.  F.  v.  Härtens 
(Pr*cis),  Ch.  V.  Martens  (Guide),  F.  v.  Härtens  (Völkerrecht),  Pradier- 
Fod6r6,  Travers  Twiss,  Wheaton  u.  a. 

Die  Anhänger  des  Privilegiums  sind  jedoch  ttber  dessen  rechtliche 
Begründung  nicht  einig.    Han  begegnet  drei  verschiedenen  Heinungen. 

1.  Nach  Grotius,  R^al,  Gh.  v.  Härtens,  Wheaton  und  einigen 
andern  ist  die  Fiktion  der  Exterritorialität  der  Daseinsgrund  des  Privilegs. 
Diese  Schriftsteller  fingieren,  dass  der  von  dem  Gesandten  begangene 
Rechtsbruch  ausserhalb  des  Landes  verübt  worden  sei.  —  Dies  ist  unhalt- 
bar (No.  693). 

1)  Locr^;  UgiBlat.  ciyile,  t.  I,  p.  580  et  t.  II,  p.  45. 

2)  Geiffcken  Heffter.  op.  cit,  §  905,  Amn.  3. 

8)  Bynkershoek,  De judice  competente  legati,  cap.  34.  —  Wheaton,  Histoire, 
pp.  170  et  s. 
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2.  Nach  Barbeyrac,  Burlamaqui,  Thomasins  and  andern  beruht 
die  Befreiung  auf  einem  Abkommen,  anfeinem  Vertrage  zwischen  dem  Sou- 
verän und  dem  bei  ihm  beglanbigten  Gesandten.  Das  Abkommen  ist  nach 
den  genannten  Rechtslehrem  stillschweigend  und  ergibt  sich  aus  der 
doppelten  Tatsache:  der  Ankunft  und  des  Empfangs  des  Gesandten.  — 
Auch  dieser  Ansicht  kann  nicht  beigepflichtet  werden.  Sie  unterwirft  dai 
Gesandten  der  Willkür  des  Souveräns.  Dieser  würde,  wenn  ihm  die 
Tätigkeit  des  Gesandten  missfiUlt,  willkürlich  unter  irgend  einem  Verwände 
den  Vertrag  ftlr  gebrochen  und  das  Abkommen  Air  verletzt  erklären  kOnnen. 

3.  Die  Anhänger  der  dritten  Meinung  erblicken  Grund  und  Becht- 
fertigung  des  den  Gesandten  fremder  Staaten  von  der  Praxis  eingeräumten 
Vorrechts  in  der  Unverletzlichkeit,  die  die  Gesandten  schützt,  und  in  der 
Notwendigkeit,  ihre  Unabhängigkeit  dadurch  zu  verbürgen,  dass  man  für 
ihre  Sicherheit  sorgt.  —  Wenn  die  fremden  Gesandten  verhaftet,  einge- 
kerkert und  von  den  öi-tlichen  Gerichten  abgeurteilt  werden  könnten,  was 
sollte  dann  aus  ihrer  Unabhängigkeit  werden?  Unter  dem  Verwände, 
strafbaren  Handlungen  nachzuspüren,  würde  man  die  Amtsgeheimnisse  des 
Gesandten  verletzen.  Verfolgungen  vor  den  Strafgerichten  würden  die 
Handhabe  bieten,  um  den  Gesandten  seinen  Eifer  und  seine  Tätigkeit 
entgelten  zu  lassen.  —  Es  ist  von  grtfsserm  Nutzen,  so  sagt  Grotius, 
die  Privilegien  der  Gesandten  zu  achten,  als  ihre  Übertietungen  zu  be- 
strafen,   (op.  cit.,  lib.  n,  cap.  XVHI,  IV.)*) 

704.  —  Die  Befreiung  von  der  Strafgerichtsbarkeit  wird  von  den 
Gesetzen  mehrerer  Staaten  ausdrücklich  bestätigt.  (Deutsches  Gerichts- 
verfassungsgesetz, §  18  und  19.  —  Russische  Stra^rozessordnung  Art.  229; 
russisches  Strafgesetzbuch,  ;;Art.  171.) 

Frankreich  hat  nie  zugelassen,  dass  seine  Gesandten  einer  fremden 
Strafgerichtsbarkeit  unterworfen  sein  sollten. 

705.  — ^Die  Befreiung  von  der  Strafgerichtsbarkeit  ist  ein  Grundsatz, 
der  im  öffentlichen  Interesse  liegt;  sie  ist  unerlässlich  zur  Erhaltung 
friedlicher  internationaler  Beziehungen.  —  Der  Gesandte  kann  auf  das 
Vorrecht  nicht  verzichten:  es  darf  nicht  in  seinem  Willen  stehen,  ob  die 
Unabhängigkeit  und  das  Recht  auf  Gleichheit  seines  Heimatsstaates  ver- 
letzt wird.  —  Die  Gerichte,  bei  denen  eine  strafrechtliche  Verfolgung 
anhängig  gemacht  wird,  müssen  sich  von  Amts  wegen  fUi*  unzuständig  er- 
klären. 

706.  —  Einige  Schriftsteller  sind  der  Ansicht,  dass  man  zwischen 
schweren  und  leichten  strafbaren  Handlungen  unterscheiden  müsse:  eine 
Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  sei  nur  bei  letztem  zulässig.  —  Eine 
solche  Unterscheidung  ist  aber  zurückzuweisen.  Man  würde  damit  doch 
inmier  in  die  Unabhängigkeit  des  vertretenen  Staates  eingreifen.  Bei  der 
Ermittlung,  ob  ein  schweres  Verbrechen  vorliegt,  würde  der  Willkür 
Tür  und  Tor  geöffnet  sein,  denn  es  wäre  ein  leichtes,  unter  dem  Vor- 
geben, den  Tatbestand  festzustellen  und  den  Spuren  des  Verbrechens 
nachzuforschen,  das  Geheimnis  der  diplomatischen  Kanzleien  zu  verletzen. 

707.  —  Ist  demnach  der  fremde  Gesandte  für  seine  Verbrechen  oder 
Vergehen  unverantwortlich?  —  Keineswegs;  er  schuldet  den  Behörden 
seines  Staates  Rechenschaft.  Die  verdiente  Strafe  und  die  zu  leist^ide 
Genugtuung  werden  zu  einer  internationalen  Angelegenheit.  Die  Orts- 
regierung verlangt  auf  diplomatischem  Wege  die  Anwendung  der  rer- 


1)  Bonfils,  De  la  comp^nce  des  trib.  fian<^  ä  l'^gard  des  ^trangeuB,  Ut.  11 
•h.  n,  No.  896  et  n. 
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wirkten  Strafe.  Der  andere  Staat  kann  sich  dieser  Forderung  nickt  ent- 
ziehen, er  mnss  den  pflicktyergessenen  Beamten  bestrafen,  ohne  nach  dem 
Aussprache  Montesquieas  selbst  der  Mitschuldige  seines  Gesandten 
zu  werden.^) 

708.  —  Ist  der  fremde  Gesandte  auch  dann  von  der  Strafgerichts- 
barkeit befreit,  wenn  das  ihm  zur  Last  gelegte  Verbrechen  in  einem  An- 
schlage gegen  den  Aufenthaltsstaat  selbst  besteht?  Z.  B.  der  Gesandte 
stiftet  eine  Verschwörung  an;  er  bereitet  im  geheimen  einen  Aufstand  gegen 
die  bestehende  Regierung  vor;  er  unternimmt  den  Umsturz  des  Herrscher- 
hauses; er  frevelt  gegen  das  Staatsvermögen,  indem  er  Mttnzen  oder 
Staatspapiere  fälscht.  —  Soll  der  Staat  sich  etwa  damit  begnügen,  dem 
fremden  Gesandten  die  Pässe  zuzustellen  und  ihn  des  Landes  zu  verweisen? 

Die  Geschichte  und  die  Publizisten  bieten  nur  widersprechende  Vor- 
gänge und  Ansichten.  Wheaton  erkennt  an,  dass  es  unmöglich  sei,  aus 
den  von  der  Geschichte  gelieferten  Beispielen  Regeln  von  allgemeiner 
GtQtigkeit  abzuleiten.  Barbeyrac  behauptet,  dass  die  Gesandten  in 
diesen  Fällen  von  den  Ortsgerichten  abzuurteilen  seien.  Bynkershoek 
und  Vattel  meinen,  dass  die  Übelstände,  die  sich  in  der  Praxis  bei  An- 
wendung dieser  Ansicht  ergeben  würden,  die  Ansicht  selbst  unhaltbai* 
machten;  man  müsse  sie  auf  die  Fälle  beschränken,  bei  denen  der  Ge- 
sandte selbst  die  Waffen  ergreife  und  zu  Gewalttätigkeiten  schreite,  denn 
Notwehr  sei  ein  natürliches  Recht.  Quod  si  vim  armatam  intentet  legatus, 
so  sagte  Grotius,  sane  occidi  poterit. 

Dem  ist  gewiss  beizupflichten.  Wenn  aber  der  Gesandte,  durch  Über- 
macht bezwungen,  ausserstande  ist,  seine  Gewalttaten  fortzusetzen,  so 
darf  er  nicht  von  den  Ortsgerichten  verfolgt  werden.  Der  gekiänkte 
Staat  hat  nur  das  Recht,  dem  Gesandten  die  Möglichkeit  zu  nehmen, 
seinen  verbrecheiischen  Umtrieben  nachzugehen.  Der  Vertrauensbruch 
beraubt  den  Gesandten  nicht  ipso  facto  seines  Charakters.  —  Die  Vor- 
kehrungen, die  der  Staat,  dessen  Einrichtungen  angegriffen  oder  dessm 
Sicherheit  gefährdet  wii*d,  treffen  kann,  sind  mannigfaltig.')  Er  kann  das 
Gesandtschaftsgebäude  mit  Truppen  oder  Polizeibeamten  umstellen  lassen, 
jeden  Zugang  zu  dem  Hotel  und  jede  Verbindung  mit  ihm  untersagen, 
er  kann  sogar  den  Gesandten  unter  Bedeckung  bis  zur  Grenze  führen 
lassen  und  von  der  fremden  Regierung  eine  ausdrückliche  Abbitte  sowie 
eine  strenge  Bestrafung  verlangen.  Wird  Genugtuung  verweigert,  so 
kann  er  sie  mit  Waffengewalt  von  dem  Staate  fordern,  der  nunmehr  der 
Mitschuldige  seines  Gesandten  geworden  ist.  —  Ni^nals  hingegen  darf 
er  den  schuldigen  Gesandten  durch  seine  eigenen  Gerichte  aburteilen 
lassen.  Wenn  der  Diplomat  das  Völkerrecht  verletzt,  so  folgt  daraus 
nicht,  wie  von  Martens  bemerkt,  dass  nun  auch  die  Regierung  befugt  sei, 
ein  Gleiches  zu  tun.  —  Dieser  Ansicht  sind  auch  Geffcken,  Heffter, 
V.  Holtzendorff,  Ch,  v.  Martens,  F.  v.  Martens,  Phillimore, 
Vattel  u.  a. 

Beispiele:  Siehe  bei  Calvo,  op.  cit.,  t.  HI,  §  1511,  die  Antwort  von 
Albericus  Gentilis,  die  dieser  Elisabeth  von  England  auf  ihre  Beschwerde 
gegen  den  spanischen  Gesandten  Mendoza  einteilte,  sowie  die  Erwiderung 
Robert  Cottons  an  Jakob  I.  von  England.  —  Im  Jahre  1654  wurde  der 
fi'anzösische  Gesandte  de  Bas  aus  London  ausgewiesen,  weil  er  sich  an 
einer  Verschwörung   gegen  Cromwell  beteiligt  hatte.  —  [Im  Jahre  1717 


1)  Bonfiis,  ag.  cit,  Ifo.  415. 

S)  Bonfii«,  op.  dt,  No.  4U  1.  417. 
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wurde  Gyllemberg,  der  schwedische  Gesandte  in  England,  wegen  einer 
Verschwörung  gegen  Georg  I.  des  Landes  verwiesen.  Ln  Jahre  1718 
zettelte  der  spanische  Botschafter  in  Frajikreich  eine  Verschwörung  gegei 
den  Herzog  von  Orleans,  den  damaligen  Regenten,  an.  Nach  seiner  Ver- 
haftung wurde  er  unter  Bedeckung  nach  der  Grenze  geschafft.  —  Im 
Jahre  1743  liess  Kaiserin  Elisabeth  von  Russland  den  französischen  Ge- 
sandten, Marquis  de  la  Chötardie  ausweisen;  sie  teilte  diesen  Vorfall  den 
fremden  Höfen  unter  eingehender  Begründung  mit.  —  Im  Jahre  1848 
nahm  der  Romanschriftsteller  Henry  Bulwer,  damals  Gesandter  in  Madril 
an  einer  Verschwörung  teil.  Die  spanische  Regierung  liess  Um  an  die 
Orenze  bringen.^) 

709.  —  Sind  die  von  dem  fremden  Gesandten  begangenen  Rechts- 
Widrigkeiten  nur  von  geringer  Bedeutung,  so  macht  man  dem  Gesandten 
in  vertraulicher  Weise  Vorhaltungen  oder  man  reicht  unauffällig  eine 
Beschwerde  bei  seiner  Regierung  ein.  —  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein 
diplomatischer  Agent  die  Gesetzgebung  des  Aufenthaltsstaates  achten  mnss. 
Er  darf  sich  nicht  über  Polizeiverordnungen  und  Verfügungen  der  Orts- 
behörden, die  sich  auf  die  Sicherheit  der  Bewohner,  die  öffentliche  Gesund- 
heitspflege  u.  dergl.  beziehen,  hinwegsetzen.  Er  hat  dafür  zu  sorgen,  dass 
auch  sein  Gefolge  diese  Vorschriften  beobachte. 

710.  —  Ein  Gesandter  darf  nicht  zur  Ablegung  eines  Zeugnisses  yor 
ein  Strafgericht  geladen  werden.  Es  ist  nur  statthaft,  ihn  zu  ersuchen, 
sein  Zeugnis  schriftlich  zu  erstatten.  Lehnt  er  dies  ab,  so  gibt  es  kein 
Zwangsmittel  gegen  ihn. 

711.  —  Aus  dem  Grundsatze  der  Unantastbarkeit  folgt  weiter,  dass 
sich  die  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  auch  auf  das  gesamte  amtliche 
Personal  der  Gesandtschaft,  also  auf  die  Sekretäre,  Räte,  Dragomans  und 
Kuriere,  desgleichen  auch  auf  die  Gemahlin  und  die  Familienmitglieder 
des  Gesandten  erstreckt.  Die  Unabhängigkeit  des  Gesandten  wäre  nicht 
vollkommen,  wenn  sich  das  Vorrecht  nicht  auch  auf  die  ihm  am  nächsten 
stehenden  Angehörigen  bezöge. 

Es  ist  eine  Streitfrage,  ob  auch  die  bei  der  Gesandtschaft  angestellten 
Bedienten  und  das  Gesinde,  die  keinen  amtlichen  Charakter  haben,  von  der 
Oerichtsbarkeit  befreit  sind.  —  Die  verneinende  Meinung,  wie  sie  von 
Esperson,  Pasquale  Fiore  u.  a.  vertreten  wird,  verdient  den  Vorang. 
Ein  derartiges  Vorrecht  ist  zum  Schutze  der  Unabhängigkeit  des  Gesandten 
nicht  erforderlich.  Die  Verhctftung  eines  Kutschers  oder  eines  Kochs  kauD 
die  Freiheit  des  Gesandten  nicht  schmälern.^) '^) 

712.  —  B.  —  Befreiung  von  der  Zivilgerichtsbarkeit.  —  Die 
Zuständigkeit  in  Zivilsachen  bestimmt  sich  bei  persönlichen  Klagen  nach 
dem  Wohnsitze  des  Beklagten,  bei  dinglichen  Klagen  nach  dem  Orte,  wo 
sich  die  streitige  Sache  befindet. 

Anlangend  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  so  ist  der  fremde  Gesandte 
aus  einem  doppelten  Grunde  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Empfangsstaates 
befreit.  —  Er  hat  seinen  gesetzlichen  Wohnsitz  in  dem  Absendestaate  bei- 

1)  v.Martens,  CauBe8celibre8,tI,p.  139.  —  Saint-Simon,  Memoires,  tXVin. 
Van  dal,  Louis  XV  et  Elisabeth  de  Rassle,  p.  194. 

2)  [Im  JuDi  1888  wurde  der  Kutscher  des  französischen  Botschafters  in  Berlin, 
der  eine  Polizeiverordnung  über  die  Fahrgeschwindigkeit  übertreten  und  dem  Polizei- 
beamien,  der  die  Pferde  anhalten  wollte,  einen  Peitschenhieb  versetzt  hatte,  Tom 
Berliner  Schöffengericht  zu  60  Mark  Geldstrafe  oder  12  Tage  Haft  Yerurteilt,  ohne 
dass  der  franzosische  Botschafter  sich  beschwert  hätte  (R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  364).] 

*)  Nach  §  19  des  Deuitthm  GerichitoerfamMgaguebseM  tntreM  mdk  die  fnlMltodke 
^hriMtbarkeU  mcht  amf  ^jtM»  Bediengtsten^  wMie  niM  Deutadie  $md^ 
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behalten;  in  dem  Gebiete  des  Empfangsstaates  hat  er  nur  einen  zeitweiligen 
Aufenthalt.  Folgerichtig  untersteht  er  in  Zivilsachen  nur  den  Gerichten 
seines  Heimatlandes;  nur  dort  kann  er  verklagt  werden.  Die  Fiktion  der 
Exterritorialität  greift  hier  nicht  Platz.^) 

Die  amtliche  Eigenschaft  des  diplomatischen  Agenten  ist  der  zweite 
Ginond  für  die  Befreiung. 

713.  —  Die  Befreiung  von  der  Zivilgerichtsbarkeit  wird  durch  das 
internationale  Herkommen  und  durch  die  Gesetze  mehrerer  Staaten  be- 
stätigt. —  In  Fi-ankreich  lässt  sich  das  Vorrecht  bei  dem  Mangel  aus- 
drttckUcher  Yoi'schriften  durch  Schlussfolgerungen  ableiten:  es  kommt  hier 
der  unbestimmte  Wortlaut  des  Dekrets  der  konstituierenden  Versammlung 
vom  13.  Ventose  des  Jahres  2  in  Betracht  (No.  701).  Aber  die  Recht- 
sprechung ist  fest  begründet.  Eine  Reihe  von  Entscheidungen  der  Appel- 
lationsgerichte und  der  andern  Gerichtshöfe  stellen  fest,  dass  fremde 
diplomatische  Agenten  der  fi*anzösischen  Zivilgerichtsbarkeit  nicht  unter> 
worfen  sind.  —  Der  Eassationsgerichtshof  hat  sich  am  19.  Januar  1891 
ziun  ersten  Male  hierzu  aussprechen  mttssen.  Auf  die  Berufung  des  General- 
prokurators, im  Interesse  des  Gesetzes,  hat  die  Zivilkammer  durch  ein 
sehr  klares  und  bestimmtes  Erkenntnis  das  am  27.  Juli  1889  gegen  einen 
belgischen  Legationsrat  erlassene  Urteil  des  Seinegerichtshofes  kassiert 
und  annuliert  (Sirey,  Rec.  p^r.,  1891,  1,  297.  —  Dalloz,  Rec.  p6r., 
1891,  1,  9). 

714.  —  In  der  Wissenschaft  ist  die  Frage  bestritten.  —  Eine  ahn- 
liehe  Meinungsverschiedenheit  wie  bei  der  Frage  wegen  der  Befreiung 
von  der  Strafgerichtsbarkeit  wiederholt  sich  auch  hier.  —  Fast  alle  Publi- 
zisten des  18.  Jahrhunderts  billigen  die  Befreiung.  —  Gegenwärtig  wird 
dieselbe  Ansicht  von  der  Mehrzahl  der  französischen  sowie  der  fremden 
Publizisten,  Rechtskundigen  und  Schriftsteller  vertreten.  —  Die  Gegner 
müssen  anerkennen,  dass  sie  gegen  die  tiberwiegende  Meinung  Verstössen 
und  eine  neue  Lehre  aufstellen. 

FürdieBefreiungsindiGrotius,  Bynkershoek,  Vattel,  Bluntschliy 
Calvo,  Foelix  et  Demangeat,  Geffcken,  Heffter,  Klttber,  Lawrence,. 
Ch.  V.  Martens,  F.  v.  Martens,  Merlin,  Pradier-Fod*r6,  Travers 
Twiss,  Wheaton,  Villefort  u.  a. 

Dagegen  sind:  Carnazza-Amari,  Esperson,  Fiore,  Laurent^ 
Pinheiro  Ferreira  u.  a. 

Wie  lässt  sich  die  Befreiung  rechtlich  begründen?  —  Auch  hier 
wiederholen  sich  die  bei  der  oben  gedachten  Frage  angeführten  Ansichten. 
Die  Streitfrage  ist  in  derselben  Weise  wie  oben  (No.  703)  zu  entscheiden.. 
Ausserdem  tritt  noch  als  ausschlaggebend  hinzu,  dass  der  Gesandte  seinen 
Wohnsitz  nicht  ändert. 

715.  —  Die  Gläubiger  des  diplomatischen  Agenten  können  diesen 
nicht  vor  den  Ortsgerichten  belangen.  Sie  sind  darum  aber  nicht  recht- 
los. Sie  müssen  entweder  den  Beamten  vor  die  Gerichte  seines  Heimat- 
landes laden  (wo  er  seinen  Wohnsitz  nach  wie  vor  beibehält),  oder  sich 
an  den  Minister  des  Auswärtigen  wenden,  damit  dieser  auf  diplomatischem 
Wege  vorgeht.2) 

716.  —  Duldet  der  Grundsatz  der  Befreiung  von  der  bürgerlichen 


1)  Legatns  non  est  civis  noster,  non  incola,  Don  TeDit,  ut  apud  nos  domidlium, 
hoc  est,  reram  et  fortttnaram  sedem  transferat:  peregrinus  est,  qui  apud  oos  morator^ 
ut  agat  rem  prindpis  sui  (Bynkersboek,  De  foro  le^itoram,  cap.  VIII). 

2)  Qrotius,  De  jure  belli  ac  pads,  lib.  II,  cap.  XVIII,  §  4.  —  Bynkershoek,» 
De  foro  legatorum,  cap.  X.  —  Oeffcken -Heffter,  §  215,  Aum.  & 


382         Dritter  TeU.    Die  friedlichen  Beziehangen  zwiachen  den  Staaten. 

Gerichtsbarkeit  Ausnahmen?  Kann  der  Gfesandte  auf  sein  Vorrecht  rer- 
ziehten?  —  Auch  hier  herrscht  keine  Einigkeit  zwischen  den  Publizist» 
und  den  Rechtskundigen.  —  Die  Ansicht  mancher  ist  nicht  einwandfird. 
—  Einige  behaupten,  dass  der  Gesandte  nui*  in  aussergewtthnlichen  Fällen 
verzichten  kttnne:  dies  heisst  die  Frage  nicht  lösen,  sondern  der  Willkttr 
die  Herrschaft  überlassen.  Vattel,  R6al,  G.  F.  v.  Martens,  Ch.  v. 
Martens  (Guide)  und  Geffcken-Heffter  räumen  ein,  dass  der  Gesandte 
auf  sein  Vorrecht  verzichten  könne,  vorausgesetzt,  dass  er  hierzu  von 
seiner  Regierung  ermächtigt  worden  sei.  Dies  ist  die  Ansicht,  der  sich  der 
Eassationsgerichtshof  in  seiner  Entscheidung  vom  19.  Januar  1891  zuge- 
wandt zu  haben  scheint.  —  Die  Ermächtigung  der  fremden  Regierung 
deutet  an,  dass  die  Unabhängigkeit  des  vertretenen  Staates  durch  den 
beabsichtigten  Rechtsstreit  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird.  Die 
persönliche  Freiheit  des  Gesandten  wird  nicht  beeinträchtigt  und  geschmälert, 
wie  dies  bei  einem  Strafprozesse  der  Fall  sein  wfirde. 

717.  —  Tritt  der  Gesandte  selbst  als  Kläger  bei  dem  ZivUgerichte 
seines  Aufenthaltsortes  auf,  wozu  er  nach  Bynkershoek  und  Wicquefort 
befugt  ist,  so  hat  er  rechtsgültig  auf  sein  Vorrecht  verzichtet,  und  man 
darf  aus  seinem  Verhalten  auf  die  Ermächtigung  seiner  Regierung  schliessen. 

—  Der  Gesandte  kann  sich  nun  weder  dem  Prozessgange  noch  dem  Urteile 
entziehen.  Er  hat  die  Folgen  seiner  Handlung  zutragen;  er  kann  in  die 
Kosten  verurteilt  werden,  er  muss  sich  auf  eine  Widerklage  einlassen 
und,  wenn  er  in  der  ersten  Instanz  obgesiegt  hat,  dem  Gegner  vor  dem 
Berufungsgerichte  Recht  stehen  usw. 

718.  —  In  keinem  Falle  aber,  mag  eine  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende Ermächtigung  der  Regierung  vorliegen,  darf  iigend  eine 
Zwangsvollstreckungsmassregel,  wie  beispielsweise  ein  Personalarrest  oder 
eine  Mobiliarpföndung  angeordnet  werden,  denn  die  Person  des  Gesandten 
ist  unantastbar  und  seine  Vermögensstücke,  wie  das  Hotel,  die  Möbel  und 
die  Wagen,  sind  zur  Ausübung  seines  Amtes  unentbehrlich.  —  Alles,  was 
zum  Unterhalte  des  fremden  Gesandten  und  des  Personals  der  Gesandt- 
schaft notwendig  ist,  muss  unpfändbar  sein. 

719.  —  Einige  Schriftsteller  unterscheiden  im  Hinblick  auf  die  Be- 
freiung von  der  Gerichtsbarkeit  zwischen  Handlungen,  die  der  diplomatische 
Agent  als  Vertreter  seiner  Regierung,  und  solchen,  die  er  als  Privatmann 
vornimmt.  —  Auch  wir  hatten  früher  diese  Unterscheidung  gebilligt;^) 
aber  nach  nochmaliger  reiflicher  Prüfung  glauben  wir,  dass  sie  zurückzu- 
weisen ist.  Sie  führt  in  ihren  Folgen  zu  dem  Übelstande,  dass  die  Gläubiger 
den  diplomatischen  Agenten  an  der  Erfüllung  seiner  Beru&geschäfte  hindern 
könnten  (No.  643). 

720.  —  Die  dem  Gesandten  gehörigen  Grundstücke  (abgesehen  Ton 
dem  Gesandtschaftsgebäude)  sind  den  örtlichen  Gesetzen  unterworfen. 
Klagen,  die  sich  darauf  beziehen,  gehören  vor  die  Ortsgerichte.  —  Alle 
andern  Gerichte  würden  unzuständig  sein.  —  Hierüber  herrscht  Einhelligkeit. 

721.  —  Das  hier  besprochene  Vorrecht  erstreckt  sich  auf  alle  Personal, 
die  ein  solches  in  strafrechtlicher  Beziehung  gemessen. 

§  8.  —  Höfyohk^ttsvorrechte. 

722.  —  Die  Unveiietzlichkeit  und  die  Befreiung  von  der  Gerichts- 
gewalt sind  notwendige  Vorrechte.  8i«  sind  unerltsslich,  um  iie  Unalh 
hängigkeit  der  Gesandten  bei  der  Wahrnehmung  ihres  Benrfes  zu  rer- 

1)  BoDfils,  No.  407  et  405. 
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bürgen.  —  Gewisse  andere  Vorrechte  haben  nicht  denselben  Charakter. 
Sie  bezwecken  nicht,  die  Freiheit  des  G^andten  zu  sichern,  sondern  sie 
werden  ihm  nnr  aus  Höflichkeit  zugebilligt.  Diese  Vorrechte  weichen  im 
einzelnen  yoneinander  ab,  da  die  Staaten  sie  nach  ihrem  Belieben  bald  Im 
weitem,  bald  im  engeren  Masse  gewähren. 

728.  —  A.  —  Das  Recht  der  eigenen  Religionsttbung.  —  Das  all- 
gemeine Herkommen  gestattet  den  Gesandten,  eine  Kapelle  im  Innern  ihrer 
Wohnung  zu  haben.  In  einigen  Staaten  hat  die  Achtung  vor  dem  Grundsatze 
der  Religionsfreiheit  es  sogar  zugelassen,  dass  den  Gesandtschaftsbotels 
besondere  Kapellen  angebaut  werden,  zu  denen  diejenigen,  die  sich  zu 
derselben  Religion  wie  der  Gesandte  bekeimen,  freien  Zutritt  haben. 

Die  Befugnis  der  eigenen  Religionstlbung  hatte  eine  wirkliche  Bedeutung, 
als  noch  in  den  meisten  Staaten  der  Geist  der  Unduldsamkeit  herrschte 
und  jeder  Gottesdienst,  selbst  die  Hausandacht,  sowie  jede  Religion,  die 
von  der  herrschenden  Staatsreligion  abwich,  verboten  war.  Heutzutage 
hat  das  Vorrecht,  was  seine  praktische  Seite  angeht,  viel  von  seinem 
Werte  verloren.  In  den  meisten  zivilisierten  Staaten,  wenn  auch  noch 
nicht  in  allen,  erlauben  die  Regierungen,  dass  die  verschiedenen  Kon- 
fessionen unter  gewissen,  zum  Schutze  der  öffentlichen  Ordnung  bestehenden 
Bedingungen,  Kii*chen  oder  Bethäuser  besitzen,  wo  sie  ihren  religiösen 
Verpflichtungen  nachkommen  können.  In  diesem  Falle  hat  der  Gesandte 
nicht  mehr  dasselbe  Interesse  an  dem  Besitze  einer  Kapelle. 

Der  einer  diplomatischen  Mission  beigeordnete  Geistliche  (aumdnier) 
kann  in  der  G^sandtschaftskapelle  alle  I^arrhandlungen,  die  ihm  seine 
Keligion  vorschreibt,  gültig  vornehmen.  —  Diese  religiösen  Handlungen 
haben  hinsichtlich  des  Gesandtscbaftspersonals  alle  die  rechtlichen  Wir- 
kungen, die  die  Gesetzgebung  des  vertretenen  Staates  daran  knüpft.^) 

724.  —  B.  —  Steuerfreiheit.  —  Nach  der  internationalen  Praxis 
sind  die  Gesandten  und  die  Mitglieder  der  Gesandtschaft  (fast  in  allen 
Staaten)  von  gewissen  Arten  von  Abgaben  und  Steuern  befreit,  während 
sie  andere  zu  entrichten  haben. 

Das  Gtesandtschaftshotel  gehört  zuweilen  dem  fremden  Staate;  dies 
ist  der  Fall  bei  mehrem  Hotels  in  Paris.  Verschiedene  Mächte  sind 
Eigentümer  ihrer  Gesandtschaftsgebäude,  so  ist  es  in  Berlin  und  in  Rom 
usw.  —  Das  Hotel  ist  dann  meist  steuerfrei.  Aber  die  Gebräuche 
sind  in  dieser  Beziehung  nicht  gleichartig. 

In  Frankreich  sind  die  diplomatischen  Agenten  fremder  Mächte  von 
der  Personal-,  Mobiliar-,  Fenster-  und  TOrsteuer  befreit  (Gesetz  vom 
7.  Thermidor  des  Jahres  3,  Art.  13.  —  Gutachten  des  Staatsi-ates  vom 
17.  Novbr.  1843.  —  Schreiben  des  Ministers  des  Auswärtigen  vom  21.  Juni 
1843  und  11.  Juli  1866.  —  Steuererlass  vom  9.  April  1875.  —  Seine- 
präfekturrat,  13.  August  1878). 

Indirekte  Abgaben  hat  der  diplomatische  Agefnt  im  allgemeinen  in 
derselben  Weise  zu  tragen  wie  jeder  andere  Bewohner  des  Staatsgebiets. 

Durchgehends  wird  auch  bei  Todesfällen  keine  Mutationsgebtthr  von 
den  Mobilien  und  den  beweglichen  Gegenständen,  die  zur  Ausstattung  des 
Gesandtschaftsgebäudes  und  der  Privatwohnungen  der  amtlichen  MitgUeder 
der  Gesandtschaft  gehören,  erhoben.^    (Vgl  da»  preussiBche  EtnhmMen- 

1)  Heffter,  op.  dt,  i  910.  —  Ch.  t.  larteüs,  Guide,  f  36.  —  Q.  F.  v.  Härtens, 
Prids,  §  825.  —  F.  v.  Härtens,  Völkerrecht,  Bd.  11,  Jfo.  81.  —  PhlUimore,  Com- 
ÄCHtarfe«,  t  H,  No.  810.  —  Pradier-Fod^r*,  Droit  diplom^  t.  11,  tL  287. 

2)  CaiTna^gza-Amari,  Tk.  ini.  public,  in,  p.241.  —  Pradier-Föddri,  TraiC6, 
t.  in,  No.  1410.  —  Lehr,  op.  cit,  No.  1092. 


384  Dritter  Teil.    Die  friedlichen  Beziehungen  zwischen  den  Staaten. 

steuergesete  i^om  84.  Juni  1891,  §  3  und  das  Kommunälabgäbenffesets  v(m 
3.  Juli  1893,  §  40.) 

725.  —  Die  Befreiung  von  Zollabgaben  ist  ein  weiteres  Zugeständ- 
nis der  Höflichkeit.  —  Nach  allgemeinem  Brauche  ist  der  Gesandte  von 
der  zollamtlichen  Durchsuchung  des  ihm  zugehörigen  Gepäcks,  das  er  mit 
sich  führt,  befreit.  Es  genügt,  dass  er  sich  den  Zollbeamten  ttber  seine 
Person  und  Stellung  ausweist. 

In  einigen  Staaten  jedoch  ist  die  Durchsuchung  des  Gepäcks  notwendig, 
es  sei  denn,  dass  im  voraus  ein  Verzeichnis  über  den  Iiihalt  eingereicht 
worden  wäre.*) 

In  Frankreich  besteht  kein  Eingangszoll  für  die  Gegenstände,  die 
der  Gesandte  beim  Betreten  des  Staatsgebietes  mit  sich  führt.  Alles, 
was  ihm  später  zugeschickt  wird,  ist  nur  dann  zollfrei,  wenn  hierüber 
ein  besonderes  Gesuch  an  den  Minister  des  Auswärtigen  eingereicht  wird. 

Andere  Staaten  gewähren  nur  für  einen  beschränkten  Zeitraum  Zoll- 
freiheit (vgl.  wegen  Einzelheiten:  Lehr,  op.  cit.,  No.  1083  bis  1086). 

Im  Zusammenhange  mit  der  Abgabenfreiheit  ist  noch  ein  anderes 
Vonecht  zu  erwähnen;  nämlich  die  Einquartierungsfreiheit.*"^) 

726.  —  C.  —  Gerichtsbarkeit  über  die  Mitglieder  der  Gesandt- 
schaft. Hat  der  diplomatische  Agent  die  Gerichtsbarkeit  über  die  zur 
Gesandtschaft  gehörenden  Personen?  —  Es  fehlen  in  dieser  Beziehung  über- 
einstimmende und  klare  Kegeln,  und  die  Schriftsteller  sind  nicht  immer 
von  einem  festen  Grundsatze  ausgegangen.  Behält  man  den  Zweck,  den 
Gegenstand  und  den  Charakter  einer  diplomatischen  Sendung  im  Auge, 
so  erkennt  man  leicht,  dass  es  keineswegs  notwendig  ist,  dass  der  G^esandte 
irgend  eine  gerichtsherrliche  Befugnis  über  die  Mitglieder  seines  Gefolges 
ausübe.  Es  genügt,  dass  er  die  Aufsicht  führt  und  dass  seine  Gebote 
beobachtet  und  befolgt  werden.  Die  Schriftsteller  haben  sich  indessen 
mehi*  durch  praktische  als  vemunftgemässe  Gesichtspunkte  bestechen 
lassen;  manche  von  ihnen  stehen  auch  unter  dem  Einflüsse  der  Fiktion 
der  Exterritorialität. 

Publizisten  wie  Rechtskundige  stimmen  darin  überein,  zwischen  frei- 
williger und  streitiger  Gerichtsbarkeit  zu  unterscheiden. 

727.  —  Alle  oder  fast  alle  weisen  dem  Gesandten  die  Ausübung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zu.  Er  kann  in  Ansehung  der  Mitglieder 
seines  Gefolges  Testamente  entgegennehmen,  standesamtUche  Befugnisse 
ausüben,  Verträge  beglaubigen,  Inventare  bei  Nachlassenschaften  errichten 
usw.  —  Die  Praxis  stimmt  hier  mit  der  Lehrmeinung  überein.') 

728.  —  Die  meisten  Schriftsteller  und  die  neuere  Praxis  versagen 
dem  diplomatischen  Agenten  aber  die  Ausübung  der  streitigen  Zivil- 
gerichtsbarkeit. Sie  ist  kein  unbedingtes  Erfordernis  zur  erfolgreichen 
Wahrnehmung  des  gesandtschaftlichen  Amtes.  Der  Verlauf  von  Rechts- 
Streitigkeiten  zwischen  Personen  seines  Gefolges  kann  die  Tätigkeit  des 


1}  [S.  Lehr,  De  la  competence  a  attribner  aux  agents  diplomatiqiies  ou  consu- 
laires  comme  officiers  de  T^tat  cIyü,  R.  D.  I.  F.,  t  1,  p.  97.  —  De  la  competence  ä 
attribner  aax  asents  diplomatiqnes  ou  consulaires  comme  officiers  de  Tetat  civil. 
Examen  de  la  regle  propos^e  en  jniUet  1S94  par  la  Gonf6reiice  de  La  Haye,  R.  D.  L 
F.,  1 1,  p.  441.  —  Sur  la  question  des  mariagea  dans  les  l^gattons  et  les  conaolats,  S. 
Lawrence-Wheaton,  Commentaires,  t  III,  857  et  s.] 

*)  Für  DeuitMamdi  Art  17  det  ZoO-VeremB-Vertragi  vom  8,  JmH  18^7  imd  Bund^- 
rattbeBchluss  wm  24.  Aprü  1872. 

**)  DetOich^s  Quett  ^Sber  die  Quartierleutung  für  die  htwafnete  UaM  im  JVieden. 
wm  25.  Juni  1868,  §  4,  Ziffer  2,  datu  QteeU  Über  die  NtOuraüeieUmgeH  etc.  wm  13.  Fe- 
bruar 1875,  §  3  u.  §  5. 
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Gresandten  in  keiner  Weise  beeinflussen.  —  Der  Gesandte  kann  nm*  anf 
Brsnchen  seiner  Aegienmg  Untersucbnngshandlnngen  yomehmen  nnd  durch 
Vernehmungen  und  dergl.  den  Tatbestand  eines  Rechtsstreites  feststellen. 
Dies  ist  auch  die  Meinung  von  Heffter,  v.  Holtzendorff,  Ch.  v.  Härtens, 
F.  y.  Härtens,  Pradier-Fodöri  u.  a. 

729.  —  Eine  vielfach  erörterte  Frage  war  im  18.  Jahrhundert  die, 
ob  dem  Gesandten  die  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  zustehe.  — 
Die  Schriftsteller  waren  durchaus  geteilter  Heinung.  —  Die  Geschichte 
bietet  einige  merkwürdige  Fälle  in  dieser  Beziehung.  So  liess  ein  eng- 
lischer Gesandter  in  Venedig  einen  seiner  Diener  an  einem  Fenster  seines 
Palastes  auf  knfipfen.  Auch  SuUy,  der  ausserordentliche  Gesandte  in  England 
im  Jahre  1603,  masste  sich  die  Gerichtsbarkeit  Über  sein  Gefolge  an.^) 

Das  vermeintliche  Recht  der  Strafgerichtsbarkeit  ist  ein  Überbleibsel 
veralteter  Theorien,  die  unter  dem  Banne  des  Systems  der  unumschränkten 
Monarchie  stehen.  Wo  der  Landesherr  über  das  Leben  seiner  Untertanen 
yerfligen  konnte,  da  war  es  auch  möglich,  dass  er  diese  Bcdfugnis  auf 
seinen  Vertreter  fibertrug. 

Heutzutage  versagt  das  internationale  Herkommen  dies  Vorrecht  dem 
Gesandten  mit  Fug  und  Recht.  Da  der  Landesherr  auf  seinem  eigenen 
Gebiete  ein  solches  Recht  nicht  besitzt,  so  kann  er  es  um  so  weniger 
seinem  Gesandten  auf  fremdem  Boden  zuweisen.^) 


Sechster  Abschnitt. 

Unterbrechung  und  Ende  der  Sendung. 

730.  —  Die  Dienstbefiignisse  eines  diplomatischen  Agenten  erloschen 
in  folgenden  Fällen: 

1.  Durch  den  Ablauf  der  fttr  die  Dauer  der  Sendung  festgesetzten 
Zeit,  z.  B.  mit  dem  Schlüsse  des  Kongresses,  zu  dem  der  Gesandte  abge- 
ordnet worden  war. 

2.  Hit  der  Ausfbhrung  des   ihm  übertragenen  besondem    Auftrags. 

3.  Durch  die  Abberufung  des  Gesandten  seitens  seines  Staates. 

4.  Mit  dem  Tode  oder  mit  der  Abdankung  des  Oberhauptes  des 
Empfangs-  oder  des  Absendestaates.    Im  erstem  Falle  bedarf  der  Gesandte 


Si 


Gh.  T.  Härtens,  Gaoses  c^l^bres,  t  II,  p.  370. 
,  [Kann  ein  Gesandter  einen  Landsmann,  der  im  Heimatstaate  eine  strafbare 
Handlung  begangen  hat,  im  Qesandtschaftsgeb&ude  gefangen  halten?  —  Diese  Frage 
kam  im  Jahre  1896  in  London  zur  £nt8cheidunff.  Ein  junger  Arzt  aus  Hongkong, 
namens  Sun•Te^Sen,  der  der  Teilnahme  an  einer  YerschworuDg  gegen  die  Mandschn- 
Dynastie  beschuldigt  war.  wurde  von  zwei  Dienern  des  chinesischen  Gesandten  in 
London  ergriffen  und  im  Gesandtschaftsgebände  in  Haft  gehalten;  man  beabsichtigte 
ihn  nach  China  zn  schaffen,  wo  er  dem  Henker  ausgeliefert  werden  soUte.  Die 
britische  Regierung,  die  hiervon  Kenntnis  erhielt,  bestand  auf  der  unverzüglichen 
Freilassung  des  Gefangenen.  Der  Gesandte  kam  diesem  Befehle  auch  nacn,  denn 
trotz  ihrer  Vorrechte  sind  die  diplomatischen  Agenten  gehalten,  den  Gesetzen  des 
Aufenthaltsstaates  zu  gehorchen  (vgl.  No.  709),  und  die  Regierung,  bei  der  sie  be- 
fdanbigt  sind,  hat  die  Pflicht,  gegen  jede  Übertretung  dieser  Gesetze  einzuschreiten. . 
Durch  die  Verhaftung  und  Gefanffenhaltung  verletzte  der  chinesische  Gesandte  in 
London  die  von  der  englischen  Verfassung  gewährleistete  persönliche  Freiheit,  den 
Grundsatz  der  habeas  corpus  Akte,  wonach  niemand,  sei  er  ein  Engländer  oder  ein 
Fremder  ohne  einen  ausdrücklichen  Befehl  der  gerichtlichen  Behörden  verhaftet  und 
seiner  Freiheit  beraubt  werden  darf  (R.  D.  I.  P.,  t  III,  p.  698).] 

BOBltU,  Lebrtiich  des  WOrameht«.  36 
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erneuerter  Vollmachten;  im  zweiten  Falle  muss  ein  neues  Beglaubigmigs- 
schreiben  ausgestellt  werden. 

5.  Wegen  einer  gegen  den  Gesandten  gerichteten  Rechtswidrigkdt 
oder  wegen  eines  sonstigen  wichtigen  Vorfalles  kann  der  Gesandte  seine 
Sendung  für  beendet  erklären;  vorher  hat  er  jedoch  die  Entschliessangen 
seiner  Regierung  einzuholen,  was  heutzutage  durch  die  Benutzung  des 
Telegraphs  sehr  erleichtert  wird. 

6.  Wenn  der  Gesandte  sich  in  schwerer  Weise  gegen  die  Gesetze  des 
Aufenthaltsstaates  vergangen  hat,  z.  B.  dadurch,  dass  er  eine  Verschwörung 
anstiftete,  oder  wenn  seine  Regierung  gewisse  Massregeln  getroffen  hat, 
so  kann  ihm  der  Empfangsstaat  seine  Pässe  zustellen,  ihm  eine  Frist  f&r 
die  Dauer  seines  Aufenthalts  bestimmen  oder  ihn  sogar,  je  nach  der  Sach- 
lage, bis  zur  Grenze  bringen  lassen.  Die  Geschichte  ist  reich  an  der- 
artigen Beispielen  (No.  708). 

7.  Die  Änderung  in  der  Rangklasse  des  Gesandten  hat  fast  immer 
die  Beendigung  seines  Amtes  zur  Folge. 

8.  Die  Kriegserklärung  zwischen  den  beiden  Staaten  ftthrt  zur  Ein- 
stellung der  diplomatischen  Beziehungen. 

Welches  aber  auch  immer  der  Grund  fttr  die  Beendigung  oder  die 
Unterbrechung  der  Sendung  sein  möge,  der  Gesandte  bleibt  stets  im  Voll- 
genusse  der  ihm  gebührenden  Vorrechte  bis  zu  dem  Augenblicke,  wo  er 
die  Grenze  Überschreitet.    Seine  Person  bleibt  unantastbar. 

731.  —  Liegt  der  Einstellung  der  Amtstätigkeit  des  G^andten  eine 
Misshelligkeit  zwischen  den  beiden  Mächten  zu  Grunde,  so  hängt  es  von 
den  Umständen  ab,  ob  dem  Gesandten  ein  Abberufungsschreiben  erteilt 
und  eine  Abschiedsaudienz  gewährt  wird  oder  ob  die  Abreise  ohne  weiteres, 
ohne  Schreiben  und  Audienz,  wie  z.  B.  im  Falle  einer  Eriegserklämng, 
stattfindet. 

In  allen  andern  Fällen  erhält  der  Gesandte  ein  Abbemfangsschreiben 
(lettre  de  rappel)  und  er  verabschiedet  sich  sodann  in  feierlicher  Weise 
von  der  Regierung,  bei  der  er  beglaubigt  war.  Hierbei  werden  dieselben 
Förmlichkeiten  beobachtet,  wie  bei  der  Ankunft  (No.  678). 

Als  Antwort  auf  das  Abbemfangsschreiben  wird  an  die  Regierung 
des  zurückberufenien  Gesandten  ein  Rekredentialschreiben  (lettre  de  t6ct6- 
ance)  gerichtet. 

7S2.  —  Stirbt  ein  diplomatischer  Agent  während  der  Dauer  seinw 
Amtstätigkeit,  so  werden  gleichfalls  bestimmte  Förmlichkeiten  beobachtet 
Die  Trauerfeierlichkeiten  entsprechen  den  Gebräuchen  des  Liandes  und 
die  hierbei  zu  erweisenden  Ehren  richten  sich  nach  der  Rangstellung  des 
Gesandten. 

Ein  Gesandtschaftssekretär  oder  ein  Legationsrat  nimmt  ein  Verzeichnis 
tlber  die  beweglichen  Gegenstände  sowie  Ober  die  Schriftstücke  auf  und 
legt  die  Siegel  an  das  Archiv  an.  —  Befindet  sich  weder  ein  Sekretär 
noch  «b  Rat  noch  ein  anderer  Beamter  des  fremden  Staates  bei  der 
Gesandtscha^  so  w^den  diese  Massregeln  durch  den  Gesuidten  eines 
befreundeten  Hofes  vorgenommen.  Dieser  legt  die  Siegel  an  und  benutzt 
hierzu  sein  eig^^es  Siegel.  Ein  amtliches  Protokoll  wird  in  doppelter 
odtt*  dre^ftcher  Ausfertigung  anfgenoinmen. 

Die  Ortsbehördv^n  sind  nicht  berechtigt,  sich  einzumischen;  es  sd  denn, 
dass  sich  keiner  voi;^  den  bezeichneten  Beamten  an  Ort  und  Stelle  befindet, 
was  vorkommen  kan;?«  wenn  der  (Gesandte  z.  B.  an  dnem  Badeorte  oitst 
auf  einer  Reise  im  In-a^ni  des  Landes  verstirbt.  —  In  diesem  Falle  sind 
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besondere  Yorsichtsmassregeln  am  Platze,  damit  kein  Ghrond  zu  irgend 
einem  Verdachte  gegeben  wird. 

Die  Witwe  und  die  Familie  des  verstorbenen  Gesandten  bleiben 
während  der  znr  Abreise  erforderlichen  Zeit  im  Genüsse  der  diplomatischen 
Vorrechte. 

In  Frankreich  bestehen  gesetzliche  Vorschriften  Ober  die  Heransgabe 
und  Anfbewahmng  Öffentlicher,  den  Staat  betreffender  Urkunden,  die  sich 
im  Nachlasse  eines  im  Dienste  oder  im  Ruhestände  rerstorbenen  franzd- 
sischen  Gesandten  vorfinden  (Reglement  vom  6.  April  1880,  Ai-t.  10  bis  15, 
sowie  der  vorhergehende  Text). 


Viertes  Kapitel. 


Konsuln. 

(Abbot  United  SUtes  Consols  Marnuil,  1868.  —  Adam.  FiuiUa  In  oor  consnUr  Mirio«,  The  North 
ameriean  BeTtow,  IM,  p.  461.  ~  D*ABdriiioBt  De  rinstitatlon  consnlaire  et  de  aa  r6ergaiiiaatloB.  — 
D*Anethan.  Prteis  dea  rtglementa  consiilairea.  —  Amts.  Prtda  des  r^glenenta  counilairea  de  Belglqiw, 
1876.  —  Baaaett  Moore.  Asylmn  in  legations,  and  consnlatea  and  in  Teaaela,  1899.  —  Benites  y  Fer- 
nandei.  MoBOcraphla  dlplomatlco-coBSolar,  1896.  ^  Bonf IIa.  De  la  eomp6lenee  dea  trlb.  fr.  k  r^gard  de« 
Mrangera,  1866,  Ut.  HI,  eh.  HE,  noa  496  et  a.  —  Borel.    De  Torlglne  dea  foncttona  dea  conaola,  1807  et  18S1. 

—  Boaaqnet  Aganta  diplomatt^naa  «t  conaalalrea,  1886.  —  Brauer.  Die  deatachm  Jnatifgeaetie  tn  ihrer 
Anwendung  auf  die  amtliche  Tätigkeit  der  Konauln  und  dipiomatiachen  Agenten  and  die  Konanlargerlchta- 
barkeit  ~  Gadonx.  Lee  attachte  commercianx  et  lea  conanlata,  1891.  —  CheTrey-Bameao.  Bipertoire 
diplomatique  et  eonaolaire,  1885  et  auir.  —  De  Clercq  et  de  Yallat  Fonnnlaire  dea  chaacellerlea  diplo- 
matiqnea  et  conanlairea,  1890.  —  Qnide  pratiqne  dea  conanlata,  5e  4dit,  1896.  —  CluneL  Incident  dn  con- 
anlai  de  France  h  Florence.  —  Contnsii.  Attrtbntiona  dea  eonaola  en  matiftre  notariale  an  point  de  Yue  de 
la  14gialation  italienne,  B.  D.  1. 1 XXIY,  p.  804.  —  Cortina.  Prontnario  diplomatico  y  oonanlar.  —  De  Cuaay. 
Dietionnaire  da  diplomate  et  da  conaol,  1846. —  BAglementa  conaolairea  dea  princlpaox  Etata  maritimea,  1861. 

—  D<ahl.  Konaolarweaen  dea  Deataehen  Beicha,  1870.  —  Droin.  L*eKterritorlalit6  dea  agenta  diplomatiqaea. 
~  Engelhardt  De  la  condition  joridiqae  dea  eonaola,  B.  D.  L,  t.  XSU,  p.  896.  —  Lea  eonaola  envoyta  et 
lea  eonaola  ndgocLanta,  B.  D.  L,  t  XXI,  p.  688.  ~  Conaola  et  dtolomatea,  BOToa  d*hiatoire  diplomatiqoe,  1890» 
p.  2&  ~  De  l*inTiolabiUt4  dea  arehiToa  conaolairea,  B.  D.  L,  t  XX,  p.  506.  —  F4raod-Oiraod.  Etata,  aoo- 
yeraina,  etc,  1895.  —  Fergoaon.  Manoal  of  international  Law  for  the  oaed  of  naTiea,  coloniea  and  conao- 
latea,  1884-85.  —  Plaiachlen.  Sitnatlon  eonaolaire  en  Boomaala,  BoTue  de  Böhm,  t  Y,  p.  150.  —  Die 
Stellong  der  fremden  Konaoln  in  BomAnlen,  Zeitaehrift  fttr  intemationalea  Privat-  ond  Strafrecht,  1895,  S.  150. 

—  De  rinitiatiTe  dea  eonaola  en  fait  de  totella,  1891.  —  Attribotiona  dea  eonaola  en  maUtoe  de  notariat  et 
d'4tat  ciTil,  1899.  —  Fonck-Brentano.  Le  droit  deegenaet  lea  immonitte  diplomatlqoea  ao  XTDIe  aitel«, 
d^apria  lea  arehivea  de  la  Baatille,  Beyoe  d*hi8toire  diplomatique,  octobre  1893.  —  OeneToia.  Hiatoire  de  la 
Joridictton  eonaolaire.  —  Oabba.  L*incident  eonaolaire  franco-italien.  B.  D.  L,  t  XX,  p.  339.  —  Ooeaalaga. 
Agentea  diplomattcoa,  1896.  —  Derecho  diplomatico  y  conaolar  con  loa  oltimoa  caaoa  de  controToraiaa  entr» 
loa  Eatadoa,  1900.  •  HalL  Foreign  powera  and  JorldieUon  of  the  Brttiah  Crown,  1894.  —  Inglia.  Conaolar 
Ponnulary,  1879.  —  Van  Hagendorp.  Ihatractie  betreffende  den  eonaulairen-bargerUiken  Stand.  —  Hartaen. 
Inatroctiona  conaolairea  nterlandaiaea.  B^lement  eonaolaire  aTec  lea  Xnatroctiona  et  aatrea  docomenta  y 
relatlfa.  —  H4ritte.  Oolda  formolalre  k  l*oaage  dea  agents  conaolairea,  1900.  —  Httbler.  Die  Magistratoren 
dea  TOOmreGhtlichen  Verkahn  (Oeaaadiachafta-  ond  Koaaolarreoht)  ond  die  Eztarritorlalit&t,  1900.  —  Jasper. 
Über  die  Handelakonaolate  ond  die  Handelafconaoln,  1841.  —  Joehmoa.  Handbuch  fOr  Konauln  mit  beaonderar 
Bttckaicht  auf  Dentachland,  1868.  —  König.  Handbuch  dea  deotachen  Konaolarweaena,  8.  Auag.,  1886.  — 
Kranake.  Die  Entwicklung  der  attndigen  Diplomatie  Tom  XY.  Jahrtanndart  bia  n  den  BeachMaaen  Ton 
1815  ond  1818.:-'  Laban d.  Staatarecht  dea  Deutachen  Beichea,  Bd.  II,  §  71.  —  Lachaud.  Juridicüon  des 
eonanla  k  rMrangar,  1866.  —  DeLalgue.  LMnatitotion  eonaolaire,  aon  paaa«  hlatoriqne  depuia  raBtlqult6 
necque  Juaqu^an  eommencement  du  premier  empire  U806X  BoToe  dliiatoire  diplomatiqoe,  4e  anuM,  p.  58i  — 
Lawrence.  Btode  aar  la  jorldielion  conndalre,  B.  D.  1,  t  X,  p.  S85,  t  XI,  p.  45.  —  Lehr.  Manuel  dea 
agents  dipUnsiatiquea  et  eonanUdrea,  1886.  —  Le  corp a  diplomatique  et  le  ooips  eonaolaire  en  E8pagn^  B.  D. 
L,  t  XX,  p.  174.  —  Bif ormee  k  apMrter  dana  Forganiaation  du  oorpa  consulaire  et  crtetion  d^agenta  commar- 
Clans,  B.  D.  U  t.  XXII,  p.  488.  —  De  la  eomp4lanca  k  attriboar  anx  aganta  diplomattqnea  ou  consulairsa 
comme  ofOciera  de  r6tat  dTiL  B.  D.  L  P^  t.  I,  pp.  97  et  441.  —  Leroy.  Lea  oonanlata  et  lea  ambaaaadea, 
1816.  >-  Leake  u.  Loswenfeld.  Die  Beehtarerfolgong  im  intemationalea  Verkehr  aeit  1887.  —  Malfatt 
di  Monte  Tratto.  Handbuch  daa  «atemlQhlach-ongariachen  Konaularwaaana,  1879-1881.  -  Maloquer. 
Derecho  conaular  eapanol,  1899.  —  Ch.  de  Martena.  Guide  dlplomatiqua,  1866,  t  I,  g§  68  ä  78.  —  Menach. 
Manuel  pratique  du  conaolat,  1846.  —  Merlin.  IMpartalra,  Vo  Conaula.  —  Michelangelo  Cappallo.  Lea 
conaulata  et  lea  bailagaa  da  la  B4pubUque  da  Vaniae,  B.  D.  L,  t  XXIX,  p.  158.  —  De  Miltits.  Manuel  dea 
eonsola,  1887-1889.  —  Moneeaux.  Lea  proK6nlea  grecqnee,  1881.  —  Monnat  Manuel  diplomatique  et  con- 
aula&ra,  aida-m4molrs  pratiqaa  daa  ehanceilarlaa,  1889.  —  r.  Naumann.  Handbuch  daa  Konaolarweaena, 
mit  besonderer  Berttckaiehtigung  dea  Oaterreichiachen,  1854.  —  Oncken.  Die  aehweiaeriache  Konaular-Befomu 

—  Oppenheim.  PnÄcUÄSisa  Handbuch  der  Koamdata  aller  Lander,  1864.  ~  Paulua.  Hat  counlair 
recht  en  de  eonaulaire  warUkring,  aaoals  die  woortrloeian  act  de  Nederlandache  wetten  en  wetteUjka  Yoor- 
Bchriften,  de  deer  Nedarland  gaatotan  Teidragen  an  hat  Tulkaaraeht,  1890.  —  PierantonL  L^incidenta  eanao* 
lam  diFinma,  1888.  —  Paaohiagar.  Dia  daataahan  Konanlar-Yartrin,  elc  — Pradier-Fad4r4.  Gavn  da 
droit  diplomattqua,  9e  6dit.  1899.  —  QuehL  Daa  preuaaiache  und  deutache  Konaularwesan  im  Zoaamman- 
haaga  rnü  der  inaern  und  iaaa«B  Palttik,  1861  —  Sallaa.  Linatilntion  dea  oanaulala;  asn  arigiM,  mm 
diTeloppament  au  moyan  Ige,  «hei  laa  dift4renta  pauplaa,  1886.  —  Lea  originaa  dea  pramiara  eonaalata  dein 
natton  fraa^aiae  1^  rdtamger.  —  Sergio  di  Pilato.   SuHa  dalagasione  dsl  oonaull  in  materfa  dl  pmoTS,  1889. 
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—  Schftnbe.  La  prozönie  «a  moyen  Ige,  R.  D.  I^  t  XXVm,  p.  526.  —  Schubert  De  pTozeniA  attieft. 
18M.  ~  Sehayler.  American  diplomecy.  —  Soldan.  La  jnridiction  consnlalre,  Jonmal  des  tritasanx  d» 
Laosanne,  21  mars  1891.  —  Sielnmann-Bncher.  Reform  des  Konsnlanreeens  ans  dem  ▼olkswiitaebaft- 
liehen  Oesichtspankte.  —  Stocqnart  Le  priTilfge  d^ezterritorialltA,  spöcialement  dans  aee  rapporta  sf«e 
la  Talidit6  des  martages  cdl6brto  h  Fambassane  on  an  oonsnlat,  R.  D.  I^  t  XX»  p.  960.  —  S  tri  so  wer. 
SQlarrertrftge,  Österreichisches  StaatswOrterbnch,  1896.  —  Konsnlar-Oerichtabariceit,  id.  —  Toda.    I 


eonsolar  de  Espana,  1889.  —  Tnson.    The  British  Consnls  mannal,  1858.  —  Vivo.    Tratado  eonaoliu;  tSSSi 

—  Yosberg'Rekow.  Die  Reform  des  deutschen  Konsulatwesens  und  die  Enichtong  deutscher  Handet»- 
Kammern  im  Auslände.  —  Warden.  A  treattse  of  the  natore,  the  progress  and  the  influence  of  «he  ea*a- 
blishment  of  the  consuls.  —  Wertheim.  Manuel  des  consuls  des  Pays-Bas,  1861.  >-  X.  De  l^inTloUbilitA des 
archives  consulaires,  Memorial  diplomatique,  27  octobre  1888.  —  Zilken.  Compftence  conaulalre  ea  matter» 
d*actes  ciTils  et  jurldiction  consnlaire,  R.  D.  L,  t  lY,  p.  611.  —  Beroegheiet  der  oonsulaire  ambl,  1871 

—  Zimmer.  Die  JurisdiJctionsTerhAltnisse  der  üremdlindischen  Konsuln  in  Deutschland,  1897.  —  Zorn. 
Die  Konsnlargebiete  des  Deutschen  Reiches,  1884.) 

Hänel  tmd  LBate,  DU  Otttiägtlnmg  d§»  DmiUehm  Beiehea'jillber  Kotuulaneetm  tmd  SeeachiMkrl,  ISIS. 

—  Mariolle,  Anhh  f.  öfmU.  BeeM,  Bd.  13, 8, 459-dM.  —  Miru9,  Jku  jBuropäiteke  €h»andi»ckaßmrMifu,  1M7.  — 
Mortl,  Handtwih  des  ächu>eiMeruchm  BuwdeMtaaterMftte,  Bd.  in,  8.  Ufl-lSl,  490-488,  —  Pawinmki,  Z%^ 
WtUHtfhmgtgMchi^iU  dei  Konaulata  m  den  Komtmmmi  ItaÜetu,  1889.  —  P««fct«r,  ötimrmdt»  JgbwmlaiMwuaii, 
1888.  —  8t§ngel9  WSrUHmeh  dea  DmUekmi  V«noaUmii/9reelU$,  9.  KcnndaU.  —  Zorn,  DU  JToiMMlavyMsatf- 
gOtmtg  dM  DmiUchmi^  Btick».  —  Zorn,  B»Uk9^UuiUr9eM,  Bd.  11,  §  89.  —  Poliiia,  La  oonmenUon  eammOmin 
yrAw-tur^tte  ei  VaHntrage  des  amhaaaadeurt  de$  grandes  puuMnee»  ä  CongtanHnopU  diu  8  amrU  1901,  M.  D.  J. 
i.  JI,  p.  808  9i  9.,  p.  406  et  s. 

733.  —  Konsuln  sind  amtliche  Agenten,  die  ein  Staat  in  Städten  und 
Hafenplätzen  fremder  Länder  bestellt  nnd  denen  die  Pflicht  obliegt,  die 
Handelsinteressen  ihres  Landes  zu  überwachen,  den  Angehörigen  ihres 
Staates,  die  im  Auslande  Handel  treiben  oder  umherreisen,  Schutz  und 
Beistand  zu  gewähren  und  ihnen  gegenüber  verwaltende  (oder  richterliche) 
Handlungen  vorzunehmen,  die  polizeiliche  Aufsicht  über  die  Handelsflotte 
ihres  Landes  zu  führen,  die  gewissenhafte  Erfüllung  der  Handels-  nnd 
Schiffahrtsverträge  zu  überwachen,  über  die  landwirtschaftlichen  nnd  ge- 
werblichen Erzeugnisse  sowie  über  die  Handelsbewegung  in  fremden  Ländern 
zu  berichten  u.  dergl.  mehr. 

Die  Konsuln  sollen  die  geistigen,  wirtschaftlichen  und  Handelsinteressen 
(nicht  die  politischen  Interessen)  ihres  Staates  im  Auslande  vertreten  nnd 
die  Untertanen  des  Absendestaates  schützen.  (Pradier-Fod^r^,  Trait^ 
«de  droit  intern.,  t.  IV,  No.  2034.) 


Erster  Abschnitt. 
Qeschichtliches. 

734.  —  Die  Konsulate  gehören  zu  den  ältesten  Einrichtungen  des 
Handels-  und  Völkerverkehrs.  —  Ihr  Ursprung  reicht  bis  zum  Mittelalter 
zurück.  —  Damals  bezeichnete  der  Ausdruck  Konsul  einen  Beamten,  der 
zumeist  jedes  Jahr  von  den  Mitgliedern  der  Genossenschaften  der  Kanf 
und  Seeleute  gewählt  wurde,  um  die  Gerichtsbarkeit  in  Handelssachen  in 
den  Handelsstädten  und  den  Hafenplätzen  des  Mittelmeeres  auszuüben. 
Zu  seiner  Zuständigkeit  gehörte  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
zwischen  den  ansässigen  Kauf  leuten  untereinander  und  zwischen  diesen 
und  fremden  Handeltreibenden.  Die  Statuten  von  Pisa  erwähnen  solche 
consules  marinariorum  et  mercatorium. 

Zur  Zeit  der  Kreuzzüge  begaben  sich  Kauf  leute  von  Amalfi,  Venedig, 
Bagusa,  Genua,  Pisa,  Marseille,  Montpellier,  Barcelona  usw.  nach  Klein- 
asien, Syrien,  Palästina  und  Ägypten.  Um  ihre  Handelsunternehmungen 
zu  fördern,  gpründeten  sie  Niederlassungen  und  Faktoreien.  Diese  Nieder- 
lassungen, die  sehr  nützlich  waren,  genossen  meistens  Freiheit  von  staat- 
lichen Abgaben.  Da  die  Warenlager  einer  besondern  Sicherheit  bedurften, 
00  bestimmte  man  an  jedem  Handelsplatze  eigene  Stadtviertel,  in  denen 
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die  zur  selben  Nation  oder  zur  selben  Stadt  gehörigen  Eaufleate  ihre 
•Kontore  nnd  Wohnungen  für  sich  und  ihre  Angestellten  errichten  konnten. 

—  Das  System  der  Persönlichkeit  des  Rechts  stand  damals  noch  in 
Geltung.  Der  im  Auslande  wohnende  Kaufmann  musste  seinen  Landsleuten 
gegenüber  die  Handelsgebräuche  seines  Volksstammes  beobachten.  Jeder 
Handeltreibende  war  nach  den  Gesetzen  seiner  Heimat  zu  behandeln,  mochte 
er  auf  byzantinischem  oder  levantinischem  Boden  wohnen.  So  war  es  not- 
wendig, die  Rechtspflege  im  Auslande  einem  Richter  oder  richterlichen 
Beamten,  der  dieses  persönliche  Recht  kannte  und  befälügt  wai*,  es  anzu- 
wenden, zu  Übertragen.  Ein  solcher  richterlicher  Beamter,  der  aus  den 
Handelsleuten  derselben  Nation  oder  derselben  Stadt  gewählt  wurde,  war 
der  consul  d'outre  mer,  er  war  das  Oberhaupt  der  kleinen  genuesischen, 
venetianischen  oder  marseillesischen  Genossenschaft  und  gleichzeitig  auch 
der  Richter  über  deren  Händel. 

735.  —  Im  Jahre  1060  bewilligte  der  griechische  Kaiser  in  Eonstan- 
tinopel  den  Venetianem  das  Recht,  Richter  zu  bestellen,  die  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  und  Strafsachen  ihrer  Landslente  zu  erkennen  hatten. 

—  Die  goldene  Bulle  Kaiser  Alexis  HI.  vom  Jahre  1199  verlieh  den 
Venetianem  das  weitgehende  Vorrecht,  sogar  ihre  Streitsachen  mit  den 
Untertanen  des  griechischen  Kaiserreichs  durch  ihre  eigenen  Richter  ent- 
scheiden zu  lassen.  —  Im  Jahre  1204  erlangten  die  Genuesen  die  Ermäch- 
tigung, eine  Vorstadt  von  Konstantinopel  unter  der  ausschliesslichen 
Herrschaft  ihrer  eigenen  Beamten  zu  bewohnen;  von  hier  aus  dehnten  sie 
ihre  Handelsbeziehungen  und  ihre  Niederlassungen  über  die  Kttsten  des 
Mittelmeeres  und  des  Schwarzen  Meeres  aus. 

Die  Kreuzzttge  trugen  sehr  dazu  bei,  solche  Kolonien  mit  Ermächtigung 
der  Fürsten  und  Könige  des  Orients  an  der  ganzen  Levantekttste  zu  be« 
gründen.  Die  Konsuln  sind  die  Oberhäupter  und  Richter  dieser  kleinen 
Kolonien.  —  Dies  ist  der  Ursprung  der  jetzigen  Konsulate.^ 

736.  —  Die  Eroberung  der  christlichen  Königreiche  durch  die  Musel- 
männer ftthrte  keine  Änderung  der  Handelsfaktoreien  herbei.  Die  Nieder- 
lassungen der  Kaufleute  blieben  im  Genüsse  ihrer  Freiheiten;  ja  ihre 
Konsuln  erlangten  sogar  noch  weitergehende  Befugnisse.  —  Es  ist  an  sich 
nicht  auffallend,  dass  die  chiistlichen  Staaten  und  Städte,  die  ihren  ein- 
träglichen Handel  zu  erhalten  suchten,  danach  trachteten,  ihre  unabhängige, 
durch  die  griechischen  Kaiser  und  die  lateinischen  Fürsten  anerkannte 
Sonderstellung  zu  behaupten  oder  wieder  neu  zu  festigen.  —  In  diesem 
Bestreben  wurden  sie  durch  neue  zwingende  Gründe  bestäikt.  Nach  dem 
Koran  sind  die  Menschen,  die  ausserhalb  des  Islams  stehen  „Bewohner  des 
Hauses  des  Krieges^.  Ihnen  gegenüber  ist  ein  immerwährender  Kriegs- 
zustand geboten,  es  sei  denn,  dass  der  Krieg  durch  einen  Waffenstillstand 
oder  eine  Bürgschaftsleistung  (Aman)  unterbrochen  wird.  Der  beständige 
Hass  und  die  feindseligen  Gesinnungen,  die  den  Muselmännern  gegen  die 
Christen  durch  den  Koran  eingeflösst  sind,  riefen  bei  den  Bewohnern  der 
abendländischen  Viertel  und  der  Faktoreien  des  Orients  das  Bedürfiiis 

1)  Marseille  Hess  sich  das  Recht,  Eonsaln  zu  bestellen,  durch  Montferrat,  den 
Herrscher  von  Tyrus,  nnd  durch  Johann  d'Ibelin,  den  Herrscher  Ton  Beirut  (Berytos), 
im  Jahre  1223  einräumen.  —  Desgleidlen  Narbonne  durch  Andronicus  HL,  den  Kaiser 
von  Konstantinopel  (1340),  sowie  von  den  St  Johannis-Rittem  zu  Jerusalem  auf  Rhodns 
(1351  n.  1366)  und  in  Alexandrien  1377.  —  Montpellier  hatte  in  Konstantinopel,  An- 
tiochien,  THpoIis  (1248),  im  Königreiche  Gypem  (1254),  in  Alexandrien  (1267)  und  auf 
Rhodns  (1856)  einen  Konsul  und  eine  Strasse,  die  f&r  seine  Kaufleute  bestimmt  war. 
—  Ludwig  der  Heilige  erwirkte  Yom  Sultan  von  Ägypten  die  Einsetzung  zweier  Konsuln 
in  Alexandrien  und  in  Tripolis  (1251). 
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wach,  sich  ihre  Privilegien  und  Bechte  durch  stärkere  Bttrgschaft^i  be- 
stätigen zu  lassen,  als  sie  solche  bisher  von  den  christUchen  FOrstea 
Palästinas  und  Syriens  erhalten  hatten.  —  Die  Ttlrken  und  Araber  hatt» 
wenig  Sinn  und  Geschick  fttr  den  Seehandel,  wiewohl  sie  dessen 
Nutzen  und  Vorteile  schätzten.  Weit  davon  entfernt,  die  christlichen 
handeltreibende  Kolonisten  zurtlckzudrängen  und  zu  belästigen,  w»eQ 
sie  sogar  geneigt,  sie  zu  schützen  und  ihnen  weitgehende  Begttnstiguiigai 
zu  erweisen.  —  Der  Verbindung  dieser  Gedanken  mit  den  erwähnten  Be- 
dtlrfiüssen  entsprangen  die  Kapitulationen  (umfassende  Verträge),  die 
Amalfl,  Florenz,  Genua,  Pisa,  Venedig,  Barcelona  und  die  französosch^ 
Könige  von  den  Oberhäuptern  der  Barbareskenstaaten,  dem  Sultan,  dem 
Vizekönig  von  Ägypten  usw.  erwirkten. 

Diese  Kapitulationen  räumen  den  Mitgliedern  der  Faktoreien  das 
Becht  ein,  auf  moslemischem  Boden  kaufinännische  Geschäfte  abzuschliessen 
und  Handel  zu  treiben  und  sich  nach  ihren  heimatlichen  Gesetzen  durch 
ihre  Konsuln  Recht  sprechen  zu  lassen.  —  Die  Zuständigkeit  der  Konsuln 
dehnt  sich  allmählich  von  den  bürgerlichen  Bechtsstreitigkeiten  auf  das 
Gebiet  der  Strafrechtspflege  und  auf  das  der  Verwidtung  aus.  —  Der 
Konsul  ist  das  Oberhaupt  der  Polizei  des  abendländischen  Viertels.  Er 
ist  zum  Schutz  und  zur  Vertretung  seiner  Landsleute  vor  den  Ortlichen 
Behörden  berufen. 

737.  —  Die  Einsetzung  von  Konsuln  war  nicht  auf  das  Mittehneerbecken 
beschränkt.  —  Vom  13.  Jahrhundert  ab  bestellten  die  italienischen  Bepu- 
bliken, Marseille,  Barcelona  und  Valencia  Konsuln  in  den  Hafenstädten 
des  Ozeans,  der  Nord-  und  der  Ostsee.  Desgleichen  gründeten  flandrische 
und  hanseatische  Städte  an  den  Gestaden  des  Ozeans  oder  des  Mittehneers 
kaufinännische  Niederlassungen,  die  von  besondem,  mit  richterlichen  Be- 
fugnissen ausgestatteten  Beamten,  die  man  Aldermänner,  Konservatoren, 
Prätoren  oder  Konsuln  nannte,  geleitet  wurden.  —  Diese  Niederlassungen 
erfi^uten  sich  besonderer  Vorrechte,  die  von  den  Herrschern  der  betrefiienden 
Gebiete  verliehen  wurden.^) 

738.  —  In  dieser  ersten  Periode  der  Geschichte  der  Konsulate,  der 
sog.  Munizipalperiode,  übte  der  Souverän  keinen  Einfluss  auf  die  Ernennung 
der  Konsuln  aus.  Diese  waren  nur  die  Bevollmächtigten  einer  mehr  oder 
weniger  ansehnlichen  Vereinigimg  von  Kanfleuten.  Sie  hatten  keine  amt- 
lichen Beziehungen  zu  der  Begierung  ihres  Heimatlandes.  —  Der  Landes- 
obrigkeit gegenüber  waren  ihre  Beftignisse  je  nach  den  der  Kolonie  be- 
willigten Bechten  verschieden. 

Aber  mit  der  Entwicklung  und  der  Ausdehnung  der  monarchischen 
Gewalt  und  mit  dem  neuem  Staatsbegriffe  war  dieser  Zustand  nicht  mehr 
zu  vereinigen.  So  vollzog  sich  denn  im  16.  Jahrhundert  eine  Umgestaltung 
im  Konsularwesen.  Der  Staat  nahm  das  Becht,  die  Vorsteher  der  Faktoreien 
und  die  richterlichen  Konsularbeamten  zu  wählen,  für  sich  in  Anspruch.  — 
Die  Stellung  des  Konsuls  änderte  sich.  Er  war  nicht  mehr  der  Vertreter 
einer  Gruppe  von  Kaufleuten  oder  einer  städtisdien  Korporation;  er  war 
viehnehr  ein  von  der  Begieimng  ernannter  amtlidier  Vertreter  des  Staates. 

739.  —  Bald  schon  erfolgte  eine  weitere  Umwandlung.  Die  ständigen 
diplomatischen  Gesandtschaften  traten  ins  Leben;  seit  dem  Westfälischen 

1)  Italieaiaehe  Koniuln  wurden  in  den  Niederlanden  und  in  London  im  Jahre 
1403  eingesetzt  Auch  in  Straisaehen  verBahen  sie  lichteriiche  Betegnisse.  ^  Die 
Katalonier  hatten  55  Konsoln  in  verMhiedraen  Staaten.  —  Im  15.  Jahriiuidert  wuidea 
englische  Konsuln  in  den  Niederlanden»  in  Schweden,  Norwegen,  Dinemazk  und  in 
Pisa  im  Jahre  14S5  besteUt 
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Frieden  kamen  sie  melir  und  mehr  in  Übung.  Die  Gesandtschaften 
Sfeueähren'^den  allgemeinen  Interessen  des  Landes  einen  wirksamem  Schatz 
als  die  Eonsalate.  Die  Eonsaln  warden  nan  nicht  mehr  mit  der  Aas- 
Übung  diplomatischer  Befugnisse  beti*aat. 

740.  —  Noch  eine  dritte  Änderang  trat  ein.  —  Die  Gerichtsbarkeit 
eines  fremden  Eonsais  ist  ein  Eingriff  in  die  Freiheit  and  die  Unabhängig- 
keit der  Gebietshoheit  des  Staates.  Je  mehr  sich  in  Earopa  der  Staats- 
begriff klärte,  festigte  and  erstarkte,  desto  eifriger  strebte  die  Staats- 
gewalt danach,  alle  aaf  ihrem  Gebiete  dauernd  oder  vorübergehend 
befindlichen  Personen  ihren  eigenen  Gerichten  und  Gesetzen  zu  unterwerfen. 
Der  Grundsatz  der  Persönlichkeit  des  Bechts  verliert  mehr  und  mehr  an 
Geltung  und  tritt  allmählich  zurttck.  —  Die  europäischen  Staaten  Hessen 
nicht  mehr  zu,  dass  die  Eonsuln  in  bürgerlichen  Streitigkeiten  und  Straf- 
sachen Becht  sprachen.  Ihr  Geschäftskreis  beschränkte  sich  von  nun  an 
auf  die  Aufsicht,  die  Polizeigewalt  und  den  Schutz  fiber  ihre  Landes- 
angehörigen. 

Es  bildete  sich  somit  ein  ausgesprochener  Gegensatz  zwischen  den 
in  den  christlichen  Staaten  Europas  und  Amerikas  eingesetzten  Eonsuln 
und  denen,  die  in  der  Türkei,  in  Persien  und  in  China  bestellt  wurden.^)  — 
Die  letztern  haben  ihre  althergebrachten  Bechte  und  insbesondere  die 
ihnen  durch  die  Eapitulationen  und  andere  Verträge  übertragenen  gericht- 
lichen Befugnisse  bewahrt.  —  In  den  christlichen  Staaten  erschöpft  sich 
die  Hauptaufgabe  der  Eonsuln  in  dem  Schutze  der  Handels-  und  wirt- 
schaftlichen Interessen  ihres  Landes.  In  den  moslemischen  und  den  halb- 
barbarischen Staaten  sind  die  Befugnisse  der  Eonsuln  zum  Teil  diplomatischer 
Natur.  Die  Eonsuln  sind  politische  Agenten,  die  fiber  die  Sicherheit  der 
allgemeinen  Interessen  ihi'es  Staates  zu  wachen  haben. 

741.  —  Eine  bemerkenswerte  Erscheinung  trat  in  der  zweiten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  ein.  Die  Zahl  der  diplomatischen  Sendungen  hat 
die  Neigung  abzunehmen;  die  der  Eonsulate  ist  im  Steigen  begriffen.  — 
An  zahlreichen  Orten  werden  Eonsulate  errichtet  und  die  Stellung  der 
Konsuln  erlangt  von  Tag  zu  Tag  eine  grössere  Bedeutung.  Dies  ist  ein 
Anzeichen  tüi  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Wechsel- 
beziehungen zwischen  den  ve^chiedenen  Völkern.  Mit  der  ausserordent- 
lichen Verbesserung  der  Verkehrsmittel,  der  Zunahme  des  Beisens  und 
der  Auswanderung  sowie  dem  ungeahnten  Aufschwünge  des  Welthandels 
hat  sich  in  den  letzten  sechzig  Jahren  abermals  eine  tiefgehende  Umwälzung 
im  Eonsularwesen  vollzogen.*) 


Zweiter  Abschnitt. 

Rechtsstellung  der  Konsuln  in  den  christliohen  Staaten. 

742.  —  Gegenwärtig  bezeichnet  man  als  Eonsuln  zwei  Arten  von 
Agenten,  die  sich  durch  ihre  Staatsangehörigkeit,  durch  die  ungleichartige 
Vorbfldung  für  ihr  Amt,  durch  die  Art  und  den  umfang  ihrer  Befugnisse 

1)  (In  Japan  haben  die  «dt  dem  Jahre  1894  mit  Yerschiedenen  Staaten  abge- 
schlossenen Verträge  Ton  1899  ab  die  Qeiichtsbarkeit  der  fremden  Konsuln  aufgehoben 
(0.  R.  D.  I.  P.,  t  I.  562).]  —  DeuM^i^pimkcher  Sonmtkmvertrag  vom  4.  Aptü  1896. 

2)  Lehr,  R^formes  k  apporter  dans  rorganisation  du  corps  consulaire,  R.  D.  I., 
t  XXit  p.  489. 
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sowie  durch  die  ihneo  eingeräumten  Vorrechte  wesentlich  Ton«iiuuid& 
unterscheiden:  es  sind  die  Wahlkonsuln  und  die  Beru&konsuln  (consnl^ 
electi  und  missi). 

1.  Die  Wahlkonsuln  (die  Bezeichnung  rflhrt  daher,  dass  diese  Agenten 
früher  gewählt  wurden,  während  sie  heutzutage  von  der  Staatsregienmg 
ernannt  werden),  auch  Handelskonsuln  genannt,  werden  entweder  aus  den 
Staatsangehörigen,  die  in  einer  fremden  Stadt  oder  einem  fremden  Lande 
ELsindel  oder  Gewerbe  treiben  oder  auch  aus  den  ünteilanen  des  fremden 
Staates  auserkoren.  Im  letztem  Falle  bleiben  sie  in  jeglicher  Beziehung 
die  Untertanen  des  Staates,  dem  sie  angehören  und  in  dessen  Gebiete  sie 
wohnen.  —  Sie  sind  Beauftragte  der  Regierung,  die  sie  ernennt,  aber  sie 
gehören  nicht  zu  deren  Staatsbeamten.  —  Sie  haben  keine  richterUch^i 
Befugnisse  und  können  in  Ansehung  der  Untertanen  des  Staates,  dessm 
Konsuln  sie  sind,  weder  notarielle  noch  standesamtliche  Handlungen  aus- 
üben. —  Im  allgemeinen  sind  sie  nur  berechtigt,  Pässe  auszustellen, 
Urkunden  fremdländischer  Behörden  mit  dem  Legalisationsvermerk  zu 
versehen,  gewisse  Akte  der  Rechtsbewahitmg  vorzunehmen,  beispielsweise 
im  Falle  eines  Schiffbruchs  oder  im  Falle  des  Todes  eines  Angehörigen 
des  Staates,  der  sie  ernannt  hat,  femer  haben  sie  den  Untertanen  dieses 
Staates  mit  Rat  und  Tat  hilfreich  beizustehen  usw.  (Vgl.  Französ.  Ordonnanz 
vom  26.  Oktober  1833).  —  Da  sie  selbst  Handel  treiben,  so  wird  es  ihnen 
nicht  immer  leicht  fallen,  eine  scharfe  Grenze  zwischen  den  Interessen 
ihres  Gewerbes  und  ihren  Pflichten  als  Konsuln  zu  ziehen.  Dies  ist  ein 
bedenklicher  Übelstand.  Bei  den  von  den  Verein.  Staaten  im  Jahre  1833 
und  von  England  im  Jahre  1838  angestellten  Erhebungen  haben  sich  fast 
alle  Gutachten  gegen  die  Ernennung  von  Handelskonsuln  ausgesprochen. 

2.  Die  Berufskonsuln  (consules  missi  —  consuls  de  carriire)  sind 
wirkliche  Beamte  des  Absendestaates.  Sie  haben  auf  Grund  einer  besondem 
fachmännischen  Vorbildung  Prüfungen  bestanden  und  sind  im  Vorbereitungs- 
dienste beschäftigt  gewesen.*)*)  —  Sie  sind  hierarchisch  gegliedert.  Als 
besoldeten  Staatsbeamten  ist  ihnen  die  Betreibung  von  Handelsgeschäften 
untersagt.*)  Das  Verbot  bezweckt,  sie  vor  den  Sorgen  wegen  persönlicher 
Geschäfte  zu  schützen,  besonders  aber  zu  verhüten,  dass  sie  andere 
Interessen  verfolgen,  als  die  Eaufleute  ihrer  Nation.  Das  Verbot  dient 
aber  auch  dazu,  den  amtlichen  Charakter  der  Berufskonsuln  noch  mehr 
hervortreten  zu  lassen.  —  Sie  eignen  sich  besser  zur  konsularen  Tätigkeit 
als  die  Wahlkonsuln;  denn  sie  sind  sowohl  gegenüber  den  örtlichen 
Behörden  als  auch  gegenüber  ihren  Landsleuten  unabhängiger. 

Wegen  der  bedeutenden  Kosten,  die  die  Bestellung  von  Beru&konsuln 
in  einer  allzugrossen  Zahl  von  Städten  und  Ländern  verursacht,  haben  die 
kleinem  und  sogar  einige  grössere  Staaten  das  gemischte  System  ange- 
nommen, d.  h.,  sie  ernennen  beide  Arten  von  Konsuln. 

Ausser  den  Konsuln  gibt  es  auch  Konsularagenten  (die  man  im 
gewöhnlichen  Leben  oft  unrichtig  als  Konsuln  bezeichnet).  Sie  sind  meist 
einem  Konsul  unterstellt.  Sie  werden  entweder  von  einem  Konsul  oder 
unmittelbar  vom  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  oder  von  dem 
der  Marine  an  den  Plätzen  ernannt,  wo  sich  kein  Konsularposten  befindet. 


1)![S.  für  Frankreich  die  Dekrete  vom:  10.  JuU  1880;  14.  Oktober  1890;  12.  Novbr. 
1891;  15.  Oktober  1892;  20.  NoTember  1894;  24.  Dezember  1896;  6.  Dezember  1899 
und  24.  April  1900.J 

2)  Franz5s.  Ordonnanz  vom  20.  August  1833,  Art^34. 

*)  8.  für  DewtaMmd:  KxmBukurgeteU  v.  8.  Nweniber  18S7,  §  7  vnd  das  ifewteaAe 
Beg%daHv  Über  die  KoMulaUprUfimg  v.  38.  Fd)ruar  1873. 
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Sie  haben  keinen  öffentlichen  Charakter  nnd  ihre  Befagnisse  sind  8ehr 
beschränkt. 

Mehrere  Staaten,  namentlich  aach  Frankreich,  bestellen  nnr  Konsuln 
und  Vizekonsuln  von  Bentf.  Nur  die  Konsularagenten  werden  aus  den 
Eaufleuten  des  fremden  Landes  ernannt.  —  Die  Verein.  Staaten  kennen 
eine  eigene  Klasse  ständiger  Konsularbeamter,  es  sind  die  sogenannten 
Handelsagenten.  Sie  werden  von  dem  Präsidenten  ernannt  und  können 
ihre  Befugnisse  ohne  Erteilung  eines  Exequaturs  ausüben  (No.  752).  Sie 
werden  aber  von  den  fremden  Staaten  den  eigentlichen  Konsuln  nicht 
gleichgestellt. 

§  l.  —  Organisatioii  der  Konsulate. 

743.  —  Weder  in  den  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  noch  in 
den  Konsularverträgen  ist  die  Organisation  der  Konsulate  und  die  Rechts- 
stellung der  Konsuln  genau  bestimmt.  —  Gesetze  wie  Verträge  sind 
lückenhaft.  Ziemlich  eingehende  Bestimmungen  ttber  die  Organisation 
der  Konsulate  finden  sich  in  dem  deutschen  Gesetze  vom  8.  November 
1867  und  der  ergänzenden  Dienstinstruktion  vom  6.  Juni  1871,  sowie  der 
Naeläragsinstruktuyn  vom  22.  Februar  1873,  ferner  in  dem  Gesetze  betr. 
die  KonsulargeriehtsbarJceit  vom  10,  JtUi  1879  und  der  Instruktion  hiereu 
vom  10.  September  1879,  in  dem  spanischen  (besetze  vom  14.  März  1883,  in 
dem  italienischen  Statut  vom  28.  Januar  1866  und  dem  Reglement  vom 
7.  Juni  1866,  in  dem  belgischen  Gesetze  vom  31.  Dezember  1851  und 
namentlich  in  der  französischen  Gesetzgebung.^)  —  Den  nachstehenden 
Ausf&hrungen  liegt  vomehmlich  das  französische  Konsularrecht  zu  Grunde.^ 

Fast  in  allen  Staaten  stehen  die  Konsuln  unter  dem  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten.  Nur  dies  System  ist  folgerichtig  und 
natürlich.  —  Obwohl  die  Konsuln  bei  der  Ausübung  ihrer  amtlichen 
Befugnisse  gezwungen  sind,  Angelegenheiten  zu  erledigen,  die  bald  zur 
Zuständigkeit  des  Handels-  oder  Marineministeriums,  bald  zu  der  des 
Finanz-  oder  Justizministeriums  gehören,  so  sprechen  doch  wichtige  Gründe 
dafttr,  dass  die  Konsuln  ausscUiesslich  und  unmittelbar  nur  mit  dem 
Minister  des  Auswärtigen  verkelu'en.') 

744.  —  <A.  —  Bangordnung  der  Konsuln.  Die  Mitglieder  der 
Konsularkorps  sind  nicht  wie  die  der  diplomatischen  Korps  durch  ein  all- 
gemeines internationales  Reglement  in  bestimmte  Klassen  geteilt.  Jeder 
Staat  setzt  die  Gliederung  seiner  Konsuln  nach  seinem  Ermessen  fest.  -— 
Die  meisten  Staaten  haben  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln, 

1)  Marine-Ordonnanz  von  1681;  Edikt  vom  8.  März  1871;  königliche  Ordonnanzen 
vom  30.  August,  23,  24,  25,  26.  und  29.  Oktober,  7.  n.  22.  November  1888;  26.  April 
1845,  4.  Auffust  1S47;  —  Dekrete  vom  1.  Dezember  1890;  27.  März  1875;  21.  Februar, 
10.  Juli  und  18.  September  1880;  81.  März  1882;  20.  Dezember  1890;  17.  Januar  1891: 
12.  Mai  und  12.  November  1891;  ri5.  Oktober  1892;  19.  April,  25.  Oktober  und 
20.  November  1894;  a  Februar  1896.J 

2)  Lehr  gibt  in  seinem  Manuel  theorique  et  pratique  des  agents  diplomatiques 
et  consulaires  eine  Darstellung  der  Organisation  der  Konsulate  von  Deutschland, 
Osterreich,  England,  Spanien,  den  Verein.  Staaten,  Italien  und  Russland  (No.  1887 
bis  1545).  ~  ßr  fuhrt  die  neuesten  Verträge«  die  Frankreich  abgeschlossen  hat,  an 
(No.  1546  bis  159^  und  gibt  ein  Verzeichnis  der  Konsnlar-  nnd  diplomatischen  Posten, 
die  Frankreich  im  Auslande  und  die  die  fremden  Staaten  in  Frankreich  besitzen 
(No.  1600  bis  1708).  —  Garnazza-Amari  teilt  in  seinem  Traite  de  Dr.  int  den  Inhalt 
des  italienischen  Konsulargesetzes,  des  SeehandelMfesetzbuchs  sowie  des  italieni- 
schen Konsularreglements  mit,  t.  II,  sect  III,  eh.  YlII  ä  X.  ^  Die  Ähnlichkeit  mit 
dem  franzSsischen  Rechte  ist  sehr  gross. 

8)  de  Glercq  et  Vallat,  Guide  pratique  des  consulats,  t.  I.  cb.  11,  §  8. 
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Eonsalarstellyertreter  (consuls  supplöants),  Konsalareleven  und 
einfache  Eonsalaragenten.  Neben  dem  Konsul,  aber  ihm  untergeordnet, 
ist  noch  ein  besonderer,  wichtiger  Beamter  zu  erwähnen,  nSmUch  der 
Kanzler,  ausserdem  gibt  es  noch  Dolmetscher,  Dragomans,  Kanzlei- 
gehilfen und  Kanzleieleven.^) 

745.  —  B.  —  Abgrenzung  ihres  Wirkungsgebiets.  Alle  Konsulate 
desselben  Staates,  die  in  demselben  fremden  Lande  errichtet  worden  sind, 
bilden  zusammen  eine  Konsulamiederlassung  (Etablissement  consiüaire). 
Sie  steht  unter  der  Aufsicht  der  diplomatischen  Gesandtschaft  oder  anter 
der  eines  Generalkonsulats,  dem  die  Zentralisation  der  Verwaltung  obliegt. 
—  Der  Generalkonsul  ist  also  der  Vorsteher  eines  Konsularbezirks  (cir- 
conscription).  Er  fährt  die  Au&icht  und  Kontrolle  über  die  Konsuln  und 
Vizekonsuln,  ohne  ihnen  aber  im  allgemeinen  Anleitungen  zu  geben.  — 
Wenn  in  dem  Lande  kein  Generalkonsul  bestellt  ist,  so  gebtthrt  der  diplo- 
matischen Gesandtschaft  die  Aufsicht. 

746.  —  Der  Bezirk  des  Generalkonsulats  zeriällt  in  Kreise  (arron- 
dissements),  so  dass  kein  Teil  des  fremden  Staatsgebiets  des  konsnlaren 
Schutzes  entbehrt.  An  der  Spitze  eines  jeden  Kreises  steht  ein  Konsul. 
Ein  Konsularkreis  kann  auf  eine  Stadt  oder  auf  einen  Hafenplatz  beschränkt 
werden.  —  ünterkreise  (sous-arrondissements)  ijrerden  von  Vizekonsuln 
geleitet,  die  ihrerseits  dem  Konsul  untergeordnet  sind.  —  Dieser  kann 
Bevollmächtigte  als  Konsularagenten  an  gewissen  Ortschaften,  wo  sich 
ein  Bedäi^is  geltend  macht,  ernennen  (französ.  Ordonnanz  vom  20.  August 
1833,  Art.  39  und  43). 

747.  —  Der  Amtssitz  der  Konsuln  und  Vizekonsuln  sowie  die  Ab- 
grenzung der  Konsulärbezirke  wird  von  dem  Anstellungs-  und  dem  Empfangs- 
Staate  durch  gemeinsame  Übereinkunft  bestimmt.  —  Der  E^pfangsstaat 
kann  sich  weigern,  Konsuln  an  einem  gewissen  Orte  zuzulassen;  meistens 
liegen  einer  solchen  Weigerung  politische  Erwägungen  zu  Grunde.  — Die 
Handels-  und  Konsularverträge  enthalten  gewöhnlich  die  Klausel,  dass 
jeder  der  vertragschliessenden  Teile  berechtigt  sei,  in  allen  den  Städten 
und  Hafenplätzen  des  andern  Teiles,  die  dritten  Staaten  geöffnet  sind, 
Konsuln  zu  bestellen. 

748.  —  Fast  alle,  wenn  nicht  überhaupt  alle  europäischen  und  ame- 
rikanischen Staaten  haben  sich  gegenseitig  das  Recht  eingeräumt,  Konsuln 
zu  ernennen.  Die  Zahl  der  Konsularverträge,  die  auch  häufig  erneuert 
worden  sind,  ist  sehr  beträchtlich.  —  Eine  Aufeählung  dieser  Verträge  tritt 
aus  dem  Rahmen  dieses  Lehrbuchs  hinaus.  Lawrence-Wheaton  gibt 
in  seinem  Commentaire  (tome  IV,  pp.  51  etc.)  eine  kurze  Inhaltsangabe 
aller  von  den  Verein.  Staaten  abgeschlossenen  Verträge  sowie  einiger  von 
den^ttbrigen  amerikanischen  Ländern  und  von  den  europäischen  Staaten 
getroffenen  Abkommen. 

I  2.  —  Bestellung  der  Konsuln. 

749.  —  Nur  souveräne  Staaten  bestellen  Konsuln.  —  Grundsätzlich 
steht  ihnen  die  Auswahl  frei.  —  Kann  ein  Ausländer  mit  Konsularbefug- 
nissen  ausgestattet  werden?  Ffir  Frankreich  muss  die  Frage  verneint 
werden.  Die  französischen  Konsuln  sind  Staatsbeamte;  niemand  kann  aber 
Beamter  werden,  ohne  die  französische  Staatsangehörigkeit  zu  besitzen. 


1)  S.  für  Frankreich  die  Dekrete  vom  1.  Dezember  1886,   IS.  Desember  1877. 
18.  S^tember  1880,  81.  Mars  1882, 24.  Juni  1886, 17.  Januar  1891, 18.  November  1891  usw. 
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Die  Ordonnanz  vom  20.  Aognst  1833  schreibt  vor,  dass  die  Kanzler  Fran- 
zosen sein  mttssen,  umsomehr  wird  dies  für  Konsuln  notwendig  sein. 

Nur  die  einfachen  Konsularagenten  dttrfen,  wenn  keine  französischen 
Bttrger  zu  finden  sind,  aus  den  Fremden  genommen  werden.  Dies  ist  in 
dem  französisch-griechischen  Konsularabkommen  vom  7.  Januar  1876  aus- 
drücklich gesagt  worden. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  die  Staaten,  die  Wahlkonsuln  zulassen,  natur- 
gem&ss  auch  Ausländer  mit  der  Wahrnehmung  eines  Konsularamtes  be- 
trauen. Können  sie  auch  einen  Ausländer  zum  Konsul  ernennen,  der  in 
seinem  Heimatlande  das  Konsularamt  ausüben  soll?  Nichts  steht  dem 
im  Wege,  wenn  der  Staat,  dessen  Untertan  er  ist,  bereit  ist,  ihn  als  solchen 
zu  genehmigen;  aber  mit  dem  Augenblicke,  wo  der  in  seinem  Heimat- 
lande von  einer  ausländischen  Begierung  ernannte  Staatsbürger  das  Exe- 
quatur von  der  Landesregierung  erhalten  hat,  hat  er,  wenn  auch  nur  im 
Hinblick  auf  die  Ausübung  seiner  Konsularbefngnisse,  dieselbe  rechtliche 
Stellung  wie  die  andern  Konsuln. 

750.  —  Die  Konsularverordnungen  mehrerer  Staaten  verbieten  ihren 
Konsuln  das  Amt  eines  Konsuls  eines  dritten  Staates  zu  übernehmen. 
Dies  Verbot  war  in  der  französischen  Ordonnanz  vom  3.  März  1781  aufge- 
stellt. —  Die  Unzuträglichkeiten,  die  aus  einer  solchen  Häufung  von  iuntem 
entstehen  können,  liegen  auf  der  Hand.  —  Trotzdem  lässt  die  Praxis  in 
dringenden  Fällen  zu,  dass  ein  Konsul  vorübergehend  dem  Konsul  einer 
befreundeten  Macht  die  Sorge  für  seine  Schutzbefohlenen  und  die  Obhut 
seiner  Archive  anvertraut. 

751.  —  Der  zum  Konsul  ernannte  Beamte  erhält  den  Provisions- 
brief (lettres  de  Provision),  die  Bestallungsurkunde,  die  vom  Staatsober- 
haupte unterzeichnet  wird  und  die  den  Titel  und  den  Wirkungskreis  des 
Beamten  angibt.  —  Das  Original  dieses  Emennungspatents  wird  auf  diplo- 
matischem Wege  der  fremden  Eegierung  zugestellt.  Diese  kann  die  Ge- 
nehmigung zur  Übernahme  eines  Konsularamtes  jedem  versagen;  umsomehr 
ist  sie  berechtigt,  die  Ausübung  von  Konsularbefugnissen  von  gewissen 
Bedingungen  abhängig  zu  machen,  und  zwai*  besonders  dann,  wenn  der 
ernannte  Konsul  zu  ihren  Untertanen  zählt.  —  Die  Praxis  beweist,  dass 
die  Staaten  von  dieser  Beftignis  zuweilen  Oebrauch  gemacht  haben.  England 
lehnte  es  ab,  den  Major  Haggerty,  der  vom  General  Grant  zum  Konsul  der 
Verein.  Staaten  in  Glasgow  ernannt  worden  war,  zu  genehmigen.  Grant 
erkannte  an,  dass  er  die  Zulassung  einer  unwillkommenen  und  feindseligen 
Persönlichkeit  nicht  durchsetzen  könne  (August  1869). 

758.  —  Wird  die  Ernennung  genehmigt,  so  wird  dem  Konsul  von 
dem  Empfangsstaate  das  Exequatur  (berat  in  den  mohammedanischen 
Ländern)  erteilt ;  es  ist  dies  die  amtlicheErmächtigungsurkunde,  die  demKonsul 
den  Genuss  gewisser  Vorrechte  zusichert  und  den  Ortsbehörden  seines 
Amtssitzes  anbefiehlt,  dem  Konsul  mit  Bat  und  Tat  zur  Seite  zu  stehen.^) 
—  Die  Form  der  Erteilung  des  Exequatur  ist  je  nach  den  Gesetzen  und 
den  Gewohnheiten  der  einzelnen  Staaten  verschieden.  —  In  Frankreich 
ftndet  eine  Verlesung  des  Exequatur  in  einer  öffentlichen  Sitzung  des 


1)  [Welche  Rechte  stehen  dem  schntzhenrlichen  Staate  bei  ErteUuug  des  Exequatur 
an  fremde  Konsuln  anf  dem  Gebiete  des  geschützten  Staates  zu?  Wir  wissen  bereits 
(No.  749),  dass  sowohl  die  Ernennung  als  auch  die  Zulassung  eines  Konsuls  ein 
Attribut  der  äussern  Souyeranitit  ist  und  dass  beide  Handlungen  daher  nur  von 
einem  souTCränen  Staate  yorsenominen  werden  können.  Der  geschützte  Staat  bedarf 
also  der  Zustimmnnff  des  schutzherrlichen  Staates.  Diesen  Standl^tunkt  haben  die 
Jonischen  Inseln,  solange  sie  unter  dem  Protektorate  Englands  standen,  eingenommen. 
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Oerichtes  am  Amtssitze  des  Eonsais  statt.^)  —  Solange  das  Exeqaatur 
nicht  erteilt  worden  ist,  darf  der  Konsul  keine  Amtshandlung  vomebmen. 

Das  Exequatur  kann  wegen  des  Verhaltens  des  Konsuls  zurück- 
genommen werden.^  Die  Entziehung  ist  eine  noch  bedenklichere  Mass- 
regel, als  die  Verweigerung;  sie  soll  daher  nur  beim  Vorliegen  schwer- 
wiegender Gründe  stattfinden.  Lawrence-Wheaton  führt  in  seinem 
Gommentaire  (t.  IV,  pp.  dl  et  s.)  mehi*ere  Beispiele  hierfOr  an.  In  der 
Praxis  wird  der  fremde  Staat  meistens  ersucht,  den  Beamten  zurück- 
zuberufen. Dies  Verfahren  ist  höflicher.  —  Einige  Verträge  zählen  die 
Fälle  auf,  in  welchen  das  Exequatur  zurückgenommen  werden  kann.^ 

Bei  einer  Änderung  der  Begierungsform  des  Bmpfangsstaates  oder  des 
AnsteUungsstaates  muss  der  Konsul  ein  neues  Exequatur  erhalten. 


§  3.  —  Charakter  und  Vorrechte  der  Konauln. 

753.  —  Über  den  Charakter  sowie  über  die  Vorrechte  der  Konsuln 
herrscht  weder  in  der  internationalen  Rechtsprechung  noch  auch  in  der 
Wissenschaft  Einmütigkeit. 

Die  Konsuln,  selbst  die  Handelskonsuln,  die  Untertanen  des  Staates 
sind,  auf  dessen  Gebiet  sie  ihr  Amt  verwalten,  umsomehr  aber  die  Berufii- 
konsuln,  besitzen  amtlichen  Charakter  (caractöre  public).  —  Dies  ist 
unbestritten  und  unbestreitbar.  Sie  sind  in  der  Tat  amtliche  Beauftragte, 
deren  Aufgabe  es  ist,  staatliche  Interessen  wahrzunehmen. 

Es  fragt  sich  nun  weiter,  ob  die  Berufskonsuln,  die  wirkliche  Staats- 
beamte sind,  ausserdem  den  diplomatischen,  den  Eepräsentativ- 
Charakter,  haben. 

Sind  sie  den  Gesandten  gleichzustellen?  —  Dies  war  eine  lebhaft 
umstrittene  Streitfrage  unter  den  Publizisten  des  17.,  18.  und  19.  Jahr- 
hunderts. 

Bejaht  wurde  die  Frage  von  Steck,  de  Cussy,  Pinheiro-Ferreira, 
de  Clercq  et  Vallat  u.  a.  —  Einige  Schriftsteller,  die  sich  weniger 
bestimmt  ausdrücken,  neigen  dazu,  die  Konsuln  als  eine  besondere  Art 
von  Gesandten  niedem  Banges  anzusehen.  Hierher  gehören  G.  F.  v.  Martens 
(§  148),  Heffter,  (§  244),  Biquelme  (t.  H,  p.  494)  und  Bluntschli 
(Art.  249).  —  Grösser  ist  die  Zahl  der  Publizisten  und  Rechtslehrer,  die 
der  Ansicht  sind,  dass  die  Konsuln  keinen  diplomatischen  Charakter 
besitzen,  wohl  aber  einen  amtlichen,  der  ihnen  besondere  Vorrechte  ver- 
leihe.    Diese  Meinung  vertreten   Dndley-Field,   Klüber,    Foelix, 


Auch  Anoam,  das  unter  französischer  Schutzherrschatt  steht,  handelt  hiernach. 
Anders  verhielt  sich  dagegen  Madagaskar,  als  es  noch  dem  französisehen  Protektorate 
unterworfen  war.  Die  madesassische  Regierung  machte  bei  den  Erteilungen  des 
Exeqaatur  Schwierigkeiten,  die  nicht  zum  wenigsten  die  Veranlassung  zum  franzö- 
sischen Feldzuge  gegen  diese  grosse  Insel  in  den  Jahren  1894/95  waren  (R.  D.  I.  P., 
t.  I,  p.  287  et,  t  II,  p.  144).] 

1)  Abkommen  zwischen  Frankreich  und  Brasilien  (10.  December  1860,  Art.  1): 
zwischen  Frankreich  und  Spanien  (7.  Januar  1869,  Art  9);  zwischen  Frankreich  und 
Osterreich  (11.  Dezember  1866,  Art  1). 

2)  [Im  Jahre  1895  entzog  die  Regierung  von  Paraguay  dem  französ.  Konsul  zh 
Assnncion  das  Exequatur,  weil  er  sich  in  die  Innern  Angelegenheiten  des  Landes 
eingemischt  hatte  (K.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  482.  —  S.  ebenda  andere  Falle}.] 

8)  [Die  zwischen  Honduras,  Nikaragua,  Guatemala  und  Salvador  im  Jahre  1894 
abgeschlossenen  Vertrage  erm&chtigen  jeden  Staat,  den  Konsuln  der  andern  Staaten 
das  Exequatur  unter  der  Voraussetzung  der  Mitteilung  der  Grunde  zurückzunehmen 
<R.  D.  I.  P.,  t  m,  p.  601,' 604  u.  605).] 


-00 


-vO 


I 
I 

HD 
P 
[A 

IX) 

3' 
Q_ 

3" 

(D 


o 


Ol 


e  Vertreter  der  Staaten.    Kap.  4.  397 

iun,    Pradier-Fodir*,    Travers  Twiss, 


:  |)fechung  yeroagt  den  Berufskonsuln  den 
-  Bdingt.^)  Auch  die  Praxis  der  meisten 
:ii6n  Staaten  räumt  ihnen  nicht  den  C!harakter 


ranzSsische  Regierang  verleiht  aber  ihren 

;  denen  der  andern  Staaten  einen  amtlichen 

eitenmg  der  Vorrechte  der  Konsuln  fUhrt. 

femden  Konsuln  diesen  Charakter;  für  seine 


•kaidlnng,    die  der  meistbegünstigten  Nation 


^•ber  wenn  auch  die  Konsuln  nicht  mit  dem 
kleidet  sind,  so  mnss  man  ihnen  doch  einige 
fs  sie  sonst  kaum  in  der  Lage  wären,  ihres 
asten  sind  ttber  die  einzelnen  Vorrechte  nicht 


Sngelhardt,  dass  es  nicht  angängig  sei, 


n  Oennss  des  Vorrechts  der  persSnlichen 
m.  Die  Konsuln  sind  fremde  Staatsbeamte, 
rht  ihres  eigenen  Staates,  deren  rechtliche 
adesregierung  durch  das  ertdlte  Exequatur 
'ahoek,  Galvo,  de  Garden,  Geffcken, 
li.  y.  Härtens,  Vattel  und  Wicquefort 
Konsuln  die  Vorrechte  der  G^andten  und 
i  der  Gerichtsbarkeit;  sie  gewähren  ihnen 
mg  ihrer  amtlichen  Aufgaben  gewisse  Bevor- 
roB  unmittelbaren  und  persönlichen  Steuern, 
linquartierungen  sowie  von  andern  Lasten, 


flcti  Ausübung  ihres  Amtes  hinderlich  sein 
^jehrer  der  italienischen  Schule  verweigern 
rrecht. 

bte  werden  die  Befreiungen,  Vorrechte  und 

tcli   die  innere  Gesetzgebung  der  einzelnen 

^vertrage  bestimmt   Innige  dieser  Abkommen 

^  enswerter  Klarheit  fest.    Als  mustergültig 

die  von  Frankreich  mit  Spanien  (7.  Januar 

&\    Portugal   (11.   Juli    1866),    Osterreich 

l(     f  (1.  April  1874)  und  Salvador  (5.  Juni  1878) 

en.  —  Auf  Grund  von  verschiedenen  Ver- 

6»  .«   Deutschlands,  Spaniens,   Schwedens   und 
I  m  Rechte,  deren  sich  diejenigen  irgend  eines 


weiCMs  01b  meisten  t»  ^ei  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  von 
den  grossem  anraj^Uschen  uui  mehrem  amerikanischen  Staaten  abge- 
schlossenen Konsularverträge  gewähren  den  Beru&konsuln  ausdrücklich 
oder  auf  Grund  der  Meistbegttnstigungsklausel  eine  beschränkte  persön- 
liche Unantastbarkeit.^  —  Konsuln  können  nur  wegen  strafbarer  Hand- 
langen höchster  Ordnung  verhaftet  und  gefiwgen  gehalten  werden. 


1)  Paris,  28.  Juni  1888  u.  8.  Januar  1886.  —  Kassationshol^  9.  Februar  1884  (J.  I 
P.,  t  X,  p.  603;  t  XI,  p.  61;  t  XIH,  p.  77.) 

2)  [Die  Person  des  KodsuIs  moss  geachtet  werden.  S.  Beispiele  von  Beleidigungen 
No.  779,  Anm.  1.] 
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756.  —  Gerichtsbarkeit.  —  Die  persönliche  ünverletzlichkeit  hat 
aber  keineswegs  die  Befreiung  von  der  Strafgerichtsbarkeit  zor  Folge 
Die  Landesgerichte  können  ttber  die  von  Konsuln  yerttbten  Verbredieit 
Vergehen  und  Übertretungen  erkennen.  Dies  ist  die  herrschende  M^nmig 
der  französischen  Strafrechtslehrer,  die  unter  andern  von  Faustin-Hölie, 
Horin,  Ortolan  und  Le  Sellyer  vertreten  wird.  —  Wäre  es  aber  ni^t 
ratsamer,  die  Beru&konsuln  von  der  Strafgerichtsbarkeit  überhaupt  zu 
befreien,  da  doch  jede  Strafverfolgung  ihre  Unabhängigkeit  bedroht?  — 
Trotzdem  sind  in  Deutschland  (Gerichtsverfassungsgesetz  §  21),  Ostemidi, 
England,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  den  Verein.  Staaten,  Portagal 
und  in  Südamerika  usw.  die  fremden  Konsuln  der  inländischen  Strafgerichts- 
barkeit  unterworfen. 

757.  —  Sind  die  Konsuln  auch  in  zivil-  und  handelsrechtlichen  Sach^i 
der  Gerichtsbarkeit  der  Landesgerichte  ihres  Amtssitzes  unterworfen?  — 
Es  unterliegt  auch  nicht  dem  mindesten  Zweifel,  dass  der  Konsul  wegen 
der  in  Ausübung  seiner  amtlichen  Tätigkeit  innerhalb  der  Grenzen  sein^ 
Zuständigkeit  vorgenommenen  Handlungen  den  Zivilgerichten  des  Empfengs- 
Staates  nicht  verantwortlich  sein  kann.  Diese  Handlungen  sind  Willms- 
äusserungen  der  Begierung  des  Anstellungsstaates,  der  seinerseits  kein«* 
fremden  Staatsgewalt  Untertan  sein  kann  (Kassationshof  30.  Juni  1884).  — 
Was  die  ausseramtlichen  Handlungen  des  Konsuls  anbelangt,  so  beschränkt 
(unseres  Wissens)  kein  Vertrag  die  Befugnisse  der  Zinl-  und  Handels- 
gerichte. —  Fttr  Frankreich  bestehen  nur  einfache  Ministerialverfagungen. 

—  Grundsätzlich  hat  der  Konsul  —  nach  heutigem  Völkerrechte  —  wegen 
seiner  nichtamtlichen  Handlungen  vor  den  örtUchen  Zivilgerichten  Recht 
zu  geben. 

758.  —  Befreiung  von  der  Zeugnispflicht  vor  den  Gerichten. 

—  Einige  Konsularverträge  befreien  die  Konsuln  ausdrücklich  von  der 
Pflicht,  als  Zeugen  vor  Gericht  zu  erscheinen.  Man  muss  die  Konsuln  in 
ihrer  Wohnung  vernehmen.  —  Andere  hinwieder  verpflichten  die  Konsuln, 
persönlich  als  Zeugen  in  Strafsachen  zu  erscheinen. 

Die  Befreiung  von  der  Pflicht,  persönlich  vor  Gericht  ein  Zeugnis 
abzulegen,  hat  in  der  Praxis  wegen  gewisser  Sonderbestimmungen  in 
einigen  Gesetzen  Schwierigkeiten  hervorgerufen.  Die  Verein.  Staaten 
haben  versucht,  durch  die  mit  Italien  (8.  Februar  1868),  Belgien  (5.  Dezember 
1868)  und  Österreich-Ungarn  (11.  Juli  1870)  abgeschlossenen  Verträge 
hiergegen  Abhilfe  zu  schaffen.  —  Siehe  auch  die  von  Frankreich  mit 
Spanien,  Italien  und  Russland  getroffenen  Abkommen  sowie  den  deutsch- 
russischen Vertrag:  usw. 

759.  —  Steuerfreiheit.  —  In  Frankreich  sind  die  fremden  Konsuln 
(ausser  den  englischen)  kraft  ausdrücklicher  Bestimmung  der  Konsular- 
vertrage  oder  unter  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  von  den  persönlichen, 
Mobiliar-,  Tür-  und  Fenstersteuem  befreit,  nicht  aber  auch  von  der  Grund- 
steuer, wenn  sie  Grundstücke  besitzen,  noch  auch  von  der  Gewerbesteuer, 
wenn  sie  Handel  treiben,  noch  endlich  von  Zöllen,  Verbrauchssteuern  und 
örtlichen  Verzehrungsabgaben.  —  Sie  gemessen  auch  Befreiung  von  Ein- 
quartierung und  von  Gemeindeabgaben  (tazes  locales).  —  Fast  in  allen 
Verträgen,  die  Frankreich,  die  Verein.  Staaten,  Belgien  usw.  abgeschlossen 
haben,  ist  die  Befreiung  von  den  einzelnen  Abgaben  ausdrücklich  aus- 
bedungen worden. 

760.  —  Konsulararchive.  —  Die  ünverletzlichkeit  der  Archive 
ist  ein  Grundsatz,  der  von  allen  Staaten,  mit  Ausnahme  von  England, 
anerkannt  wird.  —  Die  Archive   dürfen  von  den  Landesbehörden  weder 


Erstes  Buch.    Die  Vertreter  der  Staaten.    Kap.  4.  399 

polizeilich  darchsncht  noch  gerichtlich  mit  Beschlag  belegt  werden.  — 
Die  amtlichen  Schriftstücke  sind  aber  anter  besonderm  Verschlusse  and 
getrennt  von  den  Privatpapieren  aufzubewahren. 

Eine  sehr  grosse  Zahl  von  Eonsularverträgen  gewährt  die  Unyerletz- 
lichkeit  der  Amtsränme,  einige  sogar  die  Unbetretbarkeit  der  Wolmung 
des  Konsuls.  Der  zwischen  Frankreich  und  Amerika  am  23.  Februar 
1853  abgeschlossene  Vertrag  ist  in  dieser  Beziehung  sehr  bestimmt.  Er 
lautet:  „Die  Amtsräume  und  Wohnungen  der  Konsularbeamten  sind  unver- 
letzlich.   Die  Behörden  sollen  dort  unter  keinem  Verwände  eindringen.^  ^) 

Das  positive  und  vertragsmässige  Recht  lässt  nicht  zu,  dass  die 
Wohnungen  der  Konsuln  als  Asyl  benutzt  werden.  Die  meisten  Abkommen 
erklären  dies  ausdrücklich. 

761.  —  Wappen.  —  Die  Konsuln  gemessen  das  Ehrenvorrecht,  an 
ihrer  Amtswohnung  das  Wappenschild  ihres  Staates  anzubringen  und  bei 
feierlichen  Anlässen  die  Nationalflagge  zu  hissen.  Die  von  Frankreich 
getroffenen  Abkommen  enthalten  ausdrückliche  Bestimmungen  darüber.*) 

§  4.  —  AmtsfyfHohten  und  Befugnisse  der  Konsuln. 

762.  —  Die  Amtspflichten  der  Konsuln,  ihre  Befugnisse,  Rechte  und 
Obliegenheiten  sind  verschieden,  je  nachdem  sie  sich  auf  den  Anstellungs- 
oder auf  den  Empfangsstaat  beziehen. 

A.  —  In  Ansehung  der  fremden  Nation,  in  deren  Gebiet  der  Konsul 
sein  Amt  verwaltet,  werden  die  Rechte  und  Pflichten  durch  die  Verträge, 
das  Herkommen,  oder  durch  die  in  dem  Exequatur  aufgestellten  Bedin- 
gungen bestimmt.  —  In  den  christlichen  Staaten  können  die  Konsuln,  da 
sie  keine  diplomatischen  Agenten  sind,  geschäftlich  nur  mit  den  örtlichen 
Behörden  ihres  Amtssitzes  verkehren.  Halten  sie  es  für  zweckdienlich 
oder  notwendig,  bei  der  Zentralregierung  des  Empfangsstaates  Vor- 
stellungen zu  machen  oder  Verwahrungen  zu  erheben,  so  müssen  sie  die 
Vermittlung  des  diplomatischen  Vertreters  ihres  Heimatlandes  in  Anspruch 
nehmen. 

Zuweilen  handeln  die  in  derselben  Stadt  oder  dem  nämlichen  Gebiete 
besteUten  Konsuln  verschiedener  Staaten  zusammen,  um  ihren  Vorstellungen, 
die  sich  auf  gemeinsame  Interessen  beziehen,  ein  grösseres  Gewicht  zu 
geben.  Im  Falle  von  öffentUchen  Wirren,  Bürgerkriegen  u.  dergl.  ist  es 
ihnen  unbenommen,  im  Interesse  des  Schutzes  der  Ausländer  gemeinsame 
Schritte  zu  vereinbaren. 

763.  —  B.  —  Gegenüber  dem  Lande,  das  den  Konsul  bevollmächtigt 
und  entsendet,  werden  die  Amtspflichten  durch  Gesetze,  Verordnungen, 
Erlasse  und   durch  einiSM^he   Ministerial- Verfügungen  geregelt.    —   Die 


1)  So  fast  samtliche  Vertrage,  die  die  Verein.  Staaten  mit  aadeni  Staaten  abge- 
schlossen haben:  Lawrence-Wheaton,  op.  cit,  t  IV,  pp.  54  et  s.  —  S.  ferner  die 
von  Frankreich  mit  vielen  Staaten  und  insbesondere  mit  Italien  am  S.  Dezember  1888 
getroffenen  Abkommen.  —  Im  Dezember  1887  ereignete  sich  in  Florenz  ein  Zwischenfall 
wegen  der  Archive  des  französischen  Konsolats:  «in  florentinischer  Beamter  verletzte 
die  Archive.  -  Vgl.  über  diesen  FW  J.  I.  P.,  t  ZV,  p.  58  und  t.  XVI,  p.  378.  — 
Archives  diplomatiqaes»  mars  1890.  —  Gabba,  L'inddent  consnlaire  franco-italien  k 
Florence,  R.  D.  I.,  t  XX,  pp.  299  et  505.  —  S.  auch  die  oben  vor  No.  788  angeführten 
Schriften. 

2)  [Das  Institat  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Venamodung  zu  Venedig  im 
September  1896  Beschlüsse  über  die  Vonechle  der  Konsuln  und  Konsolaiagenten  in 
den  christlichen  Landern  angenonunen  (Annoaire  de  Tlnstitat,  t  XV,  p.  372.  — 
S.  Dupnis,  L'Iostitat  de  Droit  international,  session  de  Venise  (septembre  1896), 
R  D.  I.  P.,  t.  in,  p.  664).] 
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mannigfachsten  und  verschiedenartigsten  Aofjgfaben  gehören  zu  seinem 
Geschäftskreise.  —  Als  der  einzige  Beamte  seines  Landes  in  «nea 
Eonsnlarbezirke,  vereinigt  der  Berufskonsul  die  Amtsbefügnisse  £ast  aDer 
Staatsbeamten  seines  Landes:  er  ist  der  oberste  Beamte,  Verteidiger,  Bei- 
stand, Schiedsrichter,  Notar,  Standesbeamter  usw.  —  Um  die  Obliegen- 
heiten der  Konsuln  genan  zu  ermitteln,  ist  es  unerlässlich,  die  Sondtt- 
gesetze  seines  Landes  in  Verbindung  mit  den  Bestimmungen  der  Verträge, 
die  sein  Land  mit  andern  Staaten  geschlossen  hat,  zu  betrachten. 

de  Clercq  et  Vallat,  F.  v.  Martens,  G.  v.  Martens,  Uebr, 
Pradier-Fodör^  u.  a.  zählen  die  Amtspflichten  der  Konsuln  auf.  Wir 
beschränken  uns  auf  eine  gedrängte  Übersicht  ihres  Wirkungskreises.  — 
In  den  christlichen  Ländern  lassen  sich  die  Aufgaben  der  Konsaln  auf 
folgende  Hauptgesichtspunkte  zurttckführen. 

764.  —  L  —  Allgemeiner  Schutz  des  Handels  und  der  Schiff- 
fahrt. —  Sie  haben  die  gewissenhafte  Erfüllung  der  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsverträge zu  Überwachen,  —  über  den  Stand  der  Schiflisthrt  und 
des  Handels  ihrer  Landsleute,  ttber  Ein-  und  Ausftthr  der  wichtigsten 
Waren,  über  den  Wechselkurs,  ttber  die  Kosten  der  Seefracht  und  der 
Seeversicherungen,  Ober  die  Organisation  und  den  Verkehr  der  Schiffe 
u.  dergl.  ausführliche  Denkschriften  auszuarbeiten  und  regelmässige,  peri- 
odische Berichte  zu  erstatten;  —  sie  haben  auf  Grund  ihrer  gesamten 
Wahrnehmungen  und  Ermittlungen  Auskünfte  zu  erteilen,  die  einen  zu- 
verlässigen und  klaren  Einblick  in  die  wirtschaftlichen,  gewerblichen, 
finanziellen  und  Handelsverhältnisse  des  Landes  ihrer  Amtstätigkeit  ge- 
statten. —  In  England,  Belgien,  Frankreich  und  andern  Ländern  werden 
die  Konsularberichte  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht.  (S.  franzSs. 
Rundschreiben  vom  19.  März  1868,  15.  Januar  1877,  15.  März  1883, 
24.  AprU  und  30.  Juni  1884.) 

Die  französischen  Konsuln  sind  im  Auslande  befugt,Protokolle  ttber  wider- 
rechtliche Benutzungen  von  Fabrikmarken  und  Warenzeichen  aufzunehmen 
(Gesetz  vom  26.  November  1873,  Art.  5;  —  Bundschreiben  vom  9.  August 
1873  und  17.  August  1874).  ~  Sie  haben  besondere  Befugnisse,  betreffend 
die  Kabeljaufischerei  (Dekrete  vom  29.  Dezember  1851  und  16.  Juni  1853). 

765.  —  n.  —  Allgemeine  Überwachung  der  Schiffahrt  ihres 
Landes.  —  Sie  haben  den  nationalen  Schiffen  Gesundheitspässe  auszu- 
stellen und  die  Pässe  zu  beglaubigen,  die  die  Ortsbehörden  den  Schiffen, 
die  in  ihr  (der  Konsuln)  Land  fiihren,  erteilt  haben;  —  desgleichen  visieren 
sie  in  den  Zwischenhäfen  die  in  den  Abgangshäfen  ausgestellten  Pässe, 
betreffend  den  Gesundheitsstand  (Dekret  vom  22.  Februar  1876,  Art  14u.  15). 

—  Sie  haben  an  Bord  der  nationalen  Schiffe  Vergehen  und  Übertretungen 
festzustellen,  die  sich  auf  Dienstverträge  und  auf  die  Beförderung  von 
Auswanderern  beziehen  (Gesetz  vom  30.  Juni  1860),  —  sie  ttberwachen 
die  Beobachtung  der  Vorschriften  Ober  die  Führung  der  Nationalflagge, 

—  sie  üben  polizeiliche  Befugnisse  über  die  nationalen  Schiffe  in  den  Häfen 
und  Reeden  aus,  wo  sich  kein  Kriegsfahrzeug  befindet  und  ^«etzen  die 
Seemannsämter.  Es  würde  zu  weit  führen,  die  Befugnisse,  die  die  Konsuln 
hinsichtlich  der  Fahrzeuge  und  der  Mannschaften  der  Handelsflotte  ihres 
Staates  haben,  bis  ins  einzelnste  darzustellen.  Sie  beziehen  sich  auf  die 
Ankunft,  den  Aufenthalt  und  die  Abfahrt  der  Schiffe,  auf  die  Rückbeförde- 
rungvonMatrosen,aufdieAuslieferungentwicheDerSeeleute,aufVerhaftungen 
wegen  der  auf  offenem  Meere  begangenen  Verbrechen,  auf  die  Rettung 
scluffbrüchiger  und  gestrandeter  Schiffe  und  deren  Ladungen,  sowie  auf 
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Bodmereidarlehen  usw.  —  Es  kann  hier  nur  auf  die  Spezialscbriften  ver- 
wiesen werden.  —  Wir  wollen  nur  erwähnen,  dass  die  Gerichtsbarkeit 
der  Konsuln  ttber  die  Schiffe  der  Handelsflotte,  die  Auslieferung  entwichener 
Seeleute  an  Konsuln  und  die  Befugnisse  bei  der  Bettung  gef&hrdeter 
Schiffe  ihre  Regelung  in  zahlreichen  Verträgen  gefunden  haben  ^)  (französische 
Ordonnanz  vom  29.  Oktober  1883  und  Dekret  vom  22.  September  1854).*) 

766.  —  in.  —  Terwaltungsbefugnisse.  —  Sie  filbren  eine  Matrikel 
ttber  die  in  ihrem  Amtsbezirke  wohnenden  Staatsangehörigen**)  (franztts. 
Ordonnanz  vom  28.  Noyember  1833,  Art.  1;  —  Circul.  vom  3.  Juli  und 
21.  Oktober  1879),  —  sie  haben  für  die  Bttckbeförderung  Hil&bedttrftiger 
Sorge  zu  tragen,***)  —  sie  stellen  Pässe  und  Lebensbescheinigungen  ausf) 
(Ordonnanzen  Yom  30.  Juni  1814  und  vom  25.  Oktober  1833),  —  sie 
yersehen  die  von  den  Behörden  oder  den  Beamten  des  Konsularbezirks  auf- 
genommenen Urkunden  mit  dem  Legalisationsyermerk,tt)  —  sie  haben 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  ihre  Landsleute  die  Militärgesetze  beobachten, 

—  sie  haben  besondere  Pflichten  gegenüber  der  Kriegsflotte  ihres  Staates 
(französ.  Ordonnanz  y.  7.  November  1833)  usw. 

767.  —  IV.  —  Standesamtliche  Befugnisse.  —  Die  Frage,  inwie- 
weit die  Konsuln  als  Standesbeamte  tätig  sein  können  und  welche  Formen  sie 
dabei  zu  beobachten  haben,  richtet  sich  sowohl  nach  der  Oesetzgebung 
ihres  eigenen  Landes  als  nach  der  des  Empfangsstaates.  —  Nach  franzö- 
sischem Rechte  (Code  civil,  Art.  48  —  Ordonnanz  vom  23.  Oktober  1833) 
sind  die  Konsuln  Frankreichs  zuständig,  um  im  Auslände  nach  Massgabe 
der  französischen  Gesetze  den  Personenstand  zu  beurkunden,  insoweit  es 
sich  um  französische  Bttrger  handelt.  —  [Eine  Abschrift  der  vom  Konsul 
geführten  Standesamtsregister  ist  am  Ende  jedes  Jahres  dem  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  einzusenden.  Dieser  hat  sie  aufzubewahren 
und  kann  Auszflge  erteilen  (Art.  48,  Code  civil,  abgeändert  durch  das 
Gesetz  vom  8.  Juni  1893).]  —  Die  Konsuln  dürfen  aber  weder  den  Per- 
sonenstand von  Ausländern  beurkunden,  noch  auch  Eheschliessungen  vor- 
nehmen, wenn  von  den  Brautleuten  auch  nur  einer  Franzose  ist.^) 

Desgleichen  können  die  Konsuln  Hollands  (Gesetz  vom  25.  Juli 
1871)  und  Italiens  (Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  868)  den  Personen- 
stand ihrer  Staatsangehörigen  rechtsgültig  beurkunden  (S.  Verträge  der 
Niederlande  mit  den  Verein.  Staaten,  28.  Mai  1878;  und  mit  Brasilien 
25.  September  1878).  —  In  der  Schweiz  kann  der  Bundesrat  nach  seinem 

1)  Lawrence-Wheatoo,  op.  cit,  t.  lY,  pp.  71  et  &,  pp.  299  et  s. 

2)  [Lehr,  De  la  comp^tence  k  attnbuer  aux  agents  diplomatiqnes  ou  consulaires 
comme  officiers  de  F^tat  civil,  R.  D.  I.  P.,  1. 1,  pp.  97  et  441.  —  Ein  von  der  frauzo- 
sischen  Depatiertenkammer  unterm  20.  März  1899  angenommener  Gesetzentwurf,  worüber 
der  Senat  noch  nicht  abgestimmt  hat,  ermächtigt  die  französischen  Konsuln  in  ge^ 
wissen  Fällen  Eheschliessungen  vorzunehmen,  auch  wenn  nur  einer  der  Verlobten 
Franzose  ist  (Journal  officiell,  21.  März  1899).] 

.  *)  Zu  wrgleichm,  abgesehen  von  dem  Deittsehen  OeseUt,  betr.  die  Organigation  der 
Bunde$kan8ulatB^  90wie  die  Amtfrediie  und  Pfliehten  der  Bundeikonmdn  vom  8.  Novbr,  1867, 

—  die  Seemannwrdnwng  v,  2,  Jimi  1902,  §§  5,  77,  78,  83,  127-131;  -  Qeeetg,  betr.  du 
SckiffemMungen  beidenEmwidaiendes  Deuteten  EetdU  v.2B.  Mars  1880,  doMu  Verordmmg 
V.  28.  Juli  1880.  —  GeeeU,  betr.  das  FlaggenreM  d/er  KäuffahrieieMffe  v.  22.  Juni  1899 
und  Qe»tz,  betr.  die  Verpfiiditung  der  KauffahrteiecMffe  twr  Mibnakme  kei/mMUsehaffender 
SedeuU  v.  2.  Juni  1902. 

**)  Oeietz,  betr.  die  Erweifimng  und  den  Verlmt  dar  .BetdW-  und  StaaitangMri^ceity 
vom  1.  Juni  1870,  §  13. 

**^  Verord.  de»  BeiMkanelen,   betr.   die  von  Kaiaeriidien  Kontuln  eu  geu^renden 
Unierttittetuigen  vom  1.  Jvrü  1888. 

t)  Oeseit  iiber  da»  Füesweeen  v.  12.  Oktober  18$?. 
ff)  Oeeetz,  betr.  die  Beglauhigung  öfenUicher  Urkunden  vom  L  Mai  1878. 

Bonf ilt,  Lehrbndi  des  VOUEemchtfl.  26 


402         Dritter  Teil    Die  friedlichen  Beziebangeu  zwischen  den  Staaten. 

Ermessen  den  diplomatischen  und  konsnlArischen  Vertretern  des  Bmides 
standesamtliche  Befugnisse  erteilen  (Gesetz  yom  24.  Dezember  1874,  Art  IS). 
—  In  Deutschland  kann  der  Beichskanzler  den  deutschen  Konsnlii  die 
allgemeine  Ermächtigung  zur  Vornahme  yon  Eheschliessungen  und  zur 
Beurkundung  der  Geburten,  Heiraten  und  SterbefiUle  wie  fttr  Beiehsaiige- 
hOrige,  so  auch  Ar  Schutzgenossen  erteilen  (Beichsgesetz  yom  6.  Februar 
1875,  §  85).*) 

Im  allgemeinen  beschrtnkt  sich  das  Recht  der  Konsuln,  Bheschliessungeft 
yorzunehmen  nur  auf  solche  Ehen,  die  zwischen  StaatsangehSrigen  des 
Konsuls  eingegangen  werden.  Es  gibt  jedoch  auch  Ausnahmen  yon  dies^ 
Regel. 

Mehrere  Gesetzgebungen  sowie  die  Rechtsprechung  einzelner  Staateo 
yersagen  den  eigenen  Konsuln  im  Auslande  und  den  fremden  Konsuln  im 
Inlande  das  Recht,  gültige  Eheschliessungen  yorzunehmen,  selbst  wem 
die  Brautleute  Staatsangehörige  des  Konsuls  sind.^)  —  Die  Osterreichisdie 
Regierung  yerweigert  den  fremden  Konsuln,  sowohl  dem  französischen  als 
auch  dem  italienischen,  das  Recht,  den  Personenstand  ihrer  Landsleate 
zu  beurkunden.  Sie  hat  dies  Recht  aber  auch  niemals  f&r  ihre  Konsuln 
in  Anspruch  genommen  (Reichsratssitzung  yom  19.  März  1875). 

768.  —  V.  —  Notarielle  Befugnisse.  —  Die  Konsuln  k&nnen 
damit  betraut  werden,  im  Auslande  die  sonst  den  Notaren  zukommenden 
Amtsyerricbtungen  zu  yersehen.  Das  Gesetz  des  Anstellungsstaates  be- 
sümmt  hierüber  das  Erforderliche  (franz.  Ordonnanz  yon  1681  und  rem 
24.  Mai  1728;  Edikte  yon  1778  und  1781;  Instruktion  yom  30.  Noyember 
1833.  —  Deutsches  Gesetz  yom  8.  Noyember  1867.  —  Niederländiseliee 
Gesetz  yom  25.  Juli  1871). 

Die  Konsularyerträge  enthalten  häufig  Vorschriften,  die  sich  auf  die 
notariellen  Beftigmsse  der  Konsuln  und  der  Kanzler  beziehen  (französisch- 
portugiesischer  Vertrag  yom  11.  Juli  1866,  Art.  7  —  franzOsisch-Oster- 
reichischer  Vertrag  yom  11.  Dezember  1866,  —  IhinzOsisch-griechicher  Ver- 
trag yom  8.  Januar  1876,  Art.  10).  —  Es  wird  auch  oft  yereinbart,  daas 
die  Konsuln  Testamente  ihrer  Landsleute  aufiiehmen  kSnnen  (s.  franzQs. 
Marineordnung  yon  1681,  Art.  24). 

Die  Konsuln  sind  befugt,  Geldbeträge,  Wertsachen  und  War^ 
deren  Erhaltung  gesichert  werden  soll,  yon  ihren  Landsleuten  in  Ver- 
wahrung zu  nehmen  (franzOs.  Ordonnanz  yom  24.  Oktober  1833;  Dekrete 
yom  16.  Januar  1877  und  yom  20.  Dezember  1890). 

769.  —  VI.  —  Schutz  der  Interessen  der  Angehörigen  ihres 
Staates.  —  Die  Konsuln  sind  berechtigt  und  yerpflichtet,  die  Interessen 
ihrer  Landsleute  wahrzunehmen.  Sie  haben  diese  gegen  jede  drückende 
oder  willkürliche  Massregel  zu  yerteidigen,  ihre  begrttndeten  Beschwerden 
bcd  den  OrtsbehSrden  zu  unterstützen,  der  eigenen  Regierung  Justiz- 
yerweigerungen  u.  dergl.  anzuzeigen,  kurz  sie  haben  ihren  Landsleuten 
nach  besten  Kräften  mit  Rat  und  Tat  schützend  zur  Seite  zu  stehen. 

Fast  sämtliche  Verträge  räumen  den  Konsuln  das  Recht  ein,  sich  an 
die  Ertlichen  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  zu  wenden,  um  die  Rechte 
und  Interessen  ihrer  Landsleute  yon  Amts  wegen  zu  yerteidigen.  Darf 
man  hieraus  schliessen,  dass  die  Konsuln  befugt  sind,  sich  in  die  priyal- 
rechtlichen  Streitigkeiten,  die  zwischen  ihren  Landslenten  und  den  Be- 
wohnern des  fremden  Landes  ausgebrochen  sind,  einzumischen  und  sogar 

1)  Lawrence-Wheaton,  op.  cit,  t  m,  pp.  557  et  8.,  t  IV,  pp:  Si  et  s. 
*)  VqL  Geteig,  betr.  die  Ehetdmmmß  m^  die  BeurkimdKng  dee 
BwideecmgMrigei^  im  Ambmdt  wh»  4,  Mm  1870. 
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im  Namen  ihter  Landslente  und  mit  Wirkung  fttr  sie  gerichtliehe  Hand- 
lungen vorzunehmen?  Bluntschli  und  Calvo  bejahen  dies.  Die  ver- 
neinende Ansicht,  die  von  de  Clercq  et  Vallat  und  von  Pradier-Fodiri 
vertreten  wird,  verdient  aber  den  Vorzug.  Es  ist  etwas  anderes,  seine 
Landsleute  nur  zu  schützen,  als  in  ihrem  Namen  vor  Qericht  aufisutreten. 

^Die  Einmischung  der  Konsuln  in  die  Nachlassverwaltung  verstorbener 
Landaleute  ist  —  so  sagt  Pradier-Fod^ri  (t.  IV,  No.  2090)  —  eine  der 
schwierigsten  Aufgaben  ihres  Amtes,  weil  sie  leicht  zu  Streitigkeiten  mit 
den  OrtsbehOrden  fBhrt.^  Den  Konsuln  drängt  sich  daher  ganz  besonders 
die  Pflicht  auf,  die  Bestimmungen,  die  in  den  Verträgen  zwischen  dem  An- 
stellungs-  und  dem  Bmpfangsstaate  enthalten  sind,  au&  gewissenhafteste 
zu  beachten.  —  Es  gibt  eine  sehr  grosse  Reibe  von  Verträgen  und  ihre 
Bestimmungen  sind  meistens  ausreichend.  —  Der  Konsularvertrag  zwischm 
Frankreich  und  Brasilien  vom  10.  Oktober  1860  sowie  die  zusätzliche 
DeUaration  vom  21.  Juli  1866  enthalten  besonders  viele  Einzelheiten.^) 

Die  Konsularverträge  Übertragen  den  Konsuln  häufig  die  Befugnis, 
nach  Massgabe  der  Gesetze  ihres  eigenen  Landes  Vormundschaften  und 
Pflegschaften  einzuleiten.  Die  französische  Instruktion  vom  29.  November 
1833  beschränkt  die  Zuständigkeit  der  Konsuln  in  dieser  Hinsicht  viel- 
leicht etwas  zu  sehr. 

770.  —  Vn.  —  Bichterliche  Befugnisse.  —  Es  ist  ein  unbe- 
strittener Gi-undsatz,  dass  die  Befugnis  auf  dem  Gebiete  eines  Staates 
Becht  zu  sprechen,  ein  Hoheitsrecht  ist,  das  nur  von  den  dazu  bestellten 
Behörden  dieses  Staates  ausgeübt  werden  kann.  —  Die  Konsuln  kOnnen 
also  im  Auslande,  selbst  nicht  in  Streitigkeiten  zwischen  den  Angehörigen 
ihres  Staates,  Urteile  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  solche,  die  der  Rechts- 
kraft fähig  wären,  erlassen,  es  sei  denn,  dass  ihnen  die  Ausübung  der 
streitigen  Gerichtsbarkeit  sowohl  durch  die  Gesetze  ihres  eigenen  Staates 
als  anch  durch  die  Regierung  des  Empfangsstaates  ausdrücklich  übertragen 
worden  wäre.  —  Die  Gerichtsbarkeit  der  Konsuln  muss  auf  einer  Ver- 
leihung des  Empfangsstaates  beruhen,  die,  um  rechtswirksam  zu  sein,  in 
einem  Vertrage  niedergelegt  werden  muss.  Auf  vertraglichem  Wege  wird 
auch  der  jeweilige  Umfang  der  Gerichtsbarkeit  genau  umgrenzt. 

In  den  christlichen  Ländern  sind  die  Rechte  der  Staatsgewalt  nicht 
geschmälert  worden,  da  die  sozialen  Grundsätze  Überall  auf  ähnlichen 
Bedingungen  beruhen.  —  Die  Strai^erichtsbarkeit  wird  den  Konsutai  ganz 
versagt.  —  Wo  die  Gerichtsbarkeit  in  Zivil-  und  Handelssachen  Überhaupt 
eingeräumt  wird,  sind  ihr  sehr  enge  Grenzen  gezogen.  —  In  Frankreich 
bat  die  Instruktion  vom  29.  November  1833  den  Konsuln  genaue  Ver- 
haltungsmassregeln  nach  dieser  Richtung  hin  gegeben.  —  Wir  kennen 
keinerlei  Verträge  Frankreichs  mit  andern  Staaten,  die  irgend  welche 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Zivil-  oder  Strafgericntsbttkeit  enthielten. 
Diese  Konsuln  besitzen  i^o  weder  Zivil-  noch  Handelsgerichtsbarkeit.  — 
Die  Instruktion  von  1833  weist  die  Konsuln  nur  an,  den  Abschluss  von 
Vergleichen  zwischen  ihren  Landrieuten  zu  vermitteln  und  das  Schieds- 
richteramt zu  übernehmen. 

Die  Konsuln  kOnnen  durdi  die  Gerichte  oder  andere  zuständige  Be- 

1)  Vgl.  die  Verträge,  die  Frankreich  mit  Spanien  (7.  Jannar  1862),  Italien 
(S6.  JnU  1S6S),  Portugal  (U.  Juli  1866),  der  Schweiz  (16.  Juni  1869),  Rosaland  (1.  April 
1874),  Qiiechenland  (7.  Januar  1876)  und  Salvador  (5.  Juni  1878)  geschlossen  bat 
Femer  Vertrag  zwischen  Deutschland  und  Russland  (81.  Oktober  1874)  sowie  Deutschland 
und  den  Verein.  Staaten  (11.  Norember  1871)  usw.  Lawrence-Wheaton,  op.  dt, 
t.  IV,  pp.  91  et  8. 
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hörden  ihres  eigene  Staates  ersacht  werden,  Requisitionen  za  erledigen 
und  insbesondere  Beweisaofhahmen  durch  ZeugenverhOr  und  Eid  vorzn- 
nehmen.  flBEBEil* 

771.  —  Vni.  —  Berichterstattung.  —  Grundsätzlich  haben  die 
Konsuln  keine  rein  politischen  Aufgaben  zu  erfüllen  noch  auch  diplomatiadie 
Handlungen  vorzunehmen.  —  Sie  müssen  jedoch  dem  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  regelmässige  Rechenschaftsberichte  einliefern  und 
ihn  von  ihren  eigenen  Beobachtungen,  den  selbst  ermittelten  Tatsachen 
sowie  den  Vorgängen  in  Kenntnis  setzen,  die  sie  durch  dritte  Personen 
erfahren  haben.  Sie  haben  alle  Tatsachen,  die  fttr  die  Erwartungen, 
Wttnsche  und  Ansprüche  ihrer  Regierung  von  günstigem  oder  nachteiligem 
Einflüsse  sind,  mitzuteilen.  Aber  ihre  Aufgabe  erschöpft  fdch  in  der  Be- 
obachtung; ein  Eingreifen  in  politische  Dinge  liegt  ausserhalb  ihrer  Be- 
fugnisse. 

Dies  sind  im  allgemeinen  die  Aufgaben,  die  zum  Wirkungskreise  der 
Konsuln  gehören.  Sie  können  aber  durch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Staaten  oder  durch  Verträge  und  Abkommen  erweitert  oder  eingeengt 
werden.  —  Bei  der  Erfüllung  dieser  zahlreichen  Obliegenheiten  können 
mitunter  Zwistigkeiten  mit  den  Ortsbehörden  entstehen.  DerKonsnl  hat 
sich  zu  bemühen,  behutsam  und  zurückhaltend  vorzugehen,  er  muss  sich 
hüten,  seinem  Staate  Verantwortlichkeiten  aufisubürden  und  seine  Politik 
bloss  zu  stellen.  —  Die  Konsuln  haben  stets  eine  massvolle  Sprache  zu 
führen,  wie  Talleyrand  in  einer  allgemeinen  Instruktion  vom  8.  Angust 
1814  bemerkte. 

Ist  eine  Gefahr  für  die  Person  oder  das  Vermögen  seiner  Landsleute 
zu  besorgen,  so  können  die  Konsuln  die  Streitkräfte  der  Kriegsflotte 
ihres  Landes  anrufen.  Die  Voraussetzungen  eines  solchen  Ansuchens  sind 
in  Frankreich  durch  die  Artikel  16  bis  22  der  Ordonnanz  vom  7.  November 
1833,  betreffend  die  Beziehungen  der  Konsuln  zur  Kriegsflotte,  geregelt 
worden. 


g  5.  —  AmtsplHohton  und  Befugnisse  der  Vizekonsuln,  Kanzler, 
Dragomans  und  Dolmetscher. 

772.  —  Die  Vizekonsuln  haben  sich  nach  den  Weisungen  ihres  vor- 
gesetzten Konsuls  zu  richten.  —  Die  Befugnisse  der  französischen  Konsuln 
sind  namentlich  durch  die  Dekrete  vom  19.  Januar  und  yom  22.  Februar 
1881  bestimmt  worden.  —  Eine  ziemlich  grosse  Zahl  von  internationalen 
Abkommen  räumt  den  Vizekonsuln  die  Vorrechte  und  BeiEreiungen  der 
Konsuln  ein. 

773.  —  Der  einer  diplomatischen  oder  Konsularbehörde  beigeordnete 
Kanzler  (chancelier)  ist  ein  Staatsbeamter,  der  dem  Inhaber  des  Amtes 
bei  dessen  Tätigkeit  zur  Seite  steht,  aber  ausserdem  auch  noch  zahlreiche 
sonstige  Aufgaben  zu  erfüllen  hat. 

Der  Kanzler  amtiert  zugleich  als  Sekretär  des  Konsuls,  als 
Bttrgermeisteramtssekretär,  wenn  der  Konsul  standesamtliche  Hand- 
lunger vollzieht,  als  Gerichtsschreiber  des  Konsuls  bei  Ausübung 
richterlicher  Befugnisse;  als  Notar  verleiht  er  den  zwischen  Angehörigen 
seines  Staates  geschlossenen  Verträgen  öffentlichen  Glauben;  als  solcher 
kann  er  auch  hypothekarische  Verträge  aufnehmen,  die  dieselbe  Gültigkeit 
und  Kraft  haben  wie  notarielle  Urkunden;  als  Gerichtsvollzieher 
bewirkt  er  Vorladungen  und  Zustellungen;  als  Rechnung sbeamter  hat 
er  für  die  Aufbewahrung  der  beim  Konsulate  hinterlegten  Wertsachen  zu 
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sorgen  und  die  Kassengeschäfte  des  Konsulats  zu  führen  (französ.  Ordonnanz 
vom  24.  Oktober  1833,  Dekrete  vom  16.  Januar  1877,  11.  August  1880 
und  20.  Dezember  1890);  als  Archivar  bewahrt  er  die  von  ihm  in  den 
«gedachten  Eigenschaften  aufgenommenen  Urkunden  und  Schriftstücke  auf. 

774.  —  Die  Dragomans  und  die  Dolmetscher  vermitteln  den  Ver- 
kehr zwischen  den  Konsuln  und  den  Ortsbehörden.  —  Sie  haben  die 
amtlichen  Schriftstücke  zu  übersetzen,  —  Ihre  Amtsverrichtungen  sind 
im  wesentlichen  vertraulicher  Art,  besonders  bei  mündlichen  Unterhand- 
lungen. Die  Dragomans  bilden  ein  besonderes  Korps,  wofür  eigene 
Regeln  gelten  (s.  Lehr,  op.  cit.). 

§  6.  —  Beendigung  der  Konaularbefugnlsse. 

775.  —  Die  Konsularbefbgnisse  endigen:  1.  Mit  dem  Tode  des  Amts- 
trägers. Der  dem  Bange  nach  höher  stehende  Beamte  versieht  vorläufig 
den  Dienst;  2.  mit  der  Entlassung;  3.  mit  der  Abberufung;  4.  mit 
der  Veränderung  des  Konsulats  oder  der  Bangstellung. 

Entsteht  zwischen  zwei  Staaten  Krieg,  und  werden  die  Konsular- 
beziehungen unterbrochen,  so  übertragen  die  Konsuln  bei  ihrem  Bücktritt 
den  Schutz  der  Privatinteressen  ihrer  Landsleute  dem  Konsul  einer 
befreundeten  Macht. ^)  —  Hierüber  wird  eine  Verhandlung  aufgenommen. 

—  Das  Archiv  wird  versiegelt  und  der  Obhut  dieses  Konsuls  anvertraut. 

—  Im  allgemeinen  darf  dieser  das  ihm  übertragene  Amt  nicht  eher 
annehmen  und  von  der  örtlichen  Staatsgewalt  genehmigen  lassen,  bis  er 
hierzu  von  seiner  eigenen  Begierung  ermächtigt  worden  ist. 


Dritter  Abschnitt. 
Rechtestellung  dar  Konsuln  in  nioht  christlichen  Steaten. 

(Eta  alter  Diplomat:  Le  rtgime  des   «^itnlAtloiis,  Bon  histoin,  bob  applleatioii,  ses  modlfloationa, 
1896.  ~  Benoit.  Stade  sor  lee  capitnUtions  entre  rEmpire  ottoman  et  la  Pranoe  et  bot  la  r«f onne  jadidaln 
"'~pt^   1890.  —  Bo4re8co.    La  sltaation  politlqae  des  anclennes  Prlnclpaatto  roumaineB  du  Dannbe 


aTant  1878,  B.  D.  L  P^  t  IV,  p.  SM.  —  CarpL  Della  ginrisdlslone  eoiiBolare  In  LeTante,  1875.  —  De  Clapa- 
rftde.  De  la  jnridiction  dee  oonaiilata  snlBaee  daafl  l'Eztrtme-Orienti  1888.  —  Co  an.  La  joridiction  oonmi- 
lain  en  Tnrqnie,  1875.  —  Co  n  tu  ist  La  glnriadislone  conBoIare  ed  1  proeesel  mlBti  in  Oriente  In  materla 
ciTile  e  commerdale,  II  fUangieri,  1889,  no  4.  —  La  iuBtttoxIone  dei  conoolati  ed  il  diritto  intemaiioBalf 
earopeo  nella  soa  applicasione  al  Oriente,  1885.  —  Albert  De sj ardin b.  De  Torlgine  dee  capitnlationfl 
danB  l'Bmpire ottoinan,  Beeneil  del'Acad^mie  deBBeiencesBoraleaetpoUtiqneB,  189a  —  DiBUreetdeMony. 

I  MTB  d*0rient  et  d*Eztr8me-0rlenC  1894.— DnboiB.    La coditlcatioB 
au  Japon  et  la  reriBion  dee  traltte,  R.D.I. P^  tu,  p.  111.  —  Dadley-Pield.     De  PappUeation  da  droit 


Droits  et  deroirB  des  Francs  dans  les  nays  d*0rient  et  d*Eztr8me-0 


international  aaz  nations  orientales,  B.  D.  L,  t  V,  p.  66.  —  Eagelhardt  La  Tortoie  et  le  Taniimat,  188^^ 
—  La  Turqoie  et  les  Princlpaatös  danubiennes  sons  le  regime  des  capitolationB,  R.  D.  L,  t  XI,  p.  5S3.  - 
Xsperson.  L*Angleterre  et  les  capitolationB  dans  lUe  de  Chypre,  B.  D.  L,  t  X,  p.  587.  ->  F4raad-Oiraad. 
De  la  Joridiction  fran^aise  dans  les  Echelles  da  Lerant  et  de  Barbarie,  1866.  —  Lee  Jostices  mlztes  dann  les 
payB  hora  chr4tieni6,  1884.  —  Do  droit  d'ezpolBion  aoeord«  anx  conBols  sor  leors  natlonaox  dans  les  pays 
hors  chr6ti«nt4,  R.  D.  L,  t.  XIX,  p.  1.  —  Fergoson.  Les  rdformes  iodidaiies  en  Chine  et  dans  le  royaome  de 
Slam,  B.  D.  L,  t  XXIL  p.  351.  —  Ganiret  Des  droits  des  Francais  dans  l*Empire  ottoman,  1877.  —  OaTillot. 
Essai  sor  les  droits  des  enrop^ens  en  Tortoto  et  en  Sfypte,  1875.  —  Genton.  De  la  jnildlotion  francaise 
dans  les  Echelles  do  Levant,  187S.  —  Ooillaome.  Bapport  sor  la  Joridiction  beige  en  Torqoie,  1897.  — 
JacobOTits.  Dto  Konsolate  als  Gerichtsbarkeit  im  Osmanischen  Beiche,  1865.  —  Kebedgy.  La  Joridiction 
consolalre  et  les  affaires  mixtes  en  Orient,  B.D.  L.  t  XXVIL  p.  818.  —  Kentaro-Kaneko.  Les  institations 
judieiaires  da  iapon,  B.D.  I.,  tXXV,  p.888.  —  Lamy.  La  France  do  Lerant,  Beroe  des  Deox-Mondes, 
1888-99.  —  Lehr.  La  nooTelle  Organisation  Jodlciaire  da  Japon  et  ses  traitto  arec  TAngleterre  et  les  Etats- 
Unis,  B.D.L,  t  XXVII,  p.97.  -  Lippmann.  Die  KonsolaijariBdiktion  im  Orient,  1898.  —  Lisboa.  Do 
serrioe  oonsolaire,  B.  D.  I^  t  n,  deoxi^me  84rie,  p.3S6.  —  Manass«.  Joridiction  des  tribonaox  consolalres 
fran9aia  dans  les  Echelles  do  Lerant,  B.  D.  L,  t  XXVm,  p.  196.  —  F.  ▼.  Härtens.  Das  Konsolarwesen 
ond  die  KonsolaijoriBdiktion  im  Orient,  1874.  —  Masson.    Le  commerce  francais  en  Orient  ao  XVIIe  slMe, 


1)  [Vgl.  Aber  die  dlesbeztgl.  Vorg&nge  bei  Aasbrnch  des  griechisch-ttrkischen 
Krieges  im  Jahre  1897  R.  D.  I.  P.,  t  I V,  pp.  529  et  s^  —  des  chinesisch-japaDiBchen 
Krieges  yon  1894  R«  D.  I.  P.,  t  I,  p.  468,  —  des  spanisch-amerikanisclien  Krieges 
R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  €76.] 
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IM.  —  Matsndalra.  Die  TO]kemchiIicli«B  Yertrlc»  des  KaiMrtvBs  Jamil  —  Mirigahae.  Lm  eifitt' 
latt«]»  et  ItneideBt  fmoo-biüffare  de  1891,  R.  D. I^  1 XXIV,  p.  148.  —  Mlkenlos.  Lee  eonaiils  «■  Oitai. 
1881  —  NiskL    Dn  d«cret  läatif  mi  tnitd  enlre  le  Japon  et  le  Hawal;  ■nppnesloii  de  U  JuMteÜA  es- 


Bokin  aaPMüMh),  Kokkogakkwex  Ztssdii,  Mai  1891  ~  OIItL    CapitoUHoni,  1887. -Pag« s. 
dea  Fna^ela  en  Orieat,  1886.  —  Paternestro.    La  revlflioa  des  trattds  aree  le  J^oa.  B.D.  L,  t.Xmi, 

eoBsciIar  jnrisdlcttoa  aad  to   reaidwiw  a 


I eaaltiilatioiifl,  R.  D.  L,  1 1,  p.  118.  —  ReoenU 

.  es  7  et  8  jaaTier  1881.  —  Rey.    L*  pcoleetia 

dlplomaliqae  et  Goneolalre  dans  lee  Eehelles  da  Leraat  et  de  Bartwtrie,  1899.  ~  Salem.  L>eB  Mraogm 
devaat  le«  tiibnnauz  coaaalAires  et  aationaux  ea  Toranie,  J.  I.  P.,  t  XYm,  pp.  898  et  796;  t.  XX,  p.  CL  - 
Seage.  Heutige  KoaBalaigerlohtsiMffkeit  in  Japan,  1897.  —  Tarring.  Britiah  ooaaolar  jariadiotiOB  in  ife* 
Saat,  1887.  -  Trarera  Twiaa.  La  joridietlon  conanlaire  dana  lea  paya  d*Oifent,  et  ap^äalencnt  an  JapsL 
R.  D.  L,  l  XXY,  p.  318.  —  Yandai.  La  Praace  en  Orient  an  oommeacement  du  XYme  aitela,  Aimalf  4i 
nscole  dee  adenoea  poUtiqnea,  1888.  —  X.  La  Grtee  et  lea  eapitnlatioaa,  R.  D.  L,  t.  XXIX.,  p^  877.] 

Siaud;  Die  vSaurrtehUiche  Stmdenttihmg  der  JuntdOcUcmtJtotuuln  in  d«r  TOrkeL  JHtwnlwUom  1900.  — 
Savvat  Pascha  in  dmr  ainfgenttgtbung  dwt  Oege$mart,  Bd.  J,  189i,  8.  708. 

776.  —  Wenn  auch  die  Türken,  Perser  und  Chinesen  im  Besitze 
einer  recht  vorgeschrittenen  Zivilisation  sind,  so  weichen  doch  ihre  Sitten 
und  Gebräuche,  ihre  sozialen  Zustände,  ihre  staatlichen  Einrichtungen  und 
Gesetze,  sowie  ihre  Vorstellungen  über  den  VOlkerverkehr  wesentlich  von 
denen  der  europäischen  und  amerikanischen  Staaten  ab,  deren  Gesittung 
auf  den  Grundsätzen  des  Christentums  beruht.  Dieser  tiefwurzelnde, 
Überall  hervortretende  Gegensatz,  der  sich  namentlich  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Rechtspflege  bemerkbar  macht,  lässt  es  als  unumgänglich  notwendig 
erscheinen,  die  Untertanen  der  christlichen  Staaten  der  morgenländischen 
Gferichtsbarkeit  zu  entziehen  und  ihnen  die  Möglichkeit  zu  gewähren^  ihre 
Bechtsstreitigkeiten  nach  ihren  eigenen  heimatlichen  Ghesetzen  entscheiden 
zu  lassen  (s.  No.  211). 

„Die  nichtchristlichen  Staaten  —  so  sagt  F^raud-Giraud  —  sind  ge- 
zwungen, die  Fremden  von  ihrem  Gebiete  auszuschliessen  . . .  widrigenfalk 
sie  gegen  ihre  theokratischen  Grundgesetze  Verstössen:  oder  sie  mttssen 
den  fremden  (oder  den  eigenen)  Andersgläubigen  eine  besondere  Rechts- 
stellung einräumen  und  ihnen  gestatten,  unter  der  Herrschaft  ihrer  eigenen 
Gesetze  zu  leben,  die  nur  von  ihren  eigenen  Gerichtsbehörden  angewandt 
werden  können  .  .  .  Die  Einrichtung  der  exterritorialen  Gerichte  findet 
hierin  ihre  volle  Erklärung  und  Rechtfertigung;  sie  drängt  sich  als  eine 
Notwendigkeit  auf,  der  man  sich  unterwerfen  muss,  wenn  man  nicht  auf 
jeden  Verkehr  mit  gewissen  Nationen  verzichten  will.  Und  trotz  alledem 
verdanken  diese  Gerichte  ganz  besondem  Umständen  und  durchaus  unge- 
wöhnlichen Bedingungen  ihr  Dasein.  Sie  stehen  im  vollen  Widerspruche 
sowohl  mit  der  nationalen  Einheit  und  Homogenität  als  auch  mit  dem  Souve- 
ränitätsrechte der  Staaten.''^) 

777.  —  Der  Grundsatz,  dass  die  Gerichtsgewalt  einen  Bestandteil  der 
Staatsgewalt  bildet,  war  zu  durchbrechen  und  die  europäischen  und  ame- 
rikanischen Konsuln  waren  mit  der  Rechtspflege  ttber  ihre  Landsleute  zu 
betrauen.  Die  Konsuln  können  diese  richterlichen  Befugnisse  aber  nur 
dann  frei,  ungestört  und  mit  Erfolg  ausüben,  wenn  sie  selbst  gegenüber 
den  örtlichen  Behörden  volle  Selbsiftndigkeit  und  Unabhängigkeit  gemessen. 
—  Infolgedessen  weicht  die  politische  und  rechtliche  Stellung  der  Konsuln 
in  den  nicht  christlichen  Ländern  (pays  hors  chr^tientö)  wesentlich  und  in 
wichtigen  Beziehungen  von  der  der  Konsuln  in  christlichen  Staaten  ab. 

Die  Geschichte  hat  uns  gelehrt,  wie  die  abendländischen  Staaten  daza 
gekommen  sind,  für  ihre  Untertanen  auf  musehnännischem  Gebiete  eine 
besondere  Stellung  unter  dem  unmittelbaren  Schutze  von  Beamten  ihres 
Heimatlandes  zu  fordern  (No.  736).    Die  christlichen  Staaten  erlangtai 


1)  Firaud-Qiraud,  Juridiction  francai««  dans  les  Bchelles  du  Levant,  t  I, 
Pf.  29  et  8.  —  Lee  jnstices  mixtes  dans  les  pays  hon  chritient^  p.  13. 
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diese  ungewöhnlichen  Bechte  durch  die  sogenannten  Kapitulationen,  die 
sie  mit  der  Ottomanischen  Horte  und  den  Barbareskenstaaten  schlössen. 
[Die  wichtigsten  Kapitulationen,  die  zwischen  der  Pforte  und  Frankreich 
zustande  gekommen  sind,  stammen  aus  den  Jahren  1535,  1604  und  1740; 
sie  haben  den  Kapitulationen  anderer  Staaten  als  Vorbild  gedient.] 

TW.  —  Die  Gebräuche  haben  den  Umfang  der  im  Orient  durch  die 
Kapitulationen  begründeten  Vorrechte  noch  erweitert.  Neuerdüigs  hat  die 
Pforte  yersucht,  hiergegen  anzugehen.  Durch  das  Zirkular  vom  11.  Oktober 
1881  hob  sie  verschiedene  Ehrenrechte,  die  den  Konsuln  kraft  mehrhundert- 
jfthrigen  Herkommens  zuerkannt  worden  waren,  auf.  Die  europäischen 
Kabinette  verwahrten  sich  dagegen  durch  die  Kollektiv-Noten  vom  25.  Dezem- 
ber 1881  und  vom  25.  Februar  1882,  worin  sie  den  Nachweis  fahrten, 
dass  der  Sultan  nicht  das  Recht  habe,  unvordenkliche  Gebräuche  einfach 
zu  verneinen,  ohne  eine  vorherige  Verständigung  mit  den  beteiligten 
Staaten  in  jedem  einzelnen  Falle  getroffen  zu  haben. 

Die  Stellung  der  Konsuln  im  Orient  hat  ihren  Grund  in  der  UnvoU- 
kommenheit  der  politischen  und  gerichtlichen  Organisation  der  musel- 
männischen Staaten.  Solange  diese  Unvollkommenheit  besteht  —  und  sie 
wird  nicht  verschwinden,  da  sie  aufs  innigste  mit  dem  sozialen  und  reli- 
giösen Zustande  verknüpft  ist — kann  von  einer  Aufhebung  der  Kapitulationen 
keine  Sede  sein.  Die  Tfirkei  „kann  nicht  die  Gewähr  einer  wirklich 
unparteiischen  Justiz  fttr  die  Christen  bieten.  Die  Kapitulationen  auf- 
heben, Messe  einfach  die  Christen  der  Willkttr  der  Paschas  und  Kadis 
ttberliefern  und  die  christlichen  Kolonien  zerstören^  (Geffcken-Heffter, 
op.  dt.,  §  242  Anm.  2). 

778^.  —  [Wir  haben  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  durch  die  von 
Japan  seit  dem  Jahre  1894  mit  verschiedenen  europäischen  Staaten  abge^ 
scUossenen  Verträge,  die  auf  Grund  der  Kapitulationen  in  diesem  Lande 
bestehenden  Rechtsverhältnisse  vom  Jahre  1899  ab  erlöschen  (No.  42).] 

§  1.  ~  Befreiungen  und  VorreoMe. 

779.  —  In  der  Levante  (Echelles  du  Levant)  und  in  der  Türkei 
sind  die  Konsuln  den  Gesandten  gleichgestellt.  In  mancher  Beziehung 
haben  sie  sogar  noch  grossere  Vorrechte.  —  Die  Wohnung  des  Konsuls 
ist  unbetretbar  und  kann  durch  einen  besondem  Posten,  einen  Kawassen 
oder  Janitscharen,  bewacht  werden  (Kapitulation  von  1740,  Art.  50).  — 
Die  Konsuln  sind  von  allen  Abgaben  und  Steuern  befreit.^) 

Nach  dem  preussischen  Gesetze  vom  29.  Juni  1865  und  nach  dem 
deutschen  Beichsgesetze  vom  10.  Juli  1879  gemessen  die  deutschen  Konsuln 
die  Vorrechte  der  diplomatischen  Gesandten. 

§  2.  —  SirafgeriohteberkeH. 

780.  —  Auf  Grund  fast  aller  Kapitulationen  mit  der  Ottomanischen 
Pforte  und  fast  aller  Verträge  mit  den  Staaten  Ostasiens  ist  den  eure- 
päischen  und  amerikanischen  Konsuln  das  Recht  eingeräumt  worden,  Aber 
die  Angehörigen  ihrer  Staaten  die  Strafgerichtsbarkeit  auszuüben.  —  Die 
richterUchen  Befdgnisse  der  Konsuln  sind  aber  je  nach  den  Bestimmungen 

1)  [Beispiele  von  Beleidigungen  fremder  Konsuln:  R.  D.  L  P.,  t  U.  p.  624  (Fall 
Damas),  ebenda  t  IV,  p.  26S  (FaU  Graf  Pfeil,  deutscber  Konsul  in  Ifozambique)« 
ebenda  t.  Vn,  p.  874  (Beleidigung  des  französlBchen  Konsuls  durch  die  Be^Slkerang 
Ton  San  Domingo,  4.  Januar  190(9.] 
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der  Verträge  oder  der  Gesetze  der  einzelnen  Staaten  mehr  oder  weniger 
umfangreich.  [Vgl.  Art.  17  des  griechisch-tOrkischen  Handelsyertrages 
vom  23.  Mai  1855,  Nooradonnghian,  Becueil  d'actes  intemationaiix  etc. 
t.  II,  1900,  p.  441.] 

Die  Eonsnlargerichtsbarkeit,  wie  sie  durch  die  franztfsisch-tflrkifldie 
Eapitnlation  vom  Jahre  1740  anerkannt  worden  ist,  istfseitdem  nur  ge- 
ringen Änderungen  unterzogen  worden.  Die  in  der  Levante  befolg 
Praxis  ist  die  folgende.  —  Ist  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  von  einem 
Ausländer  gegen  einen  andern  Ausländer,  der  demselben  Konsulate  an- 
gehört, verUbt  worden,  so  ist  ausschliesslich  der  Konsul  zuständig.  —  Ist 
die  strafbare  Handlung  gegen  einen  ottomanischen  Untertan  begangen 
worden,  so  sollte  grundsätzlich  die  Ortsbehörde  unter  Zuziehung  des 
Konsuls  mit  der  Bestrafung  betraut  werden.  Dies  hatte  auch  Artikel  65  der 
Kapitulation  von  1740  bestimmt.  Aber  ein  entgegengesetzter  Braach  ge- 
wann die  Oberherrschaft.  In  der  Praxis  wird  der  Schuldige  der  Konsular- 
gerichtsbarkeit überwiesen.  —  Das  von  einem  ottomanischen  Untertan 
gegen  einen  Ausländer  begangene  Verbrechen  oder  Vergehen  wird  von 
den  Ortsgerichten  abgeurteilt. 

In  der  Türkei  sind  seit  dem  Jahre  1856  gemischte  Zuchtpolizeigerichte 
(Medjlis-el-takik),  die  zur  Hälfte  aus  eingeborenen  und  zur  andern  Hälfte 
aus  ausländischen  Kichtem  unter  Mitwirkung  der  fremden  Oesandtschaften 
bestehen,  in  Konstantinopel  und  in  den  meisten  grossen  Städten  des  Otto- 
manischen Reiches  errichtet  worden. 

Die  europäischen  und  amerikanischen  Staaten  bestimmen  in  ihren 
Sondergesetzen  die  Zuständigkeit  der  Konsuln  in  Strafsachen  sowie  das 
bei  der  Strafverfolgung,  der  Untersuchung  und  der  Entscheidung  einzu- 
haltende Verfahren. 

781.  —  In  Frankreich  hat  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1836  manche 
Bestimmungen  des  Edikts  von  1788  abgeändert  und  dessen  Artikel  89  bis 
81  aufgehoben.  —  Dies  vorzOglich  ausgearbeitete  Gesetz  dient  zu  gleiche 
Zeit  als  Strafjprozessordnung  und  als  Strafgesetzbuch.  Es  setzt  die  Amts- 
befugnisse der  Konsuln  fest,  regelt  das  Verfahren,  bestimmt,  dass  die 
Gerichte  Frankreichs  für  Verbrechen  und  fiir  Appellationen  gegen  Ent- 
scheidungen in  Zuchtpolizeisachen  zuständig  seien,  droht  Strafen  an  usw. 

Das  Gesetz  vom  28.  Mai  1836,  betreffend  die  in  den  Levanteländem 
begangenen  strafbaren  Handlungen,  gilt  mit  wenigen  Abänderungen  ffir 
die  von  Franzosen  in  China  oder  Maskat  (Gesetz  vom  8.  Juli  1852,  Art.  6 
bis  14),  in  Siam  (Gesetz  vom  8.  Mai  1858,  Art.  2)  und  in  Japan  (Gesetz 
vom  19.  März  1862,  Art.  1)  verübten  Straftaten.  —  Die  Appellations- 
instanz für  Entscheidungen  der  Konsuln  in  der  Levante  ist  das  (Bericht 
zu  Aix  (Edikt  vom  Juni  1778,  Art.  37  u.  38),  für  Konsularentscheidungen 
in  Siam,  China  (und  Japan)  das  Gericht  zu  Sal'gun  (Gesetz  vom  28.  April 
1869)  und  fttr  die  von  Maskat  das  Gericht  zu  Böunion  (Gtesetz  vom 
8.  Juli  1852). 

Im  ganzen  Orieut  ttben  die  französischen  Konsuln  über  die  Angehtfrigen 
ihres  Staates  Aufsichts-  und  Polizeirechte  aus.  Sie  sind  berechtigt,  jeden 
Franzosen,  der  in  dem  fremden  Lande  durch  sein  schlechtes  Verhalten 
oder  seine  Umtriebe  (intrigues)  das  allgemeine  Wohl  seiner  Landsleute 
gefährden  könnte,  verhaften  zu  lassen  und  ihn  mit  dem  nächsten  abgehen- 
den Schiffe  nach  Frankreich  zurückzuweisen  (Edikt  vom  Juni  1778,  Art.  82 
und  die  oben  angeführten  Gesetze). 
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782.  —  In  den  Levanteländem  gilt  nach  den  Kapitulationen  oder  dem 
Herkommen  der  Grundsatz,  dass  in  Zivil-  und  Handelsstreitigkeiten  zwischen 
Ausländem  desselben  Konsulats  der  Konsul  zuständig  ist.  —  In  Streitig- 
keiten zwischen  Ausländern  verschiedener  Nationalitäten  und  verschiedener 
Konsulate  ist  der  Konsul  des  Beklagten  zuständig:  actor  sequitur  forum  rei 

Eine  zwischen  den  Gesandten  Englands,  Österreichs,  Frankreichs  und 
Busslands  durch  Notenwechsel  zustandegekommene  —  nicht  durch  Protokoll 
festgestellte  —  Übereinkunft  vom  Jahre  1820,"^)  der  in  der  Folgezeit  alle 
andern  diplomatischen  Vertreter  Konstantinopels  beigetreten  sind,  hat  in 
der  Levante  für  Streitigkeiten  zwischen  Europäern  gemischte  Gerichts- 
kommissionen ins  Leben  gerufen.  Diese  Kommissionen,  die  sich  aus  zwei 
der  Nation  des  Beklagten  und  einem  der  Nation  des  Klägers  angehören- 
den Richtern,  die  von  den  betreffenden  Gesandtschaften  ernannt  werden, 
zusammensetzen,  fungieren  als  Gerichte  erster  Instanz.  Die  Appellationen 
«regen  ihre  Entscheidungen  gehören  vor  das  Gericht,  das  zur  Entscheidung 
über  Appellationen  gegen  Erkenntnisse  der  Konsulargerichte  zuständig  ist.^) 

783.  —  Streitigkeiten  in  Zivil-  und  Handelssachen  zwischen  Europäern 
(oder  Amerikanem)  und  Eingeborenen  gehören,  falls  der  Europäer  (oder 
Amerikaner)  Kläger  ist,  in  der  Regel  vor  die  muselmännischen  Gerichte; 
der  Dragoman  des  Konsulats  hat  das  Recht,  als  Beistand  bei  der  Ver- 
handlung zugegen  zu  sein  (Kapitulation  von  1740,  Art.  26).  —  Ist  der  Euro- 
päer Beklagter,  so  muss  der  Eingeborene,  entsprechend  dem  Grundsatze, 
dass  der  zuständige  Richter  der  des  Beklagten  ist,  die  Klage  bei  dem 
Konsul  des  Beklagten  erheben  (Kapitulation  vom  25.  Mai  1747  zwischen 
Österreich  und  der  Türkei,  Art.  4). 

Die  Ottomaniscbe  Regierung  hat  in  Konstantinopel  und  an  andern 
Plätzen  gemischte  Handelsgerichte  (medjlis)  errichtet,  die  dazu  berufen 
sind,  Handelsstreitigkeiten  zwischen  ihren  eigenen  Untertanen  und  fremden 
Handeltreibenden  zu  entscheiden.  Diese  Gerichte  sind  mit  drei  eingeborenen 
und  mit  zwei  der  Nationalität  des  ausländischen  Klägers  angehörenden 
Richtern  besetzt  (Hatti-Scherif  von  1856). 

784.  —  Die  Zuständigkeit  der  Konsulargerichte  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten erleidet  eine  naturgemässe  Beschränkung  in  Ansehung  der 
im  ottomanischen  (^tebiete  belegenen  Grundstücke.  Als  die  Pforte  durch 
Gesetz  vom  10.  Juni  1867  den  Fremden  das  Recht  einräumte,  im  Otto- 
manischen Reiche,  mit  Ausnahme  der  Provinz  Hediaz,  Grundstücke  zu  er- 
werben, schloss  sie  mit  allen  Mächten  besondere  Abmachungen,  worin  sie 
den  ottomanischen  Gerichten  die  ausschliessliche  Zuständigkeit  in  Immobiliar- 
sachen  vorbehielt  (Protokoll  vom  9.  Juni  1868).  —  Ausländer  stehen, 
wenn  sie  Eigentümer  von  Grundstücken  werden,  in  Ansehung  dieser  Gmnd- 
stücke  den    ottomanischen  Untertanen    gleich.     Immobiliarstreitigkeiten 

1)  F.  von  Marteus  hat  in  seinem  dem  Institut  für  Völkerrecht  erstatteten 
Bericht  ausgeführt,  dass  weder  die  Vertrage  noch  auch  die  Sondergesetze  der  ein- 
zelnen europäiBchen  und  amerikanischen  Staaten  eine  aasreichende  Grundlage  für 
gemischte  Streitsachen  boten.  —  Auf  Omnd  eingehender  Erorteningen  auf  den  Ver- 
sammlungen von  Zürich  (1877),  Brüssel  (1879),  Oxford  (1880)  und  Turin  (1882)  hat 
das  Institut  in  der  Münchener  Sitzung  vom  Jahre  1888  einen  Entwurf  angenonunen, 
der  das  Verfahren  in  gemischten  Streitsachen  zwischen  Angehörigen  oder  Schutz- 
genossen der  Staaten,  die  das  Recht  der  Konsulaigerichtsbarkeit  in  den  Ländern  des 
Orients  geniessen,  regelt  (Annuaire  de  Flnstitut,  1883,  p.  224  1885,  pp.  199  et  s.) 

V  V.  Martern,  Bd.  II,  8.  98/99  bestrmtet,  dem  eine  dera/rUge  Kxmwntion  jetnah 
abgetdihseen  worden  eei. 
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unterliegen  den  örtlichen  Gerichten,  mögen  die  Ausländer  Elfiger  oder 
Beklagte  sein. 

785.  —  Die  Gerichtsbarkeit  der  Konsuln  in  Zivil-  und  Handelastreitig- 
keiten  zwischen  den  Angehörigen  ihres  Staates,  die  Organisation  d& 
Konsulargerichte,  ihre  Zuständigkeit,  das  Verfahren,  das  Bechtsmittelwese& 
usw.  wird  durch  die  Gesetze  der  einzelnen  europäischen  und  amerikanischea 
Staaten  geregelt.  Diese  Gesetze  bewegen  sich  innerhalb  der  durch  dk 
Kapitulationen  und  Verträge  gezogenen  Schranken. 

Man  darf  wohl  behaupten,  dass  die  Organisation  der  französischen 
Konsulate  eine  der  besten  und  vollständigsten  ist.  Sie  gründet  sich  auf 
die  in  der  Marine-Ordonnanz  von  1681,  dem  Edikte  Yom  Juni  1778,  der 
Ordonnanz  vom  3.  März  1781  und  andern  gesetzlichen  Bestimmimgen 
niedergelegten  Grundsätze. 

In  Zivil-  und  Handelssachen  Überweist  das  Edikt  von  1778  den  fran- 
zösischen Konsulargerichten  in  den  Levanteländern  alle  Befugnisse,  die  in 
Frankreich  den  Zivil-  und  Handelsgerichten  zustehen,  insbesondere  sogar 
die  Entscheidung  in  Statusfragen  (Aix,  20.  März  1862,  Sirey,  Bec.  per. 
1862,  2,  387).  —  Sowohl  der  Kläger  als  auch  der  Beklagte  müssen  sich 
in  dem  Lande  befinden,  wo  der  Konsul  seines  Amtes  waltet;  ein  eigentlicher 
Wohnsitz  wird  aber  nicht  gefordert.  Der  gewöhnliche  Aufenthaltsort  in 
einem  der  Levanteländer  und  die  Eintragung  in  die  Matrikel  genflgeu 
(zahlreiche  Entscheidungen  des  Gerichtes  zu  Aix).  —  Die  Vorschriften  des 
1778er  Edikts  sind  nicht  zwingender  Natur.  Die  ZivUparteien  können 
auch  in  Frankreich  vor  dem  Gerichte  des  Bekla^^en  ihren  Rechtsstreit 
anhängig  machen  oder  ihn  durch  ein  Schiedsgericht  entscheiden   lassen. 

Der  Konsul  entscheidet  nicht  allein,  sondern  unter  Zuziehung  von 
zwei  angesehenen  französischen  Bürgern,  die  aus  den  in  seinem  Bezirke 
Eingesessenen  ausgewählt  werden;  sie  mttssen  mindestens  25  Jahre  alt 
sein  (Art.  6  und  7.  —  Ordonnanz  vom  3.  März  1781,  Art.  50). 

Das  Konsulargericht  ist  ein  Gericht  erster  Instanz;  es  entscheidet  in 
letzter  Instanz  nur  innerhalb  der  für  die  französischen  Zivil-  und  Handels- 
gerichte festgesetzten  Grenzen.  —  Die  gegen  die  Urteile  eingelegte  Appel- 
lation gehört  vor  dieselben  Gerichte  wie  in  Zuchtpolizeisachen  (No.  781). 

Das  Verfahren  wird  durch  das  Edikt  von  1778  geregelt;  die  Zivü- 
prozessordnung  von  1806  hat  es  unberührt  gelassen.  —  Das  Edikt  bezieht 
sich  aber  nur  auf  Streitigkeiten  zwischen  Franzosen  und  französischen 
Schutzgenossen. 

786.  —  Die  Verfassung  der  englischen  Konsulargerichte  erinnert 
in  ihrer  Form  an  die  Gerichtsordnung,  wie  sie  sich  in  England  selbst 
ausgebildet  hat.  Sie  ist  durch  die  Orders  in  Council  aus  den  Jahren  1864, 
1865, 1873  und  1881  geregelt  worden.  Das  Gericht  besteht  aus  dem  Konsul 
und  vier  Beisitzern,  die  aus  den  im  Kreise  ansässigen  Engländern  gewählt 
werden.  —  Strafsachen  werden  unter  Zuziehung  von  Ainf  englischen 
Geschworenen  verhandelt.  —  Ein  höheres  Konsulargericht  besteht  in 
Konstantinopel.  Der  Oberrichter  und  die  andern  Mitglieder  werden  von 
der  englischen  Regierung  ernannt. 

Die  Verfassung  der  russischen  Konsulargerichte  im  Orient  beruht, 
wenn  man  von  Persien  absieht,  auf  keiner  gesetzlichen  Grundlage.^} 
{S.  für  Deutschland  Konsulargeriehtsgesete  vom  7.  April  1900;  §§  8  u.  10.) 

787.  —  Die  Entscheidungen  der  an  den  Handelsplätzen  der  Levante 
eingesetzten  Konsulargerichte  können  mit  den  herkömmlichen  Rechtsmitteln 

1)  F.  ▼.  Härtens,  Völkerrecht,  Bd.  II,  §  25.  —  Lawrence-Wheaton,  op.  dt. 
t.  IV,  pp.  137  et  s. 
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angefochten  werden.  —  Das  niederländische  Gesetz  yom  25.  Jnli  1871 
(Art  30,  47,  75)  und  das  deutsche  Beichsgesetz  vom  10.  Juli  1879 
(Art.  18  und  20)  erwähnen  die  Beschwerde  und  die  Berufung.  —  Es  ist 
fast  Überall  UbUch,  dass  das  Bechtsnüttel  der  Appellation  gegen  Ent^ 
Scheidungen  der  Konsulargerichte  an  die  gewöhnlichen  Gerichte  der  Staaten 
gehen,  denen  die  Konsuln  angehören.  —  Die  gegen  Konsularentscheidungen 
eingelegte  Appellation  bezw.  Berufung  geht  in  Frankreich  an  das 
Appellationsgericht  zu  Aix  (Edikt  von  1778,  Art.  87);  in  Deutschland  an 
das  Reichsgericht;  in  Österreich  an  das  Gericht  zu  Triest;  in  Italien  an 
das  zu  Ancona  und  Genua;  in  Belgien  an  das  zu  Brüssel.  Holland  hat 
ein  besonderes  Appellationsgericht  in  Koustantinopel  begründet.  Die 
Verein.  Staaten  Überweisen  die  Appellation  dem  in  der  Türkei  bestellten 
amerikanischen  Gesandten. 

788.  —  Da  die  Gerichtsbarkeit  der  europäischen  und  amerikanischen 
Konsuln  nur  in  dem  Bedttrfiiisse  zu  suchen  ist,  die  Europäer  und  Ameri- 
kaner dem  Gesetze  des  Korans  zu  entziehen,  so  entfällt  ihre  Berechtigung 
in  denjenigeu  christlichen  Ländern,  die  fi*tther  der  Oberherrlichkeit  der 
Türkei  unterworfen  waren,  heute  aber  entweder  unabhängig  geworden 
sind  oder  unter  der  Verwaltung  einer  christlichen  Macht  stehen  (s.  wegen 
Bosniens,  der  Herzegowina,  C3n[>ems,  Massauas  usw.  No.  346  u.  347).^)*) 

Durch  den  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  wuide  die  Unab- 
hängigkeit Serbiens  und  Rumäniens  anerkannt.  Aber  nach  den  Artikeln  37 
und  49  kann  die  Konsulargerichtsbarkeit  nur  im  gemeinsamen  Einverständ- 
nisse zwischen  diesen  Staaten  und  den  beteiligten  Mächten  abgeändert 
werden.  Dasselbe  gilt  nach  Artikel  8  für  Bulgarien.  —  Frankreich  hat 
durch  den  mit  Serbien  am  18.  Januar  1883  abgeschlossenen  Vertrag  (Art.  8) 
auf  die  durch  die  Kapitulationen  eingeräumten  Vorrechte  und  Befreiungen 
verzichtet,  ausgenommen  sind  nur  Streitigkeiten  zwischen  Franzosen  und 
Untertanen  solcher  Mächte,  die  auf  die  Wohltat  der  Kapitulationen  nicht 
verzichtet  haben.  (Im  gleichen  Sinne  detäseh- serbischer  Vertrag  vom 
6.  Januar  1883.) 

$  4.  —  Qemisohte  Qerlohte  In  Ägypten. 


[Asser.  Administration  de  la  justice  en  Egypte,  B.  D.  I.,  t.  ü,  p.  504.  —  Babled.  Le  renoaTellement 
des  pottTOirs  des  tribnnanx  «gypüens  de  la  r^fonne,  &  D.  L  P.,  t  VL  p.  841  et  t  vn,  p.  214.  —  Benoit 
Itnde  sur  les  capitnlationB  entre  l'Empire  ottoman  et  la  France  et  sur  la  r^forme  Jadiciare  en  JSgyv^  1890. 

—  Bonsqnet  Les  nouTsanx  tribnnanx  «gypttsna*  Beme  des  Denx-Mondes,  1er  mars  1878.  —  Dntrienx. 
La  qnestion  Jndicialre  en  Egypte,  B.  D.  L.  t.  Vin,  p.  578.  —  Panl  Fanehllle.  De  Tex^catlon  en  France  des 
iofonents  rendns  par  les  tribnnanx  mlxtes  d'Enrpte,  J.  L  P^  i  YH,  p.  457.  ~  Les  tribnnanx  mlxies  d'Egypts, 
B.  D.  L  P.,  t  I,  p.  V».  —  F4rand-Glrand.    Les  Institnaons  jndiciaires  en  Ernte,  B.  D.  L,  t  XXII,  p.  70. 

—  QaYillot  Essai  snr  les  droits  des  Enrop4ens  en  Tnrqnie  et  en  Egypte,  1875.  —  Jacob orlts.  Bapport 
de  la  csmmission  inteniationale  rftnnie  an  Caire.  —  Kantf  mann.  Le  Droit  Internat  et  la  dette  nnbiiqns 
«gyptienne,  B.  D.  I.,  t.  XXn,  p.  556;  t  XXm,  pp.  48, 144,  266.  —  Jos on.  Etnde  snr  Porganisation  des  non- 
▼eaox  Tribnnanx  «gyptiens,  BnlL  6oei4t«  L«dslat  compar4e,  1877,  p.  468.  —  Läget  De  la  condition  Jnrl- 
diqQS  des  Fran^ais  en  Egypte,  1800.  —  Lamba.  De  rdrolntion  de  la  condition  Jnrldiqne  des  Eiirop4ens  en 
XKTpte,  1806.  —  Man  ein  L  La  r4torme  jndicialre  en  Egypte.  —  Modlileaiione  della  ginrisdlzione  essercitata 
dal  eonsolail  Itattani  in  Egitto.  —  Martln-Sarseand.  La  rMorme  Jndicialre  en  Egypte,  J.  L  P.,  t  XJ^ 
f.  584  et  t  Xm,  p.  270.  —  Mlnnaert  Le  Caire  et  la  justice  internationale  en  Egypte,  1890.  —  Nicoulland. 
L'Egypte  et  la  r4forme  jndicialre.  ~  Ob i ssier.  Etnde  snr  les  capitulations  et  la  r4forme  judiciaire  en 
Igypte,  1875.  -  Priyat  De  rorganisation  judiciaire  en  Egypte,  J.  L  P.,  t  XIV,  p.  52L  -  Benault  Etnds 
snr  le  projet  de  rMorme  judiciaire  en  Egypte,  BuU.  Soe.  L^slat  compar4e,  1875,  p.  255.  —  Saripolo s.  La 
r4tomie  judiciaire  4gyptienn^  B.  D.  L,  t  IX,  p.  566.  —  Silrestre.  La  i6f onus  judiciaire  en  Egypte.  — 
Simaika.  De  la  comp6tence  des  tribunaux  mlxtes,  1898.  —  Timmer mana  La  rifonne  judiciaire  em 
Egypte  st  les  capitolations.  —  WinckeL   La  r6forme  judiciaire  en  Egypte.) 

Ha0§ns,  Ym  dmr  ägyptiaekm  JuttUrtform^  1688.  —  P.  van  Bem§ltr  (FUmtdfmym  B<mhOB)^  L'Egf/pU  et 
VButope  par  un  ancien  jug9  mtorfe,  1882  u.  1884. 

1)  rAnlangend  die  gerichtlichen  Verhiltnisse  TonesieiiB,  8.  de  Sorfoier  de  Pongnar- 
doreese,  La  justice  fran^aise  en  Tonioie,  1897.] 

*)  8.  toegen  Tunis,  DeiUsches  OßseUy  betr.  die  KtmsuiargeritktsbarksU  in  Ikmis  v. 
a?.  JM  ISSSy  datu  Yercrdwmg  v.  21,  Janimar  J884  —  wegm  Bosniens  u.  der  SerMs- 
gowina,  Deuts^ss  Qsssts,  betr.  die  EonsuUurgeriektsbarkeit  in  Bosnien  md  der  Herssgowima 
«.  7.  Jmni  1890^  dasu  Verordnsmg  v.  2S.  Duember  JBdO. 
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789.  —  Die  Gerichtsbarkeit  der  Konsuln  fahrte  zu  maniiigfa:cheo  Übet 
ständen.  Die  ganze  Einrichtung  wird  von  manchen  bekämpft,  von  andern 
verteidigt.^)  Besonders  bemängelt  man  die  gemischten  Kommissionen  als 
Ausnahmegerichte,  die  jeder  Rechtsgrundlage  entbehren. 

Der  Khedive  von  Ägjrpten,  der  sowohl  die  Nachteile  der  Eonsnlar- 
gerichtsbarkeit  schwer  empfand  als  auch  anderseits  von  dem  Hinter- 
gedanken geleitet  war,  das  Joch  der  Kapitulationen  allmählich  abznschfltteh 
und  sich  dem  Einflüsse  der  fremden  Konsuln  zu  entziehen,  suchte  die  Zu- 
stände durch  Einsetzung  gemischter  Gerichte  zu  verbessern.  —  Sein 
Minister,  Nubar  Pascha,  machte  bei  den  europäischen  Staaten,  die  in 
Ägypten  die  wichtigsten  Interessen  hatten,  dringliche  Vorstellungen,  die 
jedoch  anfangs  mit  Zurückhaltung  aufgenommen  wurden.  —  Am  18.  Oktober 
1869  trat  aber  eine  internationale  Kommission  in  Kairo  zusammen,  die 
den  Entwurf  einer  Gerichtsverfassung  annahm.  —  Daraufhin  kam  es  zu 
Abmachungen  zwischen  dem  Khediven  und  verschiedenen  Staaten;  diese 
traten  durch  Sondergesetze  der  Schaffimg  gemischter  Gerichte  in  Ägypten 
und  der  Beschränkung  der  richterlichen  Befugnisse  der  Konsuln  beL^ 

Auf  Grund  dieser  Abmachungen  wurden  drei  Gerichte  erster  Instanz 
in  Kairo,  Alexandrien  und  Zagazig  (später  in  Ismailia)  errichtet,  die  mit 
einheimischen  und  europäischen  Richtern  besetzt  sind.  In  Alexandrien 
befindet  sich  das  Appellationsgericht,  das  aus  elf  Richtern,  nämlich  vier 
Eingeborenen  und  sieben  Europäern,  besteht.  Nach  dem  organischen 
Reglement  (r^glement  d'organisation  judiciaire)  von  1874  sind  die  genüschteD 
Gerichte  ausschliesslich  und  unbedingt  zuständig:  1.  tttr  alle  Streitigkdten 
in  Zivil-  und  Handelssachen  zwischen  Ägyptern  und  Ausländem  und  zwisch^i 
Ausländem  verschiedener  Nationalität;  2.  für  alle  Immobiliarklagen  zwischen 
allen  Personen,  selbst  wenn  sie  derselben  Nation  angehören  (Art.  9).  — 
Dagegen  entscheiden  sie  nicht  in  Personenstands-  und  Ehestandsangelegen- 
heiten, noch  auch  über  Rechte,  die  sich  auf  die  natürliche  oder  testa- 
mentarische Erbfolge  gründen,  selbst  wenn  die  Parteien  verschiedenen 
Nationalitäten  angehören.  Diese  Fragen  bleiben  der  Zuständigkeit  der 
Konsulargerichte  vorbehalten.  —  Anlangend  die  Rechtsstreitigkeiten,  die 
ausschliesslich  die  Personen  ein  und  derselben  Nationalität  betreffen,  so 
ist  fllr  Ausländer  deren  Konsulargericht  und  für  Ägypter  das  ägyptische 
Gericht  zuständig.  —  [Durch  ägyptische  Dekrete  vom  26.  März  1900  ist 
die  Zuständigkeit  der  gemischten  Gerichte  in  einigen  Beziehungen  ab- 
geändert worden.  Nunmehr  erkennen  diese  Gerichte  nach  dem  abgeänderten 
Artikel  9  des  organischen  Reglements  „nur  über  Immobiliarklagen  zwischen 
Ägyptern  und  Ausländem  oder  zwischen  Ausländem  derselben  oder  ver- 
schiedener Nationalität^,  und  „die  Gemeindeverwaltung  von  Alexandrien 
ist  in  ihren  Beziehungen  zu  den  Eingeborenen  den  gemischten  Gerichten 
nicht  unterworfen^.  Auch  Artikel  11  ist  abgeändert  worden  und  lautet 
jetzt  folgendermassen:  „Die  gemischten  Gerichte  können  nicht  über  das 
Eigentum  am  öffentlichen  Vermögen  entscheiden;  desgleichen  können  sie 
nicht  über  Hoheitshandlungen,  noch  auch  über  Massregeln  erkennen,  die 
von  der  Regierung  in  Ausführung  von  Yerwaltungsgesetzen  und  -Vorschriften 
und  in  Übereinstimmung  hiermit  getroffen  worden  sind.    Aber  ohne  Mass- 

1)  Man  findet  eine  Zusammenstellung  des  Für  und  Wider  in  dem  herrorragenden 
Werke  Pradier-Fodöres,  Trait6  de  droit  int,  t  IV,  pp.  740  et  s. 

2)  Verein.  Staaten,  Eongressakte  v.  23.  M&rz  1874;  —  Dentschland,  Gesetz  y. 
80.  März  1874;  vgl.  auch  EaiaeH.  Verordnung  v.  23.  Deeember  1876  und  Gesetg  v.  6.  Jtmi 
1880,  —  Osterreich:  Gesetz  v.  20.  Januar  1875;  —  Belgien:  Gesetz  ▼.  4.  Juni  1875; 
—  Frankreich:  Gesetz  y.  17.  Dezember  1875;  —  Portugal:  Gesetz  v.  18.  Apzü  1876. 
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regeln  der  Verwaltung  auszulegen,  oder  deren  Vollstreckung  aufisuhalten, 
sind  sie  zuständig  füir  die  Entscheidungen  ttber  die  durch  solche  Mass- 
regeln erfolgten  Verletzungen  eines  von  einem  Ausländer  erworbenen,  durch 
Verträge,  Gesetze  oder  Abkommen  anerkannten  Bechtes."^)] 

Da  die  Vorrechte  und  Befreiungen,  die  die  fremden  Konsuln  und  die 
ihnen  untersteUten  Beamten  auf  Grund  der  bestehenden  Verträge  und 
Gebräuche  geniessen,  ihrem  vollen  Umfange  nach  aufrecht  erhalten  bleiben 
sollen,  so  sind  die  Konsuln  mit  ihren  Familien  und  den  in  ihrem  Dienste 
befindlichen  Personen  nicht  der  Gerichtsbarkeit  der  neuen  Gerichte  unter- 
worfen, und  die  neue  Gesetzgebung  findet  weder  auf  ihre  Personen  noch 
auf  ihre  Wohnungen  Anwendung.  Derselbe  Vorbehalt  ist  zu  Gunsten  der 
unter  dem  Schutze  der  christlichen  Mächte  stehenden  katholischen  Anstalten 
ausdrücklich  ausbedungen  worden. 

Die  Strafgerichtsbarkeit  der  gemischten  ägyptischen  Gerichte  umfasst 
nur  die  gewöhnlichen  Polizeittbertretungen  und  gewisse  besondere  Ver- 
brechen und  Vergehen,  die  in  den  Artikeln  7,  8  und  9  des  zweiten  Titels 
des  organischen  Reglements  aufgezählt  sind,  und  die  auf  den  Beschlüssen 
einer  besondem  Konferenz,  die  zu  Konstantinopel  getagt  hat,  beiiihen. 
[Seit  1900  ist  die  Zuständigkeit  der  gemischten  Gerichte  Ägyptens  auf 
einfachen  und  betrügerischen  Bankbruch  sowie  auf  die  damit  zusammen- 
hängenden Vergehen  ausgedehnt  worden;  die  französischen  Konsulargerichte 
erkennen  also  nicht  mehr  über  einfachen  und  betrügerischen  Bankbruch 
und  über  die  mit  diesen  Strafhandlungen  zusammenhängenden  Vergehen, 
die  andern  Personen  als  dem  Gemeinschuldner  zur  Last  fallen.')] 

Die  Einsetzung  gemischter  Gerichtshöfe  hat  die  durch  die  Kapitulationen 
geschaffene  Rechtslage  im  wesentlichen  nicht  berührt.  Die  Kapitulationen 
bleiben  ihrem  Geiste  nach  und  in  allen  ihren  nützlichen  Bestimmungen  bestehen. 
—  In  der  französischen  Deklaration  vom  15.  November  1875  wird  klar  und 
deutlich  ausbedungen,  dass  die  Kapitulationen  das  absolute  Gesetz  fttr 
die  Rechtsbeziehungen  zwischen  der  ägyptischen  Regierung  und  den  Aus- 
ländem bleiben  sollen,  mit  Ausnahme  der  zum  Teil,  aber  ausdrücklich  nur 
versuchsweise  bewilligten  Abänderungen,  und  dass,  falls  die  Erfahrung 
die  praktische  Brauchbarkeit  der  Gerichtsreform  nicht  bestätigen  und  die 
Mächte  die  Zurücknahme  ihrer  Genehmigung  fttr  angemessen  halten  würden, 
der  bisherige  Zustand  wieder  in  Kraft  treten  und  die  Konsulargerichts- 
barkeit in  ihrem  vollen  umfange  von  neuem  aufleben  solle. 

Anfangs  wurde  die  neue  Ordnung  versuchsweise  auf  einen  Zeitraum 
von  fünf  Jahren,  endigend  mit  dem  1.  Februar  1881,  beschränkt.  Diese 
Frist  ist  wiederholt  von  allen  beteiligten  Mächten  verlängert  worden.  — 
Im  Jahre  1894  fand  eine  neue  Verlängerung  für  einen  Zeitraum  von 
fttnf  Jahren  statt.^)    [Am  31.  Januar  1891  sind  die  gemischten  Gerichte  auf 


1)  [Babled,  R.  D.  I.  P.,  t  VI  et  Vn.J] 

2\  [Babled,  R.  D.  I.  F.,  t  VI  et  Vn.] 

8)  [Bei  dieser  Gelegenheit  richtete  der  ägyptische  Minister  des  Auswärtigen  am 
24.  April  1893  ein  Rundschreiben  an  die  fremden  Regierungen,  worin  er  gewisse  Abände- 
rungen in  der  Verfassung  der  gemischten  Gerichte  yorschlug,  die  namentlich  darauf  hin- 
ausliefen, den  Gerichten  die  Zuständigkeit  in  Immobiliarstreitigkeiten  zwischen  Ägyptern 
Töllig  zu  entziehen  (Paul  Fauchille,  Les  tribnnaux  mixtes  en  Egypte,  lenr  Prorogation 
et  leurs  modifications,  R.  D.  I.  P.,  1. 1,  p.  126).  —  Im  Dezember  1897  richtete  der  Minister 
des  Auswärtigen,  Boutros  Pascha,  an  die  Vertreter  der  Mächte  in  Kairo  ein  Rundschreiben, 


worin  er  die  Bedingungen,  unter  denen  man  der  Verlängerung  der  fanQährigen  Zeitdauer 
der  gemischten  Gerichte  zustimmen  konnte,  bekannt  gab.  Die  vorgeschlagenen  Abände- 
rungen, die  eine  Einschränkung  der  Befugnisse  dieser  Gerichte  zu  Gunsten  der  einheimi- 
schen, durch  ihre  Besetzung  fast  englisch  gewordenen  Gerichte  bezweckten,  beziehen  sich 
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ein  Jahr  nnd  am  31.  Janaar  1900  wieder  für  einen  Zeitraom  von  fttnf  Jalirea 
yerüngert  worden.^)]  —  Die  Einftthrong  der  gemisditenGerichtehat  eine  artr 
grosse  Anzahl  von  Abhandlungen  nnd  Schriften  in  allen  Ländern  reranlasst 

§  5.  —  Mtarokko. 

790.  —  Die  Bechtsstellong  der  Konsuln  ist  in  Marokko  durch  das 
am  3.  Juli  1880  zn  Madrid  zwischen  Marokko  einerseits  und  Deutschland, 
England,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  den  Verein. 
Staaten,  Finnkreich,  Italien,  den  Niederlanden,  Portugal  und  Schweden- 
Norwegen  anderseits  getroffene  Abkommen,  betreffend  die  Ausübung  des 
Schutzrechtes  in  Marokko,  geregelt  worden.  Die  Personen,  denen 
Schutz  gewährt  wird,  sind  die  marokkanischen  Untertanen,  die  ab 
Dolmetscher  und  Beamte  bei  den  Vorstehern  der  Gesandtschaften  t&tig 
sind,  die  Soldaten  und  Bediensteten  der  Vorsteher  der  Konsulate  sowie 
diejenigen  marokkanischen  Untertanen,  die  als  Konsularagenten  an  einem 
Kttstenplatze  angestellt  worden  sind,  mit  ihrer  Familie  und  dem  Soldaten, 
der  ihnen  bei  Ausübung  ihrer  Amtsbefugnisse  zur  Seite  steht 

Die  Verträge  zwischen  Frankreich  und  Marokko  reichen  bis  zam 
30.  September  1630  (unter  Ludwig  Xni.)  zurück;  aber  erst  der  Vertrag 
vom  23.  Mai  1767  dient  als  Grundlage  fttr  die  gegenwärtigen  Beziehungen 
zwischen  den  beiden  Staaten.  —  Marokko  hat  auch  Verträge  mit  Deuts^ 
land  (1.  Juni  1890),  England  (9.  Dezember  1856),  Spanien  (1.  März  1799), 
den  Verein.  Staaten  (16.  Sept.  1836),  den  Niederlanden  (28.  November  1791) 
nnd  andern  Staaten  geschlossen,  die  die  Befugnisse  der  fremden  Konsuln 
in  Marokko  regeln. 

Das  Imanat  von  Maskat  hat  mit  den  meisten  europäischen  Staaten 
Verträge  abgeschlossen.  —  Die  eingehendste  Begelung  findet  sich  in  dem 
Abkommen  mit  Frankreich  yom  17.  Noyember  1844.^ 

f  6.  —  Persien  und  Ottitien. 

791.  —  Persien.  —  Dieser  Staat  hat  mehrere  Verträge  geschlossen, 
die  die  Rechtsstellung,  die  Vorrechte  und  die  Gerichtsbarkeit  der  fremden 
Konsuln  regeln;  so  namentlich  mit  Deutschland  (IL  Juni  1873)^  Russland 
(21.  Januar  1732  und  22.  Februar  1828),  Grossbritonnien  (4.  März  1857), 
Frankreich  (Januar  1708  und  21.  Juli  1855),  Österreich  (1857),  Dänemaik 
und  der  Schweiz  (1873).  Die  Bestimmungen  des  Vertrages  mit  Frankreich 
finden  sich,  insoweit  sie  die  bflrgerliche  und  Strafgerichtsbarkeit  betreffen, 
in  dem  mit  den  Verein.  Staaten  am  13.  Dezember  1856  abgeschlossenen 
Vertrage  wieder.*) 

Der  Sultan  von  Konstantinopel  und  der  Schah  von  Persien  haben  am 
15.  Dezember  1873  einen  Vertrag  miteinander  geschlossen,  der  auf  des 
Grundsätzen  der  Kapitulationen  zwischen  den  gedachten  Staaten  und  den 
christlichen  Nationen  beruht.  Dieser  Vertrag  regelt  eingehend  die  Gerichts- 
barkeit der  Konsuln  beider  Teile  und  bestimmt,  dass  die  in  der  Tflrk« 

auf  die  Art  9  and  11  des  orffanischen  Reglements  (•.  über  dieses  Rnndschrefimi 
Boutros  Paschas  einen  Brief,  der  in  dem  Journal  des  Mbats  am  4.  o.  7.  Jannar  1S98 
▼erSifenÜicht  wurde).! 

1)  [Babled,  R.  1).  L  P.,  t  VI,  p.  841  et  t  VII,  p.  Sli.  —  Dieser  Artikel  sibt 
eine  Darstellung  aber  die  verschiedenen  Andernngen,  die  im  Jahre  1900  hinsiehtBch 
der  gemischten  Gerichte  vorgenommen  worden  sind:  in  einem  Anhange  findet  man 
den  Wortlaut  der  verschiedenen  Dekrete,  die  diese  Andernngen  vwanlasst  haben.] 

S)  fR.  D.  I.  P.,  t  VI,  pp.  818  et  sj 

8)  Lawrence-Wheaton,  op.  cit,  t  IV,  pp.  316  et  s. 
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ansässigen  Perser  sowie  die  in  Persien  ansässigen  ottomanischen  Unter- 
tanen wie  die  Untertanen  der  am  meisten  begünstigten  fremden  Macht 
behandelt  werden  sollen. 

S  iam. — Dieser  Staat  hat  Eonsnlarverträge  mit  Deutschland  (7.  Februar 
1862)y  England,  Frankreich,  Italien,  Dänemark,  den  Verein.  Staaten  nsw. 
China.  —  Nachdem  China  zn  yerschiedenen  Zeitpunkten,  nämlich  in 
den  Jahren  1842,  1844,  1858  und  1860,  einige  seiner  Häfen  dem 
europäischen  nnd  amerikanischen  Handel  geöffiiet  hatte,  schloss  es  mit 
m^ern  Staaten  Verträge  ab,  worin  die  Bestellung  fremder  Eoiisuln  zuge- 
standen, deren  Gericht49barkeit  in  Zivil-  und  Strafsachen  begrenzt  sowie  deren 
Befu^iisse  in  Handels-  und  Schiffahrtsangelegenheiten  festgesetzt  wurden. 
Diese  Verträge  sind  bei  Lawrence-Wheaton,  op.  cit.,  t.  IV,  pp.  225 
et  s.  angegeben.  —  Ebenda  findet  man  auch  das  Order  in  Council  der 
englischen  Krone  vom  9.  März  1856,  betreffend  die  Gesetze,  welche  auf 
die  in  den  Gebieten  des  Kaisers  von  China  und  von  Japan  wohnenden 
Engländer  Anwendung  finden;  desgleichen  auch  eine  Inhaltsübersicht  über 
die  verschiedenen  gesetzgeberischen  MasRregeln,*'die  die  Verein.  Staaten 
hinsichtlich  der  Rechte,  der  Befugnisse  und  der  Gerichtsbarkeit  der  ameri- 
kanischen Konsuln  in  China  getroffen  haben. 

Der  am  27.  Juni  1858  zu  Tientsin  mit  Frankreich  abgeschlossene 
Vertrag  regelt  die  Gerichtsbarkeit.  Für  Franzosen  ist  der  französische 
Konsul  ausschliesslich  zuständig.  —  Bei  Streitigkeiten  zwischen  Franzosen 
und  Chinesen  entscheiden  der  Konsul  und  der  chinesische  Beamte  gemein- 
sam (Art.  35).  —  Zwischen  Franzosen  und  Ausländern  sind  die  chine- 
sischen Beamten  nicht  zuständig  (Art.  39).  —  Dieselben  Begeln  sind  in 
den  Verträgen  mit  England  und  Preussen  usw.  enthalten.  Am  20.  April 
1869  ist  in  Schanghai  ein  gemischtes  Gericht  errichtet  worden,  das  Streitig- 
keiten zwischen  Chinesen  und  Ausländern  zu  entscheiden  hat.  Es  wird 
aus  einem  chinesischen  Richter  und  dem  Konsul  der  Nation  des  Klägers 
gebildet.  —  In  Strafsachen  bleibt  der  Europäer  ausschliesslich  unter  der 
Oerichtsbarkeit  seines  Konsuls.  Japan  hat  Verträge  mit  mehrern  euro- 
päischen und  amerikanischen  Staaten  abgeschlossen,  so  besonders  mit 
Frankreich  am  9.  Okt.  1858  zu  Teddo,  mit  England  am  26.  August  1858, 
mit  den  Verein.  Staaten  am  17.  Juni  1857,  29.  Juli  1858  und  18.  Dezember 
1878,  mit  Italien  am  25.  August  1866  usw."^) 

Diese  Verträge  sind  in  dem  Werke  von  Lawrence  inhaltlich  kurz 
mitgeteilt.  —  Die  europäischen  und  amerikanischen  Konsuln  üben  die  ZivU- 
und  Strafgerichtsbarkeit  ttber  ihre  Landsleute  aus.  —  Für  die  in  China 
und  Japan  errichteten  Konsulate  besteht  ein  Appellationsgericht  in  Schanghai. 
Seit  1882  hat  Japan  wiederholt  versucht,  die  Konsulargerichtsbarkeit 
der  sechzehn  Staaten,  die  in  Tokio  eine  Gesandtschaft  oder  ein  Konsulat 
haben,  zu  beseitigen.  —  Am  1.  Mai  1886  trat  eine  Konferenz  in  Tokio 
zusammen.  —  Der  vorgelegte  Entwurf  befriedigte  indessen  niemand.  — 
Die  japanische  Begierung  ging  nunmehr  dazu  Aber,  mit  jeder  Macht  ge- 
sonderte Unterhandlungen  einzuleiten.^)  [Dies  war  von  Erfolg.  Seit  1894 
wurden  Verträge  mit  verschiedenen  Staaten  abgeschlossen,  denen  zufolge 
die  Gerichtsbarkeit  der  fremden  Konsuln  von  1899  ab  aufgehoben  wurde.]*) 

1)  La  Tie  poUüque  k  Tetianger,  a&nAes  18S9,  p.  445;  1890,  p.  367;  1891,  p.  800. 
—  Trayers  Twiss,  La  joridictioa  consulaire  daus  les  pays  de  TOrient  et  spicialement 
an  Japon,  R.  D.  I.,  t  XXV,  p.  218.  —  [Ober  die  Aofnebung  der  Kapitiuationen  in 
Japan,  R.  D.  L  F.,  t  I,  p.  663;  t  n,  p.  111  et  614;  t.  V,  p.  384,  R.  D.  L  t.  I,  {f 
«Me),  p.  98.1 

*)  Dmitsckj0pa$Mkm'  Eonguhrvertrag  wm  4,  Aprü  2S9$. 
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Zweites  Buch. 


Verhandlungen  unter  den  Staaten.  —  Kongresse. 

[Berner.  KongrMM,8iaat8wOrterbachTO]iBlantBchli  iL  BrAter,  Bd.  V.  ~  CoDtuszL  I>rtai4B- 
Usio  inUrnasionale,  Coogremi  e  Conferense,  GiurispradeiUEa  intomaKioiude,  1898,  p.  187.  —  Fabrisi.  I  eea- 
cnsd  diplomatlci  dal  1848  al  187&  —  Flei8«ner.  Handbuch  der  Kryptognphik,  1881.  —  Kamarowaky. 
Le  tribonal  intemaüoiial,  1887,  pp.  91  ei  s.  —  Klttber.  Xryptograpbik,  Lehrbneh  der  GeheiaiaehivAelDmflt 
(ChiCfrler-  und  Dechittrierkimst}  In  Staats-  und  PriTatgeechAften,  1809.  —  Ch.  tob  Marien«.  GoJMe  Apis- 
matiqne,  umgearbeitet  tob  Oeffeken,  5e  Mition,  1866.  —  MeiseL  Conrs  de  style  diplonatfqn«,  IflSa  — 
If  iruss.  Gesandtschaftsrecht,  1847,  §S  965  et  a  —  Pradier-Fod«r4,  Conrs  de  Droit  dlplomatlvie,  1899 
tn.  — Btrlsower.  Kongresse,  Österreichisches  StaatswOrterbnch,  1886.  —  Zaieski.  Die  TOlksirechtBche 
Bedeninng  der  Kongresse,  1874.] 

Droyten,  JN»  kUtoriseher  Beitrag  svr  Lehrt  von  den  Kongreaen,  m  der  Monetts$ehrifl  der  ISm\w»itthu\ 
AJkademU,  JuU  1999.  —  Geeener,  in  wm  HolUendorfft  BechUUxäson  e.  v.  Kongre»»e. 

792.  —  Das  Kecht  zu  verhandeln  und  Verträge  abzuschliessen  ist 
ein  Ausfluss  des  Souveränitätsrechts.  AUe  souveräne  Staaten  besitzen 
dieses  Becht. 

Die  Verfassung  jedes  Staates  bestimmt  die  Personen  und  die  Beiug- 
nisse  der  Personen,  die  dazu  berufen  sind,  im  Namen  des  Staates  zu 
verhandehi  und  Verträge  zu  schliessen. 

Die  Darstellung  der  diplomatischen  Kunst  und  die  Aufzählung  der 
besondem  Eigenschaften,  die  die  Unterhändler  besitzen  müssen,  f&llt 
nicht  in  das  Gebiet  des  Völkerrechts.^) 

793.  —  Die  Verhandlungen  finden  entweder  unmittelbar  zwischen 
einem  diplomatischen  Agenten  und  dem  Souverän,  bei  dem  jener  beglaubigt 
ist  oder  zwischen  diesem  Agenten  und  dem  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  oder  zwischen  den  zu  diesem  Zwecke  bevollmächtigten 
Diplomaten,  den  von  jedem  beteiligten  Staate  ad  hoc  ernannten  Kom- 
missarien, statt. 

Die  Verhandlungen  können  auch  durch  Mitwirkung  oder  Teilnahme 
dritter  Mächte,  die  dabei  die  Vermittlung  Übernehmen,  geführt  werden. 

794.  —  Die  Verhandlungen  sind  bald  mflndlich,  bald  schriftlich.  Hat 
eine  mündliche  Verhandlung  stattgefunden,  so  setzt  der  Gesandte  zuweilen 
den  Inhalt  der  beiderseitigen  Erklärungen  in  Form  eines  sog.  aper^u 
auf  und  lässt  sich  die  Richtigkeit  des  Aufsatzes  bestätigen.  —  Werden 
im  Laufe  der  Besprechung  neue  Vorschläge  gemacht,  und  hat  der  Gesandte 
nicht  die  erforderlichen  Weisungen,  um  sie  anzunehmen  oder  abzulehnen, 
80  nimmt  er  hierüber  eine  sog.  Note  ad  referendum  auf.  —  Über  den 
Meinungsaustausch  erstattet  er  dem  Minister  des  Auswärtigen  seines  Staates 
Bericht. 

795.  —  Ott  (zu  Klüber,  op.  cit.,  No.  168)  weist  darauf  hin,  dass 
die  diplomatische  Verhandlungsweise  durch  die  Erfindungen  des  19.  Jahr- 
hunderts eine  Änderung  erfahren  habe.  Heute  dient  der  Telegraph  mehr 
und  mehr  zur  Übermittlung  von  Nachrichten,  die  Mher  nur  langsam  an 
Ort  und  Stelle  gelangten.  Er  ermöglicht,  dass  die  Kabinette  häufiger 
miteinander  in  Verkehr  treten;  er  beschränkt  aber  auch  die  Befugnisse 
der  diplomatischen  Agenten,  die  genötigt  sind,  jeden  Augenblick  neue 
Weisungen  von  ihren  Regierungen  zu  verlangen.  —  De  Mazade  erblickt 


1)  Man  findet  das  Erforderliche  in  dem  Guide  diplomatique  von  C3i.  y.  Härtens, 
in  der  Ton  Oeffeken  umgearbeiteten  Auflage,  femer  in  dem  Droit  diplomatique  von 
Pradier-Fod^r^  und  in  den  §§  227  bis  288  des  Hefft ersehen  Lehrbudis. 
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ia  dieser  Ändeiiiog  eine  wirkliche  Gefahr.  —  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass 
es  anmSgUch  ist,  auf  den  Gebrauch  des  Telegraphen  zu  verzichten.  — 
Aber  es  sollte  niemals  eine  ernstliche  Entschliessung  bloss  auf  Grund 
telegraphischer  Mitteilungen,  die  notwendiger  Weise  unvollständig  sind 
und  die  ein  wesentliches  Erfordernis,  die  eingehende  Begründung,  ver- 
missen  lassen,  gefasst  werden.^) 

7%.  —  Für  wichtigere  Verhandlungen  werden  meist  Kongresse  oder 
Konferenzen  berufen.  —  Bechtlich  besteht  kein  Unterschied  zwischen 
beiden.  —  Tatsächlich  bezeichnet  man  aber  als  Kongresse  die  Zusammen- 
künfte von  BeyoUmächtigten,  auf  denen  besonders  wichtige  Fragen 
behandelt  und  besonders  feierliche  Formen  beobachtet  werden.  Auch  die 
Anwesenheit  und  die  Mitwirkung  von  Souveränen,  die  grössere  Zahl  der 
vertretenen  Staaten  und  die  der  Bevollmächtigten  sowie  deren  höhere 
Bangstellung  kommen  hierbei  in  Betracht.  —  Ein  Kongress  setzt  nicht  die 
Gegenwart  von  Souveränen  voraus;  die  meisten  Kongresse  sind  von 
Diplomaten  abgehalten  worden.  —  Zuweilen  gehen  ihnen  Konferenzen 
voraus,  auf  denen  nur  eine  Ausarbeitung  der  Vorschläge  stattfindet 

797.  —  Kongresse  und  Konferenzen  sind  Organe  der  internationalen 
Gemeinschaft,  keineswegs  aber  der  einzelnen  Staaten  als  solcher.  —  Der 
Westfälische  Friedenskongress  (1648),  der  Wiener-  (1815),  Pariser-  (1856), 
Berliner-  (1878)  Kongress,  die  Konferenzen  von  Berlin  (1885),  von  Brüssel 
(1890)  [und  vom  Haag  (1899)]  sie  alle  vermochten  nur  dadurch  zustande 
und  zu  einem  festen  und  bestimmten  Ergebnisse  zu  kommen,  dass  die 
Staaten,  die  daran  teilnahmen,  sich  ihrer  Solidarität  als  Mitglieder  der 
Völkergemeinschaft  bewusst  waren.  Die  auf  Kongressen  und  Konferenzen 
gefftssten  Beschlttsse  beruhen  auf  gegenseitigem  Zugeständnisse  zum  Zwecke 
der  Befriedigung  allgemeiner  internationaler  Interessen. 

Die  meisten  wichtigern  völkerrechtlichen  Verträge  sind  auf  Kon- 
gressen ausgearbeitet  und  vereinbart  worden.  Beispiele:  Westfalen  (1648), 
Aachen  (1668),  Nimwegen  (1678),  Byswick  (1697),  Dtrecht  (1713),  Aachen 
(1748),  Rastatt  (1797),  Wien  (1815),  Paris  (1856),  Berlin  (1878)  usw. 

Die  altem  Kongresse  waren  besonders  dazu  bestimmt,  das  Ende 
grosser  Kriege  herbeizuführen  und  den  Staaten  den  Frieden  wiederzugeben. 
Im  19.  Jahrhundert  verfolgen  die  Kongresse  neben  dem  friedlichen  Zwecke 
(1815,  1856,  1878)  noch  verschiedene  andere.  So  sollten  auf  dem  Berliner 
Kongresse  von  1885  gemeinsame  Massregeln  fbr  zukünftige  Fälle  beschlossen 
werden.  Der  von  den  südamerikanischen  Bepubliken  in  Montevideo  im 
Januar  1889  abgehaltene  Kongress  strebte  eine  gemeinsame  Gesetzgebung 
auf  gewissen  Bechtsgebieten  an.  Den  Gegenstand  des  panamerikanischen 
Kongresses  zu  Washington  vom  18.  November  1889  bis  zum  19.  April 
1890  bildete  die  Beratung  von  Zoll-  und  Münzverbäoden  u.  dergl.*) 


1)  Die  fhtnzMsehe  Kammer  beging  im  Juli  1870  den  schw»en,  yon  Frankreich 
so  bitter  gesfihnten  Fehler»  »ich  auf  Grund  der  sog.  Emser  Dept'srhe,  die  von  Bismarck, 
Moltke  und  Boon  falschlich  veifasat  worden  war,  zom  Kriege  iiinreissen  zu  laasen, 
ohoe  den  erläateroden  Bericlii  des  fianzös.  GesaDdten,  Beuedetti,  abzuwarten.  Die- 
jenigen, die  die  Gründe  und  die  Veranlassang  des  Krieges  Ton  1»70  eingeheDd  unter- 
sucht haben,  zweifelten  schon  lange  nicht  mehr  an  dem  tiögerischen  Inhalte  der 
berftchtigten  prf ussischen  Depesche.  Vor  einigen  Jahren  hat  sirh  Bibmarck  seihst 
der  Abfassung  dieser  ganz  Europa  und  besonders  Frankreich  und  Süddeutschland 
irreffihrenden  Depesche  gerahmt  (Hamburger  Nachrichten  Novenilier  1892  —  Temps 
vom  17.  November  1892  —  La  paix  armöe,  Revue  des  Deux-Mondes,  l.  Februar  1894) 
{VgL  Hber  die  wahre  Bedeutung  der  Emeer  Depemike  Anm.  eu  No.  1002), 

2)  La  Vie  poliüque  k  T^tranger,  ann^e  1889,  p.  414;  annee  1890,  p.;508. 
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798.  —  Die  Institution  eines  völkerrechtlichen  Kongresses,  so  be- 
merkt Bluntschli  (Ai-t.  108),  auf  welchem  die  Häupter  und  Vertreter  der 
Staaten  zu  gemeinsamer  Beratung  zusammentreten,  ist  noch  in  ihren  ersten 
mangelhaften  und  unsicher  tastenden  Anfängen. 

Heinrich  IV.  und  Sully  trugen  sich  mit  dem  Plane  eines  europäischeii 
Senates;  dieser  sollte  sich  aus  60  Bevollmächtigten,  den  Vertretern  von 
2ö  Staaten,  zusammensetzen.  —  Im  Jahre  1863  gab  Napoleon  in.  die 
Anregung  zur  Berufting  eines  allgemeinen  europäischen  Kongresses.  Sein 
Vorschlag  wurde  aber  abgelehnt.  Europa  befürchtete,  dass  der  Eongress 
das  Übergewicht  Frankreichs  begründen  und  das  Ansehen  und  den  Eut- 
fluss  des  Kaisers  vermehren  würde.  —  Man  brachte  den  ehrgeizigen  Plänen 
Preussens  und  Deutschlands  in  den  Jahren  1878  und  1885  nicht  dasselbe 
Misstrauen  entgegen. 

Künftige  Kongresse  sollten  sich  das  Ziel  setzen,  völkerrechtliche 
Normen  niederzulegen  und  weiter  zu  entwickeln,  die  Freiheit  und  die 
Bechte  aller  Völker  zu  verteidigen  und  zu  schützen;  nie  aber  sollten  sie 
die  Vorherrschaft  einer  Macht  über  andere  Staaten  begünstigen. 


Erster  Abschnitt. 
Zusammensetzung  und  Verfahren  der  Kongresse  und  Konferenzen. 

799.  —  Die  Beruftmg  von  Kongressen  oder  Konferenzen  kann  von 
der  Macht  ausgehen,  die  an  der  Entscheidung  bestimmter  Fragen  selbst 
beteiligt  ist,  sie  kann  aber  auch  auf  den  Vorschlag  einer  dritten,  ver- 
mittelnden Macht,  die  ihre  guten  Dienste  solchen  Staaten  anbietet,  die 
unmittelbar  vor  dem  Kriege  stehen,  oder  bereits  in  Krieg  geraten  sind, 
erfolgen.  —  Der  amtlichen  Berufung  gehen  stets  Verhandlungen  voraus, 
die  den  Ort  der  Zusammenkunft,  die  zeitweilige  Neutralisierung  dieses 
Ortes,  die  zu  beprüfenden  Fragen,  den  Zweck  der  Versammlung,  den 
umfang  der  Vollmachten  der  Staatsvertreter,  deren  ünverletzlichkeit  and 
dergl.  mehr  festsetzen. 

800.  —  Streng  genommen  können  nur  unabhängige  Staaten,  die  im 
Vollbesitze  der  Souveränität  nach  aussen  hin  stehen,  an  Kongressen  oder 
Konferenzen  teilnehmen.  [Auf  der  Haager  Konferenz  (1899)  hat  Bulgarien, 
obgleich  es  ein  Vasallenstaat  der  Türkei  ist,  an  den  Beratungen  teil- 
genommen.] —  Immerhin  müssten  die  Staaten,  deren  eigenste  Angelegen- 
heiten und  Interessen  untersucht  und  geregelt  werden  sollen,  ohne  Bück- 
sicht auf  ihre  grössere  oder  geringere  Machtstellung,  zu  den  Verhandlungen 
zugezogen  werden.  Dies  ist  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  die  aber 
in  der  Praxis  nicht  immer  erfüllt  worden  ist.  Die  grossen  Mächte  massen 
sich  oft  die  Befugnis  an,  über  Rechte  und  Interessen  anderer  Staaten  ohne 
deren  Mitwirkung  zu.  entscheiden.  Dies  geschah  beispielsweise  auf  dem 
Wiener  —  (1815)  und  dem  Laibacher  Kongresse  (1821).  —  An  der  Pariser 
Konferenz  vom  Jahre  1869,  die  die  Streitigkeit  zwischen  der  Pforte  und 
Griechenland  wegen  der  Insel  Kreta  schlichten  sollte,  nahmen  nur  die 
Vertreter  der  fünf  europäischen  Grossmächte  und  die  der  Türkei  teil. 
Der  griechische  Bevollmächtigte  war  nur  eingeladen  worden,  um  auf  et- 
waige Fragen  der  Konferenz  Eede  und  Antwort  zu  stehen.  Vergeblich 
legte  Fürst  Gortschakoff  hiergegen  Verwahrung  ein.  —  Ebenso  wui'de  zu 
der  Konferenz  von  Konstantinopel  (1877),  die  auf  Anregung  Englands  zu- 
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sammengetreten  war,  nm  die  Friedensbedingungen  zwischen  Serbien,  Monte- 
negro und  der  Türkei  zu  prtlfen  und  die  Beformen  der  türkischen  Yer- 
waltnng  festzustellen,  die  Türkei  selbst,  die  am  meisten  an  der  Frage 
beteiligt  war,  nnd  in  deren  Hauptstadt  die  Konferenz  tagte,  nicht  ein- 
geladen. Eine  derartige  Yerfahrungsweise  musste  von  der  Pforte  als  eine 
Verletzung  ihrer  Ehre  und  Würde  angesehen  werden.  Auch  zum  Berliner 
Kongresse  vom  Juli  1878  worden  die  Staaten,  über  deren  Geschick  und 
Rechte  der  Xongress  befinden  sollte,  nicht  berufen. 

801.  —  Ein  und  derselbe  Staat  wird  auf  einem  Kongresse  zuweilen 
von  mehrem  Bevollmächtigten  vertreten,  da  es  nicht  möglich  ist,  dass 
ein  Gesandter  alle  erforderlichen  Kenntnisse  besitzt.  Der  eine  ist  in  der 
Eechtswissenschaft  und  in  der  Geschichte  bewandert,  der  andre  hat  ge- 
diegene Kenntnisse  in  Handels-,  Wirtschafts-  und  Yerkehrsfragen,  der 
dritte  ist  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Militärwissenschaften  zu  Hause, 
wieder  ein  anderer  zeichnet  sich  durch  eine  klare  und  scharfe  Darstellungs- 
gabe aus  usw. 

803.  —  Im  19.  Jahrhundert  sind  die  Förmlichkeiten  bei  diplomatischen 
Zusammenkünften  bedeutend  schlichter  geworden.  Man  ist  von  dem 
Zeremoniell  und  den  Äusserlichkeiten,  die  in  frühem  Jahrhunderten  die 
Arbeiten  der  Kongresse  erschwerten,  abgekommen.  —  Die  Zänkereien,  zu 
denen  einst  die  Fragen  des  Vortrittes  und  des  Vorsitzes  Anlass  gaben, 
sind  verschwunden.  —  Auf  dem  Berliner  Kongresse  vom  Jahre  1878, 
nahmen  die  Bevollmächtigten,  worunter  sich  die  Minister  des  Auswärtigen 
Deutschlands,  Englands,  Österreichs,  Frankreichs,  Russlands,  Italiens  usw. 
befanden,  an  einem  hufeisenförmigen  Tische  nach  alphabetischer  Reihen- 
folge Platz. 

Gewöhnlich  wird  der  erste  Bevollmächtigte  des  Staates,  auf  dessen 
Gebiet  die  Versammlung  tagt,  zum  Vorsitzenden  des  Kongresses  gewählt. 
Dies  ist  ein  Zeichen  der  Höflichkeit,  der  Achtung  und  Ehrerbietung  gegen* 
über  dem  Staate,  dessen  Gastfreundschaft  man  geniesst.  —  Zu  Sekretären 
werden  Gesandtschaftssekretäre  oder  höhere  Ministerialbeamte  ernannt. 

808.  —  In  der  ersten  Sitzung  des  Kongresses  werden  die  VoUmachts- 
Urkunden  der  einzelnen  Vertreter  der  verschiedenen  Staaten  ausgewechselt 
und  geprüft.  —  Hierüber  wird  eine  Verhandlung  (procis-verbal  de  v6ri- 
flcation)  aufgenommen  und  unterzeichnet. 

804.  —  Die  Beratungen  finden  nur  mündlich  und  unmittelbar  statt. 
—  Um  Ordnung  in  den  Gang  der  Erörterungen  zu  bringen,  die  dargelegten 
Ansichten  und  deren  Begrtlndang  festzuhalten  und  die  bereits  erzielten 
Ergebnisse  zu  sichern,  wird  am  Schiasse  jeder  Sitzung  eine  Verhandlung 
aufgenommen,  die  seit  dem  Wiener  Kongresse  die  Bezeichnung  Protokoll 
trägt.  —  Das  Protokoll  besteht  ans  einer  kurz  gedrängten  Übersicht  über 
die  wesentlichen  Fragen,  die  den  Gegenstand  der  Erörterung  gebildet 
haben,  aus  einer  ZusammensteUnng  der  erzielten  Ergebnisse  und  der  ge- 
fassten  Beschlüsse.  —  Das  Protokoll  wird  von  allen  Bevollmächtigten  und, 
wenn  der  Kongress  durch  Vermittlung  einer  dritten  Macht  zustande- 
gekommen war,  auch  von  deren  Gesandten,  unterzeichnet.  —  Bei  Eröffnung 
jeder  Sitzung  wird  das  Protokoll  der  vorhergehenden  Sitzung  verlesen. 
Die  Genehmigung  des  Protokolls  wird  mit  den  etwa  gemachten  Ein- 
wendungen in  der  Urkunde  selbst  vermerkt. 

805.  —  Die  Bevollmächtigten  haben  ihren  Regierungen  über  die  Ver- 
handlungen, die  erörterten  Fragen  und  die  angenommenen  Beschlüsse  fort- 
gesetzt zu  berichten.  Die  Begierungen  erteilen  ihnen  die  erforderlichen 
neuen  oder  ergänzenden  Weisungen. 

IT* 
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806.  —  Bei  Kongressen  und  Konferenzen  hat  die  Ansacht  der ! 
der  bevollmächtigten  Gesandten  keine  verbindliche  Kraft.  —  Die  MiJider- 
heit  ist  nicht  gezwungen,  sich  dem  Verlangen  and  der  Meinuiic  *^ 
Mehrheit  unterznordnen.  —  Ein  Staat  kann  mit  gutem  Grunde  seise  ab- 
weichende Ansicht  aufrechterhalten,  auch  wenn  er  ganz  allein  damit  stekt. 
Ihn  zwingen,  sich  der  Mehrheit  zu  unterw^^m,  hieirae  seine  UnabhiBgigkeit 
angreifen  und  schmälern.  Die  Beratung  kann  nur  dann  erfolgreicli  aein 
und  einen  wirklichen  Wert  haben,  wenn  eine  vollständige  wid  unbedingte 
fimhelligkeit  erzielt  worden  ist. 

Der  Grundsatz,  dass  die  Stimmenmehrheit  ausschlaggebend  s^  vflrde 
in  Anbetracht  der  Verschiedenheit  der  Verfassuagen  und  der  Wirtschaft- 
Uehen  xmA  sozialen  Lage  der  einzelnen  Länder  höchst  gefäta-lidt  sem. 
Bs  wäre  eine  Ungerechtigkeit  sondergleichen,  w^in  beispielsweise  die 
Interessen  der  Schweiz,  einer  Bepublik,  die  von  andern  Ländern  eisge- 
schlössen  ist,  durch  monarchische  Staaten  wie  Deutschland^  England  and 
Bussland,  die  alle  Zugang  zum  Meere  haben,  bestimmt  werden  ktentBi. 

807.  —  Der  Kongress  oder  die  Konferenz  wird  durch  eine  ScUuss- 
Sitzung  beendigt  In  dieser  wird  der  V^trag,  zu  dem  die  Beratangen 
geführt  haben,  oder  das  Gtenerat  oder  Schlussprotokoll^  worin  alle  vorher- 
gehenden Protokolle  gebilligt  und  bestätigt  worden  sind,  unterzeieknot. 


Zweiter  Abschnitt. 
Die  wichtigaten  Kongresae  dea  19.  Jahrhunderia. 

806.  —  Der  Wiener  Kongress.^)  —  Die  Sitzungen  wurden  am 
13.  November  1814  eröffiiet  und  die  Schlussakte  am  9.  Jum  1815  unter- 
zeichnet —  Die  Kaiser  von  Österreich  und  Snssland,  der  König  von 
Preussen,  sowie  Bevollmächtigte  Englands,  Frankreichs,  Spaniens,  Porto- 
gals,  Schwedens  und  andrer  Staaten  waren  auf  dem  Kongresse  vertreten. 

Der  Wiener  Kongress  gilt  mit  Recht  als  die  wichtigste  Diplomaten- 
vereinigung, die  seit  dem  Westfälischen  Frieden  mit  der  Regelung  euro- 
päischer Interessen  betraut  gewesen  ist.  —  Die  Aufgabe  des  Kongresses 
war  um  so  wichtiger  und  schwimger,  als  sich  neben  der  Wiederherstellung 
frtthei*er  Staaten  und  der  Umgestaltung  der  europäischen  Landkarte  die 
Notwendigkeit  aufdrängte,  die  Grundsätze  und  Anschauungen,  die  dank 
der  französischen  Revolution  in  Europa  Eingang  gefunden  hatten,  mehr 
au  berücksichtigen,  als  die  Gelüste  und  die  Rachsucht   der  Potentaten. 

Aber  die  Mitglieder  des  Wiener  Kongresses  waren,  wie  Pradier* 
Fodiri  bemerkt,  vom  kleinlichsten  Reaktionsgeiste  beseelt.  Es  herrschte 
keine  Unparteilichkeit;  man  künmierte  sich  nicht  um  Nationalitäten;  statt 
Ländergebiete  nach  natürlichen,  ethnographischen  und  geschichtlichen 
Gesichtspunkten  zusammenzubringen,  wurden  sie  auseinandergerissen.  Fast 
alle  Beschlüsse  des  Kongresses  standen  unter  dem  Einflüsse  von  Rache- 
gedanken und  entsprangen  der  Absicht,  die  Grundsätze  der  französischen 
Revolution  zu  bekämpfen  und  niederzudrücken.')     „In  Wien,  mitten  im 

1)  [Angebert,  Le  Congrts  de  Vienne,  1863.  —  Gapefigue,  Le  Gongres  de  Vienne 
et  les  trait^s  de  IS15.  —  Pallain,  GorrespoDdance  inedite  du  prince  de  Talfeyrand  et  da 
roi  Louis  XVIU  peudant  le  congrea  de  Vienue,  1881.]  —  von  Treitachke^  DmtaAe 
OttMMe  im  19,  Jahrhundert^  Bd,  1,  8.  597. 

3)  Pradier-Fod^re,  Droit  diplomat,  t  II,  p.  811. 
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Bdche  der  Zivilisation,  nahm  der  Eangress,  wie  Capefigne  sa^  an  der 
Hand  statistischer  Angaben  eine  Verteilung  der  Völker  nach  der  EopftaU 
vw;  man  hielt  es  nicht  der  Mtthe  wert,  der  Abstanmnng  der  Völkerschaften 
nachzugehen.^  ^) 

Das  Urteil  Thiers*  fiber  den  berftfamten  Kongress  lautet  folgendtr- 
massen:  „Der  einzige  merkbare  Unterschied  in  dem  Verhalten  zwischen 
den  yerbfindetra  Mächten  und  dem  Napoleons  bestand  darin,  dass  jene 
Tier,  statt  eine  waren  imd  dass  jede  einzelne  sich  notgedrungen  dort 
nissigen  musste,  wo  sich  die  Begehrlichkeit  der  drei  andern  geltmd 
machte.  Alles,  was  den  vier  Mächten  nicht  gehörte,  oder  woran  sie  nicht 
unmittelbar  beteiligt  waren,  wurde  gleichsam  wie  die  Beate  einer  er- 
stürmten Stadt  verteilt.  Unbarmherzig  wurden  kleine  deutsche  Fürsten- 
ttkmer,  freie  Städte,  Güter  des  Deutschen  oder  Malteser  Ordens  und  geist- 
liche Bistfimer  eingezogen,  um  zum  Gebiete  der  Sieger  oder  deren 
SchBtzlinge  geschlagen  zu  werden.  Nur  ein  einziger  politischer  Gedadce 
Idtete  den  Kongress,  nämlich  der,  alle  nur  erd»klichen  Schutzmittel  gegen 
Frankrcdeh  zu  ^greifen.  Man  hätte  kaum  anders  handeln  können,  wmn 
fVankreich  noch  nicht  wieder  unter  dem  Zepter  der  Bourbonen  gestanden, 
sondern  sich  noch  unter  der  Herrschaft  des  gefttrchteten  Eroberers,  an 
dem  Bache  zu  nehmen  war,  befunden  hätte^.^ 

Abgesehen  von  Länderverteilungen  und  der  Begrttsdung  des  Deutschen 
Bandes  beschäftigte  sich  der  Wiener  Kongress  auch  mit  Fragen,  die  die 
friedlichen  nnd  regelmässigen  Beziehungen  der  Nationen  betrafen,  so  die 
Freiheit  der  Schiffithrt  (No.  525),  den  Sklavenhandel  (No.  402)  und  die 
Rangstellung  der  Gesandten  (No.  669).  —  Die  Ereignisse  von  1866  und 
1870  haben  das  künstliche  Gebäude  des  1815er  Kongresses  hinweggefegt. 

809.  —  Der  Aachener  Kongress.  —  An  diesem  Kongresse,  der 
am  25.  September  1818  eröffnet  wurde,  nahmen  die  Herrscher  Öster- 
reichs, Preussens  und  Basslands  sowie  Bevollmächtigte  Grossbritanniens 
und  Frankreichs  teil.  —  Wie  Bluntschli  zu  Art.  103  bemerkt,  besassen 
die  fünf  Mächte  aber  zwei  Dritteile  des  europäischen  Bodens  und  umfassten 
beinahe  drei  Vierteile  der  europäischen  Gesamtbevölkerung.  In  der  mili- 
tärischen Macht  waren  sie  den  übrigen  europäischen  Staaten  noch  mehr 
überlegen.  Dennoch  war  diese  Vereinigung  nur  ein  unvollständiges  Bild 
der  wirklichen  Zustände  von  Europa.  Die  romanischen  Staaten  waren 
im  VerhUtnis  zu  den  germanischen  zu  wenig,  die  mittlem  und  kleinem 
Staaten  gamicht  berücksichtigt 

Die  Angaben,  die  sich  dieser  Kongi^ess  gestellt  hatte,  waren  mannig- 
faltig. Es  sollte  die  Dauer  der  Besetzung  des  französischen  Gebietes 
durch  fremde  Trappen  abgekürzt,  die  Rangklassen  der  diplomatischen 
Agenten  ergänzt  und  der  enge  Bund  der  fünf  Souveräne  bestätigt  werden. 
Es  wurde  die  Brklärang  verkündet,  „dass  die  Souveräne  es  für  ihre  unbe- 
dingte Pflicht  erachteten,  sich  im  Verkehr  untereinander  nnd  mit  andern 
Staaten  stets  von  den  Prinzipien  des  Völkerrechts  leiten  zu  lassen'  (De- 
klamtion  vom  15.  November  1818). 

So  wurde  der  Bund  der  fiinf  Mächte,  die  Pentarchie,  begründet,  die 
sich  lange  für  berechtigt  hielt,  die  Fühmng  in  den  internationalen  Ange- 
legenheiten aller  andem  zivilisierten  Mächte  zu  übernehmen. 

Der  Kongress  von  Iraibach  vom  Januar  1821  bezweckte  die  An- 
ordnung von  Massregehi,  die  nach  den  AuiSständen  in  Neapel  und  in  Piemont 


l)  Capefigne,  Le  Oougrto  de  Vienne. 

3)  Thiers,  Histoire  du  Consnlst  et  de  l'Empire,  t  XVIII,  p.  687. 
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erforderlich  erschienen.    England  weigerte  sich,  an  diesem  Kongresse  teil- 
zunehmen. 

Der  Eongress  von  Yerona^  im  Oktober  und  November  1822  wurde 
durch  die  spanische  Kevolution  vom  Jahre  1820  veranlasst.  Es  folgte  ihm 
die  bewaffiiete  Intervention  Frankreichs  in  Spanien  trotz  des  Einsprachs 
Englands  (April  1823). 

810.  —  Der  Pariser  Kongresse  fand  nach  dem  Erimkriege  statt 
England,  östeiTeich,  Frankreich,  Piemont,  Preussen,  Russland  und  die 
Tttrkei  waren  auf  ihm  vertreten.  Er  wurde  am  24.  Februar  1856  erOfihet 
und  durch  Vertrag  vom  30.  April  1856  geschlossen.  —  Die  Beratungen 
des  Kongresses  waren  von  hoher  Bedeutung  und  der  Vertrag  sowie  die 
ihm  beigefügten  Vereinbarungen  enthalten  wichtige  Bestimmung^i,  die 
man  kennen  muss.  Die  ersten  fünf  Artikel  beziehen  sich  auf  den  Friedens- 
schluss.  —  Artikel  7  erklärt  die  Hohe  Pforte  teUhafüg  der  Vorteile  des 
tfffentlichen  Europäischen  Rechtes  und  des  Europäischen  Konzerts  und  die 
andern  Staaten  verpflichten  sich,  die  Unabhängigkeit  und  den  Territorial- 
bestand des  Ottomanischen  Reiches  zu  achten  und  gemeinschaftlich  zu 
garantieren.  —  Nach  Artikel  8  sollen,  wenn  zwischen  der  Pforte  and 
einer  der  Vertragsmächte  Meinungsverschiedenheiten  entstehen,  die  Pforte 
und  jede  dieser  Mächte  vor  Anwendung  von  Gewaltmassregeln  die  andern 
Vertragsmächte  um  deren  Vermittlung  angehen.  —  Artikel  10  bezieht 
sich  auf  die  alte  Regel  der  Türkei,  betreffs  Schliessung  der  Meerengen 
des  Bosporus  und  der  Dardanellen  und  auf  die  zur  Revision  dieser  B^el 
geschlossene  Vereinbarung.  —  Das  Schwarze  Meer  wird  kraft  Artikel  1 1 
neutralisiert  und  Artikel  13  verbietet  Russland  und  der  Tttrkei  die  Auf- 
rechterhaltung und  Errichtung  von  militärisch  maritimen  Arsenalen  in  den 
Uferbezirken  des  Schwarzen  Meeres.  Diese  Bestimmungen  sind  seitdem 
durch  das  Londoner  Abkommen  vom  13.  März  1871  abgeändert  worden. 

Die  Bevollmächtigten,  die  den  Vertrag  vom  30.  März  1856  unter- 
zeichnet hatten,  traten  in  Paris  zu  einer  Konferenz  zusammen  und  ver- 
einbarten die  Deklaration  vom  16.  April  1856,  die  verschiedene  seerecht- 
liche Fragen  regelt. 

Die  spätem  Ereignisse  haben  den  Hoffnungen,  die  die  Unterhändler 
an  den  1856  er  Vertrag  knüpften,  nicht  entsprochen.  Das  Gebäude,  das 
man  aufzurichten  versucht  hatte,  ist  zum  grössten  Teile  durch  das  Londoner 
Abkommen  vom  13.  März  1871  und  durch  den  Berliner  Vertrag  vom 
13.  Juli  1878  umgestürzt  worden.*) 

810^.  —  (Im  Jahre  1874  trat  eine  internationale  Konferenz  in  Brflssel 
zusammen,  um  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Krieges  zu  kodifizieren;^) 
aber  die  angenommenen  Bestimmungen  blieben  ohne  Wirkung,  da  sie  nicht 
unterzeichnet  wurden.  Sie  wurden  durch  die  Haager  Konferenz  von  1899 
wieder  aufgenommen  und  zum  Teil  abgeändert  (No.  814^.] 

811.  —  Der  Berliner  Kongress.^)  —  Der  russisch-türkische  Krieg  von 
1877/78  wurde  durch  den  zwischen  Kussland  und  der  Tttrkei  am  3.  März 
1878  geschlossenen  Frieden  von  San-Stefano  beendigt.    Seine  wesentlichen 


1)  [Ghäteaubriand,  Le  Oongr^s  de  Verone.] 

2)  [Geffcken,  Le  Congris  de  Paris  du  30  mars  1856,  R.  D.  L,  t.  XVIT,  p.  S69.  — 
Gourdon,  Histoire  du  Congr^s  de  Paris,  1857.] 

8)  rMiloyanowitch,  Les  trait^  de  garanties,  1888,  p.  881  i  361] 

4)  fLncas,  La  confSrence  iDteraationale  de  Bruxelles.] 

5)  [D'Avril,  N^gociations  relatiyes  au  traite  de  Berlin,  1886.  —  Bluntschli,  Le 
Gongr^s  de  Berlin  et  sa  portee  au  point  de  vue  du  droit  international,  R.  D.  L,  i  Kf, 
p.  1  et  p.  41 1 ;  t.  Xlf,  p.  276  et  p.  410;  t.  XIH,  p.  571. — Mulas,  U  Congresso  di  Berlino,  1878.] 
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Bestimmungen  waren  folgende:  1.  Anerkennung  der  Unabhängigkeit  Monte- 
negros, Rumäniens  und  Serbiens;  2.  Bulgarien  wird  zu  einem  autonomen 
Fürstentum  unter  der  Oberherrlichkeit  der  Pforte;  seine  Grenzen  erstrecken 
sich  bis  nach  Salonichi,  also  bis  zum  ägäischen  Meere;  3.  In  Bosnien  und 
der  Herzegowina  sollen  innere  Reformen  eingeführt  werden;  4.  die  Türkei 
bat  an  Russland  eine  Eriegsentnchädigung  von  1410  Millionen  Rubel  zu 
zahlen;  aber  angesichts  der  Zahlungsunfähigkeit  nimmt  Russland  für  den 
Betrag  von  1100  Millionen  an  Zahlungsstatt  die  Gebiete:  Ardahan,  Batum, 
Bajazit  und  Kars  in  Asien,  sowie  die  Dobrutscha  und  das  Donau-Delta 
in  Europa. 

Die  Bestimmungen  dieses  Friedenschlusses  erweckten  in  Österreich 
und  Egland  lebhafte  Unzufriedenheit.  —  Die  Schaffung  eines  bulgarischen 
Fürstentums  mit  dem  Besitze  von  Salonichi  benahm  Österreich  jede  Hoffnung 
auf  diesen  wichtigen  Hafenplatz,  der  ihm  einen  neuen  Zugang  zum  Mittel- 
meere gegeben  hätte  und  der  der  Entwicklung  des  deutschen  Handels  im 
ganzen  Morgenlande,  namentlich  dank  der  zukünftigen  kleinasiatischen 
Eisenbahnen  und  des  Suezkanals  förderlich  gewesen  wäre.  —  Der  mora- 
lischen Unterstützung  Deutschlands  sicher,  gaben  Österreich  und  England 
die  Erklärung  ab,  dass  jeder  Vertrag  zwischen  Russland  und  der  Otto- 
manischen Pforte,  der  die  Verträge  von  1856  und  1871  berührte,  ein 
europäischer  Vertrag  sein  müsse  und  dass  er  ohne  Zustinmiung  der  Mächte, 
die  jene  Verträge  geschlossen  hätten,  nicht  gültig  sei. 

Nach  langwierigen  Verhandlungen  und  nach  dem  Austausche  zahl- 
reicher Noten  trat  am  13.  Juli  1878  ein  Eongress  in  Berlin  zusammen, 
woran  sich  die  Vertreter  der  Mächte,  die  den  Pariser  Vertrag  unterschrieben 
hatten,  beteiligten.  -—  Griechenland  und  Rumänien  wurden  zum  Kongresse 
nur  zugelassen,  um  ihre  Wünsche  vorzubringen.  —  Die  Generalakte  wurde 
am  13.  Juli  1878  unterzeichnet.^) 

Wir  haben  die  wichtigsten  Bestimmungen  bereits  früher  angeführt 
(No.  134,  347,  528). 

Durch  den  Berliner  Vertrag  wurde  die  Unabhängigkeit  und  die  Inte- 
grität des  Ottomanischen  Reiches,  die  durch  den  Pariser  Vertrag  garantiert 
worden  waren,  in  mannigfacher  Hinsicht  verletzt.  —  Die  Hälfte  der  euro- 
päischen Provinzen  wurden  vom  Reiche  abgetrennt  oder  in  Wirklichkeit 
der  tatsächlichen  Gewalt  des  Sultans  entzogen.  Wichtige  Gebiete  in  Asien 
wurden  mit  Russland  vereinigt. 

Ausserdem  ordnete  der  Vertrag  eine  gewisse  Selbstverwaltung  in  den 
der  Pforte  verbleibenden  Provinzen  an  und  behielt  den  Mächten  die 
Eontrolle  hierüber  vor.  —  Der  Berliner  Vertrag  stellt  sich  als  eine  feind- 
selige Handlung  gegen  Russland  dar.  Er  ist  seinem  Geiste  nach  und  in 
allen  seinen  EiJQzelbestimmungen  gegen  den  russischen  Einfluss  im  Orient 
gerichtet.  —  Er  hat  das  Übergewicht  Österreichs  und  Deutschlands  auf 
der  Balkanhalbinsel  begründet.  —  Rumänien  und  Bulgarien  versperren 
Russland  den  Weg  nach  Eonstantinopel.  —  England,  das  sich  auf  Cypem 
festsetzte,  überwacht  Eleinasien  und  kann  jedem  etwaigen  Seeangriffe 
Russlands  zuvorkommen.  —  Auf  der  andern  Seite  sind  alle  Vorkehrungen 
getroffen,  um  Österreich  die  Militär-  und  Handelsstrasse,  die  von  Sarajevo 
und  Novi-Bazar  nach  Salonichi  führt,  offen  zu  halten. 

Die  Beschlüsse  des  Berliner  Kongresses  zeigen  wieder  einmal,  dass 
die  schwachen  Staaten  nur  ein  geringes  Vertrauen  in  die  Gerechtigkeit 


1)  S.  die  Darstellungen  fiber  die  Unterhandlungen  und  die  Inhaltsangabe  des 
Vertrages  bei  Hilovanowitch,  Les  trait^  de  garantie  au  XIX  siMe,  pp.  871  et  s. 
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der  grossen  M&chte  setzen  dttrfen.  Diese  haben  gar  keine  Bttdosicht  aitf 
die  Wttnsche  der  Bev&lkerang,  deren  Geschick  in  ihren  Hüadea  lagr?  C^ 
nommen.  Sie  haben  vielmehr,  wie  so  oft,  nar  ihre  eigenen  Interesem  8« 
befriedigen  gesucht.^)  Werden  diese  Beispiele  aus  der  neaem  Zeil 
nicht  dazu  beitragen,  die  Illusionen  derer  zu  zerstören,  die  ein  grosam 
Yölkertribunal  ersehnen? 

812.  —  Die  Berliner  Konferenz^)  befasste  sieh  mit  der  Schiffiüut 
auf  dem  Kongo  und  dem  Niger  (Art.  13  bis  33),  der  Neutralisierungr  des 
Eongobeckens  (Art.  10  bis  12),  der  Aufhahme  des  Eongostaates  ia  di» 
internationale  Gemeinschaft,  der  Festsetzung  ^er  Zone,  innerhalb  dem 
der  Handel  unbeschränkt  und  abgabenfrei  sein  soll  (Art.  1  bis  13),  sowie 
mit  den  Voraussetzungen,  die  zur  Wirksamkeit  einer  Okkupation  tok 
Gebieten  an  der  afrikanischen  Ettste  erforderlich  sind  (Art.  34  and  35). 
Sie  wurde  durch  die  Generalakte  vom  26.  Februar  1885  geschlossen. 
Diese  Akte  ist  bereits  frtUier  besprochen  worden  (No.  367,  530,  552). 

813.  —  Die  Brttsseler  Antisklavereikonferenz*)  wurde  Mi 
16.  November  1889  eröffnet  und  am  2.  Juli  1890  geschlossen.  Ihre  Be- 
schlüsse sind  schon  bei  der  Darstellung  des  Sklavenhandels  und  des  Dnrcdh 
suchungsrechts  zur  See  besprochen  worden  (No.  407  und  591).  —  Indea 
sie  im  unabhängigen  Eongostaat  die  Erhebung  von  Eängangszöllen  gestattet^ 
hat  sie  den  durch  Artikel  3  u.  4  der  Berliner  Generalakte  vom  26.  Febnur 
1885  aufgestellten  Grundsatz  aufgehoben. 

814.  —  Der  Panamerikanische  Eongress.  —  Ein Eongress,  bestehend 
aus  Delegierten  von  Nord-,  Mittel-  und  Südamerika,  tagte  zu  Washington 
vom  18.  November  1889  bis  zum  20.  April  1890.  Das  Programm,  das 
der  Eongress  sich  gestellt  hatte,  war  umfangreich  und  von  grösser 
Bedeutung.  Es  sollten  auf  diesem  Eongresse  Hassregeln  beratra  werden, 
die  darauf  abzielten:  den  Frieden  aufrechtzuerhalten  und  die  WoUfiihrt 
der  einzelnen  amerikanischen  Staaten  zu  fttrdem,  —  einen  amerikanischem 
Zollverein  zu  schaffen,  —  in  jedem  Staate  einheitliche  Bestimmungen  über 
das  Zoll-,  Sanitäts-  und  Quarantänewesen  aufzustellen,  —  regelmässige 
Schiffiahrtsverbindungen  zwischen  den  Häfen  der  einzelnen  Staaten  einz«- 
richten,  —  ein  einheitliches  Mass-  und  Gewichtssystem  sowie  einheitliche 
Gesetze  zum  Schutze  der  Warenzeichen,  des  literarischen  Eigentums  u.  dergL 
zu  begründen,  —  eine  gemeinsame  Mfinze  anzunehmen,  die  von  jedw 
Regierung  ausgeprägt  werden  sollte  und  die  mit  Zwangskurs  bei  Zahlungeft 
aus  Handelsgeschäften  zwischen  allen  Bürgern  und  Staaten  Amerikas  za 
versehen  sei,  —  ein  Schiedsverfahren  zur  friedlichen  Erledigung  der 
zwischen  amerikanischen  Staaten  entstandenen  Streitigkeiten  ins  [Leben 
zu  rufen. 

Der  panamerikanische  Eongress  verfolgte  mithin  einen  dreifachen 
Zweck:  1.  Den  amerikanischen  Handelsmarkt  durch  Schaffung  eines 
einzigen  grossen  Zollvereins  der  „drei  Amerika^  gegen  die  Einfohr  von 
Waren  aus  Europa  zu  sperren;  2.  die  Verkehrsbeziehungen  zwischen  den 
einzelnen  Staaten  Amerikas  durch  Annahme  eines  einheitlichen  Mass-, 
Gewicht-  und  Mflnzsystems  sowie  durch   gemeinsame  Gesetze  Ober  das 


1)  Milovanowitch,  op.  cit.,  pp.  89S  et  s.  —  La  paixarm^e,  Revue  des  Deux- 
Mondes,  1«'  fgyrier  1894. 

2)  rCatellanl,  Le  colonie  e  la  Ckinferenza  di  Berlino,  1885.  —  F.  von  Härtens, 
La  Ck>DfereDce  du  Gonge  k  Berlin,  R.  D.  L,  t  XVIII,  pp.  113  et  s.,  944  et  s.  —  Patziff, 
Die  afrikaDische  Konferenz  und  der  Kongostaat,  1885.  —  Trawers  Twiss,  Le  Congies 
de  Vienne  et  la  Conference  de  Berlin,  K.  D.  L,  t.  XVII,  p.  201.] 

8)  [Lentner,  Der  afrikanische  Sklavenhandel  u.  die  Brüsseler  Gonferenz,  189L] 
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literarische  und  gewerbliche  Eigentum  nsw.  zu  heben  und  zu  fördern  und 
3.  die  Schiedssprechung  in  einer  alle  Staaten  bindenden  Weise  aos- 
zngestalten,  wobei  man  die  geheime  Hoffnung  hegte,  dass  die  Verein. 
Staaten  fast  bei  allen  Zwistigkeiten  zwischen  amerikanischen  Republiken 
2a  Schiedsrichtern  gew&hlt  würden.  Dies  wUrde,  so  glaubte  man,  mit 
der  Zeit  die  Vormachtstellung  der  Verein.  Staaten  begründen  und  die 
Verwirklichung  der  Monroe  Doktrin  zur  Folge  haben.i) 

Die  Verein.  Staaten  wollten  „ganz  Nordamerika  durch  Begründang 
eines  Zollvereins  zu  einem  einzigen  Handelsmarkte  zusammenschliessen 
und  dadurch  die  lateinischen  Bepubliken  zwingen,  die  Kunden  der  grossen 
Nordamerikanischen  Republik  zu  werden,  welch  letztere  allein  auf  Kosten 
Suropas  und  der  amerikanischen  SUdstaaten  allen  Vorteil  eingeheimst 
hätte.  Die  Südstaaten,  die  im  wesentlichen  nur  Rohmaterialien  liefern, 
hätten  gewärtigen  müssen,  dass  Europa  auf  ihre  Zollerhöhungen  mit  ähn- 
lichen tf  assregeln  geantwortet  und  dass  es  dadurch  die  Ausfuhr  ihrer  Natnr- 
erzeugnisse  gelähmt  haben  würde.  Hierdurch  wären  aber  die  Republiken 
Sttdamerikas  bedingungslos  den  Verein.  Staaten,  deren  Markt  ihnen  allein 
noch  offen  geblieben  wäre,  preisgegeben  worden.  Genötigt,  sich  den 
Bedingungen  eines  einzigen  Käufers  und  Verkäufers  zu  fügen,  würde  ihnen 
diese  Lage  bald  teuer  zu  stehen  gekommen  sein.  Ihr  wirtschaftlicher 
?4iedergang  hätte  zur  Hebung  des  Wohlstandes  der  Verein.  Staaten  bei- 
getragen."*) 

In  Ansehung  der  wirtschaftlichen  Fragen,  womit  der  Kongress  befasst 
war,  konnte  eine  Einigung  nicht  erreicht  werden.  Der  Delegierte  von 
Uruguay  wies  nach,  wie  aussichtslos  der  Blainesche  Plan  wäre.  Die 
Gründung  eines  amerikanischen  Zollvereins  ist  in  der  Tat  mit  den  wahren 
Interessen  Mittelamerikas  unvereinbar  und  verletzt  die  Verträge,  die  es 
mit  Europa  geschlossen  hat.  —  Auch  der  Gedanke,  eine  einheitliche  Münze 
für  ganz  Amerika  einzuführen,  kann  nicht  ernst  genommen  werden,  da 
jede  amerikanische  Nation  mit  den  europäischen  Ländern,  die  die  Gold- 
währung angenommen  haben,  in  reger  Geschäftsverbindung  steht.  Einen 
Erfolg  hatte  der  Kongress  nur  hinsichtlich  der  Regelung  der  obligatorischen 
Schiedssprechung  (No.  969). 

Nachdem  die  Verein.  Staaten  sahen,  dass  die  Annahme  ihres  Programms 
aussichtslos  war,  suchten  sie  sich  in  anderer  Weise  zu  helfen.  —  Sie 
schlössen  am  7.  Februar  1891  mit  Brasilien  einen  für  sie  günstigen  Handels- 
vertrag ab.  Sie  werden  nunmehr  danach  trachten,  auf  diesem  Wege 
fortzufahren  und  von  jedem  einzelnen  Staate  einen  Teil  der  grossen  Vor- 
teile zu  erlangen,  der  ihnen  durch  einen  allgemeinen  Zollverein  zugefallen 
wäre.  —  Ihr  Streben  geht  nach  der  Vorherrschaft  über  ganz  Amerika.  — 
Sie  wollen  sich  unter  Ausschluss  Buropas  einen  bevorzugten  Platz  auf 
dem  Markte  aller  amerikanischen  Staaten  sichern.  Sie  geben  sich  der 
Hofinung  hin,  dass  dermaleinst  aus  der  wirtschaftlichen  Einheit  die  politische 
Einheit  nach  den  natürlichen,  unwiderstehlichen  Gesetzen  der  Entwicklung 
hervorgehen  werde,  wie  das  Deutsche  Reich  aus  dem  deutschen  Zollverein 
entstanden  ist  (No.  919). 

814^  —  Eine  internationale  Seekonferenz  tagte  zu  Washington  im 
Jahre  1889;  wir  wissen  aber  nicht,  ob  ein  amtlicher  Bericht  über  ihre 
Beschlüsse  bekannt  gegeben  worden  ist.') 

1)  Rouard  de  Card.  Les  desün^  de  Tarbritrage  international,  207.  —  Prinee, 
Le  Congrhs  des  trois  Ameriques. 

2)  Schrader,  Prudent  et  Antoine,  Atlas  de  g6ographie  moderne« 
8}  La  Yie  politlque  ä  Tetranger,  ann^e  1890,  p.  509. 
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814.^  —  Zu  erwähnen  sind  noch:  der  südamerikanische  Eongresszr 
Begelang  einiger  Fragen  des  Privatrechts;  er  tagte  zu  Montevideo  to& 
25.  August  1888  bis  zum  18.  Februar  1889.  Bolivien,  Brasilien,  Chile,  Pan 
guay,  Peru,  Argentinien  und  Uruguay  waren  auf  dieser  Zusammenkunft  vei 
treten.^)  —  [Die  Haager  Konferenz,  auf  der  17  Staaten  vertreten  waren;  ik 
Ergebnis  war  der  Vertrag  vom  14.  November  1896,  der  mehrere  gemäi^ 
same  Regeln  über  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  ao&tellte. 
ferner  die  Haager  Konferenz  vom  Mai  1900,  die  sich  gleichfalls  mit  d^ 
internationalen  Privatrecht  befasste.^)  —  Die  Konferenz  von  Hom,  dk 
den  Zweck  hatte,  Massregeln  zum  Schutze  gegen  die  Anarchisten  zi 
beraten  und  die  vom  24.  November  bis  21.  Dezember  1888  tagte,  scheint 
ergebnislos  verlaufen  zu  sein.] 

814.'  —  [Die  Haager  Friedenskonferenz.  —  Von  dem  Q^danker 
ausgehend,  dass  der  bewaffiiete  Friede,  der  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
auf  ganz  Europa  lastet,  die  verhängnisvollsten  Folgen  mit  sich  bringt 
schlug  Kaiser  Nikolaus  ü.  von  Russland  durch  ein  Rundschreiben  toc 
12./24.  August  1898  den  Zusanmientritt  einer  Konferenz  „zur  Aufrecht 
erhaltung  des  allgemeinen  Friedens  und  einer  möglichen  Herabsetzufi^ 
der  übermässigen  Rüstungen^'  vor.*) 

Ein  zweites  Rundsclu'eiben  des  Zaren  vom  30.  Dezember  1898/11 
Januar  1899^)  bestimmte  die  etwas  ungenaue  Formulierung  der  erster 
Botschaft  näher;  acht  Fragen  waren  als  Aufgaben  der  Konferenz  bezeichnet 
die  sich  auf  drei  Hauptgesichtspunkte  zurückführen  liessen:  Regelung  de? 
Kriegsrechts;  Verhütung  des  Krieges  durch  Anrufung  guter  Dienste,  der 
Vermittlung  oder  der  Sclüedssprechung;  Einschränkung  der  KriegsrOstungei 
durch  Vereinbarung  der  Nichtvermehrung  der  Effektivbestände  und  de: 
Militärbudgets,  um  den  Völkern  die  Lasten  des  bewaffneten  Friedens  f. 
erleichtem.  —  Die  vom  Zaren  gewünschte  Konferenz  wurde  im  Haag  von 
18.  Mai  bis  zum  29.  Juli  1899  abgehalten.  —  Sechsundzwanzig  Staat«i 
(worunter  der  Vasallenstaat  Bulgarien)  wurden  eingeladen  und  beteiligte 
sich  an  den  Arbeiten.  Vertreten  waren  die  Staaten  Europas,  Amerika> 
und  Asiens;  nämlich  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Chini 
Dänemark,  Spanien,  die  Verein.  Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Gross- 
britannien,  Griechenland,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko,  Montenegnv 
die  Niederlande,  Persien,  Portugal,  Rumänien,  Bussland,  Serbien,  Siam 
Schweden-Norwegen,  die  Schweiz,  die  Türkei  und  Bulgarien.  Infolge  de? 
Widerspruches  Italiens  durfte  der  Heilige  Stuhl  nicht  an  den  Arbeit« 
der  Konferenz  teilnehmen;  Englands  Einsprache  verhinderte  die  Einladung 
der  südafrikanischen  Bepublik.  —  Die  Konferenz  zerfiel  in  drei  Kommissionai. 
—  Die  erste  beschäftigte  sich  mit  der  Einschränkung  der  Effektivbeständc 
and  der  Budgets.  Hinsichtlich  dieser  Frage  gelangte  die  Konferenz  zs 
folgender  allgemeinen  Erklärung:  „Dass  für  das  Wachstum  des  materielle 
und  moralischen  Wohlseins  der  Menschheit  eine  Einschränkung  der  Militär 
ausgaben,  die  gegenwärtig  auf  der  Welt  lasten,  dringend  wünschenswert 
ist"  und  zu  drei  besondem  Erklärungen:  1.  Dem  (für  die  Dauer  yoo 
5  Jahren  berechneten)  Verbote,  Geschosse  und  Sprengstoff  aus  Luftschiffe 
oder  auf  andern  ähnlichen  neuen  Wegen  zu  werfen;  2.  dem  Verbote, 
Geschosse  zu  verwenden,  deren  einziger  Zweck  ist,  erstickende  oder  giftige 

1)  S.  über  diesen  Kongress  die  Artikel  Pradier-Fod^ris  in  derR.  D.  L,  t  XU. 
pp.  217  et  561. 

2)  [No.  261 ».] 

8)  LS.  über  die  erste  Botschaft,  R,  D.  I.  P.,  t.  V,  pp.  687-744.  —  Desjardins,  Le 
d^sannement,  Revue  des  Deux-Mondes,  1.  Octobre  1898.1 

4)  [S.  ober  dieses  zweite  Rundschreiben  Lapradelle,  R.  D.  1.  F.,  t  VI,  p.  76; 
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Qase  zu  verbreiten;  3.  dem  Verbote,  (rescbosse  zu  verwenden,  die  sich 
leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder  plattdrücken,  derart,  wie 
die  Geschosse  mit  hartem  Mantel,  der  den  Kern  nicht  ganz  umhüllt  oder 
mit  Einschnitten   versehen  ist.  —  Die   zweite  Kommission  befasste  sich 
mit  der  Regelung  des  Kriegsrechts,  ihr  Ergebnis  ist  von  gi*össerer  Bedeutung. 
Ihre  Arbeiten  bestanden  zunächst  in  einem  Abkommen,  das  die  Genfer 
Konvention   vom   22.  August  1864   auf  den  Seekrieg   ausdehnte.     Dies 
Abkommen,  das  den  Schutz  der  Verwundeten  und  Schiffbrüchigen  in  einem 
Seekrieg  betrifft,  knüpft  an  an  die  im  Jahre  1868  angenommenen  Zusatz- 
ai*tikel    zur    Genfer    Konvention    die    mangels    Unterzeichnung    nie    in 
Kraft  getreten   waren.     Ein  zweites  Abkommen,   das   die   Gesetze  des 
Xiandkrieges  betraf,   wurde   gleichfalls   von   der  Konferenz  angenommen. 
Dies  Abkommen  gründet  sich  auf  die  Brüsseler  Deklaration  vom  Jahre 
1878,  die  ebenfalls  mangels  der  erforderlichen  Unterschriften  ohne  Geltung 
geblieben  war.    Es  umfasst  60  Artikel.  —  Die  dritte  Kommission  behandelte 
die  friedliche  Erledigung  internationaler  Streit&Ue.     Das  Ergebnis  ihrer 
Beratungen   wurde  in  einem    Abkommen   von   61   Artikel  niedergelegt. 
Dies  Abkommen  betrifft:   die   guten  Dienste  und  die   Vermittlung,   die 
Einsetzung  von  internationalen  Untersuchungskommissionen  (die  die  Lösung 
von  Streitigkeiten  erleichtern,  indem  sie  durch  eine  Prüfung  die  Tatfragen 
aufklären),  die  internationale  Schiedssprechung,  die  fakultativ  bleiben  soll, 
die  Errichtung   eines   ständigen  Schiedshofes   im  Haag  und   endlich  das 
Schiedsverfahren.    Die  Einzelheiten  der  Konferenzbeschlüsse  sollen  bei  den 
einschlägigen  Fragen  besprochen  werden  (No.  942^  943*).  —  Die  Konfe- 
renz hat  noch  über  mehrere  Punkte  eine  Beihe  von  Wünschen  ausgesprochen.*) 
—  Die  Schlussakte   der  Konferenz   wurde   am   29.  Juli  1899   von   allen 
Mächten  unterzeichnet.     Diese  Akte  war  aber  in  Wirklichkeit  nur  eine 
Wiedergabe   der   angenommenen   Texte,   die   Mächte  verpflichteten   sich 
keineswegs  durch  ilu'e  Unterschrift.     Das  Protokoll  zur  Unterzeichnung 
der  einzelnen  im  Haag  ausgearbeiteten  Abkommen  blieb  bis  zum  31.  Dezember 
1899  offen.    Das  Ergebnis  ist  folgendes:  Alle  vertretenen  Mächte  haben 
das  Abkommen,  betreffend  die  friedliche  Erledigung  internationaler  Streit- 
fälle unterzeichnet;  China  und   die  Schweiz   waren  die  einzigen  Staaten, 
die  sich  der  Annahme  des  Abkommens,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Landkrieges  enthielten;**)  das  Abkommen,  betreffend  die  Anwendung 
der  Genfer  Konvention   auf  den  Seekrieg  ist   von   allen  unterschrieben 
worden,  Grossbritannien,  die  Vereinigten  Staaten,  Deutschland  und  die 
Türkei  unterfertigten  unter  Vorbehalt  des  Artikels  10.    Die  drei  Dekla- 
rationen sind,  abgesehen  von  England,  das  keine  Erklärung,  von  den  Verein. 
Staaten,  die  nur  eine  (Luftschiffe)  und  von  Portugal,  das  zwei  Erklärungen 
(Verbreitung  von  Gasen  und  verbotene  Geschosse)  unterzeichnete,   von 
allen  Mächten  unterfertigt  worden.^)  ♦♦*) 

1)  [S.  über  die  Haager  Konferenz  de  Lapradelle,  La  Conßrence  de  la  Paix, 
R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  661-846  (man  findet  in  dieser  interessanten  Abhandlung  neben 
einer  ausführlichen  Literaturangabe  einen  Bericht  über  die  Beratungen  der  Konferenz 
und  den  Text  der  gestellten  Anträge  und  der  gefassten  Beschlüsse).  S.  auch  R.  D. 
LP.,  t,  VI,  pp.  847-901,  die  Ansichten  von  Stoerk,  Olivart,  Despagnet,  Mörignhac 
und  Brnsa  über  die  Haager  Konferenz.  —  S.  auch  Merignhac,  La  Conference  de 
la  Paix,  1900.]  —  v.  Martms,  La  cmf^rmoe  de  la  Foix  d  la  Haye,  1900. 

*)  8,  diese  bei  Listig  op.  cU.,  8.  30. 
**)  Benaulty  La  Convention  de  la  Haye  ofmoemant  ks  ki»  et  omtwmee  de  la  ffuerre 
rar  terre  et  VattHude  de  la  Suiseey  E.  D.  L  P.,  t  VIII,  p.  6  et  8. 

^*)  Im  JtUi  1902  hat  in  FariB  eine  Konferenz  tu/r  Bekämpfung  de»  Mädchenhandel» 
(fraite  de»  blanche»)  »tattgefunden.  (8.  hierüber  Benault,  La  traUe  de»  Nanehe»  et  la  Conf^ 
rence  de  Fari»  au  point  de  tue  du  droit  international,  B.  D.  I.  P.,  t  IX,  497  et  «.) 
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Dritter  Abschnitt. 
Diplomatisolier  Stil  und  Sprache. 

8t5.  -'  Cb.  Toa  Härtens  (Qnide  diplomatique,  omgearbeätet  tm 
Geficken,  Band  ip,  Heffter  (op.  dt.,  §  236}  and  Pradier-Fodiri 
(Coors  de  droit  diplomatiqne,  t.  ü)  verbreiten  sich  eingehend  aber 
die  Eigenschaften,  die  den  diplomatischen  Stil  auszeichnen  rnttesen,  oni 
geben  nach  dieser  Bichtnng  hin  beherzigenswerte  Batschläge,  „die  dipio- 
matische  Ausdrucks  weise  hat  den  Gedanken  klar  darzustellen;  sie  nna 
die  leichte  HflUe  einer  logischen  Oedankenrdhe  sein;  sie  verträgt  nd 
weder  mit  metaphysischen  Spitzen  noch  mit  der  Sprache  des  B^lneir 
(Heffter). 

Es  gibt  keine  diplomatische  Sprache,  die  im  Verkdire  zwischen  dev 
Staaten  gebraucht  werden  mttsste.  Aus  dem  Grundsatze  der  geg&^sdüga 
Gleichheit  der  Staaten  folgt,  dass  jeder  seine  eigene  Sprache  für  sein 
Mitteilungen  wählen  kann;  kein  Staat  kann  aber  verlangen,  dass  fremdi 
B^erungen  sich  ihm  gegenüber  seiner  Sprache  bedienen  mtlssten.  Ei 
ist  notwendig,  aber  es  genttgt  auch,  dass  die  Mitteilungen  in  verstand 
lieber  Weise   gemacht  werden.    Es  ist  gebräuchlich,   eine  Üb^-setzoof 


Der  Gebrauch  der  Sprachen  hat  öfters  gewechselt.  Der  Utrecht» 
Vertrag  (1713)  war  lateinisch  abgefasst;  der  von  Wien  im  Jahre  1731 
in  lateinischer  und  französischer  Sprache;  der  Belgrader  von  1739  n 
lateinisch  und  tttrldsch.  Der  Vertrag  von  Eudscbuk-Eainardschi,  der  ii 
Jahre  1774  zwischen  Bussland  und  der  Türkei  abgeschlossen  wurde,  wv 
für  Bussland  in  russisch  und  italienisch,  fttr  die  Türkei  in  türkisch  ml 
italienisch  abgefasst  worden. 

Die  Unbequemlichkeit,  die  mit  dem  Gebrauche  verschiedener  Zonga 
verbunden  ist,  erzeugt  indessen,  abgesehen  von  dem  vorausgeschicbiel 
unleugbaren  Grundsatze,  das  fiedürftiis  von  Mitteilungen  in  einer  neatralea 
für  jeden  Teil  gleich  verständlichen  Sprache.  Nur  in  diesem  Sinne  uii 
aus  diesem  Gruode  konnte  eine  diplomatische  Sprache  von  gewissei 
Staaten  oder  für  gewisse  Verhandlungen  beliebt  werden.  Gegen  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  hatte  die  spanische  Sprache  bei  mehrem  Höfti 
und  UQ  Schriftwechsel  starken  Eängang'gefiinden.  —  Aber  bis  zum  BeginiM 
des  18.  Jahrhunderts  war  die  amtliche  Sprache  bei  Unterhandlungen  uiil 
in  internationalen  Urkunden  gewöhnlich  die  latdnische.  —  Der  H^ligf 
Stuhl  bedient  sich  in  seinen  Bullen  und  öffentlichen  Urkunden  stets  der 
lateinischen  Sprache. 

Unter  Ludwig  XIV.  begann  die  französische  Sprache  dank  der  Meister 
werke  der  damaligen  Literatur  und  der  glauzvollen  Herrschaft  dies« 
Königs  immer  mehr  in  die  Gesellschaft  und  bei  den  Herrschern  Bnropii 
einzudringen.  Ihre  unbestreitbaren  Vorzüge  inbezug  auf  Bestimmthal, 
Klarheit  und  Genauigkeit  brachten  es  mit  sich,  dass  sie  in  diplomatischa 
Verhandlungen  und  Verträgen  angenommen  wurde,  ein  Umstand,  woni« 
wie  Heffter  bemerkt,  die  französische  Politik  keinen  gelingen  Bnndet- 
genossen  gefunden  hat. 

So  sind  im  19.  Jahrhundert  zahlreiche  Verträge  in  französischer 
Sprache  abgefasst  worden;  so  namentlich  die  Vertr^e  von  Paris  (voa 
1856),   von  Berlin  (von  1878),  die  Kongoakte  (von  1885),   die  Brtlssekr 
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Antisklavereiakte  (von  1890)  [und  die  Abkominieii  der  Haager  Eonferens 
Ton  1899].  —  Niemals  aber  ist  die  französische  Sprache  durch  ein 
aBgeneines  Yölkergesetz  oder  durch  Herkommen  als  gemeinsame  Staats- 
H»rache  wirklich  rezipiert  worden.  —  Im  Gegenteil  haben  die  Staaten  in 
nehrmai  Verträgen,  die  in  franzOsiselier  Sprache  abgefiasst  worden  sind, 
einen  ausdrttcUichen  Vorbehalt  gemacht  und  durch  einen  besondwn 
Artikel  erklärt,  dass  der  Gebrauch  des  Französischen  der  Zukunft  nicht 
präjndizieren  solle  (Wiener  Eongressakte,  Art.  120). 


Drittes  Buch. 


Staatsvertrftge. 

[Appert    De  rintorprMation  408  trattAa  dipIomAUqiies  «a  eonn  d^m  procta,  J-tP^  tXXTI,  p.488 
«i  Sirey,  Bae.  p«r^l8Mi,  3. 17.~  Barbeyrac    HiBtoii«  dM  anetens  tnitta.  —  Balnarine«.    Batfflkaüon, 
Beebtalezlkon  yon  Holtiendortt.  —  Baonamiei.    Del  traUatt  InternaiioiiaU,  1888.  —  Challley.    De  Tauf' 
iMft  souTenianieBtale  oompMeBte  pouf  paaser  Im  tnitto  iBCenattonanz,  1881.  —  Clunet    Dn  dMaat 
•    •  -  Utte  dipk       '  •    -  " '"-   '' 


Beebtalezlkon  Yon  Holtiendorft.  — Baonamiei.    Del  traUatt  InternaiioiiaU,  1888. —  Challley.    De  Tauto- 

, _., .„__    ,__ les  poiesancee  Mra  _ 

t.  Yn,  p.  5.  —  Contnzxi.    Dei  trattaU  e  delle  conTenxioni  interaasioBall,  Qiurispnideiizalnieniaatoiiale,  1898, 


▼Alldit«  de  plusieurs  traitte  diplomatiqiies  cobcIos  par  la  France  aTee  les  poiesancee  MrangAres,  J.  I.  P., 


f.  88.  —  CoqveuKnlot  De  la  conclosion  des  traitte  intenationauz,  1891.  —  Daazat  Du  r(Ue 
Cbambrea  en  matttee  de  traitte  Intenationanz,  18M^.  —  Egger.  mmolre  des  tnitöe  publica  cbei  las  Qreca, 
1866.  —  Ooriaa.  Das  Yertragareelit  dea  Deatachan  Baieba,  Hirtha  Annalen,  1874—1875.  -  JeUlnek.  Die 
reehtUehe  Natur  der  StaataTertrige,  1880.  —  LaghL  Theoria  dei  trattati  inteniazionall,  1883.  —  LarirUre. 
Dea  traitte  oonctoa  par  Borne  aToc  laa  rola  Mrangara,  1893.  —  Dea  oonaAqnencea  deamodificaaona  tarritorialea 
mar  lea  traiUa  antörleura,  1882.  —  Levieuz.  Eaaai  aur  r^Yolutlon  du  Droit  intemaUonal  et  aur  lliistoire 
4as  traitta,  1893.  —  Leoni.  Bin  Beitrag  xu  der  Lehre  von  der  Qttltlgkeit  der  Staatarartrlga,  ArchiT  fttr 
«lienUichea  Becht,  Bd.  I.  -  G.  F.  tob  Martena.  Ober  die  Erneuerung  der  Vertrage  in  den  Friedenaachlfiaaen 
dar  euioptfaehen  Mlchte.  ~  M  e  i  e  r.  Über  den  Abachluaa  Ton  Staatarertragen,  1874.  —  N  i  p  p  o  1  d.  Der  TOIker^ 
rechtlicha  Vertrag,  aeine  Stellung  im  Beehtaayatem  und  aelna  Bedeutung  fttr  daa  internationale  Becht,  1894w 
—  OliTi.  8ull*e8tinzlone  dei  tratUÜ  intemazionall,  1888.  —  Preatele.  IHe  Lehre  Yom  AbaehluaB  TOlker- 
nchtUoher  Vertrage  durch  daa  Deulache  Beleh,  1882.  -  Probat  Die  Lehre  Tom  Abachluaa  TOlkerrechtlicher 
Vertrage  durch  daa DeutacheBeich  unddleEinzelataaten  deaBeicha,  Hirtiia  Annalen,  1838.  —  Benaalt  Dela 
aoBcluaion  daa  traitta  intemationaur.  La  Droit  du  38  mal  1880.  —  Bobinet  de  CUry.  Dea  condittona  de 
laalidit«  dea  traltte  diplomatiquea  dana  r^tat  actuel  de  notre  Mgialatton,  J.  L  P.,  t  m,  pp.  848  et  447.  — 
Bolin-Jaeqnemyna.  Note  aur  lea  ratlficatlona  de  Taete  gtatoal  de  la  Conference  de  Bmzelles,  B.D.I., 
t  XXIV,  p.  29&  —  Scala.  Die  Staatarertrage  dea  Altertnma,  1898.  -  Schanier.  U  diritto  deUa  guerra  e 
dal  tratuti  nei  goToml  lepreaentatiYi,  189L  —  Scipione  Gemma.  Storia  dei  trattati,  1895.  —  Selig- 
mann. Staatavartrage,  1886-189a  —  Sichera.  Dei  potara  dl  condüudere  trattati  nel  Diritto  pubbllco 
Italiano,  Baaaegaa  ad.  aoc  e.  poL,  1894,  p.  601.  —  Stoerk.  Daa  Auafohrrerbot  und  die  parUeUe  Suapenaion 
TOlkerrechtUcher  Vertrage,  Archiv  fttr  Offentlichea  Becht,  1898-1894,  no.  1.  —  Staatavertrage  und  Landeagrenx- 
«aehen,  Wartarbudi  dea  dautachen  VerwaltunsBrecfata  tob  StengaL  —  Tezner.  Zur  Lehre  tou  der  Gttltlgkeit 
der  Staatarertrage,  1899.  >-  Tinach.  Daa  Becht  der  deutachen  Xlmelataaten  bexttglich  dea  Abachluasea 
▼«Iharrechtlleher  Vertrage,  1883.  —  T ravera  T wiaa.  On  the  treaty  making  power  of  the  crotni.  —  T roncl. 
Saggio  fUoaophlco  glnridieo  aolle  conToaslone  intenasLonali,  1864.  —  Unger.  Ober  dto  Gttltlgkeit  von 
Btaatarertragen,  Qrttnhuta  Zeitachrlft  Bd.VL  -  De  Viaria.  Lea  d4p8chea  aecrMaa  et  lea  conventiona 
Intenationaiea.  —  Wegmann.  Die  BatifikatloB  der  Staatarertrage,  1893.  —  Wurm.  Die  BatiflkaUon  der 
Staatayertraga,  Deutache  VierteUahraachrift  1845.  —  Zorn.  Die  deutachen  StaataTortrage,  Zeitachrift  fttr 
«la  geaamten  Staatewiaaenaehatten,  Bd.  XXXVL  —  X.  The  ft»rce  of  treatiea.  Saturday  Beview,  35  aottt  1888.) 
Affol*9r,  Archin  f.  öffmU.  Beeht,  Bd.  VI,  8. 87$  ff.  ->  B^rner  in  BbmtuhWt  StaaitmfrterbMh  a.v. 
8Uuit§oer1ritg€.  —  Berpbohm,  SUiaitveriräge  und  QtaeU»  cOa  Quetltn  dea  FMfcarreekfa,  1878.  —  v.  Bulm«- 
rtne«,  ThwrU  und  KodifikatUm  de«  yöPcerrtehU,  1874.  —  Oneiat,  Outacktm  Ohar  Art  4$  der  Prauaa,  Var- 
faaaungawrhmdaf  Druekaackan  daa  iVfu«».  Abgaordnatenkauaeaf  X.  Leg.  Per.,  U.  Saaaiimy  1848.  —  Lab  and,  Daa 
Siaataraehi  daa  DetOaekan  Baieha,  Bd.I,  988  f.  —  Deraelbe,  Handbuch  daa  ÖffenÜiehaH  BaeMa  119  f.  —  Mayar, 
Zwr  LOara  vom  ^jNmÜ.  raehtUehan  Yartroga,  Anhh  f.  öffanU.  Baehi,  Bd.  lU.  —  Sehraui,  Syatem  der  Handala- 
•ariräga  und  der  Maiaibagünaagung,  1884.  —  Hübler  ianKM  Stangela  Wörterbuch  dea  deutachen  Verwanungarachia 
«.  e.  XoiibordaCe. 

816.  —  in  ihrer  Eigenschaft  als  juristische  Personen  sind  die  Staaten 
fthig^  Träger  von  aktiven  und  passiven  Bechten  and  Pflichten  zu  sein. 

Der  Unterschied  zwischen  ursprünglichen,  angeborenen,  absoluten, 
wesentlichen,  dauernden  Bechten  oder  den  Grundrechten,  und  den  er- 
worbenen, relativen,  abgeleiteten,  zuflUligen  und  veränderlichen  Rechten 
ist  bereits  früher  dargelegt  worden  (No.  237).     Desgleichen  haben  wir 
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schon  oben  (No.  240—289)  die  Grundrechte  mit  ihren  natürlichen  wi 
logischen  Folgerungen  und  Ableitungen  besprochen. 

Die  relativen,  abgeleiteten  und  veränderlichen  Bechte  entspringen  ji 
Völkerrechte  denselben  Quellen  wie  im  bürgerlichen  Bechte.  Wie  dk 
Menschen,  so  werden  auch  die  Staaten  durch  Verträge  und  Delikte  geg&- 
einander  verpflichtet.  Die  Verpflichtungen  der  Staaten  werden  in  Ver- 
trägen, Abkommen,  Kartellen,  Deklarationen  usw.  niedergelegt  und  näher 
bestimmt. 

Mit  dem  Ausdrucke  Vertrag  (traitö)  bezeichnet  man  gewöhnlich  dk 
Vereinbarungen,  denen  im  Hinblick  auf  ihren  Gegenstand,  ihren  Zwed, 
die  Zahl  und  die  Machtstellung  der  beteiligten  Staaten  u.  dergl.  eüie  er 
höhte  Bedeutung  zukommt. 

Die  Benennung  Abkommen  (Convention)  ist  gleichbedeutend  mit 
Vertrag.  Als  Abkommen  werden  häufig  die  Vereinbarungen  bezeichnet 
die  von  geringerer  Wichtigkeit  sind  oder  die  sich  auf  fest  umgrenzte 
Fragen,  die  mehr  dem  wirtschaftlichen  als  dem  politischen  Ghsbiete  an- 
gehören, beziehen,  wie  z.  B.  Zoll-,  Post-,  Telegraphen-,  Münz-,  Konsular- 
abkommen u.  dergl.  Der  Sprachgebrauch  ist  aber  willkürlich.  Mitunter 
^ind  Vereinbarungen,  die  man  als  Abkommen  bezeichnet,  von  grösserer 
Wichtigkeit  und  Bedeutung,  als  gewisse  Verträge. 

Konkordate  heissen  solche  Vereinbarungen  die  zwischen  dem  Papste 
und  Staaten  mit  katholischen  Untertanen  zur  Kegelung  religiöser  Ange- 
legenheiten geschlossen  werden. 

Unter  Kartellen  versteht  man  internationale  Vereinbarungen,  die  yo& 
Verwaltungsbeamten  oder  Heeresbefehlshabern  kraft  besonderer  mit  ihres 
Amte  verbundenen  Vollmachten  getroffen  werden  und  die  oft  der  Eati- 
fikation  nicht  bedürfen.  Mit  Kartell  bezeichnet  man  meistens  die  zwiscb^ 
Eriegsparteien  getroffenen  Abmachungen,  betreffend  Auswechslung  oder 
Entlassung  von  Kriegsgefangenen,  Entfernung  von  Verwundeten  usw. 

Deklarationen  oder  Erklärungen  sind  Akte,  in  denen  mebr^ 
Staaten  ihre  gemeinsame  Obereinstimmung  über  gewisse  Punkte  feststellea 
Sie  werden  von  den  beiderseitigen  diplomatischen  Agenten  unterzeicimet 
und  sind  daher  wirkliche  synallagmatische  Verpflichtungen,  die  in  gemeiit 
schaftlich  unterzeichneten  oder  ausgetauschten  Protokollen  niedergelegt 
werden.  Beispiel:  Die  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  16.  April  1856.- 
Mit  demselben  Ausdrucke  bezeichnet  man  übrigens  auch  Dedaktiones 
(mömoires),  Bescheinigangen  (attestations)  und  Anzeigen  (significations),  die 
eine  Regierung  an  die  einzelnen  Kabinette  durch  Vermittlung  ihrer  diplo 
matischen  Agenten  richtet.  Beispiel:  Deklaration  Englands  und  Frank- 
reichs vom  29.  März  1854,  betreffend  die  Bechtsstellung  der  Neutrales 
während  des  Krimkrieges.  —  Zuweilen  geben  die  Staaten,  die  einen  Ver 
trag  unterzeichnet  haben,  die  Auslegung  einiger  seiner  Artikel  in  einer 
gemeinsamen  Deklaration. 

817.  —  Verträge,  Abkommen,  Deklarationen  usw.  bilden  eine  der  wiA 
tigsten  und  fruchtbarsten  Quellen  des  positiven  Völkerrechts.  Sie  steM 
Regeln  auf  und  legen  Zeugnis  von  den  Foitschritten  des  Völkerrechts  ab. 
Indem  sie  die  Bildungsstufe,  die  die  vertragschliessenden  Staaten  erreickt 
haben,  erkennen  lassen,  spiegeln  sie  in  ihrer  steten  Entwicklung  die  Na- 
gungen und  Bestrebungen  der  Praxis  wieder.  Ihre  Prüfung  und  Ver- 
gleichung  bilden  die  Grundlage  für  die  Bechtsprechung  in  völkerrechtliclieB 
Fragen;  sie  geben  einen  Einblick  in  die  allmähliche  Fortbildung  der  Bechts- 
Auschauungen  und  der  Grundsätze. 
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Erstes  Kapitel. 


Allgemeine  Regeln. 

Erster  Abschnitt. 
Materielle  Erfordernisse. 

818.  —  Wie  im  bürgerlichen  Eechte,  so  sind  auch  im  Völkerrechte 
die  wesentlichen  Erfordernisse  eines  Vertrages:  eine  übereinstimmende,  in 
regelrechter  Weise  zum  Aasdruck  gelangte  Willenserklärung,  Fähigkeit 
der  Vertragschliessenden  und  ein  völkerrechtlich  erlaubter  und  möglicher 
Vertragsgegenstand. 

A.  —  Übereinstimmung.  —  Tatsächlich  wird  sich  die  Überein- 
stimmung stets  aus  Urkunden  ergeben.  Der  Gebrauch  der  schriftlichen 
Form,  eines  instrumentum,  ist  derartig  eingewurzelt,  dass  man  an  das 
Bestehen  eines  nur  mündlichen  Vertrages  —  der  zudem  schwer  nachzu- 
weisen wäre  —  nicht  ohne  weiteres  glauben  würde. 

Zur  Gültigkeit  eines  Vertrages  gehört  die  Willensfreiheit  der  Vertrag- 
schliessenden. Die  Mängel  der  Übereinstimmung,  wie  Irrtum  und  Arglist, 
können  im  Völkerrechte  nicht  dieselbe  Bedeutung  und  Bechtswirkung  haben, 
wie  im  bürgerlichen  Eechte.  Die  ßegeln  des  bürgerlichen  Eechts  lassen 
sich  nicht  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  auf  völkerrechtliche  Verträge  an- 
wenden. Das  höhere  Interesse  der  Menschheit  verlangt,  dass  Verträge 
grundsätzlich  zu  achten  sind. 

Der  moralische  Zwang,  den  ein  mächtiger  Staat  gegen  einen  kleinern 
Staat  anwendet,  wie  ihn  beispielsweise  England  im  Jahre  1890  gegen 
Portugal  ausgeübt  hat,  kann  nur  getadelt  werden.  Unterwirft  sich  der 
schwächere  Staat  diesem  Zwange  nicht,  so  hat  er  einen  Krieg  zu  befEirchten, 
wenn  ihm  nicht  andere  Staaten  zur  Hilfe  kommen. 

Der  tatsächliche  Zwang,  den  ein  Staat  wider  einen  andern  an- 
wendet, kann  nicht  die  Ungültigkeit  eines  Vertrages  begründen,  wird  doch 
jeder  Friedensschluss  durch  Waffengewalt  herbeigeführt.  —  Bei  Friedens- 
verträgen ist  der  Zwang  gerechtfertigt.  Wäre  dem  nicht  so,  so  könnten 
Kriege  nur  durch  Unteijochung  und  völlige  Vernichtung  des  besiegten 
Gegners  beendigt  werden. 

Der  Sieger  kann,  wie  Geffcken  sagt,  seinen  Sieg  missbrauchen, 
dann  wird  aber  der  Besiegte  die  erste  Gelegenheit  benutzen,  um  sich  den 
Bedingungen,  die  ihm  auferlegt  worden  sind,  zu  entziehen;  der  Vertrag 
an  sich  bleibt  aber  gültig,  wofern  sein  Gegenstand  nicht  unerlaubt  ist 
(Heffter,  op.  cit.,  §  85,  Anm.  1). 

Ist  ein  moralischer  oder  tatsächlicher  Zwang  gegen  einen  Bevoll- 
mächtigten ausgeübt  worden,  so  genügt  es,  wenn  die  Regierung,  die  den 
Diplomaten  beauftragt  hatte,  den  Vertrag  nicht  ratifiziert.  Gt^nehmigt  sie 
den  Vertrag,  so  muss  man  annehmen,  dass  sie  auf  Geltendmachung  des 
Mangels  verzichtet  und  dass  sie  anerkennt,  dass  der  Zwang  ohne  eigent- 
liche Wirkung  gewesen  ist. 

Anlangend  den  Irrtum,  so  kann  ein  solcher  angesichts  der  grossen 
Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit,  die  die  Unterhändler  an  den  Tag  legen^ 


432  Dritter  Teil.    I>ie  friedlichen  Beuehnngen  xwischen  den  Staaten. 

aowie  in  Anbetracht  der  ihnen  erteilten  Weisungen  und  der  emg€heDii& 
Berichterstattungen  an  ihre  Begierangen  eigentlich  nur  in  VerbiBduif 
mit  Arglist  vorkommen.  Arglist  ist  iJlerdings  wohl  denkbar.  Die  Diplo- 
maten können  unwahre  Behauptungen  und  gemischte  Schriftstücke  benntzo. 
oder  sonstige  betrügerische  Machenschaften  anwenden,  um  die  Oegenpana 
zu  täuschen.  Es  ist  zweifellos,  dass  der  hinters  Licht  geführte  Staat 
berechtigt  ist,  nach  Entdeckung  des  Betruges  den  Vertrag  zu  künd^ 
und  ihn  als  nicht  getätigt  zu  betrachten.  Dies  ist  Rechtens,  tataächhd 
wird  es  aber  darauf  ankommen,  ob  der  Staat  seine  Behauptung^  mit  d« 
Waffen  in  der  Hand  aufrecht  zu  halten  vermag. 

Einige  Schriftsteller,  wie  Yattel,  haben  sich  eingehend  über  die 
Wirkungen  der  Benachteiligung  (l^ion),  und  der  Ungleichheit  der 
gegenwärtigen  Vorteile  sowie  über  die  Bechtsgttltigkeit  der  für  äsei 
Staat  schädlichen  Verträge  verbreitet.  Derartige  Spitzfindigkeit«! 
geben  aber  allen  Schikanen  Baum  und  würden  den  Bruch  beschworeoer 
Verträge  zulassen. 

Welcher  Vertrag  würde  verpflichtend  sein,  wenn  die  beteiligte 
Staaten  sich  unter  dem  Verwände  lossagen  könnten,  dass  er  für  sie  m 
vorteilhaft  sei? 

Fiore  (op.  cit,  t.  I,  p.  493)  bemerkt,  dass  es  schwierig,  um  ni(At 
zu  sagen  unmöglich  sei,  bei  Veiträgen  eine  völlige  Gleichheit  unter  dea 
Parteien  zu  erzielen,  man  könne  lediglich  eine  verhältnismässige  Oleichhdt 
anstreben.  Man  könne  nicht  sagen,  dass  ein  Vertrag  den  Grundsätzea 
der  Gerechtigkeit  widerspreche,  wenn  er  zwar  beiden  Parteien  einen  ver- 
hältnismässigen Vorteil,  der  einen  jedoch  einen  grossem  Nutzen  als  der 
andern  bringe. 

819.  —  B.  —  Erlaubter  Gegenstand.  —  Ein  Staat  kann  sich 
nicht  zu  Handlungen  verpflichten,  die  dem  positiven  Völkerrechte,  de£ 
allgemeinen  Regeln  der  Sittlichkeit  und  den  Grundrechten  der  Menschei 
zuwiderlaufen,  z.  B.  kann  er  sich  nicht  verpflichten,  die  Sklaverei  bei  sick 
einzuführen  oder  seine  Untertanen  zur  Annahme  einer  bestimmten  Religiös 
zu  zwingen  oder  den  Handel  anderer  Nationen  mit  Gewalt  zu  verhindoiL 

—  Einen  erlaubten  Gegenstand  haben  dagegen  gerade  die  Verta-äge,  die 
die  Bekämpfung  des  Negerhandels,  das  Desertieren  von  Soldat^i  oder 
Matrosen,  den  Scbmuggelhandel  usw.  betreffen. 

820.  —  C.  —  Die  Bechtsfähigkeit  der  Vertragschliessendea 
ist  ein  wichtigeres  Erfordernis  im  Völkerrechte  als  im  bürgerlichen  Rechte. 

—  Das  Recht  zu  unterhandeln  ist  ein  wesentliches  Attribut  der  Souve- 
ränität. Im  allgemeinen  können  nur  souveräne  Staaten  Verträge  schliessa 
(No.  175  bis  194;  268  u.  ff.)0 


Zweiter  Abschnitt. 

Formelle  Erfordernisse. 

821.  —  Die  schriftliche  Vertragsurkunde  besteht  meistens  aas  de» 
Eingange,  der  Bezeichnung  der  Bevollmächtigten  und  deren  Legitimationen, 
den  verschiedenen  Vertragsbestimmungen  und  einem  Schlussartikel,  der 
die  Tatsache  der  gemeinsamen  Willenserklärung,  die  Angabe  des  Ortes, 


1)  [Vgl.  Despagnet,  Les  difficultes  internationales  venant  de  la  oonstitutioii 
de  certains  pays,  R.  D.  I.  P.,  t.  II,  pp.  184  et  s.] 
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der  Zeit,  der  Zahl  der  ausgefertigten  Urkunden,  die  Unterschriften  und 
den  Namen  jedes  Unterhändlers  enthält. 

In  dem  Eingange  werden  die  Grttnde,  die  Veranlassung  und  der 
Gegenstand  des  Vertrages  mitgeteilt.  Gewöhnlich  beginnt  der  Vertrag 
mit  einer  Anrufung:  „Im  Namen  der  heiligen  Dreieinigkeit^  (Paris,  14.  Sep- 
tember 1815)..  —  .Im  Namen  Gottes  des  AUmächtigen^  (Paris,  30.  März 
1856;  Berlin,  13.  Juli  1878  und  26.  Februar  1885). 

832.  —  Die  Vertragsbestinmiungen  werden  nach  Artikeln  geordnet. 
Die  letzten  Artikel  setzen  die  Vertragsdauer  und  die  Frist  fest,  innerhalb 
deren  die  Batiflkationen  ausgetauscht  werden  sollen. 

Es  werden  soviele  Originale  ausgefertigt,  als  sich  Staaten  an  dem 
Vertrage  beteiligen.  In  dem  Exemplar,  das  ein  Staat  erhält,  steht  dessen 
Name  überall  an  erster  Stelle.  —  Auch  sein  Bevollmächtigter  wird  stets 
zuerst  genannt. 

823.  —  Wenn  sich  im  Laufe  der  Unterhandlungen  eine  Übereinstimmung 
in  Terschiedenen  Haupt-  oder  Nebenpunkten  herausgestellt  hat,  so  wird 
sie  in  einem  von  allen  Parteien  unterzeichneten  Protokolle  festgestellt. 
Diese  Unterschrift  genügt  aber  nicht,  um  die  Übereinstimmung  für  die 
Parteien  bindend  zu  machen.  Sie  wird  erst  durch  ünterfertigung  der 
Schlussakte,  die  die  Einhelligkeit  über  sämtliche  Punkte  nachweist,  ver- 
pflichtend. 

Die  Unterzeichnung  der  bevollmächtigten  Gesandten  ist  aber  nicht 
ausreichend.  —  Gewöhnlich  muss  noch  die  Katifikation  hinzutreten. 


Dritter  Abschnitt. 
RatKikation  der  Verträge.*) 

824.  —  Die  Ratifikation  oder  die  Bestätigung  ist  die  ausdrückliche 
Annahme  des  vom  Bevollmächtigten  vereinbarten  Vertrages  durch  die 
souveräne  Staatsgewalt;  sie  eifolgt,  je  nach  der  innem  Verfassung  des 
einzelnen  Staates,  durch  das  Staatsoberhaupt  allein  oder  unter  Mitwirkung 
der  Kammern.**) 

Nach  heutigem  Völkerrechte  gilt  die  Ratifikation  der  Verträge  als 
ein  notwendiges  und  unerlässliches  Erfordernis.  —  Erst  die  Rati&ation 
gibt  dem  Vertrage  seine  verbindliche  Kraft.  Nur  durch  sie  werden  die 
Parteien  endgültig  gebunden.  Die  Ratifikation  gibt  der  höchsten  Staats- 
gewalt das  Recht  und  die  Pflicht,  für  die  ErftLUung  des  Vertrages  zu 
sorgen. 

Wird  der  Vertrag  seinem  ganzen  Inhalte  nach  vorbehaltlos  bestätigt, 
so  enthält  die  Ratifikationsurkunde  aUe  Veitragsbestimmungen.  —  Einige 
Staaten  beschränken  sich  jedoch  darauf,  nur  die  Aufschrift,  den  Eingang, 
den  ersten  und  letzten  Artikel  sowie  das  Datum  und  die  Unterzeichnung 
der  BevoUmächtigten  wiederzugeben. 

Will  der  Staat  den  von  seinem  Bevollmächtigten  unterschriebenen 
Vertrag  nicht  seinem  ganzen  Inhalte  nach  ratifizieren,  so  sind  die  Ver- 
handlungen zur  PrtLfung  etwaiger  Zusatzartikel  wieder  zu  erOfinen,  oder 

*)  Wurm  in  der  deuMim  7krtdiahr9$thrift,  184S,  L  Heft,  8.  163 ff. 
**)  vgi.  Deiftedie  Beieheverfaumia,  Art  11,  in  Verbindung  mU  Art,  4.  —  PreHBeimM 
Verfaseung,  Art  48.  ~  8.  i&er  die  hintichäiA  der  Bädmerfammg  heetehende  Streitfrage 
Liszt,  op.  eit,  8.  163  ifiui  die  dort  angepHkrten  86hriften. 

Bonllls,  Lehrbuch  des  VOlkerrechU.  *28 
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man  vermerkt  die  allenfiUligen  Vorbehalte  und  die  Erkl&mngeD,  worüber 
ein  Einverständnis  erzielt  worden  ist,  in  dem  Protokolle  über  den  Aus- 
tausch der  Ratifikationsurkunden. 

Verträge,  die  von  den  zuständigen  Staatsoberhäuptern  unmittelbar 
untereinander  geschlossen  worden  sind,  bedttrfen  keiner  Ratifikation.  Bei- 
spiele :  Die  sog.  Heilige  Allianz,  die  von  den  Herrschern  Österreichs,  Bnslaaib 
und  Preussens  am  14.  September  1815  zu  Paris  unterzeichnet  wurde;  — 
die  Präliminarien  von  Villafranca  vom  15.  Juli  1859  zwischen  dem  Ejüser 
von  Österreich  und  Napoleon  III.  —  Der  Garantie-Vertrag  von  Casr-Said 
vom  12.  Mai  1881  zwischen  Frankreich  und  Tunis.  Da  dieser  V^trif 
vom  Bey  selbst  abgeschlossen  worden  war,  so  war  nur  die  Ratifikation 
seitens  Frankreichs  erforderlich. 

825.  —  Ist  die  Ratifikation  erteilt  worden,  so  werden  die  diplom&tLseheii 
Urkunden  binnen  der  durch  den  Vertrag  bestimmten  Frist  ausgetauscht 

—  Die  Verträge  und  Abkommen  setzen  stets  eine  Frist  fest,  innerhalb 
deren  die  Ratifikationen  ausgetauscht  werden  sollen.^)  Die  Frist  kann 
durch  ein  besonderes  Abkommen  verlängert  werden. 

Die  Diplomaten  schreiten  zu  einer  genauen  Vergleichnng  der  Rati- 
fikationsurkunden in  allen  ihren  Einzelheiten.  Werden  die  Urkunden  als 
gleichlautend  und  richtig  befunden,  so  werden  sie  ausgetauscht.  —  Über 
den  ganzen  Vorgang  wird  ein  Protokoll  aufgenommen.  —  Zuweil^i  wird 
hierin  auch  der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Vertrages  angegeben; 
manchmal  nimmt  man  aber  auch  noch  ein  besonderes  Protokoll  aä,  um 
diesen  Zeitpunkt  zu  bestimmen. 

Der  Austausch  der  Ratifikationen  erfordert  keine  besondere  Vollmacht. 

—  Sie  gehört  zu  den  regelmässigen  Amtsbefugnissen  der  diplomatischen 


826.  —  Ein  neues  Verfahren  wurde  von  der  Berliner  Eongokonferenz 
(26.  Februar  1885)  angenommen.  —  Man  vereinigte  alle  Akte  und  Dekla- 
rationen der  Konferenz  zu  einem  einzigen  Vertragsinstrumente,  der  soge- 
nannten Generalakte.  —  Diese  Generalakte  musste  von  jeder  Signatar- 
macht ratifiziert  werden.  —  Jede  Ratifikation  wurde  an  die  Regierung 
des  Deutschen  Reiches  gerichtet,  durch  deren  Vermittlung  allen  Signatar- 
mächten  hiervon  Kenntnis  gegeben  wurde.  Die  Ratifikationen  blieben  in 
den  Archiven  der  deutschen  Regierung  aufbewahrt.  Über  den  !EDnterlegangs- 
akt  wurde  ein  Protokoll  errichtet,  das  von  den  Vertretern  aller  Mächte,  die 
an  der  Konferenz  teilgenommen  hatten,  unterzeichnet  und  wovon  eine 
beglaubigte  Abschrift  allen  diesen  Mächten  mitgeteilt  wurde  (Art.  38  der 
Generalakte  vom  26.  Februar  1885).  —  Dies  vereinfietchte  Verfahren  er- 
sparte den  vierzehn  Staaten  die  Ausfertigung  und  Entgegennahme  von  je 
dreizehn  Ratifikationen  und  die  Aufbewahrung  einer  Abschrift  der  eig^^tai 
Ratifikation. 

93n.  —  Die  Ratifikation  gibt  Anlass  zu  drei  Fragen.  1.  Ist  die 
Ratifikation  zur  Gültigkeit  und  verbindlichen  Kraft  des  unterzeichneten 
Vertrages  erforderlich?  Die  Frage  ist  frtther  lebhaft  erOrtert  wontai. 
Es  wurden  hierbei  mancherlei  Unterscheidungen  anfgestdlt,  die  nnr  zor 
Verdunklung  der  Streitfrage  filhrten.  —  Viele  Schriftsteller  behaapteten, 
dass  die  Staaten  an  die  durch  ihre  Vertreter  geschlossenen  Verträge  ge 
banden  seien,  sofiBrn  nur  die  Bevollmächtigten  innerhalb  der  Grenzen  ihres 


1)  iirt.  38  der  Genenlakte  disr  Berliner  KoBÜBraiz  Tom  26.  Mmar  1865.  — 
Ali.  17  des  Abkommeos  Tom  M;  Oktobor  1888,  betreffend  den  Kanal  Ton  Snes.  — 
Art  99  der  Brüsseler  Generalakte  rem  9.  Juli  1690. 
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Auftrages  gehandelt  hätten  and  dass,  selbst  wenn  sie  ihre  Weisungen 
Überschlitten  hätten,  eine  Ratifikation  nur  dann  nötig  sei,  wenn  eine  solche 
1>ei  Erteilung  der  Vollmacht  ausdrücklich  vorbehalten  worden  wäre.  Dies 
ist  die  Ansicht  von  Grotius,  Vattel,  G.  v.  Martens,  Elttber  usw. 

Die  Staatenttbung  und  die  neuzeitlichen  Schriftsteller  verlangen  indessen 
die  Ratifikation.  —  Das  Erfordernis  der  Ratifikation  ist  stillschweigend. 
Tatsächlich  enthalten  aber  fast  alle  Verträge  ausdrficklich  den  Vorbehalt 
der  Ratifikation  und  bestimmen  die  Frist  zum  Austausche  der  Ratifikationen. 
Grundsätzlich  hat  der  Staat  die  freie  Wahl,  ob  er  das  Ergebnis  der  Unter- 
handlungen annehmen  oder  zurttckweisen  will.  Der  von  dem  BevoUmäch- 
tigten  unterzeichnete  Vertrag  hat  daher  nur  die  Bedeutung  einer  Vertrags- 
zusage. —  Warum?  Weil  es  sich  um  Interessen  handelt,  die  zu  wichtig 
und  eingreifend  sind,  als  dass  sie  der  Entscheidung  eines  Unterhändlers, 
wäre  es  auch  der  gewissenhafteste,  fiberlassen  bleiben  könnten.  Der  Staat 
darf  nicht  durch  einen  Irrtum  seines  Bevollmächtigten  geschädigt  werden; 
er  muss  hiergegen  einen  Rechtsbehelf  haben.  Eine  unumschränkte  Voll- 
macht wäre  zu  gefährlich  und  doch  ist  es  zweckmässig,  VoUmachten  zu 
erteUen,  um  die  Unterhandlungen  zu  jfördern  und  fortwährende  Bericht- 
erstattungen zu  vermeiden.  —  Eine  Abhilfe  gegen  die  Gefahr  liegt  in 
dem  IHordemisse  der  Ratifikation,  der  Bestätigung.  Hierdurch  wird  der 
Staat  gegen  nicht  wieder  gut  zu  machende  Nachteile,  die  durch  Saumselig- 
keit oder  Unredlichkeit  eines  Bevollmächtigten  entstehen  könnten,  geschützt. 

Eine  Ausnahme  wird  im  Kriege  beim  Abschlüsse  von  Kartellen:  wie 
Waffenstillständen,  Auswechslungen  von  Gefangenen,  Obergabe  von  Ver- 
wundeten gemacht.  Hier  hat  der  Befehlshaber  uneingeschränkte  Vollmacht, 
da  es  sich  um  ein  augenblickliches,  dringliches  Interesse  handelt  und  eine 
schnelle  Entscheidung  geboten  ist.  Das,  was  man  herkömmlich  unrichtig 
den  Abschluss  des  Vertrages  nennt,  was  aber  in  Wirklichkeit  nur  die 
Unterzeichnung  des  Vertragsentwurfs  durch  die  Bevollmächtigten  ist,  ist 
der  Sache  nach  nur  eine  sponsio.  —  Die  Unterfertigung  ist  freilich  keine 
bedeutungslose  Handlung.  Sie  bekundet,  dass  die  Unterhandlungen  be- 
endigt sind  und  dass  die  Bevollmächtigten  die  Überzeugung  haben,  dass 
sie  dem  Willen  ihrer  Auftraggeber  nachgekommen  sind. 

828.  —  2.  Kann  die  Ratifikation  verweigert  werden?  —  Die  Meinungen 
der  Publizisten  gehen  auseinander.  Nach  Grotius,  Pufendorf  und 
Bynkershoek  darf  die  Ratifikation  nicht  versagt  werden,  wenn  der  Be- 
voUmächtigto  seine  Weisungen  nicht  fiberschritten  hat.  —  Die  beiden 
vorausgeschickten  Fragen  bUden  in  Wirklichkeit  nur  eine  einzige.  Wenn 
die  Ratifikation  zur  Gültigkeit  eines  Vertrages  unerlässlich  ist,  so  liegt 
es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sie  nicht  erzwungen  werden  darf,  sonst 
wäre  sie  eine  ganz  Uberfittssige,  wertlose  Förmlichkeit.  —  Das  Recht, 
einem  Vertrage  die  Bestätigung  vorzuenthalten,  besteht  mithin  in  vollem 
Um&nge. 

Eine  grundlose  Verweigerung  ist  je  nach  den  Umständen  ein  Verstoss 
gegen  die  schicklichen  Rttcksichten,  die  die  Staaten  zu  nehmen  haben; 
sie  kann  auch  das  Vertrauen  in  den  Staat  erschfittern  oder  bisher  freund- 
liche Beziehungen  gefährden.  —  Die  Verweigerung  kann  aber  nie  als  eine 
Rechtsverletzimg  angesehen  werden. 

In  der  Pruis  kommen  Ratifikationsv^weigemngen  nur  selten  vor. 
Da  es  im  freiem  Ermessen  der  Staaten  steht,  ihre  Unterhändler  zu  wäUen, 
ihnen  die  forderlichen  Weisungen  zu  erteilen  und  die  Verhandlungen 
jederzeit  abzubrechen,  so  wird  sich  der  Vertrag  nicht  leicht  von  den  An- 
sichten der  Regierung  entfern». 

18* 
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Trotzdem  gibt  uns  die  Geschichte  Beispiele  dafür,  dass  die  Kaminen 
einen  Vertrag  nicht  genehmigt  haben.  —  Im  Jahre  1842  sah  sich  Eonif 
Ludwig  Philipp  genötigt,  dem  zwischen  England,  Österreich,  Frankreich, 
Preussen  und  Bussland  vereinbarten  Vertrage,  betreffend  die  Bekämpfimg 
des  Sklavenhandels  und  das  Durchsuchungsrecht,  die  Batiflkation  zu  ver- 
sagen. —  China  weigerte  sich,  den  mit  Bussland  am  20.  September  1879 
abgeschlossenen  und  von  Bussland  ratifizierten  Vertrag  zu  bestätigeo, 
weil  der  chinesische  Gesandte  seine  Vollmacht  überschritten  hatte.  — 
Jüngsthin  versagte  China  dem  zu  Washington  unterzeichneten  Vertrage, 
betreffend  die  Einwanderung  von  Chinesen,  die  Batiflkation.  —  Die  fran- 
zösische Deputiertenkammer  konnte  sich  nicht  entschliessen,  den  zwisehei 
Frankreich  und  Italien  am  6.  Juli  1877  zu  Paris  unterzeichneten  Handels- 
vertrag und  den  französisch-griechischen  Vertrag  vom  Jahre  1888  zq 
ratifizieren.  —  Am  25.  Juni  1891  weigerte  sich  die  französische  Depntierteih 
kammer,  die  Generalakte  der  Brüsseler  Konferenz  vom  2.  Juli  1890,  die 
Deklaration  von  demselben  Tage  und  das  am  9.  Februar  1891  zn  Paris 
unterzeichnete  Protokoll  zu  genehmigen.  Später  ratifizierte  die  Kammer 
die  Generalakte  mit  Ausnahme  der  Artikel  21  bis  23,  42  bis  61  (No.  406). 

829.  —  3.  Zuweilen  hält  sich  der  Landesherr  für  berechtiget,  den 
Vertrag  zu  ratifizieren,  bevor  noch  die  gesetzgebenden  Körperschaften  ihre 
Zustimmungen  ausgesprochen  haben.  In  diesem  Falle  liegt  eine  unvoll- 
ständige Ratifikation  vor.  Ein  solches  Vorgehen  ist  durchaus  verwerflich. 
Es  können  die  bedenklichsten  Schwierigkeiten  hieraus  erwachsen.  —  Einige 
Schriftsteller  erörtern  die  Rechtsfolgen,  die  entstehen,  wenn  die  Kanunem 
nach  der  Ratifikation  eines  Vertrages  durch  das  Staatsoberhaupt  ihrer- 
seits die  Bestätigung  versagen;  sie  werfen  die  Frage  auf,  ob  der  andere 
Vertragsstaat  die  Erfüllung  des  Vertrages  erzwingen  könne  und  ob  er 
einen  rechtmässigen  Grund  zum  Kriege  habe.  Diese  Frage  muss  anbedingt 
verneint  werden.  —  Das  Recht,  einen  Vertrag  zu  ratifizieren,  wird  m 
jedem  Staate  durch  die  Verfassung  bestimmt.  —  In  den  parlamentarisch 
regierten  Ländern  kann  die  vorzeitige  Ratifikation  durch  das  Staats- 
oberhaupt nur  eine  bedingte  sein.  Der  Landesherr  ist  moralisch  ver- 
pflichtet, die  Zustimmung  der  Kammern  herbeizuf&hren;  versagen  diese 
aber  die  Bestätigung,  so  ist  der  Staat  rechtlich  nicht  gebunden.  Der 
andere  Vertragstaat  musste  die  aufschiebende  Bedingung,  unter  der  das 
Abkommen  geschlossen  worden  ist,  kennen,  i) 

830.  —  Ist  der  Vertrag  ratifiziert  und  sind  die  Ratifikationsurkunden 
ausgetauscht  worden,  so  tritt  er  in  Kraft.  —  Bluntschli  meint,  dass  die 
Ratifikation  rückwirkende  Kraft  habe  und  dass  ein  Vertrag  vom  Tage  der 
üntei*zeichnung  ab  verpflichtend  sei  (op.  cit.,  Art,  421).  Diese  Ansicht 
ist  für  diejenigen,  die  die  Ratifikation  für  ein  unerlässliches  Erfordernis 
halten,  unannehmbar.  Bis  zur  Bestätigung  liegt  nur  ein  Vertragsentwurf 
vor.  —  Grundsätzlich  ist  ein  Vertrag  erst  von  dem  Zeitpunkte  der  Rati- 
fikation ab  rechtswirksam. 

831.  —  Mit  der  Ratifikation  und  dem  Austausche  der  betreffendes 
Urkunden  wird  der  Vertrag  perfekt  und  fttr  den  Staat  rechtsverbindlich. 
Fttr  die  Untertanen  wird  er  durdh  Verkttndung  (Promulgation)  verpflichtend. 

—  Die  Form  der  Verkündung  bestimmt  das  jeweilige  Verfassungsrecht 

—  Sie  ist  ein  Anfang  der  Vertragserfüllung.  —  Der  Staat,  der  den  Vertrag 
ratifiziert  hat,  ist  auch  verpflichtet,  ihn  zu  verkünden.  —  Eine  Ausnahme 


1)  [Vgl.  über  alle  diese  Fragen:  Despagoet.  Les  difftcnltes  internatioDales 
Tenant  de  la  Constitution  de  certains  pays,  R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  184.] 
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gilt  nur  für  geheime  Verträge,  die  nur  die  Staaten,  nicht  auch  deren 
Untertanen  verpflichten;  diesen  bleibt  das  Abkommen  unbekannt. 


Vierter  Abschnitt. 
Beteiligung  dritter  Staaten. 

832.  —  Im  allgemeinen  bindet  ein  Vertrag  nur  die  vertragschliessenden 
Staaten.  Aber  ein  dritter  Staat  kann  sich  an  dem  Vertrage  beteiligen. 
Die  Beteiligung  kann  sich  aussein:  vor  Abschluss  des  Vertrages  durch 
gütliche  Verwendung,  während  der  Verhandlungen  durch  Vermittlung  und 
nach  der  Unterzeichnung  durch  Anschluss  oder  Beitritt. 

Die  gtltliche  Verwendung  oder  die  guten  Dienste  (bons  Offices) 
werden  entweder  von  einem  dritten  Staate  freiwillig  angeboten,  oder  sie 
finden  auf  Ansuchen  der  Parteien  oder  auf  Grund  übernommener  Ver- 
pflichtungen statt.  Unter  guten  Diensten  versteht  man  alle  diejenigen 
Handlungen  und  Schritte,  die  geeignet  sind,  eine  Verständigung  anzubahnen. 
Der  Staat,  der  die  guten  Dienste  leistet,  darf  nur  seinen  moralischen  und 
freundschaftlichen  Einfluss  gelteud  machen.  Er  muss  mit  Vorsicht 
und  Takt  zu  Werke  gehen.  Er  nimmt  an  dem  Vertrage  selbst  nicht  teil 
und  tritt  nicht  mit  in  das  Rechtsverhältnis  ein.  —  Die  Geschichte  bietet 
zahlreiche  Beispiele. 

Die  Vermittlung  (m6diation)  besitzt  im  Vergleiche  zu  der  gütlichen 
Verwendung  eine  weit  grössere  Bestimmtheit.  —  Der  vermittelnde  Staat 
nimmt  an  den  Unterhandlungen  in  aller  Form  teil  und  zwar  meistens  auf 
Ansuchen  einer  der  Parteien.  Er  gibt  seine  Meinung  über  die  beider- 
seitigen Vorschläge  ab;  weist  unbillige  zurück,  macht  selbst  Vorschläge 
und  bemüht  sich,  eine  Vereinbarung  auf  Grund  derselben  zustande  zu 
bringen.  Der  Vermittler  ist  verpflichtet,  unparteiisch  zu  sein  und  als 
Friedenstifter  zu  wirken.  Für  die  Erfüllung  der  unter  seiner  Vermittlung 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  steht  er  nicht  ein.  Die  Parteien  kOnnen 
nach  ihrem  freien  Ermessen  die  Vorschläge  des  Vermittlers  annehmen 
oder  ablehnen  und  auch  ohne  Rücksicht  auf  den  V'ermittler  unter  sich 
die  Verhandlungen  weiterführen. 

Es  gibt  zahlreiche  Fälle  von  Vermittlungen.  Die  Vermittlung  findet, 
je  nach  den  Umständen,  in  den  verschiedensten  Formen  statt. 

Der  Anschluss  (adhäsion)  ist  die  förmliche  Erklärung  einer  Macht 
darüber,  dass  sie  den  Inhalt  eines  zwischen  andern  bestehenden  Vertrages 
als  auch  für  sich  geltend  anerkenne.  In  dieser  Erklärung  wird  da»  Wesen 
und  der  Um&ng  des  Anschlusses  genau  bestimmt.  Der  Anschluss  erfolgt 
durch  eine  besondere  Urkunde  oder  durch  den  Austausch  von  Noten  oder 
Depeschen.  Er  ist  weniger  feierlich  als  der  Beitritt,  der  die  Zustimmung 
der  Staaten,  die  den  Vertrag  ursprünglich  geschlossen  haben,  voraussetzt. 

833.  —  Der  Beitritt  (accession)  hat  zur  unmittelbaren  Folge,  dass 
der  beitretende  Staat  in  das  zwischen  andern  Staaten  bestehende  Brechts- 
verhältnis seinem  ganzen  Umfange  und  Inhalte  nach  einrückt.  Der  bei- 
tretende Staat  wird  Vertragspartei.  Er  macht  die  Vertragsbedingungen 
zu  seinen  eigenen;  er  erlangt  dieselben  Rechte  und  dieselben  Pflichten, 
wie  sie  den  ursprünglichen  Kontrahenten  zukommen. 

Der  Beitritt  erfolgt  entweder  durch  Austausch  der  Ratifikationen 
zwischen  den  Vertragschliessenden  und  den  Beitretenden  oder  durch  eine 
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Dritter  Abschnitt. 
Diplomatisoher  Stii  und  Spraohe. 

8t5.  --  Cfa.  von  Härtens  (Guide  diplomatique,  umgearbeitet  tm 
Geftcken,  Band  n),  Heffter  (op.  cit.,  §  236)  und  Pradier-Fodiri 
(Cours  de  droit  diplomatique,  t.  ü)  verbreiten  sich  eingeh^id  fiber 
die  Eigenschaften,  die  den  diplomatischen  Stil  auszeichnen  mlissen,  ai 
geben  nach  dieser  Richtung  hin  beherasigenswerte  Batschläge,  „die  dqik- 
matische  Ausdrucksweise  hat  den  Gedanken  klar  darzustellen;  sie  moa 
die  leichte  Hülle  einer  logischen  Gedankenreihe  sein;  sie  verträgt  nä 
weder  mit  metaphysischen  Spitzen  noch  mit  der  Sprache  des  B^lnen^ 
(Heffter). 

Es  ^bt  keine  diplomatische  Sprache,  die  im  Verkehre  zwischen  dn 
Staaten  gebraucht  werden  mfisste.  Aus  dem  Grundsatze  der  gegenseitigei 
Gleichheit  der  Staaten  folgt,  dass  jeder  seine  eigene  Spradie  fttr  seim 
Mitteilangen  wählen  kann;  kein  Staat  kann  aber  verlangen,  dass  fremde 
Regierungen  sich  ihm  gegenüber  seiner  Sprache  bedienen  mttssten.  Ei 
ist  notwendig,  aber  es  genügt  auch,  dass  die  Mitteilungen  in  verstäub 
lieber  Weise   gemacht   werden.    Es   ist  gebräuchlich,   eine  Übersetzoif 


Der  Gebrauch  der  Sprachen  hat  öfters  gewechselt.  Der  Utrecht« 
Vertrag  (1713)  war  lateinisch  abgefasst;  der  von  Wien  im  Jahre  1731 
in  lateinischer  und  französischer  Sprache;  der  Belgrader  von  1739  ii 
lateinisch  und  türkisch.  Der  Vertrag  von  Eudschuk-Eainardsdii,  der  ii 
Jahre  1774  zwischen  Russland  und  der  Türkei  abgeschlossen  wurde,  war 
ftir  Russland  in  russisch  und  italienisch,  fttr  die  Türkei  in  türkisch  n( 
italienisch  abgefasst  worden. 

Die  Unbequemlichkeit,  die  mit  dem  Gebrauche  verschiedener  Zongei 
verbunden  ist,  erzeugt  indessen,  abgesehen  von  dem  vorausgeschickta 
unleugbaren  Grundsatze,  das  Bedürfhis  von  Mitteilungen  in  einer  nentralei 
fttr  jeden  Teil  gMch  verständlichen  Sprache.  Nur  in  diesem  Sinne  unl 
aus  diesem  Grunde  konnte  eine  diplomatische  Sprache  von  gewissei 
Staaten  oder  fttr  gewisse  Verhandlungen  beliebt  werden.  Gegen  E^ndi 
des  15.  Jahrhunderts  hatte  die  spanische  Sprache  bei  mehrem  Höfa 
und  im  Schriftwechsel  starken  Eingang'geftinden.  —  Aber  bis  zum  Beginn 
des  18.  Jahrhunderts  war  die  amtliche  Sprache  bei  Unterhandlungren  nni 
in  internationalen  Urkunden  gewöhnlich  die  lateinische.  —  Der  Hetligf 
Stuhl  bedient  sich  in  seinen  Bullen  und  öffentlichen  Urkunden  stets  der 
lateinischen  Sprache. 

Unter  Ludwig  XIV.  begann  die  französische  Sprache  dank  der  Meistet 
werke  der  damaligen  Literatur  und  der  glanzvollen  Herrschaft  dies« 
Königs  immer  mehr  in  die  Gesellschaft  und  bei  dra  Herrschern  Bnrop» 
einzudringen.  Ihre  unbestreitbaren  Vorzüge  inbezug  auf  Bestimmtbe& 
Klarheit  und  Genauigkeit  brachten  es  mit  sich,  dass  sie  in  diplomatisch« 
Verhandlungen  und  Verträgen  angenommen  wurde,  ein  Umstand,  worin 
wie  Heffter  bemerkt,  die  französische  Politik  keinen  geringen  Bnndei^ 
genossen  gefunden  hat. 

So   sind  im    19.  Jahrhundert  zahlreiche   Verträge  in  französische 
Sprache  abgefasst  worden;  so  namentlich  die  Vertrl^e  von  Paris    (v 
1856),   von  Berlin  (von  1878),  die  Kongoakte  (von  1885),   die  Brüssel« 
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Jjitisklayereiftkte  (Ton  1890)  [und  di6  AbkcHnmen  der  Haager  Eonferenss 
Ton  1899].  —  Niemals  aber  ist  die  französische  Sprache  durch  ein 
aUgeneines  Vfilkergesetz  oder  durch  Herkommen  als  gemeinsame  Staats- 
q^raclie  wirklich  rezipiert  worden.  —  Im  Gegenteil  haben  die  Staaten  in 
nehr^ü  Yerträgen,  die  in  französischer  Sprache  abge£&sst  worden  sind^ 
einen  ansdrttcklicbBn  Vorbehalt  gemacht  und  durch  einen  besondern 
Artikel  erklärt,  dass  der  Gebrauch  des  Französischen  dw  Zukunft  nicht 
präjudizieren  solle  (Wiener  Eongressakte,  Art.  120). 


Drittes  Buch. 


StaatsvertrSge. 

[App«rt  D«  llnterprMatloa  4es  traHte  dlplomatiqiws  *a  conn  d^im  proeta,  J.  I.  P^  tXXYI,  p.  488 
«4  6irey,  Esc  p«r^l8SNI,3. 17.  —  Barbeyrac  Hiatolrt  des  aadens  tralMs.  —  Balaarinoq.  Batifikatloii, 
BMhtalezlkon  toxi  Holtiendortt.  —  Bnonamlel.  Del  trattatt  Intamazionali,  188&  —  Challiej.  De  Tanto- 
iMft  gouyeraemealale  compMeiite  pour  paaser  Im  traltte  tatemattODanx,  1881.  —  Clnnet  oxl  dAfaut  de 
▼alldiM  de  plosieun  traitte  diplomatiques  coneliiB  par  la  France  a^ec  les  puissances  Mraiigftres,  J.  L  P., 
t.  yn,  p.  5.  —  GoninzKi.  Del  trattati  e  delle  conTenxioni  internasionaU,  Oianapnideiiza  üUemaiioiude,  1898, 
p.  8S.  —  Coqvensniot.  De  la  eonclnalon  dea  traltda  Intemationanx,  1891.  —  Daasat  Du  rOle  des 
Ctwnibre*  en  matten  de  traltte  Intemattenaiiz,  1899.  —  Egger.  Hlatolre  dee  tcaitte  publica  ehes  les  Oreca, 
1B66.  —  OorUa.   Das  Vertragareeht  des  Deatschen  Beteha,  Hirthe  Annalen,  1874-1875.  —  JelUnek.   Die 


raebtUehe  Natur  der  Staatarertrige,  1880.  —  LaghL  Theoria  del  trattati  intemasionaU,  1883.  —  Lariri^re. 
Dea  traltte  eonclus  par  Borne  ayac  lea  rata  teranmrs,  1893.  —  Dea  consAqnencee  dea  modificattona  territoriale« 
cor  les  traltte  antftrieara,  1892.  —  LeTienx.  Esaal  sur  röTolutlon  da  Droit  international  et  aar  Ilüstoire 
«••  traltte,  1893.  —  Leonl.  Bin  Beitrag  la  der  Lehre  Ten  der  Qttlttgkeit  der  StaatayertrSge,  ArehlT  fOr 
«Ife&tlichee  Beeht,  Bd.  L  —  G.  F.  to  n  M  ar ten  a.  Über  die  Bmeaenug  der  Vertrage  In  den  FriedensachlOesen 
4«r  earopllaehen  Michte.  —  Meier.  Über  den  Abschlosa  Ton  Staatarertrlgen,  1874.  —  N  i  p  p  o  1  d.  Der  völker- 
rechtliehe  Yertrag,  seine  Stellung  im  Bechtasystem  und  seine  Bedeutung  fttr  das  internationale  Becht,  1894. 
—  Oll  Tl.  8uU*estinzione  dei  tratuti  inteniasionali,  1888.  —  Prestele.  Die  Lehre  yom  Abschluss  yOlker- 
raehtUcher  Vertrage  durch  das  Deutsche  Beich,  1882.  —  Probst  Die  Lehre  rom  Abschluss  TOlkerrechtUcher 
Vertrage  durch  das  Deutsche  Beich  und  die  Einxelstaaten  des  Beichs,  Hirths  Annalen,  1828.  ~  Benaul  t.  Dela 
eeneluaion  des  traitte  intemationaux.    Le  Droit  du  38  mal  1880.  —  Bobinet  de  CUry.    Dee  condltlons  de 


«aUdife4  des  traltte  diplomatiqoes  dans  r4tat  actoel  de  notre  Mglslation,  J.  L  P.,  t.  m,  pp.  848  et  447.  — 
Rolln-Jaequemyns.  Note  sur  les  ratlfications  de  Taete  gftntoal  de  la  Conference  de  Bruxelles,  B.D.  I., 
t.  XXIV,  p.  296.  —  Scala.    Die  Staatsvertrage  dea  Altertums,  1896.  —  Schau ser.   n  diritto  della  guerra  e 


4el  tratuti  nei  goyemi  representatiyi,  1891.  —  Sclpione  Qemma.  Storia  dei  trattati,  1895.  —  Sellg- 
mann.  Staatsyertrage,  1886-1890.  —  Siehera.  Dei  potere  dl  eonehiudere  trattati  nel  Diritto  pubbUco 
iUüiano,  Basaegna  sei.  soc.  e.  pol.,  1894,  p.  601.  —  Stoerk.  Dss  Ausfnhryerbot  und  die  partielle  Suspension 
▼OlkerrechtUcher  Vertrage,  Archiy  fOr  Öffentliches  Becht,  1898-1894,  no.  1.  —  Staatsyertrage  und  Landesgrens- 
mmch»iL,  Wdrterbueh  dea  deuUchen  Venraltunnrechts  yon  StengeL  —  Tezner.  Zur  Lehre  yon  der  Oaitii^it 
4er  Staat8yertrag^  1893.  —  Tinsch.  Das  Becht  der  deutschen  Einielstaaten  bezQgUcb  des  Abschlusses 
▼MlBerrechtlleher  Vertrage,  1883.  —  TrayersTwiss.  Onthe treaty  making power of  the erown.  —  T r o n e i. 
Sesslo  fllosophlco  gtoridieo  suUe  conyeasione  intemarionali,  1864.  —  Ungar.  Über  die  Ottltigkeit  yon 
BUMtsyertragea,  Ortmhuta  Zeitschrift,  Bd.  VL  —  De  Vieri s.  Les  d6p6ches  seer^tee  et  les  eonyentions 
intMuationatoa.  —  Wegmann.  Die  Batifikatloa  der  Staatsyertrage,  1892.  —  Wurm.  Die  Batiflkatlon  der 
Staatayertrage,  Deutsche  Vierte^jahrsscfarift,  1845.  —  Zorn.  Die  deutschen  Staatsyertrage,  Zeitschrift  fOr 
«ae  seeamten  Staatswlssensehaften,  Bd.  ZXXVL  —  X.  The  fbrce  of  treatiea.  Saturday  Beyiew,  25  aoftt  188&) 
AffoltBr,  Ardiio  f.  ifffmU.  B^eht,  Bd.  VI,  8, 97%  ff.  —  JB«rtier  «•  BlunteeMT«  Sta«t$mörter^w:^  $.v. 
Staaimoerträge.  —  Bergbohm,  Staaitverlrilge  und  QtaetM  alt  Quellm  des  Vöfkmmekts,  1878.  —  v.  Bulme- 
trin>eq,  TkeorU  umd  KodifOtaiüm  de»  WOeerreekUf  1874.  —  0neiat,  Quta&lUm  über  Ari.  48  der  1V«iim.  Ver- 
f4MSStmg9ur1nmd«f  Druekaaehm  de»  ]^rtu»»,  AbgeordneUnhau»»»^  X.  Leg.  Per.,  JI.  Scmsonl  18i88.  —  JDaband,  Ba» 
SiaaUreehi  de»  DetiUehen  B»ieh»,  Bd.  I,  896  f.  ^  Denetbe,  Hamdhueh  de»  öfeniUeheH  BeeM»  119  f.  >-  Mayer, 
JBur  I^tkte  vorn  9(Nma.  reckOiehm  Vertrage,  Artkn  f.  SffmtU.  BeeM,  Bd,  UI.  —  Sehraui,  Sywtem  der  Handel»- 
»m^rOge  %md  der  M»i»(begün»tiguitg,  1894.  — -  Hübt  er  m  wm  Stengel»  WSrlerbUfCk  de»  deutaehen  VtnoaUungtreeht» 
«.  «.  Konltordttte. 

816.  —  In  ihrer  Eigenschaft  als  juristische  Personen  sind  die  Staaten 
fähig,  Träger  von  aktiven  und  passiven  Bechten  and  Pflichten  zu  sein. 

Der  Unterschied  zwischen  ursprünglichen,  angeborenen,  absoluten, 
vresentliehen,  dauernden  Rechten  oder  den  Grundrechten,  und  den  er- 
i^orbenen,  relativen,  abgeleiteten,  zufälligen  und  veränderlichen  Kochten 
ist  bereits  früher  dargelegt  worden  (No.  237).     Desgleichen  haben  wir 
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schon  oben  (No.  240—289)  die  G^rnndrechte  mit  ihren  natürlichen  wA 
logischen  Folgerungen  und  Ableitungen  besprochen. 

Die  relativen,  abgeleiteten  und  veränderlichen  Rechte  entspringen  im 
Völkerrechte  denselben  Quellen  wie  im  bürgerlichen  Rechte.  Wie  die 
Menschen,  so  werden  auch  die  Staaten  durch  Verträge  und  Delikte  gegei- 
einander  verpflichtet.  Die  Verpflichtungen  der  Staaten  werden  in  Ver- 
trägen, Abkommen,  Kartellen,  Deklarationen  usw.  niedergelegt  und  näher 
bestimmt. 

Mit  dem  Ausdrucke  Vertrag  (trait6)  bezeichnet  man  gewöhnlich  die 
Vereinbarungen,  denen  im  Hinblick  auf  ihren  Gegenstand,  ihren  Zweck, 
die  Zahl  und  die  Machtstellung  der  beteiligten  Staaten  u.  dergl.  eine  er- 
höhte Bedeutung  zukommt. 

Die  Benennung  Abkommen  (Convention)  ist  gleichbedeatend  mit 
Vertrag.  Als  Abkommen  werden  häufig  die  Vereinbarungen  bezeichnet, 
die  von  geringerer  Wichtigkeit  sind  oder  die  sich  auf  fest  umgrenzte 
Fragen,  die  mehr  dem  wirtschaftlichen  als  dem  politischen  Gebiete  an- 
gehören, beziehen,  wie  z.  B.  Zoll-,  Post-,  Telegraphen-,  Münz-,  Konsular- 
abkommen u.  dergl.  Der  Sprachgebrauch  ist  aber  willkürlich.  Mitunter 
ßind  Vereinbarungen,  die  man  als  Abkommen  bezeichnet,  von  grosserer 
Wichtigkeit  und  Bedeutung,  als  gewisse  Verträge. 

Konkordate  heissen  solche  Vereinbarungen  die  zwischen  dem  Papste 
und  Staaten  mit  katholischen  Untertanen  zur  Regelung  religiöser  Ange- 
legenheiten geschlossen  werden. 

Unter  Kartellen  versteht  man  internationale  Vereinbarungen,  die  von 
Verwaltungsbeamten  oder  Heeresbefehlshabem  kraft  besonderer  mit  ihren 
Amte  verbundenen  Vollmachten  getrofien  werden  und  die  oft  der  Rati- 
fikation nicht  bedürfen.  Mit  Kartell  bezeichnet  man  meistens  die  zwischen 
Kriegsparteien  getroffenen  Abmachungen,  betreffend  Auswechslung  odei 
Entlassung  von  Kriegsgefangenen,  Entfernung  von  Verwundeten  usw. 

Deklarationen  oder  Erklärungen  sind  Akte,  in  denen  mehrere 
Staaten  ihre  gemeinsame  Übereinstimmung  über  gewisse  Punkte  feststellea 
Sie  werden  von  den  beiderseitigen  diplomatischen  Agenten  unterzeichnet 
und  sind  daher  wirkliche  synallagmatische  Verpflichtungen,  die  in  gemein- 
schaftlich unterzeichneten  oder  ausgetauschten  Protokollen  niedergelegt 
werden.  Beispiel:  Die  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  16.  April  1856.  — 
Mit  demselben  Ausdrucke  bezeichnet  man  übrigens  auch  Deduktionei 
(m^moires),  Bescheinigungen  (attestations)  und  Anzeigen  (significations),  die 
eine  Regierung  an  die  einzelnen  Kabinette  durch  Vermittlung  ihrer  diplo- 
matischen Agenten  richtet.  Beispiel:  Deklaration  Englands  und  Frank- 
reichs vom  29.  März  1854,  betreffend  die  Bechtsstellung  der  Neutralei 
während  des  ELrimkrieges.  —  Zuweilen  geben  die  Staaten,  die  einen  Ver- 
trag unterzeichnet  haben,  die  Auslegung  einiger  seiner  Artikel  in  einer 
gemeinsamen  Deklaration. 

817.  —  Verträge,  Abkommen,  Deklarationen  usw.  bilden  eine  der  wich- 
tigsten und  fruchtbarsten  Quellen  des  positiven  Völkerrechts.  Sie  steiles 
Regeln  auf  und  legen  Zeugnis  von  den  Fortschritten  des  Völkerrechts  ab. 
Indem  sie  die  Bildungsstufe,  die  die  vertragschliessenden  Staaten  erreicht 
haben,  erkennen  lassen,  spiegeln  sie  in  ihrer  steten  Entwicklung  die  Nei- 
gungen und  Bestrebungen  der  Praxis  wieder.  Ihre  Prttfong  und  Ver- 
gleichung  bilden  die  Grundlage  für  die  Rechtsprechung  in  völkerrechtlichen 
Fragen;  sie  geben  einen  Einblick  in  die  allmähliche  Fortbildung  der  Redits- 
Anschauungen  und  der  Orundsätze. 


Drittes  Bach.    Staatsveitr&ge.    Kap.  1.  431 


Erstes  Kapitel. 


Allgemeine  Regeln. 

Erster  Abschnitt. 
Materielle  Erfordernisse. 

818.  —  Wie  im  bürgerlichen  Rechte,  so  sind  auch  im  Völkerrechte 
die  wesentlichen  Erfordernisse  eines  Vertrages:  eine  tibereinstimmende,  in 
regelrechter  Weise  zum  Ausdruck  gelangte  Willenserklärung,  Fähigkeit 
der  Vertragschliessenden  und  ein  völkerrechtlich  erlaubter  und  möglicher 
Vertragsgegenstand. 

A.  —  Übereinstimmung.  —  Tatsächlich  wird  sich  die  Überein- 
stimmung stets  aus  Urkunden  ergeben.  Der  Gebrauch  der  schriftlichen 
Form,  eines  instrumentum,  ist  derartig  eingewurzelt,  dass  man  an  das 
Bestehen  eines  nur  mfindlichen  Vertrages  —  der  zudem  schwer  nachzu- 
\veisen  wäre  —  nicht  ohne  weiteres  glauben  würde. 

Zur  Gültigkeit  eines  Vertrages  gehört  die  Willensfreiheit  der  Vertrag- 
schliessenden. Die  Mängel  der  Übereinstimmung,  wie  Irrtum  und  Arglist, 
können  im  Völkerrechte  nicht  dieselbe  Bedeutung  und  Eechtswirkung  haben, 
A^ie  im  bürgerlichen  Rechte.  Die  Regeln  des  bürgerlichen  Rechts  lassen 
sich  nicht  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  auf  völkerrechtliche  Verträge  an- 
wenden. Das  höhere  Interesse  der  Menschheit  verlangt,  dass  Verträge 
grundsätzlich  zu  achten  sind. 

Der  moralische  Zwang,  den  ein  mächtiger  Staat  gegen  einen  kleinern 
Staat  anwendet,  wie  ihn  beispielsweise  England  im  Jahre  1890  gegen 
Portugal  ausgeübt  hat,  kann  nur  getadelt  werden.  Unterwirft  sich  der 
schwächere  Staat  diesem  Zwange  nicht,  so  hat  er  einen  Krieg  zu  befürchten, 
wenn  ihm  nicht  andere  Staaten  zur  Hilfe  kommen. 

Der  tatsächliche  Zwang,  den  ein  Staat  wider  einen  andern  an- 
wendet, kann  nicht  die  Ungültigkeit  eines  Vertrages  begründen,  wird  doch 
jeder  Friedensschluss  durch  Waffengewalt  herbeigeführt.  —  Bei  Friedens- 
verträgen ist  der  Zwang  gerechtfertigt.  Wäre  dem  nicht  so,  so  könnten 
Kriege  nur  durch  Unterjochung  und  völlige  Vernichtung  des  besiegten 
Gegners  beendigt  werden. 

Der  Sieger  kann,  wie  Geffcken  sagt,  seinen  Sieg  missbrauchen, 
dann  wird  aber  der  Besiegte  die  erste  Gelegenheit  benutzen,  um  sich  den 
Bedingungen,  die  ihm  auferlegt  worden  sind,  zu  entziehen;  der  Vertrag 
an  sich  bleibt  aber  gültig,  wofern  sein  Gegenstand  nicht  unerlaubt  ist 
(Heffter,  op.  cit.,  §  85,  Anm.  1). 

Ist  ein  moralischer  oder  tatsächlicher  Zwang  gegen  einen  Bevoll- 
mächtigten ausgeübt  worden,  so  genügt  es,  wenn  die  Regierung,  die  den 
Diplomaten  beauftragt  hatte,  den  Vertrag  nicht  ratifiziert.  Genehmigt  sie 
den  Vertrag,  so  muss  man  aunehmen,  dass  sie  auf  Geltendmachung  des 
Mangels  verzichtet  und  dass  sie  anerkennt,  dass  der  Zwang  ohne  eigent- 
liche Wirkung  gewesen  ist. 

Anlangend  den  Irrtum,  so  kann  ein  solcher  angesichts  der  grossen 
Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit,  die  die  Unterhändler  an  den  Tag  legen^ 
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iowie  in  Anbetracht  der  ihnen  erteilten  Weisungen  und  der  eingrehendea 
Berichterstattungen  an  ihre  Regierungen  eigentlich  nur  in  Verbindung 
mit  Arglist  vorkommen.  Arglist  ist  allerdings  wohl  denkbar.  Die  Diplo^ 
maten  können  unwahre  Behauptungen  und  gefälschte  Schriftstücke  benutzen, 
oder  sonstige  betrtLgerische  Machenschaften  anwenden,  um  die  Gegenparta 
zu  täuschen.  Es  ist  zweifellos,  dass  der  hinters  Licht  geführte  Staat 
berechtigt  ist,  nach  Entdeckung  des  Betruges  den  Vertrag  za  kliodigen 
und  ihn  als  nicht  getätigt  zu  betrachten.  Dies  ist  Bechtens,  tatsSdüich 
wird  es  aber  darai^  ankommen,  ob  der  Staat  seine  Behauptung^  mit  den 
Waffen  in  der  Hand  aufrecht  zu  halten  vermag. 

Einige  Schriftsteller,  wie  Yattel,  haben  sich  eingehend  ttber  die 
Wirkungen  der  Benachteiligung  Q^ion),  und  der  Ungleichheit  der 
gegenwärtigen  Vorteile  sowie  über  die  Bechtsgttltigkeit  der  für  einen 
Staat  schädlichen  Verträge  verbreitet.  Derartige  Spitzfindigkeiten 
geben  aber  allen  Schikanen  Baum  und  würden  den  Bruch  beschworener 
Verträge  zulassen. 

Welcher  Vertrag  würde  verpflichtend  sein,  wenn  die  beteiligten 
Staaten  sich  unter  dem  Verwände  lossagen  könnten,  dass  er  für  sie  un- 
vorteilhaft sei? 

Fiore  (op.  cit.,  t.  I,  p.  493)  bemerkt,  dass  es  schwierig,  um  nicht 
zu  sagen  unmöglich  sei,  bei  Vei*trägen  eine  völlige  Gleichheit  unter  den 
Parteien  zu  erzielen,  man  könne  lediglich  eine  verhältnismässige  Oieichheit 
anstreben.  Man  könne  nicht  sagen,  dass  ein  Vertrag  den  Grandsätzen 
der  Gerechtigkeit  widerspreche,  wenn  er  zwar  beiden  Parteien  einen  ver- 
hältnismässigen Vorteil,  der  einen  jedoch  einen  grössern  Nutzen  als  der 
andern  bringe. 

819.  —  B.  —  Erlaubter  Gegenstand.  —  Ein  Staat  kann  sich 
nicht  zu  Handlungen  verpflichten,  die  dem  positiven  Völkerrechte,  den 
allgemeinen  Regeln  der  Sittlichkeit  und  den  Grundrechten  der  Menschen 
zuwiderlaufen,  z.  B.  kann  er  sich  nicht  verpflichten,  die  Sklaverei  bei  sidi 
einzuführen  oder  seine  Untertanen  zur  Annahme  einer  bestimmten  Beligioi 
zu  zwingen  oder  den  Handel  anderer  Nationen  mit  Gewalt  zu  verhindern. 

—  Einen  erlaubten  Gegenstand  haben  dagegen  gerade  die  Verträge,  die 
die  Bekämpfung  des  Negerhandels,  das  Desertieren  von  Soldaten  oder 
Matrosen,  den  Schmugge&andel  usw.  betreffen. 

820.  —  C.  —  Die  Bechtsfähigkeit  der  Vertragschliessenden 
ist  ein  wichtigeres  Erfordernis  im  Völkerrechte  als  im  bürgerlichen  Bechte 

—  Das  Recht  zu  unterhandeln  ist  ein  wesentliches  Attribut  der  Souve- 
ränität. Im  allgemeinen  können  nur  souveräne  Staaten  Verträge  schliessa 
(No.  175  bis  194;  268  u.  ff.)i) 


Zweiter  Abschnitt. 

Formelle  Erfordernisse. 

821.  —  Die  schriftliche  Vertragsurkunde  besteht  meistens  aus  dem 
Eingange,  der  Bezeichnung  der  Bevollmächtigten  und  deren  Legitimationety 
den  verschiedenen  Vertragsbestimmungen  und  einem  Schlussartikel«  da* 
die  Tatsache  der  gemeinsamen  Willenserklärung,  die  Angabe  des  Ortes, 

1)  [Vgl.  Despagnet,  Les  difflcultes  internationales  venant  de  la  oonstitatioa 
de  certains  pays,  R.  D.  I.  P.,  t  II,  pp.  184  et  s.] 
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der  Zeit,  der  Zahl  der  aasgefertigten  Urkunden,  die  Unterschriften  und 
den  Namen  jedes  Unterhändlers  enthält. 

In  dem  Eingange  werden  die  Gründe,  die  Veranlassung  nnd  der 
Gegenstand  des  Vertrages  mitgeteilt.  Gewöhnlich  beginnt  der  Vertrag 
mit  einer  Anmfting:  „Im  Namen  der  heiligen  Dreieinigkeit''  (Paris,  14.  Sep- 
tember 1815).  —  -Im  Namen  Gottes  des  Allmächtigen^  (Paris,  30.  März 
1856;  Berlin,  13.  Juli  1878  und  26.  Februar  1885). 

832.  —  Die  Vertragsbestimmungen  werden  nach  Artikeln  geordnet. 
Die  letzten  Artikel  setzen  die  Vertragsdauer  und  die  Frist  fest,  innerhalb 
deren  die  Batiflkationen  ausgetauscht  werden  sollen. 

Es  werden  soviele  Originale  ausgefertigt,  als  sich  Staaten  an  dem 
Vertrage  beteiligen.  In  dem  Exemplar,  das  ein  Staat  erhält,  steht  dessen 
Name  Überall  an  erster  Stelle.  —  Auch  sein  Bevollmächtigter  wird  stets 
zuerst  genannt. 

823.  —  Wenn  sich  im  Laufe  der  Unterhandlungen  eine  Übereinstimmung 
in  verschiedenen  Haupt-  oder  Nebenpunkten  herausgestellt  hat,  so  wird 
sie  in  einem  von  allen  Parteien  unterzeichneten  Protokolle  festgestellt. 
Diese  Unterschrift  genügt  aber  nicht,  um  die  Übereinstimmung  fttr  die 
Parteien  bindend  zu  machen.  Sie  wird  erst  durch  Unterfertigung  der 
Schlussakte,  die  die  Einhelligkeit  über  sämtliche  Punkte  nachweist,  ver- 
pflichtend. 

Die  Unterzeichnung  der  bevollmächtigten  Gesandten  ist  aber  nicht 
ausreichend.  —  Gewöhnlich  muss  noch  die  Ratifikation  hinzutreten. 


Dritter  Abschnitt. 
RatifHurtion  der  Veiirige.*) 

824.  —  Die  Batiflkation  oder  die  Bestätigung  ist  die  ausdrückliche 
Annahme  des  vom  Bevollmächtigten  vereinbarten  Vertrages  durch  die 
souveräne  Staatsgewalt;  sie  erfolgt,  je  nach  der  Innern  Verfassung  des 
einzelnen  Staates,  durch  das  Staatsoberhaupt  allein  oder  unter  Mitwirkung 
der  Kammern.**) 

Nach  heutigem  Völkerrechte  gilt  die  Batiflkation  der  Verträge  als 
ein  notwendiges  und  unerlässliches  Erfordernis.  —  Erst  die  Ratifikation 
gibt  dem  Vertrage  seine  verbindliche  Kraft.  Nur  durch  sie  werden  die 
Parteien  endgültig  gebunden.  Die  Ratifikation  gibt  der  höchsten  Staats- 
gewalt das  Recht  und  die  Pflicht,  flir  die  Erfüllung  des  Vertrages  zu 
sorgen. 

Wird  der  Vertrag  seinem  ganzen  Inhalte  nach  vorbehaltlos  bestätigt, 
so  enthält  die  Ratifikationsurkunde  alle  Vei*tragsbestimmungen.  —  Einige 
Staaten  beschränken  sich  jedoch  darauf,  nur  die  Aufechrift,  den  Eingang, 
den  ersten  und  letzten  Artikel  sowie  das  Datum  und  die  Unterzeichnung 
der  Bevollmächtigten  wiederzugeben. 

Will  der  Staat  den  von  seinem  Bevollmächtigten  unterschriebenen 
Vertrag  nicht  seinem  ganzen  Inhalte  nach  ratifizieren,  so  sind  die  Ver- 
handlungen zur  Prüfung  etwaiger  Zusatzartikel  wieder  zu  eröffiien,  oder 

*)  Wurm  in  der  deiOrnJim  TierfdjjUbrMdbH/l,  184S,  L  Heft,  8.  163 f. 
**)  vgl  Deitteeke  Beiduverfaeetma,  Art,  11,  m  VefUitdmg  mU  Art.  4,  —  Ttmeriedhe 
Verfaetung,  Art  48.  —  8.  iä>er  die  MneidiUkh  der  Beidmerfaeeimg  heetdiende  Strtüfrage 
Litgt,  ep.  dt,  8.  163  und  die  dort  angefltkrtm  8€kriften. 

BonfiU,  Lehibneb  de«  VSlkerrachii.  28 
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man  vermerkt  die  allenf&iligen  Vorbehalte  und  die  Erklärungen,  worSber 
ein  Einverständnis  erzielt  worden  ist,  in  dem  Protokolle  über  den  Ais- 
tausch  der  Ratifikationsurkunden. 

Verträge,  die  von  den  zuständigen  Staatsoberhäuptern  unmittelbar 
untereinander  geschlossen  worden  sind,  bedürfen  keiner  Ratifikation.  Bei- 
spiele: Die  sog.  Heilige  Allianz,  die  von  den  Herrschern  Österreichs,  Russlaads 
und  Preussens  am  14.  September  1815  zu  Paris  unterzeichnet  wurde;  — 
die  Präliminarien  von  Villafranca  vom  15.  Juli  1859  zwischen  dem  Kaiser 
von  Österreich  und  Napoleon  in.  —  Der  Garantie-Vertrag  von  Casr-Said 
vom  12.  Mai  1881  zwischen  Frankreich  und  Tunis.  Da  dieser  Vertrag 
vom  Bey  selbst  abgeschlossen  worden  war,  so  war  nur  die  Ratifikation 
seitens  Frankreichs  erforderlich. 

825.  —  Ist  die  Ratifikation  erteilt  worden,  so  werden  die  diplomatiBcheD 
Urkunden  binnen  der  durch  den  Vertrag  bestimmten  Frist  ausgetauscht 

—  Die  Verträge  und  Abkommen  setzen  stets  eine  Frist  fest,  inneriialb 
deren  die  Ratifikationen  ausgetauscht  werden  sollen.^  Die  Frist  kann 
durch  ein  besonderes  Abkommen  verlängert  werden. 

Die  Diplomaten  schreiten  zu  einer  genauen  Vergleichung  der  Rati- 
fikationsurkunden in  allen  ihren  Einzelheiten.  Werden  die  Urkunden  als 
gleichlautend  und  richtig  befunden,  so  werden  sie  ausgetauscht.  —  Über 
den  ganzen  Vorgang  wird  ein  Protokoll  aufgenommen.  —  Zuw^en  wird 
hierin  auch  der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Vertrages  angegeben; 
manchmal  nimmt  man  aber  auch  noch  ein  besonderes  Protokoll  atf,  um 
diesen  Zeitpunkt  zu  bestimmen. 

Der  Austausch  der  Ratifikationen  erfordert  keine  besondere  Vollmacht. 

—  Sie  gehört  zu  den  regelmässigen  Amtsbefugnissen  der  diplomatisches 
Agenten. 

826.  —  Ein  neues  Verfahren  wurde  von  der  Berliner  Eongokonferenz 
(26.  Februar  1885}  angenommen.  —  Man  vereinigte  alle  Akte  und  Dekla- 
rationen der  Konferenz  zu  einem  einzigen  Vertragsinstrumente,  der  soge- 
nannten Generalakte.  —  Diese  Qeneralakte  musste  von  jeder  Signatar- 
macht ratifiziert  werden.  —  Jede  Ratifikation  wurde  an  die  R^ening 
des  Deutschen  Reiches  gerichtet,  durch  deren  Vermittlung  allen  Signatar- 
mächten  hiervon  Kenntnis  gegeben  wurde.  Die  Ratifikationen  blieben  in 
den  Archiven  der  deutschen  Regierung  aufbewahrt.  Über  den  Hinterlegungs- 
akt wurde  ein  Protokoll  errichtet,  das  von  den  Vertretern  aller  Mächte,  die 
an  der  Konferenz  teilgenommen  hatten,  unterzeichnet  und  wovon  eine 
beglaubigte  Abschrift  allra  diesen  Mächten  mitgeteilt  wurde  (Art.  38  der 
Generalakte  vom  26.  Februar  1885).  —  Dies  vereinfistchte  Verfahren  er- 
sparte den  vierzehn  Staaten  die  Ausfertigung  und  Entgegennahme  von  je 
dreizehn  Ratifikationen  und  die  Aufbewahrung  einer  Abschrift  der  eigenoi 
Ratifikation. 

S27.  —  Die  Ratifikation  gibt  Anlass  zu  drei  Fragen.  1.  Ist  die 
Ratifikation  zur  Gültigkeit  und  verbindlichen  Kraft  des  unterzeidmeteii 
Vertrages  erforderlich?  Die  Frage  ist  frtther  lebhaft  erörtert  worden. 
Es  wurden  hierbei  mancherlei  (Jnterscheidungen  aufgestdlt,  die  nor  znr 
Verdunklung  der  Streitfirage  filhrten.  —  Viele  Schriftsteller  behaupteten, 
dass  die  Staaten  an  die  durch  ihre  Vertreter  geschlossenen  Yertrige  ge 
bunden  seien,  sofern  nur  die  Bevollmächtigte  innerhalb  der  Grenzen  ihrec 


1)  Art.  3S  der  Genertlikte  der  Beiliner  Koateenz  vom  26.  Mbnuur  1865.  — 
Ali.  17  des  Abkommens  Tom  99^  Oktob«  tSSS,  betreffiMid  den  Kmal  tou  Snes.  — 
Art  99  der  BriLsseler  Qeneralakte  Tom  S.  Juli  1690. 
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Auftrages  gehandelt  h&tten  and  dass,  selbst  wenn  sie  ihre  Weisungen 
überschritten  hätten,  eine  Ratifikation  nur  dann  nötig  sei,  wenn  eine  solche 
bei  Erteilung  der  VoUmacht  ausdrücklich  vorbehalten  worden  wäre.  Dies 
ist  die  Ansicht  yon  Grotius,  Vattel,  G.  y.  Härtens,  Elüber  usw. 

Die  Staatenflbung  und  die  neuzeitlichen  Schriftsteller  verlangen  indessen 
die  Ratifikation.  —  Das  Eirfordemis  der  Ratifikation  ist  stillschweigend. 
Tatsächlich  enthalten  aber  feist  alle  Verträge  ausdrücklich  den  Vorbehalt 
der  Ratifikation  und  bestimmen  die  Frist  zum  Austausche  der  Ratifikationen. 
Grundsätzlich  hat  der  Staat  die  freie  Wahl,  ob  er  das  Ergebnis  der  Unter- 
handlungen annehmen  oder  zurückweisen  will.  Der  von  dem  Bevollmäch- 
tigten unterzeichnete  Vertrag  hat  daher  nur  die  Bedeutung  einer  Vertrags- 
zusage. —  Warum?  Weil  es  sich  um  Interessen  handelt,  die  zu  wichtig 
und  eingreifend  sind,  als  dass  sie  der  Entscheidung  eines  Unterhändlers, 
wäre  es  auch  der  gewissenhafteste,  Überlassen  bleiben  könnten.  Der  Staat 
darf  nicht  durch  einen  Irrtum  seines  Bevollmächtigten  geschädigt  werden; 
er  muss  hiergegen  einen  Rechtsbehelf  haben.  Eine  unumschränkte  Voll- 
macht wäre  zu  gefährlich  und  doch  ist  es  zweckmässig,  Vollmachten  zu 
erteilen,  um  die  Unterhandlungen  zu  fördern  und  fortwährende  Bericht- 
erstattungen zu  vermeiden.  —  Eine  Abhilfe  gegen  die  Gtofahr  liegt  in 
dem  Erfordernisse  der  Ratifikation,  der  Bestätigung.  Hierdurch  wird  der 
Staat  gegen  nicht  wieder  gut  zu  machende  Nachteile,  die  durch  Saumselig- 
keit oder  Unredlichkeit  eines  Bevollmächtigten  entstehen  könnten,  geschützt. 

Eine  Ausnahme  wird  im  Kriege  beim  Abschlüsse  von  Kartellen:  wie 
Waffenstillständen,  Auswechslungen  von  Gefangenen,  Übergabe  von  Ver- 
wundeten gemacht.  Hier  hat  der  Befehlshaber  uneingeschränkte  Vollmacht, 
da  es  sich  um  ein  augenblickliches,  dringliches  Interesse  handelt  und  eine 
schnelle  Entscheidung  geboten  ist.  Das,  was  man  herkömmlich  unrichtig 
den  Abschluss  des  Vertrages  nennt,  was  aber  in  Wirklichkeit  nur  die 
Unterzeichnung  des  Vertragsentwurfs  durch  die  Bevollmächtigten  ist,  ist 
der  Sache  nach  nur  eine  sponsio.  —  Die  Unterfertigung  ist  freilich  keine 
bedeutungslose  Handlung.  Sie  bekundet,  dass  die  Unterhandlungen  be- 
endigt sind  und  dass  die  Bevollmächtigten  die  Überzeugung  haben,  dass 
sie  dem  Willen  ihrer  Auftraggeber  nachgekommen  sind. 

828.  —  2.  Kann  die  Rati&ation  verweigert  werden?  —  Die  Meinungen 
der  Publizisten  gehen  auseinander.  Nach  Grotius,  Pufendorf  und 
Bynkershoek  darf  die  Ratifikation  nicht  versagt  werden,  wenn  der  Be- 
vollmächtigte seine  Weisungen  nicht  fiberschritten  hat.  —  Die  beiden 
vorausgeschickten  Fragen  bilden  in  Wirklichkeit  nur  eine  einzige.  Wenn 
die  Ratifikation  zur  Gültigkeit  eines  Vertrages  unerlässlich  ist,  so  liegt 
es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sie  nicht  erzwungen  werden  darf,  sonst 
wäre  sie  eine  ganz  überflüssige,  wertlose  Förmlichkeit.  —  Das  Recht, 
einem  Vertrage  die  Bestätigung  vorzuenthalten,  besteht  mithin  in  vollem 
UmfiEinge. 

Eine  grundlose  Verweigerung  ist  je  nach  den  Umständen  ein  Verstoss 
gegen  die  schicklichen  Rücksichten,  die  die  Staaten  zu  nehmen  haben; 
sie  kann  auch  das  Vertrauen  in  den  Staat  erschüttern  oder  bisher  freund- 
liche Beziehungen  gefährden.  —  Die  Verweigerung  kann  aber  nie  als  eine 
Rechtsverletzimg  angesehen  werden. 

In  der  Praxis  kommen  Ratifikationsverweigerungen  nur  selten  vor. 
Da  es  im  freimi  Ermesse  der  Staaten  steht,  ihre  Unterhändler  zu  wühlen, 
ihnen  die  forderlichen  Weisungen  zu  erteilen  und  die  Verhandlungen 
jederzeit  abzubrechen,  so  wird  sich  der  Vertrag  nicht  leicht  von  den  An- 
sichten der  Regierung  entfernen. 

18* 
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ZU  verstärken  und  eine  aasdrttckliche  Anerkennung  derselben  durch  die 
Yertragsmächte  zu  yeranlassen.  Daher  begegnet  man  in  einem  neuen 
Vertrage  oft  einer  Klausel,  die  den  frühem  Vertrag  bestätigt  —  Unter 
Bestätigung  (confirmation)  eines  Vertrages  versteht  man  die  ijierkennang, 
dass  ein  Vertrag  seinem  ganzen  Inhalte  nach  oder  in  einzelnen  seiner 
Bestimmungen  noch  in  Geltung  sei.  —  Die  Bestätigung  setzt  voraus,  dass 
der  bestätigte  Vertrag  noch  rechtsverbindlich  ist;  sie  darf  nicht  mit  d& 
Wiederherstellung  eines  Vertrages,  der  seine  Gültigkeit  bereits  verloren 
hat,  verwechselt  werden. 

Von  besonderm  Werte  ist  die  Bestätigung,  wenn  Zweifel  ttber  die 
Anwendung  eines  frohem  Vertrages  besorgt  werden.  —  Sind  über 
denselben  Gegenstand  mehrere  Verträge  nacheinander  abgeschlossen  worden, 
so  bestätigt  man  in  dem  letzten  die  vorhergehenden  Abmachungen  durch 
eine  ausdrückliche  Erklärung.  So  bestätigt  Artikel  1  des  zwischen  Frank- 
reich und  der  Türkei  am  25.  November  1838  abgeschlossenen  Vertrages 
die  bereits  bestehenden  Kapitulationen  und  Verträge  für  immer. 

Zuweilen  wird  eine  Bestätigung  .gefordert,  wenn  die  Verfassung  einer 
der  Vertragsmächte  eine  wesentliche  Milderung  durchgemacht  hat.  —  Eine 
neue  Begiemng  betrachtet  es  gewöhnlich  als  eine  ihrer  ersten  Aufgaben, 
zu  erklären,  dass  sie  die  von  den  frühern  Regierungen  abgeschlossenen 
Verträge  achten  und  erfüllen  werde.  Ist  es  doch  die  sittliche  PersOnlidi- 
keit  des  Staates  gewesen,  die  den  Vertrag  eingegangen  war  und  diese 
bleibt  trotz  Änderung  der  Begiernngsform  oder  des  Fürsten  bestehen. 
—  So  hat  denn  auch  das  französische  Königreich  nach  seiner  WieAet- 
herstellung  die  von  der  Bepublik  und  dem  Kaiserreiche  vereinbarten  Ver- 
träge, soweit  sie  noch  in  Kraft  standen,  bestätigt  und  befolgt 

Der  Westfälische  und  der  Utrechter  Friede  ist  von  allen  im  Laufe 
des  18.  Jahrhunderts  von  denselben  Parteien  späterhin  vereinbarten 
Friedensverträgen  immer  wieder  bestätigt  worden.  —  Artikel  63  des 
Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  besagt,  „dass  der  Pariser  Vertrag 
vom  30.  März  1856  und  der  Londoner  Vertrag  vom  13.  März  1871  in  allen 
demjenigen  ihrer  Bestimmungen  aufrecht  erhalten  werde,  welche  durch 
die  vorstehenden  Vereinbarungen  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert 
worden  sind." 

852.  —  Viele  Verträge,  namentlich  Bündnis-,  Handels-,  Schiffiihrts- 
vertrage  usw.,  werden  für  eine  bestimmte  Zeit  geschlossen.  Die  Staaten 
können  vor  Ablauf  der  Frist  durch  eine  gemeinsame  Übereinkunft  die 
Dauer  abändern  und  verlängern.  Man  spricht  dann  von  einer  Verlänge- 
rung (Prorogation).  —  Durch  Verlängerung  tritt  nicht  etwa  ein  neuer 
Vertrag  an  Stelle  des  alten,  sondern  es  findet  nur  eine  Veränderung  der 
Klausel,  die  die  Geltungsdauer  des  Vertrages  beschränkt  hatte,  statt;  d^ 
Zeitpunkt,  bis  zu  welchem  der  Vertrag  in  Kraft  bleiben  soll,  wird  weiter 
hinausgerückt.  —  Die  Verlängerung  erfolgt  entweder  durch  ein  besonderes 
Abkommen  oder  durch  eine  Deklaration  oder  mittels  Austausches  von  Noten. 

853.  —  Auch  die  Ernenerung  (renouvellement)  setzt  einen  auf  eine 
bestimmte  Dauer  geschlossenen  Vertrag  voraus.  Hier  begründen  die 
Parteien  aber  einen  vollständig  oder  doch  wenigstens  zum  Teile  nenra 
Vertrag,  der  dem  frühem  erloschenen  und  ersetzten  Vertrag  ähnlich  ist 

Man  verlängert,  wenn  man  den  alten  Vertrag  unverändert  lassen 
will;  man  erneuert,  wenn  man  einige  Nebenpunkte  abzuändern  wünscht. 

Die  Ernenerung  eines  Vertrages  mnss  vor  dessen  Ablauf  vorgenommen 
werden.  Ist  ein  Vertrag  schon  ausser  Kraft  getreten,  so  kOnnen  die 
Parteien  durch   ein  neues  Abkommen  seine  Bestimmungen  zwar  wieder 
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aufleben  lassen;  es  liegt  dann  aber  eine  Wiederherstellang  (rötablisse- 
ment)  vor.  So  können  die  Verträge,  die  durch  den  Krieg  erloschen  sind, 
durch  den  Friedensschluss  wiederhergestellt  werden  und  wieder  in  Kraft 
treten.  Beispiele:  Art.  18  der  Zusatzkonvention  vom  11.  Dezember  1871 
2um  Frankfurter  Frieden  vom  10.  Mai  1871. 

Die  Ausdrucke  Bestätigung,  Erneuerung  und  Wiederherstellung  werden 
in  der  Praxis  oft  nicht  auseinander  gehalten. 

854.  —  Ein  Vertrag,  dessen  Dauer  abgelaufen  ist,  wird  oft  still- 
schweigend fortgesetzt.  Die  stillschweigende  Fortsetzung  (tacite  recon 
duction)  kann  aber  nur  stattfinden,  wenn  sie  in  dem  Vertrage  selbst  aus- 
drficklich  vorgesehen  worden  war.  Im  Gründe  genommen  liegt  dann  eine 
im  voraus  vm-einbarte  Verlängerung  vor,  die  der  Potestativbedingung 
jeder  einzelnen  Vertragsmacht  unterliegt. 


Achter  Abschnitt. 
Eriösohen  der  Vertrlga. 

8S5.  —  Einige  Schriftsteller  sudien  aufs  sorgfältigste  zu  ermitteln, 
inwieweit  die  Erlöschungsgründe  ftlr  privatrechtliche  Verträge  auf  völker- 
rechtliche Verträge  Anwendung  finden.  —  Dies  ist  eine  überflüssige  Mühe. 
Es  gibt  gewiss  eine  Analogie  zwischen  den  Verpflichtungen,  die  aus 
Staatsverträgen'  erwachsen  und  den  Vertragsverbindlichkeiten  des  bürger- 
lichen Rechts;  aber  es  ist  weder  eine  volUcommene  Gleichheit  noch  eine 
wirkliche  Ähnlichkeit  vorhanden. 

Die  Erlöschungsgründe  der  Staatsverträge  sind  folgende: 

A.  —  Vollkommene  und  gänzHehe  Erfüllung  des  Vertrages. 

B.  —  Ablauf  der  bestimmten  Zeit. 

C.  —  Eintritt  einer  ausdrücklich  vereinbarten  auflösenden  Bedingung. 

D.  —  Unmöglichkeit  d^  Erfüllung.  —  Der  Eintritt  einer  physischen 
Unmöglichkeit  wird  sidi  kaum  ereignen.  —  Eine  rechtliche  Unmöglichkeit 
liegt  vor,  wenn  die  Erftlllung  des  Vertrages  gegenüber  dem  einen 
Beteiligten  eine  Vertragsverletzung  in  Ansehung  eines  andern  Mitbeteiligten 
sein  würde.  Diesen  Fall  hat  Vattel  besprochen  (op.  dt.,  liv.  III,  eh.  VI, 
§  93).  —  Drei  Staaten  haben  ein  Defensivbündnis  miteinander  geschlossen. 
Zwei  von  ihnen  geraten  in  Streit  und  führen  Krieg  gegeneinander;  wie 
hat  sich  der  dritte  zu  verhalten?  Auf  Grund  des  Vertrages  braucht  er 
wedei  dem  einen  noch  dem  andern  BräBtand  zu  leisten.  Es  wäre  unrichtig, 
zu  behaupten,  dass  er  jedem  seine  Hilfe  gegen  den  andern  oder  einem 
der  beiden  gcsgea  den  andern  versprochen  habe.  Der  Staat  erlangt  viel- 
mehr seine  volle  Handlungsfreiheit  wieder.  —  Eine  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  kann  auch  durch  das  Zusammentreffen  mehrerer  Verträge  entr 
stehen.  Z.  B.  dn  Staat  hat  mehrere  Bündnisse  mit  verschiedenen  Staaten 
vereinbart.  Alle  diese  Mächte  gei-aten  miteinander  in  Krieg.  Man  kann 
den  Staat  nicht  für  verpflichtet  halten,  einer  dieser  Mächte  Beistand 
zu  leisten;  denn  er  würde  sonst  die  Vortri^^  die  er  mit  den  asdern 
Mächten  gesdilossen  hat,  vm-letzen.^) 

K  —  Verzicht  des  Staates  auf  die  ihm  durcli  den  Vertrag  eingeräumten 
Jtechte.     Beispiel:  Durch  den  Vertrag  vom  29.  März  1864  verzichtete 

1)  Qrotius  (op.  cH..ltt.  H,  C19.  Z¥,  f  18).  -  Ott-  Klüber,  op.cit,  üt  0,  ch.n, 1 164. 
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England   auf  das  Protektorat,   das   es   auf  Orand  des   Vertrages   yom 
5.  November  1815  ttber  die  Jonischen  Inseln  aosflbte. 

F.  —  Gegenseitige  Übereinstimmong.  Wie  die  Gemeinsamkeit  des 
Willens  genügt,  um  Rechte  und  Pflichten  zwischen  Staaten  zn  begründen, 
so  kann  sie  auch  zweifellos  deren  Erlöschen  herbeiAihren. 

856.  —  G.  —  Kündigung  des  Staatsvertrages  in  den  durch  den  Ver- 
trag selbst  vorgesehenen  Fällen.  —  Bei  Verträgen,  die  eine  fortgesetzte 
Wirkung  erzeugen   sollen  und  besonders   bei  unbelristeten,   wird   meist 
eine  Klausel  aufgenommen,  wonach  sich  jede  Vertragspartei  (oder  auch 
nur  eine)  das  Recht  vorbehält,  den  Vertrag  zu  kündigen  und  sich  also 
durch  eine  einfache  einseitige  Willenserklärung  für  die  Zukunft  von  den 
ihr    obliegenden   Verpflichtungen    zu  befreien.   —   Eine    solche  Klausel 
findet  man  in  vielen  Verträgen.     Beispiel:  Art.  18  des  Abkommens  vom 
120.  März  1883,   betreffend   den  internationsden  Schutz   des  gew^blichen 
{Eigentums  und  Artikel  20  des  Abkommens  vom  9.  September  1886,  das 
den  internationalen  Verband  zum  Schutze  der  Werke  der  Literatur  und 
|-...;.^unst  begründete. 

w     ^^  857.  —  H.  —  Ist  die  einseitige  Kündigung  eines  Vertrages,  der  fort- 
r      dauernde  Verhältnisse  regelt,  nur  möglich,  wenn  die  Kündigung  in  dem 
Verti*age  ausdrücklich  vorgeschrieben  worden  ist? 

Bindet  ein  Vertrag,  der  auf  dauernde  Wirkungen  berechnet  und  ohne 
jede  Zeitbegrenzung  vereinbart  worden  ist,  die  beteiligten  Staaten  fBr 
aUe  Zeiten,  in  perpetuum?  —  Die  Bestimmung  einer  ewigen  Dauer  ist 
bei  Verträgen  ebenso  sinnlos  und  unerreichbar,  wie  bei  Verfassungen 
(No.  847). 

Die  herrschende  Lehrmeinung  und  die  StaatenObung  nehmen  daher 
an,  dass  Verträge  ohne  Fristbestimmung,  sog.  ewige  Verträge,  unter  der 
stillschweigenden  Klausel  rebus  sie  stantibus  geschlossen  werden.^)*)  — 
Ein  Vertrag  muss  unbedingt  erlöschen,  sobald  die  Gründe,  die  ihn  ver- 
anlasst haben,  weggefallen  sind.  —  Mit  der  Zeit  ist  ein  solcher  Vertrag 
zwecklos  oder  sogar  widersinnig  geworden,  weil  sich  die  Beziehungen 
zwischen  den  Staaten  verändert  haben,  weil  die  jeweilige  Lage  der  Völker 
unter  dem  Einflüsse  anderer  wirtschaftlicher  oder  poUtischer  Interessen 
eine  Wandlung  dui*chgemacht  hat. 

Wenn  nun  aber  die  Erfüllung  eines  Vertrages  auf  die  Dauer  der 
Natur  der  Dinge  selbst  zuwiderläuft,  so  fragt  es  sich  doch,  ob  die  Ver- 
änderung der  Umstände,  unter  denen  die  Staaten  sich  verpflichtet  hatten, 
das  Erlöschen  des  Vertrages  ipso  jure  zur  Folge  hat.  Ist  eine  der  Ver- 
tragsmächte berechtigt,  sich  unter  Bezugnahme  auf  die  veränderten 
Umstände  durch  blosse  Willenserklärung  von  ihrem  Versprechen  loszusagen? 

Bynkershoek  verneint  die  Frage  unbedingt.*)  Die  gegenteilige 
Ansicht  hätte  zur  logischen  Folge,  dass  kein  Versprechen  verpflichtet, 
wenn  nicht  dessen  Erfüllung  für  den  Teil,  der  es  hält,  vorteilhaft  ist.  — 
Ein  Staat,  der  durch  einen  Vertrag  gebunden  ist,  der  seiner  Ansicht  nach 
mit  den  derzeitigen  Bedürfnissen  nicht  mehr  im  Einklänge  steht,  kann 
sich  nicht  einseitig  von  der  eingegangenen  Verpflichtung  frei  erklären. 
Er  muss  mit  den  andern  Vertragsmächten  in  neue  Unterhandlungen  treten, 
ihnen  die  stattgehabten  Veränderungen  darlegen  und  den  Nachweis  führen, 
dass  die  Umstände,  unter  denen  der  Vertrag  geschlossen  worden  war  und 
die  dessen  rechtsverbindliche  Kraft  begründet  hatten,  inzwischen  eine 

1)  [Vgl.  über  diese  Klausel  K  D.  I.,  t  XIX,  pp.  37  et  46.] 

2)  Quaestiones  juris  publici,  lib.  II,  cap.  X. 
*)  8.  audi  Biamardcs  Gedamken  und  Erinnerungen,  Bd.  II,  S5S, 
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Umwandlung  erfahren  haben.  —  Dnrch  eine  gemeinsame  Übereinkunft, 
nicht  durch  eine  einseitige  oder  rein  willkürliche  Erklärung,  ist  die  Auf- 
hebung des  Vertrages  herbeizuführen. 

858.  —  Kussland  handelte  im  Oktober  1870  anders.  Um  sich  von 
den  Vorschriften  der  Artikel  11,  13  und  14  des  Pariser  Vertrages  vom 
30.  März  1856  und  dem  russisch-türkischen  Meerengenabkommen  von  dem 
selben  Tage  loszusagen,  wies  es  freilich  auf  Gründe  hin,  die  genügten, 
um  die  Aufhebung  dieser  Abmachungen  zu  rechtfertigen.  Unter  anderm 
berief  es  sich  auf  die  völlige  Umwälzung  im  Seekriegswesen,  die  durch 
den  Bau  von  Panzerschiffen  hervorgerufen  worden  sei.  Die  russischen 
Häfen  seien  hierdurch  gefährdet,  denn  sie  könnten  von  Kriegsschiffen,  die 
sich  dank  ihrer  Bepanzerung  die  Fahrt  durch  die  Meerengen  erzwängen, 
unvermutet  angegriffen  werden.  Es  nahm  auch  bezug  auf  die  Beseitigung 
verschiedener  Artikel  des  Vertrages  vom  80.  März  1856,  besonders  aul 
die,  welche  die  Begierung  der  Fürstentümer  der  Moldau  und  der  Wallachei 
betrafen. 

In  Wirklichkeit  liess  sich  Russland  zu  dieser  Erklärung  nur  durch 
die  damalige  Gunst  der  politischen  Lage  bestimmen.  Frankreich,  das  durch 
die  deutschen  Heere  erdrückt  wurde  und  nui*  an  seine  eigene  Verteidigung 
denken  konnte,  hatte  weder  den  Willen  noch  auch  die  Macht,  dem  Ver- 
trage von  1856  Geltung  zu  verschaffen.  Das  selbstsüchtige  England  war 
trotz  seines  Dünkels  nicht  imstande,  die  Früchte  des  Erünkrieges  allein 
zu  sichern.  Auch  Osterreich  und  Italien  waren  die  Hände  gebunden. 
Das  Bündnis  der  Neutralen  hatte  die  Ohnmacht  Europas  besiegelt.  Bismarck 
war  Bussland  günstig  gesinnt.  Vor  Ausbruch  des  deutsch-französischen 
Krieges  hatte  Preussen  Bussland  zugesichert,  dass  es  dessen  Wunsch  nach 
einer  Durchsicht  des  Pariser  Vertrages  unterstützen  werde,  sobald  der 
Krieg  beendigt  sein  würde.  Fürst  Gortschakoff  hatte  aber  aus  Erfahrung 
Bismarcks  Art,  die  Dienste  seiner  Freunde  zu  lohnen,  zu  genau  kennen 
gelernt,  um  das  Ende  des  Krieges  abzuwarten.  Die  Gelegenheit  zum 
Handeln  bot  sich  dar;  er  liess  sie  nicht  vorübergehen. 

Der  russische  Kanzler  wählte  den  psychologischen  Augenblick  der 
Niederlagen  Frankreichs  und  der  europäischen  Verwirrung,  um  den  schweren 
Bechtsbruch  vorzunehmen.  Bussland  sagte  sich  selbst  und  einseitig  von 
einer  Verpflichtung  los,  die  es  andern  Mächten  gegenüber  übernommen 
hatte.  Es  verkündete  eigenmächtig  die  Aufhebung  gewisser  Artikel  des 
Pariser  Vertrages.  „Das  Vorgehen  Busslauds  —  so  sagte  Granville  in 
seiner  an  Buchanan  gerichteten  Depesche  vom  19.  November  —  vernichtet 
alle  Verträge;  jeder  Vertrag  bezweckt  die  Vertragschliessenden  gegen- 
einander zu  binden,  nach  russischer  Auffassung  dagegen  unterwirft  sich 
jede  Partei  ihrer  eigenen  Autorität  und  hält  sich  nur  sich  selbst  gegen- 
über für  verpflichtet." 

Angesichts  der  Verwahrungen  Englands  hielt  der  russische  Kanzler, 
der  der  Unterstützung  Preussens,  dessen  Vorgehen  gegen  Frankreich  er 
begrünstigt  hatte,  sicher  war,  seine  Ansprüche  nicht  mehr  aufrecht  und 
willigte  darin  ein,  dass  eine  Konferenz,  wozu  er  selbst  aber  nicht  die 
Anregung  gab,  in  London  zusammentreten  sollte.  —  Gleich  bei  der  ersten 
Sitzung  dieser  Konferenz  fühlten  die  versammelten  Diplomaten  das  Bedürf- 
nis, gegen  das  Verfahren  Busslands  Einspruch  zu  erheben.  Das  Sitzungs- 
protokoll vom  17.  Januar  1871  enthielt  folgende  Erklärung:  „Die  zur 
Konferenz  versammelten  Bevollmächtigten  des  Norddeutschen  Bundes, 
Österreich-Ungarns,  Grossbritanniens,  Italiens,  Busslands  und  der  Türkei 
erkennen  als  essentielles  Prinzip  des  Völkerrechts  an,  dass  keine  einzige 
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Macht  sich  weder  von  ihren  Pflichten  ans  einem  Vertrage  lossagen,  noch 
dessen  Bestimmungen  von  sich  ans  modifizieren  dttrfe  anders,  als  unter  der 
mittels  gütlichen  Übereinkommens  zu  erwirkenden  Znstinunimg  der 
Vertragsparteien.^ 

Der  russische  Bevollmächtigte  onterzeidinete  das  Protokoll  bereitwillig, 
wiewohl  gerade  die  Handlungsweise  Basslands,  die  die  Londoner  Eonfer^is 
veranlasst  hatte,  im  Widerspruche  mit  dem  in  dem  Protokolle  aufgestellten 
Grandsatze  stand. 

Es  gelang  Bassland  auf  der  Londoner  Konferenz  die  Abänderungen 
des  Piuriser  Vertrages  zu  erlangen,  die  es  selbst  gewünscht  hatte.  Der 
Vertrag  vom  13.  März  1871  hob  die  Artikel  11,  13  und  14  des  Vertrages 
vom  30.  März  1856  sowie  das  beigefügte  russisch-tOrkische  Abkonunen 
auf.  —  Das  Schwarze  Heer  blieb  fOr  Handelsschiffe  geSfEhet.  —  Der 
Grundsatz  der  Schliessung  der  Meerengen  der  Dardanellen  und  des  Bos- 
porus für  Eri^^schiffe  wurde  aufrechterhalten.  Bussland  konnte  Arsenale 
und  Befestigungen  an  den  Küsten  des  Schwarzen  Meeres  anlegen,  eine 
Kriegsflotte  ausrasten  und  den  russisch-türkischen  Krieg  von  1877  vor- 
bereiten, i) 

859.  —  I.  —  Die  Nichterfüllung  des  Vertrages  durch  die  eine  Partei^ 
berechtigt  die  andere  Partei,  sich  von  ihren  Verpflichtungen  als  entbunden 
zu  erachten.  Die  Staatsverträge  werden  als  synallagmatische  Ver^- 
barungen  gerade  so  wie  die  synallagmatischen  Verträge  des  bürgerlichen 
Bechts  stillschweigend  unter  einer  auflösenden  Bedingung  geschlossen:  nnr 
ein  wichtiger  Unterschied  besteht  zwischen  beiden.  —  Ln  btti^erlichen  Bechte 
berechtigt  die  Nichterfüllung  des  Vertrages  durch  den  einen  Teil  den 
andern  Teil  nur  zur  Erbebung  einer  Klage  auf  Auflösung  und  Schaden- 
ersatz. —  Im  Völkerrechte  prüft  dagegen  jeder  Staat  beim  Mangel  eines 
gemeinsamen  über  allen  Staaten  stehenden  Bichters  frei  und  unter  seiner 
eigenen  Verantwortlichkeit,  ob  er  sich  einer  Vertragsverpflichtung  für 
ledig  erachten  kann,  wenn  die  andere  Vertragspartei  ihre  Verbindlichkeiten 
schuldhafterweise  nicht  oder  nur  zum  TeU  erfüllt  (Bluntschli,  Art.  455). 

860.  —  K.  —  Ist  der  Krieg,  der  zwischen  zwei  Staaten  ausbricht, 
ein  Erlöschungsgrund  für  die  zwischen  ihnen  bestehenden  Verträge?  — 
Es  sind  hier  mehrere  Fälle  zu  unterscheiden. 

a)  Diejenigen  Abkommen,  die  gerade  im  Hinblick  auf  einen  Kiieg 
getroffen  worden  sind  und  deren  Gegenstand  die  Begelung  gewisser  Vor- 
gänge ist,  entfalten  erst  mit  dem  Kriegszustande  ihre  Wirksamkeit.  So 
beispielsweise  die  Abkommen  betreffend  das  Verbot  gewisser  Spreng- 
geschosse (Petersburg,  11.  Dezember  1868);  die  Behandlung  Verwundeter 
und  Kranker  (Genf,  22.  August  1864);  die  Abschaffung  der  Kaperei  (Paris, 
16.  April  1856);  die  Handelsfreiheit  der  Neutralen  und  die  Schonung  des 
feindlichen  Eigentums  unter  neutraler  Flagge  (ebenda);  die  Neutralisierung 
gewisser  Gebiete  oder  gewisser  Flüsse  und  Kanäle  (Berlin,  26.  Februar 
1885,  Art.  10,  11,  25  und  33.  —  Konstantinopel,  29.  Oktober  1888, 
Art.  1)  usw.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  ruhten  diese  Verträge;  erst  der 
Krieg  bringt  sie  zur  Wirksamkeit. 

b)  Durch  den  Eintritt  des  Krieges  werden  solche  Verträge  nicht 
berührt,  die,  wie  beispielsweise  Gebietsabtretungen,  Grenzberichtigungen 


1)  Klaczko,  Deux  ch&ncelien,  pp.  880  et  s.  —  MiloTaDOwitch,  Les  traites 
de  garantie  an  19  aiide,  1SS8,  pp.  859  et  s.  —  Geffcken-Heffter,  op.  cit,  §  81, 
Aum.  4  und  §  9S,  Aom.  5.  —  OHtI,  IJhin  eas  controTersi  de  cessattou  de  la  force 
obligatoire  de  trait<a  hitemat,  R.  D.  I.,  t.  XXIII,  p.  690. 
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usw.  YoUkommen  dorcbgefiihrt  worden  sind  und  die  die  Herstellung  eines 
dauernden  und  endgültigen  Zustandes  bezwecken. 

c)  Dagegen  bewirkt  der  Ausbruch  des  Krieges  die  Auflösung  der 
Verträge,  die  im  Hinblick  auf  den  Friedenszustand  abgeschlossen  worden 
sind  und  deren  Gegenstand  oder  Zweck  die  Festigung  oder  die  Aufrecht- 
erhaltung friedlicher  Beziehungen  ist.  So  z.  B.  BOndnis-,  Subsidien-, 
Garantie-,  Handels-,  Schiffahrts-,  Zoll- Verträge  usw.  —  Diese  Verträge 
sind  ihrer  Natur  nach  stillschweigend  unter  der  auflösenden  Bedingung 
des  Friedensbruches  eingegangen  worden.  Sie  können  nur  bis  zur  Er- 
öffnung der  Feindseligkeiten  zwischen  den  Vertragsmächten  wirksam  sein. 

—  Der  Krieg  ist  für  sie  ein  Erlöschungs-  kein  blosser  Unterbrechupgs- 
grund.  Mit  dem  Frieden  leben  sie  nicht  etwa  von  selbst  wieder  auf,  wie 
wenn  sie  nur  vorübergehend  geruht  hätten,  sie  müssen  vielmehr  durch 
den  Friedensvertrag  ausdrücklich  wieder  erneuert  werden.  —  Der  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich  am  10.  Mai  1871  abgeschlossene  Friedens- 
vertrag von  Frankfurt  hat  nur  gewisse  Verträge,  wie  Schiffahrtsverträge, 
Abkommen,  betreffend  den  Schutz  des  literarischen  und  künstlerischen 
Eigentums  usw.  wieder  in  Kraft  gesetzt.  „Da  die  Handelsverträge  mit 
den  verschiedenen  Staaten  Deutschlands  durch  den  Krieg  aufgehoben  sind, 
so  werden  die  deutsche  Begieruug  und  die  französische  Regierung  den 
Grundsatz  der  gegenseitigen  Behandlung  auf  dem  Fusse  der  meist- 
begünstigten Nation  ihren  Handelsbeziehungen  zu  Grunde  legen"  (Art.  11). 

—  Artikel  23  des  Vertrages  von  San  Stefano  (3.  März  1878)  zwischen 
Bussland  und  der  Türkei  setzte  alle  Verträge  und  Abkommen,  die  vor 
dem  Kriege  bestanden  hatten,  und  die  sich  auf  Handel,  Gerichtsbarkeit 
sowie  auf  die  Rechtsstellung  der  russischen  Untertanen  in  der  Türkei 
bezogen,  wieder  in  Kraft.  —  [Der  Friedensvertrag  von  Shimonoseki 
(17.  April  1895)  zwischen  China  und  Japan  bestimmt  in  seinem  Artikel  6: 
„Da  infolge  des  Krieges  alle  Verträge  zwischen  China  und  Japan  zu  be- 
stehen aufgehört  haben,  so  verpflichtet  sich  China,  unverzüglich  nach  dem 
Austausche  der  Ratifikationen  dieses  Aktes  BevoUmächtigte  zu  ernennen, 
die  mit  japanischen  Bevollmächtigten  einen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag 
sowie  ein  Abkommen,  das  die  Grenzbeziehungen  regeln  soll,  vereinbaren. 
Die  zur  Zeit  zwischen  China  und  den  europäischen  Mächten  bestehenden 
Verträge,  Abkommen  und  Reglements  sollen  als  Grundlage  für  den  ge- 
dachten Vertrag  und  das  Abkommen  zwischen  Japan  und  China  dienen. 
Vom  Tage  der  Fälligkeit  der  Ratifikationen  dieses  Aktes  ab  gerechnet 
bis  zum  Inkrafttreten  des  gedachten  Vertrages  und  des  Abkommens  haben 
die  japanische  Regierung,  ihre  Offiziere,  ihr  Handel,  ihre  Grenzbeziehungen, 
ihre  Schiffe  und  Untertanen  in  jeder  Hinsicht  gegenüber  China  Anspruch 
auf  die  Behandlung,  die  der  meistbegünstigten  Nation  zugestanden  wird.^ 

—  Während  des  griechisch-türkischen  Krieges  vom  Jahre  1897  behauptete 
die  Türkei,  dass  infolge  der  Kriegserklärung  die  Kapitulationen  in  An- 
sehung der  Griechen  aufgehoben  seien.  ^)  —  Zur  Zeit  des  spanisch-ameri- 
kanischen Krieges  vom  Jahre  1898  erklärte  ein  spanischer  Erlass  vom 
24.  April  1898  in  seinem  Artikel  1  ausdrücklich  ,,der  zwischen  Spanien 
und  de)i  Verein.  Staaten  bestehende  Kriegszustand  bewirkt  die  Hinfälligkeit 
der  Friedens-  und  Freundscbaftsverträge  vom  27.  Oktober  1795,  des 
Protokolls  vom  12.  Januar  1877  und  aller  andern  gegenwärtig  noch 
zwischen  beiden  Ländern  geltenden  Übereinkommen,  Verträge  und  Kon- 
ventionen  **.*)] 

1)  [R.  D.  I.  P.,  t,  V,  p.  432.] 

2)  £B.  D.  I.  F.,  t.  V,  p.  676  et  «.] 
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Zweites  Kapitel. 


Die  verschiedenen  Arten  der  Staatsvertrige. 

861.  —  Anlangend  die  Staatsverträge,  so  gibt  es  fast  ebenso  viele 
Einteilungen,  wie  es  Schriftsteller  gibt,  die  sich  hiermit  befasst  haben. 
Manche  Einteilungen  sind  ohne  jeden  wissenschaftlichen  Wert. 

Ihrem  Gegenstände  nach  kann  man  allgemeine  and  besondere 
Verträge  unterscheiden,  aber  es  herrscht  keine  Übereinstimmung  darüber, 
welche  Verträge  der  einen  oder  der  andern  Gruppe  zuzuweisen  sind. 

Nach  F.  von  Martens  zerfallen  die  Verträge  in  politische  und 
soziale.  Letztere  bezwecken  die  Befriedigung  der  wirtschaftlichen  und 
religiösen  Interessen  sowie  der  Eulturbestrebungen  sowohl  ganzer  Nationen 
als  auch  engerer  Gesellschaftsklassen;  zu  ihnen  wären  die  Abkommen  über 
Rechte  an  Schriftwerken,  Auslieferung,  Naturalisation,  Handel  und  Schiff- 
fahrt zu  rechnen. 

y.  Holtzendorff  und  Heffter  schlagen  andere  Einteilungen  vor, 
die  mehr  oder  weniger  umfassend  und  erschöpfend  sind. 

Jede  Einteilung  wird  aber  von  vornherein  mangelhaft  sein  müssen, 
weil  viele  Verträge,  je  nach  dem  Gesichtspunkte,  unter  dem  man  sie  be- 
trachtet, bald  zu  dieser  bald  zu  jener  Gruppe  gehören.  Indem  wir  das 
Hauptgewicht  auf  die  wesentlichen  Merkmale  jeder  Vertragsart  legen, 
unterscheiden  wir,  wohl  wissend,  dass  auch  unsere  Einteilung  nicht  ein- 
wandfrei ist,  folgende  Verträge:  1.  Bechtsetzende  Verträge;  2.  Politische 
Verträge;  3.  Verträge,  die  den  Schutz  sozialer  und  wirtschaftlicher  Inter- 
essen bezwecken;  4.  Verträge  zwischen  Eriegsparteien. 

§  1.  —  ReohtMtzend«  VMirig«. 

862.  —  Das  gemeinsame  Merkmal  dieser  Verträge  besteht  darin, 
dass  die  Absicht  ihrer  Urheber  auf  Rechtsetzung  gerichtet  ist.  Haupt- 
gegenständ  dieser  Verträge  ist:  das  Bestehen  einer  bereits  vorhandenen 
Gewohnheit  festzustellen,  Rechtsgrundsätze  aus  einer  Reihe  gleicher  oder 
ähnlicher  Vorgänge,  die  sich  im  Laufe  eines  langem  Zeitraumes  zuge- 
tragen haben,  zu  entwickeln,  neue  Regeln  zu  schaffen,  die  als  Richtschnur 
fttr  die  Zukunft  dienen  sollen  u.  dergl.  Die  Staaten  handeln  hier  gleich- 
sam als  Gesetzgeber.  —  Meistens  wird  diese  Art  von  Verträgen  auf  den 
grossen  internationalen  Zusanmienkttnften,  die  man  als  Kongresse  oder 
Konferenzen  bezeichnet,  vereinbart. 

Diese  Verträge  verpflichten  freilich  nur  die  unterzeichnenden  Mächte, 
aber  sie  üben  doch  einen  Widerhall  in  allen  andern  Staaten  aus;  sie 
wirken,  obgleich  nur  mittelbar,  auch  auf  die  Beziehungen  der  Staaten 
zurück,  die  dem  Vertragschlusse  fem  gestanden  haben.  Schon  das  blosse 
Bestehen  derartiger  Verträge  veranlasst  und  drängt  die  andern  Staaten 
zur  Annahme  derselben  Gmndsätze.  Ihr  Beitritt  wird  oft  erbeten  und 
liegt  in  ihrem  eignen  Interesse.  —  Die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April 
1856  besagt  folgendes:  „Die  Regiemngen  der  unterzeichneten  Bevoll- 
mächtigten verpflichten  sich,  diese  ErUämng  zur  Kenntnis  derjenigen 
Staaten  zu  bringen,  welche  nicht  zur  Teilnahme  an  dem  Pariser  Kongresse 
bemfen  waren,  und  sie  zum  Beitritte  einzuladen.  —  In  der  Oberzeugung, 
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dass  die  hiermit  von  ihnen  verkündigten  Grundsätze  von  der  ganzen  Welt 
nur  mit  Dank  aufgenommen  werden  können,  bezweifebi  die  unterzeichneten 
Bevollmächtigten  nicht,  dass  die  Bemühungen  ihrer  Regierungen,  denselben 
die  allgemeine  Anerkennung  zu  verschaffen,  von  vollständigem  Erfolge 
gekrönt  sein  werden."  —  Artikel  37  der  Generalakte  der  Berliner  Kon- 
ferenz vom  26.  Februar  1885  bestimmt:  „Die  die  gegenwärtige  General- 
akte nicht  unterzeichnenden  Mächte  können  ihren  Bestimmungen  durch 
einen  besondem  Akt  beitreten."  — -  Artikel  98  der  Brüsseler  Anti- 
sklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1890  drückt  sich  beinahe  in  derselben 
Weise  aus.  Die  unterzeichnenden  Mächte  haben  sich  jedoch  das  Recht 
vorbehalten,  diejenigen  Bestimmungen  zu  stellen,  welche  sie  fttr  erforder- 
lich erachten  sollten. 

863.  —  Die  Verträge  dieser  Art  haben  im  allgemeinen  der  Weiter- 
bildung des  Völkerrechts  gedient,  einige  stehen  allerdings  auch  unter 
rückschrittlichen  Einflüssen.  Beispiele:  Im  Laufe  des  französisch-englischen 
Krieges,  der  nach  der  Unabhängigkeitserklärung  der  Vereinigten  Staaten  aus- 
gebrochen war,  richtete  Kaiserin  Katharina  II.  von  Bussland  an  England, 
Frankreich  und  Spanien  eine  Note,  die  gewisse  Grundsätze  zur  Regelung 
der  Rechtsstellung  der  Neutralen  während  eines  Seekiieges  enthielt  und 
worin  die  genannten  Mächte  aufgefordert  wurden,  diesen  Grundsätzen  bei- 
zutreten und  ihnen,  erforderlichenfalls  mit  Gewalt,  Geltung  zu  verschaffen. 
(Hieraus  erklärt  sich  die  Bezeichnung:  bewaffnete  Neutralität).  —  Diese 
Deklaration  richtete  sich  eigentlich  gegen  die  Übergriffe  England«  (vgl.  die 
Neutralität).  —  Frankreich  erklärte  am  25.  April  1780,  dass  es  seit  langem 
schon  die  Freiheit  der  neutralen  Schiffe  anerkenne.  —  Dänemark  und 
Schweden  waren  die  ersten  Mächte,  die  beitraten;  sie  schlössen  mit  Russ- 
land am  9.  Juli  und  9.  September  1780  den  Bund  der  bewaffneten  Neu- 
tralität; eine  Klausel  dieses  Vertrages  erklärte  die  Ostsee  als  mare  clausum 
für  Kriegführende.  Später  traten  bei:  Holland  am  5.  Januar  1781, 
Preussen  am  8.  Mai  1781,  Österreich  am  9.  Oktober  1781,  Portugal  am 
23.  Juli  1782,  die  beiden  Sizilien  am  10.  Februar  1783.^) 

Im  Jahre  1800  kamen  neue  Verträge  der  bewaffneten  Neutralität  mit 
denselben  Grundsätzen  zwischen  Russland,  Preussen,  Schweden  und  Däne- 
mark zustande.  England  verhängte  das  Embargo  über  russische  Schiffe 
und  machte  bekannt,  dass  es  die  Anwendung  von  Regeln,  die  seinen 
wichtigsten  Interessen  zuwiderliefen,  nicht  dulden  werde.  Ein  englisches 
Geschwader  beschoss  Kopenhagen  am  2.  April  1801  und  nahm  die  dänische 
Flotte  weg.  Kurz  darauf  wurde  Kaiser  Paul  L  von  Russland  ermordet. 
England  unterzeichnete  mit  dessen  Nachfolger  Alexander  I.  einen  Friedens- 
vertrag im  Juni  1801. 

864.  —  Der  Wiener  Kongress    verwarf  in   der  Deklaration   vom 

8.  Februar  1815  den  Handel  mit  Negersklaven,  regelte  die  Rangklassen 
der  Botschafter  und  Gesandten  und  stellte  Grundsätze  über  die  Schiffahrt 
auf  internationalen  Strömen  auf.     (Art.  108  u.  ff.  der  Schlussakte  vom 

9.  Juni  1815  —  S.  No.  808). 

8«5.  —  Die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856  ist  als  Quelle 
des  positiven  Völkerrechts  von  grosser  Bedeutung.  Sie  ist  von  England, 
Österreich,  Frankreich,  Piemont,  Preussen,  Russland  und  der  Türkei 
unterzeichnet  worden. 


1)  Fauchille,  La  diplomatie  frangaise  et  la  ligae  des  neutres  de  1780,  1893. 
—  Une  entente  franco-russe  poor  la  libert^  des  mers  1778-1780,  Nouvelle  Keyue, 
1  janvier  1893. 
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AUe  andern  Staaten,  mit  aUeiniger  Ausnahme  von  Spanien,  Mexiko  und 
den  Vereinigten  Staaten  (No.  810),  sind  ihr  beigetreten.  Diese  Deklaration 
schliesst  wichtige  Bestimmungen  in  sich  (vgl.  den  fünften  Teil). 

866.  —  Zu  den  rechtsetzenden  Verträgen  gehören  ferner  die  Genfer 
Konvention  vom  22.  August  1864,  die  sich  auf  die  Fürsorge  für  Ver- 
wundete und  den  Schutz  der  Ambulanzen  im  Landkriege  bezieht,  sowie 
die  Petersburger  Konvention  vom  11.  Dezember  1868,  betreffend  den 
Gebrauch  von  Sprenggeschossen. 

867.  —  Femer  gehört  die  Generalakte  der  Berliner  Konferenz  vom 
26.  Februar  1885  hierher.  Sie  stellt  den  Grundsatz  der  Handels-  und 
Schiffahrtsfreiheit  im  Kongobecken  und  auf  dem  Kongo  und  dem  Niger  zu 
Gunsten  aller  Nationen  auf  (Art.  1,  2,  13  bis  16,  26  bis  29),  sie  gew&hrt 
den  Eingeborenen,  den  Landesangehörigen  und  den  Fremden  Gewissens- 
freiheit und  religiöse  Duldung  sowie  die  freie  Ausübung  aller  Kulte 
(Art.  6);  sie  verbietet  den  Sklavenhandel  (Art.  9)  und  neutralisiert  das 
Kongogebiet  sowie  den  Kongo  und  den  Niger  (Art.  10,  11,  25  und  33) 
(No.  812). 

Die  Artikel  34  und  35  regeln  die  Frage  der  Besitzergreifrmg  afrika- 
nischer Gebiete. 

868.  —  Auch  der  Kongress  von  Montevideo  (11.  Januar  1889),  auf 
dem  fast  alle  sttdamerikanischen  Staaten  vertreten  waren,  ftthrte  zu  einer 
Reihe  von  Abmachungen,  die  zum  Teile,  namentlich  hinsichtlich  der  Aus- 
lieferungsfrage, 2ÜS  RechtsqueUen  in  Betracht  kommen  können. 

869.  —  Derselbe  Charakter  wohnt  zweifellos  auch  der  Gteneralakte 
der  Brüsseler  Antisklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1890  bei  (trotz  der  Vor- 
behalte Frankreichs)  (No.  402,  407  und  813). 

869^.  —  [Dasselbe  gilt  von  den  am  29.  Juli  1899  im  Haag  unter- 
zeichneten Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Land- 
krieges, die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  auf  den 
Seekrieg  und  die  Ausgestaltung  der  internationalen  Schiedssprechung.] 

§  2.  —  Poiitlsoho  Vertrigo. 

870.  —  Politische  Verträge  sind  Vereinbarungen,  die  die  Regelung, 
den  Schutz  und  die  Verteidigung  der  Interessen  der  Staaten  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Mitglieder  der  Völkerrechtsgemeinschaft  bezwecken  und 
zwar  insbesondere  die  Verteidigung  ihres  Daseins,  ihrer  Unabhängigkeit, 
ihrer  Souveränität  und  ihrer  Gleichheit.  —  Die  politischen  Verträge  sind 
ebenso  zahlreich  und  verschiedenartig,  wie  es  die  gegebenen  Rechte  sind, 
deren  Ausübung,  Wahrung,  EntwicUung  oder  Beschränkung  sie  regeln. 
Es  gehören  hierher: 

1.  Friedensschlüsse,  die  dazu  dienen,  einen  Krieg  zu  beendigen 
und  zwischen  den  bisherigen  Kriegsparteien  wieder  geregelte  Beziehungen 
herzusteUen.  Ihre  gewöhnlichen  Bestimmungen  lassen  sich  nach  der  Dar- 
stellung des  Kriegsrechts  leichter  verstehen  (vgl.  den  fünften  Teil). 

871.  —  2.  Bündnisse  oder  Allianzen  sind  Verträge,  wodurch 
sich  zwei  oder  mehrere  Staaten  verpflichten,  ihre  beiderseitigen  Macht- 
mittel ganz  oder  teilweise  zu  dem  Zwecke  zu  vereinigen,  um  einer  gemein- 
samen, allgemeinen  Politik  zum  Siege  zu  verhelfen  oder  um  einen  be- 
stimmten Erfolg  gemeinschaftlich  herbeizuführen. 

Wert  und  Umfang  der  Bündnisse  sind  je  nach  den  ihnen  zu  Grunde 
liegenden  Ursachen  und  je  nach  den  angestrebten  Zwecken  verschieden.  — 
Die  Schriftsteller  kennen  mehrere  Arten  von  Bündnisverträgen.    Sie  unter- 


Drittes  Buch.    Staatsirertrage.    Kap«  2.  455 

scheideii  zwischen  gleichen  nnd  ungleichen,  dauernden  und  zeitweiligen, 
sowie  aUgemeinen  nnd  beschränkten  Verträgen.  Diese  Einteilung  ist  ohne 
jeden  Lehrwert.  —  Besonders  Vattel  hat  die  gleichartigen  und  ungleich- 
artigen Bündnisse  ausführlich  behandelt.  Wie  Pinheiro-Ferreira  Über- 
zeugend nachweist,  ist  aber  der  gesamte  Inhalt  dieser  Darstellung  nichts 
als  eine  Wortvergeudung;  Vattels  Lehre  ist  unklar,  wertlos  und  fUhrt 
in  ihrer  Doppelsinnigkeit  leicht  irre  (Yattel  op.  cit.  liv.  ü,  eh.  Xn 
§§  166  bis  182). 

872.  —  In  der  Geschichte  begegnen  wir  mehrem  allgemeinen 
Bündnisverträgen.  Begierende  Familien,  die  blutsverwandt  waren, 
suchten  im  Interesse  ihrer  Dynastie  die  Bande,  die  sie  miteinander  ver- 
knüpften, dadurch  noch  fester  zu  schliessen,  dass  sie  durch  einen  aus- 
drücklichen Yertrag  auch  noch  eine  innige  Gemeinschaft  zwischen  ihren 
Staaten  begründeten. 

Ein  solches  Übereinkommen  war  der  zwischen  den  beiden  bour- 
bonischen  Linien  von  Frankreich  und  Spanien  am  15.  August  1761  ab- 
geschlossene Familienvertrag,  worin  beide  Teile  die  Verpflichtung  über- 
nahmen, den  Feind  des  einen  als  den  des  andern  zu  betrachten,  ihren 
Besitzstand  sich  gegenseitig  zu  gewährleisten,  jeden  Angriff  gemeinsam 
abzuwehren,  Unterhandlungen  mit  andern  Mächten  sich  anzuvertrauen, 
Friedensschlüsse  nur  im  l^nverständnisse  miteinander  einzugehen,  eine 
gemeinsame  Politik  gegenüber  fremden  Staaten  zu  befolgen  und  ihren 
Untertanen  in  beiden  Staaten  dieselben  Vorteile  einzuräumen.  Dies  war 
ein  allgemeiner  Bttndmsvertrag.^ 

873.  —  Die  sogenannte  heilige  Allianz,  die  am  14.  September  1815 
zwischen  den  Herrschern  von  Österreich,  Preussen  und  Russland  verein- 
bart wurde,  war  ein  |eigentümlicher  Vertrag.  Sie  war  ein  romantischer 
Ausfluss  politischer  Schwärmerei,  die  von  Hardenberg,  Metternich, 
Talleyrand  und  Gentz  verspottet,  von  Castlereagh  bekämpft  und 
von  Wellington,  der  sich,  um  den  Zar  Alexander  nicht  zu  kränken, 
hinter  das  englische  Parlament  versteckte,  zurückgewiesen  wurde. 

874.  —  Ein  Bündnis,  dem  eine  ernsthaftere  Bedeutung  zukam,  wurde 
von  England,  Österreich,  Frankreich,  Preussen  und  Russland  durch  das 
Aachener  Protokoll  vom  15.  November  1818  geschlossen.  Sein  Haupt- 
zweck war  die  Erhaltung  des  allgemeinen  Friedens  und  die  gemeinsame 
Überwachung  der  Vttlkerbewegungen  in  Europa.  Eine  Folge  dieses  Ver- 
trages waren  die  Eougresse  von  Troppau,  Laibach  und  Verona. 

875.  —  Insoweit  sich  Bündnisse  auf  Kriege  beziehen,  deren  Führung 
oder  Verhütung  bezweckt  wird,  unterscheidet  man  Angriffs-  (Offensiv-), 
Abwehr-  (Defensiv-)  und  gemischte  Bündnisse.  Die  Bezeichnung, 
die  der  Vertrag  sich  selbst  beilegt,  ist  aber  durchaus  nicht  immer  mass- 
gebend; man  muss  vielmehr  den  wirklichen  Inhalt  des  Vertrages  durch 
eine  eingehende  Prüfung  und  Vergleichung  der  einzelnen  Artikel  er- 
forschen, den  eigentlichen  Vertragszweck  bestimmen,  den  Umfang  der 
Verpflichtungen  der  Vertragschliessenden  feststellen  und  dabei  die  mög- 
lichen politischen  Lagen,  in  denen  sich  die  beiden  Vertragsteüe  befinden 
können,  in  Betracht  ziehen.  Die  (Schichte  lehrt  uns,  dass  sich  wiikliche 
AngrifllBbündnisse  sehr  häufig  unter  einer  trügerischen  Bezeichnung  ver- 
borgen haben. 

Ein  Angriffsbündnis  darf,  wie  der  Krieg  selbst,  nur  einem  völker- 
rechtlich erlaubten  Zwecke  dienen,  wie  z.  B.  der  Wahrung  erworbener 


1)  Lawrence-Wheatou,  op.  cit,  t.  U,  p.  212. 
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Rechte,  der  Erlangung  einer.  Genugtuung  und  dergL  Ist  sein  Endziel 
eine  Eroberung  oder  die  Vernichtung  eines  dritten  Staates,  so  begrfindet 
es  einen  schweren  Rechtsbruch,  und  die  Verbündeten,  die  sich  zu  einem 
solchen  Vorhaben  zusammenschliessen,  stellen  sich  damit  ausserhalb  des 
Völkerrechts  in  Friedenszeiten. 

Es  ist  selten,  dass  ein  Bündnis  nicht  gleichzeitig  ein  Angriffs-  und 
ein  Abwehr-Bündnis  ist. 

876.  —  Der  Bündnisvertrag,  den  Deutschland  und  Österreich  am 
7.  Oktober  1879  zu  Wien  unterzeichneten,  ist,  wie  es  scheint,  ein  DefensiT- 
bündnis.  Dieser  Vertrag  wurde  lange  geheim  gehaltein,  erst  am  3.  Febmar 
1888  wurde  er  plötzlich  veröffentlicht.  —  Italien  trat  im  Jahre  1882 
unter  dem  Ministerium  Depretis  bei.  Der  Wortlaut  der  mit  Italien  ge- 
troffenen Vereinbarungen  ist  nicht  bekannt  gemacht  worden.  —  Das  Bttndnis, 
der  sogenannte  Dreibund,  ist  verschiedentlich  erneuert  worden,  so  im 
Jahre  1883,  1887  und  1891  (und  1902).  —  Trotz  der  Versicherung  seiner 
Urheber  garantiert  der  Dreibund  den  Frieden  eigentlich  nicht;  er  zwingt 
vielmehr  die  europäischen  Staaten  zu  unsinnigen  Rüstungen,  die  die  EQ1&- 
mittel  der  Nationen  erschöpfen  und  schliesslich  zum  Kriege  hinführen 
müssen.*)*) 

Anlass  zu  dem  Vertrage  gaben  einerseits  der  Wunsch  Deutschlands, 
sich  den  Besitz  Elsass-Lothringens  garantieren  zu  lassen,  und  anderseits 
die  Erkaltung,  die  in  den  Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  Ross- 
land seit  dem  Berliner  Vertrage  vom  13.  Juli  1878  eingetreten  war. 
Statt  des  getreuen,  allzu  vertrauensvollen  Bundesgenossen  hatte  Deutsch- 
land von  nun  an  ausser  dem  Gegner  im  Westen  auch  einen  solchen  im 
Osten.  Es  musste  sich  an  Österreich  anschliessen;  man  forderte  von  diesem 
den  Preis  fllr  den  auf  Kosten  der  Türkei  gemachten  Erwerb  von  Bosnien 
und  der  Herzegowina.^ 

[Hierher  gehört  auch  der  Bündnisvertrag  zwischen  Frankreich  und 
Russland,  der  im  Jahre  1897  verkündet  worden  ist  (No.  143 1<^),  der  sog. 
Zweibund.] 

877.  —  Die  Subsidien  und  Hilfeleistungsverträge  haben  sehr 
grosse  Ähnlichkeit  mit  den  Bündnisverträgen.  Der  einfache,  vorbehaltlose 
Subsidienvertrag  ist  in  Wirklichkeit  ein  verschleiertes  Bündnis.  —  Ein 
Subsidienvertrag  kann  alle  Formen  des  Bündnisvertrages  annehmen,  er 
kann  sich  auch  durch  eine  besondere  Klausel  allen  Arten  von  Bündnis- 
verträgen anschliessen.  —  So  versprach  beispielsweise  England  in  dem 
Vertrage  von  Chaumont  vom  1.  März  1814  nur  für  das  Jahr  1814  fUnf 
Millionen  Pfand  Sterling  unter  die  drei  Verbündeten  zu  verteilen.  —  In 
einem  Geheimartikel  des  Vertrages  der  QuadrupelaUianz  (Wien  25.  März 
1815)  sicherte  England  150000  Mann  oder  30  Pfund  Sterling  jährlich 
für  jeden  nicht  gestellten  Infanteristen  zu. 

878.  —  Der  Nutzen  der  Bündnisverträge  ist  vielfach  erörtert  und 

1)  Benedetti,  La  triple  alliance,  Revue  des  Deux-Mondes,  15  fövrier  1S91.  —  La 
paix  arm^e,  meme  Kevue,  1  föyrier  1894.  —  Leroy-Beaulien,  La  France,  Fltalie 
et  la  triple  alliance,  Revue  des  Deux-mondes,  15  juillet  1889.  —  Rolin- Jaequemyns, 
Les  alliances  europeennes  au  point  de  vue  du  Droit  intern.;  R.  D.  L,  t  XX,  pp.  5  et  s. 

2)  Raum  und  Charakter  dieses  Lehrbuches  gestatten  es  nicht,  zu  schildern,  wie  das 
Vertrauen  des  Fürsten  Gortschakoff  und  die  List  imd  Gewandtheit  Bismarcks  das  eoro- 
püsche  Gleichgewicht  nach  den  Niederlagen  Österreichs  und  Frankreichs  zu  Gunsten 
Freussens  verschoben  und  Russland  die  Rolle  des  Schiedsrichters  in  Europa  entzogen 
haben.  —  Aufsclüuss  über  diese  wichtigen  Vorgange  gibt  die  Schrift  von  Elaczko, 
Deux  chanceliers. 

*)  8,  deuUchm  BeichsanMmger  vom  3.  Febmar  1888,  —  Der  WorÜcmt  des  deuttck-ciier- 
reichitdten  Vertrages  ist  abgedruckt  bei  JLiszt^  cp.  dt,  8.  283  f. 
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von  manchen  Schriftstellern  geleugnet  worden.  Funck-Brentano  et 
Sorel  (op.  cit.f  pp.  141  et  s.)  weisen  anf  die  grossen  Übelstände  der  An- 
griffs- nnd  Abwehrbündnisse  besonders  für  den  Fall  hin,  dass  die  ver- 
btlndeten  Staaten  von  ungleicher  Stärke  sind.  Sie  unterstützen  ihre  be- 
merkenswerten Betrachtungen  noch  durch  zahlreiche  Beispiele  aus  der 
Geschichte.  Die  Frage  ist  eher  politischer  als  völkerrechtlicher  Natur. 
Alle  Bündnisverträge  haben  das  gemeinsame  Merkmal,  dass  jeder 
Verbündete  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  gezwungen  wird,  seine 
Souveränität  der  des  andern  Bundesgenossen  zum  Teile  unterzuordnen. 
Von  allen  Verträgen  sind  es  diejenigen,  deren  Wert  am  meisten  von  dem 
guten  Glauben  und  der  Einsicht  der  Unterhändler  abhängt.  —  Wenn  sich 
die  Beteiligten  bei  der  Vereinigung  ihrer  Streitkräfte  über  ihre  wahren 
Interessen  getäuscht  haben,  so  führt  der  Vertrag  notwendigerweise  zu 
Zerwürfhissen,  die  schliesslich  sehr  oft  in  einen  Krieg  zwischen  den  Ver- 
bündeten selbst  ausarten.  —  Die  Geschichte  beweist  dies.  —  Österreich 
und  Preussen  verbündeten  sich  im  Jahre  1864,  um  das  kleine,  tapfere, 
sympathische  Dänemark  zu  zerstückeln;  zwei  Jahre  später  gerieten  sie 
wegen  des  gemeinsam  eroberten  Gebietes  miteinander  in  Krieg. 

879.  —  Die  Bestimmungen  der  Bündnisverträge  -sind  ungemein  ver- 
schiedenartig. —  Haben  die  Verbündeten  aber  den  Vertrag  in  voller 
Freiheit  vereinbart,  so  kann  man  gewiss  sein,  dass  jeder  von  ihnen,  welches 
auch  das  scheinbare  Ergebnis  der  Vertragsbedingungen  sein  mag,  ein 
wirkliches,  greifbares  Interesse  an  dem  Vertrage  hat,  wenn  dies  auch 
mehr  oder  weniger  klar  hervortritt. 

880.  —  Unter  welchen  Umständen  müssen  die  Verbündeten  ihre  Zu- 
s^en  halten  und  ihre  Verpflichtungen  gegeneinander  erflillen?  Wann 
tritt  der  casus  foederis  ein?  Wann  kann  das  Bündnis  angerufen  werden? 

—  Diese  Fragen  sind  vielfach  erörtert  worden,  aber  die  aufgestellten 
Regeln  sind  zum  grossen  Teil  kasuistisch,  sie  weisen  häufig  den  Weg,  der 
zu  einer  Hintertüre  führt  und  leisten  damit  dem  Vertragsbruche  Vorschub. 

—  So  ist  die  Ansicht  Bluntschlis  sehr  dehnbar  (op.  cit.,  Art.  447,  449). 

—  Wheatons  Meinung  ist  viel  besser,  sie  wird  auch  durch  geschichtliche 
Vorgänge  belegt  (Elements,  t.  I,  3«  part.,  pp.  259  et  s.).  —  Der  von 
Vattel  vertretene  Lehrsatz  scheint  vernünftig,  aber  wie  schwierig  ist  es, 
ihn  in  die  Praxis  umzusetzen  (op.  cit.,  liv.  IXE,  cbap.  VI,  §§  87  ä  91). 

Tatsächlich  wird  in  den  meisten  Verträgen  der  casus  foederis  mit 
genügender  Bestimmtheit  angegeben.  Dies  ist  beispielsweise  der  Fall  bei 
den  Artikeln  1  und  2  des  oben  erwähnten  Bündnisvertrages  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  vom  7.  Oktober  1879.  Diese  Artikel 
bestimmen  auch  den  Umfang  der  Beistandspflicht,  die  die  Verbündeten 
einander  schulden:  „sie  sind  verpflichtet,  einander  mit  der  gesamten 
Kriegsmacht  ihrer  Reiche  beizustehen".^) 

881.  —  Die  Pflicht,  den  Verbündeten  zur  Hilfe  zu  kommen,  wird 
durch  die  nähere  Pflicht  der  notwendigen  Selbstverteidigung  beschränkt 
und  ermässigt.  Nemo  ultra  posse  tenetnr.  Bluntschli  sagt:  „Wenn  das 
eigene  Haus  brennt,  so  gebietet  die  Pflicht  der  Selbsterhaltung  vorerst 
da  und  nicht  bei  dem  Nachbar  zu  löschen.^  Dieser  an  sich  unumstössliche 
Grundsatz  kann  jedoch  einer  geschickten  und  gewissenlosen  Politik  die 
Handhabe  bieten,  sich  von  den  bündigsten  und  ausdrücklichsten  Ver- 
sprechungen loszusagen.  „Das  ist  oft  schon  geschehen  und  wird  wieder 
geschehen.    Aber  so  tadelnswert  der  Missbrauch  ist,  so  unentbehrlich  und 

1)  D;aniel,  L'annöe  politique,  1888,  pp.  84  et  s. 
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unbestreitbar  ist  jener  Bechtssatz  selber,  wenn  er  bona  fide  yerstaaden 
nnd  angewendet  wird^  (Blnntschli,  op.  cit.,  Art.  448). 

882.  —  Garantie.  —  Dieser  Ausdruck  kommt  in  den  Lehrbflchem 
und  in  den  Verträgen  in  einem  doppelten  Sinne  vor.  —  1.  Er  dient  zur 
Bezeichnung  eines  Mittels,  das  die  Erf&llung  eines  Vertrages  sichern  solL 
Man  spricht  dann  von  der  Garantie  eines  Vertrages  oder  von  einem  ak- 
zessorischen Garantie- Vertrage.  Hierbei  übernehmen  neben  den  eigenüichen 
Vertragsmächten  ein  oder  mehrere  dritte  Staaten  die  Verpflichtung,  ihren 
Beistand  zu  leihen,  um  die  Erfüllung  gewisser  in  dem  Hauptvertrage 
bezeichneter  Leistungen  zu  fSrdem  und  zu  sichern.  Es  ist  eine  Art 
Bürgschaft. 

Die  Garantie  für  die  Erfüllung  eines  Vertrages  kann  übernommen 
werden:  1.  von  einem  dritten  Staate  gegenüber  einer  der  Vertragsmächte; 
2.  von  diesem  dritten  Staate  gegenüber  allen  Vertragsmächten;  3.  von 
einer  Vertragsmacht  gegenüber  einer  andern,  wenn  mehrere  vorhanden 
sind.  —  Wenn,  wie  dies  in  vielen  Verträgen  geschieht,  die  vertrag- 
schliessendenParteien  sich  allegegenseitig  die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
garantieren,  so  ist  dies  nichts  weiter,  als  eine  leere  Formel,  die  die  Yer- 
tragsleistung  um  nichts  verstärkt.  Beispiele:  Aachener  Veiiirag  vom 
18.  Oktober  1748;  Wiener  Vertrag  vom  20.  November  1815. 

883.  —  2.  Garantieverträge  im  eigentlichen  Sinne  sind  diejenigen 
Verträge,  wodurch  sich  ein  oder  mehrere  Staaten  verpflichten,  einen  be- 
stimmten internationalen  Itechtszustand,  oder  auch  den  innem  Beditszu- 
stand  eines  oder  mehrerer  Staaten  zu  achten,  oder  ihm  bei  andern  Staaten 
Achtung  zu  verschaffen  und  ihn  zugleich  selbst  zu  achten.  —  Diese  Verträge 
sind  die  Mittel,  die  sich  dazu  eignen,  um  ein  gewisses  Gleichgewicht  in 
der  Verteilung  der  Kräfte  zwischen  den  Staaten  herzustellen  oder  aufrecht- 
zuerhalten. Das  sicherste  Mittel,  um  ein  politisches  Gleichgewicht  zu 
wahren,  liegt  in  der  Erhaltung  der  Unabhängigkeit  und  der  Integrität 
der  Staaten,  die  keine  hinreichende  Macht  besitzen,  um  sich  allein  zu 
verteidigen.  Die  Garantieverträge  sind  die  Forin,  unter  der  sich  das 
Bestreben,  die  Freiheit  der  schwachem  und  kleinem  Staaten  zu  erhalten, 
kundgibt. 

Den  Garantieverträgen  fällt  daher  häufig  eine  ähnliche  Aufgabe  zu, 
wie  den  Defensivbündnissen.  Viele  Bündnisverträge  fordern  ausdrücklich 
die  gegenseitige  Garantie  der  Integrität  und  der  Unabhängigkeit  der  ver- 
bündeten Staaten  und  manche^Schriftsteller  rechnen  sie  daher  zu  den 
Garantieverträgen. 

884.  -—  Die  Garantie  hat  eine  entfernte  Ähnlichkeit  mit  dem  Pro- 
tektorate, aber  sie  unterscheidet  sich  doch  wesentlich  von  diesem.  Das 
Protektorat  ist  eine  Bevormundung  und  der  geschützte  Staat  muss  sich 
einer  Oberleitung  unterwerfen,  w^end  der  garantierte  Staat  rechtlich 
wenigstens  unabhängig  von  seinen  Bürgestaaten  bleibt  und  keine  Minde- 
rung seiner  völkerrechtlichen  Persönlichkeit  erleidet.  Auch  eignet  sich 
das  Protektorat  nur  selten  zu  einer  gemeinsamen  Ausübung  seitens  mehrerer 
Staaten,  während  eine  Eollektivgarantie  häufig  vorkommt. 

885.  —  Vattel,  Klüber,  F.  von  Martens,  Blnntschli,  Wheaton, 
Heffter,  Pradier-Fodöre,  Pasquale  Flore  u.  a.  bestimmen  den  Begriff 
der  Garantie  in  verschiedener  Weise.  Das  wesentliche  Merkmal,  wodurch 
sich  die  Garantieverträge  von  den  Bündnissen  unterscheiden,  liegt  in  der 
abweichenden  Eechtsstellung,  die  die  vertragschUessenden  Staaten  ein- 
nehmen und  sodann  in  der  besondern  Aufgabe,  die  auf  der  einen  Seite 
dem  Garanten  und  auf  der  andern  Seite  dem  Garantierten  zuiällt.    Jeder 
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Staat  hat  besondere  und  verschiedenartige  Bechte  und  Pflichten.  —  Bei 
den  Bündnissen  dagegen  sind  die  Kechte  und  Pflichten  der  Bundesgenossen 
ähnlich  und  gegenseitig,  abgesehen  von  einer  etwaigen  Verschiedenheit  in 
dem  Masse  der  erforderlichenfalls  zu  stellenden  Streitkräfte  und  in  der 
Höhe  der  Hilfsgelder. 

886.  —  Worin  bestehen  die  besondem  Rechte  und  Pflichten  des 
garantierenden  und  des  garantierten  Staates?  Eine  allgemeine  Beant- 
wortung könnte  nur  unbestimmt  und  obei-flächlich  ausfallen.  —  Die  Bechte 
und  Pflichten  des  garantierenden  und  des  garantierten  Staates  richten  sich 
nach  der  Absicht  der  Parteien,  die  aus  dem  Vertrage  erhellt,  sowie  nach 
dem  Gegenstand  des  Vertrages.  —  Die  verschiedenartigsten  Rechts- 
verhältnisse können  den  Gegenstand  eines  solchen  Vertrages  bilden.  Die 
hauptsächlichsten  Fälle  sind  die  folgenden. 

A.  —  Die  Unabhängigkeit  und  der  Besitzstand  der  Staaten  ist 
häufig  garantiert  worden,  und  zwar  bald  ganz  allgemein,  bald  unter  be- 
sondern Umständen;  bald  einseitig,  bald  gegenseitig.  Beispiele:  Der 
Vertrag  vom  13.  Februar  1832,  bestätigt  am  13.  Juli  1863,  wodurch 
England,  Frankreich  und  Russland  die  Unabhängigkeit  und  den  Besitz- 
stand Griechenlands  verbürgten.  —  Der  allzu  beriUimt  gewordene  Vertrag 
vom  8.  Mai  1852,  betreffend  die  Integrität  der  dänischen  Monarchie,  dem 
fast  alle  europäischen  Staaten  beitraten  und  der  während  der  Ereignisse 
von  1863  durch  Frankreichs  Verschulden  nicht  zur  Vollziehung  kam.  — 
Der  Vertrag  vom  30.  März  1856,  wodurch  England,  Österreich,  Frankreich, 
Preussen,  Piemont  und  Russland  die  Unabhängigkeit  und  die  Integrität 
des  Ottomanischen  Reiches  garantierten  (Art.  7  und  8);  desgleichen  der 
Vertrag  vom  15.  April  1856.  —  Was  ist  aus  diesen  Verträgen  geworden? 
Der  Wiener  Vertrag  vom  1.  April  1864  hat  den  vom  8.  Mai  1852  ausser 
Kraft  gesetzt.  Der  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  hat  wohl  in  Wirklichkeit 
den  vom  30.  März  1856  beseitigt,  wenn  auch  sein  Artikel  63  auf  diesen 
Bezug  nimmt.  ^) 

887.  —  B.  —  Die  Garantie  der  dauernden  Neutralität  eines 
Staates  schliesst  stillschweigend  die  Garantie  der  Unabhängigkeit  und 
des  Besitzstandes  in  sich.  —  Der  Zweck  der  dauernden  Neutralisierung 
der  Schweiz,  Belgiens  und  Luxemburgs,  die  diplomatischen  Akte,  worauf 
sich  diese  Neutralisationen  gründen,  sowie  die  Rechte  und  Pflichten  der 
neutralisierten  Staaten  usw.  sind  bereits  früher  dargestellt  worden  (No.  349 
bis  365). 

Bei  Beginn  des  deutsch-französischen  Krieges  von  1870  schloss  Eng- 
land mit  Preussen  am  9.  August  1870  und  mit  Frankreich  am  11.  August 
1870  gleichlautende  Bündnisverträge  ab,  um  die  Neutralität  Belgiens  gegen 
einen  etwaigen  Angriff,  sei  es  von  Franki'eich  oder  von  Preussen,  zu  ver- 
teidigen. Der  in  diesen  Verträgen  vorgesehene  casus  foederis  trat  nicht 
ein.  Von  den  Signatarmächten  ^des  Jahres  1831  und  1839  zeigte  nur 
England  die  Absiebt,  einschreiten  zu  wollen. 

Wird  England  auch  in  Zukunft  so  handeln?  Diese  Frage  ist  in  der 
englischen  Presse  im  Jahre  1887  aufgeworfen  worden.*) 

888.  —  C.  —  Auch  der  Vertrag,  wodurch  die  Thronfolge  einem 
Fürsten   oder  einem   Zweige  einer  fürstlichen  Familie  garantiert  wird. 


1)  [Miloyanowitch,  Les  trait^  de  garantie  au  19.  siMe  1888.  —  S.  auch  eine 
Abhandlung  Geffckens  in  von  Holtzendorffs  Handbuch,  §§  25  bis  81  und  einen 
Aufsatz  Yon  Bemer  in  dem  Staatswörterbuch  von  Bluntschli,  Bd.  IV.  —  S.  auch 
Neyron,  Essai  historique  et  politique  snr  les  garanties.] 

2)  [de  Mazade,  L'Eorope  et  les  neutralit^s,  Reyue  des  Beux-Mondes,  15.  M&rz  1890.] 
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liegt  im  allgemeinen  politischen  Interesse  oder  doch  wenigstens  im  g^nein 
samen  Interesse  mehrerer  Staaten.  —  Man  beabsichtigt  damit  im  voraus 
die  Schwierigkeiten,  die  nach  dem  Tode  eines  regierenden  Fürsten  ent- 
stehen können,  zn  ebnen,  etwaige  Thronbewerber  bei  Seite  zu  schieben, 
politische  nnd  wirtschaftliche  Wirren  fernzuhalten  und  Anlässe  zu  gefähr- 
denden Streitfragen  oder  zum  Kriege  zu  verhüten.  So  sicherte  der  zu 
London  am  8.  Mai  1852  von  Dänemark  mit  Österreich,  England,  Frank- 
reich, Preussen,  Bussland  und  Schweden  abgeschlossene  Vertrag  dem 
Fürsten  Christian  von  Sonderburg-Olflcksburg  (dem  jetzigen  Könige)  die 
Nachfolge  auf  den  dänischen  Thron  zu,  da  König  Friedrich  VII.  keine 
männlichen  Nachkommen  hatte.  Der  Mngang  dieses  Vertrages  lautete: 
pIn  Erwägung  dass  die  Erhaltung  der  Integrität  der  dänischen  Monarchie 
mi  allgemeinen  Interesse  des  europäischen  Gleichgewichts  liegt  und  von 

grosser  Bedeutung  für  die  Wahrung  des  Friedens  ist,  haben auf 

Einladung  Seiner  dänischen  Majestät  sich  entschlossen,  einen  Vertrag  ein- 
zugehen, um  durch  einen  europäischen  Anerkennungsakt  den  Vereinbarungen, 
die  sich  auf  diese  Nachfolge  beziehen,  ein  weiteres  Unterpfand  der  Sicher- 
heit zu  geben." 

Artikel  4  fordert  die  andern  europäischen  Staaten  zum  Beitritte  zu 
diesem  Vertrage  auf.  Dem  kamen  denn  auch  fast  alle  Staaten  nach,  mit 
Ausnahme  von  Bayern,  Baden,  Hessen  und  einigen  kleinen  Staaten  des 
Deutschen  Bundes.  —  Der  Kaiser  von  Kussland  war  den  verschiedenen 
Thronbewerbern  zuerst  mit  einem  Beispiele  vorausgegangen,  indem  er  auf 
seine  etwaigen  Rechte  als  Oberhaupt  des  altern  Zweiges  des  Hauses 
Holstein-Gottorp  verzichtete.  —  Der  letzte,  der  (auf  Anraten  Bismarcks, 
des  damaligen  Vertreters  Preussens  in  Frankfurt)  verzichtete,  war  der 
Herzog  von  Augustenburg;  er  erhielt  aber  dafür  1500000  doppelte 
schwedische  Keichstaler.  —  Die  Frage  der  Eibherzogtümer  hatte  stets 
etwas  bedrohliches  an  sich  gehabt,  sie  nahm  mit  dem  Tode  Friedrichs  Vn. 
(Nov.  1863)  eine  bedenkliche  Wendung  an.  Die  Thronbewerber,  an  deren 
Spitze  der  Herzog  von  Augustenburg,  unterbreiteten  dem  deutschen 
Eeichstage  die  Titel  ihrer  Ansprüche  auf  die  gesamten  Elbherzogtttmer 
oder  auf  einen  Teil  derselben.  —  Aber  nach  dem  ungerechten  Kriege 
Österreichs  und  Preussens  gegen  das  unglückliche  Dänemark,  dem  die 
Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein  entrissen  wurden,  verfassten  die 
preussischen  Kronjuristen  auf  Grund  der  königlichen  Verordnung  vom 
14.  Dezember  1864  ein  Gutachten,  das  die  Ansprüche  aller  Thronbewerber 
zurückwies  und  die  Rechte  des  Königs  Christian  IX.,  die  durch  die 
Wiener  Präliminarien  vom  1.  August  1864  und  den  Deflnitivfrieden  vom 
30.  Oktober  an  Osterreich  und  Preussen  abgetreten  worden  waren,  fttr 
unbestreitbar  erklärte.*) 

889.  —  D.  —  Die  Verträge,  die  ün  Innern  eines  Landes  die  Anf- 
rechterhaltung  der  Regierung  garantieren,  Verstössen  gegen  den 
Grundsatz  der  Unabhängigkeit  der  Staaten.  Der  garantierende  Staat 
greift  hier  in  die  Souveränität  des  garantierten  Staates  ein.  Derartige 
Verträge  bilden  eine  wirkliche  Intervention  in  die  Innern  Angelegenheiten 
und  zwar  eine  unrechtmässige  Intervention,  die  zunächst  nur  als  diplo- 
matische Einmischung  erscheint,  die  aber  leicht  unter  dem  Drucke  der 

1)  Die  Frage  nach  der  lotegrität  der  dänischen  Monarchie  und  der  Elbherzog^ 
tümer,  die  die  gewandte  Politik  Bismarcks  zum  Ausgangsponkt  fUr  die  VergrSsse- 
rang  Preussens  und  für  den  Ausschluss  Österreichs  aus  Deutschland  zu  machen 
wusste,  ist  eingehend  in  dem  Werke  Miloyanowitchs,  Les  traites  de  garantie  au 
19.  si^cle,  pp.  262  ä  266  geschildert  worden. 
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Verhältnisse  zn  einer  bewafheten  Intervention  wird,  wie  z.  B.  in  Neapel 
im  Jahre  1821  und  in  Spanien  im  Jahre  1823.  Die  Geschichte  bietet 
zahlreiche  Beispiele  für  solche  Verträge. 

8W).  —  E.  —  Auch  die  Verträge,  die  den  Untertanen  oder  gewissen 
Untertanen  eines  Staates  den  Genuss  gewisser  bürgerlicher  oder  politischer 
Bechte  garantieren,  bilden  eine  wirkliche  Intervention.  Beispiel:  Der 
Vertrag  vom  30.  März  1856,  Artikel  9. 

891.  —  F.  —  Gegenstand  eines  Garantie- Vertrages  kann  ferner  die 
Anleihe  sein,  die  ein  Staat  aufgenommen  hat.  Die  garantierenden 
Staaten  verpflichten  sich  hierbei,  fUr  die  Bezahlung  der  Zinsen  und  die 
allmähliche  Tilgung  des  geliehenen  Kapitals  einzustehen.  In  dem  Vertrage 
wird  die  Höhe  der  Schuldverbindlichkeit,  die  Art  und  Weise  der  Rück- 
zahlung, die  Höhe  des  Zinsfusses,  die  Zeitdauer  der  Amortisation,  der 
Umfang  der  Verpflichtung  der  Garanten  u.  dergl.  bestimmt.  Im  Grunde 
genommen  handelt  es  sich  um  eine  Bürgschaft,  die  gewissen  Gläubigem 
eines  andern  Staates  gestellt  wird.  Beispiele:  In  dem  Londoner  Ab- 
kommen vom  27.  Juli  1855  garantierten  England  und  Frankreich  die 
Zahlung  der  Zinsen  einer  vom  Sultan  aufgenommenen  Anleihe.  —  Die 
von  der  europäischen  Donaukommission  aufgenommene  Anleihe  wurde  von 
Osterreich,  England,  Frankreich,  Italien,  I^eussen  und  der  Türkei  durch 
das  Abkommen  von  Galatz  vom  30.  April  1868  garantiert. 

892.  —  Die  Garantie  kann  eine  einfache  oder  eine  zusammen- 
gesetzte, kollektive,  sein.  —  Die  einfache  Garantie  wird  von  einem  Staate, 
oder  von  mehrem  Staaten,  die  untereinander  in  keinem  Rechtsverhältnisse 
stehen,  übernommen.  Im  letztern  Falle  handelt  es  sich  um  mehrere 
Garantieverträge,  die  zuiällig  nebeneinander  bestehen. 

Bei  der  Kollektiv-  oder  der  zusammengesetzten  Garantie  verpflichten 
sich  die  Garanten  untereinander,  dem  garantierten  Staate  dieselben  Vor- 
teile zuzuwenden.  Hier  ist  das  Rechtsverhältnis  ein  doppeltes:  es  besteht 
ein  solches  zwischen  den  Büi*g6staaten  auf  der  einen  und  dem  Garantierten 
auf  der  andern  Seite  sowie  zwischen  den  Bürgestaaten  untereinander. 
Jeder  Bürgestaat  ist  in  Ansehung  der  andern  Garanten  verpflichtet,  das 
dem  Garantierten  gemachte  Versprechen  getreulich  zu  einfüllen. 

Welche  Bedeutung  hat  die  EoUektivgarantie  für  den  Garantieren? 
Ist  jeder  Bürgestaat  ihm  gegenüber  verpflichtet,  allein  und  unabhängig 
von  den  andern  Hilfe  zu  leisten?  Bei  der  Übernahme  der  Garantie  tür 
die  Neutralität  Luxemburgs  haben  Lord  Stanley  im  englischen  Oberhause 
(14.  Juni  1867)  und  Lord  Derby  im  Hause  der  Gemeinen  (4.  Juli  1867) 
diese  Fiage  verneint.  „Bei  einem  Neutralitätsbruche  —  so  meinte  Lord 
Stanley  —  kann  an  alle  Vertragsmächte  die  Aufforderung  ergehen,  ge- 
meinsam einzuschreiten,  aber  keine  dieser  Mächte  kann  dazu  angehalten 
werden,  allein  und  gesondert  von  den  andern  zu  handeln.^  Lord  Stanley 
war  der  Ansicht,  dass  die  EoUektivgarantie  lediglich  im  Interesse  der 
Garanten  eingegangen  worden  sei  und  dass  sie  diesen  nur  Rechte  ein- 
räume, ohne  sie  irgend  welchen  Verpflichtungen  zu  unterwerfen. 

Lord  Russell  widersprach  dieser  Ansicht,  die  auch  von  Geffcken 
(op.  cit.,  §  97)  zurückgewiesen  wird.  „Bei  der  Kollektivgarantie  sind  alle 
Garanten  correi  debendi.^  Jeder  Garant  ist  dem  Garantierten  gegenüber 
vollkommen  verpflichtet  und  kann  von  diesem  allein  oder  zugleich  mit 
seinen  Gesamtschuldnern  zur  Erfüllung  seines  Versprechens  angehalten 
werden.  —  Das  Rechtsverhältnis  aber,  das  die  Mitbürgen  untereinander 
verbindet,  gibt  ihnen  die  Befugnis,  nichts  einseitig  zu  unternehmen,  bevor 
sie  sich  nicht  über  ein  gemeinsames  Vorgehen  miteinander  verständigt 
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haben.  Auf  Anrufen  des  garantierten  Staates  oder  eines  der  Bürgestaaten 
müssen  die  Garanten  zu  einer  Konferenz  zusammentreten  und  die  An- 
gelegenheit gemeinsam  beraten.  Auf  dieser  Konferenz  ist  der  umfang 
der  Verpflichtungen  der  Garanten  und  die  Art  der  Verwirklichung  der 
Garantie  angesichts  der  obwaltenden  Verhältnisse  zu  bestimmen.  —  Aber 
da  jeder  Kollektiv  garantie  ein  allen  Garanten  gemeinsames  Interesse  zu  Grunde 
liegt,  so  kann  jeder  von  ihnen  nicht  nur  die  andern  zur  Erfüllung  ihrer 
Verpflichtungen  auffordern,  sondern  auch  im  Falle  einer  MeinungsTer- 
schiedenheit  den  Vertrag  nach  seiner  eigenen  Auffassung  ausführen.^) 

893.  —  Welches  ist  der  praktische  Wert  der  Garantie  vertrage?  Die 
Garantie  der  Neutralität  Belgiens  und  der  Schweiz  wurde  bisher  noch 
nicht  auf  die  Probe  gestellt.  Sie  ist  noch  nicht  angerufen  worden, 
weil  die  Neutralität  dieser  Staaten  noch  nicht  verletzt  worden  ist.  — 
Was  ist  aber  aus  der  Garantie  der  Integrität  der  dänischen  Monarchie 
(Vertrag  vom  8.  Mai  1852)  und  aus  der  der  Türkei  (Vertrag  vom 
15.  April  1856)  geworden?  —  Friedrich  der  Grosse  sagte:  „Alle  Garan- 
tien sind  wie  eine  Filigranarbeit,  sie  erfreuen  mehr  das  Auge,  als  dass 
sie  von  irgend  welchem  Nutzen  wären^.  Geffcken  hält  die  Ansicht  von 
Gentz  flir  zutreffender.  „Ich  weiss  wohl,  so  sagte  er,  dass  Garantien 
auf  dem  Papiere  nur  unzuverlässige  Verteidigungsmittel  sind,  trotzdem 
würde  man  fehl  gehen,  wenn  man  sie  ausser  acht  lassen  wollte^  denn 
sie  bieten  wenigstens  denen,  die  ihre  Pflicht  tun  und  ihre  Verbindlich- 
keiten erfÜUen  wollen,  eine  Rechtsgrundlage,  wenn  die  umstände  sie  zom 
Handeln  auffordern^  (Corresp.  I  p.  117). 

894.  —  Protektoratsverträge  stellen  den  geschützten  Staat  unter 
die  Bevormundung  und  die  Oberleitung  des  schutzherrlichen  Staates,  der 
an  der  Verteidigung  und  der  Garantie  des  Besitzstandes  und  der  Rechte 
seines  Schützlings  ein  besonderes  Interesse  hat. 

895.  —  Zeitweilige  Neutralität.  —  Im  Falle  eines  Krieges 
können  sich  die  neutralen  Staaten  gegenseitig  verpflichten,  nicht  ohne 
vorherige  Anzeige  oder  gemeinsame  Beratung  an  dem  Kriege  teilzunehmen; 
sie  können  aber  auch  untereinander  ein  Bündnis  zur  Verteidigui^  ihrer 
Rechte  und  Interessen  gegen  die  Kriegftihrenden  eingehen.  —  Beispiele : 
Die  bewaffnete  Neutralität  von  1780.  —  Der  Bund  der  Neutralen  während 
des  deutsch-französischen  Krieges  von  1870.^) 

896.  —  Konkordate.  —  In  den  ersten  Zeiten  der  katholischen 
Kirche  bezeichnete  dieser  Ausdruck  die  Abkommen,  wodurch  die  Streitig- 
keiten zwischen  einem  Bischöfe  und  einer  religiösen  Gemeinde  beigelegt 
wurden.  —  Heutzutage  versteht  man  darunter  die  Übereinkünfte  zwischen 
dem  apostolischen  heüigen  Stuhl  und  den  Regierungen  gewisser  Staaten 
mit  ausschliesslich  oder  zum  Teil  katholischer  Bevölkerung.  Die  Konkor- 
date beziehen  sich  nicht  auf  Glaubens-  oder  dogmatische  Fragen,  sondern 
auf  die  kirchliche  Zucht,  die  Organisation  der  Geistlichkeit,  die  Abgren- 
zung der  Diözesen,  die  Ernennung  der  Bischöfe,  der  Geistlichen  usw.  — 
Die  mit  protestantischen  Staaten  getroffenen  Abmachungen  nennt  man 
ZirkumskriptionsbuUen.') 

1)  Pradier-Fod6r6,  op.  cit,  t  II,  No.  1101.  —  Funck-Brentano  et  Sorel, 
op.  cit,  p.  356.  —  Milovanowitch,  op.  cit,  p.  66. 

2)  [S.  über  den  Bund  der  Neutralen  während  des  Krieges  Yon  1870  de  Oabriac, 
SouTenirs  diplomatiques  de  Russie  et  d'Allemagne  (1870-78),  ReTue  des  Deux-liondea, 
1.  janvier  1896.] 

8)  [S.  über  Konkordate:  Bornagins,  Über  die  rechtliche  Natur  der  Konkordate, 
1870.  —  Gaben,  De  la  nature  jnridique  du  concordat,  Revue  du  Droit  public,  septembre- 
octobre  1898.  ~  Gonzales  de  Castejon,  Diacoors  sur  la  nature  et  les  caracterea  des 
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Bei  diesen  Abkommen  ganz  eigenartiger  Natur  tritt  der  Papst  als 
Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  auf.  Seine  geistliche  Macht  kommt 
allein  in  Betracht,  sie  ist  unerlässlich,  sie  ist  aber  auch  fiir  sich  allein 
ausreichend.  ,,Die  römischen  Priester  haben  zu  allen  Zeiten  unter  Auf- 
bietung aller  ihrer  Kräfte  darnach  gestrebt,  die  Einheit  der  Kirche  zu 
begründen  und  zu  erhalten^  (Benoist).  Um  sie  zu  wahren  und  zu 
festigen,  haben  die  Päpste  Konkordate  mit  verschiedenen  Staaten  vereinbart. 

Das  älteste  Konkordat  ist  das  von  Worms  vom  Jahre  1122;  es  kam 
zwischen  Papst  Calixtus  II.  und  Kaiser  Heinrich  V.  von  Deutschland  zu 
Stande.  Das  zweite  wurde  im  Jahre  1447  von  Nikolaus  V.  und  Kaiser 
Friedrich  III.  eingegangen.  —  Der  heilige  Stuhl  hat  seit  1122  bis  zum 
Jahi*e  1886,  seit  Calixtus  11.  bis  auf  Leo  Xm.  (Konkordat  mit  Portugal) 
eine  grosse  Zahl  von  Konkordaten  mit  katholischen  Staaten  Europas  und 
Amerä[as  abgeschlossen. 

Frankreich  hat  vier  Konkordate  mit  dem  heiligen  apostolischen  Stuhle 
(1516,  1801,  1813  und  1817).  —  Das  erste  wurde  von  Franz  1.  und 
Leo  X.  zu  Bologna  am  18.  August  1516  vereinbart.  Es  beseitigte  die 
berühmte  pragmatische  Sanktion,  eine  Ordonnanz,  die  Karl  YII.  im  Jahre 
1438,  nach  dem  Baseler  Konzil  und  der  Versammlung  der  Kirchenfürsten 
zu  Bourges,  erlassen  hatte.  —  Die  französische  Geistlichkeit  und  die 
Universität  lehnten  sich  dagegen  auf.  —  Das  Pariser  Parlament  weigerte 
während  12  Sitzungen  die  Eintragung  und  bot  ein  Jahr  lang  dem  Zorne 
des  Königs  Trotz.  Die  Eintragung  erfolgte  schliesslich  zwangsweise  im 
März  1518.  —  Man  beklagte  stets  die  Aufhebung  der  pragmatischen 
Sanktion;  aber  das  Konkordat  Franz  I.  wurde  bis  zur  französischen  Re- 
volution von  1789  aufrecht  erhalten. 

Als  unter  dem  Konsulate  die  Kirchen  wieder  geöffnet  wurden,  fühlte 
der  erste  Konsul  die  Notwendigkeit,  eine  Verständigung  mit  dem  Ober- 
haupte der  katholischen  Kirche  anzubahnen.  Nach  zahlreichen,  bedenk- 
lichen Zwischenfällen  wurde  am  15.  Juli  1801  (26  Messidor  9)  zu  Paris 
ein  Konkordat  unterzeichnet.  Diese  wichtige  Akte  wurde  vom  Tribunat 
und  dem  gesetzgebenden  Körper  ratifiziert.  Das  Konkordat  von  1801 
ist,  wie  Benoist  bemerkt,  ein  Meisterwerk  politischer  Geschicklichkeit. 

Ein  neues  Konkordat  wurde  am  25.  Januar  1813  erlassen,  aber  am 
24.  März  1813  vom  Papste  widerrufen;  es  kam  nie  zur  Anwendung. 
Wieder  ein  anderes  Abkommen  wurde  vom  Papst  Pius  VII.  und  Lud- 
wig XVIU.  zu  Rom  am  11.  Juni  1817  angenommen.  Es  stellte  das  Kon- 
kordat Franz  I.  wieder  her,  wurde  aber  von  den  Kammern  verworfen. 

Das  Konkordat  von  1801  ist  in  Kraft  geblieben.  Es  unterscheidet 
sich  von  den  Konkordaten,  die  mit  andern  Staaten  geschlossen  worden 
sind,  durch  die  geringen  Zugeständnisse,  die  der  Kirche  gemacht  worden 
sind.  So  ist  der  katholischen  Beligion  keine  bevorrechtigte  Stellung 
eingeräumt  oder  zuerkannt  worden.  —  Die  Kirche  hat  keine  Dotation 
an  GrundstttckeD.  —  Die  kirchlichen  Beamten  gemessen  keine  gerichtliche 
Befreiungen;  sie  sind  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  usw. 

897.  —  S^d  die  Konkordate  zu  den  völkerrechtlichen  Verträgen  zu 


concordats,  1S71.  —  Tnrinaz,  Les  concordat«,  1888.  -^  S.  auch  v.  Holtzendorff, 
Handbuch,  Bd.  II,  §  43.  ~  Pradier-Fod^r^,  t  .II,  n««  1088  et «.  —  S.  ferner  Benoist, 
L'Etet  et  I'Eglise.  —  Sech^,  L'Eglise,  et  le  concordat]  —  Hübler  m  v.  Stmigeb 
Tf^orMmdi  de$  SetOt^en  VeneaÜim^treMB  t.  v.  Konkordate.  —  von  dewieeSfem^  Zmr 
L^re  von  der  retMichen  Natwr  der  Kokkordate^  1665.  —  Balve,  Doe  Kmihordat  «ael 
den  QnmdeStUen  dee  Eirdtenrediti  ete.^  1868.  —  Hineehiu$  tu  Marqitardeene  Handbwsh 
dee  dfenU.  BeMe,  Bd.  J,  S,  S7Bf. 
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rechnen?  Diese  Frage  wird  von  Bluntschli,  Geffcken,  y.  Neumann, 
Carnazza-Amari,  Fiore,  Nys,  Funck-Brentano  et  Sorel  u.  a. 
verneint. 

Worin  liegt  das  praktische  Interesse  dieser  Frage?  Etwa  darin,  zu 
wissen,  ob  ein  Konkordat  gerade  so  wie  ein  Staatsgesetz  abgeschafft 
oder  ob  es  wie  ein  Vertrag  nur  gekündigt  werden  kann?  Nein.  Dies 
wäre  etwas  rein  formelles,  denn,  ob  eine  Kammer  selbst  ein  Konkordat 
abschafft,  oder  die  Begiei-ung  auffordert,  es  zu  kündigen,  kommt  auf  das- 
selbe heraus.  —  Nein,  das  Interesse  liegt  anderswo.  Da  die  Staaten  eine 
internationale  Gemeinschaft  bilden,  so  ist  jede  Ungerechtigkeit,  die  g^en 
einen  Staat  begangen  wird,  eine  mittelbare  Bedrohung  fitr  alle  andern. 
Weigert  sich  ein  Staat,  einen  Vertrag,  den  er  mit  einem  andern  abge- 
schlossen hat,  zu  erfüllen,  so  werden  alle  Mitglieder  der  Gemeinschaft 
hierin  eine  stillschweigende  Missachtung  ihrer  eigenen  Bechte  empfinden. 
Ist  ein  Konkordat  wirklich  ein  völkerrechtlicher  Vertrag,  so  muss  seine 
einseitige  Aufhebung  durch  eine  Kammer  oder  durch  den  Papst  bei  den 
andern  Staaten  Anstoss  und  Befürchtungen  erwecken. 

Die  Konkordate  gehören  in  eine  eigene  besondere  Klasse,  es  dürfte 
schwer  halten,  dies  zu  widerlegen.  —  Sie  gleichen  den  Verträgen  durch 
ihre  äussere  Form.  —  Sie  werden  von  zwei  unabhängigen  Persönlich- 
keiten, die  beide  mit  öffentlichem  Charakter  ausgestattet  sind,  abgeschlossen. 
—  Keine  der  beiden  Mächte  kann  der  andern  Gesetze  vorschreiben.^)  — 
„Solange  die  Einheit  der  römisch-katholischen  Kirche  besteht,  solange  der 
Papst  vom  Vatikan  aus  durch  Vermittlung  seiner  Bischöfe  und  Priester 
das  Gewissensleben  der  Katholiken  beider  Weltteile  beherrscht  und  lenkt, 
so  lange  müssen  die  Begierungen,  denen  diese  Katholiken  angehöi*en  nnd 
und  Untertan  sind,  mit  dieser  äussern  geistlichen  Macht  rechnen^.  — 
(Pradier-Fod6r6,  op.  cit,  1. 11  No.  1028).  —  Zwei  Mächte,  eine  welt- 
liche, der  Staat,  und  eine  geistliche,  der  Papst,  beide  völkerrechtliche 
Personen  (No.  156,  391  bis  393),  bMde  unabhängig  von  einander  nnd 
souverän  innerhalb  des  Bereiches  der  Interessen,  die  sie  zu  leiten  nnd  zu 
schützen  haben,  stossen  an  den  Grenzen  ihrer  beiderseitigen  Macht- 
befugnisse auf  einander  und  fllhren  eine  Verständigung  herbei:  hierin 
liegt  die  Ähnlichkeit  zwischen  einem  Konkordat  und  einem  völkerrecht- 
lichen Vertrage. 

898.  —  Der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Vertragsarten  beruht 
auf  deren  innerm  Wesen.  Der  Gegenstand,  den  die  Konkordate  regeln, 
fällt  nicht  in  das  Gebiet  des  Völkerrechts,  es  gehört  dem  innem  Staats- 
recht an.  Es  handelt  sich  darum,  die  freie  Ausübung  der  Gottesverehrnng 
mit  der  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und  der  wesentlichen  Grund- 
sätze einer  bestimmten  Verfassung  und  eines  bestimmten  sozialen  Zu- 
standes  in  Einklang  zu  bringen.  —  Während  die  Staatsverträge  die  un- 
bedingte Achtung  der  Souveränität  der  Vertragsmächte  voraussetzen, 
geben  die  Konkordate  dem  Papste  die  Befugnis,  sich  in  die  Angelegen- 
heiten der  Staaten  mit  katholischen  Untertanen  einzumischen  und  diese 
zu  beaufsichtigen  und  zu  überwachen.  —  Die  Beziehungen  des  Papstes 
mit  den  Staaten  sind  mithin  keineswegs  völkerrechtlicher  Natur.  —  Die 
Mittel,  zu  denen  seine  rein  geistliche  Macht  greifen  kann,  um  den 
Konordaten  Achtung  zu  verschaffen,  der  Kirchenbann  und  die  Ver- 
weigerung der  kanonischen  Investitur,  stehen  nicht  unter  dem  Schutze 
des  Völkerrechts. 


1)  Heffter,  op.  cit,  §  40. 
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899.  —  Fol^  hierans  nun  etwa,  dass  die  Konkordate  weder  für  den 
Staat  noch  fttr  die  Kirche  streng  verpflichtend  seien  und  dass  Staat  oder 
Kirche  sich  ad  nntum  lossagen  könnten?  —  Blnntschli  (op.  cit.  Art.  443 
No.  3)  sagt:  „Die  Konkordate  sind  nur  einstweilige  in  wechselseitigem 
Einverständnisse  gemachte  Festsetzungen  der  staaUichen  und  der  kirch- 
lichen Ordnung,  welche  zu  wirken  und  zu  binden  aufhören,  wenn  eine 
der  beiden  Vertragsparteien  ktlndigt^. 

Im  Gegensatze  hierzu  meint  Heffter,  dass  sich  die  Konkordate  von 
den  Staatsverträgen  weder  hinsichtlich  der  Gültigkeit  noch  der  Dauer 
ihrer  bindenden  Kraft  unterscheiden  und  dass  die  Konkordate  keine 
blossen  Privilegien  seien,  die  nach  Belieben  von  dem  einen  oder  andern 
Teile  widerrufen  werden  könnten  (op.  cit.  §40). 

Einige  Verteidiger  der  Kirche  nehmen  fttr  diese  das  Recht  in  Anspruch, 
dass  sie  sich  Ober  alle  von  ihr  frtther  abgeschlossenen  Verträge  hinweg- 
setzen könne.  Die  Civilti  cattolica,  das  Organ  des  Papstes  Pius  IX., 
sagte  im  Jahre  1872:  „Der  Papst  ist  jederzeit  berechtigt,  wenn  das  Heil 
der  Kirche  es  erfordert,  die  Bewilligungen,  die  er  im  Konkordate  gemacht 
hat  und  die  nur  privilegierte  Indulte  sind,  zurückzunehmen.  Der  welt- 
liche Fürst  dagegen  bleibt  an  seine  Übernommenen  Verpflichtungen  auch 
dann  noch  gebunden;  denn  der  Papst  ist  der  souveräne  Gesetzgeber  der 
Kirche,  der  Fürst  ist  sein  Untertan".  Bluntschli  lehnt  sich  dagegen  mit 
den  Worten  auf:  „Diese  Theorie  beruht  auf  der  geträumten  Weltherrschaft 
des  Papstes,  wie  sie  Gregor  Vn.  und  Innozenz  m.  anstrebten". 

900.  —  Die  Konsularverträge  regeln  die  Machtbefugnisse  der 
Konsuln  der  vertragschliessenden  Staaten,  ihre  Vorrechte,  Befreiungen 
und  Attribute,  sowie  ihre  Rechte  und  Pflichten  in  dem  Empfangsstaate. 

—  Die  Zahl  dieser  Abkommen  ist  beträchtlich.  Frankreich  hat  solche 
Verträge  mit  allen  andern  Staaten  geschlossen,  selbst  mit  China,  Japan 
und  Persien.  Desgleichen  England,  Deutschland,  die  Verein.  Staaten, 
Italien  usw.  —  Die  erschöpfendsten  Verträge  hat  vielleicht  Frankreich 
und  zwar  mit  Brasilien  (10.  Dezember  1860),  Spanien  (7.  Januar  1862), 
Italien  (26.  Januar  1862),  Portugal  (11.  Juli  1866),  Österreich  (11.  De- 
zember 1866),  Russland  (1.  April  1874)  und  Griechenland  (7.  Januar  1876). 

—  Der  Inhalt  dieser  Verträge  und  ihre  wichtigsten  Bestimmungen 
sind  bereits  firtther  angegeben  worden  (No.  753  u.  ff.).*) 

901.  —  Jurisdiktionsverträge  regeln  die  Entscheidung  bestimmter 
Streitigkeiten  eigener  Art  oder  sogenannter  gemischter  Prozesse,  bei  denen 
entweder  beide  Parteien  verschiedenen  Staaten  angehören,  wie  z.  B.  bei 
Streitigkeiten  zwischen  Kaufleuten  verschiedener  fremder  Staaten,  oder 
bei  denen  die  eine  Partei  Inländer,  die  andere  Ausländer  ist.  —  Hierher 
gehören  die  von  mehrem  europäischen  Staaten  mit  dem  Vizekönige 
von  Ägypten  abgeschlossenen  Verträge  ttber  die  Einsetzung  und  die  Zu- 
ständigkeit gemischter  Gerichtshöfe  (No.  789).  —  Femer  der  zwischen 
Frankreich  und  Russland  am  1.  Mai  1874  zu  Petersburg  abgeschlossene 
Vertrag,  der  dem  Konsul  die  ausschiessliche  Gerichtsbarkeit  ttber  den 
Kapitän  und  die  Besatzung  eines  Handelsschiffes  sowie  ttber  die  seinem 
Staate  angehörenden  Kaufleute  mit  der  Massgabe  Überträgt,  dass  letztere 
sich  nach  ihrer  Wahl  auch  an  die  örtlichen  Gerichte  wenden  können.**) 


*)  8.iXberd.v.D€ia9dkmBM^ge9Mm.  VertrSge,Laband,8kmi$r0tkt,Bd.II,]BAnm.a. 

*^)  WiMigäei  QueUenwerk  fkr  dtete  ufui  die  /bf^riMim  YerMatx  Die  BeMm>erMgwig 

im  «n<ema<iofuifen   Verkehr.    DanUOimg  d/er  JiiMor^anMation,  da  ZifilprotatreMiy  de$ 

Eonkurtrechtiy  der  ErbechafttreguUenmg  und  der  Kontäargeriehtibarkeit  in  den  eurcpäiit^en 

%tnd  auseereuropäiichen  StaaUny  vm  Lethe  mmI  Loewenfeldj  J896'1897. 
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902.  —  Eapitalationen.  —  Dieser  Ausdrack  stammt  ans  dem  Ita- 
lienischen. Capitnlazione  bedeutet  Übereinkommen,  Vertrag.  Das  Italie- 
nische war  die  diplomatische  Sprache  der  Levante  zur  Zeit  als  die 
Sarazenen  und  die  Christen  ihre  ersten  friedlichen  Vereinbarungen  traCm. 

Zuerst  waren  die  Kapitulationen  freiwillige  Gewährungen  besonderer 
Vorrechte  und  Privilegien,  die  den  Mitgliedern  gewisser  fremder  Nation^ 
eingeräumt  wurden.  —  Später  wurden  diese  Voirechte  und  Privilegien 
durch  wirkliche  Verträge  bestätigt  und  bekräftigt. 

Der  Ursprung  dieser  Kapitulationen  im  Orient  ist  sehr  alt.  Sie  wurden 
durch  die  Verschiedenheit  der  Zivilisation  und  besonders  durch  die  Ab- 
weichungen in  der  Gottesverehrung,  in  den  Dogmen  und  daher  in  den 
Gesetzen,  Sitten  und  Gebräuchen  veranlasst. 

Die  Entstehung  der  christlichen  Konsulate  in  der  Levante  und  in  den 
Barbaresken-Staaten  ist  bereits  früher  geschildert  worden  (No.  734  u.  ff.). 

In  demselben  Jahre,  als  Konstantinopel  erobert  wurde  (1453),  be- 
stätigte Mohammed  n.  die  Privilegien  der  Genuesen  auf  deren  WnnscL 
Die  Vorrechte  der  Venetianer  wurden  in  einem  vnrklich  zweiseitigen 
Vertrage  zwischen  Venedig  und  dem  Sultan  im  Jahre  1454  erneuert. 
Artikel  16  dieses  Vertrages,  dessen  Text  auf  uns  gekommen  ist,  ermächtigt 
Venedig,  entsprechend  dem  bisherigen  Brauche,  einen  Beamten»  der  denk 
Namen  bailli  fahrte,  zu  entsenden  und  der  Sultan  verpflichtet  sich,  diesem 
den  Beistand  des  Paschas  von  Kumelien  zu  gewähren.  Die  Venetianer 
behalten  ihre  nationale  Autonomie  bei. 

903.  —  Frankreich  empfand  das  Bedürfiiis,  die  Vorteile,  die  mehr^^ 
seiner  Handelsstädte  vor  der  türkischen  Eroberung  zu  erlangen  gewosst 
hatten,  zu  erhalten.  Es  schien  ihm  ratsam,  seinen  Angehörigen  die  Ver- 
günstigungen, die  die  Venetianer  besassen,  vertraglich  zu  sichern  and 
alle  Untertanen  der  christlichen  Staaten,  ausgenommen  diejenigen  Karls  V., 
unter  seinen  Schutz  zu  stellen.  Dieses  Schutzrecht  gründet  sich  auf  den 
Vertrag  vom  Februar  1535,  der  zwischen  Sultan  Soliman  IL  und  Franz  I. 
durch  dessen  Bevollmächtigten  Jean  de  la  Forfit  abgeschlossen  worden  ist. 

Der  Urtext  dieses  Vertrages  in  türkischer  Sprache  ist  nicht  erh&lten 
geblieben.  Er  war  aber  Moudjarea  d*Ohsson  bekannt,  der  einige  seiner 
Artikel  anfuhrt.^)  Ein  französischer  und  ein  italienischer  Text  befindet  sich 
in  den  Archiven  des  Ministeriums  des  Auswärtigen. 

Nach  Artikel  3  war  der  König  von  Frankreich  berechtigt,  einen  bajQe 
nach  Konstantinopel  zu  senden,  der  in  allen  Straf-  und  Zivilsachen,  die 
die  Untertanen  des  Königs  betrafen,  Recht  sprach.  —  Dem  Papste,  dem 
König  von  England  und  dem  von  Schottland  wurde  das  Recht  vorbehalten, 
dem  Vertrage  innerhalb  einer  Frist  von  acht  Monaten  beizutreten.  —  Die 
andern  Europäer,  die  Engländer,  Katalonier,  Ragusaner,  Sizilianer  and 
Portugiesen  können  zur  See  unter  französischer  Flagge  fahren.  —  Die 
Franzosen  haben  freie  Religionsübnng  und  können  die  heiligen  Stätten 
durch  katholische  Geistliche  bewachen  lassen  (Art.  5). 

904.  —  Das  ottomanische  öffentliche  Recht  zeichnete  sich  aber  durch 
eine  Eigentümlichkeit  aus.  Nach  dem  Koran  ist  jeder  Vertrag  mit  den 
Ungläubigen  nur  ein  Waffenstillstand,  eine  zeitweilige  Unterbrechung  der 
Feindseligkeiten.  Eieraus  folgt,  dass  mit  dem  Tode  des  Sultans  jeder  von 
diesem  unterzeichnete  Vertrag  erlischt.  —  Der  Vertrag  von  1535  musste 
daher  elf  mal  zwischen  der  Türkei  und  Frankreich  erneuert  werden,  bis 
Sultan  Mahmoud  I.  in  dem  mit  Ludwig  ZV.  (durch  dessen  Gesandten 


1)  Tableau  g^nend  de  Tempire-ottoman,  Paris  1791. 
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Harqois  de  Villeneuve)  abgeschlossenen  Vertrage  vom  Mai  1740  entschied, 
dass  seine  Nachfolger  diese  Kapitulationen  halten  sollten  (Art.  85).^) 

Dies  Abkommen,  das  noch  in  Kraft  ist,  ist  der  letzte  Vertrag,  worin 
noch  einmal  die  frühem  Zugeständnisse  an  Frankreich  mit  Zusätzen  wieder- 
gegeben sind.  Es  ist  durch  die  Verträge  vom  25.  Juni  1802,  25.  November 
1838,  29.  April  1861  und  durch  die  Protokolle  vom  9.  Juni  1868,  März 
1871  und  12.  Februar  1873  bestätigt  worden.  —  Artikel  1  des  Vertrages 
von  1838  besagt,  dass  die  den  französischen  Untertanen  und  Schiffen  durch 
die  bestehenden  Kapitulationen  und  Vertrl^e  verliehenen  Rechte,  Privi- 
legien und  Befreiungen  für  alle  Zeit  bestätigt  werden. 

905.  —  Frankreich  hat  auch  ziemlich  viele  Verträge  mit  der  Regent- 
schaft Tripolis  abgeschlossen.  Der  Vertrag  von  1801  (30.  Prairial  9) 
enthält  die  betreffenden  Bestimmungen  und  bestätigt  sie. 

Da  der  Bey  die  Oberherrlichkeit  der  Pforte  anerkannt  hat,  so  findet 
der  Vertrag  von  1838  und  die  spätem  Verträge  mit  der  Türkei  auch 
auf  Tripolis  Anwendung. 

Der  zwischen  Frankreich  und  Marokko  bestehende  Vertrag  vom 
28.  Mai  1767  ist  durch  die  spätem  Verträge  bestätigt  worden.*) 

906.  —  In  England  reichen  die  ersten  Kapitulationen  bis  zur  Herr- 
schaft Elisabeths  n.  und  Mourads  m.  zurUck  (1580).  Sie  wurden  unter 
Jakob  I.  1606  und  unter  Karl  I.  1625  erneuert  und  unter  Karl  11.  1675 
abgeändert.  —  Sie  unterscheiden  sich  von  den  mit  Frankreich  getroffenen 
Vereinbarungen  insofern,  als  sie  keine  eigentlichen  Verträge  bilden.  Sie 
sind  in  der  Gestalt  von  Privilegien,  von  einseitigen  Zugeständnissen,  ab- 
gefasst.  —  Sie  räumen  England  das  Recht  ein,  Konsulate  in  .Aleppo, 
Tripolis  der  Berberei,  Tunis,  Tripolis  in  Syrien,  Ghios,  Smyrna,  Ägypten 
usw.  zu  errichten.  Sie  gewähren  die  Zusage  der  Meistbegünstigung  sowie 
die  den  Franzosen,  Venetianem  und  andern  Freunden  der  Pforte  erteilten 
Vorrechte.  Sie  sind  dui'ch  die  Abkommen  vom  5.  Januar  1809,  16.  August 
1838  und  29.  April  1861  bestätigt  worden. 

907.  —  Die  Holländer  beschränkten  sich  bis  zum  Jahre  1612  darauf 
ihren  Handel  unter  französischer  Flagge  und  unter  dem  Schutze  der  fran- 
zösischen Konsuln  zu  betreiben.  Sie  erlangten  dann  vom  Sultan  Achmet  L 
Kapitulationen,  die  ihnen  ähnliche  Bechte  wie  England  und  Frankreich 
zusicherten.  Diese  wurden  durch  den  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag 
vom  25.  Februar  1862  bestätigt. 

Die  Kapitulationen,  die  die  Beziehungen  der  Pforte  mit  Österreich- 
Ungarn  regeln,  sind  in  dem  Vertrage  von  Passarowitz  vom  27.  Juli  1718 
enthalten.    Sie  wurden  durch  den  Vertrag  vom  22.  Mai  1862  bestätigt. 

Ähnliche  Verträge  wie  Frankreich  lutben  Preussen  (22.  März  1761 
und  20.  März  1862),*)  Spanien  (14.  September  1782  und  13.  März  1862) 
und  Bussland  (10.  Juni  1783  und  22.  Januar  1862)  mit  dem  Sultan  ge- 
schlossen. Italien  ist  in  die  verschiedenen  Privilegien,  die  den  Venetianem, 
Genuesen,  Toskanem  und  Sizilianem  durch  Kapitulationen  bewilligt  worden 


1)  Ferand-Giraud  gibt  in  seiner  beachtenswerten  Schrift  Aber  die  Joridiction 
irancaise  dans  les  Echelles  da  Levant^  t  I,  eine  Liste  der  zwischen  Frankreich  und 
der  Hohen  Pforte  abseschlossenen  Kapitulationen  und  Vertrage  nach  zeitlicher  Reihen- 
folge und  erläutert  die  Artikel  des  Vertrages  Tom  Mai  1740.  —  Lawrence-Wheaton. 
op.  cit,  t.  IV,  gibt  4en  Inhalt  des  Vertrages  yon  1604  zwischen  Heinrich  IV.  und 
Achmed  III.  und  den  des  Vertrages  von  1740,  pp.  182  und  125  wieder. 

2)  Feraud-Qiraud,  op.  cit,  t.  I,  gibt  den  Text  der  Vertrike  mit  Tripolis  und 
Marokko.  —  [S.  Rouard  de  Card,  Les  traitte  entre  la  Franc  et  le  Maroc,  1898.] 

*)  Vfß.  de9^  dmlad^tMÖM^m  Frewndtckaftnertrag  vom  »6.  A^gimt  1890. 
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wareiii  eingerückt.  —  Anch  Schweden,  Dänemark,  Belgien  nnd  Portugal 
haben  Eapitnlationen.^) 

908«  —  Treten  die  Kapitulationen,  die  Befreiungen  von  der  Ortlichen 
Gerichtsbarkeit,  die  Privilegien  usw.  dadurch  ausser  Kraft,  dass  ein  tfir- 
kischer  Gebietsteil  oder  ein  Barbareskenstaat  unter  die  Herrschaft  einer 
christlichen  Macht  gelangt?  Diese  Frage  wurde  im  Jahre  1888  zwischen 
Frankreich  und  Italien  im  Hinblick  auf  Tunis  und  Massaua  lebhaft  er- 
örtert.«) 

Geht  man  den  Grttnden  nach,  die  die  Einführung  der  Kapitnlattonen 
veranlasst  haben,  so  dttrfte  man  zur  Bejahung  dieser  Frage  kommoi. 
In  der  Praxis  würde  sich  dann  die  Anordnung  von  Übergangsbestinunungen 
empfehlen  (No.  788).*) 

909.  —  Obgleich  die  Ottomanische  Pforte  durch  den  Pariser  Vertrag 
vom  30.  März  1856  der  Vorteile  des  Europäischen  Konzerts  teilhaftig  er- 
klärt worden  ist,  glaubt  Travers  Twiss,  dass  die  europäischen  U&chte 
nicht  in  die  Aufhebung  der  Kapitulationen  einwilligen  könnten.  „Zwischen 
Islam  und  Christentum  bestehen  keinerlei  Ansätze  zur  Bildung  eines  ge- 
meinsamen Gewohnheitsrechts,  nicht  einmal  solche  der  einfachsten  Art. 
Die  Grundlagen  der  nicht  geschriebenen  Gewohnheiten  des  Islams  mflssen 
in  den  Legenden  des  Judentums  oder  in  den  Überlieferungen  der  Araber, 

dieser  Wttstensöhne,  gesucht  werden Die  Aufrechterhaltung  der 

Kapitulationen  ist  für  die  Mohammedaner  ebenso  notwendig  wie  ftr  die 
Christen,  denn  sie  dienen  —  um  ein  Gleichnis  zu  gebrauchen  —  dazu, 
um  die  Brücke  über  den  religiösen  Abgrund,  der  zwischen  Islam  nnd 
Christentum  klafft,  zu  erhalten  ....  Die  Kapitulationen  der  Ottomanischen 
Pforte,  die  durch  eine  Keihe  von  Verträgen  mit  den  einzelnen  Mächten 
Buropas  bestätigt  worden  sind,  müssen  als  ein  besonderes  Kapitel  des 
europäischen  Vertragsrechts  gelten;  sie  sind  für  den  Islam  unentbehrlich, 
denn  nur  sie  ermögUchen  es  ihm  an  dem  öffentlichen  Europäischen  Bechte 
teilzunehmen,  ohne  den  eigenen  religiösen  Gesetzen  Zwang  anzutun. 
Anderseits  geben  sie  den  christlichen  Staaten  Europas  die  Gewähr  dafflr, 
dass  die  Pforte ihren  (der  christlichen  Staaten  Europas)  Unter- 
tanen nicht  das  Vorrecht  entziehen  werde,  unter  dem  Schutze  ihror  eignen 
Gesetze  und  unter  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  Beamten  so  lange  zu  leben, 
als  sie  zur  Wohlfahrt  des  Ottomanischen  Reiches  beitragen;  ohne  die 
Kapitulationen  würden  die  Fremden  nach  den  Landesgesetzen  keinen 
Anspruch  auf  Schutz  ihrer  Person  und  auf  Sicherheit  ihres  Vermögens 
haben  ....  Es  kann  sich  sJs  notwendig  ergeben,  von  Zeit  zu  Zeit 
die  Kapitulationen  abzuändern,  wollte  man  sie  aber  aufheben,  so  würde 
man  einen  neuen  Kreuzzug  gegen  den  Islam  hervorrufen  und  den  Schutz 
der  Dardanellen  gewaltsam  umgestalten*^  (op.  cit.,  tit.  I,  eh.  XIV,  pp.  433 
et  s.  —  S.  No.  776  bis  778). 

910.  —  Zu  den  Jurisdiktionsverträgen  gehören  auch  die  Abkommen, 
die  sich  auf  die  Vollstreckung  von  Urteilen  beziehen.  Jeder  Ver- 
tragsstaat erkennt  unter  einfachen,  leicht  zu  erflillenden  Bedingungen  die 
Rechtskraft  der  von  den  Gerichten  des  andern  Vertragsstaates  erlassenen 
Entscheidungen,  Urteile  und  Beschlüsse  an  und  fördert  deren  Voll- 
streckung auf  seinem  Gebiete. 


1)  Lawrence-WheatOD,  op.  cit,  i  lY,  pp.  140  et  s. 

2)  Daniel,  L'annöe  politiqne»  ISSS,  pp.  195  et  s.,  216  p.  et  a,  dOS  p.  et  s. 

3)  [S.  über  diese  Frage  Pic,  Influence  de  Titablissement  d'un  protectorat  sur  les 
trait^  ant^rieurement  concloB  avec  des  puissances  tierces  par  l'fitat  prot^g^,  R.  D. 
I.  P.,  t  III,  pp.  626  et  8.] 
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Frankreich  hat  nur  wenige  Verträge  dieses  Inhalts:  so  mit  Italien 
(franzSsisch-sardinischer  Vertrag  von  1760  nndf  Abkommen  vom  11.  Sep- 
tember 1860),  mit  dem  Grossherzogtom  Baden  (Vertrag  vom  6.  April  1846» 
der  dnrch  den  Frankfurter  Vertrag  vom  11.  Dezember  1871  auch  auf 
Elsass-Lothringen  ausgedehnt  worden  ist)  und  mit  der  Schweiz  (Vertrag 
vom  15.  Juni  1869).  [Am  8.  Juli  1899  ist  zwischen  Frankreich  und 
Belgien  ein  Abkommen  zu  Paris  unterzeichnet  worden,  das  die  Zuständig- 
keit der  Gerichte  sowie  die  Rechtskraft  und  die  Vollstreckung  von  ge- 
richtlichen Entscheidungen,  Schiedssprüchen  und  authentischen  Akten 
regelt.*)] 

911.  —  Hierher  gehttren  femer  die  Auslieferungsverträge,  wenn 
sie  auch  weniger  einen  politischen  Charakter  haben.  In  diesen  Verti*ägen 
übernehmen  die  Staaten  die  Verpflichtung,  sich  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen die  Personen  auszuliefern,  die  sich  auf  das  Gebiet  des  einen 
Vertragsteils  gefluchtet  haben,  um  sich  einer  Strafverfolgung  oder  einer  Straf- 
voUstreekung  aus  einem  urteile  des  andern  Vertragsteils  zu  entziehen 
(No.  455  bis  481).*) 

Zu  derselben  Vertragsart  sind  auch  noch  die.Rechtshilfeverträge,**) 
deren  Frankreich  mehrere  geschlossen  hat,  zu  rechnen. 

912.  —  Durch  die  sogenannten  Niederlassungsverträge  bestimmen 
die  vertragschliessenden  Staaten  die  Bedingungen,  unter  denen  Angehörige 
des  einen  Teiles  auf  dem  Gebiete  des  andern  Teiles  wohnen  und  sich  auf- 
halten können.  Die  diesbezüglichen  Bestimmungen  befinden  sich  nicht 
immer  in  einem  besondem  Abkommen,  sie  bilden  häufig  den  Bestandteil 
eines  allgemeinem  Vertrages  oder  eines  Handelsvertrages  (No.  444). 

Zuweilen  werden  zwischen  Staaten  auch  Verträge  geschlossen,  die 
sich  auf  die  Anwendung  der  den  Militärdienst  regelnden  Gesetze  in  den 
Vertragsstaaten  beziehen.  Beispiel:  Abkommen  vom  30.  Juli  1891  zwischen 
Belgien  und  Frankreich. 

Die  wesentlichen  Bechtswirkungen  und  die  regelmässigen  Bestimmungen 
der  Gebietsabtretungsverträge  sind  bereits  früher  angegeben  worden 
(No.  567  u.  ff.).  Auch  die  Verträge,  betreffend  die  Bestimmung  der 
Grenzen,  die  Bestellung  von  Servituten  und  die  Abgrenzung  der 
Interessensphären  (No.  340  bis  344,  489,  559),  sind  schon  gewttrdigt  worden. 

§  3.  —  Vertrlge  zwisohen  KriegtparMen. 

913.  —  Die  Darstellung  dieser  Vertragsart  muss  der  Lehre  des 
Eriegsrechts  vorbehalten  bleiben. 

§  4.  —  Vartrige  zum  Sohutze  der  tozitlen  und  wirtsoliaftliohen  Ihtereeeen  der  SlMlen. 

914.  —  In  diese  Gruppe  feJlen  in  gewisser  Hinsicht  die  soeben  daiv 
gestellten  Jurisdiktionsverträge,  Konsularabkommen,  Konkordate  und 
Niederlassungpverträge.  —  Umgekehrt  berfihren  manche  Verträge,  die 
wir  zu  der  jetzt  zu  besprechenden  vierten  Klasse  zählen,  in  manchen 
Punkten  auch  das  politische  Gebiet,  obwohl  sie  vornehmlich  wirtschaftliche 
oder  soziale  Interessen  der  Nationen  zum  Gegenstande  haben. 


1)  [Annales  des  science8po]itiqneB,jaavier  1990,  p.  180.  —  Renard,  Convention 
franco-belge  conclne  le  8  juillet  1S99,  1900.  —  R.  D.  I.  P.,  t  VIF,  Documenta,  p.  1.] 

*)  S.  die  ÄuaieformumferMae  de$  Devischm  JMcht  bei  Zorn,  cp.  mt,  8.  JM. 
••)  Lammaach  m  v.  BMtmäorffB  BanOMk,  Bä,  III,  8.  3$8f.    8.  üe  LOenüifr 
hei  ÜOmtmn,  cp.  eU.^  8.  353  f. 
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914^.  —  [Die  Verträge,  die  sich  auf  die  wirtschaftlichen  oder  sozialen 
Interessen  beziehen,  sind  zum  grOssten  Teile  Eollektiyyerträge.  Sie  ftthreii 
mitunter  zur  OrQndung  sogenannter  internationaler  Verbände,  Ver- 
eine oder  Unionen,  an  deren  Spitze  sich  meistens  ein  internationales 
Amt  oder  Bureau  (Office  central  ou  Bureau)  befindet.  Zu  diesen  yölker- 
rechtlichen  Verwaltungsgemeinschaften  gehören:  Der  Telegraphenrerein, 
der  Mttnzverband,  der  Postverein,  die  Meterunion,  der  Verband  zdib 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums,  sowie  der  zum  Schutze  der  Werke 
der  Literatur  und  Kunst,  der  Verband  zum  Schutze  des  Weinbanes 
(Phylloxeraunion),  die  Union  fttr  Eisenbahnfrachtrerkehr,  sowie  der  Ver- 
band zur  Veröffentlichung  der  Zolltarife.  Die  Schafftmg  anderer  Vereine 
ist  angeregt  worden.  So  hatte  man  seinerzeit  die  Gründung  eines  Ver- 
bandes zur  Veröffentlichung  von  Staatsverträgen  ins  Auge  geÜEisst 
(No.  153).*)] 

915.  —  Eigentum  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst.  —  Die 
in  dieser  Hinsicht  abgeschlossenen  Verträge  bezwecken,  Schriftstellem 
und  Künstlern  den  Genuss  an  den  Erträgnissen,  die  ihre  Werke  im  Aus- 
lände abwerfen,  zu  sichern.  Die  gesitteten  Staaten  halten  sich  heutzu- 
tage fttr  verpflichtet,  das  künstlerische  und  literarische  Eigentum  ihrer 
Untertanen  auch  ausserhalb  ihrer  Grenzen  zu  schützen,  desgleichen  er- 
kennen sie  die  Notwendigkeit  an,  den  Rechten  fremder  Schriftsteller  und 
Künstler  innerhalb  ihres  Staatsgebietes  Achtung  zu  verschaffen. 

1)  [S.  tber  die  internationalen  Verbände:  Belloc,  La  tel^graphie  histoiique. 

—  Oayla,  Projet  d^entente  mon^taire  internationale,  Revue  politique  et  parlementaue, 
jnin  1895,  p.  489.  —  GucheTal-Clarigny,  L^Union  latine  et  la  nouYelle  conf(6ience 
monetaire,  Revue  des  Deux-Mondes,  l«r  et  15  novembre  1892.  —  Descamps,  Les 
ofQces  intemationaux  et  lenr  avenir,  1894. —  LHinion  internationale  pourlapubbcation 
de  traites.  —  Droz,  La  Conference  diplomatique  de  Beme,  J.  L  P..  t  XI,  p.  441.  — , 
L'union  internationale  des  chenüns  de  fer,  R.  D.  L  P.«  t  n,  p.  169.  —  Faul  Fauchille 
L^mion  monetaire  latine.  Son  histoire.  Annales  de  rEcole  libre  des  sciences  poUtiques, 
1886.  p.  610.  —  Du  irai  des  monnaies,  spicialement  dans  l'Union  latine,  iLonales  de 
l'Ecole  libre  des  sciences  politlqnes,  1888,  p.  428.  —  L'Assodation  internationale  ponr 
la  science,  les  arts  et  FMucation,  R.  D.  I.  P.,  t  Vn,  p.  74.  —  Gairal,  Les  Assodations 
internationales,  Revue  cath.  des  insüt.  et  du  droit,  levrier  1892.  —  von  Kirchenheim, 
Les  congr^s  intemationaux  de  la  poste  et  du  t^legraphe,  R.  D.  I.,  t  XII,  p.  467; 
t  XIII,  pp.  84  et  842.  ^  Kamarowsky,  Des  organes  des  unions  internationales  con- 
tempoiaines  (russisch),  La  Pens^e  russe,  1892,  p.  261.  —  Kazanski,  Les  grandes 
Unions  administratives  d'Etats  (russisch).  —  Union  g^desique  internationale  (russisch). 

—  Union  t^l^aphique  internationale  (russisch).  —  Union  m^trique  internationale 
(russisch).  —  Union  postale  universelle  (russisch).  —  Union  internationale  pour  la 
protection  de  la  propmt^  industrielle  (russisch).  —  Union  internationale  pour  la  pro- 
tection des  Oeuvres  littiraires  et  artistiques  (russisch).  —  Union  antiesclavagiste  inter- 
nationale (russisch).  —  Union  inte^ationale  pour  la  publication  des  tariüB  douanlers 
(russisch).  —  Union  internationale  des  transports  par  chemins  de  fer  (msslBch).  — 
Union  bibliographique  internationale  (russisch).  —  Les  premiers  elements  de  Ivrga- 
nisation  universelle,  R.D.L,  tXXIX,  p.288.  —  Lavollee,  Les  Unions  internationales, 
Revue  dliistoire  diplomatique,  1887,  1 1.  —  Lyon-Caen,  La  Convention  du  14  octobre 
1890  sur  le  transport  international  des  marchandises  par  chemin  de  fer,  J.  L  P., 
t.  XX,  p.  465.  —  Meili,  Die  internationalen  Unionen  aber  das  Recht,  der  Weltver- 
kehrsanstalten und  des  geistigen  Eigentums,  1889.  —  Telephonrecht,  1885.  —  Das 
Recht  der  Verkehrs-  und  Transportanstalten,  1888.  —  Marsault,  De  rnnification  des 
monnaies  et  des  Conventions  mon^taires^  1889.  —  Mittelstein,  Die  neuen  Weltpost- 
vertrftge.  Zeitschrift  fOr  das  gesamte  Handelsrecht,  Bd.  41,  S-  181.  —  Moynier,  Les 
Bureaux  intemationaux  des  Unions  universelles,  1892.  —  D'Orelli,  La  Conförence 
internationale  pour  les  droits  d'anteur,  R.  D.  I.,  t  XIV,  p.  583.  —  Pareto,  L'avenir 
de  l^nion  monetaire  latine,  Bibliotheque  universelle,  octobre  1898.  —  Poinsard, 
Stades  de  droit  international  conventionel,  1894.  —  Les  Unions  et  ententes  intw- 
nationales.  Sdence  sociale,  juillet  1900.  —  Les  Unions  postales,  Annales  de  l'Ecoie 
libre  des  Science^  politiques,  1892,  p.  885  et  577.  ^  La  question  monetaire,  1895.  — 
Renault,  De  la  propriete  litt^raire  et  artistique  au  point  de  vue  international.  — 
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Dieser  Bechtsgedanke  ist  erst  neuem  Ursprunges.  Lange  Zeit  ent- 
behrten die  Urheber  literarischer  und  kfinstlerischer  Leistungen  im  Aus- 
lande eines  Schutzes  gegen  Nachdruck  und  Nachbildung.  —  Frankreich 
hat  vielfache,  wiederholte  Anstrengungen  gemacht,  um  das  Eigentum  an 
Werken  der  Literatur  und  Kunst  zur  Anerkennung  zu  bringen.  —  Die 
^ste  Literarkonvention,  die  zwischen  Frankreich  und  den  Niederlanden 
zustande  kam,  stammt  aus  dem  Jahre  1840. 

Zahlreiche  Abkommen  wurden  in  der  Zeit  von  1852  bis  1884  zwischen 
den  bedeutendsten  europäischen  Staaten  getroffen;  sie  gewährten  den 
Autoren  des  einen  Vertragsstaates  ein  ausschliessliches  Recht  in  dem 
Oebiete  des  andern  Vertragsstaates  unter  der  Voraussetzung  der  Gegen- 
seitigkeit. —  Schon  dies  bedeutete  einen  ansehnlichen  Fortschritt.  Aber 
die  Mannigfaltigkeit  der  Klauseln  und  Bestimmungen  in  den  verschiedenen 
Verträgen,  sogar  in  solchen,  die  derselbe  Staat  mit  andern  Staaten  ver- 
einbart hatte,  rief  vielfache  Schwierigkeiten  hervor  und  fllhrte  zu  grossen 
Übelständen. 

Die  Annahme  gleichartiger  Grundsätze  bildete  bald  den  leinmUtigen 
Wunsch  aller  Schriftsteller  und  Künstler.  —  Mehrere  Kongresse  wurden 
abgehalten,  so  im  Jahre  1858  zu  Brttssel  und  in  den  Jahren  1861  und  1877  zu 
Antwerpen.  —  Im  Jahre  1878  wurde  zu  Paris  eine  internationale  literarische 
Gesellschaft  (Association  littteaire  internationale)  gegründet.  Dank  ihrer 
Anregung  trat  im  September  1883  in  Bern  eine  Konferenz  unter  dem 
Vorsitze  eines  Mitgliedes  des  Bundesrats  zusammen,  um  die  Grundzttge 
eines  Abkommens  zum  Schutze  der  Bechte  der  SchriftsteUer  und  Künstler 
zu  beraten.  Der  auf  dieser  Versammlung  zustande  gekommene  Entwurf 
wurde  im  September  1884  einer  diplomatischen  Konferenz  in  Bern  unter- 
breitet, deren  Verhandlungen  zu  dem  Bemerk  Abkommen  vom  9.  Sep- 
tember 1886  fahrten.  Dies  Abkommen  wurde  von  Deutschland,  England, 
Belgien,  Frankreich,  Spanien,  Italien,  den  Republiken  HiilLti,  Liberia,  der 
Schweiz  und  Tunis  unterzeichnet.  Die  andern  Staaten  haben  das  Beitritts- 
recht (Art.  18). 

Das  Abkommen  legte  den  Grund  zu  dem  internationalen  Verbände 
zum  Schutze  der  Urhel^rrechte.  Man  vermied  absichtlich  den  Ausdruck 
Eigentum,  weil  manche  das  Becht  an  Erzeugnissen  des  Geistes  nicht  so 
nennen  woUten.  —  SchriftsteUer  und  Kttnstler  des  einen  Verbandslandes 
stehen  auf  dem  Gebiete  der  andern  Verbandsländer  hinsichtlich  des  Schutzes 
ihrer  Werke  den  dortigen  Staatsangehörigen  gleich.  Ein  internationales 
Amt  mit  der  Benennung  Bureau  international  pour  la  protection  des 
Oeuvres  littiraires  et  artistiques  hat  seinen  Sitz  in  [Bern  und  steht  unter 
der  Au&icht  des  Schweizer  Bundes  (Art.  16).  Seine  Befugnisse  sind  im 
Artikel  15  des  Schlussprotokolls  angegeben  (Journal  officiel  vom  16.  Sep- 
tember 1887). 


La  Feste  et  le  Tä^aphe^  1877.  —  Protection  internationale  des  c&bles  telteraphiqnes 
sous-marins,  R.  D.  I.,  i  231,  p.  351.  —  La  protection  internationale  des  cables  sous- 
marins  et  la  conf^nce  de  Paris,  R.  D.  I.,  t  XV,  n.  17.  —  Les  unions  internationales. 
Lenrs  avantages  et  leurs  inconvenients,  R.  D.  I.  F.,  t.  III,  p.  14.  —  Rochard,  La 
Conference  de  Venise,  ReTue  des  Deux-Mondes,  l«r  septembre  1891  —  Rolland,  La 
poste  et  le  telägraphe,  1901.  —  Rostworowski,  L^ünion  internationale  pour  la 
publication  des  tndtis,  K  D.  L  P.,  t  I,  p.  830.  —  Selosse,  La  crise  monetaire  et 
IlTiiion  latine,  ReTue  de  Lille,  juin-jniUet  1894.  —  Soldan,  L'Union  internationale 
pour  la  protection  des  oeuvres  littmires  et  artistiques,  1887.  ^  Van  der  Rest, 
LHmion  monetaire  latine,  ses  origines  et  ses  phases  oiTerses,  R.  D.  I.,  t  Xm,  pp.  5 
et  868.}  —  Damhaeh  m  von  SoltMendorfi  Bandtfuh,  JBd.  III,  8.  883.  —  Pierantoni, 
Die  FertmkriUe  dei  ^oOcerredUt  im  19.  Jokrk.^  ÜbtrHUt  wm  SeAob,  1899. 
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[Im  Jahre  [1896  trat  eine  diplomatische  Konferenz  in  (Paris  zom 
Zwecke  einer  Bevision  des  Bemer  Abkommens  zusammen.  Ihr  Ergebnis 
waren  zwei  Akte  vom  4.  Mai  1896.]^) 

Auch  der  Kongress  der  sttdamerüamischen  Bepubliken,  der  in  Monte- 
video tagte,  hat  unterm  11.  April  1889  Regeln  zum  Schutze  des  ürtieber- 
rechts  angenommen. 

916.  —  ^Gewerbliches  Eigentum.  —  Erflndungspatente,  Fabrik- 
marken,  Warenzeichen,  gewerbliche  Muster  und  Modelle  bedürfen  ebenso  gut 
eines  Schutzes  gegen  unbefugte  Nachahmungen  im  Auslande,  als  das  literarisehe 
Eigentum.  —  Während  der  zweiten  Hälfte  des  verflossenen  Jahrhunderts  ver- 
einbarten mehrere  Staaten  eine  grosse  Zahl  von  Verträgen,  wonach  das  ge- 
werbliche EigentumCder  Untertanen  des  einen  Teiles  unter  Verbargong  der 
Gegenseitigkeit  in  dem  Gebiete  des  andern  Teiles  geschützt  wurde. 

Trotzdem  erwachte  bald  das  Bedttrfiüs  [nach  einem  allgemeinem 
Vertrage,  der  fBr  alle  Staaten  einheitliche  (Normen  zum  intemationsJen 
Schutze  des  gewerblichen^  Eigentums  festsetzte.  { —  Auf  Anregung  der 
französischen  Regierung  trat  zunächst  eine  (diplomatische)  Konferenz  in 
Paris  im  Jahre  1878  und  sodann  eine  zweite  am  4.  November  1880 
zusammen.  Auf  der  letztern  waren  18  ßtaaten  vertreten.^  Das  Bnd- 
ergebnis dieser  Konferenz  war  das  am  20.  Mai  1883Jzu  Paris^von  Belgien, 
Brasilien,  [Spanien,  Frankreich,  Guatemala,  Italien,  den  Niederlanden, 
Portugal,  Ssdvador,  Serbien  und  der  Seh weizjü  unterzeichnete  Abkommen. 
Durch  später  erfolgte  Beitritte  ist  die  ZbM  der  Vertragsstaaten  fanf  17 
gestiegen.  —  Der  Grundsatz  des  {Vertrags  besteht  darin,  dass  Erfinder, 
Handel-  und  Gewerbetreibende  in  jedem  Verbandsstaate  den  dortigen 
Untertanen  gleichgestellt  wei*den  (Art.  2).  —  Ein  internationales  Amt,  [das 
dief  Aufgabe  hat,  alle  nützlichen  Auskünfte  [zu  sammeln  und  wünschens- 
werte f Abänderungen  vorzuschlagen,  wurde  in  Bern  ins  Leben  gerofen 
und  der  Aufsicht  der.httchsten  Verwaltungsbehörde  des^Schweizer  Bundes 
unterstellt  (Art.  13)."—  Seit  dem  Bestehen  dieses  Verbandes  haben  Kon- 
ferenzen in  Bom  (1886)  und  in  Madrid  (vom  5.  bis  14.  April  1891)  getagt, 
um  Abänderungen  und  Ergänzungen  gewisser  Vorschriften^vorzubereiten. 
Vierzehn  Staaten  beteiligten  sich  an  diesen  Zusammenkünften,  unter>nderm 
auch|Deutschland,  England  und  die  Verein.[Staaten,  die  auf  der  83er  Kon- 
ferenz nicht  vertreten  waren.  Man  einigte  sich  auf  eine  Übereinkunft, 
die  sich  'auf  die  Eintragung  der  Fabrikmarken  und  Handelszeichen^  bei 
dem  internationalen  Bureau  zu  [Bern  bezog;  gleichzeitig  wurden  [einige 
Punkte  des  Abkommens  vom  20.  März  1883&  abgeändert.  —  Bin  fnoh 
zSsisches  Gesetz  vom  13.  April  1892  bestätigte  die  drei  ersten  Protokolle 
der  Konferenz,  betreffend  die  Bestrafung  unrichtiger]^ Angaben  über  jdie 
Herkunft  der  Waren,  sowie  betreffend  die  Eintragung  der  Fabrikmarken 
und  Handelszeichen  usw.  (S.  Dekret  vom  17.  Dezember3l892).  —  Frank- 
reich  hat  einen  Vertrag  mit  Rumänien  am  12.  April  1889  abgeschlossen.') 

1)  [S.  Dnbois,  La  confärence  litt^raire  et  artistiqae  de  Paria,  R.  D.  I.,  t  XXEC, 
p.  577.  —  Über  den  Schutz  der  Werke  der  Literatur  und  Kunst:  Darras.  Des  droits 
des  anteurs  et  des  arUstes  dans  les  r^»ports  intemationanz,  1SS6.  —  Thomas,  La 
Convention  litt^raire  et  artistique  Internationale  signte  k  Beme  le  9.  s^lembre  ISS^, 
ISH.]-- Kohler,  ÄitiorreM,  1880.  —  OrelH,  Der  Mem.  SchutM  de$  ürhebmreekit,  IBST. 

etmii$t  0887). 

2)  [Das  internationale  Bureau  des  Verbandes  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  hat  im  Jahre  1S96  die  Veröffentlichung  eines  Recueü  g^n^ral  de  la  IMß- 
lation  et  des  traitds  concemant  la  propriet£  indnstrieUe  begonnen.  Bis  jetzt  md 
drei  Binde  erschienen.  —  S.  über  das  gewerbliche  Eigentnm,  R.  D.  L,  i  XIV,  p.  1S4; 
t. XV/p. 978]  —  KohUr,  Da$ BedU du Miarkm$diutte8, 1884.  —  Der9elb&j  ArtMAraeM  1S79. 
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917.  —  FluBS-  and  Hochseefischerei.  —  um  dem  flbermäsägen 
Fischfang  entgegenzutreten  und  der  Entvölkerong  der  Fische  in  gefrissen 
Meerest^en  yorznbeagen,  worden  mehrere  Verträge  geschlossen.  Bin 
Beispiel  hierfür  bietet  das  von  England,  Belgien,  Frankreich  und  andmm 
Ländern  am  6.  Mai  1882  im  Haag  unterzeichnete  Abkommen,  betreffend 
die  polizeiliche  Regelung  der  Hochseefischerei  in  der  Nordsee  ausserhalb 
der  Ettst^ewässer  (No.  582). 

Ähnliche  Abmachungen  sind  von  benachbarten  Staaten  zur  Regelung 
des  Fischereibetriebes  in  ihren  Grenzgewässem  getroffen  worden,  z.  B. 
die  französisch -schweizerischen  Abkommen  vom  28.  Dezember  1880, 
12.  März  und  30.  Juli  1891  [die  durch  das  Abkommen  vom  27.  Dezember 
1899  ersetzt  worden  sind.]*)*) 

918.  —  Handelsverträge  regeln  die  Bedingungen,  unter  denen  der 
Ottteraustausch  und  der  Handelsverkehr  zwischen  den  Untertanen  der 
Yertragsmächte  vor  sich  gehen  soll.  Sie  bezwecken  die  gegenseitigen  Inter- 
essen der  Staaten  in  Ansehung  des  Güteraustausches  und  der  Gttter- 
erzeugung  miteinander  zu  versöhnen,  und  ihren  Landeserzeugnissen  neue 
Absatzgebiete  zu  öffnen:  es  vollzieht  sich  eine  Verschmelzung,  wenn  die  Inter- 
essen genau  dieselben,  ein  Ausgleich,  wenn  sie  verschiedenartig  sind.  — 
Die  ifandelsverträge  regeln  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von  Waren 
sowie  den  Zwischenhandel,  sie  bestimmen  die  vereinbarten  Gebühren, 
denen  die  GOter  unterworfen  oder  die  Abgabenfreiheit,  deren  sie  sich  er- 
freuen sollen  und  setzen  die  Garantien  und  Yergttnstigungen  fest,  die  den 
Kauileuten  des  einen  Yertragstaates  auf  dem  Gebiete  des  andern  ein- 
zuräumen sind. 

Der  Inhalt  der  Verträge  und  ihre  Binzelbestimmungen  sind  je  nach 
den  Umständen  und  den  Zeitläufen  verschieden.  —  Die  Gewohnheit  hat 
es  mit  sich  gebracht,  den  meisten  Verträgen  die  sogenannte  Meist- 
begttnstigungsklausel  einzuverleiben.  Sie  sichert  jedem  Vertragsstaate 
den  Genuss  der  Vorteile  zu,  die  andern  Staaten  durch  andere  Handels- 
verträge bereits  gewährt  worden  sind  oder  in  Zukunft  etwa  gewährt 
werden.  Die  Licht-  und  Schattenseiten  dieser  Klausel  sind  während  der 
letzten  25  Jahre  Gegenstand  lebhafter  Erörterungen  gewesen,*) 

Die  Handelsverträge  sichern  den  auf  Ein-  oder  Ausfuhr  gerichteten 
Handelsuntemehmungen  eine  genttgend  feste  Grundlage.  Nur  sie  gestatten 
dem  ünternehmungsgeiste,  sich  aitf  Geschäfte  von  längerer  Zeitdauer  ein- 
zulassen; nur  sie  ermöglichen  der  Industrie,  ihre  gesamten  Einrichtungen 
im  Hinblick  auf  eine  Warenei-zeugung,  die  durch  keine  unvermutete  Zoll- 
erhöhung unterbunden  wird,  von  Grund  aus  umzugestalten  und  zu  ver- 
bessern. Sie  schützen  und  schirmen  die  Wohlfohrt  des  Handels  und  des 
Gewerbes  gegen  plötzliche  Umschläge  und  Änderungen  in  der  Politik. 
Sie  geben  dem  Handel  einen  der  drei  wesentlichsten  Grundpfeiler:  die 
Sicherheit.  —  Indem  sie  die  Einigung  der  Staaten  innerhalb  des  Bereiches 
der  materiellen  Interessen  begrttndeQi.  eignen  sie  sich  vorzüglich  dazu,  die 
Erhaltung  friedlicher  Beziehungen  zu  sichern.  Dies  sind  die  unstreitigen 
VorzOge  der  Handelsverträge. 

Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  sind  die  Handelsverträge 

1)  [S.  den  Text  des  Abkommens  Yon  1899,  Journal  officiel,  1900,  Docoments 
parlamentaires,  Chambre,  p.  61S.] 

S)  Lehr,  La  cltnse  de  la  nation  La  plus  fa^oris^e  et  la  persiatance  de  ses  effeta, 
R.  D.  I^  t  XtV,  p.  813. 

*)  Vertrag  meitdim  DmMikmd,  dm  Iftederkmdm  und  ä/er  SekweU  v.SO.  Jim» 
Mr.  d.  Btgekmg  der  Ladufiidterei  im  8tromgdM$  det  Sheki$. 
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in  den  letzten  Jahren,  besonders  in  Frankreich,  dnrch  die  Anhänger  des 
Schutzzolls  heftig  angegriffen  worden.  Die  Untersnchung  dieser  Frage 
gehört  nicht  in  den  Rahmen  dieses  Lehrbuches.  Man  kann  aber  fest- 
stellen, dass  man  sowohl  in  Frankreich  als  auch  in  Amerika  wieder  zu 
einer  andern  Meinung  neigt.  Wenn  die  Handelsverträge  ttberhanpt  ein 
Übel  sind,  so  sind  sie  ein  notwendiges  Übel;  sie  waren  dies  bereits  vor 
der  Entwicklung  der  Eisenbahnen  und  der  Dampfschiffahrt  und  sind  es 
erst  recht  seit  dieser  Zeit  geworden. 

In  Frankreich  reichen  die  ersten  Handelsverträge  bis  zur  Herrschaft 
Ludwigs  XI.  zurttck.1)  —  Im  18.  Jahrhundert  zählte  man  bereits  86 
Handelsverträge,  ausserhalb  Amerikas,  das  damals  nur  aus  Kolonien 
bestand.  Einer  der  berühmtesten  war  der  Vertrag  von  Methuen,  der  im 
Jahre  1703  zwischen  England  und  Portugal  vereinbart  wurde.  Frankreich 
und  England  unterzeichneten  im  Jahre  1786  einen  Handelsvertrag,  der  fast 
seinem  ganzen  Inhalte  nach  in  dem  bekannten  Vertrage  vom  23.  Januar 
1860  wiederholt  worden  ist. 

Während  des  19.  Jahrhunderts  haben  die  Handelsverträge  eine  be- 
trächtliche Ziffer  erreicht.  Alle  Staaten  haben  solche  gehabt  oder  haben 
sie  noch  heute.*^)*) 

919.  —  Zollvereinsverträge  bezwecken  die  an  den  gemeinsamen 
Grenzen  der  vertragschliessenden  Staaten  bestehenden  Zollschranken  auf- 
zuheben, den  Untertanen  dieser  Staaten  den  freien  unbehinderten  Austausch 
ihrer  Erzeugnisse  zu  ermöglichen  und  sie  in  ihrem  Handelsverkehre  mit 
dritten  Staaten  gemeinsamen  Begeln  zu  unterwerfen.  —  Bei  einem  Zoll- 
verein bilden  die  Yertragsmächte  in  Ansehung  des  Handels  nur  einen 
Staat.  Sie  haben  in  bezug  auf  ihren  Handel  nur  eine  gemeinsame  Orenze, 
die  sie  von  den  ausserhalb  des  Zollvereins  stehenden  Staaten  trennt.  — 
Handelsverträge  suchen  die  Zollinteressen  der  Staaten  auszugleichen;  Zoll- 
vereine sie  miteinander  zu  verschmelzen. 

Indem  die  Zolleinheit  die  wirtschi^lichen  Interessen  der  verbundenai 
Staaten  in  einander  aufgehen  lässt,  indem  sie  die  Völker  in  der  fOhlbarsten 

1)  Vertr&ge  zwischen  Frankreich  und:  England  unter  Karl  IX.  Tom  i9.  April 
1572,  best&tifft  Ton  Heinrich  IIL  im  Jahre  1576  nnd  nnter  |Hehirich  IV.  im  Jahre 
1606  (Unterhändler  war  Sully);  Spanien  Tom  12.  Oktober  1604,  auch  hier  war  SoUy 
der  Unterhändler. 

2)  Fnnck-Brentano  et  Sorei  haben  in  ihrem  Prteis  da  Droit  des  gens  eine 
philosophische  Abhandlung  über  Handels-  nnd  Zollverträge  und  deren  politische 
FolgeruDgen  geschrieben.  Man  findet  in  ihr  reiche  Anregung:  2»  ^dit,  Ut.  L  chap. 
ynl,  p.  15S  k  174.  —  Panl  Leroy-Beanlieu,  Les  traitte  de  commerce  de  l*Europe 
centrale,  Reyue  des  Deux-Mondes,  !•'  fÖTrier  1S9S.  —  [Femer  Beer,  Geschichte  des 
Welthandels.  —  Boiteau,  Les  trait^  de  commerce,  1S6S.  —  Bouchaud,  Theorie 
des  traites  de  commerce.  —  Funck-Brentano  et  Dupuis,  Les  tarifs  douaniers  et 
les  trait^  de  commerce,  1896.  —  Kaltenborn,  Handelsverträge,  im  Staats- 
Wörterbuch  von  Bluntschli.  —  Matlekovits,  Die  ZoUpolitik  der  österreichisch-ungari- 
schen Monarchie  und  des  Deutschen  Reiches  seit  1868  nnd  deren  nächste  Znlnmlt 
—  Meier,  Ober  den  Abschloss  von  Staatsverträgen,  1874.  —  Melle,  Handels-  und 
Schilfahrtsverträge,  1887.  --  Pigeonneau,  Histoire  da  commerce  de  la  France.  — 
Poinsard.  Etudes  de  droit  international  conventionnel,  18S4,  p.  839.  —  Protection 
et  Libre-^change,  1898.  —  Richelot,  L'association  douaniire  allen 


, allemande.  —  Rougier, 

La  libert^  commerciale.  —  Schraut,  System  der  Handelsverträge  und  der  Melstbe- 
ffünstignng,  1884.  —  Sehn  vier,  American  diplomacy.  —  Veillcovitch,  Lestnitte 
de  commerce,  1892,  —  Walker,  Die  Frage  der  ZoUeinigung  mit  Osterreich-Ungani. 
--  Weigert,  Differentialz5Ue  und  Recht  der  meistbegflnstigten  Nation.  —  Wolowski, 
La  liberte  commerciale,  1869.  —  Worms,  Le  Zollverein  aUemand.] 

•)  Melle  tu  v.  EoUgendorffk  mmOmdk,  Bd,  IH,  8. 14L  —  v.  Onchen,  IbiMMrfer- 
»ueä  der  Stmttwmmkhaftm  wm  Conrad,  Bd,  IV,  8.  lOeT.  -  8toerk,  ArM»,  Bd.  IX, 
8.  Sß.  —  Eme  Bammlimq  der  dmtmshm  BaiMi»erträge  fMet  ncä  60t  Beutner:  Die 
detitet^m  HandOe^,  Fremdeikaftt',  adUjfoärte-,  EonrnUar-  u.  Uierarkehm  Verträge,    1883. 
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Weise  aneinander  kettet,  ihre  täglichen  materiellen  Bedfirfiiisse  und  Be- 
strebungen vereinigt  nnd  den  gegenseitigen  Austausch  ihrer  Güter  und 
ihrer  Gedanken  fördert,  ftthrt  sie  mit  verhängnisvoller  Sicherheit  zu  einer 
mehr  oder  weniger  innigen  politischen  Einheit.  Ein  Defensivbttndnis 
zwischen  äen  Staaten  und  eine  Umgestaltung  der  nationalen  Sitten  werden 
die  notwendigen  und  zwingenden  Folgen  eines  Zollvereins  sein.  Die  Zoll- 
einheit ist  der  Vorläufer  der  politischen  Einheit. 

Das  schlagendste  Beispiel  hierfür  gewährt  der  deutsche  Zollverein.  — 
Mit  bewundemswei-tem  Geschick  und  Zähigkeit  hat  Preussen  seit  dem 
Jahre  1828  nach  und  nach  fast  alle  deutschen  Staaten  zu  einem  Handels- 
biindnisse  zusammengeschlossen.  1855  standen  dem  Zollverein  im  Süden 
nur  Osterreich,  im  Norden  nur  Mecklenburg,  Holstein  und  die  drei  Hansa- 
städte fern.  Der  ZoUverein  ging  eine  Reihe  von  Verträgen  mit  fremden 
Mächten  ein.  —  Diese  Einigung  unter  der  Führung  Preussens  ebnete  die 
Bahn  für  dessen  politische  Vormachtstellung  unter  den  verbündeten  Staaten. 
Die  wii*tschaftliche  Einheit  Deutschlands  war  schon  seit  Jahren  begründet, 
als  die  Ereignisse  der  Jahre  1866  und  1870  die  politische  Einheit  ver- 
wirklichten. —  Preussen  erntete  die  Früchte  der  vorausschauenden,  beharr- 
lichen Politik,  die  seine  Staatsmänner  an  den  Tag  gelegt  hatten.  Bismarck 
fügte  die  Schlusssteine  in  den  Bau,  den  andere  mit  Geschick  vorbereitet 
[hatten.  —  Nach  dem  Ausgange  des  österreichisch-preussischen  Feldzuges 
von  1866  erklärte  Bismarck  den  Zollverein  für  aufgelöst  und  stellte  den 
süddeutschen  Staaten  als  Bedingung  für  den  Beitritt  zu  einem  neuen 
Vereine  den  Abschluss  von  Müitärabkommen,  die  ihre  Heere  der  Gewalt 
Preussens  auslieferten.  Sie  kamen  dem  Verlangen  des  preussischen  Ministers 
[nach,  und  der  Zollverein  wurde  durch  den  Vertrag  vom  8.  Juli  1867  wieder 
jvon  neuem  begründet.  —  Der  Zollverein  hat  als  eine  besondere  Einrichtung 
lufgehört;  aber  er  besteht  unter  der  Oberleitung  der  kaiserlichen  Begierung 
jfort.  Die  Zollschranken  fallen  fast  mit  den  politischen  Grenzen  Deutsch- 
ids  zusammen  und  die  Verwaltung  des  Zollwesens  gehört  zur  Zuständig- 
keit des  Reichs.*)*) 

Durch  das  Abkommen  vom  5.  Juli  1890  ist  zwischen  dreissig  Staaten 
id  deren  verschiedenen  Kolonien  ein  internationaler  Verband  zur  Ver- 
öffentlichung  der  Zolltarife  ins  Leben  gerufen  worden.    Das   auf 
Irund  dieses  Abkommens  geschaffene  internationale  Bureau  hat  in  Brüssel 
feinen  Sitz.    Es  hat  für  eine  möglichst  rasche  und  genaue  Bekanntmachung 
1er  Zolltarife  zu  sorgen.  Das  von  ihm  herausgegebene  Bulletin  intemationid 
les  Douanes  erscheint  in  flinf  Sprachen  (deutsch,  englisch,  spanisch,  fran- 
isch  und  italienisch)  (Art.  1,  2,  3  und  4).*) 
920.  —  Seeschiffahrtsverträge  enthalten  die  Bedingungen,  unter 
Iwelchen  die  Handelsschiffe  der  einen  Vertragsmacht  die  Häfen  des  andern 
Istaates  anlaufen  können,  sie  regeln  das  Löschen  und  das  Einnehmen  von 
IWaren,  bestimmen  die  Hafen-,  Lotsen-  und  Tonnengebühren  sowie  den 
(FlaggenzoU  und  'geben  Vorschriften  über  die  Eüstenfrachtschiffahrt,  die 

1)  [S.  über  den  Zollyerein  auBser  den  bereits  angef&hrten  Schriften:  Lawrence- 
^  Wheaton,  op.  eil,  i  I,  pp.  869  et  8.  --  Festenberg-Packisch.  Geschichte  des  Zoll- 
vereins, 1889  —  Weber,  Der  deutsche  ZoH^ereiD,  1869.]  —  EmmtnghauMmBhmMiii» 
StaaUwSrMntdi,  Bd.  XI,  1870. 

2)  [Note  sur  la  Convention  internationale  du  5  jnillet  1890  ponr  la  pnblication 
des  tarifs  douanlers,  R.  D.  I.,  t.  XXm,  p.  585.  —  Ferner  R.  D.  L,  t  XX,  p.  88.] 

*)  Dem  dmtaehm  ZoUvenand  iimd  ange$M)tien:  1.  lAioßemburg  cfureft  Vertrag  vorn 
IX>.I25.  Oktober  1865  vmd  2.  die  IGemeinde  MiMberg  (VerarU>erg)  dwmh  Vertrag2,v(m 
2.  Detmnber  1890.  8.  i&er  den  Otdmken  eimr  ewn>päm^m  ZoOimion:  Brandt,  L'avemr 
de  Vextrime  Orient  189S  und  Liegt,  cp.  eit.^  8.  220. 
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Kttstenflscherei,  die  Hilfeleistang  bei  SchiffsanfäUen,  die  Behandlung  Schiff- 
brüchiger, die  Ansliefening  entlaufener  Matrosen  nsw.  —  Derartige  Ab- 
kommen werden  wie  die  Handelsverträge  nnr  auf  bestimmte  Zeit  abge- 
schlossen und  diesen  Verträgen  oft  beigefügt  oder  einverleibt. 

Frankreich  und  die  andern  Staaten  haben  eine  grosse  Anzahl  von 
Schiffahrtsverträgen  abgeschlossen. 

921.  —  Hünzabkommen*)  bezwecken  die  Nachteile,  die  sich  ans 
der  Verschiedenheit  der  einzelstaatlichen  Mttnzsysteme  ergeben,  durch 
Begründung  eines  gemeinsamen  Münzsystems,  das  auf  einer  oder  mehrem 
einheitlichen  Währungen  beruht,  zu  beseitigen.  Die  Vertragsmächte  suchen 
durch  derartige  Abkonunen  ihren  Untertanen  die  Weitläufigkeit  des  Geld- 
umtausches und  die  bei  der  Verschiedenheit  der  Kurse  entstehenden  Ver- 
luste zu  ersparen,  und  dem  Nationalwohlstande,  die  durch  den  Abfinsi 
und  die  Aiusfuhr  von  Edelmetallen  hervorgerufenen  wirtschaftlicheD 
Schwankungen,  Störungen  und  Krisen,  wenn  auch  nicht  gänzlich  fem  za 
halten,  so  doch  wenigstens  weniger  flihlbar  zu  machen. 

Die  Frage  des  Geldumlaufes  gehört  dem  Gebiete  der  Staatswirt- 
schaftslehre insoweit  an,  als  es  sich  darum  handelt,  die  Grundsätze  und 
die  wesentlichen  Bedingungen  des  anzunehmenden  Systems  zu  bestimmen, 
die  erspriesslichen  oder  schädlichen  Wirkungen  vorauszusehen,  MissbränchcD 
entgegenzutreten  und  etwaige  Mängel  zu  beseitigen.  Aber  diese  Frage 
ist  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  in  der  gaozen  Welt  brennend 
geworden.  In  Asien  wie  in  Amerika,  in  Amerika  wie  in  Europa  ist  sie 
von  grösster  Bedeutung;  sie  kann,  je  nachdem  sie  in  diesem  oder  jenem 
Sinne  gelöst  wird,  die  wirtschaftlichen  Interessen  und  die  Handelsbeziehungen 
umwälzen,  die  Bedingungen  des  Güteraustausches  verändern  und  hierdurch 
das  politische  Verhalten  mancher  Staaten  wesentlich  beeinflussen.  —  Sie 
ist  eine  der  schwierigsten  und  wichtigsten  Fragen,  die  die  Staatslenker 
zu  lösen  haben. 

Der  Gedanke  einer  allgemeinen  Mtlnzeinheit  ist  nicht  neu.  —  Er 
tauchte  zuerst  im  16.  Jahrhundert  in  Italien  auf.  Ein  spanischer  Mönch, 
namens  Juan  Marquez,  der  Beichtvater  Philipps  III.,  regte  ihn  in  seinem 
Gobemador  Christiane  an.^) 

Die  lateinische  Mttnzunion')  wurde  zu  Paris  am  23.  Dezember 
1865  zwischen  Frankreich,  Belgien,  Italien  und  der  Schweiz  gegritndet 
und  durch  den  Beitritt  Griechenlands  seit  dem  1.  Januar  1869  verstärkt 
—  Die  Grundlage  dieses  Verbandes  beruht  auf  der  Annahme  der  Doppel- 
Währung  von  Gold  und  Silber  in  dem  festen  Wertverhältnisse  von  1  zn  15Vt' 


1)  [Durch  den  am  8.  Dezember  1889  zwischen  Jobann,  Herzog  von  LothriDcen, 
und  dem  Qrafen  Ludwig  von  Flandern  abgeschlossenen  Handelsvertrag  wurde  uut 
Artikel  5  eine  gemeinsame  Münze  tfir  beide  Länder  geschaffen.  «Wir  haben  —  so 
besagt  dieser  Artikel  —  zur  Hebung  des  Handels  und  Verkehrs  in  den  beiden  Tor- 
bemeldeten  Ländern  TerfBgt,  dass  man  eine  einheitliche,  gnte  und  gesetzUdi« 
Münze  anordne  und  präge,  die  in  den  beiden  Torbemeldeten  Lindem  gültig  sein  soll.*' 
(Dumont,  Corps  dinlomattque,  t.  I,  2«  partie,  p.  183).] 
'.  4     2}  [S.  die  za  No.  914  angeführten  Schriften,  femer  R.  D.  L,  t  T,  p.  149;  t  VII, 

S.  1S8;  t.  XVI,  p.  575;  t  XXIV,  pp.  547  et  808.  —  Seit  1896  ersUttet  die  AdministratioD 
es  monnaies  et  m6daiJles  de  France  dem  Finanzministerinm  j&hrlich  einen  eingehea- 
den  Bericht  mit  zahlreichen  AulBgeu^  worin  man  sehr  interessante  und  er 
schöpfende  AofiKhlüsse  über  den  Gcddumlauf  in  den  einzelnen  Lindem  der  Srd« 
und  insbesondere  in  den  zur  lateinischen  Münzunion  gehörigen  Staaten  findet] 

*)  Wolomkij  LaqueBium  tmmikm-ß  18er,  iser  u.  1869.  -  Dertdbe,  LV  et  tmyrnt, 
1870,  —  Cernuiehi,  La  HKmnote  bmMOiqm  1876  (dmOmsk  1876).  —  Kniet,  WsBgtU 
«mK  Watm4imen,  1874.  -  Sehaeffle,  Für  die  UUemathnale  Doppeheäkrwng,  188L  - 
Boeeher,  NatitmalShonomik,  Bd.  III,  8.  1^6. 
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Das  Abkommen  vom  23.  Dezember  1865  wurde  anf  15  Jahre,  d.  h. 
bis  zum  1.  Januar  1880,  getroffen.  —  Es  machte  in  Enropa  und  Amerika 
den  günstigsten  Eindrack.  Die  englische  Presse  Oberhäufte  es  mit  Lobes- 
erhebungen. Der  Economist,  der  sich  eines  grossen  Ansehens  in  der  hohen 
Finanzwelt  erfreut,  bezeichnete  es  als  einen  der  charakteristischsten  Ver- 
träge des  19.  Jahrhunderts. 

Aber  im  Handelsverkehre  ist  das  Verhältnis  von  Gold  und  Silber 
bald  höher  bald  niedriger  als  1  zu  15V3* 

Das  Silber,  das  von  1853  bis  1866  Aber  Pari  stand,  ist  seitdem  unter 
Pari  gesunken.  Dies  machte  sich  besonders  im  Jahre  1874  ftthlbar.  — 
Zu  diesem  wirtschaftlichen  Vorgange  trat  ein  anderes  Ereignis  hinzu. 
Deutschland  nahm  die  Goldwährung  an  und  entwertete  damit  sein  Silber. 
Eine  natlirliche  Folge  war  ein  weiteres  Fallen  des  Wertes  dieses  Metalles. 
—  Diese  Tatsachen  veranlassten  das  Zusammentreten  einer  Konferenz  im 
Jahre  1874,  die  sich  für  die  Beschränkung  der  Süberprägung  und  für 
eine  einstweilige  Einstellung  der  Au^münzung  aussprach.  Die  Einstellung 
wurde  in  Belgien  durch  das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1876  und  in  Frankreich 
durch  die  Gesetze  vom  5.  August  1876  und  31.  Januar  1878  angeordnet. 

Schwieriger  war  es,  eine  Verständigung  zu  erzielen,  als  die  Mächte 
im  Jahre  1885  zum  dritten  Male  vor  die  Frage  der  Verlängerung  des 
Mttnzverbandes  gestellt  wurden.  Der  fortwährende  Wertsturz  des  Silbers 
in  seinem  Verhältnisse  zum  Golde  machte  es  erforderlich,  eine  etwa  not- 
wendig werdende  Liquidation  für  den  Fall  ins  Auge  zu  fassen  und  im 
voraus  zu  regeln,  dass  einer  der  Vertragsstaaten  nach  Ablauf  einer  neuen 
Periode  von  seinem  Eflndigungsrechte  Gebrauch  machen  sollte.  Belgien 
stellte  Übertriebene  und  unbillige  Forderungen.  Seine  Delegierten  zogen 
sich  am  1.  August  1885  von  der  Konferenz  zurttck.  Angesichts  der  hier- 
durch entstandenen  Erregung  wurde  die  belgische  Regierung  nachdenklich 
und  zeigte  sich  weniger  anspruchsvoll.  Im  Interesse  der  Erhaltung  der 
Union  machten  die  andern  Staaten  Belgien  in  zuvorkommender  Weise 
weitgehende  Zugeständnisse.  —  Am  6.  November  1885  wurde  ein  neues 
Abkommen  auf  eine  Dauer  von  fünf  Jahren  mit  stillschweigender  Ver- 
längerung unterzeichnet. 

^Die  Entwertung  des  Silbers  durch  die  lateinische  Union  —  so  sagte 
Beernaert  in  der  belgischen  Kammer  am  20.  Mai  1892  —  würde  der 
Ausgangspunkt  einer  Katastrophe  sein,  deren  Folgen  kein  Mensch  über- 
sehen könnte.  Diese  Gefahr  ist  durch  die  Erhaltung  der  lateinischen 
Union  ausgeräumt  worden.  Das  Silber  vollzieht  seinen  Umlauf  in  seinem 
vollen  Werte,  ohne  dass  irgend  jemand  unter  seiner  Wertminderung  leidet 
oder  sie  überhaupt  ahnt  ....  Wir  leiden  nicht  an  Geldmangel.  In  Paris 
wie  in  Brüssel  sind  die  Wechselkurse  fast  unveränderlich Die  Er- 
haltung der  lateinischen  Union  ist  mithin  von  grossem  Vorteil.'' 

Im  italienischen  Senate  antwortete  der  Finanzminister  Luzzati  auf 
die  Interpellation  Bossis  am  26.  Januar  1892  folgendermassen:  ^Die 
lateinische  Union  ist  eine  Fiktion,  aber  eine  zweckmässige  und  nutzbringende 
Fiktion,  da  sie  imstande  war,  ungefähr  4  Milliarden  silbernen  Fünf- 
frankenstücken die  Geltung  von  Gold  beizulegen.^  ^ 

Der  Silbersturz  macht  seit  zwanzig  Jahren  weitere  Fortschritte. 
Ausser  verschiedenen  nebensächlichen  Gründen  liegt  die  Hauptursache  in 
der  Ungeheuern  steten  Zunahme  der  Silbergewinnung  und  in  der  Vervoll- 


1)  Gucheval-Clarigny,  LUnion  latine  et  la  nouTelle,  Conference  mon^taire 
Revue  des  Deux-Mondes,  1.  et  15.  noTbr.  1892. 
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konunnimg  der  Kunst,  das  Metall  unter  bedeutender  Verminderung  der 
fierstellnngskosten  zu  erzeugen.  In  dreissig  Jahren  hat  sich  die  Silber- 
gewinnung mehr  als  vervierfacht.  Wie  kann  man  sich  da  wundem,  das8 
das  Metall  im  Preise  sinkt? 

Die  Verein.  Staaten,  die  in  der  Gewinnung  des  Silbers  an  der  Spitze 
stehen,  sorgen  sich  wegen  dessen  Wertminderung.  Alle  Vorschläge,  alle 
Bemühungen  und  alle  Oesetze,  wie  die  Bland  Bill  von  1878  und  das  G^esetz 
von  1890  haben  die  Erhaltung  des  Silberpreises  nicht  zu  en-eichen  vermoclit. 
,  In  der  Absicht,  eines  ihrer  Erzeugnisse  zu  begünstigen,  möchten  die 
Verein.  Staaten  die  europäischen  Nationen  zu  Massregeln  veranlassen,  die 
auf  künstlichem  Wege  dem  Silbermetall  einen  Teil  seines  ehemaligen  Wertes 
zurückgeben  würden.  Sie  schlugen  daher  den  verschiedenen  europäischen 
Staaten  eine  gemeinsame  Beratung  auf  einer  internationalen  Konferenz 
vor,  die  auch  vom  22.  November  bis  zum  17.  Dezember  1892  in  Brüssel 
abgehalten  wurde.  Sie  wurde  dann  bis  zum  6.  Juni  1893  vertagt,  um 
den  Regierungen  Zeit  zu  lassen,  von  den  Berichten  ihrer  Delegierten 
Kenntnis  zu  nehmen  und  ihre  EntSchliessungen  danach  zu  treffen. 

Die  Konferenz  hat  kein  greifbares  Ergebnis  gehabt,  aber  sie  war 
dennoch  nicht  fruchtlos,  denn  sie  führte  eine  Klärung  der  Lage  in  den 
einzelnen  Staaten  herbei. 

[Das  1885  er  Münzabkonmien  ist  nach  einer  bestimmten  Bichtung  hin 
durch  die  am  15.  November  1893  zu  Paris  getroffene  Übereinkunft  ab- 
geändert worden;  diese  bezweckte,  dem  steten  Abflüsse  der  italienischen 
Scheidemünzen  vorzubeugen.  Ein  zusätzliches  Protokoll  wurde  am  15.  März 
1898  unterzeichnet.^)] 

[Eine  weitere  Abänderung  fand  gegen  Ende  des  Jahres  1897  statt. 
Die  fünf  Mächte  der  lateinischen  Union,  Frankreich,  Italien,  Belgien,  die 
Schweiz  und  Griechenland  unterzeichneten  am  29.  Oktober  1897  ein  Ab- 
kommen, um  die  Schranken,  die  die  bisherigen  Abkommen  der  Prägung 
von  Scheidemünzen  gezogen  hatten,  weiter  hinauszurücken.  Die  Schweiz 
hatte  diese  Ausdehnung  angeregt,  weil  die  Menge  ihrer  Scheidemünzen  nicht 
ausreichte.  Für  jede  Vertragsmacht  wurde  die  Vermehrung  der  Scheide- 
münzen auf  einen  Frank  für  den  Kopf  festgesetzt.  Frankreich  brachte 
bei  der  Schätzung  seiner  GesamtbevOlkerung  auch  die  Bevölkerung  seiner 
verschiedenen  Kolonien  in  Ansatz.  Dies  war  nötig,  denn  auch  bei  uns 
mangelt  es  in  den  Kolonien  an  Scheidemünzen.  Zufolge  dieser  neuen 
Bestimmung  kann  Frankreich  den  Wert  seiner  Silber- Scheidemünzen  auf 
130  Millionen  erhöhen.  Man  kam  dahin  überein,  dass  in  jedem  der  fünf 
Länder  die  neuen  Scheidemünzen  grundsätzlich  aus  dem  Bestände  der  Ffinf- 
frankenstücke,  die  in  sehr  grosser  Menge  vorhanden  und  über  den  Bedarf 
im  Umlauf  waren,  hergesteUt  werden  sollten.^] 

Seit  dem  27.  Mai  1873  besteht  ein  Münzverband  zwischen  Dänemark, 
Norwegen  und  Schweden:  der  sogenannte  Skandinavische  Mümverband. 

922.  —  Masse  und  Gewichte.  —  Ein  am  20.  Mai  1875  zu  Paris 
von  Frankreich,  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Bussland,  Belgien,  Italien, 
der  Schweiz,  den  Verein.  Staaten  und  mehrem  andern  Staaten  unter- 
zeichnetes Abkommen,  dem  später  verschiedene  andere  Staaten,  wie  Serbien 
(1879),  Rumänien  (1882),  England  (1884)  und  Japan  (188Ö)  beitraten,  ver- 
pflichtete die  Vertragsmächte,  ein  ständiges,  internationales,  wissenschaft- 


1)  [S.  den  Text   dieser  Abkommen,  R.  D.  1.  P.,  t  I,  Documeuts  p.  3  et  t  V, 
Documenta  p.  49.] 

2)  [S.  den  Text,  R.  D.  I.  F.,  t  V,  Documents  p.  41.] 


Drittes  Buch.    Staatsvertr&ge.    Kap.  S.  479 

liebes  Amt,  das  bureau  international  des  poids  et  mösores,  mit  dem  Sitze 
in  Paris  auf  gemeinscbaftlicbe  Kosten  zu  gründen  und  zu  unterhalten. 
Dieses  Amt  hat  die  neuen  Musterbilder  des  Meters  und  des  Kilogramms 
zu  vergleichen  und  zu  beglaubigen  sowie  die  internationalen  ürmuster- 
bilder  zu  vermehren  usw.  Der  Zweck  ist,  die  internationale  Einheit  des 
metrischen  Systems  herbeizuführen.  —  Das  Bureau  ist  einem  internationalen 
Ausschusse  und  einer  Generalkonferenz  unterstellt,  die  zum  mindesten  sdle 
sechs  Jahre  einmal  zusammentreten  soll,  um  die  erforderlichen  Massregeln 
zur  Durchführung  und  Vervollkommnung  des  Metersystems  zu  beraten 
und  zu  veranlassen. 

923.  —  Postverein.i)  —  Die  Vorteile,  die  in  einer  einsichtigen 
Ausgestaltung  des  Postwesens  liegen,  sind  zu  einleuchtend,  als  dass  sie 
einer  weitem  Ausführung  bedürften,  man  suchte  sie  schon  im  15.  Jahr- 
hundert im  Innern  der  einzelnen  Staaten  durch  besondere  Einrichtungen 
zu  erreichen.  Später  vollzog  sich  ein  neuer  Fortschritt,  indenwsich  die 
Staaten  durch  Postabkommen,  die  den  täglichen  oder  periodischen  Aus- 
tausch des  Schriftverkehrs  sicherten  und  regelten,  miteinander  verbanden. 
—  Die  einzelnen  Postabkommen  weichen  nur  wenig  voneinander  ab;  in 
allen  Verträgen  begegnet  man  fast  denselben  Bestimmungen.  Die  Er- 
fahrung lehrte  indessen,  dass  die  Einzelabkommen  nicht  zu  dem  gewünschten 
2iele  fthrten;  das  Bedürfnis  nach  einer  allgemeinem  Verständigung  wurde 
immer  dringender. 

Auf  Anregung  der  Schweiz  trat  am  15.  September  1874  ein.Kongress 
in  Bem  zusammen.  Zweiundzwanzig  Staaten,  die  37  Millionen  Quadrat- 
kilometer mit  350  Millionen  Einwolmer  vertraten,  beteiligten  sich  daran. 
Die  Verhandlungen  führten  zu  dem  Bemer  Vertrage  vom  9.  Oktober  1874, 
der  den  Allgemeinen  Postverein  (Union  postale  gönörale)  ins  Leben 
rief.  —  An  Stelle  dieses  Verbandes  trat  auf  Grond  des  auf  dem  Pariser 
Kongresse  geschlossenen  Vertrages  vom  1.  Juni  1878  der  Weltpost- 
verein (Union  postale  universelle).  —  Diesem  Vertrage  traten  eine  grosse 
Zahl  von  Staaten  bei.  —  Das  Gebiet  des  Weltpostvereins  umfasste  im 
Jahre  1890  915  Millionen  Einwohner. 

In  diesem  ungeheuem  Gebiete  wird  die  Beförderang  von  schriftlichen 
Mitteilungen  einem  nach  den  Verhältnissen  jedes  Landes  tunlichst  gleich- 
artigen Tarife  mit  der  Massgabe  unterworfen,  dass  jeder  Staat  auf  die 
Mitteilungen,  die  er  mit  allen  andern  Verbandsstaaten  austauscht,  einen 
einzigen,  einheitlichen  Tarif  in  Anwendung  bringt.  —  Drei  Hauptgedanken 
liegen  dem  Bemer  und  dem  Pariser  Vertrage  zu  Grunde:  Freiheit  des 
Durchgangsverkehrs,  Ermässigung  der  Gtebflhren  und  Vereinfachung  der 
Abrechnung  bei  den  Postämtem  der  einzelnen  Staaten. 

Die  Bestimmungen  der  beiden  Abkommen  betreffen  eigentlich  nur  die 
Beziehungen  der  Verwaltungen  untereinander.  Die  Lage  des  Publikums 
wird  nach  wie  vor,  abgesehen  von  den  durch  die  Abkommen  festgesetzten 
Gebtthren,  durch  die  (besetze  jedes  Landes  geregelt.  (Deutsches  Betehs- 
postgesetg  vom  38.  Oktober  1871.) 

Der  Bemer  und  der  Pariser  Vertrag  haben  die  (Gemeinschaft  zwischen 


1)  [Ausser  den  zu  No.  914^  angeführten  Schriften  siehe:  Fischer,  Post  und 
Telegraphie  im  Weltverkehr,  1876-79.  —  von  Holtzendorff.  Handbuch,  Bd.  III, 
I  74.  —  Klüber,  Das  Postwesen  in  Deutschland,  wie  es  war,  ist  und  sein  konnte, 
1811.  —  Jaccottej,  Trait6  de  l^lation  et  d'exploitation  postale,  1891.]  —  Stephan, 
Wd^poet  und  Litftsdi^ahrt,  1874.  —  DenObt,  QesehiMe  der  detttsehen  Ftet,  1860.  — 
Weiihase,  QeeMMe  dee  Wdtpoeteermms,  1893.  —  v.  Kirchenheim  in  v.  HeUsendiorffs 
JidubnA,  N.  F.  II,  8.  74Sf. 
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den  Mitgliedern,  des  Verbandes  nnd  die  Achtung  der  Autonomie  jedes 
Binzelstaates  in  Überaus  glücklicher  Weise  auszugleichen  gewosst.  Die 
innere  Postgesetzgebung  der  £inzelstaaten  unterliegt  keiner  Beschränknng. 
Die  Freiheit,  Sonderverträge  mit  andern  Staaten  zu  schliessen  und  be 
schränktere  Verbände  zum  Zwecke  der  Verbesserung  des  Postverkehrs 
zu  schaffen,  ist  durch  Artikel  15  des  Vertrages  vom  1.  Juni  1878  aner- 
kannt  worden.*)  Nur  solche  Übereinkommen,  die  den  gemeinsamen  Ver- 
trag ausser  Kraft  setzen  würden,  sind  untersagt. 

Man  hat  daher  die  internationalen  Beziehungen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Dienstzweigen  der  Postverwaltungen  durch  Abkommen  geregdt, 
die  sich  dem  allgemeinen  Postvertrage  nur  anschliessen,  ohne  mit  ihm 
zusammenzu&llen,  weil  nicht  aUe  Mitglieder  des  Verbandes  beigetreten 
sind.  —  Ein  internationaler  Postkongress  trat  am  23.  Mai  1891  in  Wien 
zusammen.  Er  unterzog  das  Abkommen  yom  1.  Juli  1878  und  die  Zosatz- 
akte  von  Lissabon  vom  21.  März  1885  einer  Durchsicht  und  brachte  am 
4.  Juli  1891  ein  neues  Abkommen  zustande.  —  Die  Länder,  zwischen 
denen  das  Abkommen  geschlossen  wurde  (40  Staaten  mit  ihren  Kolonien), 
bUden  ein  einziges^  Postgebiet  ffir  [den  gegenseitigen  Austausch  schrift- 
licher Mitteilungen  (Art.  1).  Die  Freiheit  des  Durcbgangsverkehra  wird 
im  ganzen  Gebiet  des  Postvereins  gewährleistet  (Art.  4).  Artikel  5  be- 
stimmt die  Höhe  der  verschiedenen  Gebühren.  —  Ausftlhrungsbestimmangen 
wurden  an  demselben  Tage  angenommen.  —  Auf  Grund  Artikels  19  des 
aUgemeinen  Abkommens  wurden  zwischen  mehrem  Staaten  am  4.  Juli  1891 
Nebenverträge  (arrangements  particuliers)  abgeschlossen.  Sie  beziehen 
sich  auf  den  Austausch  von  Briefen,  von  Erstehen  mit  Wertangabe  und 
von  Postpaketen,  auf  den  Postanweisungs-  und  Postauftragsdienst,  auf 
den  Identitätsverkehr,  auf  Sendungen  von  Mustern,  Geld,  Quittungen, 
Fakturen  und  auf  Sendungen  gegen  Nachnahme.  (FranzOs.  Gesetze  vom 
13.  April  und  27.  Juni  1892). 

Die  internationale  Organisation  des  Postwesens  ist  in  ihren  Grund- 
Zügen  unwandelbar.  Einzelheiten  können  dagegen  leicht  abgeändert  werden. 
Daher  sind  öfters  Kongresse  berufen  worden,  so  in  den  JiSiren  1878,  1885 
und  1891,  um  notwendige  Verbesserungen  vorzunehmen.  Es  drängt  sich 
aber  auch  die  Pflicht  auf,  etwaigen  Lücken  und  Mängeln  nachzuforschen 
und  die  Abstellung  derselben  anzubahnen.  Zu  diesem  Zwecke  hat  der 
Bemer  Vertrag  von  1874  die  Errichtung  eines  Zentralbureaus  unter  der 
Bezeichnung:  bureau  international  de  rUnion  universelle  des  Postes  be- 
schlossen. Seine  Aufgabe  ist,  alle  nützlichen  Auskünfte  zu  sammeln  und 
zu  veröffentlichen,  Änderungen  bekannt  zu  machen,  die  Abrechnungs- 
arbeiten zu  fordern,  Gutachten  über  streitige  Fragen  zu  geben  u.  dei^I. 
Das  Bureau  hat  seinen  Sitz  in  Bern.  —  Der  Postverein  ist  ohne  bestimmte 
Dauer  gegründet  worden;  jeder  Vertragsmacht  steht  es  frei,  den  Vertrag 
bei  der  Begierung  des  Schweizer  Bundes  zu  kündigen.  Die  Kündigungs- 
frist beträgt^ein  Jahr. 

Ein  Sonderabkommen  wurde  am  3.  August  1891  zwischen  Frankreich 
und  Belgien  in  Brüssel  geschlossen,  es  fördert  und  regelt  den  Austausch 
von  amtlichen  und  parlamentarischen  Schriftstücken  und  solchen  der  Ver- 


*)  7^.  über  die  engen  Beeiekmgen,  die  twiechen  Deuieekkmd  und  Öeienreiek  he- 
eUihen,  die  P^tverträge  vom  6.  April  1850^  J^.  November  1867,  30.  November  1867  und 
7.  Mai  1872  —  femer  den  Vertrag  twieOien  DeiOackkmd,  den  Nlederlandeny  (MerreiAr 
Ungarn  w.  der  Schweix  v.  29,  Januar  1894.  —  YgL  wegen  der  Emidverträge  Liegte 
#p.  eit.,  8.  226, 
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waltuBgsbehörden,  die  an  ihrem  ürsprungsorte  veröffentlicht  worden  sind 
(Französ.  Gesetz  vom  25.  Mai  1892). 

[Am  15.  Juni  1897  wurde  eine  internationale  Übereinkunft  in  Wa- 
shington geschlossen.  Sie  bezieht  sich  auf  den  Austausch  von  Briefen, 
Kistchen  mit  Wertangabe  und  Postpaketen  sowie  auf  den  Postanweisungs- 
dienst.] 

924.  —  Telegraphen- Abkommen.^)  —  Seit  der  Erfindung  der 
Telegraphie  machte  sich  das  Bedürfnis  geltend,  für  die  Sicherheit  und 
Schnelligkeit  der  Beförderung  von  Depeschen  zu  sorgen.  Die  Einheitlich- 
keit und  Vereinfachung  der  Gebühren  sind  wesentliche  Bedingungen  für 
den  praktischen  Nutzen  der  Telegraphie. 

Wie  beün  Postwesen  so  verständigten  sich  zunächst  nur  die  Grenz- 
staaten über  den  Zusammenschluss  der  Telegraphenleitungen  und  über 
eine  einheitliche  Regelung  des  telegraphischen  Verkehrs.  —  Im  Jahre  1850 
kam  eine  Übereinkunft  zwischen  Österreich  und  Preussen  zustande,  der 
mehrere  deutsche  Staaten  und  Russland  beitraten.  —  Eine  zweite  Gruppe 
von  Verbandsstaaten  bildete  sich  um  Belgien  und  Frankreich. 

Der  Gedanke,  ein  allgemeines  Abkonmien  herbeizufllhren,  gewann 
immer  mehr  an  Boden.  Am  1.  März  1865  trat  eine  internationale  Kon- 
ferenz in  Paris  zusammen.  Ihr  Ergebnis  war  das  internationale  Tele- 
graphen-Abkommen, das  am  17.  Mai  1865  zwischen  zwanzig  Staaten  verein- 
bart wurde.  Dies  Abkommen  wurde  auf  den  Konferenzen  von  Wien  (1868), 
Rom  (1872),  Petersburg  (1875),  Berlin  (1885),  Paris  (1890)  [und  Budapest 
(1896)]  abgeändert  und  ergänzt.  —  [Das  1865er  Abkommen  ist  in  Peters- 
burg überprüft  und  durch  ein  solches  vom  10./22.  Juli  1875  ersetzt  worden; 
Ausftthrungsbestimmungen  hierzu  wurden  am  22.  Juli  1896  zu  Budapest 
angenommen.^]  —  Ein  internationales  Amt,  das  Bui*eau  international  des 
administrations  täögraphiques,  dessen  Aufgabe  es  ist,  die  wünschenswerten 
Verbessenmgen  zu  prüfen  und  besonders  als  Verbindungsglied  zwischen 
den  Staaten  zu  dienen,  wurde  im  Jahre  1868  in  Bern  geschaffen.  Wie 
beim  Postwesen,  so  können  die  Staaten,  die  Mitglieder  des  Verbandes 
sind,  Sonderabkommen  unter  sich  schliessen  (Art.  17  des  Abkommens  vom 
22.  Juli  1875).  Mehrere  Staaten  haben  von  dieser  Befugnis  Gebrauch 
gemacht.  Vgl.  die  Abkommen  zwischen  Frankreich,  Belgien  und  den 
Niederlanden  (27.  Dezember  1890),  zwischen  Frankreich,  Deutschland,  der 
Schweiz,  Eussland  und  Luxemburg  (28.  Febi-uar  1891  u.  23.  März  1891). 

Ein  am  14.  März  1884  von  sechsundzwanzig  europäischen  und  ameri- 
kanischen Staaten  zu  Paris  unterzeichnetes  Abkommen  hatte  den  Schutz  der 
unterseeischen  Telegraphenkabel  in  Friedenszeiten  zum  Gegenstand 
(No.  583).s) 

Ein  Abkommen  zur  Regelung  des  Dienstes  der  Fernsprechanstalten 
ist  am  31.  August  1891  zwischen  Belgien  und  Frankreich  zustande  ge- 
kommen (französisches  Gesetz  vom  19.  März  1892);  [an  dessen  Stelle  ist 
am  29.  Oktober  1898  ein  neues  Abkommen  getreten.  Ferner  sind  der- 
artige Übereinkünfte  auch  zwischen  Frankreich  und  Italien  am  16.  Juli 

1)  [S.  ausser  den  bereits  angeführten  Schriften:  Asser,  La  telegraphie  dans  ses 
rapports  avec  le  droit.  —  Meili,  Die  Telegraphie  und  Telephonie  in  ihrer  rechtlichen 
Bedeutung,  1892.  —  S.  auch  R.  D.  I.,  t.  I,  pp.  148,  t  XII,  p.  4G5,  t.  XIII,  p.  342; 
t  XVni,  p.  92.]  —  Serafini,  B  tdegrafo,  1S62.  —  Fiseher,  O^ndbudi  der  Staatwriimir 
Mchaftm  wn  Ckmrad,  Bd.  VII,  8.  78.  —  Derselbe,  Die  Ttkgraphie  utui  das  Völkerrecht,  1876. 

2)  [S.  den  Text  im  Journal  officiel  fran^^is  vom  29.  Jnni  1897,  p.  3621.] 

3)  [S.  über  die  unterseeische  Eabeltelegraphie  die  zu  No.  583  angeführten 
Schriften;  femer  Landois,  Zur  Lehre  vom  völkerrechtlichen  Schatz  der  submarinen 
Telegraphenkabel.  —  S.  auch  R.  D.  L,  t.  XII,  p.  101 ;  t  XV,  p.  619.] 
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1899,  sowie  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  am  20.  März  1900 
getroffen  worden.]*)  In  Berlin  hat  im  Augtut  1903  eine  Vorionferem  für 
drahtlose  Telegraphie  stattgefunden. 

925.  —  Die  Anlegung  von  Eisenbahnen,  die  dem  internationalen 
Verkehre  dienen^  die  Verbindung  der  Eisenbahnnetze  rerschiedener  Nachbar- 
staaten an  den  Grenzen,  die  Einrichtung  und  Organisation  yon  Grrenz- 
bahnhöfen,  der  Bau  grosser  Eunststrassen,  wie  beispielsweise  die  Durch- 
bohrung des  St.  Grotthard,  die  Betriebsbedingungen,  die  Annahme  gleichartiger 
Tarife,  die  Zollabfertigung  u.  dergl.,  alle  diese  Fragen  sind  in  zahlreichen 
zwischenstaatlichen  Abmachungen  geregelt  worden.  Die  Verschieden- 
artigkeit dieser  Bestimmungen  verursachen  aber  dem  zunehmenden  Handels- 
verkehre  mancherlei  Schwierigkeiten  und  Störungen.  —  Dank  der  Anregung 
zweier  schweizerischer  Advokaten,  namens  Christ  und  de  Seignenx,  und 
der  Btthrigkeit  der  Bundesregierung  wurde  nach  einer  Reihe  von  Kon- 
ferenzen, die  in  den  Jahren  1878,  1881,  1886  und  1890  zu  Bern  getagt 
hatten,  am  14.  Oktober  1890  ein  allgemeines  Abkommen  über  den  Eisenbahn- 
verkehr von  den  Bevollmächtigten  Deutschlands,  Österreichs,  Belgiens, 
Frankreichs,  Italiens,  Luxemburgs,  Busslands  und  der  Schweiz  angenommen. 
Das  Abkonmien  wurde  auf  drei  Jahre  mit  stillschweigender  Verlängerong 
auf  weitere  drei  Jahre  abgeschlossen.^) 

Dies  Abkommen  stellt  sich  als  eine  wirkliche  internationale  gesetz- 
geberische Massregel  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnfrachtverkehrs  dar. 
Der  Text  umfasst  60  Artikel;  er  enthält  eine  Liste  der  Eisenbahnstrecken, 
für  die  das  Abkommen  gilt,  und  gibt  die  Ausführungsbestimmungen  an.  Das 
Abkommen  beschränkt  sich  auf  die  internationale  Beförderung  von  Grtttem 
und  Tieren.  Man  hielt  es  noch  nicht  für  angebracht,  die  Beförderung 
von  Reisenden  und  deren  Gepäck  zu  regeln.  —  Die  angenommenen  Be- 
stimmungen beziehen  sich  auf  die  Versendung,  die  Ablieferung,  die  Be- 
zahlung der  Beförderungsgebühren,  die  Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn- 
gesellschaften (ÜT  Verlust  oder  Unfälle,  den  Schadenersatz  ftir  Verzug, 
die  Verjährung,  den  Rückgriff  zwischen  den  einzelnen  Beförderungsanstalten 
u.  dergl.  —  Ein  beigefügtes  Abkommen  von  demselben  Tage  gründete  in 
Bei-n  ein  Zentralamt,  dessen  Aufgabe  darin  besteht,  die  ihm  zugehenden 

1)  [S.  den  Text  der  Abkommen  von  1898,  1899  n.  1900,  Journal  officiel  irancais, 

1900,  Docoments,  S6nat  p.  13  u.  No.  vom  18.  Mai  1900,  amtlicher  Teil,  p.  3138.  — 
S.  Meili,  Telephonrecht,  1885.  —  Schefflet,  Ober  die  technische  Natur  der  Tele- 
phonie.  Qerichtssaal,  Bd.  XXXVL] 

9)  [S.  über  das  Bemer  Abkommen  Tom  14.  Oktober  1900  und  die  Vorverhand- 
lungen die-  oben  zu  No.  914'  angefahrten  Schritten.  Ausserdem:  Asser,  Le  transpoit 
international  des  marchandises  par  chemins  de  fer  et  la  Convention  de  Beme  de 
1886,  1887.  —  Eger,  La  l^gislation  internationale  snr  le  tiansport  par  chemins  de 
fer,  1887.  —  Deradbe^  Das  intemationale  Übereinkommen  über  dm  WitenkahnfraMverkdur, 
1893.  —  Gerstner,  Das  zu  Bern  abgeschlossene  Obereinkommen  über  den  Eiseobahn- 
firachtverkehr,  in  systematischer  Darstellung  erlantert,  1893.  —  Rolin-Jaequemyns, 
JEUglementation  intemationale  des  transports  par  chemins  de  fer,  R.  D.  I.,  t  IX, 
p.  291.  —  Rosenthal,  Internationales  Eisenbann-Frachtrecht,  auf  Grund  des  inter- 
nationalen Obereinkommens  über  den  Eisenbahn-Frachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890 
und  Konferenzbescblüsse  vom  Juli  und  Sept.  1893.  —  Dene&e  im  Handbuch  der  8taat9- 
wiuenachaften  von  Conrad,  Bd.III,  8.517,  —  De  Seignenx  et  Christ,  De  rnnification 
du  droit  concemant  les  transports  intern ationaux  par  chemins  de  fer.  —  De  Seignenx, 
Du  i>rojet  de  Convention  internationale  sur  le  transport  des  marchandises  par 
chemins  de  fer  61abor6  par  la  Conference  internationale  de  Beme,  1889.  —  S.  anch 
R.  D.  I.,  t.  XIII,  p.  631.  —  Vgl.  Kauf f mann.  Die  mitteleuropäischen  Eisenbahnen 
und  das  internationale  ööentliche  Recht,  1893.]  —  Droz.,  B.  D.  L  F.,  t.  II,  p.  169.  — 
Vgl.  ii&er  den  Bau  der  GoUhardbahn  Lisnt,  op.  dt,  8.  222 f.  und  Zorn,  op.  eü.,  8.  184. 
—  Kauffmann,  Die  mittdeuropäiachen  Eisenbahnen  und  das  internationale  öffentii(M 
Beeht,  1893. 
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Mitteilungen  entgegenzunehmen  und  zu  sammeln,  die  finanziellen  Be- 
ziehungen der  beteiligten  Verwaltungen  zu  erleichtem,  auf  Begehren  der 
Parteien  das  Schiedsrichteramt  in  Streitigkeiten  zu  Übernehmen  sowie 
Abäuderungsanträge  und  Verbesserungsvorschläge  geschäftlich  zu  behandeln. 

Das  Abkommen  vom  14.  Oktober  1890  erstreckt  sich  auf  einen  Schienen- 
weg,  dessen  Länge  mehr  als  125000  Kilometer  ausmacht.  In  jedem 
Vertragsstaate  wird  der  innere  Frachtverkehr  von  den  dortigen  Bestim- 
mungen beherrscht.  Aber  es  ist  vorauszusehen,  dass  man  aus  Gründen 
der  Vereinfachung  immer  mehr  dazu  ttbergehen  wird,  sich  in  jedem  Staate 
auch  fttr  den  innem  Frachtverkehr  den  Voi*schriften  des  internationalen 
Abkommens  anzupassen,  und  dass  man  auf  diesem  Wege  allmählich  zu 
einem  durchaus  einheitlichen  Frachtrechte  gelangen  wird.  —  Das  Bemer 
Abkommen  ist  dazu  ausersehen,  in  Zukuiä  grosse  Dienste  zu  leisten. 
Es  ist  in  Frankreich  durch  das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1891  in  Eratt 
getreten.    Vgl.  auch  das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1892. 

[Am  20.  September  1893  wurde  zu  Bern  eine  Deklaration  unterzeichnet 
und  dem  Hauptabkommen  beigefügt:  sie  bezieht  sich  auf  den  Beitritt 
anderer  Staaten  zu  dem  Verbände.  —  Im  Monat  April  1896  trat  eine 
Konferenz  zu  Paris  zusammen.]*) 

926.  —  Internationale  Sanitätsämter.  —  Zu  den  den  Begierungen 
der  Staaten  obliegenden  Pflichten  gehOrt  auch  die,  die  notwendigen  Vor- 
kehrungen zum  Schutze  der  Gesundheit  und  zur  Bekämpfung  verheerender 
Krankheiten  zu  treffen. 

Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  vereinzelte  Bemühungen  der  Staaten 
ohne  durchgreifenden  Erfolg  geblieben  sind. 

Es  gibt  auf  dem  Gebiete  der  Gesundheitspflege  zwei  Arten  von 
internationalen  Massnahmen.  ! 

Auf  Grund  gewisser  Abkommen  gestatten  benachbarte  Staaten,  dass  1 

Ärzte,  Geburtshelfer,  Chirurgen  usw.  des  einen  Landes  ihr  Gewerbe  auch  in  I 

dem  andern  Lande  ausüben  und  zwar  unter  genau  denselben  Bedingungen  wie 
die  einheimischen  Ärzte  usw.  Beispiele:  Abkommen  Frankreichs  mit 
Luxemburg  (1879),  mit  Belgien  (1881),  mit  der  Schweiz  (29.  Mai  1886), 
Abkommen  zwischen  Deutschland  und  Belgien  (1873)  und  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  (1882),  femer  zwischen  Deutschland  und 
den  Niederlanden  vom  It  Dezember  1873  u.  23.  Februar  1898. 

(Gewisse  ansteckende  Krankheiten,  wie  die  Pest,  die  Cholera  und  das 
gelbe  Fieber,  müssen  tunlichst  auf  die  Ortlichkeit,  wo  sie  ausbrechen, 
beschränkt  und  dort  erstickt  werden.  In  solchen  Fällen  können  nur  ge- 
meinsam beschlossene  Schutzvorkehrungen  von  Wirksamkeit  sein. 

Auf  Anregung  Frankreichs  trat  im  Jahre  1851  zum  ersten  Male  eine 
internationale  Sanitätskonferenz  in  Paris  zusammen.  Zwölf  Staaten  betei- 
ligten sich  an  ihr. 

Die  Beratungen  führten  zu  dem  Sanitätsabkommen  von  1852,  das  die 
Grundzüge  eines  einheitlichen  Systems  fär  alle  Häfen  des  Mittelmeeres 
festsetzte  und  namentlich  die  Errichtung  von  Lazaretten  und  die  Anordnung 
von  Quarantänen  vorsah.  Angesichts  der  Tatsache,  dass  alle  Pest-  und 
Choleraepidemien  aus  der  Türkei  und  Ägypten  eingeschleppt  werden,  beschloss 
man,  dass  Eonstantinopel  der  Sitz  eines  Obersten  Gesundheitsrats 
(conseil  supärieur  de  sant6)  und  Alexandrien  der  der  sogenannten  Inten- 

*)  Vgl  iXber  das  YerhäJUm  der  Wilhäm-^Luaremburg^Eisetibahn,  die  vom  Deutsehen 
Beiehe  verwaltet  wird:  Ä.  Zorn,  TöOcerreM,  8. 184  und  Fh.  Zorn^  Staatsredit Bd,  II,  8, 312. 
—  Vgl  wegen  Unpfändbarkeit  von  Eisenbaknbetrid>9material:  de%^aehe$  BeuAsgesets  v,  3.  Mai 
1886  Mfnd  Vertrag  twisehen  Deutsehiand  und  Österreich  vom  17.  Mars  1887. 
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dance  sanitaire  sein  sollte.  —  Eine  zweite  Konferenz  tag^  im  Jahre 
1859  zn  Paris. 

Eine  nene  Konferenz  fand,  wieder  anf  Frankreichs  Yorschlagr,  im  Jahre 
1866  in  Konstantinopel  statt.  Alle  eoropäischen  Staaten  waren  yertreten, 
man  erzielte  aber  keine  Einigung. 

Im  Jahre  1874  trat  auf  den  Vorschlag  Österreichs  eine  Kaaterenz 
in  Wien  zusammen.  —  Auf  ihr  vollzog  sich  eine  Spaltung  zwischen  den 
Völkern  des  Nordens,  die  mehr  ihre  Handelsinteressen  im  Auge  behielten 
und  den  Völkern  des  Mittelmeergestades,  die  sich  stets  von  der  Gefahr 
der  Einschleppung  von  Krankheiten  bedroht  fühlten.  Trotzdem  gelang 
es  der  Konferenz,  den  Obersten  Gesundheitsrat  für  das  Ottomanische  Beich 
und  den  Conseil  sanitaire  maritime  fOr  Ägypten  ins  Leben  zu  rufen. 
Dieses  Amt  hatte  sehr  umfangreiche  Befugnisse  und  eine  grosse  Selb- 
ständigkeit. —  Nach  der  Besetzung  Ägyptens  suchte  englische  Selbst- 
sucht dem  Handel  Englands  jede  Störung  fem  zu  halten.  Im  Jahre  1883 
war  das  Gesundheitsamt  nur  noch  ein  toter  Buchstabe.  Es  herrschte  eine 
vollkommene  Verwirrung.  Frankreich  erhob  hiergegen  Einspruch.  —  Im 
Jahre  1883  wurde  Ägypten,  im  Jahre  1884  Frankreich,  Spanien  und  Italien 
von  der  Cholera  heimgesucht.  England  leugnete  die  Gefahr,  obwohl  seine 
Schiffe  die  Kränkelt  nach  den  Mittebneerländern  verschleppten.  —  Italien 
beantragte  eine  neue  Konferenz,  die  am  20.  Mai  1885  in  Born  zusammen- 
trat. —  Angesichts  des  Widerspruches  Englands  verlief  sie  ergebnislos. 
—  Wieder  eine  neue  Konferenz  kam  auf  den  Vorschlag  Österreichs  am 
5.  Januar  1892  zusammen.  Die  englischen  Anmassungen  wurden  von 
Frankreich  bekämpft.  Zehn  Staaten  nahmen  ein  Reglement  an  und  unter- 
zeichneten am  31.  Januar  1892  ein  Abkommen,  dem  England  am  9.  Juni 
1892  beitrat.^)  —  Eine  neue  Konferenz  tagte  im  Jahre  1893  zu  Dresden, 
sie  führte  zu  einem  Abkommen,  das  von  Deutschland,  Österreich -Ungarn, 
Belgien,  HoUand,  Frankreich,  Italien,  Montenegro,  Bussland  und  der  Schweiz 
unterzeichnet  wurde.  Die  Vertreter  der  andern  Länder  nahmen  ad  refe- 
rendum  an.  Die  Batiflkationen  sollten  in  Berlin  ausgetauscht  werden.  — 
[Im  Jahre  1894  beschäftigte  sich  eine  Konferenz  zu  Paris  mit  der  An- 
ordnung von  Massregeln  zur  Bekämpfung  der  Cholera.*)  —  fin  Jahre  1897 
beriet  eine  Konferenz  zu  Venedig  Schutzmittel  zur  Verhütung  der  Ein- 
schleppung der  Pest.*)]*)  Gegen  Ende  1903  tagte  zu  Penis  eine  neue 
Konferenz. 

927.  —  Angesichts  der  durch  die  Reblaus  (PhyUoxera  vastatrix)  ver- 
ursachten Gefahren  wurden  am  17.  September  1878  und  am  3.  November  1881 
zu  Bern  Abkommen  geschlossen,  um  ein  gemeinsames  und  wirksames  Vor- 
gehen gegen  die  Einschleppung  und  Verbreitung  dieses  Schädlings  zu 
sichern.  Das  Abkommen  wurde  von  den  am  meisten  bedrohten  Staaten 
unterzeichnet,  nämlich  von  Frankreich,  Deutschland,  Portugal  und  der 
Schweiz.  —  Belgien,  Italien  und  Luxemburg  sind  später  beigetreten 
(Bemer  Deklaration  vom  15.  April  1889).*) 


1)  Rochard,  La  Conference  de  V^iuse,  Revue  des  Deux-Mondes,  1.  septembre  1892. 

2)  [R.  D.  I.  F.,  t.  I,  pp.  444  et  &  —  Ullmann  hat  in  den  Artikeln  K  D.  L, 
t  XI,  p.  527  und  R.  D.  I.  F.,  t.  IV,  p.  437,  internationale  Massregeln  zur  Verhütung 
Ton  Eriegsepidemien  und  zur  Desinfektion  yon  Schlachtfeldern  vorgeschlagen.] 

3)  [R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  pp.  780  et  s.  —  Proust,  La  Conference  de  Venise.] 

4)  [Le  congr^s  phylloxerique  international  de  Lausanne  de  1877,  R.  D.  L,  t  IX, 
p.  471.  —  La  Conference  phylloxerique  de  Berne  de  1878,  R.  D.  L,  t  IX,  p.  672.]^ 

*)  Vgl  über  die  einzelnen  Konfermeen  Liszi^  op,  dt.,  8. 247-254.  —  Karlinski,  über 
die  ffetchicMUehe  Entwiddung  der  intemat.  Gesundhaispßege  1896.  —  Kohler,  Die  Quaran- 
tävifrage  in  der  internaUondlen  Gesetzgebung,  1898. 
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928.  —  Zorn  Schlosse  sei  noch  ein  Vorgang  von  grosser  Wichtigkeit 
erwähnt;  Im  Jahre  1889  schlössen  Uruguay,  Argentinien,  Bolivien,  Brasi- 
lien, Chile,  Peru  und  Paraguay  zu  Montevideo  Verträge  ab,  die  zwischen 
den  genannten  Staaten  ein  gemeinsames  Recht  hinsichtlich  der  wichtigsten 
Fragen  auf  dem  Gebiete  des  Straf-,  Zivil-  und  Handelsrechts  und  der  Zivil- 
prozessordnung  sovde  hinsichtlich  des  literarischen,  künstlerischen  und 
gewerblichen  Eigentums  und  der  Ausübung  der  freien  Berufe  herstellten.^)  — 
PBUerher  gehört  auch  das  Haager  Abkommen  vom  14.  November  1896,  das 
gemeinsame  Regeln  über  verschiedene  zivilprozessuale  Fragen  des  inter- 
nationalen Piivatrechts  aufgestellt  hat  (No.  261^).] 

928  ^  —  [Im  Jahre  1890  tagte  in  Berlin  eine  Konferenz,  die  eine 
internationale  Regelung  des  Arbeiterschutzes  erstrebte.^] 


Anhang. 
Verbindliohkeiten  ohne  Vertrag. 

929.  —  Verträge  sind  nicht  die  einzigen  Quellen  der  Verbindlich- 
keiten zwischen  den  Staaten.  Wie  im  bürgerlichen  Rechte,  so  können 
auch  im  Völkerrechte  gewisse  einseitige  und  absichtliche  Handlungen  Ver- 
pflichtungen zu  Lasten  der  Staaten  erzeugen.  Diese  Handlungen  sind  je 
nach  ihrem  Wesen  erlaubt  oder  unerlaubt,  man  nennt  sie,  wie  im  bürger- 
lichen Rechte,  Quasikontrakte,  Delikte  und  Quasidelikte. 

Der  Begriff  des  Quasikontrakts  ist  auch  im  Völkerrechte  derselbe. 
Aber  derartige  Tatbestände  kommen  in  der  Praxis  nur  selten  vor.  —  Die 
Rechtslehrer,  namentlich  Heffter  (op.  cit.,  §  100),  haben  sich  grosse  Mühe 
gegeben,  um  Beispiele  zu  suchen.  Vielleicht  wird  man  zufällig  einmal 
der  Zahlung  einer  Nichtschuld  begegnen.  —  Der  Mitbesitz,  die  ungeteilte 
Gemeinsched%  und  ein  gemeinschaftlicher  Erwerb  werden  niemals  einer 
genauen  Regelung  entbehren.  In  Wirklichkeit  wird  stets  ein  Vertrag 
geschlossen  werden,  der  die  Rechte  und  Pflichten  der  mitbesitzenden  Staaten 
bestimmt.  —  So  hatten  zum  Beispiel  Osterreich  und  Preussen,  nachdem 
ihnen  die  Herzogtümer  Schleswig-Holstein  auf  Grund  des  Wiener  Vertrages 
vom  30.  Oktober  1864  zum  gemeinsamen  Besitz  abgetreten  worden  waren, 
fast  sofort  das  Bedürfnis,  diesem  condominium  durch  das  Gasteiner  Abkommen 
vom  14.  August  1865  ein  Ende  zu  machen. 

Ein  Delikt  oder  ein  Quasidelikt  liegt  vor,  wenn  die  Rechte  eines 
andern  Staates  oder  die  Freiheit  oder  die  Ehre  eines  Angehörigen  dieses 
Staates  ohne  Rechtsgrund,  absichtlich  oder  unabsichtlich,  angegriffen  oder 
verletzt  worden  sind. 

Beispiele:  Grenzverletzungen;  —  Übersegelung  eines  Schiffes  durch  ein 
fremdes  Kriegsschiff  auf  offenem  Meere,  in  einem  Hafen  oder  einer  Reede; 


1)  LS.  den  Text  dieser  Vertrage  in:  J.  L  P.,  t  XXIIl,  p.  440,  699  et  S96.  —  S. 
femer  Pradier-Fodere,  Le  coDgr^  de  droit  intemattonal  sud-am^ricain  (18S8-1SS9) 
et  les  traites  de  Montevideo.  R.  D.  I.,  t  XXI,  pp.  217  et  561.  —  KD.  I.,  t.  XX,  p.  599.] 

2)  [S.  hierüber  Politis,  La  confi&rence  de  Berlin  de  1S90,  Revue  internatio- 
nale de  sodoloeie,  juillet  et  aout  1S94.  —  Rolin-Jaequemyns,  La  conf(6rence  de 
Berlin  sur  la  legislation  du  travail  et  le  aocialisme  dans  le  droit  Internationa],  R*  D. 
L,  t.  XXII,  p.  5.  —  Yves  Guyot,  La  confirence  de  Berlin  et  la  l^slation  inter- 
nationale du  travail,  Revue  politique  et  parlementaire,  döcembre  1S98,  p.  512.] 
--  Evert,  Handio&rMfudi  der  8taatiwi89eiMdiaftm  van  Conrad,  Bd.  III  8.  782. 


486  Dritter  Teil.    Die  friedlichen  Beziehungen  zwischen  den  Staaten. 

—  Beleidigong  einer  fremden  Flagge;  —  rechtswidrige  Wegnahme  eines 
Schiffes  anf  hoher  See;  —  Gefangennahme  des  englischen  Eonsnls  durch 
Theodoms  von  Abessinien;  —  Ermordung  der  französischenBevoUmäehtigten, 
Boberjot  und  Bonnier  d'Alco  in  Rastatt  am  28.  April  1799;  —  Ermordung 
des  deutschen  und  französischen  Konsuls  in  Salonichi;  —  Die  Vorfälle  zu 
Vexaincourt  und  Raon-sur-Plaine  im  September  1887;  ein  deutscher  Forst- 
beamte schoss  auf  zwei  französische  Jäger,  von  denen  der  eine  getötet, 
der  andere  verwundet  wurde;  es  fand  eine  sofortige  Genugtuung  statt: 
die  deutsche  Regierung  zahlte  der  Witwe  50000  Franken  Schadenersatz; 

—  dem  deutschen  Konsul  auf  den  Samoainseln  wurde  im  Jahre  1890  von 
der  deutschen  Begierung  ein  Tadel  erteilt;  u.  dergl. 

Leider  kommen  unerlaubte  Angriffe  gegen  die  Bechte  eines  fremden 
Staates  oder  die  seiner  Untertanen  im  internationalen  Leben  ziemlich 
häufig  vor.  —  Diese  Delikte  oder  Quasidelikte  werden  entweder  von  einem 
Beamten,  sei  es  im  Auftrage  seiner  Regierung  oder  aus  eigenem  Antriebe, 
oder  von  einer  Privatperson  begangen.  —  unter  welchen  Voraussetzungen 
und  innerhalb  welcher  Schranken  haftet  der  Staat  fttr  solche  Handlangen? 
Wir  haben  diese  Frage  bereits  früher  besprochen  (S.  Verantwortlicfikeit 
der  Staaten  No.  324  bis  331). 


Vierter  Teü. 


Die  Streitigkeiten  der  Staaten  und  die  Mittel^ 
sie  zu  schlichten. 


930.  —  Die  Staaten  können  als  nnabhängige  und  freie  politische  Ge- 
bilde Streitigkeiten  miteinander  haben.  —  Diese  Streitigkeiten  haben  ihren 
ömnd  entweder  in  Verletzungen  wirklicher  oder  vermeintlicher  Eechte, 
oder  in  Angriffen  gegen  die  Sicherheit,  die  Unabhängigkeit  oder  die  Ehre 
der  Staaten.  —  Jeder  Staat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  seine 
eigene  Erhaltung,  fUr  die  Achtung  seiner  Sechte  und  seiner  berechtigten 
Interessen  zu  sorgen  und  die  andern  Staaten  zu  hindern,  seine  Entwicklung 
zu  hemmen  (No.  235  u.  ff.)  —  Jeder  Staat  ist  den  andern  Staaten  gegen- 
über verpflichtet,  sich  jedes  Unrechts,  jeder  Kränkung  sowie  jeder  uner- 
laubten oder  ungerechten  Handlung  zu  enthalten  und  Nachteile,  die  er 
rechtswidrig  verursacht  hat,  durch  eine  angemessene  Genugtuung  wieder 
auszugleichen  (No.  324  u.  ff.).  Dies  sind  Grundwahrheiten,  die  auf  der 
Hand  liegen. 

Aber  die  internationalen  Hechte  [und  Pflichten  der  Staaten  werden 
nicht  durch  eine  über  allen  Mächten  thronende  Gewalt  gesichert  und  ge- 
schützt. Es  fehlt  ein  YOlkertribunal  und  eine  internationale  Zwangsgewalt 
(No.  26  u.  ff.). 

Die  Hechte  der  Staaten  haben  keine  andere  Gewähr  flir  sich,  als  die 
Macht  der  Wahrheit^ und  der  Gerechtigkeit,  den  Druck  der  öffentlichen 
Meinung,  die  Zustimmung  oder  die  Missbilligung  der  andern  Länder  und 
endlich  die  eigene  materielle  Gewalt  der  Staaten  selbst. 

Wenn  eine  Streitfrage  zwischen  zwei  oder*mehi'em  Staaten  auftaucht, 
so  haben  die  Staaten,  bevor  sie  zu  den  Waffen  greifen,  die  moralische 
Pflicht  und  ausserdem  auch  fast  stets  ein  wirkliches  Interesse  daran,  die  Mittel 
anzuwenden,  die  eine  friedliche  Erledignug  herbeiführen  können.  Es  ist 
eine  Pflicht  der  Menschlichkeit,  die  gütliche  Beilegung  eines  Zwistes  nicht 
unversucht  zu  lassen,  ehe  man  die  Entscheidung  durch  Waffengewalt  an- 
ruft. Es  ist  das  beste  Mittel,  um  der  Vemu^  und  dem  guten  Hechte 
zum  Siege  zu  verhelfen.  —  Wer  ohne  weiteres  den  Erleg  entfesselt,  ohne 
vorher  in  anderer  Weise  einen  Ausgleich  versucht  zu  haben,  setzt  seine 
Sache  in  ein  ungünstiges  Licht. 
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Bei  einem  völkerrechtlichen  Streite  müssen  die  Beteiligten,  ebenso  wie 
bei  einer  Zwistigkeit  zwischen  Privatpersonen,  MSssigong  nnd  Vorsicht 
an  den  Tag  legen,  es  ist  dies  hier  um  so  notwendiger,  als  die  Folgen 
viel  ernster  nnd  schwerwiegender  sind. 

Die  Mittel,  deren  sich  die  Staaten,  die  durch  eine  Streitfrage  ent- 
zweit sind,  bedienen  können,  ehe  sie  zum  Kriegszustände  im  eigentlichen 
Sinne  übergehen,  teilen  sich  in  zwei  Gruppen:  in  gUtUche  Mittel  und  in 
besondere  oder  örtliche  Zwangsmassregeln.  —  Zur  ersten  Gruppe  gehören: 
diplomatische  Unterhandlungen,  gute  Dienste,  Vermittlung  durch  einen 
dritten  Staat,  Konferenzen,  Kongresse  und  die  Schiedssprechung.  —  Unter 
die  zweite  Gruppe  fallen:  Betorsion,  Bepressalien,  Beschlagnahme,  Ekabargo 
und  die  Friedensblockade. 


Erstes  Buch. 


Mittel  zur  friedlichen  Erledigung.*) 

Erstes  Kapitel. 


Diplomatische  Mittel. 

931.  —  A.  —  Diplomatische  Unterhandlungen  finden  entweder 
mündlich  od^r  durch  den  Austausch  von  Depeschen,  Noten  u.  dergl.  statt. 
Sie  kommen  in  erster  Linie  als  friedliche  Mittel  zur  Beilegung  eines 
Streites  in  Betracht  (No.  792). 

Häufig  lassen  die  Staatsmänner  gleichzeitig  mit  ihnen,  oder  auch 
schon  vorher  oder  erst  nachher  einen  Ruf  an  die  öffentliche  Meinung  er- 
gehen. Die  durch  die  Bekanntmachung  einzelner  Schriftstücke  aufgeweckte 
und  erregte  Volksstimmung  wird  die  Regierungen,  die  Staatsbevoltanäch- 
tigten  und  die  Unterhändler  nicht  unwesentlich  beeinflussen.  —  Aber  diese 
Waffe  ist  gefährlich.  Man  kann  sich  der  Presse  zur  Täuschung  und  Irre- 
leitung des  Volkes  bedienen. 

Fürst  Bismarck  hat  eine  erstaunliche  Geschicklichkeit  darin  gezeigt, 
die  Presse  aller  Länder,  namentlich  die  Englands  zu  benutzen,  um  die 
öffentliche  Meinung  irrezuftthren  und  sie  fUr  seine  Absichten  und  Pläne 
günstig  zu  stimmen. 

Einige  Publizisten  erörtern  die  Frage,  ob  die  auf  Grund  diplomatischer 
Verhandlungen  zustandegekommene  gütliche  Vereinbarung  einen  einseitigen 
Verzicht  oder  ein  wechselseitiges  Nachgeben  begründe.  —  Dies  ist  ein  Schal- 
streit; es  handelt  sich  lediglich  um  eine  Tatfrage.  —  Die  Übereinkunft  wird 
durch  einen  Vertrag  oder  durch  den  Austausch  übereinstimmender  Noten 

*)  Wagner,  Zw  Lehre  vm  den  SireUmiedigmhMmUkin,  IBOO.  —  PK,  Zorn^  Im 
neuen  Beick.  —  Held,  VdOcerrechiliche  SelbMüfe  in  BoUedte  und  Wdken  StaatOexihm, 
Bd.  XVIIL  -  Wurm,  V&kerreekOkihe  Sdba^e  ebenda  Bd.  XIV.,  1843.  —  v.  Kalten- 
hörn.  Zur  Bevieion  von  der  Lehre  von  den  intemaHonalen  Beehtamittdn  m  der  ZeUm^. 
f.  d.  geeamU  StaatewiuenidMft  Bd.  ZVIII,  8.  69  ff. 
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festgestellt.    Man  muss  den  Vertrag  oder  die  Noten  prüfen,  um  die  Art 
der  getroffenen  Vereinbarung  zu  bestimmen. 

932.  —  B.  —  Andere  Mittel,  die  der  Verhütung  einer  Streitigkeit 
oder  der  Lösung  eines  Zwischenfalles  dienen,  sind  Kongresse  oder  Kon- 
ferenzen. Eine  Reihe  ernstlicher  Erwägungen  lassen  sie  als  empfehlens- 
wert erscheinen.  Die  Menschen  geben  oft  Vemunftgrttnden  in  Dingen 
nach,  die  sie  gegenüber  den  Drohungen  mit  Gewalt  versagen  zu  sollen 
glauben:  denn  die  Unterwerfung  unter  eine  streng  folgerichtige  Beweis- 
Ahrung  ist  nicht  das  Eingeständnis  der  eigenen  Schwäche.  —  Der  Ver- 
zicht auf  einen  ungerechtfertigten  Anspruch,  der  mit  Gründlichkeit  und 
Ruhe  geprüft  worden  ist,  bedeutet  weder  das  Unvermögen,  den  eigenen 
Rechten  Achtung  zu  verschaffen,  noch  auch  eine  Ermunterung  zu  künftigen 
Eingriffen.  —  ESne  Konferenz  oder  ein  Kongress  endigt  gewöhnlich  mit  einer 
befiriedigenden  Erledigung  der  Streitigkeit.  Ist  die  streitige  Angelegenheit 
nach  dem  anerkannten  positiven  Rechte  nur  schwer  zu  regeln,  so  sucht 
die  Konferenz  einen  vermittelnden  Ausgleich  oder  sogar  einen  Schieds- 
vertrag herbeizuführen,  der  dem  Kriege  bei  weitem  vorzuziehen  ist.  — 
Auf  diesen  Versammlungen  prüfen  die  Bevollmächtigten  gemeinsam  den 
Gegenstand  der  Streitfhige  und  die  dermalige  Lage  des  Völkerrechts, 
wobei  sie  sich  über  dessen  Gewohnheiten,  Gebräuche  und  Beruftingsfälle 
unterrichten.  Jeder  Staat  nimmt  in  völliger  Gleichberechtigung  und  im 
VoUgenusse  seiner  Souveränität  an  diesen  Beratungen  teil  (No.  272). 

Das  einmütige  und  aufrichtige  Verlangen,  die  Streitigkeit  ohne  An- 
rufung der  Waffengewalt  zu  schlichten,  muss  aber  alle  Mitglieder  des 
Kongresses  beseelen.  —  Die  dem  Kongresse  gestellte  Aufgabe  muss  klar 
bestimmt,  der  Gegenstand  des  Streitfalls  genügend  festgestellt  und  scharf 
begrenzt  sein. 

Einige  Kongresse  und  Konferenzen  haben  die  Gründe  von  Streitig- 
keiten beseitigt  und  damit  die  Entstehung  ernstlicher  Schwierigkeiten 
verhütet. 

Der  Vorschlag,  einen  Kongress  zu  berufen,  ist  aber  auch  häufig  von 
Staatsmännern  nur  als  Mittel  benutzt  worden,  um  Zeit  zu  gewinnen. 
Bismarck  und  Gortschakoff  wandten  diesen  Schachzug  mit  Geschick  gegen 
Napoleon  lU.  an. 

933.  —  C.  —  Die  Vermittlung  (mödiation)  eines  dritten  Staates 
ist  häufig  ein  nützliches  und  erfolgreiches  Mittel,  um  eine  zwischen  zwei 
Staaten  ausgebrochene  Zwistigkeit  zu  beheben  oder  einen  Streitfall  zu 
lösen.  Der  dritte  Staat,  der  mit  den  beiden  streitenden  Staaten  befreundet 
ist,  leiht  seine  guten  Dienste  (bons  Offices),  um  die  Grundlage  einer  Ver- 
ständigung vorzubereiten.  —  Er  hat  nicht  die  Aufgabe  eines  Richters  und 
ist  nicht  berechtigt,  den  Streitteilen  die  Lösung  die  ihm  als  richtig  er- 
scheint, aufzudrängen.  —  Er  ist  nur  ein  gütlicher  Vermittler.  Er  muss 
sich  bemühen,  die  widerstreitenden  Interessen  auszusöhnen,  die  Grundlagen 
eines  Einverständnisses  den  Parteien  annehmbar  zu  machen  und  seinen 
Rat  über  die  beiderseitigen  Vorschläge  abzugeben.  —  Aber  der  Vermittler 
lässt  den  Streitteüen  volle  Freiheit.  Diese  können  nach  eigenem  Gut- 
dünken der  vorgeschlagenen  Lösung  beitreten  oder  sie  zurückweisen. 
Mangels  einer  ausdrücUichen  Vereinbarung  übeminmit  der  Vermittler 
nicht  die  Garantie  fUr  die  Erfüllung  des  zustandegekommenen  Vertrages. 

Die  Aufgabe  des  Vermittlers  ist  sehr  schwierig.  Er  muss  stets  Ge- 
rechtigkeit, Mässigung  und  strengste  Unparteilichkeit  üben.  Er  kann  und 
muss  sich  seines  moralischen  Ansehens  bedienen,  um  eine  Aussöhnung  zu 


490    Vierter  Teil.    Die  StreitigkeiteD  der  Staaten  und  die  Mittel,  sie  zn  schlicliten. 

erzielen;  aber  er  muss  sich  jedes  unzeitgemässen  oder  parteiischen  Druckes 
enthalten  und  darf  nie  zu  Drohungen  schreiten. 

934.  —  Die  Vermittlung  eines  dritten  Staates  kann  von  einer  oder 
von  beiden  Parteien  nachgesucht  werden.  Zwei  Staaten  können  sich  yon 
vornherein  verpflichten,  im  Falle  etwa  entstehender  Schwierigkeiten  die 
Intervention  einer  dritten  Macht  anzurufen. 

Die  Vermittlung  wird  zuweilen  von  einem  dritten  Staate  aus  frei^ 
Stücken  angetragen.  —  Dies  ist  ein  heikles  Unterfangen,  wobei  man  nicht 
vorsichtig  genug  sein  kann.  Ein  solcher  Vorschlag  kann  leicht  etwas 
Verletzendes  an  sich  haben;  er  verbirgt  oft  nur  oberflächlich  den  Wunsch 
nach  einer  Bevormundung  über  den  andern  Staat,  die  geheime  Neigung 
zur  Vorheri*schaft.  —  Abstrakte  Begeln  lassen  sich  hier  nicht  an&tellen. 
Es  kommt  lediglich  auf  die  Tatumstände  und  auf  den  eigenen  Takt  an. 
—  Einige  Publizisten  haben  die  Frage  aufgeworfen,  ob  neutrale  Mächte 
ihre  Vermittlung  solchen  Staaten  anbieten  sollen,  die  miteinander  in  Krieg 
geraten  sind.  Hübner  und  Phillimore  neigen  zur  Bejahung;  Galiani 
zur  Verneinung.  —  Ein  unbedingter  Grundsatz  ist  hier  nicht  am  Platze; 
es  ist  eine  Frage  des  politischen  FeingeflLhls. 

935.  — ^ie  Vermittlung  als  Mittel  zur  Beseitigung  von  StreitMlen 
wird  von  eimgen  dringend  empfohlen,  von  andern  verworfen.  —  Oft  war 
sie  von  Erfolg  gekrönt,  oft  blieb  sie  wirkungslos.  —  Die  Geschichte  des 
19.  Jahrhunderts  bietet  einige  Beispiele  von  Vermittlungen. 

936.  —  Nach  dem  langen  grausamen  Erimkriege  bemächtigte  sich  der 
öffentlichen  Meinung  eine  grosse  Unruhe.  Man  befürchtete,  dass  es  allzu 
leicht  wieder  zu  grossen  Kämpfen  kommen  könne.  Diese  Sorge  wurde 
auch  von  den  Staatsoberhäuptern  und  von  den  Siegern,  die  grosse  Opfer 
an  Gut  und  Blut  hatten  bringen  müssen,  geteilt.  —  Auch  auf  dem  Pariser 
Kongresse  machte  sich  diese  Besorgnis  geltend.  Sie  veranlasste  die  An- 
nahme des  Artikels  8  des  Vertrages  vom  30.  März  1856.  „Sollte  zwischen 
der  Hohen  Pforte  und  einer  oder  mehrem  andern  Signatarmächten  eine 
Meinungsverschiedenheit  entstehen,  die  die  Aufrechterhaltung  ihrer  Be- 
ziehungen gefährdete,  so  wird  die  Hohe  Pforte  und  jede  Signatarmacht, 
vor  Anrufung  der  Waffengewalt,  die  andern  vertragschliessenden  Teile  in 
den  Stand  setzen,  dieser  äussersten  Gefahr  (cette  extremitö)  durch  ihre 
vermittelnde  Tätigkeit  (action  mßdiatrice)  vorzubeugen.**  Diese  Bestimmung 
hatte  keine  grosse  Bedeutung,  denn  sie  verpflichtete  lediglich  die  Staaten, 
die  den  Vertrag  vom  30.  März  unterzeichnet  hatten.  —  In  der  Sitzung 
der  Pariser  Konferenz  vom  16.  April  1856  beantragte  Lord  Clarendon, 
auf  Anregung  von  Henri  Eichard  und  Sturge,  Mitgliedern  der  Vereinigung  der 
Friedensfreunde,  der  Bestimmung  des  Artikels  8  eine  weitere  Ausdehnung 
und  eine  allgemeine  Geltung  zu  geben.  Nach  der  Erörterung  zwischen 
den  Konferenzbevollmächtigten  wurde  nachstehendes  Protokoll  angenommen: 
„Die  Bevollmächtigten  zögern  nicht,  im  Namen  ihrer  Regierung  dem 
Wunsche  Ausdruck  zu  geben,  dass  die  Staaten,  zwischen  denen  eine  ernst- 
liche Meinungsverschiedenheit  entstehen  sollte,  ehe  sie  das  Glück  der 
Waffen  versuchen,  die  guten  Dienste  einer  befreundeten  Macht  anrufen 
möchten,  insoweit  es  die  Umstände  zulassen.  Die  Bevollmächtigten  hoffen, 
dass  sich  die  auf  dem  Kongresse  nicht  vertretenen  Begierungen  dem 
Gedanken,  der  dem  in  diesem  ProtokoUe  niedergelegten  Wunsche  zu 
Grunde  liegt,  anschliessen  werden^.  Ungefähr  40  Staaten  traten  dieser 
Klausel  bei.  —  Die  Erklärung  hatte  den  Anschein  eines  Fortschrittes, 
aber  sie  gab  nur  einen  Wunsch,  und  zwar  einen  sehr  platonischen  Wunsch 
wieder;  „insoweit  es  die  Umstände  zulassen^,  so  sagten  die  BevoUmächtigten. 
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Und  hätten  sie  sich  anders  ausdrücken  können?  —  Die  Publizisten,  die 
die  Umwandlung  dieses  Wunsches  in  eine  bindende  Vertragsregel  fordern, 
haben  wohl  kaum  eine  richtige  Vorstellung  von  der  wirklichen  Bedeutung 
der  von  ihnen  befürworteten  Massregel.^) 

937.  —  Im  Jahre  1866,  nach  der  Schlacht  von  Sadowa  (3.  Juli)  König- 
grätz,  bot  Kaiser  Napoleon  in.  Österreich  und  Preussen  seine  Vermittlung 
an,  und  brachte  die  Unterzeichnung  der  Friedenspräliminarien  von  Nikols- 
bürg  zu  Stande.*) 

Im  Jahi*e  1867  blieb  die  europäische  Diplomatie  während  der  Luxem- 
burger Angelegenheit,  die  Frankreich  und  Preussen  beinahe  in  einen  Krieg 
gestürzt  hätte,  nicht  untätig.  Der  österreichische  Minister  v.  Beust  gab 
die  Anregung  zu  einer  Intervention  Europas  zu  Gunsten  der  Aufrecht- 
erhaltung des  Friedens.  Die  von  ihm  vorgeschlagene  Lösung  der  Frage 
wurde  schliesslich  angenommen;  sie  bestand  in  der  Schleifung  der  Festung 
und  in  der  Neutralisation  des  Grossherzogtums.  Am  23.  April  1867  be- 
antragte Eussland  den  Zusammentritt  einer  Konferenz  in  London,  um  die 
Luxemburger  Frage  zu  regeln.  —  Auf  Einladung  des  Königs  der  Nieder- 
lande, des  Souveräns  des  Grossherzogtums,  traten  die  Mächte,  die  den 
Vertrag  vom  19.  April  1839  unterzeichnet  hatten,  zusammen.  Am  11.  Mai 
1867  wurde  in  London  ein  Vertrag  zwischen  den  Niederlanden,  England, 
Frankreich,  Österreich,  Belgien,  Italien,  Preussen  und  Russland  geschlossen 
(No.  365).») 

938.  —  Während  des  Aufstandes,  der  in  den  Jahren  1866  bis  1868  auf  der 
Insel  Kreta  gegen  die  türkische  Regierung  ausgebrochen  war,  legte  Griechen- 
land eine  ausgesprochene  Zuneigung  für  die  Aufrührer  an  den  Tag  und 
kam  seinen  völkerrechtlichen  Pflichten  nicht  nach.  Es  duldete  die  Aus- 
rüstung von  Truppen  und  Schiffen  an  seinen  Küsten.  —  Die  Ottomanische 
Pforte  richtete  ein  Ultimatum  an  Griechenland,  das  hierauf  in  hochfahrendem 
Tone  antwortete.  Die  beiderseitigen  Gesandten  wurden  zurückberufen  und 
eine  Streitigkeit  drohte  auszubrechen.*)  —  Unter  Berufung  auf  das  Proto- 
koll vom  16.  April  1856  schlug  Preussen  den  Zusammentritt  einer  Konfe- 
renz vor.  Die  andern  Staaten  gingen  darauf  ein  und  die  Konferenz  ver- 
sammelte sich  am  9.  Januar  1869  in  Paris.  Sie  nahm  den  Entwurf  einer 
Erklärung  an,  worin  die  Bechtswidrigkeiten  Griechenlands  festgestellt 
und  die  beiden  Staaten  aufgefordert  wurden,  ihre  Beziehungen  wieder 
aufeunehmen.  Die  Türkei  trat  am  29.  Januar  1869  bei.  —  Griechenland 
erhob  zunächst  Einwendungen,  trat  aber  endlich  am  6.  Februar  auch  bei. 
Diese  Konferenz  beugte  einem  Kriege  vor,  in  den  möglicherweise  ganz 
Europa  verwickelt  worden  wäre. 

939.  —  Aus  Anlass  des  deutsch -französischen  Krieges  von  1870/71 
wurde  kein  eigentlicher  Vermittlungsversuch  gemacht.  England  bot  seine 
guten  Dienste  an,  die  leider  von  Frankreich  abgelehnt  wurden,  aber  auch 
von  Pi^eussen  nicht  angenommen  worden  wären.  —  Über  die  dem  Kriege 
vorausgehenden  Ereignisse  verbreitet  sich  allmählich  mehr  Licht.    Graf 


1)  Rouard  de  Card,  L'arbitrage  international,  1877,  pp.  80  et>. 

2)  Debidour,  Histoire  diplomatique  de  TEurope,  t  II,  eh.  VIII,  $  11  et  12. 

3)  MilovanoTitch,  Les  traites  de  garantie  au  19.  si^cle,  §  6,  pp  275  et  8.  — 
Bouard  de  Card,  L'arbitrage  international,  p.  38.  —  Debidour,  op.  cit,  t  II,  eh. 
DL,  f  §  5,  7  u.  8. 

4)  S.  über  diese  Angelegenheit:  Lawrence-Wheaton,  Commentaire  etc.,  t  II, 

5p.  451  ä462.  —  Rouard  de  Card,  L'arbitrage  international,  pp.  d9ets.  —  (Eolin- 
aequemyns,  R.  D.  I.,  t  I,  p.  442.] 
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Bismarck  wollte  sich  nicht  mehr  die  Gelegenheit  entgehen  lassen,  die  er 
seit  mehrem  Jahren  suchte  (No-  795).i) 

940.  —  Bei  Beginn  des  türkisch-rassischen  Krieges  von  1877/78  rief 
Savfet  Pascha  den  Artikel  8  des  Pariser  Vertrages  vom  30.  März  1856 
an  und  sachte  die  Vermittlang  der  Signatarmächte  nach.  —  Iiome  der 
Politik!    Die  Mächte  erwiderten  mit  ihrer  Neutralitätserklärong. 

941.  —  Sieben  Jahre  nach  dem  voraasgeschickten  Ereignisse  nahmen 
die  Mächte,  die  die  Generalakte  der  Berliner  Konferenz  vom  26.  Februar 
1885  unterzeichneten,  ün  Artikel  12  folgende  Bestimmung  an:  ^Falls  sich 
zwischen  den  Mächten,  welche  die  gegenwärtige  Akte  unterzeichnen,  und 
denjenigen,  welche  etwa  in  der  Folge  derselben  beitreten,  ernste  Meinungs- 
verschiedenheiten mit  bezug  auf  die  Grenzen  oder  innerhalb  der  GreiuBen 
der  im  Artikel  1  erwähnten  und  dem  Freihandelssystem  unterstellten  Ge- 
biete ergeben,  so  verpflichten  sich  jene  Mächte,  bevor  sie  zur  Waffengewalt 
schreiten,  die  Vermittlung  einer  oder  mehrerer  der  befreundeten  Mächte 
in  Anspruch  zu  nehmen.^ 

942.  —  Deutschland  und  Spanien  waren  wegen  der  Karolinen-Inseln 
in  Streit  geraten.  Das  Reich  hatte  die  Insel  Yap,  die  Spanien  in  seiner 
Eigenschaft  als  erster  Okkupant  für  sich  beanspruchte,  in  Besitz  ge- 
nommen. Leo  Xm.  wurde  ersucht,  die  Vermittlung  zu  abemehmen.  Der 
Papst  untersuchte  die  Angelegenheit,  er  drängte  keiner  der  Parteien  seine 
Ansicht  auf,  er  schlug  Uinen  vielmehr  am  22.  Oktober  1885  eine  Ent- 
scheidung der  Streit£ra*ge  vor.  Hierin  sprach  er  sich  zu  Gunsten  der 
Souveränität  des  Königs  von  Spanien  aus,  legte  diesem  aber  nahe,  den 
Deutschen  gewisse  Handelsvorteile  einzaräumen.  Der  Papst  erliess  keinen 
Urteilsspruch.  Die  Parteien  unterzeichneten  in  Rom  am  17.  Dezember 
durch  ihre  Bevollmächtigen  de  Molion  und  von  Schloezer  einen  Vertrag, 
worin  die  von  Leo  Xm.  vorgeschlagene  Lösung  angenommen  wurde.  — 
Einige  sind  der  Ansicht,  dass  der  Ausspruch  des  Papstes  ein  Sclueds- 
Spruch  gewesen  sei;  es  war  aber  nur  eine  Vermittlung.^) 

942^.  —  [Im  Januar  1888  wurde  die  Vermittlung  Spaniens  bei  einer 
Streitigkeit,  die  zwischen  Italien  und  Kolumbien  wegen  der  Ausweisung 
des  Italieners  Cerruti  entstanden  war,  von  den  beiden  Streitteüen  an- 
genonmien.^)] 

942^.  —  [Gegen  Ende  des  Jahres  1893  brach  eine  Streitigkeit  zwischen 
Peru  und  Ecuador  wegen  einer  Grenzfrage  aus.  Der  bei  den  beiden 
Begiei-ungen  beglaubigte  Nuntius  des  Papstes  Mgr.  Macchi  wurde  als 
Vermittler  angenommen;  es  gelang  ihm,  die  Angelegenheit  zu  ordnen.^)] 

942  3.  —  [In  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1894  unternahmen  Eng- 
land und  die  Verein.  Staaten  Vermittlungsversuche,  um  den  Frieden 
zwischen  Japan  und  China,  die  damals  einander  bekriegten,  herbeizuführen.^)] 

942^.  —  [Im  Jahre  1895  entstanden  zwischen  Brasilien  und  England 
Schwierigkeiten.    Beide  Mächte  machten  Anspruch  auf  die  Souveränität 


1)  Debidoar,  op.  dt,  t  U,  eh.  X,  §§  10, 11  u.  13.  -*  La  paix  arm^e,  Eerae  des 
Deux-Mondes,  1.  Februar  1894.  —  [S.  Rolin-Jaequemyns,  R.  D.  I.,  t.  I,  p.  713.] 

2)  S.  ftber  die  Earolinenfrage  ausser  den  bereits  angefahrten  Werken:  LefebTre 
de  Behaine,  Ldon  XIII.  et  le  prince  Bismarck:  Taffaire  des  Carolines,  Revue  des  Dem- 
Mondes,  1.  joillet  1897.] 

3)  [CalYO,  op.  cit.,  t  ni,  $$  1699  et  1700.  —  Darras,  De  certains  dangers  de 
Tarbitrage  interDational,  affaire  Cerruti  entre  la  Colombie  et  Tltalie,  R.  D.  I.  P.,  t  VI, 
p.  583.  —  Bureau,  Le  conflit  italo-colombien,  affaire  Cerruti,  1899.] 


4)  p.  D.  I.  P.,  t.  I,  pp.  87  et  181.] 

5)  [R.  D.  I.  P.,  t.  n,  pp.  119  et  8.] 
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über  die  Insel  Trinidad;  dank  der  guten  Dienste  Portugals  wurde  der 
Streitfall  im  Monat  August  1896  erledigt.^)] 

942 ^  —  [Im  Laufe  des  Jahies  1895  brach  auf  der  Insel  Kreta  ein 
Aufstand  gegen  die  ottomanische  Eegierung  aus;  die  Wirren  nahmen  schnell 
einen  grossen  Umfang  an,  und  die  Mächte  ftthlten  sich  beunruhigt. 
Eui'opa  intervenierte;  die  Intervention  beschränkte  sich  auf  eine  Ver- 
mittlung.*)] 

942^.  —  [Die  Grossmächte  haben  gleichfalls  als  Vermittler  gewirkt, 
um  Frieden  zwischen  Griechenland  und  der  Türkei  zu  stiften  und  damit 
dem  Kriege,  der  zwischen  diesen  Mächten  im  April  1897  ausgebrochen 
war,  ein  Ende  zu  setzen.^  —  Als  der  Krieg  zwischen  Spanien  und  den 
Verein.  Staaten  im  Jahre  1898  unvermeidlich  wurde,  bemühten  sich  der 
Papst  und  sodann  Deutschland,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien,  Öster- 
reich und  Eussland,  den  Frieden  zu  erhalten,  allein  vergeblich.^)  Als 
Spanien  sich  nach  seinen  Niederlagen  gezwungen  sah,  den  Frieden  nach- 
zusuchen, bat  es  Franki*eich  um  seine  guten  Dienste  und  um  AnknüpAing 
von  Unterhandlungen  mit  den  Verein.  Staaten.*)] 

942  7.  —  \bi  einigen  neuem,  zwischen  den  südamerikanischen  Eepu- 
büken  geschlossenen  Verträgen,  ist  der  Fall  der  Anrufung  einer  Ver- 
mittlung ausdrücklich  vorgesehen.  So  bestimmen  die  Verträge  zwischen 
Costa-Eica  und  Salvador  vom  12.  Juni  1895,  zwischen  Honduras  und 
Nikaragua  vom  20.  Oktober  1894,  zwischen  Honduras  und  Guatemala  vom 
2.  März  1895  und  zwischen  Honduras  und  Salvador  vom  19.  Januar  1895, 
dass  die  vertragschliessenden  Mächte  im  Falle  eines  Streites,  in  den  die 
amerikanischen  Eepubliken  verwickelt  sein  soUten,  ihre  Vermittlung 
anbieten  werden.*)] 

942^.  —  [Die  Haager  Friedenskonferenz  (vom  18.  Mai  bis  zum 
29.  Juli  1899)  hat  sich  mit  den  guten  Diensten  und  der  Vermittlung  be- 
fasst;  Titel  n  (Art.  2  bis  8)  des  Abkommens  vom  29.  Juli,  der  die  fried- 
liche Erledigung  internationaler  Streitfälle  regelt,  bezieht  sich  auf  diese 
Materien.  Eussland,  Italien  und  die  Verein.  Staaten  hatten  mehrere  Vor- 
schläge gemacht.  Das  Abkommen  von  1899  kennt  zwei  Arten  von  Ver- 
mittlungen. Die  gewöhnliche  Vermittlung,  so  wie  sie  bisher  aufgefasst 
wurde  (Art.  2  bis  7)  und  eine  besondere  Vermittlung  (m6diation  speciale) 
die  in  eigenartiger  Weise  ausgebildet  ist  und  die  ihren  Ursprung  den 
amerikanischen  Bevollmächtigten  verdankt  (Art.  8).  Im  nachstehenden 
führen  wii*  die  Bestimmungen  des  Abkommens  an.  —  „Art.  2.  Die  Signatar- 
mächte kommen  ttberein,  im  Falle  einer  ernsten  Meinungsverschiedenheit 
oder  eines  Streites,  bevor  sie  zu  den  Waffen  greifen,  die  guten  Dienste 
oder  die  Vermittlung  einer  befreundeten  Macht  oder  mehrerer  befreundeter 
Mächte  anzurufen,  soweit  dies  die  Umstände  gestatten  werden.  —  Art.  3. 
Unabhängig  •  hiervon  halten  die  Signatarmächte  es  fUr  nützlich,  dass 
eine  Macht  oder  mehrere  Mächte,  die  am  Streite  nicht  beteiligt  sind,  aus 
eigenem  Antriebe  den  im  Streite  befindlichen  Staaten  ihre  guten  Dienste 
oder  ihre  Vermittlung  anbieten,  soweit  sich  die  Umstände  Uerfttr  eignen. 
Das  Eecbt,   gute  Dienste   oder  Vermittlung  anzubieten,   steht  den  am 

1)  FR.  D.  I.  P.,  t.  n,  p.  617  et  t  IV,  p.  146.] 

2)  [Streit,  La  question  cr^toise  au  point  de  Tue  du  droit  international,  R.  D. 
L  P.,  t.  IV,  p.  463.] 


3) 


^'•S; 


6) 
6) 


I.  P.,  t.  V,  pp.  116  et  8.] 


4)  [R.  D.  I.  P.,  t.  V,  pp.  646  et  646.J 


R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  573  et  s.] 

R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  554;  t.  HI,  pp.  559,  603  et  605.] 
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Streite  nicht  beteiligten  Staaten  auch  während  des  Ganges  der  Feind- 
seligkeiten zn.  Die  Ausübung  dieses  Rechtes  kann  niemals  yon  einem  der 
streitenden  Teile  als  unfreundüUche  Handlung  angesehen  werden.  —  Art.  4. 
Die  Aufgabe  des  Vermittlers  besteht  darin,  die  einander  entgegen- 
gesetzten Ansprüche  auszugleichen  und  Verstimmungen  zu  beheben,  die 
zwischen  den  im  Streite  befindlichen  Staaten  etwa  entstanden  sind.  — 
Art.  5.  Die  Tätigkeit  des  Vermittlers  hört  auf,  sobald,  sei  es  durch  einen 
der  streitenden  Teile,  sei  es  durch  den  Vermittler  selbst,  festgestellt  wird, 
dass  die  von  diesem  vorgeschlagenen  Mittel  der  Verständigung  nicht  an- 
genommen werden.  —  Art.  6.  Gute  Dienste  und  Vermittlung,  seien  sie^auf 
Anrufen  der  im  Streite  befindlichen  Teile  eingetreten  oder  aus  dem  Antriebe 
der  am  Streite  nicht  beteiligten  Mächte  hervorgegangen,  haben  aus- 
schliesslich die  Bedeutung  eines  Bates  und  niemals  verbindliche  Kraft. 
—  Art.  7.  Die  Annahme  der  Vermittlung  kann,  unbeschadet  anderweitiger 
Vereinbarung,  nicht  die  Wirkung  haben,  die  Mobilmachung  und  andere 
den  Ejieg  vorbereitende  Massnahmen  zu  unterbrechen,  zu  verzögern  oder 
zu  hemmen.  Erfolgt  sie  nach  Eröffioiung  der  FeindseUgkeiten,  so  werden 
von  ihr,  unbeschadet  anderweitiger  Vereinbarung,  die  im  Gange  befind- 
lichen militärischen  Unternehmungen  nicht  unterbrochen.  —  Art.  8.  Die 
Signatarmächte  sind  einverstanden,  unter  Umständen,  die  dies  gestatten, 
die  Anwendung  einer  besondem  Vermittlung  in  folgender  Form  zu  empfehlen: 
Bei  ernsten,  den  Frieden  gefährdenden  Streitfragen  wählt  jeder  der 
im  Streite  befindlichen  Staaten  eine  Macht,  die  er  mit  der  Aufgabe  be- 
traut, in  unmittelbare  Verbindung  mit  der  von  der  andern  Seite  gewählten 
Macht  zu  treten,  um  den  Bruch  der  friedlichen  Beziehungen  zu  verhüten. 
Während  der  Dauer  dieses  Auftrags,  die,  unbeschadet  anderweitiger 
Abrede,  eine  Frist  von  dreissig  Tagen  nicht  überschreiten  darf,  steUen 
die  streitenden  Staaten  jedes  unmittelbare  Benehmen  über  den  Streit  ein, 
welcher  als  ausschliesslich  den  vermittelnden  Mächten  übertragen  g^t 
Diese  sollen  alle  Bemühungen  aufwenden,  um  die  Streitfrage  zu  erledigen. 
Kommt  es  zum  wirklichen  Bruche  der  friedlichen  Beziehungen,  so 
bleiben  diese  Mächte  mit  der  gemeinsamen  Aufgabe  betraut,  jede  Ge- 
legenheit zu  benutzen,  um  den  Frieden  wiederherzustellen.^)^] 

943.  —  Die  Vermittlung  ist  ein  Streiterledigungsmittel,  das  in  der 
Tat  gutes  wirken  kann,  aber  es  wird  noch  zu  sehr  verkannt  und  von  der 
internationalen  Praxis  zu  sehr  vernachlässigt.  Es  setzt  allerdings  bei 
den  streitenden  Staaten  das  geheime  Verlangen  nach  einer  Verständignng 
voraus,  während  der  vermittelnde  Staat  durchaus  uneigennützig  sein  muss 
und  weder  Hintergedanken  noch  versteckte  Qelüste  im  Schilde  führen  darf 


1)  [de  Lapradelle.  La  Conference  de  la  Paix,  R.  D,  I.  P.,  t.  VI,  pp.  758  et  s. 
—  M^rignhac,  La  Conference  internatioDale  de  la  Paix,  1900,  pp.  266  et  &] 
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U  fronüöre  italo-auisse  (1878),  B.  D.  L.  t  YII,  p.  IM.  —  Nottons  relaüTOS  k  Tarbitrage,  B.  D.  I.,  t  VI,  p.  172. 
—  Marco.  DegU  arbitrati  intemazionali,  1876.  —  Martini.  Arbitraü  interaaxionali,  1891.  —  Matile  et  de 
Montluc  Arbitrage  international  de  Waahington  entre  les  Stats-Unls  d*Am6rique  et  les  Etats-Unis  du 
Mexique  (1874),  B.  D.  I.,  t  VU,  p.  57.  -  M6rignhac.  Trait«  de  Parbitrage  international,  1895.  -  Meurer. 
YOlkerrechtUche  Schiedsgerichte,  1890.  —  Mi  les.  Le  tribonal  international,  1874.  —  De  Montluc.  Berialon 
de  rarbitrage  entre  les  Etats-Unis  d*Am«riqne  et  les  Etats-Unis  du  Mexique,  B.  D.  L,  t  IX,  p.  420.  —  De 
MouginsdeBoquefort    De   la  Situation  juridique  dea  confllts  intemationaux:  rarbitrage  international, 

1889.  —  Moynier.    Proposition  sur  la  Solution  des  confllts  de  lois  par  an  tribunal  arbitral,  B.  D.  I.,  t  XU, 

L90.  —  OliTi.  Oli  arbitraü intemasionaU.  —  Parettt  DegU  arbitrati  intemazionali,  1875.  —  Petersen, 
mouvement  pour  Parbitrage  intematlonaL  —  Physsenzidös.  L*arbitrage  international  et  FMabliasement 
d'un  emplre  grec,  1897.  ~  Pradier-Fod6r4.  Chronique  des  faits  intemationaax:  Am6riqne  espagnole,  B. 
D.  I.,  t  XYII;  t  XIX;  t  XX.  —  Prlnce.  Le  Congrto  dea  Troia  Ameriques.  —  Beron.  Varbitrage  inter- 
national, 1892.  —  TraitAs  d'arbitrage  permanent,  B.  D.  L,  t  XXIY,  p.  406.  —  Bolin-Jaequemyna.  De 
rarbitrage  comme  moyen  d'acoommoder  les  dlfMrends  entre  nations,  1888.  —  Chronique  des  arbltragee  inter- 
nationaux,  B.  D.  L,  t  XXn,  pp.  849,  360;  t  XXm,  p.  83  et  a.  —  Bouard  de  Card.  L*arbitrage  inter- 
national dans  le  pasaö,  le  prteent  et  TaTonir,  1877.  —  Les  destin^es  de  rarbitrage  intemational  depuia  la 
aentenee  rendne  par  le  tribunal  de  Gen^ve,  1892.  —  Saint- Georges  d* Armstrong.  De  rutilit6  de  rarbitrage, 

1890.  —  SeebohnuDela  röforme  du  Droit  deagens.  —  Sonne.  De  arbitrla  extemls  quos  Oraeci  adhibuemnt 
ad  Utes  et  inteetinas  et  peregrinas  eomponendaa,  1888.  —  Sumner  Maine.  La  guerre,  Xn,  pp.  271  et  s. 
-—  Toro.  Notas  sobre  arbltrige  intemacional  en  Las  BepubUcaa  latino-americanaa,  1896.  —  Torres  Campos. 
Bases,  conTonencia  y  alcance  del  arbitr^e  intemational  en  laa  cuestionea  entre  Espana,  PortoKal  y  los 
Estados  ibero-amerieanoB,  1892.  —  Yalbert  L*arbitrage  intemational  et  La  paix  perpötueUe,  BoTue  dea  Deux- 
Mondes,  ler  mars  1889.  —  Yalmigftre.  De  rarbitrage  international,  1899.  —  Westlake.  Intemational 
arbitration,  1896.  —  Weatman.  Le  tribunal  international,  1887.  —  X.  La  paix,  aboUtion  de  la  guerre  par  une 
jurldiction  internationale.  —  IMelarationa  de  llnstitut  de  Droit  intemational  conceraant  llnsertion  de  La 
«Lause  compromlssoire  dans  lea  traitöa  intemationaax  (Zttrich,  1877),  B.  D.  L,  t  IX,  p.  818;  aur  la  procMure 
arbitraLe  (La  Haye,  1874),  B.  D.  L,  t  YH,  pp.  277,  418  et  428.  -  8.  auch  B.  D.  L,  t  YI,  p.  421;  t  XXI, 
p.  288.  —  8.  auch  die  im  Laufe  des  Kapitels  angeführten  Schriften.] 

La  Fontainef  Hittoire  Bommaire  et  ehronologiq}te  de»  aHntrügee  iniemaHonaux  179^1900,  B.  V.  J., 
i.  IV,  S49  ei  8.  et  668  ei  a.  —  M.  Henri,  Ben$ion  de»  »enteiMe»  arbitral»»,  R.  D.  I^  t.  IV,  p.  69.  —  Streit, 
La  »enUne»  orbiiiale  «mt  la  quettUm  mmwuIowi«  emtre  la  Qr^e»  et  la  Turquie,  R.  D.  /.,  t.  IV,  p.  94  et  ».  »i  178 
et  »,,  981  et  ».  et  897  et  ».  —  Arbitrage  tnUrnaHoHal  entr»  U»  Etat»-Um»  d^Äm^rique  et  la  Ru»»ie.  Sentemee» 
arbitrale»  de  A»»er,  R.  D.  I^  i.  V,  p.  76. 

944.  —  ^Yon  allen  Mitteln,  die  zur  friedlichen  Erledigung  internatio- 
naler Streitigkeiten  Yorgeschlagen  worden  sind,  ist  die  Scbiedssprechung 
das  einzige,  das  zu  einem  befriedigenden  Ergebnisse  geführt  hat,  und 
das  dazu  geeignet  ist,  sich  in  einer  brauchbaren  Gestaltung  mehr  und 
mehi*  in  die  Gewohnheiten  des  Völkerrechts  einzubürgern.    Der  Grund 


1}  Bei  der  Darstellung  dieses  Kapitels  haben  wir  Yielfach  die  bemerkenswerten 
Schriften  Rouard  de  Cards  benutzt.  Wir  schätzen  uns  glücklich,  dem  gelehrten 
Amtsgenossen,  dessen  Yortreillichen  und  scharfsinnigen  Untersuchungen  unsere  eigene 
Arbeit  wesentlich  gefordert  haben,  unsem  wärmsten  Dank  auszusprechen. 
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hierzu  liegt  darin,  dass  die  Schiedssprechnng  dem  freien  Willen  souveräner 
Staaten  entspringt,  die  von  dem  Wunsche  beseelt  sind,  ihre  Interessen- 
gegensätze ohne  Anrufnng  der  Waffengewalt  auszugleichen.  Die  Schieds- 
sprechnng wird  den  Staaten  nicht  aufgezwungen;  diese  wenden  sich  yiel- 
mehr  nur  unter  der  Voraussetzung  an  ein  Schiedsgericht,  dass  eine  friedliche 
Lösung  erwartet  werden  kann."^) 

Die  Schiedssprechung*)  (arbitrage)  ist  das  Verfahren,  das  zwei  Staaten 
anrufen,  wenn  sie  auf  Grund  einer  Vereinbarung  einen  gemeinsam  bestellten 
Dritten  ersuchen,  eine  zwischen  ihnen  bestehende  Streitigkeit,  die  sie  selbst 
durch  unmittelbare  Unterhandlung  zu  beseitigen  vergeblich  versucht  haben, 
durch  einen  wirklichen  Urteilsspruch  zu  entscheiden.  Das  schriftliche  Ab- 
kommen, worin  die  beiden  Staaten  die  Streitfrage  genau  bezeichnen,  die  be- 
strittenen tatsächlichen  und  rechtlichen  Behauptungen  darlegen,  und  den 
oder  die  gewählten  Schiedsrichter  benennen,  heisst  Schiedsrertrag 
oder  Xompromiss. 

Sind  die  streitenden  Staaten  über  die  Eechtsfragen  einig,  und  betrifi 
die  Meinungsverschiedenheit  nur  Tatfragen  oder  die  Höhe  eines  Schaden- 
ersatzes, den  der  eine  dem  andern  zu  leisten  hat,  so  findet  eine  arbitratio, 
eine  Untersuchung  durch  Gutachter  (expertise),  statt:  [in  diesem  Falle 
können  die  nach  dem  Haager  Abkommen  vom  29.  Juli  1899  organisierten 
internationalen  Untersuchungskommissionen  angerufen  werden  (No.  970^]. 
—  Ist  die  Rechtsfrage  selbst  streitig,  wird  die  etwa  geforderte  Genug- 
tuung oder  der  Schadenersatz  dem  Grunde  nach  in  Abrede  gestellt  so 
findet  ein  arbitrium,  eine  Schiedssprechung  im  eigentlichen  Sinne  statt 
[Die  Haager  Friedenskonferenz  (18.  Mai  bis  29.  Juli  1899)  hat  die  Schieds- 
sprechung geregelt.*)  Der  Titel  I'V  des  Abkommens  vom  29.  Juli  1899, 
der  sich  auf  die  friedliche  Erledigung  internationaler  Streitfälle  bezieht^ 
handelt  darüber  in  drei  Kapiteln  nämlich:  „Internationale  ScMedssprechiuig'' 
(Art.  15  bis  19),  „Ständiger  Schiedshof*  (Art.  20  bis  29)  und  „Schieds- 
verfahren** (Art.  30  bis  57).  Wir  werden  in  den  folgenden  Paragraphen 
die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  anfahren.] 

945.  —  Voraussetzung  der  Schiedssprechung  ist,  dass  der  ausdrück- 
liche Wunsch  nach  einer  friedlichen  Verständigung  besteht.  Die  beiden 
Staaten,  die  durch  eine  Streitigkeit  entzweit  sind,  bekunden  durch  das 
Schiedsabkommen,  das  Eompromiss,  ihren  WiUen,  nur  im  verzweifeltsten 
Falle  zu  gewaltsamen  Zwangsmitteln  zu  greifen.  —  Der  Schiedsvertrag 
ist  die  erste  Vorbedingung  zur  friedlichen  Lösung,  und  zwar  eine  wichtige 
und  beweiskräftige  Vorbedingung.  —  Die  beiden  Staaten  mtissen  sich  in 
dem  Abkommen  über  die  Festsetzung  und  die  Begrenzung  der  Streitfrage, 
über  die  Wahl  und  die  Bestimmung  der  Schiedsrichter  sowie  über  den 
umfang  der  Befugnisse  der  letztem  einigen.  Ausserdem  mtissen  sie  sich 
selbstverständlich  und  logischer  Weise  verpflichten,  den  zukünftigen  Schieds- 
spruch anzunehmen,  zu  achten  und  zu  vollziehen,  sonst  hätte  der  Schieds- 
vertrag weder  Sinn  noch  Bedeutung.  —  Der  Schiedsvertrag  setzt  also 
mit  Notwendigkeit  den  Willen  voraus,  die  Aufrechterhaltung  friedlicher 
Beziehungen  der  Durchsetzung  der  eigenen  Ansprüche  und  der  Befriedi- 
gung der  getährdeten  Interessen  vorzuziehen. 


1)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Precis  du  Droit  des  gens,  2«^-,  p.  458. 

2)  [de  Lapradelle,  La  Conference  de  la  Paix,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  pp.  776  et  s ; 
M^rignhac,  La  Conference  internationale  de  la  Paix,  pp.  289  et  s.] 

*)  Anlangend  den  Spradigebrauch.  so  unterscheiden  wir  mit  der  amlädien  Ubertettvsg 
der  Eiaager  Akte  ztoieehen  Schiedssprechung  (arbitrage)  und  Schiedsspruch  {sentenee  arhitrak)' 
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§  1.  —  Oegenstancl  des  SGhladsvortrvget. 

946.  —  Einige  Denker,  Schwärmer  und  Phantasten  geben  der  trüge- 
risehen  Hoffiinng  Baum,  dass  alle  Streitfragen  zwischen  zwei  oder  mehrem 
Staaten  einem  Schiedsgerichte  unterworfen  werden  möchten.  Sie  halten 
die  Schiedssprechnng  ftr  ein  Verfahren,  das  alle  Zwistigkeiten  aus  der 
Welt  schaffe  und  die  Achtung  vor  dem  Rechte  sichere,  flir  ein  Allheil- 
mittel in  internationalen  Angelegenheiten.  —  Dies  ist  aber  ein  schwerer 
Irrtum,  eine  gefährliche  Täuschung. 

Die  Möglichkeit,  einen  Streitfall  einer  richterlichen  oder  schiedsrichter- 
lichen Entscheidung  zu  unterwerfen,  setzt  voraus,  dass  der  Streit  klar 
bestimmt  und  so  beschaffen  ist,  dass  er  auch  durch  den  Urteilsspruch  be- 
seitigt und  erledigt  werden  kann.  Diese  Eigenschaft  fehlt  aber  einer  sehr 
grossen  Zahl  von  internationalen  Zwistigkeiten.  „Der  Schiedsspruch,  so 
sagt  Calvo,  kann  alle  Arten  von  internationalen  Zerwürfiiissen  und 
Zwischenfällen  beseitigen,  mit  Ausnahme  derer,  die  unmittelbar  die  Ehre 
und  die  nationale  Wttrde  berühren,  und  die  auf  einer  innem,  so  zu  sagen 
persönlichen  Empfindung  beruhen,  worüber  sich  ein  dritter  Staat  nicht 
zum  Eichter  auf  werfen  kann.^ 

„Die  Schiedssprechung  ist,  so  bemerkt  Mountague  Bernard, 
ein  Hil&mittel  von  höchstem  Werte,  um  internationale  Misshelligkeiten 
zu  schlichten;  aber  sie  ist  nicht  in  allen  Fällen  und  nicht  unter  allen 
umständen  anwendbar;  die  Fälle  und  die  Umstände,  wo  sie  am  Platze 
ist,  lassen  sich  nicht  genau  bestimmen.^  —  „Fragen,  welche  MachtsteUung 
und  Ehre  betreffen,  so  schreibt  Geffcken,  wird  nicht  leicht  ein  Staat 
einem  Schiedsspruch  unterstellen,  ein  solcher  ist  nur  anwendbar,  wenn 
die  widerstreitenden  Ansprüche  juristisch  formuliert  werden  können,  diese 
Fälle  sind  die  bei  weitem  weniger  zahlreichen  oder  wichtigen^. i) 

947.  —  Die  Geschichte  bestätigt  die  Meinung  dieser  Schriftsteller. 
Die  Schiedsspruchfälle,  die  wir  später  aufzählen  werden,  beziehen  sich, 
mit  Ausnahme  der  Alabama-Angelegenheit,  nur  auf  rein  materielle 
Interessen  und  haben  nur  eioe  nebensächliche  Bedeutung:  wie  Grenz- 
streitigkeiten, Gebietsbesetzungen,  Schiffahrts-  oder  Fischereiberechtigungen 
a.  dergl.  Kein  Fall,  nicht  einmal  der  Alabamastreit,  betraf  wichtigere 
Fragen,  keiner  setzte  die  Souveränität  und  die  Unabhängigkeit  eines 
Staates  aufs  Spiel.  „Der  Spruch  des  Genfer  Tribunals  war  nur  möglich, 
weil  England  zugestanden,  dass  ex  post  auf  sein  Verfahren  Regeln  ange- 
wendet wurden,  welche  seine  Verurteilung  von  vornherein  möglich  machten. 
Darüber  kann  weder  die  feierliche  Rede,  mit  der  Graf  Sclopis  die  Sitzungen 
eröffnete,  noch  die  selbstgerechte  Bemfting  Gladstones  auf  das  Beispiel,  das 
der  Welt  gegeben  sei,  die  brutale  Entscheidung  durch  das  Schwert  zu 
vermeiden,  täuschen.^  ^ 

Als  etwaige  Gegenstände  der  Schiedssprechung  seien  noch  Meinungs- 
verschiedenheiten über  diplomatische  und  konsularische  Vorrechte,  über 
Grenzen,  Entschädigungen,  Schiffahrtsberechtigungen,  Auslegung  und  Ver- 
letzung von  Verträgen  erwähnt.  Alle  diese  Fragen  sind  rechtlicher  Natur 
und  lassen  eine  rechtliche  Erörterung  zu. 

947  ^  —  [In  dieser  Weise  hat  auch  das  Haager  Abkommen  vom 
29.  Juli  1899  die  Schiedssprechung  aufgefasst:  Das  Schiedswesen  kann 
nur  auf  Streitigkeiten  angewendet  werden,  die  juristisch  formuliert  werden 

1)  GetfckenHeffter,  op.  dt,  §  lOS,  Aum.  8. 
2}  Geffcken-Heffter,  op.  dt.,  a.  a.  0. 

BoBillB,  Lehrbvch  dM  TOlkeireelila.  ^ 
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können.  „Die  internationale  Schiedssprechnng  —  so  bestimmt  Art.  15  — 
hat  zum  Gegenstande  die  Erledignng  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten 
durch  Bichter  ihrer  Wahl  anf  Omnd  der  Achtung  vor  dem  Rechte.  Die 
Art.  16  und  17  fttgen  hinzu:  „In  Rechtsfragen  und  in  erster  Linie  in  Fragen 
der  Auslegung  oder  der  Anwendung  internationaler  Yereinbamngeii  wird 
die  Schiedssprechnng  von  den  Signatarm&chten  als  das  wirksamste  und 
zugleich  der  Billigkeit  am  meisten  entsprechende  Mittel  anerkannt,  um 
die  Streitigkeiten  zu  erledigen,  die  nicht  auf  diplomatischem  Wege  hab» 
beseitigt  werden  können.^  —  Schiedsabkommen  werden  f&r  bereits  ent- 
standene oder  für  etwa  entstehende  StreitverhaltniBse  abgeschlossen 
(Art.  17).  —  Sie  können  sich  auf  alle  Streitigkeiten  oder  nur  auf  Streitig- 
keiten einer  bestimmten  Art  beziehen  (Art.  17).] 

$  3.  —  Bestimmung  der  Schledtriohter. 

948.  —  Das  zwischen  den  streitenden  Staaten  getroffene  Schieds- 
abkommen bezeichnet  gewöhnlich  die  Schiedsrichter;  zuweilen  werden  diese 
aber  auch  erst  in  einer  dem  Abkommen  beigefügten  spätem  Vereinbarung 
benannt.  Die  Wahl  erfolgt  natürlich  durchaus  frei  und  in  voller  Unab- 
hängigkeit.   Regeln  lassen  sich  hierüber  nicht  geben. 

Häufig  werden  Staatsoberhäupter  zu  Schiedsrichtern  gewählt;  aber 
es  versteht  sich  dann  von  selbst,  dass  sie  sich  an  andere  Personen,  an 
Rechtsgelehrte,  an  Professoren  der  Rechtswissenschaft  oder  an  Staats- 
männer wenden  können,  damit  diese  die  Unterlagen  für  den  Schiedsspruch 
vorbereiten  und  zusammenstellen.  Ein  Staatsoberhaupt  hat  nicht  immer 
die  nötige  Müsse  noch  auch  die  erforderlichen  Rechtskenntnisse.  —  Dies 
Verfahren  ist  nicht  immer  unbedenklich,  weil  die  vom  Souverän  zu  Rat 
gezogenen  Personen  oft  unbekannt  und  daher  vor  der  öffentlichen  inter- 
nationalen Meinung  für  die  Richtigkeit  der  Entscheidung  moralisch  nicht 
verantwortlich  sind.  —  Man  hat  oft  Staatsoberhäupter  ersucht,  das  Schieds- 
richteramt zu  übernehmen.  Der  Zar  und  König  Leopold  L  von  Belgien 
sind  häufig  gewählt  worden.  [Durch  Abkommen  vom  10.  April  1897  be- 
schlossen Frankreich  und  Brasilien,  die  schiedsrichterliche  Entscheidung 
des  schweizerischen  Bundesrats  anzurufen,  um  die  Grenzen  zwischen  Bra- 
silien und  Französisch-Guayana  festsetzen  zu  lassen.  —  Am  2.  März  1897 
erliess  der  Präsident  der  Verein.  Staaten,  Cleveland,  im  Streitfalle 
Cerruti  zwischen  Italien  und  Kolumbien  einen  Schiedsspruch  M.  Im  Jahre 
1895  wurde  der  Papst  als  Schiedsrichter  von  der  Republik  Hal'ti  und  der 
Dominikanischen  Republik  gewählt,  um  einen  Artikel  des  zwischen  diesen 
Staaten  geschlossenen  Friedensvertrages  von  1874  auszulegen..^]. 

949.  —  Als  Schiedsrichter  wurden  bestimmt:  —  Im  Mittelalter  Rechts- 
fakultäten, die  von  Bologna  mehrmals  und  zwar  von  den  italienischen 
Repubiken;  —  Körperschaften,  wie  der  Senat  der  Stadt  Hamburg,  der 
das  Schiedsrichteramt  in  Streitigkeiten  zwischen  Portugal  und  England 
wiederholt  übernommen  bat;  —  GerichtskoUegien,  wie  z.  B.  der  französisdie 
Kassationshof  am  15.  Oktober  1879.  Dieser  oberste  Gerichtshof  geniesst 
einen  so  bedeutenden  Ruf  an  Gelehrsamkeit  und  Unparteilichkeit,  dass  er 
in  einem  Streitfalle,  bei  dem  Frankreich  selbst  Partei  war,  zum  Schieds- 
richter gewählt  wurde.    Die  Republik  Nikaragua,  die  Gegenpartei,  ehrte 


1)  [Darras,  R.  D.  1.,  t  VI,  p.  533;   Bureau,  Le  conflit  italo-colombien  1S99; 
Pierantoni,  La  nullit^  d'un  arbitrage  international.  R.  D.  I.,  t,  XXX,  p.  445.] 

2)  [Poujol,  R.  D.  1.  F.,  t.  Vil,  pp.  437  etc;  namentüch  pp.  4S4  etc.] 
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sich  selbst  durch  diese  Wahl  (Entscheidung  der  vereinigten  Eammem 
vom  29.  JuU  1880). ») 

950.  —  Auch  PrivatpersoneUf  des  öftem  Staatsmännerf  richterliche 
Beamte,  Diplomaten,  Bechtsgelehrte,  Professoren  der  Rechtswissenschaft 
USW.  sind  von  Staaten  gewählt  worden,  um  bei  dem  Schiedsgerichte,  dem 
die  Entscheidung  Übertragen  werden  sollte,  mitzuwirken.  So  wurden  in 
der  Alabamafrage  (siehe  später)  Graf  Sclopis,  Staempfli,  Baron  Itiguba, 
C.  Adams  und  Sir  Alezander  Cockbum  zu  Schiedsrichtern  ernannt;  in 
der  Fischereifrage  von  Neufundland  (No.  963):  F.  v.  Martens,  Universitäts- 
professor zu  St.  Petersburg,  der  Universitätsprofessor  Bivier  und  der 
schweizerische  Generalkonsul  Gram  zu  Brttssel,  vormals  Richter  am  nor- 
wegischen obersten  Gerichtshöfe;  in  der  Streitfrage  wegen  der  Insel  Lamu 
(No.  960)  war  der  belgische  Staatsminister  Baron  Lambermont  alleiniger 
Schiedsrichter;  [die  Entscheidung  des  Costa-Bica-Packet  Handels  zwischen 
Bälgland  und  den  Niederlandeo  wurde  Professor  v.  Martens  fiberwiesen;  *) 
V.  Martens  ist  nochmals  als  Vorsitzender  und  als  Superarbiter  des  Schieds- 
gerichts gewählt  worden,  das  in  einer  Grenzberichtigung  zwischen  Eng- 
land und  Venezuela  seinen  Spruch  im  Jahre  1899  zu  Paris  abgegeben  hat; ') 
in  dem  Zwischenfalle  Ben  Tillett,  zwischen  England  und  Belgien,  wurde 
der  Generaladvokat  des  französischen  Eassationshofes,  Arthur  Desjardins, 
gewählt  (Schiedsspruch  vom  26.  Dezember  1898).^)] 

Die  gewählten  Personen  können  den  Auftrag,  den  sie  angenommen 
haben,  nicht  auf  einen  andern  Übertragen;  der  Auftrag  ist  höchst  persönlich; 
er  wird  ihnen  nur  auf  Grund  des  besondern  Vertrauens,  das  man  in  ihre 
geistigen  Fähigkeiten  und  ihre  persönliche  Lauterkeit  setzt,  zuerteilt. 

950^  —  [Das  Haager  Abkommen  hat  die  Bestimmung  der  Schieds- 
richter in  folgender  Weise  durch  den  Artikel  32  geregelt:  „Das  Schieds- 
richteramt kann  einem  einzigen  Schiedsrichter  oder  mehrem  Schieds- 
richtern ttbertragen  werden,  die  von  den  Parteien  nach  ihrem  Belieben 
ernannt  oder  von  ihnen  unter  den  Mitgliedern  des  durch  dieses  Abkommen 
errichteten  ständigen  Schiedshofes  gewählt  werden.  In  Ermangelung  einer 
Bildung  des  Schiedsgerichts  durch  unmittelbare  Verständigung  der  Parteien 
wird  in  folgender  Weise  verfahren:  Jede  Partei  ernennt  zwei  Schieds- 
richter und  diese  wählen  gemeinschaftlich  einen  Obmann.  Bei  Stimmen- 
gleichheit wird  die  Wahl  des  Obmanns  einer  dritten  Macht  anvertraut,  fiber 
deren  Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen.  Kommt  eine  Einigung  hier- 
ttber  nicht  zustande,  so  bezeichnet  jede  Partei  eine  andere  Macht  und 
die  Wahl  des  Obmanns  erfolgt  durch  die  so  bezeichneten  Mächte  in  Über- 
einstimmung.'^]. 

950  2«  —  [Der  ständige  Schiedshof  (la  Cour  permanente  d*  arbitrage), 
worauf  Artikel  32  hinweist,  ist  eine  Schöpfimg  des  Haager  Abkommens. 
Es  handelt  sich  hierbei  weniger,  wie  man  aus  der  Bezeichnung  schliessen  sollte, 
um  ein  wirkliches  Gericht,  das  berufen  wäre,  in  Schiedsf&llen  Recht  zu 
sprechen,  als  vielmehr  nur  um  ein  einfaches  Verzeichnis,  eine  Bichterliste, 
aus  der  die  Streitteile  ihr  Gtericht  wählen  sollen.    Es  folgt  Übrigens  aus 


1)  [ReDanlt,  Un  litige  international  doTant  la  Goor  de  Cassation  de  France, 
R.  D.  I.,  t  XIII,  p.  92.] 

2)  [Regelsperger,  L'affaire  da  Costa -Rica -Packet  et  la  sentence  arbitrale 
de  IL  de  Martens.  R.  D.  I.  P.,  t  iV,  p.  735.  —  Valery,  A  propos  de  la  sentence  arbitrale 
de  IL  de  Martens  dans  V  afTaire  dn  Costa-Rica-Packet,  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  57.  —  VgL 
BUs,  L'  affaire  da  Gosta-Rica-Packet  et  le  droit  international,  R.  D.  I.,  i  XXVIII,  p.  462.] 

P.,  t  VIIL] 

P.,  t  VI,  p.  46.] 
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4.  [R.  D.  I. 
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Artikel  32  selbst,  dass  die  Parteien  nickt  verpflichtet  sind^  ihre  Schieds- 
richter aas  den  Mitgliedern  des  Schiedshöfe  zu  ernennen;  dies  bestätigt 
Artikel  21,  der  folgendennassen  lautet:  ,,Der  ständige  Schiedshof  soll  Ar 
alle  Schiedsfälle  zuständig  sein,  sofern  nicht  zwischen  den  Parteien  iber 
die  Einsetzung  eines  besondem  Schiedsgerichts  Einverständnis  besteht  "^ 
Wie  ist  der  ständige  Schiedshof  zusammengesetzt?  Wetehes  siid 
seine  Befugnisse?     Die  Artikel  22  bis  29  antworten  auf  diese  Fragen: 

—  Art.  22.  Ein  im  Haag  errichtetes  internationales  Bureau  dient  dem 
Schiedshöfe  für  die  Bureaugeschäfte.  Dieses  Bureau  vermittelt  die  auf 
den  Zusammentritt  des  Schiedshöfe  bezfiglichen  Mitteilungen.  Es  hat  das 
Archiv  unter  seiner  Obhut  und  besorgt  alle  Verwaltungsgeschäfte.  Die 
Signatarmächte  machen  sich  anheischig,  dem  intemationalenBureaa  im  Haag 
beglaubigte  Abschrift  einer  jeden  zwischen  ihnen  getroffenen  Schiedsabrede 
sowie  eines  jeden  Schiedsspruchs  mitzuteilen,  der  sie  betrifft  und  durch 
besondere  Schiedsgerichte  erlassen  ist.  Sie  machen  sich  anheischig,  dem 
Bureau  ebenso  die  Gesetze,  allgemeinen  Anordnungen  und  Urkunden  mit- 
zuteilen, die  gegebenen  Falles  die  Vollziehung  der  von  dem  Schiedshof 
erlassenen  Sprüche  dartun.  —  Art.  23.  Jede  Signatarmacht  wird  binaeB 
drei  Monaten,  nachdem  sie  dieses  Abkommen  ratifiziert  hat,  höchstens  vier 
Personen  von  anerkannter  Sachkunde  in  Fragen  des  Völkerrechts  ben^noi, 
die  sich  der  höchsten  sittlichen  Achtung  erfreuen  und  bereit  sind,  eia 
Schiedsrichtei-amt  zu  übernehmen.  Die  so  benannten  Personen  sollen  nnt^ 
dem  Titel  von  Mitgliedern  des  Schiedshofs  in  eine  Liste  eingetragen  werden; 
diese  soU  allen  Signatarmächten  durch  das  Bureau  mitgeteilt  werden. 
Jede  Änderung  in  der  Liste  der  Schiedsrichter  wird  durch  das  Bureau  zur 
Kenntnis  der  Signatarmächte  gebracht.  Zwei  oder  mehrere  Mächte  können 
sich  über  die  gemeinschaftliche  Benennung  eines  Mitglieds  oder  mehrerer 
Mitglieder  verständigen.  Dieselbe  Person  kann  von  verschiedenen  Mächten 
benannt  werden.  Die  Mitglieder  des  Schiedshöfe  werden  für  einen  Zeit- 
raum von  sechs  Jahren  ernannt.  Ihre  Wiederemennung  ist  zulässig. 
Im  Falle  des  Todes  oder  des  Ausscheidens  eines  Mitglieds  des  Schiedshofs 
eifolgt  sein  Ersatz  in  der  ffir  seine  Ernennung  vorgesehenen  Weise.  — 
Art.  24.  Wollen  die  Signatarmächte  sich  zur  Erledigung  einer  unter 
ihnen  entstandenen  Streitfrage  an  den  Schiedshof  wenden,  so  muss  die 
Auswahl  der  Schiedsrichter,  welche  berufen  sind,  das  für  die  Entseheidong 
dieser  Streitfrage  zuständige  Schiedsgericht  zu  bilden,  aus  der  Gesamt- 
liste der  MitgUeder  des  Schiedshöfe  erfolgen.  In  Ermangelung  einer 
Bildung  des  Schiedsgerichts  mittelst  unmittelbarer  Verständigung  der 
Parteien  wird  in  folgender  Weise  verfahren:  Jede  Partei  ernennt  zwei 
Schiedsrichter  und  diese  wählen  gemeinschaftlich  einen  Obmann.  Bei 
Stimmengleichheit  wird  die  Wahl  des  Obmanns  einer  dritten  Macht  an- 
vertraut, über  deren  Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen.  Kommt  eine 
Einigung  hierüber  nicht  zustande,  so  bezeichnet  jede  Partei  eine  andere 
Macht,  und  die  Wahl  des  Obmanns  erfolgt  durch  die  so  Itiezeichneten 
Mächte  in  Übereinstimmung.  Nachdem  das  Schiedsgericht  so  gebildet  ist, 
teilen  die  Parteien  dem  Bureau  ihren  Entschluss,  sich  an  den  Schiedshof  zu 
wenden,  und  die  Namen  der  Schiedsrichter  mit.  Das  Schiedsgericht  tritt 
an  dem  von  den  Parteien  festgesetzten  Tage  zusammen.  Die  Mitglieder 
des  Schiedshofs  geniessen  während  der  Ausübung  ihres  Amtes  und  ansser- 

'halb  ihres  Heimatlandes  die  diplomatischen  Vorrechte  und  Befreiungen. 

—  Art.  25.  Das  Schiedsgericht  hat  regelmässig  seinen  Sitz  im  Haag. 
Abgesehen  von  dem  Falle  höherer  Oewalt  darf  der  Sitz  vom  Schiedsgerichte 
nur  mit  Zustimmung  der  Parteien  verlegt  werden.  —  Art.  26.    Das  inter- 
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nationale  Bureau  im  Haag  ist  ennächtigt,  sein  Geschäftslokal  und  seine 
Geschäftseinrichtung  den  Signatannächten  für  die  Tätigkeit  eines  jeden 
besondem  Schiedsgerichts  zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Schiedsgerichts- 
barkeit des  ständigen  Schiedshofs  kann  unter  den  durch  die  allgemeinen 
Anordnungen  festgesetzten  Bedingungen  auf  Streitigkeiten  zwischen  andern 
Mächten  aJs  Signatarmächten  oder  zwischen  Siguatarmächten  und  andern 
Mächten  erstreckt  werden,  wenn  die  Parteien  fibereingekommen  sind,  diese 
Schiedsgerichtsbarkeit  anzurufen.  —  Art.  27.  Die  Signatarmächte  betrachten 
es  als  FBicbt,  in  dem  Falle,  wo  ein  ernsthafter  Streit  zwischen  zwei  oder 
mehrem  von  ihnen  auszubrechen  droht,  diese  daran  zu  erinnern,  dass  ihnen 
der  ständige  Schiedshof  offensteht.  Sie  erklären  demzufolge,  dass  dLie 
Handlung,  womit  den  im  Streite  befindlichen  Teilen  die  Bestimmungen 
dieses  Abkommens  in  Erinnerung  gebracht  werden,  und  der  im  hohem 
Interesse  des  Friedens  erteilte  Bat,  sich  an  den  ständigen  Schiedshof  zu 
wenden,  immer  nur  als  Betätigung  guter  Dienste  angesehen  werden 
dürfen.  —  Die  Bestimmung  des  Artikels  27  ist  von  Bedeutung.  Sie 
kommt  namentlich  bei  dem  Begriffe  der  Neutralität  in  Betracht. 
— Art.  28.  Ein  ständiger  Verwaltungsrat,  der  aus  den  im  Haag  beglaubigten 
diplomatischen  Vertretern  der  Signatarmächte  und  dem  niederländischen 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  als  Vorsitzenden  besteht,  soll 
in  dieser  Stadt  gebildet  werden  sobald  wie  möglich  nach  der  Ratifikation 
dieses  Abkommens  durch  mindestens  neun  Mächte.  Dieser  Verwaltungsrat 
soll  damit  betraut  sein,  das  internationale  Bureau  zu  errichten  und  ein- 
zurichten; dieses  soll  unter  seiner  Leitung  und  Aufsicht  bleiben.  SU- 
gibt  den  Mächten  yon  der  Bildung  des  Schiedshofs  Nachricht  und  trägt 
fttr  dessen  äussere  Einrichtung  Sorge.  Er  erlässt  seine  Geschäfteordnung 
sowie  alle  sonst  notwendigen  allgemeinen  Anordnungen.  Er  entscheidet 
alle  Verwaltungsfragen,  die  sich  etwa  in  Beziehung  auf  den  Geschäfts- 
betrieb des  Schiedshofs  erheben.  Er  hat  volle  Befugnis,  die  Beamten 
und  Angestellten  des  Bureaus  zu  ernennen,  ihres  Dienstes  vorläufig  zu 
entheben  oder  zu  entlassen.  Er  setzt  die  Gehälter  und  Löhne  fest  und 
beaufeichtigt  das  Eassenwesen.  Die  Anwesenheit  von  fttnf  Mitgliedern  in 
den  ordnungsmässig  berufenen  Versammlungen  gentigt  zur  gültigen  Beratung 
des  Verwaltungsrats.  Die  Beschlussfassung  erfolgt  nach  Stimmenmehrheit. 
Der  Verwaltungsrat  teilt  die  von  ihm  genehmigten  allgemeinen  An- 
ordnungen unverzüglich  den  Signatarmächten  mit.  Er  erstattet  ihneh 
jährlich  Bericht  über  die  Arbeiten  des  Schiedshofs,  über  den  Betrieb  der 
Verwaltungsgeschäfte  und  über  die  Ausgaben.  —  Art.  29.  Die  Kosten 
des  Bureaus  werden  von  den  Signatarmächten  nach  dem  fttr  das  intematio- 
naleBureaudes  Weltpostvereinsfestgestellten  Verteilungsmassstabe  getragen.] 

§  3.  ~  Befugnisse  der  Schiedsrichter. 

951.  —  Die  Befugnisse  der  Schiedsrichter  werden  durch  den  Schieds- 
vertrag, der  ihre  Vollmacht  enthält,  bestimmt.  —  Die  Schiedsrichter  kOnnen 
nicht  selbst  ihre  Befugnisse  festsetzen  nnd  die  Grenzen  ihrer  Zuständig- 
keit bestimmen.  Bluntschli  ist  anderer  Meinung  (op.  cit.,  Art.  492); 
aber  er  irrt  sich.  —  Ein  Beauftragter  kann  nicht  eigenmächtig  die  Bedeutung 
und  den  Umfang  seines  Auftiiiges  bestimmen.  Wenn  Zweifel  entstehen,  so 
müssen  die  Schiedsrichter  sich  an  ihre  Auftraggeber  wenden  und  diese 
um  eine  Ib*weiterung  ihrer  Beftignisse  und  um  eine  klarere  und  genauere 
Festsetzung  des  Gegenstandes  des  Schiedsvertrages  ersuchen.^)    (indessen 

1)  Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  $  109,  Anm.  6. 
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hat  das  Haager  Abkommen  von  1899  im  Art.  48  die  Ansicht  von  Blnntschli 
bestätigt.  Dieser  Artikel  lautet:  „Das  Schiedsgericht  ist  befagt,  seine 
Zuständigkeit  zu  bestimmen,  indem  es  den  Schiedsvertrag  sowie  die 
sonstigen  Staatsyerträge,  die  für  den  Gegenstand  angeführt  werden  kOnnen, 
ansiegt  und  die  Grundsätze  des  Völkerrechts  anwendet."] 

952.  —  Die  Schiedsrichter  sind  keine  Vermittler.  In  der  Praxis 
schlagen  die  Schiedsrichter  den  Parteien  oft  einen  Vergleich  vor;  erst 
wenn  eine  gütliche  Verständigung  missglfickt,  geben  sie  ihren  Schieds- 
spruch ab:  sie  haben  auf  Grund  des  bestehenden  und  des  von  den  Partien 
bewiesenen  Bechts  zu  entscheiden.  —  Grundsätzlich  können  sie  einen 
Vergleich  nicht  aufdrängen.  —  Aber  die  Parteien,  die  eine  Lösung  der 
Streitfrage  wünschen,  können  die  Schiedsrichter  damit  betrauen,  die  vor- 
handene Schwierigkeit  endgültig  zu  regeln. 

In  dem  Streitfalle  zwischen  England  und  Portugal  wegen  der  Delagoi- 
Bai  bestimmte  der  Schiedsvertrag  „vermag  der  Schiedsrichter,  nicht  voll- 
ständig zu  Gunsten  einer  der  beiden  Ansprüche  zu  erkennen,  so  wird  er 
ersucht,  eine  Entscheidung  zu  treffen,  die  nach  seinem  Ermessen  eine  der 
Billigkeit  entsprechende  Lösung  der  Schwierigkeit  herbeiführen  wird.'  Die 
Parteien  übertrugen  hiermit  dem  Schiedsrichter  eine  besondere  Vollmacht, 
die  die  gewöhnlichen  Grenzen  der  Zuständigkeit  eines  Gerichtes  übersteigt 
—  Marschall  Mac-Mahon  kam  nicht  in  die  Lage,  von  der  ausserordentlichen 
Vollmacht,  die  ihm  erteilt  worden  war,  Gebrauch  zu  machen.  Dnrch 
Schiedsspruch  vom  24.  Juli  1875  (No.  960)  erkannte  er,  dass  die  Ansprüche 
Portugals  hinreichend  begründet  und  nachgewiesen  seien. 

Einige  Jahre  später  ereignete  sich  ein  ähnlicher  Fall  mit  dem  Unter- 
schiede,  dass  diesmal  der  Schiedsrichter  selbst  voraussah,  dass  eine  be- 
sondere Vollmacht  erforderlich  sein  könnte,  um  ihn  instand  zu  setzen, 
die  Zwistigkeit  endgültig  zu  beseitigen.  —  Frankreich  und  die  Nieder- 
lande stritten  sich  um  die  Grenze  zwischen  den  Kolonien  Surinam  und 
Französisch-Guayana.  —  Durch  Abkommen  vom  29.  November  1888  be- 
schlossen die  beiden  Staaten,  die  Streitfrage  durch  einen  Schiedsspruch 
entscheiden  zu  lassen;  sie  wählten  den  Kaiser  von  ßussland  zum  Schieds- 
richter. —  Die  Frage  schien  ungemein  einfach  zu  sein,  es  handelte  sich 
daram,  auf  Grund  einer  genauen  und  gerechten  Auslegung  der  vorhandenen 
diplomatischen  Urkunden  die  wirkliche  Grenze  zwischen  den  beiden  Kolonien 
zu  ermitteln.  —  Der  Zar  schlug  es  ab,  eine  so  geringfügige  Aufgabe  za 
übernehmen.  Er  wollte  für  den  Fall,  dass  seine  Untersuchung  ihn  nicht 
dazu  führen  sollte,  einen  der  beiden  in  dem  1888er  Abkommen  erwähnten 
Flüsse  als  Grenze  zu  bestimmen,  ermächtigt  sein,  als  vermittelnde  Lösung 
eine  andere  Grenze  festzusetzen  und  mithüi  den  Parteien  einen  Vergleich 
vorschreiben  zu  können.  —  Die  Generalstaaten  der  Niederlande  zögerten, 
dem  Vorschlage  des  Zaren  stattzugeben.  —  Am  28.  April  1890  wurde  zu 
Paris  ein  neues  Abkommen  getroffen. 

Bolin-Jaequemyns  wft  die  Frage  auf,  ob  es  zweckmässig  und 
empfehlenswert  sei,  in  einem  Schiedsverträge  die  Bestimmung  aufzunehmen, 
dass  der  gewählte  Schiedsrichter  die  Eigenschaft  eines  gütlichen  Ver- 
mittlers habe  und  befugt  sei,  das  Erkenntnis,  das  „Recht  zuspreche^  durch 
einen  „Vergleich"  zu  ersetzen.  Rolin  verneint  die  Frage  und  gibt  folgende 
Gründe  für  seine  Ansicht  an:  1.  Es  besteht  ein  Völkerrecht  .  .  .  indem 
die  Staaten  ein  Schiedsgericht  anrufen,  bezwecken  sie  nicht,  Recht  zu 
schaffen,  sondern  durch  einen  zeitweiligen  Richter  ihrer  Wahl  erforschen 
und  entscheiden  zu  lassen  ...  in  welcher  Weise  das  Völkerrecht  auf  ihren 
besondem  FaU  Anwendung  finde.     .  .  .  Die  Staaten,  die  die  Schieds- 
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sprechnng  annehmen,  geben  also  gerade  hierdnrch  zn  erkennen  (nnd  darin 
€ben  liegt  der  hohe  Wert  dieses  Verfahrens),  dass  ihre  Streitigkeit  durch 
Jäegeln  des  aUgemeinen  oder  vertragsmässigen  Völkerrechts  entschieden 
werden  kann.  Es  wäre  eine  Verkennung  der  Schiedssprechnng  und  hiesse 
ihr  ferneres  Bestehen  aufs  Spiel  setzen,  wollte  man  von  yomherein  in 
dem  Vei*trage  dem  Schiedsrichter  anheimgeben,  entweder  nach  strengem 
Hechte  zu  urteilen  oder  nach  seiner  willkürlichen  Auffassung  den  Parteien 
ihr  Verhalten  vorzuschreiben.  —  2.  Es  liegt  in  der  menschlichen  Natur  be- 
gründet, dass  jeder,  der  eine  Aufgabe  auf  zweierlei  Weise  lösen  kann,  die 
leichtere  Ausführung  vorziehen  wird,  besonders,  wenn  er  dabei  mit  der  ge- 
ringem Mühe  zugleich  eine  geringere  Verantwortlichkeit  übernimmt.  So  besteht 
ein  gewaltiger  Unterschied  sowohl  bezüglich  der  Arbeitslast  wie  der  Verant- 
wortlichkeit zwischen  der  gewissenhaften  Entscheidung  einer  Eechtsfrage 
auf  Grund  einer  aufinerksamen,  wohldurchdachten  Prüfung  zahlreicher 
geschichtlicher  und  diplomatischer  Urkunden  und  der  rein  tatsächlichen 
Entscheidung,  die  keiner  Partei  vollständig  Becht  und  vollständig  Unrecht 
gibt  und  die  der  gebräuchlichen  Sedensart  entspricht:  den  Knoten  durch- 
hauen. —  3.  Wofern  sich  nur  die  Klausel  des  gütlichen  Vergleichs 
(amiable  composition)  in  einige  Schiedsverträge  einschleicht,  wird  es  nicht 
lange  währen,  bis  sie  üblich  wird  und,  sollte  der  vorgeschlagene  Schieds- 
richter sie  verlangen,  so  wird  es  unhöflich  und  ungetällig  sein,  sie  ihm 
abzuschlagen.  Ist  der  Schiedsrichter  gar  der  Souverän  eines  grossen 
Staates,  so  kann  die  Weigerung  unter  Umständen  bedenklich  sein.  Ander- 
seits ist  die  Partei,  die  die  Klausel  des  gütlichen  Vergleichs  vorachlägt 
nnd  wünscht,  gewöhnlich  diejenige,  die  am  wenigsten  von  ihrem  Sechte 
überzeugt  ist.  Erkennt  man  nicht,  welche  Gefahr  droht,  wenn  eine  grosse 
Macht  unter  scheinbarer  Wahrung  ihrer  Unparteilichkeit  einen  schwachem 
Staat  in  einen  schlimmen  Streit  zu  verwickeln  sucht?"  —  Der  belgische 
Gelehrte  schliesst  mit  der  Bemerkung,  dass  es  vom  Standpunkte  der 
Nützlichkeit  der  Einiichtung  der  Schiedssprechnng  zu  wünschen  wäre, 
dass  das  in  der  Streitigkeit  zwischen  Frankreich  und  Holland  gegebene 
Beispiel  keine  Nachahmung  fände.^) 

953.  —  Vor  kurzem  hat  man  noch  einen  Schritt  weiter  getan.  In 
dem  Streitfalle  zwischen  England  und  den  Verein.  Staaten  wegen  des 
Bobbenfangs  im  Beringsmeere  stellte  der  am  29.  Februar  1892  zu  Wash- 
ington abgeschlossene  Vertrag  fünf  bestimmte  Punkte  auf;  über  jeden 
einzelnen  sollten  die  Schiedsrichter  ein  besonderes  Urteil  abgeben,  was 
auch  geschehen  ist  (No.  342,  505  und  964).  Des  weitem  ermächtigte 
Artikel  7,  der  den  FsJl  ins  Auge  fasste,  dass  das  von  den  Verein.  Staaten 
beanspruchte  ausschliessliche  Hoheitsrecht  über  das  Behringsmeer  nicht 
anerkannt  »werden  sollte,  die  Schiedsrichter,  Vorschriften  aufzustellen,  die 
von  den  beiden  Staaten  ausserhalb  ihrer  Hoheitsgrenzen  gemeinsam  er- 
lassen werden  sollten,  sowie  die  Gewässer  zu  bestimmen,  auf  die  sich 
diese  Vorschi-iften  zu  erstrecken  hätten. 

Dies  ist  eine  neue  Aufgabe,  die  den  Schiedsrichtern  gerade  für  den  Fall 
erteilt  wird,  dass  ihre  Aufgabe  durch  die  Lösung  der  Streitfrage  ihre  natur- 
gemässe  Erledigung  gefunden  hat.  Was  soll  man  von  einer  Klausel  halten, 
die  eine  derartige  neue  Aufgabe  zuweist?  —  „Sie  bezeugt  —  so  sagt  Eenault 
—  den  ganz  besondem  Wunsch  nach  einer  Verständigung  und  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  kann  sie  nur  gebilligt  werden.    Sie  ist  jedoch  von  unge- 


1)  Rolin-Jaequemyns,  Chronique  des  arbitrages  internationaux,  R.  D.  L, 
t  XXni,  pp  88  et  8. 
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heaerer  Tragweite  und  dürfte  nur  bei  voUer  Kenntnis  der  gesamten  SaeUage 
in  den  Schiedsvertrag  anfgenommen  werden.  Ist  es  schon  immer  eine  haue 
Sache,  Schiedsrichtern  die  Entscheidung  einer  Streitigkeit  zu  fibertra^en, 
so  ist; es  noch  misslicher,  sie  mit  der  Ansgieichong  von  Interessen  zn  be- 
trauen und  ihnen  zu  gestatten,  die  gewöhnliche  Fmheit  und  die  Sonye- 
ränität  der  Staaten  zu  beschränken.  Die  vom  Schiedsgericht  getroffenen 
Bestimmungen  werden  möglicherweise  keine  Partei  befriedigen;  sie  er- 
strecken sich  auf  die  Zukunft,  während  der  Schiedsspruch  sich  anf  die 
Vergangenheit  bezieht .  .  .  England  hat  durch  die  Annahme  der  Klausel  des 
Artikels  7  gewiss  eine  grosse  Selbstverleugnung  an  den  Tag  gelegt;  aber 
man  konnte  sagen,  dass  es  geschickter  gewesen  wäre,  wenn  es  sich  damit 
begnttgt  hätte,  von  den  Schiedsrichtern  nur  die  Anerkennung  des  Grund- 
satzes der  Freiheit  des  offenen  Meeres  zu  verlangen."  i) 


§  4.  —  Rechtskraft  des  Sohledtspruchet. 

954.  —  Die  von  den  Schiedsrichtern  erlassene  Entscheidung  verpflichtet 
die  Staaten,  die  das  Schiedsgericht  angerufen  haben,  von  Rechts  wegen. 
Sie  müssen  den  Schiedsspruch  gewissenhaft,  nach  Treu  und  Glauben,  seinem 
gesamten  Inhalte  nach  und  obie  Vorbehalt  ausführen.  Die  Verpflichtung 
hierzu  haben  sie  gegenseitig  in  dem  Schiedsvertrag  übernommen.  —  [«Die 
Mächte,  welche  die  Schiedssprechung  anrufen  —  so  bestimmt  Art.  31  des 
Haager  Abkommens  —  unterzeichnen  eine  besondere  Urkunde  (Schieds^ 
vertrag)  worin  der  Streitgegenstand  sowie  der  Umfang  der  Befugnisse 
der  ScMedsrichter  klar  bestimmt  werden.  Diese  Beurkundung  scUiesst 
die  Verpflichtung  der  Parteien  in  sich,  sich  dem  Schiedssprüche  nach 
Treu  und  Glauben  zu  unterwerfen."  (Siehe  auch  Art.  18)]  —  In  der 
Ausbedingung  der  Befugnis,  den  Schiedsspruch  zu  billigen  oder  zu  miss- 
billigen, auszuführen  oder  nicht  auszuführen,  würde  eine  Verkennung  der 
rechtlichen  Natur  der  Schiedssprechung  liegen.  —  Den  anfangs  gemachten 
Vorbehalt  der  holländischen  Regierung,  den  Spruch  des  Kaisers  von  Boss- 
land  der  Batiflkation  der  Generalstaaten  zu  unterwerfen,  kann  man  nur 
tadeln. 

Für  den  Schiedsvertrag  müssen  die  Regierungen  die  Ratifikation  bei 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  nachsuchen,  hierdurch  werden  die 
Vollmachten  der  Schiedsrichter  bestätigt;  dagegen  unterliegt  der  Schieds- 
spruch selbst  nicht  der  Ratifikation.  Wollte  man  das  Gegenteil  annehmen, 
so  würden  die  Parteien  über  die  Richter  zu  Gericht  sitzen;  dies  wäre 
aber  eine  Umkehrung  der  Rollen;  die  Schiedssprechung  würde  zu  einem 
nutzlosen  und  ohnmächtigen  Verfahren  hinabsinken. 

955.  —  Ist  der  Schiedsspruch  stets  und  in  allen  Fällen  unbedingt 
rechtsverbindlich?  Keineswegs.  Es  ist  erforderlich,  dass  der  Schiedsspruch 
an  sich  gültig  und  regelrecht  erlassen  worden  ist.  —  Man  ist  im  allgemeinen 
darüber  einig,  dass  der  Schiedsspruch  in  folgenden  Fällen  nicht  bindend 
sei:  1.  wenn  die  Schiedsrichter  ultra  petita  erkannt  haben;  2.  wenn  eine 
Partei  nicht  gehört  oder  nicht  instand  gesetzt  worden  ist,  ihre  Beweise 
und  ihre  Gründe  geltend  zu  machen;  3.  wenn  der  Schiedsspruch  auf  einem 
Betrüge  oder  einer  Illoyalität  des  Schiedsrichters  beruht.  Dieser  Fall  ist 
selten.  B  arbey r ac  führt  als  Beispiel  den  Schiedsspruch  Leos  X.  an,  der  als 
Schiedsrichter  in  der  Streitigkeit  zwischen  Kaiser  Maximilian  und  dan 


1)  Renault,  Une  nouTeUe  mission  donn^e  aox  arbitres  dans  les  litiges  inter- 
naüonaoz,  R.  D.  I.  P.,  t.  I,  pp.  44  et  s. 
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Dogen  von  Venedig,  mit  jedem  der  beiden  ein  geheimes  Abkommen  getroffen 
hatte.  —  Blnntschli  fügt  noch  hinzu:  „Wenn  der  Inhalt  des  Spnichs  mit  den 
Geboten  des  YOlker-  oder  Menschenrechts  unverträglich  ist^  (op.  cit., 
Art.  495).  Geffcken  bemerkt  hierzu,  dass  die  Partei,  zu  deren  Ungunsten 
der  Spruch  ausgefallen  sei,  zu  leicht  finden  könnte,  dass  derselbe  dem 
widerspricht,  was  sie  für  ihr  Menschenrecht  hält  (Geffcken,  op.  cit., 
§  109,  Anm.  13).    Die  Streitigkeiten  wttrden  dann  kein  Ende  nehmen. 

955^  —  [Die  Frage  der  Nachprüfung  des  Schiedsspruches  ist  auf 
der  Haager  Konferenz  Gegenstand  interessanter  Erörterungen  gewesen.^) 
Im  nachstehenden  lassen  wir  die  Bestimmungen  folgen,  die  schliesslich 
angenommen  worden  sind:  Art.  54.  Der  gehörig  verkündete  und  den 
Agenten  der  streitenden  Teile  zugestellte  Schiedsspruch  entscheidet  das 
Streityerhältnis  endgültig  und  mit  Ausschliessung  der  BeruAing.  —  Art.  55. 
Die  Parteien  können  sich  im  Schiedsverträge  vorbehalten,  die  Nachprüfung 
(Revision)  des  Schiedsspruchs  zu  beantragen.  Der  Antrag  muss  in  diesem 
Fjüle,  unbeschadet  anderweitiger  Vereinbarung,  bei  dem  Schiedsgericht 
angebracht  werden,  das  den  Spruch  erlassen  hat.  Er  kann  nur  auf 
die  Ermittlung  einer  neuen  Tatsache  gegründet  werden,  die  einen  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  den  Spruch  auszuüben  geeignet  gewesen  wäre 
und  bei  Schluss  der  Verhandlung  dem  Schiedsgerichte  selbst  und  der 
Partei,  welche  die  Nachprüfung  beantragt  hat,  unbekannt  war.  Das 
Nachprttfnngsverfahren  kann  nur  eröffiiet  werden  durch  einen  Beschluss 
des  Schiedsgerichts,  der  das  Vorhandensein  der  neuen  Tatsache  aus- 
drücklich feststellt,  ihr  die  im  vorangehenden  Absätze  bezeichneten 
Merkmale  zuerkennt  und  den  Antrag  insoweit  für  zulässig  erklärt.  Der 
Schiedsvertrag  bestimmt  die  Frist  innerhalb  deren  der  Nachprüfungsantrag 
gestellt  werden  muss.] 

956'.  —  [Der  Artikel  56  bestimmt  dagegen:  Der  Schiedsspruch  bindet 
nur  die  Parteien,  die  den  Schiedsvertrajg  geschlossen  haben.  Wenn 
es  sich  um  die  Auslegung  eines  Abkommens  handelt,  an  dem  sich 
noch  andere  Mächte  beteiligt  haben,  als  die  streitenden  Teile,  so 
geben  diese  ihnen  von  dem  Schiedsveitrage,  den  sie  geschlossen  haben, 
Kenntnis.  Jede  dieser  Mächte  hat  das  Becht,  sich  an  der  Streitsache  zu 
beteiligen.  Wenn  eine  oder  mehrere  von  ihnen  von  dieser  Berechtigung 
Gebrauch  gemacht  haben,  so  ist  die  in  dem  Schiedsspruch  enthaltene 
Auslegung  auch  in  Ansehung  von  ihnen  bindend."] 


f  5.  Dia  bodeutandston  SchledttpniohffNe  des  10.  Jahrhunderts. 

966.  —  Die  Schiedssprechung  ist  nicht  eine  Einrichtung  neuerer 
Zeiten.  Wenn  auch  heutzutage  der  Gedanke,  Streitigkeiten  zwischen 
Staaten  der  gerechten  Entscheidung  eines  unparteiischen  Dritten  zu  unter- 
stellen, statt  sie  dem  ungewissen  Lose  des  Krieges  preiszugeben,  eine 
ziemlich  weite  Verbreitung  gefunden  hat,  so  ist  er  doch  auch  schon  in 
frühem  Jahrhunderten  häufig  verwiiklicht  worden. 


1)  rde  Lapradelle,  La  Conförence  de  la  Paix,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  ^824.  — 
M^rignhac,  La  Gonförenee  internationale  de  la  Fair,  pp.  864  et  s.  —  über  die 
Frage  der  Nachprflfting  und  besonders  bei  dem  la  Abra  Company  Falle.  S.  Merignhac, 
De  l'autoritö  de  la  chose  jugte  en  mati^re  de  sentence  arbitrale,  R.  D.  L  F.,  t  V, 
pp.  806  et  8.  S.  auch  Gorsi,  B.  B.  L  P.,  t.  VL  pp.  5  et  8.  —  S.  Ober  das  Rechts- 
mittel der  Nichtigkeit  Darras,  R.  D.  L  P.,  t  VI,  p.  538.  —  Pierantoni,  R.  D.  L, 
t.  X3X  p.  445.] 


506    Vierter  TeiL    Die  Streitigkeiien  der  SUaten  und  die  Mittel,  sie  za  schlichteB. 

Wiederholt  worden  Päpste,^)  deutsche  Kaiser  und  Könige  von  Frank- 
reich als  Schiedsrichter  berofen.  Im  Jahre  1263  wurde  Ludwig  der  Heilige 
durch  ein  Kompromiss  zwischen  König  Heinrich  XU.  von  England  und 
seinen  Baronen  zum  Schiedsrichter  gewählt,  desgleichen  1268  in  einer 
Streitigkeit  zwischen  dem  Grafen  von  Luxemburg  und  von  Bar.  —  Philipp 
von  Yalois  war  Schiedsrichter  im  Jahre  1334,  Karl  VII  im  Jahre  1344 
und  Ludwig  XI.  im  Jahre  1463  und  1475.  —  Jm  Jahre  1244  wurde  das 
Pariser  Parlament  vom  Kaiser  Friedrich  n.  und  vom  Papste  Innozenz  IV. 
zum  Schiedsrichter  gewählt.  Unter  Franz  I.  entschied  das  Parlament  von 
Orenoble  einen  Handel  zwischen  zwei  Fürsten,  die  beide  Anspräche  auf 
das  Mailänder  Gebiet  erhoben:  im  Jahre  1614  fällte  es  einen  Schiedsspruch 
zwischen  dem  Erzherzoge  von  Osteneich  und  dem  Herzoge  von  Wflrttemb^g 
wegen  der  Grafschaft  Montb^liard.^  —  Im  Jahre  1701  machte  der  Schieds- 
spruch des  Papstes  Clemens  XI.  einem  Nachlassstreite  zwischen  dem  Kur- 
'forsten  von  der  Pfalz  und  der  Herzogin  Elisabeth  ein  Ende.  —  Am 
19.  November  1794  unterzeichneten  England  und  die  Verein.  Staaten,  die 
sich  wegen  gewisser  Ländergebiete  in  Amerika  stritten,  einen  Schieds- 
verirag,  den  ßouard  de  Card  wegen  der  Klarheit,  womit  die  Grund- 
zttge  der  Schiedssprechung  aufgestellt  worden  sind,  sowie  wegen  der  ein- 
gehenden Begelung  des  Verfahrens,  als  eine  hochbedeutsame  diplomatische 
Urkunde  bezeichnet,') 

967.  —  Aber  namentlich  im  19.  Jahrhundert  ist  die  Schiedssprechung 
in  zahlreichen  und  beachtenswerten  Fällen  angewandt  worden.  Es  liegt 
nicht  im  Bahmen  dieses  Lehibuchs,  alle  diese  Fälle  darzustellen.  —  Wir 
werden  nur  die  hervorragendsten  angeben.  —  Wer  sich  über  die  andern 
zu  unterrichten  wünscht,  findet  deren  Schilderung  in  den  Werken  von 
Calvo,  Dreytus,  Bevon,  M^rignhac  und  Rouard  de  Card.*) 

Wir  erwähnen  nur  kurz:  1.  den  Schiedsspruch  des  Kaisers  Alexander  I. 
von  Bussland  vom  22.  April  1822  zwischen  England  und  den  Verein. 
Staaten  in  einer  Streitigkeit,  die  sich  auf  den  Genter  Vertrag  bezog.  — 
2.  den  Spruch  des  Königs  von  Preussen  von  1843  zwischen  Fraulo^ich 
und  England  wegen  der  Wegnahme  englischer  Schiffe  an  der  Küste  von 
Portendick  (Senegal).  —  3.  die  Entscheidung  der  Königin  von  England 
vom  1.  August  1844  zwischen  Frankreich  und  Mexiko  wegen  gegenseitiger 
Schadenersatzansprüche,  nach  dem  Kriege,  der  durch  den  Frieden  von 
Vera-Cruz  von  1839  beendigt  wurde.  —  4.  das  Urteil  des  Königs  der 
Niederlande  vom  13.  April  1852  zwischen  Frankreich  und  Spanien  wegen 
der  bei  der  spanischen  Bestauration  von  beiden  Teilen  erbeuteten  Schüfe, 
nämlich  wegen  der  spanischen  Fahrzeuge  Veloz-Mariana  und  Victoria  und 
wegen  der  französischen  Fregatte  La  Vigie.  —  5.  der  Präsident  Louis 
Napoleon  entschied  am  30.  November  1852  eine  Streitigkeit  zwischen 
den  Verein.  Staaten  und  Portugal  wegen  des  durch  englische  Matrosen 
im  Hafen  von  Fayal  (einer  Azoreninsel)  zerstörten  amerikanischen  Schiffes 
„General  Armstrong**  die  Frage,  ob  Portugal  die  auf  seinem  Gebiete  be- 
gangene Tat  nicht  hätte  verhindern  müssen.  —  6.  Am  7.  Juni  1862  gerieten 
drei  Offiziere  des  vor  der  Beede  von  Bio-de-Janeiro  ankernden  englischen 


1)  [Dumas,  L'arbitrage  des  Papes,  Le  Goutemporain,  15.  Noyember  18S8.  — 
Lerpigny,  Un  arbitrage  pontifical  au  XVI.  siMe  (1681-15S9}.  —  Schio^ppa, 
L'arbitrato  pontifleio,  1897.] 

2)  Dalloz,  Repertoire,  Arbitrage  I,  §  16. 

8)  Rouard  de  Card,  L'arbitrage  internationale,  pp.  19  et  20. 
4)  Reyon  und  de  Card  haben  im  Gegensatze  zu  andern  eine  Verwechalung'-der 
Falle  der  Schiedssprechung  und  der  der  vermitilung  sorgffltig  yermieden. 
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Schiffes  „La  Forte^  in  Händel  mit  der  brasilianischen  Polizei.  Sie  wurden 
yerhaftetf  aber  sofort  wieder  freigef^eben.  England  forderte  Oenngtnnng. 
Der  König  der  Belgier  wies  als  Schiedsrichter  die  Verurteilung  Brasiliens  mit 
der  Erwägung  zurttck,  dass  die  brasilianischen  Beamten  den  Streit  nicht 
veranlasst  hätten  und  die  Landesgesetze  richtig  angewandt  worden  seien: 
„eine  firiedliche,  sehr  beachtenswerte  Lösung  in  einer  Sache,  bei  der  die 
englische  Empflndjichkeit  einen  sehr  hohen  Orad  erreicht  hatte**  (de  Card, 
op.  cit.,  p.  59).  —  7.  Leopold  I.,  König  der  Belgier,  beendete  am  15.  Mai 
1863  mit  Erfolg  einen  heftigen  Streit  zwischen  Chile  und  den  Verein. 
Staaten  wegen  der  am  29.  Mai  1821  durch  den  chilenischen  Vize-Admiral 
Lord  Gochrane  bewirkten  Beschlagnahme  von  70400  Piaster,  welche 
aus  dem  Verkaufe  von  Waren,  die  durch  die  amerikanische  Brigg  Mace- 
donia  befördert  worden  waren,  herrührten.  —  8.  England  und  Portugal 
beanspruchten  beide  das  Eigentum  an  der  Insel  Bahama  an  der  Westküste 
Yon  Afrika.  Im  Jahre  1870  entschied  der  Präsident  der  Verein.  Staaten  zu 
Gunsten  Portugals. 

958.  —  Die  gedachten  Fälle  entbehren  nicht  des  Interesses;  aber  die 
durch  Schiedsspruch  beseitigten  Zwistigkeiten  waren  nicht  derart,  dass 
sie  die  gesamte  zivilisierte  Welt  erregt  hätten.  Dies  war  dem  berühmten 
Alabamahandel  vorbehalten.  —  Die  Machtstellung  der  beiden  Streitteile, 
die  Bedeutung  des  Vorfalles  und  die  Wichtigkeit  der  in  Betracht  kommenden 
Grundsätze,  alles  trug  dazu  bei,  die  Aufinerksamkeit  von  ganz  Europa 
und  Amerika  auf  sich  zu  lenken.  Wollten  England  und  die  Verein.  Staaten 
dem  Kriege  die  Entscheidung  ihres  Zerwürfnisses  anheimsteUen? 

Die  Verein.  Staaten  warfen  England  vor,  dass  es  während  des  Bürger- 
krieges, trotz  der  fortgesetzten  Beschwerden  der  Vertreter  der  Verein. 
Staaten,  den  Bau  mehrerer  Kaperschiffe  für  die  Südstaaten  in  seinen  Häfen 
und  deren  Verproviantierung  in  den  Häfen  seiner  Kolonien  geduldet  hätte. 
Diese  Kaper,  Georgia,  Florida,  Shenandoah  usw.  hatten  grosse  Verheerungen 
unter  den  Kauffahrteischiffen  der  Verein.  Staaten  angerichtet.  Unter  diesen 
Schiffen  war  das  Kanonenboot  Alabama  durch  seine  kühnen  Taten  am 
berühmtesten  geworden.  Es  war  in  England  erbaut  worden  und  hatte 
die  Mersey  Bucht  am  29.  Juli  1862  ohne  Kanonen  und  Flinten  verlassen. 
Nachdem  seine  Besatzung  durch  Mannschaften,  die  durch  Barken  von  der 
Küste  aus  an  Bord  gebracht  wurden,  ergänzt  worden  war,  richtete  es 
seine  Fahrt  nach  den  Azoren.  In  Sicht  von  Terceira  wurde  es  von  zwei 
Schiffen,  die  von  London  und  Liverpool  kamen,  eingeholt;  diese  brachten 
ihm  einen  Befehlshaber  (den  Kapitän  Semmes),  Offiziere,  eine  vollständige 
Ausrüstung,  Uniformen,  Lebensmittel,  Kohlen  usw.  Die  Flagge  der  Konfö- 
derierten wurde  aufgesteckt.  Ohne  einen  Hafen  der  konföderierten  Staaten 
anzulaufen,  begann  das  Schiff  eine  Kreuzfahrt,  die  der  Handelsflotte  der 
Verein.  Staaten  den  grtfssten  Schaden  verursachte.  —  Heftig  verfolgt  und 
im  Ärmelkanal  schliesslich  eingeholt,  wurde  die  Alabama  in  Sicht  der 
Küste  von  Cherbourg  durch  die  amerikanische  Korvette  Kearsage  in  den 
Grund  gebohrt.  Die  von  einer  englischen  Jacht  aufgenommene  Mannschaft 
wurde  auf  einen  andern  Kaper  „Shenandoah^  eingeschifft,  der  niemals  in 
einen  Hafen  der  Kontöderierten  gelangte. 

Am  7.  April  1865  liessen  die  Verein.  Staaten  ihre  Beschwerden  durch 
ihren  Gesandten,  Adams,  der  Regierung  von  Grossbritannien  durch  eine 
Note  überreichen.  Sie  tührten  darin  aus,  dass  England  ihnen  gegenüber 
die  Neutralitätspflichten  verletzt  habe  und  dass  es  für  die  vorgenommenen 
Handlungen  verantwortlich  sei.  —  Am  2.  August  antwortete  Lord  Busseil 
in  hochfahrendem  Tone,  dass  seine  Regierung  aUe  gesetzlichen  Verpflich- 
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tungen  erfüllt  habe.  Er  wies  das  vorgeschlagene  schiedsrichterliclie  Ver- 
fahren znrfick,  da  dies  den  guten  Glauben  Euglands  und  das  zutreffende 
Outachten  der  Eronjuiisten,  deren  Bat  das  englische  Ministerium  nach- 
gesucht hätte,  in  Zweifel  stellte.  —  linmer  schärfere  Noten  wurden  zwiachet 
den  beiden  Kabinetten  gewechselt.  —  Der  Krieg  schien  unmittelbar  be- 
vorstehend; aber  beide  Staaten  fürchteten  ihn.  —  Mehrere  Jahre  lang 
blieb  die  Lage  gespannt.  —  Endlich  gab  England  im  Januar  1871  nach 
verschiedenen  Zwischenfällen  die  Anregung  zu  einer  friedlichen  Y^- 
ständigung. 

Am  8.  Mai  1871  kamen  fünf  englische  und  fünf  amerikanische  Kom- 
missare zusammen.  Sie  schlössen  einen  Vertrag,  den  sog.  Washingtoner 
Vertrag,  der  die  amerikanischen  Beschwerden  der  Prüfung  und  Entscheidnng 
eines  Schiedsgerichts  überwies.  —  Nach  diesem  Vertrage  sollte  das  Schieds- 
gericht aus  fünf  Mitgliedern  gebildet  werden.  Die  Schiedsrichter  soDten 
vom  Präsidenten  der  Verein.  Staaten,  von  der  Königin  von  England,  dem 
Könige  von  Italien,  dem  Kaiser  von  Brasilien  und  dem  Präsidenten  des 
Schweizer  Bundes  ernannt  werden.  —  Die  Schiedsrichter  sollten  in  Genf 
zusammentreten. 

Der  Washingtoner  Vertrag  stellte  drei  Begeln  auf,  die  sich  auf  das 
Verhalten  der  Neutralen  während  eines  Seekrieges  bezogen  und  die  für 
das  Schiedsgericht  leitend  sein  sollten.  Das  Grericht  hatte  rücksichtlicfc 
jedes  Kapers  der  Konföderierten  zu  untersuchen,  ob  diese  Begeln  nicht 
von  England  verkannt  und  verletzt  worden  seien  und  ausserdem  sollte  es 
eine  Gesamtsumme  ids  Schadenersatz  bestimmen.  Der  Zahlungsort  und 
die  Zahlungsweise  waren  sorgfältig  geregelt  worden.  Die  vertrag- 
schliessenden  Teile  verpflichteten  sich,  die  Entscheidungen  des  Schieds- 
gerichts als  endgültige  Erledigung  aller  ihrer  gegenseitigen  Ansprfidie 
gelten  zu  lassen. 

Nach  einer  Beihe  von  Verwahrungen  bestätigte  das  englische  Parlament 
den  Washingtoner  Vertrag,  der  vom  Senate  der  Verein.  Staaten  mit 
grosser  Stimmenmehrheit  ratifiziert  worden  war.  —  Das  Schiedsgericht 
nahm  seine  Arbeit  am  15.  Dezember  1871  auf.  —  Die  Erörterungen  waren 
sehr  lebhaft  und  umfangreich.  —  Die  Verein.  Staaten  stützten  ihre  Ent- 
schädigungsansprüche ai]S  zwei  Gründe:  1.  Auf  die  unmittelbaren  Schäden 
wegen  Zerstörung  von  Schiffen  und  Gütern  der  Verein.  Staaten;  2.  auf 
die  mittelbaren  Schäden,  die  sich  auf  die  durch  die  Verlängerung  des 
Krieges  verursachte  Vermehrung  der  Kosten  bezogen.  Das  Schiedsgericht 
wies  den  zweiten  Grund,  dessen  Tragweite  unbegrenzt  und  unbestimmbar 
war,  mit  Becht  zurück.  —  Durch  Schiedsspruch  vom  14.  September  1873 
verurteilte  es  England,  an  die  Verein.  Staaten  die  (Gesamtsumme  von 
157«  Millionen  Dollar  nebst  Zinsen  als  Ersatz  für  sämtliche  Forderungen 
zu  zahlen. 

Dieser  Schiedsspruch  ist  sehr  beachtenswert.  Nach  Entwicklung  der 
vortrefflich  abgefassten  Erwägungsgründe  geht  die  Entscheidung  in  eine 
Prüftmg  des  Tatbestandes  hinsichtlich  der  einzelnen  Schiffe  über  und  stellt 
hierbei  fest,  dass  England  durch  Unterlassung  oder  durch  Saumseligkeit 
gegen  die  durch  die  drei  Begeln  vorgeschriebenen  Pflichten  gefehlt  habe, 
sei  es  nun  nur  gegen  die  eine  oder  andere,  oder,  wie  in  den  FUlen  der  Ala- 
bama, der  Florida  und  der  Shenandoah  gegen  alle  drei  zusammen.  —  Der 
Schiedsspruch  wurde  nur  von  vier  Schiedsrichtern  unterzeichnet.  Der 
englische  Delegierte,  Sir  Alexandre  Cockbum,  dessen  Verhalten  wSlirend 
der  Verhandlungen  sehr  eigentümlich  gewesen  war,  weigerte  sich,  sdne 
Unterschrift  abzugeben. 
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Der  Schiedsspruch  rief  in  Europa  und  in  Amerika  grosse  Erregung 
hervor.  Man  sah  der  EntSchliessung  Englands  mit  Spannung  entgegen. 
Das  Verhalten  Grossbritanniens  war  durchaus  einwandfrei.  Trotz  seinea 
anmassenden  Stolzes,  den  man  bei  ihm  gewohnt  ist,  nahm  das  englische 
Volk  —  wie  Sir  Cockbum  sagte  —  den  Spruch,  der  sein  Unrecht  ver- 
kündete, mit  der  Ergebung  und  der  Achtung  hin,  die  der  Entscheidung 
eines  Gerichtes,  dessen  Urteil  es  sich  zu  unterwerfen  freiwillig  zugesagt 
hatte,  gebührt.  Alle  Welt  war  über  das  massvolle  Zurückhalten  erstaunt, 
das  Albions  Gepflogenheiten  keineswegs  entsprach.^) 

Der  Spruch  des  Schiedsgerichts  gab  Anlass  zu  zahlreichen  Abhand- 
inngen der  angesehensten  Schriftsteller.^)  —  Wir  sind  indessen  der 
Meinung,  dass  sein  eigentlicher  Wert  sehr  gering  ist;  denn,  wie  Geffcken 
richtig  bemerkt,  machte  die  Annahme  der  Washingtoner  Begeln  die  Ver- 
urteilung Englands  von  vornherein  notwendig  (Geffcken-Heffter,  op. 
cit.,  §  108,  Anm.  3).  Dagegen  ist  der  Washingtoner  Vertrag  vom  Stand- 
punkte des  Völkerrechts  aus  von  hoher  Bedeutung  gewesen.  Henry 
Sunmer  Maine  urteilt  folgendermassen:  „Die  Genfer  Schiedssprechung  ist 
fiir  Grossbritannien  und  die  Verein.  Staaten  sofort  von  ungeheurem  Nutzen 
gewesen.  Aber,  wenn  man  sie  als  einen  Berufnngsfall  betrachtet,  der  fttr 
das  gesamte  Völkerrecht  bahnbrechend  wirken  soll,  so  fürchte  ich,  dass 
sie  ebenso  gefährlich  als  rückschrittlich  erscheinen  möchte.  *'') 

Die  wahre  Bedeutung  der  Genfer  Schiedssprechung  liegt  in  dem  Bei- 
spiele, das  zwei  mächtige  Staaten  in  einer  Streitigkeit  gegeben  haben, 
die  ihre  Ehre  und  ihre  wesentlichsten  Interessen  aufs  Spiel  setzte,  und 
weiter  darin,  dass  dieser  Vorgang  der  Ausgangspunkt  für  eine  tiefgehende 
Bewegung  der  öffentlichen  Meinung  geworden  ist,  eine  Bewegung,  die 
zur  Zeit  zwar  noch  über  das  Ziel  hinausschiesst,  die  aber  durch  das 
praktische  internationale  Leben  in  die  richtigen  Grenzen  eingedämmt 
werden  wird.  Diese  Bewegung  hat  die  einzelnen  Regierungen  seit  den 
Tagen  des  Genfer  Schiedsspruchs  veranlasst,  ihre  Streitigkeiten,  sofern 
sie  nicht  höhere  Staatsinteressen  berührten,  mehr  und  mehr  der  Entscheidung 
eines  Schiedsgerichts  anheim  zu  geben. 

959.  —  Im  nachstehenden  werden  wir  einige  Schiedsspruchfälle  an- 
führen.*) 

1)  Calvo,  op.  cit,  §§  2558  k  2582. 

2)  [S.  über  den  Washingtoner  Vertrag  und  das  Genfer  Schiedsgericht:  Bluntschli, 
La  question  de  TAlabaina,  K.  D.  I.,  t  II,  p.  452.  —  Resolutions  conceniant  les  trois 
r^gles  de  Washington,  R.D.  L,  t  VI.  p.  581.  —  Galeb-Gushing,  Letrait^  de  Wash- 
ington, 1874.  —  Calvo,  Examen  des  trois  r^gles  propos^es  k  Washington,  R.  D.  I., 
t  IV,  p.  453.  —  Geffcken,  Die  Alabamafrage,  1872.  —  Lawrence,  Les  trois  rfegles 
de  Washington,  R.  D.  I.,  i  VI,  p.  570,  —  Lieber,  Lettre  snr  l'arbitrage  international 
k  propos  de  la  qnestion  de  FAlabama,  R.  D.  L,  t.  II,  p.  480.  —  Lorimer,  Obser- 
vations  snr  les  trois  r^gles  propos^es  k  Washington.  R.  D.  I,  t.  VI,  p.  542.  —  Moun- 
tagne  Bernard,  Note  snr  les  trois  r^gles  de  WasningtOD,  R.  D.  I.,  t  VI,  p.  575.  — 
Pradier-Fod^re,  La  qnestion  de  TAlabama  et  le  Droit  des  gens,  1872.  —  Pieran- 
toni,  La  qnestione  anglo-americana  dell' Alabama,  1870.  —  Gli  arbitrati  intemazionali 
e  il  trattato  dl  Washington,  1872.  —  Rivier,  L'aftaire  de  TAlabame  et  le  tribnnal 
arbitral  de  Genive,  Revue  snisse,  1872.  —  Rolin-Jaequemyns,  La  qnestion  de 
FAlabama,  R.  D.  L,  t  I,  pp.  152  et  449;  t  H,  p.  142;  t  IV,  p.  127.  —  Les  trois  rigles 
de  Washington,  R.  D.  L,  t  IV,  p.  561.  —  Weilling  Balch,  The  Alabama  arbitration, 
1899.  —  Woolsey,  Les  trois  rögles  de  Washington,  R.  D.  L,  t  VI,  p.  659.] 

3)  Henri  Sumner  Maine,  La  guenre,  p.  185. 

4)  Ronard  de  Card,  Les  destin^  de  Tarbitrage  international^  eh.  IV,  pp.  85 
et  s.  —  Im  Texte  bringen  wir  nur  gedr&ngte  Angaben.  Wer  sieh  fiber  die  Einzel- 
heiten dieser  verschiedenen  Angelegenheiten,  die  gestellten  Fragen,  die  mannigfachen 
Zwisehenf&lle  und  den  Inhalt  der  erlassenen  Entscheidungen  unterrichten  will,  mnss^ 
das  erwihnte  ausgezeichnete  Werk  zu  Rate  ziehen. 
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A.  —  Grenzstreitigkeiten.  1.  Die  vom  deutschen  Kaiser  am  21.  Ok- 
tober 1872  erlassene  Entscheidung  zwischen  England  (dominion  of  Canada) 
nnd  den  Verein.  Staaten.  Es  handelte  sich  hierbei  um  die  Auslegung  des 
V^ashingtoner  Vertrages  vom  15.  Juni  1846,  der  die  Demarkationslinie 
bestimmte,  die  nach  englischer  Auffassung  mitten  durch  die  Meerenge  yon 
Bosaria,  nach  Ansicht  der  Amerikaner  durch  die  Harostrasse  ging.  — 
2.  Am  12.  November  1878  erkannte  der  Präsident  der  Verein.  Staaten 
als  Schiedsrichter  zwischen  den  Bepubliken  Argentinien  und  Paraguay 
dem  letztem  Staate  das  zwischen  dem  Bio  Venle  und  dem  Hauptarme 
des  Pilcomayo  liegende  Gebiet  zu.  —  3.  Frankreich  und  die  Niederlande 
stritten  sich  um  die  Grenzen  ihrer  beiderseitigen  Kolonien,  Französisdi 
Guayana  und  Surinam,  und  zwar  hinsichtlich  der  Strecke,  die  vom  Zn- 
sanmienflusse  des  Awa  und  des  Tapanahoni  ab,  die  nach  ihrer  Vereinigung 
den  Maroni  bilden,  stromaufwärts  liegt.  Durch  Abkommen  vom  29.  No- 
vember 1888,  abgeändert  durch  das  vom  28.  April  1890,  wurde  der  Kaiser 
von  Bussland  zum  Schiedsrichter  mit  der  Befugnis  gewählt,  eine  nrae 
Grenze  zu  bestimmen,  &lls  er  nicht  zu  dem  Ergebnisse  gelangen  sollte, 
eine  der  beiden  genannten  Flüsse  als  solche  anzuerkennen  (No.  952).  — 
Der  Zar  entschied  durch  Spruch  vom  25.  Mal  1891,  dass  der  Awa  als 
Grenzfluss  zwischen  der  französischen  und  der  holländischen  Besitzung 
anzusehen  sei.^)  —  4.  Eine  sehr  schwierige  Grenzstreitigkeit  entzweite 
Jahre  lang  Kolumbien  und  Venezuela.  Sie  ist  durch  ScMedsspruch  der 
Königin-Begentin  von  Spanien  im  Mai  1891  beseitigt  worden.^ 

960.  —  B.  —  Streitigkeiten  über  Staatsgebiet:  1.  England  nnd 
Portugal  stritten  sich  seit  1823  um  den  Besitz  der  Gebiete  von  Tembe  nnd 
Maputo,  um  die  vor  der  Delagoa-Bai  an  der  Küste  von  Ostafrika  gelegene 
Insel  Inyack  und  um  die  Elephanteninseln.  Ein  Schiedsvertrag  wurde  zu  Lis- 
sabon am  15.  September  1872  unterzeichnet.  Am  24.  JuU  1875  erging 
der  Schiedsspruch  des  Marschalls  Mac-Mahon,  des  Präsidenten  der  firanzö- 
sischen  Bepublik,  zu  Gunsten  Portugals.  —  2.  Deutschland  und  England 
hatten  eine  Zwistigkeit  wegen  der  Insel  Lamu,  die  an  der  Ostküste  von 
Afrika  im  Bereiche  des  Sultanats  von  Sansibar  liegt.  Der  belgische 
Staatsminister  Baron  Lambermont,  der  das  Schiedsrichteramt  annahm, 
entschied  am  17.  August  1890  zu  Gunsten  Englands.^ 

961.  —  C.  —  Streitigkeiten  wegen  Beschlagnahme  von  Schiffen 
und  deren  Ladungen.  1.  Das  peruanische  Schiff  Maria-Luz,  das  durch 
ein  schweres  Unwetter  heimgesucht  wurde,  flüchtete  sich  am  28.  Mai  1872  in 
4en  japanischen  Hafen  Kanagawa.  Es  hatte  225  chinesische  Kulis  an  Bord. 
Das  Schiff  wurde  unter  der  Beschuldigung,  dass  es  sich  dem  Sklavenhandel 
hingebe,  festgehalten;  die  Kulis  wurden  von  ihren  Verpflichtungen  für  frei 
erklärt  und  nach  Schanghai  befördert.  —  Peru  erhob  Einspruch«  Es 
kam  ein  Schiedsvertrag  am  13/25.  Juni  1873  zustande.  —  Der  Kaiser 
von  Bussland  erkannte  am  17/29.  Mai  1875  als  Schiedsrichter,  dass  die 
japanische  Begierung  für  die  Folgen,  die  durch  die  Festhaltung  des  Schiffes 

Maria-Luz  entstanden  seien,  nicht  hafte,  da  sie  nach  Treu  und  Glauben, 
nach  Massgabe  ihrer  eigenen, Gesetze  und  Gewohnheiten  und  ohne  Ver- 


1)  S.  bei  Ronard  de  Card,  op.  cit,  pp.  91  et  s..  die  Schüdemng  der  Zwischen- 
f&ile  während  des  Schiedsverfahrens  und  den  Text  der  Abkommen. 

2)  S.  Ghronique  des  faits  intemationanx,  par  Pradier-Fodere,  R.  D.  I.,  t  XX, 
pp.  609  et  a 

3)  Rolin-JaequemynSy  Allemagneet  An^leterre,]ledeLamu,R.  D.  L,  t  XXH, 
p.  349 S.  auch  R.  D.  i.,  t  XXI,  p.  854. 
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letKimg  der  allgemeinen  yölkerrechtlichen  Vorschriften  oder  besonderer 
Yertragsvereinbaningen  gehandelt  habe. 

2.  Eine  Zwistigkeit  entstand  zwischen  Frankreich  nnd  Nikaragua  im 
Jahre  1874  wegen  einer  im  Hafen  von  Corinto  vorgenommenen  Beschlagnahme 
von  Waffen  nnd  Munition,  die  auf  dem  franz(toischen  Schiffe  Phare  ver- 
laden worden  waren.  —  Zahlreiche  Zwischenfälle  ereigneten  sich.  —  Durch 
Schiedsvertrag  vom  15.  November  1879  wurde  die  Angelegenheit  dem 
fiunzOsischen  S^assationshofe  zur  schiedsrichterlichen  Entscheidung  ttber- 
wiesen  (No.  949).  —  unterm  29.  Juli  1880  erging  der  Spruch  der  ver- 
einigten Kammern,  demzufolge  die  Regierung  Nikaraguas  zur  Zahlung  einer 
Geldentsch&digung  an  den  Kapitän  des  Phare  verurteilt  wurde. 

3.  Die  dänischen  Behörden  der  St.  Thomas-Inseln  verfügten  im  Jahre 
1854  und  1855  gegen  zwei  amerikanische  Fahrzeuge  (Ben-Franklin  und 
Catherine-Augusta),  die  dem  Amerikaner  Carlos  Butterfield  gehörten,  ge- 
wisse Massregeln.  Die  amerikanische  Regierung  verlangte  im  Namen 
ihres  Untertans  Schadenersatz.  Am  6.  Dezember  1888  kam  ein  Schieds- 
vertrag zustande.  Sir  Edmund  Monson,  der  englische  Gesandte  in  Athen, 
vTurde  zum  Schiedsrichter  ernannt.  Am  22.  Januar  1890  erging  ein 
Schiedsspruch  zu  Gunsten  Dänemarks.^) 

962.  —  D.  —  Streitigkeit  wegen  Schiffahrtsberechtigungen. 

—  Über  den  Inhalt  des  Vertrages  vom  15.  April  1858,  der  die  Berechtigungen 
Costa-Ricas  und  Nikaraguas  zur  Schi&hrt  auf  dem  San-Juan  regelte, 
waren  Meinungsverschiedenheiten  entstanden.  Der  Präsident  der  Verein. 
Staaten,  Gleveland,  ttbemahm  das  Schiedsrichteramt. 

%3.  —  E.  —  Streitigkeiten  wegen  Fischereiberechtigungen. 

—  1.  Die  Verträge  von  Utrecht  vom  13.  März  und  11.  April  1713  (Art.  13), 
der  von  Paris  vom  10.  Februar  1763  (Artikel  5),  der  von  Versailles  vom 
3.  September  1783  nebst  der  beigefügten  Deklaration  des  Königs  Georg  m., 
sowie  die  Pariser  Verträge  vom  30.  März  1814,  vom  30.  November  1815 
und  vom  14.  Januar  1857  räumten  den  Franzosen  das  Recht  ein,  in  den 
Ettstengewässeni  der  Insel  Neufundland  Fische  zu  fangen,  sie  auf  einem 
Teile  der  Ettste,  nämlich  zwischen  Kap  Saint-Jean  nnd  Kap  Raye,  zu 
trocknen,  sowie  die  erforderlichen  Gerüste,  Lagerräume  und  Hütten  da- 
selbst aufzuschlagen,  ohne  jedoch  stehende  nnd  dauernde  Wohnungen  zu 
errichten  (S.  No.  342).  —  Die  Texte  der  Abmachungen  sind  bestimmt, 
klar  und  unzweideutig.  —  Neufundland,  das  im  18.  Jahrhundert  fast 
menschenleer  war,  ist  zu  einer  ziemlich  bevölkerten  englischen  Kolonie 
emporgeblüht;  sie  verfügt  über  ein  eigenes  Parlament.  —  Die  Berech- 
tigungen der  Franzosen  sind  den  Neufundländern  lästig.  Letztere  haben 
seit  1834  Streitfragen  nnd  Schwierigkeiten  hervorgerufen,  die  stets  zu- 
nahmen. —  Mehrere  Male  haben  die  englische  und  die  französische  Re- 
gierung Vereinbarungen  getroffen,  um  die  Erhaltung  geordneter  Zustände 
nnd  die  Entwicklung  der  Fischerei  an  den  Küsten  Neufondlands  zu  sichern; 
80  in  den  Jahren  1857,  1884  u.  1885.  Das  Neufundländer  Parlament  hat 
stets  seine  Ratifikation  verweigert.  —  Zwischen  Frankreich  und  England 
wurden  lebhafte  Unterhandlungen  gepflogen.  Im  Jahre  1890  wurde  ein  modus 
vivendi  unterzeichnet,  der  vorläufig  den  Hummerfang  für  die  nächste  Ernte- 
zeit regelte.  Er  erwies  sich  als  zweckmässig  und  wurde  daher  für  die 
Zeitdauer  des  Fischfanges  des  Jahres  1891  erneuert.  —  Nach  langwierigen 
schriftlichen  Unterhandlungen  wurde  in  London  am  11.  März  1891  ein 
Schiedsvertrag  zwischen  England  nnd  Frankreich  unterzeichnet.    Man  er- 


1)  Rolin-Jaequemyns,  Dänemark  et  Etats  Unis,  R.  D.  I.,  i  XXTI,  pp.  86a 
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nannte  eine  schiedsrichterliche  Konunission,  die  aus  drei,  yon  den  b^den 
Begierangen  gemeinschaftlich  benannten  Eechtsgelehrten,  und  ans  zwei 
Delegierten  jedes  Landes,  die  als  bevollmächtigte  VermitÜer  zwischen  den 
Regierungen  und  den  andern  Schiedsrichtern  zu  fungieren  hatten,  bestand. 
Die  gewählten  Rechtsgelehrten  waren:  v.  Martens,  Professor  an  der 
Petersburger  Universität,  Rivier,  Präsident  des  Instituts  fttr  Völkerreeht 
und  Gram,  früheres  Mitglied  des  obersten  Gerichtshoüs  von  Norweg». 
—  Ein  Schiedsspruch  ist  nicht  erlassen  worden.^) 

%4.  —  2.  Die  Regierung  der  Verein.  Staaten  von  Nordamerika  masste 
sich  das  Recht  an,  fremden  Fischern  den  Robbenfang  im  Beringsmeere 
und  zwar  sogar  ausserhalb  der  amerikanischen  Eüstengewässer  zu  ver- 
bieten. —  Englische  Schiffe,  die  RobbenfeUe  an  Bord  hatten,  wurden  auf 
offenem  Meere  von  amerikanischen  Kreuzern  in  Beschlag  genommen,  nad 
Sitka  gesteuert  und  fttr  gute  Prisen  erklärt.  —  Zwischen  den  Kabinetten 
von  London  und  Washington  wurden  Noten  ausgetauscht.  —  Der  Str^t^ 
fall  schien  kein  Ende  nehmen  zu  wollen,  bis  die  englische  Regierung  den 
Verein.  Staaten  vorschlug,  die  Frage  einem  Schiedsgerichte  zu  überweisen. 
Für  die  Zwischenzeit  wurde  am  16.  Juni  1891  ein  modus  vivendi  verein- 
bart. —  Der  Schiedsvertrag  wurde  am  29.  Februar  1892  unterzeichnet.  — 
Die  schiedsrichterliche  Kommission  bestand  ans  zwei  englischen,  zwei 
amerikanischen,  einem  französischen,  einem  italienischen  und  einem 
schwedischen  Delegierten;  den  Vorsitz  führte  Baron  Courcel;  die  Verhand- 
lungen fanden  in  Paris  statt.  —  Der  Schiedsspruch  wurde  am  15.  August 
1893  erlassen.  —  Fünf  Fragen  waren  in  dem  Schiedsverträge  angestellt 
woi*den.  —  Die  Verein.  Staaten  wurden  mit  ihrem  Ansprüche  anf  die 
Souveränität  über  das  Beringsmeer  abgewiesen.  —  Das  Gericht  bestätigte 
die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  den  Verein.  Staaten  und  Oross- 
britannien,  in  ihrer  Eigenschaft  als  üferstaaten  des  Beringsmeeres,  ohne 
irgend  welche  Einsohränkungen  oder  Vorbehalte  zu  machen  (No.  505). 
Die  grosse  Bedeutung  dieser  schiedsrichterlichen  Entscheidung  beruht  auf 
den  Bestimmungen  die  ausserhalb  der  Küstengewässer  Englands  und  der 
Verein.  Staaten  gelten  sollen  und  die  den  Zweck  haben,  die  Robben  anf 
hoher  See  zu  schützen. 

Auf  Grund  der  durch  Artikel  7  des  Schiedsvertrages  vom  29.  Februar 
1892  erteilten  Vollmacht  ^o.  953)  haben  die  Schiedsrichter  den  beiden 
streitenden  Regierungen  die  Verpflichtung  auferlegt,  Vorkehrungen  zu 
treffen,  um  die  Robben  vor  der  Ausrottung  zu  schützen.  —  Die  Regie- 
rungen der  Verein.  Staaten  und  Grossbritanniens  sind  verpflichtet,  ihren 
beiderseitigen  Untertanen  zu  verbieten,  Robben  in  einer  60  Seemeilen  um 
die  Pribyloffinseln  umfassenden  Zone  (die  Küstengewässer  eingerechnet) 
zu  irgend  welcher  Jahreszeit  und  in  irgend  welcher  Weise  zu  töten,  zu 
fangen  oder  zu  verfolgen. 

Der  Robbenschlag  wird  desgleichen  in  der  Zeit  vom  1.  Mai  Ins  zum 
31.  Juli  verboten:  und  zwar  nach  Norden  bis  zum  35.  Grad  nördlicher 


des  Sciences  politiques,  1899,  p.  188.  —  Gruchon,  Les  affaires  de  Terre-NeuTe,  Annales 
de  r^cole  des  sciences  politiques,  1893,  p.  431.  —  Paul  Fauchille,  La  quiestion  de 
Terre-Neuve,  Revue  des  Deuz-Mondes,  13  fftyrier  1899.  ~  Geffcken,  Qneation  des 
pecheries  de  Terre-Neave,  IL  D.  L,  t  XHL  p.  217.  —  MoncharTÜle,  La  question  de 
Terre-NeuvB,  R.  D.  L  F.,  t  VI,  p.  141.  —  Archives  diplomatiques,  1871,  n,  IE  et  IV. 
—  Memorial  diplomatique,  28  mars,  17  et  21  mal  1891.  —  La  Tie  poUtique  k  F^tranger, 
tfm^e  1890,  pp.  480  et  s.;  annte  1891»  pp.  412  et  s.] 
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Breite,  nach  Osten  bis  zum  180.  Grad  SstUch  von  Ghreenwich,  bis  zu 
deflsen  Znsammentreffen  mit  der  dnrcb  Artikel  1  des  Vertrages  zwischen 
den  Verein.  Staaten  nnd  Sussland  von  1867  bezeichneten  Seelinie  und 
sodann  ttstlich  von  dieser  Linie  ab,  bis  znr  Beringsstrasse. 

Nnr  Segelschiffe  dttrfen  den  Sobbenschlag  betreiben.  Sie  müssen 
eine  besondere  Erlaubnis  haben  und  eine  besondere  Flagge  führen. 

Die  Schiffspatrone  mttssen  Register  führen,  worin  Zeit  und  Ort  jeder 
Unternehmung,  sowie  Zahl  und  Geschlecht  der  erbeuteten  Tiere  einzu- 
tragen sind.  Diese  Angaben  werden  am  Schlüsse  jeder  Erntezeit  den 
Begienmgen  mitgeteilt.  —  Der  Gebrauch  von  Netzen,  Feuerwaffen  und 
t^rengstoffen  ist  beim  Bobbenschlag  verboten.  Diese  Vorschriften  können 
mit  Zustimmung  beider  Begienmgen  abgeändert,  ersetzt  und  beseitigt 
werden. 

y.  Härtens,  der  dem  Grundgedanken  dieser  neuen  Begelung  sympathisch 
gegenübersteht,  äussert  doch  einige  Besorgnis  wegen  der  rechtlichen  Trag- 
weite und  der  praktischen  Ausführung  der  Bestimmungen. 

Das  durch  die  Bestimmungen  des  Schiedsgerichts  getroffene  Polizei- 
nnd  Aufisichtsrecht  kann  nur  unter  der  Bedingung  praktischen  Wert 
erlangen,  dass  auch  Bussland  und  Japan  den  Anordnungen  beitreten.  — 
Geschieht  dies  nicht,  so  werden  die  Schutzvorschriften  keinen  Erfolg 
haben.  Kanadische  und  ammkanische  Fahrzeuge  werden  die  Bobben  in 
den  Gewässern,  die  die  russischen  und  japanischen  Besitzungen  umgeben, 
verfolgen.  —  Aus  diesem  Grunde  sollten  die  yon  dem  Schiedsgerichte 
TOrgesehenen  Bestimmungen  auch  von  denjenigen  Begierungen  angenommen 
werden,  die  an  dem  englisch-amerikanischen  Streite  nicht  betdligt  waren 
und  die  keine  Veranlassung  hatten,  die  Zuständigkeit  des  Schiedsgericht» 
anzuerkennen.  —  Sind  doch  für  die  Zukunft  Streitigkeiten  zu  erwarten, 
wenn  nicht  Bussland  und  Japan  freiwillig  ähnliche  Bestimmungen  erlassen.^) 

—  [Tatsächlich  sind  bereits  Schwierigkeiten  entstanden.^*)] 

964^.  —  [Abgesehen  von  den  gedachten  Schiedsfällen  gibt  es  noch 
andere,  die  sich  später  ereignet  haben  oder  von  denen  bereits  an  anderer 
Stelle  die  Bede  gewesen  ist.  Die  wichtigsten  sind  folgende:  —  Im  Jahre 
1897  erliess  F.  v.  Martens  einen  Schiedsspruch  zu  Gunsten  Englands  in 
einer  Angelegenheit,  die  England  und  die  Niederkoide  entzweit  hatte. 
Es  handelte  sich  um  das  australische  Schiff  Gosta-Bica-Packet,  dessen 
Kapitän  durch  niederländische  Behörden  festgenommen  worden  war  (S.  173). 

—  Eine  Grenzstreitigkeit  zwischen  England  und  Venezuela  wurde  im 
Jahre  1899  durch  schiedsrichterliches  Verfahren  erledigt  (No.  950).  —  Am 
10.  April  1897  unterzeichneten  Frankreich  und  Brasilien  einen  Schieds* 
vertrag,  wodurch  der  Begierung  des  schweizerischen  Bundes  die  Begelung 
eines  Streites,  der  seit  langen  Jahren  zwischen  den  beiden  Ländern 
wegen  eines  Gebietes  in  Guayana  bestanden  hatte,  übertragen  wurde. 
Der  schweizerische  Bundesrat  erliess  am  1.  Dezember  1900  eine  Ent- 
scheidung  zu    Gunsten  von    Brasilien.     Es   wurde    bestimmt,    dass  die 


1)  F.  TOD  Martens,  Le  tribunal  d'arbitrage  de  Paris  et  la  mer  territoriale,  R. 
D.  I.  F.,  t  I,  p.  32.  —  Rouard  de  Card,  op.  cit,  p.  1^.  —  Geffcken,  La  qnestion 
^es  pecheries,  R.  D.  L,  t.  XXII,  p.  280.  ~  La  question  d'Alaska,  R.  D.  I.,  p.  431.  — 
La  Tie  politiqae  k  T^tranger,  ann^es  1890,  p.  507;  1891,  p.  447.  —  Barclay^  La 
question  des  pecheries  dans  la  mer  de  Behring,  R.  D.  L,  t  XXV,  p.  417.  —  S.  auch 
No.  506  und  die  Anmerkung  dazu. 

2)  [Engelbardt,  De  Texecation  de  la  sentence  arbitrale  de  1898  sur  les  pecheries 
de  Behring,  R.  D.  I.  F.,  t  VI,  pp.  198  et  247.] 

*)  Deut9(hland  hat  am  4.  Deiember  187Ü  em  Bobbmkhmti^geietM  erkmen,  vgl  dam 
auch  die  Verardnmig  wm  29.  M&rg  1877. 
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Grenze  zwischen  Französisch-Gnayana  und  Brasilien  durch  den  Talweg 
des  Oyapoc  und  die  Wasserscheide  der  Flüsse  des  Amazonenbeckens, 
die  fast  ganz  durch  den  Gebirgsrücken  der  Tumuc-Humac  Berge  gebildet 
wird,  bestehen  solle;  somit  wurde  Brasilien  das  Eigentum  an  dem  bestritteneai 
Gebiete  zuerkaimt.^)  —  Im  März  1900  verurteilte  ein  Schiedsgericht  in 
Bern  die  portugiesische  Regierung,  an  England  und  an  die  Verein.  Staate 
die  Summe  von  15314000  Franken  zu  zahlen,  weil  Portugal  im  Jahre  1889 
die  von  Delagoa  nach  der  Grenze  von  Transvaal  führende  Eisenbahii  mit 
Beschlag  belegt  hatte.  —  Ein  Schiedsgericht  schlichtete  am  26.  Dezember 
1898  eine  Streitigkeit  zwischen  Belgien  und  England,  die  .sich  auf  die 
Ausweisung  eines  englischen  Untertans,  namens  Ben  Tillett,  aus  Belgien 
bezog.')  Die  Schiedssprechung  ist  audi  in  einem  Grenzstreite  zwischen 
Chile  und  Argentinien  angerufen  worden.*)  Eine  Grenzstreitigkeit  zwischen 
Haiti  und  der  dominikanischen  Republik  ist  durch  Abkommen  vom  3.  Juli 
1895  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  des  Papstes  unterbreitet  worden.^) 
Jttngsthin  hat  man  Schiedsg:erichte  zur  Beseitigung  der  Misshelligk^ten 
eingesetzt,  die  zwischen  Chile  und  verschiedenen  europäischen  Staaten 
wegen  der  Entschädigungen  entstanden  waren,  die  Chile  den  Untertanen 
jener  Staaten,  fttr  die  während  des  Bürgerkrieges  erlittenen  Einbussen 
schulden  sollte.')  Neuere  Verträge  vom  Jahre  1895,  die  zwischen  mehrein 
südamerikanischen  Bepubliken  (Honduras,  Guatemala,  Salvador)  geschlossen 
worden  sind,  haben  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  im  Falle  von  Streitig- 
keiten unter  ihnen,  ein  Schiedsgericht  anzurufen  sei.^  —  Der  FViedens- 
vertrag  zwischen  Griechenland  und  der  Türkei  vom  4.  Dezembw  1897 
enthält  den  fttr  die  Schiedssprechung  interessanten  Artikel  15.  Dieso* 
lautet:  Rollten  im  Laufe  der  Unterhandlungen  zwischen  Griechenland 
und  der  Tttrkei  (zum  Zwecke  des  Abschlusses  ergänzender  Vereinbarungen) 
Meinungsverschiedenheiten  entstehen,  so  können  die  Streitpunkte  von  der 
einen  oder  der  andern  der  beteiligten  Parteien  der  SchiecLBsprechung  Aet 
Bevollmächtigten  der  Grossmächte  in  Konstantinopel  unterstellt  w^en. 
Die  Entscheidungen  dieser  Bevollmächtigten  sollen  fttr  beide  Regierungen 
bindend  sein.  Diese  Schiedssprechung  kann  gemeinsam  oder  durch  besondere 
Bestimmung  der  Beteiligten  und  entweder  unmittelbar  oder  durch  Ver- 
mittlung besonderer  Delegierter  ausgettbt  werden.  —  Im  Falle  einer 
Stimmengleichheit  wählen  die  Schiedsrichter  einen  Obmann.''  —  Am 
10.  Januar  1897  unterzeichneten  die  Verein.  Staaten  von  Amerika  and 
Grossbritannien  einen  Vertrag,  der  fttr  die  gegenseitigen  Beziehungen  der 
beiden  Länder  ganz  allgemein  die  Bestellung  von  Schiedsgerichten  zur 
Erledigung  der  zwischen  diesen  Staaten  etwa  entstehenden  Streitigkeiten 
ins  Auge  fasste;  aber  die  Ratifikation  dieses  Vertrages  ist  am  5.  Mai 
desselben  Jahres  vom  Senate  der  Verein.  Staaten  verweigert  worden.^] 


1)  [Rouard  de  Card,  Le  differend  franco-bresilien  rdatif  k  la  d£limitation  des 
Guyanes,  K.  Ü.  I.  P.,  t  IV,  p.  277.  S.  auch  R.  D.  1.  P.,  t  IV,  Docoments  p.  1.  —  S.  E. 
D.  I.  P.,  t.  VIII.] 

2)  FR.  D.  I.  P.,  t  IV,  pp.  779  et  793  Anm.  1.] 

3)  [Alvarez,  La  Uieoiie  de  rarbitrage  permanent  et  le  conflit  de  limites  entre 
le  Chile  «t  la  Hipublique  Argentine.    R.  D.  i.  P.,  t  V,  p.  42i  et  8.] 

4)  [Poajol,  Le  diifereud  entre  Haiti  et  Saint-DomiDgue  au  si^et  de  lenn 
frontieres  nationales  R.  D.  I.  P.,  t  VII,  pp.  437  et  s.] 

5)  [R.  D.  L  P..  t  L  pp.  164  et  171;  t  II,  p.  388;  t  III,  p.  476.] 

6)  [R.  D.  L  P.,  t  111,  p.  602  et  s.] 

7)  [R.  D.  L  P.,  t  IV,  p.  418.J 
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§  6.  —  WUnsohe  und  Antrig«  zu  Quntton  der  SohMsvertrig«. 

966.  —  In  einer  grossen  Zahl  von  Ländern  sind  Vereine  ins  Leben 
getreten,  die  sich  die  Verbreitung  friedlicher  Bechtsanschauungen  zur 
Aufgabe  gesetzt  haben.  Sie  befürworten  natürlich  ganz  besonders  die 
Anrafung  der  Schiedssprechnng.^)  Wir  wollen  hier  nur  die  Arbeiten  des 
Instituts  für  Völkerrecht  erwähnen,  das  sich  in  seinen  Jahresyersammlongen 
zu  Genf  (1874),  im  Haag  (1875)  und  zu  Zürich  (1877)  mit  dem  Schieds- 
wesen  befasst  und  den  Entwart  eines  Reglements  in  27  Artikeln 
angenommen  hat.^)  —  Die  „Association  pour  la  r6forme  et  la  codiflcation 
du  Droit  des  gens*'  hat  anf  ihren  Versammlangen  zu  Genf;  im  Haag,  zu 
Antwerpen  usw.  Wttnsche  zu  Gunsten  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens 
ausgesprochen.*) 

Halbamtliche,  sog.  allgemeine  Kongresse,  sind  in  Paris  im  Jahre  1878 
und  1889,  in  London  1890,  in  Bom  1891,  in  Bern  1892  usw.  zusammen- 
getreten. —  Der  spanisch-amerikanische  Eechtskongress,  der  in  Madrid 
im  Oktober  und  November  1892  tagte,  hat  mehrere  Sitzungen  dieser  Frage 
gewidmet,  und  am  10.  November  1892  die  Erwartung  ausgesprochen,  dass 
die  schiedsrichterliche  Lösung  vom  lateinischen  Amei&a,  sowie  von 
Spanien  und  Portugal  angenommnn  werden  möchte.  —  Mitglieder  ver- 
schiedener Parlamente  haben  gleichfalls  sogenannte  interparlamentarische 
Konferenzen  veranstaltet,  die  in  Paris  1889,  in  London  1890,  in  Bom  1891 
usw.  abgehalten  worden  sind.^)  —  Im  Jahre  1875  trat  in  Paris  ein  Eongress 
von  englischen  und  französischen  Arbeitern  zu  Gunsten  des  Friedens  und 
der  Errichtung  internationaler  Schiedsgerichte  zusammen.^) 

966.  —  Seit  1873  wurden  in  den  Parlamenten  verschiedener  Länder 
zahlreiche  Anträge  gesteUt.  —  Die  einen  beschränkten  sich  darauf;  in 
unbestimmter  Weise  die  Anrufung  eines  Schiedsgerichts  zur  Lösung  inter- 
nationaler Zwistigkeiten  zu  empfehlen.  Andere,  die  genauer  gefasst  waren, 
forderten  die  Regierungen  auf,  entweder  in  jedem  Vertrage  auszubedingen, 
dass  Schwierigkeiten,  die  der  Vei*trag  veranlassen  könnte,  der  endgültigen 
Entscheidung  von  Schiedsrichtern  zu  unterwerfen  seien,  oder  sogar  besondere 
Schiedsgerichtsverträge  abzuschliessen.  —  Derartige  Anträge  wuitlen  ein- 
gebracht: im  französisdien  Parlament  am  21.  Januar  1887  und  am  21.  April 
1888  durch  Fr^diric  Passy  und  Genossen  —  im  italienischen  Parlament 
am  24.  November  1873  darch  Mancini,  dies  war  ein  geistreicher  Voi*schlag, 
dessen  praktischen  Wert  der  hervorragende  Bechtsgelehrte  klar  entwickelte 
—  im  englischen  Parlament  am  8.  Juli  1873  durch  M.  H.  Richard,^  der 
die  Errichtung  eines  allgemeinen  ständigen  internationalen  Schiedsgerichts 
vefürwortete.  Trotz  der  Einwendangen  Gladstones  wurde  der  Antrag 
angenommen.    Die  Königin  gab  dem  Parlament  eine  ausweichende  und  iro- 


1)  Rouard  de  Card  f&hrt  sie  in  seiDem  Werke:  Les  destinte  de  rarbitrago 
iDteniatiotiai  an. 

2)  R  D.  I.,  t  YII,  pp.  2S7  et  8.  —  Ronard  de  Card,  op.  dt  Appendlce  A  No.  2. 

3)  [Ein  iDtematioDaler  Friedens-  und  Freiheitsyerein  (Ligae  InternatioTiale  de 
lapaix  et  de  la  liberte)  hat  in  Genf  luden  Jahren  1878,  1874  n.  1»75  Veraammlungen 
abgebalten.  R.  D.  U  t  V,  p.  632  et  8.,  t  Vil,  p.  810.  S.  iber  Friedensvereine  R.  D. 
f.,  t  IV,  p.  357;  i  XXI,  p.  HB.] 

4)  Rouard  de  Card,  op.  cit.,  pp.  26  et  s.  —  [S.  über  die  Terschiedenen  Ver- 
aammlungen offiziöser  Rongreflse  zu  Gunsten  der  Schiedsgerichte,  R.  D.  I.  P.,  t  I, 
pp.  457  und  497;  t  II,  p.  542  et  544;  t  Hl,  pp.  460,  6»6  et  691;  t  IV,  p.  187,  778  et 
791;  t  VI,  p.  905.] 


5)  [R.  D.  U  t  VII,  p.  814.] 
6)[R.^    -        -■  - 


D.  I.,  t  V,  p.  629.] 
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nisclie  Antwort.  Nachdem  sie  yorsichert  hatte,  dass  es  stets  ihr  Bestrebet 
gewesen  sei,  internationalen  Streitigkeiten  dnrch  das  nnparträscbe  Urtefl 
befreundeter  Mächte  ein  Ende  zu  machen,  ftigte  sie  hinzn:  „Ich  werde  aack 
kfinftighm  unter  BerttcksichtiguQg  von  Zeit  und  umstanden  meiii  Ver- 
halten hiemach  einrichten,  so  oft  es  inOglich  erscheint,  dies  mit  Erfo^ 
tun  zu  können^  (Heiterkeit).  Erwähnt  seien  noch;  die  Anträge  im  ameri- 
kanischen Parlamente  vom  Juni  1874;  im  holländischen  Parlamente  toc 
24.  November  1874;  in  der  schwedischen  zweiten  Kammer  vom  21.  Man 
1874;  in  Belgien  vom  20.  Januar  1875;  im  dänischen  Beichatage  v(« 
18.  März  1875;  im  englischen  Oberhause  vom  25.  Juli  1887  (durch  dei 
Marquis  von  Bristol)  ;v  im  spanischen  Senate  vom  16.  Juni  1890  usw.^ 
pDie  Kardinäle  Gibbons,  Logue  und  Vaughan  haben  in  einem  Hirten- 
briefe von  1896  einen  Entwurf,  betreffend  die  Einsetzung  eines  ständiges 
Schiedsgerichts  veröffentlicht.]') 


§  7.  —  Sohledsgerlohts-Vertrlge  und  Kleuselfi. 

967.  —  A.  —  Zwei  Staaten,  die  einen  Vertrag  unterzeichnen,  sehen 
zuweilen  voraus,  dass  seine  Auslegung  Anlass  zu  Schwierigkeiten  gebei 
kann.  Sie  bestimmen  daher,  dass,  falls  dies  eintreten  sollte,  eine  schieds- 
richterliche Entscheidung  herbeizuführen  sei.  Sie  fügen  ihren  VertrSgen 
die  Schiedsvertragsklausel,  die  sogenannte  kompromissarische  Klausel  bd. 

Diese  Klausel  ist  in  der  I^axis  ziemlich  häufig  geworden,  nachdoi 
die  italienische  Regierung  auf  Grund  des  von  Mancini  am  24.  November 
1873  im  italienischen  Parlament  gestellten  Antrages  das  Beispiel  hiem 
gegeben  hatte.  Mancini  hatte  nämlich  den  Minister  des  Auswärtige 
Visconti-Venosta,  ersucht,  in  Zukunft  in  die  Verträge  die  Bestimmnng  auf- 
zunehmen, dass  Schwierigkeiten  bei  der  Auslegung  und  der  Ausführung  voa 
Verträgen  einem  Schiedsgerichte  unterbreitet  werden  sollten.  —  Dem  von 
Italien  gegebenen  Beispiele  folgten  die  andern  Staaten. 

Die  kompromissarische  Klausel  findet  sich  fast  mit  demselben  Wort- 
laute in  den  Handels-  und  SchifEahrtsverträgen,  die  Italien  mit  Belgien 
(11.  Dezember  1882,  Artikel 20),  Montenegro  (16./28.  März  1883,  Artikel  17., 
England  (15.  Juni  1883),  Griechenland  (1.  April  1889)  und  mit  der 
Schweiz  (19.  April  1892)  abgeschlossen  hat,  —  femer  in  dem  Vertrage 
zwischen  Frankreich  und  Ecuador  (12.  Mai  1888,  Artikel  1),  —  in  doi 
Postvereinsverträgen  (Bern,  9.  Oktober  1874,  Art.  16  und  Paris,  1.  Juni 
1878,  Art.  17),  —  in  den  Grenzberichtigungsverträgen  zwischen  Portng&I 
und  dem  Eongostaate  (25.  Mai  1891,  Artikel  4  und  6)  und  zwischen 
Portugal  und  England  (14.  Mai  1891). 

Wie  jede  beliebige  andere  Vertragsbestünmnng,  so  bildet  die  kompro- 
missarische Klausel  ein  Gesetz  für  die  vertragschliessenden  Parteien. 
Diese  könnten  sich  ihr  nur  unter  Verletzung  des  positiven  Völkerrechts 
entziehen.  Aber  die  Klausel  hat  keinen  grossem  oder  geringem  Wert 
und  verpflichtet  weder  mehr  noch  weniger,  als  die  Verträge  im  allgemeinen. 
Gewöhnlich  bestimmen  die  Verträge,  die  die  gedachte  Klausel  enthalten, 
die  Organisation  der  Schiedssprechung,  die  Zahl  der  Schiedsrichter,  die 
Art  und  Weise  ihi*er  Wahl,  das  Verfahren  usw. 


1)  ri.  I.  P.,  t  XIV*  p.  42S.] 

2)  [S.  noch  tber  die  Kundgebungen  in  den  Parlamenten,  R.  D.  I.,  t  VIl,  p.  79; 
t  X,  p.  661.  —  R.  D.  I.  P.,  t  1,  pp.  160  et  161;  t.  ü,  pp.  468,  464  et  54^   Ann.] 

8)  [R.  D.  L  P.,  t  m,  p.  884.] 
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[Bei  der  Anwendung  der  kompromissarischen  Elansel  entstanden  im 
Jahre  1894  Sdiwierigkeiten  zwischen  Italien  nnd  der  Schweiz  wegen  einer 
Streitigkeit,  die  durch  das  italienische  Dekret  vom  8.  November  1893 
hervorgerufen  worden  war.  Dieses  schrieb  die  Zahlung  der  Zollabgaben 
in  Mel^geld  vor.  Die  Schweiz  war  der  Ansicht,  dass  das  Dekret  den 
Bestimmungen  des  italienisch-schweizerischen  Vertrages  vom  19.  April  1892 
widerspreche.!)] 

968.  —  B.  —  Einige  Staaten  sind  angesichts  der  Vorhaltungen  von 
Publizisten,  unter  dem  Einflüsse  von  Eongressbeschlttssen  und  dem  Drucke 
parlamentarischer  Anträge  einen  Schritt  weiter  gegangen:  sie  haben  die 
Ikompromissarische  Klausel  verallgemeinert  und  sie  zu  einer  selbständigen 
Bedeutung  erhoben,  indem  sie  sich  gegenseitig  verpflichteten,  Streitigkeiten 
verschiedener  Art  dem  Urteile  von  Schiedsrichtern  zu  untersteUen.  Diese 
Abkommen  bezeichnet  man  meistens  mit  einem  nicht  glttcklichen,  aber 
gebräuchlichen  Ausdrucke  als  allgemeine  oder  permanente  Schiedsverträge 
(traitäs  d'arbitrage  permanent). 

Solche  Schiedsverträge  waren  bis  1882  ziemlich  selten.  Seit  diesem 
Jahre  wurden  sie  zahlreicher.  „Die  Bewegung  beginnt  bei  den  Bepubliken 
Hittelamerikas;  sie  ei^eift  bald  die  Staaten  Nord-  und  Südamerikas  und 
springt  sogar  nach  Europa  über.^^ 

Es  seien  hier  erwähnt:  Der  Vertrag  vom  17.  Februar  1872  zwischen 
den  Bepubliken  von  Costa-Bica,  Guatemala,  Honduras  und  Salvador 
(Artikel  3).  —  Die  von  Salvador  mit  Guatemala  (am  31.  März  1876 
(Art.  11)),  Honduras  (am  31.  März  1878  (Art.  34)),  Nikaragua  (am  17.  No- 
vember 1883  (Art,  33)),  Costa-Bica  (am  8.  November  1882  (Art.  2)),  sowie 
mit  Guatemala  und  Honduras  (am  12.  September  1885  (Art.  30)),  ab- 
geschlossenen Verträge.  —  [S.  auch  oben  No.  964  ^] 

Die  Abkommen  sind,  wie  man  sieht,  auch  zwischen  denselben  Staaten 
erneuert  worden.  Dies  sind  aber  noch  nicht  alle  Verträge.  —  Zu  Anfang 
des  Jahres  1889  schlössen  die  fttnf  Bepubliken  Mittel-Amerikas  eine  neue 
Übereinkunft,  worin  sie  sich  verpflichteten,  für  den  Fall,  dass  Streitig- 
keiten zwischen  ihnen  entstehen  sollten,  nicht  zu  den  Waffen  zu  greifen, 
sondern  die  Entscheidung  eines  Schiedsgerichts  anzurufen.  Als  Schieds- 
richter sollte  einer  der  folgenden  Staaten  gewählt  werden:  die  Verein. 
Staaten,  Argentinien,  Chile,  Mexiko,  die  Schweiz  oder  eine  der  europäischen 
Grossmächte.  —  Der  ganze  Vertrag  war  umsonst.  Ein  langer,  blutiger 
Krieg  entzweite  Salvador  und  Guatemala.  —  Nach  einigen  Monaten  unter- 
zeichneten die  Eriegsparteien  am  5.  November  1890  einen  Friedensvertrag, 
worin  sie  —  unter  völliger  Verleugnung  ihres  bisherigen  Verhaltens  — 
von  neuem  ihren  Willen  aussprechen,  sich  im  Falle  künftiger  Misshellig- 
keiten einem  Schiedssprüche  zu  unterwerfen.  In  den  Artikeln  5,  6  und  7 
wird  die  Ernennung  der  Schiedsrichter  und  das  Verfahren  geregelt.  Ar- 
tikel 8  zählt  die  Streitigkeiten  auf,  derentwegen  die  Schiedssprechung  sei 
es  für  beide,  sei  es  nur  für  eine  Vertragsmacht  obligatorisch  sein  soll. 
Ausgenonmien  sind  die  Fragen,  die  nach  dem  ausschliesslichen  Urteile  des 
einen  der  in  den  Streit  verwickelten  Staaten  dessen  Autonomie  und  Un- 
abhängigkeit gefährden  würden.  Wegen  dieser  Fragen  soll  die  Schieds- 
sprechung fOr  diese  Nation  fakultativ,  fttr  die  andere  Partei  jedoch  obli- 
gatorisch sein.*) 

1)  [S.  hierüber  R.  D.  I.  P.,  t  I,  pp.  Sl  et  279.  —  S.  auch  einen  Artikel  yon 
Berney,  R.  D.  L,  t.  XXVT,  p.  204.] 

2)  Ronard  de  Card,  op.  cit,  eh.  VII,  p.  iSS. 

3)  ArchiTes  diplomatiqnes,  1891,  t  1,  p.  964. 
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Da  die  voranfgegangenen  Verträge  ohne  Wirkung  gewesen  siBd,  » 
kann  man  kanm  annehmen,  dass  das  letzte  Abkonmien  Erfolg  iiab^i  ok 
in  Zokunft  geachtet  werden  wird. 

Salvador  hat  sich  nicht  damit  begnttgt  derartige  (nicht  erlUlte)  at 
gemeine  Schiedsverträge  mit  den  Bepnbliken  Mittelainerikas  zu  schliesaa 
Es  hat  auch  solche  mit  südamerikanischen  Staaten  vereiBbart:  so  sc 
Eolombien  am  24.  Dezember  1880,  mit  der  Dominikanischen  BepubUk  aa 
3.  Jnli  1882,  mit  Uruguay  am  7.  Februar  1883  und  mit  Venezaela  aa 
27.  August  1883. 

969.  —  Ein  Vertrag  von  grosserer  Bedeutung  war  der  vom  28.  Apri 
1890.  Wir  ha,ben  bereits  den  in  Washington  abgehaltenen  Panamerikanischei 
Kongress  (18.  November  1889  bis  20.  April  1890)  erwähnt  (No.  814).  - 
Ein  Ausschuss  arbeitete  einen  Schiedsgerichts-Entwurf  aus,  der  von  des 
Delegierten  Chiles  zurückgewiesen  wurde.  Sie  vermöchten  sich  nicht  der 
Täuschung  hinzugeben  —  so  itthrten  diese  aus  —  zu  glauben,  d^ 
Streitigkeiten,  die  unmittelbar  die  Ehre  oder  die  Würde  einer  Nati« 
berührten,  dem  Urteile  Fremder  und  der  Entscheidung  von  Schiedsrichteru 
anvertraut  werden  würden.  In  solchen  Fällen  sähe  man  sich  nicht  nadi 
Bichtem  um,  die  darüber  zu  befinden  hätten,  ob  eine  Nation  berechtigt  sei 
ihre  Würde  zu  wahren  und  ihre  Ehre  hoch  zu  halten.  Diese  beiden  Gflte 
würden  viehnehr  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Angriffs-  und  Verteidigung^ 
mittein  geschützt  werden,  und  es  sei  nicht  vermessen,  zu  behaupten,  dass 
ein  Land,  das  geneigt  sei,  solche  Fragen  dem  Zufalle  einer  schiedsricbt^- 
liehen  Entscheidung  zu  überlassen,  seine  Daseinsberechtigung  verwirke. 
Ausserdem  könne  eine  solche  Verpflichtung  von  dem  Staate,  der  sie  über- 
nommen habe,  späterhin  ungestraft  verleugnet  werden.^) 

Trotz  dieser  Einwendungen  wurde  der  am  18.  April  1890  ange- 
nommene Schiedsvertrag  am  28.  April  1890  von  den  Vertretern  der  zdm 
Republiken  unterzeichnet.  Die  andern  haben  später  ihren  Beitritt  »klart 
Der  Vertrag  besteht  aus  19  Artikeln,  deren  wichtigste  wir  im  folgendes 
mitteilen.^  —  „Art.  1.  Die  durch  dieses  Abkommen  vereinigten  Sepo- 
bliken  erkennen  die  Schiedssprechung  als  einen  Grundsatz  des  amerikaniscbefi 
Völkerrechts  zur  Erledigung  aller  Zwistigkeiten,  Streitfälle  oder  Meinungs- 
verschiedenheiten an,  die  zwischen  zwei  oder  mehrern  von  ihnen  ent- 
stehen könnten.  —  Art.  2.  Die  Schiedssprechung  ist  bei  allen  Streitig- 
keiten, die  sich  auf  diplomatische  oder  konsularische  Vorrechte,  auf  die 
Grenzen,  das  Staatsgebiet,  Schadenersatzansprüche,  SchifEahrtsberechti- 
gungen  sowie  auf  die  Gültigkeit,  die  Auslegung  oder  die  Ausführong  vos 
Verträgen  beziehen,  obligatorisch.  —  Art.  3.  Die  Schiedssprechung  ist 
gleichfalls  in  allen  andern,  als  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähntefi 
Fällen  obligatorisch,  welches  auch  die  Entstehung,  die  Art  oder  der 
Gegenstand  des  Streites  sei,  unbeschadet  der  im  folgenden  Artikel  ge 
machten  Ausnahme.  —  Art.  4.  Die  einzigen  Fragen,  die  von  den  Be- 
stimmungen der  voraufgehenden  Artikel  ausgenommen  sind,  sind  diejenigen, 
die  nach  dem  Dafürhalten  einer,  der  am  Streite  beteiligten  Natiosec 
deren  Dasein  geiährden  könnten.  In  diesem  Falle  ist  die  Schiedssprechung 
für  diese  Nation  fakultativ,  aber  wenn  sie  sie  anruft,  ist  sie  f&r  die 
Gegenpartei  obligatorisch.  —  Art.  18.  Dieser  Vertrag  bleibt  20  Jahit 
lang  in  Kraft,  von  dem  Austausche  der  Ratifikation  ab  gei'echnet.    Es 


1)  Pradier-Fod6re,  L'arbitrage  devant  la  Conference  internationale  amMctiDe 
de  Washington,  R.  D.  I.,  t  XXn.  p.  537. 

2)  Der  Text  findet  sich  bei  Rouard  de  Card,  op.  dt,  Documenta;  F.  No.  1. 
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findet  eine  stillschweigende  Verlängenmg  statt.  Die  Ettndigangsfrist 
beträgt  ein  Jahr.  —  Artikel  19.  J^e  andere  Nation  kann  den  Vertrag 
annehmen  and  sich  an  ihm  beteiligen,  wenn  sie  ein  nnterzeichnetes 
Exemplar  der  Begierang  der  Verein.  Staaten  behändigt,  die  den  andern 
Tertragschliessenden  Parteien  hiervon  Mitteilang  machen  wird." 

Dieses  wichtige  Abkommen  hat  alle  Anhänger  der  Schiedssprechnng 
mit  grossen  HofEhongen  erfüllt;  aber  schon  bald  nach  dem  Abschlasse  des 
Vertrages  hörte  man  leider  trotz  aller  friedlichen  Abmachungen  den  Donner 
der  Kanonen.  Salvador  and  Guatemala  griffen  zu  den  Waffen  and  es  kam 
zn  einem  blutigen  Kampfe  zwischen  ihnen.  —  Im  Januar  und  Februar  1894 
gerieten  Nikaragua  und  Honduras  miteinander  in  Krieg.  Hatte  man  vor- 
her die  Schiedssprechnng  angerufen?  Unseres  Wissens  erfolgte  nichts 
dergleichen. 

969^.  —  [Eine  kompromissarische  Klausel  ist  dem  anb25.  Februar  1893 
von  Japan  und  Slam  unterzeichneten  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsvertrage  beigefügt  worden  (R.  D.  I.,  t.  I  (2  s6rie)  p.  93).] 

969  ^  —  [Allgemeinen  Schiedsvertragsklauseln  begegnet  man  gleich- 
falls in  mehrern  von  europäischen  Mächten  abgeschlossenen  Verträgen. 
Belgien  hat  deren  sechs  unterzeichnet:  mit  den  HawaMnseln  (4.  Oktober 
1862,  Art.  26),  mit  Siam  (29.  August  1868,  Art.  24),  mit  der  südafrika- 
nischen Bepublik  (3.  Februar  1876,  Art.  14),  mit  Venezuela  (1.  März  1884, 
Art.  2),  mit  Ecuador  (5.  März  1887,  Art.  2)  und  mit  dem  Oranje-Freistaat 
(27.  Dezember  1894,  Art.  14).  —  Dänemark  hat  nur  einen:  mit  Venezuela 
(19.  Dezember  1862,  Art.  26).  —  Spanien  hat  vier:  mit  Venezuela  (20.  Mai 
1882,  Art.  14),  mit  Ecuador  (23.  Mai  1888,  Art.  5),  mit  Kolumbien 
(28.  April  1894,  Art.  1)  und  mit  Honduras  (19.  November  1894,  Art.  2). 
—  Die  Niederlande  haben  einen  solchen  mit  Portugal  (5.  Juli  1894).  — 
Die  Schweiz  hat  solche  mit  den  Hawal-Inseln  (20.  Juli  1864,  Art.  12), 
mit  Salvador  (30.  Oktober  1883),  mit  der  südafrikanischen  Bepublik 
(6.  November  1885,  Art.  11),  mit  Ecuador  (22.  Juni  1888,  Art.  4)  und 
mit  dem  Kongostaate  (16.  November  1889,  Art.  13).] 

[Besondere  Erwähnung  verdient  der  von  Italien  mit  Argentinien  am 
23.  Juli  1898  abgeschlossene  Vertrag  (s.  Art.  1).*)] 

[Es  sei  auch  noch  an  den  permanenten  Schiedsvertrag  erinnert,  den 
die  Verein.  Staaten  von  Amerika  und  Grossbritannien  am  10.  Januar  1897 
unterzeichnet  haben,  der  aber  ohne  Wirkung  geblieben  ist,  weil  der  ame- 
rikanische Senat  die  Batiflkation  verweigert  hat  (No.  964 1).]  Frankreich 
sehloss  mit  England  am  14.  Oktober  1903  und  mit  Italien  am  25.  Dezember 
desselben  Jahres  einen  allgemeinen  Schiedsvertrag  auf  die  Datier  von  fünf 
Jahren  ab.  Nach  diesen  Verträgen  sollen  Streitigkeiten  rechtlicher  Natur 
oder  solche,  die  sich  auf  die  Auslegung  der  zwischen  den  Signatarrnächten 
bestehenden  Verträge  beziehen,  insoweit  sie  weder  die  Lebensinteressen  noch 
die  Unabhängigkeit  noch  die  Ehre  der  vertragsehliessenden  Staaten  betreffen 
und  auch  die  Interessen  dritter  Staaten  nicht  berühren,  dem  ständigen 
Haager  Schiedshöfe  unterbreitet  werden. 

970.  —  Diese  verschiedenen  Verträge  bilden  augenscheinlich  einen 
wirklichen  Fortschritt,  denn  sie  begründen  für  die  Signatarstaaten  die 
positive  Bechtspflicht,  nicht  nur  die  moralische  Verbindlichkeit,  die  Schieds- 
sprechnng anzurufen.  Aber  auch  dieser  Pflicht  steht  keine  andere  Sanktion 
zur  Seite  als  die,  die  alle  andern  völkerrechtlichen  Pflichten  begleitet.  — 


1)  [Gorsi,  Un  nouveau  traiM  d'arbitrage  permanent,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  pp.  5 
et  8.  —  S.  noch  R.  D.  L  P.,  t  V,  p.  868.] 
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Hi^Hber  darf  man  gich  nicht  tSnschen.  Die  BrfUliing  dieser  Piidit  wiM 
Ton  dem  guten  Willen  der  Staaten  abbSngeni  die  miteinander  in  Str«it 
geraten  sind.  Es  liegt  anf  der  Hand,  dass  die  Staaten,  die  soldie  Ab- 
kommen getroffen  haben,  nur  dann  die  Schiedssprechnng  anmfrä  wertM, 
wenn  sie  glauben,  dass  die  streitigen  Interessen  wedor  ihre  Ehre,  ftocii 
ihre  ünabh&ngigkeit,  noch  ihre  SouTeränit&t  gefährden,  oder  wemi  sie 
befürchten,  dass  ein  Krieg  ein  zu  grosses  Wagnis  und  eine  sn  groMe 
Oeftkhr  fOr  sie  sein  werde.  Letzteres  war  der  Fall  bei  der  Alabama-An- 
gelegenheit; eine  heilsame  Furcht  hielt  England  und  die  Verein, 
zurück  und  ersparte  beiden  Staaten  und  deren  Untertanen 
Verluste. 

„Publizisten,  Bechtsgelehrte  und  Gesetzgeber  empfinden  heutzatage 
eine  übertriebene  Neigung  für  die  Schiedssprechung.  Man  begehrt  die 
Einrückung  der  kompromissarischen  Klausel  in  alle  Verträge,  welclie 
Fragen  sie  auch  regeln  mOgen.  Die  Regierungen  stellen  sich  ailerdings 
taub;  vielleicht  tun  sie  nicht  unrecht  daran.  Denn  wenn  es  auch  Fragen 
gibt,  die  der  Schiedssprechung  unterworfen  werden  können,  so  gibt  es 
doch  auch  andere,  zu  deren  LOsung  Schiedsrichter  niemals  berufen  werdoi 
und  berufen  werden  können  .  .  .  Ein  Staat  kann  ebensowenig  wie  ein 
Mensch  die  Wahrung  seiner  Ehre  und  seines  Lebens  der  Fürsorge  anderer 
anvertrauen."*) 

970  ^  —  [Wie  hat  sich  die  Haager  Friedenskonferenz  von  1899  zv 
obligatorischen  Schiedssprechung  verhalten?  Die  Konferenz  hat  sie  nament- 
lich auf  Grund  des  Widerspruchs  Deutschlands  abgelehnt:  Die  durch  das 
Abkommen  vom  29.  Juli  1899  begründete  Schiedssprechung  ist  lediglich 
fakultativ.  Trotzdem  wurde  die  Frage  der  obligatorischen  Schiedssprechnng 
auf  der  Konferenz  aufgeworfen  und  sogar  in  dem  Abkommen  behandelt.  — 
Artikel  19  des  Abkommens  vom  29.  Juli  behält  den  Mächten  ansdrttckUch 
die  Befugnis  vor,  einzeln  unter  sich  obligatorische  Schiedsverträge  n 
schliessen.  Der  Artikel  19  lautet:  „Unabhängig  von  den  allgemeinen  und 
besondem  Verträgen,  die  schon  jetzt  den  Signatarmächten  die  Ver- 
pflichtung zur  Anrufiing  der  Schiedssprechung  auferlegen,  behalten  diese 
Mächte  sich  vor,  sei  es  vor  der  Ratifikation  des  vorliegenden  Abkommens 
oder  später,  neue  allgemeine  oder  besondere  Übereinkommen  abzuschliessen, 
um  die  obligatorische  Schiedssprechung  auf  alle  Fälle  auszudehnen,  die 
ihr  nach  ihrer  Ansicht  unterworfen  werden  können".] 

[Russland  hatte  im  Laufe  der  Verhandlungen  den  Antrag  gestellt, 
die  obligatorische  Schiedssprechung  bei  einer  gewissen  Zahl  bestimmter 
Fälle  zuzulassen.  Einige  Artikel  seines  Entwürfe  seien  hier  erwähnt: 
„Art.  10.  Nachdem  dies  Abkommen  von  allen  Signatarmächten  ratifiziert 
worden  ist,  ist  die  Schiedssprechung  in  folgenden  Fällen,  soweit  diese 
weder  die  wesentlichsten  Interessen  noch  die  nationale  Ehre  der  votrag- 
schliessenden  Staaten  berühren,  obligatorisch:  I.  Im  Falle  von  Meinungs- 
verschiedenheiten oder  Streitigkeiten,  betreffend  Gteldschäden,  die  ein 
Staat  oder  dessen  Untertanen  durch  unerlaubte  Handlungen  oder  dnreh 
Fahrlässigkeit  eines  andern  Staates  oder  dessen  Untertanen  erlitten  haben, 
n.  Im  Falle  von  Meinungsverschiedenheiten  Ober  die  Auslegung  und 
Oeltendmachung  der  nachstehend  erwähnten  Verträge  und  Abkommen: 
1.  Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahnverträge  und  -Abkommen,  sowie  die 
Verträge,  die  sich  auf  den  Schutz  der  unterseeischen  Telegraphenkabd 


1)  Chr^tien,  Pre&ce  du  droit  iuternationai  codifi^  de  Pasquale  Fiore.  — 
Rouard  de  Card,  Les  destin^es  etc.  p.  218. 
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beiiidhen;  BiBstiiiimiiiigen,  betreffend  die  Miunregehi  zur  yerhtttimg  von 
SdiiibzttMiiimetistSsseii  auf  offenem  Meere;  Abkommen,  betreffend  die 
Schiffahrt  anf  internationalen  Flössen  nnd  interozeanischen  EanUte. 
2.  Abkommen,  betreffend  den  Sehnte  des  literarischen  nnd  künstlerischen 
Eigentums,  sowie  des  gewerblichen  Eigentums  (Erfinderpatente,  Fabrik- 
marken, Warenzeichen  und  Firmen);  Httnz-  nnd  Mass-Abkommen;  sanitäre, 
veterin&re  Abkommen  sowie  solche  gegen  die  Phylloxera.  3.  Abkommen, 
betreffend  die  Erbfolge  nnd  betreffend  die  gegenseitige  Eechtshilfe. 
4.  Grenzabkommen,  soweit  sie  sich  nur  auf  rein  technische  und  nicht 
politische  Fragen  beziehen.  —  Art.  11.  Die  Aufzählung  der  in  dem  vor- 
hergehenden Artikel  erwähnten  Fälle  kann  durch  spätere  Vereinbarung 
zwischen  den  Signatarmächten  dieses  Abkommens  ergänzt  werden.  Ausser- 
dem kann  jede  dieser  Mächte  mit  einer  andern  eine  besondere  Verein- 
barung treffen,  um  die  Schiedssprechung  ffir  die  gedachten  FäUe  schon 
vor  der  allgemeinen  Ratifikation  obligatorisch  zu  machen,  sowie  auch,  um 
ihre  Zuständigkeit  auf  alle  die  Fälle  auszudehnen,  die  sie  ihr  zu  unter- 
werfen fftr  möglich  erachten  wird."] 

[Bin  anderer  der  Konferenz  von  Asser  (dem  Delegierten  fUr  die 
Niederlande)  und  von  Benault  (dem  Delegierten  für  Frankreich)  unter- 
breiteter Entwurf  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Die  Schiedssprechung  ist 
für  die  Signatarmächte  in  folgenden  Fällen,  soweit  diese  weder  die  natio- 
nale Ehre  noch  die  wesentlichsten  Interessen  der  Mächte  berühren,  obU- 
gatorisch:  I.  Im  Falle  von  Meinungsverschiedenheiten  oder  Streitigkeiten, 
die  sich  auf  Geldschäden  beziehen,  n.  Im  Falle  von  Meinungsverschieden- 
heiten oder  Streitigkeiten,  die  die  Auslegung  oder  die  Geltendmachung 
der  nachstehend  erwähnten  Abkommen  berfihren:  1.  Post-,  Telegraphen- 
und  Telephon-Abkommen;  2.  Abkommen,  die  den  Schutz  der  unterseeischen 
Telegraphenkabel  betreffen;  S.  Abkommen,  betreffend  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr; 4.  Abkommen  und  Besthnmungen,  betreffend  die  Massregeln  zur 
Verhütung  von  SchifbzusammenstOssen  auf  offenem  Meere;  5.  Abkommen, 
betreffend  die  Fürsorge  von  Kranken  und  Verwundeten  in  Eriegszeiten; 
6.  Abkommen,  betreffend  den  Schutz  von  literarischen  und  künstlerischen 
Werken,  sowie  betreffend  das  gewerbliche  Eigentum  (Erfinderpatente, 
Fabrikmarken,  Warenzeichen,  Firmen);  7.  Abkommen,  betreffend  das  Mass- 
und Gewichtswesen;  8.  Abkommen,  betreffend  die  unentgeltliche  gegen- 
seitige üntersttttzung  hilfsbedürftiger  Kranken;  9.  Abkommen,  betreffend 
das  Sanitätswesen;  10)  Abkommen  gegen  die  Phylloxera  und  Viehseuchen; 
11.  Auslieferungsabkommen;  12)  Grenzabkommen,  soweit  sie  teclmische 
und  nichtpolitische  Fragen  berühren.^  i)] 


Zweiter  Abschnitt. 

Internationale  Untersuchungskommissionen. 

970  ^  —  [Das  Haager  Abkommen  zur  friedlichen  Erledigung  inter- 
nationaler Streitfälle  vom  29.  Juli  1899  hat  im  Titel  III,  Art.  9—14  ein 
neues  Mittel  eingeführt,  um  Zerwürfnisse  zwischen  zwei  Staaten  in 
gütlicher  Weise  beizulegen,  nämlich:  die  internationalen  Untersuchungs- 
kommissionen.     Es  ist  ein  Mittel,   das  sich  hauptsächlich  dazu  eignet, 

1)  (de  Lapradelle,  La  OoDfifitence  de  la  Paix,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  pp.  776 
et  8.  —  M erignhac,  La  Gonttrence  internationale  de  la  Paiz  1900,  pp.  800  et  8.] 
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Streitigkeiten  ttber  Tatfragen  zu  schlichten  (wie  beispielsweise  Chreaz- 
zwischeniälle,  strafbare  Handlung  u.  dergl.)  Artikel  9  bestimmt:  ^Ba 
internationalen  Streitigkeiten,  die  weder  die  Ehre  noch  wesentliche  Inter- 
essen berühren  und  einer  verschiedenen  Würdigung  von  Tatsachen  ent* 
springen,  erachten  die  Signatarmächte  es  fttr  nützlich,  dass  die  Parteiei, 
die  sich  auf  diplomatischem  Wege  nicht  haben  einigen  können,  soweit  es 
die  Umstände  gestatten,  eine  internationale  üntersuchungskommission  eio- 
setzen  mit  dem  Auftrage,  die  Lösung  dieser  Streitigkeiten  zu  erleichtern, 
indem  sie  durch  eine  unparteiische  und  gewissenhafte  Prüfung  die  Tat- 
fragen aufklären^.  —  Die  internationalen  UntersuchungskommiBsioneB 
werden  durch  besonderes  Abkommen  der  streitenden  Teile  gebildet.  Das 
Untersuchungsabkommen  bestimmt  die  zu  untersuchenden  Tätsachen  und 
den  Umfang  der  Befugnisse  der  Kommissare.  Es  regelt  das  Verfahret 
Die  Untersuchung  erfolgt  kontradiktorisch.  Die  zu  wahrenden  Formeo 
und  Fristen  werden,  soweit  sie  nicht  durch  das  Untersuchungsabkommeü 
festgesetzt  sind,  durch  die  Kommission  selbst  bestimmt  (Art.  10).  —  Die 
internationalen  Untersuchungskommissionen  werden,  sofern  nicht  eiB 
anderes  verabredet  worden  ist,  aus  Mitgliedern  gebildet,  die  von  des 
Pai*teien  nach  ihrem  Belieben  ernannt  oder  von  ihnen  unter  den  Mit- 
gUedem  des  durch  das  Abkommen  vom  29.  Juli  1899  errichteten  ständigen 
Sehiedshofes  gewählt  werden  (No.  950*).  In  Ermanglung  einer  Bildung 
des  Schiedsgerichts  durch  unmittelbare  Yerständigung  der  Parteien  wird 
in  folgender  Weise  verfahren:  Jede  Partei  ernennt  zwei  Schiedsrichter 
und  diese  wählen  gemeinschaftlich  einen  Obmann.  Bei  Stimmengleidiheit 
wird  die  Wiüil  des  Obmanns  einer  dritten  Macht  anvertraut,  ül^  deren 
Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen.  Kommt  eine  Einigung  hierüber 
nicht  zu  Stande,  so  bezeichnet  jede  Partei  eine  andere  Macht  und  die 
Wahl  des  Obmanns  erfolgt  durch  die  so  bezeichneten  Mächte  in  Über- 
einstimmung. Die  streitenden  Mächte  verpflichten  sich,  der  internationalen 
Untersuchungskommission  in  dem  weitesten  Umfange,  den  sie  fttr  mOglich 
halten,  alle  zur  vollständigen  Kenntnis  und  genauen  Würdigung  der  in 
BVage  konunenden  Tatsachen  notwendigen  Mittel  und  Erleichterungen  zu 
gewähren  (Art.  12).  —  Die  internationale  Untersuchungskommission  legt  den 
streitenden  Mächten  ihren  von  aUen  Mitgliedern  der  Kommission  unterzeich- 
neten Bericht  vor  (Art.  13).  —  Der  Bericht  derintemationalenUntersuchongS' 
kommission,  der  sich  auf  die  Feststellung  der  Tatsachen  beschränkt,  hat 
in  keiner  Weise  die  Bedeutung  eines  Schiedsspruchs.  Er  lässt  den  Mächten 
voUe  Freiheit  in  Ansehung  der  Folge,  die  dieser  Feststellung  zu  geben 
ist  (Art.  14).  0] 


Zweites  Buch. 


Zwangsmittel. 

(Barclay.  Lm  Uocds  pacUlques,  B.  D.  L,  t  XXIX,  p.  474.  —  Baty.  Le«  bloeiis  paeifl^iiM,  B.  D,  L, 
tXXX,  p.606.  —  Berner.  Artikel  Bepreesaliea.  Betorsion  In  Blnntschlie  WOrlerbneh.  -  BnlBerine^ 
nu  blocna  paeifiqne.   J.  I.  P^  t  XI,  p.560.  —  Artikel  BepresBalien,  Beehtslexikon  Ton  Holtsendortt  - 

1)  {de  Lapradelle,  La  Conf&reDce  de  la  Paix,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  pp.  767.  - 
M^ringhac,  La  Conf(§rence  internationale  de  la  Paix,  1900,  p.  279  et  s.] 
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HynkerBhoek.  QnesttoneB  JuiB  pabllel,  Üb.  I,  94.  —  Cftrnasza  AmarL  Del  blooco  nuurittlino,  1897, 
f.  958.  ~  CftBehy.  Le  DroH  nuuriUme  internaliona],  1862,  1. 1,  pp.  9S5  et  8.,  859  et  s.  —  Deejardins.  Droit 
eonmercial  maritime,  t  L  —  Dinner.  DlBpatatio  de  repreefBallia,  161S.  •—  Falcke.  Die  Banptperioden  der 
ioeenaanten  Priedensblockaden,  1891.  —  Paul  Fanehille.  Le  bloeaa  maritime,  1882,  eh.  Ii,  aeetion  Ire, 
p.88.  —  Qef  f  eken.  Le  bloeoa  paeUiqne,  B.  D.  U  t  XIX,  p.  877.  —  La  Pnmce  en  Chine  et  le  Droit  inter- 
national, R.  D.  L,  tXyn,  p.  14&.  —  Oeaaner.  Le  droit  den  neatrea  aar  mer,  1876,  pp.384  k  240.  —  Oorer. 
The  pacificblockadeof  Crete,  The  Law  magaaine  and  Review,  t.  804,  p,  181.  —  Grotiae.  op.  dt,  Ut.  Y,  cap.  2. 
—  Hann.  De  repreealiia,  18&6.  —  Hantefenille.  Histoire  dea  origlnea  .  .  .  dn  Droit  maritime  intenationaL, 
1869.  pp.  886  et  8.  —  Dea  droita  et  dea  doToira  dea  naüona  nentree,  1868,  tu,  ttt.  IX,  pp.  259  et  s.  — 
Holland.  Lettre  an  Timee  da  8  mara  1897.  —  Karseboom.  De  detenüone  naviam  qna  dldtar  embargo, 
1840.  ~  Lafargne.  Lea  reprtoaiUea  en  temps  de  paix,  1899.  ~  Ch.  t.  Martena.  Caaaea  c416bre8,  t.  Q, 
pp.  151  et  8.  —  De  Maa-Latrie.  Da  droit  de  marqae  et  da  droit  de  reprtoailleB,  1866.  —  Nlcolello. 
Lembargo  nel  dirltto  intemasionale  e  nel  dirltto  commerciale.  —  Nys.  Origlnea  da  Droit  international, 
1894,  pp.  62  et  a.  >-  Ortolan.  Diplomatie  de  la  mer.  1864,  t.  I,  pp.  850  et  a.  —  Perela.  Le  droit  de  bloeoa 
«B  tempa  de  paix,  B.  D.  L,  t  XIX,  p.  245.  —  Daa  intenationale  OffentUefae  Seerecht,  1882,  §§  28  bia  30.  — 
Phlllimore  (W.).  Bloeaa  paciflqae,  J.  L  P.,  t  XXIV,  p.  517.  —  Bontiria.  De  r^TolnÜon  de  l*id4e  de 
bloeoa  padfiqae,  J.  L  P^  t  XXVI,  p.  225.  —  De  Stieglitz.  L*üe  de  Cr^te,  le  blocas  paciflqae  et  le 
pMbiacite  international,  1899.  —  Streit.  Bloeaa  pacifiqae,  Meeaager  d'Athtaea  da  10/22  mars  1897,  et  La 
aaeetion  cr4toi8e  aa  point  de  Tne  da  droit  Internationa],  R.  D.  L,  t.  VH,  pp.  818  et  a.,  847  et  s.  —  Texte  r. 
De  retorslonle  Jore.  —  Yeechio  ed  CasanoTa.  Le  represaaglie  nei  comoni  mediooTali  e  apeclalmente  in 
Flrenze,  1894.  -Wernher.  De  jare  repreaaaliarom  inter  prindpea  imperii,  1748.  —  Warm.  YOlkerrecht- 
liehe  SelbathüUe,  Rottecka  WOrterbach,  1848.] 

Zentner,  Betonion  im  StaoMexikon,  ^entutgegebm  im  Auftrage  der  OörrtegeseUsehaß  Bd.  IV.  -— 
Buty,    The  mtUUiU  of  Iniamatümal  law  ou  padfle  bloekade  im  Lernt  Maga».  and  Beoiem  1896,  No.  101. 

971.  —  Bleiben  die  Mittel,  die  eine  gütliche  Yerständigong  oder  die 
friedliche  Erledigang  einer  Streitigkeit  herbeiführen  sollen,  erfolglos  oder 
ist  ihre  Anwendung  ausgeschlossen,  so  gestattet  die  üiternationale  Praxis 
dem  Staate,  der  in  seinen  Bechten  verletzt  oder  in  seinen  Interessen 
gekränkt  worden  ist,  gewisse  Gewaltmittel  zu  ergreifen,  ohne  deshalb 
schon  in  den  Kriegszustand  im  eigentlichen  Sinne  zu  treten.  Diese 
Zwangsmassregeln  sind:  Retorsion,  Repressalien,  Embargo  und  Friedens- 
blockade. 


Erstes  Kapitel. 


Retorsion.  —  Repressalien.  —  Embargo. 

Erster  Abschnitt. 
Retorsion. 

972.  —  Die  Retorsion  oder  die  Vergeltung  ist  von  aUen  Zwangsmittehi 
das  am  wenigsten  gewaltsame.  Sie  besteht  darin,  dass  ein  Staat  gegen  einen 
andern  ein  gleichartiges  oder  ähnliches  Verhalten  anwendet,  wie  dieser 
es  ihm  gegenüber  beliebt.  Man  bezeichnet  eine  solche  Handlungsweise 
im  gewöhnlichen  Leben  mit  den  Worten  „Gleiches  mit  Gleichem  vergelten.^ 

Wenn  ein  Staat,  ohne  Übertretung  völkerrechtlicher  Grundsätze  oder 
Verletzung  vertraglicher  Verpflichtungen,  gegenüber  einem  andern  Staate 
oder  dessen  Untertanen  zu  Massregeln  greift,  die  der  Billigkeit  oder  rein 
moralischen  Pflichten  oder  der  comitas  gentium  zuwiderlaufen,  oder  wenn 
er  sich  ohne  rechtmässigen  Grund  weigert,  den  Untertanen  dieses  Staates 
gewisse  Vorteile  oder  Befbgnisse  einzuräumen,  die  er  andern  Fremden 
gewährt,  so  kann  der  durch  das  unfreundliche  Verhalten  gekränkte  Staat 
seine  Zuflucht  zu  ähnlichen  Mitteln  nehmen. 

Die  Retorsion  besteht  darin,  dass  man  gegen  einen  Staat,  der  durch 
gewisse  Massregeln  Anlass  zu  Beschwerden  gibt,  solange  ein  ähnliches 
Verfahren  anwendet,  bis  er  auf  eine  weitere  Geltendmachung  der  Massregeln 
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verzichtet.    Die  Retorsion  beruht  auf  dem  Grandsatze:  qnod  quisque  in 
altemm  statnerit  nt  ipse  eodem  jure  ntatnr. 

973.  —  Die  Retorsion  unterscheidet  sieh  von  den  Repressalien.  Diese 
setzen  eine  Rechtswidrigkeit,  eine  unrechtmässige  Handlung,  eine  Verletztmg 
gewisser  anerkannter  Rechte  voraus.  —  Die  Retorsion  dagegen  ist  dazu 
bestimmt,  einen  andern  Staat  die  Unbilligkeit  seiner  Handlungsweise  iUilel 
zu  lassen.  Die  Repressalien  bezwecken,  einem  andern  Staat  ein  übel  zu- 
zufügen oder  sich  selbst  einen  Schadenersatz  zu  verschaffen.  —  Anlass 
zur  Retorsion  geben  beispielsweise  folgende  Fälle:  Erhöhung  der  Zollsätze 
des  Generaltanfis;  —  lästige  Massregeln  für  den  internationalen  Verkehr; 
—  Festsetzung  von  Schiffahrts-  und  Quaiabgaben,  sowie  eines  Flaggenzolls 
für  fremde  ScUffe;  —  Schliessung  der  Häfen  fttr  die  Untertanen  und  Schiffe 
eines  bestimmten  Staates;  —  Yersagung  von  Vorteilen  und  Vergünstigupgen, 
die  den  Untertanen  anderer  Staaten  gewährt  werden. 

974.  —  Eine  blosse  Verschiedenheit,  eine  Abweichung  in  der  Gesetz- 
gebung kann  eine  Retorsion  selbst  dann  nicht  begrfinden,  wenn  sie  fflr 
die  Untertanen  des  einen  der  beiden  Staaten  nachteilig  ist.  Beispiel:  In 
dem  einen  Staate  erhalten  alle  Kinder  die  väterliche  Erbschaft  zu  gleichen 
Teilen;  in  dem  andern  Staate  föUt  dem  Altern  Sohn  ein  grösserer  Anteil 
zu,  als  seinen  Brüdern,  oder  die  Söhne  erhalten  einen  grossem  Teil  als 
die  Töchter.  —  Diese  Abweichungen  bestehen  nicht  in  einer  Unbilligkeit, 
die  ein  Sta^t  gegen  einen  andern  übt.  Sie  erklären  sich  vielmehr  durch 
den  Unterschi^  in  den  Sitten  und  Gebräuchen. 

Die  neuere  Staatenpraxis  betrachtet  Retorsionsmassregeln  im  allge- 
meinen nicht  mit  günstigem  Auge.  Der  Staat,  der  zur  Retorsion  greift, 
verursacht  sich  selbst  oft  einen  grössern  Schaden,  als  den,  den  er  dem 
andern  Staate  zufilgt.  Zudem  verletzt  er  oft  die  Einheitlichkeit  seiner 
eigenen  Gesetzgebung  und  ordnet  Massregeln  an,  die  er  selbst  für  schlecht 
oder  schädlich  hält. 


Zweiter  Abschnitt. 
Repressalien. 

975.  —  Der  Ausdruck  Repressalien  (Repr^sailles)  stammt  aus  dem 
AltfranzOsischen.  Man  begegnet  dem  Worte  Räprisalles  schon  in  einem 
Vertrage  zwischen  Frankreich  und  England  vom  17.  Mai  1360. 

Ein  Staat  kann  unmittelbar  durch  seine  Beamten  oder  mittelbar  durch 
seine  Untertanen  solche  Handlungen  begangen  haben,  dass  das  Mittel  der 
Retorsion  nicht  empfindlich  genug  ist,  um  ihm  einen  dem  angetanen  Übel 
entsprechenden  Schaden  zuzufügen.  Beispiele:  Gewaltsame  Entreissung 
eines  Gebietsteiles;  Besetzung  einer  Bucht  oder  einer  Reede;  Weigerung 
der  Bezahlung  einer  Schuld;  Weigerung,  Sühne  fttr  eine  Kränkung  zu 
geben;  Weigerung,  Schadenersatz  zu  leisten  usw.  Bei  mehrem  dieser 
Fälle  und  bei  manchen  andern  wird  die  Anwendung  der  Retorsion  unmög- 
lich sein.    Der  verletzte  Staat  greift  alsdann  zu  Repressalien. 

976.  —  Nach  Ansicht  der  bedeutendsten  Völkerrechtslehrer  beruhen 
die  Repressalien  auf  dem  Grundsatze,  dass  jede  politisch  organisierte 
Gemeinschaft  andern  Staaten  gegenüber  die  Verantwortlichkeit  für  Hand- 
lungen ihrer  Mitglieder  zu  tragen  hat,  wenn  sie  auf  eine  gegen  sie  g^e- 
richtete  Klage,  die  Urheber  des  Unrechts  nicht  zwingt,  dem  verletzten 
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SItimte  Genugtuung  zu  leisten.  —  Bin  Staat  kann  von  einem  Untertan 
eiiies  andern  Staates  nur  dann  Genugtuung  verlangen,  wenn  er  sich  an 
die  Begierung  der  Nation  wendet,  der  der  Übeltäter  angehört.  Weigert 
sich  der  Staat,  so  haftet  er  selbst  f&r  die  Handlungen  seines  Angehörigen. 
Jede  willkttrliche  Weigerung  oder  Verzögerung,  die  berechtigten 
Ansprüche  eines  Staates,  der  sich  ttber  eine  Bechtsverletzung  beschwert« 
zu  befriedigen,  rechtfertigt  die  Anwendung  von  Bepressalien. 

977.  —  Einige  Publizisten  unterscheiden  negative  und  positive 
Bepressalien.  —  Nach  dieser  Einteilung,  die  von  Eltlber,  Phillimore 
und  Wheaton  vertreten  wird,  liegen  negative  Bepressalien  vor,  wenn 
ein  Staat  sich  weigert,  eine  von  ihm  übemonunene  rechtsgültige  Verpflichtung 
zu  erfüllen,  oder  wenn  er  eüien  andern  Staat  an  dem  Genüsse  eines  diesem 
zustehenden  Bechtes  hindert.  Positive  Bepressalien  liegen  vor,  wenn  ein 
Staat  Personen  oder  Sachen  eines  andern  Staates  in  der  Absicht  fest- 
nimmt, um  sich  Sühne  für  eine  Kränkung  oder  Ersatz  für  einen  Schaden 
zu  verschaffen.  Nach  Grotius,  Vattel,  Wolf  und  Heffter  würde  man 
die  als  negative  Bepressalien  bezeichneten  Massregeln  besser  unter  den 
Begriff  der  Betorsion  bringen.  Vattel  hat  sich  eingehend  mit  den  Be- 
pressalien befasst  (op.  cit.,  liv.  II,  eh.  XVm,  §  338  et  s.)- 

978.  —  Worin  bestehen  die  Bepressalien?  —  Es  sind  mehr  oder 
weniger  eingreifende  Gewaltmassregeln  oder  Zwangsmittel,  die  bald  grossem, 
bikld  geringem  Schaden  verursachen,  sie  sind  unendlich  vei*schiedenartig, 
je  nach  der  Natur  der  Streitfälle,  je  nach  dem  Volkscharakter,  je  nach 
den  Machtmitteln  des  Staates  und  der  Art  der  Bechtswidrigkeiten  usw. 

Bepressalien  soUten  nur  bei  Notwehr  ausgeübt  werden  und  sich  stets 
nach  der  Schwere  der  begangenen  Unbill  richten.  Wenn  sie  nicht  durch 
Handlungen  hervorgerufen  werden,  die  der  Gerechtigkeit,  den  diplomatischen 
Abkommen  oder  den  bestehenden  Verträgen  zuwiderlaufen,  so  sind  sie 
nichts  anderes  als  ein  Gewaltmissbrauch.  —  Bepressalien  äussern  sich 
leider  allzu  oft  in  Vergewaltigungen  und  kriegerischen  Handlungen.  Häufig 
erweisen  sie  sich  nicht  als  die  gesetzmässige  Ausübung  eines  Bechts, 
sondern  als  durchaus  rücksichtslose  Willkürhandlungen.  —  Jeder  Staat, 
der  sie  anordnet,  richtet  sich  dabei  ganz  nach  seinen  Interessen  und  nach 
seiner  Macht.  Starke  Staaten  neigen  zu  Übergriffen.  —  England  hat  sich 
einen  besondem  Buf  erworben,  ungerechte  Bepressalien  gegen  schwache 
Staaten  zu  verhängen,  so  besonders  bei  der  Pacifico-Angelegenheit  (1847 
bis  1850),  die  Lord  Palmerston  einen  Tadel  im  Oberhause  eintmg,  ferner 
in  dem  Zwiste  mit  Brasilien  im  Jahre  1862  usw.  O^o.  988). 

979.  —  Ein  Staat  sollte  zu  Bepressalien  nur  in  den  Fällen  einer 
Bechtsverweigemng,  einer  Vergewaltigung,  einer  Beleidigung  oder  einer 
Verletzung  eines  unbestreitbaren  Bechtsanspruches  schreiten  und  zwar 
erst  dann,  wenn  die  von  ihm  erhobenen  Beschwerden  ohne  Erfolg  geblieben 
und  alle  andern  Mittel  zur  Wiederherstellung  der  verletzten  Bechtsordnung 
erschöpft  worden  sind.  Dieser  Grundsatz  war  in  dem  Guidon  de  la  Mer 
ausdrücklich  bestätigt;  er  wird  auch  von  allen  Publizisten  und  Juristen, 
so  von  Bluntschli,  Bynkershoek,  Grotius,  Jenkins,  F.  v.  Martens, 
Vattel,  Travers  Twiss  u.  a.  vertreten. 

980.  —  Die  in  der  Staatenpraxis  zur  Anwendung  kommenden  Bepres- 
salien bestehen  in  folgenden  Massregeln:  1.  Beschlagnahme  von  Vermögens- 
gegenständen,  die  dem  Gegner  gehören  und  insbesondere  Beschlagnahme 
der  ihm  geschuldeten  Geldbeträge.  —  2.  Beschlagnahme  der  den  Unter- 
tanen eines  andern  Staates  gehörigen  Vermögensgegenstände,  die  im  Ge- 
biete des  verletzten  Staates  belegen  sind.  —  Beschlagnahmen,  die  gegen 
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Privatpersonen  bewirkt  werden  nnd  die  den  Zweck  verfolgen,  die  fremde 
Begiemng  zom  Verzicht  anf  ungerechte  Ansprüche  zu  zwingen,  sind  nack 
Ansicht  einiger  Schriftsteller  nicht  zu  empfehlen.  V7ir  halten  sie  für  un- 
billig nnd  unsittlich,  denn  sie  treffen  nicht  die  Urheber  der  Bechts- 
widngkeit,  noch  auch  den  Staat,  gegen  den  Beschwerde  erhoben  wird; 
sie  führen  auch  nicht  zum  Ziel,  das  doch  in  einer  (Genugtuung  flir  die 
zugefügte  Kränkung  oder  in  einem  Ersätze  fUr  den  erlittenen  Schaden 
bestehen  soll. 

Im  Jahre  1753  wurden  preussische  Schiffe  von  Engländern  weg- 
genommen und  für  gute  Prise  erklärt.  Gegenüber  dieser  ungerechten 
Beschlagnahme  griff  Friedrich  der  Grosse  zu  Repressalien  und  verweigerte 
den  englischen  Gläubigern,  die  an  dem  sog.  Schlesischen  Anlehen  beteiligt 
waren,  die  Bezahlung  ihrer  Forderungen.  Zahlreiche  Beschwerden  liefen 
ein  und  die  Angelegenheit  wirbelte  viel  Staub  auf.  Die  englischen  Kron- 
juristen verfassten  eine  berühmte  Denkschrift,  die  die  Billigung  Hontes- 
quieus  gefunden  hat.  England  und  Preussen  verletzten  beide  in  gleicher 
Weise  die  Hechte  von  Privatpersonen.^) 

3.  Unterbrechung  des  Handels-,  Post-  und  Telegraphen-Verkehrs. 

4.  Zurückweisung  und  Ausweisung  von  Untertanen  des  Staates,  der 
das  Völkerrecht  missachtet  hat. 

5.  Gefangennahme  von  Untertanen  oder  Beamten  des  andern  Staates 
als  Geiseln.  Die  gegen  Personen  verhängten  Bepressalien  wurden  von 
Grotius,  Vattel,  und  Bynkershoek  gebilligt;  auch  von  einigen  neuem 
Schriftstellern  werden  sie  für  .zulässig  gehalten.^)  Diese  Repressalien-Art 
ist  aber  in  der  Praxis  fast  nur  als  Retorsion,  zwecks  Erlangung  einer 
Genugtuung  für  die  ungerechte  Festnahme  anderer  Personen,  ausgeübt 
worden.  —  Derartige  Vergewaltigungen  von  Personen  sind  aber  in  hohem 
Grade  ungerecht;  denn  sie  treffen  Schuldlose.  Niemals  dürfen  sie  gegen 
Beamte  die  nur  auf  Befehl  und  unter  Verantwortlichkeit  ihrer  Regiei-ung 
gehandelt  haben,  gerichtet  werden,  noch  viel  weniger  aber  gegen  fremde 
diplomatische  Gesandte  (No.  687). 

6.  Weigerung,  Verträge  zu  vollziehen,  sowie  Kündigung  von  Verträgen. 

7.  Zurücknahme  von  Privilegien  oder  Vergünstigungen,  die  den  An- 
gehörigen des  fremden  Staates  eingeräumt  worden  waren. 

981.  —  Wem  steht  die  Ausübung  von  Repressalien  zu?  —  Als  nach 
dem  Sturze  des  römischen  Kaiserreichs  auf  dem  Meere  verwahrloste  und 
anarchische  Zustände  herrschten,  da  schlössen  sich  die  Handeltreibenden 
zu  freiwilligen  Genossenschaften  zusammen,  um  Schiffe  und  Ladungen  ihrer 
Mitglieder  gegen  Seeräuber  zu  schützen.  —  Ohne  die  Ermächtigung  der 
Ortlichen  Staatsgewalt  abzuwarten,  pflegten  diese  Körperschaften  sich  selbst 
Genugtuung  zu  verschaffen  und  zwar  nicht  nur  für  Schäden,  die  ihre  eigenen 
Mitglieder,  sondern  auch  für  Verluste,  die  andere  ehrliche  Kaufleute  auf 
dem  Meere  von  Seeräubern  erlitten  hatten.  —  Daneben  bildeten  sich  auch 
in  den  Handelsstädten  an  den  Gestaden  des  Mittelmeers  andere  Genossen- 
schaften, deren  ausschliesslicher  Zweck,  der  offene  Krieg,  die  Jagd  auf 
Seeräuber,  war.  Eine  alte  Sammlung  von  Vorschriften,  die  sich  auf  die 
durch  diese  Korporationen  ausgerüsteten  Kreuzer  beziehen,  findet  sich  als 
Anlage  zu  den  Ausgaben  der  italienischen  ^Übersetzung  des  Gonsolato 
del  Mar.») 

1)  [Dupuis,  Un  conflit  entre  FrMeric  II  et  TAngleterre  au  muet  des  piiset 
maritimeB,  Annales  de  l'Ecole  libre  des  sciences  politiques,  1892,  p.  72.J 

2)  Travers  Twiss,  op.  cit,  t  II,  eh.  I,  No.  20. 

3)  Pardessus,  Lois  maritimes,  t  V.  —  TraTers  Twiss,  t  II,  eh.  I,  No.  U 
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Der  Ursprang  dieser  Art  yon  Bepressalien  fällt  in  eine  Zeit,  wo  das 
internationale  Leben  noch  in  den  Einderschuhen  steckte,  und  wo  die  un- 
abhängigen Fürsten  noch  zu  ohnmächtig  waren,  um  ihre  vermSgenden 
Untertanen  zu  zwingen,  Genugtuung  ffir  Unrecht,  das  sie  fremden  Bürgern 
zngefttgt  hatten,  zu  leisten. 

Das  Kecht,  „auf  die  Seeräuber  loszugehen^,  (courir  sus  aux  pirates 
—  la  guerra  del  corso),  artete  mit  der  Zeit  zu  unerlaubten  Eigenmächtig- 
keiten aus,  die  eben  so  schlimm  waren,  wie  die  Handlungen,  die  man  zu 
strafen  bezweckte. 

Im  14.  Jahrhundert  verboten  mehrere  Stadtrechte  den  Privatpersonen 
die  Austtbung  von  Bepressalien,  sofern  sie  nicht  von  einem  Souverän  mit 
Markebriefen  ausgerüstet  worden  waren.  Der  Ausdruck  lettre  de  marque 
(Markebrief)  wird  von  marcare  (späteres  Latein)  beschlagnahmen,  herge- 
leitet; er  wurde  zuerst  in  einem  F9*eibriefe,  den  Peter  m.  von  Aragonien 
im  Jahre  1283  den  Bürgern  von  Barcelona  erteilte,  ferner  in  einem  Schreiben 
Eduards  von  England  von  1295  und  auf  dem  Konzil  von  Marciac  von 
1326  (eh.  54)  gebraucht.  —  Hierauf  beruht  der  Ursprung  des  Kaper wesens 
und  seine  erste  Eegelung. 

Im  15.  Jahrhundert  verpflichteten  sich  mehrere  Staaten  gegeneinander, 

ihren  Untertanen  Markebriefe  erst  dann  auszustellen,  nachdem  die  Oeschä- 

digten  eine  Beschwerde  gegen  die  Staatsgewalt,  dem  die  Übeltäter  ange- 

•  hörten,  gerichtet  hatten,  ohne  Genugtuung  zu  erlangen.    (Vertrag  zwischen 

Frankreich  und  Spanien  von  1489.) 

Im  16.  Jahrhundert  wird  in  Handelsverträgen  ausbedungen,  dass  keiner 
der  vertragschliessenden  Staaten  Bepressalien-  oder  Markebriefe  gegen 
andere  Personen  erteilen  darf,  als  gegen  die  unmittelbaren  Urheber  des 
Unrechts  und  gegen  deren  Vermögen,  und  dies  nur  im  Falle  einer  offen- 
baren Verweigerung  oder  Verzögerung  der  Genugtuung  (Vertrag  zwischen 
Frankreich  und  England  von  1510).  —  In  den  meisten  Verträgen  des 
17.  Jahrhunderts  wird  vereinbart,  dass  Bepressalienbriefe  erteilt  werden 
müssen,  wenn  nicht  eine  Genugtuung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist, 
z.  B.  von  4  oder  6  Monaten,  gewährt  wird. 

Im  18.  Jahrhundert  enthalten  mehrere  Verträge  die  Bedingung,  dass 
Ctegenstände  von  Untertanen  des  einen  Vertragstaates,  die  sich  im  Gebiete 
des  andern  Staates  befinden,  von  einer  Beschlagnahme  im  Wege  der  Be- 
pressalien frei  sein  soUen,  sofern  nicht  der  Eigentümer  dieser  (Gegenstände 
für  eine  Schuld  oder  eine  Bechtswidrigkeit  haftet.  (Verträge  Frankreichs 
mit  Holland  (1793),  Dänemark  (1742),  England  (1786)  und  Bnssland  (1787).) 

982.  —  Auf  Grund  von  Bepressalien-  oder  Markebriefen  war  die  ver- 
letzte Privatperson  ermächtigt,  sich  selbst  „allein"  und  „unmittelbar"  an 
ihrem  Übeltäter  oder  an  dessen  Landsleuten  wegen  des  ihr  zugefügten 
Unrechts  zu  rächen. 

Die  Landsleute  des  Übeltäters  wurden  zu  jenen  Zeiten  als  dessen 
moralische  Mitschuldige  angesehen.  Der  Inhaber  des  Briefes  war  befugt, 
sich  auf  dem  Meere  Genugtuung,  zu  verschaffen. 

Im  Jahre  1778  erteilte  Ludwig  XVI.  zwei  Beedem  aus  Bordeaux, 
denen  die  Engländer  elf  Schiffe  unter  dem  Verwände,  dass  sie  Munition 
für  die  Ameräaner  enthielten,  weggenommen  hatten,  Markebriefe  gegen 
aUe  englischen  Untertanen,  und  zwar  bis  zur  Höhe  des  Wertes  der  Schiffe 
und  des  erlittenen  Schadens. 

983.  —  Das  in  frühem  Jahrhunderten  übliche  Verfahren  ist  heute 
gänzlich  ausser  Gebrauch  gekommen.  Die  Verantwortlichkeit  fär  Krän- 
kungen, Schäden  aus  unerlaubten  Handlungen  und  Verstösse  gegen  Treu 
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und  Glauben  lastet  auf  den  Staaten  und  nicht  auf  den  Privatpersomen  als 
solchen.  —  Repressalien  werden  nnr  noch  von  Staaten  gegen  Staaten 
ansgettbt.  Nnr  im  Kriegsfälle  kOnnen  noch  diejenigen  Mächte,  die,  wie 
die  Verein.  Staaten  nnd  Spani»,  der  Pariser  Deklaration  von  1856  Bkht 
beigetreten  sind,  anf  die  Kaperei  nicht  verzichtet  haben,  ihr^i  üntertaiiea 
Markebriefe  ansstellen. 

964.  —  Zn  den  yerschiedenen  Arten  der  Repressalien  kSimte  man 
anch  das  Embargo  nnd  die  Friedensblockade  zählm.  Aber  meistens  bringt 
man  diese  beiden  Zwangsmittel  gesondert  znr  Darstellung. 

Sind  die  von  einem  Staate  gegen  einen  andern  Staat  yerhingta 
allgemeinen  Repressalien  nicht  schon  an  sich,  per  se,  unvereinbar  mit 
dem  Friedensznstande?  Sind  es  nicht  yiehnehr  Kriegshandlnngoi?  — 
Einige  Schriftsteller  haben  sich  bemfiht  nachzuweisen,  dass  aUgeaMine 
Repressalien  einen  Kriegszustand  nicht  hervorrufen.  Ist  ihnen  dieser 
Beweis  gelungen?  Muss  man  nicht  in  solchen  Massregeln  zum  minderten 
eine  bedingte  KriegserkUtrung  erblicken,  die  nur  noch  durch  das  Anerbieten 
einer  Genugtuung  aufgehalten  werden  kann?  Es  handelt  sich  nar  um 
Repressalien  —  so  bemerkt  F.  v.  Martens  —  wenn  der  Staat,  gegen  den 
sie  ausgeübt  werden,  hierauf  nicht  mit  Feindseligkeiten  erwidert.  Wenn 
er  dagegen  seinerseits  die  Feindseligkeiten  erSfihet,  so  ist  Krieg  vor* 
banden.  —  Der  Krieg  ist  ein  ofTener  Kampf  zwischen  zwei  oder  mehren 
Staaten,  die  zur  Verteidigung  ihrer  Rechte  und  Interessen  znr  physiaehen 
Gewalt  greifen.  —  Ein  anderes  Merkmal,  woran  man  Repressalien  erkennt, 
besteht  in  folgendem:  Nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  treffen  die 
Repressalien  nur  den  Staat,  der  der  Rechtsverletzung  beschuldigt  wird, 
sowie  dessen  Untertanen.  Sie  dürfen  unmittelbar  weder  andere  Staaten 
noch  deren  Angehörige  schädigen.  Anders  im  Kriegszustande.  Die  Länder, 
die  dem  Kampfe  fem  bleiben,  nehmen  die  Eigenschaft  von  Neutralen  an. 
Durch  die  Gewalt  der  Tatsachen  werden  sie  in  ihren  Interessen  getroffen  . . . 
Besteht  kein  Krieg,  so  gibt  es  auch  keine  Neutralen  und,  da  die  Aosttbnng 
der  Rechte  kriegführender  Staaten  den  Neutralen  bedeutenden  Schaden 
verursacht,  so  wird  man  nicht  ohne  zwingende  Gründe  einem  Staate,  d^ 
sich  weigert,  sich  als  Kriegspartei  zu  erklären,  die  Befugnis  gewähren, 
solche  Rechte  auszuüben.^) 


Dritter  Abschnitt. 
Embargo. 

965.  —  Das  Embargo  (vom  spanischen  embargar,  anhalten)  besteht 
darin,  dass  ein  Staat  die  in  seinen  Häfen  oder  Küstengewässem  befindliche 
Schiffe  und  Ladungen  der  Untertanen  eines  andern  Staates  mit  Beschlag 
belegt. 

Das  Embargo  ist  zu  wiederholten  Malen  vor  Ausbruch  eines  Krieges 
verhängt  worden.  —  Dies  Zwangsmittel  gilt  aber  heutzutage  als  ver- 
werflich. —  Indem  die  Staaten  die  Bedingungen  berücksichtigen,  unter 
denen  Handelsschiffe  in  ihre  Häfen  und  Reeden  eingelaufen  sind,  gewähren 
sie  den  Untertanen  ihres  Gegners  eine  längere  oder  kürzere  Frist,  damit 
sie  ihre  Ladungen  loschen  oder  einnehmen  und  mit  ihren  Fahrzeugen  ihren 

1)  F.  ▼.  Martens,  op.  cit,  §  10&. 
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Heimatshafen  erreichen  können.  —  Frankreich,  England  und  Russland 
gaben  im  Jahre  1854  beim  Beginn  des  Erimkrieges  das  Beispiel  zu  diesem, 
der  Billigkeit  entsprechenden  Verfialiren.  In  derselben  Weise  wurde  im 
Jahre  1859  beim  Ausbruche  des  Krieges  zwischen  Österreich  und  Frank- 
reich, im  Jahre  1866  und  1870  bei  Eröffiinng  der  Feindseligkeiten  des 
deutsch-französischen  Krieges  verfahren. 

In  Zukunft  wird  das  Embargo  nur  noch  als  eine  besondere  Repressalie 
angeordnet  werden  (No.  328). 

Mit  dem  Embargo,  der  wirklichen  Beschlagnahme,  darf  man  nicht  den 
arrSt  de  prince  verwechseln;  diese  Massregel  beschränkt  sich  auf  das 
Terbot,  einen  Hafen,  eine  Reede  oder  einen  Ankerplatz  in  Kttstengewässern 
zu  verlassen.  Sie  hat  den  Zweck,  das  Bekanntwerden  von  vorbereitenden 
Handlungen  zu  verhindern. 

Angesichts  der  Leichtigkeit  der  telegraphischen  Übermittlung  und  der 
Neigung  der  Presse,  Qeheimnisse  zu  verraten,  ist  die  Anordnung  oft  wertlos.^) 

pst  das  Embargo  nur  gegen  Schiffe  zulässig?  Kann  es  nicht  auch 
über  Personen  verhängt  werden?  Ein  Fall  dieser  Art  ereignete  sich 
während  des  südafrikanischen  Krieges  von  1899  bis  1902.  Ein  von 
Durban  nach  Louren^o-Marquez  fahrendes  englisches  Schiff  wurde  gezwungen, 
nach  dem  Abgangshafen  zurückzukehren,  um  dort  seine  ausländischen 
Reisenden  auszuschiffen.  Für  seine  neue  Fahrt  durfte  es  nur  die  Reisenden 
englischer  Staatsangehörigkeit  behalten;  man  besorgte,  dass  die  Ausländer 
in  Transvaal  Nachrichten  verbreiten  wtirden,  die  man  geheim  halten 
woUte.  Diese  Abart  des  Embargo,  die  sich  durch  einen  persönlichen 
Zwang  kennzeichnet,  der  sich  auf  einen  in  der  Staatsangehörigkeit 
liegenden  Argwohn  gründet,  könnte  die  fremden  Staaten  zu  Beschwerden 
veranlassen.^] 

Zweites  Kapitel. 


Friedensblockade. 

966.  —  Die  Friedensblockade  (blocus  padfique)  besteht  darin,  dass 
ein  Staat  die  Küsten  und  Häfen  eines  andern  Staates,  dem  er  nicht  den 
Krieg  erklärt  hat,  durch  seine  bewaffnete  Macht  und  seine  Kriegsschiffe 
gegen  allen  Verkehr  von  aussen  absperrt.  Der  Zweck  der  Friedensblockade 
ist,  das  blockierte  Land  zu  gewissen  Zugeständnissen  zu  zwingen. 

Bei  der  Darstellung  der  Kriegsblockade  werden  wir  die  Voraussetzungen 
der  Errichtung  der  Blockade,  die  Frage  ihrer  Effektivität  sowie  die  Art 
and  Weise  ihrer  Austtbung  besprechen. 

Die  Friedeusblockade  kann  in  verschiedener  Absicht  verhängt  werden: 
entweder  hindert  man  ausschliesslich  das  Ein-  und  Auslaufen  der  Schiffe 
der  Untertanen  des  blockierten  Staates,  während  man  die  Fahrzeuge  der 
Angehörigen  dritter  Staaten  frei  aus-  und  einfahren  lässt,  wie  dies  z.  B. 
bei  der  Blockierung  der  griechischen  Küsten  im  Jahre  1886  geschah;  — 
oder  man  hindert  auch  das  Aus-  und  Einlaufen  der  Schiffe  andrer  Staaten, 
ohne  dass  diese  Schiffe,  im  Gegensätze  zur  Kriegsblockade,  weggenommen 
werden  dürfen.  Man  kann  sie  nur  zeitweilig  festhalten;  nicht  aber  kon- 
fiszieren, man  muss  sie  vielmehr  oach  Aufhebung  der  Blockade  zurückgeben. 

987.  —  Dieses  Zwangsmittel  fand  erst  in  neuerer  Zeit  Eingang  in 

1)  [S.  über  Embargo  das  vom  Institut  für  Völkerrecht  in  seiner  Jahresyersamm- 
lung  vom  Haag  (1898)  angenommene  Re^ement  R.  D.  I.  P.,  t.  V,  pp.  849—857. 
Annnaire  de  llnstitut,  t  XVII,  pp.  273  et  s.) 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t.  VII,  S.  693.] 
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die  völkerrechtliche  Praxis ;  es  wurde  erst  im  19.  Jahrhundert  zum  ersten  Male 
ausgeübt.    Im  nachstehenden  berichten  wir  über  die  hauptsächlichsten  Fälle. 

Während  des  griechischen  Au&tandes  vom  Jahre  1827  blockiertea 
die  vereinigten  Flotten  Englands,  Frankreichs  und  Busslands,  ohne  vor- 
her dem  Sultan  Krieg  zu  erklären,  die  griechischen  Küsten,  um  den  Türken 
die  Verbindung  mit  dem  Heere  Ibrahün-Paschas,  das  in  Morea  operierte, 
abzuschneiden.  Die  Gesandten  der  drei  Staaten  vermeinten  trotzdem  mit 
der  Ottomanischen  Pforte  im  Friedenszustand  zu  bleiben.  Reis  Effendi 
erwiderte  ihnen:  „Es  ist  genau  dasselbe,  wie  wenn  ich  einem  Menschen 
den  Kopf  abschlagen  will,  und  ihn  zugleich  meiner  Freundschaft  versichere; 
ein  solches  Verhalten  ist  doch  ein  Wahnsinn.^  Die  türldscbe  Flotte 
wurde  von  den  Verbündeten  in  der  Bucht  von  Navarino  eingeschlossen 
und  die  Friedensblockade  führte  zu  einer  blutigen  Schlacht. 

Im  Jahre  1 831  verhängte  Frankreich  die  Blockade  über  die  Tajomündnng 
und  die  Küsten  Portugals.  —  Im  Jahre  1838  blockierte  ein  französisches 
Geschwader  die  Häfen  von  Mexiko  und  bemächtigte  sich  des  Forts  St.  Jean 
d'ülloa,  obwohl  die  französische  Begierung  fortfuhr,  ihre  friedlichen  Ab- 
sichten zu  beteuern.    Mexiko  erklärte  daraufhin  den  Krieg  an  Frankreich. 

England  und  Frankreich  blockierten  gemeinschaftlich  im  Jahre  1838 
mitten  im  Frieden  die  in  dem  offenen  Delta  des  Laplata  gelegenen  Häfen  und 
Beeden  der  Argentinischen  Bepublik  und  setzten  die  Blockade  zehn  Jahre 
lang  fort. 

988.  —  Im  Jahre  1850  blockierte  England  die  griechischen  Häfen,  um 
die  hellenische  Be^eruhg  zu  zwingen,  dem  portugiesischen  Juden  Pacifico 
Genugtuung  zu  leisten.  Der  griechische  Handel  erlitt  ungeheure  Verloste. 
Der  russische  Kanzler,  Graf  Nesselrode,  erhob  in  einer  denkwürdigen  Depesche 
Verwahrung  gegen  das  Verhalten  Englands.  Frankreich,  das  seine  guten 
Dienste  angeboten  hatte,  musste  seinen  Gesandten,  Baron  Gros,  aus  Griechen- 
land abberufen;  —  Endlich  wurden  die  Unterhandlungen  wieder  aufgenommen, 
und  die  Blockade,  die  ganz  Europa  entrüstet  hatte,  aufgehoben.  Pacifico, 
der  einen  Schadenersatz  von  21925  Pfd.  St.  verlangt  hatte,  erhielt  auf 
Grund  einer  besondern  Untersuchung  in  Lissabon  nur  150  Ffd.^) 

Im  Jahre  1880  wollte  Gladstone  Smyma  durch  die  Grossmächte 
blockieren  lassen,  um  die  Ottomanische  Pforte  zu  nötigen,  die  Stadt 
Dulcigno  an  Montenegro  abzutreten.  Die  Mächte  lehnten  den  Vorschlag 
ab;  aber  ihre  Schiffe  gingen  doch  vor  Dulcigno  vor  Anker. 

989.  —  Im  Oktober  1884  zeigte  Frankreich  amtlich  auf  diplo- 
matischem Wege  den  andern  Staaten  an,  dass  es  beschlossen  habe,  eine 
Friedensblockade  über  die  Küsten  der  Insel  Formosa  zu  verhängen.  Diese 
Mitteilung  wurde  ohne  Einspruch  durch  die  amtlichen  Zeitungen  der 
europäischen  Staaten  bekannt  gemacht.*) 

990.  —  Eine  weitere  Friedensblockade  ist  im  Mai  1886  über  die 
Küsten  Griechenlands  errichtet  worden,  weil  die  griechische  Begienmg 
sich  der  Forderung  der  Grossmächte,  die  an  der  türkischen  Grenze  zusammen- 
gezogenen griechii^chen  Truppen  abzurtlsten,  nicht  fügen  wollte.  —  Frank- 
reich weigerte  sich,  an  der  Blockade,  die  durch  deutsche,  englische,  italie- 
nische, östeiTeichische  und  russische  Kriegsschiffe  mit  Strenge  gehandhabt 
wurde,  teil  zu  nehmen.  —  Die  Blockade  richtete  sich  nur  gegen  griechische 
Schiffe,  die  im  Falle  eines  Blockadebruchs  zerstört  worden  wären.  —  Den 
Fahrzeugen  unter  neutraler  Flagge  stand  es  frei,  nach  Vorlegung  ihrer 
Schiffspapiere  die  Blockadelinie  zu  durchschneiden*     Sie  beuteten  diese 

1)  PhilHmore,  Gommentaries,  t.  III,  p.  87. 
9)  [Geffcken,  R.  D.  I.,  t  XVII,  p.  U5.1 
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Freiheit  dadurcli  aus,  dass  sie  dem  blockierten  Lande  Waren  zuführten, 
die  zweifellos  unter  den  Begriff  der  Konterbande  fielen.  —  Ausserdem 
hatten  Engländer  und  Österreicher,  die  den  Seehandel  mit  dem  Orient 
neben  den  Griechen  betrieben,  den  Vorteil,  dass  die  Blockierung  zeitweilig 
den  lästigen  Wettbewerb  Griechenlands  lahm  legte  und  bei  längerer 
Dauer  die  Entwicklung  ihrer  eigenen  Industrie  beförderte.  —  Griechen- 
land hielt  aber  stand.  Europa  erlangte  nicht  die  gewünschte  Erklärung. 
Die  Friedensblockade  wurde  Ende  Juni  aufgehoben.^} 

990^.  —  [Im  Jahre  1888  blockierten  Deutschland,  Grossbritannien, 
Italien  und  Portugal  Sansibar.  Diese  Blockade  war  aber  nicht  gegen 
das  Land  gerichtet,  sondern  gegen  den  Sklavenhandel,  den  Sansibar  nicht 
zum  Stillstand  zu  bringen  vermochte.]') 

990^  —  [Am  21.  März  1897  errichteten  die  Grossmächte  (Deutsch- 
land, England,  Frankreich,  Italien,  Österreich-Ungarn  und  Russland)  eine 
Blockade  über  die  Insel  E^reta,  die  von  griechischen  Truppen  unter  dem 
Befehle  des  Obersten  Vassos  besetzt  worden  war.  Diese  Blockade  war 
allgemein  für  Fahrzeuge  unter  griechischer  Flagge.  Die  Schiffe  der  sechs 
Grossmächte,  oder  der  „neutralen"  Mächte  ^—  wie  die  Anzeige  der 
Blockade  sagte  —  konnten  in  die  von  den  Mächten  besetzten  Häfen  frei 
einlaufen  und  ihre  Waren  löschen,  wofern  solche  nicht  ftir  die  griechischen 
Truppen  oder  für  das  Innere  der  Insel  bestimmt  waren.  Diese  Schiffe 
konnten  von  den  Fahrzeugen  der  internationalen  Flotte  durchsucht 
werden.  —  Im  Jahre  1897  hatten  die  Grossmächte  auch  beschlossen,  über 
Griechenland  eine  Blockade  zu  verhängen;  aber  ihr  Vorhaben  kam  infolge 
des  Ausbruchs  des  griechisch-türkischen  Krieges  nicht  zur  Ausfuhrung.^"^)] 

991.  —  Als  ein  Bechtsgebilde  neuem  Ursprungs  ist  die  Friedens- 
blockade nur  von  den  Schriftstellern  des  19.  Jahriiunderts  dargestellt  und 
untersucht  worden.  —  Viele  von  ihnen  wollen  sie  nicht  als  ein  recht- 
mässiges Zwangsmittel  im  Staatenverkehre  gelten  lassen,  sie  glauben 
vielmehr,  dass  die  Friedensblockade  den  Zustand  wirklicher  Feindselig- 
keiten voraussetze,  die  nur  in  ihrer  Ausdehnung  beschränkt  seien.  1^ 
denken  Assensio,  de  Burgh,  Fauchille,  Geffcken,  Gessner,  Glass, 
Hauteteuille,  F.  v.  Martens,  Neumann,  Negrin,  Nys,  Oppenheim, 
Pradier-Fod6r^,  Pistoye  et  Duverdy,  Westlake,  Woolsey  u.  a. 

Dagegen  sind  Bulmorincq^  Bluntschli,  Cauchy,  Calvo,  Fer- 
guson, Heffter,  Pereis,  Wharton  u.a.  der  Ansicht,  dass  die  Friedens- 
blockade ein  durchaus  rechtmässiges  Mittel  sei,  um  ohne  Blutvergiessen 
eine  Schwierigkeit  zu  beheben,  und,  dass  ein  Staat  sich  ihrer  insbesondere 
als  Bepressalie  bedienen  könne.  ^) 

992.  —  Wir  sind  mit  von  Martens  (§  105  Bd.  11)  der  Meinung,  dass 
die  Friedensblockade  weder  durch  Gründe  der  Menschlichkeit,  noch  durch 
die  gesunde  Vernunft  gestützt  werden  könne.  —  Die  Katastrophe  von 
Navarino  bezeugt,  dass  sie  auch  Blutvergiessen  zur  Folge  haben  kann.  — 
In  Friedenszeiten  dürfen  Repressalien  nur  gegen  den  Staat  gerichtet 
werden,  der  sie  verschuldet  hat.  Die  Friedensblockade  könnte  aber  nur 
dann  von  Erfolg  sein,  wenn  die  neutralen  Staaten  verpflichtet  wären,  sie 

1)  L'annfe  politiqne,  1886,  pp.  112  et  187;  [Rolin-Jaequemyns,  R.  D.  I.» 
t  XVIH  D.  618.] 

2)  [Rolin- Jaequeroyns,  R.  D.  I^  t  XXI,  p.  199.] 
8)  rStreit  und  Stieglitz,  op.  cit] 

4)  Gessner,  Le  droit  des  neatre^«  sur  mer,  p.  240. 

*)  Gegen  Ende  de$  Jahres  1903  hloekierten  DeuitdUand,  England  uni  ItaHen  ge- 
mummm  einige  Bafenplät»  von  Venetuda,  um  diesen  Staat  ivr  Zahtumg  von  Ockäd- 
verhmdUMeiten  wn  twingen, 
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ZU  achten.  —  Im  Frieden  aber  kann  von  einer  eigentlichen  Neutralität  nicht 
die  Bede  sein.  —  Für  dritte  Staaten  besteht  mithin  keine  Pflicht  im  Rechts- 
sinne,  sich  den  Blockadegesetzen  zufügen.  Alsdann  verliert  aber  die  Blockade 
jede  Bedeutung  und  jeden  Wert.  —  Wird  sie  auch  gegen  dritte  Staaten  durch 
gesetzt,  so  yerstSsst  man  gegen  deren  Rechte  und  berechtigte  Interessen. 
V.  Martens  bemerkt  noch,  dass  der  Bruch  einer  Friedensblockade  Ton 
der  Praxis  nicht  einheitlich  behandelt  wird,  und  dass  England  und  Frank- 
reich, die  am  häufigsten  Gebrauch  von  diesem  Zwangsmittel  gemacht 
haben,  nicht  einerlei  Meinung  in  dieser  Hinsicht  sind.  —  Frankreich  kon- 
fisziert nicht  die  Schiffe  des  blockierten  Staates.  Es  nimmt  sie  bis  zur 
Aufhebung  der  Blockade  in  Beschlag  und  lässt  sie  dann  frei.  Es  kon- 
fisziert dagegen  die  unter  anderer  Flagge  segelnden  Schiffe.  —  England 
beobachtet  ein  anderes  Verfahren.  Es  lässt  weder  die  Schiffe  des  blockierten 
Staates,  noch  die  Fahrzeuge  anderer  Staaten  durchfahren.  Es  konfisziert 
die  einen  so  gut,  wie  die  andern.  —  Heffter  und  Hautefeuille  bemerken, 
dass  die  französische  Praxis  humaner  sei.  —  Oessner  sagt:  „Im  Onznde 
genommen  hat  England  Recht,  denn  eine  Blockade  ist  eine  Eriegshandlnng, 
eine  Feindseligkeit;  theoretisch  aber  kommt  Frankreich  der  Wsdirheit  näher, 
da  die  Blockademacht  vorgibt,  mit  der  blockierten  Macht  in  Frieden  zu 
leben  ...  In  der  blossen  Tatsache,  dass  Frankreich  sich  ftlr  verpflichtet 
hielt,  die  Fahrzeuge  der  blockierten  Macht  weniger  streng  zu  behandeln,  als 
die  Schiffe  der  anderen  Staaten,  haben  wir  einen  neuen  Beweis  f&r  die 
Unbestimmtheit  und  den  Mangel  an  Folgerichtigkeit  dieser  ganzen  Theorie".*) 

993.  —  Für  Seemächte  ersten  Banges  sind  Friedensblockaden  ein 
bequemes  und  daher  verführerisches  Mittel,  um  schwächern  Staaten  alle 
möglichen  Bedrückungen  und  Belästigungen  aufzuerlegen.  —  In  Wahrheit 
liegt  zweifellos  eine  Kriegshandlung,  eine  Feindseligkeit,  vor.  Indem  die 
Mächte  zur  Friedensblockade  greifen,  suchen  sie  nicht  etwa  den  Krieg 
an  sich  zu  vermeiden,  sondern  sie  wollen  nur  den  unangenehmen  Folgen 
und  den  wesentlichen  Pflichten,  die  der  Krieg  mit  sich  bringt,  aus  dem 
Wege  gehen.  Gründe  des  Interesses,  nicht  Gründe  der  Menschlichkeit 
sind  es,  die  die  Seemächte  zu  diesem  Zwangsmittel  veranlassen,  das  dem 
Welthandel  so  schwere  Wunden  schlägt.^ 

994.  —  Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  sich  zu  wiederholten  Malen 
mit  der  Friedensblockade  beschäftigt.  —  Auf  der  Versammlung  im  Haag 
im  Jahi-e  1874  sprach  sich  die  Mehrheit  gegen  dies  Zwangsmittel  aus. 
Während  der  Jahresversammlung  zu  Heidelberg  kam  es  in  der  am 
7.  September  1887  in  Gegenwart  des  Grossherzogs  von  Baden  abgehaltenen 
Sitzung  zu  einer  lebhaften  Erörterung.  Per  eis  erstattete  einen  Bericht 
und  Üeffcken  einen  Gegenbericht.  —  Das  Institut  nahm  im  wesentlichen 
nachstehende  Beschlüsse  an:  1)  Die  Friedensblockade  steht  nicht  im 
Widerspruche  mit  dem  Völkerrechte,  wofern  nicht  folgende  Voraus- 
setzungen vorliegen:  2)  Schiffe  unter  fremder  Flagge  müssen  in  die 
blockierten  Häfen  frei  ein-  und  auslaufen  können;  3)  Die  Blockade  muss 
erklärt,  amtlich  angezeigt  und  durch  hinreichende  Streitkräfte  unterhalten 
werden;  4)  Schiffe  der  blockierten  Macht  können  mit  Beschlag  belegt 
werden;  sie  sind  aber  nach  Aufhebung  der  Blockade  mit  der  Ladung  zu- 
rückzugeben, ohne  dass  Schadenersatz  beansprucht  werden  könnte. 

1)  Hautefeuille,  op.  cit.,  t.  11,  p.  273.  —  Fauchille,  Du  blocus  maiitü&e, 
p.  50.  —  Pradier-Fod6r6,  op.  cit,  t.  V.  No.  2483  a  2489. 

2)  Bulmerincq  und  Pereis  lassen  die  Wegnahme  der  Schiffe  dritter  Staaten 
nicht  zu,  sondern  nur  die  Hinderung  am  freien  Ein-  und  Auslaufen.  (L  I.  P.,  t.  XI, 
p.  569;  t.  XIV,  p.  721;  t.  XV,  p.  585.  —  R.  D.  L,  t  XIX,  p.  245). 


Fünfter  Teü. 


Der  Krieg.  —  Das  Aktionsreoht.*) 

995.  —  Der  Friede  wird  dadurch  bedingt,  dass  die  Völker  im  Ein- 
verständnisse mit  einander  leben  und  ihre  Rechte,  Pflichten  nnd  Interessen 
gegenseitig  achten.  Die  Missachtang  der  Pflichten,  das  Bestreiten  der 
Rechte  und  der  Gegensatz  der  Interessen  erzeugen  Streitigkeiten.  (Funck- 
Brentano  et  Sorel,  op.  cit,  p.  231). 

Solche  Streitigkeiten  können,  wie  bereits  ausgeftihrt  (No.  972  u.  ff.), 
auf  gütlichem  Wege  geschlichtet  oder  durch  Zwangsmassregeln  beseitigt 
werden.  —  Aber  wenn  die  friedlichen  Mittel,  wie  gute  Dienste,  Ver- 
mittlung und  Schiedsspruch  nicht  anwendbar  oder  erfolglos  sind,  oder  wenn 
die  Repressalien  erwidert  werden,  so  bleibt  als  letztes  Auskunftsmittel: 
der  Krieg. 

In  Ermanglung  eines  obersten  Gerichtshofes,  der  völkerrechtliche 
Streitigkeiten  zu  entscheiden  berufen  wäre,  und  einer  höchsten  Gewalt, 
die  die  Urteilssprüche  eines  solchen  Gerichtes  mit  den  nötigen  Zwangs- 
mitteln zu  YoUstrecken  hätte,  bleibt  den  Staaten,  wenn  eine  friedlidie 
Erledigung  fehlschlägt,  nichts  anderes  übrig,  als  ihre  gesamten  mili- 
tärischen Machtmittel  zu  entfalten  und  ihre  Völker  zu  den  Waffen  zu 
rufen,  um  ihren  Rechten  und  Interessen  wieder  Anerkennung  zu  ver- 
schaffen. Albericus  Gentilis  schrieb  vor  3  Jahrhunderten :  „Exneces- 
sitate  introductum  bellum,  quae  est  quia  inter  summos  principes  popu- 
losque  liberos  Judicium  civile  et  inermis  disceptatio  esse  non  potest,  qui 
judicem  scilicet  non  habent  et  superiorem".    (De  jure  belli,  cap  I). 

996.  —  Fast  jeder  Jurist  und  jeder  Publizist  hat  eine  eigene  Be- 
gnriffsbestimmung  für  den  £rieg.    Diese  mannigfachen  Definitionen  unter- 

*)  Es  ist  bedauerlich,  dass  Bonfils  bei  seiner  vcrirefßid^en  Darstellung  des  Eriegs* 
reMs  dem  Fehler  der  meisten  frantörischen  S^riftsteOer  verfaXkn  ist,  die  deutsehe  Krieg- 
führung im  Jahre  1870171  im  höchsten  Orade  ungerecht  gu  beurteilen  und  das  Verfahren 
der  Dewtsehen  vielfach  als  barbarisch  und  wükerrechtswidrig  hineuatdlen.  Es  Hegt  unserer 
Aufgabe  fem,  die  viden  einxelnen  VartDürfe  einer  umgehenden  Prüfung  und  Erörterung  m 
unterziehen,  andernfalls  widerstrebt  es  uns  aber,  sie  mit  StUlsehweigen  zu  ilbergehen  und 
dadurch  auch  nur  den  Schon  der  BiUigung  zu  erwedoen.  Wir  haben  daher  in  einigen  Fuss- 
noten  Verwahrung  gegen  die  Behauptungen,  die  die  deutsche  Ehre  ganz  besonders  verletzen, 
eingelegt  und  hierbei  die  Schriften  angefiihrtj  die  den  fraglichen  Vorfaü  unparteiisch  be- 
leudUen.    {S.  Anm,  zu  No.  1026,  1084,  1085,  1130,  1146  und  1229.) 
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scheiden  sich  jedoch  mehr  im  Ausdrucke,  als  im  Wesen.  —  Immerhin  be- 
gegnet man  zwei  entgegengesetzten  Auffassungen.  —  Einige,  wie  Orotius, 
bringen  unter  den  Begriff  des  Krieges,  neben  dem  Kampfe  zwischen  den 
Staaten,  auch  die  Privatfehden,  die  Kriege  zwischen  einzelnen  Privat- 
personen. —  Andere  und  fast  alle  neuern  Eechtslehrer  verstehen  unt&r 
Krieg  (im  völkerrechtlichen  Sinne,  als  Quelle  besonderer  '  und  eigen- 
artiger Bechtsbeziehungen  zwischen  den  Kriegsparteien  untereinander  und 
zwischen  diesen  und  den  Neutralen)  nur  den  bewaffneten  Kampf  zwischen 
Staaten,  zwischen  internationalen  politischen  Gebilden.  —  Diese  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten  erklärt,  dass  die  Schlussfolgerungen,  die 
Gtrotius  zieht,  zuweilen  von  denen  vieler  spätem  Schriftsteller  ab- 
weichen. 

Es  mögen  einige  BegriffSsbestimmungen  als  Beispiele  folgen:  „Der 
Krieg  ist  ein  Zustand,  bei  welchem  die  beteiligten  Personen  ihre  wirklichen 
oder  vermeintlichen  Streitigkeiten  mit  Gewalt  schlichten^.  (Grotius  Mb.  I 
cap.  I  §  2).  Diese  Erklärung  befriedigt  nicht;  wir  haben  sie  nur  wegen 
der  Berühmtheit  ihres  Verfassers  wiedergegeben. 

„Der  Krieg  ist  der  Zustand,  bei  dem  man  sich  mit  Gewalt  sein  Recht 
zu  verschaffen  sucht . .  .  Der  „öffentliche  Kriegt  wird  zwischen  Nationen 
oder  Souveränen  im  Namen  der  Gewalt  und  auf  deren  Geheiss  geführt — 
Der  „Privatkrieg"  findet  zwischen  Privatpersonen  statt,  er  gehört  dem 
natürlichen  Rechte  im  eigentlichen  Sinne  an".  (Vattel,  op.  cit.,  Uy.  ID 
eh.  1).  —  Bellum  est  armorum  publicorum  justa  contentio  (Albericas 
Gentüis).  —  Bellum  est  eorum  qui  suae  potestatis  sunt,  ^)  juris  sui  perse- 
quendi  concertatio  per  vim  et  dolum  (Bynkershoek,  Quaestiones,  Lib.  I, 
cap.  I).  —  „Der  Krieg  ist  das  Mittel,  wodurch  zwei  Völker  einen  Streit 
mit  Waffengewalt  schlichten,  weil  es  ihnen  an  einem  gemeinsamen  Ober- 
herm,  dem  die  friedliche  Entscheidung  der  Zwistigkeit  übertragen  werden 
könnte,  fehlt^.    (Massä  Le  droit  commercial,  1. 1,  p.  103). 

„Der  Krieg  ist  die  Ausübung  des  internationalen  Aktionsrechts,  zu 
dem  die  Nationen  in  Ermanglung  eines  gemeinsamen  obersten  Bichters 
naturgemäss  ihre  Zuflucht  nelmien  müssen,  um  ihre  Bechte  zu  wahren  und 
zu  verteidigen".  (Phillimore,  Comment.,  HI,  §  49).  —  „Der  Krieg  ist  die 
politische  Handlung,  gemäss  deren  die  Staaten,  die  ihi*e  vermeintlichen 
Pflichten,  Rechte  und  Interessen  nicht  auszugleichen  vermögen,  zum  be- 
waffneten Kampfe  schreiten,  in  Erwartung,  dass  dieser  Kampf  entscheiden 
werde,  wer  von  ihnen  als  der  Stärkere  kraft  seiner  Übermacht  den  andern 
seinen  Willen  aufzuzwingen  vermag". 2) 

997.  —  Der  Krieg  hat  seine  Verteidiger  und  seine  Bewunderer,  die 
ihm  in  sittlicher  Hinsicht  gute  Wirkungen  beimessen.  —  An  erster  Stdle 
gehört  hierher  Joseph  de  Maister  in  den  „Soir^es  de  Saint-P6tersbourg". 
—  Moltke  schrieb  an  Bluntschli:  „Der  Krieg  ist  ein  Glied  in  Gottes 
Weltordnung.  Ohne  den  E^rieg  würde  die  Welt  im  Materialismus  ver- 
sumpfen.''S)  In  einem  an  Goubareff  gerichteten  Briefe  vom  10.  Febr.  1881 
sagte  er  hingegen:  „Jeder  Krieg,  selbst  der  siegreichste,  ist  ein  Unglück 
für  das  Land;  keine  Gebiets-  und  Geldentschädigung  kann  den  Verlust 
an  Menschen  und  die  Trauer  der  Familien  aufwiegen."*) 

Lieber,  der  Verfasser  der  amerikanischen  Kriegsartikel,  betrachtete 
den   Krieg   als   ein  wesentliches  Erfordernis  der  Zivilisation.  —   Nach 

1)  Suae  potestatis:  die  uuabhäDgig  sind,  die  keinen  Oberherrn  haben. 

2)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Pr^cis,  p.  233. 

3)  R.  D.  L,  t.  Xni,  p.  79. 

♦)  V.  Treitschhey  AdUuche  Äuftätee,  N.  F.  IL  8.  782  ff. 
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Ortolan  ist  der  Krieg  nicht  immer  ein  Unglück;  er  bahnt  dem  Fortschritte 
und  der  Ausbreitung  hochherziger  Gedanken  den  Weg. 

998*  —  Die  Gegner  des  Krieges  sind  zahlreicher  nnd  von  ihrer  An- 
sicht ebenso  überzeugt  wie  die  Anhänger.  —  Eine  Stelle  Ton  Bluntschli 
sei  hier  wiedergegeben :  ^)  „Zwar  kann  ich  in  die  glühenden  Lobpreisungen 
des  Krieges  nicht  einstimmen,  zu  denen  sich  begabte  Schriftsteller  begeistert 
fühlen.  Obwohl  ich  die  männlichen  Tugenden  der  Tapferkeit,  des  kühnen 
Mutes,  der  Anspannung  aller  Körper-  und  Charakterkräfte,  des  Helden- 
tumes,  die  sich  im  Exiege  entwickeln,  sehr  hoch  schätze,  so  hindert  mich 
daran  trotzdem  der  Gedanke  an  den  wilden  Hass  der  Menschen  wider 
die  Menschen,  an  die  rasende  ZerstOrungslust  und  die  Blut-  und  Eaubgier, 
die  auch  entfesselt  werden,  und  die  Erinnerung  an  die  entsetzlichen  und 
oft  ganz  unnötigen  Leiden,  welche  der  Mensch  dem  Menschen  zufügt, 
an  den  zerrütteten  Wohlstand  vieler  Familien  und  das  vernichtete 
Lebensglück  von  Tausenden;  und  der  Jubelgesang  zu  Ehren  des  Kriegs 
mahnt  mich  dann  unwillkürlich  an  das  Bellen  der  Wölfe,  im  besten  Fall 
an  das  Brüllen  des  hungrigen  Löwen.  Aber  das  bleibt  wahr:  indem  der 
Krieg  die  Kräfte  der  Völker  und  die  Macht  der  Verhältnisse  im  grossen 
offenbart  und  zur  Geltung  bringt,  bewährt  er  sich  als  eine  rechtbildende 
Autorität.  Er  ist  nicht  das  Ideal  der  Menschheit,  aber  er  ist  heute  noch  ein 
unentbehrliches  Mittel  für  den  notwendigen  Fortschritt  der  Menschheit." 

Mit  dem  Ausdrucke  „unentbehrlich"  geht  Bluntschli  in  der  sonst 
so  beachtenswerten  Ausführung  wohl  über  das  Ziel  hinaus.  —  Gewiss 
zeigt  uns  ja  die  Geschichte,  dass  viele  Kriege  auch  günstige  Folgen  ge- 
zeitigt haben.  Sie  haben  Verkehrsbeziehungen  und  Absatzgebiete  flir  den 
Handel  ins  Leben  gerufen.  —  Dank  der  ö-euzzüge  verbreiteten  sich  die 
arabischen  Künste  und  Wissenschaften  über  die  einzelnen  Länder  Europas, 
ihnen  ist  auch  die  Anknüpfung  von  Handel  und  Verkehrsbeziehungen  mit 
dem  Morgenlande  zuzuschreiben.  —  Allgemeine  humanitäre  Grundsätze 
haben  sich  durch  die  Kriege  entwickelt  und  ausgebreitet.  Der  lange, 
grausame  dreissigjährige  Krieg  hat  durch  den  Westfälischen  Frieden  die 
völkerrechtliche  Gleichheit  der  Staaten,  ohne  Rücksicht  auf  deren  religiöse 
Bekenntnisse,  feierlich  bestätigt.  —  Die  Kriege  der  französischen  Republik 
und  Napoleons  I.  haben  die  Grundsätze  von  1789  zum  Gemeingute  in 
Deutschland,  Italien  und  Spanien  gemacht.  —  Dies  alles  ist  gewiss  nicht 
zu  leugnen.  Aber  wären  diese  Folgen  nicht  auch  ohne  Kriege  eingetreten, 
wenn  auch  langsamer  und  später?  Wer  möchte  behaupten,  dass  der  Friede 
sie  überhaupt  vereitelt  hätte? 

999.  —  Der  Krieg  ist  mithin  ein  Übel;  aber  ein  der  Menschheit 
anhaftendes,  unausrottbares  Übel.  Seine  äussere  Erscheinung,  die  Kriegs- 
gebräuche, einige  seiner  Ursachen  und  Wirkungen  haben  sich  zwar  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  geändert;  aber  die  Geschichte  lehrt  uns,  dass  der 
Krieg  zu  keiner  Zeit  verschwunden  ist  und  sie  lässt  uns  mutmassen,  dass 
er  niemals  verschwinden  wird.  —  Rivier  wirft  die  Frage  auf,  ob  die 
Utopie  vom  ewigen  Frieden  einen  einzigen  ernsthaften  Anhänger  habe."*) 
—  ,4)as  Institut  für  Völkerrecht  teilt  die  Utopie  derer,  die  Frieden  um 
jeden  Preis  haben  möchten,  keineswegs;  es  ist  auch  nicht  der  Meinung, 
dass  der ,  Schiedsspruch  ein  Allheilmittel  sei.  Es  hat  mehr  als  einmal 
Veranlassung  genommen,   sich  in   diesem  Sinne  auszusprechen,   auf  die 


1)  Bluntschli,  op.  cii,  Einleitung  S.  11. 

*)   Kant,   Zum  ewigen  Frieden,  einj^Hoeophigcher  Entwurf,  2,  Auß.  1796.    Dam 
Staudinger,  Sanfs  Traktat  zum  eungen  Frieden.   In  VaMnger's  Kantgtudium  J,  Heft  3. 
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Gefahr  hin,  einige  leidenschaftliche  und  urteilslose  Philanthropen  zu  yer* 
stimmen."  *) 

Der  ewige  Friede  ist  ein  unerreichbares  Ideal.  Und  warum?  Warum 
sollte  man  angesichts  der  unbestreitbaren  Fortschritte  der  Gfesittung  aach 
für  alle  zukünftigen  Jahrhunderte  verzweifeln?  —  Funck-Brentano  e4 
Sorel  antworten  hierauf  folgendermassen:  ,,Da  die  Völker  verschieden 
beanlagt  sind,  so  ist  es  durchaus  naturgemäss,  dass  ihre  Interessen, 
Überlieferungen,  Leidenschaften  und  Neigungen  einander  widersprechen. 
Wäre  es  anders,  so  würden  die  einzelnen  Völker  ihr  eigenartiges  Dasräi 
nicht  mehr  führen,  sie  würden  ihre  ürsprünglichkeit  verlieren,  ihren  be- 
sondem^  Charakter  einbüssen,  und  die  Zivifisation  würde  stille  stehen. 
Da  die  Völker  auf  einander  angewiesen  sind,  so  kann  es  nicht  ausbleiben, 
dass  diese  Gegensätze  zu  Reibungen  führen:  Die  Staaten  müssen  hiermit 
rechnen  und,  da  sie  von  einander  unabhängig  sind  und  keiner  dem  andwn 
in  Friedenszeiten  seinen  Willen  aufdrängen  darf,  so  müssen  sie,  wenn  sie 
ihren  Willen  durchsetzen  wollen,  zur  Gewalt  schreiten.  Man  sieht  also, 
dass  der  Krieg  nicht  nur  ein  Folgezustand  des  Friedens  ist,  sondern  dass 
er  auch  bei  der  gegenwärtigen  Zivilisation  unvermeidlich  ist.  E^  folgt 
hieraus  nicht  etwa,  dass  die  Staaten  nicht  darnach  trachten  mttssten,  d« 
Krieg  zu  vermeiden;  im  Gegenteil,  sie  müssen  dies,  aber  gerade  weil  es 
ihnen  nicht  gelingt,  weil  die  Einsicht  in  ihre  gegenseitigen  Pflichten,  Rechte 
und  Interessen  noch  zu  unvollkommen  ist,  und  weil  die  Politik  wiss^i- 
schaftlich  noch  viel  zu  wenig  gepflegt  wird,  kommt  es  so  häufig  zum 
Kriege.  Der  Krieg  ist  stets  ein  Beweis  flir  das  geistige  und  sittiiche 
Unvermögen  der  Staaten,  das  rechte  Verhältnis  zwischen  ihren  gegea- 
seitigen  Interessen  und  Beziehungen  zu  erkennen  und  dementsprechend 
zu  bestimmen.') 

Dieselben  Verfasser  führen  weiter  aus,  dass  die  Staaten  durch  Re- 
gierungen vertreten  werden  und  sich  aus  Nationen  zusammensetzen.  Re- 
gierungen und  Nationen  werden  aber  von  Leidenschaften  beherrscht,  die 
Hass  und  Zwietracht  erwecken,  Irrtümer  und  Missverständnisse  Tergrössem 
und  dadurch  die  Staaten  oft  in  den  Krieg  treiben.  Der  Fortschritt  der 
Gesittung  bringt  die  Leidenschaften  nicht  zum  Erlöschen:  er  gestaltet  sie 
nur  um  und  lenkt  sie  auf  andere  Bahnen  hin.  So  geben  denn  religiöse 
Leidenschaften  kaum  noch  Anlass  zu  einem  Kriege  in  Europa,  statt  dessen 
haben  Bevolutionstheorien,  Nationalitätenhader  und  der  Begriff  von  der 
natürlichen  Grenze  neue  Begehrlichkeiten  wachgerufen,  Hass  und  Miss- 
gunst gesät  und  Kämpfe  verursacht,  die  durch  die  Fortschritte  der 
Wissenschaften  nur  noch  schrecklicher  und  blutiger  geworden  sind.  —  Und 
was  birgt  die  Zukunft  in  ihrem  Schosse,  wenn  der  heute  noch  schlununemde 
und  zurückgehaltene  Gegensatz  zwischen  der  zivilisierten  Welt  und  dem 
chinesischen  Reiche  zum  Ausbruche  kommen  wird?" 


1)  Rivier,  Les  lois  de  la  guerre  sur  terre,  B.  D.  J.  t.  XUL  p.  79. 

2)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Precis  du  Droit  de  gens,  LiY.  n.,  eh.  I.,  p.  835. 
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XXn  k  XXVI  :  Hb.  HI,  cap.  m.  —  Gaelle.  Pr^cis  des  lois  de  la  gaerre,  1884.  —  Guerchitch.  Les  travanx 
röcents  snr  la  codification  dn  droit  de  la  gnerre  ;  la  litt6ratare  moderne  de  ce  droit ;  dispositions  l|^gales 
concemant  les  armöes  dans  les  diff6rents  pays,  etc.  (serbisch),  Le  Gnerrier,  novembre  et  d6cembre  18^  — 
Gnesalaga.  Estadio  de  las  leyee  de  la  gaerra,  1895.  —  Galde.  Die  Kriegsrerfassang  des  ersten  Attischen 
Bnndea,  1888.  —  G  asm  an.  Derecho  militare  intemacional  de  la  gnerra,  1882.  —  Halle  ck.  Elements  of 
intein.  law,  and  laws  of  war,  1885.  —  Ton  Hartmann.  Kritische  Versuche.  MiUiänaehe  Notwendigkeit 
tmd  Humanitäi  1878  (in  kürMerer  Form  eraehienen  in  der  deuUehen  Bundeekau  XIIJ,  1877,  8. 111  ff.,  mo  ff^  ZJV, 
1878,  8,  71  ff.)  —  E^iy.  Etüde  snr  le  droit  de  la  gnerre  de  Orotius,  1875.  --  Hilty.  Über  Krieg  und  Frieden 
und  die  Voraussetzungen  schiedsgerichtlicher  EntBcheidungen  von  volkerrechtlichen  Streitigkelten,  PoL  Jahib. 
der  Schweiz.  Eidgenossensch^  1^  S.  197.  --  Holland.  The  Progress  toward  a  written  law  of  war.  — 
von  Holtzendorff.  Legitime  dMense  dans  la  gnerre,  R.  D.  L,  t  V,  p.  225.  —  Hrabar.  La  gnerre  et  le 
Droit  international  (rassisch),  Annales  scientifiques  de l^unlversit«  deDorpat,  1894,  no 4.  —  Jung.  Laguerre 
et  la  socl6tA.  1889.  —  Kamarowski.  Les  causes  politiques  de  gaerre  dans  l'Europe  moderne,  R.  D.  I.,  t  XX, 
p.  182.  —  Lands.  El  Derecho  de  la  gnerra  conforme  k  la  monü,  de  6dit,  1877.  —  Droit  pönal  de  la  guerre, 
R.  D.  I.,  t.  X,  p.  182.  —  LasBon.  Das  Kulturideal  und  der  Krieg.  —  Laveley.  Des<  causes  actueUee  de 
la  gnerre  en  Europe  et  de  Tarbitrage,  1878.  —  LeBerquier.  Les  ligues  de  la  paix  et  les  lois  de  la  guerre, 
Revue  des  Deux-Mondes,  1er  septembre  1874.  —  Lehr.  Un  nouveau  projet  de  codification  des  lois  de  la 
gnerre  snr  terre  et  snr  mer,  R.  D.  I.,  t  XXV,  p.  821.  —  Lentner.  Das  Recht  im  Kriege,  1880.  —  P.  Leroy- 
Beaulien.  Recherches  öconomiqnes,  historiques  et  statlstiqnes  snr  les  gnerres  contemporaines,  1869.^ 
Letournean.  La  guerre  dans  les  diverses  races  humaines,  1895.  —  L6vy.  Beitrige  zum  Kriegsrecht  im 
Mittelalter,  1889.  —  Linde.  Das  Völkerrecht  im  Kriege,  1888.  —  Lucas.  La  dvilisation  de  laguerre,  B.  D. 
I.,  t  IX,  pp.  114  et  295.  —  Lue  der.  Krieg  nnd  Kriegsreeht,  m  von  HoUeendorffe  Handhueh  Band  IV,  1889. 
Recht  und  Grenze  der  Humanität  im  Kriege,  1880.  —  Mabille.  Laguerre,  ses  lois  et  son  influence,  1884.  ^ 
Mariotti.    Du  Droit  des  gens  en  temps  de  guerre,  1883.  —  F.  v.  Martens.     La  paix  et  la  gnerre,  1901. 

—  Maurice.  Hostiliües  wlthout  declaration  of  war  an  historical  abstract  of  the  cases  in  whlch  hostilittes 
hsTs  oecnred  between  cfvilised  Powers  prior  to  declaration  or  waming,  from  1700  to  1870,  1888.  —  Molinari. 
Grandeur  et  döcadence  de  la  guerre,  1898.  —  Morin.  Les  lois  relatives  k  la  guerre,  1872.  —  Morizot- 
Thibault.  Dn  droit  de  la  guerre  ä  Rome,  1877.  —  Moynier.  Essai  sur  les  caract^res  g6n6raux  des  lois 
de  la  gnerre,  1895.  —  Notebaert.  Droits,  lois  et  coutumes  de  la  guerre,  1881.  —  Novicow.  Les  Inttes 
entre  sociötto  humaines,  1898.  —  La  guerre  et  ses  pr6tendus  bienfaits,  1894.  —  Nys.  Le  droit  de  la  gnerre 
et  les  pr6cnrseurs  de  Grotins,  1882.  —  Owen.  Declaration  of  war,  1889.  —  Pille t  Le  droit  de  la  guerre, 
1899.  ~  Les  lois  actuelles  de  la  guen^  1898.  —  Plath.  Kriegswesen  der  Alten  Chinesen,  1872.  —  Proudhon. 
Laguerre  et  la  paix,  1860.  —  Resch.  Das  Kriegsreeht,  8.  AuO,  1890.  —  Rettich.  Zur  Theorie  nnd  Geschichte 
des  Rechts  zum  Kriege,  1888.  —  Revo n.  Le  droit  de  la  gnerre  sons  la  R^pnbliqne romaine.  —  Risley.  The 
law  of  war,  1897.  —  Riebet  Les  gnerres  et  la  paix,  18».  —  Rivier.  Les  lois  de  la  guerre  snr  terre,  R. 
D.  L.  t  XIU,  p.  79.  ~  Ronard  de  Card.  Le  Droit  international  et  la  codification  des  lois  de  la  guerre.  — 
Roy.  Des  Fötiaux  du  penple  romain,  1896.—  Rttstow.  Kriegspolitik  nnd  Kriegsgebrauch,  1878.  »DeSainte- 
Croix.  La  declaration  de  guerre,  ses  effete  immMiats,  1^.  —  Salier  es.  La  gnerre,  ses  causes  et  ses 
f4snltats.  —  Salviolli.  n  diritto  di  gnerra  secondo  gli  antiqui  gluristi  italiani.  —  Sehanser.  H  diritto  de 
gnerra  e  dei  trattaU  negli  stati  a  govemo  rappresentativo.  —  DeSplenger.  La  guerre  etParbitrage  inter- 
national —  SumnerMaine.  La  guerre.  —  Thompson.  Effect  of  war  upon  contracts  involvlng  succes- 
sive  payements,  and  particulary  upon  contracts  of  lifo  Insurance,  American  law  Review,  t  XXX,  p.  88.  — 
T  r  I  e  p  e  L  Die  neuesten  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts,  1894.  —Ursini-Scuderi.  n  preteso 
fondamento  etico  deUa  gnerra,  1890.  —  Vnillanm«.  L*esprit  de  la  guerre.  So  Mit^  1864.  —  Weiss.  Le 
droit  f«ttal  et  les  F4tiaux  k  Rome,  1888.  —  Wiskelmaim.  Der  Krieg,  1870.  -  X.  Krieg  ohne  Kriegserkllmiig, 
1886u  ->  Zambelli.    Laguerre,  1888.  —  S.  auch  den  Briefwechsel  zwischen  Graf  MolUce  u.  Blnntschli,  R.  D. 
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I^  t.  Xm,  p.  79,  —  Biietweohfiel  zwlechen  Herzog  Nicolas  von  Lenchtenberg  und  von  ll»rt>im,  R.  D.  L.  t»  THI 
p.  906.  —  S.  noeh:  B.  D.  L,  t.  Xü,  p.  99  et  458;  t  Xm,  p.  519.  —  Wegen  der  neaeni  StreitAQ»  iwlailiii 
China  und  J^pan,  Frankreich  und  Madagaskar,  Italien  nna  Abesslnien,  Griedienland  nnd  der  TOikei,  ßpnim 
und  den  Verein.  Staaten,  GroBsbrltannien  und  den  sttdafrikanlsehen  Republiken  siehe  die  oben  wn  %  IM 
angegebenen  Schriften. 

BBcke,  Über  den  Krieg  und  aeine  Btgukungm  auf  dat  KrimkuOreeki.  —  Blttn<««kl«r  ^'^  «udam 
FBlkerreeJU  im  dtuUeh-firemäOnsehm  Kriege,  1870.  —  Demibe,  VSIkenreekiUehe  BeiraeMungen  Ober  dm»,  Jw^pt 
fiwMÖeiaehen  Krieg,  in  v.  Holtatndorffs  Jahrb.  f.  OeeeUgebung,  2871.  —  J3[dl»ehner,Der  deuteeh-frtutaSmmä i 
Krieg,  1879.  —  Schenk,  Erfahrungen  out  dem  Kriege  wm  1866.  —  Sinclair,  Der  deuteeh-fimulfiiMeke  Krieg, 
187S.  ^  Batsenhofer,  Die  Siaaimoehr,  iSU.  —  Krieg agteehichtliehe  Eins elaehrifien,  hnwmwg  ' 
^tom  Groaam  Qenmraiakib,  Heft  81,  Kriegebraueh  im  Landkrieg,  1909.  —  Alb  er«  Zorn,  IMegnuUei  und 
fShrung  im  Landkriege  naeh  den  Beetimmungen  der  Haager  Konfertns,  DieeertaÜon,  1909. 


Erstes  Kapitel. 


Inneres  Wesen  des  Krieges. 

1000.  —  Der  Erieg  ist  ein  tatsächlicher  Zastand,  der  dem  normalen 
Zustande  der  internationalen  Gemeinschaft,  nämlich  dem  Frieden,  wider- 
spricht; ein  Zustand,  dessen  Entwicklung,  Ziel  und  Endzweck  der  Friede 
selbst  ist.  Wie  Lorimer  bemerkt,  rechtfertigt  nur  die  Notwendigkeit 
den  Krieg:  er  kann  und  darf  nicht  Selbstzweck  sein.  Bechtmässigerweise 
darf  er  nur  auf  seine  eigene  Vernichtung,  auf  den  Frieden  abzielen;  aber 
auf  einen  normalen  und  gerechten  Frieden,  auf  einen  solchen,  der  jeder 
staatlichen  Gemeinschaft  die  Freiheit  verbürgt,  die  sie  kraft  ihres 
Daseins  beanspruchen  kann. 

Der  Krieg  kann  nicht  als  der  regelmässige  Zustand  der  Menschheit 
angesehen  werden.  Er  darf  nur  ein  vorübergehender  Ausnahmezustand 
von  begrenzter  Dauer  sein. 


Erster  Abschnitt. 
Rechtmassigkeit  des  Krieges. 

1001.  —  Die  Anwendung  der  Gewalt  ist  gerechtfertigt,  wenn  sie  zur 
Verteidigung  der  Unabhängigkeit,  der  Autonomie,  der  Sicherheit  und  der 
Ehre  eines  Staates  gebi-aucht  wird. 

Fast  alle  neuern  Publizisten  erkennen  mittelbar  oder  unmittelbar  die 
Eechtmässigkeit  des  Krieges  an.  —  Jeder  Staat,  so  sagt  Wheaton,  hat 
das  Recht  zur  Gewalt  zu  schreiten,  weil  dies  das  einzige  Mittel  ist, 
Genugtuung  für  erlittene  Kränkungen  zu  erlangen:  Das  nämliche  Becht 
würde  auch  Privatpersonen  zustehen,  wenn  sie  nicht  den  Gesetzen  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  unterworfen  wären.  —  Desgleichen  hat  jeder 
Staat  das  Recht,  selbst  darüber  zu  befinden,  welches  Sühnemittel  der  Art 
und  Schwere  der  erlittenen  Kränkung  entspricht  (Elements  4®  partie,  eh.  I, 
§  4).  „Da  über  die  Staaten  kein  Richter  gebietet,  so  ist  jeder  von  ihnen 
befugt,  selber  Gewalt  zu  gebrauchen  gegen  Beleidigungen,  also  zur  Selbst- 
hülfe" (Klüber,  §  232). 

Montesquieu  sagte:  „Das  Leben  der  Staaten  ist  wie  das  der  Menschen: 
diese  sind  befugt,  im  Falle  der  Notwehr  zu  tOten,  jene  sind  berechtigt, 
zum  Zwecke  der  Selbsterhaltung  Krieg  zu  führen"  (Esprit  des  lois,  liy.  X, 
eh.  11).  —  Die  Notwehr  ist  eine  Pflicht  des  Staates  gegen  sich  selbst, 
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gegenüber  der  politischen  Gemeinschaft,  deren  Offenbarung  and  Aosdruck 
er  ist  und  gegenüber  der  Nation,  deren  völkerrechtliche  Form  er  darstellt. 
£benso  wie  Montesquieu  lassen  die  Publizisten  des  19.  Jahrhunderts, 
insbesondere  Calvo,  Giraud,  Heffter,  Lorimer,  Phillimore,  Travers 
Twiss  im  Omndsatze  die  Bechtmässigkeit  des  Krieges  an  sich,  in  se,  als 
ein  Mittel,  dem  Staate  Genugtuung  für  eine  Ungerechtigkeit  oder  eine 
Kränkung  zu  verschaffen,  gelten. 

Aber  die  an  sich  rechtmässige  Tatsache  ist  —  ganz  abgesehen  von 
den  ihr  zu  Grunde  liegenden  mehr  oder  weniger  rechtmässigen  und  be- 
gründeten Ursachen  —  nichtsdestoweniger  ein  Übel. 


Zweiter  Abschnitt. 
Verschiedene  Arten  und  Ursachen  des  Krieges. 

1002.  —  Fast  alle  Publizisten  kennen  verschiedene  Arten  der  Kriege; 
sie  unterscheiden  namentlich  zwischen  gerechten  und  ungerechten 
Kriegen. 

Ein  Krieg  ist  weder  an  und  für  sich,  noch  auch  wegen  seiner  Folgen 
gerecht  oder  ungerecht.  „Die  früher  so  umstrittene  Frage,  ob  der  Krieg 
gerecht  oder  ungerecht  sei,  ist,  wenn  man  sie  allgemein  und  abstrakt 
stellt,  von  sehr  geringer  praktischer  Bedeutung;  es  ist  unmöglich,  sie  zu 
entscheiden.  Man  kann  die  Frage  nur  in  concreto,  nur  für  einen  bestimmten 
Krieg  aufwerfen.  Aber  auch  dann  wird  eine  Antwort  wenig  befriedigend 
sein  können."  *)  —  Nur  wegen  seiner  Ursache  ist  ein  Krieg  gerecht  oder 
ungerecht.  —  Die  Kriegsursache  kann  für  eine  der  Kriegsparteien  recht- 
mässig sein,  denn  oft  wird  der  Krieg  die  Antwort  auf  einen  ungerechten 
Angrär,  und  damit  die  Ausübung  des  Notwehrrechtes,  sein. 

Jeder  Staat  neigt  natürlich  dazu,  seine  Rechte  und  Pflichten  vom 
Standpunkte  seiner,  mehr  oder  weniger  richtig  verstandenen,  Interessen 
zu  beurteilen,  und  daher  wird  er  leicht  einen  Krieg  für  gerecht  halten, 
dessen  wahres  Wesen  er  wegen  seiner  eigenen  Voreingenommenheit  nicht 
zu  erkennen  vermag.  Häufig  Werden  Yorwände  und  scheinbare,  aber 
nicht  gerechtfertigte  Anlässe  dazu  benutzt,  um  die  wirklichen  Ursachen 
des  Krieges  zu  verschleiern.  Diese  werden  erst  durch  spätere  Vorgänge 
oder  durch  die  Veröffentlichung  von  Schriftstücken  und  durch  die  Zuge- 
ständnisse ihrer  Verfasser  bekannt.  —  So  hatte  der  Krieg  gegen  Däne- 
mark (vom  Jahre  1864)  die  Erbrechte  des  Herzogs  von  Augustenburg  und 
die  Ansprüche  des  Deutschen  Bundes  zum  Verwände:  Die  Ursache  war 
der  Wunsch  Preussens,  sich  zu  vergrössem  (Vgl.  No.  888). 

Der  deutsch-französische  Krieg  von  1870  war  durch  eine  Beleidigung 
des  französischen  Vertreters  veranlasst  worden. 

Fürst  Bismarck  hat  —  wie  er  später  selbst  zugab  —  den  Vorfall  in 
einer  mit  dem  Kriegsminister  Roon  und  dem  Feldmarschall  Moltke  gemein- 
schaftlich verfassten  Depesche  absichtlich  falsch  dargestellt  und  sodann 
veröffentlicht,  um  die  Volksleidenschaft  in  Deutschland  und  Frankreich 
aufzustacheln ;  der  wirkliche  Grund  des  Krieges  bestand  in  dem  Wunsche, 


1)  Rivier,  R.  D.  I.^  t.  XXIII,  p. 
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Deutschland  unter  der  Vorherrschaft  Preussens  durch  Waffenbraderschaft 
zu  einigen.^)*) 

1003.  —  Die  Ursachen  des  Krieges  sind  ebenso  verschiedenartig  nnd 
zahlreich,  wie  es  die  Beziehungen  zwischen  den  Staaten  sind.  —  Jede 
Angelegenheit  und  jede  Zwistigkeit,  die  nach  dem  Dafürhalten  der  Staaten 
deren  Literessen  berührt  oder  deren  Bechte  verletzt,  kann  zu  einer  Eriegs- 
ursache  auswachsen.  —  Alle  diese  Ursachen  tragen  indessen  das  gemeiii' 
same  Kennzeichen,  dass  sie  die  politische  Unabhängigkeit  und  die  gegen- 
seitige wirtschaftliche  Abhängigkeit  der  betreffenden  Staaten  zur  Voraus- 
setzung und  zum  Ausgangspunkte  haben. 

Der  unversehrte  Bestand  des  Staatsgebiets,  —  der  Wunsch,  zu  er- 
obern, sowie  die  Begehrlichkeit  nach  den  Besitzungen  anderer,  —  die 
Notwendigkeit,  dem  beunruhigenden  Umsichgreifen  einer  Macht,  die  die 
Sicherheit  der  andern  bedroht,  vorzubeugen  oder  Einhalt  zu  gebieten,  — 
das  Streben,  die  eigenen  Hülfsquellen  zu  vermehren  und  die  Grenzen  aus- 
zudehnen, —  der  Nationalstolz,  der  seinen  Bahm  in  der  Unterwerfung 
oder  der  Erniedrigung  anderer  Staaten  sucht,  —  religiöser  Fanatismos 
eines  Volkes,  das  seinen  Glauben  den  benachbarten  Völkern  aufdrängen 
will,  —  alles  dieses  ist  eine  Kriegsursache  gewesen  und  kann  es,  je  nach 
der  Beschaffenheit,  den  Überlieferungen  und  der  Kulturstufe  der  Staaten 
werden.*) 

1004.  —  Da  die  Staaten  souverän  sind,  so  sind  sie  auch  allein  be- 
rechtigt, um  über  die  Ursachen,  die  Dringlichkeit  und  die  Notwendigkeit 
eines  Krieges  zu  befinden.  —  Aber,  gebietet  nicht  das  eigene  wohlver- 
standene Interesse  den  Staaten  ihre  Streitigkeiten  auf  friedlichem  Wege 
zu  schlichten?  Oder  ist  es  ratsamer,  dass  sie  zur  Waffengewalt  schreiten, 
und  sind  sie  imstande,  den  Krieg  mit  Erfolg  zu  führen?  Dies  sind  die 
Fragen,  die  die  Staatslenker  und  Politiker  zu  prüfen  und  zu  entscheiden 
haben.  Dies  ist  aber  mit  nichten  der  Standpunkt,  den  der  Jurist  bei  der  Be- 
urteilung des  Krieges  einzunehmen  hat.  Dieser  muss  vielmehr  Kriege,  deren 
eigentliche  Triebfeder  in  der  Ruhmsucht  odei"  der  Eroberungslust  liegt, 
au£s  entschiedenste  verurteilen,  mag  man  sie  auch  mit  allerlei  Schein- 
gründen und  Vorwänden,  wie  z.  B.  Ausbreitung  der  Gesittung,  Befireiung 
Unterdrückter  usw.  zu  bemänteln  suchen. 

1005.  —  Mehrere  teilen  die  Kriege  in  Angriffs-  und  Verteidigungs- 
kriege ein.  Diese  Unterscheidung  mag  für  die  Kriegskunst  und  die  Strategie 
von  Bedeutung  sein,  für  das  Völkerrecht  ist  sie  wertlos.  —  Keine  Eri^;s- 
partei  wird  zugeben,  dass  sie  zuerst  angegriffen  habe.  Das  Kriegsrecht 
muss  in  gleicher  Weise  bei  Angriffs-  wie  bei  Verteidigungskriegen  uige- 
wendet  und  geachtet  werden. 


1)  Unterhaltung  des  Fürsten  Bismarck  mit  Maximilian  Harden,  miteeteüt  in  da 
Hamburger  Nachricliten.  —  Le  Temps,  17.  NoYbr.  1893.  —  La  paix  armee,  Revue  des 
Deoz- Mondes,  1.  Februar  1894. 

2)  Funck-Brentano  et  Sorel,  op.  cit,  p.  237. 

*)  Der  Vorwurf  der  Fähckmg  der  eogenannten  Etmer  Depeuke  ntusf  eiäMdiüdm 
eurikkgewieaen  werden.  Dies  beweitt  etne  bhue  Vergleidwmg  der  beiden  fra^khen  Sekr^ 
tbädce.  Bimnarck  hat  die  Depeeche  ohne  ein  Wort  humunifSiffen  oder  zu  ändern  nur  im 
einer  kncg^pem  und  bündwem  Form,  die  den  damaligen  j^Uüechen  VerhäUnmen  Eeeknung 
trug  und  wozu  er  anaesichta  des  ihm  von  Kaiser  WUhdm  erteüten  Auftrages  durchaus  be- 
reMigt  toar,  veroffenUicht,  8.  Bismarck,  Gedanken  und  Erinnerungen^  Bd.  IL  8.  78f, 
—  von  Sybel,  Die  Begründung  des  Deutschen  Beichs  durtk  WUhelm  L;  Bd.  VII 
8.  32Bff.  --  V^.  femer  über  die  Vorgeschichte  des  deutsch-französischen  Eneges  das  190$ 
veroffeniUMe  franzosische  öeneralstabswerk,  Bd.  J,  woraus  sich  Idar  ergibt^  dass  Aafwfaw 
entsMossen  war,  Fteussen  zu  bekriegen.  —  Bathelf,  Zur  Frage  nach  Bismarcks  VerhaUen 
in  der  Vorges(hichte  des  deutschrfranzöeisihen  Krieges,  1903. 
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Dritter  Abschnitt. 
Kriegsrechi 

1006.  —  Der  Kriegszustand,  der  oft  unvermeidlich,  zuweilen  sogar 
notwendig  ist,  muss  nach  bestimmten  Normen  und  Gesetzen  geregelt  und 
organisiert  sein.  Kann  aber  überhaupt  die  Bede  von  einem  Eriegs- 
rechte  sein.  Setzt  der  Krieg  nicht  die  Gewalt  an  Stelle  des  Bechts? 
Führt  er  nicht  zum  Triumphe  des  Stärkern  und  kann  ein  anderer  Wille 
massgebend  sein,  als  der  des  Starkem? 

Gewiss  gibt  es  ein  Kriegsrecht  und  Kriegsgesetze.  Der  Krieg  ist 
zwar  ein  Ai:^f  zu  den  Walen,  zur  Gewalt,  aber  nicht  zur  zügellosen 
Willkür.  —  Die  Gewalt,  die  dem  Kriege  seines  Zweckes  wegen  eigen  ist^ 
ist  unbeschränkt.  Der  Kriegführende  muss  siegen,  oder  er  wird  besiegt. 
—  Jede  zur  Herbeiführung  des  Kriegszweckes  notwendige  Gewalt  ist  er- 
laubt. —  Jede  Gewalt  aber,  die  nicht  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  er- 
forderlich ist,  ist  unerlaubt.  Es  gibt  eine  durch  den  Endzweck  bezeichnete 
Grenze,  die  nicht  überschritten  werden  darf.  —  Wenn  sich  also  die  Eän- 
schränkung  der  kriegerischen  Massregeln  ermöglichen  lässt,  so  ist  diese 
Einschränkung  eine  Pflicht,  ja  eine  Notwendigkeit.  —  Hierdurch  recht- 
fertigt sich  das  Vorhandensein  des  Kriegsrechts.^) 

1007.  —  Wie  hat  sich  das  Kriegrecht  entwickelt?  Funck-Brentano 
et  Sorel  geben  folgende  Erklärung.  Unstreitig  zerreist  der  Krieg  die 
zwischen  den  Staaten  durch  das  Völkerrecht  in  Friedenszeiten  geknüpften 
Banden;  er  kann  jedoch  nicht  die  Tatsachen,  worauf  das  Völkerrecht 
beruht,  mit  rückwirkender  Kraft  vernichten;  er  kann  weder  die  Souveränität 
der  Staaten,  noch  deren  politische  Unabhängigkeit,  noch  ihre  gegenseitige 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  beseitigen;  er  kann  endlich  nicht  die  erreichte 
Zivilisation  und  die  festbegi*ündeten  Sitten  wieder  aufheben. 

Diese  Tatsachen  drängen  sich  den  kriegführenden  Staaten  auf  und 
alle  sind  gezwungen,  sich  danach  zu  richten. 

Die  Bücksicht  auf  diese  Tatsachen  bat  gewisse  gemeinsame  Gebräuche 
erzeugt.  Diese  haben  sich  in  dem  Masse  vermehrt  und  entwickelt,  als 
sich  auch  die  Kenntnis  und  das  Verständnis  für  jene  Tatsachen  vermehrt 
und  entwickelt  haben.  Diese  Gebräuche,  die  ihr  Entstehen  den  neuen 
durch  den  Kriegszustand  veranlassten  Beziehungen  verdanken,  sind  nach 
und  nach  zur  Gewohnheit  geworden  und,  da  sie  von  allen  gesitteten 
Staaten  beobachtet  wurden,  so  gestalteten  sie  sich  zu  wirklichen  völker- 
rechtlichen Verpflichtungen  und  dementsprechend  zu  Bechtsnormen.*)  — 
So  zieht  der  Krieg,  an  sich  ein  rein  tatsächlicher  Zustand,  eine  Beihe  von 
Hechten  und  Pflichten  nach  sich,  deren  Gesamtheit  das  Kriegsvölkerrecht 
ausmacht,  ein  Becht,  das  sich  in  derselben  Weise  gebildet  und  entwickelt 
hat,  wie  das  Völkerrecht  in  Friedenszeiten,  das  wie  jenes  natürlich  und 
positiv  ist  und  das  dieselben  Quellen  hat,  nämlich  Gewohnheit,  Verträge 
und  Vernunft. 

1008.  —  Das  Kriegsrecht  tritt  uns  in  seinen  Anfängen  in  den  Ge^ 
brauchen  der  Bitterschaft  im  Mittelalter  entgegen.  Es  hält  mit  der 
Entwicklung  der  geistigen  und  sittlichen  Eigenschaften  der  Völker  gleichen 

1)  Rivier,  R.  D.  I.,  t.  XXIII,  p.  632. 

2)  Funck-Brentano  et  Sorel,  op.  cit,  p.  283. 
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Schritt  und  wächst  unter  dem  Emflnsse  der  yeränderten  AnschaaimgeD 
über  den  Krieg.  Dieser  wird  mit  der  Zeit  als  ein  unvermeidliches  Übel 
angesehen.  Sein  Zweck  wird  nicht  mehr  in  der  völligen  Vemiditong, 
sondern  nur  noch  in  der  Eampfuntähigkeit  des  Gegners  gefunden. 

Trotzdem  hat  das  Eriegsrecht,  das  so  innig  mit  der  Entwicklung 
der  allgemeinen  Gesittung  verknüpft  ist,  nur  langsame  Fortschritte  ge- 
macht. Diese  wurden  noch  dazu  oft  unterbrochen  und  sind  selbst  zwischen 
Nationen,  die  scheinbar  dieselbe  Gesittung  erreicht  haben,  ungleichmässig 
gewesen. 

Staaten  von  verschiedener  Bildungsstufe  werden  nicht  dasselbe  Volker- 
recht  in  Eriegszeiten  gelten  lassen.  —  Ebenso  wie  in  Friedenszeiten,  so 
kommt  auch  hier  die  von  Lorimer  aufgestellte  Unterscheidung  der  drei 
Völkerkreise :  der  gesitteten,  barbarischen  und  wilden  Völker  in  Betracht 
(Nr.  44).  —  Staaten,  die  mit  Völkerschaften  einer  andern  Bildungsstufe 
im  Eampfe  stehen,  sind  gezwungen,  ein  Recht  anzuwenden,  das  dem 
moralischen  Standpunkte  ihrer  Gegner  entspricht;  so  die  Franzosen  in 
Afrika,  Tongking,  China  und  Dahomey,  die  Engländer  in  Indien  nnd  die 
Bussen  im  Eaukasus  sowie  in  Turkestan.  Gewisse  edelmütige  Handlnnges, 
deren  Bedeutung  in  Europa  durchaus  verstanden  würde,  erscheinen  in 
den  Augen  wilder  Völkerstämme  als  Schwäche  und  Furcht. 

1009.  —  Das  Eriegsrecht  wird  in  seiner  Gesamtheit  von  z^ei  Grund- 
sätzen beherrscht: 

1.  Dem  Grundsatze  der  Notwendigkeit.  Dieser  rechtfertigt 
im  allgemeinen  die  Anwendung  von  Gewalt  und  List,  soweit  sie  zur 
Erreichung  des  Eriegszweckes  erforderlich  sind.  Der  Endzweck  d^ 
Erieges  besteht  darin,  den  Gegner  kampfunfähig  zu  machen  und  eine 
Verlängerung  seines  Widerstandes  zu  vereiteln.  Selbst  aber  innerhalb 
dieser  Grenzen  muss  der  Grundsatz  durch  humane  Erwägungen  einge- 
schränkt werden. 

2.  Dem  Grundsatze  der  Humanität.  Diesem  zufolge  darf  A& 
Erieg,  der  sich  nach  heutigen  Begriffen  nur  zwischen  politischen  Gebilden, 
zwischen  Staaten,  abspielt,  die  friedliche  Bevölkerung,  insbesondere  die 
Privatpersonen,  seine  Härte  nicht  fühlen  lassen.  Auch  dieser  Grundsatz 
unterliegt  gewissen  Einschränkungen,  die  auf  dem  Gesetze  der  Notwendig- 
keit beruhen,  und  die  aus  der  tatsächlichen  Unmöglichkeit  folgen,  jede 
Gemeinbürgschafl;  zwischen  den  friedlichen  Untertanen  des  Gegners  und 
dem  feindlichen  Staate  aufzuheben,  und  zu  verhüten,  dass  die  Untertanen 
mittelbar  oder  gar  unmittelbar  unter  den  Folgen  des  Erieges  leiden.  — 
Die  Humanität  darf  im  Eriege  nicht  mehr  beanspruchen,  als  ihr  der 
Eriegszweck  einräumt.  Alles,  was  darüber  hinausgeht,  ist  nicht  nur 
nutzlos,  sondern  sogar  schädlich.  —  Eine  Humanität,  die  dem  Kriegs- 
zwecke entgegenarbeiten  würde,  wäre  keine  echte  Humanität.  Sie  würde 
die  Eriege  nur  verlängern,  statt  sie  zu  verkürzen,  worauf  es  doch  an- 
kommt. Es  liegt  ein  gut  Teil  Wahrheit  in  dem  Ausspruche  Moltke*8: 
Der  am  energischsten  geführte  Erieg  ist  zu  gleicher  Zeit  der  humanste. 
—  Der  Erieg  muss  human  sein  und,  um  dies  zu  sein,  muss  er  zielbewusst, 
rasch  und  mit  Tatkraft  gefilhrt  werden.  Man  muss  die  richtige  Mitte 
halten  zwischen  den  Übertreibungen  humanitärer  Empfindungen,  die  die 
unerbittlichen  Forderungen  der  Macht  der  Tatsachen  unterschätzen  und 
den  Übertreibungen  des  Militärstandes,  der  das  Recht  verkennt  nnd  nur 
die  Gewalt  und  die  Bedürfhisse  der  Gewalt  vor  Augen  hat.  (Bi  vier  a.  a.  0.) 

Die  beiden  Grundsätze  der  Notwendigkeit  und  der  Humanität  be- 
herrschen mit  einander  vereint  jede  gesetzliche  Begelung  des  Eriegs. 
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Eine  solche  kann  and  muss  je  nach  dem  Stande  der  Wissenschaft  nnd 
der  S[riegspraxis. verschieden  sein;  immer  aber  muss  sie  auf  den  beiden 
gedachten  Grundsätzen  aufgebaut  sein.*^) 

1010.  —  Die  Publizisten  haben  sich  bemüht,  das  Eriegsrecht  mehr 
oder  weniger  ausführlich  und  mit  grösserm  oder  geringerm  Erfolge  dar- 
zustellen und  zu  umgrenzen.  Wenn  es  ihnen  auch  wegen  der  Schwierig- 
keit der  Aufgabe  nicht  in  jeder  Beziehung  geglückt  ist,  so  sind  ihre 
Bestrebungen  doch  anzuerkennen.  —  Es  seien  hier  erwähnt  Bluntschli 
in  seinem  modernen  Völkerrecht  der  zivilisierten  Staaten  (Art.  510  bis 
862),  Dudley-Field  in  seinem  Projet  de  Code  international  Gi^e  11, 
art.  703  bis  982),  Pasquale  Fiore  (Droit  intern.  codifi6,  liv.  V.  No.  929 
bis  1340),  Guelle  (Präcis  des  lois  de  la  guerre),  Bouard  de  Card  (La 
gnerre  continentale)  und  Pillet  (Le  droit  de  la  guerre.  —  Le  lois  actuelles 
de  la  guerre.) 

1011.  —  Durch  internationale  Abmachungen  sind  einige  Fragen  des 
Kriegsrechts  (leider  noch  zu  wenige)  geregelt  worden.  Hierher  gehören: 
Die  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864,  betreffend  die  Fürsorge  für 
die  im  Felde  verwundeten  Soldaten  (nebst  den  am  20.  Oktober  1868  in 
Genf  angenommenen  Zusatzartikeln);  —  [das  Haager  Abkommen  vom 
29.  Juli  1899,  betreffend  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genfer  Kon- 
vention auf  den  Seekrieg];  —  die  Petersburger  Konvention  vom  11.  Dezember 
1868  über  den  Gebrauch  von  Sprenggeschossen,  die  von  allen  europäischen 
Staaten  angenommen  worden  ist.  —  Eine  internationale  Konferenz,  die 
wegen  des  Widerspruches  Englands  leider  zu  keinem  Ergebnisse  geführt 
hat,  prüfte  im  Juli  und  August  1874  zu  Brüssel  einen  Entwurf,  der  die 
allgemein  verbindlichen  Eriegsgesetze  und  -Gebräuche  in  56  Artikeln  zu- 
sammengestellt hatte.^)  —  Die  Haager  Friedenskonferenz  vom  Jahre  1899 
hat  von  neuem  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieges  geprüft  und 
die  „Bestimmungen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs^ 
in  60  Artikeln  angenonunen.  Sie  sind  von  den  auf  der  Konferenz  ver- 
tretenen Mächten,  mit  Ausnahme  von  China  und  der  Schweiz,  unterzeichnet 
worden.') 

Während  des  Krimkrieges  Hessen  England  und  Frankreich  durch 
amtliche  Deklarationen  einige  Regeln  verlautbaren,  zu  deren  Befolgung 
8ie  sich  entschlossen  hatten. 

Die  Verein.  Staaten  veröffentlichten  während  des  Bürgerkrieges  ihre 
^amtlichen  Instruktionen  von  1863  filr  die  im  Felde  stehenden  Armeen''. 

Diese  von  Professor  Lieber  verfassten  sogenannten  Kriegsartikel  sind 
eine  der  erschöpfendsten  und  beachtenswertesten  Kodifikationen  des  Kriegs- 
rechts. Man  kann  sie  als  den  wahren  Ausdruck  der  Empfindungen  und 
Anschauungen  der  gesitteten  Welt  betrachten.  Sie  zeichnen  sich  durch 
einen  bemerkenswerten  Sinn  für  Gerechtigkeit  und  Menschlichkeit  aus.**) 

Zu  Beginn  des  russisch-türkischen  Krieges  gab  Russland  in  einer 
amtlichen  Deklaration  vom  14./26.  Mai  1877  die  Regeln  an,  die  es  zu 
beobachten  gesonnen  sei.  Im  Art.  12  erklärte  es,  dass  es  sich,  soweit 
angängig,  nnd  unter  der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  nach  den  in 
Brüssel  im  Jahre  1874  aufgestellten  Giiindsätzen  richten  werde. 

Das  Institut  für  Völkerrecht,  das  am  28.  Mai  1877  einen  Anfruf  an 

1)  [Valbert,  La  Conference  de  Broxelles  et  la  Conference  de  Saint-P^tersbourg. 
Beyue  des  Deoz-Mondes,  15.  März  1875.]  Abqedrufkt  bei  Bluntiehli  Wkerr.  Anhang  ll. 

2)  [S.  den  Text  dieses  ReRlemeuts,  R.  D.  J.  P.,  t  VI,  p.  764  note.] 
*)  Lüder.  Becht  und  Qremse  der  Humanität  im  Kriege,  1880. 

**)  AbgediruM  hei  Bluntschli,  VolkerreM,  Anhang  I  im  engUechen  Xkteast, 
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die  Eriegsparteien  und  an  die  Presse  erlassen  hatte,  varöffentlicbte  sptter, 
auf  seiner  Versammlung  zu  Oxford  im  Jahre  1880,  einen  Leitfaden  (Manuel 
de  rinstitut)  über  das  Landkriegsrecht  in  86  Artikeln,  den  es  den  Staate- 
regierungen überreichte,  damit  er  als  Grundlage  für  deren  Oesetzgebong 
dienen  möge. 

Die  gegenwärtig  geltenden  Eriegsgesetze  sind  in  den  amerikamscheii 
Exiegsartikelo,  in  dem  Entwürfe  der  Brüsseler  Deklaration  von  1874,  in 
dem  Manuel  de  Tlnstitut  [und  in  den  Haager  Bestimmungen  vom  29.  Joli 
1899]  niedergelegt.  Die  erstgenannte  Bearbeitung  hat  zwar  einen  amt- 
lichen, jedoch  keinen  völkerrechtlichen  Charakter.  Sie  gilt  als .  ein  inner- 
staatliches Gesetz.  —  Die  beiden  folgenden  Kodifikationen  tragen  keinefi 
amtlichen  Charakter;  sie  besitzen  keine  rechtsverbindliche  Kraft;  aber  sie 
haben  trotzdem  einen  bedeutenden  Wert,  der  sich  auf  die  Persönlichkeit 
der  Staatsvertreter,  die  an  der  Brüsseler  Konferenz  teilgenommen  haben, 
sowie  auf  das  berechtigte  Ansehen,  das  den  hervorragenden  Mitgliedern 
des  Instituts  für  Völkerrecht  entgegengebracht  wird,  gründet.  —  Pe 
Haager  Bestimmungen  haben  einen  amtlichen  und  zugleich  völkerrechlr 
liehen  Charakter.]  —  Alle  diese  Kodifikationen  geben  die  herrsch^ide 
Lehre  und  den  Stand  der  aufgeklärten  öffentlichen  Meinung  wieder.  Wir 
werden  häufig  auf  sie  zurückkommen.^) 

Der  deutsch  -  französische  Krieg  von  1870/71  gab  zu  manchei 
Fragen  Anlass  und  bewirkte  eine  fast  durch  ganz  Europa  gehende  Be- 
wegung. —  Mehrere  Regierungen,  besonders  die  französische,  die  nieder- 
ländische, die  russische  und  serbische  sowie  andere  Hessen  Anleitungen 
zum  Gebrauche  für  Offiziere  und  Schüler  in  den  Militärschulen  ausarbeiten. 

1012.  —  Leider  fehlt  noch  viel  daran,  bis  das  Kriegsrecht  der 
Gegenwart  seinem  ganzen  Inhalte  nach  auf  Grund  der  Kriegsgebräoche 
sowie  der  Anschauungen  der  Völker  und  ihrer  Regierungen  einheitlich 
festgelegt  ist.  —  Die  Kriege  von  1870/71,  von  1877/78  [1894/95,  1898 
und  1899/1902]  haben  grosse  Mängel  und  Unvollkommenheiten  zutage 
gefördert. 

Jeder  kriegführende  Staat  ist  berechtigt,  nach  eigenem  Ermesses 
die  Regeln  aufzusteUen,  die  er  gegenüber  seinem  Gegner  befolgen  will. 
Beide  Kriegsparteien  müssen  jedoch  darauf  Bedacht  haben,  dass  sie  den 
neutralen  Mächten  keinen  Anlass  zu  Beschwerden  oder  Interventionen 
dadurch  geben,  dass  sie  Massregeln  ergreifen,  die  mit  den  Interessen 
dieser  Mächte,  mit  den  durch  die  Gewohnheit  geheiligten  Gebräuchen 
oder  mit  den  Grundsätzen  der  Humanität  im  Widerspruche  stehen. 

1013.  —  Die  Besserung  der  Kriegsitten  hängt,  wie  Funck-Brentano 
et  Sorel  hervorheben,  vor  allem  von  einer  starken  Organisation  und 
von  der  Manneszucht  der  Heere  ab.  „Kenntnisreiche  Eegimentsstäbe, 
wohl  organisierte  und  streng  disziplinierte  Heere,  tüchtige  Intendantaren, 
die  reichlich  mit  allem  ausgestattet  sind,  gesicherte  Finanzen,  Einsicht 
und  Verständnis  bei  den  Befehlshabern,  Opferwilligkeit  bei  den  Soldaten, 
bei  jedem  das  Bewusstsein,  dass  es  sich  um  die  Erfüllung  einer  grossen 
patriotischen  Pflicht  handle:  dies  alles  wird  dazu  führen,  dem  Kriege 
allmählich  seinen  barbarischen  Charakter  zu  nehmen  und  den  Fortschritten 

der  Zivilisation  zum  Durchbruche  zu  verhelfen Die  Gewalt  wird 

ihres  rohen  und  zügellosen  Charakters  entkleidet.  Die  Ergebnisse  des 
Krieges,  die  zwar  nur  durch  die  Gewalt  ermöglicht  worden  sind,  finden 


1)  Znr  Vereinfachung  der  Anführungen  werden  wir  das  Werk  des  Instituts  ß^ 
Völkerrecht  als  Manuel  d'Oxford  bezeichnen. 
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gerade  in  der  Gewalt,  wenn  sie  mit  Besonnenheit  und  Bedacht  angewandt 
worden  ist,  eine  sichere  Grundlage  und  Stütze.''^) 

Aufgabe  des  E^rieges  ist,  das  Recht  des  Starkem  zu  begründen. 
Nach  dem  Kriege  ist  der  Friede  um  so  sicherer,  je  weniger  das  Becht 
des  Stärkern  bestritten  wird.  Seinen  eigentlichen  Zweck  erreicht  der  Krieg 
aber  erst  mit  dem  Tage,  an  dem  die  besiegte  Nation  ihr  Unvermögen  ohne 
das  Gefühl  des  Hasses  und  der  Demütigung  anerkennt. 


Vierter  Abschnitt. 
Sanktion  des  Kriegsrechts.  —  Repressalien. 

1014.  —  Den  kriegführenden  Staaten  steht  es  frei,  sich  den  durch 
das  Kriegsrecht  begründeten  Verpflichtungen  zu  entziehen  oder  sie  ge- 
wissenhaft einzuhalten.  Stets  souverän  in  der  Beurteilung  der  E[rieg8- 
notwendigkeiten,  richten  sie  ihr  Verhalten  nach  dem  Grade  der  Gesittung 
and  der  politischen  Einsicht,  den  sie  ereicht  haben. 

Daher  zeigt  denn  auch  die  Art  und  Weise,  wie  die  einzelnen  euro- 
päischen Staaten  Krieg  führen,  so  auffallende  Gegensätze,  trotzdem 
zwischen  ihnen  eine  gewisse  scheinbare  Gleichheit  in  der  Gesittung  herrscht. 
Den  bewaffneten  Kämpfen  haftet  noch  inmier  eine  gewisse  Wüdheit  und 
Rohheit  an.  Missbräuche  und  Ausschreitungen  sind  fast  unvermeidlich. 
Es  gibt  kein  Beispiel  dafür,  dass  man  sie  ganz  fem  gehalten  hat.^) 

Wenn  man  sie  nun  auch  nicht  ganz  verhindern  kann,  so  fra^  es 
sich  doch,  ob  sie  sich  nicht  wenigstens  einschränken  lassen.  —  Welche 
Mittel  hat  das  Völkerrecht,  um  die  Achtung  und  die  Anwendung  der 
Kriegsgesetze  zu  sichern?  Steht  diesen  Mitteln  eine  Sanktion  zur  Seite? 
Es  gibt  mittelbare  und  unmittelbare  Mittel. 

1015.  —  Das  erste  mittelbare  Mittel,  um  den  Feind  zur  genauen  Be- 
obachtung der  Kriegsgesetze  und  -Gebräuche  zu  zwingen,  besteht  darin, 
dass  man  sie  selbst  aufs  peinlichste  befolgt.  —  Wenn  eine  offenbare  Über- 
tretung des  Kriegsrechts  begangen  worden  ist,  so  sucht  ihr  Urheber  sich  stets 
damit  zu  entschuldigen,  dass  er  sich  auf  eine  frühere  Übertretung  des 
Gegners  beruft.  —  Ein  Feldherr  wird  jeden  Scheingrund  eines  derartigen 
Einwandes  dadurch  hinfällig  machen,  dass  er  mit  aller  Strenge  darauf 
achtet,  dass  seine  Soldaten  die  Kriegsgepflogenheiten  aufs  gewissenhafteste 
einhalten. 

1016.  —  Ein  anderes  unmittelbares  Mittel  ist:  die  Rechtswidrigkeiten, 
die  zur  Beschwerde  Anlass  geben,  der  Zeitfolge  nach  möglichst  genau  und 
zuverlässig  festzustellen.  —  Man  muss  sich  hierbei  aber  beeilen.  —  Die 
tatsächlichen  Spuren  der  Vorfälle  verschwinden  schnell  bei  der  verwiirenden 
Überstürzung,  die  dem  Kriege  eigen  Lst.  Hat  man  alle  Überführungsstücke 
gesammelt,  so  setzt  man  den  Feind  von  den  begangenen  Übertretungen  in 
Kenntnis,  indem  man  sie  unwiderlegbar  nachweist. 

Es  sind  dann  zwei  Fälle  denkbar:  Entweder  war  die  Übertretung 
unabsichtlich  und  bestand  in  einer  Saumseligkeit  der  Soldaten,  dann  wird 
der  benachrichtigte  Befehlshaber  Vorkehrungen  treffen,  um  einer  Wieder- 
holung vorzubeugen;  —  oder  aber  die  Übertretung  war  gewollt  und  von 

1)  FuDck-Brentano  et  Sorel  op.,  cit.  p.  2(^1. 

2}  FuDck-Brentano  et  Sorel,  Precis,  2«  edit  p.  294. 
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dem  Befehlshaber  angeordnet,  dann  wird  er  sich  vielleicht,  da  er  sich 
überwacht  fohlt,  aus  Furcht  vor  Bepressalien  in  Zukunft  solcher  Hand- 
lungen enthalten. 

Es  wäre  töricht,  auf  einen  stets  durchgreifenden  Erfolg  dieser  beiden 
Mittel  rechnen  zu  wollen. 

1016  ^  —  [In  einem  an  die  Mitglieder  des  Instituts  für  Völkerrecht 
gerichteten  Schreiben  vom  1.  September  1900,  ersuchte  der  holländische 
General  den  Beer  Portugael  das  Institut,  die  Frage  zu  untersuchen,  ob 
es  nicht  angängig  sei,  eine  ständige  oder  nicht  ständige  internationale 
Kommission  einzusetzen,  die  die  Befolgung  der  Eriegsgesetze  fiberwache.i)] 

1017.  —  Das  unmittelbare  Mittel  und  das  einzig  gerechte  besteht  darin, 
den  Schuldigen  unnachsichtlich  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Wird  der 
Urheber  der  Übertretung  ergriffen,  so  muss  die  Bestrafung  um  so  strenger 
und  abschreckender  sein,  als  in  Eriegszeiten  Übertretungen  leicht  zu  be- 
gehen sind  und  die  Aussicht,  unbestraft  zu  bleiben,  günstig  ist.  —  Strenge 
in  der  Züchtigung  bedeutet  hier  Humanität,  denn  die  Strenge  verhütet 
grösseres  Unheil,  als  sie  verursacht.  —  So  ist  denn  auch  das  Standrecht 
(das  Martialgesetz)  immer  hart;  jedoch  dürfen  seine  Strafen  in  keinem 
Missverhältnisse  mit  den  Übertretungen  stehen. 

Es  ist  schwer,  ja  oft  unmöglich,  dass  man  den  wirklichen  Urheber 
der  Übertretung  entdeckt,  gefangen  nimmt  und  straft.  „So  unerbittlich 
zeigt  sich  die  Notwendigkeit,  die  über  dem  Kriege  waltet,  dass  die  Mittel 
gegen  Ausschreitungen  nur  im  Kriege  selbst  zu  finden  sind  und  dass  sie 
einzig  und  allein  darin  bestehen,  Gewalt  mit  Gewalt  zu  erwidern:  dies 
nennt  man  Kepressalien^'.^) 

1018.  —  Die  Kriegspartei,  die  die  Kriegsgebräuche  verletzt,  tut  dies 
auf  ihre  eigene  Gefahr  und  Verantwortung.  Sie  hat  zu  gewärtigen,  dass 
ihr  Gegner  ihr  gegenüber  in  derselben  Weise  handelt.  —  Die  Kriegs- 
repressalien bestehen  darin,  eine  Ungerechtigkeit  mit  einer  andern  zu 
erwidern  und  den  Feind  durch  die  Furcht  vor  den  Übeln,  denen  er  sich 
bei  fortdauernden  Eechtswidrigkeiten  aussetzt,  zu  einem  ordnungsmässigen 
Verhalten  zu  zwingen.  —  Die  Repressalien  stellen  sich  nicht  als  die  Aus- 
übung eines  Kechtes  dar,  aber  sie  sind  oft  durch  die  Notwendigkeit  geboten. 
Sie  sind  nur  dann  begründet,  wenn  sie  notwendig  sind,  und  sie  sind  nur 
dann  notwendig,  wenn  sie  wirksam  sein  können.  —  Wenn  Warnungen 
und  Vorstellungen  fruchtlos  bleiben  und  der  Feind  bei  seinem  rechts- 
widrigen Tun  verharrt,   so-  sind  Repressalien  die  wirksamsten  Mittel. 

1019.  —  Die  Repressalien  haben  aber  auch  viele  Schattenseiten.  Eine 
gerechte  Anwendung  von  Repressalien  ist  äusserst  schwierig.  Auf  einen 
Fall,  bei  dem  eine  absichtliche  Übertretung  der  Kriegsgesetze  klar  er- 
wiesen ist,  kommen  zahlreiche,  bei  denen  diese  Absicht  zweifelhaft  bleibt. 

„Für  Repressalien  gibt  es  keine  Schranken,  weil  es  auch  für  mensch- 
liche Leidenschaften  und  füi'  Gewaltmissbräuche  keinerlei  Schranken  gibt. 
Da  jeder  Missbrauch  Repressalien  hervorruft  und  die  Repressalien  sich 
stets  in  Gewaltsamkeiten  und  sehr  oft  in  Missbräuchen  äussern,  so  ver- 
anlassen sie  ihierseits  wieder  andere  Repressalien,  und  der  Krieg  nimmt 
einen  immer  zügellosem  Charakter  an".^)  So  führt  ein  Vorgeben,  das 
die  Achtung  vor  dem  Kriegsrechte  sichern  sollte,  oft  nur  dazu,  die  Zahl 
und  die  Schwere  der  Übertretungen  dieses  Rechts  zu  vervielfachen. 


1)  [S.  Bulletin  iiiteruational  (ies  Societes  de  la  Croix-Rouge,  janvier  1901,  p.  ^^-J 

2)  Funck-Breiitano  et  Sorei,  Precis,  p.  294. 

3)  Funck-Brentano  et  8orel,  Precis,  p.  294. 
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Der  schlimmste  Übelstand  bei  den  Repressalien  ist  der,  dass  sie  leicht 
Schiüdlose  treffen.  Das  Gewissen  empört  sich  und  bäumt  sich  auf,  wenn 
man  sieht,  wie  ein  völlig  schuldloser  Soldat,  der  gewissenhaft  seine  Pflicht 
vor  dem  Feinde  erfüllt  bat,  misshandelt,  oft  sogar  zum  Tode  gebracht 
wird,  um  für  Ausschreitungen  von  Soldaten  zu  bUssen,  die  er  womöglich 
nicht  einmal  gekannt  hat.  Welche  furchtbare  und  grausame  Solidarität 
liegt  lüerin!  —  Die  Repressalien,  so  sagt  das  Manuel  de  Tlnstitut,  sind 
eine  beklagenswerte  Ausnahme  von  dem  allgemeinen  Grundsatze  der 
Billigkeit,  dass  ein  Unschuldiger  nicht  fttr  einen  Schuldigen  leiden  soll. 

1020.  —  Und  trotz  dieser  Mängel,  trotz  ihrer  Schattenseiten  und 
der  schreienden  Ungerechtigkeit,  gestattet  die  Theorie  die  Anwendung 
von  Repressalien  und  die  Praxis  macht  davon  Gebrauch,  i)  —  Ein  Ent- 
wurf zur  Regelung  der  Repressalien  wurde  der  in  Brüssel  im  Juli  und 
August  1874  abgehaltenen  Konferenz  vorgelegt.  Er  wurde  indessen  nicht 
angenommen.  —  Pill  et  meint,  dass  die  traurigen  und  grausamen  Er- 
innerungen an  den  deutsch-französischen  Krieg  noch  zu  lebendig  gewesen 
seien,  um  den  Delegierten  zu  gestatten,  diesen  Punkt  in  voller  Unbe- 
fangenheit zu  prüfen.*)*) 

1031.  —  Je  unheilvoller  die  Befugnis  zu  Repressalien  erscheint,  desto 
mehr  drängt  sich  die  Notwendigkeit  auf,  sie  bestimmten  Regeln  zu  unter- 
werfen. Könnte  man  sie  gänzlich  beseitigen,  so  müsste  dies  angestrebt 
werden.  —  Da  ihre  Beseitigung  aber  unmöglich  ist,  so  ist  es  doch  immer- 
hin besser,  die  Befugnisse  an  feste  Grenzen  zu  binden,  als  ihr  aus  über- 
triebener Empfindsamkeit  völlig  freien  Lauf  zu  lassen. 

Allzu  häufig  äussern  sich  die  Repressalien  in  den  schlinmisten  Gewalt- 
tätigkeiten, in  Brandstiftungen,  Verwüstungen,  Mord  von  Gefangenen,  Pardon- 
verweigeruDgen  und  dergl.  —  Niemals  kann  aber  der  Anlass,  der  die 
Repressalien  hervorgerufen  hat,  unmenschlich  grausame  Handlungen  recht- 
fertigen, wie  das  Hinmetzeln  von  Frauen,  Kindern  und  Greisen,  die  An- 
wendung von  Gift  und  den  Bruch  des  gegebenen  Wortes.  Repressalien 
dürfen  in  harten  und  strengen  Massregeln  bestehen,  aber  niemals  in 
Grausamkeit  oder  in  Treulosigkeit  ausarten.  —  Dass  es  oft  schwierig 
ist,  hier  die  richtige  Grenze  zu  finden,  liegt  auf  der  Hand.  Dies  ist  aber 
ein  Grund  mehr,  um  nur  im  Falle  dringendster  Notwendigkeit  von  Re- 
pressalien Gebrauch  zu  machen. 

1023.  —  Die  Repressalien  sind  in  etwas  mit  der  Talionsstrafe  ver- 
wandt. Es  wäre  wünschenswert,  zwischen  der  begangenen  Übertretung 
und  der  Zwangsmassregel  eine  volle  Gleichheil  herzustellen,  aber  dies 
ist  weder  immer  möglich  noch  auch  immer  nützlich.  —  Die  Übertretung 
des  Kriegsrechts,  die  durch  die  Repressalie  begangen  wird,  kann  also 
anders  geartet  sein,  als  die,  die  man  beim  Gegner  trefi'en  will.  Die  Ver- 
geltungsmassregel darf  in  keinem  Missverhältnis  zu  der  Art  der  vom 
Feinde  verübten  Rechtsverletzung  stehen.  Der  Befehlshaber,  der  sie  an- 
ordnet, darf  nie  vergessen,  dass  es  sich  um  Ausübung  eines  Zwangsmittels, 
nicht  um  eine  Strafe  handelt. 

1)  Blantschli,  op.  cit.,  Art.  567  und  584.  —  Calvo,  op.  cit,  §§  2041  u.  2042. 
Funck-BreDtano  et  Sorel,  op.  cit,  p.  294  et  295.  —  F.  von  Härtens,  op.  cit, 
Bd.  II,  §  1>1.  —  Suraner  Maine,  op.  cit,  p.  22B.  —  Guelle,  op.  cit,  t  I,  p.  138. 
—  Manuel  des  officiers  fr,  cli.  IV,  p.  25.  —  Pillet,  Le  droit  de  la  guerre  pp.  279 
ä  300.  —  Amerikan.  Kriej^saitikel,  Art  27  bis  29.  —  Manuel  d'Oxford,  art  84 
et  85. 

2)  Pillet,  Le  droit  de  la  f?uerre,  p.  28.5. 

•)  Vgl  wegen  der  Vorschläge^  die  avf  der  Brüsseler  Konferenz  von  1874  gemacht 
worden  sind,  Rivier,   \ölkeirecht,  1S99,  S.  413  und  Protokoll  XVI  der  Konferenz, 
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1023.  —  Repressalien  dürfen  gmndsätzlich  nur  durch  den  Ober- 
befehlshaber des  Heeres  oder  den  Befehlshaber  eines  Armee-Korps,  also 
nur  durch  einen  höhern  Offlizier,  angeordnet  werden.  Dies  ist  die  beste 
Gewähr  datür,  dass  sie  nur  im  Falle  unabweisbarer  Notwendigkeit  an- 
gewendet werden  und  dass  sie  das  erforderliche  Mass  nicht  überschreiten. 
Die  Eepressalien  sind  eine  zu  gefährliche  Waffe,  als  dass  man  sie  jedem 
Soldaten  anvertrauen  könnte. 

Der  Vollstreckung  der  Repressalien  sollte  immer  eine  Anzeige  voraiis- 
gehen.  Diese  würde  von  doppeltem  Nutzen  sein.  Sie  würde  vor  allem 
den  Befehlshaber  des  feindlichen  Heeres  veranlassen  und  mahnen,  durch 
eine  strengere  Überwachung  einer  Wiederholung  der  angezeigten  Rechts- 
Widrigkeit  vorzubeugen,  dann  aber  würde  sie  auch,  falls  die  fragliche 
Übertretung  ihrer  Natur  nach  streitig  sein  sollte,  Gelegenheit  zu  einer 
Auseinandersetzung  und  zu  der  gemeinsamen  FeststeUung  geben,  ob  die 
Handlung  kriegsrechtlich  erlaubt  oder  unzulässig  gewesen  sei.  —  In  beiden 
Fällen  wären  die  Repressalien  vermeidlich. 

1024.  —  Gegen  wen  können  die  Repressalien  gerichtet  werden? 
Pill  et  beantwortet  diese,  von  andern  wenig  berücksichtigte,  Frage 
folgen dermassen:  „Die  Repressalien  bezwecken  den  Feind  zu  warnen  und 
ihm  die  Übel,  denen  er  sieb  bei  fortgesetzter  Begehung  von  Rechtswidrig- 
keiten aussetzt,  deutlich  vor  Augen  zu  fuhren.  Die  Repressalien  müssen 
mithin  derart  sein,  dass  sie  ihren  Eindruck  bei  denjenigen  nicht  verfehlen, 
die  die  Urheber  und  Anstifter  der  Übertretungen  sind.  Hieraus  folgt  eine 
Regel,  die  wir  nicht  anstehen,  für  einen  zwingenden  Rechtssatz  zu  halten. 
Wenn  nämlich  das  unrecht  von  Soldaten  begangen  worden  ist,  so  dürfen 
sich  die  Repressalien  auch  nur  gegen  Soldaten  richten,  denn  von  Urnen 
ausschliesslich  hängt  die  Unterlassung  der  Rechtswidrigkeiten  ab.  Ein 
kluger  Feldherr  wird  dabei  eher  die  höhern,  als  die  niedem  Stellen 
treffen  wollen.  Jenen  nämlich,  die  mit  der  Aufsicht  über  die  Truppen 
betraut  sind,  liegt  die  Verantwortlichkeit  für  Verstösse  ihrer  Untergebenen 
ganz  besonders  ob.  .  .  In  allen  Fällen  dünkt  es  uns  ebenso  unmenschlich 
wie  töricht,  Nichtkombattanten  das  von  Soldaten  verschuldete  Unrecht  ent- 
gelten zu  lassen.  Welchen  Einfluss  vermöchten  sie  wohl  auf  die  Soldaten 
auszuüben?  Welchen  Erfolg  könnte  man  sich  von  einem  derartigen  Vor- 
gehen versprechen?  Soldaten  und  Bürger  stehen  sich  fremd  gegenüber. 
Es  ist  reine  Barbarei,  wenn  man  ihnen  eine  gemeinsame  Verantwortung 
aufbürden  will."^) 

1026.  —  Wird  man,  wenn  die  fragliche  Übertretung  nur  von  einzelnen 
Nichtkombattanten  begangen  worden  ist,  die  Repressalien  gegen  deren 
Mitbürger  ausüben  dürfen?  Mit  Pillet  verneinen  wir  diese  Frage.  Bei 
der  bürgerlichen  Bevölkerung  findet  man  nicht  dieselbe  Disziplin,  die  den 
Soldaten  anerzogen  ist  und  deren  Wirkung  in  der  Erweckung  gewisser 
solidarischer  Gefahle  besteht,  die  die  Soldaten  in  ihrem  gesamten  Verhalten 
und  in  ihrer  Ehre  beeinflussen.  Man  wird  einwenden,  dass  der  Feind 
sich  doch  schützen  müsse.  Daiauf  antworten  wir,  dass  ihm  das  Stand- 
recht, das  Martialgesetz,  hierzu  die  Handhabe  bietet.  Die  grosse  Strenge 
des  Standrechts  kann  eben  nur  durch  die  Notwendigkeit  begründet  werden, 
dass  man  sich  gegen  Einzelanschläge,  die  zu  oft  vorkommen  würden, 
wenn  nicht  harte  Strafen  darauf  ständen,  verteidigen  muss. 

1026.  —  Die  gedachten  Regeln  sind  von  den  Deutschen  im  Kri^e 
1870/71  verkannt  worden.    —   Das  Verhalten   ihrer  Heere  liefert  zahl- 


1)  Pillet,  Le  droit  de  la  guerre,  p.  289. 
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reiche  Beispiele  fttr  Anschläge  gegen  Menschen  und  Sachen;  so  sind  Privat- 
personen erschossen,  Geiseln  gefangen  gehalten  oder  nach  Deutschland 
verschickt  und  Städte  und  DOifer  in  Brand  gesteckt  worden:  alles  dies 
unter  dem  Vorwande  von  Kriegsrepressalien.  Prüft  man  die  einzelnen 
Fälle,  die '  von  unbefangenen  Schriftstellern  gewissenhaft  wiedergegeben 
oder  die,  wie  das  Verbrechen  von  Vaux,  gerichtlich  festgestellt  worden 
sind,  so  wird  man  in  keinem  Falle  das  gebieterische  Vorliegen  einer 
dringenden  Notwendigkeit,  also  nie  eine  genügende  Rechtfertigung  finden.^)*) 
Die  angedeuteten  Schwierigkeiten  zeigen,  welche  Gefahren  in  der 
Ausübung  von  Repressalien  liegen.  „Sie  sind  ein  äusserstes  Mittel  (moyen 
extrdme),  das  allein  die  Notwendigkeit  entschuldigt:  man  muss  tunlichst 
dafür  sorgen,  ihre  Härte  zu  mildern;  man  darf  sie  nur  mit  möglichster 
Mässigung,  soweit  solche  die  Humanität  und  die  Umstände  zulassen, 
anwenden.*'  (Manuel  de  Droit  k  Tusage  des  officiers.)  —  „Die  Ausbildung 
eines  humanem  Völkerrechts  fordert  daher  die  Beschränkung  dieses 
Notrechts  auf  das  wirklich  Notwendige.  Es  ist  würdiger,  von  demselben 
möglichst  wenig  Gebrauch  zu  machen"  (Bluntschli,  Art.  567). 


Zweites  Kapitel. 


Kriegserklärung  und  ihre  Wirlcungen.^ 

Erster  Abschnitt. 
Notwendigkeit  einer  Kriegserklärung. 

1027.  —  Der  Friede  zwischen  den  Staaten  beruht  auf  der  ErtüUung 
ihi'er  gegenseitigen  Verbindlichkeiten  und  auf  der  Beachtung  der  völker- 
rechtlichen Pflichten.  Eine  dieser  Pflichten  ist  die,  dass  der  Staat,  der 
den  Frieden  brechen  will,  den  andern  seine  Absicht  ankündigen  muss. 
—  Die  Tatsache,  dass  die  Staaten  friedliche  Beziehungen  miteinander 
unterhalten  haben,  versetzt  sie  in  die  Notwendigkeit,  sich  davon  zu 
benachrichtigen,  dass  der  Friedenszustand  ein  Ende  haben  und  dass  der 
Ejriegszustand  an  seine  Stelle  treten  soll.  Ohne  diese  Pflicht  und  ohne 
das  Vertrauen,  das  sie  gebiert  und  rechtfertigt,  würde  ein  unaufhörliches 
Misstrauen  die  Beziehungen  der  Staaten  zueinander  vergiften. 

Der  Staat  schuldet  sich  selbst  diese  Anzeige.     Er  schuldet  sie  aber 


1)  S.  die  Schflderangen  der  Vorfälle  von  Bazeilles,  Chäteandun,  Vaux  bei 
Calvo.  op.  cit.,  t.IV,  §§  2060  et  s.  —  Quelle,  op.  cit,  1. 1,  p.  73.  —  Rolin-Jaeque- 
myns,  K.  D.  I.,  t.  V,  pp.  279  et  s. 

2)  [S.  hierüber  die  oben  S.  539  angegebenen  Schriften.  —  Ausserdem:  Allaert, 
De  l'assurauce  des  risques  de  guerre,  1900.] 

*)  Bonfils  Übersieht,  trie  die  meisten  frantösischen  Schriftsteller,  dass  den  Deutsdien 
oft  nichts  andres  iäfrig  blieb,  als  um  ihrer  eigenen  Selbsterhaltuing  willen  zu  harten,  ja  sogar 
XU  grausamen  Massregeln  ihre  Zuflucht  eu  nehmen.  Die  französische  BeoöOceru/ng  war  — 
namentlich  auch  dAvräi  die  Fresse  —  fanatisiert  worden,  sie  verübte  zahlreiche  Verbrechen 
gegen  deutsche  Soldaten  und  griff  wiederholt,  trotz  ausdrücklicher  Warnungen,  in  die  Kämpfe 
ein.  Daher  waren  die  Deutschen  beispielsweise  genötigt,  in  Chäteaudun,  Ablis,  Fontenoy 
und  Nogent  eine  grossere  Arizahl  von  Häusern  zusammenzuschiessen.  —  Vgl.  iiwbesondere 
wegen  der  Besehiessung  von  Chäteaudun  und  Bazeilles  die  unparteische  Schilderung  Monods, 
Aüemands  et  Fran^ais,  souvenir  de  campagne,  p,  56  et  5^. 
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auch  den  Staaten,  mit  denen  er  im  friedlichen  Verkehre  bleibt  und  von 
denen  er  die  gewohnte  und  ihm  gebührende  Achtung  erwarten  darf. 

1028.  —  Diese  Anzeige  ist  für  den  regelmässigen  Übergang  Tom 
Friedens-  zum  Kriegszustande  notwendig.  —  Ohne  Eriegserkläning  würden 
die  Verpflichtungen  des  Friedenszustandes  fortbestehen.  So  ist  eine  der 
wesentlichsten  Pflichten  für  jeden  Staat  die,  die  Grenzen  der  andern  zu 
achten  und  die  Achtung  vor  der  eigenen  Grenze  zu  sichern.  —  Ein  Staat, 
dessen  Grenze  angegrififen  wird,  ohne  dass  ihm  angezeigt  worden  wäre, 
dass  er  gegen  regelrecht  organisierte  Truppen  zu  kämpfen  habe,  würde 
berechtigt  sein,  die  feindlichen  Soldaten  und  Seeleute  als  Räuberbanden 
und  Seeräuber  zu  betrachten  und  statt  der  Kriegsgesetze  seine  strafrecht- 
lichen Bestimmungen  anzuwenden. 

Der  Angreifer  könnte  nun  zu  Repressalien  schreiten  und  der  Streit 
wttrde  dadurch  in  ungewöhnliche  Gewalttätigkeiten  ausarten.  In  ihrem 
eigenen  Interesse  würden  die  Staaten  gezwungen  sein,  dem  ein  Ziel  zu 
setzen  und  sich  nunmehr  gegenseitig  ihre  Absicht  kund  zu  tun,  zu  den 
hergebrachten  Gepflogenheiten  des  Krieges  zwischen  gesitteten  Staaten 
zurückzukehren.  —  Ist  es  nicht  einfacher,  jede  Überraschung  zu.  ver- 
meiden und  den  Krieg  erst  zu  beginnen,  nachdem  man  dem  Gegner  seine 
Absicht  in  angemessener  Weise  angekündigt  hat?  —  Es  ist  zu  tadebu 
dass  Staaten  ohne  vorherige  Kriegserklärung  die  Feindseligkeiten  eröffne. 

1029.  —  Eine  Kriegserklärung  ist  im  Falle  eines  Seekrieges  noch 
notwendiger.  Es  fordert  die  Billigkeit,  dass  die  Kapitäne  der  Handels- 
schiffe Bescheid  wissen,  damit  sie  ihre  Vorsichtsmassregeln  treffen  können, 
bevor  sie  mit  ihren  Schiffen  die  Häfen  verlassen.  —  Hautefeuille 
bezeichnet  die  Wegnahme  eines  Schiffes  vor  erfolgter  Kriegserklärung 
als  Raub. 

1030.  -  Mehrere  Kriege  der  neuern  Zeit  sind  ohne  Kriegserklärung 
und  ohne  vorherige  Ankündigung  begonnen  worden,  —  England  hat  e.«; 
gewöhnlich  so  beliebt;  so  z.  B.  in  den  Jahren  1755,  1758  und  1812.'^  — 
Im  Jahre  1761  brachte  seine  Kriegsflotte  französische  Kriegsschiffe  in 
dem  Augenblicke  auf,  wo  es  Frankreich  auf  diplomatischem  Wege  seiner 
friedlichen  Absichten  vei*sicherte.  —  Als  es  im  Jahre  1778  erfuhr,  dass 
zwischen  Frankreich  und  den  Verein.  Staaten  ein  Vertrag  geschlossen 
worden  sei,  nahm  es  alle  in  seinen  Häfen  befindlichen  französischen  Schiffe 
in  Beschlag.  —  [Ging  dem  Kriege  zwischen  China  und  Japan  vom  Jahre 
1894  eine  Erklärung  voraus?  Der  Kaiser  von  Japan  richtete  am  1.  August 
eine  föimliche  Kriegserklärung  an  China;  einige  Tage  vorher  aber,  am 
25.  Juli,  hatte  der  japanische  Kreuzer  Naniwa  ein  von  China  zur  Truppen- 
beförderung gemietetes  englisches  Schiff,  Koshung  benannt,  in  den  Grund 
gebohrt.  Hatte  sich  nicht  schon  hierdurch  die  Absicht,  die  Feindselig- 
keiten zu  eröffnen,  betätigt?  Der  Fall  ist  nicht  ganz  aufgeklärt  worden.^) 
—  Im  Verlaufe  der  zwischen  der  Türkei  und  Griechenland  im  Jahre  1897 
entstandenen  Streitigkeit  wurde  von  der  Türkei  der  Krieg  am  18.  April 
amtlich  erklärt;  einige  Stunden  vor  der  Übergabe  der  Erklärung  im 
Ministerium  zu  Athen  wurde  jedoch  das  griechische  Schiff  Macedonia 
beim  Auslaufen  aus  dem  Golf  von  Arta  vom  Fort  Prevesa  aus  beschossen. 
Allerdings  war  der  Beschiessung  am  Tage  vorher  die  Anzeige  des  Krieges 
in  der  griechischen  Gesandtschaft  zu  Konstantinopel  vorausgegangen].^ 

1)  De  Flassan,  Histoire  generale  et  raisonnee  de  ladiplomatie  francaise,  t  VI, 
p.  35.  ^  Ortolan,  Diplomatie  de  la  mer,  t  II,  p.  19. 

2)  [Ariga,  op.  cit,  pp.  12  et  s.  —  R.  D.  I.  F.,  t.  I,  p.  464J 

3)  [R.  D.  I.  F.,  t.  IV,  pp.  618,  521  et  680,  note  1.] 
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1030^.  —  [Zuweilen  werden  Feindseligkeiten  ohne  Kriegserklärung 
vorgenommen  und  eine  derartige  Erklärung  erfolgt  dann  später  mit  rück- 
T^irkender  Kraft,  d.  h.,  man  legt  ihr  Geltung  vom  Beginne  der  Feindselig- 
keit ab  bei.  Dies  Verfahren  entspricht  der  Lehrmeinung,  wonach  der 
Krieg  bereits  mit  der  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  besteht  und  die 
Erklärung  der  Regierung  nur  den  Zweck  hat,  amtlich  den  Tag  festzu- 
stellen, an  dem  die  ersten  Kriegshandlungen  erfolgt  sind.  —  Dies  fand 
namentlich  bei  dem  Kriege  zwischen  Spanien  und  den  Verein.  Staaten  im 
Jahre  1898  statt.  Am  22.  April  und  an  den  folgenden  Tagen  brachten 
die  amerikanischen  Kreuzer  mehrere  spanische  Schiffe  auf.  Erst  am 
25.  April  beantragte  der  Präsident  der  Verein.  Staaten  durch  Botschaft 
beim  Kongress,  das  Bestehen  des  Kriegszustandes  amtlich  zu  erklären. 
Das  Parlament  nahm  an  demselben  Tage  als  dringlich  folgenden  Beschluss 
an:  „Durch  gegenwärtigen  Beschluss  wird  festgestellt,  dass  der  Krieg 
zwischen  den  Verein.  Staaten  von  Amerika  und  dem  Königreiche  Spanien 
als  bestehend  erklärt  wird  und  dass  er  seit  dem  21.  April  einschliesslich 
bestanden  hat."^)  —  Vgl.  wegen  des  Krieges  zwischen  England  und  den 
Südafrikanischen  Republiken  vom  Jahre  1899/1902,  R.  D.  I.  P.,  t.  VII, 
pp.  277  u.  283.] 

1031.  —  Im  allgemeinen  fordern  die  Publizisten,  dass  den  Feindselig- 
keiten eine  Kriegserkläiung  voraufgehen  müsse.  —  Manche  streiten  mehr 
über  deren  Form,  als  über  deren  Notwendigkeit.  Grotius  (op.  cit., 
lib.  ni,  cap.  III,  §  6)  verlangte  eine  Erkläning,  und  seine  Ansicht  wird 
von  Pufendorf,  Vattel,  Calvo,  Heffter,  Geffcken,  Rayneval, 
Sorel  und  Fiore  geteilt. 

Bynkershoek,  Klüber,  v.  Martens,  Phillimore  und  Travers 
Twis  sind  der  Meinung,  dass  eine  Kriegserklärung  unnötig  sei,  dass  der 
Krieg  vielmehr  ipso  facto  mit  der  ersten  feindseligen  Handlung  beginne. 
—  Diese  Ansicht  ist  gefährlich  und  nicht  stichhaltig.  Die  vor  der 
Erklärung  vorgenommenen  Handlungen  sind  ihrer  Natur  nach  zweifelhaft. 
Sind  es  wirkliche  Feindseligkeiten  oder  handelt  es  sich  um  blosse  Kränkungen 
und  Ungerechtigkeiten,  die  nur  Anlass  zu  Repressalien  geben  können?  Es 
wäre  unrichtig,  wollte  man  die  Rechtsstellung  der  Neutralen,  die  nach 
völkerrechtlichem  Herkommen  den  Kriegfthrenden  gewisse  Rechte,  wie 
z.  B.  das  Durchsuchungsrecht  auf  hoher  See,  einräumen  müssen,  von  solchen 
Handlungen,  die  ihrer  wahren  Natur  nach  zweifelhaft  sind,  abhängen  lassen. 


Zweiter  Abschnitt. 

Form  der  Kriegserklärung  und  die  sie  begleitenden  Bekanntmachungen 

und  Erlasse. 

1082.  —  Zu  gewissen  Zeiten  der  Geschichte  war  eine  feierliche 
Erklämng  das  unerlässliche  Formerfordernis,  um  Feindseligkeiten  zu 
rechtfertigen.  Bei  den  Römern  erfolgte  die  Erklärung  durch  das  Ober- 
haupt der  Fetialen  mit  lauter  Stimme  an  der  Grenze;  gleichzeitig  wurde 
ein  Spiess  auf  das  feindliche  Gebiet  hinübergeworfen. 

Im  12.  Jahrhundert  wurde  der  Krieg  durch  Fehdebriefe  (lettres  de 
,  die  mit  dem  königlichen  Siegel  versehen  waren  und  durch  einen 

1)  [R.  D.  L  P.,  t,  V,  pp.  665  et  678.] 
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besondern  Boten  überbracht  wurden,  erklärt.  —  Der  von  Friedrich 
Barbarossa  im  Jahre  1187  auf  dem  Reichstage  zu  Nürnberg  yerkOndete 
Landfriede  verlangte,  dass  der  Gegner  drei  Tage  vor  Beginn  der  Feind- 
seligkeiten zu  benachrichtigen  sei.  —  Friedrich  selbst  sandte  ^nen 
besondern  Boten  an  Saladin  den  Grossen.  —  Der  deutsche  Kaiser 
Karl  IV.  befahl  durch  die  goldene  Bulle  vom  Jahre  1356,  dass  jeder 
Reichsfürst,  der  einen  andern  mit  Krieg  überziehen  wolle,  drei  Tage  vor- 
her einen  Fehdebrief  (lettre  de  däfyance)  schicken  solle.  —  König  Karl  V. 
von  Frankreich  liess  Eduard  in.  von  England  den  Krieg  durch  einen 
Diener  seines  Hofstaates  ankündigen.  Eduard  wunderte  sich  darttber, 
dass  die  Erklärung  ihm  nicht  durch  einen  Prälaten,  einen  Baron  oder 
einen  Ritter  überbracht  worden  sei.  Er  zweifelte  an  der  Echtheit  des 
Schreibens.  Als  er  aber  das  Siegel  prüfte,  erkannte  er  es  als  richtig 
und  traf  darauf  seine  Vorbereitungen.  (Froissard,  Chroniques  I,  eh.  250). 
Im  15.  und  16.  Jahrhundert  sandte  man  einen  Wappenherold.  So 
wurde  der  Wappenkönig  vom  Hosenbandorden  von  König  Eduard  IV. 
von  England  an  Ludwig  XI.  von  Frankreich  mit  einem  so  gut  verfassten 
Schreiben  gesandt,  dass  Philipp  von  Conunines  erklärte,  das  SchreibeQ 
könne  nur  von  einer  englischen  Hand  herrühren.  —  Ein  Wappenherold 
wurde  von  Maria  von  England  an  Heinrich  II.  am  7.  Juni  1557  nack 
Reims  entboten,  um  Krieg  zu  erklären.  —  An  demselben  Tage  verkündete 
der  Wappenkönig,  begleitet  von  andern  Herolden,  vom  Lordmayor  und 
mehrem  Aldermen,  mit  Trompetenklang  an  mehrem  Stellen  der  Stadt 
London  die  Eröffnung  des  Krieges  gegen  den  König  von  Frankreich.  — 
Ludwig  Xm.  sandte  im  Jahre  1635  einen  Wappenherold  nach  Brüssel, 
um  Spanien  den  Krieg  zu  erklären. 

1033.  —  Seit  dem  17.  Jahrhundert  ist  die  Form  der  Anzeige  ver- 
schieden. Es  gilt  nicht  mehr  als  erforderlich,  die  Erklärung  unmittelbar  an  die 
Regierung  des  feindlichen  Staates  zu  richten.  —  Trotzdem  tat  dies  Frank- 
reich im  Jahre  1870.  Die  Kriegserklärung  wurde  am  15.  Juli  1870  durch 
den  Grafen  Benedetti  in  Berlin  überreicht,  und  es  erfolgte  eine  E2rklärung 
in  der  Deputiei*tenkammer  und  im  Senate  (Journal  offlciel  vom  21.  Juli  1870). 

1034.  —  Auf  die  Form  der  Erklärung  kommt  es  nicht  an.  Dagegen 
ist  die  Offenbarung  und  die  Feststellung  der  Kriegsabsicht  wesentlich, 
ebenso  wie  auch  der  Zeitpunkt,  d.  h.  die  genaue  Bestimmung  des  Tages, 
an  dem  der  Kriegszustand  beginnt,  da  dieser  den  EjriegfÜhrenden  besondere 
Verpflichtungen  auferlegt.  —  Die  Absicht,  einen  Staat  mit  Krieg  zu  über- 
ziehen, kann  sich  in  verschiedener  Weise  äussern:  Die  Abberufung  der 
Gesandten  weist  an  sich  nur  darauf  hin,  dass  die  Beziehungen  zwischen 
den  Staaten  verändert  sind;  sie  schliesst  aber  nicht  notwendigerweise  die 
Absicht,  Krieg  zu  fähren,  in  [sich;  dies  würde  nur  aus  besondem  um- 
ständen gefolgert  werden  können. 

1035.  —  Die  Kriegserklärung  kann  auch  eine  bedingte  sein:  eine  solche 
besteht  in  der  an  einen  Staat  gerichteten  Androhung,  dass  ein  gewisses 
Verhalten  dieses  Staates,  möge  es  in  Handlungen  oder  Unterlitösungen 
bestehen,  als  casus  belli  angesehen  werde.  —  Eine  derartige  Erklärung 
wird  in  einer  als  Ultimatum  bezeichneten  diplomatischen  Note,  die  in  un- 
zweideutigen und  entscheidenden  Ausdrücken  verfasst  ist,  überreicht.  Sie 
enthält  die  letzten  Vorschläge,  setzt  nochmals  die  Forderungen,  von  denen 
man  nicht  abzuweichen  gewillt  ist,  fest  und  bezeichnet  die  Grenzen  etwaiger 
Zugeständnisse;  sie  schliesst  mit  dem  Ersuchen  um  eine  klare  und  bestimmte 
Antwort. 

Meistens  setzt  die  Note  eine  Frist  fest,  binnen  welcher  die  Antwort 
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zu  erteilen  ist,  mit  dem  Hinzufügen,  dass  eine  ausweichende  Antwort  oder 
keine  Antwort  als  Beweis  dafür  angesehen  wird,  dass  der  Staat,  an  den 
das  Ultimatum  ergangen'  ist,  den  Krieg  will.  —  Ein  Ultimatum,  das  in 
dieser  Weise  abgefasst  ist,  kommt  einem  Eriegsantrage  gleich,  der,  je 
nach  dem  Verhalten  des  gegnerischen  Staates,  zu  einer  wirklichen  Kriegs- 
erklärung wird. 

Die  Frist  muss  angemessen,  hinreichend  lang,  aber  nicht  zu  lange 
sein,  damit  der  andere  Staat  keine  Zeit  gewinnt,  um  seine  Kriegsrüstung 
zu  vervollständigen.  Bluntschli  hält  unter  Umständen  eine  Frist  von 
wenigen  Stunden  für  genügend  (op.  cit.,  Art.  525).  Er  will  hierdurch  das 
Verfahren  Preussens  im  Jahre  1866  rechtfertigen.  Graf  Bismarck  richtete 
»m  15.  Juni  1866  ein  Ultimatum  an  Hessen,  Hannover  und  Sachsen.  Er 
gab  eine  Bedenkzeit  von  nur  24  Stunden.  Am  16.  Juni  rückten  prenssische 
Trappen  in  Hannover  ein  und  die  Hauptstadt  wurde  am  17.  besetzt; 
Dresden  besetzte  man  am  18.  Juni.^  —  [Vor  Beginn  des  spanisch-amerika- 
nischen Krieges  von  1898  bereiteten  die  Verein.  Staaten  am  20.  April  ein  Ulti- 
matum für  die  spanische  Regierung  vor,  worin  Spanien  aufgefordert  werden 
sollte,  auf  die  Souveränität  über  Kuba  zu  verzichten  und  seine  Truppen 
innerhalb  dreier  Tage,  vom  20.  bis  23.  April  Mittags,  zurückzuziehen.*)  — 
Ein  Ultimatum  Transvaals  brachte  den  Krieg  zwischen  dem  genannten 
Staate,  dem  Oranjestaate  und  England  zum  Ausbruche,  es  erging  am 
10.  Oktober  1899  und  enthielt  die  Drohung,  dass  der  Krieg  für  begonnen 
erachtet  werde,  wenn  nicht  Grossbritannien  am  folgenden  Tage,  um  5  Uhr 
nachmittags,  den  Forderungen  der  Republik  nachgeben  werde.^)] 

1036.  —  Das  Ultimatum  kann  auch  ohne  Fristsetzung  ergehen.  Der 
Staat  beschränkt  sich  in  diesem  Falle  darauf,  anzudeuten,  dass  er  sich 
bei  etwaiger  Ablehnung  der  Bedingungen  seine  Entschliessungen  vorbe- 
halte. Ein  solches  Ultimatum  steht  einer  Kriegserklärung  nicht  gleich. 
Eine  weitere  Handlung  ist  erforderlich,  um  den  Eintritt  in  den  Kriegs- 
zustand zu  bestimmen.    Welcher  Art  diese  Handlung  ist,  ist  gleichgültig. 

1037.  —  Wesentlich  flir  die  Abgabe  einer  Kriegserklärung  ist  ferner, 
dass  kein  hinterlistiger  Überfall  stattgefunden  hat,  dass  vielmehr  die 
Gegner  gegenseitig  von  ihren  Absichten  unterrichtet  sind.  Zum  Ver- 
teidigungskriege bedarf  es  einer  vorherigen  Kriegserklärung  durch  den 
Verteidiger  nicht,  wenn  bereits  ein  feindlicher  Angriff  begonnen  hat,  denn 
die  Abwehr  eines  gewaltsamen  Angriffs  ist  allezeit  erlaubt.  (Bluntschli, 
op.  cit.,  521-524).  ' 

1038.  —  Kriegsverkündung.  —  Die  Staaten  müssen  auch  ihre  eigenen 
Untertanen  benachrichtigen,  denn  der  Krieg  legt  diesen  neue  Verpflichtungen 
auf;  er  ändert  ihre  Verkehrsbeziehungen  mit  den  Untertanen  des  ajidern 
Staates.  Es  ist  unerlässlich,  das  eigene  Volk  über  den  Kriegsausbruch 
äowie  über  die  rechtlichen  Folgen  des  Kriegszustandes  zu  unterrichten. 
—  In  Frankreich  wird  eine  Verkündung  (proclamation)  durch  das  Journal 
ofBciel  veröffentlicht.  So  unter  Napoleon  III.  am  17.  Juli  1870.  —  In 
England  wird  seit  mehr  als  fünfzig  Jahren  eine  königliche  Bekanntmachung 


1)  [Bei  dem  Streitfalle,  der  gegen  Ende  1897  zwischen  Deutschland  und  Haiti 
wegen  der  Ansprüche  eines  deutschen  Untertans,  namens  Lüders  (S.  No.  440),  ent- 
stand, sandte  Deutschland  der  Regierung  von  Haiti  ein  Ultimatum,  worin  es  binnen 
4  Stunden  eine  Antwort  auf  seine  Beschwerden  forderte.  —  S.  über  das  Ultimatum, 
das  Le  Myre  de  Vilers  im  Namen  Frankreichs  der  Konigin  von  Madagaskar  im  Oktober 
1894  überreichte.    R.  D.  I.  P.,  t.  II,  p.  150  und  t.  III,  p.  57.] 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t.  V,  p.  653.] 

8)  [R.  D.  L  P.,  t.  VII,  pp.  145  et  276.] 
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in  der  London  Gazette  erlassen.  —  Die  andern  Staaten  beobachten  ebt 
ähnliches  Verfahren. 

1039.  —  Anzeige  an  die  Neutralen.  —  Die  neutralen  Staaten 
haben  während  der  Dauer  des  Krieges  bestimmte  Pflichten  gegenüber  deL 
Eriegsparteien  zu  erfüllen.  Die  Bücksichtnahme,  die  die  Staaten  in  Fiied^i^ 
Zeiten  einander  schulden,  fordert,  dass  die  Staaten  sich  die  tiefgreifend» 
Änderungen,  die  der  Krieg  mit  einer  andern  Macht  auf  ihre  bisherigen 
Beziehungen  ausübt,  anzeigen.  Die  Kriegsparteien  müssen  die  andax 
Staaten  davon  in  Kenntnis  setzen,  dass  ihnen  die  Neutralitätspflichten  von 
nun  an  obliegen.  —  Es  ist  auf  diplomatischem  Wege  eine  Anzeige  an  dW 
neutralen  Staaten  zu  erstatten.  Die  Neutralen  werden  hierdurch  in  die 
Lage  versetzt,  ihre  eigenen  Untertanen  an  die  Neutralitätspflichten  z& 
erinnern.  —  [Während  des  südafrikanischen  Krieges  machte  England  des 
andern  Ländern  gegen  Ende  November  Mitteilung  von  dem  Kriege  mit 
Transvaal  und  dem  Oranjefreistaate;  es  bezeichnete  als  den  Anfangspimkt 
des  Krieges  den  Tag  der  ersten  feindlichen  Handlung,  den  11.  Oktober  1899.^ , 

1040.  —  6  eichzeitig  mit  der  Kriegserklärung,  der  Verkündnng  and 
der  Anzeige  an  die  Neutraleu  ergehen  häufig  Kriegsmanifeste  sowie 
Bundschreiben  an  die  Vertreter  des  Staates  im  Auslande,  die  den  Zweck 
verfolgen,  die  Rechtmässigkeit  der  Sache  zu  verteidigen,  das  Wohlwollen 
der  Neutralen  zu  gewinnen  und  den  Patriotismus  der  Bürger  anzn£acheD. 
—  Zuweilen  werden  Kundgebungen  an  die  gegnerische  Nation  gerichtet 
wie  z.  B.  das  Manifest  des  Königs  von  Preussen  an  das  französische  Volk 
vom  Jahre  1870.  —  Ihre  eigene  Ehre  gebietet  den  Staaten,  eine  würdife 
Haltung  und  eine  massvolle  Sprache  gegenüber  dem  feindlichen  Staate  zi 
beobachten. 

1041.  —  Femer  werden  Abberufungsschreiben  (edicta  avocatoria)^ 
erlassen,  um  die  auf  feindlichem  Boden  oder  im  Auslande  befindlichen 
Untertanen  zur  Rückkehr  in  die  Heimat  aufzuforden.*) 

1042.  —  Das  Kriegs-  und  Standrecht  (Martialgesetz),  das  die 
Strafen  für  Übertretungen  der  Kriegsgesetze  androht,  wird  verkündet. 
Auch  werden  Verbote  bekannt  gemacht,  die  den  Untertanen  untersagen. 
Handelsbeziehungen  mit  dem  feindlichen  Staate  oder  dessen  Angehörigen 
zu  unterhalten;  oder  es  werden  die  in  dieser  Beziehung  gewährten  Ver- 
günstigungen und  Lizenzen  veröffentlicht. 

1043.  —  Die  Geschichte  bietet  zahlreiche  Beispiele  dafür,  dass  Kriege 
ohne  Erklärung  an  den  Gegner,  ohne  Bekanntmachung  an  die  Untertanen 
und  ohne  Anzeige  an  die  Neutralen  begonnen  worden  sind.  Dies  ist  vom 
Übel.  Die  rechtlichen  Wirkungen  des  Kriegszustandes  entstehen  zwar 
von  selbst,  durch  die  blosse  Tatsache  der  Feindseligkeiten,  ohne  dass  die 
kriegführenden  oder  neutralen  Nationen  vorbereitet  worden  wären.  Die 
nachteiligen  Folgen  des  Krieges  werden  aber  durch  die  Ungewissheit  und 
durch  die  Beunruhigung,  die  in  die  Bevölkerung  hineingetragen  wird,  nur 
noch  verschärft. 


1)  [R.  D.  I.  P.,  t.  VII,  p.  282.] 

2)  Eine  grosse  Anzahl  derartiger  Edikte  ündet  man  in  dem  Codex  augnsteus 
saxonicus  far  einen  Zeitraum  Ton  anderthalb  Jahrhundert  (1648  bis  1704). 

*)    7g2.  DeutKhei  Beiehsgesetz  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  StaatBonffdwriskät 
V.  1.  Juni  1870,  §  20. 
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Dritter  Absclmitt. 
Wirkungen  der  Kriegserklärung  oder  des  Beginnes  der  Feindseligkeiten.^) 

1044.  —  Die  Kriegserklärung  oder  der  Beginn  der  Feindseligkeiten 
hat  verschiedene  Wirkungen.  Diese  beziehen  sich  1.  auf  die  Eriegsparteien 
und  deren  Anerkennung,  2.  auf  die  diplomatischen  Beziehungen,  3.  auf 
die  Verträge,  4.  auf  die  Personen  und  5.  auf  das  Vermögen. 

§  1.   Kriegspaiielen. 

1045.  —  Die  Kriegserklärung  begründet  für  die  streitenden  Staaten, 
für  den  angreifenden  wie  auch  für  den  angegriffenen,  die  Eigenschaft  von 
Kriegsparteien  oder  Kriegführenden  (bellig6rants),  mit  allen  den  besondern 
und  eigenartigen  Rechten  und  Befugnissen,  die  das  Völkerrecht,  soweit 
es  auf  Gewohnheit  oder  Vernunft  beruht,  an  diese  Eigenschaft  knüpft. 

Heutzutage  haben  nur  die  Staaten  und  können  nur  die  Staaten  sowie 
die  von  ihnen  regelrecht  organisierten  bewafheten  Streitkräfte  (forces 
militaires)  die  Eigenschaft  und  die  Rechte  von  Kriegsparteien  besitzen. 
Krieg  kann  nur  noch  zwischen  Staaten  stattfinden.  —  Seeräuber,  Banden 
und  Freibeuter,  selbst  wenn  sie  militärisch  und  hierarchisch  organisiert 
wären,  sind  keine  Kriegsparteien  und  das  Kriegsrecht  kann  sie  nicht  vor 
der  Verantwortung  für  ihre  Handlungen  schützen.  —  Bluntschli  (op. 
cit.  Art.  512)  nahm  an,  dass  die  Freischaren  Garibaldi's,  die  mitten  im 
Frieden  in  Sizilien  einfielen,  die  Rechte  einer  Kriegspartei  gehabt  hätten. 
Dieser  Ansicht  ist  nicht  beizupflichten;  sie  stüzt  sich  nur  auf  den  erzielten 
Erfolg.  —  Die  Garibaldianer  wurden  amtlich  verleugnet,  heimlich  jedoch 
von  Piemont  ermutigt.  Piemont  hätte  sie  im  Falle  eines  Misserfolges 
ganz  im  Stiche  gelassen  und  sicher  darauf  hingewiesen,  dass  es  keinen 
Krieg  gegen  das  Königreich  Neapel  fühi-e,  und  dass  die  Garibaldianer 
keinen  Bestandteil  seiner  Heeresmacht  bildeten. 

1046.  —  Wenn  im  Falle  eines  Bürgerkrieges*)  die  Aufständischen 
eine  feste  Regierungsgewalt  begründet,  ihre  Streitkräfte  regelrecht  organi- 
siert, ausreichende  Gewähr  für  die  Aufrechterhaltung  von  Ordnung  geboten 
und  durch  ihr  politisches  Verhalten  ihren  Willen  bekundet  haben,  einen 
neuen  Staat  zu  schaffen,  so  können  sie  von  den  andern  Staaten  als 
Kriegspartei  anerkannt  werden.  —  Es  wäre  ungerecht,  sie  als  gewöhnliche 
Aufrührer  und  Hochverräter  zu  behandeln.  —  Man  vermindert  hierdurch 
die  Gefahren  und  Schwierigkeiten  des  Krieges  sowohl  zu  Gunsten  der 
Aufständischen  als  auch  ihrer  Gegner. 

So  handelten  Frankreich  und  England  während  des  berühmten  ameri- 
kanischen Bürgerkrieges  vom  Jahre  1861  bis  1865.  Sie  erkannten  im 
Mai  und  Juni  1861  die  konföderierten  Staaten  als  kriegfiihrende  Partei 

1)  [Die  Wirkungen  der  KriegserkläruDg  sind  unter  besonderer  Berücksichtigung 
des  türkisch -griechischen  Krieges  von  1897  in  einer  tüchtigen  Abhandlung  von 
Politis  dargestellt  worden;  siehe  R.  D.  J.  P.  t.  IV  pp  522  et  s.  —  Hinsichtlich  des 
chinesich -japanischen  Krieges  s.  die  oben  erwähnte  Schrift  von  Ariga,  De  la  pro- 
tection accordee  aux  Chinois  residant  au  Japon  pendant  la  guerre  sino-japonaise. 
R.  D.  J.  F.  t.  II  p.  577.  —  Bezüglich  des  spanisch-amerikanischen  Krieges,  s.  R.  D. 
J.  P.  t.  V  p.  674.  —  Bezügüch  des  südafrikanischen  Krieges,  s.  R.  D.  J.  P.  t. 
Vn  p.  284.] 

*)  Rougier,  Le$  guerrea  civüe8  et  k  droU  des  gens  1903. 
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an.  —  Die  Regierung  von  Washington  verwahrte  sich  hiergegen,  ate 
sie  hatte  selbst  ihre  Behauptungen  im  voraus  dadurch  hinfälUg  gemBjcht 
dass  sie  die  durch  Bekanntmachungen  des  Präsidenten  Lincoln  vom  19. 
und  27.  April  1861  über  die  Häfen  der  Südstaaten  verhängte  Blockade 
allen  Seemächten  angezeigt  hatte.  Hierdurch  hatte  sie  den  ^-ieg-sznstand 
anerkannt  und  den  konföderierten  Staaten  die  Rechte  von  Eri^ftthrendei 
beigelegt,  denn  eine  Blockade  setzt  einen  Kriegszustand  voraus.  „Gro^ 
britannien  und  Frankreich  waren  durchaus  berechtigt,  die  konf  öderiertei 
Staaten  als  kriegführende  Partei  im  Sezessionskrieg  anzuerkenneii  and 
die  Verein.  Staaten  begingen  ein  grosses  Unrecht,  sich  hierüber  als  über 
eine  unfreundliche  Handlung  zu  beschweren."  i)    (No.  202.) 

Den  gleichen  Standpunkt  haben  Frankreich  und  England  im  Jahre 
1778  gegenüber  den  englischen  Kolonien  von  Amerika  eingenommen.  — 
Im  Verlaufe  des  Bürgerkrieges  zwischen  Spanien  und  seinen  Koloniee 
betrachteten  die  Verein.  Staaten  die  letztem  als  Kriegspartei.  !Ebenso 
verhielten  sie  sich  im  Jahre  1836  gegenüber  Texas  und  Mexiko.  — 
England  hat  auch  der  provisorischen  Regierung  Griechenlands  im  Jahre 
1825  die  Rechte  einer  kriegführenden  Macht  zugestanden.  Diese  Beispiele 
mögen  genügen.^) 

Man  darf  übrigens  die  Zuerkennung  der  Eigenschaft  einer  Ejriegs- 
partei  nicht  mit  der  förmlichen  Anerkennung  eines  neuen  Staates  ver- 
wechseln. Der  unterschied  wurde  vom  Staatssekretär  Sir  George  Comwall 
Lewis  (am  17.  Oktober  1862)  im  englischen  Parlamente  mit  Bezug  auf 
die  konföderierten  Staaten  Nordamerikas  klar  begründet  (No.  204). 

1047.  —  Feinde,  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  sind  nur  die 
kriegführenden  Staaten.  —  Die  Bürger,  die  Angehörigen  der  Staaten, 
sind  an  sich  keine  Feinde,  weder  sind  sie  dies  dem  gegnerischen  Staate 
gegenüber,  noch  auch  unter  einander:  als  Privatpersonen  haben  sie  nicht 
die  Eigenschaft  einer  Eriegspartei.  —  Dies  ist  der  Standpunkt  des  nenero 
Völkerrechts.  —  Die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  hat  auf  die  Humani- 
sierung  des  Krieges  und  auf  die  Sicherung  der  Lage  der  Privatpersonen 
die  wohltätigsten  Wirkungen  hervorgebracht. 

In  frühern  Zeiten    herrschten   andere  Anschauungen.     Es  galt  als 


1)  Oeffcken,  Incidents  de  Droit  intemat.  dans  la  guerre  ciTÜe  du  Chili,  R.D. 
J.  t  XXIII  p.  578. 

2)  Lawrence-Wheaton,  op.  cit.  t  I,  eh.  11  §  VII  pp.  175  et  s.,  t  II,  eh.  H 
§  24  pp  142  et  s.  —  WheatOD,  Elements  1. 1  §  7  p.  88.  —  (Während  des  Anf^andes 
auf  Kuba  im  Jahre  1895  hat  man  in  den  Verein.  Staaten  wiederholt  die  Fra^  er- 
örtert, ob  die  Aufständischen  als  Kriegführende  anzuerkennen  seien;  die  amerikanischeD 
Jingoisten  verlangten  die  Anerkennung;  dieselben  Schwierigkeiten  fanden  während 
der  frühem  Aufstande  auf  Kuba  statt  de  Olivart,  Le  diffärend  entre  TEspagne 
et  les  Etats-Unis  au  sujet  de  la  question  cubaine  R.  D.  J.  P.  t  IV  p.  577;  t  VII 
pp.  875  et  s.  —  So  auch  Desjardins,  La  doctrine  de  Monroe,  R.  D.  J.  P.  t  III  p.  158. 
—  So  noch  über  die  Anerkennung  von  Kriegführenden  im  Falle  von  Bürgerkriegen: 
BemlB,  The  recognition  of  rebell  belligerency,  1865.  F6raud-Giraud,  De  la  recoii- 
naissanee  de  la  qualite  de  belligerants  dans  les  guerres  eiviles,  R.  D.  J.  P.  t  IH, 

277.  Lehr,  Question  de  la  reeonnaissance  des  insurges  eomme  belligerants,  R.  D. 

t  XXVIIl  p.  100.  Le  Normand,  La  reconnaissanee  internationale  et  ses  diverses 
applieations,  1899.  de  Olivart,  Del  reconociniiento  de  beli8:erancia  y  sus  efectos 
immediatos,  1895.  Sela,  La  beligeraneia  en  la  ^erra  civil,  La  Administration,  October 
1895.  de  la  Serna,  La  beligeraneia,  Revista  juridiea  de  Ultramar,  1896.  Serrano« 
La  beligeraneia  de  los  ^artidos  promovedores  de  guerras  eiviles,  El  Derecho  1897, 
p.  472.  Wiesse,  Le  droit  international  applique  aux  guerres  eiviles,  1898.  S.  aach 
die  Beschlüsse  des  Jnstituts  für  Völkerrecht  in  seiner  Versammlung  von  Neuchatd, 
September  1900;  Annuaire  de  rinstitnt  t.  XVIII  pp  227  et  s.  Dupuis,  L'Institat  de 
Droit  international,  session  de  Neuehätel  (septembre  1900)  R.  D.  J.  P.,  t  VII,  p.  750.} 
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recbtlich  zulässig  und  entsprach  altem  Brauche,  dass  alle  Angehörigen 
des  einen  Staates  gegen  die  Untertanen  des  andern  Feindseligkeiten  be- 
gingen und  ihnen  Schaden  zuiügten.  —  In  den  alten  Kriegserklärungen 
wurde  anbefohlen,  ohne  Schonung  „auf  den  Feind  los  zu  gehen^  (courir 
8US  aux  ennemis).  —  Mehrere  Publizisten,  so  auch  der  amerikanische 
Kanzler  Eent,  billigten  noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  den  Grund- 
satz, dass  im  Falle  eines  Krieges  sämtliche  Bürger  Feinde  seien.  — 
Grotius  und  Pufendorf  erklärten  die  Bürger  für  solidarisch  mit  dem 
Staate. 

Diese  Lehrmeinung  wird  heutzutage  verworfen.  —  Das  derzeitige 
Recht  beschränkt  die  Feindseligkeiten  auf  die  Soldaten  des  Landheeres 
nnd  der  Seewehr.  Portalis  sagte  bei  Eröffnung  des  Prisengerichts  am 
14  Floreal  des  Jahres  8:  „Wenn  zwei  oder  mehrere  Nationen  Krieg 
mit  einander  fuhren,  so  sind  die  Privatpersonen,  aus  denen  sich  die 
Nationen  zusammensetzen,  nur  zufälligerweise  Feinde;  sie  sind  es  nicht 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Menschen,  noch  auch  als  Staatsbürger;  sie  sind 
es  vielmehr  einzig  und  allein  als  Soldaten."  Talleyrand  schrieb  am 
20.  November  1806  in  demselben  Sinne  an  Napoleon  I.  (Moniteur  vom 
5  Dec.  1806). 

König  Wilhelm  von  Preussen  sagte  in  seiner  Kundgebung  vom 
11.  August  1870:  „Ich  führe  Krieg  mit  den  französischen  Soldaten  und 
nicht  mit  den  französischen  Bürgern."  —  Der  Staat  und  der  Staatsbürger 
sind  zwei  verschiedene  Persönlichkeiten.^) 

Die  Sechte  der  Privatpersonen,  die  sich  auf  ihre  Person,  ihre  Familie 
und  ihr  Vermögen  beziehen,  bilden  nicht  den  Gegenstand  des  Krieges. 
Aber  sie  können  durch  Bückwirkung  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden 
und  insofern  mittelbar  von  den  Folgen  des  Kiieges  betroffen  werden. 

§  2.  —  Diplomatische  Beziehungen. 

1018.  —  Der  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  geht  häufig 
der  Kriegserklärung  voraus.  [So  z.  B.  beim  Kriege  zwischen  Spanien 
und  den  Verein.  Staaten  im  Jahre  189  8  —  Er  kann  aber  auch  mit  der 
Kriegserklärung  verbunden  werden.  Es  steht  im  freien  Belieben  der 
Staaten,  die  diplomatischen  Agenten  abzuberufen  oder  zurückzusenden; 
rechtlich  sind  sie  nicht  dazu  verpflichtet.  Die  Geschichte  bietet  manche 
Beispiele  dafür,  dass  diplomatische  Beziehungen  im  Laufe  eines  Krieges 
aufrechterhalten  oder  wieder  angeknüpft  worden  sind.  Dies  kann  unter 
umständen  einer  schnellern  Wiederherstellung  des  Friedens  dienlich  sein. 

—  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  kriegführenden  Staaten,  die  in 
das  Verbleiben  der  diplomatischen  Vertreter  auf  ihrem  Posten  einwilligen, 
diesen  die  hergebrachten  Vorrechte  und  Befreiungen  gewähren  müssen. 

—  Meistens  wird  es  politisch  richtiger  sein,  die  diplomatischen  Agenten 
abzuberufen. 

Den  Konsuln  des  {feindlichen  Staates  wird  das  Exequatur  entzogen. 
Sie  übertragen  den  Konsuln  einer  neutralen  Macht  die  Obhut  über  ihre 


1)  [Demselben  Gedanken  begegnet  man  in  den  EuDdgebungen  der  japanischen 
Generale  beim  Ausbruche  des  Krieges  zwischen  China  und  Japan.  „Unser  Feind*,  so 
sagte  Marschall  Tamagata,  „ist  das  feindliche  Heer.**  „Unser  Heer",  so  erklärte 
Marschall  Oyama,  „darf  nur  die  bewaffnete  Macht  als  ihren  Feind  betrachten,  nicht 
dagegen  auch  die  Privatpersonen''  (Ariga,  op.  cit.)  —  Über  die  englische  Lehr- 
meinung  hinsichtlich  dieser  Frage:  s.  den  erwähnten  Artikel  von  Dupuis,  R.  B.  J. 
P.  t,  p.  35.] 
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versiegelten  Archive  und  den  Schutz  über  ihre  Landsleute,  die  im  feind- 
lichen Lande  ansässig  sind  (No.  775). 

[Als  Besonderheit  beim  spanisch-amerikanischen  Kriege  mag  hervor- 
gehoben werden,  dass,  während  die  Verein.  Staaten,  der  völkerrecbtlicbeo 
Überlieferung  gemäss,  die  Interessen  ihrer  Angehörigen  einer  einzigen 
Macht,  nämlich  Grossbritannien,  anvertrauten,  Spanien  die  Fürsorge  fDr 
seine  Untertanen  zwei  Mächten  zugleich,  nämlich  Frankreich  und  Öster- 
reich-Ungarn übertrug :  dies  ist  ein  Beispiel  ftlr  einen  sogenannten  gemein- 
samen Schutz  (protection  conjointe)]^) 


§  8.  —  Vertrage. 

1049.  —  Die  Kriegserklärung  oder  der  Beginn  der  Feindseligkeitei 
hat  nicht  die  Wirkung,  dass  sämtliche  zwischen  den  kriegführenden  Staates 
bestehenden  Verträge  notwendigerweise  erlöschen  oder  zeitweilig  auf- 
gehoben werden.  —  Ältere  Publizisten  behaupteten,  dass  der  Krieg  voe 
Rechts  wegen,  ipso  facto,  alle  Verträge  ohne  Unterschied  vernichte.  Diese 
Lehre  ist  zu  verwerfen. 

Es  müssen  Unterscheidungen  gemacht  werden.  Es  fragt  sich  vor 
allem,  ob  ein  bestimmter  Vertrag  seiner  Natur  nach  mit  dem  Kriegs- 
zustände vereinbar  sei.  Es  gibt  sodann  Verträge,  die  eigens  für  den 
Kriegsfall  geschlossen  worden  waren  und  die  daher  gerade  mit  imd  durch 
den  Krieg  in  Wirksamkeit  treten.  —  Man  muss  ferner  auch  zwischen 
der  rechtlichen  Gültigkeit  und  der  tatsächlichen  Wirksamkeit  der  Vertrage 
unterscheiden,  letztere  kann  zur  Zeit  durch  den  Kriegszustand  de  facto 
behindert  sein,  ohne  dass  der  Vertrag  deshalb  de  jure  aufgelöst  wäre. 

Alle  Verträge,  die  politischer  Natur  sind,  wie  Bündnis-,  Subsidien- Ver- 
träge usw.,  werden  von  den  kriegführenden  Staaten  gebrochen. 

Verträge,  die  die  Erhaltung  oder  Festigung  friedlicher  Beziehungen 
zum  Gegenstand  habeu,  werden  aufgelöst  (No.  860). 

Verträge,  die  das  bürgerliche  Eecht  betreffen,  bleiben  bestehen,  da 
die  Staatsbürger  als  solche  nicht  Feinde  sind.  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
den  Verträgen,  die  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  angehören,  insoweit 
als  sie  Privatinteressen  regeln.  Beispiele :  Verträge,  betreffend  Nachlasseih 
Schaft,  Vormundschaft,  Konkurs,  literarisches,  künstlerisches,  gewerbliches 
Eigentum  usw. 

Verträge,  die  im  Hinblick  auf  einen  Krieg  geschlossen  worden  sind, 
treten  in  Kraft:  So  die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856,  be- 
treffend die  Kaperei,  die  Freiheit  der  neutralen  und  der  feindlichen  Ware 
unter  neutraler  Flagge,  sowie  die  Blockade ;  ferner  die  Genfer  Konventioo 
vom  22.  August  1864,  betreffend  die  Fürsorge  für  verwundete  Krieger  in 
den  Feldarmeen;  die  Konvention  von  St.  Petersburg  vom  11.  Dezember 
1868  über  den  Gebrauch  von  Sprenggescliossen;  die  Klauseln  der  Vertrage, 
die  eine  Frist  zum  Verlassen  des  feindlichen  Gebietes  bestimmen;  die 
Verträge,  die  die  dauernde  Neutralität  der  Schweiz,  Belgiens,  Luxemburors, 
des  Kongos,  des  Suezkanals  usw.  siebern;  endlich  ganz  allgemein;  alle 
Staatsverträge,  die  mit  Eücksicbt  auf  einen  etwaigen  Kriegszustand  von 
den  Kriegsparteien  mit  andern  Mächten  vereinbart  worden  sind.  —  Eine 
Verletzung   dieser  Verträge  wäre  eine  Verkennung  der  Rücksichten,   die 


1)  [R.  D.  1.  P.,  t.  V,  p.  675.  —  S.  hinsichtlich  des  griechisch-türkischen  Krieges  von 
1897,  Poiitis,  H.D.I.P.,  t.  IV,  pp.  522  et  s.] 
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man  den  andern  Staaten,  denen  gegenüber  die  friedlichen  Beziehungen 
erhalten  bleiben,  schuldet.*) 

§  4.  — •  Personen. 

1050.  —  Um  die  Wirkungen  des  Kriegsausbruchs  auf  die  Privat- 
personen festzustellen,  muss  man  unterscheiden  1)  zwischen  den  Staats- 
angehörigen oder  den  Untertanen  des  Staates,  2)  den  befreundeten  Staats- 
fremden  und  3)  den  Staatsangehörigen  des  feindlichen  Staates,  die  sich 
dauernd  oder  vorübergehend  in  dem  Lande  aufhalten. 

1.  Hinsichtlich  der  Staatsangehörigen  werden  die  Folgen  des  Über- 
gangs in  den  Kriegszustand  durch  die  Landesgesetzgebung  festgesetzt. 
Hierbei  muss  man  wieder  unterscheiden  zwischen  den  Kriegführenden, 
die  sich  aus  den  Mannschaften  der  aktiven  Armee,  der  Reserve-Armee, 
der  Landwehr,  etwaiger  Hilfskorps,  der  Fremdenlegion  usw.  zusammen- 
setzen und  den  Nichtkombattanten,  die  den  übrigen  Teil  der  Be- 
völkerung ausmachen  und  die  nicht  die  Eigenschaft  von  Feinden  haben. 
(No.  1047). 

1051.  —  2.  Anlangend  die  Angehörigen  befreundeter  Mächte, 
d.  h.  die  Untertanen  der  neutral  gebliebenen  Nationen,  die  sich  auf  dem 
Gebiete  eines  der  kriegführenden  Staaten  aufhalten,  so  können  sie  unter 
denselben  Bedingungen  wie  vor  dem  Kriege  dort  verweilen;  nur  werden 
sie  mancherlei  Verpflichtungen,  die  der  Kriegszustand  den  Neutralen  auf- 
erlegt, unterworfen;  ausserdem  ist  es  ihnen  nicht  gestattet,  mit  den  Unter- 
tanen des  andern  kriegführenden  Staates  Handel  zu  treiben.  Ihre  Waren 
würden  an  der  Grenze  angehalten  werden.*) 

1052.  —  3.  Was  die  Untertanen  des  feindlichen  Staates  an- 
geht, so  stellte  die  ältere  Praxis  und  die  altern  Publizisten  sie  mit  dem 
Staate  auf  dieselbe  Linie;  man  betrachtete  sie  als  Feinde  und  billigte  es, 
dass  sie  bei  einem  fernein  Aufenthalte  auf  dem  Staatsgebiete  als  Kriegs- 
gefangene festgenommen  und  eingekerkert  wurden.  Zur  Begründung  dieser 
Lehre  führte  Grotius  Beispiele  aus  der  Geschichte  des  Altertums  an  (op. 
cit,  lib.  III  cap.  IX  §  4).  —  Bynkershoek,  der  es  gleichfalls  zuliess, 
feindliche  Untertanen,  die  auf  dem  Staatsgebiet  betroffen  wurden,  festzu- 
nehmen und  gefangen  zu  halten,  berichtet,  dass  zu  seiner  Zeit  von  dieser 
Befugnis  nur  selten  Gebrauch  gemacht  worden  sei  (Quaestiones  juris  publ., 
lib.  I,  cap.  3). 

Vattel  sagte  im  Jahre  1758:  „Der  Souverän,  der  Krieg  erklärt,  darf 
weder  die  Untertanen  des  Feindes,  die  in  seinen  Staaten  weilen,  noch 
auch  deren  Vermögen  zurticklialten.  Sie  sind  auf  Treu  und  Glauben  in 
sein  Land  gekommen;  indem  er  ihnen  erlaubte,  in  sein  Gebiet  einzukehren 
und  sich  dort  aufzuhalten,  hat  er  ihnen  stilLscliweißrend  volle  Freiheit 
sowie  volle  Sicherheit  flir  die  Ktickkehr  zugesagt.  Er  muss  ihnen  mithin 
eine  angemessene  Frist  bewilligen,  damit  sie  imstande  sind,  sich  mit  ihrem 
Vermögen  wegzubegeben;  bleiben  sie  aber  länger,  als  die  gewährte  Frist 
dauert,  dann  darf  er  sie  als  Feinde  behandeln,  immerhin  jedoch  nur  als 
unbewaffnete  Feinde.''  Er  fugt  hinzu,  dass  man  zu  seiner  Zeit  den  Aus- 
ländern die  erforderliche  Zeit  zur  Besorgung  ihrer  Angelegenheiten  lasse, 
dass  dies  namentlich  gegenüber  Handeltreibenden  der  Fall  sei  und  dass 


1)  [Die  Frage  wurde  im  Laufe  des  griechisch-türkischen  Krieges  von  1897  hin- 
sichtlich der  Kapitulationen  aufgeworfen;  s.  Politis,  KD.l.P.  t.  iV  p.  532.] 

2)  [S.  über  die  Vorfälle  des  südafrikanischen  Kriegs  von  1899  bis  1902.  R.D.LP. 
t.  VII,  p.  097.] 
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man  anch  in  HandeLsverträgen  hierauf  sein  Augenmerk  richte.     (Le  droit 
des  gens,  liv.  III,  chap.  IV,§  63). 

Gegenwärtig  ist  die  allgemeine  Lehrmeinung  in  diesem  Sinne  fest 
begründet.  Vattel's  Ansicht  folgen:  Calyo,  Funck-Brentano  ei 
Sorel,  Heffter,  Klüber,  Geffcken,  Travers  Twiss,  Wheaton  o.  a. 

Im  17.  Jahrhundert  bestimmten  mehrere  Handelsverträge  eine  Abzugs- 
frist  von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren  von  der  Kriegserklärung  ab  gerechnet. 
Frankreich  hatte  die  Anregung  zu  solchen  Verträgen  gegeben.  — 
Ludwig  XIV.  bewilligte  in  einer  Proklamation  vom  L  Februar  1666  da 
Engländern  eine  dreimonatige  Frist,  während  deren  sie  Frankreich  mit 
ihren  Waren  verlassen  konnten.  Nach  der  neuern  Praxis  wird  viel&cfa 
in  Handelsverträgen  eine  gegenseitige  Abzugsfrist  festgesetzt.  Diese 
üblich  gewordene  Klausel  kann  nunmehr  als  ein  Bechtssatz  betrachte 
werden.  Gewöhnlich  geben  die  Kegierungen  in  ihren  Eriegsbekannt- 
machungen  und  -Verktlndungen  die  Fristen  an,  die  den  Untertanen  des 
Feindes  zum  Wegzuge  bewilligt  werden. 

Geffcken  macht  Napoleon  I.  den  Vorwurf,  dass  er  im  Jahre  l&JS 
alle  in  Frankreich  sich  aufhaltenden  Engländer  zwischen  18  bis  60  Jahren 
für  kriegsgefangen  erklärt  habe.  Er  vergisst  hierbei,  dass  es  sich  um 
eine  Eepressalie  handelte:  ohne  vorherige  Kriegserklärung  waren  firan^ 
zösische  Schiffe  von  englischen  Fahrzeugen  in  der  Bai  von  Audieme  auf- 
gebracht worden.  —  Auch  Travers  Twiss  sucht  Ei^land  zu  recht- 
fertigen und  Napoleon  ins  unrecht  zu  setzen  (op.  cit.,  t.  ü,  p.  90).*) 

1053.  —  Steht  die  Befugnis,  in  die  Heimat  zurückzukehren,  auch 
denjenigen  Untertanen  des  Feindes  zu,  die  als  Militärpflichtige,  Miliz- 
soldaten, Reservisten  usw.  zu  den  Waffen  gerufen  werden?  —  Die  Frage 
ist  von  weitgehender  Bedeutung,  da  in  vielen  Staaten  alle  waffenfähigen 
Männer  im  Alter  von  20  bis  40  oder  45  Jahren  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht unterworfen  sind. 

'  Theoretisch  und  logisch  ist  ein  kriegführender  Staat  nicht  verpflichtet, 
seinem  Gegner  die  Verschaffung  von  Hilfsmitteln,  die  zu  einer  Verstärkuiig 
seiner  Macht  dienen,  zu  erleichtern  und  ihm  insbesondere  Bestandteile 
seiner  Streitkräfte  zuzuführen.  Es  wäre  dies  für  ihn  um  so  bedenklicher 
und  gefährlicher,  als  die  feindlichen  Untertanen  durch  ihren  Aufenthalt 
in  seinem  Lande  die  örtlichen  Verhältnisse  ziemlich  genau  kennen  gelernt 
haben.  Sie  sind  daher  über  die  Hilfsquellen  dieser  oder  jener  Gegend 
wenigstens  zum  Teil  unterrichtet  und  können  einem  Armeekorps  als  Wege- 
führer, Kundschafter  usw.  von  Nutzen  sein.  —  Unstreitig  ist  also  ein 
Staat  berechtigt,  sich  der  Aushebung  der  Mannschaften  für  das  feindliche 
Heer  zu  widersetzen.  —  Dies  ist  die  vorherrschende  Lehre. 

Vom  praktischen  Standpunkte  aus  wird  die  Massregel  jedoch  ver- 
worfen. Hindert  man  die  Untertanen  des  feindlichen  Staates,  die  in  dessai 
Heer  eintreten  soUen,  an  der  Heimreise,  so  setzt  man  sich  Vergeltungs- 
massregeln aus.  Überdies  bürdet  man  sich  die  Beaufsichtigang  der  Um- 
triebe und  Machenschaften  von  Leuten  auf,  die,  gegen  ihren  Willen  zu- 
rückgehalten, aus  Patriotismus  mit  allen  Mitteln  danach  trachten  werden, 
dem  Lande,  das  sie  nicht  freigibt,  Schaden  zuzufügen.  Nach  der  neuesten 
Praxis  widersetzt  man  sich  daher  auch  nicht  mehr  der  Abreise  der  zum 


1)  [S.  in  dieser  Hinsicht  wegen  des  chiDesisch-japanischen  Krieges  die  oben  n 
No.  1044  angegebenen  Schriften.  —  Wegen  der  im  griechisch-türkischen  Kriege  be- 
obachteten Praxis:  s.  R.  B.  I.  P.,  t.  IV,  pp.  524  et  s.;  wegen  des  spanisch-amerikanischeD 
Krieges:  t  V,  p.  677.] 
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Heere  bemfenen  Soldaten  oder  Miliztruppen.    Im  Jahre  1870  haben  sowohl 
Deutschland  als  auch  Frankreich  die  Einberufenen  abziehen  lassen. 

1054.  —  Wie  soll  sich  der  Staat  gegenüber  den  Angehörigen  des 
Feindes  verhalten,  die  sich  noch  nach  Ablauf  der  Abzugsfristen  auf  dem 
Staatsgebiete  befinden,  sei  es,  dass  sie  von  der  Landesregierung  zurück- 
gehalten worden  sind,  oder  dass  sie  von  der  Befugnis,  sich  wegzubegeben, 
keinen  Gebrauch  gemacht  haben?  —  Der  Staat  hat  den  unvermeidlichen 
Verkehrsbeziehungen,  die  die  gegenseitige  Abhängigkeit  der  Völker  auch 
in  Eriegszeiten  mit  Notwendigkeit  hervorruft,  Rechnung  zu  tragen.  —  Er 
hat  sich  also  diesen  Fremden  gegenüber  Mässigung  aufzuerlegen.  Er  muss 
es  vermeiden,  durch  sein  Vorgehen  die  ganze  feindliche  Bevölkerung  zu 
erbittern.  Er  darf  auch  nicht  seine  eigenen  Untertanen,  die  im  Aus- 
lande geblieben  sind,  der  Gefahr  von  Repressalien  aussetzen. 

Die  Untertanen  des  Gegners,  die  unter  den  Polizei-  und  Sicherheits- 
gesetzen des  Staates  stehen,  müssen  diese  mehr  denn  je  beobachten,  sie 
dürfen  aber  auch  deren  Schutz  anrufen.  Solange  sie  die  Gesetze  achten 
und  unverdächtig  sind,  darf  man  sie  nicht  als  Feinde  behandeln,  selbst 
nicht  wenn  man  sie  zwangsweise  zurückbehalten  hat.  —  Fraglos  sind  aber 
die  Regierungen  befugt,  mit  Rücksicht  auf  diese  Fremden,  Vorsichtsmass- 
regeln zu  ergreifen:  man  kann  sie  z.  B.  zwingen,  sich  aus  dem  Innern 
gewisser  befestigter  Plätze  wegzubegeben,  oder  man  kann  ihnen  als  Auf- 
enthalt bestinmite  vom  Kriegsschauplätze  weit  entfernt  liegende  Gebiete 
anweisen,  falls  die  Beibehaltung  ihres  bisherigen  Wohnortes  bedenklich 
erscheint.  —  Man  muss  die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  derartiger 
Massregeln  sorgfältig  abwägen  und  sich  deren  Folgen  vergegenwärtigen. 
Würde  man  unbewafhete  Fremde  ohne  einleuchtende  und  zwingende  Gründe 
schlecht  behandeln,  so  wäre  dies  ein  Rückschritt  zur  Barbarei;  auch  würde 
die  Wiederherstellung  friedlicher  Beziehungen  dadurch  nur  erschwert 
werden.  0 

1055.  —  Darf  man  die  Untertanen  des  Feindes  statt  sie  zurückzu- 
halten oder  ihnen  den  freiwilligen  Aufenthalt  weiterhin  zu  erlauben,  einzeln 
oder  in  Massen  ausweisen?  —  Die  Ausweisung  von  Fremden  ist  in 
Friedenszeiten  stets  zulässig:  sie  ist  eine,  politische  Massregel,  die  aus 
verschiedenen  und  mannigfachen  Gründen  veranlasst  werden  kann  (Art.  7 
des  französ.  Gesetzes  vem  11.  Dezember  1849,  No.  442). 

Theoretisch  ist  die  Massenausweisung  im  Kriegsfälle  eine  durchaus 
erlaubte  Verteidigungshandlung,  eine  Sicherheitsmassregel,  deren  Recht- 
mässigkeit nicht  bestritten  werden  kann.  Der  Staat  muss  zweifellos  be- 
fugt sein,  derartige  Schritte  zu  tun,  um  die  Nachteile,  die  ihm  durch 
den  Aufenthalt  von  Fremden  auf  seinem  Gebiete  erwachsen,  fernzuhalten, 
um  Zwistigkeiten  und  Aufreizungen,  die  die  Ausländer  unter  seiner  Be- 
völkerung hervorrufen  können,  zu  verhüten  und  eine  getährliche,  leicht 
mögliche  Spionage  zu  vereitehi.  —  Rechtlich  kann  die  Frage  keinem  Be- 
denken unterliegen.  —  Jeder  Staat  kann  zur  Massenausweisung  der  Unter- 
tanen des  Gegners  schreiten,  wenn  sie  sich  auch  bona  flde  auf  dem  Staats- 
gebiete angesiedelt  und  eine  Handelsniederlassung  begründet  haben.  Man 
muss  ihnen  nur  eine  ausreichende  und  angemessene  Frist  zur  Ordnung 
ihrer  Angelegenheiten  und  WegschaflFung  ihrer  Waren  gewähren. 

Massenausweisungen  (Xenelasien)  waren  im  Altertume  ziemlich  häufig, 
sie  sind  auch  selbst  noch  in  neuerer  Zeit  vorgekommen.  —  Im  Jahre  1755 
wurden  die  Engländer  mit  Pauken  und  Trompeten  aus  Frankreich  aus- 

1)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Precis,  liv.  II,  eh.  II,  pp.  255  et  s. 
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gewiesen.  —  Dagegen  haben  die  Russen  während  des  Erimkriegs  onge- 
stört  in  Frankreich  und  England  bleiben  können.  Ihr  Verhalten  wir 
allerdings  auch  vortrefflich. 

Im  Jahre  1870  war  das  Vorgehen  Frankreichs  vollkommen  einwand^ 
frei.  Zur  Zeit  der  E[riegserklärung  wohnten  mehr  als  100000  Dentsdie 
in  Frankreich,  davon  allein  35000  ip  Paris.  Dies  war  eine  beunrahigende 
Zahl.  Trotzdem  gestattete  man  ihnen  den  weitem  Aufenthalt  im  Lande, 
wofern  ihre  Haltung  gut  und  gesetzmässig  sein  würde  (Moniteur  officiel  yob 
21.  Juli  1870).  —  Als  aber  mit  dem  Eindringen  der  deutschen  Heere  aof 
dem  Boden  Frankreichs  die  Anwesenheit  jener  Fremden  zu  einer  wirk- 
lichen Gefahr  heranwuchs  und  einen  bedrohlichen  Charakter  annahn. 
musste  man  zu  einer  allgemeinen  Ausweisung  schreiten.  Diese  Massregel 
wurde  am  28.  August,  im  Hinblick  auf  eine  etwaige  Belagerung  von  Paris, 
gegen  sämtliche  Deutsche,  die  in  der  französischen  Hauptstadt  wohnten, 
beschlossen.  Die  französischen  Behörden  trugen  dafür  Sorge,  dass  jede 
mit  der  Staatssicherheit  zu  vereinbarende  Schonung  gewährt  werde.  Man 
bewilligte  auf  begründete  Anträge  Erlaubnis  zum  fernem  Verbleib.  Man 
betraute  mit  der  Rückbeförderung  der  Deutschen  in  ihre  Heimat  die 
diplomatischen  Agenten,  die  den  Schutz  der  deutschen  Untertanen  über- 
nommen hatten.  Nachdem  die  Ausweisung  vollständig  durchgerührt  worden 
war,  befand  sich  zur  Zeit  der  Belagerung  von  Paris  nur  noch  eine  kleine 
Zahl  von  Deutschen  in  der  Stadt,  dunkle  Existenzen,  die  kein  diploma- 
tischer Agent  unter  seinen  Schutz  zu  nehmen  geneigt  war.  Trotz  de^ 
unbestreitbaren  Rechtes  Frankreichs  hat  Deutschland  eine  Summe  von 
100  Millionen  bei  der  Kriegsentschädigung  als  Ersatz  des  seinen  Unter- 
tanen durch  die  Ausweisung  entstandenen  Schadens  aufgestellt,  i)*) 

[Während  des  griechisch-türkischen  Krieges  von  1897  befolgten  beide 
Kriegsparteien  entgegengesetzte  Ginindsätze.  Griechenland  erlaubte  den 
ottomanischen  Untertanen  die  Beibehaltung  ihres  Aufenthalts  in  Griecheih 
land,  solange  ihr  Verhalten  keinen  Anlass  zu  Klagen  geben  wüi*de;  die 
Türkei  ordnete  die  Massenausweisung  aller  auf  ottomanischem  Boden  ver- 
weilenden Hellenen  an.^)  —  Im  südafrikanischen  Kriege  wurde  grund- 
sätzlich die  Ausweisung  aller  Engländer,  die  Transvaal  und  den  Oranje- 
Freistaat  bewohnten,  binnen  24  Stunden  ausgesprochen.*) 

§  5.  —  Vermögen. 

1056.  —  A.  —  Darf  man  das  Vermögen  der  Untertanen  des  Feindes, 
das  sich  auf  dem  Staatsgebiete  befindet,  einziehen?  In  frühem  Zeiten 
hielt  man  dies  für  ebenso  gerechtfertigt  wie  die  Gefangennahme  der  feind- 
lichen Untertanen  selbst.  Die  allgemeine  Meinung  ging  dahin,  dass  das 
Vermögen  fremder  Privatpersonen  einen  Bestandteil  des  Gesamtvermögens 


1)  Geffcken-Heffter,  op.cit.,§  121,  Anm.  4,  beurteilt  und  berichtet  die  Tatsachen 
ungenau.  Er  behauptet,  dass  die  Ausweisung  ein  Racheakt  gewesen  sei,  der  durch 
die  ersten  Niederlagen  Frankreichs  hervorgerufen  worden  wäre,  und  dass  man  die 
Deutschen  nicht  gegen  die  Volkswut  geschützt  habe.    Dies  ist  ein  doppelter  Irrtom. 

—  Pille t,  Le  droit  de  la  guerre  t  1,  pp.  97  et  s. 

2)  [Politis,  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  525.] 

3)  [Despagnet,  R.  D.  I.  P.,  t.  VII.  p.  698.] 

*)  V.  Härtens,  Volkerreckt,  Bd.  II,  8.  487  bemerkt  hierzu^  dau  rmr  framtoeMe 
Fublieisten  das  Yerfahren  der  Begierung  der  Nationalverteidigung  gegen  die  Deuim^en  m 
Schutz  nehmen,  indessen  „wü  wenig  uberteugenden  Oründen"^,  —  VgL  noch  Bolin 
Jaequemyns,  B.  D.  I  t.  II,  jp.  681  et  s.  —  Travers  Twiss,  op.  «t,  t  II,  p,98, 

—  Besch,    Völkerrecht  bezeichnet  die  Ausweisung  als  Bofharismus,  S.  J8W.  —  Ferner 
B.  D.  I  F.,  t  I  468  und  t  II  677, 
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ihrer  Nation  bilde:  Alles,  was  den  MitgUedem  einer  Nation  gehört,  kann 
als  das  Eigentum  der  ganzen  Nation  betrachtet  werden.  Der  Krieg- 
führende kann  fremde  Vermögensstttcke  wegnehmen  und  einziehen.  Den 
Benachteiligten  bleibt  es  vorbehalten,  sich  von  der  Regierang  ihres  Landes 
entschädigen  zu  lassen. 

Bynkershoek  (Quaestiones  juris  publ.  lib.  I,  cap.  7)  sprach  sich  für 
die  allgemeine  Konfiskation  sämtlicher  Gegenstände  ohne  jeden  Unterschied 
aus,  er  führte  zahlreiche  Beispiele  aus  dem  16.  und  17.  Jahrhundert  an; 
er  bemerkte,  dass  sich  der  Brauch  eingebürgert  habe,  bei  Liegenschaften 
nur  die  Erträgnisse  in  Beschlag  zu  nehmen. 

Yattel,  dessen  Werk  ungefähr  50  Jahre  später  erschienen  ist,  ver- 
warf die  Konfiskation  von  Liegenschaften,  die  von  Untertanen  des  Feindes 
mit  Genehmigung  des  Soureräns  erworben  worden  seien  und  in  deren 
Besitze  ständen.  Er  billigte  nur  die  Beschlagnahme  ihrer  Erträgnisse, 
damit  sie  nicht  dem  Gegner  zugeführt  würden  (op.  cit.,  liv.  III,  eh.  V, 

§  76). 

Alle  neuem  Schriftsteller  verlangen,  dass  der  Kriegführende  das 
Vermögen  der  feindlichen  Untertanen  achte.  ^)  —  Diese  Achtung,  eine 
Errungenschaft  der  Neuzeit,  rechtfertigt  sich  aus  folgenden  Gründen.  Der 
Krieg  wird  nur  vom  Staate  gegen  den  Staat  geführt,  nicht  mehr  gegen 
Privatpersonen;  es  hiesse  aber  diese  letztem  mittelbar  bekriegen, 
wollte  man  ihre  bewegliche  oder  unbewegliche  Habe  konfiszieren.  —  Die 
Untertanen  des  Staates,  der  das  Bürgergut  einzöge,  würden  Bepressalien 
ausgesetzt  sein.  Es  ist  aber  die  Pflicht  jeder  Begiemng,  ihren  Ange- 
hörigen Yergeltungsmassregeln  zu  ersparen.  Aus  Achtung  und  aus  Pflicht- 
gefiM  gegen  sich  selbst  müssen  sich  die  Staaten  der  Konfiskation  ent- 
halten; denn  das  feindliche  Eigentum  ist  in  ihrem  Lande  erworben  worden 
und  zwar  auf  Grund  von  Gesetzen,  die  den  Erwerb  zuliessen.  Der  Krieg 
ändert  aber  nicht  die  Grundsätze  und  Eegeln  des  Privatinteresses  und 
des  Privatrechts.  Der  Staat  darf  diese  Grundsätze,  die  das  Werk  seiner 
eigenen  Gesetzgebung  sind,  nicht  verletzen. 

1057.  —  Die  Frage  nach  der  Einziehung  des  Vermögens  der  Unter- 
tanen des  feindlichen  Staates  ist  namentlich  im  Hinblick  auf  die  unkörper- 
lichen Sachen,  die  Forderungen,  lebhaft  erörtert  worden.  Bynkershoek 
liess  als  gemeines  Becht  die  Konfiskation  aller  Forderungen  zu,  die  die 
Feinde  gegen  den  Staat  oder  gegen  dessen  Untertanen  hatten. —  Vattel 
lehrte,  dass  das  summum  jus  jede  Kriegspartei  ermächtige,  die  ihren 
Feinden  zustehenden  Forderungen  zu  beschlagnahmen,  aber  er  fügte  hinzu: 
y,der  Vorteil  und  die  Sicherheit  des  Handels  hat  alle  Souveräne  Europas 
veranlasst,  von  dieser  Härte  abzustehen.  Sobald  dieser  Gebrauch  allge- 
mein anerkannt  wird,  würde  derjenige,  der  ihn  missachtet,  gegen  Treu 
und  Glauben  Verstössen;  denn  die  Fremden  haben  den  Untertanen  nur  in 
der  festen  Überzeugung  Vertrauen  geschenkt,  dass  der  allgemeine  Brauch 
befolgt  werde«  (op.  cit.,  liv.  HI,  eh.  V,  §  77). 

Schulden,  die  von  den  Bewohnern  eines  kriegführenden  Staates  an 
die  Untertanen  der  andern  Kriegspartei  zu  berichtigen  sind,  unterliegen 
nach  Ansicht  der  neuern  Eechtslehrer,  wie  Calvo,   Heffter,    Funck- 


1)  Travers  T  wiss,  op.  cit,  t  II,  p.  53  et  s.  —  [Über  die  Wirkungen  der  Kriegs- 
erkläruDg  hinsichtlich  des  Vermögens:  s.  Baudet,  Du  respect:  de  la  propriete  priv^e 
dans  la  guerre  continentale  1888.  —  Benedix,  De  praede  inde  ab  antiquitate  ad 
usque  nostram  aetatem  belle  tenrestre  legitime  parta,  1874.  —  Cauchy,  Du  respect 
de  la  propriete  privee  dans  la  guerre  maritime,  1866.  —  Rouard  de  Card,  La  guerre 
continentale  et  la  propriete,  1877.] 
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Brentano  et  Sorel,  v.  Martens,  Travers  Twiss,  Wheaton  u.  a. 
nicht  der  Konfiskation.  Phillimore  steht  mit  seiner  entgegengesetzten 
Meinung  vielleicht  allein  da;  sie  ist  wegen  des  Grundsatzes,  dass  der  Krieg 
nicht  gegen  Privatpersonen  geführt  wii*d,  zu  verwerfen. 

10&8.  —  Was  Staatsanleihen,  die  Schulden  des  Staates  gegenüber 
den  Untertanen  des  Gegners,  angeht,  so  weist  schon  Vattel  darauf  hin, 
dass  dem  Herkommen  gemäss  weder  Kapitalien  noch  Zinsen  dieser 
Schulden  der  Konfiskation  unterworfen  seien.  Die  neuem  Schriftsteller 
teilen  diese  Ansicht.  —  Die  Konfiskation  von  Forderungen  des  Feindes 
aus  Staatsanleihen  schädigt  den  Staatskredit  für  die  Zukunft.  Es  liegt 
darin  aber  auch  ein  Angriff  gegen  Privatpersonen,  nämlich  die  Inhaber 
der  Schuldtitel,  gegen  Bürger,  die  mit  dem  Staate  nicht  im  Kriege  sind. 

Die  Geschichte  bietet  einige  Beispiele.  —  Die  Frage  wurde  zum 
ersten  Male  im  Jahre  1753,  als  Friedrich  II.  von  Preussen  die  sogenannte 
Schlesische  Anleihe  mit  Beschlag  belegte,  aufgeworfen.  Der  König  von 
Preussen  hatte  laut  den  Verträgen  von  Breslau  (vom  11.  Juni  1742)  und 
von  Dresden  (vom  25.  Dezember  1745),  worin  ihm  die  schlesischen  Herzog- 
tümer —  unter  der  Garantie  Englands  —  abgetreten  worden  waren, 
gegenüber  der  Kaiserin  Maria  Theresia  die  Verpfiichtung  zur  Zahlung 
einer  Summe  von  über  einer  Million  übernommen,  einer  Summe,  die 
englische  Bankiers  dem  Kaiser  Karl  VI.  gegen  Verpfändung  der  gedachten 
Herzogtümer  vorgestreckt  hatten.  —  Nachdem  preussische  Schiffe  von 
englischen  Fahrzeugen  weggenommen  worden  waren,  griff  Friedrich  n.  zu 
Repressalien  und  stellte  jegliche  Zahlung  ein.  Diese  Handlungsweise  gab 
den  englischen  Kronjuristen  Anlass  zu  einer  bemerkenswerten  Denkschrift. 
Montesquieu  nennt  sie  eine  Antwort  ohne  Widerlegung  (Lettres  per. 
sanes,  liv.  XIV)  und  Vattel  hält  sie  für  ein  Meisterwerk  auf  dem 
Gebiete  des  Völkerrechts  (op.  cit.,  liv.  n,  eh.  VII,  §  84). 

Im  Jahre  1793,  während  des  Krieges  zwischen  Frankreich  und  Eng- 
land, wurde  die  allgemeine  Einziehung  alles  beweglichen  und  unbeweglichen 
Eigentums  der  feindlichen  Untertanen  ausgesprochen. 

Der  Friedensvertrag  vom  30.  Mai  1814  stellte  die  Rückerstattung 
aller  während  des  Krieges  beschlagnahmter  Gegenstände  sowie  eine  all- 
gemeine Abrechnung  der  Forderungen  der  Kriegsparteien  in  Aussicht. 

Nachdem  England  im  Jahre  1807  alle  auf  hoher  See  betroffenen  und 
in  seinen  Häfen  befindlichen  dänischen  Schiffe  sowie  sämtliche  den  Dänen 
zugehörigen  Vermögensgegenstände  konfisziert  hatte,  verfügte  Dänemark 
durch  königliche  Verordnung,  dass  alle  Schulden  der  Dänen  an  englische 
Untertanen  dem  Staate  verfallen  seien.  Die  englischen  Gläubiger  erhoben 
beim  Court  of  kings  bench  Klage.  Das  Gericht  erklärte,  dass  die  dänische 
Verordnung  dem  völkerrechtlichen  Brauche  nicht  entspreche,  und  dass  die 
englischen  Gläubiger  das  Recht,  ihre  Schuldner  zu  verfolgen,  behalten  hätten. 
Cal  vo  bemerkt  hierzu,  „dass  diese  Entscheidung  ein  weiteres  beachtenswertes 
Beispiel  dafür  sei,  mit  welcher  Leichtigkeit  englische  Richter  es  je  nach 
den  Umständen  verstehen,  Gebräuche,  die  lediglich  den  Schutz  der  Privat- 
interessen ihrer  Landsleute  bezwecken,  zu  Satzungen  des  Völkerrechts  zu 
erheben. **    (op.  cit.  t.  IV  §  1925). 

Während  des  Krimkrieges  wurden  die  Zinsen  der  russisch-holländi- 
schen Anleihe  ohne  Unterbrechung,  den  Vereinbarungen  von  London  vom 
19.  Mai  1815  und  vom  16.  November  1831  gemäss,  entrichtet.  Ein  beim 
englischen  Unterhause  gestellter  Antrag,  der  auf  Einstellung  der  Zahlungen 
gerichtet  war,  wurde  abgelehnt. 
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Zar  Zeit  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  konfiszierten  die  konföde- 
rierten Sttdstaaten  alles  bewegliche  und  unbewegliche  Eigentum  sowie 
alle  Rechte  und  Forderungen  der  Angehörigen  der  Nordstaaten,  mit  Aus- 
nahme der  Staatspapiere. 

1059.  —  Es  war  lange  Zeit  zulässig,  dass  kriegführende  Staaten, 
in  Voraussicht  eines  drohenden  Krieges,  Embargo  über  die  in  ihren 
Häfen  oder  Eeeden  verankerten  Handelsschiffe  der  Untertanen  des  mut- 
masslichen Gegners  verhängten,  um  die  Fahrzeuge  sofort  mit  der  Er- 
öffnung der  Feindseligkeiten  zu  beschlagnahmen  und  zu  konfiszieren.  Ein 
solches  Vorgehen  ist  ungerecht  und  verwerflich  (No.  328  u.  985). 

1060.  —  B.  —  Das  Verbot  des  Handelsverkehrs.  —  Eine  der 
einschneidendsten,  durch  die  Kriegserklärung  oder  den  Beginn  der  Feind- 
seligkeiten hervorgerufenen  Folgen  ist  das  Verbot  des  Handelsverkehrs 
zwischen  den  Untertanen  der  kriegführenden  Mächte.  —  Dies  Verbot  ist 
bei  den  gesitteten  Völkern  seit  unvordenklicher  Zeit  üblich  gewesen  und 
es  entspricht  auch  der  herrschenden  Lehrmeinung. 

Pinheiro-Ferreira  ist  anderer  Ansicht.  Die  üntersagung  des 
Verkehrs,  so  bemerkt  er,  ist  eine  ungerechte  Massregel,  die  dem  neuern 
Grundsatze,  dass  der  Krieg  sich  nicht  gegen  Privatpersonen,  sondern  gegen 
den  Staat  richte,  widerspricht.  Vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  ist 
sie  ein  bedenklicher  Irrtum,  in  Wirklichkeit  wird  nämlich  der  Handel  mit 
den  Untertanen  des  Feindes  durch  Vermittlung  der  Neutralen  fortgesetzt. 
Man  belastet  die  eigenen  Staatsangehörigen  mit  den  Kommissions-,  Makler- 
nnd  Frachtgebühren,  die  den  Neutralen  zugute  kommen:  Das  Handels- 
interesse kennt  kein  anderes  Vaterland  als  die  Welt  und  keine  andern 
Landsleute  als  die  Mitmenschen  sämtlicher  Länder.  —  Bluntschli  ist 
mit  einer  etwas  andern  Beweisflihrung  derselben  Ansicht  (op.  cit.,  Art.  674 
Anm.  1).  Er  kehrt  die  Eegel  um.  Nach  ihm  wird  das  Verkehrsverbot 
nicht  vermutet;  es  muss  ausdrücklich  durch  den  kriegführenden  Staat 
ausgesprochen  werden. 

Andere  Schriftsteller  wie  Bynkershoek,i)  Heffter,  Travers 
Twiss  und  Wheaton  sind  der  Ansicht,  dass  gerade  der  dem  Handels- 
verkehre eigene  weltbürgerliche  Zug  eine  Gefahr  in  sich  birgt,  gegen  die 
die  streitenden  Mächte  sich  müssen  wappnen  können.  Der  Handel  neigt 
in  seinem  Eigennutze  dahin,  die  Interessen  des  Vaterlandes  den  eigenen 
Interessen  zu  opfern.  Er  betrachtet  nur  den  als  Feind,  der  seine  Be- 
wegungsfreiheit hemmt.  —  Die  Fortführung  der  Handelsuntemehmungen 
bringt  die  Untertanen  in  eine  verdächtige  und  zweideutige  Lage.  Ein 
völlig  freier  Handelsverkehr  kann  unter  Umständen  die  Verteidigungsmittel 
und  Hilfsquellen  des  Feindes  stärken  und  erneuern  und  dadurch  eine 
Verlängerung  des  Kriegs  und  des  Kriegselends  herbeiführen. 

Wer  möchte  behaupten,  dass  das  Geheimnis  der  Truppenbewegungen 
niemals,  sei  es  mittelbar  oder  unmittelbar,  durch  den  schiiftlichen  Verkehr 
verraten  worden  sei?  —  „Die  Duldung  des  Handels  der  Untertanen, 
während  die  Eegierungen  im  Kriege  sind,  setzt  die  Individuen  mit  der 
souveränen  Gewalt  in  Widerspruch.  Die  Bürger  sind  verpflichtet,  dem 
Staate  mit  aller  ihrer  Kraft  zu  helfen.  Sie  können  ihren  eigenen  Nutzen 
nicht  verfolgen,  sofern  dies  der  gemeinsamen  Sache  Abbruch  tut.  Ver- 
träge mit  dem  Feinde  und  für  den  Feind  sind  also  unerlaubt;  der  Berliner 


1)  Quamvis  autem  uulla   specialis  sit   commerciorum  prohibitio,  ipso  tarnen 
jnre  belli  commercia  sunt  vetita  (Quaestiones  juris  pnblici,  I  cap.  3). 
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Bankier  Gttterbock,  der  sich  im  Jahre  1871  an  der   Morgan   Anleihe 
beteiligt  hatte,  wurde  wegen  Landesverrats  yenirteilt.^) 

1061.  —  Ist  das  Verbot,  Handel  zu  treiben,  allgemein?  Duldet  es 
keine  Ausnahmen?  —  Dies  ist  streitig.  —  Einige  verlangen,  dass  das 
Verbot  sowohl  allgemein  als  auch  ausnahmslos  gelten  müsse,  damit  dem 
Kriege  sein  nationaler  Charakter  gewahrt  bleibe,  und  ein  rasches  Ende 
herbeigeführt  werde.  Hiernach  würden  sämtliche  Beziehungen  zwischen 
den  Untertanen  der  kriegführenden  Mächte,  wie  Handel,  schriftlicher  Ver- 
kehr, Beisen  usw.  sofort  mit  der  Kriegserklärung  unbedingt  verboten  sein. 

Andere  Schriftsteller  lassen  Ausnahmen  von  der  Begel  zu.  —  Nach 
ihnen  entscheidet  das  Staatsinteresse.  Je  nach  den  umständen  und  Ver- 
hältnissen, die  in  jedem  Kriege  verschieden  sein  können,  ist  der  Staat 
berechtigt,  Handelsfreiheiten  zu  gewähren  und  Ausnahmen  zuzulassen. 
Diese  Ausnahmen  und  Freiheiten  müssen  bekannt  gemacht  werden;  denn 
das  Verbotgesetz  versteht  sich  von  selbst  und  ist  nicht  zu  verkündigen. 

Gewöhnlich  gibt  der  Staat  bei  der  Kriegserklärung  bekannt,  ob  er 
den  Handel  gestatten  oder  verbieten  will,  und  in  ersterm  Falle,  innerhalb 
welcher  Schranken  und  für  welche  Geschäftszweige  (edicta  inhibitoria); 
häufig  werden  Versicherungen  für  Bechnung  des  Feindes  untersagt.  Ist 
das  Verbot  vollständig  und  allgemein,  so  wird  den  Handeltreibenden  zur 
Abwicklung  der  laufenden  Geschäfte  meistens  eine  Frist  gewährt.  Nach 
Ablauf  dieser  Frist  zieht  jede  Übertretung,  abgesehen  von  der  Strafe,  die 
den  Schuldigen  trifft,  die  Einziehung  der  Waren  nach  sich.  Die  Prisen- 
gerichte, die  zur  Entscheidung  über  derartige  Beschlagnahmen  zuständig 
sind,  haben  nie  gezögert,  die  Einziehung  zu  bestätigen.  Wheaton  (Ele- 
ments, 1. 1,  p.  295)  ftthi*t  interessante  Beispiele  hierfür  an.  —  Liegt  höhere 
Gewalt  vor,  so  findet  natürlich  eine  Ausnahme  statt:  z.  B.  ein  Kaufmann 
hat  vor  der  Kriegserklärung  im  Lande  des  Feindes  Waren  erworben,  and 
zufällige  Umstände  haben  seine  Rückkehr  verhindert. 

1062.  —  Die  Erlaubnis,  mit  dem  Feinde  Handel  zu  treiben,  kann 
allgemein  oder  beschränkt  sein.  Die  Regierungen  haben  sich  in  dieser 
Hinsicht  je  nach  den  Umständen  und  je  nach  den  verschiedenen  Arten  des 
Handels  schlüssig  zu  machen.  -—  Im  FaUe  der  Duldung,  sei  sie  eine  voll- 
ständige oder  teilweise,  gewähren  die  kriegführenden  Staaten  ihren  Unter- 
tanen Handelslizenzen  (licences  de  commerce),  Geleitbriefe,  die  es  diesen 
ermöglichen,  ohne  Sorge  und  Gefahr  vor  einer  Beschlagnahme  ihre  Handels- 
unternehmungen auszuführen  und  fortzusetzen.  Man  erteilt  allgemeine 
oder  besondere  Lizenzen. 

Die  allgemeinen  Lizenzen,  die  für  alle  Untertanen  und  für  den  gesamten 
Handelsverkehr  gelten,  stehen  einer  Beschränkung  des  Kriegsrechts  gleich. 
Sie  werden  vom  Oberhaupte  des  Staates  bewilligt. 

Die  besondem  Lizenzen  gestatten  die  I)in-  und  Ausfuhr  bestimmter 
Waren,  Geschäftsreisen  usw.  Sie  sind  je  nach  ihrer  Form  und  ihren 
Bedingungen  ungemein  verschieden.  Sie  werden  oft  von  der  Militärbehörde 
für  eine  bestimmte  Zeit  erteilt.  Sie  sind  persönlich  und  können  nicht 
übertragen  werden.  Wer  sich  auf  sie  beruft,  muss  imstande  sein,  den 
rechtmässigen  Besitz  des  Geleitbriefs  nachzuweisen.  —  Calvo  verbreitet 
sich  eingehend  über  diese  Lizenzen  (op.  cit.,  t.  IV  §§  1953  et  s). 

Während  des  Krimkrieges  Hessen  England  und  Frankreich  einige 
Ausnahmen  von  dem  allgemeinen  Handelsverbote  zu.  Sie  erklärten  aber 
in  ihren  Bekanntmachungen,  dass  sie  von  einem  Grundsatze  abgewichen 

1)  Geffcken-Heffter,  op.  cit,  §  123  Anm.  2  und  4. 
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seien  nnd  dass  die  Prisengerichte  sich  in  den  Fällen,  wo  nicht  eine  Aus- 
nahme Torliege,  streng  an  den  Grundsatz  zu  halten  hätten. 

Eine  englische  Verordnung  vom  15.  April  1854  ermächtigte  die 
englischen  Untertanen,  ihren  Handel  mit  den  nicht  blockierten  russischen 
H^en  in  neutralen  Schiffen  fortzusetzen,  ausgenommen  mit  Konterbande- 
waren. Bussland  erlaubte  durch  Erlass  vom  9.  April  1854  die  Einfuhr. 
(Instruct.  frangaise,  31.  März  1854). 

Im  Jahre  1860  gestatteten  England  und  Frankreich  ihren  Untertanen, 
während  des  Krieges  mit  China  ihre  Handelsbeziehungen  mit  den  Chinesen 
fortzusetzen;  auch  nahmen  sie  feindliches  Eigentum  nicht  weg.  —  Dies 
war  folgerichtig,  denn  man  führte  gegen  China  Krieg,  um  es  zu  zwingen, 
seine  Häfen  dem  Handel  der  beiden  Nationen  zu  Offiien  und  deren  Er- 
zeugnisse entgegenzunehmen.  Man  konnte  nicht  das  verbieten,  was  man 
mit  den  Waffen  zu  erlangen  suchte. 

1068.  —  Gilt  die  Handelssperre  auch  für  die  Verbündeten  der 
Eriegspaiteien?  Heffter  neigt  zur  Verneinung  (op.  cit.  §  123),  Byn- 
kershoek,  Calvo  und  Wheaton  sind  für  Bejahung.  —  Das  Bündnis 
stellt  die  gemeinschaftlich  Kriegführenden  in  ihrem  Verhältnisse  zum 
Feinde  durchaus  gleich.  Es  ist  unzulässig,  dass  sich  das  Verbot  für  den 
einen  nicht  auch  auf  die  andern  erstrecken  soU.  Man  darf  keinen  Unter- 
schied zwischen  denen  machen,  die  im  Einverständnisse  mit  einander 
kämpfen.  Alle  insgesamt  und  jeder  einzelne  für  sich  ist  yerpflichtet, 
nichts  zu  tun,  was  dem  Zwecke  des  Bündnisses  zuwiderläuft. 

1064.  —  Aus  dem  Handelsverbote  ergibt  sich,  dass  jeder  Privat - 
vertrag,  der  dem  Verbote  zuwider  während  des  Krieges  mit  den  Unter- 
tanen des  Feindes  geschlossen  worden  ist,  unrechtmässig  und  nichtig  ist. 
Auch  nach  dem  Frieden  kann  er  keine  Wirksamkeit  erlangen  und  nicht 
als  Grundlage  für  eine  Klage  dienen.  —  Diese  Begel  wird  namentlich 
bei  Seeversicherungsverträgen,  bei  der  Ausgabe  und  Begebung  von 
Handelspapieren  sowie  bei  Wechselverbindlichkeiten  usw.  zur  Anwendung 
kommen. 

Die  Regel  wird  vertreten  von  Bynkershoek,  Calvo,  Kent, 
Phillimore,  Travers  Twiss  u.  a.  —  Bluntschli  ist  auch  hier  an- 
derer Ansicht  (op.  cit.  Art.  674).*) 

1066.  —  Dieselben  Schriftsteller  sind  auch  der  Meinung,  dass  die 
Klagbarkeit  aus  Rechtsgeschäften  vor  dem  Kriege  während  der  Kriegs- 
dauer aufgehoben  sei.  Die  englische  Rechtsprechung  ist  in  diesem  Sinne 
fest  begründet.^)  —  Ist  diese  Auffassung  nicht  allzu  streng?  Ist  denn 
die  Erhebung  von  Klagen  vor  den  eigenen  Gerichten  oder  den  Oerichten 
des  Gegners  ebenso  nachteilig  für  den  kriegführenden  Staat,  wie  es  etwa 
Handelsuntemehmungen  sein  können?  Der  Handel  ist  verboten,  um  eine 
Verstärkung  der  Hillsmittel  des  Gegners  zu  vereiteln  und  um  das  Ende 
des  Krieges  schneller  herbeizuführen.  Die  AnsteUung  gerichtlicher  Klagen 
gewährt  nicht  die  Mittel  zur  Fortsetzung  des  Kampfes  und  beeinträchtigt 
ebensowenig  die  eigene  Widerstandskraft.  Man  muss  auch  hier  wieder, 
wo  das  Staatsinteresse  nicht  auf  dem  Spiele  steht,  dem  Grundsatze  hul- 
digen, dass  die  Staatsbürger  als  solche  keine  Feinde  und  nicht  die  un- 
mittelbaren Subjekte  des  Krieges  sind.  —  Ist  ein  Urteil  aber  einmal 
erstritten  worden,  so  muss  allerdings  die  Zwangsvollstreckung  bis  zum 


1)  [Ballet,  Des  effets  de  la  d^claration  de  guerre  sur  les  contrats  1871.] 

2)  Travers  Twiss,  op.  cit,  t.  11  No.  57. 
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Friedensschlüsse  aasgesetzt  werden,   weil  sie  dem  feindlichen  Untertan 
Werte  verschafft,  die  er  zn  Kriegszwecken  verwenden  könnte. 
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Der  Landkrieg. 

[Ariga.  La  guerre  Bino-japonaise  au  point  de  me  da  Droit  intomational,  1896.  —  Baadet  Du 
respect  de  la  propri6t6  pririe  dans  la  guerre  contlneiitale,  1888.  —  BeruLer.  De  roccupatton  militalre  en 
temps  de  guerre,  1884.  —  Berti.  Le  leggi  della  guerra  terreetre.  —  Borreg o.  De  las  alianzas  Inter- 
nacionalea,  1886.  ~  Bluntschli.  Du  droit  de  butU,  B.  D.  I.,  t  IX  et  X.  —  Bray.  De  roccupation  mili- 
taire  en  temps  de  guerre,  ses  effets  sur  les  personnes  et  sur  radminlstration  de  la  justice,  1881.  —  Brusa. 
Di  una  sanzione  penale  alla  convenzione  ginevriua  per  i  feriti  in  guerra,  1896.  —  Bulmerincq.  Du  paasage 
de  troupes  ou  de  matöriei  des  guerre  de  bellig6rants  sur  territoire  neutre  en  temps  de  guerre,  R.  D.  U  i.  XXI, 
p.  117.  —  Buzzati.  L^offesa  e  la  difesa  nelle  guerre  secondo  i  modemi  ritrorati,  1888.  —  Des  chemins  de  fer 
en  temps  de  guerre,  R.  D.  L,  t  XX,  p.  888.  —  De  Templol  abusif  du  signe  et  du  nom  de  la  Croix-Bouge,  1890. 

—  B y n Ic e r s h oje k.  Quaestiones  juris  publici,  IIb.  I  -  Oh i  1  i y.  L'espiounage,  1888.  —  C o  1  o n i e u.  L'espTonnage, 
1888.  —  Corsi.  L'occupazione  militare  in  tempo  di  guerra  e  le  relazioni  intemazionali  che  ne  derlTsno. 
2e  Mit,  1886.  —  Eichelmann.  Über  die  Kriegsgefangenschaft,  1878.  —  F  er  and.  Des  rftquisitlons  mllltaires 
et  de  radministration  militaire  au  point  de  Yue  du  Droit  des  gens  et  du  Droit  public  miUtaire,  1894.  —  F6raad- 
Giraud.  Becours  en  raison  des  dommages  causös  par la  guerre,  1882.  —  Freudenthal.  Die  Volksab- 
stimmung bei  Gebietsabtretungen  und  Eroberungen.  —  Friedmann.  Die  Rechtslage  der  Kriegskundschafter 
und  Kriegsspione.  —  Gar  eis.  Die  Weiterentwicklung  des  Prinzips  der  Genfer  Konyention  in  den  lotsten  90 
Jahren.  —  Graham.  Military  ends  and  moral  means,  1863.  —  Qrenander.  Des  conditions  ntoeasaires 
suivant  le  Droit  des  gens  pour  avoir  en  guerre  le  droit  d'6tre  considörö  et  trait^  comme  soldat,  BeTue 
pratique,  1881,  p.  471.  —  Guelle.  La  guerre  continentale  et  les  personnes,  1881.  —  Gurlt  Zur  Geschichte 
der  internationalen  und  freiwilligen  Krankenpflege  im  Kriege^  2e  AufL,  1898.  —  Hellborn.  Bechte  und 
Pflichten  der  neutralen  Staaten  in  Bezug  auf  die  w&hrend  des  Krieges  auf  ihr  Gebiet  flbertretenden  Ange- 
hörigen einer  Armee  und  das  dorthin  gebrachte  Kriegsmaterial  der  kri^Qhrenden  Parteien.  —  Heimbnrger. 
Der  Erwerb  der  Gebietshoheit,  1888.  —  Holland.  A  lecture  on  the  Brüssels  Conference  of  1874,  and  other 
diplomatic  attempts  to  mitigate  the  rigour  of  warfare.  —  Hetze L  Die  Humanisierung  des  Krieges  in  den 
letzten  hundert  Jahren,  1891.  —  Jacqmin.  Les  chemins  de  fer  pendant  la  guerre  de  1870-1871.  — 
De  Lareleye.  Les  actes  de  la  conförence  de  Bnizelles.  —  Lieber.  On  guerillas  and  guerilla  parties, 
1863.  —  Litta.  L*occupazione  militare,  1881.  —  Loening.  L'adminlstration  de  TAlsace-Lorraine  pendant  la 
guerre  de  1870-1871,  R.  D.  I.,  t  IV,  p.684.  —  Loyer.  La  poUce  militaire  en  temps  de paix  et  en  temps  de  guerre. 

—  Lucas.  La  conförence  internationale  de  Bruxelles  sur  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre.  —  Lueder. 
La  Convention  de  Genöve,  1876.  —  F.  TonMartens.    Du  droit  de  propri6t6  privöe  en  temps  de  guerre,  1869. 

—  La  guerre  d'Orient  et  la  conförence  de  Bruxelles  (russisch),  1878  (Herausg.  im  französisch.  1901  unter 
dem  Titel:  La  paix  et  la  guerre).  —  MohL  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  PoUük,  Bd.  L  —  Molnar.  Die 
Genfer  Konvention,  1887.  —  Mondesie r.  Du  logement  des  militalres  chez  les  habitants.  —  Montague 
Bernard.  Law  of  war.  —  Morris.  The  American  War  with  Spain,  1899.  —  Moynier.  Ce  que  c'est  que 
la  Croix-Rouge.  —  Les  dix  premiöres  annöes  de  la  Croix-Rouge.  —  La  Convention  de  Gen^ve  pendant  la 
guerre  franco-allemande.  —  La  Croix-Rouge,  son  pass6  et  son  avenlr,  1882.  —  De  quelques  faits  relatifs  k  la 
Convention  de  Gen^ve,  R.  D.  L,  t.  XYIIL  —  Etüde  sur  la  Convention  de  Gen^ve,  1870.  —  Les  chemins  de  fer 
en  temps  de  guerre,  R.  D.  I.,  t.  XX,  p.  S62.  —  Notions  essentielles  sur  la  Croix-Rouge,  1896.  —  Sanctioa 
pönale  k  donner  k  la  Convention  de  Gen^ve,  1898.  —  La  revlsion  de  la  Convention  de  Gen^ve,  1898.  — 
Muntz.  Les  annexlons  de  coUections  d'art  ou  de  biblioth^ues  et  leur  rOle  dans  les  relations  intemationaleB, 
Revue  d'histoire  diplomatique,  1894.  —  Nvs.  Le  droit  de  la  guerre  et  les  pr6curseurs  de  Groüus,  1889.  — 
Origines  du  Droit  international,  1894.  —  OlivL    Cenni  storicl  e  crltici  sulla  convenzlone  di  Ginevra,  1879. 

—  Pennetti.  Reato  di  spionaggio  in  tempo  di  guerra  e  di  pace,  1896.  —  Pradier-Fod6r6.  La  guerre  du 
Pacifique,  R.  D.  I.,  t  XYI,  p.  510.  —  Pretot    Des  Conventions  militalres  et  leur  ex«cution  habituelle,  1849. 

—  Romberg.  Des  belligörants  et  des  prisonniers  de  guerre,  1894.  —  Rolin-Jaeqnemyns.  La  guerre 
actuelle,  R.  D.  L,  t  H,  p.  6S8.  —  Roszkowski.  La  Convention  de  Gen^ve  (polnisch).  —  Bemerkungen 
Ober  die  Strafsanktion  der  Genfer  Konvention,  Zeitschrifi  für  intern.  Privat-  und  Strafrecht.  —  Droit  actuel 
de  la  guerre  sur  terre.  ~  Rouard  de  Card.  La  guerre  continentale  et  la  propri6tö,  1877.  —  Rousset. 
Histolre  de  la  guerre  franco-allemande.  —  Schmitt-Ernsthausen.  Das  Princlp  der  Genfer  Convention, 
1874.  -^  Sorel.  Histolre  diplomatique  de  la  guerre  franco-allemande.  —  De  Stein.  Le  droit  international 
des  chemins  de  fer  en  temps  de  guerre,  R.  D.  I.,  t,  XVII,  p.  383  et  t  XIX,  p.  164.  —  Thomas.  Des  röqui- 
sitions  militalres,  1884.  —  Ulimann.  La  lutte  internationale  contre  les  6pid«mies  cauates  par  la  gneire. 
Une  question  du  droit  administratif  international  et  du  droit  de  la  neutraUt«,  R.  D.  L  P.,  t.  IV,  p.  4S7.  — 
Vassaux.  Prisonniers  de  guerre  et  otages,  1890.  —  Vera.  Que  derecho  tiene  al  subdito  de  un  Estado 
neutro  y  domiciliado  en  territorio  de  un  pais  beligerante  para  pedir  indemnizacion  de  peijuicios  por  los 
actos  de  la  fuerza  militar  de  otro  puis  beligerant?  Revlsta  general  de  legislacion  y  jurisprudencia,  t  LXXV, 
p.  675.  —  Vidari.  Del  respetto  della  proprletä  privata  fragil  sUU  in  guerra,  1867.  —  Volz.  Das  rote 
Kreuz  im  weissen  Felde,  1868.  —  WaxeL  Larmöe  d'lnvasion  et  la  population,  1874.  —  Westlake.  Etndes 
sur  les  principes  du  droit  international,  1895,  p.  357  et  s.  —  X.  Espagne  et  Etats-Unis:  guerre,  propri^t«  privöe 
situöe  sur  un  territoire  ennenü,  J.  L  P.,  t  XV,  p.  1013.  —  X.  Le  Service  de  secours  de  la  Soci6t6  de  la 
Croix-Rouge  du  Japon  pendant  la  guerre  de  la  37e-38e  ann6e  de  Meiji  (1894-1895).  —  Zublin.  Die  moderne 
Spionagegesetzgebung,  1895.  —  S.  aber  die  neuem  Kriege  zwischen  China  und  Japan,  Frankreich  und  Mada- 
gaskar, Italien  und  Abessinien,  Griechenland  und  der  TOrkei  die  oben,  zu  No.  148,  angegebenen  Abhandlungen. 
S.  auch  die  vor  Buch  I.  erw&hnten  Werke. 

Amerikanische  Kriegsartikel  fttr  die  im  Felde  stehenden  Armeen  von  1868.  —  Projet  de  d6claratlon 
internationale  concemant  les  lols  et  coutumes  de  la  guerre  dlscutA  dans  la  conf6rence  de  Bruxelles  (juillet- 
aofit  1874).  —  Les  lols  de  la  guerre  sur  terre,  manuel  publik  par  rinstitut  de  Droit  international  (Oxford, 
1880).  —  Manuel  (fran^als)  de  Droit  international  k  Tusage  des  officiers  de  Tarmöe  de  terre.  —  Haager 
Konferenzakte  (29  juiUet  1899).] 

S.  über  die  Kriegführung  der  Engländer  im  aüdafiHkaniseken  Kriege:  M^rignhac,  Lee  pratiqtte»  angkn»e» 
dana  la  guerre  terrestrCy  B.  D.  J.  P.,  t.  VUIj  p.  93  et  ». 
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Erstes  Kapitel. 


Angriffs-  und  Verteidigungsmittel. 

1066.  —  Nach  dem  Völkerrechte  des  19.  Jahrhunderts  dürfen  die 
Kriegsunternehmongen  nur  gegen  die  Streitkräfte  des  Staates  gerichtet 
werden  und  zwar  nur  zu  dem  Zwecke,  um  den  Gegner  so  schnell  wie 
möglich  kampfunfähig  zu  machen.  Die  Staaten  haben  dem  Gebrauche 
solcher  Mittel  entsagt,  die  diesem  Zwecke  nicht  entsprechen  und  die  den 
Krieg  nur  noch  grausamer  machen,  ohne  die  Unternehmungen  rascher  und 
entscheidender  zu  gestalten.  Die  von  allen  eui*opäischen  Staaten  ange- 
nommene Petersburger  Deklaration  vom  11.  Dezember  1868  führt  aus 
^dass  die  Fortschritte  der  Zivilisation  den  Zweck  haben  sollen,  die 
Kalamitäten  des  Krieges  soviel  als  möglich  zu  mildem;  dass  das  einzige 
legitime  Ziel,  welches  sich  die  Staaten  während  des  Krieges  vorsetzen 
sollen,  die  Schwächung  der  militärischen  Macht  des  Feindes  ist.  .  .  Dass 
dieses  Ziel  überschritten  würde  durch  den  Gebrauch  von  WaflFen,  welche 
die  Leiden  der  KampAinföhigen  unnützerweise  erschweren  oder  deren  un- 
vermeidlichen Tod  fordern  würden;  dass  der  Gebrauch  solcher  Waffen 
demnach  den  Gesetzen  der  Humanität  zuwider  wäre  usw^^ 

Die  BevoUmächtigten  der  europäischen  Staaten  haben  auf  der 
Brüsseler  Konferenz  vom  Juli  und  August  1874  im  Art.  12  ihres  Ent- 
wurfs ausgesprochen:  ^Die  Kriegsgesetze  gestehen  den  Kriegführenden 
keine  schrankenlose  Befugnis  in  der  Wahl  der  Mittel  zur  Schädigung  des 
Feindes  zu^.  Im  Art.  13  haben  sie  einige  der  verbotenen  Mittel  be- 
zeichnet. 

[Denselben  Grundsatz  haben  die  Vertreter  der  Mächte  bei  der  im 
Jahre  1899  im  Haag  abgehaltenen  Friedenskonferenz  im  Art.  22  4er  Be- 
stimmungen, betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs,  wieder- 
holt.   Die  Akte  wurde  am  29.  Juli  1899  unterzeichnet.] 

Der  Artikel  16  der  amerikanischen  Kriegsartikel  von  1863  bestimmt, 
dass  die  „militärische  Notwendigkeit  keine  Grausamkeiten  zulässt,  und  fügt 
in  Verallgemeinerung  dieses  Grundsatzes  hinzu,  dass  sie  keinerlei  feindselige 
Handlungen  fordert,  die  die  Wiederherstellung  des  Friedens  unnötigerweise 
erschweren**. 

Das  Manuel  des  Instituts  für  Völkerrecht  stellte  als  Regel  hin,  dass 
die  Kriegführenden  „sich  namentlich  jeder  nutzlosen  Härte,  sowie  jeder 
treulosen,  deloyalen,  ungerechten  oder  tyrannischen  Handlung  zu  enthalten 
haben"  (Art.  4);  es  zählt  in  den  Artikeln  8  und  9  die  treulosen  Handlungen 
und  die  nutzlosen  Härten  (le6  rigeurs)  auf. 

1067.  —  Es  herrscht  mithin  völlige  Einmütigkeit.  Die  Vertreter  der 
europäischen  Mächte,  der  Präsident  der  Verein.  Staaten  und  die  angesehensten 
Publizisten  sind  in  der  Verkündung  des  Grundsatzes  einig,  dass  das  Kriegs- 
recht den  Kriegsparteien  kein  unbeschränktes  Recht  in  der  Wahl  der 
Mittel  zur  Schädigung  des  Gegners  zugesteht,  und  dass  jede  Handlung, 
die  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit  widerspricht,  ohne  dass  sie  zur 
Erreichung  des  rechtmässigen  Kriegszweckes  dienlich  oder  notwendig 
wäre,  verpönt  ist. 

Die  einhellige  Anerkennung  dieses  Gi-undsatzes  ist  ein  wirklicher 
Fortschritt  im  Vergleiche  zu  den  Gebräuchen  früherer  Jahrhunderte.  — 
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Meinungsverschiedenheiten  über  Art  nnd  Weise  seiner  Anwendung  können 
noch  hier  und  da  entstehen.  Der  Grundsatz  ist  darum  aber  nicht  weniger 
in  das  positive  Völkerrecht  eingedrungen.  —  „Ein  Feldherr,  der  sich 
seiner  Pflicht  bewusst  ist,  muss  Gewaltsamkeiten,  die  auf  seine  Anordnung 
vorgenommen  werden  sollen,  gewissenhaft  auf  das  durch  die  Eriegsnot- 
wendigkeit  gebotene  Mass  beschränken:  alles,  was  er  darüber  hinaus 
befehlen  würde,  wäre  in  der  Tat  ungerecht,  er  würde  damit  seine  Pflicht 
gegen  sein  Vaterland  und  gegen  die  Menschlichkeit  verletzen  ...  Im 
Kriege  sind  nicht  alle  Mittel  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  wirk- 
sam sind,  gut;  es  kommt  noch  hinzu,  dass  sie  in  nichts  die  Ehre  derer 
beflecken,  die  sie  anwenden.^  ^) 

Wir  teilen  die  Angriffs-  und  Verteidigungsmittel  in  zwei  Gruppen; 
in  die  unerlaubten  und  verwerflichen  Eriegsmittel  sowie  in  die  erlaubten 
und  zulässigen  Mittel. 


Erster  Abschnitt. 
Unerlaubte  und  verwerfliche  Kriegsmittel. '^) 

1068.  —  Diese  Mittel  sind  untersagt,  einesteils  weil  sie  barbarisch, 
andemteils  weil  sie  treulos  sind. 

Die  barbarischen  Mittel.  —  Verboten  ist  es,  den  Feind,  der  sich 
ergibt,  zu  verwunden  oder  zu  misshandeln;  sobald  er  den  Widerstand 
ai^fgibt,  muss  er  als  Kriegsgefangener  behandelt  werden;  —  Verwundete 
zu  töten;  —  aus  Hass,  aus  Rache  oder  zui*  Abschreckung  zu  erklären, 
dass  dem  Feinde  kein  Pardon  gegeben  werde;  kein  Truppenkörper  ist 
berechtigt,  zu  erklären,  dass  er  Pardon  nicht  gebe  und  daher  auch  nicht 
annehme  (amerikanische  Eriegsartikel,  Art.  60,  61,  62,  68,  71).  „Die 
militärische  Notwendigkeit  lässt  keine  Grausamkeiten  zu,  wie  die  Verur- 
sachung von  Leiden  aus  blosser  Sache  oder  nur  um  Leiden  zuzufügen, 
oder  die  Verwundung  und  Verstümmelung  ausserhalb  des  Gefechts  oder 
die  Auferlegung  von  Qualen,  um  Nachrichten  zu  erpressen"  (ebenda  Art.  16). 

—  Verboten  ist  weiterbin,  einen  Feind  meuchlings  zu  ermorden  oder 
ermorden  zu  lassen,  sei  es  auch  das  Staatsoberhaupt  oder  den  Oberbefehls- 
haber des  Heeres;  —  einen  Preis  auf  den  Kopf  eines  Feindes  auszu- 
schreiben; —  den  Gegner  in  Acht  zu  erklären,  denn  dies  heisst,  den  ersten 
besten  zu  ermächtigen,  ihn  wie  ein  wildes  Tier  zu  hetzen.*)  —  [Vgl.  hier- 
zu Haager  Bestimmungen  von  1899,  Art.  23.] 

1069.  —  Verboten  sind  solche  Zerstörungsmittel  und  Waffen,  die 
geeignet  sind,  zwecklose  Schmerzen  zu  verursachen  oder  grausame  Leiden 
noch  zu  vermehren.  —  Man  führt  folgende  Beispiele  hierfür  an:  Vergiftete 
oder  mit  Widerhaken  versehene  Pfeile,  das  Schiessen  mit  zackigen  oder 
mit  Glas  und  Ealk  durchmischten  Kugeln,  ferner  Eettenkugeln,  Pechkränze 
und  glühende  Kugeln  in  den  Seekriegen  (Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  557, 
558,  560).  —  Alle   diese  Mittel   sind   heute   veraltet,   sie  sind,   wie  der 

1)  Pillet,  Le  droit  de  la  gaerre,  1. 1,  1892,  p.  140. 

2)  Amerikanische  Kriefl^sartikel  von  1868,  Art.  149.  —  Bluntschli,  op.  cit, 
Art.  561  bis  668.  —  England  hat  oft  einen  Preis  auf  den  Kopf  seiner  Gegner  gesetzt. 

—  Napoleon  I.  wurde  1815  darch  die  Verbündeten  in  Acht  erkl&rt 

*)  Zorn,  KriegtmitUl  und  Kri^fyOmmg,  1902.  —-  BrunSy  Die  OtiehomDirkung 
der  neuen  Kleinkalibergewehre  in  den  ßeUragen  tm  kUnitdien  Chirurgie.  —  Oareis,  Nene 
Versuche  zur  Humanieierung  det  Sriegereehia^  inebee.  die  PBienitmrger  KonvenHon,  1897. 
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deutsche  General  v.  Hartmann  sagte,  längst  in  die  Rmnpelkammem  der 
Arsenale  gewandert.  „Die  Projektile,  welche  die  Artillerie  der  Gegenwart 
yerschiesst,  bringen  da,  wo  sie  treffen,  viel  grossartigere  Verheerungen 
zu  Stande,  als  jene  veralteten  Geschosse  es  jemals  vermochten.^  (Geffcken- 
Heffter,  op.  cit.,  §  125,  Anm.  4.) 

Papst  Innozenz  lU.  hatte  vergeblich  versucht,  die  Anwendung  von 
Wurfgeschossen  in  den  Kriegen  unter  Christen  zu  verbieten.  Bluntschli 
bemerkt  hierzu,  dass  die  Eriegitthrung  der  neuem  Zeit  gerade  auf  den 
Schusswaffen  beruht. 

Man  hat  wenigstens  diejenigen  Wurfgeschosse  beseitigen  wollen,  die 
unnötige  Leiden  und  unheilbare  oder  besonders  grausame  Verwundungen 
verursachen,  denn  es  genttgt,  den  Gegner  kampfanfähig  zu  machen.  — 
So  hat  denn  die  Petersburger  Deklaration  vom  11.  Dezember  1868,  der 
alle  europäischen  Staaten  beigetreten  sind,  „den  Gebrauch  jedweden,  unter 
400  Gramm  wiegenden  ProjektUes,  welches  entweder  explodierbar  oder 
mit  Zündstoffen  geladen  wäre,  für  die  Truppen  zu  Lande  oder  zur  See" 
verboten.!)*) 

[Die  Engländer  haben  sich  in  ihren  neuem  Kolonialkriegen  der  Dum- 
Dum  Kugeln  bedient.  Diese  bestehen  aus  einem  Bleikern,  auf  dem  sich 
ein  Mantel  aus  Nickel  befindet,  ohne  den  Kern  ganz  zu  umschliessen. 
Sie  bringen  durch  ihre  Ausdehnung  im  Innern  des  menschlichen  Körpers 
schreckliche  Wirkungen  hervor.  Der  Gebrauch  der  Dum-Dum  Kugeln  ist 
auf  der  Haager  Konferenz  von  1899  besprochen  worden.  Die  Konferenz 
hat  mit  Ausnahme  von  zwei  Stimmen  (England  und  den  Verein.  Staaten) 
und  einer  Stimmenthaltung  (Portugal)  folgende,  von  allen  übrigen  Staaten 
angenommene  Erklärung  erlassen:  „Die  vertragschliessenden  Mächte  unter- 
werfen sich  gegenseitig  dem  Verbote,  Geschosse  zu  verwenden,  die  sich 
leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder  plattdrücken,  derart,  wie 
die  Geschosse  mit  haitem  Mantel,  der  den  Kern  nicht  ganz  umhüllt  oder 
mit  Einschnitten  versehen  ist.*'*)  Es  scheint,  dass  die  Engländer  in  ihrem 
(nach  der  Haager  Konferenz  geflihrten)  Kriege  gegen  die  südafrikanischen 
Bepubliken  (1899—1902)  noch  die  Dum-Dum  Kugeln  angewendet  haben.^] 

[Die  Haager  Konferenz  hat  noch  eine  weitere  Erklärung  angenommen, 
die  den  Gebrauch  von  Geschossen,  „deren  einziger  Zweck  ist,  erstickende 
oder  giftige  Gase   zu  verbreiten**,  untersagt.     Die  Verein.  Staaten  und 


1)  Geffcken  (zu  Heffter,  op.  cit,  §  125,  Anm.  4)  sagt,  Frankreich  habe  die 
KonventioD  wiederholt  im  Jahre  1S71  verletzt  —  Es  ist  heute  bekanot,  dass  die  be- 
weislos  angeffebeneD  Behanptmigeii  Bismarcks  in  seinem  Zirknlarschreiben  vom 
9.  Janaar  nnd  17.  Febmar  1S71  und  in  seinem  Briefe  an  Mac-Mahon  vom  11.  Febrnar 
dnrch  das  Zirkulär  des  Grafen  Chaudordy  Tom  25.  Jannar,  die  Antwort  des  Marschalis 
Mac-Mahon  nnd  den  Brief  des  Generals  Suzanne,  dem  Direktor  der  Artillerie,  vom 
20.  Febmar  durchaus  widerlegt  worden  sind.  —  Ott  (zu  Klüber,  op.  cit,  §  244, 
Anm.  a)  kommt  der  Wahrheit  naber,  wenn  er  sagt:  ,, Während  des  Krieges  von 
1870/71  beklagten  sich  die  beiden  Parteien  gegenseitig  zu  wiederholten  Malen,  dass 
Sprenggeschosse  benutzt  worden  seien;  es  scheint  indessen,  dass  diese  Beschwerden 
ohne  Grund  gewesen  sind."  Die  hier  fcH^ende,  durchauM  iOterflümige  und  gehäisige  Be- 
merkung iäter  die  Uinglaubwürdigkeit  Biimardta  darf  wohl  unter  enülehiedener  Verwahrung 
unkrdHida  vferden, 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  279.  —  de  Lapradelle,  La  (^nf^rence  de  la  Paix,  R.  D. 
I.  P.,  t  V,  p.  662.] 

3)  [Arthur  Desjardins,  La  guerre  de  l'Afrique  australe  et  le  Droit  des  gens, 
Revue  des  Deux-Mondes,  1.  mars  1900,  p.  44.  —  Despagnet,  R.  D.  L  P.,  t  VII,  p.  662.] 

*)  Vgl  V.  HoltxendorffB  Jahrbuch,  Bd.  I,  8.379.  —  8.  über  die  geringe  Bedeutung 
der  Peterimrger  Konvention:  Zorn^  KriegimitM,  8.  14  f.  —  von  Hartmann,  Deuttehe 
Bwnde^au,  Bd.  XIII,  8.  466.  —  Oareie,  Neue  Vertuä^  mr  Sumameierung  des  Kriegt- 
rechts,  i.  d.  ZeiMirift,  Das  BoU  Krens,  1897,  71  ff. 
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Grossbritannien  haben  diese  Erklärung  nicht  unterzeichnet.  —  Gehören 
die  Lyddit-Granaten,  deren  sich  die  Engländer  in  ihrem  Kriege  gegen  die 
südafrikanischen  Republiken  bedient  haben,  zu  den  Zerstörungsmitteln, 
deren  Gebrauch  verboten  ist?"")  Dies  ist  zweifelhaft,  denn  wenn  auch  diese 
Granaten  den  Tod  durch  {Erstickung  herbeiitihren  können,  so  ist  doch  die 
Verbreitung  erstickender  oder  giftiger  Gase  nicht  ihr  einziger  Zweck.  ^)] 

Preussen  hatte  durch  die  Note  vom  29.  Juni  1868  das  Verbot  einer 
Beihe  unerlaubter  Zerstörungsmittel  vorgeschlagen.  England  weigerte 
sich,  über  die  russischen  Vorschläge  hinauszugehen.  Es  fürchtete,  dass 
dadurch  die  Erfindung  und  Technik  allzusehr  eingeengt  werde,  worauf  es 
im  Gefühl  der  numerischen  Schwäche  seines  Heeres  vorzüglich  zu  rechnen 
hatte. 

1069  ^  —  [Eine  Erklärung  der  Haager  Konferenz  von  1899  hat  fttr 
eine  Dauer  von  fünf  Jahren  das  Verbot  aufgestellt:  „Geschosse  und  Spreng- 
stoffe aus  Luftschiffen  oder  auf  andern  ähnlichen  neuen  Wegen  zu  werfen." 
Grossbritannien  hat  diese  Erklärung  nicht  unterzeichnet. *)] 

1070.  —  Mehrere  amerikanische  Publizisten,  so  Dudley-Field  und 
Woolsey,  sind  der  Ansicht,  dass  das  Völkerrecht  den  gesitteten  Nationen 
untersage,  in  ihre  Heere  Wilde  einzustellen,  oder  solche  Truppen  zur 
Eriegshilfe  zu  verwenden,  denen  die  Eriegsgesetze  unbekannt  sind.  Andre 
Publizisten,  Deutsche  und  Italiener,  stimmen  diesem  Verbote  bei.  Auch 
wir  erkennen  diese  Begel  an,  obgleich  sie  unseres  Erachtens  für  europäische 
Kriege  kaum  von  Bedeutung  sein  dürfte.^)  [Die  Engländer  haben  im 
Jahre  1899  und  1900  Wilde,  nämlich  Kaffern,  gegen  die  südafrikanischen 
Republiken  verwendet.*)] 

1071.  —  Die  Verwendung  von  Gift  in  irgend  welcher  Weise,  sei  es 
insbesondere  durch  Vergiftung  von  Brunnen,  Nahrungsmitteln  oder  Waffen, 
gilt  in  der  neuem  Kriegführung  als  durchaus  verpönt.  Wer  Gift 
verwendet,   stellt   sich  ausserhalb   des   Schutzes   der  Kriegsgesetze   und 


1)  [R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  p.  692  et  t  VII,  p.  668] 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  p.  690.] 

3)  Deutsche,  belgische  und  italienische  Schriftsteller  haben  Frankreich  vorge- 
worfen, dass  es  im  Jahre  1870  diese  Regel  dadurch  verletzt  habe,  dass  es  Turkos 
in  sein  Heer  eingestellt  hätte.  —  Bluntschli  (op.  cit.,  §  559)  meint,  dass  die  Ver- 
wendung von  Turkos  ein  Rückfall  aus  der  zivUlBierten  in  die  barbarische  Krieg- 
iuhrung  gewesen  sei,  weil  diese  Leute  grösstenteils  für  die  europ&isch-christliche 
Kultur,  insbesondere  für  persönliche  und  Frauenehre  und  Schonung  des  Eigentums 
kein  rechtes  Verständnis  gehabt  hätten.  —  Diese  Schriftsteller  tun  so,  als  ob  sie 
nicht  wüssten,  dass  die  Turkos  eine  reguläre,  gut  disziplinierte  Truppe  Algeriens 
sind  und  dass  sie  einen  Bestandteil  des  französischen  Heeres  bilden.  Ohne  den 
geringsten  Beweis  hat  Bismarck  ihnen  in  seinem  Zirkular  vom  9.  Januar  1871  Grau- 
samkeiten zur  Last  gelegt,  die  durch  das  Schreiben  des  Grafen  Ghaudordy  vom 
25.  Januar  1871  durchaus  widerlegt  worden  sind.  —  Galvo  (op.  cit.,  §  2057)  erkennt 
an,  dass  die  von  hohem  Offizieren  befehligten  Turkos  disziplinierte  Truppen  gewesen 
sind.  —  Ott  (zu  Klüber,  §244,  Anm.)  sagt  hierüber:  „Kein  deutscher  Schriftsteller 
hat  Russland  die  Verwendung  von  asiatischen  Horden,  die  im  Befreiungskriege  als 
Hilfstruppen  dienten,  vorgeworfen.  Die  Turkos,  die  den  deutschen  Truppen  grossen 
Schrecken  einjagten,  haben  den  Beweis  von  einer  bessern  Manneszucht  geliefert  und 
weniger  Grausamkeiten  an  den  Tag  gelegt,  als  z.  B.  die  Kroaten,  die  Osterreich  so 
oft  verwendet  hat  und  als  andere  sogenannte  zivilisierten  Truppen.*  —  8.  dag^m 
Rolin'Jaequemyna,  R.  D.  L,  i.  II,  p.  639,  sowie  t  III,  p.  306  —  femer  Kriegt- 
geichiMUche  EinzeUdmftm,  Heft  31,  8.  11,  Anmerkung,  —  Lüder  in  v.  HcUzendorfft 
Handbuch,  Bd.  IV,  §  97.  —  [S.  bezüglich  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898 
R.  D.  I.  F.,  t  V,  p.  753). 

4)  [Despagnet,  R.  D.  I.  F.,  t  VII,  pp.  675  et  s.) 

*)  Vgl  voegen  der  Dwm-Dum  Kvgeln  und  der  Lyddit'GHranaten  Zorn,  KriegmniUd, 
S.  22  f. 
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« 

-Gebräuche.  (Amerikanische  Kriegsartikel  von  1863,  Art.  70.  —  Brüsseler 
Deklaration  von  1874  Art.  13.  —  [Haager  Bestimmungen  von  1899,  Art.  23.]) 
—  Es  ist  aber  gestattet,  den  Lauf  eines  Flusses  abzulenken  und  Quellen, 
die  den  Feind  versorgen,  trocken  zu  legen.  Der  Gegner  wird  nur  zur 
Aufgebung  seiner  Stellung  gezwungen,  wenn  er  dieses  zum  Leben  von 
Mensch  und  Tier  notwencUgen  Elements  beraubt  wird. 

1072.  —  Treulose  Mittel.  —  Der  Krieg  muss  in  loyaler  Weise 
geführt  werden.  Jede  Kriegspartei  muss  darauf  rechnen  können,  dass  der 
Gegner  die  ttbemommenen  Vereinbarungen  und  die  kriegsrechtlichen 
Pflichten  getreulich  halten  werde.  —  Jede  Kriegslist,  die  auf  die  Verletzung 
solcher  Vereinbarungen  oder  auf  die  Missachtung  völkerrechtlicher  Pflichten 
abzielt,  ist  eine  Treulosigkeit,  die  von  der  Rechtsordnung  verurteilt  wird. 

So  ist  es  verboten:  —  Das  gegebene  Wort  zu  brechen,  —  den 
Feind  trotz  vereinbarter  Waffenruhe  zu  überfallen,  —  den  Schein  zu  er- 
wecken, als  wolle  man  sich  ergeben  (indem  man  beispielsweise  den  Ge- 
wehrkolben in  die  Höhe  hält),  um  den  Gegner  beim  Herannahen  zu  er- 
schiessen,  —  Fuhrwerke,  die  zur  Beförderung  der  Munition,  der  Kriegs- 
vorräte und  der  Kriegskassen  bestimmt  sind,  mit  der  Fahne  des  Genfer 
roten  Kreuzes  zu  bedecken,  —  die  Parlamentärfohne  zu  missbrauchen,  — 
einem  Gebäude,  das  Kriegszwecken  dient,  den  Anschein  eines  Lazaretts 
zu  geben  usw.  —  [Vgl.  Haager  Bestimmungen  von  1899,  Art.  23.  — 
Während  des  südafrikanischen  Krieges  von  1899/1902  haben  die  Buren 
den  Engländern  vorgeworfen,  dass  sie  die  Abzeichen  der  Genfer  Kon- 
vention sowie  die  weisse  Fahne  wiederholt  missbraucht  hätten.^) 

1073.  —  Ist  die  List  im  Kriege  erlaubt?  Ja;  sämtliche  Schriftsteller 
stimmen  hierin  überein.  —  „Kriegslisten  sind  erlaubt^,  so  besagt  Art.  14 
der  Brttsseler  Deklaration  von  1874  [und  wiederholt  Art.  24  der  Haager 
Bestimmungen  von  1899].  —  Aber  die  List  muss  frei  von  Treulosigkeit 
sein.  „Die  militärische  Notwendigkeit  lässt  Kriegslisten  aller  Art  zu, 
insoweit  dadurch  weder  die  im  Laufe  des  Krieges  ausdrücklich  über- 
nonmienen,  noch  die  in  den  neuem  Kriegsgesetzen  enthaltenen  Ver- 
plBichtungen  verletzt  werden.  —  Sie  lässt  die  List  zu,  sie  verwirft  aber  die 
Treulosigkeit.*'    (Amerik.  Kriegsartikel  von  1863,  Art.  15,  16  u.  101.) 

Bei  Anwendung  von  List  müssen  die  Gegner  die  Obliegenheiten,  die 
das  Völkerrecht  vorschreibt,  beachten.  Dies  ist  die  Kegel.  —  Erlaubt 
sind  nächtliche  Angriffe,  Überrumpelungen,  Hinterhalte  usw. 

1074.  —  Ist  der  Gebrauch  von  Uniformen,  Abzeichen  und 
Fahnen  des  Gegners  verboten?*)  — Uniformen  und  Abzeichen,  deren 
Zweck  in  der  Verhütung  von  Missverständnissen  besteht,  haben  einen 
wesentlich  vertraglichen  Charakter.  Wer  sie  trägt,  erklärt  durch  diese 
Tatsache,  dass  er  einem  bestimmten  Heere  angehört.  Eine  nüssbräucbliche 
Benutzung  muss  einer  Wortbrüchigkeit  gleichgeachtet  werden,  denn  in 
beiden  Fällen  sind  die  Folgen  dieselben.  Die  Verwendung  von  Uniformen 
und  Fahnen  des  Feindes  bildet  in  der  Tat  eine  treulose  Handlung.  — 
Die  Amerikanischen  Kriegsartikel  von  1863  bestimmen  in  dieser  Be- 
ziehung folgendes:  „Truppen,  die  in  der  Uniform  ihres  Feindes  kämpfen, 
ohne  dass  sie  ein  erkennbares  und  gleichförmiges  Abzeichen  tragen, 
welches  sie  von  ihrem  Gegner  unterscheidet,  haben  keinen  Anspruch  auf 
Pardon."    (Art.  63.)  —  „Wenn  amerikanische  Truppen  einen  Konvoi  weg- 


1)   [Arthur  Desjardins,  Kevue  des  Deux-Mondes,   1.  mars   1900  p.  51.  — 
Despagnet,  R.  D.  J.  P.,  t.  VII  p.  669.] 

*)  Dahn,  voOcerrecha.  u.  staattreehU,  Studim,  8  148. 
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nehmen,  der  Uniformen  des  Feindes  enthält,  und  ihr  Anftthrer  es  für  an- 
gemessen erachtet,  die  Uniformen  unter  seine  Mannschaften  zu  deren 
Benutzung  zu  verteilen,  so  haben  diese  irgend  welche  erkennbare  Ab- 
zeichen anzulegen,  damit  sie  sich  von  den  feindlichen  Soldaten  unter- 
scheiden.^ (Art.  64.)  —  „Der  Gebrauch  der  Nationalfahnen,  Flaggen 
und  sonstigen  Emblemen  des  Fdndes  in  der  Absicht,  den  Gegner  im 
Gefechte  zu  täuschen,  ist  eine  Treulosigkeit,  wodurch  das  Recht  auf  den 
Schutz  der  Eriegsgesetze  verwirkt  wird."  (Art.  65.)  [Die  Haager 
Bestimmungen  von  1899  haben  sich  in  demselben  Sinne  ausgesprochen 
(Art.  23).]  Dieser  Grundsatz  verdient  vollsten  BeifaU;  er  entspricht 
der  Loyalität. 

Guelle  bemerkt  mitBecht,  dass  diese  Kriegslist,  die  sich  überhaupt 
nur  bei  einer  geringfügigen  Truppenzahl  und  für  kleinere  Unternehmungen 
lohne,  dennoch  mehr  Nachteile  bringe,  als  sie  nutzen  könne.  „Wie  vor- 
sichtig man  auch  zu  Werke  geht,  es  wird  doch  stets  der  geheiligte 
Char£ä:ter  der  Uniform  und  der  Abzeichen  angetastet,  dessen  Achtung 
man  so  ängstlich  wahrt  und  von  den  Eriegsparteien  fordert.^  (op.  cit. 
t.  I  p.  105.) 

[Während  des  spanisch -amerikanischen  Krieges  von  1898  hissten 
zwei  amerikanische  Kriegsschiffe  die  spanische  Flagge  und  liefen  in  den 
Hafen  von  Guantanamo  ein.]^) 

1075.  —  Ist  es  statthaft,  sich  der  Trompetensignale  und  der 
Parole  des  Feindes  zu  bedienen?  —  Die  Frage  ist  bestritten.  Dudley- 
Field  (op.  cit.,  Art.  764  §  1)  und  Morin  (op.  cit.  t.  I  p.  305)  verneinen 
sie.  Manche  andere  bejahen  sie  mit  der  Begründung,  dass  der  Gegner 
die  Signale  und  das  Losungswort  nicht  anvertraut  habe,  mithin  auch  kein 
Vertrauensmissbrauch  und  keine  Treulosigkeit  vorliegen  könne.  Dieser 
Schluss  ist  aber  bedenklich;  man  könnte  ihn  ebensogut  auf  die  Benutzung 
von  Uniformen  anwenden.  —  Guelle  bemerkt  zutreffend,  dass  man  sich 
die  Kenntnis  des  Losungswortes  und  der  Signale  meistens  nur  dadurch 
zu  verschaffen  wisse,  dass  man  einen  kriegsgefangenen  Hornisten  oder 
Wachtposten  zum  Verrate  zwinge,  dass  man  also  Soldaten  dazu  verleite, 
ihrem  eigenen  Vaterlande  zu  schaden.  Dies  geht  aber  gegen  die  Ehre. 
Das  Völkerrecht  verwirft  jede  Anstiftung  zu  Verbrechen,  auch  wenn  sie 
der  Kriegführung  nützlich  wären,  (op.  cit.,  1 1,  p.  106.  —  Bluntschli, 
op.  cit.  Art.  563.) 

1075^  —  [Ist  es  schlechthin  unerlaubt,  dass  eine  Kriegspartei  es 
versucht,  sich  einen  Aufstand  oder  einen  Bürgerkrieg,  der  bei  ihrem 
Gegner  ausgebrochen  ist,  zu  nutze  zu  machen?  Es  dürfte  auf  den  ein- 
zelnen Fall  ankommen.]*^) 

1076.  —  Die  Preussen  haben  in  den  Kiiegen  von  1793  und  1870  von  der 
Verbreitung  falscher  Nachrichten  in  weitgehendem  Masse  Gebrauch 
gemacht.  Dies  ist  eine  Kriegslist,  die  von  der  Moral  und  der  Ehre  ver- 
worfen wird,  die  aber  das  Völkerrecht  nicht  untersagt.  Diese  List  ist 
übrigens  viel  weniger  wirksam,  als  es  diejenigen  vermeinen,  die  sie 
ausüben. 


1)  [R.  D.  J.  P.,  t.  V  p.  753.] 

2)  [R.  D.  '  --       -       - 


2)   [R.  D.  J.  F.,  t.  V  p.  754  und  die  in  diesem  Artikel  enthaltenen  Ausfahrungen 
über  den  spanisch-amerikanischen  Krieg  Yon  1898.] 
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Zweiter  Abschnitt. 
Erlaubte  und  zuUssIge  Kriegsmittel. 

1077.  —  Der  Entwurf,  der  auf  der  Brüsseler  Konferenz  vom  Juli 
und  August  1874  von  Russland  vorgelegt  worden  war,  zählte  in  ge- 
drängter Kürze  die  Mittel  auf,  die  im  Kriege  als  erlaubt  angesehen 
werden  sollten.  Man  wies  diesen  Vorschlag  zurück,  weil  es  unmöglich 
sei,  alles  vorauszusehen,  und  weil  Lücken  fast  unvermeidlich  seien.  —  [Die 
Haager  Konferenz  von  1899  hat  sich  auch  nur  darauf  beschränkt,  die 
zur  Schädigung  des  Feindes  verbotenen  Mittel  anzuführen.  Art.  22  und  23.] 

Wir  wollen  nochmals  auf  die  „Instruktionen  für  die  im  Felde  stehen- 
den Armeen  der  Verein.  Staaten''  zurückgreifen.  Sie  bestimmen  zunächst 
den  Begriff  der  militärischen  Notwendigkeit  (les  n6cessit6s  militaires  — 
military  necessity).  —  „Die  militärische  Notwendigkeit,  wie  sie  von  den 
gesitteten  Nationen  der  Neuzeit  aufgefasst  wird,  besteht  in  der  Not- 
wendigkeit solcher  Massregeln,  die  zur  Erreichung  des  Kriegszwecks 
unentbehrlich  und  nach  den  neuern  Kriegsgesetzen  und  -Gebräuchen  er- 
laubt sind"  (Art.  14). 

Artikel  15  fügt  hinzu:  „Die  militärische  Notwendigkeit  lässt  die 
Tötung  oder  die  Verstümmlung  der  bewaffneten  Feinde  zu  und  aller  dei 
Personen,  deren  Tötung  im  Verlaufe  des  Gefechts  nebenbei  unvermeidlich 
ist;  sie  gestattet  die  Gefangennahme  jedes  bewafheten  Feindes  sowie 
jedes  Feindes,  der  seiner  Regierung  nützlich  oder  dem  Nehmer  besonders 
gefährlich  ist;  sie  gestattet  die  Vernichtung  von  Eigentum  jeder  Art  und 
insbesondere  die  Zerstörung  von  Strassen,  Kanälen  und  andern  dem 
Handel  und  Verkehre  dienenden  Wegen;  femer  die  Abfangung  von  Lebens- 
mitteln und  Munition  des  Feindes,  die  Wegnahme  von  allem,  was  das 
feindliche  Land  für  den  Unterhalt  und  die  Sicherheit  des  Heeres  bieten 
kann;  sie  erlaubt  Kriegslisten  usw.  ..." 

Es  ist  mithin  den  Kriegführenden  unbenommen,  jede  Art  von  Zer- 
störungsmitteln in  Anwendung  zu  bringen.  Zu  beachten  sind  nur  die 
durch  die  Petersburger  Deklaration  auferlegten  Beschränkungen.  Mit 
Bedauern  sehen  wir,  dass  fast  alle  Fortschritte  der  neuern  Wissenschaft 
dazu  beitragen,  die  tötlichen  Waffen  nach  jeder  Richtung  hin  zu  ver- 
vollkommen. 

1078.  —  „Die  absichtliche  Verheerung,  Einäschei-ung  und  Zerstörung 
von  Häusern,  Baulichkeiten  und  überhaupt  von  allem,  was  dem  Feinde 
gehört,  ist  erlaubt,  insoweit  die  Erreichung  des  Kriegszwecks  dies  er- 
lordert.  Aber  die  Verheerung,  Einäscherung  und  Zerstörung  aus  blosser 
Lust,  zu  schaden,  ist  verwerflich  und  verstösst  gegen  das  Kriegsrecht" 
(Pasquale-Fiore,  Le  Droit  internat.  codifie  art.  1053).  —  [Es  ist  unter- 
sagt, so  bestimmt  Art.  23  der  Haager  Bestimmungen  von  1899,  feindliches 
Eigentum  zu  zerstören  oder  wegzunehmen,  es  sei  denn,  dass  die  Gebote 
des  Krieges  dies  dringend  erheischen.] 

1079.  —  Im  Landkriege  hat  jede  Kriegspartei  ein  wesentliches  Inter- 
esse daran,  sich  der  festen  Plätze  und  der  verschanzten  Lager,  die  einen 
der  stärksten  Stützpunkte  für  die  Verteidigung  des  Gegners  bilden,  zu 
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bemächtigen.  Diesem  Zwecke  dienen  die  Einschliessang  oder  Blockade, 
die  regelrechte  Belagerung  und  die  Beschiessnng.*) 

Die  Einschliessang  oder  Blockade  (blocns)  ist  eine  Kriegshand- 
Inng,  die  darin  besteht,  eine  Festung,  eine  offene  Stadt  oder  ein  Feldlager 
derart  abzusperren,  dass  die  Verteidiger  jede  Verbindung  mit  der  Anssen- 
welt  entbehren  und  gezwungen  werden,  sich  aus  Mangel  an  Munition  und 
Lebensmitteln  zu  ergeben.  „Krieg  wird  nicht  mit  den  Waffen  allein  ge- 
führt. Es  ist  rechtmässig,  den  bewaffiieten  oder  unbewaffiieten  Feind 
durch  Aushungern  zu  einer  schnellern  Übergabe  zu  nötigen.^  (Amerik. 
Kriegsartikel,  Art.  17.)  —  Durch  Einschliessung  erspart  der  Feind  sich 
die  Mühseligkeiten  und  Gefahren  einer  Belagerung  sowie  die  Wagnisse 
eines  Sturmangriffs.  —  Die  Einschliessung  ist  ein  erlaubtes  Mittel.  Durch 
Einschliessung  erzwangen  die  Deutschen  die  Übergabe  von  Metz  im 
Oktober  1870  und  die  von  Paris  im  Januar  1871. 

1080«  —  Die  Belagerung  (le  siöge)  umfasst  ausser  der  yollständigen 
oder  teilweisen  Abschliessung  des  Platzes  eine  Beihe  von  Angriffen  in 
Verbindung  mit  der  Ausführung  von  Arbeiten,  die  darauf  berechnet  sind, 
den  Platz  durch  Sturm  zu  ne^en,  ohne  dass  man  zu  warten  braucht, 
bis  der  Hunger  die  Verteidiger  zur  Übergabe  nötigt.  —  Die  Geschichte 
hat  uns  Beispiele  denkwürdiger  Belagerungen  überliefert.  Die  berühmtesten 
im  letzten  Jahrhundert  sind  die  von  Sewastopol  (1854—1855)  und  von 
Plewna  (1877— 1878).*) 

1081,  —  Will  der  Angreifer  den  Zeitverlust,  die  Gefahren  und  die 
Kosten  einer  Belagerung  vermeiden,  so  schreitet  er  zur  Beschiessung 
(Bombardement),  einem  Zerstörungsmittel  von  äusserster  Gewalt,  das 
darin  besteht,  zündende  Geschosse  auf  die  befestigten  Verteidigungswerke 
(und  oft  auch  in  das  Innere  der  Städte)  zu  werfen.  Die  fiirchtbaren  Ver- 
heerungen, der  Schrecken,  der  die  Verteidiger  befällt,  und  die  Demorali- 
sation der  Bevölkerung,  führen  oft  schnell  zui*  Übergabe  des  Platzes. 
Die  ungeheuren  Fortschritte,  die  in  der  Tragweite  und  in  der  Treff- 
sicherheit der  Geschütze  während  des  vorigen  Jahrhunderts  erzielt  worden 
sind,  haben  die  Beschiessung  zu  einem  der  wichtigsten  Hilfsmittel  der 
Kriegführung  gemacht.  „Die  Beschiessung,  so  bemerkt  Pillet,  ist  die 
bedenklichste  Massregel,  deren  Verantwortung  ein  Feldherr  übernehmen 
kann.  Sie  verstösst  gegen  den  ersten  Grundsatz  des  Völkerrechts,  der 
uns  gebietet,  nur  die  anzugreifen,  die  auch  in  der  Lage  sind,  sich  zu 
verteidigen;  sie  widerspricht  dem  grossen  Gesetze  der  Vernunft,  das  uns 
mahnt,  dem  Feinde  kein  weiteres  Unheil  zuzufügen,  als  zur  Erreichung 
des  Kriegszwecks  unerlässlich  ist."  3) 

In  der  Praxis  haben  die  Heerführer  nicht  gezögert  und  werden  auch 
künftighin  nicht  zögern,  von  der  Beschiessung  Gebrauch  zu  machen,  um 
die  Übergabe  einer  Stadt  zu  erzwingen«  Was  die  Wissenschaft  angeht, 
so  lassen  alle  Publizisten  die  Beschiessung  als  ein  erlaubtes  Angrifiismittel 
zu.  Wir  erkennen  sie  nur  als  eine  ausserordentliche  Massregel  an,  die 
ihre  Rechtfertigung  einzig  und  allein  in  einer  zwingenden  Notwendigkeit 
finden  darf.  —  Es  bestehen  Meinungsverschiedenheiten  über  gewiÄe 
Fragen,  zu  denen  die  Beschiessung  Anlass  gibt. 

1)  Während  des  deutsch-französischen  Krieges  von  1870/71  haben  die  Deutschen 
keine  Belagernng  im  eigentlichen  Sinne  unternommen,  selbst  die  von  Strassburg  war 
keine  solche.  Sie  haben  23  Plätze  erobert  ohne  einen  einzigen  zu  erstürmen.  Sie 
haben  die  Einschliessung,  besonders  aber  oie  Beschiessung  angewendet. 

2)  Pillet,  Le  droit  de  la  guerre,  1892,  t  I  p.  169. 

*)    Ygl  zu  dem  folgenden  LiÜer  in  v.  Holttendorff9  Bandbuck  IV  §  109. 
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1082*  —  Welche  Städte  dürfen  beschossen  werden?  —  Nach  ein- 
stimmiger Ansicht  mnss  diese  harte  Massregel  als  zwecklos  jeder  be- 
festigten oder  nicht  befestigten  Stadt,  die  ihre  Tore  dem  Feinde  öffnet, 
erspart  bleiben  (Brüsseler  Deklaration  von  1874,  Art.  15.  —  Manuel 
d'Oxford,  Art.  32.  —  [Haager  Bestimmungen  von  1899,  Art.  25].) 

Jede  Stadt  aber,  die  sich  verteidigt,  mag  sie  auch  offen  und  unbe- 
festigt sein,  kann  in  derselben  Weise  wie  eine  Festung  angegriffen  und 
bezwungen  werden;  Voraussetzung  ist  jedoch  ein  ernsthafter  Widerstand 
and  eine  wirkliche  Verteidigung,  die  sich  beispielsweise  durch  Barrikaden, 
Schiessscharten  an  Häusern  u.  dergl.  kund  gibt;  einige  Flintenschüsse 
reichen  nicht  aus,  um  eine  Beschiessung  zu  rechtfertigen.  „Die  Belagerung 
und  die  Beschiessung  von  befestigten  und  verteidigten  Plätzen  ist  ein  zu- 
lässiges, ja  sogar  notwendiges  Kriegsmittel.  —  Die  Rechtmässigkeit  eines 
solchen  Vorgehens  hängt  nicht  von  der  Tatsache  der  Befestigung  ab, 
sondern  davon,  ob  der  Platz  mit  Gewalt  verteidigt  wird.  —  Es  ist  rechts- 
widrig, eine  Festung  zu  beschiessen,  die  ihre  Tore  öffnet,  aber  notwendig, 
eine  offene  Stadt  anzugi*eifen,  die  sich  widersetzt.  Es  ist  unzulässig, 
offene  Städte  zu  beschiessen,  die  sich  in  keiner  Weise  am  Kampfe  be- 
teiligen. Alle  Autoritäten  des  Völkerrechts  sind  in  diesem  Punkte 
einig**.  1) 

Eine  Stadt,  die  sonst  nicht  befestigt  ist,  ist  zuweilen  von  einer  Keihe 
von  Aussenforts  umgeben.  Darf  die  Stadt  beschossen  werden?  —  Diese 
Frage  wurde  auf  der  Brüsseler  Konferenz  von  1874  aufgeworfen.  Der 
Bevollmächtigte  Hollands  behauptete,  dass  die  Stadt,  sofern  sie  keine 
Truppen  in  sich  berge  und  sich  an  der  Verteidigung  nicht  beteilige,  als 
eine  offene,  unverteidigte  Stadt  anzusehen  sei.  Mit  Recht  wurde  dem 
entgegen  gehalten,  dass  Stadt  und  Forts  einander  Hilfe  und  Beistand  ge- 
währen, dass  die  Stadt  die  Forts  mit  Mund-  und  Kriegsvorrat  versorge, 
dass  sie  den  gegenseitigen  Verkehr  fördere,  dass  sie  den  Verwundeten 
Unterkunft  gebe,  und  dass  sie  daher  in  Wirklichkeit  an  dem  gesamten 
Verteidigungssystem  teilnehme. 

Parf  man  eine  offene  Stadt,  die  so  nahe  am  Meere  liegt,  dass  man 
sie  von  der  Seeseite  aus  angreifen  kann,  auch  dann  beschiessen,  wenn  sie 
kein  Hafenplatz  ist?  Dem  entspricht  z.  B.  die  Lage  vom  Haag?  Darf 
man  einen  offenen  Hafenplatz  beschiessen?  —  Diese  Fragen  wurden  auf 
der  Haager  Friedenskonferenz  von  1899  aufgeworfen.]*)*) 

1083.  —  Es  ist  gebräuchlich,  dass  der  Belagerer  vor  der  Beschiessung 
einer  Festung  oder  einer  unbefestigten  Stadt,  die  vom  Heere  oder  von 
den  Bewohnern  verteidigt  wird,  die  Ortsobrigkeit  von  seiner  Absicht  in 
Kenntnis  setzt,  damit  die  Nichtkombattanten  und  namentlich  die  Frauen 
und  Kinder  vor  der  Eröffnung  der  Beschiessung  ein  sicheres  Obdach  aufsuchen 
können.  Immerhin  ist  es  keine  Verletzung  des  Kriegsrechts,  wenn  diese  Förm- 
lichkeit unbeachtet  bleibt.  Die  Überraschung  kann  durch  die  Notwendigkeit 
geboten  seih.    (Amerikan.  Kriegsartikel,  Art  19.  —  Brüsseler  Deklaration 


1)  Geffcken,  Incidents  de  Droit  international  dans  la  guerre  cirile  du  Chili, 
R.  D.  L,  t.  XXm,  578.  —  [Das  Institut  for  Völkerrecht  hat  sich  mit  der  Frage 
der  Beschiessung  auf  seiner  Versammlung  zu  Venedig  1896  beschäftigt;  es  hat  die 
Beschiessung  oirener  Städte  durch  Kriegsschiffe  yerboten.  S.  Annuaire  de  Tlnstitat» 
1  XV.  —  Dupuis,  Llnstitut  de  Droit  IntemationaL  Session  de  Venise  (septembre 
1896),  R.  D.  I.  P.,  t  ni,  p.  659. 

2)  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  730. 

^  Ph.  Zorn,  DewUche  Sufiifdla«,  Bd.  XXVI,  8.  125.  —  Zorn,  mHegmiUd,  5. 35  f. 
BoBfils,  LehAoeh  de«  YOUcemchts.  87 
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Art.  16.  —  Manuel  d'Ozford,  Art.  83.  —  [Haager  Bestimmniigeii  von  1899, 
Art.  26.1)0*) 

1084.  —  Vor  dem  deutsch-französischen  Kriege  von  1870  ging  die 
herrschende  Ansicht  der  Publizisten  nnd  des  Militärstandes  daUn,  dass 
die  Beschiessnng  gegen  die  Festungswerke  nnd  alles,  was  hierzu  gefaSre, 
sowie  gegen  die  MiUtärgeb&ude  der  festen  Plätze  zu  richten  sei.  —  So 
hatten  auch  die  Engländer  und  Franzosen  im  Erimkriege  gehandelt.  Li- 
dern sie  ihre  Geschütze  auf  die  befestigten  Werke  des  Mamelon  Vert,  des 
Grand  Kedan  und  des  Malakoffturms  richteten,  verschonten  sie  die  Stadt 
Sewastopol  selbst.  —  Niemand  hatte,  soviel  wir  wissen,  zu  lehren  gewagt, 
dass  der  Belagerer  seine  Wurfgeschosse  unmittelbar  und  mit  Absicht  gegen 
die  Innern  von  der  bürgerlichen  Bevölkerung  bewohnten  Stadtteile 
richten  dürfe,  damit  die  Bewohner  ihren  Druck  auf  die  Besatzung  aus- 
üben und  diese  sich  dadurch  zur  Übergabe  entschliesse.  Niemand  hatte 
behauptet,  dass  es  zulässig  sei,  durch  Brand  und  Verheerung  Demorali- 
sation unter  der  Stadtbevölkerung  zu  verbreiten  und  sich  also  gewisser- 
massen  die  friedlichen  Bürger  zu  Bundesgenossen  zu  machen,  um  durch 
sie  eine  schnellere  Übergabe  der  Festung  zu  erzielen.  —  Dies  war  die 
Meinung  der  deutschen  Generale:  „Ich  weiss  sehr  wohl",  so  sagte  General 
von  Werder,  „dass  ich  durch  die  Beschiessnng  nicht  in  den  Besitz  der 
Festung  gelangen  werde;  aber  die  Einwohner  werden  den  Eonmiandanten 
zur  Übergabe  zwingen."  Diese  Theorie  ist  von  Kolin-Jaequemyns  an- 
genommen und  verteidigt  worden.  3) 

Wir  stellen  mit  Befriedigung  fest,  dass  diese,  von  sämtlichen  fi-an- 
zösischen  Schriftstellern  bekämpfte  Lehrmeinung  auch  von  manchen 
deutschen  verworfen  wird.  Bluntschli  führt  aus  (op.  cit.  Art.  554 
Anm.  1):  „Diese  moralische  Pression  wäre  durchaus  unmoralisch  ..... 
Sie  erbittert  wohl  und  reizt  zum  Hass  und  zur  Bache,  aber  sie  entr 
scheidet  nicht,  und  der  Befehlshaber  der  Besatzungstruppen  unterdrückt 
und  bestraft  wohl  die  Auflehnung  der  Bürger,  aber  er  ergibt  sich  nicht 
in  Widerspruch  mit  seiner  militärischen  Macht  uud  Pflicht  ihrem  Drängen.*^ 
—  Geffcken  (zu  Hefter,  op.  cit.,  §  125  Anm.  4)  schliesst  sich  der  Ansicht  von 
Bluntschli  an  uud  missbilligt  den  moralischen  Druck,  den  General  von 
Werder  auf  die  Bewohner  von  Strassburg  auszuüben  sich  bemühte. 
Calvo,  Flore,  Dudley-Field^  F.  v.  Martens  weisen  auch  die  Ansicht 


1)  [Im  Jahre  1862  wurde  Belgrad  von  den  Türken  ohne  Yorgängige  Anzeige 
beschossen.  R.  D.  I.  P.,  t.  VII,  p.  187.]  —  Die  Deutschen  haben  1870  ohne  vorherige 
Benachrichtigung  die  kleine  Stadt  La  F^re  unter  einem  Kugelregen  zerstört  —  «^. 
dagegen  Dahn,  Jahrbücher  für  d,  deutsche  Armee  und  Marine,  Bd,  J,  8.  89,  —  Die  ohne 
Anzeige  erfolgende  Beschiessung  von  Paris  veranlasste  die  in  der  Stadt  wohnenden 
Mitglieder  des  diplomatischen  Korps  zu  Beschwerden.  Ihr  Doyen,  der  schweizerische 
Gesandte  Kern,  machte  sich  in  einem  an  den  deutschen  Kanzler  gerichteten  Schreiben 
vom  18.  Januar  1871  zu  ihrem  Dolmetscher.  Bismarck  erwiderte  in  seinen  beiden 
Antwortschreiben  vom  17.  Januar  u.  17.  Februar  1871,  dass  er  sich  auf  die  Behauptung 
beschränke,  dass  die  vorherige  Anzeige  einer  Beschiessung  weder  durch  die  Grund- 
sätze des  Völkerrechts  gefordert,  noch  auch  von  den  militärischen  Gebrauchen  als 
RechtsverpflichtUDg  anerkanot  werde.  —  S.  Calvo,  op.  cit,  t  IV,  §§  2080  bis  9083. 
—  Die  amerikanische  Flotte  beschoss  am  11.  Mai  1898  San  Juan  auf  Porto-Rlco  ohne 
vorherige  Benachrichtigung  (R.  D.  I.  P.,  t.  V,  p.  778.)  —  Im  südafrikanischen  Kriege 
erstattete  der  burisciie  General  Kronje  vor  der  Beschiessung  von  Mafeking  am 
15.  Okt  1899  eine  Anzeige,  damit  man  Frauen  und  Kinder  in  Sicherheit  bringe 
(R.  D.  I.  P.,  t  VII,  p.  676).] 

2)  R.  D.  L,  t  III,  p.  300. 

*)  Ewe  ZuMammensteüung  der  AimMen  der  deut9(hen  B/aMiehrer  i&er  diese  Frage 
findet  mcfc  hei  Zorn,  Kriegsmittd,  8.  39. 


Zweites  Buch.    Der  Landkrieg.    Kap.  1.  579 

der  deatachen  Offiziere  zurück.  Diese  wird  yon  Griolet,  Piilet,  Bouard 
de  Card  n.  a.  nachdrücklich  widerlegt. ^)'^) 

In  der  Tat  bedeutet  der  Krieg  von  1870/71  einen  beklagenswerten 
Bttckschritt  der  (Gesittung  und  des  völkerrechtlichen  Herkommens.  In 
Zukunft  werden  sich  die  Belagerer  wohl  fOr  befugt  halten,  das  Innere 
eines  belagerten  Platzes  zu  btochiessen.  **) 

1086.  —  Ist  der  Belagerer  nicht  wenigstens  yerpflichtet,  rein  nutz- 
lose, gehässige  und  barbarische  Zerstörungen  zu  unterlassen  und  gewisse 
Gtobäude  zu  achten? 

^Bei  Bombardements  sollen  alle  erforderlichen  Massregeln  getroffen 
werden,  um  die  dem  Gottesdienste,  der  Kunst,  der  Wissenschaft  und  der 
Wohltätigkeit  gewidmeten  Gebäude  sowie  die  Krankenhäuser  und  Sammel- 
plätze ftLr  Kranke  und  Verwundete  soviel  wie  möglich  zu  schonen,  vor- 
ausgesetzt dass  sie  nicht  gleichzeitig  mittelbar  oder  unmittelbar  zur  Ver- 
teidigung Verwendung  finden.  Pflicht  der  Belagerten  ist  es,  diese  G^ 
bände  mit  besondem  sichtbaren  Zeichen  zu  versehen  und  diese  vorher 
dem  Belagerer  bekannt  zu  geben^.  So  lautet  Art.  34  des  vom  Institut 
im  Jahre  1880  angenommenen  Manuel  d'Ozford.  —  Denselben  Inhalt 
haben:  Art.  17  der  Brüsseler  Deklaration  von  1874,  die  Art.  34,  35,  115, 
116  und  118  der  amerikanischen  Kriegsartikel  [und  Art.  27  der  Haager 
Bestimmungen  von  1899J. 

Derselbe  Grundsatz  wird  von  Bluntschli  (Art.  554)  und  Geffcken 
(zu  Heffter,  op.  cit.,  §  125)  gelehrt. 

Um  die  zu  schonenden  Gebäude  kenntlich  zu  machen,  ist  es  her- 
kömmlich, sie  mit  Fahnen  oder  sonstigen  aus  der  Feme  sichtbaren  Zeichen 
zu  versehen.  Das  für  Krankenhäuser  und  Ambulanzen  vereinbarte  Zeichen 
ist  die  weisse  Fahne  mit  dem  roten  Kreuz,  fär  die  S[irchen  und  Schulen  ist 
es  die  einfache  weisse  Fahne.  ^ 

1)  Griolet,  Etüde  sur  Tinlluence  de  la  demi^re  guerre  sur  le  Droit  des  gens, 
Bulletin  de  legialation  compar^e,  janvier  1873.  —  Ronard  de  Card,  La  guerre  con- 
tinentale,  eh.  II,  pp.  46  et  s.  —  Pillet,  Le  droit  de  la  guerre,  1892,  1 1,  pp.  172  et  s. 

2)  Die  Deutschen  haben  im  Kriege  von  1870/71  wiederholt  diese  Gebrauche 
▼erletzt  In  Peronne  beschossen  sie  die  Kirche  und  das  Hospital,  die  beide  mit  der 
Genfer  Flagge  versehea  waren.  Die  Rettung  der  Kranken  erfolgte  unter  einem  Regen  von 
Kugeln.  Der  Brand  des  Krankenhauses  vermehrte  nur  das  Feuern.  Die  Granaten  flogen 
▼on  allen  Seiten,  um  die  Rettung  zu  yereiteln  (General  Faidherbe,  Gampagne  de  TarmAe 
du  Nor4  P'  23).  —  In  Diedenhofen  wurde  das  Burgerhospiz  von  Kugeln  durchlöchert. 
—  In  Saint- Denis  trafen  200  Granaten  die  alte  Abtei,  ein  Beweis,  dass  sie  denpreussi- 
schen  Batterien  zur  Zielscheibe  diente.  —  Während  in  Strassburg  die  Festungswerke 
geschont  wurden,  trafen  die  Geschosse  die  Stadt,  den  Münster,  die  neue  evangelische 
Kirche,  die  Bibliothek,  das  protestantische  Gymnasium,  das  Krankenhaus  und  eine 
Ambulanz.  Vergeblich  haben  sich  die  Deutschen  zu  entschuldigen  gesucht  und  diese 
mit  kaltem  Blute  und  Vorbedacht  vorgenommene  Zerstörung  auf  Irrtumer  ihrer  Artillerie 

*)  Vi^  die  Awfäkrunaen  wm  Dahm  iäber  dU  Belagerung  franMÖeiat^ier  Feetungen^  m 
den  vöOeerrechU,  «.  etaatertdUL  Studien,  8.  133. 

**)  Anlangend  die  Auadehnung  der  Beechieeeung^  so  seien  hier  die  AtufUhrwngen  der 
vom  DevteAen  C^enenMab  keram^egebenen  „KriegegeedUekUichen  BUnzdechriften",  Seß  31, 
8.  19  wiedergegeben:  ^Da  Stadt  wnd  B^estigwngen  zusammengehören  und  eine  untrennbare 
Einheit  bUden,  da  ihre  Zusammengehörigkeit  in  forHfikatorischer  Beziehung  seüen,  in  unri- 
sehafOicker  und  lokalpolüischer  niemals  zu  trennen  ist^  wird  sich  die  Beschiessung  nicht  auf 
die  FestmiMwerke  bn^ranken  Acönnen,  sondern  sie  wird  wnd  muss  stdi  aiuf  die  Stadt  au^ 
dornen.  Die  Begrijnduna  einer  solchen  Massregel  Uegt  darin,  dass  eine  Beschränkung  der 
BesMessung  auf  die  Befestiaungen  praktisch  undurchfilhrbar  «ein,  die  Wirksamkeit  der  Be- 
schiessung  gefährden  und  den  Verteidiger,  der  durchaus  mnht  bloss  in  den  Werken  unter- 
gebracht zu  sein  brauM,  ganz  ungerechtfertigt  schonen  würde.  Dies  schUesst  aber  nicht  aus, 
dass  der  Belagerer  gewisse  Tale  und  Otbäude  der  Festung  oder  der  Stadt,  wie  Kirchen^ 
Sdwlen  u,  dergl,  soweit  dies  möghch,  von  der  BesMessung  aussehliessen  urird^.  —  Zorn, 
Tölkerredit,  S.  %70. 
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Die  Gebäude,  die  unverletzlich  bleiben  sollen,  dürfen  niemals  za  mili- 
tärischen Zwecken  benatzt  werden;  würde  man  sie  zu  Vorratshäusem  oder 
Easemeu  einrichten,  so  würde  man  den  Feind  hintergehen  und  begrün- 
detes Misstrauen  bei  ihm  erregen. 

1086.  —  Die  unmittelbaren  Folgen  der  Belagerung  sind  Krankheiten^ 
Mangel  an  Lebensmitteln  und  Entbehrungen  aller  Art,  die  oft  Verhängnis- 
voll  für  die  nicht  waffenfähigen  Bewohner,  besonders  für  Greise,  Frauen 
und  Kinder  werden;  es  ist  daher  oft  wünschenswert,  zuweilen  liegt  es 
auch  im  Interesse  der  Verteidigung,  die  genannten  Personen  aus  der 
Festung  zu  entfernen.  Darf  der  Kommandant  des  belagerten  Platzes  die 
unkriegerischen  Bewohner,  die  sogenannten  bouches  inutiles,  aus  der  Stadt 
ausweisen?  Und  ist  der  Belagerer  berechtigt,  sie  in  die  Festung  wieder 
zurückzuweisen? 

Diese  Frage  wurde  im  Jahre  1874  auf  der  Brüsseler  Konferenz  auf- 
geworfen; sie  blieb  aber  ohne  bestimmte  Antwort;  man  begnügte  sich  mit 
dem  Hinweise,  dass  ein  solcher  Fall  ziemlich  unwahrscheinlich  sei!  (Man 
denke  aber  nur  an  Strassburg  und  an  Peronne  im  Jahre  187Ö.)  —  Das 
Manuel  d'Oxford  schweigt  sich  hierüber  aus.  —  [Desgleichen  die  Haager 
Bestimmungen.]  —  Die  amerikanischen  Kriegsartikel  von  1863  räumen  im 


zurückgeführt  (Mezieres,  L'inyasion  en  Alsace,  R6vue  des  Deuz  Mondes,  15.  Okt 
1870).  —  Die  Bibliothek,  die  400000  Bande  und  2400  Manuskripte  enthielt,  wurde 
Tollständig  zerstört.  Die  preussischen  Kanonen,  die  gerade  dort  mit  Sicherheit  ein- 
schlagen, hinderten  die  Bergung.  Die  Preussen  haben  yersucht,  diesen  VandaliBmas 
damit  zu  entschuldigen,  dass  sie  den  Beamten  der  Bibliothek  yorwarfen,  sie  hätten 
die  reichen  Sch&tze  —  die  nun  für  die  Wissenschaft  und  die  Kunst  verloren  sind  —  im 
Gewölbe  unterbringen  müssen  (Moniteur  offidel  de  Versailles,  1871).  —  (Pillet,  Le  droit 
de  la  guerre,  t.  I,  pp.  184  et  s.  enthält  den  Bericht  dber  die  Belagerung).  —  Anzu- 
erkennen ist,  dass  mehrere  deutsche  Zeitungen  nicht  zögerten,  diese  Zerstörungen 
aufs  strengste  zu  tadeln.  —  Paris  ist  ohne  Schonung  beschossen  worden.  Saint-Sulpice 
das  Institut  des  jeunes  aveugles,  der  InvaUden-Dom,  das  Pantheon,  Schulen,  Kranken- 
häuser und  andere  derartige  Gebäude  wurden  öfters  als  Zielscheibe  benutzt  und  in 
regelmässigen  jSwischenräumen  beschossen.  Die  Regierung  der  nationalen  Verteidi- 
gung und  die  Ärzte  der  Hospitäler  erhoben  hiergegen  Beschwerde.  —  Um  ihre  Hand- 
lungsweise zu  rechtfertigen,  schützten  die  Preussen  die  Schwierigkeit  vor,  die  für 
ihre  Artillerie  bei  Entfernungen  yon  7  bis  8  Kilometer  bestände.  Diese  Erklärung 
yerurteilt  sich  selbst.  Die  Preussen  haben  nie  auf  die  Befestigungen  geschossen  und  eine 
beträchtliche  Entfernung  trennt  diese  von  den  Gebäuden,  auf  die  sie  ihre  Geschütze 
richteten.  Es  wäre  den  Ofiüzieren  an  der  Hand  der  Pläne  von  Paris  ein  leichtes  ge- 
wesen, die  Geschütze  auf  die  Festungswerke  richten  zu  lassen.  —  Die  gehäsiiam  Ver- 
dächiigtmgeny  die  in  den  vorstehenden  Ausführungen  enihaüen  sindy  stehen  im  swrüffsten 
Gegensätze  tu  der  Gewissenhaftigkeit^  womit  die  Deutschen  die  Genfer  Koni^ention  aiuth  tmter 
den  schwierigsten  VerhälMssen  zu  beobachten  Mcft  bemiihten.  Sie  sind  nichts  weiteres^  ais 
böewiUige  Entsteüungeny  die  mit  Entschiedenheit  zurikkgewiesen  werden  müssen,  —  EiiMig 
ist,  dcus  der  Strassburger  Münster  dbnchüitk  beschossen  worden  ist^  dies  fand  aber  erst 
stait,  nachdem  auf  dem  Twrme  ein  Observatorium  für  Ärtiüerieofßziere  eingerichtet  worden 
war,  —  Vor  Baris  betrug  die  Entfernung  der  Geschütze  7  bis  8  Kilometer^  aueaerdem  war 
die  Witterung  oft  recht  ungünstig^  so  dass  die  Luft  nicht  klar  war,  Dass  unter  diesen 
Umständen  Irrtümer  nicht  atisgeschlossen  waren^  ist  ganz  natürUd^.  Vgl  Dahn,  Jahrbuch 
fürArmeeund  Marine,  Bd,I,  8,89.  — Irle,  Die  Festung  Bitech,  BeiMge  zur  Landes-  und 
Völkerkunde  von  Elsass-Lothringen-  —  Wagner,  G^eschwMe  der  Belagerung  Strassburgs  von 
1870  (1874-1877).  —  Hey  de  und  Fröse,  Geschickte  der  Belagerung  von  Part»,  1874-76.  — 
Antwortschreiben  des  Generals  Moltke  an  Trothu  vom  15,  Januar  1871  und  Depeeehe  Bismardes 
an  den  Schweizer  Gesandten  in  Baris  vom  17.  Januar  1871.  —  &riegsgesMMiidie  Einzel- 
Schriften^  Heft  31,  8.  19  ff.  —  Lüder ^  op,  dt,  8,  454  ff.  —  |Im  griechisch-türkisehen 
Kriege  yon  1897  haben  die  Türken  ihre  Granaten  auf  das  Militär-Krankenhaus  von 
Arta  gerichtet,  obwohl  die  rote  Kreuz  Fahne  aufgehisst  war  (Politis,  La  ^erre 
nreco-turque,  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  686).  —  Während  des  spanisch-amerikanischen 
Krieges  yon  1898  haben  die  Amerikaner  ihre  Beschiessungen  nur  gegen  befestigte 
Stftdte  und,  soweit  wie  möglich,  nur  gegen  die  befestigten  Teüe  dieser  Städte  ge- 
richtet (R  R.  I.  P.,  t.  V,  p.  779).] 
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Art.  18  dem  Belagerer,  ^so  hart  auch  diese  Massregel  sei^,  das  Recht 
ein,  die  Ausgewiesenen  zur  Rttckkehr  in  die  Stadt  zu  zwingen,  damit  die 
Übergabe  derselben  beschleunigt  werde.  —  Bluntschli  ist  derselben 
Ansicht  (op.  cit.  Art.  553).  —  Auch  wir  treten  dieser  Ansicht  bei,  jedoch, 
im  Interesse  der  Menschlichkeit,  mit  der  Massgabe,  dass  der  Belagerer 
in  die  Entfernung  und  den  Abzug  der  Ausgewiesenen  einwilligen  sollte, 
wenn  dies  geschehen  kann,  ohne  die  Belagerungsoperationen  zu  gefährden. 
Nur  aus  Oründen  der  strengsten  militärischen  Notwendigkeit  darf  er  sie 
in  die  Stadt  zurückweisen.  In  diesem  Falle  muss  der  Befehlshaber  des 
befestigten  Platzes  zweifellos  die  Tore  den  Unglttcklichen  wieder  offnen, 
denen  man  den  Abzug  verweigert.^) 

1087.  —  In  der  belagerten  Stadt  können  sich  diplomatische  Agenten 
der  neutralen  Mächte  befinden.  Sie  können,  wenn  es  ihnen  beliebt,  auf 
ihrem  Posten  bleiben.  Der  Belagerer  muss  ihnen  das  Verlassen  der  Stadt 
gestatten,  wenn  sie  darum  einkommen.  Darf  er  ihnen  aber  den  schrift- 
lichen Verkehr  und  ihre  Verbindung  mit  der  Aussenwelt  verbieten?  — 
Diese  Frage  kam  während  der  Belagerung  von  Paris  zur  Sprache.  Das 
in  der  Hauptstadt  eingeschlossene  diplomatische  Korps  suchte  die  Er- 
mächtigung nach,  wöchentlich  einmal  einen  ausschliesslich  mit  diploma- 
tischen Angelegenheiten  betrauten  Kurier  absenden  zu  dürfen.  Bismarck 
gestattete  nur  einen  offenen  Brief  verkehr.  Am  6.  Oktober  erhoben 
die  fremden  Diplomaten  Einspruch  hiergegen.  Bismarck  gab  aber  nicht 
nach.  Nur  der  Vertreter  der  Verein.  Staaten,  den  man  zu  schonen  suchte, 
durfte  ungestört  mit  seiner  Regierung  schriftlich  verkehren.*) 


Zweites  Kapitel. 


Rechte  und  Rliohten  der  Kriegsparteien  gegenüber  den 
Soldaten  und  den  Untertanen  des  Feindes. 

1088.  —  Wie  wir  bereits  ausgettthrt  haben,  ist  heutzutage  die  öffent- 
liche Meinung  in  Übereinstimmung  mit  den  Völkerrechtslehrern  und  den 
Regierungen  der  zivilisierten  Staaten  von  dem  Grundsatz^  durchdrungen, 
dass  der  Krieg  ausschliesslich  ein  Kampf  zwischen  Staaten  sei  und  dass 
die  E^riegfUhrenden   ihre  Unternehmungen  nur   gegen  die  militärischen 

1}  Während  der  Belagerung  von  Strassburg  im  Jahre  1870  ersuchte  der  Bischof 
den  Befehlshaher  des  deutschen  Heeres,  dass  er  den  Abzug  der  Bewohner,  die  am 
meisten  zu  leiden  hatten,  erlauben  möge.  General  Ton  Werder  schlug  dies  ab.  Später 
hatten  die  edelmütigen  Verwendungen  der  Ifitglieder  der  schweizerischen  Konferenz 
Yon  Ölten,  die  nnter  dem  Schutze  des  Bundesrates  standen.  Erfolg.  Die  schweizeri- 
schen Abgeordneten  erlangten  die  nötige  Einwilligung  nna  leiteten  in  aufopfernder 
Weise  die  Übersiedelung.  Die  Fnnzosen  schulden  der  Schweiz  för  ihre  freundschaft- 
liche und  edehnütige  Handlung  während  des  Krieges  von  1870  unauslöschlichen  Dank. 
—  [Das  Verhalten  der  Buren  während  des  sudafrikanischen  Krieges  entsprach  durch- 
aus der  Menschlichkeit  General  Joubert  erlaubte  im  November  1899  den  kranken 
und  verwundeten  Nichtkombattanten  das  von  ihm  belagerte  Ladysmith  zu  verlassen 
und  sich  in  ein  besonderes  Lager,  das  4  Meilen  von  der  Stadt  entfernt  lag,  zu  be- 
geben.   R.  D.  I.  P.,  t  VH,  p.  676.] 

*)  Vgf.  hierzu  die  Noten  Bitmardcs  v.  20.  8ept  1870  {Staaturelwo  4116)  und  wm 
6.  Okt.  1870  (ataatmrekiv  4130  und  41^t).  —  Femer  Fh.  Zorn,  Das  GesamdtkhafteroM 
in  HwOia  Amalen,  1882,  8.  119  f. 
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Streitkräfte  des  Gegners,  nicht  aber  auch  gegen  die  friedlichen  nnd  na- 
bewafheten  Untertanen  zu  richten  haben.  —  Hieraas  folgt  die  wichtige 
Unterscheidung  zwischen  Kombattanten  und  Nichtkombattanten 
(Kämpfern  nnd  Nichtkämpfem).  —  Kombattanten,  die  den  Widerstand 
aufgeben,  werden  zn  Kriegsgefangenen  und  mfissen  mit  gewissen  BQck- 
sichten  behandelt  werden.  —  Nichtkombattanten,  die  mit  den  Waffen  in 
der  Sbnd  betroffen  werden,  werden  von  dem  Staate,  der  sie  gefangen 
nimmt,  je  nach  den  Umständen  behandelt,  wie  es  die  Gebote  der  eigenen 
Verteid^j^g  yorschreiben. 

Die  Unterscheidung  scheint  leicht  zu  sein.  Trotzdem  hat  sie  im 
Jahre  1870  die  Gemüter  erregt  und  eine  lebhafte  Streitfrage  auf  der 
Brüsseler  Konferenz  vom  Juli  und  August  1874  hervorgerufen.  —  Vor 
allem  ist  der  Begiiff  der  Kombattanten  zu  bestimmen.  —  Zu  den  Nicht- 
kombattanten gehören  alle  andern  Untertanen  des  Staates. 


Erster  Abschnitt. 
Kombattanten. 

1069.  —  Zu  den  Kombattanten  gehören:  die  Mannschaften  des  eigent- 
lichen Heeres,  die  der  Reserve  und  der  Landwehr  (arm6e  territoriale)  — 
der  Nationalgarde,  der  Bttrgerwehr  oder  des  Landsturms  (je  nach  den 
gesetzlichen  Bestimmungen);  —  femer  auch  die  der  Hilfskorps,  wie  sie 
auch  immer  benannt  sein  mögen:  Freikorps,  Franktireurs,  Freischaren, 
Guerillas,  d.  h.  Freiwillige  ftli*  den  kleinen  E^eg,  Aufklärer  usw. 

Dass  die  Mannschaften  der  regulären  Heere  die  Eigenschaft  von 
Kombattanten  haben,  bedarf  keiner  Ausführung.  Sie  äussert  sich  in  nn- 
verkennbarer  Weise  durch  die  hierarchische  Organisation,  durch  die 
Unterordnung  unter  die  Befehlshaber  des  Heeres,  durch  die  Uniform  usw. 

In  dem  regulären  Heere  sind  die  Offtziere  und  Soldaten  nicht  die 
einzigen,  die  Anspruch  darauf  haben,  nach  Kriegsrecht  behandelt  zu 
werden.  —  Ihnen  gleich  stehen  die  den  Truppenkörpem  beigeordneten 
Militärbeamten,  die  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  dem  Heere  hilfi^ch 
zur  Seite  stehen  sollen,  wie  die  Beamten  der  Intendantur,  die  Feldgeis^ 
liehen,  die  Äri^jte  und  die  Krankenpfleger.  —  Diese  haben  zwar  nicht  das 
Recht,  von  den  Waffen  Gebrauch  zu  machen:  sie  sind  nicht  Kombattanten 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes;  aber  sie  haben  ein  Recht  auf  Achtung 
und  könnnen  mit  Ausnahme  des  Sanitätspersonals,  das  unter  dem  Schutze 
der  Genfer  Konvention  steht,  nur  zu  Kriegsgefangenen  gemacht  werden. 
—  [Die  bewafihete  Macht  der  kriegführenden  Parteien  kann  sich,  so  be- 
stimmt Art.  3  des  Haager  Abkommens  von  1899,  zusammensetzen  aus 
Kombattanten  und  Nichtkombattanten.  Im  Falle  der  Gefangennahme  durch 
den  Feind  haben  die  einen  wie  die  andern  Anspruch  auf  Behandlung  als 
Kriegsgefangene.] 

1090.  —  Massen  die  HilMorps  gewisse  Bedingungen  erfttUen,  damit 
ihre  Mitglieder  als  Kämpfer  anerkannt  werden,  d.  h.  damit  sie  berechtigt 
sind,  Kriegshandlungen  vorzunehmen  und,  im  Falle  einer  Gefangennahme, 
als  wirkliche  Kriegsgefangene  behandelt,  statt  als  Verbrecher  standrecht- 
lich verurteilt  zu  werden?  —  Dies  ist  zweifellos.  Es  ist  notwendig,  dass 
die  Mannschaften  solcher  Hilfskorps  von  Räubern,  Plttnderem  und  Ban- 
diten unterschieden  werden  können. 
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Die  Voraassetzungen  sind  im  Art.  9  der  Brüsseler  Deklaration,  im 
Art.  2  des  Manuel  d'Oddford  und  im  Art.  81  der  amerikanischen  Eriegs- 
artikel  angegeben.  —  [Art.  1  der  Haager  Bestimmungen  yon  1899  be- 
sagt hierüber  folgendes:  .Die  Gesetze,  die  Rechte  und  die  Pflichten  des 
Krieges  gelten  nicht  nur  ittr  das  Heer,  sondern  auch  für  die  Milizen  und 
Freiwflligenkorps  unter  folgenden  Bedingungen:  1.  dass  jemand  an  ihrer 
Siatze  steht,  der  fttr  das  Verhalten  seiner  Untergebenen  verantwortlich 
ist^  2.  dass  sie  ein  bestimmtes,  aus  der  Feme  erkennbares  Abzeichen 
tragen,  3.  dass  sie  die  Waffen  offen  ftthren  und  4.  bei  ihrer  Eriegfbhrung 
die  Kriegsgesetze  und  Gebräuche  beobachten.  In  den  Staaten,  in  denen 
Milizen  oder  Freiwilligenkorps  das  Heer  oder  einen  Bestandteil  des 
Heeres  bilden,  sind  diese  unter  der  Bezeichnung  „Heer^  einbegriffen.*'] 

1091.  —  Erste  Bedingung.  Die  Freikorps  mttssen  yon  der  Re- 
gierung, in  deren  Namen  sie  k&mpfen,  nicht  nur  anerkannt,  sondern  auch 
ermächtigt  worden  sein.  —  Diese  Bedingung  ist  klar  und  unerlässlich. 

—  Sie  ist  die  wichtigste  von  allen;  sie  wird  selbstyerständlich  von  sämt- 
lichen Schriftstellern  gefordert.    Einige  halten  sie  sogar  fär  ausreichend. 

Allzu  oft  haben  die  Deutschen  im  Kriege  von  1870/71  die  Frank- 
tireurs und  die  Nationalgarde  nicht  als  Kriegspartei  anerkannt.  Die  einen 
sowohl  wie  die  andern  waren  aber  von  der  französischen  Regierung  in 
rechtmässiger  Weise  autorisiert  worden.  —  Die  Franktireurs  waren  durch 
den  Kriegsminister  bevollmächtigt  worden  (Gesetz  vom  17.  Juli  1870); 
der  Nationalgarde  waren  die  Rechte  von  Kriegführenden  durch  das  Sonder- 
gesetz vom  29.  August  1870  beigelegt  worden.  Trotzdem  berücksichtigten 
die  Preussen  und  Bayern  dies  weder  bei  der  Verteidigung  von  Bazeilles^) 
noch  bei  der  von  Chäteaudun.*) 

Im  Jahre  1870  gingen  die  Deutschen  in  ihren  Ansprüchen  zu  weit. 
Sie  verlangten  eine  btoondere,  auf  die  Person  lautende  Ermächtigung  der 
französischen  Regierung,  die  auch  die  Eintragung  des  Inhabers  dieser 
Ermächtigung  in  eine  Liste  nachwies.    Die  Forderung  war  unhaltbar. 

„Zweifelhaft  ....  erscheint  die*  Berechtigung  der  deutschen  Forder- 
ung, dass  jeder  Kämpfende  eine  spezielle  Ermächtigung  der  Regierung 
haben  müsse,  die  oft  nicht  zu  beschaffen  sein  wird.^  (Geffcken-Heffter, 
op.  cit.,  §  124  Anm.  2.)  Eine  Ermächtigung  seitens  derjenigen,  die  diese 
läppen  als  Anführer  anerkennen,  eine  Uniform  in  dem  angegebenen  Sinn 
und  die  Beachtung  des  Kriegrechts:  dies  ist  notwendig,  aber  auch  aus- 
reichend, um  als  Soldat  behandelt  zu  werden  (Geffcken.) 

1092.  —  Zweite  Bedingung.  —  Die  Freikorps  müssen  hierarchisch 
organisiert  sein,  an  ihrer  Spitze  einen  verantwortlichen  Führer  haben 
und  wenigstens  dem  obersten  Befehlshaber  des  Heeres  untergeordnet  sein. 

—  Diese  Bedingung  ergibt  sich  folgerichtig  aus  dem  ersten  Erfordernisse. 
Sie  kennzeichnet  die  erlangte  Ermächtigung.  Die  Freikorps  mttssen  der 
Aufsicht  der  militärischen  Behörden  unterstehen,  sie  haben  deren  Befehle 
auszuführen  und  haben  vor  den  Kriegsgerichten  ihren  Gerichtsstand.  Dies 
alles  sind  billige  Forderungen.  Frankreich  tat  im  Jahre  1870  noch  mehr, 
um  die  Manneszucht  zu  wahren  und  der  willkürlichen  Härte  der  Deutschen 
jeden  Scheingrund  zu  nehmen,  wurde  angeordnet,  dass  jedes  Korps  von 
Franktireurs  und  von  Freiwilligen  einem  regulären  Armeekorps  oder  in 
Ermanglung  eines  solchen  einer  Landwehrdivision  anzugliedern  sei  und 

1}  S.  wegen  Bazeilles:  Quelle,  op.  cit.,  t.  I,  p.  78,  Note.  —  Calvo,  op.  cit, 
t  IV,  §  9060  u.  2061.  ~  R.  D.  L,  t  IV,  p.  504. 

*)  Bu$eh,  Graf  BUmardi  md  Beine  Lmk,  Bd,  II,  8.  242.  —  DHmay,  Von 
Fr^Mwptücr  nach  Fori».  —  Monod,  op.  cü.,  p,  56. 
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dass  Franktireurs  und  Freiwillige  nach  den  Weisungen  der  Korps-  und 
Divisions-Eommandanten  operieren  sollten.  (Dekrete  vom  29.  September 
und  11.  Oktober  1870.) 

1093.  —  Dritte  Bedingung.  —  Die  Freikorps  mttssen  eine  gleich- 
förmige Bekleidung  oder  ein,  aus  der  Feme  erkennbares,  festes  Abzeichen 
tragen.  —  Diese  Bedingung  ist  unerlässlich.  —  Die  Bekleidung  oder  das 
Abzeichen  liefert  den  Beweis,  dass  der  Träger  den  regulär  organisierten 
Streikräften  angehört.  Dies  ist  das  äussere  sichtbare  Zeichen  der  Er- 
mächtigung. —  Der  Feind  muss  sicher  sein  können,  dass  er  einen  Soldaten 
vor  sich  hat,  er  muss  wissen,  wen  er  als  Feind  behandeln  darf  und  wer 
berechtigt  ist,  ihn  als  solchen  zu  behandeln.  —  Der  Krieg  soll  ein  ehr- 
licher Kampf  sein.  —  Die  Streitenden  müssen  als  solche  kenntlich  sein. 

Es  ye)*steht  sich  von  selbst,  dass  man  nicht  eine  vollständige  Uni- 
form fordern  darf;  die  BeschafFiong  einer  fiolchen  ist  nicht  immer  möglich. 

—  Das  Abzeichen  kann  nicht  im  yoraus  genau  angegeben  werden.  Wo- 
rauf es  aber  ankommt,  ist  1.  dass  es  von  einer  gewissen  Entfernung  ans 
auch  für  das  blosse  Auge  erkennbar  ist,  2.  dass  es  fest,  stets  sichtbar, 
und  dass  es  unmöglich  ist,  es  zu  verbergen,  um  den  Feind  zu  hinter- 
gehen.^ 

Die  Frage,  welches  Abzeichen  hinreicht,  wurde  im  Jahre  1870  bei 
Oelegenheit  der  Einkleidung  der  ersten  Mobilgardisten  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich  erörtert.^) 

1094*  —  Vierte  Bedingung.  —  Die  Freikorps  mttssen  die  Waffen 
offen  fuhren  und  das  Kriegsrecht  beobachten.  —  Dies  ist  klar.  —  Es  kön- 
nen nur  diejenigen  das  Kriegsrecht  anrufen,  die  es  selbst  bei  der  Krieg- 
führung befolgen. 

1095.  —  Die  Mitglieder  der  Brttsseler  Konferenz  einigten  sich  ttber 
die  Formulierung  dieser  Bedingungen.  Die  Ansichten  gingen  aber  darflber 
auseinander,  ob  alle  Voraussetzungen  zusammen  vorliegen  mttssten  oder, 
ob  auch  das  Vorhandensein  einzelner  Erfordernisse  genttge.  —  Sind  aQe 
vier  Voraussetzungen  vereint,  so  ist  das  Vorgehen  der  Hilfkorps  zweifellos 
rechtmässig.  Es  wird  dadurch  Missverständnissen  und  Beschuldigungen 
vorgebeugt. 

Mit  der  genauen  Feststellung  der  Kennzeichen  der  Kriegfahrenden 
bezweckt  man,  sie  mit  Sicherheit  von  Bänberbanden  zu  unterscheiden,  die 
sich  den  Krieg  zunutze  machen,  um  auf  eigene  Faust  bald  hier  bald  dort 
zu  morden  und  zu  zerstören.  (Art.  82  u.  84  der  amerikan.  Kriegsartikel.  — 
Bluntschli,  op.  cit,  Art.  513,  571,  641.) 

Sehr  vereinfacht  wird  die  ganze  Frage  in  allen  den  Staaten,  die  die 
allgemeine  Wehrpflicht  fttr  sämtUche  waffenfähige  Männer  eingeftOirt  haben. 

—  In  den  Zukunftskriegen  werden  die  Freischaren,  Aufklärer  und  One- 
rillas  entweder  aus  der  regelmässigen  Truppe  gebildet,  wodurch  sie  deren 
Charakter  und  damit  auch  deren  Rechte  bewahren,  oder  man  nimmt 
sie  aus  der  dem  Heere  femstehenden  Bevölkerung.  Ihre  ^ahl  wird  gering 
sein,  und  es  wird  nicht  schwer  halten,  sie  in  regelmässiger  Weise  zu  or- 
ganisieren. 

1095^.  —  [Muss  man  auch  ausländische  Freiwillige  als  Kombattanten 
gelten  lassen  und  sie  als  solche  behandeln?  —  Gehören  diese  Freiwilligen 
einem  andern  Lande,  als  dem  der  einen  oder  der  andern  Kriegspartei  an, 
so  ist  die  Bejahung  fraglos,  wofern  sie  die  zur  Erlangung  der  Rechte  von 


1)  GeffckenHeffter,  op.  cit,  §  124,  Anm.  2. 
2)"  " 


2)  Valfrey,  Histoire  de  la  diplomatte  du  gouyemement  de  la  Defense  nationale, 
p.  162. 
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Eriegftthrenden  erforderlichen  Bedingungen  (Tragen  von  Abzeichen,  Beob- 
achtung des  Eriegsrechts)  erfttllen.  Der  neutrale  Untertan,  der  in  ein 
fremdes  Heer  in  Dienste  tritt,  verliert  dadurch  seine  Eigenschaft  als  Neu- 
traler, erwirbt  aber  dagegen  die  als  Eriegführender.  Die  Frage  wurde 
bei  Beginn  des  griechisch-türkischen  Erieges  von  1897  (B.  D.  I.  P.,  t.  VI 
p.  783  Note  3),  desgleichen  auch  während  des  südafrikanischen  Erieges 
von  1899/1902,  vielfach  besprochen.  Holländer,  Franzosen,  Deutsche  und 
andere  Ausländer  kämpften  auf  Seiten  der  Buren.  —  Sind  die  Freiwilligen 
dagegen  Untertanen  des  Staates,  gegen  den  sie  kämpfen,  so  haben  sie  den 
Anspruch,  von  diesem  Staate  nach  Eriegsrecht  behandelt  zu  werden,  ver- 
wirkt. Da  sie  ein  Verbrechen  gegen  ihr  bisheriges  Vaterland  begangen 
haben,  so  können  sie  nach  ihrer  Ge&ngennahme  ohne  weiteres  erschossen 
werden.    (R.  D.  I.  P.,  t.  VI  p.  785).] 

1096.  — -  Das  Massenaufgebot  (levie  en  masse).  —  Wenn  eine 
Reihe  von  Niederlagen  das  Verteidigungsheer  desorganisiert  und  aufgerie- 
ben hat  und  der  Feind  überall  ins  Land  einzufallen  droht,  so  wird  die 
Regierung  sich  häufig  zur  Abwendung  der  Oefahr  veranlasst  sehen,  das 
HassenaiSgebot  aller  waffenfähigen  Männer  anzuordnen.  Es  kommt  unter 
solchen  Umständen  auch  vor,  dass  die  Bevölkerung  einer  Provinz  sich  aus 
freien  Stücken  erhebt  und  zu  den  Waffen  greift,  um  dem  zusammenge- 
schmolzenen Heere  zur  Hilfe  zu  eilen.  Ist  ein  derartiges  Verfahren  gerecht- 
fertigt und  stehen  die  Mannschaften  des  Massenaufgebots  unter  dem  Schutze 
des  Eriegsrechts?  Welche  Bedingungen  haben  sie  zu  erfüllen,  damit  sie 
als  Eriegspartei  behandelt  werden? 

Massenerhebungen  sind  in  der  Geschichte  nicht  selten.  —  um  genau 
den  Unterschied  zwichen  Theorie  und  Praxis  zu  zeigen,  wollen  wir  von  den 
FSJlen  des  19.  Jahrhunderts  das  Massenaufgebot,  das  Friedrich  Wilhelm  ISI. 
von  Preussen  im  Jahre  1813  anordnete,  mit  dem  vergleichen,  das  die  Re- 
gierung der  Nationalen  Verteidigung  im  Jahre  1870  beschloss. 

Die  Verordnung  von  1813  schreibt  zunächst  durchaus  erlaubte  und 
zulässige  Massregeln  vor,  wie  Verwüstung  des  Landes  beim  Herannahen 
des  Feindes,  Abfangen  von  Lebensmittelvon*äten  und  Eonvois,  nächtliche 
Handstreiche,  Versuch,  dem  Feinde  den  Rückzug  abzuschneiden  usw. 
Art.  7  lautet  nun  aber:  Der  Erieg  der  Notwehr  heiligt  jedes  Mittel;  die 
entschiedensten  sind  die  besten,  denn  es  sind  die,  welche  der  heiligen  und 
gerechten  Sache  am  wirksamsten  dienen.  —  Art.  13  fügt  hinzu:  Der  Land- 
sturm hat  weder  Uniform  noch  besondere  Abzeichen,  denn  Uniformen  und 
Abzeichen,  die  ihn  leicht  erkennbar  machen  würden,  würden  nur  dazu 
dienen,  ihn  den  Verfolgungen  des  Feindes  auszusetzen.^) 

Das  Dekret  der  Delegation  von  Tours  vom  2.  November  1870  berief 
alle  waffeniähigen  Männer  vom  21.  bis  zum  40.  Jahre  ein  (Art.  1),  verlangte, 
dass  sie  entsprechend  den  Dekreten  vom  29.  September  und  vom  11.  Oktober 
durch  die  Präfekten  organisiert  würden  (Art.  2),  stellte  sie  nach  erfolgter 
Organisation  dem  Eriegsminister  zur  Verfügung  (Art.  3)  und  gab  ifiien 
eine  bestimmte  Bekleidung  und  eine  Ausrüstung  (Art.  4).  —  Dieses  Dekret 
machte  die  einberufenen  Mannschaften  zu  hierarchisch  organisierten  Eom- 
battanten;  sie  waren  auch  als  solche  aus  der  Feme  erkennbar.^ 

1)  Man  vergleiche  hiermit  die  FordemDgen,  die  Bismarck  im^Jahre  1870  hin- 
sichtlich der  Mobilgarde  und  der  Fntnktireurs  stellte. 

2)  Am  Taffe  nach  der  Erklärung  des  ffriechisch-torkischen  Erieges  befahl  der 
griechische  Knegsminister  den  Prifekten  des  Königreichs,  die  Bürgermeister  der 
Dörfer  anfznfordem,  „ihre  Mitbürger  zu  bewaffheten  Trappen  zu  organisieren  and  sie 
dorthin  za  führen,  wo  die  Ehre  und  das  Interesse  des  Vaterlandes  es  erforderte*. 
Dieses  Massenaufgebot  ist  nicht  ernstlich  zor  Aosfllhrung  gekonuien  (R.  D.  I.  P., 
t.  IV,  p.  695).] 
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iWJ.  —  Die  Frage  der  Massenerhebung  war  auch  auf  der  BrOsseler 
Konferenz  (Juli  und  August  1874)  Gegenstand  der  BrSrterungen.  —  Die 
Vertreter  der  Grossm&chte  hatten  gewünscht,  dass  nur  die  Staatstmppen 
und  die  regelrecht  organisierten  Hilfskorps  zu  den  Kombattanten  ge- 
zählt werden  möchten.  Allein  die  BeyoUmächtigten  der  kleinem  Staaten 
wandten  dagegen  ein,  dass  die  Möglichkeit  eines  Massenaufgebots  rine 
Lebensfrage  Sir  ihre  Länder  werden  konnte.^)  —  Daraufhin  wurde 
Artikel  10  des  Entwurfs  der  Deklaration  folgendermassen  abge&sst: 
„Die  Bevölkerung  eines  nicht  besetzten  Gebietes,  die  beim  Herannahen 
des  Feindes  aus  eigenem  Antriebe  zu  den  Waffen  greift,  um  die  ein- 
dringenden Truppen  zu  bekämpfen,  ohne  2ieit  gehabt  zu  haben,  sich  nach 
Art.  9  zu  organisieren,  wird  als  Kriegspartei  betrachtet,  sofern  sie  die 
Gesetze  und  Gebräuche  des  Krieges  beobachtet^.  Dieselbe  Bestimmung 
ist  im  Ali;.  2  des  Manuel  d'Oxford  und  im  Art.  21  der  Amerikanischen 
Kriegsartikel  wiedergegeben.  [Sie  findet  sich  auch  im  Art.  3  der  Haager 
Bestimmungen  von  1899.  Auf  der  Haager  Konferenz  wurde  die  Frage 
des  Massenaufgebots  ebenso  wie  bei  den  Brüsseler  Verhandlungen  lebhaft 
erörtert.]^) 

Also,  nachdem  man  von  den  Franktireurs  und  den  Freiwilligenkorps 
die  ErfDUung  der  oben  aufgezIUdten  Bedingungen  verlangt  hatte,  begnügt 
man  sich  bei  Volkserhebungen,  nur  die  staatliche  Ermächtigung  zu  fordern, 
ohne  das  Tragen  einer  Uniform  für  wesentlich  anzusehen,  ja,  man  hält 
sogar  die  Ermächtigung,  die  Organisation  sowie  die  Anlegung  von  Ab- 
zeichen für  überflüssig,  wenn  nur  die  Kriegsgebräuche  beobachtet  werden. 
Ihidlich  ist  man  soweit  gegangen,  eine  Kriegspartei  als  vorhanden  schon 
dann  anzunehmen,  wenn  eine  Achtung  gebietende  Zahl  von  Kämpfern 
Widerstand  leistet. 

Dies  ist  die  von  den  meisten  deutschen  und  ameiikanischen  Publi- 
zisten vertretene  Lehrmeinung.  ^) 

Geffcken  verwirft  sie:  Man  tut  Unrecht,  wenn  man  eine  Ausnahme 
ftr  das  Massenaufgebot  zulässt,  „es  trifft  die  Sache  nicht,  wenn  man  sagt, 
dass  bei  einem  solchen  alle  dienstfiihigen  Männer  des  Gebietes,  soweit  es 
nicht  vom  Feinde  besetzt  ist.  Kämpfende  sind;  mit  der  fehlenden  Uniform 
fehlt  das  sichtbare  Zeichen.  Ebenso  ist  die  Forderung  Lieber 's,  sie 
müssten  einen  Widerstand  in  achtunggebietender  Zahl  repräsentieren, 
viel  zu  vag.  Ein  blosses  Massenaufgebot  bietet  ausserdem  keine  Gewähr 
der  Subordination  .  .  .  Man  kann  sogar  sagen,  dass  das  Massenau^bot 
für  die  Verteidigung  des  Landes  eher  schädlich  als  nützlich  ist,  sein 
regehnässiger  Unterhalt  ist  schwer  zu  beschaffen,  Mangel  an  Disziplin, 
ansteckende  Krankheiten,  Paniks,  die  so  leicht  vorkommen,  machen  sie 
zu  einem  Hemmnis  der  Kriegführung,  die  heute  zu  sehr  auf  militärischer 
Durchbildung  beruht,  als  dass  sie  durch  die  blosse  Kopfzahl  ersetzt 
werden  könnte^.  Geffcken  hält  den  Art.  10  der  Brüsseler  Deklaration 
für  unannehmbar.  —  Auch  der  Kommandant  Guelle  weist  die  These 
Bluntschli's,  Halleck's  u.  a.  nachdrücklich  zurück.^) 

1098.  —  In  Frankreich  und  in  den  andern  Staaten,  die  die  wehr- 
fähigen Mannschaften  bis  zum  40.  oder  45  Jahre  in  ihre  Reserve   oder 

1)  Akte  der  Brüsseler  Konferenz,  Protokoll  No.  12,  13  und  14. 

2)  rR.D.I.P.,  tVI.  p.742.] 

3)  Bluntchli,  op.  cii,  Art.  670,  Anm.  2  und  8;  Art.  597  und  598.  —  Halleck, 
op.  dt,  eh.  XVI  §  9.  — OalYO,  op.  cii,  §§  2053— 2058. —  Grenander,  op.  cit>  p.  23. 
-  Ott  bei  Klüber  §  367  Anm.  '        '    ' 

4)  Geffcken-Heffter,  op.cit,  §  124 Anm. 2. —  Guelle,  op.cit,  tl,  pp.85et9. 
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Landwehr  einstellen,  hat  die  Frage  des  Massenaufgebots  ihre  Wichtigkeit 
▼erloren.  Bedentnng  hat  sie  nur  noch  für  die  Staaten,  die  die  allgemeine 
Wehrpflicht  noch  nicht  angenonunen  haben  oder  die  nur  ein  aktives  Heer, 
ohne  Beserye  und  Landwehr  besitzen. 


Zweiter  Abschnitt. 
Behandlung  der  Kombattanten  wihrMd  der  Schlacht 

1099.  —  Während  der  Schlacht  ist  es  zweifellos  erlaubt,  die  Personen 
der  feindlichen  Heere  und  Truppen  zu  töten  oder  zu  verwunden  (Amerik. 
&iegsartikel,  Art.  57). 

Sobald  aber  der  feindliche  Soldat  den  Widerstand  aufgibt,  ist  es 
verboten,  ihn  zu  töten  oder  zu  verwunden.  Sobald  der  Feind  aufhört, 
zu  schaden,  höH  auch  das  Recht  auf,  ihm  zu  schaden.  —  Ob  es  sich  um 
eine  freiwillige  Übergabe  oder  um  eine  erzwungene  Entwaffnung  eines 
Truppenkörpers  oder  eines  einzelnen  handelt,  ist  von  keinem  Belang. 
Der  entwaffnete  Feind  wird  unverletzlich.  Ihn  zu  töten,  würde  ein  Mord, 
ihn  zu  misshandeln  oder  zu  verwunden,  eine  Niederträchtigkeit  sein 
(Amerikan.  Eriegsartikel,  Art.  71).  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  23]. 
Seine  Persönlichkeit  muss  geachtet  werden.   Er  ist  ein  Kriegsgefangener,  i) 

Nach  heutigem  Eriegsrecht  ist  es  unzulässig,  im  voraus  aus  Hass 
oder  zur  Abschreckung  zu  erklären,  dass  man  kein  Pardon  geben  werde.*) 
Keine  Kriegspartei  ist  beftagt,  diese  Vergünstigung  ihrem  Oegner  zu  ver- 
jsagen;  niemand  darf  im  voraus  erklären,  dass  er  Pardon  nicht  annnehmen 
werde.  (Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  60, 61, 62.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  9. 
—  Brüsseler  Deklaration,  Art.  13).  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  28.] 

Wenn  der  Gegner  das  Kriegsrecht  dadurch  verletzt,  dass  er  Kriegs- 
gefemgene  oder  die  Bevölkerung  einer  erstttrmten  Stadt  niedermetzelt,  so 
macht  man  in  der  Praxis  von  Repressalien  Gebrauch.  Die  Vernunft 
billigt  dies  nicht:  denn  man  vergreift  sich  dadurch  an  Schuldlosen. 
Rechtlich  dttrften  nur  die  Urheber  der  Freveltaten  bestraft  werden. 
Werden  sie  ergriffen,  so  sind  sie  je  nach  der  Schwere  des  Vergehens  den 
Stand-  oder  Kriegsgerichten  zu  überantworten.  Diese  haben  jeden  einzehien 
abzuurteilen.  Auch  die  Strafe  muss  den  einzelnen  treffen.  —  Das  völker- 
rechtliche Herkommen  lässt  jedoch  Repressalien  zu  (No.  1018  u.  ff.). 

1100.  —  Spione.  —  In  Friedenszeiten  ist  die  Spionage  oder  Kund- 
schafterei, d.  h.  die  heimlich  im  Auslande  angestellten  Nachforschungen 
Ober  die  Ausrüstung,  die  Festungen,  die  Hafenplätze  und  die  Hilftquellen 
des  Feindes,  ein  Vergehen,  das  zur  Zuständigkeit  der  gewöhnlichen  Ge- 
richte gehört  und  das  nach  den  Strafgesetzen  der  einzelnen  Länder  ver- 
schieden geahndet  wird.  —  Während  des  Krieges  ist  die  Spionage  ein 
gefUirliches  Unterfangen,  denn   der  Spion  wird  kriegsgerichtlich  abge- 

t)  Die  enfflischen  Trappen  habeu  wihreud  des  stdafrikanischeii  Krieges  diese 
GrundflÜze  nicht  louner  eingehalten.  Bei  ElandsRate  emtben  sich  90  Buren,  die  von 
EngUndem  umzingelt  worden  waren,  indem  sie  die  Waffen  von  sich  warfen.  Trotz- 
dem haben  die  Engländer  sie  niedergemetzelt  (R.  D.  I.  P.,  i  VU,  p.  €S7).] 

9)  [Als  Kaiser  Wilhelm  U.  im  Jahre  1900  mit  den  andern  Mächten  Trappen 
nach  China  sandte,  um  f&r  die  Greueltaten,  die  die  Chinesen  an  den  in  ihrem  Lande 
weilenden  Ausländem  im  Juni  und  Juli  begangen  hatten,  Rache  zu  nehmen,  richtete 
«r  an  seine  Soldaten  eine  Ansprache,  worin  er  beüahl,  keine  Gefangenen  zu  machen 
und  kein  Pardon  zu  geben.] 
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urteilt  und  bestraft.  Spion  ist,  wer  heimlich,  unter  einer  Verkleidonic 
oder  unter  falschem  Vorwande  Nachrichten  einzuziehen  sucht,  in  der 
Absicht,  sie  dem  Feinde  mitzuteilen.  —  Militärpersonen  in  Uniform,  die 
in  das  Operationsgebiet  des  feindlichen  Heeres  eingedrungen  sind,  um  sich 
Nachrichten  zu  verschaffen,  sind  nicht  als  Spione  zu  betrachten.  (Amerika 
Eriegsartikel,  Art.  88.  —  Brttsseler  Deklaration  von  1874,  Art.  19  u.  22. 

—  Manuel  d'Oxford,  Art.  24.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  29].  — 
Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  629,  630). 

1101.  —  Die  Spionage  im  Kriege  hat  ihre  Gegner  und  ihre  Ver- 
teidiger, unter  den  Gegnern  sind  zu  nennen:  Fiore,  Montesquieu, 
Pinheiro-Ferreira  und  Vattel.  —  Friedrich  der  Grosse  war  ein  ent- 
schiedener Anbänger  der  Spionage,  er  machte  häufig  Gebrauch  von  ihr. 

—  Funck-Brentano  et  Sorel,  Calvo,  Heffter,  Klüber,  G.  F.  von 
Martens  u.  a.  ftthren  aus,  dass  die  Heerführer  gezwungen  seien,  sich  fib^* 
die  Streitkräfte  und  die  Bewegungen  des  Feindes  so  gut  wie  möglich  zu 
unterrichten,  und  dass  es  dem  Kriegsrechte  nicht  widerspreche,  sich  mit 
Hilfe  der  Spione  Auskunft  über  die  Absichten  des  Feindes  zu  verschaffen« 

1103. —  Wenn  dem  aber  so  ist,  wie  erklärt  es  sich,  dass  die  Militär- 
gesetze dem  Spion  als  Strafe  den  Tod  androhen?  —  Die  Notwendigkeit, 
sich  gegen  die  Gefährlichkeit  der  Spionage  zu  schützen,  zwingt  zu  einer 
so  strengen  Bestrafung.    Es  handelt  sich  um  eiaen  Akt  der  Notwehr. 

Für  den  Staat  ist  das  Schutzbedürfiiis  dasselbe,  welches  auch  der 
Beweggrund  sein  möge,  der  den  Spion  geleitet  hat.  Mag  der  Spion  aus 
Patriotismus  oder  aus  Geldgier  gehandelt  haben,  beides  ist  belanglos. 
Wird  der  Spion  ertappt,  so  wird  der  Feind  jenem  Hochachtung,  diesem 
Geringschätzung  entgegenbringen;  beide  wird  er  aber  erschiessen,  denn 
für  ihn  ist  die  Gefahr  dieselbe.  So  wui*de  denn  auch  die  auf  der  Brttsseler 
Konferenz  vorgeschlagene  Unterscheidung  verworfen. 

Da  die  Gefährlichkeit  der  Spionage  nur  so  lange  währt,  als  der 
Spion  sein  Geschäft  besorgt,  so  darf  er  auch  nur  verfolgt  und  bestraft 
werden,  wenn  er  auf  frischer  Tat  ergriffen  wird.  —  „Ein  Spion,  der  zu 
seinem  Heere  zurückgekehrt  ist  und  später  vom  Feinde  gefangen  ge- 
nommen wird,  ist  als  Kriegsgefangener  zu  behandeln  und  kann  für  früher 
begangene  Spionage  nicht  verantwortlich  gemacht  werden."  (Brüsseler 
Deklaration,  Art.  20  und  21.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  26).  —  [Haager 
Bestimmungen,  Art.  31.])  —  Müsste  nicht  eine  andere  Bestimmung  gelten, 
wenn  die  Spionage  eine  Übertretung  des  Kriegsrechtes  wäre?  —  tki  der 
Spion  ein  Untertan  des  Staates,  der  ihn  gefangen  nimmt,  so  wird  er  den 
einheimischen  Gerichten  überantwortet,  die  ihn  wegen  Landesverrats 
richten  und  bestrafen. 

1108.  —  Der  Versuch  der  Spionage  wird  wie  die  vollendete  Tat  be- 
straft. —  Die  den  Spionen  und  ihren  Mitschuldigen  durch  die  Gesetze 
der  Staaten  angedrohte  Strafe  ist  fast  immer  der  Tod.  Sie  werden  er- 
schossen oder  aufgeknüpft.  (Code  de  justice  milit.,  Art.  206  und  207; 
Code  pönal  Art.  83)*)  —  Die  Todesstrafe  darf  aber  nur  in  den  schwersten 
Fällen  ausgesprochen  werden.  „In  sehr  vielen  Fällen  wäre  sie,  so  sagt 
Bluntschli,  unverhältnismässig  hart.  Die  Verordnungen  des  deutschen 
Oberfeldherrn  vom  16.  uud  19.  August  1870,  welche  Spione,  Missweg- 
führer und  andere  Verräter  und  Missetäter  gegen  die  Sicherheit  der 
Truppen  mit  der  Todesstrafe  bedrohen,  sind  von  vielen  getadelt  worden. 
Die  Drohung  der  Todesstrafe  ist  wohl  unentbehrlich,  aber  sie  darf  doch 

*)  Deutsches  lüHtärstnrfgesetamch  §§  56  und  58  in  VerUndmg  mit  §§  80—93  des 
Bekhsstrc^jSfesetdmdis, 
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nur  in  schwersten  Fällen  wirklicher  Verschuldung  angewendet  werden^^ 
(Blontschli  Art.  628  Anm.) 

1104.  —  Aber  auch  selbst  dann,  wenn  der  Spion  auf  frischer  Tat 
betroffen  wird,  darf  er  nicht  ohne  weiteres  am  Leben  gestraft  werden. 
Es  muss  eine  gerichtliche  Untersuchung  gegen  ihn  stattfinden  pSaager 
Bestimmungen,  Art.  30],  damit  Irrtümer  vermieden  und  schlecht  begründete 
Anklagen,  die  im  Kriege,  wo  jeder  geneigt  ist,  Spione  zu  wittern,  häufig 
sind,  auf  ihre  Haltlosigkeit  zurttckgefbhrt  werden.  Auch  ein  Offizier  von 
hoher  Rangstellung  darf  nicht  ermächtigt  werden,  ohne  weiteres  die  Hin- 
richtung von  Personen,  die  der  Spionage  beschuldigt  sind,  anzuordnen 
(Code  de  justice  militaire  fran(;ais,  Art.  63,  64,  206  und  207). 

1106.  —  Deserteure  und  Überläufer.  —  Deserteure  und  Über- 
läufer, die  unter  Verletzung  ihrer  Dienstpflicht  zum  Feinde  übergehen, 
machen  sich  eines  Verbrechens  schuldig,  das  nach  den  Gesetzen  ihres 
Staates  bestraft  wird.  —  Hat  der  Feind,  zu  dem  sie  sich  geflüchtet  haben, 
das  Recht,  sie  ihrem  Staate  zu  überantworten?  Die  Frage  ist  streitig. 
—  Jedenfalls  hat  der  Feind  kein  Recht,  sie  wegen  ihrer  Handlungsweise 
zu  bestrafen,  denn  ihr  Verhalten  berührt  ihn  nicht.  Er  hat  auch  kein 
Interesse  daran,  sie  auszuliefern,  denn  sie  haben  durch  ihr  Weggehen  die 
Streitkräfte  des  Gegners  gemindert.  —  Wir  können  dem  Feinde  aber  doch 
nicht  das  Recht  versagen,  diese  Personen  zurückzuweisen.  Er  begeht  damit 
ihnen  gegenüber  keinen  Verrat,  da  er  durch  keine  Verpflichtungen  ge- 
bunden ist.  Der  Feind  ist  nicht  gehalten,  sie  gegen  die  Strafe,  die  sie 
sich  zugezogen  haben,  zu  schützen.  —  In  der  Praxis  findet  gewöhnlich 
keine  Auslieferung  von  Deserteuren  und  Überläufern  statt.  —  (Code  de 
justice  militaire,  Art.  59,  65,  184,  216,  231  bis  243;  Art.  175  und  231 
des  Dekrets  vom  26.  Oktober  1883  über  den  Dienst  der  im  Felde  stehen- 
den Armeen.) 

1106«  —  Boten  (messagers).  —  „Boten,  die,  in  der  Uniform  ihres 
Heeres  und  bewaffiiet,  Depeschen  oder  mündliche  Aufträge  von  einem 
Truppenkörper  oder  einem  belagerten  Platze  einem  andern  Truppenkörper 
oder  ihrer  Eegierung  überbringen,  sind,  wenn  sie  bei  Vollziehung  ihres 
Auftrags  auf  dem  vom  Feinde  besetzten  Gebiete  ergriffen  werden,  als 
Kriegsgefangene  zu  behandeln.  Sind  die  Boten  nicht  Soldaten  oder  sind 
sie  nicht  in  Uniform,  so  hängt  es  von  den  Umständen,  unter  denen  ihre 
Ergreifung  stattfand,  ab,  wie  gegen  sie  yeifahren  werden  soU^  (Artikel  99 
der  amerikan.  Kriegsartikel). 

Im  letztern  Fidle  sind  die  Boten,  wenn  sie  nichts  getan  haben,  um 
den  Feind  zu  täuschen,  wie  Kriegsgefangene  zu  behandeln.  Haben  sie 
dagegen  durch  Hinterlist,  Verkleidung  oder  Betrügerei  den  Feind  zu 
hintergehen  versucht,  so  sind  sie  den  Spionen  gleich  zu  achten.  [Haager 
Bestimmungen,  Art.  29.] 

1107.  —  Luftschiffer.  —  Die  Benutzung  von  Luftschiffen  ist  schon 
alt.  Die  Franzosen  haben  sich  ihrer  bei  der  Schlacht  von  Fleurus,  am 
26.  Juni  1792  und  bei  der  Belagerung  von  Mainz  1794  bedient.  —  Aber 
erst  im  Jahre  1870  sind  die  Fragen  über  die  Rechtmässigkeit  dieses 
Kundschaftsmittels  und  über  die  Behandlung  der  Luftschiffer  zur  Er- 
örterung gekommen.  —  Während  der  Belagerung  von  Paris  spielten  die 
Luftschiffe  eine  bedeutende  Bolle.^) 

Bismarck  griff  zu  seinem  beliebten  Mittel,  einzuschüchtern,  als  er  in 


1)  Mit  einem  Luftschiffe  gelang  es  Oambetta,  das  belagerte  Paris  zu  yerlaasen 
und  aich  zur  Organisation  der  MationalTerteidignng  in  die  Provinz  zu  begeben. 
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einer,  durch  Vermittlang  des  Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  der 
französischen  Regierung  überreichten  Depesche  vom  19.  November  1870 
androhte,  dass  man  gegen  Luftschiffer  nach  Slriegsrecht  verfahren  würde; 
er  vermied  es,  sich  genauer  auszudrücken;  er  wusste  sehr  wohl,  dass  das 
Eriegsrecht  diesen  Fall  nicht  hatte  regeln  kOonen;  er  wollte  nur  so 
verstehen  geben,  dass  die  Luftschiffer  als  Spione  gelten  sollten. 

Die  Ansicht  des  Eeichskanzlers  ist  von  mehrem  deutschen  Publizisten 
wieder  aufgenommen  und  verteidigt  worden.^)  —  Sie  ist  unbillig  und 
unzutreffend.  Der  Luftschiffer  handelt  ohne  jede  Heimlichkeit  und  ahne 
täuschende  Machenschaften.  Man  kann  ihn  mit  dem  Boten^  der  sich  offen 
und  unverkleidet  in  die  Bdhen  der  Feinde  begibt,  oder  mit  demjenigen, 
der  einen  Berg  ersteigt,  um  die  Stellungen  des  Gegners  zu  erkunden, 
vergleichen.  —  Es  lässt  sich  nichts  dagegen  einwenden,  dass  auf  Liift- 
sch^Te  geschossen  wird,  und  dass  besondere  Qeschütze  erbaut  werd«i, 
damit  man  sie  erreichen  kann.  Aber,  wenn  der  Luftschiffer  landet  und 
ergriffen  wird,  so  muss  er  wie  ein  Kriegsgefangener  behandelt  werden. 

Die  übertriebenen  Forderungen  Bismarck's  gelangten  nicht  zur  An- 
nahme. —  Auf  der  Brüsseler  Konferenz  von  1874  hat  der  deutsche  Be- 
vollmächtigte sich  beeilt,  einzuräumen,  dass  das  einzig  zulässige  Verfeihren 
gegen  festgenommene  Luftschiffer  das  sei,  sie  als  Kriegsgefangene  zn 
behandeln.  (Brüsseler  Deklaration,  Art.  22  No.  3.  —  Manuel  d'Oxford, 
Art.  21  und  24.)  —  pie  Haager  Bestimmungen  von  1899  (Art.  29)  be- 
trachten ebenfalls  nicht  als  Spione  „die  Personen,  die  in  Luftschiffen 
befördert  werden,  um  Nachrichten  zu  überbringen  oder  um  überhaupt 
Verbindungen  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  eines  Heeres  oder  eines 
Oebietes  aufrecht  zu  erhalten^.]  Ratsam  wird  es  sein,  die  Eigenschaft 
der  Luftschiffer  als  Kombattanten  durch  eine  Uniform  und  eine  Vollmachta- 
urkunde kenntlich  zu  machen.  —  Calvo  vergleicht  die  Mannschaft  eines 
Luftschiffes  mit  der  B^atzung  eiaes  FaJbrzeuges,  das  eine  Blockade 
bricht.  Für  ein  derartiges  Unternehmen  kennt  das  Kriegsrecht  keine 
Strafvorschrift.  Warum  sollte  es  strafbar  sein,  auf  dem  Luftwege  das 
zu  tun,  was  zu  Wasser  erlaubt  ist?*) 


Dritter  Abschnitt. 
Behandlung  der  Kombattanten  nach  der  Schlacht 

1108.  —  Es  sind  drei  Gruppen  zu  unterscheiden:  Tote,  Verwundete 
und  Kriegsgefangene. 

1.  Tote.  —  Gegenüber  den  Toten  hat  man  nach  der  Schlacht 
drei  Pflichten    zu   eriUIlen.     a.    Die    Achtung    vor   dem  Leichnam    zu 

1)  OeffckeD-Heffter,  op.  cit,  §  251,  Anm.  —  Bluntschli  gelangt  in  seinem 
Bestreben,  die  deutschen  Forderungen  zu  rechtfertigen,  zu  der  Behauptung,  dass  der 
Luftraum  bis  zu  einer  Hohe  von  3  oder  4000  Fass  über  dem  Boden  der  Beherrschung 
der  besetzenden  Armee  unterworfen  sei  (op.  cit,  Art.  632*  Anm.  2).  —  T^  auek 
Dahn  in  den  JahrbOehem  f.  d.  A.  u.  die  M,,  Bd.  III,  8,  90  ff.  —  Münckener  Kriüsdle 
Vierteliahruckrift,  1873,  8.  462,  —  K  K,  der  LuftbaUan  im  V^Oserretht  in  den  Otjent- 
boten,  Bd.  XXX,  8.  990  ff.  —  Zorn,  Kriegemütd  etc.,  8.  65  ff. 

2)  Calvo,  op.  cit,  t.  IV,  §  2139.  —  Fiore,  Droit  international  codifie,  Art.  1028. 
—  T.  Martens,  op.  cit,  Bd.  II,  §  116.  —  Neumann,  op.  cit.  p.  175.  —  Pillet,  Le 
Droit  de  la  guerre,  p.  215.  >-  Wilhelm,  De  la  Situation  juridique  des  aeronautes  en 
Droit  international,  J.  I.  P.,  t  XVIII,  p.  440. 
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sicheriL  —  Es  ist  nicht  erlaubt,  Tote  zu  durchsuchen,  um  sich 
ihres  Geldes  und  ihrer  Wertsachen  zu  bemächtigen.  Diese  Gegen- 
stände müssen  vielmelir  ihren  Familien  durch  Vermittlung  der  Militär- 
und  Zivilbehörden  zurückerstattet  werden.  —  Dies  wird  vielleicht  nicht 
immer  leicht  sein,  aber  es  ist  doch  möglich  (Ciode  de  justice  militaire 
firan^ais,  Art.  249).*) 

b.  Die  Persönlichkeit  der  Toten  festzustellen.  —  Man  darf,  selbst 
auf  dem  ScUachtfelde,  die  Toten  nicht  beerdigen,  bevor  man  sich 
nicht  alle  zur  Feststellung  ihrer  Persönlichkeit  irgendwie  dienenden 
Angaben  und  Beweise  verschafft  hat.  —  Die  einzigen  Beweise,  die 
fi-flher  möglich  waren,  waren  das  Soldbuch  (livret)  und  in  Ermang- 
lung dessen  die  Begimentsnummer  und  die  Stammrolle  des  Soldaten 
(matricule;.  —  In  den  zukünftigen  Kriegen  werden  die  Ermittlungen 
durch  Einführung  der  Identitätstafeln  (plaques  d'identit^)  leichter  und 
sicherer  sein.  (Französische  Ministerialverfagungen  vom  2.  und  13.  Sept. 
1881  und  vom  12.  Oktober  1883.)  —  Eine  Zusammenstellung  der  Angaben 
über  die  Toten  wird  tuiüichst  schnell  dem  Gegner  mitgeteilt.  Gleichzeitig 
übergibt  man  ihm  die  bei  den  Gefallenen  gefundenen  Gegenstände,  die 
deren  Eigentum  waren.^ 

c.  Die  Toten  zu  bestatten.  —  Diese  Pflicht  liegt  der  Eriegs- 
partei  ob,  die  die  Herrin  des  Schlachtfeldes  geblieben  ist.  —  Sehr 
hän^  vereinbaren  die  Heerführer  eine  Waffenruhe  von  einem  oder 
zwei  Tagen  zur  Bestattung  der  Toten  und  Wegschaffung  der  Vewundeten 
beider  Teile.  Bei  der  Bestattung  hat  man  sich  vor  Übereilungen  zu  hüten; 
es  könnten  sonst  leicht  Lebende  beerdigt  werden,  und  die  Ermittlung  der 
Persönlichkeit  der  Gefallenen  würde  darunter  leiden.  —  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  man  jede  nur  erdenkliche  Vorsicht  aufbieten  muss,  um 
ansteckenden  Krankheiten  vorzubeugen.^)  —  ptVährend  des  spanisch- 
amerikanischen Krieges  von  1898  haben  die  Spanier,  die  zu  geschwächt 
und  in  zu  geringer  Zahl  waren,  um  die  erforderlichen  Gräber  herzustellen, 
zuweilen  die  Leichen  aufgehäuft,  sie  mit  Petroleum  begossen  und  sodann 
verbrannt.  Hierdurch  suchte  man  das  Entstehen  von  Seuchen  zu  ver- 
hindern.] 

Bis  jetzt  ist  zwischen  den  europäischen  Staaten  in  dieser  Hinsicht 
noch  keine  internationale  Vereinbarung  getroffen  worden. 

1109.  —  2.  Verwundete  und  Kranke.  —  Die  im  Feldzuge  ver- 
wundeten oder  erkrankten  Soldaten  verdienen  ein  um  so  grösseres  Mitleid 
und  eine  um  so  sorgsamere  Pflege,  als  sie  sich  ihre  Leiden  nur  durch 
strengeErfttUung  ihrer  Pflichten  gegenüber  ihrem  Vaterlande  zugezogen  haben 
(Pillet,  op.  cit.,  1. 1,  p.  219).  —  Dass  jede  Kriegspartei  ihren  eigenenKranken 
und  Verwundeten  die  Fürsorge  angedeihen  lassen  muss,  die  die  Kriegs- 
nntemehmungen  gestatten,  liegt  auf  der  Hand. 

Aber  das  derzeitige  Völkerrecht  verlangt  mehr.  Es  legt  den  Kriegs- 
parteien die  Verpflichtung  ob,  auch  für  die  Krauken  und  Verwundeten 
des  Gegners,  die  in  ihre  Hände  geraten  sind,  zu  sorgen. 

Bei  den  europäischen  Nationen  ist  die  Einrichtung  eines  Sanitäts- 
dienstes für  die  im  Felde  stehenden  Soldaten  schon  ziemlich  alt.  Es 
wäre  interessant,  ihre  geschichtliche  Entwicklung  zu  verfolgen.**)  —  Hier 


1)  [S.  hierüber  die  Artikel  von  UUmann,  R.  D.  I.,  t  XI,  p.  527  u.  B.  D.  I.  P., 
t.  VI,  p.  437.] 

*)  Deutsches  MOitärsk^gesetamth,  §  134. 
**)  Bogaiewikg,  Les  seamrs  tmx  miUtaires  malades  et  blessA  avawt  le  XIX*  sMe. 
B.  D.  L  F.,  l$Oa,  p.  202  et  s. 
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möge  der  Hinweis  genttgen,  dass  die  feindlichen  Heerführer  in  frtthern 
Jahrhunderten  oft  Yereinharungen  unter  einander  getroffen  haben,  worin 
sie  sich  gegenseitig  verpflichteten,  ihre  Verwundeten  zu  schonen  und  zu 
pflegen  und  dem  Sanitätspersonal  des  gegnerischen  Heeres  Schutz  zu  ge- 
währen.O  Diese  Abmachungen  waren  nur  fUr  die  Dauer  eines  bestimmten 
Feldzuges  gültig;  sie  wurden  zudem  schlecht  befolgt,  da  die  Soldaten  sie 
kaum  kannten. 

Dass  den  Verwundeten  gegenüber  eine  Pflicht  der  Menschlichkeit  zu 
ertüllen  ist,  ist  offenbar.  Aber  sie  ist  schwierig  zu  erfüllen,  wenn  die 
Zahl  der  Verwundeten  beträchtlich  ist,  und  diese  Zahl  wird  in  den  Kriegen 
der  Jetztzeit  immer  mehr  anschwellen.^ 

1110.  —  Ein  Genfer  Menschenfreund,  namens  Dunant,  der  im  Jahre 
1859  die  Schlachtfelder  im  Mailänder  Gebiete  autgesucht  und  Verwundete 
gepflegt  hatte,  veröffentlichte,  erschüttert  von  der  Unzulänglichkeit  der 
Hilfeleistungen,  eine  Schrift  unter  dem  Titel:  Le  Souvenir  de  Solferino, 
die  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  die  öffentliche  Meinung  ausübte.  Er 
wandte  sich  im  Verein  mit  dem  Vorsitzenden  einer  Genfer  Gesellschaft, 
Moynier,  an  die  verschiedenen  Staatsregierungen.  Beiden  Männern  gelang 
es,  den  Zusammentritt  einer  Konferenz  zu  veranlassen,  die  vom  23.  bis 
zum  29.  Oktober  1863  in  Genf  tagte.  —  Nach  Verlauf  von  weniger  als 
einem  Jahre  wurde  in  Genf  am  22.  August  1864  ein  Abkommen  von  den 
Bevollmächtigten  aller  grössern  Staaten  (im  ganzen  16)  unterzeichnet. 
Osterreich  trat  der  Konvention  erst  1866,  Russland  1867  und  die  Türkei 
1873  bei. 

Im  Laufe  der  Zeit  sind  noch  Rumänien  (1873),  Persien  (1874),  Japan 
(1886),  Salvador  (1874),  Chüe  (1879),  Peru  (1880)  [Siam  (1895),  Vene- 
zuela (1894),  der  Oranje-Freistaat  (1897)  und  die  südafrikanische  Be- 
publik (1896)  u.  a.]  beigetreten.  Die  Genfer  Konvention  muss  als  die 
Offenbarung  allgemein  anerkannter  Grundsätze  der  Gegenwart  angesehen 
werden. 

Aber  dies  Gesetz  des  zeitgenössischen  Völkerrechts  zeigte  einige 
Lücken  und  UnvoUkommenheiten.  Es  schwieg  insbesondere  über  das 
Los  der  Verwundeten  und  über  die  Lage  der  Ärzte  in  den  Seekriegen. 
Diese  Mängel  blieben  nicht  lange  verborgen.  —  Auf  Anregung  des  un- 
ermüdlichen Moynier  trat  eine  neue  Konferenz  in  Genf  zusammen.  Aus 
ihren  Beratungen  ging  ein  Entwurf  von  Zusatzartikeln  (am  20.  Oktober 
1868)  hervor.  —  Dieser  Entwurf,  der  fünf  Artikel  enthält,  die  die  Be- 
stimmungen der  Konvention  von  1864  verbessern  und  ergänzen,  sowie 
weiter  zehn  Artikel,  die  den  Schutz  der  Krankenpflege  in  den  Seekriegen 
regeln,  ist  von  den  Mächten  nicht  ratifiziert  worden.  —  Vom  theoretischen 
Standpunkte  aus  unterscheidet  sich  mithin  die  Konvention  von  1864  von 
dem  Entwürfe  von  1868.  Die  Konvention  ist  rechtsverbindlich,  da  die 
Mächte  sie  ratifiziert  haben;  der  Entwurf  ist  es  nicht.  In  der  Praxis 
schwindet  aber  diese  Verschiedenheit.  Tatsächlich  hat  man  die  Vor- 
schriften des  Abkommens  von  1868  angewendet.  —  [Seit  der  Haager 
Konferenz  von  1899  liegt  den  Staaten  der  Schutz  der  Kranken  und  Ver- 
wundeten im  Seekriege  in  derselben  Weise  ob,  wie  im  Landkriege.  Das 
Institut  für  Völkerrecht  hatte  auf  seiner  Jahresversammlung  zu  Kopen- 

1)  Lneder,  La  Convention  de  Genive,  p.  14t.^J[)eneBfe,dk€^enferK<moentkm,  8.21. 

2)  Bei  Solferino  gab  es  40000  Tote  und  Verwundete  u.  40000  Kranke.  —  Nach 
der  Schlacht  von  Rezonville  am  16.  August  1870  20400  Verwundete.  —  Nach  der 
Schlacht  Yon  St  Privat  am  18.  August  1870  14  800  deutsche  Verwundete  und  6709 
französische  Verwundete. 
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hagen  1897  die  Frage  nach  der  Ausdehnung  der  Genfer  Konvention  auf 
den  Seekrieg  zur  Beratung  gestellt;^)  die  Beschlttsse  der  Haager  Kon- 
ferenz gxiffen  jedoch  der  Ausführung  dieser  Arbeit  vor.  Die  Friedens- 
konferenz hat  durch  ein  Abkommen  von  14  Artikeln  (vom  29.  Juli  1899) 
die  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg  ausgedehnt.')  Seinem  ganzen 
Umfange  nach  wurde  das  Abkommen  von  allen  bei  der  Konferenz  ver- 
tretenen Mächten,  mit  Ausnahme  von  Deutschland,  Grossbritannien,  der 
Türkei  und  den  Vereinigten  Staaten  unterzeichnet.  Diese  letztem  Mächte 
unterzeichneten  nur  unter  Vorbehalt  des  Aitikels  10,  der  die  neutralen 
Staaten  ermächtigte,  die  mit  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwundeten 
bdadenen  Fahrzeuge  in  ihre  Häfen  zuzulassen.  Infolge  von  Unterhand- 
inngen wurde  dieser  Artikel  10  im  allseitigen  Einverständnisse  wieder  ge- 
strichen. Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Ve];sammlung  zu 
Neuch&tel  im  September  1900  den  Wunsch  auf  Wiederherstellung  dieses 
Artikels  ausgesprochen.^)  (Über  die  Ausdehnung  der  Genfer  Konvention 
auf  den  Seekrieg  durch  das  Haager  Abkommen  vgl.  Nr.  1280.)] 

1110^.  —  [Es  kann  vorkommen,  dass  von  zwei  kiiegftthrenden  Staaten 
nur  einer  der  Genfer  Konvention  beigetreten  ist.  Ist  in  diesem  Falle 
der  Staat,  der  unterzeichnet  hat,  verpflichtet,  die  durch  die  Konvention 
aufgestellten  Eegeln  auch  dem  andern  Staate  gegenüber  zu  beobachten? 
Die  Frage  kann  zweifelhaft  sein.  Einige  sind  der  Ansicht,  dass  die 
Konvention  wie  jeder  Vertrag,  nur  zwischen  den  beteiligten  Parteien  ver- 
bindliche Kraft  erzeuge;  andere  halten  dafür,  dass  die  Genfer  Konvention, 
die  in  allen  ihren  Bestimmungen  dem  Menschenrechte  angehöre,  zwingendes 
Recht  geschaffen  habe;  andere  endlich  unterscheiden  zwischen  den  Be- 
stimmungen der  Konvention,  die  sich  auf  Grundsätze  der  Humanität 
stützen  und  die  angewendet  werden  müssen,  und  solchen,  die  ausschliesslich 
vertragsähnlicher  Natur  und  daher  nicht  verpflichtend  sind.^)  —  Im 
chinesisch-japanischen  Kriege  war  das  Verhalten  der  Japaner  gegen- 
über den  Chinesen,  die  der  Genfer  Konvention  nicht  beigetreten  waren, 
im  weitgehendsten  Masse  menschlich.^) 

[Findet  die  Genfer  Konvention  von  1864  nur  auf  Kriege  zwischen 
Staaten  Anwendung,  oder  muss  sie  auch  bei  einem  Bürgerkriege  beob- 
achtet werden?  Ihrem  Wortlaute  nach  scheint  ihre  Geltung  im  letztem 
Falle  ausgeschlossen  zu  sein.  Trotzdem  darf  man  annehmen,  dass  die 
Grundsätze  der  Konvention,  die  rein  menschlichen  Rücksichten  entsprungen 
sind,  befolgt  werden  müssen.^ 

1111.  —  Es  gehört  nicht  zur  Aufgabe   dieses  Lehrbuches,  eine  ein- 


1)  Ferguson,  The  Red  Gross  Alliance  at  Sea.  —  Houette,  De  Teztension  dea 
prindpes  de  la  Convention  de  Genive  auz  ▼icümes  des  gaerres  maritimes,  1S99.  — 
Auf fret,  Lea  secoura  aui  bleas^a  et  aoz  naufrag^  des  gaerres  maritimes.  Revue  mari- 
time et  coloniale  1S94-1S96-1S97.  —  Gauwia,  L^ztenaion  desprincipes  de  la  Convention 
de  Geneve  aux  gaerres  maritimes,  1899.  —  Faochille,  Les  secours  auz  bless^  malades 
et  naufraff^  dans  les  gaerres  maritimes,  R.  B.  I.  P.,  i  VI.  p.  291.] 

3}  {S.  den  Text  dieses  Abkommens,  R.  D.  I.  P^  t.  VI,  p.  724,  Aom.  4.] 

8)  [R.  D.  I.  P^  t  VII,  p.  758.] 

4)  [S.  hierüber  Moynier,  Essai  snr  les  caractires  gineranz  des  lois  de  la  gnerre, 
1895,  p.  59.  -  R.  D.  I.  P.,  t.  III,  pp.  78  et  s.] 

5)  [Ariga,  op.  dt,  p.  108  et  s.  —  Ober  die  Hilfeleistang  des  Roten  Kreuzes 
wihrend  des  Krieges  zwischen  Japan  und  China  gibt  es  eine  interessante  Abhandlung, 
die  auf  der  Roten  Kreuz  Konferenz  in  Wien  im  Jahre  1897  von  den  Abgesandten 
Japans  vorgelegt  wurde.  Sie  tragt  die  Aufschrift:  Le  Service  de  secoors  de  la  Soci^te 
de  la  Groix  rouge  du  Japon  pen&nt  la  gaerre  de  1894-1895,  1897.] 

6)  [R.  D.  I.  P.,  t  IllTp.  74.] 
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gehende  und  genaue  Darstellung  der  Genfer  Konvention  zu  geben.  Es 
wird  genügen,  ihre  Grundzüge  anzudeuten.^) 

Artikel  1  bestimmt  die  Neutralität  für  Ambulanzen  und  Hospitäler, 
so  lange  sich  Verwundete  und  Kranke  darin  befinden.  —  Der  Ausdruck 
^Neutralität^  ist  unzutreffend;   „Unyerletzlichkeit^  wäre  besser  gewesen. 

—  Diese  Sanitätsanstalten  dürfen  weder  von  Angriffs-  noch  von  Ver- 
teidigutagstruppen  besetzt  werden;  aber  es  wäre  töricht  und  ungerecht, 
wollte  man  ihnen  die  Unverletzlichkeit  nicht  zugestehen,  wenn  sie  nur 
von  Polizeiposten  zum  Schutze  gegen  Diebstahl  oder  Gewalt  bewacht 
werden  (Manuel  d'Oxford  Art.  35,  36  u.  37). 

Artikel  2  bestimmt  die  Unverletzlichkeit  des  Sanitätspersonals,  der 
Ärzte,  Krankenpfleger,  Krankenträger  und  Feldgeistlichen.  Der  Text  ist 
unvollständig« 

Wenn  die  zum  Sanitätspei*sonal  gehörenden  Personen  in  die  Gewalt 
des  Feindes  geraten,  so  dürfen  sie  nicht  als  Kriegsgefangene  behandelt 
werden.  —  Je  nachdem  eine  weitere  Krankheitspflege  erforderlich  ist, 
werden  sie  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  auch  weiterhin  geschützt; 
andernfalls  werden  sie,  sobald  die  militärischen  Unternehmungen  dies  ge- 
statten, entlassen  und  unter  militärischer  Bedeckung  den  Vorposten  des 
Heeres,  dem  sie  angehören,  zugefühit.    (Manuel  d'Oxford,  Art.  14  u.  15. 

—  Konvention  von  1864,  Art.  3.  —  Konvention  von  1868,  Art.  1). 

Art.  2  der  Konvention  erwähnt  nicht  die  freiwilligen  Hilfsvereine. 
Auch  diese  können  in  gewissen  Fällen  die  Rechtswohltat  der  Un- 
verletztlichkeit  beanspruchen.  Das  Manuel  d*Oxford,  gibt  in  seinem 
Artikel  13  die  Mitglieder  dieser  Gesellschaften,  die  dem  Feldgeistlichen 
beigeordnet  sind,  an. 

Die  Einwohner,  die  Verwundete  aufgenommen  und  gepflegt  haben, 
können  innerhalb  gewisser  Schranken  von  Einquartierung  und  Kriegs- 
kontributionen befreit  werden  (Konvention  von  1864,  Art  5.  und  Kon- 
vention von  1868,  Art.  4).  —  Diese  Bestinunung  ist  von  Guelle  und 
andern  aufs  schärfste  getadelt  worden. 

1}  [Man  findet  im  Droit  de  la  guerre  Yon  Pillet  zwei  ausgezeichnete  Abhand- 
langeD,  die  die  Genfer  Konvention  erläutern  und  kritisieren  (t.  I,  1892,  pp.  222  et  s.). 
S.  auch  von  demselben  Verfasser  Les  lois  actuelles  de  la  guerre  1898,  pp.  165  et  s.; 
ferner:  Precis  des  lois  de  la  guerre  von  Quelle^  1. 1,  lit  II,  pp.  144  et  s.  —  Lueder, 
La  Conveution  de  Geneve,  1876.  —  Lueder,  ipie  Genfer  Konvention  ^storisch  und 
kritüeh  doffmaHsd^  mit  Vorschlägen  zu  ihrer  Verbmerung  efc.,  gekrönte  Preisachrift,  1876, 
ist  das  eingehendste  Werk  über  die  Genfer  Konvention.  —  Docteur  Arnonld,  Etüde  sor 
la  Convention  de  Gen^ve.  —  Moynier,  Etüde  sur  la  Convention  de  Genöve,  1870.  — 
Maxime  du  Camp,  La  Groix-Rouge  de  France,  1889.  —  Bluntschli,  op.  cit, 
Art  586  bis  592  mit  zahlreichen  Anmerkungen.  —  [Ein  Deutscher,  namens  R.  Müller 
aus  Stuttgart  hat  im  Jahre  1897  ein  interessantes  Werk,  „Entstehungsgeschichte  des 
Rot^n  Kreuzes'  veröffentlicht  Man  findet  darln^  ausser  einer  neuen  Auflage  der 
Schrift  Dunant's:  Souvenir  de  Solferino  u.  aasBer  äen  wichtigsten  Urkunden  über  die 
Entstehung  der  Genfer  Konvention,  einzelne  persönliche  Erinüernngen  Dunant's.  — 
Es  ist  zu  empfbhlen,  über  die  Genfer  Konvention  das  seit  30  Jahren  vom  intematio- 
naled  Komitee,  des  Roten  Kreuzes  in  Genf  herausgegebene  Organ  mit  dem 
Titel:  Bulletin  international  des  societes  de  la  Groix-Rouge  zu  Rat  zu  ziehen.]  — 
Bir eher ^  Die. Bevision  der  Genfer  Konvention  (1893).  —  Loeffler,  Das  preunisAs 
MiUtärsanitäfswesen  und  seine  Beform.  —■  v.  Kirehenheim  in  v.  Stengds  Worterimck  des 
deutschen '  Venoaltungsrechts,  s.  v.  „Kriegssanitätswesen*^.  —  E.  Müller,  Enistehusufh 
geschichte  des  Boten  Kreujees  und  die  Genfer  Konvention,  1897.  ~  Fezet  de  Corval,  Die 
Genfer  KonvenUonen  und  die  Wifsvereme,  —  Treuenpreuss^  Das  Bote  Kreuz  im  ^öOcer- 
recht  und  Vereinswesen,  t**^  *Delpech,  A  propos  de  la  Convention  et  des  SoeiHA  de  la  Crwx- 
Beuge,  B.  D.  I.  F.,  t  VIII;' pl  686  et  s.  —  Bayer ^  La  Croix rouge  dans  les guerres  maritimes 
fiOures  B.D.  LF.,  t  VIIL  p.  2S6  et  s.  —  Boszkowski,  La  revition  de  la  Convention 
de  Genh)e,  B.  D.  L,  t  IV,  p.  199  et  s.,  pp.  299  et  s.  et  p.  U2  et  s.  —  Münzet, 
üntersuekungen  über  die  Genfer  ITomwnfiofi,  1901. 
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1U2.  —  Die  verwundeten  oder  kranken  Eiieger  sollen,  gleichviel 
welchem  Volke  sie  angehören,  aufgehoben  und  verpflegt  werden  (Art.  6). 
Dies  ist  ein  Grundsatz  der  wahren  Menschenliebe.  In  früherer  Zeit 
rechnete  man  es  sich  zur  Ehre  an,  danach  zu  handeln.  Den  Feldherm 
soll  gestattet  sein,  die  während  des  Kampfes  Verwundeten  sofort  den 
feindlichen  Vorposten  zu  übergeben,  wenn  die  Umstände  es  erlauben  und 
beide  Teile  zustimmen  (Art.  6.  —  Manuel  d'Oxford  Art.  11). 

1113.  —  Diejenigen,  die  nach  ihrer  Qenesung  dienstuntüchtig  be- 
fanden werden,  sind  heimzuschicken. 

Artikel  5  der  Zusatzkonvention  von  1868  geht  noch  weiter.  Er  be- 
stimmt, dass  Verwundete,  selbst  wenn  sie  nicht  als  unfähig  zum  Fort- 
dienen erkannt  werden,  nach  erfolgter  Herstellung  in  ihre  Heimat  zurück- 
zusenden sind,  unter  der  Bedingung,  dass  sie  während  der  Dauer  des 
Eiieges  nicht  wieder  die  Waffen  führen  dürfen.  —  Diese  Zusatzbestimmung 
wird  allgemein  getadelt.  —  Sie  ist  im  Jahre  1870  von  keiner  Kriegs- 
partei berücksichtigt  worden:  sie  hat  keinen  ßechtsgrund.  Man  ist  dar- 
über einig,  ihre  Beseitigung  anzustreben. 

Der  Entwurf  der  Konvention  von  1868  nimmt  von  der  Rücksendung 
in  die  Heimat  diejenigen  Offiziere  aus,  deren  Anwesenheit  beim  Gegner 
wegen  ihrer  geistigen  Fähigkeiten,  ihres  Organisationstalentes  usw.  von 
Einfluss  sein  könnte. 

Das  Manuel  d'Oxford  lässt  als  ausführbar  nur  die  Rücksendung  der 
dienstunfähigen  Verwundeten  und  Kranken  zu.  Die  Rücksendung  erfolgt 
bedingungslos  (Art.  74). 

1114.  —  Auch  die  Räumungstransporte  (ävacuations)  und  ihr  ße- 
gleitungspersonal  werden  unter  den  Schutz  der  Neutralität  (Unverletzlich- 
keit) gestellt.  Die  Verwundeten-Transporte  und  Konvois  dürfen  vom 
Feinde  nicht  gestört  und  gehemmt  werden.  Der  Feind  kann  sie  nur 
zwingen,  einen  andern  Weg  einzuschlagen,  wenn  sie  seine  Unternehmungen 
hindern  würden  (Art.  6  §  4.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  12). 

1115.  —  Um  die  Wirksamkeit  aller  dieser  Bestimmungen  zu  sichern, 
war  es  unumgänglich,  ein  gleichförmiges,  äusseres  Abzeichen  zu  verein- 
baren, das  den  Kämpfern  die  Personen  und  Gegenstände,  die  den  Ge- 
walttätigkeiten des  Gefechts  entzogen  sein  sollen,  deutlich  erkennbar 
macht. 

Dies  Abzeichen  ist,  zu  Ehren  der  Stadt,  wo  die  Konferenz  getagt 
hat,  das  rote  Kreuz  Genfs  auf  weissem  Grunde.  Das  Kreuz  findet  sich 
auf  den  Fahnen,  die  zum  Schutze  der  für  Verwundete  bestimmten  Ge- 
bäude und  Fuhrwerke  dienen,  und  auf  Armbinden,  die  von  dem  Sanitäts- 
personal getragen  werden  (Art.  7). 

Neben  der  Genfer  Fahne  muss  unter  allen  Umständen  die  Landes- 
fahne aufgepflanzt  werden  (Art.  7).  —  Diese  Nebeneinanderstellung  ist 
unzweckmässig,  so  bemerkt  Guelle:  die  eine  reizt  zum  Angriff,  die  andere 
bezweckt,  einen  solchen  zu  hindern.  >)  Welche  von  beiden  ist  vom  weiten 
aus  am  besten  sichtbar?  —  Die  Verabfolgung  der  Armbinden  liegt  der 
Militäi*behörde  ob.    Da   dies  Abzeichen  leicht  an-  und  abzulegen  ist,  so 

1)  [Während  des  griechisch-türkiBchen  Krieges  schickten  Neutrale  Ambnlanzen 
auf  den  Kriegsschauplatz.  Es  entstand  nun  die  Frage,  welche  Fahne  muss  der 
Roten  Kreuz  Fahne  in  dem  Falle  zur  Seite  stehen,  dass  eine  Ambulanz  durch  einen 
Neutralen  eingerichtet  und  einer  Kriegspartei  zur  Verfugung  gestellt  wird?  Das 
internationale  Komitee  zu  Gent  ist  der  Ansicht,  dass  nur  die  Fahne  der  Kriegspartei 
dorthin  geh5re  und  dass  die  neutrale  Flagge  in  einem  solchen  Falle  nicht  am  Platze 
ist  (Bulletin  intern,  des  soci^tes  de  la  Groix-Rouge,  jnillet  1897,  p.  165  —  S.  auch 
R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  724;.] 
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ist  zu  fürchten,  dass  gewissenlose  Krieger  sich  desselben  bedienen,  nm 
ihre  wahre  Eigenschaft  zu  verbergen.  —  In  Frankreich  hat  das  Dekret 
vom  25.  August  1884  die  erforderlichen  Massregeln  bestimmt,  um  die  ge- 
naue Durchführung  der  Oenfer  Konvention  zu  sichern. 

Annbinden  und  Fahnen  haben  den  Mangel,  dass  sie  nur  am  Tage 
sichtbar  sind.  Würde  es  sich  nicht  empfehlen,  sie,  wie  Le  Fort  vor- 
schlug, nachts  durch  Laternen  aus  weissem  Olas  mit  rotem  Kreuze  zu 
ersetzen? 

Im  Laufe  des  russisch-tüikischen  Krieges  von  1877/78  hat  die 
Türkei  mit  Zustimmung  Busslands  auf  ihren  Fahnen  daJ9  rote  Kreuz 
durch  einen  roten  Halbmond  ersetzt.  Die  Türken  achteten  aber  keines- 
wegs das  ihnen  verhasste  Kreuz  bei  ihren  Gegnern«  ^  —  Es  wäre  ratsam, 
wenn  man  ein  anderes  Abzeichen,  als  das  Kreuz  oder  den  Halbmond  an- 
nehmen würde;  ein  solches,  das,  wie  z.  B.  ein  Stern,  weder  an  eine 
Religion  noch  an  eine  Nationalität  erinnert.*) 

[Die  Frage  wurde  auf  der  Friedenskonferenz  von  1899  bei  Beratung 
des  Antrages,  die  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg  auszudehnen,  b^ 
sprechen,  ohne  dass  ein  Beschluss  zustande  kam.  QBi.  D.  I.  P.,  t.  VI, 
p.  724).] 

1116.  —  Ist  die  Genfer  Konvention  in  den  Kriegen,  die  seit  ihrer 
Annahme  ausgebrochen  sind,  beobachtet  und  angewendet  worden? 

Während  des  deutsch-französischen  Krieges  von  1870  sind  von  beiden 
Seiten  Beschuldigungen  erhoben  worden.  Es  hat  hierüber  ein  Schrift- 
wechsel zwischen  Bismarck  und  Ghaudordy  stattgefunden.  —  Für  jeden 
Unbefangenen  ist  es  sicher,  dass  von  beiden  Teilen  die  Konvention  ver- 
letzt worden  ist.  Es  waren  meist  bedauerliche  Vorfälle,  die  eher  einer 
Unkenntnis,  als  bösem  Willen  zuzuschreiben  sind. 

Die  Genfer  Konvention  ist  im  Kriege  von  1877  von  den  Bussen 
streng  befolgt  worden.  Ein  kaiserlicher  Ukas  vom  12./24.  Mai  1877 
befahl  allen  Zivil-  und  Militärbehörden  des  russischen  Beiches  die  Be- 
achtung der  Genfer  Konvention  von  1864,  der  Petersburger  Deklaration 
von  1868  und  der  durch  die  Bilisseler  Konferenz  von  1874  bekannt  ge- 
gebenen Grundsätze  (R.  D.  I.,  t.  IX,  p.  136).  —  Ein  militärischer 
Katechismus  in  Fragen  und  Antworten  (vom  1/13.  Juni  1877)  trug  zur 
Kenntnis  der  Grundsätze  bei  den  Truppen  bei.  —  Die  Türken  kümmerten 
sich  gar  nicht  um  die  Genfer  Konvention.  In  Wirklichkeit  war  sie  ihnen 
unbekannt. 

Im  Kriege  von  1885  zwischen  Serbien  und  Bulgarien  sind  die  Vor- 
schriften der  Konvention  eingehalten  worden. 

[Im  allgemeinen  kann  man  dies  auch  von  den  spätem  Kriegen  sagen. 
—  S.  wegen  des  ftanzösisch-madegassischen  Kriegs  von  1895,  B.  D.  I.  P., 
t.  m,  pp.  73  et  s.;  —  wegen  des  chinesisch-japanischen  Krieges  von  1894 
bis  1895,  Arigaop.  cit.,;  —  wegen  des  italienisch-abessinischen  Feldzuges 
von  1896,   B.  D.  I.  P.,   t.  IV,   p.  48;  B.  D.  I.,  t.  XXVm,  p.  601    und 


1)  [Während  des  griechisch-torkischen  Krieges  von  1897  behielten  die  Türken 
als  Kennzeichen  den  roten  Halbmond  bei.  Auch  die  fremden  Arzte,  Chirorgen  und 
Krankenpfleger,  die  bei  den  ottomaniBchen  Ambulanzen  t&tig  war«i,  haben  das  Zeichm 
des  Halbmondes  benutzt.  Insbesondere  haben  die  französischen  Arzte,  Chirurgen  und 
Krankenw&rter,  die  bei  der  durch  die  ottomanische  Bank  eingerichteten  Ambulanz 
beschäftigt  fraren,  die  Armbinde  mit  dem  roten  Halbmond  getragen:  hätten  sie  die 
Armbinde  mit  dem  roten  Kreuz  getragen,  so  würden  sie  sicher  nicht  geachtet  worden 
sein;  einer..der  Ärzte  erzählte,  dass  die  türkischen  Truppen  auf  sie  ^schössen  hatten, 
wenn  die  Arzte  statt  des  ottomanischen  Fess  die  Mütze  getragen  hatten.] 

2)  Quelle,  op.  cit,  t  T,  p.  165. 
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t.  XXIX,  pp.  110,  318  und  571;  —  wegen  des  griechisch-tOrkischen 
Krieges  von  1897,  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  pp.  698  et  s.,  722  et  s.;  —  wegen 
des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898,  R.  D.  I.  P.,  t.  V,  pp.  786  et  s.; 

—  wegen  des  Krieges  zwischen  England  nnd  den  sttdafrücanischen  Re* 
publiken  von  1899/1902,  Desjardins,  Revue  des  Deux  Mondes,  vom 
1.  Mars  1900,  pp.  49  et  s.,  sowie  Despagnet,  R.  D.  I.  P.,  t.  Vn,  pp.  679  et  s.]. 

Die  Haager  Bestimmangen  von  1899,  betreffend  die  Gesetze  und  Ge- 
brauche des  Landkriegs,  bestimmen  im  Ä^rtikel  21 :  ;,Die  Pflichten  der  Kriegs- 
parteien in  Ansehung  der  Pflege  der  Kianken  und  Verwundeten  sind  durch 
die  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864  festgesetzt,  unter  Vorbehalt 
der  Abänderungen,  denen  diese  etwa  unterworfen  wird^. 

Die  Haager  Konferenz  hat  den  Wunsch  nach  dem  baldigen  Zu- 
sammentritt einer  besondern  Konferenz  zum  Zwecke  einer  Revision  der 
Genfer  Konvention  ausgesprochen  (R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  p.  724  Anm.  3).] 

1117.  —  Die  Genfer  Konvention  ist  durch  das  erhabene  Ziel,  das  sie 
sich  gesetzt  hat,  und  dank  der  Wohltaten,  die  sie  schon  gebracht  hat  und  in 
Zukunft  noch  bringen  wird,  eine  völkerrechtliche  Einrichtung,  die,  wie 
kaum  eine  andere,  von  wahrer  Achtung  der  Menschenrechte  zeugt. 

Sie  ist  jedoch  nicht  frei  von  Unvollkommenheiten.  Am  bedenklichsten 
ist  der  Hangel  einer  gesetzlichen  Bestätigung,  einer  Sanktion.  -—  Die 
B^^rttnder  der  Konvention  hatten  sich  in  die  Hoffiiung  eingewiegt,  dass 
der  hohe  humane  Zweck  ihres  Werkes  allein  schon  den  Eifolg  verbürgen 
werde.  —  Die  nachfolgenden  Kriege  offenbarten  jedoch  den  Irrtum  dieser 
Ansicht.  —  Die  Vorschriften  bedürfen  daher  einer  Bekräftigung.  In 
welcher  Weise  soll  sie  erfolgen?  Die  namhaftesten  Publizisten,  wie 
Lieber,  v.  Holtzendorff,  Moynier  u.  a.  haben  zahlreiche  Vorschläge 
gemacht.  —  Keiner  dieser  Vorschläge  befriedigt  indessen  und  erscheint 
ausflihrbai*.  Wir  sind  mit  Renault  der  Ansicht,  dass  die  Bestätigung 
durch  Gesetze  aller  Staaten  erteilt  werden  mttsse,  „dass  jedes  Land  üi 
seinem  Militärstrafgesetzbuche  genaue  Bestimmungen  zu  enthalten  habe, 
die  die  Zuwiderhandlungen  gegen  anerkannte  völkerrechtliche  Grundsätze, 
beispielsweise  die  Übertretungen  der  Konvention,  unter  Strafe  stellen*.  0 

—  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  sich  1895  in  Cambridge  mit  der 
Frage  der  Sanktion  der  Regeln  der  Genfer  Konvention  befasst.]*) 

1118.  —  Das  Humanitätsgeftthl,  das  die  Staatsregierungen  dazu  be- 
stimmte, sich  ttber  eine  Verbesserung  des  Loses  der  Verwundeten  zu 
einigen,  hat  zugleich  in  fast  allen  Staaten  die  Gründung  freiwilliger  Hilft- 
vereine  ins  Leben  gerufen.  —  Ihre  Verfassung,  Organisation,  Verrichtungen, 
Rechte  und  Pflichten  usw.  unterliegen  den  Gesetzen  der  einzelnen  Staaten. 

—  Es  genflgt,  hier  anf  das  Bestehen  dieser  Gesellschaften,  die  sich  in  der 
Praxis  unter  den  Schutz  der  Vorschriften  der  Genfer  Konvention  stellen 
werden,  hinzuweisen.^ 

1119.  —  3.  Kriegsgefangene,*)  —  Jahrhunderte  hindurch  be- 
trachtete man  die  Feinde  als  ausserhalb  der  Menschenrechte  stehend.  Im 
Altertume  tötete  man  die  Gefangenen. 

1)  Louis  Renault,  Introduction  k  T^tude  du  Droit  international,  1879,  p.  ift. 

2)  [Annuaira  de  Plnstitut,  t  XIV,  p.  17  et  iSS.  —  Dnpuis,  Flnstitut  de  Droit 
international,  Session  de  Cambridge  (Ao&t  1S95)  R.  D.  L  P^  t  II,  p.  538.  —  Moynier, 
Consid^rations  snr  la  sanction  penaie  k  donner  k  la  Convention  de  Geneve,  1898.  — 
Brusa,  Di  una  sanzione  penaie  alla  convenzione  gineyrina,  1896.] 

8)  Quelle  gibt  Aber  einige  der  im  Auslande  t&tigen  Vereine  Auskunft,  op.  cit., 
t.  I,  p.  179  note. 

*)  Kupank  tu  ChrünkuU  ZeHukrifi  f.  d.  Pirwa^  und  Sfmthche  BeM  der  Gegen- 
wart, Bd.  IX,  8.  $80  f. 
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Die  Habsacht  der  Sieger  milderte  zuerst  diesen  grausamen  Brauch. 
Aus  Selbstsucht  unterliess  man  nutzloses  Blutvergiessen.  Man  gab  die 
Gefangenen  in  Knechtschaft.  Später  verbot  das  Lateranische  Konzil 
(1179)  gefangene  Christen  zu  Sklaven  zu  machen  und  als  solche  zu  ver- 
kaufen. 

Im  Mittelalter  kam  der  Brauch  des  Lösegeldes  (rangen)  auf;  er 
wurde  immer  häufiger;  man  begegnet  ihm  selbst  noch  in  spätem  Zeiten. 
—  Einige  berühmte  Feldherrn  haben  mit  den  Lösegeldern,  die  sie  ihren 
Gefangenen  erpressten,  Reichtümer  aufgehäuft.  Der  Krieg  war  fOr  sie 
ein  gewinnbringendes  Geschäft.  Man  stellte  sogar  ausführliche  Verzeich- 
nisse auf,  die  den  Preis  für  einen  solchen  Loskauf  je  nach  der  Rang- 
stellung der  Gefangenen  festsetzten.  —  Trotzdem  vertritt  Grotius,  der 
unter  dem  Einflüsse  römischer  und  griechischer  Anschauungen  steht,  noch 
im  17.  Jahrhundert  die  Ansicht,  dass  Kriegsgefangene  nach  Völkerrecht 
zu  Sklaven  würden,  und  dass  ihre  Nachkommenschaft  demselben  Schick- 
sale verfalle.  An  einer  andern  Stelle  rät  er  eine  Milderung  des  Loses 
derartiger  Sklaven  und  spricht  sich  für  die  Auslösung  der  Gefangenen 
aus.  —  Ein  Jahrhundert  später  weist  Vattel  die  Lehren  Grotius*  mit 
Entschiedenheit  zurück,  i) 

Im  17.  Jahrhundeit  kommen  die  Auswechslungsvei-träge  (cartels 
d'^change)  auf,  die  die  Freilassung  der  Gefangenen  begünstigen. 

1120.  —  Heutzutage  ist  der  Grundsatz  allgemein  anerkannt,  dass  der 
entwafhete  Feind,  gleichviel,  ob  er  sich  freiwillig  oder  gezwungen  ergibt, 
nur  ein  Kriegsgefangener  sein  kann.  Es  ist  nicht  erlaubt,  ihn  zu  töten 
(No.  1068).  Theorie  und  Praxis  sind  darin  einig.  Dies  ist  eine  Regel 
des  positiven  und  des  natürlichen  Völkerrechts. 

Duldet  diese  Regel  in  dem  Falle  eine  Ausnahme,  dass  dem  Si^er 
das  Vorhandensein^  von  Gefangenen  unter  seinen  Truppen  wii'kliche 
Schwierigkeiten  bereitet,  dass  es  ihm  insbesondere  unmöglich  ist,  von 
seinem  Heere  eine  hinreichend  starke  Bedeckung  abzusondern,  um  die 
feindlichen  Mannschaften  an  den  Ort  ihrer  Gefangenschaft  abzuführen? 
Darf  er  nicht  unter  solchen  Umständen  Pardon  verweigern  und  die  wider- 
standslosen Soldaten  töten?  Vattel  (im  vorigen  Jahrhundert)  schwankte 
mit  seiner  Ansicht  (liv.  III,  eh.  Vm,  p.  15).  —  Bluntschli  (Art.  580), 
Heffter  (§  128)  und  Neu  mann  (§46)  lassen  die  Pardonverweigerung  in 
äussersten  Notfallen  zu.  —  Dahn  (S.  9)  macht  Unterscheidungen;  er  ge- 
gestattet, im  Falle  dringender  Notwendigkeit  die  angebotene  Übergabe 
zurückzuweisen,  hält  es  aber  für  unzulässig,  den  einmal  in  Gnaden  auf- 
genommenen Feind  zu  töten.  —  Wir  weisen  mit  Calvo  (§  2144),  Fiore 
(Code  974),  Pille t  (op.  cit.,  t.  I,  p.  199)  u.  a.  diese  im  höchsten  Grade 
unmenschliche  Lehre  zurück.  —  Wenn  sich  eine  Truppe  auf  dem  Schlacht- 
felde ergibt,  so  bedarf  es,  wie  Pillet  ausführt,  keiner  grössern  Zahl 
von  Soldaten,  um  sie  während  des  Augenblicks  der  Waffenstreckung  zu 
überwachen,  als  erforderlich  wäre,  um  sie  hinzumorden.  —  Ist  der  Sieger 
nicht  stark  genug,  um  die  feindlichen  Truppen  zu  bewachen  und  sie  in 
die  Gefangenschaft  abzuführen,  so  darf  er  sie  doch  nicht  umbringen,  er  hat 
sie  vielmehr  freizulassen. 

Dies  darf  nicht  mehi-  befremden,  als  wenn  sich  z.  B.  ein  Heer  ge- 
nötigt sieht,  eine  bereits  eingenommene  Stadt  oder  Ortschaft  wieder  zu 
verlassen.  Es  wäre  ungerecht,  die  Ortschaft  vor  Antritt  des  Bfickzuges 
zu  zerstören.    Ein  Feldherr,  der  eine  Stadt  im  Augenblick  der  Räumung 

1)  Grotlus,  lib.  III,  cap.  VII  u.  XIV.  -  Vattel,  liv.  III,  eh.  VHI,  §  148  et  s. 
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in  Brand  setzte,  wttrde  der  allgemeinen  Verachtung  verfallen.  —  Ist  das 
Leben  einer  Anzahl  von  Menschen,  so  fragt  Pillet,  etwa  weniger  kostbar 
als  die  Steine  von  Befestigungsmauern?  (p.  200). 

In  der  neuern  Kriegspraxis  hat  die  Lage  der  Kriegsgefangenen  eine 
ganz  besondere  Bedeutung,  zumal  da  jetzt  mit  dem  Anwachsen  der  Zahl 
der  Kombattanten  notwendigerweise  auch  die  der  Gefangenen  anschwillt.^) 

Die  Rechtsstellung  der  Kriegsgefangenen  ist  eingehend  geregelt  worden 
durch:  die  Instruktionen  fttr  die  im  Felde  stehenden  Armeen  der  Verein. 
Staaten,  Artikel  49  bis  53,  55  und  56,  72  bis  80,  105  bis  110,  119  bis 
133;  —  die  Brüsseler  Deklaration  von  1874,  Artikel  23  bis  34;  —  das 
Manuel  des  Instituts  für  Völkerrecht  (Oxford),  Artikel  61  bis  78;  —  [und 
die  Haager  Bestimmungen  von  1899,  Art.  4  bis  20].  —  Kussland  erliess 
am  10./22.  Juli  1877  eine  Verordnung  über  die  Kriegsgefangenen.  — 
[Frankreich  erliess  eine  solche  am  21.  März  1893.]  2)  —  Die  in  Betracht 
kommenden  Fragen  sind  auch  von  den  angesehensten  Eechtslehrern  aus- 
führlich behandelt  worden. 

Wir  wollen  nachstehend  die  geltenden  Grundsätze  zusammenlassen. 

1181.  —  1.  Wer  unterliegt  der  Kriegsgefangenschaft?  Zu 
Kiiegsgefangenen  können  gemacht  werden:  die  Kombattanten  und  alle 
diejenigen,  die,  ohne  unmittelbar  an  den  Feindseligkeiten  teil  zu  nehmen, 
sich  bei  dem  Heere  aufhalten  und  für  die  Bedürfnisse  der  Truppen  zu 
sorgen  haben,  wie  Beamte  und  Offiziere  der  Polizei  und  der  Justiz,  Auditeure, 
Feldgendarmen,  Intendanturbeamte,  Offiziere  und  Angestellte  der  Feld- 
administration, Marketender,  Lieferanten,  Luftschiffer,  Telegraphen-  und 
Eisenbahnbeamte  u.  dergl.  sowie  Zeitungsberichterstatter. 

Der  Feind  hat  ein  Interesse  daran,  die  Tätigkeit  dieser  Personen  zu 
nnterbinden,  denn  ihre  Freiheit  kann  für  ihn  gefährlich  sein  und  ihre 
Gefangennahme  beeinträchtigt  die  Verwaltung  des  gegnerischen  Heeres. 

Personen,  die,  wie  Kriegskorrespondenten,^)  Marketender  usw.,  dem 
Heere  folgen,  ohne  ihm  unmittelbar  anzugehören,  dürfen,  wenn  sie  in 
Feindeshand  geraten,  nur  so  lange  zurückgehalten  werden,  wie  es  die 
militärische  Notwendigkeit  erfordert  (Amerik.  Kriegsartikel,  Art.  49  u.  50. 
—  Brüsseler  Deklaration,  Art.  34.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  21  und  22). 
[Artikel  13  der  Haager  Bestimmungen  sichert  diesen  Personen  nur  dann 
die  Behandlung  von  Kriegsgefangenen  zu,  „wenn  sie  sich  im  Besitze 
eines. Ausweises  der  Militärbehörde  des  Heeres  befinden,  dem  sie  folgen."] 

Ärzte,  Krankenpfleger,  Krankenträger  und  Feldgeistliche  stehen  unter 
dem  Schutze  der  Genfer  Konvention  ^o.  1111). 

Das  heutige  Völkerrecht  lässt  es  nicht  zu,  dass  auch  die  friedlichen 
und  harmlosen  Bewohner  des  Staates,  die  sogenannten  passiven  Feinde, 
der  Gefangenschaft  unterworfen  werden.  Leistet  jedoch  einer  von  ihnen 
dem  Heere  Dienste,  beispielsweise  als  Bote,  so  untersteht  er  den  Kriegs- 
gesetzen und  wird,  wenn  er  bei  Erfüllung  seiner  Aufgabe  ergriffen  werden 
sollte,  zum  Kriegsgefangenen.  -—  Nichtkombattanten,  die  Kriegshandlungen 
unternehmen,  gelten,  wenn  sie  ergriffen  werden,  als  Räuber;  sie  haben 
keinen  Anspruch  darauf,  als  Kriegsgefangene  angesehen  und  als  solche 
behandelt  zu  werden. 

Das  Oberhaupt  des  Staates  und  die  hohen  Amtsträger,  die  mit  der 

1)  Während  des  deutsch-französischen  Krieges  von  1S70/71  belief  sich  die  Zahl 
der  französischen  Gefangenen  auf  11160  Offiziere  und  333  885  Gemeine. 

2)  [S.  den  Text  dieses  Reglements  R.  D.  J.  P.,  t  I  Documents  p.  10.] 

3)  [S.  wegen  der  Kriegskorrespondenten  besonders  während  des  spanisch-ame- 
rikan.  Krieges  R.  D.  J.  P.,  t  VI  p.  791.] 
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obersten  Leitung  der  verschiedenen  Verwaltongszweige  betraut  sind,  wie 
z.  B.  der  Eriegsminister  und  der  Finanzminister,  können  im  Falle  ihrer 
Ergreifung  in  Kriegsgefangenschaft  behalten  werden.  Der  Zweck  des 
Krieges  der  Neuzeit  besteht  darin,  die  Macht  des  Staates  zu  brechen  und 
ihn  in  seiner  innem  Lebenskraft  zu  treffen;  die  Gefangennahme  der  ge- 
nannten Personen  kann  diesem  Zwecke  nur  förderlich  sein.  —  Die  Ge- 
schichte ist  reich  an  Beispielen  hierfür  (Amerik.  Kriegsartikel,  Art«  50  §  2). 

1128.  —  2.  Behandlung  der  Kriegsgefangenen.'^)  —  Der  Kriegs- 
gefangene steht  heutzutage  nicht  mehr  in  der  Gewalt  des  Soldaten,  d^ 
sich  seiner  bemächtigt  und  ihn  entwaffiiet  hat.  Er  ist  der  Herrschaft  des 
feindlichen  Staates  unterworfen.  Diesem  Staate  liegt  es  ob,  die  Stellung 
des  Gefangenen  zu  regeln.  (Amerik.  Kriegsartikel,  Art.  74.  —  Manud 
d^Oxford,  Art.  61.  —  Brttsseler  Deklaration,  Art.  23.  —  [Haager  Be- 
stimmungen, Art.  4].) 

Der  Kriegsgefangene  ist  seiner  Freiheit  beraubt  und  muss  dies  sein; 
denn,  wtLrde  er  sie  behalten,  so  verlangte  die  militärische  Pflicht  von  ihm, 
dass  er  sie  dazu  ausnutzte,  um  zum  Kampfe  zurttckzukehren.  Das  Becht 
des  Nehmestaates  ist  hiermit  erschöpft. 

„Ein  Kriegsgefangener  darf  nicht  bestraft  werden,  weil  er  ein  Staats- 
feind ist;  aach  darf  man  ihm  weder  Qualen,  Entehrung,  Einkerkerung, 
Nahrungsentziehung,  Verstttmmlung,  Tod  noch  andere  barbarische  Miss- 
handlungen aus  Rache  zuf&gen.    (Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  56.) 

Die  Kriegsgefangenen  unterstehen  den  Gesetzen  und  Vorschriften, 
die  in  dem  Heere  des  feindlichen  Staates  gelten.  Jede  Unbotmässigkeit 
wird  sofort  und  streng  bestraft.  (Brttsseler  Deklaration,  Art.  27  — 
Manuel  d'Oxford,  Art.  62  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  8].)  —  In 
Frankreich  gehören  Verbrechen  und  Vergehen  der  Kriegsgefangenen  zur 
Zuständigkeit  der  Kriegsgerichte  (Code  just,  mil.,  Art.  56);  wegen  Ver- 
gehen gegen  die  Disziplin  werden  sie  mit  Freiheitsentziehung  bestraft 
(Reglement  v.  6.  Mai  1859).**) 

1188.  —  Offiziere  und  Soldaten  mttssen  im  Besitze  ihrer  Habe  be- 
lassen werden.  [„Alles,  was  ihnen  persönlich  gehört  —  so  lautet  Art.  4 
der  Haager  Bestimmungen  —  verbleibt  ihr  Bigentum,  ausgenommen  Waffen, 
Pferde  und  Schriftstücke  militärischen  Inhalts.^]  Sollten  zufällig  besondere 
Gründe  es  erforderlich  machen,  ihnen  den  Gebrauch  von  iif^endwelcben 
Gegenständen  zu  entziehen,  so  mUssen  ihnen  diese  bei  Beendigung  der 
Gefangenschaft  zurückgegeben  werden  (Amerkan.  Kriegsartikel,  Art.  72). 
—  Brüsseler  Deklaration,  Art.  23  —  Manuel  d'Oxford,  (Art.  64). 

Der  Soldat  wird  seiner  Waffen,  die  zur  Beute  des  siegreichen  Staates 
gehören,  beraubt;  den  Offizieren  wird  aus  Höflichkeit  meistens  der  Degen 
zurückgegeben  (Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  73). 

1124.  —  Die  Kriegsgefangenen  werden  gewöhnlich  in  einer  Stadt, 
einer  Festung,  einem  Feldlager  oder  an  einem  andern  Orte  interniert. 
Es  wird  ihnen  untersagt,  sich  über  eine  bestimmte  Grenze  hinaus  zu 
entfernen  und  sie  sind  verpflichtet,  sich  zu  dem  täglich  oder  zu  be- 
stimmten Terminen  stattfindenden  Appell  zu  melden.  [Haager  Be- 
stimmungen, Art.  5.]  —  Es  ist  gebräuchlich,  den  Offizieren  in  dieser 
Hinsicht  eine  grössere  Freiheit  zu  gewähren,  als  den  Gemeinen  (Brüsseler 
Deklaration,  Art.  24.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  66). 

**}  VgL  Deutkhei  SinfäkrungtgeieU  mar  MüUätgeriMwrdmmg  §  3  und  JliMir- 
$trafye9eiamek  §§  9  und  ISSff. 
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Kriegsgefangene  dürfen  auch  aus  Grttnden  der  Sicherheit  oder  wegen 
Disziplinarvergehen  eingesperrt  werden,  aber  es  widerspricht  der  Ghe- 
rechtigkeit,  der  militärischen  Ehre  nnd  der  den  Besiegten  geschuldeten 
Achtnng,  sie  Verbrechern  des  gemeinen  Bechts  gleichzustellen  (Amerikan. 
Eriegsartikel,  Art.  75  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  5].) 

Während  der  Dauer  ihrer  Intemierung  mttssen  die  Kriegsgefangenen 
menschlich  und  in  angemessener  Weise  behandelt  werden.  (Amerik.  Kriegs- 
artikel, Art.  76  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  4].)  Die  Regierung,  in  deren 
Oewalt  sich  die  Kriegsgefangenen  befinden,  hat  fllr  deren  Unterhalt  zu 
sorgen.  Die  Bedingungen  des  zu  gewährenden  Unterhalts  kOnnen  durch 
Vereinbarungen  zwischen  den  krie^hrenden  Parteien  festgesetzt  werden. 
Falls  nicht  besondere  Vereinbarungen  getroffen  worden  sind,  sind  die 
Kriegsgefangenen  im  allgemeinen  in  Beziehung  auf  Nahrung  und  Kleidung 
ebenso  zu  behandeln,  wie  die  Truppen  des  Nehmestaates.  (Brüsseler 
Deklaration,  Art.  27.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  69.  —  [Haager  Be- 
stimmungen, Art.  7.])^)  —  [Nach  Artikel  17  der  Haager  Bestimmungen 
kOnnen  Offiziere  den  ihnen  zukommenden  Sold  erhalten;  ihre  Begierung 
hat  ihn  zurückzuerstatten.] 

Die  durch  den  Aufenthalt  der  Kriegsgefangenen  verursachten  Kosten 
yerbleiben  zunächst  zu  Lasten  des  Nehmestaates.  Diese  Auslagen  bilden 
beim  Friedensschlüsse  den  Gegenstand  von  Sondervereinbarungen. 

1125.  —  Den  Kriegsgefangenen  wird  auf  ihren  Wunsch  meistens 
gestattet,  Arbeiten  flir  Privatpersonen  auszuftthi*en  und  sich  gegen  Ent- 
gelt zu  beschäftigen.  Hieran  werden  aber  bestimmte  Bedingungen  ge- 
knüpft. Dies  ist  eine  Vergünstigung,  denn  die  Gefangenen  erfreuen  sich 
einer  grossem  Freiheit  und  ihr  Verdienst  bleibt  ihr  Eigentum.  Man 
kann  dann  auch  ausmachen,  dass  sie  für  ihren  Unterhalt  selbst  aufzu- 
kommen haben  (S.  fUr  Frankreich  das  Reglement  vom  6.  Mni  1859 
Art.  46,  53  und  54  und  auch  das  Reglement  vom  21.  März  1893.  — 

—  Brüsseler  Deklaration,    Art.  25.   —  Manuel   d'Oxford,   Art.  72.   — 
[Haager  Bestimmungen,  Art.  6]). 

1186.  —  Während  ihrer  Gefangenschaft  düifen  die  Kriegsgefangenen 
nicht  gezwungen  werden,  in  irgend  einer  Weise  an  den  &iegsunter- 
nehmungen  teU  zu  nehmen.  —  Desgleichen  widerspricht  es  den  einfachsten 
Begriffen  der  Gerechtigkeit  und  der  Ehre,  zu  versuchen,  sie  durch 
Drohungen  oder  schlechte  Behandlung  zu  zwingen,  Auskunft  Ober  ihr 
Heer  oder  die  Hilfisquellen  ihres  Landes  zu  geben.  (Amerikan.  Kriegs- 
artikel, Art.  80  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  26  —  Manuel  d'Oxford, 
Art.  70.) 

1197.  —  Die  Kriegsgefangenen  kOnnen  zu  Öffentlichen  Arbeiten  her- 
angezogen werden.  Man  darf  sie  jedoch  nicht  zu  Arbeiten  zwingen,  die 
g^IhrUch,  zu  anstrengend  oder  entwttrdigend  sind.  Auch  dttrfen  die 
Arbeiten  in  keiner  Beziehung  zu  den  schwebenden  Feindseligkeiten 
stehen  (Amerik.  Kriegsartikel,  Art.  76  —  Brttsseler  Deklaration,  Art.  25 

—  Manuel  d'Oxford,  Art.  71  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  6]). 

Darf  man  die  Gefangenen  zu  nülitärischen  Arbeiten  anhalten,  die 
unmittelbar  in  keinem  Zusammenhange  mit  den  Feindseligkeiten  stehen? 

1)  Diese  BestimmungeD  trifft  auch  das  französische  Reglement  vom  6.  Hai  1859, 
das  auf  die  deutschen  Kriegsgefangenen  von  1870  zur  Anwendfung  kam.  Die  deutschen 
Qeüangenen  sind,  was  Besoldung  und  Nahrung  anbetrifft,  Tief  günstiger  behandelt 
worden,  als  die  französischen  Gefangenen  in  Deutschland.  Ausser  der  Zuweisung 
Yon  Lebensmitteln  erhielten  die  deutschen  Soldaten  t&glich  7  Centimes  Löhnunf^ 
während  in  Deutschland  den  französischen  Soldaten  kein  Sold  zugebilligt  wurde 
(S.  den  Schriftwechsel  zwischen  Bismarck  nnd  Chaudordy  vom  4.  u.  28.  Oktober  1870). 


602  Fünfter  Teil.    Der  Erleg.  —  Das  Aktionsrecht. 

Bluntschli  (Art.  608)  und  Calvo  (§  1858)  bejahen  dies.  Geffcken  (op. 
cit.,  Heffter  §  129  Anm.  3)  weist  diese  Ansicht  zurück.  Mit  vollem  £echt 
hebt  er  hervor,  dass  solche  Arbeiten,  wenn  sie  auch  keine  unmittelbare 
Beteiligung  an  den  Feindseligkeiten  darstellen,  doch  immerhin  den  Staat 
stärken,  und  dass  man  daher  die  Eiiegsgefangenen  nicht  nötigen  könne, 
dabei  mitzuwirken. 

[„Den  Gefangenen  wird  in  der  Ausübung  ihrer  Religion  voUe  Freiheit 
gelassen^  (Ai*t.  18  der  Haager  Bestimmungen).  —  „Für  die  Annahme 
oder  Errichtung  von  Testamenten  der  Kriegsgefangenen  gelten  diesdben 
Bedingungen  wie  für  die  Militärpersonen  des  eigenen  Heeres.  Das  gleiche 
gilt  für  die  Sterbeurkunden  sowie  für  die  Beerdigung  von  Kriegsgefangenen, 
wobei  deren  Dienstgrad  und  Bang  zu  berücksichtigen  ist"  (Haager  Be- 
stimmungen, Art.  19;.] 

[Die  Kriegsgefangenen  des  spanisch-amerikanischen  Kiieges  von  1898 
wurden  im  allgemeinen  im  Sinne  der  gegenwärtig  anerkannten  völker- 
rechtlichen Grundsätze  behandelt.  S.  die  durch  den  Ubergebungsvertrag 
von  Manila  aufgestellten  Kegeln,  E.  D.  J.  P.,  t.  VI  p.  789  und  814. 
Desgleichen  war  es  so  während  des  Burenkrieges  von  1899/1902  wenig- 
stens auf  Seiten  der  Buren;  den  englischen  Truppen  und  Behörden  könnten 
hinsichtlich  ihres  Verhaltens  gegenüber  den  südafrikanischen  Gefangenen 
Vorwürfe  gemacht  werden  (S.  Desjardins,  Revue  des  Deux- Mondes, 
1.  mars  1900  p.  54;  Despagnet  R.  D.  J.  P.,  t.  VII  pp  679  et  s.).] 

1127^  —  [Die  Haager  Konferenz  hat,  den  Wünschen  Rombergs 
entsprechend,  Auskunftsstellen  über  die  Kriegsgefangenen  organisiert^) 
(Art.  14  bis  28).  Diese  Auskunftsstellen,  die  bei  Beginn  eines  Krieges 
in  jedem  kriegführenden  Staate  errichtet  werden  und  gegebenenfalls  auch 
in  neutralen  Staaten,  die  Kriegsgefangene  aufgenommen  haben,  gemessen 
Post-  uyd  Zollfreiheit.] 

1128.  —  3.  Ende  der  Kriegsgefangenschaft.  Es  ist  kein  Ver- 
gehen, danach  zu  trachten,  die  Freiheit  wi^er  zu  erlangen;  dies  ist  viel- 
mehr ein  natürlicher  und  berechtigter  Wunsch  jedes  Kriegsgefangenen. 
—  Aber  der  entweichende  Kriegsgefangene  begeht  eine  Widersetzlichkeit 
und  Feindseligkeit  gegen  den  Nehmestaat  und  dieser  ist  daher  berechtigt, 
die  Flucht  zu  verhindern  und  Vorkehrungen  dagegen  zu  treffen.  —  Aas 
diesem  im  Begriffe  der  Flucht  liegenden  zweifachen  Charakter  hat  man 
nachstehende  Folgerungen,  die  fast  von  allen  Publizisten  angenommen 
worden  sind,  abgeleitet. 

Gegen  den  auf  der  Flucht  betroffenen  Gefangenen  ist  Anwendung 
von  Gewalt  erlaubt.  Man  darf  auf  ihn  feuern;  aber  bevor  man  von  der 
Waffe  Gebrauch  macht,  muss  man  ihn  auffordern,  stehen  zu  bleiben  and 
sich  zu  ergeben.  (Brüsseler  Deklaration,  Art.  28.  —  Manuel  d'Oxford, 
Art.  68  §  1.) 

Ein  entwichener  Kriegsgefangener,  der  wieder  eingefangen  wird, 
bevor  er  sein  Heer  erreicht  oder  das  Gebiet  des  Nehmestaates  verlassen 
hat,  darf  nicht  bestraft  werden.  Er  darf  wegen  des  blossen  Flucht- 
versuchs, der  nach  Kriegsrecht  nicht  als  ein  Verbrechen  gilt,  weder  den 
Tod  noch  irgend  eine  andere  Strafe  erleiden.  Dagegen  können  strengere 
Bewachungsmassregeln  angeordnet  werden,  um  einen  abermaligen  Flucht- 
versuch zu  verhindern.  (Amerikanische  Kriegsartikel,  Art.  77.  —  Brüsseler 
Deklaration,  Art.  28.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  68  §  2.)  —  [Nach  Art.  8 
der  Haager  Bestimmungen   unterliegen   entwichene  Kriegsgefangene,  die 


1)  [Romberg,  Des  belligerants  et  des  prisonniers  de  guerre,  1894,  p.  80 J 
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wieder  ergiiflFen  werden,  bevor  es  ihnen  gelungen  ist,  ihr  Heer  zu  er- 
reichen oder  das  von  den  Truppen,  die  sie  gefangen  genommen  haben, 
besetzte  Oebiet  zu  verlassen,  disziplinarischer  Bestrafung.] 

Ist  es  dem  Kriegsgefangenen  geglückt,  durch  Gewalt  oder  auf  andere 
Weise  zu  entkommen,  und  wird  er,  nachdem  er  zu  seinem  Heere  zurück- 
gekehrt ist,  in  einer  neuen  Schlacht  wieder  eingefangen,  so  darf  er  wegen 
seiner  früheren  Flucht,  die  ja  weder  ein  Verbrechen  noch  ein  Vergehen  ist, 
nicht  bestraft  werden.  Er  wird  wie  jeder  andere  Kriegsgefangene  behandelt; 
jedoch  kann  er  einer  strengern  Bewachung  unterworfen  werden,  die  sein 
bisheriges  Verhalten  rechtfertigt.  (Amerikan.  Kriegsailikel,  Art.  78.  — 
Brüsseler  Deklaration,  Art.  28.  —  Manuel  d^Oxford,  Art.  68  §  3.  — 
[Haager  Bestimmungen,  Art.  8].) 

1189.  —  Wird  eine  Verschwörung  unter  den  Kriegsgefangenen  zu 
allgemeiner  Befreiung  entdeckt,  so  können  die  Verschwörer  streng  be- 
straft werden.  —  In  schweren  Fällen  kann  sogar  auf  Todesstrafe  gegen 
die  Verschwörer  erkannt  werden.    (Amerikan.  Kiiegsartikel,  Ai't.  77  §  2.) 

Mit  dem  Tode  können  Kiiegsgefangene  auch  dann  bestraft  werden, 
wenn  sie  gemeinschaftlich  mit  andern  Gefangenen  oder  mit  andern  Per- 
sonen eine  Meuterei  gegen  die  Behörde  des  Nehmestaates  begangen  haben. 
(Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  §  77.) 

1130.  —  Es  widerspricht  jedoch  den  Grundbegriffen  von  Gerechtigkeit, 
wenn  man  gewissermassen  eine  Gemeinbürgschaft  zwischen  den  Kriegs- 
gefangenen herstellt  und  z.  B.  wegen  der  Flucht  eines  einzelnen  die  Lage 
der  andern  verschlimmert.  —  Dies  tat  der  deutsche  General  Vogel  von 
Falkenstein  im  Kriege  1870/71,  als  er  befahl,  dass  für  jede  Entweichung 
zehn  dui'ch  das  Los  zu  bestimmende  Offiziere,  die  mit  dem  Entsprungenen 
zusammen  gewohnt  hatten,  bis  zu  dessen  Wiedereinfangung  zu  strenger 
Haft  auf  eine  Festung  unter  Entziehung  aller  Standesvorrechte  abzu- 
fttkren  seien. 

Diese  Massregel  ist  mit  Recht  als  zu  weit  gehend  von  mehrem 
Publizisten  getadelt  worden  (Ott  zu  Klüber,  op.  cit.,  §  249  Anm.  — 
Morin,  op.  cit.,  t.  II  p.  245).*) 

1131.  —  Kriegsgefangene  können  nach  Umständen  auf  Ehrenwort 
entlassen  werden.  —  Folgende  Grundsätze  kommen  hierbei  in  Betracht: 

a)  Die  Verpflichtung,  die  aus  dem  Ehrenwort  erwächst,  ist  rein  per- 
sönlich. Die  Entlassung  eines  ganzen  Truppenkörpers  oder  einer  grossen 
Zahl  von  Gefangenen  mit  der  blossen  Erklärung,  dass  sie  auf  Ehren- 
wort entlassen  seien,  ist  unzulässig  und  unverbindlich.  (Amerikan.  Kriegs- 
artikel, Art.  121  und  128.) 

b)  Ein  Kriegsgefangener  darf  von  der  feindlichen  Regierung  nicht 
gezwungen  werden,  sein  Ehrenwort  zu  geben.  —  Keine  Regierung  ist 
verpflichtet,  das  Ehrenwort  einzelner  Kriegsgefangener  oder  aller  um  des- 
willen anzunehmen,  weil  sie  das  Ehrenwort  eines  oder  mehrerer  von  ihnen 
annimmt.  Ebenso  wie  die  Abgabe  des  Ehrenworts  ein  rein  persönlicher 
Akt  des  Kriegsgefangenen  ist,  so  liegt  es  auch  im  freien  Ermessen  der 
feindlichen  Regierung,  ob   sie   die  Entlassung   auf  Ehrenwort  annehmen 

*)  Die  Massregd  erschant  in  einem  ganz  andern  lÄchU^  wenn  man  bedenkt,  dass  taU 
aäehUdi  sehr  viele  Fluchtversuche  vorkamen  und  dass  der  franzosische  Kriegsminister  Ent- 
ufeidiungen  dadurch  ermunterte,  dass  er  jedem  Gefangenen^  dem  die  Flucht  gelang,  eine 
Belohnung  von  750  Fratdcen  versprach;  ausserdem  nahm  die  Begierung  der  Nattonalverieidi' 
gung  sogar  u^oribrUMge  Offiziere  toieder  in  das  Heer  auf.  Vgl.  Meffter,  op.  cU.,  S.  285.  — 
Bivier,  op.  cit.,  8. 405.  —  Monod,  Aüemands et FranQcds,  p.  39.  -—  Lüder,  op.  dt»,  8.  439.  — 
Bahn,  Jahrbücher  f  d.  deutsche  A.  u.  If.,  Bd.  111.^8.  80.  —  Büstow,  Kriegspolitik  und 
Kriegsgebrauch,   1876,  8.  193.   —   Eichelmann^  über  die  Kriegsgefangenschaft,  8.  151  ff. 
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will  oder  nicht.  (Amerikan.  Eriegsartikel,  Art.  133.  —  Biüsseler  Dekla- 
ration, Art.  32.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  77.  —  [Haager  Bestimmungen^ 
Art.  11].) 

c)  Während  der  Schlacht  ist  die  Entlassung  auf  Ehrenwort  nicht  zu- 
lässig und  unwirksam.   (Amerikan.  Eriegsartikel,  Art.  128.) 

d)  Alle  Kriegsgefangenen,  ohne  Unterschied  des  Dienstgrades,  können 
auf  Ehrenwort  freigelassen  werden.  [Artikel  10  der  l^ger  Bestim- 
mungen sagt,  ohne  eine  Unterscheidung  zu  machen:  „Kriegsgefangene 
können  auf  Ehrenwort  freigelassen  wei*den.*^]  Dagegen  bestimmen  die 
amerikanischen  Kriegsartikel,  Art.  126  und  127,  dass  Soldaten  nur  mit  Er- 
mächtigung ihrer  Offiziere  und  auch  diese  nur  mit  Genehmigung  ihrer  Vor- 
gesetzten das  Ehrenwort  geben  können. 

Dies  ist  vom  Standpunkte  der  Disziplin  eine  gute  Massregel,  die 
manche  Schwierigkeiten  beseitigen  wird  (Bluntschli  Art.  621). 

1132.  —  Bei  der  Entlassung  auf  Ehrenwort  sind  zwei  Fälle  zu  unter- 
scheiden: 

A.  —  Die  Freiheit  auf  Ehrenwort  wird  dem  Kriegsgefangenen  nur 
für  den  Ort  seiner  Intemierung  gewährt.  —  In  diesem  FaUe  ist  die 
Freiheit  beschränkt.  —  Indem  der  Kriegsgefangene  sein  Wort  verpiändet, 
verpflichtet  er  sich  auf  seine  Ehre,  die  ihm  auferlegten  Bedingungen  ge- 
treulich zu  erfüllen.  —  Diese  Bedingungen  bestehen  meistens  darin,  keinen 
Fluchtversuch  zu  unternehmen  und  die  Grenzen  der  Stadt  oder  der  Ge- 
meinde, in  der  er  sich  aufhält,  nicht  zu  verlassen.  —  Der  Nehmestaat 
muss  die  Bedingungen  genau  angeben,  und  der  Gefangene  muss  den  Inhalt 
seiner  Verpflichtung  genau  kennen.  —  Die  amerikanischen  Kriegsartikd 
verlangen  deshalb  auch  den  Austausch  von  zwei  gleichlautenden  Urkunden, 
worin  Name,  Rang  oder  Dienstgrad  der  auf  Ehrenwort  befreiten  Kriegs- 
gefangenen genau  angegeben  sind  (Art.  125).  —  Im  Jahre  1870  habra 
die  Deutschen  anders  gehandelt.  Die  öffentliche  Meinung  war  gegen  sie.^) 

1133.  —  B.  —  Der  Feind  erlaubt  den  Kriegsgefangenen  unter  be- 
stimmten Bedingungen,  deren  Erffillung  sie  zusichern,  in  ihre  Heimat  zurück- 
zukehren. Das  auf  Ehrenwort  gegebene  Versprechen  geht  gewöhnlich  dahin, 
keine  Kriegsdienste  mehr  gegen  den  Feind  zu  tun,  noch  auch  die  Waffen 
gegen  ihn  zu  ergreifen,  solange  der  Krieg,  während  dessen  sie  verpflichtet 
sind,  dauert.  —  Der  Regel  nach  bezieht  sich  das  Versprechen  nnr  auf 
den  aktiven  Felddienst  gegen  die  entlassende  Kriegspartei  und  deren 
Bundesgenossen,  die  an  demselben  Kriege  teilnehmen.  —  Auf  den  innem 
Militärdienst  bezieht  sich  die  Zusage  nicht.  —  Die  auf  Ehrenwort  ent- 
lassenen Kriegsgefangenen  können  z.  B.  dazu  verwandt  werden,  Rekruten 
anzuwerben  und  auszubilden,  an  den  Befestigungen  nicht  belagerter  Plätze 
zu  arbeiten,  Aufstände  im  Innern  des  Landes  zu  unterdrücken,  gegM 
solche  Feinde,  die  nicht  die  Verbfindeten  der  Kriegspartei  sind,  der  sie 
ihr  Wort  gegeben  haben,  zu  kämpfen  und  endlich  bflrgerliche  Amtsbefng- 
nisse,  sowie  diplomatische  Sendungen  zu  übernehmen.  So  bestimmt  Art. 
130  der  amerikanischen  Kriegsartikel.  —  [Vgl.  Art.  10  u.  12  der  Haager 
Bestiumiungen.] 

Die  Geschichte  zeigt  uns  an  einem  Beispiele,  dass  diese  Regehi  in 
einem,  wenn  auch  nicht  ganz  gleichen,  so  doch  ähnlichen  Falle  angewendet 
worden  sind.  Bei  der  Belagerung  von  Mainz  1793  wurden  die  Truppen 
Klebers  unter  der  Verpflichtung  freigelassen,  ein  Jahr  lang  nicht  mehr 
gegen  die  Koalition  zu  kämpfen;  sie  wurden  von  der  Konvention  zur 
Niederwerfung  der  Aufständischen  in  der  Vendte  benutzt. 

1)  Quelle,  op.  cit.,  t.  I,  p.  305,  note. 
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1134.  —  Eine  Streitfrage  entstand  im  Jahre  1870,  als  die  Deutschen 
die  anfangs  Übliche  Formel  deswegen  abänderten,  weil  sie  ihnen  nicht 
umfassend  genug  erschien.  Sie  verlangten  von  den  Kriegsgefangenen  das 
Versprechen,  während  der  Dauer  des  Krieges  „in  nichts  gegen  das  In- 
teresse Deutschlands  zu  handeln^.  —  Die  Offiziere,  die  diese  Zusage 
machten,  durften  rechtmässiger  Weise  mehiere  der  eben  erwähnten  Hand- 
lungen, wie  Ausbilden  von  Rekruten,  Arbeiten  an  Befestigungen  usw., 
nicht  mehr  vornehmen. 

1136.  —  Der  umfang  der  Gebundenheit  des  Kriegsgefangenen,  der 
auf  sein  Ehrenwort  entlassen  worden  ist,  hängt  also  von  dem  Inhalte  der 
Vertragsformel  ab.  —  Wie  ist  die  Übernommene  Verpflichtung  auszu- 
legen? —  Die  herrschende  Meinung  ist  für  eine  strenge  Auslegung  des 
Wortlautes.  —  Wir  ziehen  es  vor,  der  Ansicht  Pillets  beizutreten.  Wir 
denken  mit  ihm,  „dass  es  dem  Geiste  derartiger  Verträge  sowie  den  sie 
beherrschenden  Grundsätzen  von  Treu  und  Glauben  widerstreitet,  an  der 
Vereinbarung  herumzudeuteln  und  hinter  den  Worten  allerlei  Einschrän- 
kungen und  selbstverständliche  Bedingungen  zu  suchen.  Man  muss  also, 
wie  es  das  österreichische  Dienstreglement  vorschreibt,  den  Mannschaften, 
die  ihr  Ehrenwort  verpfändet  haben,  keinerlei  Tätigkeit  zumuten,  die  in 
irgend  einer  Beziehung  zu  den  Kriegsuntemehmungen  stehf  ^)  Geffcken- 
Heffter,  op.  cit.,  §  129  Anm.  2  trifft  das  Richtige,  wenn  er  sagt:  „Die 
Parole  verpflichtet,  sich  jeder  militärischen  Tätigkeit  während  der  Dauer 
des  Krieges  zu  enthalten.^ 

1136.  —  Wer  dem  Ehrenworte  zuwider  gegen  die  entlassende  Kriegs- 
partei zu  den  Wafifen  greift,  begeht  ein  Verbrechen,  das  die  Todesstrafe 
nach  sich  ziehen  kann.  (Code  de  justice  milit.  fran^,  Art  204.  —  Ameri- 
kanische Kriegsartikel,  Art.  124.)  {Deutsches  Müitärstrafgesetzhuch  §  169.) 
Dudley-Field  (op.  cit.,  Art.  822)  bemerkt,  dass  nach  der  neuem  Praxis 
nur  noch  in  schweren  Fällen  auf  Todesstrafe  erkannt  werde,  man  ersetze 
diese  Strafe  durch  strenge  Haft,  die  noch  durch  harte,  aber  nicht  grau- 
same Massregeln  verschärft  werden  dürfe.  (Brttsseler  Deklaration,  Art.  33 
—  Manuel  d'Oxford,  Art.  78.) «)  —  [Artikel  12  der  Haager  Akte  bestimmt: 
Jeder  auf  Ehrenwort  entlassene  Kriegsgefangene,  der  gegen  den  Staat, 
der  ihn  entlassen  hat,  oder  gegen  dessen  Verbündete  die  Waffen  trägt, 
verliert,  wenn  er  wieder  ergriffen  wird,  das  £echt  der  Behandlung  als 
Kriegsgefangener  und  kann' den  Gerichten  überliefert  werden.]^) 

1137.  —  Ist  die  Regierung,  der  die  auf  Ehrenwort  entlassene  Militär* 
person  angehört,  verpflichtet,  das  gegebene  Ehrenwort  zu  achten  und  dem- 
nach von  dem  Entlassenen  keine  Dienste  militäiischer  Art  zu  verlangen?  — 
Dies  hängt  von  der  Gesetzgebung  des  betreffenden  Staates  ab.  —  Wenn 
der  Staat  seinen  Soldaten  und  Offizieren  das  Recht  einräumt,  eine  Entlas- 
sung auf  Ehrenwort  anzunehmen,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass 


1}  Pillet,  Le  droit  de  la  gaerre,  t  I,  1893,  p.  911. 

2)  .Im  Jahre  1870  haben  die  Dentschen  wiederholt  schwere  Bescholdignngen 
wegen  der  Wonbrüchigkeit  franzosischer  Offiziere  erhoben  (Depesche  Bismarcks  vom 
•U.  Dezember  1870  und  9.  Januar  1871).  Die  meisten  dieser  Beschuldigungen  stellten 
sich  als  unzutreffend  heraus;  übrigens  hat  die  franzosische  Regierung  sich  bestrebt, 
zn  zeigen,  dass  sie  auf  Achtung  der  Kriegsgebriuche  halte.  Sie  hat  alle,  die  des 
Bruches  des  Ehrenwortes  Yerdftchtig  waren,  zur  Untersuchung  gezogen/  (Quelle, 
Les  lois  de  la  guerre,  t  I,  p.  210.  —  S.  bei  demselben,  p.  110  et  s.  Die  Schilderung 
des  Falles  Ducrot,  der  von  den  Deutscheu  zu  Unrecht  Deschuldigt  worden  war.)  — 
Vgl  die  Anmerkung  gu  No.  1130. 

3)  [Harburger,  Du   manque   de  parole  du  primmnier  de  guerre.    R.  D.  L, 
t  2serie,  pp.  151  et  s.] 
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der  Staat  auch  die  tlbernommene  Verpflichtung  achten  muss.  —  Hat  jedoch 
der  Staat  seinen  Soldaten  untersagt,  derartige  Vereinbarungen  einzugehen, 
so  setzt  sich  der  Soldat,  nach  der  Ansicht  mehrerer  Schriftsteller,  den 
Strafen,  die  das  Gesetz  seines  Staates  androht,  aus;  nichtdesto weniger 
muss  aber  die  Regierung  auch  das  gegebene  Ehrenwort  achten.  —  Art&el 
131  der  Amerikanischen  Eriegsartikel  bestimmt:  „Wenn  die  Regierung  das 
Ehrenwort  nicht  billigt,  so  muss  sich  der  entlassene  Oflftzier  wieder  zur 
Kriegsgefangenschaft  stellen.  Nimmt  ihn  der  Feind  nicht  mehr  als  Gefan- 
genen an,  so  ist  er  des  Ehrenwortes  entbunden".  —  Bluntschli  (Art  626) 
und  Calvo  (§  2151)  entscheiden  die  Frage  in  demselben  Sinne. 

Die  Brüsseler  Deklaration  (Art.  31)  und  das  Manuel  d'Oxford  (Art.  76) 
verlangen,  dass  es  den  Kriegsgefangenen  nach  den  Gesetzen  ihres  Staates 
gestattet  sein  sollte,  gegen  Verpföndung  ihres  Ehrenwortes  frei  gelassen 
zu  werden.  [Vgl.  Haager  Bestimmungen,  Art.  10].  Auf  diese  Weise  würde 
die  Frage  am  einfachsten  und  ohne  jegliche  Schwierigkeit  gelöst  werden. 

1138.  —  Die  Entlassung  auf  Ehrenwort  ist  in  einer  wichtigen  Bezie- 
hung vom  Übel. 

Sie  trennt  das  Los  des  OfSziers  von  dem  des  gemeinen  Soldaten,  was 
nicht  vorkommen  sollte.  Es  wäre  zu  wünschen,  dass  die  Praxis,  die  im 
Jahre  1870  leider  allzu  oft  geübt  worden  ist,  in  Zukunft  verlassen  würda 
„Die  Kriegsgefangenschaft  ist  nun  einmal  ein  Unglück^  —  so  sagt  Kom- 
mandant Guelle  —  ^es  ist  aber  immerhin  besser,  sich  ihr  ganz  zu  fügen, 
als  sich  durch  einen  falschen  Vergleich  eine  beschränkte,  oft  schwer  zu 
tragende  Freiheit  zu  verschaffen"  (op.  cit.,  t.  I  §  213). 

1139.  —  Die  Gefangenschaft  endigt  auch  durch  gegenseitige  Aus- 
wechslung der  Kriegsgefangenen  auf  Grund  besonderer  Verträge,  die 
man  Auswechslungskartelle  nennt.  Dies  entspricht  einem  alten  Her- 
kommen. 

Die  Auswechslung  der  Kriegsgefangenen  ist  Sache  der  freien  Über- 
einkunft der  beiden  Kriegsparteien  (^erikanische  Kriegsartikel,  Art.  109.  — 
Manuel  d'Oxford,  Art.  75  —  Manuel  des  officiers,  tit.  III  et  V  p.  69). 

Der  Auswechslungsvertrag  muss  angeben,  ob  die  ausgetauschten 
Kriegsgefangenen  zu  Kriegsdiensten  verwendet  werden  können  oder  nicht 
(Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  105). 

Im  allgemeinen  und  vorbehaltlich  entgegenstehender  Vereinbarungen 
werden  die  Kriegsgefangenen  Mann  für  Mann,  Sang  für  Bang  und  Ver- 
wundete für  Verwundete  ausgewechselt.  Die  Kriegsgefangenen  haben  die 
Ehrenpflicht,  ihren  wirklichen  Eang  anzugeben  und  weder  einen  niedrigem 
Rang  in  der  Absicht  anzumelden,  ihrem  Staate  bei  der  Auswechslung  einen 
Vorteil  zuzuwenden,  noch  einen  höhern  Eang  zu  behaupten,  um  eine  bessere 
Verpflegung  zu  erhalten.  Derartige  Täuschungen  waren  früher  möglich, 
heutzutage,  wo  die  Zusammensetzung  des  Offizierkorps  eines  Staates  bei 
allen  andern  Offtzierkorps  bekannt  ist,  wäre  sie  vergeblich  (Amerikan. 
Kriegsartikel,  Art.  105  u.  107  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  29  —  Manuel 
d'Oxford,  Art.  65). 

Aus  Mangel  an  Kriegsgefangenen  desselben  Dienstgrades  kommt  man 
oft  überein,  Gefangene  einer  höhern  Bangstellung  gegen  eine  grossere 
Zahl  von  Gefangenen  niedem  Dienstgrades  einzutauschen  (Amerikan. 
Kriegsartikel,  Art.  106). 

[Im  Laufe  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898  fanden  ei- 
nige Auswechslungen  von  Kriegsgefangenen  statt  (R.  D.  I.  P.,  t.  VI  p.  790)J. 
/  .  1140.  —  Endlich  hört  die  Kriegsgefangenschaft  von  Rechts  wegen  mit 
dem  Friedensschlüsse  auf.    Es  müssen  alsdann  nur  die  materiellen  Bedin- 
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gangen  der  Freilassung  geregelt  werden  (Manuel  d'Oxford,  Art.  73).  [„Die 
Kriegsgefangenen",  so  erklärt  Art.  20  der  Haager  Bestimmungen,  ^sollen 
binnen  kürzester  Frist  in  ihre  Heimat  entlassen  werden^.] 


Vierter  Abschnitt. 
Nichtkombattanten. 

1141.  —  Das  Völkerrecht  der  Neuzeit  hat  mit  manchen  Lehrmeinungen 
und  Gebräuchen,  die  noch  im  18.  Jahrhundert  gang  und  gäbe  waren,  ge- 
brochen. Es  unterscheidet  streng  zwischen  den  Kombattanten,  den  bewaff- 
neten Feinden  und  den  nicht  bewaffiieten,  nicht  kriegiührenden  Staats- 
bürgern, die  sich,  um  einen  hänflg  vorkommenden  Ausdruck  zu  gebrauchen, 
im  „passiven  Eriegsstande"  befinden  (ennemis  passifs).  —  Zu  diesen  Nicht- 
kombattanten gehören  „die  Bewohner  der  besetzten  Gebiete  und  alle  die- 
jenigen Untertanen  der  kriegführenden  Staaten,  die  Haus  und  Hof  nicht 
verlassen  haben,  den  Eriegsunternehmungen  fem  stehen,  die  eine  untätige 
Rolle  spielen,  nur  gezwungener  Weise  Beziehungen  mit  den  Truppen  unter- 
halten und,  ganz  abgesehen  von  ihrer  Verantwortung  für  ihre  eigenen 
Handlungen,  genötigt  sind,  die  Folgen  und  die  mannigfachen  Wechsel- 
fälle des  Krieges  über  sich  ergehen  zu  lassen^.  ^) 

Die  fiiedlichen  Bewohner,  die  nicht  bewaffnete  Bevölkerung,  zu  schonen 
und  ihre  Freiheit  zu  achten,  ist  ein  Grundsatz,  der  sich  heutzutage  unge- 
teilter Anerkennung  erfreut.  „Die  Ehre  und  die  Rechte  der  Familie,  das 
Leben  und  das  Eigentum  der  Bürger,  die  religiösen  Überzeugungen  und 
die  gottesdienstlichen  Handlungen  sollen  geachtet  werden^,  so  bestimmt 
Art.  38  der  Brüsseler  Deklaration  (Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  22  u.  23 
—  Manuel  d'Oxford,  Art.  49.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  46]).      ^ 

Die  Kriegführenden  selbst  halten  darauf  diesen  Grundsatz  bei  Beginn 
der  Feindseligkeiten  ausdrücklich  auzuerkennen.  —  In  seiner  Bekanntmachung 
vom  11.  August  1870  erklärte  der  König  von  Preussen:  „Ich  führe  den 
Krieg  mit  den  französischen  Soldaten  und  nicht  mit  den  Bürgern  Frank- 
reichs. Diese  werden  demnach  fortfahren,  eine  vollkommene  Sicherheit 
ihrer  Personen  und  ihres  Eigentums  zu  gemessen,  und  zwar  solange,  als 
sie  nicht  selbst  durch  feindliche  Unternehmungen  gegen  die  deutschen 
Truppen  mich  des  Rechts  berauben  werden,  ihnen  meinen  Schutz  angedeihen 
zu  lassen".  —  Die  Geschichte  hat  zu  entscheiden,  inwieweit  diese  Zu- 
sagen gehalten  worden  sind;  in  jedem  FaUe  ist. der  Grundsatz  anerkannt 
und  bestätigt  worden.  —  Auch  mehrere  Generale  haben  ähnliche  Bekannt- 
machungen erlassen. 

Das  Leben  der  Bürger  ist  mithin  zu  achten,  so  lange  sie  sich 
nicht  selbst  an  dem  Kriege  beteiligen.  —  Es  ist  verboten,  sie  zu  ver- 
vninden,  zu  misshandeln,  zu  belästigen,  nach  Willkür  mit  ihnen  zu  ver- 
fahren, Frauen  zu  schänden,  absichtlich  die  religiösen  Überzeugungen, 
das  berechtigte  Ehrgefühl  sowie  die  Vaterlandsliebe  zu  verletzen  (Amerik. 
Kriegsartikel,  Art.  37). «) 

1)  F6raud-Giraud,  Recours  en  raison  des  dommages  causis  par  la  gnerre 
1881,  p.  7. 

3)  [Diese  Grundsatze  sind  Ton  den  Türken  in  ihrem  Kriege  mit  Griechenland 
1897  Dicht  immer  beobachtet  worden.    R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  p.  70L.r 
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1142.  —  E8  ist  yerboten,  die  BeYdlkerong  zu  zwinge  einen  Treueid 
za  leisten,  denn  einerseits  yerldbt  die  Besetzung,  die  doch  nor  yorttW- 
gehender  Natnr  ist,  dem  Feinde  keine  SonveränitSt  nnd  anderseits  sind 
die  Bewohner  gegenüber  der  souveränen  Gewalt  ihres  Staates  dnrdi  die- 
selben Verpflichtungen  wie  vor  dem  Kriege  gebunden.  (Brüsseler  Dekla- 
ration von  1874,  Art.  37.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  47.  —  [Haager  Be- 
stimmungen, Art.  45].  —  Ott  zu  Elfiber,  op.  dt,  §  247,  Anm.  c.  — 
Dagegen  Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  26). 

1143.  —  Man  darf  die  Bewohner  nicht  zwingen,  in  irgend  räier 
Form  an  den  Kriegsuntemehmungen  teil  zu  nehmen. 

Der  Feind  darf  keine  Rekruten  unter  der  Bevölkerung  des  besetzten 
Gebietes  ausheben,  noch  diese  nötigen,  zu  kämpfen,  noch  sie  zu  Angriffs- 
oder  Yerteidigungsarbeiten  verwenden  usw.  (Manuel  d'Qxford,  Art.  48 
§  2.  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  36.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art  44]). 

1144.  —  Die  Bewohner  dürfen  weder  durch  Gewalt  noch  ^(krch 
Drohungen  gezwungen  werden,  Auskünfte,  die  zur  Fortführung  des  g^en 
ihr  Land  unternommenen  Krieges  von  Nutzen  wären,  zu  geben,  Geheim- 
nisse zu  verraten,  die  Bedeutung  gewisser  Signale  mitzuteilen  usw.  Solehe 
Handlungen  begründen  das  Verbrechen  des  Landesverrats,  das  nach  den 
Strafgesetzen  aller  Staaten  geahndet  wird. 

1145.  —  Der  luiegftthrende  Feind  ist  unter  keinem  Verwände  be- 
rechtigt, friedliche  Bürger  zu  nötigen,  seine  Konvois  zu  begleiten,  um 
diese  gegen  Angriffe  ihrer  Mitbürger  zu  sichern,  noch  auch  die  Bewohner 
zu  zwingen,  auf  Eisenbahnzügen  mitzufahren,  damit  deren  Mitbürger  ans 
Furcht,  ihnen  zu  schaden,  es  unterlassen,  die  Schienen  aufzureissen  und 
die  Züge  zur  Entgleisung  zu  bringen. 

Die  Deutschen  haben  während  des  Krieges  von  1870/71  in  der  Zeit 
vom  18.  Oktober  1870  bis  in  den  März  1871  wiederholt  derartige  gehässige 
Massregeln  gegen  friedliche  Bürger  angewandt.  Die  Gendarmen  ftUirten 
die  Bürger,  die  ihnen  vom  deutschen  Befehlshaber  bezeichnet  worden 
waren,  zur  Lokomotive.  —  Dies  wurde  in  vielen  Städten  so  gehandbabt 
und  die  Zahl  der  in  dieser  Weise  requirierten  Geiseln  war  beträchtlich. 
—  Diese  ungerechte  Massnahme,  die  Schuldlose  für  die  Folgen  der 
Handlungen  anderer  büssen  lässt,  hatte  keinen  andern  Zweck,  als  die 
Bevölkerung  abzuschlecken.*) 

Nur  wenige  Schriftsteller  (wir  wollen  sie  nicht  nennen)  haben  den 
Cynismus  gehabt,  dieses  unbillige  und  unmenschliche  Verfahren  zu  reeht- 
fertigen.  —  Wir  wollen  das  Urteil  deutscher  Rechtslehrer,  die  in  Deutsch 
land  und  anderswo  angesehen  sind,  anführen.  „Eine  neue,  aber  nicht 
unbedenkliche  Anwendung  des  Geiselrechts  wurde  in  dem  französisch- 
deutschen Kriege  von  1870/71  geübt,  indem  zur  Sicherung  des  Eisenbahn- 
verkehrs von  den  deutschen  Truppen  notable  Einwohner  der  französischen 
Städte  oder  Dörfer  zwangsweise  als  Geiseln  mitgeiührt  wurden.  Das 
Mittel  ist  insofern  bedenklich,  als  es  friedliche  Bürger  ohne  deren  Ver- 
schulden in  ernste  Gefahren,  selbst  des  Lebens,  bringt  und  flberdem  nur 

*)  Von  diemr  memm  AmMnäima  de$  CMsdreckUj  die  awk  HetB  wm  deittither  SeUe 
rüMaiUoi  ak  hart  und  grautam  tmerkaamt  worden  iat,  wurde  nur  in  äuneiitrn  NeMBen 
Oebrauch  gemalt  Doi  devttthe  Heer  war  angeeiMi  der  frieien  heimUdien  UberfSOe  der 
Bieenbahngüge  oetwungen^  ßir  eeme  Sü^erheitgu  eorgen.  Wenn  BMlrungen  und  Warnungen 
n4Mi  mehr  fruMekn^  eo  eudUe  num^  und  twar  umt  Srfoh^  die  Bevölkerung  im  der 
amgpgebenen  Weiae  von  der  QefHkrdung  der  JE^aenbaJmeüge  abeuhaUen  {tgL  KriegmtMdU- 
UAe  Eintelechriften,  Heft  31,  8.49^.  —  Rivier,  op.  eil,  8,  416.  —  Ldning,  Die  Ver 
waUung  dee  €feneralgouoemement$  im  Eleast,  8. 107,  —  Lüder ^  op.  ctt,  §  113  und  Jhrokkh 
moHon  dee  Oeneraigouoemeure  von  Lothringen  vom  18.  Oktober  18T0). 
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eine  zweifelhafte  Sicherheit  gewährt,  indem  die  Fanatiker,  welche  die 
Schienen  der  Eisenbahn  aufreissen  oder  sonst  einen  Zug  in  6e£Eihr  bringen, 
wenig  Rücksicht  anf  das  Leben  der  ihnen  vielleicht  verhassten  Notabein 
nehmen".  (Blontschli,  op.  cit.,  Art.  600,  Anm.  2).  Blantschli  fbgt  hinzu 
(aber  wir  erheben  dagegen  Einspruch),  dass  sich  ein  solches  Verfahren 
nnr  in  der  Not  als  Repressalie  entschuldigen  lasse. 

„Nicht  zu  billigen  war  es  1870,  dass  man  deutscherseits  zwangsweise 
angesehene  friedliche  Bürger  als  Geiseln  ffir  die  Sicherheit  der  Eisenbahn- 
zttge  gegen  die  Angriffe  der  Franktireurs  nahm^.  (Geffcken-Heffter, 
op.  cit.,  §  128,  Anm.  2.  —  S.  Ott  bei  Klttber,  op.  cit.,  §  247,  Anm.  c). 

1146.  —  Die  Achtung  der  persönlichen  Freiheit  führt  in  der  Praxis 
zu  unumgänglichen  Ausnahmen,  die  auch  die  Wissenschaft  zulassen  inuss, 
weil  sie  durch  den  Zwang  der  Umstände  und  die  Macht  der  Verhältnisse 
geboten  werden. 

Nach  geltendem  Kriegsrechte  kOnnen  die  Bewohner  nicht  nut  zu 
Zwangsauflagen  in  Oeld  (Kontributionen),  sondern  auch  zu  Natural- 
leistungen (Inquisitionen)  und  zu  persönlichen  Diensten  angehalten 
werden  [S.  Haager  Bestimmungen,  Art.  49,  51  u.  52]. 

1147.  —  Die  Bewohner  können  vom  Feinde  dazu  angehalten  werden, 
Verwundete,  Gefangene,  Truppen  und  den  für  das  Heer  erforderlichen 
Bedarf  mit  ihren  Pferden  und  Wagen  zu  befördern.  —  Wiewohl  solche 
Zwangsdienste  für  den  Feind  sehr  nützlich  sind,  so  begründen  sie  doch 
keine  unmittelbare  Beteiligung  an  den  Kriegsuntemehmungen.  Sie  fördern 
diese  zwar  und  eine  mittelbare  Beihilfe  kann  wohl  kaum  geleugnet  werden. 
Aber  der  Bewohner  handelt  unter  einem  Zwange,  der  jedes  Widerstreben 
lahm  legen  würde,  und  der  Feind  findet  die  Kechtfertigung  seines  Vor- 
gehens in  der  dui*ch  die  Kriegsuntemehmungen  gebotenen  Notwendigkeit. 
—  Diejenigen,  die  solche  Züge  begleiten,  dürfen  nicht  auf  das  Schlacht- 
feld geführt  und  den  Gefahren  der  Gefechte  ausgesetzt  werden. 

1148.  —  Sind  Strassen  unfahrbar  gemacht  oder  Brücken  zerstört 
worden,  und  vermag  der  besetzende  Feind  sie  mit  den  ihm  zur  Verfügung 
stehenden  Kräften  nicht  auszubessern,  so  kann  er  die  Bewohner  durch 
Frondienste  zwingen,  die  Wiederherstellungsarbeiten  vorzunehmen.  — 
Aber  er  darf  die  Mitwirkung  der  Bevölkerung  nicht  zur  Erbauung  einer 
neuen  Strasse  von  ausschliesslich  strategischem  Zwecke  verlangen,  ohne 
eine  der  vorgedachten  Regeln  zu  verletzen  (Manuel  d'Oxford,  Art.  48.  — 
Brüsseler  Deklaration,  Art.  38). 

1149.  —  Die  Praxis  gestattet  endlich,  dass  der  ins  Land  einge- 
drungene Feind,  der  die  Wege,  die  er  einzuschlagen  hat,  nicht  kennt, 
die  Inwohner  zwingen  darf,  ihm  als  Wegeführer  zu  dienen.  Diese  Mass- 
regel ist  grausam.  Wer  dem  Besetzungsheere  die  Wege  zeigt,  kann  da- 
durch seinem  Yaterlande  mehr  schaden,  als  wenn  er  in  der  Schlacht  mit- 
kämpft. —  Keine  Kriegspartei  wird  aber  darauf  verzichten  woUen,  sich 
eine  Herkommen,  das  seit  langem  durch  die  Praxis  fest  begründet  worden 
ist,  zu  nutze  zu  machen. 

Es  gibt  zwei  Arten  von  Wegefilhrem:  der  freiwillige  und  der  ge- 
nötigte. 1)  Wer  sich  freiwillig  dem  feindlichen  Heere  anbietet,  wird  als 
Kriegsverräter  betrachtet  und  bestraft.  2)  Wer  mit  Gewalt  gezwungen 
wird,  die  feindlichen  Truppen  zu  führen,  darf  nicht  von  dem  Gerichte 
seines  Landes  bestraft  werden,  denn  er  handelt  unter  einem  Zwange. 

Das  Manuel  ä  l'asage  des  ofBciers  bestimmt:  „Es  lässt  sich  nicht 
leugnen,  dass  diese  Befugnis  mit  der  Achtung,  die  der  Person  geschuldet 
wird,  unvereinbar  ist.    Man  muss  sie  als  eine  Ausnahme  von  dem  allge- 
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meinen  Ghnindsatze  betrachten  and  sie  nur  in  äussersten  Notfällen  an- 
wenden. Es  ist  klar,  dass  derjenige,  der  gezwungen  wird,  dem  Feinde 
den  Weg  zu  zeigen  und  ihm  in  seinen  Unternehmungen  zu  helfen,  in  seinen 
patriotischen  Gefühlen  tief  verletzt  wird."  . 

Verrat  des  Wegeführers  wird  gewöhnlich  mit  dem  Tode  bestraft. 
Diese  Strenge  erklärt  sich  durch  die  grosse  Gefahr,  der  die  auf  ihrem 
Wege  irre  geleiteten  Truppen  ausgesetzt  sind.  Die  Strafe  darf  aber  nur 
gegen  den  Führer,  der  erwiesenermassen  in  böser  Absicht  gehandelt  hat, 
nicht  auch  gegen  den,  der  sich  selbst  im  Wege  geirrt  hat,  ausgesprochen 
werden.  Die  Kriegsgerichte  müssen  hier  mit  Umsicht  vorgehen.  (Amerik. 
Kriegsartikel,  Art.  93  bis  97).  i) 

1160.  —  Wenn  also  der  Feind  berechtigt  ist,  von  den  Bewohnern 
gewisse  persönliche  Dienstleistungen  zu  beanspruchen,  so  muss  man  folge- 
richtig auch  zugeben,  dass  er  im  Falle  der  Widersetzlichkeit  der  Be- 
völkerung Mittel  haben  muss,  um  sein  Recht  zur  Geltung  zu  bringen. 
Worin  bestehen  diese  Mittel?  Sie  richten  sich  ganz  nach  den  Umständen^ 
immer  müssen  sie  in  einem  Verhältnisse  zu  der  Wichtigkeit  der  ver- 
weigerten Leistung  stehen  und  nienuds  dürfen  sie  von  der  Absicht,  Bache, 
Abschreckung  oder  Grausamkeit  zu  üben,  beeinflusst  werden.  —  „Nicht 
zu  rechtfertigen  war  es,  wenn  der  deutsche  Zivil-Kommandant  in  Nancy, 
Graf  Benard,  im  Januar  1871  500  Arbeiter  verlangte,,  um  eine  von  Frei- 
schützen zerstörte  Brücke  (in  Fontenoy)  herzustellen  mit  der,  übrigens 
nicht  ausgeführten  Drohung,  eine  bestimmte  Anzahl  erschiessen  zu  lassen, 
wenn  die  Arbeiter  nicht  gestellt  würden".  (Geffcken-Heffter,  op.  cit., 
§  131,  Anm.  4).») 

1151.  —  Geiseln  (otages).  —  Darf  der  Besetzende,  um  die  Voll- 
ziehung seiner  Befehle  zu  sichern,  (einen  oder  mehrere)  Bewohner  fest- 
nehmen und  sie  bis  zur  Ausführung  der  Anordnung  als  Geiseln  zurück- 
halten?   Gewiss  nicht. '^) 

Das  Nehmen  von  Geiseln  ist,  wie  Pinheiro-Fereira  sagt,  ein  Best 
der  barbarischen  Sitten  unserer  Vorfahren,  das  man  verurteilen  muss. 

1153.  —  Ebenso  wie  der  Feind,  der  in  das  Gebiet  seines  Gegners 
eingedrungen  ist,  verpflichtet  ist,  Leben  undSFreiheit  der  feindlichen  Be- 
völkerung zu  schonen,  ebenso  müssen  auch  die  Bewohner  die.tatsächliche 
Gewalt  des  Besetzenden  achten. 

Sie  haben  den  Befehlen  des  Besetzenden  zu  gehorchen.  Der  Be- 
setzende hat  die  Bande,  welche  die  Bürger  mit  ihrem  Vaterlande  verknüpfen, 
nicht  zerrissen;  wiewohl  dem  Sieger  unterworfen,  sind  sie  doch  nicht 
dessen  Untertanen.  Er  ist  zwar  Ihr  Herr;  er  ist  aber  auch  ihr  Feind. 
—  Der  dem  Feinde  geschuldete  Gehorsam  und  die  Unterwerfung  anter 
seine  Gebote  ist  nicht  freiwillig,  sondern  erzwungen.  Die  Bewohner,  die 
feindliche  Handlungen  gegen  ihn  begehen,  werden  bestraft.  (Mannd 
d'Oxford,  Art.  47.) 

1)  Blnotschli,  op.  cit,  Art  684  bis  636.  —  GalTO,  op.  dt,  t  IV,  $  Si90.  -- 
Dudlev-Field^  op.  cit,  Art  769  und  770. 

2)  CalTo,  op.  cit,  t  IV,  §  2065.  —  Ott  bei  Kluber,  §  247.  —  Quelle,  Pr^cis, 
t  II,  p.  45.  Am  20.  Oktober  1870  befahl  Oberst  von  Kaldeu  der  Gemeinde  Vendeoil 
(Aisue)  unter  Androhung  einer  Geldstrafe  von  2000  Franken  und  andern  militärischen 
Repressalien,  wie  der  Einsperrung  und  Erschiessung  der  angesehensten  Einwohner, 
die  liber  die  Oise  und  Sambre  Ehrenden  zerstörten  Bracken  wiederherzustellen 
(Lavisse,  Les  allemands  dans  le  Nord,  Revue  des  Deux-Mondes,  1.  Sept  187  L). 

*)  t^.  EriegagetMckma^  Einzdichriftm,  EJBft  31.  Mer  toird  aiuvefiihrt,  dam  die 
Oestdkmg  von  Getwlii  m  den  neuem  Krieffen  weniger  ÜbHdi  geworden  iit^  m^McA  tAer  mteh 
an  Beitplden  nachgewieeen,  dau  da»  Qeiaämekmen  am  der  Erie^^rvng  geeUteUr  NaÜomen 
dnr^am  niekt  veradiwunden  i$t. 
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lt58.  —  Ist  die  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes  ihrem  Vater- 
lande  gegenüber  nicht  verpflichtet,  sich  gegen  den  Feind  aufzulehnen? 

—  Und  wie  soll  der  Feind  mit  der  aufständischen  Bevölkerung  verfahren? 

—  Diese  Frage  ist  nicht  neu;  sie  ist  schwierig  zu  entscheiden.  Die 
Schriftsteller  sind  geteilter  Meinung;  die  Brüsseler  Konferenz  hat  die 
Lösung  der  Frage  nicht  erreichen  können. 

Der  zur  Erörterung  stehende  Artikel  46  bestimmte:  „Personen,  die 
zur  Bevölkerung  eines  Gebietes  gehören,  in  welchem  die  Gewalt  des 
Feindes  schon  begründet  ist,  können,  wenn  sie  sich  mit  den  Waffen  gegen 
den  Feind  erheben,  den  Gerichten  überwiesen  werden;  sie  gelten  nicht 
als  Kriegsgefangene.^  Belgien,  die  Niederlande  und  die  Schweiz  erhoben 
hiergegen  Einspruch.  —  Darauf  wurde  der  Artikel  beseitigt. 

Guelle  hat  die  Frag^e  vom  Standpunkte  des  Besiegten  und  des 
Siegers  geprüft.  —  Sicherlich  vermag  der  Krieg  keine  dauernden  Ver- 
pflichtungen zu  erzeugen;  der  Besiegte  bewahrt  immer  das  ungeschmälerte 
Becht,  die  umstände  zu  benutzen,  um  das  feindliche  Joch  abzuschütteln. 

—  Aber  anderseits  ist  es  klar,  dass,  sobald  die  Bevölkerung  ihr  fried- 
liches Verhalten  angibt  und  die  Kriegsgebräuche,  die  ihr  gebieten,  sich 
jeder  Feindseligkeit  gegen  den  Besetzenden  zu  enthalten,  missachtet,  sie 
diesem  letztem  das  Recht  gibt,  Abwehrmassregeln  zu  ergreifen.  Da  der 
Besetzende  um  jeden  Preis  das  Wohl  seiner  Truppen  im  Auge  halten  und 
die  Wiederholung  von  Anschlägen  der  Bevölkerung  verhüten  muss,  so 
entscheidet  er  auch  allein  über  die  Massnahmen,  die  nach  Lage  der  Sache 
anzuordnen,  und  über  die  Strafen,  die  gegen  die  einzelnen  aufständischen 
Personen  nach  Kriegsrecht  zu  verhängen  sind.^) 

1154.  —  Nach  völkerrechtlichem  Herkommen  gelten  gewisse  Über- 
tretungen, die  von  den  Bewohnern  des  vom  Feinde  besetzten  Gebietes 
zum  Nachteile  des  Feindes  begangen  werden,  als  Kriegsverrat.  —  Der 
Feind,  der  in  ein  Land  eindringt,  sieht  sich  natürlich  genötigt,  die  zur 
Sicherheit  seines  Heeres  und  seiner  militärischen  Unternehmungen  er- 
forderlichen Vorkehrungen  zu  treffen.  Es  ist  sein  unbestreitbares  Becht 
und  zugleich  eine  Pflicht,  die  er  um  seiner  selbst  willen  hat,  die  Be- 
wohner zu  hindern,  den  Behörden  Auskunft  über  seine  eigenen  Streit- 
kräfte und  über  die  Bewegungen  seiner  Truppen  zu  geben.  —  Es  folgt 
dies  so  unzweifelhaft  aus  der  ganzen  Sachlage,  dass  es  nicht  nötig  ist, 
dies  noch  ausdrücklich  zu  verbieten.  —  Jeder  Bewohner  wird  angesichts 
der  feindlichen  Besetzung  des  Landes  ohne  weiteres  begreifen,  dass  er 
sich  einer  Strafe  aussetzt,  wenn  er  wissentlich  Handlungen  begeht,  die 
dem  Feinde  nachteilig  sind.  —  Tut  er  dies,  so  handelt  er  auf  seine  eigene 
Gefahr  und  Verantwortung. 

Belanglos  ist,  ob  die  Triebfeder,  die  ihn  geleitet  hat,  Vaterlandsliebe 
oder  irgend  etwas  andres  war.  Es  kommt  auch  nicht  darauf  an,  ob  er 
die  Auskunft,  die  er  erteilte,  einem  Zufall  oder  dem  Verschulden  andrer 
verdankte,  ob  sie  ihm  anvertraut  war  oder  ob  er  sich  darum  bemüht 
bat.  Diese  Tatsachen  kommen  bei  der  Ausmessung  der  Strafe  als  mil- 
dernde oder  erschwerende  Umstände  in  Betracht.  Der  Bewohner  wird 
jeden&lls  bestraft,  denn  die  Gefahr  ist  für  das  feindliche  Heer  stets  die- 
selbe. —  Ein  Nichtkombattant,  der  als  solcher  behandelt  und  geachtet 
wird,  begeht  dem  besetzenden  Feinde  gegenüber  eine  Treulosigkeitt,  wenn 


1)  Guelle,  Pr^is  t  IIp.67.  —  Firaud-Qiraud,  op.  citp.  16.  —  Bluntgchli 
op.  cit,  Art  648.  —  Heffter,  op.  cit,  §  126,  Anm.  IV.  —  Fnnck-Brentano  et  Sorel 
Prteia,  pp.  288  et  d95.  —  Amerikau.  Kriegsartikel,  Art  85. 
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er  seine  Stellung  dazu  missbraucht,  um  die  Feindseligkeiten  seiner  Re- 
gierung heimlich  zu  unterstützen. 

Von  Rechts  wegen  ist  die  blosse  Tatsache  der  Übermittlung  Ton 
Nachrichten  an  den  Gegner,  die  den  Interessen  des  besetzenden  Feindes 
zuwider  sind,  als  Kriegsverrat  strafbar. 

Der  des  Eriegsverrats  beschuldigte  Bewohner  darf  nicht  ohne  ge- 
richtliches Verfahren  bestraft  werden.   Die  Kriegsgerichte  sind  zuständig. 

Im  allgemeinen  steht  auf  den  Kriegsverrat  die  Todesstrafe.  Sind 
mildernde  Umstände  vorhanden,  so  kann  eine  leichtere  Strafe  verhängt 
werden.  Durch  die  Gesetze  der  verschiedenen  Staaten  ist  alles  näliere 
bestimmt.  Das  Gesetz  des  besetzenden  Feindes  kommt  zur  Anwendung. 
(Code  de  justice  milit.  frangais,  Art.  63,  64,  205  et  s.  —  Amerikan.  Kriegs- 
artikel,  Art.  90  bis  92.  —  Manuel  ä  l'usage  des  officiers  de  Tarmöe  de  terre 
chap.  2,  §  2,  p.  35.  —  Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  631  u.  632  und  Anm.) 
—  (Deutsches  MilUärstrafgesetzhueh  §§  57  und  58), 

1154^.  —  [Artikel  50  der  Haager  Bestimmungen  lautet:  y,Keine 
Strafe  in  Geld  oder  andrer  Art  darf  ttber  eine  ganze  Bevölkerung  wegen 
der  Handlungen  einzelner  verhängt  werden,  tttr  welche  die  Gesamtheit 
nicht  als  verantwortlich  angesehen  werden  kann".] 


Drit[tes  Kapitel. 


Rechte  einer  Kriegspartei  gegen  den  feindlichen  Staat  und 
auf  feindlichem  Gebiete.*) 

1155.  —  Der  unmittelbare  Zweck  der  Kriegsuntemehmungen  besteht 
darin,  festzustellen,  wer  von  den  beiden  Staaten  der  stärkere  ist.  —  Der 
Krieg  endigt,  wenn  der  schwächere  Staat  sich  unterwirft  und  die  ihm 
von  dem  starkem  auferlegten  Bedingungen  hinnimmt.  —  Alles,  was 
dazu  beiträgt,  die  Überlegenheit  des  stärkern  herbeizufGlhren,  entspricht 
dem  Kriegszwecke.  —  Alles,  was  nicht  dazu  beiträgt,  entfernt  sich  von 
diesem  Ziel  und  ist  zwecklos  und  verboten.  —  Hieraus  ergibt  sich  folge- 
richtig und  vemunftgemäss  die  Unterscheidung  zwischen  notwendigen 
und  zwecklosen  Handlungen.  Die  notwendigen  sind  die,  die  darauf 
abzielen,  so  schnell  wie  möglich  die  Kräfte  des  Gegners  zu  zerstören 
oder  zu  vernichten.  —  Die  zwecklosen  sind  die,  die  den  Krieg  nur  in 
die  Länge  ziehen  und  ihn  blutiger  machen,  ohne  die  Kräfte  des  Feindes 
zu  zerstören.  —  Die  Notwendigkeit,  die  Überlegenheit  des  Starkem 
herbeizuführen,  schliesst  nicht  die  Notwendigkeit  in  sich,  alle  Soldaten 
des  feindlichen  Heeres  zu  töten,  noch  auch  alle  Gegenstände  zu  ver- 
nichten, die  die  militärischen  Kräfte  des  gegnerischen  Staates  ausmachen. 
Zur  Erreichung  des  Zweckes  genügt  es,  die  Mannschaften  des  Feindes 
kampfunfähig  und  die  Gegenstände  der  Kriegführung  unbrauchbar  zu 
machen. 

Schon  frtther  haben  wir  darauf  hingewiesen,  dass  das  Kriegsrecht 
von  zwei  Grundsätzen,  nämlich  dem  der  Notwendigkeit  und  dem  der 
Humanität  beherrscht  wird  und  dass  diese  beiden  Gmndsätze  sich  bei 

"*")  Corsiy  VoecupaMhne  tnüUare,  1886;  T^axe/,  l^armA  cTtHOOfiofi  el  la  popu- 
ation,  1874. 

l 
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der  Bestimmung  der  Eriegsgesetze  gegenseitig  ergänzen  und  durch- 
dringen mtissen.  Auch  bei  einer  Darstellung  der  Rechte  der  Kriegs- 
Parteien  muss  man  von  diesen  beiden  Grundsätzen  ausgehen,  ohne  jedoch 
den  Zweck,  der  durch  den  Krieg  verfolgt  wird,  ausser  acht  zu  lassen 
(No.  1009). 

Der  gegenseitige  Angriff  der  Kriegsparteien  beschränkt  sich  nicht 
ausschliesslich  auf  die  bewafheten  Streitkräfte;  er  kann  vielmehr  auch 
die  andern  Kräfte  des  Gegners  treffen,  nämlich  seine  finanziellen  Hilfs- 
quellen, sein  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen  sowie  den  ge- 
samten Betrieb  seiner  Verwaltungen.*)  Ein  solcher  Angriff  setzt  aber 
voraus,  dass  die  Heere  einer  Kriegspartei  in  das  Gtebiet  des  andern 
Staates  eingedrungen  sind  und  es  besetzt  halten.  —  Worin  besteht  die 
rechtliche  Natur  der  Besetzung?  Welches  sind  ihre  Wirkungen?  Welcherlei 
Becbte  lässt  sie  zu  Gunsten  des  besetzenden  Feindes  entstehen? 


Erster  Abschnitt. 
Reohtiiohe  Natur  der  Besetzung  des  feindliohen  Gebietes. 

1156.  —  Vor  dem  19.  Jahrhundeii;  vertraten  die  Publizisten  und 
Staatsmänner  die  Ansicht,  dass  die  Besitzergreifung  des  Gebietes  einer 
Kriegspartei  durch  die  andere,  dieser  die  unumschränkte  Verftlgungs- 
gewalt  über  den  betreffenden  Landesteil  verleih^.  Die  dem  Feinde  ge- 
hörigen Sachen  galten  als  res  nullius;  ihr  unmittelbarer  Erwerb  durch 
die  blosse  Tatsache  der  erfolgten  Besetzung  erschien  zulässig  und  recht- 
mässig. 

Die  von  manchen  Schriftstellern  aufgestellten  Lehrsätze  sind  trotzdem 
verworren,  und  der  von  ihnen  befolgte  Sprachgebrauch  lässt  manchmal 
Klarheit  und  Genauigkeit  vermissen.  Heffter  (op.  cit.,  §  131  Anm.  3) 
bemerkt,  dass  mehrere  die  blosse  Okkupation  mit  der  völligen  Besiegung 
des  Feindes  verwechselt  haben.  Er  fttgt  hinzu,  dass  die  Praxis  des 
18.  Jahrhunderts  ebenso  unklar  gewesen  sei  und  dass  man  aus  dem  Ein- 
dringen in  das  Gebiet  Folgerungen  abgeleitet  habe,  die  sich  erst  aus  der 
endgültigen  Eroberung  ergäben. 

1157.  —  Die  Grundsätze,  die  heute  allgemein  gelten,  sind  klarer  und 
bestimmter.  Man  verwechselt  nicht  mehr  das  Eindringen  in  Feindesland 
mit  dem  wirklichen  und  endgültigen  Erwerb  des  Staatsgebiets. 

Die  Besetzung  (occupation)  eines  Gebietsteiles  der  einen  Kriegspartei 
durch  die  andere  ist  eine  blosse  Tatsache.  —  Es  ist  ein  tatsächlicher 
Besitzstand  von  wesentlich  vorübergehender  Natur,  der  der  eindringenden 
Kriegspartei  die  Macht  und  die  Mittel  an  die  Hand  gibt,  auf  dem  be- 
setzten Gebiete  Handlungen  vorzunehmen,  die  zur  Beendigung  des  Krieges 
zweckdienlich  sind.  Beim  Friedensschlüsse  verschwindet  dieser  tatsäch- 
liche Zustand  oder  er  verwandelt  sich  in  ein  endgültiges  Eigentumsrecht. 

Die  vollständige  oder  teilweise  Besetzung  eines  Gebietes  kann,  so- 
lange der  Krieg  währt,  nicht  die  Wirkung  haben,  dass  die  besiegte 
Staatsregierung  nun  sofori  und  unmittelbar  durch  die  siegreiche  Macht 
verdrängt  wird.  Das  Einrücken  des  Feindes  hat  nur  zur  Folge,  dass  die 
Ausübung  der  Gewalt  des  Besiegten  unft  die  Vollziehung  seiner  Befehle 


^  V^.  £.  D.  L,  t  XIII,  p.  81,  Sd^reiben  MolAe$  m  BkmtchH. 
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tatsächlich  behindert  ist.  —  „Eine  vollkommene  Subrogation  des  ein- 
gedrungenen  Feindes  in  die  Staatsgewalt  des  andern  mag  juristisch  nicht 
sofort  gefolgert  werden**.    (HeflFter,  op.  dt.,  §  131). 

pDiese  Grundsätze  sind  während  des  sttdafrä^anischen  Eri^es  von 
1899/1902  sowohl  von  den  Buren  bei  ihrem  Eindringen  in  die  englischen 
Kolonien,  als  auch  von  den  Engländern  bei  der  Besetzung  der  beiden 
Republiken  verkannt  worden.    (K.  D.  I.  P.,  t.  VII,  pp.  669  et  700.)] 

1158.  —  Der  kriegfahrende  Staat,  dem  es  glückt,  sich  des  feindlichen 
Oebietes  ganz  oder  zum  Teil  zu  bemächtigen,  hat  die  Wahl,  wie  er  das 
fremde  Land  verwalten  will.  Er  kann  die  zur  Zeit  seines  Eindringens 
eingesetzten  Verwaltungsbehörden  bestehen  lassen  und  den  Status  quo 
aufrechterhalten,  indem  er  sich  darauf  beschränkt,  die  greifbaren  Vor- 
teile, die  ihm  die  militärische  Besetzung  gewährt,  auszunutzen.  —  Der 
Sieger  kann  aber  auch,  ohne  bereits  die  feste  Absicht  zu  haben,  das  be- 
setzte Gebiet  seiner  Herrschaft  dauernd  und  endgültig  zu  unterwerfen, 
eine  provisorische  Verwaltung  einrichten,  die  während  der  Dauer  der 
Besetzung  seinen  Interessen  dienen  soll,  indem  sie  tatsächlich  einen  Teil 
der  Befugnisse  und  Rechte  der  Staatsgewalt  ausübt.  Das  Wesen  und  der 
Umfang  der  Befugnisse  dieser  provisorischen  Verwaltung  hängen  aus- 
schliesslich von  dem  Zwecke  ab,  den  der  Sieger  bei  der  Einsetzung  dieser 
Verwaltung  verfolgt;  ihre  Rechte  und  Pflichten  stehen  auch  unter  der 
Herrschaft  des  Kriegsrechts.  —  Oder  endlich  der  eindringende  Feind 
nimmt  von  dem  feindlichen  Gebiete  in  der  bestimmten  Absicht  Besitz, 
das  Land  für  immer  zu  erwerben  und  den  vom  Glücke  verlassenen  Gegner 
dauernd  auszuschliessen.  Auch  in  diesem  Falle  setzt  er  eine  Verwaltung 
ein,  die  sich  dadurch  kennzeichnet,  dass  sie  die  einzelnen  Hoheitsrechte 
im  Namen  des  Eroberers  ausübt.  So  verfuhr  Deutschland  im  Jahre  1870 
nach  der  Eroberung  vom  Elsass,  das  es  zu  behalten  entschlossen  war. 
Aber  auch  in  diesem  Falle  gründet  sich  die  Stellung  des  Siegers  lediglich 
auf  „die  Tatsache  des  Besitzes,  durch  welchen  er  jeden  dritten  von  der 
Ausübung  von  Hoheitsrechten  ausschliessen  kann".^) 

1159.  -  Wie  gross  auch  der  Wunsch  ist,  das  besetzte  Gebiet  zu 
behalten  und  es  sich  einzuverleiben,  und  „mit  welcher  Gewissheit  der 
Feind  auch  darauf  rechnen  mag,  seinen  Gegner  zu  besiegen  und  ihm  ün 
Frieden  die  Abtretung  des  Gebietes  aufzuerlegen,  so  hat  er  doch  bis  zum 
Friedensschlüsse  oder  bis  zur  Niederwerfung  seines  Gegners  keine  andern 
Rechte,  als  die,  die  aus  dem  Besitze  folgen.^  2) 

So  lange  der  Krieg  dauert,  tritt  die  vorrückende  Kriegsmacht  nicht 
von  Rechts  wegen  an  die  Stelle  der  gesetzmässigen  Regierung,  der  Re- 
gierung des  verdrängten  Staates. 

Der  Feind  ist  nicht  der  Souverän  des  Gebietes.  Seine  Gewalt  reicht  nicht 
weiter,  als  die  Kriegsnotwendigkeit  reicht.  Wird  ihm  gehorcht  und  wird 
seine  Gewalt  geachtet,  so  hat  er  die  geltenden  Gesetze  und  Gebräuche 
fortbestehen  zu  lassen.  —  Die  tatsächliche  Innehabung  des  Landes  legt 
ihm  die  Verpflichtung  auf,  fllr  Ruhe  und  Ordnung  zu  sorgen,  das  Verkehrs- 
leben der  Bevölkerung  nicht  zu  stören  und  die  persönliche  Freiheit  der 
Bewohner  zu  achten.  Auf  der  andern  Seite  hat  der  Feind  um  seiner 
selbst  willen  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  zu  seiner  eigenen  Sicherheit 
erforderlichen  Massregeln  zu  treffen  und  einen  etwaigen  Widerstand  der 

1)  Heffter-Oeffcken,  op.  cit.  $§  181,  185  mid  186  nnd  Anm. 

2)  Loening,  L'adminlstration  de  FAlsace-Lorraine  pendant  la  gaerre de  1870/71 
R.  D.  I^  t  IV,  p.  684.  (JDtewr  AufmtU  iit  in  eneeUerter  QtitaU  in  deittuh  ertdümtn: 
üe  VenoaUwng  des  OeneraMcwcememenis  im  Ehau  187i), 
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Bevölkerung,  der  die  erlangten  Vorteile  gefährden  könnte,  nicht  zu  dulden 
(No.  1152  n.  1153). 

1160.  —  Sofort  mit  der  Besetzung  ist  es  daher  notwendig,  den  beiden 
verschiedenen  Qesetzgebnngen  der  der  vorrttckenden  Kriegsmacht  und  der 
des  besetzten  Staates  die  gebührende  Bttcksicht  zu  teil  werden  zu  lassen.  — 
Der  Ausgleich  zwischen  diesen  beiden  Rechten  wird  in  der  Praxis  immer 
schwierig  sein.  --  Aber  gerade  das  unvermeidliche  Zusammenstossen  und 
das  Nebeneinandergelten  der  beiden  verschiedenen  Bechte  gibt  der  occupatio 
bellica  ihren  eigenartigen  Charakter. 

1161.  —  Auf  der  Brüsseler  Konferenz  vom  August  1874  wurde  die 
Frage  geprüft,  wann  der  tatsächliche  Zustand  der  Besetzung  seinen  Anfang 
nehme  und  wann  er  endige.  —  Verschiedene  Vorschläge  wurden  im  Namen 
von  Deutschland,  Bussland  und  andern  Mächten  gemacht.  —  Die  Konferenz 
entschied  sich  für  die  Notwendigkeit  einer  wirklichen  Besetzung  (occupa- 
tion  effective).  —  Art.  1  des  Entwurfs  besagt;  ,»Ein  Gebiet  gilt  als  besetzt, 
wenn  es  tatsächlich  in  der  Gewalt  des  feindlichen  Heeres  steht.  Die  Be- 
setzung erstreckt  sich  nur  auf  das  Gebiet,  wo  diese  Gewalt  hergestellt  ist 
und  ausgeübt  werden  kann^.  —  Man  wies  den  Vorschlag  des  deutschen 
Bevollmächtigten,  v.  Voigts-Beetz,  der  auf  eine  Scheinbesetzung  (occupation 
fictive)  abzielte,  zurück.  Nach  diesem  Vorschlage  hätte  eine  Erklärung 
und  eiue  kleine  Zahl  von  Soldaten  unter  dem  Befehle  eines  Offiziers  ge- 
nügt; das  eindringende  Heer  hätte  alsdann  seinen  Marsch  fortsetzen  können, 
ohne  hinlängliche  Streitkräfte  hinter  sich  zu  lassen. 

[Die  Haager  Konferenz  von  1899  hat  den  Grundsatz,  den  die  Brüsseler 
Konferenz  von  1874  angenommen  hat,  bestätigt.  Art.  42  der  Haager  Akte 
hat  genau  denselben  Wortlaut  wie  der  eben  erwähnte  Art.  1  des  Entwurfs.] 

Im  Manuel  d'Oiford  (1880)  lautet  der  Artikel  41  folgendermassen: 
„Ein  Gebiet  gilt  als  besetzt,  wenn  der  Staat,  zu  dem  es  gehört,  infolge 
des  Eindringens  der  feindlichen  Streitkräfte  tatsächlich  aufgehört  hat,  dort 
eine  regelmässige  Gewalt  auszuüben  und  der  eindringende  Staat  allein 
imstande  ist,  dort  die  Ordnung  aufrecht  zu  halten.  Die  Grenzen,  inner- 
halb deren  sich  diese  Tatsache  vollzieht,  bestimmen  Umfang  und  Dauer 
der  Besetzung. '^ 

In  Brüssel  [im  Haag]  sowie  in  Oxford  hat  man  den  für  den  Seekrieg 
bei  der  Blockade  geltenden  Grundsatz  auf  den  Landkrieg  ausgedehnt.  (Pa- 
riser Deklaration  vom  16.  April  1856,  Art.  4). 

1162.  —  Die  occupatio  bellica  besteht  also  nur,  wenn  folgende  beide 
Voraussetzungen  zusammen  vorliegen:  1.  Die  gesetzmässige  Regierung  muss 
durch  den  eindringenden  Feind  in^die  Unmöglichkeit  gebracht  worden*sein, 
ihre  Gewalt  öffentlich  auszuüben.  —  2.  Der  eingedrungene  Feind  befindet 
sich  in  der  Lage,  an  Stelle  der  bisherigen  Gewalt  seine  eigene  treten  zu 


Im  Interesse  der  Bewohner  ist  es  wünschenswert,  dass  der  eindringende 
Feind  durch  eine  Bekanntmachung  erklärt,  welche  Gebietsteile  als  besetzt 
gelten,  und  welche  Verpflichtungen  ihnen  aus  dem  veränderten  tatsächlichen 
Zustande  erwachsen.  —  (Manuel  d'Oxford,  Art.  42).  —  Im  Kriege  von  1870/71 
erliessen  die  Deutschen  im  August  und  im  September  in  Versailles  eine 
Bekanntmachung,  woiiu  die  Militärgerichtsbarkeit  für  den  gesamten  Um- 
fang der  durch  die  deutschen  Truppen  besetzten  Gebiete  eingesetzt  wurde. 
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Zweiter  Abschnitt. 
Wirkungen  dar  Besetzung  des  feindlichen  Gebietes. 

1163.  —  Die  Wirkungen  der  militärischen  Besetzung  erstrecken  sich  1 
auf  1.  die  Gesetzgebung;  2.  die  Rechtspflege;  3.  die  Staatsbeamten  und  j 
Behörden;  4.  die  Presse  und  5.  das  Staatsvermögen.  —  Sie  sollen  im  nach- 
stehenden einzeln  besprochen  werden. 

I  1.  —  Qosetzgtbung« 

1164.  —  Das  bürgerliche  Recht  des  verdrängten  Staates  hat  auf 
dem  vom  Feinde  besetzten  Qebiete  weitere  Oeltung.  Der  Feind  yerändert 
oder  ersetzt  es  nur  in  dem  seltenen  Falle,  dass  es  mit  seiner  eigenen 
Sicherheit  und  mit  dem  Zwecke  der  Kriegführung  im  Widerspruche  steht. 
Das  bürgerliche  Recht  regelt  im  allgemeinen  nur  Privatinteressen;  der 
Krieg  dagegen  ist  nur  eine  Beziehung  zwischen  Staaten,  nicht  zwischen 
Staaten  und  Privatpersonen  oder  zwischen  Privatpersonen  untereinander. 

Desgleichen  steht  der  femern  Wirksamkeit  der  Gemeindegesetze 
(lois  municipales)  nichts  im  Wege.  Da  diese  lediglich  die  sozial» 
Interessen  zu  ordnen  und  zu  schützen  haben^  so  ist  kaum  abzusehen,  dass 
sie  in  einen  Gegensatz  zu  den  Interessen  des  eindringenden  Feindes  treten 
könnten. 

,,Die  okkupierende  Macht  nimmt  die  volle  Begierungsgewalt  des  be- 
setzten Gebietes  in  die  Hand.  Es  bleibt  also  bis  zur  Entscheidung  die 
Gesetzgebung  des  okkupierten  Gebietes  in  E[rafk,  sofern  nicht  der  Sieger 
im  Interesse  seiner  Kriegführung  einzelne  Bestimmungen  derselben  suspen- 
diert" (Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  131  Anm.  1). 

[Während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898  erliess  der 
Präsident  der  Verein.  Staaten  folgende  Verordnung  in  betreff  Kubans: 
die  Zivilgesetze  des  eroberten  Gebietes,  insoweit  sie  IMvatrechte,  Personen 
und  Sachen  berühren,  und  die  Strafgesetze  gelten  als  verpflichtend,  wofern 
sie  mit  dem  neuen  Zustand  der  Dinge  vereinbar  sind;  desgleichen  befahl 
General  Merrit  in  Manila  „die  unbedingte  Achtung  vor  den  bürgerlichen 
und  religiösen  Gesetzen  sowie  vor  den  Verordnungen  der  Gemeinden^  (R, 
D.  I.  P.,  t.  V,  p.  800).] 

Der  Besetzende  ändert  diejenigen  Bestimmungen  der  Finanz-  und 
Verwaltungsgesetze,  die  seinen  Interessen  zuwiderlaufen  (Art.  2  der 
Brüsseler  Deklaration  von  1874).  —  So  kann  der  eindringende  Feind  die 
Gesetze  über  die  Militäraushebung  ausser  Ejraft  setzen  und  die  dienstfähigen 
Mannschaften  hindern,  das  Gebiet  zu  verlassen,  um  das  gegnerische  Heer 
zu  verstärken  usw.  —  Dies  taten  die  Preussen  im  Jahre  1870.  —  Am 
13.  August  erging  eine  Bekanntmachung  des  Königs  von  Preussen,  wodurch 
die  Aushebung  in  allen  besetzten  französischen  Departements  für  au%e- 
hoben  und  verboten  erklärt  wurde.  —  Am  16.  Dezember  1870  verbot  ein 
mit  Wilhelm  unterzeichneter  Erlass  den  Bewohnern  der  besetzten  Provinzen, 
sich  bei  Strafe  der  Einziehung  ihres  ganzen  Vermögens  sowie  zehigähriger 
Verbannung  unter  die  Fahnen  Franbeichs  zu  begeben.  Gegen  die  ange- 
drohten Strafen  erheben  sich  gewichtige  Bedenken,  indem  diese  Strafen 
teils  unverhältnismässig  schwer  erscheinen,  teils  länger  dauernde  Wirkungen 
haben,  als  das  Kriegsinteresse  es  erfordert. 
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1166.  —  Die  Zollgesetze  werden  durch  die  Besetzung  nicht  be- 
riUirt.  Die  Bevölkerung  bleibt  den  heimischen  Gesetzen  nach  wie  vor 
unterworfen.  Bald  nach  Beginn  des  Krieges  von  1870  hob  ein  Erlass 
der  deutschen  Behörden  die  Zollgesetze  ai$  dem  besetzten  französischen 
Gebiete  auf;  in  diesem  Vorgehen  lag  mittelbar  die  Erklärnng,  dass  das 
Gebiet  dem  deutschen  Boden  einverleibt  sei.  —  Aber  die  französische 
Rechtsprechung  nahm  trotz  dieses  Erlasses  an,  dass  die  während  des 
Krieges  von  1870/71  vorübergehend  vom  Feinde  besetzt  gewesenen 
Departements  nicht  aufgehört  hätten,  einen  Bestandteil  des  französischen 
Gebiets  zu  bilden  und  dass  sie  daher  auch  stets  den  französischen  Ge- 
setzen, insbesondere  den  französischen  Zollgesetzen,  unterworfen  gewesen 
seien.  —  [Während  des  spanisch-amerikanischen  S^rieges  von  1898  wurden 
die  ZoUgebühi^en  nach  der  amerikanischen  Besetzung  abgeändert  und  so 
fort  für  Bechnung  der  Vereinigten  Staaten  erhoben  (R.  D.  I.  P.,  t.  V, 
p.  805).] 

1166«  —  Das  Weiterbestehen  der  Strafgesetze  des  besetzten  Staates 
ist  noch  notwendiger  als  das  der  andern  Gesetze.  Die  Verwirrung  und 
Uni-uhe,  die  der  Krieg  im  Gefolge  hat,  begünstigt  das  Begehen  von  Ver- 
brechen und  Anschlägen  gegen  Personen  und  Sachen.  Eine  schleunige 
Ahndung  derartiger  tTbeltaten  ist  dringend  geboten.  Dies  ist  unbestritten. 
Den  Strafgesetzen  des  feindlichen  Staates  ist  die  Bevölkerung  nur  insoweit 
nnterwoifen,  als  es  sich  um  die  Verfolgung  von  Verbrechen  und  Vergehen 
handelt,  die  gegen  das  eingedrungene  Heer,  dessen  Offiziere  und  Soldaten 
begangen  worden  sind.  [Diese  Grundsätze  wurden  während  des  spanisch- 
amerikanischen Krieges  von  1898  befolgt  (R.  D.  I.  P.,  t.  V,  p.  800).] 

1167.  —  Das  Becht  der  vorrflckenden  Kriegsmacht  muss  auf  dem  be- 
setzten Gebiete  auch  insoweit  zur  Anwendung  kommen,  als  die  Notwendig- 
keit, für  die  Sicherung  des  Heeres  und  aller  seiner  Angehörigen  zu  sorgen, 
gebietet.  Der  Besetzende  hat,  wie  bereits  angeführt,  gegen  sich  selbst 
die  Pflicht,  die  erforderlichen  Vorkehrungen  zu  seiner  eigenen  Sicherheit 
und  zur  Erreichung  des  Kriegszweckes  zu  treffen.  —  Werden  Anschläge, 
Verbrechen  und  Rechtswidrigkeiten  gegen  sein  Heer  begangen,  so  kommt 
sein  eigenes  Recht  gegen  die  Schuldigen  zur  Anwendung,  denn  es  wäre 
töricht,  ihn  für  verpflichtet  zu  halten,  bei  dem  Rechte  seines  Gegners, 
dessen  Heere  er  verjagt  hat,  Hilfe,  Schutz  und  Beistand  zu  suchen.  — 
Aber  nur  die  Strafgesetze  des  Eroberes  dürfen  auf  dem  besetzten  Gebiete 
geltend  gemacht  werden.  —  Es  dürfte  schwer  halten,  sich  FäUe  zu  denken, 
wo  es  zum  Schutze  oder  zur  Sicherheit  des  Heeres  oder  im  Interesse  der 
Kriegführung  notwendig  wäre,  zivil-  oder  verwaltungsrechtliche  Vorschriften 
der  besetzenden  Macht  anzuwenden.  Sollte  ein  solcher  Fall  trotzdem  ein- 
treten, so  müsste  zweifellos  das  Gesetz  des  eindringenden  Feindes,  soweit 
notwendig,  angewendet  werden. 

1167^.  — -  [Kann  der  Staat  für  eine  seiner  vom  Feinde  besetzten 
Provinzen  Verordnungen  erlassen  und  sie  mit  Strafandrohungen  veinsehen? 
—  Diese  Frage  entstand  während  des  griechisch -türkischen  Krieges  von 
1897/98.  Es  lag  ihr  folgender  Sachverhalt  zu  Grunde.  Während 
dieses  Krieges  wurden  die  Zollgebühren  für  die  nach  Thessalien  einge- 
führten Waren  nach  Massgabe  der  griechischen  Zollbestimmungen  an  die 
ottomanischen  Behörden,  die  das  Land  besetzt  hatten,  entrichtet;  nur  die 
aus  der  Türkei  kommenden  Güter  blieben  zollfrei.  Diese  Ausnahme  hatte 
eine  Vermehrung  der  Gütereinfuhr  in  die  Türkei  zur  Folge.  Statt  Waien 
sofort  nach  Griechenland  zu  versenden,  liess  man  sie  vorher  dui*ch  die  Türkei 
gehen,  deren  Zolltarif  niedrig  ist,  um  sie  alsdann  frei  von  allen  Abgaben 
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nach  Thessalien  gelangen  zu  lassen.  Die  griechische  Eegierang  sachte 
diesem  Übelstande  abzuhelfen  und  eiiiess  zu  diesem  Zwecke  vor  der  Be- 
endigung der  türkischen  Besetzung  zwei  Verordnungen,  yom  6.  und  22.  Mü 
1898,  worin  die  Bedingungen  für  die  Einfuhr  von  Waren  in  die  besetzte 
ProTinz  aufgestellt  und  Atr  Zuwiderhandlungen  Strafen  angedroht  wurden. 
Hat  Griechenland  hierdurch  nicht  seine  Befugnisse  ttberschritten  und 
yölkerrechtliche  Grundsätze  verletzt?  —  [Ein  griechischer  Schriftsteller 
hat  diese  Frage  eingehend  untersucht  und  kommt  zu  einer  bejahenden 
Antwort.]  ^) 

1167^.  —  [Die  Haager  Bestimmungen  von  1899  besagen  im  Art.  43: 
^Nachdem  die  gesetzmässige  Gewalt  tatsächlich  in  die  Hände  des  Besetzen- 
den übergegangen  ist,  hat  dieser  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Massnahmen 
zu  treffen,  um  nach  Möglichkeit  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit 
wiederherzustellen  und  aufrecht  zu  erhalten,  und  zwar  unter  Berück- 
sichtigung der  Landesgesetze,  sofern  keine  unüberwindlichen  Hindemisse 
entgegenstehen.^'] 

§  2.  —  Reohtspflege. 

1168.  —  Da  die  occupatio  bellica  vorübergehender  Natur  ist  und  auf 
der  blossen  Tatsache  des  Besitzes  beruht,  so  erleidet  die^Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit  durch  die  bestehenden  Gerichte  keine  Änderung.  Die 
Gerichte  behalten  ihre  Befugnisse  und  ihre  Zuständigkeit  bei,  da  deren 
Beseitigung  zur  Erreichung  des  Eriegszweckes  nicht  erforderlich  ist. 

Es  liegt  im  wohlverstandenen  Interesse  des  Besetzenden,  den  ge- 
wohnten Gang  der  Bechtspflege  nicht  zu  stören,  sofern  er  nicht  selbst 
unmittelbar  daran  beteiligt  ist.  Die  Bichter  müssen  ihrerseits  mit  der 
Tatsache  der  Besetzung  rechnen.  Die  Würde  ihres  Amtes  sowie  das 
Interesse  der  Gerichtseingesessenen  macht  es  ihnen  zur  Pflicht,  gegenüber 
dem  Feinde  jede  Schwäche  aber  auch  jeden  Streit  zu  vermeiden. 

1169.  —  Im  Namen  welcher  Regierung  haben  die  Richter  die  Ent- 
scheidung zu  verkünden?  Im  Namen  der  nationalen  Regierung,  die  sie 
ernannt  hat.  Die  blosse  Tatsache  der  Besetzung  hat  die  Souveränität 
des  Staates,  der  die  Richter  mit  ihren  Befugnissen  bekleidet  hat,  nicht 
aufgehoben.  —  Im  Jahre  1870  wollten  die  Deutschen  die  Regierung  der 
Republik  nicht  anerkennen.  Sie  forderten  den  Gerichtshof  zu  Nancy  auf, 
im  Namen  Napoleons  HL  Recht  zu  sprechen;  das  Gericht  lehnte  dies  ab. 
Sie  verlangten  dann,  dass  die  Urteile  „im  Namen  der  verbündeten  Mächte*^ 
„au  nom  des  hautes  puissances  allemandes  occupant  TAlasce  et  la  Lorraine^ 
erlassen  würden.  Dies  bedeutete  nichts  anderes,  als  eine  Umwandlung 
der  Tatsache  der  Besetzung  in  ein  volles  endgültiges  Souveränitätsrecht. 
—  Diese  Forderung  bildete,  wie  Calvo  bemerkt,  einen  bedauerlichen  Qe- 
waltmissbrauch  und  eine  sonderbare  Yerkennnng  der  natürlichen  Beschrän- 
kung des  Besetzungsrechts.  Der  Gerichtshof  zu  Nancy  weigerte  sich  laut 
Beschluss  vom  8.  September  1870  dem  Verlangen  nachzukommen  und  er- 
klärte, seine  Tätigkeit  einstweilen  einzustellen.'^) 

In  Laon  machten  die  Deutschen  beim  ZivUgericht  einen  weitem 
Versuch.  Es  wurde  lange  hin  und  her  verhandelt.  Die  Preussen  ver- 
langten zuerst  vergeblich,  dass  das  Gericht  die  Formel  ^im  Namen  des 

1}  [G.  N.  Philaretos,  Die  Behandlung  der  Dach  Thessalien  während  der 
türkischen  Besetzung  »eisgefOhrten  Waren.  (S.  April  1S97  <-  25.  Mai  1S98)  in 
griechischer  Sprache  1899.] 

*)  Vgl  hiertu  BlMntachli,  op.  dt,  Art  647  Awm,  3. 
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Kaisers^,  anwende,  sodann  forderten  sie  die  Formel  „im  Namen  des  Ge- 
setzes^.  Das  Gericht  liess  sich  aber  aach  hierauf  nicht  ein  und  erklärte 
gemäss  Beschluss  yom  15.  Oktober  1870,  dass  es  sich  zur  Vermeidung  voraus^ 
sichtlicher  Streitigkeiten  fernerhin  der  Rechtsprechung  enthalten  werde,  i) 

—  Diesem  Beispiele  folgte  das  Gericht  zu  Versailles  am  31.  Oktober  1870« 

—  „Diese  Beschlüsse,  so  sagt  Calvo,  bedürfen  keiner  weitem  Erläuterung. 
Sie  steUen  die  Fragen  nach  der  nationalen  Souyeränität  und  Unab- 
hängigkeit auf  eine  durchaus  unumstössliche  Rechtsgrundlage,  hinsichtlich 
deren  sich  alle  Publizisten  in  Übereinstimmung  befinden  können.*^ 

[Während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898  führten  die 
spanischen  Richter,  die  während  der  amerikanischen  Besetzung  in  die 
fernere  Ausübung  ihres  Amtes  eingewilligt  hatten,  ihre  Tätigkeit  weiter 
fort  und  erliessen  ihre  Urteile  im  Namen  der  Regierung,  die  sie  ernannt 
hatte.    So  namentlich  in  Santiago  und  Manila.^] 

1170.  —  Das  Besetzungsheer  hat  auch  in  Feindesland  für  seine  eigene 
Sicherheit  und  fttr  die  Sicherheit  aller  derer  zu  sorgen,  die  ihm  angehören.  Man 
kann  naturgemäss  aber  nicht  verlangen,  dass  es  die  Gerichte  des  besetzten 
Landes  um  ein  Einschreiten  gegen  Verbrechen,  die  an  seinen  Mannschaften 
yerübt  worden  sind,  ersuchen  müsse.  —  Dem  steht  eine  Erwägung  ent- 
gegen.  Abgesehen  davon,  dass  von  diesen  Gerichten  Mangel  an  Unbe- 
fangenheit zu  befürchten  wäre,  würde  das  Besetzungsheer  sich  vor  der 
Gewalt,  die  jene  Gerichte  eingesetzt  hat,  beugen  und  das  Heer,  das  ein 
Ausfluss  der  Souveränität  seines  Staates  ist,  würde  diese  Souveränität 
der  des  unterjochten  Staates  unterordnen.    Dies  ist  aber  nicht  angängig. 

Man  muss  mithin  dem  Besetzungsheere  und  dessen  Kriegsgerichten 
eine  Gerichtsbarkeit  über  alle  diejenigen  Übeltäter  zuerkennen,  die  Ur- 
heber und  Mitschuldige  von  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  der  Truppen 
sind.  —  Dieser  Grundsatz  ist  allgemein  anerkannt,  und  zwar  nicht  nur 
im  Völkerrechte,  sondern  auch  in  den  Sondergesetzen  der  einzelnen 
Staaten.  —  In  Frankreich  setzt  der  Code  de  justice  militaire  im  Art.  63 
die  Zuständigkeit  der  Kriegsgerichte  fest.  —  Die  Verbrechen  und  Ver- 
gehen sind  in  demselben  Gesetzbuche  in  den  Art.  204  bis  208,  217  bis 
225  und  230  bis  265  aufgezählt. 

1171.  —  Beschränkt  sich  die  Zuständigkeit  der  Kriegsgerichte  des 
Besetzungsheeres  auf  militärische  Verbrechen  und  Vergehen?  Oder  er- 
streckt sie  sich  auf  Verbrechen  und  Vergehen  des  gemeinen  Bechts?  Der 
französische  Kassationshof  hat  am  24.  August  1865  (anlässlich  der  Ver- 
giftung französischer  Soldaten  durch  einen  Mexikaner  in  Mexiko)  diese 
Frage  bejaht  (Dalloz,  Rec.  p6r.,  65.  1.  501). 

1172.  —  Die  Soldaten  und  die  dem  Besetzungsheere  beigeordneten 
Personen  können  wegen  militärischer  Vergehen  und  wegen  Vergehen  des 
gemeinen  Bechtes  nur  von  den  Kriegsgerichten  abgeurteilt  werden.  Sie 
stehen  unter  den  Strafgesetzen  ihres  eigenen  Landes.  Das  Heer,  als 
Ausfluss  der  Souveränität  seines  Staates,  hat  auch  dessen  Strafrecht  an- 
zuwenden. 

1173.  —  Was  die  Bewohner  angeht,  so  stehen  sich  zwei  Systeme 
gegenüber,  und  zwar  sind  bei  beiden  die  Zusammensetzung  der  Militär- 
gerichte und  die  Formen  des  Verfahrens  verschieden.  —  Nach  dem  vom 
französischen  Heere    in  Italien,  Mexiko    und  anderswo    befolgten  Ge- 

1)  Der  Text  dieser  bemerkenswerten  Beschlüsse,  die  sehr  bestimmt  und  nach- 
drücklich sind,  findet  man  bei  CalYO,  op.  cit,  t  IV,  §§  2186  bis  2191.  —  S.  Dalloz, 
Rec.  p^r.;  71.  2.  57  u.  71.  8.  39.  — 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t.  V,  p.  801.] 


620  Fünfter  Teil.    Der  Krieg.  —  Bas  Aktionsrecht. 

brauche  werden  die  Bewohner  nach  demselben  Verfahren  und  unter  den- 
selben Voraussetzungen  wie  die  Soldaten  des  Besetzungsheeres  gerichtet. 
Die  Kriegsgerichte  urteilen  in  derselben  Besetzung  und  wenden  das  nSm- 
liehe  Verfahren  an. 

Das  von  den  Deutschen  im  Jahre  1870  befolgte  System  weicht  hier- 
von wesentlich  ab.  Das  Besetzungsheer  fällt  seine  urteile,  ohne  an  be- 
stimmte Gesetze  gebunden  zu  sein.  Die  Gerichtsbarkeit  und  das  Ver- 
fahren ist  dem  Ermessen  der  militärischen  Befehlshaber  anheim  gegeben. 
Diese  setzen  die  Vergehen  fest,  bestimmen  die  Strafen  und  regeln  das 
sehr  summarische  Verfahren.  Es  ist  die  Herrschaft  des  Eriegsstrafrechts 
(des  Martialgesetzes),  das  sich  von  den  gewöhnlichen  militärischen  Gesetzen 
wesentlich  unterscheidet. 

Das  Martialgesetz,  so  sagte  Wellington,  ist  nichts  mehr  und  nichts 
weniger,  als  der  Wille  des  Generals,  der  das  Heer  befehligt.  Tatsächlich 
bedeutet  das  Martialgesetz  das  Nichtbestehen  von  Gesetzen;  deswegen 
muss  der  Feldherr,  der  das  Martialgesetz  verkündet  und  dessen  An- 
wendung anordnet,  die  Regeln,  Grundsätze  und  Ausnahmen,  nach  denen 
sein  Wille  zur  Ausführung  gebracht  werden  soll,  klar  und  bestimmt  an- 
geben. Abgesehen  von  dem  beschleunigtem  Strafverfahren,  kann  das 
Martialgesetz  auf  Grund  des  Eriegsrechts  Verbrechen  und  Vergehen  sowie 
Strafen  festsetzen,  die  in  einem  militärischen  Strafgesetzbuche  nicht  ent- 
halten sind.^) 

Verdient  nicht  das  französische  System,  das  der  Willkür  und  i&k 
heftig  erregten  Leidenschaften  keinen  Spielraum  lässt  und  allen  denselben 
Schutz  für  Leben  und  Freiheit  gewährt,  den  Vorzug?*) 

§  3.  —  Staatsbeamte  und  Behörden. 

1174.  —  Die  Besetzung  des  Landes  durch  die  vorrückende  Kriegs- 
macht bringt  die  Ortsbeamten  in  eine  schwierige  Stellung.  Sie  hören 
nicht  auf,  Bevollmächtigte  ihi*er  Regierung  zu  bleiben  und  ihr  nach  wie 
vor  Gehorsam  und  Treue  zu  schulden.  —  Sie  haben  ihr  Verhalten  nadi 
den  empfangenen  Weisungen  zu  richten  und  ihr  Amt  niederzulegen,  wenn 
ihre  Begierung  es  ihnen  befiehlt.  —  Als  die  preussischen  Herre  im  Jahre 
1866  in  Böhmen  einrückten,  oitUiete  Osterreich  den  Wegzug  aller  Beamten, 
selbst  der  Polizeimannschaft,  aus  den  Gebieten  an,  die  die  Preussen  zu  be- 
setzen im  Begriffe  waren.  Bluntschli  tadelt  diese  Massregel  (op.  cit, 
Art.  541,  Anm.  1). 

In  Ermanglung  einer  solchen  Anordnung  haben  die  Beamten  ihres 
Amtes  weiter  zu  walten.  Dies  wird  nicht  leicht  sein:  Das  Interesse  des 
Landes  und  das  der  Eingesessenen  muss  sie  hierbei  leiten.  Dies  ist  der 
Grundsatz. 


1)  Vgl.  die  Bekanntmachusg  des  Königs  von  Preussen  vom  August  )870.  Sie 
setzte  die  strafbaren  Handlungen  fest  und  bestimmte  for  alle  nur  eine  Strafe,  nänüich  die 
Todesstrafe,  die  sofort  zu  vollziehen  war.  Die  Gemeinden,  denen  die  Schuldigen  an- 
gehorten, und  die,  in  deren  Gebiet  die  strafbare  Handlung  Torgenommen  worden 
war,  verwirkten  für  jeden  FaU  eine  der  Grundsteuer  gleichkonunende  Geldstrafe. 
—  Es  l&sst  sich  aber  nur  schwer  rechtfertigen,  dass  Gemeinden  für  Handlungen  ver- 
antwortlich  gemacht  werden,  die  sie  nicht  hindern  und  verhüten  konnten,  da  sich 
die  Polizeigewalt  in  den  Händen  des  besetzenden  Feindes  befand.  —  Man  wollte  aber 
auch  nur  die  Bevölkerung  abschrecken  und  durch  Einschüchterung  jede  Anwandlung 
zum  Widerstand  eindämmen. 

*)  Vsf.  hierzu  Luder,  op.  cU.,  §  118  Anm,  2B.  31  uud  32.  —  Löning,  op,  cit, 
8.  71  ff.,  8.  80  ff.,  8. 99  ff.  —  Dahn,  op.  dt.,  Bd.  III,  8. 64  ff.  —  Bolin-Jaequemynt, 
B.  D.  L,  1871,  p.  16,  et  8. 
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In  der  Praxis  zeigt  sich  ein  Unterschied  zwischen  den  Beamten,  die 
wesentlich  politische,  und  denen,  die  vornehmlich  verwaltende  Befugnisse 
ausüben.  Die  politischen  Beamten,  wie  der  Gouverneur  einer  Provinz, 
die  Präfekten  und  Unterpräfekten  usw.,  die  der  Bevölkerung  die  Befehle 
der  gesetzmässigen  Regierung  übermitteln  und  deren  Aufgabe  daher  im 
wesentlichen  den  Interessen  des  Besetzenden  zuwiderläuft,  müssen  sieb 
zurückziehen,  da  sie  dem  Feinde,  der  sie  doch  nicht  im  Amte  belässt, 
keine  Dienste  leisten  können.  Dagegen  können  die  Beamten,  die  eine 
rein  verwaltende  Tätigkeit  wahrnehmen,  wie  die  Bürgermeister,  Bei* 
geordnete,  Polizei-,  Eegister-  und  Steuerbeamten  usw.,  im  allgemeinen  auf 
ihren  Posten  ausharren  und  ihre  Tätigkeit,  die  nicht  politischer  Art  ist, 
weiter  fortsetzen.  Aber  nie  dürfen  sie  ausser  acht  lassen,  dass  über  den 
Interessen  ihres  Departements,  ihrer  Provinz  oder  ihrer  Gemeinde  das 
höhere  Interesse  des  Vaterlandes  steht  (S.  Art.  45  des  Manuel  de  llnstitut 
de  droit  international). 

Während  des  deutsch -französischen  Krieges  von  1870/71  wurden 
die  Präfekturbeamten  in  den  besetzten  Departements,  die  sich  entfernt 
hatten  oder  die  sich  weigerten,  ihr  Amt  weiter  zu  verwalten,  durch  dea 
Feind  ersetzt.  Der  preussische  Präfekt  von  Vei*sailles  wollte  sich  die 
Mitwirkung  der  Präfekturbeamten  erhalten,  diese  liessen  sich  aber  nicht 
darauf  ein.  Der  Präfekt  v.  Brauchitsch  legte  jedem  von  ihnen  eine 
Geldstrafe  von  200  Franken  auf;  zwei  wurden  ins  Geiängnis  gebracht. 

Das  Manuel  de  Droit  international  ä  Tusage  des  offtciers  bestimmt: 
„Jedenfalls  hat  der  Besetzende  es  zu  unterlassen,  die  Beamten  persönlich 
aufzufordern,  ihr  Amt  weiter  zu  führen,  auch  darf  er  von  ihnen  weder 
eine  ausdrückliche  EinwiUigung  noch  einen  Eid  verlangen.  .  .  .  Grund- 
sätzlich verpflichtet  sie  nichts  dazu,  ihr  Amt  weiter  zu  führen,  wenn  sie 
dafür  halten,  dass  die  Ausübung  ihres  Amtes  mit  den  Pflichten  gegen  ihr 
Vaterland  unvereinbar  ist;  es  steht  ihnen  stets  frei,  ihr  Amt  niederzu- 
legen.^ —  [Die  Art.  44  und  45  der  Haager  Bestimmungen  lauten:  „Es 
ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebietes  zur  Teilnahme  an 
den  Eriegsuntemehmungen  gegen  ihr  eigenes  Land  zu  zwingen^  und  „Es 
ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebietes  zu  zwingen,  der 
feindlichen  Macht  den  Treueid  zu  leisten^.] 

§  4.  —  Presse. 

1175.  —  In  Eriegszeiten  bildet  die  Presse  eine  ernstliche  Gefahr, 
weil  sie  oft  Dinge  ans  Tageslicht  bringt,  die  zu  verschweigen  sind. 
Will  man  die  Geheimhaltung  militärischer  Unternehmungen  sichern,  so 
müssen  die  Eriegsparteien  sowohl  gegen  die  Zeitungsberichterstatter,  die 
die  Heere  begleiten,^)  als  auch  gegen  die  eigene  Presse  die  strengsten 
Vorkehrungen  treffen.  Jede  Eriegspartei  hat  ein  wesentliches  Interesse 
daran,  der  Freiheit  der  Berichterstatter  einen  Zaum  anzulegen.  Die  Eng- 
länder, für  die  diese  Freiheit  ein  Dogma  ist,  zögerten  nicht,  während  des 
Feldzuges  gegen  Afghanistan  im  Jahre  1879  eine  strenge  Yerordnung  zu 
erlassen,  und  sie  hatten  dies  nicht  zu  bereuen. 

Gebietet  schon  die  Vorsicht  jeder  Eriegspartei  eine  strenge  Haltung 

1)  [S.  über  die  Stellung  der  Zeitungsberichterstatter,  die  sich  in  der  Begleitung 
des  kriegführendeD  Heeres  befindeo,  Pillet,  Le  droit  de  la  guerre  t  Lp.  21S.  — 
Leu  tu  er,  Das  Recht  im  Kriege,  S.  95.  ^  wegen  der  in  den  neuem  Kriegen  be- 
folfften  Praxis:  S.  Bolin-Jaeqiiemyns,  R.  D.  I.,  t  XVIII,  p.  580  et  R.  D.  I.  F.» 
t.  I,  p.  60,  t.  in,  p.  80.  t.  IV,  p.  698.  —  Siehe  auch  oben  No.  1131.] 
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gegen  die  einheimische  Presse,  so  wird  sich  die  Presse  eines  vom  Feinde 
besetzten  Landes  noch  viel  weniger  den  Vorschriften  des  Siegers  ent- 
ziehen können.    Die  Presse  kann  dem  Feinde  wirklich  gefährlich  werden. 

—  Der  Besetzende  hat  daher  das  Recht,  die  Pressfreiheit  einzuschränken,  sie 
ganz  zn  unterdrücken  und  jede  Veröffentlichung  von  Zeitungen  zu  verbieten. 

Der  heutige  Eriegsgebrauch  lässt  dem  Sieger  in  dieser  Beziehung 
volle  Handlungsfreiheit.  Ist  er  einsichtig,  so  wird  er  keinen  Missbrauch 
hiervon  machen;  die  Notwendigkeit,  für  die  Sicherheit  des  Besetzungs- 
heeres zu  sorgen  und  die  militärischen  Unternehmungen  geheim  zu  halten, 
muss  allein  ausschlaggebend  fttr  ihn  sein. 

t  5.  —  Staatsgut  und  öffentilcha  Anstattan. 

1176.  —  A.  —  Das  unbewegliche  Staatsgut,  öffentliches 
StaatsvermOgen  (Domaine  public).  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass 
der  Besetzende  kraft  Eriegsrechts  befugt  ist,  sich  der  unbeweglichen 
Ottter,  die  zu  dem  öffentlichen  Vermögen  des  besetzten  Staates  gehören, 
zu  bemächtigen.  Aber  indem  das  heutige  Völkerrecht  den  Zweck,  dem 
4ie  einzelnen  Staatsgüter  dienen,  berttcksichtigt,  stellt  es  durchaus  be- 
gründete Unterscheidungen  auf. 

Aus  dem  Rechte  des  Besetzungsheeres,  f&r  seine  eigene  Erhaltung  zu 
sorgen  und  die  Hindemisse,  die  sich  der  Kriegführung  entgegenstellen, 
auszuräumen,  folgt  das  Recht,  sich  der  Befestigungen,  Arsenale,  Magazine, 
Kasernen  usw.  zu  bemächtigen.  Der  Feind  benutzt  und  zerstört  sie,  je- 
nachdem  es  die  Kriegsnotwendigkeit  gebietet.  Er  darf  Befestigungen 
schleifen,  Zeughäuser,  Waffenfabriken,  Brücken  und  Viadukte  in  die  Luft 
sprengen,  Kanäle  sperren,  Verkehrsstrassen  beschädigen  usw.,  voraus- 
gesetzt, dass  die  militärischen  Untemelunungen  derartige  Massregeln  er- 
fordern. —  Diese  Befugnis  wird  |von  Bluntschli,  Klüber,  G.  F.  von 
Martens  u.  a.  anerkannt. 

1177.  —  Die  Zerstörung  oder  Beschädigung  unterliegt  aber  be- 
Mimmten  Voraussetzungen 

a)  Sie  darf  nur  von  Kombattanten,  die  die  Eigenschaften  und  die 
Rechte  Kriegführender  besitzen,  ausgeführt  werden.  Nehmen  andere  die 
Zerstörungen  oder  Beschädigungen  vor,  so  werden  sie  als  Verbrecher 
und  nicht  als  Kriegsgefangene  behandelt.    (Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  641. 

—  Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  84). 

b)  Die  Zerstörung  oder  Beschädigung  dieser  unbeweglichen  Güter 
darf  nur  auf  Grund  einer  schriftlichen  Anordnung  des  Befehlshabers  des 
Heeres  oder  eines  Armeekorps  erfolgen  (Gesetz  vom  21  Brumaire  des 
Jahres  5). 

c)  Sie  muss  durch  die  Kriegsnotwendigkeit  geboten  sein.  Man  darf 
nur  solche  Bauwerke  zerstören,  die  man  weder  erhalten  noch  aufgeben 
kann,  ohne  den  (j^gner  zu  stärken. 

1178.  —  Die  unbeweglichen  Güter  des  Staates,  die  nicht  Kriegs- 
zwecken dienen,  sondern  friedlichen  Bestimmungen  gewidmet  sind,  dürfen 
von  dem  Besetzenden  weder  zerstört  noch  beschädigt  werden:  der  Kriegs- 
zweck erheischt  dies  nicht.  —  So  müssen  Kirchen,  dem  Gottesdienste  ge- 
weihte Gebäude,  Krankenhäuser,  Hospize,  Anstalten,  die  fttr  den  Unter- 
richt und  die  Wissenschaften  bestimmt  sind,  wie  Schulen,  Gymnasien  usw. 
von  dem  Besetzenden  geachtet  werden  (Brüsseler  Deklaration  von  1874, 
Ali;.  8.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  56].  —  Amerikan.  Kriegsartikel, 
Art.  34.  —  Manuel  de  Tlnstitut,  Art.  53). 
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Aber  diese  Gebäude  und  Anstalten  düifen  für  militärische  Zwecke 
benutzt  wei*den.  Der  Besetzende  darf  seine  Soldaten  in  Schulen  unter- 
bringen, seine  Ambulanzen  in  religi&sen  Gebäuden  errichten,  seine  Vorräte 
iB  den  Bäumen  einer  Universität  lagern  usw. 

1179.  —  Öffentliche  Denkmäler,  Paläste,  Museen,  Bibliotheken  und 
Archive  mttssen  ebenso  wie  Kirchen  und  Krankenhäuser  geschont  werden. 
.Man  muss",  so  sagt  Vattel,  „die  Gebäude  schonen,  die  zum  Ruhme  der 

Menschheit  dienen  und  die  die  Macht  des  Feindes  nicht  vermehren 

Was  wollte  man  mit  ihrer  Zerstörung  eneichen?  Man  erniedrigt  sich 
zu  einem  Feinde  des  Menschengeschlechts,  wenn  man  die  Welt  ihrer 
herrlichen  KunstschOpfimgen  beraubt.^  ^) 

Im  Jahre  1815  verlangten  die  Preussen  die  Zerstörung  der  Yendöme- 
Bäule,  die  nach  der  Schlacht  von  Jena  aus  dem  Metalle  ihrer  Geschütze 
errichtet  worden  war.  Blflcher  war  aus  Hass  gegen  Frankreich  durchaus 
geneigt,  ihnen  diese  Genugtuung  zuzugestehen;  aber  der  Herzog  von 
Wellington  widersprach.  Dieser  rettete  gleichfalls  die  Jenabrficke,  die 
die  Preussen  in  die  Luft  sprengen  wollten;  er  liess  Schildwachen  auf- 
stellen, die  den  Befehl  hatten,  sich  jedem  Zerstörungsversuche  zu  wider- 
setzen. 

Franz  U.  von  Österreich  rächte  sich  auf  geistreichere  Art  an  seinem 
frühem  Besieger.  'Er  begnügte  sich  damit,  am  Mailänder  Triumphbogen, 
neben  das  Belief,  das  ihn  darstellte,  wie  er  den  ihm  von  Napoleon  auf- 
gezwungenen Frieden  annahm,  ein  anderes  Belief  anbringen  zu  lassen, 
das  die  Abdankung  Napoleons  zu  Fontainebleau  zum  Gegenstande  hatte. 

Die  Einäscherung  und  Zerstörung  des  Sommerpalastes  durch  englische 
und  französische  Offtziere  und  Soldaten  während  des  Feldzuges  gegen 
China  im  Jahre  1860  war  eine  durchaus  tadelnswerte,  völkerrechtswidrige 
Handlung. 

1180.  —  Eine  völkerrechtswidrige  Handlung  ist  weiterhin  besonders 
auch  die  Zerstörung  oder  Wegnahme  von  Kunst-  und  wissenschaftlichen 
Schätzen,  die  sich  in  Museen,  Archiven  und  Bibliotheken  vorfinden.  Eine 
solche  Zerstörung  oder  Wegnahme  wird  nie  durch  die  Kiiegsnotwendigkeit 
geboten,  sie  fördert  in  nichts  die  militärischen  Unternehmungen  der  vor- 
rückenden Kriegsmacht.  Kunstwerke,  Archive  usw.  dOrfen  ebensowenig 
dem  besiegten  wie  dem  besetzten  Staate  abgenommen  werden,  „denn  sie 
dienen",  wie  Bluntschli  zu  Art.  650  sagt,  „in  keiner  Weise  der  Krieg- 
führung, indem  sie  als  Zwangsmittel,  um  eher  Frieden  zu  erhalten,  un- 
geeignet sind.  Sie  zu  verkaufen  und  das  Geld  für  den  Krieg  zu  benutzen, 
das  ist  ebenfalls  gegen  alle  gute  Sitten." 

[^Jede  absichtliche  Entfernung,  Zerstörung  oder  Beschädigung  von 
geschichtlichen  Denkmälern  oder  von  Werken  der  Kunst  oder  Wissenschaft 
ist  verboten  und  muss  geahndet  werden",  so  lautet  Artikel  56  der  Haager 
Bestimmungen.} 

Einige  Schriftsteller  halten  es  jedoch  für  zulässig,  dass  der  Sieger 
sich  Sammlungen  und  Kunstwerke,  die  dem  besiegten  Staate  gehören,  als 
Kriegstrophäen  aneigne.  Allein  diese  Ansicht  steckt  noch  allzu  tief  in 
den  barbarischen  Anschauungen,  die  frtther  den  Krieg. kennzeichneten;  sie 
wird  von  der  Mehrzahl  der  Publizisten  zurückgewiesen.^) 

Im  Jahre  1796  hatte  man  eine  Menge  Kunstwerke,  Gemälde,  Vasen, 


1)  Vattel,  op.  cit,  liv.  III,  eh.  IX,  $  168. 

«)  CalTo,  op.  cit,  t  IV,  f$  29ia  u.  2218.  —  Oeffcken-Heffter,  op.  cit, 
1^       p.  183  Anm. 
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Statuen  und  Manuskripte  auf  Grund  von  Verträgen,  die  mit  dem  Papste 
zu  Bologna,  mit  dem  Herzoge  von  Parma  zu  Plaisance  (am  8.  Mai  1796) 
und  mit  Venedig  (am  16.  März  1797)  abgeschlossen  worden  waren,  aoa 
Frankreich  nach  Italien  gebracht.  —  Lord  Castlereagh  verlangte  im 
Jahre  1815,  nach  dem  Einzüge  der  verbündeten  Truppen  in  Paris,  im 
Namen  des  Papstes  und  des  Herzogs  von  Toscana,  die  Herausgabe  dieser 
reichen  Schätze,  die  nach  seiner  Meinung  unter  Verkennung  des  Völker- 
rechts weggeschafft  worden  seien.  TaUeyrand  erwiderte,  dass  viele  diasw 
Kunstgegenstände  auf  Grund  feierlicher  Verträge  in  das  Eigentum  Frank- 
reichs übergegangen  seien.  Demnach  verlangten  die  französisch^i  Bevoll- 
mächtigten die  Einiückung  eines  hierauf  bezüglichen  besondern  Artikels 
in  den  Vertrag,  der  die  Übergabe  von  Paris  bestätigte.  Blücher  und 
Wellington  gingen  hierauf  nicht  ein.  —  Die  Verbündeten  drangen  in  den 
Louvre  und  bemächtigten  sich  mit  Gewalt  der  geforderten  Gegenstände, 
wobei  sich  bedauerliche  Vorfälle  abspielten.  —  Das  Vorgehen  der  Ver- 
bündeten wurde  am  10.  Februar  1816  durch  Sir  Samuel  Bomilly  im 
Hause  der  Gemeinen  Englands  getadelt.  —  Halleck  missbilligt  es  anch 
und  findet  es  völkerrechtswidrig.  —  Bluntschli  (op.  cit.,  Art.  650, 
Anm.  2)  betrachtet  das  Verfahren  der  Verbündeten  zwar  als  selbststtchig, 
„immerhin  aber  als  einen  Forschritt  in  der  Humanisierung  des  Völker- 
rechts**; gleichzeitig  bemerkt  er  aber,  „dass  die  Änderung  im  Eigentum 
durch  die  Friedensschlüsse  legitimiert  worden  sei". 

Mit  Boua|rd  de  Card  sind  wir  der  Ansicht,  dass  eine  Unterscheidong 
am  Platze  war.  Diejenigen  Kunsterzeugnisse,  die  nur  auf  Grund  von 
Siegen  weggeschafft  [worden  waren,  mussten  ihren  rechtmässigen  Eigen- 
tümern zurückerstattet  werden,  weil  sie  rechtlich  nicht  als  Kriegsbeute 
gelten  konnten.  Die  andern  aber,  die  durch  regelrechte  Verträge  von 
Frankreich  erworben  worden  waren,  unterlagen  der  Herausgabe  nicht.i) 

Wir  fügen  noch  hinzu,  dass  es  wohl  vorzuziehen  ist,  die  Abtretung 
solcher  Gegenstände  im  Friedensschlüsse  nicht  auszubedingen,  vielmehr 
die  Kunstschätze  der  besiegten  Nation  zu  achten.  Dies  ist  des  Siegers 
würdiger,  zeugt  von  grösserer  Menschlichkeit  und  von  höherer  Achtung 
für  die  geistige  Bedeutung  eines  jeden  Volkes. 

Im  Jahre  1870  haben  die  Deutschen  die  Museen  von  Versailles,  von 
St.  Germain  und  die  Sammlungen  von  S6vres  vor  Schädigungen  sorgfältig 
firewahrt. 

1181.  —  Privat  vermögen  des  Staates  (Domaine  priv6).  —  An- 
langend die  Liegenschaften,  die  im  Privatbesitze  des  besetzten  Staates 
stehen,  so  sind  alle  neuem  Schriftsteller  derselben  Ansicht.  Der  Be 
setzende  wird  durch  die  blosse  Tatsache  der  Besetzung  nicht  Eigentümer, 
und  er  kann  es  nicht  werden.  Er  hat  an  diesen  Gütern  nur  ein  Nutzungs- 
recht (Brüsseler  Deklaration,  Art.  7.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art  &5j). 
—  Er  darf  die  Erzeugnisse  und  Einkünfte  wegnehmen  und  mit  Beschlag 
belegen,  damit  sie  die  Hilfsquellen  des  Gegners  nicht  vermehren.  Er 
darf  Wirtschaftsgüter,  Weideplätze,  Weinberge  usw.  verpachten  und  die 
Gebäude  solcher  Staatsgüter  zur  Unterbringung  seiner  Truppen  be- 
nutzen usw. 

1182.  —  Das  Besetzungsheer  darf  die  Waldungen  und  Gehölze  des 
Staates  und  der  Gemeinden  für  seine  eigenen  Bedürfiiisse  und  fiir  die 
Zwecke  der  Kriegführung  benutzen,  inbesondere,  um  Verteidigungsarbeiten 
auszuführen  und  Baracken  zu  bauen.  —  Auch  darf  es  an  Stellen,  wo  eüi 


1)  Rouard  de  Card,  op.  dt.,  eh.  II,  pp.  99  et  s. 
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freier  Ausblick  nötig  ist,  Bäume  entfernen  lassen,  um  beispielsweise 
Obertälle  zu  verhüten  oder  die  eingenommene  Stellung  sicherer  zu  be- 
haupten usw. 

Abgesehen  von  diesen  durch  die  militärischen  Bedttrfiiisse  gebotenen 
Ausnahmen  dürfen  die  Waldungen  nur  forstmässig  bewirtschaftet  werden. 
Es  fragt  sich,  nach  wessen  Wirtschaftsplan  dies  zu  geschehen  hat:  nach 
dem  des  besetzten  oder  des  besetzenden  Staates?  Bluntschli  (op.  cit., 
Art.  646)  meint,  dass  der  Besetzende  nach  eigener  Einsicht  verwalten 
könne,  vorausgesetzt,  dass  er  den  Wald  nicht  verwüste.  Wir  sind  der 
Ansicht,  dass  der  Besetzende  in  seiner  Eigenschaft  als  einfacher  Niess- 
braucher  sich  nach  Möglichkeit  an  die  Vorschriften  des  besetzten  Landes 
zu  halten  hat.  —  So  kann  er  z.  B.  Schlagholz  abtreiben  und  es  nach 
seinem  Gutdünken  verkaufen,  denn  er  hat  an  den  Erzeugnissen  des 
Bodens  ein  unumschränktes  Eecht ;  er  muss  aber  bei  der  Reihenfolge  und 
der  Menge  des  Holzschlags  den  bisher  befolgten  Wirtschaftsplan  beachten. 
—  Dasselbe  gilt  für  die  in  regelmässige  Schläge  gelegten  Teile  der  Hoch- 
waldungen. Die  Bäume  des  Hochwaldes,  die  für  später  gezeichnet,  aber 
noch  nicht  geschlagen  sind,  müssen  vom  Besetzenden  geschont  werden. 
Sie  gehören  zu  den  wesentlichen  Bestandteilen  des  Bodens.  Nur  der 
Eigentümer  darf  sie  fällen.^) 

Dies  ist  der  Standpunkt  der  herrschenden  Lehre,  insbesondere  wird 
er  von  Vattel,  G.  F.  v.  Martens,  Klüber,  Heffter  und  Bluntschli 
vertreten.*)  ^ 

1183.  —  B.  —  Bewegliches  Staatsgut.  —  Alle  beweglichen 
G^enstände  des  Staates,  die  geeignet  sind,  den  Eriegsuntemehmungen 
zu  dienen,  können  von  dem  Besetzenden  weggenommen  und  eingezogen 
werden.  Der  Besetzende  ist  berechtigt,  sich  die  Sachen  anzueignen,  ohne 
eine  Entschädigung  hierfür  leisten  zu  müssen. 

Das  Kriegsmaterial,  das  aus  Waffen,  Pferden,  Munition,  Fuhr- 
werken und  Lebensmitteln  besteht,  ist  nach  dem  Willen  der  Eriegsparteien 
dem  wandelbaren  Schicksale  der  Kämpfe  preisgegeben.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  der  Sieger  es  wegnehmen  und  sich  aneignen  darf.  Er 
braucht  seinem  Gegner  die  Mittel  zur  Verlängerung  des  Krieges  und  zur 
Verzögerung  des  Friedensschlusses  nicht  zu  belassen.  (Brüsseler  De- 
klaration von  1874,  Art.  6.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  50.  —  [Haager 
Bestimmungen,  Art.  53.]) 

Nach  den  allgemeüi  angenommenen  Regeln  hat  nur  der  Staat  ein 
Becht  auf  die  durch  seine  Truppen  gemachte  Kriegsbeute.  Fahnen, 
Kanonen,  Waffen,  Munition,  Kriegsmaterial,  bares  Geld  usw.  sind  der 
Militärbehörde  auszuliefern.  —  Zuweilen  erhalten  die  Soldaten,  die  die 
Beute  gemacht  haben,  zur  Belohnung  eine  Geldsumme,  die  von  dem 
Oberbefehlshaber  des  Heeres  zu  diesem  Zwecke  ausgeworfen  wird.  — 
Während  der  Kriege  von  1866  und  1870  erhielten  die  preussischen  und 
deutschen  Soldaten   Vergütungen,  die  je  nach  der  Art  des   erbeuteten 


1)  Im  Jahre  1870  haben  die  Deutschen  dieae  Regeln  wiederholt  verletzt.  S.  die 
Tatsachen  bei  Calvo,  op.  cit,  §  2207.  —  Das  Gericht  von  Nancy  erklarte,  durch  das 
bemerkenswerte  Urteil  vom  3.  August  1872,  den  zwischen  den  Preussen  und  Berliner 
Bankiers  get&tigten  Vertrag  über  den  Verkauf  von  Eichen  aus  den  Hochwaldungen 
des  Meurthe-  und  Meuse-Departements  for  nichtig.  In  einem  dem  Zasatz-Vertrage 
von  1871  beigefügten  Protokolle  versagte  die  französische  Regierung  den  während 
des  Krieges  durch  die  deutschen  Behörden  bewilligten  Veränsserungen  von  gefälltem 
Holz  jeden  rechtlichen  Wert  und  Wirksamkeit.  Widerspruchslos  wUligten  die  deut- 
sehen Bevollmächtigten  in  die  Beurkundung  dieser  £ridänmg  ein. 

*)  Holizendorff,  M  Jtüirbuehe  für  Qesetzgdnmg  und  VeneaUitng,  Bd.  L  Eeß  ^. 

BonfilB,  Lehrbveh  des  VOlkemchts.  40 
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Gegenstandes,  z.  B.  je  nachdem  es  eine  Fahne,  eine  Kanone  usw.  war, 
verschieden  waren.  —  Übrigens  mass  die  Frage,  ob  erbeutete  GtegenstSnde 
dem  Soldaten,  der  sie  weggenommen  hat  oder  dem  Staate  gehören,  nach        ] 
dem  innem  Bechte  eines  jeden  Landes  entschieden  werden.^ 

1184.  —  C.  —  Eisenbahnen.^*)  —  Die  wichtige  Solle,  die  die 
Eisenbahnen  in  den  neuem  Kriegen  gespielt  haben,  ist  durch  den  Feld- 
zug gegen  Italien  yom  Jahre  1859,  durch  den  nordamerikanischen  Bttrg^er- 
krieg  und  besonders  durch  die  Kriege  von  1866  und  1870  zur  Genttge 
bewiesen  worden.  —  Die  Eisenbahnen  sind  hervorragende  Hil&mit^  l 
für  die  Kriegführung.  Mit  Geschick  ausgenutzt,  tragen  sie  oft  wesent- 
lich zu  dem  Erfolge  kühn  ersonnener  strategischer  Pläne  bei  und  yer- 
helfen  zum  Siege,  wie  z.  B.  beim  Eindringen  der  Preussen  in  Böhmen 
im  Jahre  1866.  Es  ist  daher  natürlich,  dass  sie  den  Wechself&llen  des 
Kampfes,  den  schlimmen  wie  den  guten,  unterworfen  sein  müssen.  — 
Sobald  ein  Heer  in  Feindesland  eingerückt  ist,  ist  die  erste  Sorge  der 
Anführer,  sich  der  Schienenwege,  der  Bahnhöfe,  des  rollenden  MaterialSy 
der  Lokomotiven  und  Wagen,  zu  bemächtigen,  um  die  Beförderung  von 
Truppen  und  Lebensmitteln  zu  sichern  und  die  Verteidigung  des  besetzten 
Gebietes  zu  hemmen.  —  Welche  Bechte  haben  die  Kriegsparteien  in  An- 
sehung der  Eisenbahnen?  —  Im  Jahre  1870  sequestrierten  die  Deutschen 
die  Msenbahnen  in  den  besetzten  Departements  und  verwalteten  sie. 
Diese  Tatsache  hat  Anlass  zu  Erörterungen  über  das  Interesse  an  einer 
solchen  Beschlagnahme  sowie  über  deren  Bechtmässigkeit  und  Folgen 
gegeben.  Das  Interesse,  das  die  Kriegspartei  hieran  hat,  steht  über 
allem  Zweifel;  denn  die  Eisenbahnen  bilden  eines  der  wichtigsten  mili- 
tärischen Hilfsmittel. 

Die  Bechtmässigkeit  der  Beschlagnahme  entzieht  sich  daher  aach 
der  Erörterung,  denn  sie  wird  durch  die  Kriegsnotwendigkeit  geboten. 

Die  Folgen  der  Beschlagnahme  müssen  je  nach  der  besondern  Or- 
ganisation und  den  bestehenden  Rechtsverhältnissen  der  einzelnen  Eisen- 
bahnen verschieden  sein.  Bekanntlich  gilt  jRir  die  Eisenbahnen  in  den 
einzelnen  Ländern  Europas  keine  einheitliche  Regelung.  —  In  Deutsch- 
land und  Belgien  gehören  die  Eisenbahnen  dem  Staate;  in  England  stehen 
sie  im  Eigentmne  von  Privatgesellschaften,  die  sie  unter  der  Oberaufsicht 
des  Staates  verwalten.  In  fYankreich  bildet  der  Boden,  auf  dem  die 
Schienen  ruhen,  einen  Bestandteil  des  staatlichen  Eigentums.  Der  Staat 
erteilt  den  Gesellschaften,  denen  die  Bahnhöfe  und  das  roUende  Material 
gehören,  die  Genehmigung;  auch  kann  er  in  bestimmter  Weise  in  die 
Betriebsverwaltung  eingreifen. 

1185.  —  Gehören  die  Eisenbahnen  in  dem  besetzten  Gebiete  dem 
Staate,  so  sind  sie  wie  das  sonstige  Staatsgut  zu  behandeln.    Es  ist 

1)  Als  die  fremden  Mächte  wegen  der  von  den  Boxern  yerübten  Greueltaten 
(No.  143  ^)  Peking  and  andere  Teile  Chinas  besetzt  hatten,  beschloss  die  franzosische 
Regierung,  um  etwaigen  Schwierigkeiten  bei  Ausübung  des  Prisenrechts  Torzubengen, 
im  Monat  Dezember  1900,  dass  sämtliche  yon  den  Trappen  weggenommenen  Gegen- 
stände, ob  sie  nun  der  chinesischen  Regierang  oder  Privatpersonen  gehörten,  der 
chinesischen  Regierung  zur&ckzageben  seien.  Aasgenommen  hiervon  waren  nur 
Kriegsmaterial  und  L.ebensmittelyorräte.  Die  franzosische  Regierang  beschlagnahmte 
deshalb  die  mit  Beate  gefeilten  Eisten  und  Koffer  sofort  nach  deren  Ankunft  in 
Frankreich.    .  , 

S)  VgL  die  auf  Seite  568  angefahrten  Schriften.  —  [S.  auch  Poinsard,  Stades 
de  droit  international  conventionnel,  1894,  pp.  188  et  s.] 

*)  Budde^  Die  franzöeiachen  EisefAahmen  im  Kriege  1870/71  und  ihre «eüäerig«  Smt- 
wieüung  in  militäriaiher  Einaidd,  1877,  —  Derselbe^  Die  frcauStiiAeti  Eiaenbaknen  im 
ieutedien  Xriegtbeiridf,  1870/71,  1903. 
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klar,  dass  der  Besetzende  sie  zu  seinen  militärischen  Unternehmungen 
verwenden  darf.  Er  kann  die  Eisenbahnen  des  eroberten  Landes  selbst 
verwalten  und  Beisende  und  Waren  befördern.  —  Die  dnrch  den  Betrieb 
gewonnenen  Vorteile  fallen  ihm  zn,  denn  es  sind  bürgerliche  Frttchte, 
Erzeugnisse  einer  firuchttragenden  Sache.  —  Der  Besetzende  kann  auch 
den  Betrieb  für  die  Dauer  der  Besetzung  verpachten;  er  verpachtet  damit 
sein  Miessbrauchrecht.  Er  darf  indessen  die  Eisenbahn  nicht  veräussem, 
denn  er  ist  noch  nicht  Eigentümer;  er  wird  dies  nur  im  Fidle  einer  end- 
gOltigen  Eroberung. 

Wird  der  Besetzende  Eigentümer  der  Maschinen  und  Wagen  und 
darf  er  sie  veräussem?  Darf  er  sie  in  sein  eigenes  Land  schaffen  und  dort 
behalten.  Diese  Frage  ist  sreitig.  Bluntschli  und  Bouard  de  Card 
bejahen  die  Frage;  sie  betrachten  Lokomotiven  und  Wagen  als  Eriegs- 
material.  —  Guelle  (op.  cit.,  t.  II,  p.  93)  ist  anderer  Ai^icht;  wir  sind 
mit  ihm  der  Meinung,  dass  man  Lokomotiven  und  Wagen  unmöglich  dem 
Kriegsmaterial  gleichstellen  kann.  „Selbst  wenn  die  Eisenbahnen  dem 
Staate  gehören,  so  sind  sie  doch  in  erster  Linie  dazu  bestimmt,  in 
Friedenszeiten  Handel  und  Verkehr  zu  fBrdem.  Nur  zufällig  dienen  sie 
auch  Kriegszwecken.  Dies  kann  ihnen  aber  nicht  ihren  eigentlichen 
Charakter  und  ihre  urspiüngliche  Zweckbestimmung  nehmen.  Dass  sie 
vorübergehend  zur  Verfügung  des  Siegers  stehen,  lässt  sich  nicht  ver- 
meiden, denn  der  Si^er  ist  berechtigt,  ohne  weiteres  und  sofort  alles 
zu  tun,  was  die  Niederktge  seines  Gegners  beschleunigen  kann.  Solange 
ihm  das  Material  nützt,  darf  er  Hand  darauf  legen  und  es  verwenden; 
sobald  er  es  aber  nicht  mehr  braucht  und  der  Krieg  beendigt  ist,  muss 
er  es  zurückerstatten,  denn  seine  Rechte  hören  mit  der  Ursache,  die  sie  zur 
Entstehung  gebracht  haben  auf,  und  die  Wegnahme  feindlichen  Eigentums 
ist,  falls  sie  nicht  durch  den  Kriegszweck  geboten  war,  ein  wirklicher 
Raub."  ♦) 

Diese  Ansicht  wird  auch  durch  Artikel  51  des  Manuel  des  Instituts 
für  Völkerrecht  vertreten. 

1186.  —  Wie  verhält  es  sich,  wenn  die  Eisenbahnen  Privatgesell- 
schaften gehören?^)  Offenbar  sind  sie  dann  Privateigentum,  das  vor- 
nehmlich dazu  bestimmt  ist,  friedlichen  Zwecken  zu  dienen.  —  Es  ist 
aber  auch  weiterhin  fraglos,  dass  sie  sich  dazu  eignen,  bei  Feindselig- 
keiten sis  eines  der  wirksamsten  Hilfsmittel  verwertet  zu  werden.  Wenn 
sie  auch  nicht  für  den  Krieg  geschaffen  worden  sind,  so  gewähren 
sie  doch  den  Kriegführenden  den  grössten  Nutzen;  man  denke  nur  an 
die  Möglichkeit  der  Beförderung  von  Truppen,  Lebensmitteln  und  Aus- 
rttstungsgegenständen  (Gesetz  vom  24.  Juli  1873,  Art.  26).^  —  Ihre 
Beschlagnahme  gehört  demnach  zu  der  Oruppe  derjenigen  Massnahmen, 
die  auf  eine  erfolgreiche  Durchführung  der  Kriegsunternehmungen  hin- 
zielen. —  Ohne  Zweifel  kann  der  Besetzende  die  Eisenbahnen  und  das 
Material  mit  Beschlag  belegen  und  beides  zu  seinem  Zwecke  verwenden. 
Er  kann  auch  den  Betrieb  der  Bahnen  fortsetzen  und  die  Einnahmen 
nach   den  bestehenden  Tarifen   unter  der  Verpflichtung  erheben,   beim 

1)  Streng  genommen  würde  diese  Frage  in  dem  Teile,  der  fiber  das  Priyat^ 
eigentum  handelt,  zu  antersuchen  sein;  aber  wir  halten  es  f&r  zweckmassiger,  die 
Rechtsverhältnisse  der  Eisenbahnen  in  ihrer  Gesamtheit  zu  erliatem,  ohne  eine 
Trennung  Yorzanehmen. 

9)  In  manchen  Staaten  hat  man  eine  Reihe  Ton  Eisenbahnlinien  lediglich  f&r 
Kriegszwecke  angelegt 

*)  L.  von  StetHy  JB.  D.  J.,  XVII,  p.  382—361.  —  Uoynier,  B.  D.  /.,  XZX, 
p.  164-169,  329-351. 

40* 


628  Fünfter  Teil.    Der  Krieg.  •—  Das  Aküonsrechtl 

Friedensschlüsse  den  Vertretern  der  Gesellschaft  Rechnung  zu  legen. 
Beim  Frieden  mnss  er  die  Bahnhöfe  ränmen  und  jeder  Gesellschaft  ihr 
rollendes  Material  zurückerstatten.^)  Schuldet  er  den  Gesellschaften  auch 
Schadenersatz  für  die  zeitweise  Entziehung  des  Materials  und  fttr  etwaige 
Verschlechterungen.    Diese  Frage  ist  streitig. 

Im  Jahre  1870  und  1871  haben  die  Deutschen  in  Frankreich  nach- 
einander die  Ost-  und  Nordbahn,  die  Bahn  nach  Orleans  und  die  Mittel- 
meerbahn beschlagnahmt.  —  Sie  lähmten  dadurch  den  Widerstand  Frank- 
reichs und  erleichterten  die  Unternehmungen  ihrer  eigenen  Heere.  — 
Sie  erhoben  die  Gebühren  flir  Befl^rderung  von  Reisenden  und  Waren  und 
verpflichteten  sich,  über  ihre  Einnahmen  gewissenhaft  Bechnung  zu  fiihreii, 
um  beim  Friedensschlüsse  jeder  Eisenbahnverwaltung  die  ihr  zi&ommenden 
Beträge  erstatten  zu  kOnnen.  —  In  Verfolg  dieser  Zusagen  wurde  durch 
das  Zusatzabkommen  zum  Friedensverträge  eine  gemischte  Kommission 
eingesetzt,  die  die  Abrechnung  der  Guthaben  der  Gesellschaften  zu  be- 
sorgen hatte.  ^ 

1186^.  —  [Artikel  53  der  Haager  Bestimmungen  von  1899  hat  hin- 
sichtlich der  Eisenbahnen  folgendes  verfügt:  „Das  Eisenbahnmaterial, 
die  Landtelegraphen,  die  Femsprechanlagen,  die  Dampfschiffe  und  andere 
Fahrzeuge  —  soweit  hier  nicht  die  Vorschriften  des  Seerechts  Platz 
greifen  —  die  Waffenniederlagen  und  überhaupt  jede  Art  Eriegsmunition, 
auch  dann,  wenn  all  dies  Gesellschaften  oder  Privatpersonen  gehört,  sind 
ebenfalls  ihrer  Natur  nach  Mittel,  die  den  Eriegsuntemehmungen  dienen; 
sie  mttssen  aber  wieder  zurückerstattet  werden.  Die  Entschädigungl^age 
wird  bei  Abschluss  des  Friedens  geregelt."  —  Art.  54:  „Das  Eisenbahn- 
material, das  aus  neutralen  Staaten  kommt,  sei  es,  dass  es  diesen  selbst 
oder  Gesellschaften  oder  Privatpersonen  gehört,  soll  ihnen  sobald  wie 
möglich  zuiUckgesandt  werden"*.] 

1187.  —  D.  —  Post  und  Telegraphen.*)  —  Die  vornehmlich 
friedlichen  Zwecken  dienenden  Verkehrsanstalten  wie  die  Post,  die  Tele- 
graphen- und  Femsprechanlagen  sind  in  mehrern  Kriegen  der  Neuzeit 
zur  Übermittlung  von  Befehlen  und  zur  Herstellung  der  Verbindung 
zwischen  den  einzelnen  Trnppenkörpern  und  deren  Kommandos  benatzt 
worden.  Heutzutage  sorgen  alle  militärischen  Nationen  schon  im  Frieden  fttr 
die  Organisation,  Vorbereitung  und  Ausbildung  von  Beamten,  die  dazu 
auserwählt  sind,  den  Post-  und  Telegraphendienst  in  Kriegszeiten  schnell 
und  erfolgreich  zu  versehen.  Diese  Beamten  leisten  dem  Heere  eine  nicht 
zu  unterschätzende  Hilfe.  —  Es  ist  demnach  durchaus  natürlich^  dass 
das  in  Feindesland  eingerückte  Heer  sofort  danach  trachtet,  sich  der  ge- 
dachten Verkehrsanstalten  zu  bemächtigen  imd  sie  zu  seinem  eigenen 
Vorteile  zu  verwerten.  Fast  in  allen  Ländern  gehören  Post  und  Tele- 
graphen dem  Staate,  unter  dessen  Verwaltung  sie  auch  stehen.  Ausnahms- 
weise können  sie  auch  Eigentum  von  Privatpersonen  oder  Privatgesell- 
schaften sein.  Um  die  Bechte  des  Besetzenden  in  dem  einen  und  in  dem 
andern  Falle  festzustellen,  sind  die  fttr  die  Eisenbahnen  bereits  auf- 
gestellten Regeln  entsprechend  anzuwenden.  —  Der  Besetzende  darf 
Telegraphen-  und  Telephondrähte  durchschneiden  lassen  und  Zerstörungen 
aller  Art  anordnen,   um  den  Verkehr  zwischen  den  verschiedenen  feind- 


1)  Quelle,  op.  cit.,  t  11,  p.  96.  —  Masse,  Le  droit  commercial  etc.,  t  I,  p.  133. 
—  Morin,  op.  cit.,  t  I.,  p.  442.  —  Ronard  de  Card,  op.  cit.,  eh.  111,  p.  152. 

2)  [Über  das  Verhalten  der  Türkei  hinsichtlich  der  griechischen  Bisenbahnen 
während  der  Besetzung  Thessaliens:  s.  R.D. LP.,  t.  IV,  p.  711.] 

^)  Fischer,  Die  Tekgraphie  und  das  TöOeenredit,  1876 
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liehen  Heereskörpern  zu  unterbinden  and  um  zu  verhindern,  dass  die  Ver- 
teidiger des  besetzten  Gebietes  wichtige  Nachrichten  erhalten.^)  —  [Siehe 
Haager  Bestinunungen,  Art.  ö3,  mitgeteilt  in  No.  1186^.] 

1188.  —  E.  —  Staatskassen.  —  Noch  mehr  als  im  Frieden  ist  das  Geld 
in  Kriegszeiten  ein  unentbehrliches  Hilfsmittel  für  die  Staaten.  —  Der 
besetzende  Feind  kann  sich  daher  nach  Eriegsrecht  nicht  nur  der  Eriegs- 
kassen  des  feindlichen  Heeres,  sondern  auch  sämtlicher  staatlicher  Eassen 
bemächtigen.  —  Dies  Hecht  ist  unbestritten;  es  ist  mit  dem  Eriegszwecke 
vereinbar.  Es  wird  von  allen  Schriftstellern  anerkannt.  —  Der  be- 
setzende Staat  muss  aber  die  den  Privatpersonen  zugehörigen  Wert- 
bestände achten,  desgleichen  auch  die  Gelder  der  Spar-,  Pensions-  und  Unter- 
stützongskassen.  (Haager  Bestimmungen,  Art.  53).  —  Theoretisch  ist  diese 
Unterscheidung  klar,  praktisch  hingegen  ist  sie  oft  ungemein  schwierig  zu 
treffen.^ 

1189.  —  F.  —  Steuern  und  Einkünfte  des  Staates.  —  Vom 
Standpunkte  des  Eriegszweckes  aus  ist  die  Wegnahme  der  Staatskassen 
des  besetzten  Gebietes  zwar  eine  nützliche,  aber  doch  unzulängliche  Mass- 
regel. Der  besetzende  Feind  muss  in  seinem  eigenen  Interesse  dafür 
sorgen,  die  Hilfsquellen  des  Gegners  dadurch  zu  schwächen,  dass  er  auf 
die  Steuern  und  Einkünfte  des  Staates  die  Hand  legt.  —  Der  Besetzende 
hat  demnach  zwei  mit  einander  zusammenhängende  Rechte:  a)  das  Hecht,  zu 
verhindern,  dass  der  Staat,  dessen  Gebietsteil  er  inne  hat,  daselbst  noch  weiter 
Steuern  erhebt,  und  b)  das  Recht,  an  Stelle  des  verdrängten  Staates  die 
Steuern  für  sich  einzutreiben  (preussische  Verordnungen:  Reüns,  6.  Oktober 
1870;  5.  Dezember  1870;  Versailles,  17.  Januar  1871).  ~  Das  erste  Recht 
ist  unbestritten,  da  es  die  Verminderung  der  gegnerischen  Hilfsquellen 
bezweckt  und  erreicht.  —  Das  zweite  Recht  legt  dem  Besetzenden  die 
Verpflichtung  auf,  die  eingenommenen  Beträge  zur  Deckung  der  Verwaltungs- 
kosten des  Landes  zu  verwenden.  Indem  er  sich  der  Einkünfte,  die  zur 
Tilgung  dieser  Eosten  bestimmt  sind,  bemächtigt,  muss  er  nach  Massgabe 
des  jeweiligen  Bedürfnisses  und  nach  den  geltenden  Finanzgesetzen  zu  den 
gedachten  Ausgaben  beitragen.  Von  den  Steuern,  die  er  erhoben  hat,  muss 
er  einen  Teil  zurücklegen,  damit  eine  ordnungsmässige  Verwaltung  inner- 
halb des  besetzten  Gebietes  gesichert  ist.  Dies  bedingt  die  Wohlfahrt  der 
Bewohner.  —  Streng  rechtlich  darf  der  Besetzende  diese  Einkünfte  nicht 
für  Heereszwecke  vei-wenden,  da  er  besondere  Mittel,  wie  Zwangsauflagen  und 
Naturalleistungen,  besitzt,  um  die  Bedürfoisse  und  den  Unterhalt  seiner 
Soldaten  zu  befriedigen.  Tatsächlich  jedoch  wird  er  die  Einkünfte  der 
Steuern  ganz  so  verwerten,  wie  es  ihm  passt,  da  niemand  dies  hindern 
kann. 

Der  Besetzende  hat  sich  auf  die  von  dem  verdrängten  Staate^  ein- 
geführten direkten  und  indirekten  Steuern  zu  beschränken.  Es  steht  ihm 
nicht  das  Recht  zu,  neue  Steuern  zu  schaffen.  —  Die  Steuerpflichtigen 
werden  durch  Leistung  der  fälligen  Steuern  an  den  Besetzenden  rechts- 
wirksam von  ihrer  Schuld  befreit.  Die  gesetzmässige  Regierung  darf  die 
Zahlung  später  nicht  noch  einmal  verlangen  (Brüsseler  Deklaration  von 
1874,  Art.  5). 

1190.  —  Was  das  Eintreibungsverfahren  der  Steuern  betrifft,  so  hat 
der  Besetzende  grundsätzlich  die  Vorschriften  der  Gesetze  des  verdrängten 

1)  Rouard  de  Card,  op.  cit,  eh.  II,  pp.  64  bis  66.  —  [Poinsard,  op.  cit.,  pp. 
273  u.  318.  —  Rolland,  La  poste  et  le  t6I%aphe,  1901.] 

2)  [S.  aber  das  von  den  Deutschen  im  Jahre  1870  befolgte  Verhalten  einen  im 
Figaro  am  26.  Juni  1897  veröffentlichten  Artikel  von  Jules  Roche.] 
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Staates  zu  beobachten.  Sehr  oft  haben  jedoch  die  mit  der  Erhebong  der 
Steuern  betrauten  Beiunten  ihr  Amt  niedergelegt  oder  sie  haben  sich  dem 
Bückzage  des  Besiegten  angeschlossen.  Der  Besetzende  wird  nicht  in  der 
Lage  sein,  sofort  ein  neues  Beamtenheer  zu  schaffen,  das  die  indirekte 
Steuern  und  Abgaben  auf  Grund  eines  oft  sehr  verwickelten  Verfahrens 
beizutreiben  vermöchte.  In  einem  solchen  Falle  verteilt  der  Sieger  die 
Steuern  in  folgender  Weise.  Er  ermittelt  das  Erträgnis  aller  direkten 
und  indirekten  Steuern,  die  das  besetzte  Gebiet  nach  den  Steuergesetzen 
aufzubringen  hat. 

Die  Gesamtsumme  wird  dann  zunächst  auf  die  Arrondissements  oder 
Provinzen  sodann  auf  die  Gemeinden  des  Arrondissement  oder  der  Provinz 
und  endlich  auf  die  Bewohner  einer  jeden  Gemeinde  ausgeschlagen.^) 

1190  ^  —  [Die  Haager  Bestimmungen  von  1899  verfügen  in  dieser 
Hinsicht  folgendes:  Art.  48.  „Wenn  d^e  Eriegspartei  in  dem  besetzten 
Gebiete  die  zu  Gunsten  des  Staates  bestehenden  Steuern,  Zölle  und  Ab- 
gaben erhebt,  so  soll  sie  es  möglichst  nach  Massgabe  der  für  ihre  Er- 
hebung und  Verteilung  geltenden  Vorschriften  tun;  es  erwächst  hiermit 
für  sie  die  Verpflichtung,  die  Kosten  der  Verwaltung  des  besetzten  Ge- 
bietes in  dem  Umfange  zu  tragen,  wie  die  gesetzmässige  Begierung  hierzu 
verpflichtet  war."  —  Art.  49.  »Wenn  der  Besetzende  ausser  den  im  vor- 
stehenden Artikel  erwSlmten  Abgaben  andere  Auflagen  in  Geld  in  dem 
besetzten  Gebiete  erhebt,  so  darf  dies  nur  zur  Deckuug  der  Bedtti^fiiisse 
des  Heeres  oder  der  Verwaltung  des  Gebietes  geschehen." 

1191.  —  G.  —  Forderungen  des  Staates  gegen  Privatpersonen. 

—  Welche  Bechte  hat  der  Besetzende  an  solchen  Forderungen?  Die 
Frage  hat  einen  lebhaften  Streit  hervorgerufen.  —  Über  zwei  Punkte 

1)  .Während  des  Krieges  Ton  1870/71  beobachteten  die  Deutschen,  wie  Ronard 
de  Card  ausfahrt,  anfangs  gmndsatzlich  alle  yolkerrechtlichen  Vorschriften,  mit 
der  Zeit  jedoch  wichen  sie  von  diesem  anerkennenswerten  Verfahren  ab  und  liessen 
sich  schwere  Missbräuche  zuschulden  kommen.  —  Rouard  de  Card,  La  gaerre 
continentale  et  la  propriet6,  eh.  II,  p.  71  et  72.  —  Gnelle,  op.  cit,  t  U,  p.  109  eta 

—  Laut  Eriass  vom  17.  November  1870  (verkündet  in  Elsass-Lothringen)  machte  die 
deutsche  Regierung  bekannt,  dass  sie  die  fälligen  und  die  nach  dem  16.  August  1870 
falliff  werdenden  Steuern  nach  Massgabe  der  durch  den  französischen  Voranschlag 
for  die  direkten  Steuern  bestimmten  Beitragsanteile  erheben  werde.  Da  es  aber  fUr 
die  deutschen  Beamten  schwer  war,  den  Eingang  der  indirekten  Steuern  namentlich 
hinsichtlich  gewisser  Lebensmittel  zu  überwachen,  so  entschied  man  der  Einfachheit 
halber,  dass  alle  indirekten  Steuern  (mit  Ausnahme  der  Einkünfte  aus  dem  Tabak, 
dessen  Monopol  aufgehoben  wurde)  durch  eine  bestimmte  Geldleistung,  die  den  nach 
dem  Verteilungsplane  der  Gemeinden  von  1870  festgesetzten  direkten  Steuern  hinzu- 
zurechnen sei,  ersetzt  werden  sollten.  Diese  Umwandlung  konnte  immerhin  durch 
annehmbare  Gründe  gerechtfertigt  werden.  —  Die  direkten  Auflagen  umfassten  also: 
1.  den  Betrag  der  direkten  Steuern;  2.  eine  Abgabe,  die  als  Ersatz  für  die  indirekten 
Steuern  auf  löO^o  ▼on  der  Summe  der  direkten  Steuern  festgesetzt  worden  war. 
(FreusslBcher  Eriass  vom  26.  Oktober  1870  und  vom  23.  Januar  1871).  —  Ein  Teil  dieser 
Steuern  wurde  in  Elsass-Lothringen,  in  der  Ghanipagne  und  im  Departement  Seine-Oise 
zur  Verwaltung  des  Landes,  zur  Bezahlung  der  Lehrer,  der  Geistlichen,  der  Feldhüter 
usw.  verwendet.  —  Im  Jahre  1871  wuchsen  aber  die  Ansprüche  der  Deutschen.  Sie 
setzten  den  Betrag  der  Abgaben  hinauf.  Einige  Städte  mussten  als  „gewohnliche 
Steuern*  für  die  beiden  ersten  Monate  des  Jahres  Summen  bezahlen,  die  vier  mal 
so  gross  waren,  als  der  Betrag  der  direkten  Steuern.  Nancy  wurde  monatlich  mit 
827000  Franken  und  Reims  mit  447546  Franken  besteuert  Versailles  musste  eine 
Steigerung  von  110000  Franken  für  den  Monat  über  sich  ergehen  lassen.  —  Man  ver- 
lless  das  gewohnte  Beitreibungsverfahren.  Die  steuerkraftigsten  Einwohner  wurden 
in  ungerechter  Weise  einer  Art  Gesamtschuldverh&ltnis  unterworfen.  Bürgermeister 
und  Stadträte  wurden  beauftragt,  die  Steuern  unter  eigener  Verantwortung  beizu- 
treiben. Gemeinden  desselben  Bezirks  oder  desselben  Departements  wurden  auch 
für  samtverbindlich  erklärt  —  Alle  diese  Abgaben  wurden  neben  den  Zwangsauflagen 
gefordert 
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jedoch  herrseht  ÜbereinstimTnung :  1.  Der  Besetzende  hat  unstreitig  das 
Recht,  jede  Ertttllnng,  d.  h.  jede  Geldleistang,  an  den  gegnerischen  Staat 
zn  ontersagen.  Er  kann  sich  der  Eintreibong  der  Forderungen  dieses 
Staates  auf  dem  besetzten  Oebiete  widersetzen;  er  benimmt  diesem  dadurch 
Mittel,  die  flif  den  Krieg  verwendet  werden  können  (Erlass  der  preussischen 
Regierung  für  das  Elsass  vom  29.  August  1870).  —  2.  Der  Besetzende 
darf  die  Bezahlung  von  noch  nicht  fälligen  Forderungen  nicht  verlangen. 
Die  Schuldner  des  gegnerischen  Staates  kOnnen  der  Frist,  die  ihnen  nach- 
gelassen war,  nicht  durch  ein  Ereignis  verlustigt  gehen,  das  ausserhalb 
ihrer  Person  liegt. 

1192.  —  3.  Darf  der  Besetzende  die  fälligen  und  die  während  der 
Dauer  der  Besetzung  fällig  werdenden  Forderungen  des  feindlichen  Staates 
einziehen?  Diese  Frage  ist  streitig.  —  Calvo,  Fiore,  Guelle,  Elttber, 
Heffter,  Pradier-Fod6r6  (Anm.  bei  Vattel),  Rouard  de  Card  u.  a. 
verneinen  sie.  —  Der  Besetzende,  so  führen  sie  im  wesentlichen  aus,  ist 
weder  Gläubiger,  noch  Bevolhnächtigter  des  Gläubigers.  Er  hat  zwar 
den  Besitz  der  Schuldtitel,  aber  er  ist  nicht  Zessionar.  Auch  eine  Novation, 
die  ihn  an  Stelle  des  bisherigen  Gläubigers  eingesetzt  hätte,  hat  nicht 
platzgegriffen.  Die  Besetzung  ist  eine  blosse  Tatsache,  die  wesentlich 
vertragliche  und  gesetzlich  anerkannte  Rechtsbeziehungen  nicht  zu  ändern 
vermag.  Der  Schuldner  bleibt  seinem  ursprünglichen  Gläubiger  gegentLber 
zu  einer  Leistung  verpflichtet,  die  durch  die  militärischen  Ereignisse  nicht 
hat  beeinflusst  werden  können  (Rouard).  —  Der  blosse  Besitz  des  Schuld- 
titels gewährt  keineswegs  das  Recht,  die  Leistung  zu  fordern.  —  Dass 
der  Besetzende  Steuern  beitreiben  kann,  beruht  darauf,  dass  Steuern  zu 
den  Einkünften,  zu  den  bürgerUchen  Früchten,  gehören.  Forderungen 
hingegen  sind  Kapitalien.  Über  Kapitalien  kann  aber  nur  der  Eigentümer, 
nicht  aber  auch  der  Niessbraucher  verfügen.  —  Da  der  Besetzende  nicht 
die  Erfüllung  von  Forderungen  verlangen  kann,  so  kann  er  noch  viel 
weniger  eine  Abtretung  vornehmen  oder  einen  Erlass  bewilligen. 

Die  bejahende  Ansicht  wird  von  Vattel  (liv.  DDE,  eh.  V,  §  77),  von 
Bynkershoek  (Quaestiones  juris  publici,  Kb.  I,  cap.  VII)  und  von  Loening 
vertreten.^)*)  —  AUe  zur  Unterstützung  dieser  Lehrmeinung  angerufenen 
Gründe  sind  wohl  nicht  sehr  überzeugend.  —  Aber  auch  die  entgegen- 
gesetzte Lösung  der  Frage,  ihre  Verneinung,  verträgt  sich  schwer  mit  dem 
dem  Besetzenden  allgemein  zugestandenen  Rechte,  sich  der  Staatskassen 
zu  bemächtigen.  Woher  rührt  das  Geld  dieser  Kassen?  Aus  den  Ein- 
künften des  Staates  und  aus  den  Steuern.  Gewiss.  Aber  doch  auch  aus 
den  bezahlten  Schulden. 

1193.  —  Die  Anhänger  der  bejahenden  Ansicht  nehmen  naturgemäss 
und  folgerichtig  an,  dass  geradeso  wie  bei  den  Steuern,  die  Zahlung  an 
den  Besetzenden  der  rechtmässigen  Regierung  gegenüber  nach  dem  Friedens- 
schlüsse mit  Erfolg  entgegengehalten  werden  könne. 

Unter  den  Anhängern  der  verneinenden  Ansicht  ist  dieser  Punkt  in 
dem  Falle  streitig,  dass  der  Besetzende,  unter  Überschreitung  seiner 
Rechte,  den  Schuldner  mit  Gewalt  zur  Leistung  gezwungen  hat.  —  Einige 
halten  aus  Billigkeitsgründen  eine  solche  Erfüllung  für  befreiend;  andere 
gestehen  dem  Schuldner  in  Berücksichtigung  der  Zahlung  einen  Schaden- 
ersatzanspruch zu,  weil  der  Schuldner,  der  genötigt  werde  zweimal  zu 
leisten,  einen  Schaden  erlitten  habe  der  durch  den  Krieg  veranlasst  worden 

1)  L'administration  du  gonvemement  gen^ral  de  TAlsace  pendant  la  gaerre  de 
1870/71,  R. D.I.  P.,t  IV,  p.  106. 

*)  Loening,  Die  Verwaltung  de$  Oenera^ffmvemementa  im  Ekass,  1874. 
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sei.  Andre  endlich  glauben,  dass  der  Schuldner  dem  besiegten  Staate 
gegenüber  verpflichtet  bleiben  mttsse,  abgesehen  yon  dem  Falle,  dass  die 
Zahlung  dem  Staate  einen  Yorteil  gebracht  habe.^)  Zar  BegrOndnng  ihrer 
Lehre  fllhren  sie  mehrere  geschichtliche  Beispiele  an. 

Diese  Lehrmeinongen  haben  in  den  neusten  Kriegen  keiae  praktische 
Bestätigung  erfahren,  da  die  Frage  nicht  aufgeworfen  worden  ist.^) 

1193 ^  —  [Der  Art.  53  der  Haager  Bestimmungen  von  1899  lautet: 
„Das  Besetzungsheer  kann  nur  mit  Beschlag  belegen:  das  Bargeld  und 
die  Wertbestände  des  Staates  sowie  die  dem  Staate  zustehenden  eintreib- 
baren Forderungen,  sowie  Überhaupt  alles,  dem  Staate  gehörende  beweg- 
liche Eigentum,  das  geeignet  erscheint,  den  £xiegsuntemebmungen  zu 
dienen."] 


Viertes  Kapitel. 


Rechte  und  Pflichten  der  Kriegsparteien  gegenüber  dem 

Privateigentum. 

1194.  —  Die  ältere  Eriegspraxis  hatte  als  wesentlichen,  wenn  nicht 
als  ausschliesslichen  Zweck  die  völlige  Vernichtung  des  Feindes  im  Auge. 
—  Die  natürliche  Folge  dieser  Anschauung  war  die,  dass  der  Sieger  sich 
die  ganze  Habe  des  Feindes  durch  einfache,  gewaltsame  Besitzergreifung 
aneignen  durfte.  Das  dem  Mhern  Besitzer  gewaltsam  entrissene  Gut 
galt  als  das  sicherste  Eigentum.  —  Während  des  ganzen  Altertums 
herrschte  diese  Lehre  vor.  —  Das  Mittelalter  nahm  sie  auf  und  wandte 
sie  gleichfalls  an.  —  Die  Sachen  der  Bewohner  wurden  als  Beute  weg- 
genommen. 

Sogar  noch  in  der  uns  näher  liegenden  Zeit  lehrten  Grotius,  Yattel 
und  G.  F.  V.  Härtens,*)  dass  der  Sieger  sich  von  dem  Privateigentume 
des  feindlichen  Monarchen  oder  dessen  Untertanen  soviel  aneignen  könne, 
als  ihm  beliebe. 

Eine  ganz  andere  Eechtsauffassung  ist  im  19.  Jahrhundert  zum  Dnrch- 
bruche  gelangt.  Der  Erleg  wird  nur  noch  als  eine  Beziehung  zwischen 
den  kämpfenden  Staaten  angesehen  und  muss  sich  daher  nach  Möglichkeit 
auf  deren  Streitkräfte  beschränken.  Hieraus  folgt,  dass  das  Bürgergut, 
d.  h.  die  Sachen,  die  im  Eigentume  der  Untertanen  des  Gegners  stehen, 
von  dem  besetzenden  Feinde  nicht  weggenommen  und  eingezogen  werden 
dttrfen.    Wenn  die  Privatpersonen,  ut  singuli,  die  Folgen  des  Krieges  not- 


1)  Rouard  de  Card,  op.  cit,  eh.  U,  p.  81,  et  8. 

2)  [Vgl.  tber  die  von  den  Japanern  während  ihres  Krieges  mit  China  (189i/95) 
bei  der  militärischen  Besetzung  angewandten  Grundsätze:  Ariga,  op  cit,  pp. 
148,  178  et  s.  —  Während  des  griechisch-türkischen  Krieges  von  1897  wurde  Thes- 
salien von  den  Tfirken  besetzt;  Po  litis  hat  in  dem  schon  erwähnten  Artikel 
R.  D.  I.  F.,  t.  IV,  pp.  705  et  s.  ausfohrliche  Mitteilungen  gemacht  und  mehrere  neue 
Fragen,  namentlich  die  über  den  fiinflnss  der  Besetzung  auf  das  Münzsystem  des  be- 
setzten Landes  begprochen.    (S.  R.  D.  I.  F.,  t.  IV,  n.  712  note  1.)  —  S.  wegen  des 

risch-amerikan.  KriM^es  von  1898  Le  Für  R.  D.  I.  F.,  t  V,  pp.  798  et  s.  —  S,  wc«ea 
südafrikanischen  Krieges  von   1899/1902:   s.   Despagnet,  R.  D.  I.  F.,  t  VlI, 
S.  699  et  s.] 

3)  Grotius,  De  jure  belli  ac  pacis,  lib.  HI,  cb^,  Y.  —  Vattel,  Le  droit  des 
gens,  Uv.  m,  eh.  V,  §  78.  —  G.  F.  v.  Martens,  Fr6cis,  t  II,  p.  879. 
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wendigerweise  über  sich  ergehen  lassen  müssen,  so  sollen  sie  doch  nicht 
nnmittelbar  nnd  mit  ihrer  eigenen  Person  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werden.  —  Da,  wie  bereits  ausgeführt,  die  in  Feindesland  einrückende 
Kriegsmacht  in  Ansehung  des  Staatsguts  nicht  willkürlich  walten  darf, 
so  ist  es  um  so  notwendiger,  dass  sie  hinsichtlich  des  Vermögens  von 
Privatpersonen  an  einschränkende  Regehi  gebunden  ist. 


Erster  Abschnitt. 
Sohonung  das  Privateigentums. 

1196.  —  Alle  neuem  Schriftsteller  vertreten  den  Grundsatz,  dass 
das  feindliche  Privateigentum  geschont  werden  müsse,  oder  dass  es  — 
wie  einige  sagen  —  unverletzlich  sei.  Wir  nennen  besonders  Bluntschli, 
Galvo,  F6raud-Giraud,  Geffcken,  Guelle,  Heffter,  Mass^,  Ronard 
de  Card,  Wheaton  und  Vidari.  Dass  der  besetzende  Feind  nicht  Eigen- 
tümer des  Privatvermügens  der  Untertanen  wird,  liegt  auf  der  Hand. 
pPrivat-Eigentumsrechte  einzelner  erleiden  durch  eine  blosse  Kriegs- 
invasion  an  und  für  sich  keine  Veränderung',  so  bemerkt  Heffter  (op.  cit., 
§  131).  Der  eindringende  Feind  wird  weder  Eigentümer,  noch  auch 
Niessbrancher. 

Die  Privatpersonen,  die  Untertanen  des  besetzten  Staates,  bewahren 
ihr  Eigentum  mit  allen  daraus  abgeleiteten  Rechten  unverändert.  Auch 
der  Genuss  ihrer  Sachen  verbleibt  ihnen  und  darf  ebensowenig  an- 
getastet werden,  wie  das  Eigentumsrecht  selbst. 

Travers  Twiss  scheint  sich  von  den  andern  Publizisten  abzusondern. 
Er  ist  der  Ansicht,  dass  nach  strengem  Rechte  alle  beweglichen  Sachen 
eines  besiegten  Feindes  der  Gewalt  des  Siegers  preisgegeben  seien;  er 
gibt  jedoch  zu,  dass  es  nicht  die  Gepflogenheit  christlicher  Nationen  sei, 
Bfirgergut  als  Kriegsbeute  zu  konfiszieren  (Le  Droit  des  gens,  t.  n,  No.  64). 

Bluntschli  bemerkt:  „Das  Privateigentum  ist  auch  im  Kriege  von 
Seiten  der  siegenden  Kriegsgewalt  zu  respektieren.  Mutwillige  oder 
rachsüchtige  Zerstörung  oder  Schädigung  von  Privateigentum  ist  ein  Rechts- 
bmch  und  als  solcher  strafbar.*^  (op.  cit.,  Art.  652  und  663.)  —  Zachariae 
sagt:  „Feindesgut,  das  Privateigentum  ist,  steht  unter  dem  Schutze  des 
Völkerrechts;  es  darf  nur  ausnahmsweise,  wenn  und  inwiefern  der 
Zweck  des  Krieges  nach  Zeit  und  Umständen  nicht  anders  erreichbar  ist, 
angetastet  werden.  Denn  das  Privatvermögen  der  Untertanen  ist  nur 
insofern  ein  Bestandteil  der  Kriegsmacht  der  Staaten,  als  einem  jeden 
Staate  die  Herrschaft  über  das  Vermögen  seiner  Untertanen  zusteht". 

Der  Grundsatz,  dass  Privateigentum  unverletzlich  ist,  wird  auch  durch 
Artikel  38  der  amerikanischeü  Kriegsartikel,  durch  Art.  40  der  Brüsseler 
Deklaration  (1874)  [durch  die  Artikel  23  und  46  der  Haager  Bestimmungen 
von  1899]  und  durch  Art.  54  des  Manuel  d'Oxford  bestätigt.  „Das  Privat- 
eigentum, sei  es,  dass  es  einem  einzelnen  oder  mehrem  zusammen  gehört, 
soll  geachtet  werden.  Es  darf  nur  unter  den  in  den  nachstehenden  Artikehi 
angegebenen  Bestimmungen  eingezogen  werden." 

1196.  —  Derselbe  Grundsatz  findet  sich  in  dem  zwischen  Preussen 
und  den  Verein.  Staaten  im  Jahre  1785  abgeschlossenen  Vertrage  (Art.  23); 
er  ist  weiterhin:  durch  das  französische  Gesetz  vom  14.  Nivose  des  Jahres  3, 
durch  das  Dekret  vom  21.  November  1806,  durch  das  Schreiben  Napoleons  L 
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an  den  Gesandten  der  Verein.  Staaten  vom  22.  Augast  1809,  dorch  ver- 
schiedene  Tagesbefehle  Bonapartes  an  das  italienische  Heer  (22.  April  a. 
11.  Juni  1796)  und  durch  den  an  das  preussische  Heer  gerichteten  Befehl 
vom  8.  August  1870  anerkannt  worden. 

1197.  —  Man  darf  sich  aber  nicht  durch  die  Worte  bestechen  lassen. 
Es  ist  doch  sehr  fraglich,  ob  die  Ausdrücke,  Achtung  und  unverletzlich- 
keit  die  wirkliche  Sachlage  wiederspiegeln,  ob  sie  ein  getreues  Zeugnis 
von  dem  wahren  Zustand  der  Dinge  ablegen.  —  Wir  wollen  uns  bemOh»^ 
den  eigentlichen  Kern  des  Grundsatzes  der  Schonung  des  Privateigentums 
in  den  Landkriegen  herauszuschUen. 

Der  Grundsatz  ist  weit  davon  entfernt,  unbedingte  Geltung  zu  haben. 
Er  wird  vielmehr  von  zahlreichen  Einschränkungen  und  wichtigen  Aus- 
nahmen durchlöchert.  Ein  Publizist  bemerkt  nicht  ohne  Sarkasmus,  dass, 
wenn  man  den  Gi-undsatz  in  den  Festlandskriegen  streng  durchführen 
wollte,  dies  der  glttcUichste  Ausweg  wäre,  um  den  Marsch  eines  vor- 
rückenden Heeres  mit  einem  Schlage  aufzuhalten,  um  wirklich  Krieg  zu 
führen,  ist  es  oft  unbedingt  notwendig,  dass  die  Truppen  auf  freiem  Felde 
ihr  Lager  aufschlagen,  dass  Saatfelder  unter  den  Tritten  von  Menschen 
und  Tieren  zerstampft  und  vernichtet  und  Landgüter  und  Dörfer  durch 
die  Geschosse  der  Artillerie  zei'stört  werden  usw.  (Travers  Twiss,  op. 
cit.,  t.  n,  Introduction). 

1198.  —  Eine  wichtige,  tiefgreifende  und  doch  selbstverständliche, 
in  der  Natur  der  Sache  selbst  liegende  Ausnahme,  die  alle  andern  in  sich 
schliesst,  bildet  die  militärische-  oder  Kriegsnotwendigkeit.  Alle  Schrift- 
steller geben  zu  (und  könnten  sie  anderer  Ansicht  sein?),  dass  der 
Grundsatz  der  Schonung  des  Privateigentums  vor  der  Kriegsnotwendig- 
keit zurücktreten  und  weichen  muss.  —  So  sagt  Fiore  im  Art.  1063 
seines  Droit  international  codiflö  „Das  Privateigentum  der  Untertanen 
des  Feindes  gilt  im  Land-  und  Seekiiege  als  unverletzlich,  vorbehaltlich 
der  durch  die  Kriegsnotwendigkeit  gebotenen  Einschränkungen. '^  & 
fügt  im  Art.  1053  §  2  hinzu  „Die  Beschädigung  oder  Zerstörung  von 
Gegenständen,  die  Privatpersonen  gehören,  ist  erlaubt,  wenn  die  Kriegs- 
notwendigkeit und  die  militärischen  Unternehmungen  dies  erfordern.*' 
Art.  1066,  §  2.  „Desgleichen  können  sich  die  Befehlshaber  unbedingt 
aller  Gegenstände,  die  Privatpersonen  gehören,  bemächtigen,  wenn  deren 
Besitz  f£r  ihre  Truppen  dringend  und  sofort  erifbrderlich  ist,  insbesondere 
können  sie  alles  wegnehmen,  was  für  die  Sicherheit  und  die  Verteidigung 
des  Heeres  notwendig  sein  kann*^.  —  Fiore  hat  hiermit  in  glücklicher 
Fassung  die  von  den  Völkerrechtslehrern  und  den  militärischen  Schrift- 
stellern vertretene  Ansicht  in  eine  klare  und  gedrängte  Form  gebracht.*) 

Klüber  erlaubt  nur  ausnahmsweise  die  Verheerung  von  Länderei^, 
wenn  dies  notwendig  ist,  um  sich  einen  Weg  zu  balmen,  und  die  Zer- 
störung von  Gebäulicbkeiten,  wenn  die  militärischen  Untersuchungen  eine 
solche  erheischen.  Er  gibt  zu,  dass  es  zuweilen  unabweisbar  sei,  Städte, 
Dörfer  und  sonstige  Wohnorte  zu  zerstören,  Gärten,  Weinberge,  Felder, 
Wiesen  und  Wälder  zu  verheeren,  kurz  alles  zu  vernichten,  was  dem 
Feinde  als  Hilfsmittel  dienen  kann,  besonders,  wenn  es  sich  um  einen 
gefährlichen  Bückzug  handelt,  oder  wenn  es  darauf  ankommt,  den  Feind 
aus  seiner  Stellung  zu  verjagen  oder  ihn  herauszulocken,  ein  Lager  auf- 
zuschlagen oder  Befestigungswerke  und  Verschanzungen  auszutühren  usw.^) 

1)  Bluntschli,  op.  cit,  Art.  652. 

2)  Klüber,  Europ.  Völkerrecht,  üt.  11,  sect  II,  eh.  I  §  262.  —  Wheaton  Ele- 
ments, part.  4,  eh.  II. 
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Diese  Lehnneinnng  findet  sich  anch  in  den  Kodifikationen  des  heutigen 
Völkerrechts. 

„Untersagt  ist  jede  ZerstOnmg  oder  Wegnahme  feindlichen  Eigentums, 
die  nicht  durch  die  Eriegsnotwendigkeit  dringend  geboten  wird.^  (Brttsseler 
Deklaration  1874,  Art.  13g.  —  [Haager  Bestimmungen  von  1899,  Art.  23g].) 

—  „Die  militäiische  Notwendigkeit  gestattet,  ....  Eigentum  aller  Art 
zu  zerstören  .  .  .  .  ,  sich  alles  dessen,  was  das  feindliche  Land  für  den 
Unterhalt  und  die  Sicherheit  des  Heeres  bieten  kann,  zu  bemächtigen  usw. 

—  Diese  Begel  steht  dem  Rechte  des  vorrückenden  Siegers  nicht  entgegen, 
die  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes  und  deren  Eigentum  zu  besteuern, 
Zwangsanleihen  aufzuerlegen,  seine  Soldaten  bei  den  Bewohnern  unterzu- 
bringen und  deren  Eigentum,  insbesondere  Häuser,  Land,  Schiffe  oder 
Boote  und  Kirchen  vorübergehend  zu  militärischen  Zwecken  zu  benutzen. 
(Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  15  und  37.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  32.) 

1199.  —  Da  der  Endzweck  des  Krieges  der  Sieg  des  Stärkern  ist, 
so  muss  und  kann  der  Kriegführende  alle  Handlungen  vornehmen,  die  auf 
diesen  Erfolg  abzielen.  —  Daher  werden  die  Bewohner  auch  den  Rück- 
schlag des  Krieges  an  ihrem  Privatvermögen  verspüren.  Der  Krieg  fügt 
ihnen  mit  Notwendigkeit  Nachteile  zu.  Sind  die  Bewohner  auch,  ut  singuli, 
nicht  am  Kriege  beteiligt,  so  werden  sie  doch  durch  die  Kriegsimter- 
nehmungen  als  Teile  der  universitas,  als  Mitglieder  des  Gesamtvolkes,  in 
Mitleidenschaft  gezogen.  —  Mittelbar  wirkt  der  Krieg  auf  sie  zurück  und 
schädigt  ihr  Eigentum.  —  Inwiefern  der  einheimische  Staat  dafür  Ent- 
schädigung leisten  soll,  so  sagt  Bluntschli,  ist  keine  Frage  des 
Völkerrechts,  sondern  eher  des  besondem  Staats-  und  Landesrechts  (op. 
cit.,  Art.  652,  Anm.  1). 

1200.  —  So  beschränkt  sich  denn  der  Grundsatz  der  Eigentums- 
schonung im  Landkriege  auf  das  Verbot  der  Handlungen,  die  zur  Führung 
des  Krieges  und  zu  dessen  Erfolg  nutzlos  sind,  besonders  auf  das  Verbot 
der  Plünderung  und  der  Zerstörung  aus  Mutwillen  und  Bosheit.  —  [»Die 
Plünderung  ist  ausdrücklich  verboten**,  so  lautet  Artikel  47  der  Haager 
Bestimmungen  von  1899.] 

„Nur  die  öffentliche  Habe  unterliegt  dem  Beuterecht,  nicht  weil  sie 
herrenlos  geworden,  sondern  weil  sie  der  feindlichen  Staatsgewalt  gehört, 
deren  Wille  gebrochen  werden  soll  .  .  .^  Die  Konfiskation  von  Privat- 
eigentum ist  also  ausgeschlossen,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Repressalien 
handelt.  (Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  135,  Anm.  2.)  —  Aber  eine 
Kriegspartei  kann  ohne  Verletzung  des  Völkerrechts  alle  Handlungen 
vornehmen,  die  nach  ihrer  Ansicht  durch  die  Kriegsnotwendigkeit  geboten 
sind.  Sie  ist  berechtigt,  dem  Feinde  alle  Sachen  wegzunehmen,  die  diesem 
zur  Kriegführung  dienlich  sind  und  sie  zu  zerstören,  wenn  deren  Fort- 
schaffung schwierig  sein  sollte.  —  Jeder  Schade,  der  dem  Feinde  zugefllgt 
wird,  ohne  dass  die  Kriegspai-tei  daraus  einen  entsprechenden  Nutzen  zieht, 
ist  ein  Missbrauch,  den  die  Kriegspartei  an  ihrem  natürlichen  Rechte 
begeht.^) 

Wir  wollen  nunmehr  den  aufgestellten  Lehrsatz,  den  ^wahren  Sinn 
der  Regel  und  einige  ihrer  Ausnahmen  erläutern. 


1)  Wir  werden  indessen  beim  Seekriege  sehen,  dass  viele  Schriftsteller  diesem 
Gnmdsatze  eine  Ausdehnung  geben,  die  er  tatsächlich  nicht  besitzt 
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Zweiter  Abschnitt. 
Unbewegliche  Saohen. 

laoi.  —  Weder  das  Eigentum  noch  der  Besitz  von  LiegenschafteD 
kann  dnrch  die  Tatsache  der  Gebietsbesetzung  eine  Änderung  erleiden. 
Der  Feind  darf  die  Liegenschatten  weder  einziehen  noch  auch  yer&uss^n. 
Darüber  herrscht  in  der  Wissenschaft  fast  Einstimmigkeit.  —  Eb  ist  sogar 
die  Pflicht  einer  Eriegspartei  und  es  liegt  in  ihrem  eigenen  Interesse,  die 
unbewegliche  Habe  gegen  Begehrlichkeiten  und  Vergewsdtig^ungen  ihrer 
Soldaten  zu  schützen;  —  es  ist  ihre  Pflicht,  denn  der  Soldat  darf  in 
Feindesland  nichts  zwecklos  zerstören,  —  es  liegt  in  ihi*em  Interesse, 
denn  die  Schonung  des  Privateigentums  wird  ihr  die  Unterwerfimg  der 
Bevölkerung  erleichtem. 

Demnach  ist  verboten:  das  Einäschern  von  Wohnungen,  Land^tem, 
Scheunen  usw.,  die  Verwüstung  von  angebauten  Land,  die  Zerstörung  von 
Deichen  und  Kanälen,  wenn  nicht  die  Notwendigkeit  der  militärischen 
Unternehmungen  solches  erfordert.  —  Eine  Eriegspartei  darf  beispielsweise 
sogar  die  Ernte  auf  dem  Halme  vernichten,  um  den  Feind  des  Lebensr 
Unterhalts  zu  berauben  und  ihn  dadurch  zur  Übergabe  zu  zwingen.  Aber 
sie  könnte  das  Fällen  von  Olivenbäumen  und  das  Ausreissen  von  Wein- 
Stöcken  nicht  rechtfertigen,  denn  sie  würde  das  Land  für  lange  Jahre 
veröden,  ohne  dass  sie  selbst  einen  entsprechenden  Vorteil  dadurch  habm 
würde.  1) 

1202.  —  Die  Schonung  des  unbeweglichen  Vermögens  erstreckt  sich 
auch  auf  die  Privatgüter  des  feindlichen  Souveräns.  Der  Besetzende  kann 
über  sie  keine  grossem  Rechte  haben,  als  über  das  Vermögen  der  Privat^ 
Personen.  Die  zur  Zivilliste  des  Souveräns  gehörigen  Liegenschafteo 
gelten  in  Ansehung  des  besetzenden  Feindes  als  Staatsgut. 

1203.  —  Der  Besetzende  kann  im  Wege  der  Requisition  (No.  1207) 
seine  Soldaten  in  Privatwohnungen  einquartieren  und  seine  Pferde,  Maul- 
esel, Wagen  und  sein  Kriegsmaterial  in  Privaträumlichkeiten  unterbringen. 

Der  Besetzende,  der  sich  zurückziehen  und  das  Gebiet  wieder  räumen 
muss,  wird  nicht  verfehlen,  Lebensmittel  und  Futter,  das  er  nicht  mit 
sich  nehmen  kann,  zu  vernichten.  Er  lässt  nichts  hinter  sich  zurück, 
was  den  Vormarsch  seines  Gegners  erleichtem  könnte. 


Dritter  Abschnitt. 

Bewegliche  Saohen. 

1204.  —  Der  G^rundsatz  der  Schonung  des  Privateigentums  schützt 
und  schirmt  die  bewegliche  Habe  in  derselben  Weise  wie  die  Lieg^i- 
Schäften;  aber  auch  unter  derselben  einschränkenden  Bedingung.  Die 
Eingriffe,  denen  das  bewegliche  Eigentum  der  Bevölkerung  des  besetzten 
Gebiets  tatsächlich  unterliegen  kann,  sind  zweifacher  Art:  a.  die  einen 

1)  Travers  Twiss,  Le  droit  des  gens,  t.  II,  eh.  IV,  No.  65.  —  [Über  die  Aus- 
beute der  Bergwerke  Transvaals  während  des  südaMkanischen  Krieges:  8.  R.  D.  L  F. 
t.  Vn,  pp.  695  et  8.] 


Zweites  Buch.    Der  Landkrieg.    Kap.  4.  687 

sind  erlaubt,  rechtmässig  und  werden  vom  Völkerrechte  zugelassen;  es 
sind  die,  welche  die  Kriegsnotwendigkeit  und  der  Eriegszweck  erheischen; 
—  b.  die  andern  sind  unerlaubt,  unrechtmässig  und  verwerflich;  ihr 
Grund  liegt  in  Habsucht  und  im  Mangel  an  Manneszucht;  es  sind  in 
Wirklichkeit  räuberische  Handlungen. 

1206.  —  Die  vorrückende  Kriegsmacht  ist  berechtigt,  vorbehaltlich 
der  Rückerstattung  beim  Friedensschlüsse,  bewegliche  Gegenstände,  die 
fttr  ihre  militärischen  Unternehmungen  von  Nutzen  sein  können,  wegzu- 
nehmen. —  Wir  haben  dies  bereits  bei  der  Darstellung  der  Wirkungen 
der  Besetzung  auf  die  Privateisenbahnen,  auf  die  Post,  die  Telegraphen 
usw.  erwähnt  (vgl.  No.  1184—1187). 

1206.  —  Auch  Waffen  sowie  Niederlagen  von  Kriegs-,  Jagd-  und 
Luzuswaffen,  die  Privatpersonen  gehören,  unterliegen  der  Beschlagnahme. 
Wie  Artikel  6  der  Brüsseler  [Deklaration  von  1874  erklärt,  sind  der- 
gleichen Waffen  sowie  Kriegsmunition  aller  Art  Mittel,  die  geeignet  sind, 
den  Kriegsuntemehmungen  zu  dienen;  sie  können  daher  von  dem  Be- 
setzungsheere nicht  in  der  Hand  des  Feindes  gelassen  werden.  —  Un- 
zweifelhaft hat  der  Besetzende  das  Becht  zur  Beschlagnahme,  nicht  aber 
auch  das  Becht  zur  Konfiskation.  Beim  Frieden  muss  er  die  Waffen 
ihren  Eigentümern  zurückgeben,  oder  diese  entschädigen.^) 

Die  wichtigsten  Ausnahmen  von  dem  Grundsatze  der  Eigentums- 
schonung sind  die  Requisitionen  oder  Naturalleistungen  und  die 
Kontributionen  oder  Zwangsauflagen.  Sie  haben  ihren  Grund 
in  der  eigenartigen  Stellung,  die  das  Besetzungsheer  in  Feindesland  ein- 
nimmt. 

Einige  Schriftsteller  halten  die  beiden  Ausdrücke  nicht  scharf  genug 
auseinander,  daher  kommt  es,  dass  ihre  Ausführungen  nicht  immer  die 
wünschenswerte  Klarheit  aufweisen. 

Die  Requisition  ist  das  von  der  Militärbehörde  an  die  Bewohner 
eines  Landes  gerichtete  Verlangen,  die  fttr  das  Heer  notwendigen  Gh&gen- 
stände  in  Natur  zu  liefern.  —  Die  Kontribution  ist  eine  Zwangsauflage 
in  Geld,  die  der  Sieger  von  der  besiegten  Bevölkerung  fordert.^) 


Vierter  Abschnitt. 
Requisitionen  oder  Naturalleistungen.'*) 
1207.  —  Im  Altertume,  während  des  Mittelalters  und  fast  bis  zum 


1)  Rouard  de  Card,  La  guerre  conthientale,  eh.  III, "p.  148.  —  Während  des 
Krieges  yod  1810/71  war  die  erste  Sorge  der  Deutschen,  wenn  sie  an  einen  Ort 
kamen,  sich  alle  im  Privatbesitze  befindflichen  Waffen,  welcher  Art  sie  auch  waren, 
ausliefern  zu  lassen.    Eine  Bekanntmachung,  die  am  18.  Januar  1871  in  Reims  an- 

feschlagen  wurde,  bedrohte  diejenigen,  die  dem  Gebote  nicht  nachkamen,  mit  dem 
Ode.    Für  Jagd-  und  Luxuswaffen  wurde  eine  Empfangsbescheinigung  ausgesteUt 
Kriegswaffen  wurden  dagegen  eingezogen. 

2)  Über  diesen  Gegenstand  YgL  das  Torzügliche]Werk  Rouard  de  Gard's:  La 
guerre  continentale  et  la  propriet^,  eh.  III,  pp.  155  et  s.  —  S.  auch  Galvo:  op.  dt., 
t  IV,  §  2235  et  s. 

d)  Morgand,  Les  r^quisitions  militaires.  —  [Ferrand,  Des  r^qmsitions  mili- 
tajres  et  de  l'admiiustration  müitaire  au  point  de  vue  du  Droit  des  gens  et  du  Droit 
public  müitaire.  —  Über  die  militärischen  Requisitionen  während  des  chinesisch- 
japanischen  Krieges  s.  Ariga,  op.  cit,  pp.  148  et  s.] 

*)  Keller,  SequigUionen  «nd  Kontrümtinmen,  eine  kriegireeküuhe  Studie,  Eaetra- 
Möge  stur  Sehweizeriadien  Monateechrift  pkt  OfpAere  aller  Wafen  1898. 
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16.  Jahrhundert  galt  der  Satz,  dass  der  Krieg  den  Krieg  ernähren  mnss. 
Die  Heere  nahmen  der  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes  die  zu  ihrem 
Unterhalt  erforderlichen  Sachen  gewaltsam  weg.  —  Es  herrschte  eine 
mehr  oder  weniger  geregelte  Plünderung  vor,  Requisitionen  waren  noch 
unbekannt. 

In  Frankreich  findet  man  erst  unter  Ludwig  XIY.  eine  regelrecht 
eingerichtete  Militärverwaltung.  Louvois  führte  einen  geordneten  Ver- 
pflegungsdienst für  die  Heere  ein.  Trotzdem  machte  man  in  weitgehendem 
Masse  von  dem  Systeme  der  Requisitionen  sowohl  in  Feindesland  als 
auch  in  Freundesland  und  zwar  mit  dem  Unterschiede  Gebrauch,  dass 
im  letztem  Falle  die  Empfangscheine  über  die  gemachten  Lieferungen 
den  Ersatz  durch  die  königliche  Kasse  sicher  stellten.  —  Während  der 
Kriege  der  französischen  Revolution  und  des  Kaiserreichs  machte  die 
Grösse  der  Heere  und  das  schnelle  Vorrücken  der  Truppen  es  oft  not- 
wendig, von  der  Bevölkerung  Naturalleistungen  zu  fordern.^) 

Während  der  Kriege  des  19.  Jahrhunderts  und  noch  bis  zum  Jahre 
1870  haben  die  Kriegführenden  sich  der  Naturalleistungen  nur  als  eines 
Aushilfsmittels  bedient,  um  für  den  Unterhalt  und  die  Bekleidung  ihrer 
Truppen  zu  sorgen.  Bluntschli  weist  (Art.  653,  Anm.  1)  darauf  hin/ 
^dass  die  neuere  Sitte  der  zivilisierten  Kriegführung  die  ist,  dass  mög- 
fichst  durch  vertragsmässig  bezahlte  Lieferungen  für  die  Nahrung  und 
Kleidung  der  Armee  gesorgt  wird.^  Nur  das  notwendigste  und  dringendste 
soll  durch  Naturalleistungen  verlangt  werden. 

Während  der  spanischen  Kriege,  des  Krimkriegs  und  der  Kriege  mit 
Italien  und  Mexiko  hat  Frankreich  aus  verschiedenen,  leicht  zu  ver- 
stehenden Gründen  keine  Naturalleistungen  beansprucht. 

1208.  —  Guelle  warnt  mit  Recht,  dass  man  sich  keiner  Täuschungen 
hingeben  soll.  Was  1870  noch  geschehen  konnte,  wird  in  der  Zukmrft 
nicht  mehr  möglich  sein.  Die  militärische  Umwälzung,  die  sich  in  Europa 
vollzogen  hat,  wird  eiue  neue  Steigerung  der  Naturalleistungen  in  den 
Zukunftskriegen  bedingen.  Die  allgemeine  Wehrpflicht,  die  an  Stelle  der 
geringfügigen  Streitkräfte  der  Vergangenheit  ungeheure  Menschenmassen 
auf  den  Kampfplatz  führt,  und  die  Eisenbahnen,  die  ein  schnelles  Zusammen- 
ziehen von  Truppen  in  dieser  oder  jener  Gegend  gegen  alles  Voraussehen 
ermöglichen,  werden  zur  Folge  haben,  dass  die  von  den  Intendanturen 
besorgten  Unterhaltsmittel  oft  nicht  ausreichen.  —  Anderseits  lassen  sich 
grosse  Vorräte  von  Lebensmitteln  nicht  weiterschaffen  ohne  den  Soldaten 
zu  viel  aufzubürden,  die  Fahrstrassen  zu  überfüllen  und  dadurch  die  Be- 
wegung des  Heeres  zum  Stocken  zu  bringen.  —  Es  liegt  mithin  in  der 
Natur  der  Sache  selbst,  dass  die  Requisitionen  eine  bedeutende  RoUe  bei 
der  Verpflegung  der  im  Felde  stehenden  Heere  spielen  werden.^) 

Frankreich  hat  besondere  Offiziere,  die  für  die  Verproviantierung  der 
Heere  zu  sorgen  haben.  Es  hat  duich  die  Gesetze  vom  3.  Juli  1878  und 
vom  5.  Mäi*z  1890  das  Requisitionswesen  geregelt.  Diese  Gesetze  beziehen 
sich  zwar  nur  auf  die  Naturalleistungen,  die  vom  französischen  Heere  der 
französischen  Bevölkerung  auferlegt  werden,  aber  sie  können  doch  als 
Richtschnur  und  Grundlage  für  das  im  Kriege  auf  feindlichem  Gebiete  am 

1)  Mehrere  Schriftsteller  rühmen  die  Massignng,  womit  Washington  Natnnl- 
leistnngen  während  des  amerikani8chen  Unabhängigkeitskrieges  verlangt  habe.  Aber 
diese  Milde  war  durch  die  Natur  dieses  Krieges  geboten;  Washington  wurde  ein 
unkluger  Staatsmann  gewesen  sein,  wenn  er  die  Bevölkerung  des  Landes,  die  er  von 
der  Krone  Englands  unabhängig  machen  wollte,  zu  Grunde  gerichtet  hätte. 

2)  Quelle,  Les  lois  de  la  guerre,  t  11,  p.  180. 
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beobachtende  Verfahren  dienen.  —  In  allen  europäischen  Staaten  verleihen 
Gesetze  and  Bestimmungen  der  Militärbehörde  das  Recht,  in  dringlichen 
Fällen  im  Wege  der  Requisition  die  für  die  Truppen  erforderlichen  Lebens- 
and Beförderungsmittel  zu  yerlangen.*) 

1209.  —  Worauf  gründet  sich  das  Recht  der  Naturalleistungen?  Hier- 
übergehen  die  Ansichten  auseinander.  —  Morin,  Rouard  de  Card  und 
Yidari  erblicken  die  Grundlage  des  Requisitionsrechts  darin,  dass  die 
Tonückende  Kriegsmacht  durch  die  Besitzergreifung  des  feindlichen  Ge- 
bietes an  die  Stelle  der  bisherigen  Staatsgewalt  tritt. 

Diese  Ansicht  führt  die  genannten  Schriftsteller  zu  folgenden  Schlüssen: 
1.  Die  Requisition  ist  eine  wirkliche  Enteignung;  —  2.  Nur  die  vollständige 
Unmöglichkeit,  die  BedOrfiiisse  der  Soldaten  in  andrer  Weise  zu  be- 
friedigen, berechtigt,  die  Bewohner  zu  Leistungen  heranzuziehen;  —  3.  Der 
Sieger  darf  die  Bewohner  nicht  durch  übertriebene  Requisitionen  zu  Grunde 
richten,  er  hat  ihre  LoLBtungsfiOiigkeit  und  ihre  Bedürfhisse  zu  berück- 
sichtigen; —  4.  Der  Besetzende  dirf  im  Wege  der  Requisition  einzig  und 
allein  nur  die  Lieferungen  verlangen,  die  die  gesetzmässige  Regierung 
nach  Massgabe  ihrer  eigenen  Gesetze  beanspruchen  kann;  —  5.  Der  Be- 
setzende darf  sich  die  Leistungen,  die  die  Bewohner  des  Landes  ihrem 
eigenen  Heere  unentgeltlich  zu  machen  haben,  auch  ohne  Bezahlung  liefern 
lassen;  —  6.  Abgesehen  von  diesen  Leistungen  verpflichtet  jede  Requisition 
zu  einer  Entschädigung,  die  der  Besetzende  den  benachteiligten  Eigentümern 
zu  entrichten  hat;  —  7.  Ein  Rückanspruch  gegen  die  einheimische  Re- 
gierung ist  daher  ausgeschlossen,  doch  kann  diese  aus  Billigkeit  den  be- 
nachteiligten Eigentümern  einen  Ersatz  bewilligen;  —  8.  Die  Truppen, 
die  von  den  Bewohnern  die  Lieferung  gewisser  Gegenstände  verlangen, 
müssen  im  Besitze  eines  ordnungsmässigen,  vom  Befehlshaber  ausgestellten 
schriftlichen  Befehles  sein.^) 

Wir  erkennen  diese  Lehrsätze  nicht  als  richtig  an.  Die  Besetzung, 
die  eine  reine  Tatsache  der  Gewalt  ist,  kann  rechtlich  nicht  die  Wirkung 
haben,  dass  der  Betzende  an  die  Stelle  der  gesetzmässigen  Regierung 
trete.  Die  Bewohner  sind  dem  eindringenden  Feinde  gegenüber  nur  nach 
Massgabe  und  innerhalb  der  Schranken  des  Eriegsrechts,  keineswegs  aber 
kraft  eines  Souveränitätsrechtes  verpflichtet;  denn  ein  solches  hat  der 
Besetzende  noch  nicht  erworben. 

Funck-Brentano  et  Sorel  bemerken:  „Es  ist  undenkbar,  dass  es 
ein  Recht  gibt,  wonach  man  vei*pflichtet  wäre,  dem  eigenen  Feinde  Hilfs- 
mittel zu  liefern.  Der  besetzende  Feind  legt  also  Eontributionen  und 
Requisitionen  nur  deshalb  auf,  weil  er  der  Stärkere  ist;  seine  Gewalt  hat 
keine  andre  Grundlage.^')  Dies  ist  zutreffend,  sowohl  vom  Standpunkte 
der  Moral,  als  auch  von  dem!  des  strengen  Rechts. 

J210.  —  Unseres  Erachtens  wird  das  Recht,  Naturalleistungen  zu 
fordern,  ebenso  wie  dasjenige,  Sachen  zu  beschädigen  und  zu  vernichten, 
durch  die  Eriegsnotwendigkeit  hervorgerufen.  —  Damit  das  Besetzungs- 
heer seinen  Zweck,  die  Niederwerfung  des  Gegners,  erreichen  kann,  muss 
es  leben,  muss  es  Ernährungs-  und  Unterhaltsmittel  finden.  Liefert  seine 
Intendantur  diese  Mittel  nicht,  so  kann  das  Recht,  die  Hilfsquellen  der 
Bewohner  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  heranzuziehen,  nicht  bestritten 
werden;  dies  Recht  war,  ist  und  wird  immer  ein  Notrecht  sein.  —  Be- 

1)  Rouard  de  Card,  op.  cit.  eh.  III,  pp.  156  et  s. 

2)  Fnnck-Brentano  et  Sorel,  Präcis  2.  Mit,  liv.  II,  eh.  HI,  p.  981. 

*)  8.  fkr  DeiiteMMMi  ifo<Mraf/flii<imjnywe<g  mm»  15.  F^brmir  1875  mini  ImtibnMiimm 
vom  J9.  AptBmto*  j»75,  11,  J«li  1S7B  und  BO.  Aitgu^  1887. 
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waflfnete  Maimschaften,  die  darben  und  Hunger  leiden,  werden  sich,  sobald 
sie  in  reichere  Gegenden  kommen,  Nahrang  zu  verschaffen  suchen:  keine 
menschliche  Gewalt  wird  hinreichen,  um  die  Bevölkerung  gegen  sie  zu 
schützen,  wenn  diese  Ausnahmezustände  nicht  von  Segeln  beherrscht 
werden.    Das  Eriegsrecht  muss  daher  auch  das  Requisitionsrecht  regeln. 

Das  der  Militärbehörde  eingeräumte  Bequisitionsrecht  ist  in  ein- 
schränkendem, nicht  in  ausdehnendem  Sinne  zu  verstehen.  Es  setzt  mass- 
losen  und  ttbertriebenen  Forderungen  eine  feste  Grenze.  —  Indem  man 
das  Requisitionsrecht  zum  Eriegsrechte  zählt,  rechtfertigt  man  weder  Qe- 
waltmissbräuche,  noch  auch  die  Ausübung  eines  Eroberungsrechts:  man 
erkennt  vielmehr  lediglich  die  notwendige  Folge  der  zwingenden  Umstände 
und  die  Erfüllung  einer  der  ersten  Pflichten  der  Befehlshaber  an  (Guelle, 
op.  cit.,  t.  n,  pp.  182  et  183). 

Das  Requisitionsrecht  findet  in  der  militärischen  Notwendigkeit  seinen 
Rechtsgrund.  Seine  Rechtmässigkeit  wird  von  fast  allen  Publmsten  und 
Schriftstellera  des  OfiSzierstandes  zugegeben  0  lu^d  durch  verschiedene 
Entscheidungen  des  französischen  Eassationshofs  (Cass.  13.  Mai  1873; 
23.  Febraar  1875;  Sirey,  Rec  p6r.,  1873,  1,  311;  1875,  1,  267)  sowie 
femer  von  der  Brüsseler  Deklaration,  Art.  40  u.  ff.  [dem  Art.  52  der 
Haager  Bestimmungen  von  1899]  und  dem  Art.  56  et  s.  des  Manuel  d'Ox- 
ford  bestätigt. 

1211.  —  Dem  Requisitionsrechte  unterliegen  alle  Sachen  und  G^egen- 
stände,  deren  Lieferung  durch  das  militärische  Interesse  des  Besetzenden 
bedingt  wird,  selbst  dann,  wenn  die  einheimischen  Gesetze  dem  eigenen 
Staate  die  Requisition  nicht  gestatten  sollten.  —  Dies  ist  der  Grundsatz. 
—  Einige  Beispiele  mögen  Uin  erläutern.  —  Es  kann  verlangt  werden: 
Wohnung  bei  den  Bewohnern,  Unterbringung  der  Mannschaften  sowie  der 
Pferde,  der  Maulesel  und  des  Zugviehs  in  die  verwendbaren  Räume,  des- 
gleichen die  erforderliche  Unterkunft  für  die  dem  Heere  beigeordneten 
Personen  sowie  für  das  Material,  das  den  Zwecken  des  Heeres  dient.  — 
Die  tägliche  Verpflegung  der  bei  den  Bewohnern  untergebrachten  Ofi&ziere 
und  Soldaten  und  zwar  den  Landesgebräuchen  entsprechend.  —  Lebens- 
mittel und  Feuerung  für  das  Heer,  Futter  für  Pferde,  Maulesel  und  Zug- 
vieh, Stroh  zum  ScUafen  für  die  in  Baracken  oder  in  Lagern  befindlichen 
Truppen.  —  Vorspann  und  Beförderungsmittel  aller  Art,  einschliesslich  der 
dazu  erforderlichen  Bedienungsmannschaft.  —  Schiffe  und  Fahrzeuge,  die 
sich  auf  Flttssen,  Strömen,  Seen  und  Kanälen  befinden.  —  Mühlen  und 
Backstuben.  —  Das  zur  Anlegung  und  Wiederausbesserung  von  Wegen 
nötige  Material,  Handwerkszeug,  Maschinen  und  Gerätschaften.  —  Die 
Pflege  Kranker  oder  Verwundeter  bei  den  Bewohnern.  —  Bekleidnngs- 
und  Ausrüstungsgegenstände,  Pferdegeschirr,  Bettzeug,  die  für  ein  Lager 
nötigen  Sachen.  —  Arzneimittel  und  Verbandzeug  usw.  (französ.  Gtesetz 
vom  3.  Juli  1877.  —  Dekret  vom  2.  August  1877). 

1312.  —  Der  Besetzende  darf  nicht  die  Liefeiung  von  Zerstörnngs- 
Werkzeugen  für  den  Krieg  fordern.  Wo  er  solche  findet,  darf  er  sie  ein- 
ziehen (No.  1206).  Aber  er  darf  nicht  verlangen,  dass  die  Bewohner 
solche  herstellen  oder  deren  Bestandteile  zusammenlügen.  Er  ist  nicht 
berechtigt,  die  Bewohner  zu  einer,  auch  nur  mittelbaren  Teilnahme  an 
den  Kriegsuntemehmungen  ihres  eigenen  Feindes  zu  zwingen. 

1213.   —   um  Ordnungswidrigkeiten  und  Missbräuche  zu  verhüten. 


1)  Calvo,  op.  cit,  t.  IV,  §§  2S37  et  9939.   —  Bluntschli,  op.  cit,  Art  653. 
Heffter-Geffcken,  op.  cit.,  §  131,  Anm.  4.  —  Klüber,  op.  cit,  §  951. 
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sollen  Requisitionen  tunlichst  nur  von  Generalen,  Befehlshabern  der  Armee 
oder  der  Armeekorps»  OfiSzieren,  die  von  diesen  besonders  ermächtigt  worden 
sind  nnd  von  Beamten  der  Intendantur  angeordnet  werden  (Brttsseler  Dekla- 
ration, Art.  42.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  52].  —  Manuel  d'Oxford, 
Art.  56).  —  Ausnahmisweise  kann  jeder  Befehlshaber  eines  abgesonderten 
Truppenteils,  der  allein  eine  Unternehmung  ausführt,  unter  eigener  per- 
sönlicher Verantwortung  die  nötigen  Lebensmittel  für  die  täglichen  Be- 
dtlrfoisse  seiner  Mannschaften  und  Pferde  requirieren.  Jede  Militärperson, 
die  Zwangslieferungen  anordnet,  ohne  hierzu  berechtigt  zu  sein,  ist  zu 
bestrafen. 

1214.  —  um  den  Offizier,  der  den  Befehl  erteilt  hat,  zur  Verant- 
wortung ziehen  zu  können,  den  Staat  regelrecht  zu  verpflichten,  die 
Manneszucht  zu  wahren,  Eiogriffe  in  das  Privateigentum  tunlichst  zu 
hindern  und  eine  feste  Grundlage  für  die  Ausiühimng  der  Massregel  zu 
gewinnen,  ist  es  nötig,  dass  die  Requisitionen  schriftlich  ausgestellt  werden, 
dass  sie  die  nähere  Bezeichnung  und  die  Menge  der  Lieferungen  enthalten 
und  dass  sie  eine  Unterschrift  tragen. 

Über  den  Empfang  der  Leistungen  ist  ein  Gutschein  auszustellen. 
(Amerikan.  Eriegsartikel,  Art.  60.  —  Brttsseler  Deklaration,  Art.  42.  — 
Manuel  d'Oxford,  Art.  60.  —  Französisches  Gesetz  vom  3.  Juli  1877,  Art.  23. 

—  Bluntschli,  op.  cit.,  §  655.  —  Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  131, 
Anm.  4.  —  Guelle,  op.  cit.,  t.  n,  p.  190).  —  [Der  Art.  52  der  Haager 
Bestimmungen  lautet:  „Naturalleistungen  sind  so  viel  wie  möglich  bar  zu 
bezahlen;  andernfalls  sind  dafür  Empfangsbescheinigungen  auszustellen.^] 

Gewöhnlich  richtet  man  die  Aufforderung  zur  Leistung  an  die  Ge- 
meinden; in  deren  Ermanglung  wendet  man  sich  unmittelbar  an  die  Be- 
wohner.*) 

1215.  —  Allgemein  wird  zugegeben,  dass  die  Bequisitionen  mit  Mass 
auszuüben  sind  und  dass  sie  im  richtigen  Verhältnis  zur  LeistungstäMg- 
keit  des  besetzten  Landes  stehen  müssen  (Brttsseler  Deklaration,  Art.  40. 

—  [Haager  Bestimmungen,  Art.  52]  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  56). 0 

1216.  —  Mehrere  Publizisten  wie  Bluntschli,  Massö,  Heffter  u.a. 
legen  dem  Besetzenden  die  Verpflichtung  auf,  die  Zwangsleistungen  sofort 
bei  der  Lieferung  bar  zu  bezsäilen  [S.  auch  Artikel  52  der  Haager  Be- 
stinmiungen,  mitgeteilt  unter  No.  1214].  —  Dies  ist  reine  Theorie.  Was 
die  Praxis  angeht,  so  muss  man  zugeben,  dass  die  Eriegspartei  meistens 
weder  die  Mittel  zu  einem  so  regelrechten  Verfahren  besitzt,  noch  auch, 
dass  sie  die  Absicht  hat,  die  Schuld  mit  ihrem  eigenen  Gelde  zu  tilgen. 
Man  kann  sogar  kühn  behaupten,  dass  eine  sofortige  Zahlung  durch  den 
Feind  niemals  stattfindet. 

Allgemein  wird  gelehrt,  dass  die  Eriegspartei,  wenn  keiue  Barzahlung 
stattfindet,  eine  Empfangsbescheinigung  oder  eine  Quittung  ttber  die  er- 
folgten  Lieferungen  auszustellen  hat,   damit  später  auf  Grund  sicherer 

1)  Die  deutschen  Heere  haben  bei  ihrem  Vorrücken  .in  Frankreich  1870/71 
diese  Regel  nicht  beachtet  Die  von  den  Befehlshabern  angeordneten  Requisitionen 
sind  nicht  nur  in  mehr  als  einem  Falle  derart  masslos  gewesen,  dass  das  davon  be- 
troffene Land  ausgesogen  wurde,  sondern  manche  waren  auch  zwecklos  und  über- 
trieben, oder  wie  Loening  bemerkt,  sogar  kleinlich.  Ein  Bericht  des  Ministers  des 
Innern  stellt  fest,  dass  die  Naturalleistungen  auf  327  581 506  Franken  geschätzt  worden 
sind  {ffgl,  dagegen:  Bahn,  Jahrimdi  f.  A.  u.  M.,  Bd.  IIL 1876).  —  Man  findet  die  Recht- 
fertigung unserer  Kritik  und  die  Einzelheiten  mehrerer  Requisitionen  bei  Guelle, 
op.  cit,  t  n,  pp.  202  et  8.  —  Loening,  op.  cit,  R.  D.  L,  t  IV,  p.  646.  —  Calvo, 
op.  cit,  t  IV,  I  2264.  -  [S.  Ariga,  op.  cit,  pp.  148  et  s.  über  die  Ausübung  der 
Requisitionen  im  chinesich-japanischen  Krieg  von  1894/95.] 

V  Vgl  Ateraw  aber  E.  D,  J,  Bd.  XIII,  p.  81.,  MoUke'$  Brief  an  BhmtBehiL 

BontiU,  Lehrbuch  dee  VOUcerrecht«.  41 
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Unterlagen  der  Betrag  der  etwa  zu  bewilligenden  Entschädigung  fest- 
gesetzt werden  kann.  Der  Art.  60  des  Manuel  d'Oxford  verlangt,  ^dass 
Massregeln  getroffen  werden,  um  den  ernsthaften  Charakter  und  die 
Ordnungsmässigkeit  dieser  Quittungen  zu  sichern^. 

1217.  —  Sind  die  Untertanen  neutraler  Staaten,  die  auf  dem  besetzten 
Gebiete  wohnen,  berechtigt,  bei  Ausschreibungen  von  Zwangslieferungen 
durch  den  Feind  eine  bevorzugte  Behandlung  zu  verlangen?  —  Wir  sind 
mit  F^raud-Giraud  der  Ansicht,  dass  die  neutralen  Fremden  das  Ge- 
schick des  Landes,  dem  sie  sich  mit  ihrem  Vermögen  anvertraut  haben, 
teilen  müssen.^)  Die  Zerstörung  ihres  Grundeigentums  und  die  Beitreibung 
ihrer  beweglichen  Habe  kann  durch  die  Eriegsnotwendigkeit  geboten  sein 
(No.  1205).  —  Dies  haben  die  Engländer,  die  während  des  Krieges  von 
1870  in  Frankreich  wohnten,  erfahren.  Calvo  führt  Beispiele  dafür  an 
(op.  cit.,  t.  IV,  §§  2250  bis  2252).  Nach  Ansicht  der  englischen  Rechts- 
lehrer,  so  bemerkt  er,  hatten  die  englischen  Untertanen,  die  Vermögen 
in  Frankreich  besassen,  keinen  Anspruch  auf  einen  besondem  Schutz 
dieses  Vermögens.  Ebensowenig  hatten  sie  ein  Recht  auf  Befreiung  von 
den  Militärkontributionen,  wozu  sie  gemeinschaftlich  mit  den  Einwohnern 
ihres  Wohnortes  oder  des  Ortes,  wo  sich  ihr  Vermögen  befand,  gezwungen 
wurden;  es  fehlte  ihnen  auch  jeder  Rechtsgrund,  sich  über  die  französi- 
schen Behörden  deshalb  zu  beschweren,  weil  ihr  Eigentum  durch  das 
Besetzungsheer  zerstört  worden  sei. 


Fünfter  Abschnitt. 
Kontributionen  oder  Zwangsauflagen  in  Qeld. 

1318.  —  Ist  das  Besetzungsheer  berechtigt,  Städten  und  Gemeinden 
die  Zahlung  von  Geldsummen  (Eontributionen)  zwangsweise  aufzuerlegen? 
Diese  Frage  zerfällt  in  zwei  Unterfragen. 

Die  Geldleistungen  werden  nämlich  bald  als  Strafkontributionen, 
bald  als  Eriegskontributionen  gefordert. 

A.  Strafauflagen.  —  Das  Heer,  das  feindliches  Gebiet  besetzt, 
ist  berechtigt,  für  seine  Sicherheit  zu  sorgen  und  daher  feindselige  Hand- 
lungen, die  gegen  das  Heer  in  seiner  Gesamtheit  oder  gegen  einzelne 
Soldaten  begangen  werden,  zu  verhüten  und  zu  strafen.  —  Unter  den 
Strafen,  die  seine  Kriegsgerichte  gegen  die  Schuldigen  aussprechen 
können,  befindet  sich  natürUch  auch  die  Geldstrafe,  die  in  allen  Rechten 
zugelassen  ist. 

Die  Geldstrafe  muss  aber  ihrem  Betrage  nach  in  einem  richtigen 
Verhältnisse  zur  Schwere  des  Vergehens  stehen.  —  Sie  darf  nur  den 
Schuldigen  und  seine  Mittäter  treffen.  Sie  ist  ungerecht,  wenn  sie  sich 
auch  gegen  Schuldlose  wendet,  die  die  strafbare  Tat  weder  voraussehen 
noch  hindern  konnten  oder  die  nicht  einmal  den  Täter  kannten. 

1319*  —  Die  Deutschen  haben  diese  einfachen  strafrechtlichen  Grund- 
sätze während  des  Krieges  von  1870/71  ganz  ausser  acht  gelassen.  — 
Sie  haben  Unschuldige  gestraft.  Sie  haben  das  System  einer  Gesamt- 
haftung aufgestellt  und  dies  nicht  nur  gegen  die  Gemeinde  zur  Geltung 
gebracht,  auf  deren  Gebiet  die  strafbare  Handlung  verübt  worden  war, 

1)  Ferand-Giraud,  Recours  en  raison  des  dommages  causte  par  la  guerre,  p  42. 
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sondern  auch  gegen  die  Gemeinde,  der  der  Schuldige  angehörte.  (Vgl. 
hierzu  die  Bekanntmachung  des  Königs  von  Prenssen  vom  11.  Augi^ 
1870,  No.  1141.) 

Mehrere  deutsche  Schriftsteller  wie  Bluntschli  (Art.  643),  Loening 
nnd  Dahn  billigen  die  Hassregeln,  die  von  deutschen  Generalen  ange- 
ordnet wurden.  —  Die  Mehrzahl  der  Publizisten  verwerfen  sie  jedoch, 
weil  sie  mit  den  einfachsten  Begriffen  der  Gerechtigkeit  unvereinbar 
sind.^)  —  Geffcken  steht  nicht  an,  anzuerkennen,  dass  die  deutschen 
Befehlshaber  zu  weit  gegangen  sind.  „Es  war  nicht  zu  rechtfertigen, 
zu  verbieten,  den  Schuldigen  Zuflucht  zu  gewähren,  sondern  auch  zu  ver- 
langen, dass  die  Maires  sie  dem  nächsten  Befehlshaber  anzeigen  sollten; 
man  hat  kein  Recht,  zu  verlangen,  dass  die  Behörden  des  besetzten 
Landes  dem  feindlichen  Heere  Dienste  leisten.^  Geffcken-Heffter, 
op.  cit.,  §  126,  Anm.  6.) 

Fast  alle  von  den  Deutschen  in  den  Jahren  1870/71  auferlegten 
Cteldstrafen  waren  nichts  anderes,  als  verschleierte  Kriegskontributionen. 
Die  Höhe  der  geforderten  Summen  und  ihr  Missverhältnis  zu  der  Straftat 
selbst  lassen  hierüber  keinen  Zweifel.  —  Wegen  Zerstörung  einer  Brücke 
durch  französische  Soldaten  hatte  die  Stadt  Ghätillon  eine  Million  zu 
zahlen.  —  Wegen  Zerstörung  der  Eisenbahnbrücke  von  Fontenoy  wurde 
eine  Geldstrafe  von  10  Millionen  festgesetzt.  —  In  Etampes  betrug  die 
Geldstrafe  für  einen  zerschnittenen  Telegraphendraht  40000  Franken.  — 
Der  Stadt  Orleans  wurde  wegen  eines  Streites  zwischen  einem  preussi- 
schen  Soldaten  und  einem  Unbekannten  eine  Geldstrafe  von  600000 
Franken  auferlegt.  —  Das  französische  Gesetz  vom  6.  September  1871, 
das  für  Eingriffe  in  Piivateigentum  Entschädigungen  gewähi-te,  hat  hier- 
bei auch  diese  Geldstrafen  berücksichtigt.*) 

18S0*  —  B.  Eriegskontributionen.  —  Es  ist  ein  sehr  altes  Her- 
kommen, von  den  Bewohnern  besetzter  Gebiete  Geldsummen  von  oft  be- 
trächtlicher Höhe  zu  verlangen.  Man  hat  versucht,  diese  Zwangsauf  lagen 
durch  verschiedene  Gründe  zu  rechtfertigen. 

Manche  Schriftsteller  erblicken  in  diesen  Eontributionen  den  Loskauf 
von  der  Plünderung,  die  der  Sieger  aus  MenschUchkeit  den  eingenommenen 
Ortschaften  und  ihren  Bewolmern  erspare.  Solcher  Meinung  waren 
Vattel,  Elüber,  G.  F.  v.  Martens.^  —  Diese  Ansicht,  die  mit  den 
neuern  Anschauungen  unvereinbar  ist,  muss  zurückgewiesen  werden.  Es 
kann  nicht  die  Rede  von  einem  Loskauf  sein,  da  jede  Plünderung  durch  die 
neuem  Eriegsgesetze  verboten  ist.  —  So  bemerkt  denn  auch  Bluntschli: 
^Das  zivilisierte  Eriegsrecht  erkennt  kein  Recht  mehr  an  zur  Plünderung 
und  ebensowenig  ein  Recht  zu  unnötiger  Zerstörung.  Es  kann  also  auch 
nicht  mehr  von  einem  Loskauf  dieses  Rechts  die  Rede  sein.^  (Bluntschli, 
op.  cit.,  Art.  654.) 

1221.  —  Andere,  wie  z.  B.  Mass6  und  Vidari,  halten  daftir,  dass 
die  in  Feindesland  eingedrungene  Eriegspartei  berechtigt  sei,  von  den 
unter  ihrer  tatsächlichen  Herrschaft  stehenden  Bewohnern  Geldleistungen 
zur  Deckung  der  durch  den  Erieg  veranlassten  Eosten  und  Auslagen  zu 
verlangen.*)  —  Diese  Theorie,  so  bemerkt  Calvo,  steht  mit  dem  Grund- 

1)  Firaud-Giraud,  op.  dt,  p.  17.  —  GalYO,  op.  cit,  §  2171.  —  Quelle,  op. 
cit,  t  II,  p.  220. 

2)  Vattel,  op.  cit,  liv.  III,  eh.  IX,  p.  165.  —  Klüber,  op.  cit,  §  251.  —  G.  F. 
T.  Märten  s,  Precis,  t  II,  §  2Ö0. 

8)  Masse,  op.  cit,  t  I,  p.  131.  —  Vidari,  Del  rispetto  della  proprietä  privata. 
*)  TgL  MerA»  J&M^escAicU/idbe  Emzeüehriftm,  Heft  31,  8.  63,  I90l 

4X* 


644  Fünfter  Teil.    ]>er  Krieg.  —  Das  AJctionsrecht 

satze,  das8  der  Eiieg  nur  ge^en  den  Staat  und  nicht  gegen  dessen  Unter- 
tanen geführt  werde,  in  schroffem  Gegensatz.  So  wenig  der  Feind  be- 
rechtigt ist,  die  Bewohner  zu  zwingen,  die  gelichteten  Reihen  seiner 
IVuppen  wieder  aosznfttllen  nnd  persönliche  Kriegsdienste  zn  leisten, 
ebensowenig  kann  er  von  ihnen  das  znr  Fortsetzung  des  Krieges  not- 
wendige Geld  fordern.  Die  Erfahrung  lehrt  Übrigens,  dass  ein  solcher 
Gewaltmissbrauch  nur  die  Folge  hat,  die  Bevölkerung  zu  erbittern  und 
den  Krieg  noch  unheilvoller  zu  gestalten.^) 

Man  verwechselt  die  Haftpflichten,  wenn  man  von  dner  Stadt 
oder  einer  Gemeinde  einen  Schadenersatz  verlangt,  der  nur  vom  Staate 
und  zwar  erst  dann  geschuldet  wird,  wenn  er  wirklich  besiegt  worden  ist. 
—  Zn  Unrecht  beruft  man  sich  darauf,  dass  die  Kontributionen  die 
schliessliche  Kriegsentschädigung  um  den  geleisteten  Betrag  vermindern. 
Dies  ist  durchaus  unzutreffend.  —  Zunächst  ist  es  keineswegs  sicher,  dass 
der  vorrückende  Feind  auch  wirklich  den  Sieg  davon  trägt^;  warum  sollte 
man  ihm  deshalb  vorzeitig  die  Ausübung  eines  Rechtes  einräumen,  das  er 
vielleicht  niemals  erlangen  wird.  —  Ist  das  Kriegsglück  aber  dem  Feinde 
günstig,  so  wird  er  doch  beim  Friedensschlüsse  nicht  darin  einwilligen, 
dass  die  Höhe  der  Zwangsauflagen  in  Rechnung  gestellt  werde.  —  In 
dieser  Beziehung  ist  das  von  den  Deutschen  im  Jahre  1871  gegebene 
Beispiel  beweisend.^)  Die  deutschen  Diplomaten  liessen  nicht  zu^  dass 
der  Betrag  der  in  Frankreich  erhobenen  Kriegskontribution  (39  Hillionen) 
von  den  ftnf  Milliarden,  die  Frankreich  auf  Grund  des  Friedensvertrags 
von  1871  zu  zahlen  hatte,  abgezogen  würde.  y 

1222*  —  Die  Ansicht  Loening's  ist  bei  weitem  schroffer.  Die  Kon- 
tributionen, so  führt  er  aus,  sind  ein  Mittel,  um  einen  hartnäckigen  G^er 
zur  Nachgiebigkeit  zu  bestimmen.  Dieser  Art  war  die  ausserordentliche 
Kontribution  von  25  Franken  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  die  im 

Dezember  1870  den  besetzten  Departements  auferlegt  wurde 

Indem  man  die  Kiiegslasten  verschärfte,  beabsichtigte  man,  die  Bevölke- 
rung zu  veranlassen,  Gegner  der  Partei,  die  den  Krieg  bis  zum  äussersten 
wollte,  in  die  Nationalversammlung  zu  wählen,  um  hierdurch  den  Sturz 
der  Diktatur  Gambetta's  herbeizu^ren.  Kontributionen  dieser  Art,  fügt 
er  hinzu,  können  nicht  als  völkerrechtswidrig  betrachtet  werden.^  —  Dies 
ist  ein  reiner  Trugschluss.  Wäre  es  erlaubt,  die  Bevölkerung  durch 
Drangsal  so  zu  bedrücken,  dass  sie  alsbald  das  Ende  des  Krieges  herbei- 
sehnte, so  müsste  man  auch  Plünderung,  Brandstiftung,  Mord,  Schändung 
usw.  für  zulässig  halten. 

1223.  —  Andere  Publizisten  wiederum  meinen,  dass  Zwangsauflagen 
in  Geld  gerechtfeitigt  seien,  wenn  sie  an  Stelle  von  Naturalleistungen 
treten,  die  die  Bewohner  nicht  zu  machen  imstande  sind.  —  Als  ein 
solches  Auskunftsmittel  hat  Art.  41  der  Brüsseler  Deklaration  von  1874 
und  Art.  58  des  Manuel  d'Oxford  die  Kontribution  zugelassen.  —  „Der 
Feind,  der  Kontributionen,  sei  es  als  Ersatz  für  Steuern  oder  Lieferungen, 
die  in  Natur  zu  geschehen  hätten  .  .  .,  sei  es  als  Strafe,  erhebt  .  .  .*^ 
Bouard  de  Card  bemerkt,  dass  diese  Ansicht  auf  einer  falschen  An- 
schauung beruhe.^) 

1)  Calvo,  op.  cit,  t  IV,  §  2231.  —  Morin,  op.  cit,  t.  I,  p.  480. 

2)  Es  ist  nur  gerecht,  festzustellen,  dass  General  Werder  bei  der  Räumung 
Dijons  der  Stadtvertretang  300000  Franken,  die  er  als  Kontribution  erhoben  hatte 
zurückerstatten  Hess.    Dies  Beispiel  steht  einzig  da. 

3)  Loening,  op.  cit,  R.  D.  I.,  t.  V. 

4)  Rouard  de  Card,  La  guerre  continentale,  etc.  eh.  III  p.  175. 
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1224.  —  Es  ist  unmöglich,  ZwaDgsauf  lagen  in  Geld  zu  rechtfertigen. 
Sie  haben  einzig  and  allein  den  Zwedc,  die  Kassen  des  Feindes  zu  fUlen 
und  die  Begehrlichkeit  der  Befehlshaber  wachzurufen.  Sie  mttssen  von 
jedem  gerecht  denkenden  Menschen  verurteilt  werden. 

1226.  —  Unter  den  Schriftstellern,  die  Zwangsauflagen  in  Geld  für 
zulässig  halten,  stellen  manche  folgende  Bedingungen  für  die  Beitreibung 
auf.  Die  Ausschreibung  von  Kontributionen  soll  dem  Oberbefehlshaber 
oder  der  von  der  vorrttckenden  Kriegsmacht  auf  dem  feindlichen  Gebiete 
eingesetzten  obersten  ZivilbehOrde  vorbehalten  sein.  Hierin  liegt  eine  Ge- 
währ für  die  Bevölkerung.  —  Die  Höhe  der  Kontribution  ist  nach  den 
Bedürfiiissen  der  Truppen  und  der  Leistungsfähigkeit  des  besetzten  Ge- 
bietes zu  bestimmen.  —  Die  Erhebung  soll,  soviel  wie  möglich,  unter 
Beobachtung  der  flir  die  Festsetzung  und  Verteilung  der  Steuern  gelten- 
den Vorschriften  des  Landes  erfolgen.  Ist  dies  aus  irgend  einem  Grunde 
nicht  angängig,  so  muss  man  sich  an  die  Ortsbehörde  wenden  und  ihr  die 
Verschaffiing  der  geforderten  Beträge  ttberlassen.  —  In  allen  Fällen  muss 
eine  Empfangsbescheinigung  ttber  jede  Zwangsleistung  gegeben  werden 
(Brüsseler  Deklaration  von  1874,  Art.  11.  —  [Haager  Bestimmungen  von 
1899,  Art.  51].  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  53). 

1226.  —  Trotzdem  die  Kontributionen  von  einem  Teile  der  Theoretiker 
verworfen  werden,  sind  sie  doch  in  der  Praxis  im  Gebrauch  geblieben. 
Die  letzten  Kriege  beweisen  dies.  Es  ist  nicht  nötig,  in  der  Geschichte 
weit  zurückzugreifen,  um  Beispiele  von  übermässigen  Zwangsauflagen  zu 
finden.  In  den  Kriegen  von  1866  und  1870/71  kamen  mehrere  derartige 
Fälle  vor. 

Im  Kriege  von  1866  bedrückten  die  Preussen  mehrere  Städte  mit 
übertriebenen  Kontributionen,  so  namentlich  Frankfurt.  Bluntschli  hat 
sich  nicht  enthalten  können,  diese  Missbräuche  der  preussischen  Ejtieg« 
führung  zu  tadeln.  ^ 

In  Frankreich  ist  das  System  der  Zwangsauflagen  in  Geld  von  den 
deutschen  Behörden  auf  die  Spitze  getrieben  worden,  trotz  des  Wortlautes 
der  preussischen  Bekanntmachung,  die  die  Befehlshaber  nur  ermächtigte, 
die  zum  Unterhalte  der  Truppen  notwendigsten  Gegenstände  zu  fordern. 

„Fast  alle  besetzten  Städte,  so  sagt  Calvo,  haben  innerhalb  sehr 
kurzer  fristen  ungeheure  Geldbeträge  zaUen  müssen,  die  die  Mittel  ihrer 
Kassen  weit  überstiegen.  Um  diesen  Forderungen  nachzukommen, 
mussten  sie  zu  Zwangsanleihen  schreiten  oder  die  Opferwilligkeit  der  Be- 
wohner anrufen.  Und  diese  Kontributionen  befreiten  die  Städte  nicht  etwa 
von  den  sonstigen  Kriegslasten;  sie  wurden  vielmehr  auch  noch  dazu  an- 
gehalten, die  Ofißziere  und  Soldaten  bei  den  Einwohnern  unterzubringen 
und  Lebensmittel,  Bekleidungsstücke,  Munition  usw.  zu  liefern.  ^3) 

Die  Deutscheu  haben  vergeblich  versucht,  sich  gegen  die  ihnen  ziu* 
Last  gelegten  Ausschreitungen  zu  verwahren:  sie  haben  den  Beweis,  der 
sich  aus  der  blossen  Angabe  gewisser  Zahlen  ergibt,  nicht  zu  erschüttern 
vermocht.*) 


1)  Bluntschli,  op.  cit,  Art.  654,  Anm.  3. 

2)  Calvo,  op.  dt.,  i  IV,  §  2254. 

3)  Dem  Departement  Seine-Inf6rieure  wurden  24  Millionen  auferlegt.  Ronen 
mosste  6500000  Franken  innerhalb  5  Tage  zahlen.  —  Die  Stadt  Hagenau  platte  eine 
MiUion  zu  entrichten.  -—  Paris  musste  in  den  ersten  Tagen  nach  seiner  Übergabe 
eine  Kriegskontribntion  von  200  Millionen  zahlen.  —  Auch  nach  Unterzeichnung  des 
Waffenstillstandes  wurden  noch  Zwangsauf  lagen  erhoben;  so  hatten  die  Departements 
Seine- et-Oise  und  Oise  10  Millionen  zu  leisten.  —  In  den  besetzten  Departements  be- 
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[Während  des  griechisch-tfirkischen  Krieges  von  1897  haben  die  Türken 
in  einigen  Gegenden  sehr  hohe  Zwangsanflagen  ausgeschrieben.  Die  Be- 
YÖlkerong,  die  die  Zahlung  verweigerte,  hatte  viel  zn  leiden.  So  haben 
z.  B.  die  Nisäms  in  Trikkala  zwölf  Christen,  die  sich  weigerten,  Kriegs- 
kontributionen zu  leisten,  ermordet;  zuweilen  sind  die  Zwangsauflagen  von 
gemeinen  Soldaten  auferlegt  worden.^)] 


Sechster  Abschnitt. 
Unerlaubte  Eingriffe  in  das  feindliche  Prhrateigentum. 

1227.  —  Noch  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  liess  es  der  Kriegs- 
brauch zu,  dass  der  Befehlshaber  eines  Heeres  seinen  Soldaten  die  Plttn- 
derung  einer  belagerten  Stadt  versprach,  um  die  Tapferkeit  der  Truppen 
anzuspornen.  Manche  Publizisten  sahen  diese  rohe  Massregel  als  statthaft 
an.  Vattel,  6.  F.  v.  Martens  und  Klttber  erlauben  die  Plünderung, 
falls  eine  Stadt  im  Sturm  genommen  wird,  und  Halleck,  falls  eine  Stadt 
die  Kriegsgesetze  verletzt  hat.^ 

Pinheiro-Ferreira  hat  diese  Anschauung  nachdrücklich  bekämpft. 
—  Die  neuem  Bechtslehrer  stehen  auf  dem  Standpunkte,  dass  die  Plün- 
derung unter  allen  umständen  durchaus  verboten  sei.  Der  Belagerer  darf 
sie  seinen  Soldaten  nicht  versprechen;  im  Gegenteil  er  hat  sie  nach 
Kräften  zu  verhindern.  Sollte  der  Widerstand  eines  belagerten  Platzes 
noch  so  heftig  sein  und  noch  so  lange  dauern,  er  vermag  eine  grössere 
Härte  gegen  die  Belagerten  doch  nicht  zu  rechtfertigen.  —  Bluntschli 
bemerkt  zutreffend:  „Aber  diese  Lappen  verhüllen  nicht  die  nackte  Bar- 
barei der  Massregel.  Es  ist  auch  militärisch  unehrenhaft,  die  Soldaten 
dadurch  zu  ihrer  kriegerischen  Pflichterfüllung  anzureizen,  dass  man  sie 
zu  Säubern  macht,  und  das  offenbare  unrecht  solcher  Plünderung  ist  in 
keiner  Beziehung  ein  Ei*satz  fOr  das  in  ehrlichem  Kriege  vergossene  Blut 
und  aufgebrauchte  Gut.  Die  Privaten  führen  nicht  Krieg  und  dürfen 
daher  auch  nicht  der  brutalen  Eaubsucht  preisgegeben  werden^,  (op.  cit., 
Bluntschli,  Art.  661).  —  [„Es  ist  verboten,  Städte  oder  Ansiedlungen, 
selbst  wenn  sie  im  Sturm  genommen  sind,  der  Plünderung  preiszugeben'', 
so  lautet  Art.  28  der  Haager  Bestimmungen  von  1899.  —  Die  Japaner 
scheinen  in  ihrem  Kriege  mit  China  diese  Grundsätze  in  etwas  verkannt 
zu  haben,  denn  nach  der  Einnahme  von  Port-Arthur  haben  sie  diese  Stadt 
geplündert.  Gegen  ihr  sonstiges  menschliches  Verhalten  in  diesem  Kriege 
sticht  dieser  Vorfall  sehr  ab.^)] 

1228.  —  Noch  verwerflicher  und  rechtswidriger  erscheint  die  Plün- 


trogen  die  Zwangsauflagen  39  Millionen.  Diese  Summe  vereint  mit  den  als  Steuern 
eingenommenen  49  Millionen  und  den  397  Millionen,  die  den  Wert  der  Natural- 
leistangen darstellen,  ergibt  einen  Gesamtbetrag  von  415  Millionen  (Jonmal  des 
Econonüstes,  novembre  1871,  p.  8S4). 

1)  [Politis,  R.  D.  I.  P..  t  lY,  p.  707.  —  S.  über  das  im  allgemeinen  gesetz- 
massige Verhalten  der  Amerikaner  wahrend  des  Krieges  mit  Spanien.  B.  D.  I.  P., 
t.  V,  p.  810.] 

22  Vattel,  OD.  dt,  liv.  m,  eh.  IX,  §  164.  —  v.  Martens,  Pr^is,  t  IT,  p.  252. 
—  Kluber,  op.  cit,  sect.  II,  eh.  I,  %  268.  —  Halleck,  International  law  eh.  XDL, 
§  13  und  14. 

3)  [Ariga,  op.  cit.,  pp.  77  et  s.  —  S.  hinsichtlich  des  spanisch-amerikamschen 
Krieges  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  810.] 
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denmg,  die  sich  gegen  Eigentum  richtet,  das  bereits  unter  der  tatsächlichen 
Gtewalt  und  anter  dem  Schutze  des  besetzenden  Feindes  steht.  Die  Plün- 
derung kommt  in  diesem  Falle  einem  Baube  mit  offener  Gewalt  gleich. 

Alle  verurteilen  diese  Art  der  Plünderung.  Bluntschli  versucht  das 
Verhalten  der  deutschen  Soldaten  während  des  Krieges  1870/71  mit  ver- 
ftnglichen  Gründen  in  ein  besseres  Licht  zu  setzen  (op.  cit.,  Art.  652, 
Anm.  2).  —  „Ohne  Zweifel,  so  sagt  Guelle,  ermächtigt  die  Notwendigkeit, 
sich  ein  Unterkommen  zu  suchen,  den  Sieger,  leer  stehende  Wohnräume 
zu  benutzen,  die  dort  vorhandenen  Nahrungsvorräte  zu  verzehren,  Be- 
förderungsmittel wegzunehmen  und  sich  mit  einem  Worte  alles  anzueignen, 
was  er  nötig  hat;  aber  darttber  hinaus  darf  er  nicht  gehen,  ohne  die 
Disziplin,  die  Ehre  und  die  Gerechtigkeit  zu  verletzen''  (op.  cit.,  t,  n,  p.  161). 

Das  deutsche  Recht  hat  bei  der  Plünderung  und  dem  Diebstahle  feine 
Unterschiede  aufgestellt,  die  bei  den  deutschen  Soldaten  wohl  den  Glauben 
erwecken  konnten,  dass  die  Plünderung  in  unbewohnten  Behausungen  er- 
laubt sei.i)*) 

„Das  sogenannte  Betten  und  Bollen  in  der  zweiten  Hälfte  des 
französischen  Krieges  war  ein  schwerer  Missbrauch,  den  die  besten  deutschen 
Offiziere  am  entschiedensten  auch  fttr  die  Disziplin  beklagt  haben.  ^^) 

1229.  —  Auch  als  Strafe  gegen  die  Bewohner  ist  die  Plünderung 
unerlaubt. 

Desgleichen  ist  die  Lehre,  dass  die  Plünderung  als  Bepressalie  an- 
geordnet werden  dürfe,  unhaltbar.  —  Trotzdem  haben  die  Deutschen  sie 
in  Frankreich  während  des  Krieges  von  1870  gegen  die  Städte  Beauvais, 
Ablis,  Chäteaudun,'^'^)  Gray  und  in  den  um  Paris  liegenden  Ortschaften 
als  Bepressalie  angewandt.^ 

Nach  einem  auf  Grund  von  Erhebungen**'^)  erstatteten  Berichte  des 
Ministers  des  Innern  beläuft  sich  der  Wert  der  in  den  besetzten  franzö- 
sischen Departements  (nicht  durch  Bequisition)  weggenommenen  Wert- 
papiere, Kostbarkeiten  und  beweglichen  Gegenstände  auf  mehr  als  264  Mil- 
lionen. —  Mehrere  deutsche  Schriftsteller  haben  diesen  Missbrauch  aner- 
kannt. „So  wurden  vielfach  Handlungen  begangen,  die  dem  deutschen 
Namen  nicht  zur  Ehre  gereichen,  derentwegen  uns  die  Franzosen  mit 
Recht  als  barbarisch  und  roh  bezeichnen  kOnnen  .  .  .  Auf  unserer  Seite 
wurde  der  Krieg  so  geführt,  wie  ihn  eine  zivilisierte  Armee  im  19.  Jahr- 
hundert nicht  hätte  führen  dürfen.''«) 

Auch  wir  tadeln  rückhaltlos  die  Plünderung  des  Sommerpalastes  des 
Kaisers  von  China  durch  Offiziere  und  Soldaten  des  englischen  und  fran- 

1)  Guelle,  op.  cit.,  t.  II,  pp.  158  et  8.  —  Deutsches  Müitar-Strafgesetzbuch, 
Art  129  und  130. 

2)  Qeffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  135,  Anm  4. 

8)  Griolet,  op.  cit.,  Bulletin  de  la  Society  de  l^gislation  comparee,  janvier  1872. 

4)  Julius  Yon  Wickede,  Histoire  de  la  guerre  contre  la  France,  pp.  343  et  366. 

"0  l>ie  tm  preuamthen  Ißütärsirafyeaetglmche  von  1867  m^altenen  BeHmmwngen 
iiber  FHMerwtg  (§§  146,  148,  149, 161)  haben  tick  aü  tu  »tharf  erw€9en.  Sie  sind  dwn^ 
§  130  de$  Miliiärsirafyesets^maiB  von  1872  enetgt  vmrätn. 

**)  Vfß.  die  Sckudenmg  des   Vorfaüea  von  Chdteauditn  bei  Monod,  AUemands  et 
Franfoie,  oouoenire  de  campagne,  p.  65, 

*^  E»  bedarf  heiner  Awfiüining,  dose  diese  Erhebungen  «nmaifidi  su  eimm  einwand- 
fraen,  der  Wahrheit  enttmreAenden  Ergebnisse  führen  konnten.  Die  Anklagen  der  Franr 
Mosen  Skid  iU>ertrieben>  Der  sog.  „recneil  des  documents  sur  Us  exadü/ons,  vols  et  emantSs 
des  mrmeis  prussiennes  en  Franee'',  tooranf  rieh  der  Berid^t  des  Ministers  stittst,  ist  [fmr 
eine  Sanmking  anonymer  ZeitungsartikeL  (8.  Geffcken-Heffter,  op.  eit,§136,  Anm,  2.) 
Min/s  glanxende  Ee^tferUgung  der  deutsdien  Erie^fSkrung,  insbesondere  eine  mderlegting  der 
AnUggen  wegen  Bündenmgen,  findet  sich  in  der  oben  angefahrten  Sthnft  des  Bthweuers 
E.  Keller. 
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zSsischen  Expeditionsheeres  im  Jahre  1860.  —  [Vgl.  hinsichtlich  der  Ex- 
pedition der  Grossmächte  nach  China  im  Jahre  1900  die  Anmerkimg  za 
No.  1183.  —  Die  Tttrken  haben  in  ihrem  Kriege  gegen  Griechenland  im 
Jahre  1897  Plttndenmgen  vorgenommen.^)] 

Die  Plünderung  ist  auch  nach  den  Kodifikationen  und  Kodiflkationfl- 
versuchen  des  heutigen  Kriegsvttlkerrechts  verboten.  (Amerikan.  Kriegsartikel, 
Art.  44.  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  18  u.  39.  —  [Haager  Bestimmnngen, 
Art.  47]  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  82).  ' 

1230.  —  Anlangend  die  Beute,  so  beschränkt  sie  sich  auf  das  Ver- 
mögen der  kriegführenden  Staaten,  auf  die  Waffen  und  die  Ausrilstung  der 
besiegten  Soldaten  sowie  auf  die  Kriegskonterbande.  —  Das  Recht,  in 
Kriegszeiten  Beute  zu  machen,  darf  gegenwärtig  nur  noch  zwischen  Sol- 
daten und  gegen  Kriegsparteien  ausgeübt  werden.  —  Es  ist  erlaubt,  den 
besiegten  Feinden  Waffen,  Pferde  und  die  Ausrüstung  wegzunehmen,  aber 
es  ist  unzulässig,  sich  auch  ihres  Geldes  und  ihrer  Wertsachen  zu  be- 
mächtigen. Die  Anerkennung  eines  Beuterechts  gegen  die  friedliche  Be- 
völkerung, die  dem  Kriege  fem  steht,  und  die  Anwendung  dieses  ver- 
meintlichen Rechts  gegen  deren  Hab  und  Gut,  ist  ein  Verstoss  gegen  den 
Grundsatz,  dass  der  Krieg  nur  noch  zwischen  Staaten  geführt  wird,  sie 
ist  ein  durch  die  Kriegsnotwendigkeit  nicht  bedingter  Eingriff  in  das 
Privateigentum,  eine  Plünderung  im  wahren  Sinne  des  Wortes. 

Nach  dieser  Richtung  hin  hat  das  neuere  Völkerrecht  mit  den  altem 
tTberlieferungen  durchaus  gebrochen.  Grotius  und  Vattel  hielten  noch 
die  Erbeutung  von  Privateigentum  für  rechtmässig.  Im  Gegensatz  hierzu 
verwerfen  fast  alle  neuem  Schriftsteller  diese  Lehre.  Galvo,  Fiore, 
Guelle,  Morin,  Rouard  de  Card,  Riquelme  tun  es  ohne  zu  schwanken. 
—  Gerne  heben  wir  hervor,  dass  sich  auch  Bluntschli  klar  dagegen  aus- 
spricht, indem  er  zwischen  dem  Beuterecht  gegen  den  kriegführenden 
Staat  und  dem  gegen  das  Privateigentum  streng  unterscheidet.  —  Heffter 
gestattet  das  Beutemachen  in  Ausnahmefällen,  um  die  Soldaten  zur  Tapfer- 
keit anzufeuem.^) 

Die  Strafgesetze  fast  aller  Staaten  enthalten  Bestimmungen  gegen 
die  Plünderang. 


Siebenter  Abschnitt. 

ROckanspruch  wegen  Schädeni  Requisitionen  und  Kontributionen.^*)  | 

j 
1231.  —  Wie  wir  gesehen  haben,  erleidet  die  Bevölkerang  des  vom 
Feinde  besetzten  Gebietes,  wenn  sie  auch  unmittelbar  am  Kriege  nicht 
beteiligt  ist,  doch  häufig  eine  Einbusse  an  ihrem  Vermögen  und  zwar 
entweder  durch  wirkliebe  Beschädigung  ihres  Eigentums  oder  durch  Re- 
quisitionen, Kontributionen  oder  Geldstrafen.  Es  fragt  sich  nun,  ob  die 
benachteiligten  Bewohner  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz  haben  und, 
im  Bejahungsfall,  an  wen  sie  sich  dieserhalb  wenden  können. 

1)  nPolitis,  R,  D.  I.  P.,  t  IV.  p.  704.] 

2)  Bluntschli,  op.  cit,  Art.  657,  669,  660.  —  Heffter,  op.  cit,  |  135.  — 
Kouard  de  Card,  op.  cit,  eh.  III.  pp.  119  et  s.  —  i[Wegen  der  Ausübung  des 
Beuterechts  im  chinesisch-japaniscnen  Kriege  von  1S94/95  s.  ein  interessantes 
Kapitel  bei  Ariga,  op.  cit.,  pp.  14S  et  s.] 

3)  F^rand-Qiraud,  Des  recours  en  raison  des  dommages  causes  par  la  gnore. 
*}  Vgl  hierzu  Deutsches  Beiduffesetz  über  die  Kriegsleistungen,  namenmh  §  35, 
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Die  einzelnen  Fälle  sind  anseinanderzahalten. 

Wegen  der  durch  die  Kriegfühning,  insbesondere  durch  Oewaltt&tig- 
ketten  während  der  Schlachten,  Gefechte  und  Sturmangriffe,  durch  Be* 
schieBSungen,  Zerstörungen,  Brandstiftungen,  Plünderungen,  Soldaten- 
diebstähle usw.  verursachten  Schäden  gibt  es  keinen  Rttckanspruch.  — 
Das  Völkerrecht  kann  grundsätzlich  kein  Elagerecht  anerkennen.  Der 
Krieg  ist  für  die  Priyatpersonen  ein  Ereignis  höherer  Gewalt;  er  über- 
fällt sie  wie  ein  sonstiges  unvermeidliches  Unglück  wie  z.  B.  ein  Hagel- 
scUag  oder  eine  Überschwemmung.  Er  ist,  wie  Bluntschli  sagt,  ein 
„Unglück,  nicht  ein  erlittenes  Unrecht.^  Daher  haben  sie  auch  keine 
Kechtsforderung  auf  Schadenersatz. 

Von  wem  sollten  auch  die  Bewohner  einen  Ersatz  für  ihre  Verluste 
verlangen  können?  —  Etwa  vom  Feinde?  Entweder  hat  dieser  das  Eriegs- 
recht  beobachtet,  dann  hat  er  die  ihm  als  Eriegspartei  zukommenden 
Rechte  ausgeübt.  Oder  er  hat  das  Eriegsrecht  verletzt,  dann  ist  er  seinem 
Gegner  und  den  andern  Staaten,  nicht  aber  auch  den  Privatpersonen  ver- 
antwortlich. 

Ebensowenig  kann  die  eigene  Regierung  in  Anspruch  genommen 
werden.  Sie  ist  nicht  verpflichtet,  ihre  Untertanen  fttr  Verluste,  die  durch 
höhere  Gewalt  verursacht  worden  sind,  zu  entschädigen. 

Rechtlich  gilt  also  der  Grundsatz  der  Nichthaftung  der  Staaten.  Er 
wird  von  Theorie  und  Praxis  bestätigt.  —  Aber  trotzdem  haben  die  Ge- 
sehädigten  eine  Aussicht  auf  Ersatz.  Ihre  Regierung  muss,  falls  ihre 
Pinanzkräfte  ausreichen,  aus  Rücksichten  der  Billigkeit  den  Benach- 
teiligten helfen  und  den  Schaden,  den  sie  um  des  Krieges  willen  erlitten 
hab^,  wenigstens  in  der  Hauptsache  vergüten,  i) 

Diese  Lösung  der  Frage  hat  in  der  Praxis  die  Oberhand  gewonnen. 
In  Frankreich  hat  die  Volksvertretung  der  Regierung  bedeutende  Summen 
zu  dem  Zwecke  zur  Verfügung  gestellt,  um  die  Bevölkerung,  die  infolge 
des  Eindringens  der  Deutschen  Verluste  erlitten  hatte,  schadlos  zu  halten. 
Dies  war  eine  blosse  Beihilfe;  nicht  etwa  die  Anerkennung  eines 
eigentlichen  Schadenersatzanspruches.  (Gesetze  vom  6.  September  1871, 
7.  April  1873,  28.  Juli  1874,  16.  Juni  1875  und  16.  August  1876.) 

1232.  —  Sind  die  Schäden  dadurch  entstanden,  dass  die  einheimische 
Regierung  in  Voraussehung  eines  zukünftigen  oder  eines  drohenden  Krieges 
Verteidigungsarbeiten  ausführen  Hess,  so  handelt  es  sich  nicht  um  Nach- 
teile, die  durch  die  Kriegführung  verursacht  worden  sind.  Das  Recht 
eines  jeden  Staates  bestimmt,  wie,  in  welcher  Weise  und  in  welchem  Um- 
fange diese  Schäden  wieder  auszugleichen  sind.  Die  Frage  gehört  dem 
innem  Verwaltungsrechte  der  einzelnen  Länder  an. 

1333.  —  Requisitionen  und  Kontributionen  sind  Folgen  der  Be- 
setzung des  Landes  durch  den  Feind.  —  Haben  die  durch  diese  Mass- 
regeln Geschädigten  eine  Forderung  auf  Schadenersatz?  —  Gegen  wen 
kann  der  Anspruch  gerichtet  werden? 

Bleibt  der  requirierende  Feind  Sieger,  so  weist  er  jeden  Entschädigungs- 
anspruch zuiUck,  indem  er  sich  darauf  beruft,  dass  sein  Gegner  zu  Un- 
recht den  Krieg  fortgesetzt  und  ihn  dadurch  genötigt  habe,  sich  seinen 
Unterhalt  bei  den  Bewohnern  zu  verschaffen.  Er  wird  die  Bezahlung  der 
Verpflichtungen,  die  er  auf  Grund  der  ausgestellten  Empfangsbescheinigungen 
den  Bewohnern  gegenüber  übernommen  hat,  stillschweigend  oder  zufolge 


1)  Bluntschli,  op.  cit,  Art  662.   —  Rouard  de  Card,  op.  cit,  eh.  III, 
pp.  146  et  8. 
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einer  besondern  Klausel  im  Friedensverträge  dem  Gegner  flberlass^ 
Wird  der  Feind,  der  die  Leistungen  beigetrieben  hatte,  besiegt,  so  kann 
er  zur  Zahlung  einer  Kriegsentschädigung  zu  Gunsten  seines  Gegners 
verpflichtet  werden;  dieser  wird  hiervon  einen  Teil  zur  Schadloshaltaiig 
der  Benachteiligten  verwenden.  —  Im  deutsch-französischen  Kriege  worden 
Gutscheine  folgenden  Inhalts  ausgestellt:  „Zahlbar  durch  die  franzOsisclie 
oder  deutsche  Begierung,  je  nach  den  zwischen  den  beiden  Begiemngen  S 
zu  treffenden  Vereinbarungen."  ] 

1234.  —  Hat  sich  derjenige,  der  die  Leistung  gemacht  hat,  an  seine 
Begierung  zu  halten?  Nach  strengem  Bechte  ist  sie  ihm  gegenüber  nicht 
verpflichtet.  Sie  ist  nicht  seine  Schuldnerin.  Die  Lieferungen  oder  die 
Geldzahlungen  haben  ihr  keinen  Nutzen  gebracht.  —  Ln  Gegenteil,  sie 
haben  ihr  geschadet,  da  sie  dem  Feinde  die  Mittel  zur  Fortsetzung  des 
Krieges  gewährten. 

Aber  ebenso  wie  bei  den  bereits  erwähnten  Eigentumsbeschädigung^ 
so  verlangt  die  Billigkeit  auch  hier,  dass  der  Staat  den  Benachteiligten 
hilft  und  ihnen  eine  Entschädigung  zubilligt.  Der  Staat,  der  dies  als 
richtig  anerkennt,  wird  den  Provinzen,  die  das  Glück  hatten,  nicht  be- 
setzt zu  werden  und  daher  von  Bequisitionen  und  Kontributionen  ver- 
schont geblieben  zu  sein,  eine  Steuer  auferlegen,  damit  auch  sie,  wie  es 
die  Billigkeit  verlangt,  einen  Teil  der  Kriegsfolgen  mittragen.  Wer  ein» 
Anspruch  auf  üntersttttzungsgelder  geltend  machen  will,  legt  zum  Nach- 
weise ftir  die  von  ihm  gemachten  Leistungen  die  Empfangsbescheinigungen 
und  Quittungen  vor,  die  ihm  von  dem  requirierenden  Feinde  ausgeliefert 
worden  sein  müssen  (No.  1216  —  Amerikan.  Kriegsart.,  Art.  38.  —  Brüsseler 
Deklaration  von  1874,  Art.  41  und  42.  —  [Haager  Bestimmungen  von  1899, 
Art.  51  und  52].  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  60). 

1235.  —  Ein  Bückanspruch  gegen  ihre  Gemeinde  gebührt  fraglos  dem 
oder  den  Bewohnern,  die  für  Bechnung  und  im  Namen  dieser  Gemeinde 
eine  Leistung  zu  Gunsten  des  Feindes  ausgeführt  haben,  wie  die  Liefening 
von  Bekleidungsstücken,  Brennmaterialien,  BefÖi*derungs-  und  Lebens- 
mitteln. Das  Gleiche  gilt,  wenn  sie  eine  der  Gemeinde  auferlegte  Geld- 
kontribution bezahlt  haben.  In  beiden  Fällen  ist  die  vom  Staate  gewährte 
Beihilfe  in  Abzug  zu  bringen.^) 

1236.  —  Hat  die  Begierung  die  Unterstützung,  die  sie  den  benach- 
teiligten Eigentümern  gewährt,  nur  auf  ihre  eigenen  Untertanen  zu  be- 
schränken, oder  muss  sie  sie  auch  den  in  ihrem  Lande  ansässigen  Fremden 
zuwenden.  —  Es  fragt  sich  zunächst,  ob  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 
Der  Staatsfremde  hat  kein  grösseres  Becht  auf  Entschädigung  iJs  der 
Staatsangehörige.  Die  comitas  gentium  muss  hier  allein  massgebend  sein.^ 
—  Die  französische  Begierung  hat  nach  dem  Kriege  von  1870/71  trotz 
der  schlimmen  Lage  ihrer  Geldverhältnisse  die  Unterstützungssummen 
unter  die  benachteiUgten  Eigentümer  verteilt,  ohne  einen  Unterschied  in 
deren  Staatsangehörigkeit  zu  machen. 

Fünftes  Kapitel. 


Verkehr  und  Unterhandlungen  zwischen  den  Kriegsparteien. 

1237.  —  Während  der  Feindseligkeiten   sollen  die   Kriegführenden 

1)  F6raad-Giraud,  op.  cit.,  p.  67.  —  Kassationsgericht,  11.  Dez.  187S. 

2)  Bluntschli,  op.  cit,  Art.  662.  —  Rouard  de  Card,  op.  dt  eh.  lU,  p.  147. 
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möglichst  wenig  mit  einander  verkehren.  Ein  allzu  häufiger  Verkehr 
wttrde  Verräterei  und  Spionage  begünstigen.  Der  militärische  Gteist  der 
Truppen  könnte  in  verhängnissToller  Weise  beeinflusst  werden  und  die 
Manneszucht  darunter  leiden. 

Artikel  112  des  französischen  Dekrets  vom  24.  Dezember  1811  be- 
stimmt: ^Im  allgemeinen  soll  ein  Befehlshaber  so  wenig  wie  möglich 
Verkehr  mit  dem  Feinde  haben  und  einen  solchen  seitens  seiner  Mann- 
schaften Überhaupt  nicht  dulden.  Häufiger  Verkehr  ist  fast  stets  ein 
Zeichen  der  Schwäche  des  Oberbefehls;  das  Vertrauen  und  die  sittliche 
Haltung  der  Truppen  können  dadurch  nur  erschüttert  werden^'.  (Code 
just,  milit.,  Art.  205.  —  Dekret  vom  23.  Oktober  1883,  Art.  209). 

Trotzdem  zwingen  die  Kriegsnotwendigkeit  und  verschiedene  Vor- 
gänge oft  die  Befehlshaber  der  Heere  oder  einzelner  Truppenkörper,  mit 
einander  in  Verbindung  zu  treten. 

Zur  Erledigung  gewisser  Fragen,  die  nur  durch  ein  gütliches  Bin- 
vernehmen  der  Enegsparteien  in  befriedigender  Weise  gelöst  werden 
können,  sind  Mitteilungen  unerlässlich. 

1238.  —  Kriegsverträge  (Conventions  militaires)  sind  jederzeit  im 
Gebrauche  gewesen.  Jederzeit  hat  ihre  gewissenhafte  und  loyale  Durch- 
führung als  einer  der  unumstösslichsten  Sätze  des  Kriegsrechts  gegolten. 
—  Ältere  und  neuere  Schriftsteller  sind  darüber  einig:  der  heilige 
Augustinus,  wie  Balthazar  de  Ayala  und  Grotius;  Bynkershoek, 
Vattel  wie  Klüber,  Heffter,  Bluntschli,  Calvo  u.  a.*)  Kriegsverträge 
gelten  für  die  Vertragschliessenden  wie  Gesetze.  Sie  verpflichten  nicht 
nur  zu  den  ausdrücklich  darin  ausgesprochenen  Abmachungen,  sondern 
auch  zu  den  Folgerungen,  die  die  Billigkeit  und  das  völkerrechtliche 
Herkommen  aus  den  einzelnen  Bestimmungen  ableiten.  —  Regelrecht  zu- 
standegekonmiene  Verträge  verpflichten  auch  die  Begierungen<  denen  die 
Vertragschliessenden  angehören. 

Die  Kriegsnotwendigkeit  gebietet,  dass  ein  Befehlshaber  die  freie 
Verfügung  über  die  ihm  unterstellten  Truppen  hat.  Wie  auch  die  ihm 
erteilten  Weisungen  lauten  mögen,  dem  Feinde  gegenüber  ist  alles,  was 
er  vorgenommen  hat,  unwiderruflich;  das  gegebene  Wort  muss  gehalten 
werden.  —  Dieser  Grundsatz  ist  notwendig.  —  Man  könnte  sonst,  wie 
es  zuweilen  geschehen  ist,  den  Einwand  erheben,  dass  der  Befehlshaber 
seine  Vollmacht  deshalb  überschritten  habe,  um  sich  der  Befolgung  der 
von  ihm  zugestandenen  Bestimmungen  zu  entziehen.  (Amerikan.  Kriegs- 
artikel, Art.  141). 

Die  Kriegsverträge,  die  man  auch  als  Kartelle  bezeichnet,  haben 
zum  Gegenstand:  die  Auswechslung  von  Kriegsgefangenen^),  Geleits- 
nnd  Schutzbriefe,  Waffenstillstände  und  Kapitulationen. 

Der  Verkehr  zwischen  den  Kriegsparteien  vor  und  während  der 
Unterhandlungen  wird  durch  Parlamentäre  vermittelt. 


1)  Man  findet  eine  kurze  Wiedergabe  der  Ansichten  Balthazar  de  Ayala's 
in  der  Histoire  des  progr^s  du  Droit  des  gens  yon  Wheaton,  p.  44. 

2)  [Während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  wurden  emige  Auswechslungs- 
Tertrige  geschlossen.    R.  D.  I.  P.,  t  Y,  pp.  790  et  813.1 
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Erster  Abschnitt 
Parlamentlr«. 

1239.  —  Parlamentäre  sind  meistens  Militärpersonen,  die  von  ihren 
Vorgesetzten  dazu  auserkoren  werden,  um  dem  Befehlshaber  des  Feindes 
zweckdienliche  Vorschläge  und  Mitteilungen  zu  überbringen.  Gewöhnlick 
werden  nur  die  tüchtigsten  und  eifahrensten  Offiziere  mit  einem  so  heikein 
Auftrage  betraut. 

Der  Parlamentär  begibt  sich  in  Begleitung  eines  Trommlers,  eines 
Trompeters,  eines  Soldaten,  der  eine  weisse  Fahne  trägt,  und  nötigenfalls 
eines  Wegefiihrers  und  eines  Dolmetschers  zum  Feinde  (Brüsseler  Dekla- 
ration, Art.  43.  —  Manuel  d'Oxford,  Art.  27  und  28.  —  [Haager  Be- 
stimmungen, Art.  32].) 

1240.  —  Ein  Feldherr  ist  keineswegs  verpflichtet,  einen  Parlamentär, 
der  ihn  zu  sprechen  wünscht,  zu  empfangen.  Er  kann  ihm  viehnehr  durch 
die  Vorposten  bedeuten  lassen,  dass  er  ihn  nicht  annehmen  kann;  er  er- 
teilt dann  auch  die  nötigen  Anordnungen,  damit  der  Parlamentär  sich  in 
voller  Sicherheit  zurückzuziehen  vermag.  —  Ein  Feldherr  kann  sogar 
ganz  allgemein  erklären,  dass  er  wähi*end  eines  bestimmten  Zeitraumes 
überhaupt  keine  Parlamentäre  empfangen  werde.  Ein  Parlamentär,  der 
sich  trotz  dieser  Mitteilung  während  der  Frist  zeigen  würde,  würde  sich 
der  Gefahr  aussetzen,  als  feindlicher  Kombattant  angesehen  and  äh 
solcher  behandelt  zu  werden.  Seine  Vorgesetzten  würden  auch  nicht  be- 
rechtigt sein,  in  den  Massregeln,  die  gegen  ihn  ergriffen  worden  wären, 
einen  triftigen  Grund  zur  Ausübung  von  Repressalien  zu  finden. 

Ein  solches  Verbot  ist  aber  nur  solange  verständlich,  als  eine  wich- 
tige Unternehmung,  wie  z.  B.  die  Änderung  einer  Stellung  oder  eine  Zu- 
sammenziehung, durchaus  geheim  zu  halten  ist.  Ist  die  Unternebmiing 
zu  Ende  geführt,  so  ist  das  Verbot  aufzuheben.  —  Ein  Feldherr  darf 
sich  nicht  von  vornherein  und  für  eine  unbegrenzte  Zeit  weigern,  Mit- 
teilungen des  Gk^gners  entgegenzunehmen,  ohne  hierdurch  eine  schwere 
Verantwortung  auf  sich  zu  laden  und  sogar  zuweilen  seinen  eigenen 
Truppen  zu  schaden.  (Manuel  k  l'usage  des  officiers  fran^s,  p.  58.  — 
Amerikan.  Eriegsartikel,  Art.  111.  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  44.  — 
Manuel  d'Oxford,  Art.  29.  —  Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  682.  —  Geffcken- 
Heffter,  op.  cit.,  §  126,  Anm.  5.)  —  Es  kann  vorkommen,  dass  Parlamentäre 
nur  zu  dem  Zwecke  entsandt  werden,  um  den  Feind  hinzuhalten,  sein 
Vorgehen  zu  verlangsamen,  um  Zeit  zu  gewinnen  usw.  Unstreitig  ist  ein 
Feldherr  nicht  verpflichtet,  solche  Parlamentäre  zuzulassen;  er  hat  viel- 
mehr bei  Verdacht  ihren  Empfang  zu  verweigern.  —  [Die  Haager  Be- 
stimmungen erkennen  an,  dass  der  Befehlshaber  nicht  verpflichtet  ist, 
Parlamentäre  zu  empfangen  Art.  33.] 

1241.  —  7,Zeigt  sich  der  Träger  einer  Parlamentärflagge  während 
eines  Gefechts,  so  soll  er  nui*  ganz  ausnahmsweise  zugelassen  werden. 
Wird  ein  Parlamentär  während  der  Schlacht  empfangen,  so  verstösst  es 
nicht  gegen  Treu  und  Glauben,  ihn  zurückzuhalten.  Es  ist  nicht  nötig, 
das  Feuer  sofort  einzustellen,  wenn  man  mitten  im  Kampfe  eine  Parla- 
mentärflagge bemerkt"  (Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  112).  —  Diese  Vor- 
schrift hat  ihren  guten  Grund.  Müsste  man  die  Schlacht  in  allen  Fällen 
abbrechen,  sobald   eine  Parlamentärflagge   erscheint,  so  würde  vielleicht 
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der  entscheidende  Augenblick  des  Sieges  unbenutzt  verstreichen  oder  die 
Verfolgung  gelähmt  werden. 

1242.  —  Parlamentäre  und  ihre  Begleiter  sind  unyerletzlich.  Man 
darf  nicht  auf  sie  schiessen,  keine  Gewalttätigkeiten  gegen  sie  yerttben 
und  sie  nicht  gefangen  nehmen.^) 

Wer  einen  Parlamentär,  der  die  Abzeichen  seiner  Sendung  trägt, 
vorsätzlich  tötet  oder  verwundet,  macht  sich  einer  schweren  und  offen- 
baren Übertretung  des  Eriegsrechts  schuldig.  —  Eine  strafbare  Hand- 
lung liegt  aber  nur  dann  vor,  wenn  die  Tat  mit  Absicht  begangen  worden 
ist.  —  Wird  der  Träger  einer  Parlamentärflagge  unversehens  während 
eines  Gefechtes  verwundet  oder  getötet,  so  gibt  dies  keinen  Grund  zur 
völkerrechtlichen  Beschwerde.  (Amerikan.  Kriegsart.,  Art.  113.  — 
Blnntschli,  op.  cit.,  Art.  684). 

1243.  —  Wenn  der  Parlamentär  sich  seines  Auftrages  in  voller 
Sicherheit  entledigen  soll,  so  ist  es  mindestens  ebenso  nötig,  dass  seine 
Sendung  dem  Feinde  nicht  als  Vorwand  zur  Spionage  und  als  Mittel, 
Erkundigungen  einzuziehen,  dient.  Deshalb  enthalten  auch  die  Militär- 
vorschriften aller  zivilisierten  Staaten  eingehende  Bestimmungen  über  die 
Zulassung  von  Parlamentären  (französ.  Dekret  vom  26.  Oktober  1883, 
Art.  174). 

1244.  —  Ist  der  Zweck  seiner  Sendung  erreicht,  so  wird  der  Parla- 
mentär mit  denselben  Yorsichtsmassregeln  wie  bei  seiner  Ankunft  zu  den 
Vorposten  zurtickgeleitet.  —  Es  gibt  indessen  Fälle,  wo  der  Parlamentär 
zeitweilig  zurückgehalten  werden  kann:  z.  B.  wenn  er  Nachrichten  ein- 
ziehen konnte,  deren  Geheimhaltung  geboten  ist,  oder  wenn  er  das  Heer 
in  der  Ausführung  einer  Bewegung  überrascht  hat.^) 

1245.  —  Die  Sicherheit,  die  das  Völkerrecht  dem  Parlamentär  ge- 
währt, verpflichtet  diesen,  sich  streng  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Sen- 
dung, die  er  bei  dem  Befehlshaber  des  Feindes  auszuführen  hat,  zu  halten 
und  jeden  Missbrauch,  der  durch  seine  Anwesenheit  unter  den  feindlichen 
Truppen  veranlasst  werden  könnte,  sorgfältig  zu  verhüten. 

„Wenn  es  entdeckt  und  unzweifelhaft  erwiesen  wird,  dass  die  Parla- 
mentärfahne nur  missbraucht  worden  ist,  um  heimlich  militärische  Erkun- 
digungen einzuziehen,  so  wird  der  Träger  dieser  Fahne  als  Spion  angesehen. 
Der  Charakter  der  Parlamentärfahne  ist  so  heilig  und  es  ist  so  notwendig, 
dass  dem  so  sei,  dass,  wiewohl  ihr  Missbrauch  eine  höchst  verwerfliche 
Handlung  ist,  man  doch  mit  grösster  Vorsicht  zu  Werke  gehen  muss, 
um  den  Träger  einer  Parlamentärflagge  der  Spionage  zu  überführen^  (Amerik. 
Kriegsartikel,  Art.  114),  Brüsseler  Deklaration,  Art.  45.  —  Manuel  d'Oxford, 
Art.  31.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  34]  Blnntschli,  op.  cit,  Art.  685). 

Die  strengen  Massregeln,  die  in  einem  solchen  Falle  getroffen  werden 
und  die  Gi-ünde,  die  daflir  bestimmend  gewesen  sind,  müssen  stets  unver- 
züglich dem  Feinde  zur  Kenntnis  gebracht  werden. 

DerBefehlshaber  eines  Heeres,  der  einenParlamentär  empfängt,  ist  berech- 
tigt, die  erforderlichen  Vorkehrungen  zu  treffen,  damit  die  Anwesenheit  dieses 
Feindes  unter  den  Truppen  nicht  schädlich  werden  kann  (Manuel  d'Oxford, 
Art.  30.  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  44.  [Haager  Bestimmungen,  Art.  33]). 

1)  [Ein  Vorkommnis,  das  diesem  Grundsatze  widersprach,  ereignete  sich  während 
des  Krimkrieges.  Am  6.  April  1864  wurde  das  Schiff  Fory,  das  sich  zur  Aufnahme 
des  Konsuls  und  der  englischen  Untertanen  nach  Odessa  begab,  trotz  der  Parlamentär- 
flagge  mit  Kanonen  beschossen  (Gourdon,  Histoire  du  Gongres  de  Paris  1857,  p.  163). 
S.  wegen  des  Schatzes  der  Parlamentare  und  der  weissen  Fahne  während  des  süd- 
afrikanischen Krieges:    R.  D.  I.  P.,  t  VII,  pp.  670  et  s.  —  Vgl.  unten  No.  1280.] 

2)  Guelle,  mcis,  t.  I,  p.  224. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Geleits-  und  Schutzbriefe. 

1246.  —  Wenn  das  Interesse  der  Truppen  oder  des  Landes  es  er- 
fordert, dass  ein  freier  Verkehr  innerhalb  gewisser  Grenzen,  sei  es  im 
Lande  selbst  oder  innerhalb  des  Heeres  zugelassen  werde,  so  erteilt  die 
Militärbehörde  die  erforderliche  Erlaubnis  hierzu.  Die  Erlaubnis  bezidit 
sich  entweder  auf  Personen:  man  spricht  dann  von  Geleitsbriefen  (sauf- 
conduits);  oder  auf  den  Güterverkehr:  es  handelt  sich  dann  um  Erlaubnis- 
scheine sogenannte  Lizenzen. 

Der  fiir  eine  Person  ausgestellte  Geleitsbrief  ist  streng  persönlidi 
und  kann  nicht  übertragen  werden.  —  Die  Lizenz  für  den  Güterverkehr 
ist  nicht  persönlicher  Natur;  sie  kann  übertragen  werden. 

Nur  den  Personen,  die  mit  diplomatischem  Charakter  bekleidet  sind, 
muss  ein  Geleitsbrief  ausgestellt  werden.  Hinsichtlich  aller  andern  Per- 
sonen, wie  Reisenden,  Zeitungsberichterstattem  usw.  steht  es  im  freien 
Ermessen  der  Militärbehörde,  die  Erlaubnis  zu  erteilen  oder  zu  verweigern. 
Der  Geleitsbrief  kann  entzogen  werden.  —  Er  ist  natürlich  nur  für  das 
Gebiet  gültig,  das  von  dem  Heere,  dessen  Befehlshaber  ihn  ausgestellt 
hat,  besetzt  worden  ist  (Blantschli,  op.  cit.,  Art.  675  bis  678.  —  Dudley- 
Field,  op.  cit.,  Art.  917  et  s.  —  Guelle,  Pr6cis,  t.  I,  pp.  231  et  s.) 

1247.  —  Durch  Schutzbriefe  (saufegar des)  wird  den  Gebäuden,  die 
man  vor  den  Wechselfällen  des  Krieges  bewahren  will,  wie  Krankenhäusern, 
Erziehungsanstalten,  Klostergebäuden,  Postanstalten,  Mühlen  usw.  ein  be- 
sonderer Schutz  gegen  feindliche  Behandlung  gewährt.  Man  unterscheidet 
schriftliche  (tote)  und  bewaffnete  (lebendige)  Schutzbriefe.  Die  ersten 
bestehen  nur  in  dem  Schriftstücke,  das  das  besondere  Vorrecht  zusichert; 
während  bei  den  letztem  das  Gebäude  der  grössern  Sicherheit  halber  von 
einem  Militärposten  bewacht  wird.  —  Im  Falle  einer  feindlichen  Besetzung 
ist  es  gebräuchlich,  die  Soldaten,  die  als  Schutzwache  dienten,  mit  ihren 
Waffen  und  Gepäck  unbehelligt  zu  ihrem  Heere  zarückkehren  zu  lassen. 
—  Das  französische  Dekret  vom  26.  Oktober  1883,  das  die  Dienstvor- 
schriften für  das  im  Felde  stehende  Heer  enthält,  hat  einen  ganzen  Ab- 
schnitt (XV),  der  sich  auf  die  sauvegardes  bezieht.  Aitikel  237  bis  244 
(Klüber,  §  274.  —  G.  v.  Martens,  Pr^cis,  §292.  —  Bluntschli,  Art. 686). 


Dritter  Abschnitt. 

Waffenstillstand  und  Waffenruhe. 

1248.  —  Die  Waffenruhe  (La  Suspension  d'armes)  ist  ein  Ab- 
kommen, das  zwischen  den  Befehlshabem  der  Heere,  der  Armeekorps  oder 
der  Truppenabteilungen  für  kurze  Zeit  geschlossen  wird  und  das  sich 
nur  auf  bestimmte  Gebiete  des  Kriegsschauplatzes  erstreckt.  —  Es  wird 
getroffen,  um  dringende,  aber  zeitlich  und  örtlich  beschränkte  Bedürfiiisse 
zu  befriedigen,  wie  die  Auflesung  der  Verwundeten,  Beerdigung  der  Ge- 
fallenen, Abhaltung  von  Feierlichkeiten,  z.  B.  die  Leichenfeier  Marceau's 
im  Jahre  1796,  —  oder  um  dem  Anführer  der  Truppen  Gelegenheit  zu 
geben,  die  Befehle  seiner  Vorgesetzten  einzuholen  und  entgegenzundbmen. 
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— -  Derartige  Waffenmlien  werden  meistens  von  Parlamentären  nachge- 
sucht. 

1249.  —  Der  Waffenstillstand  (l'armistice)  ist  ein  allgemeineres 
Abkommen  von  längererer  Daner,  von  politischem  und  zogleich  militärischem 
Charakter,  kraft  dessen  die  Eriegsparteien  die  Einstellung  der  Feindselig- 
keiten vereinbaren  (Manuel  4  Tusage  des  offlciers  frangais,  eh.  m,  p.  59). 

Der  Waffenstillstand  wird  von  den  Oberbefehlshabern  der  Heere,  durch 
Vennittlung  der  diplomatischen  Vertreter,  die  zu  diesem  Zwecke  von  ihren  Re- 
gierangen beauftragt  worden  sind,  abgeschlossen;  er  bedarf  der  Ratifikation,  es 
sei  denn  dass  ausdrückliche  und  besondere  Vollmachten  erteilt  worden  wären. 

Ein  Waffenstillstand  bezweckt  fast  immer,  die  Abschliessung  des 
Friedens  zu  erleichtern.  Um  in  giösserer  Ruhe  und  Freiheit  die  Friedens- 
bedingungen prüfen  zu  können,  wird  ein  allgemeiner  Waffenstillstand  ver- 
einbart, der  erst  mit  der  Unterzeichnung  des  Friedens  endigt.  —  So  ging 
dem  Frieden  von  Paris  (30.  März  1856)  der  Waffenstillstand  von  Tracktir 
(14.  März  1856)  vorauf;  dem  Frieden  von  trag  (23.  August  1866)  der 
Waffenstillstand  von  Nikolsburg  (26.  Juli  1866);  dem  Frieden  von  Frank- 
flirt  (12.  Mai  1871)  der  Waffenstillstand  von  Versailles  (28.  Januar  1871) 
und  dem  Frieden  von  San  Stefano  (3.  März  1878)  der  Waffenstillstand 
von  Adrianopel.  —  [Im  chinesisch-japanischen  Kriege  war  der  Waffen- 
stillstand vom  30.  März  1895  der  Vorläufer  des  Friedens  zwischen  Japan 
und  China.i)  —  Dem  Frieden  zwischen  der  Türkei  und  Griechenland  vom 
4.  Dezember  1897  ging  gleichfaUs  ein  Waffenstillstand  voraus.^)  —  Beim 
spanisch-amerikanischen  Kriege  von  1898  wurde  das  Friedensprotokoll 
vom  12.  August  1898  während  eines  Waffenstillstandes  unterzeichnet.^)] 

13S0.  —  Der  Waffenstillstand  darf  nicht  mit  der  einfachen  Waffen- 
ruhe verwechselt  werden.  —  Letztere  entbehrt  des  politischen  Charakters. 
Ihre  Wirkungen  beschränken  sich  auf  ein  bestinuntes  Gebiet  oder  auf 
bestimmte  Truppenkörper.  —  Der  Waffenstillstand  erzeugt  allgemeinere 
und  ausgedehntere  Wirkungen.  Er  gilt  für  den  ganzen  Kriegsschauplatz 
(vorbehaltlich  einer  ausdrücklichen  Ausnahme,  wie  z.  B.  für  die  Armee 
Bourbakis  im  Jahre  1871),  für  alle  kriegführenden  Staaten  und  deren 
Angehörige  (Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  688  und  689  —  Amerikan.  Kriegs- 
artikel, Art.  137  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  48).  —  [Der  Artikel  37  der 
Haager  Bestimmungen  lautet:  „Der  Waffenstillstand  kann  ein  allgemeiner 
oder  ein  örtlich  begrenzter  sein;  der  erstere  unterbricht  die  Kriegsunter- 
nehmungen der  kriegführenden  Staaten  allenthalben,  der  letztere  nur  fib: 
bestimmte  Teile  der  kriegführenden  Heere  und  innerhalb  eines  bestimmten 
Gebietes."] 

1251.  —  Für  beide  Arten  der  Waffenstillstandsvertr&ge  gelten  fol- 
gende gemeinsame  Regeln. 

Meistens  wird  der  Waffenstillstand,  besonders  aber  die  Waffenruhe,  für 
eine  bestimmte  Zeitdauer  oder  für  eine  bestimmte  Reihe  von  Tagen  (oder  für 
Stunden,  wie  bei  der  einfachen  Waffenruhe)  vereinbart.  —  Es  ist  wesentlich, 
die  Frist  genau  festzusetzen,  denn  nach  ihrem  Ablaufe  endigt  der  Waffen- 
stillstand von  selbst  und  die  Feindseligkeiten  werden,  vorbehaltlich  entgegen- 
stehender Abmachungen,  ohne  vorhergehende  Erklärungen  wieder  aufge- 
nommen. —  Die  Tage  werden  von  Stunde  zu  Stunde  gezählt. — Die  Schriftsteller 
sind  indessen  darüber  nicht  einig,  ob  der  erste  und  der  letzte  Tag  in  die  Frist 
einzuberechnen  sei.  PufendorfundVattel  zählen  beide  Tage  mit.  Dudley- 

1)  [Ariga,  op.  cit,  pp.  246  et  s.] 

2)  [PolitiB,  R.  D.  L  F.,  t.  V,  pp.  124  et  s.] 

3)  [Le  Für,  R.  D.  I.  P.,  t.  V,  p.  818  und  t  VI,  p.  680.] 
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Field  schliesst  sie  beide  aas  (Art.  994).  Die  englischen  Gtericlite  schliessen 
den  ersten  Tag  aus  nnd  rechnen  den  letzten  mit.  —  Katsam  ist  es  also,  sich 
solcher  Ausdrucke  zu  bedienen,  die  keinen  Zweifel  über  die  Absicht  der 
Parteien  lassen.  —  Der  Waffenstillstand  kann  auch  für  unbestimmte  2ieit 
abgeschlossen  werden.  In  diesem  Falle  kann  jede  Eriegspartei  die  Feiad- 
seligkeiten  dadurch  wieder  aufnehmen,  dass  sie  innerhalb  der  vereinbarten 
FVist  den  Vertrag  kündigt  (Amerikan.  Eriegsartikel  Art.  138.  —  Brüsseler 
Deklaration,  Art.  47  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  36]). 

1262.  —  Mit  dem  Abschlüsse  des  Waffenstillstandes  werden  die  Feind- 
seligkeiten eingestellt  Das  Abkommen  ist  daher  von  Amts  wegen  und 
unverzüglich  den  zuständigen  Behörden  und  den  Truppen  mitzuteilen,  damit 
Missverständnisse  verhütet  werden.  Trifft  die  Anzeige  nicht  früh  g«ug 
ein,  um  den  Beginn  von  Teilgefechten  zu  verhindern,  so  wird  man  die 
Folgen  der  Vorgänge  tunlichst  rückgängig  machen:  Kriegsgefangene  werden 
wieder  in  Freiheit  gesetzt  und  die  Beute  wird  zurückgegeben.  (Amerikan. 
Kriegsartikel,  Art.  135,  136  u.  140.  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  47  und 
49.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  38]).*) 

Ein  Versehen  bei  der  Anzeige  kann  die  schlimmsten  Folgen  haben. 
—  Im  Jahre  1871  erhielt  Oenerä  Clinchant,  der  Befehlshaber  der  Ost- 
armee (in  Vertretung  Bourbakis),  am  29.  Januar  die  Nachricht  von  dem 
Abschlüsse  des  Waffenstillstandes;  man  hatte  aber  versäumt,  ihm  mit- 
zuteilen, dass  sein  Heer  von  dem  Vertrage  ausgeschlossen  sei.  Er  stellte 
den  Bückzug  seiner  Truppen  ein.  Dieser  Au&chub  ermöglichte  dem 
preussischen  General  v.  Manteuffel  ihn  einzuschliessen  und  ihn  zu  zwingen, 
sich  in  die  Schweiz  zu  flüchten.^ '^) 

[Nach  den  Haager  Bestimmungen,  Art.  38,  sind  die  Feindseligkeiten 
sofort  nach  Mitteilung  oder  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  einzustellen.] 

1253.  —  Abgesehen  von  besondern  Abmachungen,  hat  der  Waffen- 
stillstand folgende  Wirkungen.  —  Angriffshandlungen  aller  Art  sind 
durchaus  verboten.  Während  der  Dauer  des  Waffenstillstandes  und  der 
Waffenruhe  müssen  die  Eriegsparteien  das  Feuern  einstellen,  sie  dürfen 
nicht  mehr  vorrücken,  und  haben  sich  jedes  Angriffes  und  jeder  Erkundung 
jenseits  ihrer  Stellungen  zu  enthalten.®) 

Bei  einer  Belagerung  können  die  Laufgräben  von  den  Belagerern 
nicht  mehr  vorgeschoben  werden;  die  Geschütze  müssen  schweigen. 

1)  Wird  der  Krieg  zu  Land  und  zu  Wasser  geführt,  so  ist  es  natürlich,  dass 
den  Kriegsschiffen  die  Anzeige  vom  Waffenstillstand  oft  sehr  spät  zngeht;  es  ist 
daher  möglich,  dass  sie  in  der  Zwischenzeit  feindliche  Schiffe  aufgebracht  haben. 

2)  S.  über  dieses  Ereignis:  Sorel,  Histoire  diplomatique  de  la  gnerre  franco- 
allemande  t.  II,  p.  186  et  &• 

8)  [Es  ist  am  Platze,  hier  auf  eine  Bestimmung  des  Waffenstillstandes,  der 
w&hrend  des  Krimkrieges  (ygl.  oben  No.  1249)  zu  Traktir  abgeschlossen  wurde,  hin- 
zuweisen. Diese  Klausel  scheint  dem  Grundsatze  der  Aufrechterhaltung  des  Status 
2U0  zu  widersprechen.  Mau  begnügte  sich  nämlich  nicht  damit,  zu  Yereinbaren, 
ass  die  von  den  Kriegsparteien  errichteten  Blockaden  durch  den  Waffenstillstand 
nicht  berührt  werden  sollten,  sondern  man  bestimmte  überdies,  dass  der  Waffenstill- 
stand keine  Wirkungen  auf  etwa  noch  zu  errichtende  Blockaden  hätte.  Hier- 
aus folgte,  dass  die  Flotten  sich  trotz  des  WaffenstUlstandes  für  neue  Blockaden 
rüsten  konnten.  Diese  Bestimmung  kam  den  Wünschen  Englands  und  Frankreichs 
entgegen.  Diese  Mächte  beabsichtigten  nämlich,  im  kommenden  Frühling,  falls 
der  Friede  noch  nicht  wieder  hergestellt  worden  wäre,  den  Krieg  nach  der  Ostsee 
zu  verlegen.  Zu  diesem  Zwecke  mussten  sie  aber  sofort  ihre  Vorbereitungen  treffen, 
und  ihre  Schiffe  mussten  das  erste  Tauwetter  benutzen,  um  nach  der  Ostsee  abzu- 
dampfen. (S.  den  Text  dieses  Waffenstillstandsvertrags  bei  de  Clercy,  Receuil  des 
traites  de  la  France,  t.  VII,  p.  56.)] 

•)  Ygl  die  Sdhüderung  dieses  Vorfalls  im  3L  Eefte  der  KrieffSffes(ki(Micken  Eimd' 
Schriften  8.  43. 
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1254.  —  Worin  bestehen  die  Verteidigungshandlnngen,  die, 
mangels  besonderer  Vereinbarungen,  während  des  Waffenstillstandes  ver- 
boten oder  erlaubt  sind?  —  Hierüber  herrscht  vollständige  Meinungs- 
verschiedenheit sowohl  in  der  Theorie  als  auch  in  der  Praxis.  —  Die  meisten 
Schriftsteller  wie  Vattel,  Wheaton,  Bluntschli,  Fiore,  Calvo, 
Phillimore,  Neumann,  F.  v.  Martens  u.  a.  sind  der  Ansicht,  dass  sich 
eine  Eriegspartei  während  eines  Waffenstillstandes  jeder  Eriegstätigkeit 
und  jeder  Handlung  zu  enthalten  habe,  an  deren  Verhinderung  der  Feind 
ein  Jbiteresse  gehabt  und  die  er  wohl  auch  verhindert  hätte,  wenn  die 
Feindseligkeiten  nicht  eingestellt  worden  wären;  andernfalls  würde  der 
Waffenstillstand  nicht  gleichmässig  beide  Parteien  zur  Euhe  verweisen, 
sondern  die  eine  begünstigen  und  die  andere  benachteiligen.  —  So  darf 
eine  Eriegspartei,  die  sich  in  einer  ungünstigen  Stellung  befindet,  die  sie 
nicht  hätte  verlassen  können,  ohne  auf  den  Widerstand  des  Feindes  zu 
stossen,  den  Waffenstillstand  nicht  dazu  ausnutzen,  um  eine  bessere 
Stellung  zu  beziehen.  — Der  Belagerte  darf  weder  eine  offene  Bresche 
ausfÜUen,  noch  neue  Werke  aufführen,  noch  neue  Truppen  in  die  Festung 
werfen,  deren  Anmarsch  der  Feind  ohne  die  Waffenruhe  zu  verhindern 
versucht  haben  wtLrde.  Seinerseits  darf  der  Belagerer  die  Belagerungs- 
arbeiten nicht  fortsetzen  und  die  Einschliessung  nicht  vervollständigen, 
da  ihn  die  Artillerie  des  Belagerten  daran  gehindert  hätte. 

1255.  —  Diese  Lehrmeinung  wird  von  der  Praxis  und  von  einigen 
Sehriftstellem  zurückgewiesen,  so  von  Heffter,  Quelle  (t.  I,  p.  241)  und 
Pillet,  von  dem  Manuel  k  Fusage  des  officiers  frangais  p.  62  und  durch 
die  Amerikan.  Eriegsartikel,  Art.  144. 

Sie  ist  insofern  bedenklich,  als  sie  leicht  Anlass  zu  Missbräuchen  und 
Beschwerden  gibt.  Sie  ist  auch  in  den  letzten  Erlegen  nicht  zur  Geltung 
gekommen.  Wenn  nichts  anderes  vereinbart  worden  ist,  so  behält  jede 
Eriegspartei  die  Befugnis,  Truppenbewegungen  vorzunehmen,  Rekruten 
auszuheben,  Verschanzungen  zu  errichten,  Breschen  auszufüllen,  neue 
Batterien  aufzufahren,  mit  einem  Worte,  die  zur  Verfügung  stehende  Zeit 
und  Mittel  zu  benutzen,  um  sich  fär  die  Wiedereröffnung  der  Feindselig- 
keiten zu  rüsten.  —  Erlangt  eine  Eriegspartei  durch  Vornahme  solcher 
Handlungen  einen  Vorsprung  vor  der  andern,  so  hat  diese  sich  diese 
Folgen  selbst  zuzuschreiben,  denn  entweder  hätte  sie  den  Waffenstillstand 
überhaupt  nicht  bewilligen  sollen,  oder  sie  hätte  die  fraglichen  Handlungen 
durch  den  Veitrag  ausdrücklich  ausschliessen  müssen.  —  Befindet  sich 
beispielsweise  in  den  Befestigungen  eine  Bresche,  so  muss  ausdrücklich 
ausbedungen  werden,  dass  der  Belagerte  sie  nicht  ausfüllen  darf  und 
dergl.  mehr. 

1256.  —  Eine  heikle  Frage  ist  weiter  die,  ob  sich  die  belagerte 
Festung  mit  neuen  Lebensmitteln  versehen  darf.  Fast  stets  wird  dieser 
Fall  in  dem  Waffenstillstandsvertrage  besonders  entschieden.  Was  gilt 
aber,  wenn  der  Vertrag  hierüber  nichts  bestimmt?  —  Nach  der  Meinung, 
die  die  Aufrechterhaltung  des  Status  quo  als  Regel  fordert,  muss  die 
Wiederversorgnng  mit  Lebensmitteln  verboten  sein;  dies  hat  aber  zur 
Folge,  dass  der  Waffenstillstand  für  die  Bevölkerung  und  die  Garnison 
des  belagerten  Platzes  verhängnisvoll  wird,  denn  die  Lebensmittel,  die 
zur  Verteidigung  notwendig  sind,  werden  während  der  Dauer  der  Waffen- 
ruhe verzehrt  und  fehlen,  wenn  die  Feiudseligkeiten  wieder  beginnen.  — 
Im  Gegensatz  hierzu  ist  die  Erneuerung  der  Vorräte  nach  der  in  der 
Praxis  angenommenen  Meinung  zulässig.    Wenn  aber  die  Festung  voll- 
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ständig  eingeschlossen  ist,  so  scheint  die  Gestattong  der  Verproviantierong 
zwecklos  zu  sein. 

Nach  der  einen  wie  nach  der  andern  Meinnng  darf  sich  der  Be- 
lagerte die  Lebensmittel  allerdings  nicht  selbst  verschaffen.  Er  mnss  den 
Feind  darum  angehen.  Wie  hat  sich  dieser  zu  verhalten?  Will  man, 
dass  der  Waffenstillstand  den  Belagerten  nicht  nachteilig  sei  und  dass 
sie  sich  am  letzten  Tage  in  derselben  Lage  befinden  wie  am  ersten  Tage, 
so  muss  der  Belagerer,  wenn  auch  keine  vollständige,  so  doch  eine  an- 
gemessene Verproviantierung  zulassen,  indem  er  z.  B.  die  Menge  der  ge- 
statteten Lebensmittel  von  Tag  zu  Tag  oder  von  zehn  zu  zehn  Tagen  fest- 
setzt; immerhin  muss  der  gesamte  Vorrat  dem  gewöhnlichen  Verzeih 
während  der  Dauer  des  Waffenstillstandes  entsprechen,  sonst  würde,  wie 
Thiers  den  Gesandten  der  neutralen  Mächte  am  9.  November  1870  er- 
klärte, ein  Waffenstillstand  genügen,  um  die  Übergabe  der  stärksten 
Festung  der  Welt  zu  sichern.  —  Im  Jahre  1866  gewährte  Preussen  zu 
Nikolsburg  die  Wiederversorgung  der  Festungen  Böhmens  mit  Lebens- 
mitteln.^) 

1257.  —  Die  Eriegsparteien  müssen  in  den  Bedingungen  des  Ver- 
trages festsetzen,  welche  Beziehungen  die  Truppen  untereinander  und  mit 
der  Bevölkerung  während  des  Waffenstillstandes  oder  der  Waffenruhe 
unterhalten  können.  (Amerik.  Eriegsart.,'Art.  142.  —  Brüsseler  Deklaration, 
Art.  50.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  39].)  —  Um  Reibungen  zwischen 
den  Gegnern  zu  vermeiden,  ist  es  herkömmUch,  ein  neutrales  Gebiet 
(zone  neutre)  zwischen  beiden  Heeren  zu  vereinbaren.  Die  Breite  dieses 
zwischen  den  beiderseitigen  Vorpostenketten  liegenden  Gebietes  wird  ver- 
schieden sein;  sie  ist  gering  im  Falle  der  Belagerung  einer  Festung.  — 
Durch  Artikel  3  des  Waffenstillstandsverti-ages  von  Versailles  vom 
28.  Januar  1871  wurde  bestimmt,  dass  das  Gelände  zwischen  den  Festungen 
von  Paris  und  der  befestigten  Enceinte  von  Paris  beiden  Heeren  ver- 
schlossen sei. 

1258.  —  Kann  sich  eine  Eriegspartei,  wenn  ihr  Gegner  den  Waffen- 
stillstand bricht,  ihrer  Verpflichtungen  für  ledig  erachten  und  ohne  vor- 
hergehende Kündigung  die  Feindseligkeiten  wieder  aufnehmen?  Bluntschli 
bejaht  dies  (Art.  695).  —  Guelle  unterscheidet:  Hat  eine  der  Eriegs- 
parteien, dem  gegebenen  Worte  zuwider,  einen  Angriff  unternommen,  so 
ist  die  andere  Partei  ohne  weiteres  zur  Zui*ückschlagung  dieses  Angriffes 
und  zur  Ergreifung  der  Offensive  berechtigt.  Aber,  abgesehen  von  diesem 
dringlichen  Falle,  ist  es  notwendig,  das  Abkommen  vor  Wiederaufnahme 
der  Feindseligkeiten  zu  kündigen  und  eine  angemessene  Frist  nach  der 
Eündigung  verstreichen  zu  lassen.  Es  ist  treulos,  unter  einem  mehr  oder 
weniger  begründeten  Verwände  den  WaffenstiUstand  zu  brechen  und  den 
Feind  zu  überfallen,  ohne  ihm  Zeit  za  lassen,  sich  zur  Wehr  zu  setzen. 


1)  Als  im  Jahre  1870  die  neutralen  Mächte  einen  WaffenstillBtacdsvorschlag 
machten,  wies  Bismarck  die  Bedingung  einer  den  Verhältnissen  entsprechenden 
Verproviantierung  von  Paris  zurück.  Diese  Weigerung  machte  den  Unterhandlungen 
ein  Ende.  Jules  Fayre  hob  in  seinem  an  England,  Österreich,  Russland  und  Italien 
gerichteten  Zirkular  vom  7.  November  die  Ungerechtigkeit  dieser  Weigerung  hervor. 
—  Es  scheint  fast  sicher,  dass  der  deutsche  Kanzler  anfangs  dem  verlangen  nach 
Erneuerung  der  Lebensmittel  nicht  abhold  gewesen  ist  Wenn  er  schliesslich  doch 
nicht  darauf  einging,  so  veranlasste  ihn  hierzu  wohl  der  Aufstand  vom  31.  Oktober 
1870,  der  den  Kanzler  zu  dem  Glauben  brachte,  dass  die  Regierung  der  National- 
Verteidigung  nicht  stark  genug  wäre,  um  das  Zustandekommen  des  Friedens  zu  sichern. 
(Quelle,  t.  I,  p.  243.  —  Geffcken-Heffter,  §  142,  Aum.  9.  —  Sorel,  Histoire 
diplomatique  de  la  guerre  t  II,  eh.  III.) 
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(Gaelle,  t.  I,  p.  245.  —  Manuel  des  officiers  frangals,  p.  60.  —  Ameri- 
kanische  Eriegsarükel,  Art.  136  u.  146.  —  Brüsseler  Deklaration,  Art.  51. 
—  [Haager  Bestimmungen,  Art.  40].) 

Die  Verletzung  der  Bedingungen  des  Waffenstillstandes  durch  einzelne 
Soldaten  oder  Privatpersonen,  die  ohne  Auftrag  handeln,  rechtfertigt  nur 
die  Forderung  ihrer  Bestrafung,  nicht  auch  die  Kündigung  des  Ab- 
kommens. (Brfisseler  Deklaration,  Art.  52.  —  Amerikan.  Kriegsartikel, 
Art.  147.  —  [Haager  Bestimmungen,  Art.  41].) 


Vierter  Abschnitt. 
Kapitulationen. 

1859.  —  Eine  Kapitulation  ist  ein  Kriegsvertrag,  der  dem  Wider- 
stände einer  in  einem  Kriegsplatze  eingeschlossenen,  oder  auf  freiem 
Felde   umzingelten  Truppe  mit   oder   ohne  Bedingungen  ein  Ende  setzt. 

[„Die  zwischen  den  verhandelnden  Parteien  vereinbarten  Kapitu- 
lationen sollen  den  Forderungen  der'  militärischen  Ehre  Rechnung  tragen. 
Einmal  abgeschlossen,  sollen  sie  von  beiden  Parteien  gewissenhaft  beob- 
achtet werden*".    Haager  Bestimmungen,  Art.  35.] 

Die  Militärgesetze  der  einzelnen  Staaten  trelSen  strenge  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  KapitulatiODen."^)  —  Nach  französischem  Becbte  wird  ein 
Truppenbefehlshaber,  der  auf  freiem  Felde  kapituliert,  mit  dem  Tode  und 
Degradierung  bestraft,  wenn  die  Kapitulation  die  Waffenstreckung  der 
Truppen  zur  Folge  gehabt  hat,  oder  wenn  er  vor  den  mündlichen  oder 
schriftlichen  Unterhandlungen  nicht  alles  getan  hat,  was  ihm  seine  Pflicht 
und  seine  Ehre  gebietet;  in  allen  andern  Fällen  findet  Dienstentlassung 
statt  (Code  justice  müit.,  art.  210).  —  Napoleon  I.  spricht  sich  in  seinem 
Memorial  de  Sainte-H^töne  gegen  Kapitulationen  auf  freiem  Felde  scharf 
ans  und  lobt  anderseits  das  Verhalten  des  Marschalls  Ney  am  Ufer  des 
Dnieper. 

1260.  —  Man  darf  die  Kapitulation  nicht  mit  der  Begebung  in  Kriegs- 
gefangenschaft verwechseln.  Ein  General  oder  ein  Offizier,  der  von  über- 
legenen Streitkräften  bedrängt  wird,  muss  zu  seiner  Verteidigung  alles 
tun,  was  die  Ehre  von  ihm  fordert.  Hat  er  aber  seiner  mUitärischen 
Pflicht  gentigt,  ist  seine  Munition  erschöpft  und  jeder  fernere  Widerstand 
aussichtslos,  so  darf  er  sich  als  Kriegsgefangener  ergeben. 

1261.  —  Die  Festungen  spielen  in  Angriffs-  und  Verteidigungskriegen 
eine  sehr  wichtige  Rolle.  Ein  Festungskommandant  muss  die  Stadt  bis 
zum  äussersten  halten,  dies  fordert  seine  Ehre.  —  Das  französische 
Militärrecht  enthält  alte  Bestimmungen,  die  sich  auf  diese  Pflicht  be- 
ziehen. Immer  wiederholt,  sind  sie  in  den  Artikeln  195  und  196  des  Er- 
lasses vom  4.  Oktober  1891  niedergelegt  worden:  „Der  Kommandant  eines 
Kriegsplatzes  darf  nie  ausser  acht  lassen,  dass  er  ein  Bollwerk  des  Vater- 
landes und  einen  Stützpunkt  seiner  Heere  verteidigt,  und  dass  das  Wohl 
des  Landes  davon  abhängen  kann,  ob  er  den  Platz  einen  Tag  früher 
oder  später  übergibt.  Er  muss  gegenüber  böswillig  verbreiteten  Gerüchten 
nnd  Nachrichten,  die  der  Feind  ihm  zukommen  lässt,  taub  bleiben,  er  hat 
allen  an  ihn  herantretenden  Versuchungen  zu  widerstehen  und  muss  dafür 

*)  §  63,  DenMiei  MUUärsirafgeaetaueh. 
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sorgen,  dass  allen  Ereignissen  zun  Trotz,  sein  Mnt  sowie  der  der  von 
ihm  befehligten  Garnison  nnerschttttert  bleibe/ 

„Der  Gouverneur  eines  Eriegsplatzes  (oder  eines  Forts)  darf  nicht 
vergessen,  dass  die  Gesetze  ihn  mit  dem  Tode  und  mit  militärischer  Degra- 
dierung bestrafen,  wenn  ihm  nachgewiesen  wird,  dass  er  kapituliert  hat, 
ohne  alle  Verteidungsmittel,  ttber  die  er  verfttgte,  erschöpft  und  die  Q^ 
böte  der  Pflicht  und  der  Ehre  erftUlt  zu  haben^  (Code  de  justice  milit., 
Art.  209). 

1263.  —  Glaubt  der  Gouverneur,  dass  das  Ende  des  Widerstandes 
gekommen  sei,  so  beruft  er  den  Untersuchungsrat  (conseil  d'enqufite),  um 
dessen  Ansicht  Ober  die  Möglichkeit  einer  Verlängerung  der  Belagerung 
entgegenzunehmen.  Hierauf  entscheidet  er  allein  und  auf  seine  eigene 
Verantwortung  Aber  den  Zeitpunkt  und  die  Bedingungen  der  Kapitu- 
lation. —  Bei  der  Kapitulation  trennt  er  sich  niemals  von  seinen  OfiKzieren 
und  seinen  Truppen;  er  teilt  deren  Geschick  sowohl  nach  wie  vor  der 
Belagerung.  In  keinem  Falle  darf  er  die  Festung  übergeben,  ohne  vor- 
her die  Fahnen  vernichtet  zu  haben.  Jeder  Kommandant  oder  Gouvemenr, 
der  eine  Festung  übergibt,  sei  es  auch  unter  den  ehrenhaftesten  Be- 
dingungen, wird  vor  ein  Kriegsgericht  gesteUt.  —  Dies  sind  die  wesent- 
lichen Bestimmungen  des  französischen  Rechts.  —  Welches  sind  die  Regeln 
des  völkerrechtlichen  Herkommens? 

1263.  —  Dem  Feinde  gegenüber  ist  der  Kommandant  eines  Kriegs- 
platzes rechtlich  stets  befähigt,  zu  kapitulieren.  —  Das  von  ihm  unter- 
zeichnete Abkommen  ist  gültig  und  verpflichtet  sein  Land,  unbeschadet 
der  ihn  selbst  treffenden  Verantwortung.  —  Beim  Mangel  einer  ausdrück- 
lichen Volhnacht  hat  jedoch  der  Kommandant  eines  belagerten  Platzes 
nur  die  zur  Ausübung  seines  Kommandos  notwendigen  Befugnisse.  Er 
ist  nicht  berechtigt,  einen  Veitrag  über  die  endgültige  Übereignung  des 
von  ihm  befehligten  Platzes  oder  über  eine  Gebietsabtretung  oder  Aber 
die  Einstellung  der  Feindseligkeiten  auf  einem  ausserhalb  seines  Macht- 
bereiches stehenden  Gebietes  zu  schliessen  (Manuel  des  offtciers  fran^ais, 
p.  65.  —  Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  699).  -—  Bei  der  Kapitulation  von 
Verdnn  am  8.  November  1870  wurde  die  Übergabe  der  Festung  und  des 
Kriegsmaterials  an  Deutschland  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  ver- 
einbart, dass  die  Festung  beim  Friedensschlüsse  an  Frankreich  zurück- 
gegeben werden  sollte.  Diese  Bestimmung  überschritt  die  Befugnisse  der 
verhandelnden  Parteien. 

1264.  —  Die  Absicht  zu  kapitulieren,  wird  gewöhnlich  durch  Auf- 
ziehen einer  weissen  Fahne  auf  den  Befestigungswerken  angezeigt  Die 
Unterhandlungen  werden  durch  einen  Parlamentär  eingeleitet.  —  Treu 
und  Glaube  muss  sowohl  bei  diesen  Unterhandlungen  als  auch  bei  der 
Ausführung  solcher  Abkommen  vorwalten. 

1265.  —  Bei  der  Übergabe  müssen  Waffen,  Munition  und  Verteidi- 
gungswerke dem  Feinde  in  dem  Zustande  überliefert  werden,  worin  sie 
sich  zur  Zeit  der  Unterzeichnung  der  Kapitulation  befinden.  —  In  der 
Zeit  zwischen  der  Unterzeichnung  und  der  Ausführung  des  Vertrages  darf 
der  Besiegte  weder  die  Waffen  vernichten  noch  das  Pulver  durdmSssen 
noch  die  Befestigungswerke  beschädigen.  Dies  wäre  treulos  und  ist  verboten 
(Manuel  des  officiers  fran^,  p.  54.  —  Amerikan.  Kriegsartikel,  Art.  145). 

Aber  kein  Herkommen  verbietet  dem  Festungskommandanten,  der 
sich  zur  Kapitulation  genötigt  sieht,  Vorkehrungen  zu  treffen,  damit  nichts 
in  die  Hände  des  Feindes  fällt,  was  dieser  verwerten  könnte.  Man  kann 
vor  der  Unterzeichnung  des  Abkommens  tun,  was  später  nicht  mehr  erlaubt 
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sein  würde.  —  Ein  Kommandant,  der  nicht  vor  der  Kapitulation  Waffen, 
Munition  und  Fahnen  vernichten  lässt,  kann  nicht  entschuldigt  werden. 

Eine  der  ehrenhaftesten  Kapitulationen  war  die  von  Pfalzburg  vom 
12.  Dezember  1870.  Die  Stadt,  die  seit  dem  10.  August  belagert,  mehrere 
Haie  beschossen  und  mit  Lebensmitteln  ungenügend  versehen  worden  war, 
leistete  vier  Monate  lang  Widerstand.  Als  die  Lebensmittel  zur  Neige  ge- 
gangen waren,  Hess  der  Kommandant  Taillant  die  Artillerie,  die  Munition, 
die  Flinten  usw.  vernichten;  darauf  befahl  er,  die  Tore  der  Stadt  zu  öffnen 
und  gab  dem  Feinde  zu  wissen,  dass  er  sich  auf  Gnade  und  Ungnade 
ergebe.  —  Um  dies  Verhalten  zu  ehren,  beliessen  die  Deutschen  den 
Offizieren  die  Degen  und  den  Soldaten  die  Tornister  und  gestatteten  ihnen 
die  Städte  für  ihre  Intemierung  auszuwählen.  —  Später,  am  22.  April 
1872,  erteilte  das  französische  Kriegsgericht  dem  Kommandanten  Taillant 
und  dessen  Beratern  bei  der  Verteidigung  eine  besondere  Anerkennung. 

J266.  —  Die  Kapitulation  wird  oft  schriftlich,  sie  kann  aber  auch 
nur  mündlich  vereinbart  werden.  Die  Verteidiger  der  Festung  sind  als  Kriegs- 
gefangene zu  behandeln.  Ihr  langwährender  Widerstand  muss  ihnen  ehren- 
hafte Bedingungen  sichern.  Will  der  Sieger  der  Tapterkeit  und  der  Tatkraft 
der  Verteidiger  seine  Hochachtung  zollen,  so  gewährt  er  einen  Abzug  mit 
militärischen  Ehren,   d.  h.  unter  Trommelwirbel  und  fliegenden  Fahnen. 

—  Artikel  1  des  Abkommens  mit  Beifort  vom  15.  Februar  1871  lautete: 
„Die  Garnison  von  Beifort  verlässt  den  Platz  mit  kriegerischen  Ehren 
und  behält  ihre  Waffen,  ihr  Fuhrwerk  und  das  der  Truppe  angehörende 
Kriegsmaterial,  sowie  die  Militäi-archive  .  .  .  nur  das  Kriegsmaterial,  das 
zu  dem  Platze  gehört,  wird  übergeben.^  Dies  sind  die  ehrenhaftesten 
Bedingungen,  die  der  Feind  gewähren  kann.  —  Die  Deutschen  ehrten 
sich  selbst,  als  sie  der  Garnison  von  Beifort  diese  Bedingungen  einräumten. 

1267.  —  Die  zahlreichen  Kapitulationen  während  des  deutsch-franzö- 
sischen Krieges  enthielten  im  2Ülgemeinen  folgende  Bedingungen:  Das 
besiegte  Heer  wird  kriegsgefangen;  —  ausgenommen  sind  die  Offiziere 
und  Beamte,  die  sich  auf  Ehrenwort  und  schriftlich  verpflichten,  während 
der  Dauer  des  Krieges  nichts  gegen  die  deutschen  Interessen  zu  tun 
(Art  196  des  Erlasses  vom  4.  Oktober  1891  untersagt  den  Offizieren, 
sich  von  ihren  Truppen  zu  trennen).  —  Übergabe  des  Kriegsmaterials. 

—  Übergabe  des  Platzes.  —  Die  Arzte  bleiben  zur  Pflege  der  Verwundeten 
zurück  Kapitulation  von  Sedan  vom  2.  September  1870.  —  £[apitulation 
von  Metz  vom  27.  Oktober  1870).^)  —  [Im  Laufe  des  spanisch-amerika* 
nischen  Krieges  von  1898  fanden  diei  wichtige  Kapitulationen  statt: 
die  von  Santiago,  Ponce  und  Manila;  die  erste  und  die  letzte  haben 
Schwierigkeiten  veranlasst.^ 

Der  Sieger  muss  die  gewährten  Bedingungen  der  Kapitulationen 
getreulich  und  gewissenhaft  halten. 


1)  [S.  bei  Faidherbe,  Gampagne  de  Tarm^e  du  Nord  en  1870/71,  pp.  84  et  89 
den  Text  des  Eapitulationsvertrages  der  Zitadelle  von  Amiens  und  von  reronne.  — 
Uoter  den  bemerkenswerten  Kapitulationen  ist  besonders  die  von  Khars  herrorzu- 
heben,  die  1865  zwischen  dem  türkiachen  Gouverneur  dieses  Platzes  und  dem  ihn 
belagernden  Befehlshaber  der  russischen  Truppen  unterzeichnet  wurde.  Man  findet 
in  diesem  Vertage  sehr  humane  Bedingungen,  die  für  jene  Zeit  ganz  neu  waren 
(6.  F.  Y.  Martflaas»  Nouvean  Recenil  de  trait^,  t  XV,  p.  631).] 

2)  [Le  FtffTR.  D-  1.  P-,  t.  V,  pp.  184  et  sj 
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ruAtioBa],  1866.  —  Aria«. 

Atilmayer.   Übmr  den  Seekrieg.  —  Anbe.    Vn  iioiiye«i  Droit  marittme  intematioiial,  1S75.  —  L»  gnao» 

naritime  et  les  porta  miUtaliea  de  la  France,  BeTue  des  Denx-Mondea,  15  mars  1882.  —  AsnnL    Le  Droit 

marttliiie  de  l^Eorooe.  —  Boargeoia.    Loa  torpiUeorB,  la  goerre  navale  et  la  dMense  dea  «Otee,  1888.  — 


[Arendt    Dn  droit  maritime  intematioBa],  1866.  —  Ariaa.   LeoeiOBea  de  Derecho  marittmn,  ISIi. 
Über  den  Seekrieg.  —  Anbe.    Vn  nonyeaa  Droit  maritime  international,  1875.  —  La 


Carnassa-AmarL  Del  bloeco  marittimo,  1897.  —  Caatro  yCasaleiz.  Problemaa  de  Dereclio  i 
marttOmo,  relaeionadoa  con  el  eatado  de  gaerra.  —  Canehy.  Le  Droit  maritime  international,  1862,  1. 1, 
Fp.  101  k  166;  485  k  516;  t.  n,  pp.  158  k  167  et  a.  —  Charmea.  La  r«forme  maritime,  la  gnerre  maritime 
et  rorgaaiaation  dea  foreea  naTaiea,  Reme  dea  Deox-Mondee.  1er  man  1885.  —  Contnsst  ü  diiitto  infeer- 
naxionale  marittimo.  —  De  Cnaay.  Pbaaea  et  eanaea  oölebrea  du  Droit  maritime  dea  nationa,  1S56.  — 
Arthur  Deajardina.  Le  droit  commerdal  maritime,  1 1,  1898.  —  Le  Congrto  de  Paria  de  1856  et  la  jvria- 
pmdenee  internationale,  1884.  —  Den  Beer  Porto  gaeL  Hetintemattonaalmaritiem  recht,  1888.  —  Du  hoc 
Le  point  faible  de  l'Angleterre.  —  Dnpin  de  Saint-Andr4.  La  qoeetfon  dea  torpiUeore,  Bevoe  dea  Deaz- 
Mondea,  15  jnin  1880.  —  TorpiUenra  et  b&timenta  de  gnerre  et  de  commerce,  BoToe  des  Denz-Mondea,  15 
julllet  1886-  —  Dnpnla.  I^e  droit  de  la  guerre  maritime  d*aprto  les  doctrines  anglaiaes  oontemporainet, 
1899.  —  Panl  Fanchille.  Dn  blocoa  maritime,  1882.  —  Ferguson.  Manoal  of  international  Law  for  the 
oae  of  naYies,  coloniea  and  oonsnlates,  1884—85.  —  Ferrero-Qola.   Corso  di  Diritto  intemazionale  pnbblico, 


priTato  e  marittimo,  1866b  —  FiorellL  Del  concetto  della  gnerra  e  dei  snoi  r^iportt  con  le  qneationl  marit- 
time.  —  Fnnck-Brentano.  La  döclaration  de  Paris  dn  16  ayril  1856  et  son  application  daaa  lea  iempo 
modernes,  B.  D.  L  P.,  t.  I,  p.  824.  —  Gef  f  cken.  La  sperre  maritime  de  TaTenlr,  B.  D.  L,  t  XX,  p.  4M.  — 
Geaaner.  Lee  graadea  pnissances  et  la  rftforme  dn  Droit  intemat  maritime,  B.  D.  I.,  t  X,  p.  489.  —  Zar 
Betorm  dea  Kriega-Seerechta.  —  Glass.  Maritime  inteniational  Law,  1885.  —  Hantefenille.  Hiatolre  des 
origines,  des  progr^s  et  des  ▼ariattons  dn  Droit  maritime  international,  1869.  —  Qnestions  de  droit  maritime 
international,  1861.  —  Des  droits  et  des  devoirs  des  nations  nentres  en  temps  de  guerre  maritime,  18581,  1. 1, 
tit  m,  pp.  95  k  160.  —  Jean.  Etüde  sur  le  Droit  maritime  international,  couTention  de  1856,  Bevue  maritime, 
1899,  p.  264.  —  Jouffroy.  Le  Droit  des  gens  maritime  uniyersel.  —  Kermalngant  Le  Droit  dea  geas 
maritime  pratiqn6  par  TAngleterre,  TEspagne  et  la  France  au  commencement  du  XYlIle  sitele.  —  Lemoine. 
Pr4eis  de  droit  maritime  international,  1888.  —  Libbrecht  La  guerre  maritime,  1888.  —  Lorimer.  Ob- 
serrations  sur  la  röforme  du  Droit  Internat,  maritime,  B.  D.  L,  t  VH,  pp.  261  i  268.  —  L ue eh eai -Fallt 
Principes  du  Droit  public  maritime.  —  M  ah  an.  The  influence  of  Sea  Power  upon  Hiatory  (1660— 178S).  — 
Di  Marco.  La  gnerra  marittima  aecondo  i  prindpU  del  eodlce  italiano  del  21  giugno  1865,  1877.  —  Ch.  de 
Märten  8.  Canaes  c41^bres  du  Droit  des  gens.  —  Mo  so.  Tratado  de  Derecho  de  gentea  y  maritime  Inlar- 
nadonal,  1898.  —  Negrln.  Tratado  de  Derecho  intemacional  maritime,  1888.  —  Tratado  elemental  de  Derecho 
Intemadonal  maritimo,  2e4dlt.,  1884.  —  Nemecio  Martlnez  Mondes.  Chile  y  la  declaracion  de  Paria  de 
1856,  1885.  —  Nys.  Le  guerre  maritime,  1881.  —  O'Connor.  Introduccion  al  eatudio  del  Derecho  inter- 
nadonal  marittimo.  •  Thl  Ortolan.  B^les  intemationalea  et  diplomatie  de  la  mer,  1864.  —  Pallu  da  la 
Barriere.  Le  b&timent  de  combat  et  la  guerre  sur  mer,  Botuo  des  Deuz-Mondes,  1er  aofit  1886.  —  Perela. 
Das  OffenUlche  internationale  Beerecht,  1884.  —  Pille t.  Le  libre  usage  du  payiUon  en  temps  de  gnerre 
maritime,  B.  D.  L  P.,  t  Y,  p.  444.  —  Les  lois  actnelles  de  la  guerre,  1898.  —  Bosse.  Guide  international  dn 
eommandant  de  b&timent  de  guerre,  1888.  -  Siegfried  Weiss.  Le  code  du  Droit  maritime  intematinmal, 
1858.  —  Sierra.  Lecciones  de  Derecho  Intemacional  maritimo  (Obersetznng  des  Werkes  ron  Ortolani).  — 
Soetbeer.  Sammlung  offizieller  Aktenstücke  in  bezog  auf  Schiffahrt  und  Handel  in  Kriegszeiten,  bttro- 
duktion.  —  Takahashi.  Cases  on  international  law  during  the  Chino-Japanese  war,  1899.  —  Teata.  Le 
Droit  public  international  maritime,  8e  partie,  lfHj6.  —  Trayers  Twiss.  Les  droits  des  bellig4rantB  sor 
mer  depuis  la  döclaration  de  Paria,  B.  D.  L,  t  XYL  ^  YieL  La  guerra  maritima  ante  el  Derecho  Inter- 
national (praeticas  de  Chile),  1899.  —  Waraker.  Nayal  Warfare  of  the  future.  A  conaideration  of  the  de- 
elaration  of  Paris  1856;  its  Obligation  and  its  Operation  upon  maritime  belligerents.  —  Wheaton.  Hiatolre 
des  progrte  du  Droit  des  gens,  passim.  —  Obseryations  diyerses  sur  la  r^forme  du  Droit  maritime  de  la  gnarre 
par  Gessner,  de  Layeleye,  Lorimer,  Pierantoni,  Bolin-Jaequemyna,  Alb.  Bolin,  Weatlake, 
B.  D.  L,  t  Yn,  pp.  286  k  972,  418  et  s.,  55S  et  s.,  675  et  s.  —  X.  De  la  reconnalssaace  des  belig^raata  dana 
ses  rapports  ayec  la  guerre  nayale,  Beyue  maritime,  1897.  —  Siehe  noch  die  unten  yor  Beginn  der  yersehie- 
denen  Kapital  dea  m.  Buches  und  yor  dem  lY.  Buche  angefahrten  Abhandlungen. 


1268.  —  Die  Aufgabe  des  Seekriegs  besteht  darin,  die  Kriegsflotten, 
Befestigungen,  Arsenale  und  sonstigen  militärischen  oder  maritimen  An- 
stalten des  Feindes  zu  zerstören,  Landungen  vorzunehmen  sowie  die  ein- 
heimischen Küsten  zu  verteidigen  und  zu  beschützen.  Eine  weitere  Auf- 
gabe des  Seekrieges  ist  es,  den  Seehandel  der  feindlichen  Nation  zu 
vernichten.  —  Der  Zweck  des  Seekriegs  ist  die  Niederweh^g  der  feind- 
lichen Seemacht  in  der  weitesten  Bedeutung  des  Wortes. 

Im  allgemeinen  gelten  für  den  Land-  und  den  Seekrieg  dieselben 
Grundsätze.  —  Aber:  „Meer  und  Land  sind  so  entgegengesetzte  Elemente 
und  die  Art  ihrer  Benutzung  und  ihres  Besitzes  weicht  so  sehr  von  ein- 


Drittes  Buch.    Der  Seekrieg.    Kap.  1.  663 

ander  ab,  dass  es  begreiflich  ist;  dass  die  Anwendung,  ein  und  desselben 
Grundsatzes  sich  bei  beiden  doch  in  verschiedener  Weise  äussert."*) 

Es  liegt  also  in  der  Natur  der  Sache  selbst  und  ist  durch  eine  mehr- 
hundertjährige Praxis  fest  begründet,  dass  der  Seekrieg  seine  eigenen 
Nonnen  und  Gebräuche  hat,  die  von  denen  des  Landkriegs  verschieden 
sind.  Diese  Regeln  beziehen  sich  auf  das  Verhältnis  zwischen  den  Kriegs- 
parteien untereinander  und  zwischen  diesen  und  den  Neutralen.  Im  Eriegs- 
rechte  lassen  gerade  die  Segeln,  die  den  Seekrieg  und  die  Beziehungen 
zwischen  den  Kriegsparteien  und  den  Neutralen  auf  dem  Meere  betreffen, 
am  meisten  Genauigkeit  und  Bestimmtheit  vermissen. 

Im  nachstehenden  sollen  zunächst  die  Regeln,  die  zwischen  den  Kriegs- 
parteien gelten,  besprochen  werden;  einem  andern  Buche  sind  die  Fragen 
ttber  die  Neutralität  vorbehalten. 


Erstes  Kapitel. 


Kriegsschauplatz.  —  Erlaubte  Angriffs-  und  Verteidigungsmittel. 

§  1.  —  Kriegssohaupbrtz. 

1269.  —  Der  Kriegsschauplatz  umfasst  das  offene  Meer  und  die 
Kfistengewässer  der  Kriegsparteien.  —  Die  Feindseligkeiten  können  weder 
in  den  Küstengewässern  der  neutralen  Nationen  noch  in  den  vertraglich 
neutralisierten  Meeresteilen,  Kanälen  oder  Meerengen  stattfinden. 

1270.  —  Die  Frage,  ob  die  Ostsee  für  den  Fall  eines  Krieges,  an 
dem  sich  Nicht-Uferstaaten  beteiligen  wtii*den,  neutralisiert  werden  könne, 
ist  seit  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  mehrere  Male  zur  Sprache  gekommen. 

Im  Jahre  1795  wurde  zwischen  Bussland  und  Schweden  ein  Über- 
einkommen getroffen,  worin  erklärt  wurde,  dass  die  Ostsee  fUr  aUe  Feind- 
seligkeiten geschlossen  sei.  1780  verkündeten  Dänemark  und  Bussland 
Yon  neuem  die  Schliessung  der  Ostsee  und  Frankreich  gab  die  Becht- 
mässigkeit  dieser  Anordnung  zu.  Derselbe  Grundsatz  wurde  in  dem 
zwischen  Preussen  und  Bussland  am  8.  Mai  1781  abgeschlossenen  Ver- 
trage, in  spätem  Abkommen  zwischen  den  kleinern  Mächten  und  be- 
sonders in  dem  Vertrage  zwischen  Dänemark  und  Schweden  yom  27.  März 
1794  aufrecht  erhalten. 

Die  Durchführung  der  Schliessung  der  Ostsee  würde,  insofern  es  sich 
nur  um  die  Sperrung  von  zwei  engen  Einfahrtsstrassen  handelt,  in  einem 
zukünftigen  Seekriege,  vielleicht  keine  erheblichen  Schwierigkeiten  bieten. 
—  Aber  für  das  Völkerrecht  handelt  es  sich  nicht  um  die  Durchführbar- 
keit und  die  ohne  Frage  hohe  strategische  Bedeutung,  sondern  um  die 
Berechtigung  der  Sperrung  Kriegsschiffen  gegenüber.  —  Eine  grosse 
Zahl  von  Schriftstellern,  wie  F.  v.  Martens,  de  Cussy,  Hautefeuille, 
Neumann,  Ortolan,  Pereis  u.  a.  halten  die  Massregel  unter  der  Vor- 
aussetzung der  Genehmigung  der  neutralen  Uferstaaten  fOr  gerechtfertigt. 
Befindet  sich  jedoch  einer  dieser  Uferstaaten  unter  den  Kriegsparteien, 
so  würde  die  Sperrung  der  Zufahrt  zur  Ostsee  gegenüber  den  Kriegs- 
schiffen des  Gegners  eine  Neutralitätsyerletzung  und  eine  feindselige  Hand- 
lung bedeuten. 

1)  Testa,  Le  droit  public  inteinational  maritime,  3  partie,  eh.  ü.,  p.  148. 
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1271.  —  Es  «ei  daran  erinnert,  dass  der  Snezkanal  mit  seinen  an- 
grenzenden Gewässern  dnrch  das  Abkommen  von  Eonstantinopel  Yon 
29.  Oktober  1888  neutralisiert  worden  ist;  das  Bote  Meer  wurde  nicht 
mit  einbegriffen  (No.  512).  Neatralisiert  sind  auch  der  Kongo,  der  JUiger 
and  die  Donau  bis  zum  Eisernen  Tore  (No.  528,  530). 

1271^  —  [Auch  die  zeitweilige  Neutralisierung  eines  Meeres  kann 
aus  Anlass  eines  Krieges  in  Frage  kommen.  So  wurde  im  Jahre  1870, 
beim  Ausbruche  des  deutsch-französischen  Krieges,  ein  eigenartiger  Vor- 
schlag gemacht.  Es  lagen  damals  in  dem  japanischen  Hafen  Nagasaki, 
ein  deutsches  und  ein  französisches  Kriegssclüff.  Der  Kapitän  des  fran- 
zösischen Schiffes  schlug  dem  des  deutschen  vor,  sich  gegenseitig  in  den 
Meeresgebieten  Ostasiens  jeder  Feindseligkeit  zu  enthalten.  Der  deutsche 
Kapitän  ging  hierauf  ein.  Ein  gewisses  Interesse  war  wohl  vorhanden, 
dass  die  Vertreter  der  westlichen  Zivilisation  in  den  Meeren  des  fernen 
Ostens  nicht  handgemein  würden.  Die  G^esandten  beider  Staaten  in  Japan 
teilten  den  Vorschlag  unter  Beftlrwortung  ihren  Regierungen  mit.  Fnuik- 
reich  wies  ihn  jedoch  zurttck.  Für  Preussen,  das  in  den  ostasiatischen 
Gewässern  viele  Handelsschiffe  hätte,  wäre  seine  Annahme  vorteilhaft 
gewesen.] 

1272.  —  Ein  neutraler  Staat  ist  berechtigt,  die  innerhalb  seines  See- 
gebietes vorgenommenen  feindseligen  Handlungen  oder  auch  schon  die 
blosse  Vorbereitung  hierzu  erforderlichenfalls  mit  Gewalt  zu  verhindern. 
Dies  ist  nicht  nur  sein  unbedingtes  Recht,  sondern  auch  seine  Pflicht  als 
Neutraler.  —  Hat  aber  eine  Verletzung  des  neutralen  Seegebietes  bereits 
slattgeftiuden,  so  ist  der  neutrale  Staat  berechtigt  und  verpflichtet,  von 
der  Kriegspartei,  deren  Bevollmächtigte  seine  Hoheitsrechte  verkannt 
haben,  einen  ausdrilcklichen  Widerruf  sowie  Genugtuung  und  Entschul- 
digungen zu  verlangen.  Die  Kriegspartei  kann  sich  diesen  Forderungen 
nicht  entziehen.  —  Die  G^eschichte  lehrt  dies  an  manchen  Beispielen. 


§  2.  —  Erlaubte  und  unerlaubte  Verteidigungs-  und  AngrIfftmItteL 

1273.  —  Die  Petersburger  Konvention  vom  11.  Dezember  1868,  die 
den  Gebrauch  von  Sprenggeschossen  unter  400  Gramm  untersagt,  gilt 
sowohl  fOr  den  Landkrieg  als  auch  fllr  den  Seekrieg.  —  Ebenso  verhält 
es  sich  mit  den  barbarischen  und  unerlaubten  Mitteln  (No.  1068).  Heut- 
zutage werden  im  Seekriege  Zerstörungsmittel  angewandt,  die  die  furcht- 
barsten Verheerungen  anrichten.  Ein  Torpedo  bringt  in  wenigen  Minnten 
ein  Panzerschiff  mit  seiner  ganzen  Bemannung  zum  Sinken.  Während  in 
den  frfihem  Kriegen  die  Bettung  der  Mannschaft  eines  unter  den  Kugeln 
des  Gegners  untergehenden  Schiffes  noch  ziemlich  leicht  ausgeführt  werden 
konnte,  wird  sie  jetzt  bei  der  Schnelligkeit,  mit  der  die  Katastrophe 
hereinbricht,  fast  immer  unmöglich  sein.  —  Die  Entdeckung  der  mörde- 
rischsten Waffe  ist  die  Aufgabe,  die  sich  fast  alle  Erfinder  stellen.  ^) 
Bäumt  sich  auch  die  Empfindung  des  Menschen  dagegen  auf;  so  duldet 
das  Völkerrecht  trotzdem  den  Gebrauch  dieser  furchtbaren  Kampfinittel, 


1)  Bourgeois,  op.  dt  —  Bupin  de  Saint  —  Andre,  op.  dt  —  Pallu  de 
la  Barriire,  op.  cit  —  [Sdt  mehrem  Jahren  bemüht  man  sich  in  einigen  Landein, 
namentlich  in  Frankrdch  und  in  den  Vereinigten  Staaten,  ein  Fahrzeug  zu  erbauen, 
das  nnter  dem  Wasser  fahren  und  unbemerkt  die  KriegsschifTe  mit  Toi]Mdos  an- 
greifen kann.  Man  hat  bereits  schätzenswerte  Ergebnisse  erzielt  Ist  die  Benutiung 
der  Unterseeboote  nach  den  Omnds&tzen  des  Volkerrechts  erlaubt?  S.  (im  bejahenden 
Sinne):  Loir  et  Gaqaeray,  La  marine  et  le  progr^s,  1901,  p.  247—249.] 
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denn  die  toiüichst  schnelle  Vernichtung:  der  feindlichen  Seemacht  ist  stets 
und  wird  anch  stets  das  Endziel  des  Seekrieges  bleiben. 

1374.  —  Wie  im  Landkriege,  ist  die  Anwendung  von  List  erlaubt, 
sofern  sie  nicht  mit  der  Ehre  im  Widerspruche  steht.  —  Die  alten  fran- 
zösischen Ordonnanzen  von  1696  und  1704  verboten  den  Kriegs-  und 
Kaperschiffen  einen  Signalschuss  (coup  de  semonce)  unter  falscher  Flagge 
zu  geben  (No.  585).  —  Im  Jahre  1815  erklärte  der  französische  Staatsrat, 
dass  es  erlaubt  sei,  eine  fremde  Flagge  zu  benutzen,  um  sich  der  Beob- 
achtung der  Kriegsschiffe  zu  entziehen,  niemals  jedoch,  wenn  es  sich  um 
eioen  Angriff,  ein  Qefecht  oder  um  die  Abgabe  eines  Wamungsschusses 
handle,  weil  dieser  gerade  zur  Versicherung  der  Nationalflagge  diene. 
Der  Artikel  151  des  Dekrets  vom  15.  August  1851  bestimmt:  „Der  Ober- 
befehlshaber hat  vor  Beginn  des  Treffens  die  Unterscheidungszeichen  zu 
hissen  und  die  französische  Flagge  auf  alle  Schiffe  setzen  zu  lassen.  In 
keinem  Falle  darf  er  unter  einer  fremden  Flagge  kämpfen.  Im  Gefecht 
bei  Nacht  ist  Über  der  Heckflagge  eine  Laterne  anzubringen.'^  Die  Oster- 
reichische Verordnung  enthält  eine  ähnliche  Bestimmung. 

Von  den  Schriftstellern  hält  Pereis  (op.  cit.,  S.  199)  den  Gebrauch 
einer  falschen  Flagge  je  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falls  für 
statthaft  oder  nicht.  Das  militärische  Ehrgefühl  muss  den  Ausschlag 
geben.  „Es  ist  aber  immer  Perfldie,  sich  unter  einer  falschen  Flagge  in  ein 
Gefecht  einzulassen."  —  Ortolan  (op.  cit,  t.  11,  p.  29)  hält  es  fUr  eine 
erlaubte  Kriegslist,  durch  Hissen  einer  falschen  Flagge  den  Feind  in  ein 
Qefecht  zu  locken,  oder  einem  starkem  Gegner  zu  entkommen.  — 
de  Gussy  jedoch  bekämpft  diese  Lehre  und  meint:  Die  Absicht,  einen 
Angriff  unter  einer  befreundeten  Flagge  zu  maskieren,  um  den  Argwohn 
des  Feindes  bei  seiner  Annäherung  zu  beseitigen,  sei  eine  Handlung, 
die  heutzutage  kein  Kommandant  eines  Kriegsschifis  sich  erlauben  würde ; 
seioe  persönliche  Würde,  die  Würde  seines  Landes  und  die  militärische 
Ehre  würden  sich  nicht  nur  der  Anwendung  eines  solchen  Mittels,  sondern 
selbst  dem  Gedanken,  es  zu  gebrauchen  entgegenstellen  (op.  cit.,  t.  I, 
p.  257). 

„Der  Gebrauch  einer  falschen  Flagge  ist  in  denjenigen  Fällen,  wo 
er  unzulässig  erscheint,  auch  als  BepressaUe  zu  verwerfen,  weil  unehren- 
haftes Verhalten  auf  der  einen  Seite  niemals  ein  gleiches  Verhalten  bei 
dem  andern  Teile  zu  rechtfertigen  angetan  ist.^  (Per eis,  op.  cit, 
S.  200.) 

1275.  —  Das  Feuern  gegen  ein  feindliches  Schiff,  das  die  Flagge  ge- 
strichen hat,  ist  völkerrechtswidrig,  weil  das  Niederholen  der  Flagge  die 
Absicht  der  Übergabe  anzeigt.  (Deutsche  Instruktion,  Art.  96.  —  öster- 
reichische Verordnung,  No.  1488.) 

1276.  —  Die  Blockade  der  Kriegs-  und  Handelshäfen  des  Feindes  ist 
eine  vollkommen  zulässige  Massregel.  In  Anbetracht  ihi-er  Bedeutung  und 
der  Schwierigkeiten,  die  ihre  Anwendung  hervorgerufen  hat,  wird  ihr  ein 
besonderes  Kapitel  vorbehalten. 

t377.  —  Zu  den  erlaubten  Kriegsmitteln,  die  auch  das  Volkerrecht 
im  Seekriege  zulässt,  gehört  (ebenso  wie  in  den  Festlandskriegen)  die 
Beschiessung  der  Kriegshäfen,  der  See- Arsenale,  der  sie  umgebenden  Forts, 
der  Küstenbatterien  und  derjenigen  Befestigungen,  die  Meerengen,  Durch- 
gangsgewässer  oder  Hafeneinfahrten  beherrschen.  Der  Angriff  richtet 
sich  gegen  die  Kriegsmacht  des  Staates;  die  angewandten  Mittel  haben 
den  Zweck,  den  Widerstand  des  Feindes  zu  brechen. 

Ist  es  dagegen  auch  erlaubt,  Häfen,  die  nur  dem  Handelsverkehre 
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dienen,  und  Städte,  die  an  der  Meeresküste  liegen,  zu  beschiessen?^ 
Stehen  letztere  nicht  den  offenen,  nicht  verteidigten  Städten  gleich,  deren 
Beschiessung  das  Völkerrecht  im  Landkriege  nicht  zolässt  (No.  1082).^) 
Wir  sind  der  Ansicht,  dass  dieselbe  Kegel  auch  im  Seekriege  Geltung 
haben  muss.  Dies  ist  auch  die  herrschende  Meinung.  —  Calvo  (op.  cit., 
t.  lY,  §§  2069,  2090  u.  2091)  tadelt  herb  die  Beschiessung  Valparaisos 
durch  die  unter  dem  Befehle  des  Admirals  Mendez-Nunez  stehende  spanische 
Flotte  im  Jahre  1866,  noch  mehr  aber  die  von  San-Juan  in  Nikaragua 
durch  die  nordamerikanische  Korvette  Gyane  im  Jahre  1834,  am  meist^i 
jedoch  die  von  Kopenhagen  durch  Nelson  im  April  1801,  die  die  tTl>er- 
gäbe  der  im  Sund  verankerten  dänischen  Flotte  beschleunigen  sollte.  I>as 
Vorgehen  des  englischen  Admirals  ist  von  Cauchy  (t.  ü,  p.  255)  als  eine 
verwerfliche  und  treulose  Handlung,  die  nicht  entschuldigt  werden  k&nne, 
gekennzeichnet  worden.  —  [Auch  auf  der  Haager  Konferenz  von  1899 
ist  die  Frage  aufgeworfen,  aber  nicht  entschieden  worden  (B.D.I.P.,  t.  VI, 
p.  730).] 

Was  hat  man  von  den  Kriegen  der  Zukunft  zu  erwarten?  Werden 
die  Kriegführenden  die  grossen  Hafenplätze  verschonen  und  sich  mit  Aearen 
Blockade  begnügen?  Wird  man  wieder  einen  Rückschritt  in  der  Ent- 
wicklung der  Kriegsgesetze  zu  gewärtigen  haben,  ähnlich  dem,  der  durch 
das  Verhalten  der  Deutschen  im  Jahre  1870  hervorgerufen  wurde? 

1278.  —  Gehört  die  Zerstörung  der  unterseeischen  Telegraphen- 
kabel zu  den  erlaubten  Kriegsmitteln?  —  Am  14.  März  1884  wurde  zu 
Paris  von  26  europäischen  und  amerikanischen  Staaten  ein  Abkommen 
zum  Schutze  der  unterseeischen  Kabel  in  Friedenszeiten  imterzeichnet. 
(Französisches  Gesetz  vom  20.  Dezember  1884  —  Erlass  vom  23.  April 
1888  [No.  583].**)  —  Dieser  Vertrag  hat  die  Frage  nach  der  Bechtslage 
der  Kabel  im  Kriege  offen  gelassen.  —  Renaulf)  unterscheidet  unter 
Berücksichtigung  der  Kriegsnotwendigkeit  und  des  Schadens,  der  den 
internationalen  Beziehungen  durch  Zerstörung  der  unterseeischen  Kabel 
entsteht,  vier  Fälle  und  kommt  hierbei  zu  nachstehenden  Schlussfolger- 
ungen: 

1.  Das  Kabel  verbindet  zwei  Orte,  die  zum  Gebiete  derselben  krieg- 
führenden Macht  gehören,  z.  B.  das  Kabel  zwischen  Italien  und  Sardinien, 
zwischen  Frankreich  und  Korsika  oder  Algerien  usw.  —  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dass  die  kriegführende  Macht   den  telegrapischen  Dienst  ein- 

1)  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Jahresversammlung  zu  Venedig 
(1896)  Bestimmungen  über  die  Beschiessung  offener  Städte  durch  Kiiegsschifie  ge- 
nehmigt. —  S.  Annuaire  de  l'Institut,  t  XV.  p.  309.  —  Dupuis,  Tlnstitut  de  droit 
international,  session  de  Venise  (septembre  1896)  R.  D.  I.  P.,  t  III,  p.  658.] 

2)  Renault,  De  la  protection  internationale  des  cäbles  tei^graphiques  sous- 
marins,  R.  D.  L,  t  XII,  pp.  251  et  s.  —  [Über  die  Kabel  in  Eriegszeiten.  S.  weiter 
Holland,  Des  cables  sous-marins  en  temps  de  gnerre,  I.  L  P..  t.  XXV,  p.  648.  — 
Morse,  De  la  destruction  par  un  bellig^rant  des  cables  sous-marins  appartenant  i 
des  compagnies  privees,  I.  I.  P.,  t.  XXV,  p.  699.  —  Morse,  The  neutralization  of  sub- 
marine telegrapmc  cables,  Eosmodike,  1.  Januar  1898.  —  S.  wegen  des  spanisch- 
amerikanischen  Krieges  Ton  1898,  Le  Für,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  477  et  s.  sowie 
Renault,  R.  D  I.  P.,  t  VII,  p.  270.  —  Vgl.  über  das  Recht  eines  Staates,  nach 
seinem  Ermessen  die  Verbindungen  durch  Telegraphenkabel  in  Eriegszeiten  zu  unter- 
brechen  (wie  es  En^and  im  südafrikanischen  Erlege  getan  hat)    Arthur  Des- 

}'ardins,  Revue  des  Deux-Mondes  1.  mars  1900,  pp.  72  et  s.  undDespagnet,  R.D. 
.  P..  t.  VIL  pp.  796  et  s.,  ferner  Bey,  Le  renau  tdUgraphique  «Mtf-mortft  en  tan^  de 
guerre,  R  A  L  R,  t  VIII,  p.  681  et  s. 

*)  8.  über  die  Beschiessung  unbrfesügter  KUstensiädte.  Zorn  in  der  DeuUehen  Emd- 
schau,  Bd.  XXVI,  8.  125. 

•♦)  Deutsches  Beichsgesetz  vom  21.  November  1887. 
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stellen,  oder  ihn  nach  ihrem  Gutdttcken  regeln  kann,  sie  darf  auch  das 
Kabel  durchschneiden,  wenn  sie  dies  fttr  zweckmässig  hält.  Der  Gegner 
ist  aber  auch  berechtigt,  das  Kabel  zn  zerreissen;  er  wird  sogar  meistens 
ein  grosses  Interesse  daran  haben.  Die  Unterbrechung  des  Kabels  darf 
sowohl  auf  offenem  Meere  als  auch  in  den  Küstengewässern  erfolgen, 
denn  Kriegshandlungen  können  rechtmässig  hier  wie  dort  vorgenommen 
werden. 

2.  Das  Kabel  dient  dem  Verkehre  der  beiden  Kriegsparteien  selbst 
—  Die  Unterbrechung  der  Verbindung  wird  gerechtfertigt  sein.  Beide 
Kriegsparteien  dttrfen  das  Kabel  zerschneiden.  Nichts  engt  ihre  Hand- 
lungsfreiheit in  dieser  Beziehung  ein. 

3.  Das  Kabel  ist  zwischen  dem  Gebiete  einer  Kiiegspartei  und  dem 
eines  Neutralen  ausgelegt  worden.  —  Die  Kriegspartei,  in  deren  Gebiet 
das  Kabel  landet,  hat  die  freie  Wahl,  die  Verbindung  einzuschränken 
oder  aufzuheben:  ihr  Kecht  hierzu  ist  fraglos:  es  ist  ein  Ausfluss  ihres 
Hoheitsrechtes.  —  Die  andere  Kriegspartei  muss  dagegen  das  Kabel  achten, 
denn  Verbindungen  zwischen  Neutralen  und  Kriegführenden  sind,  aller- 
dings unter  einer  zweifachen  Einschränkung,  gestattet.  —  a)  Die  Neu- 
tralen dttrfen  nicht  mit  einem  blockierten  Hafenplatze  in  Verkehr  treten. 
Wenn  ein  Seekabel  von  einem  neutralen  Lande  nach  einem  blockierten 
Hafen  ausgelegt  ist,  so  kann  der  Blockierende  unstreitig  das  Kabel  an 
seinem  Endpunkte  zerstören,  ebenso  wie  er  befrigt  ist,  ein  Schiff  abzu- 
fangen, das  schriftliche  Mitteilungen  bringt.  —  b)  Es  ist  unbestritten, 
dass  ein  Neutraler  Depeschen,  die  ihm  eine  kriegftthrende  Behörde  in 
einem  neutralen  oder  einem  feindlichen  Hafen  übergeben  hat,  nicht  in 
feindliches  Gebiet  befördein  darf,  ohne  gegen  die  Neutralitätspflichten  zu 
yerstossen.  Telegraphische  Verbindungen  zwischen  Neutralen  und  Kriegs- 
parteien können  nur  dann  ungestört  fortgesetzt  werden,  wenn  sie  mit  den 
Ejiegsuntemehmungen  in  keiner  Beziehung  stehen.  Dies  letztere  fest- 
zustellen, ist  jedoch  ungemein  schwierig,  denn  man  kann  durch  De- 
peschen, die  dem  äussern  Scheine  nach  völlig  harmlos  sind,  deren  Worte 
aber  verabredetermasssen  eine  ganz  andere  Bedeutung  haben,  einer  Kriegs- 
partei wertvolle  Aufschlüsse  ttber  militärische  Unternehmungen  des  Gegners 
liefern.  Es  ist  anzunehmen,  dass  eine  Kriegspartei,  die  nach  dieser  Eich- 
tung  hin  Verdacht  schöpft,  nicht  zögern  wird,  das  Kabel  zu  zerschneiden. 

4.  Die  Kabelverbindung  besteht  zwischen  zwei  neutralen  Staaten.  — 
Die  Zerstörung  oder  selbst  die  vorübergehende  Unterbrechung  des  Kabels 
durch  eine  Kriegspartei  kann  niemals  gerechtfertigt  sein. 

1279.  —  Jede  Kriegspartei  kann  die  Kriegsschiffe  ihres  Gegners  mit 
ihrer  gesamten  Ausrüstung  und  ihren  Vorräten,  femer  die  staatlichen 
Transportschiffe,  sowie  die  vom  Gegner  gecharterten  Fahrzeuge,  die  sich 
an  den  Kriegsuntemehmungen  mittelbar  oder  unmittelbar  beteiligen,  zer- 
stören oder  wegnehmen.  —  Die  Offiziere  und  die  Bemannung  dieser  Schiffe 
werden  im  Falle  der  Wegnahme  kriegsgefangen. 

1280.  —  Das  Becht,  die  gedachten  SchUfe  zu  zerstören  oder  wegzu- 
nehmen, unterliegt  indessen  notwendigen  Einschränkungen.  —  1.  Aus- 
genommen sind  selbstverständlich  die  sogenannten  Kartellschiffe,  die 
die  Parlamentärflagge  fahren  und  die  zur  Auswechslung  von  Kriegs- 
gefangenen oder  zur  Übermittlung  von  Waffenstillstandsanträgen  benutzt 
werden.  —  Diese  Schiffe  oder  Boote  dürfen  weder  Munition  noch  eine 
andere  Waffe  an  Bord  führen,  als  eine  kleine  Kanone,  die  die  Signal- 
schüsse abgibt. 

2.   Die  Zusatzartikel  der  Genfer  Konvention  vom  20.  Oktober  1868, 
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betreffend  die  Fürsorge  fttr  die  Verwundeten,  beschränken  und  mildem 
das  Wegnahmerecht  in  mehrfacher  Beziehung.  —  Das  tOr  die  Seelsorge 
bestimmte,  das  Medizinal-  und  Lazarettpersonal  jedes  genommenen  Schiffes 
wird  als  neutral  erklärt.  Dasselbe  nimmt  beim  Verlassen  des  Schiffes 
die  ihm  als  besonderes  Eigentum  gehörenden  Gegenstände  und  chimr- 
gischen  Instrumente  mit  sich  (Art.  7).  —  Das  bezeichnete  Personal  hat 
auf  dem  genommenen  Schiffe  seine  Funktionen  fortzusetzen  und  bei  der 
Bäumung  der  Verwundeten  mitzuwirken.  Demnächst,  ist  demselben  ge- 
stattet, in  die  Heimat  zurückzukehren  (Art.  8).  —  Die  Fahrzeuge,  welche 
auf  ihre  Gefahr  hin  während  und  nach  der  Schlacht  Schiffbrüchige  oder 
Verwundete  aa&ehmen  und  an  Bord  eines  neutralen  oder  LazarettschiflSes 
transportieren,  gemessen  bis  zur  LOsung  dieser  Aufgabe  die  Neutralität 
insoweit,  als  die  Verhältnisse  der  Schlacht  und  die  Lage  der  im  Kampfe 
befindlichen  Schiffe  ihnen  dieselbe  zu  gewähren  gestatten.  Die  Beurteilung 
dieser  Verhältnisse  wird  der  MenscUickeit  aller  Kämpfenden  anvertraut 
(Art.  6).  —  Die  militärischen  Lazarettschiffe  verbleiben  hinsichtlich  ihres 
Materials  unter  dem  Kriegsgesetze.  Sie  gehen  in  das  Eigentum  des  Er- 
oberers über,  doch  darf  dieser  sie  während  der  Dauer  des  Krieges  nicht 
ihrer  besondern  Bestimmung  entziehen  (Art.  9).  —  Die  auf  Kosten  von 
anerkannten  Hilfsvereinen  ausgerüsteten  Hü&schiffe  werden  nebst  ihrem 
Personal  als  neutral  betrachtet.  Dieselben  sind  durch  die  kriegführenden 
Teile  zu  respektieren  und  zu  schützen.  Die  kriegführenden  Teile  haben 
über  diese  Fahrzeuge  das  Recht  der  Kontrolle  und  der  Visitation  (Art.  13.) 

—  Jedes  Handelsschiff,  welcher  Nation  dasselbe  auch  angehöre,  geniesst^ 
sobald  es  ausschliesslich  mit  Verwundeten  ode(  Kranken  belastet  ist,  die 
Neutralität  (Art.  10).  —  Die  aufgenommenen  und  geretteten  Verwundeten 
und  Schiffbrüchigen  dürfen  während  der  Dauer  des  Krieges  nicht  wieder 
dienen  (Art.  6.  10.  13).  —  Neben  der  Nationalflagge  hissen  die  Schiffe 
die  Fahne  mit  dem  roten  Kreuz  auf  weissem  Feld  und  das  Personal  trägt 
die  Armbinde  mit  den  gleichen  Farben  (Art.  12.  13).    (S.  No.  1110.) 

[Wie  bereits  erwähnt  (No.  1110),  ist  diese  Konvention  vom  20.  Ob 
tober  1868  nie  von  den  Mächten  ratifiziert  worden.  Trotzdem  haben 
sich  die  Kriegführenden  an  diese  Bestimmungen  gehalten.  (Beispiele: 
Deutsch-französischer  Krieg  von  1870  und  spanisch-amerikanischer  Kri% 
von  1898  (R.D.I.P.,  t.  V,  p.  788).  An  Stelle  dieser  Genfer  Zu^atzaitikel 
ist  das  am  29.  Juli  1899  im  Haag  durch  die  Mächte  unterzeichnete  Ab- 
kommen vom  29.  Juli  1899  getreten  (s.  No.  1110).  Dieses  Abkommen, 
das  aus  14  Artikeln  besteht,  dehnt  die  Genfer  Konvention  vom  20.  Augost 
1864  auf  den  Seekrieg  aus.  Im  nachstehenden  geben  wir  die  Bestim- 
mungen dieses  Abkommens: 

Artikel  1.  Die  militärischen  Lazarettschiffe,  die  einzig  und  all^n 
vom  Staate  erbaut  oder  eingerichtet  worden  sind,  um  den  Verwundeten, 
Kranken  und  Schiffbrüchigen  Hilfe  zu  bringen,  sind  beim  Beginn  oder  im 
Verlaufe  der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  der  Verwendung,  den 
kriegführenden  Mächten  mit  Namen  anzumelden.  Diese  Schiffe  sind  zu 
achten  und  dürfen  während  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  nicht  weg- 
genommen werdeu.  Auch  dürfen  sie  bei  einem  Aufenthalt  in  neutralen 
Häfen  nicht  nach  den  fttr  Kriegsschiffe  geltenden  Begeln  behandelt  werden. 

—  Art.  2.  Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privat- 
personen oder  von  amtlich  anerkannten  Hilfsgesellscbaften  ausgerüstet 
worden  sind,  sind  ebenfalls  zu  achten  und  von  der  Wegnahme  aus- 
geschlossen, sofern  die  kriegführende  Macht,  der  sie  angehören,  eine  amt- 
liche Bescheinigung  fttr  sie  ausgestellt  und  ihre  Namen  dem  Gegner  bei 
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Beginn  oder  im  Verlaufe  der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  der 
Verwendung,  bekannt  gemacht  hat.  Diese  SchäTe  mttssen  eine  von  der  zu- 
ständigen Behörde  auszustellende  Bescheinigung  darttber  bei  sich  führen, 
dass  sie  sich  während  der  Ausrüstung  und  beim  Auslaufen  unter  ihrer 
Aufsicht  befunden  haben.  —  Art.  3.  Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum 
Teil  auf  Kosten  von  Privatpersonen  oder  yon  amtlich  anerkannten  Hilfs- 
gesellschaften neutraler  Staaten  ausgerüstet  worden  sind,  sind  zu  achten 
und  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen,  sofern  der  neutrale  Staat,  dem 
sie  angehören,  einen  amtlichen  Auftrag  fttr  sie  ausgestellt  hat  und  den 
kriegführenden  Mächten  ihre  Namen  zu  Beginn  oder  im  Verlaufe  der 
Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  ihrer  Verwendung,  bekannt  gemacht 
hat.  —  Art.  4.  Die  in  den  Artikeln  1,  2,  3  bezeichneten  Schiffe  sollen  den 
Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  der  Kriegsparteien  ohne  Unter- 
schied der  Nationalität  Hilfe  und  Beistand  gewähren.  Die  Regierungen 
verpflichten  sich,  diese  Schiffe  zu  keinerlei  militärischen  Zwecken  zu  be- 
nutzen. Diese  Schiffe  dürfen  in  keiner  Weise  die  Bewegungen  der  Kriegs- 
schiffe behindern.  Während  und  nach  dem  Kampfe  handeln  sie  auf  ihre 
eigene  Gefahr.  Die  Kriegsparteien  üben  ein  Aufsichts-  und  Durchsuchungs- 
recht über  sie  aus.  Sie  können  ihre  Hilfe  ablehnen,  ihnen  befehlen,  sich 
zu  entfernen,  ihnen  eine  bestimmte  Fahrtrichtung  vorschreiben,  einen 
Kommissar  an  Bord  geben  und  sie  auch  zurückhalten,  wenn  besonders 
erhebliche  Umstände  es  erfordern.  Die  Kriegsparteien  sollen  die  den 
Lazarettschiffen  gegebenen  Befehle,  soweit  wie  möglich,  in  deren  Schiffs- 
tagebuch eintragen.— Art.  5.  Die  militärischen  Lazarettschiffe  sind  kenntlich 
zu  machen  durch  einen  äussern  weissen  Anstrich  mit  einem  wagrecht 
laufenden,  etwa  IV2  Meter  breiten,  grünen  Streifen.  Die  in  den  Artikeln 
2j  3  bezeichneten  Schiffe  sind  kenntUch  zu  machen  durch  einen  äussern 
weissen  Anstrich  mit  einem  wagrecht  laufenden,  etwa  1 V2  Meter  breiten, 
roten  Streifen.  Die  Boote  dieser  Schiffe  sowie  die  kleinen  zum  Lazarett- 
dienste verwendeten  Fahrzeuge  müssen  durch  einen  ähnlichen  Anstrich 
kenntlich  gemacht  sein.  Alle  Lazarettschiffe  sollen  sich  dadurch  erkennbar 
machen,  dass  sie  neben  der  Nationalflagge  die  in  der  Genfer  Konvention 
vorgesehene  weisse  Flagge  mit  dem  roten  Kreuze  hissen.  —Art.  6.  Handels- 
schiffe, Jachten  oder  neutrale  Fahrzeuge,  die  Verwundete,  Kranke  oder 
Schiffbrüchige  der  Kriegsparteien  an  Bord  genommen  haben,  können  aus 
diesem  Anlasse  nicht  weggenommen  werden,  aber  sie  bleiben  der  Weg- 
nahme ausgesetzt  im  Falle  von  Neutralitätsverletzungen,  deren  sie  sich 
etwa  schuldig  gemacht  haben.  —  Art.  7.  Das  geistliche,  ärztliche  und 
Lazarettpersonal  weggenommener  Schiffe  ist  unverletzlich  und  kann  nicht 
kriegsgefangen  gemacht  werden.  Es  ist  berechtigt,  beim  Verlassen  des 
Schiffes  die  Gegenstände  und  chirurgischen  Listrumente,  die  Privateigentum 
sind,  mit  sich  zu  nehmen.  Es  soU  jedoch  seine  Dienste  solange  weiter 
leisten,  als  es  notwendig  eracheint,  und  kann  sich  erst  dann  zurück- 
ziehen, wenn  der  Befehlshaber  des  Schiffes  es  fttr  zulässig  erklärt. 
Die  Kriegsparteien  sind  verpflichtet,  diesem  Personale,  wenn  es  in 
ihre  Hände  fällt,  den  vollen  G^nuss  der  Gebühmisse  zu  sichern.  — 
Art.  8.  Die  an  Bord  befindlichen  Marine  und  Militärpersonen,  die  ver- 
wundet oder  krank  sind,  sollen  von  der  Partei,  die  das  Schiff  genommen 
hat,  ohne  Unterschied  der  Nationalität  geschützt  und  gepflegt  werden. — 
Art.  9.  Schiffbrüchige,  Verwundete  oder  Kranke  einer  Kriegspartei,  die 
in  die  Hände  der  andern  fallen,  sind  Kriegsgefangene.  Der  Partei,  die 
sie  gefangen  genommen  hat,  bleibt  es  überlassen,  sie  je  nach  Umständen 
festzuhalten  oder  nach  einem  ihrer  Häfen,  nach  einem  neutralen  Hafen 
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oder  selbst  nach  einem  Hafen  des  Gegners  zn  befördern.  Im  letzten 
Falle  dürfen  die  so  in  ihre  Heimat  entlassenen  Kriegsgefangenen  während 
der  Dauer  des  Krieges  nicht  mehr  dienen. — Art.  10.  Schiffbrüchige,  Ver- 
wundete oder  Kranke,  die  in  einem  neutralen  Hafen  mit  Zustimmung  d^ 
Ortsbehörde  ausgeschifft  worden  sind,  sind,  in  Ermanglung  einer  ent 
gegenstehenden  Vereinbarung  zwischen  deih  neutralen  Staate  und  den 
kriegführenden  Staaten,  vom  neutralen  Staate  dergestallt  festzuhalten, 
dass  sie  nicht  von  neuem  an  den  Kriegsuntemehmungen  teil  nehmen  können. 
Die  Kosten  der  Unterbringung  in  einem  Lazarett  und  die  der  Intemiernng 
werden  von  dem  Staate  getragen,  dem  die  Schiffbrüchigen,  Verwundeten 
oder  Kranken  angehören.  —  Da  diese  Bestimmung  des  Artikels  10  von 
Deutschland,  Grossbritannien,  der  Türkei  und  den  Verein.  Staaten  nicht 
angenommen  wurde,  so  wurde  sie  nach  stattgehabter  Unterhandlung  ge- 
strichen (S.  No.  1110),  —  Art.  11.  Die  in  den  vorstehenden  Artikeln  ge- 
troffenen Vereinbarungen  sind  für  die  vertragschliessenden  Mächte  nur 
bindend  im  Falle  eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehrem  von  ihnen. 
Die  Vereinbarungen  hören  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein, 
wo  in  einem  Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht 
sich  einer  der  Kriegsparteien  anschliessen  sollte.  —  Art.  12.  Dieses  Ab- 
kommen soU  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden.  Die  Eatifikations- 
urkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden.  Über  die  Hinterlegung  einer 
jeden  Eatifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll  aufgenommen  werden;  von 
diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen  Vertragsmächten  auf  diplo- 
matischem Wege  mitgeteilt  werden.  —  Art.  13.  Die  Nichtsignatarmächte, 
die  der  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864  beigetreten  sind,  können 
ihren  Beitritt  zu  diesem  Abkommen  erklären.  Sie  haben  zu  diesem  Zwecke 
ihren  Beitritt  den  Vertragsmächteu  durch  eine  schriftliche  Benachrichtigung 
bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande  zu  richten  ond 
von  dieser  allen  andern  Vertragsmächten  mitzuteilen  ist.  —  Art.  14.  Falls 
einer  der  hohen  vertragschliessenden  Teile  dieses  Abkommen  kündigen 
sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der  schriftlich  an  die 
Eegierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen  andern  Ver- 
tragsmächten unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam  werden. 
Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirl^am  sein,  die  sie 
erklärt  hat.  ^)] 


Zweites  Kapitel. 


Feindliches  Privateigentum  zur  See  unter  feindlicher 

Flagge.^ 

[Aegidi.  Frei  Schiff  unter  Feindes  Flasg^  1866.  —  D*Airlle.  BelUgerent  ClalmB  and  neoml  rigWa. 
Fortnightly  Review,  1877.  —  Asher.  Essai  concemant  les  princlpes  A  poser  poar  le  droit  maritime  inter 
national,  1856.  —  Barclay.  Inviolabllitö  de  la  propriMA  privöe  sur  mer,  R.  D.  I^  t  I  (It*  sörie),  p.  546«  - 
Blnntschli.  Du  droit  de  batin  en  gönöral  et  8p6cialement  du  droit  de  prise  maritime,  R.  D.  I-  t  EL,  P*  5^> 
t  X,  p.  60.  —  De  Boeck.  De  la  propri6t6 priv6e ennemie sons  pavillon  ennemie,  1883.  —  Bowies.  MaritlB* 
Warfaie.  —-Butler.    Freedom  from  capture  of  private  property  at  sea  in  war.  North  American  Review,  189!^ 

1)  S.  R.  D.  I.  P.,  t,  VI,  p.  724.  —  S.  Über  diese  Fragen  die  oben  unter  No.  1110 
angeführten  Schriften. 

2)  Wir  machen  die  Leser  noch  besonders  auf  das  bedeutende  Werk  von  de 
Boeck,  Professor  an  der  Universität  zu  Bordeaux,  aufmerksam.  Dieses  Werk  enthalt 
Tiel  mehr,  als  sein  Titel  anzeigt    Wir  erkennen  gerne  den  hohen  Wert  des  Buches  an. 
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p.  54.  —  CamaxsAAmari.  Del  ilspetto  della  proprteU  piiTata  nelle  gnerre  mArittlmA,  ArclüTio  giuridico, 
1808,  iL  —  Canchy.  Da  respeet  de  U  propriM6  priTte  en  iemps  de  gnerre  maritime,  1866.  —  Danewskl. 
Aperpa  hlstorlqne  de  la  nentraUtA  et  examen  de  la  dAdaration  de  droitjoiarttime  du  16  aTril  1856.  —  Dan  Ben. 
Oar  commerce  In  war  and  how  to  protect  It,  1897.  —  Geffeken  m  v.  HoUtmtdorffB  Handbuch,  Bd.  IV  J>qm 
fmmdtieke  EigaiUum  Mur  Sas".  —  Geesner.  De  la  r^forme  da  Droit  maritime  de  la  gaerre,  R.  D.  L,  t  YI!, 
PL  286.  —  Orotlas.  De  jore  prmd»  eommentarioe,  1604.  —  HalL  On  certaln  propoied  changes  in  inter- 
national law,  ContemporaiT  ReTiew,  octobre  187&  —  Hantefeallle.  QaeetlonB  de  Droit  maritime  Internat.: 
PropriMte  pilTtos  des  belUgtoaats  sor  mer,  pp,  61  ä  107;  Le  droit  maritime  international  devant  le  parlement 
kiHannique,  pp.  176  ei  s.,  1861.  —  Hletoire  dee  origines,  dee  progrfts  et  dee  TariatlonB  da  Droit  maritime  inter- 
national, ttt  Yl,  eeet  Yü,  p.  4'iO  et  s.,  1860.  —  Johnsione.  Handbook  of  maritime  rights.  —  KlobakowskL 
Die  Seebeate,  oder  das  feindliche  Priyateigentam  sor  See,  1877.  —  DeLayeleye.  Da  respect  de  la  pro- 
piMM  priTÖe  sor  mer  en  temps  de  gaerre,  R.  D.  I.,  t  Yü,  p.  598.  —  Encore  la  captare  sar  mer,  R.  D.  L, 
t.  XYI,  p.  568.  —  Lawrence.  The  exemption  of  prirate  property  Crom  eapinre  by  sea,  1885.  —  L6veill6. 
De  l*lnTiolabilit6  de  la  propri6tA  prtTöe  des  belligArants  sor  mer,  1868.  —  Q.  F.  t.  Härtens.  Essai  conoer- 
naiii  les  armateors,  les  prises  et  les  reprises,  1795.  —  F.  ▼.  Marions.  Dn  droit  de  proprlM6  privto  en  temps 
de  gaerre,  1860.  —  Mass«.  Le  Droit  commercial,  etc,  t  L  —  Miraglia.  Delle  condltione  storiche  e  scien- 
ttftehe  del  diriito  dl  preda  esercitato  dalle  navl  da  gaerra,  1871.  —  Moga^res.  Les  progrto  du  droii  intern. 
pnbUc  SB  XlZe  sitele,  1891.  —  Ortolan.  Artide  dans  la  Rerae  marttime  et  coloniale,  1878.  —  Rftgles  inter- 
nationales et  diplomatie  de  la  mer,  tII,liT.  m.  —  Paseaad.  L*inTiolabilit6  de  la  propri6t6  privto  ennemie 
dans  les  gaerres  maritimes,  1897.  —  Paternostro.  Delle  prede,  delle  riprede  e  ael  gludizii  relaÜYi,  1870. 

—  PleranionL  Rapport  sar  les  prises  maritimes  d'aprto  TAcole  et  la  ligislation  itaUennes,  R.  D.  L,  t  YÜ, 
pp.  619  eis.  —  Roehassen.  De  oceapatione  bellica  bonorom  priyatoram  in  belle  maritimo,  1857.  —  Ro- 
magnosL  Qaestionl  dl  diritto  solle  prede  maritime,  1884.  —  Shelden  Amos.  Lectaree  on  intern,  law.  — 
Seetbeer.  Sammlang  offizieller  Aktenstttcke  in  Besag  aaf  Schiffahrt  and  Handel  in  Kriegsseiten,  1855-1857. 

—  Snmner  Maine.  La  gaerre,  Y  ei  XL  —  Tecklenborg.  Die  Freiheit  des  Meeres,  1875.  —  Trendelen- 
^nrg.  Friedrichs  des  Grossen  Yerdlensi  am  das  YOlkerrecht  im  Seekrieg,  1866.  —  Urqahari  Sparing  pri- 
Tate  property  in  war  ai  sea,  1866.  —  YidarL  Del  rlspetto  della  proprietA  prrrata  fra  gli  Statt  in  gnerra, 
1867.  —  Navires  ennemla,  marchandiees  ennemies,  R.  D.  L,  t.  m,  p.  368.  —  Yeaman.  Some  obseirations 
npon  international  prise  law  and  the  abolitton  of  marine  captares.  —  8.  noch  die  oben  Seite  663  ange- 
fthrten  Schriften. 

1281.  —  Jede  Eriegspartei  kann  die  Eriegsschifre  ihres  Gegners  mit 
ihrer  gesamten  Ausrüstung  und  ihren  Vorräten  sowie  die  staatlichen 
Transportschiffe  und  die  vom  Gegner  gecharterten  Fahrzeuge,  die  an  den 
Eriegsuntemehmungen  mittelbar  oder  unmittelbar  teilnehmen,  zerstören 
oder  wegnehmen  (No.  1279). 

Darf  eine  Sjriegspartei  auch  das  PriYateigentum  der  Untertanen  des 
Feindes  wegnehmen?  Was  kann  im  Bejahungsfalle  weggenommen  werden? 
Das  Schiff  oder  auch  die  Ladung?  Was  wird  aus  der  Bemannung  des 
weggenommenen  Handelsschiffes? 

Diese  Frage  ist  im  19.  Jahrhundert  sehr  lebhaft  erörtert  worden. 
Sie  berührt  die  wichtigsten  politischen  und  wirtschaftlichen  Interessen. 
Sie  gewinnt  eine  besondere  Bedeutung  für  die  Staaten,  die,  wie  Deutsch- 
land, England,  Frankreich,  Italien,  Schweden -Norwegen  und  die  Verein. 
Staaten  einen  ausgebreiteten  Seehandel  haben.  ^) 

Die  Frage  betrifft  in  gewissen  Beziehungen  auch  die  Rechtsstellung 
der  dem  Kriege  fernstehenden  neutralen  Staaten.  —  Es  sind  folgende 
sechs  Fälle  zu  unterscheiden:  1.  Feindliches  Schiff  mit  feindlicher  Ware; 
2.  Feindliches  Schiff  mit  neutraler  Ware;  3.  Feindliches  Schiff  mit  feind- 
licher und  neutraler  Ware  zugleich;  4.  Neutrales  Schiff  mit  neutraler 
Ware,  die  nicht  Eriegskonterbande  ist;   5.  Neutrales  Schiff  mit  Eriegs- 

1)  Der  ganze  Aussenhandel  Englands  vollzieht  sich  natürlich  auf  dem  Seewege. 
Er  belauft  sich  auf  etwa  18  Milliarden  Franken,  Ein-  und  Ausfuhr  zusammenge- 
rechnet —  %0  des  franzosischen  Aussenhandels  wird  durch  die  Seeschiffahrt  ver- 
mittelt   1885  belief  sich  die  Ein-  und  Ausfuhr  auf  dem  Seewege  auf  5985  Millionen. 

—  Der  auswärtige  Handel  der  Verein.  Staaten  (zur  See)  erreicht  oder  überschreitet 
S  Milliarden  Kranken.  —  [Der  Seehandel  Deutschlands  hat  seit  einigen  Jahren  einen 
bedeutenden  Aufschwung  genommen.  1872  hatte  Deutschland  500  Schiffe,  darunter 
179  Dampfschiffe  mit  einem  Raumgehalt  von  130  000  Tonnen;  um  1898  hatte  es 
(wenn  man  lediglich  die  Schiffe  mit  17  Registertons  berücksichtigt),  2524  Segelschiffe 
ond  1068  Dampfschiffe,  mit  zusammen  1052044  Tonnen  und  40000  Mann  Besatzung. 
Dadachland  hatte  am  1.  Jan,  1901  —  3883  Schiffe  mit  eimem  Qeeamtraum^halt  von 
1 941 046  Begietertons  netto  und  60556  3iann  regelmässige  BeBatztmg.  in  einem  Zeitraum 
▼on  23  Jahren  beläuft  sich  der  Fortschritt  der  deutschen  Handelsflotte  auf  265  % 
während  er  für  Frankreich  132  o/^  betragen  hat  —  S.  in  dieser  Beziehung  die  sehr 
interessante  Schrift  von  Georges  Blondel«  L'essor  industriel  et  commercial  da 
peuple  aUemand.] 
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konterbande;  6.  Neutrales  Schiff,  das  ausschliesslich  oder  nur  zum  TeQ 
mit  feindlicher  Ware  beladen  ist. 

Wir  werden  später  bei  der  Neutralität  die  Fälle  untersuchen,  bei 
denen  Neutrale  beteiligt  sind.  Hier  beschränken  wir  uns  auf  die  Darstellung 
des  Falles,  wo  ein  feindliches  Handelsschiff  mit  Waren  beladen  ist,  die 
den  Untertanen  des  Feindes  gehören.  —  Wie  hat  sich  in  dieser  Beziehung 
das  internationale  Herkommen  gestaltet;  welches  sind  die  Ansichten  und 
die  Lehrsätze  der  Publizisten? 

1282.  —  Als  Richtschnur  bei  der  Untersuchung  dieser  Frage  mag 
eine  sehr  zutreffende  Bemerkung  Pereis'  dienen:  „Seebeuterecht  und  Kaperei, 
so  führt  er  aus,  sind  Institutionen,  welche  in  ihren  Ergebnissen  nicht 
wesentlich  auseinandergehen;  Gegenstand  beider  ist  das  feindliche  Privat- 
eigentum auf  dem  Meere;  beider  Ziel,  dessen  Wegnahme  und  Oberhaupt 
der  Ruin  des  feindlichen  Seehandels,  wobei  jedoch  häufig,  bei  der  Kaperei 
stets,  der  Zweck  der  Selbstbereicherung  auf  Seiten  der  Eaptoren  (Nehme- 
schiffe) in  dem  Masse  in  den  Vordergrund  tritt,  dass  beides,  Ansttbung 
der  Kaperei  und  Ausübung  des  Seebeuterechts  durch  Kriegsschiffe,  yielfadi 
als  ein  System  privilegierten  Raubes  bezeichnet  worden  ist."  ^)  Bei  der 
Erörterung  dieser  Frage  verwechselte  man  früher  —  und  bis  zum  Jahre 
1854  eigentlich  immer  —  beide  Einrichtungen  mit  einander  und  selbst 
heutigentages  legt  man  nicht  genügend  Wert  darauf,  sie  streng  ausein- 
ander zu  halten:  das  ist  ein  Fehler  in  der  Darstellungsart.  Trotz  ihrer 
nahen  Verwandtschaft  sind  die  Kaperei  und  das  Recht,  Feindesgut  auf 
dem  Meere  wegzunehmen,  nicht  unlösbar  mit  einander  verknüpft.  —  Die 
Kaperei  setzt  das  Wegnahmerecht  voraus,  hat  es  zur  Grundlage  und  ist 
ohne  dasselbe  nicht  denkbar.  Es  würde  aber  ungenau  sein,  diesen  Satz 
auch  umzukehren.  Seit  der  Pariser  Deklaration  von  1856  ist  das  W%* 
nahmerecht  von  Staaten,  die  auf  die  Kaperei  verzichtet  haben,  ausgeübt 
worden.  —  Um  den  unterschied  besonders  kenntlich  zu  machen,  werden 
wir  der  Kaperei  ein  eigenes  Kapitel  widmen. 


Erster  Abschnitt. 
Internationales  Herkommen. 

1283.  —  Das  internationale  Herkommen  ist  klar  und  bestimmt  — 
Der  Kriegführende  kann  (unter  Beobachtung  bestimmter  Formen)  das 
feindliche  Handelsschiff  und  die  feindliche  Ware,  die  es  führt,  mit  Beschlag 
belegen,  wegnehmen  und  einziehen  (saisii-,  capturer  et  confisquer).  — 
Diese  Regel  ist  stets  anerkannt  und  angewandt  worden;  sie  wurde  schon 
seit  unvordenklicher  Zeit  geübt  und  war  bereits  lange  so  fest  begründet, 
dass  das  Consolato  del  Mar  sich  damit  begnügt,  sie  nur  anzudeuten,  so 
genau  wusste  der  Verfasser  dieses  Bechtsbuches,  dass  die  Begel  allgemein 
bekannt  war.  „Es  ist  überflüssig,  zu  sagen,  was  zu  geschehen  hat,  wenn 
ein  Schiff  beim  Ein-  oder  Auslaufen  oder  auf  hoher  See  einem  Kauffiihr^, 
der  mit  seiner  Ladung  dem  Feinde  gehört,  begegnet,  denn  jeder  ist  hin- 
länglich unterrichtet,  um  zu  wissen,  was  er  in  diesem  Falle  zu  tun  hat; 
es  ist  nicht  notwendig,  hier  eine  Vorschrift  aufzustellen." 

Bewiesen  wird  dieser  ständige  Brauch  durch  die  Einrichtung,  Rege- 
lung und  Geschichte  des  Kaperwesens  —  ferner  durch  die  im  Jahre  137S 


1)  Pereis,  Das  öffentliche  internationale  Seerecht    S.  204. 
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durch  Karl  Y.  in  Frankreich  yollzogene  Ernennung  eines  Admirals,  dessen 
Amt  es  war,  Eaperbriefe  aaszustellen  und  über  die  Becbtmässigkeit  der 
Prisen  zu  entscheiden  —  und  endlich  durch  die  im  14.  Jahrhundert  fast 
in  allen  Seestaaten  erfolgte  Schaffung  yon  Admiralitätsgerichten. 

1284.  —  Im  18.  Jahrhundert  setzte  ein  Vertrag  dieses  unvordenkliche 
Herkommen  ausser  Kraft.  Der  Artikel  23  des  zwischen  Preussen  und 
den  Verein.  Staaten  am  10.  September  1785  geschlossenen  Vertrages  verbot 
nämlich  für  den  Fall  eines  Krieges  zwischen  den  beiden  Staaten  die  Weg- 
nahme von  Kauffahrteischiffen,  die  einer  friedlichen  Handelsuntemehmung 
nachgingen,  und  weiter  als  notwendige  Folge,  die  Ausrüstung  von 
Kapern  überhaupt.  Dieser  Veitrag,  einzig  in  seiner  Art,  wurde  von 
Oentz  als  eine  diplomatische  Absonderlichkeit  bezeichnet.  —  Der  Vertrag 
von  1785  wurde  in  diesem  Punkte  dui*ch  den  zwischen  denselben  Staaten 
abgeschlossenen  Vertrag  vom  11.  Juli  1799  abgeändert;  in  diesem  Ab- 
kommen ist  nicht  mehr  die  Kede  von  der  Wegnahme  von  Schiffen  und 
Ladungen.  —  Die  Bestimmung  wurde  aber  im  Artikel  12  des  Vertrages 
vom  1.  Mai  1828  wieder  aufgenommen.  Zwar  war,  wie  Oeffcken  bemerkt, 
ein  Seekrieg  zwischen  den  beiden  Staaten  kaum  wahrscheinlich  (Geffcken- 
Heffter,  op.  cit.  §  139  Anm.  2). 

Franklin,  Adam  und  Jefferson  schlössen  verschiedene  Verträge  mit 
mehrem  europäischen  Staaten,  so  mit  Frankreich  1778,  mit  Schweden  1783 
und  mit  den  Niederlanden  1782.  Keiner  von  ihnen  enthält  auch  nur  eine 
entfernte  Andeutung  über  die  Frage  der  Konfiskation  von  Handelsschiffen 
und  feindlichen  Waren. 

1285.  —  In  dem  Zirkular  vom  12.  April  1823  erklärte  Chateaubriand, 
dass  Frankreich  spanische  Schiffe  nur  dann  wegnehmen  werde,  wenn  sie 
versuchen  würden,  eine  Blockade  zu  brechen.  —  Aber  der  Charakter,  der 
diesem  von  Frankreich  geführten  Interventionskriege  beiwohnt,  benimmt 
dieser  Erklärung,  insofern  sie  eine  Jahrhundert  alte  Praxis  beseitigen  soll, 
jede  Bedeutung  und  Wirkung.  Man  durfte  doch  die  Interessen  der 
Spanier,  denen  man  einen  König  geben  wollte,  nicht  verletzen. 

1286.  —  Im  Dezember  1823  machte  James  Monroe,  der  Präsident 
der  Verein.  Staaten,  Frankreich,  England  und  Eussland  einen  Vorschlag, 
der  neben  andern  Bestunmungen  die  Wegnahme  von  feindlichen  Handels- 
schiffen und  Waren,  selbst  durch  die  staatlichen  Kriegsflotten,  unbedingt 
untersagte.  —  Der  Präsident  riet  hierbei  die  Gefühle  der  Menschlichkeit  und 
der  Nächstenliebe  an,  sagte  aber  kein  Wort  über  die  wahren  Gründe,  die 
ihn  leiteten:  diese  bestanden  in  dem  Wunsche,  sich  die  Schaffung  und 
Unterhaltung  einer  gewaltigen  und  kostspieligen  Kriegsflotte  zum  Schutze 
der  Handelsschiffe  auf  den  Ozeanen  zu  ersparen  und  den  Seebandel  der 
Verein.  Staaten  durch  das  Verbot  des  Seebeuterechts  in  weit  wirksamerer 
Weise  zu  sichern,  als  dies  durch  eine  Kriegsflotte  zu  erreichen  war.  — 
Der  Antrag  Monroe  hatte  keinen  Erfolg. 

1887.  —  Bis  zum  Jahre  1854  wurde  nichts  an  der  mehrhundertjährigen 
Praxis  geändert.  Feindliches  Privateigentum  zur  See  konnte  immer  er- 
beutet werden  sowohl  von  den  Schiffen  der  Kriegsflotte  als  auch  von 
besondei-s  hierzu  ermächtigten  Kapern.  —  Nach  dem  Krimkriege  aber, 
verkündete  die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856  die  Abschaffung 
der  Kaperei;  sie  stellte  auch  Grundsätze  bezüglich  der  Neutralen  auf, 
wovon  später  die  Rede  sein  wird.  —  Der  von  den  Grossmächten,  von 
Piemont  und  der  Türkei  unterzeichneten  Deklaration  traten  fast  alle 
andern  Staaten  (41  Staaten  und  freie  Städte)  bei.  Die  Verein.  Staaten, 
Spanien  und  Mexiko  versagten  ihre  Zustimmimg. 

Bonflls,  Lehrbuch  des  Völkerrechte.  48 
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Die  Verein.  Staaten  wollten  in  die  Beseitigung  der  Kaperei  nur  dann 
einwilligen,  wenn  die  Pariser  Deklaration  durch  die  unbedingte  unter- 
sagung  der  Erbeutung  feindlichen  Privatgutes  im  Seekriege  und  dnrch  die 
Abschaffung  des  Durchsuchungsrechts  ergänzt  würde  (Depesche  Marcy's, 
28.  JuU  1856).  1) 

Die  Kaperei  erschien  den  Verein.  Staaten  solange  unentbehrlich,  ab 
die  Kriegsflotte  noch  berechtigt  wäre,  Handelsschiffe  aufzubringen.  Sie 
meinten,  dass  die  Mächte,  die  eine  grosse  Handelsflotte,  aber  eine  nur 
schwache  Kiiegsmarine  besässen,  durch  die  Abschaffung  der  Kaperei  schwer 
bedroht  würden,  denn  während  sie  ihren  Handelsschiffen  keine  Kaperbriefe 
melir  ausstellen  dürften,  behielte  die  feindliche  Ejtiegsflotte  das  Hecht, 
nunmehr  unbehelligt  ihren  Handel  zu  vernichten. 

Preussen,  Italien  und  Russland  erklärten  sich  bereit,  der  von  den 
Verein.  Staaten  vorgeschlagenen  Abänderung  beizutreten  und  zugleich  mit 
der  Kaperei  auch  das  Seebeuterecht  zu  beseitigen.  In  Frankreich  neigte 
Drouyn  de  Lhuys  dazu,  den  amerikanischen  Antrag  anzunehmen.  Aber 
England  wollte  seine  Zustimmung  hierzu  nicht  erteilen. 

1288.  —  Die  Frage  blieb  bis  zum  Jahre  1859  in  demselben  Zustande. 
Während  des  von  Frankreich  und  Piemont  gemeinsam  gegen  Osterreich 
unternommenen  Feldzuges  folgte  man  dem  Herkommen.  Osterreichische 
Schiffe  wurden  aufgebracht.  —  In  dem  Züricher  Vertrage  vom  10.  No- 
vember 1859  wurde  die  Zurückgabe  derjenigen  österreichischen  Schiffe, 
deren  Wegnahme  von  dem  Prisengericbt  noch  nicht  für  gtUtig  erklärt 
worden  war,  ausbedungen.  —  Cauchy  bemerkt  hierzu,  dass  die  Ab- 
schaffung der  Kaperei  im  Jahre  1856  diese  Massregel  eimöglicht  habe.^ 

1289.  —  Während  des  Krieges  gegen  China  beschloss  England  durch 
Verordnung  des  Geheimen  Eats  vom  7.  März  1860  und  Frankreich  durch 
eine  Miuisterialverfügung  vom  28.  März  1860,  dass  chinesisches  feind- 
liches Eigentum  an  Bord  französischer  oder  englischer  Schiffe  dieselben 
Vorrechte  geniessen  sollte,  wie  an  Bord  neutraler  Fahrzeuge;  desgleichen 
sollte  französisches  oder  englisches  Gut  an  Bord  chinesischer  Schiffe  der- 
selben Hechte  teilhaftig  sein.  Es  wui'de  weiter  bestimmt,  dass  die  Franzosen 
befugt  seien,  ihre  Handelsbeziehungen  mit  den  Chinesen  selbst  auf 
chinesischem  Boden  fortzusetzen,  und  dass  umgekehrt  auch  die  Chinesen  die 
ihrigen  mit  französischen  und  englischen  Untertanen  selbst  auf  französischem 
oder  englischem  Gebiete  weiterAihren  könnten.  Es  ist  leicht,  die  Gründe, 
die  für  diese  Abänderung  des  Herkommens  ausschlaggebend  waren,  zu 
verstehen  (No.  1062). 

1290.  —  Das  Seebeuterecht  wurde  von  Frankreich  auch  während  des 
mexikanischen  Krieges  ausgeübt;  aber  ein  Erlass  vom  29.  März  1865 
ordnete  die  Rückgabe  der  von  den  Prisengerichten  noch  nicht  rechtskräftig 
verurteilten  mexikanischen  Schiffe  an. 

Während  des  Krieges  zwischen  Dänemark  und  Osterreich-Preussen 
wurden  die  feindlichen  Handelsschiffe  mit  ihrer  Ladung  von  beiden 
Teilen  weggenommen.  Aber  Artikel  13  des  Vertrages  vom  30.  Oktober 
1864  bestimmte  die  gegenseitige  Rückgabe  der  von  den  Prisengerichten 
noch  nicht  „kondemnierten^  Schiffe. 

Jm  Jalu*e  1866  gab  Osteri-eich  die  Anregung  zu  einer  Neuerung.  Es 
erklärte  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  13.  Mai  1866,  dass  feindliche 
Handelsschiffe  —  unter  der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  —  von 

1)  Diese  berfihmte  Depesche  ist  zum  Teil  bei  Galvo,  op.  cit,  t  IV,  §  2345 
wiedergegeben. 

3)  Cauchy,  Du  respect  de  la  proprieti  priyee,  pp.  71—72. 
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österreichischen  E[riegsschiffen  weder  aufgebracht  noch  auch  fUr  gute  Prise 
erklärt  werden  soUten;  —  Prenssen  antwortete  mit  einer  ähnlichen  Ver- 
ordnung yom  19.  Mai  1866.  —  Italien  brauchte  nur  die  Artikel  211  und 
212  seines  Seegesetzbuches  vom  25.  Juni  1865,  die  die  ünverletzlichkeit 
des  feindlichen  Eigentums  zur  See,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Konter- 
bande und  des  Blockadebruchs  verkünden,  anzuwenden;  eine  Ministerial- 
note  vom  20.  Juni  1866  brachte  diese  Artikel  in  Erinnerung. 

1291.  —  Bei  Beginn  des  deutsch-französischen  Krieges  von  1870  er- 
liess  der  König  von  Prenssen,  als  Präsident  des  Norddeutschen  Bundes, 
am  18.  Juli  1870  eine  Verordnung,  wonach  französische  Handelsschiffe  der 
Aufbringung  und  Wegnahme  durch  Fahrzeuge  der  Bundeskriegsmarine 
nicht  unterliegen  sollten;  jedoch  sollte  diese  Bestimmung  auf  solche  Schiffe 
keine  Anwendung  finden,  die  der  Aufbringung  und  Wegnahme  auch  dann 
unterliegen  würden,  wenn  sie  neutrale  Schiffe  wären.  —  Der  Morddeutsche 
Bund,  der  damals  nur  über  eine  massige  Kriegsflotte  verfügte,  die,  wie 
Oeffcken  anerkennt,  nicht  hinreichte,  um  seine  Handelsflotte  zu  schützen, 
hoffte  dadurch  Frankreich  zum  Verzicht  auf  das  Prisenrecht  zu  bewegen  und 
infolgedessen  seine  bedeutende  Handelsflotte  und  seinen  Aussenhandel  zu 
schützen.  —  Am  21.  Juli  1870  gab  Frankreich  bekannt,  dass  es  sich  nach 
der  Deklaration  vom  16.  April  1856  richten  werde;  hiermit  behielt  es  sich 
das  Wegnahmerecht  vor  (Ministerial-Instruktionen  vom  25.  Juli  1870). 

Die  französischen  Kreuzer  fügten  zwar  dem  deutschen  Handel  unmittelbar 
keinen  grossen  Schaden  zu;  nur  fünfundsiebzig  Schiffe  wurden  für  gute 
Prise  erklärt.  Der  Wert  dieser  Fahrzeuge  mit  ihren  Ladungen  wurde 
von  den  deutschen  Beedem  auf  I7V2  Millionen  geschätzt.  —  Aber  die 
deutsche  Handelsflotte  wagte  es  nicht,  aus  ihren  Häfen  auszulaufen;  der 
Aussenhandel  Deutschlands  konnte  zum  Nachteile  der  deutschen  Reeder 
nur  unter  neutraler  Flagge  geführt  werden.  Hierüber  beklagte  sich 
Bismarck  in  der  Note  vom  12.  Januar  1871.  —  Die  deutsche  Verordnung 
vom  Juli  1870  wurde  am  19.  Januar  1871  zurückgenommen.  Die  neue 
Verordnung  trat  erst  nach  einer  vierwöchigen  Frist,  die  der  Neutralen 
wegen  bewilligt  worden  war,  in  Kraft.  Das  Znstandekommen  des  Ver- 
sailler  Waft*enstillstands  und  sodann  der  Friedensschi  uss  hatten  zur  Folge, 
dass  kein  französisches  Handelsschiff  von  einem  deutschen  Prisengericht 
abgeurteilt  worden  ist. 

Der  Artikel  13  des  Frankfurter  Friedens  vom  10.  Mai  1871  ordnete 
die  Rückgabe  der  vor  dem  2.  März  1871  noch  nicht  für  gute  Piisen  er- 
klärten Handelsschiffe  an  und,  für  den  Fall  der  Unmöglichkeit  der  Zurück- 
gabe des  Schiffes  oder  der  Ladung,  die  Erstattung  des  nach  dem  Ver- 
kaufspreise zu  bemessenden  Wertes. 

1292.  —  Am  26.  Februar  1871  wurde  zwischen  Italien  uud  den  Ver- 
einigten Staaten  ein  Vertrag  geschlossen,  dessen  Artikel  12  bestimmt, 
dass  im  Falle  eines  Krieges  zwischen  den  Vertragsmächten  das  Privat- 
eigentum der  Bürger  und  Untertanen  des  einen  Teils  —  abgesehen  von 
Kriegskonterbande  —  von  den  Kriegsschiffen  des  andern  Teiles  weder 
auf  offenem  Meere  noch  anderswo  mit  Beschlag  belegt  oder  weggenommen 
werden  könne,  wofern  nicht  ein  Blockadebruch  vorliege. 

Im  russisch-türkischen  Kriege  von  1877/78  siud  beide  Teile  bei  dem 
alten  Brauche  geblieben.  —  Der  Ukas  vom  24.  Mai  1877  gewährte  den 
türkischen  Handelsschiffen  eine  Frist  zum  Auslaufen  aus  den  russischen 
Häfen. 

[Während  des  griechisch-türkischen  Krieges  von  1897  ist  das  Privat- 
eigentum  zur  See  auch  nicht  geachtet  worden;  beide  Kriegsparteien  haben 
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indessen  den  feindlichen  Schiffen  eine  Frist  gewSlirt,  damit  sie  sieli  mit 
ihren  Ladungen  in  Sicherheit  bringen  könnten  (pratiqne  de  Tindnlt).^) 
Ebenso  war  es  während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898}.  *) 

1292^.  —  [Auf  der  Haager  Friedenskonferenz  yon  1899  stellten  die 
Verein.  Staaten  einen  Antrag,  der  anf  die  ünverletzlichkeit  des  Privat- 
eigentums im  Seekriege  abzielte.  Man  trat  aber  nicht  in  eine  Ebrörtenmg 
ein;  die  Konferenz  sprach  nur  den  Wunsch  aus,  dass  die  Frage  zum 
Gegenstande  der  Bei-atung  auf  einer  spätem  Konferenz  gemacht  werde.]*) 

1293.  —  Aus  diesem  gedrängten  geschichtlichen  Abrisse  ergibt  sich 
klar,  dass  das  internationale  Herkommen,  mit  Ausnahme  des  Jahres  1866 
und  des  Vertrages  vom  26.  Februar  1871,  jederzeit  die  Rechtmässigkeit 
der  Beschlagnahme  und  der  Wegnahme  feindlicher  Schiffe  und  deireii 
Ladungen  anerkannt  hat. 


Zweiter  Abschnitt. 
Stimmen  zu  Gunsten  der  Unverletziichkett  des  Privateigentums. 

1204.  —  Seit  einem  Jahrhundert  sind  zahlreiche  Wünsche  zu  Gnnst^ 
der  Unverletzlichkeit  des  feindlichen  PriTateigentums  im  Seekriege  ge- 
äussert worden.  Eine  kurze  Wiedergabe  ist  erforderlich,  aber  auch  ge- 
nügend. 

In  der  französischen  Gesetzgebenden  Versammlung  verlas  der  Ab- 
geordnete Kersaint  am  29.  Mai  1792  den  Entwurf  eines  Dekrets,  das  die 
Beseitigung  der  Kaperei  und  des  durch  die  Kriegsflotte  ausgeübten  Flisen- 
rechts  bestimmte.  Nach  einer  langen  Erörterung  nahm  die  Versammlung 
einen  Beschluss  an,  wodurch  die  vollziehende  Gewalt  aufgefordert  wurde, 
mit  den  fremden  Mächten  wegen  AbschaffuDg  der  Kaperei  in  Unterhand- 
lungen zu  treten.  —  Sie  vermied  es  aber,  sich  wegen  der  Aufhebung  des 
Prisenrechts  schlüssig  zu  mächen.^) 

1295.  —  Eine  in  Bremen  am  2.  Dezember  1859  einberufene  Ver- 
sammlung von  Eeedern  und  Kaufleuten  fasste  zu  Gunsten  der  Unverlets- 
lichkeit  des  Privateigentums  im  Seekriege  einen  Beschluss,  dem  die  Kauf- 
leute von  Hamburg,  Stettin  und  Breslau  sowie  die  Handelskammern  von 
Ober-Bayern  beitraten. 

1296.  In  einem  an  die  Handelskammer  von  Manchester  gerichtet» 
Schreiben  vom  8.  November  1856  bedauerte  Cobden,  dass  England  dem 
Antrage  Marcy's  (No.  1287)  keine  weitere  Folge  gegeben  habe,  er  berief 
sich  hierbei  aidf  das  Interesse  der  englischen  Reeder.  —  Am  3.  Februar 
1860  ersuchte  eine  Abordnung  von  Kaufleuten  von  Liverpool,  Bristol, 
Manchester,  Leeds  usw.  Lord  Palmerston,  den  Gedanken  der  Abschaffung 
des  Seebeuterechts  zu  unterstützen.  Der  Minister  schlug  dies  ab;  er 
machte  geltend,  dass  keine  Seemacht  in  einem  Kampfe  gegen  England 
auf  irgend  ein  Mittel  verzichten  könne,  um  ihren  Fdnd  zu  schwächen. 


1)  [R.  D.  I.  P.,  t  IV.  p.  690.] 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  807.  —  8.  amerikanische  Instruktionen  Tom  20.  Juni 
8,  Art  17,  R.  D.  I.  P.,  t.  V,  Documents,  p.  14  und  auch  p.  17.] 

8)  fR.  D.  I.  P.,  t  Vr,  pp.  710  et  8.] 

4)  de  Boeck  bringt  in  seiner  bemerkenswerten  Schrift,  de  lapropriet^  ennemie 
sons  pa^illon  ennemi,  den  Text  der  verschiedeoen  Anträge,  die  im  l4iufe  der  Er- 
^torungen  in  der  gesetzgebenden  Versammlung  gesteUt  worden  sind,  No.  62—68. 
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Im  englisciieii  ünterhaose  wurde  am  11.  M&rz  1862  ein  Antrag  ge- 
stellt, der  die  Bas^tigang  des  Seeprisenrechts  bezweckte.  Er  wurde  von 
Cobden  verteidigt  und  von  Palmerston,  der  die  in  dem  Vorschlage 
enthaltene  Ansicht  für  sehr  gefährlich  und  für  unvereinbar  mit  den  eng- 
lischen Interessen  hielt,  bekämpft.  —  Der  Antrag  wurde  zurückgezogen. 
Geht  man  ihm  auf  den  Grund,  so  findet  man,  dass  er  nicht  etwa  von 
humanen  Wünschen  eingegeben,  sondern  dass  er  lediglich  krasser  Selbst- 
sucht entsprungen  war.  —  Die  Lage,  so  meinte  man,  in  die  England 
durch  die  Deklaration  von  1856  geraten  sei,  sei  in  Wirklichkeit  un- 
leidlich; die  Neutralen  würden  kraft  Artikel  2  der  Deklaration  in  Eriegs- 
zeiten  die  Beförderung  der  Waren  an  sich  reissen  und  die  britische 
Handelsflotte  würde  dadurch  zu  Grunde  gerichtet  werden.  Das  Recht, 
feindliche  Ware  unter  neutraler  Flagge  wegzunehmen,  würde  die  Gefahr 
beschworen.  Man  müsse  dieses  Recht  zurückerobern,  oder  einen  Schritt 
weiter  tun  und  jedes  Privatgut  zur  See  für  unantastbar  erklären.  Es 
könne  der  Tag  kommen,  wo  England  zur  Verteidigung  seiner  Küsten 
seiner  ganzen  Kriegsflotte  bedürfe. 

Femer  wurde  ein  Wunsch  von  Abgeordneten  der  englischen  Handels- 
kammern, die  vom  20.  bis  zum  22.  Februar  1866  in  London  tagten,  ver- 
lautbart 

1297.  —  Zwei  Jahre  später,  am  18.  April  1868,  nahm  der  nord- 
deutsche Reichstag  mit  nur  einer  Stimmenenthaltung  einen  Antrag  Aegidis 
an,  wonach  der  Bundeskanzler  ersucht  wurde,  in  Unterhandlungen  mit 
den  andern  Mächten  zu  treten,  damit  die  Freiheit  des  Privateigentums 
zur  See  in  Kriegszeiten  durch  Übereinkunft  von  Staat  zu  Staat  zu  einem 
vertragsmässig  anerkannten  Grundsatze  des  Völkerrechts  erhoben  werde. 

[In  den  Jahren  1866  und  1870  forderte  Garnier -Pagös  in  der  fran- 
zösischen Deputiertenkammer  vergeblich  den  Schutz  des  Privateigentums 
im  Seekriege.] 

Die  Handelskanmier  von  Amsterdam  ersuchte  am  27.  Januar  1871  die 
holländische  Regierung,  bei  der  Londoner  Konferenz  dahin  vorstellig  zu 
werden,  dass  der  Grundsatz  der  UnverletzUchkeit  des  Privatgutes  aner- 
kannt werde.  Die  holländische  Regierung  hielt  die  umstände  nicht  fttr 
günstig  und  gab  dem  Antrage  nicht  statt. 

Ein  (nicht  offizieller)  Kongress  fttr  internationales  Seerecht,  der  aus 
200  Mitgliedern  bestand  und  der  in  Neapel  tagte,  wo  er  am  30.  Juni  1871 
eröffnet  wurde,  sprach  sich  auch  zu  Gunsten  des  gedachten  Grund- 
satzes aus. 

[Im  Jahre  1877  wurde  die  Frage  nach  der  Unverletztlichkeit  des 
feindlichen  Privateigentums  von  neuem  im  englischen  Parlamente  gestellt; 
sie  veranlasste  den  Unterstaatssekretär  Bourke  zu  einigen  Bemerkungen.] 

(In  den  Jahren  1894  und  1895  wurden  im  deutschen  Reichstage  An- 
träge zu  Gunsten  der  Schonung  des  Privateigentums  eingebracht.  —  Die 
interparlamentarische  Friedenskonferenz  hat  mehrere  Male  und  besonders 
auf  ihrer  Jahresversammlung  zu  Christiania  (1899)  Wttnsche  nach  dieser 
Riditung  hin  ausgesprochen  (R.  D.  J.  P.,  t.  VI,  p.  906).] 

1298.  —  Auch  das  Institut  fttr  Völkerrecht  hat  auf  seinen  Versamm* 
luDgen  in  den  Jahren  1875,  1877  und  1878  diese  Frage  in  Angriff  ge' 
nommen  und  sich  mit  Stimmenmehrheit  seiner  Mitglieder  fttr  den  Grund' 
satz  der  Abschaffung  des  Seebeuterechts  ausgesprochen.  —  Im  Jahre  1877 
hat  es  folgende  Beschlüsse  gefasst:  1.  Neutrales  oder  feindliches  Privat- 
eigentum ist  unter  feindlicher  Flagge  unverletztlich.  —  2.  Der  Wegnahme 
sind  unterworfen:  Gegenstände,  die  unmittelbar  der  Kriegführung  dienen 
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können  oder  Bolche,  die  für  die  Eriegftthrang  bestimmt  sind,  ferner 
Handelsschiffe,  die  an  den  Feindseligkeiten  teil  genommen  haben  oder  die 
unmittelbar  dazu  bestimmt  sind,  daran  teil  zn  nehmen,  oder  die  eine  effektive 
Blockade  gebrochen  haben.  ^) 

1298*.  —  [Wir  haben  bereits  erwähnt,  dass  die  Frage  auch  bei  der 
Haager  Friedenskonferenz  von  1899  zur  Sprache  gekommen  ist,  und  dass 
hierbei  der  Wunsch  ausgesprochen  wurde,  dass  der  Vorschlag  zum  Gegen- 
stand der  Beratung  auf  einer  spätem  Konferenz  gemacht  werde.  (No.  1292^).] 


Dritter  Abschnitt. 
Ansichten  der^Publizisten  und  der  Rechtskundigen. 

1299.  —  Das  Recht,  das  feindliche  Privateigentum  auf  dem  Meere 
wegzunehmen,  hat  eine  grosse  Zahl  von  Schriften  und  Abhandlungen 
hervorgerufen.  Fast  alle  neuern  Werke  über  Völkerrecht,  besonders  die, 
die  das  Seerecht  behandeln,  beschäftigen  sich  mehr  oder  weniger  ausfOhr- 
lieh  mit  dieser  Frage.  Die  Ansichten  der  namhaftesten  Publizisten  gehen 
weit  auseinander. 

Zwei  Lehrsätze  von  grundlegender  Bedeutang  stehen  sich  einander 
gegenüber;  hieran  reihen  sich  Ansichten,  die  zwar  mehr  nebensächlicher 
Natur  sind,  die  aber  gleichwohl  die  Geltung  des  einen  oder  andern  Lehr- 
satzes beschränken. 

1300.  —  Der  eine  Lehrsatz  verkündet  die  Freiheit  und  die  unbedingte 
Unverletzlichkeit  des  feindlichen  Privateigentums  unter  feindlicher  Flagge, 
die  Unverletzlichkeit  bezieht  sich  auf  das  SchüF  selbst  und  auf  dessen 
Besatzung.  Die  Matrosen  dürfen  nicht  als  Kriegsgefangene  festgehalten 
werden. 

Diese  Lehre  ist  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  durch  den  AhM 
de  Mably  in  seinem  „Droit  publique  de  TEurope  fondö  sur  les  trait^* 
(1748)  aufgestellt  worden.  Mably  wandte  sich  mit  Entschiedenheit  gegen 
das  Seeprisenrecht.  —  Er  stand  eine  Zeitlang  mit  seiner  Ansicht  vereinzelt 
da.  Indessen,  seit  1780,  wurde  Mably 's  Lehre  von  einer  grossen  Zahl 
von  Publizisten  angenommen,  so  von  Azuni,  Fiore,  Galiani,  Lucchesi- 
Palli,  Mancini,  Paternostro,  Pierantoni,  Vidari  und  fast  von  sämt- 
lichen Professoren  des  italienischen  Rechts  —  unter  den  Deutschen  von 
Bluntschli,  Bulmerincq,  Geffcken,  Gessner,  von  Holtzendorff,  von 
Neumann,  Per  eis  u.  a.  —  unter  den  Franzosen  von  de  Boeck,  Cauchy, 
Desjardins,  Massö,  Pradier-Fod6r6,  —  ferner  von  Calvo,  Dudley- 
Field,  Eatchenowsky,  Laveleye,  F.  v.  Martens,  Pinheiro-Ferreira, 
Bolin- Jaequemyns  u.  a.  —  und  vom  Institut  für  Völkerrecht  2). 

1301.  —  Im  Gegensatze  hierzu  vertritt  der  andre  Lehrsatz  die  Recht- 
mässigkeit der  Beschlagnahme  und  der  Wegnahme  des  feindlichen  Handels- 
schi£fes  sowie  der  feindlichen  Waäre,  welcher  Art  dieselbe  auch  sein 
mag.  Die  Mannschaft  und  die  Offiziere,  aus  denen  sich  die  Schiffsbesatzung 
zusammensetzt,  werden  zu  Kriegsgefangenen.  —  Die  Wegnahme  darf  nur 
auf  offenem  Meere  oder  in  den  Eüstenge  wässern  der  S^riegsparteien  statt- 
finden, nicht  hingegen  in  den  Hoheitsgewässern  der  Neutralen. 

1)  Annuaire  de  Tlnstitat,  1878,  pp.  103—110;  pp.  163—158. 

2}  Die  Arbeiten  des  Institats  sind  in  seinen  Annuaires  und  in  der  Revue  de 
Droit  international  enthalten.  Sie  sind  von  de  Boeck,  op.  cit.,  No.  501  bis  525  mit- 
geteilt worden. 
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Diese  Lehre  wurde  von  Albericus  Gentilis  in  seinem  bertthmten 
Lehrbuche  „de  Jure  Belli"  (1588),  und  von  Hugo  Grotius  in  dem  Gut- 
achten, das  er  anf  Ansuchen  der  Holländisch-Indischen-Eompagnie  im 
Jahre  1604  erstattete,  verteidigt.  Dieses  Gutachten  bildet  die  Grundlage 
der  Schrift  „de  jure  praedae  commentarius'',  worin  Grotius  seine  Meinung 
in  warmherziger,  aber  schwülstiger  Weise  vei-ficht.  (Diese  Schrift  ist 
zum  ersten  Male  im  Jahre  1869  veröffentlicht  worden.)  —  Die  Ansichten, 
die  Grotius  in  seinem  grossen  Werke  „de  jure  belli  ac  pacis^  niederge- 
legt hat,  sind  dieselben  geblieben.  Er  gestattet  nicht  nur  den  Kriegsflotten, 
sondern  auch  den  Kapern  die  regelrechte  Ausübung  des  Prisenrechts 
(Lib.  m  cap.  XVni  §  2). 

Pufendorf  meint,  dass  es  im  Kriege  erlaubt  sei,  sich  des  Privat- 
eigentums (zur  See  wie  zu  Lande)  zu  bemächtigen;  aber  er  fügt  hinzu, 
dass  die  occupatio  bellica  erst  durch  die  Bestätigung  des  Friedens- 
schlusses dauernd  und  endgültig  werde.  —  Bynkershoek  hält  das  See- 
beuterecht für  ein  gesetzmässiges  und  normales  Becht  des  Siegers;  er 
verteidigt  auch  das  Kaperwesen.  —  Vattel  spricht  nicht  ausdrücklich 
vom  Prisenrecht;  aber  er  lässt  es  stillschweigend  zu,  indem  er  „das 
Recht  anerkennt,  den  Feind  seiner  Habe  und  alles  dessen  zu  berauben, 
was  seine  Streitkräfte  vermehren  kann  und  ihn  instand  setzt,  den  Krieg 
fortzuführen.  Jeder  strebt  nach  diesem  Ziele  in  der  Weise,  die  ihm  am 
geeignetsten  dünkt^'.  ^)  —  G.  F.  v.  Martens  lässt  in  seinem  Pr6cis 
du  Droit  des  gens  die  Wegnahme  der  Handelsschiffe  mit  ihren  Ladungen 
auf  hoher  See  zu,  um  sich  Genugtuung  zu  verschaffen  und  den  Feind 
durch  die  Schwächung  zum  Frieden  geneigter  zu  machen  (XIII,  4  §§  279 
und  281). 

Von  den  neuern  Schriftstellern  sind  Anhänger  dieser  Lehre:  die 
meisten  englischen  und  amerikanischen  Publizisten  und  Juristen;  insbe- 
sondere Dana,  Hall,  Halleck,  Johnstone,  Kent,  Lorimer,  Manning, 
Mountague  Bernard,  Phillimore,  Travers  T wiss,  Ward,  Westlake, 
Wheaton,  Wildmann,  —  die  Franzosen:  Aube,  Barboux,  Funck- 
Brentano,  Sorel,  Giraud,  Hautefeuille,  Ortolan,  Pistoye  und 
Duverdy,  —  die  Spanier:  Negrin  und  Riquelme,  —  der  Däne 
Tetens  u.  a. 

Wheaton  bemerkt:  „Der  Zweck  der  Seekriege  besteht  in  der  Ver- 
nichtung des  feindlichen  Handels  und  Eigentums,  denn  Handel  und  Eigen- 
tum bilden  die  Lebenskraft  und  die  Hilfsquellen  der  feindlichen  Seemacht. 
Dieser  Zweck  kann  nur  durch  Wegnahme  und  Aneignung  der  Privatgüter 
erreicht  werden."    (Elements,  t.  n,  p.  17.) 

Heffter  führt  aus  (op.  cit.,  §  139):  „Es  kann  allerdings  nicht  die 
Tendenz  sein,  einer  kriegführenden  Macht  die  Wegnahme  von  feindlichen 
Staats-  und  selbst  Privatschiffen  und  mit  den  darauf  befindlichen  Gutem 
untersagen  zu  wollen.  Es  kann  ihr  nicht  zugemutet  werden,  dem  feind- 
lichen Staate  eine  ungestörte  Benutzung  der  Wasserstrassen  zu  gestatten, 
um  sich  die  Mittel  zu  einer  fortgesetzten  Kriegführung  zu  verschaffen 
und  einen  Verkehr  zu  treiben,  welcher  dem  eigenen  Handel  jener  andern 
kriegführenden  Macht  verderblich  werden,  überhaupt  aber  den  Krieg  zu 
verewigen  vermag.  Ein  solches  System  würde  allerdings  mit  gutem  Grunde 
für  eine  fromme  Chimäre  zu  erklären  sein.^  —  Aber  er  lässt  die  Beschlag- 


1)  Pufendorf,  De  jure  naturae  et  gentium,  lib.  Vni,  cap.  VI,  de  jure  belli. 
—  Bynkershoek,  Quaestiones  juris  publici,  lib.  I,  cap.  3.  —  Vattel,  op.  cit,  liv. 
in,  eh.  IX,  $  161. 
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nabme  und  nicht  die  Eonflflkation  za.  Nach  ihm  g^bt  die  Wegnahme  eines 
Schiffes  niemals  dem  Erbeuter  das  Eigentom  auf  das  Fahrzeug  nnd  anf 
das  darin  befindliche  Gnt.  Sie  gewährt  nnr  das  Becht  der  Beschlag- 
nahme und  die  Befugnis,  ttber  die  beschlagnahmten  Gegenstände  zu  yer- 
fttgen,  um  dringende  Bedürfnisse  des  Krieges  zu  befriedigen.  „Erst  Aar 
fViede  gibt  demjenigen,  was  solchergestalt  geschehen,  den  CSiarakt^  eines 
forthin  gttltigen  Verhältnisses,  soweit  man  nicht  genötigt  ist,  in  den 
Friedensschlüsse  das  Weggenommene  ganz  oder  teilweise  herauszngebw* 
(a.  a.  0.). 

Die  Frage  ist  brennend  und  von  weitgehender  Bedeutung.  Sie  be- 
rührt die  wichtigsten  Interessen.  —  Wir  halten  es  daher  fflr  angezeigt, 
auf  die  Beweisgründe,  die  von  der  einen  und  der  andern  Seite  zu  Gunsten 
des  einen  und  des  andern  Lehrsatzes  angeführt  werden,  näher  einzugehen. 

1902.  Erster  Lehrsatz.  —  Feindliches  Privatgut:  das  feindliche 
Schiff  und  dessen  Ladung  muss  auch  unter  feindlicher  Flagge  auf  offenen 
Meere  unverletztlich  sein. . —  Der  Krieg  ist  nach  neuerm  i^chte  eine  Be- 
ziehung zwischen  Staaten.  Feindliche  Handlungen  dürfen  nui*  gegen  die 
Streitkräfte  und  die  Güter  des  Staates  gerichtet  werden.  Die  Eü^- 
führenden  dürfen  sich  nicht  in  erster  Linie  an  Privatpersonen  halten. 
Privatrechte  erlöschen  nicht  durch  den  Krieg  und  unterliegen  nicht  der 
Willkür  des  Feindes.  —  Die  heute  noch  im  Seekriege  befolgte  Praxis 
yerstösst  gegen  diesen  obersten  Grundsatz. 

1303.  —  Das  Privateigentum  wird  im  Landkriege  geachtet,  warmn 
sollte  dies  nicht  auch  im  Seekriege  geschehen?  Das  Eigentum  der  Bürger 
verdient  in  beiden  FäUen  denselben  Schutz. 

Die  Gebote  der  Gerechtigkeit  haben  auf  dem  Meere  dieselbe  Geltung 
wie  auf  dem  Lande.  Die  Gerechtigkeit  verlangt  aber,  dass  Personen  und 
Güter  der  friedlichen  und  harmlosen  Bürger  kriegführender  Staaten 
sowohl  zu  Wasser  wie  zu  Lande  unverletzlich  seien.  Wenn  der  Feind 
im  Landkriege  ein  Gebiet  besetzt  hat  und  von  der  Bevölkerung  Fuhr- 
werke, Lebensmittel  und  sonstige  Vorräte  verlangt,  so  muss  er  doch  diese 
Requisitionen  auf  seine  dringendsten  Bedürfhisse  beschränken  und  für  jede 
Leistung  eine  Empfangsbescheinigung  ausstellen.  Im  Seekriege  dagegen 
ist  die  Wegnahme  nicht  dazu  bestimmt,  der  Notdurft  des  Nehmers  zu 
dienen;  sie  hat  nur  den  Zweck,  dem  Feinde  zu  schaden  und  seinen  Handel 
zu  Grunde  zu  richten.  Sie  kennt  keine  andre  Grenze,  als  die  tatsächliche 
Gewalt  des  Kriegführenden. 

1304.  —  Wenn  die  obsiegende  Kriegspartei  zu  Lande  in  das  feindlidie 
Privateigentum  eingreift,  indem  sie  Requisitionen  eintreibt,  Geldauflagen 
erhebt  oder  Dörfer  zerstört,  so  tut  sie  dies,  weil  sie  sich  durch  ihre 
Waffenübermacht  zum  zeitweitligen  Besitzer  des  Gebietes  gemacht  hat  und 
einstweilen  dort  souveräne  Rechte  ausübt.  Eine  solche  Besetzung  ist  beim 
Heeresgebiet  undenklich;  das  Meer  gehört  niemand  und  entzieht  sich  der 
Besitzergreifung  (vgl.  Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  139,  Anm.). 

1305.  —  Der  entscheidende  Grund  für  die  Verwerfung  des  Wegnahme- 
rechts von  Privateigentum  ist  der,  dass  das  Mittel  dem  Zwecke  nicht 
entspricht.  Im  Kriege  ist  jede  Handlung,  die  den  Widerstand  des  Gegners 
zu  schwächen  vermag,  erlaubt  und  rechtmässig;  aber  es  ist  auch  erforderlich, 
dass  die  Handlung,  die  übrigens  weder  böswillig  noch  grausam  sein 
darf,  geeignet  sei,  jenen  Zweck  zu  erreichen.  —  Die  Wegnahme  feind- 
licher Handelsschiffe  und  ihrer  Ladungen  sowie  die  GefangennaJmie  der 
Schiffsbesatzung  führt  aber  nicht  notwendigerweise  die  Schwächung  des 
Feindes  herbei.  —  Dies  gilt  namentlich  seit  der  Pariser  Deklaration  vom 
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16.  April  1856,  die  in  ihrem  Artikel  2  die  ünverletzlichkeit  der  feind- 
Udien  Ware  an  Bord  neutraler  Schiffe  verkttndet  hat.  —  Von  nan  an 
werden  die  Untertanen  der  kriegführenden  Staaten  ihren  Handel  nnter 
dem  Schutze  der  neutralen  Flagge  betreiben.  Das  Seebeuterecht  wird 
in  der  Praxis  nur  noch  selten  zur  Anwendung  kommen;  seine  frtthere 
Bedeutung  ist  ihm  benommen;  es  wird  nicht  mehr  die  schnellere  Beendigung 
des  Krieges  bewirken.  —  Wenn  aber  die  Ausübung  dieses  Rechts  nicht 
mehr  die  wirkliche  Schwächung  des  Feindes  und  die  baldige  Abschliessung 
des  Friedens  herbeiftthrt,  so  kann  es  nicht  mehr  zu  den  notwendigen 
Eriegsmitteln  gezählt  werden,  ist  es  aber  nicht  mehr  notwendig,  so  muss 
es  verboten  sein. 

1306.  —  Je  seltener  das  Wegnahmerecht  angewandt  wird,  desto  weniger 
wird  es  dazu  beitragen,  den  Feind  zur  Nachgiebigkeit  zu  zwingen.  Eng- 
land, Frankreich  und  Bussland  haben  im  Jahre  1854  zum  ersten  Male 
Orundsätze  eingeführt,  die  der  Gerechtigkeit  in  hohem  Masse  entsprechen. 
Das  Recht  der  Wegnahme  wird  nicht  mehr  sofort  mit  der  Kriegserklärung 
ansgetlbt.  Man  bewilligt  vielmehr  den  Handelsschiffen,  die  in  den  feind- 
lichen Häfen  weilen,  eine  Gunstfrist,  damit  sie  imstande  sind,  ihre  Ladungen 
sa  loschen  oder  einzunehmen  und  in  ihren  Heimats-  oder  Bestimmungs- 
hafen zu  gelangen  (Französische  Deklaration  vom  27.  März  1854.  — 
Dekret  vom  25.  Juli  1870.  —  Deutsche  Verordnung  vom  19.  Januar  1871). 
—  Da  demnach  auch  diese  Schiffe  vor  der  Erbeutung  gesichert  sind, 
welchen  Zweck  hat  dann  noch  das  Wegnahmerecht?  Fast  gar  keinen.  — 
.Sobald  ein  Krieg  auszubrechen  droht,  werden  alle  Interessenten  ihre 
Schiffe  telegraphisch  anweisen,  in  den  nächsten  neutralen  Hafen  einzu- 
laufen, so  dass  der  Nachteil  nicht  in  dem  Verluste  der  Sache,  sondern 
nur  in  dem  StiUliegen  besteht"  (Geffcken-Heffter,  §  139,  Anm.).  — 
Der  Schade,  den  die  französischen  Kreuzer  der  deutschen  Handelsflotte 
im  Jahre  1870  zufttgen  konnten,  ist  unbedeutend  gewesen. 

1307.  —  Es  liegt  im  eigenen  Interesse  der  Kriegsparteien  selbst, 
von  dem  Wegnahmerechte  keinen  Gebrauch  zu  machen;  denn  angesichts 
der  dermaligen  internationalen  Handelsbeziehungen  werden  die  eigenen 
Untertanen  des  Nehmestaates  mittelbar  geschädigt  werden.  Ihr  Ausfuhr- 
handel nach  fremden  Ländern  wird  ihnen  von  Andern  abgenommen;  er 
wird  unter  neutraler  Flagge  geführt.  Die  Neutralen  ziehen  den  Nutzen 
ans  der  Beförderung  der  Waren. 

1306.  —  Nicht  alle  Handelsschiffe  eignen  sich  dazu,  in  Kampfschiffe 
umgestaltet  und  zu  Kriegsnntemehmungen  verwertet  zu  werden.  —  Ihre 
Wegnahme  wfirde  die  Streitkräfte  und  die  Angriffsmittel  des  Feindes  nicht 
schwächen.  —  Daher  kann  sie  auch  nicht  durch  die  Ejriegsnotwendigkeit 
gerechtfertigt  werden. 

„Die  Tatsache,  dass  irgend  eine  Gruppe  von  Gegenständen  dermaleinst 
für  die  Kriegführung  nutzbar  gemacht  werden  könnte,  genügt  nicht,  um 
sie  schon  jetzt  der  Beschlagnahme  und  der  Wegnahme  zu  unterwerfen: 
dies  ist  ein  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  und  des  gesunden  Menschen- 
verstandes . . .  Die  Anhänger  des  Beuterechts  sehen  auf  eine  noch  in  der 
Zukunft  schwebende  militärische  Notwendigkeit,  eine  solche  Notwendigkeit 
ist  jedoch  nur  ein  Verwand,  um  jeden  Missbrauch  zu  bemänteln:  das  Recht 
darf  nur  eine  bereits  gegebene,  zweifellos  feststehende  militärische  Not- 
wendigkeit berücksichtigen  .  .  .  Man  darf  sie  (die  Handelsschiffe)  nicht 
eher  weghehmen,  bis  sie  auch  zu  einem  militärischen  Zwecke  gebraucht 
werden  kCnnen."  ^) 

1)  de  Boeck,  op.  cit,  No.  518  und  583. 
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1309.  —  Die  Anwerbung  von  Matrosen  der  Handelsschiffe  fBr  die 
Kriegsmarine  wird  wahrscheinlich  einen  grossem  Erfolg  haben,  wenn  die 
Handelsflotte  brach  liegen  muss,  als  wenn  sie,  wie  bis  dahin,  dem  Handel 
und  Verkehre  dient  (Geffcken  a.  a.  0.). 

1310.  —  Die  im  Jahre  1856  erfolgte  Abschaffdng  der  Kaperei  und 
die  seitdem  geltende  Unverletzlichkeit  der  neutralen  Flagge,  die  die  feind- 
liche Ware  deckt  und  schützt,  fordern  als  notwendige  Ergänzung  die 
Beseitigung  des  Seebeuterechts. 

1311.  —  „Die  Freiheit  des  Privateigentums  zur  See  allein  wird  auch 
den  endlosen  Streitigkeiten  über  den  Charakter  des  weggenommenen  Eigen- 
tums ein  Ende  machen  . . .  welche  bei  der  Schwieiigkeit,  zwischen  neutralem 
und  feindlichem  Gute  zu  unterscheiden,  oft  so  willkürlich  entschieden 
werden"  (Geffcken,  a.  a.  0.  —  de  Boeck,  op.  cit.,  p.  158). 

1312.  —  Einige  SchriftsteUer  weisen  ferner  noch  auf  das  Interesse 
hin,  dass  Deutschland,  Frankreich,  die  Verein.  Staaten,  vornehmlich  aber 
England  an  dem  Wegfalle  des  Seebeuterechts  haben  würden.  Englands  ganzer 
Handel  wird  durch  die  Seeschiffahrt  vermittelt.  Es  besitzt  eine  so  bedeutende 
Handelsflotte,  dass  seine  Kriegsmarine  trotz  ihrer  ungeheuren  Stärke  doch 
nicht  imstande  sein  dürfte,  die  Handelsfahrzeuge  auf  allen  Meeren  gegen 
die  mit  grösserer  Geschwindigkeit  fahrenden  Kreuzer  zu  verteidigen.^) 

1313.  —  Wäre  die  Kriegsflotte  der  Sorge,  den  Handel  zu  schützen, 
enthoben,  so  könnte  sie  ihre  Kräfte  für  einen  einzigen  Zweck  zusammen- 
fassen, den  Feind  anzugreifen,  seine  Häfen  zu  blockieren  und  die  Kontar- 
bande abzufangen.*)   (Geffcken-Heffter,  a.  a.  0.). 

1314.  —  Der  erhoffte  Grundsatz  der  unverletzlichkeit  des  Privat- 
eigentums im  Seekriege  erleidet  aber  nach  Ansicht  mancher  seiner  An- 
hänger —  so  nach  der  des  Instituts  für  Völkerrecht,  nach  de  Boeck, 
Gessner  u.  a.  —  in  einigen  Fällen  Ausnahmen.  —  Diese  Falle  beziehen 
sich  1.  auf  die  Kriegskonterbande;  2.  auf  den  Blockadebruch;  3.  auf  das 
Vorkaufsrecht;  und  4.  aul  das  Eequisitionsrecht. 

Das  Vorkaufsrecht  (le  di*oit  de  Preemption),  das  auf  dem  Meere 
ausgeübt  wird,  entspricht  dem  ßequisitionsrechte  auf  dem  Lande.  Es  be- 
steht darin,  dass  man  von  den  feindlichen  Handelsschiffen  die  für  die  augen- 
blicklichen Bedürfnisse  des  eigenen  Kriegsgeschwaders  oder  Kriegsschiffs 
notwendigen  Sachen  wegnimmt,  wie  z.  B.  Lebensmittel,  Kohlen,  Mäste  zum 
Ersatz,  Segel,  Tauwerk  u.  s.  w.  —  Über  Art  und  Menge  der  weggenommenen 
Sachen  sowie  über  die  umstände  und  Gründe  des  Vorkaufs  ist  eine  schrift- 
liche Verhandlung  aufzunehmen;  eine  Abschrift  ist  dem  feindlichen  Kapitän 
zu  übergeben.     Dieser  kann  seine  Fahrt  fortsetzen  und  auf  Grund  der 

1)  de  Layeleye,  Du  respect  de  la  propii^t^  privee  sur  mer  en  temps  de  guene, 
R.  D.  I.,  t  VII,  p.  698.  —  Geffcken,  La  guerre  maritime  de  Tavenir,  R.  D.  L,  t.  XX, 
pp.  451  et  s.  ~  de  Boeck,  op.  cit.,  No.  594  bis  602. 

2)  [Zu  Gunsten  des  Grundsatzes  der  Schonung  des  Privateigentums  zur  See  kann 
man  noch,  demselben  Gedankengange  nachgehend,  hervorheben,  dass  die  Zulassung 
des  Seebeuterechts  eine  stete  Zunahme  der  Rüstungen  iür  den  Seekrieg  zur  Folge 
haben  wird,  und  dass  dies  uni  so  mehr  der  Fall  sein  muss,  je  mehr  sich  die  fland^- 
und  Verkehrsbeziehungen  steigern.  Dem  bewaffneten  Frieden  zu  Lande,  der  seit 
1870  auf  allen  Nationen  lastet,  wird  auch  noch  ein  bewaffneter  Friede  zur  See  folgen. 
Je  blühender  der  Handel  in  einem  Lande  ist,  desto  notwendiger  bedarf  es  einer 
Kriegsflotte,  um  seinen  Handel  im  Kriegsfälle  zu  schützen  und,  um  die  Kauffahrtei- 
schiffe seines  Gegners,  der  im  Frieden  sein  Mitbewerber  ist,  abzufangen.  Ist  es  nicht 
diese  Erwägung,  die  es  wenigstens  zum  Teil  erklart,  warum  das  Deutsche  Reich, 
dessen  Handelsflotte  in  der  letzten  Zeit  so  zugenommen  hat  (S.  No.  1281,  Aiun.X 
gegenwärtig  mit  dem  grossten  Eifer  danach  trachtet,  seine  Kriegsflotte  zu  Ter- 
mehren?] 
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empfangenen  Urkunde  seinen  Entschädigungsansprach  vor  einem  Prisen- 
gerichte  geltend  machen  (de  Boeck  op.  cit.,  No.  730,  731). 

1315.  —  de  Boeck  lässt  auch  ein  Eeqnisitionsrecht  zn.  Im 
Landkriege,  so  ftthrt  er  aus,  ist  es  erlaubt,  das  Privateigentum  zu  yer- 
nichten,  wenn  die  Eriegsnotwendigkeit  dies  erheischt.  Es  wäre  daher 
schwierig,  im  Seekriege  einer  Eriegspartei  das  Secbt  zu  versagen,  feindliche 
Handelsschiffe,  deren  sie  sich  bemächtigen  kann,  in  der  Absicht  zu  ver- 
senken, um  die  Zufahrt  zu  einem  Hafen  oder  zu  einem  Flusse  zu  sperren.  — 
'Eine  Eriegspartei  wird  auch  den  Gegner  zwingen  dürfen,  ihre  Handels« 
schiffe  abzutreten,  um  sie  in  Eriegsschiffe  umzuwandeln.  —  Eine  Eriegspartei 
wird  auch  Handelsfahrzeuge  requirieren  und  in  Beschlag  nehmen  dürfen, 
um  sie,  ohne  jede  Umgestaltung,  nur  nach  Ausrüstung  mit  einigen  Eanonen 
and  Besetzung  mit  ihren  Mannschaften  zur  Beförderung  von  Eohlen,  Lebens- 
mitteln und  Munition  zu  verwenden,  oder  um  sie  als  Yorratsräume  fiir 
Torpedos  oder  zu  einem  sonstigen  Eriegszwecke  zu  benutzen.  —  Es  handelt 
sich  in  diesen  Fällen  nicht  um  einen  Erwerb  und  einen  dauernden  Gebrauch 
fttr  Rechnung  des  kriegführenden  Staates,  sondern  um  einen  erzwungenen 
Frondienst,  eine  Art  des  Bechts  der  Angarie,  das  in  ähnlicher,  aber  un- 
gerechterer Weise  mitunter  gegen  Neutrale  ausgeübt  wird  (de  Boeck 
op.  cit.,  No.  733  et  s.). 

1316.  —  Zweiter  Lehrsatz.  —  Die  grundlegenden  Regeln  sind  für 
den  See-  und  den  Landkrieg  genau  dieselben.  Ist  es  richtig,  mit  dem 
neuem  Rechte  zuzugeben,  dass  bei  diesem  wie  bei  jenem  der  Erieg  eine 
Beziehung  zwischen  Staaten  ist,  so  ist  es  doch  auch  nicht  weniger  gewiss, 
dass  die  Bürger,  die  Nichtkombattanten,  die  passiven  Feinde,  bei  diesem 
wie  bei  jenem  von  den  unvermeidlichen  Rückwirkungen  des  Eampfes  ge- 
troffSen  werden,  und  dass  sie  unter  den  zur  Erreichung  des  Eriegszweckes 
notwendigen  Handlungen  zu  leiden  haben.  —  Im  See-  wie  im  Landkriege 
ist  der  Eriegführende  berechtigt,  seinen  Feinden  mit  allen  Mitteln  zu 
schaden,  die  geeignet  sind,  den  Frieden  herbeizuführen.  Er  hat  nur  solche 
Handlungen  zu  vermeiden,  die  den  Erieg  ohne  Not  grausamer  gestalten 
würden  und  solche,  die  nicht  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  die  Schwächung 
des  Feindes  hinzielen  (No.  1009).  —  „Da  der  Zweck  jedes  Erieges  ist, 
den  Feind  zum  Nachgeben  zu  zwingen,  so  kann  man  schwerlich  bestreiten, 
dass  es  ebenso  berechtigt  ist,  seinen  Handel  zu  zerstören,  als  seine  Soldaten 
zu  töten."  (Geffcken-Heffter,  §  139,  Anm.). 

Wenngleich  die  Grundsätze  dieselben  sind,  so  wird  doch  deren  An- 
wendung im  Seeki'iege  eine  andere  sein,  als  im  Landkriege.  Der  Grund 
hierzu  liegt  in  der  Verschiedenheit  des  Eriegsschauplatzes.  Auf  dem  be- 
weglichen, stets  wechselnden  Meeresspiegel,  auf  der  unermesslichen  Fläche 
der  Ozeane,  die  sich  einer  Besitzergreifung  entziehen,  können  die  Rechte 
der  Eriegsparteien  auch  nur  unter  andern  Formen  und  in  anderer  Weise 
zur  Geltung  gebracht  werden,  als  auf  dem  Festlande,  an  dem  ein  Besitz 
möglich  ist. 

„Wenn  dem  Feinde  aus  der  Benutzung  des  Meeres  ein  Vorteil  er- 
wächst, so  besteht  die  Aufgabe  der  EriegfQhrung  darin,  dem  Gegner 
diesen  Vorteil  dadurch  zu  entreissen,  dass  man  ihm  die  Benutzung  des 
Meeres  unmöglich  macht.  Dies  ist  der  Grund,  weshalb  man  Handels- 
schiffe und  Privateigentum  wegnimmt;  wollte  man  anders  handeln,  so 
würde  man  die  Rechte  des  Staates  denen  der  Privatpersonen  zum  Opfer 
bringen**  (Testa,  op.  cit.,  p.  149). 

1317.  —  Der  Satz:  feindliches  Privatgut  wird  im  Landkriege  ge- 
schont,  also  muss  es  auch  im  Seekriege  geachtet  werden,  bildet  den 
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banptsächlichsten  Beweisgrund  für  die  Anhänger  des  voranfgeschickteii 
Lehrsatzes.  Er  ist  aber  ein  Aphorismns  yerfBhrerischster  Art;  daher 
anch  sein  Erfolg.  —  Ist  er  gerechtfertigt?  Nicht  im  entfemsten.  —  Er 
ist  eine  wohlklingende,  aber  ungenaue  Behauptung,  die  durch  die  int^- 
nationale  Praxis  Lügen  gestraft  wird. 

„Wir  leugnen,  so  führt  Hautefeuille  aus,  das  Bestehen  jeglicher 
Regel,  jeglichen  internationalen  Gesetzes,  jeglichen  Vertrages  —  abge- 
sehen von  dem  vom  Jahre  1785  —  und  überhaupt  jeglichen  Yoi^anges, 
wodurch  der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  I^vateigentums  im  Land- 
kriege verkündigt  worden  wäre;  umdes willen  leugnen  wir  das  Bestehen 
des  Grundsatzes  selbst:  denn,  wenn  er  bestünde,  so  wäre  er  oft  verletzt 
worden,  und  es  ist  undenkbar,  dass  die  zahlreichen  und  häi£Kgen  Ver- 
letzungen  nicht  zu  Klagen  und  dadurch  zu  besondem  Abmachungen,  nm 
weitern  Verstössen  entgegenzutreten,  geführt  haben  sollten.  Der  Grund- 
satz besteht  also  nicht.  Wird  denn  aber  tatsächlich  das  Eigentum  der 
Untertanen  des  Feindes  im  Landkriege  geachtet?  Zur  Beantwortung 
dieser  Frage  genügt  es,  die  Geschichte  nachzuschlagen.^^) 

1318.  —  Der  vermeintliche  Grundsatz  der  Schonung  des  Privateigen- 
tums im  Landkriege  beschränkt  sich  auf  das  Verbot  der  Plünderung  und 
der  Privatbeute  (No.  1200).  —  Die  in  Feindesland  eindringende  Kriegs- 
partei  wird  nicht  davon  abstehen,  Gebäude  zu  zerstören  und  einzuäschern, 
Bäume  zu  fällen.  Ernten  niederzutreten,  den  Lauf  von  Kanälen  abzulenken 
usw.,  wenn  sie  glaubt,  dass  hiervon  das  Gelingen  ihrer  Unternehmungen 
abhänge.  —  Vergeblich  weisen  die  Anhänger  des  ersten  Lehrsatzes  darauf 
hin,  dass  der  vorrückende  Feind  dies  alles  kraft  seines  Besitzes  und  kraft 
der  zeitweiligen  Geltendmachung  souveräner  Rechte  tue,  dass  sich  aber 
das  Meer  einer  Besitzergreifung  und  einer  Einwirkung  staatlicher  Hoheits- 
rechte entziehe.  —  Dieser  Beweisgrund  ist  nicht  stichhaltig,  denn  d^ 
rechtmässige  Souverän  ist  nicht  befiigt,  ohne  vorhergehende  Entschädigung 
das  Privateigentum  seiner  Untertanen  zu  zerstören.  Und  weiter,  welche 
Rechte  auch  der  besetzende  Feind  für  sich  anrufen  mag,  er  beschädigt 
und  vernichtet  das  Privateigentum  doch  nur  aus  dem  Grunde,  weil  er 
dies  für  die  Kriegführung  und  zur  Erreichung  seines  Zweckes  für  nützlich 

^  erachtet. 

1319.  —  Dem  Grundsatze  der  Eigentumsschonung  im  Landkriege  wird 
entgegen  gehalten,  dass  sich  der  Betrag  der  im  Festlandskriege  1870/71 
ohne  Requisitionen  weggenommenen  Gegenstände  nach  den  Ermittlungen 
in  34  Departements  auf  264  Millionen  belief.  —  Welchen  Wert  hat  ein 
Grundsatz,  der  von  einem  Heere,  das  sich  für  das  disziplinierteste  in  ganz 
Europa  hält,  so  wenig  beobachtet  wird? 

Was  nützt  ein  Lehrsatz,  wenn  er  nur  auf  dem  Papiere  steht?  —  Es 
ist  nicht  wahr,  dass  das  Privateigentum  im  Landkriege  geschont  wird. 

1320.  —  Im  Landkriege  hat  der  Feind,  der  ein  Gebiet  besetzt,  ein 
Interesse  daran,  das  Eigentum  zu  achten.  Schon  aus  Selbstsucht  zeigt 
er  sich  nachsichtig,  weil  und  insoweit  es  sein  Interesse  vorschreibt.  Die 
G^chichte  beweist  dies  zur  Genüge.  —  Der  Besetzende  hat  es  nicht 
nütig,  sich  auch  des  unbeweglichen  Gutes  zu  bemächtigen  oder  es  zu  zer- 
stören, wenn  der  Kriegszweck  dies  nicht  erfordert.  Handelt  er  anders, 
so  ziekfK  er  die  Wut  der  Landbevölkerung  auf  sich.  Er  wird  dann  fort- 
während mit  erbitterten  Leuten  zu  kämpfen  haben;  das  Besetzungsheer 


1)  Hautefeuille,  Questions  de  Droit  maritime  internationale:  Propri^t^sprir^ 
des  Sujets  bellig^rants  sur  mer,  p.  75. 
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wiird  kaum  ^oss  genug  sein  und  es  wird  stets  im  Rücken  bedroht  werden. 
—  Die  Vertreibung  der  Bewohner  aus  ihrem  Besitze  würde  das  Ende  des 
S^rieges  nicht  beschleunigen;  da  die  Besitzentziehung  also  die  Erreichung 
des  Kriegszweckes  nicht  näher  rückt,  so  muss  sie  verboten  sein. 

1321.  —  Hat  der  Besetzende  die  Absicht,  das  eroberte  Gebiet  dauernd 
zu  behalten,  so  verbietet  ihm  schon  die  gewöhnlichste  Vorsicht,  das  Eigen- 
tum der  Bevölkerung,  abgesehen  von  einer  dringenden  Notwendigkeit, 
anzutasten.  —  Er  wird  seine  zukünftigen  Untertanen  mit  Schonung  be- 
handeln, denn  er  hat  ein  Interesse  daran,  sich  ihre  Erkenntlichkeit  zu 
erwerben.  Es  wird  ihm  daran  liegen,  die  Provinz,  die  er  sich  später 
einzuverleiben  wünscht,  nicht  zu  Grunde  zu  richten. 

1322.  —  Der  vorrückende  Feind  hat  auch  in  dem  Falle,  dass  er 
nicht  beabsichtigt,  das  besetzte  Gebiet  zu  behalten,  ein  Interesse  daran, 
die  Bevölkerung  wieder  zu  beruhigen  und  sie  in  ihren  Arbeiten  auf  dem 
Lande  nicht  zu  stören.  Er  wird  sich  keineswegs  sofort  nach  der  Besetzung 
des  Landes  aller  Gegenstände,  wie  der  Getreide-,  Lebensmittel-  und  Futter- 
vorräte u.  dergl.  bemächtigen,  da  eine  sofortige  Wegnahme  für  ihn  nicht 
notwendig  ist.  Alles,  was  sich  im  Besitze  der  Bevölkerung  befindet,  steht 
ja  doch  tatsächlich  in  seiner  Gewalt.  Er  lässt  sich  die  erforderlichen 
Sachen,  je  nach  seinen  Bedürfhissen  im  Wege  der  Bequisition  liefern,  oder 
er  nimmt  sie  gewaltsam  weg.  —  Wann  es  ihm  gut  dünkt,  requiriert  er 
Fuhrwerke  und  Lasttiere.  Da  ihm  nichts  mehr  entgehen  kann,  so  ist  es 
zwecklos,  sich  sofort  alles  anzueignen.  —  Muss  er  sich  wieder  zurück- 
ziehen, so  nimmt  er  Fuhrwerk,  Laisttiere,  Vieh,  Lebensmittel  und  Futter 
mit  sich;  was  er  nicht  fortschafien  kann,  zerstört  er,  damit  es  nicht  in 
die  Hände  des  ihn  zurückdrängenden  Feindes  gerät.i) 

1323.  —  Im  Landkriege  stehen  Personen  und  Sachen  des  vom  Feinde 
besetzten  Gebietes  unter  dessen  tatsächlicher  Gewalt,  ohne  dass  eine 
sofortige  Ergreifung  stattzufinden  braucht.  Durch  die  blosse  Tatsache 
der  Besetzung  entzieht  also  der  Feind  seinem  Gegner  einen  Teil  der  zur 
Fortführung  des  Krieges  dienlichen  Mittel. 

Der  Zweck  des  Seekrieges  ist  derselbe,  wie  der  des  Landkrieges.  Er 
besteht  darin,  den  Gegner  zum  Frieden  zu  zwingen  und,  um  dies  zu  er- 
reichen, seinen  Widerstand  zu  brechen.  In  beiden  Kriegen  sind  aber  die 
Mittel  und  die  Art  der  KriegfUhiung  verschieden,  weil  der  Schauplatz, 
auf  dem  sich  der  Krieg  abspielte,  seiner  Natur  nach  verschieden  ist.  An  dem 
Meere  ist,  andei*s  wie  auf  dem  Festlande,  eine  tatsächliche  Besitzergreifung 
ausgeschlossen.  —  Sieht  man  von  Landungen  an  der  Küste  des  Gegners 
ab,  so  gibt  es  im  Seekriege  kein  anderes  Mittel  zur  Schädigung  des 
Feindes,  als  dass  man  seinen  Handel  durch  Wegnahme  seiner  Kauffahrtei- 
schiffe beeinträchtigt. 

1324.  —  Ist  es  an  und  fär  sich  nicht  ebenso  rechtmässig,  den  Handel 
des  Feindes  zu  Grunde  zu  richten,  als  seine  Soldaten  und  Matrosen  zu 
töten  und  seine  Kriegsschiffe  durch  Torpedos  in  die  Luft  zu  sprengen?  — 
Indem  man  den  Handel  lähmt,  untergi'äbt  oder  zerstört,  beraubt  man  den 
Gegner  zweifellos  eines  Teiles,  und  zwar  fast  immer  eines  bedeutenden 
Teiles  seiner  Hilfsquellen;  man  vermindert  also  seine  Widerstandskraft 
und  seine  Kampfmittel. 

Das  einzige  wirksame  Mittel,  um  die  Hilfsquellen  des  Gegners  zu 
schmälern  und  zu  vernichten,  besteht  eben  in  der  Wegnahme  seiner  auf 

1)  Hautefeullle,   Questions  de  Droit  maritime  intematioiial:  VI  Propri^täs 
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litanniqae,  pp.  176  et  s. 
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dem  Meere  fahrenden  Handelsschiffe.  Lässt  man  diese  Fahrzeuge  unbe- 
heUigt  ihre  Reise  fortsetzen,  so  verliert  man  unwiderbringlich  jede  Gewalt 
ttber  diese  Schiffe  und  ihre  Ladungen.  —  Kann  man  aber  einer  Eiiegs- 
partei  zumuten,  dass  sie  ihrem  Gegner  die  Mittel  zur  Kriegführung  be- 
lässt?  Dies  zu  behaupten,  wtirde,  wie  Heffter  (op.  cit.,  §  139)  sagt,  eine 
Chimäre  sein. 

1325.  —  „Das  Prisenrecht,  ein  mittelbares  Kriegsmittel,  das  den  Feind 
durch  das  allmähliche  Versiegen  seiner  Hilfsquellen  zur  Nachgiebigkeit 
zwingt,  ist  vom  humanen  Standpunkte  aus  betrachtet,  viel  milder,  als  alle 
andern  Kriegsmittel,  wie  Feldschlachten,  Beschiessungen  von  Städte 
und  Blockierungen  von  Häfen,  wobei  zur  Erreichung  desselben  Zweckes 
StrOme  von  Blut  fliessen  und  kostbare  Menschenleben  dahingerafft  werden. 
—  Der  Seekrieg  würde  ohne  Prisenrecht,  das  dem  Feinde  die  Benutzung 
des  Meeres  erschwert  und  seinen  Handel  und  seine  Hilfsmittel  zur  See 
vernichtet,  endlos  werden.  Da  die  Nachteile  des  Krieges  desto  empfind- 
licher sind,  je  länger  er  dauert,  so  muss  alles,  was  geeignet  ist;  ihn  abzu- 
kürzen, als  eine  Wohltat  oder  doch  wenigstens  als  eine  Verringerung  des 
Unheils,  das  er  mit  sich  bringt,  betrachtet  werden.",  i) 

Die  ünverletzlichkeit  des  Privateigentums  zur  See  würde  den  Krieg 
noch  schrecklicher  und  grausamer  machen. 

Es  ist  nicht  denkbar,  dass  ein  Staat  gewillt  sei,  mit  seinem  Nachbar, 
den  er  nicht  zn  besiegen  vermag,  ewig  im  Kriege  zu  bleiben;  eines  wirk- 
samen Mittels,  dem  Gegner  zu  schaden,  beraubt,  wird  er  sich  nach  andern 
umsehen.  Der  Seehandel  ist  eine  der  hauptsächlichsten  Hilfsquellen  des 
Feindes;  der  Staat  wird  daher  alle  möglichen  Anstalten  treffen,  um  dem 
Gegner  diese  Vorteile  zu  entreissen.  Da  er  sich  der  Schiffe  auf  hoher 
See  nicht  mehr  bemächtigen  darf,  so  wird  er  sie  an  ihrem  Zufluchtsorte 
vernichten;  da  er  den  Handel  auf  dem  Ozean  nicht  zu  Grunde  richten 
darf,  so  wird  er  dies  in  den  Hafenplätzen  versuchen.  Er  wird  alle  See- 
städte mit  offener  Gewalt  angreifen  und  sie  beschiessen.  Die  Menschheit 
wird  alsdann  viel  grössere  und  empfindlichere  Verlust  zu  beklagen  haben, 
als  die  Wegnahme  von  Handelsschiffen  und  die  Gefangennahme  ihrer  Be- 
satzung/' ■) 

1326.  —  Dass  die  Wegnahme  von  Handelsschiffen  an  sich  allein  schon 
den  Frieden  herbeiführen  wird,  ist,  wenn  man  von  einem  Kriege  geg^i 
England  absieht,  allerdings  wenig  wahrscheinlich.  —  Aber  wollte  man  es 
leugnen,  dass  die  Erbeutung  von  Schiffen  dazu  beigetragen  hat  und  noch 
dazu  beitragen  kann,  so  leugnet  man  die  Geschichte  und  die  klaren  Tat- 
sachen. Es  ist  unmöglich,  dass  ein  schiffahrttreibendes  Volk  nach  der 
Vernichtung  seiner  Handelsfiotte  noch  lange  den  Krieg  fortsetzt. 

Die  Furcht  vor  dem  Seebeuterecht  hat  bisweilen  genügt,  um  die  Ent^ 
stehung  eines  Krieges  zu  hindern.  In  dem  Alabama-Falle  hat  sich  Eng- 
land dem  Willen  der  Verein.  Staaten  gefOgt;  es  hat  im  voraus  durch 
Unterzeichnung  des  Washingtoner  Vertrages  und  Annahme  der  drei  Regeln 
seine  Verurteilung  ausgesprochen.  Es  empfand  sehr  wohl,  dass  ein  Ejrieg 
mit  den  Verein.  Staaten  seiner  Seemacht  und  dadurch  auch  seiner  politischen 
Machtstellung  einen  unberechenbaren  Schaden  verursachen  würde  (No.  958). 

1327.  —  Das  Recht,  die  feindliche  Ladung  in  Beschlag  zu  nehmen, 
wird,  so  wendet  man  ein,  den  feindlichen  Handel  nicht  ernstlich 
schwächen.     In  der  Tat  ist  die  Ladung,  die  unter  feindlicher  Flagge 


1)  Testa,  Le  Droit  public  international  maritinne,  8«  partie,  eh.  IT,  p.  151. 

2)  Hautefeuilie,  Qaestions  etc.  iV.  Propriit^  privees  des  belligerantSy  p.  95. 
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weggenommen  werden  kann,  seit  der  Paiiser  Deklaration  vom  16.  April  1856 
(Art.  2)  unter  neutraler  Flagge  unverletzlich.  —  Der  ganze  Handel  der 
Eriegsparteien  wird  durch  Vermittlung  der  Neutralen  besorgt,  die  hierbei 
grosse  Summen  verdienen.  Die  Waren  gelangen  aber  trotzdem  in  die 
Hände  der  Eriegsparteien,  deren  Hilfsmittel  daher  nicht  erschöpft  werden. 
Dies  war  der  Haupt-Beweisgrund  Cobden's  in  seinem  Schreiben  vom 
8.  November  1856. 

Diese  Schlussfolgerung  Übersieht  jedoch  vollständig  das  Blockaderecht, 
Die  feindliche  Ware  wird,  selbst  wenn  sie  auf  einem  neutralen  Schiffe 
verladen  ist,  nicht  in  einen  blockierten  Hafen  eindringen  können;  sie  wird 
von  der  Erenzerflotte  aufgebracht. 

1328.  —  Die  meisten  Anhänger  des  Grundsatzes  der  Unverletzlichkeit 
des  Privateigentums  zur  See  verwickeln  sich  in  einen  unleugbaren  Wider- 
spruch, indem  sie  die  Blockade  der  Handelshäfen  und  gleichzeitig  die  Be- 
fugnis der  Eriegsschiffe  anerkennen,  ein  (neutrales  oder  nicht  neutrales) 
Fahrzeug,  das  die  Blockade  zu  brechen  sucht,  mit  seiner  Ladung  wegzu- 
nehmen. —  Was  bezweckt  das  Blockaderecht  mit  dem  damit  verbundenen 
Wegnahmerecht?  Beide  wollen  den  Oegner  durch  Vorenthaltung  neuer 
Hil&mittel  schwächen.  Wie  kann  aber  die  Ladung  einige  Meilen  vor  dem 
Bestimmungshafen  ein  Hilfsmittel  sein,  das  dem  Feinde  entzogen  werden 
moss,  während  sie  24  oder  18  Stunden  vorher  noch  nicht  diese  Eigen- 
schaft hatte?  —  Wie  kommt  es,  dass  das  Privateigentum  auf  hoher  See 
geachtet  werden  mnss,  während  es  einige  Eabeltaulängen  von  der  Eüste 
entfernt,  nicht  mehr  geschont  zu  werden  braucht?  —  Wie  kann  die 
Blockade  der  Handelshäfen  erlaubt  sein,  während  es  nicht  erlaubt  ist,  den 
Handel  des  Feindes  brach  zu  legen?  —  Dieser  Widerspruch  ist  um  so 
bedenklicher,  als  die  Blockade  der  Handelshäfen  eine  Beschränkung  der 
Handelsfreiheit  der  Neutralen  ist.  Der  Grund,  weshalb  man  den  Neutralen, 
die  an  sich  berechtigt  sind,  dem  Feinde  auf  ihren  Schiffen  neutrale  oder 
feindliche  Waren  zu  verschaffen,  diese  Zufuhr  gerade  an  den  Orten,  wo 
sie  bewerkstelligt  werden  könnte,  nicht  gestattet,  ist  doch  kein  andrer, 
als  der,  dass  die  Schiffsladung  die  Streitkräfte  des  Feindes  und  seine 
Widerstandsfähigkeit  mehr  oder  weniger  stärken. 

1329.  —  „Widerspricht  es  nicht  dem  Wesen  der  Gerechtigkeit,  dass 
die  Bfirger,  deren  Staaten  miteinander  auf  Eriegsfuss  stehen,  trotzdem 
rabig  ihren  Handelsverkehr  mit  einander  fortsetzen,  während  ihre  Mit- 
bürger auf  Tod  und  Leben  kämpfen,  und  dass  sie  sich  sogar  auf  Eosten 
derer,  die  ihr  Blut  für  das  gemeinsame  Vaterland  vergiessen,  bereichern? ')" 

1330.  —  Die  Beschlagnahme  eines  Handelsschiffes  ist  ganz  besonders 
dazu  geeignet,  den  Feind  zu  schwächen  und  die  erbeutende  Eriegspartei 
zu  stärken.  —  Viele  Handelsschiffe  können  in  Schlachtschiffe  umgestaltet 
werden.  Das  gegenwärtige  Vorgehen  aller  Seestaaten  zeigt  dies  zur  Ge- 
nüge. Man  ist  der  Frage  der  Umgestaltung  grosser  Seedampfer  in 
Deutschland,  England  und  Frankreich  näher  getreten.  Die  deutsche 
Admiralität  hat  Massnahmen  getroffen,  um  die  überseeischen  deutschen 
Dampfer  in  Ereozer  umzuwandeln. 

1331.  —  Aber  selbst  dann,  wenn  sich  Handelsschiffe  nicht  zur  Um- 
wandlung in  Eriegsschiffe  eignen,  so  können  sie  doch  noch  immer  durch  Be- 
förderung von  Truppen,  Munition,  Lebensmitteln  u.  dergl.  wichtige  Dienste 
leisten.    Eine  Handelsflotte  kann  den  Panzergeschwadem,  Ereuzem  und 


1)  Hantefeuille,  QnestiODS  de  droit  intern,  maritime:  VI.  Propriit^s  privies 
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Torpedodivisionen  auf  hoher  See  die  erforderlichen  Kohlen  zufahren,  und 
welche  Bedeutung  wird  die  Bekohlung  der  Kriegsschiffe  in  den  Seeloiegen 
der  Zukunft  annehmen!  Alle  Kriegsschiffe  sind  heutzutage  Dampfschiffe; 
ohne  Kohlen  ist  der  geftirchtetste  Panzer  ohnmächtig.  —  Der  Feind  wird 
sich  also  seiner  Handelsschiffe  bedienen,  um  sich  immer  wieder  mit  Kohlen 
zu  versorgen;  die  erbeutende  Kriegspartei  wird  sich  dieser  Schiffe  an 
seiner  statt  bedienen.  Sie  entzieht  ihrem  Feiade  ein  Kampfmittel  und 
vermehrt  dadurch  die  ihrigen.  Wessen  bedarf  es  noch  um  die  Handlung 
zu  rechtfertigen?  —  Zur  See  bietet  das  Handelsschiff  ähnliche  Yorteüe» 
wie  die  Lokomotive  und  die  Eisenbahnwagen  zu  Lande.  Das  Kriegs- 
recht lässt  aber  die  Beschlagnahme  der  Eisenbahnen  zu.  Freilich  ist  sie 
nur  auf  dem  besetzten  Gebiete  möglich  und  sie  ist  eine  Folge  der  Be- 
setzung. —  Das  Schiff  wird  auf  seiner  Fahrt  auf  dem  Meere  weggenommen» 
weil  die  Beschlagnahme  nur  in  diesem  flüchtigen  Augenblicke  möglich  und 
ausführbar  ist. 

1332.  —  Eine  Flotte  „von  Transportschiffen  ist  eine  unentbehrliche 
Operationsbasis  in  einem  Kriege  zwischen  Staaten,  deren  Oebiete  durch 
das  Meer  von  einander  getrennt  sind.  Es  kann  bei  einem  derartigen 
Kriege  notwendig  werden,  die  Schaffung  einer  solchen  Basis  für  militärische 
Unternehmungen  dadurch  zu  vereiteln,  dass  man  jedes  feindliche  für  jenen 
Zweck  bestimmte  Schiff  wegnimmt.^  ^)  —  Kann  eine  solche  Wegnahme, 
die  demnach  in  Wirklichkeit  eine  Kriegshandlung  ist,  dem  Gtegner  ver- 
boten werden?  —  Der  Krimkrieg  hat  für  diesen  Fall  ein  schlackendes 
Beispiel  geliefert.  Frankreich  und  England  haben  ihre  Kriegsflotten  und 
ihre  Land^ieere  nur  durch  Zuhilfenahme  ihrer  Handelsschiffe  mit  den 
nötigen  Vonäten  versehen  können.  Welches  Unheil  wäre  eingetreten» 
wenn  die  Bussen  im  Mittehneere  oder  im  Schwarzen  Meere  einen  grossem 
Teil  dieser  Schiffe  hätten  wegnehmen  können. 

1333.  —  Die  Gegner  des  Prisenrechts  wenden  ein,  dass  dies  Becht 
den  beabsichtigten  Erfolg  nicht  herbeiflihren  könne,  weil  sich  die  Handels- 
schiffe der  Kriegsparteien  mit  dem  Augenblicke  der  Kriegserklärung  in 
die  neutralen  Häfen  flüchteten  und  der  Nachteil  daher  nur  in  dem  Still- 
liegen bestünde  (Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  139,  Anm.).  —  In  der  Tat 
kann  dies  vorkommen;  aber  selbst  wenn  der  Nachteil  des  Stilliegens  für 
die  Schiffseigner  geringer  ist,  als  der  der  Wegnahme,  so  bedeutet  er  doch 
für  den  kriegführenden  Staat  einen  empfindlirhen  Verlust,  denn  dieser 
kann  die  Handelsflotte  nicht  mehr  zur  Beförderung  und  Verproviantiening 
verwenden.  —  Für  den  Staat  ist  der  Schade  gleich  gross;  seine  Wider- 
standskraft leidet  in  derselben  Weise,  sei  es,  dass  das  Handelsschiff  vom 
Gegner  weggenommen  wird,  oder  dass  es  in  irgend  einem  neutralen 
Hafen  verfault. 

1334.  -—  „Würde  die  Handelsflotte  und  die  in  ihr  verladenen  Güter» 
wiewohl  sie  dem  Feinde  gehören,  für  frei  und  unantastbar  erklärt,  so 
stünde  es  im  Belieben  jeder  Kriegspartei,  ihre  Kriegsschiffe  in  den  Häfen 
zurückzuhalten  und  dadurch  zu  ihren  Gunsten  die  Wirkungen  des  See- 
kriegs illusorisch  zu  machen.  Sie  könnte  ihren  Handel  in  allen  Welt* 
teilen  ruhig  weiter  betreiben  und  sogar  die  Mittel  zur  Kriegführung  aus 
den  durch  die  Kauffahrteiflotte  ausgeführten  ITntemehmungen  schöpfen; 
denn  diese  kämen  ihr  in  Gestalt  von  Zöllen  und  durch  Vermehrung  d^^ 
Privatvermögen,  deren  Gesamtheit  das  Staatsvermögen  bildet,  zu  gute.''  ^ 


1)  Trayers  Twiss,  Observations,  R.  D.  L,  t.  VII,  p.  677. 
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1336.  —  Ein  Punkt,  der  noch  erwähnt  werden  muss,  —  so  bemerkt 
Westlake  —  ^ist  der  Vergleich,  den  man  so  häufig  zwischen  der  Erieg- 
ftthning  zn  Lande  nnd  znr  See  zieht.  Was  lehrt  aber  ein  ernsthafter 
Vergleich?  Die  Franzosen  haben  Handelsschiffe  weggenommen,  ohne  dar- 
fiber  Bescheinigungen  auszustellen ;  die  Deutschen  haben  von  den  französischen 
Bttrgem  Natuiulleistungen  gefordert,  sie  haben  zwar  Empfangsbescheinigun- 
gen erteilt,  ohne  sie  jedoch  als  verpflichtend  fttr  den  deutschen  Staat  anzuer- 
kennen. Kann  hier  von  einem  Unterschiede  die  Eede  sein?  —  Die 
Franzosen  haben  der  Besatzung  der  erbeuteten  Schiffe  nicht  erlaubt,  in 
ihr  Vaterland  zurückzukehren,  um  in  den  Dienst  der  deutschen  Flotte  zu 
treten;  die  Deutschen  haben  desgleichen  den  Bewohnern  der  besetzten 
Gebiete  nicht  gestattet,  ihren  Wohnsitz  zu  verlassen,  um  in  dem  französischen 
Heere  Dienste  zu  leisten.  Kann  hier  von  einem  Unterschiede  die  Bede 
sein?«i) 

1336.  —  Den  angegebenen  Beweisgründen  fügen  einige  Verteidiger 
des  Seebeuterechts  wichtige  politische  E^ägungen  hinzu.  Ist  einmal  das 
Prisenrecht  beseitigt,  so  werden  die  Verein.  Staaten,  die  nun  keinen  See- 
krieg mehr  zu  fürchten  brauchen  und  die  nichts  mehr  zurückhält,  die 
Monroelehre  (No.  300)  weiter  zu  entwickeln,  Europa  bei  allen  amerika- 
nischen Angelegenheiten  bei  Seite  schieben  und  den  ganzen  Handel  von 
Nord-,  Mittel-  und  Südamerika  monopolisieren.  —  England,  das  keine 
feindlichen  Landungen  mehr  zu  besorgen  hat  (denn  die  Zeiten  Wilhelm 
des  Eroberers  sind  vorüber)  wird  im  Bewusstsein,  dass  seinem  Aussen- 
handel  keine  Hindemisse  und  seinen  Handelsschiffen  kein  Schade  droht, 
seine  mächtige  und  gewaltige  Kriegsflotte  dazu  benutzen,  um  die  Flotten 
seiner  Gegner  zu  bekämpfen  und  deren  Häfen  zu  blockieren;  es  kann  sich 
unbehelligt  auf  hoher  See  und  in  den  Kolonien  den  Erpressungen  und 
Gewalttätigkeiten  hingeben,  wozu  es  immer,  wie  selbst  noch  die  neueste 
Geschichte  zeigt,  eine  so  ausgesprochene  Neigung  besessen  hat. 

Die  Wegnahme  von  Handelsschiffen  mit  ihren  Ladungen  ist  vielleicht 
das  einzige  Zwangsmittel,  das  im  Falle  eines  Krieges  zwischen  euro- 
päischen Staaten  und  England  oder  den  Verein.  Staaten,  oder  zwischen 
diesen  beiden  letztem  Mächten  mit  Erfolg  angewendet  werden  kann.  — 
Der  von  Frankreich  unternommene,  unheilvolle  mexikanische  Feldzug  hat 
die  Gefahren  und  unermesslichen  Schwierigkeiten  weit  entlegener  kriege- 
rischer Unternehmungen  deutlich  gezeigt.  Eine  Blockade  der  Häfen  der 
Verein.  Staaten  wird  sich  bei  der  ungeheuren  Ausdehnung  ihrer  Küsten 
an  dem  Atlantischen  und  dem  Stillen  Ozean  und  bei  der  Schwierigkeit, 
die  blockierenden  Schiffe  mit  Kohlen  zu  versorgen,  als  unwirksam  und 
sogar  als  unausführbar  herausstellen.  —  Die  Abschaffung  des  Seebeute- 
rechts wird  die  Verein.  Staaten  unverwundbar  machen.  —  Völkerrechts- 
widrige Handlungen,  die  sie  begehen,  werden  ungestraft  bleiben. 

Die  Wegnahme  von  Kauffahrteischiffen  ist  das  einzige  wirksame 
Mittel  in  einem  Kriege,  der  nur  auf  dem  Meere  entschieden  werden  kann 
und  der  gegen  einen  Staat  geführt  wird,  der  eine  geringe  Kriegsflotte 
hat,  die  er  behutsam  unter  dem  Schutze  seiner  Häfen  zurückhält.  —  de 
Laveleye  musste  dies  in  seinem  Berichte  für  das  Institut  flir  Völkerrecht 
anerkennen.^ 

1337.  —  Was  England  betrifft,  so  sind  die  Gegner  des  Prisenrechts,  wie 


1)  Westlake,  Obserrations,  R.  D.  T.,  t  VII,  p.  681. 

2)  ■        ■  


2)  de  Laveleye,  Ihi  respect  de  la  propri£te  privee  Bxa  mer  en  temps  de  gnerre, 
R.  D.  I.,  t.  Vn,  p.  B98. 
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de  Laveleye  und  Geffcken,  genötigt  zuzugeben,  welchen  grossen  Nach- 
teil die  Wegnahme  von  Schiffen  Grossbritannien  zufügen  würde.  —  ^Ftr 
die  Festlandsmächte  kommt  der  Seehandel  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht; 
für  England  ist  er  aber  wesentlich,  denn  in  England  hängen  alle  Einkünfte 
und  das  ganze  gewerbliche  Leben  von  ihm  ab.  Dies  ist  der  Grund,  wes- 
halb die  Wegnahme  noch  ein  ernstlich  schadendes  Mittel  sein  kann,  wenn 
es  gegen  England,  nicht  aber  wenn  es  von  England  angewendet  wird.  Bei 
einem  Erlege  mit  Amerika  würde  England  in  eine  noch  ungünstigere  Lage 
geraten,  als  bei  einem  solchen  mit  Frankreich,  Deutschland  oder  Bass- 
land .  .  .  Ein  einziges  Kaperschiff  reichte  hin,  um  den  amerikanischen 
Eauffahrem  fünf  sechstel  ihrer  Gesamtladung  in  weniger  als  einem  Jahre 
wegzunehmen  und  zwar  zu  einer  Zeit,  wo  die  amerikanische  Handelsflotte 
fast  ebenso  bedeutend  war,  wie  die  englische.  Man  denke  sich  nun  eine 
den  Hilfsquellen  Amerikas  entsprechende  Zahl  von  Kaperschiffen,  ähnlich 
der  Alabama,  ...  es  ist  unausbleiblich,  dass  die  gewaltige  englische 
Handelsflotte  in  wenigen  Monaten  weggenommen  oder  in  den  Häfen  zurück- 
gehalten werden  würde."*) 

„Der  ganze  Nachteil,  so  sagt  Geffcken,  den  eine  überlegene  Flotte 
dem  feindlichen  Handel  zufügen  kann,  besteht  im  Stilliegen  der  Schiffe. 
England  allein  befindet  sich  in  einer  andern  Lage;  als  Insel  ist  es  genötigt, 
alle  Waren,  deren  es  bedarf,  auf  dem  Seeweg  einzuflihren,  und  das  Be- 
dürfnis ist  so  gebieterisch,  dass  England  nicht  darauf  verzichten  kann  . . . 
Das  in  England  hervorgebrachte  Getreide  genügt  nicht  für  vier  Monate 
nach  der  Ernte  .  .  .  Dieselbe  Notwendigkeit  gilt  für  die  Einfuhr  yon 
Kohstoffen,  von  denen  die  englische  Industrie  abhängt.  Wohl  vertraut 
mit  diesen  Tatsachen,  werden  die  Feinde  Englands  danach  trachten,  die 
für  England  bestimmten  Vorräte  abzufangen,  während  ihr  eigener  Handel 
für  einen  englischen  Angriff  viel  weniger  empfindlich  ist.  Die  englische 
Flotte  ist  nicht  iu  der  Lage,  den  britischen  Handel  zu  schützen;  er  hat 
selbst  im  18.  Jahrhundert,  als  England  die  erste  Seemacht  war,  schwer 
gelitten  .  .  .  Zur  Zeit  des  Aachener  Friedens  im  Jahre  1748  betrug  der 
Verlust  Englands  (in  sieben  Jahren)  3298  Schiffe  ...  Im  Jahre  1885 
hatte  das  Vereinigte  Königreich  16603  Handelsschiffe  mit  3  417  000  Tonnen 
Ranmgehalt;  die  Kolonien  12818  Schiffe  mit  1613000  Tonnen  und  zum 
Schutze  dieser  Schiffe  verfügt  England  über  80  Kreuzer.  Nach  Ansicht 
des  Admirals  Aube  würden  20  Kreuzer  erster  Ordnung  genügen,  um  den 
britischen  Handel  zu  Grunde  zu  richten  .  .  .  Würde  es  (England)  jetzt 
den  Vorschlag  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums,  den  es  seiner 
Zeit  zum  Scheitern  gebracht  hat,  gutheissen,  so  würden  seine  Nebenbuhler, 
die  sehr  wohl  wissen,  welchen  Vorteil  die  gegenwärtige  Lage  ihnen  über 
die  englische  Defensivmacht  verleiht,  nicht  darin  einwilligen."') 

1338.  —  Heffter,  de  Boeck  und  einige  andere  Publizisten  billigen 
die  Sequestration,  die  Beschlagnahme,  aber  nicht  die  Konfiskation  und 
den  Verkauf  des  Handelsschiffes  und  seiner  Ladung  zu  Gunsten  des  Nehmers. 
—  Bluntschli  bemerkt  auch,  dass  der  Grund  .  . .  dass  eine  Kriegspartei 
ein  Interesse  daran  hat,  den  Feind  des  Schiffes  zu  berauben  und  es 
selbst  zu  benutzen,  nicht  die  Erbeutung  rechtfertigt,  sondern  nur  eine 
zeitweilige  Beschlagnahme  unter  Vorbehalt  der  Zurückgabe,  aber  ohne 
Entschädigung.  —  Lorimer  möchte  auf  die  Beschlagnahme  eines  Handels- 
schiffes die  Übung  angewendet  wissen,  die  sich  im  Landkriege  bei  den 


1)  de  Layeleye,  loc.  cit,  p.  601. 

2)  Geffcken,  La  guerre  maritime  de  Tavenir,  R.  D.  L,  t.  XX,  pp.  451  et  a. 
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Bequisitionen  heranszobilden  begonnen  hat  (No.  1216).  Der  Nehmer  hätte 
hiemach  dem  Kapitän  des  erbeuteten  Schiffes  einen  Schein  auszustellen,  auf 
Omnd  dessen  dieser  beim  Frieden  eine  Entschädigung,  Ersatz  oder  Unter- 
sttttzong  erlangen  würde.  ^)  Auch  wir  glauben,  dass  hiermit  die  Bahn 
gewiesen  ist,  die  zu  einem  wirklichen  Fortschritte  führt.  ^).  Der  ange- 
deutete Vorschlag  erscheint,  trotz  der  Schwierigkeiten,  die  sich  einer 
Neuerung  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts  entgegenstellen,  ausführbar 
und  könnte  auch  künftighin  von  den  Seemächten  angenommen  werden. 
Keine  Aussicht  hat  die  Anerkennung  der  unbedingten  Unverletzlichkeit 
des  Privateigentums.  Sie  ist  ein  Hirngespinst,  das  sich  nicht  verwirklichen 
lässt,  da  sie  weder  dem  Kriegszwecke  noch  der  Kriegsnotwendigkeit 
Rechnung  trägt,  so  ist  sie  auch  für  die  Seemächte  unannehmbar. 

So  herrschen  also  in  der  Wissenschaft  durchaus  entgegengesetzte 
Meinungen.  Die  Staatenübung  jedoch  bietet,  wie  wir  gesehen  haben,  seit 
Jahrhunderten  eine  bemerkenswerte  Stetigkeit  und  ßegelmässigkeit,  und 
es  hat  auch  nicht  den  Anschein,  als  ob  diese  Übung  bald  verschwinden 
würde;  bis  zu  einer  Änderung  dürfte  jedenfalls  noch  viel  Zeit  hingehen.  ^ 
In  der  Gewohnheit  liegt  mithin  die  Quelle  des  gegenwärtigen  Bechtszu- 
standes.  —  Die  Gewohnheit  beantwortet  auch  folgende  Fragen:  Welche 
Personen  und  welche  Gegenstände  unterliegen  dem  Seebeuterecht?  Wer 
kann  die  Beschlagnahme  vornehmen?  Wie  wird  sie  ausgeführt  und  fest- 
gestellt?   Welches  sind  die  Folgen  der  Wegnahme? 

1338^.  —  Liegt  in  dem  Rechte,  das  Privateigentum  zur  See  wegzu- 
nehmen, auch  das  Recht,  es  unter  allen  umständen  zu  zerstören?  —  Ge- 
wisse Schriftsteller,  vorwiegend  Seeleute,  billigen  den  Gebrauch  von  Tor- 
pedos gegen  Handelsschiffe:  der  Seekrieg,  so  sagen  sie,  muss  sich  vornehm- 
lich gegen  die  Industrie  ^richten;  ein  Torpedoboot,  das  einen  grossen,  mit 
Waren  beladenen  Dampfer  bemerkt,  muss  befugt  sein,  ihn  in  den  Grund 
zu  bohren.*)  —  Eine  derartige  Auffassung  des  Seekrieges  würde  für  die 
Kriegspartei,  die  sie  in  die  Wirklichkeit  übertrüge,  entehrend  sein; 
sie  würde  ihr  auch  nicht  zum  Ziele  verhelfen,  denn  es  würde  sich  alsbald 
ein  starkes  Bündnis  von  Neutralen  gegen  sie  bilden.  Alle  Länder  wären 
tatsächlich  mehr  oder  weniger  bedroht,  denn  das  Torpedoboot  kann  sich 
täuschen,  besonders  wenn  es  nachts  zu  Werke  geht;  es  kann  leicht  ein 
neutrales  Schiff  in  der  Annahme,  es  sei  ein  feindliches,  zerstören.  Und 
selbst  wenn  kein  Zweifel  über  die  Staatszugehörigkeit  eines  Schiffes  vor- 
liegt, was  wird  angesichts  eines  solchen  Vorgehens  aus  den  Regeln  zum 
Schatze  der  Rechte  der  Neutralen?  Was  wird  aus  den  neutralen  Waren, 
die  auf  dem  feindlichen  Dampfer  verstaut  sind  und  die  nach  den  Vor- 
schriften des  Völkerrechts  geachtet  werden  müssen?  Was  wird  aus  den 
Untertanen  der  Neutralen,  die  sich  rechtmässig  auf  dem  Schiffe  befinden: 
man  ist  nicht  befugt,  sie  gefangen  zu  nehmen  und  es  sollte  erlaubt  sein, 

1)  Heffter,  op.  cit,  §  727.  —  de  Boeck,  op.  cit.,  No.  139.  —  Ortolan,  op. 
dt,  t  II,  liv.  fll,  p.  ßO.  —  Lorimer,  Observations,  R.  D.  L,  t  VII,  p.  268. 

2)  S.  bei  de  Boeck,  op.  cit.,  No.  728  bis  788,  791  bis  808. 

3)  [Aach  das  neoe  russische  Prisenreglement  Yom  27.  März  1895  bestimmt  im 
Art  10  die  Konfiskation  der  feindlichen  Handelsschiffe  mit  allem,  was  sich  an  Bord 
befindet,  aasgenommen  ist  das,  was  zur  Benutzung  der  Schiftsbesatzung  und  der 
Reisenden  bestimmt  ist  sowie  die  den  Neutralen  gehörigen  Gegenst&nde,  die  nicht 
Kriegskonterbande  sind  (R.  D.  I.  F.,  t  IV,  Documents,  p.  7).] 

4)  [S.  Admiral  Aube,  Un  nouveau  droit  maritime  international,  1875.  —  Admiral 
Dupin  de  SaintAndr^  La  question  des  torpiüeurs,  Revae  des  Deux-Mondes,  15.  Juni 
1880.  —  Vgl  Duboc,  Le  point  faible  de  l'Angleterre.  —  Charmes,  La  r^forme 
maritime,  la  guerre  maritime  etc.,  Revue  des  Deox-Mondes,  1.  März  1885.} 
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sie  mit  dem  Schiffe  in  die  Luft  zu  sprengen!  ^)  —  Im  griechisch-tfirkisGhen 
Kriege  von  1897  haben  die  Türken  einige  griechische  Handelsschiffe  zer- 
stört; es  sei  erwähnt  der  Fall  der  Athena,  die  von  einem  türkischen 
Torpedoboot  im  Oolf  von  Salonichi  versenkt,  und  der  der  Macedonia,  die 
vom  Fort  Prevesa  aas  beschossen  wnrde.  ^ 


Vierter  Abschnitt. 
Personen  und  Sacheni  die  der  Wegnahme  unterliegen. 

5  1.  —  Personen. 

1339.  —  Die  Mannschaft  und  die  Offiziere  des  beschlagnahmten 
feindlichen  Handelsschiffes  können,  wenn  sie  feindliche  Staatsangehörige 
sind,  gefangen  genommen  nnd  festgehalten  werden.  Sie  gelten  als  Eri^s- 
gefangene  und  werden  als  solche  behandelt.  Man  kann  sie  in  dazu  be- 
stimmte Städte  internieren.  —  Dies  ist  die  unbestrittene  internationale 
Praxis,  sie  findet  auch  in  den  Vorschriften  mehrerer  Staaten  ihre  Bestätigung, 
so  besonders  in  dem  Preussischen  Prisenreglement  vom  20.  Juni  1864, 
Art.  18;  in  dem  dänischen  Eeglement  vom  16.  Febr.  1864,  Art.  19.  Beide 
enthalten  die  der  Billigkeit  entsprechende  Bestimmung,  dass  die  Schifls- 
besatzung  erst  als  kriegsgefangen  gilt,  wenn  die  Prise  gerichtlich  gut 
geheissen  worden  ist. 

Die  Untertanen  der  verbtLndeten  oder  der  neutralen  Staaten  müssen 
den  Konsuln  der  betreffenden  Staaten  tibergeben  werden.  Diese  sorgen 
für  deren  BttckbefÖrderung  in  ihre  Heimat. 

Personen,  die  nicht  zur  Besatzung  des  Handelsschiffes  gehören,  wie 
die  Reisenden,  werden  nicht  als  Kriegsgefangene  behandelt,  es  sei  denu 
dass  sie  Bestandteile  des  Heeres  oder  der  Flotte  des  Feindes  sind.  In 
diesem  Falle  ist  der  Nehmer  berechtigt,  sie  als  Kriegsgefangene  zurück- 
zuhalten und  sie  zu  internieren  (Instruct.  frangaises  von  1854,  Art.  20). 

1340.  —  In  Deutschland  hat  man,  besonders  im  Jahre  1870,  die  An- 
wendung des  Prisenrechts  auf  die  Schiffsbesatzung  vielfach  getadelt 
Per  eis  (Seerecht  S.  208)  und  Qeffcken  (bei  Heffter  op,  cit.,  §  126, 
Anm.  8)  haben  sie  auch  bekämpft. 

Die  Festhaltung  der  Offiziere  und  der  Matrosen  als  Kriegsge&ngene 
ist  jedoch  eines  der  wirksamsten  Mittel,  um  die  Macht  des  Feindes  zu 
schwächen.  Sie  weicht  im  Grunde  nicht  von  der  im  Landkriege  her- 
kömmlichen Praxis  ab. 

Im  Landkriege  macht  die  Kriegspartei,  die  in  feindliches  Gebiet  ein- 
gedrungen ist  und  es  besetzt  hat,  die  Waffenfähigen  nicht  zu  Kriegsge- 
fangenen, sofern  sie  sich  ruhig  verhalten,  denn  sie  mag  sich  nicht  die 
Last  ai]tfbfirden,  diese  Leute  zu  Überwachen,  sie  an  einen  andern  Ort  zu 
befördern,  sie  zu  ernähren  und  fOr  ihre  Festhaltung  einen  Teil  ihrer 
eigenen  Soldaten  zu  verwenden.  —  Aber  sie  hindert  die  Waffenfähigen, 
sich  dem  Heere  des  Gegners  anzuschliessen,  da  sie  dessen  Streitkräfte 
vermehren  wtirden.  —  Niemand  bestreitet  ihr  das  Recht  hierzu. 

Muss  nicht  auch  im  Seekriege  jede  Kriegspartei  ein  ähnliches  Recht 
haben?    Ist  sie  es  nicht  sich  selbst  schuldig,  sich  einer  Zunahme  der 

1)  [Bourgois  (Yice-Admiral),  Les  torpUleurs,  la  guerre  naTale  et  la  defense  des 
«dtes,  1888.] 

2;  [Politis,  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  693.] 
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Streitkräfte  ihres  Gegners  zu  widersetzen?  —  Die  internationale  Eriegs- 
sitte  ist  doch  woU  im  Kecht,  wenn  sie  dem  Nehmestaate  gestattet,  die 
Offiziere  und  Matrosen  der  Besatzung  des  erbeuteten  Fahrzeuges  festzu- 
halten. —  Lässt  man  diese  Seeleute  frei,  so  werden  sie  sofort  vom  Feinde 
auf  seinen  Kriegsschiffen  eingestellt.  —  Aus  der  Handelsflotte  rekrutiert 
sich  in  allen  Ländern  (nach  verschiedenen  Regeln)  die  Kriegsflotte:  und 
dies  hat  seinen  guten  Grund.  —  Zum  Matrosen  eignet  sich  nicht  der  erste 
beste;  ein  Seemann  muss  eine  lange  Lehrzeit  durchmachen.  —  Jeder 
Matrose  der  Handelsflotte  kann  wegen  seiner  fachmännischen  Ausbildung 
sofort  in  die  Kriegsflotte  eingestellt  und  als  Kämpfer  verwendet  werden. 
„Es  ist  töricht,  unter  den  Kanonen  eurer  Schiffe  Handelsfahrzeuge  un- 
behelligt vorbeifahren  zu  lassen,  die  den  Kriegsschiffen  eures  Feindes 
Matrosen  zuführen,  welche  euch  von  deren  Bord  aus  bekämpfen.  ^^)  In 
jedem  Lande  ist  die  Zahl  der  Seeleute  notwendigerweise  beschränkt. 
Durch  die  Festhaltung  der  Besatzung  eines  weggenommenen  Handelsschiffes 
schwächt  der  KriegfShrende  die  Streitkräfte  seines  Gegners. 

1341.  —  Im  Jahre  1755  liess  England  französische  Fahrzeuge,  die 
für  den  Kabeljaufang  bestimmt  waren,  wegnehmen.  Es  entzog  Frankreich 
damit  12000  Matrosen,  die,  wenn  sie  nach  Frankreich  zurttckgekehrt 
wären,  sofort  in  die  Kriegsflotte  hätten  eingestellt  und  zum  Kampfe  ver- 
wendet werden  können.  Die  Schwächung,  die  hierdurch  Frankreich  er- 
litt, liegt  auf  der  Hand.  —  In  diesem  Falle  jedoch  verletzte  England  das 
Völkerrecht,  denn  es  erbeutete  die  französischen  Schiffe  vor  der  Kriegs- 
erklärung. —  Im  Jahre  1862  sagte  Lord  Palmerston,  als  er  im  Hause 
der  Gemeinen  den  Antrag  Horsfall  (Sitzungen  vom  11.  und  17.  März)  be- 
kämpfte: „Frankreich  besitzt  in  diesem  Augenblick  15  bis  20000  Seelente, 
die  der  Fischerei  von  Kabeljau  obliegen.  Es  dtLrfte  wohl  nicht  bestritten 
werden  können,  dass  es  für  England  im  Falle  eines  Krieges  vorteilhafter 
ist,  sich  dieser  Leute,  die  offenbar  für  den  Dienst  in  der  feindlichen  Flotte 
bestimmt  sind,  zu  bemächtigen,  als  sie  ruhig  in  ihre  Heimat  zurückkehren 
und  zu  den  Waffen  greifen  zu  lassen?^ 

„Solange  es  einen  Seekrieg  gibt,  solange  werden  Matrosen  als  See- 
soldaten und  Handelschiffe  als  Hilfsmittel  für  den  Krieg  verwendet  werden, 
und  dasBecht,  Handelsschiffe  zu  erbeuten,  wird  einer  Seemacht  nicht  be- 
stritten werden  können.^  ^ 

1342.  —  Unter  Nichtbeachtung  des  preussischen  Prisenreglements  von 
1864  beschwerte  sich  die  deutsche  Regierung  unterm  4.  Oktober  1870 
über  die  Intemierung  der  Kapitäne  und  der  Besatzungen  deutscher  Handels- 
schiffe in  französischen  Städten.  —  Es  fand  ein  Austausch  von  Noten 
statt,  de  Chaudordy  berief  sich  in  seiner  Depesche  vom  28.  Oktober  1870 
auf  das  durch  den  ständigen  Gebrauch  aller  Seemächte  fest  begründete 
Herkommen.  —  Bismarck  behauptete  in  seiner  Antwort  vom  16.  November 
1870,  dass  die  Gefangenhaltung  der  Kapitäne  und  der  Besatzung  er- 
beuteter Handelsschiffe  im  Widerspruche  mit  den  Grundsätzen  stünde,  von 
denen  man  hätte  annehmen  können,  dass  ihnen  Frankreich  im  voraus  bei- 
getreten sei.  Er  fUgte  weiter  hinzu:  „Ich  muss  es  mithin  meiner  Regierung 
vorbehalten,  zu  geeigneten  Bepressalien  zu  schreiten,  falls  die  Regierung 
der  Nationalverteidigung  dabei  verharren  sollte,  die  von  ihr  aufgestellten 

1}  Westlake,  Observations,  B.  D.  I.,  t  VU,  p.  25S.  —  Hautefeuille,  Qaestions 
de  Droit  maritime  international:  IX.  Le  droit  maritime  international  devant  le  Par- 
iement  biitannique. 

2)  Westlake,  ObservationB,  R.  D.  L,  t  YII,  p.  67S.  —  Hautefeuille,  loc.  cit, 
pp.  180  et  8. 
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Grundsätze  zu  befolgen.''  Die  angedrohte  Vergeltungsmassregel  Hess  nicht 
lange  auf  sich  wai*ten.  —  Im  November  und  Dezember  1870  Üess  die 
deutsche  Begierang  vierzig  friedliche  angesehene  Bürger  von  Gray,  Yesool 
nnd  Dijon  festnehmen  and  als  Geiseln  nach  Deutschland  abfUu^n.  — 
Bismarck  brachte  bei  der  diplomatischen  Erörterung  einen  Beweisgrund 
vor,  der  die  Unrichtigkeit  seiner  These  ins  helle  Licht  setzte.  Eb-  ftUirte 
nämlich  aus,  dass  die  Besatzungen  nur  zur  Ausrüstung  von  Kaperschiffen 
dienen  könnten;  ihre  Gefangenhaltung  rechtfertige  sich  aber  deshalb 
nicht,  weil  Deutschland  und  Frankreich  durch  Annahme  der  Deklaration 
von  1856  auf  die  Kaperei  verzichtet  hätten.  Er  vergass  hierbei,  dass  sieh 
die  Handelsflotte  einer  Nation,  wenn  man  von  der  Kaperei  ganz  absieht, 
durch  Umgestaltung  der  Schiffe  zu  Kriegszwecken  verwenden  lässt,  und 
dass  man  die  Schiffsmannschaft  in  die  Kriegsmarine  einstell^i  kann. 
Geffcken-Heffter,  §126,  Anm.  9.) 

1342  K  —  [Die  Amerikaner,  die  während  des  spanisch-amerikanischen 
Krieges  von  1898  und  zwar  gleich  schon  in  den  ersten  Tagen  eine  grosse 
Zahl  spanischer  Handelsschiffe  wegnahmen,  Hessen  die  Reisenden,  die  nicht 
Militärpersonen  waren,  lErei,  flihrten  jedoch  die  Besatzungen  nach  amerika- 
nischen Häfen.  Sie  machten  nicht  immer  strengen  Gebrauch  von  ihrem 
Sechte,  gaben  vielmehr  den  Mannschaften  der  Schiffsbesatzung  gewöhnlich 
die  Freiheit,  statt  sie  zu  internieren  und  hielten  nur  die  Offiziere  als 
Zeugen  für  die  Verhandlungen  vor  den  Prisengerichten  zurück.^)] 

§  2.  —  Sachen. 

1343.  —  Gegenstand  der  Wegnahme  ist  das  feindliche  Schiff  und  die  feind- 
liche Ladung.  Das  Schiff.  —  Wann  gilt  ein  Schiff,  das  auf  dem  Meere  von 
einem  Kreuzer  einer  Kriegspartei  angetroffen  wird,  als  feindlich?  Wie 
wird  der  feindliche  Charakter  festgestellt?  —  Die  internationale  Praxis 
weist  keine  gleichartigen,  den  verschiedenen  Staaten  gemeinsamen  Begeln 
auf.  In  der  französischen,  englischen  und  amerikanischen  Bechtsprechung 
zeigen  sich  ziemlich  bedeutende  Unterschiede.^ 

Nach  französischem  Rechte  ist  die  Eigenschaft  des  Eigentümers  und 
zugleich  die  Befugnis  zur  Führung  der  Flagge  zu  berücksichtigen  (Instnict. 
minist,  vom  25.  Juli  1870,  Art.  10). 

Die  französischen  Prisengerichte  nehmen  an,  dass  die  Staatsangehörig- 
keit und  nicht  der  Wohnsitz  für  die  neutrale  oder  feindliche  Eigenschait 
des  Schiffseigentümers  bestimmend  sei. 

Das  zweite  die  Staatszugehöngkeit  eines  Schiffes  begründende  Erforder- 
nis ist  das  Recht  des  Schiffes,  die  Flagge,  die  es  deckt,  zu  führen.  — 
Jeder  Staat  setzt  die  Bedingungen  fest,  unter  denen  die  Handelsschiffe 
das  Recht  zur  Führung  der  Nationalflagge  haben. '  Dieser  Gegenstand  ist 
bereits  besprochen  worden  (No.  597-603).  —  Auch  der  Fsüil  des  Schiffes 
„Palme"  ist  schon  erwähnt  worden  (No.  602). 

1344.  —  Der  Verkauf  eines  feindlichen  Handelsschiffes  an  einen 
Neutralen  während  der  Dauer  des  Krieges  ist  der  Eriegspartei  gegenüber, 
die  das  Schiff  wegnimmt,  nichtig.  Dir  gegenüber  ist  nur  der  Verkauf 
gültig,  der  vor  dem  Kriege  stattgefunden  hat  und  der  durch  einen  autiien- 
tischen  Akt  bestätigt  worden  ist  (Art.  7  des  Reglements  vom  26.  Juli 


1)  FLe  Für,  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  791.] 

2)  Dieser  Gegenstand  ist  in  dem  bemerkenswerten  Werke  de  Boeck's,  De  la 
l^t^  privee  ennemie  sous  pavillon  ennemie,  No.  15S  bis  208,  mit  allen  seinen 

«elheiten  und  Folgemngen  dargestellt  worden. 
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1778  —  Zahlreiche  Entscheidungen  des  Prisengerichts  während  des  Krim- 
krieges).  —  Das  rassische  Becht  stumnt  hiermit  ttberein  (Ukas  vom  1.  August 
1869,  Art  8.  —  [S.  auch  das  rassische  Prisemeglement  vom  27.  März 
1895,  Art.  7]). 

1345.  —  So  klar  und  einfach  die  französische  Praxis  ist,  bemerkt 
de  Boeck  (No.  166),  so  verwickelt  und  kasuistisch  ist  die  Rechtsprechung 
der  englischen  und  amerikanischen  Prisengerichte.  Sie  unterscheidet  sorg- 
iUtig  zwischen  der  Person  des  Schiffiseigners,  dem  Schiffe  selbst  und  der 
Ladung.*) 

Nach  der  Kechtsprechnng  dieser  Staaten  ist  für  die  Frage,  ob  der 
Eigentfimer  eines  Handelsschäes  als  Feind  oder  als  Neutraler  anzusehen 
sei,  nicht  seine  wirkliche  Staatsangehörigkeit  entscheidend,  sondern  viel- 
mehr sein  Wohnsitz.  —  Niemand  kann  sich  dauernd  in  zwei  Staaten 
niederlassen.  Dort,  wo  sich  jemand  seines  Gewerbes  und  seiner  haupt- 
sächlichsten Einkünfte  wegen  aufhält,  steuert  er  zu  dem  Vermögen  und 
der  Fähigkeit  des  Staates  bei,  Krieg  zu  ftLhren.  Es  kann  daher  nicht 
anbillig  erscheinen,  die  Güter  dieses  Einwohners  als  einen  Bestandteil 
des  gesamten  feindlichen  Nationalvermögens  anzusehen,  das  von  der 
Eüegspartei  erbeutet  werden  darf. 

Der  Wohnsitz  des  Eigentümers  ist  das  Unterscheidungsmerkmal  ffir 
die  feindliche  oder  neutrale  Eigenschaft  seiner  Güter.  Dies  Merkmal  ist 
aber  bei  weitem  nicht  unbedingt  massgebend.  Der  Wohnsitz  des  neutralen 
Eigentümers  begründet  eine  blosse  Vermutung  für  die  Befreiung  von  der 
Wegnahme,  die  in  vielen  Fällen  zurückgewiesen  werden  kann.^) 

1346.  —  Anlangend  die  Schiffe,  so  werden  sie  nach  englischer  und 
amerikanischer  Bechtsprechung  oft  für  feindlich  erklärt,  trotzdem  der 
Schiffseigner  neutralen  Charaikt^  hat.  Zwei  Regeln  kommen  hier  in 
Betracht:  a)  Grundsätzlich  wird  die  Staatszugehörigkeit  des  Schiffes  durch 
den  Wohnsitz  des  Schiffseigners  bestimmt.  —  b)  Aber  ein  Schiff  ist  ein  Vermö- 
gensgegenstand ganz  dgener  Art:  es  fährt  unter  einer  Flagge,  zu  deren  Füh- 
rung jeder  Staat  unter  bestimmten  Voraussetzungen  das  Recht  gibt;  ein  Schiff 
muss  sich  immer  unter  den  Schutz  der  Flagge  eines  Staates  stellen. 
Die  englische  Rechtsprechung  vereinigt  diese  beiden  Regeln  zum  grössten 
Vorteil  für  den  kriegführenden  Nehmer.  —  Die  Tatsache,  unter  feindlicher 
Flagge  mit  einem  vom  Feinde  ausgestellten  Schiffspasse  zu  fahren,  genügt, 
um  das  Sdiiff  der  Beschlagnahme  und  der  Konfiskation  zu  unterwerfen; 
es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  das  Schiff  einem  Neutralen  gehört,  der  in 
einem,  neutralen  Staate  wohnt,  und  ob  ausserdem  auch  noch  die  Besatzung 
neutral  ist.  Die  blosse  Tatsache,  dass  es  rechtsmässig  die  feindliche  Flagge 
führt,  gibt  den  Ausschlag  und  das  Schiff  wird  verurteilt. 

Aber,  wenn  die  Führang  einer  feindlichen  Flagge  gegenüber  dem 
Umstände,  dass  das  Schiff  einem  in  neutralem  Lande  wohnenden  Eigen- 
tümer gehört,  ausschlaggebend  ist,  so  ist  anderseits  die  Führung  einer 
neutralen  Flagge  und  der  Besitz  eines  neutralen  Schiffspasses  belanglos 
gegenüber  dem  Umstände,  dass  das  Schiff  ganz  oder  teilweise  einem  in 
Feindeslande  wohnenden  Eigentümer  gehört. 

1347.  —  Die  Rechtsprechung  der  englischen  Prisengerichte  erkennt 
die  Gültigkeit  des  Verkaufs  eines  feindlichen  Schiffes  an  einen  Neutralen 
an.    Sie  fordert,  dass  der  Kaufvertrag  in  gutem  Glauben,  ernstlich  und 


1)  Travers  Twiss,  op.  dt,  t  n,  $  152,  163,  155  u.  156. 
*)  Qeffeken  in  «.  Eolieendorffs  Emdtmth,  Bd.  lY,  8.  581  ff. 
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nicht  zum  Scheine  abgeschlossen,  dass  das  Eigentum  an  dem  Schiffe  un- 
widerruflich und  vollständig  übertragen  wird,  und  dass  der  Verkäufer  auf 
jedes,  selbst  auf  ein  etwaiges  zukunftiges  Interesse  verzichtet.  —  Dies  ist 
rechtlich  durchaus  einwandfrei.  —  unter  den  gedachten  Voraussetzungen 
wird  selbst  die  Wirksamkeit  des  Verkaufes  eines  feindlichen  Schiffes 
imminente  vel  flagrante  hello  anerkannt.  —  Wann  aber  liegen  die  Erford^- 
nisse  der  Emstlichkeit  und  der  bedingungslosen  Entäusserung  vor?  Bd 
der  Entscheidung  dieser  Fragen  nehmen  es  die  englischen  Prisengerichte 
nicht  leicht;  sie  zeigen  sich  dabei  sogar  zuweilen  sehr  ängstlich,  ja  oft 
kleinlich. 

Die  Piisengerichte  Englands  und  der  Verein.  Staaten  stellen  als  fest- 
stehend den  Satz  auf,  dass  das  Eigentum  im  Laufe  der  Reise,  in  transitu, 
auf  hoher  See  seines  feindlichen  Charakters  nicht  entkleidet  werden  kOnne, 
dass  jedes  Eigentum,  das  beim  Beginn  der  Reise  feindliche  Eigenschaft 
habe,  bis  zur  Ankunft  am  Bestinunungsorte  der  Wegnahme  unterworfen 
bleibe.    Travers  Twiss  fahrt  mehrere  Beispiele  hierfür  an.^) 

1348.  —  Nach  der  Rechtsprechung  derselben  Länder  gilt  ein  Schiff, 
das  gewöhnlich  den  Handelsverkehr  eines  Landes  yermittelt,  als  ein  Be- 
standteil der  Handelsflotte  dieses  Landes  und  daher  als  ein  feindliches 
Schiff,  wenn  auch  sein  Eigentümer  in  einem  neutralen  Staate  wohnt  und 
das  Schiff  eine  neutrale  Flagge  führt.  So  z.  B.  das  für  den  Eüstenhandel 
zwischen  den  Häfen  einer  der  Eriegsparteien  bestimmte  Schiff.^ 

1349.  —  Welches  von  diesen  beiden  Systemen,  das  französische  oder 
das  englisch-amerikanische,  muss  völkerrechtlich  als  allgemein  gültig 
betrachtet  werden?  Weder  das  eine,  noch  das  andre.  —  Die  englischen 
und  ameiikanischen  Schriftsteller  behaupten,  dass  der  Satz,  wonach  der 
Wohnsitz  den  feindlichen  Charakter  bestimme,  durchgehends  anerkannt, 
dass  er  ein  Rechtsatz  des  Völkerrechts  sei.  Den  Nachweis  hierüber  bleiben 
sie  aber  schuldig.  —  de  Boeck  und  Calvo  bemerken,  dass  es  keine 
einheitliche  Regel  gäbe. ') 

1850.  —  Ausnahmen.  —  Das  feindliche  Schiff  unterliegt  der  Be- 
schlagnahme und  der  Konfiskation.  —  Dies  ist  die  Regel,  des  inter- 
nationalen Herkommens.  —  Aber  die  strenge  Anwendung  dieser  R^^l 
würde  in  einigen  Fällen  zu  unmenschlich  sein,  oder  hohem  Interessen  yer- 
hängnisYoU  werden.  Es  kann  die  Eriegsparteien  nicht  ernstlich  benach- 
teiligen, die  Regel  in  diesen  Fällen  auszuschalten.  Daher  sind  mehrere 
Ausnahmen  zugelassen  oder  in  Anwendung  gebracht  worden. 

A.  Fischerboote.  —  Die  erste  Ausnahme  betrifft  die  feindlichen 
Fahrzeuge,  die  für  die  Eüstenfischerei  bestimmt  sind.  Sie  sind  d^n 
Prisenrechte  entzogen.  —  Der  Grund  ist  einleuchtend.  —  Es  wäre  un- 
menschlich, die  Fischer,  die  meist  kümmerlich  ihr  Leben  fristen,  um  ihren 
Verdienst  zu  bringen.  Der  Betrieb  der  Eüstenfischerei  ist  durchaus 
friedlicher  Natur,  ihre  Bedeutung  für  das  Nationalvermögen  ist  äusserst 
gering.  *) 

Die  Ausnahme  ist  unbedingt.  Sie  erstreckt  sich  auf  die  Fischer  selbst, 
auf  ihre  Barken,  auf  ihre  Lebensmittelvorräte,  ihr  Segelwerk,  auf  die 
Gerätschaften,  die  Netze  und  auf  die  gefangenen  Fische. 


1)  Travers  Twiss,  op.  cit,  t  II,  §  162. 

2)  Travers  Twiss,  op.  cit.,  t  II,  §  155. 


8)  de  Boeck,  op.  cit,  No.  187  bis  189. 

4)  Ortolan,  op.  cit,  liv.  HI,  eh.  II,  p.  51.  —  Oeffcken-Heffter,  op.  dt,  §  137, 
Anm.  2,  macht  Vorbehalte,  da  man,  wie  er  bemerkt,  nicht  bestreiten  kann,  dass  dl« 
Fischerboote  zuweilen  von  grossem  militärischen  Werte  sein  können. 
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Dies  Vorrecht  kntlpft  an  einen  alten  Brauch  an.  Man  kann  sagen, 
dass  Frankreich  den  Grand  zu  dieser  humanen  Praxis  gelegt  hat.  (Edikte 
Yon  1543,  Art.  49  und  von  1584,  Art.  79.)  ^)  —  Da  die  Engländer  jedoch 
keine  G^enseitigkeit  gewährten,  sondern  die  französischen  Fischerbarken 
und  deren  Gerät  zerstörten,  so  ist  weder  in  der  Ordonnanz  Ludwigs  XIV. 
von  1681  noch  in  der  von  1692  die  Rede  von  Fischereiverträgen  (trdves 
pteheresses).  Valin  gibt  in  seinem  Kommentar  zu  der  Ordonnanz  von  1681 
(ü  p.  690)  den  Grund  hierfttr  genau  an. 

Die  französische  Überlieferung  wurde  von  Ludwig  XIV.  in  einem  be- 
achtenswerten Schreiben  vom  25.  Juni  1779  an  den  Admiral  der  französischen 
Flotte  wieder  aufgenommen.  —  Frankreich  ordnete  durch  Beschluss  des 
Wohlfahrtsausschusses  vom  27.  Thermidor  des  Jahres  3  die  Freilassung 
der  auf  Grand  des  Dekrets  vom  18.  Vend6miaire  des  Jahres  3  gefangen 
genommenen  englischen  Fischer  an.  —  England  erwiderte  diese  geredite 
Massregel  damit,  dass  es  bei  seiner  durch  die  Order  in  Council  vom 
24.  Januar  1798  begründeten  Haltung  verblieb. 

Frankreich  hat  dieselbe  Praxis  im  Erimkriege,  im  Kriege  mit  Italien 
und  in  dem  von  1870  wieder  bestätigt  (Instract.  minist,  vom  31.  März  1854, 
Art.  2  und  vom  25.  Juli  1870,  Art.  2).  —  Im  Erimkriege  verhielt  sich  England 
aber  anders  als  sein  Bundesgenosse.  Britische  Kreuzer  zerstörten  im 
Asowschen  Meere  die  für  die  Fischerei  bestimmten  Boote,  Netze  und 
Gerätschaften  sowie  die  Hütten  der  armen  üferbewobner.^) 

Beraht  diese  Ausnahme  auf  einer  so  bestimmten  und  allgemeinen 
Übung,  dass  sie  als  ein  positiver  und  ausdrücklicher  Bechtssatz  des  Völker- 
rechtes angesehen  werden  kann?  Bluntschli,  Calvo,  Heffter,  Mass6 
und  Per  eis  bejahen  dies. 

Nach  de  Boeck  und  Calvo  soll  sich  die  Ausnahme  nicht  auf  den 
Grossbetrieb  der  Fischerei,  z.  B.  auf  den  Fischfang  des  Kabeljaus,  des 
Walfisches,  des  Potwals  und  der  Bobbe  erstrecken,  weil  anzunehmen  ist, 
dass  die  ftlr  die  Hochseefischerei  bestimmten  Schiffe  zum  Betriebe  eines 
Handels-  und  Gewerbe -Unteraehmens  gehören.  Gründe  der  Menschlichkeit, 
wie  sie  die  Freiheit  der  Küstenfischerei  rechtfertigen,  liegen  hier  nicht  vor. 

Die  Ausnahme  setzt  selbstverständlich  voraus,  dass  die  Fischer  sich 
jeder  Teilnahme  an  den  Feindseligkeiten  enthalten. 

1861.  —  B.  --  Wissenschaftliche  Forschungen.  —  Der  Weg- 
nahme unterliegen  feraer  nicht  Schiffe,  die  zu  Forschungs-  und  Entdeckungs- 
reisen ausgerüstet  sind  oder  die  wissenschaftlichen  Zwecken  dienen.  Dieser 
Brauch  wird  seit  dem  18.  Jahrhundert  beobachtet,  alle  Seemächte  richten 
sich  danach. 

1362.  —  C.  —  Bestritten  wird  die  von  manchen  Publizisten  veraeinte 
und  von  den  Gesetzen  mehrerer  Staaten  zurückgewiesene  Ausnahme  be- 
züglich solcher  Schiffe,  die  entweder  infolge  Schiffbrachs  an  den  feind- 
lichen Küsten  gestrandet  sind  oder  die  wegen  schweren  Unwetters  oder  wegen 
eines  Unfalles  in  Seenot  geraten,  eine  feindliche  Reede  oder  einen  feind- 
lichen Hafen"angelaufeu  haben.  —  Die  von  den  kriegführenden  Staaten 
befolgte  Pi*axis  ist  keineswegs  gleichmässig.  —  Das  französische  Recht 
ist  ausdrücklich  gegen  diese  Ausnahme  (Ordonnanz  von  1681,  Art.  26  — 
Ordonnanz  vom  12.  Mai  1696  —  Reglement  vom  26.  Juli  1778,  Art.  14. 
—   Beschluss   vom   6.  Germinal  des  Jahres  8,  Art.  2,  8,  19.  —  Erlass 

1)  Vgl.  bei  Pardessus,  Gollection  des  lois  maritimes,  t.  IV,  p.  819. 

S)  GalYO,  op.  cit.,  t  VI,  §§  2368  bis  2878.  —  [S.  oben  No.  582,  Anm.  —  S.  über 
einen  YortÜl  im  spanisch-amerikanischen  Kriege  yon  1898.  R.  D.  1.,  t  ü,  (2«  sirie) 
p.  4bb.] 
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Tom  18.  Jnli  1854). i)  —  Von  den  Publizisten  verteidigen  sie  Blnntsclili, 
de  ßoeck,  Calvo,  Gessner  n.  a.^)  —  Hall^  Mass^,  Ortolan  und 
Perels")  weisen  sie  zurück,  obgleich  sie  es  nicht  für  grossmtttig  halten, 
sich  einen  Schiffbruch  oder  eine  Seenot  zunutze  zu  machen. 

1353.  —  D.  —  Lazarettschiffe.  —  Die  Genfer  Konvention,  die 
Zusatzartikel  vom  20.  Oktober  1868  [sowie  das  Haager  Abkommen  von 
1899]  und  die  Bedeutung  dieser  Vorschriften  sind  bereits  besprochen 
worden  (No.  1280). 

1364.  —  E.  —  Postschiffe.  —  Man  hat  den  Vorschlag  gemacht, 
auch  Postschiffe  dem  Prisenrechte  zu  entziehen.  Eine  internationale  Ge- 
wohnheit hat  sich  indessen  in  dieser  Hinsicht  noch  nicht  herausgebildet. 
Es  wäre  mOglich  und  vorteilhaft,  durch  ein  internationales  Abkommen 
diese  Frage  zu  regeln,  wiewohl  man  sich  nicht  die  Schwierigkeiten  ver- 
hehlen darf,  die  sie  in  sich  schliesst. 

1355.  —  Schiffsladung.  —  Der  aUgemein  geltende  Grundsatz  geht 
dahin,  dass  für  die  Feststellung  des  Charakters  der  Ladung,  d.  h.  der  an 
Bord  eines  Schiffes  befindlichen  Gttter,  die  Staatsangehörigkeit  des  Eigen- 
tümers entscheidend  ist. 

Die  französische  fiechtsprechung  lässt  keinerlei  Ausnahmen  und  Be- 
schränkungen von  diesem  Grundsatze  zu.  Sie  nimmt  nicht  an,  dass  Sachen 
an  sich,  per  se,  einen  feindlichen  Charakter  haben  und  als  feindlich  gelten 
können,  trotzdem  ihr  Eigentümer  neutral  ist.  —  Wie  könnte  dieser  in 
Ansehung  gewisser  Gttter  neutral  und  in  Ansehung  anderer  feindlich  sein? 

Wer  ist  Eigentttmer  der  Ladung?  Der  Absender  oder  der  Empfänger? 
Gewöhnlich  gelten  Waren,  die  auf  Grund  einer  Anweisung  fttr  Rechnung 
und  Gefahr  des  Emptängers  verladen  werden,  auch  als  dessen  Eigentunt 
Entgegenstehende  Vereinbarungen  zwischen  den  Beteiligten  oder  Landes- 
gebräuche können  Ausnahmen  von  dieser  natttrlichen  Regel  begrttnden.  — 
Die  französische  Rechtsprechung  achtet  die  Vertragsfreiheit,  unbeschadet 
des  Rechtssatzes:  fraus  omnia  corrumpit  (de  Boeck,  op.  cit.,  No.  162). 

Die  Rechtsprechung  stellt  die  Vermutung  auf,  dass  die  an  Bord  eines 
feindlichen  Schiffes  verfrachtete  Ladung  feindlich  sei.  Die  Neutralität  der 
Ladung  muss  von  demjenigen  bewiesen  werden,  der  sie  dem  wegnehmenden 
Kriegsschiffe  gegenüber  behauptet. 

1356.  —  Die  englische  und  amerikanische  Rechtsprechung  wendet  bei 
Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Ladung  als  feindlich  oder  als  neutral 
anzusehen  sei,  dieselben  Regeln  an,  wie  bei  den  Schiffen.  —  Als  allgemeinen 
Grundsatz  lässt  sie  zu,  dass  der  Charakter  der  Ladung  durch  den  Charakter 
des  Eigentümers  bestimmt  werde.  Aber  sie  schränkt  diese  Regel  durch 
wichtige  Ausnahmen  ein,  wonach  das  Eigentum  an  einer  Sache  feindlichen 
Charakter  haben  kann,  trotzdem  ihr  Eigentümer  neutralen  Charakter  hat. 

1357.  —  a)  Die  englischen  und  amerikanischen  Gerichte  versagen  in 
Eriegszeiten  einem  zwischen  einem  neutralen  Absender  und  einem  feind- 
liehen  Empiänger  abgeschlossenen  Vertrage  die  Rechtswirksamkeit,  wenn 
darin  das  Eigentum  an  der  Schi&ladung  dem  Absender  bis  zur  Ankunft 

1)  [Hier  mag  ein  merkwürdiger  Erlass  erwähnt  werden,  den  die  Königin  von 
Madagaskar  zur  Zeit  der  gegen  sie  yon  Frankreich  geführten  Expedition  an  ihr 
Volk  im  Jahre  1S95  richtete.  In  der  Voraussicht,  dass  französische  Kriegs-  und 
Handelsschiffe  an  der  Küste  Schiffbrach  erleiden  würden,  erid&rte  sie,  dass  diese 
Schiffe  der  Konfiskation  unterliegen  sollten  (R.  D.  I.  P.,  t  III»  p.  60).] 

9)  Blnntschli,  op.  dt^  Art  668.  —  de  Boeck,  op.  dt,  Ko.  198.  —  Oessner, 
op.  cit,  p.  14.  —  GalYO,  op.  cit.,  §  2874. 

8)  Hall,  op.  dt,  §  145.  —  Mass^,  op.  cit,  t  I,  N.  868.  •-  Ortolan,  op.  dt, 
p.  821.  —  Pereis,  op.  dt,  S.  219. 
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am  Bestimmiuigsorte  vorbehalten  wird.  Würde  man,  so  führen  die  eng- 
lischen Sichter  ans,  einen  solchen  Vertrag  anerkennen,  so  würde  man 
keinem  einzigen  Ballen  feindlichen  Gntes  mehr  auf  irgend  einem  Meere 
begegnen;  der  neutrale  Absender  und  der  feindliche  Empfänger  würden 
nie  verabsäumen,  eine  derartige  Vereinbarung  zu  treffen.  —  Die  Nichtig- 
keit eines  solchen  Vertrages  ist  durch  zahlreiche  gerichtliche  Entscheidungen 
aasgesprochen  worden. 

1358.  —  b)  Eine  andere  Ausnahme  findet  sich  in  der  Begel,  dass, 
wie  beim  Schiffe,  die  Eigentumsübertragung  der  Ladung  während  der  Seise, 
in  transitu,  verboten  ist.  Jede  Ware,  die  beim  Beginne  der  Reise  feind- 
lichen Charakter  hatte,  bleibt  der  Wegnahme  bis  zu  ihrer  Ankunft  am 
Bestimmungsorte  unterworfen,  wenn  sie  auch  an  einen  Neutralen  abge- 
treten worden  ist.  Die  Möglichkeit  einer  Eigentumsübertragung  durch 
Übergabe  des  Konnossements  würde  in  Eriegszeiten  dem  Betrüge  Tür  und 
Tor  öffnen,  und  hiergegen  hätten  die  Prisengerichte  kein  Schutzmittel. 
Die  Ausübung  des  Prisenrechts  würde  ernstlich  in  IVage  gestellt  werden. 

Ein  Verkauf  in  Friedenszeiten,  in  transitu,  muss  a  priori  als  gültig  an- 
gesehen werden.  Wenn  jedoch  die  Umstände  ergeben,  dass  der  Vertrag 
ün  Hinblick  auf  einen  drohenden  Krieg  getätigt  worden  ist,  so  gilt  er 
als  nicht  geschlossen.  Dies  ist  eine  Tatfrage.  Man  hat  hierbei  zu  be- 
rücksichtigen, ob  der  Käufer  den  Beweggrund,  der  den  Verkäufer  leitete 
gekannt  hat  oder  nicht.') 

1369.  —  c)  Trotz  des  neutralen  Charakters  des  Eigentümers  kann  die 
Ladung  ihres  Ursprunges  wegen  einen  feindlichen  Charakter  haben,  und 
daher  der  Wegnahme  unterliegen.  —  Nach  den  englischen  und  amerika- 
nischen Gerichten  müssen  Erzeugnisse  des  feindlichen  Bodens  so  lange 
als  feindliches  Eigentum  gelten,  als  sie  dem  Eigentümer  des  Bodens  ge- 
hören, welches  auch  dessen  Staatsangehörigkeit  und  dessen  Wohnsitz  ist. 
Der  englische  Richter,  Sir  W.  Scott  (Lord  Stowel)  hat  diese  Lehre  häufig 
befolgt.  —  Der  oberste  Gerichtshof  der  Verein.  Staaten  hat  sie  in  dem 
oft  erwähnten  Bentzoner  Fall  angewendet.  2) 

1360.  —  d)  Die  Handelsuntemehmung,  deren  Gegenstand  die  Ladung 
ist,  kann  dieser  einen  feindlichen  Charakter  aufprägen,  trotz  des  neutralen 
Charakters  ihres  Eigentümers.  „Wenn  jemand,  so  bemerkt  Travers 
Twiss,  in  einem  feindlichen  Staate  unter  denselben  Bedingungen  und 
unter  denselben  Vergünstigungen  Handel  treibt,  wie  die  angestammten, 
dort  wohnenden  Untertanen,  so  müssen  die  Waren,  die  zum  Betriebe  seines 
Gewerbes  gehören,  dem  Oesamthandel  dieses  Staates  zugerechnet  werden 
und  sie  unterliegen  der  Wegnahme,  wo  auch  der  Handeltreibende  wohnen 
mag.  Ein  solches  Handelsgewerbe  trägt  mittelbar  und  unmittelbar  mit 
dazu  bei,  die  HiltsqueUen  und  die  Einkünfte  des  Feindes  zu  vermehren 
und  die  durch  den  Krieg  entstehenden  Bedürfhisse  auszugleichen.  Es 
fördert  das  Gewerbe  und  die  Lidustrie  des  Feindes;  die  errungenen  Vor- 
teile häufen  sich  auf,  sie  kommen  dem  ganzen  Lande  zu  gute  und  unter- 
liegen der  Besteuerung  ganz  ebenso,  als  ob  das  Handelsgewerbe  von  den 
einheimischen  Untertanen  betrieben  würde.  Es  liegt  also  kein  Grund  yor, 
dass  derjenige,  der  den  Schutz  und  die  Vorzüge  feindlicher  Länder  ge- 


1)  Trayers  Twiss,  op.  cit,  t  II,  §§  162  et  168.  ^  CeIyo,  op.  cii,  t.  IV,  §§  8819 
bis  2823.  —  de  Boeck,  op.  cit.,  No.  174  et  183. 

2)  Man  findet  eine  Schilderung  über  diese  eigenartige  Angelegenheit  bei  de  Boeck, 
op.  cit,  No.  185  und  bei  Travers  Twiss,  op.  cit,  t  II,  §  160. 
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niesst,  nicht  auch  mit  Bücksicht  auf  seinen  Handel  an  den  GefieJiren  and 
dem  Verluste  teilnimmt."^) 

1361.  —  Beweis  des  Charakters  des  Schiffes  und  der  Ladung. 
—  Grundsätzlich  hat  der  Nehmer  die  Bechtmässigkeit  der  Wegnahme 
nicht  zu  beweisen.  Es  spricht  die  Vermutung  daflir,  dass  das  erbeutete 
Schiff  feindlich  ist,  wegen  der  Feststellungen,  die  der  Nehmer  bei  der 
Wegnahme  hat  machen  müssen.  Die  Vermutung  spricht  weiter  dafür,  dass 
die  an  Bord  eines  feindlichen  Schiffes  yorhandene  Ware  feindlich  ist.  — 
Der  Nehmer  hat  vor  den  Prisengerichten  die  Stellung  des  Beklagten.  — 
Es  liegt  den  Parteien,  die  am  Schicksale  des  Schiffes  und  der  Ladung 
beteiligt  sind  ob,  ihre  Ansprüche  gegen  den  Nehmer  geltend  zu  machen, 
„zu  reklamieren^^  und  den  nicht  feindlichen  Charakter  des  Schiffes  oder 
der  Ladung  nachzuweisen.  Wie  und  mit  welchen  Mitteln  kann  dieser 
Nachweis  erbracht  werden? 

In  Frankreich  kann  in  Oemässheit  der  Artikel  2  und  11  des  R^le- 
ments  vom  26.  Juli  1778,  der  Beweis  nur  durch  die  Schiffspapiere  gefUirt 
werden.  —  Das  französische  Prisengericht  hat  diese  Begel  hinsichtlich 
des  Eigentumsbeweises,  nicht  auch  Unsichtlich  des  Beweises  der  Staats- 
angehörigkeit des  Eigentümers  bestätigt.  —  Der  Beweis  des  Eigentums 
muss  sich  aus  den  Schiffspapieren  ergeben;  die  Staatsangehörigkeit  kann 
durch  alle  Arten  von  Urkunden  und  Beweismitteln  dargetan  werden.  — 
Das  Gericht  hat  dem  Kläger  sogar  oft  eine  Frist  zur  Beibringung  des 
Nachweises  seiner  neutralen  Eigenschaft  nachgelassen  (Entscheidung  yom 
7.  Januar  und  23.  Febr.  1871). 

Das  Prisengericht  hat  auch  angenommen,  dass  die  Schiffspapiere  sich 
einander  ergänzen  und  durch  andere  Urkunden  erklärt  und  ersetzt  werden 
können,  wenn  sie  durch  höhere  Gewalt  zu  Grunde  gegangen  sind  (Ent- 
scheidungen vom  15.  Dezember  1870,  12.  Januar,  2.  und  23.  Februar  1871). 

Form  und  Beschaffenheit  der  Schiffspapiere  (piöces  de  bord)  werden 
durch  die  Gesetze  der  verschiedenen  Staaten  und  durch  einige  Verträge 
bestimmt.  Es  sind  im  allgemeinen  der  Scbiffspass  oder  Seebrief,  das 
Eigentumszertifikat  des  Schiffes,  die  Musterrolle,  das  Tagebuch  (Schifb- 
Journal),  der  Gesundheitspass,  die  Chartepartie  (1©  contrat  d'afir^tement), 
der  Versicherungsvertrag,  die  Manifeste  über  die  Ladung,  die  Eonosse- 
mente  und  die  Fakturen,  die  Beglaubigungen  durch  die  Konsuln  osw. 
(französisches  Beglement  vom  26.  Juli  1778;  französisches  Handelsgesetz- 
buch, Art.  226;  Instruct.  von  1870,  Art.  6.  —  Russisches  Beglement 
von  1869,  §§  41  bis  58.  —  Reglement  des  Instituts,  Art.  27  bis  29). 

In  England  und  in  den  Verein.  Staaten  hat  der  Kläger  den  Beweis  des 
nicht  feindlichen  Charakters  des  Schiffes  oder  der  Ladung  durch  die  SchiflGs- 
papiere  und  durch  die  Aussagen  der  festgehaltenen  Schiffsmannschaft  zu 
erbringen.  —  Die  Prisengerichte  haben  aber  ausserdem  das  Recht,  Er- 
gänzungen des  Beweises  anzuordnen  und  sich  durch  Mittel  aller  Art  auf 
zuklären.    (Prize  act  von  1864,  27  und  28  Vict.,  c.  28,  §  21.) 

Nach  dem  Preussischen  Prisenreglement  vom  20.  Juni  1864  hat  das 
Prisengericht  „nach  freier,  aus  dem  ganzen  Inbegriffe  der  Verhandlungen 
und  Beweise  geschöpften  Überzeugung  zu  beurteUen,  inwieweit  eine  Tat- 
sache bewiesen  sei  oder  nicht^. 


1)  Travcrs  Twiss,  op.  cit,  t.  H,  t  155. 


Drittes  Bnch.    Der  Seekrieg.    Kap.  8.  701 


Drittes  Kapitel. 


Die  Kaperei. 

[AsnnL  Systtene  imiTenel  des  umements  en  coutm  et  des  conaireB  en  iempe  de  goerre,  1817.  — 
De  Boeek.  De  la  proprio  pilTte  ennemle  eons  pavilloB  ennemi,  1882,  passioL  —  Bonrgois.  La  gneire 
de  eonne,  la  graade  gaerre  et  lea  torplllee,  1886.  ~  Caron.  La  oeane  marittmei  1875.  ~  A.  Deejardina. 
Le  Congrte  de  Paris  et  la  Jurlspradence  internatloiiale,  1884.  —  DisUre.  Lee  erotseurs  et  la  goerre  de 
eonne.  —  Panck-Brentano.  La  dtelaratlon  du  Congrte  de  Paris  de  1856  et  son  applicatlon  dans  les 
tempe  modernes,  R.  D.  L  P.,  t  I,  p.  834.  —  GalraL  La  eoorse  et  les  eorsidres,  1898.  —  Geffeken.  La 
«telaration  de  Paria,  R.  D.  L,  t  XVII,  p.  869.  —  Qaih6neac.  La  marine  anzlUaire.  Son  aTenlr,  1900.  — 
Haateleuille.  Des  droits  et  des  dOTOirs  des  nations  neatres,  1858,  t  L  pp.  185  k  159.  »  Hlstoire  des 
origlnes,  etc,  1869,  pp.  118  k  118,  171  ä  178,  880  ä  810,  484  ä  448.  -  Qnesflons  de  Droit  maritime  intern^ 
18^  pp.  219  k  240.  —  Kaltenborn.  Geschichte  der  Kaperei  im  Seekriege,  Nene  Jahrbacher,  Bd.II,  1848.  — 
LangeL  Les  corsalres  eonlMtete,  Beyae  des  Denx-Mondes,  1er  Jnillet  1864.  —  Leeder.  Die  englische 
Kaperei,  1882.  —  Leslie.  Life  abroad  a  british  PriTsteer,  1894.  ~  G.-F.  Ton  Härtens.  Essai  concemant 
lea  amateiira,  les  prises  et  les  reprisee,  1795.  —  De  Has-Latrie.  Dn  droit  de  marqne  et  da  droit  de  re- 
prteaillea.  —  Nys.  La  gaerre  maritime,  1881.  —  Pereis.  Manael,  1884,  9e  pari,  sectX  §  84.  —  Somborn. 
La  gaerre  de  eoorse,  BoToe  maritime,  1899,  p.  465.  —  X.  Le  droit  des  neatres  et  le  rMablissement  de  la 
coorae,  France  iadleiaire,  80  ayril  1888.  —  X.  La  gaerre  de  coarse  et  la  d4fense  nsTale,  BeTae  de  Paria, 
1er  et  15  mal  ISOO.  ~  8.  aach  die  im  TOrigen  Kapitel  angegebenen  Werke. 

(P^rtU,  Artkmo  für  öffmM.  Beehi,  Band  I,  S.  46ß.) 

1362.  —  Der  Landkrieg  wird  rechtmässig  durch  die  regulären  Heere 
und  durch  die  gehörig  ermächtigten  Freiwilligen  —  Korps  geführt.  —  Der 
Seekrieg  wird  durch  die  Kriegsschiffe  und  durch  die  Kaper,  die  ermächtigt 
sind,  das  Seeheer  zu  unterstützen,  geführt  —  Die  Kaper  oder  Korsaren 
(corsaires  im  französischen,  priyateers  im  englischen)  sind  mit  einem  Teile 
der  souveränen  Gewalt  bekleidet,  denn  sie  werden  vom  Staate  ermächtigt 
und  bevollmächtigt  (kommissioniert).  Sie  handeln  im  Namen  und  im  Auf- 
trage des  Staates.  Die  Kaper  führen  den  Krieg  nicht  als  Privatpersonen 
auf  eigene  Faust.  —  Sie  sind  vielmehr  Bevollmächtigte  der  hohem 
Staatsgewalt  und  daher  zeitweilige  Inhaber  eines  Teiles  der  staatlichen 
Macht.  —  Sie  führen  den  Krieg  nach  derselben  1/7  eise  und  nach  denselben 
Gesetzen  wie  die  regelmässigen  Seestreitkräfte  des  Staates. 

Zwischen  dem  Seeheer  und  den  Kapern  besteht  ein  wesentlicher 
Unterschied.  —  Die  Kaper  handeln  bei  ihren  Unternehmungen  auf  eigene 
Gefahr;  sie  erhalten  keinen  Sold;  als  Vergütung  für  ihre  Mühsal  und 
als  Entgelt  für  die  Wagnisse,  denen  sie  sich  unterziehen,  fällt  ihnen  die 
Beute  zu,  die  sie  dem  Feinde  entreissen.  —  Dieser  Unterschied  ist  von 
Bedeutung.  —  Zwischen  dem  Kaper  und  dem  regulären  Seemanne  besteht 
also  ein  tiefgehender  Gegensatz. 

1363.  —  Die  Kaperei  ist  an  sich,  abgesehen  von  den  Missbräuchen, 
die  ihre  allzuhäufigen  Begleiter  waren,  eine  durchaus  rechtmässige  All 
der  Kriegführ ang  zur  See;  sie  entspricht  dem  Grundsatze,  dass  eine  Kriegs- 
partei ihrem  Feinde  mit  aUen  möglichen  Mitteln  schädigen  darf,  ohne  zu 
Grausamkeiten  oder  zu  solchen  Handlungen  zu  greifen,  die  ungeeignet 
wären,  den  Feind  zu  schwächen. 

Viele  Schriftsteller  erblicken  dagegen  im  Kaperwesen  eine  Ausnahme 
von  den  allgemeinen  und  grundlegenden  Gesetzen  des  Krieges;  einige 
halten  sie  sogar  für  ein  verabscheuungswttrdiges  und  verwerfliches  Kriegs- 
mittel früherer  Zeiten.  —  Die  einen  wie  £e  andern  irren  und  wider- 
sprechen sich;  denn  im  Landkriege  lassen  sie  die  Mitwirkung  von  Frei- 
korps und  Guerillas  zu;  die  einen  vde  die  andern  haben  sich  dadurch 
beeinflussen  lassen,  dass  die  Kaper  vielfache  Ausschreitungen  verübt  und 
sich  namentlich  auch  oft  an  den  Handelsschiffen  der  Neutralen  vergangen 
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haben.  —  Aber  diese  Missbräache  und  Übergriffe  yermögen  die  Grund- 
regeln nicht  zu  erschüttern.  —  Die  anter  Anfisicht  und  mit  Ermächtigung 
des  Staates  organisierte  Kaperei  ist  ein  rechtmässiges  Mittel,  Krieg  zor 
See  zu  führen. 

1364,  —  Es  liegt  nicht  in  der  Aufgabe  dieses  Lehrbuches,  einen  ans- 
ftthrlichen  geschichtlichen  Überblick  Ober  das  Kaperwesen  zu  geben.  Die 
Geschichte  der  Kaperei  ist  in  hervorragender  Weise  durch  den  berühmten 
Publizisten  G.  F.  y.  Martens  in  seinem  „Versuch  Über  die  Kaper,  feind- 
liche Nehmungen  und  insbesondere  Wiedemehmungen"  dargestellt  worden. 
—  Wir  müssen  jedoch  den  Entwicklungsgang  der  Kaperei  kurz  Schilden 
und  die  wichtigsten  Fragen,  die  sie  veranlasst  hat,  berühren.  —  Nnr 
dann  vermag  man  den  Wert  dieser  verrufenen  Einrichtung,  die  heute  fast 
überall  abgeschafft  worden  ist,  und  die  doch  durch  die  Macht  der  Tatr 
«achen  in  anderer  Gestalt  wieder  aufleben  wird,  unbefangen  zu  beurteil^L 


Erster  Abschnitt. 
Die  Kaperei  vor  der  Deklaration  vom  16.  April  1856. 

1365.  —  Wir  haben  bereits  (Nr.  981)  bei  der  Darstellung  der  Be- 
pressfldien  der  Kaperbriefe  (lettres  de  marque)  gedacht,  die  in  Friedens- 
Zeiten  Privatpersonen  erteilt  wurden.  Dies  war  der  Ursprung  des  Kaper- 
wesens. —  Daneben  entwickelte  sich  noch  eine  andere  Art  der  Kaperei, 
die  Kaperei  in  Kriegszeiten;  nur  diese  ist  heute  noch  bekannt. 

Im  Hittelalter  forderten  die  kriegführenden  Staaten  ihre  Untertanen 
Auf,  sich  an  den  Feindseligkeiten  zu  Wasser  und  zu  Lande  zu  beteiligen. 
—  AUe  Eigentümer  von  Schiffen  waren  durch  die  blosse  Tatsache  der 
Eröffnung  der  Feindseligkeiten  berechtigt,  ohne  besondere  Erlaubnis,  Jagd 
auf  den  Feind  zu  machen.  —  Als  sich  in  den  europäischen  Staaten  eine 
festere  Zentralgewalt  bildete,  verlangten  die  Fürsten,  gerade  so  wie 
bei  den  Repressalien,  dass  diejenigen  Untertanen,  die  an  den  Feind- 
seligkeiten teilzunehmen  wünschten,  hierüber  eine  Erklärung  abgeben 
^sollten  und  dass  sie  nicht  eher  unter  Segel  gehen  dürften,  bis  sie  eine 
ausdrückliche  Erlaubnis  erhalten  hätten.  —  Wer  ohne  Ermächtigung  die 
Kaperei  ausübte,  galt  als  Seeräuber  und  wurde  als  solcher  mit  dem 
Tode  bestraft. 

1866.  —  Die  Gesetze  von  Pisa  (1298)  und  Genua  (1313  und  1316) 
sowie  die  Rezesse  der  Hansa  (8.  Oktober  1362,  19.  November  1363, 
1.  Januar  1364)  legten  den  Kapitänen  der  Kaperschiffe  die  Verpflichtung 
auf,  eine  Sicherheit  zu  bestellen,  die  lür  etwaige  Schäden,  die  sie  ein- 
heimischen oder  fremden,  nicht  feindlichen,  Kaufleuten  zufügten,  haften 
sollte.  —  Dieselbe  Verpflichtung  findet  sich  auch  in  dem  Vertrage  zwischen 
Heinrich  Vn.  von  England  und  dem  Herzoge  von  Burgund  vom  Jahre  1495 
(Art.  17)  und  in  dem  Abkommen  von  1497  zwischen  demselben  Heinrich  VIL 
und  Karl  VIII.,  König  von  Frankreich  (Art.  7). 

Durch  die  Verodnung  Karls  V.  vom  13.  Dezember  1373  wurde  in 
Frankreich  zum  ersten  Male  das  Kaperwesen  geregelt. 

1367.  —  Eine  Akte  des  englischen  Parlaments  vom  Jahre  1414  forderte, 
dass  die  durch  Kaper  erbeuteten  Prisen  den  conservatores  pacis  anzuzeigen 
seien,  bevor  die  Erbeuter  als  Eigentümer  gelten  könnten.  —  Diese  Er- 
klärung der  Prisen  vor  einem  besondern  Gerichte  war  der  Ursprung  d^ 
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gegenwärtig  in  allen  Staaten  bestehenden  Begel,   dass  Prisen  der  Ent- 
scheidung eines  Oerichtes  za  unterwerfen  sind. 

1368.  —  Im  16.  und  17.  Jahrhundert  nahm  die  Kaperei  einen  sehr 
bedeutenden  Umfang  an.  —  Der  von  den  Vereinigten  Niederlanden  gegen 
Spanien  zur  Erlangung  der  Unabhängigkeit  gefthrte  Krieg,  trug  ganz 
besonders  zur  EntwicUung  der  Kaperei  bei.  Die  Vereinigten  Nieder- 
lande legten  es  darauf  an,  den  damals  blühenden  Handel  Spaniens  zu  unter- 
graben. —  Eine  Menge  Abenteurer  strömte,  durch  die  Gier  nach  Gteld 
angelockt,  Ton  allen  Seiten  herbei.  Sie  beschränkten  sich  nicht  darauf^ 
den  spanischen  Galeonen  nachzustellen,  sie  griffen  auch  die  Schiffe  anderer 
Nationen  an. 

Seit  1560  betrieben  die  Meergeusen  auf  allen  Ozeanen  ihr  getttrchtetes 
Handwerk.  Viele  von  ihnen  wurden  von  den  Spaniern  und  den  Neutralen 
bei  ihren  Plttnderungsyersuchen  als  Seeräuber  aufgeknüpft.  —  Auch 
Spanien,  dessen  Handel  schwer  geschädigt  wurde,  stellte  eine  grosse  Zahl 
von  Kaperbriefen  aus. 

Als  England  sich  im  Kriege  gegen  Spanien  befand,  begünstigte  es 
die  Kaperei  gegen  diese  Macht. 

1369.  —  AUe  Verträge  stimmen  in  den  Erfordernissen,  die  den  Kapern 
auferlegt  werden,  ttberein.  —  1.  Der  Kaper  muss  mit  der  ausdrücklichen 
Ermächtigung  seiner  Regierung  ausgerüstet  sein.  Durch  diese  Ermächtigung, 
die  durch  Ausstellung  des  Kaperbriefes  erfolgt,  wird  ihm  das  Hoheitsrecht, 
kriegerische  Handlangen  vorzunehmen,  übertragen.  —  2.  Vor  Erlangung 
dieser  Vollmacht  hat  der  Kaper  eine  Sicherheit  zu  hinterlegen,  deren  Höhe 
in  den  verschiedenen  Verträgen  schwankt.  Sie  ist  zur  Schadloshaltung 
neutraler  Kauffahrer,  die  durch  die  Übergriffe  gewinnsüchtiger  Korsaren 
benachteiligt  worden  sind,  bestimmt. — 3.  Die  Prisen  müssen  der  Entscheidung 
eines  besondem  Oerichtes  unterworfen  werden.  Bis  zum  Erlasse  des 
Urteils  darf  von  den  an  Bord  des  erbeuteten  Schiffes  befindlichen  Sachen 
nichts  weggenommen  und  bei  Seite  geschafft  werden.  Der  Erbeuter  wird 
erst  Eigentümer  der  Prise,  nachdem  sie  durch  das  Bericht  für  rechtmässig 
erklärt  worden  ist.  —  Die  Besatzung  der  beschlagnahmten  Schiffe  muss 
geschont  werden,  i) 

1370.  —  Die  grossem  Seemächte  haben  die  Kaperei  gesetzlich  ge- 
r^lt  In  Frankreich  forderte  die  Ordonnanz  von  1584  Ermächtigung 
des  Souveräns,  Stellang  einer  Sicherheit  und  gerichtliche  Entscheidung. 
—  Die  Marineordonnanz  von  1681  enthält  erschöpfende  Regeln  mit  sehr 
vernünftigen  Einzelbestimmungen.  —  Holland  erliess  in  den  Jahren  1597, 
1622  und  1705  und  Spanien  im  Jahre-  1621  ähnliche  Verordnungen.  — 
England  entschloss  sich  erst  spät  zu  gesetzlichen  Bestimmungen;  es  ver- 
kündete solche  im  Jahre  1707,  Dänemark  im  Jahre  1710.  —  Alle  diese 
Oesetze  verlangen  die  drei  vorhin  angegebenen  Bedingungen.  —  Einige 
befehlen  den  Kapern,  eine  eigene  Flagge  zu  führen  (Englische  Instruk- 
tionen vom  30.  Novbr.  1739). 

1371.  —  Die  in  diesen  Verordnungen  enthaltenen  Vorschriften  waren 
durchaus  sachgemäss.  Wären  sie  befolgt  worden,  so  hätte  man  sich  nicht 
über  die  Hissbräuche  und  Verbrechen,  die  das  Kaperwesen  in  einen  so 
schlechten  Buf  brachten,  zu  beklagen  gehabt.  —  In  den  Verträgen  hatte 
man  indessen  stillschweigend  und  mittelbar  die  Kaper  ermächtigt,  den 
Handelsverkehr  der  Neutralen  zu  überwachen  und  die  Schiffahrtspolizei 


1)  Vertrag  zwischen  England  und  Frankreich,  t.  S9.  Mirz  1632;  zwischen  Frank- 
reich und  Holland,  1646. 
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Ober  die  befreundeten  Nationen  ansznttben.  Hierin  lag  der  Keim  za  dem 
ganzen  Übel. 

Die  EriegfÜhrenden  massten  sich  eine  unbegrenzte  Jurisdiktion  Aber 
alle  seefahrenden  Nationen  an.  Sie  erliessen  Verordnungen  und  Bestimmungen, 
die  als  einzigen  Zweck  die  Vernichtung  der  Schiffahrt  aJler  neutralen 
oder  feindlichen  Völker  im  Auge  hatten.  —  Sie  beanspruchten,  dass  diese 
Bestimmungen  für  alleNationen  verbindlich  sein  sollten. — AlleSchiffe,diesich 
nicht  nach  ihren  ungerechtfertigten  Vorschriften  richteten,  wurden  an- 
gehalten und  konfisziert. 

So  gelangte  man  dazu,  die  Kapitäne  der  Kaperschiffe  mit  den  Priseiu 
die  sie  den  Neutralen  weggenommen  hatten,  zu  belohnen  und  gleichzeitig 
die  Handelsflotten  der  Staaten,  die  dem  Kriege  fem  geblieben  waren,  zu 
Grunde  zu  richten.  Der  Buin  der  befreundeten  Nationen  erklärte  sich 
aus  dem  Handelsneide,  der  bei  allen  langen  und  erbittei-ten  Kämpfen,  wie 
denen  zwischen  England,  Frankreich,  Holland  und  Spanien,  zutage  trat. 
Die  Gründe,  die  man  vorschützte,  mochten  verschieden  sein;  der  Zweck, 
den  man  verfolgte,  blieb  stets  derselbe.  —  und  noch  mehr,  die  Heuchelei 
mischte  sich  auch  hinein.  Um  die  bedrohte  protestantische  Beligion  zu 
retten,  erklärten  England  und  Holland  im  Jahre  1689  (also  vierzig  Jahre 
nach  dem  Westlälischen  Frieden!)  jedes  auf  hoher  See  weggenommene 
Schiff,  das  nach  den  Küsten  Frankreichs  segelte  oder  aus  den  Häfen  der 
Staaten  des  Allerchristlichsten  Königs  auslief,  für  eine  gute  Prise.O 

1372.  —  In  Kriegszeiten  sind  natürlich  die  Neutralen  dazu  berufen, 
die  Handelsuntemehmungen,  deren  sich  die  Kriegsparteien  enthalten  müssen, 
auszuführen:  hieraus  entspringt  für  sie,  ohne  die  geringste  Verletzung  ihrer 
Pflichten,  eine  Quelle  des  Wohlstandes  und  des  Beichtumes,  worauf  die 
Kriegsparteien  mit  Missgunst  blicken,  denn  hiergegen  werden  sie  nach 
Wiederherstellung  des  fViedens  zu  kämpfen  haben.  Haben  die  Neutralen 
während  des  Krieges  neue  Handelsbeziehungen  angeknüpft,  dann  wird  es 
schwer  halten,  sie  nach  dem  Frieden  wieder  aus  ihrer  Stellung  zu  ver- 
drängen. 

„Je  ausgedehnter  der  Handel  war,  desto  wichtiger  schien  es,  zu  ver- 
hindern,  dass  der  Handel  der  befreundeten  Nationen  unter  dem  Schutze 
der  Neutralität  den  Feind  verstärke,  oder  dass  der  Feind  im  Laufe  des 
Krieges  ein  Übergewicht  erlangen  möchte,  das  auch  nach  Wiederherstellung 
des  Friedens  von  Bedeutung  sein  könnte  . .  .  lodem  ich  diesen  letzten  Grund 
erwähne,  bin  ich  weit  davon  entfernt,  ihn  zu  rechtfertigen,  aber  wie  sollte 
man  sich  über  sein  Das  einund  die  Wirkungen,  die  er  erzeugt,  täuschen."*} 

Steck  (Essais,  p.  112)  bemerkt:  „Ich  werde  mehrere  Male  Gelegenheit 
haben,  die  Wii*kungen  dieser  niedrigen  Missgunst,  die  übrigens  im  britischen 
Parlamente  von  einem  Minister,  den  England  zu  seinen  grössten  Staats- 
männern zählt,  unverhohlen  eingeräumt  worden  ist,  hervorzuheben.'' 

Eine  geschwächte  oder  gar  vernichtete  Flotte  lässt  sich  nur  schwierig 
und  langsam  wieder  erneuern.  Daher  muss  man  die  Flotte  der  Neutralen 
zu  Grunde  richten.  Gerade  die  Kaper  eignen  sich  zu  einem  solchen  Kampfe 
der  Missgunst  und  des  Neides  am  besten.  —  Im  17.  und  18.  Jahrhundert 
verfolgten  alle  Kriege  auch  einen  solchen  unlautem  Handelszweck.  Die 
Kaper  trachteten  danach,  die  Schiffahrt  der  Neutralen  zu  untergraben. 
Dem  Kaperwesen  haftete  der  Charakter  eines  organisierten  Seeraubes  an 

1)  Hautefeullle,  Histoire  des  oriniges,  progr^,  etc.  pp.  171  k  179.  — 
S.  tber  die  dem  englisch-holIaDdischen  Vertrage  vom  12.  August  16S0  Toranfg«* 
gangenen  Ereignisse,  Dumont,  t  VII,  part  2,  p.  288. 

2)  G.  F.  T.  Härtens,  Versuch  über  Kaper,  Kap.  I,  §  6. 
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und  dieses  Charakter  hat  es  bis  zum  Augenblicke  seiner  Abschaffung  be- 
halten. 

1373.  —  Im  18.  Jahrhundert  verleitete  die  übertriebene  Begier,  d^m 
Feinde  in  aller  erdenklichen  Weise  zu  schaden,  die  Kriegführenden  dazu, 
möglichst  yiele  Kaper  aufs  Meer  zu  schicken.  Man  ging  sogar  dazu  über, 
Ausländem^  die  fremde  Schiffe  ausrasteten,  Kaperbriefe  zu  bewilligen.  — 
Fremde,  die  als  Kaper  ermächtigt  sind,  haben  natürlich  nichts  anderes 
als  Geldgewinn  im  Sinne,  vergeblich  erwartet  man  von  ihnen  Gerechtig- 
keit und  Mässigung. 

Daher  haben  denn  auch  mehrere  Staaten  in  ihren  Verträgen  eine  be- 
sondere Klausel  aufgenommen,  wonach  es  den  Untertanen  der  Vertrags- 
madit,  die  Frieden  hält,  während  die  andere  sich  im  Kriege  befindet, 
verboten  ist,  aus  den  Händen  der  gegnerischen  Kriegspartei  Kommissionen, 
d.  h.  Kaperbriefe,  anzunehmen.  Wer  diese  Vorschrift  übertritt,  wird, 
falls  er  in  die  Gewalt  der  geschädigten  Kriegspartei  gerät,  als  Seeräuber 
behandelt  und  mit  dem  Tode  bestridFt.  Derariige  Verträge  sind  so  zahl- 
reich, dass  diese  Klausel  geradezu  als  ein  Satz  des  Seevölkerrechts  ange- 
sehen werden  kann. 

Die  innerstaatlichen  Gesetze  haben  das  vertragliche  Recht  nach  dieser 
Sichtung  hin  unterstützt.  —  Frankreich  hat  seinen  Untertanen,  unter 
Androhung  von.  sehr  schweren  Strafen  stets  verboten,  von  fremden 
Herrschern  Kaperbriefe  anzunehmen.  Die  Ordonnanz  von  1681  bestrafte  den 
Schuldigen  wie  einen  Seeräuber  mit  dem  Tode.  Der  Beschluss  vom 
2  Prairial  des  Jahres  11  hat  dieses  Verbot  v^ederholt.  —  Alle  Seestaaten, 
mit  Ausnahme  von  England,  folgten  dem  Beispiele  Frankreichs.^) 

1374.  —  Durfte  ein  Kaper  eine  doppelte  Kommission,  d.  h.  Kaper- 
briefe von  zwei  verschiedenen  Staaten  annehmen?  Mit  Hautefeuille, 
Mass6,  G.  F.  V.  Martens,  Kent,  Pereis,  Phillimore  und  mit  der 
herrschenden  Praxis  muss  diese  Frage  verneint  werden. 

1375.  —  Km  Gebiet  des  Volkerrechts  hat  soviele  Gesetze,  Verord- 
nungen und  Bestimmungen  veranlasst,  als  gerade  die  Kaperei.  —  Aber 
alle  diese  Vorschriften  sind  nicht  etwa  zu  Gunsten  der  geschädigten  Feinde 
oder  der  Neutralen,  sondern  ausschliesslich  zum  Schutze  der  Interessen 
der  Kaperkapitäne,  der  stillen  Gesellschafter  und  der  Kommanditäre  erlassen 
worden.  So  z.  B.  das  Verbot,  die  weggenommenen  Schiffe  in  den  Grund 
zu  bohren,  die  Gefangenen  frei  zu  lassen,  die  Schiffspapiere  zu  vernichten; 
auf  allen  diesen  Handlungen  stehen  sehr  schwere  Strafen.  Die  Häi*te  der 
Gesetze  beweist,  wie  oft  das  Verhalten  der  Kaper  tadelnswert,  ja  selbst 
yerbiecherisch  gewesen  ist  (Vgl.  das  Dekret  vom  2.  Prairial  des  Jahres  11, 
22.  Mai  1803,  eine  der  humansten  Bestimmungen). 

1376.  —  Unter  den  Versuchen,  die  Kaperei  abzuschaffen,  nennen  wir 
das  zwischen  Schweden  und  den  Vereinigten  Niederlanden  am  26.  November 
1675  abgeschlossene  Abkommen.  Die  beiden  Vertragsmächte  verpflichteten 
sich  hiernach,  im  Falle  eines  zwischen  ihnen  ausbrechenden  Krieges  keine 
Kaperbriefe  auszustellen.    Schweden  hielt  sein  Versprechen  nicht. 

Seit  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  ist  die  Abschaffung  der 
Kaperei  häufig  Gegenstand  der  Erörterungen  gewesen. 

In  der  Gesetzgebenden  Versammlung  von  Frankreich  beantragte  der 
Abgeordnete  Kersaint  am  29.  Mai  1792  die  Beseitigung  der  Kaperei  und  des 
durch  die  Kriegsflotte  ausgeübten  Prisenrechts.  Nach  langen  Beratungen 
nahm  die  Versammlung  einen  Beschluss  an,  wodurch  die  vollziehende.  Gewalt 


1)  Travers  Twiss,  Le  droit  des  gens,  t.  n,  eh.  Z,  No.  208  et  s. 
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aufgefordert  wurde^  mit  den  firemden  Mächten  wegen  der  Abschafiong  der 
Kaperei  in  Unterhandinngen  zu  treten.  —  Nur  Hamborg  und  die  lumse- 
atischen  Städte  traten  dem  Antrage  bei.  Ein  Dekret  des  National-Konvents 
vom  29.  März  1793  beseitigte  die  Kaperei  zu  Gunsten  dieser  Städte.  — 
Aber  ein  Beschluss  vom  7.  Januar  1793  erklärte,  dass  in  Ansehung  der 
Untertanen  der  andern  Mächte  die  Kaperei  durch  kein  Gesetz  verboten  sei 
1377»  —  Das  Kaperwesen  erlebte  seine  Glanzzeit  in  den  beiden  See- 
kriegen, die  durch  den  Ryswicker  und  den  Utrechter  Frieden  (1697  und 
1713)  beendigt  wurden.  —  Während  des  erstem  brachten  die  französischen 
Kaper  42000  englische  Fahrzeuge  auf,  die  mit  ihren  Ladungen  anf  750 
Millionen  tourische  Pfund  geschätzt  wurden.  —  Vom  1.  Februar  1793  bis 
zum  30.  Fruktidor  des  Jahres  6  nahmen  die  französischen  Kaper  den  Eng- 
ländern 2226  Schiffe  weg. 


Zweiter  Abschnitt. 
Dia  Kaperei  seit  der  Parber  Delclaration. 

1378.  —  Tm  19.  Jahrhundert  vollzog  sich  eine  gründliche  Änderung 
im  Kaperwesen. 

Im  Jahre  1854  verzichteten  England  und  Frankreich  bei  ihrer  Kriegs- 
erklärung an  Bussland  (Nr.  121)  auf  die  Ausübung  der  Kaperei.  —  Die 
Kaperei  hätte  ihnen  nicht  schaden  können.  —  Die  vereinigten  Flotten  der 
beiden  Nationen  blockierten  mit  voller  Wirksamkeit  sJle  Häfen  ihres 
Gegners  im  Schwarzen  Meere  und  in  der  Ostsee  und  lähmten  Busslanda 
gesamten  Schifbverkehr,  sowie  jede  Verbindung  der  Neutralen  mit  den 
russischen  Kttsten.  Das  eingeschlagene  Verfahren  war  im  gegebenen 
Falle  durchaus  erfolgreich.  Die  Kaper  hätten,  wenn  überhaupt  solche  in 
Tätigkeit  getreten  wären,  keine  reiche  Beute  davongetragen;  sie  würden 
sich  vielmehr  in  ihren  Berechnungen  schwer  getäuscht  haben.  —  Trotzdem 
hielten  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Norwegen,  Osterreich,  Spanien  und 
Sdiweden  es  für  ratsam,  zu  erklären,  dass  Kaperschiffe  in  ihre  Häfen  nicht 
zugelassen,  und  dass  die  Kaperei  als  Seeraub  bestraft  werden  würde. 

Der  Verzicht  Englands  und  Frankreichs,  der  an  sich  nur  vorüber- 
gehender und  besonderer  Natur  war,  war  nur  der  Anstoss  zu  einem 
andern  Vorgangre.  —  Der  Vertrag  vom  30.  März  1856  setzte  dem  Kriege 
ein  Ende.  —  Einige  Tage  später,  am  16.  April  1856,  wurde  dem  Friedens- 
vertrage eine  Deklaration  beigefügt,  zu  der  alle  beim  Pariser  Kongresse 
vertretenen  Mächte  ihre  Zustimmung  gegeben  hatten.  Sie  verkündete  die 
Abschaffung  der  Kaperei  (Art.  1)  und  lud  alle  andern  Staaten  zum  Bei- 
tritt ein. 

1379.  —  Die  Deklaration  vom  16.  April  1856  wurde  allen  Seemächten 
zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt.  Alle  wurden  aufgefordert,  sich  den  Signatar- 
mächten anzuscbliessen,  die  in  der  Deklaration  aufgestellten  Grundsätze 
anzuerkennen  und  ihnen  beizutreten.  34  Staaten  und  in  den  letzten  Jahren 
auch  Japan,  haben  ihren  Beitritt  zur  Deklaration  vom  April  1856  erklärt. 

Nur  Spanien,  Mexiko  und  die  Verein.  Staaten  verweigerten  ihre  Zu- 
stimmung. Spanien  und  Mexiko  beriefen  sich  auf  die  verhältnismässige 
Schwäche  ihrer  Kriegsflotte.  —  Die  Verein.  Staaten  haben  die  zweite 
Handelsflotte  der  Welt;  ihre  Kriegsflotte  ist  aber  im  Vergleiche  dazn 
noch  wenig  entwickelt. 


Drittes  Bucb.    Der  Seekrieg.    Kap.  8.  707 

1380.  —  Staatssekretär  Marcy  gab  in  einer  Depesche  vom  28.  Juli  1856 
die  Orfinde  bekannt,  weshalb  die  Verein.  Staaten  ihren  Beitritt  versagten. 
—  Der  Hauptgrund  bezieht  sich  auf  den  Mangel  des  Qleichgewichts  der 
Seestreitkräfte  der  einzelnen  Staaten.  —  Man  braucht  sich  nicht  zu 
wundern,  so  führte  er  etwa  aus,  dass  die  mächtigen  Nationen  geneigt 
sind,  den  schwachem  Staaten  gegenüber  auf  das  Eaperwesen  zu  ver- 
zichten, da  ja  die  schwachem  Staaten  das  wirksamste  Mittel  zur  Ver- 
teidigung ihrer  Seerechte  aus  der  Hand  geben.  —  Diejenige  Nation,  die 
im  Besitze  entscheidender  Seestreitkräfte  ist,  wird  auf  dem  Ozean  die 
unbestreitbare  Vorherrschaft  austtben  und  sie  dank  der  Abschaffung  der 
Kaperei  noch  sicherer  behaupten  und  wahren.  —  Die  Verein.  Staaten 
können  ihrer  republikanischen  Verfassung  wegen  weder  an  die  Schaffung 
grosser  stehender  Landheere  noch  zahlreicher  Kriegsschiffe  denken,  da 
diese,  abgesehen  von  den  ungeheuren  Kosten,  stets  eine  Gefahr  für  die 
Freiheit  bilden. 

Der  Verzicht  auf  die  Befugnis,  Kaperschiffe  auszurfisten,  wäre  fttr 
die  Verein.  Staaten  verhängnisvoll.  Es  ist  nicht  angängig,  dass  sie  eine 
so  wichtige  Waffe  fahren  lassen,  da  ihr  Feind  alsdann  imstande  sein 
dürfte,  mit  der  einen  Hälfte  seiner  Flotte  sämtliche  amerikanische  Häfen 
zu  blockieren  und  mit  der  andern  Hälfte  alle  Schiffe  auf  dem  Meere  weg- 
zunehmen. Amerikanische  Kaper  hingegen,  die  den  Feind  nötigen,  seine 
Streitkräfte  zum  Schutze  seines  Handels  über  alle  Meere  der  Erde  hin 
zu  verzetteln,  würden  die  Kampf  bedingungen  gleicher  machen.  —  Solange 
das  Privatgut  der  Wegnahme  durch  ScUffe  der  Kriegsflotte  unterliegt, 
ist  kein  Grand  vorhanden,  den  Kapem  dies  Recht  zu  nehmen,  denn  die 
Kaper  bilden  fraglos  einen  Bestandteil  der  öffentlichen  Streitkräfte  der 
Nation,  die  sie  mit  Markebriefen  ausrüstet. 

Der  Staatssekretär  der  Union  schloss  mit  dem  Antrage,  der  Dekla- 
ration einen  Zusatz  hinzuzufügen,  wonach  das  Privateigentum  der  Unter- 
tanen einer  kriegführenden  Macht  der  Wegnahme  durch  die  Schiffe  der 
andern  Kriegspartei,  abgesehen  vom  Falle  der  Kiiegskonterbande,  nicht 
unterworfen  sein  sollte.  —  Unter  Voraussetzung  dieser  Abänderang  er- 
klärten sich  die  Verein.  Staaten  bereit,  alle  in  der  Deklaration  vom 
16.  April  enthaltenen  Gmndsätze  anzonehinen.  —  Diese  Note  veranlasste 
im  englischen  Parlament  und  in  der  Presse  Englands  lebhafte  Erörterangen. 

1381.  —  Während  des  italienischen  Feldzuges  von  1859  wurden  keine 
Kaperbriefe  ausgestellt.  Die  drei  am  Kriege  beteiligten  Staaten  hatten 
die  Deklaration  vom  16.  April  1856  unterzeichnet. 

1382.  —  Der  Bürgerkrieg  (1861  bis  1865),  der  die  amerikanische 
Union  in  zwei  Lager  spaltete,  rief  Schwierigkeiten  hinsichtlich  des  Kaper- 
wesens hervor.  —  Der  Präsident  der  kontöderierten  Staaten,  Jefferaon 
Davis  erklärte  in  einer  an  den  Kongress  von  Montgomery  gerichteten 
Botschaft  vom  29.  April  1861,  dass  es  beim  Mangel  einer  Kriegsflotte 
unumgänglich  notwendig  sei,  die  Ermächtigung  zur  Ausrüstung  von  Kaper- 
schiffen zu  erteilen. 

Die  Regierung  von  Washington  entschied  sich  fttr  ein  anderes  Ver- 
halten. Sie  wollte  den  Fehler,  den  sie  im  Jahre  1856  dadurch  begangen 
hatte,  dass  sie  den  Vereinbarungen  der  Vertragsmächte  zu  weit  gehende 
Forderungen  entgegengestellt  hatte,  wieder  gut  machen.  Staatssekretär 
Seward  teilte  allen  fiemden  Begierungen  mit,  dass  Präsident  Lincoln 
bereit  sei,  binnen  kurzem  einen  Vertrag  zu  unterzeichnen,  der  den  Bei- 
tritt der  Verein.  Staaten  zu  den  vier  in  der  Deklaration  vom  16.  April  1856 
verkündeten  Grundsätzen  enthalte. 

45» 
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Die  Verein.  Staaten  von  Nordamerika  wnssten  recht  woH  da^  ^^'^ 
sie  eine  Kriegsflotte  besassen,  die,  wenn  auch  an  Zahl  der  Schiffe  nidit 
bedeutend,  doch  an  innerm  Werte  stark  genug  war,  und  dass,  im  Falle 
des  Verbotes  der  Kaperei,  die  konföderierten  Staaten  ihren  Handelsschiffen 
keinen  Schaden  zufügen  würden,  während  sie  selbst  die  Handelsflotte  der 
KonfSderierten  vernichten  könnten.  —  Die  edlen  Grundsätze  der  Mensch- 
lichkeit, der  Achtung  vor  dem  Privateigentum  u.  dergl.  wurden  für  eine 
bessere  Gelegenheit  aufgespart.^) 

Man  hoffte,  dass  die  andern  Mächte,  wie  es  Präsident  Lincoln 
in  allen  seinen  Bekanntmachungen  wünschte,  die  Untertanen  der  kon- 
föderierten  Staaten  als  einfache  RebeUen  ansehen  würden  und  dass  man 
ihnen  durch  den  sofortigen  Beitritt  zur  Pariser  Deklaration  das  Recht 
nehmen  könne,  Kaper  auszurüsten;  alsdann  würden,  so  meinte  man, 
alle  andern  Staaten  die  Kaper  der  Konföderierten  als  Seeräuber  betrachten 
und  demnach  behandeln,  während  man  selbst  ihnen  die  Behandlung  als 
Kriegsgefangene  versagen  könne. 

Diege  Berechnung  war  aber  unehrlich  und  zugleich  ungeschickt.  Sie 
setzte  bei  den  Regierungen  von  Frankreich  und  England  doch  allzuviel 
Einfalt  voraus. 

1383.  —  Die  Kabinette  von  Paris  und  London  erkannten  die  FaDe 
und  errieten  den  Hintergedanken,  der  die  Regierung  des  Weissen  Hauses 
leitete.  —  Sie  schlugen  es  zwar  nicht  ab,  in  Unterhandlungen  zu  treten; 
aber  sie  wollten  den  Schwierigkeiten,  die  der  vorgeschlagene  Vertrag 
unter  den  obwaltenden  Umständen  veranlassen  könnte,  vorbeugen.  — 
Das  Londoner  Kabinett  richtete  am  28.  August  1861  an  den  amerika- 
nischen 'Gesandten  Adams  eine  lange  Note,  worin  es  ausführte,  dass 
England  die  konföderierten  Staaten  bereits  als  Kriegspartei  anerkannt 
und  ihnen  hierdurch  stillschweigend  das  Recht  vorbehalten  habe,  Kaper- 
schiffe auszurüsten,  dass  also  das  in  Vorschlag  gebrachte  Abkommen 
dieser  Sachlage  Rechnung  tragen  müsse,  sonst  würde  sich  die  Regierung 
der  Königin  in  Widerspruch  mit  ihren  eigenen  Handlungen  setzen.  —  Die 
französische  Regierung  machte  dem  Gesandten  der  Verein.  Staaten  in 
Paris  eine  ähnliche  Eröffnung;  sie  wies  darauf  hin,  dass  der  in  Aussicht 
genommene  Beitritt  an  den  Bedingungen  des  bereits  ansgebrochenen 
Streites  nichts  mehr  zu  ändern  vermöchte. 

1384.  —  Da  der  Anschlag  vereitelt  worden  war,  so  weigerte  sich 
nunmehr  Seward,  die  in  Paris  und  in  London  bedungenen  Vorbehalte  gut- 
zuheissen:  die  Unterhandlungen  wurden  eingestellt.  —  Die  Kaperei  blieb 
für  die  Verein.  Staaten  von  Nord-  und  für  die  konföderierten  Staaten  von 
Südamerika  ein  erlaubtes  Kriegsmittel.  —  England  erkannte  dies  nicht 
nur  im  Verlaufe  zahlreicher  parlamentarischer  Verhandlungen  an,  sondern 
noch  besonders  in  einer  Akte  vom  15.  Mai  1861.  Dieses  Ghesetz  untersagte 
ausdrücklich  den  englischen  Untertanen,  Dienste  an  Bord  von  nord-  oder 
südamerikanischen  Kaperschiffen  zu  nehmen;  sie  brachte  die  in  den  eng- 
Jischen  Gesetzen  gegen  die  Übertreter  eines  solchen  Verbotes  angedrohten 
Strafen  in  Erinnerung.  —  Die  französische  Erklärung  vom  11.  Juni  1861 
war  nicht  weniger  bestinmit. 

Die  Kaper  der  Stidstaaten  brachten  der  nordstaatlichen  Handels- 
flotte sehr  empfindliche  Verluste  bei.  Die  durch  die  Alabama,  die 
Georgia  und  andere  Schiffe  angerichteten  Schäden  sind  bekannt, 
mehr  als  200  Schiffe  wurden   zerstört.    Die  Nordamerikaner  verkauften 


1)  S.  die  von  Geffcken  in  No.  506  angeführte  Bemerkung. 
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mehr  als  800  Schiffe  an  Fremde,  namentlich  an  Engländer,  um  sie  neutral 
zu  machen.^) 

1385.  —  Während  des  deutsch-französischen  Krieges  ordnete  ein  Er- 
las6  des  Königs  von  Preussen  vom  24.  Juli  1870  die  BUdung  einer  frei- 
willigen  Seewehr  an.  Der  Erlass  forderte  die  Bürger  dazu  auf,  sich  mit 
ihren  Schiffen  dem  Vaterlande  zur  Verfügung  zu  stellen.  Der  beabsichtigte, 
wenigstens  scheinbare  Zweck,  bestand  im  Angiiffe  und  in  der  Zer- 
störung der  französischen  Kriegsschiffe.  Als  Entgelt  für  geleistete  Dienste 
sollten  je  nach  der  Stärke  und  der  Beschaffenheit  des  Schiffes  grössere 
oder  geringere  Prämien,  im  Betrage  von  10000  bis  50000  Talern,  be- 
willigt werden.  —  Die  Regierung  der  Nationalen  Verteidigung  erblickte 
in  diesem  preussischen  Erlasse  einen  Versuch  zur  Wiederherstellung  der 
Kaperei  und  daher  eine  mittelbare  Verletzung  des  Artikels  1  der  Pariser 
Deklaration.  —  Sie  lenkte  die  Aufmerksamkeit  der  englischen  Regierung 
hierauf.  Die  Kronjuristen  wurden  um  ein  Gutachten  ersucht  und  Qträ 
Granville  antwortete,  dass  die  Regierung  der  Königin  nicht  der  Ansicht 
sei,  dass  die  Schaffung  dieser  freiwilligen  Seewehr  der  Pariser  Deklaration 
zuwiderlaufe. 

1386.  —  Wir  sind  mit  Calvo  der  Ansicht,  dass  sich  die  englischen 
Kronjuristen  geirrt  haben.  Die  durch  den  preussischen  Erlass  vom  24.  JuU 
1870  in  Aussicht  genommene  Einrichtung,  die  übrigens  nicht  zur  Aus- 
führung gelangt  ist,  enthielt,  wie  Calvo  in  klarer  Weise  zeigt,  alle  Merk- 
male, die  früher  für  die  Ausrüstung  von  Kaperschiffen  erforderlich  waren. 
—  1.  Privatschiffe,  die  als  gechartert  gelten,  deren  Eigentum  nicht  dem 
Staate  übertragen  wurde,  sondern  den  Reedern  verblieb.  —  2.  Eine  Prämie, 
die  der  erbeutenden  Schiffsbesatzung  zufallen  sollte.  —  3.  Offiziere  und 
Mannschaft  sollten  durch  die  Reeder  angeworben  werden.  Sie  erhielten 
zwar  ein  Patent  und  eine  Uniform,  aber  sie  gehörten  nicht  der  Bundes- 
marine an,  da  man  ihnen  den  Eintritt  in  diese  nur  für  den  Fall  ausser- 
gewöhnlicher  Dienstleistungen  in  Aussicht  stellte.  —  4.  Die  Bemannung 
der  Schiffe  war  keinen  andern  Regeln  untei*worfen  als  denen,  die  bei 
der  Anwerbung  für  Handelsschiffe  gelten,  daher  war  es  möglich,  dass  die 
Mannschaft  und  die  Offiziere  zum  grössern  Teile  aus  Ausländem  be- 
standen. —  Calvo  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  gemäss  den  Be- 
dingungen des  Erlasses  vom  24.  Juli  ausgerüsteten  Schiffe  als  wirkliche 
Kaperschiffe  hätten  angesehen  werden  müssen,  dass  aber  ausserdem  noch 
erschwerend  ins  Gewicht  falle,  dass  man  ihnen  nicht  einmal  die  Bürg- 
schaften auferlegt  habe,  die  alle  Staaten,  die  die  Kaperei  noch  zuliessen, 
forderten,  nämlich  eine  Sicherheitsleistung  und  zeitlich  beschränkte  Dauer 
der  Kaperbriefe.«)  —  de  Boeck  (No.  135)  und  Geffcken-Heffter 
(§  125»  Anm.  7)  sind  anderer  Ansicht.«)*) 

1387.  —  Am  25.  Juli  1870  erklärte  die  französische  Regierung,  dass 
sie  sich  genau  nach  der  Deklaration  vom  16.  April  1856  richten  werde. 
Hiermit  verzichtete  sie  auf  den  Gebrauch  von  Kapern,  gleichzeitig  aber 
behielt  sie  ihrer  E^riegsflotte  das  Recht  der  Wegnahme  vor  (französische 
Instruktion  vom  25.  Juli  1870). 

1)  Lawrence-Wheaton,  Gommentaires,  t.  U,  ch.II,  pp.  146  et  s.  —  Calvo,  op. 
eit,  tIV.  §§23910.3893;  t.V,  §§  2545  bis  2549.  —  de  Boeck,  op.  cit,  No.  114  bis  119. 

S)  Calvo,  op.  cit.,  t.  IV,  §  2394. 

3)  [Guiheneuc,  La  marine  aoziliaire,  1900.  —  S.  über  die  gegenwärtigen  HiUi- 
flotten  (die  russische  freiwillige  Flotte,  die  franzSsischen  und  ensJischeD  Hilüskreuzer) 
und  ihre  Ähnlichkeit  und  Verschiedenheit  mit  der  Kaperei,  Guihineuc,  op.  cit, 
pp.  83  et  8.  —  Dupuis,  Le  droit  de  la  guerre  maritime,  1399,  No.  84  et  b.] 

V  Perelt,  tm  ArMv  f.  öffenü.  SedU,  Bd,  I,  8.  466. 
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Während  des  im  Jahre  1879  zwischen  Chile  anf  der  einen  Seite  und 
Peru  und  Boliyien  auf  der  andern  Seite  aasgebrochenen  Krieges  stellten  die 
beiden  letztem  Staaten  Eaperbriefe  gegen  Chile  aus,  obgleich  Peru  der 
Pariser  Deklaration  beigetreten  war. 

[Es  scheint,  dass  während  des  griechisch-tttrkischen  Krieges  von  1897 
keine  der  beiden  Kriegsparteien  Kaperbriefe  ausgestellt  hat.  Die  Türkei 
sowie  Griechenland  waren  übrigens  der  Deklaration  yon  1856  beigetreten. 
Griechenland  hat  sogar  durch  eine  Note  vom  21.  April  1897  ausdrücklich 
erklärt,  dass  es  die  Pariser  Deklaration  beobachten  werde.  Immerhin 
scheint  Griechenland  sich  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  mit  dem  Ge- 
danken der  Bildung  einer  freiwilligen  Seewehr  getragen  zu  haben;  diese 
hätte  aus  Handelsschiffen  bestehen  sollen  und  wäre  für  Truppenbefbrdenmgen 
und  Versorgung  der  Kreuzer  mit  den  nötigen  Vorräten  bestimmt  gewesen. 
Dieser  Plan,  der  von  der  preussischen  freiwilligen  Seewebr  beeinflusst  war, 
ist  nicht  ausgeführt  worden.  ^J) 

[Die  Verein.  Staaten  erklärten  anlässlich  ihres  Krieges  mit  Spanien 
im  Jahre  1898,  obgleich  sie  die  Pariser  Deklaration  nicht  unterzeichnet 
hatten,  dass  sie  keine  Kaperbriefe  ausstellen  würden  (Notifikation  vom 
23.  April  1898  und  Bekanntmachung  des  Präsidenten  MacrKinley  vom 
26.  April  1898).  Spanien,  das  die  Pariser  Deklaration  auch  nicht  unter- 
schrieben hatte,  war  weniger  bestimmt.  Durch  Erlass  vom  24.  April  1898 
erklärte  es  „unter  Vorbehalt  seines  Rechtes,  Kaperbriefe  auszustellen, 
werde  es  einstweilen  aus  den  Schiffen  der  Handelsflotte  Hilfskreuzer  für 
die  Kriegsflotte  organisieren,  die  mit  dieser  bei  den  notwendigen  Kriegs- 
untemehmungen  mitwirken  und  die  unter  deren  Oberfehl  gestellt  werden 
sollen^  (Art.  4  und  auch  Art.  5).^)  Tatsächlich  ist  die  Kaperei  wahrend 
des  Krieges  nicht  in  Anwendung  gekommen.  S.  über  die  freiwillige  See- 
wehr, die  Spanien  bilden  woUte,  Le  Für,  R.  D.  I.  P.,  t.  V,  pp.  763  et  s.] 

1388.  —  Die  Pariser  Deklaration  verpflichtet  die  Signatarmächte  und 
die  Mächte,  die  ihr  beigetreten  sind,  nur  untereinander,  nicht  auch  gegen- 
über den  Staaten,  die  nicht  beigetreten  sind.  Im  Falle  eines  Krieges 
zwischen  England  und  den  Verein.  Staaten  würde  mithin  England  be- 
rechtigt sein,  Kaper  auszurüsten.  —  Einige  Schriftsteller  sind  anderer 
Meinung  (Bluntschli,  op.  cit.  Art.  670).  Der  Ausdruck  „Deklaration** 
darf  nicht  irre  leiten,  unter  Deklaration  versteht  man  einen  wirklichen 
Vertrag,  ein  synallagmatisches  Übereinkommen,  dass  nur  gegenseitige 
Verpflichtungen  erzeugt.^ 

[Wie  ist  zu  entscheiden,  wenn  eine  Macht,  die  die  Deklaration  von 
1856  unterzeichnet  hat,  in  einem  Kriege  zwei  Gegnern  gegenüber  steht, 
von  denen  nur  der  eine  der  Deklaration  beigetreten  ist?  Darf  in  diesem 
Falle  die  Signatarmacht  Kaper  ausrüsten?  Räumt  man  ihr  dies  Recht 
nicht  ein,  so  bringt  man  sie  ihren  Gegnern  gegenüber  in  eine  schlechtere 
Lage.  Die  Petersburger  Deklaration  über  den  Gebrauch  von  Spreng- 
geschossen hat  einen  ähnlichen  Fall  im  Auge  gehabt  und  ihn  folgender- 
massen  entschieden:  Eine  Signatarmacht,  die  sich  im  Kriege  mit  zwei 
Staaten  beflndet,  von  denen  nur  einer  den  Vertrag  angenommen  hat, 
behält  volle  Handlungsfreiheit.] 

Viele  berufene  Persönlichkeiten  halten  es  nicht  fOr  ausgeschlossoi, 
dass  die  Kaperei  trotz  der  Pariser  Deklaration  im  Falle  eines  grossen 


1)  [Politis,  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  pp.  695  et  696.] 

2)  [Le  Für,  R.  D.  I.  F.,  t  V,  pp.  755  et  s.] 

8)  Qeffcken,  La  d^claration  de  Paris,  R.  D.  L,  t  XVII,  p.  869. 
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Seekrieges  wieder  aufleben  werde,  weil  die  Staaten  alsdann  vor  derart 
zwingenden  Geboten  der  Selbsterhaltnng  stehen  könnten,  dass  sie  vor  der 
Verletzung  der  feierlichsten  Versprechen  nicht  znrückschi-ecken  würden. 

1389.  —  Im  lahre  1860  fand  in  der  Acad^mie  des  sciences  morales 
et  politiqnes  eine  beachtenswerte  Erörterung  über  das  Kaperwesen  statt; 
desgleichen  auch  im  Jahre  1866.*)  —  Girand  trat  als  beredter  Verteidiger 
der  Kaperei  auf  und  bedauerte,  dass  Frankreich  auf  sie  verzichtet  habe. 
yMich  dtLnkt,  dass  Frankreich  sich  durch  Unterzeichnung  der  Abschaffung 
der  Kaperei  hat  übervorteilen  lassen.  Die  Kaperei  ist  zwei  Jahrhunderte 
lang  das  wirksamste  Hilfsmittel  unserer  heimischen  Flotte  und  unserer 
heimischen  Seemacht  gewesen.  England  hatte  das  grösste  Interesse  daran, 
die  Beseitigung  der  Kaperei  zu  beantragen;  für  uns  hingegen  ist  die 
Kaperei  ein  entscheidendes  Verteidigungsmittel  in  einem  Seekriege.^ 

1390.  —  An  sich  ist  die  Kaperei  ein  durchaus  rechtmässiges  Kriegs- 
mittel. Sie  ist  unentbehrlich  für  die  Staaten,  die  eine  bedeutende  Handels- 
flotte, aber  nur  eine  schwache  Kriegsflotte  besitzen.  Erst  durch  Aus- 
rüstung von  Kapern  wird  es  ihnen  möglich  sein,  gegen  ihren  Feind 
anzukämpfen  und  ihm  Schäden  zuzufügen,  die  bisweilen  ihre  eigenen  Ver- 
luste übersteigen. 

Im  Falle  eines  Krieges  zwischen  zwei  Staaten,  die  auf  die  Kaperei 
verzichtet  haben,  ist  die  Handelsflotte  des  schwachem  der  Gewalt  der 
Kriegsflotte  des  starkem  preisgegeben. 

„Die  Kaperei,  so  führt  Hautefeuille*)  aus,  ist  wenn  nicht  über- 
haupt das  einzige,  so  doch  mindestens  das  wirksamste  Mittel,  um  das 
ungeheure  Missverhältnis  zwischen  den  Streitkräften  Englands  und  denen 
der  andern  Seemächte  wettzumachen  und  dem  Mangel  eines  Gleichgewichts 
auf  dem  Meere  abzuhelfen.  Befreit  von  der  gefahrdrohenden  Kaperei, 
wird  Grossbritannien  auf  allen  Meeren  unumschränkt  gebieten;  mit  einem 
Teile  seiner  Flotte  wird  es  die  Häfen  seines  Feindes  blockieren,  während 
der  andere  Teil  zur  Zerstörung  aller  kolonialen  Niederlassungen  und  zur 
Wegnahme  sämtlicher  Schiffe  des  Gegners  verwendet  werden  wird.  Die 
Notwendigkeit  jedoch,  seine  Handelsschiff^e  gegen  Kaper  zu  schützen,  wird 
England  zwingen,  seine  Streitkräfte  zu  teilen  und  sie  über  alle  wichtigern 
Gegenden  des  Erdballs  hin  zu  verstreuen,  wodurch  sie  an  ihrer  Macht 
einbüssen  werden.  Durch  die  Kaperei  vor  allem  wird  man  in  der  Lage 
sein,  England  in  Schach  zu  halten;  sie  ist  das  einzige  Mittel,  England 
zu  verwunden.^ 

Englands  Seemacht  ist  zu  einer  so  hohen  Entwicklung  gediehen,  dass 
keine  Nation  allein  es|vermag,  England  daran  zu  hindern,  sein  Becht  zur 
See  (wie  es  die  englischen  Schriftsteller  und  Richter  sagen)  !zur  Geltung 
zu  bringen.  Kein  Volk  vermag  den  Flotten  Englands  gleich  grosse  Flotten 
gegenüberzustellen.  —  Aber  England  hat  eine  verwundbare  Stelle:  nämlich 
seine  gewaltige  Handelsflotte.  Der  internationale  Handel  ist  ein  Gmnd- 
pfeiler  seines  Daseins.  Um  seinen  Handel  auszubreiten,  hat  sich  England 
zu  aUen  den  übergriffen,  die  ihm  mit  Becht'vorgeworfen  werden,  verleiten 
lassen.  Würde  man  seine  Handelsflotte  angreifen  und  mit  Kapern  Jagd 
auf  seine  Schiffe  machen,  so  jwird  man  England  an  seiner  empfindlichen 
Stelle  treffen.  Englands  Kriegsschiffe  sind  nicht  zahlreich  genug,  um  alle 
seine  Schiffe  auf  allen  Meeren  der  Welt  zu  schützen')  (No.  1137). 

1}  Acad^mie  des  sciences  morales  et  politiques,  Comptes  rendus  iseo,  p.  426; 
1861,  p.  126;  1867,  p.  197. 

3)  Hautefeuille,  Droits  et  devoirs  des  nations  neutres,  i  I,  p.  146. 

3)  Hautefeuille,  Histoire  des  orlgines  etc.,  p.  439.  —  [S.  Duboc,  Le  polst 
faible  de  TAngleterre.] 
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Wenn  auch  nur  einige  seiner  Handelsschiffe  von  Kapern  »beutet 
werden,  so  wird  es  mit  der  Sicherheit  der  englischen  Sdnffiüirt  zn  Ende 
sein.  So  machtvoll  auch  England  dastehen  mag,  es  moss  gewaltig  leiden, 
wenn  die  Grundlage,  auf  der  sein  ganzer  Wohlstand  bernht,  dorch  einen 
langem  Krieg  erschüttert  wird.  —  Wer  dies  bezweifelt,  mOge  ttber  das  | 
Verhalten  Englands  gegenüber  den  Ansprüchen  der  Verein.  Staaten,  d«i 
sog.  Alabama  Claims,  zur  Zeit  des  Washingtoner  Vertrages  nnd  des  Gfenfer 
Schiedsgerichts,  nachdenken  (No.  947  n.  958). 

1391.  —  Die  Abschaffung  der  Kaperei  war  seit  langen  Jahren  ein 
Wunsch  Englands.  Es  hat  auf  dem  Pariser  Kongresse  die  Qeiegenheit 
wahrgenommen,  ihn  zu  verwirklichen.  „Mit  gewohntem  Qeschick  griff  es 
wieder  —  wie  Hautefeuille  sagt  —  zu  dem  alten  Deckmantel  der 
Frömmigkeit  und  der  Menschenliebe,  der  ihm  schon  bei  der  Erlangung 
des  Durchsuchungsrechts  in  Friedenszeiten  zustatten  gekommen  war,  nnd 
in  dieser  Verhüllung  beantragte  es  oder  vielmehr  liess  es  auf  dem  Pariser 
Kongresse  die  Abschafftang  der  Kaperei,  dieser  Einrichtung  barbarischer 
Zeiten,  beantragen  ....  Ohne  Zweifel  hatte  es  hierbei  vergessen,  daas 
gerade  seine  Kaper  die  schlimmsten  Ausschreitungen  begangen  hatten  .... 
dass  es  seinen  Admiralitätsgerichten  niemals  in  den  Sinn  gekommen  war, 
sie  für  die  schauderhaftesten  Verbrechen  zu  bestrafen  ....  Im  Namen  der 
Menschlickheit  wurde  der  Antrag  gestellt  ...  Es  ist  schwer,  im  Namen 
einer  ganzen  Nation  zu  erklären:  ich  weigere  mich,  eine  humane  Mass- 
regel (ZU  unterschreiben,  besonders  dann,  wenn  die  Behutsamkeit  der 
Politik  und  die  Notwendigkeit,  die  volle  Einigkeit  zwischen  allen  Beteiligten 
aufrechtzuerhalten,  daran  hindern,  der  Heuchelei  die  Maske  heronterzu- 
reissen  und  den  zu  entlarven,  der  die  Falle  gestellt  hat.  So  wurde  der 
Antrag  angenommene.^) 

„Die  Abschaffung  der  Kaperei  hat  Englands  Seemacht,  die  schon  zu 
gross  für  das  Wohl  der  Menschheit  war,  noch  wesentlich  gestärkt.  Sie 
hat  allen  Völkern  die  einzige  Waffe,  womit  sie  noch  gegen  diesen  Seekoloss 
anzukämpfen  vermochten,  und  das  einzige  Mittel  zur  WiederhersteUong 
eines  gewissen  Gleichgewichts  auf  dem  Ozean  genommen.  England  hat 
sich  dies  Zugeständnis  durch  Überrumpelung  und  durch  hoiätrabeAde 
Worte  von  Menschlichkeit  und  Gesittung  zu  verschaffen  gewussf.^ 

Einige  Tage  nach  der  Unterzeichnung  der  Deklaration  vom  16.  April 
1856  sagte  Clarendon,  einer  der  Unterzeichner,  im  Hause  der  Lords  am 
22.  Mai  1856:  „Die  Abschaffung  der  Kaperbriefe  ist  meines  Erachtens  ein 
grosser  Vorteil  fttr  ein  so  handeltreibendes  Volk,  wie  das  englische.^ 
(Beifall.)  Und  Palmerston  erklärte  am  6.  Mai  im  Hause  der  Graieinen: 
-Wir  sind  es,  die  bei  dieser  Änderung  am  meisten  gewonnen  haben.*" 
Trotzdem  erklären  Phillimore  und  mehrere  englische  Publizisten  und 
Bechtsgelehrte,  dass  der  Verzicht  auf  die  Kaperei  im  Jahre  1856  eis 
Fehler  gewesen  sei.^) 

1)  Hautefeuille,  Histoire  des  origines  etc.,  titre  VI,  pp.  440  et  s. 

3)  Hautefeuille,  Questious  de  Droit  marit  intern.:  EL  Le  droit  maiit  iaten. 
devant  le  Parlement  britannique,  p.  202.  —  England  Terzichtet  nicht  auf  die  Be- 
herrschung der  Meere.  Im  Juni  1893  beantragte  Lord  Sudeley  in  Westminater,  daas 
alsbald  Vorkehrungen  getroffen  wurden,  um  England  die  unumschränkte  Vorherr^ 
Schaft  auf  den  Meeren  zu  sichern.  Playfair  antwortete  im  Namen  der  Regienmg, 
dass  es  weder  notwendig  noch  wünschenswert  sei,  die  fremden  Nationen  stets  wissen 
zu  lassen,  dass  England  gewillt  sei,  über  die  Meere  zu  herrschen.  —  Es  braucht 
in  der  Tat  nicht  ausgesprochen  zu  werden;  es  genügt,  die  Erreichung  dieses  Zweckes 
anzustreben.    Dies  tat  Albion. 

3)  Phillimore,  Gommentaries,  pr^face.  —  Hall,  Internat.  Law,  §  147. 
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1392.  —  Die  BeToUmächtigteii  vom  Jahre  1856  haben  sich  getäuscht. 
Die  seitdem  aasgebrochenen  Kriege  haben  gezeigt,  dass  der  Gedanke,  von 
dem  die  Bevollmächtigten  ausgingen,  den  Notwendigkeiten  eines  See- 
krieges und  der  Ungleichheit  der  Streitkräfte  der  Mächte  nicht  hinreichend 
Bechnnng  tmg.O  —  Bs  wäre  besser  gewesen,  nicht  die  Abschaffung  der 
Kaperei,  sondern  deren  gesetzliche  Regelung  zu  beschliessen,  oder  aber 
mit  der  Abschaffung  der  Kaperei  auch  gleichzeitig  die  unbedingte  ünyer- 
letzliehkeit  des  Privateigentums  im  Seekriege  anzuerkennen.  —  Beide 
Fragen  sind  aufs  innigste  mit  einander  verbunden.  Sie  hängen  so  eng 
zusammen,  dass  sie  nur  eine  Frage  zu  bilden  scheinen  (No.  1282).  —  So 
luige  das  Privateigentum  zur  See  vor  der  Wegnahme  durch  die  Kreuzer 
der  Kriegführenden  nicht  sicher  ist,  so  lange  haben  die  Staaten,  deren 
Kriegsflotte  schwach  ist,  kein  wirksameres  Kampfinittel  und  keine  andere 
Sehntzwehr,  als  die  Kat)erei.') 

Hätte  Grossbritannien  aber  wohl  auf  dem  Kongresse  von  1856  in  den 
Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  zur  See  eingewilligt? 
Wer  möchte  dies  behaupten,  da  doch  seine  Staatsmänner  und  Publizisten 
jederzeit  die  Wegnahme  von  Handelsschiffen  nachdrücklich  verteidigt  haben? 
Wer  möchte  dies  behaupten,  angesichts  der  Aufnahme,  die  dem  Vorschlage 
der  Verein.  Staaten  im  Juli  1856  bereitet  wurde  (No.  1287)? 

1393.  —  Waren  die  auf  dem  Kongresse  von  1856  versammelten  Diplo- 
maten imstande,  gleichzeitig  mit  der  Abschaffung  der  Kaperei  auch  den 
Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  zur  See  anzuer- 
kennen? Und  hätten  sie  ibn  angenommen,  würde  nicht  der  erste  See- 
krieg den  schriftlichen  Vertrag  zerrissen  haben?  Der  Verzicht  auf  die 
Wegnahme  des  Privateigentums  zur  See  bedeutet  den  Verzicht  auf  den 
Seekdeg  überhaupt.  Möchten  die  Grossmächte  sich  jemals  darüber  einigen 
wollen?    Wer  wagt  dies  zu  behaupten?    (Vgl.  das  zweite  Kapitel.) 

1394.  —  Caron  (La  course  maritime)  glaubt,  dass  die  Aufhebung 
der  Kaperei  weder  den  allgemeinen  Interessen  der  Gesittung  und  der 
Menschlichkeit,  noch  auch  den  besondern  Interessen  Frankreichs  ent- 
spreche. —  Woelheim  da  Fonseca  (Der  deutsche  Seehandel  und  die 
französischen  Prisengerichte)  ist  der  Ansicht,  dass  die  Pariser  Deklaration 
keinen  Wert  habe,  dass  sie  nicht  beanspruchen  könne,  die  Vertragsmächte 
moralisch  und  rechtlich  zu  verpflichten.  Er  setzt  hinzu,  dass  Artikel  1, 
der  die  Abschaffiing  der  Kaperei  ausspricht,  fttr  Preussen  im  Kriegsfalle 
schädlich  und  gefährlich  werden  könne  und  dass  er  daher  fttr  Preussen 
nicht  bindend  sei. 

1395.  —  Wir  sind  mit  Girand  der  Meinung,  dass  sich  die  franzö- 
sischen, österreichisdien  und  russischen  Bevolhnächtigten  im  Jahre  1856 
getäuscht  haben,  und  dass  Frankreich  durch  den  Beitritt  zur  Pariser 
D^laration  einen  schweren  Fehler  begangen  hat.  —  Man  hätte  die 
Regelung  des  Kaperwesens  in  Angriff  nelmien  und  beraten  müssen.  — 
Es  ist  unsere  Überzeugung,  dass  die  Kaperei  in  Zukunft  wieder  aufleben 
wird;  denn  sie  bildet  ftr  Seemächte  von  ungleichen  Streitkräften  eine 
Grundbedingung  im  Kampfe  um  Sein  und  Nichtsein.  Ihr  Wiedererscheinen 
ist  unausbleiblich.  —  Das  von  Preussen  im  Jahre  1870  ersonnene  Aus- 
kunftsmittel  war  der  erste  Schritt  hierzu. 

Die  Regierungen  werden  sich  für  die  Dauer  des  Krieges  im  Requi- 
sitionswege Schiffe,  die  geeignet  sind,  Jagd  auf  den  Feind  za  machen, 


1)  FuDck-BreDtano  et  Sorel,  op.  cit.  p.  407. 

2)  Pereis,  Seerecht,  §  44. 
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geben,  leihen  oder  vermieten  lassen.  Man  wird  jedes  Schiff  unter  dm 
Befehl  eines  der  Kriegsflotte  angehörenden  OfiGzieres  stellen,  nm  hierdurch 
die  Angliederung  an  die  militärischen  Streitkräfte  des  Staates  zweifellos 
zn  machen  und  einer  Verletzung  der  Deklaration  von  1856  vorzubeugen; 
die  Besatzung  kann  durch  die  Schiffseigner  angeworben,  und  die  Ifann- 
scbaft  vom  Staate  bevollmächtigt  werden.^)  —  um  den  Eifer  für  die 
Kreuzfahrten  anzufeuern,  müssen  dem  Reeder  und  der  Besatzung  Prämien 
oder  ein  Anteil  an  dem  Werte  der  Prisen  bewilligt  werden.  Hierin  wird 
die  neue  Einrichtung,  die  übrigens  in  allen  Seestaaten  unter  dem  Namen 
einer  Freiwilligen-Flotte  (flotte  volontaire)  oder  einer  Hilfsflotte 
(flotte  auxiliaire)  vorbereitet  wird,  der  früheren  Kaperei  gleichen.  —  Sie  wird 
sich  von  ihr  aber  wesentlich  dadurch  unterscheiden,  dass  sie  Verbrechen 
und  Greueltaten  fem  zu  halten  weiss,  und  dass  nicht  mehr  zu  besorgen 
ist,  dass  die  Gebote  der  Menschlichkeit  verkannt  und  der  Ehre  zuwider 
gehandelt  wird,  da  die  Schiffe  unter  dem  Befehl  eines  SeeofiKziers  stehen. 
—  Werden  dagegen  weder  den  Schiffseignem  noch  der  Besatzung  Prämien 
zugebilligt,  so  kann  man  mit  Fug  und  Becht  behaupten,  dass  die  Fahr- 
zeuge den  Kriegsschiffen  gleich  stehen,  und  dass  auch  nicht  einmal  eine 
verschleierte  Wiederherstellung  der  Kaperei  vorliegt. 

Die  Neutralen  werden  nicht  mehr  unter  den  Erpressungen  von  ehe- 
dem zu  leiden  haben.  —  Die  Handelsschiffe  der  kriegführenden  Staaten 
werden  aber  auf  allen  Meeren  von  Schiffen  verfolgt  werden,  denen  Dampf 
oder  Elektrizität  eine  Schnelligkeit  verleihen  wird,  die  die  alten  Kaper- 
schiffe nie  erreichen  konnten. 


Viertes  Kapitel. 


Die  Seeprisen. 


[D'Abren.  TnItA  des  piteea  marittmea,  1803.  —  Barbonz.  Jvrispnidsnee  du  ooBMil  des  yilMa 

nt  lagaerre  de  1870-1871,  1873.  —  DeBoeck.  De  la  propri4t6  prlrte  eimemie,  etc.,  1882,  3e  pail,  eh.  I, 

noe  309  ä  1»8;  eh.  D,  nee  829  &  879.  —  Bulmerincq.  Le  droit  des  prlses  maritimea:  lo  Le  droit  «zistaati 


B.  D.  I.,  t.  X,  pp.  186-368  884-444,  »96-655;  2o  Thöorie  du  droit  des  prises,  R.  D.  L,  t  XI,  pp.  Ifi2-31A,  SSU-aU; 
8o  Les  droits  nattonanx  et  an  proiet  de  rKlement  international  des  prises  maritimes,  R.  D.  X,  t.  ZI,  p.  561-690: 
t  Xn,  p.  187-205;  t  Xm,  pp.  447-515;  t  XIV.  pp.  114-190.  -  P.  de  Cnssy.  Canses  e^lbres  da  droit  naittiBM 


des  nations,  1856.  —  Daris.  Coort  of  Claims.  Prench  spoliations.  Opinions  of  the  Court,  delirered  nuy  17 
and  may  24, 1886.  --  Decane.  Effeet  of  war  npon  the  trade  and  property  of  nentrals  and  marttinie  ca^tnre 
and  prixe,  1852.  —  Delalande.  Des  prises  maritimes,  1875.  —  Demangeat  De  la  joridictton  en  maUän 
de  prises  maritimes,  1890.  —  Diena.  I  tribonali  delle  prede  beiliehe  e  il  loro  aTrenlre,  1896w  —  Dnpnls. 
Le  droit  de  la  goerre  maritime,  d^aprs  les  doctrines  angialses  contemporaines,  1899.  —  Esperson.  Diillle 
diplomatieo  giorisdlzione  iniemazionale  marittimo.  —  F^ron.  Des  tribonaoz  de  prises,  oiganisatlon. 


Home  (Hatwel).  Statute  law  and  regolations  of  Admlralty  relatire  to  Ships  of  war,  Prlyateers,  BecaptnrsB 
and  Prise  Moneys,  1800.  —  Httbner.  De  la  saisie  des  b&timents  neatres,  1759.  —  Jacobson.  Dlufsdies 
Prisenrecht,  1808.  —  Beitr&ge  za  dem  Prisenrecht  der  Engllnder  in  Backsicht  auf  den  Traktot  ron  1801,  i806L 
—  Jouffroy.  Le  Droit  des  gens  maritime  onirerseL  —  Katehen owski.  Prise  law,  1867.  —  Lebeao. 
Nonreaa  Code  des  prises.  —  Lashington.  A  manoal  of  naval  prlxe  law,  1866.  —  Q.  P.  ron  Marftens. 
Essai  concemant  les  armateors,  les  prises  et  les  reprises,  1795.  —  C.  TonMartens.  Caoses  cti^bres  ds 
Droit  des  gens,  —  Merlin.  BApertoire,  V«  Prise  maritime.  ~  Morse.  Droit  de  Tlsite,  blocos,  oontrobands 
de  gaerre,  prises  maritimes  (amerikanischer  Standpunkt)  J.  L  P.,  t  XXY,  pp.  825  et  1006.  —  Mose.  Droit 
de  Tisite,  eourse,  prises  maritimes  (spanischer  Standpunkt)  J.  L  P^  t.  XXV,  p.  651  —  OUtL  Gonsidensioni 
sulle  prede  marittime.  —  Ortolan.  Bftgles  intemationaies  et  diplomatie  de  la  mer,  1864,  t  IL  —  Owan. 
Droit  de  Tisite,  contrebande  de  guerre,  blocus,  prises  maritimes  (englischer  Standpunkt),  J.  L  P^  t.  XXT, 
p.  496.  —  Paternostro.  Delle  prede,  delle  rlprede  e  dei  giudizU  relatiTi,  1879.  —  Pereis.  Manuel  de  Dr. 
marit  intern.,  1884,  2e  part.,  sect.,  Y  et  VL  |§  5S  It  60.  —  Peres  y  Oliva.  Presas  marltimaa,  1W7.  — 
Pierantoni.  Bapport  sur  les  prises  maritimes  d*aprto  r4cole  et  la  14gislatlon  italienne,  B.  D.  L,  t^  TU. 
pp.  619  et  s.  —  Plstoye  et  DuTordy.  Trait«  des  prises  marttimee,  1859.  —  Pritehard.  A  digest  of  the 


1)  A.  Desjardins,  Le  Congres  de  Paris  et  la  jnrispradence  inteniationale. 
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law  and  practioe  of  the  High  Comt  of  Admlralty  of  EngUmd,  2e  Mit,  1865.  —  Rettich.  Prisenneht  nnd 
nassehlmhit  —  RobineoiL  CoUectanea  marltliiia  or  pabUc  InBtnunants  iending  to  lUuatnte  the  Pilze 
Law,  1801.  —  Story.  Notes  on  Prize  conrts  by  the  late'Judge,  18M.  —  Takehashi.  Gases  of  inteniatlonal 


law  duing  the  Chlno-Japaaese  war,  1890.  —  Teta  Nationallteit  Tsn  Personen  and  Goederen  het  Orloogsregt, 
1S70.  —  Tndor.  A  eeleetion  of  leading  cases  on  mereantUe  and  maritime  law,  186&  —  Valig.  Trait6  des 
priaeB,  1758-1760.  —  Wollheim  da  Fonseca.  Der  deutsche  Seehandel  nnd  die  französischen  Prisengerichte. 
<~  R^ement  de  llnstitat  de  Droit  international  (Annnaire  de  lOnsÜtot,  t.  TI,  YII  et  DC).  —  S.  auch  die  bei 
den  Toilkergehenden  Kapiteln  angegebenen  Schriften. 

1396.  —  Der  Teil  des  Seekriegsrechts,  der  das  Prisenrecht  regelt, 
hat  seine  QneUen  in  den  internationalen  Verträgen  nnd  in  den  von  den 
einzelnen  Seestaaten  seit  der  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856 
erlassenen  Gesetzen,  Verordnungen,  Eeglements  und  Instruktionen.  —  Man 
kann  die  Staaten  je  nach  ihren  VorscI]^ten  in  drei  Gruppen  teilen.  Die 
erste  Gruppe  wird  durch  die  dänischen,  Österreichischen  und  preussischen 
Vorschriften  gebildet;  die  zweite  durch  die  französischen,  italienischen 
und  spanischen  Bestimmungen  und  die  dritte  durch  diejenigen  Englands 
und  Amerikas.  1)  —  [In  Eussland  gilt  zur  Zeit  das  Prisenreglement  vom 
27.  März  1895.2)]  In  Japan  das  vom  7.  September  1894. 

Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  auf  seinen  Jahresversammlungen  zu 
Turin  (1882),  München  (1883)  und  Heidelberg  (1887)  nach  Prüfung  eines 
ausführlichen  Berichtes  vonBulmerincq  ein  Prisenreglement  (Eöglement 
international  des  prises  maritimes)  angenommen  und  es  den  Regierungen 
der  europäischen  und  amerikanischen  Seemächte  zur  Kenntnisnahme  mit- 
geteilt. Da  wir  dies  Reglement  als  die  wichtigste  Kundgebung  der  neuem 
Lehrmeinung  betrachten,  so  werden  wir  manche  Stelle  davon  anführen. 

1397.  —  Wer  ist  zur  Beschlagnahme  befugt?  —  Das  Recht  der  Be- 
schlagnahme zur  See  (le  droit  de  saisie)  darf  nur  durch  die  Streitkräfte 
des  Staates  oder  durch  die  öffentlichen  Behörden  jeder  Eriegspartei,  z.  B. 
durch  die  Seepräfekten  (pr^fets  maritimes),  die  Schiffsregisterbeamten 
(commissaires  k  Tinscription  maritime)  und  die  Zollbeamten  ausgeübt 
werden.®) 

In  allen  Staaten,  die  die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856 
nnterzeichnet  haben  oder  die  ihr  beigetreten  sind,  kann  das  Seebeuterecht 
nur  durch  die  Schiffe  ihrer  E^riegsflotte  ausgeübt  werden  (Preussisches 
Reglement  vom  20.  Juni  1864,  §  1.  —  österreichische  Verordnungen  vom 
4.  und  21.  März  1864.  —  Russisches  Reglement  von  1869  [und  von  1895]). 

In  den  Staaten,  die,  wie  Spanien,  die  Verein.  Staaten  und  Mexiko, 
der  genannten  Deklaration  nicht  beigetreten  sind,  kann  das  Prisenrecht 
auch  durch  Kaper,  denen  Kaperbriefe  ausgehändigt  worden  sind,  geltend 
gemacht  werden  (No.  1369). 

1)  Rivier,  Programme  d'un  cours  de  Droit  des  genS)  1889  p.  177. 

2)  [S.  den  Text  dieses  Reglements  R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  Docaments,  p.  6.  —  Das 
Reglement  enthält  eine  interessante  Bestimmung  im  Artikel  4;  dieser  lautet:  «unter 
Anerkennung  des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  in  Ansehung  der  Bestimmungen 
dieses  Reglements,  das  das  Recht,  die  einem  feindlichen  oder  neutralen  Staate  oder 
dessen  Untertanen  gehörigen  Schiffe  anzuhalten,  zu  besichtigen,  zu  beschlagnahmen 
und  zu  konfiszieren  beschrankt,  behält  sich  die  Kaiserliche  Regierung  das  Recht 
Tor,  die  Bestimmungen  gegenüber  den  Staaten,  Ton  denen  eine  Beachtung  nicht  er- 
wartet werden  kann,  abzuändern  und  ihr  Verhalten  je  nach  den  Umständen  des 
Einzelfalles  einzurichten."] 

8)  Die  britischen  Zollbeamten  unterwerfen  in  Kriegszeiten  die  Schiffspapiere  der 
Fahrzeuge,  die  die  englischen  Häfen  anlaufen,  einer  sehr  strengen  Prüfung  una  nehmen 
hierbei  oft  Beschlagnahmen  vor,  worüber  das  Admiralit&tsgericht  entscheidet. 
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Erster  Abschnitt. 
Ort  und  Zeit  der  Beschlagnahme. 

1398.  —  Wie  jede  Eriegshandlung,  so  darf  auch  das  Recht  der  Be- 
schlagnahme nar  auf  offenem  Meere  and  in  den  Eüstengewässem  der 
Eriegsparteien,  nicht  dagegen  in  den  EOstengewässern  der  Neutralen,  noek 
in  den  vertragsmässig  neutralisierten  Meeresteilen  ausgeübt  werden. 
(Preussisches  Reglement  vom  20.  Juni  1864,  §  9.  —  Dänisches  Reglement 
vom  16.  Februar  1864,  §  8.  —  österreichische  Verordnung  vom  3.  März 
1864,  §  3.  —  Französische  Instruktionen  vom  25.  Juli  1870,  §  4.  — 
Russisches  Reglement  von  1869;  §§  20,  21,  27  und  28  [und  von  1895, 
Art.  16].  —  Italienische  Instruktion  vom  20.  Juni  1866,  Art.  4.  —  Regle- 
ment des  Instituts,  Art.  8). 

Ausnahmen  sind  unzulässig.  Bynkershoek  und  einige  Publizisten 
des  18.  Jahrhunderts  waren  der  Ansicht,  dass  eine  Eriegspartei  ein  feind- 
liches Handelsschiff  bis  in  die  neutralen  Ettstengewässer  verfolgen  und 
dort  wegnehmen  könne,  wofern  die  Jagd  auf  das  Schiff  bereits  ausserhalb 
dieser  Gewässer  begonnen  habe.  Die  neuem  Schriftsteller  wie  Esperson, 
Hautefeuille,  Elfiber,  Ortolan,  Wheaton  u.  a.  verwerfen  diese  Aus- 
nahme, weil,  wie  Albericus  Gentilis  bemerkt,  eine  auf  neutralem  See- 
gebiete begangene  Feindseligkeit  die  Souveränität  des  neutralen  Staates 
verletze;  nichts  könne  entschuldigen,  nicht  einmal  die  Hitze  des  Gefechts.^) 
[S.  das  Reglement  des  Instituts  &ir  Völkerrecht  von  1898,  Art.  43.  Annoaire 
de  rinstitut,  t.  XVH,  p.  286.] 

Eine  Wegnahme  in  den  Hoheitsgewässern  eines  Neutralen  ist  nichtig. 
Das  Prisengericht  des  Nehmestaates  muss  die  Prise  freigeben,  selbst  wenn 
der  neutrale  Staat  sich  nicht  äussert,  denn  die  Wegnahme  ist  unter  Ver- 
letzung völkerrechtlicher  Regeln  vorgenommen  worden;  sie  darf  nicht  für 
rechtmässig  erklärt  werden.  (Eassationshof,  23.  Ventöse  des  Jahres  7.  — 
Urteil  des  Prisengerichts  vom  27.  Fruktidor  des  Jahres  8.) 

Wird  die  unter  Missachtung  des  neutralen  Seegebietes  gemachte  Beute 
zuf&Uig  in  einen  Hafen  des  Staates,  dessen  Souveränität  verletzt  worden 
ist,  gebracht,  so  wird  dieser  Staat,  ohne  in  eine  Prüfung  des  Rechtsver- 
hältnisses zwischen  dem  Nehmestaate  und  dessen  Gegner  einzugehen,  das 
ihm  gegenüber  zu  Unrecht  weggenommene  Schiff  freigeben.*) 

1399.  —  Das  Prisenrecht  entsteht  und  erlischt  mit  dem  Eriege 
(Reglement  des  Instituts  Art.  5).  —  Das  Embargo  ist  ausser  Gebrauch 
gekommen.  —  Früher  wurden  feindliche  Schiffe,  die  sich  zur  Zeit  des 
Eriegsausbruchs  in  den  Häfen  und  Reeden  der  Eriegsparteien  befanden, 
mit  Beschlag  belegt  und  fttr  gute  Prisen  erklärt.  —  Aber  dies  Vorgehen 
war  offenbar  unbillig.  Es  war  ungerecht,  ohne  vorherige  Ankttndignng 
und  womöglich  am  Tage  der  Eriegserklämng  selbst  Handelsschiffe  nnd 
Ladungen  harmloser  Eaufleute  und  Reeder,  die  im  Vertrauen  auf  fried- 
liche Verhältnisse  ihren  Handelsgeschäften  nachgingen,  wegzunehmen.  — 
England  hat  in  fiiihern  Jahrhunderten  und  in  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  häufig  Embargo  und  Beschlagnahme  über  Schiffe  verhftngt. 

1}  Albericus  Geutilis,  Advocatio  Hlspan.,  IIb.  I,  cap.  XIV. 

2)  Hautefeuille,  Droits  et  devoirs,  tit  I^  eh.  I,  sect.  2.  —  Ortolan,  Diplomatie 
de  la  mer,  t.  II,  p.  800.  —  Oessner,  Droit  des  neutres,  p.  879.  —  GalYO,  op.  cii, 
t.  II,  §  9368. 


Drittes  Buch.    Der  Seekrieg.    Kap.  4.  717 

[Das  Institut  für  Yölkerrecht  hat  diese  Art  des  Embargos  im  Jahre  1898 
verworfen  (R,  D.  I.  P.,  t.  V,  pp.  844—857;  Annuaire  de  Tlnstitut  de  dr. 
intern,  t  XVn,  pp.  273  et  s.)] 

[Kann  das  Embargo  auch  über  Personen  verhängt  werden?  Diese 
Frage  ist  während  des  sfldafrikanischen  Krieges  von  1899  bis  1902  auf- 
geworfen worden.  S.  Despagnet,  E.  D.  I.  P.,  t.  Vn,  pp.  693 — 694.  — 
(No.  985.)] 

Ein  neuer  Brauch  ist  seit  dem  Krimkriege  enstanden.  Frankreich 
und  Grossbritanieii  bewilligten  den  in  ihren  Häfen  verankerten  russischen 
Schiffen  eine  Frist  von  6  Wochen,  innerhalb  deren  sie  sich  unbehindert 
mit  ihren  Waren  in  Sicherheit  bringen  konnten.  (Franz.  Deklaration  vom 
27.  März  1854.  —  Order  in  Council  vom  29.  März  1854).  —  Russland  ge- 
währte gleichfalls  den  in  seinen  Häfen  befindlichen  französischen  und  eng- 
lischen Schiffen  zum  Einnehmen  der  Ladung  und  zur  Abreise  eine  sechs- 
wöchige Frist  (No.  985).  Im  Kriege  von  1870/71  hielt  sich  Frankreich 
an  diesen  Vorgang;  es  erteilte  den  deutschen  Schiffen  zum  Auslaufen  aus 
den  französischen  Häfen  eine  Fristvon  30  Tagen.  (Instructionen  vom  25.  Juli 

1870  und  vom  18.  August  1870).   Als  der  König  von  Preussen  am  19.  Januar 

1871  seine  Verordnung  vom  18.  Juli  1870,  wonach  die  französischen  Handels- 
schiffe der  Wegnahme  nicht  unterliegen  sollten,  widerrief,  befahl  er,  dass 
der  Widennf  ei-st  mit  dem  10.  Februar  in  Kraft  treten  sollte.  —  Auch 
während  des  Krieges  von  1877/78  wurden  von  Russland  und  der  Türkei 
Fristen  bewilligt.  —  [Aus  Anlass  des  griechisch-türkischen  Krieges  von 
1897  befahl  eine  Jrade  des  Sultans,  dass  die  griechischen  Fahrzeuge  und 
Segelschiffe  binnen  14  Tagen  die  ottomanischen  Gewässer  und  Häfen  zu 
verlassen  hätten.  Überdies  wurde  angeordnet,  dass  den  griechischen 
Schiffen,  die  vor  Ablauf  der  gedachten  Frist  fremde  Häfen  verlassen  hätten 
und  nach  Ablauf  der  Frist  in  die  türkischen  Meerengen  kommen  würden, 
freie  Durchfahrt  gestattet  werden  sollte,  falls  sich  bei  der  Durchsuchung 
keine  verbotenen  Gegenstände  vorfänden.^)  Die  griechischen  Schiffe,  die 
sich  zur  Zeit  der  Kriegserklärung  in  türkischen  Gewässern  befanden, 
wurden  ermächtigt,  ihre  Reise  fortzusetzen.  —  Während  des  spanisch- 
amerikanischen Krieges  von  1898  bewilligten  die  Verein.  Staaten  den 
spanischen  Schiffen  zum  Einnehmen  der  Ladung  und  zur  Abreise  eine  Frist 
von  einem  Monat  (vom  21.  April  bis  zum  21.  Mai),  Spanien  erteilte  den 
amerikanischen  Schiffen  eine  fünftägige  Frist  (vom  27.  April  bis  zum 
2.  Mai).]3) 

Pas  Institut  für  Völkerrecht  hat  im  Jahre  1898  folgenden  Beschluss 
gefasst:  „Handelsschiffe,  die  sich  beim  Beginne  der  Feindseligkeiten  oder 
zur  Zeit  der  Kriegserklärung  in  einem  feindlichen  Hafen  befinden,  sind 
während  der  durch  die  Behörden  festgesetzten  Frist  der  Beschlagnahme 
nicht  unterworfen;  sie  können  während  dieser  Frist  ihre  Ladung  löschen 
und  neue  einnehmen^.] 

1400.  —  Dürfen  feindliche  Handelsschiffe,  die  in  Unkenntnis  des  Kriegs- 
zustandes Häfen  des  Gegners  anlaufen,  bei  ihrer  Ankunft  beschlagnahmt 
und  konfisziert  werden?  Die  frühere  Praxis  liess  dies  zu.  —  Die  Mächte, 
die  seit  1854  den  in  ihren  Häfen  und  Reeden  verankerten  Schiffen  ihres 
Gegners  die  Rechtswobltat  der  Gunstfrist  (le  b6n6fice  de  Tindult) 
eingeräumt  haben,  haben  aber  folgerichtig  diese  Vergünstigung  auch  auf 
den  vorliegenden  Fall  unter  Festsetzung  angemessener  Fristen  ausgedehnt. 


1)  [Politis,  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  690.] 

2)  [Le  Für,  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  808.] 
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(Franztfs.  Deklaration  yom  27.  März  1854.  —  Orders  in  Council  der  eng- 
lischen Krone  vom  29.  März,  7.  und  15.  April  1854.  —  FranzOs.  Minist 
Instruktion  yom  25.  Juli  1870). 

1401.  —  Die  Ausübung  des  Prisenrechts  ist  eine  Eriegshandlnng. 
Hieraus  folgt  notwendigerweise,  dass  das  Pnsenrecht  nach  Unterzeichnmig 
des  Friedensvertrages  oder  der  Friedenspräliminarien  nicht  mehr  mit 
Bechtswirksamkeit  geltend  gemacht  werden  kann.^)  Albericus  Gentilis 
(Advocat.  Hisp.,  lib.  I  cap.  XVI)  hatte  diese  £egel  nachdrücklich  befür- 
wortet. —  Trotzdem  liess  die  Erwägung,  dass  der  Friedensschluss  in 
fernen  Seestrichen  erst  lange  nach  seinem  Eintritte  bekannt  werde,  und 
dass  es  zu  hart  sei,  den  Kapern  die  Beute,  die  sie  in  Unkenntnis  des 
Friedens  gemacht  hätten,  wieder  zu  entreissen,  eine  Beschränkung  der 
Segel  als  geboten  erscheinen.  Um  alle  Schwierigkeiten  zu  umgehen,  kam 
daher  im  17.  und  18.  Jahrhundert  der  Brauch  auf,  in  den  Friedensver- 
trägen bestimmte  nach  den  Entfernungen  berechnete  Fristen  festzusetzen, 
und  zu  vereinbaren,  dass  nach  Ablauf  der  Fristen  der  Friede  als  bekannt 
vermutet  werde  und  jede  weitere  Prise  unrechtmässig  sei.^  —  Heatza- 
tage  haben  sich  diese  Schwierigkeiten  dank  der  SchneUigkeit  des  Weltr 
Verkehrs  und  der  Fortschritte  in  der  Schiffahrtskunde  wesentlich  verringert. 

Eine  neue  Übung  hat  sich  seit  dem  italienischen  Feldzuge  von  1859 
eingebürgert.  Eine  Klausel  des  Friedensvertrages  bestimmte,  dass  die 
Schiffe  und  Ladungen,  die  vor  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  noch 
nicht  durch  ein  Prisengericht  verurteilt  worden  seien,  zurückgegeben 
werden  sollten.  Sei  die  Bückgabe  nicht  mehr  möglich,  so  solle  der  Wert 
erstattet  werden.  Diese  Klausel  findet  sich  auch  im  Art.  3  des  Zürcher 
Vertrages  vom  10.  November  1859,  im  Artikel  13  des  Wiener  Vertrages 
vom  80.  Oktober  1864  und  im  Artikel  10  des  Frankfurter  Vertrages  vom 
10.  Mai  1871.  —  [Der  Zürcher  Vertrag  besagt,  dass  die  angenommene 
Bestimmung  von  der  allgemein  herrschenden  Recbtsanschauung  abweiche.] 

[Was  gilt,  wenn  der  Friedensvertrag  eine  solche  Klausel  nicht  auf- 
weist? Dürfen  die  Prisengerichte  auch  nach  dem  Friedensschlüsse  das 
Verfahren  gegen  die  während  des  Krieges  beschlagnahmten  Schiffe  fort- 
setzen? Die  Praxis  bejaht  dies  (S.  die  von  Pistoye  et  Duverdy  auf- 
geführten Entscheidungen,  op.  cit.,  t.  I,  p.  145).  —  Man  kann  hiergegen 
aber  einwenden,  dass  die  Entscheidung  über  eine  Prise  streng  genommen 
eine  feindselige  Handlung  bildet  und  dass  nach  der  Wiederherstellung 
friedlicher  Beziehungen  Feindseligkeiten  nicht  mehr  vorgenommen  werden 
dürfen.  —  Neuerdings  ist  diese  Frage  gelegentlich  des  italienisch-abessi- 
nischen  Krieges  zur  Sprache  gekommen,  als  das  holländische,  neutrale 
Fahrzeug,  Doelwyk,  von  dem  italienischen  Kriegsschiffe  Etna  wegen  Be- 
förderung von  Kriegskonterbande  beschlagnahmt  wurde.  Das  italienische 
Prisengericht  hatte  za  prüfen,  ob  es  befugt  sei,  trotz  Wiederherstellung 
des  Friedens  über  die  Rechtmässigkeit  der  Prise  zu  erkennen;  es  ent- 


1)  [Was  gilt  bei  einem  Waffenstillstände?  Mit  dem  WaffenstiUstande  muss  dm« 
Prisenrecht  erlöschen.  Gewohnlich  werden  in  den  Waffenstillstandsverträgen  Verein- 
barungen nach  dieser  Richtung  hin  getroffen.  Dies  geschah  z.  B.  bei  dem  Waffen- 
Stillstandsvertrage  zwischen  Frankreich  und  Preussen  yom  28.  Januar  1871,  Art.  l.  — 
Auch  in  dem  Waffenstillstandsvei  trage  zwischen  Japan  und  China  vom  30.  Mars  1895 
ist  die  Frage  in  den  Artikeln  1  und  4  entschieden  worden  (Ariga,  op.  ciU  p-  851).  — 
Wegen  der  im  griechisch-türkischen  Kriege  abgeschlossenen  WaffenstillstandsTertriige» 
B.  Polttis,  R.  D.  I.  P.,  t.  V.] 

2)  d' Abreu,  Traite  des  prises,  part.  IF,  eh.  XI.  —  Yalin,  Trait^  des  prises,  t  L» 
p.  46.  —  Pistoye  et  Duverdy,  op.  cit.,  t  1,  p.  142. 
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schied  unterm  8.  Dezember  1896*),  dass  es  die  Bechtmässigkeit  der  Weg- 
nahme onteitiachen,  aber  nicht  die  Konfiskation  aussprechen  könne.] 


Zweiter  Abschnitt. 
Form  dar  Beschlagnahme.  —  Rechte  und  Pflichten  des  Nehmers. 

§  1.  —  Das  Besichtigungs-  und  Durohauohungsreoht^ 

1402.  —  Jedes  Schiff  muss  auf  dem  Meere  unter  einer  Flagge  fahren 
(No.  601).  —  Nach  dem  gegenwärtigen  Stande  des  Seevölkerrechts  unter- 
liegt ein  feindliches  Handelsschiff  in  Eriegszeiten  der  Wegnahme,  während 
ein  neutrales  Schiff,  wenn  es  nicht  die  ihm  durch  die  Neutralität  aufer- 
legten Pflichten  verletzt,  grundsätzlich  frei  bleibt.  —  Die  mit  der  Weg- 
nahme feindlicher  Handelsschiffe  betrauten  Kriegsschiffe  müssen  berechtigt 
sein,  jedes  ihnen  begegnende  Schiff  aufzufordern,  seine  Flagge  zu  weisen 
und  sich  zu  vergewissem,  ob  die  auf  die  Aufforderung  hin  gezeigte 
Flagge  auch  die  echte  und  wirkliche  Flagge  sei.  Die  Notwendigkeit  des 
Dnrchsuchnngsrechts  liegt  auf  der  Hand. 

Das  Becht,  Handelsschiffe  auf  dem  Meere  im  Seekriege  anzuhalten 
und  zu  durchsuchen  (droit  d'arrfit  et  de  Visite;  right  of  visit  and  search) 
beruht  auf  einem  ui^alten  Gebrauche.  Es  ist  niemals  ernstlich  bestritten 
worden  (No.  590).  —  Der  Zweck  der  Durchsuchung  ist  ein  doppelter. 
1.  Sie  dient  zunächst  der  Ermittlung  der  Staatszugehörigkeit  des  ange- 
haltenen Schiffes;  wird  festgestellt,  dass  das  Schiff  feindlich  ist,  so  wird 
es  mit  Beschlag  belegt.  2.  Wird  testgestellt,  dass  das  Schiff  neutral  ist, 
so  gestattet  die  Durchsuchung  weiter,  sich  zu  vergewissern,  ob  das  Schiff 
nicht  eine  Verletzung  der  Neutralitätspflichten  begeht  oder  begangen  habe. 

1403.  —  Das  Verfahren,  das  bei  der  Durchsuchung  zu  beobachten 
ist,  ist  oft  durch  Vertrag  geregelt  worden.  Der  Artikel  17  des  zwischen 
Frankreich  und  Spanien  am  7.  November  1659  abgeschlossenen  Pyre- 
näischen  Friedens  ist  fiir  die  meisten  derartigen  Verträge  mustergültig  ge- 
wesen. Seine  Vorschriften  bilden  einen  ßestandteil  des  Seevölkerrechts. 
(S.  auch  den  Utrechter  Vertrag  vom  11.  April  1713.) 

Das  Kriegsschiff  nähert  sich  dem  verdächtigen  Schiffe  und  gibt  ihm 
durch  einen  blinden  Schuss  das  Zeichen,  beizudi*ehen  oder  zu  stoppen. 
Gleichzeitig  mit  diesem  Schusse  muss  die  Nationalflagge  gezeigt  werden. 
Bei  Nacht  ist  über  der  Flagge  eine  Laterne  zu  setzen.  —  Der  Schuss  ist 
ein  Signal-  und  zugleich  ein  Warnungsschuss  (coup  d*assurance  et  coup 
de  semonce)  (No.  585).  —  Das  aufgeforderte  Schiff  muss  halten,  desgleichen 
auch  das  Kriegsschiff.  In  welchem  Abstände?  Die  zahlreichen  Verträge 
and  Beglement«,  die  diesen  Punkt  berühren,  weichen  sehr  von  einander 
ab,  zudem  sind  sie  insoweit  fehlerhaft,  als  sie  mit  der  Tragweite  der  der- 
zeitigen Artilleriegeschosse  nicht  mehr  im  Einklänge  stehen.  —  Die  gegen- 
wärtigen Geschosse  haben  eine  Tragweite  von  ungefähr  8  Meilen.  —  Wie 

1)  [S.  die  EDtscheidung  des  Prisengerichtes  in  den  diplomatischen  Archiven 
▼om  JaDuar  1897  and  in  J.  J.  F.,  t.  XXIV  p.  850.  —  S.  über  die  Frage,  Brnsa. 
L'affaire  da  Doelwyk,  R.  D.  J.  F.,  t  IV,  p.  157.  —  Diena,  Le  jugemeat  da  Gonseil 
de»  prises  d'Italie  dans  Taffaire  da  Doelwyk,  J.  J.  F.,  t.  XXIV,  p  268.  —  S.  Doch  über 
den  Fall  der  Doelwyk,  die  aaten  vor  Bach  IV  angefQhrten  Schriften.] 

2)  S.  über  das  Darchsachuagsrecht  die  allgemeineD  Werke  über  den  Seekrieg 
und  die  unteo  vor  Buch  IV  angeführten  besondem  Schriftea. 
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könnte  ein  Befehlshaber  es  wagen,   eine  Schaluppe  mit  fünf  oder  sechs 
Mann  Besatzung  so  weit  hinauszusenden. 

Die  Entfernung  richtet  sich  daher  nach  den  Umständen  des  einzelnen 
Falles,  nämlich:  nach  den  nautischen  Geboten,  den  Witterungsverhältoissen, 
dem  Zustande  der  See  und  nach  der  Art  und  Schwere  des  Verdachts. 

1404.  —  Hält  das  aufgeforderte  Schiff  nicht,  sondern  sucht  es  zu  ent- 
weichen, so  ist  der  Kreuzer  berechtigt,  es  zu  verfolgen  und  einige  scharfe 
Schüsse  in  das  Takelwerk  abzufeuern.  —  Setzt  das  Schiff  trotz  dieser 
nachdrücklichem  Warnung  seine  Flucht  fort,  so  ist  der  Kreuzer  befugt, 
das  Schiff  mit  Gewalt  anzuhalten;  er  ist  nicht  verantwortlidi  Ar  etwaige 
Havarien,  die  das  Schiff  beim  Widerstand  erleidet.  —  Schiffe,  die  sich 
mit  Gewalt  der  Anhaltung  widersetzen,  machen  sich  einer  Feindseligkeit 
schuldig  und  werden  schon  deshalb  gute  Prisen.  (Bescbluss  vom  2.  Prai- 
rial  des  Jahres  11,  Art.  57.  —  Instr.  fran^.  compUmentaires  von  1870, 
Artikel  5). 

1405.  —  Meistens  wird  das  aufgeforderte  Schiff  beidrehen.  —  Ein 
Offizier  des  Kriegsschiffes  begibt  sich  in  Begleitung  von  zwei,  höchstens 
drei  Matrosen  an  Bord  des  Kauffahrers.  —  Der  Kapitän  legt  ihm  die 
Schiffspapiere  vor.  Der  Offizier  prüft  sie.  —  Diese  Prüfung  würde  auch 
an  Bord  des  Kriegsschiffes  vorgenommen  werden  können.  —  In  der  Praxis 
besteht  in  dieser  Hinsicht  keine  einheitliche  Regel.  —  In  den  zahlreichen 
nach  dem  Vorbilde  des  Pyrenäischen  Vertrages  getroffenen  Vereinbarungen 
und  im  Artikel  18  des  zwischen  Italien  und  den  Verein.  Staaten  am 
26.  Februar  1871  abgeschlossenen  Abkommens  ist  bestimmt,  dass  die  Prüfung 
der  Papiere  nur  an  Bord  des  zu  besichtigenden  Schiffes  stattzufinden  hat, 
dass  die  Papiere  nicht  mitgenommen,  und  dass  der  Kapitän  oder  die  Offiziere 
der  Besatzung  nicht  gezwungen  werden  dürfen,  sich  an  Bord  des  Ki*euzers 
zu  begeben.  —  Nach  dem  österreichischen,  dänischen  und  preussischen 
B;eglement  wird  dem  Kapitän  des  angehaltenen  Schiffes  befohlen,  sich  an 
Bord  des  Kriegsschiffes  zu  begeben  (Preussisches  Beglement  vom  20.  Juni 
1864,  Art.  11.  —  Dänisches  Beglement  vom  13.  Febr.  1864,  Art.  13).  — 
Das  italienische,  französische  und  russische  Beglement  verlangen,  dass  eine 
Schaluppe  nach  dem  angehaltenen  Schiff  entsandt  werde.  —  Beim  Mangel 
eines  Vertrages  oder  einer  sonstigen  Bestimmung  muss  man  der  Entsendung 
eines  Offiziers  an  das  angehaltene  Schiff  den  Vorzug  geben.  0 

1406.  —  Die  Prüfung  der  Schiffspapiere  hat  ausschliesslich  den  Zwecke 
die  Staatszugehörigkeit  des  Handelsschiffes,  sein  Reiseziel  und  die  Be- 
schaffenheit und  Nationilität  der  Ladung  festzustellen.  Der  mit  dieser 
Aufgabe  betraute  Offizier  darf  dies  bei  Vornahme  seiner  Durchsuchung 
nicht  vergessen.  —  Gewinnt  der  Offizier  durch  die  Prüfung  der  Schiffis- 
papiere  die  Überzeugung,  dass  das  Schiff  neutral  sei,  und  dass  ein  Neu- 
tralitätsbruch  nicht  in  Frage  komme,  so  beurkundet  er  seine  Besichtigung 
im  Tagebuche  des  Schiffes  (Instruct.  fran^.  vom  25.  Juli  1770,   Art.  15). 

Glaubt  der  OffiLzier,  dass  er  ein  feindliches  Schiff  vor  sich  habe,  so 
wird  das  Kriegsschiff  zum  Nehmer  Ccapteur).  In  dieser  Eigenschaft  liegen 
ihm  wieder  andere  Pflichten  ob. 

1407.  —  Hinsichtlich    dieser  Pflichten   weichen  die   verschiedenen 


1)  [Wahreod  des  griechisch-türkischen  Krieges  gab  diese  Frage  Anlass  zu  einer 
Schwierigkeit.  Der  den  Messageries  Maritimes  aDgehÖrige  Dampfer  Gaadiana  wurde 
▼OD  einem  griechischen  Kriegsschiffe  angehalten.  Der  griechische  Befehlshaber  ver- 
langte, dass  der  Kapitän  des  angehaltenen  Fahrzeuges  zu  ihm  an  Bord  kommen 
BoUte;  der  Kapitän  weigerte  sich  dessen;  das  griechische  Recht  enthält  keine  dies^ 
bezügliche  Bestimmung.    (Politis,  R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  276).] 
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Prise  und  ihre  V^erbriDgang  in  eiiieä^&afeli  ^(^'lV^libeiii;^i€i^  txmmVzU 


ßteigÄ^lflriWßAi  tmreinfehfetr> BÖ*ht*;''ieÄTBufitfifi'Ül._  ^ . ,, ^„. 

^         '  .(>c)  J'iA  ,11  '-.oniil.  <'A)  It>nii;i4    ^^- 

Jf4©8,  —  Nach  den,  Be^tin^mungen  des  i^cti^s  15  diqr  fran^JJ^fchen 
Itimatfrial-Inßti'uktioii^n  vom  f^ö,  Julj  187Ö,  hat  <^er  jNf^n^iFjtfttew^ 
ma^^]^'  zfi|Yerfalireo.  1.  J)r  hat  alle  äcliiff^p^iere  ao  ^^j^^^el^nf)!)]!^ 
si(e  i|i^ter  Zugieh^iDg  des  JCfpitliBs  .ii^ch  Ant>telJ.ujjg  ei5|i|?)  Yi^ffÄW'^WSW^ 
acpj^rgiegelji  (Baschlu^s  vam  2.  Pi-airialde^  Jahres^!,  A»'itv^S);iryYi?vEr,bft^ 
<UÄ^;^^<f%il:Ükh^  \>lian<)[liiag  ,^ii^ef ,  ^ie  Wegp^hpi^i  i|i]Bd,.iE^(ii^?fg^ffts§tjöfl 
Verzeichnk  über  das  Schiff  aufeiun^hiBen(Dekiet,, vom  ^Ari^A^  Ij^^jw 

Ai:t.  293)f  -pr  ß^  ^  hat  den  fJu^Und  d^r  W^ien  lesun^^lien  (qm4  die 
Schiffs^luke»/  c^ie  ^ten'  ui^d  Behältnisjge  n^ck  ^eiaasijal^fljp;  d^rri^rj^l^ 
WeUerfalirt^  no^^venäigeü  t^^bensmiuel  uijd  des  erfordep^ichflp  y^j^fj^x9\^V{ 
ytx^tlili^m\  Hnd  uot  er  Siegel  |ßgeu  Euja^en;  —  4jEi  Jfpjtl^ 
Verz^idiiu^  Jibf^*  die  den  Offl^eien,  der  ßes^t^ling  ii^d.^^^j^^is^n^ 
ge^f^^gesp  Öegensräßde  aufzuuet^meo  (p^sctüuss  t^qiH,,^  P^E|a)i.,;4p». 
.Tjfcejß  y,   Art  6i*v  — ,  , Dekret,  ¥pm   1^.   August.  lt^^;l,  _Aiit5);2p3);i.7rjj 

Reglement  vom  16.  Febmar  1864,  Arf.  15;„5irj^^ft^^|ßfips^ 
vom^afl.jJm  Art.a3™fl,HMrri  4fts  §pterre#i5[che  jR,eglen>ei»t  vom 

;  rü.MM?vrp  Ii(^#W,  d^  Jesph^agiji^ime,  m..der.fngeg;e>§^^ 

dbm  am  ehesten  zugänglichen  Hafen  Frankreichs  oa^r^i^ach^^^i^t^aifen^ 
djey  ,M<A^ten  fr^toi^j^eoE^  odeir.zu  sendpp. .—  Vi%hrend 

där,|'ato^  jf^i^^  ,  cfi^ ,A]i?^-e^hpii  a^r  S^t3s<*^%  FJagge.  pnd 

\yirojppj, ;  pii?  I^ri^p  kapi}^  ^yJEJni}  ?wmgeudj&  iTpi^tf^ijdft/VQsUegep,.  ^uif  Wffide^r. 
a^^bemruDg  von  Hayajri^;  ^idejr  zuip  JSJ^pneJunefl  Ypn  Voxi:Ätftn  e^wp^ 
n^utralep  Hafen  ^nUui^ißie[Q^i^^^^  na;r,  wÄ)ix;€ind  4pr  f^pr  Jfesjwgwg-. 
diaäfer  AngeJegenbeiten  .^r^ord(^rlicli|^p  ;^eit  ^pf halten ;t,:fjidpia  Würde  .^W^ 
dort  auch  nicht  länger ;  jsu^ela^Sfip  W;er(!en.,4fE«P|Peui^»jtoge  dußiyjijiie 
Seemächte  Prisen  in  ihren, P4|^if,nw.TOjFj^lie,vp^^ 
i^P4,  SiFn^^  f^iß ;;b4ch^t^ns.4ß,^ti|pjä^p  (Iu^tri^cti,Q?S.,^om.;25.>^  »870, 

ti'X/'ßjr.  leeret  äVsö-^  6.,  BSS  el  b: - 'fsrdas  rtösische' k^lenient  Vo^  öp. 

et  loc  cit.  —  S.  die  bei  Gelegenheit  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  erhisseüeh 
spanischen  Instruktionen  vom  24.  April  1898,  R.  D.  1.  P.,  t.  V,  Documents  p.  71  und 
die  amerikanischen  Instsukt^q^  ^^p^m  ?p.  Juni.  1^8  (Art  12.u,  tX  BL  D.  I^  P.,  t  V, 
Documents  p.  18.] 

B«nfil0,  UhTbueh  dts  V01k«mcliU  46 
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Art.  18.  —  Instr.  compliment,  Art.  13,  14  und  18.  —  Beschlus  vom 
2.  Prairial  des  Jahres  11,  Art  61  und  67.)  —  Im  aUgemeineii  miifls  der 
Nehmer  seine  Prise  selbst  geleiten;  aber  er  kann  es  auch  fBr  angemesseii 
halten,  sie  unter  dem  Befehle  eines  OflSaiers,  den  er  mit  der  WdgftUmmK 
des  Schiffes  betraut,  befördern  zu  lassen. 

1410.  —  Gelangt  die  geleitete  oder  die  von  einem  Prisraofftziere  W€g- 
geffihrte  Prise  in  einen  französischen  Hafen,  so  hat  der  Nehmer  oder  dar 
befehlshabende  Offizier  der  OrtsbehOrde  Anzeige  ttber  die  Prise  za 
erstatten  und  sie  ihr  zu  Überantworten.  Er  l^nachrichtigt  zuvor  den 
Vorstand  des  Zollamts  und  behändigt  der  See-  oder  KonsnlarbehOrde: 

1.  den  Reisebericht;  2.  die  schriftliche  Verhandlung  fiber  die  Wegnahme 
und  die  Anlegung  der  Siegel;  3.  das  Verzeichnis  ttber  die  Ladung  und 
4.  die  Schiffspapiere  (Instr.  compl.  von  1870,  Art.  5.  —  BescUuss  vom 

2.  Prairial  des  Jahres  11,  Art  69.) 

Es  können  vor  der  Erreichung  des  Bestimmungshafens  mehrere  Ereig- 
nisse eintreten,  die  rechtliche  Folgen  nach  sich  ziehen. 

1411.  —  A.  —  Vorkauf.  —  Der  Nehmer  kann,  wenn  es  ihm  an 
Lebensmitteln,  Kohlen,  Munition  usw.  mangelt  und  er  solche  Sachen  an 
Bord  des  beschlagnahmten  Schiffes  vorfindet,  die  zu  seinem  Gebrauche 
erforderlichen  Gegenstände  wegnehmen.  Er  hat  in  diesem  Falle  ein  ge- 
naues Verzeichnis  und  ein  Schätzungsprotokoll  aufzunehmen,  das  als  Unter- 
lage für  die  spätere  Abrechnung  zwischen  dem  Staate  und  den  Berechtigten 
dient,  (Instr.  fran^,  vom  25.  Juli  1870,  Art.  20). 

1412.  —  B.  —  Benutzung  der  Prise.  —  Art.  20  der  französischen 
Instruktion  vom  25.  JuU  1870  ermächtigt  den  Nehmer  im  Falle  eines 
Bedflrfhisses  die  Prise  für  Staatszwecke  zu  benutzen,  z.  B.  zur  Beförde- 
rung von  Depeschen,  Truppen,  Munition  und  Lebensmittelvorräten.  Drei 
höhere  Offiziere,  von  denen  einer  der  Marineverwaltung  angehört,  yeran- 
schlagen  den  Wert  der  Prise  und  nehmen  eine  schrifUiche  Verhandlung 
hierüber  auf.  —  Später  erfolgt  die  gerichtliche  Entscheidung  über  die  Prise. 
Ist  die  Prise  während  der  Fahrt,  wozu  sie  benutzt  wurde,  zu  Grunde 
gegangen  oder  beschädigt  worden,  so  wird,  falls  die  Wegnahme  für  un- 
gültig erklärt  wird,  den  Berechtigten  Ersatz  des  vollen  Schadens  oder 
des  Hinderwertes  zugesprochen. 

1413.  —  G.  —  Untergang  durch  Seeunfall.  —  In  diesem  Falle  ist 
nach  Artikel  19  der  ergänzenden  Instruktionen  von  1870  für  die  Fest- 
stellung der  Tatsache  zu  sorgen.  Es  wird,  wenn  die  Prise  später  durch 
Urteil  nicht  für  rechtmässig  erUärt  wird,  weder  Air  Schiff  noch  fUr  Ladung 
Schadenersatz  geleistet. 

1414.  —  D.  —  Loskauf  (Rangen).  —  Darf  der  Nehmer  seine  Prise 
gegen  Lösegeld  freilassen?  Die  Frage  hatte  wirkliche  Bedeutung,  als  noch 
die  Kaperei  ausgeübt  werden  durfte.  —  Die  Gesetze  der  verschiedenen 
Staaten  weichen  sehr  voneinander  ab.  —  Manche,  wie  die  der  Niederlande, 
Schwedens  und  Busslands  verboten  den  Loskanf  unbedingt.  —  England 
untersagte  ihn  seit  der  act  22  Georg's  HI.  vom  Jahre  1782.^)  —  Die 
französische  Praxis  schwankte  sehr.  Der  Beschluss  vom  2.  Prairial  des 
Jahres  11  regelte  die  Frage  in  seinen  Artikeln  39  bis  50. 

Während  des  deutsch-französischen  Krieges  von  1870/71  war  es  den 
Kriegsschiffen  nur  beim  Vorliegen  zwingender  Gründe  (force  majeure)  er- 
laubt, einen  Loskauf  zu  bewilligen  (Art.  17  der  französischen  Instruktionen 
vom  25.  Juli). 

1)  Travers  Twiss,  op.  cit,  t.  U,  eh.  IX,  No.  181  bis  ISS. 
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Die  Pablizi8ten  haben  sich  mit  der  Angemessenheit  und  der  Becht- 
massigkeit  des  Loskanfs  vieühch  beschäftigt.  —  Valin  und  G.  F.  von 
Härtens  haben  die  Vor-  und  Nachteile  eines  solchen  Vertrages  gegen- 
einander abgewogen.  —  Story,  Phillimore  nnd  Gessner  geben  die 
Bechtmässigkeit  der  Banzionierung  vom  Standpunkte  des  VO^errechtes 
aus  zu.^)  —  Travers  Twiss  (Loc.  cit.)  schildert  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Freilassung  von  Kriegsgefangenen  gegen  Lösegeld  und 
weist  mit  der  englischen  Gesetzgebung  den  Loskauf  von  Prisen  zurück. 

1415.  —  E.  —  Vernichtung  der  Prise.  —  Grundsätzlich  muss 
der  Nehmer  seine  Prise  in  einen  Hafen  seines  Staates  steuern  oder  senden. 
Aber  der  Wegftthrung  können  Hindemisse  entgegen  treten.  —  Z.  B.  das 
weggenommene  Schiff  hat  so  starke  Havarien  erlitten,  dass  es  schwierig 
ist,  es  bei  schwerem  Wetter  flott  zu  halten.  —  Das  Schiff  vermag  seiner 
langsamen  Gangart  wegen  dem  Kriegsschiffe  nicht  zu  folgen,  so  dass  zu 
besorgen  steht,  dass  es  vom  Feinde  wieder  weggenommen  wird.  —  Der 
Nehmer  wird  von  einem  feindlichen  Kriegsschiffe  verfolgt,  und  das  Heran- 
nahen überlegener  feindlicher  Streitkräfte  lässt  die  Wiedemahme  des  auf- 
gebrachten Fahrzeuges  befttrchten.  —  Der  Nehmer  befindet  sich  der 
eigenen  Sicherheit  wegen  ausser  stände,  einen  Teil  seiner  Besatzung  zur 
Wegftthrung  der  Prise  abzugeben.  —  Die  Häfen  seines  Staates  sind 
blodüert  usw.  —  Darf  der  Nehmer  in  diesen  und  ähnlichen  Fällen  nicht 
ausnahmsweise  die  Zerstörung  der  Prise  anordnen? 

Artikel  18  der  Marineordonnanz  von  1681,  (in  dem  ttber  Prisen 
handelnden  Titd)  und  Artikel  64  des  Dekrets  vom  2.  Prairial  des  Jahres  11 
verbieten  die  Prke  in  den  Grund  zu  bohren,  oder  die  Besatzung  an  einer 
entlegenen  Küste  zu  landen,  wenn  hiermit  beabsichtigt  wird,  die  Prise  zu 
verheimlichen.  Aber  es  handelt  sich  hier  nicht  um  diesen  Fall,  und  seit 
der  Abschaffung  der  Kaperei  ist  ein  derartiges  Vorgehen  nicht  mehr  zu 
befttrchten.  Anlangend  die  Gesetzgebung,  so  wird  die  Zerstörung  der 
Prise  bei  wirklichem  Notstande  zugelassen  nach  Artikel  20  der  ergänzenden 
französischen  Instruktionen  von  1870,  nach  der  Rechtsprechung  der  eng- 
lischen Admiralitätsgerichte,')  nach  Artikel  108  des  russischen  Regle- 
ments von  1869  [und  nach  Artikel  21  des  russischen  Reglements  von 
1895]  sowie  nach  Artikel  50  des  I^enreglements  des  Instituts. 

Das  Zerstörungsrecht  ist  in  der  Praxis  oft  ausgeübt  worden.  Während 
des  amerikanischen  Bürgerkrieges  zerstörten  die  Kreuzer  der  konföderierten 
Staaten,  deren  Häfen  blockiert  worden  waren,  fast  alle  Prisen;  sie  be- 
gnügten sich  damit,  Schiffe,  die  neutrale  Waren  führten,  gegen  Lösegeld 
freizulassen.  —  Während  des  deutsch-französischen  Krieges  steckte  der 
französische  Kreuzer  Desaix  die  Schiffe  Ludwig  und  Vorwärts  in  Brand 
(am  21.  Oktober  1870).  Das  in  Bordeaux  tagende  Prisengericht  entschied 
am  27.  Februar  1871,  dass  die  Schiffe,  wie  es  der  Befehlshaber  des  Kreuzers 
in  seinem  Berichte  festgestellt  habe,  aus  GiUnden  höherer  Interessen  zer- 
stört worden  seien.  -^  Von  den  Eigentümern  des  Schiffes  und  der  Ladung 
wurde  Appellation  bei  dem  Staatsrate  eingelegt.  Dieser  verwarf  das 
Bechtsmittel  am  16.  März  1872  mit  der  Begründung,  dass  die  Zerstörung 
beider  Schiffe  gerechtfertigt  gewesen  sei.*)  —  Der  Befehlshaber  der 
deutschen  Korvette  Augusta,  die  sich  in  äusserster  Not  befand,  da  sie 
keine  genügende  Besatzung  hatte  und  von  französischen  Kreuzern  bedrängt 

1)  Gesa  Der,  Les  droits  des  neutres  sur  mer,  pp.  365  et.  s. 

2)  Travers  Twiss,  op.  cit,  t  II,  eh.  K,  No.  16. 

*)  Die  Zirhdardepe9che  de»  Eanslen  de»  norddeutadnen  Bvmde»  vom  9,  Jmd  1871 
tUBt  da$  Vcrg^en  ab  völkerredUswidrig  dar. 

46* 


724  Fünfter  TeiL    Der  Krieg.  —  Das  Aktionsrecht. 

wurde,  Hess  am  4.  Januar  1871  den  französischen  Staatsdampfer  Max 
verbrennen.  —  [Es  scheint,  das  die  Amerikaner  im  spanisch-amerikanischen 
Kriege  von  1898  in  einem  Falle  ein  spanisches  Handelsschiff,  das  sie 
weggenommen  hatten,  zerstört  haben.  ^)] 

Fast  alle  Publizisten  geben  dem  Nehmer  das  Recht,  die  Prise  in 
Fällen  unbedingter  Notwendigkeit  oder  dringender  Gefahr  zu  zerstören. 
Diese  Ansicht  wird  von  Valin,  Pistoye  et  Duverdy,  Calvo,  Bluntschli, 
Bulmerincq,  Gessner,  Pereis,  Mountague Bernard,  Travers  Twiss, 
Wildmann,  Hall,  Kent  u.  a.  vertreten. 

1416.  —  F.  —  Wiedernahme  oder  Reprise  (reprise,  recousse)^. 
—  Welche  Wirkungen  treten  ein,  wenn  ein  Handelsschiff,  das  von  einem 
feindlichen  Kriegsschiffe  genommen  worden  ist,  von  einem  Kriegsschiffe 
seiner  Nation  wieder  genommen  wird?  Fällt  das  Schiff  und  seine  Ladung 
wieder  dem  frühern  Eigentümer  zu,  oder  gehören  beide  demjenigen,  der 
das  Schiff  wieder  genommen  hat?  —  Diese  Frage  sollte,  wie  es  scheint, 
juristisch  keine  Schwierigkeit  machen.  Bis  zu  dem  Urteile,  das  über  die 
Gültigkeit  der  Prise  entscheidet,  deren  Rechtmässigkeit  anerkennt  und  die 
Konfiskation  des  Schiffes  und  der  Ladung  verfügt,  hat  der  Nehmer  kein 
Eigentumsrecht  erworben.  Das  Recht  des  seines  Besitzes  beraubten 
Eigentümers  wird  seiner  Ausübung  nach  beschränkt,  aber  es  geht  nicht 
uhtä:.'^  'Wer  die  Prise  wieder  nimmt,  kann  keine  grössern  Rechte  haben, 
als  (Jerjenige  besitzt,  dem  er  die  Prise  eotrissen  hat.  Der  Eigentümer 
^^üäs  ^iil1Im  iieder  iii  den  Besitz  der  ihm  durch  Gewalt  entzogenen  Sache 
|S«t|ti.i^  —  ^^^'^'^^Ip-'^^^  Logik  und  das  RechtsgefühL 

y''^p|^  Kii(§(Jhei<lting  der  Pr^^  dann  anders  ausfallen,  wenn 

^iiie  Tatsabhe,  ä(ör  BeiichlagiiähTiie'  ab  sich  dem  Nehmer  das  Hgentum  an 
Mra '  erl)^uteteri  Scbiffi  uü'd  det  Lad  uTig  Übet  tröge.  --  In  diesem  Falle 
%irdeäem  Wied^rfielimer  durch  die  Wiederoabme  dk^  Recht  übertragen 
frerdei,  dks  dör  NehriiM'  diirch  dfe  t^rise  er^orb^n  tStfe';  ,  '^Auf  dfen  Wieder- 
'heiiiiör  wiüiieti  dif:R&felitä,'  di^'  di^  NehiÄei^  nbi^  ^itWfeSlii'tzfaiitanden, 

■|  -  ijrlt;-^  ÖU  St^atenpVaii^ynd  iiie;hfereLänöt%eye^ieMi4  di^W- 
nuhftgeBiä^i|  Löp!iii]g  Verkannt.  —  D^^  Consofato  dei  mar  vei^dgte',  J^ass 
dje  Pri^e,  di6  bfeVelts  an  eteen  ^cheWört^  inträ|  praesidiia.  gejb^äcfit  und 
dai4uffim  detii  FMüdfe  wißddf  geriubt  worden  ^el,  dem  Wiedemehitaer  ge- 
ijöre ;  die  Vetbfinguiig  des  Öthlffe^  iktra  praeäMa-^ stM^^i^  sie'  d^m/ fögen- 
|iflmer  fast  alle  Aussicht  auf  eine  Wjederttahme  entzieht,  eineiü  uiiwläer- 
ruflidhen  "Rechts Verluste  gleich,  —  Unter  deT  entgegetjges^etzteB  Sförkns- 
s^tzimg  fällt  die  Prise  dem  börauttcn  Eigen tümijr  'Si6äer  zfl^  di'  <Ö^er 
Soffen  kbmite,  die  Pris<&  ^üi  dem  Meere  wieder  zu  nefiüeri.  Er  hätVji^bch 
^em  Wiedemehps^r  eine  durch  Tereinbarnng  oder  Schiödssjprttclf  fesitzu- 
setzeBde  Belotöütig  zu  leisten.  '  '  ; 

Aber  selbst  schoß  ^u  der  Zeit,  wo  der  Satz  galt,  Öas^  das  ^ciÄfeksal 
der  Prise  bis  zum  ÜrteilJ  der  mit  der  Entscheidung  Ober  ihre  ^']^6ht- 
jijiässipcit  betrauteh  Behörde  ^  ü^  sei^  hat  man  eine  ötfeBgbre  I^gel 

äl^  die  des  Cansotäto;  änerkaiint,  nämlieh  dit  Kögel  äer  tierüüdiwajizig 
Stuuden  (la  r^gle  dels  vingt-quatre  heüres).  'Ein  kurzer  Be^itz'^  s^t'der 
Wegnahme,  z,  Bl  vieruüdzwanzig  Stunden,  re^iht  it(r  Ersitzung  ä^^  Eigen- 
tums an  dem  Miidlichert  Schiffe  und  seiner  Ladririg  Wo,    SSne  nich  dieser 


'2)  [S.  über  Reprisen  G.  von  MartenBv.  Viers^ch^,  ^^bej,  Käj[^^r,-,Miia^ichc  N.eh- 
mongen  und  insbesondere  Wiedemehmangeni] 
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entscheidenden  Frist  erfolgte  Reprise  fiberträgt  dem  Wiedemehmer  das 
nanmehr  für  seinen  Landsmann  endgültig  verloren  gegangene  Eigentum.^) 

1418.  —  In  Frankreich  wurde  die  Kegel  der  24  Stunden  durch 
Artikel  61  der  Marineverordnung  von  1584  und  durch  Artikel  8  (Titel: 
ober  Prisen)  der  Verordnung  von  1681  angenommen.  —  Erfolgte  die 
Reprise  vor  Ablauf  von  24  Stunden,  so  wurden  Schiff  und  Ladung  ihren 
Eigentümern  gegen  eine  dem  Wiedernehmer  zu  leistende  Vergütung,  die 
den  dritten  Teil  des  Wertes  der  Reprise  betrug,  zurückgegeben.  War 
das  Schiff  länger  als  24  Stunden  in  den  Händen  des  Feindes  geblieben, 
so  wurde  es  dem  Wiedemehmer  zugesprochen.  Valin  teilt  uns  mit,  dass 
der  König  stets  die  Gepflogenheit  gehabt  habe,  auf  den  Vorteil,  der  durch 
die  Wiedemahmen  seiner  Kriegsschiffe  erzielt  worden  war,  zu  verzichten, 
einerlei  ob  das  wiedergenommene  Schiff  länger  oder  kürzer  als  24  Stunden 
im  Besitze  des  Feindes  gewesen  war,  „Seine  Majestät  glaubte  keinen  Vor- 
teil aus  dem  Unglücke  seiner  Untertanen  ziehen  zu  sollen^'.  —  Die  Ver- 
ordnung von  1681  bezog  sich  in  der  Tat  nur  auf  Kaperschiffe. 

Dieser  Grundsatz  und  dessen  Anwendung  wurde  durch  die  Ordonnanz 
vom  15.  Juni  1779  unter  Ludwig  XVI.  mit  der  Massgabe  bestätigt,  dass 
die  Eigentümer,  neben  den  Gerichts-  und  Verwaltungskosten,  den  Be- 
satzungen der  wiedernehmenden  Schiffe  den  dreissigsten  Teil  des  Wertes 
der  Reprise  als  Vergütung  zu  zahlen  haben  sollten,  wenn  die  Wieder- 
nahme  vor  Ablauf  von  24  Stunden  und  den  zehnten  Teil,  wenn  sie  nach 
dieser  Frist  bewirkt  worden  sei. 

Artikel  3  des  Gesetzes  vom  12.  Vend^miaire  des  Jahres  6  schloss 
sich  wieder  den  Grundsätzen  des  Consolato  del  mar  an;  dies  geht  aus 
den  Worten  „vor  Verbringung  in  einen  feindlichen  Hafen"  hervor.  — 
Aber  der  Beschluss  vom  2.  Prairial  des  Jahres  11  hat  in  seinem  Ar- 
tikel 54  die  unter  Ludwig  XVI.  beachtete  Übung  zur  Regel  erhoben.  — 
Die  Instruktionen  von  1870  bestimmen,  dass  die  Wiedemahme  eines  ein- 
heimischen Schiffes  kein  Recht  an  dem  wiedergenommenen  Schiffe  verleihe. 
Ist  das  wiedergenommene  Schiff  ein  neutrales,  so  gilt  es  als  ein  feind- 
liches, wenn  es  länger  als  24  Stunden  im  Besitze  des  Feindes  gewesen 
ist.  Ist  das  Schiff  nicht  24  Stunden  in  der  Gewalt  des  Feindes  gewesen, 
so  wird  es  bedingungslos  freigegeben. 

1419.  —  Das  preussische  Recht  hat  die  Regel  des  Consolato  del  mar 
beibehalten.  2)*)  Wir  übergehen  die  gesetzlichen  Vorschriften  und  die 
Verträge  Hollands,  Dänemarks,  Schwedens,  Portugals  und  Englands  usw., 
betreffend  die  durch  Kaper  bewirkten  Reprisen,  weil  diese  Staaten  auf 
die  Kaperei  verzichtet  haben.  ^ 

In  England  bestimmt  die  Prize  act  permanent  von  1864  (27.  und  28. 
Victoria,  eh.  25,  §  40),  dass  ein  dem  Feinde  wiederweggenommenes  eng- 
lisches Schiff  seinem  Eigentümer  auf  Grund  prisengerichtlicher  Entscheidung 
gegen  Abzug  von  Vs  ^^^  Wertes  oder,  falls  die  Reprise  unter  besonders 
schwierigen  und  gefahrlichen  Umständen  bewirkt  worden  war,  gegen  Ab- 
zug eines  höhern,  durch  den  Prisenhof  festzusetzenden  Betrages,  der 
aber  stets  unter  dem  vierten  Teile  des  Wertes  zu  bleiben  habe,  zurück- 
zugeben sei.    Auf  die  Rückgabe  ist  immer  zu  erkennen,  wie  lange  der 


1)  Travers  Twiss,  op.  cit.,  t.  II,  eh.  IX,  No.  172  et  173.  —  Oessner,  op.  cit., 
pp.  857  et  s. 

S)  Gessoer,  Le  droit  des  nentres  sur  mar,  p.  359.  —  Calvo,  op.  cit.,  §  3195.  — 
Pereis,  Seerecht,  210. 


3)  Travers  Twiss,  op.  cit.,  t.  IL  eh.  IX,  No.  175. 
*)  AOgem.  Fteum.  Landrecht,  L  9,  $  308  im 


und  §  10  des  iVie«M.  Prisenreglements. 
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Feind  auch  das  Schiff  besessen  hat^  nnd  selbst  wenn  es  vom  feindlichen 
Gerichtshöfe  ak  gute  Prise  erklärt  worden  ist;  dies  ist  eine  Art  des  jns 
postliminii.  —  Eine  einzige  Ansnahme  wird  fttr  den  Fall  gemacht,  dass 
das  Handelsschiff  durch  den  Nehmer  als  Kriegsschiff  ansgerOstet  worden  ist 
Li  den  Verein.  Staaten  verfttgte  die  Erongressakte  vom  20.  Jnni  1864 
die  Rückgabe  der  wiedergenonunenen  Schiffe  nnd  Ladungen  an  Sure  Eigen- 
tümer, vorausgesetzt  dass  sie  nicht  vor  der  Wiedemahme  durch  rine  zu- 
stSnd^e  Behörde  verurteilt  worden  sind.  Das  Über  die  Prise  entschei- 
dende Gericht  setzt  eine  billige  und  angemessene  Summe  fest,  die  als 
Bergelohn  zu  entrichten  ist.^) 

1420.  —  In  der  Wissenschaft  vertreten  Grotius,  Pufendorf, 
Bynkershoek  und  Vattel  den  Standpunkt  des  Consolato  del  mar.  Dies 
scheint  auch  die  Meinung  Geffckens  zu  sein  (bei  Heffter,  op.  ctt., 
§  138,  Anm.  1).  —  G.  F.  v.  Martens  und  Massi  sind  der  Ansicht,  dass 
die  zurückeroberte  Prise  dem  Eigentfimer  gegen  eine  billige  Yergiltnng 
für  die  dem  Wiedemehmer  entstandenen  Kosten  und  Schädai  zurückzu- 
geben sei,  ohne  Rftcksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  erfolgten  Wiedemahme, 
denn  das  Eigentum  an  Schiff  und  Ladung  gehe,  wie  sie  ansfBhren, 
erst  mit  und  durch  den  Friedensschluss  auf  den  Nehmer  fiber.  —  Bluntschli, 
Oessner,  Hautefeuille  und  de  Boeck  halten  dafür,  dass  eine  Wieder- 
nähme  nicht  stattfinden  könne,  bevor  eine  Verurteilung  zu  Gunsten  des 
Nehmers  durch  ein  zuständiges  Gericht  ausgesprochen  sei;  die  Prise  sei 
daher  vor  erfolgtem  Urteilsspruch  dem  Eigentümer  zurückzugeben.  Ist 
aber  eine  Entscheidung  zu  Gunsten  des  Nehmers  ergangen,  so  tritt  da> 
durch  eine  Änderung  in  der  gesamten  Rechtslage  ein:  der  Nehmer  erlangt 
dauernde  Kechte  und  der  Mhere  Eigentttmer  wird  seines  Eigentums  end- 
gültig beraubt.  Die  zweite  Wegnahme  bildet  keine  Beprise,  sondern  eine 
neue  Piise.^) 

Diese  Ansicht  verdient  den  Vorzug.  Die  Wegnahme  hat  an  sich  nnr 
negative  Wirkungen;  sie  hemmt  die  Eigentttmer  des  Schiffes  und  der 
Ladung  an  der  Austtbung  ihrer  Bechte;  sie  ist  kein  Erwerbsgrund  von 
Rechten.  —  Über  jede  Prise  ist  ein  Urteil  zu  fällen.  Bis  zum  Spruche 
ist  der  Nehmer  nicht  Eigentttmer.  Bid  zum  Spruche  sind  Prise  nnd  Be- 
prise einfache  Tatsachen,  die  auf  einander  folgen,  die  erste  zu  Ungunsten, 
die  zweite  zu  Gunsten  des  Eigentttmers. 

1421.  —  Es  kann  vorkommen  und  ist  auch  oft  vorgekommen,  dass 
mehrere  Wiedernahmen  nach  einander  stattfinden  (rescousse-recousse). 
Z.  B.  Das  englische  Schiff  A  wird  von  dem  französischen  Kriegsschiffe  B 
weggenommen;  beide  werden  sodann  von  dem  englischen  Fahrzeuge  C  er- 
beutet; endlich  beschlagnahmt  das  französische  Schiff  D  alle  drei.  Wie 
ist  jetzt  zu  entscheiden?  —  In  Frankreich  muss  man  in  Ansehung  des 
französischen  Schiffes  B,  das  einmal  wiedergenommen  worden  ist,  den  Be- 
schluss  vom  2.  Prairial  des  Jahres  11  anwenden;  das  englische  Schiff  A, 
das  zweimal  genommen  worden  ist,  fUlt  ebenso  wie  das  englische  Fahr- 
zeug C,  das  nur  einmal  erbeutet  worden  ist,  dem  letzten  Nehmer,  dem 
französischen  Schiffe  D,  zu.  —  Diese  Entscheidung  wurde  auf  Grund  der 


1)  Wheaton,  Elements,  t  U.,  p.  9B,  —  Gessner,  op.  cit,  p.  868.  —  GalTo. 
op.  dt,  t.  V,  S  8197.  —  BulmeriDcq,  op.  cit,  R.  D.  J.,  t  X,  p.  686. 

2}  Orotiu8,  op.  cit,  üb.  lil.  cap.  VI,  §  8.  —  Bynkershoek,  Quaestiones  juris 
public!,  IIb.  I,  cap.  v.  —  y.  Martens,  Versuch  über  Kaper,  $  44  bis  47.  —  Masse, 
op.  cit,  1 1,  No.  4S4.  —  Bluntschli,  op.  cit,  Art  859  bis  86S.  —  Gessner,  op.  dt, 
pp.  844  et  s.  —  De  Boeck,  op.  dt,  No.  81d.  —  Hantefeuille,  Des  droits  et  des 
aeyoirs  etc.,  t  III,  p.  885  et  s.  —  S.  Prisenreglement  des  Instituts,  Art  119  bis  129. 
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Terordnimg  Ton  1681  tob  inehreni  Erkenntiiisseii  des  Conseil  du  Boi 
angeooiDBieii  (2.  Januar  1695;  17.  Oktober  1705;  5.  Juni  1706, 
14.  Juni  1710;  5.  November  174iB).  —  Auch  die  englischen  und  ameri- 
kanischen Gerichte  entscheiden  in  diesem  Sinne.  0 


Dritter  Abschnitt. 
PriMiigericIito. 

14S3.  —  Die  Beschlagnahme  des  feindlichen  Schiffes  und  der  feind- 
lichen iiadung  sind  blosse  Tatsachen,  die  durch  den  Krieg  bedingt  und 
verursacht  werden.  Sie  geben  Anlass  su  folgenden  Fragen:  Ist  4ie  Be- 
schlagnahme genau  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  bewirkt  worden? 
Hat  der  Nehmer  nicht  das  Kriegsrecht  Übertreten?  Hat  er  sich  nicht  in 
der  StaatszugehSrigkeit  des  Schiffes  oder  der  Ladung  geirrt?  Hat  er  die 
Beschlagnahme  nicht  etwa  in  neutralen  Gewftssem  vorgenommen?  usw. 

Es  ist  ein  allgemeiner^  ständiger,  mehrhundertjähriger  Grundsatz,  dass 
ttber  jede  Prise  eine  gerichtliche  Entscheidung  herbeizuführen  ist. 

Bis  zur  Entscheidung  besteht  das  Becht  des  Nehmers  auf  die  Prise 
nur  in  einer  Anwartschtdft.  —  Der  Nehmer  ist  nicht  Eigentümer.  —  Er 
kann  es  werden,  wenn  der  Besitz,  den  er  austtbt,  fttr  gttltig  anerkannt 
wird;  denn  wenn  die  Beschlagnahme  für  rechtmässig  erklärt  wird,  so  ver- 
wandelt sich  die  Tatsache  in  ein  Becht.  Das  Urteil  bildet  den  Bechts- 
grund  für  den  Nehmer.  ^  —  Bis  dahin  sind  Wegnahme,  längere  Besitz- 
dauer, sowie  Verbringung  an  einen  sichern  Ort  blosse  Tatsachen.  —  Die 
occupatio  bellica  ist  nidits  anders  als  die  causa  remota  des  Erwerbs;  die 
causa  proxima  ist  in  dem  Urteile  zu  suchen. 

Werden  Schiff  und  Ladung  als  Feindes  Eigentum  anerkannt  und  erfoglte 
die  Beschlagnahme  dem  Herkommen  gemäss,  so  bilden  Schiff  und  Ware 
eine  Seeprise.  —  Die  dem  Nehmer  zuerkannte  Übereignung  begründet 
ein  Becht. 

1423.  —  Die  Entscheidung  ttber  Prisen  gebührt  d^n  Nehmestaate. 
Ztiständig  sind  dessen  Gerichtshöfe  oder  besonders  bestellte  Prisengerichte. 
Ist  der  Nehmestaat  aber  nicht  Bichter  und  Partei  in  einer  Person? 

Wollte  man  dem  Staate  des  Weggenommenen  die  Entscheidung  über 
die  Prise  übertragen,  so  würde  man  demselben  Bedenken  begegnen  und 
auf  die  nämliche  Schwierigkeit  stossen.  Würde  man  einen  dritten  Staat 
mit  der  Aburteilung  betrauen,  so  leugnet  man  damit  die  Unabhängigkeit 
des  Nehmestaates.  Die  Entscheidung  des  dritten  Staates  wäre  aber  auch 
unwirksam,  denn  sie  kann  nicht  vollstreckt  werden,  da  der  Nehmer  der 
souveränen  Gewalt  dieses  Staates  nicht  unterworfen  ist.  Man  müsste  die 
Gewalt  des  Nehmestaates  anrufen,  der  ganz  nach  seinem  Gutdünken  seine 
Mit¥rirkung  gewähren  oder  versagen  würde.  —  Es  wäre  ein  Kreislauf, 
der  zu  demselben  Punkte  zurückführt  und  der  nur  noch  Anlass  zu  weitem 
Verwicklungen  geben  kann. 

1424.  —  Es  kommt  hinzu,  dass  die  Ausübung  des  Prisenrechts  ein 
Ausfluss  des  Kriegsrechts  selbst  ist.    Dem  Nehmestaat  fäilt  völkerrecht- 

1)  0.  F.  T.  Härtens,  op.  dt,  Kap.  III,  §  5d.  —  Pistoye  et  Daverdy,  op.  cit, 
t  ü,  p.  114  et  8.  —  PJiillimore,  Comment,  t  III,  $  424. 

9)  Geffcken,  Heffter,  op.  cit,  §  18S,  Anm.  3.  —  Trayers  Twiss,  op.  cit, 
t  n^  eh.  IX,  No.  171  et  176. 
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Orguisation,  die  ZustSndigkeit  und  das  Verfahren  der  Prisengerichte, 
erlassen.^)] 

1487.  —  Es  w&re  sehr  interessant,  die  geschichtliche  Entwicklung 
der  französischen  Prisengerichte  zu  verfolgen,  aber  dies  würde  die  natür- 
liche Aufgabe  dieses  Buches  überschreiten.  —  Eine  vorzügliche  Dar- 
stellung der  Geschichte  dieser  Einrichtung  findet  man  in  dem  „Trait^  des 
prises  maritimes^  von  Pistoye  et  Duverdy.  —  Die  Dekrete  vom 
18.  Juli  1854,  vom  9.  Mai  1859  und  vom  28.  November  1861  setzten  ein 
besonderes  Gericht,  den  Prisenrat,  den  Conseil  des  prises,  ein.  —  Ein 
Dekret  vom  27.  Oktober  1870  bestellte  wegen  der  Beli^erung  von  Paris 
ein  provisorisches  Gericht,  den  Conseil  provisoire,  der  aus  Beamten  der 
Justiz,  der  Marine  und  der  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
gebildet  war.    Dies  Gericht  war  bis  zum  26.  Februar  1871  in  Tätigkeit. 

—  Die  Berufung  gegen  Erkenntnisse  des  Conseil  des  prises  geht  an  den 
Staatsrat,  den  Conseil  d'Etat.  —  Vor  dem  Conseil  des  prises  können  die 
Parteien  ihre  Schriftsätze  und  Anträge  selbst  unterschreiben,  im  übrigen 
werden  diese  Schriftstücke  durch  die  beim  Conseil  d'Etat  zugelassenen 
Advokaten  unterzeichnet. 

14S8.  —  In  England  wird  die  Prisengerichtsbarkeit  in  erster  Instanz 
durch  eine  Abteilung  des  obersten  Gerichtshöfe,  die  sogenannte  Probate 
and  admiralty  Division,  ausgeübt.  Die  Mitglieder  dieser  Abteilung  werden 
zu  Beginn  eines  jeden  Krieges  durch  eine  besondere  Bestallung  zu  Richtern 
in  Prisensachen  ernannt.  —  Diese  Abteilung  besteht  aus  zwei  Richtern, 
die  als  Einzelrichter  entscheiden  können  und  dies  auch  tatsächlich  tun. 
Appellinstanz  ist  das  ludicial  Commitee  des  Privy  Council,  der  Ausschnss 
des  Geheimen  Rats  fUr  Gerichtsbarkeit.  Seine  Entscheidungen  sind  rechts- 
kräftig.^ 

1429.  —  Die  Prisengerichte  werden  bis  jetzt  nur  in  England,  Holland 
und  den  Vereinigten  Staaten  ausschliesslich  mit  richterlichen  Beamten 
besetzt.  —  Spanien,  Frankreich  und  Italien  ernennen  Verwaltungsbeamte. 

—  In  Osterreich,  Dänemark,  Preussen  und  Russland  gilt  ein  gemischtes 
System,  indem  das  richterliche  nnd  das  Verwaltungselement  mehr  oder 
weniger  ungleich  vertreten  ist") 

1430.  —  Welche  Organisation  vei'dient  den  Vorzug?  Bulmerincq 
spricht  sich  für  eine  Besetzung  mit  ausschliesslich  richterlichen  Beamten 
aus.  —  F.  V.  Martens  glaubt,  es  sei  besser,  dem  Prisengerichte  einen 
gemischten  Charakter  zu  geben  und  demnach  richterliche  und  Verwaltungs- 
beamte mit  einander  wirken  zu  lassen:  „Der  gerichtlich-administrative 
Organisationsmodus  bietet  den  Vorteil,  dass  er  zur  Beurteilung  der  Prisen- 
sachen ein  politisches  und  administratives  Element  heranzieht,  was  an- 
gesichts des  Umstandes,  dass  in  die  Streitsachen  wegen  Aufbringung, 
insbesondere  neutraler  Schiffe  und  Ladungen  jedesmal  auch  politische 
Interessen  verflochten  sind,  unumgänglich  erscheint^.  —  Auch  de  Boeck 
scheint  eher  dem  gemischten  Systeme  zuzuneigen.^) 

1481.  —  Sind  die  Prisengerichte  streng  genommen  als  Gerichte  an- 


1)  FR.  D.  I.  P.,  t  II  Documents,  p.  4.  —  Ariga,  op.  cit.  p.  878.] 

2)  Phillimore,  Comment,  t  III,  $  489.  —  Bulmerincq,  Le  droit  des  prises 
maritimes,  R.  D.  L,  t  X  p.  187. 

3)  Bulmerincq,  Le  droit  des  prises  maritimes,  R.  D.  I.,  t.  X  pp.  120,  240,  488. 
S30  et  8.  —  Paternostro,  DeUe  prede  etc.  i^p.  87—90.  —  r.  v.  Ifartens,  Traite 
de  Droit  intern.,  t.  III  $  125.  —  Negrin,  Derecho  intern,  marit  No.  823. 

4)  Bulmerincq,  Les  droits  nationaux  etc.  R.  D.  L,  t.  XIII  pp.  473  ets.  —  F. 
▼.  Martens',  Völkerrecht,  B.  II,  §  125.  —  De  Boeck,  op.  cit.  No.  836. 
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zusehen?  Diese  Fragte  ist  von  den  Scbriffttellern  und  aneh  auf  den  Ver- 
sanunlungen  des  Instituts  für  Völkerrecht  erSrtert  worden;  sie  scUiesst 
die  Frage  nach  der  eigentlichen  Natur  des  Prisoirechts  in  sich.  —  Li 
allen  Prisensachen  kommt  eine  Rechtsfrage  in  Betracht,  es  ist  die  nack 
Aer  Rechtmässigkeit  der  Prise,  ttber  die  der  Prisenrat  oder  der  Prisenhof 
entscheidet,  neben  dieser  Frage  und  vor  ihr,  macht  sich  aber  auch  ^e 
][K>litische  Frage  geltend,  nämlich  die  nach  der  Zweckmässigkeit,  der 
Opportunität. 

Die  Prisen  werden  im  Namen  des  Staates  gemacht.  Der  Staat  kann 
vor  dem  Urteilsspruche  die  Rückgabe  einer  Prise  anordnen,  weil  er  davon 
Überzeugt  ist,  dass  die  Wegnahme  unrechtmässig  war;  er  kann  dies  aber 
auch  aus  rein  politischen  Erwägungen  tun.  —  So  handelte  die  französische 
Regierung  im  Jahre  1870  in  Sachen  des  deutschen  Schiffes  „Oh^rardine^. 
—  Die  Prisengerichte  haben  also  nur  dann  Aber  die  Rechtmässigkeit  der 
Prisen  zu  erkennen,  wenn  der  Staat  ihnen  die  Entscheidung  Aber  diese 
Frage  belassen  will. 

14S8.  —  Die  englischen  Richter  und  Schriftsteller,  wie  Travers 
Twiss,  Lord  Stowell,  Phillimore  u.s.w.,  erkennen  den  richterlichen 
Charakter  der  Prisengerichte  ausdrücklich  an. 

Der  dänische  Rechtslehrer  Tetens  (im  Anfange  des  19.  Jahr- 
hunderts) halt  daf&r,  dass  die  Prisengerichte  wirkliche  Gerichtshöfe  sein 
mttssten.    Bulmerincq  empfiehlt  dies  auch. 

De  Boeck  ist  der  Ansicht,  dass  der  Prisenhof  oder  der  Prisenrat 
Ausnahmegerichte  seien.  Die  besondem  Fragen,  die  sie  zu  entscheiden 
hätten,  setzten  bei  ihren  Mitgliedeiii  besondere  Kenntnisse  voraus,  deren 
Vorhandensein  man  bei  den  Richtern  der  ordentlichen  Gerichte  nicht  er- 
warten dürfe.  —  Der  Prisenhof  und  der  Prisenrat  sind  internationale 
Gerichte,  zwar  nicht  wegen  ihrer  Zusammensetzung,  wohl  aber  wegen 
ihrer  Aufgabe.  Lord  Stowell  sagte:  „Dies  Gericht  ist  ein  intemationiües 
Gericht,  das  unter  der  Autorität  des  Königs  von  Grossbritannien 
Recht  spricht''.^) 

Im  Gegensatze  hierzu  bestreitet  Massö  dem  Prisenrate  die  Eig^i- 
Schaft  eines  eigentlichen  Gerichts.  Seine  Tätigkeit  sei  eher  verwaltender, 
als  richterlicher  Natur,  da  der  Weggenommene,  wie  gross  auch  das  ihm 
zugefügte  Unrecht  sei,  kein  Klagerecht  gegen  den  Nehmer  habe.  Die 
Au6icht  Ober  die  Ausübung  des  Prisenrechts  sei  nur  eine  Befiignis  des 
Nehmestaates.  Das  Prisengericht  sei  nichts  weiter  als  eine  Verwaltungs- 
behörde des  Staates  (instance  de  police),  die  das  Vorgehen  des  Nehmers 
zu  untersuchen  habe.  —  Mit  etwas  andern  Ausdrücken  ist  dies  auch  die 
Ansicht  von  Cauchy,  Calvo,  Klflber,  Pistoye  et  Duverdy,  de 
Rayneval  u.  a.^ 

1483  —  Das  Piisengericht,  mag  man  es  nun  als  ein  wirkliches  Ge- 
richt oder  als  eine  Verwaltungsbehörde  ansehen,  entscheidet  nur  ttber  die 
Rechtmässigkeit  der  Wegnahme.  Es  entscheidet  nicht  Ober  die  Frage 
nach  dem  Eigentum  an  dem  Schifte  oder  der  Ladung;  diese  bleibt  den 
Parteien  vorbehalten.  Sie  wird  nur  dann  und  auch  nur  insoweit  gepräft, 
als  sie  mit  der  Frage  nach  der  StaatszugehOrigkeit  zusammenhängt 
(No.  597  u.  ff.). 

Die  Prisengerichte  haben  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  Recht 

1)  De  Boeck,  op.  eil,  No.  888—887. 

2)  Cauchy,  op.  cit,  t  I,  p.  66.  —  CalTO,  op.  cit,  t  V,  §  3046  et  s.  —  Masse, 
Droit  commerc,  p.  846.  —  Klüber,  op.  cit,  K  295  n.  S96.  —  Pistoye  et  Duyerdy, 
op.  cit,  t.  II,  p.  182. 
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za  sprechen,  denn  sie  haben  das  Eriegsrecht  anzuwenden.  —  Die  krieg- 
fthrenden  Staaten  erlassen  ||;ewBhnUch  bei  Beginn  eines  Seekrieges  Dekla- 
rationen nnd  Verordnungen  ttber  das  Prisenrecht.  Diese  richten  sich 
natürlich  an  die  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe  (oder  der  Kaper),  die  snr 
Beobachtung  der  einzelnen  Bestimmungen  verpflichtet  sind.  Auch  tta  die 
Prisenrichter  sind  sie  bindend.  —  Die  Vorschriften  können  aber  im  Wider- 
spruche mit  dem  Volkerrechte  stehen.  Was  ist  in  einem  solchen  Falle 
Rechtens? 

1434.  —  Die  Richter  der  englischen  Prisengerichte  versteigen  sich 
2U  der  Behauptung,  das  sie  das  Völkerrecht  anwendeten,  sie  be- 
seitigen den  gedachten  Widerspruch  durch  eine  sehr  bequeme  Schluss- 
folgerung.  Sie  geben  zu,  dass  das  Völkerrecht  seinen  Ausdruck  in  den 
Akten  oder  Gesetzen  findet,  die  das  Parlament  erlässt.  —  Weiterhin  halten 
sie  es  aber  auch  fbr  ausgemacht,  dass  die  Admiralitäts-  und  Appellatiotts- 
gerichte,  die  sich  bei  ihren  Entscheidungen  nach  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen haben  leiten  lassen,  das  Völkerrecht  in  der  Tat  beobachtet  haben, 
und  dass  daher  ihre  Erkenntnisse  das  Ansehen  und  die  Kraft  eines  Rechts- 
satzes erlangen,  dass  sie  Recht  bilden.  Das  Urteil  ist  mehr  als  eine  Ur- 
kunde, die  eine  Rechtsregel  auslegt  und  deren  Sinn  mehr  oder  weniger 
genau  feststellt;  es  ist  die  Rechtsregel  selbst,  es  ist  die  lex.  —  Man  darf 
dieses  den  englichen  Richtern  und  den  amerikanischen  Publizisten  eigen- 
tfimliche  Verstandes-Eunststttck  nicht  vergessen,  wenn  man  verstehen  will, 
wie  gewisse  Entscheidungen  zustande  gekommen  sind,  und  wie  sich  die 
englischen  Prisenrichter,  verblendet  durch  die  englischen  Interessen,  so 
parteiisch  und  so  geneigt  gezeigt  haben,  die  Rechte  der  Eriegsparteien 
in  Übertriebener  Weise  auszudehnen,  i) 

1435.  —  In  Preussen  bestimmt  Artikel  29  des  Prisenreglements  vom 
20.  Juni  1864:  „In  Ansehung  der  rechtlichen  Entscheidungsnormen  dienen 
ihnen  (dem  Prisenrat  und  dem  Oberprisenrat)  die  erlassenen  prisenrecbt- 
lichen  Vorschrift;en,  in  deren  Ermnanglung  die  sonstigen  völkerrechtlichen 
Grundsätze  zur  Richtschnur,  unbeschadet  der  Berücksichtigung  der  mit 
neutralen  Staaten  abgeschlossenen  Verti*äge  und  unbeschadet  der  An- 
wendung der  Retorsion  in  den  dazu  geeigneten  Fällen." 

Das  östeiTcichische  Reglement  vom  21.  März  1864  bestimmt,  dass 
das  Gericht  als  Grundlage  für  seine  Entscheidungen  die  vom  Völkerrechte 
anerkannten  Grundsätze  und  besonders  die  Verordnung  vom  3.  März  1864 
zu  beobachten  habe.  —  In  Italien  entscheidet  die  Prisenkommission  ge- 
mäss Artikel  5  des  Dekrets  vom  20.  Juni  1866  nach  den  im  Seegesetz- 
buche niedergelegten  Regeln  und  den  den  Befehlshabern  der  Seestreitkräfte 
gegebenen  Verhaltungsmassregeln. 

1436.  —  Bluntschli  weist  auf  die  falsche  Stellung  der  Prisenrichter 
hin.  wurden  sie  ohne  Rttcksicht  auf  die  Prisenreglemente  ihres  Staates 
lediglich  nach  ihrem  Verständnisse  des  Völkerrechts  dieses  anwenden,  so 
wären  sie  in  Gefahr,  von  ihrer  Staatsregierung  zur  Verantwortung  gezogen 
zu  werden.  Wttrden  sie  einfach  die  besondem  Vorschriften  ihrer  Staats- 
autorität anwenden  ohne  alle  Rttcksicht  auf  das  Völkerrecht,  so  wttrden 
sie  sich  gegen  ihren  völkerrechtlichen  Beruf  veifehlen. 

Auch  Heffter  tadelt  lebhaft  die  bei  der  Seebeute  geltenden  Grund- 
sätze und  die  Stellung  der  Mitglieder  der  Prisengerichte  (op.  cit.,  §  139). 

1)  Bulmerincq,  Le  droit  des  prises  maritimes  R.  D.  I.,  t.  1,  p.  186.  —  De 
Boeck,  op.  cit,  pp.  876  et  s.  —  Gessner,  Le  droit  des  nentres  sur  mer,  pp.  408  et  s. 
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§  2.  —  Verfahren  und  Entsoheldung. 

1437.  —  Das  Verfahren  in  Prisensachen  wird  in  jedem  Staate  durch 
Sondergesetze  bestimmt.  —  Es  ist  nicht  unsere  Aufgabe,  sie  darzustellen. 
Einige  allgemeine  Angaben  genOgen.^) 

Alle  Staaten  haben  dafür  gesorgt,  dass  bei  Ankunft  der  Prise  in 
einem  Hafen  des  Nehmers  sofort  durch  ein  Gericht,  eine  Kommission  od^ 
einen  Beamten  der  Marineverwaltung  zu  einer  vorbereitenden  Untersuchung 
geschritten  wird.  —  Diese  Untersuchung  ist  von  grosser  Wichtigkeit; 
denn  sie  liefert  dem  Prisengerichte  die  Unterlagen  fttr  seine  Entscheidung. 
Sie  wird  in  den  einzelnen  Ländern  beiniAe  in  einheitlicher  Weise  geführt 
Im  allgemeinen  ist  sie  nicht  kontradiktorisch  (S.  für  Frankreich:  B^chluss 
vom  6.  Germinal  8;  Beschluss  vom  2.  Prairial  11;  Dekret  vom  18.  Juli 
1854.  —  Dänisches  Reglement  vom  13.  Februar  1864.  —  Österreichische 
Reglement  vom  21.  März  1864.  —  Preussisches  Reglement  vom  20.  Juli 
1864  (§§  8  und  9)  usw.). 

1438.  —  Ist  die  Untersuchung  geschlossen  und  sind  vorläufige  Schutz- 
massregeln  fttr  Schiff  und  Ladung  getroffen  worden,  so  wird  die  Sache  vor 
das  Prisengericht  erster  Instanz  gebracht.  —  Der  Nehmer  hat  die  be- 
queme Stellung  des  Beklagten.  Die  Stellung  des  Klägers  wird  den  an 
Schiff  und  Ladung  berechtigten  Personen  aitfgebttrdet.  —  Dem  Nehmer 
liegt  nicht  der  Beweis  der  Rechtmässigkeit  und  Regelmässigkeit  der  Prise 
ob;  hierfttr  spricht  die  Vermutung.  Es  bleibt  den  Berechtigten  anheim- 
gestellt, ihre  Rechte  gegen  den  Nehmer  darzutun  (zu  reklamieren).  Sie 
haben  ihre  Schuldlosigkeit  zu  beweisen. 

Können  sie  den  Beweis  auf  jede  beliebige  Art  fChren?  Nein.  —  Nach 
einigen  Gesetzen  kann  der  Beweis  nur  durch  die  Schiffspapiere  erbracht 
werden;  nach  andern  kann  das  Oericht  auch  andere  Beweismittel  zulassen. 

1439.  —  Gegen  das  Urteil  erster  Instanz  kann  vom  Kläger  (Rekla- 
mant) oder  vom  Verti-eter  der  Regierung  Berafung  (Appellation)  bei  dem 
höhern  Gerichte  eingelegt  werden.  —  Die  Berufungsfrist  schwankt  in  den 
verschiedenen  Gesetzen  zwischen  3  und  10  Tagen,  oder  1  und  3  Monaten. 

1440.  —  Das  Gericht  erster  Instanz  oder  das  Berufungsgericht  kann 
je  nach  Lage  der  Sache  die  Verurteilung  des  Schiffes  oder  der  Ladung 
oder  beider  aussprechen.  —  Dies  Urteil  bewirkt  die  Konfiskation:  es  über- 
trägt dem  Staate,  oder  dem  Nehmer  (oder  dem  Kaper)  das  Eigentum.  — 
Der  Staat  übergibt  oft  einen  Teil  des  Wertes  der  Prise  der  Besatzung 
des  Schiffes,  das  die  Wegnahme  ausgeführt  hat. 

Das  Gericht  kann  die  vorbehalüose  Zurückgabe  der  Prise  anordnen; 
der  Reklamant  hat  die  Kosten  und  Auslagen  zu  tragen.  —  Mit  der  Rück- 
gabe kann  auch  die  Verurteilung  des  Nelmiers  zur  Zahlung  der  Kosten 
und  zur  vollen  Schadloshaltung  des  obsiegenden  Klägers  verbunden  sein. 
Dieser  Grundsatz  ist  niemals  bestritten,  aber  auch  fast  niemals  angewendet 
worden. 


1)  Man  findet  in  dem  Berichte  von  Bulmerincq,  Le  droit  des  priset  marit.  1^ 
partie  eine  genaae  Wiedergabe  aller  Gesetze  der  Seemächte,  R.  D.  L,  t  X,  pp.  185 
et  8.,  pp.  884  et  8.;  pp.  585  et  8.  —  Pereis,  op.  cit.,  §  59.  —  Qessncr,  Le  droit  des 
nentres  8ar  mer,  pp.  409  et  s. 
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Viertes  Buch. 


Die  NeutralKat 


(D*AbreiL    TnütA  dM  prlaes  maritiBies.   —  AUlna  et  Chilty.    TrmUdopncUco  de  U  ley  de  Im 
las  nlattTemeikte  al  efeeto  legal  de  U  goem  sobre  el  comereio  de  los  belligermntes  y  neutrales.  — 
Asnal.    Droit  auurltime  de  l'Europe,  180&.  —  Bsjer.    NsTixes  de  gneire  et  ports  neatres,  R.  D.  L,  tu 


BsdOBes  nlattTemeikte  al  efeeto  legal  de  la  goerra  sobre  el  comereio  de  los  belligerantes  y  neutrales.  • 
Asnai.    Droit  maritime  de  l'Europe,  180&.  —  Bajer.    NaTires  de  gneire  et  ports  neatres,  R.  D.  L,  t  _ 
Qe  Stele),  p.M2.  —  Baleh.    The  Alabama  arbltraUon,  1900.  —  Von  Bar.    Obserrations  snr  la  oontrebande 


■aeioBes  noatrmlee,  1898.  -  BasdoTant  Du  droit  d*arr§ter  en  baate  mer  les  indlTidos  qni  royagent  k 
desUnation  d*an  pays  belUg^rant,  J.  L  P.  t  ZXYII,  p.  918.  —  Beacb  Lawrence.  The  Indirect  daims  of 
die  United  Staates  nnder  tbe  trea^  ot  Washington  of  may  8-1871.  —  BelUgerent  and  soTor^gn  riäits  as 


de  goem,  It.  D.  L,  t.  XXVI,  p.  401.  —  De  la  Barra.    La  nentralidad.    Dereehos  y  obUgaeiones  de  las 

■adones  m        ' ^      '  '     ^     ^ "^   - 

desUnation 
die  United 
legards  nentrals  dnring  the  war  oi  secesslon.  ~  Bergbohm.    Die  bewaffnete  NentralitAt  (17^178^5«  1884. 

—  Berner  im  Staatslezlkon  Ton  BluntschlL—  Blnntschll.  La  onestion  de  TAlabama,  1870.  —  De  Boeck. 
De  la  propri6t4  priy«e  ennemie,  etc.,  1888,  nos  e08  ä  790.  —  El  bloqneo  eontinental,  La  Admlnistiiition, 
septambre  1895.  —  Bompard.  Le  bld,  eontiebande  de  gnerre,  Bevne  poüt.  et  parlem.  1899,  t  XX,  p.  308. 
Brecher  de  la  PUchftre.  La  contrebande  de  gnerre  k  nnstitot  de  Droit  international,  R.  D.  I ,  t  I  (3e  sörie), 
p.  887.  —  Brnsa.  L^affaire  da  Doelwrk,  R.  D.  I.  P.,  t  lY,  p.  157.  —  Balmerincq.  Le  Droit  des  piises 
nariUmee,  R.  D.  I.,  t.  X,  XI,  XII  et  Xm.  ~  B*ary.  La  neatrallt6  de  la  Baisse  et  son  Observation  darant  la 
nerre  aciaelle  (187o),  R.  D.  L.  t.  II,  p.  686.  —  Bylandt.  Het  Blokaderecht,  1880.  —  Bynkershoek. 
Qoaestionss  juris  publid,  IIb.  1,  cap.  8  i  15.  —  CalTO.  Examen  des  trois  r^es  de  Washington,  R.  D.  I., 
t  YI,  pp.  458  et  8.  —  Caleb-Coshing.  Le  traitd  de  Washington,  1874.  —  Cantakouzdne-Speransky. 
Essai  d*ane  ddflnitlon  de  nd4e  de  contrebande  de  gnerre  (rassisch).  —  Carnaiia-AmarL  Del  blocoo 
marittimo,  1897.  —  Castle.  The  law  of  commerce  in  time  of  war,  187a  —  Castellani.  La  cattora  del 
Doehryk  e  la  commissione  delle  prede,  Supplemento  al  Giomale  la  PeraeToranxa,  28  dlcembre  1896.  — 
Caachy.  Le  Droit  maritime  Internat,  t^  I  et  u,  passim.  —  Chitty.  Law  of  Nations  relatlng  to  commerce 
of  belUgerents  and  nentrals,  1812.  —  Cocceli.  De  jure  belli  in  amicos.  —  De  Cossy.  Phases  et  causes 
ett^bres  du  Droit  des  gens,  1856.  —  Danewskt  Apercu  historique  de  la  neutralit«  (russisch).  -  Dane. 
The  law  of  blockade,  1870.  —  Decane.  Effect  of  war  opon  the  trade  and  property  of  nentrals  and  maritime 
eaptore  and  prise.  ~Descamp8.Le  droit  de  la  paix.  fissai  sur  rfrolution  de  la  nentralit«  et  la  constitotion 
du  Padg6rat,  1898.  S.  auch  R.  D.  L  P.  t  YII,  pp.  629  et  705.  -  Desjardins.  Le  Congrte  de  Paris  et  la 
iarispmdenoe  internationale,  1884.  —  lab  deniers  progrte  du  Droit  international,  Revue  des  Deux-Hondes, 
15  jasTler  1882.  —  Comment  la  Rassie  prit  sa  place  en  Europe,  Revue  des  Deux-Mondes,  15  octobre  1898.  — 
Dlena.  Le  jugement  dn  Conseil  des  prlses  dltalie  dans  Taffaire  da  Doelwyfc,  J.  L  P.,  t  XXIV,  p.  268.  — 
Doniol.  Histolre  de  la  parUcipaÜon  de  la  Prance  k  r^tablissement  des  Etats-Unis,  t  HL  —  Llntrodoetton 
par  la  France  dn  Droit  des  neatres  dans  le  droit  public  maritime,  1889.  —  Drouyn  de  Lhuys.  Les  neutres 
pendant  la  guerre  d'Orient,  1868.  ~  Duboc  Du  droit  de  visite  en  temps  de  guerre,  R.  D.  L  P.,  t.  lY,  p.  882 

—  Dabei s.  Devoirs  et  reeponsabilit«  des  Etats  neatres,  R.  D.  I^  t  XXIX,  p.  188.  —  Esperson.  Diritto 
e  doveri  del  neutrali  e  belUgeranti.  —  La  questione  doli'  Alabama,  1869.  —  F.  C.  B.  Ancora  della  decisione 
della  commissione  italiana  della  prede  neu'  affare  Doelwyk.  -«  Farrelly.  NeutraLs  and  the  Madagascar 
expedition,  American  law  Review,  t  XXIX,  p.  589.  —  PaulPauchille.  Du  blocos  maritime,  1882.  ~  Une 
ententa  franeo-rosse  pour  la  libertA  des  mers,  Nouvelle  Revue,  1er  janvier  1898.  —  La  diplomatie  fTan^aise 
•t  la  ligue  des  neutres  de  1780,  1898.  —  La  thdorie  du  voyage  continu  en  matitre  de  contrebande  de  guerre, 
R.  D.  L  P.,  t  lY,  p.  297.  —  F6raud-Giraud.  De  la  nentralit6  dans  les  guerres  entre  Etats,  les  guerres 
eiviles  et  les  difftoends  entre  Etat  protecteur  et  Etat  protAg«,  R.  D.  LP.  t  II,  p.  291.  —  Causerie  sur  une 
question  de  neutralit^  J.  I.  P.,  t.  XXYEL  p.225.  —  Flore.  Contrabando  de  goerra,  Revista  general  de  legis- 
lacion  y  jurisprudencia,  1896,  t  88,  pp.  201  et  417.  —  Flassan.  Histolre  de  la  diplomatie  fran^aise,  t  m.  — 
Frfmont.   De  la  saisie  des  navires  en  cas  de  blocus,  1899.  —  Fromageot    Les  vivres  considörte  comme 

>0|ptr9baadf  deigfwrei^  I-  P*i  t.  XXYlI,  p.  29.  —  Funek-Brentano.  La  dtelaratlon  duCongrto  de  Paris 
.de  1856  et  söp  application  dans  les  temps  modernes,  R.  D.  L  P.,  t  I,  p.  824.  —  GallianL  Del  doveri  del 
<priadl{»l  giüAmgihMi.  tartfo  I>neat<illyl782.  -  Qef  f  cken.  Die  Ueferang  von  Kontarbande,  1891.  —  A.  Qentilis. 
DeiyÄs  betli..  -^r  GesSia^r.  Lej  Droit  des  neatres  snr  mer,  187&  —  Die  Alabamafras^  1872.  —  A  juridical 
ravftw"(if  the  t^kse'ot^thebriti^h't^aMtnr  äprfngbok.  ~  Kriegführende  und  neutrale  Mächt«,  ein  Beitrag  zur 
Hefevia.  .de* .  llnliHnirtloaaleD  [Reclita .  1»  •  KiMf fc^t^i  l^^tir  ^  ^  ^  1 «  >•  ^^  ^^^^  d«  visite,  8p4cialement  en  cas 
de  .guerre.  —  Gfovanni  de  Gioannls  Qranqiifnlo.  Diritto  pnblloo  marittimo:  Della  confisca  per  contra- 
ibUfl^.iMi'ISOArra,  ^i^irr"  Qpd;^ ho <^  .p>es  ttfutm^;  1891.; -p  QOstL  Secret  History  of  the  Armed  Neutn- 
lity,  1792.,—  Gover.  De  la  foundture  du  charbon  ou  autres'  tournitures  aox  beUigArants  (Englischer 
f^^^teidiiJäüit)  i:f.t>;.t<!£XV,  pr^-^GTofidh.  DeJtrt'beniMpaeis«Ub.iII,.fsap.I,  Y  etXYn.  —  Guynot- 
EMB^^f/^-/  I>U:lMocu8  maritline,  ;t899,  -  HflL  The  ri^ts  and  daties  of  ^eutrals;  1874.  —  Harris.  The 
TMäitnteir{  189el.*-^  Ha'tme^ille: '  Droftb  eü  deVoirir-Ses  niaüons'  Uedftes,  tM.  -^  BiMoire  des  origines, 
Idpi  ^^rogrtaiet  deff/,vaiia|flDM  du  dr^t  nu^itti»^  intar^ftional,.  1858-^869.  —  .Qowtioins  de  droit  maritime 
intematiqnaL  1858.  -r  Hellborn.  Rechte .  und  ^fliehten  der  Uentraletl  Biaatbn  In  Bezug  aa!f  die  Wahrend 
'M 'lEHi^  M  ibär 'Oebiat  ttbertretetadon  AngsUMgen  einer  Arme«  vkd,Am  Borthi^  gelbr^ohte  Kriegatatarial 
^, kriegfnhrendaa  Partßien,  1888.  —  ftosack.  läditff  «vi  duttes  of  british  and  neutral  commei^,  1854. 
^^'Hh\)frer.'^r&sai»ie  'des^faStimenDi  hJa^i<e6,lm^-^^vffroy.  Le  DroH  des  gens  martttmb  uuiversel, 
.  iMi  Ht  tK  i  99  K6  ^\>*?^ ^-  *  Die  iKQptii^^i^talsperre  in  Ihrer  O^nomisoh-MÜtlschen :  Bedeotong.  t-  K 1  e  e  ik.  Db  la 
contrebande  de  guerre  et  des  transports  Inlerdita  aux  peutres,  1898.  —  Röpohs^  aux  objeotions  prtodi^t4ee 
contre  le  projet  de*  ri^ediienl  sur  la  contrebande  de  t^rre«  W  WX^  t^XKVli,.  n.  53^  -^  Lois  at  josagBf.de 
la  neutralit«,  1898-1900.  —  Le,droit  dela  contrebande  de  guerre,  R.  D.  L,  t  XXV,  pp.  7,  124,  289  et  889.  — 
Bmreiäi  mot  fiorile  pr^^'de  rtfomie>d4s  r^^  de  isoontrebandiiMe  gnerre,  R,  D.-i.,  U  t^n,  p.  214. 
rr-  Dje.K|ua^arow.  Las  devoire.  d*un  gouvememepi  nentre,  R.  D.  L,  t  YL  -^  Lampredi.  Da  commerce 
des  n^rei/ ^n' tetaipe  de  ^eh«,  1802.  ^'  Lawrence.'  YisüafioA  and  sbarch,  1858.  —  LehmaDn.:  Die 
A^tuh«,^.Kr|4fl8kohterh4sdewaren  nach.k^eg^rbnde«  lAnde^  sfitena  Neutraler.  ^877.  >-  Lieher. ,  Lea 
ventes  d  armes  f altes  par  ie '  gouvernement  amöricain  pendaht  la  guerre  fran'Co-allemande,  R.  D.  I.,  t  IV 
pi  4691  -*i'Vtiviibie*:  The  obligaUom  oCnibtmU.  -^  Lo«ifr;:De8de««)irt>des  partleutiers  eo  temps  de  ne^- 
Mit«4  J.  L  ^^x,  IY,,p.,^.  —  Luchl^esirPalli.  Principes  de  Dfoit  public  mariUme.  —  Lupat^lli.  Del 
4ouinAbandii  e' diella  SU»  ixätui^  gittriäta,  Afchivio  giurttfi^,  f880,>  p.  SB9.  ^  Maöquaei.    Chief  points  in 

K)  Un»)<Qf  ^K-^  ieutri^y,  seafch  and  blQcfcode,  186^  -4-  Marco.  La  neutraliti,  1882.  —  Marquard-sen. 
r  TrentfMt    Zar  Lehre  von  der  Kriegskonferbande  ühd  dem  Titeisportdienbt  der  Neutralen,  1862.  — 
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O.  P.  T.  Martens.  ^tMt  oonoeniMt  JbM  «nutoon^  Im  prlMS  et  tot  rspriae^lTW.  -^^  ^*  M±'iSL*'. 


CM1M8  ottftbns  da  Droit  dM  geiiB,  1881.  —  F.  t.  Härtens.  BmobÜ  das  tnllte  de  U  Boaüa,  L  IX  (X)  «I 
t.  XL  —  Mayertieek.  AbhMdlvng  toa  SeaprotMt«  1801  —  M oantagae  Bernard.  Hiatorieal  aoeonnt  of 
the  neatnUty  of  Oreat  Britein  doiing  the  Aaeriean  ci¥U  wai;  1870.  —  Morrone.  Diiitlo  maxlttlme  dtl 
Begao  dltaUa,  188S.  —  Moseley.  Wkat  ie  oontraband  of  war  and  what  Is  not«  186L  —  Negria. 
Tratado  elemental  de  Dereoho  intenaeional  narttlao.  ^  NeafTille.  De  meroatnra  ei  naTigittoat 
geatinm  in  beUo  mediamm,  1886.  —  NikolakL  Origlne  da  eysMne  de  U  neatralit«  amde  de  1810  (ivanineh), 
Joamai  da  nünisttee  de  rinatmotton  pn¥U«a^  f^vrier  1898.  -  Nya.  La  goerrB  maritiBe,  188L  ~  Leo  eri- 
£ines  da  droit  interaattonal,  1804.  —  Notes  aar  U  neatraUM,  R.D.  L,  tnetmOe  B6rie).  ->  O'Dowd. 
The  Uw  and  fictB  of  tiie  Alabana,  1878.  —  Ortolan.  BAglee  intemattonaies  et  diplOBatle  de  U  mbc;  1861 
—  Palomftqae.  Un  peeado-caso  de  oontrabaado.  —  PanneraL  DeUa  aeree  aoBlea  in  nav«  neutrale  e 
della  merce  neutrale  in  nave  nemiea,  1810.  —  Pasrn.  State  Interference  in  oontraband  trade  and  bloeicide 
ninninf,  Law  masasine  and  Seriew,  L  XZIY,  p.  448.  —  PierantonL  La  qneottone  am^o-aBerleana  deif 
Alabama,  1870.  —  QU  arbitrati  intenuHonaU  e  U  trottete  de  Waataington,  1872.  —  Plocqne.  De  la  iMr  et  de 
la  aayigatlon  marltine.  —  PerelSw  Manoel  d«  Droit  maritiae  international  8e  part,  8§i8  A80.  —  Pisteye 
ei  Darerdy.  Trait«  des  priaee  maritinies.  —  Pradior-Foddrl  La  qaeetion  de  rAlabaaa  et  le  Droit  4M 
gens,  1873.  —  Atfaire  da  Laxer,  1870.  ~  De  BaynoTaL    La  libert4  dee  nera.  »  De  B4aL    La  neleniM 


gens,  1873.  —  Affaire  da  Laxer,  1870.  ~  De  Bayo 

da  Goarememeat,  t  Y.  —  Bebecqae.    De  nentrmlitate  tenpere  b^U,  1820,  —  Beyd.   The  caae  of  l^ 

Armstrong,  1857.  -  BiTier.    L*atfaire  de  l^Alabama  et  le  trtbonal  arbitral  de  Gen«?o.  —  Robinaoa. 


Trualations  of  8§  878  and  887  of  Consalate  of  the  See,  1800.  ~  Bojas.   Belacionee  entn  loe  heUgensrtH 
y  lo  poblacion  ehlL  Estadloe  nilitaree,  5  Jolllet  1806.  —  Bdonard  Bolin.    Note  sor  les  derotrs  ei  tos 
rosponsabitttda  dee  Btsts  nentrea,  B.  D.  L  t  XXYIH,  p.  661.  —  Deroirs  ei  reepensabitttte  des  State  ] 
B.  D.  In  t  XXIX,  ^  186.  -  Bomberg.  Des  T  - ^^^        ^ 


XXIX,  p.  186.  —  Bomberg.  Des  bellig4rante  et  dee  prisonnlen  de  goerre,  1801  —  Besäe.  Onide 
international  da  eommandaat  de  bfttiment de  gneR«,189l.  —  Boyarda.  De  plaelto  nUbera  naTO  Ubera  man*, 
1888.  —  BasseL  The  new  maritime  Law,  1868i  —  Santoponte.  n  eommereio  dei  pmolt  nenlrali  neOa 
goerra  marittima  e  1  pabblieistl  itaUani  del  See.  XVm.  1888.  —  S aandere.  The  neatrafShip  in  War  tteMS, 
1898.  —  Loaia  Selosse.  Le  charbon  oentrobande  de  goenre,  J,  L  P^  t.  XXV,  p.  441.  —  Schiattarelle. 


II  dlritto  deUa  neatraUti  nelle  gnerre  marittüne,  1881.  —  SehlegeL  Tiaitetien  of  Nentml  Veaaeli  i 
CosToy,  1801,  —  Sehayler.  Ameriean  diplomaey:  Neutral  rights.  1886.  —  Sidnes  Schopfer.  Le  principe 
juridique  de  la  neatralit«  et  eon  dTolutlon  dann  lldstoire  du  droit  de  la  gnenre,  1804.  —  Siegfried  weiee. 


La  guerre  de  1870  et  la  nentralit«  de  la  Belgique.  —  Sinclair.  Two  years  on  the  Alabaöna,  1886l  —  Seit- 
beer. Sammlung  offizieller  Aktenstücke  in  Besag  auf  Schiffahrt  und  Handel  in  Krtegassitaa,  1868-1861  — 
Stalpt  Abhaadlnngen  ttber  einige  Beehte  und  Yeibindlichkeiten  neutraler  Nationen  in  Selten  dee  Krie«», 
1701.  —  Steenwick.  Oorlogs-contrebande,  1888.  —  Strisower.  Konterbande  (OsterrBlchlsohss  Stasfea- 
wOrterbuch,  1896.  —  Sulpicius.  Letters  on  the  Northern  Confederaey,  180L  —  Teata-tU  Droit  pnbttc 
international  maritime,  1886,  8e  pari,  eh.  IV  h  X.  —  Tetena.  Coaslddranona  aar  las  droits  ridproqiies  des 
poiseaneee  belllg4rantes  et  dee  pulssaneea  neutres  sor  mer,  180&.  —  TrsTore  Twiaa.  La  tlidorie  de  la 
eontinuit4  da  royage  en  mauere  de  blocua  et  de  eontrtbande  de  guerre,  1877.  —  Tacker.  Piist  caae  ander 
cur  neutrality  laws,  The  Albany  law  Journal,  81  mars  1896.  —  Uli  mann.  La  Intte  intematieaale  contre  lee 
6pid4niiee  caua4ee  par  la  guerro.  Uno  question  du  droit  administratif  international  ei  du  droK  de  la  nentraBi4. 
B.  D.  L  P..  t  nr,  p.  487.  —  Der  deutadie  Seehandel  und  das  Seekrieg-  und  NeutraUtltarecht,  lOOOi  —  Upton. 
Law  of  Naaona  anecting  commerce  during  war,  1868,  —  Urqnhart  The  Dedaration  of  Paria,  1886.  —  NaTal 
Power  suppreaed  by  maritime  Staates,  1871  —  Yassalo.  Del  Commeroio  neutrale  paaaiTo  dei  geneil  di  eon- 
trabaado,  AntologU  gluridiea,  1896.  -  YatteL  Le  Droit  des  gens,  Ut.  m,  eh.  YII,  §8  108  4  186.  —  Ward. 
A  treaUse  of  the  relative  righta  and  dnties  of  belligerent  and  neutral  powera  in  the  maritime  aflaln,  180L 
Westlake.  Set  U  ddsirable  de  prohiber  rexportation  de  U  contrebande de  gnerre?  B.  D.  L,  t  O,  p.  611  — 
WhelesB.  The  cuban  insurreouon  and  ameriean  nentrality,  The  ameriean  law  BoTiew,  t,  XXXI,  p.  62.  -- 
Wilhelm.  Proteetorat  et  neutralit«.  Transport  maritime  du  matdrlel  de  guerre,  J.  L  P^  t  XXn,  p.  TSO.  — 
Wi Short.  How  to  abolish  eontraband,  Juridical  BoTiew,  octobre  1890.  —  X.  LeCode  du  deroir  et  da  droit 
d*une  pulseanee  neutre.  —  X.  Prench  blockade  and  neutral  Ships,  The  Law  Timee,  6  aoftt  1808.  —  X.  Contm- 
band  of  War,  The  Law  Timee,  28  aTril  1886.  —  X.  Neutral  coaunerce  and  blockade,  The  Law  Times,  7  mal 
1898.  -  IMUbdrationa  de  nnstitat  de  Droit  intemationaU  B.  D.  L,  tYIL  pp.  137, 282. 427  et  6861  -  S.  anch  B.  D. 
I.,  t.  Yn,  p.  73L  —  Siehe  auch  die  Tor  den  frohem  Abschnitten  erwihnten  Werke.) 

Paul  Fauehille,  Un  prqfet  de  Ni^olitm  I.  pow ViUihUaa^mmi  ^vn  tode mariUmt,  ML  D.  1.  F,  L  IZ^ 
p,  4t  el  «.  >-  Q§M$ntr,  KrUgßkrmtä»  wtd  n^iäraie  MächUf  1977. 

1441.  —  (Jnter  Neutralität  Yersteht  man  die  Nichtbeteiligong  eines 
Staates  an  einem  Kriege  zwischen  andern  Staaten.  Heffter  bezeichnet 
den  Znstand  der  Neutralität  als  den  ^^Fortbestand  aller  Rechte  des  Friedens 
mit  Parteilosigkeit  und  ohne  Feindseligkeiten  gegen  die  Eriegrtthrenden.* 

Geffcken  bemerkt,  dass  der  Begriff  der  Neutralität  wesentlich 
neuern  Ursprungs  sei,  „weder  das  Altertum  noch  das  Mittelalter  kannten 
ihn,  auch  das  Consolato  del  Mar  spricht  nur  you  amichs:  die  Ausdrücke 
amis,  pacati  geben  keineswegs  denselben  Sinn  wieder  wie  das  Wort 
Neutral  (Heffter,  §  144,  Anm.  2).  —  Allmählich  kam  zwischen  den  Staaten 
der  Brauch  auf,  sich  durch  FreundschaftSYcrtiäge  zu  Yersprechen,  niemals 
den  künftigen  Feinden  des  andern  Teiles  zu  helfen  und  nicht  zu  dulden, 
dass  die  Untertanen  dies  tun  würden.^    (Geffcken  a.  a.  0.) 

Hall  (8.  63)  schreibt  die  Entstehung  und  die  Entwicklung  des  Neu- 
tralitätsbegriffes  folgenden  beiden  Gründen  zu:  Der  Eifersucht  der  Kriegs- 
parteien, die  einen  dritten  Staat  zu  hindern  suchen,  der  Verbündete  des 
Feindes  zu  werden,  und  dem  Interesse  und  dem  Wunsche  der  dritten  nicht 
kriegführenden  Staaten,  ihren  Handel  mit  den  beiden  Gegnern  fried- 
lich   weiter    zu    betreiben.   —   Eine    unparteiische    Nichtbeteiligung    an 
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einem  Kriege  wurde  als  möglich,  erreichbar,  nützlich  und  gerecht  ange- 
sehen. Das  Völkerrecht  hatte  die  wesentlichen  Bedingungen  eines  solchen 
Znstandes  zu  bestimmen  sowie  die  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralität 
festzusetzen. 

1442.  —  Die  Lehre  von  der  Neutralität  wurde  zuerst,  wenn  auch 
unvollständig,  von  Orotius  dargelegt  (de  his,  qui  in  hello  medii  sunt).  ^) 
Sie  wurde  von  Bynkershoek  in  seinen  Quaestiones  juris  publici  (1737) 
aufgenommen  und  verbessert. 

Fttr  die  Publisasten  des  18.  Jahrhunderts  bieten  die  Fragen  der  Neu- 
tralität das  grösste  Interesse.  Die  Kriege  des  17.  Jahrhunderts  hatten  fast 
alle  Seemächte  auf  den  Kriegsschauplatz  geführt.  —  Je  weiter  der  Krieg 
auf  dem  Meere  um  sich  griff,  desto  grösser  wurde  bei  den  KriegfEUirenden 
die  Neigung,  die  Kriegsnotwendigkeit  als  Grund  vorzuschützen,  um  ihre 
Befugnis  zu  rechtfertigen,  den  Seehandel  der  Neutralen  ihrerseits  zu  hindern. 
(Travers  Twiss,  op.  cit.  t.  n.  No.  209). 

Trotzdem  weist  Geffcken  daraufhin,  dass  die  von  den  Schriftstellem 
aufgestellten  und  gepriesenen  Grundsätze  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts doch  nur  einen  ziemlich  schwachen  und  beschränkten  Einfluss 
auf  die  Pnuds  ausgeübt  hätten.  Den  Grund  hierzu  erblickt  er  in  folgen- 
dem: Die  Neutralität  setzt  ein  Gleichgewicht  der  Staaten  voraus,  das 
dem  Mächtigen  nicht  erlaubt,  den  Schwachen  zu  zwingen;  dies  Gleichge- 
wicht fehlte  namentlich  zur  See,  wo  es  stets  eine  vorherrschende  Macht 
gegeben  hat.  Zuerst  strebten  die  Holländer,  dann  England  ihr  Überge- 
wicht zu  benutzen,  um  die  Neutralen  zu  nötigen,  sich  ihren  Ansprüchen 
zu  fügen.  „Und  selbst  in  unsem  Tagen  haben  wir  gesehen,  fiigt  Geffcken 
hinzu,  dass  die  Vereinigten  Staaten,  die  früher  die  Rechte  der  Neutralen 
vornehmlich  verteidigten,  dieselben  während  des  Bürgerkrieges  missachteten 
und  die  der  KriegflUirenden  auf  die  Spitze  trieben.^  (a.  a.  0.). 

Die  Bündnisse  der  bewaffneten  Neutralität  von  1780  und  1800  haben 
in  wirksamer  Weise  dazu  beigetragen,  dem  Begriffe  der  Neutralität  in 
der  Praxis,  wie  in  der  Theorie  des  Völkerrechts  eine  stärkere  und  festere 
Grundlage  zu  geben.  —  Aber  namentlich  ist  dies  den  Bichtem  der  Ge- 
richtshöfe der  Vereinigten  Staaten  zu  verdanken,  die  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  dazu  berufen  waren,  die  Segeln  der  Neutralität  aufzu- 
stellen, um  die  Verein.  Staaten  als  neutrale  Nation  während  der  grossen 
napoleonischen  Kriege  gegen  die  Sj*euzer  der  kriegführenden  Staaten  zu 
verteidi|2:en. 

144S.  —  Grundsätzlich  ist  die  Neutralität  die  Betätigung  des  jedem 
Staate  gebührenden  Rechts  auf  Freiheit  und  Unabhängigkeit.  Grundsätz- 
lich steht  es  jedem  Staate  frei,  an  einem  Kriege  zwischen  andern  Nationen 
teilzunehmen,  oder  ihm  völlig  fem  zu  bleiben.  —  Aber  diese  freie  Wahl 
kann  einem  Staate  ausnahmsweise  entzogen  sein,  und  zwar  entweder  kraft 
eines  Bündnisvertrages,  den  er  mit  einer  der  Kriegsparteien  abgeschlossen 
hat,  oder  zufolge  einer  vertragsmässigen  Neutralisation,  die  im  allgemeinen 
Interesse  auf  ewige  Zeiten  vereinbart  worden  ist. 


1)  [Es  scheint,  dass  der  erste  Schriftsteller,  der  das  Wort  Neutralität  gebraucht 
hat,  Neumayer  von  Ramsla  gewesen  ist,  der  im  Jahre  1620,  Tor  dem  Erscheinen 
des  Jus  belli  ac  pacis  von  Orotius  ein  Werk  mit  dem  Titel:  „Von  der  Neutralitat 
und  Assistenz  oder  Unparteilichkeit  in  Kriegszeiten*  TeröffentUchte.  —  S.  über  Neu- 
mayer Ton  Ramsla:  Nys,  R.  D.  J.,  t.  XXVII,  p.  592.  —  Hrabar,  Job.  Wilh.  Neu- 
mayr  von  Ramsla.  Beitrag  zur  Geschicbte  der  staatswissenscbaftlichen  Litteratar  im 
Zeitalter  des  Hafi:o  Qroot,  1897.  —  Vgl.  Nys,  Note  sur  la  neutralit^  R.  D.  J.,  t  II 
2  Serie  pp  470  et  S.J 
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1444.  —  Wir  haben  bereits  die  beiden  Arten  der  Neutralität  erwäiMit 
nnd  die  besondern  und  eigenartigen  Pflichten,  die  die  dauernde  Neutrattiät 
einem  Staate  auferlegt,  näher  dargestellt.    (No.  353—361).  )<^ 

Aber  ausser  jenen  besondem  Obliegenheiten  hat  der  dauernd  neuMdi« 
sierte  Staat  auch  allgemeine  Pflichten  zu  erfüllen  und  er  geniesst  die 
Rechte,  die  sich  aus  der  gewöhnlichen  Neutralität  ergeben.  Diese  Btebte 
und  Pflichten  beziehen  sich  auf  alle  Neutralen,  auf  welchem  G-i-unde  'HiAsb 
die  Neutralität  beruhen  mag.  jon  >^ilr 

1446.  —  Beim  Ausbruche  eines  Krieges  yerOffentlichen  die  HTlIchte« 
die  neutral  sein  und  bleiben  wollen,  gewöhnlich  eine  Neutralitätsel^kli#äitti 
—  Diese  Erklärung  wird  auf  diplomatischem  Wege  den  andeninifttbt» 
und  den  kriegführenden  Staaten  zugestellt.  Es  erfolgt  auch  euM^BBldinltl^ 
machung  an  die  Untertanen,  um  ihnen  ihre  Pflichten  zur  KeMOÜäk  m 
bringen.  —  In  diesen  Erklärungen  geben  die  Regierungen  ihtairiWiDMi 
kund,  mit  allen  Kriegsparteien  und  mit  den  in  ihren  GebietenTiwIafiMddd 
Personen  freundliche  Beziehungen  zu  unterhalten.  Sie  besdbeltfiii'  die 
Handlungen,  die  innerhalb  der  Grenze  ihres  Gebietes  und  ihrer  Qtalfioltetttr^ 
keit  verboten  sind.  Es  werden  auch  die  Strafen  angedroht,  diebioh  äib^tlh^T^ 
treter  dieser  Vorschriften,  dieses  Neutralitätsgesetzes,  zuzidie«. ' !  ülj^e» 
Grant,  der  Präsident  der  Verein.  Staaten,  sagte  im  Jahre  18Wti^i6h^ichilie^ 
allen  guten  Bürgern  der  Verein.  Staaten  und  allen,  die^  in^diedik'Qibidto 
oder  unter  der  Gerichtshoheit  der  Verein.  Staaten  wohnen >od»r  dMiiAfeh^dott 
aufhalten,  zur  I^cht,  die  erwähnten  Neuti*alitätsgesetzesii^eotMifehMBi'iUtd 
keine  Handlungen  zu  begehen,  die  den  BestimmungcoNidfes^r '  Cte^tze 
widersprechen,  oder  did  die  betreffenden  völkerrechtlicUteGmiidsäUfici^ter' 
letzen.^  --M-)  /  oü)  <:-i;[^   .i-nm- • 

1446.  —  In  diesen  Erklärungen  warnen  die  Rc^brmig6n^«ifl&'>ttre 
Angehörigen,  Konterbande  über  das  Meer  zu  ftihi«ii(^J0ätM^  teilfiie^iiiedht-! 
massig  errichtete  Blockade  zu  brechen,  weil  sie  feriefa' sonst ^ttei» isolier 
Verantwortung  fttr  ihr  rechtswidriges  Verhalten  xinäiy^ik  AimAilit'^waf 
den  Schutz  ihrer  Regierung  der  Beschlagnahme  seiteoi^  dör  KriegtifMiHeieii 
sowie  den  harten  Bestimmungen  des  Völkerrechtes  auss^taeiii^wifdi^iii^'i'   ' 

Diese  Erklärungen  sind  keineswegs  unerlässlidi^^danüt  (da  StaAt^^ie 
Eigenschaft  eines  Neutralen  erlangt.  Man  ist  scbdmiiidurcb^Ciiiift^tral, 
dass  man  den  Feindseligkeiten  fem  bleibt.  Nur  bieten  ''di^i^Erklärunj^ir 
den  doppelten  Vorteil,  jeden  Zweifel  gegenUberidefii  andertii&tMjliih't»! 
beseitigen  und  die  Untertanen  über  die  Bedeutung  ihrer  Rechte^  mid^Ge' 
fahren  genau  aufzuklären,  i)    (Bluntschli  Artii7ÖO)i'-'"''i'-i^>  —    ß^^    * 

Erstes  Kapi^^J|.,,.|,  ..-,,.. mv,/. ihImi  :H -•: 

Pflichten  der  Neutralen.  '    *'" 

1447.  —  Die  Neutralität  schliesst  besUmmte,F$Qbt(a]i/iB'3|i^  die 
Stttuten  zu  erflUlen  haben,  wenn  sie  die  Vorteilet  der  NetttinJitätig^meteen 

'  ^^1)    (Mail  findet  in  der  R.  D.  J.,  t  n  p.  «St  den^cjtt  de?  •mdstiii^^eitttaiätß- 
e^^Waningeii,  dje  fc^^irii  de?atsch*«ranzosischen  Krfcge  von  1B7Ö  V^ikünd^^^ 
-^  Neutra(litit8eirkÜruni?eri  wurden  gleichlklls  befmrussisch-tärkistihen  Ktieg^^oin  Jibre 
1877  erlassen.    Vgl.  die  französische  im  Journal  offlciel  vom  7.  Mai  1877.  —  ^fthüland 
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wollen.  Aber,  wie  Geffcken  mit  Tollstem  Rechte  bemerkt,  ist  bei  den 
Pflichten  der  Neutralität  eine  wichtige,  in  der  Natur  der  Dinge  selbst 
liegende  Unterscheidung  zu  machen,  die  nie  ausser  acht  gelassen  werden 
daif  .  —  Man  muss  nämlich  die  Pflichten,  die  der  Regierung  des  neutralen 
Staates  obliegen,  von  denen  die  auf  den  Untertanen  lasten,  trennen.  — 
Die  neutrale  Regierung  muss  sich  gewissenhaft  jeder  Handlung  enthalten, 
die  geeignet  ist,  eine  der  Eriegsparteien  zu  begünstigen  oder  zu  benach- 
teiligen. Verletzt  sie  diese  Pflicht,  so  setzt  sie  sich  den  begründeten 
Forderungen  der  geschädigten  Partei  aus.  Geffcken  sagt:  „Keine  Regie- 
rung kann  unbedingt  für  jede  Handlung  ihrer  Untei-tanen  verantwortlich 
gemacht  werden.  Wenn  jede  Verletzung  der  Neutralität  derselben  Gegen- 
stand einer  Unterhajidlung  zwischen  den  Staaten  werden  sollte,  so  wäre 
kein  Ende  abzusehen.^    (Heffter,  op.  cit.,  §  148,  Anm.  1  und  §  146,  Anm.  1). 

Der  neutrale  Staat  ist  nicht  gehalten,  Handlungen,  die  ausserhalb 
seiner  Grenzen  vorgenommen  werden,  zu  überwachen.  Er  ist  nicht  dafür 
verantwortlich,  wenn  er  sich  nicht  besonders  dazu  verpflichtet  hat.  Wenn 
also  Untertanen  eines  für  neutral  erklärten  Staates  im  Auslande  neutra- 
litätswidrige Handlungen  begehen,  so  hat  der  Staat,  in  dem  sie  sich  auf- 
halten, die  Pflicht,  diese  Handlungen  zu  ahnden. 

Da  man  bei  Begehung  neutralitätswidriger  Handlungen  auf  hoher 
See  keinen  Staat  verantwortlich  machen  konnte,  so  musste  man  den 
Eriegsparteien  die  Befugnis  einräumen,  selbst  und  unmittelbar  dagegen 
einzuschreiten.  Ihnen  liegt  in  ihrem  eigenen  Interesse  die  Sorge  ob,  den 
Eonterbandehandel  oder  den  Blockadebruch  zu  hindern.  —  Wenn  der 
neutrale  Staat  zwar  die  Verpflichtung  nicht  hat  und  nicht  haben  kann, 
die  auf  hoher  See  verübten  Rechtswidrigkeiten  zu  strafen,  so  darf  er  doch 
den  Untertanen,  die  sich  in  solcher  Weise  vergangen  haben,  seinen  Schutz 
nicht  gewähren,  sie  handeln  vielmehr  auf  ihre  eigene  Verantwortung.^) 
Die  Grenze  zwischen  diesen  beiden  Seiten  der  Neutralität  ist,  wie 
Geffcken  bemerkt,  vielfach  schwankend.  „Die  Eiiegftthi-enden  verlangen 
die  möglichst  weite  Ausdehnung  der  Pflicht  des  Neutralen,  seine  Unter- 
tanen zu  überwachen.  Die  Neutralen  schieben  ihm  allein  die  Überwachung 
zu  und  bestreiten  oft  den  Umfang  des  Rechtes  der  Eriegftthrenden,  gegen 
behauptete  Verletzungen  einzuschreiten.^    (Heffter,  op.  cit.,  §  146,  Anm.  1.) 

1448.  —  Die  Eriegsparteien  sind  nicht  berechtigt,  den  Nationen,  mit 
denen  sie  im  Frieden  sind,  besondere  Gesetze  vorzuschreiben,  ihre  Unab- 
hängigkeit zu  beschränken,  oder  ihre  Freiheit  durch  willkürliche  Befehle 
zu  unterdrücken.  Die  Grundsätze,  auf  denen  die  internationale  Gemein- 
schaft beruht,  steht  dem  entgegen.  —  Das  einzige  Recht,  das  diese 
Grundsätze  den  Eriegsparteien  gewähren,  besteht  darin,  die  neutralen 
Nationen  zur  Achtung  vor  dem  Erlege  zu  zwingen,  sie  zu  hindern,  sich 
in  die  Eiiegsuntemehmungen  einzumischen  und  einer  jeden  Handlung,  die 
den  Pflichten  der  Neutralität  zuwiderläuft,  mit  Gewalt  entgegenzutreten. 
—  „Die  Pflichten  der  Neutralen  sind  nicht  Dienstbarkeiten,  welche 
ihnen  von  andern  Staaten,  insbesondere  den  kriegftihrenden  Staaten, 
auferlegt  werden;  diese  Pflichten  sind  nur  naturgemässe  Bedingungen 


Italien,  die  Niederlande  und  Spanien  haben  Neutralitätserklärungen  während  des 
chinesisch-japanischen  Krieges  von  1894  bekannt  gemacht  Vgl.  R.  D.  J.  R,  1. 1  p.  471.  — 
Im  griechisch-türkischen  Kriege  von  1897  haben  zwei  Staaten,  Grossbritannien  und  die 
Niederlande,  Neutralitätserklärungen  abgegeben.  Vgl.  R.  D.  J.  P.,  t  IV  p.  712.  >-  Zahl- 
reiche Neutralitätserklärungen  wurden  während  des  spanisch-amerflcanischen  Krieges 
Ton  1898  yer5flentlicht.  Man  findet  den  Text  in  R.  D.  J.  P.,  t.  V  Documents  pp.  1  et  s.] 
1)  Travers  Twiss,  op.  cit,  t  II,  No.  214  u.  215. 
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der  Neutralität.  Das  Secht  der  Neutralität  ist  durch  die  neutrale  HaltuBg 
bedingt."  (Bluntschli,  Art.  756  Anm.)  —  Es  steht  jedoch  den  Kriegs- 
Parteien  n  cht  zu,  den  umfang  dieser  Pflichten  nach  ihr^n  Outdfinken  in 
willkürlicher  Weise  festzusetzen.  —  In  Wirklichkeit  lehrt  uns  freilich  die 
Geschichte,  dass  leider  manche  Eriegspartei  dies  versucht  hat  und  zwar 
allzuoft  mit  Erfolg.  —  Aber  es  ist  auch  yorgekommen,  dass  Kriege 
Parteien,  angesichts  des  Widerstandes  der  Neutralen,  die  ihre  Un^ 
hängigkeit  zur  Geltung  zu  bringen  wussten,  gezwungen  worden  sind,  ihre 
Ansprüche  herabzusetzen  und  ihre  tyrannischen  Gelüste  zu  mässig^i. 

Die  gedachten  Pflichten  lassen  sich  folgerichtig  aus  dem  Begriffe  der 
Neutralität  selbst  ableiten.  —  Bei  jedem  Streitfalle  zwischen  einem  Neu- 
tralen und  einer  Eriegspartei,  ist  die  Frage,  die  man  sich  zu  stellen  hat, 
stets  die:  ;,Liegt  dem  Neutralen  eine  Pflicht  ob?^  —  nicht  hingegen 
die:  ;,Hat  die  Eriegspartei  ein  Interesse?  —  Je  nach  dem  ange- 
nommenen Gesichtspunkte  wird  die  Entscheidung  des  Streitfalles  durchaus 
verschieden  aus&llen. 


Erster  Abschnitt. 
Pflichten  der  Staaten. 

1449.  —  Es  gibt  nach  Heffter  für  die  Staaten  drei  Hauptpflichten; 
aus  diesen  lassen  sich  alle  andern  durch  Folgerung  ableiten.  —  Diese 
drei  Pflichten  sind:  1.  Nichtduldung  von  unmittelbar  feindlichen  Hand- 
lungen einer  kriegführenden  Partei  wider  die  andere  innerhalb  des  neu- 
tralen Gebietes.  2.  Nichtstöining  einer  Eriegspartei  in  ihren  rechtmässigen 
Kriegsunternehmungen  ausserhalb  des  neutralen  Gebietes.  3.  Vollständige 
und  strengste  Unparteilichkeit  in  den  Beziehungen  mit  den  beiden  Kriegs- 
Parteien,  Unterlassung  jeder  positiven  Begünstigung  eines  kriegführenden 
Teiles.  —  „Wird  diesen  Bedingungen  zuwider  gehandelt,  so  ist  ein  Krieg- 
führender berechtigt,  Repressalien  zu  gebrauchen  oder  aber  eine  Kriega- 
erklärung  ergehen  zu  lassen."    (Heffter,  op.  cit.,  §  146.) 

1450.  —  A.  —  Der  Neutrale  muss  sich  mit  allen  seinen  Kräften  den 
Handlungen  widersetzen,  die  eine  Kriegspartei  auf  seinem  Gebiete  gegen 
Personen  oder  Sachen  der  andern  Partei  unteinehmen  sollte.  —  Ist  der 
Neutrale  zu  schwach,  um  seine  Neutralität  zu  wahren  und  der  Kriegs- 
partei  entgegenzutreten,  so  wird  er  natürlich  gezwungen,  die  von  der 
andern  Kriegspartei  ergriffenen  Massregeln  über  sich  ergehen  zu  lassen. 
Der  Krieg  spielt  sich  dann  tatsächlich  auf  neutralem  Boden  ab,  d^ 
von  beiden  Streitmächten  verletzt  wird. 

Rechtlich  darf  jedoch  das  neutrale  Gebiet  weder  als  Aktionsfeld  noch 
als  Ausgangs-  und  Stützpunkt  für  kriegerische  Unternehmungen  dienen: 
jede  Handlung,  die  solche  fortsetzt  oder  sie  unmittelbar  vorbereitet,  ist 
verboten;  der  Neutrale,  der  sie  absichtlich  nicht  hindert,  verletzt  die 
Neutralitätspflichten.^ 

1451.  —  Die  Ansicht  Bynkershoeks,  dass  die  Verfolgung  der 
Feinde  in  neutrales  Gebiet  in  der  Hitze  des  Gefechtes,  dum  fervet  opus, 
zulässig  sei,  ist  unhaltbar.  (Quaest.,  juris  pubL,  I  cap.  8).  —  Sie  wird^ 
von   allen   Schriftstellern    zurückgewiesen,    so    von    d'Abreu,   Vattel, 

1)  Grotins,  De  jure  belli  ac  pads,  Buch  III,  kap.  IV,  f  3.  —  Travers  Twias» 
op.  cit.,  t.  II  No.  217. 
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Lampredi,  Martens,  Elttber,  Oeffcken,  Travers  Twiss  and  von 
allen  englischen  und  amerikanischen  Publizisten.^)  —  So  ist  es  nicht  er- 
laubt, ein  feindliches  Schiff  bis  in  die  Eüstengewässer  eines  Neutralen  zu 
verfolgen,  jede  Wegnahme  in  neutralen  Gewässern  ist  nichtig  und  rechts- 
widrig, selbst  wenn  der  neutrale  Staat  nicht  die  Yerteidigungsmittel  be- 
sass,  ihn  seinen  Hoheitsrechten  ttber  sein  Wassergebiet  Anerkennung  zu 
▼erschaffen.  Dieser  Grundsatz  ist  unbestreitbar.  Aber  er  ist  in  frühem 
Zeiten  nicht  immer  beobachtet  worden,  so  besonders  nicht  von  England, 
das  im  Jahre  1793  im  Hafen  von  Genua  eine  französische  Fregatte  weg- 
nahm und  deren  Herausgabe  verweigerte.  —  Grossbritannien  gab  später 
(im  Jahre  1805)  den  Verein.  Staaten,  in  deren  Etistengewässem  es  durch 
Wegnahme  der  „Anna^,  die  Neutralität  verletzt  hatte,  Genugthuung.^) 

1452.  —  Desgleichen  ist  es  verboten,  dass  sich  Eriegsschiffe  einer 
Eriegspartei  in  neutralen  Gewässern  unter  dem  Schutze  einer  Insel  oder 
eines  Vorgebirges  in  den  Hinterhalt  legen,  um  vorbeifahrenden  feindlichen 
Handelsschiffeu  aufzulauern.  Der  Neutrale  ist  verpflichtet,  sich  mit  den 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  einem  solchen  Vorgehen  zu  widersetzen. 

1453.  —  B.  —  Die  zweite  Pflicht,  die  den  Neutralen  obliegt,  ist 
leicht  zu  erfüllen:  ihre  Verletzung  würde  zweifellos  eine  unmittelbaie  Ein- 
mischung in  die  Feindseligkeiten  bedeuten.  —  Die  Unterlassung  jeder 
Handlung,  die  den  militärischen  Unternehmungen  der  Eriegsparteien  ausser- 
halb des  neutralen  Gebietes  (wie  z.  B.  der  Verhängung  einer  Blockade) 
hinderlich  sein  könnte,  mag  eine  lästige  Pflicht  sein,  die  angesichts  der 
Einstellung  oder  Unterbrechung  eines  gewinnbringenden  Handels  sogar 
schädlich  wirken  kann,  aber  es  ist  nicht  schwer,  dieser  Obliegenheit  zu 
genügen.  Weder  ihr  Umfang,  noch  ihre  Ausführung  bedürfen  einer 
weitem  Erläuterung. 

1454.  —  C.  —  Anders  verhält  es  sich  mit  der  dritten  Hauptpflicht 
der  Neutralen:  eine  vollkommene  und  unbedingte  Unparteilichkeit  in  den 
Beziehungen  zu  den  beiden  Eriegsparteien  zu  bewahren,  sich  weder 
mittelbar  noch  unmittelbar  an  den  Streitigkeiten  zu  beteiligen,  und  es 
deshalb  durchaus  zu  unterlassen,  einem  der  Eriegfbhrenden  eine  Unter- 
stützung zu  gewähren,  die  seine  Streitkräfte  vermehren,  oder  ihm  bei 
seinem  Angriffe  oder  bei  seiner  Verteidigung  Aussicht  auf  Erfolg  geben 
könnte.  —  Der  wahre  Umfang  dieser  Pflicht,  die  Bestimmung  ihrer  An- 
wendungsfalle, sowie  ihre  Abgrenzung  haben  sowohl  in  der  Wissenschaft 
als  auch  in  der  Praxis  ernste  Schwierigkeiten  hervorgerufen.')  Wir 
wollen  die  in  Betracht  kommenden  Fragen  kurz  prüfen. 

1455.  —  a)  Der  Neutrale  musa  eine  voUkommene,  strenge  und  unbe- 
dingte Unparteilichkeit  beobachten.  —  Er  würde  dieser  Pflicht  nicht  ge- 
nügen, wenn  er  allen  Eriegsparteien  dieselben  Begünstigungen  gewähren 
würde.    Geffcken  bemerkt  mit  Hecht,  dass  eine,  beiden  Gegnern  nach 


1)  TrsTers  Twiss,  Le  droit  des  gens,  t.  II,  eh.  XI,  No.  217. 

2)  S.  bei  CalYO  über  die  Falle  Nossa,  Senhora  do  Garmelo,  Anna,  Caroline, 
Chesapeake,  Florida  etc.,  op.  cit  §§  2857,  2657,  2659,  2H63  und  2665. 

3)  Die  Tom  Institut  lur  Volkerrecht  in  seiner  Deklaration  vom  Haag  im  Jahre 
1875  angenommene  Formel  ist  n.  E.  zu  beschränkt  and  nicht  genügend  yerständlich. 
—  «Der  Staat,  der  in  Frieden  und  Freundschaft  mit  den  Rriegsparteien  bleiben  und 
die  Rechte  der  Neutralitit  geniesnen  will,  ist  verpflichtet,  sich  jeder  Teilnahme  an 
dem  Kriege  in  der  Form  von  militftriMchen  Hilfsgeldem  (subsides  müitaires)  zu 
Gunsten  der  einen  oder  andern  Kriegspartei  zu  enthalten  und  darüber  zu  wachen, 
dass  sein  Gebiet  nicht  als  Versammlungsort  (Heu  de  reunionX  oder  als  Ausgangspunkt 
für  feindliche  Unternehmungen  gegen  eine  oder  beide  Kriegsparteien  benutzt  werde*. 
(Annuaire  von  1877,  p.  139). 
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Belieben  gewährte  Begünstigung  niemals  bei  beiden  dieselben  Folgen 
haben  würde,  wie  z.  B.  für  den  Fall,  dass  der  neutrale  Staat  beiden  Kriegs- 
parteien gestatten  wollte,  Soldaten  auf  seinem  Gebiete  anzuwerben. 

Vattel  führt  aus:  y^Ich  sage:  gar  keine  Hilfe  leisten,  und  nicht  in 
gleichem  Masse  Hilfe  leisten;  denn  es  wäre  töricht,  wollte  ein  Staat  gleich- 
zeitig beiden  Feinden  Hilfe  gewähren;  es  würde  ihm  auch  unmöglich  sein, 
dies  in  gleicher  Weise  zu  tun:  die  Lieferung  derselben  Sachen,  derselben 
Truppenzahl,  derselben  Menge  Waffen,  Munition  usw.  ist  keine  gleichwertige 
Hilfe,  da  sie  unter  verschiedenartigen  umständen  stattfindet.  .  .  .  Ein 
neutraler  Staat  darf  weder  dem  einen,  noch  dem  andern  helfen,  wenn  er 
nicht  dazu  verpflichtet  ist."*) 

1456.  —  Einige  Diplomaten  haben  eine  sogenannte  wohlwollende 
Neutralität  (bienveillante)  für  möglich  gehalten.  Der  Euphemismus  lAt 
gut  gewählt.  —  Geffcken  antwortet  hierauf:  „Eine  „neutralit^  bien- 
veillante*^, wie  sie  Graf  Bernstorff  1870  in  seiner  Korrespondenz  mii  Lord 
Granville  über  den  Waffenhandel  wünschte,  ist  keine  Neutralität  mehr, 
denn  in  dem  Masse,  als  sie  für  den  einen  Teil  wohlwollend  ist,  moss  sie 
für  den  andern  übelwollend  werden.  Auch  waren  die  Gründe,  weshalb 
der  Botschafter  auf  eine  solche  Haltung  Englands  gehofft,  nicht  völker- 
rechtlicher, sondern  politischer  Natur."  (Geffcken-Heffter,  op.  cit., 
§  144,  Anm.  3  und  5.) 

1457.  —  b)  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein  neutraler  Staat,  ohne 
die  Eigenschaft  eines  solchen  zu  verwirken,  keiner  Eriegspartei  einen  be- 
waffneten Platz  oder  einen  Ejtiegshafen  abtreten,  noch  ihr  weder  mittelbar, 
noch  unmittelbar  Waffen,  Eriegsmunition,  Lebensmittel,  Hilfsgelder  oder 
überhaupt  Sachen  liefern  daif ,  die  geeignet  sind,  der  Erie^hnmg  zu 
dienen  oder  ihre  Streitkräfte  und  Hilfsquellen  zu  stärken.*)  —  Einige 
Staaten  haben  die  Pflicht,  sich  der  Unterstützung  zu  enthalten,  ndss- 
achtet;  so  hat  die  Handlungsweise  der  Verein.  Staaten  während  des 
Krieges  von  1870/71  lebhafte  Erörterungen  hervorgerufen.*) 

1458.  —  c)  Der  neutrale  Staat  darf  den  Eriegsparteien  nicht  erlauben, 
Truppen  in  seinem  Gebiete  anzuwerben.  —  In  Mhem  Zeiten  vermieteten 
Könige  und  Fürsten  ihre  Truppen  nicht  etwa  nur  auf  Grund  eines  vor 
dem  Kriege  geschlossenen  Bündnisvertrages,  sondern  auch  aus  reiner  Ge- 
winnsucht. Im  18.  Jahrhundert  hatte  Grossbritannien  mit  verschiedenen 
deutschen  Staaten,  besonders  mit  Hessen-Kassel,  Verträge  abgeschlossen, 
wonach  es  deutsche  Söldner  gegen  Lohn  in  seine  Dienste  nahm,  um  sie 
in  den  auswärtigen  Kriegen  zusammen  mit  seinen  eigenen  Truppen  zn 
verwenden. 

Die  Schweiz  hatte  früher  mit  mehrern  Staaten  Militärabkonunen  ge- 
troffen, worin  sie  sich  verpflichtete,  Truppenkontingente  zu  liefern.  Heut- 
zutage ist  es  eine  feststehende  Regel,  dass  der  neutrale  Staat  weder  eine 
Anwerbung  auf  seinem  Gebiete  dulden,  noch  seine  Untertanen  ermächtigen 
darf,  sich  in  Sold  nehmen  zu  lassen.  —  Die  englischen  Foreign  enlistment 
acts  von  1819  und  1870  verbieten  allen  englischen  Untertanen  den  Ein- 
tritt in  das  Heer  oder  in  die  Marine  eines  kriegführenden  Staates,  sowie 
auch  die  Aushebung  von  Freiwilligen.  —  Im  Jahre  1870  verbot  ein  Ukas 

1)  Vattel,  op.  cit,  üv.  III,  eh.  VII.  §§  108  u.  104.  -  G.  F.  v.  Härtens,  Pr^cis, 
liv.  III,   eh.  VII,  §1  806  u.  307.  —  Travers  Twiss.  op.  dt,  t  II,  No.  211   u.  216. 

2)  BlQnt8ehli,op.cit,  Art.757,768.  — Bynker8noek,Qaaestiones,Iib.  I,cap.  IX. 

3)  Vergleiche  die  Artikel  von  Lieber  und  Kusserow  in  der  Revue  de  Droit 
international,  t  IV,  p.  462  u.  t  VI,  p.  76.  —  Geffcken-Heffter,  op.  cit,  }  147, 
Anm.  5. 
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des  Zaren  den  russischen  Untertanen  als  Freiwillige  in  den  Dienst  einer 
der  Eriegsparteien  zu  treten.  (Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  758,  759, 
760  und  76200 

Der  neutrale  Staat  muss  seinen  Untertanen  auch  verbieten,  sich  an 
der  Kaperei,  auf  die  noch  nicht  alle  Mächte  verzichtet  haben,  zu  be- 
teiligen.   (No.  1379  und  1388.)*) 

1459.  —  Folgt  daraus,  dass  der  neutrale  Staat  eine  Werbung  flir 
eine  Eriegspartei  auf  seinem  Gebiete  nicht  dulden  darf,  ohne  seine  Neu- 
tralitätspflichten zu  verletzen,  auch  dass  er  gehalten  ist,  sich  dem  Abzüge 
von  Untertanen  der  Eriegsparteien,  die  auf  Grund  der  Militärgesetze  von 
ihren  Staaten  in  die  Heimat  zurückberufen  werden,  zu  widersetzen?  Calvo 
verneint  dies.  Die  Rückberufting  von  Untertanen,  die  im  Auslande 
wohnen,  ist  bei  besonders  wichtigen  Anlässen,  wie  beispielsweise  im  Kriegs- 
fälle, ein  Recht  des  Heimatstaates.  Es  handelt  sich  hierbei  nicht  um  eine 
Aushebung,  bei  der  der  Neutrale  die  Streitkräfte  des  Feindes  durch  Zu- 
führung fremder  Bestandteile  vermehrt.  So  macht  auch  Artikel  2  des 
Gesetzes  der  Verein.  Staaten  vom  20.  April  1810,  das  die  Anwerbung  im 
Gebiete  der  Union  untersagt,  eine  Ausnahme  fttr  die  Untertanen  der 
fremden  Mächte. 

Aber  Calvo  lässt  zu,  dass  die  Schiffe  der  Neutralen,  die  zu  dem 
Zwecke  gemietet  worden  sind,  um  die  unter  die  Fahnen  berufenen  Mann- 
schaften in  ihre  Heimat  zurückzuführen,  die  Neutralität  ihrer  Flagge  ge- 
fährden und  sich  der  Gefahr  der  Wegnahme  durch  die  Kreuzer  der  Kriegs- 
parteien aussetzen  (Vgl.  Kriegskonterbande).^) 

1460.  —  d)  Darf  der  neutrale  Staat  den  Durchzug  der  Truppen  einer 
Kriegspartei  durch  sein  Gebiet  gestatten?  —  Einige  ältere  Schriftsteller 
behaupten,  dass  der  neutrale  Staat  den  Durchmarsch  nicht  verweigern 
könne,  wenn  die  Kriegspartei  ihn  fttr  nötig  halte  oder  ihn  auch  nur 
wünsche.  Dieser  Ansicht  waren:  Grotius,  Vattel,  G.  F.  v.  Martens. 
Travers  Twiss  nimmt  an,  dass  die  Neutralität  durch  die  Gewährung 
des  Durchmarsches  der  Truppen  einer  Kriegspartei  nicht|  verletzt  werde, 
sofern  der  Neutrale  bereit  sei,  ihn  auch  dem  Gegner  zu  bewilligen  (op. 
cit-,  t.  n,  §  218).  —  Diese  Ansicht  wird  von  der  Mehrzahl  der  neuerm 
Publizisten  zurückgewiesen,  so  von  Bluntschli,  Heffter,  Hautefeuille, 
Geffcken  n.  a. 

Die  Erlaubnis  des  Durchzuges  ist  eine  offenbare  Verletzung  der  Neü- 
tralitätspflichten,  eine  wirkliche  Beteiligung  des  neutralen  Staates  an  dem 
Kriege,  denn  der  Neutrale  begünstigt  durch  den  Durchzug  die  Bewegungen 
des  Heeres  und  die  strategischen  Pläne  der  einen  Kriegspartei.  Der 
Gegner  würde  berechtigt  sein,  den  vermeintlichen  Neutralen  als  Feind  zu 
behandeln.  —  Beiden  Kriegsparteien  in  gleicher  Weise  den  Durchmarsch 
erlauben,  hiesse  das  neutrale  Gebiet  den  Feindseligkeiten  öffiien  und  unter 
dem  trügerischen  Scheine  der  gleichen  Behandlung  eine  Partei  vor  der 
andern  bevoi*zugen,  denn  meistens  wird  die  Lage  eines  neutralen  Landes 
für  die  eine  Partei  günstiger  sein,  als  für  die  andre  (Heffter,  op.  cit.,  §  147). 

Belgien  und  die  Schweiz  verhielten  sieb  ün  Jahre  1870  durchaus 
einwandfrei.  —  Die  Schweiz  untersagte  sowohl  den  unbewaffiiieten  Badenerm 


1)  [S.  über  die  Vors&nge  im  griechischrtUTkischen  Kriege  von  1S97,  R.  D.  L  F., 
t.  IV,  p.  720;  im  spanisch-amerikanischen  Kriege  von  189S,  R.  D.  1.  F.,  t  V,  p.  783; 
im  südafrikanischen  Kriege,  R.  D.  I.  F.,  t  VII,  p.  788.] 

2)  CalYO,  op.  cit.  t.  lY,  §  2622. 

*)  Vt^.  Über  deuisdie  Ofßsiere  iim  türkiachen  Heere  während  du  tilrkiech'gnediM^en 
Kriegee  vor  1897,  B.  D.  L  P.,  t  IV,  p.  730. 
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als  auch  den  Elsässem  jedes  Darchschneiden  ihres  Gebietes,  sogar  ani 
der  geraden  Eisenbahnlinie.  —  Auf  den  Einspruch  Frankreichs  yersagte 
Belgien  Deutschland  nach  der  Schlacht  von  Sedan  die  Durchf&hmng  der 
Verwundeten  durch  sein  Gebiet.  Die  Erlaubnis  würde  den  Unternehmungen 
des  deutschen  Heeres  zu  gute  gekommen  sein,  da  die  Eisenbahnen  ftr 
Truppenbeförderungen  vollständig  verfügbar  geworden  wären.  (Blun  tschli, 
op.  cit.,  Art.  769,  770,  778). 

1461.  —  e)  Der  neutrale  Staat  darf  den  Streitkräften  einer  £[riegs- 
partei  nicht  den  Eintritt  in  sein  Land  gewähren.  Er  darf  ihnen  nicht  er- 
lauben, sich  auf  sein  Gebiet  zu  flüchten,  sich  dort  zu  sammeln,  zu  ordnen 
und  von  hier  aus  zu  neuem  AngrijBTe  vorzugehen.  —  Der  neutrale  Staat 
darf  nur  ans  Menschlichkeit  übergetretene  Soldaten  und  Truppen,  die  vor 
ihrem  Gegner  zurückweichen,  bei  sich  au&ehmen;  er  bat  sie  als  Flücht- 
linge zu  behandeln.  —  Er  hat  zu  veranlassen,  dass  sie  ihre  Waffen  and 
Munition  abliefern  und  dass  sie,  soweit  wie  möglich,  vom  Kriegsschau- 
plätze interniert  werden.  —  Er  hat  für  ihre  Bedtlrfiiisse  zu  sorgen,  aber 
er  darf  sie  nicht  als  Kriegsgefangene  behandeln.  Es  sind  Freunde,  die 
ein  Asyl  erbeten  haben.    ^unck-Brentano  et  Sorel,  op.  cit.,  p.  364). 

So  hat  die  Schweiz  im  Jahre  1871,  unter  voUer  Wahrung  ihrer 
Neutralitätspflichten,  den  unglücklichen  Truppen  des  Generals  Clinchant 
in  wohlwollender  Weise  Gastfreundschaft  gewährt.  Durch  das  zwischen 
dem  französischen  General  und  dem  schweizerischen  G^eneral  Herzog  am 
1.  Februar  1871  getroffene  förmliche  Abkommen  wurde  der  französischen 
Ostarmee  der  Zutritt  in  die  Schweiz  in  grossmtttiger  Weise  unter  der 
ausdrücklichen  Bedingung  gestattet,  dass  sie  ihre  Artillerie,  Waflen,  Aas- 
rüstung und  Munition  überliefere,  und  dass  alle  diese  Gegenstände  naich 
dem  Frieden  und  gegen  Berichtigung  der  von  der  Schweiz  gemachten 
Auslagen  Frankreich  wieder  zurückerstattet  werden  sollten.  Die  Fuhr- 
werke mit  den  Lebensmitteln  und  dem  Gepäck  konnten  leer  nach  Frank- 
reich zurückgeschafft  werden,  während  die  Wagen  mit  dem  E^riegsschatze, 
die  Postwagen  und  die  Militärkassen  der  Eidgenossenschaft  mit  der  Auf- 
lage übergeben  wurden,  dass  die  Schweiz  bei  Erstattung  der  Unkosten  Rech- 
nung legen  sollte.  —  Auch  auf  die  auf  belgisches  Gebiet  übergetretenen  Sol- 
daten wurden  die  wahren  Grundsätze  streng  angewendet.  Für  Verwundete 
wurde  keine  Ausnahme  gemacht:  sie  wurden  in  wohlwollendster  Weise 
aufgenommen  und  gepflegt  und  in  Belgien  festgehalten,  abgesehen  von 
denen,  die  man  fOr  untauglich  zum  femern  Dienste  hielt  oder  deren 
Wiederherstellung  man  nicht  vor  dem  Ende  der  Feindseligkeiten  erwarten 
konnte.  Diese  wurden  nach  Einvernehmen  mit  den  kriegführenden  Staaten 
ermächtigt,  in  ihre  Heimat  zurückzukehren. 

[Die  Haager  Bestimmungen  über  die  Gesetze  und  Gebräuche  des 
Landkriegs  (von  1899)  enthalten  in  den  Artikeln  57 — 60  Vorschrift^ 
über  die  bei  Neutralen  festgehaltenen  Kriegführenden  und  in  Pflege  be- 
findlichen Verwundeten.] 

1462.  —  Was  geschieht  mit  den  Soldaten,  die  von  einer  Kriegspartei 
gefangen  genommen  worden  sind  und  denen  es  dann  glückt,  auf  neutralen 
Boden  zu  flüchten?  Wie  hat  sich  der  neutrale  Staat  ihnen  gegenüber  zu 
verhalten.  Funck-Brentano  et  Sorel  antworten  hierauf,  dass  diese 
Soldaten  weder  verhaftet,  noch  interniert  werden  dürften,  denn  sie  hätten 
auf  ihre  eigene  Gefahr  die  Freiheit  wiedergewonnen  .  .  .  „Durch  Ver- 
haftung dieser  Mannschaften,  noch  mehr  aber  durch  Zurücklieferung  an 
den  Staat,  der  sie  gefangen  hielt,  würde  der  Neutrale  diesen  Staat  in  der 
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Bewaehong  seiner  Kriegsgefangenen  untersttttzen  und  damit  die  Nentralität 
verletzen*"  (op.  cit.,  p.  365). 

1463.  —  f.)  Wie  Geffcken  bemerkt  (Heffter  op.  cit,  §  147, 
Amn.  10),  lassen  die  natürlichen  Bedingungen  der  Schiffahrt  nicht  zu,  die 
angeftUirten  Grundsätze  auch  auf  die  Küsten-  und  Hoheitsgewässer  der 
Neutralen  in  derselben  Art  und  mit  derselben  Strenge  anzuwenden. 

Der  neutrale  Staat  darf  nicht  dulden,  dass  sich  &]egsschiffe  der  krieg- 
ftihrenden  Mächte  in  seinen  Häfen,  Reeden  oder  Küstenge  wässern  längere 
Zeit  aufhalten,  noch  auch,  dass  sie  dort  Artillerie  oder  Kriegsmunition 
einnehmen.  Er  ist  sogar  berechtigt,  aber  nicht  yerpflichtet,  diesen  Schiffen 
das  Anlaufen  seiner  Häfen  oder  Beeden  zu  verbieten,  besonders  wenn 
Orund  zu  der  Befürchtung  vorliegt,  dass  ihr  Aufenthalt  zur  Ausführung 
eines  feindlichen  Planes  dienen  könnte. 

Im  Jahre  1854  schloss  Osterreich  den  Hafen  von  Cattaro  für  Kriegs- 
schiffe, ausgenommen  waren  nur  Schiffe,  die  sich  infolge  Unwetters  oder 
schwerer  Havarie  in  Seenot  befanden.  —  Schweden  gab  auch  durch  eine 
Zirkularnote  kund,  dass  es  sich  das  Becht  vorbehalte,  einige  seiner  Häfen 
Kriegs-  und  Transpoi-tschiffen  der  Kriegsparteien  zu  verbieten.  —  Däne- 
mark erliess  am  2.  April  1854  eine  Zirkulamote  in  demselben  Sinne  be- 
züglich des  Hafens  von  Christiansund.  —  Während  des  Sezessionskrieges 
wehrte  England  den  Kriegsschiffen  den  Zugang  zu  den  Bahama-Inseln.  — 
Im  Jahre  1870  verkündete  Schweden  die  Schliessung  seiner  fünf  Kriegs- 
hafen. 

Erlässt  der  neutrale  Staat  kein  Verbot,  so  können  die  Kriegsschiffe 
der  Kriegsparteien  das  herkömmliche  Gastrecht  beanspruchen,  Yoiräte  und 
Lebensmittel  mit  Ausnahme  von  Munition  kaufen,  sowie  die  notwendigen 
Ausbesserungen  der  Havarien,  •  die  durch  Seeunfälle  oder  Kämpfe  ent- 
standen sind,  vornehmen.  ^) 

Diese  Erlaubnis  muss  beiden  E[riegsparteien  in  gleichem  Masse  zuge- 
standen werden.  —  England  beschränkte  während  des  amerikanischen 
Bürgerkrieges  und  während  des  deutsch-französischen  Krieges  die  Aufent- 
haltsdauer in  seinen  Häfen  auf  24  Stunden,  ausgenommen  bei  Sturm  und 
unumgänglich  notwendigen  Ausbesserungen.  Es  gestattete  den  Ankauf 
von  Kohlen  nur  in  der  Menge,  die  zur  Erreichung  des  nächsten  Hafens 
erforderlich  war.    (Verordnung  vom  19.  Dezember  1863  und  19.  Juli  1870.) 

Der  neutrale  Staat,  der  den  Kriegsschiffen  der  Kriegsparteien  den 
Zugang  in  seine  Küstengewässer  gestattet,  hat  für  deren  Sicherheit 
während  ihres  Aufenthaltes  aufzukommen.  Er  darf  nicht  zulassen,  dass 
innerhalb  seiner  Hoheitsgewässer  ein  mit  seiner  Erlaubnis  dort  befindliches 
Kriegsschiff  von  einem  feindlichen  Schiffe  angegriffen  werde.  —  Es  ist  zu 
einem  stehenden  Gebrauche  bei  den  Seemächten  geworden,  dass,  wenn 
Schiffe  beider  Kriegsparteien  in  einem  neutralen  Hafen  zusammenkommen, 
zwischen  deren  Auslaufen  ein  Zwischenraum  von  mindestens  24  Stunden 
gelassen  werden  muss  (No.  512).  '^ 

1464.  —  g.)    Der  neutrale  Staat  hat  mit  der  erforderlichen  Sorgfalt 

1)  Trayers  Twiss,  op.  dt,  t  IL  No.  219.  —  BluntBchli,  op.  cit,  Art.  772 
biß  776,  777. 

2)  Ortolan,  op.  dt,  t  II,  p.  249.  —  Travers  Twiss,  op.  cit,  t  II,  No.  220.  — 
[S.  die  zahlreichen  beim  spmisch- amerikanischen  Kriege  you  1898  yeröäentlichten 
NeutraUtatserklänrngen,  R.  D.  J.  P.,  t  V  Documents.  —  Vgl.  über  die  Zulassung  fremder 
Schiffe  in  die  Häfen  eines  Staates  in  Friedens-  und  in  Kriegszeiten  einen  französischen 
Erlass  vom  12.  Juni  1896  (R.  B.  J.  F.,  t  IV  Documents,  p.  5)  und  einen  königlich- 
belgischen Beschlnss  vom  18.  Februar  1901  (Monitenr  beige  vom  27.  Februar  1901, 
undR.  D.  J.  P.,  t  VUI).] 
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(due  diligence)  darttber  zu  wachen,  dass  keine  der  Eriegsparteien  in  seinen 
Häfen  ein  Kriegs-  oder  Kaperschiff  aosrttste,  denn  er  darf  nicht  dulden, 
dass  sein  Gebiet  zur  Vorbereitung  für  kriegerische  Unternehmungen  benutzt 
werde.  Er  muss  die  durch  seine  eigenen  Untertanen  oder  durch  Agenten 
der  Kriegsparteien  auf  seinem  Gebiete  versuchten  oder  begangenen  offen- 
kundigen Übertretungen  der  Neutralitätspflichten  verhindern  oder  bestrafen. 

Dieser  Grundsatz  ist  einfach  und  einleuchtend.  Er  ist  in  mehrem 
besondern  Gesetzen  anerkannt  worden,  so  namentlich  in  England  durch 
die  Foreign  enlistment  acts  von  1819  und  1870.  —  Aber  wie  häufig  ist 
er  in  der  internationalen  Praxis  verkannt  worden!  —  Seine  Verletzung 
rief  einen  bertthmten  Streit  zwischen  England  und  Amerika  hervor. 
Während  des  Bürgerkrieges  waren  die  Konföderierten  Staaten  von  Sftd- 
amerika,  deren  Häfen  durch  E[riegsschiffe  der  Nordstaaten  blockiert  worden 
waren,  darauf  bedacht,  sich  in  Europa,  und  zwar  in  England  und  Frank- 
reich, Schiffe  erbauen  und  ausrüsten  zu  lassen,  die  dazu  dienen  sollten, 
auf  die  Kauffahrteiflotte  der  der  Union  treu  gebliebenen  Staaten  Jagd  zu 
machen. 

Auf  die  von  Washington  erhobenen  Beschwerden  beeilte  sich  die 
französische  Begierung,  die  notwendigen  Massregeln  zu  treffen,  um  zu 
verhindern,  dass  die  Schiffe,  mit  deren  Bau  man  bereits  begonnen  hatte, 
den  Konföderierten  abgeliefert  würden.  Frankreich  kam  gewissenhaft 
seinen  Neutralitätspflichten  nach. 

1465.  —  In  England  machte  der  Gesandte  der  Verein.  Staaten  in 
London  das  Schiff  „Alexandra^,  das  in  Liverpool  erbaut  wurde,  als  ein 
solches  namhaft,  das  für  die  Konföderierten  bestimmt  sei.  Die  Frage 
wurde  gerichtlich  anhängig  gemacht.  Das  Schatzkammergericht  beschränkte 
sich  aber  in  einer  spitzfindigen  Entscheidung  auf  die  Feststellung,  dass 
das  in  der  act  Georg's  III.  vom  3.  Juli  1819  vorgesehene  Vergehen  nicht 
begangen  worden  sei.  —  Der  Staatssekretär  der  Verein.  Staaten,  Seward, 
reichte  am  15.  Juli  1863  Gegenbemerkungen  ein  und  forderte  die  Ab- 
änderung der  englischen  Gesetzgebung  in  dieser  Hinsicht.  Graf  Bussel 
weigerte  sich,  das  Gesetz  vom  Jahre  1819  abzuändern. 

Das  Kanonenboot  ^Alabama''  lief  am  29.  Juli  1862  aus  der  Mersej- 
Bucht  aus  und  begann,  nachdem  es  auf  Terceira  ausgerüstet  ^worden  war, 
eine  berühmte,  fttr  den  Seehandel  der  Nordstaaten  verhängnisvolle,  Kreuz- 
fahrt (vgl.  No.  958). 

Die  andern  durch  die  Konföderierten,  dank  der  Duldung  der  eng- 
lischen Behörden,  ausgerüsteten  Kaperschiffe,  wie  die  „Florida",  „Geor- 
gia", „Shenandoah"  usw.,  führten  ein  weniger  abenteuerliches  Dasein  ab 
die  „Alabama^.  Nur  eines  von  ihnen  wurde  aufgebracht:  die  übrigen,  die 
sich  nicht  mehr  auf  offener  See  halten  konnten,  wurden  in  den  fremden 
Häfen,  in  die  sie  sich  geflüchtet  hatten,  verkauft. 

Die  Gleichgültigkeit,  die  England  an  den  Tag  gelegt  hatte,  um  das 
Auslaufen  dieser  Kaperschiffe  zu  verhindern,  erregte  die  Empfindlichkeit 
der  Verein.  Staaten,  —  In  den  verschiedenen  ausgetauschten  diplomatischen 
Noten  verlangten  sie  von  der  englischen  Begierung  die  Anerkennung  ein^ 
Oeldentschädigung  Air  die  Verluste  und  Nachteile,  die  dem  Handel  der 
Nordstaaten  durch  die  Kaperschiffe  der  KonfSderierten  zugefügt  worden 
waren.    (No.  958).i) 

Obwohl  die  englische  Regierung  die  unter  der  allgemeinen  Besceich- 


1)  CalYo  ffibt  einen  Auszng  dieser  Noten  nnd  schildert  eingehend  den  Streit- 
faU,  der  durch  den  Genfer  Schiedisspnich  erledigt  wurde,  op.  cit,  t.  IV  §§  S657— 268f . 
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nong;  „Alabama  Claims''  bekannten  Beschwerden  ihrem  Grunde  und  ihrer 
Form  nach  zurückgewiesen  hatte,  liess  die  Haltung  der  Verein.  Staaten 
doch  erkennen,  dass  einer  Wiederkehr  derartiger  Missbräuche  vorgebeugt 
werden  mflsse.  Eine  von  den  hervorragendsten  Rechtsgelehrten  Englands 
zusammengesetzte  Kommission,  darunter  Cranworth,  Baring,  Vernon 
Harcourt,  Phillimore  und  Twiss,  wurde  am  30.  Januar  1867  damit 
beauftragt,  die  Akte  vom  3.  Juli  1819,  betreffend  die  Anwerbung  von 
Fremden,  einer  Durchsicht  zu  unterziehen.  —  Es  wurde  dann  nach  langen 
Erörterungen  und  Abänderungen  im  Parlament  die  neue  act  vom  3.  August 
1870  die  ^Neutralitäts-Gharte",  wie  sie  Calvo  nennt,  genehmigt. 

Nach  langwierigen  Unterhandlungen,  denen  eine  geschickte  Zeitungs- 
fehde vorausging,  wurde  am  8.  Mai  1871  in  Washington  ein  Vertrag  ge- 
schlossen, der  alle  Beschwerden  einem  aus  fttnf  Schiedsrichtern  bestehenden 
Schiedsgerichte,  das  unverzüglich  in  Genf  zusammentreten  sollte,  tiberwies 
<No.  958).  —  Die  Schiedsrichter  sollten  sich  bei  ihrer  Untersuchung  und 
Entscheidung  von  drei,  von  den  Vertragschliessenden  angenommenen 
Grundsätzen,  die  man  seitdem  „Washingtoner  Kegeln^  nennt,  leiten  lassen. 
Diese  Regeln  sollten,  wie  dies  auch  geschah,  die  Grundlage  der  durch 
das  Schiedsgericht  zu  erlassenden  Entscheidung  bilden.  —  Nicht  ganz 
glücklich  gefasst,  sind  sie  der  Ausdruck  eines  anerkannten  völkerrecht- 
lichen Grundsatzes.^)  Sie  sind  vom  Institut  fUr  Völkerrecht  in  seiner 
Jahresversammlung  von  1874  gebilligt  und  in  einer  andern  Formulierung 
angenommen  worden.    (Bluntschli  op.  cit,  Art.  763). 

Der  Schiedsspruch,  der  England  verurteilte,  wurde  in  Genf  am 
14.  September  1872  erlassen.    (Vgl.  Schiedsspruch  No.  958.)  2) 

1466.  —  Die  Signatarmächte  des  Washingtoner  Vertrages  vom  8.  Mai 
1871,  Grossbritannien  und  die  Verein.  Staaten,  waren  übereingekommen, 
die  andern  Mächte  aufisufordem,  den  in  dem  Vertivige  aufgestellten  Regeln 
beizutreten.  Diese  Vereinbarung  kam  jedoch  nicht  zur  Ausführung,  weil 
sich  die  beiden  Begierungen  nicht  über  die  Abfassung  der  Noten,  die  zur 
Einladung  dienen  und  eine  genauere  Auslegung  der  Regeln  enthalten 
sollten,  einigen  konnten.  Das  englische  Unterhaus  hat  die  Auslegung, 
die  die  Genfer  Schiedsrichter  diesen  Regeln  gegeben  haben,  ausdrücklich 
verworfen. 

1467.  —  h)  Wenn  also  der  neutrale  Staat  den  Bau  und  die  Aus- 
rüstung von  Kriegs-  und  Kaperschiffen  zu  Gunsten  und  im  Interesse  einer 
der  Kriegsparteien  auf  seinem  Gebiete  nicht  zulassen  darf,  so  sollte  man 

1)  Die  drei  Regeln  von  Washington.  —  Eine  neutrale  Macht  ist  verbunden: 
J.  Hinreichende  Sorgfalt  (due  diligence)  anzuwenden,  um  innerhalb  ihrer  Jurisdiktion 
die  Ausrüstung,  Bewaflhung  oder  Equipieruns  irgend  eines  Schiffes  zu  verhindern, 
von  dem  sie  mit  ausreichendem  Grande  glauben  kann,  dass  es  bestimmt  sei,  gegen 
eine  Macht,  mit  der  sie  im  Frieden  lebt,  zu  kreuzen  oder  Krieg  zn  führen;  und 
ebenso  Reiche  Sorgfalt  anzuwenden,  um  das  Auslaufen  eines  solchen  Schiffes  ans 
seinem  Jurisdiktionsbezirke  zu  verhindern,  sofern  ein  solches  Schiff  ausdrücklich 
ganz  oder  zum  Teil  innerhalb  des  neutralen  Gebietes  zu  kriegerischen  Zwecken  her- 
gesteUt  ist:  2.  nicht  zu  erlauben  oder  zu  dulden,  dass  einer  der  Kriegführenden  sich 
ihrer  Hifen  oder  Gewässer  als  Basis  maritimer  Operationen  gegen  den  andern  be- 
diene oder  dazu  benutze,  seine  Krieffsvorräte  und  Waffen  zu  erneuern  oder  zu  ver- 
mehren, noch  Mannschaften  anwerbe;  3.  hinreichende  Sorgfalt  in  ihren  eigenem 
Bifen  und  Gewässern,  sowie  in  bezug  auf  alle  Personen  innerhalb  ihrer  Jurisdiktion 
zm  verwenden,  um  jede  Verletzung  der  vorbenannten  Verpflichtungen  zu  verhindern. 

2)  Bluntschli,  op.  cit,  Art.  779.  —  Calvo,  Examen  des  trois  rigles  de  Droit 
international  proposees  dans  le  trait^  de  Washington.  R.  D.  I.,  t  VI  p.  458  et  s.  — 
Caleb  Gushing,  Le  trait^  de  Washington.  —  Resolutions  de  Hnstitut,  R.  D.  I.,  t. 
Vn,  p.  283,  427,  669.  —  Gessner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer,  p.  27  et  s.  — 
[S.  Balch,  The  Alabama  arbitration,  1900]. 
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lUQ  so  eher  anDehmen,  dass  er  anch  seinen  Untertanen  den  Ywkaof  tm 
völlig  aasgerüsteten  Kriegsschiffen  verbieten  nnd  das  Aoslanfen  solcher 
Fahrzeuge  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  hindern  mttsse. 

Trotzdem  nimmt  die  Rechtsprechung  der  Verein.  Staaten  an,  dass 
der  Verkauf  solcher  Schiffe  nicht  verboten  sei.  Bluntschli  (op.  cit, 
Art.  764)  lässt  auch  zu,  dass  ein  Kriegsschiff  einer  der  Kriegsparteiei 
lediglich  ,,als  Artikel  der  industriellen  Unternehmung  des  Handda''  ytir- 
kautt  werden  kOnne.  ^Das  ist  wohl  Kriegskonterbande,  aber  nicht  Ver- 
letzung der  Neutralitätspflicht  ^  Aber  hatte  der  englische  Schilfebaner 
der  Alabama  oder  der  Florida  nicht  auch  nur  eine  industrieUe  Unt^- 
nehmung  ausgeführt?  —  Unserer  Auffassung  widerstreben  solche  geküBStelte 
Unterscheidungen. 

1468.  —  i)  Ein  neutraler  Staat  darf  ein  bewaflEnetes  Kriegsschiff;  das 
sich  in  seine  Häfen  geflüchtet  hat,  von  einer  Kriegspartei  nicht  ankaufen. 
Er  darf  feirner  keine  Kriegsschiffe  seiner  eigenen  Flotte  einem  der  krieg- 
führenden Staaten  oder  dessen  Agenten  verkaufen  (Bluntschli,  Art.  763). 
Ob  Kauf  oder  Verkauf,  gleichviel,  man  begünstigt  eine  der  Kriegsparteien, 
man  verstösst  gegen  die  Neutralität  und  gegen  die  Unparteilidikeiti  die 
sie  zur  strengen  Pflicht  macht.  —  Desgleichen  darf  eine  neutrale  Macht 
keinem  Kriegsschiffe  Kohlen  aus  den  staatlichen  Lagern  liefern.  Dies 
würde  offenbar  mit  den  Neutralitätspflichten  nicht  zu  vereinbaren  sein. 
Dahingegen  darf  sie  gestatten,  dass  die  in  ihrem  Gebiete  wohnenden 
Kaufleute  auf  ihre  eigene  Verantwortung  und  Gefahr  im  Betriebe  ihres 
Gewerbes  einem  Schiffe  der  Kriegfahrenden  Kohlen  verkaufen  (Travers 
Twiss,  op.  cit.,  t.  11,  No.  228). 

1469.  —  k)  Darf  ein  neutraler  Staat  dulden,  dass  die  von  einer 
Kriegspartei  erbeuteten  Prisen  in  seine  Häfen  gebracht  werden  und  sich 
dort  aufhalten?  Kriegsschiffe,  Kaperschiffe  und  ihre  Prisen  haben  aus 
Gründen  der  Menschlichkeit  das  Becbt,  sich  vorübergeh|nd  in  die  neutralen 
Gewässer  zu  flüchten,  um  sich  vor  Seeunfällen  und  Unwetter  zu  schützen. 
—  Ein  neutraler  Staat  ist  zweifellos  berechtigt,  den  Kriegsschiffen  d^ 
Kriegsparteien  (oder  ihren  Kapern)  zu  verbieten,  ihre  Prisen  in  seine 
Häfen  zu  führen.  —  Bestimmt  ein  neutraler  Staat  hierüber  nichts,  so  sind 
die  Kriegsparteien  zu  der  Vermutung  berechtigt,  dass  ihre  Schiffe  mit  den 
Prisen  und  Kriegsgefangenen,  die  Häfen  des  neutralen  Staates  unbehelligt 
anlaufen  und  dass  sie  sie  auch  ebenso  unbehindert  wieder  mit  ihnen  ver- 
lassen dürfen.  —  Diese  Gastfreundschaft,  die  der  neutrale  Staat  gewährt, 
wird  nur  dann  zu  einem  Neutralitätsbruche,  wenn  sie  der  einen  Kriegs- 
partei zugestanden,  ihrem  Gegner  aber  abgeschlagen  wird.^) 

Die  französische  Marineordonnanz  von  1681  verbot  Schiffen,  die  von 
Kreuzern  oder  Kaperschiffen  fremder  Nationen  in  französische  Häfen  ge- 
bracht worden  waren,  sich  dort  länger  als  24  Stunden  aufzuhalten,  ausser 
im  Falle  von  Seenot.  —  Seit  dem  Krimkriege  von  1854  haben  zahlreiche 
Neutralitätserklärungen  das  Anlaufen  der  Häfen  mit  Prisen  schlechthin 
oder,  abgesehen  von  Notiällen,  einen  mehr  als  vierundzwanzigstündigen 
Aufenthalt  untersagt,  so  die  Neutralitätserklärungen  von  England,  Frank- 
reich und  Spanien  gelegentlich  des  amerikanischen  Bürgerkrieges,  sowie 
die  von  England,  Holland,  Italien,  Spanien,  Chile  und  Peru  usw.  anlfiss- 
lich  des  Krieges  von  1870. 

1470.  —  1)  Der  Verkauf  von  Prisen,  die  von  einer  Kri^spaitei 
wider  die  andre  gemacht  worden  sind,  darf  auf  neutralem  Gebiete  nicht 

1)  Pereis,  Seerecht,  S  40,  p.  352. 
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eher  erlanbt  werden,  bis  der  Erwerb  des  erbeuteten  Schiffes  and  der 
Ladung  in  gesetzlicher  Weise  stattgefunden  hat.  Der  Erwerb  ist  vor  der 
Entscheidung  des  Gerichtes,  das  über  die  Rechtmässigkeit  der  Prise  zu 
arteilen  hat,  nicht  perfekt.  Vor  der  Entscheidung  ist  der  Verkauf  auf 
neutralem  Gebiete  ungesetzlich;  derjenige,  der  ihn  gestattet,  so  bemerkt 
Geffcken,  begünstigt  die  kriegführende  Partei,  die  die  Wegnahme  vor- 
genommen hatte.  —  Aber,  wenn  nach  den  internationalen  Grundsätzen 
der  Erwerb  der  Wegnahme  endgültig  und  unangreifbar  geworden  ist,  so 
kann  die  Gültigkeit  des  Verkaufes  auf  neutralem  Gebiete  nicht  mehr  der 
Gegenstand  eines  Zweifels  sein.  (Geffcken -Heffter,  op.  cit.,  §  147, 
Anm.  12.  —  Travers  Twiss,  op.  cit.,  1. 11,  No.  227.)  —  Dem  neutralen 
Staate  steht  es  frei,  auf  seinem  Gebiete  derartige  Veräusserungen  zu 
untersagen.    Einige  Veiträge  lassen  sie  zu,  andre  verbieten  sie. 

1471.  —  m)  Der  neutrale  Staat  darf  weder  einer  der  Eriegsparteien 
noch  auch  beiden  Gegnern  Geldmittel  liefern.  Dies  ist  einleuchtend.  — 
Ist  der  neutrale  Staat  aber  auch  verpflichtet,  innerhalb  der  Grenzen 
seines  Gebietes  Verhandlungen  zum  Zwecke  der  Aiühahme  einer  Anleihe 
für  Bechnung  einer  der  Eriegsparteien  zu  untersagen  und  seinen  Unter- 
tanen zu  verbieten,  sich  an  der  Anleihe  zu  betej]Uigen?  Die  Frage  ist 
bestritten.  0 

England  hat  weder  die  Aufhahme  der  Morgan  -  Anleihe  durch  die 
Regierung  der  Nationalen  Verteidigung  im  Jahre  1870  noch  auch  die 
Anleihe  des  Norddeutschen  Bundes  beanstandet.  —  Kein  neutraler  Staat 
hat  seinen  Unteilanen  die  Beteiligung  an  der  russischen  Orientanleihe 
untersagt. 

1472.  —  n)  Die  Lieferung  von  WaflFen  oder  Kriegsbedarf  an  eine  der 
Ejriegsparteien  ist  unzweifelhaft  ein  Neutralitätsbruch,  wenn  sie  durch  die 
Regierung  oder  durch  Agenten  des  neutralen  Staates  ausgeführt  wird. 
Dies  ist  unstreitig.  —  Verletzt  der  neutrale  Staat  seine  Pflichten  aber 
auch  dann,  wenn  er  es  zulässt,  dass  seine  Angehörigen,  als  Privatpersonen, 
auf  ihre  eigene  Rechnung  und  Gefahr  einer  Sjriegspartei  Waffen,  Munition 
und  Kriegsbedarf  verschaffen? 

Der  Verkauf  von  Waffen  und  Munition  an  die  Kriegführenden  durch 
Untertanen  neutraler  Mächte  ist  erlaubt;  denn  der  Handel  zwischen 
letztem  und  den  Kriegtührenden,  bleibt  während  des  Krieges  durchaus 
frei.  —  Desgleichen  ist  die  Ausfuhr  von  Waffen  und  Munition  seitens  neu- 
traler Untertanen  erlaubt.  —  Wer  aber  solche  Waren  einer  Kriegspartei 
▼erkauft  oder  ihr  zuführt,  setzt  sich  der  Gefahr  aus,  dass  sie  von  deren 
Gegner  als  Ejtiegskonterbande  eingezogen  werden;  er  kann  auch  in  diesem 
Falle  von  seinem  Staate  keinen  Schutz  beanspruchen,  weil  er  sich  auf 
seine  eigene  Rechnung  und  Gefahr,  nur  aus  Gewinnsucht,  auf  das  Geschäft 
eingelassen  hatte. 

Es  ist  zweifellos,  dass  der  neutrale  Staat  den  Verkauf  und  die  Aus- 
fuhr solcher  Waren  auf  Grund  vorher  getroffener  Vereinbarungen  oder 
aus  politischen  Erwägungen  verbieten  kann,  wie  es  z.  B.  die  Schweiz  und 
Belgien  im  Jahre  1870  taten.  Desgleichen  ist  es  zweifellos,  dass  der 
neutrale  Staat  seine  Untertanen  für  den  Fall  der  Verletzung  eines  der- 
artigen Verbotes  bestrafen  kann.') 

1473.  —  Legt  das  Völkerrecht  dem  neutralen  Staate  die  Verpflichtung 
auf,  ein  solches  Verbot  zu  erlassen?     Ist  der  neutrale  Staat  gehalten, 

1)  Geffcken-Heffter,  op.  cit,  §  14S,  Anm.  6.  —  Calvo,  op.  cit,  §  3628.  — 
Bluntschli,  op.  cit,  Art.  768. 

2)  Geffcken,  Incidents  de  Droit  international,  R.  D.  I.,  t.  XXIIl,  p.  5S6. 
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seinen  Untertanen  den  Verkauf  von  Waffen  an  die  Eriegtiihrenden  za 
untersagen,  sich  deren  Ausfuhr  und  Beförderung  zu  widersetssen  und  die 
Zuwiderhandelnden  zu  bestrafen?  Macht  er  sich  andernfalls  selbst  eines 
Neutralitätsbruches  schuldig?  —  Die  Meinungen  sind  geteilt  und  lebhafte 
Streitfragen  sind  entstanden.  —  Mehrere  Schriftsteller,  besondei*s  Oessner 
und  Eusserow,  haben  Waffenlieferungen  durch  neutrale  Untertanen  als 
eine  Verletzung  der  Neutralität  bezeichnet,  i) 

Vattel  und  G.  F.  v.  Martens  halten  dafür,  dass  es  den  Neutralen 
nicht  verboten  sei,  Kauflustigen  auf  ihren  Märkten  Waren  aller  Art,  selbst 
Eriegsmunition,  zu  verkaufen.  —  Lampredi  meint,  dass  ein  Staat  (ab- 
gesehen von  einem  besondem  Abkommen)  nicht  des  Rechtes  beraubt  sein 
könne,  innerhalb  der  Grenzen  seines  Gebietes  seine  Erzeugnisse  jedem 
Beliebigen  zu  verkaufen,  sofern  er  sich  nicht  einer  der  E^-iegsparteien 
weniger  gewogen  zeige,  als  der  andern.  Er  fQgt  hinzu,  dass  der  Verkauf 
von  Waren  im  Gebiete  einer  neutralen  Nation  stets  als  ebenso  frei  und 
unantastbar  angesehen  worden  sei,  wie  die  Souveränität  der  Nation  selbst. 
—  Travers  Twiss  erklärt  den  Verkauf  auf  dem  Gebiete  des  Neutralen 
an  einen  anwesenden  Eäufer  für  erlaubt,  nicht  aber  die  Versendung.^ 

Calvo  und  Bluntschli  verlangen,  dass  der  neutrale  Staat  sich  der 
Waffensendungen  „im  grossen^  widersetze.')  —  Diese  Unterscheidung 
zwischen  Sendungen  im  grossen  und  Lieferungen  im  kleinen  ist  von  dem 
Gtenfer  Schiedsgerichte  durch  den  Anwalt  der  Verein.  Staaten  geltend  ge- 
macht worden. 

Geffcken  bestreitet,  dass  die  Untersagung  der  Absendung  von 
Eriegs Waffen  eine  Pflicht  des  neutralen  Staates  sei:  „Seit  die  Eriegf&hrenden, 
so  bemerkt  er,  die  Prätension  aufgeben  mussten,  den  Neutralen  allen 
Handel  mit  ihrem  Gegner  zu  verbieten,  haben  sie  sich  darauf  beschränkt, 
ihr  Recht  der  Wegnahme  der  Eonterbande  aufrecht  zu  halten,  und  durch 
Verträge  die  Aus^hr  derselben  verbieten  zu  lassen.  Die  grosse  Zahl  der 
zu  diesem  Zwecke  geschlossenen  Verträge  beweist,  dass  man  ohne  einai 
solchen  kein  Recht  hatte,  das  Verbot  zu  verlangen.^  Geffcken  glaubt, 
dass  auch  für  die  Zukunft  die  Forderung  eines  Verbotes  der  Waffenaus- 
fuhr aussichtslos  sei. 

Er  bemerkt  weiter,  dass  nicht  zuzugeben  sei,  dass  zwischen  dem 
Verbote  der  Waffenausfuhr  und  dem  des  Baues  und  der  Ausrüstung  von 
Eriegsschiffen  kein  Unterschied  zu  machen  sei.  Ein  Eriegsschiff  ist  eine 
fertige  Eriegsmaschine,  welche  sofort  Feindseligkeiten  beginnen  kann, 
nachdem  sie  den  neutralen  Hafen  verlassen  hat;  das  neutrale  Gebiet  hat 
also  als  Basis  feindseliger  Operationen  gedient.  Eine  Waffensendung  ist 
etwas  ganz  anderes,  sie  muss  erst  das  Gebiet  des  EriegfUhrenden  eiTeicht 
haben,  ehe  sie  ihm  nützen  kann.  (Heffter,  op.  cit.,  §  148  Anm.  5, 
No.  1464  und  1467.) 

1474.  —  Während  des  Erimkrieges  hat  Preussen  nur  die  Durchfuhr 
fremder  Waffen  verboten  aber  nicht  die  Ausfuhr  der  Waffen  seiner  eigenen 
Fabriken.  Während  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  ist  der  Waffen- 
handel von  deutschen  Häfen  sehr  schvmngvoll  betrieben  worden.  —  Die 
durch  Einfahrung  der  Hinterlader  verfügbar  gewordenen  Gewehre  sind 


1}  Gessner,  La  Droit  des  neutres  sur  mer,  eh.  I,  pp  127  et  s. 

2)  Vattel,  op.  cit,  liy.  III,  chap.  II,  §  110.  —  6.  F.  v.  Martens,  Pi^ds,  §  818. 
—  Lampredi,  Du  commerce  des  neutres  en  temps  de  gnerre,  §  5.  —  Trarers 
Twiss,  op.  cit,  t  II,  No.  213. 

3)  Bluntschli,  op.  cit,  art.  765  n.  766.  —  Calvo,  op.  cit,  §  2624. 
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meist  über  Wasser  gegangen.  Zur  Zeit  des  deutsch-französischen  Krieges 
von  1870/71  haben  mehrere  neutrale  Staaten,  namentlich  die  Nach- 
barn der  Eriegsparteien,  die  Schweiz  und  Belgien,  die  Ausfuhr  und  die 
Durciifiihr  von  Eriegswaffen  unbedingt  yerboten,  um  ihre  Neutralität  zu 
bekräftigen.  —  Selbst  Japan  hat  durch  seine  Neutralitätserklärung  im 
August  1870  den  japanischen  Schiffen  die  Beförderung  der  für  die  Eriegs- 
parteien  bestimmten  Waffen  unteraagt. 

England  und  die  Verein.  Staaten  machten  ihre  Untertanen  darauf 
aufmerksam,  dass  Eriegswaffen  zur  Eonterbande  gehörten  und  daher  der 
Wegnahme  und  der  Einziehung  unterworfen  seien;  sie  legten  jedoch  dem 
Waffenhandel  kein  Hindernis  in  den  Weg.  Sie  hielten  sich  nicht  für  ver- 
pflichtet, ihn  zu  verbieten. 

Deutschland  beschwerte  sich  in  einer  Note  des  Grafen  Bemstorff  vom 
30.  August  1870  darüber,  dass  die  englische  Regierung  Waffensendungen 
nach  Frankreich  zulasse  und  dadurch  die  Neutralität  in  einer  für  Deutsch- 
land, das  auch  nach  englischer  Auf&ssung  einen  gerechten  Erieg  führe, 
nachteiligen  statt  wohlwollenden  Weise  ausübe.  Eine  wohlwoUende 
Handhabung  der  Neutralität  würde  das  englische  Verbot  der  Waffenausfuhr 
zur  Folge  haben,  die  nach  den  Umständen  ausschliesslich  zu  Gunsten  des 
ungerechten  Angreifers  ausfalle.  Graf  Granville  antwortete  am  15.  Sep- 
tember, indem  er  darauf  aufinerksam  machte,  dass  der  Begriff  einer  wohl- 
wollenden Neutralität  gegenüber  einer  Eriegspartei  und  daher  einer  un- 
günstigen gegenüber  der  andern  neu  und  gefährlich  sei.  Es  setze  dies 
ein  Urteil  der  Neutralen  über  den  Streitfall  voraus,  eine  Entscheidung, 
die  für  die  eine  Partei  günstig,  für  die  andre  ungünstig  ausfalle.  Der 
Begriff  sei  weit  davon  entfernt,  die  Aufrechthaltung  der  Neutralität  zu 
sichern,  er  würde  sie  vielmehr  empfindlich  schädigen.  —  Graf  Granville 
hob  sodann  hervor,  dass  Prenssen  selbst  während  des  Erimkrieges  Waffen 
und  Munitionssendungen  nach  Russland  nicht  verboten  habe;  er  wies  auf 
die  vollständige  Übereinstimmung  der  beiden  Fälle  hin.  Er  fUgte  noch  hinzu, 
dass  das  Verhalten  Englands  durch  die  inländische  Praxis  gerechtfertigt  sei. 

Bluntschli  fühlt  sich  verpflichtet,  anzuerkennen,  dass  die  englische 
Regierung  keine  offenbare  Verletzung  des  Völkerrechts  begangen  habe, 
aber  er  fugt  hinzu,  dass  sie  dem  Grundsatze  des  freien  Handels  allzu  sehr 
die  Zügel  schiessen  liess.  Sie  hätte  jene  Waffenausfuhr  hindern  oder  doch 
erschweren  können. 

Geffcken,  der  den  VorfaU  gerechter  beurteilt,  erkennt  an,  dass  die 
preussische  Regierung  angesichts  der  internationalen  Praxis  nicht  auf  einen 
Erfolg  ihrer  Schritte  rechnen  konnte.  Den  englischen  Handeltreibenden 
die  Waffenausfuhr  auf  den  Antrag  Deutschlands  zu  verbieten,  was  nach  den 
Umständen  nur  diesem  zu  gute  gekommen  wäre,  hätte  sich  nicht  mit 
wirklicher  Neutralität  vereinigen  lassen.  (Geffcken  - Heffter,  op.  cit., 
§  148  Nu.  5.) 

In  den  Verein.  Staaten  verbot  Präsident  Grant  den  Zeughausver- 
waltungen Waffen  an  eine  Eriegspai-tei  zu  verkaufen.  Dies  hinderte  jedoch 
nicht,  dass  die  Versteigerung  von  Waffen  aus  den  Zeughäusern  des  Staates 
von  Händlern  benutzt  wurde,  die  die  Waffen  den  Franzosen  zuführten. 
—  Während  des  russisch-türkischen  Erieges  von  1877/78  sind  die  grossen 
Geschützlieferungen  der  Firma  Erupp  an  die  Türkei  und  an  Russland  von 
niemand  beanstandet  worden.  ^) 

])  Während  dieses  Krieges  bemühten  sich  mehrere  dentsche  Zeitschriften,  den 
Waffenliandel  Deutscher  nach  Rnssland  za  rechtfertigen,  wfthrend  man  im  Jahre  1870 
denselben  Handel  auf  Seiten  Englands  und  der  Verein.  Staaten  verurteüte. 
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1475.  —  o)  Die  ErlanbniSf  Lebensmittel  für  die  Versorgung  eines 
kriegfCLbrenden  Heeres  zq  kaufen,  darf  nicht  als  ein  Neatralitätsbracli  an- 
gesehen werden.  Der  Handel  mit  Lebensmitteln  und  Getreide  ist  nm  so 
eher  frei,  als  der  Handel  mit  Waffen  frei  ist.  Aber  der  neutrale  Staat 
darf  nicht  selbst  die  Lieferungen  ausführen;  dies  wäre  eine  verschleierte 
Hilfeleistang. 

1476.  —  Der  Staat,  der  die  Neutralitätspffichten  nicht  erfüllt,  tritt 
dadurch  in  die  Reihe  der  Feinde  derjenigen  Eriegspartei  ein,  gegen  die 
sich  sein  Neutralitätsbruch  richtete,  die  er  also  nicht  begünstigt  hat.  — 
Diese  kann  zu  Repressalien  und  zum  Kriege  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes  schreiten,  sie  kann  sich  aber  auch  vorbehalten,  nach  Beendigung 
des  Ejieges,  in  den  sie  geraten  ist,  einen  Ersatzanspruch  für  die  durch 
den  Neutralitätsbruch  verursachten  Schäden  und  Nachteile  geltend  zu 
machen.  —  So  verfuhren  die  Verein.  Staaten  gegen  Grossbritannien  nach 
Ende  des  Sezessionskrieges;  eine  sehr  heftige  Auseinandersetzung  entspann 
sich  über  die  Frage  nach  dem  Umfange  und  der  Art  des  zu  ersetzenden 
Schadens.  Das  Schiedsverfahren  wäre  beinahe  ergebnislos  verlaufen.  — 
Das  Gericht  rettete  seine  Zuständigkeit  dadurch,  dass  es  die  Forderung 
der  Verein.  Staaten  rücksichtlich  des  mittelbai'en  Schadens  im  Grundsatze 
zurückwies.  —  Es  entschied  nur  über  den  unmittelbaren  Schaden,  der 
durch  das  Vorgehen  der  Schiffe  Alabama,  Florida  und  Shenandoah  entr 
standen  war.  —  England  wurde  hinsichtlich  der  andern  Schiffe  frei- 
gesprochen, dagegen  verurteilt,  an  die  Verein.  Staaten  die  Summe  von 
15000000  Dollars  in  Gold  zu  zahlen  (No.  958V) 

1476  ^  —  [Die  Haager  Konferenz  von  1899  hat  zu  Lasten  der  neu- 
tralen Staaten  eine  neue  Pflicht  eigener  Art  geschaffen.  Es  ist  zwar  nur 
eine  moralische  Pflicht,  aber  ihr  Wert  ist  nichts  desto  weniger  von  Be- 
deutung, denn  sie  ändert  gewissermassen  die  passive  Seite  des  Rechts- 
begriffes der  Neutralität  in  eine  aktive.  Der  Art.  27  des  Haager  Ab- 
kommens zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  bestinunt 
nämlich:  „Die  Signataimächte  betrachten  es  als  Pflicht,  in  dem  Falle,  wo 
ein  ernsthafter  Streit  zwischen  zwei  oder  mehrern  von  ihnen  auszubrechen 
droht,  diese  daran  zu  erinnern,  dass  ihnen  der  ständige  Schiedshof  offen 
steht.  —  Sie  erklären  demzufolge,  dass  die  Handlung,  womit  den  im 
Streite  befindlichen  Teilen  die  Bestimmungen  dieses  Abkommens  in  Er- 
innerung gebracht  werden,  und  der  im  höhern  Interesse  des  Friedens 
erteilte  Rat,  sich  an  den  ständigen  Schiedshof  zu  wenden,  immer  nur  als 
Betätigung  guter  Dienste  angesehen  werden  dürfen.^  —  Es  kann  also 
von  jetzt  ab  nicht  mehr  als  eine  Verletzung  der  Neutralität  angesehen 
werden,  wenn  ein  neutraler  Staat  die  beiden  im  Streite  befindlichen  Mächte 
an  die  schiedsgerichtliche  Erledigung  des  StreitfaUes  erinnert.]^ 


1)  [S.  über  die  Pflichten  der  neutralen  Staaten  während  der  neuem  Kriege 
zwischen  Griechenland  nnd  der  Türkei,  zwisclien  Spanien  nnd  den  Verein.  Staaten 
sowie  zwischen  England  und  den  südafrikanischen  Republiken,  Politis  R.  D.  I.  P., 
t.  IV,  p.  712  et  8.,  p.  196  et  s.  —  Le  Für,  R.  D.  I.  P.,  t  VI,  p.  69  et  s.  —  Dcs- 


Äagnet,  R.  D.  I.  P..  t.  VIU  p.  764  et  8.  —  Arthur  Desjardins,  Revae  des  Denz- 
ondes,  1.  mars  1900.  p.  66  et  s.] 

2)  [R.  D.  I.  P.,  t  VI,  p.  812  et  8.  —  Französisches  Oelbbach,  Gonf<Srence  de  la 


londes,  1.  mars  1900.  p.  66  et  s. 

2)  [R.  r   ■  ~ 
Haye,  p.  40] 


Viertes  Bach.    Die  NeutraUtat.    Kap.  1.  751 

Zweiter  Abschnitt. 
Pflichten  der  Untertanen  der  neutralen  Staaten. 

1477.  —  Die  allgemeinen  Grundsätze,  die  die  Rechtslage  der  neutralen 
Staaten  beherrschen,  finden  auch  auf  die  Bechtsstellung  der  Untertanen 
dieser  Staaten  Anwendung.  —  Ebenso  wie  die  Staaten,  so  müssen  sich 
auch  die  Privatpersonen,  die  Angehörigen  der  Staaten,  jeder  Handlung, 
die  eine  Einmischung  in  die  Feindseligkeiten  bilden  könnte,  enthalten.  — 
Aber  wegen  der  tiefgehenden  Verschiedenheit  zwischen  der  rein  juristischen 
Persönlichkeit  des  Staates  und  der  physischen  Persönlichkeit  der  Unter- 
tanen erscheinen  die  Verletzungen  der  Neutralitätspflichten  in  einem  andern 
Lichte  und  erzeugen  auch  scheinbar  voneinander  abweichende  Wirkungen. 
Die  Grundsätze  sind  genau  dieselben:  ihre  Anwendung  führt  zu  ähnlichen 
EIrgebnissen,  die  nur  in  ihren  Äusserungen  verschieden  sind. 

1478.  —  a)  So  darf  der  neutrale  Untertan  sich  nicht  fttr  das  Heer 
einer  der  Eriegsparteien  anwerben  lassen.  Tatsächlich  steht  ihm  dies 
zwar  frei,  aber  er  tut  es  auf  seine  eigene  Gefahr.  Er  verzichtet  auf  den 
Schutz  seiner  Regierung.  Er  wird  von  der  andern  Eriegspartei  wie  ein 
feindlicher  Soldat  behandelt.*) 

b)  Es  ist  den  Lotsen  eines  neutralen  Landes  verboten,  an  Bord  von 
Schiffen,  die  zu  kriegerischen  Unternehmungen  bestimmt  sind,  in  Dienst 
zu  treten  (englische  Verordnung  vom  7.  August  1870). 

1479.  —  c)  Wir  haben  bereits  bemerkt,  dass  neutrale  Handelsleute 
innerhalb  des  neutralen  Gebietes  einer  Eriegspartei,  Waffen,  Munition 
und  Eriegsbedarf  verkaufen  dürfen.  Die  andere  Eriegspartei  kann  sich 
nicht  beschweren,  sofern  nicht  die  Regierung  der  neutralen  Eaufleute  an 
diesen  Unternehmungen  mit  beteiligt  ist.  —  Man  kann  indessen  dieser 
Eriegspartei  nicht  zumuten,  zu  dulden,  dass  neutrale  Untei-tanen  ihrem 
Feinde  auf  dem  Seewege  Gegenstände  zuführen,  die  zur  Fortsetzung  des 
Eiieges  geeignet  sind.  Sie  ist  also  berechtigt,  Eriegskonterbande  zu 
verhindern.  In  der  Beschlagnahme,  der  die  Einziehung  der  Ware  folgt, 
besteht  dem  Neutralen  gegenüber  die  rechtliche  Bekräftigung  der  Pflicht, 
die  ihm  oblag  und  die  er  durch  seine  Sendung  verletzt  hat.^) 

1480.  —  d)  Desgleichen  ist  der  Handel  mit  Lebensmitteln,  Getreide, 
Vieh,  Wein  und  andern  Waren  zwischen  neutralen  und  kriegfUhi*enden 
Untertanen  frei.  Dieser  Handel  begründet  an  und  fttr  sich  keinen  Neu- 
tralitätsbruch. —  Aber  die  Verletzung  der  Neutralität  tritt  zu  tage,  wenn 
der  neutrale  Handeltreibende  versucht,  diese  Lebensmittel  in  einen  vom 
Gegner  blockierten  Hafen  hineinzubringen.  Hierin  liegt  eine  Einmischung 
in  die  Eriegsunternehmungen  und  eine  Hilfeleistung,  die  den  Zweck  hat, 
den  Widerstand  des  blockierten  Platzes  zu  stäi-ken  und  den  Erieg  zu 
verlängern.  —  Die  blockierende  Eriegspartei  ist  berechtigt,  gegen  diese 
Verletzung  der  Neutralitätspflichten  einzuschreiten.  Dies  geschieht  durch 
Beschlagnahme  und  Einziehung  der  Waren.  Gewöhnlich  bringt  die  neu- 
trale Regierung  ihi-en  Untertanen  die  erfolgte  Errichtung  einer  Blockade 
zur  Eenntnis  und  macht  sie  auf  die  Folgen  aufmerksam,  die  eine  Fort- 
setzung  des  Handels  mit  den  blockierten  Ortlichkeiten  fttr  sie  haben 


1)  Trarers  Twiss,  op.  cit,  t.  II,  No.  214. 

^)  Vgi.  iiber  diedeuitdimOffitien  während  de$  Sriegts  von  1897,  £.  D.  I.  IV,  p.  720ff. 
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könnte;  aber  die  Regierung  ist  nicht  gehalten,  ihre  Angehörigen  an 
diesem  Handel  tatsächlich  zu  hindern,  es  sei  denn,  dass  sie  sich  durch 
einen  mit  der  blockierenden  Eriegspartei  abgeschlossenen  Vertrag  dazu 
verpflichtet  hätte. 

1481.  —  Der  neutrale  Staat  kann  durch  seine  eigene  Gesetzgebung 
seinen  Untertanen  den  Verkauf  und  die  Ldeferung  von  Waffen,  Lebens- 
mitteln, Kohlen  oder  andern  Waren  untersagen  und  sein  Verbot  unter 
Strafe  stellen.  Die  Übertretung  solcher  Vorschriften  ist  aber  eine  Frage 
der  innem  Verwaltung.  Niemals  können  die  Eriegfflhrenden  diese  inner- 
staatlichen  Gesetze  anrufen,  um  daraus  zu  ihren  Gunsten  die  Verantwort- 
lichkeit des  Staates  oder  die  seiner  Untertanen  herzuleiten 


Zweites  Kapitel. 


Rechte  der  Neutralen. 

1482.  —  Auf  den  ersten  Blick  hin  sollte  man  meinen,  dass  die  neu- 
tralen Staaten,  die  doch  dem  Kriege  fern  bleiben,  (res  inter  alios  acta)  den 
Genuss  und  die  Ausübung  der  Rechte,  die  sie  in  Friedenszeiten  besitzen, 
in  unversehrtem  Bestand  und  Umfange  beibehalten  mfissten.  Ist  es  nicht 
ungerecht,  sie  unter  den  Folgen  des  Krieges  zwischen  andern  Mächten 
leiden  zu  lassen?  —  Diese  Ansicht  ist  obeäächlich  und  ungenau.  —  Als 
Mitglieder  der  internationalen  Gemeinschaft  müssen  die  neutralen  Staaten 
die  Freiheit  der  kriegführenden  Staaten  achten.  Diese  Achtung  legt 
ihnen  besondere  Pflichten  auf,  die  ihre  Rechte  beeinflussen  und  deren 
Ausübung  insoweit  einengen,  als  es  die  Freiheit  und  Ungebundenheit  der 
E[riegsuntemehmungen  erheischen. 

Wie  auf  allen  Kechtsgebieten,  so  zeigen  sich  auch  bei  der  Neutralität 
zwischen  Rechten  und  Pflichten  wechselseitige  Beziehungen,  Einflüsse  und 
Rückwirkungen.    Die  nachstehenden  AusAUu-ongen  werden  dies  zeigen. 

1483.  —  a)  Der  neutrale  Staat  behält  die  volle  und  unbeschränkte 
Ausübung  seines  Gebietshoheitsrechtes.  Hieraus  folgt:  Er  kann  den 
Untertanen  der  Kriegftlhrenden  ein  Asyl  gewähren  und  ihnen  gestatten, 
sich  bei  ihm  ruhig  aufzuhalten;  aber  diese  Befugnis  muss  mit  der  bereits 
erwähnten  Pflicht  (No.  1461),  deren  ErifÜUung  lediglich  eine  Betätigung 
seines  Souveränitätsrechtes  ist,  im  Einklänge  stehen.  Der  neutrale  Staat 
kann  sich  den  Flüchtlingen  gegenüber  durchaus  entgegenkommend  zeigen; 
aber  er  darf  auf  seinem  Gebiete  keine  Ansammlungen  von  bewaflEheten 
Soldaten  dulden. 

1484.  —  b)  Der  neutrale  Staat  ist  verpflichtet,  sich  der  Anwerbung 
seiner  Untertanen  durch  die  kriegführenden  Staaten  zu  widersetzen 
(No.  1458).  Er  ist  demnach  berechtigt,  gegen  alle  Handlungen,  die  auf 
eine  Anwerbung  abzielen,  einzuschreiten.  Beispiel:  Ein  fremdes  Kriegs- 
schiff, das  einen  Hafen  des  neutralen  Staates  angelaufen  hat,  hat  dort, 
ohne  Ermächtigung  und  Erlaubnis  der  neutralen  Regierung,  Untertanen 
dieses  Staates  ftlr  seine  Dienste  angeworben,  der  Befehlshaber  dieses 
Schiffes  hat  also  die  Neutralität  und  das  VölkeiTecht  verletzt,  bringt  er 
später  eine  Prise  in  einen  Hafen  dieses  Staates,  so  ist  die  neutrale  Re- 
gierung berechtigt,  diese  Prise    als  ungültig  zu  betrachten  und  deren 
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Herausgabe  an  die  geschädigten  Parteien  zu  veranlassen.  Der  Nehmer 
kann  sich  nicht  auf  ein  Kecht  berufen,  das  sich  auf  einen  Neutralitäts- 
bruch gründet.  —  Der  oberste  Gerichtshof  der  Verein.  Staaten  war  oft 
in  der  Lage,  diese  Frage  entscheiden  zu  müssen:  ,,Die  Fälle,  bei  denen 
diese  Lehre  anerkannt  und  angewendet  worden  sind,  sagte  der  amerika- 
nische Richter  Story,  sind  so  zahlreich  und  gleichartig,  dass  es  Zeit- 
Verschwendung  wäre,  in  eine  Erörterung  und  Prüfung  der  Gründe,  worauf 
sie  beruhen,  einzutreten*'.^) 

1485.  —  c)  Der  neutrale  Staat  hat  gegenüber  beiden  Eriegsparteien 
unbestreitbar  das  Recht  auf  Achtung  seiner  Neutralität.  Dieser  Grund- 
satz ist  klar;  er  ist  bei  der  Frage  der  Seeprisen  oit  zur  Anwendung  ge- 
bracht worden,  so  durch  L^oline  Jenkins,  den  Richter  des  englischen 
Admiralitätsgerichts  unter  Karl  n.  und  Jakob  11.,  und  in  neuerer  Zeit 
durch  die  Gerichte  der  Verein.  Staaten.  —  Wenn  ein  Schiff  in  den  Küsten- 
gewässern  eines  neutralen  Staates  oder  von  einem  in  dem  neutralen  Staate 
unbefugterweise  ausgerüsteten  Kaper  erbeutet  und  sodann  in  einen  Hafen 
dieses  Staates  geführt  worden  ist,  so  hat  die  Regierung  des  neutralen 
Staates  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  die  Rückerstattung 
des  zu  Unrecht  aulgebrachten  Schiffes  an  denjenigen  zu  verlangen,  dem 
es  gehört.  Dies  ist  nötig,  um  der  Neutralität  des  Staates  Achtung  und 
Anerkennung  zu  verschaffen. 

1486.  —  Der  Neutrale,  in  dessen  Eüstengewässern  ein  Schiff  durch 
einen  feindlichen  Kreuzer  weggenommen  worden  ist,  hat,  wenn  das  Schiff 
in  einen  Hafen  des  Nehmestaates  gebracht  wird,  das  Recht,  vor  dessen 
Prisengerichten  Klage  auf  Herausgabe  des  Schiffes  zu  erheben,  weil  die 
WegnsJime  unter  Verletzung  seiner  Neutralität  bewirkt  worden  ist.  2; 

1487.  —  Das  Gericht  eines  neutralen  Staates  darf  nicht  über  die 
Rechtmässigkeit  einer  auf  hoher  See  gemachten  Prise  entscheiden,  selbst 
wenn  sich  das  erbeutete  Schiff  freiwillig  vom  Nehmer  in  den  Bereich  der 
Zuständigkeit  dieses  Gerichtes  steuern  lässt. 

Dieselben  Gründe  verbieten  dem  Gerichte  auch,  über  die  Frage  des 
Schadenersatzes  zu  erkennen,  selbst  wenn  die  Wegnahme  in  den  Küsten- 
gewässem  des  neutralen  Staates  stattgefunden  hätte,  denn  durch  die 
Beschlagnahme  in  neutralen  Gewässern  ist  das  Kriegsrecht  nicht  gegen- 
über der  Partei  verletzt  worden,  der  das  Schiff  weggenommen  worden  ist, 
sondern  nur  gegenüber  dem  neutralen  Staate. 

1488.  —  d)  Wenn  sich  Kriegsschiffe,  die  einem  der  kriegführenden 
Staaten  gehören,  an  der  Einfahrt  zu  Häfen  oder  Reeden  eines  neutralen 
Staates  zeigen,  so  ist  dieser,  wie  in  Friedenszeiten,  berechtigt,  ihnen  den 
Zugang  zu  erlauben  oder  zu  verbieten. 

Lässt  er  die  Schiffe  in  seine  Häfen  zu,  so  darf  er  ihnen  nur  gestatten, 
die  notwendigen  Lebensmittel  zu  kaufen  und  die  zu  ihrer  Sicherheit 
unbedingt  erforderlichen  Ausbesserungen  vorzunehmen,  niemals  jedoch 
Artillerie,  Waffen  oder  Kriegsmunition  einzunehmen  (No.  1463). 

Der  neutrale  Staat  mnss  von  seinem  Sonveränitätsrechte  und  seiner 
Gewalt  Gebrauch  machen,  um  jede  Feindseligkeit,  die  die  Kriegsparteien 
auf  seinem  Gebiete  etwa  zu  begehen  beabsichtigen,  zu  verhüten.  Zu 
diesem  Ende  kann  und  muss  er  die  erforderlichen  Massnahmen  treffen; 
z.  B.  dafür  sorgen,  dass,  wenn  schwächere  Kriegsschiffe  seine  Häfen  ver- 


1)  Travers  Twlss,  op.  cit,  t.  11,  eh.  Xn.  No.  282. 

2)  Travers  Twiss,  op.  cit,  t.  II,  eh.  XII,  No.  233,  235,  236  u.  237.  —  Geffcken- 
Eeffter,  op.  cit,  §  147,  Aura.  15. 
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lassen,  der  stärkere  Gegner  noch  eine  angemessene  Zeit  lang,  zum  mindesten 
24  Standen,  zurückbehalten  wii*d.  —  Er  kann  und  muss  auch  jede  See- 
schlacht in  seinen  EfLstengewässem  verhindern.  Azuni  hat  die  im  Laufe 
der  Zeit  erlassenen  Vorschriften  der  neutralen  Staaten,  betreffend  das  den 
Kriegsschiffen  Kriegführender  zu  gewährende  Asyl,  eingehend  dargestellt.  ^) 

Das  Souveränitätsrecbt  des  neutralen  Staates  wird  also,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  in  dem  angegebenen  Sinne  durch  die  Grundsätze  der  Neu- 
tralität nachdrücklich  bestätigt.  Die  Neuti-alität  wirkt  ihrei-seits  auf  die 
Art  der  Betätigung  des  Souveränitätsrechts  zurück. 

J489.  —  e)  Die  Untertanen  des  neutralen  Staates  bleiben  im  dauern- 
den Genüsse  ilu*er  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter,  die  sie  inner- 
halb der  Gebiete  der  kriegfühi*enden  Parteien  besitzen,  selbst  dann,  wenn 
sich  diese  Gegenstände  auf  dem  Schauplatze  der  Feindseligkeiten  befinden 
sollten.  —  Aber  diese  Güter  können  selbstverständlich  nicht  den  Kriegslasten 
und  -Gefahren  entzogen  werden.  —  „Der  Kriegfuhrende  wird  neutrales  Eigen- 
tum in  Feindesland  nach  Möglichkeit  schonen,  aber  ein  Recht,  dies  zu 
verlangen,  besteht  nicht  für  die  Eigentümer.  Sie  haben  sich  mit  ihren 
Gütern  zeitweilig  der  Hoheit  des  Aiifenthaltsstaates  unterworfen,  und  der 
Kriegführende  ist  nicht  verpflichtet,  sie  mehr  zu  schonen  als  die  Unter- 
tanen des  Landes.  Wie  diese  unterliegen  sie  Requisitionen  und  Befehlen 
des  Kriegführenden,  sie  haben  nicht  das  Recht,  aus  einer  belagerten 
Festung  herausgelassen  zu  werden,  sie  können  also  auch  keine  Vorrechte 
für  ihr  Eigentum  beanspruchen. **  (Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  p.  150, 
Anm.  1.)  Das  Recht  der  Kriegspartei,  diese  Güter  wegzunehmen,  wenn 
die  Gebote  des  Krieges  es  erheischen,  ist  unbestritten.  —  Die  Zerstörung 
neutraler  Schiffe,  die  sich  in  den  Gewässern  des  Feindes  befinden,  ist  beim 
Vorliegen  einer  militärischen  Notwendigkeit  gegen  Entschädigung  erlaubt.^) 

[Die  neutralen  Staaten  unterhalten  nach  wie  vor  ihre  Verkehrs- 
beziehungen mit  den  kriegführenden  Mächten.  So  setzen  die  diplomatischen 
Agenten  ihre  Amts  Verrichtungen  bei  den  Kriegsparteien  fort;  ihre  Be- 
fugnisse werden  sogar  tatsächlich  oft  erweitert  sein,  denn  sie  können  in 
ihrem  Aufenthaltsstaate  mit  der  Obhut  der  Archive  und  dem  Schutze  der 
Interessen  der  Untertanen  des  mit  diesem  Lande  kriegführenden  Staates 
betraut  werden.  (Vgl.  R.  D.  I.,  t.  HI,  p.  348.)  —  Indessen  können  die 
Neutralen  nicht  beanspruchen,  dass  ihr  Verkehr  mit  ihren  bei  den  Kriegs- 
parteien beglaubigten  diplomatischen  Agenten  durch  die  Kriegsunter- 
nehmungen  nicht  erschwert  werde. '^)  Z.  B.  werden  die  diplomatischen 
Agenten  eines  neutralen  Staates,  die  sich  in  einer  belagerten  Stadt  be- 
finden, in  der  Ausübung  ihres  Amtes  bald  mehr  bald  weniger  gestört 
Dies  hat  sich  im  Jahre  1870  bei  der  Belagerung  von  Paris  gezeigt.  (Vgl. 
No.  1087.)  —  Welche  Wirkungen  hat  die  Besetzung  des  feindlichen 
Gebietes  gegenüber  den  neutralen  diplomatischen  Agenten,  die  sich  auf 
diesem  Gebiete  befinden?  Ihr  Amt  endigt  von  Rechts  wegen.  Sie  können 
tatsächlich  ihr  Land  nicht  bei  dem  Staate  vertreten,  bei  dem  sie  beglaubigt 
sind,  weil  dieser  Staat  dort,  wo  sie  sich  befinden,  nicht  mehr  besteht; 
anderseits  können  «ie  es  aber  auch  nicht  bei  dem  besetzenden  Staate  ver- 
treten, weil  sie  bei  diesem  nicht  beglaubigt  sind.     Dieser  Fall   ist  io 

1)  Azuni,  Droit  maritime  de  TEurope,  t  I,  eh.  V,  p.  409. 

2)  Vgl.  bei  CalYO,  op.  cit.,  t.  IV,  §§  2245  bis  3249,  die  SchUderung  des  VorfaUes 
Yom  Dezember  1870,  wo  englische  SchitiTe  von  preussischen  Truppen  bei  Duclair  ia 
die  Seine  versenkt  wurden,  sowie  die  daraufhin  zwischen  Deutschland  und  Gross- 
britaunien  gewechselten  Noten.  —  Pereis,  Seerecht,  §  47. 

*)  Fh.  Zorn,  Dom  Oenndtachaftmrtcht  m  Hirtha  Annakm,  188J^  8.  90. 
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Artikel  9  der  amerikanischen  Eriegsartikel  von  18Q3  vorgesehen  worden. 
Dieser  Artikel  bestimmt,  „die  Amtsbefugnisse  der  Botschafter,  Gesandten 
oder  der  andern  diplomatischen  Agenten,  die  von  neutralen  Mächten  bei 
der  feindlichen  ßegierung  beglaubigt  worden  sind,  erlöschen,  insoweit  sie 
sich  auf  die  gestürzte  Regierung  beziehen^,  jedoch  fttgt  er  hinzu,  ^die  er- 
obernde oder  besetzende  Macht  erkennt  gewöhnlich  diese  Agenten  an,  als 
ob  sie  vorläufig  bei  ihr  selbst  beglaubigt  wären*'.  Ein  solcher  Fall  trat 
im  Jahre  1879  während  des  Krieges  zwischen  Chile  und  Peru  ein:  fran- 
zösische Untertanen  hatten  sich  über  die  Führung  chilenischer  Truppen, 
die  Lima  besetzt  hielten,  zu  beklagen.  Der  französische  G^andte,  der 
in  der  Hauptstadt  von  Peru  geblieben  war,  beschwerte  sich  darüber  bei 
dem  obersten  Befehlshaber  des  Besetzungsheeres.] 

1490.  —  f)  Schiffe  der  Neutralen  dürfen  von  den  Eriegsparteien  auf 
offenem  Meere  nicht  beschlagnahmt  werden,  selbst  nicht  im  Falle  einer 
dringenden  Notwendigkeit.  —  Die  Enegftthrenden,  die  sehr  geneigt  sind, 
ihre  Macht  zu  missbrauchen,  haben  das  Recht  ersonnen,  neutrale  Schiffe 
für  ihre  Erlegsuntemehmungen  zur  See  zu  benutzen.  Es  ist  dies  das 
Recht  der  Angarien,  das  in  Friedenszeiten  eigentlich  ausser  Gebrauch 
gekommen  ist  und  nur  noch  im  Kriege  ausgeübt  wird  (Ne.  328).  —  In 
einer  Anzahl  von  Verträgen  haben  die'  Staaten  auf  die  Ausübung  dieses 
behaupteten  Rechtes  verzichtet. 

Ist  das  Recht  der  Angarien,  das  durch  den  internationalen  Gebrauch 
unstreitig  zugelassen  wird,  an  sich  gerechtfertigt?  Verletzt  nicht  eine 
Kriegspartei,  die  den  Neutralen  zwingt,  mittelbar  an  den  Kriegsunter- 
nehmungen teilzunehmen,  die  Regeln  der  Neutralität?  Heffter  lässt  dies 
Recht  im  Falle  höchster  Not  zu.  Geffcken  sagt,  dass  man  sich  der 
Ausübung  dieses  Rechtes  nicht  widersetzen  könne,  wenn  kein  Vertrag 
vorliege.^) 

1491.  —  g)  Die  unbeschränkte  Verkehrsfreiheit  der  Angehörigen  neu- 
traler Staaten  untereinander  kann  vernünftigerweise  nicht  bezweifelt  und 
bestritten  werden.  —  Trotzdem  hat  die  internationale  Praxis,  namentlich 
aber  England,  sie  vielfachen  und  lästigen  Massregeln  unterworfen. 

1492.  —  h)  Dass  die  Untertanen  der  neutralen  Staaten  auch  das 
Recht  beibehalten,  mit  jeder  Kriegspartei,  mit  der  die  neutralen  Staaten 
den  friedlichen  Verkehr  fortsetzen,  Handel  und  Verkehr  zu  treiben,  ist 
auch  ein  Grundsatz,  den  die  Veinunft  anerkennt  und  der  aus  den  Begriffen 
der  Neutralität  selbst  folgt.  —  Aber  dieser  Handelsverkehr  muss  von  nun 
an  mit  der  unbedingten  Unparteilichkeit,  die  den  Neutralen  obliegt,  im 
Einklänge  stehen;  er  unterliegt  daher  bestimmten,  notwendigen  Be- 
schränkungen. 

Aller  Handel  teilt  sich,  wie  Hall  und  Geffcken  bemerken,  in  Kauf 
oder  Verkauf  von  Waren  und  in  deren  Versendung  von  einem  Orte  zu 
einem  andern  durch  einen  Dienstvertrag,  nämlich  den  Frachtvertrag. 

Kauf  und  Verkauf  sind  zwischen  neutralen  und  kriegführenden  Unter- 
tanen ganz  frei.  Erstere  können  den  Kriegführenden  auf  ihrem  eigenen 
Gebiete  sogar  Kriegsmunition  verkaufen.  Der  andere  Teil  kann  sich 
darüber  nicht  beklagen,  denn  er  ist  nicht  berechtigt,  den  auf  dem  Gebiete 
und  unter  der  Hoheit  des  neutralen  Staates  betriebenen  Handel,  welcher 
Art  er  auch  sei,  zu  hindern  (No.  1479). 

1493.  —  Die  Versendung  von  Waren  von  Neutralen  an  Kriegführende 
bleibt  ebenfalls  grundsätzlich  frei  —  Der  neutrale  Staat  ist  nicht  gehalten, 

1}  Geffcken -Heffter,  op.  clt,  §  150.  —  Pereis,  Seerecht,  §  41. 
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seinen  Untertanen  die  Versendung  zu  verbieten.  —  Aber  anderseits  kann 
der  Kriegführende  nicht  zulassen,  dass  die  Neutralen  zur  See,  seinem 
Gegner  Waren  schicken,  die  diesem  zur  Fortführung  des  Krieges  helfen 
sollen,  noch  auch,  dass  sie  Waren  nach  einem  feindlichen  Hafen  senden,  den 
er  von  allem  Verkehr  abschneiden  will.  —  Die  Kriegftthrenden  haben  das 
Becht,  die  Zufuhr  der  Konterbande  und  das  Eindringen  in  blockierte 
Häten  zu  hindern.  Die  neutrale  Regierung  macht  ihre  Untertanen  darauf 
aufmerksam,  dass  sie  es  auf  ihre  Gefahr  tun,  wenn  sie  sich  auf  solche 
Unternehmungen  einlassen.  Sie  behält  sich  nur  das  Becht  vor,  die  Be- 
obachtung der  völkerrechtlichen  Begeln  hinsichtlich  der  Konterbande  und 
der  Blockade  zu  tiberwachen  (No.  1472,  1473,  1479,  1480).0 

Dies  sind  die  allgemeinen,  in  der  Theorie  unbestrittenen  Grundsätze. 
Sie  sind  jedoch  so  oft  missachtet  worden,  sie  haben  so  heftige  Auseinander- 
setzungen veranlasst  und  sind  durch  so  viele  Verträge  bald  angenommen 
bald  verworfen  worden,  dass  es  notwendig  ist,  auf  die  allgemeine  Frage 
nach  der  Freiheit  des  Handels  der  Neutralen,  sei  es  untereinander,  sei  es 
mit  den  Kriegsparteien  näher  einzugehen.^) 

1493  ^  —  [Die  Haager  Konferenz  von  1899  hat  den  Wunsch  ausge- 
sprochen, dass  die  Frage  nach  den  Bechten  und  Pflichten  der  Neutralen' 
auf  das  Programm  einer  spätem  Konferenz  gesetzt  werde.] 


Drittes  Kapitel. 


Handelsfreiheit  der  Neutralen.^ 

1494.  —  Die  Schiffahrt  der  neutralen  Nationen  auf  offenem  Meere 
hat  nur  dann  einen  unschädlichen  Charakter,  wenn  sie  so  betrieben  wird, 
dass  sie  keine  Kriegspartei  irgendwie  benachteiligt.  —  Die  Bedingungen, 
unter  denen  die  Nationen  das  offene  Meer  befahren  dürfen,  sind  in  Kriegs- 
zeiten notwendigerweise  anderer  Art,  als  in  Friedenszeiten.  —  Dem 
Völkerrechte  liegt  die  Aufgabe  ob,  diese  neuen  Bedingungen  zu  bestimmen, 
indem  es  auf  der  einen  Seite  die  Bechte  der  Kriegsparteien,  ihren  Gegner, 
unter  Wahrung  der  Freiheit  und  Unabhängigkeit  der  Neutralen,  nieder- 
zuwerfen, —  und  auf  der  andern  Seite  die  Bechte  der  Neutralen,  mit  jeder 
Kriegspartei  die  Handelsbeziehungen  zu  erhalten,  ohne  deren  Gegner  zu 
schaden,  gebührend  berücksichtigt.  Diese  Aufgabe  ist  nicht  stets  in 
gleicher  Weise  gelöst  worden;  die  Kriegsparteien  haben  lange  Zeit  die 
berechtigten  Interessen  der  Neutralen  missachtet.  Lange  Zeit  hielt  man 
es  für  ausgemacht,  dass  Neutrale  nur  im  Einverständnisse  und  nach  den 
Gesetzen  der  Kriegsparteien  überseeischen  Handel  betreiben  durften.  Die 
Kriegführenden  setzten  die  Bedingungen  und  die  Schranken  ihres  Einver- 
ständnisses fest  und  bestimmten  und  vollstreckten  selbst  die  Strafen  gegen 
die  Zuwiderhandelnden. 

1495.  —  Mehrere  Fälle  sind  möglich;  das  Kriegsschiff  einer  Kriegs- 
partei begegnet  auf  hoher  See  oder  in  den  Küstengewässem  seines  eigenen 
Staates  einem  neutralen  Schiffe,  das  neutrale  Ware  führt,  die  nicht  Kriegs- 

1)  Geffcken-Heffter,  op.  cit,  §  151,  Anm.  1. 

2)  Über  die  Rechte  der  Neutralen  während  des  spanisch-amerikanischeD  Krieges 
Ton  1898,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  430  et  s. 

3)  S.  die  vor  Buch  IV  aufgeführten  Schriften. 
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konterbande  ist  —  oder  einem  neutralen  Schiffe,  das  ganz  oder  zum  Teil 
mit  Eriegskonterbande  beladen  ist  —  oder  einem  neutralen  Schiffe  mit 
Waren,  die  dem  Feinde  gehören  —  oder  einem  feindlichen  Schiffe,  dessen 
Ladung  ganz  oder  teilweise  Neutralen  gehört.  —  Was  darf  der  krieg- 
führende Kreuzer  in  den  einzelnen  Fällen  beschlagnahmen?  —  Gar  nichts, 
weder  Schiff  noch  Ladung,  wenn  Schiff  und  Ladung  neutral  sind,  selbst 
dann  nicht,  wenn  das  Schiff  als  Eeiseziel  einem  nicht  blockierten  feind- 
lichen Hafen  zusteuert,  denn  kein  Bestandteil  der  Handelsunternehmung 
des  Neutralen,  weder  Schiff  noch  Ladung,  hat  feindliche  Eigenschaft.  — 
Die  Eriegspartei  darf  die  Freiheit  des  Handels  des  Neutralen  mit  der 
Gegenpartei  nicht  verletzen,  wenn  der  Neutrale  sich  nicht  beim  Betriebe 
seiner  Handelsuntemehmung  in  den  Kampf  einmischt.  Eine  Einmischung 
liegt  aber  nur  vor  im  Falle  der  Zufuhr  von  Kriegskonterbande  und  im 
Falle  eines  Blockadebruches. 

Anlangend  den  Beweis  der  neutralen  Eigenschaft  des  Schiffes  und 
der  Ladung,  vergleiche  man  die  frühern  Erläuterungen  (No.  598  u.  ff.;  1361). 

14%.  —  Welches  Recht  hat  die  Kriegspartei,  wenn  einer  der  Bestand- 
teile der  Handelsuntemehmung  des  Neutralen,  das  Schiff  oder  die  Ladung, 
feindlichen  Charakter  hat?  Kann  sie  in  diesem  Falle  überhaupt  eine 
Beschlagnahme  vornehmen?  Und  was  kann  sie  beschlagnahmen?  Nur 
etwa  die  feindliche  Sache?  Oder  wirkt  die  feindliche  Eigenschaft  des 
einen  Bestandteils  auf  den  andern  zurück  und  sind  beide  gleichsam  durch 
ein  nationales  Band  untrennbar  miteinander  verknüpft? 

Diese  Fragen  haben  durch  die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April 
1856  eine  fUr  die  Handelsfreiheit  der  Neutralen  günstige  Lösung  gefunden. 
Man  kann  die  wirkliche  Tragweite  dieser  Deklaration  und  den  bedeutenden 
Fortschritt,  den  sie  gebracht  hat,  aber  nur  verstehen,  wenn  man  die 
g-eschichtliche  EntwicUung  kennt.  Diese  Kenntnis  ist  nötig,  wenn  man 
tiefer  die  Fragen  ergründen  will,  die  vier  Jahrhunderte  lang  die  Staaten 
entzweit,  eine  beträchtliche  Zahl  von  Verträgen  veranlasst  und  lebhafte 
Erörterungen  zwischen  den  namhaftesten  Publizisten  des  Völkerrechts 
hervorgerufen  haben.  —  Ein  schneller  geschichtlicher  Rückblick  liefert 
auch  ein  schlagendes  Beispiel  flir  die  langwierigen  und  mühsamen  Anstren- 
gungen, die  die  Menschheit  Jahrhunderte  lang  zu  machen  hatte,  um  zu 
einem  gerechten  und  billigen  Grundsatze  zu  gelangen. 


Erster  Abschnitt. 

AKere  Staatenpraxis. 

1497.  —  Mehrere  Systeme  sind  in  Geltung  gewesen.  Das  eine  wurde 
aber  nicht  etwa  durch  das  andre  abgelöst,  sondern  sie  bestanden  auch  gleich- 
zeitig nebeneinander.  —  Sie  wurden  durch  eine  Reihe  von  Verträgen  in  mehr 
oder  weniger  durchgreifender  Weise  abgeändert.  Oft  hat  ein  und  der- 
selbe Staat  zu  gleicher  Zeit  zwei  Systeme  nebeneinander  gehabt,  weil  er 
entweder  mit  andern  Staaten  verschiedenartige  Verträge  geschlossen  hatte^ 
oder  weil  seine  Verträge  von  seinen  Landesgesetzen,  die  in  Ansehung  der 
vertragslosen  Staaten  angewendet  wurden,  abwichen.^) 


1)  Gessner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer,  pp.  38  bis  74,  246  bis  2S2.  —  Pereis, 
Seerecht,  §42.  —  Travers  Twiss,  t  U.  eh.  V.  No.  76  ets.  —  Hautefeuille,  Droiti 
et  deToirs  des  nations  oeutres,  t  II.  titre  X.  pp.  275  bis  436. 
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1498.  —  Erstes  System.  —  Es  ist  das  der  alten  Seegebräadie, 
die  in  dem  Consolato  del  mar  (Lo  libre  de  Consolat  del  mar),  einem 
Sammelwerke  in  katalonischer  Sprache,  das  von  einem  oder  mehren 
Unbekannten  im  13.  oder  14.  Jahrhundert  in  Barzelona  abgefasst  wurde, 
niedergelegt  worden  sind.^)  —  Diese  Sammlung  macht  uns  mit  den  ur- 
sprünglichen Überlieferungen  und  den  Rechtsanschaunngen  ttber  die  Becbte 
der  Kriegführenden  bekannt. 

Die  Kriegführenden  müssen  sich  bei  ihrem  Vorgehen  auf  das  feindliehe 
Eigentum  beschränken.  —  Das  Eigentum  der  Neutralen  fordert  Schonung. 

—  Hieraus  folgt,  dass  bei  der  Erbeutung  eines  feindlichen  Schiffes,  die 
auf  ilmi  verladenen  neutralen  Waren  der  Einziehung  nicht  unterliegen. 

—  Die  Eigentümer  der  Waren  können  das  Schiff,  das  eine  gute  Prise  ist, 
für  einen  angemessenen  Preis  loskaufen.  Einigen  sie  sich  nicht  mit  dem 
Nehmer,  so  ist  dieser  berechtigt,  das  Schiff  zu  bemannen  (amariner)  und 
es  an  den  Ort  zu  senden,  wo  er  selbst  ausgerüstet  haben  wird;  die 
neutralen  Kaufleute  sind  zur  Zahlung  der  Schiffsfracht  gerade  so  verpflichtet, 
als  ob  ihre  Ladung  an  den  Bestimmungsort  gebracht  worden  wäre,  ftir 
weiteres  haften  sie  nicht  (Kap.  231).') 

Umgekehrt  wird  das  mit  feindlichen  Waren  beladene  neutrale  Schiff 
seinem  Eigentümer  zurückgegeben,  nachdem  die  Ladung  dem  kriegführenden 
Nehmer  mit  der  Verpflichtung  ausgehändigt  worden  ist,  dem  Schiffspatrou 
die  volle  Fracht  „die  dieser  hätte  empfangen  sollen,  wenn  er  die  Ladung 
dahin  gebracht  hätte,  wo  er  sie  hätte  löschen  müssen*^  zu  zahlen.  Der 
Neutrale  hat  dem  Schiffe  der  Kriegspartei  zu  folgen,  wohin  diese  ihn  zu 
führen  beliebt,  um  das  beschlagnahmte  feindliche  Gut  auszuladen.  — 
Weigert  er  sich,  so  kann  das  Schiff  in  den  Grund  gebohrt  werden.  — 
Fügt  er  sich  aber,  so  muss  der  Neutrale  für  die  durch  die  Beschlagnahme 
entstandenen  Verzugsunkosten  vollständig  entschädigt  werden. 

1499.  —  Da  der  Verkehr  zwischen  Kriegsparteien  und  Neutralen 
nicht  verboten  ist,  so  ist  der  Neutrale  berechtigt,  sich  des  Schiffes  seines 
„Freundes^'  zur  BefÖrdeinmg  seiner  eigenen  Waren  zu  bedienen,  und  um- 
gekehrt sein  Schiff  zur  Beförderung  der  Waren  eines  Kriegführenden,  der 
sein  „Freund"  ist,  zu  benutzen. 

Zwischen  den  Tatsachen,  dass  die  Ladung  Freundes-  oder  Feindesgut 
ist,  während  umgekehrt  das  Schiff  Feindes-  oder  Freundesgut  ist,  besteht 
keine  wechselseitige  Rückwirkung.  —  Die  ünverletzlichkeit  des  neutralen 
Eigentums  verträgt  sich  mit  der  Einziehung  des  feindlichen  Eigentums 
.  .  .  Suum  cuique. 

Feindliches  Eigentum,  in  welcher  Gestalt  es  auch  eracheint,  ist  auf 
hoher  See  gute  Prise;   neutrales  Gut,  ob  Schiff  oder  Ladung,  bleibt  frei. 

Das  System  des  Seekonsnlats  kann  in  zwei  Sätze  zusammengefasst 
werden:  Neutrales  Gut  auf  teindlichem  Schiffe  unterliegt  nicht  der  Weg- 
nahme: (Navire  ennemi,  marchandises  ennemies  ou  neutres).  —  Feindliches 
Gut  auf  neutralem  Schiff  unterliegt  der  Wegnahme.  (Navire  neutre  — 
marchandises  ennemies  ou  neutres). 

1500.  —  Dies  System  verdankt   seine  Entstehung   der  Nebenbuhler- 


1)  Die  beiden  ältesten  bekannten  Manuskripte  über  die  Seegebräuche  befinden 
sich  in  der  Bibliothöque  nationale  zu  Paris.  Diese  Bibliothek  besitzt  auch  das 
einzige  bekannte  Exemplar  der  editio  princeps  des  lo  Libre  de  Consolat  del  mar  io 
katalonischer  Sprache;  gedruckt  in  Barcelona  im  Jahre  1494.  —  S.  Pardessus, 
CoUection  des  lois  maritimes  ant^rienres  au  XVII.  si^cle. 

2)  Die  verschiedenen  Manuskripte  fahren  dies  Kapitel  anter  den  Na  231,  264, 
278,  274  und  279  auf. 
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Schaft  der  itaUenischen  Bepnbliken  im  Mittelalter.  —  Ihr  Seehandel  war 
die  QaeUe  ihres  Wohlstandes.  Den  Handel  vernichten,  hiess  die  Republik 
vernichten.  —  Jede  von  ihnen  trachtete  danach,  ihre  Güter  unter  dem 
Schutze  der  neutralen  Flagge  zu  sichern,  und  ihr  Gegner  musste 
sie  unter  dieser  Flagge  suchen,  wenn  er  ihrer  habhaft  werden  wollte. 

Dies  System  hat  folgenden  Verträgen  als  Grundlage  gedient:  Dem 
Vertrage  zwischen  Pisa  und  Arles  1221,  —  zwischen  Eduard  DI.  von 
England  und  den  Städten  von  Biscaja  1351  sowie  zwischen  ihm  und 
Portugal  1853.  —  Femer  den  Verträgen  Englands  mit  dem  Herzogtume 
Burgund  1406,  1417,  1426,  1478  und  1496,  mit  der  Bepublik  Genua  1462 
und  mit  dem  Herzoge  von  Osterreich  (24.  Februar  1495). 

In  den  Verträgen  Englands  mit  dem  Herzoge  der  Bretagne  vom 
2.  Juli  1463  und  vom  22.  Juli  1486  wurde  dagegen  das  Consolato  zum 
Teil  aufgegeben.  Diese  Verträge  lassen  die  Wegnahme  der  auf  feindlichem 
Schiffe  gefundenen  Ware  zu.  ,,Neutrales  Gut  auf  feindlichem  Schiffe 
unterliegt  der  Wegnahme^  oder  „Unfrei  Schiff,  unfrei  Gut"  (Navire 
ennemi  confisque  robe  ^)  d'ami). 

1501.  —  Bis  zum  Jahre  1689  blieb  England  dem  Systeme  des  Con- 
solato treu.  —  Wie  Wheaton  bestätigt,  hat  der  oberste  Gerichtshof  der 
Verein.  Staaten  dies  System  aus  dem  Grunde  angenommen,  weil  es  seit 
den  frühesten  Zeiten  von  den  kriegführenden  Nationen  immer  beobachtet 
und  angewendet  worden  sei.  —  Der  Oberrichter  Marshall  bemerkte,  man 
müsse  die  beiden  Lehrsätze,  dass  die  neutrale  Flagge  der  feindlichen 
Habe  keinen  Schutz  verleihe,  und  dass  die  Flagge  der  Eriegsparteien  das 
neutrale  Gut  nicht  zum  feindlichen  stemple,  unbedingt  anerkennen.  Kanzler 
Kent  war  derselben  Ansicht.  2) 

1502.  —  Zweites  System.  —  Frankreich  entfernt  sich  vom  Systeme 
des  Consolato.  —  Um  gegen  die  Betrügereien,  die  unter  dem  Deckmantel 
der  Neutralität  ausgeübt  wurden,  einzuschreiten,  befahl  Franz  I.  den 
französischen  Admiralitätsgerichten  durch  die  Ordonnanz  vom  Jahre  1543 
(Artikel  42),  die  an  Bord  feindlicher  Schiffe  befindlichen  Waren  befreun- 
deter Nationen  und  desgleichen  diejenigen  Schiffe  befreundeter  oder  eigener 
Untertanen,  die  ganz  oder  teilweise  mit  feindlichen  Waren  beladen  seien, 
zu  verurteilen.  Man  soll  alles  konfiszieren,  damit  „alles  als  gute  Prise 
erklärt  werde,  wie  wenn  alles  unsern  Feinden  gehörte". 

„Neutrales  Gut  auf  feindlichem  Schiffe  unterliegt  der  Wegnahme'^. 
Die  Flagge  bewirkt  die  Wegnahme  der  ganzen  Ladung.  —  „Ein  neutrales 
Schiff  und  neutrale  Ware  verfallen,  wenn  das  Schiff  feindliches  Gut  geladen 
hat"  (Bobe  d'ennemi  confisque  la  robe  d'ami  et  le  navire).  —  Dies  ist 
der  Grundsatz  der  „Ansteckung  durch  den  Feind"  hostile  infection,  wie 
die  Engländer  sagen. 

Dasselbe  System  ist  durch  das  Edikt  Heinrichs  11.  vom  März  1584 
(Artikel  69)  bestätigt  worden. 

1503.  —  Seit  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  stellen  sich  die  von 
Frankreich  geschlossenen  Verträge  in  einen  offensichtlichen  Widerspruch 
mit  seinen  Landesgesetzen.  —  In  dem  zwischen  Heinrich  lY.  und  Sultan 
Achmet  im  Jahre  1604  unterzeichneten  Abkommen  bestimmen  die  Vertrag- 
schliessenden,  dass  die  neutrale  Flagge  feindliche  Ware  schützen,  und  dass 


1)  Cleirac  bemerkt,  dass  die Provenzalen, Katalonier,  Italiener  und  die  levanti- 
nischen  Handelsleute  unter  robes  Waren  aller  Art  yerstehen.  Us  et  Coutnmes  de  la 
mer^  p.  4S6. 

fl)  Wheaton,  Elements,  part.  IV,  eh.  III,  p.  19.  —  Kent,  Commentaires,  1. 1,  §  434. 
Trayers  Twiss,  op.  cit.,  t  Ii,  eh.  V,  No.  79.  —  Gessner,  op.  cit,  pp.  36  et  s. 
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anderseits  die  auf  feindlichem  Schiffe  befindliche  neutrale  Ware  ihrem 
Eigentümer  zurückerstattet  werden  solle.  —  Im  Jahre  1646  und  1648 
geht  Frankreich  zwei  Verträge  mit  den  Generalstaaten  der  Niederlande 
ein,  worin  die  ünverletzlichkeit  der  neutralen  Flagge  und  der  Orundsatz, 
dass  ^die  neutrale  Flagge  die  feindliche  Ware  decke^,  verkündet  wird. 
(Le  pavillon  neutre  couvre  la  marchandise  ennemie.)  —  Diesem  Grundsatze 
begegnet  man  auch  in  den  mit  den  Hansastädten  1615  und  mit  England 
1655  und  1677  getroffenen  Übereinkommen,  sowie  in  dem  wichtigen  Pyre- 
näischen  Vertrage  vom  7.  November  1659  und  in  einer  grossen  Zahl 
anderer,  weniger  bekannten  Abkommen.  —  Die  Regel  des  Consolato  wurde 
von  den  meisten  Verträgen,  die  Frankreich  mit  den  einzelnen  Nationen 
vereinbarte,  zui-ückgewiesen,  so  dass  man  ihr  in  der  Zeit  von  1654  bis 
1780  nur  in  15  Verträgen  begegnet,  während  36  dem  neuen  Grundsatze 
huldigen.^) 

Die  Edikte  vom  16.  Dezember  1639,  vom  16.  Januar  1645  und  vom 
1.  Februar  1650  bekennen  sich  wieder  zum  Systeme  des  Consolato.  — 
Im  August  1681  erliess  Ludwig  XIV.  die  berühmte  Marineordonnanz,  die 
sich  durch  die  vielen  einsichtigen  Bestimmungen  zu  Gunsten  des  franzö- 
sischen Handels  auszeichnet.  Er  kehrte  hierin  nicht  zum  Systeme  des 
Seekonsulats,  sondern  zu  dem  der  Ordonnanz  von  1543  zurück.  —  Während 
also  die  Verträge  den  Satz  verkünden,  dass  das  ^freie  Schiff  auch  die 
Ware  frei  mache^  (le  navire  libre  rend  libre  la  cargaison),  bestimmte  das 
Gesetz,  dass  „ein  neutrales  Schiff  und  neutrale  Waren  verfallen,  wenn  das 
Schiff  feindliches  Gut  geladen  hat^  (la  robe  ennemie  conflsque  le  reste  de 
la  cargaison  et  le  navire  lui-mSme). 

1504.  —  Während  des  spanischen  Erbfolgekrieges  wurde  das  System 
der  Ordonnanzen  von  1543,  1584  und  1681  durch  ein  königliches  Reglement 
von  1704  (Art.  3  und  4)  noch  verschärft.  Es  werden  nicht  nur  die  Be- 
stimmungen der  Ordonnanz  von  1681  ausdrücklich  aufrecht  erhalten, 
sondern  es  werden  von  nun  an  auch  noch  alle  an  Bord  des  neutralen 
Schiffes  befindlichen  Sachen,  die  Erzeugnisse  des  feindlichen  Bodens  oder 
der  feindlichen  Industrie  sind,  für  verfallen  erklärt,  in  wessen  Eigentum 
sie  auch  stehen  mögen;  der  übrige  Teil  der  Ladung  sowie  das  Schiff 
selbst  bleiben  allerd^gs  frei. 

Im  Jahre  1713  bestätigen  die  ütrechter  Verträge  bedingungslos  den 
Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  der  neutralen  Flagge  sowie  den  des 
Schutzes,  den  sie  der  Ladung  verleiht,  wer  auch  deren  Eigentümer  sein 
möge.  Die  vier  grossen  Seemächte  England,  Frankreich,  Holland  und 
Spanien  sind  an  diesen  feierlichen  Abmachungen  beteiligt.  —  Aber  im 
Jahre  1744  wiederholt  ein  französisches  Reglement  (Ai*t.  3,  4  und  5)  die 
Bestimmungen  des  Reglements  von  1704  von  neuem.  —  Es  herrscht  also 
stets  ein  Widerspruch  zwischen  den  Landesgesetzen  und  den  Staatsver- 
trägen, und  es  gelten  mithin  zwei  Systeme. 

1505.  —  Mehrere  Schriftsteller,  insbesondere  Hautefeuille,  haben^ 
versucht,  die  Ursachen  dieser  Widersprüche  und  die  der  strengen  Voraus- 
setzungen der  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  erforschen.*)  Wir  glauben, 
dass  die  Gründe  im  Laufe  der  Zeit  verschieden  waren,  und  dass  beispiels- 
weise Franz  I.  sich  von  andern  Gedanken  hat  leiten  lassen,  als  Ludwig  XIV. 
—  Das  Verbot,  das  sich  auf  die  Erzeugnisse  des  feindlichen  Bodens  und 


8e  6dit. 


1)  Calvo,  op.  cit,  t.  V,  §§  2496  bis  2498.  —  Qessner,  op.  cit,  pp.  39  et  s. 

2}  Hautefeuille,  Droits  et  devoirs  des  nations  neutres,  tll,  pp. 321  et  i. 
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der  feindlichen  Industrie  bezog,  war  nur  eine  Yergeltungsmassregel. 
England  und  HoUand,  die  im  Jahre  1704  gegen  Frankreich  kämpften, 
hatten  zu  Beginn  des  Krieges  vom  Jahre  1689  durch  ein  Abkommen  vom 
22.  August  Erzeugnisse  des  Feindes  an  Bord  neutraler  Schiffe  fttr  verfallen 
erklärt  und  wandten  diese  Bestimmung  rücksichtslos  an.  —  Die  französische 
Ordonnanz  von  1744  wurde  weder  gegen  Dänemark  noch  gegen  Spanien 
und  Schweden  zur  Geltung  gebracht. 

1506.  —  Der  zwischen  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  am 
1.  Februar  1778  abgeschlossene  Vertrag  bekräftigt  den  Grundsatz:  „Frei 
Schiff 9  frei  Gut"  (Navire  libre,  marchandises  übres).  —  Am  26.  Juli 
1778  erging  ein  Reglement,  das  auch  auf  dem  Boden  dieses  Grundsatzes 
steht,  wenn  es  ihn  auch  nicht  ausdrücklich  erwähnt.  *)  —  Nur  ein  wichtiger 
Vorbehalt  wurde  gemacht.  Frankreich  wird  auf  die  altern  Bestimmungen 
zurückgreifen,  wenn  seine  Feinde  nicht  auch  gewillt  sind,  denselben  Grund- 
satz anzunehmen,  und  wenn  die  neutralen  Mächte  Verstösse  gegen  ihn 
dulden  sollten;  eine  solche  Massregel  wurde  gegen  Holland  während  der 
Zeit  vom  14.  Januar  1779  bis  zum  22.  April  1780  getroffen. 

Das  Reglement  von  1778  bedeutet  einen  ungeheuren  Fortschritt.  —  Die 
Lehre  von  „der  Ansteckung  durch  den  Feind^  wurde  ein  fttr  allemal 
beseitigt. 

Wenn  auch  das  Reglement  wiederholt  zu  dem  Zwecke  ausser  Kraft 
gesetzt  wurde,  um  Repressalien  zu  verhängen,  so  kann  man  es  doch,  wie 
Travers  Twiss  bemerkt,  als  die  Rechtsnorm  für  die  französischen  Prisen- 
gerichte bis  zum  Ausbruche  des  Erimkrieges  betrachten  (op.  cit.,  t.  IINo.  78). 

1607.  —  Durch  das  Dekret  vom  14.  Februar  1793  bestätigte  der 
Nationalkonvent  stillschweigend  das  Reglement  vom  26.  Juli  1778.  — 
Nachdem  aber  eine  Verordnung  des  Geheimen  Rats  der  englischen  Erone  | 

über  alle  französischen  Häfen  die  (fiktive)  Blockade  verhängt,  die  Beschlag-  i 

nähme   und  Eonfiskation   sämtlicher    neutraler    Schiffe,    deren    Reiseziel  j 

französische  Häfen  waren,  veifilgt  und  die  an  Bord  neutraler  Schiffe  be- 
findliche französische  Habe  fiii*  gute  Prise  erklärt  hatte,  da  erliess  der 
Konvent  das  Repressaliendekret  vom  9.  Mai  1793  (Bulletin  des  lois,  t.  IX 
p.  52).  Dieses  Dekret  hatte  keine  Geltung  in  Ansehung  der  Staaten,  die 
Biit  Frankreich  Verträge  über  die  Unverletzlicbkeit  der  neutralen  Flagge 
abgeschlossen  hatten.  —  Diese  Ausnahmen  wurden  durch  die  Gesetze  vom  | 

21.  September  1793  und  vom  14  Nivose  des  Jahres  3  bestätigt.  | 

1506.    Die  Verein.  Staaten  schlössen  gerade  zur  Zeit,  als  sie  der  zu  I 

ihren  Gunsten  bestehenden  Befreiung  von  dem  Prisenrechte  teilhaftig 
waren,  mit  England  den  Vertrag  vom  9.  November  1794  (ratifiziert  am 
28.  Oktober  1795),  wodurch  sie  diesem  Staate  die  Beschlagnahme  fran- 
zösischer Waren  an  Bord  amerikanischer  Schiffe  erlaubten.  —  Das  Di- 
rektorium erklärte  hierauf  in  Auslegung  des  Vertrages  vom  6.  Februar 
1778  durch  Beschluss  vom  12  Ventose  des  Jahres  5,  dass  Frankreich  nun- 
nehr  das  Recht  erworben  habe,  das  an  Bord  amerikanischer  Schiffe  befind- 
liche feindliche  Eigentum  wegzunehmen  (Bulletin  des  lois,  t.XVIINo.  1049.)  — 
Am  20.  Dezember  1799  wiederholte  ein  Eonsularbeschluss  nochmals  alle 
diese  Bestimmungen  und  befahl,  dass  nur  das  Reglement  vom  26.  Juli  1778 
zu*  Ausführung  gebracht  werden  sollte. 

Die  während  der  Eriege  von  1803  bis  1815  eintretenden  Ereignisse 
lenkten  Frankreich  nochmals  von  der  schon  eingeschlagenen  Bahn  ab; 


1)  M  6  r  1 1  n,  Repertoire,  Prise  maritime,  §  8  Art  8.  —  M  a  s  s  e,  Le  droit  commer- 
eial,  Uy.  IL  tit  I.  chap.  II.  p.  287. 
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aber  zn  einer  Zeit,  wo  die  Eriegfbhrenden  sich  mit  den  wildesten  Leiden- 
schaften befehdeten,  konnte  von  einem  Völkerrecht  Oberhaupt  keine 
Bede  sein. 

1509.  —  Das  zweite  System,  das  System  der  französischen  Ordonnanzen 
von  1543,  1584  und  1681  diente  Spanien  zum  Vorbilde  für  seine  Vo-- 
Ordnungen  von  1702  und  1718.  Die  spanische  Verordnung  vom  1.  Juli 
1779  nahm  die  Grundsätze  des  Eeglements  von  1778  an. 

1510*  ~  Drittes  System.  —  Frei  Schiff,  frei  Gut.  (Navire  libre, 
marchandises  libres).  —  Unfrei  Schiff,  unfrei  Gut  (Navire  enn^ni, 
marchandises  ennemies).  —  Die  neutrale  Flagge  deckt  und  schfitzt  die 
den  Untertanen  einer  Kriegspartei  gehörenden  Waren,  mit  Ausnahme  der 
Kriegskonterbande.  —  Das  unter  feindlicher  Flagge  segelnde  neutrale  Oot 
wird  in  das  Schicksal  des  Schiffes  verflochten.  Das  neutrale  Eigentum 
ist  an  Bord  des  feindlichen  Schiffes  gute  Prise.  Beides,  Schiff  und  Ladung, 
unterliegen  der  Wegnahme.  Navire  ennemi  conflsque  robe  d'ami.  —  Um 
also  zu  wissen,  ob  die  Ladung  eine  gute  Prise  sei,  muss  man  ermitteln, 
ob  das  Schiff  feindlich  oder  neutral  ist.  Das  System  des  Seekonsulats 
stützte  sich  auf  die  Staatszugehörigkeit  der  Ware.  —  Das  neue  System 
gründet  sich  auf  die  Staatszugehörigkeit  des  Schiffes;  diese  ist  ffir  die 
aufgestellten  Grundsätze  ausschlaggebend. 

Die  Verträge  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  betrachten  die  beiden 
vorausgeschickten  Grundsätze  als  von  einander  unzertrennlich.  Der  zweite 
wird  aJs  eine  notwendige  und  unabweisbare  Folgerung  der  ersten  Regel 
angesehen.  Einige  wenige  Verträge  weichen  jedoch  von  der  damals  vor- 
herrschenden Meinung  ab.^) 

1511.  —  Das  dritte  System  begegnet  uns  in  allen  Verträgen,  die 
Frankreich  oder  die  Verein.  Staaten  mit  den  europäischen  Mächten  oder 
mit  den  Staaten,  die  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  in  Amerika  ent- 
standen sind,  geschlossen  haben. 

1512.  —  Vor  Darstellung  des  vierten  und  letzten  Systems  müssen 
wir  noch  auf  das  Verhalten  Englands  und  auf  die  hierdurch  hervoi^em- 
fenen  Ereignisse  eingehen.  —  England  hatte  in  frühem  Jahrhunderten 
keine  ständigen  Gesetze  über  die  Handelsfreiheit  der  Neutralen.  Die  den 
Befehlshabern  der  Kriegs-  und  Kaperschiffe  erteilten  Verhaltungsmassregeln 
gaben  den  friedlichen  Nationen  bekannt,  wieviel  Freiheit  England  ilmen 
während  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  einzuräumen  gesonnen  sei. 

Bis  zum  Jahre  1689  schloss  sich  England  dem  Systeme  des  Consolato 
an.  Trotzdem  unterzeichnete  es  eine  ziemlich  grosse  Anzahl  von  Yet- 
trägen,  so  besonders  auch  den  mit  Frankreich  vom  Jahre  1677,  worin  es 
unter  teilweiser  Aufhebung  des  Systems  des  Seekonsulats  den  Vertrags- 
parteien gegenüber  anerkannte,  dass  die  neutrale  Flagge  die  an  Bord  ie» 
Schiffes  befindliche  Ware  decke;  frei  Schiff,  frei  Gut. 

England  geriet  dann  wieder  in  Krieg  mit  Frankreich  und  hatte 
Holland,  das  damals  gerade  unter  dem  tyrannischen  Einflüsse Wilhelm's  m. 
stand,  zum  Verbündeten.  —  Es  schloss  mit  Holland  den  berühmten 
Vertrag  vom  22.  August  1689,  den  es  auch  den  neutralen  Mächten  mit- 
teilte. —  Es  nahm  sich  hierin  das  Recht  heraus,  den  Untertanen  der 
neutralen  Mächte  jedweden  Handelsverkehr  mit  Frankreich  zu  verbieten, 
und  sprach  die  Massenkonflskation  der  neutralen  Schiffe,  sowie  sämtlicher 


1)  Vertrage  zwischen:  England  und  Schweden,  1661.  —  Dänemark  und  Schweden, 
1666  —  Frankreich  und  den  Hansastadten,  1716  —  England  und  den  Verein.  Staaten. 
17.  November  1794  und  29.  Oktober  1795. 
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neatraler  oder  feindlicher  Ladungen  aus.  —  Diese  allgemeine  Konfiskation 
machte  eine  Prüfung  der  Frage  nach  dem  Eigentum  des  an  Bord  neutrider 
Schiffe  befindlichen  Gutes  überflüssig.  Alles  fiel  unter  diese  Bestimmung, 
Schiff  und  Ladung.^) 

Die  Neutralen  erhoben  hiergegen  in  nachdrücklicher  Weise  Einspruch. 
—  Schweden  und  Dänemark  gingen  am  17.  März  1693  zum  Schutze  ihrer 
bedrohten  Unabhängigkeit  und  Freiheit  ein  Bündnis  ein,  worin  sie  er- 
klärten, dass  sie  entschlossen  seien,  den  Anmassungen  Englands  und 
seines  Bundesgenossen  mit  Gewalt  entgegenzutreten  und  zu  Bepressalien 
zu  schreiten.  Dies  tatkräftige  Vorgehen  erzielte  den  gewünschten  Erfolg. 
England  und  Holland  mussten  mehrere  erbeutete  Schiffe  wieder  frei  lassen 
und  schliesslich  auf  ihre  übertriebenen  AnspiUche  verzichten. 

1513.  —  Die  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  von  Grossbritannien 
abgeschlossenen  Verträge  suchen  die  Freiheit  der  neutralen  Schiffahrt 
möglichst  zu  sichern.  —  England  unterzeichnet  anstandslos,  aber  mit  dem 
Ausbruche  der  Feindseligkeiten  im  Jahre  1744  und  1755  wiederholen 
die  Beschlüsse  des  Geheimen  Rats  die  in  dem  Vertrage  von  1689  ent- 
haltenen gehässigen  Ansprüche  und  verkünden  den  neutralen  Mächten 
die  Geltung  des  Grundsatzes,  dass  die  neutrale  Flagge  das  feindliche 
Eigentum  nicht  schütze. 

1514.  —  Grossbritannien  suchte  auch  bei  Beginn  des  amerikanischen 
Unabhängigkeitskrieges  die  Neutralen  in  derselben  Weise  wie  früher  zu 
vergewaltigen.  —  Aber  es  stösst  auf  ein  unerwartetes  Hindernis.  Es 
sieht  sich  plötzlich  einem  Gegner  gegenüber,  dessen  drohende  Macht  seit 
jenen  Tagen,  trotz  kurzer  Unterbrechungen,  stetig  wächst  und  zunimmt 
und  der  ihm  noch  heute  die  schwersten  Sorgen  und  bittersten  Ent- 
täuschungen bereitet. 

Es  war  ein  verhängnisvoller  Schachzug  gegen  die  englische  Politik, 
als  sich  Russland  plötzlich  an  die  Spitze  eines  Bündnisses  der  Neutralen 
stellte,  gerade  als  das  britische  Kabinett  sich  schmeichelte,  die  ehrgeizige 
Katharina  n.  für  seine  Pläne  gewonnen  zu  haben.^)  —  In  dem  Manifeste 
vom  26.  Februar  1780  entschloss  sich  Katharina  II.  fttr  ein  völkerrecht- 
liches System,  das  die  wichtigsten  Streitfragen,  um  die  sich  damals  alle  diplo- 
matischen Kämpfe  drehten,  im  Sinne  der  Freiheit  der  Seeschiffahrt  entschied. 

Durch  die  in  ihrer  Deklaration  aufgenommenen  seerechtlichen  Grund- 
sätze erschütteite  Katharina  die  Vorherrschaft  Englands  zur  See.  Das 
sogenannte  Bündnis  der  „bewaffiueten  Neutralität^,  die  Folge  der  kaiser- 
lichen Deklaration,  erteilte  der  allgemein  herrschenden  Übereinstimmung 
die  Bestätigung. 

1515.  —  Die  Deklaration  bestimmt:  1.  die  Schiffe  der  Neutralen 
können  von  Hafen  zu  Hafen  und  längs  den  Küsten  der  kriegfühienden 
Nationen  frei  verkehren;  2.  die  den  Untertanen  kriegführender  Mächte 
gehörigen  Waren  sind  mit  Ausnahme  von  Gegenständen  der  Kriegskonter- 
bande auf  neutralen  Schiffen  frei.^  —  Die  Deklaration  spricht  sich  über 

SRayneval  gibt  dieses  Abkommen  wieder,  De  la  liberte  des  mers,  t.I,  ch.V, 
,  ssgleichen  Hautefeuille,  Droits  et  devoirs  des  neutres,  t.  I,  üt.  VII,  p.  29; 
Dumont,  Corps  diplomatiques,  t  VII,  part  II,  p.  238. 

2)  Waliszewki,  Le  roman  d'une  imp^ratrice,  Liv.  II,  eh.  in,  pp.  878  et  s.  — 
Arthur  Desjardins,  Gommeut  la  Russie  prit  sa  place  en  Europe,  Revue  des  Deux- 
Mondes,  15.  octobre  1893  pp.  788  ets.  —  Paul  Fauchille,  Une  entente  frauco-msse 
pour  la  liberte  des  mers.  Nonvelle  Revue  I.  janvier  1898.  —  La  diplomatie  frauQaise 
et  la  ligue  des  neutres,  1780  pp.  243—356. 

8)  Die  Paragraphen  3  und  4  handeln  über  Kriegskonterbande  und  l^über  die 
Blockade;  wir  werden  ihnen  später  begegnen. 
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die  an  Bord  feindlicher  Schiffe  befindlichen  neutralen  Waren  nicht  aus; 
y,weil  man  sich  durch  lange  Übung  daran  gewöhnt  hatte,  die  Konfiskation 
neutraler  Waren  an  Bord  feindlicher  Schiffe  als  ein  den  Kriegführenden 
gemachtes  Zugeständnis  dafür  anzusehen,  dass  diese  die  Unverletzlichkeit 
feindlicher  Waren  auf  neutralen  Schiffen  anerkannten". i) 

1616.  —  Die  Deklaration  des  russischen  Kabinetts  wurde  allen 
andern  Seemächten  mit  der  Einladung  zum  Beitritte  mitgeteilt. 

Das  britische  Kabinett,  das  sich  seinen  tiefen  Unwillen  nicht  an- 
merken lassen  wollte,  vermied  die  Aufstellung  eines  Giiindsatzes.  Es  er- 
ging sich  in  unbestimmten  Verwahrungen,  die  darauf  hinausliefen,  dass 
England  „gewohnt  sei,  gegenüber  Neutralen,  mit  denen  kein  besonderes 
Abkommen  getroffen  sei,  die  abgeklärtesten,  allgemein  anerkannten  Regeln 
des  Völkerrechtes  zur  Anwendung  zu  bringen".  —  Frankreich  trat  am 
25.  April  1780  in  bestimmtester  Form  bei.  Die  Verein.  Staaten,  Österreich, 
Spanien,  Preussen,  Portugal  und  das  Königreich  beider  Sizilien  erklärten 
der  Reihe  nach  ihren  Beitritt. 

Von  Russland,  Dänemark  und  Schweden  wurden  Verteidigungsmass- 
regeln  vereinbart,  um  einen  etwaigen  Angriff  durch  eine  gemeinsame  Flotte 
zurückzuschlagen;  daher  stammt  die  Bezeichnung  ^bewafinete  Neutralität*^ 
(ligue  de  neutralitö  arm6e).  —  Die  Ostsee  wurde  für  alle  Kriegsschiffe 
kriegführender  Mächte  geschlossen  (Abkommen  vom  9.  und  21.  Juli  1780).^ 

1617.  —  Der  Versaillei*  Vertrag  (2.  September  1783),  der  dem  Kriege 
ein  Ende  machte,  und  der  Vertrag  von  1786  wiederholten  nochmals  die 
so  oft  und  so  vergeblich  getroffene  Bestimmung,  dass  die  neutrale  Flagge 
die  Ladung  schütze.  —  Alsdann  brachen  die  Kriege  der  französischen 
Revolution  aus.  Grossbritannien,  das  nun  nicht  mehr  die  Bildung  einer 
bewaffneten  Neutralität  zu  befürchten  brauchte,  verfiel  wieder  darauf,  den 
Handel  der  friedlichen  Nationen  zu  schädigen. 

Die  britischen  Verordnungen  vom  18.  Juni,  6.  November  1793  und 
8.  Januar  1794  enthalten  die  Weisungen  für  die  Befehlshaber  der  Kriegs- 
flotte und  der  Kaper.  Hiemach  unterliegt  feindliche  Habe  an  Bord  neu- 
traler Fahrzeuge  der  Konfiskation;  desgleichen  jedes  Schiff,  das  an  Bord 
Erzeugnisse  französischer  Kolonien  führt,  oder  das  für  französische  Kolo- 
nien bestimmt  ist.  —  Die  feindliche  Ware,  das  Schiff  und  die  übrige 
Ladung,  alles  ist  vertallen.^) 

England  war  damals  mit  Russland,  das  die  Anregung  zur  Koalition 
von  1780  gegeben  hatte,  verbündet.  Dänemark  und  Schweden  kämpften 
mit  aller  Macht  gegen  die  englischen  Anmassungen  an  und  schlössen  das 
Bündnis  vom  27.  März  1794.  Ihre  beiden  Flotten  schützten  gemeinsam 
den  Handel  der  Neutralen  in  der  Nordsee. 

1518.  —  Im  Jahre  1800  beschlossen  Dänemark,  Russland  und  Schweden, 
denen  angesichts  des  tyrannischen,  ja  sogar  seeräuberischen  Vorgehens 
der  englischen  Flotte  die  Geduld  riss,  den  Bund  der  bewafheten  Neu- 
tralität wieder  herzustellen  (Gessner,  op.  cit.,  p.  52).  —  England  hatte 
nicht  vergessen,  dass  es  durch  das  Bündnis  der  Neutralen  im  Jahre  1780 

1)  Gauchy,  Le  droit  maritime  int,  t.  II,  p.  262. 

2)  Gessner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer,  pp.  47  et  s. 

3)  «Mit  Beginn  des  Krieges  gegen  Frankreich  wurde  jeder  Fortschritt  in  der 
Zivilisation  unterbrochen;  ja  selbst  die  Eriegsgesetze  hörten  auf.  Das  Meer  war  der 
Seer&uberei  preisgegeben,  und  es  schien  emen  Augenblick,  als  ob  die  Deklaratioi 
Yon  1780  nur  dazu  erlassen  worden  sei,  um  die  Ohnmacht  der  Menschen,  Gewalt- 
missbrauche  niederzuhalten,  klar  zu  zeigen.  Inmierhln  dienten  gerade  diese  Miss- 
br&uche  dazu,  das  Werk  Katharinas  spater  zu  rechtfertigen  und  wieder  zu  beleben.* 
Arthur  Desjardins,  op.  cit,  Revue  des  Deux-Mondes,  15.  octobre  1893,  p.  797. 
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gezwangen  worden  war,  die  Rechte  der  Neutralen  zu  achten.  Es  entschloss 
sich  daher,  diesmal  den  neuen  Bund  zu  sprengen  und  mit  einem  schweren 
Schlage  den  Staat  zu  treffen,  der  sich  als  den  rührigsten  Vorkämpfer  fUr 
die  fechte  der  Neutralen  gezeigt  hatte. 

Im  vollen  Frieden  fuhr  ein  starkes  englisches  Geschwader  durch  den 
Sund  und  veinichtete  die  dänische  Flotte  im  Hafen  von  Kopenhagen 
(2.  April  1801).  —  Am  folgenden  Tage  wurde  Kaiser  Paul  I.  von  Russ- 
land ermordet.     Sein  Nachfolger  stellte  sich  unter  englischen  Einfluss. 

England  liess  sich  eine  so  günstige  Gelegenheit  nicht  entgehen.  Am 
11.  Juni  unterzeichnete  Alexander  I.  einen  Vertrag,  worin  feindliches 
Eigentum  an  Bord  neutraler  Schiffe  für  verfallen  erklärt  wurde.  Hiermit 
war  die  von  Rnssland  seit  einem  Vierteljahrhundert  verfolgte  Politik  über 
den  Haufen  geworfen.  —  Der  neue  Zar  wurde  in  dem  Vertrage  besonders 
damit  betraut,  die  Annahme  des  Abkommens  bei  seinen  frühem  Bundes- 
genossen, Dänemark  (20.  Oktober  1801)  und  Schweden  (18,  März  1802), 
zu  erzwingen. 

1519.  —  Russland  überzeugte  sich  bald  von  dem  schweren  Fehler, 
den  es  begangen  hatte.  —  Die  Beschiessung  Kopenhagens,  die  Eroberung 
dieser  Stadt  und  die  Wegnahme  der  neuen  dänischen  Flotte,  diese  drei 
Gewalttaten,  die  die  Engländer  im  Jahre  1807  mitten  im  Frieden  verübt 
hatten,  öfiheten  Alexander  die  Augen.  —  Am  26.  Oktober  1807  zeigte  der 
Zar  England  an,  dass  der  Vertrag  von  1801  gebrochen  sei.  Gross- 
britannien erwiderte  darauf,  dass  es  von  nun  an  die  Grundsätze  seines 
eigenen  Seerechts,  die  jederzeit  zur  Aufrechterhaltung  der  Seemachtstellung 
Englands  wesentlich  beigetragen  haben,  anwenden  werde  (Deklaration  von 
Westminster  vom  18.  Dezember  1807). 

1520.  —  Der  Grund  des  steten  Widerspruches  zwischen  dem  wirk- 
lichen Verhalten  Englands  und  den  Verpflichtungen,  die  es  fest  in  allen 
Verträgen  übernahm,  liegt  in  seinem  Handelsneide.  —  Die  Hauptquelle 
des  Wohlstandes  und  der  Stärke  Englands  ist  sein  Seehandel.  Alle  Mittel, 
selbst  die  ungesetzlichen  scheinen  ihm  geeignet,  wenn  es  gilt,  den  Grund- 
pfeiler seiner  Grösse  zu  verteidigen.  Der  einzige  Beweggrund,  der 
England  leitet,  ist  sein  selbstsüchtiges,  materielles  Interesse.  —  Mit  seiner 
Macht  wachsen  seine  Anmassangen.  Hält  es  sich  für  stark  genug,  um 
seinen  verwegenen  Plänen  freien  Lauf  zu  lassen  so  erklärt  es,  dass  die 
Sorge  um  seine  Seemachtstellung  die  Ginindsätze  seines  Seerechts  be- 
stimmen. Um  seinen  Handel  auszudehnen,  fühlt  es  sich  gedrungen,  gegen 
neuti*ale  Völker  unbillige  Bestimmungen  zu  erlassen.^)  —  ^Seine  Majestät 
sieht  sich  genötigt,  neue  Massregeln  zu  ergreifen,  um  seine  berechtigten 
Ansprüche  zu  festigen  und  zu  erhalten,  und  um  seine  Seemachtstellung 
zu  wahren,  die  Sie  dank  der  besondem  Fügung  der  Vorsehung  (I)  durch 
die  Tapferkeit  seines  Volkes  inne  hat  und  deren  Bestehen  nicht  weniger 
wesentlich  für  das  Wohl  der  Menschheit  (!)  als  für  die  Sicherheit  und 
das  Gedeihen  der  Staaten  Seiner  Majestät  ist'',  Order  in  Council  vom 
14.  November  1807). 

1621.  —  Viertes  System.  —  Frei  Schiff,  frei  Gut  (Navire  libre, 
marchandises  libres).  —  unfrei  Schiff,  frei  Gut  (navire  ennemi,  marchandises 
neutres  libr6s).  Die  neutrale  Flagge  deckt  die  feindliche  Ware,  mit  Aus- 
nahme der  Kriegskonterbande.  —  Die  neutrale  Ware  mit  Ausnahme  der 
Eriegskonterbande  kann  unter  feindlicher  Flagge  nicht  mit  Beschlag  be- 
legt werden. 

1)  Hantefeuille,  Des  droits  et  devoirs  des  natioDS  neutres,  t.  II,  p  344. 
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Dieses  System  kommt  zuerst  im  Artikel  9  des  zwischen  Heinrich  IV. 
und  Sultan  Achmet  geschlossenen  Vertrages  vom  Jahre  1604  vor.  —  Es 
kehrt  in  einem  Vertrage,  den  derselbe  Sultan  im  Jahre  1612  mit  Holland 
einging,  wieder.  —  Auch  findet  man  es  in  dem  Abkommen  Frankreichs 
mit  den  Hansastädten  vom  10.  Mai  1655.  —  Hiermit  hat  es  aber,  wenn  wir 
uns  nicht  irren,  sein  Bewenden.  —  Vor  Beginn  des  Krimkrieges  erklärte 
Frankreich  am  19.  März  1854,  dass  es  nicht  das  Recht  in  Ansprach 
nehmen  werde,  das  an  Bord  feindlicher  Schifie  gefundene  neutrale  Eigen* 
tum,  abgesehen  von  Eriegskonterbande,  wegzunehmen.  England  mnsste 
sich  darin  fttgen,  seinem  Bundesgenossen  nachzufolgen. 

Das  vierte  System  ist  durch  die  Seerechtsdeklaration  vom  16.  April 
1856,  die  von  den  auf  dem  Pariser  Kongresse  versammelten  BevoDmächtigten 
der  sieben  Mächte  aufgestellt  wurde,  bestätigt  worden.  Der  Deklaration 
sind  41  europäische  und  amerikanische  Staaten  beigetreten;  Spanien, 
Mexiko  und  die  Verein.  Staaten  haben  sie  nicht  angenommen.^) 


Zweiter  Abschnitt. 
Geltendes  Recht 

1522.  —  Angesichts  der  grossen  Zahl  von  Staaten,  die  der  Pariser 
Deklaration  vom  16.  April  1856  beigetreten  sind,  müssen  die  in  dieser 
Deklaration  aufgestellten  Grundsätze  zweifellos  als  Eechtssätze  des  gegen- 
wärtig geltenden  positiven  Völkeirechts  angesehen  werden  (No.  862). 

Die  Deklaration  hat  folgenden  Wortlaut:  Artikel  2.  Die  neutrale 
Flagge  deckt  die  feindliche  Ware,  mit  Ausnahme  der  Eriegskonterbande; 
—  Artikel  3.  Die  neutrale  Ware,  mit  Ausnahme  der  Kriegskonterbande, 
kann  unter  feindlicher  Flagge  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden.  —  Was 
den  Handel  der  Neutralen  während  eines  Seekrieges  anlangt,  so  vertritt 
die  Deklaration  die  freisinnigsten  Anschauungen;  die  berechtigten  Interessen 
der  Neutralen  werden  gewahrt,  ohne  dass  die  Rechte  der  Eriegsparteien 
geschädigt  oder  verletzt  würden.  —  Die  Freiheit  der  Neutralen  wird  ge- 


1)  [Das  Schicksal  des  auf  neutralem  oder  feindlichem  Schiffe  beförderten  feind- 
lichen oder  neutralen  Eigentums  ist  im  Laufe  der  Jahrhunderte  in  so  TerschiedeB- 
artiger  Weise  geregelt  worden,  dass  es  nicht  immer  leicht  ist^  sich  die  Grnndsätxe 
zu  vergegenwärtigen.  Sie  lassen  sich  auf  vier  einfache  Sfitze,  die  im  allgemeinen  den 
vier  Perioden  eni sprechen,  die  diese  Frage  durchlaufen  hat,  zurückfuhren.:  1.  Inder 
ersten  Periode,  die  im  13.  Jahihnndert  beginnt  und  die  bis  zum  16.  Jahrhnndert  reicht, 
muBS  man,  um  das  Schicksal  der  auf  Schiffen  beforderten  Waren  zu  bestimmen,  auf 
die  Staatszugehörigkeit  der  Ware  sehen;  neutrale  Ware  ist  selbst  auf  feindlichem 
Schiffe  frei;  feindliche  Ware  ist  selbst  auf  neutralem  Schiffe  verfallen.  —  8.  In  der 
zweiten  Periode,  die  das  15.  und  16.  Jahrhundert  umfasst,  wird  die  Beschlagnahme 
der  Ware  schon  dadurch  bedingt,  dass  entweder  die  Ware  oder  das  Schiff  feindlich 
ist;  so  ist  neutrale  Ware  an  Bord  des  feindlichen  Schiffes  gute  Prise;  feindliche  Ware 
ist  auf  neutralem  Schiffe  verfallen.  —  8.  In  der  dritten  Periode,  die  vom  17.  Jahrhnndert 
bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  reicht,  muss  man,  um  das  Schicksal  der  auf 
Schiffen  beforderten  Waren  zu  bestimmen,  auf  die  Staatszugehorigkeit  des  Schiffes 
sehen;  sogar  die  feindliche  Ware  ist  frei,  wenn  sie  auf  neutralem  Schiffe  ist;  auch 
die  neutrale  Ware  ist  verfallen,  wenn  sie  sich  auf  feindlichem  Schiffe  befindet  — 
4.  In  der  vierten  Periode,  der  Periode  der  Freiheit,  die  mit  der  Pariser  Deklaration 
vom  16.  April  1856  beginnt,  wird  die  Freiheit  der  Ware  schon  dadurch  bedingt,  dass 
entweder  die  Ware  oder  das  Schiff  neutral  ist;  so  ist  neutrale  Ware  auf  feindlichem 
Schiffe  frei;  und  feindliche  Ware  ist  auf  neutralem  Schiffe  f^ei.] 
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sehfitzt,  so  lange  sie  sich  nicht  in  den  Krieg,  sei  es  unmittelbar  durch 
Beteiligung  am  Kampfe,  oder  mittelbar  durch  Zufuhr  von  Kriegskonterbande 
oder  durch  Verletzung  einer  „erklärten  und  errichteten"  Blockade  einmischen. 

1523.  —  A.  —  Wenn  der  Neutrale  fremde  Waren  selbst  befördert, 
so  braucht  er  weder  die  Wegnahme  der  Ladung  noch  die  seines  Schiffes 
zu  befürchten.  Die  Kriegführenden  haben  auf  die  im  Seekonsulate  einge- 
räumte Befugnis,  die  an  Bord  eines  neutralen  Schiffes  befindlichen  Waren 
ihres  Feindes  wegzunehmen,  das  Schiff  anzuhalten,  es  von  seinem  Bestim- 
mungshafen abzulenken,  seine  Reise  zu  unterbrechen  und  somit  die  Handels- 
pläne des  Neutralen  zu  durchkreuzeUi  verzichtet.  —  Mannigfache  Schwierig- 
keiten werden  damit  ausgeräumt.  Es  gibt  keine  Streitigkeiten  me^ 
wegen  Bezahlung  der  Fracht  und  wegen  Verzugsschäden.  —  Die  Krieg- 
fuhrenden haben  auch  auf  die  ihnen  durch  das  System  der  französischen 
Ordonnanzen  von  1543,  1584  und  1681  erteilte  Befugnis,  das  Schiff  wegen 
der  feindlichen  Eigenschaft  der  Ladung  als  feindlich  zu  behandeln,  ver- 
zichtet. 

1634.  —  B.  —  Führt  der  Neutrale  seine  Unternehmung  auf  eigene 
£echnung,  so  muss  die  Freiheit  seines  Handels  selbst  dann  geachtet 
werden,  wenn  er  die  Waren  einem  Untertan  einer  Kriegspartei  zur 
Beförderung  übergeben  und  sie  also  einem  feindlichen  Schiffe  anvertraut 
hat.  Sie  wird  nicht  mit  dem  Schiffe  konfisziert.  —  Hierin  liegt  die  Be- 
stätigung der  zweiten  Regel  des  Consolato  und  die  Ablehnung  des  zweiten 
und  des  dritten  Systems.  —  Freundesgut  bleibt  auf  Feindesschiff  frei 
(Marcfaandise  amie  reste  libre  sur  navire  ennemi).  —  Die  neutrale  Ware, 
mit  Ausnahme  der  Kriegskonterbande  kann  unter  feindlicher  Flagge  nicht 
mit  Beschlag  belegt  werden,  so  bestimmt  Artikel  3.  —  Dies  ist  ein  un- 
gemein grosser  Fortschritt.  ^) 

1585.  —  Die  beiden  vorausgeschickten  Regeln  der  Deklaration  von 
1856  entsprechen  sowohl  den  Forderungen  des  natüilichen  Völkerrechts 
als  auch  den  Grundsätzen,  die  die  Unabhängigkeit  und  Freiheit  der  Nationen 
schützen  und  die  bis  zum  Erlasse  der  Deklaration  von  den  Kriegführenden 
mehr  oder  weniger  missachtet  worden  sind. 

1526.  —  Werden  die  in  der  Pariser  Deklaration  aufgestellten  Grund- 
sätze in  Zukunft  beobachtet  werden?  —  Wird  England  nicht  versuchen, 
wenigdtens  die  Beseitigung  des  Artikels  2,  der  die  Unverletzlichkeit  der 
neutralen  Flagge  betrifft,  herbeizuführen?  —  Die  Deklaration  von  1856 
und  besonders  ihr  Artikel  2  sind  im  Schosse  des  englischen  Parlaments 
in  den  Sitzungen  vom  14.  Juli  1857,  vom  17.  März  1862,  vom  2.  März  1866 
und  vom  3.  März  1877  heftig  angegriffen  worden.  2) 

]5S6^  —  [Die  Tatsache,  dass  die  Pariser  Deklaration  von  1856  zwar 
von  den  meisten  Staaten,  aber  doch  nicht  von  allen  angenommen  worden 
ist,  birgt  Schwierigkeiten  in  sich.  —  Es  entsteht  die  Frage,  wie  sich 
eine  Kriegspartei  gegenüber  ihrem  Gegner  oder  gegenüber  einem  Neutralen 
verhalten  soll,  wenn  dieser  oder  jener  der  Deklaration  nicht  beigetreten 
ist.  Beispiele:  Frankreich  führte  im  Jahre  1860  Krieg  gegen  China,  das 
nicht  beigetreten  war;  im  Kriege  zwischen  Preussen  und  Frankreich  im 
Jahre  1870  und  im  Kriege  zwischen  Sussland  und  der  Türkei  im  Jahre 
1877  waren  zwar  sämtliche  Kriegsparteien  durch  die  Deklaration  vertrags- 
mässig  verpflichtet,  aber  es  kamen  Neutrale  in  Betracht,  die  die  Deklaration 
nicht  unterzeichnet  hatten.    Japan  führte  im  Jahre  1894  Krieg   gegen 

1)  Oessner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer,  pp.  275  ets. 

2)  Hautefeuille,  Qnestions  de  droit  maritime,  pp.  170— S03.  —  Gessner,  Le 
droit  des  neutres  sur  mer,  pp.  62  et  s. 
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China,  das  nicht  beigetreten  war.  —  Wieweit  gilt  bei  dieser  Sachlage 
der  zweite  Artikel  der  Deklaration:  die  neutrale  Flagge  deckt  die  feind- 
liche Ware?  —  Erster  Fall:  An  Bord  eines  neutralen  Schiffes  befinden 
sich  Waren  einer  Eriegspartei,  die  nicht  beigetreten  ist;  die  andere 
Kriegspartei  und  der  Neutrale  haben  die  Deklaration  unterzeichnet.  Man 
nimmt  in  diesem  Falle  an,  dass  das  Eigentum  des  Feindes,  wenn  dieser 
auch  die  Deklaration  nicht  angenommen  hat,  geachtet  werden  muss,  denn 
die  Eegel  ist  weniger  im  Interesse  des  Feindes,  dem  die  Waren  gehören, 
als  in  dem  des  Neutralen  aufgestellt  worden;  man  hat  den  Handel  der 
Neutralen  schützen  wollen;  das  Recht  des  Neutralen  muss  mithin  vorgehen. 
—  Zweiter  Fall:  An  Bord  eines  neutralen  Schiffes  befinden  sich  Waren 
einer  Kriegspartei.  Beide  Kriegsparteien  haben  die  Deklaration  unter- 
zeichnet, der  Neutrale  dagegen  nicht.  Wendet  man  die  Grundsätze  in 
ihrer  ganzen  Strenge  an  und  geht  man  davon  aus,  dass  die  Regel  der 
Pariser  Deklaration  im  Interesse  der  Neutralen  erlassen  worden  ist,  so 
führt  dies  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Waren  weggenommen  werden  können, 
weil  der  Neutrale  nicht  zu  den  Vertragsmächten  gehört.  Diesen  Stand- 
punkt hat  man  indessen  in  den  Jahren  1860,  1870  und  1877  nicht  ein- 
genommen. Die  Kriegsparteien  befahlen  vielmehr  ihren  Flotten,  die  R^:el 
anzuwenden,  dass  die  Flagge  die  Waren  selbst  zu  Gunsten  der  Staaten 
schütze,  die  der  Pariser  Deklaration  nicht  beigetreten  seien.  —  Ist  in 
den  gedachten  Fällen  auch  die  dritte  Regel  der  Deklaration:  neutrale 
Ware  bleibt  unter  feindlicher  Flagge  frei,  anzuwenden?  —  Die  Vertrags- 
mächte müssen  die  Freiheit  der  Waren  von  Neutralen  auch  dann  an- 
erkennen, wenn  die  Neutralen  der  Deklaration  nicht  beigetreten  sind. 
Diese  dritte  Regel  steht  fraglos  im  Einklänge  mit  den  Forderungen  der 
Vernunft:  Der  Neutrale  begeht  keine  feindliche  Handlung,  wenn  er  sein 
Eigentum  auf  ein  feindliches  Schiff  bringt,  er  hat  daher  einen  Anspruch 
darauf,  dass  sein  Eigentum  geachtet  werde.] 


Dritter  Abschnitt. 
Ansichten  der  Publizisten. 

1527.  —  Obwohl  das  gegenwärtig  geltende  Völkerrecht  die  Handek- 
freiheit  der  Neutralen  durch  die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856 
über  jeden  Zweifel  erhoben  hat,  so  dürfen  wir  doch  die  Anschauungen, 
die  vor  der  Deklaration  in  der  Wissenschaft  geherrscht  haben,  nicht  mit 
Stillschweigen  übergehen.  —  Manche  Publizisten  haben  durch  ihre  Schriften 
dazu  beigetragen,  die  Meinung,  wenn  auch  nicht  der  ganzen  Welt,  so 
doch  wenigstens  die  der  Diplomaten  und  Staatsmänner  aufzuklären  und 
die  Bahn  für  das  jetzt  erzielte  Ergebnis  zu  ebnen.  —  Wir  beschränken 
uns  auf  kurze  Angaben,  ohne  auf  die  aufgestellten  Lehrsätze  und  Beweis- 
gründe näher  einzugehen.  Wer  tiefer  in  die  Frage  eindringen  will,  wird 
das  Erforderliche  in  den  angezeigten  Werken  finden,  i) 

1628.  —  A.  —  Sehr  zahlreich  sind  die  Publizisten,  die  den  Satz  ver- 
treten haben,   dass  feindliches  Eigentum  an  Bord  neutraler  Schiffe  der 


1)  Gessner,  Le  droit  des  neutres  aar  mer,  chap.  III  pp.  258  et  s.  —  Gessner 
gibt  eine  vortrefTliche  Obersicht  über  die  Ansichten  der  herrorrageDdsten  Publizistea 
und  bespricht  sie  kurz. 
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Konfiskation  unterliege,  aber  fast  alle  weisen  eine  Ansdehnung'des  Weg- 
nahmerechtes zorück,  und  bestreiten  die  Rechtmässigkeit  der  Konfiskation 
des  neutralen  Schiffes  und  des  übrigen  Teiles  der  Ladung. 

Albericns  Gentilis  bekennt  sich  ganz  zum  Systeme  des  Consolato 
del  mai\  —  Heineccius  (De  navibus  ob  vecturam  etc,  cap.  II,  §  9)  und 
Coccejus  (De  jure  belli  in  amicos,  §  6)  entwickeln  zwar  ihr  System  nicht 
vollständig,  aber  sie  verwerfen  die  Konfiskation  dos  übrigen  Teiles  der 
Ladung  und  die  des  Schiffes. 

Das  erste  Buch  der  Quaestiones  juris  publici  von  Bynkershoek 
befasst  sich  mit  der  Untersuchung  von  Fragen  des  Seekriegsrechts.  Es 
ist  eines  der  hervorragendsten  Werke  des  18.  Jahrhunderts.  Bynkershoek 
bekennt  sich  zu  den  Regeln  des  Consolato  und  bekämpft  nach  gründlicher 
Prüfung  die  Konfiskation  des  Schiffes  und  des  Teiles  der  Ladung,  der 
nicht  feindlich  ist  (lib.  I,  cap.  XIV). 

Grotius  hält  dafür,  dass  das  neutrale  Schiff  konfisziert  werden 
könne,  wenn  sein  Eigentümer  den  feindlichen  Charakter  der  geführten 
Ware  gekannt  habe  (De  jure  belli,  etc.,  lib.  HI,  cap.  IV,  §  6).  — 
Loccenius  trat  dieser  Theorie  bei.  —  Vattel  stellt  sich  mit  kui^zer 
Begründung  auf  den  Boden  des  Systems  des  Seekonsulats  (liv.  ni,  eh.  VII, 
§§  112  u.  116). 

Im  Gegensatze  hierzu  erOrtern  Azuni  und  Lampredi  die  Frage  mit 
wünschenswerter  Ausführlichkeit,  sie  machen  alle  fdr  ihre  These  sprechen- 
den Beweisgründe  geltend.  Aus  ihren  Darlegungen  geht  mit  Sicherheit 
hervor,  dass  sie  die  Konfiskation  des  Schiffes  und  des  übrigen  Teiles  der 
Ladung  nicht  billigen. 

Die  englische  Regierung  glaubte,  ihr  Verhalten  während  des  sieben- 
jährigen Krieges  rechtfertigen  zu  müssen  und  betraute  mit  dieser  Aufgabe 
Jenkinson,  den  spätem  Lord  Liverpool.  Die  Rechtfertigungsschrift,  die 
im  Jahre  1757  erschien,  ist  bemerkenswei*t,  wenn  es  sich  auch  um  eine 
verwerfliche  Sache  handelte.  Rayneval  hat  in  seiner  Abhandlung  Libertö 
des  mers  fast  die  ganze  Schrift  Jenkinsons  mitgeteilt  und  sie  zugleich 
widerlegt. 

Hautefeuille  hat  die  Ansichten  und  die  Beweisgründe  Azunis, 
Lampredis  und  Jenkinsons  in  gedrängter  Weise  dargestellt  und  sie  in 
seinem  Werke  Droits  et  devoirs  des  nations  neutres  en  temps  de  guerre 
maritime  (t.  ü,  tit.  X,  eh.  I,  section  IV,  pp.  347  bis  378)  mit  grossem 
Nachdrucke  bekämpft.     Wir  verweisen  hierauf. 

Fast  alle  englischen  Rechtslehrer  haben  für  die  Kriegführenden  das 
Recht  der  Wegnahme  feiudlichen  Eigentums  an  Bord  neutraler  Schiffe  in 
Anspruch  genommen.  Dieser  Ansicht  waren  Reddie,  Hanning,  Phil- 
limore  u.  a.^) 

Der  Amerikaner  Wheaton  ist  ein  erklärter  Anhänger  der  englischen 
Politik;  dies  zeigt  er  in  seiner  Histoire  des  progrös  du  droit  des  gens. 

Zwei  Schriftsteller  befürworten  die  Rechtmässigkeit  der  Konfiskation 
neutraler  Schiffe,  wenn  sie  bei  der  Beförderung  feindlicher  Waren  be- 
schlagnahmt werden;  es  sind  dies  der  Franzose  Valin  und  der  Spanier 
d'Abreu. 

1529.  —  B.  —  Auch  der  Satz,  dass  die  unter  neutraler  Flagge 
segelnde  feindliche  Ware  nicht  weggenommen  werden  dürfe,  hat  seine 
fiberzeugten  Verteidiger  gefunden.  —  An  ihrer  Spitze  steht  Hü bn er,  der 
ausserordentliche  dänische  Gesandte  in  Frankreich.   Er  veröffentlichte  im 


1)  Mauning,  op.  dt,  p.  208.  —  Phillimore,  Com.,  t  III,  §f  168  et  s* 
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Haag  im  Jahre  1759  eine  Abhandlung  unter  dem  Titel  De  la  saisie  des 
bätiments  neutres,  worin  er  die  Begel,  frei  SchifT,  frei  Gut,  annahm.  — 
Dieses  vortreffliche  Werk  hat  die  Begründer  der  bewa&eten  Neatralität 
von  1780  beeinflusst. 

Auch  das  Werk  von  G.  F.  v.  Martens,  das  im  Jahre  1795  unter 
dem  Titel  De  la  saisie  des  bätiments  neutres  (Detäsch:  „Versaeh  über 
Kaper j  feindliehe  Nehmungen  und  insonderheit  Wiedemekmungen^)  erschieo, 
verdient  Beachtung.  Der  Verfasser  hat  hierin  erstaunliche  Kenntnisse  im 
volkerrecht,  verbunden  mit  tiefer  Wissenschaftlichkeit  an  den  Tag  gelegt. 

Die  ünverletzlichkeit  der  neutralen  Flagge  wird  von  Bluntschli, 
Busch,  Geffcken,  Gessner,  Heffter,  Klüber,  Fiore  u.  a.  vertreten; 
von  den  Franzosen  nennen  wir  de  Boeck,  Cauchy,  Arthur  Desjardins, 
Massö,  Ortolan,  Eayneval  und  besonders  Hautefeuille,  der  die  Frage 
in  allen  seinen  Schriften  über  internationales  Seerecht  in  erschöpfender 
Weise  behandelt.  0 

1530.  —  C.  —  Fast  alle  Publizisten  haben  den  Grundsatz  des  Con- 
solato,  dass  neutrale  Ware  an  Bord  feindlicher  Schiffe  frei  ist,  angenommen 
und  verteidigt.  Diese  beinahe  vollständige  Übereinstimmung  (dagegen 
bind  nur  Valin,  Klüber  und  Ortolan)  erklärt  sich  leicht.  —  Die  zahl- 
reichen Schriftsteller,  die  die  Ansicht  vertreten,  dass  die  neutrale  Flagge 
die  feindliche  Ware  nicht  decke,  sind  von  dem  vermeintlichen  Grandsatze 
ausgegangen,  dass  die  Staatszugehörigkeit  des  Schiffes  keinen  Einfiuss 
auf  das  Schicksal  der  Ware  haben  dürfe,  dass  vielmehr  die  Eigenschaft 
der  Ware  selbst,  allein,  für  die  Wegnahme  massgebend  sein  müsse.  Um 
folgerichtig  zu  sein  und  um  im  Einklänge  mit  dem  Ausgangspunkte  ihrer 
Lehre  zu  bleiben,  haben  sie  die  an  Bord  feindlicher  Schiffe  befindliche 
neutrale  Ladung  für  frei  erklären  müssen. 

1531.  —  D.  —  Von  der  an  Bord  eines  feindlichen  Schiffes  befindliche 
Ladung  müssen  die  Waren,  die  Untertanen  des  kriegführenden  Nehmers 
gehören,  beschlagnahmt  werden,  nicht  aber  diejenigen,  die  im  Eigentume 
Neutraler  stehen.  Auf  diese  Unterscheidung,  die  die  Innern  Gesetze 
aufzustellen  unterlassen  hatten,  machen  Bynkershoek,  Gocceius, 
Heineccius,  Vattel,  Azuni,  Lampredi,  sowie  vonHübner,  Rayneval, 
Massä,  Hautefeuille  u.  a.  aufmerksam.^) 


Vierter  Abschnitt. 
Beschrankungen  der  Handelsfreiheit  der  Neutralen. 

1532.  —  Ist  der  Handel  zwischen  Neutralen  und  Eriegsparteien  unter 
allen  Umständen  trei,  mag  er  nun  in  einem  unmittelbaren  Kaufgeschäfte 
oder  in  der  Versendung  der  Waren  bestehen?  Unterliegt  er  nicht  ge- 
wissen Beschränkungen? 

Im  geltenden  Völkerrechte  lassen  die  Wissenschaft  sowie  das  inter- 
nationale Herkommen,  das  theoretische  wie  das  vertragsmässige  positive 
Recht  zwei  Ausnahmen  zu.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Zufuhr  von  Kriegs- 
konterbande und  auf  den  Fall  der  Blockade  der  Häfen  einer  Kriegspaitei 

1)  S.  besonders:  Droits  et  devoirs  des  natiODS  neutres,  t.  II,  tit  VII  et  X,  pp.  1 
bis  64,  pp.  277  bis  403. 

2)  S.  bei  Hautefeuille,  Des  droits  et  devoirs  etc.  t  II,  tit.  X  chap.  III,  pp.416 
bis  420,  die  im  Auszug  mitgeteilten  Ansichten  der  genannten  Schriftsteiler. 
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durch  die  Geschwader  ihres  Gegners.  —  Diese  beiden  Ausnahmen,  die 
von  der  grössten  Bedeutung  sind,  und  häufig  Anlass  zu  Schwierigkeiten 
geben,  bedürfen  einer  eigenen,  eingehendem  Darstellung.  Sie  sollen 
den  Inhalt  zweier  besonderer  Kapitel  bilden. 

Die  Staatenprazis  hat  noch  andere  Beschränkungen  gekannt,  die  den 
Neutralen  von  den  Eriegspaiteieo  mit  Gewalt  aufgezwungen  worden  sind ; 
auch  diese  bedürfen  einer,  wenn  auch  nur  kurzen  Besprechung. 

1533.  —  In  Friedenszeiten  lassen  es  die  meisten  Staaten  nicht  zu, 
dass  die  Eüstenfrachtfahrt  oder  der  Eüstenhandel  (cabotage)  zwischen 
ihren  Handelshäfen,  längs  den  Küsten  ihres  Landes,  durch  fremde  Schiffe 
besorgt  werde.  (No.  518).  —  Dürfen  die  Neutralen  sich  in  Kriegszeiten 
diesem  Handelszweige  hingeben,  und  also  die  Küstenfrachtfahrt  zwischen 
den  Hafenplätzen  eines  kiiegftthrenden  Staates  betreiben?  Ist  ein  solches 
Unternehmen  nur  eine  neue  Verwirklichungsform  der  Handelsfreiheit  der 
Neutralen,  oder  begiündet  es  einen  Neutralitätsbmch?  —  Der  gesunde 
Menschenverstand  antwortet  hierauf  mit  Hautefeuille,  davss,  wenn  ein 
Staat  berechtigt  ist,  irgend  ein  Handelsunternehmen  innerhalb  seiner 
Hoheitsgrenzen  zu  verbieten,  er  gleichfalls  das  dementsprechende  Recht 
hat,  nach  seinem  freien  Ermessen  jede  Handelsart  zu  gestatten.  Betreibt 
der  Neutrale  die  Küstenschiffahrt  ohne  Erlaubnis,  so  würde  er  ein  Landes- 
gesetz,  nicht  aber  ein  völkerrechtliches  Gesetz  übertreten.  —  Die  andere 
Kriegspartei  kann  dem  Neutralen  nicht  die  Betreibung  eines  Handels- 
unternehmens untersagen,  den  sie  zu  erlauben  rechtlich  nicht  in  der  Lage 
ist.  Wenn  mithin  eine  Kriegspartei  den  Neutralen  für  di^  Dauer  des 
Krieges  die  Ermächtigung  zur  Eüstenschiffahrt  zwischen  ihren  verschiedeuen 
Häfen  erteilt  hat,  so  verletzen  die  neutralen  Schiffe,  die  von  der  Er- 
mächtigung Gebrauch  machen,  nicht  die  Neutralität,  und  können  nicht 
unter  dem  Vorwand,  dass  sie  sich  einem  verbotenen  Handel  hingeben- 
weggenommen werden. 

Ehemals  massten  sich  die  Staaten,  die  darauf  ausgingen,  die  Handels- 
flotte der  Neutralen  zu  untergraben,  nacheinander  das  Recht  an,  den 
Neutralen  die  Küstenfrachtfahrt  zwischen  den  Häfen  ihrer  Gegner  zu 
verbieten.  —  Im  18.  Jahrhundert  haben  mehrere  Verträge  den  Neutralen 
das  Recht  zuerkannt,  den  Küstenhandel  zwischen  den  H^en  einer  Kriegs- 
partei zu  betreiben;  andre  haben  es  ihnen  versagt.  —  Die  Deklaration 
der  bewaffneten  Neutralität  von  1780  räumt  es  ihnen  ausdrücklich  ein. 

Die  englische  Rechtsprechung  streitet  den  Neutralen  die  Befugnis  zur 
Küstenfrachtfahrt  ab,  weil  diese  leicht  zur  Verdeckung  eines  geheimen 
Handels  mit  Konterbande  dienen  könnte.  —  Bei  Ladungen  in  feindlichen 
Häfen,  die  für  andere  feindliche  Häfen  bestimmt  sind,  stellt  sie  die  Ver- 
mutung juris  et  de  jure  auf,  dass  sie  als  feindlich  zu  gelten  haben.  Die 
englischen  Gerichte  sprechen  die  Konfiskation  der  Ladung,  nicht  aber  die 
des  Schiffes  aus;  dieses  wird  nur  seiner  Fracht  für  verlustig  erkläi-t.  Sie 
lassen  den  Handel  von  Hafen  zu  Hafen  längs  den  Küsten  des  Feindes 
nur  dann  zu,  wenn  die  Waren,  die  den  Gegenstand  des  Handels  bilden, 
im  Eigentum  von  Neutralen  stehen.  —  Phillimore  teilt  diese  Ansicht. 

Kann  diese  Rechtsprechung,  die  vernunftgemäss  schon  vor  1856  un- 
annehmbar war,  heute,  angesichts  der  Deklaration  vom  16.  April  1856, 
aufrecht  erhalten  werden?  >) 

1534.  —  Bis  zum  19.  Jahrhundert  war  der  Handel  mit  den  über- 


1)  Calvo,  op.  cit,  t.  IV,  §  2699.  —  Phillimore,  t  III,  p.  309.  —  Gessner,  Le 
droit  des  neutres,  pp.  283  et  s.  —  Pereis,  Seerecht,  §  43. 
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seeischen  Kolonien  ausschliesslich  dem  Mntterlande  und  den  einheimischen 
Schiffen  vorbehalten.  Dies  System  ist  in  der  Geschichte  berühmt  geworden. 
Es  entstand  non  die  Frage,  ob  kriegführende  Staaten,  die  darch  den  Ans- 
bmch  des  Krieges  nicht  mehr  imstande  waren,  ihren  Handel  mit  ihren 
Kolonien  fortzui^hren,  ohne  sich  der  Wegnahme  oder  der  Zerstörung  ihrer 
Schiffe  auszusetzen,  die  neutralen  Staaten  oder  wenigstens  einige  yon  ihnen 
ermächtigen  durften,  Handel  und  Schiffahrt  (die  bis  dahin  den  eigenen 
Untertanen  vorbehalten  waren)  an  ihrer  Stelle  zu  betreiben?  Konnte  die 
andere  Kriegspartei  den  Neutralen  verbieten,  diesen  Handel  zu  besorgen? 

Die  englische  Regierung  hat  ein  solches  Verbot  mehrmals  zu  erlassen 
versucht.  —  Das  erste  Mal  wollte  England  den  Neutralen  den  Handel 
mit  den  französischen  Kolonien,  den  Frankreich  ihnen  während  des  Krieges 
von  1755  freigegeben  hatte,  verbieten.  —  Englische  Kriegs-  und  Kaper< 
schiffe  machten  jeglichen  Verkehr  zwischen  Frankreich  und  seinen  Kolo- 
nien unmöglich.  —  Frankreich  gestattete  den  Niederlanden,  unter  Ansschluss 
jeder  andem  neutralen  Nation,  den  überseeischen  Handel  zu  übernehmen, 
den  seine  eigenen  Schiffe  nicht  mehr  betreiben  konnten.  Zur  Ausübung 
dieses  Vorrechts  mussten  die  holländischen  Schiffe  mit  besondem  Eb-lanb- 
nisscheinen  versehen  sein.  —  Die  Engländer  erbeuteten,  soweit  es  ihnen 
möglich  war,  die  Schiffe,  die  solche  Vollmachten  hatten,  und  die  Prisen- 
gerichte verurteilten  die  Fahrzeuge  mit  ihren  Ladungen. 

Grossbritannien  wusste  sich  zu  helfen,  indem  es  die  berühmte,  sc^^e- 
nannte  ^Begel  des  1756er  Krieges^  (rule  of  the  war  of  1756)  erliess. 
Es  ging  hierbei  von  der  Behauptung  aus,  dass  der  Krieg  den  Neutralen 
einen  Handelszweig,  der  ihnen  in  Friedenszeiten  verboten  sei,  nicht  zu- 
gänglich machen  könne,  und  erklärte,  dass  die  Neutralen  durch  Annahme 
von  Lizenzen  seitens  des  Feindes,  die  ihnen  den  Handelsbetrieb  mit  dessen 
Kolonien  eröffiieten,  kraft  „Adoption"  Feinde  würden.  —  Die  Regel  des 
1756  er  Krieges  wurde  von  England  während  des  amerikanischen  Unab- 
hängigkeitskrieges nicht  angewendet;  aber  während  der  Kriege  der 
französischen  Revolution  und  des  französischen  Kaiserreichs  bildete  sie 
einen  Grundpfeiler  des  englischen  Seerechtes. 

Dieser  Anspruch  Englands  ist  durchaus  willkürlich;  in  dem  Betriebe 
eines  unverfänglichen  Handels,  den  eine  Kriegspartei  gestattet,  liegt  weder 
eine  Verletzung  der  Unparteilichkeit,  noch  auch  eine  Einmischung  in  die 
Feindseligkeiten.  ^Der  ganze  Streit,  der  heute  nur  dadurch  interessant 
ist,  dass  er  zuerst  den  Anlass  zu  der  Theorie  der  einheitlichen  Reise  gab, 
gehört  jetzt  der  Geschichte  an,  da  kein  Staat  mehr  den  Handel  anderer 
Untertanen  mit  seinen  Kolonien  verbietet.*'  (Geffcken-Heffter,  op.  cit, 
§  166,  Anm.  3.) 

Die  Regel  des  1756  er  Krieges  wird  von  allen  neuern  Publizisten 
Deutschlands  und  Frankreichs  als  unvereinbar  mit  den  internationalen 
Grundsätzen  erklärt,  so  insbesondere  von:  Bluntschli,  Gessner,  Geff- 
cken,  Kaltenborn,  Pereis,  de  Boeck, Hautefeuille,  Ortolan,  Calvo 
und  Wheaton.  ^ 

Der  Beitritt  Englands  zur  Deklaration  vom  16.  April  1856,  die  die 
feindliche  Ware  unter  neutraler  Flagge  für  unverletzlich  erklärt,  wird 
Grossbitannien  die  Rückkehr  zur  Regel  des  1756  er  Krieges  erschweren, 
wenn  nicht  vereiteln. 
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Viertes  Kapitel. 


Kriegskonterbande.  0 

1535.  —  Seit  anyordenklichen  Zeiten  haben  die  Staaten  ihren  Unter- 
tanen gewisse  Ai-ten  des  Handels  mit  ihren  Feinden  verboten.  —  Mehrere 
päpstliche  Bnllen  sowie  mehrere  Eonzildekrete  (das  lU.  Lateranische  von 
1179  unter  Alexander  UI.  und  das  IV.  Lateranische  von  1215  unter 
Innozenz  HC.)  untersagten  jeden  Handelsverkehr  mit  den  Sarazenen.  —  Der 
Begriff  der  Eriegskonterbande,  so  wie  ihn  das  heutige  Recht  kennt,  tritt 
erst  mit  der  Ausbildung  der  Neutralität  hervor.  2)  Bei  den  Verordnungen 
der  Kriegführenden  ist  wohl  zu  unterscheiden,  was  sie  ihren  eigenen 
Untertanen  auszufahren  verbieten,  wobei  die  Rücksicht  auf  den  eigenen 
Gebrauch  wesentlich  mitbestimmend  ist,  und  dem,  was  sie  bei  Neutralen 
als  Kriegskonterbande  behandeln.  (Geffcken-Heffter,  op,  cit.,  §  158, 
Anm.  6  und  §  160,  Anm.  2.) 

In  diesem  Kapitel  soll  nur  die  Beschränkung  des  Handels  der  Neu- 
tralen dargelegt  werden. 

1536.  —  Der  Ausdruck  Kriegskonterbande  (contrebande  de  guerre) 
dient  zur  Bezeichnung  der  Gegenstände,  die  ein  Neutraler  einer  Kriegs- 
partei nicht  zufuhren  darf,  ohne  die  Pflichten  der  Neutralität  zu  verletzen. 
Konterbande  kommt  von  contra  bandum,  id  est  contra  bannum. 

Die  Zufuhr  und  Lieferung  von  Kriegskonterbande  an  eine  Kriegs- 
partei bildet  eine  Einmischung  in  die  Feindseligkeiten,  die  die  andere 
Kriegspartei  hindern  darf.  —  Die  Seemächte  haben  den  Grundsatz  ange- 
nommen, dass  die  Kriegfahrenden  das  Recht  haben,  die  Handelsfreiheit 
der  Neutralen  in  Ansehung  der  Kriegskonterbande  zu  beschränken  und 
die  gegen  dieses  Verbot  begangenen  Übertretungen  zu  ahnden.*)  —  Eine 
grosse  Zahl  von  Verträgen  hat  diesen  Grundsatz  ausdrücklich  bestätigt. 
—  Die  Landesgesetze  der  einzelnen  Staaten  haben  ihn  gleichfalls  ange- 
nommen und  sanktioniert. 

Trotzdem  hat  sich  die  Lehre  von  der  Kriegskonterbande  noch  immer 
nicht  vollständig  geklärt.  Seit  drei  Jahrhunderten  ist  sie  in  der  Ent- 
wicklung begriffen,  und  doch  heri-scht  noch  keine  Einigkeit  unter  den 
Publizisten;  die  Verträge  weichen  vielfach  von  einander  ab;  die  inner- 
staatlichen Gesetze  weisen  wesentliche  unterschiede  auf,  und  die  Praxis 
hat  je  nach  den  Interessen  und  je  nach  der  Machtstellung  der  krieg- 
führenden Staaten  geschwankt. 

Jeder  Staat  besitzt  Bestimmungen  zweifacher  Art:  1.  die,  welche  auf 
seinen  Sondergesetzen  beruhen  und  gegenüber  jedem  Fremden  vorschreiben, 
was  Konterbande  ist  und  2.  die,  welche  auf  Staatsverträgen  mit  andern 
Mächten  beruhen  und  die  die  Gegenstände  festsetzen,  die  zwischen  den 
Vertragschliessenden  als  Konterbande  gelten  sollen. 


1)  S.  die  oben  vor  Buch  IV  aufgeführten  Schriften.  Fernen  Oeffcken,  VoOcer- 
reMiche  Fragen  im  franzöeigdHiUneaisehen  Streit,  Ardiw  für  öffenä.  Beeht,  Bd.  I,  8. 147.  — 
Jossen,  Die  Konterbande  du  Krieges,  1896.  —  Wiegner,  Die  Kriegskonterbande  in  der 
yotkerreckttwinenstiiaft  und  der  neuem  Staatenpraxis,  1904. 

2)  Travers  Twiss,  op.  cit,  t.  II,  No.  125,  126  und  127. 
d)  Pereis,  Seerecht,  §  45. 
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Erster  Abschnitt. 
Qegenstilnde  der  Konteriiande. 

1537.  —  Die  Frage,  welche  Gegenst&nde  zur  Eriegskonterbande  za 
rechnen  sind,  ist  nnter  Berücksichtigung  der  Verträge,  der  Landesgesetz- 
gebnng  nnd  der  Ansichten  der  Publizisten  zn  prfifen. 

•  1.  ->  VertrSgo. 

1538.  —  Die  Verträge  bestimmen,  welche  (Gegenstände  unter  den 
Vertragschliessenden  als  Eriegskonterbande  für  den  Fall  anzusehen  sind, 
dass  eine  von  den  Parteien  sich  mit  einem  dritten  Staate  im  Kriege  be- 
findet, während  die  andere  Partei  neutral  bleibt. 

Die  meisten  Verträge  enthalten  eine  ziemlich  erschöpfende  Aufzählmig 
der  Oegenstände  der  Konterbande;  mehrere  dehnen  den  Begriff  fiber  die 
zulässigen  Grenzen  aus. 

Der  am  7.  November  1659  zwischen  Frankreich  und  Spanien  abge- 
schlossene Pyrenäenvertrag  zählt  in  seinem  Artikel  12  die  Konterbande- 
waren auf.  —  Hierzu  werden  zunächst  die  Gegenstände,  die  besonders 
und  eigens  zum  Kriege  dienen,  und  sodann,  als  ergänzende  Artikel 
Salpeter,  Pferde  und  Pferdesättel  gerechnet.  —  Aitikel  13  erklärt  alle 
andern  Waren  und  Bodenerzeugnisse,  selbst  auch  Lebensmittel,  „über- 
haupt alles,  was  zur  Ernährung  und  zum  Unterhalt  des  Lebens  gehört,"" 
für  frei. 

Die  Bestimmungen  dieses  Vertrages  waren  für  eine  sehr  grosse  ZaU 
von  spätem  Verträgen,  so  besonders  ftU-  den  Vertrag  zwischen  Ludwig  XIV. 
und  Holland  vom  Jahre  1662  vorbildlich. 

Die  ütrechter  Verträge  (11.  April  1713)  rechnen  zu  den  Gegenständen 
der  Kriegskonterbande  Salpeter  und  ebenso,  wie  der  Pyrenäenvertrag, 
Pferde  mit  ihrem  Geschirr  sowie  „Waffen  aller  Art  und  Kriegsinstnunente, 
die  dem  Gebrauche  der  Truppen  dienen"  (Art.  19.) 

Denselben  Begriff  der  Konterbande  findet  man  in  den  Verträgen 
zwischen  Frankreich  und  den  Hansastädten  aus  den  Jahren  1716  und 
1769  sowie  in  den  Verträgen  von  Aachen  von  1748,  Paris  von  1763  und 
Versailles  von  1783  und  1786. 

In  dem  Verzeichnisse  des  russisch-englischen  Vertrages  vom  Jahre 
1766  werden  die  Gegenstände  der  Konterbande  auf  die  eigentlichen  Kriegs 
artikel,  die  für  militärische  Zwecke  eigens  angefertigten  Sachen  beschränkt; 
hinzugefügt  werden  noch  Schwefel,  Salpeter,  Pferdesättel  und  Zaumzeug. 
—  Die  Übereinkunft  von  1766  hat  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  das 
neuere  Völkerrecht,  namentlich  auf  den  Begriff  der  Kriegskonterbande, 
ausgeübt.  —  Der  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  den  Verein.  Staaten  vom 
26.  Februar  1778  erklärte  alle  Waren  oder  „alle  Gegenstände,  die  nicht 
die  Gestalt  eines  fttr  den  Land-  oder  Seekrieg  angefertigten  Kriegs - 
Instruments"  haben,  fttr  frei. 

Die  Verträge,  die  den  beiden  Bündnissen  der  bewaffneten  Neutralität 
von  1780  und  1800  zu  Grunde  lagen,  fibemahmen  den  Begriff  der  Kriegs- 
konterbande so,  wie  ihn  der  Vertrag  von  1766  festgesetzt  hatte.  —  Eb^so 
verhält  es  sich  mit  den  zahlreichen  Verträgen  in  der  Zeit  von  1815  bis  1856. 

1539.  —  Lebensmittel  und  Mundvorrat  (provisions  de  bouche)  gelten 
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als  Konterbande  gemäss  den  Verträgen  zwischen  Frankreich  nnd  England 
(1303),  Schweden  and  den  Hansastädten  (1613),  den  letztem  und  England 
(1625),  sowie  Orossbritannien  nnd  den  Vereinigten  Niederlanden  (6.  April 
1654.)  —  Sie  sind  indessen  durch  den  Vertrag  Ludwig's  XIV.  mit  den 
hanseatischen  Städten  vom  10.  Mai  1655,  durch  den  Pyrenäeny ertrag 
(Art.  13),  durch  den  ütrechter  Vertrag  (Art.  20)  und  durch  die  zwischen 
Grossbritannien  und  Frankreich  in  Saint-Germain  en  Laye  am  24.  Februar 
1677  (Art.  4)  und  in  Versailles  am  26.  September  1786  vereinbarten  Ver- 
träge ausgeschlossen  worden. 

1540.  —  Hautefeuille  bemerkt,  dass  die  Bestimmungen  über  Kriegs- 
konterbande  in  den  Abkommen  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
schärfer  und  genauer  sind,  als  die  in  den  vorhergehenden  Verträgen.^) 

Die  Verträge  zwischen  den  Verein.  Staaten  und  Peru  vom  13.  No- 
vember 1836  (Art.  13)  sowie  zwischen  Italien  und  den  Verein.  Staaten 
vom  26.  Februar  1871  (Art.  15)  bestimmen  „und  überhaupt  Waffen  oder 
Instrumente  aller  Art,  aus  Eisen,  Stahl,  Bronze,  Kupfer,  oder  irgend  einem 
andern  Stoffe,  die  für  die  Kriegführung  zu  Wasser  oder  zu  Lande  ver- 
arbeitet, hergesteUt  und  zugerüstet  worden  sind*^.  Im  allgemeinen  be- 
schränken sich  alle  in  der  Gegenwart  von  Frankreich,  ItaUen  und  den 
Verein.  Staaten  mit  andern  Mächten  abgeschlossenen  Verträge  nur  auf 
Waffen  und  Kriegsmunition,  ohne  andere  Gegenstände  hinzuzufügen. 

1641.  —  Eine  sehr  kleine  Zahl  von  Verträgen  dehnte  den  Begriff 
der  Kriegskonterbande  über  die  ihm  gebührenden  Grenzen  aus.  Einige 
rechnen  dazu  die  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Schiffen  dienenden 
Bohstoffe,  Bauholz,  Segel  usw.  (munitions  nav^es).  —  Seit  1869  hat 
Deutschland  Freundschafts-  und  Scbiffahrtsverträge  mit  Salvador  (1869), 
Mexiko  (1870)  und  Gosta-Bica  (1875)  geschlossen  und  in  jedem  dieser 
Verträge  ist  der  Umfang  des  Begriffes  der  Kriegskonterbande  ein  andrer. 

1541  ^  —  [Es  kann  vorkommen,  dass  ein  Neutraler  mit  zwei  Kriegs- 
parteien Verträge  geschlossen  hat,  die  hinsichtlich  des  Begriffes  der  Gegen- 
stände der  Kriegskonterbande  nicht  miteinander  übereinstimmen.  So  z.  B. 
verfügt  der  Vertrag  mit  der  einen  Kriegspartei,  dass  ein  gewisser  Gegen- 
stand keine  Konterbande  seL  Wie  ist  das  Verhältnis  des  Neutralen  zu 
der  andern  Kriegspartei  zu  beurteilen,  wenn  dieser  gegenüber  derselbe 
Gegenstand  als  Konterbande  gilt?  Dem  Anscheine  nach  sollte  die  Stellung 
des  Neutralen  beiden  Parteien  gegenüber  verschieden  sein,  denn  es  bestehen 
zwei  Verträge  mit  abweichendem  Inhalt,  und  Verträge  verpflichten  nur 
diejenigen,  die  sie  geschlossen  haben.  Trotzdem  ist  die  Praxis  eine  andre. 
Die  Prisengerichte  haben  entschieden,  dass,  wenn  auch  eine  £[riegspartei 
darin  eingewilligt  habe,  dass  ein  gewisser  Gegenstand  nicht  als  Kriegs- 
konterbande gelten  solle,  sie  ihn  doch  als  solchen  behandeln  düife,  wenn 
ihr  Gegner  es  tue;  wäre  dem  nicht  so,  so  würde  ihre  Lage  eine  andre 
sein,  als  die  ihres  Feindes.  (S.  die  in  diesem  Sinne  ergangenen  Ent- 
scheidungen bei  Pistoye  et  Duverdy,  op.  cit.,  t.  I,  pp.  406  et  s.)] 


§  2.  —  Landesgesetzgebung. 

1542.  —  Verträge  verpflichten  nur  die  Staaten,  die  sie  miteinander 
geschlossen  haben.  Zur  Zeit  fehlt  es  noch  an  einem  Vertrage,  den  die 
wichtigem  zivilisierten  Staaten  gemeinsam  vereinbart  hätten  oder  dem 
sie  nacheinander  beigetreten  wären.    Das  Völkerrecht  entbehrt  also  einer 


1)  Hautefeuille,  Droits  et  devoirs  des  nttioDS  nentres,  t.  U.  p. 
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allgemein  anerkannten  vertraglichen  Regelung  der  Eriegskonterbande.  — ^ 
Die  Staaten  sahen  Bich  genötigt  beim  Mangel  allgemein  geltender  Grund- 
sätze mit  ihren  eigenen  Vorschriften  auszuhelfen.  Es  war  durchaus  er- 
forderlich, dass  ihre  Untertanen  auf  die  Gefahren,  die  dem  Handel  der 
Neutralen  bei  Ausbruch  oder  bei  Erklärung  eines  Krieges  drohten,  auf- 
merksam gemacht  wurden.  Die  innere  Gesetzgebung  der  Staaten  spielt 
also  auf  dem  Gebiete  der  Eriegskonterbande  eine  bedeutende  Bolle 
(No.  55  u.  56). 

1543.  —  Das  Deutsche  Reich  hat  kein  besonderes  Gesetz  erlasse; 
es  hat  die  preussischen  Bestimmungen  beibehalten.  —  Das  prenssische 
Prisenreglement  vom  20.  Juni  1864  (§  8)  zählt  Schwefel  und  Salpeter 
nicht  zu  den  verbotenen  Waren,  aber  es  rechnet  Sättel  und  Zaumzeug 
dazu,  wie  die  Verträge  der  bewafifoeten  Neutralität.  —  Erwähnen  wollen 
wir  noch  den  Versuch  Bismarcks  während  des  deutsch-französischen  Erieges 
von  1870/71,  Eohlen  als  Eonterbande  erklären  zu  lassen. 

1544.  —  In  England  ist  die  Regelung  der  Eonterbande  stets  als  eine 
politische  Frage,  nicht  als  eine  Aufgabe  der  Gesetzgebung  aa%efass( 
worden. 

England  will  und  wollte  niemals  feste  und  bestinmite,  klare  and  un- 
zweideutige, alle  zivilisierten  Staaten  bindende  Rechtsvorschriften.^)  —  Je 
nach  seiner  Stellung  als  neutrale  Macht  oder  als  Eriegspartei  vermindert 
oder  vermehrt  es  seine  Verbote.  Als  Eriegspartei  verbietet  es  möglichst 
viele  Gegenstände,  namentlich  solche  die  dem  Gegner  zur  Eriegffihrang 
gerade  dann  besonders  nützlich  sind.  Es  untersagt  die  Zufuhr  von  Gegen- 
ständen unverfänglichster  Art  und  solcher,  die  für  das  Leben  unentbehrlich 
sind,  wie  z.  B.  Getreide,  Lebensmittel  usw.  —  Als  neutrale  Macht  erklärt 
England  möglichst  viele  Gegenstände  für  frei  besonders  aber  Erzeugnisse 
seines  eigenen  Gewerbes,  namentlich  wenn  umfangreiche  Bestellungen  von 
einer  Eriegspartei  zu  erwarten  sind. 

1546.  —  Die  von  England  seit  mehr  als  zwei  Jahrhunderten  beliebte 
Form,  unter  der  es  beim  Ausbruche  eines  Erieges  die  Gegenstände  der 
Eonterbande  festsetzt,  ist  immer  ein  einfacher  Regierungserlass  (order  in 
Council)  gewesen;  England  gibt  ihn  den  Neutralen  mit  der  Erwartung 
bekannt,  dass  sie  den  Erlass  als  eine  bindende  Rechtsnorm  anerkennen 
werden.  —  Diese  britischen  Verordnungen  sind  nichts  weiter,  als  der 
Ausdruck  augenblicklicher  Literessen.  Sie  widersprachen  zudem  oft  den 
von  England  abgeschlossenen  Staatsverträgen. 

1546.  —  England  hat  in  den  Verträgen  des  18.  Jahrhunderts,  namentlich 
in  dem  mit  Frankreich  im  Jahre  1786  abgeschlossenen  Abkommen,  die  in 
dem  Pyrenäischen  und  den  Utrechter  Verträgen  aufgestellten  Regeln  ange- 
nommen. —  Im  Jahre  1793  aber  verbot  es  die  Zuführ  von  Lebensmitteln 
und  Getreide  nach  französischen  Häfen.  Dies  war  der  Anfang  der  viel- 
fachen  gewaltsamen  Beschränkungen  des  neutralen  Handels,  dde  bis  zum 
Jahre  1815  die  Periode  der  Erlege  der  französischen  Revolution  und  des 
Eaiserreichs  kennzeichnen. 

1647.  —  Im  19.  Jahrhundert  vermeidet  England  mehr  und  mehr,  sich 
durch  Verträge  zu  binden.  Es  zieht  vor,  sich  bei  jedem  Eriege,  seiner 
Gepflogenheit  entsprechend,  die  Befugnis  offen  zu  halten,  selbst,  durch 
einen  einfachen  Erlass  seines  Geheimen  Staatsrats,  festzusetzen,  welchen 
Handelszweig  es  den  Neutralen  gestatten  oder  verbieten  will. 

1548.  —  Der  Erimkrieg  bot  England  Anlass,  seine  wirklichen  An- 


1)  Kleen,  Le  droit  de  la  contrebande  de  guerre,  R.  D.  I.,  t  XXV,  p.  131. 
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schauangen  unverhüllt  kund  zu  geben.  —  Frankreich,  das  auf  dem  Pariser 
Frieden  von  1856  die  gemeinsame  Regelung  gewisser  Fragen  des  See- 
Yölkerrechts,  wie  die  der  Blockade,  der  Achtung  der  neutralen  Flagge 
und  der  Unverletzlichkeit  der  neutralen  Ware  herbeigeführt  hatte,  ver- 
suchte vergeblich  England  auch  zu  einem  Abkommen  über  die  Kriegs- 
konterbande  zu  bewegen.  —  Die  englische  Regierung  erklärte  im  Parlamente, 
dass  sie  sich,  wie  in  der  Vergangenheit,  das  Recht  hätte  vorbehalten 
wollen,  in  der  Frage  der  Eriegskonterbande  allein  und  ohne  Einvernehmen 
mit  andern  Mächten,  je  nach  den  wechselnden  und  zufälligen  Umständen 
und,  je  nach  ihi*em  eigenen  Interesse  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  entscheiden. 

1549.  —  Während  des  nordamerikanischen  Btlrgerkrieges  von  1861 
bis  1865  begnügte  sich  das  englische  Kabinett  damit,  den  Untertanen  der 
Königin  in  unbestimmter  Weise  zu  verbieten,  den  Kriegsparteien  Oegen- 
stände,  die  nach  dem  neuern  Brauche  der  Nationen  als  Kriegskonterbande 
angesehen  würden,  zuzuführen.  —  Bei  Gelegenheit  des  deutsch-französischen 
Krieges  von  1870/71  erklärte  das  Kabinett  im  Parlamente  während  der 
Erörterung  über  den  Entwurf  der  Foreign  Enlistment  Act,  dass  die  Re- 
gierung sich  hinsichtlich  der  Bestimmung  der  Konterbandewaren  nicht 
nach  dem  Völkerrechte,  sondern  nach  der  einheimischen  britischen  Gesetz- 
gebung richten  werde.  —  Beim  russisch-türkischen  Kriege  von  1877  warnt 
die  englische  Regierung  in  ihrer  Neutralitätserklärung  die  Untertanen  der 
Königin  vor  der  Zufuhr  von  ....  „Waren  irgend  welcher  Art,  die  nach 
dem  neuern  YölkeiTCchte  und  den  neuern  Gebräuchen  der  Nationen  als 
Kriegskonterbande  angesehen  und  beurteilt  werden.^  Aber  die  Regierung 
gibt  das  Völkerrecht  und  die  Gebräuche,  zu  deren  Festsetzung  sie  ihre 
Mitwirkung  stets  versagt  hat,  nicht  näher  an. 

1550.  —  Angesichts  dieser  rein  zufälligen  und  verschiedenartigen 
Verordnungen  kann  niemand  mit  Sicherheit  das  in  England  geltende  Recht 
angeben.  —  In  Wirklichkeit  fehlt  es  an  einer  Bestimmung  und  die  Neutralen 
8ind  aDen  Überraschungen,  die  ihnen  die  englischen  Prisengerichte  bereiten 
können,  ausgesetzt.  —  Die  englischen  Gerichte  haben  stets  alle  für  den 
Krieg  bestimmten  Gerätschaften,  Kriegsbedarfsartikel,  die  zur  Herstellung 
von  Waffen  oder  Munition  dienenden  Maschinen,  die  zur  Erzeugung  des 
Schiesspulvers  erforderlichen  Stoffe,  sowie  die  für  Kriegszwecke  erbauten 
Schiffe  für  verfallen  erklärt  —  Gegenstände,  die  in  gleicher  Weise  zu 
Friedens-  und  Kriegszwecken  dienlich  sind  (ancipitis  usus),  sind  je  nach 
dem  Herkunfts-  und  Bestimmungshafen,  und  je  nachdem  sie  Erzeugnisse 
des  Ausfdhrlandes  und  etwa  die  wichtigsten  Handelsartikel  dieses  Landes 
in  Friedenszeiten  sind,  bald  verurteilt,  bald  freigegeben  worden,  wie  z.  B. 
Holz,  Teer  und  Harz,  falls  sie  aus  Norwegen  oder  Finnland  herrührten. 
—  Nahrungsmittel  zum  Unterhalt  für  Menschen,  Getreide,  Mehl,  Reis, 
Salz,  gesalzene  Fische,  Butter,  Käse,  Wein,  Bier,  Branntwein  usw.  sind, 
wenn  es  wahrscheinlich  war,  dass  sie  zimi  Verbrauche  für  das  Land-  oder 
Seeheer  bestunmt  waren,  als  Konterbande  angesehen  worden  (Travers 
Twiss,  op.  cit.,  t.  n,  No.  144).i) 

1550^.  —  [Die  Doktrin  der  Verein.  Staaten  Amerikas  nähert  sich  der 
Englands.  Sie  ist  während  ihres  Krieges  mit  Spanien  im  Artikel  19  der 
unterm  20.  Juni  1898  erlassenen  Instruktionen  aufgestellt  worden.  S.  B. 
D.  I.  P.,  t.  VU,  pp.  461  et  s.] 


1)  [S.  wie  England  seine  Lehre  übei  die  Lebensmittel  als  Kriegskonterbande 
während  des  südaiUkanischen  Krieges  von  1899/1902  zur  Geltung  gebracht  hat 
B.  D.  I.  P.,  t  VII,  pp.  817  et  s] 
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1551.  —  Österreich,  das  sich  bis  zn  den  Zeiten  der  bewaffioeten 
Neutralität  von  vertraglichen  Verpflichtungen  frei  gehalten  hatte,  trat 
dem  genannten  Bnnde  im  Jahre  1781  bei  nnd  nahm  demzufolge  das  im 
Jahre  1766  festgesetzte  Verzeichnis  an.  —  Die  Verordnung  vom  3.  Min 
1864  ist  beinahe  eine  Wiederholung  dieser  Liste.  —  Während  des  Krieges 
von  1870/71  hat  aber  Österreich-Ungarn  das  englische  System  angenommen. 
Die  Verordnung  vom  29.  Juli  1870  verbietet  den  Staatsangehörigen  die 
Zufuhr  von  Gegenständen,  die  nach  Völkerrecht  oder  „nach  den  durdi 
die  Eriegsparteien  erlassenen  Verordnungen^  als  Kriegskonterbande  gelten, 
an  eine  der  Kriegsparteien.  —  Die  österreichische  Regierung  gibt  also  ihre 
Untertanen  den  möglicherweise  verschiedenartigen  und  sich  widersprechen- 
den Bestimmungen  preis,  die  die  beiden  Kriegsparteien  vorzuschreiben 
gesonnen  sind.^) 

Dänemark  ist  fast  immer  den  Grundsätzen  treu  geblieben,  die  durch 
das  Bttndnis  der  bewaffneten  Neutralität,  bd  dessen  Gründung  es  mitge- 
wirkt hat,  aufgestellt  worden  sind. 

Spanien  hat  vor  dem  Westfälischen  Frieden,  während  seines  langen 
Krieges  gegen  Holland,  die  Zufuhr  von  Schiffismaterialien  sowie  von  Lebens- 
mitteln verboten.  Seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts  sind  aber  die  spanischen 
Verschilften  über  Kriegskonterbande  fast  lediglich  eine  Wiedergabe  der 
französischen  Gesetze.  [S.  wegen  des  Verhaltens  Spaniens  während  des 
Krieges  mit  den  Verein.  Staaten  von  1898:  Art.  6  der  Verordnung  vom 
24.  Aprü  1898,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  p.  460.] 

1562.  —  Frankreich  hat  bei  Regelung  der  Kriegskonterbande  die 
Rechte  der  Neutralen  fast  immer  geachtet.  „Die  französischen  Gesetze 
zeichnen  sich,  wie  Kleen  bemerkt,  durch  ihre  Objektivität,  ihre  Klarheit 
und  Bestimmtheit  aus;  man  hat  sich  in  Frankreich  nicht  grundsätzlich 
geweigert,  mit  andern  Nationen  zu  einem  gemeinsamen  Einvernehmen  zu 
gelangen."  „Die  Verzeichnisse  der  von  der  französischen  Regierung  ver- 
botenen Waren  sind  meistens  so  abgefasst,  dass  sie  Zweideutigkeiten 
und  Entscheidungen  des  Zufalles  ausschUessen.  Hit  einem  Worte,  Frank- 
reich hat  unter  Wahrung  des  Grundsatzes,  dass  der  Begriff  der  Konter- 
bande sich  auf  die  für  den  militärischen  Gebrauch  hergestellten  (Gegen- 
stände beschränkt,  meistens  dafür  gesorgt,  seine  Verbote  nur  auf  die  für 
die  Kriegführung  bestimmten  Waren  zu  erstrecken.^ 

Dies  war  auch  der  Grundsatz,  der  bei  den  Bestimmungen  der  berühmten 
Marineordonnanz  vom  Jahre  1681  (Art.  2)  leitend  gewesen  ist. 

Die  im  März  1854  erlassenenen  Instruktionen  f&r  die  französische 
Flotte  haben  den  verbotenen  Kriegsartikeln  Schwefel  und  Salpeter  sowie 
die  für  die  Kriegführung  hergestellten  und  für  die  Feinde  bestimmten 
Gegenstände  hinzugefllgt. 

Dieselben  für  die  Neutralen  weitherzigen  Bestimmungen  blieben  während 
der  Kriege  von  1859  und  1870  in  Kraft. 

1553.  —  Als  ihm  Jahre  1885  der  französisch-chinesische  Streitfall 
nach  Ansicht  der  englischen  Regierung  den  Charakter  eines  Kriegszustandes, 
de  facto  et  de  jure,  angenommen  hatte,  entschied  das  Londoner  Kabinett 
auf  Grund  der  Foreign  Enlistment  Act  von  1870,  dass  auch  Kohlen  unter 
den  Begriff  der  Konterbande  fielen  und  dass  sich  daher  die  in  den  chinesischen 
Gewässern  operierenden  französischen  Kriegsschiffe  nur  in  sehr  beschränk- 
tem Masse  in  den  in  ihrem  Bereiche  liegenden  Häfen  J.  B.  M.  mit  Kohl^ 
versorgen  dürften.  —  Zur  selben  Zeit  beantragte  der  englische  Delegierte 

1}  Kleen,  loc.  cit,  p.  142. 

2)  Kleen,  op.  cit,  K.  D.  I.,  t.  XXV,  p.  147. 
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auf  der  Berliner  Konferenz,  dass  Kohlen  nnter  die  Gegenstände  der  Konter- 
bande aufgenommen  werden  sollten.    Dieser  Antrag  wai*de  abgelehnt. 

Gegenüber  der  Haltung  Englands  zeigte  ein  Sundschrei'ben  des 
Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  vom  20.  Februar  den  Neutralen 
an,  dass  Frankreich  yon  seinem  Rechte  als  Kriegspartei  Gebrauch  machend, 
▼on  nun  an  Beis  als  Kriegskonterbande  betrachten  und  behandeln  werde. 
Zwei  diplomatische  Noten  vom  22.  und  24.  Februar  legten  die  Gründe 
der  von  Frankreich  getroffenen  Massregel  dar.  —  Die  meisten  fremden 
Regierungen  begnügten  sich  damit,  Handel  und  Schiffahrt  ihrer  Unter- 
tanen hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen.  Dänemark  erklärte  der  Entscheidung 
der  französischen  Regierung  ausnahmsweise  und  unter  dem  ausdrücklichen 
Vorbehalt  beizutreten,  dass  „dieser  Vorgang  keineswegs  in  Zukunft  als 
Berufnngsfall  dienen  könne."  —  Schweden  erhob  Einspruch  unter  Hinweis 
auf  die  schwedischen  Verordnungen,  auf  die  französische  Ordonnanz  von 
1681  und  auf  die  Verträge. 

1554.  —  England,  das  absichtlich  sein  ganzes  bisheriges  Verhalten 
ausser  acht  Hess  (No.  1544,  1546,  1550),  verwahrte  sich  nachdrücklichst 
und  erklärte,  „dass  die  Regierung  Ihrer  Majestät  es  für  unvereinbar  mit 
den  Gesetzen  und  der  Praxis  der  Nationen  sowie  mit  den  Rechten  der 
Neutralen  ansehen  müsse,  Mundvorrat  (provision)  allgemein  als  Kriegs- 
konterbande zu  behandeln.^  ...  Sie  erkenne  indessen  an,  dass  eine 
Kriegspartei  berechtigt  sei,  Mnndvorrat  als  Kiiegskonterbande  aus  dem 
Grunde  zu  beschlagnahmen,  weil  ein  solcher  die  Fortsetzung  der  militärischen 
Unternehmungen  ermögliche  (27.  Februar  1885).  —  Die  Antwort  liess 
nicht  auf  sich  warten.  Am  13.  März  widerlegte  Jules  Ferry  die  Beweis- 
führung der  englischen  Note  durch  ihre  eigenen  Gründe.  Die  Entscheidung, 
Reis  als  Kriegskonterbande  zu  behandeln,  stehe,  so  führte  er  aus,  mit  der 
von  den  Staatsmännern  Englands  bis  in  die  letzten  Jahre  vertretenen 
Lehre  in  vollstem  Einklänge.  Die  von  den  chinesischen  Südhäfen  nach 
dem  Norden  gesandten  Reisladungen  stellten  den  Betrag  der  Natural- 
abgaben dar,  die  die  Gk)uverneui*e  der  Provinzen  jährlich  dem  Hofe  von 
Peking  zu  entrichten  hätten.  —  Die  Soldaten  des  kaiserlich-chinesischen 
Heeres  erhielten  einen  Teil  ihres  Soldes  in  Reislieferungen,  wozu  gerade 
der  Tribut  der  Provinzen  verwendet  werde.  Die  von  den  Südhäfen  ver- 
sandten Reisladungen  wären  also  Ar  militärische  Gebrauchszwecke  be- 
stimmt. —  Lord  Granville  hielt  sich  nochmals  für  verpflichtet,  eine 
Verwahrung  zum  Schutze  der  behaupteten  Rechte  Englands  einzulegen.*) 

—  Der  englische  Admiral,  der  das  ostasiatische  Geschwader  befehligte, 
setzte  die  englischen  Reeder  und  die  chinesische  Regierung  in  Kenntnis. 

—  Die  Verladungen  wurden  eingestellt.  —  Tatsächlich  wurde  kein  Schiff 
beschlagnahmt. 

1565.  —  Holland  hat  sich,  nachdem  seine  Vormachtstellnng  zur  See 
geschwunden  war,  und  es  dieselben  Interressen  wie  die  Neutralen  hatte, 
den  Regeln  der  bewafineten  Neatralität  angeschlossen  und  ist  ihnen  treu 
geblieben. 

Schweden  hat  während  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  eine  wichtige 
Rolle  in  den  europäischen  Angelegenheiten  gespielt.  Es  hat  sich  bei 
Gründung  des  Bundes  der  bewaffiieten  Neutralität  im  Jahre  1870  dessen 
Bestimmungen  über  Konterbande  zu  eigen  gemacht.    Seit  dieser  Zeit  hat 


1)  Gelbbuch,  S.  36  u.  ff.  —  Die  verschiedenen  Noten  und  Depeschen  finden 
sich  bei  Calvo,  op.  cit.  t.  V,  §$  2724  bis  2783.  —  Vgl.  die  bereito  abgegebene  Abhandlung 
von  Qeffeken  im  Ankw  f^  SfenUkhee  Eed^t,  Bd.  I,  8.  147. 
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es  sich  bestrebt,  diese  Vorschriften  zu  beachten.  —  Das  gegenwärtige 
schwedische  Recht  findet  sich  in  der  Verordnung  vom  8.  April  1854,  die 
die  Regeln  von  1766  und  1780  wiedergibt. 

1556.  —  Russland,  das  die  denkwürdigen  Verträge  von  1766  mit 
England  und  sodann  1780  den  gegen  England  gerichteten  Bund  der  be- 
waffneten Neutralität  abgeschlossen  hat,  hat  während  des  letzten  Türken- 
krieges in  einem  vom  Senate  ausgearbeiteten  Ukas  vom  12.  Mai  1877  die 
Waren  aufgeführt,  die  es  als  Kriegskonterbande  betrachtet;  nämlich 
„Waffen  aller  Art,  Teile  von  Schusswaffen,  Schiessbedarf,  Sprengmaschinen 
und  Sprengstoffe  (Minen,  Torpedos,  Dynamit),  Zubehör  zu  Transportmitteln 
tür  das  Heer,  Gegenstände  der  Ausrüstung  und  Bekleidung  der  Soldaten.^  ^) 

1557.  —  In  Italien  gelten  nach  Art.  216  seines  Seegesetzbuches  als 
Kriegskonterbande  Eriegsmunition  aller  Art  sowie  überhaupt  alle  Gegen- 
stände, die  ohne  Bearbeitung  unmittelbar  der  Kriegführung  zu  Land  oder 
Wasser  dienen  können,  unbeschadet  der  verschiedenen  Abmachungen  in 
Staatsverträgen  und  der  besondern  Erklärungen,  die  bei  Ausbruch  von 
Feindseligkeiten  erlassen  werden.  —  Ist  Italien  hierdurch  nicht  dem  eng- 
lischen Systeme  beigetreten,  das  darin  besteht,  bei  jedem  Kriege  ein  Aus- 
nahmegesetz zu  geben  und  über  den  Begriff  der  Konterbande  stets  ünge- 
wissheit  walten  zu  lassen?  Hat  doch  Italien  bei  der  ersten  sich  dar- 
bietenden Gelegenheit,  dem  Feldzuge  von  1866,  den  von  ihm  verbotenen 
Gegenständen  zwei  weitere  Artikel  hinzugefügt.  —  Trotzdem  hat  Italien 
in  dem  mit  den  Verein.  Staaten  am  26.  Februar  1871  geschlossenen  Ver- 
trage das  Verbot  auf  die  eigentlichen  Kriegsartikel,  auf  die  ausdrücklich 
für  die  Führung  des  Land-  und  Seekrieges  angefertigten,  zugerüsteten 
und  bestimmten  Gegenstände  beschränkt. 

1558.  —  Dieser  kurze  Überblick  über  die  verschiedenen  innnerstaat- 
lichen  Gesetzgebungen')  zeigt,  dass  eine  gewisse  Neigung  zu  einer  ein- 
heitlichen Eegelung  der  Kriegskonterbande  im  Sinne  der  Grundsätze  der 
bewaffneten  Neutralität  vorhanden  ist.  Aber  er  lässt  auch  den  Mangel 
eines  allgemeinen  Einvernehmens,  und  als  steten  Hemmschuh  an  einem 
solchen  die  englische  Politik  erkennen,  die  den  Kriegflihrenden,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Handel  der  Neutralen,  das  Recht  wahrt,  je  nach 
ihren  wechselnden  und  zufälligen  Interessen  verschiedenartige  und  wider- 
sprechende Vorschriften  über  die  Konterbande  zu  erlassen. 

„Selbst  die  Prisengerichte,  die  aUzuoft  dem  Einflüsse  politischer 
Augenblicks-Erwägungen  nachgegeben  haben,  sind  ausserstande  gewesen, 
eine  feststehende  und  einheitliche  Rechtsprechung  auf  diesem  besondern 
Gebiete  des  Völkerrechts  zu  begründen.  So  auffallend  sind  die  Wider- 
sprüche sogar  in  solchen  Erkenntnissen,  die  von  denselben  Richtern  in 
genau  gleichliegenden  Fällen  erlassen  worden  sind,  dass  wir  ganz  darauf 
verzichten,  ein  Beispiel  anzufttlu^en,  welches  die  Kriegskonterbande  betrifft" 
Dies  sind  die  Worte  Calvos.^) 


1)  F.  y.  Härtens,  Völkerrecht,  Bd.  II,  §  136.  —  [Artikel  13  des  russischen 
Prisenreglements  vom  27.  März  1895  (R.  D.  J.  F.,  t  IV,  Docoments  p.  7)  lautet:  .Du 
Verzeichnis  der  als  Kriegskonterbande  geltenden  Gegenstande  wird  durch  eine  be- 
sondere Erklärung  zur  öffeDtlichen  Kenntnis  gebracht  werden.  Der  Einziehung  unter- 
liegen diejenigen  dieser  Gegenstande  nicht,  die  zur  Ausrüstung  und  VerproTiantierung 
neutraler  Schiffe  gehören.'] 

2)  Calvo,  op.  cit,  t.  V,  §§  2717  bis  2786. 

3)  Calvo,  op.  cit.,  t.  V,  §  2737.  —  [Während  des  chinesisch-japanischen  Krieges 
Yon  1894  hat  Japan  Blei  f&r  Kriegskonterbande  erklärt,  China  hat  seinerseits  Reis 
und  Pferde  als  Konterbande  betrachtet,  es  gedachte  auch,  das  zor  Herstellung  von 
Zündhölzchen  erforderliche  chlorsaure  Kali  als  solche  zu  behandeln  (R.  D.  I.  F.,  1 1, 
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§  3.  —  Lehrmeinung« 

1559.  —  Grotius  (op.  cit.,  IIb.  in,  cap.  1,  §  5)  teilt  die  Handels- 
artikel in  drei  Gmppen  ein:  1.  Gegenstände,  die  ausschliesslich  zu  Eiiegs- 
zwecken  gebraucht  werden,  wie  Waffen  und  Munition:  sie  sind  unbedingt 
und  gegenüber  allen  Eriegskonterbande.  2.  Gegenstände,  die  ftir  den 
Krieg  von  keinem  Nutzen  sind,  wie  Luxusgegenstände:  sie  sind  frei. 
3.  Gegenstände,  die  gleichennassen  Kriegs-  wie  Friedenszwecken  dienen, 
deren  Gebrauchsweise  zweifelhaft  ist,  usus  ancipitis,  quae  in  hello  et  extra 
bellum  nsum  habent.  —  Diese  dritte  Gruppe  umfasst:  Gold  und  Silber, 
Lebensmittel,  Sachen,  die  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Schiffen  er- 
forderlich sind,  alle  Metalle,  Kohlen  und  Schwefel.  —  Es  kommt  auf  die 
Kriegslage  an.  Hat  eine  Kriegspartei  nur  dann  Aussicht  auf  Sieg,  wenn 
sie  diese  Sachen  usus  ancipitis,  die  tür  den  Gegner  bestimmt  sind,  be- 
schlagnahmt, so  ist  sie  berechtigt,  sie  gegen  Ersatz  oder  Entschädigung 
wegzunehmen. 

Grotius  kennt  also  zwei  Arten  von  Kriegskonterbande:  die  absolute 
Konterbande,  zu  der  die  unbedingt  und  in  allen  Staaten  ausschliesslich 
dem  Kriege  dienenden  Gegenstände  gehören  und  die  relative,  deren  Um- 
fang sich  nach  den  zufälligen  Bedingungen  des  jeweiligen  Krieges,  sowie 
oach  den  Hilfsquellen  und  den  schwankenden  Bedürfnissen  der  krieg- 
führenden Staaten  bald  vergrössert  und  ausdehnt,  bald  vermindert  und 
beschränkt.  —  Gewisse  Gegenstände  werden  daher  in  dem  einen  Kriege 
als  Konterbande  gelten,  in  einem  andern  nicht.  —  Wer  entscheidet  hier- 
über?   Offenbar  die  Kriegsparteien  selbst,  nicht  die  Neutralen. 

Bynkershoek  bemängelt  die  von  Grotius  getroffene  Unterscheidung. 
Nach  üim  sind  auf  Grund  der  Verträge  und  der  Bechtssitte,  Waffen  und 
Munition  Gegenstände  der  Kriegskonterbande.  Frei  für  den  Handel  sind 
omnia  quae  ad  usum  belli  parata  non  sunt,  auch  sogar  die  zur  Herstellung 
von  Waffen  erforderlichen  Gegenstände.  Andernfalls,  so  sagt  er,  müsste 
man  alles  verbieten,  quia  nuUa  fere  materia  est  ea  qua  non  saltem  ali- 
qnid  hello  aptum  facile  fabricemus.  —  Aber  hinsichtlich  der  zum  Bau  und 
der  zur  Ausrüstung  von  Schiffen  erforderlichen  Gegenstände  bekennt  er 
sich  zu  der  Lehre  von  Grotius  (Quaestiones  juris  publici,  lib.  I,  cap.  X). 

Grotius  und  Bynkershoek  kennen  also  zwei  Arten  von  Konter- 
bande; die  absolute  Kriegskonterbande  umfasst  die  Gegenstände  der 
ersten  Gruppe. 

Hübner  hat  eine  sehr  verwickelte  Theorie  aufgestellt,  die  kein  Rechts- 
lehrer angenommen  hat.^) 

1560.  —  Von  den  zeitgenössischen  Schriftstellern  hat  die  Mehrzahl 
der  englischen  Publizisten  im  Grunde  die  Einteilung  von  Grotius  und 
die  beiden  Arten  der  Konterbande  angenommen:  Sie  unterscheiden  dem- 
nach: die  sogenannte  absolute  Konterbande,  die  sich  auf  Waffen  und 
Kriegsmunition  beschränkt  und  die  in  jedem  Falle  der  Einziehung  unter- 
liegt, und  die  unbeschränkte,  relative  oder  konventioneUe  Konterbande, 
die  alle  Waren  einer  doppelten  und  daher  zweifelhaften  Gebrauchsweise 
(res  ancipitis  usus)  ergreift,  welche  je  nach  den  Umständen  und  je  nach 


pp.  475  u,  476).  —  S.  wegen  der  während  dieses  Krieges  entstandenen  Streitfragen 
hinsichtlich  der  Kriegskonterbande  Takahashi,  Gases  on  international  law  during  the 
clüno-japanese  war,  1899.  —  S.  wegen  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898 
R.  D.  1.  F.,  t  VI,  pp.  460  et  s.  —  Wegen  des  südafrikanischen  Krieges  von  1899-1902 
R.D.LP.,  t  VII,  pp.  815  et  s.] 

1)  De  la  saisle  des  bätiments  neutres,  II  part  II,  eh.  I,  §§  5  u.  6. 
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ihrer  Bestimmung,  sei  es  für  eine  feindliche  Flotte,  einen  feindlichen 
Eriegshafen,  oder  einen  Ort,  wo  sich  das  feindliche  Heer  befindet  usw., 
bescUagnahmt  werden  können.^) 

1561.  —  Fast  alle  französischen  Publizisten  verwerfen  die  Grotiussche 
Lehre  und  die  Ansiebt  der  englischen  Schriftsteller  und  suchen  sie  ernst- 
lich zu  widerlegen;  manche  von  ihnen  kommen  trotzdem  auf  einem 
längern  oder  kürzern  Umwege  zur  Annahme  jener  Theorie,  wenn  auch 
nicht  mit  allen  ihren  Folgerungen,  so  doch  wenigstens  in  ihren  Grund- 
zügen.  —  So  z.  B.  Mass6  (Droit  comm.,  1. 1,  No.  208),  Ortolan  (Äfegles 
intern.,  II  liv.  III,  eh.  VI).  —  Hautefeuille  bekämpft  den  Begriff  der 
relativen  Konterbande  auf  das  entschiedenste  (Droits  et  devoirs,  U, 
p.  118).  Er  vertritt  den  Standpunkt,  dass  als  Eriegskonterbande  nur 
die  ausdrücklich  und  ausschliesslich  zur  Kriegführung  bestimmten  Gegen- 
stände zu  betrachten  seien.    (Histoire  du  droit  maritime,  p.  433.) 

1562.  —  Von  den  Deutschen  nimmt  Bluntschli  (op.  cit.,  Art.  801 
u.  805)  die  beiden  Arten  der  Konterbande  an;  aber  seine  Lehre  lässt  zu- 
weilen die  gewünschte  Klarheit  vermissen.  —  Pereis  (op.  cit.,  §  45)  ent- 
hält sich  einer  eigenen  Ansir-ht;  er  begnügt  sich  damit,  auf  die  Meinungs- 
verschiedenheiten und  die  hierdurch  bedingten  Schwierigkeiten  hinzuweisen. 

Gessner,  der  die  Frage  eingehend  behandelt,  will  zunächst  als 
Gegenstände  der  Konterbande  nur  Waffen  und  Kiiegsmunition  anerkennen; 
aber  er  schliesst  mit  dem  Wunsche,  dass  sich  die  Mächte  unter  Beseitigung 
der  unbrauchbaren  Unterscheidung  zwischen  absoluter  und  relativer 
Konterbande  dahin  verständigen  möchten,  nur  den  letztem  Begriff  be- 
stehen zu  lassen.    (Gessner,  op.  cit.  2«  6d.  §§  104,  109,  110.) 

1563.  —  Unseies  Erachtens  ist  die  Ansicht  Heffters  am  richtigsten. 
Heffter  lässt  beide  Arten  der  Konterbande  zu  und  bemerkt  zutreffend: 
Wie  man  sieht,  ist  der  Begriff  der  Konterbande  ein  verwickelter  Begriff, 
der  je  nach  Zeit  und  umständen  schwankt;  es  hält  schwer,  ihn  in  einer 
unbedingt  zuverlässigen  Weise  zu  bestimmen.  Es  ist  also  nötig,  dass  die 
Nationen  sich  über  Art  und  Umfang  der  Konterbande,  sei  es  ganz  allgemein, 
sei  es  im  besondern  bei  Beginn  eines  Krieges  ins  Einvernehmen  setzen. 
„Nie  ist  den  Kriegführenden  schlechthin  nach  eigenem  Gutfinden  eine 
derartige  Bestimmung  überlassen  worden,  obgleich  sie  sich  dieses  bei  hin- 
reichender Macht  herausgenommen  haben"  (op.  cit.,  §  160). 

ßulmerincq  war  derselben  Ansicht  (E.  D.  L,  t.  XI,  p.  612).  —  Wie 
die  Genannten,  so  meint  auch  der  englische  Jurist  Travers  Twiss,  dass 
die  Kriegsparteien  bei  Ausbruch  eines  jeden  Krieges  allen  neutralen 
Mächten  mitteilen  sollten,  welche  Gegenstände  sie  ihrer  Gebrauchsbe- 
stimmung wegen  für  verdächtig  hielten  und  daher  einzuziehen  beabsich- 
tigten. Durch  eine  solche  Mitteilung  würden  die  neutralen  Kaufleute  in 
ähnlicher  Weise  gewarnt  werden,  wie  durch  eine  Blockadeanzeige,  die 
ja  auch  die  anzeigende  Kriegspartei  ermächtige,  jedes  Schiff,  das  mit  dem 
blockierten  Hafen  zu  verkehren  suche,  mit  seiner  gesamten  Ladung  weg- 
zunehmen.*) 

1564.  —  Wir  haben  also  gesehen,  dass  sich  die  Publizisten  vergeb- 
lich bemüht  haben,  die  Gegenstände  der  Kriegskonterbande  zu  einer  ein- 
zigen Formel  zu  verdichten.  Die  vorgeschlagenen  Einteilungen  haben 
keine  allgemeine  Zustimmung  gefunden.  —  Der  Grund  zu  der  Verschieden- 
heit der  Ansichten  liegt  unseres  Erachtens  auf  der  Hand.  —  Der  Begriff 


1)  Travers  Twiss,  op.  cit.,  t.  II,  cap.  VII,  No.  142  et  s. 

2)  Travers  Twiss,  op.  dt  eh.  VII  No.  143. 
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der  Konterbande  ist  wesentlich  zufälliger  Natur,  er  ist  je  nach  den  um- 
ständen bald  enger,  bald  weiter  und  daher  bald  einzuschränken,  bald 
auszudehnen.  So  haben  die  Yertragsmächte  der  Pariser  Deklaration  vom 
16.  April  1856  nicht  versucht,  eine  Begriffsbestimmung  aufzustellen.  Auch 
iiess  sich  der  britische  Minister  im  Jahre  1859  nicht  bewegen,  den  Eauf- 
leaten  eine  solche  zu  geben.  —  Das  Institut  lür  Völkerrecht  hat  in  seiner 
Jahresvei-sammlung  von  Zürich  nachstehende  Formel  vorgeschlagen:  „Der 
Beschlagnahme  unterliegen  diejenigen  Gegenstände,  welche  für  den  Krieg 
bestimmt  oder  zur  unmittelbaren  Verwendung  im  E[riege  geeignet  sind. 
Die  kriegführenden  Staaten  sollen  bei  Beginn  des  Krieges  zum  voraus  die 
Gegenstände  bezeichnen,  welche  sie  dazu  rechnen.^ 

[Das  Institut  fiir  Völkerrecht  hat  auf  seiner  Versammlung  zu  Venedig 
im  Jahre  1896  Begeln  über  die  Kriegskonterbande  aufgestellt.  Es  hat 
folgende  Grundsätze  angenommen:  „Art.  1:  Kriegskonterbande  sind 
1.  Waffen  aller  Art,  2.  Kriegsmunition  und  Sprengstoffe,  3.  Kriegsmaterial 
(Ausrfistungs-  und  Bekleidungsgegenstände,  Laffetten  usw.),  4.  für  Kriegs- 
zwecke ausgerüstete  Schiffe,  5.  Instrumente,  die  zur  unmittelbaren  Fabri- 
kation von  Kriegsmunition  hergestellt  sind.  —  Art.  2:  Unter  der  Bezeich- 
nung Kriegsmunition  sind  die  Gegenstände  zu  verstehen,  die  nur  einer 
einfachen  Verbindung  oder  Zusammenfügung  (juxtaposition)  bedürfen,  um 
unmittelbar  dem  Kriege  zu  dienen^.  Durch  Art.  4  und  5  erklärt  das 
Institut  die  relative  Konterbande  (usus  ancipitis)  und  die  zufällige  Konter- 
bande (contrebande  accidentelle)  für  beseitigt,  aber  es  gestattet  der  Kriegs- 
partei Gegenstände,  die  zu  Friedens-  und  Kriegszwecken  dienlich  sind 
und  die  sich  auf  dem  Wege  nach  einem  feindlichen  Hafen  befinden,  nach 
ihrer  Wahl  gegen  billige  Entschädigung  zu  beschlagnahmen  oder  durch 
Vorkauf  an  sich  zu  bringen.^  Das  Institut  hat  in  seiner  Sitzung  zu 
Kopenhagen  im  Jahre  1897  verschiedene  Beschlüsse  gefasst,  um  das  im 
Jahre  1887  angenommene  Prisenreglement  und  das  zu  Venedig  1896  an- 
genommene Reglement  über  die  Konterbande  miteinander  in  Einklang  zu 
bringen.]  2)*) 

1565.  —  Die  Prüfung  der  Verträge,  der  verschiedenen  Landesgesetze 
und  der  Ansichten  der  Publizisten  berechtigt  unseres  Ermessens  trotz 
der  vielfachen  Abweichungen  und  Widersprüche,  die  sie  enthalten,  fol- 
gende  Schlussfolgerungen  aufzustellen. 

1.  Die  Kriegskonterbande  umfasst  das  gesamte  Kriegsgerät,  Waffen, 
Kanonen,  Haubitzen,  MitraiUeusen,  Revolver  und  andere  Feuerwaffen, 
blanke  Waffen  .  .  .  Schiesspulver  und  Zündstoffe  aller  Art,  .  .  .  Laffetten, 
die  für  die  Pioniere  bestimmten  Gerätschaften,  .  .  .  Artikel  für  den  Tele- 


1)  [Dapuis  L'iDSiitut  de  Droit  international,  Session  de  Venise  (septembre  1896) 
R*  D.  I.  P.,  t  III,  pp.  648  et  8.  —  Annuaire  de  riuHtiut,  t  XV,  p.  205] 

2)  [Dapuis  Llostitut  de  Droit  international,  Session  de  Copenhague  (aoüt  1897> 
R.  R.  I.  F.,  t  IV,  p.  177.  —  Annuaire  de  Hnstitut,  t  XVI,  pp.  44  et  311.] 

*)  J(^n  hat  bei  Begmn  sdnee  Srieges  mit  Russland  im  Februar  1904  folgende 
Gegensiände  als  Sonierbande  erklärt:  1.  Waffen,  Munition,  Sprengstoffe,  sowie  Rohstoffe 
dazu  (einsM.  Blei,  Salpeter^  Sdnrefd  uns,)  und  Maschinen  für  ihre  BersteUuna,  Zenient, 
Uniformen  und  Ausrüshmgsgegenstände  für  Militär  und  Marine,  Panzerplatten,  Materialien 
und  Masddhen  für  Bau  und  Ausrüstung  von  Schiffen,  sowie  alle  andern  Güter,  welche  fü/r 
Kriegsswedie  verwendbar  sind^  falls  sie  dun^  f^ndliches  CMnet  gelten  oder  daselbst  oder 
hei  feindUßhen  Truppen-  oder  Flottenteilen  ankommen.  ^.  Leifensmittel,  Getränke,  Pferde- 
gescMrr,  Futter,  Wagen,  Kohlen,  HoU,  Münun,  ungemünstes  Gold  und  Silber  und  Mate- 
riahm  für  Tdsgraphen-,  Teteplum"  und  Eisenbahnbau,  falls  sie  su  feindlichen  Truppen  oder 
nach  solchen  ftindlichen  Plätten  unterwegs  sind,  wo  sie  su  Kriegszwecken  Verwehdung 
finden.    3,  Unverkennlnirer  Schiffsbedarf  bleibt  ausgenommen.'' 
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graphendienst  im  Felde,  .  .  .  Helme,  Panzer,  Pferdegeschirr,  Sättel,  Uni- 
formen, Kriegsschiffe  1)  und  deren  Panzertttrme  nnd  sonstigen  Bestandteile,, 
kurz  alle  Instrumente  oder  Gegenstände,  die  mit  der  ausdrücklichen  Be- 
stimmung, dem  Kriege  zu  Land  oder  zu  Wasser  zu  dienen,  hei*gestellt 
worden  sind.  2) 

2.  Grundsätzlich  gehören  weder  Gold  und  Silber,  seien  sie  gemfinzt 
oder  in  Barren,  noch  auch  Lebens-  und  Nahrungsmittel  zu  den '  Gegen- 
ständen der  Konterbande. 

3.  Gilt  nicht  dasselbe  auch  fdr  Dampfinaschinen  und  Kohlen?  In  den 
Jahren  1859  und  1870  hat  Frankreich  Kohlen  nicht  zu  den  Konterbande- 
waren  gerechnet  (Bluntschli,  op.  cit,  Art.  806.  —  Pereis,  Seerecht, 
§  45);  [im  Jahre  1898  zählte  Spanien  die  Kohlen  nicht  zur  Konterbande; 
dagegen  erklärten  die  Verein.  Staaten  sie  für  solche,  „wenn  sie  für  eine 
Schiffsstation,  einen  Kohlenhafen  oder  ein  oder  mehrere  Kriegsschiffe  des 
Feindes  bestimmt  sind**  (E.  D.  J.  P.,  t.  VI,  pp.  465  et  s.)] 

4.  Die  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Schiffen  bestimmten  Gegen- 
stände, wie  Bauholz,  Mastwerk,  Hanf,  Teer  usw.,  sowie  die  zur  Herstellung 
von  Kiiegsmunition  dienenden  Bohstoffe,  wie  Schwefel  und  Salpeter  ge- 
hören auch  zur  relativen  Konterbande.  Der  Neutrale,  der  solche  Waren 
einer  Kriegspartei  zufahrt,  leistet  dieser  doch  wohl  Kriegshilfe. 


Zweiter  Absclmitt. 

Sanktion  des  Verbotes  des  Handels  mit  Konterbande. 

1566.  —  Der  Verkauf  von  verbotenen  Gegenständen  begründet  ai 
sich  noch  keine  Übertretung  des  internationalen  Rechtssatzes.  Der  Neu- 
trale macht  sich  vielmehr  erst  durch  die  Zufuhr  dieser  Gegenstände  nach 
den  Häfen  oder  den  Seestreitkräften  des  Feindes  einer  Verletzung  der 
Neutralitätspflicbten  schuldig.  —  Ein  Neutraler,  der  eine  Ladung  mit 
Konterbandewaren  nach  den  Häfen,  den  Heeren  oder  den  Flotten  einer 
Kriegspartei  richtet,  leistet  dieser,  wenn  die  Waren  an  ihren  Bestimmungs* 
ort  gelangen,  zweifellos  Kriegshilfe,  denn  er  vermehrt  dadurch  ihre  mili- 


1)  [Bei  Gelegenheit  der  französischen  Expedition  gegen  Madagaskar  kam  ein 
Fall  zur  Sprache,  der  sich  auf  die  Zufuhr  von  KriegsschiiTeD  bezog.  —  Die  fran- 
zösische Regierung  schloss  1895  einen  Vertrag  mit  einem  englischen  Reeder  zwecks 
Lieferung  Yon  Kanonenbooten,  die  für  die  französischen  Trappen'  auf  Madagaskar 
bestimmt  sein  sollten.  War  England  nicht  yerpflichtet,  die  ErtuUung  des  Vertrages 
zu  yerhindem?  Diese  Frage  wurde  im  Unterhause  erörtert.  Nimmt  man  an,  dass 
zwischen  Frankreich  und  seinem  Scbntzstaate,  dem  Königreich  Madagaskar,  l^rieg 
bestand  und  dass  England  demzufolge  eine  neutrale  Macht  war,  so  muss  man  sagen, 
dass  England  sich  als  solche,  nach  dem  jetzigen  Stande  des  Volkerrechtes,  der  £r- 
füllong  des  Vertrages  nicht  zu  widersetzen  brauchte:  Die  Zufahr  von  Kanonenbooten 
fiel  unter  den  Begriff  der  Kriegskonterbande.  Der  englische  Reeder  handelte  hierbei 
auf  seine  eigene  Gefahr;  der  Staat,  dessen   Untertan  er  war,  war  aber  nicht  ver- 

S fliehtet,  die  Ausführung  dieser  Handlung  zu  untersagen,  denn  ein  neutraler  Staat 
»t  nicht  gehalten,  seine  Untertanen  an  der  Zufuhr  von  Konterbande  zu  hindern. 
(S.  No.  1472  u.  R.  D.  J.  P«,  1 11,  pp.  349  et  s)  —  Kleen  legt  den  neutralen  Staaten 
eine  derartige  Verpflichtung  auf.  De  la  contrebande  de  gaerre  et  des  trausporU 
interdits  aux  neutres,  pp.  48  et  s.J 

2)  Pereis,  Seerecht,  §  45,  iV. 
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tärischen  Machtmittel.  Die  wirkliche  Bestimmiing  (destination)  für  den 
Hafen,  das  Land-  oder  Seeheer  des  Feindes  macht  cUe  Zufuhr  unerlanbt. 
—  Die  Bestimmung  aUein  reicht  allerdings  nicht  aus.  Ein  weiteres  Tat- 
bestandsmerkmal muss  hinzutreten,  nämlich  die  Absicht,  der  böse  Glaube 
des  Eigentümers  der  Eonterbandewaren.^) 

1667.  —  „Die  feindliche  Bestimmung  entscheidet^  so  bemerkt  Geffcken 
(op.  cit,  §  161,  Anm.  2).  Grundsätzlich  gibt  es  zwischen  neutralen  Häfen 
keine  Konterbande.  Aber  man  darf  bei  Beobachtung  des  Buchstabens 
dieses  Bechtsgrundsatzes  nicht  gegen  dessen  Geist  Verstössen.  (Per eis, 
Seerecht,  §  45). 

^  Die  Eiiegskonterbande  unterliegt  der  Wegnahme,  sobald  sie  den  neu- 
tralen Hafen  mit  Bestimmung  für  den  feindlichen  Hafen  verlassen  hat.  — 
Es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  sie  auf  geradem  Wege  oder  auf  einem 
Umwege  zugeführt  wird.  Letzteres  war  der  Fall  bei  dem  hannoverschen 
Schiffe  Yrow  Howina,  das  mit  Salpeter  von  England  nach  Lissabon  ging, 
von  wo  aus  die  Ware  nach  Hamburg  verschifft  werden  sollte,  um  dann 
weiter  nach  Bussland  zu  gehen.  —  Die  Theorie  der  einheitlichen  Reise 
findet  bei  der  Eriegskonterbande  Anwendung. 

1568.  —  Diese  Theorie  ist,  wie  Travers  Twiss  bemerkt,  keine  neue 
Erfindung.')  —  Sie  ist  gleichsam  ein  neues  Reis,  das  auf  einen  alten 
Baumstamm  aufgepfropft  worden  ist.  —  Mach  der  Regel  des  1756  er 
Krieges  galt  es  für  unvereinbar  mit  dem  Begriffe  der  Neutralität,  dass 
ein  Untertan  eines  neutralen  Staates  in  Eriegszeiten  den  Handel  zwischen 
eineim  kriegführenden  Staate  und  dessen  Kolonien  vermittelte,  wenn  die 
G^etze  dieses  Staates  den  Neutralen  diesen  Handelszweig  in  Friedens- 
zeiten verboten  hatten  (No.  1534).  —  Zur  Umgehung  dieser  Regel  verfiel 
man  auf  folgenden  Ausweg.  Man  ftlhrte  die  Erzeugnisse  der  Kolonien  in 
einen  neutralen  Zwischenhafen  ein,  und  von  hier  aus  brachte  man  sie  ins 
Mutterland  und  zwar  stets  auf  neutralem  Schiffe;  auch  bei  der  Rückfahrt  be- 
nutzte man  als  Zwischenstation  einen  neutralen  Hafen.  —  um  eine  Handhabe 
gegen  dies  Vorgehen  zu  gewinnen  und  um  die  durch  ein  scheinbar  erlaubtes, 
tatsächlich  jedoch  betrttgeiisches  Mittel  ermöglichte  Einfuhr  von  Erzeugnissen 
der  Kolonien  des  Feindes  in  die  Häfen  des  Mutterlandes  und  umgekehrt 
zu  verhindern,  stellte  Lord  Stowell  (S.  W.  Scott)  die  Theorie  der  einheit- 
lichen Reise  auf.  (La  th6orie  de  la  continnit^  du  voyage.)  (Travers 
Twiss,  op.  cit.,  p.  12—13.) 

1569.  —  Die  zum  Gebrauche  für  den  Feind  bestimmten  Konterbande- 
waren sind,  wenn  auch  das  Schiff,  worauf  sie  sich  befinden,  sie  nur  bis 
zu  einem  neutralen  Hafen  führen  soll,  doch  schon  dadurch  allein  gute 
Prise,  dass  ihr  eigentlicher  letzter  Bestimmungsort,  nach  welchem  sie  ein 
anderes  Schiff  weiterbringen  soll,  ein  feindlicher  Hafen  ist.  Statt  sich 
damit  zu  begnügen,  sie  nach  dem  Umladen  und  auf  ihrer  zweiten  Fahrt 
zu  beschlagnahmen,  erklärt  man  sie  schon  vor  dem  Umladen  und  auf  ihrer 
ersten  Reise  für  nehmbar,  indem  man  sich  darauf  beruft,  dass  beide  See- 
fahrten nur  ein  und  dieselbe  unteilbare  Reise  bilden.  (Bluntschli,  op.  cit., 
Art.  813.) 

1570.  —  Diese  Theorie  muss  im  FaUe  der  Blockade  um  deswillen 
zmückgewiesen  werden,  weil  der  Neutrale  die  Neutralitätspfiichten  solange 


1)  Bluntschli,  op.  cit,  811.  —  Gessner,  Le  droit  des  oentres,  p.  149. 

3}  Travers  Twiss,  La  th^orie  de  la  continuit^  da  voyage  appliqaö  k  la  contre- 
bande  et  an  blocns  1877.  In  EngHaeh:  The  doetrine  cf  eonUnoug  vcyagea  a»  a^spHed  io 
eotUraband  of  war  and  hlotkade,  1877.) 

Bvnfils,  Lehrbnch  dM  VOIkerreehtt.  50 
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nicht  verletzt,  als  er  nicht  tatsächlich  versucht,  die  Blockade  zu  brechen. 
—  Bei  der  Eriegskonterbande  hingegen  wird  die  Neutralitätspflicht  ver- 
kannt, wenn  Eonterbandewaren  wissentlich  für  den  Feind  bestimmt  sind. 
Die  Bestimmung  ist  es,  die  die  Zufuhr  zur  unerlaubten  macht. 

Der  wirkliche  Bestimmungsort  wird  oft  durch  ausdrückliche  Angabe 
eines  neutralen  Bestimmungsortes  verhehlt.  Dem  Nehmer  liegt  der  Be- 
weis der  Bestimmung  für  den  Feind  ob,  denn  es  ist  nicht  angängig,  eine 
gesetzliche  Vermutung  für  einen  Neutralitätsbruch  aufzustellen.  Die  un- 
verfängliche Absicht  ist  vielmehr  zu  vermuten  (Geffcken,  op.  dt.)-  — 
Fast  alle  Schi-iftsteller  wenden  die  Theorie  der  einheitlichen  Reise  auf 
die  Eriegskonterbande  an,  so  besonders  Gessner  (op.  cit.  p.  137.  et  s.). 

1570^.  —  Pie  Theorie  der  einheitlichen  Eeise  wurde  während  des 
amerikanischen  Bürgerkrieges  sowohl  auf  den  Fall  der  Eonterbande  als 
auch  auf  den  der  Blockade  angewandt.  Ein  englisches  Schiff,  Springbok, 
das  London  mit  Waren,  worunter  sich  einige  Eonterbandeartikel  befanden, 
verlassen  hatte,  wurde  in  der  Nähe  der  Providence  Inseln  auf  hoher  See 
durch  den  amerikanischen  Ereuzer  Sonoma  am  3.  Februar  1863  aufgebracht, 
weil  man  vermutete,  dass  die  Waren  nach  Ankunft  des  Schiffes  in  dem 
neutralen  Bestimmungshafen  Nassau  auf  ein  anderes  Fahrzeug  umgeladen 
werden  würden  und  dass  dies  neue  Fahrzeug  sie  nach  einem  blockierten 
Hafen  der  Südstaaten  brächte.  Der  oberste  Gerichtshof  der  Verein. 
Staaten  sprach  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1867  die  Eonfiskation 
der  Ladung  des  Springbok  aus.  (No.  1666).] 

1570^.  —  [Während  des  Streites  zwischen  Italien  und  Abessinien  im 
Jahre  1896  dehnte  man  die  Theorie  der  einheitlichen  Reise  noch  weiter 
aus.  Am  8.  August  1896  nahm  der  italienische  Ereuzer  Etna  im  Roten 
Meere  das  holländische  Schiff  Doelwyk,  das  Waffen  und  Eriegsmunition 
an  Bord  führte,  und  nach  dem  französischen  Hafen  von  Djibouti  segelte, 
in  Beschlag.  An  dem  darauf  folgenden  8.  Dezember  erklärte  die  italienische 
Prisenkommission  die  Beschlagnahme  des  Schiffes  und  der  Ladung  fär 
rechtmässig,  weil  zu  vermuten  sei,  dass  die  Eonterbande  nach  ihrer 
Löschung  in  Djibouti  durch  das  Gebiet  der  französischen  Eolonie  nach 
Abessinien  gebracht  werden  sollte.  Obgleich  der  hierbei  angewendete 
Grundsatz  derselbe  war,  wie  in  der  Springbokangelegenheit,  so  verdient 
doch  der  zwischen  beiden  Fällen  vorhandene  Unterschied  Beachtung. 
In  dem  Springbokfalle  konnte  das  feindliche  Gebiet  von  dem  Hafen,  den 
das  Schiff  anzulaufen  hatte,  nur  auf  dem  Seewege  erreicht  werden;  ein 
Schiff  musste  die  Warci  weiterbefördern,  in  dem  Falle  des  Doelwyk  konnte 
die  Verbindung  zwischen  dem  neutralen  Hafen  und  dem  feindlichen  Gebiete 
nur  zu  Lande  bewerkstelligt  werden:  die  Eonterbande  musste  daher  auf 
dem  Landwege  weitergeschaft  werden,  da  Abessinien  keinen  Zugang  zum 
Meere  hat.i)] 

1670*.  —  [Die  durch  den  Doelwykfall  angeregte  Frage  kam  während 
des  südafrikanischen  Erieges  von  1899/1902,  mehifach,  namentlich  wegen 
des  deutschen  Schiffes  „Bundesrat^,  zur  Sprache.  Der  Bundesrat  wurde 
von  einem  englischen  Ereuzer  aufgebracht,  weil  er  angeblich  Eonterbande- 


1)  [Travers  Twiss,  The  doctrlDe  of  continu  ons  voyages  as  applied  to 
contraband  of  war  and  blockade.  Paul  Fauchille,  La  theorie  du  voyage  continii 
eo  matiere  de  contrebande  de  guerre,  R.  D.  J.  F.,  t  IV,  p.  297.  —  Das  Institut  ftr 
Volkerrecht  hat  im  Artikel  1  seines  Reglements  über  die  Konterbande  vom  Jahre 
1S96  die  Theorie  der  einheitlichen  Reise  angenommen.  (Dupuis,  R.  D.  J.  F.,  t  III» 
p.  657;  Annuaire  de  ITnstitut,  t  XV,  p.  206).] 
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waren  fttr  den  neutralen  Hafen  LourenQO-Marquez,  der  mit  dem  feindlichen 
Gebiete  durch  den  Landweg  verbunden  war,  an  Bord  führte.  Ol 

1571.  —  Elin  uraltes  Herkommen  gestattet  den  Kriegführenden,  sich 
der  auf  der  Fahrt  nach  feindlichen  Häfen  befindlichen  Eonterbandewaren 
za  bemächtigen,  und  deren  Beschlagnahme  durch  eine  priseugerichtliche 
Entscheidung  fttr  rechtmässig  erklären  zu  lassen.  —  Die  Befugnis  zur 
Konfiskation  wird  Unbestrittenermassen  von  dem  positiven  Völkerrechte 
anerkannt.  —  Ein  einziger  Vertrag,  nämlich  der  zwischen  Preussen  und 
den  Verein.  Staaten  von  1785,  hatte  an  Stelle  der  Wegnahme  nur  die  Be- 
schlagnahme nnd  den  Vorkauf  gesetzt. 

Die  den  Artikeln  2  und  3  der  Pariser  Deklaration  vom  16.  Apiil  1856 
hinzugefügten  Beschränkungen  beweisen,  dass  das  Konfiskationsrecht  durch 
das  geltende  Recht  bekräftigt  worden  ist. 

1572.  —  Die  Konfiskation  findet  gegen  oder  ohne  Ersatz  statt.  — 
Gegen  Ersatz:  1.  wenn  dies  vertragsmässig  vereinbart  worden  ist;  — 
2.  nach  der  Rechtsprechung  einiger  Admiralitätsgerichte,  falls  der  neu- 
trale Eigentümer  der  Konterbande  nicht  gewusst  hat,  dass  die  Ladung 
für  den  Feind  bestimmt  war.  Z.  B.  ein  Schiff  hat  seine  Reise  vor  der 
Kriegserklärung  angetreten,  nach  der  Erklärung  wird  es  auf  hober  See 
mit  Konterbandewaren  an  Bord  betroffen.  Es  ist  nur  billig,  dass  die 
Wegnahme  nur  gegen  Entschädigung  erfolgt,  es  sei  denn,  dass  die  Kriegs- 
partei es  nicht  vorzieht,  das  neutrale  Schiff  nach  einem  neutralen  Hafen 
zu  verweisen.  —  Kommt  das  Schiff  dieser  Anordnung  nicht  nach  und 
nimmt  es  wieder  seine  frühere  Richtung,  so  findet  Konfiskation  ohne 
Entschädigung  statt.') 

1573.  —  Die  meisten  Publizisten  sprechen  sich  für  die  Konfiskation 
der  Konterbandewaren  aus:  so  Bluntschli,  Hautefeuille,  Ortolan, 
Pereis,  Phillimore,  Travers  Twiss  u.  a. 

Einige  halten  dafür,  dass  die  Kriegsparteien  die  Zufuhr  nur  abfangen,  und 
die  Waren  bis  zum  Ende  des  Krieges  festhalten  und  mit  Beschlag  belegen 
dürften.  Dies  ist  die  Ansicht  von  Azuni,  Oaliani,  Lampredi,  Vidari  u.  a. 

1574.  —  Darf  sich  die  Konfiskation  auch  auf  das  Schiff  selbst  und 
auf  die  an  Bord  befindlichen  Waren,  die  nicht  Kiiegskonterbande  sind, 
erstrecken?  —  Theoretisch  lässt  es  sich  nur  schwer  rechtfertigen,  dass 
die  Konterbande  das  Schiff  und  die  übrige  Ladung  mit  in  ihr  Schicksal 
verwickelt  und  dass  der  Konterbande  wegen  altes  für  gute  Prise  zu  er- 
klären sei.  Trotzdem  ist  diese  Frage  in  der  Wissenschaft  streitig  und 
sie  wird  von  den  Landesgesetzen  in  verschiedener  Weise  beantwortet. 

1575.  —  Bynkershoek  hat  eine  eigenaitige  Lehre  aufgestellt,  die 
sich  darauf  gründet,  ob  die  Eigentümer  des  Schiffes  oder  die  der 
nicht  verbotenen  Ladung  von  dem  Vorhandensein  der  Kriegskonterbande 
an  Bord  Kenntnis  gehabt  oder  nicht  gehabt  haben.  —  Ist  der  Kapitän 
Eigentümer  des  Schiffes,  so  musste  er  Kenntnis  von  der  Ladung  haben 
und  es  findet  Konfiskation  statt.  —  Ist  der  Kapitän  nicht  Eigentümer 
des  Schiffes  und  hat  er  die  Ladung  nicht  gekannt,  so  kann  das  Schiff 
nicht  konfisziert  werden.  —  Oehören  die  erlaubten  Waren  den  Eigen- 
tümern der  Konterbande,  so  unterliegen  sie  der  Konfiskation.  —  Diese  Lehre 
setzt  voraus,  dass  die  Zufuhr  von  Konterbande  eine  strafbare  Handlung  bildet, 

1)  [Arthur  Desjardins,  Revue  des  Deux-Mondes  1.  mars  1900,  p.  61.  — 
Despagnet,  R.  D.  1.  P.,  t.  Vil,  pp.  S04  et  s.]  —  Heinze^  Die  BeadUagnahme  der  (fewtwAen 
Fbeiiimffer  dtirdk  die  Engländer,  1900,  —  v,  Mirbaeh,  op*  cU,,  8.  64. 

2)  Bluntschli,  op.  cit.,  Art  811.  —  Jouffroy,  op.  cit,  p.  311.  —  Oessner, 
Le  droit  des  neutres,  p.  345.  —  Per  eis,  Seerecht,  §  46. 
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worauf  die  Gründsätze  über  Teilnahme  Anwendung  finden,  und  dass  die 
Konfiskation  eine  Strafe  im  eigentlichen  Sinne  ist.  Kann  man  aber  den  Kriegs- 
Parteien  eine  Strafgerichtsbarkeit  über  Neutrale  auf  offenem  Meere  zugestehen  ? 
Die  Lehre  von  der  StraffäUigkeit  der  Zufuhr  von  Konterbande,  die 
als  Folge  die  Konfiskation  des  Schiffes  nach  sich  zieht,  wird  von  Blantschli 
(Art.  810  und  811),  Gessner  (op.  cit.  p.  146),  Heffter  (op.  cit.  §  161) 
u.  a.  yei*treten.  —  Bluntschli  verlangt  mit  Recht,  dass  man  den  guten 
Glauben  des  Neutralen  vermuten  müsse,  und  dass  er  nur  dann  verurteilt 
werden  dürfe,  wenn  seine  Schuld  klar  erwiesen  sei. 

1576.  —  Die  englischen  Schriftsteller  des  19.  Jahrhunderts  billigen 
auch,  dass  die  unvei*fkngliche  Ware  mit  der  Konterbande  verfalle,  wenn 
beide  denselben  Eigentümer  haben.  Phillimore  beruft  sich  mit 
Bynkershoek  auf  die  continentia  delicti.  —  Ist  der  Eigentümer  des 
Schiffes  auch  Eigentümer  der  Konterbande,  so  verfällt  auch  der  übrige 
Teil  der  Ladung  und  das  Schiff  selbst;  das  nämliche  ist  der  Fall,  wenn 
bei  der  ZuAihr  Betrügereien,  die  die  Verheimlichung  des  Bestimmungs- 
ortes oder  des  Namens  des  Eigentümers  bezweckten,  verübt  worden  sind; 
Betrug  des  Schiffseigners  rechtfertigt  sogar  die  Beschlagnahme  des  Schiffes 
auf  seiner  Rückreise.  ^) 

1577.  —  Andere  Schriftsteller,  wie  De sj ardin s,  deBoeck, 
Hautefeuille,  Massi  und  Vidari  verwerfen  die  Konfiskation  des  Schiffes 
und  der  nicht  verbotenen  Waren. 

Nach  Ortolan  ist  die  Konfiskation  der  ganzen  Ladung  in  folgenden 
Fällen  gerechtfertigt:  1.  wenn  die  Konterbande  zum  mindesten  ^/^  des 
Wertes  der  Ladung  ausmacht;  2.  wenn  die  unverfänglichen  Waren  auch 
dem  Eigentümer  der  Konterbande  gehören;  3.  wenn  gefälschte  Schlfis- 
papiere  oder  falsche  Erklärungen  vorliegen;  4.  wenn  der  Eigentümer  auf 
Grund  eines  internationalen  Vertrages  verpflichtet  ist,  sich  der  Versendung 
von  Konterbande  zu  enthalten.  —  Er  erkennt  indessen  weiter  an,  dass 
die  Konfiskation  der  unverfänglichen  Waren  und  des  Schiffes  den  Charakter 
einer  veränderlichen  und  willkürlichen  Strafe  habe,  die  nicht  dem  Ge- 
biete des  Kriegsrechts  angehöre.^ 

1577  ^  —  [Nach  dem  Institut  fttr  Völkerrecht  (Reglement  von  1897 
in  Übereinstimmung  gebracht  mit  dem  von  1887)  ist  nur  die  Kriegskonter- 
bande nehmbar;  das  Schiff  unterliegt  der  Konfiskation  nur,  wenn  es  Wider- 
stand leistet.^}] 

1578.  —  Die  Gesetzgebungen  der  Staaten  weichen  von  einander  ab. 
—  Artikel  215  des  italienischen  Beegesetzbuches  lässt  die  Konfiskation 
des  Schiffes  und  der  Konterbandewaren  zu,  während  die  nicht  verbotenen 
Waren  ihren  Eigentümern  zur  Verfügung  bleiben.  Diese  Eegel  wnrde 
während  des  Krieges  von  1866  angewendet.  —  In  Frankreich  kommt  das 
Reglement  von  1778  in  Betracht.  Es  gestattet  die  Konfiskation  der  ge- 
samten Ladung  und  die  des  Schiffes  selbst,  wenn  die  Gegenstände  der 
Konterbande  V4  des  Wertes  der  Ladung  betragen.  Die  Instruktionen 
vom  31.  März  1854  (Art.  6)  und  die  vom  25.  Juli  1870  (Art.  6)  haben  die 
Bestimmung  dieses  Reglements  aufrecht  erhalten  und  in  Erinnerung  gebracht. 

Alle  andern  Staaten,  mit  Ausnahme  der  Türkei  (Krieg  von  1877), 
scheinen  als  Regel  angenommen  zu  haben,  dass  sich  die  Koiäskation  nur 
auf  die  verbotenen   Gegenstände  beschränkt.    —   Jedoch    erlauben    das 

1)  Phillimore,  Commentaries,  tili,  §275.  —  Travers  Twiss,  op.  cit,  t  11, 
€h.  Vn,  No.  149. 

2)  Ortolan,  Diplomatie  de  la  mer,  t  II,  pp.  197  et  s. 
8)  [R.  ü.  J.  P.,  t  IV,  p.  777 J. 
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dänische  Reglement  vom  13.  Februar  1864  und  das  östeiTeichische 
Reglement*)  vom  21.  März  1864  die  Konfiskation  des  Schiffes  selbst,  wenn 
dessen  ganze  Ladung  aus  Konterbande  besteht.  —  [Das  russische 
Reglement  vom  27.  März  1895  bestimmt  in  seinem  Artikel  11  folgendes: 
^Handelsschiffe  neutraler  Staatsangehörigkeit  unterliegen  nach  Prisenrecht 
der  Konfiskation,  wenn  sie:  a)  Waffen,  Munition  und  Sprengstoffe,  ohne 
Rücksicht  auf  deren  Menge;  b)  andere  Konterbande  waren,  deren  Menge 
die  Hälfte  des  Umfanges  oder  des  Gewichts  der  Ladung  übersteigen,  dem 
Feinde  und  einem  feindlichen  Hafen  zuführen  und  hierüber  betroffen  werden.^  ^) 

Die  Erkenntnisse  der  englischen  Prisengerichte  stehen  im  Einklänge 
mit  der  herrschenden  Meinung  der  Publizisten  Grossbritanniens. 

1679.  —  Dies  ist  der  dermalige  Stand  der  Theorie  und  der  Praxis.  — 
Per  eis  macht  eine  Bemerkung,  die  unseres  Erachtens  entscheidend  ist: 
„Es  liegt  aber  nach  unserer  Auffassung  ein  Rechtsgrund  für  die  Kondem- 
niening  des  unvenänglichen  Teils  der  Ladung  nicht  vor,  wenn  auch  deren 
Aufbringung  gleichzeitig  mit  derjenigen  der  Konterbandeartikel  beziehungs- 
weise des  Schiffes  in  vielen  Fällen  nicht  zu  umgehen  sein  wird,  selbst- 
redend präjudiziert  eine  solche  Aufbringung  in  keiner  Weise  der  spätem 
Freigabe.  Auch  wenn  man  den  Eigentümer  der  unverfänglichen  Ladung, 
welcher  zugleich  Eigentümer  der  Konterbandeartikel  ist,  gewissermassen 
als  Feind  und  sein  Eigentum  als  feindliches  ansehen  will,  würde  doch,  so- 
weit die  Grundsätze  der  Pariser  Deklaration  von  1856  gelten,  der  un- 
verfängliche Teil  der  Ladung  eines  neutralen  Schiffes  nicht  der  Konfiskation 
verfallen,  weil  sie  eben  keine  Kriegskonterbande  ist  und  friedliche  Ware, 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  letztern,  der  Wegnahme  nicht  unterliegt. 
Ebensowenig  würde  aus  der  Fiktion,  dass  das  neutrale  Schiff,  dessen 
Reeder  oder  Kapitän  wissentlich  Konterbande  befördert,  wie  ein  feind- 
liches anzusehen  und  zu  behandeln  sei,  ein  Recht  auf  Konfiskation  der 
an  Bord  befindlichen  neutralen  Ladungsartikel,  die  nicht  Konterbande 
sind,  hergeleitet  werden  können,  weil  die  neutrale  Ware,  mit  Ausnahme 
der  Kriegskonterbande,  auch  an  Bord  eines  feindlichen  Schiffes  der  Weg- 
nahme nicht  unterworfen  ist.**    (Per eis,  Seerecht,  §  46,  S.  264). 

1580»  —  Die  Konfiskation  von  Konterbandewaren  darf  nur  auf  der 
Fahrt  nach  dem  feindlichen  Bestimmungsorte  stattfinden.  Konterbande- 
waren müssen,  wie  W.  Scott  sagt,  bei  Begehung  der  Tat  (in  fiagranti) 
im  Laufe  der  wirklichen  und  entscheidenden  Reise  nach  dem  feindlichen 
Hafen  weggenommen  werden.  —  Die  Konfiskation  darf  nicht  auf  der 
Rückreise  stattfinden.^)  —  Im  Gegensatze  hierzu  gestattete  das  ältere 
Recht  die  Konfiskation  und  die  englischen  Admiralitätsgerichte  beharren 
noch  bei  dieser  Härte,  falls  es  dem  Schiffe  geglückt  ist,  auf  Grund  gefälschter 
Papiere  seine  Konterbandewaren  zu  löschen. 

Die  für  die  Rückreise  eingenommene  Ladung  wird  zusammen  mit 
dem  Schiffe  verurteilt,  selbst,  wenn  diese  Ladung  nicht  aus  dem  Erlös 
der  Konterbandewaren  angeschafft  worden  ist. 

1)  FR.  D.  J.  P.,  t  IV  Documeots  p.  7.J 

2)  Travers  Twiss,  op.  cit.  t  ü,  eh.  VII.  No.  149.  —  [An  dieser  Stelle  verdient  die 
Beschlagnahme  des  Luxer  während  des  Krieges  zwischen  Chile  und  Peru  Erwähnung. 
Das  deutsche  Schiff  Luxer  hatte  Waffen  und  Munition  von  Montevideo  nach  Val- 
paniiso  gebracht;  es  hatte  seine  Ausreise  beendigt  und  seine  Konterbande  ohne 
Schwierigkeit  geloscht.  Als  es  sich  auf  der  Heimreise  kurz  darauf,  in  dem  peruanischen 
Hafen  Callao  befand,  wurde  es  von  den  dortigen  Behörden,  die  über  die  Verbrinf^mg 
der  Konterbande  nach  Valparaiso  unterrichtet  worden  waren,  angehalten.  Deutschland 
erhob  Einspruch  gegen  die  Beschlagnahme.] 

*)  Auch  das  preuitit^  ^riienre^ement,  §  7. 
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1581.  —  Trotz  der  Beschlagnahme  wird  die  ÜberfÜhrnng  des  Schiffes 
in  einen  Hafen  des  Nehmestaates  nicht  immer  nötig  sein.  Der  Nehmer 
kann  vielmehr  die  Konterbandewaren  an  Bord  seines  Fahrzeuges  auf- 
nehmen, dem  Kapitän  des  neutralen  Schiffes  eine  Empfangsbescheinigung 
darüber  ausstellen,  und  ihn  seine  Fahrt  fortsetzen  lassen.  —  Mehrere 
Verträge  haben  dies  für  zulässig  erklärt. 

1682.  —  In  der  Einziehung  der  Konterbandewaren,  die  unerlaubter 
Weise  dem  Feinde  zugeführt  werden,  liegt  die  normale,  rechtlich  anerkannte 
Bestätigung  der  Pflicht,  die  den  Neutralen  durch  ihren  eigenen  Staat  auf- 
erlegt wird.  —  In  alten  Zeiten  hielt  man  ei  ausserdem  für  zulässig,  den- 
jenigen zu  bestrafen,  der  dem  Feinde  durch  Verschafiung  von  Mitteln  der 
&iegführung  Hilfe  leistete.  —  Aber  da  der  Kriegsstaat,  wie  Bluntschli 
bemerkt,  ausserhalb  seines  Gebietes,  und  das  Meer  gehört  nicht  zu 
seinem  Gebiet,  keine  Strafgerichtsbarkeit  besitzt,  so  darf  er  auch  in 
diesem  Falle  die  Kaufleute  oder  Schiffer,  welche  Konterbande  führen, 
nicht  strafen  (op.  cit.  Art.  809). 

1688.  —  Der  Vor  kauf  (Preemption).  Die  Kreuzer  der  Kriegführenden 
haben  sich  oft  das  ßecht  angemasst,  die  fllr  feindliche  Häfen  bestimmten 
Schiffe  anzuhalten  und  deren  Ladung,  die  nicht  zur  Konterbande  gehörte, 
gegen  Zahlung  ihres  Wertes  an  die  Eigentümer  wegzunehmen.  —  Dies 
ist  das  vermeintliche  Recht  des  Vorkaufs.  —  Dies  behauptete  Recht,  so 
bemerkt  Geffcken,  Neutrale  zu  zwingen,  der  Kriegspartei  gewisse  Waren 
zu  verkaufen,  ist  einfache  Vergewaltigung;  es  verletzt  die  Unabhängigkeit 
der  neutralen  Flagge,  in  Ansehung  der  Waren,  die  nicht  Kriegskonter- 
bande sind.  —  Für  solche  Waren,  die  unter  den  Begriff  der  Konterbande 
fallen,  bedeutet  der  Vorkauf  freilich  zweifellos  eine  erhebliche  Milderung. 
Der  Vorkauf  wurde  durch  die  französische  Ordonnanz  vom  Jahre  1543 
eingeführt  und  später  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  durch  die  eng- 
lischen Richter,  die  einsahen,  dass  sich  die  Neutralen  den  englischen 
Verordnungen,  die  den  Begriff  der  Konterbande  immer  mehr  ausdehnten, 
niemals  fügen  würden,  wieder  zur  Geltung  gebracht.  Das  Vorkaufsrecht 
wird  auch  von  Gessner,  Ortolan,  Pereis  u.  a.  verworfen.  Perejls 
räumt  indessen  einer  Kriegspartei  im  Falle  eines  dringenden  Bedürfnisses 
das  Recht,  Lebensmittel  vorzukaufen,  als  Folge  des  Selbsterhaltungsrechtes 
ein.^)  [Das  Institut  für  Völkerrecht  hat  in  seinem  Reglement  von  1897 
das  Vorkaufsrecht  hinsichtlich  der  Gegenstände,  die  zur  relativen  Konter- 
bande (ancipitis  usus)  gehören,  zugelassen.]^) 

Phillimore  (t.  III,  §  269)  bemerkt,  dass  es  nach  der  Praxis  der 
englischen  Admiralitätsgerichte  hergebracht  sei,  bei  Ausübung  des  Vor- 
kaufsrechtes den  vollen  Wert  der  vorgekauften  Gegenstände  und  ausser- 
dem 10%  als  Ersatz  für  Gewinn,  Fracht  und  Anhalten  des  Schiffes  zu 
zahlen. 


Dritter  Abschnitt. 
Analoge  Falle  der  Konterbande. 
1684.  —  Zum  Begriffe  Konterbande  rechnet  man  noch  einige  Fälle 


1)  Geffcken-Heffter,  op.  cit,  §  161,  Anm.  9.  —  Travers  Twiss,  op.  cit 
t  n,  eh.  VII,  No.  146.  -  Pereis,  Seerecht,  §  46.  —  Gessner,  op.  cit,  p.  160.  — 
Ortolan,  op.  cit.  t.  n  pp.  222  et  s. 

2)  [No.  1564.] 


Viertes  Buch.    Die  Neutralität    Kap.  4.  791 

von  Seetransporten,  deren  Gegenstand  nicht  verbotene  Waren  sind,  wie 
die  zur  Kriegführung  dienenden  Sachen.  —  Es  handelt  sich  hierbei  viel- 
mehr um  unmittelbare  Hilfeleistungen,  die  ein  Neutraler  einer  Eriegs- 
pjartei  unter  Verletzung  der  Neutralitätspflichten  gewährt.  —  Die  Ähn- 
lichkeit liegt  hier  nicht  in  den  Handlungen,  sondern  in  den  Massregeln, 
mit  denen  man  ihnen  begegnet.  —  In  der  Staatenpraxis  gelten  folgende 
Handlungen  als  unerlaubte  Hilfeleistungen. 

1685.  —  A.  —  Die  freiwillige  Zuführung  von  Soldaten,  Matrosen 
and  Mannschaften,  die  zum  Militärdienste  bei  einer  E^riegspartei  bestimmt 
sind.  —  Durch  eine  solche  Tätigkeit,  so  bemerkt  Geffcken,  macht 
das  neutrale  Schiff  sich  unmittelbar  zum  Hilfeleistenden,  verliert  also 
seinen  Charakter.  —  Die  andere  Kriegspartei  ist,  wie  Ortolan  sagt, 
durchaus  berechtigt,  den  Neutralen  als  Feind  zu  behandeln.  —  Die  Publi- 
zisten streiten  darüber,  ob  dasselbe  zu  gelten  habe,  wenn  das  neutrale 
Schiff  zur  Beförderung  der  Truppen  mit  Gewalt  und  auf  Grund  des  ver- 
meintlichen Angarienrechtesf  gezwungen  worden  ist.^) 

Zweifelhaft  ist,  wann  eine  Beförderung  von  Truppen  vorliegt.  —  Die 
Mitnahme  einiger  Soldaten  ist  nicht  ausreichend,  anderseits  kann  die  Be- 
förderung von  Offizieren  hoher  Stellung,  wie  von  Generalen  und  Obersten, 
von  grösserer  Bedeutung  sein,  als  die  vieler  Gemeinen.  —  Gessner, 
Hantefeuille,  Wheaton  u.  a.  erörtern  diese  Frage.  —  Geffcken  hält 
sie  mit  Eecht  für  eine  Tatfrage. 

1686.  —  B.  —  Die  Beförderung  von  Depeschen  ist  besonders  von 
den  englischen  Prisengerichten  streng  beurteilt  worden.  Die  englischen 
Richter  und  Publizisten  bringen  solchen  Beförderungen  das  grösste  Miss- 
trauen entgegen.  —  Die  deutschen  und  französischen  Schriftsteller  sind 
verschiedener  Ansicht.  —  Mit  de  Boeck  und  Gessner  darf  man  wohl 
annehmen,  dass  es  darauf  ankommt,  von  wem  die  Depeschen  herrühren 
und  für  wen  sie  bestimmt  sind.  Demnach  würde  entscheidend  sein,  ob 
der  Empfanger  oder  der  Absender  eine  Behörde  der  Kriegsparteien  ist. 
Hieraus  folgt,  dass  die  Beförderung  von  Depeschen  neutraler  diplomatischer 
Vertreter,  die  bei  den  kriegführenden  Staaten  beglaubigt  sind,  unverfäng- 
lich ist.  —  Kommt  es  weiter  auch  darauf  an,  dass  sich  der  Inhalt  der 
Depesche  der  kriegführenden  Behörde  auf  die  Kriegsuntemehmungen  be- 
zieht? Muss  man  mit  de  Boeck,  Calvo  und  Gessner  sagen,  dass,  wenn 
dies  nicht  der  Fall  ist,  der  Tatbestand  der  unerlaubten  Handlung  entfällt? 
Mit  Geffcken  erwidern  wir  darauf,  dass  der  Kapitän  des  neutralen 
Schiffes  nicht  wissen  kann,  worin  der  Inhalt  besteht.^) 

1687.  —  C.  —  Ein  ungewöhnliches  Ereignis  zog  im  Jahre  1861  die 
allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sich.  Vier  Kommissare  der  konföderierten 
Staaten,  Mason  Slidel,  Custis  und  Mac-Farland  schifften  sich  während 
des  Bürgerkrieges  am  7.  November  auf  dem  englischen  Postdampfer  Trent 
in  Havanna  nach  Europa  ein,  um  dort  Hilfe  für  die  Südstaaten  zu  erbitten 
und  Bündnisse  zu  schliessen.  —  Der  Kapitän  des  Trent  hatte  Kenntnis 
von  ihrer  Sendung.  —  Der  Befehlshaber  eines  Kriegsschiffes  der  Union, 
des  San  Jacinto,  hielt  sich  auch  ohne  besondere  Weisung  seiner  Regierung 
für  verpflichtet,  die  Trent  anzuhalten  und  die  vier  Bevollmächtigten  der 
Sttdstaaten,  trotz  des  Einspruches  des  Kapitäns,  als  Gefangene  an  Bord 

1)  Hautefeuille,  Droits  et  devotrs,  t.  II,  p.  165.  —  Gessner,  op.  cit,  pp.  IIS 
et  8.  — Ortolan,  Regles  loteni.,  t.  II,  llv.  III,  cap.  VI,  p.  285. —  Pereis  op.  cit.  §  47. 

2)  De  Boeck,  op.  cit,  No.  664  et  s.  —  Gessner,  op.  cit.,  pp.  116  et  s.  — 
Geffcken-Heffter,  op.  cit,  §  161»  Anm.  2.  —  Hautefeuille,  Droits  et  deyolrs, 
t  II,  p.  171.  —  Pereis,  op.  cit,  §  47. 
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seines  Schiffes  zu  führen.  Er  nahm  aber  weder  das  Schiff  noch  dess» 
Ladung  in  Beschlag.  —  England  verwahrte  sich  hiergegen  mit  aller  Ent- 
schiedenheit und  verlangte  die  Freilassung  der  Gefangenen  sowie  Schaden- 
ersatz. —  Die  Regierung  von  Washington  behauptete,  dass  die  vier 
Agenten  Eriegskonterbande  seien,  sie  willigte  jedoch  in  deren  Freilassug 
ein,  weil  sie  kein  Interesse  an  der  Gefangenhaltung  habe.^)  Alle  zeit- 
genössischen Schriftsteller  haben  das  Verhalten  der  Verein.  Staaten  sckarf 
getadelt.  —  „Eeinenfalls,  so  sagt  Heffter,  kann  der  Transport  diplo- 
matischer Agenten  eines  Kriegführenden  an  eine  neutrale  Macht  an  und 
für  sich  als  Verletzung  der  Neutralität  betrachtet  werden"  (op.  cit.,  §  161*). 
1587^.  —  [Erwähnung  verdient  hier  noch  ein  Vorfall  der  sich  im 
November  1894  während  des  chinesisch-japanischen  Krieges  ereignete. 
Das  französische  Schiff  Sidney,  das  zwischen  Frankreich  und  den  Häfen 
von  Ostasien  verkehrt,  sollte  den  japanischen  Hafen  Kobe  anlaufen  und 
alsdann  weiter  nach  Schanghai  fahren.  Ingenieure  neutraler  Länder,  es 
waren  Engländer  und  Amerikaner,  be&nden  sich  an  Bord.  Sie  beabsichtigten 
China  ihre  Dienste  anzubieten,  weil  sie  Torpedos  erfunden  zu  haben  glaubten, 
die  ihrer  Ansicht  nach  geeignet  seien,  die  japanische  Flotte  zu  zerstören. 
Die  japanische  Regierung,  die  hiervon  in  Kenntnis  gesetzt  worden  war, 
benachrichtigte  die  Behörden  von  Kobe.  Während  des  Aufenthalts  des 
Schiffes  in  diesem  Hafen  fand  eine  Durchsuchung  statt,  die  trotz  des 
Widerspruches  des  Kapitäns  and  des  französischen  Konsuls,  die  Verhaftung 
der  Ingenieure  zur  Folge  hatte.  War  diese  Verhaftung  gerechtfertigt? 
Zwischen  diesem  Fall  und  dem  des  Trent  besteht  ein  doppelter  Unterschied. 
1.  Während  die  Trent  sich  von  einem  neutralen  Hafen  nach  einem  andern 
neutralen  Hafen  begab,  fuhr  die  Sidney  von  einem  neutralen  nach  einem 
feindlichen  Hafen.  2.  Die  Sidney  beförderte  keine  Diplomaten,  sondern 
Ingenieure,  die  China  militärische  Dienste  anbieten  wollten:  unter  diesen 
Umständen  konnten  die  Ingenieure  Militärpersonen  gleichgeachtet  werden.^] 

15872.  —  [Während  des  griechisch-türkischen  Krieges  von  1897  er- 
beutete die  griechische  Flotte  im  Mai  im  Golf  von  Saloniki,  das  Oster- 
reichische Schiff  Minerva,  das  mit  Kriegskonterbande  beladen  war  und 
gleichzeitig  türkische  Soldaten  und  Beamte  (nämlich  türkische  Zollbeamte) 
von  einem  feindlichen  Hafen  nach  einem  andern  feindlichen  Hafen  be- 
förderte. Die  Griechen  konfiszierten  die  Konterbandewaren  und  hielten 
die  Soldaten  und  Beamten  als  Kriegsgefangene  fest;  die  Beamten  wurden 
nach  einmonatiger  Gefangenschaft  in  Freiheit  gesetzt.  Der  Fall  der 
Minerva  unterscheidet  sich,  was  die  Festhaltung  der  Beamten  angebt, 
sowohl  von  dem  der  Trent  als  auch  von  dem  der  Sidney;  denn  bei  der 
Minerva  handelte  es  sich  nur  um  Beförderung  gewöhnlicher  Zivilbeamter, 
die  von  einem  feindlichen  Hafen  nach  einem  andern  feindlichen  Hafen 
reisten:  unseres  Erachtens  dürfen  Zivilbeamte  des  Feindes,  selbst  wenn 
sie  sich  in  feindliches  Gebiet  begeben,  nicht  festgehalten  werden^  fiedls  sie 
dort  keine  militärischen  Aufgaben  zu  erfüllen  haben.^] 

1587 3.  —  [Während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898 
ist  die  Frage  der  Beschlagnahme  von  Truppentransporten  sowohl  durch 


1)  [S.  über  den  Trent-Fall  Galvo,  op.  cit,  t  V,  No.  8812  et  s.  —  M arquardsen. 
Der  TrentfalL  —  Ortolao,  op.  cit,  t  II,  appendice.  —  S.  auch  Hautefeuille,  Queationt 
de  droit  maritime  international.] 

9)  [S.  über  den  Sidneyfall  R.  D.  I.  P.,  t  II,  p.  128.  —  Desgl.  Takahashi,  op. 
cit,  pp.  64  et  8.  —  S.  noch  wegen  anderer  Fälle  denselben  SchriftsteUer,  pp.  52  et  s.; 
135  et  s.;  180  et  s.J 

3)  [R.  D.  I.  P.,  t  IV,  p.  727.] 
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die  Instruktionen  Spaniens  (Art.  10,  §  6),  als  auch  durch  die  der  Verein. 
Staaten  (Art.  14)  geregelt  worden;  es  scheint  jedoch,  dass  diese  Vor- 
scliriften  in  keinem  bemerkenswerten  Falle  angewandt  worden  sind  (K.  D. 
I.  P.,  t.  VI,  p.  474).] 

1688.  —  D.  —  Da  Folge  der  Zufuhr  der  sogenannten  uneigentlichen 
Konterbande  besteht  in  der  Beschlagnahme  der  Gegenstände  oder  in  der  Ver- 
haftung der  einzelnen  Personen  und  unter  Umständen  in  der  Konfiskation 
des  Schiffes,  falls  der  Reeder  oder  der  Kapitän  oder  sein  Stellvertreter 
den  wahren  Sachverhalt  gekannt  hat.  —  Die  Konfiskation  des  Schiffes  ist 
aber  nur  dann  erlaubt,  wenn  es  auf  frischer  Tat  betroffen  wird  (russische 
Verordnung  vom  24.  Mai  1877,  Art.  7). 


Fünftes  Kapitel. 


Das  Besichtigungs-i  Durchsuchungs-  und  Geleitsrecht  ^) 

Erster  Abschnitt. 
Das  Besiohtigungs-  und  Durohsungsreoht 

1589.  —  Die  Kriegsschiffe  der  Kiiegsparteien  sind  berechtigt,  Handels- 
schiffe der  Neutralen  auf  offenem  Meere  zu  besichtigen  und  zu  durch- 
suchen. Diese  Massregel  soll  die  Kriegführenden  vergewissem,  ob  die 
Neutralen  ihre  Pflichten  getreulich  erfUUen.  —  Die  Durchsuchung  ist,  wie 
Galiani  bemerkt,  nicht  die  Anmassung  einer  Obergewalt  oder  einer  Ge- 
richtsbarkeit, sondern  das  natürliche  Recht  der  Verteidigung  und  der 
Vorsicht. 

Dies  Recht  ist  uralten  Ursprunges.  Es  wird  schon  im  Consolato  del 
mar,  der  glaubwürdigsten  Urkunde  alter  Gebräuche,  wie  Gessner  sagt, 
erwähnt.  —  Aber  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert  wurde  es  genauer  be- 
stimmt und  begrenzt.  Bis  dahin  hatte  man  es  öfters  den  Kriegführenden 
bestritten.  Grotius  führt  als  Beispiel  die  Franzosen  an,  die  sich  zur 
Zeit  der  Königin  Elisabeth,  während  des  englisch-spanischen  Krieges  da- 
gegen wehrten,  ihre  Schiffe  von  den  Engländern  durchsuchen  zu  lassen.^) 

1590.  —  Das  Besichtigungs-  und  Durchsuchungsrecht  (droit  de  visite)  in 
Kriegszeiten  wird  fast  von  allen  Schriftstellern  anerkannt,  so  von  Grotius, 
Bynkershoek,  Vattel,  Hübner,  Galiani,  Geffcken,  Gessner, 
Hautefeuille,  Heffter,  Rayneval,  Ortolan,  Pereis,  Phillimore, 
Wheaton  u.  a.«) 

1691.  —  Es  wird  von  allen  Verträgen  bestätigt.  Nicht  ein  einziger 
hat  es  in  Zweifel  gezogen.  —  Aus  der  Tatsache  aber,  dass  das  Durch- 
suchungsrecht in  allen  Verträgen  erwähnt  wird,  darf  man  nicht  etwa 
schliessen,  dass  es  nur  durch  besondere  und  ausdrückliche  Abmachungen 
begründet  werden  könne  und  dass  es  nicht  durch  das  völkerrechtliche 


1)  S.  die  oben  Tor  Buch  IV  angegebenen  Werke. 

2)  Grotius,  op.  cit.,  lib.  III,  cap.  I,  §  3,  Anm.  4. 

3)  Heffter-Geffcken,  op.  cit,  §  167.  —  Gessner,  Le  droit  des  neutres  sur 
mer,  eh.  IV.  ~  Hautefeuille,  Droits  et  deToirs  des  nations  neutres,  III  tit  XI, 
pp.  1  bis  155. 
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Herkommen  anerkannt  sei.  —  Dies  w&re  irrig.  Die  Praxis  ist  anf  diesem 
Gebiete  einheitlich  und  allgemein.  —  Die  europäischen  Verträge  nehmen 
hierauf  Bezug,  wie  auf  ein  schon  vorhandenes  Recht.  Der  Zweck  yon 
Sonderabkommen  ist  nur  der,  das  Hecht  zu  bestätigen,  seine  Anwendung 
zu  regeln,  Einzelheiten  zu  bestimmen  und  Streitfragen  über  die  Art  seiner 
Ausübung  zu  beseitigen. 

1592.  —  In  neuerer  Zeit  hat  das  Durchsuchungsrecht  keinerlei 
Einschränkungen  erfahren.  —  Die  beiden  bewafheten  Neutralitäten  von 
1780  und  1800  haben  es  unberührt  gelassen,  ebenso  auch  die  Deklaration 
vom  16.  April  1856.  —  Während  des  amerikanischen  Bürgerkrieges,  wie 
während  der  letzten  Kriege  in  Europa,  1864  und  1870,  ist  es  unbestritten 
zur  Anwendung  gekommen.  —  Die  während  dieser  Kriege  von  den  krieg- 
führenden Staaten  erlassenen  Verordnungen  enthalten  genaue  Anweisungen 
über  die  Art  der  Ausübung  des  Rechts. 

Das  Durchsuchungsrecht  steht  nur  den  Mächten  zu,  die  sich  im 
Kriegszustande  befinden.  Ein  Schiff  der  Kriegsflotte  einer  neutralen 
Macht  wäre  nicht  berechtigt,  die  Kreuzer  der  Kriegsparteien  zu  durch- 
suchen und  von  ihnen  den  Beweis  ihrer  Staatsangehörigkeit  zu  verlangen. 
Die  Neutralen  haben  kein  Durchsuchungsrecht  (Pereis,  op.  cit.,  §  53,  IX). 

1593.  —  Das  Besichtigungs-  und  Durchsuchungsrecht  stellt  keinen 
Eingriff  in  die  Souveränität  und  in  die  Unabhängigkeit  der  Neutralen  dar.  — 
Haute feuille  begründet  es  mit  den  beiden  schon  angeführten  Erwägungen 
(No.  590).  —  Der  Kreuzer,  der  das  ihm  begegnende  Schiff  durchsucht, 
verfolgt  einen  doppelten  Zweck:  der  erste  besteht  darin,  sich  zu  verge- 
wissern, ob  das  Schiff  wirklich  ein  neutrales  ist;  der  zweite,  zu  ermitteln, 
ob  das  durchsuchte  Schiff,  falls  es  fllr  einen  feindlichen  Hafen  bestimmt 
sein  sollte,  Konterbande  an  Bord  hat.  „Um  die  Durchsuchung  richtig  zu 
beurteilen,  so  bemerkt  er,  darf  man  nicht  ausser  acht  lassen,  dass 
auch  der  zweite  Teil  der  Durchsuchung  in  Wirklichkeit  nur  den  Zweck 
hat,  sich  von  der  Neutralität  des  Schiffes  zu  überzeugen.  Nachdem  bereits 
ermittelt  worden  ist,  dass  das  Schiff  seiner  Staatsangehörigkeit  nach  ein 
neutrales  ist,  bandelt  es  sich  nunmehr  noch  darum,  festzustellen,  dass  es 
auch  seinem  Verhalten  nach  neutral  ist,  dass  es  sich  nicht  aus  freien 
Stücken  dadurch  unter  das  Banner  des  Gegners  gestellt  hat,  dass  es  sich 
an  Kriegshandlungen  beteiligt,  die  den  Verlust  der  neutralen  Eigenschaft 
nach  sich  ziehen."  i) 

Die  französischen  Instruktionen  von  1854  (Art.  5)  ermächtigen  die 
französischen  Kriegsschiffe,  auch  französische  Handelsschiffe,  also  die 
Fahrzeuge  ihrer  eigenen  Landsleute,  anzuhalten  und  zu  durchsuchen. 
Privatschiffe  aller  Art  können  ausnahmslos  angehalten,  durchsucht  und  je 
nach  den  umständen  beschlagnahmt  werden.  —  Dies  ist  der  allein  richtige 
Standpunkt,  weil  alle  Handelsschiffe  das  Seekriegsrecht  verletzen  können. 

1594.  —  Das  Vorgehen  des  Kriegsschiffes  bei  der  Durchsuchung,  ins- 
besondere die  Art  und  Weise,  wie  bei  dem  Anhalten,  dem  Beilegen  und 
der  Prüfung  der  Schiffspapiere  zu  verfahren  ist,  ist  bereits  früher  (No.  585 
und  1403  bis  1406)  geschildert  worden.  2)  Ergibt  sich  bei  der  Prüfung 
der  Schiffspapiere,  die  die  Neutralität  daii;un,  kein  Verdacht  für  einen 
Neutralitätsbruch,  so  lässt  der  Kreuzer  das  neutrale  Schiff  seine  Fahrt 
fortsetzen. 

1)  Hautefeuille,  Droits  et  devoirs  des  natious  neutres,  tili,  pp.  12  bis  14.— 
Pereis,  Seerecht,  §  53. 

2)  Gessner,  op.  cit,  pp.  311  et  s.  —  Pereis,  Seerecht,  §  54.  —  Hautefeuille« 
Droita  et  devoirs  des  nations  neutres,  t  III,  tit.  XI,  eh.  II,  pp.  48  ä  80. 
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Die  Prttfdng  der  SchifFspapiere  genügt  aber  nicht  in  allen  Fällen. 
Es  ist  zuweilen  nötig,  eine  wirkliche  Durchsuchung  (recherche,  search) 
Torzunehmen.  —  Hautefeuille  und  Rayneval  verwerfen  sie,  aber  alle 
andern  Schriftsteller  lassen  sie  in  dem  Falle  zu,  dass  die  Schiffspapiere 
zu  eiiistlichen  Verdachtsgrtiuden  Anlass  geben. 

Die  Fälschung  der  Schiffspapiere  in  der  Absicht,  das  Vorhandensein 
von  Konterbandeware  zu  verheimlichen,  ist  bekanntlich  ebenso  häufig  wie 
die  Benutzung  einer  falschen  Flagge,  um  die  Staatszugehörigkeit  des 
Schiffes  zu  ändern.  -  „Wenn,  wie  Ortolan  bemerkt,  trotz  des  In- 
halts der  Seebriefe  begründete  Zweifel  an  deren  Echtheit  und  Unver- 
fälschtheit auftauchen,  so  kann  der  Durchsuchende  nach  internationalem 
Herkommen  zu  genauem  Nachforschungen  schreiten.  Angesichts  des  aus- 
drücklichen Verbots  vier  Verträge  darf  er  zwar  nicht  selbst  die  Luken, 
Ballen,  Kisten  und  dergl.,  die,  wie  er  argwöhnt,  verbotene  Waren  ent- 
halten, aufbrechen  oder  öfben;  sondern  er  hat  sie  dui*ch  Angestellte  des 
durchsuchten  Schiffes  aufschliessen  zu  lassen."  *) 

Das  dänische  Eeglement  vom  16.  Februar  1864  führt  in  den  Para- 
graphen 10  und  11  die  Fälle  auf,  in  welchen  die  Durchsuchung  stattzu- 
finden hat.  Das  preussische  Reglement  gestattet  die  Durchsuchung,  wenn 
sie  notwendig  scheint. 

1596.  —  Nui-  Handelsschiffe  unterliegen  der  Durchsuchung.  Neutrale 
Kriegsschiffe  sind  davon  befreit;  die  Eigenschaft  des  Kriegsschiffes  als 
solches  muss  aber  feststehen.  (No.  600)  —  Die  Durchsuchung  neutraler 
Handelsschiffe  ist  in  den  Ktistengewässern  nicht  kriegführender  Mächte 
unerlaubt. 

Sie  kann  nur  in  den  Eigengewässern  der  Kriegspartei,  in  den  feind- 
lichen Hoheitsgewässem  und  auf  hoher  See  vorgenommen  werden  (G essner, 
op.  cit.,  pp.  314  et  s.  —  Pereis,  op.  cit.,  §  53.) 

1596.  —  Trotz  der  massvollen  Formen,  die  das  geltende  Völkerrecht 
vorschreibt,  hat  das  Durchsuchungsrecht  für  die  davon  betroffenen  Schiffe 
recht  störende  Folgen. 

Das  Handelsfahrzeug  ist  dem  Kriegsschiffe,  das  die  Durchsuchung 
vornimmt  widerstandslos  preisgegeben.  2)  Gewiss  kann  es  später  bei  der 
Regierung  des  kriegflihrenden  Staates  Beschwerden  vorbringen;  aber  es 
gibt  Schäden,  „die  der  Gerechte,  ja  der  Gerechteste  nur  unvollständig, 
oder  überhaupt  gar  nicht  mehr  gut  machen  kann."  (Gessner  op.  cit.,  p.  318.) 
—  Die  Praxis  hat  ein  Schutzmittel  ausfindig  gemacht,  um  diesen  Übel- 
ständen abzuhelfen.  Es  besteht  darin,  dass  ein  oder  mehrere  neutrale 
Handelsschiffe  unter  dem  Schutze  und  der  bewaffneten  Bedeckung  eines 
Kriegsschiffes  ihrer  Nation  reisen. 


Zweiter  Abschnitt. 
Geleitete  (konvoyierte)  Schiffe. 
1697.  —  Der  Brauch,  Handelsschiffe  zu  geleiten,  zu  konvoyieren,  ist 


1)  Ortolan,  op.  cit,  t.  II,  pp.  253  u.  264.  —  Lampredi,  op.  cit.,  §  12.  — 
Jouffroy,  op.  cit,  p.  229.  —  Phillimore,  Commentaries,  t  III,  p.  419.  —  Gessner, 
Le  droit  des  neutres,  pp.  315  bis  817.  —  Pereis,  Seerecht,  §  54,  VIII,  S.  828.  —  Da- 
gegen H!autefeuille,  Droits  et  devoirs  des  neutres,  t  III,  tit  aII,  eh.  I,  pp.  159  et  s. 

2)  [Das  rassische  Reglement  yom  27.  März  1895  hestimmt  in  seinem  Artikel  15, 
dass  das  Recht,  verdächtige  Schiffe  and  Ladungen  anzuhalten,  zu  durchsuchen  und 
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sehr  alt.  —  Ursprünglich  hatte  das  Geleit,  der  Konvoi,  den  Zweck, 
Handelsschiffe  gegen  Seeräuber  zu  verteidigen  und  zu  schützen.  Mehrere 
Schiffe  taten  sich  zusammen,  um  eine  Admiralschaft  (amiraut^)  zu  bilden; 
sie  wählten  einen  Befehlshaber,  der  den  Titel  Admiral  führte.  Die 
Admiralitätspolice  war  die  Urkunde,  die  die  Bedingungen  dieser  eigen- 
artigen Vereinigung  enthielt.  ^ 

Später  diente  das  Geleit  von  Kriegsschiffen  dazu,  um  den  unter  Be- 
deckung fahrenden  neutralen  Handelsschiffen  die  Durchsuchung  durch  die 
Kriegsparteien  zu  ersparen.  Die  erste  öffentliche  Verlautbarung  dieses 
Schutzmittels  findet  sich  in  der  von  Christine  von  Schweden  am  16.  April  1653 
während  des  englisch -holländischen  Krieges  erlassenen  Verordnung,  die 
aber  nicht  in  Kraft  trat,  weil  alsbald  Friede  geschlossen  wurde. 

Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  wurden  von  der  Admiralschaft 
zu  Amsterdam  in  den  für  de  Ruyter  bestimmten  Instruktionen  vom  3.  Sep- 
tember 1656  angenommen.  Die  holländischen  Generalstaaten  hielten  nicht 
lange  mit  ihrer  Zustimmung  zurück,  und  stellten  schliesslich  am 
26.  Januar  1781  den  Grundsatz  in  klarer  Weise  auf.  Sie  befahlen  ihren 
Kriegsschiffen  und  ihren  Kapern  ausdrücklich,  sich  der  Durchsuchung  geleiteter 
neutraler  Schiffe  stets  zu  enthalten,  wenn  der  Befehlshaber  des  Konvois  die 
Versicherung  abgab,  dass  die  Schiffe  keine  Konterbande  an  Bord  hätten. 

1598.  —  Die  Einrichtung  des  Schutzgeleits  nahm  gegen  Ende  des 
18.  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  grosse  Bedeutung  an.  ^  Die  Dekla- 
ration der  ersten  bewafl&ieten  Neutralität  erwähnt  sie  nicht,  aber  sie  wird 
durch  die  zweite  bewafbete  Neutralität  von  1800  und  seit  1728  bis  auf 
den  heutigen  Tag  durch  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Verträgen  festgestellt 
und  anerkannt. 

1599.  —  Man  liest  in  einem  dieser  Verträge :  „Die  Durchsuchung  ist 
nur  an  Bord  solcher  Schiffe  erlaubt,  die  ohne  Geleit  fahien.  Wenn  sie 
mit  Geleit  reisen,  so  genügt  es,  dass  der  Befehlshaber  des  Konvois  münd- 
lich und  auf  sein  Ehrenwort  versichert,  dass  die  unter  seinen  Schutz  und 
seine  bewaffnete  Bedeckung  gestellten  Schiffe  dem  Lande  angehören,  dessen 
Flagge  er  führt,  und  dass  er,  wenn  die  Schiffe  für  einen  feindlichen  Hafen 
bestimmt  sind,  femer  erklärt,  dass  sie  keine  Kriegskonterbande  an  Bord 
haben" 

Im  allgemeinen  beschränkt  sich  die  Ausübung  des  Durchsuchungsrechts 
auf  die  Entgegennahme  der  Erklärung  des  Konvoi-Befehlshabers  über  diese 
verschiedenen  Punkte.  —  Der  Kreuzer  entsendet  einen  Offizier  an  Bord 
des  geleiteten  Schiffes,  um  sich  die  Versicherungen  geben  zu  lassen. 

Genügt  die  geforderte  Erklärung,  so  enthält  man  sich  jeder  weitem 
Anwendung  des  Dui*chsuchungsrechts. 

1600.  —  Die  Durchsuchung  und  gegebenenfalls  die  Beschlagnahme 
sind  gerechtfertigt,  wenn  der  Konvoi-Befehlshaber  die  Abgabe  der  ge- 
forderten Erklärung  verweigert,  oder  wenn  aus  seiner  Erklärung  hervor- 
geht, dass  eines  der  Schiffe  nicht  zum  Konvoi  gehört,  oder  dass  ein  Fahr- 
zeug im  Begriffe  ist,  einen  Neutralitätsbruch  zu  begehen.^) 


wegzunehmen,  den  Schiffen  der  Kriegsflotte  vorbehalten  ist  Handelsschiffe  dürfen 
es  nur  ausüben:  1.  wenn  sie  yod  feindlichen  oder  verdächtigen  Schiffen  angegriffes 
werden;  2.  wenn  sie  den  vom  Feinde  angegriffenen  russischen  oder  neutralen  Schiffen 
zu  Hilfe  zu  kommen  haben.    (R.  D.  I.  P.,  t.  IV,  Documents,  p.  8).] 

1)  Gessner,  Le  droit  des  neutres,  pp.  318  et  s. 

2)  Gessner,  Le  droit  des  neutres,  cn.  IV,  pp.  818  et  s.  —  Heffter-Geffcken, 
op.  cit.,  §170.  —  Pereis,  Seerecht,  §  66. 

8)  Pereis,  Seerecht^  §  56,  HI. 


Viertes  Bach.    Die  Neatralit&t.    Kap.  5.  797 

Liegt  der  Verdacht  vor,  dass  der  Eonvoi-Befehlshaber  durch  falsche 
Berichte  getäuscht  worden  ist,  so  teilt  man  ihm  die  Verdachtsgrttnde  mit, 
and  er  schreitet  allein  zur  Dui*chsuchung  der  geleiteten  Schiffe. 

1601.  —  England  hat  sich  immer  geweigert,  geleiteten  Schiffen  die 
Befreiung  von  der  Durchsuchung  einzuräumen.  Dies  führte  zu  Kämpfen, 
worüber  die  Geschichte  der  letzten  Jahrhunderte  berichtet.*)  —  Wegen 
des  nnübei-windlichen  Widerstandes  Englands  hat  die  Deklaration  vom 
16.  April  1856  die  Frage  des  Schutzgeleites  mit  Stillschweigen  übergangen. 

Im  dänischen  Kriege  von  1864  haben  die  kriegführenden  Mächte  den 
Grundsatz,  dass  konvo]/ierte  neutrale  Handelsschiffe  von  der  Durchsuchung 
befreit  sein  sollten,  aufgestellt  (Preussisches  Reglement  vom  12.  März 
1864,  Art,  9.  —  Österreichisches  Eeglement  vom  5.  März  1864,  Art.  9 
und  dänisches  Reglement  vom  16.  Februar  1864,  Art.  11.  —  Russisches 
Reglement  von  1869,  §  103  [und  von  1895,  Art.  6].  —  Italienische  Instruk- 
tionen, Art.  10.  —  Französische  Instruktionen  vom  31.  März  1854, 
Art.  14  und  von  1870,  Art.  14.) 

1602.  —  Alle  neuem  Publizisten  Deutschlands  und  Frankreichs  halten 
die  Durchsuchung  geleiteter  Schiffe  für  unzulässig:  so  Bluntschli,  Heffter, 
Gessner,  Ealtenborn,  Eltiber,  G.  F.  v.  Martens,  Pereis,  Cauchy, 
Hautefeuille,  Massö,  Ortolan,  Rayneval  u.  a. 

Hautefeuille,  der  sich  eingehend  über  dieses  Schutzmittel  verbreitet, 
bemerkt:  „Diese  Art,  die  Neutralität  der  Schiffe,  denen  man  begegnet, 
festzusteUen,  ist  meines  Erachtens  viel  zuverlässiger;  sie  bietet  den  Kriegs- 
parteien eine  bessere  Gewähr,  als  es  selbst  die  Durchsicht  der  Schiffs- 
papiere vermöchte." 

Ortolan  drückt  sich  folgendermassen  aus:  „Der  Befehlshaber  des 
Kriegsschiffes  vertritt  seinen  Souverän;  man  muss  ihm  Glauben  schenken, 
wenn  er  erklärt,  dass  sich  an  Bord  der  von  ihm  geführten  Handelsschiffe 
keine  Konterbande  befinde;  es  wäre  eine  Beleidigung  seines  Souveräns, 
wenn  man  seinem  Worte  nicht  trauen  wollte.  Übrigens  bietet  seine  Ver- 
sicherung in  Wirklichkeit  eine  grössere  Bürgschaft,  als  eine  wirkliche 
Durchsuchung"  .'^) 

1603.  —  Die  englischen  Schriftsteller  billigen  die  Haltung  Englands. 
Sie  übergehen  zumeist  die  Praxis  der  übrigen  Staaten  und  die  Ansicht 
der  Schriftsteller  anderer  Länder  mit  Stillschweigen.  Sie  betrachten  das 
Geleitsrecht  als  etwas  Aussergewöhnliches,  das  nur  eine  Umgehung  des 
Durchsuchungsrechts  der  Kriegsparteien  bezwecke.  —  Phillimore  be- 
schränkt sich  darauf  ein  von  Stowel  gesprochenes  Urteil  anzuführen.  — 
Der  Amerikaner  Wheaton  folgt  der  Ansicht  Phillimore's  nach.^) 

1604.  —  Ist  es  neutralen  Schiffen  gestattet,  sich  von  Kriegsschiffen 
einer  Kriegspartei  geleiten  zu  lassen?  —  Wheaton  bejaht  dies.   Gessner 


1)  [Während  des  Krieges,  der  Dach  dem  amerikanischen  Unabhängigkeitskampfe, 
Frankreich,  Spanien  und  England  entzweite,  wurde  die  Frage  des  üeleitsrechtes 
zwischen  Frankreich  und  Holland  lebhaft  erörtert;  langwierige  Unterhandlungen 
wurden  gepflogen,  um  die  Vereinigten  Niederlande  zu  bewegen,  ihre  für  Frankreich 
bestimmten  Handelsschiffe  mit  Hanf^  Bau-  und  Mastwerk  unter  Bedeckung  reisen  zu 
lassen.  Holland  gab  endlich  nach.  England  wollte  am  81.  Dezember  1779  den  Konvoi 
des  Admirals  de  Byland  durchsuchen;  als  dieser  sich  dagegen  widersetzte,  griff  man 
die  holländische  Flotte  an  und  nahm  sie  weg.  (S.  über  alle  diese  Fragen,  Paul 
Fauchille,  La  diplomatie  fran^aise  et  la  ligue  des  nentres  de  1780,  pp.  74—208.)! 

2)  Hautefeuille,  Droits  et  devoirs  des  nations  neutres,  t.  III,  tit.  XI,  eh.  III, 
p.  112  ä  155.  —  Ortolaln,  op.  cit,  11,  p.  171. 

3)  Phillimore,  Commentaries,  t  III,  p.  485.  —  Wheaton,  Elements,  t.  II, 
pp.  186  et  s. 
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wendet  sich  mit  Entschiedenheit  dagegen;  er  meint,  dass  der  Neutrale, 
der  sich  unter  den  Schutz  einer  Kriegspartei  stelle,  gegen  das  Durch- 
suchungsrecht  Verstösse. 

.Die  andere  Kriegspartei  hat  keine  Gewähr  dafür,  dass  die  Handels- 
schiffe, die  unter  Bedeckung  des  Feindes  fahren,  keine  Konterbande  führen 
oder  nicht  beabsichtigen,  in  anderer  Weise  ihre  Neutralitätspflichten  zu 
verletzen.    Eine  solche  Absicht  muss  geradezu  vermutet  werden. '^^) 


Dritter  Abschnitt. 
Sanktion  des  Besichtigungs-  und  Durchsuchungsrechts. 

1605.  —  Jedes  Handelsschiff,  das  sich  der  Durchsuchung  tätlich  wider- 
setzt oder  das  Anstalten  zum  Widerstände  trifft,  läuft  Gefahr,  konfis- 
ziert zu  werden. 

Alle  Staaten  haben  diesen  Grundsatz  anerkannt;  er  wird  in  ihren 
Gesetzgebungen  wiederholt  bestätigt  (englische  Verordnungen  von  1664 
und  1672.  —  Spanische  Verordnung  von  1689).  —  Die  französische 
Marineordonnanz  von  1681  bestimmt  in  Artikel  12:  „Jedes  Schiff  wird 
gute  Prise,  wenn  es  sich  widersetzt  oder  kämpft^  (No.  1404). 

Ist  schon  ein  einfacher  Widerstand  gegen  die  Durchsuchung  hinreichend, 
um  die  Konfiskation  zu  begründen?  —  Oder  sind  Gewalttätigkeiten  er- 
forderlich? —  Nach  der  Staatenpraxis  scheint  schon  der  einfache  Wider- 
stand zu  genügen. 

Welche  Gegenstände  unterliegen  der  Konfiskation?  Nach  englischer 
Praxis  ergreift  die  Konfiskation  nicht  nur  das  Schiff,  sondern  auch  die 
ganze  Ladung,  wenn  diese  dem  Eigentümer  des  Schiffes  oder  dem  Kapitän 
gehört. 

Die  neuem  deutschen  Publizisten  und  die  Mehrzahl  der  französischen 
Schriftsteller  sind  darüber  einig,  dass  nur  das  Schiff  konfisziert  werden 
dürfe.  Diese  Ansicht  ist  richtig,  wenn  man  nicht  nachweisen  kann,  dass 
der  Eigentümer  der  Ladung  den  Widerstand  veranlasst  oder  doch  mit 
verschuldet  hat.^) 


Sechstes  Kapitel. 


Blockade.») 

1606.  —  Unter  Blockade  versteht  man  die  durch  die  Streitkräfte 


1)  Oessner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer,  p.  330.  —  Pereis,  Seerecht,  §  56,  VUL 

2)  Ortolan,  op.  cit,  t.  II,  p.  260.  —  Qessner,  op.  cit,  p.  335.  —  [Wahrend  des 
spaDisch- amerikanischen  Krieges  sind  sehr  eingehende  Instruktionen  über  die  Aus- 
übung des  Durchsuchnngsrecuts  von  Spanien  (am  24.  April  1898)  erlassen  worden 
(R.  D.  I.  F.,  t  V,  Documents,  p.  7).  S.  aucli  die  amerikanischen  Instruktionen  vom 
20.  Juni  1898)  (R.  D.  1.  P.,  t.  V,  Documents,  p.  12).] 

8)  Wir  haben  bei  der  Darstellung  der  Blockade  die  vortretTliche  Arbeit  Paul 
Fauchille^s,  Du  blocus  maritime,  in  weitgehendem  Masse  benutzt  und  freuen  uns, 
dem  gelehrten  Verfasi^er  gegenüber  unsere  Verbindlichkeit  anzuerkennen.  —  Siehe 
auch  die  oben  vor  Buch  IV  angefahrten  Werke. 
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eines  Staates  bewirkte  und  durchgeführte  Unterbrechung  jeglichen  Verkehrs 
zwischen  den  Ettsten  oder  den  Häfen  eines  andern  Staates  und  dem 
offenen  Meere. 

Die  Blockade  von  Handelshäfen  bezweckt  den  Handel  des  Gegners  zu 
Grunde  zu  richten  oder  ihn  wenigstens  zeitweilig  zu  unterbinden  und  den 
Feind  durch  Hungersnot  zu  bezwingen.    Ist  dieses  Eriegsmittel  erlaubt? 

Lehrmeinung  und  Praxis  bejahen  diese  Frage. 

Insoweit  das  Verhältnis  zwischen  den  Eriegsparteien  selbst  in  Betracht 
kommt,  ist  die  Blockade  eine  weniger  harte  Massregel,  als  die  andern 
gebräuchlichen  und  allseitig  anerkannten  Eriegsmittel.  —  Die  Blockade 
ist  ein  Eriegsmittel,  das  geeignet  ist,  die  Macht  des  Gegners  ohne  Blut- 
vergiessen  zu  brechen  und  ohne  die  furchtbaren  Eatastrophen,  die  alle 
Seeschlachten  begleitet  haben  und  die  bei  der  Anwendung  von  Torpedos 
und  andern  Zerstörungsmitteln  in  den  Zukunftskriegen  nur  noch  ent- 
setzlicher und  grauenvoller  werden. 

Zweck  der  Blockade  ist,  die  Widerstandskraft  des  Feindes  zu  ver- 
ringern. 

Ein  Eriegsmittel,  das  den  Feind  der  Möglichkeit  beraubt,  einen  er- 
heblichen Teil  seiner  Hilfsquellen  wieder  aufzufrischen  und  zu  ergänzen, 
muss  als  rechtmässig  angesehen  werden. 

Die  Seeblockade  ist  daher  ein  Angriffsmittel,  das  ebenso  erlaubt  ist, 
wie  eine  Eriegshandlung,  die  auf  Vernichtung  der  militärischen  Streitkräfte 
des  Gegners  abzielt. 

Es  ist  schwer  verständlich,  dass  gewisse  Anhänger  der  Blockade 
Gegner  der  Wegnahme  des  feindlichen  Privateigentums  im  Seekriege  sein 
können.  —  Wenn  es  zulässig  und  erlaubt  ist,  den  Feind  ^urch  Blockade 
auszuhungern,  und  seinen  Widerstand  dadm*ch  zu  brechen,  dass  man  ihm 
die  von  den  Neutralen  zugejfuhrten  Lebensmittel  und  Waren  vorenthält, 
warum  sollte  es  unzulässig,  verboten  und  zwecklos  sein,  ihn  durch  Weg- 
nahme der  ihm  selbst  gehörenden  Lebensmittel  und  Waren  auszuhungern? 
—  Wenn  die  Blockade  im  Seekiiege  ein  hervorragendes  Mittel  ist,  um 
einen  Erfolg  zu  erzielen  und  die  Wiederherstellung  des  Friedens  zu  be- 
schleunigen, (Gessner,  S.  168)  warum  sollte  die  Wegnahme  der  feindlichen 
Habe  ein  unwirksames  Mittel  sein?  —  Der  Widerspruch  zwischen  diesen 
beiden  Anschauungen  tritt  noch  schärfer  hervor,  wenn  man  bedenkt,  dass 
die  Erbeutung  feindlichen  Eigentums  auf  dem  Meere  nur  dem  Gegner 
schaden  kann,  während  die  Blockade  sowohl  dem  Feinde  als  auch  dem 
am  Eriege  unbeteiligten  Neutralen  nachteilig  ist.    (No.  1328.) 

1607.  —  Die  Blockade  schädigt  die  Neutralen  mittelbar  insofern,  als 
sie  ihre  Handelsfreiheit  schmälert.  Trotz  dieser  unleugbaren  Folge  wäre 
68  falsch,  die  Blockade  als  ein  unrechtmässiges  Eriegsmittel  deshalb  zu 
verbieten,  weil  sie  die  Unabhängigkeit  der  Neutralen  verletzt.  Jeder 
Krieg  müsste  sonst  unerlaubt  sein,  denn  der  Erieg  hemmt  notwendiger- 
weise den  Handel  der  Eriegsparteien  und  wirkt  dadurch  auch  stets  auf 
den  Handel  der  Neutralen  sch^igend  zurück. 


Erster  Abschnitt. 

Rechtliche  Natur  der  Blockade. 

1€08.  —  Ist  die  Blockade  als  ein  rechtmässiges  Eriegsmittel  anzu- 
sehen, so  fragt  es  sich  weiter,  worauf  sich  das  Verbot  des  Verkehrs  mit 
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blockierten  Häfen  gründet?  Lässt  es  sich  ans  den  Bechten  der  Kriegs- 
Parteien  ableiten,  oder  ist  es  eine  Folgemng  ans  dem  Nentralitätsrechte  imd 
stellt  es  sich  als  die  Erfüllung  der  Pflicht  der  Neutralen  dar,  sich  solcher 
Handlungen  zu  enthalten,  die  einen  oder  beide  (Gegner  begünstigen 
könnten?  Diese  Frage  ist  wichtig,  denn  sie  tührt  zu  andern  Ergebnissen, 
je  nachdem  man  sie  in  dem  einen  oder  andern  Sinne  beantwortet. 

Die  englischen  Schriftsteller  geben  sich  keine  Mühe,  das  Blockade- 
recht auf  eine  wissenschaftliche  Grundlage  zu  stellen.  Von  yomhereiA 
dazu  geneigt,  die  Entscheidungen  der  englischen  Prisengerichte  als  die 
Offenbarung  des  allgemeinen  Bechts  anzusehen,  beschränken  sie  sich 
darauf,  das  Blockaderecht  auf  diese  Entscheidungen  zu  stützen.  „Die 
Wissenschaft  und  die  grossen  Interessen  der  christlichen  Zivilisatioii 
haben  für  die  englischen  Publizisten,  soweit  das  Seerecht  in  Frage 
kommt,  immer  nur  eine  nebensächliche  Bedeutung  gehabt;  ihre  Haupi- 
sorge  ist  es,  die  Ansprüche  ihres  Vaterlandes  auf  diesem  Bechtsgebiete 
zu  verteidigen.  Selbst  die  angesehensten  neuern  Publizisten  wie  Wild- 
man,  Oke  Manning,  James  Beddie  und  Phillimore  weisen  zur  Er- 
klärung des  Blockaderechts  lediglich  auf  die  Praxis  Grossbritanniens  hin". 
(Gessner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer,  p.  165). 

Die  Mehrzahl  der  deutschen  Publizisten  erkennt  die  Eriegsnot- 
wendigkeit  als  die  Gi-undlage  der  Blockade  an:  „Die  Notwendigkeit,  den 
Neutralen  den  Handelsverkehr  mit  blockierten  Häfen  zu  verbieten,  ist  von 
den  Mächten  immer  anerkannt  worden,  sie  hat  von  keiner  Seite  zu  Be- 
schwerden von  irgend  welcher  Bedeutung  geführt.  Die  Notwendigkeit« 
den  Eriegsparteien  ein  solches  Recht  einzuräumen,  ist  also  hinreichend  nach- 
gewiesen; diese  Tatsache  und  die  geschichtliche  Sanktion,  die  das  Blockade- 
recht erlangt  hat,  genügen,  um  ihm  eine  feste  Grundlage  zu  geben.*' ^) 

Einige  französische  Schriftsteller  betrachten  das  den  Neutralen  auf- 
erlegte Verbot,  mit  blockierten  Häfen  zu  verkehren,  als  eine  Folge  der 
Erorberung  des  feindlichen  Wassergebietes  (Hautefeuille)  oder  der 
militärischen  Besetzung  eines  Meeresteiles  oder  des  juristischen  Besitzef 
ad  interdicta,  den  die  Flotte^  der  Eiiegspartei  ausübe  (Ortolan,  Brecher 
de  la  Fläch öre).  Die  Theorie  von  Hautefeuille  ist,  wie  Geffckeu 
sagt,  unhaltbar.  —  Die  beiden  andern  sind  nicht  besser,  s) 

Galiani  erblickt  im  Blockaderecht  gewissermassen  einen  Ausgleich 
zwischen  den  Bechten  der  Eriegsparteien  und  denen  der  Neutralen.*) 

1609.  —  Mit  Fauchille  muss  man  unseres  Dafürhaltens  annehmen, 
dass  das  Blockaderecht  eine  natürliche  Folge  des  Bechtszustandes  der 
Neutralität  und  der  den  Neutralen  obliegenden  Pflicht  ist,  sich  jeder  Ein* 
mischung  in  die  Eriegsuntemehmungen  zu  enthalten«  Neutrale,  die  es 
unternehmen,  einem  blockierten  Platze  Lebensmittel  und  sonstige  Waren 
zuzutühren,  stören  und  beeinträchtigen  offenbar  die  Vorkehrungen  und 
Anstalten  der  blockierenden  Eriegspartei.  —  Im  Landkriege  wird  man 
aber  den  Versuch,  Lebensmittel  in  einen  befestigten  oder  eingeschlossenen 
Platz  hineinzubringen,  doch  wohl  als  Neutralitätsbmch  ansehen.^) 

Diese  Ansicht  führt  zu  nachstehenden  Folgerungen:  —  Das  Verkehrs- 


1)  Qessner,  Droits  des  neutres  sur  mer,  p.  168. 

2)  Hautefeuille,  De»  droits  et  des  deyoirs  des  neutres,  t  II,  tit  DLim.  1.. 
et  s.  —  Ortolan,  Diplomatie  de  la  mer,  1 11,  pp.  293,  295.  —  Brocher  de  la  Flfeh^re. 


Les  principes  naturels  du  droit  de  la  guerre,  R.  D.  L,  t  V,  p.  875.   —   Geffcken- 
Hemer,  op.  cit.,  §  154,  Anm.  2. 

8)  Galiani,  Dei  doveri  dei  principi  neutrali  etc.,  eh.  IX,  §  2. 

4)  Fauchille,  Du  blocns  maritime,  p.  20. 
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verbot  tnfft  alle  Neutralen  in  demselben  Masse  und  Umfange,  denn  der 
Begriff  der  Neutralität  verträgt  weder  Einschränkungen  noch  Ausnahmen. 

—  Der  Blockadebruch  hat  die  Verwirkung  der  Neutralität  zur  Folge.  — 
Wer  die  Blockade  bricht,  verliert  den  Anspruch  auf  die  Vorrechte  der 
Neutralen,  aber  er  kann  die  den  Eriegsparteien  eingeräumten  Bechte  fordern. 

—  Die  Blockade  ist  anzuzeigen,  denn  man  kann  nicht  gezwungen  werden, 
eine  unbekannte  Pflicht  zu  erfüllen.  —  Die  Blockade  muss  wirklich, 
effektiv,  sein;  denn,  wenn  die  Neutralen  die  Angriffsmassregeln  der  Kiiegs- 
parteien  achten  sollen,  so  ist  es  auch  nötig,  dass  der  blockierte  Hafen, 
derart  angegriffen  und  eingeschlossen  wird,  dass  der  Zugang  von  der  See- 
seite her  gehemmt  ist. 

1610.  —  Die  Rechtsanschauung  der  deutschen  Schriftsteller  führt  zu 
durchaus  entgegengesetzten  Bchltlssen.  —  Erblickt  man  die  Grundlage  der 
Blockade  in  den  Interessen  der  Eriegsparteien,  so  lässt  man  der  Willkür 
freien  Lauf  und  unterwirft  die  friedlichen  Nationen  den  Launen  der  krieg- 
führenden Staaten.  Steht  diesen  aber  allein  das  Drteil  über  ihre  Bedürf- 
nisse zu,  so  werden  sie  auch  allein  die  Mittel  zu  deren  Befriedigung 
bestinunen.  —  Es  kann  in  ihrem  Interesse  liegen,  nur  einzelnen  neutralen 
Mächten  den  Verkehr  mit  den  blockierten  Häfen  zu  untersagen,  während 
sie  den  andern  den  Handel  mit  diesen  Häfen  erlauben  (russisches  Regle- 
ment von  1869,  §  100).  —  Der  Blockadebruch  ist  die  Verletzung  eines 
Gesetzes  einer  Kriegspartei.  Diese  wird  gegen  die  Blockadebrecher 
Strafen  im  eigentlichen  Sinne  und  sogar  schwere  Strafen  aussprechen 
können.  —  Die  Kriegspartei  kann,  wenn  es  ihre  Interessen  zu  gebieten 
scheinen,  zur  Scheinblockade  schreiten  und  das  ganze  Gebiet  des  Gegners 
tttr  blockiert  erklären,  ohne  auch  nur  hinreichende  Streitkräfte  zur  Stelle 
zu  haben,  um  den  Zugang  zu  diesem  Gebiete  wirksam  abzusperren.^) 

1611.  —  Die  Wissenschaft  und  die  Staatenpraxis,  das  theoretische 
und  das  vertragsmässige  Recht  kennen,  (wir  vermeiden  den  Ausdruck 
billigen),  drei  Arten  der  Blockade:  1.  die  Schein-  oder  Papierblockade 
(le  blocus  fictif,  sur  papier) ;  man  versteht  hierunter  die  Blockade,  die  ein 
kriegführender  Staat  über  Häfen,  Küsten  und  Gestade  seines  Gegners 
durch  eine  den  neutralen  Mächten  erstattete  Anzeige  oder  durch  eine 
einfache  allgemeine  Erklärung  zu  verhängen  vermeint.  Diese  Blockadeart 
wurde  von  England  bevorzugt;  —  2.  die  Kreuzerblockade  (le  blocus 
I>ar  croisiire);  sie  besteht  in  der  Überwachung  gewisser  Küstenstriche 
durch  hin-  und  herfahrende  Kreuzer,  die  eine  bestimmte  Strecke  beobachten 
und  durchsuchen;  —  3.  die  wirkliche,  effektive  Blockade  (le  blocus  r^l, 
effectiv);  sie  besteht  darin,  dass  das  Ein-  und  Auslaufen  in  und  aus  Häfen 
durch  einen  Kreis  von  Schiffen,  die  nahe  genug  bei  einander  und  in  an- 
gemessener Entfernung  von  diesen  Häfen  liegen,  verhindert  wird.    Als 

1)  Die  Blockade  lastet  schwer  auf  dem  Handel  der  neutraleu  Machte.  ~  Als  die 
Nordstaaten  von  Amerika  1861  die  Häfen  der  konfoderierten  Südstaaten  blockierten, 
wurde  der  franzosische  Handel  empfindlich  getroffen.  Frankreich,  das  j&hrlich 
700000  Ballen  Baumwolle  yerbranchte,  konnte  1861  nur  32  980  Ballen  aus  Amerika 
beziehen.  England  litt  noch  mehr.  Der  Preis  der  Baumwolle  verdoppelte  sich,  und 
die  Arbeitstage  wurden  auf  drei  in  der  Woche  beschränkt  (Prevost  et  Pecquet,  Le 
blocus  americain).  Umgekehrt  führt  die  Blockade  zuweilen  auch  zu  sonderbareu 
Erscheinungen  im  Wirtschaftsleben.  Die  Nation,  deren  Handel  gestört  wird,  trachtet 
danach,  ihre  Bedürfnisse  selbst  zu  befriedigen  und  schafft  Industriezweige,  um  die 
Waren,  die  infolge  der  Blockade  nicht  mehr  eingeführt  werden,  zu  ersetzen.  So  z.  B. 
rief  die  Kontinentalsperre  in  Nordeuropa  die  Gründung  zahlreicher  Kattunfabriken 
hervor.  Aus  dieser  Zeit  stammt  auch  der  Anbau  der  Färberröte  und  des  Färberwaids, 
die  die  CocheniUe  und  das  Indigo  ersetzen,  sowie  der  Anbau  der  Runkelrübe,  die  an 
Stelle  des  Zuckerrohrs  getreten  ist  (Fanchille,  op.  cit,  pp.  14  et  18). 
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Folgerung  und  notwendige  Ergänzung  ergibt  sich  bei  der  Papierblockade 
noch  das  Präventionsrecht  (droit  de  Prävention)  und  das  Becht  der 
Nacheile  oder  das  Verfolgungsrecht  (droit  de  snite).  —  Das  Pr&- 
ventionsrecht  besteht  in  der  von  einigen  Kriegführenden  behaupteten 
Befugnis,  jedes  Schiff,  das  nach  einem  für  blockiert  erklärten  Hafen  segelt 
oder  das,  trotz  Kenntnis  der  Blockade,  seine  Fahrt  nach  dem  blockierten 
Ort  fortsetzt,  wegen  Blockadebruchs  zu  beschlagnahmen.  Das  Becht  der 
Nacheile  ist  die  vermeintliche  Befugnis,  ein  Schiff,  das  aus  einem  für 
blockiert  erklärten  Hafen  ausläuft,  zu  verfolgen  und  es  abzufangen,  bevor 
es  seinen  Bestimmungshafen  erreicht  hat. 


Zweiter  Abschnitt. 
Qeschichtliches. 

1612.  —  Die  Blockade  ist  erst  sehr  spät  im  Völkerrechte  und  in  der 
Staatenpraxis  in  die  Erscheinung  getreten.  —  Vor  dem  16.  Jahrhundert 
war  die  Errichtung  einer  Blockade  unmöglich  und  zwecklos,  wie 
Fauchille  sagt  (op.  cit.,  p.  2).  —  Sie  war  unmöglich,  denn  vor  dem  16. 
Jahrhundert  besassen  die  Staaten  nur  kleine  Schiffe,  die  nur  Geschütze 
von  unbedeutender  Tragweite  ftihrten.  —  Sie  war  zwecklos,  denn  der 
Stillstand  des  Handelsverkehrs  mit  dem  Feinde  konnte  durch  wii'ksamere 
und  einfachere  Mittel  erreicht  werden. 

Im  Altertume  kannte  man  den  Begriff  der  Neutralität  nicht.  Wer  nicht 
ein  Bundesgenosse  war,  war  ein  Feind.  —  Dieselben  Anschanongra 
herrschten  im  Mittelalter. 

1613.  —  Im  16.  Jahrhundert  kamen  die  kriegfahrenden  Staaten  zum 
ersten  Male  auf  den  Gedanken,  eine  Blockade  zu  errichten,  die  es  ihnen 
eimöglichte,  dem  Feinde  jeden  Handelsverkehr  mit  neutralen  Nationen 
abzuschneiden.  —  Im  Jahre  1584  erklärten  die  Holländer,  während  ihres 
Krieges  gegen  Spanien,  alle  flandrischen  Häfen  fflr  blockiert,  obwohl  sie 
keine  Schiffe  vor  diesen  Häfen  hielten.  Diese  Scheinblockade  wurde  durch 
die  Ordonnnanzen  vom  4.  April  und  4.  August  1586,  vom  9.  August  1622> 
vom  21.  März  1624  und  durch  das  Edikt  vom  26.  Juni  1630  0  ^^^ 
neuem  bekannt  gemacht.  —  Im  Jahre  1652  und  1666  erklärte  Holland 
alle  Kasten  Grossbritanniens  und  die  seiner  Kolonien  fiLr  blockiert.  — 
Am  14.  April  1672  und  am  11.  April  1673  erliess  es  eine  ähnliche  Mass- 
regel  gegen  Frankreich. . —  Spanien  erklärte  im  Jahre  1663  trotz  des 
Einspruchs  der  (reneralstaaten  sämtliche  portugiesische  Häfen  fQr  blockiert. 

Etliche  Verträge  hatten  indessen  schon  damals  gefordert,  dass  die 
Blockade  eine  wirkliche  sein  müsse,  urbibus  et  locis  ab  una  alterave  paite, 
obsidione  juxta  realiter  cinctis  etc.  (Holländisch -schwedischer  Vertrag 
vom  16.  Juli  1667,  Art.  7.  —  Englisch-holländischer  Vertrag  vom  1.  De- 
zember 1674,  Art.  4.) 

1614.  —  Durch  den  Vertrag  von  Whitehall  vom  22.  August  1689 
nahmen  England  und  HoUand,  die  beiden  grössteu  Seemächte  der  damaligen 
Zeit,  für  sich  das  Becht  in  Anspruch,  durch  eine  einfache  Bekanntmachung 

1)  Dies  Edikt  ist  berühmt,  weil  es  die  erste  öffentliche  Urkunde  ist,  die  die 
Bedingungen  einer  Blockade  festsetzt,  und  weiterhin  wegen  der  Yorzuglichen  Er- 
läateruDgen,  die  Bynkershoek  in  seioen  Quaestiones  juris  pablici,  üb.  I,  eh.  IV» 
dazu  gab.  —  Oessner  teilt  es  in  seiner  Schrift  p.  175  mit 
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an  die  Neutralen  eine  strenge  Blockade  Aber  sämtliche  französischen  Küsten 
zu  verhängen.  Artikel  3  dieses  Vertrages  erklärte  dies  feierlich  nnd  sehr 
ausdrücklich.  —  Die  Bestimmungen  blieben  nicht  auf  dem  Papiere,  sie 
kamen  im  Laufe  des  Krieges  zur  Ausführung.  Die  Neutralen,  die  sich 
durch  dies  Vorgehen  beunrohigt  fühlten,  erhoben  hiergegen  Verwahrungen 
(No.  1512). 

1615.  —  Das  vertragsmässige  Recht  suchte  den  Grundsätzen  der 
Billigkeit  zum  Siege  zu  verhelfen.  —  Mehrere  Verträge  des  18.  Jahr- 
hunderts forderten  für  die  Blockade  die  wirkliche  Einschliessung  der  für 
blockiert  erklärten  Häfen.  Einige  gingen  sogar  soweit,  die  ZaU  der  für 
die  Blockade  eines  Hafens  erforderlichen  Schiffe  festzusetzen. 

Die  Praxis  kam  den  Bestimmungen  dieser  Verträge  nicht  nach. 
Während  des  siebenjährigen  Krieges  blieb  England  (im  Jahre  1756)  seinen 
alten  Uberlieferongen  treu.  In  der  Absicht,  die  Holländer  zu  hindern, 
den  im  Frieden  den  französischen  Schiffen  vorbehaltenen  Handelsverkehr 
zwischen  den  französischen  Kolonien  und  dem  Mutterlande  zu  vermitteln 
(No.  1534),  erklärte  England,  wiederum  durch  eine  eiofache  Bekannt- 
machung, alle  französischen  Häfen  für  blockiert.  Seine  Kreuzer  brachten 
eine  grosse  Zahl  holländischer  Schiffe  auf.  —  Die  Generalstaaten  ver- 
wahrten sich  aufs  nachdrücklichste.  —  England  gab  die  beschlagnahmten 
Schiffe  zurück.  Diese  Bückerstattung  war  aber  nur  eine  aussergewöhn- 
liehe  Vergünstigung.  —  Die  britische  Regierung  beeilte  sich,  zu  verkünden, 
dass  in  Zukunft  jedes  Schiff,  das  eine  erklärte  Blockade  zu  brechen  ver- 
suchen sollte,  weggenommen  nnd  konfisziert  werden  würde. 

Um  sich  wegen  der  Hilfe,  die  die  Eegierung  Ludwigs  XVI.  den  auf- 
ständischen amerikanischen  Kolonien  geleistet  hätten,  zu  rächen,  verhängte 
Grossbritannien  im  Jahre  1775  wieder  eine  Papier-  oder  Kabinettsblockade 
über  Frankreich.  —  James  Mariot,  der  Eichter  des  britischen  Admira- 
litätsgerichtes sagte  1780:  „Vermöge  seiner  natürlichen  geographischen 
Lage  betrachtet  Grossbritannien  alle  Häfen  Spaniens  und  Frankreichs  für 
blockiert,  dieser  Anspruch,  der  sich  auf  die  Beherrschung  der  Meere 
gründet,  ist  stets  erneuert  worden.  Grossbritannien  ist  berechtigt,  seine 
Lage  wie  ein  Geschenk,  das  die  Vorsehung  ihm  bescbieden  hat,  aus- 
zunutzen.^ 1) 

1616.  —  Gegen  diese  unerhörten  Anmassungen  richtete  sich  der  Bund 
der  Seestaaten.  Nach  langen  Unterbandlungen  mit  Dänemark  und 
Schweden^  erliess  Katharina  II.,  Kaiserin  von  Bussland,  die  berühmte 
Deklaration  vom  28.  Februar  1780,  worin  sie  ihren  Entschluss  bekundete, 
der  Neutralität  ihrer  Flagge  mit  Gewalt  Achtung  zu  verschaffen.  (No.  1514 
u.  ff.).  —  Paragraph  4  verfügt,  dass  nur  der  Hafen  als  blockiert  aner- 
kannt werde,  zu  dem  die  Einfahrt  wegen  der  „nahe  genug  herangeführten 
und  festliegenden''  Schiffe  der  angreifenden  Macht  mit  augenscheinlicher 
Gefahr  verbunden  ist.  —  Diese  klare  Begriffsbestimmung  der  Blockade 
beseitigt  die  durch  blosse  Erklärung  verhängte  Papierblockade,  desgleichen 
auch  die  Kreuzerblockade.  —  Dänemark  erliess  am  8.  Juli  eine  ähnliche 
Erklärung.  Es  folgten  dann  am  9.  Juli  und  am  1.  August  Verträge 
zwischen  Bussland,  Schweden  und  Dänemark. 

So  wurde  im  Jahre  1780  der  Bund  der  bewaffiieten  Neutralität  ge- 
schlossen. —  Die  meisten  europäischen  Staaten  traten  der  Deklaration 


1)  GalTO,  op.  cit,  t  V,  li^re  V,  sect  II,  $§  3909-29U. 

2)  Fanchilie,  La  dfplomatie  fran^se  et  la  ligue  des  neotres  de  1780,  pp* 
974  et  8. 
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yom  Februar  1780  bei  (No.  863).  Der  Begriff  der  Blockade,  wie  er  in 
der  russischen  Deklaration  gegeben  ist,  wurde  in  den  Verträgen  Tom 
11.  Januar  1787  zwischen  Frankreich  und  Eussland  (Art.  27)  und  zwischen 
Bussland  und  dem  Eönigieiche  der  beiden  Sizilien  (17.  Januar  1787, 
Art.  18)  wiederholt. 

1617.  —  Als  die  französische  Revolution  ausbrach,  ordnete  England 
die  Beschlagnahme  aller  neutralen  Schiffe,  die  für  einen  französischen 
Hafen  bestimmt  waren,  an.  Dies  kam  in  Wirklichkeit  der  Verhängung 
einer  Blockade  über  die  ganze  französische  Küste  gleich.  „Frankreich, 
so  sagte  Pitt,  muss  von  der  Handels  weit  abgesondert  und  so  behandelt 
werden,  als  ob  es  nur  eine  einzige  Stadt  und  einen  einzigen  Hafen  hätte 
und  als  ob  dieser  Platz  zu  Land  und  zu  Wasser  blockiert  und  ansge- 
hungei-t  werde". 

Unter  den  Seestaaten  befand  sich  Dänemark  zunächst  allein,  um  den 
Anmassungen  Englands  entgegenzutreten.  Später  vereinigte  sich  Schweden 
mit  Dänemark  und  erneuerte  am  27.  März  1794  mit  ihm  die  Abmachnngen 
der  bewaffneten  Neutralität  von  1780.  —  Die  Verwahrungen  dieser  beiden 
Staaten  führten  auch  Bussland  und  Preussen  zusammen,  und  am  16.  und 
18.  Dezember  1800  wurde  ein  neuer  Vertrag  der  bewaffneten  Neutralität 
von  den  genannten  Mächten  unterzeichnet.  Art.  3  dieses  Vertrages  ver- 
langte die  Wirklichkeit  „effectivit^^  der  Blockade  wie  im  Jahre  1780. 

1618.  —  England  traf  seine  Vorkehrungen,  um  das  neue  Bündnis  der 
Neutralen  zu  sprengen.  Es  beschoss  Kopenhagen  und  brachte  die  dänische 
Flotte  am  2.  April  1801  auf.  (No.  1518).  —  In  dem  Vertrage,  den  Gross- 
britannien alsdann  am  17.  Juni  1801  mit  Bussland  abschloss,  schien  es 
die  von  den  Nordstaaten  verfochtenen  Grundsätze  zuzulassen.  Es  er* 
kannte  an,  dass  ein  Hafen  nur  solange  blockiert  sei,  als  sich  vor  dessen 
Einfahrt  wirkliche  Streitkräfte  befanden.  Statt  aber  auch  zu  bestimmen, 
dass  diese  Streitkräfte  aus  festliegenden  ^jUnd''  nahe  genug  herangeführten 
Schiffen  bestehen  miissten,  gelang  es  ihm,  das  verbindende  „und"  in  ein 
trennendes  „oder^  umzuwandeln.  Die  Wichtigkeit  der  Unterscheidung 
„und^  von  „oder^  liegt  auf  der  Hand,  so  sagt  Geffcken.  —  Auf  diese 
Weise  war  Grossbritannien,  wenn  es  eine  Blockade  erriditen  wollte, 
nicht  gezwungen,  „festliegende"  Schiffe  zu  halten.  Mit  andern  Worten, 
Kreuzerblockaden  waren  für  Neutrale  ebenso  rechtsverbindlich,  wie  wirk- 
liche Blockaden.^) 

1619.  —  Während  der  langwierigen  Kämpfe  mit  Napoleon  I.  machte 
England  stets  von  der  Scheinblockade  Gebrauch.  —  Am  28.  Juni  1803 
erklärte  es  die  Elbemündung,  am  26.  Juli  1803  die  Wesermündung  und 
am  9.  August  1804  die  fi*anz6sischen  Nordseehäfen  für  blockiert.  —  Am 
16.  Mai  1806  erklärte  eine  Verordnung  des  Geheimen  Rats  (order  in 
Council),  aUe  Häfen,  alle  Flüsse  und  die  ganze  Küste  von  der  Elbe  bis 
nach  Brest  in  Blockadezustand,  mit  der  Massgabe,  dass  „besagte  Häfen, 
Küsten  und  Flüsse  als  bereits  blockiert  anzusehen  seien^. 

Eine  so  unbiUige  Anordnung  musste  Napoleon  zu  Bepressalien  reizen. 
—  Das  Berliner  Dekret  vom  21.  November  1806  war  die  Antwort  auf 
die  Verordnung  vom  16.  Mai.  —  Dieses  Dekret  leitete  ein  System  von 
Massregeln  ein,  das  unter  der  Bezeichnung  der  Kontinentalsperre  berühmt 
geworden  ist.^ 

1)  Calvo,  op.  cit.  t.  V,  liv.  V,  sect  II, §§  2915—8918.  —  Geffcken-Heffter, 
op.  cit,  §  156  ADm.  2.  —  Qesdner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer,  p.  178. 

2)  Die  KontiDeDtalsperre,  die  viele  Schriftsteller  Napoleon  I.  zum  Vorwurfe 
gemacht  haben,  war  nur  die  £rwideruDg  auf  einen  AngrifT  derselben  Art.     Die  von 
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Artikel  1  des  Dekrets  erklärte  die  britischen  Inseln  fbr  blockiert,  die 
übrigen  Bestimmungen  zogen  die  Folgerungen  aus  dieser  neuen  Sachlage. 
Es  leuchtet  ein,  dass  es  sich  um  eine  fiktive  Blockade  handelte.  Aber 
aufrichtiger  als  die  englische  Regierung,  suchte  Napoleon  ihr  nicht  den 
Anschein  einer  wii-klichen  Blockade  zu  geben. 

In  der  Begründung  des  Dekrets  erklärte  Napoleon  unzweideutig, 
dass  er  beabsichtige,  gegen  England  die  Gebräuche  in  Anwendung  zu 
bringen,  die  Grossbritannien  in  seiner  Seegesetzgebung  niedergelegt  habe.^) 

—  Mit  der  Blockade,  sollte  zwar  das  Präyentionsrecht  verbunden  sein, 
aber  von  dem  Rechte  der  Nacheile  machte  Napoleon  keinen  Gebrauch. 
Er  wollte  nicht  die  aus  englischen  Häfen  ausgelaufenen  neutralen  Schiffe 
während  ihrer  ganzen  Heimreise  wegen  Blockadebruchs  verfolgen.  Aber 
in  Ausübung  des  jedem  Staate  zustehenden  Bechtes,  seine  Häfen  fremden 
Schiffen  zu  schliessen  (No.  518),  verbot  er  den,  auf  geradem  Wege  von 
England  oder  den  englischen  Kolonien  kommenden  Fahrzeugen,  sowie  den 
Schiffen,  die  nach  Erlass  des  Dekrets  nach  dort  gefahren  waren,  den  Zu- 
gang zu  den  französischen  Häfen  bei  Verwirkung  der  Konfiskation. 
(Art.  7  und  8).») 

1620.  —  England  erwideite  auf  das  Berliner  Dekret  mit  einer  neuen 
Verordnung  seines  Geheimen  Bates  (7.  Januar  1807),  die  sämtliche  Häfen 
Frankreichs  und  die  seiner  Kolonien  in  Blockadezustand  erklärte  und  das 
Verfolgungs-  und  Präventionsrecht  zuliess  (No.  1611).  —  Drei  neue  Ver- 
CM^nungen  vom  11.  November  1807  dehnten  die  Blockade  nicht  nur  auf 
sämtliche  Häfen,  Küsten  und  Plätze  Frankreichs,  sondern  überhaupt  auf 
alle  diejenigen  aus,  die  fttr  die  britische  Flagge  gesperrt  waren.  Es  hiess 
wörtlich:  „diese  Plätze  und  Häfen  sollten  denselben  Beschränkungen  in  An- 
sehung des  Handels  und  der  Schiffahrt  unterworfen  sein,  als  ob  sie  „effektiv" 
in  der  strengsten  Weise  durch  die  Seestreitkräfte  S.  M.  blockiert  wären''. 

—  Diese  Terordnungen  vom  11.  November,  worin  sich  die  englische  Re- 
gierung unzweideutig  zur  Anerkennung  der  Papierblockade  bekannte,  und 
somit  die  Maske  von  sich  warf,  wurden  im  Schosse  des  britischen  Parla- 
ments heftig  getadelt.  Lord  Erskine  brandmarkte  sie  als  verfassungs- 
und  völkerrechtswidrig. 

Um  diesen  Verordnungen  mit  weitern  Vergeltungsmassregeln  entgegen- 
zuwirken, erliess  Napoleon  am  17.  Dezember  1807  das  Dekret  von  Mailand 


ikigland  während  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  erklärten  Papierblockaden  dienten  ihr 
als  Vorbild.  —  Heffter  billifft  den  Gedanken  der  Kontinentalsperre  an  sich,  aber  er 
setzt  hinzu,  dass  sie  «durch  inre  hässliche,  parteiische  Vollziehung  und  durch  gleich- 
zeitige Erdruckung  aUer  Freiheit  im  Leben  des  Kontinents  eine  schlechte  Gestalt  in 
der  Geschichte  angenommen  hat"  (ojp.  cit,  §  152).  —  Geffcken,  der  die  Kontinental- 
sperre missbilligt,  bemerkt,  dass  die  englischen  Publizisten  gewöhnlich  dabei  Ter- 
gessen,  dass  England  durch  die  Verordnung  vom  16.  Mai  1806  die  Scheinblockade 
auf  die  Spitze  getrieben  und  dadurch  den  Anstoss  zu  dem  Berliner  Dekret  gegeben 
habe  (Heffter-Geffcken,  §  52,  Anm.  6  und  157,  Anm.  8). 

1)  Der  Wortlaut  des  Dekrets  sowie  seine  Erwägungsgründe  finden  sich  bei 
Calvo,  op.  cit,  §  2919. 

2)  [In  dem  Archiv  des  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten  (Angle- 
terre,  Memoires  et  documents,  No.  56)  findet  sich  eine,  an  die  französische  Regierung 
gerichtete,  von  einem  gewissen  Sieur  Leclerc,  ^ez-fonctionnaire  et  employe  de  TEtat*, 
heiTÜhrende  Denkschrift  mit  dem  Titel  ,,Deux  moyens  de  rendre  la  paix  plus  stable 
en  Europe",  in  der  der  Gedanke  einer  Kontinentalsperre  entwickelt  ist  Der  Verfasser 
dieser  Denkschrift,  die  aus  dem  Jahre  1806  stammen  muss,  gibt  Napoleon  den  Rat, 
Frankreich  gegen  englische  Waren  abzusperren  und  bei  den  andern  Mächten  dahin 
zu  wirken,  dass  sie  in  derselben  Weise  vorgehen.  Ob  diese  Denkschrift  bei  dem 
Kaiser  den  Gedanken  der  Kontinentalsperre  erweckt  hat?  Bejahen  lässt  es  sich  nicht; 
inunerhin  verdient  diese  Schrift  der  Erwähnung.] 
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(Wortlaut  nnd  Begründung  bei  Calvo,  op.  dt.,  §  2922).  —  Die  britischoi 
Inseln  worden  in  Blockadezustand  erklärt.  —  Jedes  Schilf  das  von  den 
Häfen  Englands  oder  seinen  Kolonien  kommt  oder  nach  dort  segelt, 
unterliegt  auf  offenem  Meere  der  Wegnahme  (Art.  3).  —  Fahrzeuge  jed- 
weder Art,  die  die  Durchsuchung  durch  ein  englisches  Schiff  geduldet  oder 
die  sich  einer  Fahrt  nach  England  unterworfen  haben,  verlieren  ihre  Staats- 
angehörigkeit (seront  dtoationalis6s)  und  gelten  als  englische  Schiffe 
(Art.  1).  —  Aber  Artikel  4,  den  man  nicht  übersehen  darf,  bestimmt, 
„diese  Massregeln,  die  nur  in  gerechter  Wiederyergeltung  gegen  das  bar- 
barische Verhalten  der  englischen  Regierung,  die  ihre  Gesetzgebung  der- 
jenigen Algiers  gleichstellt,  gerichtet  sind,  treten  in  Ansehung  der  Nationen 
nicht  in  Kraft,  die  imstande  sind,  die  englische  Begierung  zur  Achtung 
ihrer  Flagge  zu  zwingen". 

Der  Kontinentalsperre  traten  zunächst  Preussen  und  Dänemark  bei 

—  Der  Anschluss  Dänemarks  hatte  die  Beschiessung  Kopenhagens  (Sept. 
^  1807)  durch  die  englische  Flotte  ohne  vorherige  Kriegserklärung  zur  Folge. 

—  Dies  Vorgehen  empörte  den  Kaiser  von  Bussland  derart,  dass  aach  er 
unter  Verkttndung  der  Grundsätze  der  bewaffneten  Neutralität  am  26.  Oktober 
1807  der  Kontinentalsperre  beitrat. 

1621.  —  Das  Verhalten  Englands  hatte  bewirkt,  dass  die  neutralen  Schiffe 
seine  Häfen  mieden.  Um  sie  wieder  anzulocken,  beschränkte  England  durch 
Verordnung  vom  26.  April  1809  die  allgemeine  Blockade  auf  die  Häfen  von 
Holland,  von  Frankreich  und  dessen  Kolonien,  und  auf  die  von  Norditalien.  — 
Trotzdem  traten  auch  Osterreich  und  Schweden  im  Jahre  1809  der  Kontinen- 
talsperre bei.  Die  Verein.  Staaten  verboten  ihren  Untertanen  jeden  Handels- 
verkehr mit  den  Kriegführenden.  Da  Napoleon  I.  sich  stets  bemtthte, 
ihr  WohlwoUen  zu  erhalten,  so  wurden  zu  Gunsten  ihrer  Schiffe  und  ihrer 
Waren  das  Berliner  und  das  Mailänder  Dekret  am  28.  April  1811  zurück- 
genommen. Am  23.  Juni  1812  wui-den  auch  die  Verordnungen  der  eng- 
fischen  Krone  den  Verein.  Staaten  gegenüber  aufgehoben.^) 

Infolge  der  Umtriebe  Englands  sagten  sich  Bussland  und  Schweden 
im  Jahre  1812  uud  Preussen  im  Jahre  1813  vom  französischen  Kontinental- 
system los.  Mit  dem  Sturze  Napoleons  verschwand  es  vollständig.  —  Die 
Verträge  von  1815  erwähnten  die  Frage  des  Blockaderechts  mit  keinem 
Worte. 

1622.  —  Die  internationalen  Verträge  des  19.  Jahrhunderts  lassen 
sich  in  zwei  Gruppen  teilen.  Die  einen  weisen  das  Präventionsrecht  zurück, 
lassen  jedoch  das  Becht  der  Nacheile  bestehen;  die  andern  setzen  beide 
Bechte  ausser  Kraft. 

Frankreich  hat  während  des  19.  Jahrhunderts  stets  daran  festgehalten, 
dass  jede  rechtsverbindliche  Blockade  den  Neutralen  anzuzeigen  sei  und 
wirklich  (effektiv)  sein  müsse.  —  Grossbritannien  ist  seinen  Überlieferungen 
treu  geblieben;  es  hat  bis  1856  die  Scheinblockade  zugelassen.  —  Die 
Verein.  Staaten  haben  sich  als  Anhänger  der  Effektivität  der  Blockade 
gezeigt  (Archives  diplomatiques,  1861,  lU,  p.  440). 

1623.  —  Der  Krimkrieg  gab  Anlass  zu  einem  gewissen  Fortschritt 
des  Seevölkerrechts.  England  und  Frankreich  gaben  dnrch  Erklärung 
vom  28.  März  1854  bekannt,  dass  sie  gegen  Neutrale  nur  dann  wegen 
Blockadebruchs  einschreiten  würden,  wenn  die  Blockade  durch  eine  zur 
Absperrung  der  feindlichen  Küsten  hinreichende  Streitkraft  wirksam  ge- 
macht worden  sei. 


1)  Klüber,  Europaisches  Völkerrecht,  IL  Teü,  |§  810  bis  316. 
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Auf  dem  Paiiser  Kongresse  kam  die  bertthmte  Deklaration  vom  16.  April 
1856  zustande.  —  Ihr  Artikel  4  bestimmt:  ^Die  Blockaden,  um  yerpflicbtend 
zü  sein,  müssen  wirklich  bestehen,  d.  h.  durch  eine  hinreichende  Macht 
ansgettbt  werden,  um  den  Zugang  zum  feindlichen  Küstengebiet  tatsächlich 
zu  yerhindern."  —  Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass,  mit  Ausnahme 
von  Spanien,  Mexiko  und  den  Verein.  Staaten  von  Nordamerika,  alle  Staaten 
der  Deklaration  vom  16.  April  1856  beigetreten  sind  (No.  867). 

1624.  —  Während  des  Bürgerkrieges  konnten  die  konfbderierten 
Staaten  nur  zu  einer  Kreuzerblockade  schreiten.  Sie  hatten  die  Küsten 
in  einer  Ausdehnung  von  3500  Kilometer  mit  ihren  sämtlichen  Häfen  und 
Flnssmündungen,  deren  es  im  ganzen  80  gab,  für  blockiert  erklärt.  Ihre 
Flotte  belief  sich  bei  ErOfinung  der  Feindseligkeiten  auf  nur  45  Kriegs- 
schiffe, denen  50  mehr  oder  weniger  gut  ausgerüstete  Handelsschiffe  lun- 
zutraten.  —  Eine  tatsächliche  Absperrung  war  niemals  vorhanden;  täglich 
liefen  zahlreiche  Schiffe  in  die  blockierten  Häfen  ein  und  aus.^)  —  Im 
Monat  Dezember  1861  liess  der  Präsident  der  Verein.  Staaten  den 
Zugang  zu  zahlreichen  kleinen  Häfen  des  Südens  sperren,  indem  er  Schiffe, 
die  mit  Steinen  beladen  waren,  versenken  liess.  —  Dies  ist  ein  Missbrauch 
des  Blockaderechts  (Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  157,  Anm.  3). 

1625.  —  Während  des  Krieges  von  1864  zwischen  Osterreich  und 
Preussen  auf  der  einen  und  Dänemark  auf  der  andern  Seite  (No.  128), 
bezichtigte  die  deutsche  Presse  Dänemark,  dass  seine  Blockade  nur  eine 
Scheinblockade  sei,  da  die  dänischen  Kreuzer  oft  nicht  sichtbar  wären. 
—  Dies  würde  der  Deklaration  von  1856  und  dem  am  16.  Februar  1864 
erlassenen  dänischen  Reglement  widersprochen  haben  (Archives  Diplom. 
1864,  II,  p.  188).  Bismarck  beschwerte  sich  hierüber  auf  der  Londoner 
Konferenz. 

Im  Jahre  1862  glaubte  England  Rio  de  Janeiro  nur  mit  einem  Schiffe 
blockieren  zu  können.  Konnte  diese  Blockade  effektiv  sein?  —  Die 
Verein.  Staaten  erkannten  die  Blockade  über  die  nördlichen  Häfen  von 
Mexiko,  die  Maximilian  im  Jahre  1866,  ohne  über  die  erforderlichen  Streit- 
kräfte zu  verfügen,  anordnete,  nicht  an. 

1626.  —  Frankreich  achtete  sowohl  im  Kriege  gegen  Deutschland  im 
Jahre  1870,  als  auch  im  österreichischen  Feldzuge  vom  Jahre  1859  die 
Deklaration,  die  es  im  Jahre  1856  angeregt  hatte.  Die  den  Befehlshabern 
seiner  Kriegsschiffe  erteilten  Instruktionen  vom  25.  Juli  1870  waren  klar 
und  bestimmt.    Sie  wurden  befolgt.    (Calvo,  op.  cit.,  §  2936). 

Während  des  russisch-türkischen  Krieges  gab  die  Türkei  am  1.  Mai 
1877  ihre  Absicht  kund,  die  Pariser  Deklaration  zu  achten  und  anzu- 
wenden. Russland  erliess  am  24.  Mai  dieselbe  Erklärung.  —  Trotzdem 
waren  die  von  der  Pforte  während  dieses  Krieges  verhängten  Blockaden 
sämtlich  Scheinblockaden.  —  Durch  den  Vertrag  von  San  Stefano  vom 
3.  März  1878  (Art.  24)  verpflichtete  sich  die  ottomanische  Pforte,  künftig-' 
hin  keine,  gegen  die  Deklaration  von  1856  verstossenden  Scheinblockaden 
über  die  Küsten  des  Schwarzen  und  Asowschen  Meeres  zu  errichten. 

Chile  war  der  Pariser  Deklaration  ausdrücklich  beigetreten.  Trotz- 
dem waren  die  Blockaden,  die  es  1879  und  1880  über  die  Häfen  von  Peru 
und  Bolivien  verhängte,  nur  Scheinblockaden.*) 

Pie  Blockaden  des  Thermaischen  Meerbusens  oder  des  Busens  von 

1}  Vom  Januar  1868  bis  April  1864  gelang  es  480  Schiften  von  590  die  Blockade 
des  Hafens  Ton  Charleston  (Sudkarolina)  zu  brechen.  —  Oeffcken-Heffter,  op. 
cit.,  i  154,  Anm.  2. 

2)  Calvo,  op.  cit.,  t  V,  $  2938.  —  Fauchille,  Du  blocus  maritime,  pp.  125  et  s. 
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Saloniki,  des  Ambrakischen  Busens,  sowie  die  der  Etisten  von  Epims, 
die  Griechenland  während  seines  Krieges  mit  der  Türkei  im  Jahre  1897 
errichtete,  entsprachen  den  Grundsätzen  der  Pariser  Deklaration  vom 
18.  April  1856.  Griechenland  war  dieser  Deklaration  am  8./20.  Juni  1856 
beigetreten  und  es  hatte  am  21.  April  1897  erklärt,  dass  es  die  Deklaration 
bei  seiner  Kriegführung  beobachten  werde.  Die  Blockaden  wurden  den 
Neutralen  angezeigt  und  sie  waren  effektiv,  i)] 

[Während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898  haben  die 
Amerikaner  zahlreiche  Blockaden  errichtet.  Es  waren  nicht  immer  wirk- 
liche Blockaden.  Die  Verein.  Staaten  haben  in  ihren  Sonder-Instruktionen 
vom  20.  Juni  1898  (R.  D.  J.  P.,  t.  V,  Documents,  p.  12)  die  Grundsätze,  die 
sie  für  verpflichtend  hielten,  aufgestellt.  —  Spanien  hatte  in  seiner  Ver- 
ordnung vom  24.  April  1898  (R.  D.  J.  P.,  t.  V,  p.  762)  das  zu  beobachtende 
Verhalten  kund  gegeben.^  Während  des  Krieges  beschlagnahmten  die 
Verein.  Staaten  mehrere  neutrale  Schiffe  wegen  Blockadebruchs;  einige 
Beschlagnahmen,  z.  B.  die  der  französischen  Schiffe  Lafayette  und  Olinde- 
Rodrigues,  veranlassten  ziemlich  heftige  Auseinandersetzungen.*) 


Dritter  Abschnitt. 

Wesentliche  Voraussetzungen  der  Seeblockade. 

1627.  —  Die  wesentlichen  Voraussetzungen  der  Seeblockade  sind 
folgende:  1.  ein  Kriegszustand  zwischen  zwei  oder  mehrem  Seestaaten; 
—  2.  eine  Erklärung  der  zur  Entscheidung  über  Blockaden  zuständigen 
Staatsgewalt;  —  3.  die  örtliche  Zulässigkeit  der  Blockade;  —  4.  die  Ab- 
sperrung des  blockierten  Ortes;  —  5.  zu  diesen  grundlegenden  Bedingungen 
tritt  noch  ein  Formerfordeinis  hinzu:  die  Anzeige  an  die  Neutralen,  die 
Notifikation. 


§  1.  —  Kriagszustand. 

1628.  —  Die  Seeblockade  setzt  notwendigerweise  das  Bestehen  eines 
Kriegszustandes  zwischen  zwei  oder  mehrem  Staaten  voraus.  Ohne 
Krieg  gibt  es  weder  neutrale  Mächte  noch  neutrale  Untertanen.  Die 
Begriffe  neutral  und  kriegführend  ergänzen  sich  gegenseitig.  —  Ohne 
Krieg  gibt  es  keine  Neutralen,  ohne  diese  keine  Neutralitätspflichten, 
keine  Beschränkungen  der  internationalen  Handelsfreiheit,  kein  Rechts- 
grund für  das  Verbot,  Waren  in  einen  gewissen  Hafen  einzuführen  und 
endlich  keine  Blockade.^) 


1)  fPolitis,  La  guerre  gr^co-turque,  R.  D.  J.  F.,  t.  IV,  p.  689  et  728]. 
2}  [Ober  die  Blockaden  während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges:  Le  Für, 
R.  D.  J.  •^ 


K  J.  P.,  t  V  pp.  766  et  s.] 

8)  [S.  hierüber  Le  Für,  R.  D.  J.  P.,  t  V,  pp.  436  et  s.] 
4)  [Ist  eine  Blockade  während  eines  Burgerkrieges  ml 


gerkrieges  möglich?  Da  die  Blockade 
eine  Eriegshandlnng  ist  und  die  Ausübung  von  Kriegsrechten  nur  denen  zusteht, 
die  die  Eigenschaft  von  Kriegführenden  haben,  so  fSUt  die  Frage  mit  der  bereits 
früher  beantworteten  zusammen,  unter  welchen  Umstanden  man  Parteien,  die  im 
Innern  eines  Landes  einander  bekämpfen,  ds  Kriegführende  anerkennen  kann. 
(No.  1681).  —  Ist  die  Verhängung  einer  Blockade  im  FaUe  eines  Streites  zwischen 
zwei  Staaten,  die  durch  ein  Vertrags-  oder  staatsrechtliches  Band  mit  einander  ver- 
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1639.  —  Wir  haben  die  sogenannten  Friedensblockaden  verurteilt, 
da  sie  nur  in  einem  Gewaltmissbranche  grösserer  Staaten  gegen  minder 
mächtige  Nationen  bestehen  (No.  991  bis  993).  —  Nur  eine  Eriegspartei 
kann  sich  der  Blockade  als  eines  Angriffsmittels  gegen  ihren  Feind  be- 
dienen. Da  ein  Kriegszustand  notwendig  ist,  so  kann  eine  Blockade  nicht 
eher  errichtet  werden,  als  bis  der  Erleg  zwischen  den  Parteien  erklärt 
oder  eröfhet  worden  ist  (No.  1027  u.  ff.). 

1630.  —  Hat  ein  Waffenstillstand  das  Erlöschen  einer  vorher  ver- 
hängten Blockade  zur  Folge?  Nein.  Der  Waffenstillstand  darf  die  Lage 
der  Gegner  in  keiner  Beziehung  ändern,  und  insbesondere  nicht  die 
Stärkung  der  Hilfsmittel  einer  ^egspartei  bewirken.  Meistens  werden 
hierttber  besondere  Abmachungen  in  den  Waffenstillstandsverträgen  ge- 
troffen (Abkommen  von  Adrianopel  zwischen  Eussland  und  der  Türkei 
vom  31.  Januar  1878,  Art.  9)  (No.  1253  Anm.)i) 

Die  Ausübung  des  Blockaderechts  ist  bis  zum  Friedensschlüsse 
möglich.  Genügt  es,  dass  der  Friede  unterzeichnet  ist,  oder  ist  es  not- 
wendig, dass  er  dem  Befehlshaber  des  Blockadegeschwaders,  das  z.  B. 
Häfen  weit  entfernt  liegender  Eolonien  blockiert,  bekannt  geworden  ist? 
Hierüber  gehen  die  Meinungen  auseiuander. 

§  2.  —  Erklirung  durch  die  zustSndlg«  Staatsgewalt 

1631.  —  Die  Blockade  ist  ein  Eriegsmittel,  das  von  jeder  Partei,  die 
die  Eigenschaft  einer  Eriegspartei  hat,  angewendet  werden  kann.  Eine 
tatsächlich  bestehende  Regierung,  die  zwar  noch  nicht  als  gesetzmässige 
und  rechtliche  Regierung,  wohl  aber  als  kriegführende  Macht  von  den 
andern  Staaten  anerkannt  worden  ist,  ist  berechtigt,  eine  Blockade  an- 
zuordnen (No.  202  und  1406).  So  haben  England  und  Frankreich  im 
Jahre  1861  den  konfödeiierten  Staaten  Nordamerikas,  den  Separatisten, 
das  Recht  zugestanden,  eine  Blockade  zu  errichten.  Sie  haben  die  Eon- 
föderierten als  kriegführende  Macht  behandelt,  ohne  sie  als  neuen  Staat 
anzuerkennen.  Niemals  haben  sie  mit  ihnen  wirklich  amtliche  Beziehungen, 
sondern  nur  halbamtliche  unterhalten. 

Obwohl  die  Mehrzahl  der  fremden  Mächte  im  Jahre  1870  die  Re- 
gierung der  Nationalen  Verteidigung  nicht  anerkannt  hat,  so  hat  ihr  doch 
kein  Staat  das  Recht  bestritten,  die  vom  deutschen  Heere  am  13.  De- 
zember 1870  besetzten  Häfen  von  Ronen,  Dieppe  und  F^camp  zu  blockieren. 

1632.  —  Die  Frage,  welche  Gewalt  in  einem  bestimmten  Staate  die 
Befugnis  besitzt,  eine  Blockade  zu  erklären,  gehört  in  das  Verfassungs- 
recht.  Sie  ist  in  manchen  Zeiten  und  von  manchen  Nationen  in  ver- 
schiedener Weise  beantwortet  worden.  —  Da  die  Blockade  eine  Eriegs- 
handlung  ist,  so  steht  das  Recht,  sie  anzuordnen,  im  allgemeinen  der 
souveränen  Staatsgewalt  zu,  die  die  oberste  Leitung  des  sSieges  in  der 
Hand  hat. 

Die  vollziehende  Gewalt,  die  Regierung,  kann  diese  Befugnis  einer 
bestimmten  Behörde,  wie  z.  B.  einem  Admiral  oder  dem  Befehlshaber  eines 
Geschwaders  ausdrücklich  übertragen  (Gessner,  Phillimore,  Wildmann). 


knüpft  sind,  zulassig?  (Personalunion,  Realonion,  Bundesstaat,  Staatenbund,  Vasallen- 
staat, Protektorat).  —  S.  über  diese  Fragen  Fauchille,  op.  cit.,  pp.  58  et  8.  —  S.  wegen 
des  Streitfalles  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar  R.  D.  J.  P.,  t.  HL  p.  64.  —  S.  noch 
R.  D.  J.  P.,  t  IV  n.  49.] 

1)  [Hinsichtlich  der  Wirkung  der  Waffenstillstandsverträge  auf  die  Blockade 
während  des  griechisch-tQrkischen  Krieges,  s.  Politis  R.  D.  J.  P.,  t.  V.] 
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—  Eine  solche  Übertragung  wird  sogar  in  einigen  Fällen  vermotet.  Weon 
der  Befehlshaber  eines  Geschwaders  in  weit  abgelegenen  Gegenden  operiert, 
so  muss  man  annehmen,  dass  er  auch  tatsächlich  mit  allen  den  Befugnissen 
ausgerüstet  ist,  die  zum  Gelingen  der  ihm  anvertrauten  üntemehmmig 
erforderlich  sind.  —  Dieser  Satz  wird  von  manchen  bestritten.  Er  wird 
von  andern,  und  namentlich  von  der  allgemeinen  Eriegsprazis  der  Staatra 
anerkannt  (Calvo,  op.  cit.,  §§  2828  bis  2830). 

§  8.  —  örtliche  ZuUiatIgkett  der  Blockade.i) 

1633.  —  Der  Blockade  unterliegen  alle  Häfen  des  Feindes  sowie 
dessen  Küsten,  diese  ganz  oder  zum  Teil,  wobei  von  der  Schwierigkeit, 
dem  Erfordernisse  der  Effektivität  zu  genügen,  abgesehen  wird  (No.  1639  u.  ff.). 

—  Das  Recht,  einen  ganzen  Küstenstrich  zu  blockieren,  ist  durch  eine 
Reihe  von  Verträgen  und  dui*ch  die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April 
1856  bestätigt  worden. 

Entgegen  der  Ansicht  einiger  Schriftsteller  können  auch  neutrale 
Häfen,  die  vom  Feinde  besetzt  worden  sind,  während  der  Dauer  der  Be- 
setzung blockiert  werden,  denn  die  neutrale  Macht  hat  die  tatsächliche 
BeheiTSchung  dieser  Häfen  verloren,  und  der  Feind  übt  dort  zeitweilig 
dieselbe  Gewalt  und  dieselben  Befugnisse  aus,  wie  über  seine  eigenen 
Häfen. 

Dieselbe  Erwägung  dient  auch  zur  Rechtfertigung  der  Blockade,  die 
eine  Kriegspartei  über  ihre  eigenen  Häfen,  die  zeitweilig  in  die  Gewalt 
ihres  Gegners  geraten  sind,  errichtet.  So  zeigte  Frankreich  während  des 
Krieges  1870/71  am  13.  Dezember  1870  die  Blockierung  der  Häfen  von 
Dieppe,  F^camp  und  Ronen  an,  die  durch  die  deutschen  Truppen  besetzt 
worden  waren.  Frankreich  bezweckte  hiermit,  den  Feind  zu  hindern, 
sich  auf  dem  Seewege  Truppen  und  Kriegsmunition  zu  verschaffen  und 
die  französischen  Schiffe,  die  sich  in  den  besetzten  Häfen  befanden,  zu 
benutzen.2)  —  [WSÜirend  des  griechisch -türkischen  Krieges  von  1897 
blockierten  die  Griechen,  nachdem  Thessalien  von  den  Türken  besetzt 
worden  war,  einen  Teil  ihres  eigenen  Gebietes,  nämlich  den  Meerbusen 
von  Volo.J  —  [Spanien  versenkte  während  des  Krieges  mit  den  Verein. 
Staaten  im  Jahre  1898  vor  seinem  Hafen  San  Juan  auf  Porto-Rico  alte 
Schiffe,  die  mit  Steinen  beladen  waren.^] 

1634.  —  Die  Blockade,  die  den  Zweck  hat,  den  Gegner  auszuhungern 
und  ihn  zu  hindern,  seine  Hilfsquellen  zu  erneuern  und  zu  verstärken,  ist 
gegen  alle  Häfen,  selbst  gegen  unbefestigte  und  gegen  Handelshäfen  zu- 
lässig.  Napoleon  I.  vertrat  in  der  Begründung  des  Berliner  Dekrets  vom 
21.  November  1806  (No.  1619)  die  Ansicht,  dass  die  Blockade  nur  gegen 
Festungen  und  Kriegshäfen  gerichtet  werden  dürfe.  Dieser  Standpunkt 
wurde  von  der  sardinischen  Regierung  zur  Zeit  der  Blockade  von  Triest 
im  Jahre  1848  und  der  von  Gaöta  im  Jahre  1861  wieder  angenommen 
(Archives  diplom.,  1861,  I,  344). 

Einige  Schriftsteller  sind  diesem  Satze  beigetreten,  so  namentlich 
Lucchesi-Palli  und  Dudley  Field  (op.  cit.,  Art.  891  u.  892).  Er  ist 
ferner  von  Co b den  in  einem  Schreiben  an  das  Handelsgericht  von  Man- 
chester (1862)  und  von  Westlake  auf  den  Jahresversammlungen  des 
Instituts  für  Völkerrecht  im  Haag  und  in  Zürich  (1875  u.  1877)  verteidigt 


1)  Gessuer,  Le  droit  des  neutres  sor  mer,  pp.  2t0  bis  218. 

2)  Faachille,  op.  cit,  p.  162.  —  Qeffcken-Helfter,  op.  cit,  §  154,  Anm.  3. 

3)  [PoUtis,  op.  cit,  R.  D.  1.  F.,  t.  IV,  p.  690.  —  Le  Für,  R.  D.  I.  P.,  t  V,  p.  774.] 
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worden  (Annuaire  de  rinstitut  1878,  p.  88).  Der  englische  Bechtsgelehrte 
meinte,  dass  die  Schonung  des  feindlichen  Privateigentums  im  Seekriege 
das  Verbot  der  Blockade  von  Handelshäfen  bedinge. 

Dieser  Anschauung  kann  aber  nicht  beigepflichtet  werden.  —  Die 
Blockade  bezweckt,  den  feindlichen  Handel  abzuschneiden,  ohne  die  Stadt, 
die  dem  Handel  dient,  anzugreifen;  sie  unterscheidet  sich  hierin  von  der 
Belagerung,  die  auf  die  Einnahme  des  Platzes  abzielt;  sie  ist  ein  Mittel, 
den  Feind  dadurch  zum  Frieden  zu  zwingen,  dass  man  ihn  das  Elend  der 
Hungersnot  ftlhlen  lässt.  —  Wenn  die  Blockade  zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  über  Städte  des  Feindes  verhängt  werden  darf,  so  eignen  sich 
gerade  die  Handelshäfen  am  besten  hierzu.  —  Dürfte  man  unbefestigte 
Ortschaften  nicht  blockieren,  so  müsste  es  um  so  mehr  verboten  sein, 
sie  anzugreifen  und  sie  im  Sturme  zu  nehmen.  „Die  schwächsten  Nationen, 
die  von  andern  durch  weite  Meere  getrennt  sind,  oder  die  auf  Inseln 
wohnen,  könnten  sich  allen  möglichen  Ungerechtigkeiten  hingeben,  ohne 
irgend  eine  Züchtigung  befürchten  zu  müssen.^  ^) 

1635.  —  Die  Mündung  eines  Flusses,  der  einem  feindlichen  Staate 
seinem  ganzen  Laufe  nach  gehört,  kann  blockiert  werden.  —  Handelt  es 
sich  um  einen  Fluss,  der  mehrern  Staaten  gemeinsam  ist,  sei  es,  dass  er 
die  Staaten  von  einander  trennt,  oder  dass  er  sie  nach  einander  durch- 
strömt, so  ist  die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  der  Blockierung  nicht  so 
einfach.  —  Für  einige  Flüsse  haben  besondere  Abkommen  die  Schwierig- 
keit geebnet.  So  hat  das  zwischen  England,  den  Verein.  Staaten,  Frank- 
reich und  Argentinien  getroffene  Abkommen  vom  10.  Juli  1853  die  Blockade 
des  Parana  und  des  Uruguay  für  den  FaU,  dass  ein  Krieg  zwischen  den 
üferstaaten  des  Rio  de  la  Plata  ausbrechen  würde,  verboten.  —  Ein 
ähnliches  Abkommen  bezüglich  des  Rheins  war  am  31.  März  1831  in  Mainz 
unterzeichnet  worden.  —  Es  wurde  während  des  Krieges  von  1866  noti- 
fiziert, aber  es  wurde  nicht  geachtet.  Das  neue  Abkommen  von  Mann- 
heim vom  15.  Oktober  1868  lässt  die  Neutralitätsfrage  unberührt.^ 

1636.  —  Läuft  ein  Fluss  ganz  oder  zum  Teil  durch  feindliches  Ge- 
biet, während  seine  Mündung  vollständig  einem  neutralen  Staate  gehört, 
so  ist  eine  Blockade  unmöglich,  denn  der  neutrale  Staat  kann  nicht  ge- 
zwungen werden,  feindselige  Handlungen  auf  seinem  Gebiete  zu  dulden. 
—  Sehr  heikel  ist  die  Frage,  wenn  die  Mündung  einer  Kriegspartei  ge- 
hört, während  der  Fluss  neutrale  Länder  durchströmt.  Was  die  Praxis 
anbetrifft,  so  enthielt  sich  z.  B.  Frankreich  im  Jahre  1870  die  Mündung 
der  Ems  zu  blockieren,  um  Holland  nicht  zu  schädigen.  —  Im  Jahre  1854 
blockierten  Frankreich  und  England  die  Mündungen  der  Donau.  Sie  liessen 
österreichische  und  ungarische  Schiffe  auslaufen,  versperrten  jedoch  die 
Einfahrt  und  hinderten  hierdurch  die  Versorgung  der  am  Flusse  liegenden 
russischen  Häfen  mit  Lebensmitteln.  —  Während  des  russisch-türkischen 
Krieges  ermächtigten  die  ottomanischen  Instruktionen  vom  29.  April  1877, 
von  der  Erwägung  ausgehend,  dass  die  Donau  die  Verteidigungslinie 
bilde,  die  Befehlshaber  der  türkischen  Streitkräfte,  die  zum  Erfolge  der 
militärischen  Unternehmungen  geeigneten  Vorkehi'ungen  zu  treffen,  und 
insbesondere,  die   Schiffahrt  zu  verbieten.    —   Bussland  untersagte  die 


1)  flautefeullle,  De»  droits  et  devoire  etc.,  t.  II,  p.  199.  —  Fauchille,  op. 
cit,  p.  107  et  8.  —  Masse,  op.  cit,  1. 1,  p.  293.  —  Geffcken-Heffter,  op.  cit,  §  154, 
Anm.  7. 

9}  [Hinsichtlich  des  Kongos  bestimmt  die  Akte  yom  26.  Februar  1S85  in  ihrem 
Artikel  25:  »Die  Schiffahrt  auf  dem  Kongo  sowie  auf  dem  Territorialmeer  an  der 
Mondung  des  Kongo  muss  jederzeit  frei  sein."] 
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Schiffahrt  durch  eine  Verordnung  vom  27.  April  1877,  um  den  Handel  vor 
etwaigem  Schaden  zu  schützen.  Im  Monat  Juli  iiess  es  drei  Schiffe  mit 
Steinmassen  vor  der  Sulinamündung  versenken.  Diese  Tat  erweckte  in 
Osterreich  Entrüstung,  aber  sie  veranlasste  keine  diplomatischen  Schritte. 
Die  österreichische  Regierung  betrachtete  die  von  den  Eriegsparteien  vor- 
genommenen Handlungen  für  rechtmässig.  —  Der  untere  TeU  der  Donau 
ist  bis  zum  Eisernen  Tore  neutralisiert  worden  (No.  528). 

Die  Meinungen  über  diese  Frage  gehen  weit  auseinander.  Die 
Blockierung  der  Mündung  eines  gemeinschaftlichen  Flusses  ist  für  die 
Eriegsparteien  von  grossem  Nutzen,  aber  sie  verursacht  den  neutralen 
Uferstaaten  einen  allzu  empfindlichen  Schaden.  Sie  muss  daher  zurück- 
gewiesen werden.  —  Man  muss  der  Ansicht  beipflichten,  dass  die  Erieg- 
führenden  die  Mündung  eines  gemeinschaftlichen  Flusses  überhaupt  nicht 
blockieren  dürfen.  Sie  können  nur  jeden  Hafen  des  Feindes,  der  sich  am 
Ufer  des  Flusses  befindet,  einschliessen. 

1637.  —  Dieselbe  Regel  muss  gelten,  wenn  beide  Ufer  des  Flusses, 
oder  beide  Eüsten  der  Mündung,  zwei  verschiedenen  Staaten  gehören,  von 
denen  der  eine  neutral  ist  und  der  andere  Erieg  führt.  So  entschied  der 
amerikanische  Richter  Chase  im  Jahre  1866,  als  das  englische  Schifi 
Peterhoff,  auf  seiner  Fahrt  nach  dem  Hafen  Montamoros,  der  auf  dem 
neutralen  Ufer  des  Rio-Grande  liegt,  wegen  Verletzung  der  Blockade 
dieses  Flusses  zu  Unrecht  weggenommen  worden  war.^) 

1638.  —  Meerengen,  deren  freie  Durchfahrt  eine  Folge  der  Meeres- 
freiheit ist,  dürfen  nicht  blockiert  werden.  —  Ihre  Blockierung  ist  nur 
statthaft,  wenn  sie  in  ein  Binnenmeer  fahren,  das  voUständig  der  feind- 
lichen oder  der  Blockademacht  gehört,  und  falls  diese  auch  die  Hoheit 
über  beide  Ufer  der  Meerengen  besitzt. 

Bei  künstlichen  Eanälen  muss  'jedesmal  eine  internationale  Überein- 
kunft getroffen  werden.  Dies  ist  hinsichtlich  des  Eanals  von  Suez  durch 
das  Abkommen  von  Eonstantinopel  vom  29.  Oktober  1888  geschehen 
(No.  512). 

§  4.  —  Wirkliche  Absperrung  des  blockierten  Ortes.*) 

1639.  —  Die  Schriftsteller,  die  der  Ansicht  sind  und  lehren,  dass 
das  Verbot,  mit  blockierten  Orten  Handel  zu  treiben,  in  der  Verpflichtung 
der  Neutralen  begründet  sei,  die  Unternehmungen  der  Eriegiührenden  nicht 
zu  hindern,  zu  stören  oder  zu  vereiteln,  verlangen  folgerichtig,  dass 
die  Blockade  wirklich,  „effektiv",  sein  müsse.  —  Sollen  die  Neutralen  als 
solche  verpflichtet  sein,  die  von  den  Eriegführenden  angeordneten  Eriegs- 
massregeln  zu  achten,  so  ist  es  durchaus  erforderlich,  dass  diese  Massregek 
auch  tatsächlich  und  wirklich  bestehen.  Erklärt  also  eine  Eriegspartei 
ihre  Absicht,  ihren  Gegner  durch  eine  Blockade  von  jedem  Verkehre  ab- 
zuschneiden, so  gilt  diese  Massregel  als  nicht  getroffen  und  die  kriegerische 
Unternehmung  als  nicht  vorgenommen,  wenn  nicht  der  für  blocäert  er- 
klärte Hafen  von  hinreichend  starken  Seestreitkräften,  die  das  Ein-  und 
Auslaufen  in  und  aus  dem  Hafen  gefährlich  machen,  eingeschlossen  ist. 

1640.  —  Lässt  man  Scheinblockaden  zu,  so  räumt  man  den  Erieg- 
führenden das  Recht  ein,  die  Neutralen  zu  belästigen;  man  verleiht  ihnen 
durchaus  willkürliche  Befugnisse.  —  Es  hängt  dann  ganz  vom  Ermessen 

1)  Galvo  gibt  das  Uiteil  seinem  ganzen  Inhalte  nach  wieder,  op.  cit,  §  2861. 
—  Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  154,  Anm.  2. 

2)  Gessner,  Le  droit  des  ueutres  sor  mer,  pp.  187  a  196. 
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der  Eriegspartei  ab,  welche  Ausdehnang  sie  der  Blockade  za  geben  ge- 
sonnen ist.  —  In  diesem  Falle  hat  sie  nicht  nStig,  grössere  Flotten  aus- 
zmrüsten. 

Als  notwendige  Ergänzung  erfordert  die  Scheinblockade  das  Prär 
ventionsrecht  (droit  de  Prävention)  und  das  £echt  der  Nacheile  (droit  de 
suite)  (No.  1611).  Nimmt  man  dagegen  an,  dass  die  Blockade  für  die 
Neutralen  nur  dann  verbindlich  ist,  wenn  sie  wirklich,  effektiv,  ist,  und 
durch  eine  Seestreitkraft  unterhalten  wird,  so  ist  der  Neutrale  berechtigt, 
sich  von  dem  Zustande  der  Dinge  zu  vergewissern  und  die  Konfiskation 
eines  neutralen  Schiffes  kann  rechtsgültig  nur  unter  der  doppelten  Voraus- 
setzung bewirkt  werden,  dass  a)  die  Blockade  noch  tatsächlich  aufrecht 
erhalten  wurde,  als  sich  das  neutrale  Schiff  dem  blockierten  Hafen  näherte; 
und  b)  dass  der  Neutrale  versucht  hatte,  die  Blockadelinie  zu  durchschneiden. 

1641.  —  Die  Scheinblockade  verstösst  gegen  eine  grundlegende  Regel 
des  Völkerrechts.  Gibt  man  einer  Eriegspartei  die  Befiignis,  durch  einen 
Erlass  oder  eine  Verordnung  die  Blockade  über  die  feindlichen  Küsten 
zu  verhängen  und  den  Verkehr  der  Neutralen  mit  diesen  Küsten  zu  ver- 
bieten, so  verleiht  man  der  gesetzgeberischen  Massnahme  eines  Staates 
rechtlichen  Wert  und  verpflichtende  Kraft  gegenüber  andern  Staaten;  dies 
ist  ein  Eingriff  in  die  Unabhängigkeit  aller  Nationen.  ^) 

1642.  —  Alle  Schriftsteller,  welches  auch  ihre  Ansicht  über  die  recht- 
liche Natur  der  Blockade  sei,  stellen  das  Erfordernis  der  Effektivität  der 
Blockade  auf;  sie  erklären  die  Schein-,  Papier-,  Kabinettsblockade  oder 
die  Blockade  per  notificationem  für  rechtsungültig.  Heffter  (op.  cit.,  §  157) 
sagt:  „Niemals  hat  diese  Maxime  die  Zustimmung  der  Nationen  erhalten. . . . 
Man  wird  den  Neutralen,  die  es  vermögen,  auch  das  Becht  zugestehen 
müssen,  dieselbe  mit  aller  Macht  zu  bekämpfen.*' 

Anlangend  die  Staatenpraxis,  so  hat  uns  die  Geschichte  gelehrt,  dass  bis 
zum  19.  Jahrhundert  fast  alle  Blockaden  Scheinblockaden  waren,  und  dass 
England  auf  die  Papierblockaden  erst  mit  der  Unterzeichnung  der  Pariser 
Deklaration  vom  16.  April  1856  verzichtet  hat. 

Das  durch  diese  Deklaration  begründete  vertragliche  Eecht  fordert, 
dass  die  Blockaden,  um  rechtsverbindlich  zu  sein,  effektiv  sein  müssen. 
Also  stimmt  das  positive  Becht  mit  dem  theoretischen  Becht  überein. 

1643.  —  Ist  die  Effektivität  die  unerlässliche  Voraussetzung  für  die 
Beehtsgültigkeit  der  Blockade,  so  fragt  es  sich  nun  weiter,  unter  welchen 
Umständen  die  Blockade  diese  Eigenschaft  hat. 

Das  erste  Bündnis  der  bewafbeten  Neutralität  von  1780  verlangte 
die  Anwesenheit  von  festliegenden  und  nahe  genug  herangeführten  Schiffen 
(arrdtös  et  sufflsamment  proches),  die  eine  augeoscheinliche  Qefahr  für 
die  Einfahrt  in  den  Hafen  bildeten.  —  Artikel  3  des  Seeabkommens  vom 
16.  Dezember  1800  forderte,  dass  die  Einfahrt  in  den  blockierten  Hafen 
durch  die  in  der  Nähe  aufgestellten  Schiffe  mit  augenscheinlicher  Gefahr 
verbunden  sei.  —  Die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April  1856  bezeichnet 
als  effektive  Blockaden  solche,  „die  durch  eine  hinreichende  Macht  ausge- 
übt werden,  um  den  Zugang  zum  feindlichen  Küstengebiet  zu  verhindern'' 
No.  1623). 

Der  Grundgedanke  kehrt  immer  wieder.  Die  Gefahr,  die  mit  dem 
Ein-  und  Auslaufen  verbunden  ist,  ist  das  wesentliche  Merkmal  für  die 
effektive  Blockade.  —  Die  Formel  der  Pariser  Deklaration  ist  unklar  und 
wenig  befriedigend.  Wann  ist  eine  „hinreichende  Macht^  (force  süffisante) 


1)  Fauchille,  op.  cit,  pp.  74  et  8.  —  Pistoye  et  Duverdy,  op.  cit,  t  I,  p.  866. 
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vorhanden?  —  Calyo  fttbrt  die  verschiedenen  Ansichten  an  (op.  cit, 
§  2841).  —  In  Wirklichkeit  handelt  es  sich  um  eine  Tatfirage,  die  unter 
Berücksichtigung  der  Umstände  des  einzelnen  Falles,  insbesondere  nach 
der  jeweiligen  Eüstengestaltung,  der  grossem  oder  geringem  Breite  der 
Einfahrt  zu  der  Reede,  dem  Hafen  oder  der  Mlindong  zu  beantworten 
ist.  —  Sobald  der  Zugang  zu  einem  Hafen  tatsächlich  abgesperrt  ist, 
kommt  es  auf  die  Entfernung  der  vor  ihm  liegenden  blockierenden  Flotte 
nicht  an. 

„Gewiss  muss  es  schon  genügen,  wenn  ein  Geschwader  dei^estalt 
stationiert  ist,  dass  es  den  Zugang  zu  dem  blockierten  Orte  beobacht^i, 
und  ein  sich  annäherndes  fremdes  Schiff  zurückhalten  kann."  ^) 

Die  zufällige  Wegnahme  eines  neutralen  Schiffes  durch  einen  Kreuzer 
genügt  nicht,  um  eine  Blockade  zu  einer  effektiven  zu  stempeln,  umge- 
kehrt hört  eine  Blockade  nicht  auf  effektiv  zu  sein,  weil  es  ausnahmsweise 
einem  oder  zwei  Schiffen  geglückt  ist,  die  Wachsamkeit  der  blockierenden 
Streitkräfte  zu  täuschen  und  die  Blockadelinie  unbehelligt  zu  durchschneiden 
(Travers  Twiss,  op.  cit.,  No.  103). 

Die  Ereuzerblockade  ist  keine  wirkliche  Blockade;  denn  während  die 
Schiffe  hin-  und  herfahren,  können  manche  Fahrzeuge  in  den  fttr  blockiert 
erklärten  Platz  ein-  und  auslaufen. 

1644.  —  Muss  die  regelrecht  errichtete  Blockade  effektiv  bleiben, 
wenn  sie  den  Neutralen  gegenüber  rechtsverbindlich  sein  soll?  Die  Bejahung 
dürfte  nicht  zweifelhaft  sein.  —  Manche,  wie  Hautefeuille,  Fauchille, 
Gessner  und  Yidari  lehren,  dass  jede  aufgehobene  oder  unterbrochene 
Blockade  von  neuem  errichtet  und  unter  den  gewöhnlichen  Formen  angezeigt 
werden  müsse.  Dies  ist  auch  in  dem  preussischen  Reglement  vom  14.  April 
1864,  in  dem  russischen  Erlass  von  1869  und  in  den  ergänzenden  Instruk- 
tionen von  1870,  §  11,  vorgeschrieben. 

1645.  —  Bleibt  die  Blockade  bestehen  und  verpflichtet  sie  die  Neu- 
tralen auch  weiter,  wenn  das  Blockadegeschwader  durch  plötzlichen  Sturm 
oder  durch  eine  Änderung  der  Windrichtung  verstreut  worden  ist?  Hier- 
über haben  sich  mehrere  Meinungen  gebildet.  —  Nach  Ansicht  fast  aller 
englischen  Publizisten,  wie  der  von  Phillmore,  Travers  Twiss,  Bello, 
Breche,  Fiore,  Eent  u.  a.  bleibt  die  Blockade  rechtsverbindlich^  und 
der  Neutrale,  der  während  der  Entfernung  des  Geschwaders  in  den  Baien 
eingelaufen  ist,  hat  die  Blockade  gebrochen.  Dieser  Satz  wird  auch  von 
den  englischen  Admiralitätsgerichten  sowie  von  den  Regierungen  von 
Grossbritannien,  von  Dänemark  und  von  den  Verein.  Staaten  vertreten. 
Ortolan  (op.  cit.,  t.  II,  p.  311)  sieht  die  Blockade  nur  als  unterbrochen 
an,  und  meint,  dass  die  Neutralen  ohne  Begehung  eines  Blockadebruchs 
in  den  Hafen  einlaufen  könnten,  aber  die  Blockade  sei  nicht  aufgehoben, 
und  es  bedürfe  demnächst  keiner  neuen  Bekanntmachung,  wenn  das  Ge- 
schwader seinen  Beobachtungsposten  wieder  aufiiehme.'^)  —  Bulmerincq 
und  Halleck  glauben,  dass  es  auf  die  Zeit,  während  welcher  die  Ent- 
fernung des  Geschwaders  bestanden  habe,  ankomme. 

1646.  —  Alle  stimmen  darin  überein,  dass  die  Blockade  die  Neutralen 
nicht  mehr  verpflichtet,  wenn  die  dauernde  EinschUessung  ans  einem 
andern  Grunde,  als  wegen  Sturmes  oder  Änderung  des  Windes  aufhört 


1)  Heffter,  op.  cit, §  165.  —  Hall,  Intemational  Law,  §2<K)  — Travers Twisi» 
op.  dt,  t  II,  103. 

2)  Pereis,  Seerecht,  IV.  Abschnitt,  S.  278. 
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—  Bestritten  ist  nur,  in  welchen  F&llen  die  Blockade  als  aufgehoben  oder 
nur  als  unterbrochen  anzusehen  ist.^) 

1647.  —  Die  englische  Rechtsprechung  hat  einen  Lehrsatz  aufgestellt, 
der  die  Lage  der  Neutralen  verschlechtert.  Hiernach  braucht  eine 
Blockade  nicht  notwendigerweise  effektiv  zu  bleiben,  um  die  Neutralen 
zu  verpflichten.  Nach  dem  englischen  Richter  William  Scott  muss  eine 
tatsächliche  Blockade  (de  facto),  wenn  eine  amtliche  Bekanntmachung  der 
kriegführenden  Regierung  an  die  neutralen  Regierungen  vorher  oder  gleich- 
zeitig erfolgt  ist,  so  lange  als  bestehend  angenommen  werden,  ids  die 
Aufhebung  der  Blockade  nicht  amtlich  erklärt  worden  ist.  —  Dies  ist 
auch  die  Meinung  von  Phillimore  und  mehrem  englischen  Publizisten, 
sie  bedeutet  die  Zulassung  der  Scheinblockade.  —  Diese  ganze  Theorie 
ist  als  unhaltbar  zurückzuweisen,  so  sagt  Geffcken:  der  EriegfOhrende 
mflsste  zweifellos  das  Aufhören  der  Blockade  anzeigen;  sobald  aber  die 
Blockade  de  facto  mangelhaft  wird,  d.  h.  von  dem  Augenblick  ab,  wo 
das  Geschwader  seinen  Posten  aufgibt,  oder  wo  es  nicht  mehr  genttgend 
stark  ist,  besteht  die  Blockade  nicht  mehr  (Heffter,  op.  cit.,  §  156,  Anm.  4). 

§  5.  —  Anzeige  der  Blockade. 

1648.  —  Die  Publizisten  und  die  Verträge  unterscheiden  drei  Arten 
Ton  Anzeigen.  1.  Die  Anzeige  des  Befehlshabers  des  Blockadegeschwaders 
an  die  Behörden  und  Eonsubi  der  urtlichkeiten,  deren  Verkehr  mit  dem 
offenen  Meere  abgeschnitten  werden  soll.  Sie  hat  Anfang  und  Ausdehnung 
der  Blockade  anzugeben.  2.  Die  diplomatische  oder  allgemeine  Anzeige 
(notification  diplomatique  ou  genörale),  die  den  Regierungen  der  neutralen 
Staaten  zu  erstatten  ist.  3.  Die  besondere  Anzeige  (notification  speciale), 
die  den  Schiffen,  die  sich  der  Blockadelinie  nähern,  durch  das  Blockade- 
geschwader gemacht  wii*d.^)  Sind  alle  diese  verschiedenen  Bekannt- 
machungen erforderlich,  damit  die  Blockade  den  Neutralen  gegenüber 
rechtsverbindlich  wird?    Man  muss  folgende  Fälle  unterscheiden: 

1649.  —  A.  Handelt  es  sich  um  ein  Schiff,  das  aus  dem  blockierten 
Hafen  auslaufen  will,  so  ist  es  klar,  dass  die  den  Behörden  dieses  Hafens 
oder  den  dort  befindlichen  fremden  Konsuln  erstattete  Anzeige  völlig  hin- 
reicht, wenn  sie  auch  eine  aUgemeine  ist.  Es  ist  nicht  möglich,  dass  die 
Anzeige  anbekannt  bliebe  und  dass  die  Kapitäne  der  im  Hafen  verankerten 
Schiffe  von  der  Blockade  nichts  wissen  sollten.  Eines  dieser  Schiffe  darf 
sich  wohl  aus  dem  Hafen  etwas  herauswagen,  um  sich  zu  vergewissern, 
ob  die  Absperrungslinie  aufrecht  erhalten  wird,  aber  geht  es  zu  dem  Ver- 
suche über,  die  Linie  zu  durchschneiden,  so  kann  es  weggenommen  werden, 
ohne  dass  ihm  eine  besondere  Anzeige  gemacht  werden  müsste.  Dies  ist 
die  allgemein  herrschende  Meinung,  wie  sie  besonders  von  Bulmerincq, 
Calvo,  Hall,  Hautefeuille,  Massö  u.  a.  vertreten  wird.  Sie  ent- 
spricht auch  der  internationalen  Praxis.^  —  Einige  Schriftsteller  halten 
jedoch  die  besondere  Anzeige  fttr  erforderlich.  Auch  von  einigen  Ver- 
trägen wird  sie  verlangt  (de  Boeck,  op.  cit.,  No.  700). 

ItöO.  —  B.  —  In  dem  Falle,  dass  Schiffe  von  der  Seeseite  herkommen, 
gehen  die  Ansichten  weit  auseinander.  —  Einige  fordern  sowohl  die 
diplomatische  oder  allgemeine  als  auch  die  besondere  Anzeige  (Gessner, 

1)  S.  die  Anrichten  der  Schriftsteller  und  deren  BegrGndang  bei  GalYO,  op.  cit, 
K  8870  b\B  9879. 

2)  Gessner,  Le  droit  des  ueutres  sur  mer,  pp.  197  bis  210.  —  Pereis,  Seerecht,  §  fK). 
S)  Calvo,  op.  cit,  §  2S55.  —  Hall,  op.  citp  §  262.  —  Hautefeuille,  op.  cit, 

t,  IL  §  218. 
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Pistoye  et  Duverdy,  Cauchy,  Ortolan),  andere  begnügen  sich  mit 
der  diplomatischen  Anzeige  (Funck-Brentano  et  Sorel).  Etliche  ver- 
langen diese  unter  allen  Umständen  (Pereis  nnd  de  Boeck),  andere 
wieder  halten  die  besondere  Anzeige  für  notwendig,  aber  auch  für  aus- 
reichend (flautefeuille,  Calvo,  Fauchille),  gewisse  Schriftsteller 
meinen,  dass  es  gar  keiner  Anzeige  bedürfe,  andere  endlich  verlangen 
nur  eine,  aber  je  nach  den  Umständen  bald  die  allgemeine,  bald  die  be- 
sondere (fieffter,  Wbeaton). 

1651.  —  Die  englische  Lehrmeinung  unterscheidet  zwei  Arten  von 
Blockaden;  die  bloss  „tatsächliche'^  nnd  die  „notifizierte^  Blockade.  Unter 
der  tatsächlichen  Blockade  versteht  man  diejenige,  die  von  Gteschwader- 
oder  SchifTsbefehlshabern  über  solche  Häfen  verhängt  wird,  die  von  dem 
Mutterlande  soweit  entfernt  sind,  dass  die  diplomatische  Anzeige  erst 
lange  nach  der  wirklichen  Errichtung  der  Blockade  erfolgen  kann.  In 
diesem  Falle  ist  die  besondere  Anzeige  notwendig,  aber  sie  ist  auch  hin- 
reichend, um  die  Verurteilung  eines  neutralen  SchifTes,  das  eine  Über- 
schreitung versucht,  zu  begründen. 

Im  Falle  einer  „notifizierten  Blockade""  genügt,  wenn  die  diplomatische 
Anzeige  rechtzeitig  erstattet  werden  kann,  diese  Anzeige,  um  die  Blockade 
rechtsverbindlich  zu  machen.  —  Mit  der  diplomatischen  Anzeige  entsteht 
die  Rechtsvermutung  juris  et  de  jure,  dass  die  Blockade  allen  Neutralen 
bekannt  geworden  ist.  Die  Blockade  bleibt  so  lange  bestehen,  bis  eine 
amtliche  Anzeige  über  ihre  Aufhebung  an  die  neutralen  Mächte  gerichtet 
worden  ist.  —  Die  fremden  Regierungen  sind  verpflichtet,  beide  Anzeigen 
ihren  Untertanen,  deren  Interessen  sie  zu  schützen  verpflichtet  sind,  zur 
Kenntnis  zu  bringen.  —  Eine  Ausnahme  wird  nur  zu  Gunsten  solcher 
Sch^e  gemacht,  die  nicht  aus  einem  Hafen  ihres  Heimatstaates  kommen, 
sondern  aus  einem  so  entfernt  liegenden  Lande,  dass  ihnen  die  Anzeige 
nicht  bekannt  sein  konnte;  in  diesem  Falle  ist  eine  besondere  Anzeige 
erforderlich.  ^)  —  Wann  kann  aber  ein  neutrales  Schiff  auf  offenem  Meere 
Kenntnis  von  der  diplomatischen  Anzeige  erlangt  haben?  Diese  Frage 
Offnet  allen  Schikanen  Tür  und  Tor  und  dies  umsomehr,  als  man  dem 
Kapitän  des  neutralen  Schiffes  den  Beweis  seiner  Unkenntnis  aufbürdet. 

Geffcken  weist  mit  Recht  die  englische  Lehre  zurück.  Jede 
Blockade  ist  hinfällig,  so  bemerkt  er,  sobald  die  Tatsache  der  ausreichen- 
den Macht  sie  auszuüben  aufhört  (Geffcken-Heffter,  op.  dt.,  §  155, 
Anm.  4). 

Auch  Dänemark  b^nügt  sich  je  nach  Lage  der  Sache  mit  einer 
diplomatischen  oder  einer  besondern  Anzeige.  Gleichwie  England  l&sst 
es  die  Notwendigkeit  einer  besondem  Anzeige  von  einer  Vermutung  ab- 
hängen (Reglement  vom  L  Mai  1848  und  vom  16.  Februar  1864). 

Auch  in  den  Verein.  Staaten  richtet  sich  die  besondere  Anzeige  nach 
den  Tatumständen.  - 

1662.  —  Frankreich  folgt  in  seinen  Verträgen,  in  seiner  Recht- 
sprechung und  in  den  durch  seine  Regierungen  erlassenen  Instruktionen 
verschiedenartigen  Grundsätzen.  1.  Die  diplomatische  Anzeige  reicht  an 
sich  allein  niemals  hin,  um  die  Blockade  für  die  Neutralen  verpflichtend 
zu  machen.  Wenn  sie  auch  als  rechtzeitig  gilt,  so  muss  sie  doch  in  jedem 
Falle  durch  eine  besondere  Anzeige  an  die  neutralen  Schiffe,  die  in  den 
Bereich  des  Blockadegeschwaders  kommen,  ergänzt  und  vervolhständigt 


I)  Phillimore,  Commentaries,  t.  III,  p.  3S5.  —  Travers  Twiss,  op.  cit^  t  IT, 
No.  104  bis  106. 
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werden.  —  2.  Die  besondere  Anzeige  ist  immer  notwendig,  sie  ist  ein 
wesentliches  Formerfordernis,  sie  allein  macht  die  Blockade  rechtsverbind- 
lich. —  3.  Die  Blockade  verpflichtet  um  so  mehr,  wenn  beide  Anzeigen 
miteinander  wirken.  —  Dies  ist  die  vom  Staatsrate  vertretene  Lehre,  die 
durch  Verträge  bestätigt  und  in  den  französischen  Instruktionen  vom 
25.  Juli  1870  niedergelegt  worden  ist.  Wenn  Frankreich  die  besondere 
Anzeige  zum  Grund  satze  erhoben  und  sich  stets  danach  gerichtet  hat,  so 
macht  ihm  dies  viel  Ehre,  denn  die  besondere  Benachrichtigung  verringert 
stets  die  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Unzuträglicbkeiten  und  schneidet 
jede  missbräuchliche  Ausübung  des  Blockaderechtes  ab.^) 

Italien  (Verordnung  vom  20.  Juni  1866,  Art.  7)  und  Schweden  (Ver- 
ordnung vom  8.  April  1854,  Art.  4)  fordern  wie  Frankreich  eine  besondere 
Anzeige. 

1658.  —  Die  Anzeige  ist  zur  Entstehung  einer  wirklichen  Blockade 
nicht  unerlässlich.  Gessner  ist  andrer  Meinung.  Nach  ihm  ist  die  all- 
gemeine Anzeige,  die  Generalnotiflkation,  eines  der  notwendigen  Erforder- 
nisse für  die  Gültigkeit  und  Rechtswirksamkeit  der  Blockade.  Sie  ist 
keine  blosse  Warnung  der  Neutralen.  Die  besondere  Anzeige,  die  Spezial- 
notifikation,  bezieht  sich  nur  auf  die  Lehre  vom  Blockadebruch.2)  —  Unseres 
Erachtens  ist  die  Anzeige  keine  westotliche  Voraussetzung  für  das  Bestehen 
einer  Blockade.  Sie  ist  lediglich  eiue  blosse  Warnung.  Sie  ist  indessen 
nötig,  um  die  Konfiskation  des  neutralen  Schiffes  zu  rechtfertigen,  weil  sie 
das  einzige  zuverlässige  und  nicht  willkürliche  Mittel  ist,  um  festzustellen, 
ob  der  Neutrale  Kenntnis  von  der  Blockade  gehabt  hat  (Fauch ille, 
op.  cit.,  p.  218).  Diese  Gewissheit  kann  nur  erlangt  werden,  wenn  die 
Anzeige  eine  besondere  ist. 

Dies  ist  der  Grund,  weshalb  das  von  Frankreich,  Italien  und  Schweden 
angenommene  System  vom  Standpunkte  der  Gerechtigkeit  und  der  Billig- 
keit aus  dem  Systeme  Englands  und  selbst  dem  der  Verein.  Staaten  vor- 
zuziehen ist. 

Die  diplomatische  Anzeige  erweckt  ein  Bedenken.  Entweder  geht  sie 
der  effektiven  Blockade  voraus,  und  dann  besteht  eine  gewisse  2eit  lang 
eine  Scheinblockade,  oder  sie  erfolgt  erst  nach  Errichtung  der  wirklichen 
Blockade,  und  diese  wurde  dann  einige  Zeit  lang  ohne  Anzeige  gehandhabt. 

1654.  —  Damit  die  besondere  Anzeige  fQr  neutrale  Schiffe  rechts- 
verbindlich sei,  muss  sie  drei  Bedingungen  entspreclien:  1.  die  besondere 
Benachrichtigung  muss  am  Blockadeorte  selbst  erteilt  werden;  2.  die  An- 
zeige darf  dem  neutralen  Schiffe  nur  durch  den  Befehlshaber  oder  einen 
Offizier  eines  der  Kriegsschiffe,  die  die  Blockade  ausüben,  erstattet  werden 
(französische  Instruktionen  vom  25.  Juli  1870,  §  12);  3.  die  Mitteilung 
muss  in  die  Schiffspapiere  unter  Angabe  des  Tages  und  des  Ortes  (Länge- 
und  Breitegrades)  eingetragen  werden.  Hierdurch  lässt  sich  feststellen, 
ob  die  Anzeige  am  Blockadeorte  und  durch  ein  Schiff  des  Blockade- 
geschwaders erfolgt  ist.  (Französische  Insti'uktionen  vom  17.  Mai  1838 
und  28;  Juli  1870  —  Amerikanische  Deklaration  vom  19.  April  1861  — 
Dänische  Verordnung  vom  16.  Februar  1864  —  Preussisches  Reglement 
vom  20.  Juni  1864  —  Italienische  Verordnung  vom  20.  Juni  1866). 


1}  Geffcken-Heffter,  op.  cit,  §  156,  Anm.  2. 

2;  Gessner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer,  pp.  198  et  s. 

BonfllB,  I^elurbiich  des  TOUcerreebta.  62 


818  Ffinfler  Teil.    Der  Krieg.  —  Das  Aküonsrecht 

Vierter  Abschnitt. 
Rechtswirkungen  der  Blockade. 

1655.  —  Die  Blockade  bewirkt  die  Unterbrechung  jedes  Verkehrs, 
der  dem  abgesperrten  Platze  nützen  und  der  blockierenden  Eriegspartei 
schaden  könnte. 

Dieser  Grundsatz  wird  allseitig  anerkannt.  Über  seine  Anwendung 
gehen  aber  die  Ansichten  auseinander.  —  Welcher  Verkehr  ist  der 
Blockademacht  schädlich,  dem  blockierten  Hafen  jedoch  nützlich  und 
daher  verboten? 

Diese  Frage  ist  sehr  bestritten.  —  Es  gibt  nicht  weniger  als  f&nf 
oder  sechs  verschiedene  Meinungen.  0 

Wir  sind  der  Ansicht,  dass  die  Bechtswirkung  der  Blockade  darin 
besteht,  dass  jedem  neutralen  Schi£fe,  welcher  Art  und  Beschaffenheit  es 
auch  sei,  ob  Kriegsschiff,  ob  Handelsschiff,  ob  mit  Waren  oder  Ballast, 
ob  Postschiff  mit  amtlichen  Mitteilungen  Neutraler  oder  mit  Privat- 
korrespondenz der  Zugang  zu  dem  abgesperrten  Hafen  oder  Küstenstriche 
untersagt  ist.  —  Jedweder  Verkehr  zwischen  einem  blockierten  Hafen 
und  der  Aussenwelt  muss  verboten  sein.  —  Dieser  Satz  ist  von  den  be- 
deutendsten seerechtlichen  Verträgen  angenommen  worden,  besonders 
auch  von  der  Pariser  Deklaration  vom  16.  Aprü  1856,  indem  sie  bestimmt, 
dass  die  Blockade  den  Neutralen  den  „Zugang"  (accös)  zum  feindlichen 
Hafen  oder  Küstengebiet  verbietet  (Vertrag  zwischen  Italien  und  den 
Verein.  Staaten  vom  26.  Februar  1871  —  Schwedische  Verordnung  vom 
8.  April  1854,  §  4  —  Eussische  Kegeln  von  1869,  §  95  —  Osterreichische 
Erklärungen  vom  11.  Mai  1877,  Art.  1  —  Französische  Instruktionen 
vom  25.  Juli  1870,  §  7). 

1656.  —  Haben  die  Neutralen,  die  in  einen  blockierten  Hafen  nicht 
einlaufen  dürfen,  das  Recht,  ihn  zu  verlassen?  —  Wie  bei  der  vorher- 
gehenden Frage  sind  auch  hier  verschiedene  Orundsätze  aufgestellt  worden. 

1.  Nur  das  Einlaufen  neutraler  Schiffe  in  den  abgespeiTten  Hafen  wird 
durch  die  Seeblockade  gehindert,  das  Auslaufen  aus  dem  Hafen  bleibt 
diesen  Schiffen  frei  (Russische  R^eln  von  1869,  §  17). 

2.  Neutrale  Schafe,  die  sich  der  Beobachtung  des  Blockadegeschwaders 
zu  entziehen  wussten  und  denen  es  glückte,  in  den  Hafen  zu  gelangen,  dürfen 
nicht  auslaufen.  Es  können  nur  die  Schiffe  frei  ausgehen,  die  vor  der 
Blockade  in  den  abgesperrten  Hafen  eingelaufen  waren.  Sie  können  den 
Hafen  jederzeit  mit  Ballast  oder  mit  einer  Ladung  verlassen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zeit,  zu  der  sie  die  Ladung  eingenommen  haben.  (In  diesem 
Sinne  gibt  es  mehrere  Verträge  im  19.  Jahrhundert.) 

3.  Fahrzeuge,  die  nur  Ballast  haben,  oder  deren  Ladung  vor  der 
Blockade  eingenommen  worden  ist,  mögen  die  Waren  einem  Neutralen  oder 
einem  Untertanen  der  angegriffenen  Kriegspartei  gehören,  können  jederzeit 
auslaufen.  Dies  System  ist  von  mehrern  Verträgen,  namentlich  von  dem 
am  26.  Februar  1871  zwischen  Italien  und  den  Verein.  Staaten  abgeschlossenen 


1)  Man  findet  eine  DarateUung  und  Besprechung  dieser  Ansichten   in  dem 
Werke  Fauchille*s. 
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Abkommen  (Art.  14)  angenommen  worden.    Es  fUhrt  zu  Schwierigkeiten 
bei  der  Beweisfrage.  ^) 

4.  Nach  einem  andern  Systeme  kOnnen  alle  neutralen  Schiffe,  die  sich 
vor  Beginn  der  Blockade  in  dem  Hafen  befanden,  binnen  einer  bestimmten 
Frist,  £e  mit  der  Errichtung  der  Blockade  beginnt,  auslaufen,  und  zwar 
ohne  Bücksicht  darauf,  ob  das  Schiff  nur  Ballast  führt,  oder  ob  seine 
Ladung  vor  oder  nach  der  Blockade  eingenommen  worden  ist  —  Nach 
Ablauf  der  Frist  kann  kein  Schiff  mehr  auslaufen,  ohne  sich  der  Gefahr 
der  Wegnahme  auszusetzen.  —  Dies  System  ist  von  einer  Beihe  von 
Gesetzen  angenommen  worden  (französ.  Instruktionen  von  1838  und  vom 
25.  Juli  1870,  Art.  7.  —  Amerikan.  Instruktionen  vom  14.  Mai  und 
24.  Dezember  1846.  —  Dänisches  Beglement  vom  16.  Februar  1864.  — 
Preussisches  Beglement  vom  20.  Juni  1864,  §  21.  —  Türkische  Deklaration 
vom  3.  Mai  1877).  —  Während  des  Erimkrieges,  des  amerikanischen 
Bürgerkrieges  (Depesche  Seward  vom  2.  Mai  1861),  des  Krieges  zwischen 
Spanien  und  Chile  sowie  zwischen  Bussland  und  der  Türkei  (1877/78) 
ist  dies  System  angewandt  worden.  Die  Dauer  der  angeordneten  Fristen 
war  verschieden. 

1657.  —  Die  Eriegspaitei  kann  die  Wirkungen  der  Blockade  ab- 
schwächen. —  Die  Geschichte  bietet  mehrere  Beispiele  dafür,  dass  das 
starre  Becht  der  Blockade  gemildert  worden  ist.  —  Eine  solche  Ver- 
günstigung muss  aber  allen  Neutralen  in  gleichem  Masse  gewährt  werden. 
Wollte  die  Blockademacht  sie  nur  der  einen  oder  «der  andern  Flagge  ein- 
räumen, so  würde  sie  die  Pflicht  der  Unparteilichkeit  verletzen  und  die 
Blockade  würde  aufhören,  rechtsverbindlich  zu  sein.  Wenn  der  Kriegführende 
einei-seits  stets  das  Becht  hat,  die  Härten  der  Blockade  zu  Gunsten  neu- 
traler Schiffe  zu  mildem,  so  hat  er  anderseits  die  Pflicht,  dies  zu  tun, 
wenn  aussergewöhnlicbe  Umstände,  namentlich  die  Gebote  der  Mensch- 
lichkeit besondere  Berücksichtigung  erheischen.  Zum  Beispiel  ist  es  un- 
zulässig, dass  die  Blockademacht  einem  neutralen  Schiffe,  das  infolge  eines 
Lecks  zu  versinken  droht,  oder  das  ausser  stände  ist,  sich  über  Wasser 
zu  halten,  oder  dessen  Besatzung  am  verhungern  ist,  den  Zugang  in  einen 
blockierten  Hafen  verweigert,  es  sei  denn,  dass  das  Blockadegeschwader 
die  erforderliche  Hilfe  zu  leisten  vermag  und  sie  anbietet  (Italienische 
Verordnung  vom  20.  Juni  1866,  §  9.  —  Spanisches  Beglement  vom  26.  No- 
vember 1864,  Art.  9.  —  Pereis,  op.  cit.,  §  51).  f 

1658.  —  Die  Blockade  ist  nicht  nur  für  neutrale  Schiffe  rechtsver- 
bindlich, sie  ist  dies  a  fortiori  für  feindliche  Schiffe,  die  auch  ohne  Blockade 
der  Wegnahme  unterliegen.  —  Die  Blockade  verpflichtet  auch  die  Schiffe 
der  eigenen  Untertanen  des  blockierenden  Staates  und  die  seiner  Ver- 
bündeten, und  dies  um  so  mehr,  als  schon  nach  geltendem  Bechte  durch 
die  blosse  Tatsache  des  Krieges  und  auch  ohne  Blockade  alle  Handels- 
beziehungen zwischen  den  Untertanen  kriegfahrender  Staaten  untersagt 
sind.  —  Travers  Twiss  bemerkt  mit  Becht,  dass  solange  eine  Eriegs- 
partei  ihren  eigenen  Untertanen  die  freie  Ein-  und  Ausfahrt  in  und  aus  den 
feindlichen  Häfeu  gestatte,  es  an  der  Voraussetzung  fehle,  die  die  Eri^s- 
partei  zur  Beschränkung  des  Handels  der  Neutralen  ermächtige:  nämlich 
an  der  Notwendigkeit,  dem  Gegner  jeden  Verkehr  abzuschneiden,  um  seinen 
Widerstand  zu  brechen. 


1)  Phillimore»  op.  cit,  t  HI,  p.  408.  —  Travers  Twiss,  op.  dt.,  t  TU 
No.  lia  and  113. 
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Trotzdem  haben  mehrere  Staaten  diese  Regel  verkannt.  Anfangs  des 
vorigen  Jahrhunderts  war  eine  der  Ursachen  des  im  Jahre  1812  zwischen 
England  und  den  Verein.  Staaten  ausgebrochenen  Krieges  die  Frage  nach 
der  Wirkung  der  Blockade  auf  die  Untertanen  des  blockierenden  Staates. 
Nachdem  nämlich  Grossbritannien  eine  Papierblockade  angeordnet  hatte, 
untersagte  es  den  Neutralen  jeden  Verkehr  mit  dem  Feinde,  aber  seinen 
eigenen  Schiffen  erlaubte  es,  mit  dem  Gegner  Handel  zu  treiben,  und  es 
bereicherte  sich  somit  auf  Kosten  der  Neutralen  selbst.  —  Die  französischen 
Instruktionen  vom  25.  Juli  1870,  §  5,  schreiben  vor,  französische  Kauf- 
fahrer,  die  einen  Blockadebruch  versuchen  sollten,  anzuhalten.  Ähnliche 
Bestimmungen  finden  sich  in  den  Reglements  von  Dänemark  vom  16.  Februar 
1864,  von  Osterreich  vom  6.  Juni  1864  und  von  Preussen  vom  20.  Juni  1864. 

Mit  einem  Woite:  die  Blockade  ist  für  sämtliche  SchiffiB  rechtsver- 
bindlich.i) 


Fünfter  Abschnitt. 
Blockadebruch. 

1S59.  —  Nur  bei  einer  regelrecht  verhängten  Blockade  kann  von 
einem  Blockadebruche  die  Bede  sein.  —  Ist  eine  Blockade  nicht  r^elrecht 
errichtet  und  nimmt  die  Blockademacht  trotzdem  Schiffe  wegen  Verletzung 
der  zu  unrecht  bestehenden  Blockade  in  Beschlag,  so  macht  sie  sich  eines 
wirklichen  völkerrechtlichen  Vergehens  schuldig  und  ist  verpflichtet,  för 
den  durch  die  Ausfährung  ihrer  Anordnungen  verursachten  Schaden  auf- 
zukommen.  —  Dieser  Satz  ist  in  der  Theorie  unbestritten;  er  ist  in  der 
Pi-axis  und  in  Sondergesetzen  zur  Geltung  gelangt  (Dänisches  Beglement 
vom  16.  Februar  1864,  Art.  5.  —  Preussisches  Reglement  vom  20.  Juni 
1864,  Art.  27.  —  Österreich.  Erklärung  vom  11.  Mai  1877,  Art.  4). 

1660.  —  Die  Verletzung  der  Blockade  darf  erst  angenommen  werden, 
wenn  eine  Durchbruchshandlung  ausgeführt  worden  ist.  Die  blosse 
Absicht,  die  Blockadelinie  zu  durchschneiden,  genügt  nicht.  —  Der  Ver- 
such eines  Vergehens  setzt  einen  Anfang  der  Ausführung  der  Tat  voraus. 

Vi^ird  ein  von  der  Seeseite  her  oder  aus  dem  blockierten  Hafen 
kommendes  Schiff  über  dem  Versuche  betroffen,  die  Einschliesj^ungslinie 
zu  durchschneiden,  so  ist  die  Entscheidung  nicht  schwierig.  Der  Tatr 
bestand  des  Blockadebruches  ist  einleuchtend.  —  Desgleichen  ist  die  Frage 
nicht  zweifelhaft,  wenn  das  Schiff  in  dem  Augenblick  angehalten  wird, 
wo  es  trotz  der  Zeichen  und  der  Warnung  der  Schiffe  des  Blockade- 
geschwaders die  Blockadelinie  durchschneidet.^) 

In  manchen  Fällen  können  Zweifel  auftauchen.  Der  Tatbestand  des 
Blockadebruches  wird  dann  von  den  Umständen  abhängen.  Man  kann  in 
der  Theorie  keine  allgemeine  Kegel  aufstellen  (Pereis,  op.  cit.,  §  51). 


1)  [Bekanntlich  ist  die  Deklaration  vom  16.  April  1856,  die  die  Effektivität  der 
Blockade  verlaofft,  nicht  von  allen  Staaten  unterzeichnet  worden.  Kann  man  sich 
auf  die  Deklaration  anch  gegenüber  den  Staaten  bemfen,  die  8ie  nicht  angenommen 
haben?  Und  können  diese  sie  den  Vertra^mSchten  entgegenhalten?  S.  hierüber 
Desjardins,  Le  Gongr^s  de  Paris  et  la  jurispmdence  internationale,  pp.  45  et  s. 

2)  Hantefenille,  Droits  etdevoirs,  t.  iL  p.  223.  —  Spanisches  Reglement  vom 
36.  November  1864,  Art  7. 
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—  Die  Erstattung  der  besondem  Anzeige  ist  das  einzige  Mittel,  um  Irr- 
tümern vorzubeugen. 

1S61.  —  Frankreich  und  Italien  nehmen  an,  dass  der  Versuch,  in 
einen  blockierten  Hafen  einzudringen,  an  sich  kein  Blockadebruch  versuch 
sei,  falls  das  Schiff  keine  besondere  Anzeige  erhalten  habe  (dagegen 
Pereis,  Seerecht,  S.  287  und  288).  —  England,  die  Verein.  Staaten,  Däne- 
mark und  Preussen  erklären,  dass  ein  Schiff  einen  Blockadebruch  begehe, 
wenn  es  in  den  Hafen  einzulaufen  versuche,  und  bewiesen  werden  könne, 
dass  das  Schiff  auf  seiner  Fahrt  Kenntnis  von  der  Blockierung  des  Hafens 
habe  erlangen  können  und  müssen. 

1662.  —  Grossbritannien  und  die  Verein.  Staaten  gehen  noch  weiter. 
Sie  betrachten  die  blosse  Absicht,  eine  Blockade  zu  brechen,  schon  für 
him-eichend,  ohne  eine  wirkliche  Veranstaltung  hierzu  oder  einen  un- 
zweideutigen Anfang  der  Austührung  an  Ort  und  Stelle.  Nach  Ansicht 
dieser  Mächte  ist  des  Blockadebruches  schuldig:  a)  jedes  neutrale  Schiff, 
das  nach  einem  blockierten  Hafen  unter  Segel  geht,  obgleich  es  Kenntnis 
von  der  diplomatischen  oder  allgemeinen  Anzeige  erlangt  hat;  b)  jedes 
Schiff,  das  seine  Fahrt  nach  dem  blockierten  Hafen  fortsetzt,  obgleich  es 
auf  seiner  Heise  Kenntnis  sei  es  von  der  diplomatischen  Anzeige,  im  Falle 
einer  notifizierten  Blockade,  oder  von  der  Absperrung,  im  Falle  einer  tat- 
sächlichen Blockade,  erlangt  hat.  --  Die  Schiffe  können  in  beiden  Fällen 
auf  hoher  See  überall,  wo  sie  betroffen  werden,  und  ohne  Rücksicht  auf 
die  Entfernung  zwischen  ihrem  Abgangs-  und  Bestimmungshafen  von  den 
Kreuzern  der  Kriegspartei  angehalten  werden  (Travers  Twiss,  op.  cit., 
t.  n,  No.  109  u.  110). 

1663.  —  Diese  Lehre  ist  keineswegs  neu.  Sie  ist  bereits  in  dem 
holländischen  Edikte  vom  26.  Juni  1630  erwähnt  und  bis  zum  Beginne 
des  19.  Jahrhunderts  von  Holland,  Eussland  und  sogar  von  Frankreich 
angewandt  worden.    (Reglement  von  1774,  Art.  14  und  von  1778,  Art.  1. 

—  Dekret  vom  9.  Mai  1793).  —  Seit  1814  haben  aber  sämtliche  Mächte 
mit  Ausnahme  von  England  und  den  Verein.  Staaten  angenommen,  dass 
die  Fahrt  nach  einem  abgesperrten  Hafen  noch  keinen  Blockadebruch 
begründe.  —  Der  Kapitän  des  Schiffes  kann  hoffen,  dass  bei  seiner  An- 
kunft der  Zugang  zum  Hafen  wieder  frei,  und  die  Blockade  aufgehoben 
sei.  —  Nichts  beweist  überdies,  dass  der  Kapitän  nicht  noch  während  der 
Fahrt  seinen  Kurs  ändern  könne  (Bluntschli,  op.  cit.,  Art.  835.  — 
Heffter,  op.  cit,  §  156.  —  Pereis,  op.  cit.,  p.  306). 

1664.  —  Während  des  Bürgerkrieges  haben  die  Verein.  Staaten  als 
Kriegspartei  die  Grundsätze,  die  sie  als  Neutrale  stets  verteidigt  und  in 
allen  Uiren  Verträgen  festgesetzt  hatten,  preisgegeben.  Hire  Gerichte 
haben  häufig  entschieden,  dass  ein  Blockadebruch,  und  daher  ein  Recht 
Eur  Konfiskation  schon  dann  vorliege,  wenn  ein  Schiff  mit  der  Absicht, 
eine  Blockade  zu  verletzen,  seine  Beise  angetreten  habe,  demgegenüber 
sei  es  belanglos,  ob  auch  nur  ein  einziges  Fahrzeug  den  Zugang  zum 
Hafen  versperre. 

1666.  —  Diese  Lehre  ist  unhaltbar  und  ungerecht;  sie  fährt  zur 
reinen  WiUkür.  Eine  Kriegspartei  wird  niemals  den  sichern  Beweis  für 
die  strafbare  Absicht  des  Neutralen  haben,  nur  auf  Grand  einer  blossen 
Vermutung  wird  also  die  Beschlagnahme  des  Schiffes  ausgeführt. 

Wenn  ^in  Hafen  wirklich  abgespen*t  ist,  wozu  dient  dann  noch  die 
Beschlagnahme  auf  offenem  Meere?  Das  Blockadegeschwader  ist  doch  in 
der  Lage,  neutrale  Schiffe  an  der  Einfahrt  in  den  Hafen  zu  hindern.  Die 
Lehre  ist  denn  auch  nur  ersonnen  und  geltend  gemacht  worden,  um  den 
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Scheinblockaden  Wirksamkeit  zu  verleihen.  Wie  sollen  die  Erenzer  auf 
hoher  See,  weit  entfernt  von  den  abgesperrten  Plätzen  bei  Vornahme  der 
Beschlagnahme  wissen,  ob  die  Blockade  des  Hafens  noch  immer  effektiv  sei? 

Alle  Regierungen,  mit  Ausnahme  der  englischen  und  der  der  Verein. 
Staaten,  sowie  alle  Schriftsteller,  mit  Ausnahme  der  englischen  und  der 
amerikanischen,  verwerfen  das  vermeintliche  Präventionsrecht.  Es  ist 
wünschenswert,  dass  sich  die  Neutralen  in  Zukunft  verständigen,  und  dass 
sie  stillschweigend  die  Verpflichtung  übernehmen,  derartige  Missbräuche 
nicht  mehr  zu  dulden.  Da  eine  Blockade  effektiv  sein  muss,  so  kann 
ein  Blockadebruch  nur  dann  vorliegen,  wenn  ein  Schiff  bei  dem  wirklichen 
Versuch,  die  Blockadelinie  zu  durchschneiden,  ertappt  wird.^) 

1666.  —  Wie  ein  Missbrauch  leicht  eine  weitere  Verirrung  erzeugt, 
so  hat  auch  diese  ungerechte  Lehre  zu  einem  andern  Satze  geführt,  der 
den  lebhaftesten  Widerspruch  hervorgerufen  hat.  —  Um  zu  verhindern, 
dass  Waren,  die  in  einem  neutralen  oder  in  einem  nicht  blockierten  feind- 
lichen Hafen  gelöscht  werden,  nicht  später  auf  dem  Landwege  nach  dem 
blockierten  Hafen  gelangen,  wird  eine  Eriegspartei  geneigt  sein,  Schiffe, 
die  für  einen  neutralen  oder  freien  Hafen  bestimmt  sind,  auf  hoher  See 
wegzunehmen,  wenn  sie  glauben  oder  vermuten  kann,  dass  die  Ladung 
von  dort  nach  dem  abgesperrten  Orte  befördert  werden  soll. 

Die  Verein.  Staaten  haben  diese  neue  Lehre  während  des  Bürger- 
krieges aufgestellt,  —  Eine  englische  Barke,  der  Springbok,  segelte  nach 
seinem  Bestimmungsorte  Nassau,  einer  der  Providenciales  Liseln,  die  zu 
den  Bahama  Inseln  gehören  und  die  im  englischen  Besitze  stehen.  Ob- 
gleich der  Springbok  also  für  einen  neutralen  Hafen  bestimmt  war,  wurde 
er  doch  am  3.  Februar  1863  von  dem  Bundeskriegsschiffe  Sonoma  auf 
offenem  Meere,  150  Meilen  von  Nassau,  wohin  er  steuerte,  weggenommen. 
Am  1.  August  verurteilte  das  New  Yorker  Gericht  Schiff  und  Ladung.  — 
Es  wurde  hiergegen  appelliert.  —  Der  oberste  Gerichtshof  erliess  eine 
Entscheidung,  die  unter  Freigabe  des  Schiffes  die  Beschlagnahme  der 
Ladung  aufrecht  erhielt,  und  die  Schiffseigentümer  zu  den  Kosten  verur- 
teilte. In  diesem  Erkenntnisse  wurde  zugegeben,  dass  die  Schiffspapiere, 
besonders  die  Chartepartie  vorschriftsmässig  seien  und  dass  keine  Urkunde 
Spuren  etwaiger  Fälschungen  oder  Täuschungen  an  sich  trüge.  Die 
Schriftstücke  erbrachten  aber  den  Nachweis,  dass  Nassau  der  wirkliche 
Bestimmungsort  des  Schiffes  sei. 

Die  Richter  des  obersten  Gerichtshofes  räumten  diese  Tatsache  aber 
dadurch  aus,  dass  sie  sich  an  mehr  als  ungenaue  Vermutungen  klammerten. 
Sie  behaupteten,  ohne  den  Schimmer  eines  Beweises,  dass  das  Schiff  von 
vornherein  in  der  Absicht  befrachtet  worden  sei,  um  die  Blockade  zu 
brechen,  dass  die  Eigentümer  der  Ladung  die  Absicht  gehabt  hätten,  die 
Ware  in  Nassau  auf  ein  anderes  Schiff  umzuladen,  das  sich  besser  als  der 
Springbok  geeignet  hätte,  unbehelligt  einen  (nicht  bezeichneten)  blockier- 
ten Hafen  zu  erreichen,  dass  die  Fahrt  von  London  nach  dem  (unbe- 
kannten und  nicht  voraus  bestimmten)  blockierten  Hafen  nach  Absicht 
der  Parteien,  in  Ansehung  der  Ladung  als  eine  einheitliche  Beise  anzu- 
sehen sei,  und  dass  mithin  die  Ladung  vom  Beginne  der  Reise  an,  und 
in  jedem  Zeitpunkte  der  Reise,  im  Falle  einer  Beschlagnahme  zu  verur- 
teilen gewesen  wäre.  Dies  durchaus  willkürliche  Erkenntnis  rief  eine 
lebhafte  Bestürzung  hervor,  es  wurde  von  Phillmore  und  von  den  eng- 


1)  Qeffcken-Heffter,op.cit.,  §  156,  Anm.  6.  —  Hautefeuilie,  Droits  et  dcToirs 
des  neutres,  t.  U,  p.  230. 
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UscheQ  Eonjüristen  getadelt.  —  Trotzdem  wurde  es  durch  die  gemischte 
Kommission  in  WasUngton,  die  auf  Grund  des  Artikels  12  des  Vertrages 
vom  2.  Mai  1871  zur  Entscheidung  über  derartige  Meinungsverschiedenheiten 
zwischen  den  Verein.  Staaten  und  England  berufen  war  und  die  sich  aus  je 
einem  Delegierten  der  beiden  Parteien  und  dem  italienischen  Gesandten 
zusammensetzte,  bestätigt. 

Das  Erkenntnis  in  Sachen  des  Springbok  wurde  einer  aus  hervor- 
ragenden Bechtsgelehrten  verschiedener  Länder  gebildeten  Kommission 
des  Instituts  für  Völkerrecht  im  April  1882  zur  Begutachtung  vorgelegt. 
Das  sehr  beachtenswerte  Votum  erging  im  entgegengesetzten  Sinne.  Die 
Lehre  des  obersten  Gerichtshofes  wurde  mit  Entschiedenheit  zurückge- 
vnesen  und  ihre  unhaltbaren  Folgeruugen  klar  entwickelt.  „Anlangend 
die  Blockade,  würde  hieraus  folgen,  dass  jeder  neutrale  Hafen,  nach 
welchem  eine  neutrale  Ladung  an  Bord  eines  neutralen  Schiffes  befördert 
worden  wäre,  kraft  Auslegung  (par  Interpretation)  zu  einem  blockierten 
Hafen  werden  würde,  sobald  Gründe  zu  dem  Verdacht  beständen,  dass 
die  Waren  nach  ihrer  Löschung  in  dem  neutralen  Hafen  auf  ein  anderes 
Fahrzeug  verladen,  und  nach  einem  wirklich  blockiei*ten  Hafen  befördert 
werden  könnten.^ 

Das  Erkenntnis  des  obersten  Gerichtshofs  ist  von  den  namhaftesten 
Publizisten  verurteilt  worden,  so  von  Arntz,  Asser,  Bulmerincq,  Calvo, 
Gessner,  Hall,  Vernon,  Harcourt  (Historicus),  Geffcken,  Lawrence, 
Phillimore,  Travers  Twiss,  Westlake,  de  Boeck,  Fauchille  u.a.*) 

1667.  —  Die  Lehre  von  der  einheitlichen  Reise  (continuit6  du  voyage) 
ist  nicht  neu.  —  Neu  ist  nur  ihre  Anwendung  auf  den  FaU  des  Blockade- 
bruches. —  Die  Lehre  muss  zurückgewiesen  werden.  Sie  hebt  die 
Handelsfreiheit  der  Neutralen  sowie  die  Meeresfreiheit  völlig  auf. 
Sie  macht  den  blockierenden  Staat  zum  Alleinherrscher  auf  dem  Ozean 
und  gibt  den  Welthandel  der  Willkür  der  Kriegführenden  preis. 
Es  wird  genügen,  so  sagt  Fauchille,  dass  irgendwo  ein  Hafen  blockiert 
ist,  um  den  neutralen  Völkern  jeglichen  Handelsverkehr  unmöglich  zu 
machen. 

1668.  —  Wann  kann  ein  Schiff,  das  eine  Blockade  beim  Ein-  oder 
Auslaufen  in  oder  aus  dem  Hafen  in  Wirklichkeit  gebrochen  hat,  von 
den  Schiffen  des  Blockadegeschwaders  rechtmässig  mit  Beschlag  belegt 
werden? 

Die  Rechtsprechung  der  Gerichte  der  Verein.  Staaten  und  der  Englands 
sowie  die  englischen  und  amerikanischen  Schriftsteller  nehmen  an,  dass 
Schiffe,  die  eine  Blockade  gebrochen  haben,  solange  beschlagnahmt  werden 
können,  bis  sie  ihr  Reiseziel  erreicht  haben,  ohne  dass  es  darauf  ankommt, 
ob  die  Schiffe  von  den  Kreuzern  der  Kriegspartei  verfolgt  worden  sind 
oder  nicht.  Das  Vergehen  wird  bis  zum  Einlaufen  in  den  Bestimmungs- 
hafen fortgesetzt,  durch  einen  freiwilligen  oder  notwendigen  Aufenthalt 
in  einem  Zwischenhafen  wird  es  nicht  beseitigt  und  getilgt.  —  Engländer 
und  Amerikaner  billigen  das  Verfolgungsrecht  (droit  de  suite),  die  Befugnis, 
ein  neutrales  ScMff  während  der  ganzen  Dauer  seiner  Aus-  und  Heimreise 


1)  Gessner,  Le  droit  des  neutres,  p.  230  und  R.  D.  L,  t.  VII,  pp.  236  k  255.  — 
Travers  Twiss,  op.  cit,  t.  II,  No,  117.  —  Travers  Twiss,  The  doctrine  of  contiiiuous 
▼oyages  as  applied  to  contraband  of  war  and  blockade,  1877.  —  Des  droits  des 
beUig^rants  snr  mer  depnis  la  declaraüon  de  Paris,  R.  D.  I.,  t  XVI,  p.  113.  —  Consul- 
tationdel'Institnt,  R.D.I.,  tXIV,  p.  329.  —  deBoeck,  De  la  propriete  prive,  No.  716, 
Fauchille,  Du  blocus  maritime,  pp.  833  et  s.  —  Qeffcken-Heffter,  op.  cit,  §  156 
Anm.  5. 
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zu  beschlagnahmen  und  zu  konfiszieren.  So  hat  der  englische  Biditer 
William  Scott  (Lord  Stowel)  oft  entschieden.  So  haben  auch  die  ameri- 
kanischen Gerichte  während  des  Bttrgerkrieges  erkannt.^) 

1669.  —  Deutsche,  spanische,  französische  und  italienische  Publizasten 
sind  im  allgemeinen  der  Ansicht,  dass  ein  Schiff  wegen  Verletzung  der 
Blockade  nur  dann  beschlagnahmt  werden  kann,  wenn  es  bei  der  Darch- 
brechung  oder  beim  Versuche  der  Durchbrechung  der  Blockadelinie  ent- 
weder in  dem  blockierten  Hafen  selbst  oder  in  dem  Augenblicke,  wo  es 
diesen  zu  verlassen  sucht,  festgehalten  wird.  —  Sie  fttgen  aber  vemiuift- 
gemäss  hinzu,  dass,  wenn  das  neutrale  Schiff  in  dem  Augenblicke,  wo  es 
eine  Blockade  zu  verletzen  sucht,  von  einem  Schiffe  des  Geschwaders 
verfolgt  wird  und  es  sich  durch  die  Flucht  entziehen  will,  der 
Kreuzer,  der  Jagd  auf  das  Schiff  macht,  den  Blockadebrecher  weg- 
nehmen kann,  wenn  er  ihn  auf  offenem  Meere  vor  Erreichung  eines  Haf^is 
oder  der  Hoheitsgewässer  eines  neutralen  Staates  einholt.^ 

1670.  —  Das  Schiff,  das  eine  Blockade  bricht,  kann  von  einem  Kreuzer 
des  Blockadegeschwaders  mit  Beschlag  belegt  werden.  Aber  die  Beschlag- 
nahme ist  von  einem  eigens  hierzu  besteUten  Prisengerichte  zu  bestätigen. 
An  Stelle  der  vorläufigen  Massregel  muss  ein  rechtskräftiges  urteil  treten. 
Die  Konfiskation  und  die  Zuspi*echung  der  Prise  wird  die  Folge  der  Be- 
schlagnahme sein,  wenn  diese  für  rechtmässig  und  gültig  befunden  und 
anerkannt  worden  ist.  —  Anlangend  das  von  dem  Befehlshaber  des 
Nehmeschiffes  zu  beobachtende  Verfahren,  vgl.  die  frtthem  Ausführungen 
(No.  1408  bis  1410). 

1671.  —  Nach  allen  während  des  19.  Jahrhunderts  geschlossenen 
Verträgen  besteht  die  rechtliche  Folge  des  Blockadebruchs,  mag  das  Ver- 
gehen durch  Ein-  oder  Auslaufen  in  oder  aus  einem  Hafen  verübt  worden 
sein,  stets  in  der  Verurteilung  des  Schiffes  sowie  der  der  Ladung. 

Dieser  Grundsatz  findet  seine  Bestätigung  in  den  Sondergesetzen 
und  Reglements  (dänisches  Reglement  vom  16.  Februar  1864,  preussisches 
Reglement  vom  20.  Juni  1864,  spanische  Verordnung  vom  26.  November 
1864,  italienische  vom  20.  Juni  1866,  österreichische  vom  9.  Juli  1866). 

1672.  —  Bei  den  Publizisten  gehen  die  Meinungen  dagegen  weit 
auseinander: 

a)  Mehrere,  wie  Bulmerincq,  Hautefeuille,  Fauchille,  G.  F. 
V.  Martens,  Mass6,  Morin,  N6grin,  Pistoye  et  Duverdy  u.  a.  gestehen 
der  Eriegspartei  das  Recht  zu,  das  Schiff  und  die  ganze  Ladung  zu  konfis- 
zieren, ohne  Rücksicht  auf  deren  Beschaffenheit  und  deren  Eigentflmer. 

b)  Andere  sind  der  Ansicht,  dass  die  Kriegspartei  nur  gegen  den- 
jenigen einschreiten  kann,  der  die  strafbare  Absicht  gehabt  hat,  die 
Blockade  zu  verletzen.  Die  wegen  Blockadebruchs  zugefügte  Strafe  kann 
nur  in  der  Konfiskation  des  ScUffes  bestehen,  die  Ladung  kann  nur  dann 
der  Konfiskation  unterliegen,  wenn  ihr  Eigentümer,  —  der  nicht  auch 
der  Eigentümer  des  SchUTes  zu  sein  braucht,  —  nicht  beweisen  kann, 
dass  er  für  den  Blockadebruch  nicht  verantwortlich  sei.  Dieser  Meinung 
sind  Calvo,  Bluntschli,  Gessner,  Ortolan,  Pereis  und  mehrere  ita- 
lienische Publizisten  wie  Sandona  und  Schiattarella. 

c)  Nach  der  unter  den  englischen  Publizisten  verbreiteten  Ansicht 
ist  sowohl  das  Schiff  als  auch  die  Ladung  verfallen.     Die  genannten 

1)  Travers  Twiss,  op.  cit.,  No.  114  u.  115. 

2)  Hautefeuille,  op.  cit,  t.  II,  p.  225.  —  Fauchille,  op.  cit.,  p.  855.  —  Gessner, 
op.  cit,  pp.  228.  —  Spanischer  Erlass  vom  26.  November  1864,  Art.  6.  —  Pereis, 
op.  cit,  S.  307. 
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SchriftsteUer  gehen  hierbei  von  der  Yermutung  ans,  dass  die  Verletzung 
der  Blockade  ebenso  sehr  im  Interesse  der  Ladung,  wie  in  der  des 
Schiffes  erfolge,  und  dass  das  Vergehen  unter  Zustimmung  der  Eigentümer 
beider  verübt  werde.  —  Gegen  <üese  Vermutung  sei  kein  anderer  Beweis 
zulässig  als  der,  der  sich  aus  den  Schiffispapieren  an  Bord  des  erbeuteten 
Fahrzeuges  ergebe.  —  Sie  halten  jedoch  nur  die  Wegnahme  des  Schiffes 
für  angezeigt,  wenn  der  Eigentümer  der  Ladung  von  der  Blockade  nichts 
gewusst  hat,  während  sie  dem  Kapitän  wohl  bekannt  war.  Zum  Beispiel: 
Bin  Schiff  hat  seine  Fahrt  zu  einer  Zeit  angetreten,  als  dem  Eigentümer 
der  Ladung  die  Blockade  des  Bestimmungshafens  nicht  bekannt  war  und 
auch  nicht  bekannt  sein  konnte.  Der  Kapitän  besteht,  trotzdem  er  im 
Laufe  seiner  Reise  oder  vor  der  Einfahrt  in  den  blockierten  Hafen 
Kenntnis  von  der  Blockade  erlangt  hat,  darauf,  in  den  Hafen  einzudringen 
(Hall,  op.  cit.,  §  264  —  Phillimore,  Comm.,  t.  III,  506  —  Travers 
Twiss,  op.  cit.,  t.  n,  No.  116  et  s.). 

d)  Fiore  hat  eine  eigene  Ansicht:  Die  Konfiskation  muss  sich  auf 
4ie  Ladung  beschränken.  Zwischen  der  Konterbande  und  der  Blockade 
besteht  kein  anderer  Unterschied  als  der,  dass  die  Blockade  alles  zur 
Konterbande  macht.  Mithin  kommen  dieselben  Regeln  wie  bei  der  Konter- 
bande zur  Anwendung.    (Nouveau  droit  int.  public,  t.  U,  513). 

1673.  —  Die  Besatzung  des  erbeuteten  neutralen  Blockadebrechers 
darf  nicht  als  kriegsgefangen  behandelt  werden.  Die  Mannschaften 
können  indessen  zurückbehalten  werden,  damit  sie  bei  dem  prisengericht- 
lichen Verfahren  als  Zeugen  vernommen  werden  können.  (Amerikan. 
Instruktionen  vom  9.  Mai  1864;  Österreich.  Verordnung  vom  3.  März 
1864;  Preuss.  Reglement  vom  20.  Juni  1864;  Französ.  Instruktionen  vom 
25.  Juli  1870).») 


Siebentes  Kapitel. 


Beschlagnahme  neutraler  Schiffe.^ 

1674.  —  Ein  neutrales  Schiff  kann  von  den  Kreuzern  einer  Kriegs- 
partei  in  folgenden  Fällen  mit  Beschlag  belegt  werden: 

1.  wenn  das  Schiff  sich  der  Aufforderung,  auf  offenem  Meere  zum 
Zwecke  der  Besichtigung  anzuhalten,  tätlich  widersetzt  oder  zu  wider- 
setzen Anstalten  trifft  (No.  1404); 

2.  wenn  der  Kapitän  nicht  sofort  nachzuweisen  vermag,  dass  das 
Schiff  neutral  ist; 

3.  wenn  das  Schiff  öder  die  Erklärungen  des  Kapitäns  zu  ernstlichen 


1)  [Die  Blockade  übt  auch  auf  das  Privatseerecht  Wirkungen  ans.  Welches 
sind  iure  Folgen  hinsichtlich  des  Heuervertrages,  des  Dienstvertngea  der  Matrosen, 
des  Frachtvertrages  und  des  Versicheningsvertrages  zwischen  dem  Befrachter  und 
dem  Versicherer?  S.  über  alle  diese  Fragen,  die  weniger  das  Völkerrecht  als  das 
Privatrecht  berühren,  Fauchille,  Du  blocus  maritime,  pp.  274  et  s.  —  S.  auch  bei 
demselben  Verfasser  p.  860  die  Ausführungen  über  die  Wirkungen  des  Blockade- 
hmchs  auf  das  Rechtsverhiltnis  zwischen  dem  Schuldigen  und  dem  Staate,  dem  er 
angehört  —  Vgl.  Allaert,  De  l'assurance  des  risques  de  guerre,  1900.  Der  Verfasser 
untersucht  in  diesem  Werke  den  Einfluss  des  Krieges  auf  die  yerschiedenen  Ver- 
nicherungen:  See-,  Feuer-,  Lebensversicherung.] 

2)  S.  die  Kapitel  IV,  Buch  III,  S.  714  angegebenen  Werke. 
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YerdachtsgrUnden  Anlass  geben,  insbesondere  wenn  sich  gar  keinep 
doppelte  oder  unvollständige  Schiffspapiere  vorfinden,  oder  wenn  diese  ganz 
oder  zum  Teil  über  Bord  geworfen  worden  sind,  oder  wenn  nach  Lage 
der  Sache  die  Vermutung  nahe  liegt,  dass  sie  gefälscht  sind; 

4.  wenn  das  Schiff  seinen  Kurs  geändert  hat,  ohne  dass  der  Kapitän 
hierfür  zureichende  und  befriedigende  Gründe  anführen  konnte,  und  wenn 
der  Verdacht  besteht,  dass  das  scheinbare  Beiseziel  nicht  das  wahre  ist, 
oder  dass  die  Ladung  Eriegskonterbande  enthält  (No.  1566  u.  ff.); 

5.  wenn  das  Schiff  für  einen  feindlichen,  wenn  auch  nicht  blockierten 
Hafen  bestimmt  ist  und  Eriegskonterbande,  feindliche  Truppen  oder  feind- 
liche Depeschen  an  Bord  hat  (No.  1566  u.  1584); 

6.  wenn  das  Schiff  eine  regelrecht  angezeigte  Blockade  zu  breche» 
versucht  hat  (No.  1648,  1655  u.  ff.)^.) 

1675.  —  Das  Verfahren,  das  gegen  erbeutete  feindliche  Schiffe  zu  be- 
obachten ist,  findet  auch  bei  Wegnahme  neutraler  Schiffe  Anwendung. 
(No.  1407  u,  ff.) 

1676.  —  Die  Gültigkeit  und  Rechtmässigkeit  der  Beschlagnahme  neu- 
traler  Handelsschiffe  muss  geradeso  der  Entscheidung  eines  Piisengerichtes 
unterworfen  werden,  wie  die  Aufbringung  feindlicher  Schiffe.  —  Jede  Be- 
schlagnahme setzt  ein  Verschulden  voraus,  und  zwar  ein  Verschulden  des 
Neutralen  oder  des  Nehmers.  Es  ist  also  unerlässlich,  die  Gründe  und 
die  Umstände  der  Beschlagnahme  zu  prüfen,  wofern  nicht  der  Nehmestaat 
von  vornherein  die  Freigabe  der  Prise  anordnet.  —  Bis  zum  Urteilsspruche 
findet  kein  Eechtserwerb  und  keine  rechtliche  Übertragung  des  Eigentums 
au  Schiff  oder  Ladung  statt;  bis  dahin  besteht  ein  rein  tatsächlicher  Zu- 
stand (No.  1422). 

1677.  —  Welches  Gericht  ist  zuständig,  um  über  weggenommene  neu- 
trale Schiffe  zu  entscheiden?  —  Wir  haben  gesehen,  dass  in  Ansehung 
erbeuteter  feindlicher  Schiffe  der  zuständige  Richter  nur  ein  Gericht  oder 
eine  Verwaltungsbehörde  desjenigen  kriegführenden  Staates  sein  kann, 
dessen  Ereuzer  die  Wegnahme  ausgeführt  haben  (No.  1423  u.  1424).  — 
Dies  ist  auch  der  Standpunkt,  den  die  internationale  Praxis  eingenommen  hat. 

Das  Herkommen  ist  auch  in  Ansehung  neutraler  Schiffe  dem  nämlichen 
Grundsatze  beigetreten  und  hat  ihn  zur  Anwendung  gebracht.  —  Nach 
Gewohnheitsrecht  wie  nach  dem  Landesrechte  der  verschiedenen  Staaten 
sind  ausschliesslich  die  Gerichte  oder  die  Prisenräte  der  erbeuteten  Eri^- 
partei  zur  Entscheidung  über  die  Wegnahme  der  beschlagnahmten  und  in 
die  Häfen  des  Nehmestaates  gesteuerten  Schiffe  zuständig.  Nur  der  krieg- 
führende Staat  kann  das  Vorgehen  und  das  Verfahi*en  seines  Ereuzers  be- 
urteilen, denn  er  hatte  ihm  sein  Verhalten  vorgeschrieben.  Er  allein  ist 
verpflichtet  und  berechtigt,  regelwidrige  oder  unerlaubte  Handlungen 
dieses  Ereuzers  zu  ahnden. 

1678.  —  In  der  Wissenschaft  ist  die  Frage  streitig.  Eine  grosse 
Zahl  von  SchriftsteUern  bemängelt  die  internationale  Gewohnheit.  —  Seit 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  haben  manche  von  ihnen  ernstliche  Bedenken 
gegen  die  Prisengerichtsbarkeit  des  kriegführenden  Nehmestaates  geltend 
gemacht  und  die  Zuständigkeit  seiner  Gerichte  bestritten.  —  Die  Gegner 
dieser  Ausnahmegerichte  sind  im  19.  Jahrhundert  noch  zahlreicher  geworden. 

Die  Mehrzahl  der  amerikanischen,  englischen  und  französische 
Schrittsteller  sind  für  die  Zuständigkeit  der  Prisengerichte  des  Nehme- 


1)  Heffter-Geffcken,  op.  cit,  §  171.  —  Pereis,  Seere€ht,  §15.  —  Gessner, 
Le  droit  des  neutres  sur  mer,  pp.  841  et  s. 
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Staates.  Diesen  Standpunkt  vertreten  Kant,  Calvo,  Manning,  Philli- 
more,  Travers  Twiss,  Wildmann,  Canchy,  Hantefenille,  Mass6, 
Pistoye  etDnverdy  u.  a.  —  Die  deutschen  und  italienischen  Publizisten 
sprechen  sich  in  der  Mehrzahl  gegen  die  gegenwärtige  Organisation  und 
Zusammensetzung  der  Prisengerichte  aus.^) 

Die  Gründe  der  Gegner  des  gegenwärtigen  Zustandes  lassen  sich 
wohl  auf  folgende  beiden  Punkte  zurücktühren:  —  Die  Eriegspartei 
entscheidet  in  eigener  Sache.  —  Sie  urteilt  nach  ihrem  eigenen  Rechte. 

—  Der  Neutrale  gerät  also  in  eine  ungünstigere  Stellung.  Beide  Streit- 
parteien sind  in  einer  ungleichen  Lage. 

1679.  —  Die  Eriegspartei  ist  Richter  und  Partei  in  eigener  Sache. 
Dire  Gerichte  bieten  keine  andere  Gewähr  gegen  die  Parteilichkeit  als 
die  rein  ipersOnliche  Lauterkeit  der  Eichter  selbst.  —  „Bei  allem  juri- 
stischen Scharfsinn  und  allem  aufrichtigen  Bestreben,  unparteilich  zu  sein, 
bleibt  doch  die  Tatsache  bestehen,  dass  die  Prisenhöfe  in  eigener  Sache 
und  stets  nur  nach  ihrer  Auffassung  des  Völkerrechts  über  fremde  Staats- 
angehörige urteilen."  Geffcken-Heffter,  §  173,  Anm.  5.  —  Die 
Richter  dieser  Prisenhöfe  haben  oft  die  Gewohnheit,  nach  Analogie  zu 
urteilen,  Fiktionen  aufzustellen  und  die  Entscheidung  eines  neuen  Rechts- 
falles, durch  frühere  Berufungsfälle  zu  begründen.  Dies  zeigen  die  oft- 
mals unerhörten  Urteilssprüche  der  englischen  Richter  während  der  Kriege 
des  Kaiserreichs  und  die  der  amerikanischen  Richter  während  des 
Bürgerkrieges. 

1680.  —  Wie  können  die  Gerichte  der  Kriegspartei  eine  Gerichts- 
barkeit über  Kapitän  und  Eigentümer  neutraler  Schiffe  ausüben?  Die 
Eriegspartei  hat  keine  Gerichtsbarkeit  über  das  Meergebiet,  wo  die 
Handlung,  die  die  Beschlagnahme  veranlasste,  vorgenommen  worden  ist. 
Die  Kriegsparteien  können  den  Neutralen  keine  Gesetze  aufzwingen,  wie 
können  ihre  Gerichte  dazu  berufen  sein,  Gesetze  anzuwenden,  die  man  zu 
erlassen  nicht  befugt  ist? 

1681.  —  Dieselben  Einwendungen  richten  sich  aber  auch  gegen  den 
Vorschlag,  dem  Gerichte  des  neutralen  Staates  selbst  die  Entscheidung 
über  die  Prisen  zu  übertragen.  —  Werden  die  Richter  eine  grössere  Bürg- 
schaft für  Unparteilichkeit  bieten?  Wer  möchte  dies  behaupten?  Werden 
sie  nicht  gleichfalls  Richter  in  eigener  Sache  sein  und  stets  nur  nach 
ihrer  Auffassung  des  Völkerrechts  über  fremde  Staatsangehörige  urteilen? 

1688.  —  Wie  könnten  die  Gerichte  der  neutralen  Staaten  eine  Ge- 
richtsbarkeit ttber  die  Offiziere  der  Kreuzer  der  Kriegsparteien  ausüben? 

—  Wie  könnten  sie  zur  Entscheidung  über  Handlungen  berufen  sein,  die 
auf  dem  Meere,  einem  Gebiete,  an  welchem  diese  Staaten  weder  Besitz, 
noch  Eigentum,  noch  ein  Imperium  haben,  vorgenommen  worden  sind? 

1683.  —  Es  tritt  eine  weitere  Schwierigkeit  hinzu.  Wie  könnte  man 
die  Ejriegspartei,  die  die  Prise  gemacht  und  im  Besitze  hat,  zwingen,  dem 
zu  ihren  Ungunsten  ausgefallenen  Urteile  des  neutralen  Gerichtes  Folge 
zu  leisten  und  die  Prise,  womöglich  mit  Schadenersatz,  herauszugeben? 

—  Soll  man  im  Falle  der  Weigerung  der  Kriegspartei,  die  Entscheidung 
anzuerkennen,  zu  Repressalien  schreiten,  oder  ihr  Krieg  erklären?  Dies  führt 
also  zu  einer  weitern  Streitfrage,  oder  in  eine  Sackgasse. 

1684.  —  Seit  dem  18.  Jahrhundert  hat  man  nach  einem  Ausweg  ge- 
sucht. Hübner  schlug  die  Einsetzung  internationaler  gemischter  Be- 
hörden vor,  denen  die  Entscheidung  über  die  Wegnahme  neutraler  Schiffe 

1)  Bulmerincq,  Theorie  du  droit  des  prises,  R.  D.  1.,  t.  XI,  pp.  162  et  s. 
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übertragen  werden  sollte,  i)  —  pieser  Gedanke  fand  keine  Beachtung.  — 
Einige  haben  auch  die  Bestellung  von  gemischten  Behörden  vorgeschlagen, 
die  die  Rechtsmittel  gegen  prisengericbtliche  Erkenntnisse  entgegen- 
nehmen und  entscheiden  sollten.  —  Andere,  wie  Bluntschli,  G.  F. 
y.  Martens,  Westlake  und  Tetens  haben,  im  Interesse  der  Neutralen 
allein,  eine  vollständige  Umgestaltung  der  gegenwärtigen  Einrichtung 
gewünscht.  ^) 

1685.  —  Das  Institut  für  Völkerrecht  nahm  den  Gedanken  wieder 
auf  und  beauftragte  Westlake  und  Bulmerincq,  gutachtliche  Berichte 
auszuarbeiten.  —  Westlake  schlug  internationale  Gerichte  vor,  die  aber 
nur  in  der  zweiten  Instanz,  der  Appellinstanz,  in  Wirksamkeit  treten  and 
die  sich  nur  auf  die  Entscheidung  der  gegen  Neutrale  bewirkten  Prisen 
beschränken  sollten.  Bulmerincq  hingegen  befürwortete  ein  gemeinsames 
Gericht,  das  alle  Angelegenheiten,  sowohl  die  der  Eriegsparteien  als  auch 
die  der  Neutralen  in  erster  und  zweiter  Instanz  entscheiden  sollte. 

Dieses  Gericht  sollte  in  beiden  Instanzen  aus  drei  Richtern  bestehen; 
jede  der  beiden  Eriegsparteien  sollte  je  einen  Richter  ernennen,  der  dritte 
sollte  von  einem  neutralen  Staate  bezeichnet  werden.  Das  Gericht  hätte 
über  alle  Streitigkeiten  der  Eriegsparteien  und  der  Neutralen  zu  ent- 
scheiden. —  Bei  Ausbruch  eines  Erieges  sollten  alle  neutralen  Staaten 
von  den  kriegführenden  Mächten  aufgefordert  werden,  den  neutralen  Staat 
zu  wählen,  der  den  dritten  Richter  zu  ernennen  hätte.  —  Es  ist  gewiss, 
dass  ein  derartig  zusammengesetztes  Gericht  den  Neutralen  eine  ganz 
andere  Bürgschaft  für  Unparteilichkeit  bieten  würde,  als  die  gegenwärtigen 
Gerichte  es  tun. 

1686.  —  Aber  auch  hier  mangelt  es  nicht  an  Einwendungen.  Geffeken 
zählt  sie  auf  (Geffcken-Heffter,  §  173,  Anm.  5).  —  Bei  einem  solchen 
Gerichte  würde  der  Neutrale  stets  die  entscheidende  Stimme  haben.  — 
Die  grossen  Seemächte  würden  auf  diesen  Vorschlag  sicher  nicht  eingdien. 
—  Die  praktischen  Schwierigkeiten,  die  diese  internationalen  Gerichte  zu 
überwinden  hätten,  würden  sehr  gross  sein.  In  länger  dauernden  See^ 
kriegen  von  Mächten,  die,  wie  England,  in  den  verschiedensten  Welt> 
gegenden  Häfen  besitzen,  in  welche  Prisen  gebracht  werden  können,  würde 
es  kaum  möglich  sein,  alle  Fälle  durch  ein  einziges  gemischtes  Gericht 
abzuurteilen,  ohne  die  bedenklichsten  Verschleppungen  eintreten  zu  lassen. 

Entschliesst  man  sich,  mehrere  gemischte  Gerichte  an  verschiedenen 
Hafenplätzen  zu  bestellen,  so  hat  man  entgegengesetzte  und  wider- 
sprechende Erkenntnisse  in  denselben  Rechtsfragen  zu  befürchten;  solche 
Widersprüche  sind  aber  weit  bedenklicher  und  gefährlicher,  als  wenn  sie 
bei  den  UrteUen  der  Gerichte  ein  und  desselben  Staates  vorkommen,  denn 
dann  hängt  es  doch  immer  von  der  souveränen  Gewalt  des  Staates  ab, 
die  erforderlichen  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  innerhalb  seines  Gebietes 
für  eine  einheitliche  Rechtsprechung  zu  sorgen. 

1687.  —  Es  ist  schliesslich  am  einfachsten,  sich  an  die  Überlieferung 
und  an  das  Herkommen  zu  halten,  und  die  Prisengerichtsbarkeit  des 
Nehmestaates  hinzunehmen.  —  Um  aber  parteiischen  Entscheidungen  nach 
Möglichkeit  vorzubeugen,  wäre  es  ratsam  und  ausführbar,  durch  ein  intet- 
nationales  Abkommen  das  ganze  Verfahren  —  das  Bulmerincq  in  drei 
Abschnitte  teilt  —  gemeinsam  zu  regeln,  nämlich  1.  die  Anhaltung,  Durch- 

1)  Hübn'er,  De  la  saisie  des  bätiments  neutres,  11,  21. 

3)  Mail  findet  eine  Besprechung  und  Vergleichung  der  verschiedenen  Vorschlige 
in  dem  Ton  Bulmerincq  aem  Institut  für  Völkerrecht  erstatteten  Berichte,  Tbterie 
du  droit  des  prises,  R.  D.  L,  t  XI,  pp.  178  et  s,  321  et  s. 
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suchong  und  Wegftthrong  des  beschlagnahmten  Schiffes  oder  der  Ladung 
in  einen  Hafen  der  Kriegspartei;  2.  die  bei  Ankunft  in  den  Hafen  zu  be- 
obachtenden Förmlichkeiten;  3.  das  Verfahren  vor  dem  Gerichte  erster 
und  zweiter  Instanz.  —  Hierdurch  würde  man,  wie  Geffcken  hinzufügt, 
die  Pflichten  des  Kreuzers  und  des  Nehmers,  die  vorbereitende  Unter- 
suchung und  die  den  Neutralen  durch  das  Gerichtsverfahren  gebotenen 
Bürgschaften  einheitlich  bestimmen. 

1688.  —  Würde  die  Prise  nicht  in  den  Hafen  des  Heunatstaates  des 
beschlagnahmten  Schiffes,  sondern  in  den  Hafen  eines  andern  neutralen 
Staates  verbracht  werden,  so  dürften  die  Gerichte  dieses  Staates  nicht 
über  die  Prise  entscheiden,  denn  sie  sind  nicht  dazu  berufen,  um  über 
Handlungen  Recht  zu  sprechen,  die  auf  hoher  See  unter  der  Flagge  des 
kriegführenden  Nehmers,  die  sie  zu  achten  haben,  vorgenommen  worden 
sind.  —  Ist  aber  die  Wegnahme  in  den  Gebietsgewässern  desselben 
neutralen  Staates  bewirkt  worden,  so  muss  seine  Regierung  kraft  des  ihr 
gebührenden  Seepolizeirechts  und,  um  ihren  Hoheitsrechten  Ächtung  zu 
verschaffen,  für  die  Freigabe  der  Prise  Sorge  tragen  (No.  1485). 

1689.  —  Wird  das  weggenommene  neutrale  Schiff  (was  selten  vor- 
kommt) in  einen  Hafen  seines  Heimatstaates  geführt,  so  können  die  Ge- 
richte dieses  Staates  die  Entscheidung  erlassen.  Sie  schulden  ihren  Unter- 
tanen Gereichtigkeit  und  müssen  die  Freigabe  der  Prise  aussprechen,  wenn 
sie  dafQr  halten,  dass  das  weggenommene  Schiff  die  Nentralitätspflichten 
nicht  verletzt  hat.  Sind  dagegen  diese  Pflichten  missachtet  worden,  so 
muss  die  Prise  dem  Nehmer  überlassen  werden. 

1690.  —  Die  Rechtsprechung  sowie  die  Gesetzgebung  fast  aller  See- 
staaten haben  hinsichtlich  des  Verfahrens  vor  den  Gerichten,  die  über 
das  Geschick  weggenommener  neutraler  Schiffe  zu  erkennen  haben.  Regeln 
angenommen,  die  weder  der  Gerechtigkeit  noch  der  Billigkeit  entsprechen. 
Man  bürdet  dem  Neutralen  den  Beweis  der  Unrechtmässigkeit  der  Prise 
auf,  der  Neutrale  hat  die  Rechtsstellung  des  Klägers.  —  Dies  widerspricht 
aber  der  Vernunft  und  ist  mithin  ungerecht. 

Man  hat  zu  Unrecht  die  Beschlagnahme  eines  neutralen  Schiffes  der 
Aufbringung  eines  feindlichen  Fahi*zeuges  gleichgestellt.  —  Der  Unter- 
schied springt  aber  in  die  Augen.  Ist  die  Prise  gegen  den  Feind  bewiikt 
worden,  so  handelt  es  sich  nur  um  die  Feststellung,  ob  die  feindliche 
Eigenschaft  der  Prise,  wofür  der  Anschein  und  die  Vermutung  wesentlich 
sprechen,  unbestreitbar  ist,  —  und  ob  sich  der  Nehmer  nach  den  von 
der  Kriegspartei  aufgestellten  Vorschriften  gerichtet  hat. 

Die  Rechtslage  ist  eine  völlig  andere,  wenn  der  Gegenstand  der  Prise 
ein  neutrales  Schiff  ist.  —  Seine  Eigenschaft  als  neutrales  Schiff  wird  an- 
erkannt. —  Im  allgemeinen  kann  es  unbehelligt  dem  Handel  nachgehen. 
—  Der  Grund  der  Beschlagnahme  einer  Ladung,  die  aus  Konterbande  be- 
steht, und  der  der  Aufbringung  eines  Schiffes  wegen  Blockadebruches  be- 
ruht auf  der  Verletzung  einer  Neutralitätspflicht,  auf  der  Nichtbeachtung 
einer  im  Interesse  der  Kriegsparteien  anerkannten  Rechtsvorschrift.  — 
Liegt  aber  nicht  demjenigen,  der  die  Verletzung  der  Pflicht,  die  Nicht- 
beachtung der  Vorschrift  behauptet,  der  Beweis  für  das  Verschulden  ob? 
In  dem  Rechtsstreite  muss  der  Neutrale  die  Stellung  des  Beklagten,  und 
nicht  die  des  Klägers  haben. 

1691.  —  Welches  Recht  hat  das  zur  Entscheidung  über  die  Beschlag- 
nahme eines  neutralen  Schiffes  berufene  Gericht  anzuwenden?  —  Alle 
Schriftsteller  sind  der  Ansicht,  dass  die  Prisengerichte  in  erster  Linie  die 
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zwischen  dem  kriegführenden  und  dem  neutralen  Staate  etwa  abge- 
schlossenen Verträge  za  beobachten  haben. 

In  Ermanglung  von  Verträgen  müssen  die  Prisenrichter,  nach  An- 
sicht der  bedeutendsten  englischen  und  amerikanischen  SchiiftsteUer,  wie 
Phillimore,  Travers  Twiss,  Wildmann,  Eent  und  Wheaton,  das 
allgemeine  Völkerrecht,  die  einheimischen  Gesetze  und  das  in  frühem  Er- 
kenntnissen niedergelegte  Recht  anwenden. 

Gauchy,  der  diese  Frage  eingehend  untersucht  hat  (op.  cit.,  t  n, 
pp.  144  et  s.),  und  Fiore  sind  der  Meinung,  dass  das  Gericht  dem  inter- 
nationalen Rechte  folgen  müsse.  Die  beim  Ausbruch  eines  Krieges  er- 
lassenen Manifeste  und  Vorschriften,  wodurch  die  Staaten  die  Ausübung 
der  Neutralitätsrechte  zu  bestimmen  vermeinen,  können  nicht  zum  Vor- 
wand dienen,  um  eine  Wegnahme  zu  rechtfertigen,  „weil  kein  Staat  das 
Recht  hat,  der  ganzen  Welt  Gesetze  vorzuschreiben  und  die  Grundsätze 
des  Seerechts  abzuändern.^  —  Calvo  und  Gessner  halten  daftür,  dass 
die  Vorschriften  der  kriegführenden  Regierungen  für  die  Prisenrichter 
nur  insoweit  bindend  seien,  als  sie  mit  dem  Völkerrechte  nicht  im  Wider- 
spruche ständen. 

Da  indessen  die  Grundzüge  des  Prisenrechts  in  keinem  Gesetzbuche 
aufgestellt  sind,  so  hat  der  zur  Entscheidung  berufene  Richter  von  Fall 
zu  Fall  das  anzuwendende  Völkeirecht  zu  erforschen  und  zu  bilden.  Dies 
lässt  ihm  einen  weiten  Spiek*aum.^) 


Fünftes  Bach. 
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[EsperBoiL  Le  goaTenement  de  U  DAfenee  nAÜonAle  a-t-il  le  droit  de  oondure  U  palx  »Tee  la 
Pnuse  AH  nom  de  la  PnnceT  1870.  —  OuAssini.  TractotuB  de  paoe,  treuga,  etfr,  1610.  —  HoffmAna. 
De  observanti*  gentium  direa  prelimiiiarla  pacie,  1758.  —  Ortega.  Qoestionea  de  Deieeho  pablieo  en  la 
interpretaeion  de  loe  tratadoe  de  paa,  1747.  —  Bolln-Jaeqaemyna.  B.  D.  L,  t  XYIU,  p.53S.  —  Yalfrey. 
Hliitolre  da  trait6  de  Prankfort  et  de  U  Ubteaüon  du  territoire  franvaia,  1874—1875.] 

ZoMreia*«  mmnUtmo^ra^Wim.  heiOmpUdaf  ap.cU^  §398—397.  —  Daattl,  Über  JWedm und  JV-Mdot»- 
traktaUf  1817.  —  Fedowai,  B.  D.  J.,  t  XXIZ,  p.  63.  —  von  Kirehenheim  m  v.  HöhamOorfr»  Hamibuek  IT, 
8.  791  u,  ff.  —  at09rk,  Da»  FUUimmium  im  Völkmrruhi  1881,  m  dm  Wun«r  JuritÜäehm  BlOlUm. 

1692.  —  Die  einzige  wahren  Beendigungsarten  des  Krieges  sind,  wie 
Hetf  ter  sagt  (op.  cit.,  §  176),  ein  allseitiges  Einstellen  der  Feindseligkeiten 
nebst  Herstellung  eines  freundrechtlichen  Verkehrs  unter  den  bisher  feind- 
lichen Staaten;  —  die  unbedingte  Unterwerfung  des  einen  kriegftthrenden 
Staates  unter  den  andern;  —  die  Abschliessung  eines  förmlichen  Friedens 
unter  ihnen:  der  Friedensschluss  ist  die  gebräuchliche  und  normale  Art, 
den  Krieg  zu  beendigen. 

1693.  —  A.  —  Die  Kriegsparteien  können  durch  eine  stillschweigende 
Übereinkunft  die  Feindseligkeiten  einstellen  und  einen  gegenseitigen 
freundschaftlichen  Verkehr  wieder  eröffnen.  Der  Status  quo,  den  die 
kriegführenden  Staaten  zur  Zeit  der  allgemeinen  Einstellung  der  Feind- 
seligkeiten hingenommen  haben,  ist  die  Grundlage  zur  Wiederherstellung 
friedlicher  Beziehungen. 

1)  Bulmerincq,  Theorie  da  droit  des  prises,  R.  D.  L,  t  XI,  p.  841. 
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Die  Geschichte  lehrt  uns,  dass  einige  Kriege  in  dieser  Weise,  ohne 
förmlichen  Friedensschluss,  beendigt  worden  sind.  —  So  endigte  der 
Krieg  zwischen  Frankreich  und  Spanien  im  Jahre  1720.  —  So  brach 
Zar  Paul  I.  im  Jahre  1801  den  Krieg  mit  Persien  ab,  den  die  Kaiserin 
Katharina  U.  begonnen  hatte.  —  Auch  der  Krieg  zwischen  {Spanien 
und  seinen  aufständischen  Kolonien  endigte  mit  der  Einstellung  der  Feind- 
seligkeiten ohne  Friedensvertrag  (No.  200).  —  Desgleichen  der  Krieg 
zwischen  Spanien  und  Chile,  sowie  der  zwischen  Frankreich  und  Mexiko 
(1862 — 1866).  Erst  1881  sind  die  diplomatischen  Beziehungen  zwischen 
diesen  beiden  Ländern  wieder  aufgenommen  worden. 

Der  hierdurch  geschaffene  Rechtszustand  birgt  vielfache  Schwierig- 
keiten in  sich.  —  Die  Beziehungen  der  beiden  Gegner  zu  einander  sowie 
die  zwischen  deren  Untertanen  bleiben  unklar  und  ungeordnet.  —  Auch 
das  Verhältnis  zu  dritten  Staaten  ermangelt  der  Bestimmtheit.  Sind  diese 
noch  neutral,  sind  sie  noch  an  gewisse  Pflichten  gebunden? 

Eine  ausdrückliche  Erklärung,  die  die  Wiederherstellung  des  Friedens 
verkündet,  wird  sich  daher  stets  als  nützlich  erweisen,  denn  nur  auf 
Grund  einer  solchen  Kundmachung  lässt  sich  die  endgültige  Beilegung 
der  Streitigkeit,  die  den  Krieg  verursacht  hatte,  feststellen  und  die  neue 
Rechtslage  der  verschiedenen  Staaten,  der  neutralen  sowohl  als  auch  der 
bisherigen  kriegfahrenden  Mächte,  klar  bestimmen. 

1694.  —  B.  —  Die  völlige  Unterwerfung  eines  der  kriegführenden 
Staaten  unter  den  andern  durch  Vernichtung  des  politischen  Daseins  des 
einen  Gegners  macht  dem  Kiiege  auch  ein  Ende.  Ein  Staat  verschwindet 
und  erlischt  als  selbständiges  Rechtswesen.  —  Beispiele  hierfür  sind: 
Hannover  und  Hessen  im  Jahre  1866.  „unstreitig  ist  wie  Geffcken 
bemerkt  unter  zivilisierten  Staaten  die  Eroberung  in  diesem  Sinne  der 
wenigst  wünschenswerte  Besitztitel,  da  er  auf  blosser  Gewalt  beruht"* 
(Heffter-Geffcken,  §  178,  Anm.  2). 

J696.  —  C.  —  Friedensschlüsse  sind  feierliche  Verträge,  wodurch 
kriegführende  Staaten  die  gegenseitigen  Feindseligkeiten  fUr  beendigt  er- 
klären und  die  Bedingungen  tür  die  Wiederherstellung  fi-eundschaftlicher 
Beziehungen  festsetzen. 

„Friedensschlüsse,  so  sagen  Funck-Brentano  et  Sorel,  sind  die- 
jenigen Verträge,  wodurch  die  Kriegsparteien  unter  Feststellung  ihrer 
Machtmittel  ihre  gegenseitigen  Ansprüche  auf  Grund  der  Ergebnisse  des 
Krieges  regeln  und  sie  in  Rechtsansprüche  verwandeln  (op.  cit.,  p.  309). 


Erster  Abschnitt. 

Allschliessung  der  FriedensvertrSge. 

1696.  —  In  der  jetzigen  Zeit  geht  den  Friedensschlüssen  gewöhnlich 
ein  vorläufiges  Abkommen,  die  sogenannten  Friedenspräliminarien 
(Pröliminaires  de  paix),  voraus,  wie  beispielsweise  die  Präliminarien  von 
Villafranca  (12.  Juli  1859)  vor  dem  Züricher  Frieden  vom  10.  No- 
vember 1859,  die  von  Nikolsburg  (26.  Juli  1866)  vor  dem  Prager  Frieden 
vom  23.  August  1866,  die  von  Versailles  (18.  Februar  1871)  vor  dem 
Definitivfrieden  von  Frankfurt  vom  10.  Mai  1871  und  die  von  Adrianopel 
(31.  Januar  1878)  vor  dem  Frieden  von  Bau  Stefano  vom  3.  März  1878. 
[Auch  während  des  griechisch-türkischen  Krieges  von  1897  gingen  dem 
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Friedensschlüsse  vom  4.  Dezember  1897  FriedeDspräliminarien  yorans; 
auch  Würde  ein  Waffenstillstand  zwischen  den  kriegführenden  Parteien 
geschlossen  (Politis,  R.  D.  I.  P.,  t.  V,  pp.  142  et  s,  451  et  s,  464  et  b).  — 
Ebenso  beim  spanisch-amerikanischen  Kriege  von  1898:  die  Präliminarien 
nnd  das  Friedensprotokoll,  die  zu  gleicher  Zeit  einen  Waffenstillstand  be- 
gründeten, sind  vom  12.  August  1898;  der  Vertrag  vom  10.  Dezember  1898 
(Le  Für,  R.  D.  I.  P.,  t.  VI,  pp.  573  et  s,  598  et  s)]. 

Vor  den  Friedenspräliminiarien  wird  meistens  ein  Waffenstillstand  ge- 
schlossen, der  die  Einstellung  der  Feindseligkeiten  bewirkt  und  die  Unter- 
handlungen über  die  Präliminarien  erleichtert.  [So  wurde  während  des 
Krieges  zwischen  China  und  Japan  (1894/95)  am  30.  März  1895  ein 
Waffenstillstand  unterzeichnet;  der  Friede  wurde  an  dem  darauffolgenden 
17.  April  geschlossen.  —  S.  vorher  wegen  des  griechisch-türkischen  Krieges 
von  1897  und  wegen  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  von  1898.]  — 
Ist  kein  Waffenstillstand  vereinbart  worden,  so  ist  die  erste  and  not- 
wendige Folge  der  Friedenspräliminarien  die  Einstellung  der  Feindselig- 
keiten (Funck-Brentano  et  Sorel,  op.  cit.). 

Die  Präliminarien  bestinmien  und  begrenzen  die  allgemeinen  Grand- 
Züge  des  spätem  Friedensvertrages.  Sie  begründen  einen  wirklichen,  die 
beteiligten  Parteien  bindenden  Vertrag.  —  Sie  können  nur  von  den  aus- 
drücklich und  besonders  bestellten  Bevollmächtigten  der  Staatsgewalt,  die 
nach  der  Verfassung  der  kriegführenden  Mächte  zur  Unterhandlung  und 
Abschliessung  von  Friedensverträgen  berufen  ist,  eingegangen  werden. 

Man  bestimmt  bei  den  Präliminarien  gewöhnlich  den  Ort,  wo  die  oft 
langwierigen  und  eingehenden  Unterhandlungen  wegen  des  Definitivfriedens 
stattfinden  soUen. 

1697.  —  Ein  Friedensverti-ag  kann  sich  ohne  irgendwelche  andere 
Abmachungen  auf  die  Feststellung  beschränken,  dass  der  Friedenszustand 
wiederhergestellt  sei,  wie  z.  B.  der  Vertrag  von  Bukarest  vom  3.  März 
1886  zwischen  Bulgarien  und  Serbien.  —  Dies  kommt  aber  nur  selten 
vor  und  empfiehlt  sich  auch  nicht.  Es  ist  ratsamer,  die  Einzelheiten  der 
zwischen  den  Staaten  wiederhergestellten  friedlichen  Beziehungen  zu  ordnen. 
Man  schneidet  damit  im  voraus  mannigfache  spätere  Schwierigkeiten  ab. 


Zweiter  Abschnitt. 
Regelmassige  Bestimmungen  der  Friedensvertrage. 

1698.  —  Die  gewöhnlichen  und  regelmässigen  Bestimmungen  der 
Friedensschlüsse  beziehen  sich  auf  folgende  Punkte; 

1.  Einstellung  der  Feindseligkeiten.  —  Dies  ist  klar  und  liegt 
in  der  Natur  der  Sache.  —  Folgen :  Die  nach  Abschluss  des  Friedens  be- 
gangenen Feindseligkeiten  sind  keine  Eriegshandlungen.  Sie  sind  unstatt- 
haft und  unerlaubt;  es  muss  Genugtuung  für  sie  geleistet  werden.  — 
Vorher  festgesetzte  Eontributionen,  die  noch  nicht  beigetrieben  worden 
sind,  können  nicht  mehr  eingefordert  werden  (Heffter,  op.  dt.,  §  180. 
—  Funck-Brentano  et  Sorel,  op.  cit.,  p.  315). 

Der  Friede  soU  einen  Streit  endgültig  beseitigen,  sonst  wäre  er  nur 
ein  Waffenstillstand  von  unbestimmter  Dauer  (Heffter,  op.  cit.). 

Es  sei  daran  erinnert,  dass  die  Ottomaniscbe  Pforte  bis  zum  Friedens- 
schlüsse von  Kutschuk-Eainardschi  (19.  Juli  1774)  die  bis  dahin  mit  Christ- 
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liehen  Mächten  abgeschlossenen  Friedensverträge  nur  als  einfache  Waffeu- 
stülstände  betrachtet  hat  (No.  736  n.  904). 

1699.  —  2.  Verzicht  auf  die  frtthern  Ansprüche,  die  den  Krieg 
veranlasst  haben.  —  Auch  dies  ist  klar.  —  Der  Verzicht  findet  innerhalb 
der  durch  den  Friedensschluss  selbst  bestimmten  Grenzen  und  Bedingungen 
statt.  (Heffter,  op.  cit.,  §  181).  —  Wenn  der  Vertrag  nichts  hierüber  be- 
stimmt, so  muss  vermutet  werden,  dass  der  Verzicht  vollständig  und  be- 
dingungslos ist,  sonst  würde  der  Vertrag  einer  seinen  Zwecke,  nämlich 
die  Beseitigung  der  Eriegsursache,  nicht  erreichen. 

1700.  —  3.  Amnestie  (eine  gebräuchliche,  aber  nicht  genaue  Aus- 
dnicksweise)  für  Handlungen  der  Bewohner  eines  besetzten  Gebietes  gegen 
den  eingedrungenen  Feind  oder  umgekehrt  dieses  gegen  die  Bewohner. 

—  Verzicht  auf  jede  Forderung  yegen  solcher  Handlungen  (Geffcken- 
Heffter,  op.cit.,  §180,  Anm.  4.  —  Calvo,  §§  3137  u.  3145).  —  Die  Be- 
wohner des  besetzten  Gebietes  bleiben  dagegen  für  Verbrechen  und  Ver- 
gehen, die  sie  gegen  ihr  Vaterland  während  der  Dauer  der  Feindselig- 
keiten begangen  haben,  verantwortlich,  wie  z.  B.  für  VeiTat  (No.  1149) 
(Funck-Brentano  et  Sorel,  op.  cit,  pp.  316  u.  317). 

1701.  —  4.  Entlassung  der  Kriegsgefangenen.  —  Die  Vertrag- 
schliessenden  einigen  sich  über  die  wegen  der  Entlassung  in  ihre  Heimat 
zu  treffenden  Vorkehrungen  (Frankfurter  Friede  vom  10.  Mai  1871,  Art.  10). 

—  Kriegsgefangene,  die  Handlungen  begangen  haben,  die  sich  nur  auf 
ihre  Gefangenschaft  beziehen,  wie  z.  B.  einen  Fluchtversuch,  können  aus 
diesem  Gimnde  nicht  zurückgehalten  werden.  —  Dagegen  können  sowohl 
Fremde  als  auch  solche  Kriegsgefangene,  die  während  ihrer  Gefangen- 
schaft gemeine  Verbrechen  verübt  haben,  zuiUckgehalten  werden.  Sie 
werden  von  den  Landesgerichten  nach  den  Gesetzen  des  Begehungsortes 
abgeurteilt  (Calvo,  op.  cit.,  §§  3147  et  3148  —  Funck-Brentano  et  Sorel, 
op.  cit.,  pp.  318  et  319).  ^) 

1702.  —  5.  Wiederherstellung  der  durch  den  Krieg  er- 
loschenen Verträge  (No.  1049.  —  Oalvo,  op.  cit.,  §  3152.  — 
Bluntschli,  op.  cit,  Art.  718). 


Dritter  Abschnitt. 

Besondere  Bestimmungen  der  Friedensverträge. 

1703.  —  Diese  Bestimmungen  sind  ungemein  verschiedenartig.  — 
Eine  Aufzählung  wäre  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  —  Sie  hängen  von  den 
zufalligen  und  veränderlichen  Umständen  ab,  die  diesem  oder  jenem  Kriege 
vorausgingen,  ihn  begleiteten  oder  ihm  folgten. 


1)  [Als  Folge  des  Friedensvertrages  zwischen  Italien  und 'Abessinien  vom 
26.  Oktober  189«)  wurde  an  demselben  Tage  ein  Abkommen  zwischen  den  beiden 
Staaten  unterzeichnet,  das  sich  auf  die  Freigabe  und  Entlassung  der  italienischen 
Gefangenen  in  ihre  Heimat  bezog.  Despagnet,  Le  conflit  entre  Fltalie  et  rAbyssinie, 
R.  D.  I.  P.,  t.  IV./PP.  25  et  26.] 
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Es  gibt  aber  zwei  sehr  wichtige  Klauseln,  denen  man  fast  in  allen 
Friedensschlflssen  begegnet. 

1704.  —  1.  Abtretung  eines  Gebietsteiles  des  besiegten 
Landes.  Die  Geschichte  zeigt  uns,  dass  der  eigentliche  Zweck  der 
meisten  Kriege,  allen  feierlichen  Ableugnungen  zum  Trotz,  fast  immer  der 
Erwerb  von  Landgebiet  ist. 

Die  Abtretungsbedingungen  und  die  damit  verbundenen  Wirkungen 
der  Einverleibung  sind  bereits  dargestellt  worden  (No.  427  bis  431,  567 
bis  571)  Heffter,  op.  cit,  §  182.  —  Calvo,  op.  cit,  §  3128  k  3141.  — 
Funk-Brentano  et  Sorel,  op.  cit.,  pp.  320  k  322). 

Eine  Gebietsabtretung  vollzieht  sich  nicht  durch  eine  blosse  Besetzung. 
Sie  verlangt  vielmehr  eine  ausdrückliche  Übereinkunft,  die  in  dem  Friedens- 
vertrage niederzulegen  ist. 

Die  Abtretung  des  Gebietes  kann  auch  nur  vorübergehend  sein  und 
infolge  des  Rückfalles  an  den  frühern  Souverän  wieder  aufhören.  Der  in 
seine  frühem  Rechte  wiedereingesetzte  Souverän  muss  die  Handlungen 
achten,  die  in  der  Zeit,  während  der  das  abgetretene  und  dann  wieder- 
eroberte Gebiet  einer  andern  Staatsgewalt  unterworfen  war,  vorgenommen 
worden  sind. 

1705.  —  2.  Die  Kriegsentschädigung,  die  zu  allen  Zeiten  häufig 
war,  ist  im  19.  Jahrhundert  übermässig  ausgedehnt  worden.  Dies  ist 
keineswegs  als  ein  Fortschritt  anzusehen,  es  ist  vielmehr  eine  Rückkehr 
zu  Gebräuchen  ehemaliger  Zeiten.  —  Ausserdem  hat  die  Eriegsentschädigimg 
ihren  Charakter  geändert. 

Eine  dem  Besiegten  durch  den  Sieger  auferlegte  E[riegsentschädigung 
ist  im  Grunde  genommen  zulässig  und  erklärlich,  wenn  sie  den  Betrag 
der  vom  Sieger  zur  Kriegflihrang  aufgewandten  Kosten  sowie  den  Ersatz 
des  durch  den  Widerstand  des  Feindes  verursachten  Schadens  darstellt  — 
Heutzutage  wird  dies  völlig  verkannt.  In  der  Praxis  ist  die  Kriegsent- 
schädigung für  den  Sieger  nur  ein  Mittel  um  sich  auf  Kosten  anderer  zu 
bereichern,  seine  Erfolge  möglichst  auszubeuten  und  seine  Begehrlichkeit 
zu  befriedigen. 

Das  System  der  Kriegsentschädigungen,  das  während  der  Kriege  der 
Revolution  und  Napoleons  I.  sehr  im  Schwange  stand,  ist  von  Preussen 
gegen  Österreich  im  Jahre  1866  und  gegen  Frankreich,  das  eine  Ent- 
schädigung von  fanf  Milliarden  hat  zahlen  müssen,  im  Jahre  1871  auf  die 
Spitze  getrieben  worden.*)*) 

Zuweilen  kann  der  Besiegte  nicht  zahlen,  weil  er  keine  Mittel  hat. 
Im  Jahre  1878  legte  Russland  der  Türkei  eine  Entschädigung  von  1400 
Millionen  Rubel  auf,  statt  dessen  wurde  der  Betrag  von  1100  Millionen 
durch  die  Abtretung  von  Batum,  Ardahan,  Kars,  Alaschkert,  Bayazid  in 
Asien  und  das  Sand(jak  Tuldja  in  Europa  ersetzt. 


1)  S.  die  Betrachtungen  und  das  Urteil  über  Kriegsentschädigungen  von  Funck- 
Bretano  et  Sorel,  op.  cit,  liv.  II,  eh.  V,  pp.  329  ä  327. 

*)  ÖHerreich  zdhUe  40  MUHonen  Taler  KriegskoBten,  von  denen  jedwA  20  MSSUmen 
pkr  die  Forderungen  Offterreieha  aus  dem  Schleewig-Holsteinachen  Kriege  und  für  Verpflegung 
der  preuieiachen  Truppen  abgerechnet  wurden. 
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Vierter  Abschnitt. 
Vollziehung  der  Friedensvertrlge. 

1706.  —  Wenn  weder  ein  Waffenstillstand  noch  Friedenspräliminarien 
vereinbart  worden  sind,  so  hören  die  Feindseligkeiten  mit  dem  Abschlösse 
und  der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrages  auf,  ohne  dass  die  Rati- 
fikation abzuwarten  wäre  (No.  824  u.  ff.).  —  Es  wird  hierdurch  vermieden, 
dass  eine  Eriegspartei  während  des  für  die  Ratifikation  notwendigen  Zeit- 
raums Vorteile  erlangt,  die  sie  veranlassen  könnten,  den  Frieden  unter 
denselben  Bedingungen  zu  verweigein  (Geffcken-Heffter,  op.  cit.,  §  183, 
Anm.  1.  —  Calvo,  op.  cit.,  §  3153). 

1707.  —  Wie  alle  andern  internationalen  Verträge,  so  können  auch 
Friedensschlüsse  nur  den  vertragschliessenden  Staaten  entgegengehalten 
werden.  Aber  dritte  Staaten  müssen  sie  achten,  ebenso  wie  Privatpersonen 
die  Erfüllung  der  von  andern  geschlosseneu  Verträge,  nicht  hindern  dürfen 
(s.  Heffter,  op.  cit.,  §  184»). 

1708.  —  Die  Vollziehung  der  Friedensschlüsse  ist  so  zu  bewirken, 
wie  Treu  und  Glaube  es  erfordern.  —  Stösst  man  bei  ihrer  Ausführung 
auf  besondere  Schwierigkeiten,  so  werden  technische  Kommissionen  er- 
nannt, die  die  Angelegenheit  zu  regeln  haben,  wie  z.  B.  bei  Grenz- 
bestimmungen, bei  Abtretungen  von  Eisenbahnlinien  usw.  (No.  489). 

1709.  —  Die  lür  die  Erfüllung  eines  Friedensvertrages  bestellten 
Sicherheiten  können  dieselben  sein,  wie  bei  jedem  andern  Staatsvertrage. 
Sie  bestehen  häufig  in  der  Besetzung  eines  Teiles  des  besiegten  Landes 
bis  zur  vollständigen  Erfüllung  der  dem  Besiegten  auferlegten  Verpflich- 
tungen (No.  838  bis  842)  (Calvo,  op.  cit.,  §  3143.  —  Funck-Brentano 
et  Sorel,  op.  cit.,  pp.  326  et  s.). 

Fünfter  Abschnitt. 

Postliminium.O'') 

1710.  —  Manche  Juiisten  und  Publizisten  haben  dem  römischen  Rechte 
den  Begriff  des  jus  postliminii  entlehnt  und  glauben  ihn  auf  Friedens- 
schlüsse und  internationale  Beziehungen  übertragen  und  anwenden  zu 
sollen.  (S.  besonders  Heffter-Geffcken,  op.  cit.,  §§  187  bis  190.  — 
Calvo,  op.  cit.,  t.  V,  liv.  11,  §§  3169  et  s.).  —  Wir  halten  diesen  Versuch 
für  verfehlt.  Er  dient  nur  dazu,  an  sich  sehr  einfache  Regeln  zu  verdunkeln. 

Das  Postllminium  findet  keine  Anwendung  auf  die  Rechte  von  Privat- 
personen, da  letztere  durch  den  l^eg,  der  ja  nur  als  eine  Beziehung 
zwischen  den  Staaten  anzusehen  ist,  nicht  berührt  werden.  Ihre  Rechte 
können  während  der  Dauer  der  Eriegsunternehmungen  höchstens  der  Aus- 
übung nach  aufgehoben  werden,  aber  sie  gehen  nicht  unter. 


1)  [Bechmann,  Das  jus  postliminii,  1872;  —  Hase,  Das  jus  posüiminii,  1851.] 
*)  Störk,  Das  BMiminnm  im  VoOcerredity  Juristim^  Blätter,  1881. 
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Auch  anlangend  die  Beziehungen  zwischen  den  kriegführenden  Staaten, 
so  ist  das  jus  postliminii  nutzlos  und  überflüssig.  Es  kann  nicht  die  Folge 
haben,  dass  die  Hoheitsrechte  mit  rückwirkender  Kraft  wieder  aufleben: 
denn  diese  Rechte  sind  nie  erloschen  gewesen.  —  Der  besetzende  Feind 
ist  nicht  Souverän  des  von  ihm  besetzten  Gebietes  geworden.  Er  hat 
nur  die  Ausübung  der  Rechte  während  der  Dauer  der  Besetzung  gehabt 
(No.  1158  u.  ff.) 

Nach  dem  Friedensschlüsse  tritt  der  Staat,  der  vorübergehend  der 
Ausübung  seiner  Hoheitsrechte  beraubt  worden  war,  wieder  in  den  VoU- 
genuss  dieser  Rechte  ein,  da  das  tatsächliche  Hindernis  beseitigt  worden 
ist.  —  Er  hat  nur  die  von  dem  Besetzenden  innerhalb  des  Umfanges 
seines  Niessbrauches  ausgeübten  Handlungen  zu  achten.  Verffigungshand- 
lungen  dagegen,  die  der  Besetzende  im  Widerspruche  mit  dem  rechtlich 
bestehen  gebliebenen  Eigentumsrechte  etwa  vorgenommen  hat,  braucht  er 
nicht  anzuerkennen  (No.  1176  u.  ff.). 


Sechster  Teil. 


Das  Völkerrecht  in  der  Zukunft. 

Abgesehen  von  den  in  diesem  Teile  erwähnten  Werken,  siehe  noch  die  folgenden  Schriften:  Cimbali. 
Lo  State  secondo  il  dirltto  Intemazionsle  oniversale.  —  Dello  stato  del  Diritto  Intemazionale  e  dei  suoi  fa- 
tori  progressi.  —  Osrelli.  La  pace  nell^Europa,  modema.  —  Clobetd'Alyiella.  Dösarmer  ou  döchoin 
essai  sur  les  relations  Intemationalea,  1872.  —  Hasties.  Kant*s  Principles  of  Polities  inclnding  his  Essay 
of  Perpetnal  Peace.  —  Kaspareck.  Die  neuesten  Versuche  zur  Reform  des  Völkerrechts  (polnisch).  > 
KazanskL  Les  premlers  6iöments  de  Torganisation  universelle,  1797.  —  Kebedgy.  Contribution  k  la 
sanction  du  Droit  international,  R.  D.  I.,  t  XXIX,  pp.  118.  —  Lorimer.  La  question  du  dösarmement, 
R.  D.  I.,  i.  XVn,  p.  50  et  t  XIX,  p.  472.  —  Lucas.  Les  deox  rdves  de  Henri  IV.  -  Un  tobu  de  clTlllsation 
chrötienne  adressö  k  TAngleterre  et  aux  Etats-Unis.  —  F.  vonMartens.  La  question  du  dtearmement 
dans  les  relations  entre  la  Turquie  et  PAngleterre,  R.  D.  L,  t  XXVI,  p.  578.  ~  De  Mauro.  La  pace  uni- 
versale e  11  ventesimo  secolo.  —  Nikoladz6.  Du  dösarmement  et  de  ses  consöquences,  1868.  —  Pichet  Le 
dösarmement,  la  paix  et  Tarbitrage  international,  Revue  de  monde  catholique,  janvier  1894.  —  Prato.  La 
teoria  della  pace  perpetua,  nelle  sue  derivazioni  nel  suo  svoteimento.  —  Roiin  Jaequemyns.  Limitations 
conventionnelles  des  döpenses  et  des  effectlfs  militalres,  R.  D.  I.,  t  XIX,  p.  898.  —  Souchon.  La  question 
du  dtearmement,  R.D.  L  P.,  t.  1,  p.  513.  —  Valbert.  L'arbltrage  international  et  la  paix  perpötnelle.  Revue 
des  Deux-Mondes,  mars  1889.  —  S.  eine  ziemliich  vollständige  Literaturangabe  hierüber  bei  Olivart 
Catalogue  d*une  biblioth^ue  de  droit  international,  1899,  §§  181  et  s. 

ZU tl mann,  HSgHekkeit  einet  WeUreckis,  1888.  —  Ofner,  Dar  Ortmdgedanke  de»  WdbnekU,  1880.  — 
Luder,  Der  neueste  KodifikaHonsvereueh  auf  dem  Oebiete  de»  Völkerreehte,  1874.  —  Maneini,  Vocatione  del 
nostro  eeeolo  per  la  riforma  e  eodificoMtone  di  diritto  delle  Oenti  (1873).  —  Farnes e,  J^opoHa  di  un  eodioe  di 
diritto  iniemaMicnale  (1878).  —  Cattelani,  Le  droit  international  au  eommeneement  du  XX  e  aiiclef  S.D.  LP., 
t.  Vm,  p.  386  et  a;  687  et  8.  —  Brandt,  Les  ^ta  eonfidMe  d^Biwrope,  B.  D.  I.,  t.  V,  p.  164  et  e. 

1711.  —  Lässt  nicht  die  stete  Entwicklung  des  Völkerrechts  erhoffen, 
dass  bei  der  allmählichen  Aasbreitang  der  Gesittung  und  der  Schärfang 
des  Rechtsbewusstseins  der  Völker  die  ünvoUkommenheiten,  die  diesem 
Zweige  der  Bechtswissenschaft  heute  noch  anhaften,  dermaleinst  ver- 
schwinden werden? 

Sollte  nicht  das  objektive  Völkerrecht  mit  der  Zeit  allgemeine  Geltung 
erlangen,  und-  wäre  es  nicht  möglich,  die  Gesamtheit  seiner  Grundsätze 
zu  einem  Ganzen  in  Form  eines  Gesetzbuches,  eines  Kodex,  zu  vereinigen? 

Wird  nicht  der  Tag  anbrechen,  wo  ein  einzelner  Staat  es  nicht  mehr 
wagen  darf,  sich  das  Eichteramt  über  andere  Mächte  anzumassen  und 
über  Krieg  und  Frieden  zu  befinden?  —  Lässt  sich  nicht  der  Gedanke 
eines  ständigen  Völkertribunals,  eines  internationalen  Gerichtshofes  ver- 
wirklichen, der,  wenn  auch  nicht  der  ganzen  Welt,  so  doch  den  Völkern 
christlicher  Gesittung  Recht  spricht  und  Streitigkeiten  zwischen  europä- 
ischen und  amerikanischen  Staaten  schlichtet? 

Ist  nicht  zu  hoffen,  dass  eine  über  allen  Völkern  thronende  Gewalt 
die  Vollstreckung  der  Entscheidungen  dieses  Gerichtshofes  erzwingen  und 
dass  sich  als  sichere  Folge  eine  völlige  Umwandlung  des  innersten 
Wesens  des  Krieges  vollziehen  wird?  —  Statt  wie  bisher  ausschliesslich 
der  Gewalt  zu  dienen,  würde  der  Krieg  alsdann  ein  Hort  der  wahren 
Gerechtigkeit  sein  und  die  Völker  Achtung  vor  Recht  und  Frieden  lehren. 

Ist  nicht  das  Völkerrecht,  das  aus  seinen  eigenen  Fortschritten  die 
mächtige  und  unwiderstehliche  Kraft  zur  Weiterentwicklung  schöpft,  da- 
zu ausersehen,   auf  seinem  fernem  Werdegange  die  ganze  Welt  zu  er- 
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obem?  —  Ist  es  nicht  dazu  berufen,  zum  Wohl  und  Segen  aller  Völker 
und  Nationen  den  ganzen  Erdball  zu  beherrschen?*) 

1713.  —  Bei  der  Abwägung  aller  dieser  Fragen  sind  die  öffentliche 
Meinung,  Philantropen,  Schwärmer,  ja  sogar  namhafte  Publizisten  unter 
dem  Einflüsse  edler  und  menschenfreundlicher  Empfindungen  zn  den 
gefährlichsten  Utopien  und  den  bedenklichsten  Trugschlüssen  gelangt.  Es 
ist  notwendig,  hiergegen  Front  zu  machen  und  die  Anssichtslosigkeit 
solcher  Erwartungen  darzulegen.^) 


Kodifikation. 

1713.  —  Die  offen  zu  Tage  tretende  Unvollkommenheit  des  gegen- 
wärtigen Völkerrechts,  die  Ungewissheit  seiner  auf  Gewohnheit  und  die 
Unbeständigkeit  seiner  auf  Verträgen  beruhenden  Regeln,  sowie  die 
Schwierigkeit,  Inhalt  und  Tragweite  bestimmter  Rechtsvorschriften  klar 
und  deutlich  zu  bestimmen,  hat  bei  manchen  den  Gedanken  wachgerufen, 
das  Völkerrecht  zu  kodifizieren. 

1714.  —  Ein  teilweiser  Versuch  wurde  hierzu  im  18.  Jahrhandert 
gemacht.  —  Im  Jahre  1782  erschien  in  Leipzig  ein  aUgemeines  See- 
gesetzbuch zur  Wahrung  der  Schiffahrts-  und  Handelsfreiheit  nentraler 
Nationen  in  Eriegszeiten:  „Code  maritime  gän6ral  pour  la  conseryation 
de  la  libert^  de  la  navigation  et  du  commerce  des  nations  nentres  en 
temps  de  guerre.'* 

In  Frankreich  wurde  laut  Dekret  vom  28.  Oktober  1792  die  Abfassung 
einer  „Erklärung  des  Rechts  der  Völker"  (d^claration  du  droit  des  gens) 
angeordnet,  womit  der  Abb6  Gr6goire  betraut  wurde.  Dieser  unter- 
breitete dem  Konvent  im  Jahre  1795  einen  Entwurf  in  21  Artikeln,  der 
aber  abgelehnt  wurde. 

1715.  —  In  neuerer  Zeit  hat  ein  sehr  bedeutender  amerikanischer 
Rechtsgelehrter,  Dudley-Field,  den  Entwurf  eines  internationalen  Kodex 
veröffentlicht  (Draft  outlines  of  an  intematimal  code).  Die  französische 
Übersetzung  ist  von  Alberic  Rolin  (1881)  besorgt  worden.  Es  ist  ein 
schätzenswertes  Werk. 

Auch  Bluntschli  hat  versucht,  das  Völkerrecht  zu  kodifizieren. 
Die  Anregung  dazu  gaben  ihm,  wie  er  sagt,  die  berahmten  „Instruktionen 
für  die  im  Felde  stehenden  Armeen"  des  Professora  Lieber  aus  New-York. 
Sein  Buch  hatte  einen  aussergewöhnlichen  Erfolg.  Trotzdem  bietet  es 
weder  die  Wissenschaftlichkeit,  Gründlichkeit  und  Korrektheit  der 
Heffter'schen  Arbeit,  noch  auch  die  Fülle  und  den  Reichtum  an  Rechts- 
stoff, den  die  Werke  anderer  Publizisten  aufgespeichert  haben.  —  Sein 
Werk  hat  nur  die  äussere  Form  eines  Gesetzbuches,  nämlich  die  Ein- 
teilung in  Artikel.  Bluntschli  stellt  oft  als  Rechtssatz  auf,  was  nur 
seine  persönliche  Ansicht  ist.  Seine  Anmerkungen  wideraprechen  zuweilen 
dem  Texte  und  manche  Ausnahme,  die  er  einer  Regel  beifügt,  hebt  in 
ihren  Folgerungen  die  aufgestellte  Regel  wieder  auf.  —  Nichtsdestoweniger 
ist  das  Werk  Bluntschli's  von  Bedeutung  und  von  hohem  Werte;  wir  haben 
manche  Stelle  aus  ihm  entnommen. 

1716.  —  Pasquale  Fiore  hat  ein  kodifiziertes  Völkerrecht  heraus- 
gegeben.   Der  italienische  Gelehrte,  der  ein  entschiedener  Gegner  einer 

1)  Fnnck-Bretano  et  Sorel,  Precis  du  Droit  des  gens,  ConclusioD  pp.  435ets. 
*)  Oeiser,  Die  Überwindung  des  Kriegs  diMrck  Eniwicidmg  des  YoOcerrwkt»,  /886.  — 
V.  Holtzendorff,  Die  Idee  des  etoigen  Friedens,  1882, 
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allgemeinen  amtlichen  Kodifikation  ist,  bemerkt  in  seiner  Einleitung 
(No.  96),  dass  wenn  er  seinem  Werke  auch  die'  äussere  Form  eines  Oe- 
setzbuches  gegeben,  er  hiermit  doch  nur  bezweckt  habe,  seine  eigenen 
wLssenschaftlichen  Meinungen  in  möglichst  gedrängter  Fassung  zum  Aus- 
drucke zu  brüigen. 

1717*  —  Im  Jahre  1873  wurde  ein  Verein  zur  Beform  und  zur 
Kodifikation  des  Völkerrechts  gegründet:  die  „Association  pour  la  r6forme 
et  la  codification  du  droit  des  gens*',^)  dessen  jährliche  Berichte  in  London 
durch  Vermittlung  des  leitenden  Ausschusses  erscheinen.  —  Im  Jahre 
1880  bildete  sich  in  Petersburg  eine  russische  Gesellschaft,  deren  Zweck 
die  Förderung  der  Kodifikation  des  Völkerrechts  ist. 

Auf  seiner  Jahresversammlung  im  Haag  (1875)  hat  sich  das  Institut 
für  Völkerrecht  in  nachdrücklichster  Weise  für  eine  Kodifikation  der 
Eriegsgesetze  ausgesprochen.^ 

1718.  —  Diese  Arbeiten  und  Wünsche  sind  anerkennenswert.  Sie 
fördern  die  beständige,  fortschreitende  Durcharbeitung  des  Rechtes.  —  Sie 
verleihen  den  geltenden  Vorschriften  eine  klarere  und  bestimmtere  Foim. 
—  Sie  ebnen  neuen  Grundsätzen  die  Bahn,  aber  sie  werden  nicht  zu  einer 
eigentlichen  internationalen  Kodifikation  Aihren. 

1719.  —  Bulmerincq,  von  Holtzendorff  und  Fiore  sprechen  sich 
mit  Entschiedenheit  gegen  den  Gedanken  einer  allgemeinen,  für  die  ganze 
Menschheit  gültigen  und  das  gesamte  Völkerrecht  umfassenden  Kodifikation 
aus.  Selbst  eine  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  zwischen  den  zivilisierten 
Staaten  erscheint  ihnen  ebenso  unausführbar  wie  unzeitgemäss  und  ebenso 
unzweckmässig  wie  nachteilig.    Es  ist  ein  Traum,  eine  Utopie.*) 

1720.  —  Ein  universeller  Gesetzgeber,  dessen  Willen  sich  alle  Staaten 
beugen  und  dessen  Anordnungen  alle  Völker  nachkommen  würden,  ist  un- 
denkbar. —  Die  Einsetzung  einer  gesetzgebenden  Körperschaft  für  die 
ganze  Welt  bedingt  eine  zentrale  Organisation  der  gesamten  Menschheit, 
die  sich  nie  verwirklichen  lässt. 

1721.  —  Ein  für  die  Dauer  berechnetes  Gesetzbuch,  das  alle  zivilisierten 
Staaten  binden  und  sämtliche  Rechtsregeln  des  internationalen  Verkehrs 
enthalten  würde,  könnte  nur  beim  Zusammentreffen  folgender  Voraus- 
setzungen, von  denen  einige  ausserhalb  des  Bereiches  der  Möglichkeit 
liegen,  zu  stände  kommen. 

a)  Die  Abfassung  des  Entwurfes  in  einer  einzigen,  allgemein  ange- 
nommenen Sprache.  Diese  Abfassung  würde  der  Urtext  seiu,  dem  be- 
glaubigte Übersetzungen  beizufügen  wären. 

b)  Die  en  bloc  Annahme  des  Entwurfs  in  jedem  Staate,  also  ohne 
Änderungen,  Streichungen  oder  Zusätze  durch  die  verfassungsmässig  zur 
Beschliessung  über  Gesetze  oder  Staatsverträge  berufenen  Volksvertretungen 
(Deputiertenkammer,  Senate  usw.). 

c)  Die  Einmütigkeit  sämtlicher  Staaten,  die  durch  die  Schlussakte  eines 
Weltkongresses  oder  durch  getrennte  ihrem  gesamten  Inhalte  nach  unbe- 
dingt gleichlautende  Verträge  festzustellen  wäre.  Im  Innern  eines  Staates 
ist  die  Opposition,  die  Minderheit,  in  den  gesetzgebenden  Körperschalten 
oder  in  Volksversammlungen  gezwungen,  sich  der  von  der  Mehrheit  der 
Abgeordneten  oder  der  Bürger  angenommenen  Entscheidung  zu  fügen«  — 
Ein  ähnlicher  Grundsatz  greift  bei  der  internationalen  Gemeinschaft  nicht 

1)  TDieser  Verein  heisst  seit  1S95:  Association  de  Droit  international]. 

2)  [In  seiner  Versanmilung  za  Budapest  im  Jahre  1896  hat  der  Allgemeine  Friedens* 
kongress  (Congris  nniversel  de  la  paix)  die  ersten  Artikel  eines  TÖlkerrechtlichen 
Gesetzbuches  angenommen  (R.  D.  L  F.,  t.  IV.,  6S9  et  690).] 

*)  S.  auch  Bergbohm,  Staattverträge  und  Qesetu  ak  Quälen  des  yWtmrtdkkt  8.70  tt./f. 
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Platz.  Die  Zastimmung  aller  Staaten  ist  onerlässlich.  Einhelligkeit  ist 
erforderlich.  —  Die  in  der  Minderheit  bleibenden  Staaten  könnten  nicht 
genötigt  werden,  die  Entscheidungen  der  Mehrheit  anzunehmen  und  sich 
ihnen  zu  unterwerfen,  sonst  wäre  ihre  politische  Unabhängigkeit  vernichtet 
und  ihre  souveräne  Gleichheit  ein  leeres  Wort. 

Kann  eine  solche  Einmütigkeit  für  die  Gesamtheit  der 'etwa  vorzu- 
schlagenden völkerrechtlichen  Regeln  jemals  erwartet  werden?  —  Werden 
nicht  vielmehr  Interessen-Gegensätze,  Leidenschaften,  die  Verschiedenheit 
der  Bildungsstufe  der  Völker  u.  dergl.  die  Übereinstimmung  stets  hindern? 

1722.  —  Ein  schlagendes  Beispiel  aus  der  neuern  Zeit  mag  hier  er- 
wähnt werden.  —  Die  Brüsseler  Konferenz  vom  Jahre  1874,  die  auf 
Busslands  Anregung  zusanmiengetreten  war  und  die  den  Versuch  einer 
Kodifikation  des  Kriegsrechts  unternahm,  verlief  ergebnislos.  Es  lag  dies 
nicht  etwa  an  dem  bösen  Willen  der  Diplomaten,  die  im  Gegenteil  alle 
von  den  humansten  Gesinnungen  beseelt  waren,  sondern  vielmehr  daran, 
dass  zwischen  den  Militärmächten  mit  ihren  ungeheuren  stehenden  Heeren 
und  den  kleinern  Staaten,  deren  Verteidigung  auf  dem  Milizwesen  beruht, 
unüberwindliche  Meinungsverschiedenheiten  bestanden  —  [Der  Haager 
Friedenskonferenz  vom  Jahre  1899  ist  es  gelungen,  die  Gesetze  und  Ge- 
bräuche des  Landkrieges  in  einem  Abkommen  niederzulegen,  aber  die  Schweiz 
und  China,  die  an  der  Konferenz  beteiligt  waren,  haben  es  abgelehnt,  die 
Akte  zu  unterzeichnen.^)] 

1723.  —  Wie  könnte  man  erst  bei  der  Regelung  des  Seekriegsrechts 
eine  vollkommene  und  unbedingteÜbereinstimmung  zwischen  solchen  Staaten, 
die  eine  mächtige  Kriegsflotte  besitzen,  und  denen  erwarten,  die  zwai-,  wie 
z.  B.  Schweden,  eine  bedeutende  Handelsflotte  haben,  aber  ihren  Staats- 
haushalt nur  mit  der  Unterhaltung  einiger  weniger  Kriegsschiffe  zu  belasten 
vermögen?^ 

1724.  —  Eine  unerlässliche  Vorbedingung  für  die  Kodifiziening  ist 
das  Bestehen  einer  Rechtsprechung  und  einer  Gewohnheit,  die  zur  höchsten 
Stufe  ihrer  Entwicklung  gediehen  ist.  Ist  eine  derartige  Rechtsprechung 
auf  allen  (Jebieten  des  Völkerrechts  vorhanden? 

1725.  —  Die  Kodifikation  wird  die  Weiterentwicklung  des  Völker- 
rechts hemmen.  —  Jede  Kodifikation  birgt  den  grossen  Nachteil  in  sich, 
dass  sie  den  in  der  Entwicklung  befindlichen  Ginindsätzen  und  den  in  der 
Umwandlung  begiiffenen  Regeln  eine  vertragsmässige  Gestalt  gibt,  deren 
spätere  Abänderung  nur  mit  Übereinstimmung  aller  bewirkt  werden  könnte 
und  bei  dem  Widerspruch  irgend  eines  einzelnen  scheitern  würde.  Wollte 
man,  um  dieser  Schwierigkeit  abzuhelfen,  die  Dauer  des  kodifizierenden 
Vertrages  beschränken,  so  dass  sich  also  die  Vertragsstaaten  nach 
Ablauf  der  Frist  von  neuem  einigen  mttssten,  so  würde  man  auf  andere 
Bedenken  stossen.  —  Wäre  die  Frist  kurz,  so  würde  die  allgemeine  Kodi- 
fikation nicht  die  etwa  dreissig-  oder  vierzigjährige  Arbeit  lohnen,  die 
sie  beanspracht  hätte.  —  Wäre  sie  lang  oder  unbestimmt,  so  könnten  in 
der  Zwischenzeit  unvorhergesehene  politische  Ereignisse  von  solcher  Be- 
deutung eintreten,  dass  eine  sofoiiige  Nachprüfung  geboten  wäre,  um  den 
Bruch  des  Vertrages  seitens  einiger  Staaten  zu  vermeiden.^) 

1726.  —  Einige  Schriftsteller  glauben,  dass  eine  Kodifikation  die  Zahl 
der  Vergehen  gegen  das  Völkerrecht  bedeutend  ven-ingem  würden.  Welch 
eine   Täuschung!     Welch   eine   Verblendung!     Als   ob   nicht  heutzutage 

1)  [Renault,  La  Convention  de  la  Haye  du  29.  juillet  1899  concernant  les  lois 
et  coutumes  de  la  guerre  sur  tene  et  l'attitude  de  la  Suisse,  R,  D.  I.  P.,  t  VIII,  p.  5.] 
t)  ▼.  Holtzendorff,  op.  cit.,  Band  I,  §  36. 
3)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Precis,  pp.  439  et  440. 
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die  Begiertingen,  selbst  die  der  kleinsten  Staaten  die  Mittel  hätten,  sich 
über  die  geltende  internationale  Gewohnheit  zu.  unterrichten.  Nicht  aus 
Unwissenheit  verletzen  gewisse  Regierungen  die  Bechtssätze,  sondern  nur, 
mn^in  übertriebener  Selbstsucht  ihre  politischen  Interessen  zu  befriedigen. 
'  17S7.  —  Wenn  auch  eine  allgemeine  Kodifikation  des  gesamten  Völker- 
rechts unausführbar  ist,  so  können  doch  einzelne  Teile  kodifiziert  werden. 
Die  allgemeinen  Staatsverträge,  die  sich  täglich  ein  grösseres  Geltungsgebiet 
erobern,  bereiten  solche  beschränkte  Kodifikationen,  die  sich  auf  die 
Ordnung  gewisser  Rechtsgebiete  beziehen,  vor  und  fördern  sie.  Solche 
Teilkodifikationen  werden  aber  nur  dann  praktisch  und  erfolgreich  sein, 
wenn  sie  nur  solche  Rechtsgebiete  regeln,  an  denen  die  Staaten  gemein- 
same und  gleichartige  Interessen  haben.  —  Die  Gebiete,  auf  denen  sich 
durch  internationale  Verträge  eine  Rechtsgemeinschaft  gründen  lässt,  sind 
diejenigen,  die  weder  mittelbar  noch  unmittelbar  wirtschaftliche  oder  poli- 
tische Interessen  der  Staaten  berühren  und  die,  bei  denen  vornehmlich 
Privat-  und  Handelsinteressen  der  Staatsbürger  in  Frage  stehen.  Beispiele: 
Lösung  von  WiderspiUchen  in  der  Zivil-  und  Strafgesetzgebung;  —  Bestim- 
mungen über  die  Rechtskraft  ausländischer  Erkenntnisse;  —  Regelung  des 
Eisenbahnfrachtverkehrs;  —  Umlauf  von  Handelsgütern;  —  Zulassung 
ausländischer  Vereine;  —  Vorrechte  der  diplomatischen  Agenten;  —  Kon- 
sularwesen; —  Schutzmassregeln  für  die  Seeschififahrt  und  für  Schiff- 
brüchige; —  Bekämpfiing  des  Seeraubs  usw. 

Teilkodifikationen  erweisen  sich  jedoch  auf  solchen  Bechtsgebieten, 
wo  sich  der  Widerstreit  von  Interessen  oder  politischen  Leidenschaften 
der  Anerkennung  einheitlicher  Grundsätze  unfehlbar  entgegenstellen  wird, 
als  unausführbar.  Es  wäre  aussichtslos,  bindende  und  allgemein  annehm- 
bare Begeln  über  die  Geltung  des  Nationalitätsprinzips,  über  die  Nicht- 
inteiTcntion  u.  dergl.  in  einem  Kodex  aufstellen  zu  wollen. 

Durch  Teilkodifikation  in  Gestalt  von  Verträgen  können  die  zivilisierten 
Staaten  zur  Annahme  einer  Beihe  von  Grundsätzen  gelangen,  die  sich  mit 
den  Fortschritten  der  Gesittung  vermehren  werden.  Man  wird  die  allge- 
meine Geltung  dieser  Grundsätze  sichern,  wenn  man  die  Anerkennung 
neuer  Staaten  von  der  Bedingung  der  Annahme  dieser  Grundsätze  abhängig 
macht  (No.  200  u.  ff.).  *) 

Die  Praxis  hat  durch  Gründung  verschiedener  Vereine,  Unionen, 
(No.  915,  916,  921,  922,  923,  924,  925  usw.)  diesen  Weg  betreten. 
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1728.  —  Gegenwärtig  fehlt  es  noch  an  gesetzlichen  Mitteln,  die  sich 
dazu  eignen,  dem  Völkerrechte  Achtung  zu  verschaffen,  Bechtswidrigkeiten 
entgegenzutreten  und  die  gestörte  Bechtsorduung  durch  eine  der  Billigkeit 
entsprechende  Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  wieder  herzustellen. 

Die  Sorge  für  ihre  eigene  Sicherheit  und  die  Notwendigkeit,  ihre 
Bechte  und  lateressen  zu  wahren,  zwingt  die  Staaten  Europas  in  Friedens- 
zeiten die  auf  dem  Volke  lastenden  Büstungen  immer  wieder  zu  vermehren 
und  eine  Gewähr  in  dem  Eingehen  von  Bündnissen  zu  suchen. 

Dieser  Zustand  ist  kein  Ergebnis  der  Neuzeit.  Die  Ansprüche 
Deutschlands  auf  die  Vormachtstellung  und  die  rücksichtslose  Politik 
Bismarcks  haben   die  Lage  nur   verschärft.  —  Unsem  Vorfahren  sind 

I)  V.  Holtzendorff,  op.  cii,  Bd.  I,  §  36  u.  37.  —  F  i  o  r  e,  Le  droit  international 
codifie,  Introduction,  eh.  II,  No.  45,  46,  96.  —  Rozkowski,  Godificatlon  du  droit 
Internat,  R.  D.  I.  P.,  t.  XXI,  p.  521. 
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solche  Verhältnisse  nicht  unbekannt  geblieben.  Karl  V.,  Philipp  ü.,  Ludwig 
XIV.i)  und  Napoleon  I.  riefen  in  Europa  ähnliche  Befürchtungen  wach.  —  Zu 
wiederholten  Malen  haben  geistreiche  Männer  dem  Gedanken  an  eine  beson- 
dere Organisation  der  verschiedenen  europäischen  Staaten  Baum  gegeben. 

1729.  —  Heinrich  IV.  hat  sich,  nach  den  Anfzeichnnngen  seines 
Ministers  Sully,  mit  der  Absicht  getragen,  durch  Gründung  der  grossen 
,,Ghristlichen  Bepublik^  der  europäischen  Staaten  internationale  Kriege  zu 
verhttten.  Sie  sollte  aus  15  Staaten  mit  wesentlich  abgeänderten  Grenzen 
bestehen.  Die  Geschäfte  der  Bepublik  sollten  durch  einen  aus  60  Bevoll- 
mächtigten gebildeten  „General-Bat^  geleitet  werden.  —  Ausser  diesem 
allgemeinen  Bat  waren  noch  6  „Partikiüar-Bäte"  vorgeschlagen,  bestehend 
aus  Vertretern  einer  gewissen  Anzahl  benachbarter  Einzelstaaten  zur  Erledi- 
gung besonderer  Angelegenheiten  derselben.  Man  hat  darüber  gestritten, 
ob  nicht  Sully  seinen  eigenen  Plan  dem  König  untergeschoben  hat:  allgemein 
hält  man  den  Vorschlag  für  willkürlich  und  durchaus  unausführbar. 

1730.  —  Im  Jahre  1713  legte  der  Abb6  Saint- Pierre  dem  Utrechter 
Kongress  seinen  „Vorschlag  zum  ewigen  Frieden^  (projet  de  paix  perpötuelle) 
(in  drei  Bänden  in  Quartformat)  vor.  Er  gab  1729  einen  Abriss  heraas,  der 
eine  vollständige  Entwicklung  seines  Planes  auf  der  Grundlage  des  durch 
die  ütrechter  Verträge  festgesetzten  Besitzstandes  enthielt.  Die  Gnmdzüge 
dieses  Entwurfs  sind  folgende:  Es  sollte  eine  Liga  oder  eine  Konföderation 
aus  19  Mächten,  Bussland  mit  eingeschlossen,  gebildet  werden;  ein  all- 
gemeiner Beichstag  sollte  als  gesetzgebendes  und  richterliches  Organ  des 
Bundes  fungieren;  die  gegenseitigen  Bechte  der  Staaten  sollten  durch  eine 
gemeinsame  Verfassung  bestimmt  werden.  —  Der  Kardinal  Fleury,  dem  der 
Abb6  Saint-Pierre  seinen  Entwurf  mitteilte,  anwortete  ihm:  Sie  haben  einen 
wesentlichen  Artikel  vergessen,  nämlich  Missionare  umherzusenden,  nm  das 
Herz  der  Fürsten  zu  rühren  und  sie  für  Ihre  Ansichten  geneigt  zu  stimmen.^) 

1731.  —  Die  Ansichten  des  Abbä  Saint-Pierre  sind  von  Jean-Jacques 
Bousseau  (1761)  und  von  andern  Schriftstellern  des  18.  nnd  19.  Jahr- 
hunderts weiter  ausgeführt  worden.  —  Auch  Jeremy  Bentham  hat  einen 
Entwurf  zu  einem  ewigen  Frieden  ausgearbeitet,  dessen  Inhalt  man  bei 
Wheaton  findet.^)  —  Kant  hat  den  Gedanken  eines  Bundes  der  europä- 
ischen Staaten  vertreten.*) 

1782.  —  In  jüngster  Zeit  hat  der  angesehene  Edinburger  Universi- 
tätsprofessor Lorimer  zwei  Vorschläge,  einen  im  Jahre  1871,  den  andern 
im  Jahre  1877  veröffentlicht.  Ein  aus  einer  Abgeordnetenkammer  und  einem 
Senate  bestehender  allgemeiner  Kongress  sollte  internationale  Fragen 
untersuchen  und  entscheiden.  Die  Zahl  der  jedem  Staate  zukommenden 
Stimmen  sollte  sich  nach  dessen  Bevölkerung,  nach  der  Wichtigkeit  seiner 
Einkünfte  und  nach  dem  ziffermässigen  Betrage  seiner  Ein-  und  Ausfuhr 
richten.  Der  Kongi*ess  sowie  der  internationale  Gerichtshof,  dem  der 
Kongress  die  eines  gerichtlichen  Verfahrens  bedürftigen  Angelegenheiten 
überweisen  würde,  sollten  ihren  Sitz  in  Konstantinopel  haben.  Der  Kongress 
sollte  über  ein  internationales  Heer  verfügen,  das  aus  den  Kontingenten 
der  verschiedenen  Staaten  zu  bilden  sei.^) 

1)  S.  die  Einzelheiten  bei  Sully,  Economie  royales,  t.  VII  et  VIIL  —  Sismondi, 
Histoire  des  Fran^ais,  t  XXII,  p.  US.  —  Laurent,  Histoire  du  droit  des  gens,  t  X, 
pp.  24S  et  8;  pp.  2S7  et  s.  -^  Wheaton,  Histoire  des  progris  etc.,  1 1,  pp.  317  et  s. 

2)  De  llolinari,  L'abb^  de  Saint-Pierre,  sa  vie  et  ses  oeuvres,  1857. 
[S 16 gier -Pascal,  Les  projets  de  Tabbe  de  Saint-Pierre,  1900.] 

8)  Wh  e  a  1 0  n,  Histoire  des  pr08:ri8,  1. 1,  pp.  893  et  s. 

4)  Lorimer,  Le  problöme  nnaf  du  droit  international  R.  D.  L,  t  IX,  pp.  161 
et  s.  —  Principes  de  droit  international,  liv.  V,  pp.  281  et  s. 

*)  Kant^  Über  den  ewigen  Frieden,  1784  um  Zum  ewigen  Frieden,  1795. 
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Aach  Bluntschli  hat  den  Plan  eines  europäischen  Bundes  mit  einem 
Bandesrat,  einer  Abgeordnetenkammer  und  einem  internationalen  Gerichte 
befürwortet.*) 

1733.  —  Fiore  verwirft  den  Gedanken  eines  Universalstaates  oder 
einer  Staatenkonfttderation.  Eine  solche  Organisation  der  Völker  halt  er 
füi'  eine  Schimäre.  Aber  er  verzweifelt  nicht  an  einem  vernunftgemässen 
Systeme,  das  die  Staatengesellschaft  zusammenfasse  und  den  Krieg 
möglichst  selten  mache  und  möglichst  erschwere.  Er  meint,  dass  der 
Gebrauch  von  Zwangsmitteln  bei  jeder  rechtlichen  Organisation,  bei  der 
internationalen  Gesellschaft  ebensogut  wie  bei  jeder  andern,  unerlässlich 
sei.  Man  müsse  diesen  Mitteln  nur  eine  rechtliche  Grundlage  geben.  Vor 
allem  sei  die  Willkür,  die  gegenwältig  noch  die  Ausübung  der  Gewalt 
beherrsche,  zu  bannen. 

Die  Lösung  der  gestellten  Aufgabe  scheint  ihm  weder  unausiührbar, 
noch  schwierig.  —  Im  nachstehenden  geben  wir  die  Grundzüge  seines 
Vorschlages  an: 

a)  Grosse  internationale  Kongresse  sollten  mit  der  Aufstellung  und 
Verkündung  des  allen  zivilisierten  Staaten  gemeinsamen  Völkerrechts  be- 
traut werden.  —  Sollte  ein  einzelner  Staat  die  Entscheidungen  eines 
Kongresses  missachten,  so  würde  die  Anrufung  der  Gewalt  zur  Wieder- 
herstellung der  Rechtsordnung  nicht  nur  ein  Recht,  sondern  eine  Pflicht 
8ein.  Der  Krieg  müsste  aber  als  ein  gesetzliches  Mittel  angesehen  werden. 
(Wäre  er  darum  nicht  ebenso  gut  ein  Krieg,?) 

b)  Konferenzen,  auf  denen  nur  die  Grossmächte  vertreten  wären, 
sollten  als  Vermittler  dienen,  um  die  Lösung  besonderer  zwischen  mehrem 
Staaten  streitiger  Fragen  herbeizuführen. 

c)  Schiedsgerichte  sollten  die  Aufgabe  haben,  die  zwischen  zwei  oder 
mehrem  Staaten  entstandenen  Zwistigkeiten  über  besondere  Interessen 
zu  beseitigen  und  zu  entscheiden. 

d)  Die  zur  Vollstreckung  der  Entscheidungen  der  Kongresse  oder  der 
Schiedsgerichte  bestimmten  Zwangsmittel  sollten  sein:  1.  negative  Re- 
pressalien; 2.  positive  Repressalien;  3.  der  Krieg,  der  durch  eine  vorher- 
gehende Entscheidung  eines  Kongresses  für  notwendig  erachtet  und  zu- 
gelassen werden  müsste.  —  Die  vereinigten  Staaten  müssten  dem 
Kongresse  Truppen  zur  Verfügung  stellen,  deren  Zahl  sich  nach  dem 
Gebietsumfange  und  der  Einwohnerzahl  jedes  Staates  richten  würde. 

Fiore  gibt  weiterhin  zu,  dass  eine  Regierung,  die  ohne  ersichtlichen 
Grund  ihre  militärischen  Streitkräfte  vermehre,  Befestigungen  und  strate- 
gische Bahnen  anlege  und  sich  unaufhörlich  für  den  Krieg  vorbereite,  den 
andern  Staaten  eine  gerechte  Ursache  zu  Beunruhigungen  gebe,  und 
dass  der  Kongress  hiergegen  die  erforderlichen  Massregeln,  d.  h.  den 
Krieg  beschliessen  könne.  ,,Ich  gebe  die  Möglichkeit  zu,  dass  von  be- 
waffneter Gewalt  Gebrauch  gemacht  werden  muss,  so  sagt  Fiore,  dies 
darf  aber  nur  unter  der  wesentlichen  und  unabänderlichen  Bedingung 
geschehen,  dass  der  E[rieg  zuförderst  von  einem  Kongresse  für  notwendig 
erachtet  und  zugelassen  worden  ist  (No.  89).^^^ 

1734.  —  Wie  leicht  wäre  es  hiemach,  andere  Staaten  herauszufordern, 
oder  sich  in  deren  innere  Angelegenheiten  einzumischen!  —  Wie  ver- 
führerisch ftlr  die   grossen  Mächte,   die  kleinern  Staaten  ihrem  Willen 


1)  S.  den  in  der  „Gegenwart"'  Bd.  XlII  1878  erschienenen  Aufsatz  von  Bluntschli, 
Die  Organisation  des  europäischen  Staatenvereins. 

2)  Fiore,  Le  Droit  international  codifi^.  Introduction  eh.  III,  No.  71  et  s.  — 
[S.  noch  einen  neuem  Artikel  von  Fiore:  De  la  sanction  juridique  du  Droit  inter- 
national, publik  dans  la  R.  D.  I.,  t.  XXX,  p.  5.] 
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unterzuordnen!  —  Politische  Leidenschaften  und  unersättliche  Begierden 
würden  unter  dem  Scheine  der  Höflichkeit  diplomatischer  Formen  freien 
Spielraum  haben.  —  Wer  hieran  zweifelt,  mttge  die  Geschichte  nach- 
schlagen. —  Bietet  doch  die  Geschichte  des  Deutschen  Bundes  genug 
Lehrreiches.  —  Die  Art  und  Weise,  (wie  die  kleinem  Staaten  in  Wien 
im  Jahre  1815  and  in  Berlin  im  Jahre  1878  behandelt  worden  sind,  lässt 
doch  ahnen,  was  man  von  Kongressen  nach  dem  Vorschlage  Fiore's  zu 
erwarten  hätte. 

1735.  —  y.  Holtzendorff  ist  der  Ansicht,  dass  „die  Herstellung 
eines  Staatenbundes  unter  gewissen  höher  zivilisierten  Staaten  eine  Mög- 
lichkeit wäre,  durch  deren  Eintreten  das  gegenwärtig  anerkannte  Prinzip 
der  staatlichen  Selbständigkeit  nicht  aufgehoben,  sondern  nur  eingeschränkt 
werden  würde.  Nur  tatsächliche  nicht  prinzipielle  Hindemisse  könnten 
bei  einer  solchen  Gestaltung  in  Betracht  kommen.  ^^) 

1736.  —  Es  gibt  eine  grosse  Zahl  von  Schriftsteilem  und  Publizisten, 
die  an  der  Möglichkeit  eines  Bundes  aller  Staaten  festhält.  —  Das  Er- 
gebnis ihrer  Pläne  und  Systeme  gipfelt  in  der  Schaffung  der  „Vereinigten 
Staaten  von  Europa^.  —  Als  Beispiel  berufen  sie  sich  auf  die  Schweiz 
und  die  Verein.  Staaten  von  Nordameiika,  bei  denen  eine  oberste  Gewalt 
die  Leitung  der  gemeinsamen  Interessen  führt  und  ein  oberster  Gerichts- 
hof nicht  nur  die  Streitigkeiten  zwischen  den  Bürgern,  sondern  auch  die 
zwischen  den  einzelnen  Kantonen  oder  Staaten  entscheidet,  deren  jeder 
seine  besondere  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  hat.^ 

1737.  —  Die  zauberhafte  Wirkung  der  Worte  „Vereinigte  Staaten  von 
Europa"  verdeckt  den  Gmndirrtum,  worin  derartige  Anschauungen  wurzeln. 
—  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  in  der  Schweiz  gibt  es 
nur  einen  einzigen  Bundesstaat,  nicht  etwa  mehrere  Staaten  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes  (No.  171  und  172).  —  Die  Gebietsteile,  die  als 
Staaten  oder  Kantone  bezeichnet  werden,  entsprechen  den  alten  Provinzen 
Frankreichs,  wenn  sie  ihnen  auch  nicht  in  jeder  Beziehung  ähnlich  sind, 
jedenfalls  sind  es  keine  Staaten  im  technisch-völkerrechtlichen  Sinne.  — 
Obgleich  sich  die  Schweiz  aus  drei  verschiedenen  Volksstämmen  zusammen- 
setzt, so  bildet  sie  doch  nur  eine  Nation,  nur  ein  Volk.  —  Ebenso  ist  es 
in  den  Vereinigten  Staaten.  Mit  dem  ursprttngUchen  angelsächsischen 
Volksstanmie  vermengen  und  vermischen  sich  täglich  irische,  deutsche  oder 
italienische  Einwanderer,  wie  sich  bereits  die  Franzosen  von  Luisiana  und 
die  Spanier  von  Florida  damit  vermengt  und  vermischt  haben.  —  Trotz 
dieser  Einteilung  in  Staaten  und  in  Territorien  lebt  dort  ein  einziges  Volk, 
das  von  demselben  Geiste,  denselben  Bestrebungen,  denselben  Begehrlich- 
keiten durchdi*ungen  ist  und  das  ein  einheitliches  Ganzes  mit  ein  und  der- 
selben Volksseele  bildet.  —  Ganz  anders  in  Europa  mit  seinen  ver- 
schiedenartigen Nationen,  deren  jede  besondere  Ziele,  Wünsche '  und 
Gesinnungen  hat,  die  weit  von  einander  abweichen.  Der  unterschied 
zwischen  dem  Bürger  von  Kalifornien  und  dem  von  Boston  ist  lange  nicht 
so  gross,  wie  der  Gegensatz  zwischen  dem  Deutschen  und  dem  Spanier. 

1738.  —  Bietet  uns  übrigens  nicht  die  Schweiz^.das  Beispiel  einer 
höchst  lehrreichen  Entwicklung,  die,  richtig  verstanden,  zur  Verwerfung 
des  Systems  der  Vereinigten  Staaten  Europas  fähren  mttsste? 

Ursprünglich  ein  Bund  von  Staaten  oder  Kantonen  wuchs  die  Schweiz 
allmählich  zum  Bundesstaate  aus,  in  welchem  sich  mehr  und  mehr  die 
Neigung  der  Zentralgewalt  ofifenbarte,  die  örtliche  Gewalt  der  Kantone 


1)  V.  Holtzendorff,  op.  cit,  Bd.  I  S.  10. 

2)  [NoTicow,  La  Federation  de  rEorope,  1901.] 
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aufzusaugen.  —  Wenn  somit  ein  kleiner  Staat  dazu  neigt,  seinen  Charakter 
als  zusammengesetzter  Staat  aufzugeben,  um  einen  Einheitsstaat  zu  bilden, 
wenn  der  Deutsche  Bund  sich  nach  unaufhörlichen  innem  Kämpfen  zu 
einem  Deutschen  Reiche  unter  der  strengen  Vorherrschaft  Preussens  umge- 
staltet hat,  wenn  der  Versuch  des  Wiener  Kongresses,  den  ewigen  Frieden 
unter  den  Deutschen  herzustellen,  schliesslich  zum  Siege  des  Hohenzollern- 
Aars  fährte,  1)  so  lässt  sich  unschwer  voraussehen,  welchem  Endziel  ein 
unter  denselben  Entwicklungsbedingungen  gegründeter  Weltbund,  der  alle 
Staaten  der  Hen*schaft  einer  Zentralgewalt  unterstellt,  entgegensteuern 
wUrde.  Dem  verhängnisvollen  Gesetze  aller  politischen  Gebilde  wUrde 
die  Zentralgewalt  unaufhörlich  nach  einer  Vermehrung  ihrer  Macht  und 
nach  einer  immer  rücksichtslosem  Unterdrückung  der  verbündeten  Staaten 
trachten,  um  endlich  in  einer  Weltmonarchie  zu  enden.  —  Welche  Unruhen, 
Umwälzungen,  Streitigkeiten  und  Kriege  würden  die  ^friedlichen"  Ver- 
einigten Staaten  Europas  heraufbeschwören! 

1739.  —  Auch  F.  von  Martens  bemerkt,  dass  allen  Vorschlägen,  die 
Völkergesellschaft  nach  Art  eines  Staates  etwa  in  der  Form  einer  Uni- 
versal-Monarchie  oder  -Bepublik  zu  organisieren,  ^Voraussetzungen  zu 
Grunde  liegen,  deren  Verwirklichung  undenkbar  und  durchaus  nicht 
wünschenswert  ist".  „Sie  setzen  alle  miteinander  entweder  eine  totale 
Umgestaltung  der  politischen  Karte  von  Europa  oder  die  Unterwerfung  der 
selbständigen  Staaten  unter  eine  gemeinschaftliche  oberste  Gewalt  voraus."^ 

„Der  ewige  Friede  setzt  die  Vernichtung  aller  nationalen  Oberliefe- 
rungen und  eine  vollkommene  Bekehrung  der  Völker  zu  einem  neuen  poli- 
tischen Dogma  voraus.  Solche  Ergebnisse  können  aber  nur  durch  unver- 
söhnliche Kriege,  wie  es  nur  nationale  und  Religionskriege  sind,  herbei- 
geftlhrt  werden."**) 

^  ,\  1740.  —  Alle  diese  Systeme  und  Vorschläge  von  Staatenvereinigungen 
kranken  an  einem  gemeinsamen,  wesentlichen  Übel.  Sie  ftlhren  aUe  mit 
zwingender  Notwendigkeit  zur  Unterordnung  der  kleinern  Staaten  unter 
die  grossen  Mächte  und  zur  Verringerung,  wenn  nicht  gar  zur  Vernichtung 
ihrer  politischen  Unabhängigkeit,  die  doch  eines  der  wesentlichsten 
Attribute  ihrer  Souveränität  ist.  Sie  müssen  den  Frieden  mit  der  Preis- 
gabe ihrer  Freiheit  erkaufen. 


Internationaler  Gerichtshof. '^) 

1741.  —  Wenn  auch  die  Organisation  der  internationalen  Gemein- 
schaft nach  Art  eines  Völkerbundes  in  Wirklichkeit  unausführbar  ist,  so  lässt 
sich  diese  Organisation  vielleicht  auf  die  Errichtung  eines  internationalen 
Gerichtes,  eines  Völkertribunals,  beschränken.  —  Von  dem  löblichen 
Wunsche  beseelt,  der  Menscheit  den  Krieg  zu  ersparen,  haben  manche 
Philosophen,  Publizisten,  ja  selbst  Juristen  geglaubt,  dass  der  Friede  ge- 
sichert sei,  wenn  alle  zivilisierten  Staaten  sich  auf  die  Gründung  eines 
gemeinsamen  ständigen  Gerichtshofes  einigten,  der  den  völken*echtlichen 
Kegeln  die  ihnen  gebührende  Achtung  zu  verschaffen  wisse. 

1742.  —  Von  diesen  Schriftstellern,  deren  verschiedenartige  An- 
schauungen wir  hier  nicht  darlegen  können,  wollen  die  einen  ein  ständiges 
Gericht,  das  aber  nur  fUr  gewisse,  im  voraus  bestimmte  Angelegenheiten 

i)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Precls,  Concluiion,  pp.  445  ä  447. 

2)  F.  V.  Martens,  op.  cit,  Bd.  I,  Kap.  51,  S.  217. 

3)  Funck-Brentano  et  Sorel,  Precis,  Conclusion,  p.  442. 
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zuständig  ist  (Bulmerincq,  v.  Holtzendorff,  Travers  Twiss,  Moynier); 

—  andere  wünschen  die  Errichtung  eines  allgemeinen  VSlkertribunals, 
dessen  Sprttche  jedoch  nur  einen  moralischen  Wert  haben  (Bentham,  de 
Laveleye);  —  wieder  andere  verlangen  einen  Gerichtshof,  dessen  Urteile 
einer  wirUichen  Vollstreckung  unterliegen,  dabei  gelangen  manche  von 
ihnen  naturgemäss  auf  den  Gedanken  der  Eonföderation  znrflck. 

1743.  —  Graf  Kamarowsky,  Professor  zu  Moskau,  hat,  durchdrungen 
von  wahrer  Menschenliebe  und  von  dem  heissen  Wunsche  nach  Frieden 
mit  einer  Überzeugung,  der  man  Achtung  schuldet,  wenn  man  sie  auch 
nicht  teilt,  ein  bemerkenswertes  Buch  zu  Gnnsten  der  Errichtung  eines 
Völkertribunals  geschrieben.^)  —  Seine  Schlussfolgernngen  sind  aber  nicht 
erschöpfend«  Der  Verfasser  bricht  vor  der  schwierigsten  Frage  ab,  nämlich 
vor  der  Frage  nach  der  Organisation  der  vollstreckenden  Gewalt,  die  mit 
der  Durchführung  der  Zwangsmittel  betraut  wäre.  —  Das  Lehrgebäude 
ist  somit  nicht  vollendet. 

1744.  —  Fiore  hält  den  Vorschlag  eines  internationalen  Gerichtes 
für  ein  Hirngespinst  Er  lasse  sich  in  der  Praxis  nicht  verwirklichen. 
Die  Schaffung  eines  solchen  Gerichtes  setze  voraus,  dass  die  Menschheit 
nach  Art  eines  Weltstaates  oder  eines  Staatenbundes  organisiert  sei,  eine 
solche  Organisation  sei  aber  ebenso  abenteuerlich,  wie  die  Träumereien 
von  Thomas  Monis.  —  Das  Völkerrecht  mOsste  kodifiziert  sein,  was  nie 
erreicht  werden  wird.^) 

1745.  —  Wie  soll  man  gegen  den  Staat  verfahren,  der  sich  dem 
Urteilsspruche  des  Gerichtes  nicht  fttgen  will?  Möglich  ist  doch,  dass 
seine  Weigerung  begründet  ist,  möglich  ist  allerdings  auch  das  Gegenteil 

—  Bleibt  nicht  schliesslich  wieder  der  Krieg,  dessen  Femhalten  der  Zweck 
des  Völkertribunalis  ist,  als  letzter  Ausweg  übrig? 

1746.  —  F.  V.  Martens  hält  dafttr,  dass  die  Vorschläge  der  Er- 
richtung eines  Völkertribunals  noch  weniger  Aussicht  auf  Erfolg  hätten, 
als  die  des  ewigen  Friedens.  „Wenn  ein  internationales  Gericht  bestehen 
soll,  so  ist  kein  Grund  abzusehen,  den  Gedanken  eines  Kongresses  als 
einer  ständigen  gesetzgebenden  Behörde  von  der  Hand  zu  weisen  ...  Es 
ist  zweifelhaft,  ob  die  Schaffung  eines  internationalen  Heeres,  das  der  Voll- 
streckung der  Gerichtserkenntnisse  Nachdruck  verleihen  soll,  möglich  ist."  3) 

1746 1.  —  [Wir  haben  gesehen,  dass  die  Haager  Friedenskonferenz 
im  Jahre  1899  einen  ständigen  Schiedshof  ins  Leben  gerufen  bat,  wir 
haben  ausgeführt,  wie  dieser  Schiedshof  in  Wirklichkeit  beschaffen  ist. 
(No.  950»  und  ff.)] 

Weltherrschaft  des  Völkerrechts. 

1747.  —  Indem  wir  der  von  Lorimer  vorgeschlagenen  Völker- 
gruppierung beigetreten  sind  (No.  44  und  211),  haben  wir  dargelegt,  dass 
das  positive  Völkerrecht  in  den  mahammedanischen  und  ostasiatischen 
Staaten  nicht  in  demselben  Umfange  gilt,  wie  in  den  christlichen  Staaten. 

Darf  man  die  zukünftige  Weltherrschaft,  die  Universalität  des  Völker 
rechts  erhoffen?  Werden  die  völkerrechtlichen  Grundsätze  dermaleinst  in 
allen  Teilen  des  Erdballs  einheitlich  zur  Anwendung  konunen? 

1)  Eamarowski,  Über  ein  Völkertribnnal  (rassisch).  Ins  firanzosische  übersetzt 
von  Westmann,  1887.    Vorrede  von  Lacointa. 

2)  Fiore,  Le  Droit  intern,  codifie  Intioduction,  eh.  IIL  No.  82  et  s. 

8)  F.  V.  Härtens,  op.  cit,  Bd.  I,  Kap.  51.  —  FuncK -Brentano  et  Sorel 
Pr4ci8,  pp.  436  et  s.,  440  et  441. 

*)  Schroeder,  Der  V^)Owrgerichtih<^  (au$  der  Zeiikhrift,  Dm  JMU  der  FreiheU)  1901, 
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Mehrere  Publizisten  erwarten  dies.  —  v.  Holtzendorff  hält  an  dem  Ge- 
danken fest,  dass  das  gegenwärtig  nur  auf  einen  bestimmten  Ereis  vonNationen 
bezogene  Völkerrecht  durch  ein  Universal  Völkerrecht  ersetzt  werden  könne.  ^) 
Als  Kennzeichen  fllr  die  allmähliche  Entwicklung  des  Völkerrechts  in  der 
Richtung  eines  Weltrechts  fuhrt  man  die  Grttndung  cbinesicher  und  japa- 
nischer Gesandtschaften  bei  den  Eegiernngen  Europas  und  Amerikas  sowie 
die  Übersetzung  mehrerer  völkerrechtlicher  Werke  ins  Chinesische  an. 

1748.  —  Wir  glauben  nicht  an  eine  zukünftige  WeltheiTSchaft  des 
Völkerrechts.  —  Es  ist  ja  möglich,  dass  die  mohammedanischen  und  ost- 
asiatischen Staaten  mit  der  Zeit  in  höherm  Masse  und  in  weiterm  um- 
fange an  dem  Völkerrechte  teilnehmen  werden,^  denn  die  im  Verkehre 
gegenseitig  zugelassenen  Rechtsgrundsätze  nehmen  an  Zahl  und  Bedeutung 
zu.  —  Dies  ist  auch  durchaus  wünschenswert.  —  Aber  eine  voUständige 
Einheitlichkeit  wii'd  nie  erreicht  werden.  Die  Kluft,  die  sich  zwischen 
den  Staaten  und  den  Kolonien  Europas  und  Amerikas  einerseits  und  dem 
türkischen  und  chinesischen  Staate  anderseits  auftut,  wird  zwar  immer 
schmäler,  aber  sie  bleibt  für  alle  Zeiten  gleich  tief  und  unüberbrückbar. 

Die  sozialen  und  politischen  Bedingungen,  unter  denen  die  moham- 
medanischen Völker  oder  die  Chinesen  leben,  sind  mit  dem  Gedanken 
einer  einheitlichen  Völkergemeinschaft  unvereinbar. 

1749.  —  Wie  alle  abstrakten  Wissenschaften,  so  hängt  auch  das 
Völkerrecht  wesentlich  von  der  Ausbildung  der  menschlichen  Seele,  von 
ihrem  Glauben,  Dichten  und  Trachten  ab.  Das  Rechjt  wächst  und  er- 
reicht eine  hohe  Stufe,  wenn  die  Achtung  vor  der  menschlichen  Persön- 
lichkeit wächst  und  zunimmt.  —  Ein  tiefgehender  unterschied  besteht 
aber  zwischen  der  Lebensauffassung  der  Christen  und  der  der  Moham- 
medaner. Die  Volksseele  der  christlichen  Völker  gleicht  keineswegs  der 
der  Anhänger  von  Mohammed,  Confucius  oder  Buddha. 

1750.  —  Ausser  dem  religiösen  Fanatismus,  der  einen  entscheidenden 
Einfluss  auf  das  soziale  Leben  der  orientalischen  Staaten  ausübt,  „be- 
steht zwischen  Europa  und  Asien  ein  wichtiger  Grund  zu  dauernden 
Missverständnissen,  der  in  der  Vorstellung  von  der  fortschreitenden  Ent- 
wicklung wurzelt.  Asien  ist  der  Grundform  des  alten  Gesellschaftslebens, 
das  stets  den  Arbeiter  vom  Kiieger  getrennt  hat,  treu  geblieben. . . .  Dem 
Islam  vndersteht  unser  Staatsbegriff:  er  sucht  weder  das  Recht  abzu- 
grenzen, noch  das  Vaterland  an  einen  Ort  zu  binden.  Er  verwechselt 
leicht  das  Mein  und  Dein,  staatliche  und  religiöse  Fragen  und  lässt  eine 
Beschränkung  der  Machtbefugnisse  seiner  Obrigkeit  nicht  zu  .  .  .  Man 
kann  behaupten,  dass  der  Mohammedaner  nach  europäischer  Auffassung 
kein  Vaterland  besitzt.  Sein  Vaterland  ist  der  Islam,  wie  sein  Gesetzbuch 
der  Koran  ist  .  .  .  Der  Islam  macht  seine  Eroberungen  an  den  beiden 
äussersten  Enden  der  Zivilisation :  auf  der  einen  Seite  wirft  er  seine  Netze  dort 
aus,  wo  die  Wiege  des  Menschengeschlechtes  gestanden  hat,  in  China  und  in 
Indien,  wo  der  Begriff  des  Vaterlandes  niemals  begrenzt  gewesen  ist,  .  .  . 
auf  der  andern  Seite  nimmt  er  die  beweglichen  Volksstämme,  denen  unser 
geregeltes,  arbeitsames  und  sesshaftes  Leben  als  Sklaverei  erscheint,  in 
seine  Reihen  auf.  Der  Islam  umklammert  sie,  ohne  sie  zu  erdrücken,  in- 
dem er  ihnen  die  Tore  einer  Stadt  ohne  Mauern  öffnet Die  Zu- 
kunft wii-d  wohl  Europa  gehören.  Europa  wird  es  wohl  am  ehesten  ver- 
stehen, sich   diese  gewaltige  über  die  ganze  Welt  verstreute  Völker- 

1)  V.  Holtzendorff,  op.  cit,  Bd.  I,  §  10.  —  [S.  auch  Cimbali,  Popob*  barbari 
e  popoli  civüi.] 

2)  [China,  Persien  und  Siam  haben  mit  Japan  an  der  Haager  Friedenskonferenz 
vom  Jahre  1899  teilgenommen.] 
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genossenschaft,  deren  Mitglieder  sich  täglich  dreimal  znr  Erde  neigen  und 
die  Hände  zum  Gebete  nach  Mekka  richten,  zn  unterwerfen,  .  .  .  Unsere 
Ingenieure  und  Gelehrten  werden  Asien  sicher  erobern  .  .  .  Unsere  poli- 
tischen und  unsere  religiösen  Anschauungen  werden  diesen  Völkern  aber 
immer  unverständlich  bleiben.  Wir  werden  in  unserm  Beginnen  unfehl- 
bar scheitern,  wenn  wir  nicht  die  Verschiedenheit  ihrer  religiösen  Über- 
zeugungen und  ihrer  Einrichtungen  achten.^  (Benä  Millet,  Autour  des 
Balkans,  pp.  374,  392,  395,  397). 

1751.  —  „Unsere  Denkungsweise  und  die  der  Araber  lassen  sich 
nicht  vereinigen.  Hieran  können  weder  Zeit  noch  Politik  noch  Missionare 
etwas  ändern.  Mag  man  die  Schuld  daran  der  Basse  oder  der  BeUgion 
zuschreiben,  dies  ist  ganz  gleichgültig.  Die  Abneigung  ist  nun  einmal  vor- 
handen, und  man  wird  mit  ihr  bis  in  die  fernsten  Jahrhunderte  hinein 

rechnen  müssen,  denn  es  ist  undenkbar,  dass  sie  nicht  sei 

Zwischen  uns  und  ihnen  ist  eine  Aussöhnung  undenkbar,  weil  die  An- 
schauungen ttber  so  wesentliche  Begriffe,  wie  Menschenwürde  und  Moral 
zu  verschieden  sind,  weil  ein  zu  tiefgehender  Gegensatz  zwischen  den 
Vorstellungen  über  den  Lebenszweck  und  die  Aufgaben,  die  die  Menschen 
auf  Erden  zu  erfüllen  haben,  herrscht  und  weil  unsere  Losungsworte  zu 
sehr  von  einander  abweichen.  Das  Losungswort  des  Arabers  heist:  Stillstand, 
das  unsrige  heisst:  Fortschritt.  Es  gibt  also  keine  Gemeinschaft  zwischen 
uns.^    (Arvöde  Barine,  Princesses  et  grandes  dames,  pp.  213  und  214.) 

1752.  —  „Man  darf  nicht  glauben,  dass  sie  (die  Chinesen)  diese  neue 
Zivilisation,  die  langsam,  aber  sicher  bei  ihnen  vordringt,  bewundem.  Sie 
sind  zu  klug,  um  nicht  deren  Kraft  und  Wirkung  richtig  zu  beurteilen. 
Sie  suchen  sich  mit  ihr  bekannt  zu  machen  und  sie,  soweit  es  geht,  in 
sich  aufzunehmen,  aber  im  Grunde  ihres  Herzens  herrscht  Hass  und  Ver- 
achtung. Für  sie,  deren  Geschichte  sich  bis  ins  tiefste  Dunkel  der  Zeiten 
verliert,  ist  und  bleibt  der  Europäer  immerdar  ein  Emporkömmling  von 
gestern  her.  Der  steten  Beweglichkeit  unserer  politischen  Einrichtungen 
setzen  sie  die  Jahrhundert  alte  Starrheit  ihres  Staatswesens,  die  von  Ge- 
schlecht zu  Geschlecht  vererbten  Bräuche  und  ein  Gemisch  von  philo- 
sophischen und  religiösen  Überlieferungen  entgegen,  das  sie  für  das  letzte 
Wort  der  Weisheit  und  der  menschlichen  Erfahrung  halten."  (C.  de  Varign  y, 
L'Oc&in  Paciflque,  p.  111.) 

1763.  —  Kann  man  eine  Änderung  in  der  Denkungsweise  dieser 
Völker  erwarten  und  trotz  der  nicht  hinweg  zu  leugnenden  Ausbreitung 
der  mohammedanischen  Religion  glauben,  dass  die  Zeit  kommen  wird,  wo 
europäische  Anschauungen  auf  der  ganzen  Welt  herrschen? 

Friedensschlüsse,  Bündnisse  und  Handelsverträge  können  zwar  die 
Gegensätze  verdecken  und  abschwächen.  —  Auch  haben  China  und  Japan 
viele  Regeln  des  positiven  emopäischen  Völkerrechts  angenommen. 

Aber  diese  Anerkennung  einzelner  Rechtssätze,  der  hofifentlich  noch 
die  Anerkennung  vieler  anderer  folgen  wird,  vermag  nicht  den  tief- 
wurzelnden, auf  widersprechenden  Grundanschauungen  beinihenden  Gegen- 
satz zu  verwischen.  Dieser  Gegensatz  wird  eines  Tages  unvermutet  durch 
ein  unvorhergesehenes  Ereignis  zum  Durchbruche  kommen,  gleich  wie 
vulkanische  Inseln  plötzlich  aus  dem  Meere  auftauchen,  dessen  ruhige 
Oberfläche  den  Vorgang  innerer  Umwälzungen  nicht  ahnen  liess. 
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trägen s.  Beitritt. 

Accreditiye  s.  Beglaubigungsschreiben. 

Achterklärung  i.  Kriege  570. 

Achtung,  Recht  auf  146;  Sanktion  des 
Rechts  149. 

actor  sequitur  forum  rei  409. 

adhösion  487. 

Admiralitätsgerichte  678. 

Admiralschaft  796. 

Adrianopel,  Vertrag  y.  1829,  262. 

Agenten,  diplomatische,  s.  Gesandte. 

Agröation  y.  Gesandten  860. 

Ägypten  101;  Besetzung  d.  England  55, 
59;  Vasallenstaat  d.  Türkei  101  ff;  ge- 
mischte Gerichte  411,  102;  Finanzüber- 
wachung 135,  161;  garantierte  Anleihen 
442;  s.  SuezkanaL 

Bonlile,  Lehrbnoh  dee  ysikeneehts. 


Aigues-Mortes,  Fall  yon  178,  174. 

Aktionsrecht  583. 

Alabama-Fall  507,  14,  520,  744,  750. 

Aldermänner  890. 

Algier  149,  206,  872. 

Allögeance  s.  üntertanentreue. 

Allianz,  heilkre  49,  8,  50,  434,  455. 

Allianzen,  Ailianzyerträge  s.  Bund- 
nisyerträge. 

Alluyion  255;  s.  Anschwemmung. 

Alphabetische  Reihenfolge  bei  Unter- 
zeichnung yon  Verträgen  145;  bei  Kon- 
gressen 419. 

Amazonenstrom  281. 

Ambassadeur  s.  Botschafter,  Gesandte. 

Ambulanzen  594,  Neutraler  595. 

Amerikanische  Kriegsartikel  548, 
547 ;  zahlreiche  Zitate  yon  569  bis  660, 755. 

Amiens,  Friede  yon  47. 

Amnestieklausel  833. 

Amphiktyonen  ^4. 

Amter,  internationale.  Allgemeines  470; 
Sansibar  213;  Bern  471,  472,  481,  482; 
Brüssel  475;  Paris  479;  s.  Sanitäts- 
ämter. 

Anarchisten,  Auslieferung  yon,  Konfe- 
renz 247. 

Andorra  94,  186. 

Anerkennung  y.  Staaten  108;  Form  der 
110;  bedingte  111 ;  Umfang  u.  Wirkungen 
112;  A.  einer  neuen  Regierung  110,  133, 
165,  346 ;  eines  illegitimen  Fürsten  345; 
y.  Titeln  346;  einer  aufständischen  Partei 
als  Kriegspartei  109,  165. 

Anerkennung,  gegenseitige,  der  Staa- 
ten nicht  Rechtsquelle  28. 

Angarie  171,  683,  755. 

Angliederung  s.  Einyerleibuns. 

Anffrif fsmittel  s.  KriegsmittcuL 

Anleihen  s.  Staatsanleihen. 

Annam  97,  55,  357,  396. 

Annexion  s.  Einyerleibung. 

Anschluß  an  Verträge  487. 

Anschwemmung  284;  s.  Alluyion. 

Antichrese  442. 

Antisklayereikonferenz,  Brüsseler 
Bestimmungen  betr.  Sklayenhandel  211; 
Feuerwaffen  215;  Spirituosen  216;  —  56, 
424. 
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Antwerpen  darf  nie  Eriegshafen  werden 
178. 

Anwachsangy.  Staatsgebiet  s. Zuwachs. 

Anwerbung  V.  Matrosen  682 ;  v.  Soldaten 
in  neutralen  Staaten  740, 752;  eines  neu- 
tralen Untertanen  751. 

Anzeige  der  Okkupation  296 ;  d.  Repressa- 
lien 550;  d.  Krieges  a.  d.  Neutralen  554; 
einer  BeschieBung  577;  einer  Blockade 
815;  8.  Kriegserldärung. 

Aralsee  260. 

Arbeiter  schütz,  internationaler  485. 

arbitratio  496. 

arbitrium  496. 

Archiv  d.  Konsuln  898. 

Argentinien  als  Bundesstaat  91;  Blok- 
kade  530. 

Arglist  bei  Yertragsschlüssen  482. 

Armateurs  s.  Kaper. 

Armbinden  d.  Genfer  Konvention  596. 

Armenien  58,  164,  167. 

arrftt  de  prince  171,  529. 

Ärzte,  Zulassung i.  Ausland 483;  i.  Kriege 
582,  594;  s.  Genfer  Konvention. 

Asowsches  Meer  261,  266. 

assiento,  pacto  del  a  de  negros  206. 

Association  de  droit  international 
839. 

Asyl,  Asylrecht  248;  in  Griechenland 
85,  246;  auf  Kriegsschiffen  838;  in  Ge- 
sandtschaften 374;  nicht  in  Konsulaten 
899;  in  neutralen  Staaten  742,  752. 

Attache  363. 

Audienz  d.  Gesandten  362,  364,  386. 

Aufbringung  v.  Schiffen  s.  Wegnahme. 

Aufnahme  in  die  intern.  Gemeinschaft 
s.  Türkei,  Japan. 

Aufstand,  Anerkennung  aufstand.  Par- 
teien 109,  555;  Intervention  165;  Haftung 
d.  Staates  170,  171. 

Ausfuhrverbote  150;  v.  Schätzen  d. 
Kunst  u.  Wissenschaft  126. 

Auskunftsstellen  üb.  Kriegsgefangene 
602. 

Auslflnder  s.  Fremde. 

Auslegung  v.  Verträgen  438;  Schieds- 
gerichtsklauseln wegen  A.  516;  s.  De- 
klarationen. 

Auslieferung  240,  81;  Geschichtliches 
242;  eigener  Untertanen  243;  Fahnen- 
flt^chtiger  245;  von  Matrosen  245;  wegen 
politischer  Vergehen  245;  wegen  Prefi- 
vergehen  247;  Verfahren  249;  Wirkun- 
gen 251. 

Auslieferungsgesetze  243. 

Auslieferungsvergehen  245. 

Auslieferungsverträge  242,  469. 

Ausrottung  v.  Tieren,  Verhütung  der 
216. 

Ausrüstung  V.  Kriegsschiffen  in  neutralen 
Häfen  744;  s.  Alabama-FalL 

Austausch  d.  Ratifikationen  436 ;  d.  Ge- 
fangenen s.  Auswechslung. 

Australien;  Einwanderung  v.  Chinesen 
220. 

Austreibung  s.  Ausweisung. 


Auswanderer  218. 

Auswanderung  114,  217,  81,  126,  203. 

Auswärtige  Angelegenheiten,  Mini- 
ster der  352. 

Auswechslungsverträge  598. 

Ausweisung  234,  230,  561;  v.  Beamten 
172;  der  Deutschen  aus  Frankreich  (1870) 
562. 

Autonomie,  Recht  auf  133,  84. 

Avocatorien  s.  Abberufungsschreiben. 

Baien  272. 

bailli  (bajulus)  466. 

Bancroft-Vertrag  225. 

Barbareskenstaaten  104,  205,  407, 468; 
s.  Algier,  Marokko,  Tunis,  TripoUa. 

Barbarische  Volksstämme,  Rechtsper- 
sönlichkeit 82;  Anwendung  d.  VOlkerr. 
auf  sie  18,  19;  haben  sie  Souverftnitäts- 
rechte?  291;  Protektorat  über  298;  s. 
Völkerkreise. 

Beamte,  Haftung  d.  Staates  für  seine  172; 
Ausweisung  von  B.  172;  Verhalten  wäh- 
rend einer  feindl.  Besetzung  620. 

Bedienstete  d.  Gesandten  380. 

B  e  f  r  e  i  u  n  g  V.  d.  Gerichtsbarkeit  s.  Exterri- 
torialität. 

Beglaubigungsschreiben  d.  Gesandten 
362,  364,  871. 

Beistand,  Pflicht  des  gegenseitigen  153, 
18. 

Beitritt  zu  einem  Vertrage  25,  437. 

Belagerung  576;  Entfernung  d.  Greise, 
Frauen  u.  Kinder  580;  briefl.  Verkehr 
d.  Gesandten  581. 

Beleidigung  v.  Staaten  147,  282;  des 
Papstes  195;  v.  Gesandten  372;  v.  Kon- 
suln 397,  407. 

Beifort,  Kapitulation  von  661. 

Belgien,  Verhältnis  z.  Holland  48,  50, 
117;  z.  Kongostaat  86,  184;  Anlegung 
V.  Festungen  178;  Neutralisation  187; 
Militärpflicht  d.  Ausländer  236;  erfüllte 
s.  Neutralitätspflichten  L  J.  1870  741. 

Ben  Tillet,  Fall  232,  499,  614. 

Benachteiligung,  keine  Ungültigkeit 
V.  Verträgen  432. 

Berat  395,  s.  Exequatur. 

Bergelohn  276,  334. 

Berichterstattung  d.  Gesandten  366; 
d.  Konsuln  400,  404. 

Beringsmeer  264ff.,  503,  512,  56. 

Berliner  Kongreß  v.  1878  422.  64,  167. 
175,  178;  Konferenz  v.  1886  s.  Kongo- 
konferenz. 

Berufskonsnln  392. 

Beschießung  im  Landkrieg  576;  im  See- 
krieg 665;  offener  Städte  u.  Hafenplätze 
577,  666. 

Beschlagnahme,  als  Repressalie,  525; 
von  Scluffen  i.  Seekrieg  716  ff;  neutraler 
Schiffe  825;  s.  Embargo. 

Besetzung  d.  feindl.  Gebietes;  rechtl. 
Natur  613;  Wirkungen  auf:  die  Gesetz- 
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gebnng  616;  Rechtspflege  618;  Beamte 
620;  Presse  621;  Staatsgut  n.  öffentl. 
Anstalten  622;  diplomat  Agenten  754. 

Besicbtignngsrecht  s.  Durchsnchnngs- 
recht. 

Besitzaufgabe  s.  Derelictio. 

Besitzergreifung  s.  Okkupation. 

Besitzstand,  unvurdenklicher,  2S5;  Ga- 
rantie des  B.  eines  Staates  459. 

Bestailungsurkunde  d.  Konsuln  895. 

Bestätigung  v.  Verträgen  446. 

Beteiligung  an  Verträgen  437. 

Betrug  s.  Arglist. 

Beute  624,  626,  633;  s.  Seebeute. 

Bewaffnete  Neutralität,  Bündnis  der, 
763  £;  45,  264,  453,  735,  774,  803,  813. 

Binnenmeer,  i.  engem  Sinn  260;  i. 
weitem  Sinn  261. 

Bismarck  53,  90,  417,  449,  539,  578,  693. 

Blockade  im  Landkriege  576;  im  See- 
krieg 665,  798;  rechtl.  Natur  799;  Ge- 
schichtliches 802;  Voraussetzungen  806  ff.; 
örtliche  Zulässigkeit  810;  wirUiche  Ab- 
sperrung 812;  Anzeige  815;  Wirkungen 
818;  Biockadebmch  820;  s.  Friedens- 
blockade. 

Bodensee  257,  260. 

Bombardement  s.  Beschießung. 

Bosnien  181,  53,  54,  104,  131,  167,  411. 

Bosporus  261,  450;  s.  Schwarzes  Meer. 

Boten  589. 

Botschafter  146,  361;  s.  Gesandte. 

Branntwein  schenken,  fahrende  326. 

Briefgeheimnis  d.  Gesandten  370. 

Bruch  des  Ehrenworts  605. 

Brüsseler  Deklaration,  zahlreiche  Zi- 
tate von  Seite  573  bis  659;  s.  Brüsseler 
Konferenz. 

Brüsseler  Konferenz  v.  1874  (Kriegs- 
recht) 422,  543,  547,  569,  575,  577,  5§0, 
615,  s.  Brüsseler  Deklaration;  v.  1889 
s.  Antisklavereikonferenz. 

Brüsseler  Münzkonferenz  478. 

Buchara  100,  179,  206. 

Buchten  272. 

Bulgarien,  Vasallenstaat  54,  103,  118; 
Beschränkungen  durch  d.  Berliner  Ver- 
trag 175,  176;  Schleifung  d.  Festungen 
178;  auf  d.  Haager  Konferenz  104,  145, 
426;  Konsulargerichtsbarkeit  411. 

Bulwer,  Fall  367,  380;  s.  Clayton. 

Bundesrat,  Fall  des  Schiffes  786. 

Bundesstaat  90;  Gesandtschaftsrecht 
357. 

Bündnisse,  Bündnisverträge  454; 
s.  Dreibund,  Zweibund,  Bewaffiiete  Neu- 
tralität. 

Bündniskrieg  567. 

Bureau,  internationales,  i.  Haag  500;  in- 
ternationale B.  B.  Ämter,  intern. 

Bnrenkrieg  s.  Südafrikan.  Krieg. 

Bürgerkrieg,  Anerkennung  des  neuen 
Staates  108,  556;  Auflösung  des  früheren 
Staatsverbandes  114;  Intervention  bei 
einem  164;  Haftung  d.  Staates  während 
eines  B.  170,  171 ;  Anwendung  d.  Genfer 


Konvention  593;  brasilianischer  B.  66, 
171 ;  nordamerikan.  B.  s.  Sezessionskrieg; 
s.  Aufstand. 

Bürgschaft  442;  s.  Garantie. 

Burlamaqui,  Biographie  u.  Schriften  66. 

B  u rl  ing  am  e -Vertrag  219. 

Butterfield,  Fall  511. 

Bynkershoek,  Biographie  u.  Schriften  66. 

c. 

Cabotage  s.  Küstenfrachtfahrt. 

Cambrai,  Vertrag  von,  s.  Damenfrieden. 

casus  belli  552;  foederis  457. 

Cerruti,  Fall,  232,  492,  498. 

Ghablais  u.  Faucigny,  Neutralisation 
189. 

Chambers,  Kings,  s.  Köniffskammem. 

Chargös  d*affaire  s.  Geschäftsträger. 

Ghaumont,  Vertrag  von,  v.  1814  49. 

China,  Anwendg.  d.  Völkerrechts  auf  Ch. 
21,22,113;  öffiiungv. Vertragshäfen  151; 
Verpachtungen  v.  Gebiet  3(^;  Gesandt- 
schaftswesen 365,  359,  362;  Konsular- 
gerichtsbarkeit 416;  Krieg  m.  England 
u.  Frankreich  51,  667,  674;  s.  chinesisch- 
{apanischer  Krieg;  Chinafeldzug. 

Chinafeldzug  v.  1900  60,  137;  keine 
Intervention  160;   Beuterecht  626. 

Chinesen,  £in Wanderung  i.  Nordamerika 
219;  i.  Australien  220;  s.  Kulis. 

Chinesisch-japanischer  Krieg  66, 665. 

Chiwa  100,  179,  206. 

Cholera,  Bekämpfung  der  483,  484. 

Christentum,  Stellung  i.  Völkerr.  37; 
Gegensatz  zum  Islam  113,  406,  468. 

Clayton-Bulwer,  Vertrag  271. 

comitas  gentium  17,  523,  650. 

communis  consensus,  nicht  Quelle  des 
Völkerr.  22. 

condominium  62,  485. 

Consolato  del  Marc  64,  526,  665,  758. 

Consul  d*outre  mer  389. 

continuous  voyage  s.  Einheitliche 
Reise. 

Convoyierte  Schiffe  795. 

Costa-Rika-Packet,  Fall  173,499,513. 

Coup  d*assurance,  de  semonce  320, 
665,  719. 

courir  sus  527,  557. 

Courtoisie  internationale  s.  comitas 
gentium. 

Cypern  180,  56,  104,  131. 

D. 

Damenfrieden  zu  Cambrai  369. 

Dänemark  52,  Neutralisationsplan  187; 
Sklavenhandel  207;  Ausländer  in  238; 
Sundzoll  267;  Fischereirechte  315;  Ga- 
rantievertrag V.  1862  459,  460;  s.  däni- 
scher Krieg  V.  1864;  Prager  Friede. 

Dänischer  Krieg  v.  1864  62,  460,  674. 

Dardanellen  261,  51,  450;  s.  Schwarzes 
Meer. 

Dasein,  Recht  auf  ein  125. 
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Debellatio  8.  Eroberung. 

Defensivbttndnis  455,  128. 

Deklaration  430,  488;  Aachener  (1818) 
8.  A.  KongreA;  der  bewaffiieten  Nentra- 
lit&t  a.  diese;  der  Haager  Friedenskonfe- 
renz 426,  571,  572;  Brüsseler  (1874) 
8.  BrfUseler  Dekl.;  Petersburger  (1868) 
8.  P.  Konvention;  Pariser  (1856)  s.  See- 
recfatsdeklaration. 

Delagoabai  290,  502,  510,  514. 

Delikte,  völkerrechtliche  (Verbre- 
chen, Vergehen)  485,  318,  880,  888,  870, 
872;  8.  Verbrechen. 

Depeschen  als  Kriegskonterbande  791. 

Derelictio  v.  Staatsgebiet  289. 

Derivativer  Erwerb  v.  Staatsgebiet  803. 

Deserteure,  Ansliefg.  245 ;  i.  Kriege 589. 

Desinfektion  v.  Schlachtfeldern  484. 

Destination  der  Konterbande  785. 

Dentsch-franEösischerKriee  1870/71 
58,  491;  Ursache  589;  Repressalien  548; 
Kriegserklärung  552;  Austreibung  der 
Deutschen  562;  Belagerungen  576, 578 ff.; 
Franktireurs  588 ;  Genfer  Konvention  596 ; 
Kriegsgefangene  599  ff. ;  Bekanntmachung 
König  Wilhelms  607;  Geiseln  608,  694; 
Verhalten  der  Deutschen  i.  d.  besetzten 
Gebieten  614  ff.;  Eisenbahnen  628;  Er- 
hebung V.  Steuern  680;  Beschlagn.  v. 
Waflien  687;  Requisitionen  u.  Kontribu- 
tionen 641  ff.;  unerlaubte  Eingriffe  in 
Privateigentum  674;  Waffenstillstände 
656;  Kapitulationen  661 ;  Prisenrecht  698; 
freiwillige  Seewehr  709;  Zerstörung  v. 
Prisen  728. 

Deutscher  Bund  48,  50,  52,  421;  als 
Staatenbund  90;  Gesandtschaftsrecht 857. 

Deutsches  Reich  58;  ob  Bundesstaat? 
92;  Gesandtschaftsrecht  858;  s.  deutsch- 
französ.  Krieg. 

Dienstbarkeiten  177, 128;  negative  178; 
positive  178. 

Dienste,  gute  487,  489,  18,  17,  124,  155; 
Bestimmungen  d.  Haager  Konferenz  498. 

Dienstpflicht  s.  Militärpflicht 

Diplomatie  46,  855,  856. 

Diplomatische  Anzeige  d*Blockade815. 

Diplomatischer  Charakter  8.  Reprä- 
sentativcharakter. 

Dismembratio  s.  Spaltung. 

Doelwyk,  Fall  des  Schiffes  718,  786. 

Dolmetscher  894,  405. 

Don  au 279, 55, 178, 261;  Blockierung derSl  1. 

Donaufürstentümer  51. 

Dragomans  368,  380,  894,  405. 

Drahtlose  Telegraphie,  Vorkonferenz 
für  482. 

Dreibund  55,  181,  456. 

Dreimeilengrenze  258. 

Dreifiigjähriger  Krieg  89, 585;  8.  West- 
fälischer Friede. 

Droit  d*aubaine  240;  de  d^traction  240; 
d*öpave  275;  des  gens  2;  international  2; 
de  Preemption  682, 790 ;  de  visite  s.  Durch- 
suohungsrecht;  d*arr6t  719;  de  suite  802; 
de  Prävention  802. 


Duchesne,  Fall  186. 

Dum -Dum  kugeln  571. 

Dün  ki  rohen,  Verbot  d.Wiederb6fe8tigang 
178. 

Durchfahrt,  unschädliche,  durch  Meer- 
engen 266;  Kanäle  268;  Kfistenmeer  278; 
Flüsse  277;  s.  Bosporus,  SuezkanaL 

Durchgang,  unschädlicher,  durch  fremdes 
Gebiet  158. 

Durchmarsch  v.  Truppen  durch  neutrales 
Gebiet  741. 

Durchreise  der  Gesandten  871. 

Durohsuchungsrecht  i.  Frieden  821, 
46;  bei  Sklavenschiffen  208,  209,  213;  bei 
Fischerfahrzeugen  817;  Sprachgebrauch 
822;  gegen  Seeräuber  824;  —  L  Kriege 
328,  719  ff;  gegen  Neutrale  79& 

edicta  avocatoria  554;  inhibitoria  566. 
Effektivität  der  Okkupation  294;   der 

Blockade  804,  813. 
Ehren,  königliche  145,  863. 
Ehrenwort,  Entlassung  Gefangener  auf 


Eid  bei  Vertragsabschlüssen  440. 

Eidgenossenschaft  s.  Schweiz. 

Eigengewässer  s. Meeresgebiet»  Kfisten- 
meer, Flufigebiet 

Eigen me er e  s.  Binnenmeere. 

Eigentum,  völkerrechtL  139,  258;  dessen 
Beschränkungen  177. 

Eigentuma.  Werken  d.  Literatur  u.  Kunst 
(geistiges)  470;  gewerbliches  (industriel- 
les) 472. 

Eingeborene  i.  Afrika,  deren  Erhaltung 
211. 

Einheitliche  Reise,  Theorie  der  785, 822. 

Einheitsstaat  85. 

Einmischung  s.  Intervention. 

Einquartierungsfreiheit  d. Gesandten 
884;  d.  Konsuln  397,  898. 

Einschlieflung  eines  festen  Platzes  576. 

Einverleibung  115;  Wirkungen  auf: 
Staatsverträge  115;  Staatssohuden  117; 
Staatsvermögen  119 ;  Gresetsgebung, 
Rechtsstreite,  urteile  120;  Staatsange- 
hörigkeit 226;  verschleierte  181;  s.  Op- 
tion, Plebiszit. 

Einwanderung  126,  219,  285;  s.  Aus- 
wanderung, Naturalisation. 

Eisenbahnen,  Wirkungen  d.  Einverlei- 
bungen auf  E.  120,  254;  Abkommen  betr. 
Frachtverkehr  482;  im  Kriege  626. 

Eisernes  Tor  55,  178,  280. 

Eklektische  Schule  17,  68. 

Elbe  279. 

El8aJB-Lothringen58,  118;  Staatsange- 
hörigkeit 226,  228;  PaAzwang285;  wäh- 
rend der  Besetzung  1870/71  61^  617, 
618,  680. 

Embargo  528, 171,  567,  716;  üb.  Personen 
529. 

Emigranten,  politische  246;  S.Auswan- 
derer. 
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Empfangsbesoheinignngen  beiNata- 

nJleistnngen  641. 
EmpfangsEeremoniell     d«    Gesandten 


Einser  Depesche  417,  640. 

England,  Geschichtliches  41 — 60;  Perso- 
nalunion m.  Hannover  n.  Indien  86 ;  Inter- 
yentionsfrage  167 ;  Sklavenhandel  207  ff. ; 
Dnrclunichangsrecht  207,  824;  Anspruch 
auf  d.  Meer  259,  272,  810;  Streit  m.  Por- 
tuffal  800. 

Entdeckung,  Vorrang  der  89,  286,  287, 
296. 

Entlassung  Kriegsgefangener  auf  Ehren- 
wort 608;  beim  Friedensschluß  888. 

Entscheidungen,  gerichtliche,  siehe  Ur- 
teile. 

Entwicklung,  Recht  auf  ftreie  126,  147. 

Erbfolge,  als  Erwerbsart  y.  Staatsgebiet 
303. 

Erfüllung  eines  Vertrages  447;  Unmög- 
lichkeit der  E.  447. 

Eroberung  285,  881. 

Erwerbsarten  y.  Staatsgebiet,  ur- 
sprflngliche  284;  abgeleitete  808. 

Etikette  847,  868. 

EuropäisohesGleiohgewicht  B.Gleich- 
gewicht, politisches. 

Europäisches  Völkerrecht  19;  s.  Völ- 
kerrecht. 

Ewiger  Friede  129,  685,  842,  845. 

Exemtionen  s.  Exterritorialität,  Steuer-, 
Zoll-,  Einquartierungsfreiheit. 

Exequatur  895. 

Existenzrecht  126. 

Exterritorialität,  Allgemeines  188,176; 
f^mder  Truppen  188;  d.  Kriegsschiffe 
886;  d.  Staatsoberhäupter  848;  d.  Ge- 
sandten 872 ;  d.  Gesandtschaitshotels  874 ; 
Familie  u.  Gefolge  d.  Gesandten  880; 
8.  Gerichtsbarkeit;  Papst;  Unverletslich- 
keit;  Konsuln  i.  nichtchristl.  Staaten; 
Mitglieder  d.  Haager  Schiedshofs. 

Fahnen,  Gebrauch  fremder  im  Krieg  578; 
im  Seekrieg  666;  s.  Flaggen. 

Fahnenflüchtige,  Auslieferung  246, 
s.  Deserteure. 

Faktoreien  888. 

Falsche  Uniform,  Abzeichen,  Fahnen  578; 
665. 

Familie  d.  Staatshäupter  851;  d.  Gesand- 
ten 870,  880,  887. 

Faschoda,  Fall  69. 

Faucigny  189. 

Fehdebriefe  561. 

Feinde  656;  nicht  bewaffoete  s.  Nicht- 
kombattanten. 

Feindliches  Gut  a.  neutralem  Schiff 
unterliegt  der  Wegnahme  758. 

Feldgeistliche  682,  694;  s.  Genfer  Kon- 
vention. 

Fernsprechanstalten,  Abkommen  betr. 
481 ;   im  Kriege  628. 


Festungen,  Schleifungen  von ,  als 
Dienstbarkeit  178;  s.  Belagerung,  Be- 
schießung. 

Festungswerke,  BeschieBung  der  678, 
679. 

Fetialen  86,  561. 

Feuerwaffen,  Verbot  der  Einfuhr  yon 
215. 

Fiktiye  Blockade  s.  Scheinblockade. 

Fiktiye  Okkupation  s.  Scheinokku- 
pation. 

Finanzyerwaltung,  Überwachung  der 
fremder  Staaten  186,  160. 

Finnland,  Stellung  zu  RuBland  89. 

Fischerboote  696. 

Fischerei,  Freiheit  der  815;  s.  Küsten- 
üschereL 

Fischereiabkommen,  Haager,  y.  1882 
816,  828. 

Fiscbereiberechtigungen,  Streitig- 
keiten wegen  511. 

Flagge  der  Schiffe  829;  Unyerletzlichkeit 
der  neutralen  F.  760,  767;  siehe  auch 
Fahne. 

Flucht  aus  d.  Kriegsgefangenschaft  602. 

Flufi  als  natürliche  Grenze  265. 

Flüsse,  internationale  276 ;  s.FluAmtlndung. 

Flufif ischerei,  Verträge  betr.  478;  s. 
Lachsfisoherei. 

Flußgebiet  ^6. 

Flußmündung,  wieweit  erstreckt  sich 
Okkupation  296;  Blockierung  y.  811. 

Flußschiffahrt,  Freiheit  der  27a 

Forderungen,  Konfiskation  der,  i.  Kriege 
568,  680. 

Foreign  enlistment  acts  y.  1819  u. 
1870  740,  744,  778. 

Fortsetzung,  stillschweigende,  y.  Ver- 
trägen 447. 

Frankfurter  Friede  68;  Optionsklausel 
226,  228;  Besetzung  franz.  Departements 
zur  Sicherung  der  Kriegskosten  441; 
Wiederherstellung  der  Verträge  yor  dem 
Krieg  447,  451;  Bückgabe  der  Prisen 
676,  718. 

Frankonia  -  Strathclyde,  Fall  268, 
841. 

Frankreich,  Geschichtliches  41—60, 188; 
Sklayenhandel  207  ff.;  deutsch-fhinzösi- 
scher  Krieg,  Krimkrieg,  Ludwig  XIV. 

Franktireurs  L  Kriege  1870/71  582  ff. 

Französische  Sprache  428. 

Frei  Schiff,  frei  Gut  761,  762,  765. 

Freibeuter  565;  s.  auch  Kaper. 

Freihafen  275. 

Freiheit,  Becht  auf  182 ;  der  menschlichen 
Person  204. 

Freiheit  des  Meeres  s.  Meeresfreiheit. 

Freikorps  (Freiwilligenkorps)  582  ff. 

Freischaren  682. 

Freiwillige  Flotten  709,  714;  s.  See- 
wehr, preußische. 

Fremde  288;  Rechtsstellung  i.  Altertum 
86, 86 ;  deren  Zulassung  284;  Ausweisung 
284;  Paßzwang  286;  Niederlassung  285; 
Militärdienst  286;  Steuerpflicht  286 ;  Ge- 
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richtsbarkeit  über  F.  286, 187;  Handels- 
beschränknngeii  238;  Eigentamsbeschrän- 
knngen  288;  Nachlaß  240;  Gewissens- 
freiheit 240;  8.  Einwanderung,  Küsten- 
frachtfahrt. 

Friede,  bewaffneter  682. 

Friedensblockade  629;  die  einzelnen 
Falle  580;  ist  sie  rechtsm&ßig?  581  ff. 

Friedenskonferenz  s.  Haager  Kon- 
ferenz. 

Friedenspräliminarien  881. 

Friedens8chlüs8e454,880;AbBohliefiung 
der  831 ;  regelmäßige  Bestimmungen  882; 
besondere  Bestimmungen  838;  Vollzie- 
hung 884;  Postliminium  885. 

Friedensvereine  515. 

Frondienste  i.  Krieg  609,  688. 

Führer  s.  Wegeführer. 

Fürstenmord,  Auslieferung  wegen  246. 

e. 

Garantie  441;  finanzielle  442;  s* Garantie- 
vertrage. 

Garantiegesetz,  italienisches  194,  80. 

Garantieverträge  458;  betr.  Unabhän- 
gigkeit u.  Besitzstand  459;  dauernde 
Neutralitöt  459;  Thronfolge  469;  Auf- 
rechterhaltung e.  Regierung  460;  Anleihe 
461;  einfache  u.  zusammengesetzte  461; 
Wert  der  462. 

Geary,  Gesetz  220. 

Gebäude,  Schonung  gewisser,  im  SLriege 
679,  622. 

Gebiet  189;  Umfang  253;  Erwerb  u.  Yer- 
äußerung  283;  b.  Land-,  Meeres-i  Fluß- 
gebiet. 

Gebietsabtretung  s.  Abtretung. 

Gebietsrecht  139. 

Gebietsteile,  wandelnde  811,  836. 

Gebirge  als  Grenze  255. 

Gebrauch,  unschädlicher,  fremder  Land- 
u.  Wasserstraßen  153. 

Gefolge  der  Staatshäupter  851;  d.  Ge- 
sandten 870. 

Gefangene  s.  Kriegsgefangene. 

Gegenstand,    erlaubter,    bei  Verträgen 


Geiseln  als  Sicherungsmittel  b.  Verträgen 
441 ;  als  Repressalien  526;  i.  Kriege  610; 
auf  Eisenbahnzügen  608,  694. 

Geleit  von  Schiffen  795. 

Geleitbriefe  654,  871,  566. 

Geltungsgebiet  des  Völkerrechts  18. 

Gemeinschaft  der  Staaten  s.  inter- 
nationale Gemeinschaft. 

Gemeinschaft,  ungeteilte,  s.  condomi- 
nium. 

Generalakte  434. 

Generalkonsuln  394. 

Generalno tif ik a ti o n  b.  d.  Blockade  (all- 
gemeine Anzeige)  815,  817. 

Genfer  Konvention  592,  454,  545;  im 
Seekrieg  667. 

Genugtuung  186,  149,  172,  851,  872,  378, 
487,  664. 


Gerichte,  gemischte,  z.  Bestrafuig  d. 
Sklavenhandels  210,  212;  Rheinschiff- 
fahrtsgerichte  279;  in  d.  Türkei  406,  409; 
i.  Ägypten  411,  102;  i.  Schanghai  415; 
Vorschlaff  betr.  Prisengerichte  828. 

Gerichtsbarkeit,  Recht  der  (Jurisdik- 
tionsrecht)  137,  176;  inwieweit  über: 
fremde  Truppen  138;  fremde  Staaten  140, 
851;  Ausländer  137,  236;  den  Papst  194; 
fremde  Grundstücke  187, 350, 351 ;  fremde 
Kriegsschiffe  337;  fremde  Handelsschiffe 
339;  Staatsoberhäupter  349,  351;  deren 
Familie  und  Gefolge  351;  Gesandte 
376;  deren  Familie  u.  Gefolge  380;  Kon- 
suln 398;  8.  Exterritorialität;  Konsuln  i 
nichtchristl.  Staaten ;  Gesandtschaftshotel 
IJnbetretbarkeit;  Mitglieder  d.  Haager 
Schiedshofs. 

Gerichtsbarkeit,  eigene,  d.  Staats- 
häupter  851;  d.  Gesandten  884;  d.  Kon- 
suln s.  Konsulargerichtsbarkeit. 

Gerichtshof,  internationaler,  s.  Völ- 
kertribunal. 

Gesandte  854;  nicht  Subjekte  d.  Völkerr. 
80;  Eigenschaften  356;  Anzahl  858;  An- 
nahmepflicht 859;  agr^ation  860;  Art 
u.  Klassen  861;  außerordentliche  361; 
Dienstalter  362;  Bestellung  u.  Empfang 
864;  Pflichten  865;  Vorrechte  367;  Un- 
verletzlichkeit 869;  Beleidigungen  v.  G. 
872;  Exterritorialität  372;  Befreiung  v. 
d.  Gerichtsbarkeit  376 ;  v.  d.  Strafgerichts- 
barkeit 377;  V.  d.  Zivilgerichtsbarkeit 
380;  Befreiung  v.  d.  Zeugnispflicht  880; 
Gefolge  U.Familie  380,  387;  Höflichkeits- 
vorr.  382;  Religionsübung  383;  Steuer- 
freiheit 383;  Zollfreiheit  884;  fiinquar- 
tierungsfVeiheit  884;  keine  eigene  Ge- 
richtsbarkeit 884;  Ende  d.  Sendung  885; 
Tod  386;  Aufsicht  üb.  Konsuln  394;  G. 
a.  Konsuln  in  d.  Levante  407;  in  einer 
belagerten  Stadt  581, 754;  während  feindl. 
Besetzung  754. 

Gesandtschaftsgebäude  oder  -hotel, 
Eigentum  a.  G.  142,  149,  383;  IJnbetret- 
barkeit 374;  ob  steuerfrei  383. 

Gesandtschaftspersonal  380,  884. 

Gesandtschaftsrecht  125,  142;  aktives 
u.  passives  357. 

Gesandtschaftswesen,  Geschichte  des 
85,  86,  39,  46,  356. 

Geschäftsträger  862,  863. 

Geschichte  des  Völkerrechts  32;  i.  Alter- 
tum 34;  V.  476—1648  86;  v.  1648—1789 
39 ;  V.  1789—1815  46 ;  v.  1815  bis  z.  Gegen- 
wart  48;  Verhältnis  zum  Völkerr.  80. 

Geschlossenes  Meer  s.  Binnenmeer  i. 
weitem  Sinn. 

Geschützte  Staaten  93.  94;  Gesandt- 
schaftsrecht 357;  Konsularwesen  895; 
s.  Schutzherrschaften. 

Gesellschaften  s.  Handels-,  Kolonisa- 
tions-,  politische  G. 

Ge  s  e  tzg  e  bung,  Wirkung  auf  die,  bei  Ein- 
verleibungen 120 ;  bei  Besetzung  d.GebietB 
durch  d.  Feind  616;  s.  Landesgesetse. 
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Gesetsgebangsrecht  135. 

Gesandheitspflege,  intematioiiale  154; 
SU  SanitfttBämter. 

Gewährsmänner,  als  Y  erstärknngsmittel 
b.  Verträgen  440. 

Gewichte  478. 

Gewissensfreiheit  (Glaubensfreiheit), 
Recht  auf  208;  d.  Fremden  240;  s.  reli- 
giöse Bestimmungen  des  Vertrages  v. 
1866  167;  des  Vertrages  v.  1878  175. 

Gewohnheit,  als  Völkerrechtsquelle  28. 

Gift,  Verbot  d.  Gebrauchs  von  572. 

Glaubensfreiheit  s.  Gewissensfreiheit. 

Gleichgewicht,  politisches  128,  10,  40, 
42,  45,  49,  107,  159,  458;  wirtschaftliches 
181;  der  Staaten  zur  See  182,  711  ff. 

Gleichheit  der  Staaten,  Grundrecht  142, 
7,  26. 

Golfe  272. 

Gottesverehrung,  Freiheit  der,  s.  Ge- 
wissensfreiheit. 

St  Gotthardbahn  482. 

Grenzen  des  Staates  255,  147;  natur- 
liche 255;  künstliche  256;  s.  Küstenmeer. 

Grenzen,  natürliche,  Theorie  der  255, 107. 

Grenzstreitigkeiten  510. 

Grenzverträge  255,  55,  297;  s.  Inter- 
essensphären. 

Grenzzeichen  256. 

Griechenland,  GeschichtL  84,  49;  Aner- 
kennung 111;  Überwachung  d.  Finanzen 
185,  162;  Blockade  von  1886  530;  s. 
g^echisch-türkischer  Erleg. 

Griechisoh-türkischer  Krieg  v.  1897 
58.  451,  550,  555,  595,  596,  617,  710,  717; 
Bestimmungen  des  Friedensvertrags  226, 
514. 

Grofibritannien  s.  England. 

Großmächte  105,  148,  146;  Verhalten  zu 
kleinem  Staaten  418,  424. 

Grotius,  Biographie  u.  Werke  65,  89; 
mare  liberum  811;  Ansicht  üb.  Seebeute- 
lecht  679. 

Grundrechte  der  Staaten  122;  deren 
Änderungen  u.  Beschränkungen  175. 

Grunderwerb  V.  Ausländem  s.  Grund- 
stücke. 

Grundstücke,  Gerichtsbarkeit  über  187, 
350;  Erwerb  durch  Fremde  289,  d.  ausl. 
juristische  Personen  240;  i.  Türkei  409. 

Guayana,  Grenzstreitigkeit  502,  510,  514. 

Guerillas  582. 

Gunstfrist  681,  717;  s.  Indultfrist. 

Haaeer  Friedenskonferenz  426,  59; 
TeOnahme  Asiens  20;  Bulgarien  104; 
Wunsch  wegen  Abrüstung  128;  Unter- 
zeichnung 145;  Gleichberechtigung  d. 
Staaten  146;  Monroelehre  159*  Papst  202; 
Vermittlung  u.  gute  Dienste  498 ;  Schieds- 
sprechung  496  ff.;  Schiedshof  499  ff.; 
üntersuchungskommissionen  521 ;  die  drei 
Deklarationen  571,  572;  Bestimmungen 
betr.  Landkrieg  548  und  zahlreiche  Zitate 


von  675  bis  659;  Abkommen  betr.  See- 
krieg 598,  668;  Wunsch  betr.  Seebeute- 
recht 676;  Bestimmungen  betr.  Krieg- 
führender auf  neutralem  Gebiet  742,  760; 
Wunsch  betr.  Rechtsstellung  Neutraler 
756. 

Haager  Konferenz  v.  1896  u.  1900  betr. 
intem.  Privatrecht  186,  426. 

Haag  er  Konvention  v.  Mai  1882,  Nordsee- 
fischerei 816. 

Häfen,  Zulassung  in  153,  275;  öffiiung 
von  150,  151 ;  gehören  zum  Staatsgebiet 
272;  Kriegsschiffe  in  fremden  H.  im 
Frieden  884  ff.,  im  Kriege  743,  758; 
Handelsschiffe  in  H.  839  ff.;  Blockierung 
von  810;  s.  Hafenplätze. 

Hafenplätze,  Beschießung  577,  666. 

Haftung  der  Staaten,  L  allgemeinen  169; 
für  Handlungen:  der  Regierung  170; 
ihrer  Beamten  172;  ihrer  Untertanen  178. 

Halbmond  als  Zeichen  d.  Genfer  Kon- 
vention 596. 

Halbsouveräne  Staaten  104,  857;  s. 
Vasallenstaaten,  geschützte  Staaten. 

Hammerstein,  Fall  284. 

Handelsagenten  393. 

Handelsbeschränkungen  d.  Fremden 
288;  in  China  u.  Japan  151. 

Handelsflagge  s.  Flagge. 

Handelsfreiheit  150,  238;  s.  Handels- 
verträge, Verkehr. 

Handelsfreiheit  der  Neutralen  756; 
ältere  Staatenpraxis  757  ff.;  geltendes 
Recht,  Pariser  Seerechtsdeklaration  766; 
Ansicht  d.  Publizisten  768;  Beschränkung 
d.  Handelsfreiheit  770. 

Handelsgesellschaften,  nicht  Subjekte 
d.  Völkerr.  82;  können  sie  Okkupationen 
vomehmen?  302. 

Handelskonsuln  s.  Wahlkonsuln. 

Handelsschiffe,  Staatsangehörigkeit 
828;  auf  offenem  Meer  382, 819;  L  fremd. 
Häfen  etc.  889;  s.  Schiffe. 

Handelssperre  i.  Kriege  567. 

Handelsverkehr,  Verbot  d.LKriege  565. 

Handelsverträge  473,  150,  152. 

Handlungen,  strafbare,  s.  Verbrechen, 
Delikte. 

Handschreiben  (eigenhänd.  Schreiben) 
847. 

Hannover  86,  558. 

Havarie  158,  275,  335. 

Hay-Paunoefote-Vertrag  271. 

Heimatlosigkeit  222. 

Heimatshafen  881. 

Heimfallsrecht  240. 

Helgoland  228. 

Herkommen  s.  Gewohnheit. 

Herzegowina  s.  Bosnien. 

Hexarchie  146. 

Hickey,  Fall  106. 

Hilfeleistungsverträge  456. 

Hilfsflotte  714;  s.  Freiwillige  Flotte. 

Hilfskorps  s.  Freikorps. 

Hilfsvereine  i.  Krieg  594. 

Hinterland  298;  s.  Interessensphären. 
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Historiselle  Sehale  17,  68. 
Hoehseef ischerei  315,   Verträge  betr. 

478;  Schiffe  filr  unterliegen  d.  Wegnahme 

697. 
Holland  s.  Niederlande. 
Hotel  d.  Gesandten  s.  GesandtschaftiEi- 

gebände. 
Hnbertnsbnrger  Friede  44. 
Haldignngseid  224. 
Hnmanitftt,  Grundsatz  der  i.  Krieg  542. 
Hypotheken  177,  440,  442. 
Hypothekenschnlden    bei    Einverlei- 

bangen  119. 


I.     J. 

Japan,  Eintritt  L  d.  intern.  Gemeinschaft 
21,  66;  Religionsfreiheit  184;  Offiinng 
seiner  Häfen  151;  Gesandtschaftswesen 
856;  Eonsolargerichtsbarkeit  20,  415; 
Konterbande  7o8;  s.  chinesisch- japani- 
scher Krieg,  Shimonoseki,  Friede  von. 

Immobilien  s.  Ghmndstüoke. 

Immunität  s.  Exterritorialität,  AsyL 

Indigenat  s.  Staatsangehörigkeit,  Ans- 
wanderong,  Naturalisation. 

Indultfrist  (pratique  de  Tindult)  676, 
s.  Gunstfrist. 

Industrielles  Eigentum  s.  Eigentum, 
gewerbliches. 

Inkognito  der  Souveräne  848,  851. 

Inkorporation  s.  Einverleibung. 

Insel  254;  in  flumine  nata  284;  Okkupa- 
tion einer  295. 

Institut  für  Völkerrecht,  Grdndunff 
29;  Beschlüsse,  betr.  Anerkennung  Auf- 
stand, als  Kriegspartei  109;  Geltungs- 
gebiet d.  Völkerr.  118;  Erwerbsföhigkeit 
ausländ.  Jurist.  Personen  148;  Haftung 
d.  Staaten  b.  Bürgerkriegen  170;  Em- 
bargo u.  Angarie  171;  Sklavenhandel  214; 
Aus  Wanderungswesen  219;  Zulassunp^  u. 
Ausweisung  v.  Fremden  284;  Ausliefe- 
rung V.  Verbrechern  246,  247,  260;  Kü- 
stenmeer 269,  267;  Sueskanal  269;  Flufi- 
schiffithrt  278,  282;  Okkupation  289; 
KongofiuB  282;  Schutzherrschaft  298; 
Telegraphenkabel  818;  Gebrauch  d.  Na- 
tionalflagge 829;  Rechtsstellung  d.  Schiffe 
i.  fremden  Häfen  887,  841 ;  Asy&echt  888; 
Klagen  gegen  fremde  Staaten  u.Sou veräne 
851 ;  diplom.  Immunitäten  369;  Vorrechte 
d.  Konsuln  899;  Verfahren  i.  gemischten 
Streitsachen  409;  Schiedswesen  616;  Em- 
bargo 529;  Friedensblockade  682;  Land- 
kriegsrecht s.  Manuel;  Beschießung  677; 
Ausdehnung  d.  Genfer  Konvention  592, 
697,  666;   Seebeuterecht  677;   Prisenre- 

Slement  700,   715  ff.;   Neutralität  789; 
:onterbande  788,  788, 790;  Blockade  828. 
Instruktionen,  amtliche,  für  die  L  Felde 
stehenden    Armeen     s.    Amerikanische 
Kriegsartikel. 
Interessensphären  65,  256,  297,   299; 
s.  Hinterland. 


Internationale  Gemeinschaft  8,  7,40, 
79,  169,  859,  868,  870,  840. 

Internationale  Gerichte  s.  Gerichte» 
gemischte,  Völkertribunal. 

Internationaler  Gerichtshof  s.  VOl- 
kertribunal. 

Internationales  Recht  S.Völkerrecht. 

Internationales  öffentliches  Recht 
s.  Völkerrecht. 

Internationales  Privatrecht  2,  121; 
Haager  Konferenz  betr.  i.  P.  186,  426. 

Internierung  v.  Kriegsgefangenen  601, 
692. 

Internuntien,  päpstliche  862. 

Interpretation  s.  Auslegung. 

Intervention,  Allgemeines  154^  184; 
Pflicht  der  Nichtintervention  164;  Form 
166;  Fälle  der  Nichtintervention  159; 
i.  finauEielle  Angelegenheiten  160;  L  d. 
innere  Politik  162;  i.  e.  Bürgerkrieg  164; 
i.  relig.  Angelegenheiten  166;  i.  sociale 
Zustände  168;  Fälle  von  unbefugt  L  di- 
plomat  Agenten  867;  L  bei  einem  Ver- 
trage 488,  460;  Anrufung  d.  L  490;  s. 
Monroelehre. 

Invasio  s.  occupatio  bellica. 

Jonische  Inseln  94,  189,  896,  44a 

Irrtum  bei  Vertragsschlüssen  431. 

Islam,  Stellung  zum  Völkerr.  37;  Gegen- 
satz zwischen  I.  u.  Christentum  118,  406, 
468,  848. 

Isolierung  d.  Staaten,  Unmöglichkeit 
der  6. 

Italien  61,  68,  290,  468;  s. Garantiegeeetz, 
Dreibund. 

Jurisdictionsrecht  s.  Gerichtsbarkeits- 
recht. 

Jurisdiktionsverträge  465. 

jus  gentium  u.  inter  gentes  2;  imperii  187; 
passagiiinnocuilöS;  avocandi280;  post- 
liminu  726,  835. 

Justizverweigerung  s.  Rechtsverwei- 
gerung. 


Kabel  s.  Telegraphenkabel. 
Kabinettsblockade  803,  813. 
Kabinettsschreiben  847. 
Kaisertitel  146,  846;    der  Königin  von 

England  184. 
Kambodja  98. 
Kamerun  299,  800. 
Kanäle,  interozeanische  267;  Blockierung 

von  812. 
Kanonenschufiweite  als  Seegrenze  268; 

8.  Strandbatterien. 
Kanzleischreiben  847. 
Kanzler,  Konsularbeamter  894,  404. 
Kapellenrecht  d.  Gesandten  888. 
Kaper  (Kaperschiffe)  701. 
Kaperbriefe  702;  s.  Markebriefe. 
Kaperei  701;    K.  u.  Seebeuterecht  672; 

Geschichtliches  vor  1866  702;  nach  1866 

706;   an  sich  ein  rechtmäftigea  Kri^s- 

mittel  711. 
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Kapitulation  L  Kriege  659. 

Kapitalationen,  Verträge  mit  oriental. 
Staaten  466,  20,  177,  280,  287,  890,  407. 

Kaptoi  672. 

Kardinäle  196;  alg  Gesandte  860. 

Karolineninseln  202,  290,  804,  492. 

Kartelle,  Begriff  480,  651;  bedürfen  nicht 
d.  Ratifikation  485. 

Kartellschiffe  667. 

Kaspisches  Meer  260. 

Katholische  Kirche,  EinfloA  auf  das 
YAlkerr.  87;  nicht  Subjekt  des  Yölkerr. 
79;  8.  Papst,  Konkordate. 

Kauf  als  Gebietserwerbsart  804. 

Kauffahrteischiffe  s.  Handelsschiffe. 

Kawassen  407. 

Kertsch,  Meerenge  von  266. 

Kettenkugeln,  Verbot  von  570. 

Kiautschou,  Bucht  von  806,  288. 

Kirchen,  nicht  Subjekte  d.  Völkerrechts 
80;  Schonung  i.  Kriege  622  ff. 

Kirchenstaat  51,  191;  s.  Papst. 

Kodifikation  d.  Völkerrechts  12,  888; 
des  Kriegsrechts  548. 

Kohlen,  Ankauf  von,  in  neutralen  Häfen 
748,  746;  als  Konterbande  776,  778,  784. 

Kollektiv^arantie  461. 

Kollektivintervention  168. 

Kollektivverträge  25,  470. 

Kolonialhandel,  Ausschluß  d*  Fremden 
152,  772. 

Kolonialsystem  s.  Systeme  eolonial. 

Kolonien,  Verhältnis  z.  Mutterland  152, 
255;  Aufstand  gegen  d.  Mutterland  106, 
110,165;  Verträge  des  Mutterlandes  117; 
Erwerb  durch  Privatpersonen  u.  Gesell- 
schaften 802. 

Kolonisationsgesellschaften    298, 
802,  808. 

Kombattanten  582 ;  während d.  Schlacht 
587;  nach  der  Schlacht  590. 

Kompensationen,  Theorie  der  181. 

Kompromiß  s.  Schiedsvertrag. 

Kompromissarische  Klausel  516. 

Konferenzen  s.  Kongresse. 

Kongo akte  s.  Kongokonferenz. 

KongofluB  281. 

Kongogesellsohaft  55,  82. 

Kongokonferenz  v.  Berlin  v.  1885  424, 
55,  114;  Bestimmungen  betr.  Sklaven- 
handel 211;  Handels-  u.  Schifliahrtsfrei- 
heit  282;  Okkupationen  in  Afrika  288, 
294;  s.  Kongostaat. 

Kongostaat  55;  Verhältnis  z.  Belgien 
86;  Anerkennung  111;  Neutralisierung 
187. 

Kongresse  416;  Organe  der  intern.  Ge- 
meinschaft 7,  417;  Zusammensetzung  u. 
Verfahren  418;  Zeremoniell  419;  Stimmen- 
mehrheit nicht  entscheidend  420;  die 
wichtigsten  des  19.  Jahrhunderts  420  ff; 
als  Streiterledigungsmittel  489. 

Königskammern,  englische  272. 

Königstitel  145;  Preußens  48, 846;  Rumä- 
niens u.  Serbiens  188;  Hessen-Kassels  846. 

Konklave  196,  846. 


Konkordate  462,  480,  199. 

Konsularagenten  892. 

K onsulargerichtsbarkeit 408;  i. nicht- 
christlich. Staaten  406,  Strafsachen  407, 
Zivil-  u.  Handelssachen  409;  i.  Ägypten 
411 ;  Marokko  u. Maskat  414;  Persien  414; 
Slam,  China  u.  Japan  415. 

Konsularverträge  465,894,897,899,402. 

Konsularwesen,  Geschichtliches  888. 

Konsulate,  Organisation  898. 

Konsuln  887;  in  christlich.  Ländern  891 
Wahl-  u.  Berufsk.  392;  Rangordnung  898 
Bestellung  894;   Ausländer  als  K.  894 
Repräsentativcharakter  896;   Vorrechte 
897;  inwieweit  unterliegen  sie  der  Ge- 
richtsbarkeit? 898;   Bemiung  von  der 
Zeugnispflicht  398;  Steuerfreiheit  u.  ün- 
verletzlichkeit  897,  898;    Archive  898 
Wappen  399 ;  Pflichten  u.  Befugnisse  899 
Schutz  d.  Handels  u.  d.  Schiffahrt  400 
Überwachung  der  Schiffahrt  400;   Ver- 
waltungsbefagnis8e40l;  standesamtliche 
Bef.  401;  notarielle  Bef.  402;  Schutz  der 
Staatsangehörigen  402;  richterLBefl  403; 
Berichterstattung  404;  Ende   der  Kon- 
sularbefagnisse  405;   K.  in  nichtohristl. 
Ländern  405;  Befreiungen  u.  Vorrechte 
407;  Strafgerichtsbarkeit  407';  Gerichts- 
barkeit L  Zivil- u.  Handelssachen  409;  L 
Ägypten  411;  i.  Marokko  414;  L  Persien 
u.  Ostasien  414;  während  d.  Krieges  557. 

Konsuln  in  nichtchri8tlich.Staaten, 
deren  Rechtsstellung;  405. 

Konterbande  s.  Knegskonterbande. 

Kontiguität,  Prinzip  der  296. 

Kontinentalsperre  48,  804. 

Kontributionen  642,609,687;  Schaden- 
ersatz wegen  649. 

Konvention  s.  Abkommen. 

Konvoi  von  Schiffen  795. 

Konzilien  87, 192,  195;  Lateranisches  K. 
betr.  Strandrecht  275;  Kriegsgefangene 
598;  Kriegskonterbande  778. 

Kopenhagen,  Beschießung  durch  die 
Engländer  126,  458,  666,  765. 

Koran  87,  118,  889,  466,  88a 

Korinth,  Kanal  von  271. 

Korps,  diplomatisches  868. 

Korsaren  s.  Kaper,  Seeräuber. 

Korsika  177,  440. 

Krakau  95. 

Kranke  s.  Verwundete. 

Krankenpfleger  582;  s.  Genfer  Konven- 
tion. 

Kreta  58,  164,  491,  498,  581. 

Kreuzer  s.  Kriegsschiff. 

Kreuzerblockade  801,  814. 

Kreuz  Züge  87,  889,  585. 

Krieg  als  Zwangsmittel  11;  als  Sanktion 
des  Völkerrechts  18;  Definitionen  583; 
Anhänger  u.  Gegner  des  K.  584;  Recht- 
mäßigkeit 588;  Arten  u.  Ursachen  589; 
Zweck  542. 

Kriegführende  559;  s.  Kriegsparteien. 

Kriegführungsrecht  125;  s.  Kriegs^ 
recht. 
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Kriegsartikel,  amerikanisclie,  s.  Li- 
Btruktioneii. 

Kriegsansbruch,  Einfluß  auf  die  Kon- 
snlarbesiehongen  405;  auf  die  Vertrftge 
460;  8.  Kriegserkläning. 

Kriegs  entsobadigang,  beim  Friedens- 
scblnß  834;  s.  Scbadenersatz. 

Kriegserklärung,  Notwendigkeit  549; 
Form  551;  beding^  528,  552;  Wirkungen 
auf:  Kriegsparteien  555;  diplomat.  Be- 
«iehungen  886,  557;  Verträge  450,  558; 
Personen  559;  Vermögen  562. 

Kriegsgefangene  597;  wer  unterliegt 
der  Kriegsgefangenschaft?  599 ;  deren  Be- 
handlung 600;  Ende  d.  Kriegsgefangen- 
schaft 602;  Ehrenwort  608;  Auswechslung 
yon  606;  im  Seekrieg  692;  Entlassung 
beim  Friedensschluß  888. 

Kriegsgerichte  619. 

Kriegsgesetze  544. 

Kriegskonterbande  778,  Gegenstände 
der  K.  nach  den  Vertrl^en  774;  den 
Landesgesetasen  775;  der  Lehrmeinung 
781;  Sanktion  des  Handelsverbots  mit 
K.  784;  absolute  781;  relative  781;  zu- 
^^iilKge  788;  analoge  790. 

Kriegskontributionen  643. 

Kriegskorrespondenten  599. 

Kriegsleistungen,  deutsches  Gesetz 
über  die  64a 

Kriegsmanifeste  554. 

Kriegsmaterial  625. 

Kriegsmittel  569;  im  Seekrieg  664;  un- 
erlaubte 570;  erlaubte  575. 

Kriegsnotwendigkeit  575;  s.  Notwen- 
digkeit 

Kriegs  Parteien  555;  Verkehr  zwischen 
650;  s.  Kriegführende. 

Kriegsproklamation  553. 

Kriegsraison  s.  Kriegsnotwendigkeit. 

Kriegsrecht  541;  Sanktion  545;  Kriegs- 
u.  Standrecht  s.  Martialgesetz. 

Kriegsrepressalien  s.  Repressalien. 

Kriegsschauplatz  d.  Seekriegs  663, 
688. 

Kriegsschiffe  auf  offenem  Meer 882, 819; 
i.  fremd.  Häfen,  Reeden  u.  Küstengewäs- 
sem  334,  275;  als  wandelnde  Gebietsteile 
311,  336;  Nationalität  329;  Überwachung 
d.  heimischen  Handelsflotte  888;  Exterri- 
torialität 336;  Asylrecht  388;  Verbot  d. 
Durchfahrt  durch  d.  Dardanellen  834; 
s.  Dardanellen. 

Kriegsstrafrecht  s.  Martialgesetz. 

Kriegsverkflndung  553. 

Kriegsverrat  611. 

Kriegsverträge  651. 

Krimkrieg  50,  529,  564,  578,  656,  697, 
706,  717. 

Kronjuristen  27. 

Kuba  57,  58, 119, 174, 304, 556;  s.  spanisch- 
amerikan.  Krieg. 

Kulis,  Handel  mit  214. 

Kultus  8.  Gottesverehrung. 

Kundschafter  s.  Spione. 

Kündigung  von  Verträgen  448. 


Kunstschätze,  AuBfnhrverbotl26;  deren 
Schonung  i.  Kriege  623. 

Kuriere  £  Papstes  195;  d.  Gesandten  363, 
370,  380. 

Küstenfischerei  274,  696. 

Küstenfrachtfahrt  274,  771. 

Küstenhandel  s.  Küstenfrachtfahrt. 

Küstengewässer  neutraler  Staaten, 
Verbot  d.  Vornahme  v.  Feindseligkeiten 
663;  Verbot  d.  Verfolgung  v.  Schiffen 
bis  in  die  K.  716,  738;  Ungültigkeit  y. 
Prisen  in  K.  716,  739,  753;  ünzulässig- 
keit  des  Durchsuchungsrechts  795. 

Küstenmeer  257;  Ausdehnung  257  ff.; 
Rechte  d.  Staates  am  273;  Verbrechen 
im  274;  Kriegsschiffe  in  fremden  K.  334; 
Handelsschift  i  fremd.  K.  339. 

Küstenseryituten  274. 

Kutschuk-Kainardsehi,  Friede  v.  1774 
45,  60,  166,  262. 


Lachsfischerei  i.  Rhein  279,  473. 

Ladung  (Schifl^ladung),  feincUicher  Cha- 
rakter der  698. 

laesio  enormis  s.  Benaohteilignng. 

Laibach,  Kongreß  von  49,  162,  ^1. 

Landesgesetze,  inwieweit  Völkerrechts- 
quelle 26. 

Landgebiet  254. 

Landkrieg  568. 

Lavigerie,  Kardinal  211. 

Lazarettschiffe  668,  698. 

Lebensmittel,  Lieferung  seitens  neu- 
traler Staaten  750;  neutraler  Untertanen 
751 ;  als  Kriegskonterbande  774  fil 

Legalisation  392,  401. 

Legaten,  päpstliche  198,  361. 

Legationen  855. 

Legitimität  eines  Fürsten,  Anerken- 
nung 345. 

Legitimitätsprinzip  50. 

Lehen  177. 

Lehnswesen  38,  40. 

Leibrenten  177. 

lettres  de  creance  s.  Beglaubigungs- 
schreiben; de  röcr^ance  386;  de  marque 
527;  de  proyision  395;  de  d6fi  551. 

Levante,  Konsuln  u.  Gesandte  in  der  407. 

Levöe  en  masse  585. 

List  i.  Kriege  578,  665. 

Literarkonventionen  471. 

Literatur,  völkerrechtl.  61. 

Lizenzen  566,  654. 

Londoner  Konferenz  v.  1831  (Holland  u. 
Belgien)  50,  116;  v.  1867  (Luxemburg) 
187,  491;  y.  1871  (Schwarzes  Meer)  58, 
263,  450. 

Londoner  Vertrag  y.  20.  Dez.  1841  betr. 
Sklavenhandel  208. 

St.  Lorenzstrom  281. 

L  0  r  i  m  e  r ,  Völkerrechtslehrer  70 ;  s«  Völker- 
kreise. 

L  0  s  k  a u f  von  Kriegsgefangenen  598;  von 
d.  Plünderung  643;  einer  Prise  722. 
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Lotsenwesen  276. 

Lüders,  Fall  238,  553. 

Ludwig  XIV.  26,  41.  810,  812,  356,  376, 
428,  638,  697.  725,  760. 

Lnftranin,    fieherrschuBg  des  254,   500. 

Luftschiffe  589;  Haager  Erklärung  572. 

Lnftschiffer  589. 

Luxemburg,  Personalunion  m.  Holland 
86;  Schleifting  d.  Festung  178;  Neutra- 
lisation  187;  Londoner  Konferenz  491. 

Luxor,  Fall  des  Schiffes  789. 

Lyddit-Granaten  572. 

M. 

Madagaskar  98,  21,  55,  66,  857,  896. 

Mädchenhandel  427. 

Magalhaens-Straße  267. 

Majestätstitel  847. 

Manuel  de  Tlnstitut  Oois  de  la  guerre) 
544,  547;  zahlreiche  Zitate  von  569  bis 
669. 

Maria  Luz,  Fall  des  Schiffes  610. 

Marineordonnanz,  französische,  v.  1681 
26,  41,  708,  705,  728.  746,  760,  778.  798. 

Maritimes  Bureau  in  Sansibar  218. 

Markebriefe  527;  s.  Kaperbriefe. 

Marketender  599. 

Marmarameer  261. 

Marokko  22,  56,  118.  825;  Ausübung  d. 
Schutzrechts  414,  467. 

Martialgesetz  646,  548,  554,  620. 

Maskat,  Imanat  yon  414,  118« 

Massaua  290,  468. 

MaAe  u.  Gewichte  478. 

Massenaufgebot  586. 

Massenausweisung  234;  i  Kriege  561. 

Matrikel  401. 

Matrosen,  entlaufene,  Auslieferung  245; 
s.  Seeleute. 

Matrosenpresse  310,  838. 

Mediation  s.  Vermittlung. 

Meer,  offenes  808;  s.  Meeresfreiheit;  ge- 
schlossenes s.  Binnenmeer;  Grenzen  s. 
Küstenmeer. 

Meerbusen  272. 

Meerengen  266;  Blockierung  von  812; 
s.  Bosporus,  territorial  waters. 

Meerengenabkommen  449;  s.  Bospo- 
rus, Schwarzes  Meer. 

Meeresfreiheit,  Grundsatz  der  46,  310; 
Wirkungen  813., 

Meeresgebiet  256;  s.  Küsten-,  Binnen- 
meer, Meerbusen,  Häfen,  Meerengen. 

Meergeusen  703. 

Meistbegünstigungsklausel  17,  451, 
473. 

Mensch,  der,  als  yölkerrechtl.  Person  81; 
i.  s.  -Völkerrecht!.  Beziehungen  208. 

Menschenrechte,  Anerkennung  der  83; 
Anspruch  auf  81,  203. 

Meuterei  y.  Kriegsgefangenen  603. 

Mexiko  52,  91;  Litervention  160;  Blok- 
kade  680. 

Militärbeamte  682. 

Militärgeistliohe  s.  Feldgeistliche. 


Militärkonyen  tionens.Krieg8yerträge. 

Militärpflicht  bei  Naturalisation  226; 
d.  Ausländer  286. 

Minderjährige,  Option  yon  228. 

Miner ya,  Fall  des  Schiffes  792. 

Minister,  bey ollmäch tigte  861;  s.  Ge- 
sandte. 

Minister  des  Auswärtigen  862. 

Ministerresidenten  362;  s.  Gesandte. 

Mission,  diplomatische  365. 

Missionare  184.  166. 

Mitglieder  d.  Haager  Schiedshofs 
500. 

Mittelalter,  Völkerrecht  im  36. 

Mittel  am  erika,  Gründung  d.  großen 
Republik  yon  91, 106;  Panamerikanischer 
Kongreß  424;  Schiedsgerichtsyertrag617. 

Moldau  U.Walachei  61,  106. 

Moltke,  urteile  üb.  d.  Krieg  684,  642. 

Monako  94,  186,  804. 

Monarch  s.  Staatsoberhaupt. 

Monarchie  106.  138. 

Monroelehre  (Monroedoktrin)  167, 60, 67; 
auf  d.  Haager  Friedenskonferenz  169. 

Montenegro,  Unabhängigkeit  64,  111, 
118;  Religionsfreiheit  176;  darf  keine 
Kriegsschiffe  haben  178,  380.  386. 

Montevideo.  Kongreß  y.  426,454,472,486. 

Moresnet  188. 

Moser,  Biographie  u.  Schriften  67. 

Münzabkommen  476. 

Münzkonferenz,  Brüsseler  y.  1892  478. 

Münzunion,  lateinische  476. 

Münzyerband,  skandinayischer  478. 

Museen,  Schonung  i.  Kriege  623. 

Nachdruck,  Schutz  gegen  471. 
Nacheile,   Recht  der  802,  808,  804;  s. 

Verfolgungsrecht. 
Nachlaß  y.  Ausländem.  Behandlung  240. 
Nachprüfung  des  Schiedsspruchs  505. 
Nachrichten.   Verbreitung  falscher  im 

Kriege  574, 
Name  der  Schiffe  881. 
Nancy.    Einstellung    der  Tätigkeit   des 

Appellationsgerichts  zu  N.  i.  Jahre  1870 

618. 
narrow-seas  272. 
Nation  2,  88. 

Nationalflagge  der  Schiffe  829. 
Nationalität  s.  Staatsangehörigkeit 
Nationalität  der  Kauffahrteischiffe 

829;  s.  Schiffe. 
Nationalitätsprinzip  8,  107,  182. 
Nationalkonyent,  Dekret  des  47.  163. 
Naturalisation  224.  81, 126,218;  Militär- 
pflichtiger 226. 
Naturalleistungen  s«  Requisitionen. 
Natürliches  Völkerrecht  16. 18, 21, 128. 
Naturrechtliche  Schule  63. 
Nebenländer  s.  Kolonien. 
Nöcessitö  de  guerre  s.  Kriegsuotwen- 

digkeit. 
Negerski  ayen  206;  s.  Sklayenhandel. 
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Neufundland,  frans.  Fisobereireoht  178; 
soff.Neatrali8ation815;  Schiedsverfahren 
511. 

Neu-Gninea  297. 

Neutrale,  BegrifT  784;  Pflichten  der  N. 
736;  der  n.  Staaten  738;  Anwerbung  y. 
Soldaten  740;  Durchmarsch  v.  Truppen 
741;  Obertritt  v.  Soldaten  auf  n.  Gebiet 
743;  Kriegsschiffe  in  neutr.  Häfen  743; 
Lieferung  y.  Kohlen  743, 746;  Ausrüstung 
y.  Kriegsschiffen  in  neutral.  Häfen  744; 
Verkauf  y.  Kriegsschiffen  746;  Prisen  in 
neutr.  H&fen  746;  Verkauf  y.  Prisen  747; 
Lieferung  y.  Geld,  Waffen  etc.  747  ff.; 
Rechte  der  N.  752  ff.;  s.  Handelsfreiheit. 

Neutrale  Gewässer  s.  Kfistengewässer 
neutraler  Staaten. 

Neutrales  Gebiet,  Verletzung  des  738. 

Neutrales  Gut  auf  feindL  Schiff 
unterliegt  nicht  der  Wegnahme  758; 
unterliegt  der  Wegnahme  759;  s.  Unfrei 
Schiff,  mi  Gut  und  unfrei  Gut. 

Neutralisation  yon  Staaten,  Begriff  182; 
Zweck  u.  Aufgabe  188,  184;  Rechte  u. 
Pflichten  der  neutralis.  Staaten  188,  184, 
185;  N.  d.  Schweiz  186;  Belgiens  und 
Luxemburgs  187;  d.  Kongostaates  187, 
282;  d.  Samoainseln  188;  y.  Gebiets- 
teilen, insbes.  Sayoyens  u.  der  Jonischen 
Inseln  188,  189;  des  Schwarzen  Heeres 
262;  der  Donau  280;  des  Kongos  282; 
d.  Neufundlandbank  815;  nicht  neutrali- 
siert ist  der  Snezkanal  270. 

Neutralisierung,  zeitweil.,  eines  Ortes 
418;  eines  Meeresteiles  668,  665. 

Neutralität,  Begriff,  Arten  u.  geschichtl. 
Entwicklunfi:  182, 784;  Literatur  182, 788; 
dauernde,  Garantie  der  459*  s.  Neutrale, 
Neutralisation,  Bewaffhete  N. 

Neutralitätserklärung  786. 

Nichtauslieferung  eigener  Untertanen 
243. 

Niohterfflllun*g  eines  Vertrages  450. 

Nichtinteryention,  Pflicht  der  154; 
Fälle  der  159;  s.  Literyention. 

Nichtkombattanten  607,  559,  582,  599. 

Niederlande,  Holland  40,  44;  Verhältnis 
z.  Belgien  48,  50,  117;  Personalunion 
m.  Luxemburg  86. 

Niederlassung  235. 

Niederlassungsyerträge  469;   s.  285. 

Niger  288. 

Nikaraguakanal  271. 

Nikolsburg,  Präliminarfriede  y.  52,  491. 

Nizza,  Einyerleibung  yon  52,  805. 

Nomaden  s.  wandernde  Völkerschaften. 

Nordamerika  s.  Vereinigte  Staaten. 

Norddeutscher  Bund  52. 

Nordostseekanal  272. 

Nordsee,  Fischerei  außerhalb  d.  Küsten- 
gewässer 816. 

Norwegen,  Verhältnis  z.  Schweden  88; 
Neutralisationsplan  187. 

Notariatsbefugnisse  d.  Konsuln  402, 

Note  ad  referendum  416. 

Noten,  diplomatische  29. 


Notifikation  s.  Anzeige. 
Notrecht  125;  im  Kriege  549. 
Notwendigkeit,  Grundsatz  der,  L  Krieg 

542. 
Nuntien,  päpstliohe  198,  862. 

0. 

Obereigentum  189. 

Oberstaat  101. 

Ob  mann  b.  Schiedsyerfahren  499, 600, 522. 

Occupatio  bellica  615;  s.  Besetzung. 

Offensiybflndnis  455. 

öffentliche  Meinung  18,  488. 

öffentlicher  Krieg  584. 

Okkupant,    Stellung  des   0.  gegenfiber 

dem  okkupierten  Lande  und  seinen  Be- 
wohnern 8.  Besetzung. 
Okkupation  y.  Gebiet  285;  geschichtl. 

Bntwickl.  286;  Erfordernisse  289;  Eff^k- 

tiyität  294;  Umfang  295;  Anzeige  296; 

Subjekte  801;  s.  Besetzung,  feindliche. 
Option  226,  807;  y.  Minderjährigen  228. 
ordonnance  de  la  marine  s.  Marine- 

ordonoanz. 
Orientkrieg  s.  Krimkrieg. 
Originärer  Erwerb  y.  Staategebiet  284. 
ÖS  terrei  ch43, 48, 50;  Verhältnis  z.  Ungarn 

88;  Italien.  Krieg  51, 674, 718;  heterogener 

Staat  84. 
österreichisch -preuAischer     Krieg 

y.  1866  52,  558,  645,  674. 
Ostrumelien  s.  Rumelien. 
Ostsee,  mare  dausum  264,  45,  458,  668, 

764. 
Ottomanisches  Beich  s.  TflrkeL 
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Pacifico-Fall  580. 

Palme,  Fall  des  SchifliM  880. 

Panamakanal  271,  158. 

PanamerikanischerKongreß424, 518. 

Papierblockade  801,  803,  805,  818. 

Papst  190;  Völkerrechtspersönlichkeit  80, 
199;  Geschichtliches  191;  Notwendigkeit 
d.  Unabhängigkeit  192;  Unyerletzliobkeit 
194;  hat  keine  Gerichtsbarkeit  194;  Be- 
leidigungen des  P.  195;  Ehrenyorzflge  195; 
Gesandtschaftsrecht  195,  197,  858;  Dota- 
tion 198, 196;  Korrespondenzfreiheit  195; 
ist  derP.  ein  Souyerän?  199;  ErbfUiig- 
keit  147,  201;  als  Schiedsrichter  89,  202, 
492,  498,  506;  Ausschließung  y.  d.  Haager 
Konferenz  202,  426;  yerteUte  im  Mittel- 
alter  Landereien  286;  Titel  847;  Rang- 
stellung 848;  befreite  y.  Eiden  440. 

Papsttum,  Stellung  z.  Völkerr.  L  Mittel- 
alter 88. 

Papstwahl,  Freiheit  der  196,  846. 

Pardonyerweigerung  570,  587,  598. 

Paris,  Belagerang  yon  580. 

Parlamentäre  652. 

PaTlamentärfahne652,  667;  deren  Mifi- 
brauch  578. 

Parole  d.  Feindes,  Benutzung i.  Krieg  574. 
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Pariser  Deklaration  Yon  1865  s.  See- 
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Pariser  Kongreß  v.  1856  422,  50,  862; 
8.  Seerechtsdeklaration. 

Patente,  Sehnte  von  472. 

Pentarohie  49,  146,  421. 

Persien  20,  22,  118,  414. 

Personalprinzip  i.  Strafrecht  281. 
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Personen,  völkerrechtliche  79. 

Persönliche  Verträge  115,  444. 

Persönlichkeit  des  Rechts,  System 
der  889. 

Pest,  Bekämpfung  der  488,  484. 

Peterhof,  Fall  des  Schiffes  812. 

Petersburger  Konvention  571,  578, 
454,  545,  664. 
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Pfeile,  vergiftete  570. 

Pforte,  hohe  s.  Türkei. 

Phare,  Fall  d.  Schiffes  511. 

Philippinen  119,  804. 

Philosophische  Schule  68. 

Philosophisches  Völkerrecht  16. 

Phylloxera,  Bekämpfung  der  484. 

Piraterie  s.  Seeraub. 

Plebiszit  805. 

Plünderung  646,  685. 

Polen,  Teilung  44,  48,  131. 

Politik,  Verhältnis  z.  Völkerrecht  81. 

Politische  Gesellschaften,  nicht  Sub- 
jekte d.  Völkerrechts  82. 

Politische  Verbrechen  245. 

Politische  Verträge  454. 

Portugal,  Anspruch  auf  entdeckte  Länder 
89,  286;  Streit  m.  England  1890  800. 
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Positives  Völkerrecht  16,  19,  21. 

Positivität  des  Völkerrechts  s.  Völkern, 
Einwendungen  gegen  s.  Bestehen. 
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Postlimmium  885;  s.  jus  postliminiL 

Postsohiffe  842,  698. 

Postvereine  479. 

Präemtionsrecht  S.Vorkaufsrecht. 

Präliminarien  881. 

Prager  Friede  v.  1866  52,  90,  805,  806, 
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Präsidenten  der  Bepubliken  81,  848; 
8.  Staatsoberhaupt. 

Präventionsrecht  bei  Blockaden  802, 
806,  818,  822. 

Praxenie  85. 

Presse,  Beschränkungen  der,  während  d. 
Krieges  621. 

Prefivergehen  247. 

Preußen,  Geschichtliches  50—53 ;  als  GroB- 
macht  144;  Sklavenhandel  208;  Seebente- 
recht  673;  s.  Deutsches  Beich,  dänischer 
Krieg  v.  1864;  österr.-preuBlscher  Krieg, 
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Prise  714,  727;  Ort  u.  Zeit  d.  Beschlagn. 
716;  Form  d.  Beschlagn.  719;  P.  in  neu- 
tralen Häfen  721, 746;  Vorkauf,  Benutzung, 
Untergang,  Loskauf,  Vernichtung  der  r. 


722,  728;  Verkauf  auf  neutralem  Gebiet 
746;  s.  Reprise,  Seebeute. 

Prisengerichte  727;  deren  Entstehung 
702;  Organisation,  Charakter  u.  Zustän- 
digkeit 728;  Verfahren  732;  über  Neutrale 
826  £;  der  Nehmer  hat  die  Stellung  des 
Beklagten  700,  782,  desgl.  der  Neutrale 
829. 

Prisenrecht  715;  s.  Seebeuterecht. 
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692.  698,  700,  715,  716  ff.,  781,  776,  789, 
795,  797,  814-824. 

Privateigentum,  Schonung  des,  i.  Land- 
kriege 633;  i.  Seekriege  670;  Herkommen 
672;  Stimmen  zugunsten  der  ünverletz- 
lichkeit  676;  Ansichten  der  Publizisten 
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Privatkrieg  534. 
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Promulgation  436. 
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8.  Schutzherrschaft,  geschützte  Staaten. 

Frotektoratsverträge  462. 
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Provisionsbrief  395. 

Prüfung  der  Schiffspapiere  b.  Sohiflb- 
papiere. 

Pseudoprotektorate  296. 

Publizisten,  Einfluß  auf  die  Völker  27, 
28;  s.  Völkerrechtsschriftsteller. 

Pufendorf,  Biographie  u.  Werke  66. 

Pyrenäischer  Friede  v.  1659  40;  betr. 
Verfahren  bei  Durchsuchungen  719;  ün- 
verletzlichkeit  der  neutralen  Flagge  760; 
Konterbande  774. 


Quadrupelallianz  456. 

Quarantänen,  Anordnung  von  274,  835, 
483. 

Quartierfreiheit  d.  Gesandten  376. 

Quasidelikte  485. 

Quasikonterbande  s.  Kriegskonter- 
bande, analoge. 

Quasikontrakte  485. 

Quellen  des  Völkerrechts  22,  8,  480. 

Quintupelvertrag  s.  Londoner  Vertrag 
V.  1841  208. 
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Bangordnung  d.  Staaten  148,  145,  861; 
d.  Gesandten  145,  361;  d.  Konsuln  898. 
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Batifikation  v.  Verträgen  433;  abge- 
schlossen V.  diplomat.  Agenten  865;  y. 
Kartellen  430,  435;  Verweigerung  d.  B. 
435;  unvollständige  B.  436;  wann  wird 
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m 


SaelirdgiBter. 


Rationelles  Völkerrecht  15,  18. 

Realunion  87. 

Reblausabkommen  484. 

rebus  sie  stantibus,  Klausel  448. 

Bechtsbewufitsein,  gemeinsames,  nicht 
Reohtsquelle  22. 

Rechtsgelehrte,  Einfluß  a.d.yölkerr.  27. 

Rechtshilfe,  gegenseitige,  moralische 
Pflicht  d.  Staaten  164. 

Rechtshilfevertrftge  469. 

Rechtsnachfolge  i.  Völkerrecht  s.  Ein- 
verleibung. 

Rechtspflege,  Wirkungen  d.  f eindl.  Ok- 
kupation auf  die  618. 

Rechtsquellen  s.  Quellen. 

Rechtsprechung,  inwieweit  Völker- 
rechtsquelle 27. 

Rechtsstreitigk  eiten,  Einfluß  von  Ein- 
verleibungen u.  Staatsuntergang  auf  120; 
s.  Rechtspflege. 

Rechtsverweigerung  (Justizverweige- 
rung), Haftung  d.  Staaten  wegen  178; 
Verhalten  d.  Konsuln  bei  402. 
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schweigende. 

Reoonnaissance  s.  Anerkennung. 

Reeden  272;  s.  Hftfen. 

Regel  der  vierundawanzig  Stunden  724; 
des  siebenjährigen  Krieges  772,  785. 

Regierungs&nderungen  berahren nicht 
d.  Staat  als  solchen  HO;  geben  kein 
Recht  zur  Einmischung  188;  EinfluA  auf 
Verträge  116,  117,  444,  446;  s.  Aner- 
kennung eines  Staates  u.  845. 

Reis  als  Konterbande  779. 
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reifte  he  forc6e  s.  Seenot. 

Relationen  d.venetian.Gesandten  80,356. 

Relative  Rechte  128,  429,  480. 

Religion,  christL,  nicht  Grundlage  des 
Völkerrechts  8;  Einflufl  auf  intern.  Ver- 
hältnisse 87;  s.  Gewissensfreiheit. 

Religionsfreiheit  s.  Gewissensfreiheit. 

Religionskriege  166;  s.  auch  536. 

Religionsübung  d.  Gesandten  383. 

Repräsentativcharakter  d.  Gesandten 
862;  d.  Konsuln  396. 
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u.  positive  525;  die  verschiedenen  Arten 
von  R«  525  ff. ;  sind  R.  Rriegshandiungen? 
528;  —  i.  Kriege  545. 

Repressalienbriefe  527. 

Reprise  724. 

Republik  105,  138,  146;  s.  Präsident 

Requisitionen  637,  609,  683;  Schaden- 
ersatz weeen  649;  s.  Rechtshilfe. 

Res  ancipitis  usus  777,  781. 

rescousse  724. 

Retorsion  528. 

Retraktsrecht  240. 

Rettungslohn  s.  Bergelohn. 

Revision  d.  Schiedsspruchs  505. 

Revolutionen  138;  s.  Bürgerkrieg,  Auf- 
stand, Regierungsänderungen. 

Rhein  279,  Bloclaemng  des  811. 

Rheinschiffahrtsgerichte  279. 


right  ofsearch,  visit,  approach  822; 
s.  Dnrchsuchungsrecht,  Pr&fnng  der 
Schiffspapiere. 

Rio  de  la  FJata  281. 

Robbenfang  s.  Beringsmeer. 

Rom,  Völkerrecht  in  85;  s.  Kirchenstaat 

Rotes  Kreuz  593,  594. 

Rotes  Meer  270. 

Rückberufung  v.  Untertanen  280;  Ver- 
halten neutraler  Staaten  hierzu  741; 
s.  Abberufungsschreiben. 

Rule  of  the  war  of  1756  772. 

Rumänien,  Unabhängigkeit  54,  111 
Königstitel  138;  Rel^;ionsfreiheit  176; 
Grunderwerb  durch  Fremde  148,  239; 
Abtretung  v.  Bessarabien  804;  Konsular- 
gerichtsbarkeit 411. 

Rumelien  (Ostrumelien)  54,  104. 

Rußland,  Geschichtliches  48,  44,  48,  50, 
58;  Verhältnis  z.  Finnland  89;  Stellung 
d.  Fremden  239;  s.  Berliner  Kongrefi  v. 
1878;  Schwarzes  Meer;  bewaffnete  Neu- 
tralität 

8. 

Sachen  253. 

Salut  s.  Schiflbgmfi. 

Sammlungen   von   Verträgen   78  ff., 

470. 
Samoa-Inseln  95,  59,  188. 
Sanitätsämter,  internationale  483. 
Sanitätspersonal  582,  594;    8.  Genfer 

Konvention. 
Sanitätspolizei  d.  üfentaaten  274. 
San  Marino  95,  186. 
Sansibar  55,  95,  204,  211,  218,  299,  581. 
San  Stefano,  Friede  von  1878  422,  5i 

228,  263,  451. 
Sarawak  106,  302. 
Sauf-conduits  s.  Geleitbriefe. 
Saufegardes  s.  Sohutzbriefe. 
Savoyen    51;    Neutralisation    186,    189; 

Einverleibung  305. 
Schadenersatz,  Rechtauf  127;  während 

eines  Bürgerkrieges  oder  Anfstandes  170; 

nach  einem  Kriege  648. 
Scheinblockade  801. 
Scheinukkupation295,S01;i.Kriege615. 
Scheide  279. 

Schiedsgerichtsklauseln  516. 
Schiedshof,  ständiger,  im  Haag  499. 
Schiedsrichter  496;    Bestimmung  der 

498;  Befugnisse  501. 
Schiedssprechung  495. 
Schiedsspruch   496,   497;     Rechtskraft 

504;  s.  SchiedsspruchfUlle. 
Schiedsspruchfälle,  die  bedeutendsten 

des  19.  Jahrb.  505. 
Schiedsvertrag496,504;  Gegenstand  497. 
Schiedsverträge,  Wünsche  u.  Anträge 

zugunsten  von  515;  allgemeine  oder  per- 
manente 517. 
Schiffahrt,  Freiheit  der,  auf  Flüssen  278; 

auf  dem  Meere  313. 
Schiffahrtsverträge  277,  475. 
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Schiffbrüchige,  Rettung  168,  276;  Ver- 
träge  zur  276,  883. 

Schiffe  826;  Staatsangehörigkeit  827; 
Name  u.  Heimatshafen  881 ;  Yermessung 
882;  Seh.  auf  offenem  Meere  882;  feind- 
licher Charakter  i.  Krieg  694;  s.  Kriegs-, 
Handels-,  Postschiffe. 

Schiffsgruß  46,  812,  889. 

Schiffskollision,  Verhütung  der  318. 

Schiffsladung  s.  Ladung. 

Schiffspapiere  829,  831,  698;  Prüfung 
der  209,  213,  820;  i.  Kriege  720,  792;  s. 
Dnrchsuchungsrecht. 

Schiffsregister  881. 

Schiff svermessung  882. 

Schleichhandel  s.  Schmuggel. 

Schlesische  Anleihe  28,  626,  664. 

Schlußakte  eines  Vertrages  488. 

Schmuggelhandel  147,  276. 

Schnäbele,  Fall  13,  139,  238. 

Schulen,  völkerrechtliche  17,  63. 

Schutzbriefe  664. 

Schutzherrschaft  (Protektorat)  98;  Bei- 
spiele 94;  als  Erwerb  v.  Staatsgebiet  298; 
Begründung  einer  298;  s.  geschützte 
Staaten,  Protektorate. 

Schutzzoll  160,  474. 

Schwarzes  Meer  261,  61,  63,  178, 
460. 

Schweden  41,  44;  Realunion  m.  Norwegen 
88;  Neutralisationsplan  187;  Fremden- 
behandlung 288. 

Schweiz,  Unabhängigkeit  40 ;  Neutralisa- 
tion 186, 48;  BnndessUat  90, 91 ;  Handels- 
flagge 880;  erfüllte  ihre  Neutralitäts- 
pflichten i.  J.  1870  741,  742. 

Schweizer  Flagge  zur  See  830. 

Sechsmeilengrenze  269. 

Sedan,  Kapitulation  von  661. 

Seebeute  s.  Privateigentum  im  Seekrieg, 
Prise. 

Seebeuterecht  672;  s.  Privateigentum 
im  Seekrieg. 

Seegrenze  s.  Küstenmeer. 

Seekanäle  267. 

Seekrieg  662. 

Seeleute,  entwichene,  Auslieferung  401; 
s.  Matrosen. 

Seenot  338,  386,  697. 

Seepolizei,  Recht  der  274,  319. 

Seeprise  s.  Prise. 

Seeraub  324;  Unterschied  mit  dem  Skla- 
venhandel 205,  208. 

Seeräuber  325,  526;  i.  Kriege  565,  702. 

Seerechtsdeklaration,  Pariser,  Art  1 
betr.  Kaperei  706;  Art  2  u.  3  betr.  Handel 
der  Neutralen  766  ff.;  Art.  4  betr.  Blockade 
807;  61,  422,  462,  463. 

Seeschiffe  s.  Handelsschiffe. 

Seewehr,  freiwillige,  preußische  709. 

Seezeremoniell  312;  s.  Schiffsgruß. 

Seiden,  Biographie  u.  Werke  65,  311. 

Selbaterhaltungsrecht,  Grundrecht  d. 
Staaten  126. 

Serbien,  Unabhängigkeit  61,  64,  111; 
Schoidenhaftung  118;   Königstitel  133; 


Religionsfreiheit  176;  Konsulargerichts- 
barkeit 411. 

Servituten,  völkerrechtl.  s.  Dienstbar- 
keiten, Küstenservituten» 

Sezessionskrieg  61;  Anerkennung  d. 
Konfbderierten  109,  666;  Interventions- 
frage 166;  Entschädigungen  171 ;  Kaper- 
wesen 707;  Zerstörung  v.  Prisen  723; 
Blockaden  821  fL;  s.  Alabama-Fall,  Kriegs- 
artikel, amerikan. 

Shimonoseki,  Friede  v.  1896,  66;  Inter- 
vention Europas  160,  438;  einzelne  Be- 
stimmungen 120,  442,  461« 

Slam  66,  113,  416. 

Sicherungsmittel  V.Verträgen  439. 

Sidney,  Fall  des  Schiffes  792. 

Signale  des  Feindes,  Benutzung  i.  Kriege 

Signalkodex  814. 

Signalschuß  320,  666,  719. 

Sklavenhandel,  Bekämpfung  des  206; 
Geschichtliches  206 ;  Durchsucnungsrecht 
207  ff.;  Berliner  Konferenz  211;  Anti- 
sklavereikonferenz  211;  Kulis  214. 

Sklaverei,  insbes.  Abschaffung  der  204; 
s.  Sklavenhandel. 

Souverän  s.  Staatsoberhaupt,  Papst,  Prä- 
sident 

Souveränität,  allgemeine 84, 107;  innere 
133;  äußere  139;  Beschränkung  dLinnem 
S.  176 ;  s.  Autonomie,  Unabhängigkeit 

Soziale  Interessen,  deren  Schutz  469. 

Spaltung  eines  Staates  116;  Rechtswir- 
kun^en  s.  Einverleibung. 

Spanien  67,  68,  39,  286;  s.  spanisch-ame- 
rikanischer Krieg. 

Spanisch-amerikanischer  Krieg  von 
1898  68,  119,  227,  461,  661,  663,  666,  691, 
694,  710,  717. 

Spanische  Kolonien,  Losreißung  vom 
Mutteriande  49,  110,  167,  168. 

Spezialnotifikation  b.  d.  Blockade  (be- 
sondere Anzeige)  816,  817. 

SpezialVerträge  24.  . 

Spiona|^e  als  besonderes  Verbrechen  127; 
im  Knege  687. 

Spione  687;  s.  Luftschiffer,  Boten. 

Spirituosen,  Handel  mit  216. 

sponsio  436. 

Sprache,  diplomatische  428. 

Springbok-Fall  786,  822. 

Staaten  83;  Begriff  2,  83;  Subjekte  des 
Vö'kerr.  79;  rechtsbegründende  Merk- 
male 84,  107;  EinheiUstaat  86;  Staaten- 
verbindungen 86;  souveräne,  schutzherr- 
liche u.  geschützte  St  93 ;  Vasallenstaat 
101;  Entstehung  106;  Anerkennung  108; 
Untergang  u.  Spaltung  114;  Grundrechte 
122;  Pflichten  162;  Verantwortlichkeit 
169;  neutralisierte  182. 

Staatenbund  89;  Gesandtschaftsrecht 
367. 

Staatensuccession  s.  Untergang  eines 
Staates,  Einverleibung. 

Staatenverbindungen  86. 

Staatsangehörige  s.  Untertanen« 
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Staatsangehörigkeit  221,  81;  ab  Folge 
cL  Einyeneilmng  226;  angestammte  n.  er* 
▼orbene  223;  Verlast  229;  s.  Naturali- 
sation, Ans  Wanderung,  Option,  Plebiszit. 

Staatsangehörigkeit  der  SefaiflSs  827; 
Erfordernisse  828;  Nachweis  829. 

Staatsanleihen  149,  100;  Garantie  von 
St  442,  461 ;  Konfiskation  y.  St  L  Kriege 
564;  s.  Schlesische  Anleihe. 

Staatsbeamte  s.  Beamte. 

Staatsdienstbarkeiten  s.  Dienstbar- 
keiten. 

Staatsfra^ment  89. 

Staatsgebiet  s.  Gebiet 

Staatskassen,  Beschlagnahme  der,  im 
Kriege  629. 

Staatsoberhaupt  844;  nicht  Subjekt  d. 
Völkerrechts  80,  844;  Titel  846;  Anrede 
847;  schriftlich.  Verkehr  zwischen  ihnen 
847;  Bxterritorialitftt  176,  848;  Inkog- 
nito 848,  861;  Steuer-  u.  Zollfreiheit 
849 ;  Befreiung  ▼.  d.  Gerichtsbarkeit  849; 
keine  eigene  Gerichtsbarkeit  851;  Familie 
u.  Gefolge  851;  entthronter  858;  an  Bord 
▼.  Schiffen  842;  als  Schiedsrichter  498; 
als  Kriegsgefangener  599;  s.  Präsidenten 
der  Bepublik,  Papst 

Staatsschulden,  Einfluß  auf,  bei  Ein- 
verleibungen u.  Staatsunteigang  117. 

Staatssekretär  s.  Minister. 

Staats  vermögen,  Einflufi  auf,  bei  Ein- 
verleibungen u.  Staatsuntergang  119;  bei 
feindl.  Besetzung  622. 

Staatsverträge,  Sammlungen  von  78, 
74;  Veröffentlichung  von  78,  75,  470; 
s.  Verträge. 

Standreoht  s.  Martialgesetz. 

Steinblockade  807. 

Steuerfreiheit  d.  Staatsoberhäupter 849; 
d.  Gesandten  888;  d.  Konsuln  897, 
898. 

Steuern,  Erhebung  der,  durch  d.  besetzen- 
den Feind  629. 

Steuerpflicht  d.  Fremden  286. 

Stil,  diplomatischer  428. 

Strafkontributionen  642. 

Strairecht,  internationales  281. 

Strandbatterien  258,  261,  266. 

Strandrecht  275. 

Strasburg,  Belagerung  von  579. 

Strafienrecht  auf  See  818. 

Streiterledigungsmittel  487  ff. 

Ströme,  internationale,  s.  Fltisse. 

Stuhl,  heilieer,  s.  Papst 

Subjekte  d.  Völkerrechts  s.  Personen, 
völkerrechtliche. 

Subsidienverträge  456. 

Südafrikanischer  Krieg  1899/1902  57, 
59;  Grtbide  224,  286;  Kabelbenutzung 
während  des  319;  Embargo  529;  zahl- 
reiche Erwähnungen  551  bis  653. 

Suezkanal  268,  101,  258,  332. 

Sundzoll  267. 

Surinam  s.  Guayana. 

Suzerän  101. 

Systeme  colonial  152. 


Talweg  255,  277. 

Tausch,  als  Gebietserwerbeart  804. 

Teilkodifikationen  des  Völkerrechts 
841. 

Telegraphen  254;  im  Kriege 628;  s.  Tele- 
graphenabkommen. 

Telegraphenabkommen  481. 

Telegraphenkabel,  unterseeische, 
Schutz  der  817,  481,  666. 

Telegraphie,  drahtlose,  Vori^onferens 
fttr  482. 

Telephone  s.  Femsprechanstalten. 

Territorialmeer  s.  Kfistenmeer. 

Territorialprinzip  L  Strafrecht  2S0. 

Territorialrecht  s.  Gebietsrecht 

Territorial  waters  Jurisdiction  act  258, 
841. 

Territorium  s.  Gebiet 

Testamente,  Aufnahme  durch  Gesandte 
884;  d.  Konsuln  402;  v.  Kriegsgefangenen 
602. 

Theoretisches  Völkerrecht  16. 

Thronbesteigung,  Anzeige  der  845. 

Thronerbe,  Titel  des  847. 

Thronfolge,  Garantie  der  459. 

Tiere,  Schutz  der,  namentL  i.  Afrika  216. 

Titel  d.  Staaten  u.  Souveräne  138,  144, 
846. 

Tod  d.  Gesandten  885. 

Toleranz  s.  Religionsfreiheit 

Tongking  21,  97. 

Tonnengehalt  der  Seeschiffe  882. 

Torpedoboot,  Gebrauch  v.  gegen  Handels- 
schiffe 691. 

Tote  nach  der  Schlacht  590. 

Totes  Meer  260. 

Tötung  Verwundeter  570;  Gefangener  59a 

Traite  des  noirs  s.  SklavenhanaeL 

Traite  des  blanches  s.  MädchenhandeL 

Traktat  s.  Vertrag. 

Transport  v.  Soldaten  als  Kriegs- 
konterbande 791. 

Transvaal  57,  100;  s.  sfldafrikanlseher 
Krieg. 

Trent,  FaU  791. 

Treueid  888;  i.  Kriege  606,  621;  s.  ünter- 
tanentreue. 

Treulosigkeit  im  Kriege  578,  574, 
611. 

Tributleistung,  ohne  EinfluB  aui  Souve- 
ränität 104. 

Trinidad  291,  498. 

Tripolis  467;  s.  Barbareskenstaat 

Trophäen  628. 

Truppentransportschiffe842,671,791. 

Tunis  96,  21,  55,  181;  Überwachung  der 
Finanzen  135,  162;  Gesandtschaften  857; 
Konsulargerichtsbarkeit  411,  468. 

Türkei,  Auftiahme  i.  d.  Europ.  Konzert  20; 
Geltung  d.  Völkerrechts  in  d.  T.  22,  113; 
Geschichtliches  49,  51,  58;  Religions- 
freiheit 167;  Überwachung  d.  Finanzen 
185,  161;  Konsuln  in  d.  T.  %)7;  s.  Pariser 
Vertrag  v.  1856;  Berliner  Vertrag  v.  1878; 
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KTimkrieg,  griechiech-tttrkiBclier  Krieg, 
Kapitulationen,  Schwanes  Meer. 
Tnrkos  l  Kriege  v.  1870/71  672. 

ü. 

Übereinkunft  s.  Abkommen. 

Übereinstimmung  d.  Staaten  nicht 
Rechtsqnelle  22;  bei  Yertrftgen  481,  448. 

Überläufer  689. 

Übertritt  y.  Soldaten  auf  neutrales  Oe- 
biet  742. 

Übung  s.  Gewohnheit. 

Ultimatum  662;  Frist  des  ü.  668;  s.  auch 
801. 

Unabhängigkeit,  Grundrecht  d.  Staaten 
189,  84;  6,  7,  182,  166;  Garantie  d.  ü. 
eines  Staates  469. 

Unantastbarkeit   s.    ünverletslichkeit. 

Unbe  tretbarkeit  d.  Wohnung  d.  Papstes 
195;  d.  Gesandten  874;  d.  Konsuln  399, 
407. 

Unerlaubte  Handlungen  s.  Yerbrechen, 
Delikte. 

Unfrei  Schiff,  unfrei  Gut  769,  762;  unfrei 
Schiff,  frei  Gut  766. 

Unfreundliche  Handlung,  Anbietung 
guter  Dienste  oder  e.  Vermittlung  keine 
494. 

Uniform,  Gebrauch  feindlicher  678. 

Ungarn  s.  Osterreich. 

Union,  inkorporierte  89. 

Unionen,  internationale  470. 

UniversaWölkerrecht  847. 

U  n  m  0  g  1  i  c  h  k  e  i  t  d.  ErftUlung  ▼.  y  ertragen 
447. 

Untergang  eines  Staates  114;  Rechts- 
wirkungen s.  Einverleibung. 

Unterhandlungen,  diplomatische  488; 
swischen  den  Kriegsparteien  650;  s.  Ver- 
handlungen unter  d.  Staaten. 

Unterpfand,  Bestellung  eines  441. 

Unterseeboote  664. 

Untersuchungskommissionen,  inter- 
nationale 496,  621. 

Untersuchungsrecht  s.Durchsuchungs- 
recht. 

Untertanen  187;  Haftung  d.  Staates  für 
Handlungen  s.  U.  173;  Rechte  u.  Pflichten 
d.  Staates  gegenüber  s.  U.  i.  Auslande 
229;  Auslieferung  ▼.  U.  243;  U.  als 
Gesandte  860;  i.  Kriege  gegen  d.  eigenen 
Staat  686. 

Untertanentreue  224  s.  Treueid. 

Untertanschaft  s.  Staatsangehörigkeit. 

Unverletzlichkeit  d.  menschl.  Person 
204;  d.  Papstes  194;  d.  Tiere  216;  d. 
Kriegsschiffe  836;  d.  Souveräne  848;  d. 
Gesandten  869;  d.  Konsulararchive  898, 
d.  Kongre£bevollmächtigten  418;  d.  Ver- 
träge 444;  d.  Ambulansen  u.  d.  Sanitäts- 
personals 694;  d.  Privateigentums  i. 
Kriege  s.  Privateigentum;  d.  Parlamen- 
täre 668;  d.  neutralen  Flagffe  760,  767; 
s.  Hitglieder  d.  Haager  Schiedshofs. 
Urheberrecht,  Schutz  471. 

Bonflli,  Ldurbaoh  dM  VOlkeneohtg. 


Urkunden,  inwieweit  VOlkerrechts- 
quellen  26. 

Urteile,  gerichtl.,  inwieweit  VOlkerrechts- 
quelle  §1;  EinfluB  d.  Einverleibung  v. 
Gebiet  auf  U.  120:  Vollstreckung  aus- 
länd. U.  468;  in  welchem  Namen  werden 
sie  bei  feindl.  Besetzung  erlassen? 
618. 

Usukapion  286. 

Usurpator,  Anerkennung  846. 

Utrecht  er  Verträge  42,  48;  politisches 
Gleichgewicht  129;  Sklavenhandel  206; 
Unverletalichkeit  d.  neutralen  Flagge  760 ; 
Konterbande  774. 

V. 

Vasallenstaat  101,  118,  140;  Anerken- 
nung als  unabhängiger  Staat  108,  110; 
Okkupationsrecht  801;  Gesandtschafts- 
recht 867 ;  s.  Bulgarien,  Ägypten. 

Vatikan  61,  194;  s.  Papst 

Vattel,  BiograpMe  u.  Werke  66. 

Venedig,  146,  810,  847,  856,  466;  s.  Re- 
lationen; baUli. 

Venezuela  91,  Blockade  v.  1902  681. 

Verantwortlichkeit  d.  Staaten  s.  Haf- 
tung. 

Verbannung  28a 

Verbände,  internationale  470. 

Verbindlichkeiten  ohne  Vertrag  486. 

Verbrechen  (Vergehen,  strafb.  Handlun- 

Sen),  EinfluA  e.  Einverleibung  auf  V.  121; 
.  Untertanen  seg.  fremde  Staaten  282; 
d.  Inländer  i.  Ausland  280;  d.  Fremden 
i.  Ausland  289;  V.  auf  offenem  Meer  819, 
882;  L  Küstengewässem,  Häfen  u.  Reeden 
274,  insbes.  d.  Besatzung  d.  Kriegsschiffe 
886,  d.  Handelsschiffe  840,  341;  Verfol- 
gung d.  Urheber  v.  V.  auf  See  388;  V. 
d.  Staatsoberhäupter  i.  Ausland  849;  d. 
Gesandten  878;  V.  während  d.  feindl. 
Okkupation  617,  619;  s.  Delikte. 

VerduQ,  Kapitulation  von  660. 

Vereinigte  Staaten,  Gründung  46;  als 
Bundesstaat  91 ;  Sklavenhandel  207, 210; 
Stellang  d.  Ausländer  289;  Einwande- 
rung 219;  Anspruch  auf  Beherrschung  d. 
Heeres  272;  Stellung  zum  Seebeuterecht 
678;  zur  Kaperei  706  ff.;  s.  Monroelehre, 
spanisch-amerikan.  Krieg. 

Verfassung,  Bestimmung  der  188. 

Verfassungsänderungen  berfthren 
nicht  d.  Staat  als  solchen  110;  geben 
kein  Recht  z.  Einmischung  183,  184; 
EinfluA  auf  Verträge  446;  s.  Regienings- 
änderungen. 

Verfolgungsrecht  802,  828. 

Vergehen  s.  Verbrechen. 

Vergleich  602;  Klausel  des  gütlichen V. 
608. 

Verhandlungen  unter  d.  Staaten  416. 

V^rification  du pavillon  s. SchiffSipapiere, 
Prüfung  der. 

Verjährung,  insbes.  als  Gebietserwerbs- 
art 286. 
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Saoluregifltar. 


Yerkaaf  eines  Schiffes  während  des  Krie- 
ges 694  ff.;  von  Kriegsschiffen  seitens 
Neutraler  746. 

Verkehr,  Recht  auf  ftreien  150;  schriftL 
der  Staatshänpter  847;  zwischen  Kriegs- 
parteien 650. 

Vermessung  d.  Schiffe  832. 

Vermittlung  489,  155,  416,  437;  nach  d. 
Haager  Akte  493. 

Ve  r  m  Ö  g  e  n ,  Beschlagnahme  od.Einziehung, 
als  Repressalie  525;  i.  Kriege  562. 

Vernunftreoht  15,  17. 

Ver on a,  Kongrefi  v.  1822 49, 162, 208, 422. 

Verpachtung  y.  Staatsgebiet  308. 

Verpfändung  y.  Staatsgebiet  440. 

Verschmelzung  y.  Staaten  116. 

Verteidigung,  Recht  der  127;  dessen 
Beschränkung  177. 

Verteidigungskriege  540,  558. 

Verteidigungsmittei  s.  KriegsmitteL 

Verträge  429;  als  Völkerrechtsquelle  24, 
123,  430;  persönliche  115,  480;  dingliche 
116;  Einflufi  d.  Unterganges  eines  Staates 
auf  V.  115;  Sprachgebrauch  480;  mate- 
rielle Erfordernisse  431;  formelle  Er- 
fordernisse 482;  Ratifikation  433;  Pro- 
mulgation 436 ;  Beteiligung  dritter  Staa- 
ten 487;  Auslegung  438;  Sicherungs- 
mittel 439;  Wirkungen  d.  V.  442;  Dauer 
d.  V.  444;  Bestätigung,  Verlängerung 
u.  Erneuerung  yon  V.  446;  Wiederher- 
stellung u.  stillschweig.  Fortsetzung  v. 
V.  447;  Erlöschen  d.  V.  447;  Arten  d. 
V.  s.  Vertragsarten. 

Vertragsarten,  rechtsetzende  452;  poli- 
tische 454;  V.  z.  Schutz  d.  sozialen  u. 
wirtschaftl.  Interessen  der  Staaten  469; 
s.  Kriegsyerträge. 

Vertrags schlieAungsrecht  125,  416, 
432. 

Vertreter  der  Staaten  848. 

Verwaltungsämter  s.  Ämter,  interna- 
tionale. 

Verwaltungsgemeinschaften  470. 

Verwaltungsrat  des  Haager  Schieds- 
hofs 501. 

Verwendung,  gütliche  437;  s«  Dienste, 
gute. 

Verwundete  591;  Transport  y.  V.  595. 

Verzicht  447,  488. 

Vexaincourt,  Fall  yon  189,  172,  486. 

Visitationsrecht  s.  Durchsuchungsrecht. 

Vizekonsuln  894,  404. 

Volksabstimmung  s.  Plebiszit 

Völkerkreise,  die  drei,  nach  Lorimer 
21,  82,  112,  134,  143,  167,  542. 

Völkermoral  124. 

Völkerrecht,  Begriff  1,  6,  8,  16;  Be- 
zeichnungen 2;  Grundlagen  3,  15,  22; 
Zweck  11;  Einwendungen  ge^^en  s.  Be- 
stehen 11;  moralische  Sanktionen  13; 
Einteilung  15;  Geltungsgebiet  18;  Quel- 
len 22;  geschichtl.  Entwicklung  32;  Li- 
teratur 61;  Subjekte  79,  Zukunft  887; 
Kodifikation  888;  Sanktion  841;  Welt- 
herrschaft 847. 


Völkerrechtliche  Schulen  68. 

Völkerreohtsdelikte  s.  Delikte. 

Völkerrechtspersönlichkeit  79. 

Völkerrechtsschriftsteller,  die  be- 
deutendsten 64;  deutsche  69. 

Völkerrechtswissenschaft  30;  Auf- 
gaben 17;  Verhältnis  z.  Geschichte  80; 
z.  Politik  81;  z.  innem  Staatsrecht  81; 
z.  Staatswirtschaftslehre  82. 

Völkerschaften,  wandernde,  s.  Waader- 
yölker. 

Volke  rschaften,Völkerstämme,  wilde, 
s.  Wilde;  wilde  Völkerschaften. 

Völkertribunal  846,  12,  424,  887. 

Volkserhebung  s.  Massenaufgebot. 

Volkszahl,  Interesse  an  deren  Ver- 
mehrung 126. 

Vollmacht  der  Gesandten  865;  über- 
schrittene V.  bei  Verträgen  435. 

Vorkaufsrecht  L  Seekrieg  682,  722;  ge- 
genüber Neutralen  790. 

Vorrang  s.  Rangordnung,  Etikette. 

Vorrechte  d.  Papstes  194;  der  Staats- 
häupter  s.  diese;  d.  Gesandten  867;  d. 
Konsuln  896;  d.  Mitglieder  d.  Haager 
Schiedshofs  500. 

Vorsitz,  Vortritt  s.  Rangordnung,  Eti- 
kette, Kongresse. 

Vrow  Howina,  Fall  des  Schiffes  785. 

Waffen,  Wegnahme  yon,  im  Kriege  687; 
Lieferung  y.  W.  seitens  Neutraler  741  ff., 
751 ;  8.  Feuerwaffen. 

Waffenruhe  654. 

Waffenstillstand,  654;  Wirkung  auf  d. 
Prisenrecht  718;  auf  Blockaden  809. 

Wahlkonsuln  892;  s.  Konsuln. 

Walachei  51,  105. 

Wa  1  d  u  n  g  e  n ,  Rechte  d.  besetzenden  Fein- 
des an  625. 

Walfischbai  296,  299. 

Wa  nderyölker  (wandernde  Völkerschaft.), 
Rechtspersönlichkeit  82;  Anwendung  des 
Völkerr.  auf  sie  18,  113;  s.  Völkerkreise; 
wilde  Völkerschaften. 

Wappen  der  Konsuln  899. 

Warenzeichen,  Schutz  472. 

Warnungsschufi  s.  Signalschufi. 

Washingtoner  Regeln  508,  745. 

Wassergebiet,  s.  Flu£-,  Meeresgebiei. 

Wasserscheide  255. 

Wegeführer  609. 

Wegnahme  feindlicher  Schiffe;  Personen 
692;  Schiffe  694. 

Wehrpflicht  s.  Militärpflicht. 

Weifibuch,  deutsches  29. 

Weltherrschaft  des  Völkerrechts  847. 

Weltmonarchie  845. 

Weltpostyerein  479. 

We Itunion  s.  Union,  internationale. 

Westfälischer  Friede  yon  1648  89,  ^, 
129,  356. 

Wiederherstellung  y.  Verträgen  447. 

Wiedernahme  724. 
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Wien,  PostkongreA  von  1891  480. 

'Wiener  KongreS  ▼.  1815 (Wiener  SohloA- 
akte)  allgemeines  420,  48,  86,  90,  458; 
Nentraliaation  d.  Sohweis  186,  Sa^oyens 
189;  Rangordnung  d.  Gesandten  145,  861; 
Sklayenhandel  207;  Flnfischiffahrt  279. 

Wilde,  Verbot  d.  Verwendung  von  W.  im 
Kriege  572;  s.  wilde  Völkerschaften. 

"Wilde  Völkerschaften,  Rechtspersön- 
lichkeit 82;  Anwendung  d.  Völkerrechts 
auf  sie  22,  113;  haben  sie  Souverftnitäts- 
rechte?  291;  deren  Behandlung  im  Krieg 
542;  s.  Völkerkreise,  barbarische  Völker- 
stamme, Wilde. 

Willenserklärung  481. 

Willkürliches  Recht  15. 

Wirtschaftliche  Interessen,  deren 
Schutz  469. 

Wismar  177,  440. 

Wohlfahrt  der  Staaten,  Achtung  der  147. 

Wohlwollende  Neutralitftt  740,  749. 

Wohnung  des  Papstes,  der  Gesandten, 
8.  ünbetretbarkeit. 

Wolf,  Biographie  u.  Schriften  66. 


Xenelasien  561. 


z. 


Zanzibar  s.  Sansibar. 
Zappa,  Fall  142,  148. 
Zeit,  Ablauf  der,  s.  Verjflhrung. 
Zeitschriften,  völkerrechtliche  72. 
Zeitungsberichterstatter    599,    621, 
654. 


Zentral  Amt  er  s.  Ämter,  internationale. 

Zeremoniell  145,  144;  bei  Gesandten 
862;  bei  Kongressen  419-  s.  Seezeremoniell. 

Zerstörungen,  fftr  aie  KriegfOhrung 
notwendige  575,  622,  684. 

Zertifikat  der  Schiffe  829,  881. 

Zession  s.  Abtretung. 

Zeugnispflicht,  Befreiung  von  der,  f&r 
Gesandte  880;  fttr  Konsuln  898. 

Zirkumskriptionsbullen  462. 

Zölle,  Erhebung  der,  durch  d.  besetzen- 
den Feind  680. 

Zollfreiheit  d.Kriegsschiffe  885 ;  d.Staats- 
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Die  Kriegskonterbande 


in  der 


Völkerrechtswissenschaft  und  der  StaÄtenpraxis 


Von  der  Rechte-  und  Staatewissenschaftiichen  Fakultät 

der  Albert-Ludwigs-Üniversität  in  Freiburg 

mit  dem  Preise  der  Schleidenstiftung  ausgezeichnet 


Preis  M.  10.—,  postfrei  M.  10.50 


Verfasser  gibt  in  der  vorliegenden  Monographie  eine  vollständige  Über- 
sicht der  geschichtlichen  Entwicklang  des  Eonterbandebegriffs  nach  Wesen, 
Inhalt  und  Umfang  in  der  Yölkerrecbtswissenschaft  und  der  Staatenpraxis 
von  den  Uranfängen  bis  in  die  neueste  Zeit,  um  sodann  in  dem  theoretischen 
Teil  die  Ergebnisse  der  historischen  Untersuchung  nach  dogmatisch-prinzipiellen 
Gesichtspunkten  geordnet  darzustellen.  Das  Werk  dürfte,  da  es  bisher  in  der 
deutschen  Literatur  noch  keine  einzige  Spezialarbeit  über  diesen  wichtigen 
Oegenstand  gibt,  einem  tatsächlich  bestehenden  Bedürfnis  Abhülfe  schaffen, 
zumal  wenn  man  berücksichtigt,  dafi  trotz  des  unverkennbaren  Bestrebens, 
der  modernen  Staaten  auf  strengste  Lokalisierung  politischer  und  mit  Waffen- 
gewalt zu  entscheidender  Streitigkeiten  ein  Krieg  die  Handelsbeziehungen 
der  neutral  gebliebenen  Mächte  sehr  in  MiÜeidenschaft  zieht,  die  möglichste 
Einschränkung  derartiger  Störungen  bei  dem  heutigen  Stande  der  Industrie 
und  der  Entwicklung  des  Weltverkehrs  für  Staaten  und  Staatsangehörige  von  ' 
höchster  Bedeutung  ist,  und  demnach  die  Kenntnis  des  gegenwärtigen  Standes 
der  so  überaus  praktisch -wichtigen  Fragen  auch  einem  größeren  Personen- 
kreise  erwünscht  und  von  Interesse  sein  dürfte. 
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